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III.  Band  (V.  Halbband). 

Schiefer  —  Zollwesen 


Bern. 

Verlag  von  Schmid,  Francke  &  Co.  (vorm.  J.  Dalp'sche  Bachhandlang). 

1891. 


Schiefer«  Die  Bohproduktenkarte  von  Weber  &  Brosi  (^Verlag  von  J.  Wnrster 
&  CJo.  in  Zürioh)  verzeichnet  ca.  zwei  Dntzend  Ortschaften  mit  Schieferbrtichen, 
nämlich:  14  im  Et.  Wallis  (Bovemier,  Chatelard,  CoUonges,  Dor^naz,  Issert, 
Morel,  Nendaz,  Orsieres,  Outre-Rhone,  Salins,  Salvan,  Savi^se,  Sembrancher  nnd 
Vernayaz);  5  im  Et.  Graubttnden  (Fellars,  Schleuis,  Seewis,  Sils  nnd  Tinzen); 
2  im  Et.  Glaras  (£ngi  nnd  Matt);  1  im  Et.  Bern  (Frutigen)  ;  1  in  Ob- 
walden  (Im  Schild);   1  im  Et.  Uri  (Attinghansen). 

Anch  bei  PfäfFers  im  Et.  St.  Gallen  findet  sich  Schiefer  in  ziemlich  mächtigen 
Schichten.  Bei  £lm  im  Et.  Glams  war  vor  dem  Bergsturz  die  Schiefergewinnang 
bedentend.  Außer  Betrieb  ist  femer  der  frühere  Schieferbrnch  bei  MUhlenen  im 
Et.  Bern  nnd  derjenige  bei  Thnn,  wo  vor  einigen  Dezennien  auf  Rechnung  der 
Berner  Regierung  Schiefer  von  großer  Feinheit  nnd  Härte  unterirdisch  gebrochen 
wurde.  In  Mühlenen  (am  Fuße  des  Niesen)  standen  um  1830  gegen  100  Schiefer- 
brecher in  Arbeit. 

Die  gesammte  Schieferproduktion  wurde  1883  auf  5000  Tonnen  im  Werth 
von  Fr.  500,000  geschätzt  (Locher,  E atalog  der  Baumaterialien  an  der  Landes- 
ausstellung 1883). 

Der  Walliser  Schiefer  ist  hauptsächlich  zu  Dachbedeckungen,  der  Schiefer 
der  übrigen  Eantone  zu  Tafeln,  Stiften,  Möbeln  etc.  geeignet  oder  verwendet. 

Schon  im  16.  Jahrhundert  verschickten  Glarner  Eaufleute  Schreibtafeln  und 
Griffel  von  Schiefer  in's  Ausland.  Seitdem  blieb  immer  ein  gewisser  Export 
(1888  für  Fr.  37,514,  Einfuhr  Fr.  11,075;  ferner  Schiefer  für  Tische,  Wand- 
bekleidungen  etc.  für  Fr.  195,085,  Einfuhr  Fr.  23,993;  Dachschiefer  für 
Fr.  19,240,  Einfuhr  Fr.  164,862).  Nach  nnd  nach  mehrte  sich  aber  auch  in 
der  Schweiz  die  Absatzgelegenheit.  Ca.  20  Firmen  in  6  Eantonen  liegen  zur 
Zeit  dem  Gewerbe  der  Schieferausbeutung  und  -Verarbeitung  ob.  1880  waren 
77  Tafelmacher,  wovon  22  Et.  Bern  (Frutigen,  Thun  etc.),  26  Ragaz  nnd 
Pfäffers,  19  Et.  Glarus,  10  Et.  Wallis.  Unter  dem  Fabrikgesetz  stehen  2  Firmen 
in  Ragaz-Pfäffers  und   1   in  Thun. 

Einfuhr  Ausfuhr 

^  ^  -.      ^  ^ 

1877/84  1886-88  1877/84  188G/H8 

q  q  q  q 

Dachschiefer jährl.  durchschn.   14370  16513  19086  5411 

Schiefer  in  Platten     .     .     .       ^             „               137  83  6719  20842 

Schiefertafeln  u.  Schieferstifte       „             „               434  368  1257  984 

Schieferkohle.  Eohle  aus  der  Quatemärzeit,  verwandt  mit  der  älteren 
Braunkohle  der  Tertiärformation.  Die  Ausbeute  beider  Sorten  war  in  der  Ost- 
scbweiz  ehedem  ziemlich  beträchtlich,  hat  aber  in  neuerer  Zeit  sehr  abgenommen, 
theils  wegen  Erschöpfung  der  Gruben,  theils  mangels  Rentabilität.  Die  Gesammt- 
Produktion  von  Schieferkohlen  betrug  im  Jahre  1870  18,068  t,  im  Jahre  1881 
nnr  noch  ca.  2000  t.  Hauptfundort  war  Uznach  im  Et.  St.  Gallen,  wo  jetzt  noch 
(1889)  zwei  Gruben  ä  2 — 5  Fuß  Schichtenlänge  im  Betriebe  stehen  und  eine 
jährliche  Ausbeute  von  1750  t  liefern.  Außerdem  sind  in  der  Rohproduktenkarte 
von  Weber  &  Brosi  als  Fundorte  verzeichnet:  Dürnten  und  ünterwetzikon  im 
Et.  Zürich,  Eischenbach  und  Morsch wyl  im  Et.  St.  Gallen,  Wangen  im  Et.  Schwyz 
(überall  Tiefbau). 

Farrer,  Volkswirthschafts-Lexikon  der  Schweiz.  \ 
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Schiflffahrt  _      2     —  Schififfahrt 

Sohifffahrt.  a.  Segelsobifffabrt.  Durch  die  £mfiihrang  der  Dampf- 
mascliine  ist  wohl  da  und  dort  der  frühem  Haaptart  des  Wasser  verkehre,  der 
Segelsühifffahrt,  Dicht  aber  dem  Verkehr  za  SchifiP  und  Wasser  überhaupt  £intrag 
gethan  worden.  Im  Gegentbeil:  der  Dampf  hat  auch  die  Flutben  belebt  und  auf 
den  größern  Seen  die  Personenbeförderung  um  ein  Bedeutendes  gesteigert. 

Die  Flößerei  hingegen  mag  erheblich  eingebüßt  haben,  denn  beim  Holz- 
transport ist,  wie  bei  jedem  andern  Transport,  oft  die  Kaschheit  der  Beförderung 
wichtiger  als  die  billige  Fracht. 

Ueber  den  Umfang  der  Flößerei  liegt  dem  Lexikon  nichts  Urkundliches 
und  Statistisches  vor,  während  über  die  frühere  Segelschifffahrt  und  den  Beginn 
der  DampfschitiPfahrt  einläßliche  Mittheilungen  in  der  „Statistik  der  Schweiz*"  von 
mjx  Wirih  (Verlag  von  Orell  Füßli  &  Co.,  Zürich,  1871)  enthalten  sind. 

Vor  der  Einführung  der  Dampfschifffahrt  kreuzten  den  Bodensee  60 
SegelschifiPe,  worunter  ca.  15  große  Fahrzeuge  bis  zu  900  q  Tragfähigkeit.  Ein 
Theil  der  Schiffe  vei^sab  den  Dienst  auf  dem  Rhein  von  Eonstanz  bis  Schaffhausen. 

Auf  dem  Zürchersee  fuhren  ca.  200  Segelschiffe,  davon  35,  welche  der 
IV-örtlicben  (über  die  Kantone  Zürich,  St.  Gallen,  Schwyz  und  Glarus  verbreiteten) 
Linth-Schifffahrtsgesellschaft,  mit  Sitz  in  Zürich,  aufgelöst  1859,  gehörten  und 
wöchentlich  mehrere  Male  die  Strecke  Zürich- Wallenstadt  zurücklegten.  Die 
übrigen  Schiffe  waren  theils  das  Eigen thum  kleiner  Schiffergesellschaften  der 
größern  Ufer  orte,  theils  einzelner  Privaten.  Wohl  die  meisten  Schiffe  versahen 
Botendienste. 

Den  Vierwaldstättersee  belebten  eine  Menge  Ruderboote.  Ihre  Zahl 
war  auf  ca.  140  geschätzt.  Die  6  größten  trugen  Lasten  bis  zu  600  q,  die  8 
mittelgroßen  Lasten  von  50 — 350  q;  etwa  90  kleinere  Ruderboote  vermittelten 
den  Kleinverkehr  und  ca.  40  Weidlinge  waren  zum  Vergnügen  und  persönlichen 
Gebrauche  gehalten.  Auch  ein  „ Postschiff'',  dessen  Besatzung  aus  drei  Mann 
bestand,  kursirte  zwischen  Luzern,  Brunnen  und  Fluelen. 

Den  Thuner-  und  den  Brienzersee  schmückten  ca.  15  „Böcke"  für 
den  Lastentransport,  30 — 35  kleinere  Ruderschiffe  für  die  Beförderung  von 
Reisenden  und  je  1  Postschiff,  das  täglich  eine  Fahrt  ausführte. 

Der  Zugersee  hatte  8  große  Lastschiffe,  8  Transport  oder  Marktschiffe 
und  etwa  25  kleinere  Personenschiffe  zu  tragen. 

Auf  dem  Neuenburger-,  dem  Bieler-  und  dem  Murtensee  versahen 
12 — 15  Segelschiffe  den  Dienst  der  WaarenbefÖrderung. 

Der  Genfersee  war  reich  an  schweren  Barken.  Ihre  Zahl  soll  zwischen 
80  und  100  variirt  haben.  Tragkraft  400—900  q. 

Durch  die  Dampfboote  wurde  dem  Segelschiff  der  früher  schon  unbedeutende 
Personentransport  noch  vollends  geraubt.  Dafür  stellte  sich  für  viele  Jahre  eine 
wesentliche  Zunahme  des  Gütertransportes  ein.  Seit  aber  die  Dampfschifffahrt 
ihren  Höhepunkt  erreicht  hat,  ist  auch  die  Güterbeförderung  durch  die  Segel- 
schiffe wieder  geringfügiger  geworden.  Es  erhellt  dies  daraus,  daß  die  Zahl 
der  Segelschiffe  auf  dem  Bodensee  von  60  auf  30 — 40,  auf  dem  Zürchersee  von 
ca.  200  auf  70  gesunken  ist.  Letztere  haben  eine  Gesammttragkraft  von  2500  t. 

Wie  nämlich  Herr  J.  Bär-Schweizer,  Präsident  des  Bodensee-Segelschiff- 
verbandes, dem  Lexikon  schreibt,  unterhält  dieser  Verband  auf  dem  Bodensee 
gegenwärtig  (Mitte  1889)  22  Segelschiffe;  außerdem  sind  noch  8  solche,  deren 
Besitzer  nicht  zum  Verband  gehören,  und  mehrere  kleinere  Segelschiffe  von  ge- 
ringerer Bedeutung.     Die  Verbandsschiffe   haben    eine  Tragkraft   von   25 — 80  t 
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{darchsohnittlich  49  t);  sie  siod  zusammen  am  Fr.  48,500  versichert  and  ihre 
Anschaffangskosten  betragen  je  Fr.  5000 — 7000.  Sie  sind  ganz  aas  Eichenholz 
gebaut,  tragen  einen  Mast  von  20 — 24  m  Höhe  and  Eaa-Segel  von  starker  Lein- 
wand und  großer  Quadratfläche.  Keine  Hülfssegel.  Der  Verband  hat  den  Zweck, 
den  Mitgliedern  bei  Schadenfällen  Unterstützung  zu  bieten  nnd  einheitliche  Tarife 
zur  Geltung  zu  bringen. 

6.  Dampf  schiff  fahrt.  Dieselbe  nahm  ihren  Anfang  in  der  ersten  Hälfte 
der  30er  Jahre. 

Zwar  warde  schon  1817  in  Eonstanz,  auf  Anregung  des  Fabrikbesitzers 
Macaire,  ein  hölzernes  Dampf boot  für  den  Bodensee  konstruirt;  es  kam  aber  nie 
zur  Verwendung,  weil  die  aus  England  bezogene  Maschine  den  Dienst  versagte. 

Erstes  schweizerisches  Dampf  boot  war  der  ^Wilhelm  Teil",  1823  filr  den 
Genfersee  gebaut.  Die  Maschine  hatte  nur  12  Pferdekräfte.  Ein  Jahr  später 
folgte  für  den  nämlichen  See  der   ,  Winkelried  •*  mit  30  Pf. 

Ebenfalls  1824  begann  die  Dampfschifffahrt  auf  dem  Bodensee,  doch  nicht 
von  schweizerischer,  sondern  von  deutscher  Seite.  Es  war  einerseits  eine  Gesell- 
schaft von  Friedrichshafen,  welche  ein  Dampf  boot  aus  Tannenholz  („Wilhelm**) 
mit  einer  Maschine  von  20  Pf.,  und  anderseits  Freiherr  von  Cotta  in  Stuttgart, 
welcher  ein  tannenes  Boot  k  18  Pf.  herstellen  ließ.  Dieses  letztere  Boot  befuhr 
auch  den  Rhein  bis  Schaffhausen. 

1826  kam  der  Neuenburgersee  an  die  Reihe,  1834  der  Ziürchersee,  1835 
der  Thunersee,  1837  der  Vierwaldstättersee  und  der  Wallensee,  1839  der 
Brienzersee,  1852  der  Zugersee,  1856  der  Luganersee,  1888  der  Hallwylersee, 
J889  der  Joux-See. 

Bis  1850  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Dampf  boote  bloß  auf  ca.  25,  bis 
1860  aber  auf  ca.  55,  bis  1870  auf  ca.  75,  bis  1889  auf  109,  ohne  die  Boote 
auf  dem  Langensee. 

Hievon  sind  ca.  80  das  Eigenthum  schweizerischer  Gesellschaften. 

Ueber  den  Schifffahrtsbetrieb  auf  dem  Bodensee  und  dem  Zürchersee  gab 
die  Direktion  der  Schweiz.  Kordostbahn  dem  Lexikon  snb  29.  Juli  1889  folgenden 
Bericht  : 

Bodensee: 

„Die  6  Dampfboote  der  Nordostbahn  auf  dem  Bodensee  haben  Maschinen 
von  zusammen  425  Pf.  und  eine  Tragkraft  von   180  t  oder  2550  Personen. 

Die  Kordostbnhn  besitzt  auf  dem  Bodensee  gemeinschaftlich  mit  Bayern  eine 
große  Trajekt'Bampffähre,  welche  2  Maschinen  mit  je  100  Pf.  und  eine  Trag- 
föhigkeit  von  mindestens  300  t  besitzt.  Dieselbe  verkehrt  ausschließlich  zwischen 
Lindau  und  Romanshorn. 

An  Schleppbooten  besitzt  die  Nordostbahn:  2  eiserne  Trajektkähne  mit  je 
180  t  Tragkraft;  4  eiserne  Schleppkähne  mit  zusammen  370  t  Tragkraft;  gemein- 
schaftlich mit  Bayern  1   eisernen  Schleppkahn  von  150  t  Tragkraft. 

Außer  der  Nordostbahn  besitzen  auf  dem  Bodensee  Passagierboote :  Die 
badischen  Staatsbahnen  8  Raddampfer;  die  württembergischen  Staatsbahnen  8  Rad- 
dampfer, darunter  1  Salonschiff  im  Bau;  die  bayerischen  Staatsbahnen  6  Rad- 
dampfer ;  die  österreichischen  Staatsbahnen  4  Raddampfer ,  nebst  2  kleinen 
Schraubendampfern  für  Gütertransporte  und  Manipulationen  im  Hafen.** 

Zürchersee: 

„Die  Zahl  der  im  Besitze  der  Nordostbahn  befindlichen  Dampfboote  auf 
dem  Zürchersee  ist  12,  nämlich  1  Salondampfer,  7  Personen-Raddampfer,  1  Rad- 
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dampfer  für  den  Waarenverkehr,  2  Personen-Sohraubendampfer,  1  Trajekt- Dampf - 
fähre  (Schraubendampfer). 

Die  Maschinen  dieser  sämmtlichen  Schiffe  repräsentiren  547  Pf.  und  sämmt- 
liehe  Boote   haben   zusammen  1400  t  Tragkraft  und  5500  Personen  Tragkraft. 

Die  Trajekt-Dampffähre  verkehrt  nur  zwischen  Wollishofen  und  Uetikon 
und  vice-versa,  und  zwar  zur  Bewältigung  des  Güterverkehrs  der  chemischen 
Fabrik  von  Gebrüder  Schnorf  in  Uetikon,  welche  Firma  indeß  noch  einen  eigenen 
kleinen  Schraubendampfer  und  Bemorqueur  für  den  Verkehr  loco  Seestationen 
und  Zürich,  sowie  nach  Rapperswyl  loco  und  transit  im  Besitze  hat. 

An  Schleppbooten  besitzt  die  Nordostbahn  auf  dem  Zürchersee:  7  eiserne 
und  20  hölzerne  Schlepp-  und  Eohlenschiffe  mit  einer  G^sammttragkraft  von 
700  t.-* 

Am  2.  Nov.  1887  konstituirte  sich,  mit  Sitz  in  Lachen,  Kt.  Schwyz^ 
eine  Gesellschaft  für  die  Dampfschifffahrt  auf  dem  obern  Zürchersee.  Ihre  Fahrten 
begannen  am  17.  Mai  1888.  Die  Gesellschaft  besitzt  den  Schraubendampfer 
,, Obersee ".  Tragkraft  20  t,  Maschinenkraft  15  L.  p.  Einnahmen  aus  dem  Personen- 
transport im  Jahre  1888  Fr.  11,461. 

Yierwaldstättersee  und  Zugersee: 
Die  Dampfschiffgesellschaft  des  Yierwaldstättersee^s  hat  vor  einigen  Jahren 
auch  den  Schifffahrtsbetrieb  auf  dem  Zugersee  übernommen.  Sie  arbeitet  mit 
einem  Aktienkapital  von  3  Millionen  Franken.  Das  Schiffspersonal  besteht  aus 
119  Mann  auf  dem  Yierwaldstättersee  und  aus  8  Mann  auf  dem  Zugersee. 
Außerdem  sind  noch  ca.  80  Mann  als  Brückenwärter,  Gliterbesiäter,  Werfte- 
arbeiter  und  Taglöhner  beschäftigt.  Das  Betriebspersonal  und  die  Werftearbeiter 
sind  gegen  Unfälle  versichert. 

Ueber  den  Schiffsbestand  gibt  folgende  Statistik  Auskunft: 
a,  Yierwaldstättersee. 


] 

N^ame  dei  Schiffes 

Datum 
des  Baues 

Indizirte 
Pferdekräfte 

Länge 
m 

Breite 
m 

am 

Inventarwerth 
31.  Dezember  1888 

1, 

Stadt  Luzern 

.     1886/87 

700 

60,00 

7,50 

Fr. 

319,504.  50 

2. 

Germania 

1872 

530 

59,40 

6,39 

n 

216,235.80 

3. 

Italia       .     . 

» 

530 

59,40 

6,39 

y» 

216,235.80 

4. 

Schweiz  . 

1870 

480 

60,45 

5,91 

T» 

207,263.  60 

5. 

Victoria  . 

*» 

480 

60,45 

5,91 

« 

207,263.  60 

6. 

Helvetia 

*» 

335 

51,00 

5,40 

W 

132,088.  65 

7. 

Gotthard 

.     1887/88 

350 

46,00 

5,80 

« 

181,300.— 

8. 

Waldstätter 

1879 

290 

43,40 

4,80 

n 

110,146.90 

9. 

Wilhelm  Teil   . 

1864 

265 

48,00 

4,98 

T» 

99,840.  70 

10. 

Stadt  Basel 

1859 

215 

45,00 

4,80 

n 

92,672.  65 

11. 

Stadt  Mailand  . 

y» 

215 

45,00 

4,80 

n 

92,672.  65 

12. 

Rigi  .     .     .     . 

1848 

155 

37,80 

4,20 

D 

62,899.  75 

13. 

Schwan   . 

1863 

50 

22,50 

3,00 

M 

21,875.40 

Fr. 

1^960,000.  — 

b.  Zug  erst 

!C. 

14. 

Helvetia 

1876 

290 

42,00 

6,00 
4,75    f 

Fr. 

46,402.  32 

15. 

Stadt  Zug    .     . 

1864 

155 

39,00 

Die  Schiffe  Nr.  1—5  und  7  sind  Salon-,  6,  8,  10  und  11  Halbsalon-,  9, 
12  und  13  gewöhnliche  Eindeckboote.  Die  Sclüffe  Nr.  1—3,  6,  9—11  und 
13 — 15  sind  von  Escher  Wyß  &  Co.,  Nr.  4,  5,  7  und  8  von  Gebrüder  Sulzer, 
Nr.  12  von  Ditchborn  &  Marc  erbaut. 
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Die  G-esellBcbaft  besitzt  ferner  1  eisernes  ScbleppsohifiP  mit  150  t  Tragkraft, 
ferner  1 1  hölzerne  Schleppschiffe  mit  je  10 — 70  t  Tragkraft,  nebst  einer  Anzahl 
größerer  and  kleinerer  Raderschiffe.  In  der  Bilanz  figarirt  das  gesammte  Schlepp- 
material  mit  Fr.  12,150. 

Genfersee: 

Dieser  See  weist  die  größte  Zahl  von  Dampf  booten  (18)  aaf,  indessen  sind 
die  Maschinen  weit  kleiner  als  diejenigen  der  Boote  aaf  dem  Vierwaldstättersee. 
Mau  vergleiche  diesbezüglich  in  der  vorigen  und  in  der  folgenden  Statistik  die 
Kolonne  „Indizirte  Pferdekräfte  **. 

Dampfschiffe  des  Genfersee^s: 


N»ine  dei  Sohiffea 

Datum 
des  Baaeg 

Indizirte 
Pfbrdekr&fte 

Länge 
m 

Breite 
m 

Inrentarwerth 

Mont-Blanc    .     .     .     .        1875 

120 

64,00 

7,20 

Fr.      170,000 

Winkelried    . 

1870 

140 

60,00 

6,71 

111,000 

France      .     .     . 

1886 

110 

55,00 

6,40 

222,000 

Bonivard  . 

.     1868/85 

110 

55,00 

5,80 

167,000 

Helv^tie 

.     1840/72 

100 

50,00 

6,40 

71,000 

Leman 

1857/76 

90 

55,00 

5,64 

88,000 

Aigle  . 

.     1856/74 

80 

50,50 

5,34 

58,000 

ChiUon 

.     1857/77 

55 

46,00 

4,88 

62,000 

Dauphin 

1882 

60 

42,70 

5,00 

100,000 

Jura    . 

1878 

55 

40,00 

5,00 

85,000 

Simplen    . 

1879 

55 

40,00 

5,00 

88,000 

Guillanme  Teil  . 

.     1852/76 

35 

38,50 

4,30 

35,000 

Ville  de  Geneve 

1856/88 

55 

40,90 

4,57 

98,430 

€ygne       .     .      . 

1875 

30 

36,00 

4,57 

47,000 

Mouette     .     . 

1875 

30 

36,00 

4,57 

45,000 

Ville  de  Vevey  . 

1876 

25 

30,00 

4,40 

24,000 

ViUe  d'Evian     . 

1874 

20 

24,00 

4,15 

10,000 

Abeille 

>     •     « 

1874 

20 

24,00 

4,15 

10,000 

Fr.  1^491,430 
Für  den  ganzen  See  besteht  nur  eine  Dampfschifffahrtsgesellschaft,  die  Com- 
pagnie  g6n6rale  de  navigation  sur  le  lac  L6man,  mit  Sitz  in  Lausanne. 

Thunersee: 
6  Dampf  boote,  wovon   1    (•„Helvetia**)  erst  seit  April   1889.    Länge  der  5 
ältesten  (über  die  „Helvetia**  erhielt  das  Lexikon  keine  Auskunft)  36,6  —  54,9  m; 
Breite  4,27— 6,10  m;  Pf.  32—80. 

Brienzersee: 
4  Dampfboote,  39,6—51,8  m  lang,  4,16—6,1  m  breit,  30  —  70  Pf. 
Die  Vereinigte  DampfschiÖfahrtsgeaellschaft  für  den  Thuner-  und  Brienzersee 
hat   einen  Unterst Utzungsfond   zu   Gunsten    der   Schiffsmanuschaft,    welcher  Ende 
1888  Fr.  85,356  betrag. 

Luganersee: 
Die  Societä  navigazione  e  ferrovie  pel  lago  di  Lugano  besitzt  die  5  Personen- 
dampfer 

a  200  Pf.  zum  Inventarwerth  von  Fr.    87,112, 
.    150    ,        „  „  ,       ,      77,010, 

«    100    .        „  ,  .       ,      40,754, 

„      80     ,        ,  ,  ,       ,      40,754, 

«   150     .       .  ,  r,       .    110,000, 


„Lugano** 

„Milauo** 

„Ceresio" 

„Helvetia" 

.Generöse" 
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femer  den  Schlepper  «Lampo*'  ä  35  Pf.  and  2  Lastbarken  von  je  60  t  Trag- 
kraft, Im  Jahre  1888  wurden  197,618  Personen  und  900  t  Güter  befördert. 
Der  Reingewinn  beziffert  sich  auf  Fr.  60 — 80,000  per  Jahr,  wird  aber  absorbirt 
durch  das  Defizit  der  Bahnen  Porlezza-Menaggio  und  Pontetresa-Luino. 

Neuenburger-  und  Murtensee: 
Die  jetzige  Gesellschaft  gründete  sich  im  Jahre  1870;  allein  die  Dampf- 
BohifffiEihrt  begann  schon  im  Jahre  1826.  Gegenwärtig  4  Dampf  boote  k  40  bis 
50  Pf.  und  eine  Bemannung  von  40  Personen.  Im  Jahre  1888  wurden  be- 
fördert 87,177  Reisende  und  ca.  50,000  t  Güter.  Einnahmen  und  Ausgaben 
halten  sich  die  Waage.  Kein  Unterstützungsfond.  Inventarwerth  der  Schiff» 
Fr.  442,267.    (Laut  Bericht  des  Gesellschaftsvorstandes.) 

Bielersee: 

Zwei  Gesellschaften  theilen  sich  in  den  Schifffahrtsbetrieb.  Die  ältere  der- 
selben, gegründet  1877,  hat  ihren  Sitz  in  Biel.  Sie  besitzt  das  Doppelschrauben - 
boot  „Schwalbe**,  welches  Raum  für  80  Personen  hat.  33  Pf.  Länge  20  m, 
Breite  3,20  m.  Das  Boot  wird  zu  Vergnügungsfahrten,  auch  für  solche  nach 
dem  Neuenburger-  und  dem  Murtensee,  hauptsächlich  aber  nach  der  St.  Peters- 
insel, benützt.  Bis  1888  diente  die  „ Schwalbe**  auch,  um  für  den  Aarberg- 
Hagneck-  und  den  Meienried-Büren-Eanal  Steine  aus  den  Brüchen  von  Alferm^ 
and  Tüscherz  zu  befördern. 

Die  jüngere  Gesellschaft,  „L'Union  d'Erlach-Neuenstadt",  gegründet  1885, 
hat  ihren  Sitz  in  Erlach.  Sie  verfügt  über  2  Schraubenboote:  1)  „L'Union** 
mit  24  Pf.,  14  m  Länge,  3,20  m  Breite,  ohne  Kajüte,  Raum  für  40  Personen  f 
2)  „J..J.  Rousseau-  mit  36  Pf.,  1  Kajüte,  22  m  Länge,  3^2  m  Breite,  Raum 
für  80  Personen. 

Bedienungspersonal  auf  beiden  Schiffen  3  — 4  Mann.  Zweck  der  Boote  ist,. 
den  regelmäßigen  Post-,  Personen-  und  Güterverkehr  zwischen  Neuenstadt  und 
Erlach,  sowie  Lustfahrten  (ebenfalls  hauptsächlich  nach  der  St.  Petersinsel)  zu 
vermitteln. 

Außer  den  3  Dampf  booten  finden  auf  dem  Bielersee  ca.  10  größere  Ruder- 
und  Segelbarken  von  200 — 500  t  Tragkraft  zum  Transport  von  Steinen  etc., 
30  Fischerboote  und  etwa  40  Luxusboote  Verwendung.  (Nach  gefl.  Mittheilungen 
des  Herrn  Grüring-Dutoit  in  Biel.) 

Vor  der  Eröffnung  der  Eisenbahnlinie  BielrNeuenstadt  wurde  der  Bielersee 
von  8 — 11  Dampf  booten  befahren. 

Lac  de  Joux : 

Zum  Zwecke  der  Personenbeförderung  auf  dem  Joux  See  bildete  sich  im 
Dezember  1888  eine  Soci^te  de  navigation  sur  le  lac  de  Joux.  Sie  erwarb  den 
Schraubendampfer  „Caprice",  welcher  Raum  für  80  Personen  hat.  Sein  Dienst 
begann  am  19.  Juni  1889.  Innerhalb  2^/2  Monaten  beförderte  das  Boot  mehr 
als  10,000  Personen.  Es  nimmt  weder  Waaren  noch  Vieh  auf.  Ein  weiteres, 
nicht  ^«autorisirtes",  altes  Dampf  boot  hält  auf  dem  Joux-See  ein  in  Vallorbes 
domizilirter  Handelsmann.  (Nach  gefl.  Mittbeilungen  des  Herrn  Notar  John  Capt 
in  Sentier.) 

Hallwylersee: 

Die  Dampfschiffgesellschaft  des  Hallwylersee 's  konstituirte  sich  im  Jahre 
1888.  Sie  hat  ihr  Domizil  in  Meisterschwanden.  Das  einzige  Schiff  der  Gesell- 
schaft, „Otto",  begann  seine  Fahrten  am  15.  Juli  1888.  Es  hat  ca.  3  t  Trag- 
kraft und  4  Pf.    Zu  Fahrten  an  Sonn-  und  Feiertagen  wurde  es  im  IL  Halbjahr 


Sehifffahri  ~         —     7     —  Schirmfabrikation 

1888  von  2330  Personen  benützt.  Weder  Yieb-  noch  Gütertransport.  Segelschiffe 
knrsiren  anf  dem  Hallwylersee  nicht.    (Bericht  des  Oesellschaftssekretariates.) 

Folgende  vergleichende  Statistik  pro  1888  gewährt  ein  Bild 
von  der  Frequenz  der  größern  Gewässer  durch  die  Schweiz. 
Scbifffahrtsuntern  ehmnngen: 

nA.ii..A«  Z»hl  der  Werth  der  u— -.^r.^*  EinnÄhmen- 

uewuter  Dampfboote         Dampfboote  nenenae  über»chu»8 

Bodensee 6  Fr.  1'3 11,000  118,616  Fr.  272,800 

Khein 3  „  239,000.  96,597  ,      26,000 

Zürchersee 13  „  1'250,000  790,000  „      61,000 

Vierwaldstättersee     ...  13  „  1'960,000  859,139  „    194,000 

Thunersee 6  „  285,000  196,156  „      94,000 

Brienzersee 4  „  219,000  105,325  „      72,000 

Zugersee 2  „  46,000  57,939  ? 

Neuenburger-  o.  Murtensee  4  «  442,000  87,177  — 

Genfersee 18  \  1'49 1,000  783,428  „    158,000 

Luganersee 6  „  373,000  197,618  „60-80,000 

Es  ergibt  sich  aas  dieser  Statistik,  daß  die  Schifffahrtsunternehmung  des 
Vierwaldstättersee^B  den  größten  Personenverkehr  hat.  In  der  Zahl  der  Reisenden 
des  G^nfersee^s  fehlt  allerdings  die  Zahl  der  Abonnenten;  allein  dieselbe  wiegt 
kaum  den  Unterschied  auf.  Der  Vierwaldstättersee  weist  auch  den  größten  Güter- 
verkehr auf,  nämlich  (ohne  Vieh  und  Gepäck)  im  Jahre  1888  402,733  t,  der 
Bodensee  (allerdings  Nordostbahn  allein)  208«095  t,  der  Rhein  53,000  t,  der 
Zürchersee  ca.  50,000  t,  der  Neuenburger-  und  Murtensee  50,000  t,  der  Luganer- 
see 900  t. 

Die  Dampfschifffahrt  auf  dem  Langensee  ist  ausschließlich  italienische 
Unternehmung. 

Wallensee: 

Auf  diesem  wurde  die  Dampfschifffahrt  eröffnet  im  Jahre  1837 ;  sie  erlosch 
aber  schon  im  Jahre  1859  infolge  der  Eröffnung  der  Eisenbahn  Weesen- Sargans. 
Zwei  Dampf  boote  genügten.  „Delphin",  das  kleinere,  vom  Zürchersee  herüber- 
genommen, versank  in  einer  stürmischen  Dezembemacht  des  Jahres  1851  und 
riß  1 7  Personen  mit  sich  in  den  Abgrund ;  das  größere  führte  zuerst  den  Namen 
„Minerva**,  später,  nach  einer  großen  Reparatur,  „Splügen**.  Nachfolger  des 
„Delphin**  war  der  „Linthescher**.  Heute  verkehren  auf  dem  Wallensee  nur  noch 
wenige  Lastbarken,  welche  Baumaterialien  transportiren.  Nicht  selten  vergehen 
halbe  oder  ganze  Monate,  ohne  daß  man  im  Hafen  von  Wallenstadt  oder  Weesen 
ein  befrachtetes  Segelschiff  sieht.  (Gefl.  Mittheilung  der  Gemeinderathskanzlei 
Wallenstadt.) 

Gesetzgebung  und  Verträge. 

Die  eidg.  Gesetzgebung  betr.  die  Schifffahrt  ist  auf  S.  351  im  I.  Bd.  an- 
geführt. Die  Kantone  haben  Gesetze  oder  Verordnungen  über  die  Schifffahrts- 
polizei. Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  mit  den  übrigen  Bodensee- Uferstaaten,  mit 
Baden  betr.  die  Schifffahrt  und  Flößerei  auf  dem  Rhein  von  Neuhausen  bis  Basel 
und   mit  Frankreich   betr.  die  Schifffahrt  auf  dem  Genfersee  Verträge  bestehen. 

Schirmfabrikation.  Die  Seh.  wird  in  allen  Kantonen,  doch  in  keinem 
in  großem  Maßstabe,  betrieben.  Eine  gewisse  Bedeutung  hat  sie  erst  seit  den 
50er  Jahren  erlangt.  Laut  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1880  beschäftigten  sich 
damals   398    männliche   und  163  weibliche  Personen,    zusammen   561,    mit   der 
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Schirmmacherei.  Die  JahresprodoktioD  wurde  1883  auf  400,000  Stück  Regen- 
schirme im  Werth  von  2  Mill.  Fr.  geschätzt,  der  Bedarf  auf  500,000  Stück. 
(E.  Philippi-Stierlin  in  Basel,  Bericht  über  die  Laudesausstellung  in  Zürich.)  Bei 
unserer  Schirmfabrikation  handelt  es  sich  hauptsächlich  nur  um  die  Zusammen- 
setzung von  allerlei  Bestandtheilen,  die  größtentheils  von  Paris  bezogen  werden, 
wie  Stöcke,  Griffe,  Gestelle,  Garnitaren  etc.  (Einfuhr  1888  für  Fr.  537,075, 
Ausfuhr  nur  Fr.  2233).  Baumwollene  und  seidene  Stoffe  zum  Ueberzug  liefert 
zum  Theil  das  Inland.  Man  nimmt  an,  daß  200 — 300  Nähmaschinen  bei  der 
Seh.  engagirt  sind. 

Was  die  Einfuhr  betrifft,  so  wird  in  der  Westschweiz  mehr  fertiges  aus- 
ländisches Fabrikat,  namentlich  seidene  Schirme,  als  in  der  Ost-  und  Central- 
schweiz  verwendet.  Sonnenschirme  werden  wegen  dem  häufigen  Wechsel  der 
Mode  allgemein  von  auswärts,  besonders  von  Frankreich,  bezogen.  Die  Ausgabe 
an  das  Ausland  für  Regen-  und  Sonnenschirme  betrag  im  Jahre  1888  Fr.  443,600 
oder  netto  Fr.  409,040,  weil  Fr.  34,560  Ausfuhr. 

Dem  Fabrikgesetz  sind  unterstellt :  R.  Baumann,  Schirmfabrikaut  in  St.  Gallen, 
und  J.  Stünzi,  Schirmstockfabrikant  in  Horgen. 

Sehlackencement,  Schlackenmehl,  Schlackensteine,  Schlackenwolle  siehe 
„Hochofenschlacke** . 

Schleifsteine.  Fundorte  sind :  Iberg,  Trachselen  und  Hinter- Wäggithal  im 
Kt.  Schwyz;  Font  und  Cheires  im  Kt.  Freiburg;  Bauried  im  Kt.  St.  Gallen. 

Schlosserei.   Zahl  der  Schlosser  und  Eisenmöbelarbeiter  Ende  1880  5405. 

Schmalspurbahnen.     Es   bestanden   in   der  Schweiz   am  30.  Juni  1889 

^  '  Spurweite         Bauliche  Länge 

Schmahp,  Bahnen  mit  Lokomotivhetrieb :                         ^  ^ 

Appenzeller  Bahn 1,00  25,441 

Birsigthalbahn 1,00  12,572 

Brünigbahn  (theil weise  Zahnradbahn)     .     .      .  1,00  58,000* 

Fraueufeld-Wyl 1,00  17,640 

Geneve-Veyrier 1,00  5,450 

Genfer  Schmalspurbahnen 1,00  15,905* 

Lausanne- Echallens 1,00  14,366 

Pilatusbahn  (Zahnradbahn) 0,80  4,228* 

Eigi  Scheidegg-Bahn 1,00  6,747 

Tramelan-Tavannes 1,00  8,809 

Waldenburger  Bahn 0,75  13,750 

Sclimalsp.  Drahtseilbahnen :    . 

Beatenbergbahn 1,00  1,610* 

Biel-Magglingen 1,00  1,633 

Biirgenstockbahn  (elektrisch  betrieben)  .     .     .  1,00  831 

Drahtseilbahn  in  Lugano 1,00  248 

Gießbachbahn 1,00  331 

Gütschbahn  in  Luzem 1,00  146 

Marzilibahn  in  Bern 0,75  105 

Territet-Gliou 1,00  599 

Zürichbergbahn 1,00  175* 

Schmal sp.  Tramways: 

Vevey-Chillon  (elektrischer  Betrieb)        .     .      .  1,00  10,347 

Total  im  Betrieb  198,933 
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Im  Bau  begriffen  waren  zu  der  nämlichen  Zeit: 

Bahnen  für  Lokomotiobetrieb :  pu^ei  e  •    c  ^     nge 

Bemer  Oberland  bahnen 1,00  24,400 

Brenets-Locle 1,10  4,265 

Capolago-Monte  Generoso  (Zahnradbahn)            .  1,00  9,200 

Eohallens'Bercher 1,00  9,480 

Genfer  Schmalspurbahnen 1,00  20,300 

Landquart-Davos 1,00  43,200 

Ponts-Chaux-de-Fonds 1,00  14,175 

St.  Gallen-Gais  (theilweise  Zahnradbahn)    .     .  1,00  14,000 

Visp-Zermatt 1,00  34,750 

Drahtseilbahnen : 

Eckse- Plan  (Neuenbiirg) 1,00  370 

Lauterbrunnen- Grütschalp 1,00  1,3G0 

Paradiso-San  Salvatore 1,00  1,535 

Elektrische  Bahn : 

Grütschalp-Mürren 0,75  3,8«0 

Total  im  Bau  180,915 

Die  mit  *  bezeichneten  Längen  der  im  Betriebe  stehenden  und  alle  Längen 
der  im  Bau  befindlichen  Linien  sind  approximativ. 

Schneiderei.  Diesem  Erwerbszweig  lagen  am  1.  Dez.  1880  34,878  Per- 
sonen (22,906  weibliche,  11,972  männliche)  =  2,6  7o  aller  Erwerbsthätigen 
ob.     4257  =  12,2  7o  Ausländer. 

Schrei nerge werbe.  Dasselbe  wurde  zur  Zeit  der  1880er  Volkszählung  von 
19,387  Personen  ausgeübt  =  1,5  ^o  aller  Erwerbsthätigen.  Unter  dem  Fabrik- 
gesetz stehen  (Ende  1888)  54   Etabl.  mit  810  Arb.  in   12  Kantonen. 

Schriftgiesserei.  Dieselbe  beschäftigte  zur  Zeit  der  Volkszählung  vom 
1.  Dez.  1880  120  Pers.  in  den  Kantonen  Baselstadt  (47),  Bern  (^30),  Zürich  (22), 
Schwyz  (16),  St.  Gallen  (4),  Tessin  (1).  Die  Etablissemente  gießen  mindestens 
eben  so  gut  und  dauerhaft,  wie  jedes  ausländische  Etablissement,  besitzen  aber 
nicht  durchgängig  dieselbe  reiche  Auswahl  von  Schriftstempeln.  Die  ganz  gut 
eingerichteten  Gießereien  werden  von  den  inländischen  Buchdruckern  gerne  be- 
rücksichtigt; auch  sind  sie  exportfähig  Größte  Konkurreuz  aus  Deutschland  und 
Frankreich. 

Schuhfabrikation.  Die  fabrikmäßige  Seh.  wurde  in  der  Schweiz  im  Jahre 
1850,  also  zur  Zeit,  wo  die  sog.  Bottinen  mit  elastischen  Einsätzen  in  Mode 
kamen,  fast  gleichzeitig  durch  Franz  Bally  in  Schünenwerd  und  Joh.  Hofmann 
in  Winterthur  eingeführt.  Die  Einführung  der  Nähmaschinen  gab  der  Fabrikation 
einen  kräftigen  Aufschwung;  die  Obertheile  konnten  dadurch  viel  rascher  und 
doch  solid  erstellt  werden.  1856  kam  dazu  die  Sohlenschraubmaschine  von  Le- 
mercier  in  Paris,  die  noch  jetzt  zur  Erstellung  starker  Waare  für  Männer  vielfach 
in  Gebrauch  ist.  Von  1868 — 1870  gelangten  die  amerikanischen  Sohlenuäh- 
maschinen  nebst  den  verschiedensten  Hülfsniaschineu  zur  Verwendung,  voran 
durch  die  Firma  C.  F.  Bally,  die  ihre  Einrichtungen  den  amerikauischen  und 
englischen  nachzubilden  bestrebt  war  und  dadurch  allmälig  das  bedeutendste 
Etablissement  auf  dem  Kontinent  wurde.  Auch  die  andern  Schweiz.  Fabriken 
haben  sich  möglichst  konkurrenzfähig  eingerichtet. 

Im  Jahre  1860  war  auch  eine  Fabrik  in  Ölten  (Kunz  &  Denienga)  und 
eine  zweite  in  Winterthur  entstanden,   später  kleinere  Fabriken  in  Ölten,  Ober- 
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atzwyl  (St.  Grallen),  Amrisweil  nnd  Wigoldingen  (Thurgau),  Veltbeim  (Aargau)^ 
Brfittiselleii  (Zürich),  Langen thal  (Bern),  Lausanne  etc.  Fast  in  sämmtlichen 
Ortschaften  zwischen  Aarau  und  Olten,  auf  beiden  Aarufern,  wird  heute  Seh. 
betrieben. 

Die  günstigsten  Jahre  waren  diejenigen  von  1871  — 1874,  zum  großen  Theil 
infolge  des  Umstandes,  daß  die  deutschen  und  französischen  Eonkurrenten  durch 
den  Krieg  an  der  Ausbeutung  des  inländischen  Marktes  gehindert  waren. 

Die  Fabriken  für  den  inländischen  Bedarf  produziren  theils  ganz  fertige 
Sommer-  oder  Winterschuhe,  theils  nur  die  Obertheile  (Schäfte),  theils  Filzschuhe 
mit  Holzsohlen,  Socques  und  Sabots  (Holzschuhe).  Dieselben  haben  mit  der  Kon- 
kurrenz deutscher,  französischer  und  österreichischer  Fabrikate,  welche  durch  ihre 
Billigkeit  bestechen,  schwer  zu  kämpfen.  Der  größte  Theil  der  nöthigen  Roh- 
stoffe und  Halbfabrikate  muß  vom  Auslande  bezogen  werden :  Yache  liss6e^ 
Croupons,  Ziegenleder,  Schafleder,  Chevreau  etc.  aus  England  und  Frankreich» 
mattes  und  lackirtes,  satinirtes  und  chagrinirtes  Kalbleder,  Bock-  und  Boßleder, 
Schmalleder,  Verdeckhäute  etc.  aus  Deutschland.  Wichskalbleder  ist  der  einzige 
Artikel,  welchen  die  Schuhfabriken  ganz  im  Inlande  beschaffen  können.  Der 
Gesammtbedarf  an  Leder  für  Schuh waaren  wird  auf  den  Betrag  von  2272  Mil- 
lionen Franken  geschätzt,  wovon  ca.  7»  »^^  ^iö  Fabriken  entfallen  soll,  ^/a  dieses 
Fabrikbedarfs  liefert  das  Ausland.  Günstiger  stellt  sich  das  Yerhältniß  allerdings 
hinsichtlich  des  Lederbedarfs  für  die  handwerksmäßige  Produktion,  welche  für 
schwereres,  gröberes  Material  Verwendung  und  daher  80  ^/o  desselben,  worunter 
fast  sämmtlicbes  Sohlleder,  im  Inlande  zur  Verfügung  hat.  Die  Stoffe  für  Ober- 
theile: Serge  de  Berry,  Tuche,  Filzstoffe  etc.,  deren  Bedarf  jährlich  den  Betrag 
ca.  einer  Million  Franken  erreicht,  liefert  fast  sämmtüch  das  Ausland;  ebenso 
für  ca.  eine  Million  Franken  Gummifaden  für  die  Elastiquefabrikation.  Elastiques, 
Futter  und  Struppen,  ebenfalls  ca.  eine  Million  Franken  betragend,  stellt  das 
Inland  zur  Bereitschaft. 

Der  Export  der  Schweiz.  Schuhfabriken  ist  trotz  den  ungünstigen  Verhält- 
nissen ein  sehr  bedeutender. 

Zum  Zwecke  einer  Schätzung  des  jährlichen  Gesammtkonsums  von  Schuhen 
in  der  Schweiz  dürfte  es  keineswegs  übertrieben  sein,  per  Einwohner  durch- 
schnittlich zwei  Paar  Schuhe  k  Fr.  8  (Mitte  zwischen  dem  Preis  von  einem  Paar 
Herrenbottinen  und  einem  Paar  mittelgroßer  Kinderschuhe)  anzunehmen.  Die 
effektive  Bevölkerung  beträgt  nahezu  3  Millionen,  die  Jahresauslage  derselben 
für  Schuhwerk  wird  demnach  nahezu  50  Millionen  Franken  betragen.  Davon 
zahlt  sie  laut  Waarenverkehrsstatistik  von  1885  — 1888  jährlich  durchschnittlich 
Fr.  7' 7  7  6,000  an 's  Ausland;  verbleiben  für  das  Inland  ca.  42  Millionen  Franken, 
in  welche  sich  nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1880  29,855,  jetzt  wohl 
30,000  erwerbende  Personen  der  Schuhmacherei  theilen.  Rechnet  man  durch- 
schnittlich 74  als  Arbeitslohn  oder  Fabrikationsgewinn,  so  ergibt  sich,  unter 
Hinzurechnung  von  5  Millionen  Franken  (1885 — 1888  jährlich  durchschnittlich 
Fr.  5^050,000)  Export,  per  erwerbende  Person  und  per  Jahr  ein  Durchschnitts- 
einkommen von  ca.  Fr.  500.  Erhöht  wird  dasselbe  wesentlich  durch  die  Reparaturen. 

Dem  Schweiz.  Fabrikgesetz  sind  unterstellt:  22  Schuhfabriken  mit  2300 
Arbeitern,  wovon  6  resp.  1260  allein  im  Kt.  Solothurn;  die  übrigen  in  den 
Kantonen  Aargau  (6\  Zürich  (5),  in  Lausanne,  Wigoldingen,  Stein  a.  Rh., 
Langenthai,  Liestal.  8  Schiihschäftefabriken  mit  ca.  50  Arbeitern,  wovon  2 
im  Kanton  Aargau,  3  im  Kanton  St.  Gallen,  je  1  in  Amrisweil,  Bern  und 
Brüttiselien.     1   Schuhformen fabrik  mit  12  Arbeitern  in  Baselstadt. 
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Nach  Birkbäuser^s  Adreßbuch  von  1885  gibt  es  mindestens  7100  Schuh- 
machermeister und  1170  Schuhhandlungen. 

Schuhwichse,  Mher  größtentheils  von  Frankreich  und  Deutschland  be- 
logen, wird  seit  längerer  Zeit  in  wachsendem  Maße  und  in  guter  Qualität  von 
inländischen  Fabriken  geliefert.  £ine  einzige  Fabrik  (in  Oberhofen,  Thurgau) 
beschäftigt  über  100  Personen  in  und  außer  dem  Hause. 

Schuldbetreibung  und  Eonkurs.     Erscheint  vielleicht  im  Supplement. 

Schule.  (Mitgetheilt  vom  Arohivbureau  der  Schweiz,  permanenten  Schul- 
ausstellung in  Zürich.) 

I.  Quellen. 

Die  Bestrebungen,  sich  über  das  schweizerische  Schulwesen  ein  einheitliche» 
und  ausreichendes  Bild  zu  verschaffen,  sind  verhältnißmäßig  jungen  Datums.  Den 
ersten  Versuch  zu  einer  umfassenden  Orientirung  machte  1798  der  helvetische 
Minister  Stapfer,  indem  er  sämmtlichen  Schulen  der  helvetischen  Republik  ein 
Fragenschema  zusandte.  Das  Antwortmaterial  ging  nur  allmälig,  aber  fast  vollständig 
ein  und  ist  nun  in  einer  stattlichen  Reihe  von  Foliobänden  im  helvetischen  Archiv 
in  Bern  aufgehoben.  Aber  nur  theilweisc  ist  es  bis  jetzt  verwerthet.  Zellweger 
in  seiner  Darstellung  des  Kantons  Appenzell  (Trogen  1867)  war  meines  Wissen» 
der  Erste,  der  für  seinen  Kanton  Auszüge  daraus  gemacht  hat;  ungefähr  gleich- 
zeitig hat  Morf  in  seinem  ersten  Band  „Zur  Biographie  Pestalozzis**  (1868) 
Bruchstücke  für  den  Kanton  Zürich  zur  allgemeinen  Kenntniß  gebracht;  später 
Kummer  in  seiner  Geschichte  des  Schulwesens  des  Kantons  Bern  für  diesen  (1873), 
Brosi  in  seinem  Beitrag  zur  Greschichte  der  Volksschule  des  Kantons  Solothurn 
(1880).  Systematisch  bearbeitet  ist  das  Material  für  die  Urkantone  durch  Jos. 
Durrer,  ^Die  Schulen  in  den  Urkantonen  der  Schweiz  im  Jahre  1799**,  Schweiz. 
Zeitschrift  für  Statistik,  1879.  Eine  die  ganze  Schweiz  umfassende  Bearbeitung 
fehlt  zur  Stunde  noch. 

Die  Schweiz.  Gesellschaft  für  Erziehung,  die  1808 — 12  unter  den  Auspizien 
Pe&talozzi*s  tagte,  nachher  die  Schweiz,  gemeinnützige  Gesellschaft,  deren  Gründung 
ebenfalls  noch  in  die  Mediationszeit  (1810)  fällt,  haben  sich  redlich  bemüht,  die 
Kenntniß  des  Schulwesens  der  verschiedenen  Landestheile  zu  vermitteln. 

Gleichzeitig  zogen  systematische  Veröffentlichungen  auf  dem  Gebiete  der 
Vaterlandskunde  auch  die  Umrisse  der  kantonalen  Schulorganisationen  an's  Licht 
der  Oeffentliohkeit;  zuerst  die  helvetischen  Almanache  1802  —  22,  die  jeweilen 
einzelne  Kantone  zum  Gegenstand  ihrer  Darstellung  machten;  dann  seit  den 
30er  Jahren  die  durch  eine  Reihe  von  Jahren  zur  Veröffentlichung  gelangten 
Bände  des  „historisch-ge^jgraphisch- statistischen  Gemäldes  der  Schweiz**,  die  es 
indessen  ebenfalls  nicht  zu  einem  vollständigen  Gesammtbilde  brachten. 

Noch  schlimmer  ging  es  dem  ersten  Versuch,  speziell  und  eingehend  die 
Einrichtungen  der  kantonalen  Schulverhältnisse  darzustellen ;  ich  meine  das 
Lieferungswerk  von  Grunholzer  und  Mann,  „Das  Erzieh ungswesen  der  Schweiz**^ 
Zürich  1854,  das  nach  Publikation  weniger  Hefte  einging. 

Die  Errichtung  eines  eidgenössischen  statistischen  Bureaus,  die  Gründung 
der  Schweiz,  statistischen  Gesellschaft  und  ihres  Organs  (Zeitschrift  für  schwei- 
serische  Statistik),  sowie  das  Bedürfniß,  für  die  Weltausstellungen  auch  die 
Schulverhältnisse  unseres  Vaterlandes  vorzuführen,  führten  zu  einem  erneuerten 
Anlauf,  der  schon  in  den  60er  Jahren  begann  und  in  den  70er  Jahren  feste 
G^talt  annahm. 

In  einheitlicher  Weise  wurden  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik 
von   1865  an  Monographien  über  die  einzelnen  Kantone  veröffentlicht. 
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Der  damalige  Direktor  des  statistischen  Bureaus,  Max  Wirth,  yeröfTentlichte 
eine  Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik  der  Schweiz,  deren  dritter  Band 
(Zürich  1875)  das  Unterrichtswesen  behandelte;  aus  der  Feder  von  M.  Biermann 
war  die  Beschreibung  des  Primarschulwesens,  Th.  Hug  und  H.  Bendel  referirten 
über  das  Mittelschulwesen,  J.  J.  Schlegel  über  die  Lehrerbildungsanstalten.  Natür- 
lich ist  dieses  Material  jetzt,  so  werthvoll  die  Publikation  damals  war,  fast  gänz- 
lich veraltet. 

Für  die  Weltausstellung  in  Wien  1873  ließ  das  Schweiz.  Departement  des 
Innern  durch  Prof.  Herrn.  Kinkelin  in  Basel  eine  groß  angelegte  Statistik  des 
Unterrichts  Wesens  der  Schweiz  im  Jahre  1871  ausarbeiten,  die  22  Bände  Manu- 
skript umfaßte.  Yerötfentlicht  wurden  aber  nur  drei  Bände:  I.  Die  Gresetzgebung 
über  das  Primär-  und  Sekundarschulwesen,  1873;  II.  Statistik  der  Primarschulen, 
1875;  V.  Die  Lehrerbildungsanstalten  (Schlegel). 

An  diese  Veröifeutlichung  reihte  sich  1873  die  Arbeit  von  J.  Wellauer  und 
J.  Müller,   „Die  Schweiz.  Armen erziehungsanstalten"   (mit  Nachtrag  1878)  an. 

Inzwischen  war  die  Bundesverfassung  revidirt  worden,  und  an  die  neue 
Militärorganisation  reihten  sich  die  Hekrutenprüfungen  an,  deren  Ergebnisse,  je- 
weilen  vom  eidg.  statistischen  Bureau  veröffentlicht,  eine  vergleichende  Uebersicht 
der  Unterrichtserfolge  ermöglichten ;  es  entstanden  die  Schweiz,  permanenten  Schul- 
ausstellungen, von  welchen  wenigstens  die  älteste,  die  in  Zürich,  seit  1878  sich 
die  Beschäftigung  mit  der  Schweiz.  Schulkunde  bewußt  zum  Ziele  setzte.  Die 
Entwicklung  drängte  rasch  auf  eine  umfassende  Anhanduahme  dieser  Aufgabe 
unter  Mitwirkung  des  Bundes  hin,  und  das  Departement  des  Innern  ließ  es  seiner- 
seits nicht  daran  fehlen,  derselben  Vorschub  zu  leisten.  Als  erster  Fühler  erschien 
unter  seinen  Auspizien  in  der  Zeitschrift  für  Statistik  1880  von  C.  Grob  eine 
„Berichterstattung  über  das  Schweiz.  Unterrichtswesen  auf  Grundlage  der  im 
Jahre   1878  erschienenen  offiziellen  Jahresberichte". 

Bereits  auch  war  Weiteres  und  Bleibendes  im  Wurfe.  Unterm  3.  Juni  1880 
beantragte  der  Bundesrath  die  Errichtung  einer  Adjunktenstelle  im  eidg.  statistischen 
Bureau,  speziell  zu  dem  Zwecke,  „die  zur  Vollziehung  des  Art.  27  der  Bundes- 
verfassung nöthigen  Erhebungen  über  das  Schulwesen  der  Kantone  zu  machen 
und  für  die  regelmäßige  und  fortlaufende  Sammlung,  Zusammenstellung,  Ver- 
arbeitung und  Veröffentlichupg  der  Ergebnisse  zu  sorgen**.  Das  Referendum  vom 
26.  November  1882,  in  welchem  die  Errichtung  der  Stelle  eines  „Schulsekretärs'* 
mit  großem  Mehr  verworfen  wurde,  gab  nicht  nur  der  schulpolitischen  Entwicklung 
eine  andere  Wendung,  sondern  mußte  auch  die  offizielle  Initiative  zu  neutraler  Er- 
forschung der  Schulverhältnisse  für  die  nächsten  Jahre  zum  Stillstand  verartheilen. 

Glücklicherweise  war  damals  eine  andere  Arbeit  bereits  in  Aktion  und  konnte 
unberührt  von  diesem  Umschwung  durchgeführt  werden :  die  für  die  Landes- 
ausstellung in  Zürich  1883  in  Aussicht  genommene  Unterrichtsstatistik  für  1881. 
Die  Leitung  derselben  wurde  Herrn  Erziehungssekretär  Grob  übertragen,  und  auf 
das  Datum  der  Eröffnung  der  Ausstellung,  1.  Mai  1883,  lagen  die  Resultate 
derselben  im  Drucke  vor:  sieben  Bände,  von  denen  der  letzte,  die  Uebersicht 
über  die  Schweiz.  Schulgeselzgebung  enthaltend,  als  Handbuch  des  Schweiz.  Unter- 
richtswesens gelten  darf.  In  Fortsetzung  dieses  Werkes  hat  dann  Herr  Grob  unter 
Mithülfe  des  Departements  1886  eine  „Sammlung  der  1883 — 85  erschienenen 
neuen  Gesetze  und  Verordnungen",  1887  eine  solche  derjenigen  des  Jahres  1886 
erscheinen  lassen,  und  infolge  der  Verhandlung  der  Bundesversammlung  im  Sommer 
18S8  ist  dann  die  zweite  Fortsetzung  zu  einem  Jahrbuch  des  Unterrichtswesens 
in  der  Schweiz  für   1887   erweitert  worden. 
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Neben  diesen  offiziellen  und  balboffiziellen  Veröffentlichungen  sind  eine  Reihe 
privater  Publikationen  schulgeschichtlichen  Inhaltes  erfolgt.  Von  den  Lokal- 
geschichten, die  mehr  oder  weniger  eingehend  auch  das  Schulwesen  der  von  ihnen 
behandelten  Gemeinden  in  seiner  Entwicklung  vorführen,  absehend,  nennen  wir: 
Malier j  J.^  Der  Aargan,  seine  politische,  Rechts-  und  Sittengeschichte.  2  Bde. 
1870.  Archinardy  Gh.,  Histoire  de  Tinstruction  publique  dans  le  canton  de  Yaud. 
1870.  Petitpierref  Ä.,  ün  demi-siecle  de  Thistoire  economique  de  Neuchätel 
(1791 — 1848).  1871.  Kummer j  Dr.  J.,  Geschichte  des  Schulwesens  im  Kanton 
Bern.  1873.  Häberlin-SchaUegger,  Geschichte  des  Kantons  Thurgau  1798—1849. 
1872.  Der  Kanton  Thurgau  in  seiner  Gesammtentwicklung  1849 — 69.  1876. 
Ernst j  Dr.  U.y  Geschichte  des  zürcherischen  Schulwesens  bis  gegen  Ende  des 
16.  Jahrhunderts.  Winterthur  1879.  Egger^  J,.  Geschichte  des  Primarschulwesens 
im  Kanton  Bern,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  letzten  22  Jahre.  Bern 
1879.  Heety  Gr.,  Geschichte  des  glarnerischen  Schulwesens.  1883.  Humiker,  0,, 
Geschichte  der  Schweiz.  Volksschule.  3  Bde.  Zweite  Ausgabe.  1887.  DerselbCf. 
Bilder  zur  neueren  G^chichte  der  Schweiz.  Volksschule.     1889. 

Der  reichen  Zahl  der  Monographien  höherer  Bildungsanstalten  wird  am  ent- 
sprechenden Orte  gedacht  werden. 

Die  Bilder  zur  neueren  Geschichte  der  Schweiz.  Volksschule  enthalten  eine 
Znsammenstellung  des  gedruckten  schulgeschichtlichen  ^uellenmaterials  (S.  200 
bis  215),  soweit  dasselbe  zur  Zeit  der  Herausgabe  jener  Publikation  dem  Schreiber 
dieser  Zeilen  bekannt  war. 

Leider  besteht  zur  Zeit  weder  eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  der  Schul- 
gesohichte  der  verschiedenen  Landestheile  und  Unterrichtsgebiete  in  ausreichendem 
Maße,  so  schätzenswerthe  Monographien  auch  in  einzelnen  vorliegen  mögen,  noch 
viel  weniger  eine  wissenschaftlich  durchgearbeitete  Schweiz.  Schulgeschichte.  Auch 
hier  liegen  nur  Bausteine  vor.  Wir  müssen  uns  daher  beschränken,  die  geschicht- 
liche Entwicklung  in  kurzem,  vielfach  lückenhaftem  Umriß  zur  Darstellung  zu 
bringen  und  durch  Einzelbilder  ihr  Anschaulichkeit  zu  verleihen,  soweit  dies 
nothwendig  und  bei  dem  knapp  zugemessenen  Raum  möglich  ist. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung  des  Schweiz.  Schulwesens. 

Ä.  MiUelaUer,  Die  Schweiz  weist  die  nämlichen  Anfänge  des  Schulwesens 
anf  wie  das  westliche  Europa  überhaupt:  Kloster-,  Dom-  und  Parochialschulen 
als  kirchliche  Stiftungen;  in  den  späteren  Jahrhunderten  Anfänge  weltlicher 
Schulen  in  den  Städten.  Vor  Allem  hat  in  Bezug  auf  Rettung  und  Pflege  ge- 
lehrten Wissens  nach  den  Stürmen  der  Völkerwanderung  der  Orden  des  heil. 
Benedikt  hohe  Verdienste;  spätere  Orden,  von  den  Clugniazensern  an,  verfolgten 
mehr  aszetische  Gesichtspunkte  und  kommen  daher  für  die  allgemeine  Kultur- 
entwicklung weniger  in  Betracht.  In  der  Karolingerzeit  ist  es  die  Schule  des 
Klosters  auf  der  Reichenau,  von  der  uns  Walafried  Strabo  (f  849)  eih  lebendiges 
nnd  interessantes  Bild  hinterlassen  hat;  im  10.  und  11.  Jahrb.  leuchtete  das 
Kloster  St.  Gallen  als  ein  Mittelpunkt  gelehrter  Bildung  für  das  ganze  südliche 
Deutschland.  Im  burgundischen  Helvetien  ist  St-Maurice  (478  gegründet)  uralter 
Sitz  mönchischer  Bildung;  neben  ihm  blühten  im  7.  Jahrb.  Romainmotiers  in 
der  Waadt,  St-Ursanne  und  Moutier-Grandval  im  bernischen  Jura  empor.  Im 
alemanischen  Helvetien  sind  neben  St.  Galleu  und  Reichenau  als  Stiftung  des 
8.  Jahrh.  Rheinau  und  die  Propstei  Beromünster,  als  solche  des  10.  Jahrb.  Ein- 
siedeln,  des  12.  Jahrh.  Engelberg  zu  nennen,  in  Rhätien  Disentis  (7.  Jahrh  ), 
St.  Luzi    in  Chur    (7.  Jahrb.),    Münster   (8.  Jahrb.).     Auch  die  Domstifte  Genf, 
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Lausanne,  Eonstanz,  Chur  haben  zeitweilig  mit  Ernst  und  Erfolg  die  Bildung 
der  Geistlichen  gepflegt. 

Auf  die  Blüte  der  geistlichen  Bildung,  wie  sie  noch  in  die  2jeit  der  Kreuz- 
zUge  hereinwirkte,  folgte  bei  den  Wirren  zwischen  Kaiser  und  Papst  und  den 
Fehden  der  Kleinen  wie  der  Großen  rascher  Verfall  1298  erklären  bei  Unter- 
zeichnung einer  Urkunde  die  Konventualen  von  St.  Gallen,  daß  sie  des  Schreibens 
unkundig  seien,  und  1335  entschuldigte  sich  die  Propstei  beim  großen  Münster 
in  ZtLrich,  als  es  sich  um  Anzeige  einer  Leutpriesterwahl  an  den  Bischof  von 
Konstanz  handelte,  für  das  Fehlen  der  Namensunterschriften  in  ähnlicher  Weise. 
Die  Lateinschule  an  dem  Stifte  besorgte  hier  wie  anderswo  nicht  mehr  der 
ScholastiouR  unter  den  Chorherren,  sondern  ein  vom  Stift  besoldeter  Lehrer. 

Solche  Lateinschulen  gab  es  in  vielen  Städten,  theils  vom  Gute  der  Stifter 
und  Kirchen,  theils  von  der  weltlichen  Obrigkeit  unterhalten;  neben  ihnen  auch 
Schulen  in  der  Muttersprache,  Schreibschulen,  wenn  wandernde  Lehrmeister  sich 
einfanden.  Lehrschilde  solcher  wandernder  Lehrer  sind  uns  aus  dem  Anfang  des 
IC.  Jahrh.  in  Basel  und  Genf  erhalten.  Der  Zürcher  Kalender  von  lö08  stellt 
es  als  Brauch  hin,  daß  man  die  Kinder  vom  6. — 12.  Jahre,  ehe  sie  sich  der 
Berufslehre  zuwenden,  schreiben  und  lesen  lehre.  Aber  außer  den  Mauern  der 
Städte  und  Stifter  lag  jedes  Bildungswesen  brach. 

Mit  der  zweiten  HäUte  des  15.  Jahrh.  hatte  der  Humanismus  auch  bei  uns 
Einzug  gehalten,  und  ihm  zur  Seite  eröffnete  die  Buchdruckerkunst  neue  Bahnen 
der  Verbreitung  des  Wissens.  Durch  die  1460  begründete  hohe  Schule  und  seine 
gelehrten  Buchdrucker  (Frohen,  Amerbach  u.  s.  w.)  ragte  Basel  als  Leuchte  der 
Wissenschaft  Allen  voran;  selber  nach  gewerbreichen  und  geistig  strebsamen 
Städten  wie  Zürich  ist  die  Buchdruckerei  er«st  volle  drei  Jahrzehnte  später  ein- 
gewandert, während  anderseits  Genf  sich  rasch  nach  Basel  in  Besitz  der  neuen 
Kunst  gesetzt  hat  und  Beromünster  lange  Zeit  den  allerdings  nicht  richtigen  An- 
spruch erheben  konnte,  daß  das  erste  gedruckte  Buch  in  der  Schweiz  1470  von 
dort  ausgegangen  sei. 

B.  Die  Eilgenossenschaft  der  XIII  Orte,  1513 — 1798.  Wenige  Jahre  nach- 
dem mit  Erhebung  von  Appenzell  der  Kreis  der  regierenden  Orte  den  Umfang 
gewonnen,  den  er  bis  zum  Stui*z  der  alten  Eidgenossenschaft  unverändert  bei- 
behalten, kündigen  sich  von  Zürich  aus  die  Bestrebungen  für  die  kirchliche 
Reformation  an;  die  Eidgenossenschaft  parteite  sich  in  zwei  schroff  geschiedene 
Lager,  deren  Gegensatz  und  Konkurrenz  die  weitere  Kulturentwicklung  wesentlich 
bedingte.  Auch  bezüglich  der  Schule  tritt  das  kirchlich -religiöse  Interesse  wieder 
weit  mehr  bestimmend  in  den  Vordergrund,  als  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
des  Mittelalters  der  Fall  gewesen.  Für  ihre  religiösen  Zwecke  erschien  den  Refor- 
matoren die  Pflege  und  Hebung  des  Schulwesens  als  nothwendig;  um  so  mehr 
fühlten  sie  sich  berufen,  ihre  Autorität  dafür  einzusetzen,  als  die  Reformation 
wie  alle  Umwälzungen  zuerst  eine  destruktive  Tendenz  hervorkehren  mußte,  in- 
dem mit  der  Aufhebung  von  Pfründen  und  Klöstern  ein  Hauptantrieb  für  die 
Zuwendung  zum  geistlichen  Stand  wegflel  und  der  materiellen  2jeitrichtung 
Vorschub  geleistet  wurde.  Eben  darum  war  das  Augenmerk  der  Reformatoren 
zunächst  auf  die  Erhaltung  und  Verjüngung  der  Gelehrtenschulen  und  eine  wissen- 
schaftliche Bildung  der  Geistlichen  gerichtet,  während  das  Bedürfniß  der  Volks* 
bildung  sich  auf  die  Allgemeinmachung  eines  elementaren  Religionsunterrichtes 
und  der  dafür  nothwendigen  Fertigkeiten  (Schreiben  und  Lesen)  konzentrirte. 
Ueberhaupt  ward  das  Schulwesen  nach  seinem  Werthe  für  die  Kirche  gemessen, 
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in  kirchlichen  Dienst  genommen  und  unter  kirchliche  resp.  kirchenstaatliche  Vor- 
mundschaft gestellt. 

Die  von  der  Reformation  neugegrtlndeten  oder  regenerirton  höheren  Schulen 
{das  Lectorium  Zwingli's  am  Großmünster  Zürich,  die  von  Calvin  1559  in  Genf 
gegründete  Akademie)  sind  zunächst  durchaus  theologische  Lehranstalten  ;  doch 
wurden  schon  1541  an  der  zürcherischen  Akademie  ein  naturwissenschaftlicher 
Lehrstuhl  geschafifen  und  an  der  genferischen  von  Anfang  an  3  Stunden  wöchent- 
lich für  Mathematik  und  Physik  verwendet,  zeitweilig  auch  eine  medizinische 
Professur  eingefügt.  Das  Verdienst  der  Reformationszeit  hesteht  hier  im  Wesent- 
lichen in  Herheiziehung  tüchtiger  Lehrkräfte,  in  einem  organischen  Aufbau  des 
Oelehrtenschulwesens  von  der  Lateinschule  bis  zur  Akademie  und  in  Zugänglich- 
machung  des  höheren  Studiums  auch  für  die  ärmeren  Schichten.  Die  freie  Auf- 
fassung Zwingli^s,  der  die  lateinische  Bildung  im  Anschluß  an  die  früheren  Kloster- 
atiftungen  auch  der  Landschaft  unmittelbar  zugänglich  machen  wollte  (Kappeln 
Rüti,  Stein),  ward  schon  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts  der  Zeitströmung  zum 
Opfer  gebracht;  die  höhere  Bildung  galt  von  nun  an  als  eine  ,,Gezierde  der 
Stätten **,  und  der  engherziger  werdende  Sinn  fiihrte  im  Laufe  der  Zeit  dazu, 
sie  mehr  oder  weniger  auch  zu  einem  Monopol  der  Stadtbürger  zu  machen ;  von 
einer  solchen  Ausschließlichkeit  waren  die  katholischen  Lande  durch  den  freien 
Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  und  die  meisten  Stifter  einigermaßen  geschützt. 
Die  Errichtung  der  Jesuitenschulen  führte  eine  wohlthätige  Konkurrenz  zwischen 
katholischem  und  protestantischem  höheren  Schulwesen  herbei.  Wenn  die  Schweiz 
mit  ihren  gelehrten  Schulen  in  den  folgenden  Jahrhunderten  eine  nicht  unehren- 
hafte Stellung  einnimmt,  ja  eine  Reihe  Männer  von  europäischem  Ruf  heran- 
gebildet hat,  so  ist  das  weniger  das  Verdienst  ihrer  Organisation,  die  der 
Verknöcherung  anheimfiel,  sondern  es  war  dieser  letztern  durch  tüchtige  Persön- 
lichkeiten unter  Lehrern  und  Schülern  und  die  freie  Luft  eines  republikanischen 
Gemeinwesens  abgerungen.  In  wie  hohem  Maße  aber  diese  letzt ern  Faktoren 
wirksam  waren,  das  bezeugt  die  große  Stellung,  die  Zürich  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrh.  unter  Bodmer  und  Breitinger  in  dem  geistigen  Leben  jener  Zeit  ein- 
nahm, wie  denn  auch  Ewald  von  Kleist  1752  an  Gleim  nach  Deutschland  zurUck- 
berichtete :  „Statt  daß  man  in  dem  großen  Berlin  kaum  3  —  4  Leute  von  Genie 
und  Geschmack  antrifft,  findet  man  in  dem  kleinen  Zürich  mehr  als  20  -30 
derselben.  ** 

Während  die  Reformatoren  sich  der  lateinischen  Schule  und  der  höheren 
Bildung  thatkräftig  annahmen,  wissen  die  Akten  fast  nichts  von  einer  gleichzeitigen 
Förderung  der  eigentlichen,  auf  der  Muttersprache  aufbauenden  Volksbildungs- 
anstalten zu  berichten.  Und  doch  treten  kurz  nachher  gerade  auf  diesem  Gebiete, 
wie  in  andern  Ländern  auch,  die  segensreichen  Folgen  der  Anregungen,  welche 
von  der  Reformation  ausgingen,  hervor.  „Der  Glaubensgegensatz  schuf  Leben 
und  das  Bedürfniß,  die  heranwachsende  Jugend  in  den  Lehren  der  wahren  Religion 
zu  befestigen.  Zur  Predigt  gesellten  sich  regelmäßig  Kinderlehre  und  Jugeud- 
gottesdienst.  Die  Verpflichtung  zum  Besuche  desselben  dehnte  sich  bis  zum  18. 
und  20.  Jahre,  ja  bis  zur  Verheirathung  aus.  Die  Bibel  ward  Hausbuch,  ein 
sehr  bedeutender  Schatz  von  Psalmen,  Sprüchen,  biblischen  Erzählungen  Gemein- 
gut. Nach  dem  Grundsatze  der  Reformation,  der  die  prieaterliche  Vermittlung 
zwischen  dem  Menschen  und  der  Gottheit  aufhob,  mußte  Jeder  sich  selbst  Rechen- 
Bchaft  von  der  Wahrheit,  d.  h.  Schriftgemäßheit  seines  Glaubens  geben  können ; 
and  um  so  kräftiger  griff  diese  Forderung  ein,  als  der  beständige  Streit  zwischen 
protestantischer   und   katholischer  Theologie  und  zwischen  der  kirchlichen  Lehre 
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und  den  immer  und  immer  wieder  auftauchenden  Glaubensabweichungen  Geist- 
lichkeit und  Volk  in  Athem  hielten.  So  wuchs  das  Bedürfniß  stetig,  allüberall 
die  Fertigkeiten  des  Lesens  und  Schreibens  zu  verbreiten.  Die  Bedeutung  der 
Reformation  für  die  Volksschule  besteht  nicht  darin,  daß  sie  den  Unterricht  in 
Methode,  Lehrplan  u.  s.  w.  verbessert,  sondern  daß  sie  ihn  iiber  die  städtischen 
Mauern  hinausgetragen,  audi  für  die  Landbevölkerung  aligemein  gemaclU  hai.'^ 

Wie  sehr  die  Geistlichkeit  aus  diesen  Gesichtspunkten  die  Sorge  für  den 
Jugendunterricht  als  integrirenden  Bestandtheil  ihrer  Pflichten,  für  den  man 
„ weder  Mühe  noch  Kosten  sparen  soll*,  ansah,  beweist  das  Gutachten  der  zürche- 
rischen Synode  an  die  bemische  Geistlichkeit  1562.  Der  Vorsprung,  den  das 
Volksschnlwesen  in  dem  unmittelbaren  und  mittelbaren  Gebiet  der  protestantischen 
Orte  gewann,  rief  nun  aber  auch  auf  Seiten  des  Katholizismus  analogen  An- 
strengungen und  Vorsätzen;  so  bestimmten  auf  Grundlage  der  tridentiniscben 
Beschlüsse  die  bischöflich  konstanzischen  Synodaldekrete  vom  Jahre  1567:  „In 
allen  Pfarreien,  besonders  den  stark  bevölkerten,  sollen  Jugendlehrer  sein.  In 
kleineren  Orten  aber  und  solchen,  die  bisher  keine  Lehrer  hatten  und  wo  die 
Mittel  für  einen  solchen  fehlen,  soll  einer  der  dortigen  Geistlichen  gegen  Ent- 
schädigung dazu  verpflichtet  sein.  Wo  aber  keine  Kapläne  sind,  haben  die  Pfarrer 
dafür  zu  sorgen,  daß  an  diesen  Kirchen  Personen  als  Sigristen  angestellt  werden, 
die  im  Stande  sind,  die  Jugend  im  Latein-  und  Deutschlesen,  sowie  im  Kirchen- 
gesange  und  im  deutschen  Katechismus  zu  unterrichten.  Die  Pfarrer  werden  sich 
mit  den  Ort^behörden  oder  der  Gemeinde  verständigen,  daß  diese  Sigristen  die 
Stelle  als  Schulmeister  gegen  Entschädigung  aus  dem  Kirchenvermögen  oder  gegen 
Beiträge  Einzelner  versehen  oder  daß  man  ihnen  die  Schreiberstelle  mitübertrage. 
Die  Pfarrer  sollen  die  Schulen  monatlich,  der  Dekan  wenigstens  halbjährlich 
besuchen;  der  Synode  ist  über  den  Zustand  derselben  jeweilen  ausführlicher  Be- 
richt zu  erstatten.  *"  So  entstand  wenigstens  in  den  dem okri. tischen  Kantonen  der 
Urschweiz  ein  verhältnißmäßig  rasch  sich  entwickelndes  Volksschulwesen.  Weniger 
günstig  standen  die  Dinge  in  den  Landschaften  der  katholischen  Städtekantone  ; 
soweit  unsere  Kenntniß  reicht,  war  nur  die  Regierung  von  Solothurn  weitherzig 
genug,  auch  dem  Schulwesen  auf  dem  Lande  ihre  Fürsorge  zuzuwenden  und 
tüchtigen  Schulmeistern  flnanzielle  Unterstützung  zuzusprechen;  im  Gebiete  von 
Freiburg,  Luzeru  u.  s.  w.,  noch  mehr  aber  in  denjenigen  der  gemeinen  Herr-, 
Schäften,  in  welchen  nicht  Zürich  und  Bern  das  entscheidende  Wort  führten,  lag 
das  Landschulwesen  noch  völlig  brach  und  blieb  im  Wesentlichen  auch  brach- 
liegend bis  zum  Untergang  der  alten  Eidgenossenschaft. 

Daß  in  den  regierenden  Städten  die  Volksschule  allmälig  auch  Gegenstand 
der  ötfentlichen  Fürsorge  wurde  und  wie  hier  die  Zustände  sich  gestalteten,  mag 
am  Beispiel  Zürichs  gezeigt  werden,  dessen  Rath  gegen  die  Mitte  des  16.  Jahrb. 
anfing,  sich  der  deutschen  Schulen  anzunehmen.  1586  zog  derselbe  die  deutschen 
Knabenschulen  in  ein  einziges,  zu  diesem  Zwecke  eingerichtetes  Haus  (St.  Peter 
am  Neumarkt)  zusammen.  Die  vom  Rathe  bestimmte  Kommission  richtete  darin 
drei  übereinanderliegende  Schulstuben,  sowie  eine  Wohnung  für  den  Schulmeister 
ein.  Die  Schulstuben  repräsentirten  zugleich  die  Schulstufen.  „Inn  der  untersten 
Stuben  lerne  man  das  A-B-C  läsen.  Dazu  werden  kleine  tätfeliu  getruckt,  item 
nammenbücbly,  daruß  die  ersten  Buchstaben,  silben  und  stimmen,  auch  nammen 
ze  läsen  und  ze  lernen  sind.  —  Inn  der  mittlem  stuben  lernt  man  schryben  und 
die  gründ  uß  der  h.  Gschrifft;  es  söllendt  nämlich  neben  läsen  getruckter  bücher 
und  gschribner  brietfen  schöne  geistliche  und  nützliche  sprich,  überschritlten,  anfang 
und    beschluß   allerleyg   sendtbrielFen    fiirgeschriben  werden.  —  Inn  der  dritten 
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und  obristen  stuben  soll  der  Soholmeister  ein  grüße  Arithmeticum  habeu,  uß  der 
er  die,  die  es  begeren,  leeren  solle;  nach  vorsohrifft  eilend  sy  lernen  rechnung 
aßfirt;ellen,  eine  rechte  überschrifPt  machen,  den  anfang  und  ußgang  eines  briefifs 
nffsetsen,  zyt,  jar  und  kalender  vorstan.**  Oberstes  und  gemeinsames  Lehrfach 
war  dabei  die  Religion,  sowohl  in  Form  obligatorischen  gemeinsamen  Kirchen- 
besuchs,  als  besondern  Unterrichts  am  Donnerstag  und  Samstag  Vormittag.  Lehr- 
buch der  untersten  Erlasse :  kleiner  Katechismus ;  der  mittlem :  größerer  Katechismus 
Bullinger^s;  der  obersten:  Bibel.  Die  oberste  Klasse  hatte  Donnerstags  auch 
Psalmensingen ;  die  untere  Erlasse  hörte  zu.  „Andere  bücher  mögen  auch  in  der 
deutschen  Schul  geläsen  werden,  als  tütsche  predigen  vom  tod  und  sterben,  vom 
bericht  der  kranken  u.  s.  w.**  Das  £intrittsalter  wurde,  wie  früher,  im  Maximum 
auf  das  fünfte  Jahr  festgesetzt.  Die  Zahl  der  täglichen  Unterrichtsstunden  betrug 
im  Sommer  sechs,  im  Winter  fünf;  der  Schulbesuch  im  Winter  war  stärker  als 
im  Sommer.  Die  Aufsicht  führten  fünf  Schulherren,  nämlich  zwei  von  den  Ge- 
lehrten und  drei  von  den  Räthen,  welche  wenigstens  alle  Fronfasten  (Quartale) 
die  Schule  einmal  besuchen  mußten.  In  Anwesenheit  der  verordneten  Schulherren 
sollten  jährlich  zwei  Prüfangen  abgehalten  werden,  an  die  sich  eine  Zensur  über 
Schüler  und  Schulmeister,  sowie  eine  Austh eilung  von  Preisen  an  die  besten 
Schuler  anschloß.  Gleichzeitig  trat  eine  Veränderung  der  Besoldungsverhältnisse 
ein  im  Sinne  besserer  Ausgleichung  zwischen  den  Lehrern  und  größerer  Be- 
theiligung seitens  des  Staates.  Bisher  hatte  der  Staat  gegeben  6  MtLtt  Kernen 
(k  ca.  1  fl.  =  20  Fr.  heutigen  Werthes);  nunmehr  gab  er  10  Mütt  Kernen, 
dazu  freie  Wohnung  für  den  obersten  Lehrer  und  10  fl.  an  den  £[auszins  der 
beiden  untern  Lehrer;  weiter  flössen  aus  der  Meisen- Stiftung  5  fl.  Zulage  für 
jeden  Lehrer.  Dafür  wurde  das  Schulgeld  herabgesetzt,  in  der  untersten  Klasse 
(Lesen)  von  l*/«  fl.  auf  72,  in  der  mittlem  (Schreiben)  von  2  fl.  ebenfalls  auf 
^s,  in  der  obersten  Klasse  von  4  fl.  auf  2  fl.  Infolge  von  Beschwerden,  daß 
durch  diese  Herabsetzung  einzelne  Lehrer  trotz  der  Besoldungserhöhung  ungünstiger 
als  bisher  zu  stehen  kommen,  fügte  der  Rath  für  jeden  der  untern  Lehrer  noch 
3  Eimer  Wein  bei,  für  den  obersten  Lehrer  aber  noch  eine  so  bedeutende  Personal- 
zulage, daß  dieser  sich  nun  auf  etwa  220  fl.  (3500  Fr.)  zu  stehen  kam.  Dazu 
erhielten  die  Lehrer  das  Recht,  Privatstunden  neben  der  Schule  zu  ertheilen, 
einige  Einnahmen  vom  Lehrmittelverkauf  und  zeitweise  auch  etwelche  Entschädigung 
für  nicht  eingegangenes  Schulgeld.  —  Die  Mädchenschulen  —  Zwingli  dachte  von 
der  theoretischen  Bildung  des  weiblichen  Geschlechtes  gering  —  blieben  auch 
jetzt  zurück ;  die  Stadt  begnügte  sich  mit  einem  bloßen  Beitrag  an  die  Besoldung 
der  Lehrfrauen;  die  deutschen  Schulen  wiesen  denn  auch  1583  neben  410  Knaben 
nur  49  Mädchen  auf.  Dementsprechend  ließ  der  Rath  die  Freiheit  zur  Errichtung 
privater  Mädchenschulen  bestehen,  während  er  dieselbe  für  Knabenschulen  möglichst 
einschränkte.  (Nach  Ernst,  „Geschichte  des  zürcherischen  Schulwesens**,  S.  165  if.) 

Auf  solchem  und  ähnlichem  Grunde  ist  in  den  zwei  folgenden  Jahrhunderten 
in  den  städtischen  Volksschulen  ruhig  weiter  geschulmeistert  worden ;  eingreifende 
Neuerungen  fanden  nicht  statt.  Je  nachdem  tüchtige  Männer  und  ein  etwas 
frischerer  Luftzag,  wie  zu  Anfang  des  18.  Jahrb.,  ihren  Einfluß  fühlbar  machten, 
gewann  auch  das  Yolksschulwesen,  um  bald  nachher  wieder  in  den  gewöhnlichen 
Mechanismus  zurückzusinken. 

Von  der  Reaktion,  die  der  dreißigjährige  Krieg  mit  seinen  Verwüstungen 
über  die  mitteleuropäische  Kultur  brachte,  ist  unser  Vaterland  verschont  geblieben. 
Dagegen  hatten  für  das  Landschulwesen  die  sozialen  Wirren  des  Bauernkrieges 
theilweisen  Rückschlag  zur  Folge;  so  beschloß  noch  im  Jahre  1653  die  Regierung 

Fnrrer,  VoUcBwirtbachafts-Lexikon  der  Schweis.  ^ 
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von  Solothurn,  die  bis  dahin  manches  für  das  Schulwesen  auf  dem  Lande  gethan : 
„Ist  den  Bauern  anheimgestellt,  Schulmeister  zu  haben,  aber  M6nH Herren  werden 
nit  mehr  daza  contribuiren.**  Auch  in  den  protestantischen  Städtekantonen  sind 
die  Landschulordnungen  aus  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  unwesentlich  ver- 
änderte Kopien  der  Verordnungen  aus  dem  17.  Jahrh.  Die  Erfolge  der  Pietisten 
auf  dem  Gebiete  der  Schule  haben  bei  uns  nicht  sowohl  eine  Reform,  als  viel- 
fache Anregung  des  Pflichtgefühls  für  die  Pflege  der  Schule  und  methodische 
Neuerungen  gebracht,  die  indeß  nicht  allzusehr  in  die  Tiefe  drangen,  wie  denn 
Pestalozzi  durch  das  „Sokratisiren  einiger  Lehrer**  keineswegs  sich  „täuschen*"  ließ. 

Unter  diesen  Verhältnissen  war  es  wenigstens  für  die  nächste  Folgezeit  kaum 
ein  Gewinn,  daß  auf  der  Landschaft  die  Geistlichen  mehr  und  mehr  von  der 
Schulhaltung  sich  zurückgezogen  und  diese  weltlichen  Händen  überlassen  hatten; 
an  Ansehen  vor  dem  Volke  gewann  die  Schule  dadurch  nicht  und  dem  Wohl- 
wollen der  leitenden  Kreise  wurde  sie  ferner  gerückt.  Aber  als  Grundlage  ftlr 
die  spätere  Entwicklung  war  diese  Veränderung  von  höchster  Wichtigkeit.  Lehr- 
stand und  Volksschule  wurden  dadurch  Gegenstände  eines  selbstständigen  Interesses, 
und  die  geistige  Bewegung  der  Aufklärung,  die  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh. 
ihr  Gepräge  aufdrückte,  säumte  nicht,  sich  der  Fragen  der  Volksbildung  mit  einer 
Begeisterung  und  Nachhaltigkeit  anzunehmen,  die  ganz  undenkbar  wäre,  wenn  sie 
die  Volksschule  noch  lediglich  als  Appendix  der  geistlichen  Funktionen  vorge- 
funden hätte. 

In  der  That  zeigen  die  letzten  Jahrzehnte  des  vorigen  Jahrhunderts  das 
rege  Streben,  dem  Volksschulwesen  eine  durchgreifende  Reform  zu  Theil  werden 
zu  lassen;  wir  gewahren  aller  Orten  Ansätze  zu  einem  durch  eigene  Kraft  be- 
wirkten Aufschwung.  Die  Reform  des  zürcherischen  Landschulwesens  1774  ist 
weniger  durch  ihre  unmittelbaren  Verbesserungen  als  durch  den  Eifer  und  die 
Einsicht  bemerkenswerth,  mit  welchen  Geistliche  und  Staatsmänner  sich,  um 
Besseres  zu  schaflen,  in  das  Studium  der  vorhandenen  Zustände  und  der  Mittel, 
denselben  aufzuhelfen,  vertieften.  Die  helvetische  Gesellschaft  bot  den  Bestrebungen 
für  bessere  Bildung  Sprechsaal  und  moralische  Unterstützung;  das  Seminar  Halden- 
stein-Marschlins  zeigte  noch  vor  der  Entstehung  des  Philanthropins  in  Dessau  das 
Muster  naturgemäßer  Erziehung  zunächst  für  die  höheren  Stände.  Wie  lebhaftes 
Interesse  Pestalozzi  für  seine  Erziehungsversuche  auf  dem  Neuhofe  bei  den  berni- 
schen Landvögten  auf  Schloß  Wildenstein  vorfand,  ist  bekannt  genug;  in  den 
Klöstern  Kreuzungen  und  St.  Urban  wurde  die  Einführung  der  Felbiger'schen 
Methode,  die  Ausarbeitung  von  Lehrmitteln,  die  derselben  entsprachen,  und  die 
Einweihung  strebsamer  Lehrkräfte  in  dieselbe  durch  Bildungskurse  betrieben.  Aber 
im  Volksschulwesen  sah  und  beklagte  man  mehr  die  Mangelhaftigkeit  des  Vor- 
handenen, als  daß  man  sich  im  Stande  fühlte,  derselben  allseitig  abzuhelfen.  Im 
Allgemeinen  war  das  Schulwesen  selbst  in  den  Landschaften  der  vorgeschrittensten 
Kantone  zu  Ende  des  18.  Jahrh.  noch  auf  niedrigerer  Stufe  als  in  manchen 
deutschen  Fürstenthümern  damaliger  Zeit;  die  Landschulen  im  Ganzen  auf  den 
Winter  beschränkt,  mit  einigen  wöchentlichen  Halbtagen  im  Sommer ;  die  Lehrer, 
selbst  oft  kaum  im  Besitz  der  dürftigsten  Elementarkenntnisse,  vom  Pfarrer  ab- 
hängig, kärglich  besoldet  und  in  der  Hauptsache  auf  das  Schulgeld  angewiesen, 
das  sie  fast  überall  selbst  einzukassiren  hatten,  genöthigt,  durch  ein  Handwerk 
oder  kirchliche  Bedienstung  den  nöthigen  Lebensunterhalt  zu  ergänzen,  die  Wahl 
mehr  durch  äußere  Gründe  (Ortsangehörigkeit,  Unterstützungsbedürftigkeit,  Besitz 
einer  ordentlichen,  zum  Schulhalten  ausreichenden  und  günstig  gelegenen  Stube) 
als    durch   Fähigkeit    oder   Kenntnisse   bestimmt;    an    wenigen    Orten    besondere 
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ScbulhSuser;  die  Schalstuben  oft  gleichzeitig  dem  Handwerksbetrieb  und  dem 
Aufenthalt  der  Familie  dienend  —  da  und  dort  wechselte  auch  die  Schule  und 
damit  die  Pflicht  der  Verköstigung  des  Lehrers  in  wöchentlicher  ^ Kehre**  von 
Hof  zu  Hof;  wirkliche  Durchfuhrung  eines  allgemeinen  Schulbesuchs  schon  zufolge 
der  unzulänglichen  Lokalitäten  ein  Ding  der  Unmöglichkeit;  von  methodischer 
Erfassung  des  Lehrstoffs,  Durchführung  des  Klassenunterrichts,  halbwegs  geeigneter 
Bestuhlung  und  passenden  Lehrmitteln  kaum  die  Anfänge  —  so  zeigt  sich  uns 
das  Bild  des  schweizerischen  Landschulwesens  in  den  Antworten,  die  dem  Minister 
Stapfer  auf  sein  Fragenschema  vom  Jahre  1798  eingingen,  und  in  kleineren 
Städten  waren  die  Verhältnisse  oft  keineswegs  besser. 

Der  Grund  zu  solchem  Mißverhältniß  zwischen  Wollen  und  Können  lag  in 
der  Auffassung  der  Stellung  des  Schulwesens  zum  Staat.  Noch  das  18.  Jahrb. 
hat  bei  uns  wie  anderswo  den  Staat  wesentlich  als  eine  Organisation  der  äußeren 
Ordnung  aufgefaßt;  die  kulturellen  Aufgaben,  wie  die  Erziehung,  hatte  derselbe 
nicht  selbst  an  Hand  zu  nehmen,  sondern  unter  Wahrung  seiner  Oberaufsicht  der 
Kirche  anvertraut.  Der  Staatshaushalt  war  in  keiner  Weise  für  Unterhalt  und 
Förderung  derselben  eingerichtet;  das  Bewußtsein,  daß  er  auch  hiefür  finanziell 
einzustehen  habe,  fehlte  allgemein,  und  wie  sehr  der  Satz  des  Wiener  Hofdekrets 
vom  13.  Oktober  1770,  daß  „das  Schulwesen  ein  Politicum  sei",  neu  war,  dafür 
haben  wir  gerade  in  der  Schweiz  sprechende  Beweise.  Statt  daß  man  sich  „unter- 
standen hätte^,  für  Schulzwecke  „zum  eerarium  publicum  seine  Zuflucht  zu  nehmen", 
was  sich  „kein  gutdenkender  Bürger  jemals  in  den  Sinn  kommen  lassen  wird,  so 
lange  er  noch  andere  Mittel  weiß,  seinen  nothleidenden  Brüdern  Hülfe  zu  ver- 
schaffen*', —  Worte  des  Antistes  Ulrich  von  Zürich  in  einer  Denkschrift  zur 
Hebung  des  Landschulwesens  1776,  —  suchte  man  das  Nöthigste  durch  An- 
regung freiwilliger  Liebesspenden  zu  erhalten,  erhielt  es  auch,  aber  blieb  natür 
lieh  weit  entfernt,  eine  durchgreifende  Verbesserung  der  Zustände  zu  erzielen, 
üeber  diesen  Versuchen  mit  unzureichenden  Mitteln,  wenn  auch  voll  guten  Willens, 
brach  die  große  Umwälzung  herein,  welche  die  alte  Eidgenossenschaft  in  Trümmer 
warf  und  an  ihrer  Stelle  den  helvetischen  Einheitsstaat,  die  K6publique  helv^tique 
nne  et  indivisible,  aufrichtete. 

C.  Die  Zeit  der  Hdvetik,  1798 — 1803.  Die  französische  Revolution  hatt« 
auch  für  die  Auffassung  des  Verhältnisses  der  Schule  zum  Staat  eine  Umwälzung 
gebracht.  Es  lag  das  schon  als  natürliche  Konsequenz  in  ihrer  gegen  die  Kirche 
gewendeten  Richtung,  daß  allenthalben  da,  wo  ihre  Ideen  Wurzel  schlugen,  sie 
die  Hand  auch  auf  das  Gebiet  der  Erziehung  legte.  Dazu  kam  ein  Zweites.  Sie 
empfand  schon  in  ihrer  Wiege  das  Bedürfniß,  den  menschheitlichen  Grundsätzen 
der  Aufklärungszeit,  der  sie  ihren  Ursprung  verdankte,  Ausdruck  zu  verleihen 
und  den  bisherigen  historisch  gewordenen  sozialen  Einrichtungen  gegenüber  ab- 
gerundete systematische  Verfassungen  aufzustellen.  Es  wäre  eine  Verläugnung 
der  idealsten  Strebungen,  die  sie  trugen,  gewesen,  hätte  sie  nicht  auch  in  den- 
selben die  Pflicht  der  Aufklärung  und  damit  der  Sorge  für  die  Erziehung  an- 
erkannt. So  ist  auch  für  die  Schweiz,  die  1798  nach  französischem  Muster  in 
einen  Einheitsstaat  umgeschaffen  wurde,  gleichzeitig  als  etwas  Neues  eine  solche 
Verfassung  in  Kraft  getreten  und  in  derselben  von  Seite  des  Staates  die  Auf- 
klärungs-  und  Erziehungspflicht  in  Anspruch  genommen  worden.  Die  erste  Formu- 
lirung  in  der  von  Ochs  der  französischen  Direktorialverfa^sung  nachgebildeteu 
Konstitution  von  1798  lautet  zwar  noch  sehr  theoretisch  und  abstrakt:  „Art.  4. 
Die    zwei  Grundlagen   des  öfl'entliohen  Wohles  sind  die  Sicherheit  und  die  Auf- 
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kÜr^xc.  I^  AxftiTTrr  «  i«i  W.ii*ta^<r  TimE.th*^"  Z-zieicfe  «feilte  die 
K'A^rr.vry.i.  üt  £n««iir|P  *i-«  lt;-i*:tr«  irr  Kzzi^u  UE«i  Wisscx&ächftltai  in 
A-^fl^v.k*:  ii'i  "^j^  *rir  u^K-tlict  ii*  Wircen  ües**  HiiüKer«  die  «ta&tlicbe 
Vtytir.  tczf  dt«  G*t>:*  i-tr  Erx:*hTrg  iec  öfen:litii*^r.  Be-^iittiein  eingegrsben 
kkt.  dtToü  >f^  Zp*r:rE.:te  i\.  CkL  ^i^i  fcllt  Änderrs  der  r&a^h  wechselnden  Ter- 
fwnx^pfcnrc.rrssf^L  ci-t^rT  l'^ryAt  ■:*>  Einheheet&At^  der  Erxiehimc  sedenken. 
ULrrxz,  zz.  i*:.  *'i">r«r:r%ieT:  V*:rbSlmis=eii.  d«  die  Scbw-riz  der  KmgsMhan- 
plftTi  d*T  Ji*:TLi*:z.  H*?tTr:  Wir.  izL  «jef  ;r  d^  letztem  X'Xh  und  Elecd  darch  das 
Lftrd  ifwr-  die  PirT-rnkisLC-fe  -"ede  bi*:i-rLie  C>ri'isrc  ^iBiLOfflich  nachten,  sollten 
z.\'  i.^.  Gr-.itlize!:  -Ir-ts  eiibeitli^ben  scbweizeri-chen  Sofc-Iweser»  gcächaffen 
werce::.  Iä.-  Lnrekt.rr'r:  -eriALL»*  in  Mai  ram  lf:Li-.ter  -^er  KüTJste  und  Wisen- 
^.btfre-.  P:-.  Al:-T.  StÄifer  von  Bnc^  17o«".» — 1^4»'  .  ucd  al»  dieser  im  Herbrt 
j^<^>  il*  iJerolinlcLtif.er  drr  Rr^ieniEg  nath  Pari?  abging,  ra  seinem  Nach- 
fo-irer  ¥e>:fe;  r  Mofcr  t:l  L-zem.  der  Stapfer "s  Werk  in  gleichem  Siune  fort- 
«rrte.  .Mir.  nTsi  der  Welt  t^weiieü.  daß  a::»  nnserer  Revolution  ftr  ^«rahre 
li**-M;Ler.vered-^nr  «ii  G-rwi-i:  erwaihie,*   das  war  Staplers  ieitenier  6««ichts- 

•y;b<:'t»  am  1^.  Novertber  I7?>  unterbreitete  da*  Direktorium  mit  warmer 
EmpfeLlasg  den  g&setigel^rcden  Büthen  einen  vön  Stapler  aT2>gearbeiT<?ten  ,Ge- 
ftetze*TORÄLlae  betr.  die  ntterL  Böreer^chnlen  - .  der  die  OriranisÄtion  eines  über 
da*!  e^Lze  L&nd  h:L  gleichmäßig  eingeriohteten  Elementar^hiilwe^iens  sich  sam 
Ziele  Hrtzte.  &"jf  welibc  dann  die  eiger:t!ichen  Bürgrrsthnlen  und  über  ihnen  die 
r^if.rz^z.'.aitX'zii  Gelebrter.-<:huieL  aufbauen  «olhen :  al-  Absc-hluü  nr.d  ELrönang  de» 
Gitzer:  war  eine  rat i. Laie  Cer.lralsehule  gedacht.  Der  Entwurf  wurde  im  Früh- 
jahre ITlflif  in  BeratLriLg  gerjornmen.  an  eine  Kommission  grwiesen  nnd  blieb 
nrerlediirt.  yicLu-iettower-iger  legte  Staffer  Hand  ans  Werk:  er  hatte  sicn  vom 
Wrekrorium  bevoUmä'.htigen  la«en.  wenigstens  die  dringen'i<ten  Maßregeln  in 
A':*f'I:-rTiLg  m  brirgen:  *-^j  wuiden  denn  die  Wahlen  der  kantonalen  Eraiehnngs- 
rithe  .--d  der  Sctulin-pektoren  getroiien,  und  Stapfer  gab  mit  Erlaubniß  dea 
Direkt/.riim?-  Isfetruktioren  für  dieselben  heraus.  .Sie  sind  ein  schönes  Denkmal 
rieht  Vii^L  reiLer  h^^f:liiii:TnLg  und  pädagogischen  Eirsicht.  sondern  auch  seines 
dtirr:h|rer.eijderi  Streben-,  die  örfer.tlichc  Aleinung  für  die  Schulreform  ohne  Unter- 
MrLie'l  der  Parteien  dnroh  größtmögliche  Offenheit  des  W-igchens,  durch  wohl- 
woIier.d«:*  Eingehen  auf  jede  dem  Irteressc  fdr  die  Sache  entsprungene  Anregung 
zkl  ^wir.nen,  und  zeichnen  sich  geradfzu  aus  durch  Vermeidung  alles  burean- 
kratiWien  Bei g*^h macker."  Die  Instruktionen  nehmen  auch  auf  Dinge  Bezogt 
we>:he  er^t  die  GegeLwart  in  ihrer  Wichtigkeit  zu  schätzen  gelernt  hat.  so  anf 
Kcr.troiirunjf  der  hygieinifcben   Verhältnisse. 

Um  -ich  ein  klare»  Bild  von  den  Zuständen  und  Bedürfnissen  der  Schulen 
Helvetiens  zu  verschaffen,  entwarf  er  Anfangs  ITyj  ein  Fragt-nschema,  das  sämmt- 
H^heii  Hcliullehrern  der  Schweiz  zugesandt  Avurde:  die  Antworten  lieftrn  bis  1800 
fa^t  voll-tändig  ein  urd  bildm  tur  dit-  Kennti.iß  des  Schulwesens  jener  Zeit  ein 
^;,r.z  unwjh ätzbare«  Quellenmaterial.  Bekannt  sind  die  mehrfiuhen  Versuche  Stapfer's, 
Le^i^er^ildung^ku^.'.e  in's  Leben  zu  lufen,  und  die  Unterstützung,  die  er  zu  diesem 
Zweck  heinem  bi^ierigcn  Sekretär  Fischer  auf  Schloß  Burgdorf  angedeihen  ließ, 
bekannt    auch    die  F?3r'lerung.    die  Pestalozzi  und  seinm   Unternehmungen  durch 


niciii   wuLii«:.    wijjiTi    'j"    -^^ -c ■"*-^^.  fc.^*"""«!,  aiesem 

3fari!.  mit  einem  geradezu  unverwüstlirhen  Vertrauen  zur  Seite  ^tand.     Für  das 
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WaiBenhaas  in  Stans  wurde  finanziell  dorohaus  anareichend  gesorgt;  die  helvetische 
Begierang  setzte  Pestalozzi  für  seioe  Yersnche  an  der  Elementarschule  in  Borg- 
dorf eine  kleine  Besoldung  aus,  und  eben  dieser  dankte  er  es,  daß  er  im  Schlosse 
für  seine  Erziehungsbestrebungen  festen  Sitz  fand ;  sie  unterstützt  ihn  daselbst  für 
Heranbildung  von  Lehrerzöglingen  mit  einer  für  ihre  Verhältnisse  namhaften 
Summe,  und  sie  ist  es,  die  von  1800  an  und  noch  in  den  letzten  Monaten  ihres 
BeHtandes  durch  Geldvorschüsse  ihm  die  Herausgabe  seiner  Lehrbücher  möglich 
macht.  So  hat  sie  bei  Pestalozzi^s  Werk  gewissermaßen  Pathenstelle  vertreten, 
und  was  frei  von  den  Schlacken  der  politischen  Wirren  der  helvetischen  Periode, 
ächter  Kern  idealen  Strebens  in  ihr  war,  das  ist  über  ihrem  Grabe  durch  Pestalozzi 
für  die  Nachwelt  gerettet  und  zum  Gewinn  des  Vaterlandes  wie  der  Menschheit 
geworden.** 

Aber  auch  die  helvetische  Begierung  selbst  hat  wenigstens  bestimmte  Grund- 
steine gelegt,  auf  welchen  die  Zukunft  weiterbauen  mochte.  Das  sind  die  Beschlüsse 
vom  4./6.  Dezember  1800,  mittelst  deren  jede  Munizipalität  zur  Anweisung  und 
Beheizung  eines  Schulzimmers,  zur  Bezahlung  einer  Minimal-Lehrerbesoldnng  von 
Fr.  80  und  jeder  Hausvater  verpflichtet  wurde,  seine  Kinder  sowie  allfällige 
Kostkinder  den  Winter  über  zur  Schule  zu  senden. 

D.  Mediaiionszeit,  1803 — 181S.  Die  Saat,  welche  die  helvetische  Einheits- 
regierung ausgesäet,  begann  in  dem  ruhigen  Jahrzehnt,  das  der  Grablegung  der 
Helvetik  am  10.  März  1803  folgte,  allmälig  zu  keimen.  Obgleich  oder  gerade 
weil  die  Einheitsform  zerbrochen  war,  machten  sich  nun  die  Männer,  welche 
Stapfer  Heerfolge  geleistet,  in  den  Kantonen  um  so  eifriger  an's  Werk,  das 
Schulwesen  zu  heben.  Die  meisten  der  Kantone  erließen  Schulordnungen  und 
Schulgesetze,  die  gemeinsam  das  Charakteristische  hatten,  daß  sie  an  ihrer  Spitze, 
wenn  auch  in  verschiedener  Formulirung,  den  Gedanken  ausdrückten,  daß  die 
Sorge  für  die  Erziehung  der  Jugend  „unentbehrlich  und  einer  der  höchsten  Zwecke 
des  Staates**,  „eine  heilige  Pflicht  der  Obrigkeit"  sei.  Man  war  somit  in  keiner 
Weise  gewillt,  auf  die  Neutralität  des  Staates  in  Schuldingen,  wie  sie  bis  1798 
geherrscht,  zurückzukommen.  Wohl  sind  die  Mittel,  die  der  Staat  damals  für 
das  Schulwesen  glaubte  aufwenden  zu  dürfen,  sehr  sparsam  bemessen;  um  so 
eifriger  legte  sich  die  Begeisterung  der  Privaten  in's  Werk.  Eine  große  Reihe 
von  Instituten  erstanden  zu  Stadt  und  Land,  um  wenigstens  dem  Sohne  des  ver- 
möglichen Bürgers  und  Landmanns  eine  bessere  Bildung  zu  ermöglichen.  Pestalozzi's 
Erziehungsunternehmen  in  Iferten  stieg  zu  höchstem  Flor  und  wurde  Wallfahrtsort 
für  Einheimische  und  Fremde;  auf  Hofwyl  schuf  Fellenberg  jenes  System  von 
Anstalten,  mit  dem  er  die  soziale  Krisis  durch  bessere  Erziehung  aller  Stände 
zu  beschwören  gedachte,  und  in  Frei  bürg  führte  P.  Girard  durch  den  Zauber 
seiner  Persönlichkeit  und  die  Klarheit  seiner  Methode  die  städtischen  Schulen  zu 
einer  Höhe,  die  mit  dem  Ruhme  von  Iferten  wetteiferte.  Aus  eigenem  Antrieb, 
mit  großer  Hingabe  und  geringer  finanzieller  Staatshülfe  errichteten  Landpfarrer 
Lehrerbildungskurse,  die  in  beschränkten  Verhältnissen  höchst  erfreuliche  Leistungen 
aufwiesen.  Auch  die  höhere  Bildung  nahm  durch  Gründung  jugendfrischer  Kantons- 
schulen  (Aarau,  Chur)  an  diesem  patriotischen  Aufschwung  Theil.  Und  endlich 
trat  auf  Pestalozzi's  Anregung  und  unter  seinen  Auspizien  die  „Schweizerische 
Gesellschaft  für  Erziehung  *"  1808  in  Lenzburg  zusammen,  um  alle  diese  vereinzelt 
wirkenden  Kräfte  in  dauernder  Berührung  zu  halten,  und  als  ihre  Mitglieder  1812 
von  der  fünften  Jahresversammlung  heimkehrten,  geschah  es  in  froher  Hofi'nung 
eines   erneuten  Emporblühens   der  Gesellschaft   und    durchaus   ohne  die  Ahnung, 
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daß  die  Weltereignisse  dieses  und  des  folgenden  Jahres  nicht  nur  der  Gesellschaft^ 
sondern  auch  der  „  segensreichen **  Mediationszeit  seiher  ein  jähes  Ende  hereiten 
werden. 

E,  Bestaurationszeitj  1813 — 1830,  Der  Sturz  Napoleon 's  führte  zu  einer 
Neugestaltung  der  politischen  Verhältnisse  der  Schweiz,  die  nur  langsam  allge- 
meine  Zustimmung  fand.  Die  Souveränität  der  Kantone  wurde  nahezu  unheschränkt 
wieder  hergestellt;  eine  Entschädigung  lag  darin,  daß  diesem  machtlosen  Staaten- 
hunde nun  auch  Wallis,  Neuenbürg  und  Genf  bleibend  eingefügt  wurden.  Nach 
air  den  Anstrengungen  und  Beunruhigungen  der  napoleonischen  Zeit  überwog  in 
den  nächsten  Jahren  das  rückhaltlose  Bedürfniß  nach  Enhe;  sie  prägen  den 
Charakter  konservativen  Stillstandes  und  gelegentlichen  Kückschrittes  ohne  Oppo- 
sition der  öffentlichen  Meinung  in  fast  ausnahmsloser  Reinheit  aus.  Aber  die 
Bestrebungen  für  Hebung  des  Schulwesens  waren  in  der  Mediationszeit  zu  tief 
gewurzelt,  als  daß  die  bisherige  Entwicklung  hätte  rückgängig  gemacht  werden 
können ;  nur  darin  erfolgte  in  einzelnen  Kantonen  ein  unzweifelhafter  Rückschritt^ 
daß  die  staatliche  einheitliche  Besorgung  der  Schule  beseitigt  und  die  Pflege  der 
letzteren  den  Konfessionen  zurückgegeben  wurde  (Thurgau,  St.  Gallen) ;  zudem 
riefen  die  Hungerjahre  1816  und  1817  ganz  andere  Interessen  als  die  idealen 
in  den  Vordergrund. 

Mit  dem  Jahre  1819  und  dem  in  demselben  gefeierten  Reformationsfest 
änderte  sich  die  Szene,  und  die  Begeisterung  für  die  Erhebung  der  Griechen 
vollendete  das  Wiedererstarken  eines  freisinnigen  Geistes  in  einem  großen  Theile 
der  Eidgenossenschaft.  Noch  lebten  und  wirkten  in  den  meisten  Kantonen  für 
das  Schulwesen  die  Veteranen  aus  der  Zeit  der  Helvetik  und  Mediation  ;  die 
1810  gegründete  Schweiz,  gemeinnützige  Gesellschaft  ward  nun  der  Sprechsaal 
für  die  Förderung  der  freien  Entwicklung  auf  dem  Gebiet  des  Erziehungswesens ; 
mit  größter  Lebhaftigkeit  und  reichlichem  Widerhall  in  der  öflFentlichen  Meinung 
wurde  namentlich  die  Frage  besserer  Lehrerbildung  besprochen ;  in  der  Verbreitung 
des  wechselseitigen  Unterrichts  hoffte  man,  unter  Vortritt  P.  Girard's,  die  aus- 
reichende Lösung  der  Aufgabe  gefunden  zu  haben,  um  mit  sparsamen  Mitteln 
auch  armen  Landschaften  und  Kantonen  die  Durchführung  allgemeiner  Schul- 
bildung  zu  sichern.  In  einzelnen  Kantonen  gelangten  die  Bestrebungen  zur  Reform 
des  Schulwesens  zu  gesetzlichem  Ausdruck;  1829  nahm  Nidwaiden,  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1830  Luzem  ein  neues  Schulgesetz  an.  Zürich  hatte  bereit» 
jahrelang  die  Revision  seines  Erziehungswesens  mit  Umsicht  vorbereitet  und  in 
den  Hauptfragen  zum  vorläufigen  Abschluß  gebracht,  als  die  Julirevolution  in 
Frankreich   1830  eine  völlig  neue  Situation  schuf. 

F,  Be(ßeneraUon,  1830 — 1848,  Die  eigenthümliche  Brechung,  welche  die 
revolutionäre  Bewegung  des  Jahres  1830  in  ihrem  Ursprungslande  dadurch  erhielt^ 
daß  es  dem  gebildeten  Bürgerstande  gelang,  der  Bewegung  Halt  zu  gebieten  und 
den  neuen  Verhältnissen  seinen  Stempel  aufzudrückeu,  wiederholte  sich  auch  in 
der  Schweiz ;  die  Revolution  wurde  dadurch  zur  Reform.  An  Stelle  der  bisherigen 
mehr  oder  weniger  patriarchalischen  Staatsorganisation  trat  die  bewußte  Aus- 
bildung des  Rechtsstaates.  Für  die  Schule  wurde  dies  nach  zwei  Seiten  hin 
wirksam.  Einmal,  indem  der  Staat  das  ausschließliche  Recht  auf  die  Gestaltung 
der  Schule,  damit  aber  auch  die  unbeschränkte  Pflicht,  für  die  Schule  zu  sorgen» 
in  Anspruch  nahm;  dadurch,  daß  die  Steuerkraft  des  Volkes  nunmehr  unmittelbar 
und  ausgiebig  für  die  Schulbedtirfnisse  zugezogen  wurde,  ergab  sich  die  Möglich- 
keit, ganz  anders  als  bisher  durchgreifende  Reformen  zu  bewerkstelligen,  und  das 
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Aaskanftsmittel  der  20er  Jahre,  durch  wechselseitigen  Unterricht  das  Ziel  all- 
gemeiner Volksbildung  zu  erreichen,  verschwindet  dieser  neuen  Situation  gegen- 
über als  überwundener  Standpunkt.  Anderseits  führen  die  Bestrebungen  nach 
Durchführung  der  Rechtsgleichheit  Über  die  bisherigen  Unterschiede  yon  Stadt- 
nnd  Landschulen,  Bürger-,  Niedergelassenen  und  Armenschulen  hinaus;  an  der 
Stelle  der  Schranken  zwischen  Gelehrten-  und  Volksschule  macht  sich  das  Be- 
dürfnis einer  organischen  Verbindung  der  Bildungsanstalten  aller  Stufen  geltend. 
Auf  diesen  Grundlagen  haben  die  30er  Jahre  unsere  moderne  einheitliche  Volks- 
schule und  den  Organismus  eines  von  der  Primarschule  bis  zur  Hochschule  in- 
einandergreifenden Bildungs Wesens  geschaffen.  Diese  ganze  Entwicklung  geht  aber 
vor  sich  auf  dem .  Boden  des  kantonalen  Lebens ;  noch  erweisen  sich  die  Hinder- 
nisse zu  groß,  den  Bundesvertrag  von  1815  durch  eine  Verfassung  mit  größerer 
Zentralisation  zu  ersetzen ;  und  es  ist  in  der  nämlichen  Richtung  bezeichnend, 
daß  selbst  in  dem  als  zu  weit  gehend  verworfenen  Projekt  einer  Bundesurkunde 
(1832 — 1834)  des  Schulwesens  mit  keinem  Worte  gedacht  wird  und  daß  die 
Bewegung,  die  darauf  zielte,  den  nationalen  Sinn  durch  Errichtung  einer  eid- 
genössischen Hochschule  zu  beleben,  schließlich  nur  zu  Schöpfungen  kantonalen 
Charakters  führte  (Hochschule  Zürich  1833,  Bern  1834);  partielle  Reaktionen, 
langjährige  Wirren,  ja  selbst  ein  Bürgerkrieg  mußten  erst  überwunden  werden, 
ehe  nur  die  Möglichkeit  sich  darbot,  aus  dem  Staatenbund  einen  Bundesstaat  zu 
gestalten  und  diesen  zum  regulirenden  Ausgangspunkt  für  eine  einheitliche  Eultur- 
entwicklung  zu  machen. 

Hatten  die  Kantons  Verfassungen  der  Restaurationsperiode  vom  Schulwesen 
gründlich  geschwiegen  und  dieses  Gebiet  der  Organisation  durch  die  Verwaltungs- 
behörden überlassen,  so  tritt  nun  mit  Anfang  der  30er  Jahre  hier,  entsprechend 
dem  soeben  Dargelegten,  ein  Umschwung  ein.  Von  den  zwölf  in  den  Jahren  1831 
nnd  1832  aufgestellten  Verfassungen  haben  neun  die  staatliche  Pflicht,  für  die 
Volkserziehung  zu  sorgen,  ausdrücklich  hervorgehoben. 

Selbstverständlich  besitzt  jeder  Kanton  für  die  Gestaltung  des  Schulwesens 
in  der  Regeneratiousperiode  seine  eigene  Geschichte.  In  der  einen  gelangen  die 
politischen  Wogen  rasch  zur  Glättung  und  es  wird  durch  das  Zusammengehen 
aller  Wohlgeeinnten  möglich,  ein  planvolles,  in  allen  Theilen  lebenskräftiges 
Schulwesen  zu  schaffen;  in  andern  hindern  die  Partei  Verhältnisse  auf  Jahre  hinaus 
ein  solches  Znsammengehen,  und  unter  der  Rivalität  der  leitenden  Personen  kann 
die  neue  Schule  nur  sehr  langsam  erstarken ;  in  dritten  bleiben  die  idealen  Fest- 
setzungen des  ersten  Anlaufes  lange  Zeit  nur  auf  dem  Papier  und  nur  ganz  all- 
mälig  treten  die  Spuren  hervor,  daß  doch  eine  wirkliche  Aussaat  stattgefunden ; 
anderswo  wirkt  die  Opposition  gegen  den  Geist  der  neuen  Zeit  nur  mit  ver- 
stärkter Gewalt  jeglichem  Fortschritt  entgegen.  lieber  die  kantonalen  Grenzen 
hinaus  bedeutsam  und  maßgebend  ist  einzig  die  Organisation  des  eilr  eher  (sehen 
Schulwesens  geworden. 

Die  Schweiz  besaß  im  Wirken  Pestalozzi's,  Fellenberg's  und  P.  Girard's 
eine  bedeutende,  auf  eigenem  Boden  erwachsene  pädagogische  Vergangenheit. 
Um  so  mehr  ist  man  überrascht,  zu  sehen,  daß  das  zürcherische  Schulwesen  der 
dOer  Jahre,  und  unter  seinem  Einflüsse  auch  theilweise  das  der  andern  Kantone, 
nicht  auf  den  Grundlagen  derselben  aufbaut.  Im  Gegensatz  zu  einer  Kandidatur 
ans  dem  Kreise  der  Pestalozzianer  wurde  der  WUrttemberger  Thomas  Scherr, 
der  wenige  Jahre  vorher  als  Direktor  der  Blindenanstalt  nach  Zürich  gekommen 
war,  Leiter  der  zürcherischen  Lehrerbildung  an  dem  neu  errichteten  Seminar  in 
Küßnach  und  für  das  ganze  zürcherische  Volksschulwesen  die  Ton  nnd  Richtung 
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angehende  Persönlichkeit.  Nicht  an  Girard,  an  Scherr  wendeten  sich  auch  katho- 
lische Elantone  um  sein  G-atachten  über  die  einzuschlagende  Bahn,  während  im 
Kanton  Bern  Fellenberg,  dessen  Anstalten  auf  Hofwyl  damals  in  höchster  BlUthe 
standen,  durch  seine  Streitigkeiten  mit  den  Mitgliedern  der  bernischen  Regierung 
allen  Einfluß  auf  die  G-estaltung  des  bemischen  Schulwesens  verlor.  Wohl  ge- 
langten die  Fellenbergischen  Anschauungen  über  Yolkserziehung  durch  seinen 
Mitarbeiter  Wehrli,  der  1834  an  die  Direktion  des  thurgauischen  Lehrerseminars 
in  Kreuzlingen  berufen  worden  war,  zu  praktischer  Geltung  und  segensreicher 
Entfaltung  für  die  thurgauische  Volksschule;  aber  es  gelang  Scherr  nach  zwanzig 
Jahren,  in  seiner  Stellung  als  Präsident  des  thurgauischen  Erziehungsrathes  auch 
diesen  Antipoden  zu  beseitigen  (1863).  Die  französische  Schweiz  weist  kein  Bei- 
spiel eines  auch  nur  annähernd  so  mächtig  über  die  kantonalen  Grenzen  hinaus 
wirkenden  Einflusses  auf,  wie  ihn  die  Scherr'sche  Schule  für  die  deutsche  Schweiz 
gewonnen  hat. 

Und  in  der  That  war  die  Scherr^sche  Volksschule  für  ihre  Zeit  und  in  ihrer 
Art  eine  vollendete  Leistung.  Die  Klarheit  und  Einfachheit  ihrer  Organisation, 
die  feste  Begrenzung  ihres  Programms  auf  die  geistige  Bildung,  die  treffliche 
methodische  Durchführung,  namentlich  auf  der  Elementarstufe,  die  umsichtige 
Ausrüstung  mit  einer  lückenlosen,  sorgfältig  abgestuften  Reihe  an  Zahl  und  Um- 
fang übersichtlicher  Lehrmittel,  —  dazu  die  energische  Geltendmachung  voller 
Unabhängigkeit  der  Schule  von  der  Geistlichkeit,  die  Sorge  für  die  Rechte,  eine 
geachtete  bürgerliche  Stellung  und  die  materiellen  Interessen  des  Lehrstandes  und 
die  Pflege  des  korporativen  Solidaritätsgefühls,  in  Allem  zugleich  Beschränkung 
der  Zielpunkte  auf  das  Mögliche  und  Durchführbare,  —  das  sind  die  Hauptzüge, 
welche  die  Schöpfung  Scherr^s  charakterisiren.  Die  Zeit  hat  Abänderungen,  Er- 
gänzungen, Verbesserungen  aufgebracht;  die  Dauer  der  Schulzeit  ist  vermehrt, 
die  Lehrmethoden  sind  vervollkommnet,  neue  Unterrichtszweige  eingeführt  worden; 
aber  die  Grundlagen  des  Schulwesens  sind  die  nämlichen  geblieben,  und  wenn 
heutzutage  andere  Auffassungen  der  Aufgabe  und  der  Methode  der  Schule  sich 
geltend  machen,  Fröbelschulen  aufblühen,  die  Bestrebungen  für  den  Handfertigkeits- 
unterricht und  Schulspiele  Einlaß  begehren,  der  Konzentration  des  Lehrstoffes 
gerufen  wird  und  damit  die  Grundlagen  des  Scherr'schen  Baues  in  Frage  gestellt 
werden,  so  stehen  wir  eben  doch  noch  inmitten  eines  un ausgetragenen  Kampfes. 

6r.  Von  Idid  bis  eur  Gegenwart.  Die  Bundesverfassung  von  1848  überließ, 
vom  Bedürfhiß  getragen,  die  Zentralisation  auf  das  Noth wendigste  zu  beschränken, 
die  Ordnung  des  Schulwesens  auch  fernerhin  den  Kantonen,  ohne  ein  Oberaufsichts- 
recht  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  beschränkte  sich  darauf,  in  Artikel  22  die 
einheitliche  Landeskraft  für  Begründung  einer  Universität  und  einer  polytechniHchen 
Schule  in  Anspruch  zu  nehmen.  Bekanntlich  wurde  bei  den  bezüglichen  Berathungen 
in  den  Jahren  1852 — 1^54  schließlich  aus  dem  „und"  ein  „oder**  und  dieses 
zu  Gunsten  der  zweiten  Alternative  entschieden  (Gründung  der  polytechnischen 
Schule  in  Zürich).  Die  Kantone  ihrerseits  schritten  in  der  Entwicklung  ihres 
Schulwesens  nach  Maßgabe  ihrer  politischen  und  Kulturentwicklung  vorwärts; 
auch  die  bisher  zurückgebliebenen  unter  denselben  ließen  es  an  Anstrengungen 
und  Opfern  nicht  fehlen,  das  Versäumte  nachzuholen,  und  ersetzten  ihre  theil- 
weise  noch  aus  der  Mediationszeit  herrührenden  Schulordnungen  durch  neue  gesetz- 
geberische Erlasse  im  Geiste  der  Jetztzeit.  So  war  denn,  als  zu  Anfang  der  70er 
Jahre  der  Ruf  nach  Vermehrung  der  Centralgewalt  durch  eine  Bundesrevision 
Kraft  gewann,  der  Boden  ganz  anders  als  1848  dafür  geebnet,  daß  auch  bezüglich 
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des  Yolksscholwesens  allgemeine  Nonnen  vom  Bande  aus  aufgestellt  werden  konnten. 
Der  Schulartikel  27  der  naoh  einem  verunglttokten  Versuch  (1872)  am  19.  April 

1874  in  der  Volksabstimmung  zur  Annahme  gelangten  revidirten  Bundesverfassung 
lautet: 

«Der  Bund  ist  befugt,  außer  der  bestehenden  polytechnischen  Schule  eine  Univer- 
sität und  andere  höhere  Unterrichtsanstaiten  zu  errichten  oder  solche  Anstalten  zu 
unterstützen. 

«Die  Kantone  sorgen  für  genügenden  Primarunterricbt,  welcher  ausschließlich  unter 
staatlicher  Leitung  stehen  soll.  Derselbe  ist  obligatorisch  und  in  den  Öffentlichen  Schulen 
unentgeltlich. 

«Die  öffentlichen  Schulen  sollen  von  den  Angehörigen  aller  Bekenntnisse  ohne 
Beeinträchtigung  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  besucht  werden  können. 

«Gegen  Kantone,  welche  diesen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  wird  der 
Bund  die  nöthigen  Verfügungen  treffen.  ** 

Die  Fassung  dieses  Artikels  ließ  mannigfache  Deutung  zu ;  insbesondere  war 
in  demselben  nicht  klar  ausgesprochen ,  ob  die  Eidgenossenschaft  die  Pflicht  oder 
auch  nur  das  Recht  habe,  die  Beziehungen,  die  ihr  die  Verfassung  zum  Volks- 
schulwesen gibt,  durch  ein  Gesetz  zu  ordnen.  Im  Jahre  1882  entschied  die 
Bundesversammlung,  ein  solches  Gesetz  in  Vorbereitung  zn  nehmen,  und  beschloß 
SU  diesem  Zwecke  die  Errichtung  der  Stelle  eines  ständigen  Erziehnngssekretärs ; 
dieselbe  wurde  aber  in  der  Volksabstimmung  mit  einer  Zweidrittelmehrheit  ver- 
worfen. So  sah  sich  der  Bund  veranlaßt,  seinen  Einfluß  und  seine  Mithülfe  im 
Erziehungswesen  naoh  wie  vor  auf  Gebiete  zu  beschränken,  die  nicht  eigentlich 
eine  Ausführung  des  Scbulartikels  der  Bundesverfassung  sind.  Er  unterstützt  auf 
Grund  des  Artikels  2  (Beförderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt)  seit  1876  die 
bestehenden  Schulaus steUurufen  und  hat  seit  1884  in  größerem  Maßstab  durch 
Subventionen  und  Kontrole  sich  des  gewerblichen  und  landwirihschaflUchen 
Bildnngswesens  angenommen.    Auf  Grund  der  Schweiz.  Militärorganisation  hat  er 

1875  Rekrutenprüfwngen  eingerichtet  und  Reglemente  über  den  Turnunterricht 
der  männlichen  Jugend  und  Heranbildung  von  Tarnlehrern  erlassen.  Auf  Grund 
des  Artikels  33  sind  die  MedieinalpiiXfungen  durch  den  Bund  einheitlich  geregelt 
worden  (1877/80);  auf  Grund  des  Artikels  34  ist  durch  das  Fabrikgesetz  vom 
Jahre  1877  jede  Beschäftigung  junger  Leute  bis  zum  vollendeten  14.  Altersjahr 
im  Fabrikdienst  für  den  Bereich  der  Eidgenossenschaft  verboten  und  zugleich 
bestimmt  worden,  daß  für  junge  Leute  vom  14. — 16.  Altersjahr  der  nöthige 
Schul-  und  Religionsunterricht  in  der  elfstündigen  Normalarbeitszeit  einbegriffen 
sein  soll.  In  den  letzten  Jahren  hat  der  Bund  endlich  begonnen,  sich  auch  bei 
Veröffentlichungen,  die  zur  Orientirung  über  das  Schweiz.  Schulwesen  dienen, 
zu  betheiligen. 

Die  Organisation  des  ganzen  Mittelscbulwesens,  des  höheren  Schulwesens, 
abgesehen  von  der  eidg.  polytechnischen  Schule  und  deu  Medizinalprüfungen,  der 
Primarschule  innerhalb  der  Bestimmungen  des  Artikels  27  der  Bundesverfassung 
ist  Sache  der  Kantone.  Seit  1880  haben  dieselben  nun  ausnahmslos  bestimmte, 
wenn  auch  keineswegs  übereinstimmende  Grundsätze  über  das  Schulwesen  ihren 
Verfassungen  einverleibt. 

IIL    Gegenwärtige  Verhältnisse. 

A,    Utber sieht. 

1.  Die  Volksschule,  a.  Zweck  und  Umfang.  In  der  Bestimmung  des 
Zweckes  der  Volksschule  macht  sich  bei  den  kantonalen  Schulgesetzen  eine  zwei- 
fache Strömung  geltend :  die  Erziehungsaufgabe  in  ihrer  Gesammtheit  schlechthin 
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auch  ak  Angabe  der  Schale  zu  fassen,  oder  aber  die  Schule  nur  als  einen  Theil- 
faktor  speziell  zur  Durchführung  der  Unterrichtszwecke  hinzustellen. 

Der  erstere  Weg  ward  durch  Scherr  betreten.  „Die  Volksschule*  —  heißt 
es  im  Zürcher  Schulgesetz  von  1832,  wohl  mit  Anklang  an  eine  Definition 
Felbiger's  —  „soll  die  Kinder  aller  Yolksklassen  nach  übereinstimmenden  Grund- 
sätzen zu  geistig  thätigen,  bürgerlich  branchbaren  und  sittlich  religiösen  (in 
Scherr's  Entwurf:  sittlich  guten)  Menschen  bilden.**  Theils  im  Anschluß  an  diese 
Fassung,  theils  in  freier  Weise  geben  ähnliche  sittliche  Zweckbestimmungen  die 
Gesetze  von  Baselland  (1835),  Zug  (1850),  Graubttnden  (1853),  Bern  (1856)^ 
Aargau  (1865),  Wallis  (1873),  Innerrhoden  (1875),  Schwyz  (1877/78),  Nid- 
walden  (1879),  Schaffhausen  (1879).  Wie  anders  klingt  es,  wenn  Obwalden 
(1876)  einfach  sagt:  „Jede  Einwohnergemeinde  hat  die  Pflicht,  dafür  zu  sorgen, 
daß  es  allen  schulpflichtigen  Kindern  ihres  Kreises  möglich  gemacht  werde,  durch 
den  Besuch  einer  Primarschule  die  für  das  gewöhnliche  Leben  nöthigen  Kennt- 
nisse zu  erlangen*  ;  Luzem  (1879):  „Die  Primär-  und  Fortbildungsschulen  haben 
den  Zweck,  in  Verbindung  mit  dem  Elteriibause  der  Jugend  die  für  das  Leben 
im  Allgemeinen  erforderliche  Ausbildung  zu  übermitteln ** ;  Baselstadt  (1880): 
„Die  Primarschule  hat  die  Aufgabe,  die  Schüler  mit  den  Elementarkenntnissen 
vertraut  zu  machen".  Die  übrigen  Kantone  haben  gar  keine  Zweckbestimmung 
der  Volksschule  in  ihre  Gesetze  aufgenommen,  gesellen  sich  also  mittelbar  dieser 
zweiten  Gruppe  bei. 

Die  Dauer  der  Schulpflichtigkeit  ist  in  keiner  Weise  einheitlich  bestimmt; 
den  Kern  derselben  bildet  die  Stufe  des  mittleren  Jugendalters  zwischen  dem 
zurückgelegten  6.  und  15.  Alternjahr  mit  sechs  bis  neun  Jahreskursen.  In  den 
Kantonen  Freiburg,  Aargau,  Tessin,  Wallis  und  Genf  sind  auch  die  Kleinkinder- 
schulen in  den  gesetzlichen  Organismus  der  Volksschule  einbezogen,  indeß  allent- 
halben als  fakultative  Anstalten,  außer  in  Grenf,  wo  die  Oberstufe  der  Kleinkinder- 
schule die  Stelle  der  ersten  obligatorischen  Elementarklasse  vertritt.  Nach  oben 
finden  sich  allerorten  Ansätze,  durch  freiwillige  oder  obligatorische  Fortbildungs- 
schulen und  Wiederholungskurse  für  Stellnngspflichtige  die  Schule  auch  auf  das 
reifere  Jugendalter  auszudehnen. 

Die  Schule  des  mittleren  Jugendalters  zeigt  in  ihrer  Organisation : 

a.  Eine  elementare  Stufe,  die  Primarschule  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  die 
als  obligatorische  Alltagsschule  und  in  der  Regel  als  Ganzjahrschule  ein- 
gerichtet ist. 

b.  Eine  obere  Schalstufe  für  alle  Diejenigen,  die  nicht  unmittelbar  an  höhere 
Schulen  übergehen.  In  der  Regel  scheidet  sich  diese  obere  Stufe  in  zwei 
Aeste :  1)  eine  gehobene  Volksschule,  deren  Besuch  freiwillig  ist  und  welche 
mehrere  Ganzjahr-Alltagssch  ulk  lassen  umfaßt  (Sekundär-,  Real-,  Bezirks- 
schulen); 2)  die  einfache  Fortsetzung  der  Volksschule,  an  wenigen  Orten 
als  Alltagsschule,  an  den  meisten  als  Ergänzungs-  oder  obligatorische  Fort- 
bildungsschule orgauisirt.  In  einigen  Kantonen  bestehen  für  diese  Stufe 
keinerlei  obligatorische  Einrichtungen  mehr. 

Die  Schulpflicht  beginnt  mit  genau  oder  annähernd  zurückgelegtem  6.  Alters- 
jahr in  Zürich,  Bern,  Glarus,  Zug,  Baselstadt,  Baselland,  Schatfhausen,  beiden 
Appenzell,  St.  Gallen,  Thurgau,  Tessin,  Genf;  in  allen  übrigen  Kantonen  mit 
zurückgelegtem  7.  Altersjahr.  Der  Eintritt  erfolgt  in  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl der  Kantone  im  Frühling;  in  Appenzell  I.-Rh.  und  Genf  im  August,  in  üri, 
Graubünden,  Tessin  und  Wallis,  in  welchen  Kantonen  meist  ausschließlich  Winter- 
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und  Alltagsschulen   sind,   im  Herbst;    ebenso   in  Luzern  für  Schulen   mit  secha 
ganzen  Jahreskursen. 

Die  AUiagsschule  ist  auf  6 — 9  Schuljahre  vertheilt,  und  zwar: 
auf         6  Jahre:  Ztirichf  Uri,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zag,  Baselland,  Appen* 

Zell  I.-Rh.; 
»    6 — 7        „       Luzern; 
r,    6 — 8        „       Schaffhausen; 
„    6—9        „        Thurgau; 

„  7        „       Schwyz,  Glarus,  Appenzell  A.-Eh.,  St.  Gallen,  Genf; 

„7 — 8        „        Solothurn; 

„  8        „       Baselstadt,  Aargau,  Tessin,  Wallis; 

„    8 — 9        r,       Freiburg,  Graubünden; 
„  9        „        Bern,  Waadt,  Neuenburg. 

Bei  Zählung  der  Alltagsschul-^o/^'o^re  ergibt  sich  folgende  Reihenfolge: 
ß  üri;  8  Tessin,  Wallis;  8  —  9  Graubtinden ;  10—12  Luzern;  12  Zürich,  Bern 
(18X  Vs:  32-40  Schulwochen,  Mittel  1881:  34,4),  Obwalden,  Nidwaiden, 
Zug,  Baselland;  14  Neuenburg  (18  X  V**  Ganzjahr-  und  Temporärschule  von 
5  Monaten;  Durchschnitt  der  Schulwochen  1881:  36,9),  Schwyz,  Glarus,  Appen- 
zell A.-Rh.,  Genf;  14—15  Thurgau;  14  —  16  Solothurn,  Schaff  hausen;  16  Basel- 
stadt. Aargau;  16 — 18  Freiburg;   18  Waadt. 

Die  Kantone  Appenzell  I.-Rh.  und  St.  Gallen  lassen  sich  an  keinem  be- 
stimmten Orte  dieser  Skala  unterbringen;  Appenzell  I.-Rh.  hat  in  den  ver- 
schiedenen Gemeinden  bei  6  Schuljahren  42,  36,  26  Schulwochen,  wäre  also  mit 
6 — 12,  St.  Gallen  bei  7  Schuljahren  Halb-,  Dreiviertels-  und  Ganzjahrschulen , 
wäre  also  mit  7 — 14  Halbjahren  einzutragen. 

Rechnet  man  nun  aber  weiterhinein,  was  durch  genauere  Bestimmung  des 
Schulwochendurchschnitts,  der  wöchentlichen  Stundenzahl  und  durch  die  weitem 
obligatorischen  Schulverpflichtungen  der  Jugend  an  Schulungszeit  dargeboten  wird, 
und  vollzieht  die  Vergleichung  nach  obligatorischen  Schulwochen,  30  ergibt  sich 
für  die  Kantone  folgender  Durchschnitt: 

I.  Gruppe:  1.  Appenzell  I.-Rh.  (178),  2.  Wallis  (202),  3.  Uri  (206),  4.  Grau- 

bünden  (208),   5.  Luzern  (211); 
II.         „         6.  Nidwaiden    (247),    7.  Appenzell  A.-Rh.   (251),    8.  Obwalden 

(258),  9.  Tessin  (260),   10.  Zug  (266); 
m.         „         11.    Solothurn    (281),     12.    Schwyz    (293),     13.    Zürich    (302), 

14.  St.  Gallen  (309),   15.  Bern  (310),   16.  Baselland  (312); 
IV.         „         17.  Schaffhausen  (322),  18.  Thurgau  (325),  19.  Neuenburg  (332), 

20.  Glarus  (335),  21.  Freiburg  (339); 
V.         „         22,23.  Baselstadt,    Genf  (352),    24.  Aargau  (360),    25.   Waadt 
(377). 
Wir  mUssen  indeß  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  machen,  daß  auch  diese 
Gruppirung  einen  sehr  relativen  Werth  besitzt  und  von  mannigfachen  lokalen  oder 
persönlichen  Ausnahmebestimmungen    durchbrochen    wird,    die    für    die    einzelnen 
Schulen  oder  für  bedeutende  Schülergruppen  ganz  beträchtliche  Modifikationen  der 
Schulpflichtigkeitsdauer  zur  Folge  haben,  aber  in  ihrer  allgemeinen  Fassung  jeder 
Berechnung  ihrer  Wirkung  auf  den  kantonalen  Durchschnitt  sich  entziehen.  Wer 
sich  über  die  Tragweite  solcher  Ausnahmebestimmungen  orientiren  will,  den  ver- 
weisen wir  auf  die  Schulgesetze  von  Bern,    Waadt,    Neuenburg,    bezüglich  ihrer 
Mannigfaltigkeit  vor  Allem  auf  die  in  Art.   16,   19,  41,  42  niedergelegten  Be- 
stimmungen des  Primarschulgesetzes  von  Freiburg  vom   17.  Mai  1884. 
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Wenn  wir  im  Vorstehenden  auch  die  nicht  obligatorischen  niedem  Mittel- 
schulen (Sekundärschulen)  in  den  Umfang  der  Volksschule  einbezogen  und  sie  als 
gehobene  Volksschulen  bezeichnet  haben,  so  haben  wir  das  noch  mit  einigen 
Worten  zu  begründen.  Wir  wissen  ganz  wohl,  daß  diese  Schulen  in  der  Regel 
die  Doppelaufgabe  haben,  eine  abschließende  bessere  Allgemeinbildung  zu  bieten 
und  als  Unterbau  für  die  höhern  Lehranstalten  bzw.  als  decentralisirende  Parallel- 
institute für  die  untern  Klassen  der  Kantonssohule  zu  dienen;  nach  der  letzt- 
genannten Seite  hin  gehen  sie  über  den  Begriff  der  Volksschule  hinaus,  sind  eben 
„niedere  Mittelschulen**.  Wenn  man  aber  in's  Auge  faßt,  wie  sich  die  Zahl  der 
Schüler  stellt,  denen  sie  abschließende  Bildung  geben,  zu  der  Zahl  derjenigen, 
denen  sie  als  Mittelschulen  dienen,  kann  es  doch  wohl  kaum  zweifelhaft  sein, 
daß  sie  bei  der  Volksschulbildung  nicht  außer  Acht  gelassen  werden  dürfen;  wie 
namhaft  ihre  Ausbreitung  zu  dem  Resultat  der  Rekrutenprüfungen  beiträgt,  das 
ist  in  den  Bemerkungen  des  eidg.  statistischen  Bureaus  zu  den  Ergebnissen  im 
Herbst  1888  einleuchtend  dargethan  worden.  Gegenüber  dem  Einwand  aber,  daß, 
wenn  wir  diese  Schulen  nach  Seite  der  von  ihnen  vermittelten  allgemeinen  Bildung 
in  die  Volksschule  einbeziehen,  keine  bestimmte  Grenze  mehr  zu  ziehen  sei  und 
daß  es  richtiger  wäre,  sich  für  die  Abgrenzung  an  die  Linie  zu  halten,  welche 
die  Anstalten  nach  Art.  27  der  Bundesverfassung  unter  oder  außer  Kontrole  des 
Bundes  stellt,  haben  wir  einfach  zu  sagen,  daß  wir  uns  sehr  gerne  an  diese 
Grenze  halten  würden,  wenn  wir  allenthalben  sehen  könnten,  wo  sie  b indurch- 
läuft. Die  gemeinsamen  Oberschulen  des  Kantons  Bern,  die  Ecoles  regionales  des 
Kantons  Freiburg,  die  Fortbildungsschulen  des  Kantons  Aargau,  die  Mittelschulen 
von  Appenzell  A.-Rh.  und  die  Sekundärschulen  des  Kantons  Waadt  sind  genau 
solche  Mischlinge  der  Primär-  und  Sekundärschule,  wie  die  Sekundärschulen  der 
übrigen  Kantone  Mischlinge  von  gehobenen  Volksschulen  und  Mittelschulen.  Dort 
aber  wäre  die  Scheidung  noch  viel  schwieriger  zu  vollziehen,  da  sie  lokaler  Art 
sind,  —  die  Oberstufe  bestimmter  Ortsschulen  hat  je  für  alle  Schüler  derselben 
solchen  gemischten  Charakter,  —  als  hier,  wo  einfach  der  persönliche  Bedarf  des 
Schülers  entscheidet,  auf  welche  Ziele  hin  er  die  Schule  zu  besuchen  gedenkt. 

b.  Ehüheilung  der  Volksschule,  Die  Abgrenzung  der  Schulstufen,  sowie  die 
Benennung  der  Abtheilungen  ist  nach  den  Kantonen  verschieden;  ebenso  der 
Termin,  auf  welchen  hin  die  gehobene  Volksschule  und  die  höhern  Bildungs- 
anstalten von  der  einfachen  Volksschule  abzweigen.  Doch  lassen  sich  für  die 
Gliederung  im  Gttnzen  drei  verschiedene  Typen  unterscheiden: 

1)  Möglichst  weitgehende  Festhaltung  einer  allgemeinen  Volksschule,  6 — 7 
Jahreskurse,  mit  Anschluß  der  gehobenen  Volksschule  und  der  höhern  Lehr- 
anstalten an  das  6.  oder  7.  Schuljahr:  Zürich^  Luzern,  üri,  Schwyz,  Ob- 
walden,  Nidwaiden,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Solothurn,  Baselland,  beide 
Appenzell,  St.  Gallen,  Graubünden,  Thurgau,   Wallis,  Neuenburg,  Genf. 

2)  EinheiÜicke  Gestaltung  der  gesammten  Primär- Alitagsschule  mit  möglichst 
weitgehender  Erstreckung  derselben,  aber  mit  früher  Abzweigung  der  ge- 
hobenen Volksschule  oder  höhern  Lehranstalten :  Bern,  Schaff  hausen,  Aar- 
gau, Tessin,  Waadt. 

3)  Gabelung  in  einfache  und  gehobene  Volksschule  in  der  Mitte  der  Alltags- 
Schulpflicht :  Basdstadt. 

Die  Primarschulstute  weist  durchweg  das  Klassenlehrersystem  auf. 
Entweder  werden  alle  schulpflichtigen  Kinder  unter  Einem  Lehrer  vereinigt 
(Gesammtschule),  oder  der  Unterricht  wird  stufenweise  von  verschiedenen  Lehrern 
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ertheilt  (Sacoessivsobnle),  oder  es  werden  die  Kinder  einer  Gemeinde  nach  Wohnort 
nnd  Geschlecht  getrennt  unterrichtet  (Farallelsöhalen) ;  natttrlich  tritt  in  großem 
Ortschaften  auch  Farallelisimng  bei  UebersteiguDg  eines  Schülermaximnms  per 
Abtheilnng  ein. 

Die  meisten  Kantone  haben  eine  gesetzliche  Bestimmung  bezüglich  der 
Maximalzahl  von  Schülern ,  bei  deren  Ueberschreitung  Theilung  der  Schule  auf 
der  Primarschulstufe  eintritt:  120:  Baselland;  100  resp.  80:  Zürich;  80  Solo- 
thum,  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau;  80  bei  getheilten,  70  bei  ungetheilten 
Schulen:  Bern,  Luzern,  Schwyz;  70:  Freiburg;  70  bei  Ganztag-,  50  bei  Halb- 
tagschulen :  Glarus ;  70  unter  1  Lehrer :  Uri ;  70  bei  mehreren,  60  bei  1  Lehrer : 
Schaff  hausen ;  60  unter  1  Lehrer :  Zug,  Tessin,  Waadt,  Nidwaiden ;  60 :  Wallis 
(bei  über  50  Schülern  Abtrennung  der  Mädchen);  52  bei  der  Elementarschule^ 
45  bei  der  Sekundärschule:  Baselstadt;  50:  Neuenburg,  Genf. 

Einzelne  Kantone  bestimmen  auch  für  die  gehobene  Volksschule  ein  Schüler- 
maximum per  Abtheilung  oder  Lehrer,  so  Zürich  50  (provisorisch  bei  35),  Luzern 
45,  Baselstadt  45,  Bern  ;^0. 

Bei  Klassentrennung  zeigt  ein  Theil  der  Kantone,  besonders  in  der  katho- 
lischen Schweiz,  sowie  Ortschaften  großstädtischen  Charakters  Hinneigung  zur 
Trennung  nach  Geschlechtern.  Die  gemischten  Schulen  betrugen  1881  zwischen 
zwei  Dritttheilen  und  der  Hälfte  sämmtlicher  Primarschulen  in  Appenzell  L-Eh. 
(66,6  7o),  Nidwaiden  (61  7o),  Uri  (57,1  7o),  Neuenburg  (56,4  7o),  Freiburg 
(54,1  7o),  Schwyz  (50,9  7o) ;  weniger  als  die  Hälfte  :  Tessin  (43  7o),  Zug 
(38,6  7o),  Genf  (36,6  7o),  Wallis  (35,3  7o),  Obwalden  (28,9  7o),  Baselstadt 
(9,4  7o)i  während  alle  oder  annähernd  alle  Primarschulen  gemischt  waren  in 
Glarus  (100  7o),  Thurgau  (100  7o),  Appenzell  A.-ßh.  (99  7o),  Baselland  (98,4  7o). 

Auf  der  Stufe  der  gehobenen  Volksschule  mischen  sich  Klassen-  und  Fach- 
lehrersystem. Die  BLinneigung  zur  Theilung  nach  Fächern  manifestirt  sich  theils 
in  den  Forderungen  der  Fähigkeitsprüfung  für  Sekundarlehrer  (Zürich,  Bem)^ 
theils  in  der  Bestimmung,  daß  an  solchen  Schulen  mindestens  je  zwei  oder  drei 
Lehrer  zu  wirken  haben  (Freiburg,  Solothurn,  Baselland,  Aargau). 

c.  Unterrkhtsgebiet,  Die  Fächer  der  Primarschule  inkl.  Ergänzungsschule 
sind  durchweg: 

1)  Muttersprache,  event.  mit  besonderer  Hervorhebung  des  Anschauungsunter- 
richts, bzw.  der  Denk-  und  Sprechübungen. 

2)  Rechnen  und  Geometrie;  letztere  fehlt  in  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Nid- 
walden.  Appenzell  A.-Rh.,  Neuenburg,  für  Mädchen  in  Wallis;  ist  fakultativ 
für  die  Schulen  in  Freibnrg  und  Tessin. 

3)  Realien : 

Geschichte  und  Geographie ;  beide  auf  die  Schweiz  begrenzt  in  Uri, 
Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug,  Solothurn,  beiden  Appenzell,  Grau- 
bttnden,  Tessin,  Genf,  im  Minimallehrplan  von  Bern  und  Freibnrg;  nur 
Geschichte  auf  die  Schweiz  beschränkt  in  Luzern,  Glarus,  Baselland,  Wallis 
und  Neuenburg. 

Naturkunde;  fehlt  in  Luzern,  Uri,  Obwalden,  Nidwaiden,  Appenzell 
A.-Rh.,  Wallis,  Neuenburg;  ist  fakultativ  für  die  Schulen  in  Freiburg  und 
Tessin. 

4)  Kunstfächer: 

Kalligraphie. 

Gesang;  fakultativ  für  die  Schulen  in  Uri. 
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Zeichnen;  fakultativ  für  die  Schulen  in  üri,  Freihurg  und  Tessin  (hier 
in  hesondem  Zeichenschulen  gepflegt) ;  fehlt  in  Obwalden,  Nidwalden,  Appen- 
zell A.-Rh.,  Wallis. 

Weibliche  Arbeiten;  fakultativ  in  Uri 
b)  Tarnen;  nur  für  Knaben  in  Uri,  Schwyz,  Nidwaiden,  Freiburg,  Appen- 
zell A.-Rh  ,  Tessin ;  fakultativ  fdr  Mädchen  in  Bern  und  Luzem.  Appen- 
zell I.-Kh.  und  Graubünden  haben  keine  Bestimmungen  in  ihren  kantonalen 
Verordnungen.  Dagegen  ist  der  Turnunterricht  für  Knaben  vom  10.  Alters- 
jahre an  durch  die  eidgenössischen  Verordnungen  für  die  ganze  Schweiz 
gefordert. 
ß)  Religion ;  ist  laut  Bundesverfassung  in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  fakul- 
satives  Fach ;  steht  außerhalb  des  Rahmens  des  Schulorganismus  in  Waadt, 
Neuenburg  und  Genf,  wird  ebenso  als  Sache  der  Geistlichen  und  der  Kirche 
betrachtet  in  Luzern,  üri,  Obwalden,  Nidwaiden,  katholisch  Freiburg,  da- 
gegen neben  dem  konfessionellen  Religionsunterricht  in  der  Schule  kon- 
fessionslos behandelt  in  Solothurn  und  Appenzell  I  -Rh. 

Zu  diesem  allgemeinen  Schema  treten  nun  noch  als  Spezialfächer  genannt 
hinzu : 

Buchhaltung  in  Bern  (Normallehrplan),  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden, 
Glarus  (Repetirschule),  Solothurn,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Wallis; 
fakultativ  für  die  Schulen  in  Freiburg  und  Tessin. 

Gesundheitslehre  in  Solothurn  und  in  den  Mädchenarbeitsschulen  Neuen- 
];)urgs. 

Verfassungskunde  in  Freiburg,  Waadt,  Wallis,    Neuenburg  und  Genf. 

Obstbaumzucht  in  Obwalden;  Elemente  der  Landökonomie  in  Neuen- 
burg; Landwirthschaftslehre  in  Genf. 

Hauswirthschaftslehre  fiir  Mädchen  in  Freiburg,  Solothurn,  St.  Gallen, 
Waadt,  Neuenburg  und  Genf. 

Handarbeit  für  Knaben  in  Waadt  (?),  Neuenburg  und  Genf 

Fremdsprache  in  Graubünden  (für  Romanen  das  Deutsche).  Baselstadt 
(Französisch),  Genf  (Deutsch);  fakultativ  in  Bern  (erweiterte  Oberschule), 
Luzem,  Aargau  (Fortbildungsschule),  Neuenburg. 

In  den  Kantonen  Bern,  Freiburg  und  Tessin  besteht  ein  Doppelkurs  von 
Fächern,  wie  er  von  jeder  Schule  durchgeführt  werden  muß  und  wie  er  erweiternd 
von  ausgebfldeten  Schulen  ergänzt  werden  kann. 

Die  gehobene  Volksschule  hat  ihr  Charakteristikum  gegenüber  der 
einfachen  in  der  obligatorischen  Einführung  einer  Fremdsprache.  Die  Fächer  der 
gehobenen  Volksschule  sind  : 

Muttersprache;  eine  oder  zwei  Fremdsprachen;  Arithmetik  (meist  in  Ver- 
bindung mit  Buchführung);  Geometrie  (nur  in  Tessin  und  Wallis,  für  Mädchen 
fakultativ  in  Luzern) ;  Geographie  und  Geschichte  (in  einigen  Kantonen  auch  auf 
dieser  Stufe  fast  ausschließlich  auf  die  Schweiz  beschränkt),  mit  Ueberleitung  zur 
Verfassungskunde;  Gesang;  Zeichnen  (in  Wallis  nur  für  Knaben);  Kalligraphie 
(in  Tessin  nur  für  Knaben);  Turnen  (infolge  der  eidg.  Verordnungen  für  Knaben 
vom  10. — 15.  Altersjahre  obligatorisch,  in  Aargau  obligatorisch  Watfenübungen 
verbunden);  Religion  (s.  o.). 

Als  obligatorische  Fächer  treten  weiter  hinzu:  Für  Knaben:  Handarbeit  in 
Genf;  für  Mädchen:  weibliche  Arbeiten  in  Luzern,  Schwyz,  Zug,  Solothura,  Basel- 
stadt,   Schali'hausen,    St.  Gallen,    Graubünden,   Aargau,    Tessin,    Waadt,    Wallis, 
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Neuenhnrg,  Genf;  HaoBhaltuDgskunde  in  Luzern,  Schwyz,  Tessin,  Waadt,  Neuen- 
bürg; Gart«nkunde  in  Tessin;  Pädagogik  in  Neuenburg;  Haushaltungs-  und  £r- 
xiehungskunde  in  Genf. 

AU  fakultative  Fächer  für  solche  Schulen  figuriren :  Weitere  (alte  und  neue) 
Fremdsprachen;  femer:  weibliche  Arbeit-en  etc.  (Zürich);  Waffenübungen  (Bern, 
Waadt  und  Neuenburg) ;  Elemente  der  Physik,  Chemie  und  des  Freihandzeichnens 
(Freiburg);  Handelsfächer  (Baselstadt  und  G«nf);  Instrumentalmusik  (Aargau); 
Landwirthscliafts-  und  Gesundheitslehre  für  Knaben  (Wallis). 

In  der  Regel  haben  die  gehobenen  Volksschulen  die  Doppelaufgabe,  eine 
■abschließende  bessere  Allgemeinbildung  zu  bieten  und  als  Unterbau  für  die  höhern 
Lehranstalten,  bzw.  als  decentralisirende  Parallelinstitute  für  die  untern  Klassen 
der  Kantonsschulen  zu  dienen ;  in  einzelnen  Kantonen  richtet  sich  daher  der  Lehr- 
plan  derselben  geradezu  nach  demjenigen  der  letztern. 

In  einigen  Kantonen  wird  die  schulmäßige  Pflege  des  Gesanges  über  die 
Zeit  der  regulären  Schulpflichtigkeit  ausgedehnt  und  für  die  spätem  Schuljahre 
einer  besondern  Singschule  zugewiesen  (Zürich^  Baselland,  Thurgau). 

In  den  Kantonen  Freiburg,  Aargau,  Tessin,  Wallis  und  Genf  sind  auch  die 
Kleinkinderschulen  in  den  gesetzlichen  Organismus  der  Schule  inbegriffen, 
indessen  allenthalben  fakultativ  belassen,  außer  in  Genf,  wo  die  Oberstufe  der 
Kleinkinderschule  die  Stelle  der  ersten  obligatorischen  Elementarklasse  einnimmt. 

In  Wallis  schließen  sich  an  die  Volksschule  Baumschulen  (P^pinieres 
d'arbres)  an,  welche  unter  der  Obhut  des  Lehrers  stehen  und  von  den  Schülern 
besorgt  werden. 

Weibliche  Arbeitsschulen.  Dieselben  sind  entweder  als  Fach  der 
weiblichen  Arbeiten  dem  Volksschnlorganismus  eingeordnet  oder  stehen  als  in 
besondem  Gesetzen  und  Eeglementen  behandelte  Anstalten  denselben  angegliedert. 
Wir  zeigen  in  nachfolgender  Uebersicht  der  Kantone,  ob  und  wie  weit  dieselben 
obligatorisch  oder  fakultativ  gestaltet,  für  welche  Schuljahre  sie  bestimmt  und 
mit  wie  viel  wöchentlichen  Stunden  sie  bedacht  sind: 

Zürich.  Obligatorisch  im  4. — 6.  Schuljahr,  je  nach  Beschluß  der  Gemeinden 
schon  vom  3.  Schuljahr  an  gestattet;  6  wöchentliche  Stunden;  fakultativ  für 
Ergänzungs-  und  Sekundarschülerinnen. 

Bern,  Obligatorisches  Schulfach  der  Primarschule;  Winter  3 — 4,  Sommer 
4 — 6  Stunden. 

Luzern.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  3.-7.  Schuljahr  (3  Wochen 
stunden)  und  für  aus  der  Primarschule  entlassene  Schülerinnen  bis  zum  erfüllten 
16.  Altersjahr   (Y2  Tag   per  Woche);    fakultativ   im    Sommer   der    drei    letzten 
(Winter-)  Schulkurse.     Für  Mädchensekundarschulen  obligatorisch,  für  gemischte 
Sekundärschulen  fakultativ,  ohne  nähere  Bestimmungen. 

üri.    Zur  Einführung  den  Schulgemeinden  empfohlen. 

Schwyz.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  des  2. — 6.  Schuljahres  (4 
Stunden)  und  für  Sekundarschülerinnen  (3  Stunden). 

Obwalden,  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen;  nähere  Bestimmungen  fehlen. 

Nidwaiden,  Obligatorisch  für  das  3. — 6.  Schuljahr  der  Primarschule  (2 
Stunden). 

Glarus,  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  4. — 7.  Schuljahr,  Kepetir- 
schülerinnen  8. — 9.  Schuljahr;  fakultativ  für  Primarschülerinnen  des  3.  Schul- 
jahres (3 — 6  Stunden). 

Zug,  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  1. — 6.  Schuljahr,  sowie  für 
Sekundarschülerinnen  letztere  3 — 5  Stunden). 
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Freiburg.  ObligatoriBoh  für  FrimaTschüleriniien  im  7. — 15.  (oder  16.)  Alters- 
jahr (3  Stunden). 

Soloihurn,  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  2. — 4.  (4  Stunden)  und 
5. — 8.  Schuljahr  (6  Stunden),  sowie  für  Bezirksschtilerinnen. 

Baselstadt.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  (1.  und  2.  Schuljahr  4, 
8.  und  4.  Schuljahr  6  Stunden),   Seknndarsohülerinnen  (1.  und  2.  Schuljahr  5, 

3.  und  4.  Schuljidir  6  Stunden)  und  Schülerinnen  der  Töchterschule  (1. — 4.  Klasse 

4,  5.  und  6.  Klasse  3  Stunden). 

Baselland.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  3. — 6.  Schuljahr,  fakul- 
tativ für  Repetirschülerinnen  im  7.  und  8.  Schuljahr  (4  Stunden). 

Schaffhausen.  Obligatorisch  für  Elementarschülerinnen  vom  6. — 9.  Schuljahr 
und  für  ßealschülerinnen  (4 — 8  Stunden). 

Appenzell  Ä.-Rh.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  4. — 7.  Schuljahr 
und  für  Uebungsschülerinnen  im  8.  und  9.  Schuljahr  (3  Stunden). 

Appenzell  I.-Bh.  Die  Errichtung  von  Arbeitsschulen  für  Alltagsschülerinnen 
hängt  ab  von  der  Zahl  der  Anmeldungen  (Minimum  12);  Besuch  für  die  Auf- 
gonommenen  obligatorisch  (3 — 6  Stunden). 

8t.  Gallen.  Obligatorisch  für  Alltagsschülerinnen  im  4. — 7.  und  für  Er- 
gänzungsschülerinnen im  8.  und  9.  Schuljahr,  sowie  für  Bealschülerinnen  (3 
Stunden). 

Graubünden.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  im  4. — 8.  Schuljahr 
(3  Stunden)  und  für  Fortbildungs(Sekandar-)8chülerinnen. 

Aargau.  Obligatorisch  für  Gemeindeschülerinnen  im  3.  —  8.  Schuljahr  (Sommer 
3,  Winter  6  Stunden),  für  Fortbildnngsschülerinnen,  1. — 3.  Klasse,  und  Bezirks- 
schülerinnen,  1. — 4.  Klasse. 

Thurgou  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  vom  9. — 15.  Altersjahr 
(6  Stunden). 

Tessin.  Obligatorisch  für  beide  Abtheilungen  der  Primarschule  (4  Stunden). 

Waadt.  Obligatorisch  für  Primär-  und  Sekundarschülerinnen  (letztere  1.  und 

2.  Klasse  4 — 5  Stunden). 

Wallis.     Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  (4  Stunden). 

Neuenburg.     Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  (1.  und  2.  Schuljahr  2, 

3.  und  4.  Schuljahr  2 — 4,  5.  und  6.  Schuljahr  4  Stunden)  und  für  Sekundar- 
schülerinnen im  1. — 3.  Schuljahr  (3  Stunden). 

Genf.  Obligatorisch  für  Primarschülerinnen  (1.  und  2.  Schuljahr  6,  3.  bis 
6.  Schuljahr  4  Stunden),  Ergänzungsschülerinnen  (1.  Schuljahr  3,  2.  Schuljahr 
4  Stunden)  und  Sekundarschülerinnen  auf  dem  Lande  im  1.  und  2.  Schuljahr 
(5  Stunden'. 

Fortbildungsschulen.  Die  Abgrenzung  der  Fortbildungsschule  gegen 
die  Ergänzungs-  und  Primarschule  ist  nicht  eine  einheitlich  normirte,  wie  denn 
der  Name  Fortbildungsschule  nicht  bloß  für  eigentliche  Ergänzungsschnlen  obli- 
gatorischen Charakters  (Obwalden),  sondern  sogar  für  Erweiterungen  der  Ober- 
stufe der  Primär- AUtagsHchule  (Aargau)  gebraucht  wird.  Anderseits  bestehen  für 
Schulen  mit  Fortbildungsschulcharakter  noch  eine  ganze  Reihe  verschiedenartiger 
Benennungen :  Grewerbeschule,  Zeichenschule,  Handwerkerschule.  Sonntagsschule, 
Abendschule,  Wiederholungskurse,  Fachschulen,  Lehrwerkstätten,  Ecoles  comple- 
mentaires,  Ecoles  professionnelles,  Cours  du  soir,  Ecoles  de  rep^tition  u.  s.  w. 
Wir  verstehen  nun  unter  den  Fortbildunß^sschulen,  von  denen  wir  hier  sprechen 
wollen,  solche  Schulen^  in  welchen  junge  Leute  des  einen  oder  andern  Geschlechts 
nach  Vollendung  der  allgemeinen  Schulpflicht  in  bestirnrnien  wöchentlichen  oder 
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täglichen  Stunden  neben  der  Btrufsthätigkeit  Unterricht  empfangen^  sei  es  eur 
Erhaltung  oder  Vermehrung  der  allgemeinen  Bildungy  sei  es  eur  Gewinnung 
der  ßr  die  Ausübung  des  Berufes  nothwendigen  besondern  Kenntnisse  und 
Fertif/keiten. 

Thatsächlich  weisen  die  Schweiz.  Fortbildungsschulen  dreierlei  Typen  auf: 

a.  Schulen  zu  beruflicher,  gewerblicher  und  landwirthschaftlicher  Weiter- 
bildung. Diese  sind  ihrer  Natur  nach  freiwillige;  ihr  konsequenter  Ausbau  ist 
die  an  die  Berufsbedürfnisse  angepaßte  und  mit  der  praktischen  Berufsbildung  in 
engsten  Zusammenhang  gebrachte  Spezialschule  oder  Lehrwerkstätte. 

6.  Schulen  zur  Ergänzung  der  allgemeinen  Bildung  auf  dem  Boden  der 
Altersstufe  zwischen  dem  14.  und  20.  Altersjahr;  ihr  konsequenter  Ausbau  geht 
nach  Seiten  des  Obligatoriums. 

c.  Schulen  zum  Ersatz  mangelhafter  Leistungen  resp.  Nachwirkungen  des 
regulären  Schulorganismus  für  Gewinnung  eines  bestimmten  Bildungsminimums 
beim  Eintritt  in's  bürgerliche  Leben  (Rekrutenprüfungen).  Diese  müssen,  wenn 
sie  ihren  Zweck  erfüllen  sollen,  von  vornherein  auf  Zwang  begründet  sein. 

Die  üebersicht  über  das  Fortbildungsschulwesen  der  Kantone  ergibt  folgende 
Resultate : 

1)  Kein  Kanton  entbehrt  gänzlich  aller  Fortbildungsschuleinrichtungen. 

2)  Ohne  gesetzliche  oder  von  der  Verwaltungsbehörde  auf  Grundlage  des 
Gesetzes  normirte  Fortbildungsschulen  ist  nur  Appenzell  I  -Rh. 

3)  Ausschließlich  freiwillige  Fortbildungsschulen  weisen  auf:  Zürich,  Bern, 
GlaruSy  Baselstadt  (Stadtgebiet),  Graubünden,  Genf,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen, 
Aargau;  in  den  drei  letzten  Kantonen  vielfach  mit  Obligatorium  innerhalb  der 
Einzelgemeinden . 

4)  In  einigen  Kantonen  ist  das  Obligatorium  nur  bedingt  eingeführt,  und 
zwar  in  Schaffhausen  für  Alle,  ^ie  nicht  acht  volle  Schuljahre  durchgemacht,  in 
Luzern  für  Alle,  die  nicht,  abgesehen  von  der  Primarschule,  während  wenigstens 
eines  Jahres  eine  Sekundär-  oder  höhere  Schule  besucht  haben.  In  Schwyz,  Frei- 
burg, Tessin,  Neuenburg  ist  die  Verpflichtung  zu  einem  obligatorischen  Kurs  von 
einer  Vorprüfung  abhängig  gemacht. 

5)  Die  obligatorischen  Fortbildungsschulen  der  Kantone  Uri,  Schwyz,  Ob- 
walden,  Nidwaiden,  Zug,  Freiburg,  Appenzell  I.Rh.,  Tessin  und  Wallis  sind 
Wiederholungskurse  für  die  waffenfähig  werdende  Mannschaft,  in  den  beiden 
letztern  Kantonen  allerdings  mit  der  Idee  einer  allgemeinen  Wiederholungsschule 
kombinirt,  während  Luzern  neben  seiner  obligatorischen  Fortbildungsschule  noch 
in  einer  Anzahl  von  Gemeinden  besondere  obligatorische  Wiederholungskurse  für 
ungenügend  vorbereitete  Stellungspflichtige  eingerichtet  hat.  Bern  besitzt  letztere 
Einrichtung  ebenfalls,  jedoch  nur  als  fakultativ. 

6)  Obligatorische  Fortbildungsschulen  in  mehr  oder  weniger  organischer 
Weiterführung  des  Unterrichtsstoffes  der  frühern  Schulstufen  besitzen  die  Kantone 
Solothurn,  Baselland,  Thurgau,  Waadt,  Neuenburg. 

7)  Das  Fortbildungsschulwesen  ist  auch  für  das  weibliche  Geschlecht  formell 
oder  thatsächlich  organisirt  in  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Luzern,  Solothurn, 
Baselstadt,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau,  Neuenburg  und  Genf; 
in  den  übrigen  Kantonen  dagegen  sind  die  Fortbildungsschulen,  von  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen,  auf  das  männliche  Geschlecht  beschränkt. 

8)  Der  gewerbliche  Fortbildungsschulunterricht  steht  unter  Subvention  und 
Kontrole  des  Bundes.  Das  Schuljahr  1^88  weist  für  die  Schweiz  an  subveii- 
tionirten  Anstalten  auf: 

Flirrer,  VolkBwirthaohafts-Lexlkon  der  Schwell.  3 
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1  technieohe  Central anstalt  (Technikum  zu  Wintertbnr)  ^ 

3  Lehrwerkstätten:  für  Holzarbeiter  in  Zürich,  für  Schreiner  und  Schuh- 
macher in  Bern  *. 

2  Webschulen  (Zürich  und  Wattwil) ;  2  Korbflechterschulen  (Winterthur  • 
und  Frei  bürg  ^) ;  8  Uhrmacherschulen  in  Biel,  St.  Immer,  Pruntrut,  Solothurn, 
Neuenburg,  Locle,  Chaux-de-Fonds,  Genf;  3  Schnitzlernchulen  (Brienz,  Brienz- 
wyler  und  Meiringen) ;  9  Kunstschulen  und  kunstgewerbliche  Anstalten  in  Zürich, 
Winterthur,  Bern,  Biel,  Luzern,  Basel,  St.  Gallen,  Chaux-de-Fonds,  Genf  *. 

3  Frauenarbeitsschulen  (Bern,  Basel,  Chur). 

61  Gewerbeschulen  mit  Zeichnen  und  theoretischem  Unterricht,  welche  sich 
folgendermaßen  auf  die  Kantone  yertheilen  :  Zürich  11^,  Bern  10,  Uri  2  ''^ 
Schwyz  2,  Glarus  6,  Freiburg  2«,  Solothurn  3,  Baselstadt  1,  Baselland  3,  Schaff- 
hausen 1,  Appenzell  A.-ßh.  1  ^  St.  Gallen  1,  Graubünden  1  ^®,  Aargau  9,  Thur- 
gau  4  ^^  Waadt  1,  Neuenburg  1,  Genf  2. 

27  Zeichenschulen :  Bern  2  >*,  Obwalden  3  ",  Nidwaiden  3,  Zug  1  **, 
St.  Gallen  2,  Tessin  15,  Neuenburg  1. 

Das  Yerzeiohniß  deckt  sich  indessen,  selbst  wenn  man  die  seitherige  Modi- 
fikation mit  in  Rechnung  zieht,  nicht  völlig  mit  dem  wirklichen  Bestand,  indem 
es  in  diesen  Kategorien  auch  Anstalten  gibt,  welche  nicht  unter  Bundessubvention 
und  Kontrole  stehen  (Frauenarbeitsschule  Zürich,  Uhrmacherschule  Fleurier).  Alle 
diese  Schulen  nehmen  Zöglinge  der  verschiedensten  Yorbildungsstufen  auf;  nur 
das  Technikum  verlangt  als  Bedingung  für  den  Eintritt  Ausweis  über  vollständige 
Sekundarschulbildung. 

9)  Dem  gewerblichen  Fortbildungsunterricht  parallel,  aber  weniger  verbreitet 
und  durchgebildet,  geht  landwirthschaftlicher  Fortbildungsunterricht.  Die  in  der 
Schweiz  bestehenden  und  vom  Bunde  ebenfalls  subventionirten  Fachschulen  sind 
die  1  and wirthschaftli eben  Schulen  im  Strickhof  (Zürich),  auf  der  Bütti  (Bern),  in 
Cernier  (Neuenburg)  und  die  landwirthschaftlichen  Winterschulen  in  Sursee  (Luzern), 
Brugg  (Aargau)  und  in  Lausanne. 

Privatschulen.  Neben  den  staatlichen  Schulen  bestehen  sowohl  auf  der 
Primär-  als  der  Sekundarschulstufe  fast  allerwärts  private  Schulanstalten,  und  es 
ist  das  Recht  zur  Ertheilung  von  Privatunterricht  und  Errichtung  von  Privat- 
schulen durchweg  in  der  Sohulgesetzgebung  der  Kantone,  unter  Wahrung  des 
Aufsichtsrechtes  der  staatlichen  Behörden,  gewährleistet  und  regulirt,  außer  in 
Solothurn,  dessen  Gesetze  keine  dießbezüglichen  Bestimmungen  enthalten. 

II.  Mittlere  und  höhere  Schulen.  Wie  schon  bemerkt,  bilden  die 
Sekundärschulen  in  vielen  Kantonen  Parallelanstalten  zu  den  untern  Abtheilungen 
der  Mittelschulen  und  werden  daher  oft  auch  als  „niedere  Mittelschulen"  rangirt. 
Die  höhern  Mittelschulen,  welche  die  jungen  Leute  bis  über  das  15.  Altersjahr 
hinaus  in  sich  vereinigen  (ausgebildete  Sekundärschulen,  Progymnasien,  Gymnasien, 
Kantonsschulen,  höhere  Töchterschulen,  Lyceen  u.  s.  W  )  führen  entweder  bis  zum 
Anschluß  an  das  akademische  Studium  oder  schließen  schon  früher  ab.  Neben 
und  über  diesen  stehen  die  Berufsschulen  (Lehrerbildung,  Lehrwerkstätten,  Kunst- 

*  Seither  entstanden :  Westschweiz.  Technikum  in  Biel.  —  '  Seit  1889  tritt  hinzu : 
Berufsschule  für  Metallarbeiter  am  Gewerbemuseura  Winterthur.  —  *  Seither  eingegangen. 

—  *  Statt  derselben  figurirt  im  neuesten  Verzeichniß  eine  Ecole  des  tailleurs  de  pierre. 

—  *  Seit  1889 :  Fachschule  für  Lingerie  und  Damenschneiderei  in  Zürich  und  Cours  de 
modelage,  de  vannerie,  de  cartonnage  de  l'6cole  normale  in  Lausanne.  —  ®  1890:  12. 

—  '  1890:  Nur  noch  1.  —  »  1890:  1.  —  *  1890:  Appenzell  L-Rh.  1.  —  »^  1890:  2.  — 
''  1890:  5.  —  "  1890:  3.  —  "  1890:  2.  —  '*  1890:  Freiburg  2. 
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gewerbe-,  Thierarznei-,  Ackerbau-,  Uhrmacher-,  Schnitzler-,  Web-,  Frauenarbeits- 
schulen), und  den  Oberbau  des  Unternchtswesens  bilden  die  Hochschulen,  wissen- 
schaftlichen Fakultäten  und  Fachschulen.  In  dieser  letztern  Abtheilung  weist  die 
Schweiz  auf:  Das  eidg.  Polytechnikum  in  Zürich  (gegründet  1854);  fünf  kanto- 
nale Hochschulen  (Zürich  1833,  Bern  1834,  Basel  1460,  Genf  1873,  Freiburg 
1889);  zwei  Akademien  (Lausanne,  Neuenburg);  zwei  Hechtsschulen  (Freiburg, 
Sitten);  zwei  theologische  katholische  Lehranstalten  (Luzern,  Solothurn)  und  fünf 
katholische  Priesterseminarien  (Luzern,  St.  Georgen  bei  St.  Gallen,  St.  Luzi  bei 
€huri  Lugano,  Sitten). 

Wir  geben  das  Verzeichniß  der  höhern  Mittelschulen,  Hochschulen  und  Berufs- 
schulen unten  (sub  VII)  mit  der  Uebersicht  der  kantonalen  Organisation  der  Volks- 
schule gemeinschaftlich.  Auf  das  Nähere  der  verschiedenartigen  Gestaltungen  dieser 
Schulen  hier  einzutreten,  würde  zu  weit  führen. 

III.  Schulökonomie.  Kantonale  Schulfonds  bestehen  in  üri,  Obwalden, 
Nidwaiden,  Zug,  Solothom,  Baselland,  Appenzell  I.-Kh.,  Graubünden,  Thurgau. 
Gemeindeschulfonds  sind  in  weitaus  den  meisten  Kantonen  gesetzlich  obligatorisch 
oder  allgemein  eingeführt.  Die  Statistik  des  Herrn  C.  Grob  über  das  ünterrichts- 
wesen  der  Schweiz  im  Jahre  1881  gibt  folgende  Tabelle  über  das  Primarschul- 
vermögen in  den  Kantonen  (VI,   115): 


Zürich 
Bern    . 
Luzern 
Uri      . 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Glarus 
Zug     .     . 
Freiburg  . 
Solothurn 
Baselstadt 
Baselland  . 

In  folgenden  Kantonen  ist  die  ökonomische  Sorge  für  die  Schulen  in  der 
Hauptsache  den  Gemeinden  überbunden,  unter  Zusicherung  von  Staatsbeiträgen: 
üri,  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Appenzell  A.-Rh., 
St.  Gallen,  Graubünden,  Tessin,  Waadt,  Wallis.  Fast  ganz  ist  sie  übernommen 
von  Baselstadt;  die  übrigen  Kantone  stellen  ein  gemischtes  System  auf. 

Nach  dem  Jahrbuch  von  Grob  für  1887  trug  im  Jahre  1886  der  Kanton  bei: 

Kanton  Oemeinde 


ScholTermOgen 

in  Fr. 

BohulTermögen 

in  Fr. 

ToUl           »^lEin- 
^""^            wohner 

To*^^    •;^oLr- 

20' 103,508 

63 

Schaffhansen  . 

2*925,159 

76 

21^317,253 

41 

Appenzell  A.-Rh. 

3*449,961 

66 

3'061,084 

23 

Appenzell   I.-Eh, 

250,884 

20 

407,903 

17 

St.  Gallen      .     . 

13*043,726 

62 

1*795,175 

35 

Graubünden   .     . 

4*901,221 

52 

444,714 

29 

Aargau     .     . 

11*138,884 

56 

383,524 

32 

Thurgau    . 

8*491,043 

85 

2*196,173 

64 

Tessin .     .      . 

1*223,356 

9 

1*097,493 

48 

Waadt      .     . 

9*654,600 

40 

6*530,715 

52 

Wallis      .     . 

1*887,765 

19 

5*165,910 

64 

Neuenburg     . 

6*575,556 

63 

4*231,835 

65 
49 

Genf    . 

4'856,920 

48 

2*900,235 

K  1Si7'^^±M7 

±R 

zwischen  Y«  und  7^ 


in  Luzern  . 

4 

• 

279,733  :     166,350 

Baselstadt    . 

* 

4 

746,820:          3,102 

Genf      .     . 

• 

■ 

580,420 :     190,000 

in  Zürich    . 

>                  1 

1                   i 

.     1*196,060:2*900,856 

Bern 

1 

■                  « 

.      1*250,050  :  2*885,869 

Uri   .     . 

» 

• 

11,799  :        42,000 

Nidwaiden 

» 

• 

10,464 :       33,300 

Freiburg 

• 

• 

131,948 :     350,000 
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Kanton             Oemeinde 

Solothurn  .     .     .     207,481  :     400,000 

Schaffhausen   . 

.      154,063  :     400,000 

Appenzell  I.-Rh. 

24,120 :       30,288 

Grauhtinden 

.     124,401  :     234,630 

Aargaa 

.     442,649  ;  1^354,477 

Thurgau     .     . 

.      185,363  :     628,308 

Tessin   . 

.     153,000 :     315,000 

Waadt  .     .     . 

.     391,423:  1'406,000 

(eikl.  Colleges  comiDDDani) 

Neuenbürg 

.     247,762  :     650,000 

weniger  als   7*    ^°  Schwyz 

5,857  :     125,000 

Obwalden   . 

11,560:        50,700 

Glarus  .     .     . 

.       68,093  :     293,673 

Zug       .... 

17,850:       87,141 

Basel  land   . 

25,506  :     219,130 

Appenzell    A.-Rh 

23,098 :     287,935 

St.  Gallen  .     .     , 

.     133,039  :  1'742,564 

Wallis.     .     .     . 

10,806  :     250,000 

. 

Der  Durchschnitt  für  die  Eidgenossenschaft  stellt  sich  ungefähr  auf  ^/t  für 

die  Kantone  gegen  V?  Gemeindelasten  (6'432,465 :  14'846,3i: 

J).  Von  der  zweiten 

Gruppe  stehen  über  diesem  Mittel  (also  ^/t —  7*  Staatslast) : 

Zürich,  Bern,  Solo- 

thurn,  Appenzell  I.-Rh.,  Graubünden,  Tessin. 

Von  den  Gesammtauslagen  für  das  Unterrichtewesen  entfielen  nach  der  näm- 

lichen Quelle  im  Jahre  1886  auf  einen   Einwohner: 

unter  Fr.  5    .     .     .     .in  üri 

Fr.    2.  50 

Schwyz 

n      2.  80 

Wallis  .      .      . 

r,         3.   30 

Nidwaiden  . 

.      3.  70 

Appenzell  I.-Rh. 

«     4.20 

Baselland    . 

«     4.  40 

Obwalden   . 

„      4.  50 

Tessin    . 

.      4.  50 

Luzeru  . 

.     4.  60 

Freiburg     . 

.      4.80 

GraubUnden 

.     4.80 

zwischen  Fr.  5  und  10  in  Zug  .... 

n      5.  40 

Appenzell  A.-Rh. 

.      6.20 

Aargau 

,.      8.  90 

Thurgau           .     . 

.      9.  10 

Solothurn   .     . 

n        9.    10 

Bern      .... 

.     9.  60 

zwischen  Fr.  10  und  15  in  Waadt  .     .      . 

„   10.  30 

St.  Gallen  .     . 

n    10.  40 

Glarus  .... 

„    10.  70 

Neuenburg 

r,     10.   80 

Genf      .... 

„    13.  40 

zwischen  Fr.  15  und  20  in  Zürich   .... 

,    15.  30 

Schatfhausen    . 

„    16.  10 

über  Fr.  20   .      .     .     .  in  ] 

Baselstadt  .      .     . 

.   21.  70 

Durchschnitt  für  die  Eidgenossenschaft      Fr.    9.  — 
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Der  Unterricht  auf  der  Primarschulstafe  der  öffentlichen  Schule  ist  laut 
BundesverfaBsang  unentgeltlich.  Einige  Kantone  hahen  den  Grundsatz  der  Un- 
entgeltlichkeit weiter  ausgedehnt:  Zürich  anf  die  Sekundärschule,  Solothum  auf 
die  Bezirkssohule,  Baselstadt  auf  sämmtliche  mittlem  Schulen. 

In  neuerer  Zeit  hat  der  Staat  auch  hegonnen,  hehufis  Erleichterung  der 
Schalgenossen,  resp.  Verminderung  der  Kosten,  die  individuellen  Lehrmittel  im 
Selbstverlag  erscheinen  zu  lassen  (Zürich,  Luzern,  Appenzell  A.-Rh.).  Unentgelt- 
liche Yerabfolgung  der  Lehrmittel  und  Schulmaterialien  haben  auf  der  Primar- 
fichulstufe  Glarus,  Solothurn,  Waadt,  Neuenbürg  und  Genf,  für  die  untern  und 
mttilern  Schulen  Baselstadt  eingefiüirt.  In  ähnlicher  Weise  sind  auch  manche 
Einzelgemeinden,  namentlich  im  Kauton  Zürich,  bezüglich  der  Primär-  und  theil- 
weise  der  Sekundärschule  vorgegangen. 

Herr  C.  Grob  bringt  in  seinem  Jahrbuch  des  Unterrichtswesens  in  der  Schweiz 

(1887)  bezüglich  der  Ausgaben  für  das  Volksschulwesen  im  Jahre  1886  folgende 

Tabelle : 

Ausgaben  für  die  Primarschulen  Ausgaben  f.  d.  Sekundärschulen 


Kantone 

Gemeinden 

Total 

Kantone 

Gemeinden 

Total 

Fr. 

Pr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Zürich    .     .     .     . 

901,360 

2'468,866 

3^370,226 

294,700 

431,990 

726,690 

Bern      .    .    .    . 

950,150 

2,199,678 

3'149,828 

299,000 

686,191 

985,191 

Luzern  .     .     .     . 

229,723 

148,000 

377.723 

50,000 

18,350 

68,350 

Uri    ...    . 

10,779 

40,000 

50,779 

1,000 

2,000 

3,000 

Schwyz  .    .     .     . 

2,742 

100,000 

102,742 

3,145 

25,000 

28,145 

Ubwalden  .     .     . 

1,900 

50,000 

51,900 

9,660 

700 

10,360 

Nidwaiden .    .    . 

10,464 

32,500 

42,964 

— 

800 

800 

Glarus    .     .     . 

53,093 

241,847 

294,940 

15,000 

51,826 

66,826 

Zug 

11,450 

67,426 

78,876 

6,400 

19,715 

26,115 

Freiburg     .     .     . 

106,548 

300,000 

406,548 

25,400 

50,(X)0 

75,400 

Solothum  .     .     . 

148,789 

380,000 

528,789 

58,692 

20,000 

78,692 

Baselstadt  .     . 

.     461,978 

3,102 

465,080 

284,842 

284,842 

Baselland  .     .     . 

12,643 

214,855 

227,498 

12,863 

4,275 

17,138 

Schaffhausen .     . 

93,890 

350,000 

443,890 

60,173 

50,000 

110,173 

Appenzell  A.-Rh 

21,598 

234,381 

255,979 

1,500 

53,554 

55,0.54 

Appenzell    I.-Rh 

21,720 

30,288 

52,008 

2,400 

2,400 

St.  Gallen  .    .    . 

111,039 

r542,564 

r653,603 

22,000 

200,000 

222,000 

Graubünden  .    . 

124,401 

234,630 

359,031 

— 

— 

Aargau  .    .     .     . 

.     321,708 

830,877 

r  152,585 

120,941 . 

323,600 

444,541 

Thurgau     .     .     . 

140,395 

549,112 

689,507 

44,968 

79,196 

124,164 

Tftssin    .     .     .     . 

.      113,000 

305,000 

418,000 

40,000 

10,000 

50,000 

Waadt  .    .     .     . 

379,509 

r400,000 

1779,509 

11,914 

6,000 

17,914 

Wallis   .     .     .     . 

10,806 

250.000 

260,806 

— 

— 

Neuenburg      .    . 

195,462 

500,000 

695.462 

52,300 

150,000 

202,300 

Genf 

419,674 

140,000 

.559,674 

160,746 

50,000 

210,746 

Schweiz  4^854,821     12'613,126     17'467,947        1*577,644    2'233,197    3'810,841 

IV.  Sehn  lauf  sieht.  Zur  Beaufsichtigung  der  Schulen  bestehen  in  allen 
Kantonen  auf  bestimmte  Amtsdauer  gewählte  Behörden  verschiedenartiger  Titu- 
latur, aber  nach  einem  durchgehenden  natürlichen  Schema:  eine  kantonale  Ober- 
behörde, lokale  Behörden,  Mittelbehörden.  In  Appenzell  I.-Eh.  und  Zug  ist  die 
Inspektion,  d.  h.  die  Funktion  der  Mittelbehörden,  in  die  Hand  der  Mitglieder  der 
kantonalen  Oberbehörde  gelegt.  Die  Verbältnisse  von  Baselstadt  sind  durch  den 
städtischen  Charakter  dieses  Gemeinwesens  bestimmt  (Inspektionen  der  einzelnen 
städtischen  Schulstufen,  gesonderte  Inspektion  der  drei  Landgemeinden). 

Die  Lokalanfsicht  für  das  Primär-  und  Sekundarschulwesen  wird  durchweg 
durch  ein  Kollegium  besorgt,  dessen  Mitgliederzahl  variirt.  Dieses  Kollegium  ist 
mit  Ausnahme    von  Genf  nicht   die    politische  Behörde   als   solche,    sondern  hat 
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dieser  gegenüber  eine  größere  oder  geringere  Selbstständigkeit,  indem  es  entweder 
als  Schulkonimission  des  Gemeinderathes  den  Detail  seiner  Funktionen  unabhängig 
besorgt,  meist  aber,  durch  direkte  Volkswahl  als  genonderte  Behörde  ernannt 
(Schulpflege,  Schulrath),  dem  Gemeinderath  im  Wesentlichen  ebenbürtig  koordinirt 
zur  Seite  steht. 

Die  Mittelbehörde  wird  in  Zürich  durch  Yolkswahl  (unter  Zuzug  von  Ver- 
tretern der  Lehrerschaft),  in  den  andern  Kantonen  durch  die  Oberbehörde  gewählt 
und  entweder  in  erster  Linie  als  Verwaltungskollegium  aufgefaßt  oder  durch  ein 
Inspektorat  gebildet;  beides  neben  einander  haben  Aargau  und  Solothurn.  Das 
System  der  Verwaltungskollegien  (Bezirksschulpflege,  Bezirksschulrath)  ist  nur 
noch  in  Zürich  und  St.  Gallen  in  Kraft.  In  den  übrigen  Kantonen  herrscht  fach- 
männisches resp.  autoritatives  Inspektoratssystem,  sei  es,  daß  ein  einheitlicher 
kantonaler  Schulinspektor  aufgestellt,  sei  es,  daß  eine  Mehrheit  von  BezirksschiiU 
inspektoren  gewählt  wird,  denen  meistens  gemeinschaftliche  Berathung  reglemente- 
mäßig  zur  Pflicht  gemacht  wird.  Für  die  verschiedenen  Stufen  werden  in  ent- 
wickelteren Schulorganisationen  gesonderte  Lispektorate  bestellt. 

Die  weitestgehende  Mannigfaltigkeit  weisen  die  Verhältnisse  der  zentralen 
Oberbehörde  auf: 

a.  In  Graubünden,  wie  in  einzelnen  kleinern  demokratischen  Kantonen  (Uri,, 
Obwalden,  Zug),  ist  die  oberste  Erziehungsbehörde  von  der  vollziehenden  Staats- 
gewalt abgelöst  und  ihr  gegenüber,  abgesehen  von  der  Pflicht  jährlicher  Bericht- 
erstattung, im  Wesentlichen  selbstständig. 

b.  In  den  übrigen  Kantonen  ist  die  Erziehungsaufsicht  zum  mindesten  da- 
durch dem  politischen  Organismus  eingefügt,  daß  der  Vorsitz  der  Erziehungs- 
behörde (Erziehungsrath)  einem  Kegierungsmitglied  übertragen  ist.  Dabei  macht 
sich  eine  doppelte  Richtung  geltend  : 

1)  Das  Schwergewicht  der  Entscheidung  liegt  in  einem  dem  Erziehungs- 
departement ständig  beigegebenen  Erziehungsrath  und  die  politische  Be- 
hörde hat  mehr  nur  formelle  Kontrole  (Zürich,  Luzern,  Schw3^z,  Nidwalden^ 
Freibuvg,  Solothurn,  Baselstadt,  Schaff  hausen,  beide  Appenzell,  St.  Gallen, 
Aargau,  Tessin,  Wallis,  Neuenburg,  Genf). 

2)  Das  Schwergewicht  der  Entscheidung  liegt  in  der  politischen  Vollziehungs- 
behörde und  die  Stellung  des  mit  dem  Erziehungs  wesen  betrauten  Regierungs- 
mitgliedes ist  in  Folge  davon  eine  persönlich  dirigirende  (Bern,  Glarus, 
Baselland,  Thurgau,  Waadt). 

In  einzelnen  Kantonen  ist  der  Versammlung  der  Lehrerschaft  oder  ihrer 
Vertreter  ^Zürich,  Bern,  Neuenburg,  Genf),  oder  der  Schulinspektoren  (Schwyz 
u.  a.),  oder  der  Seminarlehrerschaft  (Solothurn)  gesetzlicher  Einfluß  auf  die  zen- 
trale Leitung  des  Schulwesens  zugesichert. 

In  den  Kantonen  Bern,  Freiburg  und  Waadt  treten  auch  auf  den  untern 
Stufen  der  Kontrole  die  politischen  Behörden  besonders  bezüglich  der  Disziplin 
als  Organe  der  Schulaufsicht  ein. 

V.  Schulhygiene.  Zur  Regulirung  der  schulhygienischen  Verhältnisse 
(Schulhansbau,  Schnlmobiliar,  sanitarische  Kontrole  u.  s.  w.)  haben  eine  Reihe 
von  Kantonen  (sowie  größere  Gemeinwesen)  gesetzliche  und  reglementarische  Be- 
stimmungen erlassen,  so  die  Kantone  Zürich,  Schwyz,  Nidwaiden,  Glarus,  Freiburg» 
Baselstadt,  Schaff  hausen,  Appenzell  A.-Rh.,  Aargau,  Tessin,  Waadt,  Wallis,  Stadt 
Zürich  u.  a.);  doch  fehlt  auf  diesem  Gebiete,  abgesehen  von  Baselstadt,  eine 
durchgreifende  prinzipielle  Lösung. 
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Seit  der  FublikatioD  der  «üebersicbt  der  schulhygienischen  Gesetzes-  and 
Yerordnungsbestimmungen  in  der  Schweiz"  (Schweiz.  IZeitschrift  für  Statistik, 
1884)  sind  namentlich  folgende  neue  Verordnungen  zu  berücksichtigen:  Schujye: 
Nonnalvorschriften  für  Schulhaasbauten,  12.  Dezember  1888.  Zug:  Verordnung 
betreffend  Schatzpockenimpfung  in  den  Primarschulen,  22.  April  1887.  Freiburg: 
Reglement  g^n^ral  des  6coles  primaires,  9.  Juli  1886.  St  Gallen:  Normalien  zum 
Bau  von  Volksschulhäusern,  von  Th.  Gohl,  £antonsbaumeister,  St.  Gallen  1888. 
Genf:  Reglement  concernant  Tinspection  sanitaire  des  dcoles,  24.  Dezember  1888. 

VI.  Lehrerpersonal.  Die  Lehrpatente  werden  von  den  Kantonen  er- 
theilt.  Die  Ertheilung  solcher  Lehrpatente  wird  durchweg  an  die  nöthigen  sitt- 
lichen Requisiten  und  ein  Altersminimum  gebunden;  zudem  geht  ihr  die  Absolvirung 
einer  staatlichen  Prüfong  voraus,  von  der  indessen  in  einigen  Kantonen  bei  ge- 
nügenden Zeugnissen  abgesehen  werden  kann. 

Die  Lehrer  an  Sekundärschulen  haben  eine  besondere  weitergehende  Prüfung 
zu  bestehen.  In  neuerer  Zeit  wird  auch  die  Patentertheilung  für  den  Unterricht 
in  weiblichen  Arbeitsschalen  an  vorhergehenden  Besuch  eines  Bildungskurses, 
bzw.  an  den  Ausweis  über  bestimmte  Vorkenntnisse  geknüpft. 

Fast  durchweg  ündet  auch  das  weibliche  Geschlecht  Anstellung  auf  der 
Primarschul stufe,  ist  aber  häufig  bezüglich  der  Besoldung  geringer  gestellt.  Für 
die  gehobene  Volksschule  werden  Lehrerinnen  in  der  Regel  nur  als  Fachlehrerinnen 
verwendet. 

Keine  oder  fast  keine  weiblichen  Primarlehrkräfte  hatten  nach  der  Statistik 
von  Herrn  Grob   1881   die  Kantone: 

Glarus 0,0  7»  Lehrerinnen      Thurgau 2,7  7»  Lehrerinnen 

Baselland 0,8  ,  ,  St.  Gallen 3,4  „ 

Ap|>enzell  A.-Rh.     .     .  1,0  „  ,  Solothurn 4,5  ,  „ 

überwiegend  männliche  Lehrkräfte: 


Schaffhausen  .     .    8,4  7o 

weibl 

.  Lehrkräfte 

Waadt  .     . 

.     .  37,6  7o 

weibl.  Lehrkräfte 

Zürich    ....    8,4  „ 

» 

r 

Bern      .     . 

.    .  38,6  „ 

j»              1 

Graubünden    .    .  12,2  , 

n 

n 

Freiburg     . 

.     .  39,7  , 

j»              j» 

Aargau  ....  13,5  , 

n 

»» 

Wallis    .     . 

.     .  45,4  , 

»              1» 

Luzern  ....  13,8  „ 

11 

» 

Zug  .     .     . 

.     .  49,2  . 

ff              11 

Baselstadt  .     .     .  28,6  , 

» 

n 

Uri    .     .     . 

.     .  50,0  , 

11              ?» 

Appenzell  I.-Rh. .  29,2  „ 

» 

1» 

überwiegend  weibliche 

Lehrkräfte : 

Schwyz  ....  55,0  7o 

weibl.  Lehrkräfte 

Neuenburg 

.     .  65,3  7o 

weibl.  Lehrkräfte 

Genf 56,3  . 

« 

« 

Nidwaiden 

.     .  72,2  „ 

«                        n 

Tessin    ....  59,5  „ 

Tl 

» 

Obwalden  . 

.     .  73,7  , 

fl                        ff 

Die  Gesammt-Eidgenossenschaft  wies  im  Durchschnitt  30,2  ®/o  weiblicher 
Lehrkräfte  auf. 

Die  gewöhnliche  Lehrerbildung  wird  durch  Lehrerseminarien  vermittelt;  doch 
ist  in  einigen  Kantonen  auch  die  pädagogische  Vorbildung  der  allgemeinen  Mittel- 
schule zugewiesen  (Neuenbürg,  Genf)  oder  wenigstens  als  pädagogische  Abtheilung 
angehängt  (Solothurn,  Graubünden).  Für  die  Sekuudarschulstufe  wird  in  Zürich 
und  Bern  ein  mehrjähriger  Hochschulbesuch  verlangt. 

Der  definitiven  Anstellung  als  Lehrer  geht  in  einigen  Kantonen  eine  Probezeit 
(Biennium,  provisorisches  Patent)  voran.  Die  Wahl  erfolgt  durch  die  Einwohner- 
schaft des  Schulkreises  oder  durch  einen  von  ihr  gewählten  Ausschuß  resp.  die 
Schulpflege.  Die  Wahlen  gelten  entweder  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren 
oder  dann  auf  Lebensdauer.  In  katholischen  Kantonen  ist  mehrfach  mit  kirch- 
lichen Aemtern  auch  Verpflichtung  zum  Schuldienst  verbanden. 
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Der  Lehrer  wird  in  der  Begel  zu  einer  bestimmten  wöchentlichen  Stunden- 
zahl verpflichtet,  in  einigen  £antoncn  auch  zum  Besuch  von  Wiederholungskursen, 
sowie  zur  hetheiligung  an  Alters-,  Wittwen-  und  Waisenkassen,  die  vom  Staate 
dann  auch  seinerseits  durch  Beiträge  geäufnet  werden;  femer  zur  Abhaltung  von 
Fortbildungsschulen,  zur  Besorgung  der  Schullokalitäten.  Störende  Nebenbeschäfti- 
gungen sind  dem  Lehrer  durchweg  untersagt  In  der  Befreiung  von  Wacht-  und 
Frohndiensten  genießt  der  Lehrer  in  vielen  Kantonen,  im  Wallis  auch  durch  Be- 
freiung seines  Einkommens  von  der  Steuerpflicht,  eine  bevorrechtete  Stellung. 

Die  Lehrerbesoldungen  sind  an  den  Sekundärschulen  höher  als  an  den 
Primarschulen  und  werden  auf  die  verschiedenste  Art  bemessen.  Einige  Kantone 
(üri,  Schwyz,  Nidwaiden,  beide  Appenzell)  besitzen  kein  staatlich  festgesetztes 
Besoldungsminimum. 

Die  mittlere  Gesammtbesoldung  des  Primarlehrer])er8onals  betrug  1881  nach 
der  Statistik  des  Herrn  Grob: 

Unter  Fr.  lOOü  in  den  Kantonen :  Wallis  387,  Nidwaiden  448,  Uri  451, 
Tessin  572,  Obwalden  597,  Graubnnden  669,  Schwyz  758,  Zug  778,  Appen- 
Zell  I.-Rh.  882,  Freiburg  897. 

Zwischen  Fr.  1000  und  1500  in  den  Kantonen:  Aargau  1207,  Bern  1249, 
Luzern  1279,  Solothurn  1283,  Neuenburg  1356,  Baselland  1446. 

Zwischen  Fr.  1500  und  2000  in  den  Kantonen:  Waadt  1514,  Thurgau 
1552,  St.  Gallen  1554,  Glarus  1610,  Schaffhausen  1623,  Genf  1647,  Appen- 
zell A.-Rh.   1821. 

lieber  Fr.  2000  in  den  Kantonen  Zürich  2192,  Baselstadt  2778  (exkl. 
Sekundärschulen). 

Lehrer-PensionS'y  Alters-,  Wittwen-  und  WaJsenka^scn,  In  den  einzelnen 
Kantonen  bestehen  hiefiir  folgende  Institute  und  Zusicherungen : 

Zürich:  Wittwen-  und  Waisenstiftung  für  Volksschullehrer.  Statut  vom 
24.  Dez.  1883.  —  Wittwen-  und  Waisenstiftuiig  für  die  reformirte  Geistlichkeit 
und  die  Lehrerschaft  der  höhern  ünterrichtsanstalten.     5.  Dez.  1885. 

Bern :  Verordnung  über  die  Leibgedinge  der  Primarlehrer  und  -Lehrerinnen. 
3.  Juli  1872.    —  Bernische  Lehrerkasse,  gegr.  1818. 

I/usern:    Lehrer-,  Wittwen-  und  Waisen- ünterstützungskasse,    gegr.   183.5. 

Schwyz:  Lehrer- Alters-,  Wittwen-  und  Waisenkasse.  Statuten  vom  29.  Mai 
1883. 

Glarus:    Lehrer- Alters-,   Wittwen-  und  Waisenkasse.     Statuten  von  1876. 

Zug:  Lehrer-Ünterstützungs verein.     19.  Nov.  1884. 

Freiburg:  Alterskasse  der  Lehrer  (staatlich).     Gesetz  vom  15.  Jan.   1881. 

Solothurn:  Alters-,  Wittwen-  und  Waisenkasse  (Rothstiftung).  Gesetz  vom 
3.  Febr.  1872. 

Baselstadt:  Gesetz  betreffend  Pensionirung  von  Staatsbeamten  und  Staats- 
aiigestellten.  22.  Okt.  1888.  —  Lehrer- Wittwen-  und  Waisenkasse.  Gegr.  1838. 

Basella^d:  Wittwen-,  Waisen-  und  Alterskasse  und  Sterbefallkasse.  Statuten 
und  Reglement  vom  9.  Jan.  1861. 

Schaff  hausen ,   Lehrer-Wittwen-  und  Waisenkasse  (nicht  obligatorisch). 

Appenzell  A,-Ilh.:  Lehrer- Pensionskasse.     Statuten  vom   3.  März  1884. 

Appenzell  L-Bh.:  Altera-,  Wittwen-  und  Waisenkasse.  Statuten  vom  17.  Jan. 
1887. 

St.  Gallen:  Unterstützungskasse  für  Volksschullehrer.  Statuten  vom  25.  Okt. 
1886. 

Grauhünden:  Hülfskasse  für   Volksschull ehrer.     Statuten  von   1876. 
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Aargau:  Lehrerpensions verein,  gegr.  1824. 

Thurgau :  Wittwen-  und  Waisenstiftung  für  die  Volksschnllehrerschaft.  Gesetz 
vom  5.  Dez.  1861;   Verordnung  vom  23.  Dez.  1862. 

Waadi:  Loi  sur  les  pensions  de  retraite.     1.  Juni  1871. 

Neuenburg:  Fonds  scolaire  de  pr^voyance.  Reglement  vom  20.  Okt.  1871. 

Genf:  Caisse  de  pr6voyance  des  fonctionnaires  de  Tenseignement  primaire, 
gegr.  1839. 

Näheres  über  diese  Institute  und  die  auf  Pensionirung  bezüglichen  Gesetzes- 
bestimmungen gibt  der  Aufsatz  von  Schul  direkter  Nick  in  Luzem  im  Schweiz. 
Schularchiv,  Jahrg.  1886,  Nr.  11  und  12. 

Lehr erkonfer engen.  Die  Lehrerschaft  ist  in  den  meisten  £antonen  entweder 
offiziell  oder  offiziös  organisirt,  sei  es  zu  gegenseitiger  Belehrung,  sei  es  mit  dem 
Rechte  der  Begutachtung,  sei  es  endlich  auch  mit  gesetzlich  normirter  Betheiligung 
am  staatlichen  Schulorganismus. 

Keine  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen  für  das  Lehrerkonferenzwesen  in 
Glarus. 

I.  Obligatorische  Konferenzen  zum  Zwecke  der  Fortbildung  ohne  Begut- 
achtungsreoht :  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Nidwaiden,  Freiburg,  Baselland,  Appen- 
zell I.-Rh.,  Graubünden,  Tessin,  Waadt,  Wallis.  II.  Mit  Begutachtungsrecht  : 
Zürich,  Bern,  Luzern,  Zug,  Solothurn,  Baselst^dt,  SchafFhauseu,  Appenzell  A.-Kh., 
St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau,  Neuenburg,  Genf  (?).  III.  Mit  Antheil  an  der  Wahl 
staatlicher  Behörden:  Zürich,  Neuenbürg,  Genf. 

Interkantonale  Lehrervereinigungen:  Schweiz.  Lehrerverein,  gegr.  1849. 
Christlicher  Lehrerverein,  gegr.  1863.  Soci6t^  des  instituteurs  de  la  Suisse  ro- 
mande,  gegr.  1864.  Katholischer  Erziehungsverein  in  der  Schweiz,  gegr.  1875. 
Schweiz.  Armenerzieher  verein,  gegr.  1848.  Schweiz.  Turnlehrer  verein,  gegr.  1858. 
Schweiz.  Gymnasiallehrerverein,  gegr.  1860.  Schweiz.  Verein  zur  Förderung  des 
Zeichenunterrichts,  gegr.  1874.  Schweiz.  Kindergarten  verein,  gegr.  18  >^1.  Schweiz. 
Verein  von  Lehrern  an  gewerblichen  Fortbildungs-  und  Fachschulen,  gegr.  1885. 


Tabelle  über  die  Zahl  der  Leh 

rer  und  Lehrerinnen  an  Primarschulen. 

(Aus 

Grob's  \ 

Statistik,  Bd. 

VI,  S. 

109.) 

ITantATiA 

Lehrer 

Lehrerinnen 

Total 

Lehrpersonal 

fkoUlMlUC 

1881 

1871 

1881 

1871 

1881 

1871 

Vemiehrang 

Zürich  .     .      . 

577 

565 

53 

8 

630 

573 

57 

Bern     .     . 

1168 

lOO-^ 

733 

504 

1901 

1602 

299 

Luzern 

263 

249 

42 

15 

305 

264 

41 

Uri.     .     . 

26 

37 

26 

9 

52 

46 

6 

Schwyz 

54 

57 

66 

44 

120 

101 

19 

Obwalden  . 

10 

9 

28 

26 

38 

35 

3 

Nidwaiden 

10 

16 

26 

17 

36 

33 

3 

Glarus .     .     . 

86 

65 

— 

86 

65 

21 

Zag      .     .     . 

32 

41 

31 

22 

63 

63 

Freiburg    . 

242 

248 

159 

89 

401 

337 

64 

Solothum  . 

211 

187 

10 

6 

221 

193 

28 

Baselstadt . 

57 

48 

22 

10 

79 

58 

21 

Baselland  . 

131 

111 

1 

132 

111 

21 

Schaff  hausen  . 

109 

115 

10 

2 

119 

117 

2 

Appenzell  A.-Rh 

101 

86 

1 

102 

86 

16 

Appenzell    I.- 

Rh 

17 

18 

7 

4 

24 

22 

2 
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St.  Gallen .     .     . 

452 

406 

16 

13 

468 

419 

49 

Gh-aubünden    .     . 

396 

388 

55 

54 

451 

442 

9 

Aargau      .     .     . 

479 

505 

75 

33 

554 

538 

16 

Thurgau    .     .     . 

253 

240 

7 

2 

260 

242 

18 

Tessin  .     .  %  ,     . 

194 

209 

285 

266 

479 

475 

4 

Waadt.     .     .     . 

498 

539 

300 

205 

798 

744 

54 

Wallis .     .     . 

257 

281 

214 

169 

471 

450 

21 

Neuenburg 

131 

146 

247 

172 

378 

318 

60 

Genf     .     .     .     . 

86 

86 

111 

54 

197 

140 

57 

Schweiz  5840   5750   2525   1724   8365   7474   891 


Tabelle  über  das  Lehrpersonal  an  Sekundärschulen,  1881, 
(Aus  Grob's  Statistik,  Bd.  VI,  S.  118.) 


1irA.TitnnA 

Total 

Lehrer 

Lehrerinnen 

Jihrl.  BesoMugeB 

XVCXrll  MJ  u^ 

X  VrIfCU 

weltliche 

geiBiliche 

ord. 

weltliche          ord. 

Fr. 

Zürich  .     .     .     . 

281 

179 

85 

— 

17          — 

475,065 

Bern     .     .     .     . 

260 

172 

10 

78 

443,685 

Luzeru       .     . 

37 

27 

7 

— — 

2            1 

52,200 

üri       .     .     . 

4 

— 

1 

1 

—              2 

1,700 

Schwyz      .     . 

19 

12 

5 

2 

18,790 

Obwalden  .     .     , 

4 

1 

2 

1 

1,500 

Nidwaiden      .     . 

— 

—            — 

— 

Glarus  ... 

16 

15 

1 

39,200 

Zug      .     .     .     . 

24 

10 

8 

—              6 

10,650 

Freiburg    .     . 

36 

22 

10 

4 

44,320 

Solothurn  . 

47 

3S 

4 

1 

4          — 

89,280 

Baselstadt .     . 

75 

45 

1 

7 

15            7 

201,035 

BaHelland  . 

26 

22 

2 

2          — 

38,554 

Schaffhausen  . 

39 

31 

8 

—           — 

77,249 

Appenzell  A.-Bh, 

20 

15 

3 

— 

2          — 

44,000 

Appenzell    I.-Rh 

2 

1 

1 

—           — 

2,750 

St.  Gallen  .     . 

105 

70 

12 

1 

8          14 

172,670 

Graubünden    . 

31 

20 

3 

1 

7          — 

25,910 

Aargau 

169 

137 

25 

— 

7          — 

234,005 

Thurgau    .     . 

64 

31 

30 

3          — 

70,030 

Tessin  .     .      .     . 

65 

26 

27 

1 

11          — 

36,940 

Waadt.     .     .     . 

7 

0 

2 

11,900 

Wallis.     .     .     . 

0 

3 

— 

2 

—           — 

4,900 

Neuenburg      .     . 

64 

49 

15         — 

169,212 

Genf     .     .     .     . 

48 

27 

21 

104,640 

Schweiz     1448 


958        244 


14 


200 


32        2'370,180 


VII.  Uebersicht  des  Volksschulwesens,  des  höhern  Schulwesens 

und  der  Berufsschulen. 

(Abkürzungen:   st.  =  staatlich;   mun.  =  munizipal;  pr.  =  privat;  gem.  =  gemischte 

Schulen ;  m.  =  für  das  männliche,  w.  =  für  das  weibliche  Geschlecht ;  a.  =  Mittelschulen 

ohne,  b.  =  Mittelschulen  mit  Anschluß  an  das  akademische  Studium.) 

A.  Kantone. 
Zürich.     SchuleintriU :  Auf  1.  Mai  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 
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Einfache  Volksschule:  Priraaröchule  mit  6  AUtagsschuljahren,  44  Schul- 
wochen. Ergäuzuogsschule :  3  Schuljahre,  44  Schulwochen,  wöchentlich  8  Stunden 
an  2  Yornoittagen.  Singschule :  Vom  Austritt  aus  der  Primarschule  an  4  Jahre, 
1  Stande  wöchentlich.    Freiwillige  Fortbildungsschulen. 

Gehobene  Volksschule:  Sekundärschule,  im  Anschluß  an  das  6.  Alltagssehul- 
jahr,  3  (ausnahmsweise  4)  Schuljahre. 

Mittelschulen :  b.  Eantonsschule  (Gymnasium  und  Industrieschule)  in  Zürich 
(st.);  höhere  Töchterschule  in  Zürich  (mun.);  höhere  Schulen  (Gymnasium  und 
Industrieschule,  höhere  Töchterschule)  in  Winterthur  (mun.). 

Berufsschulen:  Lehrerseminar  in  Eüßnach  (st.,  gem.);  Lehrerinnenseminar 
in  Zürich  (man.);  Technikum  in  Winterthur  mit  kunstgewerblicher  Abtheilnng 
(st.,  m.);  kunstgewerbliche  Abtheilung  am  Ge^erbemuseum  Zürich  (mun.,  gem.); 
Lehrwerkstätte  ftlr  Holzarbeiter  am  Gewerbemusenm  Zürich  (mun.,  m.);  Lehr- 
werkstätte für  Metallarbeiter  am  Gewerbemuseum  Winterthur  (mun.,  m.);  land- 
wirthschaftliche  Schule  im  Strickhof-Oberstraß  (st.,  m.);  Thierarzneischule  in  Zürich 
(st.,  m.) ;  Lehrerseminar  Unterstraß  (pr.) ;  Frauen ärbeitsschule  Boos-Jegher,  Zürich 
(pr.);  Fachschule  fUr  Damenschneiderei  und  Lingerie,  Zürich  (pr.);  Seidenweb- 
schule in  Wipkingen  (pr.). 

Hochschule  in  Zürich. 

Bern.     Schuleiniriii :  Auf  31.  März  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  9  Alltagsschuljahren,  32  —  40 
Schulwochen.  Freiwillige  Fortbildungsschulen.  Freiwillige  Wiederholungskurse 
für  Stellungspflichtige. 

Gehobene  Volksschule  und  Mittelschulen:  Gemeinsame  Primar-Oberschulen 
(mit  obligatorischem  Französisch);  Sekundärschulen  (Realschulen  und  Progymnasien) 
mit  Eintritt  nach  zurückgelegtem  10.  Altersjahr  und  4 — 5  Jahreskursen.  Zu  den 
Mittelschulen  zählen  wir:  a.  Knabensekundarschule  der  Stadt  Bern,  St.  Immer f 
Progymnasien  Thun,  Biel,  Neuenstadt,  Delsberg;  Mädchensekundarschule  der  Stadt 
Bern,  Thun,  Burgdorf,  Biel,  St.  Immer;  gemischte  Sekundärschulen  Interlaken^ 
Wimmis,  Langenthai,  Herzogenbuchsee,  Langnaa  (sämmtlich  mun.) ;  Neue  Mädchen- 
schule Bern  (pr.).  b.  Kantonsschule  Pruntrut  (mit  Literar-  und  Realabtheilung^ 
St.);  städtisches  Gymnasium  Bern  (Progymnasium,  Handelsschule,  Realschule^ 
Literarschule,  mun.);  Lerberschule  Bern  (Literar-  und  Realabtheilung,  pr.), 

Berufsschulen:  Lehrerseminarien  in  Hofwyl  und  Pruntrut  (st.);  Lehrerinnen- 
semiuarien  in  Delsberg  und  Hindelbank  (st.);  Seminar  der  Mädchensekundarschule 
der  Stadt  Bern  (mun.) ;  landwirthschaftliche  Schule  auf  der  Rtitti  bei  Bern  (st.) ; 
Thierarzneischule  in  Bern  (mit  Anschluß  an  die  Hochschule,  st.) ;  Kunstschule  in 
Bern  (st.,  gem.);  kunstgewerbliche  Zeichenschule  in  Biel  (mun.,  gem.);  west- 
schweizerisches  Technikum  in  Biel  (mun.) ;  Uhrmacherschulen  in  St  Immer  und 
Pruntrut  (mun.);  Schnitzlerschulen  in  Brienz,  Brienzwyler,  Meiringen  (mun.); 
Lehrwerkstätte  für  Schreiner  und  Schuhmacher  in  Bern  (mun.).  Privatschulen: 
Lehrerseminar  auf  Muristalden  bei  Bern ;  Seminar  der  neuen  Mädchenschule  Bern ; 
Frauenarbeitsschule  Bern. 

Hochschule  in  Bern. 

Luzern.  Schuleintritt :  Auf  Beginn  des  Schulkurses  zurückgelegtes  7.  Alters- 
jahr ;  nach  zurückgelegtem  6.  Altersjahr  Eintritt  zulässig. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  in  7  Jahrgängen:  Klasse  I  Sommer- 
kars, 18  Wochen;  Klasse  II — IV  Ganzjahrkurse,  40  Wochen;  Klasse  V — YII 
Winterkurse,    22  Wochen;    oder    6  Ganzjahrkurse    mit    Schulbeginn   im  Herbst. 
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Obligatorische  FortbildungAschule  für  Knaben  bis  zum  vollendeten  16.  Jahr,  40 
Halbtage  oder  20  Ganztage  per  Jahr;  Mädchenfortbildungsschulen  sind  gestattet. 

Gehobene  Volksschule:  Sekundärschule,  2  Jahre,  mit  Anschluß  an  die 
Primarschule,  doch  so,  daß  auch  Schüler,  die  die  letzte  Klasse  nicht  absolvirt 
haben,  nach  Vorprüfung  eintreten  können. 

Mittels c hu / en :  a.  Progymnasium  Münster;  Mittelschulen  in  Sursee  und 
Willisau  (st.,  m.).  b.  Höhere  Lehranstalt  Luzern  (Realschule,  Gymnasium,  Lyceum 
u.  s.  w.,  St.,  m,). 

Berufsschulen:  Lehrerseminar  Hitzkirch  (st.);  Kunstgewerbeschule  Luzern 
(st.,  m.) ;  landwirthschaftliche  Winterschule  Sursee  (st.).  Theologische  Lehranstalt 
mit  der  höhern  Lehranstalt  Luzern  verbunden.    Priesterseminar  in  Luzern  (pr.). 

Uri.    Schul einintt :  Auf  folgendes  Neujahr  zurückgelegtes  7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  6  Jahreskursen,  mindestens  30 
Wochen  zu  mindestens  18  Stunden.  Repetitionskurs  bis  zum  zurückgelegten 
15.  Altersjahr,  mindestens  2  Stunden  wöchentlich.  Obligatorischer  Wiederholungs- 
kurs vor  den  Rekrutenprüfungen,  40  Stunden 

Gehobene  Volksschule:  Sekundärschule,   1 — 3  Jahre. 

Mittelschule :  a.  Kantoiisschule  Altorf  (mit  Gymnasial-  und  Realabtheilung,  st.). 

Schwyz.  Schulet n tritt :  Im  laufenden  btlrgerlichen  Jahr  zurückgelegtes 
7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule :  Primarschule  mit  7  Jahreskursen,  42  Schulwochen. 
Freiwillige  Fortbildungsschulen.  Obligatorischer  AViederholungskurs  vor  den 
Rekrutenprüfungen,   30 — 60  Stunden. 

Gehobene  Volksschule:  Sekundärschule,  2—3  Jahre. 

Mittelschulen :  b.  Kollegium  Mariahilf  bei  Schwyz  (Realschule,  Gymnasium, 
philosophischer  Kurs);  Gymnasium  Einsiedeln  (mit  Lyceum),  beide  pr. 

Berufsschulen :  Lehrerseminar  Rickenbach  (st.) ;  Lebrerinnenseminar  Ingen- 
bohl  (pr.);  Frauenarbeitsschule  Ingenbohl  (pr.). 

Obwalden.     Schul  eintritt :  Auf  1.  April  zurückgelegtes  7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  6  Jahreskursen,  42  Schulwochen. 
Obligatorische  Fortbildungsschule,  2  Jahre,  120  Stunden  jährlich.  Freiwillige  Fort- 
bildungsschulen. Obligatorischer  Wiederholungskurs  vor  den  Rekrutenprüfungen, 
40  Stunden. 

Gehobene  Volksschule  und  Mittelschulen :  a.  Kantonsschule  in  Samen  (Gym- 
nasial- und  Realabtheilung,  st.);  Gymnasium  Engelberg  (pr.). 

Nidwaiden  Schul eintr itt :  Auf  Beginn  des  Schulkurses  zurückgelegtes 
7   Altersjahr  (nach  zurückgelegtem  67^*  Bewilligung  zum  Eintritt  möglich). 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  6  Jahreekursen,  42  Schulwochen. 
Obligatorische  Wiederholungskurse  für  Knaben,  2  Jahre,  90  Stunden  jährlich. 
Obligatorischer  Wiederholungskurs  vor  den  Rekruten prüfungen,  60  Stunden.  Frei- 
willige Zeichenschulen. 

Gehobene  Volksschule:  Sekundär-  oder  Fortbildungsschulen. 

Mittelschule:  a.  Lehranstalt  der  Kapuziner  in  Stanz  (Real-  und  Latein* 
klaesen,  pr.). 

Glarus.     Schuleintritt:  Auf  1.  Mai  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule :  Primarschule  mit  7  Jahreskursen,  45  Schulwochen. 
Repetirschule,  2  Jahre,  wöchentlich  1  Ganz-  oder  2  Halbtage.  Freiwillige  Fort- 
bildungsschulen. 

Gehobene  Volksschule :  Sekundärschulen,  mit  Anschluß  an  den  6.  Kurs  der 
Primarschule. 
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MtUelschule:  a.  Sekundärschule  Glarus  (mun.). 

Zug.    Schul eintriU:  Im  bürgerlichen  Jahr  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volkuschule :  Primarschule  mit  6  Jalireskursen,  42  Schulwochen, 
fiepetirschule,  3  Jahre,  mit  8  Monaten  jährlicher  und  3  Stunden  wöchentlicher 
Schulzeit.  Freiwillige  Fortbildungsschulen.  Obligatorischer  Wiederholungskurs  vor 
den  Bekrutenprüfungen. 

Gehobene  Volksschule:  Sekundärschule,  3  Jahre. 

Mittelschule :  h.  Städtisches  Gymnasium  und  kantonale  Industrieschule  in  Zug. 

Berufsschulen:  Freies  Lehrerseminar  Zug  (pr.);  Lehrerinnenseminar  Men- 
zingen  (pr.). 

Freiburg.  Schuleintriit :  Im  laufenden  bürgerlichen  Jahr  zurückgelegtes 
7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Alltagsschule  für  Knaben  mit  9,  für  Mädchen  mit 
8  Jahreskursen,  40 — 42  Schulwochen.  Freiwillige  Fortbildungsschulen.  Wieder- 
holungsschulen, obligatorisch  flir  alle  nicht  der  Schule  entlassene  Eekrutirungs- 
Pflichtige;  Winterkurse  mit  3 — 4  wöchentlichen  Stunden  und  20  Stunden  un- 
mittelbar vor  der  Rekrutenprüfung. 

Gehobene  Volksschulen :  Sekundärschule  nach  zurückgelegtem  12.  Altersjahr, 
wenigstens  2  Schuljahre.  Kreisschulen  oder  ^coles  regionales  (erweiterte  Primar- 
Oberschulen). 

Mittelschulen:  a.  Höhere  Töchterschule  der  Stadt  Freiburg.  b.  College 
St-Michel  in  Freiburg  (mit  section  industrielle,  litt^raire  frangaise,  lilt^raire  alle- 
mande  et  acad^mique,  st.). 

Berufsschulen :  Lehrerseminar  in  Hauterive  (st.) ;  Ecole  des  tailleurs  de 
pierre  (pr.). 

Hochschule  in  Freiburg. 

Solothurn.  Schuleintriit:  In  der  ersten  Hälfte  des  Schuljahres  zurück- 
gelegtes 7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  8  Jahreskursen,  38 — 40  Schul- 
wachen; für  das  5. — 8.  Schuljahr  im  Winter  30,  im  Sommer  bloß  12  Stunden 
wöchentlich.  Freiwillige  Fortbildungsschulen.  Obligatorische  Fortbildungsschule 
für  Jünglinge  bis  zum  vollendeten  18.  Altersjahr,  November  bis  und  mit  März, 
4  Stunden  wöchentlich. 

Gehobene  Volksschule:  Bezirksschulen  mit  Anschluß  an  die  Primarschulen, 
wenigstens  2  Jahreskurse. 

Mittelschulen:  a.  Bezirksschule  Ölten  (st.,  m.).  b.  Eantonsschule  in  Solothurn 
(Crewerbeschule,  pädagogische  Abtheilung,  Gymnasium). 

Berufsschulen:  Pädagogische  Abt  hei  lung  der  Kantonsschule  (st.);  Uhrmacher- 
Bchule  Solothurn  (mun.) ;  theologische  Lehranstalt  in  Solothurn  (mit  der  Kantons- 
schale verbunden,  st.)  und  juristischer  Kurs  (ebenso). 

Baselstadt.    Schuleintriit:  Auf  1.  Mai  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule :  Elementarschule  mit  4  Jalireskursen,  44  Schulwochen. 
Sekundärschule  mit  4  Jahreskursen,  44  Schulwochen.  Freiwillige,  in  den  Land- 
gemeinden obligatorische  Fortbildungsschulen. 

Gehobene  Volksschulen  und  Mittelschulen :  b.  Gymnasium,  Realschule  und 
Töchterschule  in  Basel  (st.). 

Berufsschulen:  Allgemeine  Gewerbeschule  Basel  (st.);  Frauenarbeitsschule 
Basel  (pr.). 

Hochschule  in  Basel. 
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Baselland.     Schuleinirüi :  Vor  I.Mai  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule :  Alltagsschule  mit  6  Jahreskorsen,  ca.  45  Schulwochen. 
Eepetirschule,  6  Stunden  wöchentlich,  für  reformirte  Kinder  his  zur  Eoufirmation, 
für  katholische  his  zum  zurückgelegten  15.  Altersjahr;  resp.  Halbtagsschule,  2 
Jahreskurse,  18  wöchentliche  Stunden.  Obligatorische  Fortbildungsschulen  für 
Jünglinge  im  17.  und  18.  Altersjahr,  November  bis  und  mit  Februar,  wenigstens 
4  Stunden  wöchentlich. 

Gehobene  Volksschule:  Bezirksschule,  3  Jahre.    Mädchensekun darschalen. 

Schaffhausen.    Schuleintriit :  Auf  1.  Mai  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Elementarschule,  42  Wochen,  mit  8  ganzen  oder 
6  ganzen  und  3  theilweisen  Schuljahren;  in  ersterm  Fall  beträgt  die  wöchent- 
liche Stundenzahl  für  das  6. — 8.  Schuljahr  28 — 33.  in  letzterm  für  das  6.  Jahr 
im  Sommer  24,  im  Winter  30,  im  7.  und  8.  Schuljahr  im  Sommer  6,  im  Winter 
28 — 33,  für  das  9.  Schuljahr  während  des  Winters  12.  Freiwillige  Fortbildungs- 
schulen. Obligatorische  Fortbildungsschulen  für  alle  Schüler,  die  nicht  volle 
8  Jahreskurse  durchgemacht  haben,  im  Winterhalbjahr,  November  bis  und  mit 
Februar,  4  Stunden  wöchentlich. 

Gehobene  Volksschule :  Realschulen  im  Anschluß  an  den  5.  resp.  6.  Kurs 
der  Elementarschule,  2—3  Jahre. 

Mittelschule :  b.  Gymnasium  in  Schaffhausen  (mit  humanistischer  und  reali- 
stischer Abtheiiung,  st.). 

Appenzell     A.  -Rh.     Schuleintritt :    ■  Auf    30.  April    zurückgelegtes 

6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule :  Alltagsschule  mit  7  Jahreskursen,  48  Schulwochen, 
üebungsschule,  2  Jahreskurse,  6 —672  wöchentliche  Stunden.  Freiwillige,  mehr- 
fach von  den  Oemeinden  obligatorisch  erklärte  Fortbildungsschulen  für  Jünglinge 
und  Töchter. 

Gehobene  Volksschule  und  Mittelschulen :  a.  Mittelschulen  (erweiterte  Primar- 
schulen, gem.);  Realschulen  (gem.  und  w.)  vom  zurückgelegten  12.  Altersjahr  an, 
3 — 4  Jahre,    b.  Kantonsschule  in  Trogen  mit  Progymnasium  (st.). 

Appenzell   I.-Rh.     Schuleintritt :    Im  1.  Schuljahr  zurückzulegendes 

7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Alltag^schule  mit  6  Jahreskursen,  42,  36  und  26 
Schul  Wochen  in  den  verschiedenen  Gemeinden.  Wiederholungsschule,  2  Jahre, 
1  halben  Tag  wöchentlich.     Wiederholungskurse  vor  den  Rekrutenprüfungen. 

Gehobene  Volksschule  und  Mittelschule :  Realschule  (1  Jahr)  und  Pro- 
gymnasium (2  Jahre)  in  Appenzell. 

St.  Gallen.  Schuleintritt:  Auf  Beginn  des  Schulkurses  zurückgelegtes 
6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule :  Alltagsschule  (Jahres-  und  Halbjahr-  resp.  Dreiviertel- 
jahrschulen) mit  7  Jahreskursen;  in  üalbjahrschulen  sind  die  Kinder  im  andern 
Halbjahr  verpflichtet,  die  Repetirschnle  zu  besuchen.  Ergänzungsschule,  2  Jahres- 
kurse mit  6  wöchentlichen  Stunden.  Freiwillige  Fortbildungsschulen  (in  einzelnen 
Gemeinden  obligatorisch  erklärt). 

Gehobene  Volksschule :  Realschule,  an  den  6.  Jahreskurs  der  Alltagsschule 
anschließend,  wenigstens  2  Jahre. 

Mittelschulen :  a.  Mädchensekundarschule  in  St.  Gallen  (mun.).  b.  Kantons- 
schule in  St.  Gallen  (Gymnasial-,  technische  und  merkantile  Klassen) 

Berufsschulen :  Lehrerseminar  in  Rorschach  (st.);  Reallehramts-Kandidaten- 
kurs   an    der  Kantonsschule  St.  Gallen   (st.);    Zeichenschule  am  Gewerbemuseum 
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St.  Gallen    (pr.) ;    Webschule    Wattwil    (pr.) ;    Priesterseminar   St.  Georgen   bei 
St.  Gallen  (pr.). 

Graubünden.  Schuleintriit :  Im  Laufe  des  bürgerlichen  Jahres  zurück- 
zulegendes 7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Jahresschulen  (Sommerschulen)  und  Winterschulen, 
letztere  mit  24  Schulwochen,  bis  zum  erfüllten  15.  Altersjahr.  Wo  keine  Jahres- 
schulen bestehen,  sind  Bepetirschulen  empföhlen.  Freiwillige  Fortbildungsschulen. 

Gehobene  Volksschule :  Realschule  vom  13.  Altersjahr  an,  wenigstens  2  Jahre. 

Mittelschulen :  a.  Proseminar  und  Fortbildungsschule  in  Roveredo  (mun., 
gem.);  Kollegium  in  St.  Anna  bei  Roveredo  (pr.,  m.):  Progymnasium  in  Disentis 
(pr.,  m.);  Friderioianum  in  Daves  (pr.,  m.).  b.  Kantonsschule  in  Chur  (Gym- 
nasium, Realschule,  Seminar). 

Berufsschulen:  Lehrerseminar,  mit  der  Kantonsschule  in  Chur  verbunden 
(st.);  Lehrerseminar  in  Schiers  (pr.);  Frauenarbeitsschule  in  Chur  (mun.).  Priester- 
seminar St.  Luzi  in  Chur  (pr.). 

Aargau.    Schuleintriit:  Auf  I.Mai  zurückgelegtes  7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  8  Jahreskursen,  42  Schul wochen. 
Minimum  der  wöchentlichen  Schulstunden  in  den  beiden  obersten  Schulkiassen 
Sommer  14,  Winter  26.  Fortbildungsschulen  neben  den  3  oder  2  (oder  statt 
der  2)  obersten  Primarschulklassen,  mit  3  resp.  2  Jahreskursen  (Sommer  23—25, 
Winter  25 — 27  Stunden).  Bürgerliche,  von  den  Gemeinden  obligatorisch  zu  er- 
klärende Fortbildungsschulen.    Gewerbliche  Fortbildungsschulen. 

Gehobene  Volksschule:  Bezirksschule  vom   11.  Altersjahr  an,  4  Jahre. 

Mittelschule:  b.  Kantonsschule  in  Aarau  (Progymnasium,  Gymnasium,  Ge- 
werbeschule). 

Berufsschulen:  Lehrerseminar  in  Wettingen  (st.);  Lehrerinnenseminar  in 
Aarau  (st.);  landwirthschaltliche  Winterschule  in  Brugg  (st.). 

Thurgau.     Schuleintritt:  Auf  I.April  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Alltagsschule  mit  6  Jahreskursen,  40 — 42  Schul- 
wochen. Gesangschule,  10.  — 15.  Altersjahr,  wöchentlich  1  Stunde.  Frgänzungs- 
schule  für  Knaben  mit  3,  für  Mädchen  mit  2  Sommerkursen  und  je  4  wöchent- 
lichen Stunden;  im  Winter  der  Ergänzungsschuljahre  Alltagsschule  für  Knaben 
und  Mädchen.  Obligatorische  Fortbildungsschule  für  Jünglinge,  3  Winterkurse, 
bis  nach  zurückgelegtem  18.  Altersjahr,  vom  November  bis  Ende  Februar  wenigstens 
4  wöchentliche  Stunden.    Freiwillige  Fortbildungsschulen. 

Gehobene  Volksschule :  Sekundärschule  mit  Anschluß  an  das  6.  Alltagsschul- 
jahr, gesetzlich  3,  faktisch  bisweilen  4  Jahreskurse. 

Mittelschule  :  b.  Kantonsschule  in  Frauenfeld  (Industrie-  und  Gymnasial- 
abtheilung). 

Berufsschule :  Lehrerseminar  in  Kreuzlingen  (st.). 

Tessin.    Schul  ein  tritt :  Auf  1.  Oktober  zurückgelegtes  6.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  8  Jahreskursen,  regulär  9 — 10 
Monate,  Minimum  6  Monate.  Repetirschule  für  Jünglinge  von  14 — 18  Jahren, 
bei  ungenügender  Vorprüfung  auch  für  die  angehenden  Rekruten  (19.  Altersjahr) 
obligatorisch,  wo  möglich  nicht  weniger  als  2  Monate  per  Jahr.  Freiwillige 
Zeichenschulen. 

Gehobene  Volksschule :  Höhere  Schulen  (Scuole  elementari  maggiori),  Kreis- 
schulen, nach  den  Geschlechtern  getrennt,  mit  Aufnahme  zwischen  10.  und 
16.  Altersjahr,   3  Jahreskurse. 
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Mittel  schufen  (sämmtliche  st.) :  a.  Technische  Schulen  (mit  literarischer  Ab- 
theiluDg)  in  Locamo,  Bellinzona  und  Mendrisio.  b.  GfymDasium,  Lyceum  und 
technische  Schule  in  Lugano. 

Berufsschulen :  Lehrerseminar  und  Lehrerinnenseminar  in  Locarno  (st ). 
Priesterseminar  in  Lugano  (pr.). 

W  a  a  d  t.  Schuleintritt :  Im  laufenden  bürgerlichen  J&hr  zurückgelegte« 
7.  Altersjahr. 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  9  Jahreskursen,  44  Schulwochen. 
Freiwillige  Abendschulen  vom  14.  Altersjahr  an  (neben  der  obligatorischen  Schul- 
pflicht). Obligatorische  Wiederholungsschulen  vom  1.  Dezember  bis  1.  März,  zwei- 
mal wöchentlich,  für  Jünglinge  vom   15. — 19.  Altersjahr. 

Gehobene  Volksschule :  Ecoles  secondaires  (Gemeindeschulen  mit  erweitertem 
Lehrplan  neben  der  Oberabtheilung  der  Primarschulen)  vom  13.  Altersjahr  an, 
2  Jahre. 

Mittelschulen :  a.  Colleges  communaux  et  dcoles  sup^rieures  des  jeunes  filles 
vom  9.  resp.  12.  Altersjahr  an;  College  cantonal  in  Lausanne  (st.),  b.  Ecole 
industrielle  cantonale  in  Lausaune  (st.) ;  höhere  Töchterschule  mit  Gymnasium  in 
Lausanne  (mun.). 

Berufsschulen:  Lehrer-  und  Lehrerinnenseminar  in  Lausanne  (st.);  land- 
wirthschaftliche  Winterschule  in   Lausanne  (st.). 

Acad^ie  in  Lausanne  (in  Umwandlung  zur  Hochschule  begriffen,  umfaßt 
gegenwärtig  Gymnasium,  Facult^  des  lettres,  des  sciences,  technique,  de  droit, 
de  th^ologie). 

Wallis,     Schuleiniritt:  7.  Altersjahr  (ohne  nähere  Bestimmung). 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  8  Schuljahren  von  wenigstens  sechs- 
monatlicher Dauer.  Obligatorische  Wiederholungsschule  für  Knaben  vom  zurück- 
gelegten 15.  20.  Altersjahr,  4  Monate,  6 — 8  Stunden  wöchentlich  Obligatorischer 
Wiederholungskurs  vor  den  RekrutenprUfungen,  wenigstens  16  Stunden. 

Gehobtne  Volksschule :  Sekundärschule  (Knaben  vom  13.,  Mädchen  vom 
12.  Jahr  an),  2  Jahre. 

Mittelschulen:  a.  Colleges  classiques  in  Brieg  und  St- Maurice  (st.);  höhere 
Töchterschule  in  Sitten  (mun.).    b.  College-Lyc6e  in  Sitten. 

Berufsschulen :  Deutsches  und  franz.  Lehrerseminar  in  Sitten;  Lehrerinnen- 
seminarien  in  Sitten  (franz.)  und  Brieg  (deutsch);  Cours  de  droit  in  Sitten  (st.); 
Priesterseminar  in  Sitten  (pr ). 

Neuenburg.  Schuleintritt:  Im  Verlaufe  des  Schuljahres  zurückgelegtes 
7.  Altersjahr  (mit  vorangehendem,  regulär  wenigstens  einjährigem  Besuch  der 
6cole  enfantine). 

Einfache  Volksschule:  Primarschule  mit  8  Jahreskursen,  44 — 46  Schul- 
wochen. Obligatorische  Ergänzungsschulen,  2  Winterkurse  vor  den  Rekruten- 
prUfungen ä  4  Monate  mit  je  4  wöchentlichen  Stunden. 

Gehobtne  Volksschule  und  Mittelschule :  a.  Ecoles  classiques  inf6rieures ; 
höhere  Töchterschule  in  Neuenburg  (mun.) ;  Sekundär-  und  Industrieschulen,  2  und 
mehr  Jahreskurse,  vom  13.  Altersjahr  an.  b.  Kantonales  Gymnasium  (Jitt^raire, 
scientifique  et  p6dagogiqne)  in  Neuen  bürg. 

Berufsschulen :  Pädagogische  Sektion  des  Gymnasiums  und  der  höhern 
Töchterschule  in  Neuenburg;  Uhrmacherschulen  in  Locle,  Chaux-de-Fonds,  Neuen- 
bürg und  Fleurier  (mun.) ;  Ecole  d'art  et  de  gravure  in  Chaux  de-Fonds  (mun.) ; 
landwirthschaftliche  Schule  in  Cernier  (st.);  Lehrerseminar  in  Peseux  (pr.). 
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Hochschtde:  Acad6mie  in  Neuenburg  (Faculte  des  lettres,  des  sciences,  de 
tb6ologie.  de  droit). 

Genf.  SchuleintriU :  Auf  Beginn  des  Schulkurses  zurückgelegtes  6.,  lesp. 
exkl.  Eleinkinderschule  7.  Altersjahr. 

Einfache  Vofksschule:  Primarschule  mit  6  Jahreskursen,  42 — 46  Schul- 
wochen. Ecole  compl6mentaire,  2  Jahre,  obligatorisch,  20 — 45  Schulwochen  ä 
10 — 18  Wochenstunden. 

Gehobene  Volks-  und  Berufsschulen :  Ecoles  professionnelles,  zunächst  1  in 
der  Hauptstadt,  2  Jahreskurse  k  42 — 46  Wochen,  zur  Vorbereitung  auf  die 
technische  Sektion  des  College  und  auf  die  Bauschule.  Cours  facultatifs  für  beide 
Greschlechter  in  der  Hauptstadt,  2  Winterkurse  (st.),  Ecoles  secondaires  rurales, 
2 — 3  Jahre,  40 — 42  Schulwochen  ä  10 — 18  Standen;  die  Sommerkurse  oder 
das  3.  Schuljahr  sind  fakultativ;  der  1.  und  2.  Winterkurs  dienen  als  obligato- 
rische Ergänzungsschule  (st.).  Pädagogische  Sektion  des  College  und  der  höhern 
Töchterschule  in  Genf  (st.).  Uhrmacherschule  in  Genf  (mun.).  Ecole  des  arts 
industriels,  Genf  (st.).    Acad6mie  professionnelle,  Genf  (mun.). 

Mittelschulen:  b.  College  de  Geneve  (untere  Abtheilung,  obere  Abtheilung 
oder  Gymnasium  mit  sections  classique,  reale,  pedagogique,  techniqne)  und  (a) 
Section  du  College  de  Geneve  ä  Carouge.  b.  Ecole  secondaire  et  superieure  des 
jennes  fiUes  (untere  Abtheilung,  obere  Abtheilung  mit  sections  litteraire  et  peda- 
gogique) und  (a)  Section  ä  Carouge. 

Hochschulen:  Universität  Genf.     Ecole  dentaire  in  Genf. 

B.  Eidgenossenschaft, 

Eidgenössische  polytechnische  Schule  in  Zürich,  Die  Anstalt  zerfallt  in 
folgende  Fachschulen:  1)  Hoch  bausch  nie,  7  Seraester;  2)  Ingenieurschule,  7  Se- 
mester; 3)  Mechanisch-technische  Schule,  6  Semester;  4)  Chemisch-technische 
Schule,  für  die  technische  Richtung  6,  für  die  pharmazeutische  4  Semester; 
5)  Land-  und  forstwissenschaftliche  Schule,  5  Semester ;  6)  Abtheilung  für  Bildung 
von  Fachlehrern,  in  mathematischer  Richtung  4,  in  naturwissenschaftlicher  3  Jahre ; 
7)  Allgemeine    philosophische  und  staatswirthschaftliche  Abtheilung  (Freifächer). 

Der  Eintritt  der  Studirenden  ist  abhängig  vom  zurückgelegten  18.  Alters- 
jahr, ferner  von  einem  Maturitätszeugniß  derjenigen  schweizerischen  Mittelschulen, 
die  mit  dem  eidg.  Schulrath  bezügliche  Verträge  abgeschlossen  haben,  oder  einer 
Aufnahmeprüfung.     (Vgl.  übrigens  die  Spezialabhandlung   „Polytechnikum"). 

VIII.    Monographien  Schweiz.  Mittel-  und  Hochschulen. 

Zürich;  Wyß,  G.  von.  Die  Hochschule  Zürich  in  den  Jahren  1833—83.  Fest- 
schrift. 1883.  —  Zur  Geschichte  der  zürcherischen  Kantonsschule  1833 — 83. 
Festschrift.  1883.  —  Grob,  C,  Das  Lehrerseminar  des  Kts.  Zürich  1832—82. 
Festschrift.  1882.  —  Zehendtr ^  F.,  Geschichtliche  Darstellung  des  ötlentlichen 
Unterrichts  für  Mädchen  in  der  Stadt  Zürich  1774—1883.  18H3.  —  Ernst, 
Dr.  U.,  Geschichte  der  Mädchenschule  Winterthur  (Sonntagspost  des  „Land- 
boten-).  1883. 

Bern:  Bühler,  L.,  Geschichte  des  oberaargauischen  Sekundarschulwesens,  inbe- 
griffen die  höhern  Schulen  Burgdorfs.  1874.  —  Ilmer,  A.,  Schulgeschichte 
von  Burgdorf.  1875.  —  Müller,  Dr.  Ed.,  Die  Hochsohule  Bern  in  den  Jahren 
1834—84.  Festschrift.  1884.  —  Fetscherin,  W.,  Geschichte  der  Kantons- 
schnle  Bern  (Schlußbericht  derselben).  1880.  —  Lilsnhcr,  A.,  Schlußbericht 
der  Realschule  der  Stadt  Bern.   1880.  —  Martig,  E.,  Geschichte  des  Lehrer- 

Farrer,  Volkiirlrtbichafti-LexikoD  der  Schweis.  4 
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Seminare  in  Müncbenbuchsee  1S33 — 83.  Festschrift.  1883.  —  Vautrey^  L., 
Histoire  du  College  de  Porrentruy  1589  — 1865.  Pruntrut  1866.  —  Breuletix, 
G.,  Nütice  historiqoe  snr  T^cole  normale  des  r6gents  du  Jura  bernois  1837 — 87. 
Pruntmt  1887.  —  GriUter,  K.,  Das  Lehrerinnenseminar  in  Hindelbank.1838 
bi»  1888.    Festschrift.    Burgdorf  1888. 

Luzern:  Esiermann,  M.,  Die  Stiftsschule  von  Beromünster.    Luzern  1876. 

Schwyz:  Geschichtliches  über  die  Schule  von  Einsiedeln  (Programm  der  Er- 
ziehungsanstalt Einsiedeln   1854/55). 

Zug:  KeiseVy  H.  A.,  Geschichte  der  zugerischen  Kantonsschule,  zur  Erinnerung 
an  den  25jährigen  Bestand  der  Anstalt  (Beilage  zum  Jahresbericht  derselben). 
1866. 

Solothurn:  Fiala,  F.,  Geschichtliches  über  die  Schule  von  Solothurn  (Pro- 
gramm der  Kantonsschule  Solothurn   1875,   1876,   1879 — 81). 

Basel:  Ilagenbachy  K.  R.,  Die  Stiftung  der  Basler  Hochsehule  1460.  Basel 
1826.  —  Die  theologische  Schule  Basels  und  ihre  Lehrer  1460  —  1849.  Basel 
1860.  —  Vischer^  W.,  Geschichte  der  Universität  Basel  von  ihrer  Gründung 
1460  bis  zur  Beformation  1529.  Basel  1860.  —  Mlescher,  F.,  Die  medizi- 
nische Fakultät  in  Basel  und  ihr  Aufschwung  unter  Platter  und  Bruhin.  1860. 
—  Burckhar dt' Biedermann,  Th.,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Basel  (zur 
Feier  seines  200jährigen  Bestandes).     1889. 

St.  Gallen:  Meyer,  P.  G.,  Geschichte  der  Schule  von  St,  Gallen  im  Mittelalter 
(Jahrbuch  ftlr  Schweiz.  Geschichte,  X,  1885). 

Graubünden:  Baumgartner,  0.  P.,  Geschichte  der  Erziehungsanstalt  Schiers 
1837—87.    Festschrift.     1887. 

Aargau:  Rauchenstein,  K.,  Ein  Blick  auf  die  Schicksale  der  aargauischen 
Kantonsschule  (Programm  der  KantonsschuleV  1835.  —  Bäbler,  Dr.  J.  J., 
Die  Schule  zu  Brugg  im  16.  Jahrb.  (Neues  Schweiz.  Museum,  IV,   1864). 

Thurgan:  Walder,  E.,  Geschichte  der  thurgauischen  Kantonsschule  1853 — 83. 
Frauenfeld  1883.  —  Rebsamen,  J.  U.,  Das  Lehrerseminar  zu  Kreuzlingen 
1833—83.     Festschrift.     Frauenfeld  1883. 

Tessin:  Della  storia  del  Collegio  dei  Gesuiti  in  Bellinzona  (Bolletino  storioo 
delia  Svizzera  italiana,  IX,   1887). 
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X.  Scbulergebnisse. 

Der  einzige  Maßstab,  die  Ergebnisse  der  Schulbildung  festzustellen  und  zu 
yergleichen,  wird  durch  die  eidg.  Rekrutenprlifungen  dargeboten.  Dieselben  wurden 
zum  ersten  Mal  1875  mit  der  auf  1876  waffenfähig  werdenden  Mannschaft  vor- 
genommen. Das  erste  Regulativ  datirt  vom  13.  April  1875;  seither  ist  dasselbe 
unterm  15.  Juli  1879  revidirt  worden.  Die  Verbesserungen,  welche  die  Praxi» 
nach  sich  führte,  beziehen  sich  hauptsächlich  auf  die  Ausdehnung  der  Prüfung 
auf  Diejenigen,  die  höhere  Bildungsanstalten  besucht  haben.  Ursprünglich  konnte 
dispensirt  werden,  wer  nur  ein  Jahr,  seit  1879  wer  zwei  Jahre  eine  höhere 
Schule  besucht  hatte;  seit  1882  wurden  nur  noch  Besitzer  eines  Lehrpatentea 
oder  eines  Maturitätszeugnisses  dispensirt,   1888  auch  diese  Dispense  beseitigt. 

Die  Rekrut^nprüfungen  werden  gleichzeitig  mit  der  sanitären  Untersuchung 
vorgenommen.  Sie  umfassen  Lesen,  Aufeatz,  Rechnen  (mündlich  und  schriftlich)^ 
Yaterlandskunde.  1  ist  die  beste,  5  die  schlechteste  Note;  die  Abstufung  der 
Noten  in  den  Forderungen  für.  die  einzelnen  Fächer  ist  der  jährlichen  Bericht- 
erstattung des  eidg.  statistischen  Bureaus  vorgedruckt.  Wer  in  mehr  als  einem 
Fache  die  Note  5  hat,  ist  während  der  Rekrutenzeit  zum  Besuche  der  Nachschule 
verpflichtet. 

Wir  lassen  zunächst  die  Uebersicht  der  Ergebnisse  für  die  Rekrutirung  der 
zwölf  Jahre  1875 — 1886  folgen,  während  welcher  den  Kantonen  eine  bestimmte 
Rangordnung  ausgerechnet  wurde.  Bei  der  Differenz  für  das  Jahr  1882  zwischen 
der  in  den  öffentlichen  Blättern  erschienenen  und  der  offiziellen  Ausrechnung  haben 
wir  uns,  im  Gegensatz  zu  frühern  Publikationen,  an  die  offiziellen  Zahlen  gehalten. 
Für  die  Ergebnisse  von  1875  fallen  Prüfung  und  Rekrutirung  in's  gleiche  Jahr 
zusammen ;  bei  den  folgenden  Jahrgängen  ist  stets  das  Jahr  der  Rekrutirung  ein- 
gesetzt, während  die  Prüfung  in's  Vorjahr  fallt. 

1875  1876  1877  1878  1879  1880  1881  1882  1883  1884  1885  1886 


Zürich  .      .      . 

4 

5 

4 

3 

4 

2 

4 

3 

4 

4 

4 

7 

Bern     .     ,     .     . 

.     15 

21 

18 

15 

15 

17 

18 

20 

17 

17 

19 

17 

Luzern 

.      12 

8 

10 

12 

9 

18 

19 

21 

21 

21 

20 

21 

Uri       .     .     . 

.     19 

19 

24 

23 

21 

24 

24 

24 

25 

25 

25 

25 

Schwyz      .      . 

.     22 

17 

22 

21 

20 

19 

21 

18 

19 

19 

18 

20 

Obwalden  . 

21 

16 

11 

9 

6 

10 

14 

6 

6 

9 

11 

16 

Nidwaldcn 

.     24 

23 

15 

19 

13 

22 

23 

16 

20 

18 

17 

19 

Glarus  .     .     .     . 

.     17 

22 

20 

18 

17 

6 

13 

7 

10 

12 

7 

6 

Zug       .      .     .      . 

.      14 

12 

8 

8 

7 

13 

12 

10 

9 

7 

15 

15 

Freiburg    .      .      . 

20 

18 

21 

22 

24 

21 

20 

23 

24 

22 

21 

18 

Solothurn  . 

9 

7 

7 

7 

12 

15 

10 

8 

12 

6 

9 

9 

Baselstadt .      .     . 

1 

2 

1 

1 

3 

1 

1 

1 

2 

1 

1 

1 

Baselland  . 

.     10 

13 

16 

10 

14 

16 

16 

19 

18 

14 

12 

13 

Schaffhausen  . 

6 

6 

6 

4 

2 

5 

5 

2 

0 

5 

5 

4 

Appenzell  A.-Rh. 

11 

14 

12 

20 

22 

14 

17 

15 

11 

8 

8 

10 

Appenzell     I.  Rh. 

25 

24 

23 

25 

25 

25 

25 

22 

22 

24 

23 

22 

St.  Gallen       .     . 

8 

11 

9 

16 

18 

9 

15 

14 

15 

16 

13 

14 

Graubünden    . 

13 

15 

17 

13 

16 

7 

11 

9 

13 

15 

16 

11 

Aargau 

16 

9 

14 

17 

10 

8 

6 

13 

14 

11 

14 

12 

Thurgau     . 

3 

1 

3 

5 

8 

4 

3 

4 

3 

2 

3 

3 

Tessin  .     .      .      . 

18 

20 

19 

11 

19 

20 

7 

17 

16 

20 

22 

24 

Waadt       .      .      . 

5 

4 

5 

6 

5 

11 

8 

12 

8 

13 

6 

8 

Schule  —      53      —  Schule 

1875  1876  1877  1878  1879  1880  1881  1882  1883  1884  1885  1886 
Wallis.     ...     23     25     25     24     23     23     22     25     23     23     24     23 
Neuenburg      .     .       7      10     13     14     11      12       9     11        7     10     10       5 
Genf     ....232213251322 

Summirt  man  die  Rangstellen  in  der  üebersichtstabelle  dieser  zwölf  Jahre, 
so  erhält  man  nachfolgende  Rangordnung,  die  als  Durchschnitt  sich  der  Wirk- 
lichkeit am  besten  annähern  dürfte:     • 

Erste  Gruppe:  1.  Baselstadt  (16),  2.  Genf  (28),  3.  Thurgau  (42),  4.  Zürich 
(4^),  5.  Schaffhausen  (55V 

Zweite  Gruppe:  6.  Waadt  (91),  7.  Solothum  (111),  8.  Neuenbürg  (119), 
9.  Zug  (130),  10.  Obwalden  (135),  11.  Aargau  (144),  12.  Glarus  (155), 
13.  Graubünden  (156),  14.  St.  Gallen  (158),  15.  Appenzell  A.-Rh.  (162), 
16.  Baselland  (171). 

Dritte  Gruppe:  17.  Luzern  (192),  18.  Bern  (209),  19.  Tessin  (213), 
20.  Nidwaiden  (229),  21.  Schwyz  (236),  22.  Freiburg  (254). 

Vierte  Gruppe:  23.  Uri  (278),  24.  Wallis  (283),  25.  Appenzell  I. -Rh.  (285). 

Seit  der  Rekrutirung  für  1887  wurde,  angesichts  der  grollen  Verschiedenheit 
innerhalb  der  einzelnen  Kantone,  nur  noch  die  Stellung  der  Bezirke  in's  Auge 
gefaßt,  die  bisherige  Rangberechnung  der  Kantone  gänzlich  fallen  gelassen  und, 
da  es  vor  Allem  zu  wissen  galt,  welchen  Umfang  die  Verbreitung  einer  ge- 
nüf/enden  Schulbildung  habe  und  wie  sich  die  einzelnen  Landestheile  in  dieser 
Beziehung  reihen,  die  Rangstufe  nicht  mehr  nach  der  Gesammtzahl  der  ertheilten 
Noten,  sondern  in  umgekehrtem  Verhältniß  zu  der  Prozentzahl  der  Nichtwisser, 
d.  h.  derjenigen  Rekruten  bemessen,  die  in  mehr  als  Einem  Fache  ganz  geringe 
oder  gänzlich  werthlose  Leistungen  (Noten  4  und  5)  aufweisen. 

Indem  wir  das  letztere  Prinzip  ebenfalls  adoptiren,  wenden  wir  es  zur  Ver- 
gleichung  der  Kantone  für  die  drei  letzten  Jahrgänge  an. 

Im  Durchschnitt  zählte  die  Schweiz  auf  100  Rekruten  für  1887  19,  für 
1888  und  1889  gleichmäßig  17  Nichtwisser. 

lieber  und  auf  diesem  Mittel  standen  folgende  Kantone: 
Für  1887 :   1.  Baselstadt  (4  7o),  2.  Schatf'hausen  (8),  3.  Thurgau  (9),  4.  Genf 
(11),  5.-7.  Zürich,  Obwalden,  Baselland  (14),  8.  Solothurn  (15),  9.  Neuen- 
bürg (16),    10.  11.  Glarus,  Aargau  (17),    12.— 14.  Nidwaiden,  Zog,   Waadt 
(18),   15.  Appenzell  A.-Rh.  (19). 
Für  1888:   1.  Baselstadt  (3  %),  2.  Schaffhausen  (8),  3.4.  Thurgau,  Genf  (9), 
5.  6.  Zog,  Waadt  (10),   7.  Solothurn  (11),  8.  — 11.  Zürich,  Glarus,  Appenzell 
A.-Rh.,  Neuenburg  (12),  12.  Aargau  (13),   13.  St.  Gallen  (14),   14.  15.  Nid- 
walden,  Baselland  (16),   16.  Obwalden  (17). 
Für  1889:   1.  Baselstadt  (3  7o),  2.  Thurgau  (4),  3.  Schaffhausen  (7),  4.  Nid- 
walden  (9),    5.  Genf  (10),    6.  Baselland  (11),  7.— 10.  Zürich,  Glarus,  Solo- 
thurn, Neuenburg  (12),   11.  12.  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen  (13),   13.  Waadt 
(14),   14.  15.  Obwalden,  Zug  (15),   16.  Aargau  (17). 

Unter  dem  Mittel: 
Für  1887:  16.  Graubünden  (22  7o),  17.  St.  Gallen  (24),  18.  Bern  (25),  19.  Luzern 

(27),    20.  Freiburg  (28),    2t.  Uri  (31),    22.  Schwyz  (32),   23.  Tessin  (38), 
*     24.  Wallis  (39),  25.  Appenzell  I.-Rh.  (52). 
Für  1888:  17.  Freiburg  (19  7o),  18.  Graubünden  (20),  19.  Bern  (22),  20.  Luzern 

(26),  21.  Tessin  (27),  22.  Schwyz  (28),  23.  Appenzell  I.-Rh.  (30),  24.  Wallis 

(36),  25.  Uri  (41). 
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Für  1889:  17.  Bern  (19  7o),  18.  Graubünden  (22),  19.  Schwyz  (23),  20.21. 
Luzern,  Freiburg  (24),  22.  Tessin  (30),  23.  24.  üri,  Appenzell  I.-Rh.  (36)^ 
25.  Wallis  (37). 

Schutzbautenfonds,  ei  dg.  Anläßlich  des  Hochwassers  von  1868,  von 
welchem  die  Kantone  Tessin,  Wallis,  GraubUnden,  üri  und  St.  Gallen  betroffen 
wurden,  fand  in  der  ganzen  Schweiz  eine  Liebesgabensammlung  statt.  Vom  Ertrag- 
derselben  wurde  1  Million  Franken  als  Sdhutzbautenfonds  ausgeschieden,  mit  der 
Bestimmung,  daß  aus  demselben  zunächst  den  obgenannten  Kantonen  gewisse 
Summen  zu  verabfolgen  seien,  wenn  die  durch  das  Hochwasser  nöthig  gewordenen 
Verbauungen  Ende  1877  ihre  Ausführung  gefunden.  Zur  Zeit  (Ende  1889)  ver- 
bleiben in  diesem  , speziellen*"  Schutzbautenfonds  noch  ca.  Fr.  135,000;  ein  zweiter,, 
sog.  „allgemeiner**  Schutzbautenfond,  im  Jahre  1871  mit  Fr.  100,000  angelegt 
und  seitdem  geäufnet,  hat  zur  Zeit  die  Höhe  von  ca.  Fr.  250,000  erreicht. 

Schutz   der  Erfindungen    s.  die  Kapitel  Erfindungsschutz,   Patentschutz» 

Schutz  der  Muster  und  Modelle.  Der  auf  Seite  567,  II.  Band,  am 
Schlüsse  des  Artikels  „Patentschutz''  erwähnte  Gesetzesentwurf  betreffend  den 
Schutz  der  gewerblichen  Muster  und  Modelle  hat  am  21.  Dez.  1888  Gesetzes- 
gestalt  angenommeu  und  trat  am  1.  Juni  1889  in  Kraft.  Dieses  Bundesgesetz 
lautet  folgendermaßen: 

I.  Allgemeine  Bestimmungen,  Art.  1.  Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  ge- 
währt den  Urhebern  neuer  gewerblicher  Muster  und  Modelle  oder  deren  Rechtsnach- 
folgern die  in  vorliegendem  Gesetze  bezeichneten  Rechte. 

Art.  S.  Kunstlerische  Werke,  welche  geeignet  sind,  durch  das  Bundesgesetz  vom 
23.  April  1883  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst  ge- 
schützt zu  werden,  und  gewerbliche  Erfindungen,  welche  unter  das  Bundesgesetz  vom 
29.  Juni  1888  über  Erfindungspatente  fallen,  werden  nicht  als  gewerbliche  Muster  und 
Modelle  betrachtet. 

Art.  3.  Ohne  die  Erlaubniß  des  Inhabers  darf  Niemand  ein  gemäß  Artikel  9  des 
vorliegenden  Gesetzes  hinterlegtes  gewerbliches  Muster  oder  Modell  zum  Zwecke  der 
Verbreitung  und  Verwerthung  benutzen. 

Art.  4.  Das  dem  Hinterleger  durch  dieses  Gesetz  gewährte  Recht  ist  durch  Erb- 
folge übertragbar.  Auch  kann  es  Gegenstand  einer  gänzlichen  oder  theilweisen  Abtretung, 
beziehungsweise  Verpfandung  bilden,  oder  Gegenstand  einer  Lizenz,  die  einen  Dritten 
zur  Benutzung  von  Mustern  oder  Modellen  ermächtigt.  —  Uebertragungen  dieses  Rechtes 
und  Lizenzertheilungen  sind  Dritten  gegenüber  nur  wirksam,  wenn  sie  nach  Artikel  13 
dieses  Gesetzes  einregistrirt  sind. 

Art.  5.  Die  Dauer  des  durch  vorliegendes  Gesetz  gewährten  ausschließlichen  Be- 
nutzungsrechtes umfaßt,  je  nach  Wahl  des  Hinterlegers,  2,  5,  10  oder  15  Jahre,  vom 
Datum  der  Hinterlegung  an  gerechnet.  —  Für  die  beiden  ersten  Jahre  ist  nur  eine 
Hinterlegungsgebühr  zu  entrichten;  nach  Ablauf  derselben  wird  die  periodisch  zu- 
nehmende Gebühr  für  jedes  einzelne  den  Schutz  fernerhin  beanspruchende  Muster  oder 
Modell  erhoben.  Die  Gebühren  werden  vom  Bundesrathe  bestimmt.  —  Dieselben  sind 
zum  Voraus  mit  dem  ersten  Tage  der  betreffenden  Periode  zu  entrichten;  der  Hinter- 
leger kann  solche  auch  für  mehrere  Perioden  vorausbezahlen. 

Art.  6.  Der  aus  der  Hinterlegung  sich  ergebenden  Rechte  geht  verlustig:  1)  der 
Hinterleger,  welcher  die  in  Art.  5  erwähnten  Gebühren  nicht  innerhalb  zwei  Monaten 
von  der  Fälligkeit  hinweg  entrichtet  hat.  —  Das  eidgenössische  Amt  für  gewerbliches 
Eigenthuni  wird,  immerhin  ohne  Verbindlichkeit  für  dasselbe,  den  Hinterleger  unver- 
züglich vom  Verfall  der  Gebühr  verständigen;  2)  derjenige,  welcher  das  Muster  oder 
Modell  im  Inland  nicht  in  angemessenem  Umfange  zur  Ausführung  bringt,  während  im 
Ausland  fabrizirte  Artikel  desselben  Musters  oder  Modelles  importirt  werden.  Hievon 
sind  ausgenommen  die  im  Veredlungs verkehr  in  die  Schweiz  eingefülirten  Erzeugnisse. 
—  Die  Klage  auf  Verfall  wegen  ungenügender  Aasbeutung  kann  von  Jedermann,  welcher 
hiefür  ein  rechtliches  Interesse  nachweist,  bei  dem  für  die  Nachahmungsklage  zuständigen 
Grericht  (Art.  25)  angehoben  werden. 

Art.  7.  Eine  bewerkstelligte  Hinterlegung  ist  als  nichtig  zu  erklären :  1)  wenn  die 
hinterlegten  Muster  oder  Modelle  nicht  neu  sind;  2)  wenn  sie  vor  der  Hinterlegung  in 
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gewerblicher  Weise  bekannt  geworden  sind;  3)  wenn  der  Hinterlegende  weder  der  Ur- 
heber der  hinterlegten  Muster  und  Modelle,  noch  dessen  Rechtsnachfolger  ist;  4)  wenn 
im  Falle  der  Hinterlegung  unter  versiegeltem  Umschlag  (Art.  10)  der  Hinterlegende  einer 
falschen  Deklaration  überwiesen  wird. 

Die  Nichtigkeitsidage  steht  Jedermann  zu,  der  dafür  ein  rechtliches  Interesse  nach- 
weist, und  ist  bei  dem  für  die  Nachahmungsklage  zuständigen  Gericht  (Art.  25)  anzu- 
heben. 

Art.  8.  Wer  nicht  in  der  Schweiz  wohnt,  kann  ein  Muster  oder  Modell  nur  dann 
rechtsgültig  hinterlegen,  wenn  er  in  der  Schweiz  einen  Vertreter  bestellt  hat.  Der 
Letztere  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  stattfindenden  Ver- 
fahren, sowie  in  den  den  Muster-  und  Modellschutz  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten 
befugt.  —  Für  die  in  solchen  Rechtsstreitigkeiten  gegen  den  Hinterleger  anzustellenden 
Klagen  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat; 
in  Ermanglung  eines  solchen  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  eidgenössische  Amt 
seinen  Sitz  hat. 

II.  Von  der  Hinterlegung  und  Eintragung.  Art.  9.  Wer  sich  das  ausschließliche 
Recht  der  Benutzung  seiner  gewerbUchen  Muster  oder  Modelle  sichern  will,  hat  hiefür 
beim  eidgenössischen  Amte  für  gewerbliches  Eigenthum  ein  nach  Formular  in  einer 
der  drei  Landessprachen  abgefaßtes  Gesuch  einzureichen.  Diesem  Gesuch  sind  beizu- 
fügen :  1)  Ein  Exemplar  von  jedem  Muster  oder  Modell,  entweder  in  der  Form  das  ge- 
werblichen Erzeugnisses,  wofür  es  bestimmt  ist,  oder  in  derjenigen  einer  Zeichnung, 
Photographie,  oder  in  einer  sonstigen  genügenden  Darstellungsweise ;  2)  der  Betrag  der 
Gebühr  (Art.  5).  —  Der  Bundesrath  kann  nöthigenfalls  noch  andere  Stellen  bezeichnen, 
bei  welchen  in  gleicher  Weise,  wie  beim  eidgenössischen  Amt  für  gewerbliches  Eigen- 
thum, Gesuche  eingereicht  und  Muster  und  Modelle  hinterlegt  werden  können. 

Art.  10.  Die  Muster  oder  Modelle  können  offen  oder  unter  versiegeltem  Umschlag 
einzeln  oder  in  Paketen  hinterlegt  werden.  Die  Pakete  dürfen  nicht  mehr  als  .50  Muster 
oder  Modelle  enthalten,  auch  nicht  über  10  Kilogramm  wiegen. 

Art.  11.  Jedes  Hinterlegungsgesuch,  in  welchem  die  durch  die  iVrtikel  2,  9  und  10 
vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  erfüllt  sind,  oder  dessen  Gegenstand  anstößiger 
Natur  ist,  ist  vom  eidgenössischen  Amte  für  gewerbliches  Eigenthum  zurückzuweisen; 
gegen  eine  solche  Verfügung  kann  innerhalb  der  Nothfrist  von  vier  W^ochen  an  die 
vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  rekurrirt  werden. 

Art.  12.  Die  regelrecht  hinterlegten  Muster  und  Modelle  werden  ohne  vorgängige 
Prüfung  der  Rechte  des  Hinterlegers,  oder  der  Richtigkeit  seiner  Angaben,  registrirt.  — 
Dem  Hinterleger  wird  ein  Hinterlegungscerlifikat  zugestellt,  welches  ihm  als  Urkunde  dient. 

Art.  13.  Das  eidgenössische  Amt  für  gewerbliches  Eigenthum  führt  ein  Register, 
welches  folgende  Angaben  enthalten  soll :  den  Gegenstand  der  Hinterlegung,  die  Art  der 
Hinterlegung  (offen  oder  unter  versiegeltem  Umschlag),  Xamen  und  Wohnort  des  Hinter- 
legers und  seiner  Bevollmächtigten,  das  Datum  des  Gesuchs  und  des  Hinterlegungs- 
certifikates,  den  Betrag  und  die  Entrichtung  der  Gebühren,  sowie  alle  Aenderungen, 
welche  sich  auf  die  Existenz,  den  Besitz  und  den  Genuß  des  Musters  oder  Modelles  be- 
ziehen. —  Rechtskräftige  Urtheile  über  Verfall  und  Nichtigkeit  sind  auf  Begehren  der 
obsiegenden  Partei  einzutragen. 

Art.  14.  Die  Bezeichnung  der  hinterlegten  Muster  und  Modelle,  die  Art  der  Hinter- 
legung, Namen  und  Wohnort  der  Hinterleger  und  ihrer  Bevollmächtigten,  Datum  und 
Nummer  der  Hinterlegungen  werden  sofort  nach  der  Einregistrirung  vom  eidgenössischen 
Amte  veröffentlicht.  —  Das  Amt  veröffentlicht  in  gleicher  Weise  Verfall  und  Nichtigkeit 
von  Mustern  und  Modellen  und  jede  auf  den  Besitz  und  den  Genuß  eines  Musters  oder 
Modells  bezügliche  Aenderung. 

Art.  15.  Jedermann  kann  von  den  offen  hinterlegten  Mustern  und  Modellen  Ein- 
sicht nehmen.  —  Die  versiegelten  Umschläge,  welche  die  geheim  hinterlegten  Muster 
und  Modelle  enthalten,  werden  zwei  Jahre  nach  dem  Datum  der  Hinterlegung  geöffnet, 
worauf  ihr  Inhalt  dem  Pubhkum  ebenfalls  zugänglich  ist.  —  Vor  Ablauf  dieser  Zeit- 
dauer dürfen  jene  Umschläge  nur  infolge  eines  Gesuchs  des  Hinterlegers,  oder  einer 
gerichtlichen  Verfügung,  geöffnet  werden. 

Art.  16.  Jedermann  kann  auf  dem  eidgenössischen  Amte  mündliche  oder  schriftliche 
Auskunft  über  den  Inhalt  des  Registers  der  Muster  und  Moclelle  erhalten.  —  Der  Bundes- 
rath wird  für  diese  Mittbeilungen  einen  mäßigen  GebQhrentarif  feststellen. 

Art.  17.  Die  Muster  und  Modelle  bleiben  nach  Ablauf  der  Schutzfrist  noch  drei 
Jahre  lang  deponirt  und  können  nachher  von  den  Hinterlegern  zurückgenommen  werden. 
Nach  Ablauf  des  vierten  Jahres  werden  die  Muster  und  Modelle,   welche  nicht  zurück- 
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verlangt  worden  smd,  an  öffentliche  Sammlungen  verabfolgt  oder  zu  Gunsten  des  eid- 
genössischen Amtes  versteigert. 

III,  Von  der  Nachahmung.  Art.  18.  Gemäß  den  nachstehenden  Bestimmungen 
kann  auf  dem  Wege  des  Zivil-  oder  Strafprozesses  belangt  werden:  1)  wer  ein  ninter- 
legtes  Muster  oder  Modell  wissentlich  nachmacht  oder  ein  solches  in  unerlaubter  Weise 
nachahmt;  2)  wer  Gegenstände,  von  denen  er  wußte  oder  annehmen  mußte,  daß  sie 
nachgemacht  oder  unerlaubter  Welse  nachgeahmt  seien,  verkauft,  feilhält,  in  Verkehr 
bringt  oder  auf  schweizerisches  Gebiet  einführt ;  3)  wer  bei  diesen  Handlungen  wissentlich 
mitgewirkt,  oder  deren  Ausführung  begünstigt  oder  erleichtert  hat ;  4)  wer  sich  weigert, 
die  Herkunft  von  in  seinem  Besitz  befindlichen  nachgeahmten  Gegenständen  anzugeben. 

Art.  19.  Unter  die  Bestimnmngen  des  vorstehenden  Artikels  fallen  nicht :  1)  die 
freie  Benutzung  einzelner  Motive  eines  Musters  oder  Modells  zur  Herstellung  eines  neuen 
Musters  oder  Modells;  2)  die  Aenderung  der  Bindungen  oder  der  Farbenstellungen  bei 
Geweben,  ausgenommen  bei  Fabrikaten  der  Jacquard  Weberei. 

Art.  20.  Wer  eine  der  in  Artikel  18  erwähnten  Handlungen  vorsätzlich  begeht, 
wird  zum  Schadenersatz  verurtheilt  und  überdies  mit  einer  Geldbuße  im  Betrage  von 
Fr.  30  bis  Fr.  2000,  oder  mit  GelUngniß  von  drei  Tagen  bis  zu  einem  Jahr,  oder  mit 
Geldbuße  und  Gefängniß  innerhalb  der  angegebenen  Begrenzung  bestraft.  —  Gegen 
Rückfällige  können  diese  Strafen  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden.  —  Bloß  fahr- 
lässige üebertretung  wird  nicht  bestraft;  die  Zivilentschädigung  bleibt  indessen  in  den 
in  Artikel  18,  Ziffer  1  erwähnten  Fällen  vorbehalten. 

Art.  21.  Die  Zivilklage  steht  Jedermann  zu,  welcher  ein  rechtliches  Interesse  daran 
nachweist.  —  Die  Bestrafung  erfolgt  nur  auf  Antrag  des  Verletzten,  nach  der  Straf- 
prozeßordnung desjenigen  Kantons,  in  weichem  die  Klage  angestrengt  wird.  Diese  kann 
entweder  am  Domizil  des  Angeschuldigten,  oder  an  dem  Orte,  wo  das  Vergehen  be- 
gangen worden  ist,  erhoben  werden.  In  keinem  Falle  dürfen  für  das  gleiche  Vergehen 
mehrere  strafrechtliche  Verfolgungen  eintreten.  —  Wenn  seit  der  letzten  Üebertretung 
mehr  als  zwei  Jahre  verflossen  sind,  so  tritt  Verjährung  der  Klage  ein. 

Art.  22.  Die  Gerichte  haben  auf  Grund  erfolgter  Zivil-  oder  Strafklage  die  als 
nöthig  erachteten  vorsorglichen  Verfügungen  zu  treffen.  Namentlich  können  sie  nach 
Vorweisung  des  Hinterlegungsattestes  eine  genaue  Beschreibung  des  angeblich  nach- 
geahmten Musters  oder  Modells,  der  ausschließlich  zur  Nachjihiiiung  dienenden  Werk- 
zeuge und  Geräthe,  sowie  der  Erzeugnisse,  auf  welchen  das  angefochtene  Muster  oder 
Modell  angebracht  ist,  und  nöthigenüills  auch  die  Beschlagnahme  dieser  Gegenstände 
vornehmen  lassen.  -  -  Wenn  Grund  vorhanden  Ist,  eine  Beschlagnahme  vorzunehmen, 
so  kann  das  Gericht  dem  Kläger  eine  Kaution  auferlegen,  welche  er  vor  der  Beschlag- 
nahme zu  hniterlegen  hat. 

Art.  23.  Das  Gericht  kann  auf  Rechnung  und  bis  zum  Belaufe  der  dem  verletzten 
Theile  zugesprochenen  Entschädigungen  und  der  Bußen  die  Konfiskation  der  mit  Be- 
schlag belegten  Gegeastände  verfügen.  —  Es  soll,  selbst  im  Falle  einer  Freisprechung, 
wenn  nötliig,  die  Vernichtung  der  ausschließlich  zur  Nachalnuuug  bestimmten  Werkzeuge 
und  Geräthe  anordnen.  —  Es  kann  auf  Kosten  des  Verurtheilten  die  Veröffentlichung 
des  Erkenntnisses  in  emer  oder  melireren  Zeitungen  anordnen. 

Art.  24.  Wer  rechtswidrigerweise  seine  Cieschäftspapiere,  Anzeigen  oder  Erzeugnisse 
mit  einer  Bezeichnung  versieht,  welche  zum  Glauben  verleiten  soll,  daß  ein  Muster  oder 
ein  Modell  auf  Grund  des  vorliegenden  Gesetzes  hinterlegt  worden  sei,  wird  von  Amtes 
wegen  oder  auf  Klage  hin  mit  Geldbuße  von  30  bis  500  Franken  oder  mit  Gefängniß 
von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten,  oder  mit  Geldbuße  und  Gefängniß  innerhalb  der 
angegebenen  Begrenzimg  bestraft.  -  -  Gegen  Hückfällige  kann  diese  Strafe  bis  auf  das 
Doppelte  erhöht  werden. 

Art.  25.  Die  KanUme  haben  zur  Behandlung  der  zivilrechtlichen  Streitigkeiten 
wegen  Nachahnmng  hinterlegter  Musler  und  Modelle  eine  Gerichtsstelle  zu  bezeichnen, 
welche  den  Prozeß  als  einzige  kantonale  Instanz  entscheidet.  —  Die  Berufung  an  das 
Bundesgericht  ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Werthbetrag  der  Streitsache  ziUässig. 

Art.  2(5.  Der  Ertrag  der  Bußen  fließt  in  die  Kantcjuskasse.  Bei  Ausfällung  einer 
Geldstrafe  hat  der  Richter  für  den  Fall  der  Nichteiiibringlicbkeit  derselben  eine  ent- 
sprechende (Jefängnißstrafe  festzusetzen. 

IV.  Verschiedenes  wid  Schlußbf Stimmungen.  Art.  27.  Die  Angehörigen  der  Länder, 
welche  mit  der  Schweiz  eine  bezügliche  Konvention  abgeschlossen  haben,  können  ihre 
gewerblichen  Muster  und  Modelle  iimcrhalb  einer  Frist  von  vier  M<maten  vom  Datum 
ihrer  Hinterlegung  in  einem  der  genannten  Länder  und  unter  Vorbehalt  der  Rechte 
Dritter  in  der  Schweiz  deponiren,  ohne  daß  durch  inzwi.<5chen  eingetretene  Thatsachen, 
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wie  durch  eine  andere  Hinterlegung  oder  eine  VeröffentUchung,  die  Gültigkeit  der  durch 
sie  bewerkstelligten  Hinterlegung  beeinträchtigt  werden  könnte.  —  Das  gleiche  Recht 
wird  denjenigen  Schweizerbürgem  gewährt,  welche  in  erster  Linie  ihre  Muster  und 
Modelle  in  einem  der  im  vorigen  Absätze  bezeichneten  Länder  hinterlegt  haben. 

Art.  28.  Jedem  Urheber  eines  in  einer  nationalen  oder  internationalen  Ausstellung 
in  der  Schweiz  ausgestellten  Musters  oder  Modelies  wird,  nach  Erfüllung  der  vom 
Bundesrathe  zu  bestimmenden  Formalitäten,  ein  Schutz  von  sechs  Monaten,  vom  Tage 
der  Zulassung  des  Erzeugnisses  zur  Ausstellung,  gewährt.  Während  der  Dauer  dieser 
letzteren  sollen  etwaige  Hinterlegungen  oder  Verötfentlichungen  den  besagten  Urheber 
nicht  verhindern,  innerhalb  der  genannten  Frist  die  zur  Erlangung  des  definitiven 
Schatzes  erforderliche  rechtsgültige  Hinterlegung  zu  bewirken.  —  Wenn  eine  internationale 
Ausstellung  in  einem  Lande  stattfindet,  das  mit  der  Schweiz  eine  bezügliche  Konvention 
abgeschlossen  hat,  so  wird  der  zeitweilige  Schutz,  welchen  das  fremde  Land  den  an 
der  betreffenden  Ausstellung  befindlichen  gewerblichen  Mustern  oder  Modellen  gewährt, 
auf  die  Schweiz  ausgedehnt.  Dieser  Schutz  darf  eine  Dauer  von  sechs  Monaten,  vom 
Tage  der  Zulassung  des  Erzeugnisses  zur  Ausstellung,  nicht  übersteigen  und  hat  die 
nämUchen  Wirkungen,  wie  die  in  vorstehendem  Absätze  besclu-iebenen. 

Art.  29.  Die  Bestimmungen  des  vorhegenden  Gesetzes  finden  einstweilen  auf  die 
Baumwolldruckerei  keine  Anwendung.  —  Ein  Bundesbeschluß  wird  den  Zeitpunkt  be- 
stimmen, in  welchem  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  Anwendung  auf  die  in  Frage 
stehende  Industrie  zu  finden  haben. 

Art.  30.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  er- 
forderhchen  Reglemente  und  Verordnungen  zu  erlassen. 

Art.  31.  Durch  dieses  Gesetz  werden  alle  demselben  widersprechenden  Bestimmungen 
kantonaler  Gesetze  aufgehoben.  —  Muster  und  Modelle,  die  in  dem  Zeitpunkt,  in 
welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft  tritt,  vermöge  der  kantonalen  Gesetze  noch  Schutz  ge- 
nießen, verbleiben  gleichwohl  in  den  betreffenden  Kantonen  bis  zum  Ablauf  der  ge- 
setzlichen Schutzdauer  geschützt. 

Art.  32.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstinunung  über  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den 
Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Eine  Yollziehungsverordnung  zu  diesem  Gesetz  ist  vom  Bundesrath 
am  24.  Mai   1889  erlassen   worden. 

Schweden  s.  Norwegen. 

Schwefel.  Fundorte  waren  ehedem  Montbovon  und  Bäderhorn.  Siehe  auch 
, Pyrit-. 

Schwefelsäurefabrikation«  Von  1820 — 1850  entstanden  Schwefelsäure 
fabriken  in  Uetikon,  Horgen,  Wädensweil,  Winterthur,  Käpfnach  und  Aarau ; 
die  Bendite  wurde  aber  durch  die  damals  noch  hohen  Transportspesen  ver- 
schlungen und  der  Fabrikationszweig  hielt  sich  bloß  im  Etablissement  von  Gebr. 
Schnorf  in  üetikon.  Einfuhr  1888:  37,284  q  k  Fr.  30  =  Fr.  335,556.  Ausfuhr 
für  Ff.  19,000. 

Schweinehaltung  s.  p.  318  im  IL  Bd. 

Schweizerhosen.  Eine  im  Kanton  Wallis  vereinzelt  vorkommende  blaue 
Traubensorte. 

Schwyz,  Kanton.  Areal  908,5  km*  =  2,2^0  des  gesammten  Flächen- 
inhaltes der  Schweiz. 

Bevölkerung: 

im  Jahre                 1837  40,650  Einwohner  =  1,86  ^o  der  Schweiz.  Bevölkg. 

am  18./23.  März  1850  44,168  ,  =  1,84   „       ^  . 

^     10.  Dezember  1860  45,039  ,  =  1,79    .       .  , 

„       1.         .          1870  47,705  .  =  1,79    „       .  . 

„       1.         ,          1880  51,235  „  ==^  1,80   .       „  . 

^       1.         „         1888  50,378  .  r^  1,72    „       .  „ 
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Erwerbsthätige  Pi 
1860  ;     24,529  =  54,5  7o  d.  Bevölkg.  oder 
21,171  =  44,4   .    .         , 
23,871  =  46,6   .    .         „ 


1870 
1880 
1888 


2,2  7o  aller  Erwerbsth.  d.  Schweiz 

1»8     „  f,  n 

li8     n  *  * 


n 

N 


') 


Die  Zahl   der   erwerbsthätigen  Personen 
die  Haapterwerbsgrappen  : 


vertheilt  sich  folgendermaßen  anf 


Ur- 
prodnktion 

lodnttrie 

Handel 

Verkehr 

Verwaltung, 

WiBsenscbaften 

und  KUnste 

PertOnl. 

Bientt- 

leifltnngca 

1860  ; 

absolut 

14769 

6863 

1434 

306 

728 

429? 

1870  : 

7o 

absolat 

60,2 
10724 

28,0 
7777 

5,8 
1194 

1,2 

448 

3,0 
658 

1,8 
870? 

1880  : 

absolat 

50,7 
10325 

36,7 
8962 

5,7 
1580 

2,1 
1844 

3,1 
742 

1.7 
418 

7o 

43,3 

37,6 

6,6 

7,7 

3.1 

1,7 

1888  :  ») 

Die  bievor  pro  1860  und  1870  gegebenen  Totalzahlen  der  erwerbsthätigen 
Personen  können  nicht  als  ganz  zuverlässig  hingestellt  werden,  weil  die  mit 
persönlichen  Dienstleistungen  beschäftigten  Personen  nicht  genau  ermittelt  sind. 
A.uch  abgesehen  hievon  ist  die  Zahl  24,529  (pro  1860)  geeignet,  Zweifel  zu 
erregen,  indem  es  unwahrscheinlich  ist,  daß  10  und  20  Jahre  später,  unter 
entwickelteren  wirthschaftlichen  Verhältnissen,  weniger  Personen  erwerbsthätig 
gewesen  seien.  Ohne  Zweifel  herrschte  1860  bei  der  Zählung  zu  große  Un- 
sicherheit in  Bezug  auf  die  Begriffe  „Beruf''   und   „Erwerbsthätigkeit". 

Trotz  aller  Ungenauigkeit  geht  gleichwohl  aus  dem  Zahlenbild  unumstößlich 
hervor,  daß  Industrief  Handel  und  Verkehr  der  allgemeinen  Bewegung  in  der 
Schweiz  gefolgt  sind. 

Handel,  Industrie  und  Kleingewerbe. 

Folgende  Gruppirung  umfaßt  diejenigen  unter  diese  Rubrik  zählenden  Berufs- 
arten, welchen  zur  Zeit  der  eidg.  Volkszählung  von  1880  72  ^/o  und  mehr  aller 
erwerbsthätigen  Personen  des  Kantons  oblagen : 

Zahl  0,0  aUer  o/o  der  nämlichen 

Erwerbszweig  der  Erwerbs-       Erwerbsthätigen       Berofskategorie 

thätigen  des  Kantons        d.  gancen  Sohweis 

Seidenindustrie 2404  10,1  3,8 

Baumwollindustrie 903  3,8  2,1 

Handel,  eigentlicher 831  3,5  1,5 

Hotel-  und  WirthRchaftsge werbe       .  671  2,8  2,2 

Schneiderei 548  2,3  1,6 

Schreinerei  und  Glaserei    ....  488  2,1  2,3 

Schusterei 482  2,0  1,6 

Weißnäherei 364  1,5  1,3 

Wascherei  und  Glätterei   ....  296  1,2  2,0 

Zimmermannshandwerk       ...  240  1,0  1,3 

Buchbinderei 233  1,0  8,6 

Leinen-  und  Halbleinenindustrie .  217  0,9  2,0 

Bäckerei 177  0,7  1,5 

*)  Diese  Zeile  mag  spät»,  wann  die  Resultate  von  1888  bekannt  sein  werden, 
von  den  Besitzern  des  Lexikons  handschriftlich  ausgefüllt  werden. 
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Maurerei  und  Gypserei 

Buchdi'uckerei 

Schmiedehandwerk  .... 
Stroh-  und  Boßhaarfabrikation 
Metzgerei  und  Wursterei  .     . 
Sägerei 


164 

0,7 

0,8 

156 

0,6 

5,1 

149 

0,6 

1,5 

148 

0,6 

1,2 

145 

0,6 

1,7 

117 

0,5 

3,7 

Fabriken. 
Dem  Schweiz.  Fabrikgesetz  waren  im  I.  Semester  1889  40  Etablissemente 
mit  2068  Arbeitern  unterstellt.    Mechanische  Beiriebskraft  der  erstem  =  1632 
Pferdekräfte.    Nur  10  Etabl.  sind  ohne  Motoren.  « 

1043  A.  und   13  Etabl.  gehören  der  Baum  Wollindustrie  an; 
569     „      ,      10       „  „        dem  Vervielfältigungsgewerbe  an ; 

260    „      n        3       ^  „        der  Seiden  Industrie  an ; 

196     n      n      1-^       II  I,        den  übrigen  Industrien  an. 

Es  sind  nämlich: 
4  Baumwollwebereien  mit  564  A.,  wovon  1  mit  253  A.  in  Schübelbach,    1  mit 

184  A.  in  Lachen,   1  mit  119  A.  in  Feusisberg,   1   mit  8  A.  in  Schwyz. 
6  Baumwollspinnereien  mit  436  A.,  wovon  1  mit  115  A.  in  Wangen,   1  mit 
87  A.  in  Schwyz,  1  mit  66  A.  in  Einsiedeln,   1  mit  64  A.  in  Nuolen,   1  mit 
62  A.  in  Gulgenen,   1   mit  42  A.  in  Freienbach. 
3  Stickereien   mit   43  A.,    wovon    2    mit    33  A.   in  Lachen,    1    mit  10  A.  in 

Tuggen. 
10  EtabL   für  Buchdruck^    Bw-hbinderei^   Lithographie   und  Kupfer druckerei^ 
insgesammt  569  A.  beschäftigend,  wovon  8  Etabl.  mit  506  A.  in  Einsiedeln^ 
je   1  Buchbinderei  in  Euthal  und  Groß. 

1  Floretspinnerei  mit  137  A.  in  Gersau,  1  Seidenwinderei  mit  63  A.  in 
Pfäffikon,   1   Seidenweberei  mit  60  A.  in  Wollerau. 

2  Glashütten  mit  50  A.  in  Kußnacht.  1  Bleicherei,  Färberei  und  Appretur 
mit  42  A.  in  Wollerau.  1  Cementfabrik  mit  27  A.  in  Ingenbohl.  2  Zünd- 
holefabriken mit  20  A.  in  Lachen  und  Ingenbohl.  1  Ziegelei  mit  12  A.  in 
Schwyz.  1  Seifenfabrik  mit  7  A.  in  KUßnacht.  1  Säge  und  Schachtel fabrik 
mit  6  A.  in  Ingenbohl.  1  Hammer-  und  Walzwerk  mit  6  A.  in  Steinen. 
1  Mühle  mit  5  A.  in  Gersau.  1  Fabrik  chemischer  Produkte  mit  4  A.  in 
Ingenbohl.     1   Schreinerei  mit  4  A.  in  Arth. 

Indus  triegeBchichtliches. 
(Mitgetheilt  von  Herrn   Dürr  er,  Adjunkt  des  eidg.  statistischen  Bureau.) 

Von  den  ältesten  Aufschlüssen  über  die  Erwerbsthätigkeit  der  Bewohner  den 
alten  Landes  Schwyz  bietet  uns  deren  schon  anfangs  des  12.  Jahrhunderts  be- 
gonnene und  durch  mehr  als  200  Jabre  hartnäckig  fortgesetzte  Streit  mit  dem 
Kloster  Einsiedeln  um  die  Weiden  in  den  Tbälern  der  Sihl  und  der  Alp.  (Die 
ausführlichsten  Nachrichten  darüber  enthält  in  einer  sehr  geschätzten  Arbeit  des 
P.  Odilo  Kingholz  der  „ Geschichtsfreund ",  43.  127.)  Viehzucht  und  Alpen- 
wirthschaft  in  größerem  Umfange  scheinen  neben  den  freien  Bauern  auch 
die  Klöster  Einsiedeln,  Steina  und  Muotathal  betrieben  zu  haben.  Daneben  wird 
freilich  auch  für  den  Kanton  Schwyz  behauptet,  daß  im  frühem  Mittelalter  dem 
Getreidebau  im  Vergleich  zu  Wiesenbau  und  Viehzucht  eine  größere  Bedeutung 
zugekommen  sei  als  später.  P.  Gall  Morel  („ Geschieh tstreund**  10.  206)  erwähnt 
einer  Sage,  nach  welcher  in  alter  Zeit  am  Abhänge  des  Haken  ob  Schwyz  so 
viel  Korn    gepflanzt    wurde,   daß    dasselbe   an    den  Markt   von  Luzern  verführt 
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werden  konnte,  und  6.  Meyer  von  Knonaa  („Der  Kanton  Schwyz**)  fühii;  die 
ähnliche  Ueberlieferung  an,  daß  in  frühern  Zeiten  der  Korn  preis  auf  dem  Markte 
in  Zug  jeweilen  erst  gefiillen  sei,  wenn  das  Korn  aus  den  Schindlenbächen,  einer 
Gegend  am  Rigi  ob  Goldau,  hergeführt  wurde.  Derselbe  verweist  daneben  auf 
die  vielen  GUternamen  um  Art  herum,  welche  mit  -acker  zusammengesetzt  und 
gewiß  nur  dadurch  zu  erklären  sind,  daß  früher  hier  Ackerbau  betrieben  wurde ; 
in  Küßnach  und  Steinen  soll  die  gleiche  Erscheinung  nicht  seltener  sein. 

Die  Verzeichnisse  von  Grundzinsen  im  Kanton  Schwyz,  welche  sich  in  einem 
Einsiedler  Urbar  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  und  im  habsburg- 
österreichischen  Urbar  aus  dem  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  finden,  möchten 
i^elleicht  annehmen  lassen,  jene  größere  Ausdehnung  des  Ackerbaues  sei  mehr  in 
den  jetzigen  Bezirken  March  und  Höfe,  als  im  innern  Lande  Schwyz,  hier  allen- 
falls abgesehen  von  Art,  vorgekommen ;  aber  von  geschichtskundiger  Seite  wird 
versichert,  der  Getreidebau  sei  auch  in  Schwyz,  Ingenbohl,  Steinen  ein  ausge- 
dehnter gewesen,  namentlich  aber  —  und  hier  bis  in  die  neueste  Zeit  —  in 
Küßnach. 

Daß   dann   der  Getreidebau   des  Kantons  Schwyz    bereits   im  Anfange   des 

16.  Jahrhunderts  unter  das  Bedürfniß  des  eigenen  Landes  gefallen  war,  darf 
daraus  geschlossen  werden,  daß  1502  die  Regierung  beschloß,  Jedem,  welcher 
Neudufbrüche  mache,  solle  von  Obrigkeits  wegen  die  erste  Aussaat  gegeben  werden. 
Daß  große  Strecken  der  Allmenden  in  der  Thalniederung  der  Pflanzung  von  Ge- 
müsen und  andern  Gartenfrüchten  zu  dienen  hatten,  ist  bis  auf  den  Anfang  des 
IG.  Jahrhunderts   zurück    nachweisbar.     Daneben   fanden   bis    um  die  Mitte  des 

17.  Jahrhunderts  in  den  Hochthälern  des  Bezirkes  Schwyz  (Rothenthurm,  Alp- 
Ihal,  Muotathal,  Iberg)  Waldrodungen  in  großem  Maßstabe  statt.  In  Iberg  und 
Alpthal  wurden  eigentliche  Urwälder  in  Weideland  umgeschaffen.  (Dabei  ent- 
standen viele  Sägereien  und  eine  bedeutende  Holzausfuhr.  So  versorgte  Schwyz 
z.  B.  aus  den  Waldungen  von  Iberg  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  ver- 
traglich während  mehr  als  einem  Jahrhundert  die  Stadt  Zürich  mit  Brennholz.) 

Ueber  die  spätem  Schicksale  und  Entwicklungen  der  schwyzerischen  Land- 
wirthschaft  liegen  wenige  Angaben  vor.  Der  schon  angeführte  Meyer  von  Knonau 
theilt  mit,  daß  seit  dem  Anfange  des  laufenden  Jahrhunderts,  zum  Theil  seit  den 
Nothjahren  1816  und  1817,  in  mehreren  Gegenden  des  Kantons  wieder  größere 
Ausdehnung  des  Ackerbaues  eingetreten  sei.  Ein  neuer  Rückgang  des  letztern, 
«ich  allenthalben  vollziehend  und  vermehrtem  Wiesenbau  mit  Milchwirthschaft 
Platz  machend,  wird  aus  unserm  letzten  Jahrzehnt  berichtet. 

An  der  Lugaten  ob  Pfaffikon  einen  Weinberg  angelegt  zu  haben,  rühmte 
«ich  der  von  1173 — 1192  das  Kloster  Einsiedeln  regierende  Abt  Werner  II., 
und  es  findet  daneben  bis  in  das  16.  und  17.  Jahrhundert  der  Weinbau  Er- 
wähnung in  Küßnach,  Art,  Brunnen,  Steinen,  in  Freienbach,  Alteudorf,  Wangen 
u.  s.  w. 

Einer  ausgedehnten  Pferdezucht  mit  Ausfuhr  hauptsächlich  nach  Italien 
dienten  schon  frühe  große  und  weitbekannte  Pferdemärkte  in  Steinen,  in  Ein- 
siedeln und  seit  1606  auch  in  Schwyz.  Große  Ausfuhr  von  Rindvieh  nach 
dem  Tessin  und  nach  Italien,  auf  die  Märkte  von  Beilenz,  Giubiasco,  Como,  Varese 

fand  nachweisbar  schon  im  15.  Jahrhundert  statt. 

*  ♦ 

« 

Als  einer  der  ältesten  Erwerbszweige  der  Bevölkerung  des  Kantons  Schwyz 
kann  neben  der  Landwirthschaft  die  Ausbeutung  der  Steinbrüche  in  Bach 
zu  WoUerau  betrachtet  werden,  welche  schon  zu  Ende  des  15.  Jahrhunderts  eine 
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bedeutende  Ansdehnong  gehabt  haben  soll  und  ihreu  hauptsächlichBten  Absatz  wohl 
nach  Zürich  finden  mochte.  Letztere  Stadt  erwarb  sich  im  Jahre  1501  einen 
dieser  Steinbrüche  zu  eigener  Verfügung.  Steinbrüche  bestanden  auch  am  untern 
Buchberg  in  der  March ;  das  Land  Schwyz  kaufte  sich  im  Jahre  1577  einen 
solchen  in  Merlischachen  bei  Eüßnach  und  eröfiPnete  1606  einen  andern  am  Kiemen 
daselbst.  Marmorbrüche  wurden  im  18.  Jahrhundert  in  Trachslau  bei  Einsiedeln 
und  in  Perfiden  bei  Schwyz  ausgebeutet.  1522  wurden  von  der  Regierung  Wetz- 
steinbrüche im  Wäggithal  und  in  Ein  sied  ein  zur  Ausbeutung  verpachtet,  und  es 
wird  berichtet,  daß  die  letztere  auch  in  den  feigenden  Jahrhunderten  mehr  oder 
weniger  immer  stattgefunden  habe.  1766  suchten  zwei  Bürger  vor  der  Lands- 
gemeinde um  die  Bewilligung  nach,  am  Koßberg  oberhalb  Steinerberg  nach 
Steinkohlen  graben  zu  dürfen.  Sie  erhielten  ein  Privileg  auf  10  Jahre,  doch 
ist  über  den  Erfolg  nichts  bekannt  und  Spuren  der  Unternehmung  haben  sich 
keine  erhalten.  1836  wurde  in  Wangen  eine  Schieferkohlengrube  eröffnet  und 
deren  Ausbeutung  begonnen;  der  Erfolg  der  letztem  wurde  noch  um  1860  als 
ein  guter  bezeichnet,  erhielt  sich  jedoch  nicht  über  die  70er  Jahre  hinaus.  In 
Einsiedeln  fand  den  8.  November  1747  der  erste  probeweise  Torfstich  statt; 
das  Kloster  hatte  sich  zu  diesem  Zwecke  einen  Torfgräber  aus  Stäfa  (Zürich) 
kommen  lassen,  lieber  weitere  Versuche  wird  in  den  Jahren  1749  und  1750 
gesprochen,  und  es  scheint,  daß  dieselben  befriedigend  ausfielen.  Ein  fremder 
nMineralist**  hatte  1706  die  Landsgemeinde  mit  dem  Plane  eines  Salzbergwerkes 
unterhalten,  doch  gelangte  die  hohe  Behörde  erst  im  Jahre  1719  dazu,  die  Un- 
ansführbarkeit  eines  solchen  Planes  einzusehen. 

Im  Eisenbach  hinter  dem  Sehyen  in  Iberg  auf  Eisenerz  zu  graben,  wurde 
1597  einer  Gesellschaft  bewilligt.  Aus  Verfügungen  des  Rathes  geht  hervor,  daß 
das  Unternehmen  wirklich  in  Betrieb  gesetzt  wurde,  doch  scheint  der  letztere 
nicht  lange  gedauert  zu  haben.  Nichts  weiteres  bekannt  ist  über  die  Schürf- 
bewilligungen, welche  1602  Hauptmann  Heinr.  Maderano  aus  üri  vom  Rathe  in 
Schwyz  und  1632  ein  Bürger  Einsiedeins  vom  dortigen  Abte  erhielten.  1610 
ward  einer  Gesellschaft  ein  Bergwerk  übertragen,  das  nicht  näher  bezeichnet 
wird,  aber  wohl  dasjenige  in  Lowerz  sein  mag.  Eine  Wiedereröffnung  des  letztern 
—  Eisenbergwerk  und  Eisenschmelze  —  fand  1724  durch  die  zwei  ßaslerbUrger 
Job.  Linder  und  Hans  Bernhard  Burkhard  statt,  die  gleichzeitig  auch  „Bergherren 
zu  Uri**  genannt  wurden.  Das  Unternehmen  scheint  nicht  hinreichend  gelohnt  zu 
haben.  Schon  1727  folgten  Schwierigkeiten  wegen  rückständigen  Zahlungen ;  das 
Geschäft  wurde  von  dem  erstgenannten  Theilhaber  einzig  übernommen  und  ging 
bald  darauf  ein;  eine  neue  Eröffnung  desselben  war  einmal  um  1860  planirt. 
Von  der  einen  der  drei  Hammerschmieden,  welche  1858  in  Steinen  im 
Betriebe  standen,  wurde  damals  angegeben,  daß  dieselbe  seit  mehr  als  200  Jahren 
bestehe.  Auf  Staatskosten  erbaut  wurde  im  Jahre  1596  eine  Ziegelbrennerei 
in  Ibach  und  etwas  später  eine  solche  in  Art;  während  die  letztere  in  Gemeinde- 
und  später  in  Privatbesitz  überging,  stand  jene,  auch  wenn  verpachtet,  im 
Betriebe  stets  unter  obrigkeitlicher  Aufsicht.  So  durfte  z.  ß.  ohne  Erlaubniß 
des  Rathes  kein  Ziegel  außer  Landes  verkauft  werden,  oder  später  erst,  wenn 
noch  10,000  im  Vorrath  blieben.  In  der  Nähe  dieser  Ziegelei  wurde  im  Jahre 
1839  in  fabrikmäßiger  Anlage  noch  eine  zweite  erstellt.  Es  ist  uns  nicht  be- 
kannt, welches  Alter  damit  gemeint  sein  soll,  wenn  die  Erbauung  der  einen 
Ziegelhütte  in  Küßnach  sagenhaft  den    „Zigeunern**    zugeschrieben  wird. 

Die  Sage  erzählt,  daß  schon  in  alten  Zeiten  „zwischen  den  Bächen**  in 
Bothenthurm  eine  Glashütte  bestanden  habe,   aber  wegen  Holzmangel  wieder 
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eingegangen  sei.  Eine  solche  wurde  in  Iberg  wenigstens  von  1664 — 1667  be- 
trieben; an  der  Spitze  des  Unternehmens  stand  Landammann  W.  D.  Beding.  Auf 
Wiederholung  des  Betriebes  im  Jahre  1739  lassen  Eintragungen  in  den  Tauf- 
büchern von  Iberg  schließen.  Vom  Landrathe  wurde  1757  zwei  Bürgern  aus 
dem  Schwarzwalde  die  Bewilligung  ertheilt,  in  Alpthal  Wald  und  Land  zu  er- 
werben, um  dort  eine  Glashütte  einzurichten.  Wenige  Jahre  später  finden  sich 
Schwyzer  als  Eigenthümer  des  Unternehmens  erwähnt,  welches  einige  Zeit  mit 
ökonomischer  Einbuße  betrieben  worden  sein  soll.  Die  gegenwärtig  in  erheblicher 
Ausdehnung  im  Betriebe  stehende  Glasfabrik  in  Eüßnach  datirt  ihr  Entstehen 
erst  mit  dem  Jahre  1850.  Nirgends  erwähnt  finden  wir  die  Entstehungnzeit 
jener  Papierfabrik  in  Bach,  zu  deren  Gunsten  die  Obrigkeit  im  Jahre  1780 
verordnete,  daß  Lumpen  und  Hudlen  des  Landes  Schwyz  nicht  mehr  nach  aus- 
wärts verkauft,  sondern  ausschließlich  in  die  genannte  Papierfabrik  geliefert  werden 
sollen.  Später  nach  Wollerau  verlegt,  wurde  dieselbe  in  den  50er  Jahren  in  eine 

Baumwollenspinnerei  umgebaut. 

*  # 

Wohlbekannter  Sitz  einer  bet  rächt  liehen  Seideiiindustrie  war  noch  vor 
20  Jahren  der  Flecken  Grersau.  Deren  erster  Anfang  wird  mit  dem  Jahre  1730 
datirt,  um  welche  2ieit  Seidenspinnerei  und  •  Karterei  auch  im  übrigen  Kanton 
Schwyz  ihren  Eingang  hielten.  In  Gersau  bewilligte  im  genannten  Jahre  die 
Landsgemeinde  dem  Altlandschreiber  Higert,  auf  der  Bachstatt  nahe  am  See 
ein  Hüttlein  zu  bauen,  um  darin  Seide  zu  faulen  und  im  Mühlibächli  zu  waschen. 
Man  erzählt,  das  Fäulen  der  Seide,  welches  später  solche  Bedeutung  erhielt,  sei 
in  Gersau  durch  Zufall  erfunden  worden.  Früher  wurde  die  Seide  nicht  ge- 
fault, sondern  roh  gekämmt  und  der  Abfall  davon,  sowie  der  Stoff,  welcher  sich 
nicht  kämmen  ließ,  weggeworfen.  Zufällig  habe  man  an  solchem  als  unbrauchbar 
weggeworfenen  Stofl*e  bemerkt,  daß  er  nach  längerem  Liegen  im  Wasser  weich 
und  faserig  geworden  sei  und  sich  verarbeiten  lasse.  Damit  war  die  Erfindung 
gemacht.  In  den  ersten  Zeiten  wurde  in  Gersau  und  der  Umgegend  die  zum 
Kämmein  und  Spinnen  bestimmte  Seide  durch  Vermittlung  von  Ferggern  aus 
Schwyz,  auch  aus  Rapperswii,  bezogen,  bis  in  den  1760er  Jahren  die  Fergger 
allmälig  zu  selbständigen  Fabrikanten  sich  entwickelten,  welche  den  Rohstoff  auf 
eigene  Rechnung  aus  Mailand,  Bergamo,  Turin,  Lugano  u.  s.  w.  bezogen,  in  Gersau 
und  den  umliegenden  Gemeinden  kämmein  und  spinnen  ließen  und  dann  als  Garn 
namentlich  nach  Basel  verkauften.  Es  wird  gerUhmt,  daß  die  junge  Industrie  in 
diesen  ersten  Stadien  ihrer  selbständigen  Entwicklung  sich  wohlwollender  Unter- 
stützung durch  das  Kloster  Einsiedeln  und  dessen  Propst  in  Beilenz  zu  erfreuen 
gehabt  habe.  (Da  dachte  um  dieselbe  Zeit  der  Abt  des  nahen  Klosters  Engel- 
berg anders,  welcher,  um  dem  letztern  ein  Monopol  der  bezüglichen  Geschäfts- 
yermittlung  zu  sichern,  den  13.  März  1763  für  das  dortige  Thal,  sein  Souveränitäts- 
gebiet,   folgendes    „Mandat    wegen   der  Seide**   erließ:    „ Also  thut  unser 

Hochw.  Gnädige  Herr  allen  und  jeden  gebiethen  und  befehlen,  daß  keiner  sich 
erfreche,  fremde  Seide  in  das  Thal  zu  bringen  und  zu  verarbeiten  und  das  Alles 
bei  Straf  der  Contiscation  und  festzusetzender  Büß."  20  Jahre  später  wurde 
dann  dieses  Verhältniß  zwischen  dem  Kloster  und  der  Thalgemeinde  durch  einen 
Vertrag  geregelt.)  —  Die  Einführung  mechanischer  Spinnereien,  durch  welche  das 
Seidenspinnen  v(»n  Hand  verdrängt  und  dessen  Fortdauer  in  der  bisherigen  Form 
als  Hausindustrie  unmöglich  wurde,  führte  dann  im  Jahre  1823  zwei  G^rsauer 
Firmen  zur  Vereinigung,  ebenfalls  eine  mechanische  Spinnerei,  und  zwar  in 
Brunnen,  zu  errichten;  eine  andere  Gersauer  Firma  betrieb  seit  dem  Jahre  1832 
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ein  ähnliches  Unternehmen  in  Worblaufen  bei  Bern  und  verlegte  dasselbe  im 
Jahre  1839  nach  dem  Gersaa  nahe  liegenden  Bnochs.  In  Gersau  selbst  aber 
errichteten  die  Besitzer  jener  bei  Brunnen  (Ingenbohl)  bestehenden  Fabrik  eine 
ebensolche  im  Jahre  1847  und  später  eine  zweite  im  Jahre  1857.  Die  Zahl 
der  Spindeln  beider  Fabriken  betrug  im  Jahre  1858  4116,  diejenige  der  in  und 
außer  der  Fabrik  (Kämmein)  beschäftigten  Arbeiter  wurde  zu  gleicher  Zeit  auf 
1600 — 1700  augegeben  (bei  der  Bnochser  Fabrik  auf  etwas  über  300;  die 
Fabrik  in  Brunnen  war  inzwischen  in  andere  Hände  übergegangen  und  der 
Baumwollenindnstrie  dienstbar  geworden).  Wir  wissen,  daß  solcher  Entwicklung, 
welche  noch  etwas  über  ein  Jahrzehnt  anhielt,  alsdann  ein  schneller  Niedergang 
folgte. 

Eine  mechanische  Seidenweberei  in  beschränktem  Umfange  war  mit  der  1856 
in  Wangen  gebauten  Baumwollen fabrik  verbunden.  Größere  Betheiligung  als  in 
Gersau  (es  ist  dies  nach  dem  Obigen  begreiflich)  fand  in  den  übrigen  Theilen 
des  Kantons  Schwyz  seit  den  40er  Jahren  des  laufenden  Jahrhunderts  die  Haus- 
industrie der  Seidenweberei.  Die  Zahl  der  im  ganzen  Kanton  im  Betriebe  stehenden 
Handwebstühle  wurde  im  Jahre  1851  auf  „über  1000**,  im  Jahre  1858  auf 
1458  und  im  Jahre  1882  die  Zahl  der  Weber  und  Winder  auf  3100  angegeben. 
Im  Jahre  1858  berechnete  man  den  bei  vollem  Betriebe  zu  erzielenden  Jahres- 
verdienst im  Ganzen  auf  mehr  als  300,000  und  im  Jahre  1882  den  wirklichen 

Verdienst  auf  mehr  als  900,000  Franken  („Rechenschaftsbericht"   von  1882). 

*  * 

Zu  beträchtlicher  Ausdehnung  gelangte  im  Kanton  Schwyz  die  Bau m  wo  11- 
fabrikation.  (Im  vorigen  Jahrhundert  soll  das  häusliche  Baum  wollspinnen  eine 
so  verbreitete  und  beliebte  Beschäftigung  gewesen  sein,  daß  dabei  die  Bewirth- 
schaftnng  des  Bodens  vernachlässigt  wurde.)  Eine  mechanische  Baumwollspinnerei 
wurde  1821  an  der  Alp  in  Einsiedeln  und  1822 — 1^23  je  eine  solche  in  Nuolen 
und  Bach  errichtet.  Anfangs  der  30er  Jahre  entstand  die  Baumwollspinnerei  und 
Weberei  in  Siebnen,  1856  eine  Spinnerei  in  Wangen,  und  im  selben  Jahre  wurde 
durch  P.  Theodosius  in  der  ehemaligen  Seidenfabrik  bei  Brunnen  eine  Baumwoll- 
weberei eingerichtet.  Um  1858  wurde  eine  zweite  Spinnerei  in  Einsiedeln  und 
eine  Spinnerei  und  Weberei  in  Ibach  bei  Schwyz  eröffnet;  ungefähr  um  dieselbe 
Zeit  je  eine  Spinnerei  in  Wollerau  und  Vorderthal,  sowie  eine  Weberei  in 
Lachen.  Im  Jahre  1858  berechnete  man  für  die  damals  im  Betriebe  stehenden 
oder  doch  nächstens  zur  Eröffnung  gelangenden  Spinnereien  die  Zahl  der  Spindeln 
auf  40 — 45,000,  die  Zahl  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter  auf  nahezu  500,  die 
Zahl  der  mechanischen  Webstühle  in  den  Webereien  auf  ungefähr  600,  deren 
Arbeiter  auf  ungefähr  350.  Eine  neueste  Erhebung  zählte  im  Ganzen  63,171 
Spindeln  in  Spinnereien,    550  Spindeln  in  einer  Zwirnerei  und  920  Webstühle. 

Als  Ergänzung  der  Notizen  über  die  Textilindustrie  des  Kantons  Schwyz 
ist  noch  anzuführen,  daß  auch  der  Bestand  einer  Tuchfabrik  und  -Färberei  im 
Kloster  Einsiedeln  erwähnt  wird,  deren  Anfang  spätestens  in  den  ersten  Dezennien 
des  vorigen  Jahrhunderts  stattgefunden  haben  muß;  ihr  Ende  sei  in  den  1840er 
Jahren  durch  die  allgemeine  Konkurrenz  herbeigeführt  worden.  (1724  und  wieder 
1728  hatte  sich  auch  der  ßath  in  Schwyz  mit  dem  Plane  einer  Wolltuchfabrik 
beschäftigt  und  dabei  in  Aussicht  genommen,  die  Arbeit  im  Kloster  Einsiedeln 
und  bei  den  Kapuzinern  in  Bremgarten  erlernen  zu  lassen.) 

* 
Bekannt  ist  Einsiedeln  als  Sitz  einer  ausgedehnten  und  regsamen  Thätigkeit 

auf  dem  Gebiete   der   graphischen    Gewerbe    und  Künste,    vornehmlich 
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de8  Büchdrackes.  Die  erste  Drnckerpresse  stand  im  EloRter:  sie  wurde  dort  1664 
eingerichtet  and  erhielt  sich  bis  1798.  Wenige  Jahre  vor  letzterem  Datum  aber 
war  durch  PriTathände  auch  im  FKcken  eine  Buchdruckerei  eingerichtet  worden, 
welche  bich  spater  in  zwei  Finnen  trennte,  zu  denen  bald  noch  weitere  hinzu- 
traten; 1835  zählte  man  fünf  Druckereien  mit  sieben  Pressen,  mit  deren  einer 
auch  eine  Lithographie  verbunden  war.  l^$79  wurde  über  die  eine,  allerdings 
die  weitaus  größte,  der  damals  be«>tehenden  vier  Buchdruckerfirmen  angegeben, 
daß  sie  die  Buchdruckerei  mit  14  Druckmaschinen  nebst  Handpressen  etc.,  eine 
Bachbinderwerkstätte  mit  40  Dampf-  und  Handpressen,  die  Kupferdruckerei  mit 
7  Dampfpresifen,  die  Lithographie  und  Chromographie  mit  6  Dampfschnellpressen, 
H  Handpressen  und  6  Satinirmaschinen,  daneben  noch  eine  Galvanoplastie,  Stereo- 
typie, Xylographie,  Zinkographie,  Druckphotographie,  Kuloriranstalt  und  Spitzen- 
bilderfabrikation  betreibe.  Die  £rzeugnisse  des  Einsiedler  Buchdruckes  bestehen 
bekanntlich  zum  weitaus  größten  Theil  aus  Grebet-  und  Erbauungsbüchem,  welche 
theils  durch  direkten  Verkauf  an  die  zahlreichen  Wallfahrer  (jährlich  im  Durch- 
schnitte bei  150,000),  theils  durch  ausgebreiteten  Handel  in  alle  katholischen 
Länder  Europas  und  nach  Amerika  ihren  Absatz  finden.  Der  Handel  mit  Ein- 
siedler-Chroniken und  dem  sog.  Engel  weihe bild  von  1464  wird  schon  im  15.  Jahr- 
hundert erwähnt  (.Geschichtsfreund**  43.  158).  Daneben  beschäftigte  in  Einsiedeln 
von  je  her  die  Herstellung  anderer  sog.  Wallfahrtsartikel  eine  beträchtliche  An- 
zahl von  Händen  ( Wachsbildnerei,  Herstellung  von  Rosenkränzen,  Kruzifixen, 
Statuen,  ^kledaillen  etc.).  Im  17.  und  18.  Jahrhundert  wurde  diese  Fabrikation 
hauptsächlich  vom  Kloster  betrieben  und  dabei  im  Besondern  die  Herstellung  der 
kleinen  thönernen  Marienstatuetten  als  Monopol  gehandhabt. 

* 
Hauptsächliche  Q, u e 1 1  e n  dieses  Artikels  waren:  A.  Eberle :  Beferat  an  die 

Schweiz,  gemeinnutzige  Gesellschaft  über  die  Industrie  in  den  Urkantonen  (1858); 

Gerold  Mey^r  von   Knotiau  :   Der   Kanton  Schwyz    (1835),    und  M.  Deitlinff  : 

Schwyzerische  Chronik  (I860V    Einzelne  Berichtigungen   und  eine  Reihe  werth- 

voller  Ergänzungen  —  meistens  aus  bisher  nicht  gedruckten  Archivalien  geschöpft 

—  habe  ich  der  Gefälligkeit  der  Herren  Kanzleidirektor  Kälin  in  Schwyz  und 

Stiftsarrhivar  P.  Odilo  Bint/holz  in  Einsiedeln  zu  verdanken. 

Urproduktion. 

Es  widmeten  sich  im  Jahre  1880  der  Landwirthschaft  10,031  Personen, 
dem   Bergbau   145,  der  Forstwirthschaft   108,  der  Fischerei  36,  der  Jagd  5. 

Landwirthschaft. 

Nach  gefl.  Mittheilungen  des  Herrn  Regierungsrath  Schwander  ist  der 
Ackerbau  unbedeutend.  In  kleinerem  Maße  werden  Mais,  Korn,  Weizen  und 
Hafer  ge]>flanzt. 

Die  Kultur  der  Kartoffel  ist  ziemlich  beträchtlich  in  der  Gegend  von  Ein- 
siedeln,  Iberg  und  Rothenthurm,   weil  dort  geeigneter  Boden  vorhanden  ist. 

Der  Fullerhau  hat  zur  einzigen  Grundlage  die  Naturwiesen,  auf  welchen 
alle  möglichen  natürlichen  Grasarten  vorkommen.     Kein  Kunstfutter. 

Starker  Obstbau  in  den  Bezirken  Schwyz,  Kiißnacht,  Höfe  und  March. 
Etwas    Weinbau  in  den  Bezirken  Höfe  und  March. 

Hauptzweig  der  Landwirthschaft  ist  in  allen  Kantonstheilen  die  VieheuchL 
Ca.  48  7"  ^^^^^   Haushaltungen  besitzen  Vieh.    (Vgl.  den  Artikel   „Viehzucht".) 

Eh  besteht  ein  kantonaler  landwirthschaftlicher  Verein  mit  vier  Sektionen. 
Mehrere  KäsereigenosHenschaften , 
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Die  Leistungen  des  Staates  fUr  die  Landwirthschaft  bestehen  in  der  Aus- 
hingäbe  von  ca.  Fr.  10,000  jährlich  zur  Prämirung  von  Yiehbesitzern,  in  der 
Subventionirung  des  Ankaufes  von  Hengsten  (15 — 30  ®/o),  in  der  Subventionirung 
von  landwirthschaftliohen  Lehrkursen  und  Vorträgen  (bis  40  ^/o).  Auch  trägt 
der  Staat  ^/a  der  Kosten,  welche  das  Einsammeln  und  Vertilgen  der  Maikäfer 
verursacht. 

Bergbau. 

Die  Rohproduktenkarte  von  Weber  &  Brosi  (Verlag  von  J.  Wurster  &  Co. 
in  Zürich)  verzeichnet  folgende  Fundorte  von  wirthschaftlich  verwendbaren  Roh- 
materialien des  Erdreichs: 

Für  Schieftrkohle :  Wangen.  Für  Torf:  Einsiedeln,  Feusisberg,  Küßnaoht, 
Pfäffikon,  Reichenburg,  Rothenthurm,  Steinbach,  Teufelsbrugg,  Vorder-  und 
Hinter- Wäggithal,  Willerzell.  Für  Schleifsteine :  Iberg,  Trachselen,  Hinter- 
Wäggithal.  Für  feuerfeste  Erden :  Einsiedeln.  Für  Gyps :  Iberg,  Schwyz, 
Hinter- Wäggithal,  Grersau.  Vorder- Wäggithal.  Für  hydraulische  Kalke  und 
Cement:  G^rsau,  Iberg,  Schwyz,  Studen,  Waagen,  Morschach.  Für  Töpfer-  und 
Ziegelt  hon:  Egg,  Einsiedeln,  EUßnacht,  Lachen,  Rothenthurm,  Sattel,  Schwyz, 
Seewen.  Für  granitische  Gesteine:  Brunnen,  Gersau,  Morsohach.  Für  Kalk- 
steine:  Brunnen,  Gersau,  Schwyz.  Marmor:  Morschach,  Seewen,  Trachslau. 
Für  Sandsteine:  Bach,  Biberbrück, '  Einsiedeln,  Eüßnacht,  Nuolen,  Pfäffikon, 
Sohindellegi,  Tuggen,  WoUerau.    Für  Eisener b  :  Seewen. 

Verkehr. 

Eisenbahnen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Kantons  arbeiten  7  Bahnunternehmungen.  Die  Länge 
des  Bahnnetzes  im  Kanton  beträgt  84,698  m.     23  Stationen. 

Die  Bahnlänge  vertheilt  sich  auf  die  einzelnen  Unternehmungen  und  nach 
den  Konzessionen  wie  folgt: 

Aargauische  Südbahn:  Konzession  vom  30.  Nov.  1872  für  die  Strecke 
von  Immensee  bis  zur  Kantonsgrenze  gegen  Rothkreuz,  2435  m. 

Goithardbahn :  Konzession  vom  30.  Juni  1869  für  die  Strecke  Immensee- 
Kantonsgrenze  bei  Sisikon,  26,063  m. 

Nordostbahn:  Konzession   vom    7.  Nov.   1871    für   die   zur   Linie  Zürich- 
Glarus  gehörende  Strecke  von  der  Kantonsgrenze  bei  Richtersweil  bis  zur  Kantons 
grenze  bei  Reichenburg,   23,169  m. 

Rappersweil'Pfäffikon :  Bundeskonzession  vom  25.  Juni  1874  für  die  Strecke 
von  Pfäffikon  bis  zur  Kantonsgrenze  bei  Rapperswyl,  2971  m. 

Wädensweil- Einsiedeln :  Konzession  vom  22.  Juni  1870  für  die  Strecke 
von  Einsiedeln  bis  zur  Kantonsgrenze  bei  Samstagem,   10,939  m. 

Arth-Rigi'Bahn :  Konzession  vom  23.  Juni  1870  für  die  Linien  Arth- 
Rigikulm  (11,557  m)  und  Stafifelhöhe-Rigikulm  (1903  m  an  Vitznauer  Rigi-Bahn 
verpachtet);  zusammen  13,460  m. 

Rigi-Scheidegg-Bahn :  Konzession  vom  29.  Nov.  1872  für  die  Strecke  von 
der  Kantonsgrenze  bei  Rigi-First  bis  Rigi-Scheidegg,  5661  m. 

Straßen 
s.  den  Artikel    „Straßen". 

Schynstrasse,  zum  graubündnerischen  Straßennetz  gehörend,  wurde  gebaut 
in  den  Jahren  1868  und  1869.  Ihre  Länge  beträgt  13,5  km,  die  Fahrbahnbreite 
4,2  m.    Die  Straße  führt  von  Thusis  durch  den  Schyn  nach  Tiefen  kästen,    ver- 

Fnrrer,  Volkswirthschafts-Lexikon  der  Schweis.  5 
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bindet  daher  die  Splügeii-  und  Beriihardiiistraße  mit  der  Julierstraße,   bzw.  das 

Hinterrheinthal    mit  dem  Albulathal  und  Oberhai bstein.    An  die  Baukosten  von 

Fr.  547,700  leistete  der  Bund  einen  Beitrag  von  Fr.  107,300.    Bundesbeschluß 

vom  2G.  Juli   l«6l   (A.  S.  Bd.  VII,  p.  70). 

Seerecht.  Die  Schweiz  partizipirt  an  der  internationalen  Uebereinkunft  vom 

16.  April   1856    betreffend   das   europäische  Seerecht  in  Kriegszeiten  (A.  S.  VI, 

p.  348).     Außer  der  Schweiz  sind  Vertragsstaaten:  Frankreich,  Großbritannien, 

Italien,  Oesterreich- Ungarn,  Preußen,  Rußland  und  die  Türkei.  Die  Bestimmungen 

der  Uebereinkunft  lauten: 

1)  Die  Kaperei  ist  und  bleibt  abgeschafTl.  2)  Die  neutrale  Flagge  schützt  die  feind- 
liche Ladung,  mit  Ausnahme  der  Kriegscontrebande.  3)  Die  neutrale  Ladung,  mit  Aus- 
nahme der  Kriegscontrebande,  kann  unter  feindlicher  Flagge  nicht  als  Prise  erklärt 
werden.  4)  Blokaden  müssen,  um  verbindlieh  zu  sein,  wirklich  bestehen,  d.  h.  durch 
genugende  Kräfte  ausgeführt  werden,  um  das  Betreten  der  feindlichen  Küsten  wirksam 
zu  verhindern. 

Ueber  diese  Uebereinkunft  äußerte  sich  der  Bundesrath,  als  er  dieselbe  der 
Bundesversammlung  vorlegte,  u.  A.  folgendermaßen  (Bbl.  1856,  II,  p.  357/61): 

,Das  Gesammtziel  dieser  Grundsätze  geht  dahin,  den  Handel  zur  See  auch  für 
Kriegszeiten  zu  ermöglichen,  was  der  Natur  der  Sache  nach  vorzugsweise  den  neutralen 
Staaten  zu  gut  kommt. 

„Die  Schweiz  erscheint  nun  bei  dieser  Frage  insofern  nicht  betheiligt,  als  sie  keine 
Marine  und  keine  eigene  Seeschifffahrt  besitzt.  Dagegen  betreibt  sie  einen  starken  über- 
seeischen Handel  und  ihre  Waaren  durchkreuzen  die  Meere  auf  den  Schiffen  der  ver- 
schiedensten Nationen.  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  sie  an  dem  neuen  internationalen 
Seerecht  allerdings  ein  wesentliches  Interesse;  denn  je  sicherer  und  ungestörter  Schiff- 
fahrt und  Handel  zu  Kriegszeiten  betrieben  werden  können,  desto  weniger  nachtheilig 
wirkt  die  Kriegsführung  dritter  Staaten  auf  sie  zurück. 

„Die  Folgen  des  Nichtbeilrittes  zur  Uebereinkunft  müßten  für  die  Schweiz  darin 
bestehen,  daß  sie  sich  in  künftigen  Kriegsfallen  auf  die  Grundsätze  derselben  mit  Recht 
nicht  berufen  könnte.  Der  schweizerische  Handel  dürite  genöthigt  werden,  seine  Waaren 
unter  dem  Namen  eines  anderen,  den  Schutz  des  neuen  Seerechtes  genießenden  Staates 
zu  deklariren,  wobei  er  n.cht  nur  in  die  unangenehme  Lage  gerielhe,  von  dem  guten 
Willen  dieses  Staates  abhängig  zu  sein,  sondern  voraussichtlich  auch  die  Nationalität 
seiner  Waaren  zu  veriäugnen. 

„Verpflichtungen  oder  irgend  welchen  Beschränkungen  in  Beziehung  auf  ihre  inter- 
nationale Stellung  unterwirft  sich  die  Schweiz  durcli  den  Beitritt  nicht,  da  sie  nicht  zu 
den  seefahrenden  Staaten  gehört  und  die  Uebereinkunft  der  Natur  der  Sache  zufolge 
nur  die  Hand lunjirs weise  dieser  letzteren  Staaten  in  Kriegszeiten  beröhrt.  Für  die  Schweiz 
resultiren  demnach  aus  dem  Beilritt  nur  Vortheile  und  keine  Nachlheile.*^ 

Secthalbahn,  aargauisch-luzernische.  Diese  Bahn  ist  das  Unter- 
nehmen einer  englischen  Aktiengesellschaft.  Der  Sitz  der  Bahn  Verwaltung  befindet 
sich  in  Hochdorf.  Der  Betrieb  wurde  wie  folgt  eröffnet:  Am  3.  September  1883 
die  Strecke  Emmenbrücke-Beiuwyl  (27,072  ni);  am  15.  Oktober  1883  die  Strecke 
Beinwyl-Lenzburg  (15,069  m)  und  am  23.  Januar  1887  die  Zweiglinie  Beinwyl- 
Reinuch-Menziken  (300 1  m).  Die  Secthalbahn  hatte  Ende  1887  eine  Länge  von 
45,202  m. 

Nächster  Rückkaufstermin  für  den  Bund:   1.  Mai  1903. 

Bauliche  Verhältnisse  (Ende  1887):  Bauliche  Länge  mit  einem  Hauptgeleise 
43,1)09  m,  mit  zwei  Hauptgeleisen  1293  m.  Auf  1000  m  Bahn  entfallen  durch- 
schnittlich 1118  m  Geleise.  Von  der  ganzen  Bahn  liegen  Gl  27  m  auf  Dämmen, 
5480  m  in  Einschnitten,  33,554  m  auf  ölVentlicher  Landstraße  und  41m  auf 
Brücken.  Von  der  Betriehslängo  liegen  2702  m  in  der  Horizontalen,  42,605  m 
in  Steigungen  oder  Gefallen  bis  zu  37  ^Yoo,  34,011  m  in  der  Geraden  und 
11,290  m  in  Kurven  bis  zu  IHO  m  Minimalradius.  Mittlere  Steigung  der  ganzeu 
Bahn   12,30  ^^/«o;   mittlerer  Krümmungshalbmesser  für  die  ganze  Bahn   1342  m. 
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Stationen  19,  wovon  die  wichtigsten:  Lenzburg,  Beinwyl,  Hochdorf,  Emmen- 
brticke,  Menziken. 

ilollmaterial  Ende  1888 :  6  Lokomotiven  von  durchdchnittlich  203  Pferde- 
kräften, 25  Personenwagen  mit  817  Sitzplätzen  und  51  Lastwagen  mit  ÖIO  t 
Tragkraft. 

Betriebspersonal  im  Jahre  1888  :  74  Mann. 


Beförderte 

Beforderte 

Beinertrftg 

Zinse  und  Diridenden 

Jahr 

Beiaende 

Guter 
Tonnen 

der  Bahn 
Fr. 

^  WB^MA 

'Fr. 

1883 

43,622 

2,736 

— 

1884 

163,91« 

16,986 

322 



1885 

170,621 

18,040 

4,786 

4,000  —  0,11  7o  d.  Kapitals 

1886 

174,249 

20,908 

23,959 

12,073          0,40   ,     , 

1887 

217,457 

24,792 

32,409 

35,227          0,97   ,     , 

1888 

210,533 

33,173 

47,684 

51,190          1,41    „     , 

Kapitalbestand  Ende  1888  Fr.  3'620,000,  wovon  Fr.  2'975,000  Aktien 
und  Fr.  645,000  Hypothekaranleihen  a  47«  V®*  -^^^  Bahnanlagen  figuriren  mit 
Fr.  3*041,987  im  Baukonto,  das  Rollmaterial  mit  Fr.  530,598,  das  Mobiliar  und 
<lie  Geräthschaften  mit  Fr.  41,328. 

(Die  Zahlen  pro  1888  sind  dem  Geschäftsbericht  der  Bahn,  die  übrigen 
Zahlen  der  Schweiz.  Eisen  bahn  Statistik  entnommen.) 

Seide,  Seidenindustrie. 
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Allgemeines. 

Die  Seideninduatrie  steht  unter  den  Schweiz.  Indastriezweigen  hinsichtlich 
Prodnktionswerth  und  Arbeiterzahl  im  zweiten  Rang.  Die  erste  Stelle  nimmt  die 
Baumwollindostrie,  die  dritte  die  ührenfabrikation  ein.  Ueber  das  Ineinander- 
greifen der  BaamwoU-  und  der  Seidenindostrie  vgl.  man  den  Artikel  „ Baom Woll- 
industrie **.  Beide  nehmen  sich  gegenseitig  theil weise  ihre  Fabrikate  ab  und  sind 
großentheils  anch  örtlich  vermengt,  namentlich  im  Kt.  Zürich,  dem  eigentlichen 
industriellen  Herd  der  germanischen  Schweiz. 

Die  yielarmige  Seidenindustrie  zergliedert  sich  hauptsächlich  in  die  Gewinnung 
und  Zubereitung  des  Bohstoffes,  in  die  StofPweberei  und  in  die  Bandweberei.  Das 
Zentrum  der  Stoffweberei  ist  Zürich,  dasjenige  der  Bandweberei  Basel. 

Hinsichtlich  des  Bohstoffes  ist  die  Seidenraupenzucht  und  die  Gr^geproduktion^ 
die  Organzine-  und  Tramen Zwirnerei,  die  Floretspinnerei  und,  als  nicht  selbst- 
ständiger Zweig,  die  Näh-,  Stick-  und  Posamentirseidenfabrikation  zu  unterscheiden. 

Cocons,  Gh*ege  und  Organzine  produzirt  heute  nur  der  Kt.  Tessin  in  nennens- 
werthem  Umfknge. 

Trame  wird  hauptsächlich  im  Kt.  Zürich  gezwirnt  (in  Ansohmiegung  an  die 
Stoffweberei),  wogegen  die  Floretspinnerei,  entsprechend  ihrem  engeren  Kontakt 
mit  der  Band  Weberei,  sich  in  Basel  und  dessen  Umkreis  konzentrirt.  Die  Näh- 
seidenfabrikation gehört  hauptsächlich  dem  Kt.  Zürich  an.  Ein  versprengter  Posten 
ist  die  Beuteltuchweberei  in  den  Baumwollkantonen  St.  Gallen  und  Appenzell. 

Eine  Uebersicht  der  Arbeiterzahl  dieser  verschiedenen  Branchen  bietet  un- 
gefähr folgendes  Bild: 

Seidenwürmerzucbt  und  Gr^geproduktion    .     .  ca.    2,000  Arbeiter 

Seidenzwirnerei  und  Nähseidenfabrikation  .    .  ,      8,000        , 

Floretspinnerei ,      5,000        , 

Stoffweberei  und  Hülfsindustrien ,    32,000 

Bandweberei ,    12,000 

ca.  59,000  Arbeiter 
Vgl.  ferner  S.  62/64  des  II.  Bds. 

Dem  Fabrikgesetz  waren  Anfangs  1889  27,800  Arbeiter  in  227  Etablisse- 
menten  unterstellt,  nämlich: 

1)  Arbeiter: 


Abfall- 

Btoir- 

DT  Ah  Ar  aI 

Band- 

im  Kt. 

Spixmerei 

▼erar- 

Winderei 

Zwirnerei 

fM>ri- 

F&rberei 

Apprefeor 

Total 

beitung 

TV  V  L/  ^A  O  * 

kation 

Zürich  .     . 

.       775 

— 

441 

2197 

6508 

1206 

290 

11417 

Bern     .    . 

773 

— 

127 

— 

258 

302 

— 

— 

1460 

Luzern .     . 

466 

54 

54 

27 

— 

— 

— . 

601 

Uri  .     .     . 

32 

— 

— 

— 

— 

— 

32 

Schwyz 

137 

— 

63 

59 

— 

— 

259 

Nidwaiden 

63 

— 

8») 

— 

— 

— 

— 

71 

Soiothurn  . 

— 

130 

218 

— 

176 

< — 

524 

Baselstadt 

1032 

45 

469 

249 

— 

4267 

967 

154 

7183 

Baselland  .     . 

1497 

— 

7 

90 

57 

734 

— 

2385 

St.  Gallen  .     . 

— 

— 

72 

48 

408 

«— 

— 

528 

Aargau      .     . 

119 

558 

261 

483 

— 

1421 

Thurgau    .    . 

— 

— 

86 

370 

130 

.... 

— 

586 

Tessin  .     .     . 

1281 

99 

— 

— 

— 

1380 

Glarus  .    .     . 

Ausrüstung  von 

Nähseide : 

8 

6056 

144 

1490 

3500 

7948 

6092 

2173 

444 

27855 

0  Zettlerei.    Die  übrigen  Zettlereien  sind  in  der  Stoffweberei  inbegriffen. 
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2)  Etablissemente : 

AbfftU- 

Stoff- 
webeMi 

Band- 

tm  Kt. 

Spizmer«! 

Terar- 

Winder«i 

Zwirnerei 

fabri- 

b«itniig 

katioii 

Zürich  .    .    , 

6 

— 

9 

20 

51 

Bern     .    . 

2 

— 

2 

— 

2 

1 

Luzem .    .    . 

3 

— 

1 

1 

1 

Uri  .    .    . 

1 

— 

— 

— 

— 

Schwyz     .    . 

1 

— 

1 

— 

1 

Nidwaiden 

1 

— 

1') 

— 

Solothum  . 

— 

1 

2 

— 

1 

Baselstadt 

4 

1 

2 

4 

— 

15 

Baselland  . 

3 

— 

1 

1 

2 

6 

St  Gallen  .    . 

— 

— 

2 

1 

3 

— 

Aargau      .    . 

— 

3 

11 

3 

6 

Thurgau    .    . 

— 

— 

— 

1 

3 

2 

Tessin  .     . 

4 

2 

— 

— 

— 

Glarus  .    .    . 

Ausrüari 

tang  von  Nähseide: 

Firberei     Appretur     Total 


—  14 


109 

7 

6 

1 

3 

2 

4 

40 

13 

6 

23 

6 

6 

1 


25 


23 


41 


66 


31 


23 


14 


227 


Seidensaoht. 


Die  Seidenzuoht  wird  znr  Zteit  nur  noch  im  Et.  Tessin  in  erheblichem  Um- 
fange betrieben,  wo  der  Maalbeerbaum  noch  700  m  ü.  M.  gedeiht ;  auch  in  einigen 
Thälern  Graubttndens  (Misox,  Calanca  und  Bregagliathal)  hat  sie  sich  noch  einiger- 
maßen zn  erhalten  vermocht.  Es  werden  gelbe,  weiße  und  grtlne  Cocons  prodnzirt. 
üeber  die  Tessiner  Seidenzucht  schreibt  Herr  Forstinspektor  und  Landwirthsohafts- 
«ekretär  F.  Merz  in  Bellinzona  dem  Lexikon : 

«Die  Seidenzucht  hat  fdr  den  Et.  Tessin  und  namentlich  fdr  den  südlichen 
Theil  desselben  eine  große  Bedeutung,  überstieg  doch  Anfangs  der  70er  Jahre 
der  Ertrag  der  Seidenzucht  eine  Million  Franken  per  Jahr. 

„Nachdem  die  Seidenraupe  und  der  Same  des  Maulbeerbaumes  (morus  alba) 
schon  im  6.  Jahrh  von  China  nach  Eoistantinopel  und  von  da  nach  Griechen- 
land gebracht  worden,  traf  man  die  Seidenzucht  vor  6 — 700  Jahren  auch  in 
Italien  und  in  der  italienischen  Schweiz. 

„Die  höchste  Entwicklungsstufe  erreichte  die  tessioische  Seidenzucht  in  den 
Jahren  1870 — 74,  wo  die  Coconspreise  die  Höhe  von  Fr.  6  per  kg  erreichten. 
In  wenigen  Jahren  war  der  Eanton  mit  Maulbeerbäumen  übersäet  und  fast  in 
jedem  Hause  wurde  die  nützliche  Seidenraupe  gezüchtet.  Im  Jahre  1872  kultivirte 
der  Sottoceneri  (Lugano  und  Mendrisio)  153,000  kg  Cocons  im  Werthe  von 
Fr.  950,000;  der  Gesammtertrag  nach  einer  damals  aufgenommenen  Statistik 
betrug  im  Et.  Tessin   187,473  kg  Cocons  im  Werthe  von  Fr.  1*144,864. 

, Diesen  hohen  Preisen  folgte  jedoch  bald  eine  üeberproduktion  und  mit 
derselben  eine  schwere  Elrisis  für  die  tessinische  Seidenzucht,  so  daß  dieselbe  in 
einigen  Gegenden  ganz  verlassen  und,  namentlich  im  nördlichen  Theil  des  Eantons, 
die  Axt  an  die  Wurzel  des  Maulbeerbaumes  gelegt  wurde. 

„Seit  dem  Jahre  1887  scheint  die  Seidenzucht  wiederum  aufblühen  zu 
wollen,  indem  die  Preise,  welche  in  den  letzten  Jahren  bis  auf  Fr.  2.  50  per 
kg  gesunken  waren,  im  Jahre  1888  auf  Fr.  3.  30  und  im  Jahre  1889  gar  auf 
Fr.  4  im  Durchschnitt  gestiegen  sind.  Nach  einer  1888  aufgenommenen  Statistik 
wurden  im  Et.  Tessin  117,010  kg  Cocons  im  Werthe  von  Fr.  386,211  prodnzirt, 
wovon  Fr.  336,660  auf  den  Sottoceneri  entfallen.  Im  .Jahre  1889  erreichte  der 
Ertrag  der  Seidenzucht  wenigstens   7^  Million  Franken. 


^)  Zflttlerei.    Die  übrigen  Zettlereien  sind  in  der  Stoffweberei  inbegriffen. 
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n  Anfangs  der  70er  Jahre  wnrden  aus  Japan  jährlich  ca.  20,000  Cartona 
Seidenraupeneier  eingeführt,  aus  welchen  gegen  500,000  kg  Cocons  in  einem 
Werthe  von  l*/2 — 2  Millionen  Franken  produzirt  werden  konnten. 

„Die  Seidenzüchter  rechnen  im  Allgemeinen,  daß  1  Unze  (30  g)  Eier,  welche 
mit  Fr.  12 — 16  bezahlt  werden,  25 — 45  kg  Cocons  produziren  und  daß  es  zu 
1  kg  gesponnener  Seide  12 — 15  kg  japanesische  oder  11 — 12  kg  einheimische 
gelbe  Cocons  braucht. 

«Um  sich  eine  Vorstellung  zu  machen  vom  Quantum  Blätter,  das  die  Baupen 
während  den  fünf  Wochen  bis  zur  Einpuppung  verzehren,  sei  erwähnt,  daß  für 
je  1  Unze  Eier  oder  für  je  30  kg  Cocons  oder  für  je  2  kg  gesponnene  Seide 
800—1000  kg  Blätter  noth wendig  sind. 

„Das  größte  Hinderniß,  das  nun  einer  raschen  Entwicklung  der  Seidenzncht 
im  Et.  Tessin  entgegensteht,  ist  der  Mangel  an  Maulbeerbäumen,  da  diese  in  den 
letzten  Jahren  vielfach  zerstört  wurden.  Um  nun  baldmöglichst  das  erforderliche 
Material  zu  besitzen  für  die  daherige  Bepflanzung  der  Aecker  und  Wiesen,  hat 
die  tessinische  Regierung  Pflanzschulen  angelegt,  in  welchen  diese  Bäume  aufge- 
zogen, veredelt  und  dann  zu  billigem  Preise  an  die  Seidenzüchter  abgegeben  werden." 

Im  Et.  GraubUnden  kam  früher  auch  das  Puschlav  in  Betracht  und  Ver- 
suche wurden  selbst  um  Chur  herum  und  im  Domleschg  gemacht.  Es  gibt  über* 
haupt  wenig  Kantone,  in  denen  die  Seidenkultur  nicht  versucht  worden  wäre. 
Am  ausgedehntesten  scheint  dieß,  von  Tessin  abgesehen,  in  Genf  und  Wallis  der 
Fall  gewesen  zu  sein.  In  einem  eidg.  Bericht  an  die  französische  Gesandtschaft 
in  Bern,  vom  Jahre  1866,  wird  gesagt,  daß  im  Kt.  Genf  25  Züchter,  meist 
französischer  Nationalität,  sowie  ziemlich  ausgedehnte  Maulbeerbaumpfianzungen 
seien.  „Der  Maulbeerbaum  gedeiht  überall,  wo  der  Weinstock  und  der  Nußbaum 
gedeiht,**  heißt  es  daselbst.  Dieser  Erwerbszweig  sei  indessen  in  Abnahme  he- 
griffen;  vielen  Züchtern  biete  er  kein  genügendes  Einkommen  mehr;  einzelne 
Pflanzungen  seien  in  Weinberge  umgewandelt  worden  und  für  die  Züchter,  welche 
fortfahren,  sei  es  immer  schwieriger,  die  nöthigen  Blätter  zu  bekommen.  Samen 
and  Cocons  aus  diesem  Eanton  würden  übrigens  im  Auslande  sehr  geschätzt. 

Im  Wallis  züchtete  man  laut  dem  gleichen  Bericht  zur  selben  2ieit  in  Sitten 
und  Monthey.  Der  ganze  tiefere  Theil  des  Kantons  eigne  sich  dafür;  die  Krank- 
heit habe  keine  großen  Verheerungen  angerichtet,  wohl  aber  hätten  die  Seiden- 
bauer mangels  Absatz  für  den  gezogenen  Samen  Lust  und  Mnth  verloren,  und 
diesen  zu  heben,  werde  nichts  gethan. 

Im  Kt.  Waadt  probirten  eine  Reihe  von  Ortschaften  am  Genfersee  die  Seiden- 
zucht,  ebenso  Payeme  und  da«  Gebiet  der  Orbe;  einen  größeren  Maßstab  nahmen 
diese  Bestrebungen  nirgends  an.  Niemand  widmete  sich  denselben  im  ganzen  Um- 
fange seiner  Besitzungen  und  seiner  Kraft;  Filanden  gab  es  keine;  die  Cocona 
wurden  nach  Frankreich  oder  nach  Zürich  geschickt.  Man  züchtete  hauptsächlich 
„petits  milanais**,  später  auch  japanische  und  weiße  Race.  Mit  der  Samenzucht,, 
die  hauptsächlich  betrieben  wurde,  erzielten  Einzelne,  nach  dem  schon  zitirten 
Bericht,  immerhin  einen  schönen  Gewinn. 

Auch  in  nördlicheren  Kantcmen  wurde  mit  der  Anlage  von  kleinen  Maul- 
beergärten manche  große  Hoff'nung  gepflanzt.  Näheres  über  ältere  und  neuere 
Versuche  ist  namentlich  aus  dem  Kt.  Zürich  bekannt.  Daß  im  Mittelalter  in 
Zürich  Seidenwürmer  gehalten  worden  seien,  vermuthen  Einige  aus  mehreren 
Erkenntnissen  des  Richtebriefes.  *)    In  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrh.  räumte 
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der  Rath  in  Zürich  dem  locarniBchen  FlUchtlingZanino  eine  dem  Spital  gehörende 
Wiese  im  Selnau  nnentgeltlich  zur  Pflanzung  von  Maul  beer häomen  ein,  ebenso 
eine  Lokalität  im  Oetenbach  zum  Abhaspein  der  Cocons  und  zum  Zwirnen  der 
Seide.  Die  neue  Pflanzung  im  Selnau  schien,  wie  Bürkli  erzählt,  Anfangs  so 
wohl  zu  gedeihen,  daß  sich  die  in  Zürich  verburgerten  Freiherren  von  Ulm  auf 
Griesenberg  im  Thurgau  zu  einem  ähnlichen  Versuch  ermuntern  ließen.  Als  Zanino 
später  eigenmächtig  mehrere  bedeutende  Grundstücke  in  Wiedikon  spekulations- 
weise ankaufte,  verlangte  der  Kath  die  Versetzung  der  Maulbeerbäume  aus  der 
Selnauwiese  in  jene  Grundstücke  und  scheint  dadurch  Veranlassung  zum  völligen 
Ruin  aller  Unternehmungen  des  rührigen  Locamesen  gegeben  zu  haben.  Später 
bemühte  sich  ein  Zürcher,  Namens  Haab,  um  den  Seidenbau.  £r  ließ  in  seinem 
Landgute  zu  Herrliberg  etliche  Hundert  weiße  Maulbeerbäume  pflanzen,  wurde 
aber,  als  rohe  Leute  die  jungen  Bäume  umhieben,  von  ferneren  Versuchen  ab- 
geschreckt. Bald  hernach  gaben  sich  mehrere  Zürcher,  die  im  Besitze  von  Gütern 
im  Hard  (Außersihl)  und  zu  Landswein  (bei  Höngg)  waren,  viele  Mühe  mit  der 
Zucht  der  Maulbeerbäume,  welchen  aber  der  kalte  Winter  von  1740  großen 
Schaden  brachte. ') 

Im  Jahre  1737  legte  das  Kaufmännische  Direktorium  eine  neue  Pflanzung 
im  Selnau  an  und  diese  wurde  im  Jahre  1752  von  Hans  Jakob  Pestalozzi 
(Pestalutz)  zum  Steinbock  übernommen.  Bis  1786  zog  dieser  Industrielle  unaus- 
gesetzt jedes  Jahr  Seidenwtirmer,  die  er  großentheils  zur  Gewinnung  von  Samen 
verwendete.  Aus  1  Loth  (15  g)  Samen,  den  er  zum  Brüten  auslegte,  gewann  er 
als  Ertrag  seiner  Ernte  60 — 114,  in  besonders  günstigen  Jahrgängen  selbst 
140  Loth,  für  welche  er  in  Italien  guten  und  leichten  Absatz  fand.  Die  Italiener 
schienen  diesem  Samen,  als  aus  einer  nördlichen  Gegend  stammend  und  daher 
mehr  Widerstandskraft  besitzend,  den  Vorzug  vor  demjenigen  des  eigenen  Landes 
geschenkt  zu  haben.  Weil  aber  das  Geschäft  der  Samenproduktion  große  Sorgfalt 
erforderte  und  nicht  selten  mißlang,  ließ  Pestalutz  von  1781  an  seine  Cocons 
abhaspeln.  Die  Gewinnung  von  Seide  wurde  nach  sei^^em  Tode  (1787)  von  seinem 
Sohne  fort  betrieben,  mit  Unterbruch  weniger  Jahre  bis  1804.  In  günstigen  Jahren 
gelang  es,  wie  in  Italien,  aus  10  Pfund  Cocons  1  Pfund  Seide  zu  erhalten.  (Im 
Kt.  Tessin  erhält  man  heute  durchschnittlich  von  100  kg  frisch  aus  dem  Ofen 
kommenden  Cocons  8  kg  rohe  Seide  und  50  kg  Abfälle,  von  100  kg  trockenen 
Cocons  25  kg  rohe  Seide  und  45  kg  Abfälle.  Die  restirenden  Cc>conshülsen  mit 
dem  todten  Wurm  werden  meistens  gemahlen  oder  sonst  zerkleinert  und  als 
Dünger  verwendet.)  Das  Maximum  der  jährlichen  Ausbeute  der  Pestalutzischen 
Zucht  betrug  15  Pfund  Seide;  es  war  also,  wenn  auch  als  Versuch  einer  der 
bemerkenswerthesten,  ein  höchst  unbedeutendes  Unternehmen. 

1806 — 20  wurde  die  Seidenkultur  von  einer  Gesellschaft  in  Wädensweil, 
ermuntert  durch  den  Ortspfarrer  Bruch,  betrieben.  Auch  in  den  30er  Jahren 
wurden  in  mehreren  Landesgegenden  Seidenwürmer  gehalten,  wozu  den  Anstoß 
der  Fabrikant  Heinrich  Studer  in  Wipkingen  gab.  Dieser  war  im  Besitze  einer 
großen  Zahl  von  Maulbeerbäumen,  zog  viele  Tausend  Würmer  auf  und  gewann 
schließlich  um  20  Pfund  gute  Seide  per  Jahr.  *)  Die  Raupenzucht  bestand  im 
Kt.  Zürich  auch  kurze  Zeit  vor  der  Abfassung  des  erwähnten  eidg.  Berichtes  an 
die  französische  Botschaft  (1866)  noch,  und  zwar  in  den  Bezirken  Zürich,  Meilen 
und  Aifoltem.  Die  Maulbeerbäume  wurden  infolge  der  Raupenkrankheit  beseitigt; 
▼om  ELlima  des  Kantons  wird  behauptet,  daß  es  sonst  fast  überall  günstig  wäre. 
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^Der  Maalbeerbanm  widersteht  dem  Froste  besser  als  der  Weinstook  and  gedeiht 
überall  wo  dieser.  Einen  bedeutenden  Yortheil  besitzt  unsere  Seidensneht  za- 
dem  darin,  daß  die  Temperatur  während  der  Entwicklungsperiode  der  ßaapen 
eher  niedrig  als  hoch  ist  und  ohne  Naohtheil  für  die  letzteren  auf  den  nöthigen 
Grad  erhobt  werden  kann,  wogegen  in  den  wärmeren  Ländern  die  große  Hitze 
Krankheiten  erzeugt,  welche  schwer  zu  bekämpfen  sind.** 

Gkoßes  Interesse  wurde  der  Würmerzucht  auch  im  Aargau  von  Praktikern 
und  Theoretikern  entgegengebracht.  Im  aargauischen  Rechenschaftsbericht  vom 
Jahre  1840  wird  namentlich  der  Bemühungen  des  BezirkHarztes  Welti  von  Zurzach 
Erwähnung  getban;  es  sei  ihm  von  der  Eegierung  ak  Anerkennung  und  Auf- 
munterung eine  kleine  Gratifikation  zuerkannt  worden.  An  der  Landesausstellung 
in  Bern  im  Jahre  1857  stellten  neben  fünf  Tessinern  und  zwei  Wallisern  auch 
zwei  Industrielle  aus  dem  Aargau  Cocons  und  Rohseide  aus.  „On  y  trouve  de 
nombreuses  plantations  de  müriers  et  des  cultivateurs  qui  s^occupent  de  T^ducation 
des  vers  k  soie  avec  les  connaissances  et  Texp^rience  n^cessaires,**  heißt  es  endlich 
in  dem  mehrfach  erwähnten  eidg.  Bericht.  Ebenda  wird  die  Zahl  der  Maulbeer- 
bäume im  Kt.  SL  Gallen  (am  obern  Rlieinthal,  am  Seegestade  und  am  Wallen - 
stättersee)  auf  25,000  geschätzt  und  über  den  Et.  Baselland  berichtet,  daß 
daselbst  11,000  Maulbeerpflanzen  aus  dem  südlichen  Frankreich  importirt  und 
zum  Theil  mit  Erfolg  gepflegt  worden  seien. 

In  der  Stadt  Basel  hatte  der  berühmte  Professor  Felix  Platter  (1536  —  1614) 
eine  Seidenzucht;  man  vermuthet,  er  habe  sie  auf  seinen  Reisen  im  südlichen 
Frankreich  kennen  gelernt.  In  seinen  noch  erhaltenen  Rechnungen  aus  den  Jahren 
1558  — 1612  steht  die  Notiz,  er  habe  gelöst  aus  Seiden  von  wurmen  anno  1595 
geschätzt  auf  90  S"  (Fr.  290.  70)  und  Seidenwürmsamen  verkauft  um  2  S"  10  ^ 
(Fr.  8.  6).  Auch  im  Kt.  Bern  widerstand  man  dem  Reize  solcher  Versuche  nicht. 
Im  Jahresbericht  pro  1867  der  Sektion  Wangen-Herzogenbuchsee  der  Bernischen 
Vereins  für  Handel  und  Industrie  wird  bemerkt,  daß  die  Seidenzucht  mit  dem 
Maulbeerspinner  aufgegeben  worden  sei,  dagegen  aber  die  Versuche  mit  dem 
Eichenspinner  (Jama-Mai)  fortgesetzt  werden. 

Alle  diese  vielen  Bemühungen,  deren  übrigens  da  und  dort  ganz  im  Kleinen 
auch  zur  Stunde  noch  angestellt  werden,  zeigen  deutlich  genug,  daß  Cisalpinien 
für  eine  wirthschaftlich  erfolgreiche  Seidenzucht  nicht  geeignet  ist.  Wir  haben 
einstweilen  an  der  Biene  ein  Insekt,  das  intelligente  Bemühungen  in  unserem 
Klima  besser  lohnt  als  der  spinnende  Immigrant  aus  dem  himmlischen  Reich. 

Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Seidencocons.  Hierüber  gibt  die  Schweiz.  Zoll- 
statistik für  die  Zeit  vor  1878  keine  genaue  Auskunft,  indem  sie  Cocons  und 
Seidenabfälle  zusammenwürfelte.  Seit  1878  variirte  die  Einfuhr  zwischen  1989  q 
netto  im  Jahre  1888  und  5442  q  brutto  im  Jahre  1882;  die  Ausfuhr  zwischen 
501  q  netto  im  Jahre  1888  und  4201  q  brutto  im  Jahre  1881.  Haupteinfuhr 
und  Hauptausfuhr  von  und  nach  Italien. 

Grege  Produktion. 

Die  in  der  Schweiz  produzirten  Cocons  werden  größtentheils  im  Kt.  Tessin 
filirt  (abgehaspelt).  Im  Jahre  1888  bestanden  dort  drei  größere  Filanden.  eine 
in  Lugano,  eine  in  Mendrisio  und  eine  in  Melano.  Alle  drei  betreiben  auch  die 
Zwirnerei.  Sie  besitzen  zusammen  666  Bassines  (Blechschüsseln  zum  Aufweichen 
der  Cocons  in  heißem  Wasser)  und  filiren  außer  schweizerischen  auch  italienische 
Cocons.  Die  GeHpiiinste  bewegen  sich  in  den  Nummern  9/10  bis  12/14  (450  m 
Fadenlänge  =  9    ä   10    bis  13  ä  14  deniers;    20,000  deniers  =  1  kg).     Die 
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Gesammtprodoktion  von  Ghrige  auB  sohweiierisohen  nnd  italienischen  Cooonfi  belttnft 
eioh  auf  30,000—40,000  kg  per  Jahr,  während  der  Bedarf  an  Giege  fttr  die 
schweia.  Tramenzwimerei  allein  das  Drei-  bis  Vierfache  (180,000  kg)  nnd  die 
Gr^prodnktion  der  ganien  Welt  das  500-  bis  700faohe  (18 — 20^000,000  kg) 
beträgt  Die  Grige,  welche  die  Schweiz  außer  der  tessinisohen  für  ihre  Tramen-, 
Näh-  nnd  Cordonnetfabrikation,  sowie  zur  Bohweberei  braucht,  ist  größtentheila 
ohinesische  und  japanesische,  die  seit  langer  Zeit  größtentheils  direkt  aus  den 
Prodnktionsländem  bezogen  wird,  wogegen  sie  früher  von  den  Zwischenmärkten 
London  und  Lyon  beschafft  werden  mußte.  Yon  europäischer  kommt  in  erheb- 
lichem Maße  nur  die  italienische  in  Betracht;  genaueren  Aufschluß  hierüber  geben 
die  nflu^hstehendeu  Zusammenstellungen  über  die  Eonditionimng  und  die  Einfuhr. 
Die  Verwendung  von  chinesischer  und  japanesisoher  Seide  in  großem  Maßstabe 
datirt  übrigens  erst  vom  Ende  der  50er  Jahre,  wie  anch  die  Tramenzwimerei 
in  der  Schweiz  sich  hauptsächlich  in  diesen  Jahren  zu  entwickeln  begann.  Aus 
den  30er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  berichtet  Dr.  Bowring,  daß  für  die  Tramen- 
und  Nähseidenüabrikation  etwas  Rohseide  aus  Indien  bezogen  werde,  wenig  aus 
China,  viel  aus  Brussa,  auch  etwas  ans  Frankreich  und  Spanien,  dem  Tirol  und 
dem  Eirenenstaat.  Aus  dem  Jahre  1717  liegen  nach  Bürkli  Andeutungen  über 
Bezüge  von  Tirolerseide  (von  ßoveredo)  vor,  von  welcher  indessen  zu  vermuthen 
ist,  daß  sie  in  der  Schweiz  schon  lange  vorher  zur  Verwendung  kam.  Am  meisten 
wurde  in  den  früheren  Jahrhunderten  Mailänder-  nnd  Berganiaskerseide,  welcher 
die  Tirolerseide  nachstand,  geschätzt  und  verbraucht. 

Im  Jahre  1706  galt  nach  Bürkli  rohe  italienische  Seide  15  Golden  20  Kreuzer 
pet  3  Pfund  (k  36  Loth)  und  20  Loth  Zürcher  Gewicht,  gleich  4  Gulden  (ä  Fr.  60) 
19  Kreuzer  per  Pfund  oder  Fr.  29 — 30  heutigen  Geldwerthes  per  kg. 

Von  der  italienischen  Grege,  die  man  für  Tramen  benutzte,  hieß  es  im 
Anfang  des  jetzigen  Jahrhunderts,  d.  h.  zur  Blüthezeit  der  Schweiz.  Tramen- 
zwimerei, gemeiniglich,  sie  sei  theuer,  sobald  der  Preis  per  Pfund  in  zwei  Sohlen 
angegeben  werden  mußte,  also  10  fl.  (Fr.  45,  somit  ungefähr  der  heutige  Preis) 
oder  mehr  betrug. 

In  der  Zürcher  Lohnordnung  von  1673  ist  auch  von  holländischer  Seide  für 
die  Florfabrikation  die  Rede;  vermnthlich  handelte  es  sich  um  japanesische  Seide, 
indem  die  Holländer  zuerst  von  allen  Nationen  mit  Japan  verkehrten  nnd  lange 
Zeit  den  Alleinhandel  mit  diesem  Lande  besaßen. 

Ein-  und  Ausfuhr  von  Grege,  Vor  1885  bildete  Grege  keine  besondere 
Position  der  Schweiz.  Waarenverkehrsstatistik.  Nach  den  seitherigen  Aufzeich- 
nungen variirte  die  Einfuhr  zwischen  4282  q  im  Jahre  1885  und  6470  q  im 
Jahre  1888,  die  Ausfahr  zwischen  1373  q  im  Jahre  1886  und  1629  q  im  Jahre 
1888.  Der  Einfuhrwerih  per  100  kg  wird  angegeben  auf  Fr.  3550—4500,  der 
Awffuhrwerih  auf  Fr.  3322 — 4038.  Haupteinfuhr  aus  Frankreich,  Hauptausfuhr 
nach  Deutschland. 

Seidenzwirnerei. 

1)  Organzine.  Die  Fabrikation  von  Ketten-  oder  Organzineseide  va\.  in 
der  Schweiz  nie  zu  großer  Bedeutung  gelangt.  Die  Beschaffung  der  erforderlichen 
italienischen  Grege  bester  Qualität  war  von  jeher  mit  Schwierigkeiten  verbunden 
nnd  namentlich  auch  durch  Ausfuhrzölle  seitens  Italiens  erschwert  (zur  Zeit  [1889] 
Fr.  38.  50  per  100  kg).  Die  Hauptmasse  der  Organzine  für  die  Schweiz.  Weberei 
ist  stets  vom  Auslande  bezogen  worden,  und  zwar  zum  größten  Theil  aus  Italien. 
In  der  Schweiz  befassen  sich  namentlich  die  schon  genannten  drei  Filanden  in 
Lugano  (9148  Spindeln),  Mendrisio  (13,000  Spindeln)  und  Melano  (Zwirnerei  in 
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Capolago,  1 1 ,000  Spindeln)  mit  der  Organzinezwirnerei,  indem  sie  hiefür  sowohl 
ihre  seihet  produzirte  als  auch  italienische  Grege  verwenden.  Die  Schweiz.  Ge- 
sammtprodaktion  von  Organzine  betrug  im  Jahre  1887  nach  den  Ermittlungen 
des  Yereins  Schweiz.  Seidenzwimer  57,300  kg,  anno  1885  64,634  kg.  In  Zürich 
nnd  Basel  wurden  hingegen  im  Jahre  1888  rund  630,000  kg  Organzine  getrocknet, 
in  allen  europäischen  Anstalten  zusammen  4^600,000  kg,  gleich  ca.  siebenmal  das- 
Hchweiz.  Quantum. 

2)  Trame.  Wesentlich  anders  als  mit  der  Zwirnerei  von  Organzine  verhält 
es  sich  mit  derjenigen  von  Eintragseide  oder  Tiame.  Die  inländische  Produktion 
davon  kommt  dem  Bedarf  der  Schweiz.  Stoff-  nnd  Bandweberei  viel  näher,  wobei 
aber  eigenthümlicherweise  trotzdem  das  Verhältniß  obwaltet,  daß  ein  großer  Theil 
der  inländischen  Trame  ausgeführt  und  viele  fremde  Trame  eingeführt  wird,  was* 
sich  zum  Theil  dadurch  ertflärt,  daß  die  größten  Seidenwaarenfabrikanten  eigene 
Zwirnereien  in  Italien  haben.  Die  Gesammtproduktion  der  Schweiz  betrug  im 
Jahre  1887  nach  den  Ermittlungen  des  Vereins  Schweiz.  Seidenzwimer  251,283  kg. 
Getrocknet  wurden  hingegen  im  gleichen  Jahre  in  Zürich  381,826  kg,  in  Basel 
134,589  kg,  zusammen  516,451  kg,  also  etwas  mehr  als  das  Doppelte  der  eigenen 
Produktion. 

Die  moderne  schweiz.  Tramenzwirnerei  in  großem  Maßstabe  datirt  vom 
Ausgang  der  50er  Jahre,  um  welche  Zeit  große  Quantitäten  chinesischer  und 
japanesischer  Grege  verwendet  zu  werden  begannen,  weil  in  Europa  die  Roh- 
seidenproduktion  unter  einer  heftigen  Seidenraupenseuche  litt.  Auf  diesen  neuen 
Kohstoff,  der  zur  Verarbeitung  ganz  anderer  Fabrikationsmethoden  als  der  bis 
dahin  für  italienische  und  französische  Seide  gebräuchlichen  bedurfte,  warf  man 
sich  im  Kt.  Zürich  mit  raschem  Erfolg;  namentlich  wandten  sich  der  Tramen- 
zwirnerei auch  die  Nähseiden-  und  Cordonnetfabrikanten  zu.  Das  neue  Fabrikat 
zeichnete  sich  vor  dem  italienischen  und  französischen  bald  durch  besonders  sorg- 
fältige Arbeit  aus  und  machte  demselben  bedeutende  Konkurrenz.  Der  neue 
Fabrikationszweig  dehnte  sich  deßhalb  bald  auch  in  anderen  Kantonen  aus,  so 
namentlich  im  Aargau,  in  St.  Gallen,  Luzern,  Solothurn  und  Basel,  und  man 
nimmt  an,  daß  er  um  das  Jahr  1872  oder  1873  die  höchste  Blüthe  erreicht 
hatte,  obschon  sich  die  Produktion  seither  noch  stark  vermehrte. 

Im  Kt.  Zürich  wurden  im  Jahre  1872  (nach  den  Aufnahmen  der  Kauf- 
männischen Gesellschaft)  120,453  kg,  im  Jahre  1883  190,746  kg,  im  Jahre  1885 
133,569  kg  Trame  fabrizirt.  Für  die  ganze  Schweiz  ermittelte  der  Verein  Schweiz. 
Seidenzwimer  im  Jahre  1883  eine  Produktion  von  250,504  kg  Organzine  und 
Trame  zusammen,  im  Jahre  1885  227,658  kg  Trame,  im  Jahre  1887  251,283  kg 
Trame,  wovon  ca.  die  Hälfte  im  Inland  konsumirt  worden  sein  dürfte.  Das  innere 
Gedeihen  der  Industrie  begann  von  1872/73  an  hauptsächlich  infolge  großer 
Unbeständigkeit  und  anhaltenden  Sinkens  der  Gregepreise  zu  wanken.  Der  Roh- 
stoff eiitwerthete  sich  meistens  während  der  Verarbeitung  und  dementsprechend 
das  Fabrikat.  Die  Tramenzwirnerei  konnte  sich,  wie  der  Jahresbericht  der  Kauf- 
männischen Gesellschcft  Zürich  über  das  Jahr  1875  sagt,  gegen  die  ausländische 
Konkurrenz  nur  dadurch  auf  dem  Kampfplatz  erhalten,  daß  sie  sich  denjenigen 
Sorten  des  o«tasiatischen  Rohstoffes  zuwandte,  welche  leicht  windbar  sind,  und 
daß  sie  ferner  die  geringeren,  billigeren  Sorten  verwendete,  um  aus  denselben 
durch  sorgfältigste  Verarbeitung  ein  relativ  besseres  Fabrikat  zu  erzielen,  als  es 
die  ausländischen  Konkurrenten  aus  besseren  und  theureren  Sorten  herzustellen 
vermochten.  ^Infolge  dessen  ist  der  inländische  Tramenzwirner  hauptsächlich  auf 
die    leicht  windbaren,    aber  schwierig  zu  putzenden  geringeren  Maybush-Gregen, 
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femer  auf  die  gröberen  Chinagregen  (Taysaam)  und  als  Spezialität  auf  die,  infolge 

ihrer  anbequemen  Haspelweite  in  Italien  und  Frankreich  nicht  begehrten,  gelben 

Chinagregen    angewiesen.**     Neben    der  Entwerthung  des  Rohstoffes  tragen  auch 

die  Fortschritte  der  quantitativen  Leistungsfähigkeit  der  Fabriken  und  ebenso  die 

Vervollkommnungen   der  Stllckfärberei,    welche    das  Färben    des  Webgarnes  und 

daher   großentheils   auch    das  Zwirnen    desselben    überfli^ssig  macht,   zur  Herab- 

drUckung  der  Zwimpreise  bei ;  auch  die  Entwicklung  der  Zwirnerei  in  den  Ver. 

Staaten   übte  ihren  Einfluß  aus,    und  zu  diesen  allgemeinen  Faktoren,    die  mehr 

oder   weniger   auch    im  Auslande    wirkten,    gesellte   sich  im  Jabre   1877  in  der 

Schweiz  noch  speziell  das  Verbot  der  Kinderarbeit  in  den  Fabriken.    Wie  dieser 

Akt  von  den  Sei  den  zwirn  ern  aufgefaßt  wurde,  zeigt  folgender  Protest  im  Berichte 

der  Kaufmännischen  Gesellschaft  Zürich  über  das  Jahr   1878: 

»Die  Umgestaltung  roher  Seide  in  gezwirnte,*  heißt  es  daselbst,  ,ist  an  und  für 
sich  keine  anstrengende  Arbeit»  erfordert  aber  leichte  und  gewandte  Hände,  üeberall 
und  in  allen  Ländern,  die  sich  damit  befassen,  wie  in  Italien,  Frankreich,  England  und 
der  Schweiz,  werden  daför  fast  ausschließlich  weibliche  und  vorzugsweise  jüngere  weib- 
liche Kräfte  in  Anspruch  genommen;  der  Einfluß  dieser  Arbeit  auf  dieselben  ist  selbst 
bei  den  jetzigen  —  allerdings  etwas  zu  weiten  Spielraum  lassenden  —  gesetzlichen  Be- 
stimmungen durchaus  kein  ungünstiger.  Eine  Erfahrung  von  mehr  als  drei  Dezennien 
gibt  uns  hiefür  vollständige  Gewähr;  im  Gegentheil  haben  wir  schon  Hunderle  von 
Fällen  gesehen,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  im  Alter  von  12—16  Jahren  sich  in 
2^it  von  2—3  Jahren  ein  ordentliches  Spargeld  erwarben,  das  ihnen  ermöglichte,  einen 
anderen,  ihnen  wOnschbar  scheinenden  Lebensberuf  zu  erlernen,  und  nicht  weniger 
zahlreiche  Fälle,  in  welchen  ebenso  für  die  herangewachsenen  Mädchen  das  Fundament 
für  einen  späteren  glücklichen  Hausstand  gelegt  wurde;  einerseits  durch  die  gleichen 
Ersparnisse,  andererseits  aber  auch  durch  Gewöhnung  der  Leute  an  Genauigkeit,  Ordnung 
und  regelmäßige  Thätigkeit,  neben  welchen  eine  Mitwirkung  an  den  häuslichen  Arbeiten 
gar  wohl  bestehen  kann.  Werfen  wir  vollends  den  Blick  auf  die  zwei  großen  Anstalten 
des  Herrn  Caspar  Appenzeller  in  Wangen  und  Tagelschwangen,  welche  mehr  oder  minder 
verwahrloste  Kinder  im  Alter  von  12  Jahren  aufnehmen,  um  sie  nach  4  Jahren,  mit 
Fertigkeiten  und  Kenntnissen  versehen,  welche  ihnen  ein  ehrbares  Fortkommen  im  Leben 
sichern,  wieder  zu  entlassen,  so  werden  wir  uns  erstaunt  fragen  müssen,  welchen  Beruf 
die  Gesetzgebung  haben  kann,  in  diese  Verhältnisse  vernichtend  einzugreifen,  und  wie 
sie  die  Lücken,  die  für  Tausende  von  Personen  in  ihrem  Lebenserwerb  entstehen  werden, 
auszufüllen  gedenkt.** 

Daß   dieser  Eingriff  auch   heute,    nach  mehr  als  zehnjährigem  Bestand  des 

Gesetzes,  noch  nicht  verwunden  ist,  zeigt  folgender  Passus  im  Berichte  derselben 

Gesellschaft  pro   1888: 

»Der  Zollkrieg  zwischen  Frankreich  und  Italien  veranlaßte  einige  Seidenzwirner, 
es  mit  italienischen  und  feinen  China-,  auch  Cantonseiden,  zu  versuchen ;  doch  sind  die 
Resultate  kaum  gut  ausgefallen,  indem  bei  uns  der  höheren  Löhne  und  des  drückenden 
Fabrikgesetzes  wegen  gegen  die  büligen  italienischen  Fa(^onpreise  nicht  aufzukommen  ist.* 

Ueber  den  heutigen  Umfang  der  Schweiz  Tramenzwirnerei  gibt  die  unten- 
stehende Uebersicht  der  Ermittlungen  des  Vereins  Schweiz.  Seidenspinner  näheren 
Aufschluß.  Die  Hauptabnehmer  der  Schweiz.  Trame  sind  Deutschland,  Oesterreich, 
Frankreich,   England  und  Rußland. 

Die  ersten  Versuche  zur  Einfilhrung  dieses  Zweiges  der  Seidenindustrie  in. 
der  Schweiz  fallen  mit  denjenigen  des  locarnischen  Flüchtlings  Zanino  zur  Ein- 
bürgerung der  Seidenzucht  ^)  zusammen,  sind  also  heute  ca  300  Jahre  alt.  Mit 
voller  Saohkenntniß  unternommen,  scheiterte  dieses  erste  Unternehmen  nur  an 
dem  ökonomischen  Ruin,  den  die  Regierung  dem  spekulativen  Locarner  bereitet 
zu  haben  scheint.  Um  1594  wurde  dann  Zanino's  Seidenmühle  am  Oetenbach 
von   den  Gebrüdern  Werdmüller    um   1700  Gulden   gekauft    und  wieder  in  Be- 


*)  Siehe  oben  im  Abschnitt  Seidenzucht. 
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wegung  gesetst.  Von  da  soheiot  die  Tramenzwimerei  beträohtliobe  Ausdehnang 
«rlangt  in  haben.  Die  damaligen  Seidenräder  waren  ttbrigena  auch  für  Organsine, 
N&h-  und  Cordonnetseide  eingeriohtet.  Als  Beweis  dafür,  daß  man  damals  mit 
dem  Tramenxwirnen  reich  werden  konnte,  führt  Bürkli  den  Bürgermeister  Bitt- 
meister  Andreas  Meyer  im  Strohhof,  Erbauer  des  Gates  Bocken  ob  Horgen,  an, 
der  um  1659  von  den  v^erburgerten  Schlossenneistem  verklagt  worden  war,  weil 
er  den  Eiseubesohlag  für  seine  Seidenräder  außerhalb  der  Stadt  machen  ließ.  Die 
Erhaltung  der  Tramenfabrikation  lag  dem  Käthe  sehr  am  Herzen,  wie  aus  mehr- 
fachen Verboten  hervorgeht,  Seidenräder  nach  auswärts  xu  liefern,  Trame  für 
Lnzern  zu  fabriziren  oder  auswärts  als  Seidenmüller  Kondition  zu  nehmen  (dessen 
hatte  sich  ein  Johannes  Hauser  von  Albisrieden  unterfangen  und  er  wurde  dafür 
in  Acht  erklärt). 

Im  17.  Jahrb.  wurde  nur  ein  kleiner  Theil  der  produzirten  Tramenseide 
von  den  Zürcher  Sammetwebern  und  einigen  Taffetfabrikanten  verbraucht.  Der 
Hauptabsatz  war  in  Tours  und  Lyon. 

Im  18.  Jahrb.  trat  aber  als  Absatzgebiet  Deutschland  an  die  Stelle  Frank- 
reichs. Die  Vertreibung  der  Protestanten  aus  Frankreich  hatte  den  Anstoß  zu 
großer  Entfaltung  der  Seidenweberei  in  den  Rheinlanden  gegeben,  und  da  Frank- 
reich dem  Schweiz.  Handel  durch  seine  Zollgesetzgebung,  wie  großentheils  auch 
heute  noch,  viele  Hindernisse  bereitete,  war  der  Absatz,  der  sich  in  Elberfeld, 
€refeld.  Barmen  etc.  öffnete,  von  doppeltem  Werth.  Man  pflegte  auf  der  Frank- 
furter Messe  vom  Eheingau  und  von  Zürich  her  sich  persönlich  zu  treffen  und 
bedeutende  Geschäfte  abzuschließen.  Dieser  Verkehr  wurde  auch  während  den 
napoleonischen  Eriegsjahren  fortgesetzt.  Daniel  Bodmer,  f  1837,  besuchte  die 
Fränkfnrter  Messe  genau  100  Mal ;  am  längsten  that  es  die  Firma  Conrad 
Moralt  &  Sohn,  nämlich  bis  1864.  Auch  die  Zurzacher  Messe  wurde  von  Zürich 
aus  im  18.  Jahrb.  mit  Trame  beschickt,  und  zwar  mit  gefärbter  für  die  zahl- 
reichen Posamenter  und  kleineren  Manufakturisten  in  Süddeutschland  und  für  die 
Basler  Bandindustrie.  Von  1830  au  setzte  sieh  Basel  für  seinen  Bedarf  mit 
Zürich  direkt  in  Verbindung.  Früher  verwendete  es  vorzugsweise  neapolitanische 
Trame. 

In  der  Blüthezeit  der  alten  Tramenzwimerei,  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, glaubte  der  zürcherische  Seidenherr  am  Pfund  Trame  einen  halben  Thaler 
oder  ca.  3  Franken  verdienen  zu  müssen,  um  von  einem  befriedigenden  Geschäfts- 
gange sprechen  zu  können.  ^)  Heute,  in  der  Zeit  der  Krisis  und  der  großen  Um- 
sätze, wird  es  wohl  beim  dritten  Theile  dieses  Profits  sein  Bewenden  haben.  Im 
ersten  Viertel  diesem  Jahrhunderts  zählte  man  nach  einer  möglichst  genauen 
Statistik  noch  75  Seidenräder,  außer  denjenigen  der  großen  Escher' sehen  Crepe- 
garnzwirnerei am  Sihlkanal.  Von  diesen  75  arbeiteten  2  für  Crepetrame,  die 
übrigen  (mit  12,540  Spindeln)  lieferten  jährlich  35 — 36,000  zweifache  Trame, 
meistens  aus  gewöhnlicher  Tiroler-  oder  auH  sekundärer  italienischer  Grege.  Auf 
jede  Mühle  kam  ein  Seidenmüller  zum  Anknüpfen  der  Fäden  und  ein  „Radmeitli** 
als  Motor.  Um  1830  waren  nach  Meyer  von  Knonau  im  Kt.  Zürich  1400  Per- 
sonen mit  der  Tramenfabrikation  beschäftigt,  wovon  ca.  1200  mit  Winden,  als 
Hauptverdien^t  neben  der  Landarbeit.  Nicht  mehr  so  günstig  stand  der  Industrie- 
zweig um  die  Mitte  des  Jahrhunderts,  denn  nach  einem  bei  Bürkli  abgedruckten 
Bericht    sollen    damals    nur    noch  30 — 33  Zwimräder  gelaufen  und  jährlich  nur 

*)  Siehe  bei  Bürkli  (S.  128)  eine  Preisliste  der  Usteri'schen  Firma  im  Neuenhof  für 
die  Leipziger  Messe,  vom  30.  März  1812;  ebenda  (S.  IDl)  eine  Uebersicht  der  Organzine- 
und  Tramenpreise  in  Zürich  von  1801—1823. 
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noch  etwa  20,000  kg  Trame  prodnzirt  worden  sein.  Der  Bericht  klagt  über 
Bohwere  Konkurrenz  mit  dem  Aofilande,  das  vollkommenere  Waare  liefere;  hin- 
sichtlich der  Kohstoffbeztige  wird  bemerkt,  daß  man  wegen  dem  italienischen 
Ansfahrzoll  für  Grege  fast  ansschließlich  leyantinische  Gr&ge  beziehe.  ^)  So  ging 
es  mit  der  alten  Tramenzwimerei  bergab,  bis  sie  auf  den  rettenden  Ballen  des 
neuen  Rohstoffes,  den  China  und  Japan  in  den  letzten  50er  Jahren  in  ver- 
schwenderischem Maße  zn  spenden  begannen,  zu  einer  nenen  hohen  Stufe  der 
Leistungsfähigkeit  emporzusteigen  vermochte. 

Einfahr  und  Ausfahr  von  Organzine  und  Trame,  Zollamtliche  Angaben 
hierüber  fehlen  für  die  Zeit  vor  1885.  Für  letzteres  Jahr  wird  die  Einfuhr 
angegeben  auf  11,680  q  k  Fr.  5400,  für  1886  auf  12,633  q  ä  Fr.  5800,  für 
1887  auf  12,627  q  ä  Fr.  5650,  für  1888  auf  13,836  q  k  Fr.  4900.  Die  Aus- 
fuhr betrug  im  Jahre  1885  4917  q  ä  Fr.  5326,  im  Jahre  1886  6017  q  ä 
Fr.  5279,  im  Jahre  1887  5674  q  ä  Fr.  5187,  im  Jahre  1888  6551  q  a  Fr.  4855- 
Haupteinfahr  aus  Italien,  Hauptausfuhr  nach  Deutschland. 

Einfuhr  und  Aas  fuhr  von  Rohseide  überhaupt  (Grege,  Trame  und  Organzine) : 


1851/54  jährlich  durchschnittlich    brutto 

1855/59         , 

1860/64         . 

1865/69 

1870/76  unbekannt 

1877/80  jährlich  durchschnittlich 

1881/84 


Einftihr 
8880 

10829 
11919 
11737 

17539 

21866 


1885/88 


netto  18522 


Ausfuhr        Binfuhrüberschius 

1707  7173  q 

2148  8681  , 

3917  8002  , 

4673  7064  , 

6384  11155  , 

8376  13490  , 

7266  11256  . 


Seidentrocknung  in  der  Schweiz: 

im  Jahrxehnt  in  der  Anstalt    Zürich  Basel 

1850/59  jährlich  durchschnittlich  250,152  98,718 

1860/69         ,                    ,  314,981  114,257 

1870/79         ,                    ,  539,822  241,082 

1880/88         ,                    „  810,509  354,999 

Die  Trocknungsanstalt  Zürich  besteht  seit  1847,  diejenige  in  Basel  seit  1.  Oktober 
1849.    Letztere  war  bis  zum  12.  Februar  1872  eine  Filiale  des  Zürcher  Geschäftes. 


Total 

348.870  kg 
429,238    , 
780,904    . 
ri65,508    , 


Verkehr  in  20  europäischen  Trocknunysanstcdten,  *) 
(Aus  den  Jahresübersichten  der  Seidentrocknungsanstalt  in  Basel  reproduzirt.) 


Jahr 

1883 

1884 
1885 
1886 
1887 
1888 


4'246,860 
4*335,760 
4'655,176 
4U08,311 
4^598,262 


Trame 
kg 

2773,352 

2'478,846 
2*291,789 
2*540,506 
2*657,597 
2*913,557 


Ordge 
kg 


Organzine 
kg 

4*576,670      2*773,352      4*089,494 

4*030,257 
4*386,339 
4*910,010 
4*515,882 
5*463.335 


Dirersi 
kg 

168,170 

181,578 
183.192 
223,690 
212,636 
160,380 


Total 
kg 

11*630.325 
10*937,541 
11*197,080 
12*329,382 
11*494,426 
13*135,534 


Schweia 
•/o 

9.3 

9,6 

9,2 

10,2 

20,9 

12,2 


3)  Nähseiden fabrikation.  Diese  Branche  der  modernen  Seidenzwirnerei 
ist  von  dem  Elsaßer  Heitz,  der  Anfangs  der  30er  Jahre  mit  Sammetbandmustern 

*)  Dr.  Bowring  bemerkt  in  seinem  Berichte  aus  dem  Ende  der  30er  Jahre,  daß 
man  den  Rohstoff  zur  Tramen-  und  Nähseidenfabrikation  hauptsächlich  aus  Brussa  be- 
ziehe; etwas  komme  aus  Indien  und  China,  Frankreich,  Spanien,  Ttrol  und  aus  dem 
Kirchenstaat. 

*)  Ancona,  Aubenas,  Avignon,  Basel,  Bergamo,  Gomo,  Crefeld,  Elberfeld,  St-Etienne, 
Florenz,  Lecco,  London,  Lyon,  Mailand,  Paris,  Privas,  Turin,  üdine.  Wien,  Zürich. 
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die  Schweiz  bereiste  und  sich  iu  Stäfa  ain  ZürichBce  verheirathete,  gegründet 
worden.  ^)  Auf  einer  üandzwirumaschine  für  Baumwollfaden  machte  er  daselbst 
Versuche  mit  Seide,  fabrizirte  Nähcordonnets,  und  da  sein  Fabrikat  guten  Absatz 
fand,  wurden  zunächst  drei  größere  Maschinen  angeschafft,  welche  durch  eineu 
Treiber  mittelst  eines  Schwungrades  in  Bewegung  gesetzt  wurden.  Nach  diesem 
Anfang  zur  Großindustrie  bildete  sich  die  Firma  Wittwe  Weber  &  Heitz  in 
Stäfa  (^später  Heitz- Weber) ;  ein  zürcherischer  Seidenhändler  gab  den  nöthigeu 
Kredit  für  den  Rohstoff;  durch  Geschäftsreisen,  die  er  machte,  fand  Heitz  den 
gesuchten  Absatz  im  lulaude.  Später  wurden  Reisende  nach  Deutschland,  Schlesien, 
Holland,  Belgien  und  Dänemark  geschickt  uud  bald  erstand  ein  Fabriketablisse- 
ment mit  neuen  und  verbesserten  Maschinen  und  mit  Dampfbetiieb.  In  Nach- 
ahmung dieses  lukrativen  Geschäftes  gründeten  sich  bald  die  Firmen  Gebrüder 
Metz  in  Freiburg  i.  B.,  die  Zwirnerei  Neumünster,  Trümpy  in  Glarus,  Guggen- 
bühl  in  Wallisellen,  Dürsteier  in   Wetzikou  etc. 

Ein  inneres  Kränkeln  seit  dem  Beginn  der  70er  Jahre  hat  diese  Branche 
mit  derjenigen  der  Tramenzwirnerei  gemein  und  es  liegen  dieser  Erscheinung  auch 
die  gleichen  Ursachen  zu  Grunde.  Was  zur  Erklärung  derselben  von  der  Trame 
gesagt  wurde,  gilt  im  Wesentlichen  auch  für  die  Nähseide  und  ihre  Verwandten, 
die  Stickseide,  Fransen-,  Posamentirseide  etc.  Den  Jiohstoff  dieser  Zwirnprodukte 
bilden  die  groben  chinesischen  Grcgesorten,  wie  Woosie,  Chincum,  Kopun,  Kahing 
verte,  Shantung  etc.  Der  Zwirn  wird  theils  roh,  theils  gefärbt  in  den  Handel 
gebracht.  Für  18G7  gibt  BoUey  10  Etablissemente  für  Nähseide  an,  wovon  7 
im  Kt.  Züi'ich,  1  in  Glarus,  1  in  Oberentfelden  (Aargau)  und  1  in  Kriens 
(Luzerii). 

Im  Jahre  1871  betrug  die  l-*roduktion  im  Kt.  Zürich  nach  den  Ermittlungen 
der  Kaufmännischen  Gesellschaft  42,085  kg  Nähseide,  1885  hingegen  99,912  kg. 
Nach  den  Erhebuugen  des  Vereins  Schweiz.  Seidenzwirner  betrug  die  Fabrikation 
in  der  Schweiz  im  Jahre  1885,  ungefähr  übereinstimmend,  102,875  kg  im  un- 
gefähren Werthe  von  4*/2— 5  Millionen  Franken.  Speziell  an  Nähseide,  Cor- 
donnets  etc.  wurden  im  Jalire  1883  nach  der  gleichen  Quelle  68,109  kg,  im 
Jahre  1887  hingegen  96,929  kg  fabrizirt.  Die  Fabrikation  von  Stickseide  war 
1883:  14,821  kg,  1887:  17,038  kg.  Dieser  letztere  Artikel  wird  zeitweise  in 
großen  Posten  von  der  ostschweizerischeu  Stickerei  verwendet,  wogegen  die  Näh- 
seide ihren  Hauptabsatz  in  Deutschland,  Oesterreich  und  Frankreich  findet.  Der 
Absatz  nach  Deutschland,  der  schon  durch  die  Konkurrenz  der  süddeutschen 
Zwirnereien  schwierig  war,  wurde  im  Jahre  1878  durch  die  Einführung  eines 
deutschen  Einfuhrzolles  von  1  Mark  per  kg  eingedämmt  und  im  Jahre  1885  durch 
die  Erhöhung  dieses  Zolles  auf  2  Mark  beinahe  vollständig  gesperrt.  Etwelche 
Erleichterung  gewährt  der  seh weiz. -deutsche  Handelsvertrag  vom  11,  Nov.  1888, 
indem  er  den  Zoll  auf  150  Mark  lixirte. 

Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Nähseide,  Stickseide,  Cordonnet  und  Posamentir- 
seide. Für  die  Zeit  vor  1885  sind  gänzlich  unzureichende  Angaben  vorhanden, 
ebenso  haben  die  Angaben  seit  1885  mehr  oder  weniger  i)rüblematischen  Werth, 
indem  seit  188G  weder  die  gebleichte,  noch  die  gefärbte,  noch  die  Floret-Näh- 
seide  iubegritien  ist.  Nach  Anßerachtlassnng  dieser  Kategorien  verzeichnet  die 
Statistik  pro  188(3/88  eine  jährliche  Einfuhr  von  1  — 11  q  ä  Fr.  4G00— 4800 
und  eine  jährliche  Ausfuhr  von  24G— 338  q  ä  Fr,  4594 — 4833. 

*)  Wir  reproduziren  im  Wesentlii^lien  den  Bericht  von  Friedrich  Bodmer  über  <Ue 
Seideuzwirnerei  an  der  Landesausstellung'  m  Zürich,  1883. 
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Statistik  der  schweig,  Seidtnswirnerei, 
(ErmittluDgen  des  Vereins  Schweiz.  Seidenzwimer.) 

1883  1885  1887*) 

Zwirnereien 45  39  35 

Arbeiter:  Fabriken 4,859  5,520  5,765 

Hausindustrie 2,021  2,236  2,289 

Total 6,880  7,756  8,054 

Löhne  und  Salarien Fr.2'449,361  2709,310  2^621,490 

Spindehi  für  Nahseide:  vorhanden St.       23.860  24,118  23,180 

,          Ende  des  Jahres  in  Betrieb      ,         19,086  21,444  21,536 

Trame  und  Organzine :  vorhanden .     .      ,        37,200  71,732*)  52,062 

,  Ende  d.  Jahres 

in  Betrieb ,        31,593  63,898«)  48,904 

Total:  vorhanden ,         61,010  95,850  75,242 

,       in  Betrieb ,        50,679  85,342  70,440 

Produktion:  Organzine kg  U^^p;^.  64,634  57,300 

Trame ,    J  ^^»'^^  227,658  251,283 

,           Nähseide,  Cordonnets  etc ,        68,109  89,865  96,929 

Trama  vaga  (Stickseide) 14,821  13,010  17,038 

Total  Produktion      ,       333,434  395,167  422,550 
=  ca.  25  Millionen  Franken. 

Filr   den  Kt.  Zürich    speziell    hat   die  Kaufmännische  Gesellschaft  folgende 
Erhebungen  gemacht: 

T«».,        -cK^Vi^»      A*K^{»..     a»»».»o1Ua  Löhne  und  Produxirte  Produzirte 

Jahr        Fabriken      Arbeiter    AngesteUte  ^^  ^^^^^  Nähseide 

1871  —  3501  —  -  110,150  kg  42,085  kg 

1872  18  4090  —  —  120,453  ,  52,819 
1881  22  5131  126  Fr.  r674,326  154,196  ,  73,301 
1883  19  4810  118  .  r934,605  190,746  ,  93,490 
1885  16  4430  79  ,  r539,120  133,569  ,  99,912 
1889  20  2197  unter  dem  Fabrikgesetz. 

Floretseide. 
Das  Wesentlichste  hierüber  ist  bereits  im  I.  Band  (Seite  649/50)  dieses 
Werkes  mitgetheilt  worden.  Ergänzend  sei  hier  noch  Folgendes  angeführt:  Es 
ist  nach  BUrkli  als  sehr  wahrscheinlich  anzunehmen,  daß  in  Zürich  schon  im 
14.  Jahrb.  Strazzen  (Haspelabfälle)  gesponnen  wurden.  Die  Vorbedingungen  für 
diese  Kunstfertigkeit  lagen  in  der  nachweislichen  Existenz  der  Seidenweberei  und 
des  Krempeins  und  Spinnens  von  Wolle,  das  damals  in  Zürich  lebhaft  betrieben 
wurde.  Der  „Richlebriel**  der  Burger  von  Zürich  (Handschrift  von  1304)  spricht 
ausdrücklich  von  Seide  „am  Werpfen",  d.  h.  von  gezettelter  Seide,  bestätigt  also 
die  Existenz  der  Seidenweberei.  In  einer  Urkunde  von  1^336  wird  ferner  jeder 
Verkauf  des  Seidenartikels  im  Zwischenzustande,  d.  h.  von  „gewundener**  Seide 
auf  Spulen  und  Spindeln  und  von  „gesponnener**  Seide  verboten.  Aus  diesen 
Ausdrücken  darf  mit  Bürkli  geschlossen  werden,  daß  der  Abfall,  der  sich  beim 
Abhaspeln  der  Seidenstrangen  auf  Spulen  ergab,  verarbeitet,  d.  h.  versponnen 
worden  sei,  wozu  man  die  Vorbegritie  und  die  Kunstfertigkeit,  wie  bereits  er- 
wähnt, schon  durch  die  WoUeuspiuuerei  besaß.  Auch  in  Frankreich  und  Italien 
wurde  im  13.  Jahrb.  das  Verspinnen  von  Seidenabfällen  betrieben.**)  Gegen  Ende 
des  14.  Jahrb.  zog  das  Seidenhandwerk  von  Zürich  weg;  kaum  daß  sich  in  der 
Kriegszeit  noch  die  noth wendigere  Verarbeitung  von  Leinen  und  Wolle  einiger- 
maßen   zu    halten    vermochte.      Zum    zweiten  Male  hielt  die  Seidenindustrie  und 

>)  Nach  der  schweizeriachon  FaWrikstatistik  bcstaadeu  Anfangs  186'J  nuudesteus  41  Zwirnereien  mit 
3.i00  Arbeitern. 

'*)  Mutbinasslich  zu  hoch, 
'j  Bondot,  a.  a.  U. 
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damit  auch  die  Floretspinnerei  ihren  Elinzag  in  ZUrich  mit  den  glaubeDBflüchtigen 
Locarnem.  Den  Spinnetoff,  dießmal  in  ^(yooonsabfällen*,  nicht  in  Strazze  bestehend^ 
führten  diese  gewerbsthätigen  Flüchtlinge  ans  dem  Herzogthum  Mailand  ein.  Im 
Jahre  1587  kommen  auch  Sparen  von  Rohstoff bezügen  aus  Spanien  vor,  mit 
welchem  Lande  die  Schweizer  schon  lange  durch  die  St.  Graller  Leinwand  und 
den  Zürcher  Barchent  in  Yerbindang  standen. 

Man  unterschied  bereits  Schappegespinnste  (Galeti),  d.  h.  solche  aus  durch- 
bohrten Cocons  und  aus  Seidenabfällen,  die  durch  Kosten  (Fäulen),  gleich  dem 
Flachs,  zum  Spinnen  präparirt  wurden,  ^)  und  Fantasiegespinnste  (Filisoli,  d.  h. 
Gespinnste  aus  gekochten  Abfällen  [irauzösische  Methode]).  Den  ersten  fabrik- 
mäßigen Betrieb  scheinen  die  schon  im  Abschnitt  „Zwirnerei"  genannten  Gebrüder 
Werdmüller  in  Zürich  (um  1587)  gehabt  zu  haben;  sie  hatten  sich  Giacomo  Duno 
von  Locamo  associrt.  Zum  Färben  und  Lustriren  des  Floretgeepinnstes  mußten 
sie  fremde  (französische)  Arbeiter  kommen  lassen,  wozu  sie  eine  Bittschrift  an 
den  Rath  richteten ;  zum  Theil  wurde  die  Floretseide  auch  roh  in  Lyon  verkauft. 
Den  internationalen  Vorrang  und  die  allgemeine  Beliebtheit,  welche  die  Schweizer- 
schappe  namentlich  im  18.  und  noch  im  Anfang  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts 
genoß,  verdankt  sie  nach  dem  Ürtheil  Sachverständiger  der  Vorzugs  weisen  An- 
wendung der  Eöstmethode  gegenüber  der  französischen  des  Abkochens.  Erstere 
war  den  Italienern  eigen;  ein  Theil  der  Abfälle,  welche  die  Zürcher  von  ihnen 
bezogen,  waren  schon  geröstet,  und  speziell  diese  gerösteten  Abfälle  nannte  man 
Cäappe^  ^)  während  die  nicht  gerösteten  Abfälle  gleicher  Art  Strusi  hießen,  lieber 
das  Rösten,  Kämmen  und  Verspinnen  der  Abfälle  wurden  in  einer  Verordnung 
des  Zürcher  Rathes,  vom   16.  August  1717,  minutiöse  Bestimmungen  aufgestellt. 

Vor  der  Einführung  der  mechanischen  Spinnerei  beschäftigten  das  Fäulen, 
Eämbeln  und  die  Handgespienste  für  Rechnung  der  städtischen  Kaufleute  Tausende 
von  Personen  am  Zürichsee,  in  den  östlichen  Berggegenden  des  Kantons,  im  be- 
nachbarten Toggenbiirg,  in  Glarus  und  bis  nach  Amden  hinauf  ob  dem  Wallensee, 
dann  besonders  auch  im  Freiamt. 

Von  ZUrich  aus  gelangte  die  Floretspinnerei  auch  nach  Basel,  wo  sie  in 
neuerer  Zeit  zu  größerer  Ausdehnung  als  dort  gelangte. 

In  den  30er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  wurde  die  Handspinnerei  allmälig 
durch  die  mechanische  verdrängt.  Im  Eichthal  bei  Hombrechtikon  (Kt.  Ztlrioh) 
wurde  zuerst  mit  Maschinen  gesponnen. 

Die  Produktions  und  Verbraiichsstatistik  der  Floretseidenspinnerei  steht 
leider  auf  sehr  schwachen  Füßen,  da  sie  nicht,  wie  diejenige  anderer  Industrie- 
zweige, methodisch  betrieben  wird.  So  weiß  man  nicht  einmal,  wie  viele  von 
den  im  Fabrikregister  eingetragenen  25  Spinnereien  Floretseide  herstellen.  1883 
sollen  es  deren  16  mit  130,000  thätigen  Spindeln  gewesen  sein  (Escher-Kündig, 
Fachbericht  über  die  Landesausstellung  von  1883).  Im  Jahre  1884  hatte,  laut 
Jahresbericht  der  Basler  Handelskammer,  Basel  einen  Bedarf  von  950,000  kg  Floret- 
seide, wovon  755,000  in  der  Schweiz,   195,000  im  Auslande  hergestellt  wurden. 

Im  Kt.  Zürich  betrug,  gemäß  Erhebungen  der  Kaufmännischen  Gesellschaft, 
im  Jahre  1885  die  Produktion  128,836  kg,  die  Zahl  der  Spinnereien  5,  die  Zahl 
der  Arbeiter  895,  der  Angestellten  25,  die  Löhne  und  Salarien  Fr.  547,371. 

*)  Am  20.  April  1612  verfügte  der  Rath,  daß  das  Rflsten  wegen  dem  damit  ver- 
bundenen öblen  Geruch  nur  außerhalb  der  Stadt  betrieben  werden  dürfe. 

*)  Seit  ca.  50  Jahren  wird  die  Benennung  ,Ghappe*  oder  ,Schappe*  für  alle  ge- 
rösteten Seidenabfalle,  sowie  für  die  Gespinnste  daraus,  also  auch  für  die  Floretseide, 
gebraucht. 
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Sollten  die  Angaben,  welche  Rondoi  für  das  Jahr  1860  macht,  —  8  Floret- 
epinnereien  in  der  ganzen  Schweiz,  86,000  Spindeln,  Produktion  250,000  bis 
300,000  kg,  —  richtig  sein,  so  wäre  immerhin  ein  bedeutendes  Wachsthum  der 
mechanischen  Floretseidenspinnerei  innerhalb  der  letzten  30  Jahre  konstatirt. 
Dieser  Fortschritt  wird  übrigens  auch  durch  die  Thatsache  belegt,  daß  sich  seit 
1851  die  Ausfuhr  von  verarbeiteter  (hauptsächlich  gesponnener  und  gezwirnter) 
Floretseide  von  1000 — 2000  q  auf  mehr  denn  1 1,000  q  gehoben  hat.  Die  Ge- 
webe spielen  dabei  eine  sehr  unbedeutende  Rolle,  denn  pro  1885/88  betrug  ihre 
Ausfuhr  nur  8—36  q  ä  Fr.  4664  —  6946  jährlich. 

Seidenstoff  Weberei. 

Die  Schweiz.  Seidenstofffabrikation  ist  im  Kt.  Zürich  und  in  den  angrenzenden 
Kantonen  konzentrirt,  während  ihre  Schwester,  die  Bandweberei,  in  Basel  und 
den  benachbarten  Kantonen  angesiedelt  ist.  Neben  Lyon  und  St-£tienne  in  Frank- 
reich einerseits,  Crefeld,  Elberfeld  und  Barmen  andererseits  ist  Zürich  der  größte 
Produzent  von  Seidenstoffen.  Jedes  der  drei  Länder  hat  neben  gemeinsamen  Artikeln 
aller  Art  seine  Spezialität:  Frankreich  die  schweren,  kunstvollen  Jacquardstoffe, 
mit  welchen  es  an  der  Spitze  aller  Seide  fabrizirenden  Länder  steht;  die  Schweiz 
die  leichten,  glatten  Stoffe  und  Beuteltuch ;  Deuischlatid  die  Sammetgewebe.  Neben 
diesen  drei  Hauptproduzenten  kommen  in  hervorragendem  Maße  nur  noch  Eng- 
land, Oesterreich,  Italien  und  die  Ver.  Staaten  von  Nordamerika  in  Betracht. 

Der  jährliche  Produktionswerth  der  Schweiz.  Seidenstoffweberei  wird  heute 
auf  75 — 80  Millionen  Franken  veranschlagt.  Die  Zahl  der  dabei  beschäftigten 
Personen  ist  32,000. 

Uauptartikel  der  Schweiz.  Seidenstoffweberei  sind  heute  die  ganz-  und  halb- 
seidenen sog.  Irettemfewehe,  als  Satin,  Serges,  Surah,  Cachenez  etc.  Dann  folgen 
im  zweiten  Range  die  s.  Z.  vorwiegenden  glatten  Taffetffewebe,  als  Marceline, 
Lnstrine,  Faille,  Foult  de  soie.  Gros  de  Naples  etc.  In  Zunahme  begriffen  ist 
die  Erstellung  von  Jacquardartikeln.  Ferner  hat  vor  einigen  Jahren  die  Sammet- 
und  Pelucheweberei,  welche  handwerksmäßig  schon  in  früheren  Jahrhunderten 
vorübergehend  in  der  Schweiz  betrieben  wurde,  wieder  Fuß  gefaßt. 

Der  eigentliche  Ursprung  der  Schweiz.  Seidenweberei  ist  in  Dunkel  gehüllt. 
Sicher  ist,  daß  vor  500 — 600  Jahren  (im  13.  Jahrb.)  in  der  Stadt  Zürich  Flor- 
Rchleier  und  Kopftücher  aus  roher,  d.  h.  ungezwirnter  und  ungefärbter  Seide 
gewebt  und  bis  nach  Polen  und  Ungarn,  Lothringen  etc.  verschickt  wurden. 
Weniger  verbürgt  ist  die  Sage,  daß  die  Seidenweberei  zu  jener  Zeit  auch  schon 
in  Basel  beirieben  worden  sei.  *)  Wenn  man  aber  annimmt,  daß  dieses  Gewerbe 
nach  der  Zerstörung  Mailands  (1162)  durch  Flüchtlinge  nach  Locarno  und  in 
die  nördliche  Schweiz  verpflanzt  worden  sein  könnte,  so  gewinnt  auch  die  An- 
nahme eines  so  frühen  Seidengewerbs  in  Basel  Wahrscheinlichkeit.  Der  Rohstoff 
wurde  aus  Italien  nach  Zürich  gebracht.  Gewoben  wurde  von  weiblicher  Haud, 
unter  der  Leitung  von  Webermeisterinnen,  die  eine  Art  von  Handwerksinniing 
bildeten  und  weibliche  Gesellen  beschäftigten.  Man  erklärt  sich  daraus  auch  den 
Umstand,  daß  bei  der  Einführung  der  Brun'schen  Verfassung  (1336)  das  Seiden- 
handwerk nicht  in  die  Zünfte  eingereiht  worden  ist.  Dasselbe  blühte  das  14.  Jahrb. 
hindurch,  erlahmte  dann  unter  dem  Einfluß  der  Kriege  mit  Oesterreich  und  verfiel 
dem  völligen  Untergang,  vor  welchem  es  die  Wegzugsverbote  des  Rathes  von 
Zürich    (1400)    nicht   zu  bewahren   vermochten;    kaum  daß  sich  in  jenen  Zeiten 


>)  Vgl.  den  Artikel  »Baselstadt*,  Seite  144  im  I.  Band. 

Fnrrer,  Volkiwlrthschafta-Lexikon  der  Schwe'z. 
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ded   allgemeinen  Waffenhandwerks  in  Zürich  und  anderswo  der  unenthehrlichere 
Leinwand-  und  Wollengewerb  kümmerlich  aufrecht  erhielt. 

Ihre  Wiedergeburt  feierte  in  Zürich  die  Seidenweberei  nach  150  Jahren 
mit  Hülfe  der  gewerbskundigen  Locamer,  die  ihres  Glaubens  wegen  im  Jahre 
1554  ihre  Heimat  verlassen  mußten.  Der  Hauptartikel  war  wiederum  Flor; 
daneben  wurden  8ammet  und  Futtertaffet  leichtester  Qualität  gemacht.  Letzterer 
Artikel  war  der  Vorläufer  der  sog.  glatten  „Zürcherartikel"*,  die  vom  Beginne 
des  laufenden  Jahrhunderts  an  bis  vor  kurzer  Zeit  das  Hauptkontingent  der 
sürcherisühen  Seidenmanufaktur  bildeten.  Große  Vervollkommnung  und  Mannig- 
faltigkeit verdankt  die  TatFetweberei  den  eingewanderten  Hugenotten  (1685), 
von  welchen  neben  manch^  anderen  neuen  Industriezweigen  namentlich  auch  die 
Strumpf  Weberei  und  die  Stotfdruckerei  eingeführt  worden  ist. 

Für  die  Sammetweberei  wurde  von  dem  Locarner  Appiano  eine  Werk- 
statt mit  sechs  Webstühlen  eingerichtet,  in  welcher  zwölf  Personen  Arbeit  fanden. 
Die  nöthige  Seide  färbte  er  selbst;  sein  Fabrikat  ging  hauptsächlich  nach  Lyon. 
In  den  folgenden  Jahrhunderten  fignrirten  viele  Sammetweber  unter  den  Bürgern 
Zürichs;  sie  scheinen  aber  ihr  Geschäft  mehr  handwerks-  als  fabrikmäßig  betrieben 
zu  haben ;  jeder  von  ihnen  beschäftigte  einige  Arbeiter,  die  nach  den  vorhandenen 
Aufzeichnungen  gut  bezahlt  werden  mußten.  Die  Elle  Sammet  galt  im  17.  Jahrh. 
^Ys — 2^/4  Gulden.  £s  wurde  viel  davon  auf  die  Zurzacher  Messe  gebracht.  Im 
18.  Jahrh.  war  glatter  Sammet  in  grellen  Farben  namentlich  für  MännerrÖoke 
beliebt. 

Die  Hauptartikel  der  Seidenweberei  waren  bis  gegen  das  Ende  des  letzten 
Jahrhunderts  Flor  und  Krepp  (Crepon).  Wie  der  Flor,  wurde  der  Crepon  roh 
gewoben  und  dann  am  Stücke  schwarz  gefärbt,  bedurfte  aber  keines  Apprets, 
sondern  wurde  naß  gewalzt.  Der  Zettel  desselben  bestand  aus  feiner  Grege ;  im 
Eintrag  wechselten  zwei  Schüsse  rechts  gedrehter  grober  Seide  mit  zwei  Schüssen 
links  gedrehter  ab.  Beim  Eintauchen  in  die  heiße  Farbflüssigkeit  krämpelten  sich 
die  Eintragfäden  in  entgegengesetzter  Richtung,  woraus  das  charakteristische  krause 
Bild  auf  dem  Stotfe  entstand.  In  Süddeutschland,  Tirol  und  Nidwaiden  bildete 
dieser  Stoff  einen  Theil  der  weiblichen  Nationaltracht. 

Um  1678/79  gab  es  16  Firmen,  welche  Flor  fabrizirten.  In  dieser  Blüthe- 
zeit  der  Florfabrikation,  für  welche  sich  Zürich  das  Monopol  bis  in's  19.  Jahrh. 
hinein  bewahrte,  wurden  daselbst  jährlich  mindestens  200 — 300  Ballen  Seide  zu 
Flor  verarbeitet.  Die  Zahl  der  Webstühle  für  diesen  Artikel  mag  1000 — 1500 
gewesen  sein.  In  das  Jahr  1730  fällt  die  Einführung  des  sog.  Bologneser  Flors, 
mit  Hülfe  von  Arbeitern  aus  Bologna.  Dieser  Flor  wurde,  im  Gegensatz  zum 
alten  Verfahren,  mtckanlsck  gekräuselt.  Das  neue  Zürcher  Produkt  überflügelte 
nach  und  nach  das  bolo^nesische  an  Billigkeit  bei  gleicher  Güte.  Im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  entstand  ihm  aber  eine  große  Konkurrenz  durch  Lyon.  ') 
Anno  1824  gab  es  nur  noch  drei  Florfabriken  in  Zürich,  die  zusammen  ca.  300 
Stühle  beschäftigten.  In  der  Escher'schen  Fabiik  verfiel  man  um  1840  darauf, 
den  Artikel  auch  farbig  zu  erstellen,  und  brachte  es  dadurch  wieder  zu  einem 
Umsatz  von  ca.  Fr.  100,000  im  Jahr.  Zur  Zeit  liefert  A.  Bürkli-Meyer,  dessen 
Geschichte  der  zürcherischen  Seidenindustrie  wir  diese  Notizen  hauptsächlich  ent- 
nehmen, als  Nachfolger  der  Escher'schen  Firma  und  letzter  Florfabrikant  Zürichs 
den  Artikel  noch  in  reduzirtem  Maßstabe. 

*)  Das  GrluMumiß  der  Fal)rikiilii)n  soll  den  Zürcliern  von  den  Lyonern  abgelauscht 
wunicn  sein,  als  diese  nach  «ler  Einnahme  und  Vorwüslunj;  Lyons  durch  die  Revolutions- 
arniee  (1793;  in  jjrolaer  Zahl  in  die  Schweiz  geÜnchtet  waren. 
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Einen  neuen  Zweig  trieb  die  Fiorweberei  in  den  20er  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts in  Gestalt  des  modernen 

Beuteltuchs. ')  Ein  Angestellter  von  Heinrich  Bodmer  zur  Arch  (Dnfour), 
Oründer  der  heutigen  Firma  Dufour  &  Co.  in  Thal,  führte  die  Fabrikation  auf 
Orund  eines  aus  Holland  erhaltenen  unvollkommenen  Musters  ein.  Die  Firma 
Bodmer  bediente  sich  hiefUr  der  in  den  Kellern  arbeitenden  Appenzeller  Weber, 
•die  von  der  Mousselineweberei  her  an  schwere  Laden  und  enge  Blätter  gewöhnt 
waren.  Die  Lokale  zur  Beuteltuchfabrikation  müssen  kühl  und  den  Einflüssen 
•der  äußeren  Luft  möglichst  entzogen  sein;  ein  Versuch,  der  im  Jahre  1850  von 
«inem  Basler  Industriellen  gemacht  wurde,  die  Weberei  oberirdisch  zu  betreiben, 
soll  zum  Theil  an  den  Witterungsein  Aussen  gescheitert  sein,  wobei  man  sich  die 
Feinheit  des  Gewebes  und  den  Umstand  vergegenwärtigen  muß,  daß  im  feinsten 
Siebe  50  Kettenfäden  per  Centimeter  gehen.  Durch  die  Errichtung  der  modernen 
Kunstmühlen  vermehrte  sich  der  Bedarf  an  Beuteltuch  wesentlich. 

Yon  den  eingewanderten  Locamem  und  ihren  Nachfolgern  wurde  auch 

Damast  gewoben.  Die  Zürcher  Seidenwebschule  besitzt  Damastmuster 
schweizerischen  Ursprungs  aus  den  Jahren  1580 — 1620,  welche  auf  vorzügliche 
technische  Fertigkeit  schließen  lassen  und  auch  geschmackvolle  Dessins  repräsen- 
tiren.  Der  Grund  ist  meistens  roth,  seltener  grün  oder  violett,  und  die  Muster, 
die  meistens  aus  stylisirten  großen  Blumen  bestehen,  sind  mit  gebleichtem  groben 
Leinen-  oder  Baumwollgarn  eingewoben.  Von  Damastgeweben  ist  auch  in  der 
Zürcher  Fabrikordnung  von  1717  die  Rede. 

EUiuptabnehmer  der  Schweiz.  Seidenstoffe  war  bis  zu  den  Zeiten  des  dreißig- 
jährigen Krieges  (1618 — 1648)  Deutschland;  dann  im  17.  Jahrb.,  trotz  vielen 
Zollerschwerungen,  Frankreich.  Im  18.  Jahrh.  trat  an  dessen  Stelle  wiederum 
Deutschland.  In  den  30er  Jahren  des  lfd.  Jahrhunderts  begann  sich  das  weite 
nordamerikanische  Absatzgebiet  zu  öHnen.  In  den  60er  Jahren  bahnten  die 
Handelsverträge  neue  Beziehungen  mit  Frankreich  an  und  erhoben  dieses  Land 
trotz  seiner  eigenen  Industrie  wieder  zum  ersten  Abnehmer  Schweiz.  Seidenstoffe. 
Das  vordem  gänzlich  verschlossene  England  trat  als  zweitgrößter  Abnehmer  auf; 
«chon  im  ersten  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Vertrages  entwickelte  sich  ein 
Export  dorthin,  der  auf  15  Millionen  Franken  geschätzt  wurde.  Heute  ist  das 
Absatzverhältniß  ungefähr  folgendes  (Waarenverkehrsstatistik  von  1886/88)  : 
Frankreich  34  Vo,  England?  23  7o,  Ver.  Staaten  15  7o,  Deutschland  10  7o, 
übrige  Welt  18  >. 

Die  inneren  und  äußeren  Verhältnisse  der  zürcherischen  Seidenweberei,  wie 
«ie  von  Mitte  dieses  Jahrhunderts  bis  in  die  70er  Jahre  bestanden,  werden  von 
Herrn  Schwarzenbach-Zeuner  in  seinem  Fachbericht  über  die  Landesausstellung 
von  1883  folgendermaßen  geschildert: 

„Die  50er  und  60er  Jahre  dürfen  als  die  patriarchalische  Periode  unserer  zürche- 
rischen Seidenindustrie  bezeichnet  werden.  Es  gab  damals  kaum  ein  beneidenswertheres 
Metier,  als  dasjenige  eines  Seidenfabrikanten  war:  Jahr  aus,  Jahr  ein  dieselben  paar 
Artikel,  Taffetas  noir.  Gros  de  Naples,  Marceline,  Fhrence,  lauter  leichte  TalTetgewebe, 
für  deren  Erstellung  Zürich  damals  einen  Weltruf  und  sozusagen  das  Monopol  hatte  und 
in  welchen  die  Nachfrage  in  der  Regel  stärker  war  als  das  Angebot.  Daneben  etwas 
Satin  de  Chine  für  Futterzwecke,  etwas  Lustrines  appr^t^es;  damit  ist  die  Reihe  der 
Artikel,  welche  bei  uns  in  nennenswerthen  Quantitäten  erstellt  wurden,  erschöpft.  Die 
Fabrik  arbeitete  theils  auf  fixe  Bestellungen,  tlieils  in  Konsignation  nach  New- York, 
Rußland   und  dem  Orient.    Verluste  waren  die  seltene  Ausnahme,   liübsche,   theilweise 


*)  Siehe  Näheres  unter  , Beuteltuch'*,  Seite  233  im  I.  Bd.    Der  Flor  wurde  schon 
froher  als  Müllerbeutel  verwendet,  resp.  speziell  für  diesen  Zweck  fabrizirt. 
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glänzende  Profite  (namentlich  auf  Satin  de  Chine)  die  Regel.  Es  gab  damals  nur  euro- 
päische Seiden  und  solche  nur  in  zwei  bis  drei  Titres,  mit  welchen  die  Kombinationen 
für  Erstellung  sämmtlicher  Artikel  gemacht  wurden.  Unmittelbar  nach  der  Ernte  pflegten 
die  Fabrikanten  ihre  Rohstoff-Engagements  für  einen  schönen  Theil  ihrer  Jahresproduktion 
einzugehen,  und  von  da  an  war  ihre  Arbeit  eine  fast  rein  mechanische :  Beaufsichtigung 
des  Zetteins,  Windens,  Webens.  Für  den  Verkauf  und  die  Aufnahme  der  Bestellungen 
ließ  man  die  Herren  Kommissionäre  in  Zürich,  Moskau,  New-York  sorgen,  die  Verkaufe- 
rechnungen  und  Rimessen  Uefen  in  gehöriger  Zeit  ein,  das  Profitchen  wurde  auf  jeder 
einzelnen  Kiste  ausgerechnet,  und  so  ging's  weiter  Jahr  aus,  Jahr  ein,  daß  es  eine  wahre 
Lust  war.    Von  Aenderung  der  Mode  keine  Spur. 

,Im  Jahre  1861  schien  es  einen  Augenblick,  als  ob  der  Ausbruch  des  nordameri- 
kanischen Bürgerkrieges  eine  Bresche  in  diese  universelle  Gemüthlichkeit  schießen  wollte ; 
aber  der  Schlag  wurde  abgewendet  durch  die  im  Jahre  1860  vollständig  zum  Durchbruch 
gekommene  Freihandelspolitik  Englands,  welche  unseren  Fabrikaten  den  höchst  be- 
deutenden englischen  Markt  erschloß.  Daher  ungetrübte  Fortdauer  der  Prosperität  unserer 
Fabrik  trotz  vermindertem  Absatz  in  Nordamerika.  Die  Verhältnisse  wandten  sich  noch 
mehr  zu  unseren  Gunsten,  als  im  Jahre  1864  Frankreich,  dem  Beispiele  Englands  folgend, 
ebenfalls  Zollfreiheit  auf  importirten  Seidenstoffen  dekretirte.  Als  dann  im  Mai  1865  der 
amerikanische  Bürgerkrieg  endhch  sein  Ende  erreichte  und  als  gleichzeitig  oder  un- 
mittelbar nachher  der  in's  Stocken  gerathene  Absatz  von  Seidenwaaren  in  den  Unions- 
staaten sich  stark  vermehrte,  da  schien  es  allerdings,  als  ob  das  tausendjährige  Reich 
für  unsere  Seidenstofifabrikanten  heranbrechen  wollte,  und  in  der  That  darf  die  Periode 
von  1866  -  1882  als  eine  fast  ununterbrochene  Kette  günstiger  Konjunkturen  für  unsere 
Branche  bezeichnet  werden.  Wenn  trotzdem  viele  Fabrikanten  nicht  oder  nur  wenig 
vorwärts  gekommen  sein  mögen,  so  muß  die  Ursache  eben  in  anderen  Faktoren  als  in 
den  Konjunkturen  gesucht  werden. 

,  Schon  Anfangs  der  60er  Jahre  gestaltete  sich  die  Fabrikation  durch  mittlerweile 
hinzugetretene  neue  Verhältnisse  etwas  komplizirter.  Einmal  hielt  billigere  chinesische 
Seide  ihren  Einzug  und  sodann  wurde  ein  Verfahren  entdeckt,  um  Rohseide  während 
des  Prozesses  des  Schwarzfärbens  zu  beschweren,  Anfangs  bescheiden  mit  15  7o,  anna 
1865  schon  mit  50  7o  und  seitdem  noch  weit  höher.** 

Der  Berichterstatter  wirft  den  schweiz.  Fabrikanten  vor,  diese  neu  auf- 
tauchenden Momente  zu  wenig  beachtet,  sich  mit  der  Verwendung  des  neuen 
Rohstoffes  und  der  raschen  Aneignung  des  nenen  Färb  Verfahrens  zu  wenig  befaßt 
zu  haben.     Dieß  habe  sich  in  den  70er  Jahren  zu  rächen  begonnen. 

„Das  Jahr  1871/72,"  fährt  derselbe  fort,  „war  wohl  das  günstigste,  welches  die 
zürcherische  Seidenindustrie  je  erlebt  hat;  ihre  leichten  TafTetgewebe  in  farbig  und 
schwarz,  namentlich  aber  in  schwarz,  erfreuten  sich  überall  des  besten  Absatzes.  Es 
bildet  den  Kulminationspunkt  unserer  Prosperität.  Schon  im  Jahre  1872  machte  sich 
dagegen  ein  Umschwung  zu  unserem  Nachtheile  fühlbar.  Amerika  und  England  verließen 
nach  und  nach  die  glänzenden  (tout-cuit)  TafTetgewebe  und  wandten  sich  schwereren, 
matteren  (mi-cuit)  Faillegeweben  in  farbig  und  schwarz  zu.  Für  diese  waren  unsere 
leichten  Stühle  durchaus  ungeeignet;  wer  von  der  neuen  Konjunktur  profitiren  wollte, 
der  mußte  seine  Stühle,  Geschirre,  Blätter,  kurz  seinen  ganzen  Webewerkzeug  um- 
gestalten.* 

Die  Ausnützung  dieser  und  einer  Reihe  anderer  Konjunkturen,  die  der  Ver- 
fasser der  Reihe  nach  in  Erinnerung  ruft,  z.  B.  der  halbseidenen  Turquoises  für 
Hutgarnituren  und  Kravatten  (;i874— 1878),  der  Failletines  (1876  —  1878), 
Satins  (seit  1877),  Moir6  frangaise  (1881  — 1882)  etc.,  sei  jeweilen  entweder 
gar  nicht  oder  zu  spät  erfolgt.  Der  Berichterstatter  tadelt  außerdem  das  System 
übertriebener  Konsignationen  nach  Nordamerika,  den  zu  großen  Verlaß  der  Fabri- 
kanten auf  die  Kommissionäre,  anstatt  häufigerer  persönlicher  Reisen  etc.  Unver- 
kennbar hat  sich  seither  Vieles  in  diesen  Verbältnissen  verändert  und  verbessert. 
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Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Seidenstoffen  aller 
floretseidene).  Die  Statistik  reicht  dot  bis  zum  Jahre 
die  Seideubänder  mit  den  sog.  Seidenstofifen  vermengt 

Menge 


Eixtfnhr 

Ausfahr 

q 

q 

1870    .    . 

795 

brutto 

8.455 

1871     .     . 

.     1,138 

1» 

9,217 

1872     . 

956 

* 

9,545 

1873    . 

871 

» 

11,549 

1874     . 

962 

s 

16,284 

1875    . 

.      1,009 

« 

15,362 

1876    .     . 

951 

w 

12,591 

1877     .     . 

700 

11 

10,332 

1878    . 

915 

« 

10,302 

1879    .     . 

1,032 

w 

10,241 

1880    .     . 

801 

» 

10,697 

1881     . 

933 

n 

11,253 

1882     .    . 

.      1,115 

Tl 

12,2  J  6 

Art  (seidene,  halbseidene, 
1870  zurück,  weil  vorher 
waren. 

Menge 


1883  . 

1884  . 

1885  . 

1886  . 

1887  . 

1888  . 

Einfuhr                   Aoifuhr 

q                         q 
989    brutto    12,915 
.      1,247         ,         14,417 
854     netto     13,087 
869        ,         13,344 
866         ,         13,797 
858        „         14,698 

Werth 

1885  . 

1886  . 

1887  . 

1888  . 

Fr.                     Pr. 

.      6'384,000    70'852,000 
.      7*088,000    75'303,000 
.     6-589.000    78'628,000 
.      6'085,000    8r090,000 

Bandweberei. 

Dieser  Zweig  der  Schweiz.  Seidenindustrie  ernährt  ca.  12 — 15,000  Personen 
und  produzirt  jährlich  Waaren  im  Werthe  von  35 — 40  Millionen  Franken.  Die 
Zahl  der  Webstühle  mag  6000  betragen.  Im  Jahre  1880  zählte  man  in  Basel- 
stadt 1023,  in  Ba^elland  4909,  in  den  Ktn.  Aargau,  Bern  und  Solothurn  377, 
somit  insgesammt  6309  Stühle.  Nach  der  Industriekarte  von  Hermann  Schlatter 
beschäftigte  die  Bandweberei  nebst  HUlfsarbeiten  um  1883  in  Baselstadt  5872, 
in  Baselland  4972,  im  Aargau  778,  im  Thurgau  185,  im  Kt.  Bern  331,  im 
Solothumischen   383,  d.  i.   Total   12,521   Arbeiter. 

Eine  Vergleichung  mit  der  Fabrikstatistik  auf  Seite  68  ergibt,  daß  die 
Bandweberei  zur  Hälfte  Fabrikindustrie,  zur  Hälfte  Hausindustrie  ist.  Sie  pro- 
duzirt, analog  der  Seidenstoffweberei,  hauptsächlich  den  leichteren  und  billigen 
Genre,  namentlich  aus  reiner  Seide  und  Baumwolle  gemischt.  Die  MitichuDg  von 
Seide  und  Chappe  ist  seit  längerer  Zeit  zu  Gunsten  der  Baumwolle  in  Abnahme 
begriifen. 

Der  Absatz  im  Inland  ist  verhältnißmäßig  unbedeutend.  Im  Ausland  kon- 
kurriren  die  schweizerischen  Bänder  hauptsächlich  mit  denjenigen  von  St-Etienne, 
Barmen  und  Coventry,  sowie  mit  den  Erzeugnissen  der  Ver.  Staaten,  ^/s  aller 
ausgeführten  Bänder  nimmt  England  auf;  der  nächstbedeutende  Abnehmer  ist 
Nordamerika,  trotz  des  Zolles  von  50  ®/o  vom  Werth.  Der  Absatz  in  den  vier 
großen  Nachbarstaaten  etc.  wird  durch  höbe  Zölle  auf  ein  Minimum  beschränkt, 
wobei  indessen  zu  bemerken  ist,  daß  von  Schweiz.  Firmen  im  Großherzogthum 
Baden  und  im  Elsaß  zum  Theil  schon  in  den  ersten  Jahren  des  deutscheu  Zoll- 
vereins Zweigetablissemente  gegründet  worden  sind,  die  den  deutschen  Markt,  im 
Wettbewerb  mit  den  deutschen  Fabriken  am  Niederrhein,  mit  Bändern  versehen. 
Vor  den  60er  Jahren,  d.  h.  vor  dem  Bürgerkrieg  und  den  hohen  Zöllen,  nahmen 
die  Ver.  Staaten  die  erste  Stelle  unter  den  Abnehmern  ein. 

Die  Einführung  der  Bandweberei  in  der  Schweiz  ist,  wie  diejenige  der 
meisten  übrigen  Zweige  der  Seidenindustrie,  auf  die  Einwanderung  der  ver- 
triebenen Locarner  (1554)  zurückzuführen.  Einige  dieser  Iniigranten  versuchten 
in  Zürich,  Bänder  zu  weben,  geriethen  aber  dadurch  mit  den  vermeintlichen 
Interessen  der  dortigen  Fosamenter  in  Kollision  und  wandten  sich  nach  Basel, 
wo   sie   sich    zur   Betreibung   ihrer  Industrie    bleibend    niederließen ;    ob    andere 
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Locarner  vor  diesen  zum  gleichen  Zwecke  direkt  nach  Basel  gegangen  waren, 
ist  nicht  bekannt.  Ungefähr  in  den  60er  Jahren  des  17.  Jahrh.  kamen  in  Basel 
verbesserte  Webstühle,  sog.  Kunststühle,  auf,  über  deren  Ursprung  sehr  aus- 
einandergehende Yermuthungen  bestehen.  Bis  dahin  waren  die  Bänder  von  den 
Bordenwirkern  oder  Posamentern  auf  kleinen  Stühlen  (Schämein)  verfertigt  worden, 
indem  die  Schiffchen  von  Hand  geworfen  wurden.  Auf  dem  neuen  Stuhl  wurden 
sie  mechanisch  bewegt,  mehrere  Bänder  konnten  nebeneinander  gewoben  werden, 
so  daß  die  Posamenter  in  ihrer  alten  Fabrikationsweise  nicht  mehr  Schritt  damit 
zu  halten  vermochten  und  von  der  Regierung  das  Verbot  der  neuen  Stühle  ver- 
langten. Solche  existirten  in  Basel  nachweislich  im  Jahre  1660.  Es  gab  um 
jene  Zeit  auch  Stühle  dieser  Art  in  Schaffhausen,  Feuerthalen  und  Chur,  später 
auch  in  Aarau;  in  Grenf  wurde  die  Etablirung  der  Bandstühle  von  Anfang  an 
abgewiesen.  In  Zürich  berieth  im  Jahre  1669  eine  Kommission  des  Direktoriums 
lange  Zeit  über  die  Zulassung  der  neuen  großen  Stühle  und  fand,  diese  seien  bis 
jetzt  von  keinem  Nutzen  gewesen,  die  Waare  sei  noch  von  schlechter  Qualität. 
Im  Jahre  1726  war  man  noch  zu  keinem  Entscheide  gelangt,  denn  die  Frage 
wurde  in  diesem  Jahre  neuerdings  einer  Kommission  vorgelegt.  In  der  Zwischen- 
zeit (1689)  hatte  Joseph  Orell  mit  der  Erlaubniß  des  Abtes  von  Einsiedeln  eine 
Bandfabrik  in  Weiningen,  unter  Zuhülfenahme  eines  französischen  Emigranten,  zu 
errichten  versucht;  vom  Rathe  in  Zürich  wurde  aber  die  Aufhebung  des  Unter- 
nehmens verfügt  und  dem  besagten  Prälaten  bedeutet,  daß  man  die  Errichtung 
von  Fabriken  auf  dem  Lande  niemals  dulden  werde.  *)  Die  letzten  Versuche  der 
Bandweberei  in  Zürich  datiren  von  1785;  die  Konkurrenz  mit  Basel  war  aber 
bereits  zu  schwer  geworden.  In  letzterer  Stadt  ging  die  Bändelmühle  aus  dem 
Kampf  mit  dem  Posamenterhandwerk  schließlich  siegreich  hervor  und  wurde  im 
Jahre   1681   endgültig  in  ihre  Hechte  eingesetzt. 

Die  seitherige  Entwicklung  geht  hervor  aus  folgender  Statistik  der  Stühle: 

Jahr  1670  359  Stühle  in  der  Stadt  Basel. 

„  in  Basel  und  Umgebung  nach  amtlicher  Schätzung. 
Im  „Gemälde  der  Schweiz"  werden  für  das 
gl.  Jahr  1635  St.  angegeben,  welche  auf  der 
Landschaft  für  Basler  Fabrikanten  beschäftigt 
gewesen  sein  sollen. 

r  1893  St.  gehörten  den  städtischen  Fabrikanten, 
312  den  Arbeitern,  116  Fremden.  („Gemälde 
der  Schweiz**    und  Bo wring.) 

Arbeiter    12—15,000,    Ausfuhr    10^700,000. 
(Bo  wring). 
„        Ca.  30  Geschäfte  in  Basel,   10  in  den  übrigen 
Kantonen,    ^/e  aller  Stühle  auf  dem  Lande. 
5  —  600   mechanische.     (Landesausstellungs- 
bericht Bern,    1857.) 
Arbeiter    26— 27,00(>.      (Bolley,     Ausstellung 
Paris,    1867.) 
„        (Landesausstellungsbericht  Zürich,   1883.) 


1754   1225 


1789   2268—2321 


1 800  ca.  3000 

1836   3500—4000 

1857  ca.  6500 


1867 
1870 


8700—9000 
7631 


*)  Orell  ginj,'  161)4  vor  VerdruÜ  nach  Berlin  und  führte  dort  unter  dem  besonderen 
Schutze  des  Ghurfürsten  die  Kreppmanufaktur  ein. 
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Jahr  1880     6309  Sttthle     Baselland  4909,  Baselstadt  1023,  Aargau,  Bern,  Solo- 

thurn  377.  (Landesausstellungsbericht  Zürich,  1 883.) 
„      1883         ?  „         Arbeiter     16  — 18,000.     (Landesaasstellangsberioht 

Zürich,   1883.) 

In  -  die  20er  Jahre  dieses  Jahrhunderts  fallen  als  förderliche  Momente  die 
gänzliche  Aufhebung  des  Zunftzwanges  (1823)  und  die  Einführung  der  Jacquard- 
sttthle  (1826).  Im  Jahre  1849  begann  der  mechanische  Betrieb.  An  der  selbst- 
ständigen Verbesserung  der  Stühle  bis  in  die  Neuzeit  hat  Basel  einen  henror- 
ragenden  Antheil.  Dieselben  sind  von  jeher  stets  von  Schreinern  und  Mechanikern 
in  Basel  selbst  konstruirt  wurden. 

G-esammt-Einfuhr  und  -Ausfuhr  von  Seulenbändern  aller  Art: 


Menge 


Einfuhr 

Q 

Ausfuhr 
q 

1870    .    . 

.     .     369 

brutto 

13,802 

1871    .     . 

.     .    495 

i> 

18,190 

1872   . 

.     .     468 

m 

25,710 

1873   . 

.     .     455 

n 

17,625 

1874    .     , 

.     .     925 

n 

15,232 

1875    . 

.     .     633 

V 

16,292 

1876    . 

.     .    734 

n 

16,580 

1877    . 

.     .     475 

fl 

16,815 

1878    .     . 

.     341 

T 

17,250 

1879    . 

.     294 

n 

18,038 

1880    .     . 

.     239 

fl 

21,737 

1881    . 

.     .     271 

T< 

19,654 

1882   .     . 

.     325 

1* 

24,389 

Menge 


Einfuhr 

Ausfuhr 

q 

q 

1883   .     . 

.     461     brutto 

23,409 

1884    .     . 

.     401 

22,267 

1885    .     . 

415     netto 

10,825 

1886    .     . 

.     471 

14,042 

1887    .     . 

.     469 

14,422 

1888    .     . 

.     583 

Werth 

16,250 

1885 
1886 

1887 
1888 


Fr.  Fr. 

2742,000  28'605,000 

3'0 13,000  23*130,000 

2*801,000  37748.000 

3*835,000  37*989,000 


Die  Statistik  reicht  nur  bis  zum  Jahre  1870  zurück,  weil  vorher  die  Seiden- 
bänder keine  besondere  Position  der  Zolltabellen  bildeten,  sondern  mit  den  sog. 
Seidenstoffen  vermengt  waren. 

Organe  der  allgemeinen  Interessenvertretung 

Die  Interessen  der  Seidenindustrie  werden  in  Basel  von  der  Handelskammer, 
in  Zürich  von  der  Kaufmännischen  Gesellschaft  und  speziell  von  der  1854  ge- 
gründeten  ,,Seidenindustriegesell8ehaft  des  Kts.  Zürich**    wahrgenommen. 

Seiden  webschule. 

Die  erste  eigentliche  Seiden  webschule  bestand  von  1855 — 1863  als  Privat- 
institut in  Horgen ;  sie  wurde  gegründet  und  geleitet  von  J.  J.  Staub,  der  sich 
als  Fabrikant  und  Kaufmann  schon  durch  verschiedene  Erfindungen  und  Ver- 
besserangen verdient  gemacht  hatte.  Theorie  und  Praxis  wurden  in  seinem  In- 
stitute in  dreijährigen  Kursen  gründlich  gelehrt.  1863  ging  dasselbe  aus  Mangel 
an  Zöglingen  ein,  indem  sich  während  der  Geschäftskrisis,  welche  der  amerika- 
nische Bürgerkrieg  verursachte,  wenig  junge  Leate  der  Seidenindustrie  zuwandten. 

Es  dauerte  17  Jahre,  bis  eine  neue  Schule  entstand.  Die  Initiative  dazu 
ergriff  die  obenerwähnte  Seidenindustriegesellschaft.  Die  Schule  wurde  aus  Privat-, 
Gemeinde-  und  Staatsmitteln  im  „Letten**  in  Zürich  eingerichtet  und  am  14.  No- 
vember 1881  mit  2  Lehrern  und  21  Schülern  erötfnet;  1889  wirkten  an  der- 
selben 4  ständige  Lehrer;  die  Schülerzahl  betrug  33.  An  der  Spitze  stt^ht  als 
technischer  Leiter  ein  Direktor,  über  ihm  eine  von  der  Seidenindustriegesellschaft 
gewählte  Kommission.  Der  ganze  Kurs  umfaßt  zwei  Jahre.  Unbemittelte  junge 
Leute  von  Talent  erhalten  aus  einem  Fond,  der  zur  Zeit  ca.  Fr.  25,000  beträgt» 
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Stipendien.  Abgehende  Schüler  haben  bis  jetzt  als  Weber  und  Webermeister 
stets  ohne  Schwierigkeit  Anstellung  erhalten.  Für  Bureau-  und  Fabrikangestellte 
oder  Arbeiter,  die  ihre  theoretischen  und  technischen  Kenntnisse  vervollständigen 
mochten,  sich  aber  nicht  als  eigentliche  Schüler  aufnehmen  lassen  können,  werden 
Separatkurse  in  passenden  Stunden  abgehalten  und  Vorträge  veranstaltet.  Die  in 
der  Schule  fabrizirten  Stoffe  übernimmt  seit  der  Gründung  ein  zürchenschea 
Detailgeschäft  jeweilen  zum  Kostenpreis.  Großen  Nutzen  stiftet  die  Schule  außer 
der  Heranbildung  eines  wohlgeschulten  Fabrik person als  durch  ihre  Versuche  mit 
neuen  Artikeln ;  die  Einfuhrung  der  Sammetweberei  z.  B.  wurde  von  ihr  wesent- 
lich erleichtert.  Bedeutende  Erfolge  hat'  sie  auch  schon  durch  ihre  jährlichen 
Preisausschreibungen  für  Erfindung  oder  Verbesserung  von  Maschinen  und  Appa- 
raten erzielt. 

Seifenfabrikation.  Die  S.  soll  erst  im  Anfang  dieses  Jahrhanderta  von 
einigen  ostschweizerischen  Kerzen fabrikanten  begonnen  worden  sein,  indem  sie 
einen  Theil  des  aus  der  Kerzenfabrikation  resnltirenden  Talgs  zu  weißer  und 
marmorirter  Talgseife  versieden  ließen.  Vorher  deckte  die  Schweiz  ihr  Bedürfniß 
vornehmlich  in  Marseille,  auch  in  Italien.  Eine  zu  Ende  der  30er  Jahre  ent- 
standene Kerzenfabrik  begann  mit  der  Herstellung  von  Olel'nseife;  dann  kamen 
in  den  Jahren  1840 — 1860  mehrere  kleinere  und  größere  Etablissemente,  welche 
die  Seifenfabrikation  umfassender  betrieben.  Heute  (1889)  gehen  aus  ca.  60  Ge- 
schäften, von  welchen  9  mit  ca.  150  Arbeitern  dem  eidg.  Fabrikgesetz  unterstellt 
sind  (Kantone  Zürich,  Aargau,  Baselstadt,  Schwyz,  St.  Gallen),  die  verschiedensten 
Qualitäten  Seife  hervor,  insbesondere  auch  Toilettenseife.  Sachkenner  schätzen  die 
Jahresproduktion  auf  mindesten^  60,000  q  im  Werthe  von  4  Mill.  Fr.  Da  die 
Einfuhr  jährlich  durchschnittlinh  27,000  q  (1885/88)  beträgt,  so  muß  auf  einen 
Gesammt verbrauch  von  87,000  q  Seife  im  Werth  von  ca.  9  Mill.  Fr.  geschlossen 
werden.  Bei  87,000  q  im  Ganzen  trifft  es  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ca.  3  kg. 
Es  kann  also  mit  der  Reinlichkeit  der  Bevölkerung  nicht  allzu  schlimm  bestellt 
sein,  selbst  wenn  man  die  zu  gewerblichen  Zwecken  verwendete  Seife  (ca.  10,000  q 
allein  in  der  Seidenfarberei)  in  Abzug  bringt. 

Für  die  Ausfuhr  wird  ebenfalls  gearbeitet,  doch  übertraf  sie  nie  das  Uaantum 
von  2563  q  (1871).  Von  1885  bis  und  mit  1888  bewegte  sie  sich  zwischen 
689  und  1126  q,  resp.  Fr.  58,OUO  und  112,000  per  Jahr.  Hinderlich  für  den 
Export  ist,  daß  die  meisten  Rohstotfe  für  die  Seifenfabrikation,  als  Olivenöl, 
Rüböl,  Palmöl,  Cocosöl,  Oleinsäure,  Talg,  Harz,  Soda,  Pottasche  etc.  aus  dem 
Ausland  bezogen  werden  müssen.  Das  Hauptgeschäft  der  Seifenbranche  (in  Zürich) 
entrichtet  lediglich  für  die  Verzollung  solcher  Rohmaterialien  Fr.  15  —  20,000 
per  Jahr. 

Seilerei.  Seile,  Packstricke,  Schnüre,  Bindfaden  etc.  werden  noch  von  einer 
Menge  von  Hand werk^sei lern  gemacht.  Zur  Zeit  der  eidg.  Volkszählung  von 
1880  beschäftigten  sich  1172  Personen  mit  diesem  Erwerhszweig.  Die  mecha- 
nische Bindfadenfabrik  Schaffhauson  in  Flurlingt'u  (Kt.  Zürich;  ist  die  einzige, 
welche  jene  Waarcn  in  großem  Maßstabe  fabrikmäßig  herstellt.  Dieselbe  wurde 
im  Jahre  1H73  mit  einem  Aktienkapital  von  1  Mill.  Fr.  gegründet;  sie  ver- 
arbeitet jährlich  ca.  5000  q  Flachs,  Hanf,  Werg  etc.  (ungefähr  die  Hälfte  der 
Einfuhr  dieser  Materialien).  Sie  exportirt  auch  nach  den  verschiedensten  Ländern. 
Hauj)tkonkurrenien  sind  Deutschland,  Frankreich  und  Italien,  speziell  die  Lom- 
bardei mit   ihren   billigen   Hanf-    und    VVerggarneu. 

Sekundärbahnen.  Die  S.  unterscheiden  sich  von  den  Hauptbahnen  nament- 
lich   durch    vereinfachten,    sparsameren  Betriebsdienst,    oft  auch  durch   einfachere 
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Ansrttstnng  der  Bahn.  Eine  offizielle  Eintheilang  der  Bchweiz.  Eisenbahnen  in 
Hauptbahnen  nnd  Sekundärbahnen  besteht  nicht,  weßhalb  der  Umfang  dieser 
auch  nicht  genau  angegeben  werden  kann;  doch  darf  man  auf  Grund  der  Be- 
triebsverhältnisse die  Länge  der  Schweiz.  S.  wohl  zu  ca.  600  km  oder  20  ^/o 
der  Gesammtlänge  aller  Schweiz.  Bahnen  annehmen.   (Vgl.  „Schmalspurbahnen**.) 

Selfaetors.  Die  erste  Selfactor-Spinnmaschine  in  der  Schweiz  wurde  von 
J.  J.  Rieter  &  Co.  in  Winterthur-Töß  im  Jahre  1854  gebaut. 

Senffabrikation.  Ca.  15  Geschäfte,  die  den  großem  Theil  des  schweize- 
rischen Bedarfes  decken. 

Sengereien.  8  Etabl.  mit  ca.  100  Arb.  in  den  Ktn.  St.  Gallen,  Appenzell 
und  Thurgau. 

Sennerei  s.   „  Milch  wirthschaft**. 

Sensenfabrik  unter  dem  Fabrikgesetz :  J.  Leresche  in  Ballaigues,  Waadt. 

Serbien.  In  der  Schweiz.  Waarenverkehrsstatistik  figurirt  Serbien  unter  den 
Donauländem.  Diese  beziehen  aus  der  Schweiz  hauptsächlich  bedruckte  Baumwoll- 
gewebe. —  In  vertraglichen  Beziehungen  steht  die  Schweiz  mit  Serbien  durch: 
1)  Die  internationale  Genfer  Konvention  vom  24.  März  1876  betreffend  die  im 
Kriege  verwundeten  Militärs;  2)  die  HandelsUbereinkunft  vom  29.  Mai/ 10.  Juni 
1880;  3)  die  internationale  Üebereinkunft  vom  20.  März  1883  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigenthums;  4)  den  internationalen  Phylloxeravertrag  vom  10.  Ok- 
tober 1884;  5)  den  Weltpostvereinsvertrag  von  1878/1885. 

Serge«  Bezeichnung  einer  mehrere  Unterarten  umfassenden  Gattung  mehr- 
trettiger  Granz-  oder  Halbseidengewebe.    Zürcherischer  Exportartikel. 

Serpentin«  Edler,  zu  Denkmälern  brauchbarer  S.  wird  am  Gotthard,  Ürner 
Seite,  gebrochen.  Ebenfalls  zu  Gewerbezwecken  verwendbarer  S.  findet  sich  bei 
Guttannen,  Kt.  Bern,  und  im  Kt.  Tessin. 

Servanier.  So  wird  in  einigen  Gegenden  des  Kt^.  Bern  der  schwarze 
Burgunder  (Weinstock)  genannt. 

Siebmacher.    Zahl  derselben  am  1.  Dez.  1880   146. 

Silber  wurde  ehedem,  wie  auch  Gold,  da  und  dort  in  den  Alpen  gefunden 
und  ausgebeutet.  Seit  Langem  sind  diese  Adern,  die  sich  nicht  für  moderne  Aus- 
beutung eignen,  verlassen  und  neue  sind  keine  erschlossen,  so  daß  der  Silberbedarf 
von  metallreicheren  Ländern  bezogen  werden  muß.  Die  Bleiminen  in  Lötschen 
(Wallis)  enthalten  nur  30—40  g  Silber  auf  100  kg  Rohmaterial. 

Silberwaaren  werden  zum  weitaus  größten  Theil  von  Frankreich  und 
Deutschland  (Pforzheim)  bezogen,  namentlich  was  silbernes  Geschirr,  silberne 
Uhrketten  etc.  betrifft.  In  Genf  wird  nur  die  Goldbijouterie  betrieben,  wobei 
Silber  nur  accessorisch,  als  Variation,  zur  Verwendung  gelangt.  In  einzelnen 
Elantonen,  wo  sich  noch  ländliche  Trachten  und  damit  silberner  Schmuck  erhalten 
haben,  spielt  die  Verfertigung  von  silbernen  Göllerketten,  Fingerringen,  Haar- 
nadeln u.  dgl.  noch  eine  gewisse  Rolle,  so  namentlich  in  Bern,  Luzern  und  den 
innem  Kantonen.  Früher  war  die  Anfertigung  solcher  Schmucksttch^^n  jedenfalls 
sehr  bedeutend. 

Wichtigkeit  hat  selbstverständlich  die  Fabrikation  silberner  Uhrenschalen 
im  Jura,  im  Zusammenhang  mit  der  ührenfabrikation.  Ein  gewisser  Verdienst 
fließt  den  Goldschmieden  von  Zeit  zu  Zeit  zu  durch  die  Erstellung  der  vielen 
silbei-nen  Becher  für  Schützen-,  Sänger-  und  andere  ITeste  und  für  die  ver- 
schiedenen Anlässe  der  vielen  Vereine,  die  in  der  Schweiz  zahlreicher  sind  als 
irgendwo.  Ein  guter  Theil  dieser  Becher  pflegt  aber  von  den  Goldschmieden 
selbst  in  Deutschland  bestellt  zu  werden. 
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Als  Silberw^aarenfabrik  ist  dem  Fabrikgesetz  unterstellt  die  Firma  J«  Jezler 
in  Schaff bausen. 

Simmenthaler  Geschirr.  Eigenartiges  Töpfergescbirr,  das  im  17.  und 
18.  Jabrbundert  im  Berner  Simmenthai  und  in  den  Seitentbälern,  am  meisten 
in  Bettelried  bei  Zweisimmen,  auch  in  Därstetten  und  Wimmis,  mit  einer  ge- 
wissen Kunstfertigkeit  angefertigt  wurde,  dessen  Fabrikation  nun  aber  nicht  mehr 
bedeutend  ist. 

Simplonbahn.  Die  erste  Konzession  für  eine  Simplonbahn  ist  am  4.  De- 
zember 1854  dem  Herrn  Pierre-Marie- Joseph- Adrien  de  la  Valette  in  Paris,  und 
zwar  vom  Großen  Hath  des  Kantons  Wallis  für  eine  Eisenbahn  von  Sitten  bis 
an  die  schweizerisch-sardinische  Grenze,  ertheilt  worden,  mit  der  Befugniß,  die- 
selbe nur  bis  Brieg  fortzuführen.  Demselben  Bewerber  war  schon  am  22.  Januar 
1853  die  Bewilligung  ertheilt,  vom  Hafen  von  Bouveret  (am  Genfer  See)  bis 
nach  Sitten  eine  Eisenbahn  zu  bauen  und  zu  betreiben.  Es  sind  indessen  auf 
diese  Konzessionen  hin  nur  die  Strecken  Bouveret-Martigny  (am  14.  Juli  1859) 
und  Martigny-Sitten  (am  10.  Mai  1860)  in  Betrieb  gelangt;  der  übrige  Theil 
derselben  blieb  für  einmal  unausgenützt,  weil  dem  Konzessionär  die  Mittel  zum 
Weiterbau  fehlten.  Unter  diesen  Umständen  sah  der  Große  Rath  des  Kantons 
Wallis  sich  veranlaßt,  an  Stelle  der  bisherigen  Konzessionen  diejenige  vom  6.  Fe- 
bruar 1866  (Pflichtenheft)  zu  setzen,  in  welcher  die  Pflichten  des  Konzessionärs 
strenger  gefaßt  und  die  Versteigerung  der  Anlagen  in  Aussicht  gestellt  wurden, 
sofern  die  noch  rückständigen  Bauten  nicht  innert  der  bedungenen  Frist  zur 
Ausführung  kommen  sollten.  Gleichzeitig  gründete  der  Konzessionsinhaber  eine 
neue  Gesellschaft,  die  Nouvelle  Comp a(f nie  de  la  ligne  d* Halte,  unter  deren 
Hülfe  das  Theilstück  Sitten-Sierre  gebaut  und  am  15.  Oktober  1868  in  Betrieb 
gegeben  wurde.  Da  aber  auch  die  neue  Gesellschaft  nicht  genügende  finanzielle 
Mittel  hatte,  so  ist  ihr  im  Jahre  1873  die  Konzession  entzogen  und  die  Ver- 
steigerung der  Bahn  im  Jahre  1874  verfügt  worden.  Der  Erwerber  hatte  sich 
den  Bedingungen  zu  untei'ziehen,  welche  in  den  wiederum  neuen  KcJnzessions- 
bestimmungen  (vom  24.  September  1873)  sich  fanden.  Der  Kaufspreis  für  die 
nun  80  Kilometer  lange  Linie  sammt  dem  Betriebsmaterial,  wofür  im  Ganzen 
Fr.  24'(i84,224  verwendet  worden  waren,  betrug  Fr.  10,000.  Die  neuen  Er- 
werber konstituirten  sich  als  Smp/onbahnf/esellschaft;  sie  brachten  ein  Aktien- 
kapital von  vier  und  ein  Obligatiouenkapital  von  drei  Millionen  Franken  auf, 
woraus  die  noch  restirende  Strecke  Sierre-Brieg  erstellt  werden  konnte ;  das 
letzte  Theilstück  derselben,  Loueche-Brieg,  wurde  am  1.  Juli  1878  eröffnet.  In 
Folge  Vertrags  ging  endlich  das  ganze  Unternehmen  am  1.  Juli  1881  an  die 
Gesellschaft  der  schweizerischen  Westbabnen  über,  welche  gleichzeitig  ihre  Firma 
in  Compafinie  dei  chemins  de  fer  de  la  Suisse  occideniale  et  du  Simplon 
änderte  und  nun  mit  neuen  Kräften  mit  der  immer  noch  rückständigen  Aufgabe 
der  Vollendung  der  Bahn,  d.  h.  der  Durchbrechung  des  Simplon  und  Führung 
der  Linie  mittelst  eines  Tunnels  bis  zur  schweizerisch  italienischen  Grenze  bei 
Isola,  sich  befaßte. 

Die  einläßlichen  Studien  über  dieses  Bauwerk  haben  einen  gewissen  Ab- 
Kchluß  gefunden  durch  den  Bericht  einer  Expertenkommission,  welche  die  von 
<lem  Oberingeiiieur  der  Gesellschaft  gemachten  Studien  und  Vorschläge  zu  prtlfen 
hatte  und  sich,  in  Uebereinstimmung  mit  den  letztern,  für  die  Erstellung  eines 
16,070  m  langen  Tunnels  (mit  Scheitelhöhe  von  835  m  ü.  M.)  zwischen  Brieg 
und  Isola  aussprach.  Die  Kosten  dieses  Tunnels  sammt  den  Zufahrtsrampen  auf 
Schweizer  Gebiet    sind,    Doppelgcleise  angenommen,    auf  Fr.  62,319,600  veran- 
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schlagt,    nicht  gerechnet  Geldbeschaffungskosten  and  Banzinse  während  der  vor- 
aassichtlioh  8 — 10  Jahre  langen  Bauzeit. 

Da  anf  dei  italieniBchen  Seite  die  Eisenbahnen  nur  bis  Domo  d'Ossolu, 
24  Kilometer  von  der  italienisch  schweizerischen  Grenze,  gebaut  sind,  so  ist  die 
Voraussetzung  der  Bau -Ausführung  nicht  bloß  die  Beschatfung  des  Baukapitals 
für  den  Simplondurchbmch,  sondern  eben  so  sehr  die  Zusicherung  der  italienischen 
Regierung,  ihre  Linie  bis  zur  Landesgrenze  zu  verlängern. 

Ueber  diesen  Punkt,  sowie  darüber,  ob  und  in  welchem  Umfang  Italien  an 
die  Baukosten  des  Tunnels  beitragen  solle,  schweben  die  Verhandlungen  noch 
(April   1890). 

So  lange  die  Simploneisenbahn  hüben  und  drüben  am  Fuße  des  Berges 
(Brieg)  oder  am  Eingange  zum  Deüle  (Domo  d'Ossola)  Halt  macht,  hat  sie  für 
Italien  so  gut  wie  für  die  Schweiz  nur  lokale  Bedeutung  und  wird  auch  der 
Ertrag  nicht  den  bisher  verwendeten  Kosten  entsprechen.  Die  Bedingung  der 
Fruchtbarmachung  dieser  ist  die  Verbindung  der  beiderseitigen  Strecken  durch 
den  Tunnel,  womit,  abgesehen  vom  Nachbarverkehr,  auch  für  einen  ansehnlichen 
internationalen  Verkehr  die  absolut  kürzeste  Koute  geschaffen  wäre,  welche  da- 
neben noch  den  Vortheil  haben  wird,  daß  sie  vermöge  der  außerordentlich  günstigen 
Steigungsverhältnisse  billige  Taxen  zu  bieten  und  damit  Kreise  anzuziehen  ver- 
mag, welche  sonst  nach  dem  Gesetz  der  Entfernungen  anderen  Alpenübergängeu 
sich  zuwenden  müßten. 

Simplonstrasse  (Alpenstraße).  Der  Simplen  ist  der  erste  der  Schweiz. 
Bergpäsee,  welcher  in  eine  Kunststraße  umgewandelt  wurde,  und  diese  ist  auch 
in  ihrer  Anlage  die  schönste  und  kostbarste  aller  Schweiz.  Alpenstraßen.  Aus- 
geführt wurde  dieselbe  auf  Befehl  Napoleon's  I.  in  den  Jahren  1800 — 1805. 
Die  Länge  beträgt  von  Gliz  bei  Brieg  (Kt.  Wallis)  über  den  Simplen  (Paßhöhe 
2010  m  ü.  M.)  bis  Domo-d'Ossola  (Italien)  63  km  j  42,1  km  liegen  auf  dem  Gebiet 
von  Wallis.  Breite  7,2 — 8,4  m.  Die  Erstellungskosten  betrugen  Fr.  7'586,000, 
wovon  Fr.  4*106,600  auf  Rechnung  Frankreichs  und  Fr.  3'479,400  auf  Rechnung 
der  cisalpinischen  Republik  gesetzt  wurden.  Der  Kt.  Wallis  betheiligte  sich  dabei 
nicht  mit  Geld,  jedoch  mit  Frohndiensten.  (Vgl.  Bavier:  „Straßen  der  Schweiz'', 
Zürich,  Orell  Füßli  &  Co.) 

Sodafabrikatiun.  Dieselbe  besteht  in  der  Schweiz  nur  als  Anhängsel  der 
Säurenfabrikation.  Zu  einer  selbstständigen  InduBtrie  kann  sie  sich  wegen  Kohleu- 
armuth  des  Landes  nicht  entwickeln. 

Solothurn  erscheint  im  Supplement. 

Soolbäder  s.  Kurorte. 

Soziale  Frage,  Sozialreform.  Gibt  es  denn  in  der  Schweiz  auch  eine 
soziale  Frage,  daß  das  Volkswirthschafts-Lexikon  geuöthigt  wäre,  auf  ein  Thema 
dieser  Art  Bedacht  zu  nehmen?  Die  Frage  ist  bejaht  oder  verneint,  je  nachdem 
man  zugibt  oder  bestreitet,  daß  die  Gegensätze  Reichthum  und  Armuth,  Massen- 
produktion und  Arbeitslosigkeit,  Gttterüberüuß  auf  der  einen  Seite  und  Güter- 
mangel auf  der  andern  Seite  bestehen  oder  nicht  bestehen.  Ein  Streit  hierüber 
ist  unmöglich;  die  Gegensätze  sind  da,  wenn  auch  nicht  so  schreiend  wie  in 
Irland,  Rußland,  Belgien,  Italien,  Amerika  etc.,  so  doch  in  mehr  als  genügendem 
Maße,  um  zu  einer  Aenderung  der  Dinge,  zu  einer  energischen  Aktion  heraus- 
zufordern. 

Leider  fehlt  es  in  der  Schweiz  an  der  wichtigsten  aller  Statistik,  der  Sozial- 
statistik, und  ea  kann  daher  nicht  zitferraäßig  nachgewiesen  werden,  wie  viele 
besitzlose  Bürger  dieselbe  beherbergt,  wie  Viele  ungenügend  genährt  und  gekleidet. 
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in  räum-,  laft-  und  lichtarmeD  Wohnungen  untergebracht  sind,  wie  Viele  ohne 
Bemüserlemung  aufwachsen  oder  eine  ihren  Aulagen  gänzlich  widersprechende 
Ausbildung  erhalten,  wie  vif'.le  Maschinen  dem  Menschen  das  Recht  auf  Erwerbung 
der  Existenzmittel  verkümmern,  wie  viele  Fremde  den  Landeskindern  vorgezogen 
werden  u.  s.  w. 

Eine  derartige  Statistik  würde  uns  Alle  mit  Entsetzen  erfüllen,  das  lehren 
einen  Jeden,  der  sehen  will,  die  Vorkommnisse  in  seiner  nächsten  Umgebung. 
Ob  Ihr  in  Städten  Umschau  haltet  oder  in  Dörfern,  ob  Ihr  bei  den  Bauern  ein- 
kehrt oder  bei  den  Fabrikarbeitern  —  überall  stößt  Ihr  auf  Zustände,  die  unter 
der  Würde  eines  gesitteten,  zumal  eines  republikanischen,  demokratischen  Staats- 
wesens sind.  Da  ist  keine  Arbeit,  dort  kein  Brod,  da  dient  ein  fauler  Strohsack 
als  Nachtlager,  dort  hausen  Eltern,  Kinder  und  Fremde  in  einem  einzigen,  dunst- 
erfüllten  Gelaß,  da  mißhandelt  eine  lieblose  Mutter,  ein  roher  Vater  sein  Kind 
zum  Gotterbarm,  dort  säugt  ein  Weib  ihren  Sprößling  mit  der  Schnapsflasche, 
hier  systematische  Zucht  zum  Betteln,  dort  unmenschliche  Anstrengung  der  Arbeits- 
kräfte um  einen  Lohn,  der  sich  nur  dadurch  vom  Almosen  unterscheidet,  daß  er 
nicht  durch  Bitten  in  Wort  und  Blick  erfleht  worden  ist. 

Wer  aber  air  dies  nicht  mit  eigenen  Augen  sehen  sollte,  der  lese  die  Presse, 
die  Berichte  von  Verwaltungen,  Behörden  und  Vereinen.  Er  wird  aus  den  un- 
zähligen Aufrufen  um  milde  Gaben  für  Bedürftige  und  Verwahrloste,  für  Kinder 
und  Greise,  aus  den  Berichten  über  Armenhäuser  und  Gefangnisse,  über  Fehden 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  über  Verschuldung  von  Grund  und  Boden, 
über  Niedergang  der  Wehrkraft,  über  unausrottbare  Prostitution,  über  kapitali- 
stischen Wucher  u.  s.  f.  erkennen,  daß  es  in  der  That  auch  in  der  Schweiz  eine 
soziale  Frage  gibt,  d.  h.  eine  Frage,  welche  lautet,  wie  die  gesellschaftlichen  Ver- 
hältnisse zu  ändern  seien,  damit  allgemeine  Wohlfahrt  entstehe  und  dauernd  bleibe. 

Diese  Frage  ist  sogar  eine  brennende,  eine  von  Tag  zu  Tag  an  Schärfe 
gewinnende.  Sie  zieht  Stunde  um  Stunde  mehr  Geister  in  ihren  Bann.  Aber  die 
Vorschläge  zur  Lösung  der  Frage  weichen  sehr  von  einander  ab  und  die  Reformer 
trennen  sich  in  verschiedene  Lager.  Neben  sehr  weit  ausholenden  Plänen,  nach 
welchen  alle  jetzigen  wirthschaftlicheu  Verhältnisse  von  Grund  aus  geändert,  ja 
sozusagen  auf  den  Kopf  gestellt  würden,  gibt  es  solche,  welche  nur  Stück  um 
Stück,  Schritt  um  Schritt  reformiren  wollen;  neben  internationalen  Lösungen 
werden  rein  nationale  angestrebt;  neben  staatlicher  Intervention  wird  rein  private 
Aktion  gepredigt,  neben  gleichzeitiger  politischer  Reform  vollständige  Außeracht- 
lassung solcher  u.  s.  w. 

Diese  Mannigfaltigkeit  der  Vorschläge  beruht  nicht  zum  kleinsten  Theil  auf 
der  Verschiedenheit  der  Auffassungen  von  den  Ursachen  des  Uebels. 

„Wie  sollte  eine  so  ausgedehnte  Krankheit,  als  welche  die  Nothlage  einer 
großen  Volksmasse  sich  darstellt,  eine  einzige  Ursache  haben  können?**  argumentirt 
der  Eine.  „Und  warum  denn  nicht,  wenigstens  eine  //^iw^^ursache,  wenn  diese 
so  schwer  auf  eine  ganze  Volksklasse  drückt,  daß  indirekt  die  übrigen  Klassen 
in  Mitleidenschaft  gezogen  werden?"*   replizirt  ein  Anderer. 

Wer  will  nun  diese  DitVerenz  entscheiden?  Gewiß  wäre  es  am  besten  einer 
mit  Intelligenz,  Sachverständniß  und  Un])arteilichkeit  durchgeführten  Sozialstatistik 
möglich;  indessen  ist  eine  solche  nicht  vorhanden  und  es  tritt  an  ihre  Stelle  die 
individuelle  Appreciation,  die  je  nach  den  Erfahrungen,  dem  Wirkungskreis,  der 
Phantasie  und  Denkkraft  des  Urtheileuden  so  oder  anders  ausfällt. 

So  ist  es  denn  in  den  Augen  des  Einen  die  Gewerbefreiheit,  die  Anhäufung 
des  Kapitals  in  wenigen  Händen,   welche  alles  Unglück  verschulden ;  ein  Anderer 
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sucht  die  Schuld  im  privaten  GruDÜhtnitz,  ein  Dritter  in  der  falschen  Erziehung 
der  Jugend,  ein  Vierter  im  Mangel  an  Religiosität  und  werkthätiger  Nächsten- 
liebe, ein  Ftlnfter  im  Leichtsinn,  im  Mangel  an  Sparsamkeit,  in  beruflicher  Un- 
tüchtigkeit,  in  ungenügender  beruflicher  Organisation  u.  s.  f. 

Auf  welcher  Seite  die  eine  oder  andere  Ansicht  vorherrsche,  geht  zum  Theil 
ans  den  Vorschlägen  hervor,  welche  zur  Beseitigung  der  sozialen  Gebrechen  ge- 
macht werden.  Das  Lexikon  braucht  daher  nur  diese  Vorschläge  selbst  sprechen 
zu    lassen;    es    thut   dies,    indem  es  sie,    soweit  ihm  bekannt,    dem  Hauptinhalte 

nach  zusammenfaßt. 

*  * 

Wie  anderwärts,  gibt  es  auch  bei  uns  in  der  Schweiz  sowohl  systematisch 
organisirte  sozialreformerische  Parteien^  wie  auch  vereinzelte,  auf  eigene  Faust 
handelnde  oder  lehrende  Sozialreformer  und  Sozialtheoretiker. 

Die  Ersteren  haben  ihre  förmlichen  Programme,  die  außer  den  auf  eigenem 
Boden  gewachsenen  Ideen  auch  fremde,  d.  h.  ausländische  oder  von  selbstständigen 
schweizerischen  Sozial reformem  herrührende  in  sich  schließen.  Die  Ehre  der  Vater- 
schaft der  einzelnen  Programmpunkte  gebührt  also  bald  Diesem,  bald  Jenem,  und 
es  hält  schwer,  die  Vaterschaft  überall  nachzuweisen. 

Beginnen  wir  mit  dem  Programm,  das  den  Wünschen  der  größten,  an  Mit- 
gliederzahl stärksten  sozialreformerischen  Partei  Ausdruck  gibt,  dem  Programm 
des  schweizerischen  Grütlivereins.  Es  lautet,  nach  gefl.  Mittheilung 
des  Herrn  Redaktor   Vogeltsanger  (Januar   1890):  * 

Obligatorischer  und  unentgeltliclier  Volksschulunterricht  (Primär-  und  Sekundär- 
schule) ;  Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel  auf  beiden  Stufen ;  unentgeltlicher  Unterricht 
auch  an  den  höheren  Schulen  und  Stipendien  für  fähige  Unbemittelte.  Arbeitergesetz- 
gebung mit  einem  den  Gesellschaftsbedurfnissen  entsprechenden  Normalarbeitstag  (Er- 
weiterung und  Vertiefung  des  Fabrikgesetzes,  Zehnstunden arbeitstag) ;  internationale 
Regelung  des  Arbeiterschutzes ;  Haftpflicht  für  alle  Fabrik-  und  gewerblichen  Arbeiter ; 
obligatorische  Kranken-.  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung.  Unentgeltliche 
Krankenpflege  und  Uebernahme  der  Beerdigungskosten  durch  Staat  und  Gemeinden. 
Staatliche  Statistik  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  und  die  Bodenverschuldung. 
Feststellung  der  Arbeitslöhne  auf  die  Höhe  einer  angemessenen  Existenz  mit  Berück- 
sichtigung der  örtlichen  Verhältnisse.  Durchführung  des  Grundsatzes,  daß  das  gleiche 
Quantum  Arbeit,  ob  von  Männern  oder  Frauen  geleistet,  gleich  bezahlt  werde.  Staatliche 
Regelung  des  Arbeitsnachweises.  Oeffentliche  Stellenverraittlungsbureaux  mit  billigen 
Taxen.  Obligatorische  Berufsverbände.  Unentgeltliche  Rechtspflege.  Gewerbliche  Schieds- 
gerichte (Prudhommes).  Steuerreform  im  Sinne  konsequenter  Durchführung  der  Progres- 
sion und  Inventarisation ;  progressive  Erbschaftssteuern.  Verstaatlichung  der  Versicherung, 
der  Eisenbahnen  und  des  Bankwesens  (zunächst  Bundesbank  mit  Banknotenmonopol). 
Tabak-,  Zündholz-  und  Getreidemonopol.  Staatliche  Gesund  hei ts-  und  Lebensmittel- 
kontrole;  sanitarische  Kontrole  der  Wohnungen,  der  Fabrik-,  Werkstatt-  und  Haus- 
industrie.   Studium  iler  Bodenbesitzreform. 

So  reichhaltig  dieses  Programm  ist  und  so  wenig  Anspruchslosigkeit  das- 
selbe verräth,  so  wäre  dennoch  der  Beweis  schwer  zu  erbringen,  daß  demselben 
von  irgend  einer  Seite  nachdrücklich  Opposition  gemacht  werde.  Nicht  daß  es 
dem  Grütliverein  an  Gegnerschaft  fehlte,  aber  diese  richtet  sich  vielmehr  gegen 
die  jeweilige  Haltung  des  Vereins  in  polnische fi  Fragen,  als  gegen  seine  Tendenzen 
auf  wirthschaftlichem  Gebiet.  Auf  letzterem  Boden  gewinnt  der  Verein  vielmehr 
zusehends  an  Bundesgenossenschaft.  Die  wenigen,  aber  dafür  um  so  rührigeren 
Sozialpolitiker,  deren  Ideen  der  Grütliverein  sich  zu  eigen  machte,  haben  auch 
in  anderen  Lagern  zahlreiche  Gesinnungsgenossen  geworben  und  dem  Verständniß 
für  die  Sozialreform  Thore  geöffnet,  welche  noch  vor  wenigen  Jahren  in  recht 
rostigen  Angeln  lagen. 
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Die  in  numerischer  Hinsicht  zweitstärkste  sozialreformerische  ')  Partei  ist 
die  sozialdemokratische  Partei.  Aus  Arbeiterkreisen  herausgewachsen, 
die  nur  zum  kleinsten  Theil  dem  Grütliverein  angehören,  geistig  inspirirt  und 
geleitet  von  Männern,  welche  außerhalb  des  Lohnarbeiterstandes  stehen,  ist  sie 
erst  im  Jahre  1888  entstanden  ^)  und  zählt  zur  Zeit  (Januar  1890)  noch  nicht 
viele  Sektionen,  gleichwohl  aber  eine  beträchtliche  Zahl  von  Mitgliedern. 

Ihr  Programm,  vom  21.  Oktober  1888  datirt,  hat  folgenden  Wortlaut: 

1)  In  politischer  Beziehung :  a.  Ausbau  der  Demokratie,  rein  demokratische  Staats- 
form ;  b.  Ausbau  des  Einheitsstaates,  Beseitigung  des  kantonalen  Parlikularismus ;  c.  Un- 
entgeltliche, dem  Stande  der  modernen  Wissenschaft  entsprechende  Volksbildung  und 
Volksaufklärung  im  weitesten  Maße,  Verweisung  aller  kirchlichen  Bestrebungen  in  das 
Privatleben  der  Bürger. 

52)  In  wirthschaftlicher  Beziehung :  a.  Successive  Verstaatlichung  von  Handel,  Ver- 
kehrswesen, Industrie,  Landwirthschafl  und  Gewerbe  (Monopole  und  Staats-[Gemeinde]- 
Betriebe),  unter  Befolgung  des  Grundsatzes,  daß  der  Ertrag  nach  Abzug  der  Betriebs- 
kosten und  eines  die  Steuern  ersetzenden  Betrages  für  öffentliche  Zwecke  (Schule, 
Rechtswesen,  Ven^altung,  Pflege  der  Kranken,  Alten,  Invaliden,  Militär  etc.)  allen  Mit- 
wirkenden in  möglichst  gleichem  Maße  zukommen  soll.  UiefOr  zunäclist :  Einsetzung  einer 
ständigen  »Kommission  für  wirthschaftliche  Gesetzgebung*,  welche  alle  einschlagenden 
Fragen  zu  prüfen,  die  besten  Mittel  und  Wege  zur  Ausführung  der  einzelnen  Verstaat- 
lichungen zu  suchen  und  der  Bundes  Versammlung  bezügliche  Vorlagen  zu  machen  hat. 
Die  Mitglieder  dieser  Kommission  sind  vom  Volke  zu  wählen;  sie  werden  vom  Bunde 
besoldet  und  sollen  ihre  ganze  Thätigkeit  ausschließlich  ihrer  Aufgabe  widmen,  h.  Das 
Recht  aller  Bürger  auf  z\rbeit  ist  in  die  Verfassung  aufzunehmen  und  ihm  von  den 
Behörden  in  der  VVeiiie  Nachachtung  zu  verschaffen,  daß  Jedem  auf  sein  Verlangen  eine 
möglichst  seinen  Kräften  entsprechende,  ausreichend  gelohnte  Beschäftigung  im  Dienste 
des  Staates,  der  Gemeinde  oder  williger  Privater  zugewiesen  wird. 

Dieses  „grundsätzliche**  Programm  wird  nun  noch  ergänzt  durch  das  „Arbeits- 
programm**  pro   1890.     Es  lautet: 

1)  Energische  Propaganda  für  die  Partei  und  ihre  grundsätzlichen  Ziele.  2)  Obli- 
gatorisches Referendum  und  Initiative.  Wahl  des  Bundesrathes  durch  das  Volk.  Ver- 
mehrung der  Garantieen  der  persönlichen  Rechte  und  Freiheiten  der  Bürger  durch  die 
Verfassung.  3)  Einheitliches  Strafrecht.  4)  Abschaffung  der  poHtischen  Polizei.  5)  Ein- 
führung der  proportionalen  Vertretung.  6)  Obligatorischer,  unentgeltlicher  und  konfessions- 
loser Volksschulunterricht  bis  zum  zurückgelegten  15.  Lebensjahre,  mit  Unterstützung 
für  Unbemittelte.  Einführung  obligatorischer  Fortbildungsschulen.  Unentgeltlichkeit  der 
Lehrmittel.  Stipendien  und  Freiplätze  für  fähige  Unbemittelte,  welche  mittlere  und 
höhere  Lehranstalten  besuchen  wollen.  Erlaß  eines  Bundesgesetzes  nach  Artikel  27  der 
Bundesverfassung.  7)  Unterstützung  aller  gesetzgeberischen  Arbeiten  für  Arbeiterschutz 
und  Arbeiterfürsorge,  sowie  aller  Bestrebungen  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesellschafts- 
ordnung, welche  dem  Volke  in  ökonomischer  Beziehung  Erleichterung  schaffen,  immerhiu 
unter  steter  Betonung  des  Charakters  derselben  als  bloß  vorläufiger  und  vorübergehender 
Milderungsmaßregelu  der  heutigen,  in  ihren  Grundlagen  unhaltbar  gewordenen  Zustände ; 
so  z.  B.  ein  eidgenössisches  Gewerbegesetz,  allgemeine  obligatorische  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung, Steuerreforni,  unentgeltliche  Krankenpflege  u.  s.  w.,  Lohnminimum  bei 

')  Anstatt  dieses  Prädikates  nimmt  die  Führerschaft  der  Partei  die  Bezeichnung 
,^i)z\v\\revoluUonär  in  friedlichem  Sinne**  für  sich  in  z\nspruch.  Sie  hält  sich  an  die 
Definitionen  Lasalle's,  nach  welchen  ^Reform"  nur  die  Entwicklung  eines  bestehenden 
Prinzips,  ^Hevolution"  dagegen  die  Substitution  eines  neuen  Prinzips,  gleichviel  ob  mit 
oder  ohne  Gewalt,  wäre. 

Das  Lexikon,  weniger  wissenschaftlich  disponirt,  hält  es  mit  der  landläufigen  Auf- 
fassung, daß  , Revolution**  ein  plötzliches  oder  wenigstens  sich  sehr  r.isch  abspielendes 
Ereigniß  sei,  „Refonn*  dagegen  eine  Aendcrung  ruhigen  Charakters.  Daß  übrigens  auch 
die  Führerschaft  eine  solche  ruhige  Aenderung  will,  beweist  folgender  Satz  in  ihrem 
„Aufruf  an  alle  sozialistisch  gesinnten  Schweizer" :  „Was  wir  wollen,  ist  ja  nur  die  Aus- 
bildung von  bereits  Vorhandenem.** 

')  Durch  Beschluß  einer  Delegirtenversammlung  des  „Schweizerischen  Arbeiter- 
tag es". 
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öffentlichen  Arbeiten,  Achtstundenarbeit  (auch  für  Frauen),  Regelung  der  Gefängniß- 
arbeit  etc.  8)  Eisenbabnrückkauf,  Banknoten-  und  Bankraonopol,  staatlicher  Getreide- 
handel, Zundhölzchenmonopol.  unter  Verwendung  der  Erträgnisse  zur  Entlastung  und 
Hebung  der  bedürftigen  Schichten  des  Volkes  in  Stadt  und  Land. 

Schält  man  nun  auK  diesen  Programmen  den  Kern  der  Sache  heraus,  so 
ergibt  sich  als  solcher:  All(/emeine  Vtrstaatlichung  der  ErwcrhswirthsnhafL 

Zur  Begründung  dieser  weitgehenden,  von  keiner  anderen  sozialreformato- 
rischeu  Richtung  getheilten  Forderung  erklärt  die  sozialdemokratische  Partei: 

Die  heutige  Gesellschafts-  und  Wirthschaftsordnung  bedingt  die  Unfreiheit  der 
großen  Masse  des  Volkes  und  deren  Verbleiben  in  ungenügenden,  keine  volle  Lebens- 
entwicklung gestattenden  Verhältnissen. 

Das  heute  herrschende  System  der  Lohnarbeit  ist  die  Grundursache  der  Unfreiheit 
und  der  ungenügenden  Lebenslage  der  Volksmasse  und  kann  nur  durch  die  Einführung 
der  freien  gesellschafUichen  Arbeit  allei  Bürger  beseitigt  werden. 

Das  heute  herrschende  System  der  Lohnarbeit  läßt  Diejenigen,  welche  durch  ihre 
Arbeit  hauptsächlich  alle  Werthe  schaffen,  dennoch  nur  den  kleinsten  Theil  dieser 
Werthe  zukommen  und  macht  zudem,  daß  jeder  Fortschritt  der  Produktionsfähigkeit 
durch  Erfindungen,  Verbesserung  der  Maschinen  u.  s.  w.,  statt  dem  arbeitenden  Volke 
zum  Segen  zu  gereichen,  zur  Verringerung  der  Löhne  und,  zunächst  wenigstens,  auch 
zu  einer  Verminderung  der  Arbeitsgelegenheit  fuhrt,  mithin  ihm  zum  Unheil  wird. 

Die  vorhandenen  Arbeitsmittel  können  schon  heute  lange  nicht  voll  ausgenützt 
werden,  sondern  das  Privatinteresse  der  Besitzer  derselben  verlangt  stetsfort,  bald  mehr 
und  bald  weniger,  eine  künstliche  Hemmung  der  Gütererzeugung,  während  doch  noch 
die  große  Masse  des  Volkes  Entbehrungen  aller  Art  erdulden  muß. 

Die  Produktionsfähigkeit  ist  aber  in  einer  Weise  gestiegen  und  steigt  noch  immer 
derart,  daß  Guter  genug  und  übergenug  fär  einen  allgemeinen  Wohlstand  erzeugt  werden 
könnten,  sobald  das  Interesse  Aller  und  nicht  mehr  das  Interesse  Einzelner  die  Güter- 
erzeugung  und  Götervermitllung  beherrschen  und  nach  einheitlichem  Plane  ordnen  würde, 
auch  die  vorhandenen  Arbeitsmittel  der  Gesammtheit  zur  Verfügung  ständen. 

Der  sich  stets  verschärfende  wirthschaftliche  Kampf  Aller  gegen  Alle,  bei  dem  Jeder 
genöthigt  ist.  in  immer  stärkerem  Maße  auf  seinen  persönlichen  Vortheil  zu  sehen  und 
diesem  seine  beste  Kraft  zu  widmen,  entspricht  den  heutigen  moralischen  Begriilen  nicht 
mehr  und  erscheint  als  das  größte  Hinderniß  weiterer  sittlicher  Entwicklung  der  Menschheit. 

UeberilÜssig,  zu  bemerken,  daß  das  Reform  program  m  der  Sozialdemokraten, 
soweit  es  die  allgemeine  Verstaatlichung  der  Erwerbs wirthschaft  betriift,  in  den 
übrigen  Kreisen  der  Bevölkerung  auf  Zweifel  stößt,  welche  theils  seine  innere 
Berechtigung,  theils  seine  Zweckmäßigkeit  und  Durchführbarkeit  in  Frage  ziehen. 
Da  ist  zunächst  die  große  Zahl  der  selbstständigen  Unternehmer  in  Industrie, 
Handel  und  Verkehr,  der  selbstständigen  Landwirthe,  welche  keineswegs  in  eino 
dienende  Stellung  zum  Staate  versetzt  zu  werden  wünschen:  da  ist  ferner  die 
große  Zahl  Derer,  welche  dem  Staate  die  Fähigkeit  absprechen,  mit  Vortheil  auf 
dem  Weltmarkte  zu  konkurriren ;  da  sind  die  Philosophen  und  Oekonomen,  welche 
von  einer  Zentralisation  und  obrigkeitlichen  Schematisirung  aller  Arbeit  eine  Ver- 
flachung der  Talente,  eine  bedeutende  Schwächung  der  Thatkraft  der  meisten 
Individuen  befürchten;  da  wird  die  Frage  aufgeworfen,  ob  der  Staat  immer  g«- 
nügend  lohnende  Arbeit  aufzutreiben,  ob  er  wirklich  immerfort  seine  Bürger  vor 
Mangel  zu  schützen  vermöge;  dort  herrscht  endlich  auch  die  Furcht,  daß  kein 
Modus  der  Einkommensvertheilung  und  der  Geschäftsleitung  gefunden  werden 
könnte,  welcher  nicht  eine  Quelle  beständigen  Unfriedens  und  permanenter  Bürger- 
nnruhe  wäre.  Summa  summarum  dieser  Bedenken :  Die  Verstaatlichung  aller  Er- 
werbs wirthschaft  bedeutet  Degradation  der  Nation,  bedeutet  die  Armuth  Aller, 
bedeutet  das  gerade  Gegentheil  von  allgemeiner  Wohlfahrt. 

Indem  das  Lexikon  dieses  Facit  aus  den  ihm  bekannten  antisozialdemokra- 
tischen Anschauungen  zieht,  glaubt  es,  der  sozialdemokratischen  Partei  einige 
Belege  schuldig  zu  sein. 

Farrar,  YoIkawirthschaftB-Lexikon  der  Sch\\»?iz.  7 
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Der  schweizerische  Sozialtheoretiker  Professor  Secr^Uin  schreibt  in  seinen 
1889  bei  F.  Payot  in  Lausanne  erschienenen   „Etndes  sociales**   u.  A. : 

(Seite  73).  «Die  kollektivistische  Gesellschaft  würde  keine  der  Versprechungen 
halten,  welche  in  ihrem  Namen  gemacht  werden.  Zunächst  wurde  sie  nicht  Jeden  vor 
Mangel  schützen  (d'abord  eile  ne  donnerait  pas  du  pain  et  de  la  viande  ä  tout  le 
monde),  selbst  wenn  man  annehmen  wollte,  daß  trotz  der  großen  Entlastung  der  Eltern 
ihren  Kindern  gegenüber  die  Bevölkerung  sich  nicht  stärker  als  jetzt  vermehren  würde.* 

(Seite  78).  , Wurde  wenigstens  die  tagtägliche  Beschäftigung  iliren  regehnäßigen 
Gang  nehmen?    Wir  bezweifeln  es." 

(Seite  79).  „Da  der  Arbeitende  nichts  mehr  ersparen  könnte,  das  einen  ernsthaften 
Werth  für  ihn  hätte,  würde  er  natürlich  seine  Anstrengungen  nach  seinem  Appetit 
bemessen,  d.  h.  er  würde  sich  möglichst  schonen.* 

(Seite  80).  „Was  uns  hauptsächlich  bedroht  erscheint,  ist  die  intellektuelle  An- 
strengung, das  Talent,  die  Eriindung,  die  individuelle  Initiative,  ohne  welche  es  keinen 
Fortschritt  gibt.  Wer  wird  noch  auf  Kombinationen,  Vereinfachungen,  neue  Erzeugnisse 
bedacht  sein,  wenn  er  seine  Erlindungen  nicht  für  eigene  Rechnung  ausnützen,  sie  nicht 
einmal  in  seinem  eigenen  Heim,  in  seiner  eigenen  Werkstatt  erproben  kann,  wenn  er, 
um  irgend  eine  Belohnung,  eine  Anerkennung  zu  erhalten,  die  Prüfung  und  Grenehmigung 
der  Regierungskommission  abwarten  muß.  Entgegen  allen  anderen  Betheuerungen  wäre 
der  Kollektivismus  entschieden  das  Todesurtheil  der  Eriindung,  der  Sarg  des  gewerblichen 
Genies.  Arbeitshaus  mit  Wächtern,  Internat,  Kloster,  Kaserne  —  nennt  wie  Ihr  wollt 
diesen  Aufenthall,  wo  alle  Bürger  Beamte  wären,  wo  alle  Gedankenarbeit  dem  Bureau- 
schlendrian überlassen  bliebe.  Und  wohlgemerkt:  Der  Kollektivismus  beabsichtigt  nicht, 
mit  seiner  Installation  zuzuwarten,  bis  er  sich  über  die  ganze  Menschheit  ausgebreitet 
habe,  sondern  die  Naticm,  welche  ihn  zuerst  annimmt,  soll  ihre  Erzeugnisse  mit  den- 
jenigen anderer  Zonen  austauschen,  soll  die  Konkurrenz  mit  dem  Auslande  aushalten. 
Ein  solches  Vorhaben  scheint  uns  absolut  sinnlos  zu  sein.  Ohne  die  Kapitalien  der 
Privaten  und  die  Ersj)arnisse  der  hulividuen,  ohne  die  Konkurrenz  im  Innern  und  die 
Möglichkeit  für  Jeden,  seine  Erfindungen  zum  eigenen  Nutzen  zu  verwenden,  .sehen  wir 
absolut  nicht  ein,  wie  (selbst  bei  unbeschränkter  Anwendung  von  Zwangsmitteln)  die 
für  eine  fortschrittliche  Gesellschaft  nöthige  intellektuelle  und  mechanische  Arbeit  ge- 
leistet würde.  Wer  ni<'ht  zunimmt,  nimmt  ab,  und  wer  abnimmt,  verschwindet.  Die 
kollektivistische  Gesellschaft  könnte  den  Bedürfnissen  ihrer  Glieder  nicht  genügen.  Die 
Gleicliheit,  welche  sie  herbeiführen  würde,  wäre  nicht  die  Gleichheit  im  Ueberfluß, 
sondern  die  Gleichheit  in  der  Hungersnoth.  Vor  dem  Hungertode  nähme  der  Kollekti- 
visnms  Zuthu-ht  zur  Zwangsarbeit,  sofern  «liese  überhaupt  nicht  schon  vom  ersten  Tage 
an  nothweiKÜg  wäre.  Von  welcher  Seite  man  sich  auch  die  Sache  ansehen  möge :  diese 
Ordnung  der  Dinge  brächte  die  Tyrannei,   den  vollständigsten  Regierungsdespotismus. " 

Professor  ///////   in  Bern    urtheilt  folgendermaßen  (Politisches  Jahrbuch  der 

Schweiz.   Eidgenossenschaft,  Jahrgang   1889,  Seite  6(55): 

,ln  Bezug  auf  den  Sozialismus  ist  die  wesentliche  Einsicht,  die  sich  vor  allen 
Dingen  in  einem  Staate  wie  dem  unserigen,  der  Uihertreibungen  nicht  verträgt,  Bahn 
brechen  muLi,  tlie,  daß  es  sich  niemals  im  Ernste  um  eine  völlige  Umkehrung  des  jetzigen 
Sta-it--  untl  Rechtswesens  handeln  kann.  Alle  Beschwerden,  welche  der  Sozialismus  gegen 
die  jetzi^'e  .Staats-  und  Rechtsordnung  erhebt,  sind  richtig  in  einem  gewissen  Maß^  und 
f--  i-t  «l»jn-f*lben  nicht  «ladurch  zu  entgohen,  daß  man  entweder  ihre  Berechtigung  leugnet 
o;-r  a'h-<.-Jzu'k»:-nd  erklärt,  e-  >ei  nun  einmal  nicht  anders  in  dieser  unvollkommenen 
\V-,r.  YA^(:ii^(,  sin-l  die  Vor>chIäge,  die  der  Sozialismus  zur  Abhülfe  aufetellt,  richtig  in 
-.:."'.■.  ^'^  •.'. ;--f' n  Mali,  nie  um!  nimnierniohr  aber  in  ihrer  Gesammtheit,  und  jeder  syste- 
\''  r-  i'  h  wairlo  sich  als  unausführbar  herausstellen  und  bei  uns  in  Bälde  zu 
.:•./•;.'!  iWaktion  IVihron.  Dieses  richtige  Maß  der  Beschwerden  und  dasjenige 
v'.  : '  ■.  ,M'!  «lur^-liffilirbaren  Verbesserungen  ist  also  zu  finden,  und  je  mehr  man 
■:  ;'-.'  ./i--*'ij-,rhart liehen"  Systematik  absieht  und  «lie  Sache  mit  dem  gewöhn- 
/■      '..':'.  M-:i--ii<-nv*.'island  angreift,  desto  besser  wird  es  gehen.* 

'  ■-.  /;,'/''>;  d':i'f:f'n'ni''i'  endlich  nehmen  in  folgenden  Worten  Stellung  gegen 

'^  ■    ■    -  ■  ,' ;'  'i'.r  -.linuit liehen  Produktionsmittel  resp.  der  Produktion  selbst 

,.         \'.i-\ui,'   -.vinirlitfii,   »he  unermeLilichen  Kralle  der  freien  Indivi- 

/    .;,  rjii.in»'liniun^sgei-t  hemmen,  den  unfälligen  und  trägen 

'•'  i        ..    ■;•      ::-ji.,igf.ii    und    tüchtigen  prämiren:  die  Omnipotenz  des 


••  <- 
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Sozialstaates  würde  nichts  anderes  bedeuten  als  die  Rückkehr  zu  mittelalterlicher  Un- 
freiheit und  Zwang/ 

Die  Bodenbesitz re former!  Ja,  bilden  denn  auch  sie  einen  Faktor, 
den  man  ernst  zu  nehmen  braucht?  Allerdings,  werther  Leser,  so  daß,  wer  es 
beute  noch  nicht  glauben  mag,  in  wenigen  Jahren  anderen  Sinnes  sein  wird. 

Die  Bodenbesitzreformer  haben  sich  im  Sommer  des  Jahres  1889  zu  einer 
«elbstständigen  sozialreformerischen  Partei  konstituirt.  Sie  suchen  die  Lehren  eines 
Henry  Greorge,  eines  Dr.  Stamm  und  eines  Michael  Flürscheim  auf  die  schweize- 
lischen  Verhältnisse  überzutragen.  Wie  —  das  zeigen  uns  die  im  Februar  1890 
vom  Vereinspräsidenten  Eeallehrer  Schär  in  Basel  zusammengestellten  „Grundsätze 
und  Postulate".     Sie  lauten  : 

I.  Die  soziale  Frage  voin  Standpunkte  der  Bodenbesitzrcform.  Der  unvermehr- 
bare  Erdboden,  die  Quelle  aller  wirthschaftlichen  Güter,  ist,  wie  Licht  und  Luft,  den 
lebenden  Generationen  vom  Schöpfer  als  erste  Existenzbedingung  geschenkt,  und  kein 
Mensch  hat  das  Recht,  hierüber  als  unbeschränktes  Privateigenthum  zu  verfügen.  In 
der  Jahrhunderte  langen  Verkennung  und  Unterdrückung  dieser  fundamentalen  Wahrheit 
liegen  die  Hauptursachen  der  wirthschaftlichen  Krisen  und  der  sozialen  Mißstände  der 
Gegenwart.  Die  Ueberführung  von  Grund  und  Boden  aus  dem  Privatbesitz  in  den  Besitz 
der  Volksgemeinschaft  ist  daher  die  wirksamste  soziale  Reform,  durch  welche  das  Problem 
der  sozialen  Frage  der  Lösung  am  nächsten  geführt  wird. 

BegrOndung,  a.  Die  heulige  soziale  Frage  ist  im  Gegensatz  zu  früheren  Zeiten 
nicht  mehr  eine  Frage  des  Mangels,  sondern  eine  solche  des  Ueberflusses ;  die  Ursache 
der  sozialen  Mißstände  liegt  nicht  in  der  Art  und  Weise  der  Produktion,  sondern  in  der 
Vertheilung  der  Güter.  Rente  und  Zins  nehmen  den  Haupttheil  des  Arbeitsproduktes 
vorweg  und  der  Arbeit  bleibt  verhältnißmäßig  ein  zu  kleiner  Antheil  am  Arbeitsprodukt. 
Die  Schmälerung  des  Lohns  durch  Rente  und  Zins  ist  Ursache  und  Wirkung  der  An- 
häufung wirthschafllicher  Güter  aller  Art  in  den  Magazinen  und  daherige  Verminderung 
der  Arbeitsgelegenheit  einerseits,  der  Unverkäuflichkeit  jener  Gütervorräthe  an  die  ge- 
drückte und  nicht  kaufkräftige  Masse  des  Volkes  andererseits.  Ueberproduktion,  Ver- 
minderung der  Kauftähigkeit  und  der  Arbeitsgelegenheit,  allgemeine  Handelskrisen,  zu- 
nehmende Verschuldung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  und  Vermehrung  des  städtischen 
Proletariats,  Konzentration  des  Kapitals  und  alle  damit  zusammenhängenden  sozialen 
Mißstände  sind  alles  Symptome  einer  Krankheit  des  Gesellschaftskörpers,  und  ihre  Ur- 
sache liegt  in  den  arbeitsfreien,  nicht  konsumirten  Einkommen:  Rente  und  Zins. 

b.  Der  Zins,  d.  h.  das  Tributrecht  des  Kapitals  auf  die  Arbeit  des  Einzelnen  und 
der  Völker,  erscheint  als  die  zunächstliegende  Ursache  der  unrichtigen  Gütervertheilung, 
insofern  dieser  Zins  nicht  konsumirt,  sondern  zu  Anhäufung  neuer  Kapitalien  verwendet 
wird.  Der  progressiven  Anhäufung  großer  Kapitalien  durch  Zins  und  Zinseszins  stehen 
gegenüber :  NichtVerwendbarkeit  der  Arbeitsprodukte,  Verminderung  der  Arbeitsgelegen- 
heit, Kontrahirung  neuer  Schulden  von  Seite  des  Bauern,  um  die  alten  zu  verzinsen 
und  um  dem  Kapitalzuwachs  des  Reichen  Verwendung  zu  ermöglichen. 

c.  Die  andere  Form  des  arbeitsfreien  Einkommens  ist  die  Rente,  d.  h,  derjenige 
Theil  vom  Ertrag  der  natürlichen  Produktionsfaktoren  (Grund,  Boden,  Minen,  Wasser- 
kräfte, Jagd-  und  Fischrechte),  welche  der  Grundeigenthümer  —  in  England  der  Groß- 
grundbesitzer, in  der  Schweiz  die  Banken  und  der  HypothekargläuDiger  —  kraft  seines 
Eigenthumsrechtes  vom  Bebauer  jährlich  erhebt.  Die  Rente  wirkt  in  gleicher  Weise  wie 
der  Zins;  der  nicht  konsuiairte  Theil  derselben  vermehrt  die  großen  Kapitalien,  ver- 
mindert dagegen  die  Kaufkraft,  die  Arbeitsgelegenheit  und  den  Wohlstand  des  Volkes. 
Indem  der  Privatgrundbesitzer  die  produktiven  Natur-  und  Lebenskräfte  usurpirt,  gewinnt 
er  eine  ungeheure  Macht  über  diejenigen  Menschen,  die  genöthigt  sind,  sich  mit  ihm 
über  Arbeitsgelegenheit  zu  verständigen. 

d.  Die  Grundrente  fordert  nicht  bloß  vom  Bebauer  des  offenen  Landes  einen  jähr- 
lichen Tribut,  sondern  eben  so  gut  vom  Bewohner  und  Arbeiter  der  Städte.  Ungesunde 
Miethkasernen,  Wohnungsnoth,  hohe  Miethzinse,  Baustellenwucher  in  den  Städten  haben 
ihre  Ursache  in  der  hohen  Rente  von  städtischem  Baugrund;  so  lange,  als  dieselbe  in 
die  Privattasche  fließt,  ist  sie  eine  Besteuerung  des  Städtebewohners  zu  Gunsten  weniger 
Privatpersonen. 

c.  Die  Rente  ist  die  Ursache  und  die  natürliche  Stütze  des  Zinses.  Das  Kapital 
kann  nur  so  lange  einen  Zins  beanspruchen,  als  es  sich  in  Form  vön  Hypothekaranlagen 
nicht  nur  seinen  unveränderlichen  Bestand,  sondern   auch  den  durch  die  Natur-  und 
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I>rl««n>kräfle  bewirkten  Zuwachs  sichern  kann.  «Aus  100  Hüten  werden  in  einem  Jahr 
nicht  lOi :  anders  bei  Bäumen.  Thiertn.  Weizenk'tmem-  Wiesen-  und  Ackerfrnchlen  etc.) 
Entziehen  wir  das  unzerstörbare,  selbst  Fniohte  erzeugende  Erdreich  und  die  Naturkräfle 
dem  FriTatkapital,  so  mui»  damit  auch  der  reine  Kapitalzins  dahlnfallen.  Die  Ueber- 
iQhrung  von  Grund  und  Boden  in  den  Besitz  der  VolkjägemeinschaA  macht  der  Zins- 
herr-^hafl  ein  Ende,  hebt  die  schädigenden  Wirkungen  des  Kapitals,  die  sich  selbst 
vermehrende  Krall  desselben  auf.  ohne  seine  wnhhhätige,  die  Produktion  fordernde 
KraA  zu  mindern.  So  wird  das  Kapital  zum  Segen  der  menschlichen  Arbeit  wirken. 
•  Flürscheim.» 

f.  Die  Rente  ist  in  stetigem  Wachsthum  {«egriiTen:  denn  in  ihr  kristalltsirt  sich 
der  gesammte  Fortschrill  der  Kultur.  Die  Güter  der  industriellen  Produktion  werden 
durch  den  Fortschritt  der  Technik  immer  billiger:  der  unvermehrbare  Erdboden  dagegen 
mui»  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung,  des  Verkehrs,  der  Technik,  der  Industrie  und 
des  Handels,  mit  der  Steigerung  der  Ertragsfahigkeit  u.  s.  w.  immer  gesuchter  werden 
und  im  Werthe  stetig  zunehmen. 

Diese  Erscheinung  ist  augenfällig  in  den  Siädten :  aber  auch  auf  dem  offenen 
Lande  wächst  die  Rente  stetig,  trotz  zeitweiligen  Rückgangs  der  Güterpreise.  Ist  nun 
Grund  und  Boden  im  Privatbesitz,  so  lallt  der  durch  die  gesammte  Kulturarbeit  aller 
Menschen  erzeugte  Fortschritt  und  der  Zuwachs  der  Rente  dem  Privatgrundbesitzer  zu 
und  führt  mit  raschen  Schritten  zur  Ansscheidung  der  Menschen  in  Reich  und  Arm. 
Diese  Ungerechtigkeit  kann  nur  gehoben  werden  durch  Ueliergang  vun  Gnind  und  Boden 
in  den  Besitz  der  Volksgemeinschaft.    iH.  Georvre.  > 

g.  Die  Abgabe  des  Rentenzuwachses  an  das  Gemeinwesen  —  das  zunächst  liegende 
Postulat  der  Bodenbesitzrefonner  -  hätte  namentlich  in  den  Städten  eine  außerordent- 
liche Tragweite.  Die  daherigen  Einnahmen  würden  nach  und  nach  alle  übrigen  Steuern 
übertlüssig  machen  und  da<  Gemeinwesen  auL>erdem  in  den  Stand  setzen,  aüen  an  das- 
selbe herantretenden  Aufgaben  der  Volks  Wohlfahrt  zu  genügen. 

h.  Die  volle  Wirkung  der  B«Ddenbesitzref«^rm  wird  erst  eintreten,  wenn  aller  Grund 
und  Boden  der  Volksgemeinschaft  gehört.  Wenn  die  gesammte  Grundrente  des  Lamles 
in  die  Gemeinde-  und  Staatskasse  tliebt.  wenn  Gnmd  und  Boden  nicht  mehr  der  Privat- 
spekulatinn  überlassen  werden,  «las  Privatkapital  seiner  heutigen  unzerstörbaren  Basis 
der  Rentenanlage  beraubt  ist  und  durch  den  Wegfall  des  Zinses  seine  sich  selbst  ver- 
mehrende Kraft  verloren  hat : 

dann  besitzen  Staat  und  Gemeinde  alle  jene  immensen  Mittel,  welche  heute  als 
Rente  und  Hyp^thekarzinse  zum  grüuten  Theil  zur  Vergröberung  der  Privalkapitahen 
dienen,  und  damit  kann  der  Staat,  ohne  seine  Bürger  mit  allerlei  Steuern  direkter  und 
indirekter  Art  zu  drücken,  seine  liolie  Mission  als  Wohlfahrtsstaat  in  leichtester  Weise 
erfüllen : 

darin  erwirbt  der  Arbeiter  einen  gröiieren  Antheil  am  Arbeitsprodukt,  damit  wäclist 
die  Konsum tahigkeit  de>  Vi>lkes:  die  sog.  Ueberproduktion  lallt  von  selbst  dahin  und 
die  Arbe:ts;relegenlieit  nimmt  derart  zu.  dab  jetier  arbeitswillige  und  arbeitsfähige  Wirth- 
-chalter  eine  auskömmliche  Beschäftigung  tindet: 

d  tun  winl  auch  «las  Kapital  genöthigt  sein,  die  Arl>eit  aufzusuchen:  es  wird  sich 
j^ev'en  f-ine  bl(>i.»e  Gefahri^rämie.  »»der  wi)  volle  Sicherheit  gewährleistet  ist,  sogar  un- 
entgeltlich 'lern  Unternehmer  zur  Verfügung  stellen. 

>f>  wiril  die  Verstaatlichung  von  Grund  und  B'^^den  einen  Zustand  iler  allgemeinen 
Vojk-?WMlil!;dirt  einleiten  und  unserem  Vulke  zu  der  politischen  Freiheit,  die  es  sich  in 
J/4;..''hur,  ierte  langem  Kampf  errungen,  auch  die  ökonomische  Freiheit  bringen. 

I.  Die  B^>denliesitzrefijrm  ist  nicht  nur  für  st ä«l tische  Arbeiterverhältnisse  von 
h'V;h.T*>:r  I^deiitu!:g.  -ondem  sie  ist  eine  dringende  Nöthwendigkeit  auch  für  die  bäuer- 
\\*:\.-z  H*t-.öikerurig:  denn  der  heutige  Zustand  der  Bauern  winl  immer  schlimmer  und 
^^^  r.*:^.i:'rr.  Die  Verschuldung  wächst  von  Jahr  zu  Jahr,  liie  jrroUe  Mehrzahl  der  Land- 
•A. :*:.«-  ^<  ".ijer-diiiidet  und  daher  nur  noch  Scheineigenthümer,  Pächter  mit  eisernem 
P:-  :.•/.;.-  le.'-  .\u-rail  der  Grun«lrente  gegennber  ilem  Hy]HMhekarzins  kann  nur  durch 
A;. •;.::*:.  ■.'.:;.  M'jnd«:'.  -lunh  Hausindustrie  und  Nebenverdienst  geileckt  werden.  Die 
S'e  ,'»::  .:./  •:•"  f^:irid\serthf's  durch  Verkehrserleirhteningon.  Ameliorationen.  Zölle.  Staats- 
X.  .,*.':  ■..  '.  ■/. .  :;*v.  .rkt  erfalirun^j-'/eniäii  nur  eine  Steigorunj:  der  Verschuldung:  für  die 
.-::.; •'...-?}.-'.'.  il'.i.i.i:«;  Arbeit  wir«!  der  Antheil  am  Ertrag  derselben  immer  kleiner.  Daher 
':.•:  iU'i"f',ui..tr(',  Au-wiinderun;:.  der  Zug  nach  «len  Stä«lten  und  Industriezentren  und 
'..«:  'i''!*.':/':  V*-rr:.*  f.r.irii:  'les  Pr-^letari  iN.  Durili  Verstaatlichung  von  Grund  und  Boden 
'At-T'Uii  'i.':  .S^fj'ji'leii  .ibu'elö-t.  di»>  Heilte  in  gerechter,  dem  natürlichen  Elrtrag  des 
li'/'jen-.   ent^prer-L^inder  \Nei*e   nonnirt,   bei   MiLiernten    u.  s.  w.   ermäßigt;   das   eigene 
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Kapital,  das  heute  der  Grundbesitzer  zur  Ausgleichung  der  Differenz  zwischen  Ankaufs- 
werth  und  Hypothekarschuld  verwenden  muß  und  meistens  unfruchtbar  ist,  wird  frei, 
kann  zu  Betriebskapital  verwendet  und  dadurch  die  Ertragsfähigkeit  des  Bodens  be- 
deutend gesteigert  werden.  Den  arbeitswilligen  und  sorgfältigen  Staatspächter  verjagen 
keine  Gläubiger  von  Haus  und  Hof;  Mißernte  und  Hagelschlag  bnngen  ihn  nicht  mehr 
an  den  Bettelstab ;  Tod  und  Erbtheilung  fuhren  nicht  mehr  zur  Verarmung  und  lieber- 
schuldung  des  Grundbesitzers ;  alles  das  und  der  vermehrte  Ertrag  iandwirthschafthcher 
Arbeit  machen  den  Bauer  wieder  zum  freien  Mann;  der  massenhafte  Zug  nach  der 
i^tadt  hört  auf;  die  Verminderung  der  Konkurrenz  in  der  industriellen  Arbeit  wirkt  auf 
die  Löhne  günstig  und  gegen  das  Anwachsen  des  städtischen  Proletariats  sind  die  Quellen 
verstopft. 

//.  Die  Durchführung  der  Bodenbesitzreform.  1)  Die  Kommunalisirung  resp.  Ver- 
staathchung  von  Grund  und  Boden  und  alle  hieraus  resultirenden  wirthschaftlichen  und 
sozialen  Umgestaltungen  lassen  sich  auf  friedlichem  Wege  erreichen ;  keine  Aufhebung 
des  Eigenthums,  kein  Kommunismus,  kein  Krieg  gegen  das  Kapital  (nur  gegen  den  Zins), 
keine  Staatsproduktion,  keine  Aufhebung  der  freien  Individuahtät,  überhaupt  keine 
Aenderung  des  jetzigen  wirthschaftlichen  Systems,  daher  auch  weder  Revolution  noch 
Umsturz.  Die  wirthschaftlichen  und  sittlichen  Prinzipien  bleiben  nicht  nur  unangefochten, 
sondern  kommen  erst  recht  zur  vollen  Geltung,  ebenso  die  freie  Konkurrenz ;  die  Boden* 
besitzreform  verlangt  nur  ein  einziges  Staatsmonopol,  dasjenige  auf  Grund  und  Boden, 
und  das  kann  sich  das  schweizerische  Volk  erkämpfen  mit  dem  Stimmzeddel  in  der 
Hand;  durch  ein  neues  Gesetz,  das  den  bei  uns  durch  das  römische  Recht  einge- 
schmuggelten Pnvatgrundbesitz  aufhebt  und,  anschließend  an  das  alte  germanische 
Recht,  die  Mutter  Erde  wieder  der  Volksgemeinschaft  zunickgibt. 

2}  Die  Kommunalisirung  resp.  Verstaatlichung  von  Grund  und  Boden  kann,  wie 
alle  friedlichen  sozialen  Reformen,  nur  schrittweise  und  im  Anschluß  an  die  bestehenden 
Verhältnisse  und  Rechtsbegriffe  erreicht  werden;  die  successiven  Schritte  der  ganzen 
Reform  sind  daher:  a.  Eine  über  die  ganze  Schweiz  ausgedehnte  Enquöte  über  die  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes,  sowie  über  das  Verhältniß  der  Grundrente  zum  Hypothekar 
zins ;  Ermittelung  der  Zahl  der  überschuldeten  Bauern ;  staathche  Intervention  zu  Gunsten 
derselben;  (Kompromiß  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner;  vertragliche  Redul.tion  des 
Zinsfußes,  Naciilaß,  Ankauf  durch  den  Staat  u.  s.w.);  bäuerliche  Kreditgenossenschaften 
für  Anlage-  und  Betriebskapitalien.  6.  Einheitliche  Reform  der  Hypothekargesetze ;  Ver- 
staatlichung des  Kredits  auf  Grund  und  Boden  und  Ausschluß  des  Privatkapitals  von  der 
Anlage  auf  Liegenschaften,  c.  Ankauf  der  noch  freien  Baustellen  durch  die  städtischen 
Gemeinwesen,  d.  Staatliche  Einschätzung  der  Grundrente  zu  Stadt  und  Land,  als  Basis 
für  den  Rentenzuwachs  und  dessen  Besteuerung;  Besteuerung  des  städtischen  Grund- 
besitzes, einschließlich  Park-  und  Gartenanlagen,  e.  Eidgenössische  Expropriation  der 
Wasserkräfte  und  Mineralschätze,  f.  Gesetz  über  die  Abgabe  des  Rentenzuwachses  an 
den  Staat,  g.  Aufnahme  des  Postulates  in  die  Staatsverfassungen :  Staat  und  Gemeinden 
dürfen  Grund  und  Boden  erwerben,  aber  keinen  melir  an  Private  verkaufen,  h.  Expro- 
priationsrecht auf  Grund  der  Rentenschätzung;  Vorkaufsrecht  des  Staates  und  der  Ge- 
meinde auf  Grund  und  Boden  bei  Handänderung  und  Erbtheilung.  i.  Gesetzliche 
Regulirung  der  Verpachtung  von  Grund  und  Boden  durch  den  Staat  an  die  Privaten, 
einschließlich  der  Verwendung  desselben  als  Baustelle. 

Daß  diese  in  der  Schweiz  so  unerwartet  aufgetretenen  Bodenbesitzreform- 
tendenzen noch  nicht  in  Fleisch  und  Blut  des  Volkes  übergegangen  sind,  ist  sehr 
begreiflich.  Vorderhand  begegnen  sie  mehr  einem  ungläubigen  Kopfschütteln  als 
b»*gei8terter  Zustimmung.  Sympathische  Anwandlungen  werden  zurückgehalten 
durch  allerlei  Erwägungen  und  Zweifel.  ^Privatbesitz  ist  Fortschritt**,  „Eigen- 
thum  Aller  ist  Niemandes  Eigenthum,  ist  Armuth  Aller**  deklamirt  der  P]ine  und ; 
^Privatbesitz  an  Grund  und  Boden  ist  nicht  ungerechter  als  der  Privatbesitz  an 
beweglichem  Kapital**  der  Andere.  Ein  Dritter  fürchtet  den  äußersten  Widerstand 
Ton  Seite  der  Bauersame. 

Viele  könnten  sich  nur  zu  einer  Vergemeinscbaftlichung  des  städtischen 
Bodens,  der  nicht  bearbeitet  wird,  verstehen.  Den  bäuerlichen  Boden  dagegen 
wtlrden  sie  im  Privatbesitz  belassen  und  nur  das  Beleihungsreoht  dem  Staate 
tibertragen.   Heimwesen,  die  infolge  dieses  Beleihungsrechtes  dem  Staate  zufallen 
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Bellten,  würden  sie  allerdings  nicht  wieder  verkaufen,  sondern  lediglich  ver* 
pachten. 

Auch  die  Durchführbarkeit  der  Reform  auf  friedlichem  Wege  wird  be- 
zweifelt. Professor  Hili^  stellt  sie  auf  gleiche  Linie  mit  der  friedlichen  Durch- 
führbarkeit des  von  einem  Räuber  beabsichtigten  Raubes,  sofern  der  Räuber 
wenigbtens,  bevor  er  das  Opfer  angreift,  den  Ruf  „Greld  oder  Blut  I*^  auszustoßen 
die  Güte  habe.  Umgekehrt  ist  Professor  Secretan  ein  warmer  Befürworter  der 
Bodenverstaatlichung,  unter  der  Bedingung,  daß  eine  gerechte  Expropriation  statt- 
finde.   Doch  traut  er  dem  Staate  die  nötbige  finanzielle  Kraft  nicht  zu. 

Als  vierte  und  jüngste  sozialpolitische  Partei  muß  die  Freie  Gesell- 
schaft schweizerischer  Soziologen  erwähnt  werden.  Dieselbe  ist  aus 
der  am  22.  Januar  1890  in  Zürich  stattgehabten  Delegirtenversammlung  der 
katholischen  Männer-  und  Arbeitervereine  hervorgegangen,  indem  bei  diesem 
Anlaß  die  von  Kanonikus  Loretz  in  Winterthur  beantragten  Statuten  genehmigt 
wurden.    Dieselben  lauten  in  der  Hauptsache: 

1)  Der  Verein  hat  zum  Zweck  das  praktische  Studium  der  sozialen  Frage  im  Sinne 
und  Geiste  der  katholischen  Kirche  und  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  schweize- 
rischen Verhältnisse. 

2)  Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  wird  sich  der  Verein  folgender  Mittel  bedienen : 
a.  Gründung  und  Aeufnung  einer  Bibliothek,  welche  die  wichtigeren  Publikationen 

auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Frage  umfaßt  und  den  Mitgliedern  unentgeltlich 
zur  Verfügung  stehen  soll. 
6.  Systematische  Tbeilung  der  sozialen  Frage  in  einzelne  Gebiete   und  Zuweisung 
der  letzteren  an  einzelne  Mitglieder  oder  Kommissionen  zum  Studium  derselben 
und  zu  entsprechenden  Referaten  in  den  Versammlungen. 

c.  Freie  Konferenzen  im  Laufe  des  Jahres  zur  wissenschaftlichen  Besprechung  sozialer 
Gegenstände  und  Entgegennahme  von  Referaten  und  Vorträgen. 

d.  Jährliche  Generalversammlung  der  Vereinsmitglieder,  wenn  möglich  im  Anschluß 
an  eine  größere  Generalversammlung  der  katholischen  Männer-  und  Arbeitervereine. 

e.  Ausschreiben  von  Preisfragen. 

3)  Mitglied  der  Gesellschaft  ist  jeder  gebildete  Katholik,  der  durch  Anmeldung  beim 
Vorstande  seine  üebereinstimmung  mit  der  Idee  des  Vereins  ausspricht  und  einen  Jahres- 
beitrag von  5  Franken  entrichtet. 

6)  Die  Generalversammlung  umfaßt  jedesmal  zwei  Theile,  einen  geschäftlichen  und 
einen  wissenschaftlichen. 

Zum  WLssenschaftlichen  Theil  gehört:  die  Besprechung  sozialer  Gegenstände,  die 
Abhaltung  von  Vorträgen  über  soziale  Fragen,  die  Festsetzung  des  sozialen  Gebietes, 
auf  welches  der  Verein  zunäclist  seine  Aufmerksamkeit  richten  soll  etc.,  sowie  die  Auf- 
stellung und  Ausschreibung  allfölliger  Preisfragen. 

7)  Die  Mitglieder  der  freien  Vereinigung  werden  es  sich  angelegen  sein  lassen, 
nach  Thunlichkeit  die  Zwecke  der  katholischen  Männer-  und  Arbeitervereine  der  Schweiz 
zu  fördern,  besonders  durch  Uebemahnie  von  Vorträgen  über  soziale  Gegenstände  in 
deren  Versammlungen. 

8)  Die  freie  Vereinigung  schweizerischer  Soziologen  wird  sich  bestreben,  mit  ähn- 
lichen Vereinen  des  Auslandes  in  Verbindung  zu  treten  behufs  gegenseitiger  Mittheilung 
wichtiger  Beschlüsse,  allfalliger  Publikationen  u.  dgl. 

Zu  spät  hat  das  Lexikon  Kenntniß  erhalten  von  der  Existenz  einer  Soci^t6^ 
chr^tienne  suisse  d'^conomie  sociale,  welche  in  Genf  von  Protestanten  streng* 
gläubiger  Richtung  gegründet  worden   sein  soll. 

Von  den  organisirten  Gruppen  übergehend  zu  den  unorganisirten,  isolirt  und 
selbstständig  vorgehenden  Sozialpolitikern,  ist  wohl  diejenige  Richtung  am  stärksten 
vertreten,  welche  das  Hauptmittel  zur  Lösung  der  sozialen  Frage  in  der  Ver- 
sicherung erblickt.  Ztvei  Lager  lassen  sich  hier  unterscheiden:  Diejenigen,, 
welche  die  allgemeine,  fast  allen  Wechselfällen  des  Lebens  begegnende  Ver- 
sicherung postuliren,  und  Diejenigen,  welche  nur  einer  partiellen  Versicherung 
zuneigen.    Die  überwiegende  Mehrheit  dürfte  sich  auf  letzterer  Seite  befinden. 
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Der  allgemeinen  Versichernng  redete  wohl  zaerst  der  verstorbene  Professor 
Walther  Munehiger  das  Wort,  indem  er  in  einem  vor  20  Jahren  zu  Bern  ge- 
haltenen Vortrag  empfahl,  das  £rbrecbt  so  zu  reformiren,  daß  ein  Theil  aller 
YermJSgen  einer  eidgenössischen  Stiftung  zufallen  müsse,  welche  entweder  zur 
Versicherung  Aller  gegen  Hlilfslosigkeit  jeder  Art  oder  zur  bestmöglichen  Er- 
ziehung der  Jugend  zu  verwenden  wäre.  ^) 

Der  schöne  Gedanke  wurde  nicht  mit  dem  Leichnam  dessen,  der  ihn  geboren, 
eingesargt.  £r  lebt  fort  und  fand  beredten  Ausdruck  bei  bedeutsamen  Gelegen- 
heiten. 

Am  1886er  Zentralfest  des  Grütlivereins  zu  0 renchen  sagte  Nationalrath 
Curii : 

,Die  Yersicherungstechnik  insbesondere  lehrt  uns  Schätze  heben.  Oder  ist  es  etwa 
ein  verwegenes  Wort,  —  ich  glaube  nicht!  —  wenn  ich  sage,  daß  sich  freilich  die 
Armuth  ausrotten  ließe,  wollten  wir  es  nur  ernstlich  zu  versuchen  wagen  ?  Wir  können 
uns  gegen  die  Mißerfolge  des  Eigenthums-  und  Emteverluste^.  der  Krankheit,  der  In- 
validität, des  Alters  und  des  Todes  versichern.  Im  Großen  organisirt,  würde  die  gegen- 
seitige Versicherung  zahllose  Existenzen  retten,  unendlichen  Kummer  mildem  und  durch 
die  Verbannung  der  drückendsten  Lebenssorgen  auch  allen  geistigen  Kräften,  welche  in 
der  Gesellschaft  thätig  sind,  eine  größere  Spannkraft  geben.  *" 

Oberst  Frei/  hinwiederum  rief  an  der  St.  Jakobsfeier  vom  26.  August  1889 

dem  Volke  zu : 

„Für  unser  Land  erblicke  ich  das  Ziel,  auf  welches  alle  Kräfte  zu  richten  sind,  in 
der  gegenseitigen  obligatorischen  Versicherung.  In  ihr  liegt  die  Solidarität  des  Volkes 
begründet.  Durch  diesen  Gedanken  muß  das  große  Wort:  Einer  für  Alle  und  Alle  für 
Einen  zum  Siege  geführt  werden.  Die  Unfall-,  Kranken-  und  Altersversicherung  wird 
unserem  Volke  eine  mächtige  Schutzwehr  gegen  die  Wechselfälle  des  Lebens  schaffen; 
ebenso  die  obligatorische  Feuer-  und  Hagelversicherung.  Die  allgemeine  obligatorische 
Lebensversicherung  aber  (vor  mehr  als  einem  Jahrzehnt  schon  von  mir  betont)  ist  der 
Schlußstein  des  Ganzen.  Mit  ihr  wird  die  Besitzlosigkeit  aus  unserem  Volke  verschwinden, 
durch  sie  wird  unser  Volk  ein  Volk  von  Besitzenden  werden.* 

Im  nämlichen  Sinne  sprach  an  der  1889er  Jahresversammlung  der  Schweiz, 
gemeinnützigen  Gesellschaft  Nationalrath  Locher,  indem  er  dem  Recht  auf  Arbeit, 
das  von  anderer  Seite  in  den  Vordergrund  gestellt  worden,  die  Versicherung  ent- 
gegenhielt. 

Und  welch'  wuchtige  Lanze  bricht  nicht  Nationalrath  Forrer  für  die  Ver- 
sicherung, wenn  er  sagt*'*): 

, Unser  Proletariat  wächst  in  erschreckendem  Maße.  Das  Kapital  sammelt  sich  zu 
unerhörten  Summen.  Es  besitzt  die  natürliche  Tendenz,  sich  immer  mehr  Kräfte,  die 
menschliche  Arbeit,  ja  den  Staat  selbst  dienstbar  zu  machen.  Es  verfolgt  diese  Tendenz 
mit  grauenhaftem  Erfolg.  Dieser  Erfolg  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Elend  der  Massen. 
Sache  des  Staates  und  seiner  Einrichtungen  ist  es,  dem  Kapital  den  Erfolg  streitig  zu 
machen  und  dessen  Einfluß  auf  das  gebülirende  Maß  zurückzuführen.  Niemand  als  der 
Staat  besitzt  hiezu  die  nöthige  Macht.  Welches  ist  jenes  gebührende  Maß  ?  Wo  liegt  die 
Mitte?  Kein  Mensch  soll  hungern,  keiner  der  nöthigen  Kleidung  entbehren,  keiner  einer 
anständigen  Wohnung  entrathen  müssen.  Dies  ist  der  Inbegrift'  des  Nothbedarfs.  Dieser 
Nothbedarf  soll  jedem  Menschen  garantirt  sein.  Vor  diesem  Nothbedarf  muß  das  Kapital 
Halt  machen.  Da  es  nicht  will,  wird  es  dazu  gezwungen.  Und  diesen  Zwang  auszuüben, 
dazu  ist  der  Staat  da.  Alle  anderen  Potenzen  sind  außer  Stande,  es  mit  Erfolg  zu  thun ; 
sie  können  nur  und  sollen  mithelfen:  Die  Lehrer,  die  Geistlichen;  Alle,  so  es  wohl 
meinen;  Alle,  so  humaner  Gesinnung  sind;  Alle,  so  dem  Sittengesetz  huldigen.  Ein 
Theil  dieser  Staatsaufgabe  Ist  die  Versicherung  der  Unselbstständigen,  und  zwar  in 
erster  Linie  der   dem  Risiko  am  meisten  ausgesetzten  rnselbstständigen,   der  Arbeiter, 

*)  ,Oeffentliche  Vorträge",  IL  Band,  11.  Heft.  Basel,  Schweighauser'sche  Buch- 
handlung. 

*)  Denkschrift  über  die  Einfühnmg  einer  schweizerischen  Unfallversicherung,  ver- 
faßt auf  Ansuchen  des  eidg.  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartements. 
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gegen  die  Unfallschäden.  Wir  garantiren  dem  Krüppel  der  Arbeit  und  den  fast  stets 
mittellos  Hinterlassenen  des  getödteten  Arbeiters  den  Nothbedarf.  Wir  recdisiren  diese 
Garantie  auf  die  einzig  wirksame  Weise :  Wir  leisten  den  Nothbedarf  selbst  und  holen 
die  erforderlichen  Mittel  zwangsweise  da,  wo  sie  geschuldet  werden.  Und  dieser  Wir  ist 
der  Staat" 

Noch  sei  sitirt  der  im  wirthschaftlichen  Organismus  der  Schweiz  so  wichtige 
Vorort  des  Schweiz.  ELandels-  und  Industrievereins  (Präsident  Nationalrath  Cramer- 
Frey),  der  in  seinem  an  das  eidg.  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement 
gerichteten  Gutachten  über  die  obligatorische  Unfall-  und  Krankenversicherung 
erklärt,  daß  er  in  der  Versicherung  nicht  bloß  eine  Schutzgesetzgebung  zu  Gunsten 
der  Arbeiter  erblicke,  sondern  eine  allmälige  Sicherstellung  des  nöthigen  Lebens- 
unterhaltes eines  Jeden  gegen  die  äußeren  Wechselfälle  des  Daseins. 

Wer  die  allgemeine  Versicherung  will,  will  selbstverständlich  auch  diejenigen 
Staatsmonopole,  welche  dem  Staate  die  zur  Versicherung  erforderlichen  Mittel 
zuführen,  und  es  sind  daher  einige  der  oben  genannten  Männer  eifrige  Apostel, 
wenn  nicht  die  Urheber  der  im  Grütlivereinsprogramm  erwähnten  Monopolprojekte. 

Die  partielle  Versicherung,  wie  obligatorische  Kranken-,  Unfall-,  Feuer-, 
Hagelversicherung,  liegt  der  Begriffssphäre  der  Mehrzahl  der  Schweizerbtirger 
näher  und  es  gibt  wohl  Wenige,  welche  nicht  in  der  einen  oder  anderen  Hinsicht 
voll  und  ganz  znstimmen.  Durch  praktische  Vorschläge  betreffend  die  obligatorische 
Lebensversicherung  haben  sich  unseres  Wissens  der  Zürcher  Staatsschreiber  Stiiß^ 
und  der  Neuenburger  Staatsrath  CornaZj  welche  beide  einschlägige  Gesetzentwürfe 
für  ihren  Heimatkanton  ausarbeiteten,  verdient  gemacht ;  der  obligatorischen 
Krankenversicherung  suchten  schon  vor  Jahren  Dr.  Göttisheim  in  Basel  und 
Sekundarlehrer  lUdmcr  in  Neumünster  die  Wege  zu  bahnen,  und  in  vier  Kan- 
tonen zugleich  haben  im  Jahre  1888  dießbezügliche  Gesetzentwürfe  die  Behörden 
beschäftigt:  in  Aargau,  BaseFstadt,  Genf  und  St.  Gallen. 

Was  die  Versicherung  den  Einen,  ist  die  Berufsgenossenschaft  den 
Anderen,  insbe-sondere  Denjenigen,  welche  von  einer  solchen  Organisation  eine 
Betheiligung  der  Arbeiter  an  den  Geschäftsgewinnen  erwarten.  Hoher  Beachtung 
werth  ist  gewiß  das  Urthcil  eine«  Mannes,  der  als  Industrieller,  Kaufmann  und 
Arbeiterfreund  eine  hervorragende  Stellung  einnahm  —  des  verstorbenen  Kott- 
mann.  Wie  schade,  daß  die  Feder  der  Hand  entfallen  ist,  welche  den  „Sommer> 
nachtstraum"  ')  schrieb.  In  dieser  Schrift  entwickelte  Kottmann  das  Bild  einer 
in  seiner  Idee  schlummernden  Gesellschaft  der  (jesammten  schweizerischfin  Uhren- 
indiistrle,  welche 

zunächst  nur  Handelsgesellschaft  ist,  zum  Zwecke,  den  Absatz  und  das  Zusammen- 
spiel  der  Fabrikationsorgane  zu  vermitteln.  Sie  ist  auf  Aktien  gegründet.  Sie  tritt  nur 
mit  solchen  Fabrikanten  in  Verkehr,  welche  sich  gewisse  Vorschriften  gefallen  lassen, 
als:  Nur  gute,  bcstinmiten  Anlonlerungen  entsi)reehcndc  Waare  zu  liefern;  keine  Lehr- 
linge einzustellen  ohne  die  Zustimmung  der  (lesellschafl ;  keine  Frauen  in  den  Fabriken 
zu  verwenden ;  die  Hausvfiter  so  zu  bezahlen,  daß  sie  genügend  für  die  Familie  ver- 
dienen:  die  Arbeitszeit  auf  10,  eventuell  weniger  Stunden  zu  reduziren;  die  Arbeiter 
und  niederen  Angestellten  am  (iewirm  zu  betheiligen  (25  "o);  einheitliche  Arbeitslöhne 
zu  adfjptiren ;  die  Fabrik  zu  einem  im  Voraus  vereinbarten  Preise  nach  30  Jahren  von 
der  (icscllschaft  erwerben  zu  lassen. 

Dagegen  soll  die  Gesellschaft  keine  Konkurrenzfabriken  erstellen,  die  Reingewinn- 
antheile  der  Arbeiter  zum  Bau  von  ge«<unden  Arbeiterwohnungen,  zur  Dotirung  von 
Kranken-,  Alters-,  Unfallversicherungs-  und  Invaliditätskassen,  Speiseanstalten,  Klein- 
kinderschubm,  Bildungsvereinen  etc.  verwoidcn. 

So  begünstigt,  werden  die  Arbeiter  jene  Fabrikanten  verlassen,  welche  nicht  zur 
<iesellsrhaft  halten  wollen,  resp.  die  Fabrikanten  weiden,  um  ihrer  eigenen  Existenz 
willen,  der  (leäellschat'l  beitreten. 

')  Solothurn,  Zepfersche  Buchdruckerei,  1888. 
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Die  Gesellschaft  nimmt  von  Anfang  an  nur  solche  Waare  entgegen,  welche  ihren 
strengen  Regeln  entspricht.  Diese  Waare  wird  mit  einer  Fabrikmarke  versehen  und  mit 
entsprechender  Reklame  auf  den  Weltmarkt  gebracht.  Die  Gesellschaft  verkauft  nur 
gegen  Baarzahlung  und  nur  an  Großhändler.  Einen  Theil  des  Reingewinnes  verwendet 
sie  zur  Förderung  der  eigenen  und  zur  Bekämpfung  der  fremden  ührenindustrie.  Sie 
eröfifoet  neue  Absatzgebiete  und  spricht  ein  gewichtiges  Wort  bei  Handels  Vertrags- 
abschlüssen. Der  Preis  der  Fabrikate  wird  je  nach  der  Lage  des  Weltmarktes  von  Ver- 
tretern der  Gesellschaft  und  der  Fabrikanten  bestimmt. 

Die  Gesellschaft  kann  stets  reichliche  Dividenden  zahlen  und  die  Aktien  steigen 
beständig  im  Kurs.  Die  anfanglich  erheblichen  Reklamekosten  verringern  sich  nach  und 
nach.  Das  gute  Fabrikat,  das  vorerst  gegen  die  billigere  minderwerthige  Waare  einen 
.schweren  Stand  hat,  wird  schließlich  einzig  den  Platz  behaupten.  25,000—30,000  Uhren 
w^erden  täglich  auf  den  Markt  gehen,  anstatt  20,000,  wie  gegenwärtig.  Die  Fabrikations- 
firmen, welche  für  die  Gesellschaft  arbeiten,  haben  kein  Risiko  mehr  und  erlangen 
dennoch  bessere  Preise.  Durch  die  Ruhe  und  Sicherheit,  mit  welcher  sie  arbeiten  können, 
wird  der  Reingewinnantheil  des  Arbeiters  reichlich  zurückbezahlt.  Treten  sie  nach 
30  Jahren  das  Geschäft  an  die  Gesellschaft  ai>,  so  können  sie  dafür  Aktien  zum  Pari- 
kurs annehmen.  Die  Löhne  der  Arbeiter  steigen  um  30  V««  Konsumdepots,  von  der  Ge- 
sellschaft eingerichtet,  geben  die  Lebensmittel  etc.  zum  Selbstkostenpreis  an  die  Arbeiter 
ab.  Diese  wissen,  daß  sie  in  gesunden  und  kranken  Tagen  geborgen  sind,  und  strengen 
.sich  deßhalb  an,  so  brav,  treu  und  solid  zu  bleiben,  daß  sie  ihre  Posten  nicht  verlieren. 
Der  Arbeitersohn,  der  sich  in  der  Schule  gut  gemacht  hat,  kann  unentgeltlich  die  höheren 
technischen  Anstalten  der  Gesellschaft  besuchen. 

Soweit  Kottmann,  dem  es  leider  nicht  vergönnt  war,  seinen  genialen  Ge- 
danken, für  welchen  ihm  über  das  Grab  hinaus  der  Dank  des  Schweizervolkes 
folgt,  zu  verwirklichen.  Ohne  es  auszosprechen,  hat  er  es  sich  wohl  gesagt  und 
hat  er  wohl  gehofft,  daß  die  übrigen  großen  Industrien  der  Schweiz  dem  Bei- 
spiele der  Uhrenindustrie  folgen  würden  und  daß  alsdann  die  soziale  Frage  auf 
ein  Minimum  reduzirt  wäre. 

Ein  gutes  Omen  für  die  Sache  ist  es  gewiß,  daß  gleichzeitig  und  unabhängig 
vom  Praktiker,  der  seine  Ideen  aus  dem  lebenswarmen  Born  der  Erfahrung  schöpfte, 
auch  der  weniger  günstig  situirte  Theoretiker,  der  nur  wenige  Anhaltspunkte  zur 
Verfügung  hat,  fast  lediglich  kraft  seiner  Gedankenarbeit  beinahe  zu  dem  näm- 
lichen Ziele  gelangt. 

Secretan,  den  wir  im  Laufe  dieses  Artikels  bereits  kennen  lernten,  erblickt 
das  Hauptmittel  zur  Lösung  der  sozialen  Frage  ebenfalls  in  derjenigen  Beriifs- 
genossenschaft,  welche  die  Unternehmergewinne  zwischen  den  Arbeitgebern  und 
den  Arbeltern  theilt.  Ein  Haupttheil  seiner  „Etudes  sociales**  ist  diesem  Gegen- 
Stande  gewidmet.  Ihm  ist  bekannt,  daß  eine  größere  Zahl  von  Geschäften  in 
Frankreich  und  in  der  Schweiz  (60 — 80)  den  Arbeitern  einen  Theil  des  Jahres- 
gewinnes zukommen  lassen  und  damit  ausgezeichnete  Erfahrungen  machen.  Dieses 
System  verallgemeinert,  müßte  die  unausbleibliche  Folge  der  soziale  Friede,  die 
Harmonie  der  Interessen  zwischen  Kapital  und  Arbeit  sein.  Doch  lassen  wir  ihn 
selbst  sprechen  und  scheuen  wir  dabei  die  etwas  umständliche  Ausführlichkeit 
nicht,  denn  das  Lexikon  möchte  gerne  diejenigen  Gedanken  zum  Gemeingut  des 
Volkes  machen,  welche  ihm  mehr  als  nur  vorübergehende  Bedeutung  zu  haben 
scheinen. 

Wenn  man,  schreibt  Secr6lan  u.  A.,  den  Sozialismus  hinstellt  als  das  Bestreben, 
die  VerhfUtnisse  zu  egalisiren,  so  verurtheile  un«l  bekänipie  ich  ihn ;  ist  er  im  Gejj^entheil 
das  Bestreben,  jedem  menschlichen  Wesen,  welches  sich  dein  Gebot  der  Arbeit  unter- 
wirft, die  Mittel  zu  seiner  Entwicklunji,'  und  zu  einem  anständigen  Genuß  des  Diiseins 
zu  sichern,  so  bin  ich  Sozialist  und  der  Meinung',  daß  Jedermann  es  sein  sollte. 

Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gewinno  ihrer  Prinzipale  scheint  mir  ein  Mittel 
zu  sein,  um  zu  jenem  Resultat  zu  gelangen.  In  ihrem  höchsteigenen  Interesse  sollten 
die  Unternehmer  dieses  Mittel  einführen.  Für  das  scheinbare  Opfer,  das  sie  sich  auf- 
erlegen,  finden  sie   vollen  Ersatz  in  der  ökonomischeren,   nach  Qualität  und  Quantität 
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höheren  Leistung  der  Arbeiter.  Indem  jeder  Arbeiter  sein  bestes  Wissen  und  Können 
aufbietet,  um  das  Geschäft  vorwärts  zu  bringen,  ist  es  unmöglich,  daß  die  Prinzipale 
nicht  davon  proütiren.  Gerade  aus  diesem  Grunde  mißfällt  die  Gewinnbetheiligung  jenem 
Sozialisten,  welcher  Alles  gleich  machen  möchte.  Er  sieht  darin  ein  Hindemiß  seiner 
Pläne,  wälirend  alle  Umstände,  alle  Maßregeln,  welche  den  Antagonismus  zwischen  der 
Arbeit  und  dem  Kapital  verschärfen,  Wasser  auf  seine  Mühle  sind.  In  Zeiten  von  Wirren 
würden  die  Prinzipale,  welche  ihr  Benefiz  mit  ihren  Arbeitern  theilen,  diese  auf  ihrer 
Seite  haben ;  aber  was  noch  unendlich  mehr  werth  wäre :  Die  Gewinnbetheiligung  würde 
die  Entstehung  von  Wirren  verhüten. 

Bei  nur  einigermaßen  nennenswerlher  Verbreitung  des  Prinzips  würden  die  Ver- 
suche, soziale  Fehden  heraufzubeschwören,  scheitern,  lange  bevor  die  Mehrzahl  der 
Arbeiter  für  die  Fehde  gewonnen  wäre.  Es  ist  kaum  schwer  zu  begreifen,  daß,  wenn 
eine  Insurrektion  keine  Aussicht  auf  Erfolg  hat,  sie  nicht  unternommen  wird,  und  daß, 
um  Erfolg  zu  haben,  sie  die  ganze  Arbeiterschaft  aktiv  oder  passiv  auf  ihrer  Seite  haben 
muß,  während  sie  absolut  machtlos  ist,  sofern  eine  irgendwie  nennenswerthe  Fraktion 
der  Arbeiterschaft  zu  den  Vertheidigern  der  Ordnung  hält.  So  würden  also  die  Unter- 
nehmer, welche  ihren  Arbeitern  ein  Interesse  am  Geschäft  einräumen  wollten,  sowohl 
Gefahren  von  sich  und  ihren  Gütern  abwenden,  als  auch  die  öffentliche  Sicherheit 
stützen.  Jedes  Haus,  welches  diesen  Weg  betritt,  erwirbt  das  Recht  auf  die  Dankbarkelt 
der  ganzen  Gesellschaft  und  verbessert  zugleich  seine  eigene  Position.  Unabhängig  von 
der  sozialen  Gefahr,  welche  sie  beschwört,  besteht  der  Haupt vortheil,  den  die  Gewinn- 
betheiligung dem  Prinzipal  bietet,  in  dem  Eifer,  den  sie  dem  Personal  einflößt,  und  in 
der  Ueberwachung,  welche  der  Eine  über  den  Andern  ausübt,  wenn  dieser  durch  Nach- 
lässigkeit den  Nutzen  der  Andern  schmälert.  Es  ist  übrigens  zweifellos,  daß  die  auf 
diesem  Prinzip  fußenden  Geschäfte  bald  die  Elite  der  Arbeiterschaft  an  sich  ziehen 
würden,  ohne  daß  sie  ihr  höhere  als  die  in  jedem  Gewerbe  durchschnittlichen  Löhne 
zu  bieten  hätten.  Auch  wären  sie  weit  besser  als  die  übrigen  Geschäfte  in  der  Lage, 
den  Forderungen  um  Lohnerhöhungen,  welche  schon  so  vielen  Unternehmungen  den 
Hals  gebrochen  haben,  zu  widerstehen.  Tödtlich  den  Arbeitseinstellungen  und  den  In- 
surrektionen, beseitigt  die  Gewinnbetheiligung  den  Interessenkampf  und  setzt  an  die 
Stelle  des  Antagonismus  die  Uebereinstimmung  der  Interessen. 

„Entgegen  wiederholten  Bitten  hat  sich  Krupp  immer  geweigert,"*  schreibt  die 
Bibhoth^ue  universelhf  „seinen  Arbeitern  einen  Theil  seiner  Gewinne  abzutreten,  denn 
es  war  ihm  nicht  unbekannt,  daß  fast  alle  Versuche  dieser  Art  an  den  unaufhörlichen 
Einreden  (Gontestations),  welche  sie  hervorriefen,  scheiterten.* 

Ich  glaube,  daß  in  diesem  Satze  das  Verhältniß  des  Mißlingens  zum  Erfolge  weit 
übertrieben  ist.  Ich  denke  mit  der  Firma  Billon  &  Cie.  in  Genf, ')  daß  die  Mehrzahl 
der  gescheiterten  Versuche  in  rückhultender  und  unvollständiger  W^eise  gemacht  wurden, 
so,  als  ob  man  dem  Arbeiter  viel  geben  wolle,  während  man  ihm  in  Wirklichkeit  wenig 
gab.  Ich  denke  wie  die  eben  genannte,  in  Sachen  kompetente  Firma,  daß,  wenn  etwas 
die  Partizipationsversuche  zu  Fall  bringen  kann,  es  die  engherzige,  knauserige  Berechnung, 
das  Unentschiedene  ist.  Fest  steht,  daß  diejenigen  Häuser,  welche  die  Gewinnbetheiligung 
mit  Ausdauer  handhabten,  auch  reüssirten.  Von  den  60 — 80  einigermaßen  bedeutenden 
Geschäften,  welche  auf  dem  Prinzip  der  Gewinn  bei  heiligung  der  Arbeiter  organisirt  sind, 
hat  bis  zum  Moment  des  Abschlusses  unserer  Statistik  keines  Schiffbruch  gelitten. 

Man  ist  somit  durch  die  Erfahrung  berechtigt,  in  der  Gewinnbetheiligung  eine 
Garantie  des  Erfolges  geschäftlicher  Unternehmungen  zu  erblicken. 

Allein  die  Einwendung  ist  sofort  bereit,  welche  sagt :  Die  Arbeiter,  welche  an  den 
finanziellen  Resultaten  eines  Geschäftes  interessirt  sind,  werden  dieses  auch  kontroliren 
wollen.  Sie  werden  sich  vergewissern  wollen  durch  Einsichtnahme  der  Bücher,  ob  und 
wie  die  Zusagen  gehalten  werden.  Und  mehr  noch!  Sofern  sie  sich  überzeugen,  daß 
die  Gewinne  gleich  Null  oder  unter  ihren  Erwartungen  sind,  so  werden  sie  die  Ursache 
schlechter  Geschäftsführung  zuschreiben  und  ihren  Antlieil  an  der  Geschäftsführung  ver- 
langen. Alles  wird  recht  sein,  so  lange  Alles  ^'ut  geht,  aber  ein  bis  zwei  ungünstige 
Bilanzen  —  und  die  Zwietracht  wird  ausbrechen. 

Ich  glaube  nicht,  daß  diese  Schwtirzseherei  durch  die  Erfahrung  bestätigt  und 
durch  die  Vernunft  zu  begründen  sei.  Ein  Arbeiter,  welcher  den  üblichen  Lohn  seines 
Gewerbes  erhalt,  der  jeden  Tag  veral»schiedet  werden  kann,  der  überdieß  weiß,  daß 
ihm  eine  eventuelle  Gewinnbetheiligung  aus  freiem  Antriebe,  gratis  und  unter  der  aus- 
drücklichen Bedingung,  daß  er  sich  jeder  unbefugten  Eiimiischung  enthalte,  versprochen 
ist,   wird   nicht   so   leicht  eine  Position  preisgeben,   welche  innner  noch  jeder  anderen, 

0  Welche  ihre  Arbeiter  schon  seit  vielen  Jahren  am  Oeschäfts^ewinn  hetheiligt.  —  D.  Verf. 
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die  er  finden  iLönnte,  vorzuziehen  ist.  Derjenige,  der  Unruhe  stiften  möchte,  wird  nicht 
gehört  werden.  Der  Arbeiter  weiß  eben  so  gut  wie  jeder  andere  Bärger,  daß  man  das 
gegebene  Wort  halten  muß.  So  lange  die  Gewinnbetheiligung  die  Ausnahme  ist,  werden 
Ansprüche  der  oben  erwähnten  Art  nicht  aufkommen. 

Andererseits  hält  es  schwer,  zu  verhüten,  daß  der  den  Arbeitern  zufallende  Antheil 
nicht  bekannt  und  so  die  ganze  Bilanz  des  Geschäftes  verrathen  werde.  Jede  Fabrik 
hat  ihre  besondere  Technik,  von  welcher  sowohl  die  Eigenschaft  als  die  Herstellungs- 
kosten der  Erzeugnisse  abhangen.  Auf  die  Geheimhaltung  dieser  Herstellungskosten  legen 
die  Greschäfte  großes  Gewicht,  und  dieß  dürfte  ein  Hindemiß  sein,  um  dem  Prinzip  der 
Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  zum  allgemeinen  Durchbruch  zu  verhelfen;  aber  für 
sehr  viele  Unternehmungen  besteht  dieser  Hinderungsgrund  nicht.  Die  Verpflichtung, 
ihre  Bilanzen  zu  publiziren,  hindert  die  Aktiengesellschaften  nicht,  ihr  Gebiet  immer 
mehr  auf  Kosten  der  Einzelunternehmungen  auszudehnen ;  es  muß  also  Vortheile  geben, 
durch  welche  die  Nachtheile  der  Publizität  wieder  ausgeglichen  werden.  Die  Schwierig- 
keit ist  nicht  unüberwindlich  und  verflüchtigt  sich  von  selbst,  je  mehr  die  Industrie  ihre 
Basis  durch  die  Association  der  Kapitalien  verbreitert. 

Der  scheinbar  richtige  Einwand  endlich,  daß  der  Arbeiter  nicht  zur  Gewinn- 
betheiligung berechtigt  sei,  wenn  er  nicht  auch  die  Verluste  theilen  helfe,  scheint  mir 
auf  einer  Verwirrung  der  Begriffe  zu  beruhen.  Die  Arbeiter  können  für  Verluste,  welche 
eine  Verminderung  des  Kapitals  sind,  aus  dem  einfachen  Grunde  nicht  eintreten,  weil 
sie  kein  Kapital  haben.  Sie  werden  empfindlich  genug  betroffen  vom  Wegfall  der  Divi- 
dende, von  der  Reduktion  der  Löhne,  von  der  Arbeitslosigkeit.  Aber  an  dem  Verlust 
direkt  theünehmen  könnten  sie  nur  in  der  Eigenschaft  von  Miteigenthümern,  eine  Stellung^ 
zu  welcher  das  Regime  der  Gewinnbetheiligung  sie  wohl  führen  kann,  die  ihnen  al)er  von 
den  Prinzipalen  nicht  mir  nichts  dir  nichts  aus  purer  Großmuth  eingeräumt  werden  wird. 

Die  Gewinnbetheiligung  ist  für  den  Arbeiter  eine  Wohlthat  ohne  HinterlhOrchen 
und  besser  als  ein  erhöhter  Lohn.  Die  hohen  Löhne  werden  oft  vorweg  in  schädlichen 
oder  wenigstens  überflüssigen  Ausgaben  verbraucht;  der  jährliche  Gewinnantheil  da- 
gegen ist  eine  Einnahme,  welche  würdig  erscheint,  angelegt  zu  werden,  und  welche  der 
Prinzipal  in  der  Regel  selbst  plazirt,  gemäß  den  Statuten  des  Geschäftes. 

Ich  entnehme  einem  Briefe,  welcher  von  einem  Arbeiter  des  Hauses  Billon  Sc  Cie. 
an  Professor  Böhmert  in  Zürich,  der  diese  Materie  ebenfalls  untersuchte,  geschrieben 
wurde,  folgende  Stellen: 

»Der  Einfluß  der  Gewinnbetheiligung  wirkt  in  mehrfacher  Weise  auf  die  ökono- 
mische Lage  des  Arbeiters  ^in :  Zunächst  zwingt  sie  ihn  zu  Ersparnissen,  die  ihm  über 
ungünstige  Zeiten  hinweghelfen.  Jede  Ersparniß  reizt  ihn  zu  neuen  Ersparnissen.  Er 
beschneidet  um  so  mehr  seine  Ausgaben»  verbessert  so  seine  Position  und  sieht  der 
Zukunft  zuversichtlicher  entgegen;  denn  eine  der  größten  Ungewißheiten  des  Arbeiters 
ist  unstreitig  seine  Zukunft;  was  wird  aus  ihm  werden,  wenn  er  nicht  mehr  arbeiten 
kann?  Die  Gewinnbetheiligung  antwortet  ihni  siegreich,  denn  dank  derselbensjimmelt 
er  sich  für  die  Zukunft  ein  erzwungenes  Kapital,  vermehrt  durch  das  vom^Xohn  Er- 
übrigte.   Also  —  zwangsweise  Verbesserung  der  Lage  des  Arbeiters. 

,In  moralischer  Hinsieht  spielt  die  Gewinnbetheiligung  noch  eine  größere  Rolle. 
Nicht  nur  richtet  sie  den  Arbeiter  innerlich  auf,  sondern  aus  einem  Salarirten,  aus  einer 
Art  Maschine  macht  sie  ihn  zum  Assooie  seines  Prinzipals.  Er  sagt  nicht  mehr:  ,Ich 
arbeite  genug  für  das,  was  man  mir  zahlt*,  sondern :  ,Je  mehr  ich  arbeite,  desto  mehr 
verdiene  ich,  denn  ich  nehme  Theil  am  Gewinne  des  Geschäftes*. 

«Noch  mehr!  Indem  die  GewinnbetlieiUgung  die  Interessensolidarität  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  herstellt,  verschwindet  der  Antagonismus.  Folglich  wird 
nicht  mehr  gestreikt,  es  gibt  keine  Feindseligkeit  mehr  z\*'ischen  beiden  Lagern.  Das 
Selbstgefühl  des  Arbeiters  erhöht  sich;  er  will  sich  seiner  neuen  Verhältnisse  würdig 
zeigen  und  bessert  sein  Betragen.  Der  verheirathete  Arbeiter  kann  sieh  sein  Heim  ge- 
müthlicher  gestalten ;  es  zieht  ihn  mehr  dahin  und  weniger  in's  Wirthshaus.  Die  Gewinn- 
betheiligung ist  somit  ein  vorlrelTliches  Mittel,  um  die  Arbeiterklasse  zu  heben,  ja  sie 
ist  in  meinen  Augen  der  einzige  Weg  zur  Lösung  der  sozialen  Frage. 

»Auf  die  Frage,  ob  es  nicht  möglich  sei,  die  nämlichen  Resultate  bei  der  Stück- 
arbeit zu  erreichen,  antworte  ich  mit  Nein;  denn  der  Zwang  zur  Ersparniß  fehlt,  und 
obwohl  die  größere  Zahl  der  Stückarbeiter  einen  guten  Lohn  erwirbt,  verstehen  doch 
die  wenigsten,  Geld  zu  erübrigen. 

,Was  schließlich  noch  die  Gratifikationen  betrilll,  so  glaube  ich,  daß  dieselben, 
weil  ein  Institut  der  Willkür  in  der  Hand  des  Prinzipals,  Eifersucht  unter  den  Arbeitern 
erwecken  würden,  indem  sich  jeder  hintangesetzt  wähnte.  Die  Folge  davon  wäre  ver- 
mehrte Unzufriedenheit  und  Verschlimmei ung  der  Situation.' 


Soziale  Frage  —     108     —  Soziale  Frage 

Die  letzten  Bemerkungen  des  Arbeiters  auf  die  Fragen,  die  ihm  von  Professor 
Böhmert  gestellt  worden  sind,  um  über  die  Palliativmittel  des  Salariats  in's  Klare  zu 
kommen,  führen  mich  zur  Prüfung  der  in  Deutschland  verordneten  Arznei,  welche  auch 
die  Schweiz  zu  verschreiben  sich  anschickt :  die  obligatorische,  vom  Staate  aufgezwungene 
und  organisirte  Versicherung.  Allein  dieser  Gegenstand  ist  keiner  von  denjenigen,  die 
man  nur  so  nebenbei  erledigt.  Sagen  wir  daher  bloß,  daß  die  GewinnbetheiUgung,  frei- 
williges Werk  der  Unternehmer,  die  Emanzipation  des  Arbeiters  durch  die  Vorsicht 
(prövoyance)  bedeutet,  während  die  obligatorische  Versicherung,  wenigstens  diejenige 
gegen  die  unvermeidlichen  Uebel  wie  das  Alter,  dazu  führt,  den  Arbeiter  der  Vorsicht 
zu  entheben;  denn  die  Verantwortung  für  sein  eigenes  Schicksal  wird  von  ihm  ge- 
nommen, was  ihn  mehr  und  mehr  der  Maschine  unterordnet.  Das  eine  System  heißt 
Befreiung,  das  andere  heißt  Knechtschaft. 

In  Summa:  Die  Betheiligung  der  Arbeiter  an  den  Gewinnen  der  Prinzipale  nützt 
beiden  Klassen  und  schützt,  sobald  sie  in  einer  irgendwie  erheblichen  Zahl  von  Etablisse- 
menten  eingeführt  ist,  die  ZiviUsation  gegen  die  größte  sie  bedrohende  Gefahr  —  den 
sozialen  Krieg. 

Wie  soll  nun  die  Gewinnhetheiligung  eingerichtet  sein?  Der  Chef  der  Firma 
Billon  &  Gie.  will,  daß  das  Recht  der  Partizipation  ohne  Weiteres  mit  der  Zugehörigkeit 
zum  Hause  verflochten  und  nicht  erst  von  speziellen  Entscheiden  des  Prinzipals  abhängig 
sei,  weil  letzteres  zu  Willkürlichkeiten  führen  könnte.  Die  Gewinnhetheiligung  bedarf 
«iner  Organisation,  welche  die  vollkommenste  Solidarität  zwischen  Ka])ital  und  Arbeit 
begründet.  Jede  Herabsetzung  der  Löhne  muß  ausgeschlossen  sein.  Diese  müssen  ohne 
alle  und  jede  Rücksicht  auf  die  Gewinnchancen  festgesetzt  werden  und  allen  Ursachen 
unterliegen,  die  eine  ^enderung  bedingen  können.  Der  Gewinnantheil  muß  freigebig 
{largement)  bemessen  werden  und  nicht  bloß  auf  eine  Höhe,  welche  denselben  illusorisch 
machen  würde.  Die  Ersparniß  eines  Theils  des  Gewinnes  ist  obUgatorisch.  Vermittelst 
dieser  Ersparniß  sind  die  Partizipanten  so  viel  als  möglich  zur  Miteigenthümerschaft  an 
den  Geschäftsakliven  zuzulassen;  jedes  Privatgeschäft  kann  in  einer  Weise  eingerichtet 
werden,  welche  jenes  erlaubt.  Endlich  sind  die  Gewinnquoten  des  Kapitals,  der  leitenden 
Intelligenz  und  der  Arbeiterschaft  je  nach  der  Wichtigkeit  zu  bemessen,  welche  jedem 
dieser  drei  Faktoren  im  geschäftlichen  Mechanismus  des  Unternehmens  zukommt.  Die 
Gewinnquote  der  Arbeiterschaft  soll  nach  der  Höhe  der  Löhne  unter  die  Arbeiter  ver- 
theilt  werden. 

Das  Verhältniß  jener  drei  Faktoren  zu  einander  ist  natürlich  je  nach  dem  Unter- 
nehmen bald  so,  bald  anders.  Leclaire,  ein  Gebäude  Anstreicher  in  Paris,  vertheilte  'A 
seiner  Reingewinne  und  starb  als  Millionär;  das  Haus  Billon  &  Isaac  in  Genf  vertheilt 
50  7o»  die  Compagnie  generale  d'assurances  nur  5  "/o,  und  doch  war  das  Ergebniß  für 
die  Angestellten  dieser  drei  Unternehmnngen  beinahe  das  gleiche,  nämlich  jährlich  18 
bis  2070  der  Löhne. 

Wir  übergehen  einige  »Seiten  des  Secretan'schen  Buches  und  eilen  zum 
Schlußstein  seines  ganzen  G-ebäudes.  Die  Berufsgenossenschaft  ist  naoh  ihm  nicht 
fix  und  fertig,  so  lange  der  Arbeiter  nicht  emanzipirt  ist,  d.  h.  so  lauge  er  nicht 
Sitz  und  Stimme  im  Käthe  des  Geschäftes  hat.  Dazu  wird  ihn  aber  die  zweite 
Etappe  des  Gewinn  betheil  iguugssystems  bringen,  welche  zweite  Etappe  darin  be- 
steht, daß  die  Gewinnbetheiligung  nicht  mehr  die  Ausnahme,  sonderu  die  Regel 
bildet.  Einmal  so  weit  und  immer  vorausgesetzt,  daß  die  Gewinnantheile  der 
Arbeiter  im  Geschäfte  kapitalisirt  werden,  wird  der  Arbeiter  eine  Vertretung  in 
der  Geschäftsleitung  erlangen  und  dadurch  zu  der  Würde  eines  Unternehmers 
emporsteigen.  „Wo  bleiben  dann  noch  die  Konflikte,  die  heute  die  Welt  bean- 
rnhigen  und  die  Gesellschaft  mit  sammt  allen  Errungenschaften  der  Zivilisation 
aus  den  Angeln   zu  heben   drohen V** 

Auf  den  nämlichen  Hoffnungen  beruht  gewiß  auch  die  vom  neuenburgischen 
Staatsrat]!  Cnnutz  am  17.  Juni  1889  im  Schweiz.  Ständerath  gestellte  und  von 
dieser  Kammer  angenoninicne  Motion  folgenden  Inhalts: 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  der  obligatorischen  Berufsgenossen- 
schaflen  in  ihrer  Gesamnitheit  und  insbci^ondere  in  der  Richtung  zu  prüfen,  ob  nicht 
in  das  eidg.  Fabrikge«:etz  als  Kapitel  III  ci,  Art.  16  a,  eine  Zur^atzbestimmung  folgenden 
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Inhalts  aufzunehmen  sei:    ^Die  Kantone  sind  ermächtigt,   für  die  Bedilrfnisse  gewisser 
Imhistrien  obligatorische  Berufs  verbände  zu  schaffen.* 

Herr  Cornaz  denkt  sieb,  daß  alle  Personen,  welche  einen  und  denselben  zur 
Yergenossenschaftlichung  geeigneten  Beruf  betreiben,  sich  gruppiren  und  sich  ein- 
heitlichen Bestimmungen  unterziehen  könnten  und  sollten.  Er  wünscht,  daß  es 
in  jeder  Arbeitsbranche  einen  Verbaod  der  Arbeitgeber  und  einen  Verband  der 
Arbeitnehmer  gebe,  daß  die  Beziehungen  zwischen  beiden  Verbänden  vertraglich 
geregelt  werden,  daß  als  gemeinsame  Aufgaben  anerkannt  würden :  Die  Aufstellung 
von  Minimaliohntarifen  und  von  Preistarifen,  die  Regulining  der  Arbeitsweise  und 
der  Lohnzahlung,  die  Regulining  des  Lehrlingswesens,  die  Anordnung  von  Maß- 
nahmen gegen  den  Kreditmißbrauch,  gegen  die  Konkurse  und  betrügerischen 
Abmachungen,  die  Organisation  des  Handels  und  der  Auskunttsertheilungen,  die 
Entwicklung  der  Industrie  und  der  Ausfuhr,  die  Anordnung  von  ^^aßnahmen,  um 
der  nationalen  Industrie  wichtige  Erfindungen  und  Vervollkommnungen  an  Maschinen 
und  Werkzeugen  zu  erhalten,  die  Festsetzung  von  Strafen,  die  Beilegung  von 
Differenzen    und    die  Sanktionirung  von  Beschlüssen  durch  eine  Oberkommission. 

Doch  nicht  nur  Herr  Cornaz,  sondern  auch  die  Spitzen  des  deutschschweize- 
rischen Gewerbeetandes  versprechen  sich  von  Berufsgenossenschaften  solcher  Art 
sehr  viel;  von  letzterer  Seite  wird  sogar  gewünscht,  daß  die  Anregung  des  Herrn 
Cornaz  nicht  bloß  auf  kantonalem  Boden  und  bei  gewissen  Industrien,  sondern 
auf  eidgenössischem  Boden  und  für  alle  Gewerbe  ohne  Ausnahme  realiüirt  werde. 
Der  Beweis  hiefür  liegt  in  folgender  Resolution,  welche  die  Delegirten Versammlung 
des  Schweiz.  Gewerbe  Vereins   1889  in  Zürich  gefaßt  hat: 

»Die  Angehörigen  des  Gewerbestandes  sind  in  Berufsgenossenschaften  der  Arbeit- 
geber und  der  Arbeiter  einzutheilen,  welche  unter  Aufsicht  des  Staates  die  nöthigen 
Bestimmungen  betreffend  ihre  Organisation  aufstellen  und  über  gemeinsame  Interessen- 
iragen  gemeinschafllich  berathen.  Von  der  Wiedereinführung  unzeitgemäßer  Zunftfonnen 
iat  abzusehen.  Den  Berufsgenossenschaflen  sind  korporative  Rechte  (Vertretung  der  ge- 
meinsamen Interessen  vor  Gericht,  Einführung  von  Gewerbegerichten  und  Einigungs- 
ämtern, Bestimmungen  betreffend  die  Dauer  der  Lehrzeit,  Normalzahl  der  Lehrlinge 
u.  s.  w.)  einzuräumen.  Vereinbarungen,  welchen  die  Mehrheit  der  Arbeitgeber  wie  der 
Arbeiter  einer  Genossenschaft  zustimmt,  sind  für  die  Fachgenossen  im  betreffenden 
Genossenschaflsbezirke  verbindlich  und  genießen  des  gesetzlichen  Schutzes/ 

Es  wäre  befremdend,  wenn  man  nicht  auch  auf  Seite  der  Kirche  Vor- 
schläge zur  Lösung  der  sozialen  Frage  fände,  denn  wer  kommt,  neben  dem  Armen- 
pfleger  und  dem  Arzt,  mehr  in  Berührung  mit  dem  irdischen  Elend,  als  der  von» 
hohen  Ernst  seines  Berufes  durchdrungene  Geistliche?  Es  mag  unter  den  An- 
gehörigen dieses  Standes  ungemein  viel  über  die  soziale  Frage  nachgedacht  und 
es  mögen  im  Stillen  hunderte  von  Lösungen  zurechtgelegt  werden  —  in  öffent- 
liche oder  wenigstens  druckschrifi liehe  Aeußerungen  werden  sie  nur  in  spärlichem 
Maße  umgesetzt.  Der  umstand  aber,  daß  die  Geistlichen  sich  neben  den  regel- 
mäßigen Pflichten  ihres  Berufes  vorzugsweise  gemeinnützigen  Unternehmungen 
zuwenden,  weist  wohl  darauf  hin,  daß  sie  zur  Mehrzahl  gerade  in  der  Gemein- 
nützigkeit, im  Gemeinsinn  den  Balsam  erblicken,  der  die  Schäden  des  gesell- 
schaftlichen Körpers  auszumerzen  vermöchte.  Daß  das  Lexikon  mit  dieser  Ansicht 
nicht  allzusehr  irrt,  beweist  das  Buch  von  Pfarrer  C.  W.  Kambll  in  St.  Gallen, 
betitelt:  „Die  sozialen  Parteien  und  unsere  Stellung  zu  denselben"  (St.  Gallen, 
Huber  &  Cie.,    1887).     Daselbst  schreibt   Herr  Kambli  (Seite  4G4): 

,Der  freisinnige  Protestantismus  schafft  die  beste  Grundlage  ITir  Lösung  der  sozialen 
Frage,  indem  er  einerseits  uns  die  Persönlichkeit  hochhallen  lehrt  und  damit  der  Freiheit 
Bahn  bricht,  andererseits  den  Gemeinsinn  weckt,  das  Bewußtsein  der  Konsolidarität 
stärkt  und  damit  der  Brüderlichkeit  und  Gleichheit  den  rechten  Boden  bereitet.  Der 
Gemeinsinn  ist  noch  unendlicher  Steigerung  fähig,  aber  die  Menschen  müssen  dazu  er- 
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20gen  werden.  Gemeinsinn  mildert  die  Härten  auch  unvollkommener,  ja  fehlerhafter 
sozialer  Ordnungen,  ohne  Gemeinsinn  aber  bliebe  auch  die  vollkommenste  und  richtigst 
ausgedachte  soziale  Ordnung  ein  Leib  ohne  Geist.  Mit  der  alten  Selbstsucht  im  Herzen 
und  im  Handeln  läßt  sich  kein  sozialistisches  System  verwirklichen,  das  den  aufs  Höchste 
entwickelten  Gemeinsinn,  das  strengste  Pflichtgefühl  und  das  tiefste  Bewußtsein  der  gegen- 
seitigen Verantwortlichkeit  voraussetzt.  Diese  Gesinnungen  zu  pflegen,  ist  die  höchste 
soziale  Aufgabe  der  christlichen  Kirche  und  der  beste  soziale  Dienst,  den  sie  der  Mensch- 
heit leisten  kann. 

„Die  nächstliegende  Aufgabe  ist  nun  für  den  Christen  offenbar  die,  an  der  Armen- 
pflege sich  zu  betheiligen,  d.  h.  also  möglichst  viele  einzelne  Opfer  ihrer  Sünde  oder  der 
bestehenden  sozialen  Ordnungen  zu  retten.  Wir  denken  von  dieser  Aufgabe  wahrlich 
nicht  gering,  führt  sie  doch  am  besten  in's  Verständniß  der  großen  sozialen  Frage  ein 
und  lehrt  nicht  bloß  heilende,  sondern  der  Noth  vorbeugende  Mittel  kennen  und  an- 
wenden. Treue,  hingebende  Krankenpflege  ist  wohl  für  die  meisten  Pfarrer  das  Beste, 
was  sie  zur  Lösung  der  sozialen  Frage  thun  können ;  alle  nationalökonomischen  Studien 
können  diese  Thätigkeit  nicht  ersetzen,  noch  von  der  Pflicht  dazu  entbinden.  Aber  wie 
die  Armenpflege  die  rechte  Vorschule  für  ein  gesegnetes  Wifken  ist,  so  wird  ein  gründ- 
liches Studium  der  Volkswirthschafl  ^  auch  hinwiederum  bei  der  Armenpflege  die  rechten 
Grundsätze,  Mittel  und  Wege  uns  finden  lassen,  um  dieselbe  für  Lösung  der  sozialen 
Frage  wirksam  zu  machen.* 

Keine  positiven  Vorschläge,  aber  doch  Meinungen,  die  positiven  Vorschlägen 
fast  gleichkommen,  stehen  uns  von  Seite  des  ärztlichen  Standes  zur  Ver- 
fügung. Dr.  Sonderefff/er  in  St.  Gallen  spricht  gewiß  denjenigen  seiner  Kollegen, 
welche  weniger  im  „Geld  machen'*,  als  vielmehr  im  „gesund  machen"  die  wahre 
Bestimmung  ihres  Berufes  erblicken,  aus  dem  Herzen,  wenn  er  sagt^): 

„Wir  gestallen  dem  Kneipwirt  he  und  manchen  kleineren  Sündern,  die  öffentliche 
Ordnung,  das  Familienleben  und  den  Nationalwohlstand  kahl  zu  schlagen,  und  zwingen 
dann  Gemeinden  und  Staat  zu  unendlichen  Opfern  für  Korrektionsanstalten  des  Leibes 
und  der  Seele.  Wir  beschränken  aus  guten  Gründen  die  Arbeitszeit  und"  die  Arbeit,  aber 
eine  Wirthshausheschränkung  ist  für  uns  so  undenkbar,  als  wären  wir  Alle  schon  alko- 
holisch erblich  belastet.  Wir  zwingen  den  Menschen  zur  Schule,  gewähren  aber  allen 
in  entgegengesetzter  Richtung  wirkenden  Mächten  vollen  Spielraum.  Die  persönliche 
Freiheil  eines  .schlechten  Vaters  ist  uns  heilig,  die  Freiheit  und  das  Schicksal  seiner 
Familie  aber  gleichgültig,  bis  sie  physisch  und  moralisch  zu  Grunde  gerichtet  ist.  Die 
schrankenlose  Gewerbefreiheit  erscheint  —  auf  beiden  Hemisphären  —  als  das  unbe- 
strittenste Dogma  des  Jahrhunderts :  ,Wenn  nur  das  Dogma  aufrecht  steht,  ob  auch  der 
Mensch  dabei  zu  Grunde  geht!' 

„Der  Staat  muti,  wenn  er  bestehen  und  blühen  soll,  die  Freiheit  und  das  Wohl- 
ergehen der  Familien  sorgfältig  pflegen ;  muß  sich,  wie  um  die  Schule,  so  auch  um  die 
Wohnung,  die  Ernährung  und  die  ganze  soziale  Lebenshaltung  der  Familien  ernstlich 
bekümmern ;  das  brutale  Hecht  des  Individuums  muß  durch  die  Menschenrechte  der 
Familie  eingeschränkt,  die  Hygiene  muß  zur  Unterstützung  der  Schule,  der  Rechtspflege 
und  der  Verwaltung  herangezogen  werden.  Wir  mühen  uns  ab,  die  Folgen  der  physischen 
und  moralischen  Vernachlässigung  durch  Wohlthätigkeilsanstalten  und  durch  Gefängnisse, 
selbst  durch  den  Henker,  zu  korrigiren,  sehen  aber  müssig  und  gedankenlos,  feige  und 
egoistisch  auf  unseren  Tagesvorlheil  J)edacht,  einfach  zu,  wie  die  Ursachen  entstehen 
und  wirken;  geschieht  uns  Unrecht,  wenn  die  Folgen  uns  zermalmen'? 

„Die  Parole  unseres  bürgerlichen  Lebens  sei :  Weniger  spekulatives  Raubthier ! 
Mehr  Mensch,  gütiger  Mensch;  nach  Moses:  Ebenbild  Gottes!" 

Wer  möchte  sich  vermessen,  von  diesen  Worten  des  hervorragenden  Mediziners 
zu  sagen :  Sie  sind  geistreich,  aber  nicht  wahr !  ?  So  aber  Einer  wäre,  der  hinter 
das  eine  oder  andere  Bild  doch  noch  ein  Fragezeichen  setzen  mochte,  so  wird 
er  sich  doch  sicher  rückhaltlos  zu  den   Worten  Munzhif/er'e  bekennen  ^) : 

^)  Herr  Kambli  versteht  darunter  hauptsächlich  die  Erforschung  der  wirklichen 
Verhältnisse. 

^)  KröfTnungsrede  der  XXVIII.  Versammlung  des  ärztlichen  Zentralvereins,  abge- 
druckt im  „Korrespondenzblatt  für  Schweizer  Aerzte,  Nr.  12,  1884. 

'}  Vortrag  über  das  Erbrecht,  Heft  11,  Band  II  der  Schweighauser'schen  Sammlung 
öfi*entlicher  Vortrage,  Basel  1872. 
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Da  und  dort  mühen  sich  edle  Menschenfreunde  Jahre  lang  ab,  um  in  Rettungs- 
anstalten ein  paar  Dutzend  verwahrloste  Kinder  vor  dem  sitthchen  Tode  zu  retten.  Und 
in  derselben  Zeit  werden  in  wenigen  Tagen  Tausende  von  Menschen  zu  Krüppeln  ge- 
schossen und  viel  Tausenden  von  Kindern  die  ernährende  und  erziehende  Hand  in  die 
£rde  gescharrt. 

Femer : 

Wir  entlassen  unsere  Jugend  frühzeitig  aus  der  Schule ;  dann  aber,  wann  die  ent- 
scheidende Frage  über  die  Wahl  des  Lebensberufes  und  die  Zeit  der  Ausbildung  für 
denselben  beginnt,  kümmern  wir  uns  nur  noch  herzlich  wenig  um  unsere  Jungen  und 
überlassen  zu  viel  der  Familie,  die  in  Tausenden  von  Fällen  der  Aufgabe  nicht  ge- 
wachsen ist. 

Wer   80   spricht,    muß  Sozialreformer   sein,    und    das  ist  Mnnzinger  in  der 

That.    Sein  soziales  Glaubensbekenntniß  lautet: 

Wenn  wir  das  Uebel  der  heutigen  Gesellschaft  bei  der  Wurzel  angreifen  wollen, 
so  muß  es  durch  Bildung  und  Erziehung  des  einzelnen  Menschen  geschehen.  Die  vor- 
trefflichsten Gesetze  und  sozialen  Reformen  sind  für  ein  geistig  und  sittlich  verkümmertes 
Volk,  was  Gold  und  Silber  für  Einen,  der  in  der  Wüste  verdurstet.  ,Laßt  uns  besser 
werden,  gleich  wird*s  besser  sein!* 

Und  non  das  Mittel  zum  Zweck?  Es  besteht  in  nichts  Geringerem  als  in 
der  Dezentralisation  des  Kapitals  durch  eine  solche  Reform  des 
Erbrechtes,  daß  ein  Theil  der  Vermögen  einer  staatlichen  Stiftung  von  all- 
gemein humanem  Charakter  zufallen  müßte,  und  zwar  vorzugsweise  einem  Volks- 
erziehungsfond. 

,Was  die  unermeßlichen  Güter  der  Kirchen  und  Klöster  einst  für  das  Mittelalter 
bedeuteten,**  sagt  Munzinger,  «das  sollte  dieser  Erziehungs-Erbfond  für  unsere  Zeit  sein, 
und  gerade  darin,  daß  derselbe  durch  das  Erbrecht  gebildet  und  gespeist  werden  soll, 
liegt,  wie  mir  scheint,  ein  ganz  schöner  und  richtiger  Gedanke.  Der  Unterschied  der 
Menschen  in  Kräften  und  Anlagen  bewirkt  naturnothwendig  eine  Ungleichheit  in  dem 
Besitze  äußerer  Güter,  und  diese  Ungleichheit  hat  an  und  für  sich  nicht  etwa  die 
Neigung,  sich  auszugleichen,  sondern  im  Gegentheil,  da,  wo  sich  einmal  materielle 
Güter  um  einen  Mittelpunkt  angesammelt  haben,  strömt  noch  mehr  herzu  und  lagert 
sich  um  diesen  Kern  an  mit  einer  mathematischen  Gesetzmäßigkeit,  die  dem  Anschießen 
der  Kristalle  gleicht.  Nun  wird  durch  das  Bedürfniß  einer  geregelten  Fortpflanzung  des 
Eigenthums  nothwendig  auch  das  Erbrecht  gefordert.  Das  Erbrecht  der  Familie  und 
das  Testament  sind  die  Vorbedingungen  einer  gesteigerten  individuellen  Thätigkeit  und 
Willenskraft,  und  diese  hinwiederum  sind  es,  die  den  Fortschritt  des  Menschengeschlechtes 
bedingen.  Allein  von  diesen  durch  die  individuelle  Thätigkeit  geschaffenen  Werthen  soll 
immer  wieder  ein  guter  Theil  als  Samenkörner  über  die  ganze  Menschheit  aasgestreut 
werden.  Geschieht  dieß,  so  wird  dann  allüberall  auch  auf  Stellen,  die  jetzt  nackt  und 
Öde  sind,  wieder  neues  Leben  emporwachsen  und  blühen  und  dann  auch  wieder  dem 
Ganzen  zu  Nutzen  kommen,  gleich  wie  in  der  großen  Natur  ein  ewiger  Kreislauf  alles 
Seins  stattfindet  und  stets  alle  Einzelnen  erst  blühen  und  leben  und  dann  vergehen, 
aber  aus  ihrem  Vergehen  immer  wieder  neues  Leben  hervorgeht. 

, Dasselbe  kann  nun  durch  jenes  Erbrecht  zu  Gunsten  eines  Volkserziehungsfonds 
geschehen.  Wenn  die  gute  Bildung  überall  hindringt,  also  auch  in  diejenigen  Familien 
und  Kreise,  wo  die  Armuth  herrscht,  so  geht  einerseiU?  von  menschlichen  Kräften  und 
Fähigkeiten  nichts  verloren,  und  dieß  ist  zum  Besten  des  Ganzen.  Es  wird  aber  auch 
der  von  der  Gerechtigkeit  diktirte  Gedanke  der  Gleichheit  zu  einer  wenigstens  relativen 
Wahrheit  erhoben.  Es  bildet  sich  nämlich  ein  ewiger  Kreislauf:  Was  vom  Individuum 
errungen  worden  ist,  kehrt  zu  einem  Theile  wieder  zum  Allgemeinen  zurück,  und  hier 
wirkt  es  dann  wieder  befruchtend,  so  daß  wieder  Einzelne,  die  sonst  verkümmert  wären, 
gedeihen  und  emporwachsen." 

Mit  seiner  Ansicht  über  die  Schädlichkeit  allzugroßer  Kapitalansammlungen 
in  einer  Hand  resp.  einer  Familie  befindet  sich  Professor  Munzinger  in  guter  Ge- 
sellschaft. Nationalrath  Forrer\  markige  Worte  haben  wir  bereits  im  Passus  über 
die  Versicherung  angeführt.  Profes-sor  Uilty  findet  ^),  es  müsse  durch  Ideen  Wechsel 

»)  Politisches  Jahrbuch  1889,  Seite  GG5. 
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dazu  kommen,  daß  man  sich  ebenso  schäme,  Millionen  zu  hinterlassen,  wie  man 
es  jetzt  als  eine  Ehre  betrachte :  denn  so  viel  könne  nicht  ohne  jedes  moralische 
Unrecht  erworben  werden.  Und  von  Nationalökonomieprofessor  Jul.  Wölfin  Zürich 
berichtet  die  „Neue  Zürcher  Zeitung**  vom  19.  Dezember  1889,  er  sei  in  einem 
Vortrage  über  die  Geschichte  der  Kolossalvermögen  zu  dem  Schlüsse  gelangt,  daß 
die  Besitzanhäufung  durch  reineu  Zufall  (wie  plötzliches  Steigen  städtischer  Grrund- 
werthe)  einzuschränken  sei  und  die  Duldung  von  Erwerbsarten  aufzuhören  habe, 
welche,  mit  allen  Grundsätzen  einer  höheren  Moral  im  Widerspruch  stehend,  zu 
KolottsalvermÖgen  führen. 

Ohne  in  diesem  speziellen  Punkte  die  Ansichten  der  übrigen  National- 
ökonomieprofessoren in  der  Schweiz  zu  kennen,  glauben  wir  doch,  an  ihrer 
grundsätzlichen  Uebereinstimmung  nicht  zweifeln  zu  dürfen.  So  wenig  weit  sie 
ihr  sozialreformerisches  Schwert  a*is  der  Scheide  ziehen  —  mit  offenem  Auge 
sehen  sie  dennoch  die  Schäden  der  wirthschaftlicben  Organisation  uud  sympathi- 
siren  vorsichtig  mit  den  Reform b est rebungen,  welche  sich  durch  Vernunft  und 
Gerechtigkeit  legitimiren.  So  mancher  Schweizer  mag  sich  schon  auf  dem  Wunsche 
ertappt  haben,  einmal  einer  ungeschminkten,  frischen,  fröhlichen  Betrachtung  der 
schweizerisch-sozialen  Frage  aus  der  Feder  eines  in  der  Schweiz  wirkenden  Ver- 
treters der  ökonomischen  Wissenschaft  zu  begegnen.  Nun  —  dieser  Genuß  läßt 
sich  ja  vielleicht  noch  erleben,  doch  wird  diese  Hoffnung  bedeutend  abgeschwächt 
durch  die  Erwägung,  daß  unser  Vaterland  nicht  ihr  Vaterland  ist. 

Staatssozialismus.  Wenn  einmal  ein  Geschichtsschreiber  des  modernen 
sozialreformatorischen  Zeitalters,  in  deren  Kindheitsperiode  die  gegenwärtigen 
Generationen  athmen,  auftritt,  so  wird  er  die  kantonalen  Archive  durchstöbern 
bis  zu  den  Tagen,  da  der  deutsche  Schneider  Weitlin  berüchtigten  Angedenkens 
seine  anarchistische  Leuchte  in  Genf,  Vivis,  Zürich,  Neuenbürg,  Lausanne  auf- 
steckte (40er  Jahre).  Ihm  wird  es  vergönnt  sein,  zu  finden,  was  das  Lexikon 
aufzusuchen  sich  Zeitmangels  halber  versagen  muß:  alle  die  gesetzgeberiscben 
Erlasse  und  behördlichen  Akte,  welche  die  Hebung  der  unbemittelten  und  un- 
wissenden Klassen  bezweckten.  Gewiß  werden  die  Funde  einer  solchen  Schatz- 
gräberei  in  numerischer  Hinsicht  beträchtlich  sein,  und  doch  wie  unzulänglich  in 
qualitativer  Hinsicht  haben  sich  bis  jetzt  alle  die  Schüsse  erwiesen,  welche  gegen 
die  Hydra  „Sozialgebrechen**  abgefeuert  worden  sindl  Mit  der  Kunstfertigkeit 
der  Schützen  hielt  eben  die  verheerende  Produktivität  der  Hydra  mehr  als  Schritt. 
Unzulänglich  —  aber  nicht  unnütz!  Denn  die  große  Verbesserung  des  Schul- 
wesens, die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  die  theilweise  Verstaatlichung  des  Bank- 
geschäftes, die  staatliche  Förderung  verschiedener  Zweige  der  Volkswirthschaft 
haben  das  Loos  von  Tausenden  und  Tausenden  verbessert.  Unbeschreiblich  düster 
müßten  jetzt  die  Verhältnisse  sein,  wenn  nicht  jene  staatlichen  Maßnahmen  in 
Szene  gesetzt  worden  wären. 

Wir  verzichten  auf  einen  regelrechten  Rundgang  durch  die  Sozialgesetzgebung 
der  Kantone  und  beschränken  uns  auf  diejenige  des  Bundes,  dessen  Staats- 
sozialibmus  endlich  recht  ordentlich  aufzuflackern  beginnt,  nachdem  er  etwa 
anderthalb  Jahrzehnte  lang  nach  verschiedenen  Seiten  hin  Funken  gesprüht  hat. 
Diese  Funken  bestanden  bekanntlich  in  den  Gesetzen  betreffend  die  Haftpflicht 
der  Eisenbahn-  und  Dampfschitffahrtsunternehmungen  (1875),  betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken  (1877),  betreffend  den  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungs- 
agenturen (18ö(),  1888),  betreffend  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb  (1881  und 
1887),  betreffend  gebrannte  Wasser  (Alküholmonopol,  1886),  betreft'end  die  Hüllk- 
kassen    der  Eisenbabnangestellten  (1889),    ferner  die  Bundesbeschlüsse  betreffend 
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die  gewerbliche  und  indastrielle  Berufsbildung  (1884),  betreffend  die  Förderung 
der  Landwirthflchaft  durch  den  Bund  (1884). 

Daß  seit  1848  eine  größere  Zahl  anderer  wirthschaftlicher  Gesetze  erlassen 
wurde,  welche  auch  den  nothleidenden  Klassen  zu  Gute  kommen,  darf  hier  nicht 
unerwähnt  bleiben,  aber  ein  sozialreformerisches  Gepräge  tragen  sie  deßhalb  noch 
nicht  und  fallen  also  hier  nicht  in  Betracht. 

Dagegen  qualifizirt  sich  als  bedeutender  sozialreformerischer  Schritt  der  von 
Oberst  Emil  Frey  am  30.  April  1880  hervorgerufene  Nationalrathsbeschluß,  daß 
der  Schweiz.  Bandesrath  mit  den  Regierungen  der  wichtigsten  Industriestaaten 
Verhandlungen  behufM  Anbahnung  einer  internationalen  Fabrikgesetzgebupg  an- 
knüpfen möge.  Der  Bundesrath  leistete  diesem  Beschluß  Folge,  und  eben  hatte 
er  die  fremden  Regierungen  zur  Beschickung  einer  von  ibm  auf  den  Monat  Mai 
1890  nach  Bern  anberaumten  internationalen  Konferenz  eingeladen,  als  die  preußi- 
sche Regierang  mit  einer  ähnlichen  Einladung  nachfolgte,  jedoch  den  Konferenzort 
nach  Berlin  und  die  Konferenzzeit  auf  den  Monat  März  verlegte.  Im  Interesse 
der  Sache  verzichtete  daraufhin  die  Schweiz.  Bundesregierung  auf  die  Berner 
Konferenz  und  ließ  sich  in  Berlin  durch  die  Herren  Landammann  Bhimer  und 
Departementssekretär  Dr.  Kaufmann  vertreten.  *)  Die  Konferenz  faßte  laut  „Bund** 
vom  2.  April  1890  folgende  Beschlüsse  (der  Konferenzberathung  war  ein  Pro- 
gramm zu  Grunde  gelegt,  welches  in  sechs  Abschnitten  eine  Reihe  von  Fragen 
enthielt;  die  Beschlüsse  haben  die  Form  von  Antworten  auf  jene  Fragen): 

/.  Betreffend  die  Regelung  der  Arbeit  in  Bergwerken. 

1)  Ist  die  Beschäftigung  unter  Tage  zu  verbieten  :  a.  für  Kinder  unter  einem 
bestimmten  Lebensiilter  V  b.  für  weibliche  Personen  ? 

Es  ist  wönschenswerth :  a.  daß  die  untere  Grenze  des  Alters,  in  welchem  die 
Kinder  zu  den  unterirdischen  Bergwerksarbeiten  zugelassen  werden  dürfen,  nach  Maß- 
gabe der  durch  die  Erfahrung  festgestellten  Möglichkeit  allmälig  auf  das  Ende  des 
14.  Lebensjahres  verschoben  wird ;  jedoch  würde  für  die  südlichen  Länder  diese  Grenze 
auf  12  Jahre  festzusetzen  sein ;  b.  daß  die  Arbeit  unter  der  Erde  den  Personen  weib- 
lichen Geschlechts  verboten  werde. 

2)  Ist  für  Bergwerke,  in  denen  die  Arbeit  mit  besonderen  Gefahren  für  die 
Gesundheit  verbunden  ist,  eine  Beschränkung  der  Schichtdauer  vorzusehen  V 

Es  ist  wünschenswerth  :  daß  in  den  Fällen,  wo  die  Bergwerksteehnik  nicht  aus- 
reichen wurde,  um  alle  Gefahren  für  die  Gesundheit,  welche  sich  aus  den  natürlichen 
oder  zufälligen  Bedingungen  der  Ausbeutung  gewisser  Bergwerke  oder  gewisser  Schächte 
ergeben,  zu  beseitigen,  die  Arbeitsdauer  eingeschränkt  werde ;  die  Sorge  für  die  Durch- 
führung dieses  Berathungsergebnisses  auf  gesetzgeberischem  oder  Verwaltungswege  oder 
durch  Uebereinkunft  zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  oder  anderswie 
bleibt  jedem  Lande  nach  den  Grundsätzen  und  der  Praxis  jedes  Volkes  überlassen. 

3)  Ist  es  im  allgemeinen  Interesse  möglich,  um  die  Regelmäßigkeit  der  Kohlen- 
förderung zu  sichern,  die  Arbeit  in  den  Kohlengruben  einer  internationalen  Regelung 
zu  unterstellen  ? 

Es  ist  wünschenswerth :  a.  daß  die  Sicherheit  des  Arbeiters  und  die  Unschädlichkeit 
der  Arbeiten  für  die  Gesundheit  durch  alle  Mittel  gewährleistet  werde,  über  welche  die 
Wissenschaft  verfügt,  und  daß  dieselben  unter  Staatsaufsicht  gestellt  werden ;  b.  daß  die 
mit  der  Leitung  des  Unternehmens  betrauten  Ingenieure  ausschließlich  Leute  seien,  deren 
Erfahrung  und  technische  Befähigung  gebührend  erprobt  sind ;  c.  daß  die  Bezieliungen 
zwischen  den  Bergarbeitern  und  den  Betriebsingenieuren  möglichst  unmittelbar  seien, 
so  daß  sie  den  Charakter  des  gegenseitigen  Vertrauens  und  der  gegenseitigen  Achtung 
tragen ;  d.  daß  die  in  Uebereinstimmung  mit  den  Sitten  jedes  Landes  organisirten 
Vorbeugungs-  und  Hülfseinrichtungen,  welche  bestimmt  sind,  den  Bergarbeiter  und  seine 
Familie  gegen  die  Folgen  der  Krankheit,  der  Unfälle,  der  vorzeitigen  Invalidität,  des 
Alters  und  des  Todes  zu  schützen,  und  welche  geeignet  sind,  das  Lons  des  Bergarbeiters 


*)  Die  Aufträge,   welche  diese  zwei  Delegirten   erhielten,   sind   dem  Lexikon   zur 
Zeit  der  Drucklegung  dieses  Artikels  noch  nicht  bekannt. 

Tarrer,  VolkswirtbtchAftn-Lexikon  der  Schweiz.  ^ 
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zu  bessern,  sowie  ihn  an  seinen  Beruf  zu  fesseln,  immer  weiter  entwickelt  werden ; 
e,  daß  man  sich,  um  die  Kontinuität  der  Kohlenproduktion  zu  verbürgen,  bemühe,  die 
Arbeitseinstellungen  zu  verhüten.  Die  Erfahrung  beweist,  daß  das  beste  Präventivmittel 
(gegen  Streiks)  darin  besteht,  daß  die  Bergwerksuntemehmer  und  die  Arbeiter  sich  frei- 
willig verpflichten,  in  allen  Fällen,  wo  ihre  Differenzen  nicht  durch  unmittelbares  Ueber- 
einkommen  geschlichtet  werden  können,  die  Entscheidung  eines  Schiedsgerichtes  an- 
zurufen. 

II.  Betreffend  Regelung  der  Sonntagsarbeit, 

1)  Ist  die  Arbeit  an  Sonntagen  der  Regel  nach,  und  Nothfälle  vorbehalten,  zu  ver- 
bieten ? 

Es  ist  wünschenswerth,  daß  unbeschadet  der  in  jedem  Lande  erforderlichen  Aus- 
nahmen und  des  nothwendigen  Aufschubs :  a.  ein  Ruhetag  in  jeder  Woche  den  ge- 
schützten Personen  (Kindern,  jugendlichen  Arbeiter,  Frauen)  gewährt  werde ;  b.  ein 
Ruhetag  allen  industriellen  Arbeitern  zukomme ;  c.  daß  der  Ruhetag  für  die  geschützten 
Arbeiter  auf  den  Sonntag  verlegt  werde  und  d.  der  Ruhetag  für  alle  industriellen  Arbeiter 
ebenfalls  auf  den  Sonntag  falle. 

2)  Welche  Ausnahmen  sind  im  Falle  des  Erlasses  eines  solchen  Verbotes  zu  ge- 
statten ? 

Ausnahmen  sind  zulässig :  a,  mit  Rücksicht  auf  Betriebe,  welche  aus  technischen 
Gründen  die  Kontinuität  der  Produktion  verlangen,  oder  welche  dem  Publikum  noth- 
wendige  Erzeugnisse  liefern,  deren  Herstellung  täglich  stattfinden  muß ;  b.  mit  Rück- 
sicht auf  Betriebe,  die  ihrer  Natur  nach  nur  zu  bestimmten  Jahreszeiten  funktioniren 
können,  oder  die  von  der  unregelmäßigen  Wirkung  der  Naturkräfte  abhängig  sind. 
Auch  im  Falle  dieser  Ausnahmen  soll  jeder  Arbeiter  jeden  zweiten  Sonntag  frei  haben. 

3)  Sind  diese  Ausnahmen  durch  internationale  Abkommen,  durch  Gesetz  oder  im 
Verwaltungswege  zu  bestimmen  ? 

Zu  dem  Zwecke  der  Festsetzung  der  Ausnahmen  nach  gleichartigen  Gesichts- 
punkten ist  es  wünschenswerth,  daß  ihre  feste  Regelung  durch  ein  Uebereinkommen 
zwischen  den  verschiedenen  Regierungen  hergestellt  wird. 

III.  Betreffend  die  Regelung  der  Kinderarbeit. 

1)  Sollen  Kinder  bis  zu  einem  gewissen  Lebensalter  von  der  industriellen  Arbeit 
ausgeschlossen  werden  V 

Es  ist  wünschenswerth :  daß  die  Kinder  beider  Geschlechter,  welche  ein  bestimmtes 
Alter  noch  nicht  erreicht  haben,  von  der  Arbeit  in  den  industriellen  Betrieben  aus- 
geschlossen werden. 

2)  Wie  ist  das  Lebensalter,  bis  zu  welchem  die  Ausschließung  stattfinden  soll,  zu 
bestimmen  ? 

Gleich  för  alle  Industriebezirke  oder  verschieden? 

Es  ist  wünschenswerth  :  daß  diese  Altersgrenze  auf  12  Jahre  festgesetzt  werde, 
mit  Ausnahme  der  südlichen  Länder,  für  welche  dieselbe  auf  10  Jahre  fallen  würde, 
daß  diese  Altersgrenzen  für  alle  industriellen  Betriebe  dieselben  seien,  und  daß  in  dieser 
Beziehung  kein  Unterschied  zulässig  sei. 

3)  Welche  Beschränkungen  der  Arbeitszeit  und  der  Beschäftigungsart  sind  für  die 
zur  industriellen  Arbeit  zugelassenen  Kinder  vorzusehen? 

Es  ist  wünschenswerth  :  daß  die  Kinder  vorher  den  Vorschriften  über  den  Ele- 
mentarunterricht genügt  haben ;  daß  die  Kinder  unter  14  Jahren  weder  die  Nacht  noch 
den  Sonntag  über  arbeiten  sollen :  daß  in  Wirklichkeit  die  Arbeitszeit  nicht  6  Stunden 
überschreite  und  durch  eine  Ruhepause  von  mindestens  V«  Stunde  unterbrochen  werde ; 
daß  die  Kinder  von  ungesunder  und  gefährlicher  Beschäftigung  ausgeschlossen  oder  doch 
wenigstens  nur  unter  gewissen  Schutzbedingungen  dazu  zugelassen  werden. 

IV,  Betreffend  die  Regelung  der  Arbeit  junger  Leute. 

1)  Soll  die  industrielle  Arbeit  jugendlicher  Personen,  welche  das  Kindesalter  über- 
schritten haben,  Beschränkungen  unterworfen  werden? 

2)  Bis  zu  welchem  Lebensalter  sollen  die  Beschränkungen  eintreten  ? 

Es  ist  wünschenswerth  :  daß  die  jugendlichen  Arbeiter  beider  Geschlechter  zwischen 
14  und  1(>  Jahren  weder  die  Nacht  noch  den  Sonntag  über  arbeiten. 

3)  Welclie  Beschränkungen  sind  vorzuschreiben  ? 

Es  ist  wünsdienswerth :  daß  in  Wirklichkeit  die  Arbeitszeit  nicht  10  Stunden  täglich 
überschreite  und  durch  Huliepausen  von  insgesammt  mindestens  Vjt  Stunden  unter- 
brochen werde. 
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4)  Sind  für  einzelne  Industriezweige  Abweichungen  von  den  einzelnen  Bestimmungen 
Torzusehen  ? 

Es  ist  wünschenswerth :  daß  fOr  bestimmte  Industriezweige  Ausnahmen  zugelassen 
werden,  daß  für  die  ungesunden  und  geßüirlichen  Beschäftigungen  Beschränkungen  vor- 
.gesehen  werden  und  daß  den  jungen  Leuten  zwischen  16  und  18  Jahren  ein  bestimmter 
Schutz  betreffend :  a.  Maximalarbeitstag,  6.  Nachtarbeit,  c.  Sonntagsarbeit  und  d.  bei 
Verwendung  in  besonders  ungesunden  und  gefährlichen  Beschäftigungen  gewährt  werde. 

F.  Betreffend  die  Regelung  der  Arbeit  weiblicher  Personen, 

1)  Soll  die  Arbeit  verheiratheter  Frauen  bei  Tage  oder  bei  Nacht  eingeschränkt 
werden  V 

3)  Soll  die  industrielle  Arbeit  aller  weiblichen  Personen  (Frauen  und  Mädchen) 
gewissen  Beschränkuagen  unterworfen  werden? 

3)  Welche  Beschränkungen  empfehlen  sich  in  dem  Falle? 

4)  Sind  fQr  einzelne  Industriezweige  Abweichungen  von  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen vorzusehen  und  für  welche? 

Es  ist  wünschenswerth :  a.  daß  die  Mädchen  und  Frauen  über  16  Jahre  weder  die 
Nacht  noch  den  Sonntag  über  arbeiten ;  b.  daß  in  Wirklichkeit  die  Arbeitszeit  1 1  Stunden 
täglich  nicht  überschreite  und  durch  Ruhepausen  von  zusammen  mindestens  l^>  Stunden 
unterbrochen  werde;  c.  daß  Ausnahmen  für  gewisse  Industriezweige  zulässig  seien; 
-d.  daß  filr  besonders  ungesunde  und  gefährliche  Beschäftigungen  Einschränkungen  vor- 
.gesehen  werden ;  e.  daß  Wöchnerinnen  nur  nach  Verlauf  von  4  Wochen  seit  ihrer  Nieder- 
kunft zur  Arbeit  zugelassen  werden. 

VI,  Betreffend  die  Ausführung  der  vereinbarten  Bestimmungen. 

1)  Sollen  Bestimmungen  über  die  Ausführung  der  zu  vereinbarenden  Vorschriften 
und  deren  Ueberwachung  getroffen  werden? 

Im  Falle  die  Regierungen  den  Arbeiten  der  Konferenz  Folge  geben,  empfehlen  sich 
die  nachstehenden  Bestimmungen :  a.  Die  Durchführung  der  in  jedem  Staate  mit  Bezug 
auf  die  Gegenstände  der  Konferenzberathung  getroffenen  Maßnahmen  soll  durch  eine  aus- 
xeichende  Zahl  besonders  geeigneter  und  von  der  Regierung  des  betreffenden  Landes 
ernannter  Funktionäre  überwacht  werden,  die  von  den  Arbeitgebern  und  den  Arbeit- 
nehmern gleich  unabhängig  sein  sollen ;  b.  die  von  den  verschiedenen  Staaten  ver- 
öffentlichten jährlichen  Berichte  dieser  Funktionäre  sollen  von  jedem  derselben  den 
anderen  Regierungen  mitgetheilt  werden ;  c.  jeder  dieser  Staaten  soll  periodisch  und,  so 
weit  möglich,  in  ähnlicher  Form  statistische  Erhebungen  über  die  in  den  Berathungen 
der  Konferenz  behandelten  Fragen  vornehmen;  d.  die  theilnehmenden  Staaten  sollen 
■untereinander  sowohl  diese  statistischen  Nachweisungen  als  auch  den  Text  aller  Be- 
stimmungen austauschen,  die,  auf  gesetzgeberischem  oder  Verwaltungswege  getroffen, 
sich  auf  Fragen  beziehen,  welche  in  der  Konferenz  behandelt  sind. 

52)  Sollen  wiederholte  Konferenzen  von  Vertretern  der  betheiligten  Regierungen 
abgehalten  werden  und  welche  Aufgaben  sollen  ihnen  gestellt  werden? 

Es  ist  wünschenswerth  :  daß  die  Berathungen  der  theilnehmenden  Staaten  sich 
wiederholen  zum  Zwecke  der  gegenseitigen  Mittheilung  von  Beobachtungen,  welche  bei 
«der  Ausführung  der  Beschlüsse  der  gegenwärtigen  Konferenz  gemacht  worden  sind,  und 
4un  zu  prüfen,  ob  Abänderungen  oder  Ergänzungen  der  letzteren  wünschenswerth  sind. 

Das  Gute,  das  aus  dieser  Arbeiterschutzkonferenz  hervorgehen  mag,  wird 
vorläufig  den  schweizerischen  Arbeiterstand  wenig  erleichtern,  und  seine,  sowie 
•die  Hoffnungen  des  ganzen  Volkes  sind  daher  zunächst  in  weit  höherem  Maße 
auf  eine  rein  nationale  Maßnahme  gerichtet,  die,  wenn  sie  sich  verwirklicht, 
einen  wesentlichen  sozialrefonnerischen  Schritt  bedeutet.  Es  ist  die  projektirte 
obligatorische  Unfall-  und  Krankenversicherung. 

Bei  keiner  anderen  Angelegenheit  ist  die  Stellung  der  Bundesbehörden  zum 
sog.  Staatssozialismus  heller  iii^s  Licht  gerückt  worden.  Man  vernahm  Voten  wie  ^) : 

1)  »Die  ganze  Frage  der  Arbeiterfürsorge  spitzt  sich  in  die  Furage  möglichster  Aus- 
dehnung der  Arbeiterversicherung  mit  oder  ohne  Staatshülfe  zu,  und  zwar  auch  nach 
der  speziellen  Seite  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit.**    (Klein.) 

')  Botschaft  des  Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung  betreffend  Einführung 
des  Gesetzgebungsrechtes  über  Unfall-  und  Krankenversicherung. 
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S)  , Gründliche  Abhülfe  bietet  nur  die  allgemeine  obligatorische  Arbeiter- Unfall- 
und  -Krankenversicherung  mit  staatlicher  Beihülfe.  **    (Forrer.) 

3)  ,Man  wird  hoffentlich  noch  dazu  kommen,  daü  jedem  menschlichen  Wesen 
durch  den  Staat  des  Lebens  Noth wendigkeit  verabreicht  wird."    (Morel.) 

4)  ,Die  Einmischung  des  Staates  in  die  soziale  Erage  hat  ihre  großen  Gefahren. 
Schädlich  ist  jeder  Staatssozialismus,  der  die  individuelle  Verantwortlichkeit  abschwächt 
und  die  Bürger  gewöhnt,  Alles  vom  Staate  und  durch  den  Staat  zu  erwarten."*  (Droz.) 

5)  „Die  nationalökonomischen  Theorien,  nach  welchen  die  Einmischung  des  Staates 
in  soziale  Fragen  als  freiheitsmörderisch  betrachtet  werden,  sind  veraltet.  Die  modernen 
Verhältnisse  zwingen  den  Staat,  das  zu  thun."    (Favon.) 

6)  ^  Staat  und  Gesellschaft  haben  ein  allgemein  anerkanntes  Interesse  an  der  Für- 
sorge für  die  Arbeiter.  Aufgabe  der  Gesetzgebung  ist  es,  eine  Regelung  herbeizuführen, 
welche  mindestens  alle  io/marbeiter  gegen  die  ökonomischen  Folgen  der  sie  treffenden 
Unfälle  in  möglichst  weitem  Umfange  sicherstellt.'*  (Eidg.  Industrie-  und  Landwirthschafls- 
departement.) 

Darf  nun  aus  obigen  Voten  geschlossen  werde»,  daß  die  Bundesbehorden 
stark  sozialreformerisch  gesinnt  seien?  Keineswegs  mit  Bestimmtheit;  denn  vor- 
erst ist  das  Endresultat  in  der  zur  Zeit  (Ende  1889)  noch  pendenten  Angelegen- 
heit abzuwarten  und  zweitens  ist  zu  berücksichtigen,  daß  in  dieser  speziellen 
Frage  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  die  Interessen  der  Arbeiter  und  der 
Arbeitgeber  sich  keineswegs  widersprechen,  *)  so  daß  es  selbst  denjenigen  Landes- 
vätern, die  sehr  ängstlich  über  den  Interessen  der  Arbeitgeber  wachen,  leicht 
werden  mag,  ihr  Ja  und  Amen  in  die  Urne  zu  legen. 

Also  muß,  um  den  Stärkegrad  der  sozialreformerischen  Gesinnungen  der 
Bundesbehörden  messen  zu  können,  eine  zuverlässigere  Stichprobe  abgewartet 
werden.  Es  wäre  erfreulich,  wenn  die  Gelegenheit  zu  dieser  Stichprobe  sich  bald 
einstellen  würde,  damit  die  vielen  Augen,  welche  forschend  auf  die  Bundesbehörden 
gerichtet  sind,  erkennen  könnten,  ob  das  Prinzip,  nach  welchem  seit  1848  das 
Parlament  komponirt  wird,  einer  wirksamen  Sozialreform  förderlich  oder  hinderlich 
ist,  ob  die  Wahlen  auch  fernerhin  vorwiegend  nach  politischen  und  konfessionellen, 
oder  aber  vorwiegend  nach  ökonomischen  Gesichtspunkten  zu  treffen  seien. 

Weitere  bundesbehördliche  Akte  in  sozialreformerischem  Sinne  sind  auch :  die 
Zustimmung  zu  der  bereits  im  Abschnitt  Berufi(/ettossenst;haflen  erwähnten  Motion 
Cornaz,  zu  der  Motion  Joos  betreffend  Zündholzmonopol,  zu  der  Anregung  des 
Schweiz.  Gewerbevereins  betreffend  Erlaß  einer  Schweiz.  Gewerbeordnung  (Alles 
noch  penilent). 

Vorschläge  des  Lexikons.  „Wenn  es  einen  Weg  gibt,  den  sozialen 
Umschwung  in  ruhigen  Bahnen  zu  halten,  eine  allgemeine  Katastrophe  zu  ver- 
meiden, HO  ist  es  die  freieste  öffentliche  Diskussion  über  Grundlagen,  Zielpunkte 
und  Organisation  der  nach  Gestaltung  ringenden  sozialen  Bewegung,**  rief  der 
edle  Salomon  Vögclin  dem  Zürcher  Kantonsrathe  zu,  als  es  sich  1881  darum 
handelte,  die  Abhaltung  eines  sozialistischen  Kongresses  auf  Zürcher  Boden  zu 
dulden  oder  zu  verbieten.  Diese  Worte  Dessen,  der  sich  auch  durch  seinen  (1887) 
in  der  Bundesversammlung  gestellten  Antrag,  das  Fabrikgesetz  auf  das  Personal 
im  Kleingewerbe,  im  Wirthscbaftsge werbe  u.  s.  w  auszudehnen,  ein  bleibendes 
Andenken  gesichert  hat,  dienen  auch  dem  Lexikon  als  Leitstern.  Für  den  Heraus- 
geber dieses  Buches  ist  die  soziale  Frage  hauptsächlich  eine  Frage  der  Erziehungs- 
reform.    Er    erblickt    deßhalb    die  //awp/ursache    der  sozialen  Gebrechen  in  der 


')  Dieü  bestätigt  uns  folgender  Ausspruch  des  Vorortes  des  Schweiz.  Handels-  und 
Industrievereins:  ,Die  Frage,  oh  wir  eine  alli^erneine  oWigatorische  Arbeiter-Unfall- 
versicherung für  Arbeiter  und  Unternehmer  für  nützlich  und  ausführbar  halten,  bejahen 
wir  unbe<lenkhch.* 
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durchaus  maDgelhaften  Ausbildung  der  menschlichen  Kräfte  im  jugendlichen  Alter ; 
Ursachen  eweittn  Grades  sind  nach  ihm :  die  Schädigung  der  wirthschaftlichen 
Klassen  durch  das  Rentnerthum,  das  Uebermaß  der  Maschinenarbeit  und  die  un- 
genügende Vertretung  der  Arbeiter-Interessen  in  den  Parlamenten. 

Gegen  diese  vier  Grundübel  hat  die  Gesellschaft  Stellung  zu  nehmen.  Aber 
wie?    Das  Lexikon  schlägt  vor: 

1)  In  Betreff  der  Jugenderziehung:  Gebt  jedem  Kinde  eine  Erziehung  und 
Ausbildung,  welche  dasselbe  in  den  Stand  setzt,  einst  mit  guten  Charaktereigen- 
schaften, tüchtigen  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  in  die  Welt,  in  den  Arbeitsmarkt 
hinauszutreten.  Beginnt  zunächst  mit  der  Sorge  für  sein  körperliches  Wohl- 
ergehen ;  stellt  dasselbe  vom  ersten  Tage  seiner  Geburt  an  unter  die  Obhut  von 
staatlichen  Organen,  welche  darüber  wachen,  daß  es  die  den  Regeln  der  Ge- 
sundheitslehre entsprechende  Pflege,  Nahrung  u.  s.  w.  bekomme,  daß  es  nicht 
verkümmere,  wenn  die  Eltern  lieblos,  roh  und  unwissend,  wenn  der  Vater  ein 
Trunkenbold  oder  ein  Geizhals  ist.  Erblickt  in  den  Kindern  armer  Leute  nicht 
überflüssige  Möbel,  sondern  künftige  Bürger  des  Staates,  die  diesem  ihren  Arm. 
ihren  Verstand,  ihr  Herz  weihen.  Haltet  sie  also  vollständig  außer  dem  Bereich 
von  schädlichen  Verhältnissen  und  Einflüssen,  wenn  nöthig  durch  vorübergehende 
oder  dauernde  Trennung  von  den  Eltern. 

Ferner:  Gebt  allen  Kindern  mit  normalen  Geistesanlagen,  armen  und  reichen, 
den  nämlichen  Primär-  und  Sekundarunterricht  in  Öffentlichen  Schulen.  Verschont 
sie  aber  mit  sog.  Ballast,  mit  Gedächtnißkram  aller  Art,  der  sie  in  der  Auf- 
nahme von  praktischem,  acht  nützlichem  Wissen  beeinträchtigt.  Lehrt  die  Knaben 
der  Sekundarschulstufe,  sich  in  Handarbeiten  zu  üben,  damit  sie  bis  zum  Schluß 
der  obligatorischen  Schulzeit  erkennen,  ob  sie  Lust  und  Fähigkeit  zum  Handwerk 
besitzen.  Ebenso  laßt  die  Mädchen  mehr  als  bisher  in  die  Handarbeiten  ihres 
Geschlechtes  einweihen.  Die  Sekundarschulstufe  absolvirt,  lehrt  jedes  Kind,  ob 
arm  oder  reich,  einen  Beruf.  Laßt  Lehrer,  Vater  und  Kind  zu  einer  gemein- 
aamen  Konferenz  zusammentreten,  damit  die  Meinungen  über  die  Anlagen  und 
Neigungen  des  Kindes,  sowie  über  den  passenden  Beruf  gegenseitig  ausgetauscht 
werden.  Laßt  schließlich  den  Entscheid  über  den  Beruf  dem  Inhaber  der  väter- 
lichen Gewalt,  aber  —  irgend  ein  Beruf  muß  erlernt  werden;  es  darf  Niemand 
ohne  Berufserlernung  aufwachsen,  M  Dieß  ist  sogar  durch  die  Gesetzgebung  vor- 
zusehreiben und  durch  die  Behörden  zu  kontroliren.  Selbstverständlich  sind  für 
die  Kinder  unbemittelter  Eltern  die  Kosten  der  Berufserlernung  vom  Staate  zu 
bestreiten;  die  Lehre  muß,  wenn  es  sich  um  gewerbliche  Berufsarten  handelt, 
in  staatlichen  Lehrwerkstätten  stattfinden  oder  bei  geprüften  Meistern,  denen  es 
zudem  unmöglich  gemacht  werden  muß,  die  Lehrlinge  auszubeuten.  Die  Land- 
wirthschaft  muß  theils  bei  tüchtigen  Bauern,  theils  auf  staatlichen  landwirth- 
schaftlichen  Schulen  erlernt  werden.  Die  Mädchen,  arm  wie  reich,  haben  alle 
Stufen  gut  organisirter  Koch-  und  Haushaltungsschulen,  inkl.  Kleideranfertigung, 
durchzumachen  und  müssen  mit  der  Hygiene  des  Körpers  und  der  Wohnungen 
vertraut  gemacht  werden.  Für  die  sog.  gelehrten  Berufsarten  werden  die  jetzigen 
Verhältnisse  ebenfalls  so  zu  vervollkommnen  sein,  daß,  wer  nicht  entschiedene 
Befähigung  für  dieselben  zeigt,  nicht  zu  denselben  zugelassen  wird,  und  daß  für 
alle  fähigen   unbegüterten  Jünglinge  und  Mädchen  die  Studienkosten  dahinfallen. 


*)  »Die  Berufsfähigkeit  in  die  Hütte  des  armen  Mannes  zu  tragen,  das  ist  das 
Werk  der  Volksschule/  sagt  sehr  richtig  die  zürclierische  Staatsrechnungskominission 
im  Bericht  über  den  Voranschlag  von  1890. 
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Dieser  Bildangsgang  wird  für  die  wisseDschaftliohen  Benifsarten  ca.  16  Jahre^ 
für  die  übrigen  ca.  12  Jahre  absorbiren.  Bis  sie  auf  den  Arbeitsmarkt  hinaus- 
treten,  werden  die  jungen  Leute  18  —  22  Jahre  alt  werden.  Dann  aber  ist  Keines 
mehr,  die  Schwachsinnigen  ausgenommen  (für  welche  selbstverständlich  auf  andere 
Weise  gesorgt  werden  muß),  von  welchem  befürchtet  werden  könnte,  daß  es 
mangels  Beruf serlemung  arbeitslos  werde.  Die  Gesellschaft,  der  Staat,  haben  ihre 
Pflicht  gegenüber  der  Jugend  erfüllt. 

Die  erste  £tappe  des  menschlichen  Lebens  ist  zurückgelegt.  Es  beginnt  die 
zweite :  der  Kampf  um^s  Dasein,  die  Periode  der  Selbsthülfe.  Jetzt  überläßt  der 
Staat  einem  Jeden,  seinen  Weg  selbst  zu  finden,  seine  Kräfte  bestmöglichst  zu 
verwenden.  Der  Staat  ist  nur  noch  Beschützer  gegen  Ausbeutung  und  höhere 
Gewalt.  Wie  leicht  wird  es  nun  dem  Staate  sein,  diese  Aufgabe  zu  erfüllen !' 
Ist  sich  doch  der  Arbeiterstand  seiner  Kenntnisse  und  seiner  Würde  so  bewußt, 
daß  er  unbillige  Znmuthungen,  ungenügende  Löhne,  Ausbeutung  jeder  Art,  Hintan- 
setzung hinter  Maschinen  und  Thiere  von  sich  aus  abweist.  Der  Arbeiter  wird  gottlob- 
nicht  mehr  an  die  Scholle  gebunden  sein ;  seine  Kenntnisse  geben  ihm  den  Muth, 
sein  Heil  eher  anderswo  zu  versuchen,  als  Unrecht  zu  dulden.  Der  Arbeiterstand 
wird  alsdann  eine  Macht  sein,  mit  welcher  von  Seite  des  Geldkapitals  auf  dem 
Fuße  der  Gleichberechtigung  unterhandelt  und  verkehrt  werden  muß. 

Dritte  Etappe:  Alter,  Hülfslosigkeit !  Hier  tritt  das  Recht  des  Armen  auf 
Unterstützung  ein,  welches  Recht  der  Staat  eben  so  gut  verwirklicht,  als  seine 
Mittel  es  ihm  gestatten. 

Bereitet  man  dem  Menschen  einen  solchen  Lebenslauf,  so  ist  die  soziale 
Frage  sicherlich  recht  ordentlich  gelöst,  und  zwar  ohne  daß  der  individuellen. 
Thatkraft  irgend  ein  Zügel  angelegt  wäre. 

Wie  sagt  doch  gleich  Pestalozzi,  den  viele  seiner  Zeitgenossen  als  einen 
Revolutionär  verschrieen : 

Die  Kräfte  und  Anlagen  der  Menschennatur  gehen  nur  durch  die  Kunst  einer  ge- 
nügenden Entfaltung  und  Ausbildung  in  Fertigkeiten  hinüber,  die  geeignet  sind,  dem 
Menschen  im  gesellschaftlichen  Zustand  die  Fähigkeit  zu  verschaffen,  sie  auf  eine  Weise 
zu  gebrauchen  und  anzuwenden,  die  den  armen,  eigenlhumslosen  Mann  im  Lande  durch 
ihre  Folgen  als  ein  Ersatz  des  für  ihn  verloren  gegangenen  Antheils  an  dem  freien 
Abtrag  der  Erde  dienen  und  von  ihm  dafür  angesehen  werden  können.  Der  Anspruch 
an  genügsame  Mittel  zur  Entfaltung  und  Ausbildung  dieser  Kräfte  ist  also  unbe- 
streitbar sein  bürgerlich-gesellschaftliches  Recht  Der  Kunstzustand  der  Zivilisation  hat 
ohne  die  Anerkennung  dieses  Rechtes  der  Armen  selber  keine  rechtliche  und  keine 
menschliche  Basis.    (Morf,  Zur  Biographie  Pestalozzi*s,  I,  178.) 

2)  In  Betreff  der  Schädigung  der  wirÜischafUichen  Klassen  durch  das 
Rentncrthuin :  Monopolisirt  das  ganze  Bankgeschäft  in  der  Hand  des  Staates. 
Schafft  eine  Bundesbank  mit  Filialen  nach  den  Erfordernissen  des  Verkehres. 
Alsdann  wird  ein  Theil  des  arbeitslosen  Gewinnes,  den  die  Rentner  und  Groß- 
kapitalisten einheimsen,  dem  ganzen  Volke  zufallen.  Große  Kulturaufgaben  wird 
der  Staat  durch  diese  Einkünfte  erfüllen  können.  Er  wird  einen  niedrigen  Zins 
zahlen,  soweit  der  internationale  Geldmarkt  es  gestattet,  und,  sofern  jenes  möglich 
wird,  einen  niedrigen  Zins  fordern.  Hat  einmal  der  Bund  diese  Verstaatlichung 
durchgeführt  und  mit  Erfolg  durchgeführt,  so  werden  andere  Staaten  seinem 
Beispiel  folgen.  Die  Staaten  haben  es  alsdann  in  der  Hand,  den  Zinsfuß  beliebig 
zu  reduziren;  ja  sie  werden  dazu  kommen,  nicht  bloß  keinen  Zins  mehr  zu  be- 
zahlen, sondern  sich  ein  Aufbewahrungsgeld  zahlen  zu  lassen.  Denn  auch  unter 
dieser  Bedingung  wird  der  Rentner  lieber  sein  Geld  in  die  sichere  Verwahrung 
des  Staates  geben,    als  es  durch  Diebe  stehlen  lassen.     Einmal  so  weit,    welche 
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fintlaBtimg  für  den  Bauernstand,  für  die  Debitoren  aller  Stände,  oder  aber,  wenn 
der  Staat  dennoch  einen  ordeDtlichen  Zins  einnehmen  will,  welch^  enormer  Ge- 
winn für  den  Fiskus,  für  die  Gesammtheit  des  Volkes!  Und  wahrlich,  große 
Gewinne  hat  er  nöthig,  wenn  er  die  Jagenderziehung  so  leiten  will,  wie  sie 
vorhin  skizzirt  worden  ist. 

Die  Frivatdarleihen  auf  Grund  und  Boden,  auf  Immobilien,  Mobilien  und 
Garantien  jeder  Art  werden  untersagt  und  rechtlich  nicht  geschützt  sein.  So  wird 
air  das  Kapital,  welches  eine  sichere  Anlage  sucht,  der  Staatsbank  zufließen. 
Dasjenige,  welches  kein  Risiko  scheut,  wird  sich  auch  fernerhin  an  industriellen 
und  kommerziellen  Unternehmungen  betheiligen. 

Die  Wohnungsmiethen  sinken  auf  den  Zinsfuß  herab,  den  der  Staat  für  die 
von  ihm  ausgeliehenen  Gelder  fordert,  plus  angemessene  Abnutzungsentschädigung. 
So  wird  es  im  Interesse  aller  Wohnungsbedürftigen,  die  nicht  selbst  Häuser- 
besitzer sind,  und  um  der  Spekulation  auf  die  Bevölkerungszunahme,  sowie  der 
mühelosen  Erwerbung  unmäßiger  Vermögen  zu  steuern,  gesetzlich  befohlen  werden 
müssen.  Die  Wohnungsfrage  wird  überhaupt  eine  sehr  rationelle  Lösung  finden.  ^) 
Die  Bauspekulation  wird  abnehmen,  weil  sie  sich  nicht  mehr  rentirt.  Anstatt 
Steinmassen  zu  Häusern  aufzuthl^rmen,  die  ihm  nur  einen  mäßigen  Zins  abtragen, 
wird  der  Kentner  sein  Geld  lieber  bei  der  Staatsbank  oder  in  industriellen  resp. 
kaufinäi mischen  Unternehmungen  anlegen.  Hört  der  Privatbau  auf,  so  muß  die 
Gemeinde  Häuser  erstellen  und  sich  die  Priorität  der  Wohnungsvermiethnng 
vindiziren.  Daraus  wird  sich  für  sie  auch  die  Nothwendigkeit  ergeben,  Eontrole 
über  die  Privat wohnungeu  auszuüben,  theils  in  dem  Sinne,  daß  keine  solchen 
bezogen  werden,  wenn  passende  Gemeindewohnungen  vakant  sind,  theils  in  dem 
Sinne,  daß  in  den  Privatwohnungen  keine  Ueberladung  von  Miethern  und  keine 
Ueberschreitung  des  gesetzlichen  Miethzinses  stattfinde.  Unter  solchen  Verhält- 
nissen werden  die  meisten  der  Privatgebäude,  welche  zum  Zwecke  der  Vermielhung 
gebaut  wurden,  freiwillig  und  billig  an  die  Gemeinden  verkauft  werden,  und  die 
Boden besitzreformfrage  ist  für  die  Stadtgebiete  befriedigend  gelöst. 

3)  In  Betreff  des  Uebermaßes  von  Maschinenarbeit:  Unterstützt  die  Arbeiter, 
so  viel  Ihr  könnt,  in  dem  Bestreben,  die  Maschine  zu  einem  Entlastungsmittel  für 
den  Menschen  zu  machen,  denn  zur  Stunde  dient  ein  großer  Theil  der  Maschinen 
zur  Belastung,  anstatt  zur  Entlastung.  Das  heutige  ungebührliche  Maß  von 
Maschinenarbeit  hat  nicht  nur  physische  und  geistige  Erschlafiung  der  dabei  be- 
theiligten Arbeiter,  sondern  auch  die  Brachlegung  von  tausend  und  aber  tausend 
menschlichen  Händen,  die  stetige  Vermehrung  des  Proletariats,  des  Bettler-  und 
Verbrecherkorps  zur  Folge.  Sind  einmal  etliche  Generationen  unter  dem  Erziehungs- 
system   herangewachsen,    das    wir    soeben    gezeichnet,    so    werden   sie   selbst  der 

')  In  , Arbeiterverhältnisse  der  Schweiz*  (Zürich,  Cäsar  Schmid,  1873)  schreibt 
Professor  Böhmert:  ,Es  wird  von  Niemandem  mehr  bestritten,  daß  gemeinnützige  Männer 
und  Unternehmer  die  soziale  Noth  kaum  wirksamer  bekämpfen  können,  als  durch  die 
Sorge  für  gute  Wohnungen  der  unteren  Kla"=;sen.'* 

Fälle  wie  der  von  Pfarrer  Andres  in  Münchenbuchsee  erzählte  könnten  dann  kaum 
mehr  vorkommen : 

,In  einer  aus  vielen  Gliedern  bestehenden  Familie  starb  die  Hausmutter.  Aus 
Mangel  an  Raum  mußte  der  Hausvater  neben  seiner  todten  Gattin  schlafen.  Als  endlich 
der  Sarg  anlangte,  konnte  man  ihn  mit  der  Leiche  einzig  in  die  Küche  hart  an  dem 
Kochherde  plaziren.  Als  ich  Sonntag  Mittags  die  betreffende  Familie  besuchte,  wurde 
das  bescheidene  Mittagsmahl  über  dem  Sarg  angerichtet." 

Bei  jeder  Volkszahlung  kann  konstatirt  werden,  daß  der  oben  beschriebene  Fall 
von  anderen  noch  weit  überboten  wird,  und  doch  behaupten  alle  (lemeindcräthe,  sie 
hätten  ein  gutes  Herz  für  die  Armen. 
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Maschinenarbeit  die  rechten  Zügel  anzulegen  wissen.  Bis  dahin  aber  muß  auch 
von  anderer  Seite  in  diesem  Sinne  gewirkt  werden.  Reduktion  des  Arbeitstages 
auf  ein  Maß  von  Stunden,  welches  die  Wieder beschaftigung  aller  brauchbarer  er- 
wachsenen Arbeitslosen  möglich  machen  würde,  ist  ein  sehr  berechtigtes  Postulat, 
aber  leider  nur  international  durchführbar.  Auf  diese  internationale  Maßregel  hin- 
zuarbeiten, ist  Pflicht  jedes  rechtlich  denkenden  Menschen,  auch  wenn  er,  wie  das 
Lexikon,  in  so  schwer  kontrolirbare  internationale  Abmachungen  großes  Mißtrauen 
setzt.  Dieses  Mißtrauen  ist  es,  welches  uns  veranlaßt,  auf  eine  Maßregel  zu  sinnen, 
die  einstweilen,  bis  die  Aenderung  des  Erziehungssystems  durchgeführt  ist,  der 
Erzeugung  von  Arbeitslosigkeit  Schranken  zu  setzen  geeignet  wäre.  Es  ist  die  Ver- 
staatlichung des  Binnenhandels  mit  allgemein  gebräuchlichen  Textilartikeln,  wobei 
der  Staat  es  sich  zur  Pflicht  machen  würde,  nur  Handgewebe,  Handfabrikate  zu 
kaufen.  Die  Folge  wäre,  daß  die  jetzt  für  das  Inland  arbeitenden  mechanischen 
Webstühle,  die  Strickmaschinen  u.  s.  w.  durch  eine  viel  größere  Zahl  von  Hand- 
stühlen ersetzt  würden  und  außerordentlich  viel  neue  Hände  Ajrbeit  und  Verdienst 
fänden.  Die  für  das  Ausland  arbeitenden  Maschinen  könnten  natürlich  fortbestehen. 
4)  In  Betreff  der  ungenügenden  Vertretung  der  Arbeiter-Interessen  in  den 
Parlamenten:  Aendert  die  Wahlsysteme  in  der  Weise,  daß  die  stimmberechtigten 
Bürger  eiugetheilt  werden  in;  1)  Arbeitgeber;  2)  Arbeitnehmer;  JJ)  übrige  Stimm- 
berechtigte. Jeder  Stimmberechtigte  sei  frei,  sich  in  die  eine  oder  andere  Kategorie 
einschreiben  zu  lassen  Die  Zahl  der  Wahlkreise  sei  bedeutend  reduzirt.  Jede 
der  drei  Wählerkat^gorien  wähle  auf  je  so  und  so  viel  Stimmberechtigte  einen 
Abgeordneten  aus  der  eigenen  Kategorie,  doch  nach  Belieben  aus  dem  eigenen 
oder  aus  einem  anderen  Wahlkreis.  So  würden  voraussichtlich  viel  mehr  Berufs- 
kreise und  insbesondere  die  Arbeiterschaft  viel  besser  zur  Vei*tretung  gelangen 
als  bisher.  Freilich,  so  lange  zu  befürchten  steht,  daß  die  Absicht  auf  allgemeine 
Verstaatlichung  der  gesammten  Erwerbswirthschaft  bei  den  Arbeitern  die  Ober- 
hand habe,  so  lange  wird  sich  die  hier  skizzirte  Reform  nicht  empfehlen.  Erst 
muß  man  bestimmt  wissen,  daß  die  große  Mehrzahl  der  Arbeiter  nur  das  Mög- 
liche, Vernünftige  will,  und  dann  erst  hat  es  einen  Sinn,  die  Axt  an  den  Baum 
des  jetzigen  Parlamentarismus  zu  legen. 

Von  diesen  vier  Hauptreformen  abgesehen,  befürwortet  das  Lexikon  selbst- 
verständlich auch  die  großen  Gedanken  der  Erb)*echtsreform  im  Sinne  Munzinger's, 
der  Eisenbahnverstaatlichung,  des  Tabak-  und  Zündholzmonopols,  der  staatlichen 
Versicherung  gegen  Naturschäden  etc. 

Es  kann  dagegen  nicht  umhin,  seiner  Verwunderung  darüber  Ausdruck  zu 
geben,  daß  die  Welt  so  alt  und  so  gelehrt  werdcu  konnte,  ohne  zu  der  Fähigkeit 
zu  gelangen,  Steuergesetze  zu  schaffen,  welche  de«  kindergesegneten  Familienvater 
glimpflicher  behandeln,  als  den  Junggesellen.  Wahrlich,  so  lange  dieß  der  Gipfel 
der  Sozialreform  ist,  so  lange  sind  auch  die  verlassenen,  verwahrlosten  Kinder 
vorhanden,  von  denen  ///////  sagt,  daß  sie  „all'  unser  Gerede  von  Republik  und 
Demokratie  eitel  Lügen  strafen*  ! 

Spanien.  Der  Waarcn verkehr  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien  ist  nicht 
unbedeutend.  Dem  Werthe  nach  variirte  er  in  den  Jahren  1885  bis  und  mit 
1888  zwischen  Fr.  I(r3r>0,276  und  Fr.  ir4l2,038  jährlich  ^-  0,1  ^ja  des 
giinzeii  Schweiz.  Außenhandels.  Auf  die  Ausfuhr  enttielen  Fr.  7'764,73r)  bis 
Fr.  1)'Ö78,5:57  M,  1—1,4  "/o),  auf  die  Einfuhr  Fr.  1'523,475— 3'616,087 
(0,2 — 0,4  ^/o).  Haupte Mö/if/zrartikel  sind;  Stickereien,  Uhren,  Gewebe,  Maschinen 
und  Käse.     Haupt6'/;//W//;artikel  sind   Wein,   Südfrüchte  und  Korkholz. 
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Folgende  seit  1848  abgeschlossene  Verträge  bestehen  zur  Zeit  (Mitte  ISSS") 
zwischen  beiden  Staaten  in  Kraft: 

Die  internationale  Genfer  Konvention  von  1864  betreffend  die  im  Kriege 
verwundeten  Militärs  (A.  S.  VIII,  520);  der  internationale  Ttlcfftaphenoertrag 
von  1875  (A.  S.  n.  F.  11,  296);  der  Nieäerlassunffsoertra(/  vom  14.  Nov. 
1879  (A.  S.  5,  97);  der  internationale  Metervertrag  von  1875  (A.  S.  n.  F.  II, 
3);  der  WeHpostvtrtrag  von  1878  nebst  Zusätzen  von  1885  und  Spezial- 
verträgen  betreffend  die  Poststücke  ohne  Werthangabe,  die  Briefe  mit  deklarirtem 
Werth,  die  Waarenmuster  (A.  S.  n.  F.  IH,  V,  VI,  VII,  VIII,  IX);  der  Aus- 
fieferuPfgs vertrag  vom  31.  Aug.  1883  (A.  S.  n.  F.  VII,  357);  der  Handels- 
vertraf/  vom  14.  März  1883,  nebst  Verlängerungs  Uebereinkunft  vom  27.  Juni 
1887  (A.  S.  n.  F.  VII  und  X);  die  internationalen  Konventionen  von  1883  und 
1886  betreffend  den  Schute  des  gewerblichen^  literarischen  und  künstlerischen 
Eigenthums  (A.  S.  n.  F.  VII  u.  X). 

Sparkassen.  (Mitgetheilt  von  Herrn  Max  Lang,  Beamter  des  eidg.  sta- 
tistischen Bureau.)  S.  auch  Bankwesen  Bd.  I,  S.  119.  Die  ersten  statistischen 
Zusammenstellungen  des  schweizerischen  Sparkassenwesens  finden  sich  im  ersten, 
dritten,  vierten  und  fünften  Bändchen  des  „Schweizerischen  Archiv  für  National- 
ökonomie und  Statistik**  vom  Jahre  1827  u.  ff.,  herausgegeben  von  dem  Basler 
Nationalökonomieprofessor  Christoph  Bernoulli. 

Viel  zuverlässiger  und  ziemlich  vollständig  sind  die  Angaben  aus  dem 
Jahre  1835,  welche  der  Genfer  de  CandoUe  einer  seiner  Arbeiten  zu  Grunde 
legte.  Damals  existirten  in  der  Schweiz  100  Sparkassen  mit  65  Einnehmereien. 
60,028  Einleger  hatten  darin  eine  Gesammtsumme  von  I672  Millionen  Franken 
niedergelegt. 

Für  das  Jahr  1852  hatte  Pfarrer  Spt^ri  in  Altstätten  die  Angaben  von 
den  167  damals  bestehenden  Sparkassen  gesammelt.  Die  Einlegerzahl  war  auf 
181,172  und  ihr  Einlageguthaben  auf  Fr.  60'368,759  angestiegen.  Einzig  die 
Kantone  Wallis  und  Appenzell  I.  Rh.  hatten  noch  keine  Sparkassen. 

Im  Jahre  1864  erschien  der  sechste  Band  der  schweizerischen  Statistik, 
enthaltend  die  „Ersparnißkassen  der  Schweiz^  in  den  Jahren  1852,  1854,  1858 
und  1862,  im  Jahre  1875  sodann  der  21.  Band  mit  den  schweizerischen  Spar- 
kassenresultaten für  die  Jahre  1867  und  1872.  Das  statistische  Bureau  des 
eidg.  Departements  des  Innern  besorgte  die  Herausgabe,  die  Bearbeitung  hatte 
der  obengenannte  Herr  Pfarrer  Spyri  übernommen. 

Ganz  vom  statistischen  Bureau  besorgt  wurde  die  neueste  Publikation  über 
das  schweizerische  Sparkassenwesen,  welche  als  74.  Band  der  schweizerischen 
Statistik  am  Anfang  des  Jahres  1889  erschien.  Sie  enthält  die  Ergebnisse  für 
das  Jahr  1882  mit  einem  Nachtrag  von  Ergebnissen  aus  dem  Jahre  1886.  Eine  dazu 
gehörende  Einleitung  wird  später  noch  nachfolgen.  Diese  letzte  Publikation  hat 
nicht  nur  den  Charakter  einer  wiederkehrenden  Arbeit  behufs  periodischer  Ver- 
gleichungen,  sie  ist  theilweise  auch  zugleich  die  Beantwortung  einer  im  Jahre 
1881  im  Nationalrath  gestellten  und  erheblich  erklärten  Motion,  dahinlautend : 
„Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  zu  prüfen  und  zu  berichten,  ob  und  wie  durch 
die  Postvprwaltung  die   Einlage  von   Ersparnissen  gef()rdert  werden   könnte**. 

Fast  zu  gleicher  Zeit  und  unubhängig  von  einander  entstanden  am  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  die  ersten  bekannten  Sparkassen  in  England,  Deutsch- 
land und  in  der  Schweiz.  Die  erste  schweizerische  iSi)arkasse  war  die 
im  Jahre  1786  vom  bernischen  Großen  Rath  gegründete  und  sicher  gestellte 
Dienstbotenkasse   der  Stadt  Bern.     Sechs  Jahre    nachher    wurde    als    zweiterste 
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Bohweizerisclie  Sparkasse  die  «ZinskaHse"  in  Basel  eröffnet,  jedoch  1810  wieder 
liqnidirt,  nachdem  die  viel  zweckmäßiger  eingerichtete  „Erspamißkasse**  (ge- 
gründet 1809)  sie  überholt  hatte.  Das  gleiche  Schicksal  theilte  die  seit  1789 
in  Genf  bestehende  „Frivatkasse'*  und  die  1795  von  der  Grenfer  National- 
versammlung errichtete  Sparkasse-Pfand-  und  Leihanstalt.  Sie  beide  erlebten  den 
Schluß  des  Jahrhunderts  nicht  mehr. 

Die  Berner  Dienstbotenkasse  allein  zeigte  sich  durch  Einführung  verschiedener 
zeitgemäßer  Aenderungen  lebensfähig;  bis  zum  Jahre  1849  bestand  sie  als  selbst- 
ständige Kasse  fort,  wurde  dann  der  Verwaltung  der  bemischen  Hypothekarkasse 
unterstellt  und  ging  schließlich  1878  ganz  in  derselben  auf. 

Die  Geschäftsgebahrung  dieser  Institute  war  von  derjenigen  der  heutigen 
Sparkassen  wesentlich  verschieden.  In  Bern  und  Basel  konnten  nur  zweimal  im 
Jahr  Einzahlungen  geleistet  und  Rückzahlungen  abgeholt  werden.  Die  Einlagen - 
minima  waren  sehr  hoch;  sie  betrugen  an  ersterem  Ort  20  Kronen  (Fr.  62.  50), 
an  letzterem  50  Pfund  (Fr.  86),  in  Genf  60  Livres  (Fr.  140.  90),  später 
6  Gulden.  Eine  große  Zahl  von  Vorschriften  über  Rückzahlungen,  Einlegergut- 
haben etc.  machten  den  Verkehr  zu  einem  schwerfälligen  und  trugen  wenig  dazu 
bei,  das  Institut  größern  Kreisen  zugänglich  zu  machen. 

Es  darf  hier  noch  angeführt  werden,  daß  die  Fabriksparkassen,  welche 
als  eine  Schöpfung  der  neuesten  Zeit  angesehen  werden,  bereits  schon  am  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  Basel  bestanden.  Im  Jahre  1798  wurde  eine  solche 
dort  aufgelöst  und  gegen  100,000  Basler  Pfund  unter  die  Arbeiter  (Einleger) 
vertheilt. 

Eine  neue  Periode  im  schweizerischen  Sparkassenwesen  begann  mit  der  im 
Jahre  1805  nach  dem  Muster  der  Hamburger  Sparkasse  gegründeten  Zürcher 
Sparkasse;  sie  ist  die  älteste  Kasse  der  Schweiz,  welche  als  selbstständige  Anstalt 
ihre  Thätigkeit  bis  heute  ununterbrochen  fortsetzen  konnte.  Ihr  und  ihren  Nach- 
folgern erst  gelang  es  durch  zweckmäßige  Einrichtungen,  den  Sinn  für  zinstragende 
Spargeidan lagen  in  größern  Kreisen  der  Bevölkerung  zu  wecken. 

Von  den  im  Jahre   1882  bestehenden  Sparkassen  wurden  gegründet: 
1   vor   1800  64  von  1850—1859 

16  von   1800—1819  105     „     1860—1869 

33     ,     1820-1829  189     „    1870—1882 

46     „     1830—1839  2  unbestimmt. 

31     „     1840—1849 

Das  schweizerische  Sparkassen wesen  konnte  sich  ohne  wesentliche  gesetzliche 
Einschränkungen  entwickeln. 

Wir  können  in  den  kantonalen  Gesetzgebungen  drei  Richtungen 
unterscheiden,  nach  welchen  dieselben  in  das  Sparkassen  wesen  eingreifen : 

1)  Der  Kanton  ist  selbst  Gründer  und  Verwalter  von  Sparkassen  oder 
sparkassenähnlichen  Instituten 

2)  Er  leiht  der  gesammten  Geschäftsgebahrung  von  Sparkasseninstituten 
die  staatliche  Garantie,  oder  stellt  sie  behufs  Sicherstellung  des  interessirten 
Publikum«  unter  spezielle  Gesetze  (letzteres  in  zwei  Kantonen :  Bern  durch  Ge- 
setz vom  31.  März  1847  über  gemeinnützige  Gesellschaften  und  Freiburff  durch 
Gesetz  vom   24.  November   1862  über  die  Sparkassen). 

3)  Er  beschränkt  sich  auf  die  allgemeinen  Vorschriften  über  juristische 
Personen,  anonyme  oder  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  gemeinnützige 
Gesellschaften. 
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Durch  die  Bnndesgesetzgebnng  werden  die  Sparkassen  insofern  bertilirt, 
als  sie  unter  diejenigen  Titel  des  schweieerischen  Obligationenrecbts  vom  1.  Janaar 
1883  fallen,  welche  von  der  Ertheilung  juristischer  Persönlichkeit  und  von  der 
Bildung,  der  Organisation  und  der  Auflösung  von  Korporationen  handeln.  Damit 
hat  die  vorher  weit  verbreitete  IJebung  der  sogenannten  Staatsgenehmigung  von 
Sparkassenstatuten  kantonalerseits  fast  ganz  aufgehört,  nicht  zum  Schaden  der 
Sache,  denn  jene  Genehmigung  erweckte,  ohne  eine  nennenswerthe  Garantie  in 
sich  zu  schließen,  beim  Publikum  ein  mehr  oder  weniger  unberechtigtes  Sicher- 
heitsgeftthl. 


Anzabl   der   Sparkassen   in  den   Jahren 


1882 


Zürich 
Bern  . 
Luzem 
Uri    . 
Schwyz 
Obwalden 
Nidwaiden 
Glarus     . 
Zug    .     . 
Freiburg 
Solothurn 
Baselstadt 
Basel  land 
SchafPhausen 
Appenzell  A 
Appenzell  I. 
St.  Gallen 
Graubünden 
Aargau    . 
Thurgan 
Tessin     . 
Waadt    . 
Wallis    . 
Neuenburg 
Genf  . 


-Rh 
Rh 


1852 

26 
26 

3 

1 

4 

1 

1 

1 

1 

3 
1 
4 
5 
17 

9 

1 
36 

2 

1 
12 

1 
1 


1862 

38 
42 

4 

1 

5 

1 

1 
14 

1 

7 

3 

1 

4 
10 
17 

23 

1 
35 

4 

1 
12 

1 

3 

1 


1872 

39 
70 

5 

1 

5 

1 

2 
14 

4 
11 

9 

1 

8 

12 
17 

1 
33 

1 
48 

8 

1 
16 

4 
1 


Total 

57 

92 
17 

1 

7 

2 

2 
18 

8 
22 
18 

7 
14 
19 
25 

3 
58 

1 
54 
18 

2 
27 

1 
11 

3 


Filialen 

11 
11 


1 

2 
1 


Einnehmer-- 
■teilen 

269 

76 

107 


e 

10 
1 

92 
3 

43 

22 

51 
13 
95 
64 

6 
35 

7 
39 
10 


Schweiz  163 


230 


312 


487 


27 


949 
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Einleger 

nach  El 

Eintonen 

,  von  1852—1882. 

Einleger  in  den  Jahren 

Auf  100  Einw.  kamen  Einleger 

^•^^^^^                 '    1852 

1862 

1872 

1882 

1852 

1862 

1872           1882 

Zürich   .     . 

.    .    43,007 

74,746 

93,838 

125,011 

17,2 

28,0 

32,9       39,4 

Bern      .     . 

.     .    34,989 

67,309 

102,367 

136,271 

7,6 

14,2 

20,2       25,a 

Luzern  .     . 

.     .      8,124 

24,825 

33,985 

42,931 

6,1 

19,0 

25,7       31,8 

Uri    .     .    . 

.     .         353 

795 

2,268 

3.967 

2,4 

5,4 

14,1       16,7 

Schwyz .     . 

.    .         424 

1,529 

4,722 

7,583 

1,0 

3,4 

9,9       14,8 

Obwalden  . 

.     .         139 

617 

1,120 

2,159 

1,0 

4,6 

7,8       14,1 

Nidwaiden . 

.     .         940 

2,057 

3,589 

5,309 

8,3 

18,1 

30,7       44,3 

Glarus    .     . 

.     .      2,223 

9,290 

13,509 

17,964 

7,4 

27,5 

38,4      52,5 

Zug   .     .     . 

.     .     .       1,570 

4,334 

3,995 

7,480 

9,0 

20,2 

19,0      32,5 

Freiburg     . 

.     .      2,393 

4,214 

5,103 

7,591 

2,4 

4,0- 

4,6        6,6 

Solothurn  , 

.     .       4,829 

12,126 

19,124 

24,646 

6,9 

17,5 

25,6      30,^ 

Baselstadt  . 

.     .      8,833 

11,788 

15,016 

19,764 

29,7 

29,0 

31,4      30,4 

Baselland  . 

.     .      2,513 

5,116 

9,966 

13,704 

5,2 

9,9 

18,4      23,1 

SchafThaus< 

m .     .      2,357 

4,132 

7,380 

9,959 

6,7 

11,6 

19,6      26,0 

Appenzell  . 

i^.-Rh.      5,543 

7,452 

9,613 

16,236 

12,7 

15,4 

19,7       31,2 

Appenzell 

I..Rh.       — 

253 

315 

845 

2,1 

2,6        6,^ 

St.  Gallen  . 

.     .     .     13,432 

30,451 

54,838 

74,292 

7.9 

16,9 

28,7       35,3 

Grauböndei 

a   .     .       2,743 

6,488 

10,843 

17,238 

3,1 

7,1 

11,8       18,1 

Aargau  .     . 

.     .       9,967 

23,999 

51,283 

57,165 

5,0 

12,4 

25,8      28,8 

Thurgau 

.     .      5,919 

13,017 

20,776 

30,187 

6,7 

14,4 

22,3      30,3 

Tessin    .     . 

.     .      3,012 

2,105 

3,252 

7,771 

2,6 

1,8 

2,7        5,9 

Waadt  .     . 

.     .      9,045 

22,990 

33,506 

44,539 

4,5 

10,8 

14,5       18,7 

Wallis    .     . 

— 

356 

? 

:^4 

0,4 

V          0,3 

Neuenburg 

.     .      9,281 

12,554 

19,264 

30,961 

13,1 

14,4 

19,8      29,8 

Genf.    .     . 

.     .      9,460 

12,748 

22,490 

43,067 

14,7 

15,4 

24,1       42,4 

S( 

ihweiz  181,096 

355,291 

542,162 

746,984 

7,6 

14,1 

20,3      26,2 

Einleger  p.  2 

?park.       1,111 

1,545 

1,738 

1,534 

Sparge 

Ideinleger  i. 

.  J.   1882 

nach  der  Größe 

>  der  S 

pari 

guthaben. 

Anzab 

l  der  Einleger  mit  einem 

Guthaben 

▼on 

Kanton 

®                     bi« 

Fr.  101 

Fr.  501 

Fr.  1001 

Fr.  2001 

über             rr^.^j 

Fr.  100 

bis  50(> 

bis  1000 

bis  2000 

bis  5000 

Fr. 

bim       '^""^ 

Zürich    . 

.     .     .      54,682 

40,307 

15,i>38 

11,952 

2,521 

311       125,011 

Bern 

.     .     .      41,315 

41,656 

18,043 

16,261 

13,400 

5, 

596       136,271 

Luzern  . 

.     .     .      12,912 

13,745 

6,171 

4,942 

3,834 

1,327         42,931 

üri    .     . 

.     .     .           641 

1,375 

633 

566 

467 

285          3,967 

Schwyz  . 

.     .     .        1,921 

2,388 

1,166 

1,053 

756 

299          7,58a 

Obwalden 

.     .     .           968 

684 

236 

162 

84 

25          2,159 

Nidwaiden 

.     .     .        2,726 

1,263 

782 

314 

184 

40          5,309 

Glarus   . 

.     .     .        7,650 

5,279 

1,946 

1,875 

999 

215         17,964 

Zug   .     . 

.     .     .        2,515 

2,013 

889 

830 

764 

469           7,480 

Freiburg 

.     .     .        2,709 

2,732 

1,089 

717 

321 

82           7,650 

Solothurn 

.     .     .        8,897 

6,875 

3,273 

3,174 

1,789 

638         24,64(> 

Baselstadt 

.     .     .        6,796 

7,006 

2,771 

1,891 

1,237 

78         19,779 

Baselland 

.     .     .        5,603 

5,325 

l,6()0 

766 

320 

90         13,704 

Schafrhaus< 

m .     .        3,577 

3,674 

1,093 

848 

549 

218           9,959 

Appenzell 

A.-Rh.       8,368 

5,866 

1,708 

737 

99 

6         16,784 

Appenzell 

I.-Rh.          413 

288 

57 

56 

27 

4              845 

St.  Gallen 

.     .     .      17,978 

23,705 

12,541 

12,839 

6,734 

433         74,230 

Graubünde 

n   .     .       4,997 

7,561 

4,047 

463 

122 

48         17,238 

Aargau  . 

.     .     .      17,017 

19,818 

8,081 

5,581 

3,540 

1,560        55,597 

Thurgau 

.     .     .      11,693 

11,022 

4.352 

2,278 

742 

100        30,187 

Tessin   . 

.     .     .        1,236 

3,058 

1,596 

1,074 

666 

141           7,771 

Waadt   . 

.     .     .      14,626 

14,705 

6,128 

4,919 

3,794 

678        44,850 

Wallis    . 

.     .     .           198 

88 

28 

18 

11 

1              344 

Neuenburg 

.     .      12,607 

8,363 

3,5(J0 

3,143 

3,330 

18        30,961 

Genf .    . 

.     .     .      20,789 

10,()03 

5,036 

3,878 

3,325 

36         43,0()7 

S< 

ihweiz  262,834 

238,799 

102,004 

80,337 

49,615 

12,698      746,287 

In  ProzenU 

in .     .      35,2 

32,0 

13,7 

10,8 

6,6 

1,7              100 
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Beierrefondi  % 

Fr. 

28^676,394    5,58 


Garmntiekapitalien 
Fr. 

117751,977 


»/o 


Beserrefondi  plus 

GarantiekApiUtlien 

Fr. 


•A» 


Garantie. 

Die  Sioherbeit,  welche  die  Kassen  bieten,  beruht  nicht  allein  auf  den  Reserve- 
fonds, sondern  auf  Garantiekapitalien  verschiedener  Art.  üeber  diese  Verhältnisse 
^eben  die  82er  Angaben  folgende  Auskunft: 

Guthaben  der 

Binleger 

Fr. 

514W8,123 

■Gatliftben  der  Bin- 
leger und  der 
übrigen  Glftnbiger 

998^608,257.    28^676,394    2,87     117751,977     11,79     146'428,371     14,66 

Durchschnittsguthaben  der  Einleger  in  den  Jahren 

1852—1882. 


22,91     146'428,371     28,49 


1852 

1862         1872 
Franken 

1882 

Kantone 

1852 

1862          1872 
Franken 

1882 

Zürich   .     .    . 

.     144 

171 

249 

389 

Schaff  hausen .     . 

245 

249 

451 

697 

Bern      .    .    . 

.    .     321 

439 

787 

1034 

Appenzell  A.-Rh. 

151 

152 

189 

259 

Luzem  .    .     . 

.     545 

570 

688 

841 

Appenzell    I.-Rh. 

— 

110 

192 

399 

Uri    ...    . 

.     .     322 

397 

915 

1571 

St.  Gallen  .    .     . 

436 

405 

591 

727 

"Schwyz .    .     , 

.    527 

484 

691 

1072 

Graubünden   .     . 

402 

394 

410 

425 

Obwalden  .     . 

.     .     250 

331 

371 

527 

Aargau  .... 

301 

357 

490 

808 

Nidwaiden . 

.     .     135 

160 

178 

392 

Thurgau     .     .     . 

241 

264 

363 

388 

-Glarus   .     .     , 

.     .     237 

156 

397 

542 

Tessin    .... 

373 

1028 

583 

884 

Zug  ,     .    . 

.     .     265 

548 

797 

1423 

Waadt  .... 

643 

531 

551 

633 

Freiburg    . 

.     .     407 

399 

503 

591 

WalUs    .... 

— 

74 

294 

Solothurn  . 

.     .     289 

354 

518 

814 

Neuenburg      .    . 

853 

777 

827 

653 

Baselstadt  . 

.     .     290 

382 

458 

541 

Genf      .    .     .    .. 

419 

383 

556 

548 

Baselland  . 

.     .     196 

259 

364 

393 

o^u_^:- 

ooo 

OT« 

EOO 

i*oe\ 

Gesammtguthaben  der  Spargeldeinleger,  auf  den  Kopf  der 

Bevölkerung  vertheilt. 

1882 


Kantone 

Zürich 

Bern 

Luzern 

Uri    . 

Schwyz 

Obwalden 

Nidwaiden 

Glarus    . 

Zug  .     . 

Freiburg 

Solothurn 

Baselstadt 

Baselland 


1852 

24,8 

24,5 

33,3 

7,8 

5,1 

2,5 

11,2 

17,4 

23,9 

9,7 

20,0 

86,3 

10,3 


1862  1872 

Frauken 


48,1 
63,4 

108,4 
21,5 
16,4 
15,3 
29,5 
43,6 

121,2 
16,0 
62,0 

109,8 
25,7 


82,0 

159,2 

176,7 

128,9 

68,4 

28,8 

54,7 

152,7 

151,6 

23,2 

132,7 

144,0 

67,2 


153,3 
264,9 
267,9 
263,1 
158,6 

74,1 
173,7 
284,4 
462,9 

38,9 
249,6 
164,3 

91,0 


Kantone 

Schaffhausen . 
Appenz.  A.-Rh. 
Appenz.  I.-Rh. 
St.  Gallen  .  . 
Graubünden  . 
Aargau  . 
Thurgau 
Tessin  . 
Waadt  . 
Wallis  . 
Neuenburg 
Genf .     .     . 


1852 

16,3 
19,2 

34,5 
12,3 
15,0 
16,1 
9,5 
29,2 

111,8 
61,8 


1862  1872 

Franken 


28,9 
23,3 

2,3 
68,2 
28,5 
44,2 
38,2 
18,7 
57,4 

0,3 

111,7 

59,3 


88,3 

37,3 

5,1 

169,6 
48,5 

126,5 
80,9 
15,8 
79,6 

163,7 
134,2 


1882 
181,0 

81,0 

26,2 
256,6 

77,1 
232,5 
117,5 

52,5 

118,2 

1,0 

195,0 

253,0 


Schweiz    25,2      52,6     108,2     180,5 


Gesammtguthaben  sämmtlicher  Spargeldeinleger  und  die 

Reservefonds. 


Einleger- 
guthaben 

Vermehrung 

im  Terhältnisa 

zu  ItM) 

Beserve- 
fonds 

Vermehrung 

im  Verh&ltnisa 

zu  100 

Beservefondt  in 
o/o  der  Einleger- 
guthaben 

1852 

60'366,759 

100,0 

2'744,257 

100,0 

4,55 

1862 

131'901,632 

218,5 

5984,711 

218,1 

4,54 

1872 

288^836,442 

478,5 

11^370,572 

414,3 

3,94 

1882 

514'078,123 

851,6 

28'676,394 

1044,9 

5,58 
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Die  angegebenen  Reservefonds  dienten  nioht  allein  zar  Deckang  der  Spar- 
einlegergnthaben,  sondern  sie  bildeten  anch  die  Reserve  für  die  übrigen  Passiv- 
gescbäfte  der  Kassen. 

Verzinsung. 

Im  Jahre  1882  worden  40,85  ^/o  der  Spareinlagen  mit  4  ^/o  verzinst, 
27,79  /o  mit  47*70,  7,79  7o  mit  472  7o,  2,89^0  mit  5  7o.  Die  niedrigste 
Verzinsang  betrug  37^  ^/oy  die  höcbste  5  ^/o,  Durohscbnittszins  für  die  Gresammt- 
snmme  der  Spareinlagen  4,12  ^/o,  gegen  3,76  ^/o  im  Jahre  1886. 

* 

Für  das  Jahr  1886  wurden  dem  eidg.  statist.  Bureau  die  Eechnungs- 
ergebnisse  von  357  Kassen  bekannt.  Darnach  betrug  deren  Spargeld-Einlegerzahl 
802,697,  mit  einem  Gresammtguthaben  von  Ff.  593'724,829,  was,  für  die 
gleichen  Kassen  berechnet,  gegenüber  1882  eine  Vermehrung  von  116,531 
Spargeldereinlegem  und  von  Fr.  120*374,004  ihrer  Sparguthaben  bedeutet. 

Eine  Neuerung  scheint  sich  in  neuester  Zeit  im  schweizerischen  Sparkassen- 
wesen  einbürgern  zu  wollen,  welche  es  auch  dem  kleinsten  Mann  ermöglichen 
soll,  Spargeld  zinstragend  anzulegen ;  es  ist  das  System  der  SparmarA^en,  welches 
einige  Institute  nach  Art  der  englischen  Penny-Banks  eingeführt  haben. 

Speditionsgeschäft.  Zahl  der  Firmen  ca.  150  mit  ca.  900  Personen. 
Hanptplätze  Basel,  Genf,  Zürich,  St.  Grallen,  Romanshom,  Chiasso,  Luzern,  Chur. 

Spenglerei.  Ziemlich  bedeutendes  Gewerbe  (am  1.  Dez.  1880  3721  er- 
werbsthätige  Personen),  das  sich  mehr  und  mehr  vom  Ausland  unabhängig  macht, 
auch  in  feineren  Waaren.  Die  Spenglerwerkzeugfabrikation  arbeitet  auch  für  das 
Ausland. 

Spezerei«  und  Gewürzpflanzen  werden  in  der  Schweiz  zum  kleinen 
Theil  in  Gärten,  an  einigen  Orten  auch  im  Großen  angebaut  (z.  B.  Wermuth- 
kraut  im  Traversthal).  Vieles  wächst  wild  und  wird  auch  gesammelt,  während 
für  die  sog.  Droguenpflanzen  alljährlich  viel  Geld  in's  Ausland  geht.  Es  gibt 
namentlich  in  den  Alpen  wildwachsende  Gewürzpflanzen,  welche  ganz  besonders 
fein  und  aromatisch  sind.  In  größeren  Mengen  werden  gesammelt  Wermuthkraut, 
Gentiane,  Iva  etc.  für  die  im  Jura  und  in  den  Alpen  eingebürgerte  Fabrikation 
von  Wermuth,  Absinth,    Enzianschnaps,    Ivabitter,   Alpenkräutermagenbitter  etc. 

Spezialbahnen.  In  der  Schweiz.  Eisenbahnstatistik  werden  die  Eisenbahnen 
eingetheilt  in  die  vier  Kategorien :  Ä.  Normalbahnen,  B.  Spezialbahnen,  C.  Draht- 
seilbahnen und  D.  Tramways.  Die  Spezialbahnen  hatten  Ende  1^87  einen  Um- 
fang von  131,360  m  Baulänge  und  132,755  m  oder  rund  133  km  Betriebslänge. 
Zu  den  Spezialbahnen  werden  folgende  Unternehmungen  gerechnet;  Appenzeller- 
bahn,  Arth-Higibahn,  Birsigthalbahn,  Frauenfeld -Wyl,  Geneve-Veyrier,  Lausanne- 
Echallens,  Rigibaho,  Rigi  Scheidegg-Bahn,  Korschach-Heiden,  Tramelan -Ta van nes, 
üetlibergbahn  und  Waldenburgerbahn.  Ferner  kann  man  auch  die  Drahtseil- 
bahnen und  die  Tramways  als  besondere  Gattungen  von  Spezialbahnen  betrachten. 
Nähere  Mittheilungen  über  die  obgenannten  Bahnen  tinden  sich  unter  den  be- 
treffenden Schlagwörtern. 

Spezialhandel.  Großtheil  des  schweizerischen  Außenhandels.  Er  umfaßt 
(nach  der  Definition  des  eidgenössischen  handelsstatistischen  Amtes) : 

a.  Bei  der  Einfuhr:  1)  Alle  beim  Eingang  sofort  verzollten,  sowie  alle  zoll- 
freien Waaren  im  Handelsverkehr;  2)  alle  aus  eidgenössischen  Niederlags- 
häusern, Freilagern  etc.  in  den  inneren  Konsum  übergehenden  Waaren. 
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b.  Bei  der  Ausfahr:  Alle  exportirten  Waaren  einheimiBchen  Ursprungs  und 
diejenigen  exportirten  Waaren  fremder  Provenienz,  welche  den  schweize- 
rischen Eingangczoll  entrichtet  haben. 

Der  Spezialhandel  betrug  in  den  Jahren  1885/88  jährlich  1422  —  1508  Mil- 
lionen Franken  =  97 — 99  ^/o  des  gesammten  schweizerischen  Außenhandels 
(Effektivhandel).    Vgl.  auch  das  Kapitel   „Waarenverkehr**. 

Spieldosen  s.   „Musikdosen'*. 

Spielkartenfabrikation.  Unter  dem  Fabrikgesetz  je  1  Fabrik  in  Schaff- 
hausen und  Hasle  (Bern).  Sonst  sehr  unbedeutend.   1880  nur  41   Arbeiter. 

Spielzeug  wird  in  großen  Mengen  in  die  Schweiz  eingeführt  (1888  für 
Fr.  1^019,000  =  4076  q  a  Fr.  250)  :  Ordinäres,  grobes  Holz-  und  Bleizeug 
vornehmlich  aus  Deutschland  (speziell  Thüringen,  Nürnberg  etc.),  feineres  aus 
Frankreich.  In  der  Schweiz  selbst  wird  wenig  fabrizirt  (Ausfuhr  1888  für 
Fr.  174,446  =  264  q  ä  Fr.  650).  An  Bemühungen  zwar  hat  es  nicht  gefehlt, 
der  Spiel waarenfabrikation  im  eigenen  Lande  größeren  Boden  zu  verschaffen. 
Schon  1813  wurde  sie  anläßlich  eines  Preisausschreibens  des  Kaufmännischen 
Direktoriums  in  St.  Gallen  betreffend  Einführung  neuer  Industrien  in  Vorschlag 
gebracht.  Seitdem  wiederholt  sich  dieß,  unter  Hinweisung  auf  unseren  Holz- 
reichthum,  bei  jeder  schicklichen  Gelegenheit.  In  Bern  hat  die  Gesellschaft  für 
Kleiniudustrie  mit  der  Gründung  einer  Spielwaarenschule  ein  sehr  gutes  Beispiel 
gegeben.    Diese  Schule  wird  vom  Kanton  Bern  und  vom  Bunde  subventionirt. 

Spiralbolirerfabrikation.  2  Firmen  in  Küsnacht  (Ztirich)  unter  dem 
Fabrikgesetz.   Ca.    1  Dutzend  Arbeiter. 

Spitzen  e.   „Stickerei". 

Spitzenklöppelei.  Ehemals  im  Kanton  Neuenburg  bedeutend  (s.  p.  505 
im  II.  Bd.),  von  wo  aus  sie  sich  auch  dem  Kanton  Waadt  und  dem  bernischeii 
Jura  mitgetheilt  zu  haben  scheint,  ist  sie  überall  daselbst  auf  einen  kleinen  Rest 
zusammengeschrumpft.  Anläßlich  der  Volkszählung  von  1880  wurden  im  Kanton 
Neuenburg  nur  noch  39  Spitzenklöpplerinnen  ermittelt,  26  im  Kanton  Waadt, 
20  im  Kanton  Bern,   27   im  Thurgau  und   13  im  Rest  der  Schweiz. 

Splügenbahn.  Wie  im  Westen  der  Schweiz  die  Eisenbahnen  am  Fuße 
des  Simplon,  so  haben  sie  im  Osten  am  Eingang  zur  graubünJnerischen  Gebirgs- 
welt,  in  Chur,  vorläufig  ihren  Abschluß  gefunden.  Und  wie  dort  auf  der  Süd- 
seite der  Alpen  inzwischen  die  italienischen  Linien  bis  Domo  d'Ossola  vorgerückt 
sind,  so  stehen  dieselben  dem  graubündnerischen  Gebiet  gegenüber  bereits  in 
Chiavenna;  was  der  Simplon  auf  der  einen,  das  ist  der  Splügen  auf  der  andern 
Seite,  das  Hinderniß,  dessen  Behebung  durch  Bohrung  eines  Tunnels  und  Führung 
einer  Schienen  Verbindung  die  Interessenten  an  den  beiderseitigen  Zufahrtslinien 
neuestens  wieder  mit  allen  Kräften  anstreben.  Wie  in  der  Westschweiz,  so  sind 
auch  in  der  Ostschweiz  die  Bestrebungen  für  Erstellung  internationaler  Eisen- 
bahnen, wenigstens  offiziell,  älter,  als  diejenigen  für  den  Durchbruch  des  Gott- 
hard ;  die  zentrale  Lage  des  letztern,  welche  die  größte  Interessengruppe  unter 
sich  zu  vereinigen  im  Stande  war,  kam  demselben  in  günstigster  Weise  zu  statten. 
Zudem  waren  die  Anstrengungen  für  einen  ostschweizerischen  Alpendurchbruch 
nicht  immer  auf  das  gleiche  Ziel  gerichtet;  die  erste  Konzession,  welche  der 
Kanton  Graubünden  ertheilt  hat  (am  25.  Juli  1857),  war  diejenige  an  die 
Deutsch-schweizerische  Kreditanstalt  in  St.  Gallen  für  eine  Eisenbahn  von  Chur 
aus  durch  den  Lukmanier  und  das  Tessin.  Erst  am  22.  Juni  1869  hat  die 
Gesellschaft  der  Ver.  Schweizerbahnen  die  Konzession  für  eine  Eisenbahn  bis 
zur  italienischen  Grenze  auf  dem  Splilgen  erhalten.  Indessen  ist  bei  der  Ungunst 
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der  Zeit  nnd  Yerbältnisse  aucb  diese  Eonzesdon  niobt  zur  AusfUbrung  gelangt 
nnd  dabingefallen.  Erst  in  neuerer  Zeit  baben  unter  dem  Vortritt  der  Ver. 
Scbweizerbabnen  und  der  italieniscben  Gesellscbaft,  welcbe  das  Netz  der  adria- 
tiscben  Babnen  betreibt,  wieder  ernstlicbe  Studien  und  Yerbandlungen  begonnen, 
ebne  daß  indessen  beute  scbon  (April  1890)  ein  bestimmtes  Ergebniß  zu  kon- 
statiren  wäre. 

Für  die  Frage,  welcber  Verkehr  einer  internationalen  Verbindung  via  Splttgen 
zufallen  wird,  sind  niobt  allein  die  Entfernungen  maßgebend,  sondern  eben  so  sebr 
die  Interessen  der  Ansoblußbabnen  und  die  daraus  folgende  Tarifpolitik.  Die 
Verkebrskreise  der  Alpenübergänge,  ohne  SplUgen  und  Simplon,  greifen  scbon 
jetzt  so  sebr  in  einander  über,  daß  ein  Tarifkrieg  nur  durch  vertragliche  Ab- 
machungen, in  denen  die  Rechte  der  einzelnen  Gesellschaften  so  gut  als  möglich 
umschrieben  sind,  vermieden  wird.  Kommen  die  neuen  Verbindungen  zu  Stande, 
so  wird  scbon  die  Thatsache  ihrer  Existenz  die  älteren  Eivalen  zwingen,  mit 
ihnen  sich  zu  vertragen.  Jedenfalls  wird  den  Bestrebungen  um  Erstellung  der 
Splügenbahn  schon  deßwegen  alle  Beachtung  geschenkt  werden  müssen,  weil  im 
Vergleich  dieser  Route  zu  derjenigen  durch  den  Gottbard  Ztlricb  und  Mailand 
neutrale  Funkte  sind,  d.  h.  ziemlich  genau  dieselben  Entfernungen  (316  Kilo- 
meter) haben,  und  der  zwischenliegende  Verkehr,  welcher  der  Splügenroute  zu- 
fallen wird,  nicht  gering  geschätzt  werden  darf.  Die  Kosten  der  Splügenbahn 
sind  auf  90  bis  160  Millionen  Franken  veranschlagt. 

Splfig^enstrasse  (Alpenstraße).  Dieselbe  wurde  gleichzeitig  mit  der  Bem- 
hardinerstraße  (1818 — 1821)  angelegt.  Sie  führt  vom  Dorfe  Splügen  über  den 
gleichnamigen  Paß  (Paßhöhe  2117  m  über  Meer)  dem  Liro  entlang  nach  Chia- 
venna.  Der  sehr  bedeutende  Waarenverkehr,  dessen  sich  der  Splügen  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts  rühmen  konnte,  wurde  durch  die  seitherige  Konkurrenz 
der  Brenner-,  Mont-Cenis,  Gottbard-  und  Arlbergbahn  auf  ein  Minimum  herab- 
gedrückt; dagegen  ist  ihm  noch  ein  namhafter  Postverkehr  geblieben. 

Sprit  s.  den  Abschnitt  „ Alkoholmonopol *"  im  Artikel  »Staatsmonopole**. 

Staatsbahnen.  Seit  die  Bem-Luzem-Bahn,  welche  Eigentbum  des  Staates 
Bern  war,  in  den  Besitz  der  fusionirten  JuraSimplon-Bahn-Gesellschaft  über- 
gegangen ist  (1.  Januar  1890),  gibt  es  in  der  Schweiz,  abgesehen  von  den  auf 
Schweizer  Gebiet  liegenden  Theilstrecken  ausländischer  Staatsbahnen  (s.  Seite  87 
im  I.  Band),  nur  noch  zwei  staatliche  Bahnuntemehmungen,  nämlich  die  Linie 
Jura  neuchätelois  als  neuenburgisches  und  die  Linie  Genf-Ännemasse  als  genfe- 
risches  Staatsmonopol. 

Bekanntlich  macht  sich  nun  seit  einigen  Jahren  eine  starke  Strömung  geltend, 
sämmtliche  Bahnen  in  staatlichen  Besitz,  und  zwar  des  Bundes,  zu  bringen.  Aller- 
neuester Ausdruck  dieser  Tendenz  ist  der  am  19.  Mai  1890  unter  Vorbehalt  der 
Zustimmung  der  gesetzgebenden  Behörden  und  eventuell  des  Volkes  vom  Bundes- 
rath  bewerkstelligte  Kauf  von  30,000  Prioritätsaktien  der  Jura -Simplon -Bahn. 
Eine  andere  Grundlage  zur  Verstaatlichung  der  Babnen  ist  in  den  Eückkaufs- 
Torbehalten  gegeben,  welcbe  zu  Gunsten  des  Bundes  in  die  den  Eisen babnunter- 
nehmungen  ertheilten  Konzessionen  aufgenommen  werden  mußten. 

Schon  das  alte  Eisenbahngesetz  vom  28.  Juli  1852  enthielt  in  Art.  14  die 
Vorschrift,  daß  je  weilen  im  einzelnen  Falle  theils  die  Zeitfristen  festzusetzen  seien, 
nach  deren  Ablauf  dem  Bunde  das  Recht  zustehen  solle,  die  betretende  Eisenbahn 
sammt  dem  Material,  den  Gebäulicbkeiten  und  den  Vorrätben,  welche  dazu  ge- 
hören, gegen  Entschädigung  an  sich  zu  ziehen,  theils  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  welchen  der  Rückkauf  stattfinden  könne. 

FiUT«r,  Volkswirthtchafls-Lezikon  der  Schweis.  ^ 
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Demgemäß  wurde  regelmäßig  bei  Genehmigung  der  von  den  Kantonen  er- 
theilten  Konzessionen  durch  die  Bundesversammlung  auf  den  Ablauf  des  30.,  45., 
60.,  75.  und  99.  Jahres  (resp.  Ablauf  der  Konzession),  vom  1.  Mai  1858  an 
gerechnet  (bloß  für  die  vor  1853  ertheilten  Konzessionen  laufen  die  Fristen  vom 
Zeitpunkte  der  Betriebseröfibung  und  für  einzelne  spätere  Konzessionen  die  ent- 
sprechend abgeänderten  Fristen  vom  Datum  der  Bundesgenehmigung  an),  dem 
Bunde  das  Rückkaufsrecht  im  Sinne  der  vorerwähnten  gesetzlichen  Bestimmung 
vorbehalten,  unter.  Festsetzung  einer  Kündigungsfrist  von  fünf  Jahren  und  von 
Bedingungen  bezüglich  Ausmittlung  der  zu  leistenden  Entschädigung,  welche  als 
eben  so  vortheilhaft  für  die  Aktionäre,  wie  ruinös  für  den  Bund  bezeichnet  werden 
müssen  und  folgenden  Wortlaut  haben : 

«Kann  eine  Verständigung  über  die  zu  leistende  Entschädigungssumme  nicht  erzielt 
werden,  so  wird  die  letztere  durch  ein  Schiedsgericht  bestimmt. 

„Dieses  Schiedsgericht  wird  so  zusammengesetzt,  daß  jeder  TheU  zwei  Schiedsrichter 
wählt  und  von  den  letzteren  ein  Obmann  bezeichnet  wird.  Können  sich  die  Schiedsrichter 
über  die  Person  des  Obmanns  nicht  vereinigen,  so  bildet  das  Bundesgericht  einen  Dreier- 
vorschlag, aus  welchem  zuerst  der  Kläger  und  hernach  der  Beklagte  je  einen  der  Vor- 
geschlagenen zu  streichen  hat. 

«Für  die  Ausmittlung  der  Entschädigung  gelten  folgende  Bestimmungen: 

a.  Im  Falle  des  Rückkaufes  im  30.,  45.  oder  60.  Jahre  ist  der  25fache  Werth  des 
durchschnittlichen  Reinertrages  derjenigen  10  Jahre,  die  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
der  Bund  den  Rückkauf  erklärt,  unmittelbar  vorangehen,  im  Falle  des  Rückkaufes 
im  75.  Jahre  der  SSV'fache  und  im  Falle  des  Rückkaufes  im  90.  Jahre  der  20fache 
Werth  dieses  Reinertrages  zu  bezahlen,  immerhin  jedoch  in  der  Meinung,  daß  die 
Entschädigungssumme  in  keinem  Falle  weniger  als  das  ursprüngliche  Anlagekapital 
betragen  darf.  Von  dem  Reinertrag,  welcher  bei  dieser  Berechnung  zu  Grunde  zu 
legen  ist,  sind  übrigens  Summen,  welche  auf  Abschreibungsrechnung  getragen 
oder  einem  Reservefonds  einverleibt  wurden,  in  Abzug  zu  bringen. 

b.  Im  Falle  des  Rückkaufes  im  99.  Jahre  ist  die  muthmaßliche  Summe,  welche  die 
Erstellung  der  Bahn  und  die  Einrichtung  derselben  zum  Betriebe  in  diesem  Zeit- 
punkt kosten  würde,  als  Entschädigung  zu  bezahlen. 

c.  Die  Bahn  sammt  Zugehör  ist  jeweilen,  zu  welchem  Zeitpunkt  auch  der  Rückkauf 
erfolgen  mag,  in  vollkommen  befriedigendem  Zustande  dem  Bunde  abzutreten. 
Sollte  dieser  Verpflichtung  kein  Genüge  gethan  werden,  so  ist  ein  verhältniß- 
mäßiger  Betrag  von  der  Rückkaufssumme  in  Abzug  zu  bringen. 

«Streitigkeiten,  welche  hierüber  entstehen  möchten,  sind  durch  das  obenerwähnte 
Schiedsgericht  auszutragen.  *" 

Vom  Jahre  1869  an  wurde  die  litt,  b  weggelassen  und  an  deren  Statt  in 
litt,  a  für  den  Bückkauf  im  99.  Jahre  der  ISfache  Werth  des  Durchschnitts- 
reinertrages als  maßgebend  bezeichnet.  Noch  später  fand  des  öftern  die  Bestimmung 
Aufnahme,  daß  im  Falle  des  Rückkaufes  bei  Ablauf  der  Konzession  nur  noch  der 
Betrag  der  muthmaßlichen  Erstellungskosten  im  Zeitpunkte  des  Bückkaufes  als 
Entschädigung  zu  bezahlen  sei. 

Die  auf  den  Rückkauf  bezügliche  Bestimmung  des  früheren  ist  unverändert 
in  das  neue  Eisenbahngesetz  vom  23.  Dezember  1872  (A.  S.  a.  F.  XI,  S.  1  ff.) 
übergegangen,  mit  der  Erweiterung  bloß,  daß  eventuell  den  Kantonen  das  Rück- 
kaufsrecht vorbehalten  werden  solle  für  den  Fall,  daß  der  Bund  davon  keinen 
Gebrauch  machen  würde.  In  den  hierauf  vom  Bunde,  in  dessen  Hand  durch  das 
neue  Gesetz  die  Eisenbahnhoheit  ausschließlich  gelegt  ist^  ertheilten  Konzessionen 
fand  nach  Maßgabe  der  sog.  Normal konzession  (Thun-Konoltingen,  vom  17.  Sep- 
tember 1873,  E.  A.  S.  I,  pag.  137  ff.)  während  einer  ganzen  Reihe  von  Jahren 
unverändert  eine  Rückkaufsklausel  Aufnahme,  welche  sich  von  der  früheren  nicht 
wesentlich  unterscheidet  und  speziell  für  den  Bund  keine  günstigeren  Bedingungen 
enthält.     Diese  Rückkaufsbestimmungen   der  Normalkonzession  lauten  wie  folgt : 
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,FQr  die  Geltendmachung  des  Rückkaufsrechtes  des  Bundes  oder,  wenn  er  davon 
jkeinen  Gebrauch  machen  sollte,  des  betheiligten  Kantons  gelten  folgende  Bestimmungen : 

a.  Der  Rückkauf  kann  frühestens  auf  1.  Mai  1903  und  von  da  an  jederzeit  erfolgen. 
Vom  Entschluß  des  Rückkaufes  ist  der  Gesellschaft  drei  Jahre  vor  dem  wirklichen 
Eintritte  desselben  Kenntniß  zu  geben. 

h.  Durch  den  Rückkauf  wird  der  Rückkäufer  Eigenthümer  der  Bahn  mit  ihrem 
Betriebsmaterial  und  allen  übrigen  Zugehören.  Immerhin  bleiben  die  Drittmanns- 
rechte  hinsichtlich  des  Pensions-  und  ünterstützungsfonds  vorbehalten.  Zu  welchem 
Zeitpunkt  auch  der  Rückkauf  erfolgen  mag,  ist  die  Bahn  sammt  Zugehör  in  voll- 
kommen befriedigendem  Zustande  dem  Bunde  bzw.  dem  Kanton  abzutreten.  Sollte 
dieser  Verpflichtung  kein  Genüge  gethan  werden  und  sollte  auch  die  Verwendung 
der  Erneuerungs-  und  Reservefonds  dazu  nicht  ausreichen,  so  ist  ein  verhältniß- 
mäßiger  Betrag  von  der  Rückkaufssumme  in  Abzug  zu  bringen. 

€.  Die  Entschädigung  für  den  Rückkauf  beträgt,  sofern  letzterer  bis  1.  Mai  1918 
rechtskräftig  wird,  den  25fachen  Werth  des  durchschnittlichen  Reinertrages  der- 
jenigen zehn  Jahre,  die  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Rückkauf  der  Gesellschaft 
notitizirt  wird,  unmittelbar  vorangehen ;  —  sofern  der  Rückkauf  zwischen  dem 
1.  Mai  1918  und  1.  Mai  1933  erfolgt,  den  22V«fachen  Werth;  —  wenn  der  Rück- 
kauf zwischen  dem  1.  Mai  1933  und  dem  Ablauf  der  Konzession  sich  vollzieht, 
den  20fachen  V^^erth  des  oben  beschriebenen  Reinertrages,  —  immerhin  in  der 
Meinung,  daß  die  Entschädigungssumme  in  keinem  Falle  weniger  als  die  nach- 
gewiesenen erstmaligen  Anlagekosten  der  bestehenden  Einrichtungen,  jedoch  unter 
Abzug  des  Betrages  des  Erneuerungs-  und  Reservefonds,  betragen  darf. 

Bei  Ermittlung  der  Anlagekosten  und  des  Reinertrages  darf  lediglich  die  durch 
diesen  Akt  konzedirte  Eisenbahnunternehmung,  mit  Ausschluß  aller  anderen  etwa 
damit  verbundenen  Geschäftszweige,  in  Betracht  und  Berechnung  gezogen  werden. 

•d.  Der  Reinertrag  wird  gebildet  aus  dem  gesammten  Ueberschuß  der  Betriebs- 
einnahmen über  die  Betriebsausgaben,  zu  welch'  letzteren  auch  diejenigen  Summen 
zu  rechnen  sind,  welche  auf  Abschreibungsrechnung  getragen  oder  einem  Reserve- 
fonds einverleibt  wurden. 

e.  Im  Falle  des  Rückkaufes  im  Zeitpunkt  des  Ablaufes  der  Konzession  ist  nach  der 
Wahl  des  Rückkäufers  entweder  der  Betrag  der  erstmaligen  Anlagekosten  für  den 
Bau  und  Betrieb  oder  eine  durch  bundesgerichtliche  Abschätzung  zu  bestimmende 
Summe  als  Entschädigung  zu  bezahlen. 

f,  Streitigkeiten,  die  über  den  Rückkauf  und  damit  zusammenhängende  Fragen  ent- 
stehen möchten,  unterliegen  der  Entscheidung  des  Bundesgerichtes. 

„Hat  der  Kanton  den  Rückkauf  der  Bahn  bewerkstelligt,  so  ist  der  Bund  nichts- 
•destoweniger  befugt,  sein  dalieriges  Recht,  wie  es  hievor  detinirt  worden,  jederzeit  aus- 
zuüben, und  der  Kanton  hat  unter  den  gleichen  Rechten  und  Pflichten  die  Bahn  dem 
Bunde  abzutreten,  wie  letzterer  dieß  von  der  konzessionirten  Gesellschaft  zu  fordern 
i)erechtigt  gewesen  wäre." 

In  neuerer  Zeit  erst  wird  regelmäßig  die  Bestimmung  in  litt,  c,  daß  die 
Entschädigungssumme  in  keinem  Falle  weniger  als  die  nachgewiesenen  erstmaligen 
Anlagekosten  der  bestehenden  Einrichtungen  betragen  dürfe,  weggelassen  und  als 
•erster  Rückkaufstermin  1915  festgesetzt,  unter  entsprechender  HinausrUckung  der 
für  die  verschiedene  Berechnung  der  Entschädigung  nach  dem  Reinertrag  maß- 
:gebenden  Termine  (auf  1930  statt  1918  und  1945  statt  1933).  Ferner  sind  in 
den  Konzessionen  für  einzelne  Spezial-  und  Straßenbahnen  untergeordneter  Be- 
deutung von  der  Normalkonzession  abweichende  Bestimmungen  über  den  Rück- 
kaof  getroffen  worden. 

Im  Jahre  1883  waren  die  eidgenössischen  Räthe  berufen,  zum  ersten  Male 
über  die  Frage  des  konzessionsmäßigen  Rückkaufes  der  meisten  schweizerischen 
Hauptbahnen  einen  Entscheid  zu  treffen,  da  in  diesem  Jahre  die  Kündigung  mit 
Bezug  auf  die  am  1.  Mai  1888  zum  Rückkauf  falligen  Linien  hätte  erfolgen 
müssen.  Der  Bundesrath  gelangte  in  seiner  bezüglichen  Botschaft  vom  6.  März 
1883  (B.-B.  1883,  I,  pag.  267  iF.)  nach  einläßlichen  Untersuchungen  zu  dem 
Schlosse,  daß  zur  Zeit  auf  den  konzessionsgemäßen  Rückkauf  der  Bahnen  nicht 
«iogetreten  werden  könne,    ohne  den  Bund  großen  finanziellen  Gefahren  preiszu- 
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geben,  und  beantragte  daher,  von  dem  Rechte  des  Rückkaufes  der  8chweizerischen> 
Eisenbahnen  zur  Zeit  keinen  Gebrauch  zu  machen.  Im  Nationalrathe  stellte  zwar 
die  Mehrheit  der  zur  Vorberathung  niedergesetzten  Kommission  den  Antrag,  den 
Bundesrath  mit  der  Abkündung  der  Konzessionen  für  die  Zentralbahn  und  deren 
Gemeinsohaftsbahnen  zu  beauftragen;  allein  die  Mehrheit  der  Räthe  trat  der  Anschauung^ 
und  dem  Antrage  des  Bundesrathes  bei  und  so  unterblieb  ftlr  einmal  der  Rückkauf. 

Seither  hat  es  sich  im  Jahre  1888  darum  gehandelt,  auf  dem  Wege  des 
Vertrages  von  der  Nordostbahn  ihr  gesammtes  Unternehmen  für  den  Bund  zu 
erwerben.  Das  bezügliche  KaufisUnerbieten  des  Bundesrathes  wollte  aber  von  den 
Aktionären  nicht  so  wie  es  lautete,  sondern  nur  unter  gewissen  Bedingungen 
angenommen  werden  und  fiel  infolge  dessen  dahin. 

Staatsbeamte  s.  im  Supplement  « Bundesbeamte **. 

Staatsmonopole  und  Staatsregalien.  (Mitgetheilt  von  Herrn 
Dr.  A.  Hu  her,  Statistiker  des  eidg.  Departements  des  Auswärtigen.) 

Monopole  und  Regalien  in  der  Schweiz. 

Dieselben  sind  theils  eidgenössische,  theils  kantonale.  Die  letzteren  sind 
meistens  älter  als  die  ersteren,  weil  die  Eidgenossenschaft  bis  zum  Jahre  1848 
(von  der  kurzen  helvetischen  Periode  abgesehen)  die  Regelung  des  Wirthschafts- 
lebens  vollständig  den  Kantonen  überließ.  Umgekehrt  überwiegen  nun  die  eid- 
genössischen Monopole  und  Regalien  dusch  ihre  Zahl,  denn  die  Umwandlung  der 
Eidgenossenschaft  vom  Staatenbund  zum  Bundesstaat  hat  nicht  nur  das  politische 
Schwergewicht,  sondern  auch  die  Kraft  zur  Lösung  großer  wirthschaft lieber  und 
sozialer  Probleme  aus  den  Kantonen  in  die  Eidgenossenschaft  verlegt.  Daher  auch 
der  Uebergang  von  ehemals  kantonalen  Regalien,  wie  Zölle,  Münzen,  Post,  Pulver, 
an  den  Bund,  daher  auch  die  anstandslose  Verleihung  des  Telegraphen-  und 
Telephonregalrechtes  an  die  Zentralgewalt,  die  Aufpflanzung  des  Alkoholmonopols, 
auf  eidgenössischem  und  nicht  auf  kantonalem  Boden. 

Eidgenössische  Monopole  und  Regalien. 

Wie  vorhin  gesagt,  hat  der  Bond  mehrere  Monopole  von  den  Kantonen 
übernommen.  Mit  ihnen  hat  er  den  Anfang  gemacht  und  sich  die  bezüglichea 
Kompetenzen  durch  die  Verfassung  von  1848  angeeignet.  Die  Artikel  23,  33, 
36,  38  erklären  die  Zölle,  das  Postwesen,  die  Münzprägung,  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  des  Schießpulvers  als  Bundessache.  Das  Telegraphenregal  folgte  erst 
im  Jahre  1851  als  ganz  neue  öffentliche  Einrichtung,  die  Telephonie  im  Jahr& 
1877,  das  Alkoholmonopol  1885/87. 

Ueber  alle  vorgenannten  Regalien  finden  sich  in  diesem  Lexikon  an  den 
durch  das  Alphabet  bedingten  Stellen  Spezialabhandlungen,  so  daß  es  Zeit-  und 
Raum  Verschwendung  wäre,  hier  näher  auf  dieselben  einzutreten.  Dagegen  ist  das 
Alkoholmonopol  noch  an  keiner  anderen  Stelle  besprochen  worden  und  ge- 
langt deßhalb  hier  zur  Darstellung. 

Entstehung  des  Alkoholgesetzes.  Nachdem  die  schon  im  Jahre  1878 

in  der  Bundesversammlung  aus  fiskalischen  Gründen  angeregte  höhere  Besteuerung 

von  Tabak  und  Sprit  in  dem  Zollgesetze  vom  20.  Juni  1879  einen  vorläufigen 

Abschluß   gefunden   hatte,   wurden   unterm    23.  Dez.   1881  bei  Gelegenheit  der 

Berathung  des  Budgets  pro   1882  die  Postulate  gestellt  und  angenommen^): 

1)  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  von  der  im  Bundesgesetz  vom  20.  Juni  1879^ 
Art.  :2,  erhaltenen  Ermächtigung  l)etr.  Erhöhung  des  Eingangszolles  auf  Branntwein  etc. 
bald  th unliebst  in  geeigneter  Weise  Gebrauch  zu  machen.  (Geschehen  durch  Bundes- 
beschluß vom  12.  und  17.  Mai  1882.) 

*)  Botschaft  des  Bundesratlies  an  die  Bundesversammlung  betr.  die  Alkoholfrage^ 
vom  20.  Nov.  1884. 
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2)  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  nicht  auf  dem  Wege  der  Ver- 
ständigung mit  den  Kantonsregierungen  Maßregeln  zu  ergreifen  sind,  um  dem  sich 
steigernden  übermäßigen  Genuß  van  Alkohol  zu  steuern,  und  darüber  Bericht  und  An- 
träge vorzulegen. 

Eine  von   der  Schweiz,  gemeinnützigen  Gesellsohaft,   welche   sich   in  ihrer 

•Jahresversammlung  von  1881  ebenfalls  mit  dieser  Frage  befaßt  hatte,  zu  diesem 

Zweck  eingesetzte  und  beauftragte  Eommissioii^  fand  die  Ursache  der  zunehmeiiden 

Trunksucht  in  der  Zunahme  der  Wirthschaften,  welche  wiederum  eine  Folge  davon 

sei,  daß  durch  die  Interpretation  des  Art.  31  der  Bundes  Verfassung  der  Grundsatz 

der  Normalzahl,  welcher  vor  1874  den  meisten  kantonalen  Wirthschaftsgesetzen 

zu  Grunde  gelegen  habe,  beseitigt  worden,  und  beantragte  daher  in  einer  Eingabe 

vom  Mai  1882: 

Es  sei  entweder  durch  eine  authentische  Interpretation  des  Art.  31  der  Bundes- 
verfassung oder,  wenn  nöthig,  durch  eine  Ergänzu/ng  desselben  den  kantonalen  Behörden 
•der  endgätige  Entscheid  über  die  Ausaibung  des  Wirthschaftsgewerbes  und  des  Klein- 
Jmndels  mit  Branntwein  zuzugestehen. 

Ferner  wurden  unterm  30.  Juni  1882  zwei  Postulate  angenommen,  welche 
weniger  klar  den  einzuschlagenden  Weg  andeuteten. 

Diese  Postulate  und  eine  Reihe  von  Petitionen  veranlaßten  den  Bundesrath 
zum  Studium  der  Frage.  £s  erschien  1884  im  Begleit  der  einschlägigen  Bot- 
«ohaften  eine  umfangreiche,  vom  damaligen  Adjunkten  des  eidg.  statistischen 
Bureau  und  jetzigen  Direktor  der  Monopol  Verwaltung,  Herrn  Milliet,  verfaßte 
offizielle  Schrift :  „Vergleichende  Darstellung  der  Gesetze  und  Erfahrungen 
einiger  ausländischer  Staaten**;  die  Bundesversammlung  nahm  unterm  24.  Juni 
1885  die  nothwendig  gewordene  Abänderung  der  Bundesverfassung  vor. 

Diese  Abänderung  bestand  in  der  Einschaltung  einiger  neuer  Stellen  in  den 
Art.  31  der  Verfassung  uni  in  der  Aufstellung  von  zwei  ganz  neuen  Artikeln. 
Im  folgenden  Abdruck  der  betreffenden  Theile  der  Bundesverfassung  ist  das  Neue 
durch  Schrägschrift  kenntlich  gemacht: 

Art.  31,  Die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der 
Eidgenossenschaft  gewährleistet.  Vorbehalten  sind:  a.  Das  Salz-  und  Pulverregal,  die 
eidgenossischen  Zölle,  die  Eingangsgebähren  von  Wein  und  andern  geistigen  Getränken, 
sowie  andere  vom  Bunde  ausdrücklich  anerkannte  Verbrauchssteuern,  nach  Maßgabe  des 
Art.  32.  b.  Die  Fabrikation  und  der  Verkauf  gebrannter  Wasser,  nach  Maßgabe  des 
Art.  32  *'*.  c.  Das  Wirthschaftswesen  und  der  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken, 
in  dem  Sinne,  daß  die  Kantone  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Ausübung  des 
Wirthschaftsgewerbes  und  des  Kleinhandels  mit  geistigen  Getränken  den  durcn  das 
öffentliche  Wohl  geforderten  Beschränkutigen  unterwerfen  können,  d.  Sanitätspolizeiliche 
Maßregeln  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen,  e.  Verfügungen  über  Ausübung  von  Handel 
und  Gewerben,  über  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  und  über  die  Benutzung  der 
Straßen.  Diese  Verfügungen  dürfen  den  Grundsatz  der  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
selbst  nicht  beeinträchtigen. 

Art.  32.  Die  Kantone  sind  befugt,  die  im  Art.  31,  litt,  a,  erwähnten  Eingangs- 
gebühren von  Wein  und  anderen  geistigen  Getränken  unter  folgenden  Beschränkungen 
zu  erheben :  a.  Bei  dem  Bezug  derselben  soll  der  Transit  in  keiner  Weise  belästigt  und 
der  Verkehr  überhaupt  so  wenig  als  möglich  gehemmt  und  mit  keinen  anderen  Gebühren 
belegt  werden,  b.  Werden  die  für  den  Gebrauch  eingeführten  Gegenstände  wieder  aus 
dem  Kanton  ausgeführt,  so  sind  die  bezahlten  Eingangsgebühren  ohne  weitere  Belästigung 
zurückzuerstatten,  c.  Die  Erzeugnisse  schweizerischen  Ursprungs  sind  mit  niedrigeren 
«Gebühren  zu  belegen  als  diejenigen  des  Auslandes,  d.  Eingan^rsgebühren  von  Wein  und 
anderen  geistigen  Getränken  schweizerischen  Ursprungs  dürfen  da,  wo  solche  schon 
bestehen,  nicht  erhöht  und  in  Kantonen,  welche  noch  keine  beziehen,  mc\i\  eingeführt 
werden,  e.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über  den  Bezug  der  Eingangs- 
^ebühren  sind  der  Bundesbehörde  vor  Vollziehung  derselben  zur  Gutheißung  vorzulegen, 
damit  die  Nichtbeachtung  vorstehender  Grundsätze  verhindert  werden  kann.  —  Mit  Ab- 
lauf des  Jahres  1890  sollen  alle  Eingangsgebühren,  welche  dermalen  von  den  Kantonen 
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erhoben  werden,  sowie  ähnliche,  von  einzelnen  Gemeinden  bezogene  Gebühren  ohne 
Entschädigung  dahinfallen. 

Art.  32oi9.  Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  VvruhnfUn  über 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  gebrannter  Wasser  zu  erlassen.  Bei  dieser  Gt^eU- 
gebung  sollen  diejenigen  Erzeugnisse,  welche  entweder  ausgeführt  werden  oder  eine 
den  Genuß  ausschließende  Zfibereitung  erfahren  haben,  keiner  Besteuerung  unterworfen 
werden.  I)as  Brennen  von  Wein^  Obst  und  deren  Abfällen,  von  Enzianwurzeln,  Wach- 
holderbeeren  und  ähnlichen  Stoffen  fällt  betreffend  die  Fabrikation  und  Besteuerung 
nicht  unter  die  Bundesgesetzgebung.  —  Nach  dem  Wegfall  der  im  Art.  32  der  Bundes- 
verfassung erwähnten  Eingangsgebührt n  auf  geistigen  Getränken  kann  der  Handel 
mit  solchen,  welche  nicht  gebrannt  sind,  von  den  Kantonen  keinen  besonderen  Steuern 
unterworfen  werden,  noch  anderen  Beschränkungen  als  denjenigen,  welche  zum  Schutze 
vor  gefälschten  oder  gesundheitsschädlichen  Getränken  nothwendig  sind.  Jedoch  bleiben 
hiebet  in  Betreff  des  Betriebs  von  Wirthschaften  und  des  Kleinverkaufs  von  Quantitäten 
unter  zwei  Liter  die  den  Kantonen  nach  Art.  31  zustehenden  Kompetenzen  vorbehaltert . 
—  Die  aus  der  Besteuerung  des  Verkaufs  gebrannter  Wasser  erzielten  Beineinnahmen 
verbleiben  den  Kantonen,  in  welchen  sie  zum  Bezug  gelangen.  —  Die  Beineinnahmen 
des  Bundes  aus  der  inländischen  Fabrikation  und  aus  dem  entsprechenden  Zollzuschlag 
auf  eingeführte  gebrannte  Wasser  werden  unter  die  sämmtlichen  Kantone  nach  Ver- 
hältniß  der  durch  die  jeweilige  letzte  eidgenössische  Volkszählung  ermittelten  faktischen 
Bevölkerung  vei'theilt.  Von  den  daherigen  Einndhmen  haben  die  Kantone  winigstens 
10  ^lo  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  in  seinen  Ursachen  und  Wirkungen  zu  ver- 
wenden. 

Art.  6  der  üebergangsbestimmungen.  Wenn  vor  Ende  des  Jahres  1890  ein  Bundes- 
gesetz  im  Sinne  des  Art.  32  ^^  eingeführt  wird,  so  fallen  schon  mit  dessen  Inkrafttreten 
die  von  den  Kantonen  und  Gemeinden  nach  Art.  32  bezogenen  Eingangsgebühren  auf 
geistigen  Getränken  dahin.  V  —  Wenn  in  diesem  Falle  die  auf  die  einzelnen  Kantone 
und  Gemeinden  berechneten  Antheile  an  der  zur  Vertheilung  kommenden  Summe  nicht 
hinreichen  würden,  um  die  dahingefallenen  Gebühren  auf  geistigen  Getränken  nach 
dem  durchschnittlichen  jährlichen  Nettoertrage  in  den  Jahren  1880  bis  und  mit  1884 
SU  ersetzen,  so  wird  den  betroffenen  Kantonen  und  Gemeinden  bis  Ende  des  Jahres 
1890  der  daherige  Ausfall  aus  derjenigen  Summe  gedeckt,  welche  den  übrigen  Kantonen 
nach  der  Volkszahl  zukommen  würde,  und  erst  der  Best  auf  die  letzteren  nach  ihrer 
Volkszahl  vertheilt.  —  Außerdem  ist  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung  zu  be- 
wirken, daß  denjenigen  Kantonen  oder  Gemeinden,  für  welche  das  Inkrafttreten  dieses 
Beschlusses  eine  fiskalische  Einbuße  zur  Folge  haben  kann,  diese  Einbuße  nicht  auf 
einmal  in  ihrem  vollen  Umfange,  sondern  nur  allmälig  bis  zum  Jahre  1895  erwachse. 
Die  hiezu  erforderlichen  Entschädigungssummen  sind  vorweg  aus  den  im  Art.  32^^, 
Alinea  4,  bezeichneten  Beineinnahmen  zu  entnehmen. 


Ueber   diese  Revision   der  Bundesverfassung   fand  die 
25.  Oktober  1885  statt.  L>30,250  Stimmende  erklärten  sich 
die  Revision,  nämlich  : 


Volksabstimmung  am 
für,   157,463  gegen 


Im  Kanton  FQr 

Aargau 23,260 

Appenzell  A.-Rh. .     .        4,939 
Appenzell  I,-Rh.   .     .  759 

Baselland     ....        5,144 
Baselstadt    ....        4,062 

Bern 23,633 

Frei  bürg 6,530 

Genf 2,054 

Glarus 1,194 

Graubuntlen     .     .     .        5,853 

Luzern 11,141 

Neuenburg  ....        8,759 
Nid  Waiden    ....         1,381 


Qegen 

10,656 
5,024 
1,143 
2,439 
2,371 

37,565 
7,497 
8,008 
3,660 
8,139 
2,861 
3,414 
312 


Im  Kanton 

Obwalden 
St.  Gallen 
Schaffhausen 
Schwyz    . 
Solothum 
Tessin 
Thurgau  . 
Uri      .     . 
Wfiadt 
Widlis      . 
Zürich 
Zug     .    . 


Fftr 

Gegen 

2,054 

455 

21,390 

15,672 

3,654 

2,739 

4,366 

1,354 

2,734 

8,391 

11,151 

1,577 

10.298 

6,295 

1,796 

1,475 

26,9()7 

3,618 

12,955 

663 

31,219 

21,693 

1,957 

442 

230,250       157,463 


')  GemftBK  dem  ersten  Absatz  dieses  Art.  6  und  Bundesrathsbeschlnss  rom  15.  Juli  ItiSl^  betr.  den 
successiven  Vollzug  der  einzelnen  Theile  des  Bundesgesetzes  toui  23.  Dez.  1886  (A.  S.  n.  F  ,  Bd.  X,  S.  60  ff., 
115  ff.),  sind  die  von  den  Kantonen  und  Gemeinden  nach  Art.  'V2  der  BundesTerfassung  bezogenen  Eingangs- 
gebühren auf  geistigen  Getränken  mit  dem  1.  Sept.  1887  dahingefaUen.  Damit  sind  Art.  32  und  Art.  31,. 
litt,  a,  soweit  sie  sich  auf  EiugangsgebOhren  fOr  Wein  und  andere  geistige  Getr&nke  beziehen,  aasser- 
Kraft  gesetzt. 
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Es  verwarfen  somit  die  Kantone  Appenzell,  Bern,  Freibarg,  Grenf,  Olaras, 
Ghranbünden,  Solothnm.  Diese  Verwerfenden  waren  von  verschiedenen  Gründen 
geleitet.  Bern  und  Solothum,  als  Hauptquartiere  der  Schnapsbrennerei,  mochten 
ihre  Privatinteressen  nicht  preisgeben;  Genf  fürchtete  einen  Ausfall  in  seinen 
Finanzen;  Appenzell  folgte  seinem  beliebten  ^Ntiz  neos**  und  die  übrigen  Kantone 
standen  unter  der  Furcht  vor  der  Yertheuerupg  des  Gläschens  des  armen  Mannes. 
Wie  sich  aus  den  hievor  mitgetheilten  Revisionsparagraphen  ergibt,  war  der 
durch  sie  verfolgte  Zweck  ein  mehrfacher,  nämlich : 

a.  Ein  polüischery  weil  der  Bund  damit  kurzer  Hand  die  Absicht  kundgab, 
daß  er  für  Lösung  dieser  allgemeinen  Fragen  seine  Hoheitsrechte  im  weitesten 
Umfange  geltend  machen  wolle; 
6.  ein  ökonomischer,  infolge  des  bedeutenden  Interesses,  das  die  Eidgenossen- 
schaft an  der  Unterdrückung  der  letzten  kantonalen  Zollschranken  haben 
mußte,  um  die  freie  Zirkulation  aller  Waaren  im  Inneren  der  Schweiz  zu 
ermöglichen,  sowie  infolge  der  Rücksichtnahme  auf  das  rein  nationale  In- 
teresse bei  aUfälliger  Negoziation  von  Handelsverträgen; 

c.  ein  fiskalischer,  weil  durch  Aufhebung  der  internen  Konsumgebühren  die 
Möglichkeit  gegeben  war,  die  bezüglichen  Grenzzölle  innert  gewisser 
Schranken  zu  erhöhen,  um  sich  event.  vermehrte  Einnahmen  zu  verschaffen; 

d.  ein  sozialpolitischer,  bzw.  hygienischer,  wegen  der  Bekämpfung  der  Folgen 
des  übermäßigen  Alkoholgenusses. 

Anfänglich  war  man  im  Zweifel  darüber,  ob  man  sich  bloß  auf  eine  Regle- 
mentirung  des  Wirthschaftsgewerbes  beschränken  oder  ob  man  überhaupt  weiter- 
gehen wolle.  Man  entschied  sich  zu  letzterem,  in  der  Erwägung,  daß  die  Ver- 
wüstungen, welche  der  Alkoholismus  in  gewissen  Theilen  der  Schweiz  anrichtete, 
nicht  nur  vom  übermäßigen  Genuß  des  Alkohols,  sondern  auch  von  der  schlechten 
Qualität  desselben  herrührten,  und  daß  diese  ihren  Grund  in  der  unvollständigen 
AusrüRtung  einer  großen  Anzahl  von  kleineren  Brennereien,  sowie  in  der  Pantscherei 
des  Zwischenhandels  hatte. 

In  diesen  konstatirten  Thatsachen,  im  Zusammenhalt  mit  den  oben  angeführten 
Zwecken,  ergaben  sich  denn  auch  die  nöthigen  Direktiven  für  den  Bund  zur  Be- 
handlung und  Lösung  der  Frage.  ^) 

Die  Aufgabe  des  Bundes  war : 

1)  Eine  Verminderung  des  Branntweinkonsums  herbeizuführen; 

2)  eine  bessere  Qualität  dieses  Getränkes  zu  sichern; 

3)  die  Uebelbtände  zu  beseitigen,  welche  mit  dem  privaten  Brennereibetrieb 
und  Branntweinverkauf  verbunden  waren; 

4)  ein  finanzielles  Resultat  zu  erzielen,  welches  genügend  sei,  um  den  in 
Art.  32  ***■  der  Bundesverfassung  und  Art.  6  ihrer  Uebergangsbestimmungen 
übernommenen  Verpflichtungen  zur  Entlastung  der  nicht  gebrannten  Ge- 
tränke gerecht  zu  werden. 

Diese  Aufgabe  sollte  aber  gelöst  werden  unter  möglichster  Sicherung  der 
Finanzquellen  des  Bundes,  ferner  sollten  die  in  der  Brennerei  liegenden  land-  und 
industriewirthschaftlichen  Interessen  gewahrt  werden. 

Um  nun  die  neuen  Verfassungsbestimmungen  (Art.  32**'"  und  Art.  6  der 
Uebergangsbestimmungen)  zur  Ausführung  zu  bringen,  legte  das  eidgenössische 
Departement  des  Innern  als  Ergebniß  seiner  bezüglichen  Studien  drei  verschiedene 
Gesetzesprojekte  vor,  die  auf  verschiedenen  Wegen  das  vorgesetzte  Ziel  zu  er- 
reichten suchten. 


0  Siehe  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  8.  Oktober  188G. 
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Entwurf  I  ließ  die  privatwirthschaftliche  Thätigkeit  im  Ganzen  frei,  machte 
aber  das  Brennereigewerbe  konzessionspflichtig.  Nur  ein  technisch  rationeller  Be- 
trieb, der  täglich  mindestens  zwei  Hektoliter  80  ^/o-haltigen  Sprit  zu  erzengen 
vermag,  wird  gestattet.  Nnr  rektifizirter  Sprit  darf  in  den  Yerkehr  gebracht 
werden.  Pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols  sollten  Fr.  80  Steaer  erhoben  werden, 
wobei  dem  inländischen  Fabrikat  10  ®/o  Schwund  in  Anrechnung  gebracht  würden. 
Für  das  inländische  Fabrikat  bezahlte  nach  dem  Entwurf  der  Brenner  die  Steuer, 
für  den  importirten  Sprit  der  Importeur  in  der  Form  eines  Zollzuschlages  zu  einem 
Zoll,  welcher  die  Konkurrenzfähigkeit  den  heimischen  Fabrikanten  möglich  macht. 

Nach  Entwurf  II  können  unter  denselben  Voraussetzungen  Brennereien  ge- 
bildet und  betrieben  werden,  wie  nach  Entwurf  I.  Der  gesammte  Rohsprit  geht 
aber  in  die  Hand  des  Bundes  über,  der  ihn  zur  Reinigung  an  konzessionirte 
Rektiükationsanstalten  abgibt.  Der  Bund  ist  berechtigt,  bei  drohender  üeber- 
produktion  Betriebsbeschränkungen  durch  bestimmte  Kontingentirung  anzuordnen. 
Die  Brenner  sind  gehalten,  gegen  einen  bestimmten  Normalankaufspreis  von 
Fr.  60 — 70  ihr  ganzes  Produkt  an  den  Bund  abzuliefern.  Dieser  ist  auch  der 
einzige  Importeur.  Er  gibt  seinen  Yorrath  an  einheimischer  und  ausländischer 
Waare  gegen  einen  zum  Voraus  normirten,  den  Steuerzuschlag  in  sich  enthaltenden 
Verkaufspreis  an  konzessionirte  Reinigungsanstalten  ab.  Die  letzteren  bringen  das 
Produkt  nach  stattgehabter  Raffination  in  den  Handel  zu  den  vom  Bundesrath 
genehmigten  Tarifsätzen  (Fr.  160 — 170  per  Hektoliter).  Dieser  Entwurf  konsti- 
tuirt  also  das  Großhandelsmonopol ,  Immerhin  Kind  gegen  die  ungesunde  Bildung 
privater  Großhandelsmonopole  bestimmte  Kautelen  vorgesehen.  Kleinhandel  und 
Ausschank  sind,  wie  in  Entwurf  I,  an  einige  gewerbepolizeiliche  Maßnahmen  der 
Eidgenossenschaft  und  an  die  fiskalischen  Anforderungen  der  Kantone  gebunden. 

Bei  Entwurf  III  wird  die  ganze  private  Brennerei  beseitigt  und  die  Brannt- 
weinbrennerei zum  Bundesmonopol  gemacht.  Der  Bund  kann  danach  selbst  die 
Fabrikation  übernehmen  oder  sie  in  Pacht  geben.  Er  kann  sie  aber  auch  im 
In  lande  ganz  unterdrücken  und  den  Bedarf  durch  Import  decken.  In  jedem  Fall 
hat  er  Sorge  zu  tragen,  nur  entfuselten  Branntwein  zum  Konsum  gelangen  zu 
lassen.  Der  Großhandel  ist,  wie  bei  Entwurf  I.  unter  Vorbehalt  gewisser  Ein- 
und  Ausfuhrbedingungen  in  seiner  jetzigen  Form  unangetastet  gelassen.  Klein- 
handel und  Ausschank  sind  analog  I  und  II  geregelt.  Es  steuerte  flieser  Entwurf 
auf  eine  allmälige  Beseitigung  der  inländischen  Produktion  hin  und  geht  von  der 
Voraussetzung  aus,  die  inländische  Produktion  habe  keine  hohe  wirthschaftliche 
oder  überhaupt  keine  Berechtigung  auf  Fortexistenz. 

Bei  Entwurf  I  ist  dem  inländischen  Produzenten  durch  die  Einfuhrzölle, 
bei  Entwurf  U  durch  die  Abnahmepflicht  des  Bundes  für  sein  Gewerbe 
Schutz  gewährt.  Das  Departement  des  Innern  hatte  Projekt  11  in  Vorschlag  ge- 
bracht, der  Gesammt- Bundesrath  einigte  sich  aber  auf  das  amendirte  Projekt  I  ^) 
und  legte  der  Bundesversammlung  durch  Botschaft  vom  8.  Oktober  1886  einen 
bezüglichen  Gesetzesentwurf  vor.  •  In  der  nationalräthlichen  Kommission  von  elf 
Mitgliedern  wurden  die  vorgelegten  Projekte  in  lebhafte  Behandlung  genommen, 
und  sie  ging  am  Schlüsse  ihrer  Verhandlung  mit  keinem  der  vorgelegten  Projekte 
einig,  sondern  stellte  ein  eigenes  Projekt  auf  Basis  der  Projekte  III  und  II  auf. 
Die  Majorität  der  Kommission  fürchtete,  daß  die  Anwendung  sehr  hoher  Einfuhr- 
zollansätze und  hohe  Fabrikatsbesteuerang  auch  zu  großer  Defraude  Anlaß  geben 
und  daher  ein  zahlreiches  Aufsichtsperöonal  nothwendig  machen  würde. 

')  Bundesblatt  1886,  Bd.  III,  S.  421  ff. 
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Im  Femeren  schien  es  der  Kommission,  daß  die  hohen  Anforderungen  an 
die  einzebien  Brennereien  ein  faktisches  Fabrikations-  bzw.  Yerkaufsmonopol  kon- 
Btitniren  würden.  Sie  entschied  sich  daher  in  endgültiger  Abstimmung  (sieben 
gegen  drei  Stimmen)  auf  eine  Kombination  von  Verkaufs-  und  Fabrikationsmonopol 
und  suchte  im  TJebrigen  die  hauptsächlichsten  betheiligten  Interessentenkreise,  die 
Landwirthscliaft  und  die  Brennereien,  und  zwar  besonders  auch  die  kleineren 
Brennereien,  auf  der  einen  Seite,  sowie  die  Konsumenten  und  den  Fiskus  auf 
der  anderen  Seite,  in  gebührende  Berücksichtigung  zu  ziehen.  ^) 

Dieser  Kommissionalvorschlag  wurde  von  der  Bundesversammlung  im  Prinzip 
angenommen  und  zum  Gesetz  erhoben.  Es  passirte  am  15.  Mai  1887  die  Volks- 
abstimmung, wobei  sich  267,122  Stimmen  für  die  Annahme  und  138,496  Stimmen 
für  die  Verwerfung  ergaben. 

Das  Gesetz  hat  folgenden  Wortlaut: 

Art.  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  und  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser  aus  Stoffen, 
deren  Brennen  der  Bundesgesetzgebung  untersteUt  ist,  steht  ausschließlich  dem  Bunde 
XU.  Der  Bund  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  für  Verarbeitung  zu  Getränken 
bestimmten  gebrannten  Wasser  genügend  gereinigt  seien.  Soweit  der  Bedarf  durch 
inländische  Produktion  gedeckt  werden  soll,  überträgt  der  Bund  die  erforderlichen 
Lieferungen  an  die  Privatthätigkeit  nach  Maßgabe  von  Art.  2. 

Art.  2.  Annähernd  ein  Viertheil  des  Bedarfes  an  gebrannten  Wassern  wird  durch 
Lieferungsverträge  beschafft,  welche  der  Bund  mit  inländischen  Produzenten  abzu- 
schließen hat.  Die  Lieferungen  werden  vom  Bundesrathe,  nach  Feststellung  des  Pflichten- 
beftes,  in  Loosen  von  mindestens  150  und  höchstens  1000  Hektolitern  absoluten  Alkohols, 
für  Uebemahme  ausgeschrieben  und  auf  Grund  der  für  die  einzelnen  Loose  eingelangten 
Angebote  an  Diejenigen  vergeben,  welche  bei  zureichender  Garantie  die  günstigsten 
Bedingungen  stellen.  Bei  der  Vergebung  ist  das  Brennen  einheimischer  Rohmaterialien 
und  der  Brennbetrieb  in  Form  landwirthschaftlicher  Genossenschaften  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen.    Keine  Brennerei  erhält  mehr  als  ein  Loos  zugeschlagen. 

Art.  3.  Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  wird  zu  den  vom  Bundesrath  auf- 
zustellenden Bedingungen  und  gegen  eine  feste  Monopolgebühr  von  Fr.  80  per  Meter- 
zentner Bruttogewicht  nebst  Eingangszoll,  ohne  Rücksicht  auf  den  Alkoholgehalt,  auch 
Privatpersonen  gestattet. 

Art.  4.  Die  gebrannten  Wasser  werden  vom  Bund  in  Mengen  von  mindestens 
150  Litern  gegen  Baarbezahlung  abgegeben;  der  Verkaufspreis  wird  vom  Bundesrath 
zeitweise  festgesetzt  und  im  Bundesblatt  veröffentlicht.  Derselbe  soll  per  Hektoliter 
absoluten  Alkohols,  ohne  Gebinde,  nicht  weniger  als  Fr.  120  und  nicht  mehr  als  Fr.  150 
betragen. 

Afi.  5.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu  deren  Herstellung  steuerpflichtiger 
Alkohol  verwendet  wird,  ist  die  Menge  desselben  nach  dem  Verhältnisse,  in  welchem 
er  bei  der  betreffenden  Fabrikation  Verwendung  findet,  zu  ermitteln,  und  es  ist  für  den 
entsprechenden  Monopolgewinn  am  Ende  des  Rechnungsjahres  Rückvergütung  zu  leisten. 
Diese  Rückvergütung  wird  vom  Bundesrath  nach  Maßgabe  des  durchschnittlichen  Unter- 
schiedes zwischen  dem  Verkaufspreis  und  dem  Anschaffungspreis  der  eingeführten  ge- 
brannten Wasser  (loco  Magazin)  berechnet.  Für  Ausfuhrmengen  unter  20  Litern  wird 
die  Rückvergütung  nicht  geleistet. 

Art.  6.  Zur  Verwendung  für  technische  und  Haushaltungs-Zwecke  werden  die 
hiezn  geeigneten,  in  der  Regel  den  wohlfeilsten  Vorräthen  zu  entnehmenden  gebrannten 
Wasser  aus  den  Magazinen  des  Bundes  in  Mengen  von  150  Litern  an  zum  Selbstkosten- 
preis, bei  importirter  Waare  unter  Hinzurechnung  des  betreffenden  Eingangszolles, 
denaturirt  abgegeben.  Der  Bundesrath  wird  die  Bedingungen  und  das  Verfahren  fest- 
stellen, denen  die  Denaturirung  unterworfen  ist. 

Art.  7.  Das  Hausiren  mit  gebrannten  W^assern  jeder  Art,  sowie  der  Ausschank 
von  solchen  und  der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brennereien  und  solchen  Geschäften, 
in  denen  der  besagte  Ausschank  und  Kleinhandel  niclit  im  natürlichen  Zusammenhang 
mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel  stehen  würde,  sind  verboten.  Vorbehalten 
bleibt  der  Kleinhandel  mit  denaturirtem  Sprit  und  der  Kleinhandel  aus  Brennereien 
nach  Art.  8,  Alinea  4. 

*)  Bericht,  Protokoll,  Gesetzesentwurf  der  Kommission  des  Nationalrathes ;  Bundes- 
blatt 1886,  Bd.  III ;  Beilage  zu  \r.  47  des  Bundesblattes. 
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Art.  8.  Der  Verkauf  von  gebrannten  Wassern  aller  Art  in  Quantitäten  von  minde- 
stens  40  Litern  ist  ein  freies  Gewerbe  (Großhandel).  Der  Handel  mit  kleinem  Quantitäten 
(Kleinhandel)  zerfällt  in:  1)  den  Ausschank  zum  Genuß  an  Ort  und  Stelle;  2)  den 
Eleinverkauf  über  die  Gasse.  Die  Bewilligungen  zum  Ausschank  und  Kleinverkauf 
werden  von  den  kantonalen  Behörden  ertheilt  und  sind  an  eine  der  Größe  und  dem 
Werthe  des  Umsatzes  entsprechende  Verkaufssteuer  zu  knüpfen,  welche  bis  zum  Erlaß 
eines  Bundesgesetzes  von  den  Kantonen  festgesetzt  wird.  Brenner  jedoch,  welche  im 
nämlichen  Jahre  höchstens  40  Liter  nicht  bundessteuerpflichtigen  Branntwein  darstellen, 
dürfen  ihr  Erzeugniß  in  Quantitäten  von  mindestens  5  Litern  frei  verkaufen.  Die  Ge- 
fäße der  Schankstellen  sind  eichpflichtig. 

Art.  9.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Aufsicht  über  den  Handel  mit  den  vom 
Bunde  abgegebenen  gebrannten  Wassern,  sowie  über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf 
des  nicht  bundessteuerpflichtigen  Branntweins  zu  üben. 

Art.  10.  Die  Durchführung  des  Gesetzes  in  seinen  übrigen  Theilen  liegt  dem 
Bundesrathe  ob,  welcher  hiefür  die  nöthigen  Vollziehungsverordnungen  erlassen  und 
die  erforderlichen  Organe  bezeichnen  wird.  Der  Bundesrath  kann  die  Mitwirkung  der 
Kantone  beanspruchen,  in  welchem  Falle  denselben  nachgewiesene  Kosten  zu  vergüten 
sind.  Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung  des  Gesetzes  erforderlichen  Summen  der 
Monopolverwaltung  vorschießen,  welche  dieselben  zu  verzinsen,  beziehungsweise  in  an- 
gemessenen Zeiträumen  zu  amortisiren  hat. 

Art.  11.  Der  Bund  bezieht  von  allen  eingeführten  Spirituosen  die  betreffenden 
Zollgebühren  und  hat  die  Kosten  der  Monopolverwaltung  und  die  der  Zollverwaltung 
durch  das  Monopol  verursachten  Mehrkosten  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Art.  12.  Die  Reineinnahmen  der  Monopol  Verwaltung  werden,  vorbehaltlich  der 
Vorschriften  im  Artikel  6  der  Uebergangsbestimmungen  zur  Bundesverfassung,  unter  die 
sämmtlichen  Kantone  nach  Verhältniß  der  durch  die  jeweilige  letzte  eidgenössische 
Volkszählung  ermittelten  faktischen  Bevölkerung  vertheilt.  Der  Rechnungsabschluß 
findet  jeweilen  auf  den  31.  Dezember  statt. 

Art.  13.  Die  Kantonsregierungen  haben  Ober  die  Verwendung  der  zur  Bekämpfung 
des  Alkohülismus  nach  Art.  32*>*"  der  Bundesverfassung  bestimmten  10  7o  ihrer  Ein- 
nahmen jedes  Jahr  an  den  Bundesrath  Bericht  zu  erstatten,  und  es  sind  die  bezüglichen 
Berichte  der  Bundesversammlung  gedruckt  vorzulegen. 

Art.  14.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandelt,  indem  er  un- 
befugter Weise  gebrannte  Wasser  erzeugt,  oder  die  befugter  Weise  erzeugte  Menge  an 
solcher  Waare  nicht  vollständig  abliefert,  oder  sich  eine  ungerechtfertigte  Rückver- 
gütung zuwendet,  oder  denaturirt  bezogene  Waare  zu  andern  als  den  gestatteten  Zwecken 
verwendet,  oder  auf  unrechtmäßige  Weise  sich  gebrannte  Wasser  verschafll,  ist  mit 
einer  Geldbuße  zu  belegen,  welche  das  Fünf-  bis  Dreißigfache  der  dem  Staate  unter- 
schlagenen Summe  beträgt.  Kann  die  letztere  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  Geld- 
buße von  Fr.  200  bis  10,000  ein.  Befindet  sich  der  Fehlhare  im  Rückfalle,  oder  bestehen 
erschwerende  Umstände,  so  kann  die  Geldbuße  verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängniß 
bis  zu  sechs  Monaten  erkannt  werden.  Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mft  Strafe 
bedrohten  Handlungen  wird  der  Vollendung  gleich  gehalten. 

Art.  15.  Außer  den  im  vorigen  Artikel  genannten  Fällen  wird  jede  Uebertretung 
dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  mit  Geld- 
buße von  Fr.  20  bis  500  bestraft.  Die  Buße  beträgt  Fr.  50  bis  1000,  wenn  der  Fehl- 
bare die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrole  zu  verhindern  gesucht  hat.  Vorbehalten 
bleibt  Artikel  47  des  Bundesstrafrechts. 

Art.  16.  Von  den  Bußen  und  Geldstrafen,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  be- 
zogen werden,  kommt  ein  Dritttheil  dem  Anzeiger,  ein  Dritttheil  dem  Kanton  und  ein 
Dritttheil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die  Widerhandlung  stattgefunden  hat.  Wo  kein 
Anzeiger  ist,  fällt  auch  der  Anzeijrerantheil  in  die  Kantonskasse.  In  Fällen,  wo  die 
Uebertretung  durch  Beamte  oder  Be<lienstetc  der  Zollverwaltung  ermittelt  wird,  geschieht 
die  Vertheilung  nach  Art.  57  des  Zollgesetzes  vom  27.  August  1851. 

Art.  17.  Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  oder 
der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  gilt  das  Bundesgesetz  vom 
.30.  Juni  1849  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher 
Gesetze. 

Art.  18.  Die  EigenthOmer  der  bestehenden  Brennereien  werden  von  dem  Bunde 
für  den  Minderwerth  entschSdigt,  welchen  ihre  zur  Fabrikation  von  gebrannten  Wassern 
verwen<leten  Gebäude  und  Einrichtungen  durch  die  Vollziehung  des  Art.  1  dieses  (Je- 
setzes  erleiden.     Bei   der  Ausmessung  dieser  Entschädigung   darf  der  bisher  durch  die 
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Brennerei  erzielte  Gewinn  nicht  in  Rechnung  gebracht  werden.  Der  Anspruch  auf 
Entschädigung  ist  auf  diejenigen  Eigenthümer  beschränkt,  deren  Brennereien  vor  dem 
25.  Oktober  1885  errichtet  und  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  betrieben  wurden  und  welche 
Qberdies  auf  die  durch  Art.  32^^  der  Yer£uBang  gestattete  Fabrikation  verzichten.  Wo 
eine  gOtliehe  Venitiiidigiiiig  Aber  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht  stattfinden  kann, 
hat  die  Ausmittlung  derselben  durch  Schätzungskommissionen  zu  geschehen.  Diese 
Schätzungskommissionen  sollen  aus  je  drei  Mitgliedern  bestehen,  wovon  das  erste  durch 
das  Bundesgericht,  das  zweite  durch  den  Bundesrath,  das  dritte  durch  die  Regierung^ 
desjenigen  Kantons  zu  ernennen  ist,  in  dessen  Gebiet  die  zu  entschädigende  Brennerei 
sich  befindet.  Gegen  den  Entscheid  der  Schätzungskommission  kann  jeder  Betheiligte 
innerhalb  30  Tagen  nach  Zustellung  des  Entscheides  beim  Bundesgericht  Beschwerde 
fubren.  Geschient  dies  nicht,  so  ist  der  Entscheid  der  Schätzungskommission  als  in 
Rechtskraft  erwachsen  anzusehen.  Das  von  dem  Bundesgericht  und  den  Schätzungs- 
kommissionen einzuhaltende  Verfahren  wird  durch  eine  besondere,  von  dem  Bundes- 
gericht aufzustellende  Verordnung  geregelt,  für  welche  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1850,. 
betreffend  die  Abtretung  von  Privatrechten,  als  Grundlage  zu  dienen  hat. 

Art.  19.  Der  Bund  hat  das  Recht,  die  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  im; 
Lande  befindlichen,  über  V«  Hektoliter  betragenden  Vorräthe  monopolisirter  gebrannter 
Wasser  gegen  Entschädigung  an  sich  zu  ziehen,  insoweit  die  Eigenthümer  solcher  Vor- 
räthe es  nicht  vorziehen,  dieselben  gegen  Entrichtung  der  betreffenden  Steuer  zu 
behalten.  Erklärt  der  Bund  die  Uebemahme  der  Vorräthe,  so  sind  die  Besitzer  zur 
Anmeldung  verpflichtet.  Verheimlichung  der  Waare  hat  Konfiskation  derselben  und 
Bestrafung  nach  Art.  14  zur  Folge.  Der  Uebernahmspreis  wird  durch  Kommissionen 
von  Sachverständigen  festgestellt,  welche  der  Bundesrath  zu  diesem  Zwecke  zu  bestellen 
hat.  Bei  Feststellung  der  nach  diesem  Artikel  zu  übernehmenden  Spirituosen  haben 
die  Kantone  gegen  eine  nach  der  Zahl  der  Abgeber  und  der  Gesammthöhe  des  Ueber- 
nahmspreises  bemessene  Vergütung  dem  Bund  auf  Verlangen  ihre  Mitwirkung  zu  leisten^ 

Das  Gesetz  wurde  mit  dem  27.  Mai  1887  als  yoUziehbar  erklärt,  und  zwar 
in  dem  Sinne,  „daß  der  Beginn  der  Wirksamkeit  für  die  einzelnen  Theile  des 
Gesetzes  durch  spätere  Schlußnahmen  des  Bundesrathes  festzusetzen  sei.  ^)  Die 
effektive  Invollzugsetzang  im  Sinne  dieses  Beschlusses  ließ  nicht  lange  auf  sich 
warten.  *) 

Durch  Veröffentlichungen  im  Bundesblatt,  Anfangs  Juni  1887,  wurden  die- 
jenigen Gewerbetreibenden,  welche  in  ihren  Gewerben  denaturirten,  d.  h.  zum 
Trinkgebrauch  untauglich  gemachten,  Alkohol  verwendeten,  eingeladen,  für  even- 
tuellen  späteren  Bezug  sich  beim  eidgenössischen  Finanzdepartement  anzumelden 
und  dabei  zugleich  die  gewünschten  Denaturirungsmethoden  anzugeben,  um  es- 
dem  betreffenden  Departement  zu  ermöglichen,  Art.  6  des  Gesetzes  reglements- 
mäßig auszuführen.^)  Am  29.  Juni  1887  wurde  der  Bundesrath  ermächtigt, 
für  die  Durchführung  des  Alkohol gesetzes  eine  Anleihe  im  Maximalbetrage  von 
Fr.  10'000,00ü  aufzunehmen,  *)  welche  Befugniß  durch  Bundesrathsbeschluß  vom 
16.  August  1887  dem  Finanzdepartement  delegirt  wurde.  ^)  Am  15.  Juli  1887 
endlich  erklärte  der  Bundesrath  das  „Bundesgesttz  betreffend  gebrannte  Wasser** 
ab    in  seinen  hauptsächlichsten  Bestimmungen  in  Kraft  bestehend.  ^) 

Danach  wurde  am  20.  Juli  1887  begonnen,  alle  Brennapparate,  welche  bi* 
dahin  monopolpflichtige  Rohstoffe  (Getreide  und  Kartoffeln)  gebraunt  hatten,  unter 
Siegel  zu  legen,  und  an  demselben  Tage  wurden  auch  die  Grenzen  für  die 
Spriteinfiihr  geschlossen,  bzw.  den  Qualitätsspirituosen  eine  Einfuhr  Monopol- 
gebtihr    von  Fr.  80  per  q  außer    dem    Zoll    auferlegt.    Gleichzeitig   wurde   daa 

»)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  20. 

*)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  338:  Schreiben  an  die  bernische  Regierung. 

»)  Bundesblatt  1887,  Bd.  HI,  S.  23,  181,  348.  505.  Ü12.  65i,  687,  718,  738,  758. 

*)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  628;  Botschaft  S.  478—480. 

*)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  813. 

^  Bundesblatt  1887,  Bd.  lU,  S.  687. 
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Finansdepartement  ermächtigt,  damals  im  Betrieb  befindliche  Brennereien,  welche 
49ioh  verpflichteten,  das  ganze  Erzeogniß  dem  Bunde  abzuliefern,  bis  zum  1.  Ok- 
tober 1887  weiterarbeiten  zu  lassen.  Der  kantons-  und  gemeindeweise  Bezug 
Yon  EingangogebUhren  auf  geistigen  Getränken  hörte  am  1.  September  1887  auf. 
Unterm  2.  September  übernahm  der  Bund  auch  das  Yerkaufsmonopol  und  modi- 
fizirte  damit  einigermaßen  seine  Schlußnahme  vom   15.  Juli. 

Bevor  wir  nun  auf  die  Besprechung  des  materiellen  Inhaltes  des  Gesetzes 
übergehen,  ist  es  nöthig,  sich  einen  üeberblick  über  das  bezüglich  der  Getränke 
innegehaltene  fiskalische  Regime,  sowie  über  den  Stand  der  Brennereien  und  den 
Verkauf  der  geistigen  Getränke  in  den  Kantonen  zu  machen. 

Was  die  Belastung  mit  Eonsumsteuern  anbetrifi^,  erhoben  16  Elantone  und 
Halbkantone  solche,  theil weise  unter  Anwendung  eines  Differentialtarifs  für  aus- 
ländische Provenienzen.  Diese  mit  1.  September  1887  weggefallenen  kantonalen 
4ind  lokalen  Ohmgelder  natten  einen  Betrag  von  Fr.  3' 600,000  jährlich  abge- 
worfen. In  18  Kantonen  und  Halbkantonen  waren  femer  die  Wirthschaften  und 
Schankstellen  P'atentgebühren  unterworfen. 

Die  Produktion  der  ca.  1400  Brennereien  wurde  auf  etwa  50,000  hl  ver- 
anschlagt und  war  in  der  Hauptsache  das  Erzeugniß  aus  Cerealien  und  Kartoffeln. 
Der  Gesammtkonsum  wurde  auf  150,000  hl,  die  Verminderung  des  Konsums  in- 
folge des  Alkoholmonopols  auf  20  ^/o  berechnet,  so  daß  sich  der  jährliche 
Konsum  auf  120,000  hl  gestellt  hätte,  wovon  nach  dem  Alkoholgesetz  Y4,  also 
30,000  hl,  durch  die  einheimische  Produktion  gedeckt  werden  sollte. 

Nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen,  die  für  das  Verständniß  der  ganzen 
Frage  als  nothwendig  erschienen,  treten  wir  auf  den  materiellen  Inhalt  des  G^ 
«etzes  ein,  indem  wir  im  Einzelnen  auch  die  im  Zusammenhang  damit  erlassenen 
Verordnungen  und  Reglemente  in  den  Eahmen  der  Besprechung  einbeziehen. 

Materieller  Inhalt  des  Alkoholgesetzes  und  der  bezüglichen 
Verordnungen,  a.  Fabrikation.  Durch  Bundesrathsbeschluß  vom  15.  Juli 
1887^)  wurde  nun  das  Einfuhr-  und  Fabrikationsmonopol  als  auf  den  15.  Juli 
in  Kraft  erklärt  und  die  Versiegelung  der  Brennereien  unter  Beihülfe  der  Kantons 
regierungen  bis  zum  20.  Juli  bewerkstelligt,  ^)  naehdem  für  die  Vereiegelung  ein 
Kurs  der  kantonalen  Eichmeister  in  Bern  stattgefunden  hatte.  Man  begann  mit 
der  Versiegelung  der  im  Betriebe  befindlichen  Brennereien,  die  noch  nicht  über 
die  Fortsetzung  ihres  Betriebes  mit  dem  Alkoholamt  sich  in's  Einvernehmen 
gesetzt  hatten,  und  hörte  mit  den  nicht  im  Betriebe  befindlichen  auf,  für  welche 
der  Versiegelungstermin  auf  den  25.  Juli  hinausgeschoben  wurde.  Um  etwa  38 
im  Betriebe  befindliche  Brennereien  (9  Spritfabriken  und  29  Kleinbrennereien) 
nicht  vor  dem  Ende  der  Kampagne,  30.  September,  aufhören  zu  lassen,  schloß 
die  Alkoholverwaltung  mit  der  Mehrzahl  von  ihnen  Lieferungsverträge  ab,  im 
Gesammtbetrage  von  ca.  7030  hl,  wovon  etwa  6340  hl  an  die  großen,  fabrik- 
mäßigen Brennereibetriebe  zum  Preise  von  Fr.  65  per  Hektoliter  und  der  Rest  zu 
Fr.  90  per  Hektoliter  an  die  kleineren  Brennereien  vergeben  wurden.  Die  Betriebe, 
welche  mit  der  Alkohol  Verwaltung  in  diesem  Sinne  paktirt  hatten,  wurden  dann  unterm 
1.  Oktober  unter  Siegel  gelegt.  Während  des  Monats  Oktober  blieb  jeder  Betrieb 
ruhen.  Diejenigen  Brennereien,  welche  nach  dem  1.  Oktober  noch  weiterarbeiten 
wollten,    wurden  durch  Kreisschreiben  vom   15.  Juli  ^)  eingeladen,    ihre  Absicht 

')  Bundesblatt  1887,  Bd.  111,  S.  675. 

-)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III.  S.  679—681 :  Kreisschreiben  an  die  Kantonsregierungen 
vom  15.  Juli. 

»)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  675,  679:  Bekanntmachung  betreffend  die  Durch- 
^ühruDg  einiger  TheiJe  des  Alkoholmonopols. 
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bis  zum  19.  Jnli  kundzugeben,  unterm  9.  September  wurde  dann  das  „Pflichten» 
heft  betreffend  die  Vergebung  der  in  Art.  1  und  2  des  Bnndesgesetzes  über  ge- 
brannte Wasser  vorgesehenen  Brennlose **  ^)  publizirt.  Der  Termin  flir  die  £in- 
reichung  der  bezüglichen  Eingaben,  der  ursprünglich  auf  den  15.  September 
festgesetzt  worden  war,  wurde  infolge  dessen  auf  den  15.  Oktober  verschoben, 
und  nach  diesem  Zeitpunkte  schritt  die  Alkoholverwaltung  zur  Yertheilung  der 
gesetzmäßig  für  die  innere  Produktion  vorgesehenen  Quanta.  Die  Alkohol  Verwaltung 
hat  dann  188  Abschlüsse  zum  Durchschnittspreise  von  Fr.  80  per  Hektoliter 
gemacht.  Das  Pflichtenheft  ^)  enthält  die  hauptsächlichsten  auf  die  Fabrikation 
bezüglichen  Bestimmungen  und  es  soll  deßhalb  näher  auf  dasselbe  eingetreten 
werden. 

Als  monopolpflichtig  erklärt  es  in  Art.  1  alle  Destillate,  welche  nicht  aus- 
schließlich  aus  Trauben,  Weintrestern  (Trabern),  Weinhefe  (Drusen),  Kern-  oder 
Steinobst,  Obstabfällen,  Wachholderbeeren  oder  Enzian  wurzeln  hergestellt  sind. 
Durch  das  Pflichtenheft  vom  23.  Mai  1888  wurde,  da  sich  wegen  dieser  nicht 
gerade  sehr  präzisen  Fassung  dieses  ersten  Artikels  Schmuggel  und  Defraudation 
aller  Art  bemerkbar  gemacht  hatten,  folgende  Fassung  festgestellt : 

„Als  monopolpflichtig  gelten  alle  Destillate,  welche  nicht  ausschließlich  aus 
einheimischen  Rohstoffen  hergestellt  sind :  Trauben,  Wein,  Weintrestern  (Trabern)» 
Weinhefe  (Drusen),  Kern-,  Stein-  oder  Beerenohnt,  Obstabfällen  oder  Enzian- 
wurzeln).« 

Mit  anderen  Worten:  der  Bund  monopolisirt  den  Alkohol  aus  Getreide, 
Buben,  Zucker  und  Kartoffeln. 

Nach  der  Au&ählung  der  persönlichen  und  rechtlichen  Anforderungen  für 
die  Uebernahme  von  Brennloosen  (Art.  2 — 4)  werden  die  Vorschriften  zur  An- 
meldung, sowie  die  Anforderungen  an  den  Betrieb,  Eiureichung  eines  Planes  der 
Brennerei- Einrichtungen,  Trennung  der  Brennereilokalitäten  von  den  übrigen 
Wirthschaftsräumen,  Unterstellung  der  Brennereien  mit  mehr  als  vier  Arbeitern 
unter  das  Fabrikgesetz,  Feststellung  der  Kampagne  auf  15.  September  bis  15.  Mai 
aufgeführt.  Für  Brennereien,  welche  Getreidepreßhefe  erzeugen,  kann  das  eid- 
genössische Finanzdepartement  die  Brennzeit  auf  das  ganze  Jahr  ausdehnen.  Die 
Brennereien  werden  nämlich  unterschieden  in  Brennereien  mit  Winterbetrieb,  d.  h» 
Brennereien,  welche  nur  in  der  Zeit  vom  16.  September  eines  Jahres  bis  zum 
15.  Mai  des  nächstfolgenden  Jahres  arbeiten,  und  Brennereien  mit  durchgehen- 
dem Jahresbetrieb  (Preßhefefabriken),  d.  h.  Brennereien,  welche  vom  1.  Januar 
bis,  31.  Dezember  in  Thätigkeit  sind.  Rechnung  und  Bericht  der  Alkohol  Ver- 
waltung umfassen  aber  das  Kalenderjahr  und  so  ist  denn  ohne  Weiteres  verständ- 
lich, daß  beide  mit  Bezug  auf  die  vom  16.  September  bis  15.  Mai  arbeitenden 
Betriebe  jeweilen  Bestandtheile  zweier  verschiedener  Winterkampagnen  in  sich 
schließen  müssen. 

Es  ist  jedem  Betrieb  nur  ein  Brennloos,  das  im  Minimum  auf  150  hl,  im 
MLaximum  auf  1000  hl  Produktion  im  Jahre  geht,  zuzutheilen  (entsprechend  Art. 
2  des  Alkoholgesetzes).  Die  minimale  Alkoholstärke  für  einheimisches  Erzeugniß  wird 
auf  70®  Tralles  festgesetzt.  Die  gleichzeitige  Verarbeitung  von  monopolpflichtigen 
neben  nicht  monopolpflichtigen  Materialien  durch  denselben  Betrieb  ist  untersagt. 
Die  Kontrakte  werden  auf  3  bis  6  Jahre  fest  geschlosseu.  Landwirlhschaftliche  Ge- 
nossenschaften,   die    sich    zu  Brennereizwecken  bilden,    sollen  bei  der  Vergebung 

*)  Bundesblatt  1887,  Bd.  IV,  S.  17  flf.,  ersetzt  durch  das  Pflichtenheft  vom  23.  Mai  1888. 
«)  Bundesblatt  1888,  Bd.  U,  S.  673,  848,  973,  997. 
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Ton  Brennloosen  bevorzugt  werden,  damit  die  Schlempe  (das  Nebenprodukt  der 
Brennerei)  leichtere  Verwendung  als  Viehfutter  ündet.  Bei  der  Vergebung  ist 
•das  Brennen  einheimischer  Bohmaterialien  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Wie  sich  nun  die  Heranziehung  der  inländischen  Produktion  auf  Grundlage 
•des  oben  skizzirten  Piüchtenheftes  gestaltete,  ergibt  sich  aus  nachfolgenden  Ueber- 
•sichten. 

Nach  der  Größe  und  nach  der  juridischen  Qualifikation  der  Loosinhaber 
vertheilen  sich  die  Loose  pro  1889/90  in  nachstehender  Weise: 
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27 
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2 
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5 

68 
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41 
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üerak95® 

86.44 

Die  auf  Grund  des  Pfiichtenheftes  vom  23.  Mai  1888  vereinbarten  Lieferungs- 
kontrakte wurden  in  der  Regel  auf  6,  mit  1888/89  beginnende  Brenn kampagnen 
abgeschlossen,  immerhin  mit  der  Bedingung,  unter  bestimmten,  im  Pflichtenheft 
oder  Vertrag  normirten  Voraussetzungen  die  Loose  schon  vor  Ablauf  der  Verträge 
künden  oder  das  vertragliche  Produktionsquantum  reduziren  zu  können. 

Abgesehen  von  der  oben  besprochenen  Elampagne  1888/89  hat  die  Alkohol- 
verwaltung dermalen  (Mai  1890)  bereits  für  die  folgenden  Lieferungszeiten, 
Lieferungsmengen  und  Preise  Eontrakte  in  Händen: 
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Wie  dem  bundesräthlichen  Bericht  über  die  Geschäftsführung  und  Rechnung 
der  Alkoholverwaltung  pro  1889  (vom  9.  Mai  1890)  zu  entnehmen  ist,  betrug 
der  Landesbedarf  an  monopolpflichtigen  Sprit,  Moyen  und  Mauvais  go&t  im  Jahre 
1889  96,939  hl,  nämlich: 
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67,242  hl.  Sprit  zum  Trinkkonsum 

31,497    «    gebrannte  Wasser  zu  tecbnisohen  und  Haushaltungszwecken  (24,929  hl. 
Import  durch  Private,  6568  hl.  Verkäufe   der  Alkoholverwaltung), 

98,739  hl.  wovon  wieder   1,800  hl.  ins  Ausland  gingen. 

Nach  Art.  2  des  Alkoholgesetzes  soll  annähernd  74  dieses  Bedarfs,  d.  h. 
«ine  Menge  von  ca.  24,235  hl.,  durch  Lieferungsverträge  mit  inländischen  Pro- 
duzenten beschafft  werden.  Das  pro  1889  thatsächlich  übernommene  Quantum 
beträgt  indessen  nur  22,326  hl. 

Nach  der  Qualität  vertheilt  sich  die  inländische  Produktion,  wie  folgt: 

Literprozente.  =  Meterzentner.  Uebemahmspreis. 

ä  95®.  Fr. 

Feinsprit    .     .     .       2,502,4d4o              2,146,60  190,851.  50 

RohspirituB      .     .      19,802,9878           16,986,27  1,531,809.  05 

Moyen  goüt                          7,7074                     6,8i  254.  35 

Mauvais  goüt  .     .              13,3278                   11,84  484.   25 

22,326,8065  19,150,72  1,723,399.   15 

üeber  das  von  den  Brennern  verwendete  Rohmaterial  geben  die  nachstehen- 
•den  Zahlen  etwelche  Auskunft.  Es  sind  nämlich  vom  16.  September  1888  bis 
15.  Mai  1889  in  den  Winterbetrieben    und    in    den   Jabresbetrieben   zusammen 

zum  Verbrauch  gelangt: 

Meterzentner. 

Einheimische  Aepfel 1,052 

Kartoffeln 8,610 

Körnerfrüchte 12,907 

Ausländischer  Mais 47,102 

Dan 788 

Darrmalz,  Provenienz  unbestimmt 1,289 

Boggen  und  Gernte  zu  Grünmalz,  Provenienz  unbestimmt  10,776 

b,  Einfuhr  (Gesetzes-Artikel  1  und  3).  Unterm  20.  Juli  1887,  wo  die 
Brennereien  unter  Siegel  gelegt  wurden,  wurde  ferner  die  Einfuhr  gebrannter 
Wasser,  mit  Ausnahme  von  denaturirter  Waare  und  von  Qualitätsspirituosen, 
Jedem  Privaten  verboten.  Dagegen  wurde  das  Finanzdepartement  ermächtigt,  gut- 
findenden Falls  in  die  nachweislich  vor  der  Publikation  des  bezüglichen  Bundes- 
rathsbeschlusses  abgeschlossenen,  aber  noch  nicht  effektuirten  Lieferungsverträge 
inländischer  Importeure  mit  ausländischen  Lieferanten  einzutreten  (sofern  also  die 
Abschlüsse  beweismäßig  vor  dem  16.  Juli  stattgefunden  hatten.  ^)  Trotz  der  bei 
dieser  Maßregel  beobachteten  Vorsicht  war  es  der  Spekulation  in  den  fünf  Tagen 
vor  Schließung  der  Grenze  möglich  gewesen,  noch  etwa  10,000  hl  in  die  Schweiz 
•einzuführen.  Diese  Menge,  sowie  die  infolge  des  drohenden  Monopols  noch  ver- 
stärkte Produktion  mußte  die  anfänglich  erwartete  Ergiebigkeit  des  Monopols  für 
den  Anfang  in  Frage  stellen.  In  der  That  hat  dasselbe  denn  auch  für  den  An- 
fang die  erwarteten  Eesultate  nicht  ergeben,  eben  weil  der  Konsum  noch  lange 
durch  die  monopolunbelastete  Waare  gedeckt  werden  konnte. 

Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  (Arrac,  Rhum,  Cognac  etc.)  war 
gegen  eine  feste  Monopolgebühr  von  80  Fr.  jedem  Importeur  freigegeben.  Ein 
B.  R,  B.  vom   17.  Aug.   1887^)    bezeichnete    als    nicht    monopolpflichtige  Qua- 

*)  Bekanntmachung  des  Bundesrathes  betreffend  die  Durchführung  einzelner  Theile 
des  Alkoholmonopols  vom  16.  Juli  1887,  Bd.  lü,  S.  675,  679. 
")  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  817. 
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litätsspirituosen  alle  reinen  Destillate  aus  Weintrauben,  Trestem  (Trabern), 
Weinhefe  (Trusen),  Obst  (Steinobst  iokl.)  und  dessen  Abfällen,  Wacbbolder- 
beeren  und  Enzianwurzeln.  Solchen  Importeuren  (s.  Art.  III  des  B.  B.  betr. 
den  successiven  Vollzug  des  Alk.-Ges.,  vom  15.  Juli  1887)  von  Qualitätsspiri- 
tuosen,  welche  zur  üeberzeugung  des  Zolldepartements  nachgewiesen  haben,  da& 
sie  rein  aus  nicht  monopolpflichtigen  Stoffen  gebrannt  und  seit  dem  Brennen 
ohne  alkoholische  Beimischung  geblieben  sind,  erhalten  indessen  den  Betrag  der  an 
der  Grenze  geforderten  Monopolgebühr  unverkürzt  zurück.  Die  Geltendmachung 
von  Rückvergütungsbegehren  hat  unter  Beigabe  der  Faktur^)  nach  amtlich 
beglaubigter  Bescheinigung  der  Uebereinstimmung  derselben  mit  den  Geschäfts- 
büchern zu  geschehen. 

Aber  auch  diese  Maßnahmen  genügten  nicht  gegen  die  sich  breit- 
machende Umgehung  der  Monopolgebühr,  so  daß  auch  (B.  B.  B.  vom  11.  Nov. 
1887*)  die  bezügliche  Rückvergütung  auf  1.  Dez.  als  hinfällig  erklärt  wurde 
und  unterm  5.  Dez.  schlug  der  Bundesrath  der  Bundesversammlung  vor,  Art. 
32  "■  der  B.  V.  in  authentischer  Weise  dahin  zu  interpretiren,  daß  die  vor- 
gesehene Monopolgebührbefreiung  bloß  auf  die  einheimischen  Produkte  An- 
wendung flnden  solle. ^)  Diese  Anschauung  wurde  von  der  Bundesversamm- 
lung am  20.  Dez.   1887  durch  Beschluss  zu  der  ihrigen  gemacht.^) 

Durch  Art.  19  des  Ges.  war  der  Bund  auch  ermächtigt  worden,  die 
beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  im  Lande  betindlichen  Yorräthe  über  Ys  hl  von 
monopolisirter  Waare  gegen  Entschädigung  an  die  Brenner,  Kaufleute  und  Pri- 
vaten an  sich  zu  ziehen.  Der  Bundesrath  verzichtete  aber  darauf,  von  dieser 
Ermächtigung  Gebrauch  zu  machen,  da  er  kein  Interesse  daran  haben  konnte, 
die  im  Lande  vorhandenen  Yorräthe  theuer  aufkaufen  zu  müssen,  wenn  er  sich  zu 
außerordentlich  billigen  Preisen  (damals  33  7»  ^r.  per  hl)  in  Deutschland  damit 
versehen  konnte.  Er  gestattete  daher  den  Inhabern  der  Yorräthe,  dieselben  in 
freier  Weise  abzusetzen,  nicht  ohoe  denselben  unterm  15.  Juli  die  Möglichkeit 
geboten  zu  haben,  dem  Bunde  ihre  Yorräthe  zu  einem  von  ihmfixirten  Preise  zu  über- 
lassen. Natürlich  entsprach  von  Seiten  der  Brenner  Niemand  dieser  Aufforde- 
rung, wohl  aber  die  Importeure,  denen  etwa  7800  hl  gegen  eine  Bonifikation 
von  Fr.  2.  50  per  hl    abgenommen  wurden. 

So  stellen  sich  denn  die  Yerhältnisse  bezüglich  der  Einfuhr  dermalen  (Mai 
1890)  folgendermaßen  :'^) 

Bei  der  Einfuhr  werden  gebrannte  Wasser  jeder  Art  als  monopolpflichtig 
behandelt.  Diese  Monopolpflicht  wird  in  der  Weise  zur  Geltung  gebracht,  daß 
der  Import  von  Spiritus  oder  Sprit  jeden  Grades  den  Privaten  gänzlich  unter- 
sagt ist  und  nur  an  die  Adresse  der  eidgenössischen  Alkohol  Verwaltung  statt- 
flnden  darf,  während  die  sogenannten  Qualitätsspirituosen,  d.  h.  alle  Trink- 
branntweine, welche  sich  nicht  als  einfache  Mischungen  von  Spiritus  oder  Sprit 
mit  Wasser,  sondern   als  Produkte   eines    eigentlichen,    besonderen   Fabrikations- 

*)  Beschluss  vom  6.  Oetober  1887  betr.  die  Rückvergütung  der  Monopolgebühr  für 
nicht  monopolflichtige  QuaHtätsspirituosen.    Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  134—135. 

*)  Bundesblatt  1887,  Bd.  IV,  S.  481. 

»)  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  5.  Dezember  1887.  Bundesblatt  1887,  Bd.  lY, 
S.  697—699;  Bericht  der  Minderheit  der  ständerathlichen  Kommission  vom  19.  Dezbr. 
1887 :   Bundesblatt  1887,  Bd.  FV,  S.  934    44. 

*)  Gesetzes-Sanunlung  n.  F.,  Bd.  X,  S.  420-421. 

*)  Bericht  des  Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung  betreffend  die  Geschäfts- 
führung und  die  Rechnung  der  Alkoholverwaltung  pro  1887—1888;  Bundesblatt  1889, 
Bd.  m,  pag.  110  ff. 
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proECfises  darstellen,  gegen  Entrichtnng  einer  festen,  für  alle  Alkoholstärken 
gleich  bleibenden  Monopolgebühr  von  Fr.  80  per  q  Bruttogewicht  von  Jeder- 
mann in  die  Schweiz  eingeführt  werden  dürfen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  bildet  der  znr  Kategorie  der  Sprite  ge- 
hörende sogenannte  Alkohol  absolntns:  derselbe  wird  seines  speziellen  Charak- 
ters nnd  seiner  beschränkten  Verwendung  wegen  vorläufig  wie  die  Qualitäts- 
spirituosen besteuert. 

Eine  weitere  Ausnahme  besteht  für  die  zur  Denaturirung  bestimmten  Sprite. 
Dieselben  durften  unter  Beobachtung  der  erlassenen  Vorschriften  über  die  Dena- 
turirung bis  zum  3.  Juni  1889  noch  von  Privatpersonen  importirt  werden.  Durch 
Bundesrathsbeschluß  vom  31.  Mai  1889  wurde  der  absolut  denaturirte  Alkohol 
vom  3.  Juni  gleichen  Jahres  an  in  das  Monopol  einbezogen. 

Neben  Spiritus,  Sprit  und  Qualitätsspirituosen  werden  Kraft  der  Handels- 
verträge und  nach  den  aus  ausländischen  Gesetzen,  wie  aus  unserer  frühem 
Ohmgeldgesetzgebung  geschöpften  Analogien  auch  gewisse  Rohstofi^e,  die  zur 
Bereitung  gebrannter  Wasser  dienen  (Weintreber,  Trusen,  eingestampfte  Kir^'chen, 
Zwetschgen  oder  Pflaumen),  sowie  eine  Anzahl  von  Produkten,  die  mit  Alkohol 
hergestellt  sind  (pharmazeutische  Präparate,  Parfümerien,  kosmetische  Mittel, 
hochgradige  Weine,  mit  Alkohol  zubereitete  Frucht-  und  Beerensäfte,  Lacke  und 
Firnisse  etc.)  der  Monopolpflicht  unterstellt. 

Da  es  aber  unbillig  erschien,  diese  Stoffe  und  Produkte  insgesammt  ohne 
Rücksicht  auf  die  mögliche  Alkoholausbeute,  bezw.  den  Alkoholgehalt  mit 
Fr.  80  per  q  Bruttogewicht  zu  besteuern,  so  wurden  da,  wo  es  die  Verhältnisse 
rechtfertigten,  reduzirte  Monopolgebühren  festgesetzt.      In    Folge    dessen    zahlen 

Monopolgebüfar 
per  q.  brutto. 
Liquen rs  und  Liqueurweine  bei  einem  Stärkegrad  bis  auf  25^  Tralles     Fr.  20.  — 

Wermuthwein  bis  auf  18,5^ «2.  — 

Andere  Weine  zwischen  15  u.  25^  für  jeden  Mehrgrad  über  15  hinaus  ^  — .80 

Eingestampfte  Trauben „  — .70 

Trester „  3.  50 

Drusen „  7.  — 

Eingestampfte  Kirschen „  5.  — 

Enzian  wurzeln ,  frische „  1.   50 

„              trockene „  2.  — 

Mit  Alkohol  zubereitete  Frucht-  und  Beerensäfte „  40.   — 

Pharmazeutische  Präparate  bis  auf  25° ^  20.   — 

Fruchtäther  und  Fruchtätheressenzen  zur  Bisen itfabrikation  (früher 

Fr.  10,  ab  15.  März  1890  Fr.  30) „  30.  — 

Glycerinseifen ^16.  — 

Firnisse  und  Lacke 3.  50 

Rhum  und  Cognac  über  72*^,  für  jeden  Mehrgrad — .80 

Als  monopolfrei  gelten  bloß  diejenigen  Destillate,  welche  ausschließlich 
aus  folgenden  einheimischen  Bohstoflen  hergestellt  sind:  Tranben,  Wein, 
Weintrestem  (Trabern),  Weinhefe  (Trusen),  Kern-,  Stein-  oder  Beerenobst,  Obst- 
abfällen, Wachholderbeeren  oder  Enzian  wurzeln. 

Wein  (Trauben-  oder  Obstwein),  der  aus  importirten  Trauben,  Trocken- 
beeren oder  Obstsorten  in  der  Schweiz  hergestellt  wird  und  Trester,  die 
aus  importirten  Trockenbeeren  oder  Obstsorten  gewonnen  werden,  gelten  nicht 
als  einheimische  Rohstoffe  der  Brennerei;    dagegen   werden  Hefen    (Trusen),    die 

Fnrrer,  Volkiwirthichafti-Lexlkon  der  Schweiz.  \() 
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sich  aus  importirtem  Tranben-  oder  Obstwein  oder  ans  Tranben-  oder  Obst- 
wein von  importirten  Trauben,  Trockenbeeren  oder  Obstsorten  oder  endlich  aus 
Mischungen  von  solchen  Weinen  mit  inländischen  Weinen  in  der  Schweiz 
selbst  gebildet  haben,  vorläufig  den  nicht  monopolpfiichtigen  einheimischen 
Rohstoffen  gleichgestellt. 

Derselben  Gleichstellung  sind  einstweilen  nnter  gewissen  Bedingungen  die- 
jenigen ausländischen  Trauben  und  Tranbentrester  theilhaftig,  welche  als  Er- 
zeugnisse von  in  der  Grenzzone  gelegenen  Grundstücken  nach  Maßgabe  des  Zoll- 
gesetzes von  der  Entrichtung  des  Eingangszolles  befreit  sind. 

Das  Mischen  der  als  monopolfrei  bezeichneten  Rohstoffe,  bei  der  Destilla- 
tion, mit  nicht  denaturirten  monopolpfiichtigen  oder  mit  monopol&eien  ge- 
brannten Wassern  und  das  Vermengen  der  aus  derartigen  Rohstoffen  gewonnenen 
Spirituosen  mit  solchen  gebrannten  Wassern  ist  gestattet;  dagegen  wird  das 
kombinirte  Brennen  von  monopolfreien  und  monopolpfiichtigen  Rohstoffen  als 
monopolpflichtig  angesehen. 

c.  Kauf  und  Verkauf  (Artikel  4  des  Gesetzes).  Der  Verkauf  der 
Monopolwaare  wurde  erst  vom  1.  September  1887  an  vom  Bnnde  übernommen, 
weil  die  Alkoholverwaltnng  erst  auf  diesen  Zeitpunkt  in  den  Stand  gesetzt 
worden  war,  ihre  Depots  zu  organisiren  und  mit  den  nöthigen  Vorräthen  zu 
versehen,  um  allen  Anforderungen  der  Konsumenten  entsprechen  zu  können. 
Daneben  bestand  aber  der  für  einstweilen  nach  Art.  IV  des  Vollzugsbeschlusses 
vom  15.  Juli  1887  gewährleistete  freie  Handel  noch  fort,  allerdings  unter  der 
Bedingung,  daß  die  dortseitig  verkauften  Waaren  nicht  mehr  als  2  ^/^^  alkoho- 
lische Verunreinigungen  enthalten  sollten.  Um  mit  Erfolg  gegen  die  Konkurrenz 
der  Vorräthe  des  noch  frei  gelassenen  Handels  konkurriren  zu  können  und  um 
die  Spekulation  zu  verhindern,  allzu  bedeutende  Gewinne  auf  Kosten  des  Bundes 
zu  realisiren,  setzte  die  Alkohol  Verwaltung  die  Preise  per  hl.  auf  Fr.  120.  15  für 
Feinsprit,  Fr.  124.  45  für  Primasprit,  Fr.  130.  45  für  Weinsprit  fest,")  die  in- 
dessen mit  Rücksicht  auf  die  der  theuer  arbeitenden  Inlandsproduktion  gewährten 
Vergünstigungen  und  auf  den  nothwendigen  fiskalischen  Ertrag  des  Monopols 
durch  Beschluß  vom  17.  Jan.  1888*)  erhöht  wurden  auf  167,  bezw.  170, 
bezw.  175  Fr.  per  q  und  95®,  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  die  Alkoholver- 
waltung die  Bahnfracht  vom  Lagerhaus  bis  zu  der  vom  Besteller  vorgeschriebenen 
Bestimmungsstation  trägt. 

Die  Anzahl  der  Depots,  welche  anfangs  4  betrug,  wurde  durch  bundes- 
räthliche  Schlußnahme  vom  21-  Oktober  1887^)  auf  11  erhöht. 

Von  den  7  in  Basel,  Buchs,  Zürich,  Aarau,  Ölten  und  Burgdorf  gemietheten 
Lagerhäusern  wurden  1889  dasjenige  der  Basler  Lagerhausgesellschaft  in  Klein - 
Basel  und  der  Lagergesellschaft  in  Zürich  aufgehoben. 

Alle  bestehenden  Depots  dienen  dem  Verkauf  von  Monopolwaare.  Nach 
besondern  Mittheilungen  soll  die  Anzahl  der  Depots  verringert  werden  so  daß 
vielleicht  schließlich  in  Romanshom,  Basel,  Delsberg,  Burgdorf,  Aarau,  Genf  und 
etwa  in  oder  bei  Lausanne  Depots  bestehen  bleiben  dürften.  Von  diesen  Depots 
würden  diejenigen  von  Basel  und  Genf  wesentlich  nur  dem  lokalen  Bedarf e 
dienen,  diejenigen  von  Romanshom,  Delsberg,  Burgdorf  und  Aarau  hauptsächlich 


*)  Bundesralhsbeschluß  vom  2.  September  1887;  Bundesblatt  Bd.  III,  S.  876  0'. 

')  Bekanntmachung  betr.  Frachtverhältnisse,  Gebinde,  Preisnomirung  vom  21.  Jan. 
1888;  Bundesblatt  Bd.  I,  S.  212—215  und  eine  bezügliche  Verordnung  vom  17.  Jan. 
1888;  Bundesblatt  1888,  Bd.  I,  S.  106—108. 

»)  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  136-138. 
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•die  Ost-,  West-  und  Mittelschweiz  versorgen  and  endlich  das  Depot  in  oder  bei 
Lausanne  den  Verkehr  auf  der  Simplonbahn  und  der  Strecke  Lausanne-Grenf 
vermitteln. 

d.  Ausfuhr.  (Art.  5  des  Gresetzes.)  Durch  den  cit.  Beschluß  vom  15. 
-Juli    war    festgestellt    worden    (Ziff.    V),    daß    über    diese    Materie    vor    dem 

1.  Januar  1888  legiferirt  werden  sollte,    um    die  bezl.  Bestimmungen  auf  jenen 
Zeitpunkt  in  Kraft  treten  zu  lassen. 

Artikel  5  ist  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  um  den  Absatz  von  im 
Lande  hergestellten  besseren  Branntweinsorten  nach  dem  Ansland  zu  begünstigen. 

Die  Absinthfabrikanten  können  also  nach  wie  vor  ihr  Produkt  ungehindert 
nach  dem  Ausland  absetzen;  dagegen  ist  durch  das  Monopol  eine  Verbreitung 
-der  Absinthpest  von  Westen  nach  Osten  glücklich*  vermieden  worden,  denn  das 
Monopol  hindert  jene  durch  die  Grebühr  von  80  Fr.,  aus  dem  Auslande  billigen 
Sprit  zu  beziehen  und  so  die  Steuer  zu  umgehen. 

Die  bei  jeder  Verbrauchsbesteuerung  gewöhnlich  eingeführte  Rückerstattung 
im  Falle  der  Ausfuhr  und  der  damit  im  Zusammenhang  stehende  Anreiz  für 
-den  Geschäftsmann  zur  Umgehung  des  Gesetzes  machte  nun  in  rascher  Folge 
eine  Reihe  von  Erlassen  nothwendig: 

Reglement  vom  4.  Nov.  1887,^)  vom  17.  Januar  1888,')  vom  10.  Febr. 
1888,*)  vom  2.  März  1888,*)  vom  14.  Sept.  1888,*)  die  theils  die  Zoll-  und 
Ti*ansportabfertigung,  theils  die  bezügliche  Eontrole  beschlagen. 

e.  Denaturirter,  zum  Trinken  unbrauchbarer  Alkohol.  (Art.  6  des 
Gesetzes).  Durch  den  Vollziehungsbeschluß  vom  15.  Juli  1887  war  der  Be- 
ginn der  Wirksamkeit  von  Art.  6  auf  1  Januar  1888  festgesetzt  worden. 
Durch  B.  R.  B.  vom  2.  September  1887  ^)  wurde  die  Einfuhr  von  denaturirtem 
Alkohol  jedermann  gestattet.  Die  Denatarirung, '')  die  eine  absolute  oder  relative 
sein  kann,  wird  auf  Verlangen  des  Waarenführers  oder  Deklaranten  vorgenommen. 
Der  Einfuhrzoll  in  die  Schweiz  beträgt  7  Fr.  per  q.  mehr  eine  Denaturirungs- 
gebühr  von  0,50  Fr.  per  q;  letztere  darf  aber  für  eine  Wagenladung  5  Fr. 
nicht  übersteigen.  Die  relative  Denaturirung  kann  von  der  Zollverwaltung  den- 
jenigen Industriellen  gewährt  werden,  welche  dieselbe  in  ihren  Industrien  nöthig 
haben.    Die  Stoffe  zur  Denaturirung  werden  von  der  Zollverwaltung  abgegeben. 

Das  geschilderte  System  war  bis  Ende  1888  in  Kraft.  Dasselbe  brachte  es 
mit  sich,  daß  die  Alkohol  Verwaltung  sich  sozusagen  nur  mit  den  einschlägigen 
Prinzipienfragen  zu  befassen  hatte,  die  Durchführung  der  getroffenen  Erlasse  und 
Verfügungen  aber  den  Zollbehörden  anheimfiel. 

Der  Import  von  Denaturirungswaare  seit  Einführung  des  Monopols  hatte 
sich  in  nicht  vorausgesehenen  Proportionen  vermehrt.  Es  wurden  zum  Dena- 
turiren   importirt : 


»)  Bundesblatt  1887,  Bd.  IV,  S.  225—230. 

•)  Bundesblatt  1888,  Bd.  I.  S.  108. 

^  Bundesblatt  1888,  Bd.  I,  S.  328. 

*)  Bundesblatt  1888,  Bd.  I,  S.  474. 

»)  Bundesblatt  1888,  Bd.  IV,  S.  109. 

•)  Bundesblalt  1887,  Bd.  UI.  S.  871. 

')  Die   Denatuirung  findet  im   Allgemeinen  statt   durch  Beimischung   von  Slein- 
Jcohlentheeröl  und  eines  Farbstoffes  (gew.  eine  Anilinfarbe). 


Staatsmonopole 


—      148     — 


Staatsmonopole- 


Vor 
Einführung  des 
Monopols 


1883 


Meterzentner. 
6,189 


Nach  Einführung 
desselben 


1884 

1885 

1886 

1887     I.  Semester 

1887  n. 

1888 


1 


jahresdurchschnittlich    6983 
Meterzentner. 


jahresdurchschnitttlich  25,201 
Meterzentner. 


6,704 

6,179 

7,481 

4,873 
15,612 
22,190 

Der  weitaus  größte  Theil  des  denaturirten  Sprits  wird  in  Haushaltungen» 
und  industriellen  Etablissements  zum  Brennen  verwendet.  Für  diesen  tritt  die 
sogenannte  absolute  Denaturirung,  d.  h.  die  Versetzung  mit  einem  in  allen  Fällen 
gleichen  Stoffe  ein,  welcher  den  Trinkgennß  der  Mischung  thunlichst  ausschließt, 
ohne  doch  dem  Brennzweck  Abbruch  zu  thun. 

Nur  für  einen  verhältuißmäßig  kleinen  Theil,  für  denjenigen  nämlich,  der 
bestimmten  FabrikatioubZwecken,  der  Herstellung  von  Essig,  Lacken,  Firnissen^ 
Polituren,  Farben  etc.  dient,  greift  die  relative  Denaturirung,  d.  h.  die  Ver- 
setzung mit  einem  von  Fall  zu  Fall  nach  den  Bedürfnissen  der  betreffendea 
Industrie  gewählten  Stoffe  (Essigsäure,  Eampher,  Terpentinöl,  Holzgeist,  Anilin- 
blau etc.)  Platz. 

Für  die  absolute  Denaturirung  wurde  das  vor  Einführung  des  Monopols 
übliche  Verfahren  (Beisatz  von  1  Liter  Steinkohlentheeröl  auf  100  Bruttokilo- 
Alkohol)  beibehalten.  Die  zum  verstärkten  Schutz  der  fiskalischen  Interessen 
angeordnete  weitere  Beimischung  von  3  Gramm  Anilinroth  auf  je  circa  600- 
Liter  Alkohol  wurde  auf  zahlreiche  Beschwerden  des  Publikums  über  die  mit 
dieser  Färbung  verbundenen  Inkonvenienzen  am  1.  August  1888  wieder  auf- 
gehoben. 

Die  enorme  Zunahme  des  Imports  von  Denaturirungswaare,  die  sich  in  obigen 
Ziffern  kundgibt,  läßt  indessen  stark  vermuthen  und  Erfahrungen  beweisen  es,, 
daß  das  in  Anwendung  stehende  absolute  Denaturirungsmittel  seinen  Zweck  nicht 
erfüllt,  daß  vielmehr  ein  namhafter  Theil  des  damit  denaturirten  Sprits  entweder 
tale  quäle  getrunken  oder  renaturirt  wird.  Durch  Bundesrathsbeschluß  vom  31. 
Mai  1889  *)  ist  in  Abänderung  und  Ausführung  eines  B.  R.  B.  vom  31.  De- 
zember 1887^)  verfügt  worden,  daß  mit  Beginn  des  3.  Juni  1889,  das  Recht 
zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser  zu  Zwecken  der  absoluten  Denaturirung  aus- 
schließlich der  eidgen.  Alkoholverwaltung  zustehen  solle. 

Von  dem  erwähnten  Zeitpunkt  an  kann  aus  dem  Lager  der  eidgen.  Alkohol- 
verwaltung in  Delsberg  von  jedermann  absolut  denaturirte  Waare  in  Menge  von 
130  kg  an  zum  Preise  von  einstweilen  Fr.  40  per  q  und  93  ^  Tralles®)  (Fr.  35,40 
per  hl  absoluten  Alkohols  10,000  Literprozent)  bezogen  werden,  im  Jahre  1890 
auch  aus  dem  Depot  Romanshorn. 

Um  den  üebergang  in  das  neue  Verhältniß  zu  erleichtern,  trat  die  Alkohol- 
verwaltung in  die  von  Privaten  nachweislich  vor  dem  1.  Juni  1889  abgeschlossenen 
und  noch  nicht  abgewickelten  Geschäfte  unter  gewissen  Bedingungen  ein.  Dem 
gemäß  hatte  dieselbe  folgende  Privatkontrakte  zu  übernehmen  : 


')  Buntlesblatt  1889,  Bd.  III,  S.  135—137. 

^1  Bundesblatt  1888,  Bd.  1,  S.  4  und  5. 

')  Erhöht  auf  Fr.  50  (bezw.  Fr.  44.  20  c)  durch  Bundesrathsbeschluss  vom  23.  Aug. 
1889;  Bundesblatt  1889,  Bd.  n,  S.  1072. 
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Uebemalimspreis  loco  Schweizergrenze 
im  Ganzen.  per  Meterzentner. 

Fr.  Fr. 
312,337.  50                28.  26 
Ö5,500.  —                26.  20 
4,146.  — 20.  73 

Total     13,750.  00  381,983.  50  27.  78 

Da  darch  diese  Uebemahmen  der  Bedarf  an  sogenanntem  Alkohol  —  Alkohol 
ist  der  kommerzielle  Ausdruck  für  den  bei  der  Rektifikation  von  Bohspiritos 
-oder  von  Mauvais  goüt  sich  ergebenden  Moyen  goüt  —  auf  längere  Zeit  gedeckt 
war,  wurden  im  Jahre  1889  keine  direkten  Käufe  über  Denaturirnngswaare 
abgeschlossen. 

Wie  wir  dem  bundesräthlichen  Geschäftsbericht  pro  1889  entnehmen,  wurde 
gleichzeitig  mit  der  Einbeziehung  dieses  neuen  Geschäftszweiges  in  das  Monopol 
auch  das  früher  angewandte,  in  dem  Beisatz  von  1  Liter  Steinkohlentheeröl  auf 
100  Bruttokilo  Alkohol  bestehende  Verfahren  zur  absoluten  Denaturirung  auf- 
gegeben. 

Das  zunächst  angewendete  Denaturirungsmittel  bestand  aus: 

60  ®/o  Steinkohlentheeröl, 
20  7o  Pyridinbasen, 
20  7o  Alkohol. 

Zur  Deckung  des  üblen  Geruchs  der  Pyridinbasen  wurden  je  100  Litern 
•der  Mischung  10  Liter  Rosmarin-  oder  Lavendelöl  beigesetzt.  Der  auf  diese 
Weise  gewonnene  Denatnrirungsstoff  wurde  dem  zu  denaturirenden  Sprit  im 
Yerhältniß  von  1  zu  100  beigemischt.  Später  wurde  der  Zusatz  auf  1,2^0 
•erhöht.  Die  obige  Zusammensetzung  des  Denaturirungsmittels  aus  Theeröl, 
Pyridin  und  Alkohol  wurde  successive  verschiedenen  Modifikationen  unterworfen. 
Den  neu  gewonnenen  Typen  wurde  jeweilen  so  viel  Rosmarin  oder  Lavendel 
beigegeben,  als  zur  Verbesserung  des  Geruchs  erforderlich  schien.  Von  den  so 
gemachten  Mischungen  erzeigte  folgende  den  höchsten  Zusatz  an  Pyridin : 

40  7o  Theeröl, 
40  7o  Pyridinbasen, 
20  7o  Alkohol. 

Das  fiskalische  Interesse  ließ  es  wünschbar  erscheinen,  einen  dem  Dena- 
turirungsmittel beizufügenden  Steif  zu  finden,  dessen  Eigenschaften  den  Nachweis 
•einer  stattgehabten  Renaturirung  selbst  dann  noch  ermöglichen,  nachdem  der 
renaturirte  Alkohol  zu  Getränken  verarbeitet  worden  ist.  Ein  derartiger  Stoff 
darf  in  dem  im  Handelsverkehr  zirkulirenden  Alkohol  nicht  ohnehin  als  regel- 
mäßiger Begleiter  vorkommen,  und  sich  aus  dem  denaturirten  Alkohol  durch  die 
•Operationen,  welche  gewöhnlich  zur  Renaturirung  vorgenommen  werden,  nicht 
entfernen  lassen;  auch  muß  sein  Vorhandensein  in  irgend  welcher  Mischung 
selbst  in  kleinen  Dosen  noch  leicht  und  unzweideutig  nachzuweisen  sein. 

Das  zu  diesem  Zwecke  in  Oesterreich-Ungam  benützte  Phenolphtalein  erwies 
«ich  bei  den  diesbezüglich  von  dem  Chemiker  der  Alkoholverwaltung  angestellten 
Versuchen  als  ungeeignet.  Schließlich  gelang  es,  aus  der  langen  Reihe  geprüfter 
.Substanzen  zwei  herauszufinden,  welche  voraussichtlich  allen  billigen  Anforderungen 
entsprechen  werden,  üeber  die  endgültigen  Resultate  der  einschlägigen  Experi- 
mente verlautet  für  einstweilen  noch  nichts. 

Der  zum  Verkauf  zu  Haushaltungs-  und  technischen  Zwecken  bestimmte 
Alkohol  wurde  im  Jahre  1889  beschafi't,  wie  folgt: 
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Meterzentner 
ä  93°. 

1)  Lieferung  inländischer  Brennereien  an  Moyen  goüt  (7, 7074  lil.  zu 

im  Ganzen  Fr.  254.  35) 6.  81 

2)  Ergebniß   der   Eektifikation    von   inländischem   Rohspiritas   und 
Mauvais  goüt  (869,042*  hl.  k  Fr.  76.  69  per  hl.)      ....      768.  41 

3)  Einkauf  von   ausländischem    Sprit    und    Alkohol   (4576. 91  q. 

k  94  <>  zu  im  Ganzen   Fr.  137,618.39) 4,646.  76 

4)  Von  den  Abnehmern  zurückerhaltene  Waare 20.  88 

Zusammen  5,442.  86 

5)  Uebertrag   von    Moyen  goüt    aus   dem  Jahre  1887/88  (585  q. 

ä  95<>  zu  im  Ganzen  Fr.  23,400) 603.  04 

Total  6,045.  90 " 
deren  Beschaffungskosten  auf  den  Betrag  von  Fr.  292,544  oder  auf  Fr.  48.  39* 
per  Meterzentner  anstiegen. 

Der  Absatz  denaturirter  Waare  im  Jahre  1889  war  5807.  48  Meterzentner 
&  93®  mit  einem  Gesammterlös  von  Fr.  261,424.  61  oder  einem  Durchschnitts- 
erlös per  q.  von  Fr.  45.  05. 

f.  Kleinhandel  und  Ausschank  (vergleiche  die  Art.  7 — 9  des  Ge- 
setzes). Die  Art.  7 — 9  sind  als  spezÜische  Sicherungen  gegen  den  tlbermäßigen. 
Branntweingenuß  zu  bezeichnen. 

Dieselben  sind  auch  vortheilhaft  für  die  Obst-  und  Weinbauern.  Sie  schaffen- 
diesen  noch  bessere  Rechte  als  der  Alkoholartikel  der  Verfassung.  Denn  es  ist 
eigens  festgesetzt,  daß  die  Landwirthe  ein  ans  nicht  monopolpflichtigen  Rohstoffen 
produzirtes  jährliches  Maximum  von  40  1  Branntwein  ohne  jede  Verkaufsgebühr 
verkaufen  dürfen.  ^)  Es  wurde  zwar  beigefügt  in  Quantitäten  von  mindestens 
5  1,  damit  auf  dem  Lande  nicht  faktisch  eigentliche  unpatentirte  Branntwein- 
schenken entstehen.  Im  Uebrigen  ist  der  Ausschank  von  Quantitäten  unter  40  1. 
an  besondere  kantonale  Bewilligungen,  Patente,  geknüpft.  Die  Kantone  sind 
nach  Art.  9  verhalten,  den  Handel  mit  den  vom  Bunde  abgegebenen  gebrannten. 
Wassern,  sowie  über  den  Verkauf  und  die  Fabrikation  des  nicht  bundessteuer- 
pflichtigen Branntweins  zu  wachen  und  die  bezüglichen  Verordnungen  voul 
1.  Januar  1888  an  in  Kraft  treten  zu  lassen. 

Von  den  oben  genannten  konzessionirten  Verkäufern  ist  eine  kantonale 
Verkaufsklassensteuer  zu  erheben.  ')  Die  auf  die  behandelten  Materien  bezüglichen« 
kantonalen  Gesetze  und  Verordnungen  sind  ausnahmslos  erlassen. 

g.  Expropriation  (Art.  18)  und  Entschädigungen.  Der  Schweiz. 
Gesetzgeber  ist  sich  klar  gewesen,  daß,  wenn  er  die  Ausübung  einer  gewissen 
Industrie  untersage,  ^)  die  dadurch  benachtheiligten  Industriellen  in  billiger 
Weise  schadlos  zu  halten  seien.  Davon  handelt  nun  Art.  18  des  Gesetzes,  sowie 
die    bundesgerichtliche  Verordnung   betr.    die    Ausführung   dieses   Artikels    vom 

*)  Der  Nalionalrath  hat  am  21.  Juni  1888  eine  Motion  seines  Mitgliedes  Hoch- 
strasser  in  nachstehender  Fassung  angenommen:  ,Der  Bundesrath  wird  eingeladen  zu 
prüfen  und  Bericht  zu  erstatten  ob  nicht  das  in  Art.  8  des  Bundesgesetzes  vom  23. 
Dezember  1886  betr.  gebrannte  Wasser  festgestellte  Minimum  von  40  1.,  bei  welcher 
Produetion  ein  Brenner  in  Quantitäten  von  5  1.  verkaufen  darf  zu  erhöhen  sei".  Der 
bezügliche  Bericht  des  Bundesraths  (Bundesblatt  1889,  Bd.  II,  S.  60  ff)  vom  ?2.  Mai 
1889  trug  auf  Abweisung  an.    Die  Bundesversammlung  trat  dieser  Auffassung  bei. 

*)  Kreisschreiben  des  Bundesraths  an  sämmtliche  eidg.  Stände  betr.  den  Verkauf 
von  gebrannten  Wassern  vom  27.  September  1887.  Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  61—62. 

»)  Gesetzessammlung  n.  F.,  Bd.  X,  S.  65.  Bundesblatt  1887,  Bd.  Ol,  S.  678. 
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30.  September  1887,  ')  ferner  der  £.  R.  B.betr.  die  Anmeldung  von  £ntschädigang8> 
ansprilchen  for  Minderwerth  von  Brennereien  vom  18.  Oktober  1887.  *)  Der 
Art.  18  gebt  von  der  Voranssetzung  ans,  daß  die  Ansilbang  eines  Grewerbes 
kein  Recbt  konstitaire,  und  daß  auch  die  Brenner  von  diesem  Standpunkt  aus 
kaum  einen  Entschädigungsansprucb  erbeben  dtlrften. 

Die  großen  Spritfabriken,  welcbe  zum  Tbeil  als  Eektifikationsanstalten 
benutzt  werden,  sowie  die  etwa  40  mittelgroßen  Betriebe,  welche  zum  Brennen 
des  benöthigten  Viertels  des  schweizerischen  Konsums  (ca.  25,000  hl)  heran- 
gezogen werden,  haben  ihre  Befriedigung  in  der  Thatsache  des  bundesgemäß 
kontrolirten  Weiterbetriebs  zu  finden.  Es  bleiben  dann  aber  noch  etwa  950 
Brennereien,  welchen  es  nicht  möglich  gewesen  ist,  an  den  Lieferungskontrakten 
zu  partizipiren,  für  die  Ausmittlung  von  Entschädigungen  vorbehalten. 

Die  Verordnung  des  B.  Ger.  vom  30.  September  1887  setzte  einen  Monat 
vom  Zeitpunkt  der  Publikation  derselben  an  gerechnet  fest  für  die  Einreichung 
von  Entschädigungsansprüchen,  verlängerte  aber  zugleich  den  Termin  noch  ein 
halbes  Jahr  darüber  hinaus,  nach  Ablauf  welcher  Frist  keine  Ansprüche  mehr 
berücksichtigt  werden  sollten. 

Es  ist  klar,  daß  in  einem  Entschädigungsanspruch  konkludenter  aach  die 
Erklärung  des  Ansprechers  inbegriffen  ist,  daß  er  gemäß  Art.  18  AI.  3  des 
Gesetzes  auf  die  durch  Art.  32**^  der  B.  V.    gestattete  Fabrikation  verzichte.*) 

Das  Pflichtenheft  vom  23.  Mai  1888  betr.  die  Vergebung  der  in  Art.  1 
und  2  des  Gesetzes  vorgesehenen  Brennloose  setzt  außerdem  in  Art.  35  fest,  daß 
entschädigte  Eigenthümer  von  Brennereien  weder  Einzelloose  übernehmen  können^ 
noch  in  Brennereigenossenschaften  eintreten  dürfen.  Für  Brenner  TArt.  36  cit.),  welche 
bis  dahin  über  1000  hl  absoluten  Alkohols  im  Jahre  erzeugten  und  welche  ein 
Brennloos  erhalten,  bleibt  die  Frage  einer  theilweisen  Entschädigung  eine  offene. 

Im  Ganzen  wurden  1376  Entschädigungsforderungen  eingereicht,  wovon  bis 
Ende  1889  1171  durch  Zahlung  erledigt,  28  durch  Abschluß  von  üeberein- 
künften  zur  Erledigung  vorbereitet,  153  zurückgezogen,  22  abgewiesen  worden 
sind  und  2  noch  pendent  Hind. 

Die  definitiv  erledigten  1171  Fälle  beanspruchten  folgende  Summen : 

An  Zahlungen  gegenüber  den  Forderungen: 
Fr.  Fr. 

1887/88     2,673,599.  35  5,261,378.   58 

1889      1,043,671.  40  2,251,613.  23 

3,717,270.   75~  7,512,991.  81 

Hievon  ab  62,175.  27*)  — 

Bleiben     3,655,095.  48  ~7T5r2,"991 . ~8l 

*)  Gresetzessammlung  n.  F.,  Bd.  X,  S.  269  ff. 
*)  Bundesblatt  1887,  Bd.  IV,  S.  117—120. 

•)  Bundesrathsbeschluss  betr.  Anmeldung  von  EntschädigungsansprQchen  für  Min- 
derwerth von  Brennereien  vom  18.  Oetober  1887.    Bundesblatt  1887,  Bd.  III,  S.  117  ff. 
*)  Die  in  Abzug  gebrachten  Fr.  62,175.  27  sind  nachstehender  Weise  zusammengesetzt : 

Fr.  Fr. 

Netto-Erlös  aus  dem  Verkauf  von  Altmetall  1887/88      .     .     157,739.  35 

1889      .     .     .      51,278.  55 
Werth  des  Altmetallvorrathes 5,340.  — 

214,357.  90 

Weniger : 

Verwaltungskosten  1887/88 106,613.  23 

1889 45,569.  40 

152,182.  63 
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Was  die  pendenten  und  die  durch  Verträge  zur  Erledigung  vorbereiteten 
30  Fälle  betrifft,  so  werden  nach  Schätzung  des  £.  R,  zur  Liquidation  der- 
selben noch  ca.  Fr.  475,000  aufzuwenden  sein,  so  daß  die  Gesammtauslage  für 
Expropriationen  voraussichtlich  Fr.  4,130,000  betragen  wird.  Dieselbe  bleibt 
sonach  wesentlich  unter  den  Beträgen,  welche  bei  Berathung  des  Monopol- 
gesetzes angenommen  waren. 

h.  Wegfall  der  kantonalen  und  lokalen  Eonsumgebühren. 
Art.  6  der  Uebergangsbestimmungen  der  rediv.  Verfassung  von  1874  set-zte 
fest,  daß  im  Falle  der  Einführung  eines  B.  6.  im  Sinne  des  Art.  32^^  vor  dem 
Jahre  1890  die  von  den  Kantonen  und  Gemeinden  gemäß  Art.  32  der  B.  V. 
bezogenen  Gebühren  mit  dem  Inkrafttreten  des  bezüglichen  Gesetzes  dahinfallen 
sollen.  Nach  Ziffer  XI  des  Vollziehungsbeschlusses  vom  15.  Juli  1887  hatte  dieser 
Gebührenbezug  vom  1.  September  1887  an  aufzuhören  und  die  interessirten 
ICantone  und  Gemeinden  sollten  danach  auf  dem  Fuße  des  Durchschnitts  ihrer 
Einnahmen  der  Jahre  1880 — 1884  entschädigt  werden  und  zwar  schon  vom 
1.  September  1887  an;  die  Alkoholverwaltung  hatte  daher  ihr  Budget  mit  einer 
Summe  von  Fr.   3,581,608   zu  belasten. 

Die  endgültige  Ablösung  der  Ohmgelder,  wie  sie  durch  Art.  12  des  Ge- 
setzes angeordnet  worden  ist,  hält  nicht  nur  die  Finanzen  der  Ohmgeldkantone, 
welche  sonst  im  Jahre  1890  durch  deren  Wegfall  erschüttert  worden  wären, 
aufrecht,  sondern  schafft  auch  für  die  Nicht-Ohmgeldkantone,  welche  bisher 
nichts  erhielten,  dieselben  Vortheile.  Dann  wird  durch  die  Aufhebung  der 
Konsumgebühren  in  den  Kantonen,  wo  die  gegohrentn  Getränke  hoch  verzollt 
werden  mußten,  die  Einfuhr  erleichtert  und  das    gute  Getränk  billiger  gemacht. 

Die  Reineinnahmen  des  Bundes  aus  dem  Alkoholmonopol  werden  unter  die 
sämmtlichen  Kantone  nach  Maßgabe  der  Bevölkerungszahl  vertheilt.  Es  lassen 
sich  damit  entweder  neue  Kulturaufgaben  lösen  oder  —  Steuererleichterungen 
einführen.  10  ^/o  dieser  Einnahmen  sind  von  den  Kantonen  speziell  für  die  Be- 
kämpfung des  Alkoholismus  zu  verwenden.  Vermuthlich  wird  dies  geschehen 
durch  die  Anlage  von  Trinkeraeylen,  von  Bewahranstalten  für  Kinder  von  Ge- 
wohnheitstrinkern, durch  den  Bau  von  Gesellschaftshäusem,  die  Unterstützung 
von  Volksküchen,  Suppenanstalten  und  Kochkursen,  durch  Milchkuren,  Bad- 
anstalten, oder  durch  mehr  präventive  Maßnahmen  wie  Unterstützung  der  Bildungs- 
und Erziehungsbestrebungen. 

Einstweilen  (1887  und  1888)  genügten  die  Reineinnahmen  (Fr.  4,957,841) 
des  Bundes  aus  dem  Alkoholmonopol  kaum  zur  Schadloshaltung  der  Ohmgeld- 
kantone (Fr.  5,423,020).  Weil  nun  aber  die  Probejahre  für  den  Bund  vorüber 
sind  und  die  künftigen  Reineinnahmen  größer  sein  werden,  durfte  der  Bund  das 
Fehlende  (Fr.  465,179)  vorschießen,  um  die  Ohmgeld kantone  in  den  vollen 
Besitz  ihrer  Guthaben  gelangen  zu  lassen.  1889  konnten  bereits  auch  an  die 
Nicht- Ohmgeldkantone  Beiträge  von  zusammen  884,565  Fr.  ausgerichtet  werden. 

Die  den  Ohmgeldkantonen  und  Oktroigemeinden  pro  1889  ausgerichteten 
Ersatzsummen  für  dahingefallene  kantonale  und  kommunale  Eingangsgebühren 
ergeben  nach  der  Abrechnung  pro  1889  für: 

Kanton  Bern Fr.  1,074,191.  83 

„        Luzern ^  375,521.  54 

Uri 62,721.  02 

Xidwalden „  13,678.  11 

Obwaldcn „  19,359.  50 

Glarus „  45,897.  50 
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Kanton  Zug Fr.  17,710.  — 

Freiburg 356,151.  75 

Solothurn „  240,270.  43 

Baseletadt „  47,373.  40 

Baselland 51,454.  52 

Graubünden ^  155,382.  99 

Aargau 186,400.  85 

Tessin 161,139.  10 

Waadt „  326,381.  40 

WaUis 36,632.  96 

Gemeinde  Genf 386,619.  02 

Carouge 23,994.  61 

Total     Fr.  3,580,880.  53 
Nachzahlungen  an  die  Kantone  Uri  und  Tessin: 

üri  pro  1888 Fr.  400.   — 

Tessin  pro  1887       ...      Fr.   282.  07 


n 


„        „      1888       ...        ,     139.   10 


r 


421.   17 


821.   17 


Fr.  3,581,701.   70 
Rückzahlung  der  Gemeinde  Genf  pro  1888 «  380.  98 

Zusammen  Fr.  3,581,320.  72 
Hiezu  : 
Spezialentschädigungen  an  frühere  Ohmgeldbezüger     .     .     .      ^  488.  — 

Gesammt-TotaTFr.  3,581,808.  72 

I.  Finanzielles.  Die  Betriebsrechnung  pro  1889  ergibt  an  Einnahmen 
Fr.  11,494,511;  an  Ausgaben  Fr.  6,245,458,  an  Einnahmeüberschuß  Franken 
5,249,053. 

Die  Einnahmen  setzen  sich  zusammen  aus 

Fr.  9,942,901  für  den  Verkauf  von  Sprit  und  Spiritus  zum  Trinkkonsum 

und  zu  technischen  Zwecken  etc. 
„       575,438  für  Monopolgebühren  auf  Qualitätsspirituosen  etc. 

767,874  Werth  der  Lagervorräthe  Ende  1889. 
,.         99,457  fdr  den  Verkauf  von  Holzgebinden. 
r       108,841  für  Kursgewinne,  Aktivzinse  und  Anderes. 

Hanptausgabeposten  sind  : 

Fr.  2,313,167  für  den  Ankauf  von  ausländischem  Sprit. 
„    1,777,651      r      r  «  f.      inländischem        ^ 

^       148,829      «      t,  «  ,.      Holzgebinden. 

„       165,032      „   die  Rückvergütung  von  Monopolgebühren. 
n       206,500      „   Verzinsung  der  festen  Anleihe. 

Schluß.  Man  hat  es  dem  Alkobolgesetze  zum  Vorwurf  gemacht,  daß 
es  den  Zweck  der  sittlichen  Besserung  des  Volkes  mit  einer  rein  fiskalischen 
Maßregel  verquickt  habe.  Wenn  auch  diesem  Vorwurfe  im  Stadium  der  gesetz- 
geberischen Thätigkeit  etwelche  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden  konnte, 
80  hat  doch  der  bis  anhin  erreichte  Erfolg  jenen  Gegnern  nicht  Recht  gegeben. 
Wie  es  nämlich  scheint,  haben  schon  die  ersten  zwei  Jahre  der  Wirksamkeit 
des  Alkoholmonopols  den  Konsum  der    gebrannten  Wasser  merklich  zurückgehen 
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lassen.  Wenn  aneb  die  Gründe  davon  kaum  in  der  tiefen  Einsicht  der  bisherigen 
konsomirenden  Volksklassen  zu  sncben  sind,  so  mag  doch  das  faktische  Ergebniß^ 
befriedigen. 

Der  Bericht  des  Bundesrathes  tiber  die  GeschäftsfUhning  and  Bechnang- 
der  Alkoholverwaltung  pro  1887/88  läßt  sich  darüber  folgendermaßen  vernehmen : ') 
Wir  begnügen  uns,  zu  sagen,  daß  wir  aus  den  übereinstimmenden  Berichten, 
welche  uns  aus  verschiedenen  Landesgegenden  geworden  sind,  und  aus  den  Be- 
obachtungen, welche  unsere  Verwaltung  selbst  zu  machen  in  der  Lage  war,  die 
Ueberzeugung  schöpfen  mußten,  es  habe  der  Trinkkonsum  der  monopolisirten 
gebrannten  Wasser  in  der  That  seit  Einführung  des  Monopols  eine  namhafte 
Verminderung  erfahren. 

„Der  Jahreskonsum  der  nunmehr  monopolisirten  Branntweine  wurde  fUr  die 
Zeit  vor  Annahme  des  Monopolgesetzes  auf  150,000  hl  absoluten  Alkohols  oder 
rund  125,000  q    geschätzt. 

Der  Umsatz  der  Alkoholverwaltung  pro  1887/88  dagegen  beläuft  sich,, 
wie  oben  angeführt,  auf  nur  78,750  q.  Dieser  Umsatz  bezieht  sich  hinsichtlich 
der  Qualitätsspirituosen  auf  die  Zeit  von  1773)  hinsichtlich  des  Sprits  auf  die 
Zeit  von  16  Monaten,  beträgt  also,  proportional  auf  ein  Kalenderjahr  reduzirt, 
bloß  52,875  q. 

Wir  können  und  wollen  nicht  behaupten,  daß  der  Landeskonsum  gebrannter 
Wasser  um  die  Differenz  zwischen  dieser  Ziffer  und  derjenigen  von  125,000  q 
zurückgegangen  sei. 

Einerseits  hat  der  Rückgang  des  Verbrauchs  monopolisirter  Branntweine 
durch  eine  Steigerung  der  Produktion  und  des  Verbrauchs  monopolfreier  Spiri- 
tuosen eine  nicht  näher  zu  bemessende,  jedenfalls  aber  beträchtliche  Kompensation 
gefunden,  anderseits  erschwert  der  Grenzschmuggel,  wie  er  vor  und  nach  dem 
Monopol  nach  innen  und  nach  außen  thätig  war,  die  Feststellung  des  thatsäch- 
lichen  Landeskonsums,  endlich  aber  ist  seit  Likraftsetzung  des  Monopols  ein 
außer  allem  Zweifel  bedeutender  Bruchtheil  des  denatnrirten  Sprits  in  gesetz- 
widriger Weise  zur  Fabrikation  von  Trinkbranntwein  verwendet  worden. 

Trotzdem  bleibt  die  Thatsache  einer  eingetretenen  starken  Verminderung 
des  Schnapsverbrauchs  bestehen." 

Bei  diesem  Anlaß  soll  nicht  unterlassen  werden,  das  Urtheil  anzuführen, 
das  ein  hervorragender  deutscher  Nationalökonom  und  aufmerksamer  Beobachter 
unserer  Schweiz,  volkswirtbschaftlichen  Verhältnisse,  Prof.  Conrad,  über  unsere 
legislatorische  Bethätigung  in  der  vorwürfigen  Frage  gefällt  hat. ') 

»Wie  in  Schweden  hat  das  Streben,  dem  Alkoholismus  entgegenzuarbeiten,  die  An- 
,,regung  zu  dem  ganzen  Vorgehen  gegeben,  und  die  Einmüthigkeit,  die  man  in  der 
;,Bevölkerung,  der  Regierung  und  den  vorarbeitenden  Kommissionen  in  dieser  Hinsicht 
»findet,  die  ruhige  Sachlichkeit,  die  überall  den  festen  Vorsatz  bekundet,  Parteiinteressen 
»wie  alten  VorurtheUen  entgegenzutreten,  macht  einen  überaus  wohlthuenden  Eindruck,, 
»um  so  mehr,  wenn  man  dem  gegenüber  an  unsere  deutschen  Verhältnisse  denkt.* 

IL  Kantonale  Monopole  und  Regalien. 

Mit  Ausnahme  des  Salzes,  das  es  allen  Kantonen  ohne  Ausnahme  angethan 
hat  (s.  Seite  687  u.  ff.  II.  Bd.\  sind  nur  noch  die  Kohle,  der  Schiefer,  der 
Alkohol  und  der  Eisenbahnbetrieb  Gegenstand  kantonaler  Regalien. 

Kohle.  Als  einziges  Kohlenbergwerk  in  der  Schweiz,  das  regalisch  von 
Staatswegen  abgebaut  wird,  ist  dasjenige  in  Käpfnach,  Kanton  Zilrich,  zu  nennen. 


')  Bundesblatt  1889,  Bd.  III,  S.  226. 

*)  Conrad's  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  N.  F.  Bd.  XII,  S.  275. 


Staatsmonopole  —     155     —  Staatsmonopole 

Schon  im  Jahre  1663  sollen  die  ersten  Sparen  von  Steinkohlen  daselhst 
entdeckt  worden  sein,  wenigstens  wurde  damals  10  Personen  bewilligt,  8  Tage 
lang  darnach  zu  graben.  Im  Jahre  1708  wurde  von  einer  Rathskommission 
nach  stattgef andener  üntersnchang  über  das  Vorhan  denaein  von  Steinkohlen 
berichtet.  Im  Jahre  1750  wurden  die  beiden  Gruben  zu  Eäpfnach  (benannt 
«Grube  des  Landes  und  Sachsengrube")  von  dem  fremden  Bergmann  Köhler 
untersacht.  1763  wurden  die  Stubenknechte  auf  den  Zünften  und  öffentlichea 
Gresellschaften  durch  Bathsbeschluß  angehalten,  zwei  Böhrli  Steinkohlen  zu  nehmen 
und  damit  die  Oefen  zu  heizen ;  im  nämlichen  Jahre  wurden  durch  einen  gewissen 
Herrn  v.  Valtravers  von  Biel,  einen  Capitain  Brown  und  einen  andern  Engländer 
Versuche  angestellt,  mittelst  Bohrens  die  Kohlenlager  zu  erforschen  und  die 
Steinkohlen  mehr  zu  gebrauchen  und  zu  benutzen.  Auch  wurde  ein  Ealkofen 
errichtet,  der  aber  bald  wieder  einging  1784  erging  ein  Beschluß  des  kleinen 
Bathes,  daß  in  Käpfhach  ein  Steinkohlenbergwerk  zu  errichten  sei.  Noch  in. 
demselben  Jahre  wurde  der  Anfang  damit  gemacht. 

Weitere  Versuche  erfolgten  1787  im  Biedthof  im  Aeugsterthal ;  1789- 
wurde  in  Baal  ein  Stollen  erbaut,  um  jedoch  im  folgenden  Jahre  wieder  ver- 
lassen zu  werden.  1792  erblickte  eine  „Steinkohlen- Kommission"  von  9  Mit- 
gliedern das  Licht  der  Welt  und  in  ihrem  Gefolge  kam  ein  förmliches  Proto- 
koll über  die  Bergbauunternehmungen  zu  Stande.  Sodann  wurden  auf  staatliche 
Veranlassung  hin  Spuren  von  Steinkohlen  entdeckt  bei  Ebertsweil,  Teufen,. 
Buch,  Juckeren  (Tößthal),  Alten- Landenberg,  im  Schwandel,  bei  Teufen bach,  am 
Lipperschwendi-Gubel ,  bei  Lanzen,  im  Mühlentobel,  bei  Fägschweil.  Im  Jahre 
1803  war  neuerdings  eine  Bergwerkskommission  zn  bestellen,  und  das 
Jahr  1805  endlich  brachte  ein  Bergwerksgesetz'),  welches  alle  im  Schooß 
der  Erde  vorhandenen  nutzbaren  Mineralien  (Metalle,  brennbare  Mineralien  und 
Salze  [Steine,  Gips,  Thon,  Mergel,  Torf  nicht  inbegriffen])  als  Eigenthum  dea 
Staats  erklärte  und  deren  Ausbeutung  an  eine  ausdrückliche  Konzession  der  Re- 
gierung knüpfte.  Seit  Erlassung  dieses  Gesetzes  hat  der  Staat  von  sich  aus  einzig 
das  Bergwerk  zu  Käpfnach  als  regalischen  Betrieb  fortgesetzt.  Eine  Reihe  von 
Privatversuchen  auf  Bergbau-Mineralien  fand  bis  zum  Jahre  1830,  jedoch  ohne 
irgend  welchen  Erfolg  statt.  In  diesem  Jahre  wurde  der  pyrotechnischen  Gesell- 
schaft ein  Schurfschein  auf  den  ganzen  Kanton  ertheilt.  1831  trat  an  die 
Stelle  der  früheren  Bergwerkskommission  das  dem  Finanzrath  antergeordnete 
Bergwerksdepartement  von  4  Mitgliedern,  das  indeß  im  Jahre  1839  auf- 
gehoben wurde.  Der  bis  in  die  30er  Jahre  hinein  betriebene  Detailhandel 
des  Staates  mit  Schiefer  kohlen  hörte  Ende  derselben  auf. 

Einzig  das  Kohlenbergwerk  in  Käpfnach  ist  seit  dem  Jahre  1784  beständig 
im  Betrieb  gewesen.  Derselbe  nahm  bald  größere,  bald  kleinere  Dimensionen  an. 
Die  Ausbeute  mag  bis  zum  Jahre  1879  ca.  3,411,000  q  gewesen  sein,  ein 
Ergebniß,  das  dem  Kanton  Zürich  sehr  zu  statten  kam.  1888  betrug  die  Aus- 
beute 15,441  q  Stückkohlen,  1716  q  Kohlenklein,  1326  q  Koblengries,  ferner 
Mergel  u.  s.  w.,  alles  im  Werthe  von  Fr.  37,000,  Benefice  für  den  Staat 
Fr.  665.  Die  Käpfoacherkohle  steht  der  guten  ausländischen  Kohle  in  mancher 
Beziehung  nach,  weil  sie  einen  großen  Aschengehalt  und  fein  eingesprengten 
Schwefelkies  zeigt.  Das  war  der  Grand,  daß  sie  verdrängt  wurde.  An  die  Stelle 
der  abgedrängten  Konsumenten  trat  nun  der  Staat,  der  Anfangs  der  80er  Jahre 

*)  Memorabilia  Tigurina  oder  Chronik  der  Denkwürdigkeiten  der  Stadt  und  Land- 
schaft Zürich  pag.  53,  265,  Zürich  1841. 
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durch  seinen  Selbstkonsnm  ca.  32 — 35  ^/o  des  früheren  Absatzes  anfhalim.  Mit 
dem  Bergwerk,  d.  h.  mit  der  Steinkohlenförderung  im  Zusammenhang  besteht 
ein  Cementgeschäfl  seit  dem  Jahre  1874.  Die  Veranlassung  zur  Einrichtung 
eines  solchen  lag  in  der  Thatsache,  daß  sich  im  Abbaufelde  ein  thoniger,  dolo- 
mitischer Kalkstein  vorfand,  welcher  die  Eigenschaft  besitzt,  nach  dem  Brennen, 
mit  Wasser  angemacht,  sowohl  in  der  Luft  als  unter  Wasser  zu  erhärten  j  Haupt- 
absatzgebiet des  produzirten  Boman-Cements  sind  die  Kantone  Zürich  und  Glarus. ') 
Oewinn  für  den  Staat  im  Jahre  1888  Fr.  21,484.  Im  Jahre  1888  waren  beim 
Kohlenbergwerksbetrieb  beschäftigt  17  Kohlenhäuer,  2  Cement-  und  Kalkstein- 
brecher, 3  Förderer,  3  Kläuber,  Total  25  Arbeiter.  Bei  der  keramischen 
Produktion  (Kalk-  und  Cementgeschäft)  bestand  das  Arbeiterpersonal  aus 
43  Mann,  wovon  10  Schiffer. 

Schiefer.  Der  Kanton  Glarus  besitzt  ein  Schieferbergwerk  im  sogen. 
Landesplattenberg  in  Engi. 

Wie  schon  aus  Protokollen  aus  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  zu  entnehmen 
ist,  hatte  der  Kanton  den  Plattenberg  stets  als  Regal  behandelt,  indem  sich  die 
Landesobrigkeit  jederzeit  das  Hoheits-  und  YerfUgungsrecht  wahrte,  ohne  indessen 
die  Schieferausbeutung  regalisch  zu  betreiben.  Am  3.  Sept.  1833  nun  entschloß 
sich  der  Bath  auf  Drängen  eines  großen  Theils  der  Bevölkerung  von  Matt  und 
Engi,  den  Betrieb  des  Plattenbergs  auf  Kosten  des  Landes  zu  bewerkstelligen. 
Seitdem  stehen  sämmtliche  Anordnungen  und  Verfügangen  polizeilicher,  admini- 
strativer und  technischer  Natur,  sowie  auch  die  Tarifirung  der  Platten  und  <ler 
Fuhr  löhne  dem  Käthe  zu,  der  auch  die  Beamten  des  Bergwerks  ernennt  imd  die 
Oberaufsicht  über  die  Haushaltungskommission  führen  läßt.  Die  unmittelbare 
Leitung  des  Bergwerke  ist  einem  Direktor,  einem  Verwalter  und  vier  Platten- 
schauern zur  Koutrole  der  Plattenwaaren  übertragen. 

Durch  Beschluß  der  Glarner  Landsgemeinde  von  1857  wurde  der  Betrieb 
des  kantonalen  Schieferbergwerks  hoheitlich  genehmigt,  dagegen  auch  Grund- 
besitzern die  freie  Verfügung  über  die  von  ihnen  auf  eigenem  Grund  und  Boden 
gebrochene  Waare  gewährleistet,  wodurch  eine  Bresche  in  die  1833  gegründete 
Institution  gelegt  wurde. 

Durch  Beschluß  des  Rathes  vom  12.  Januar  1858  wurde  das  Betriebs- 
kapital der  Plattenberganstalt  auf  50,000  Fr.  festgesetzt.  Die  Ueberschüsse 
über  diesen  Betrag  werden  als  ßeservefond  ausgeschieden.  Aus  dem  Reserve- 
fond wurden  zu  Gunsten  der  Platten bergarbeiter  Fr.  10^000  als  Kapitalgrund- 
stock erhoben  zur  Bildung  eines  Unterstützungsfonds.  Zur  Aeufhung 
dieses  Fonds  sollten  demselben  25  ®/o  des  jährlichen  reinen  Vorschlages  der 
Plattenberganstalt  für  so  lange  zugewiesen  werden,  bis  er  den  Betrag  von 
Fr.  30,000  erreicht  habe.  Durch  ein  Reglement  vom  9.  Dezember  1874  wird 
des  Nähern  die  Verwendung  des  UnterstUtzungsfondes  bestimmt,  ersetzt  wurde 
dasselbe  durch  einen  weitern  Erlaß  vom  21.  JiUi   1880. 

Durch  Beschluß  von  Landammann  und  Rath  vom  21.  Juli  1880  wurde 
das  Betriebskapital  auf  der  bisherigen  Höhe,  Fr.  50,000,  der  Reservefond  auf 
Fr.  20,000,  der  Unterstützungsfond  für  die  Arbeiter  auf  Fr.  30,000  belassen, 
dagegen  wurde  zur  Erhaltung  dieses  letzten  Fonds  und  Erleichterung  seiner 
Autgabe  und  Zweckbestimmung  ein  Reserveunterstützungsfond  angelegt  aus  jähr- 
lichen Beiträgen  von  Fr.  1000  aus  der  Kasse  der  Bergwerksverwaltung  und 
beginnend  mit  dem  Jahre   1879. 


')  Zürcher  Amtsblatt  1880,  pag.  G57  ff.    Expertenberichte   über   das  Bergwerk  in 
Käptnach. 
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Das  Recbnangsergebniß  des  Landesplattenberges  ist  ein  verbältnißmäßig 
bescbeidenes.  In  der  3jäbngen  Amtsbericbtsperiode  1881 — 1883  erzielte  der- 
selbe einen  Gewinn  von  Fr.  9000,  in  den  folgenden  3  Jabren  1884 — 1886  von 
Fr.   19,600,  1887  Fr.  6239  und   1888  Fr.  4500. 

Der  Landesplattenberg  ist  für  den  Staat  nicbt  bloß  eine,  wenn  aucb  be- 
scbeidene  £innabmsquelle,  sondern  bietet  der  Tbalscbaft  (der  Sernft)  eine  scböne 
Erwerbsgelegenbeit  und  ist  sodann  eine  billige  Bezugsquelle  für  Schiefer. 

Alkohol.  Baselstadt  hat  den  Kleinverkauf  von  gebrannten  Wassern, 
der  nach  §  8  des  Bundesgesetzes  von  Bewilligungen  der  kantonalen  Behörden 
abhängig  ist  und  einer  Steuer  unterliegt,  monopolisirt.  Eine  regierungsräthliohe 
Verordnung  vom  4.  April  1888  sagt  darüber  u.  A. : 

Dem  kantonalen  Alkoholmonopol  unterliegt: 

a.   der  Kleinverkauf  von   nicht  denaturirtem  Sprit  (Feinspril)  in  Quantitäten 

unter  40  Liter; 
h.   der  Kleinverkauf  von  Trinkbranntwein  jeder    Qualität,   hergestellt  auf  dem 

Wege  der  Mischung  von  Sprit  mit  Wasser,  Essenzen,  Extrakten  oder  Grewürzen, 

in  Quantitäten  unter  40  Liter,  offen  oder  in  Flaschen. 

Dem  Monopol  unterliegt  nicht  der  Eleinverkauf  von  Qualitätsspirituosen; 
doch  kann  dieser  Verkauf  nur  in  geschlossenen,  versiegelten  oder  verkapselten, 
mit  der  Bezeichnung  des  Inhalts  versehenen  Flaschen  geschehen,  und  unterliegt 
der  polizeilichen  Bewilligung  und  einer  Patentgebühr  ^). 

§  2.  Für  den  Kleinverkauf  des  dem  Monopole  unterliegenden  Alkohols 
werden  im  Kantone  die  dem  Bedürfniß  entsprechende  Zahl  von  Verkaufsstellen 
errichtet,  welche  möglichst  gleichmäßig  zu  vertheilen  sind,  aber  die  Zahl  20 
nicht  tibersteigen  sollen.  Die  Verkaufsstellen  werden  vom  Regierungsrathe  auf 
Antrag  des  Finanzdepartementes  nach  öffentlicher  Ansschreibung  vergeben. 

§  3.  Diesen  Verkaufsstellen  ^ird  der  Sprit  nach  Bedarf  vom  Finanz- 
departemente in  den  von  der  eidg.  ^Ikoholverwaltung  gelieferten  Qualitäten  ab- 
gegeben gegen  Bezahlung  des  von  der  eidg.  Verwaltung  berechneten  Preises, 
mit  einem  durch  den  Begierungsrath  festzustellenden  Zuschlage. ')  Die  Verkaufs- 
stellen dürfen  von  keiner  anderen  Seite  als  vom  kantonalen  Finanzdepartement 
Sprit  oder  Trinkbranntwein  beziehen;  auch  ist  ihnen  untersagt,  mit  Sprit  oder 
Trinkbranntwein  auf  eigene  Eechnung  Handel  zu  treiben. 

§  4.  Die  Zubereitung  des  Sprits  zu  Zwecken  des  Konsums  ist  bis  auf 
weiteres  Sache  der  Verkaufsstellen.  Sie  soll  eine  möglichst  gleichmäßige  sein  und 
unterliegt  der  Kontrole  des  Finanzdepartementes. 

§  5.  Die  Verkaufispreise  sollen  für  alle  Verkaufsstellen  die  gleichen  sein 
und  werden  vom  Finanzdepartemente  festgestellt;  die  Vergütung  an  die  Ver- 
kaufsstellen für  Zubereitung  und  Verkauf  besteht  in  dem  TJeberschusse  des  Er- 
löses über  den  Ankaufspreis  und   den  Zuschlag. 

§  6.  Die  Verkaufsstellen  haben  für  die  richtige  Erfüllung  der  von  ihnen 
ttbemommenen  Verpflichtungen  eine  Realkaution  von  Fr.  500  bei  der  Staats- 
kasse zu  leisten;  im  übrigen  wird  das  Verhältniß  derselben  zu  der  öffentlichen 
Verwaltung  durch  ein  Pflichtenheft  geordnet,  welches  das  Finanzdepartement  mit 
Genehmigung  des  Regierungrathes  aufstellt. 

')    Je  nach  der  Größe  und  dem  Werth  des  Umsatzes: 

a.  Für  den  Ausschank  an  Ort  und  Stelle  durch  Wirthe  und  Konditoren  Fr.  30—100; 
h.  Für  den  Kleinverkauf  über  die  Gasse  Fr.  100—500. 

•)  Derselbe  wurde  am  12.  Mai  1888  auf  12  Fr.  per  100  kg  netto  und  95  "^  Tralles 
festgestellt. 
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Eisenbahnen.  Zwei  Kantone  haben  gewisse  Strecken  ihres  Eisenbahn- 
netzes verstaatlicht.  Es  sind  dies  Genf  und  Neuenbürg,  Die  verstaatlichten 
Strecken  heißen:  ^Gen&ve- Annemasse'*  und  „Jura  Neachatelois*".  Das  Nähere 
über  letztere  Strecke  ist  auf  Seite  102  im  IL  Band  zu  lesen.  Mit  1.  Jannar 
1890  gingen  die  Bernischen  Staatsbahnen  (p.  218  im  I.  Bd.)  in  das  Privat- 
•eigenthum  der  fnsionirten  Westschweiz-  und  Jurabahngesellschaft  über. 

Banknoten.  Gemäß  Art.  39  dei*  Bundesverfassung  darf  der  Bund  keinerlei 
Monopol  für  die  Ausgabe  von  Banknoten  aufstellen.  Als  nun  der  Kt.  Zürich 
im  Jahre  1877  ein  Gesetz  erließ,  welches  das  Recht  zar  Notenausgabe  der 
Kantonal bank  reservirt  wissen  wollte,  wurde  dieses  Gesetz  als  bundes verfassungs- 
widrig erklärt  und  kam  nicht  zur  Ausführung.  Im  st.  gallischen  Großen  Bathe 
wurde  s.  Z.  ein  Antrag  auf  Einführung  des  kantonalen  Notenmonopols  verworfen. 

Spielkarten.  Das  gleiche  Schicksal  der  Unzulässigkeitserklärnng  wurde 
auch  dem  s.  Zeit  (vor  1874)  vom  Kanton  Tessin  gehandhabten  Monopol  des  Handels 
mit  Spielkarten  zu  Theil. 

Nicht  unerwähnt  seien  hier  ferner  die  als  Zeichen  der  Zeit  bedeutsamen 
Bestrebungen  zur  Verstaatlichung  des  Getreidehandels. 

Staatswirthschaft.  (Verfasser :  Herr  Dr.  Tr.  Geering^  Chef  der  Schweiz. 
Handelsstatistik.)  Als  letzte  Reste  mittelalterlicher  Lokalsouveränetät  und  aus- 
geprägter germanisch-centrifngaler  Eigenart  ragen  die  25  Kantone  der  heutigen 
Eidgenossenschaft  wie  Denkmäler  aus  einer  fremden  Welt  in  die  neue  Zeit  des 
Zusammenschlusses  der  Nationalitäten  und  der  Großstaat enbildung  herein.  Es 
sind  aber  keine  Ruinen.  Viel  eher  mag  man  sie  jenen  alten  kirchlichen  Bau- 
werken vergleichen,  welche  über  ravennatischer  oder  romanischer  üranlage  nach- 
einander die  sämmtlichen  späteren  Kunstweisen  zur  Schau  tragen  und  noch  heute 
im  Leben  der  Mitwelt  ihre  Stelle  mit  Ehren  behaupten.  So  sind  an  unsem 
kleinen  Staatswesen  nicht  spurlos,  aber  ohne  |p  die  eifersüchtig  bewachte  Autonomie 
zu  tasten,  die  politischen  Stürme  der  Jahrnunderte  vorübergebraust. 

Primitive  Zustände  wie  die  altgermanischen  kennen  statt  der  heutigen  sach- 
lichen Staatslasten  nur  die  persönlichen  Leistungen  der  allgemeinen  Ding-  und 
Wehrpflicht.  Mit  dem  Herabsinken  der  Altfreien  in  den  Stand  der  Hörigkeit 
vom  8.  bis  zum  11.  Jahrhundert  verloren  jedoch  diese  persönlichen  Leistungen 
ihre  Allgemeinheit.  Sie  blieben  ausschließliches  Recht  der  Freien.  Die  zu- 
nehmende Masse  der  Unfreien  leistete  dieser  herrschenden  Klasse  Ersatz  für  den 
gewährleisteten  Rechtsschutz  in  der  Form  privatrechtlicher  Naturallasten.  Frohnen, 
Grundzinse,  Zehnten  etc.  blieben  dann  auch  die  staatswirthschaftlichen  Grund- 
lagen der  hieraus  entwickelten  Territorialherrschaften  des  späteren  Mittelalters 
und  der  neueren  Zeit,  und  die  eigenthümliche  Vermischung  privatrechtlicher 
und  ötfentlicher  Elemente,  die  Lösung  staatlicher  Aufgaben  mit  privatrechtlich 
begründeten  Mitteln  ist  für  viele  derselben  charakteristisch.  Nur  spärliche  Reste 
der  alten  Gemeinfreiheit  vermochten  sich  dieser  mächtigen  Entwicklung  gegen- 
über zu  halten  und  bis  auf  unsere  Tage  zu  retten.  Das  sind  die  innerschweizeri- 
schen Landsgemeinden,  deren  Budget  sich  deshalb  auch  in  den  denkbar  kleinsten 
Ziffern  bewegt. 

So  einfach  war  die  Entwicklung  der  Staatswirthschaft  in  den  ländlichen 
Bezirken. 

Eine  andere  reinere  Form  und  kräftigere  Entwicklung  nahm  der  Staats- 
gedanke in  den  Städten.  Bei  dem  engen  Zusammenwohnen,  dem  regen  wirth- 
ijchaftlichen  und  politischen  Leben  ergaben  sich  ganz  von  selbst  komplizirtere 
Rechts-  und  Gesellschaftszustände,  welche  der  staatlichen  Bethätigung  neue  Gebiete 


Staatswirthschafl  —     159     —  Staatswirthschaft 

eröffheteD.  Entsprechend  der  privatwirthschaftlichen  Arbeitstheilnng  wurden 
^roße  gemeinsame  Aufgaben,  weil  durch  einheitliche  Organe  oder  mit  vereinter 
Kraft  besser  zu  lösen,  dem  Einzelnen  entzogen  und  der  Gresammtheit,  resp.  einer 
Behörde  übertragen.  Der  öffentliche  Hanshalt  der  mittelalterlichen  Städte  hat 
zwar  nicht  in  der  Ausdehnung  seiner  Leistungen,  nm  so  mehr  aber  in  der  Art 
ihrer  Lösung  manche  Aehnlichkeit  mit  den  Anfangen  des  modernen  Staates. 
Die  Voraussetzungen  für  dieses  Vorauseilen  waren:  1)  Die  Kleinheit  des  Ge- 
biet«  und  die  dadurch  gegebene  Einheitlichkeit  und  Klarheit  der  gemeinsamen 
Interessen.  2)  Der  steigende  Wohlstand,  der  die  Mittel  reichlich  darbot.  3)  Der 
Vorsprung,  den  die  geschäftskundigen  Bürger  in  jener  Zeit  des  Uebergangs  von 
der  Natural-  zur  Geldwirthschaft  vor  den  Fürsten,  überhaupt  vor  dem  Lande 
voraus  hatten,  bei  Realisirung  des  Kredits. 

Die  glänzende  Entfaltung  der  italienischen  Städterepubliken  ist  bekannt. 
Die  Handelscentren  nördlich  der  Alpen  gaben  ihnen  nur  wenig  nach.  Und  zwar 
ist  bisher,  mangels  gleich  eindringender  Studien  an  andern  Orten,  das  klassische 
Beispiel  der  deutschen  Geschichtsforschung  eine  schweizerische  Stadt,  Basel.  Um 
ihr  Territorium  zu  erweitem  und  zu  behaupten,  um  namentlich  die  hoheitlichen 
Rechte  der  Bischöfe  zu  gewinnen  (ca.  1357 — 1430),  war  ihr  kein  Opfer  zu  groß. 
Sie  scheute  auch  öffentliche  Schulden  nicht  Vom  Anfang  ihrer  überlieferten 
Bachführung  an  (1361 — 62)  ist,  durch  das  Schwanken  der  Ausgaben  bedingt, 
das  jährliche  Anlehen  für  die  schwebende  Schuld  sowohl,  wie  die  Ausgabe  von 
Zins-  und  Leibrenten,  rein  auf  öffentlichen  Kredit,  ohne  Verpfändung  von  Gütern 
oder  Rechten,  eine  ständige  Finanzoperation.  Das  Anwachsen  der  Schuld  — 
zeitweise  betrug  sie  bis  zu  ^/b  des  gesammten  Privatbesitzes  der  Einwohnerschaft 
—  geht  Hand  in  Hand  mit  der  Ausdehnung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  und 
des  Territoriums  und  erscheint  so  recht  als  die  jährliche  Kraftprobe  des  öffent- 
lichen Kredits  des  jungen  Staatswesens. 

Bei  dieser  erfolgreichen  Staatsschnldenpolitik  kamen  der  Stadt  allerdings 
zwei  besondere  Umstände  zu  statten.  Erstens  die  zunehmende  Geldfeilheit, 
welche  fortwährend  günstige  Konversionen  gestattete.  Der  Zinsfuß  bewegte  sich 
umgekehrt  proportional  zum  Anwachsen  der  Schuld,  er  sank  1362 — 1425  von 
7 — 10^0  anf  5,  ja  oft  4®/o,  eine  Höhe,  auf  der  er  sich  dann  annähernd  ge- 
halten hat  bis  zu  dem  Kapitalüberfluß  der  überseeischen  Compagnien  im  17. 
Jahrhundert  (2Vj7o). 

Ihren  mächtigsten  Impuls  erhielt  aber  die  Staatsschnldenpolitik  Basels  aus 
der  ermuthigenden  Rentabilität  ihrer  ersterworbenen  Hoheitsrechte.  Der  Transit- 
zoll, den  ihr  Kaiser  Karl  IV.  1367  gegen  2000  fl.  verpfändete,  hat  gleich  im 
Anfang  öfters  jährlich  mehr  abgeworfen  als  die  Pfandsumme  betrug. 

Immerhin  lieferten  die  Zölle  nur  etwa  20**/o  der  ordentlichen  Staatsein- 
künfte. Die  eigentlichen  Hauptquellen  der  Einnahmen  waren  die  indirekten 
Steuern  von  Mehl,  Wein  und  Salz,  welche  schon  1361 — 62  ca.  85^0  der  ge- 
rammten Einnahmen  ausmachten,  seit  Erwerbung  der  Zölle  etwa  noch  75 ^/o. 
Direkte  Steuern  wurden  nur  im  Kothfall,  der  allerdings  häufig  genug  eintrat, 
beschlossen  und  zwar  sowohl  Personalsteuern  wie  Vermögenssteuern,  letztere 
durch  Selbsteinschätzung  und  mit  obrigkeitlichem  Ankaufsrecht  zum  fatirten  Werth. 
Die  übrigen  ordentlichen  Einkünfte,  ca.  5  ®/o  der  Gesammteinnahmeu,  waren 
Grundzinse  und  dgl.,  wie  sie  bei  den  ländlichen  Gebieten  vorherrschten  (s.  o.), 
in  der  städtischen  Wirthschaft  traten  sie  sehr  zurück. 

Dieses  Vorwiegen  der  indirekten  Steuern  und  der  Zölle  ist  nun  überhaupt 
charakteristisch  für  die  mittelalterliche  Staatswirthschaft.    Nicht  wirthschaftliche 
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oder  Bozialpolitisobe,  sondern  lediglich  fiskalische  and  steuertechnische  Rücksichten 
waren  im  Steuer wesen  des  Mittelalters  maßgebend.  Nicht  rationell  oder  gerecht, 
sondern  möglichst  leicht  nnd  erfolgreich  suchte  man  zu  besteuern.  Daraus  ergab 
sich  zunächst  die  Progression  nach  unten,  —  am  greifbarsten  eben  in  der  That- 
saohe,  daß  die  einzigen  ordentlichen  Steuern  indirekt  von  den  unentbehrlichsten 
Lebensmitteln  erhoben  wurden :  in  die  gleiche  Linie  gehört  die  Belastung  durch 
die  Einfuhrzölle,  welche  jedoch  zum  Theil  weniger  unentbehrliche  Gegenstände 
betraf.  Aber  auch  bei  den  außerordentlichen  direkten  Vermögens-  und  Er- 
werbssteuern ging  im  mittelalterlichen  Basel  die  Degression  yon  6  und  mehr 
bis  7«  V^i  ^^^  dieselbe  Erscheinung  verbirgt  sich  selbstverständlich  in  jeder 
Kopfsteuer.  Ein  Existenzminimum  oder  eine  Erleichterung  des  unfundirten  Ein- 
kommens kennt  man  nicht,  im  Gegentheil,  die  Besitzlosen  tragen  mit  l^/s  ^/o 
ihres  Verdienstes  einen  guten  Theil  der  gesammten  Steuerlast.  Wie  jeder  mit 
seinem  eigenen  Leibe  den  ehrenvollen  Wacht-  und  Kriegsdienst  versah,  so  sollte 
auch  der  Aermste  in  der  Besteuerung  sein  Theil  zum  gemeinen  Besten  beitragen, 
und  wenn  er  es  sich  am  täglichen  Brod  abkargen  mußte.  Mit  proportionaler 
Besteuerung  wurde  zwar  anno  1376  ein  Versuch  gemacht  („jeder  solle  geben 
nach  Bescheidenheit  und  nach  seinem  Gewerbe,  jede  Zunft  soll  ihre  Mitglieder 
schätzen**),  er  steht  aber  ganz  vereinzelt  da. 

Die  staatlichen  Ausgaben  und  Leistungen  betreffend  ist  zunächst  darauf 
hinzuweisen,  daß  sowohl  im  persönlichen  Wacht-  und  Kriegsdienst  des  Einzelnen, 
wie  in  der  Selbstregierung,  im  Versammlungs-  und  Wahlrecht  der  Zünfte  und 
des  Rathes  die  alte  Gemeinfreiheit  in  neuer  städtischer  Form  wieder  erwacht 
war.  Demgemäß  bestanden  zahlreiche  Ehrenämter.  Dieselben  vertheilten  sich 
auf  die  verschiedenen  Zünfte,  denen  ein  großer  Theil  der  heute  staatlichen  oder 
kommunalen  Aufgaben  überlassen  blieb,  während  das  Armen  wesen  Sache  der 
Kirche  und  ira  Zusammenhang  mit  deren  System,  der  persönlichen  Mildthätigkeit 
war.  Immerhin  nahmen  die  Gehälter  namentlich  der  Verkehrsbeamten  (Zoll-  und 
Kaufhaus)  bereits  10 — 15  7«»  der  ordentlichen  Einnahmen  in  Anspruch,  und 
selbst  die  Rathsherren  bezogen  in  dem  demokratischen  Gemeinwesen  seit  1429 
ihre  Taggelder.  Die  wiehtigHten  ordentlichen  Ausgaben  aber  sind,  dem  Charakter 
der  Zeit  entsprechend,  die  Kosten  der  ständigen  Kriegsbereitschaft:  1)  Die  Aus- 
gaben „an  der  Stette  buw**,  d.  h.  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Stadt- 
mauern, der  Rheinbrücke  u.  s.  f.  2)  Die  Löhnung  der  stehenden  Söldnertmppe. 
Jeder  dieser  Posten  participirt  an  den  gesammten  ordentlichen  Ausgaben  mit 
mehr  als  einem  Drittel. 

Unter  den  außerordentlichen  Ausgaben  stehen  in  erster  Reihe  die  bereits 
erwähnten  für  Erwerbung  der  Hoheitsrechte  und  des  Territoriums,  sodann  die- 
jenigen für  deren  Erhaltung,  die  Kosten,  welche  aus  der  Solidarität  der  Städte- 
bünde erwuchsen,  die  Tagleistungen  und  dgl. 

Von  besonderm  volkswirthschaftlichem  und  zollpolitischem  Interesse  ist  das 
Eintreten  des  Staatskredits  für  das  gemeine  Wohl  in  Fehljahren.  Die  Gefahr 
der  Hungersnoth,  welche  heute  sozusagen  nicht  mehr  besteht,  war  bis  vor  wenigen 
Jahrzehnten  eine  beständig  drohende.  Die  Schwerfälligkeit  des  Verkehrs  erlaubte 
den  Transport  von  Korn  und  Wein  nur  auf  kurze  Distanzen  und  vertheuerte 
dieselben  in  unerhörter  Weise.  Daher  bei  jeder  lokalen  Mißernte,  bei  jedem 
Fall  von  Kriegsnoth  eine  Preiskonjunktur  für  den  Getreidebau  der  benachbarten 
Landstriche.  Es  genügt,  in  dieser  Hinsicht  an  den  außerordentlichen  Aufschwung 
der  schweizerischen  Landwirthschaft  während  des  30jährigen  Krieges  zu  erinnern. 
Der  schweizerische  Bauemaufruhr  um  16.^0  ist  wirthschaftlich  betrachtet  nichts 
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anderes  ab  der  Bäokschlag  der  ersten  Friedenajahre :  da  die  schweizerische  Ehene 
▼om  Eüiege  so  gut  wie  nnherührt  blieb,  hatte  sich  während  desselben  der 
schweizerische  Landwirth  der  höchsten  Rom-  nnd  Viehpreise  zu  erfreuen  gehabt. 
Die  nunmehr  sinkenden  Preise  sind  im  tiefsten  Grunde  als  die  Ursache  jener 
allgemeinen  Unzufriedenheit  des  Landvolks  anzusehen,  welche  die  Schuld  an  der 
augenblicklichen  Noth  dem  herrschenden  Kegimente  zuschob,  während  dassell^ 
doch  genau  ebenso  unschuldig  daran  war,  wie  die  Regierungen  unserer  Tage  an 
der  Konkurrenz  des  amerikanischen  und  osteuropäischen  Weizens  und  dem  da- 
herigen  DamiederUegen  der  westeuropäischen  Landwirthschaft. 

Der  Theurungsnoth  im  eigenen  Lande  suchte  man  zu  begegnen  durch  hohe 
Ausfuhrzölle,  ja  Ausfuhrverbote  auf  Rom,  Wein,  Vieh,  Salz  etc.  und  durch  die 
Anlage  staatlicher  Kornhäuser  und  Rathskeller.  Wo  dann  die  aufgespeicherten 
Vorräthe  den  Ausfall  der  theuren  Jahre  nicht  deckten,  brach  der  Staat  der 
größten  Noth  dadurch  die  Spitze  ab,  daß  er  mit  seinem  Kredit  in  die  Lücke 
trat  und  den  Bürgern  für  Brod  zu  mäßigem  Preise  besorgt  war.  Das  hiezu 
aufgenommene  Anlehen  wurde  in  den  nächsten  Jahren  durch  außerordentliche, 
meist  direkte  Steuern  getilgt.  So  wurde  die  akute  Noth,  welcher  viele  kleine 
Existenzen  hätten  erliegen  müssen,  auf  mehrere  Jahre  vertheilt  und  dadurch 
erträglich  gemacht. 

Diese  Operation,  welche  in  der  wirthschaftlichen  Verwaltung  und  Fürsorge 
des  Staates  im  alten  Aegypten  ganz  wie  im  Jidittelalter  und  bis  nahe  an  unsere 
Tage  eine  so  hervorragende  Stelle  einnahm,  war  wie  bemerkt,  lediglich  eine 
Folge  des  unentwickelten  Verkehrswesens  der  früheren  Zeiten.  Durch  den  enormen 
Aufschwung,  welchen  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  im  Güteraustausch  der 
Völker  bewirkt  haben,  ist,  für  Europa  wenigstens,  die  Grefahr  der  Theurung  im 
früheren  Sinne  beseitigt,  oder  doch  ihr  Schrecken  wesentlich  gemildert. 

Die  Territorial-  und  Staatenbildung  des  16.  — 18.  Jahrhunderts,  welche  die 
städtischen  und  kleinstaatlichen  Schutzzollinseln  zu  größeren  wirthschaftlichen 
und  politischen  Einheiten  zusammenschloß,  ist  an  den  schweizerischen  Städten 
und  Orten  fast  spurlos  vorübergegangen.  Erst  die  Bundesverfassung  von  1848 
hat  die  Binnenzölle  beseitigt  und  damit  das  stärkste  Hemmniß  der  freien  wirth- 
schaftlichen Entwicklung  im  Innern  hinweggeräumt.  Nach  der  Niederwerfung  der 
Bauemunruhen  der  Reformationszeit  und  besonders  seit  der  hlutigen  Dämpfung 
der  Erhebung  der  1650er  Jahre  waren  das  16.  bis  18.  Jahrhundert  für  die 
schweizerischen  Orte  eine  2^it  fortschreitender  Knechtung  des  Landvolks  durch 
die  Herren  in  der  Stadt  (wovon  eine  letzte  Folge  die  Trennung  der  Landschaft 
Basel  1833).  Die  Staatswirthschaft  wurde  geleitet  nach  den  Prinzipien  des  auf- 
geklärten Despotismus.  Der  Handel,  die  aufblühenden  „  Manufakturen  **  (Industrien) 
und  größeren  Gewerbe  blieben  ausschließlicb  in  den  Städten  konzentrirt.  Wurde 
das  Landvolk  in  der  Industrie  beschäftigt,  so  geschah  dies  doch  nur  in  der  Ab- 
hängigkeit von  einem  in  der  Stadt  residirenden  Prinzipal,  in  dessen  Händen  sich 
der  gewonnene  Reichthum  sammelte.  Allerdings  wurden  seitens  der  aristokrati- 
schen Begierungen  eine  Anzahl  großer  gemeinnütziger  Aufgaben  nicht  unwesentlich 
gefördert.  So  namentlich  in  den  protestantischen  Kantonen  der  Schulunterricht, 
das  öffentliche  Armen  -  und  Kirchenwesen ,  das  die  Reformation  auf  Staat  und 
Gemeinde  übertragen,  die  Errichtung  von  Spitälern  und  Waisenhäusern,  die  An- 
finge des  ZuchthauRwesens;  auch  die  Straßenbauten  des  vorigen  Jahrhunderts 
wären  zu  erwähnen.     An  die  Stelle  der  früheren  Staatsschuldenpolitik  trat  eiu« 

Furrer,  Volkiwirtbichafts-Lexikoo  der  Schweiz.  \\ 
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nach  den  Prinzipien  privater  Wirthschaftlichkeit  geleitete  Staatswirthschaft  mit 
dem  Ziele  möglichst  intensiver  Schatzhildnng.  Die  französische  Revolution  fand 
in  der  Schweiz  gefüllte  Kassen  vor. 

Zn  den  früheren  Staatseinnahmen  and  dem  Ertrage  der  immer  weiter  aas- 
gedehnten Domänen  gesellte  sich  im  17.  Jahrhundert  das  Postregal,  dessen  Ein- 
träglichkeit für  die  Städte  und  die  handeltreihenden  Kantone  aus  der  Abstufung 
der  Entschädig angsgelder  des  Bundes  anno  1852  zur  Genüge  erhellt  (s.  unten, 
sowie  den  Art.  Post,  bes.  Bd.  IL  618).  Nur  der  Kanton  Appenzell  begnügte  sich 
bis  zum  Jahre  1848  mit  dem  althergebrachten  mittelalterlichen  Boten wesen. 

Dies  waren  die  Zustände,  unter  welchen  die  aufgeklärte  Aristokratie  der 
größeren  Kantone  die  Schwelle  der  neuen  Zeit  betrat.  Die  Revolution,  für  die 
Schweiz  also  die  Helvetik,  hat  mit  dem  alten  System  gründlich  aufzuräumen 
versucht.  Gleichstellung  Aller,  Einführung  allgemeiner  Steuern,  Erwerbs-  und 
Yerkehrsfreiheit,  Ablösbarkeit  der  Grundlasten,  waren  die  Hauptforderungen. 
Dem  entsprechend  enthielt  die  Verfassung  der  helvetischen  Republik  folgende 
Artikel  betr.  die  Staatswirthschaft,  in  denen  sich  bereits  ein  sozialpolitisches 
Steuerprogramm  ausspricht. 

§  11.  Die  Steuern  müssen  zum  allgemeinen  Nutzen  angewandt  werden.  Die 
Auflagen  müssen  mit  dem  Vermögen,  den  Einkünften  und  der  Einnahme  des  Steuerbaren 
im  Verhältnis  stehen;  jedoch  kann  dieses  Verhältniß  nicht  ganz  genau  sein.  Eine  all- 
zugioße  Genauigkeit  würde  Ursache  sein,  daß  die  Auflagen  drückend,  das  Einsammeln 
derselben  kostspielig  und  das  Ganze  dem  Glück  der  Nation  nachtheUig  würde. 

§  12.  Die  Besoldungen  der  öiTentlichen  Beamten  sollen  mit  der  Arbeit  und  den 
Talenten  im  Verhältniß  stehen,  welche  ihre  Stelle  erfordert;  es  muß  darauf  Rücksicht 
genommen  werden,  inwieweit  es  gefährlich  ist,  solchen  Leuten  Stellen  anzuvertrauen, 
jdie  sich  leicht  bestechen  lassen  könnten;  auch  muß  man  hindern,  daß  sie  nicht  das 
ausschließliche  Eigenthum  der  Reichen  werden.  Die  Besoldimgen  sollen  in  Früchten 
bestimmt  und  so  lange  ein  Beamter  an  seiner  Stelle  sein  wird,  nicht  vermindert  werden. 

§  13.  Kein  liegendes  Gut  kann  unveräußerlich  erklärt  werden,  weder  für  eine 
Korporation  oder  für  eine  Gesellschaft,  noch  für  eine  FamUie.  Der  Grund  und  Boden 
kann  mit  keiner  Last,  Zins  oder  Dienstbarkeit  beschwert  werden,  wovon  man  sich  nicht 
loskaufen  könnte. 

Vermögen  und  Schulden  der  Kantone  wurden  nun  Staatsgut  und  Staats- 
schuld der  helvetischen  Republik.  Die  geistlichen  Güter  wurden  säkularisirt, 
die  Abschaffung  der  Feudallasten  und  die  volle  Handelsfreiheit  unter  den  Kan- 
tonen proklamirt.  Salz,  Pulver,  Bergbau  und  Post  wurden  zu  Regalien  erklärt, 
der  Ausschank  geistiger  Getränke  mit  4  ^/o  belegt,  die  Handänderungsgebühr 
auf  2"/o  festgesetzt.  Die  Stempelbogen  wurden  obligatorisch.  Erbschaften  bezahlten 
nach  dem  Grade  der  Verwandtschuft  V»  —  4,  Vergabungen  5  ^/o.  Auch  direkte 
Vermögens-  und  Einkommensteuern  wurden  nunmehr  eingeführt.  Sie  betrugen 
2  *^/oo  der  ziusbaren  Kapitalien  und  des  liegenden  Privatbesitzes  nach  Abzug  der 
Schulden  und  1  ®/oo  von  allen  Wohnhäusern.  Die  Kaufleute  hatten  von  ihren 
Geschäften  V* ,  Fabrikanten,  Spediteure,  Bankiers  etc.  2  ®/o  ihres  Gewinns  zu 
entrichten.  Endlich  bestand  ein  ganzes  System  von  Luxussteuern  für  das  Halten 
von  Dienstboten,  Kutschen,  Pferden  und  Hunden,  für  das  Tragen  einer  goldenen 
Uhr,  n.  s,  f.  Man  sieht,  es  waren  eine  ganze  Reihe  von  Forderungen  der 
neuesten  Zeit  in  ein  fertiges  System  gebracht 

Einnahmen  und  Ausgaben  der  helvetischen  Republik  würden  sich  nach 
diesen  Bestimmungen  auf  etwa  14  Millionen  alte  Franken  belaufen  haben.  Faktisch 
sind  dieselben  aber  nie  zur  vollen  Durchführung  gelangt.  Vielmehr  kam  sehr 
ba)d  und  immer  drohender    ein    richtiger  Staatsbankrott   in  Sicht:  viele  Beamte 
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blieben  zeitweise  ohne  Grehalt  und  es  sammelte  sich  eine  immer  schwerere  Schulden- 
last. Außer  den  direkten  Steuern  stieß  namentlich  die  Ablösung  der  Grundlasten 
auf  ungeahnte  Hindernisse,  das  bezügliche  Gesetz  mußte  wieder  zurückgenommen 
werden,  und  schließlich  stellte  Napoleon  durch  die  Mediationsurkunde  vom  19. 
Februar  1803  die  kantonalen  Staatswirthschaften  wieder  her  unter  Kontingen- 
tirung  ihrer  Beiträge  zu  gemeineidgenössischen  Zwecken  nach  unten  folgender 
:8cala.  Die  Regelung  des  Zollwesens  (§§  5  und  6),  wonach  nur  die  äußeren  Grenz- 
kantone eigentliche  Zölle  behielten,  welche  jedoch  der  Genehmigung  der  Tag- 
aatzung  unterlagen,  während  die  innern  Kantone  nur  noch  Weg-  und  Brücken- 
.gelder  bezogen  und  das  Straßenwesen  eidgenössischer  Eontrole  unterlag,  erhielt  , 
'eine  Interpretation,  welche  ihre  guten  Wirkungen  gänzlich  illusorisch  machte. 
Faktisch  blieben  die  Binnen-  und  Transitzölle  so  foirtbestehen  wie  vor  1798^ 
(vgl.  neuerdings  Huher,  D'.  A. :  Die  Entwicklung  des  £idg.  Zollwesens  bis  1848. 
Bern,   1890). 

Neben  den  Zöllen  waren  die  Haupteinnahmen  der  Kantone  Salz,  Pulver, 
Post  u.  Stempel.  Der  Münzfuß  wurde  einheitlich  geregelt  (auf  1  Vs  Livres  tournois 
=  127  %o  Gramm  fein  Silber  per  Franken),  doch  blieb  die  Münzhoheit 
Ikantonal.  „Durch  sorgfältige  und  einfache  Verwaltung,  durch  mäßige  Besoldung 
•der  Beamten  suchten  sich  die  Kantone  von  den  Anstrengungen  der  letzten  Jahre 
zu  erholen.^  Die  direkten  Steuern  wurden,  je  nachdem  es  die  Umstände  er- 
laubten, beschränkt  oder  ganz  aufgehoben.  Die  Finanzen  der  Eidgenossenschaft 
•als  solcher  beliefen  sich  auf  nicht  mehr  als  ca.  60  —  70,000  alte  Franken  jähr- 
lich für  die  diplomatischen  Agenten  in  Wien,  Paris  und  Mailand  (ca.  40,000 
Franken),  sowie  für  Kanzlei,  Archiv  etc. 


Der  Bundesvertrag   vom  7.  August    1815    enthält   ungefähr  die  nämlichen 

Bestimmungen  über  Staats  wirthschaft,  wie  sie  unter  der  Mediation  galten.     Neu 

hinzu  kam  jedoch  mit  der  zurückgegebenen  Selbständigkeit  des  Landes  als  erste 

.^roße  Aufgabe  der  Eidgenossenschaft:  das  Bundesheer.     Das  ordentliche  Budget 

•des  Bundes  wuchs    dadurch    auf    das  Doppelte    bis  Dreifache    seines    bisherigen 

Betrages.     Dazu  nahm  besonders  in  der  ersten  2^it  die  Bildung  des  eidgenössi- 

.  sehen  Kriegsfonds  die  flüssigen  Mittel   stark  in  Anspruch.     Die  Höhe  desselben 

wurde  ursprünglich   auf  2,   1820  auf  4  Geldkontingente,  1835  auf  4,277,000 

Franken  festgesetzt,  welche  mit  Ausnahme  von  li  Million  Fr.  zinstragend  angelegt 

wurden.    Die  regulären  Einnahmen  der  Eidgenossenschaft  bestanden  in  den  Ein- 

gÄngsgehühren,  deren  Reinertrag  von  127,576  Fr.  anno   1821  auf  173,188  Fr. 

anno  1831  und  auf  240,000  Fr.  anno   1841  stieg.    Außerordentliche  Ausgaben 

wurden  gedeckt  durch  die  Geldkontingente  von  1803,  vermehrt  um  die  Beiträge 

•der  Kantone  Wallis,  Neuenburg  und  Genf  (s.  d.  Tabelle). 

Die  Geldscala  sollte  gleich  den  Mannschaftskontingenten  von  20  zu  20  Jahren 
:revidirt  werden.  1838  wurde  sie  dann  so  geregelt,  daß  die  Kantone  je  nach 
ihrem  Wohlstand  pro  Mann  ihres  Kontingents  eine  Steuer  von  5  (Urkantone  und 
Innerrhoden)  bis  25  (Grenf)  und  30  Fr.  (Baselstadt)  bezahlten.  Nach  der  Volks- 
sählung  von  1850  wurden  die  Beiträge  mit  10  Cts.  (Uri)  bis  1  Fr.  (Baselstadt) 
j)ro  Kopf  der  Bevölkerung  bemessen,  aber  nie  mehr  wirklich  erhoben.  Zur 
Illustration  des  Wohlstandes  und  der  Leistungsfähigkeit  der  verschiedenen  Kantone 
Jassen  wir  sämmtliche  Scalen  hier  folgen. 
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An  die  militärische  Aufgabe  dee  Bundes  eohloß  sieb  die  trif;onometri«obe' 
Landesvermeaaung  und  die  topographiuche  Aufnahme,  die  Grundlagen  zu  den 
glänzenden  kartographischen  Leistungen,  auf  welche  die  Schweiz  heute  mit  Recht 
stolz  ist. 

Neben  diesen  Hauptleietungen  der  ersten  Periode  eidgenöasischer  Staats* 
wirthachaft  wSren  noch  die  Anfönge  der  Vereinheitlichung  von  Maß  and  (rewicht 
zu  nennen  (a.  den  betr.  Art.).  Dagegen  blieb  sowohl  die  MUnzyer wirrang,  wie 
auch  die  ganze  Misere  der  Binnen-  und  Transitzölle  mit  ihrer  Zersplitterung 
der  handele  politischen  Intereaaen,  trotz  der  auaschtielilichen  Befugniß  des  Bundes. 
EQm  Abschluß  von  Handelsverträgen,  bis  auf  weiteres  bestehen,  mit  wenigen 
rühmlichen  Ausnahmen  (Zürich,  Neuenbürg),  wo  freiwillig  auf  die  bez.  Intraden 
Verzicht  geleistet  wurde.  — 

Bei  der  Geringfügigkeit  des  eidg.  Budgets  nimmt  die  Staatewirthschaft  der 
£antone  während  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhundert«  unser  HauptintereHae  in 
Ansprach. 

Viel  von  dem.  was  die  Revolntion  im  Sturm  geschaffen,  fiel  bei  der  Wie- 
derkehr rnhigerer  Zeiten  dahin.  Im  Eanton  Bern  und  anderwärts  warden  di» 
direkten  Steuern  wieder  abgeschalfc ,    dagegen  Zehnten    und  Bodenzinse    bis  zum 
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^torz  de«  ariatokratischeii  Regiments  (1831)  wieder  hergestellt.  Die  Steaem, 
welche  dch  die  einzelnen  Kantone  zur  Deckung  der  Eriegskosten  auferlegt,  und 
ganz  ebenso  die  vorUbergeh^den  Staatsschulden  infolge  der  Theurungsjahre 
1816 — 17^  stehen  finanzgesohiohtlich  genau  auf  derselben  Stufe  wie  die  direkten 
43teuemi  und  Schulden  des  15.  Jahrhunderts. 

Hauptsächlich  zwei  Momente  haben  dann  während  der  Bestaurationszeit 
als  Ferment  auf  die  schließliche  Neugestaltung  der  europäischen  Staaten  seit 
1848  hingewirkt:  das  Erwachen  des  politischen  Bewußtseins  und  des  wirth- 
schaftlichen  Nachdenkens.  Für  die  schweizerische  Staatswirthschaft  ist  speziell 
•die  beginnende  Publizität  der  Staatsrechnungen  von  Bedeutung  geworden.  Allen 
voran  ging  darin  der  durch  die  Revolution  neu  kreirte  und  von  der  Bevormun- 
-dung  Berns  befreite  Kanton  Waadt.  Vornehmlich  aber  waren  es  zwei  junge 
Männer,  welche  diese  Diskussion  anregten  und  eröffneten,  der  spätere  Bundesrath 
Franscini  in  seinen  zahlreichen  statistischen  Schriften,  und  der  hervorragendste 
tnter  den  älteren  schweizerischen  Nationalökonomen,  der  Basler  Christoph 
Bemoulli  in  seinem  „schweizerischen  Archiv  für  Statistik  und  Nationalökonomie" 
I — VI  (Basel  1827 — 1830).  Ihnen  schließt  sich  unmittelbar  vor  Anbruch  der 
neuen  Aera,  die  bezügliche  Literatur  für  die  rückwärts  liegende  Zeit  aufs  würdigste 
abschließend,  der  langjährige  Kanzler  der  alten  Tagsatzung  J.  H.  Hottinger  an 
(«der  Staatshaushalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  ihrer  einzelnen 
Republiken",  Zürich  1847). 

Was  diese  Männer  in  der  frischen  Begeisterung  neu  erwachender  Erkenntniß 
SOI  allgemeinen  Charakteristik  der  schweizerischen  Staatswirthschaft  vor  40  und 
60  Jahren  beigetragen  haben,  gilt  großentheils  wörtlich  heute  noch.  An  ihrer 
sichern  Hand  ist  es  nicht  schwer,  ein  völlig  zutreffendes  Bild  des  Finanzwesens 
der  schweizerischen  Kantone  während  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  zu 
entwerfen.  Im  Ganzen  steht  dasselbe  noch  wesentlich  auf  dem  Standpunkt  der 
früheren  Jahrhunderte.  Zu  den  indirekten  Steuern  des  Mittelalters  sind  als  reguläre 
Einnahmen  nur  die  Erträge  des  in  den  letzten  Jahrhunderten  geäufneten  Staats- 
guts, sowie  das  Postregal  hinzugekommen  (s.  o.). 

Hottinger  schätzt  anno  1846  das  Staatsvermögen  der  Kantone  insgesammt 
auf  80  — 120  Millionen,  den  Ertrag  desselben  auf  ca.  3  Millionen  alte  Franken, 
den  Ertrag  des  Salzregals  auf  2^/a  Millionen,  den  des  Fostregals  auf  1  Million, 
Handänderungs-  und  Erbschaftsabgaben  nahezu  ebenso  hoch,  den  Stempel,  welchen 
•die  meisten  Kantone  von  der  Helvetik  her  beibehielten,  sowie  die  Gerichts- 
gebühren zu  Händen  des  Staats  (im  Gegensatz  zu  den  sehr  ausgedehnten  Sportein 
der  Beamten)  auf  je  7»  Million ;  —  den  Ertrag  der  direkten  Steuern  auf  nur 
l7s  Million  Fr.  insgesammt,  Ohmgeld  und  Genfer  Accise  auf  1^5  Million, 
-die  übrigen  Konsumsteuern  auf  180,000  Fr.  (Bern:  Tabak;  Glarus,  Zug,  Grau- 
bünden, Tessin) ;  den  Ertrag  der  Zölle  endlich  auf  1 57  Million  Fr.,  (mit  dem 
•eidg.  Grenzzoll  (0s7  Million)  zusammen  auf  Igi  Million,  brutto  jedenfalls  2 
Millionen  =  8  Batzen  pro  Kopf).  Er  kommt  damit  zu  dem  Schluß,  ,,dalj  die 
Abgaben  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  in  der  Schweiz  im  Yerhältniß  zu  den 
meisten  Staaten  sehr  niedrig  sind**.  Bemoulli  berechnet  die  Einnahmen  pro  Kopf 
in   11   Kantonen,  worunter  alle  wohlhabenderen,  wie  folgt: 
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Staatseinkünfte 

Bevölkerungsziffer 

Quote  pro  Kopf 

Zürich  1887     .    . 

.     920,000  Fr. 

218,000 

4  s  Fr.  ohne] 

Bern  1825       .    . 

.  2,104,000   , 

360,000 

58    ,    mit 

Luzern  1828 

.     413,000    . 

116,000 

36    ,    ohne 

B-'-^l 

.     420,000    ,  \ 

522,000         ,    1 

52,000 

8     ,    ohne 

10       K     mit 

*J3 

.'S 

Die  Stadt  aUein 

.       430,000         « 

18,000 

25       «      mit 

Solothurn  1828 

.     290,000    , 

59,000 

5     ,    ohne 

07 

Schaffhausen  1829 

130,000    „ 

31,000 

4s    «    ohne 

St.  Gallen  1829 

.     330,000    . 

150,000 

2 1    ,     ohne 

cd 

mm 

Aargau  1827 

.     850,000    , 

150,000 

57    ,     mit 

M 

Waadt  1825-26 

1,080,000    . 

170,000 

68    ,    mit 

JE 

Genf  1825        .    . 

.    470,000    , 

52,000 

9     ,    ohne 

g 

Graubünden  1829 

.    225,000    . 

88,000 

2  8    «    ohne 

< 

alte  Schweizerfranken 


Diese  11  Kantone       7,232,000  Fr.  1,446,000  5  Fi 

Ftlr  alle  22  Kantone  wurde  die  durchschnittliche  Belastung  auf  3 — d'/s^r* 
pro  Kopf  geschätzt,  während  die  Ausgaben  pro  Kopf  in  andern  Staaten  un^i 
1830  betrugen  : 

in  Großbritannien     ...    45 

,  Frankreich 21 

«  den  Niederlanden     .    .     18 

„  Bayern 14 

,  Preußen 12 

„  Würtemberg    ....     10 

,  Baden 11 

Frankfurt  a/M.      ...    20 
Lübeck 17 

Diese  Vergleichung  ist  selbstverständlich  mit  gr^Jßter  Vorsicht  au&unehmen^ 
da  einerseits  der  Umfeing  der  kommunalen  Leistungen  in  den  verschiedenen  Staaten^ 
sehr  abweicht,  namentlich  aber  die  Lasten  eines  großen  Staates  nothwendig  aucb^ 
pro  Kopf  größer  sind  als  die  eines  kleinen. 

Die  Vertheilung  der  Staatseinkünfte  auf  die  wichtigsten  EinnahmequelleiL. 
beleuchtet  folgende  Prozenttafel  Bemoulli^s : 

ZQrich  Soloth.  Luzern  Basel  Bern   Genf  Waadt  6t.0alL  Aargai». 
1827       1828        1828    181625  1825     1825  1826/27       1829       1827 


[Kapitalzinse  etc 

<Domänen 

(Zehnten  und  Grundzinse    .    .    . 

f  Grundsteuer 

lEinkommens-  u.  Vermögenssteuer 

Erbschaft 

Handänderung 

Stempel 

Salz       

Fleisch 

Ohmgeld 

Post       

Zölle 


97»    V/f 

97«  — 
21       16 

157«  — 
—  8 
16 


10 


-  —  15      -       —  — 

-  -  979  —        6  - 

-  —  307«  -      -  - 
20  -  —      137«  29  10 


23 
19 


—  19 

-  1074  — 


-      IIV« 


20 
6 


18V9  25      1074  157«  127« 
-       -       -        67*  —      — 
67*  27V«  23       10      12      - 

67*  —        472  127«    3 
-64       177*     7 


—       15 

8»A  - 

23      — 

57«    5 

77«  23 

579  13 
6        6        67« 

87«  13       1779 


8'A 


3 
15 

77« 
4 

77* 


Total      83      837«  767«  8574  927«  86«  4  95      90      877» 

Es  bestätigt  sich  somit,    daß    die  Staatswirthschaft  der  Kantone  wesentlich 
noch  gleich  wie  im  Mittelalter  aus  dem  Ertrag  der  indirekten  Steuern  oder  aber- 
des   Staatsvermögens   alimentirt   wird.     Nur   in   relativ   wenigen  vorgerückteren 
Kantonen  sind  daneben  die  direkten  Steuern  von  etwelchem  Belang. 

Unter   den    Aungaben    der  Kantone    nehmen    die    für    den    Straßenbau  mit. 
2b  —  35  Millionen  Fr.  oder   Ys  —  V*  der  Gesammtausgabe  (ca.  14  Millionen  alte: 
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Franken)  den  breitesten  Kaum  ein.  Das  Bondesheer,  64,000  Mann  oder  27»  7o 
der  Bevölkerung,  beansprodite  Ig  —  2i  liillionen  jiUurlieb,  Justiz  and  Polizei 
l6  —  1»  Millionen,  die  Scbnle  I5  —  Is  Millionen,  fast  ebensoviel  die  Eircbe, 
wobei  jedoch  zu  beachten,  daß  die  meisten  Kantone  ihre  kirchlichen  Bedürfnisse 
ans  Separatfonds  oder  aas  dem  alten  Kirchengat  deckten.  Die  Besoldungen  der 
Regierung  und  Centralverwaltung  sind  in  den  einzelnen  Kantonen  sehr  ungleich 
abgestuft,  in  Luzem  betragen  sie  ^/s,  im  Aargau  nur  ^/%5  der  Oesammtaus- 
gaben.  Vollends  die  innerschweizerischen  Demokratien  kennen  überhaupt  nur 
Ehrenlmter. 

Beachtenswerth  sind  die  hohen  Posten  für  das  Straßenwesen.  In  diesem 
Punkte  nähern  sich  die  kantonalen  Finanzen  bereits  der  heutigen  Staatswirth- 
Bchaft.  Napoleon  selbst  hatte  hier  das  Eis  gebrochen,  indem  er  im  Simplen  die 
erste  fahrbare  Alpenstraße  der  Schweiz  erstellte.  £s  folgte  dann  rasch  Bünden 
mit  seinem  Straßennetz  und  durch  die  Interessen  des  Basler  Handels  gestützt, 
der  Gotthard,  welcher  die  Budgets  aller  Kantone,  die  er  berührte,  in  Mitleiden- 
schaft zog.  Daher  die  zeitweiligen  Staatsschulden  der  Kantone  Tessin  (1846 
noch  26  Millionen  Fr.  =  20  Fr.  pro  Kopf),  üri  (Gotthardschuld :  I3  Millionen 
Franken  =  80  Fr  pro  Kopf,  1846  zur  Hälfte  getilgt),  Zürich  (1846  :  2o9  Mill. 
Franken  =  8  Fr.  pro  Kopf),  Glarus  (1846 :  230,000  Fr.).  Schulden  anderer 
Art  hatte  eigentlich  nur  Baselstadt  infolge  der  Trennung  von  der  Landschaft 
1833.  Alles  in  allem  hatte  somit  die  Schweiz  den  Staatskredit  nur  wenig,  der 
Bund  und  die  große  Mehrzahl  der  Kantone  noch  gar  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen. 

Angesichts  der  großen  Opfer,  welche  im  Straßenbau  dem  Verkehrswesen 
gebracht  wurden,  mußte  die  Erschwernng  desselben  durch  die  wirthschaftlich 
und  fiskalisch  gleich  unvernünftigen  Binnenzölle  doppelt  unstatthaft  erscheinen. 
Aehnlich  stand  es  mit  dem  rein  fiskalischen  Betrieb  des  Postwesens  und  noch  weit 
schlimmer  mit  der  Münzverwirrung.  In  diesen  Stücken  brachte  rascher  als  man 
es  zu  hofien  gewagt,  die  Bundesverfassung  von  1848  gründliche  Abhülfe.  Und 
heute,  nach  40  Jahren,  erleben  wir  auch  den  Wegfall  des  letzten  jener  wirth- 
schaftlich   unmöglichen  Auswüchse   kantonaler    Sonderinteressen ,  des  Ohmgeldes. 


Die  Mitte  des  Jahrhunderts  wurde  für  die  schweizerische  Staatswirthschaft 
zu  einem  bedeutsamen  Wendepunkt  zunächst  durch  die  äußere  Thatsache  der 
politischen  Begründung  der  heutigen  Eidgenossenschaft,  sodann  durch  die  allge- 
meine Entwicklung  vom  Rechts-  zum  Eulturstaat.  Von  einer  selbständigen 
eidgenössii^chen  Staatswirthschaft  kann  eigentlich  erst  von  dem  Augenblick  an 
gesprochen  werden,  wo  mit  einem  größeren  Kreise  von  Staatsanfgaben  zugleich 
finanzielle  Hoheitsrechte  der  Kantone,  namentlich  die  Verkehrsrechte  Zoll,  Post 
und  Münze  an  den  Bund  übertragen  werden,  wenn  auch  vorläufig  noch  mit 
theil weiser  Repartitionspflicht  des  Ertrages  an  die  Kantone  (h.  u.).  Wie  sehr 
diese  drei  Grebiete  schon  aus  rein  wirthschaftlichen  und  verkehrstechnischeii  Rück- 
sichten auf  Vereinheitlichung  hindrängten  inmitten  der  anbrechenden  großentheils 
noch  unverstandenen  neuen  Aera  des  Verkehrswesens,  wurde  soeben  berührt  und 
geht  auch  aus  den  bezüglichen  Artikeln  dieses  Werke«  genügend  hervor.^) 


*)  Sonstige  Literatur  für  die  Periode  1848—1890:  Die  Budgets,  Staatsrechnungen 
und  Rechenschaftsberichte  des  Bundes  und  der  Kantone.  —  Zahlreiche  Abhandlungen 
und  Notizen  in  der  Zsr.  f.  Schweiz.  Statistik,  besonders  Jahrgänge  1865-71,  1874—79, 
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Von  wesentlich  fiskalischer,  somit  staatswiithschaftlioher  Bedeutung  für  den 
Bund  wurde  eigentlich  nur  die  Zollhoheit.  Hierin  gleicht  das  £idg.  Finans- 
wesen  sowohl  dem  der  Vereinigten  Staaten,  als  auch  dem  des  Dentsohen  Reiches, 
nur  daß  die  Schweiz  his  zu  der  Nothwehr  der  letzten  Jahre  das  Banner  des 
Freihandels  hochgehalten  hat.  Das  Postregal,  bisher  eine  der  einträglidisten 
Einnahmequellen  der  Kantone  und  rein  fiskalisch  aufgefaßt,  —  betrug  doch  noch 
1846  das  Briefporto  von  Genf  nach  Zürich  infolge  der  hohen  Taxen  durch  Bern 
und  Waadt  mehr  als  das  von  Genf  nach  Algier  —  wurde  mit  der  üebertragung 
an  den  Band  auf  volkswirthschaftlichen  Boden  gestellt:  es  war  nun  nicht  mehr 
sowohl  Einnahmequelle  als  vielmehr  Institut  zur  Förderung  des  Verkehrs«  Ganz 
rein  trug  diesen  Charakter  von  Anfang  an  das  Münzwesen  des  Bundes. 

Wenn  nun  einerseits  diese  weitherzige  wirthschafUiche  Verwaltung  von 
Post  und  Zoll  an  sich  schon  dazu  angethan  war,  den  Verkehr  und  dadurch  die 
Bundeseinnahmen  zu  heben,  so  geschah  dies  in  ungleich  höherem  Maße  durch 
die  großartige  Ausbildung  der  Verkehrsmittel  in  den  letzten  40  Jahren.  Mit 
dem  Aufschwung  von  Handel  und  Industrie  verband  sich  eine  Zunahme  des 
Wohlstandes  und  der  Volkszahl  in  den  schweizerischen  Städten,  was  gleich- 
bedeutend ist  mit  Zunahme  der  Bedürfnisse  und  des  Eonsums. 

Eine  so  überraschende  Entfaltung  aller  derjenigen  Kräfte,  welche  geeignet 
waren,  gerade  den  Ertrag  jener  beiden  Verkehrsrechte  so  mächtig  zu  stärken, 
wie  dies  inzwischen  geschehen  ist,  konnte  sich  auch  der  scharfsichtigste  Politiker 
und  der  begeistertste  Anhänger  des  Einheitsgedankens  beim  Beginn  des  Bundes 
nicht  träumen  lassen.  Der  Bruttoertrag  der  Zölle  ist  von  4  Millionen  anno  1850 
auf  27\/s  Millionen  anno  1889  gestiegen;  für  das  laufende  Jahr  1890  dürfte 
er  sich  über  30  Millionen  erheben  und  selbst  netto  diese  Summe  annähernd 
erreichen  (Gewinnungskosten  zirka  2  Millionen).  Der  Reinertrag  von  Post  und 
Telegraph,  ehedem  nur  1  Ys  Millionen,  bewegt  sich  in  den  letzten  Jahren  zwischen 
2 — 2^/2  Millionen  Fr.  (der  Bruttoertrag  ist  dem  der  Zölle  ungefähr  gleich). 

An  Stelle  der  bisherigen  Abhängigkeit  des  Bundes  von  dem  guten  Willen 
resp.  den  Geldkontingenten  der  Kantone  trat  damit  mehr  und  mehr  das  um- 
gekehrte Verbältniß:  die  Kantone  erhielten  einerseits  formell  (bis  1874)  einen 
guten  Theil  ihrer  bisherigen  Einnahmen,  die  Post-  und  Zollerträgnisse,  von  der 
Bundesverwaltung  zugewiesen,  anderseits  erwarteten  sie  aber  auch  auf  Grund  des 
Art.  21  der  Bundesverfassung  aus  den  reichen  Mitteln  des  Bundes  Beiträge  zu 
den  verschiedensten  Zwecken. 

Die  Normalentscbädigung  des  Bundes  an  die  Kantone  für  das  Postwesen 
betrug  Fr.  1,486,561,  d.  h.  den  durchschnittlichen  Reinertrag  der  kantonalen 
Posten  während  der  3  Jahre  1844 — 46  (s.  I.  Bd.,  pag.  319  und  II.  Bd.,  pag. 
618).  Die  faktisch  ausbezahlten  Beträge  haben  während  dieser  ganzen  Periode 
den    gesammten  Reinertrag    der    Eidg.  Post    in  Anspruch    genommen.      Dagegen 

1882—84.  —  Sodann:  v.  Taur:  Der  Staatshaushalt  der  Schweiz.  Eidg.  1849—58.  Chur 

1860.  -  Pfister:  Abriß  der  staatlichen  und  statis«tischen  Verhältnisse  der  Schweiz.  Luzem 

1861.  —  Berlepsch :  Schweizerkunde.  Braunschyreii^  1861 — 65,  Kap,  X  :  Vogt^  Finanz- 
wesen (pro  1862,  auch  separat  und  in's  Französische  übersetzt  M.G.Vogt:  Les  finances 
de  hl  Suisse,  Strasbourg  1866).  —  Stößel:  Die  Ausgaben  des  Schweiz.  Bundes  und  der 
Kantone  anno  1864.  Bern  1865.  —  Max  Wirth:  Statistik  der  Schweiz.  Zürich  1871—75. 
Bd.  II,  pag.  651—665  (pro  1868).  —  Cohn:  Die  Finanzlage  der  Schweiz.  Zürich  1877.— 
Bücher  .'B-AseVs  Staatseinnahmen  und  Steuerverthcilung  1878 — 87.  Basel  1889.  —  Eschtr^ 
Die  Finanzlage  der  Zürcherischen  Gemeinden.  Zürich  1889.  Nach  der  Beendigung  dieses 
Artikels  ist  erschienen:  Schanz:  ,Die  Steuern  der  Schweiz  in  ihrer  Entwicklung  seit 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts**,  5  Bände.     Verlag  von  J.  G.  Cotta,  Stuttgart  1890. 
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M   der  volle   Ertrag   der   Telegraphen   von   deren   Entstehen  an  der   Bundes- 
kasse  zu. 

Die  Zollentsohädigang  an  die  £antone  konnte  schon  deshalb  nicht  nach  dem 
Usherigen  Ertrage  bemessen  werden,  weil  einige .  Kantone,  ao  Zürich  nnd  Neuen« 
borg,  einsichtig  und  weithereig  genug  gewesen  waren,  von  sieh  aus  ihre  Binnen«' 
jölle  zu  beseitigen.  Es  erhielt  daher  jeder  Kanton  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
{nach  der  Zählung  von  1838)  58  Centimes  jährliche  Entschädigung.  Da  wo  der 
bisherige  Reinertrag  größer  gewesen  war,  wurde  die  Entschädigung  bis  auf 
dessen  Höhe  nachgebessert.  Die  ausbezahlten  Entschädigungen  sind  mitgetheilt 
Bd.  I,  pag.  328.  Als  jährliche  Normalentschädigung  für  Post  und  Zoll  von  1848 
Ms  1874  mögen  folgende  Ansätze  hier  ihre  Stelle  finden: 


Po«t- 
entiehädi^Bg 

Zoll- 
•lischidiging 

• 

Total. 

H«tto-EiiBaliffl» 
1876. 

232,138  + 

135,213 

— 

367,351 

8     7o 

249,252  - 

— 

275,000 

= 

524,252 

— 

59      . 

57,958  - 

- 

72,705 

130,663 

IIa»   « 

29,771  -i 

— 

77,143 

106,914 

507     , 

2,857  - 

— 

23,735 

= 

26,592 

9      , 

343  - 

— 

7,221 

7,564 

: 

94»     , 

229  - 

- 

5,957 

6,186 

58       , 

10,330  - 

- 

17,136 

27,466 

6«     . 

3,286  - 

— 

8,946 

-:=z 

12,232 

7      , 

20,320  - 

- 

68,598 

• 

88,918 

3«     , 

10,491  - 

— 

45,714 

56,205 

6      , 

119,065  - 

— 

148,571 

267,636 

10      , 

16,759  - 

— 

64,857 

81,616 

127      , 

3,182  - 

— 

65,714 

! 

68,896 

15      , 

14,286    - 

— 

23,986 

38,272 

97«     , 

343  - 

— 

5,720 

6,063 

= 

7i     . 

89,085  - 

— 

166,722 

255,807 

137      , 

33,549  - 

— 

300,000 



333,549 

347     , 

146,694  - 

— 

152,857 

299,551 

13l6     , 

25,455   - 

— 

64,286 

89,741 

877     „ 

14,909   - 

- 

284,200 

299,109 

21«     „ 

207,813  - 

— 

220,187 

428,000 

10      , 

26,488   - 

— 

105,902 

^= 

132,390 

16»     , 

74,676   - 

— 

34,225 

108,901 

077     „ 

97,282  - 

— 

43,458 

140,740 

38       „ 

—         - 

— 

15,143 

15,143 

Zürich 

Bern  . 

Luzem 

üri    . 

Schwyz 

Obwalden 

Nidwaiden 

Olarus     . 

Zug    .     . 

Ereiburg 

Solothum 

Baselstadt 

Baselland 

Schaffhausen 

Appenzell  A.-Bh. 

Appenzell  I.-Bh. 

St.  Gallen 

Oraubilnden 

Aargau    . 

Thurgau 

Tessin     . 

Waadt    . 

WaUis    . 

Neuenburg 

Genf  . 

Linthzölle 

1,486,561   +  2,433,196  =  3,919,757  =  10      7o 

Die  vier  Millionen  Franken,  welche  so  der  Bund  jährlich  an  die  Kantone 
iiblieferte,  machten  von  deren  Gesammteinnahmen  in  jener  Zeit  22 — 10  ^/o  aus, 
bei  einzelnen  allerdings  weit  mehr.  So  bezog  Graubünden ,  das  mit  unzähligen 
«Iten  Transitlasten  tibersäet  war,  einen  guten  Drittel  seiner  Gesammteinkünfte 
(1862:  315,000  Franken  von  931,000  Franken,  dazu  noch  155,000  Franken 
außerordentliche  Subventionsrate  für  Straßenbau)  aus  der  Bundeskasse,  Uri  sogar 
mehr  als  die  Hälfte. 

Die  Post-  und  Zollentschädigung  von   1848 — 74  bildet  nur  den  wichtigsten 
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und  einen  regelmäfiigeii  Bandesbeitrag  neben  einer  langen  Beibe  von  SnbyentioiiCB 
des  Bandes  an  die  Kantone.  Dieses  Bandessabventionswesen  warzelte  am  so- 
tiefer,  als  in  den  ersten  Jabrzebnten  die  Bandesverwaltang  noch  gar  nicht  Ver- 
wendang  hatte  für  ihren  vollen  Eeinertrag  an  Zöllen  etc.  Da  die  Zölle  fiskalisch 
gesprochen  nichts  anderes  sind  als  indirekte  Steaern,  welche  von  allen  Landes- 
theilen,  namentlich  aber  von  den  Grenzkantonen  and  den  großen  Indostriezentren 
derselben  getragen  werden,  so  erscheint  nichts  gerechtfertigter  als  ein  Zariick- 
fließen  der  Bandesgelder  zn  Zwecken,  deren  Dringlichkeit  nach  einem  höheren 
gemeineidgenössischen  Maßstabe  bemessen  wird.  Diese  Sabventionen  vertreten  inr 
der  Schweiz  die  nicht  anwichtige  Stelle  der  fürstlichen  Subventionen  in  monarchisch, 
regierten  Ländern.  Wir  werden  nnten  den  durch  die  Verschiedenheit  der  Ver* 
fsiBsung  bewirkten  unterschied  schärfer  zu  markiren  haben. 

Voo  den  älteren  Bundessubventionen  sind  hervorzuheben:  der  Erlaß  der 
Eriegskosten  an  die  Bonderbundskantone  anno  1852  mit  28  Millionen  Fr.,  und 
die  Unterstützung  der  von  Oest erreich  aus  der  Lombardei  vertriebenen  Tessiner 
1853-56  mit  230,000  Fr.  Wichtiger  als  diese  politischen  sind  seit  1861  die 
wirthschaftlicben  Subventionen  an  Flußkorrektionen  und  „strategische"  Alpen- 
straßen geworden,  wofür  auf  die  betreffenden  Spezialartikel  verwiesen  wird. 
Ausgeschlossen  von  der  Betheiligung  des  Bundes  blieben  nur  Bank-  und  Bahn- 
wesen, AktiengeRellschaften,  sowie  das  Gebiet  der  reinen  Wohlthätigkeit.  Der 
Kreis  und  die  Höhe  der  Ansprüche  und  der  Leistungen  hat  sich  dann  nament- 
lich seit  dem  Hinfall  der  Zoll-  and  Postentschädigung  anno  1874  enorm  erweitert. 
Das  Budget  für  1890  sieht  an  Subventionen  etwa  5?  Millionen  Fr.  vor,  wovoi^ 
2  Millionen  für  Gewässerkorrektionen  und  über  7*  Million  für  Alpenstraßen, 
je  8  —  900,000  Fr.  für  Hebung  der  Landwirthschaft  und  für  geistige  Zwecke^ 
verschiedener  Art  (Inneres),  halb  so  viel  für  Gewerbe  und  Industrie,  u.  s.  f. 
Auch   hiefUr    kann   auf   die  speziellen  Artikel  dieses  Werkes  verwiesen  werden. 

Immerhin  sind  diese  Ansprüche  noch  bescheiden  gegenüber  dem  mächtigen 
Anwachsen  der  sonstigen  Anforderungen  an  die  Bundeskasse,  namentlich  der 
Militärausgaben.  Wenn  die  Eidg.  Finanzen  geraume  Zeit  der  neueren  Finanzlage 
der  Vereinigten  Staaten  glichen  und  wenn  sie  bisher  trotz  der  verzwauzigfachten 
Militärausgabe  ohne  erhebliche  Aenderung  der  verfassungsmäßigen  Kompetenzen 
des  Bundes  hinreichten,  so  beruht  dies  vor  allem  auf  der  oben  gekennzeichneten 
großartigen   Entfaltung  des  Verkehrswesens. 

Mit  dem  laufenden  Jahre  (1890)  geht  nun  allerdings  die  Eidgenossenschaft ^ 
als  solche  einem  Defizit  entgegen  ').  Und  auch  die  Eidg.  Staatsschald  (frühere 
Entwicklung  s.  Bd.  I,  pag.  315  und  321)  wurde  anno  1889  von  40  auf  60 
Millionen  Fr.  erhöht,  hauptsächlich  um  die  Neubewaffnung  mit  dem  gehörigen 
Nachdruck  durchführen  zu  können.  Aber  die  Schweiz  „hat  sich  schon  glücklich 
aus  größeren  Verlegenheiten  gezogen,  ihr  Kredit  ist  intakt  und  ihre  üülfsmittel 
sind  groß,  so  daß  eine  richtige  Lösung  mit  Zuversicht  erwartet  werden  kann**. 
(Köchlin-Geigy  im  Bericht  der  Basler  Handelskammer  1889,  pag.  47.).  — 

*)  In  Ergänzung  von  S.  I,  3  folgen  hier  die  ßrutto-Einnahmen  und  -Ausgaben  des- 
Bundes seit  1885  in  1000  Franken: 

Einnahmen.  Ausgaben.  Differenz. 

1885    .  48»'a8  46«79  —     2ii4 


1886 

1887 

1888 

1889 

Budget  1890 


61 097  58t>«7  -f"  3080 

59&»7  5G880  -j-  2767 

59883  58555  -p  Im» 

65572  64iso  -f"  li*' 

72»5o  85ö07  —  12*51 
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Da  der  fiand  bis  1874  den  steigenden  Beinertrag  der  Post  ganz,  den  des 
Zolls  wenigstens  bis  zur  Höhe  des  bisherigen  Normalertrags  (2^1  Millionen  in 
toto)  an  die  Kantone  repartifte^  so  waren  die  Finanzen  derselben  vorläufig  nicht 
gar  zm  empfindlich  alterirt.  Gleichzeitig  stellte  ihnen  aber  die  soziale  Ent- 
wiokliuig  der  Zeit  nene  Aufgaben  namentlicii  kultureller  Natur,  zu  deren  Deokung* 
sie  auf  neue  Einnahmequellen  angewiesen  warem.  Für  die  Auswahl  derselben 
wurde  die  gewaltige  Entfaltung  der  wirthschaftlichen  Kräfte,  das  Anwaohsen 
des  lY.  Standes,  das  Interesse  der  hervorragendsten  industri^len  Kantone  an 
billigen  Produktionsbedingungen  entscheidend:  der  nothwendige  Lebensmiterhalt 
durlte  nicht  vertheuert,  somit  konnte  an  eine  finanziell  wirksame  Ausdehnung 
der  indirekten  Steuern  nicht  gedacht  werden.  Damit  wurde  also  das  seit  Jahr- 
hunderten geltende  indirekte  Steuersystem  bei  Seite  gedrängt.  An  dessen  Stelle 
rückte  in  den  ersten  Rang  der  modernen  Staatseinnahmen  die  alljährlich  wieder- 
kehrende ordentliche  direkte  Steuer,  hauptsächlich  die  Einkommensteuer,  wie  sie 
in  den  großen  Industriezentren  Basel,  Zürich,  St.  Gallen,  Genf  etc.  schon  seit 
geraumer  Zeit  angebahnt  war.  Der  Ausbau  des  Systems  von  der  proportionalen 
Besteuerung  zu  immer  weiter  fortschreitender  Progression  wurde  gleichfalls  durch 
die  industrielle  und  soziale  Klassenbildung  vorgezeichnet.  Erleichtert  wurde 
derselbe  durch  die  Beweglichkeit  der  staatswirthschaftlichen  Entwicklung  in 
unsem  kleinen  Staatengebilden  unter  dem  unwiderstehlichen  Drängen  des  all- 
gemeinen Stimmrechts. 

Wie  mehrfach  angedeutet,  ist  dieser  Entwicklungsgang  keineswegs  ein  gleich- 
mäßiger in  allen  Kantonen.  Gleich  ist  nur  die  überall  zu  Grunde  liegende  Strömung» 
Im  üebrigen  gilt  gerade  infolge  der  Hast  der  Entwicklung  auf  den  vorgerückte- 
sten Punkten,  mutatis  mutandis,  was  ITottinger  schon  1846  beobachtete:  Eine 
lange  Wellenlinie  zieht  sieh  von  Unter walden  nach  Baselstadt  oder  Genf:  Dort 
nur  geringe  Einnahmen  aus  dem  Salzregal  und  einigen  Zinsen  und  Gebühren,, 
nur  auf  besondem  Beschluß  hin  —  heute  noch  ganz  wie  in  den  Städtestaaten 
des  Mittelalters  —  wird  eine  direkte  Steuer  erhoben.  Dementsprechend  die 
Ausgaben  auf  das  bescheidenste  Maß  beschränkt.  Hier  direkte  Steuern,  nach 
sozialpolitischen  Gesichtspunkten  veranlagt,  mit  hochgeschraubter  Progression  und 
dem  gegenüber  ein  ausgebildeter  Beamtenstand,  außerordentlich  starke  Budgets 
für  öfiPentliche  Bauten,  für  das  Schulwesen,  u.  s.  f. 

Das  ausgeprägteste  Merkmal  moderner  Staats  wirthschaft  ist  jedoch  auch  in 
der  Schweiz  das  öifentliche  Schuldenwesen.  Was  hier  seit  Beginn  des  Jahr- 
hunderte am  Straßenbau  erprobt  worden  war,  das  sollte  jetzt,  seit  der  Ent- 
stehung der  Eisenbahnen,  seit  der  Entwicklung  des  Bankwesens,  überhaupt  des 
modernen  Kredits,  erst  recht  zur  Geltung  gelangen.  Immerhin  unterscheiden 
sich  die  schweizerischen  Staatsschulden  von  denen  andrer  Länder  sehr  wesentlich : 
Durch  ihr  Milizsystem  erspart  die  Schweiz  die  schwere  Last  eines  stehenden 
Heeres.  Daher  hat  sie  mit  Ausnahme  der  neuesten  Eidg.  25- Millionen -Anleihe 
von  1889  keine  militärischen,  sondern  fast  nur  produktive  Schulden  zur  Anlage 
von  Bahnen  und  Gründung  von  Banken,  zum  Bau  von  Straßen  und  Schulen  etc» 

Eine  ungefähre  Idee  von  dem  Entwicklungsgang,  allerdings  nur  sehr  im 
Rohen,  mögen  folgende  beiden  Uebersichten  der  kantonalen  Budgets  und  Ver- 
mögensetats in  den  letzten  40  Jahren  geben.  Dieselben  beruhen  größtentheils 
auf  authentischen  Angaben  der  kantonalen  Finanzbehörden.  Wo  diese  Quelle 
versagte,  wurden  die  Staatsrechnungen  zugezogen ;  doch  konnte  theils  wegen  der 
Lückenhaftigkeit  dieses  Materials,  theils  aus  sachlichen  Gründen  nicht  immer  das 
10.  Jahr  eingehalten  werden.     So  ist  namentlich  pro  1850  bei  einigen  Sonder- 
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bundskantonen,  deren  Budget  und  Schuldenetat  durch  die  Last  der  Eriegskosteo 
um  1850  in  hohem  Grade  alterirt  wurde,  das  letzte  Jahr  vor  Ausbruch  des 
Krieges  (1845/46)  zur  Vergleichung  eingesetzt,  (üeber  den  eidgenössischen 
Schuldenerlaß  1852  siehe  oben.)  Aus  analogen  Gründen  wurde  in  einigen  andern 
Fällen  statt  1860  das  Jahr  1861  oder  1862  gewählt.  Statt  1888  wurden, 
soweit  erreichbar,  die  Ziffern  von  1889  benutzt  (kursive  Schrift),  beim  Bunde 
das  ordentliche  Budget  und  die  Finanzlage  auf  1890. 

Wer  sich  nun  je  mit  Finanzstatistik  befaßt  hat,  weiß  wie  prekär  eine  Ver- 
gleichung von  26  verschieden  angelegten  Staatsrechnnngen  noth wendig  sein  muß. 
In  der  That  würden  die  600  Ziffern  buchstäblich  jede  einzelne  für  sich  einige 
Zeilen  oder  auch  Seiten  der  Erläuterung  erfordern.  Es  kann  daher  vor  ober- 
sächlichem  Gebrauch  derselben  nicht  genug  gewarnt  werden.  Es  sei  nur  er- 
innert an  die  verschiedenartige  Deutung,  welche  der  Begriff  des  Staatsvermögens 
zuläßt.  Neben  dem  eigentlichen  Staatevermögen  bestehen  namentlich  in  der  Nord- 
und  Oritschweiz  durchweg  sehr  beträchtliche  Separatfonds.  Dieselben  betragen 
(anno  1890)  bei  Zürich  20,411,000  Fr.,  bei  Glarus  3,960,000  Fr.,  bei  Grau- 
bünden 1,197,000  Fr.,  bei  St.  Gallen  8,419,000  Fr.,  bei  Schaffhausen  10,578,000 
Franken,  bei  Bern   14,150,000  Franken  u.  s.  f. 

Eine  mustergültige  schweizerische  Finanzstatistik,  auf  Nettoeinnahmen  und 
l^^ettovermögen  bereinigt,  hat  das  Eidg.  stallst.  Bureau  pro  1876  geliefert  (s.  Zsr.  f. 
«ohweiz.  Stat.  1879).  Es  würde  zu  weit  führen,  die  tabellarischen  Resultate 
derselben  hier  zu  reproduziren.  Es  braucht  nur  hingedeutet  zu  werden  auf  die 
Niedrigkeit  der  Militärausgabe,  auf  die  Höhe  des  Aufwandes  für  Schulen  und 
Bauten,  auf  die  Theilung  der  indirekten  Steuern  zwischen  Bund  (Zölle)  und 
Kantonen,  etc.  etc 

Infolge  des  Ausbaues  der  Verfassung  von  1874  hat  nun  freilich  inzwischen 
vieles  geändert.  Der  Viertel  der  Gesammtausgabe,  den  anno  1876  das  Militär- 
budget nocb  nicht  erreichte,  ist  inzwischen  weit  überschritten,  pro  1890  dürfte 
dasselbe  Y»  ausmachen.  Sodann  haben  namentlich  in  den  verkehrsreichsten  und 
wohlhabendsten  Kantonen  die  Staatsschulden  und  im  Zusammenhang  damit  die 
direkten  Steuern  gewaltige  Fortschritte  gemacht.  In  Zürich  machen  die  direkten 
Steuern  V^  ^^^  gesammten  Einnahmen  aus,  in  Baselstadt  gleichfalls  mehr  als 
die  Hälfte.  Und  die  Verzinsung  der  Staatsschuld  nimmt  da,  wo  sie  nicht  wie 
bei  Bern  und  Zürich  durch  einen  entsprechend  hohen  Ertrag  des  produktiven 
Staatsvermögens  gedeckt  ist,  einen  unverhältnißmäßig  breiten  Kaum  im  jährlichen 
Budget  ein,  bei  Baselstadt  20  7o,  bei  Genf  1888  sogar  22V2  7o. 

Nur  die  Bundesfinanzen  alimentiren  sich  fast  ausschließlich  aus  den  indirekten 
Steuern.  Sie  gedeihen  dabei  vortrefflich,  indem  sich  durch  die  vereinte  Wirkung 
des  steigenden  Verkehrs  und  der  seit  Ende  der  70er  Jahre  entstandenen  und 
gegenwärtig  herrschenden  kämpf-,  ja  Schutzzoll nerischen  Strömung  zwanglos  immer 
größere  Erträge  ergeben. 

Bei  der  Vergleichung  der  Kantone  unter  sich  wäre  es  selbstverständlich 
unzulässig,  überall  den  gleichen  Maßstab  anzulegen.  Ist  doch  gerade  die  An- 
passung des  Staatshaushalts  an  die  besondem  Verhältnisse  der  verschiedenen 
Landestheile  die  beste  Seite  aller  Kleinstaaterei.  Was  sich  daher  ein  Kanton  als 
Errungenschaft  anrechnet,  ist  deshalb  für  andere  noch  nicht  immer  erstrebens- 
werth.  Südann  sind  aber  auch  die  Zahlen  der  Budgets  an  sich  gar  nicht  durch- 
weg vergleichbar.  Es  sei  nur  daran  erinnert,  daß  Freiburg  in  seiner  Staats- 
rechnung sozusagen  keine  (1888 :  8000  Fr.)  Ausgaben  für  die  Kirche  aufführt, 
während   der    Kt.    Waadt   bei   viel   bescheidenerem   staatskirchlichem    Bedürfniß 
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Jährlich  etwa  7$  Million  oder  14  ^/o  seiner  Gesammtausgabe  dafür  verwendet 
nnd  das  Budget  von  Baselland  mit  vollen  */s  das  ^ Kirchen-  und  Schulgut" 
beschlägt.  Aehnliche  Differenzen  bestehen  vielerorts  im  Armen-,  im  Schnl-  und 
im  Straßenwesen.  Namentlich  geräth  man  bei  Yergleicbnngen  Schritt  für  Schritt 
in  Konflikt  mit  der  angleichen  Bedeutung  der  kommunalen  gegenüber  den  Staats- 
finanzen. So  erklären  sich  die  hohen  Budgetziffem  von  Baselstadt  etwa  zu  einem 
Yiertheil  aus  der  völligen  Vereinigung  des  städtischen  Oemeindehaushalts  mit 
•dem  des  Staates  seit  1875  ^). 

Vielfach  besteht  das  Charakteristische  der  kantonalen  Budgets  gerade  in 
dem,  was  nicht  verbucht  wird,  und  es  gibt  die  Höhe  der  staatlichen  Subvention 
nichts  anderes  an  als  den  Orad  der  Bedrängniß  eines  Lebensgebietes  infolge 
mangelnder  privater  und  kommunaler  Förderung.  Der  hochentwickelte  Oemein- 
sinn,  die  kräftige  Privatinitiative  sei  es  Einzelner,  sei  es  von  Vereinen,  Zünften  etc. 
zu  gemeinnützigen  Zwecken  ist  ja  überhaupt  das  erfreulichste  Symptom  der 
schweizerischen  Autonomie,  und  diese  patriotische  Opferfreudigkeit  steht  bekannt- 
lich in  der  Regel  im  umgekehrten  Verhältniß  zur  Größe  ihres  Wirkungskreises ; 
für  Baselstadt  sind  anno  1882  die  jährlichen  LeiRtungen  der  Vereine  auf  89  Mill. 
Pranken  berechnet  worden,  d.  h.  naheza  ebenso  viel  wie  das  damalige  Budget 
des  Kantons. 

Aus  analogen  Gründen  erscheint  es  mehr  als  gewagt,  unsere  Zahlen  mit 
denen  anderer  Länder  zu  vergleichen,  umsomehr  da  wie  bereits  bemerkt,  ein  so 
kleines  Land  mit  weniger  Aufwand  gut  regiert  werden  kann  als  eine  Großmacht, 
ein  Binnenland  als  ein  Seestaat,  in  militärischer  Hinsicht  ein  kleines  Kernland, 
dessen  Existenz  vier  großen  Nachbarn  unzählige  Reibereien  erspart,  an  dessen 
Erhaltung  dieselben  somit  ein  vitales  Interesse  haben.  —  Trotzdem  kann  heute 
nicht  mehr  wie  vor  30  und  40  Jahren  behauptet  werden,  daß  die  Schweiz  mit 
geringeren  staatlichen  Lasten  auskomme  als  andere  Länder.  Den  zirka  150 
Millionen  Franken,  um  welche  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Schweiz  balanciren, 
und  den  zirka  315  Millionen  Franken  Staatsschulden  stehen  von  Ländern  mit 
annähernd  gleicher  Kulturstufe  und  Größe  gegenüber  (Budgets  1889  in  Millionen 
Franken) : 


Ausgaben 


Schulden 


MUl.    des  spez. 
Einw.    Landes 


Elsaß-Lothringen 
Baden    .     . 
Würtemberg 
Sachsen  . 
Bayern  .     .     . 
Dänemark  . 
Holland .     . 
Belgien  .     . 


l6 

l6 

2 

32 

54 

2 

45 

6 


58 

63 

•775 

140 

325 


i20Fr.  pro 
opfAntheil 
am  Beichs- 
budget 

31  = 

32  = 
40  = 

64  -- 

108  = 


^z- 


ohne     -f  34Va  Fr.p. 

—  T«*«!  ^*  •?«»•  d.Biwn-  KopfAntheil m_#-i 

—  ^<^***  Landes    bahn-    a.  d.Keichs- "  ***^** 

schuld         schuld 

--  54=  80 
59  +  55  =  1U 
535  4-  69  =  1225 


89 
95 

1175 

204 
433 

84 


26 
485 
542 
817 


67  -f-  110  =  177 
1677  273  +187  =  460 
271  49 
282  22535  — 


—      —     3224  2180  —     —    _ 

In  der  That  hat  die  Schweiz  ihre  Lasten  bereits  eben  so  hoch  gespannt 
wie  andere  Länder,  immerhin  ist  sie  damit  noch  lange  nicht  an  der  Grenze  ihrer 
Leistungsfähigkeit    oder   ihres  Kredites   angelangt,    da    sie  nächst  Holland  unbe- 


*)  Ueber  das  Verhältniß  der  kommunalen  (V^)  zu  den  staatlichen  (VO  Leistungen 
im  Schulwesen  s.  den  Artikel  Schule  in  diesem  Werke  Bd.  111,  pag.  35  ff.  —  Ebenso 
för*8  Straßenwesen  den  bez.  Artikel. 
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denklich  als  das  reichste  and  leistungsfähigste  der  genannten  Länder  bezeichnet 
werden  darf. 

Sollen  die  charakteristischen  Punkte  der  schweizerischen  Staatswirthschaft 
gegenüber  andern  Ländern  bezeichnet  werden,  so  ist  in  erster  Linie  immer  noch 
die  relativ  geringe  Militärlast  hervorzuheben,  und  zwar  fällt  wirthschaftlich  die 
kurze  Dienstzeit  weit  mehr .  in's  Gewicht,  als  die  dadurch  mitbedingte  relative 
Niedrigkeit  des  Militärbudgets.  Lnmerhin  ist  diese  letztere  von  großer  Bedeutung^ 
nameutliob  auch  für  das  Wesen  der  schweizerischen  Staatsschulden  (s.  o.). 

Neben  dieser  Haupterspamiß  tritt  die  in  der  Staatsform  begründete,  daa 
Fehlen  der  Ausgabe  für  das  Staatsoberhaupt,  sehr  zurück,  um  so  mehr,  wenn 
ihre  wirthsohaftliche  Tragweite  allseitig  in  Erwägung  gezogen  wird.  Es  fehlt 
der  Glanz  eines  Hofes,  es  fehlen  damit  jene  großartigen  konzentrirten  Mittel, 
welche  anderwärts  zur  Förderung  der  schönen  EUnste  und  der  Wissenschaften, 
für  königliche  Akademien,  Museen,  Theater  flüssig  sind,  und  ohne  welche  eine 
lebenskräftige  Entwicklung  hauptsächlich  der  bildenden  Künste  und  des  The- 
aters nicht  möglich  ist  —  abgesehen  von  der  Anregung,  welche  Hochbau^ 
Kunstgewerbe,  Theater  etc.  der  individuellen  Baulust  und  dem  Kunstsinn  geistig 
hervorragender  Fürsten  verdanken.  Nur  das  eidgenössische  Polytechnikum  kann 
sich  mit  jenen  fürstlich  dotirten  Anstalten  messen.  Die  hohem  Gebiete  der 
Geisteskultur  finden  zwar  vielerorts  Pflege,  dieselbe  ist  aber  den  beschränkten 
kantonalen  Mitteln  und  namentlich  der  reich  entwickelten  privaten  und  Vereins- 
thätigkeit  anbei m  gegeben. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  in  den  demokratischen  Prinzipien  begründete 
Richtung  aufs  Praktische  vorherrschend.  Freilich  steht  auch  auf  volkswirth- 
schaftlichem  Gebiete  der  rationellen,  planmäßigen  Lösung  großer  Aufgaben  die 
kantonale  Zerdplitterung  der  Mittel  und  der  Machtsphären  vielfach  hemmend  im  Wege. 
Um  so  besser  eignet  sich  der  Boden  zum  Versuchsfeld  für  die  humanitären  und 
sozialpolitischen  Fortschritte,  welche  die  Hauptaufgabe  unserer  Zeit  bilden.  Hier 
ist  es  gerade  die  lokale  Sonderung,  die  relative  Einheitlichkeit  der  Interessen- 
kreise, ihr  geringer  Umfang  und  die  entsprechend  geringe  Tragweite  von  Reform- 
versuchen, welche  uns  eine  große  Elastizität  verleihen  und  selbst  allfallige  Miß- 
griffe keinen  allzu  großen  Schaden  stiften  lassen.  Ein  kleiner  Schweizerkanton 
war  es,  der  schon  anno  1848  im  Beginn  der  modernen  Umgestaltung  der  Pro- 
duktion, der  sich  ändernden  Sachlage  folgend,  den  Grund  legte  zu  der  heutigen 
sozialpolitischen  Industriegesetzgebung.  Es  ist  dies  nicht  nur  bezeichnend, 
sondern  auch  Weg  weisend.  In  der  Pflege  dieser  Richtung  liegt  oflenbar  für  die 
nächste  Periode  der  Beruf  der  Schweiz  inmitten  der  Völker  (vgl.  „Steuern**). 

Stahlfedern.  Der  jährliche  Verbrauch  von  St.  ist  von  Lehrer  Bernhard 
Wyß  in  Solothum  auf  120  Millionen  Stück,  die  Ausgabe  dafür  auf  Fr.  1,300,000 
berechnet  worden.  Hr.  Wyß  schlug  1883  auf  die  Schindler-Escher'sche  Preis- 
ausi^chreibung  hin  die  Einführung  der  Stahlfedernfabrikation  vor.  Seitdem  ist 
diese  von  der  Firma  Flury  freres  in  Biel  eingeführt  worden. 

Stahlwalzwerk  unter  dem  Fabrikgesetz:  Aug.  Mathey,  Als,  in  Les  Brenets. 

Stearin  kommt  hauptsächlich  aus  Belgien  und  Fraukreich.  Schweizerische 
Produzenten  sind  die  Firmen  Berthold  Ziller  &  Cie.  in  Basel  und  J.  Streuli  in 
Winterthur.  In  Lausanne  und  Carouge  war  früher  auch  etwelche  Stearinfabrikation« 

Stecknadelfabrik  unter  dem  Fabrikgesetz:  Job.  Wirz  in  Reinach. 

Steine  h.  Backsteine,  Bausteine,  Marmor,  Sandsteine  etc. 

Steingut,  Die  Fabrikation  von  weißem  Steingut,  Fayence  etc.  hat  sich 
seit  ungefähr  20  Jahren    namentlich  in  der  Westschweiz  entwickelt.    Die  Boh^ 
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materialien  müssen  zum  großen  Theil  vom  Auslande  bezogen  werden,  so  ver- 
schiedene Arten  Thon,  Kaolin  Quarz,  Feldspath  etc.,  deren  Transportkosten  zum 
Theil  mehr  als  der  Ankaufspreis  betragen. 

Steinkohlen.  Fundort  solcher  Kohlen  ist  Semsales  im  Kanton  Freiburg. 
Näheres  über  Ausbeute  etc.  konnte  das  Lexikon  trotz  Anfrage  bei  der  Gemeinde- 
behörde S.  nicht  in  Erfahrung  bringen.  Vielfältige  Versuche  sind  gemacht  wor- 
den, in  der  Schweiz  Steinkohlenlager  zu  entdecken,  alle  mit  keinem  oder  zu 
geringem  Erfolg. 

Steuern.  Herr  M(ix  Lang,  Beamter  des  eidg.  statistischen  Bureau,  hat 
es  unternommen,  aus  den  Verwaltungsberichten  der  Kantone  eine  Uebersicht  der 
Staatssteuern  in  der  Schweiz  herzustellen.  Die  mühevolle,  zeitraubende  Arbeit 
gelangt  in  der  nachfolgenden  ersten  Tabelle  zum  Ausdruck.  Der  Herausgeber 
des  Lexikons  hat  seinerseits  die  Kesumirung  der  wichtigsten  Bestimmungen  der 
kantonalen  Steuergesetzgebungen  an  Hand  genommen  tmd  alle  kantonalen  Behörden 
um  einen  geschichtlichen  Abriß  ihres  Steuerwesens  ersucht.  Von  mehreren  der- 
selben ist  dem  Gesuch  bereitwilligst  entsprochen  worden ;  die  betreffenden  Arbeiten 
aber,  sowohl  wie  die  erwähnte  Resumirung  müssen  für  das  Supplement  zurück- 
gelegt werden,  da  das  Hauptwerk  mit  der  25.  Lieferung  abgeschlossen  werden 
muß  und  der  Raum  nur  noch  für  wenige  größere  Artikel  ausreicht. 

Wer  vor  dem  Erscheinen  des  Supplementes  das  Bedürfiiiß  hat,  sich  über 
das  schweizerische  Steuerwesen  einläßlicher  zu  orientiren,  dem  kann  das  im  Juni 
1890  erschienene  Werk  des  Würzburger  Professors  Dr.  Schanz,  „Die  Steuern 
der  Schweiz  in  ihrer  Entwicklung  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts**,  5  Bände, 
Verlag  der  Cotta'schen  Buchhandlung  in  Stuttgart,  bestens  empfohlen  werden. 
Es  behandelt  die  Materie  mit  einer  Gründlichkeit,  die  das  Lexikon  sich  jetzt 
und  später  versagen  muß.  Eine  Rekapitulation  der  Kapitelüberschriften  nur  des 
ersten  Bandes  wird  dem  Leser  dies  einen  ungeföhren  Begriff  von  der  Einläßlich- 
keit des  Werkes  geben. 

L  Theil;  Die  Staatssteuern.  i.  Abschnitt:  Die  Steuern  vor  der 
Helvetik ;  die  helvetischen  Steuergesetze ;  üeberblick  der  Entwicklung  nach 
Ausgang  der  Helvetik ;  die  Steuerbelastung  der  Schweiz ;  die  Steuern  und  die 
Volksrechte.  2.  Abschnitt:  Die  Struktur  der  direkten  Steuern  in  der  Schweiz; 
das  Vermögen  als  Maaßstab  der  Steuer;  die  Normen  als  Steuerpflicht;  die  Er- 
mittlung der  Steuerkapitalien;  das  Steuerkapital  der  Schweiz.  3,  Abschnitt: 
Die  Wehrsteuer ,  die  Hausirsteuem ,  die  Banknotensteuer ,  die  Erbschafts  -  und 
Schenkungssteuer,  die  Verkehrsabgaben.  4,  Abschnitt :  Das  Salzregal ;  die  Ge- 
tränkebesteuemng,  die  Tabakbesteuerung,  die  Zölle,  die  Luxusabgaben,  die  Jagd- 
und  Fischereipatente. 

II.  Theil:  Die  Gemeindesteuern.  Die  Gemeindesteuersysteme ;  die 
Gemeindesteuerlast  und  die  wichtigsten  sie  beeinflussenden  Faktoren;  das  Ge- 
meindevermögen; die  Aufgabentheilung  zwischen  Staat  und  Gemeinde  (Straßen, 
Schalen,  Armenwesen);  Gliederung  der  Steueru  in  sämmtlichen  Kantonen  in  den 
Jahren  1856,  1866,  1876,  1886;  Besteuerung  des  fundirten  und  unfundirten 
Einkommens,  proportionale  und  progressive  Steuerskalen.  Steuerlast  einiger  Scliwei- 
zer  Städte  1888. 

Als  fernerer  Beweis,  welch'  wichtige,  bisher  von  keiner  anderen  Seite  in 
BO  umfassender  Weise  gesammelte  Daten  das  Werk  des  Herrn  Schanz  enthält, 
mögen  die  Auszüge  dienen,  welche  wir  der  Tabelle  des  Herrn  Lang  folgen  lassen. 


Fnmr,  Volkiwirtbsebafti-Lexikoo  der  Schumis.  Y^ 
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Steuerarten 

^ 

a 

TS 

a 

15 

E 

^ 

•r« 

ja 

p 

C3 

V 

9 

C 

o 

CQ 

N 

n 

h3 

P 

CO 

Erwerbseinkiinfte 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

aus  Regalien 

Bergwerk 

130 

MQnzregal 

18,949 

Pulverregal    .... 

155,905 

Post 

21,591,832 

Telegraph 

2,459,176 

Telephon 

1,099,103 

Steuergebtthren 

Bergbau,  Waldnutzung 

5,994 

Wasserrechtszinse    .     . 

43,170 



— 

Jagd 

12,166 

39.046 

9,974 

— 

2,949 

Fischerei    .    .    .     .    . 

12,444 

8,274 

1,014 

— 

1,860 

Handänderungsgebühr. 

25,745 

Erwerbspatentgebühr. 

152,488 

602 

6,031 

— 

— 

Uebrige  Steuergebühr. 

— 

98,209 

4,571 

Mai'kt-  u.  Hausirpatente 

60,318 

56,650 

■- 

— 

14,494 

Stempelsteuer     .     .     . 

49,027 

397,759 

52,111 

5,352 

4,369 

Börsensteuer  .... 

32,700 

— 

— 

Banknotensteuer .    .     . 

150,320 

138,778 

60,000 

36,000 

Oe-  und  Terbrauchs- 

auflagen 

Salzregal 

— 

126,000 

1,024,601 

215,907 

34,988 

68,074 

Zölle 

25,846,065 

Alkoholmonopol .     .     . 

4,957,841 

Konsumogebühren  .    . 

343,575 

1,008,359 

294,913 

6,057 

— 

Hundesteuer  .... 

97.969 

1,257 

_ 

Tabackverkaufeteuer   . 

— 

— 

Schätzungen 

(Direkte  Steuern) 

Militärpflichtersatz  .     . 

1,339,359 

215,729 

219,937 

51,801 

5,505 

16,634 

Aktivbürger-  B.KopfiiteBfr 

99,542 

— 

— 

— 

Feuerwehrsteuer      .     . 

— 

— 

Vermögensteuer .     .     . 
Einkommen*Q.Erwerb88teDer 

2,480,876 
1,275,808 

2,479,890 
1,333,945 

{  201,498 

1    35,943 

{  181,154 

Erbschaft  B.ScheDknn?s8t«tter 

224,041 

375,860 

22,929 

94 

Luxussteuer    .... 

— 

Total 

57,731,038 

5,212.875 

7,040,300 

987,404 

87,939 

294,105 

BetrefTniß  p.  Kopf  der 

Bevölkerung    .    .    . 

19,7 

15,4 

13,1 

7,» 

5,1 

5,8 

Staatseinnahmen  .     . 

72,957,000 

11,201,000 

21,480,000 

1,700,000 

448,000 

382,000 

Die  Steuern  in  7»  der 

Staatseinnahmen 

79,1 

46,6 

32,8 

58,1 

19,6 

77,0 

Anmerkung:  In  obiger  Tabelle  kommt  das  Steuerwesen  der  Kantone  als 
Wirlhschaftseinheit  zum  Ausdruck,  die  Steuer-  und  Abgabelasten  der  einzelnen  Gemeinde- 
haushalte sind  durchaus  unberücksichtigt;  es  ist  somit  nicht  gesagt,  daß  in  den  Kan- 
tonen bei  welchen  eine  Abgabeart  nicht  vertreten  ist  dieselbe  dort  nicht  bekannt  sei. 
So  fällt  z.  B.  die  Hundesteuer  in  Bern,  St.  Gallen,  Aargau  etc.  in  die  Gemeindekassen. 
lo  Baselland  wiederum  wird  eine  Vermögens-  und  Einkommensteuer  von  den  Gemeinden 
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1,826 
2,851 


26,321 


22,429 


3,487 


Fr. 


426 
235 

90 

1,232 


9,357 


24,946 


2,817 


50.291 


Fr. 
4,500 


2,073 


7,492 


40,470 


50,455 
6,403 


18,250 


347,161 


Fr. 


1,600 


17,224 


9,352         — 


20,717 


32,316 
5,136 


10,818 
4,750 

68,649 

14,670 

2,031 


Fr. 


13,065 

6,064 

278,862 


7,366 
97,004 

14,581 


253,727 


387,315 
18,419 


47,608 


815,823 
80,685 

6,843 


Fr. 


5,030 

2,338 

70,136 


22,251 


108,975 


67,888 
14.974 


33,345 


176,913 


Fr. 


935 

786 

325,779 

30,858 

33,971 
173,381 

42,000 


108,484 


189,000 
16,000 


66,117 

32,940 

931,718 

1,710,513 

542,736 


Fr. 


33,049 


13,619 


135,216 


73,056 
6,620 


20,520 


4,518 


56,914 

89,394 

486,156 

3,8 

7,1 

14,4 

145,000 

150,000 

774,000 

39,« 

59,6 

62,8 

177,911     2,027,362 


7,7 

276,000 
64,6 


17,0 
3,171,000 
63,0 


501,850 

5,9 

1,794,000 
28,0 


4,205,218 
56,« 


70,4 


286,598 
4,« 


5,968,000       728,000 


39,8 


bezogen,  vom  Kanton  nur  zeitweise  zur  Erfüllung  außerordentlicher  Aufgaben.  Die 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  besteht  in  Graubünden  und  Nidwaiden  als  Gemeinde- 
steuer, in  Freiburg  ist  sie  in  der  Summe  der  Handänderungsgebühren  mitenthalten. 
Von  dem  Nettoertrag  des  Alkoholmonopors  fallen  Franken  3,170,109  als  Entschädigung 
an  die  Ohmgeldkantone. 


Steuerarien 

i 

1 
1 

¥\i 

11 

1 

Erwerhseinküiifte 
ans  B^alien 

Bergwerk 

MQDzregal 

PulverreB»]     ■     ■ 

Post 

Telegraph 

Telephon 

Stenerpebilhren 

Bergbau,  Waldnntzung 

Jagd 

Fischerei 

Handfinderungsgebühr. 

Uebrige  Steuergebnhr. 
Harkt- u.Hausirpalente 

Stempelsteuer     .     .    . 
BCraensteuer  .... 

Ge-  und  Verliranchg- 
anflagen 

SaUregnl 

Zölle 

AlkohoLm  onopol      .     . 

Hundesteuer  .... 
Tabarkverkaufsteuer   . 

Schätzungen 

(Direkte  Steuern) 
Militarpflichlersal/  .     . 
Aktivliürger-  u.Kopfrtii.r 
FeuerM-ehrsteuer     .     . 
VermCgensteuer .    .    . 

Erbschult  >.!icb'ibD^»t<atr 
Luxuasteuer    .... 

Fr. 

7,436 

(?) 
15,000 

15,323 

20,480 

(?) 

16,17* 
18,578 

i3g,ooo 

76,689 
90,595 

Fr. 

1.380 
9,044 

23,846 
33,395 

jaoa,-53 

Fr. 

{      1,322 

»23 

4,969 

3,775 
1  116,166 

Fr. 

4,195 

9,910 

88,866 

50,918 
50,554 

102,000 

103,804 
92,833 

105,885 

773,955 

195,866 

Fr. 

16,835 
4 

8,894 
18,000 

167.000 
147,338 

47,379 
35,533 

475,58  t 
121.754 

Fr. 

3,966 
93,557 
3,564 

18,99» 
36,070 

acTooo 

345.105 

329,814- 

85.8d8 

{ 401,937 

30,088- 

Total 
BetreffniQ  p.  Kopf  der 

Die  Steuern  in  7"  der 

335,U1 

8,. 

1,185.000 

28,* 

260.418 
4,« 

468.000 
Bö,. 

137,154 

9,. 
152,000 

83,8 

1,577,77t 

6,. 
9,959,000 

53,. 

1,038,318 

10,7 

1,776,000 
67.. 

1,197,931 

6,1 
2,725,000 
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0 

1 

bürg 

• 

1 

a 

4-* 

1 

^2 

Vi 

a 

3^ 

^-»  73 

& 

H 

VW 

« 

fc 

s 

O 

H 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 
4,630 

Fr. 

4,630 

18,949 

155,905 

21,591,832 

2,459,176 

1,099,103 

_ 

_ 

_ 

3,291 

150,000 

159,285 

159,285 

— 

377 

— 

— 

— 

— 

54,948 

54,948 

6,531 

10,458 

23,890 

6,030 

6,225 

187,687 

187,687 

1.116 

— 

13,316 

2,706 

1,699 

64,696 

6i,696 

53,938 

19,036 

585,412 

13,828 

159,766 

345,225 

1,910,776 

1,910,776 

^,111 

30,457 

64,192 

122,976 

— 

— 

388,175 

540,663 

8,401 

15,815 

36,630 

617,531 

782,983 

782,983 

18,726 

— 

13,589 

— 

— 

300,086 

300,086 

46,555 

46,983 

288,015 

95,005 

— 

231,712 

1,591,121 

1,591,121 

— 

— 

— 

4,810 

37,510 

37,510 

15,000 

22,400 

43,200 

558,562 

708,882 

57,990 

190,000 

365,400 

188,269 

142,147 

84,112 

3,760,702 

3,760,702 

25,846,065 

4,957,841 

44,561 

314,507 

348,636 

36,191 

— 

3,834,658 

3,834,658 

18.872 

4,736 

34,509 

6,160 

231,055 

231,055 

35,764 

35,764 

35,764 

40,218 

38,268 

95,939 

26,698 

80,002 

62,881 

1,339,010 

2,678,369 

— 

85,796 

234,199 

234,199 

— 

— 

— 

32,940 

32,940 

1  384,253 

447,462 
53,838 

2,448,626 

{ 291,699 

754,331 
260,454 

{ 1,608,593 

{20,760,481 

{20,760,481 

73,576 

47,414 

501,946 

144,978 

923,060 

3,096,779 

3,096,779 

— 

— 

51,932 

— 

87,215 

145,990 

145,990 

794,848 

1,225,936 

4,873,392 

843,072 

1,742,802 

4,050,935 

39,512,037 

97,283,075 

7,6 

9,* 

19,4 

8,. 

16,0 

38,^ 

13,» 

t    33,s 

1,833.000 

2,056,000 

6,830,000 

1,246,000 

2,846,000 

5,344,000 

77,611,000 

150,568,000 

43,4 

59,6 

71,4 

67,7 

61,9 

76,0 

50,9 

G4,*. 

1 

1 

1 
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Steuerkapital  der  Kantone. 


ITAtl^/kllA 

WohobtTölkeroDg 

VermögfDsgtcier- 

YermögeDuteoer- 

Cnfondiries 

Mkauwu 

V 

1888 

kapital  pro  Kopf 

bpiUI 

lüikonuBeD 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1.  Baselstadt  . 

.  1887 

73,754 

8135 

600,000,000 

34,000,000* 

2.  Genf.    .    . 

.    .    (?) 

105,966 

6483 

684,000,000 

— 

3.  Waadt    .     . 

.  1887 

247,569 

5176 

1,281,446,913 

15,426,193 

4.  SchafThausen  .  1886 

37,798 

4022 

152,030,898 

7,462,747 

5.  Neuenburg 

.  1886 

107,935 

3715 

400,986,323 

22,245,404 

6.  Glarus    . 

.    .  1886 

33,828 

3273 

110,730,300 

•  — 

7.  Aargau  . 

.    .  1886 

193,700 

3172 

614,453,272 

34,372,835 

8.  Freiburg    . 

.  1886 

119,086 

2787 

331,936,533 

903,568 

9.  Bern      .     . 

.  1886 

536,182 

2673 

1,433,139,492 

27,992,600 

10.  Obwalden  . 

.  1886 

15,049 

2600 

40,000,000 

11.  Appenz.  I.-] 

Rh.  1887 

12.868 

2490 

32,023,400 

— 

12.  Uri    .    . 

.     .  1884 

17,313 

2456 

42,519,200 

492,500 

13.  Zug   .     . 

.     .  1886 

23,013 

2454 

56,472,800 

2,479,800 

14.  Zürich    . 

.     .  1886 

337,203 

2255 

860,260,100 

47,788,300 

15.  Graubündei 

1    .  1886 

94,686 

2171 

206,609,100 

6,477,800 

16.  Nidwaiden 

.     .  1882 

12,558 

2152 

27,029,913 

17.  Baselland   . 

.    .  1887 

61,922 

1985 

122,886,971 

7,901,804 

18.  WaUis    .     . 

.  1887 

102,320 

1832 

187,516,658 

')         - 

19.  Luzern  .     . 

.  1886 

135,396 

1807 

244,806,592 

116,906,015 

20.  Thurgau     . 

.     .  1885 

104,816 

1804 

189,083,772 

«)  24,896,000 

21.  Appenz.  A.- 

Elh.  1886 

54,145 

1703 

92,205,700 

— 

22.  Schwyz  . 

.  1885 

50,363 

1586 

79,863,121 

— 

23.  St.  Gallen 

.    .  1886 

228,316 

1419 

323,982,000 

ca.  24,000,000 

24.  Tessin    .     . 

.  1888 

129,152 

1196 

152,263,820 

ca.  15,000,000 

25.  Solothum 

.    .    (V) 

85,783 

— 

— 

— 

2,920,723 

(?) 

8,266,246,878 

(?) 

Bei  Appenzell  I.-Rh.  und  A,-Rh,  ist  das  Yermögensuteuerkapital  ganz,  nicht 
zu  7«  ^^^  V^  gerechnet,  wie  es  in  beiden  Kantonen  geschieht;  auch  bei  Schaff- 
Ivauscn  wurden  nicht  75  ®/o  des  Grund werthes ,  sondern  der  ganze  Grundwerth. 
gerechnet;  bei  WaUis  dagegen  wurde  der  Ansatz  von  ^/a  bei  den  Liegenschaften 
belassen,  weil  der  Schuldenabzug  fehlt.  Da  die  Leihkapitalien  besonders  in  An- 
satz gebracht  sind,  ist  der  Werth  derselben  zum  Theil  doppelt  gerechnet  (Nicht- 
abzug  beim  Schuldner,  Ansatz  beim  Gläubiger).  Die  Berechnung  zu  */&  bildet 
eine  Art  Kompensation  behufs  Vergleichung.  Für  Genf  ist  das  Steuerkapital 
approximativ  berechnet  und  zwar  so,  daß  für  das  Mobiliarvermögen  368  Millionen 
Franken  angenommen  sind ;  der  Werth  der  unÜberbauten  Liegenschaften  berechnet 
sich  auf  Grand  der  Steuer  auf  etwa  209  Millionen  Fr.,  der  Gebäude  auf  424,5- 
Millionen  Fr.,  das  sind  zusammen  633,5  Millionen  Fr.,  hievon  sind  aber  nocb. 
keine  Schulden  abgezogen;  rechnet  man  die  Hälfte  des  Werthes  hiefür"),  so  er- 
geben sich  316  Millionen  Franken.  Das  Gesammtvermögen  368  -j~  316  =  684 
Millionen  Fr.  In  Baselland  beträgt  das  steuerbare  Einkommen  11,88  Millionen, 
darin  sind  nicht  enthalten  Zinsen  von  Leihkapitalien,  wohl  aber  Zinsen  und 
Ertrag  von  sonstigem  Vermögen.  Rechnet  man  hiefiir  4  ^/o,  so  ergibt  sich  als 
weiterer  Abzugsposten  3,424,873  Fr  ,  um  das  unfundirte  Einkommen  zu  erhalten. 
In  Birn  sind    nach   dem  Steuergesetz    die   Zinsen   von   Nichtpfandkapitalien  der 

M  Das  zu  10  und  20  kapitalisirte  Einkommen  von  Besoldungen  und  Renten  beträgt 
4,086,116  Franken. 

'^)  Beruht  auf  ungefährer  Berechnung  des  Kantonsbuchhalters. 

')  Wahrscheinlich  ist  das  zu  viel ;  da  bei  dem  Mobiliarvermögen  alle  Schulden  ab- 
gezogen werden  dürfen,  so  ist  schon  dieses  durch  einen  großen  Theil  der  Hypothek- 
sehiüöen  gekürzt. 
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Emkommensteuer  einverleibt,  in  obiger  Zusammenstellung  aber  zu  4  ^/o  kapitalisirt 
dem  Vermögen  zugerechnet.  Die  Ansätze  für  Baselstadt  beruhen  auf  Berechnung ; 
die  offizielle  Zahl  würde  für  das  Vermögen  576  Millionen  Fr.  betragen.  Die 
Größe  für  das  Einkommen  ist  gewonnen  nach  Abzug  einer  4  ^/oigen  Vermögens- 
rendite. In  Freibtmf  besteht  das  Einkommen  bloß  aus  Besoldungen  und  auch 
hier  mit  Abzügen  für  die  Familie  von  */io — ®/io.  In  Obwalden  und  Appen- 
zell A.'Rh.  ist  das  Einkommen  nicht  angegeben ;  im  erstem  Kanton  wird  das 
Einkommen  offiziell  nicht  mitgetheilt;  auch  ist  dasselbe  vielfach  mit  im  Ver- 
mögen in  Anschlag  gebracht ;  in  Appenzell  A.-Rh.  geschieht  dies  fast  durchweg. 

Das  Vermögenssteuerkapital  weist  große  Unterschiede  auf;  von  8135  Fr.  pro  Kopf 
in  Baselstadt  mit  seinen  111  Millionären,  sinkt  es  zuletzt  auf  1196  Fr.  in  Tessin. 
Um  die  großen  Differenzen  sich  zu  erklären,  muß  man  all'  das,  was  im  Vorstehen- 
den ausgeführt  worden,  nebst  vielem  Detail  (das  in  der  Einzeldarstellung  des 
Schanz'schen  Werkes  enthalten  ist)  sich  vergegenwärtigen.  Nur  zum  kleineren  Theil 
möchte  der  Unterschied  in  wirklichen  Wohlhabenheitsunterschieden  beruhen.  Sehr 
einflußreich  ist  natürlich  die  größere  oder  geringere  Ausdehnung  der  Steuer- 
freiheiten. Es  bedeutet  z.  B.  schon  einen  großen  Ausfall,  wenn  die  Fahrhabe 
ganz  oder  zum  Theil  steuerfrei  ist.  Wird  doch  der  Schweizer  Viehstand  allein 
auf  350  Millionen  Fr.  gewerthet,  und  die  Mobiliarzwangs  Versicherung  in  Waadt 
ergibt  einen  Mobiliarwerth  von  1318  Fr.  pro  Kopf  (im  Granzen  326  Mill.  Fr.), 
und  in  Glarus  wurde  derselbe  (ohne  Vieh)  neuerdings  auf  1280  Fr.  pro  Kopf 
(im  Ganzen  43,a6  Mill.)  berechnet;  man  sieht,  wie  dieser  eine  Faktor  die  Zahl 
leicht  um  '/s  oder  72  erhöhen  kann.  Ebenso  kann  die  Steuerfreiheit  oder  Steuer- 
pflicht von  Gemeinden  sehr  einflußreich  sein ;  nicht  minder  die  mancherlei  Ab- 
züge und  Existenzminima,  die  zugelassen  sind.  In  Waadt  z.  B.  würde  das  Ein- 
kommen, wenn  nicht  für  jede  Person  400  Fr.  Existenzminimum  zu  rechnen 
wären,  von  15,43  Mill.  auf  114  Millionen  steigen.  In  Zürich  drückt  das  steuer- 
freie Existenzminimum  das  unfundirte  Einkommen  von  83,4  auf  47,8  Millionen 
herunter.  In  Neuenburg  sinkt  das  Einkommen  infolge  der  Abzüge  von  zirka 
32  Mill.  auf  22  Millionen.  Außer  der  Steuerpflicht  hängt  die  Höhe  der  Steuer- 
kapitalien hauptsächlich  davon  ab,  inwieweit  es  der  Steuertechnik  gelungen  ist, 
die  Steuer  kapital  ien  wirklich  an^s  Licht  zu  bringen,  wie  also  Deklaration,  Kon- 
trole  und  Einschätzung  funktioniren. 

Das  ganze  Vermögenssteuerkapital  der  Schweiz,  ausgenommen  Solothurn, 
belauft  sich  auf  ungefähr  8,26  Milliarden  Fr.,  wenig  mehr  als  der  Werth  der 
1886  in  der  Schweiz  gegen  Brandschaden  versicherten  Gebäude  und  Mobilien, 
der  laut  Bericht  des  eidg.  Versicherungsamtes  T^s  Milliarden  oder  pro  Kopf 
2600  Fr.  betrug. 

Für  eine  Reihe  von  Kantonen  ist  es  möglich,  das  fundirte  und  das  unfundirte 
Einkommen  zu  vergleichen,  wenn  man  für  das  steuerbare  Vermögen  4®/o  rechnet. 

tiaozes  steuerbares     Ilieron  betraft 


Fnidirtes  EiDkommen       Infondirtes  Einkommen 


Uri  .  .  .  . 
Bern  .  .  . 
Graubünden  . 
Zug.  .  .  . 
Schaffhausen 
Baselstadt 
Aargau  .  . 
BaseUand  .  . 
St.  Gallen 


Fr. 
1,701  Millionen 

57,SS  y, 

8,»4 

2,«ß8  „ 

6,08  „ 

24,56 

4,8T 

12,15 


Fr. 
0,493  Millionen 

27,yy 

6,48  , 

— »"»  Jt 

7,46  „ 

34,0 

34,87  „ 

7,00  „ 

24,0 


Einkommen 
Fr. 
2,198  Millionen 
85,81 

1  V,72 

4,7»S  , 

13,8 

58,0 

58,98 

12,77 

36,18 


n 


(lau  unfnndirte 

0/0 

33 
44 
52,8 
56 

58 

r>8 

62 
66,4 
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Fr.  Fr.  Fr.  7o 

Neuenbürg^)      .    .  16,o   Millionen  32,o  Millionen        48,o    Millionen  67 

Waadt*)    ....  5M4        ,  lU,"  ,  165,o  ,  69 

Zürich»)    ....  34,4  ,  83,u  ,  117,84  ,  70 

Tessin 6,i  ,  15,o  ,  21,i  .  71 

Luzern 9,76        ,  116,«  ,  126,«»  ,  92 

Es  ergibt  sich  keine  feste  Relation  zwischen  fundirtem  und  unfnndirtem 
Einkommen.  Je  nachdem  die  Scheidelinie  zwischen  beiden  Einkommensarten 
gezogen  ist  und  je  nachdem  die  arbeitenden  und  industriellen  Klassen  stark  oder 
weniger  stark  vertreten  sind,  und  je  nachdem  die  Steuerbefreiungen  in  beiden 
Kategorien  eingreifen,  muß  die  prozentuale  Vertheilung  sich  verschieden  stellen. 
Daneben  kommen  dann  noch  besondere  Gründe  in  Betracht.  So  ist  in  Bern 
und  Graubünden  der  Prozentsatz  des  unfundirten  Einkommens  nur  33  und  44  ^/o 
des  ganzen  Einkommens,  weil  der  landwirthschaftliche  Erwerb  frei  ist;  in  IJri 
ist  vermuthlich  die  Handhabung  des  Gesetzes  so,  daß  er  thatslichlich  frei  ist. 
In  allen  übrigen  Kantonen  beträgt  das  unfundirte  Einkommen  mehr  als  das 
fundirte,  freilich  in  Abständen  von  52,3  ^/o  bis  92  ^/o.  Es  liegt  darin  der 
sprechendste  Beweis,  wie  wichtig  heute  der  persönliche  Erwerb  gegenüber  dem 
Yermögenserwerb  geworden  ist  (selbst  in  einem  Lande,  wo  der  Mittelstand  sehr 
stark  vertreten  ist)  und  richtig  die  Schweiz  durch  Hinzufügung  der  Einkommen- 
steuer zur  Vermögenssteuer  gehandelt  hat.  Es  macht  fast  den  Eindruck,  als 
ob  man  da,  wo  große  Existenzminima  allgemein  steuerfrei  gelassen  werden,  die 
Einkommen  sorgfältiger  eruirte  (vgl.  Zürich,  Waadt,  Neuenburg);  in  Luzern 
liegt  die  bedeutende  Höhe  in  der  scharfen  mechanischen  Erfassung  des  landwirth- 
schaftlichen  Einkommens,  wogegen  SchafiPhausen  in  dieser  Hinsicht  sehr  milde 
verfährt.  Der  feine  unterschied  zwischen  fundirtem  und  unfnndirtem  Einkommen 
wird  durch  die  Praxis  überhaupt  wohl  etwas  verwischt. 

Berechnet  man  endlich  den  Kopf  betrag  des  Gesammteinkommens,  so  ergibt 
sich  auf  den  Kopf  in  rundem  Betrag : 


in   Luzern    .     .    930  Franken 

in   Aargau    .    . 

290  Franken 

Baselstadt    .     790 

n 

Baselland 

260       , 

Waadt*)      .     670 

« 

Zug      .     .    . 

206       . 

Neuenburg*)     444 

« 

Bern    ,     .     . 

160       , 

Uri     .     .     .     880 

it 

Tessin  .    .    . 

160      , 

Schaffhausen  360 

t» 

Graubünden 

150      , 

Zürich    .     .     350 

m 

Einnahmen  des  Bundes  und  der  Kantone  ans  den  Staatsstenem. 

1856           1866            1876  1886          1888 

Fr.              Fr.              Fr.  Fr.              Fr. 

I.   Allgemeine  direkte  Steuern     4,807,594  8,295,722  14,906*770  18,184,217  20,760,481 

II.  a.  Direkte  Spezial-  und  Er- 
gänzungssteuern    .     .     .         629,456  1,163,156     1,204,848  2,375,593     2,682,906 
b.  Bundesantheil  am  Militär- 
pflichtersatz   965,764  1,334,808     1,339,359 

II.  a.  und  b.  zusammen         629,456  1,163,156     2,170,612  3,710,401     4,022,265 


')  Das  wirkliche  steuerbare  Einkommen  ist  nicht  32,  sondern  22,«4  Millionen  Fr., 
intolge  der  Abzüge  für  Famüien.  ■)  Das  steuerbare  Einkommen  ist  nicht  114,  sondern 
infol^'e  der  Abzüge  15,48.  ^)  Das  steuerbare  Einkommen  beträgt  infolge  des  Abzuges 
47,79  Millionen  Franken. 

*)  Die  Abzüge  beim  Einkommen  für  Existenzminimum  sind  eingerechnet.  Mit  Ab- 
zug würden  z.  B.  für  Waadt  270,  für  Neuenburg  350  Franken  herauskommen. 
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Steuern 


1856  1866  1876  1886  1888 

Fr.  Fr.               Fr.  Fr.  Fr. 
UI.   Erbschafls- u.  Schenkungs- 
steuer    521,077  1,021,208    2,246,043  3,054,568  3,096,779 

IV.   Verkehrsabgaben     .     .     .  1,739,394  2,352,553    3,452,378  3,943,091  4,622,480 

V.   Luxussteuem 119,883  239,587       295,155  342,555  377,045 

VI.  a.  Kantonale  Verbrauchs- 
steuern    8,053,617  9,543,626  12,290,398  9,262,029  12,588,965 

b.  Beim  Bund  verbliebene 

Netto  Zolleinnahmen  .  2,883,786  5,172,249  15,831,253  20,512,384  23,955,369 

VI.  a.  und  6.  zusammen     .     .     10,937,403  14,715,875  28,121,651  29,774,413  36,544.334 

Total     18,754,807  27,788,101  51,192,609  59,009,245  69,423,384 

Prozentuales  Yerhältniss  obigrer  Kategorien  zu  einander. 

1856      1866     1876     1886     1888 

I.  Allgemeine  direkte  Steuern 25,6  29,8  29,i  30,8  29,9 

n.  Direkte  Spezial-  und  Ergänzungssteuern  ...  3,«  4,3  4,t  6,8  5,7 

m.  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern      ....  2,8  3,7  4,8  5,t  4,» 

IV.  Verkehrsabgaben 9,8  8,8  6,«  6,7  6,7 

V.  Luxussteuern 0,«  0,»  0,8  0,6  0,6 

VI.  Kant.  Verbrauchssteuern  und  Zölle  des  Bundes  58,8  d3,o  54,«  50,4  52,7 

100       100       100       100       100 

Steuer  per  Kopf. 

1856    1866    1876    1886     1888 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

I.  Allgemeine  direkte  Steuern 2,oi  3,8i  5  6o  6,40  7, 07 

n.  Direkte  Spezial-  und  Ergänzungssteuern      .     .     .  0,98  0,46  Osi  l,8o  1,87 

III.  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern 0,8i  0,47  0,84  l,o7  1,06 

rV.  Verkehrsabgaben 0,7»  0,94  1,«9  1,89  1,57 

V.  Luxussteuem 0,05  O.09  O.n  0,is  0,is 

VI.  a.  Kantonale  Verbrauchssteuern 3,86  3,8«  4,07  3,s6  4,«« 

h.  Beim  Bund  yerbliebene  Zölle 1,S5  2,06  5,8i  7,so  8,17 

7,88        11,1©       19,03       20,78       23,6« 

Zu  den  EinnaJimen  aus  den  Staatssteuern  pro  1856 — 86  bemerkt  Dr.  Schanz: 
,In  die  erste  Gruppe  (Allgemeine  direkte  Steuern)  sind  Vermögens  ,  Einkommens-, 
Grund-,  Gewerbesteuer  und  Personaltaxen  eingestellt;  in  die  zweite  (Spezial-  und 
Ergänzungssteuern)  Militärpflichtersatz,  Patente  der  Aktiengesellschaften,  Markt-, 
Hausir-,  Medizinal-,  kantonale  Banknotensteuer,  Sensalenpatente :  die  dritte  Gruppe 
enthält  bloß  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern;  die  vierte  (Verkehrsabgaben) 
umfaßt  Handänderungsabgaben,  Einregistrirung,  Stempel,  Börsensteuer;  die  fünfte 
Kategorie  (Luxusstenern)  Hunde-,  Pferde-,  Wagen-  und  Bedientensteuern;  die 
sechste  endlich  (Verbrauchsauflagen)  Zölle,  Ohmgeld,  Wirthschaftspatente,  Tabak- 
steuer. Es  entspricht  der  ganzen  Entwicklung  und  dem  Wachsen  der  Abgaben 
speziell,  daß  der  Haushalt  der  meisten  Kantone  ganz  überwiegend  auf  Steuern 
sich  gründet".  —  Die  Zahlen  pro  1888  sind  vom  Bearbeiter  der  Haupttabelle, 
Herrn  Lang,  angefügt.  Das  Maaß  der  Steigerung,  welche  die  1888er  Zahlen 
^genüber  den  früheren  Zahlen  aufweisen,  berechtigt  zu  der  Annahme,  daß  beide 
Herren  bei  ihren  Ermittlungen  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  verfahren  sind. 
In  der  Summe  der  kantonalen  Verbrauchssteuern  ist  pro  1888  der  Alkoholertrag 
inbegriffen,  denn  er  wurde  vom  Bund  zu  Händen  der  Kantone  an  Stelle  des 
früheren  Ohmgeldes  erhoben. 
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Direkte  GemeiBdestenem  in  20  Kantonen  and  Halbluintonen. 

Kantone  1864  1886 

Fr.  total  Fr.  pro  Kopf  Fr. 

Baselstadt 174,661  511,371»)  6,9'> 

Zürich l,2f>4,587  6,409,589«)  19,8o 

Genf (?)  932,369  8,8-» 

Neuenburg (?)  1,597.310    (1887)  14,8o 

Waadt 586,961  2,176,251  8.8o 

St.  Gallen 898,697  2,955,978»)  (1887)  12,».. 

Appenzell  A.-Rh 453,160  658,019     (1882/87)  12,io 

Bern 1,794,863  4,502,850    (1882)  8,4o 

Freiburg 184,682  600,000  5,oo 

Schaffhausen (?)  271,493    (1885)  7,«o 

Glanis 74,117  181,656«)  (1885/87)  '        5,4o 

Aargau 795,273  2,146,249*)  ll,io 

Schwyz 131,864  444,220*)  8,8o 

Luzern 991,934  1,391,512  10,w 

Zug 59,481  173,492  7,6o 

Baselland 94,062  537,784«)  (1887)  8,6o 

Nidwaiden (?)  60,830«)  4,»o 

Solothum 56,643  555,417     (1885)  6,io 

Obwaiden 31,563  80,749     (1888)  5,4o 

Uri (?) 24,079  l,4o 

8,092,546    26,211,218 
Die  indirekten  Abgaben    spielen    quantitativ  eine  äußerst  geringe  Rolle  im 
Gemeindebausbalt ;    in    einigen    Fällen    sind    die    übrigens    mit    in    den    direkten 
Steuern  enthalten,  z.  B.  im  Kanton  Waadt.     Für  die  ganze  Schweiz  mögen  die 
direkten  Gemeindesteuern  etwa  31  Millionen  Fr.  ausmachen  (ScJuinz), 

Tergleiohnng  der  Steuerlast  in  20  schweizerischen  Ortschaften^) 

in  der  Voraussetzung,  der  Steuerpflichtige  habe  drei  schulpflichtige  Kinder,  3000 
Franken  Jahreserwerb  und  60,000  Fr.  Reinvermögen,  wovon  20,000  Fr.  an  Ge- 
bäuden, 10,000  Fr.  an  Grundstücken,  30,000  Fr.  an  Gewerbefonds  und  anderem 
Kapital.     Alles  pro  1888. 

Ort :  Direkte  Ijemeiodrst.  Direkte  Staatist.       Total  pro  Kopf^)  WohibeTÖlkerong 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

1.  Laufenburg  (Aargau)  .     .     .  45.65  45.65          91.. 30  6.33  818 

2.  Basel 40.—  118.-  158.—  37.50  70,309 

3.  Liestal 186.  —  39.  —  22.5.  —  15. 42  4,927 

4.  Solothum 225. 10  —  225. 10  19. 50  8,305 

5.  Brugg 182.60  45.65  228.25  24.20  1,583 

6.  Glarus 188.  -«)  126. 25  314. 25  45. 86  5,401 

7.  Schaffhausen 221.62  94.80  310.42  26.25  12,360 

8.  Aarau 273.90  45.65  319.55  38.01  6,710 

9.  Biel 182.—  141.30  323.30  16.83  15,407 


^)  Es  sind  hier  487,796  Fr.  städtische  Vermögenssteuer  und  23,575  Fr.  Steuern  der 
Landgemeinden  zu.samniengerechnet.     *j  Inclusive  Kircliensteuern. 

')  Bloß  Schul -.und  Armensteuern.  *)  Inclusive  Kirchensteuern  und  Steuern  für 
ortsbürgerhche  Zwecke.  ^)  Bezirks-  und  Gemeindesteuern.  ®)  Inclusive  Kirchen-  und 
SpezialSteuern. 

')  Entnommen  dem  Rechenschaftsbericht  des  Gemeinderathes  von  Aarau  über  die 
Gemeindeverwaltung  pro  1888.  **)  Armensteuer  und  Schulgeld  inbegriffen.  *)  Einschließ- 
lich Schulgelder  für  Primär-  und  Sekundärschulen ;  nicht  berücksichtigt  Nachsteuern  und 
Kirchensteuern,  ebenso  nicht  Ausstände  des  Rechnungsjahres,  wohl  aber  eingegangene 
Rückstände  vom  Vorjahr. 

Die  Zahlen  pro  1864  sind  Max  Wirth's  Statistik  der  Schweiz  entnommen. 
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Ort :  Direkte  (ieneindMi.  Direkte  Stutut.      Totti  pro  Kopf    WohnbeTÖlkeniig 

Ft.  Fr.  Fr.  Fr. 

10.  Luzern 296.  —  40.  —  336.  —  28. 32  20,301 

11.  Burgdorf 202.10  162.—  364.10  29.36  6,849 

12.  Bern 222.  —  162.  —  384.  —  33. 47  45.944 

13.  Baden 365.20  45.65  410.86  31.97  3,815 

14.  Lenzburg 365. 20  45. 65  410. 85  36. 10  2,457 

15.  Zofingen 365. 20  45. 65  410. 85  34. 54  4,450 

16.  Enge  bei  Zürich     ....  328.60  197.30  525.90  97.-  5,112 

17.  Riesbach  bei  Zürich  .    .     .  348.  —  197. 30  545. 30  47. 42  10,600 

18.  ünterstraß  bei  Zürich     .    .  360.—  197.30  557.30  28.72  4,177 

19.  Zürich 372.  -  197. 30  569.  30  93.  45  27,631 

20.  Fluntern  bei  Zürich    .    .    .  375. 50  197. 30  572. 80  47. 33  3,578 

21.  St.  Gallen 398.50  174.80  573.30  45.93  28,037 

22.  Hottingen 384.40  197.30  581.70  35.71  7,000 

23.  Winterthur 420.—  197.30  617.30  57.69  15,811 

24.  Außersihl  bei  Zürich  .     .     .  480.  —  197.  30  677.  30  12.  65  19,757 

25.  Oberstraß  bei  Zürich .     .     .  496.—  197.30  693.30  18.40  4,197 

26.  Wiedikon  bei  Zürich .     .     .  496.—  197.30  693.30  19.65  4,658 

Stickerei.  Der  Ursprung  dieses  mächtigsten  Zweiges  der  schweizerischea 
Baumwollindustrie  führt  örtlich  in  die  Stadt  St.  Gallen,  zeitlich  in  die  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  zurück.  Durch  einen  Eingewanderten,  Peter  Bion,  war 
in  St.  Grallen,  dem  Zentrum  der  alten  Leinwandindustrie,  im  Jahre  1721  das 
Weben  von  halbleinenem  Barchent  begonnen  worden;  Anfangs  der  30er  Jahre 
hatte  Bion's  Nachfolger,  Peter  Gonzenbach,  die  sog.  gemüggelte  Leinwand  auf- 
gebracht, Anfangs  der  40er  Jahre  war  man  zur  Fabrikation  der  ersten,  ganz 
baumwollenen  Tücher,  1750  zur  Erstellung  der  ersten  Mousseline- Stücke  gelangt. 
So  hatte  sich  nach  und  nach  der  üebergang  von  der  ausgetretenen  Leinwand- 
fabrikation  zur  neuen  Baum  Wollweberei  angebahnt  und  war  schon  bedeutend 
vorgeschritten,  als  im  Jahre  1753  das  Haus  Gonzenbach  zum  ersten  Mal  ost- 
indische Mousseline  theils  im  Voralberg,  theils  in  der  Stadt  selbst  besticken  ließ. 
Damit  wurde  der  Grund  zu  einer  neuen  Industrie  gelegt,  die  so  rasch  gedieh,^ 
daß  sie  nach  wenigen  Jahrzehnten  zusammen  mit  der  neuen  Baumwolltuch- 
und  Mousseline- Weberei  an  Stelle  der  schwindenden  Leinwandfabrikation  fast  alle 
verfügbaren  Hände  der  Stadt  und  Umgebung  sowohl,  als  auch  der  angrenzenden 
Gebiete  des  Voralbergs  und  des  Schwaben landes  (wo  die  Arbeitslöhne  billiger 
waren  als  im  Stadtgebiet)  beschäftigte.  Die  unmittelbare  Veranlassung  zu  den 
ersten  Versuchen  der  Stickerei  wird  verschieden  erzählt;  für  die  glaubwürdigste 
hält  Dr.  Hermann  Wartmann  ^)  die  folgende  Darstellung,  welche  er  dem  auf 
der  Stadtbibliothek  liegenden  Manuskript  einer  „Beschreibung  der  Stadt  St.  Gallen** 
entnommen  und  die  den  Dr.  B.  Wartmanu,  der  im  Jahre  1791  schrieb,  zum 
Verfasser  hat: 

«Anno  1751  kamen  nach  Lyon  zwei  türkische  Frauenzimmer,  die  auf  der  Maschine 
(Trommel)  mit  der  Sticknadel  Blumen  auf  Seidenzeug  von  verschiedenen  Farben,  wie 
auch  von  SUber-  und  Goldfaden  stickten.  St.  gallische  Kaufleute,  die  in  Lyon  etablirt 
waren  (auch  das  genannte  Haus  Gonzenbach  hatte  eine  Vertretung  daselbst)  und  den 
Handel  mit  Leinwand  und  Mousseline  trieben,  sahen  die  türkische  Arbeit  und  kamen 
auf  den  Gedanken,  daß  die  gleiche  Stickerei  auf  glatte  Mousseline  statthaben  könnte. 
Sie  ließen  ein  Frauenzimmer  diese  Arbeit  erlernen  und  sandten  es  darauf  nach  St.  Gallen, 
um  daselbst  andere  zu  unterrichten.  Diese  verfertigten  dann  einige  Stücke  Mousseline 
für  ein  einzelnes  Handelshaus ;  die  Waare  wurde  gebleicht,  gewalket  und  appretirt  und 
nach  Lyon  gesandt,  woselbst  solche  begierigen  Abgang  fand.** 

Lange  iSeit  stickte  man  in  St.  Gallen  nur  auf  ostindische  Mousseline,  bis- 
die    einheimische    (appenzellische)    den    nöthigen  Grad  der  Vervollkommnung  er- 


1 


)  Industrie  und  Handel  des  Kantons  St,  Gallen.    1870. 
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reicht  hatte,  um  theilweise  als  Ersatz  der  ersteren  zu  dienen.  «Die  Arbeiterinnen 
-der  näheren  Umgegend,*  schreibt  Dr.  Wartmann,  ,, erhielten  ihre  Bestellungen 
unmittelbar  von  den  Eanfleuten;  der  Verkehr  dagegen  mit  den  voralbergischen 
und  bald  auch  den  schwäbischen  Stickem  und  Stickerinnen,  die  immer  zahlreicher 
in  st.  gallische  Dienste  traten,  wurde  durch  sogenannte  « Fergger**  (Fertiger)  ver* 
mittelt.  Diese  holten  in  St.  Grallen  ihre  Aufträge,  nahmen  die  mit  Mustern  be- 
druckte Mousseline  und  das  zur  Ausführung  der  Muster  erforderliche  Garn  in 
Empfang,  vertheilten  dann  die  Arbeit  unter  ihre  Landsleute  und  brachten  die 
Stücke  nach  ihrer  Vollendung  nach  St.  Gallen  zurück,  um  hier  zugleich  mit  neuen 
Aufträgen  auch  die  Bezahlung  in  Empfang  zu  nehmen.  Was  in  der  Stadt,  der 
fürstlichen  Landschaft,  dem  Appenzellerland  und  dem  Rheinthal  an  Weißstickereien 
^lusgearbeitet  wurde,  war  in  Beziehung  auf  Quantität  jedenfalls  unbedeutend  im 
Vergleiche  zu  dem,  was  durch  die  Hände  der  Fergger  über  den  Rhein  und  den 
See  ging  und  geschwärzt  von  den  rauhen  Fingern  der  ländlichen  Künstler  und 
-dem  Winterqualm  ihrer  niedrigen  Hütten  nach  St.  Gallen  zurückkam,  um  dann 
«rst  in  der  Walke,  auf  der  Bleiche  und  bei  den  Appreteuren  zur  Versendung 
ausgerüstet  zu  werden  **  und  nun,  nach  den  Worten  des  damals  noch  sehr  jugend- 
lichen Ebels  ^),  ,in  jener  blendenden  Weiße  zu  erscheinen,  wodurch  dieser  Zeug 
ausschließend  der  schönste  Gewänderputz  wird,  in  welchem  das  Weib  dem  Auge 
und  der  Einbildungskraft  des  Mannes  so  überaus  reizend  erscheint.  Dagegen 
waren  es  die  feinsten  Weißstickereien  —  vermuthlich  besonders  diejenigen  auf 
ostindischer  Mousseline  und  die  Stickereien  mit  bunter  Seide,  mit  Silber- 
und Goldfaden,  die  mit  der  größten  Sorgfalt  und  Reinlichkeit  behandelt  sein 
wollten  und  die  Wasch-  und  Walkarbeit  nicht  ertragen  mochten,  —  welche  in 
Appenzell  A.-Rh.  und  in  der  Stadt  unter  den  Augen  der  Eaufleute  nach  deren 
selbst  gewählten  oder  nach  bestellten  Mustern  von  geschickten  Arbeiterinnen 
ausgeführt  und  natürlich  auch  besser  bezahlt  wurden*^. 

In  gleicher  Weise  vollzieht  sich  im  Wesentlichen  auch  heute  noch  der 
Arbeits  verkehr  der  gesammten  st.  gallischen  Stickerei,  nur  daß  die  Kettenstich- 
atickerei,  um  die  es  sich  früher  ausschließlich  handelte,  nun,  von  der  Maschinen- 
■stickerei  in  Plattstich  weit  überholt,  in  bedauerlicher  Weise  zusammengeschrumpft 
ist  und  zugleich  vorwiegend  auf  der  Kettenstichmaschine  statt  von  Hand  betrieben 
wird. 

Außer  den  Stickern  und  Stickerinnen,  die  täglich  36 — 60  Kreuzer  verdient 
haben  sollen,  beschäftigte  die  Stickerei,  wie  heute,  noch  zahlreiche  Hände  mit 
<lem  sogenannten  Ausschneiden  (dem  Beseitigen  der  zwischen  den  einzelnen 
Blumen  etc.  auf  der  Rückseite  gespannten  Fäden),  wofür  der  tägliche  Verdienst 
30—  50  Kreuzer  betrug,  und  mit  dem  sogenannten  Verweben  (dem  Nachbe&sern 
der  bei  dem  Bleichen  und  Ausrüsten  beschädigten  Stellen). 

Nach  Schwaben  und  Tyrol  sollen  nach  Ebel  ^)  für  Baum  wollspinnen,  be- 
sonders aber  für  das  Besticken  der  Mousseline,  vor  der  französischen  Revolution 
von  St.  Gallen  und  Appenzell  jährlich  1  Million  Gulden  an  Arbeitslöhnen  be- 
zahlt worden  sein.  Die  Zahl  der  allein  für  die  st.  gallische  Stickerei  beschäftigten 
Personen  wird  in  einem  Rathsprotokoll  im  Jahre  1773  auf  6000  angesetzt. 
Eine  bedeutende  Ausdehnung  erfolgte  in  den  80er  Jahren,  wo  eine  Menge  neuer 
Ferggereien  in  Schwaben  errichtet  wurden;  um  das  Jahr  1790  arbeiteten  für 
den    Handel    St.  Gallens  nach  zuverlässigen   Angaben    30 — 40,000    Stickerinnen 

*)  Gebirgsvölker. 

-)  Schilderung  der  Gebirgsvölker  der  Schweiz.    Leipzig,  1798  —  1802. 


Stickerei  —      189     —  Stickerei 

und  in  den  günstigsten  Jahren  warden   bis  50,000  Stücke  gestickte  Moasseline 
ausgeführt. 

Die  französische  Revolution  und  die  napoleonische  Zeit  mit  ihren  wechsel- 
voUen  Geschicken  und  Kachwirkungen  lähmten  den  Schwung  dieser  Industrie» 
Mit  der  Kontinentalsperre  und  der  Schließung  des  französischen  Marktes  ent- 
stand an  Stelle  des  früheren  Wohlstandes  und  Ueberflusses  völlige  Yerarmung^ 
und  HuDgersnoth.  Einige  Nahrung  gewährten  der  kümmerlich  fortvegetirenden 
Industrie  während  den  trübseligen  zwei  ersten  Jahrzehnten  dieses  Jahrhundert» 
die  südeuropäischen  Märkte  und  die  Levante  durch  fortwährende  Bezüge  von 
gestickten  Roben,  Hals-  und  Umschlagtüchern,  langen  Schleiern  mit  gestickten 
Bordüren,  weiß  und  bunt  gestickter  Mousseline  für  Turbane  etc.  Zur  eigent- 
lichen Rettung  aus  der  Noth  that  sich  aber  am  Ende  dieser  Drangperiode  Nord- 
amerika auf.  Mit  dem  Bezug  weniger  Eisten  begann  dort  um  1820  die  Nachfrage 
nach  st.  galler  Artikeln,  wuchs  dann  von  Jahr  zu  Jahr  und  brachte  im  Laufe 
des  dritten  Jahrzehnts  durch  einen  in 's  Massenhafte  strebenden  Begehr  ein  un- 
geahntes neues  Leben  in  die  st.  gallisch-appenzellische  Stickerei.  Den  wichtigsten 
Artikel  bildeten  zunächst  die  sogenannten  Triangel,  dreieckige,  in  den  Ecken 
gestickte  Mousseline-Halstücher,  theilweise  auch  von  Tüll,  welcher  Stoff  für 
diesen  Artikel  zum  ersten  Mal  in  der  Stickerei  Verwendung  fand. 

Ein  technischer  Wendepunkt  trat  für  diese  Industrie  mit  den  30er  Jahren 
ein.  Die  Stickerei  beruhte  bis  dahin  fast  ausschließlich  auf  der  Anwendung  des 
sogenannten  Kettenstichs.  Schnupftücher  und  Manchetten,  Schürzen,  Roben  und 
Shawls,  Westen  und  Halsbinden,  ebenso  auch  Stück waare,  wie  Mille-fleurs, 
Bouquets,  Ramages  zum  Möbel-  und  Zimmerschmuck  etc.,  wurden  sämmtlich  nach 
dieser  Methode,  zum  Theil  mit  großer  Feinheit  und  Kunstfertigkeit  ausgeführt. 
Air  dieser  Artikel  bemächtigte  sich  vom  Ende  der  20er  Jahre  an  allmälig  die 
sogenannte  Plattstichstickerei,  die  sich  aus  anfänglich  wenig  beachteten 
Versuchen  einiger  Bürgersfrauen  entwickelte  und  bald  eine  große  Ausdehnung 
gewann.  Sie  wurde  u.  A.  besonders  durch  den  Umstand  begünstigt,  daß  einer- 
seits infolge  Aussterbens  der  Handspinnerei,  welche  weit  und  breit  Tausende  von 
Personen  beschäftigt  hatte,  sich  ihr  viele  gewandte  Arbeitshände  zur  Verfügung 
stellten  und  daß  andert^eits  die  Kettenstichstickerei  sich  unter  dem  Einflüsse  des 
massenhaften  Begehrs  von  Amerika  qualitiv  bedeutend  verschlechtert  und  daher  an 
Beliebtheit  eingebüßt  hatte.  In  dem  Grade  wie  dies  geschah,  vervollkommnete 
sich  hingegen  die  Plattstichstickerei  und  bemächtigte  sich  nach  und  nach  der 
meisten  oben  genannten  Kleidungs-  und  Modeartikel  der  Kettenstichstickerei.  Für 
diese  ältere  Technik  bürgerte  sich,  bezeichnend  genug,  bald  die  volksthümliche 
Bezeichnung  Grobsiickerei  ein,  während  für  jene  die  Benennung  als  Feinstickerei 
entstand,  unter  welchen  Namen  in  der  Folge  jede  der  beiden  Branchen  ihre 
eigenen  getrennten  Wege  ging. 

Mit  der  Plattstichstickerei  wuchs  infolge  einer  Erfindung  von  Conrad  Alt- 
herr in  Speicher  ungefähr  gleichzeitig  die  sogenannte  TleLitstichwebtrei  heran^ 
welche  die  Stück waaren  des  Kettenstichs,  Mille-fleurs  und  Bouquets  etc.,  imitirte. 
Dank  der  Billigkeit  ihres  Fabrikates  begann  diese  neue  Technik  der  Kettenstich- 
Stickerei  auch  ihren  letzten  Hauptartikel  zu  entziehen.  Dafür  begann  sich  dieser 
das  Gebiet  der  Vorhangstickerei  für  Fenster-  und  Möbelschmuck  zu  erschließen. 
Nene  Befchäftigung  an  Stelle  der  verlorenen  Artikel  hatte  sich  der  Grobstickerei 
zwar  schon  in  etwelchem  Maße  durch  die  vermehrte  Verwendung  von  Tüll, 
welcher  Stoff  sich  für  die  Feinstickerei  nicht  eignet,  zu  Halstüchern  und  Schleiern, 
und   femer    durch  die  Fabrikation  bunter,  theilweise  reicher  Stickereien  für  den 
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Orient  geboten.  Einen  eigentlich  neuen  und  großartigen  Schwung  verlieh  ihr 
aber  erst  die  Herstellung  abgepaßter,  mannigfaltig,  zum  Theil  sehr  reich  und 
geschmackvoll  gemusterter  und  geformter  Fenstervorhänge  auf  Tüll  und  Mousseline. 
Dieser  neue  Zweig  der  Kettenstichstickerei  hat  nun  wieder  seine  eigene  Geschichte 
raschen  Aufblühens,  großer  Yervollkommnang  in  Zeichnung  und  Ausführung,  all- 
mäliger  Tendenz  zu  Massenproduktion  auf  Kosten  der  Qualität  und  endlicher 
Bedrängniß.  Von  zirka  6  im  Jahre  1835  war  die  Zahl  der  bedeutenderen  Ri- 
deauxfabrikanten  bis  1866  auf  35  gestiegen. 

In  diesen  Zeitpunkt,  in  welchem  bereits  eine  gewisse  Vernachlässigung  in 
<len  Mustern  einzureißen  begann,  fällt  die  Erfindung  der  in  Form  und  Prinzip 
der  Nähmaschine  sich  nähernden  Keticnsiühstickw aschine y  die  wohl  zur  Fabrikation 
in  größeren  Massen  und  zu  billigeren  Preisen,  nicht  aber  zur  Verfeinerung 
des  Artikels  beitrug.  Die  gestickten  Vorhänge  verloren  daher  ihr  Terrain  zu- 
sehends an  die  weit  weniger  soliden,  dafür  aber  auch  viel  billigeren,  dabei  höchst 
-effektvollen  und  schön  gemusterten,  gewebten  Nottinghamer- Vorhänge,  mit  welchen 
sie  zur  Stunde  noch  im  Kampfe  liegen.  Einen  vorübergehenden  Wiederaufjschwung 
gab  zwar  der  Vorhangstickerei  in  diesem  Jahrzehnt  die  Erfindung  der  außer- 
ordentlich wirkungsvollen  sogenannten  Spachtelstickerei  (mit  netzartig  ge- 
spannten Fäden  in  den  durchbrochenen  Stellen).  Anfangs  sehr  solid  und  mit 
entsprechendem  Erfolg  betrieben,  so  daß  sie  dazu  bestimmt  schien,  eine  dauernde 
Rolle  zu  spielen,  wurde  diese  neue  Technik  leider  in  kürzester  Zeit  bis  in's  Ab- 
surde verschlechtert  und  in  den  Augen  der  Konsumenten  fast  gewaltsam  diskreditirt. 
Zur  Zeit  hat  diese  Spachtelsti(;kerei  indessen  durch  neue  Kombinationen  (Ver- 
bindung von  Tüll  und  Mousseline)  wieder  einigen  Aufschwung  erlangt  und  den 
Nottinghamer-Spitzenvorhängen  einiges  Terrain  abgewonnen. 

* 
Zu  einer  großartigen  Industrie  entfaltete  sich  die  Plattstich-  oder  Fein- 
stickerei. Ihre  Produkte  bürgerten  sich  bald  besonders  in  Frankreich  ein,  was 
indessen  nur  durch  einen  von  französischen  Unternehmern  wohl  organisirten  Schmug- 
gel möglich  war,  denn  die  hohen  Zölle  verunmöglichten  jeden  offenen  Verkehr.  Große 
Pariser  Häuser  ließen  durch  die  besten  Zeichner  Muster  anfertigen,  schickten 
von  Paris  und  Nancy  aus  die  mit  diesen  Mustern  bedruckten  Stoffe  als  , Stick- 
böden" an  st.  gallische  und  appenzellische  Stickereigeschäfte  und  empfingen  dann 
schließlich  das  fertige  Produkt.  Es  ist  einleuchtend,  daß  diese  Fa^onarbeit  im 
Dienste  Frankreichs  nicht  nur  sehr  lohnend,  sondern  auch  sehr  bildend  war  und 
das  Gedeihen  des  neuen  Industriezweiges  überhaupt  außerordentlich  begünstigte. 
Sein  Aufblüiien  und  den  schließlichen  Uebergang  zur  Maschinenstickerei  schildert 
Dr.  Wartmann  in  den  Hauptzügen  wie  folgt  : 

„Die  technische  Fertigkeit  besonders  der  innerrhodischen  Arbeiterinnen  in  An- 
eignung der  verschiedenen  Stiche,  des  Höhlens  etc.  wurde  bald  erstaunlich,  und 
wälirend  Frankreich  seine  Bestellungen  auf  Mouchoirs  battistes,  Cols,  Manchettes,  feine 
Entredeux  und  Bandes  von  Jahr  zu  Jahr  vergrößerte,  fanden  die  gleichen,  immer  reicher 
ausgestatteten  Artikel  Eingang  in  allen  übrigen  Ländern  und  Plätzen  der  alten  und 
neuen  Welt,  so  weit  der  Einfluß  der  Pariser  Mode  reichte.  Man  wußte  die  Arbeiter 
nicht  mehr  aufzutreiben  und  gründete  eigene  Schulen,  uoi  ihre  Zahl  möglichst  rasch 
zu  vermehren.  Auf  Grund  der  neuen  Industrie  kräftigte  sich  auch  der  st.  gallisch- 
appenzellische  Handel  neuerdings.  Das  fünfte  und  sechste  Jahrzehnt  (letzteres  bis  zur 
Krise  von  1857)  unseres  Jahrhunderts  werden  als  eigentliche  Blüthezeit  und  als  Höhe- 
punkt der  feinen  Handstickerei  zu  betrachten  sein.  Durch  die  Mode  begünstigt  und 
ohne  ernstliche  Konkurrenz  galten  ihre  viel  bewunderten  Produkte  allüberall  als  un- 
entbehrlicher Zubehör  der  feinen  Damenloilette  (die  feinsten  gestickten  Mouchoirs  und 
■Cols  waDderten   häufig  als  Briefeinschluß    nach  Paris).    Die  reichsten  und  kostbarsten 
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Stickereien  auf  feinen  leichten  und  dichten  Geweben  (Mousseline,  Nanzouc,  Toile  und 
BatUste)  zogen  Frankreich  und  England  an  sich;  die  größten  Massen  verlangten  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Auch  die  fünfziger  Jahre  ließen  sich  für  die  feine 
Handstickerei  noch  keineswegs  ungünstig  an;  besoifders  kamen  damals  die  gestickten 
Kragen  in  Aufnahme.  Doch  begann  sich  schon  der  Einfluß  der  französischen  Stickerei 
von  St.  Quentin  und  noch  mehr  der  außerordentlich  billig  arbeitenden  schottischen  und 
sächsischen  Stickerei  fühlbar  zu  machen,  die  bei  uns  zur  massenhaften  Anfertigung 
billiger  und  ordinärer  Waare  und  damit  zur  Entwerthung  der  feinen  Artikel  führte,  in 
deren  Erstellung  doch  gerade  die  Ueberlegenheit  unserer  Stickerei  über  die  schottische 
und  sächsische  Konkurrenz  beruhte.  Zudem  zeigte  sich  die  Mode  der  Stickerei  weniger 
günstig,  indem  sie  sich  wieder  mehr  den  Spitzen  zuwandte.  Ein  allmäliger  Rückgang 
der  st.  gallisch  •  appenzellischen  Stickerei  war  nicht  zu  verkennen ,  und  mit  Besorgniß 
sahen  ihre  einsichtigsten  Vertreter  der  weitern  Entwicklung  der  Dinge  entgegen.  In 
dieser  gespannten  Lage  traf  die  große  amerikanische  Krisis  von  1857  unsere  innerlich 
schon  nicht  mehr  recht  gesunde  feine  Handstickerei  und  warf  ihr  stolzes  Gebäude  mit 
einem  gewaltigen  Schlage  in  Trümmer.  Aus  den  Trümmern  dieses  Industriezweigs  in 
seiner  bisherigen  Form  erhob  sich  aber  mit  Macht  die  schon  lange  im  Stillen  gepflegte 
Erfindung  der  Maschinenstickerei  in  Plattstich,  welche  gerade  um  die  Mitte  der  50er 
Jahre  nach  vielfachen  Versuchen  denjenigen  Grad  der  Vollkommenheit  erreichte,  der 
sie  zur  allgemeinen  Einführung?  des  mechanischen  und  fabrikmäßigen  Betriebs  befähigte 
und  damit  eine  rasche,  gründliche  Umwandlung  und  einen  neuen,  ganz  großartigen 
Aufschwung  der  eben  noch  unter  der  Ungunst  der  Zeit  und  Verhältnisse  leidenden 
Feinstickerei  einleitete.  Gewiß  ist  es  richtig,  daß  gerade  dieser  Aufschwung  der  Maschinen- 
stickerei  es  der  zu  Boden  hegenden  Handstickerei  in  Plattstich  unmöghch  machte,  sich 
wieder  zu  erholen,  und  ihre  bleibende  Niederlage  vollendete ;  ebenso  richtig  aber  ist  es, 
<laß  Solches  nicht  geschah,  ohne  für  das  Verlorene  mehr  als  vollen  Ersatz  zu  gewäliren.** 

Heut«  mag  der  Produktionswerth  der  feinen  Handstickerei  höchstens  ^2  Mill. 
Franken  betragen.  Die  feine  Handstickerei  ist,  wie  das  Kaufmännische  Direk- 
torium im  Bericht  über  das  Jahr  1887  schreibt,  kaum  mehr  als  eigener  Industrie- 
zweig aufzuführen.  „Ihre  guten  Erzeugnisse  sind  zu  theuer,  um  bei  jedem 
Wechsel  der  Mode  wieder  weggeworfen  zu  werden.  Sie  bleiben  daher  vernach- 
lässigt und  werden  wohl  in  absehbarer  Zeit  gänzlich  vom  Markte  verschwinden; 
zu  unserm  lebhaften  Bedauern,  denn  diese  durch  Grenerationen  überlieferte  Kunst- 
fertigkeit wird  nicht  sobald  wieder  erweckt,  wenn  sie  einmal  begraben  ist,  und 
sie  war  sicherer  vor  Verschleppung  auf  andere  Gebiete  als  jede  Handhabung 
noch  so  komplizirter  Maschinen.** 

Die  Stickmaschine  wurde  schon  im  Jahre  1828  von  Josua  Heilmann  in 
Mülhausen  erfunden.  Im  Jahre  1829  erwarb  ein  Herr  Franz  Mange  in  St.  Gallen 
vom  Erfinder  zwei  Maschinen,  wobei  dem  Letzteren  die  Verpflichtung  Überbunden 
ward,  seine  Erfindung  in  der  Schweiz  und  20  Stunden  um  dieselbe  ohne  Er- 
laubnis des  Herrn  Mange  nicht  weiter  zu  verkaufen.  Bald  hernach  wurde  die 
Maschine  Heilmann's  aber  auch  nach  Sachsen  verkauft,  wo  sich  später  die  Stickerei 
in  ähnlicher  Weise  w^ie  in  St.  Gallen,  wenn  auch  in  weit  geringerem  Umfang, 
entwickelte.  Die  ersten  Maschinen,  die  nach  St.  Gallen  kamen ,  erfuhren  die 
seltsamsten  Wandlungen  durch  Besitzwechsel  und  technische  Umänderung.  Die 
Produkte  derselben  waren  im  Vergleich  zu  denjenigen  der  heutigen  Maschinen 
sehr  unvollkommen,  so  daß  von  einem  geschäftlichen  Erfolg  lange  nicht  die  Rede 
war.  Der  genannte  Hen*  Mange  richtete  eine  kleine  Werkstätte  zur  Vornahme 
von  Verbesserungen  ein  und  setzte  sich  auch  mit  der  mechanischen  Werkstätte 
von  Weniger  &  Cie.  bei  St.  Georgen  (heute  eine  Aktiengesellschaft)  in  Verbindung. 
Diese  Firma  erhielt  von  ihm  unter  gewissen  Bedingungen  das  Recht,  Heilmann'sche 
Stickmaschinen  ebenfalls  zu  beziehen  und  auch  für  Drittleute  anzufertigen.  Die 
Maschinen  des  Herrn  Mange  gelangten  im  Jahre  1839  an  dessen  Schwiegersohn, 
Herrn  Bartholome  Rittmeyer  und  damit  an  dasjenige  Geschäftshaus,  welches  das 
Verdienst   bat,    die    Stickmasohine    nach   mehr   als    zehnjährigen    Versuchen    mit 
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Beihtilfe  des  Mechanikers  Vogler  zuerst  auf  denjenigen  Grad  der  Leiatungsfähig- 
keit  gebracht  zu  haben,  welcher  erforderlich  war,  um  die  Produkte  eigentlich 
marktfähig  zu  machen.  Die  erste  Stickfabrik  wurde  vom  Hause  Rittmeyer 
Anfangs  der  50er  Jahre  errichtet;  im  Jahre  1856  war  die  Zahl  der  Maschinen 
dieses  Hauses,  die  anfänglich  nur  12  betrug,  bereits  auf  100  angewachsen.  Die 
darauf  fabrizirten  Stickereien  begegneten  zwar  immer  noch  einer  großen  Zurück- 
haltung und  manchen  Vorurtheilen,  machten  aber  immerhin  allmälig  viele  Ge- 
schäftshäuser aufmerksam.  Zunächst  sah  sich  die  oben  angeführte  Maschinen- 
werkstätte  St.  Georgen  veranlaßt,  ihre  alten  Modelle  wieder  hervorzuholen  und 
zu  verbessern.  Mit  den  von  ihr  gelieferten  Maschinen  wurde  nach  und  nach 
von  1852  an  der  Grund  zu  verschiedenen  Fabriken  in  der  Stadt  und  im  Toggen- 
burg gelegt,  die  sich  rasch  erweiterten,  während  das  Haus  Kittmeyer  seinen 
eigenen  Weg  verfolgte  und  in  den  60er  Jahren  auch  das  Problem  des  Dampf- 
betriebes der  Stickmaschine  löste,  aber  als  Geheimniß  bewahrte. 

Das  erste  Gebiet,  in  welchem  die  neuen  Stickereien  in  größerem  Maße  Fuß 
zu  fassen  vermochten,  waren  wieder  die  Vereinigten  Stiuiten  von  Nordamerika, 
also  dasselbe  Gebiet,  das  auch  den  neuen  Produkten  der  Kettenstichstickerei,  den 
Triangeln  etc.,  Anfangs  der  20er  Jahre  zuerst  Aufnahme  gewährte  und  damit 
den  eigentlichen  VViederaufschwung  der  durch  die  Drangsale  der  zwei  ersten 
Jahi-zehnte  gelähmten  und  darniedergelegenen  st.  gallischen  Stickerei  -  Industrie 
tlberhaupt  bewirkt  hatte.  Im  Jahre  1853  erschien  nämlich  zum  ersten  Male  der 
Hamburger  S.  Hamel  als  Einkäufer  eines  New- Yorker  Hauses  in  St.  Gallen  und 
wagte  es,  die  ersten  Maschinenstickereien  unter  dem  Namen  „Hamburghs*'  auf 
den  amerikanischen  Markt  zu  bringen.  Der  eigen  tb  Um  liehe  Name  wurde  gewählt, 
um  Konkurrenten  über  die  eigentliche  Bezugsquelle  des  neuen  Artikels  irre  zu 
führen.  Der  Absatz  mehrte  sich  von  da  an  erheblich  und  damit  auch  die  Zahl 
der  Fabrikanten  und  Maschinen.  Zu  dem  riesigen  Umfang,  welchen  sie  in  der 
Folge  erlangte,  wäre  aber  dennoch,  wie  Dr.  Wartmann  urtheilt,  die  Maschinen- 
stickerei mit  Plattistich  wahrscheinlich  nie  gelangt,  wenn  ihr  nicht  die  Erfindung 
der  Nähmaschine  Anfangs  der  60er  Jahre  zu  Gute  gekommen  wäre.  Diese 
erleichterte  nicht  bloß  im  Allgemeinen  die  mannigfaltige  Verwendung  von  gestickten 
Einsätzen  und  Besätzen  aller  Art,  sondern  rief  auch  eine  ganz  neue  Fabrikation 
von  feinem  Weißzeug  hervor,  welche  für  die  Entredeux  und  Bandes,  die  all- 
mälig zum  Hauptfabrikat  wurden,  eine  massenhafte  Nachfrage  veranlaßte.  Mit 
der  Einwirkung  der  Nähmaschine  verband  sich  die  Oeffnung  des  bis  anhin  durch 
hohe  Zölle  verschlossenen  englischen  und  französischen  Markts  in  Folge  der 
Handelsverträge  vom  Jahre  1860,  um  der  neuen  Industrie  einen  neuen  mächtigen 
Schwung  zu  verleihen. 

Die  Stickstühle  hielten  nach  und  nach  selbst  in  Hütten  auf  dem  Lande 
Einzug  —  nicht  immer  zum  Vortheil  der  ländlichen  Unternehmer,  die  selber 
meistens  nicht  viel  von  der  Sache  verstanden,  sondern  mehr  oder  weniger  auf 
die  Redlichkeit  und  Sachkenntniß  der  angestellten  Sticker  angewiesen  waren. 
Die  Stickerei  dehnte  sich  außer  der  Stadt  und  Umgegend  von  St.  Ghillen  sehr 
rasch  auch  im  Toggenburg  und  Rheinthal,  im  Appen zellischen  und  in  den  Kan- 
tonen Thurgau  und  Zürich,  sowie  namentlich  auch  im  benachbarten  österreichi- 
schen Grenzgebiete  des  Voralbergs  auK.  Die  Gesammtzahl  der  Maschinen  in  der 
Schweiz  stieg  von   10,237  im  Jahre   1876  auf  18,990  im  Jahre  1889. 

Außer  den  Bandes  und  Entredeux  (Einsätze),  welche  auch  heute  noch  die 
große  Masse  der  Stick ereifabrikate  bilden,  haben  im  Laufe  der  Jahre  eine  Reihe 
mehr  von  der  Mode   abhängender  Nebenartikel    eine   vorübergehende,  theilweise 
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aber  dennnoch  sehr  bedeatende  Rolle  gespielt,  so  namentlich  gestickte  Roben, 
üeberwürfe  (All  overs),  Volants,  Cravatten,  namentlich  die  sogen.  Lavallieres, 
Schürzen,  mit  Metallfäden  gestickte  Galons,  Kinder -Costumes,  Moosstichstickereien 
etc.  etc. 

Diese  Artikel  warden  zam  Theil  farbig  auf  weißdn  and  farbigen  Stoffen 
gestickt,  wobei  neben  der  Baumwolle  auch  Wolle  und  Seide  einen  bedeutenden 
Antheil  haben. 

Besondere  Erwähnung  verdient  die  Tüll-  und  Spachtelstickerei  und  die  sog. 
Luftstickerei.  Die  Ttillstickerei ,  deren  Hauptartikel  rohe  und  farbige  üeber- 
würfe zu  farbigen  Damenkleidern  (die  obengenannten  All  overs)  sind,  kam  um 
1880  in  Sachsen  auf  und  bildete  sich  dann  auch  in  St.  Gallen  zu  großer  Be- 
deutung mit  Hülfe  der  von  der  Spnhle  stickenden,  sogenannten  Schiff limaschine 
aus,  ging  aber  in  Folge  anhaltender  Ueberproduktion  und  Qu alitäts Verschlechterung 
nach  wenigen  Jahren  fast  gänzlich  ein.  Die  Luftstickerei  entstand  um  1883; 
sie  besteht  aus  spitzenartiger  Stickerei  auf  leichten  Seiden-,  WoU-  oder  auch 
ganz  leichten  Baumwollstoffen,  de  nach  dem  Besticken  weggeätzt  werden,  so  daß 
nur  ein  netzartiges  Gespinnst  übrig  bleibt,  das  bei  sorgfältiger  Ausführung  sehr 
wirkungsvoll  ist.  Durch  allmälige  Verschlechterung  verlor  auch  dieser  hervor- 
ragende Nebenartikel,  der  an  die  Technik  der  Maschinenstickerei  die  höchsten 
Anforderungen  stellt,  die  Gunst  des  kaufenden  Publikums. 

Die  rasch  wechselnden  Modeartikel  sind  das  eigentlich  bildende  und  er- 
zieherische Element,  in  welchem  sich  Erfindungsgeist  und  Geschmack  in  jeder 
Hinsicht  frei  bethätigen  können  und  die  Stickerei  vor  dem  technischen  Verfall 
bewahren,  während  der  ständige  Haupt-  und  eigentliche  Massenartikel  in  unver- 
mindertem Maße  Absatz  findet  und  die  quantitative  Bedeutung  des  Lxdustrie- 
zweiges  der  Maschinenstickerei  aufrecht  erhält. 

Einen  großen  Antheil  an  der  Erhaltung  dieser  Landes  -  Industrie  hat  seit 
einigen  Jahren  der  Stickereiverband  der  Ostschweiz  und  des  Vorarlbergs. 
Anhaltende  Ueberproduktion  und  Qualitätsverschlechterung  hatten  in  der  ersten 
Hälfte  der  80er  Jahre  einerseits  den  Absatz  in  stets  zunehmendem  Maße  erschwert 
und  zur  Anschwellung  großer  Lager  der  Stapelartikel  gefuhrt,  anderseits  auf 
die  Dauer  unerträgliche  Lohn  Verhältnisse  geschaffen.  Um  diesem  bedrohlichen 
Zustande  des  Industriezweiges  ein  Ende  zu  machen,  vereinigten  sich  im  Sommer 
des  Jahres  1885  die  Einzelsticker ,  Fabrikanten  und  Eauflente  zum  genannten 
Stickerei  verband,  dem  sich  nachher  auch  ein  Schwesterverband  in  Sachsen  mit 
dem  gleichen  Ziele  zur  Seite  stellte. 

Es  wurde  eine  allgemein  verbindliche  Maximalarbeitszeit  und  ein  Minimai- 
Stichpreis  festgesetzt,  wozu  sich  später  noch  die  Aufstellung  eines  Fachschieds- 
gerichtes und  eines  Musterschutzreglements ,  einer  Verkaufsstelle  für  Retour- 
waare  etc.  gesellte.  Dem  höchst  thatkräftig  geleiteten  Verbände  traten  in  kurzer 
Zeit  fast  sämmtliche  Maschinenbesitzer  des  schweizerischen  und  vor al bergischen 
Industriegebietes  größtentheils  freiwillig,  theil  weise  gezwungen  bei,  indem  die 
organisatorische  Grund bestimmung  des  Verbandes  jedem  Mitglied  untersagt,  mit 
Arbeitern  und  Arbeitgebern,  die  dem  Verbände  nicht  angehören,  irgendwelche 
Beziehungen  zu  unterhalten.  Diese  großartige  Vereinigung,  die  heute  13,369 
Mitglieder  zählt  und  21,702  Maschinen  umfaßt  *),  bewirkte  schon  im  ersten  Jahre 
die  gewünschte  Verminderung  der  Produktion  der  Massenartikel  und  bessere 
Preis-  und  Lohnverhältnisse.     Der  Verband  steht  heute  in  großem  Ansehen  und 

')  Außerhalb  des  Verbandes  stehen  Ende  1889  nur  202  Maschinenbesitzer  mit 
260  Maschinen. 

Forrvr,  Volkiwirthtchafts-Loxikon  der  Schweiz.  \^ 
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hat  bis  jetzt  der  Industrie  der  Ostachweiz  unschätzbare  Dienste  geleistet.  Er 
übte  auch  einen  moralischen  Einfluß  auf  andere  Industriezweige  aus  und  er- 
muthigte  z.  B.  namentlich  zu  der  Gründung  der  F6d6ration  horlog^re  in  der 
Westschweiz. 

Aeltere  Verdienste  um  die  Stickerei  der  Ostschweiz  hat  das  Kauf- 
männische Direktorium  in  St.  Gallen  durch  die  moralische  und  pekuniäre 
Unterstützung,  welche  es  von  Anfang  an  Erfindungen  und  Verbesserungen  aller 
Art,  der  Errichtung  und  Erhaltung  von  Zeichnungsschulen,  Nachstickerschulen, 
Mustersammlungen  etc.  lieh  und  durch  die  seltene  Thatkraft,  mit  welcher  es  die 
Interessen  der  Stickerei  beim  Abschluß  von  Handelsverträgen,  bei  internationalen 
Anständen,  bei  Gesetzesberathungen  etc.  von  jeher  zur  Geltung  brachte. 

Das  Hauptabsatzgebiet  für  Stickereien,  namentlich  für  die  Massen- 
artikel derselben,  sind  immer  noch,  wie  von  Anfang  an,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika;  ihnen  zunächst  folgen  England  und,  besonders  für  feinere 
Waare  und  die  Modeartikel,  Frankreich. 

Als  Rohstoffe  kommen  hauptsächlich  Tüll  und  Mousseline  für  die  Ketten- 
stichstickerei,  Cambric,  Mousseline  und  Jaconat  für  die  Plattstichstickerei  in  Be- 
tracht. Tüll  und  Cambric  wurden  früher  fast  ausschließlich  von  England  be- 
zogen ;  heute  werden  diese  Stoffe,  namentlich  Cambric,  zu  einem  namhaften  Theile 
von  inländischen  Webereien  geliefert.  Die  Cambricweberei  hat  sich  namentlich 
im  Kanton  Zürich  an  Stelle  der  verminderten  Erstellung  von  Baum  wollzeugen 
zum  Bedrucken  entwickelt.  Die  verwendete  Mousseline  ist  fast  ausschließlich 
einheimisches  Fabrikat;  ebenso  das  nöthige  baumwollene  Stickgarn,  sowie  die 
Stickseide  und  die   seidenen  Grundstoffe. 

Die  Stickmaschinen  werden  fast  sämmtlich  in  den  Kantonen  St.  Gallen, 
Thurgau  und  Zürich  fabrizirt.  Es  werden  meistens  Plattstichmaschinen  von  einer 
Etage  verwendet;  die  in  Sachsen  vorwiegenden  Doppelmaschinen  (2  und  mehr 
Etagen)  haben  in  der  Schweiz  wegen  ihrer  schweren  Handhabung  wenig  Eingang 
gefunden.  Die  wesentlichsten  Verbesserungen,  welche  im  Laufe  der  Jahre  an 
der  Plattstichstickmaschine  angebracht  worden  sind,  waren  schweizerische  Er- 
findungen, so  namentlich  der  Bohrapparat  und  der  Festonapparat,  welchen  die 
Maschinenstickereien  die  eigenartige  Mannigfaltigkeit  der  Muster  und  vielseitige 
Verwendbarkeit  verdanken.  Die  von  der  Spuhle  stickende  „  Schiff limaschine**  ist 
die  Erfindung  des  Mechanikers  „Gröbli"  und  wurde  speziell  in  den  Werkstätten 
von  J.  J.  Rieter  &  Cie.  in  Winterthur,  Saurer  &  Söhne  in  Arbon  und  Martini- 
Tanner  in  Frauenfeld  konstruirt  und  verbessert.  Das  Problem  des  Dampfbetriebs 
der  Stickmaschine  ist,  wie  bereits  erwähnt,  schon  in  den  60er  Jahren  von  der 
mehrfach  genannten  Firma  Rittmeier  in  St.  Gallen  gelöst,  bis  heute  aber  geheim 
gehalten  worden.  In  neuerer  Zeit  soll  der  Dampfbetrieb  in  selbständiger  Weise 
auch  von  der  oben  erwähnten  Firma  Saurer  konstruirt  worden  sein,  doch  ist 
derselbe  noch  nirgends  praktisch  ausgeführt. 

Die  Kettenstichmaschine  ist  ursprünglich  die  Erfindung  des  Franzosen 
Boissonnas,  wurde  aber  allmälig  nach  den  verschiedensten,  ein-  und  mehmadligen 
Systemen  modifizirt. 

Bedauerlich  ist  es,  daß  die  Maschinen  Werkstätten,  durch  ihr  momentanes 
Selbstinteresse  getrieben,  in  der  Schweiz  und  in  Sachsen  ihr  möglichstes  thun, 
um  die  Stickmaschine  auch  in  anderen  Ländern  einzubürgern.  Haben  auch  die 
bisherigen  Versuche,  die  Maschinenstickerei  in  Frankreich,  in  England,  in  den 
Vereinigten  Staaten,  in  Rußland,  Italien  etc.  einzuführen,  zu  keinen  groifen  und 
bleibenden    Erfolgen    geführt,    so   bildet  doch  der  Maschinenexport  eine  ständige 
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^refahr,  welche  in  dem  Grrade  wächst,  als  die  Maschine  vervollkommnet  und  die 
nothwendige  Bedienung  durch  Menschenhand  dahei  erleichtert  nnd  rednzirt  wird. 

Statistisches.  Die  Zahl  der  durch  die  Stickerei  beschäftigten  Personen 
betrug  zur  !2eit  der  eidgenössischen  Volkszählung  von  1880  36,598  (vgl.  den 
Artikel  ^Industrie**).  Das  Resultat  der  neueren  Volkszählung  von  1888  ist  im 
Jtfoment  der  Drucklegung  dieses  Artikels  noch  nicht  bekannt. 

Die  Zahl  der  Maschinen  in  der  Plattstichstickerei  betrug 

im  Kanton  1882 »)        1886  1887  1888  1889 

St.  Gallen 9,258  11,129  11,298  11,217  11,363 

AppenzeU 2.293  2,669  2,671  2,730  2,781 

Thurgau 2,482  3,506  3,551  3,588  3,658 

Zürich (?)  790  800  854  874 

Glarus (?)  118  119  109  92 

Graubünden (?)  122  120  119  122 

Uebrige  Kantone  ...  (?)  71  116  134  110 


Schweiz (14,033)  18,405  18,675  18,751  18,990 

Vorarlberg     ....  2,566  2,646  2,724  2,809 

Bayern 41  31  23  23 

Württemberg     ...  31  25  27  25 


21,043        21,377        21,525        21,847 
Ausfuhr  von  Stickereien  in  den  Jahren  1885 — 1889. 

Nach  der  schweizerischen  Waarenverkehrsstatistik. 

1885     1886     1887     1888     1889 

Kettenstickstickereien   ...  Fr.  5,723,844    5,709,000  4,078,276  4,440,589  7,351,698 

,  76,647,474  79,487,000  80,827,756  76,011,041  60,602,079 

,       731,976     1,511,000  664,359  716,221  602,977 

„    5,135,425    3,120,000  1,848,179  4,543,943  6,271,948 

,       218,391       252,000  186,237  343,822  343,291 

163,073       114,800  163,158  186,379  265,172 

„    1,099,223*)    795,000  984,715  1,887,567  4,827,244 

,       284,622       250,000  146,263  293,685  «)  852, 130 


Besatzartikel  .... 
Tüllstickereien  .  .  . 
Modeartikel  und  Roben 
Feine  Handstickereien  . 
Leinenstickereien,  inkl.  Spitien 
Seidenstickereien.  .  .  . 
Wollenstickereien,  inkl.  Spitien 


Fr.  90,004,028  91,238,000  88,898,943  88,423,247  81,116,539 

Die  große  DifiFerenz  zwischen  den  Werthsummen  von  1889  und  den  frühem 

Jahren  soll  nach  dem  Urtheil  Sachverständiger  hauptsächlich  darin  beruhen,  daß 

im  Jahre    1889    die  Werthdeklarationeo    (infolge  neuen  Verfahren)  richtig  oder 

-annähernd    richtig,    in    den   frtlheren  Jahren  hingegen  zu  hoch  gemacht  wurden. 

Ausfuhr  von  Stickereien  im  Jahre  1889. 


Nach  der  schweizerischen  Waarenverkehrsstatistik. 

Vereinigte  St. 
von  Nordam. 

England 

Frankreich 

Rest 

Total 

Kettenstichstickereien      Fr.      4, 1 90, 1 58 

912,455 

180,777 

2,068,308 

7,351,698 

Besatzartikel  .     .     .     .     ,       24,727,560 

14,661,687 

4,954,568 

16,258,264 

60,602,079 

Tüllsückereien     .     .     .     „             59,552 

292,252 

76,517 

174,656 

602,977 

Modeartikel  und  Roben   ,         1,540,354 

2,691,956 

799,147 

1,240,491 

6,271,948 

Feine  Handstickereien      „             34,687 

13,896 

196,942 

97,766 

343,291 

Leinenstickereien    .    .     ,             34,385 

25,719 

111,097 

93,971 

265,172 

Seidenstickereien     .     .     „           511,436 

2,412,375 

1,238,495 

664,938 

4,827,244 

Wollenstickereien    .    .     ,             30,212 

432,637 

196,435 

192,846 

852,130 

31,128,344 

21,442,977 

7,753,978 

20,791,240 

81,116,539 

*)  Nach  den  Annahmen  von  Konsul  Herrmann  Schlatter  zum  Zwecke  einer  schweize- 
rischen Industriekarte  für  die  schweizerische  Landesausstellung  von  1883. 

Die  Zahlen  pro  1886/89  sind  den  Jahresberichten  des  Zentral  Verbandes  der  Ost- 
ischweiz  und  des  Vorarlbergs  entnommen.    Sie  gelten  je  für  den  1.  Januar. 

*)  Spitzen  inbegriffen.    *)  Ohne  Spitzen. 


Fr. 

1865 

1,132,231 

1871 

1866 

3,236,138 

1872 

1867 

3,154,087 

1873 

1868 

3,050,127 

1874 

1869 

3.896,701 

1875 

1870 

6,962,403 

1876 

1877 
1878 
1879 
1880 

Fr. 

1881 

20,059,905 

1882 

28,432,728 

1883 

31,227,501 

1884 

29,766,806 

1885 

32,169,541 

1886 

35,024;i81 

1887 

32,908,184 

1888 

30,428,051 

1889 

31,508,008 
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Ansfuhr  von  Stickereien  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  in  deik 

Jahren  1864 — 1889,  nach  der  amerikanischen  Konsnlarstatistik. 

Fr. 

10,293,787 
11,437,174 
10,853,320 
16,403,314 
15,912,519 
14,580,501 
16,195,602 
16,690,107 
18,923,535 
22,549,195 

Strafhausarbeit,  (Mitgetheilt  von  Herrn  P.  Reichen  in  Zürich.)  Seit 
einer  Reihe  von  Jahren  wird  von  Seite  des  Handwerkerstandes  laute  Klage- 
erhoben über  den  schädigenden  Einfluß  der  Straf  hausarbeit  auf  die  Existenz  und 
Konkurrenzfähigkeit  des  freien  Arbeiters. 

Thatsache  ist,  daß  auf  Handwerk  und  Gewerbe  ein  schwerer  Druck  lastet^ 
als  naturgemäße  Folge  einer  gänzlich  veränderten  Zeit-  und  Geschmacksrichtung 
und  einer  durch  die  gewaltigen  Fortschritte  der  Technik,  der  Verkehrsmittel, 
sowie  die  Allgewalt  des  Kapitals  völlig  umgestalteten  Produktionsweise.  Es  ist 
daher  vollständig  zu  begreifen  und  rechtfertigt  sich  als  ein  dem  Trieb  der  Selbst- 
erhaltung zuzuschreibender  Akt  der  Nothwehr,  wenn  gegen  die  Beeintrachtigung- 
der  freien  Arbeit  durch  die  Konkurrenz  der  Zwangsarbeit,  als  einen  Kampf  mit 
völlig  ungleichen  Waffen,  Einsprache  erhoben  und  zum  Mindesten  auf  AbhiÜfe 
der  größten  Mißstände  gedrungen  wird. 

Nun  aber  stehen  sich  hier  zwei  hochwichtige  Faktoren  gegenüber.  Auf 
der  einen  Seite  die  Pflicht  des  Staates  und  die  wirthschaftliche  Nothwendigkeit, 
Gewerbe  und  Handwerk  in  seiner  Existenzberechtigung  zu  schützen  und  vor 
weiterem  Niedergang  zu  bewahren,  auf  der  andern  Seite  aber  das  unabweisbare 
Gebot,  die  mit  der  menschlichen  Gesellschaftsordnung  in  Kollision  gerathenen  und 
daher  ihrer  Freiheit  zeitweise  beraubten  Individuen  mit  produktiver  Arbeit  zu 
beschäftigen. 

Um  nun  einigermaßen  nach  beiden  Seiten  Gerechtigkeit  üben  und  eine 
Verhöhnung  der  sich  widerstrebenden  Interessen  herbeiführen  zu  können,  erscheint 
es  als  nothwendig,  daß  untersucht  wird,  inwiefern  die  Klagen  des  Handwerker-^ 
Standes  wirklich  begründet  sind,  worin  die  Schädigung  besteht  und  welche  Ge- 
werbszweige namentlich  unter  dem  gerügten  üebelstande  zu  leiden  haben,  ander- 
seits aber  auch,  ob  wirklich  die  Strafarbeit  der  Detinirten,  ohne  Verletzung  der 
Strafprinzipien,  in  einer  Weise  regulirt  werden  kann,  daß  sie  aufhört,  die  Exi- 
stenzfähigkeit des  ehrlichen,  freien  Arbeiters  zu  beeinträchtigen.  Es  ist  wohl 
anzunehmen,  daß  auch  hier  wie  so  oft  in  andern  Dingen  der  Aussöhuungspnnkt 
in  die  Mitte  gelegt  werden  muß  in  dem  Sinne,  daß  zuvörderst  die  Konkurrenz 
der  Strafhausarbeit  gegenüber  derjenigen  des  freien  Handwerkers  in  das  wahre 
Licht  gestellt  und  nicht  nach  einzelnen  Zufälligkeiten  und  Mißstimmungen  ge- 
würdigt wird,  anderseits  aber,  wo  wirkliche  üebelstande  sich  zeigen,  die  Deti- 
nirtenarbeit  so  regulirt  oder  umgestaltet  wird,  daß  sie  ihren  schädigenden  Cha- 
rakter verliert. 

Es  erscheint  als  unabweisliche  Pflicht  der  Staatsbehörden,  diese  Prüfung  der 
Verhältnisse  vorzunehmen  und  wonöthig  eine  Aenderung  resp.  Aufhebung  der 
Mißstände  zu  veranlassen. 
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Die  auf  die  vorliegende  Frage  bezügliohen  Klagen  des  Handwerkerstandes  sind 
weder  neu,  nocb  etwa  auf  unser  kleines  Land  beschränkt,  im  Gregentheil,  sie 
sind  längst  in  viel  höherem  Maße  in  unsern  großen  Nachbarstaaten  in  allen  Ton- 
harten  zum  Ausdruck  gelangt  und,  wie  bei  uns,  Gegenstand  eingehender  Erhebungen, 
Prüfungen,  Erörterungen  gewesen.  So  hat  z.  B.,  gedrängt  durch  fortgesetzte 
Klagen  der  Gewerbetreibenden,  bereits  im  Jahre  1878  der  deutsche  Handelstag 
4urch  eine  Spezialkommission  eine  Enquete  veranstalten  lassen,  um  über  den  Ein- 
fluß der  Gefängnißarbeit  auf  den  freien  Gewerbebetrieb  sich  volle  Klarheit  zu 
verschaffen.  Das  Ergebniß  dieser  Erhebungen  war  jedoch  kein  so  ganz  be- 
friedigendes, wenn  auch  eine  vielfache  Begründetheit  der  Klagen  konstatirt  werden 
konnte  und  Beschlüsse  gefaßt  wurden,  die  auf  Beseitigung  gewisser  Uebelstände 
abzielten,  im  Großen  und  Ganzen  aber  auf  andern  Voraussetzungen  und  Verhält- 
nissen  beruhen,  als  wie  sie  bei  uns  vorkommen.  Weit  schlimmer  steht 
en  in  Oesterreich,  wo  der  Mißstand  geradezu  kraß  genannt  werden  kann.  Die 
<jewerbetreibenden  erhoben  im  Jahre  1885  einen  wahren  Nothruf  in  Wort  und 
•Schrift,  in  Versammlungen  und  amtlichen  Eingaben  an  die  Staatsbehörden.  Ein- 
gehende Untersuchungen  lieferten  ein  trauriges  Bild  von  Begriffsverwirrungen 
und  Korrumption,  von  einem  Konkurrenzkampfe  der  traurigsten  Art,  der  hinter 
Mauer  und  Riegel  gegen  die  freie  Arbeit  geführt  wurde  und  sich  von  der  primi- 
tivsten Handwerksarbeit  bis  tief  in  die  Sphäre  des  feinen  Kunstgewerbes  hinein 
^erstreckte,  so  zwar,  daß  an  gewissen  Ausstellungen  wahre  Kunstwerke  hervor- 
ragenden Ranges  ausgestellt  wurden  und  ihren  Inhabern  Bewunderung  und  Lob 
-einbrachten  —  ohne  daß  man  ahnte,  woher  sie  stammten. 

Solche  Uebelstände  sind  natürlich  nur  in  einem  großen  Stiuitswesen  möglich, 
wo  ungeheure  Centralgefängnisse  tausende  von  Detinirten  umschließen  und  über- 
-dies  Verhältnisse  obwalten,  in  politischer,  sozialer  und  sittlicher  Beziehung,  von 
•denen  der  freie  Schweizer  für  gewöhnlich  keine  Ahnung  hat. 

Was  in  Deutschland  und  Oesterreich  den  Nothruf  erweckte,  ist  der  fabrik- 
mäßige  Beirieb  einzelner  Gewerbszweige,  sei  es  durch  die  Strafanstalten  selbst, 
sei  es  durch  Verpachtung  der  Räume  und  Einrichtungen  und  der  Ärbeitskräße 
•an  gewinnsüchtige  Unternehmer,  die  auf  diese  Weise  in  den  Stand  gesetzt  werden, 
•ein  billiges  Produkt  in  Masse  auf  den  Markt  zu  werfen  und  den  Lohn  des  ehr- 
lichen freien  Arbeiters  auf  einen  Hungerlohn  herabzudrücken. 

Wenn  nun  auch  von  alledem  bei  uns  nichts  zu  finden  ist,  so  liegt  es  nichts- 
destoweniger in  der  moralischen  Pflicht  und  wirthschaftlichen  Aufgabe  des  Staates 
und  aller  maßgebenden  Organe,  dem  Uebel  auch  da  entgegenzutreten,  wo  es  sich 
im  Kleinen  flndet.  Es  hat  daher  in  richtiger  Würdigung  dieser  Anschauung 
der  Schweiz.  Gewerbeverein  beschlossen,  durch  eine  womöglich  auf  die  gesammte 
:Schweiz  ausgedehnte  Erhebung  den  Einfluß  der  Gefängnißarbeit  auf  den  freien 
'Gre Werbebetrieb  zu  erforschen  und  an  Hand  des  gewonnenen  Materials  der  Frage 
näher  zu  treten,  wie  allfällige  Uebelstände  dauernd  und  ohne  Beeinträchtigung 
•der  beiden  Faktoren  beseitigt  werden  können. 

Der  «Schweiz.  Verein  für  Straf-  und  Gefängnißwesen'*,  dem  sämmtliche 
Schweiz.  Strafhausdirektoren  angehören,  hat  bereits  in  seiner  Jahresversammlung 
in  Freiburg  im  September  1887  die  Berechtigung  vieler  Beschwerden  des  Ge- 
werbestandes anerkannt  und  den  Willen  zu  möglichster  Beseitigung  der  Uebel- 
stände kund  gegeben.  Die  Resolutionen,  welche  in  der  erwähnten  Versammlung 
4iuf  Grand  ausführlicher  Referate  kompetenter  Mitglieder  gefaßt  wurden,  zielen 
'dahin : 
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,Es  soll  die  industrielle  Arbeit  in  Begie  oder  für  Rechnung  der  Besteller  unter 
Leitung  staatlicher  Angestellter  geschehen.  Wenn  außergewöhnliche  Umstände  die  Ver- 
gebung an  einen  Unternehmer  nöthig  machen,  so  sind  die  Werkfflhrer  von  der  Regie- 
rung zu  bezeichnen.  Es  soll  femer  die  Konkurrenz  der  Strafanstalt  mit  den  freien  Ge- 
werben so  viel  als  möglich  vermieden  resp.  gemildert  werden,  indem  der  Herstellung 
von  Gegenständen,  welche  in  den  vom  Staate  unterhaltenen  Anstalten  Verwendung 
finden,  der  Vorzug  gegeben  wird.  Die  Art  der  Arbeit  soll  verschieden  und  auf  eine 
große  Zahl  von  Märkten  vertheilt,  der  Lohn  des  gefangenen  Aibeiters  annähernd  auf 
der  Höhe  desjenigen  des  freien  Arbeiters  gehalten  werden.  Jede  Beschäfligimgsart  der 
Gefangenen  wird  um  so  besser  sein,  je  mehr  sie  die  Möglichkeit  bietet,  die  Aufgabe 
der  Strafanstalten  zu  erfüllen,  welche  darin  besteht,  die  moralische  Umwandlung  der 
Strafgefangenen  herbeizuführen  und  deren  individueller  Geschicklichkeit  Rechnung  zu 
tragen,  so  daß  es  denselben  nach  Verbüßung  der  Strafe  möglich  wird,  selber  durch 
Arbeit  leicht  ihren  Unterhalt  zu  erwerben  etc.* 

Wenn  solchergestalt  von  Seite  der  Strafhaasorgane  ein  Entgegenkommen- 
gezeigt  worden,  so  hat  es  dem  Schweiz.  Gre  werbe  verein  angezeigt  geschienen^ 
anch  seinerseits  vom  Gewerbestand  Vorschläge  zur  Abstellung  der  gerügten  Uebel- 
stände  zu  verlangen  und  dieselben  zu  begutachten. 

Was  nun  die  Arbeit  der  Strafgefangenen  betrifft,  so  zerfällt  dieselbe  zu- 
nächst in  8  Abtheilungen:  in  Landwirthschafl  (für  das  eigene  Bedürfniß  der 
Anstalten),  in  Lohnarbeit  (z.  B.  Teppichklopfen  u.  dgl.)  und  in  Gewerbebetrieb y 
ausgedehnt  auf  alle  möglichen  Bemfsarten.  Immerhin  wird  der  größte  Theil  der 
Detinirten  dem  Strafzwecke  entsprechend  innerhalb  der  Anstaltsmauern  beschäftigt,, 
da  die  Landwirthschaft  durchschnittlich  nicht  sehr  viele  Individuen  bescbäftigea 
kann  und  die  Lohnarbeit  weder  eine  ausgedehnte  noch  im  Allgemeinen  nutz- 
bringende ist.  Von  den  auf  1.  April  1887  in  26  Schweiz.  Strafanstalten  vor- 
handen gewesenen  1721  Detinirten  wurden  nur  471  im  Freien  beschäftigt,  die 
übrigen  1250  sämmtlich  im  Innern  der  Anstalten.  Weberei,  Tischlerei,  Schusterei^ 
Schneiderei,  Sattlerei,  Wagner-,  Schmiede-  und  Schlosserarbeit,  Buchbinder-  und 
Cartonagearbeiten,  Strohflechterei,  Korbflechten  und  Holzspalten,  sowie  bei  den 
weiblichen  Detinirten  die  Hausgeschäfte,  Waschen,  Glätten,  Nähen  und  Putzen, 
bilden  überall  die  Hauptbeschäftigung.  Naturgemäß  wird  in  allen  Anstalten  zunächst 
für  den  eigenen  Bedarf  gearbeitet,  allein  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  überall  die 
Totalität  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  weit  über  die  zum  Eigenbedarf  nöthige 
Arbeitsleistung  hinausreicht  und  deßhalb  für  eine  Menge  Hände,  die  nicht  nutz- 
bringend d.  h.  produktiv  beschäftigt  werden  können,  Arbeit  von  Außen  beschafft 
werden  muß.  Dies  könnte  auch  dann  nicht  vermieden  werden,  wenn  man  den 
Strafzweck  ganz  allein  im  Auge  behielte,  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  sich  eine- 
Strafanstalt  so  weit  möglich  selbst  erhalten  sollte. 

Es  liegt  nun  auf  der  Hand,  daß  z.  B.  in  der  Weberei,  Schusterei,  Tischlerei 
and  namentlich  Buchbinderei  stets  Kräfte  übrig  bleiben,  die  nicht  zum  eigenen 
Bedarf  mehr  verwendet  werden  können.  Da  bleibt  natürlich  der  Verwaltung^ 
nichts  anderes  übrig,  als  über  den  Eigenbedarf  hinaus  zu  produziren,  d.  h.  in 
Regie  arbeiten  zu  lassen  und  die  Waare  zu  verkaufen  oder  Kunden  zu  suchen, 
die  auf  Bestellung  arbeiten  lassen.  Auf  diese  Weise  tritt  dann  die  Strafarbeit 
auf  dem  Arbeitsmarkt  in  Konkurrenz  mit  der  freien  Arbeit;  wegleitend  sind 
Preis  Würdigkeit,  Solidität  und  Eleganz  der  Waare.  Das  eigentliche  Kampfmittel 
ist  der  Preis.  Nun  aber  hat  die  Strafanstalt  einen  mächtigen  Vortheil.  Ihre^ 
Arbeit  darf  in  der  Regel  den  Anspruch  auf  Solidität  erheben  und  zwar  sowohl 
hinsichtlich  der  verwendeten  Rohmaterialien  als  auch  der  Zusammensetzung;  an 
den  Produkten  gewisser  Arbeitszweige  fehlt  anch  die  Eleganz  nicht  und  der 
hauptsächlichste  Punkt  ist  die  Möglichkeit,  billiger  zu   arbeiten,    als   dieses    der 
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freie  Handwerker  vermag,  an  den  das  soziale  Leben  ganz  andere  Ansprüche 
stellt.  Fühlbar  wird  diese  Htrafhaosarbeits-Konkurrenz  zumeist  nur  in  der  nächsten 
Umgebung  der  Anstalt  (Stadt  und  Stadtbezirk)  und  ganz  besonders  in  denjenigen 
Fällen,  wo  gewisse  Arbeiten  auf  dem  Submissionswege  vergeben  werden  und  die 
Anstalt  sich  glaubt  daran  betheiligen  zu  müssen. 

Empfindlich  wirkt  die  Konkurrenz  der  Gefangnißarbeit  auch  dort,  wo  es 
sich  in  gewissem  Sinne  um  eine  Massenproduktion  handelt,  wie  z.  B.  bei  Car- 
tonagearbeiten,  Papierdüten,  Schulheftefabrikation  u.  dgi.  und  wo  eine  Menge 
geringe  Arbeitskräfte,  d.  h.  zahlreiche  Hände  Detinirler,  die  zu  wenig  Anderem 
tauglich  sind,  noch  Verwendung  finden  können.  Bei  größern  Anstalten,  die  eine 
Menge  Individuen  umschließen,  welche  bei  den  speziellen  Handwerken  nicht 
unterzubringen  und  deßhalb  als  überschussige  Arbeitskräfte  zu  betrachten  sind, 
ist  es  unab weislich  noth wendig,  entweder  gewisse  Artikel  in  Regie  auf  Vorrath 
zu  verfertigen  und  an  Privat«  oder  Geschäftsleute  abzusetzen,  oder  aber  derartige 
Aufträge  von  Kunden  aufzusuchen  und  auszuführen.  Beides  ist  nur  dann  möglich, 
wenn  der  Preis  des  abzusetzenden  Produktes  oder  der  Arbeitslohn  für  die  aus- 
zuführende Arbeit  Seitens  der  Anstalt  nicht  höher  bemessen  wird,  als  dies  von 
Seite  des  freien  Arbeiters  oder  Produzenten  geschieht.  Im  Gegentheil,  der  Wunsch 
im  Straf  hause  arbeiten  zu  lassen  oder  Arbeitserzeugnisse  aus  demselben  zu  be- 
ziehen, stützt  sich  zumeist,  wenn  auch  nicht  ausschließlich,  darauf,  daß  dort 
billiger  gearbeitet  werden  könne. 

Dies  ist  nun  in  der  That  der  Fall,  da  die  Strafarbeit  nicht  Erwerbszweck, 
sondern  hauptsächlich  sittlicher  Zweck  ist  und  eine  Menge  Faktoren,  die  bei  der 
Preisberechnung  der  freien  Arbeit  in  Berechnung  fallen  müssen,  hier  keine  An- 
wendung finden.  Allerdings  sucht  jede  Strafanstalt  vom  staatsökonomischen 
Standpunkte  aus  ihren  Erwerb  so  hoch  als  möglich  zu  steigern,  um  die  Zuschüsse 
des  Staates  verringern  zu  helfen,  aber  sie  muß  nicht  nothwendig  den  Arbeits- 
werth  der  Detinirten  auf  die  gleiche  Höhe  bringen  mit  dem  Arbeitswerth  des 
freien  Arbeiters,  Handwerkers  oder  Gewerbetreibenden.  Die  bestgeleiteten  An- 
stalten ergeben  für  die  Werkstätten-  und  Zellenarbeit  nur  einen  mäßigen  Ver- 
dienst per  Individuum  und  per  Tag.  Während  z.  B.  die  beiden  Genfer  Anstalten 
per  Kopf  und  Tag  nur  5 — 10  Rp.  erzielen,  Waadt  55  Rp.  und  Freiburgs 
Korrektionsanstalt  40 — 60  Rp.,  bringt  es  die  Anstalt  in  Baselland  auf  70  Rp. 
bis  Fr.  1.  80,  Bern-Stadt  auf  80  Rp.,  Freiburg-Zuchthaus  auf  Fr.  1,  Luzern 
auf  Fr.  1.  Tessin  auf  Fr.  1,  Zürich  auf  Fr.  1.  08—1.  10,  Aargau  auf  Fr.  1.  09, 
Wallis  auf  Fr.  1.  20,  Thurgau  auf  Fr.  1.  20—1.  50,  St.  Gallen  auf  Fr.  1.  33, 
Schaffhausen  auf  Fr.  1.  49,  Basel  auf  Fr.  1.  50,  üri  auf  Fr.  1.  50,  Neuenburg 
auf  Fr.  1.  74  und  Schwyz  auf  Fr.  2.  50  durchschnittlich.  Die  bevölkertsten 
Strafanstalten  erzielen  im  Durchschnitt  kaum  Fr.  1  per  Kopf  und  Tag.  Daraus 
ergibt  sich  denn  auch  von  selbst,  daß  der  Verdienstantheil  eines  Detinirten,  aUo 
das,  was  ihm  auf  den  Tag  seiner  Freiwerdung  gewissermaßen  als  Ersparniß  aus- 
bezahlt werden  kann,  gewöhnlich  nur  gering  ist  und  beim  allerbesten  Arbeiter 
im  günstigsten  Falle  80  Rp.  per  Tag  nicht  tibersteigen  wird. 

In  der  Schweiz  ist  die  Beeinträchtigung  des  freien  Gewerbes  durch  die 
Gefangnißarbeit  nicht  im  entferntesten  so  fühlbar,  wie  in  den  Nachbarstaaten. 
Großer  fabrikmäßiger  Arbeitsbetrieb  findet  nirgends  statt  und  ein  Herunterdrücken 
der  Arbeitspreise  durch  billige  Regieerzeugnisse  oder  Arbeitslöhnung  kann  im 
Großen  und  Ganzen  nicht  konstatirt  werden,  so  wenig  als  die  vereinzelte,  ge- 
wissermaßen nothgedrungene  Betheiligung  an  öffentlichen  Submissionen  schwer 
empfunden    werden    dürfte.     Daß    an    einzelnen  Orten    Üebelstände   vorkommen 
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mögen,  kann  nicht  bestritten  werden.  Besonders  benachtheiligt  fiihlt  sich  anf 
einzelnen  Plätzen  in  der  Nähe  von  Strafanstalten  das  Schreinerhandwerk,  die 
Schuhmacherei,  theilweise  auch  die  Tuchwaarenfabrikation  und  ganz  besonders 
die  Buchbinderei  mit  Couverts-  und  DUtenfabrikation.  Die  Klage  richtet  sich 
speziell  gegen  den  Einzelverkauf  fertiger  Waare  an  Private,  gege^  allzuniedrige 
Preise  im  Verhältniß  zur  Solidität  der  gelieferten  Arbeit,  die  oft  bedeutend  unter 
dem  Marktpreise  stehen  und  bei  der  letztgenannten  Branche  namentlich  auch 
gegen  die  vertragliche  Uebernahme  dauernder  Lieferungen  zu  wahren  Schleuder- 
preisen. 

StraminfAbrikation.     Je  ein  Greschäft  in  Bern  und  Burgdorf. 

Strassen.  (Zum  größten  Theil  verfaßt  von  Herrn  Dr.  Traugott  Geering.) 
(Vgl.  den  Artikel  „ Alpenstraßen  **,  sowie  die  Artikel  über  die  einzelnen  Straßen, 
als:  Albula,  Axen,  Bernhardin,  Bemina,  Briinig,  Bulle- Boltigen,  Flnela,  Furka, 
Landwasser,  Lukmanier,  Merligen  -  Neuhans,  Oberalp,  Obere  Straße  [Julier  und 
Maloja],  Ofenberg,  Rapperswy  1er  -  Seedamm ,  St.  Bernhard,  St.  Gotthard  etc.; 
Ge  Wässer  korrektionen.) 

Ein  Rückblick  auf  die  Entstehung  des  heutigen  Straßenwesens  hat  vor  Allem 
Klarheit  darüber  zu  schaffen,  daß  die  großen  heutigen  Bahnlinien  ganz  ebenso 
wi3  die  Hauptverkehrsstraßen  früherer  Jahrhunderte  fast  durchweg  den  römischen 
Straße uanlagen  folgen.  Liegt  doch  allem  Transportwesen  das  gleiche  Bestreben 
zu  Grunde,  die  kürzesten  und  leichtesten  Verbindungen  herzustellen.  Hierin  ist 
aber  nie  wieder  so  viel  Uebung  und  Sicherheit  entwickelt  worden,  wie  von  den 
Feldherren  und  Provinzialverwaltungen  der  römischen  Kaiserzeit. 

1)  Römerstraßen. 

Die  Hauptverkehrsader  der  Schweiz  war  bis  zum  Bau  des  Gotthardtunnels 
die  Straße  vom  schwäbischen  Meer  nach  Südfrankreich.  Parallel  der  Richtung 
des  Gebirgs  zog  sie  sich  von  Bregenz  und  Arbon  über  Pfyn,  Winterthur,  Baden, 
Windisch,  Ölten  (Aarbrücke,  Oensingen),  Solothurn,  Tribay  (bei  Büren),  Aarberg, 
Avenches,  Payerne,  Entreroches,  Sarra  und  Nyon  nach  Genf.  Nur  von  Windisch 
bis  Oensingen  und  von  Payerne  bis  Nyon  war  diese  Linie  nicht  zugleich  Militär- 
straße.  Die  heutigen  Abweichungen  des  Verkehrsstromes  verdanken  die  Städte 
Zürich  und  Lausanne  erst  ihrer  kirchlichen  Bedeutung  im  Mittelalter.  Das  später 
gegründete  Bern  vermochte  nur  mit  Mühe  gegen  Ende  des  Mittelalters  einen 
Theil  des  schweizerischen  Verkehrs  von  der  Hauptstraße  abzulenken. 

Die  Verbindung  der  großen  mittelschweizerischen  Route  mit  dem  Rheine 
(Angst,  Kerns,  Straßburg)  wurde  durch  die  Militärstraßen  über  den  Bötzberg 
und  über  den  obern  Hauenstein  hergestellt.  Eine  wichtige  Linie  ging  von  Windisch 
aarabwärts  nach  dem  verkehrsreichen  Zurzach,  welches  seine  Bedeutung  als  Mark 
und  als  Rheinübergang  erst  durch  die  Verkehrsverschiebung  der  Eisenbahnen  in 
unserm  Jahrhundert  verloren  hat ;  von  da  über  Schieitheim  etc.  nach  Rottenburg. 

Von  Payerne  führte  eine  Militärstraße  nach  Moudon,  Vevey  und  über  den 
großen  St.  Bernhard ;  eine  andere  umgürtete  das  ganze  Nordufer  des  Leman, 
während  eine  dritte  von  Lausanne  aus,  die  HandelsHtraße  bei  Entreroches  kreuzend, 
über  Orbe  und  Vallorbes,  oder  Yverdou  und  Ste-Groix  nach  Pontarlier,  Besangen 
und  Laiigres  führte. 

Von  den  Nebenwegen  der  Westschweiz  verdient  der  Simplon  sowie  das 
reichverzweigte  Straßennetz  der  Waadt  und  des  Seelandes  Erwähnung  (Avenches). 
Von  Biel  führte  eine  Linie  durch  die  Pierre-Pertuis  nach  Delsberg  und  Pruntrnt, 
um  bei  Delle  auf  die  große  Heerstraße  von  Kerns  (bei  Basel)  nach  Besangon 
einzumünden. 
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In  der  Ostsoliweiz  waren  die  Linien  Baden-ZUrich-Sargans-Chur  und  Sargans- 
Itheineck  von  etwelcher  Bedeutung.  Die  große  Heerstraße  dagegen  führte  rechts- 
rheinisch von  Bregenz,  wo  sich  die  Linien  von  Salzhurg  und  Augsburg  trafen, 
nach  Chur,  von  wo  aus  sämmtliche  vier  Btindnerpässe  nach  Italien  offen  standen, 
wie  denn  überhaupt  alle  heutigen  Alpenstraßen  außer  dem  Goithard  auf 
römische  Gründung  zurückgehen. 

Beste  des  römischen  Unterhaus  sind  am  Septimer  heute  noch  sichtbar:  „Die 
Fahrhahn  unterscheidet  sich  von  der  heutigen  nur  durch  ihre  geringere  Breite 
(2Y2 — 3  m.),  war  jedoch  im  Uebrigen  meist  solider  als  heute.  Sie  hatte  durch- 
wegs einen  wohlgepflasterten,  leichtgewölbten  Unterbau  aus  großen  Steinen,  welche 
mit  zugerichteten  Randsteinen  eingefaßt  waren.  Alles  zusammen  bildete  einen 
festen,  beinahe  unzerstörbaren  Verband.  Auf  diesen  Unterbau  wurde  eine  feine, 
meistens  mit  thonhaltigem  Sand  als  Bindemittel  vermischte  Kiesschicht  aufgetragen 
und  festgestampft,  wie  dies  noch  heute  bei  den  makadamisirten  Straßen  der  Fall 
ist.  £b  bildete  sich  hiedurch  eine  feste  und  glatte  Oberfläche,  von  der  das  Wasser 
ablief  und  welche  daher  stets  trocken  blieb.  Freilich  ist  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
die  Kiesdecke  verschwunden. 

„Die  Anlage  (das  Trac^)  der  römischen  Straße  im  Gebirge  war  die,  welche 
man  auch  heute  wieder  bei  Bergstraßen  immer  mehr  als  die  beste  und  zweck- 
mäßigste erkennen  lernt.  Sie  wurde  selten  und  nur  in  Nothfallen  tief  in  den 
Abhang  eingeschnitten,  vielmehr  möglichst  aus  demselben  herausgetragen.  Sie 
folgte  den  sonnigen  Lagen  der  Berge,  schmiegte  sich  dabei  dem  Terrain  an  und 
vermied  große  Thalübergänge.  Hiedurch  wurde  die  Unterhaltung  außerordentlich 
erleichtert.  Es  kamen  viel  weniger  Zerstörungen  durch  Abrutschung,  durch  Wild- 
bäche und  durch  Steinschlag  vor,  als  dies  heute  zum  Theil  infolge  der  Abholzung 
der  Fall  ist.  Die  Kehren  waren  namentlich  am  Septimer  sehr  bequem,  schön  und 
solid  angelegt.  Auch  war  für  die  Wasserableitung  meist  gut  gesorgt,  wovon 
am  Bemhardin  noch  Spuren  vorhanden  sind.  Ebenso  flnden  sich  noch  zahlreiche 
Meilensteine  und  auch  Wegsäulen  als  Wegweiser  bei  hohem  Schnee.  •*  (Bavier, 
die  Straßen  der  Schweiz,  p.   5 — 7.) 

Das  beredteste  Zeugoiß  für  die  vortreffliche  Organisation  des  Verkehrs  im 
römischen  Weltreich  ist  die  römische  Postkarte  mit  eingezeichneten  Distanzen, 
die  sog.  Peutinger^sche  Tafel,  von  welcher  u.  A.  auch  die  Berner  Bibliothek  ein 
Exemplar  mit  der  Jahrzahl  393  bewahrt.  Der  die  Schweiz  betreffende  Theil 
derselben  ist  bei  Bavier  als  Tafel  II  reprodnzirt. 

2)  Die  Straßen  des  Mittelalters. 

Ueber  die  Zeit  der  Völkerwanderung  ging  mit  der  römischen  Provinzial- 
wirthschaft  bei  dem  Stocken  jedes  Verkehrs  auch  die  regelrechte  Straßenbaukunst 
der  Römer  verloren.  Die  Straßen  des  Mittelalters  glichen  auch  in  der  Ebene 
vielfach  breiten  Saumpfaden,  welche  jedes  Jahr  neu  aasgetreten  und  ausgefahren 
werden  mußten.  Noch  mehr  gilt  dies  von  den  Alpenpässen.  Hier  war  in  der 
Schweiz  bis  in  unser  Jahrhundert  von  einem  Wagen  verkehr  überhaupt  nicht  die 
Bede.  Das  Saumthier  war  das  einzige  Vehikel.  Die  älteste  Fahrstraße  über  die 
Alpen  ist  die  über  den  Mont  Cenis,  erbaut  1758;  die  erste  in  der  Schweiz,  der 
Simplen  (1805  ff.),  verdankt  ihre  Bahnung  nicht  einmal  dem  Verkehrsinteresse, 
fiondern  gleich  den  römischen  Anlagen  der  militärischen  Staatsraison  des  franzö- 
sischen Diktators. 

Ln  früheren  Mittelalter  waren  großer  St.  Bernhard  und  Septimer  die  be- 
liebtesten Alpenübergänge  überhaupt.  Etwa  seit  der  Wende  des  Jahrtausends 
tritt   neben   dem   letzteren  der  bequemere  Brenner  stärker  in  den  Vordergrund, 
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bis  endlich  im  Laufe  des  XIH.  Jahrhunderts  im  Gotthard  die  kürzeste  Linie 
zwischen  Mailand  nnd  dem  Bheine  ericannt  wird.  Die  Bemühungen  des  Bischofs 
von  Chor,  den  Verkehr  am  Septimer  festzuhalten,  seine  Zollermäßigungen  für 
Zürcher  und  Lusemer  Eaufleute  (1278  und  1290)  mögen  uns  die  Zeit  der 
regeren  Benützung  des  Gt>tthard  bezeichnen ;  von  da  bis  zum  Bau  des  Tunnels 
sind  es  genau  600  Jahre.  Die  wirthschaftliche  Regsamkeit,  der  materielle  Auf- 
schwung in  den  Waldstätten  gewinnt  an  Bedeutung  als  Hintergrund  der  gleich- 
zeitigen politischen  Vorgänge :  die  Eröffnung  eines  neuen  nicht  römischen  Alpen- 
passes steht  in  der  Wirthschaftsgeschichte  ebenso  einzig  da,  wie  in  der  politischen 
der  glückliche  Erfolg  der  eidgenössischen  Freiheitskämpfe. 

Ungefähr  zu  derselben  Zeit  (1272  und  1291)  suchte  der  Bischof  von  Sitten 
den  oberitalienischen  Verkehr  nach  dem  Rhein  und  nach  Frankreich  über  den 
Simplen  zu  leiten  und  vielleicht  auf  diese  Weise  den  Verkehr,  den  der  Gt)tthard 
nothwendig  dem  St.  Bernhard  entzog,  seinen  Ländern  zu  erhalten.  Aber  ohne 
dauernden  Erfolg.  Es  scheint,  als  sei  der  Simplen,  da  er  nicht  südnördliche 
Richtung  hat,  rasch  von  seinem  Zwillingsbruder,  dem  Gotthard,  todt  gemacht 
worden. 

Splügen,  Maloja  und  Julier,  obgleich  alte  Römerstraßen,  lagen  im  Mittel- 
alter brach.  Die  beiden  letztem  hat  erst  unser  Jahrhundert  wieder  zu  Ehren 
gezogen.  Dagegen  erfreut  sich  der  Splügen  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten 
der  sorgsamsten  Pflege  seitens  der  österreichischen  Verwaltung.  Seine  Sperrung 
durch  die  Spanier  im  XVII.  Jahrhundert  kam  neben  dem  Gotthard  hauptsächlich 
dem  Bernhardin  zu  gut,  der  zwar  schon  längst  bekannt  und  begangen,  aber  bisher 
durch  Septimer  und  Splügen  in  den  Schatten  gestellt  war. 

Im  Ganzen  kann  der  Septimer,  vom  XVII. — XIX.  Jahrhundert  der  Splügen 
als  der  schwäbische,  der  große  St.  Bernhard,  seit  dem  XIII.  Jahrhundert  der 
Gotthard  als  der  rheinische  Paß  Oberitaliens  bezeichnet  werden,  während  der 
Verkehr  mit  Venedig  über  Jen  Brenner,  zum  Theil  anch  über  Reschen  und  Arl- 
berg  ging. 

Die  spezifisch  eidgenössische  Alpenstraße  war  der  Gotthard.  Wie  er  mit 
der  Eidgenossenschaft  zugleich  seinen  Ursprung  genommen,  so  erfreute  er  sich 
durch  alle  Jahrhunderte  hindurch  in  besonderm  Maße  der  Aufmerksamkeit  der 
Tagsatzung,  nmsomehr,  da  die  Lande  jenseits,  die  „ennetbirgischen  Vogteien"^ 
unter  gemeineidgenössischer  Verwaltung  standen  und  die  Abgeordneten  Jahr  für 
Jahr  nicht  umhin  konnten,  auf  ihrem  Ritt  den  Weg  aus  eigenster  Anschauung 
kennen  zu  lernen. 

Nächst  dem  Bau  der  Teufelsbrücke  und  der  Umgürtung  des  Eilchbergs 
durch  eine  hölzerne  Galerie  („stäubende  Brücke")  sind  die  Meliorationen  Uris 
und  der  Eidgenossenschaft  bei  Dazio  grande  am  „Platifer**  (Monte  Piottino)  und 
am  Irniser  Stalden  im  XVI.  Jahrhundert  hervorzuheben.  Das  Umer  Loch  wurde 
erst  im  Jahre  1707  durch  den  Kilchberg  gesprengt.  Und  erst  1820 — 1830 
wurde  der  Gotthard  fahrbar  gemacht. 

Die  Teufelsbrücke  wird  uns  schon  im  XVI.  Jahrhundert  so  geschildert,  wie 
sie  wohl  die  Meisten  von  uns  noch  gesehen  haben:  „nicht  über  5  oder  6  Schuh 
breit,  ohne  Länen  oder  Nebenwänd'',  was  damit  erklärt  wird,  daß  das  Landvolk 
alles  Bau-  und  Nutzholz,  „was  sie  in  der  Wildurseren  (Andermatt)  und  Hospital 
brauchen,  die  Schöllenen  hinauf  über  die  Brücke  schleifen  müssen**. 

Die  morschen  Trümmer  dieses  altehrwürdigen  Zeugen  von  der  wirthschaft- 
lichen  Entwicklung  des  Landes,  und  was  mehr,  von  der  höchsten  Maohtentf&ltnng 
der  Eidgenossenschaft  im  XV.  und  XVI.  Jahrhundert,   verdienen   der  Nachwelt 
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erhalten  zu  bleiben,  üeber  sie  haben  sich  jene  Schaaren  ergossen,  die  den  heutigen 
Kanton  Tessin  der  Eidgenossenschaft  erworben  und  in  zahllosen  Kämpfen  und 
Gefahren  behauptet  haben. 

Im  schweizerischen  Yorderland  war,  wie  bemerkt,  die  Hauptverkehrsader 
die  Boote  vom  Bodensee  zum  Grenfersee,  mit  ihren  nördlichen  Zugängen :  von  Ulm 
her  über  Zurzach  nach  Brugg,  über  Schaffhausen  nach  Zürich;  vom  Elsaß  (der 
Kornkammer  der  Schweiz)  und  von  Basel  her,  einerseits  über  den  Bötzberg  nach 
Zürich,  anderseits  über  den  oberen  Hauenstein.  Der  untere  Hauenstein,  der  die 
Hauptroute  bloß  kreuzt,  verdankt  sein  Emporkommen  erst  dem  Gotthardverkehr 
im  XIIL  Jahrhundert,  dem  er  ausschließlich  dient,  lieber  die  Strecke  Zürich- 
Zug,  sowie  die  Sust  in  Zng  handelt  das  Zuger  Neujahrsblatt  1886. 

Ein  wichtiges  Stück  mittelalterlichen  Straßenwesens  sind  die  Brücken- 
bauten. Noch  um  das  Jahr  1200  existirte  von  Konstanz  abwärts  bis  zum 
Meere  keine  einzige  Rheinbrücke.  Um  1225  hat  dann  der  Basler  Bischof  Heinrich 
von  Thnn  die  alte,  bis  in  die  letzten  Jahre  einzige  Basler  Brücke  erstellt  und 
damit  die  wirthschaftliche  Bedeutung  Basels  als  Markt,  als  Yerkehrsgelenk  der 
links-  und  rechtsrheinischen  Wirthschaftsgebiete  erst  recht  begründet.  1300 — 1315 
folgte  die  Rhein  brücke  von  Schaff  hausen,  bald  darauf  (1347)  wird  die  von  Laufen- 
burg erwähnt.  Und  auch  die  1300  m  lange  ZiirichseebrUoke  bei  Rapperswyl 
wurde   bereits    1358  — 1360   durch  Herzog    Rudolf  IV.  von  Oesterreich  erbaut .^ 

Drängte  der  schlechte  Zustand  der  Straßen  den  Verkehr  ohnehin  auf  wenige 
Hauptrouten  zusammen,  so  war  er  vor  Allem  auch  die  Ursache  der  starken  Be- 
nützung der  natürlichen  Verkehrswege,  der  Wasserstraßen.  Nirgends  so- 
sehr  wie  darin  dokumentirt  sich  die  Anspruchs-  und  Bedürfnißlosigkeit  des  mittel- 
alterlichen Verkehrs;  der  Rhein  vom  Bodensee,  die  Thur  von  Weinfelden,  die 
Limmat  vom  Wallensee,  die  Reuß  von  Luzern,  die  Aare  von  Thun  an  waren 
im  Mittelalter  regelmäßige  Verkehrswege. 

Die  Schwierigkeiten  des  Rheinfalls  bei  Schaff  hausen  und  der  Stromsohnellen 
von  Laufenburg  überwand  man  durch  Beförderung  der  Schiffslast  per  Wagen  bis 
zu  einem  unterhalb  gelegenen  J/adeplatz.  Die  leeren  Schiffe  wurden  in  ähnlicher 
Weise  „über  Land  geschleift**,  durch  den  Laufen  wohl  auch  durch  die  sog. 
« Laufenknechte **  (je  15  oder  mehr  auf  jedem  Ufer)  an  zwei  Tauen  theils  im 
WaKser,  theils  über  die  Klippen  emporgehoben,  durch  die  gefahrliche  Stell  & 
hindurchgeseilt. 

Die  Schiffe  hat  mau  sich  lang  und  schmal,  dabei  sehr  fest  und  beträchtlich 
größer  zu  denken,  als  die  heute  üblichen.  In  Laufenburg  verkehrten  Glarner 
und  Wallenstadter  Schiffe  von  70'  Länge,  5'  Tiefe  und  300  —  500  Zentner  Trag- 
kraft; die  Basler  Schiffe  waren  bis  zu  100'  lang  und  bis  7'  tief,  ihre  Tragkraft 
ging  bis  1000  Zentner  (50,000  kg)  und  sie  erforderten  fünf  bis  sechs  Mann 
Bedienung. 

Die  Wasserwege  dienten  hauptsächlich  der  Thalfahrt,  während  man  aufwärts. 
vorwiegend  ritt  resp.  säumte.  Der  Wagenverkehr  war  hierzuland  der  wenigen 
fahrbaren  Straßen  wegen  äußerst  beschränkt,  diente  jedenfalls  nur  dem  Waaren> 
transport.  Wagen  für  Personenbeförderung  kannte  man  kaum.  Reisen  und  Reiten 
ist  dasselbe  Wort,  und  aus  dem  starken  Gebrauch  der  Pferde  erklärt  sich  die 
große  Bedeutung  gewisser  Verkehrsgewerbe  im  Mittelalter,  wie  der  Roßteuscher^ 
der  Hufschmiede  u.  dgl. 

3)  Straßenwesen  der  neueren  Zeit. 

Durchgreifende  Aenderungen  brachte  erst  jener  allgemeine  Aufschwung  des 
Verkehrs   infolge   der  Entdeckungen,    welcher   —    verbunden  mit  den  geistigen,. 
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zam  Theil  sozialen  Umwälzungen  durch  Buchdruck  und  Reformation  —  dem 
XVI.  Jahrhundert  so  große  Aehnlichkeit  mit  dem  XIX.  verleiht.  Der  steigende 
Wohlstand  erweiterte  in  ungeahnter  Weise  den  Kreis  der  Bedürfnisse.  Es  ist 
die  Zeit  der  Renaissance.  Die  Behaglichkeit,  an  die  man  sich  im  gemeinen  Leben 
gewöhnt,  forderte  man  auch  auf  der  Reise.  Bei  Gesunden  und  Kranken  wurden 
Badekuren  und  Sommerfrischen  ein  alljährliches,  als  selbstverständlich  wieder- 
kehrendes Bedürfniß.  1555  schreibt  der  Oberelsäßer  Jörg  Wickram  sein  Roll- 
wagenbüchlein,  d.  h.  es  existiren  nicht  nur  periodische  Fahrverbindungen,  die 
sog,  Landkutschen,  meist  von  Wirthen  und  Metzgern  organisirt,  sondern  bereits 
«uch  Reiselektüre  zum  Zeitvertreib.  Den  gesteigerten  Anforderungen  des  Verkehrs 
aber  kamen  Dank  dem  Aufschwung  von  Handel  und  Wandel  in  günstiger  Weise 
vermehrte  Zolleinnahmen  der  einzelnen  Territorien  entgegen.  Man  vergleiche 
auch  die  Entstehung  des  Postwesens  im  Artikel  Post. 

Seit  dem  Ausgang  des  XY.  Jahrhunderts  wird  vornehmlich  dem  Gotthard 
die  sorgsamste  Pflege  zu  Theil  (siehe  oben).  Daran  schließt  sich  im  Norden  die 
Fahrbarmachung  der  beiden  Uauensteine  (1499/1563),  im  Süden  die  Verbesserungs- 
Projekte  für  den  Monte  Ceneri  (1583,  1590,  1596),  der  aber  nach  wie  vor 
als  ein   „gächer  und  böser  Berg**   gilt. 

Auch  im  Straßenwesen  der  schweizerischen  Ebene  sind  Fortschritte  bemerkbar, 
•die  sich  jedoch  vorerst  mehr  nur  in  einer  reichlicheren  Verzweigung  des  Straßen- 
netzes kund  thun,  während  es  allerdings  mit  der  Qualität  dieser  Straßen  noch 
«chlimm  genug  bestellt  ist.  Die  Tagsatzung  muß  sämmtliche  Orte  wiederholt  (1569, 
1571,  1583)  mahnen,  die  Wege  bei>ser  in  Stand  zu  halten,  Stauden  und  Aeste  aus 
den  Straßen  zu  hauen  u.  s.  f.  Aber  schon  der  Umstand,  daß  dies  bemerkt  und 
gerügt  wird,  zeigt,  daß  im  Verkehrswesen  eine  neue  Zeit  mit  neuen  Bedürfnissen 
angebrochen  ist. 

Dies  äußert  sich  u.  A.  auch  im  Brückenbau.  1541  wird  die  Brücke  von 
Laufenburg  auf  steinerne  Pfeiler  gesetzt  durch  einen  Werkmeister  aus  Brugg 
im  Aargau,  welcher  solche  „künstliche  Brücken"  auch  Über  die  Aare  gemacht 
hatte.  Als  hervorragendes  Werk  der  Brückenbaukunst  galt  auch  der  mächtige 
«teineme  Bogen  (134'  Weite)  über  die  Rhone  bei  St.  Maurice.  Als  erste  Ent- 
sumpfungsarbeit  mag  der  Dünnernkanal  erwähnt  werden.  Er  wurde  1537 
durch  die  Bürger  von  Ölten  ausgeführt  und  es  wurde  dadurch  viel  unfruchtbare« 
Land  verbessert. 

Dank  den  vermehrten  und  verbesserten  Wegen  und  Transportmitteln  wurde 
im  Personen-  wie  im  Güterverkehr  des  XVI.  Jahrhunderts  die  SchifiPsfraoht  zumal 
auf  uusern  reißenden  schweizerischen  Strömen  durch  den  Landverkehr  mit  Wagen 
und  Pferden  verdrängt.  Man  benutzt  die  Wasserstraße  nur  noch,  wo  sie  der 
Gebirge  wegen  die  kürzeste  und  leichteste,  oder  wo  sie  vollkommen  sicher  und 
bequemer  ist,  als  der  Landtransport,  namentlich  auf  Seen.  So  wird  auf  dem 
Bodensee  anno  1579  jeden  Donnerstag  ein  Frachtschiff  zwischen  Buchhorn  (Fried- 
richshafen) und  Konstanz  eingerichtet,  während  der  Rhein  unterhalb  Schaffhausen 
fast  nur  noch  zum  HolzflöL^en  benutzt  wurde  wie  heutzutage.  1609  taucht  dann 
ein  Projekt  auf,  den  Rhein  vom  Bodensee  bis  Basel  zu  reguliren  durch  Sprengung 
der  Felr^eii  im  Rheinfall,  im  Laufen-  und  im  Höllenhaken.  Aber  ohne  Erfolg. 
Von  dem  Projekte  des  sog.  Entreroches-Kanals  (1637)  zwischen  Neuenburger- 
uud  Genfersee  wurde  nur  ein  kleines  Stück  (5634  Klafter)  bei  Yverdon  aus- 
geführt. 

Der  stärkste  Verkehr  in  schweizerischen  Landen  entwickelte  sich  vom  XVI. 
bis  zum  XVIll.  Jahrhundert  jeweils  auf  den  Zurzachermessen.    Namentlich  vom 
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Verenämarkt  wird  schon  im  XVI.  Jahrhandert  gerühmt,  er  sei  „ein  herlicher 
and  in  der  Eidgenossenschaft  der  gröste  Jahrmarkt,  da  gar  mächtig  viel  Volks 
hinkommt  und  eine  stattliche  Snmma  Waaren  aus  England,  Niederland,  Frankreich^ 
Lothringen,  Burgund,  Italien  und  ganz  Deutschland  hingeführt  und  verhandelt 
werden  ** . 

Der  dreißigjährige  Krieg,  ho  sehr  er  in  Deutschland  allen  Haudel  und 
Wandel  lähmt«,  vermochte  dem  schweizerischen  Verkehr  nur  wenig  Eintrag  zu 
thun.  Grimmelshausen^s  Simplicissimus  glauht  sich,  wie  er  den  neutralen  Schweizer- 
hoden hetritt,  in  ferne  Zonen,  nach  Brasilien  oder  China  versetzt.  Denn  „da. 
sähe  ich  die  Leute  in  dem  Frieden  handien  und  wandlen,  die  Ställe  stunden 
voll  Viehe,  die  Baurn-Höflf  lieffen  voll  Hüner,  Gans  und  Endten,  die  Straßen 
worden  sicher  von  den  Räisenden  gebraucht,  die  Wirthshäuser  saßen  voll  Leute» 
die  sich  lustig  machten;  da  war  gantz  keine  Forcht  vor  dem  Feind,  keine  Sorg 
vor  der  Plünderung  und  keine  Angst,  sein  Gut,  Leib  noch  Leben  zu  verlieren ; 
ein  jeder  lebte  sicher  unter  seinem  Weinstock  und  Feigenbaum,  und  zwar,  gegen 
andern  Teutschen  Ländern  zu  rechnen,  in  lauter  Wollust  und  Freud,  also  daß 
ich  dieses  Land  vor  ein  irdisch  Paradis  hielte,  wiewoln  es  von  Art  rauch  gnug 
zu  seyn  schiene**. 

Dagegen  riefen  die  politischen  Verbältnisse  Oberitaliens  zu  Anfang  de» 
XVII.  Jahrhunderts  wichtige  Verschiebungen  im  Alpenverkehr  hervor.  1603/4 
sperrte  Fuentes  durch  den  Bau  seiner  Festung  die  Bündner  Pässe  vollständig  ab» 
Die  nothwendige  Folge  war,  daß  sich  der  gesammte  Personen-  und  Güterverkehr 
dem  Gotthard  zuwandte,  was  die  Tagsatzung  durch  den  Bau  der  Gravedonastraße 
vom  Comersee  nach  Bellinzona  (1608)  noch  wesentlich  unterstützte.  Als  nun 
die  Schwaben  zum  Ersatz  für  den  gesperrten  Septimer  und  Splügen  den  Bernhardin 
zu  kultiviren  begannen,  forderten  die  fünf  inneren  Orte  1625/26  den  Straßenzwang 
für  den  Gotthard.  Die  Tagsßtzung  empfahl  ihnen  statt  dessen  1C36  Herabsetzung 
ihrer  internen  Zölle  und  entsprechende  Erhöhung  des  Zolls  zu  Bellinzona  auf  vier 
gute  Batzen  von  jedem  schwäbischen  Sack,  der  über  den  Bernhardin  geht.  Das 
spanisch-rhätische  Bündniß  von  1()39  gab  dann  den  Verkehr  über  die  Bündner- 
pässe wieder  frei.  Weitere  Aenderungen  fanden  im  XVIII.  Jahrhundert  statte 
indem  sich  der  bündnerische  Verkehr  durch  künstliche  Zwangsmittel  Oestreicha 
vom  Septimer  ausschließlich  dem  Splügen  zuwandte. 

Vom  spätem  Mittelalter  bis  in  unser  Jahrhundert  gelangten  die  bündnerischen 
Fürleiti  (Geleits-),  Stall-  und  Sustenrechte  (Ladstellen)  in  den  Besitz  der  sog. 
Portensgemeinden,  welche  das  ausschließliche  Recht  des  Transports  von  Waaren 
und  Reisenden  in  Anspruch  nahmeu  und  dafür  den  Straßenunterhalt  besorgten. 
Derartige  Portensgemeinden  bestanden  am  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  noch 
14,  nämlich:  6  auf  der  untern  Straße  von  Chur  bis  zur  Tessinergrenze,  4  auf 
der  obern  Straße  von  Chnr  bis  Bergell,  2  über  den  Bernina,  vom  Engadin  nach 
Pnschlav,  2  von  Chur  bis  Maienfeld.  Völlig  erloschen  sind  ihre  Rechte  erst 
dnrch  den  Bundesbeschluß  von  1861,  nachdem  sie  gegenüber  der  Churer  Speditions- 
gesellschaft von   18  ly  eine  bedeutende  Lockerung  erfahren  hatten. 

4)  Der  moderne  Straßenbau. 

Bei  allem  Bisherigen  haben  wir  noch  nicht  an  kunstgerechte,  makadamisirte 
Straßen  im  heutigen  Sinn  oder  auch  wie  zur  RiJmerzeit  zu  denken.  Der  moderne 
Straßenhan  der  Schweiz  beginnt  überhaupt  erst  im  letzten  Jahrhundert.  Allen 
voran  ging  Bern  (1740  tF),  dessen  altes  Patrizierregiment  seiner  „ Großmachts- 
politik **  in  den  prächtigen  Baumalicen  des  Stadtgebiets  wie  in  den  stolzen  Straßen- 
baaten  des  Kantons  dauernde  Denkmäler  gesetzt  hat.    In  erster  Linie  sei  erwähnt 
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die  imposante  Anlage  des  Aarganerstaldens  mit  23  m  Breite,  sodann  die  Straßen 
nach  Thon,  Bargdorf,  Solothurn,  Biel  (-Basel),  Kirchberg-Herzogenbachsee-Murgen- 
thal  (-Zürich:  10 — 12  m  Breite),  endlich  die  Wegebesserungen  in  den  ünter- 
thanenlanden  :  Mnrgenthal  -  Lenzbarg,  Sarthal  -  Aarburg  und  Moudon  •  Yverdon, 
Moudon-Vevey,  Cully-Oron. 

Das  Beispiel  Berns  fand  in  manchen  Kantonen  Nachahmung.  Aber  weitaus 
•die  meisten  heutigen  „Landstraßen**  verdanken  ihre  Entstehung  erst  unserm  Jahr- 
hundert. So  namentlich  alle  Alpenstraßen.  Zwar  befahr  den  Gotthard  schon 
«nno  1775  ein  Engländer.  Allein  er  brauchte  dazu  78  Mann  Bedienung,  welche 
sein  Fuhrwerk  mehrmals  auseinandernehmen  und  tragen  mußten.  Das  Abenteuer 
beweist  somit  mehr  für  den  britischen  Thatendrang  auf  dem  Gebiete  des  Berg- 
sports, als  für  die  Fahrbarkeit  des  Gotthard.  In  der  That  war  derselbe  gleich 
den  andern  „Reichsstraßen**  über  die  Alpen  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
nichts  weiter  als  ein  Saumpfad,  der  ganz  wie  im  XIII.  Jahrhundert  nur  mit 
3  Zentner  (150  kg)  Last  pro  Thier  begangen  wurde.  Dies  schließt  nicht  aus, 
daß  angehende  Spediteure  aus  Basel,  Luzem  oder  Mailand  bei  den  Patres  des 
■Gotthardhospizes  eine  vortreffliche  Handelsschule  durchmachen  konnten  (siehe 
■Göthe,   „Dichtung  und  Wahrheit,"   Buch   19). 

Die  große  Umwälzung  im  Straßenbau  der  Alpen  verdankt  die  Schweiz, 
wie  Eingangs  bemerkt,  erst  der  Franzosenzeit.  Der  Simplen,  erbaut  1800  ff., 
ist  nicht  nur  die  erste,  sondern  auch  die  schönste  und  kostbarste  aller  schweize- 
rischen Alpenstraßen.  Ihr  sind  in  den  zwanziger  Jahren  die  Hauptrouten,  Gotthard, 
Bernhardin,  Splügen  und  Julier  gefolgt,  während  die  übrigen  Linien  erst  in  den 
sechziger  Jahren  erstellt  wurden. 

Für  den  Bau  der  großen  Bündnerpässe  war  die  Vereinigung  der  Kräfte 
entscheidend,  welche  der  Churer  Speditorenstand  anno  1818  vornahm,  indem  er 
sich  als  Aktiengesellschaft  konstituirte.  Die  Gotthardstraße  verdankt  ihre  Durch- 
führung hauptsächlich  der  Förderung  durch  Basler  Kapital,  wie  sie  denn  auch 
hauptsächlich  dem  Verkehr  Italiens  mit  dem  Rheine  diente,  während  den  Bündner- 
jpässen  derjenige  mit  der  Ostschweiz  und  mit  Schwaben  zufiel.  Den  stärksten 
Waaren verkehr  weist  von  den  Bündnerpässen  nach  wie  vor  der  Splügen  auf 
(1856  :  271,000  Zentner),  während  Maloja  und  Julier  mehr  nur  bei  übermäßigem 
Waarenandrang  als  Supplement  für  ihn  dienten.  Seit  dem  Bau  der  Mont-Cenis- 
und  der  Brennerbahn,  vollends  seit  Eröffnung  des  Gotthardtunnels,  schmolz  der 
Waarenverkehr  aller  dieser  Pässe  rasch  zusammen  und  es  trat  seither  der  Personen- 
transport (Gotthard  1876 :  an  die  70,000  Personen)  umsomehr  in  den  Vorder- 
grund, als  mit  den  erleichterten  Reisegelegenheiten  der  Touristen-  und  Fremden- 
verkehr ungeahnte  Dimensionen  annahm.  Ihm  vor  Allem  danken  die  znm  Theil 
nur  in  westöstlicher  Richtung  verlaufenden  sekundären  Linien  der  sechziger  Jahre 
ihr  Znstandekommen.  Mitfolgende  üebersicht  mag  den  Gang  der  Entwicklung 
illustriren  : 

T>„..  n^.^^^^^A^  Länge  Breite  Baukoeten  Beisende         PasshOhe 

I^tts»  Baupenode  w«  .«  i?,  *   t«u.^  lo^c  -. 


Simplen  .  . 
Bernhardin  . 
Splügen  .  . 
Julier  .  .  . 
Maloja  .  . 
Gotthard .  . 
Stilfserjoch  . 


km  m  Fr.              i.  Jahre  1S76  m 

1800—1805          185,0  —  9750,000            —  2010 

1818     1823             —  —  n60,000            —  2067 

1818—18-23              -  —  733,000        30,205  2117 

18-20-26  (1840)1  -j.^^  .^  r^sAnno  f    ^3,081  2287 

1827-28(1840))^"^'"  "^'^  1  ^Ö4,UUU  |    j^^^^j  jgjj 

1810-1830           123,7  6,0-7,5  4^400,000        69,547  2114 

1820—18-25             —  _  —                  —  1)2700 


*)  Oesterreichisch-italienisch. 
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PMS  Bauperiode  ^J"»®  ®"***  Baukotten         Keisende       PaashOhe 

«•upc.iwi»«.  j^jj  j^  j,j.  i.  Jahre  1876  m 

Albula     ....  1856-1865  40,6  3.6-4,2  319,500  9,874  2313 

Flüela 1866—1867  27,0  4,2  454,500  6,900  2392 

Bernina  ....  1843-1864  40,3  4,2  641,000  5,265  2330 

Furka 1850-1867  77,4  4,2—6,0  1*650,000  2,675  2430 

Oberalp  ....  1863—1864  31,7  4,8  638,000  11,866  2052 

Axenstraße  .     .     .  1860—1864  11,9  6,0  900,000  —  — 

Ofenpaß  ....  1871-1872  40,8  3,6-4,2  402,300  —  2148 

Lukmanier  .     .     .  1871-1877  61,3  4,8-6,6  1,985,000  —  1917 

Brflnig     ....  1858-186273       54,7  6,3  954,000  24,288  1004 

Landwasser.     .     .  1871-1873  33,7  3,6  534,000  —  — 

Bulle-Boltigen  .     .  1872—1877  32,5  4,8-6,6  1*417,000  -  1506 

Merligen- Neuhaus  1883-1884  8,2  4,8  507,300  —  - 

Nicht  minder  reichlich  hat  sich  im  Laufe  des  Jahrhunderts,  den  geringeren 
Schwierigkeiten  entsprechend,  der  Bau  guter  Stralien  im  Thal-  und  HUgellande 
-ausgedehnt.  Direkte  Anfragen  bei  den  kantonalen  Behörden  haben  zu  folgenden 
Mittheilungen  geführt  (wo  nach  dem  Namen  des  Kantons  der  Buchstabe  B  steht, 
ist  die  Angabe  dem  Werke  Bavier^s  entnommen,  mangels  direkter  Auskunft  von 
Seite  des  betreffenden  Kantons)  : 

1)  Länge  der  kantonalen  Straßennetze,  ohne  Fuß-  und  Güter wege, 

im  Jahre  1889. 

Aargau:    Landstraßen    509  km,    Gemeinde-(Ortsyerbindungs-)Str.  ^ 

748Jcm 1257,000  km 

Appenzell  A.-Rh. :  L  Klasse  37,785  km,  II.  Kl.  52,965  km,  III.  Kl. 

85,480  km 176,170 

Appenzell  I.-Rh. :  Ijandstr.   15  km,  Gemeindestr.  29,6  km      .     .  44,6oo 

Baselland:  Hauptstr.   123  km,  Yerbindungsstr.  277  km     .     .  400,ooo 

JBaselstadt:  Gepflasterte  14  km,  makadamisirte  110  km  .     .         124,ooo 

Bern :  Staatastr.  I.  Kl.  282  km,  II.  Kl.  748  km,  III.  Kl.  1036  km ; 

Gemeindestr.  ? 2066,ooo 

Freiburg:  Kantonsstr.  I.  Kl.  60,985  km,  II.  Kl.  168,644  km,  III.  Kl. 

203,797  km 433,426 

Genf:    Kantonsstr.    L  Kl.  34,8  km,    IL  Kl.    20,i6  km,    IIL  Kl. 

66,05  km,  IV.  KL  82,«4  km;  Gemeindestr.  ? 203,25o 

Olaros:    Hauptstr.    80,8  km;    Gemeindestr.   mit   Staatssubvention 

21.8  km,  idem  ohne  Staatssubvention  ? 102,ioo 

Graubünden  (B):  Hauptstr.  I.  Kl.  576,2  km,  übrige  Kl.  230,6  km         806,70o 
Luzern:  Kantonsstr.  272  km;  Gemeindestr.  mit  staatlich  besoldeten 

Straßenknechten  77  km,  idem  ohne  staatlich  besoldete  Straßen- 
knechte 413  km 762,000     „ 

Neuenburg:  Kantonsstr.  I.  Kl.  107,5  km,  II.  Kl.  119  km,  III.  Kl. 

156.6  km;  Gemeindestr.  ? 383,ioo     „ 

Nidwaiden:  I.  Kl.  27,8  km  (5,7  km  von  Obwalden  gebaut),  IL  Kl. 

44.9  km 72,700    „ 

Obwalden:   Staatsstr.    L  Kl.    32,55  km,    IL  Kl.    18,587  km;    Ge- 
meindestraßen 89,97  km 141,057     « 

St.  Gallen:  Staatastr.  366  km,  Gemeindestr.  645  km    ...     .  10ll,ooo  „ 

Schaffhansen:  Landstr.   73,8i  km,  Vicinalstr.   112,io4  km  .     .     .  185,4i4  „ 

Schwyz  (B) :  Hauptstr.  I.  Kl.   147,2  km,  übrige  Kl.  87,i  km     .  234,3oo  r 

Solothum:  Kantonsstraßen 581,i5i  ^ 

Teasin:  Kantonsatraßen  284,664  km,  Kreisstraßen  (Strade  circolari) 

458^00  km 743,i7o  „ 
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Thurgau:  I.  Kl.  312,878  km,  II. Kl.  359,o8i  km,  III.KI.  1287,08  km  1958,539  km 

Uri  (B):  Hauptstr.  I.  Kl.  54,6  km,  übrige  KI.  33,e  km     .     .     .  88,ioo    « 
Waadt:  Kantonsstr.   (ab   1.  Januar   1890)  1957  km,  Stadt-  und 

Dorfstr.   124  km 2081,ooo     „ 

Wallis  (B)i  Hauptstr.   l.  Kl.   285,i  km,  übrige  Kl.   173,i  km    .  458,20o 
Zürich :  (Ohne  die  Städte  Zürich  und  Winterthur)  I.  Kl.  621, »es  km, 

II.  Kl.  767,822  km,  III.  Kl.  ? 1389,787 

Zug  (B)  :  Hauptstr.  I.  Kl.  45  km,  übiige  Kl.   58,7  km     .     .      .  103,7oo 

Total  15,806,464  km 

Eine  Yergleichung  der  Total- Kilometerzahlen  unter  sich  und  mit  Bavier's 
Straßenstatistik  von  1878  (p.  118/19)  ergibt,  daß  das  schweizerische  Straßen- 
netz in  Wirklichkeit  viel  länger  sein  muß,  als  hievor  angegeben.  Die  meisten 
Kantone  verzeichneten  nur  ihre  sog.  Haupt-,  Staats-  oder  Kantonsstraßen,  ver- 
muthlich,  weil  sich  ihre  Kontrole  nur  auf  diese  erstreckt.  In  welch'  bedeutender 
Weise  aber  das  Staatsstraßennetz  durch  die  Gemeinde-  und  Güterstraßen  ergänzt 
wird,  zeigen  einige  Notizen  in  Bavier's  Werk.  Dort  ist  z.  B.  von  Freiburg 
gesagt,  es  seien  außer  den  377  km  Hauptstraßen  (oben  433)  noch  ca.  1517  km 
Gemeinde-  nnd  Gtlterstraßen  von  4,2 — 4,8  m  Breite  vorhanden;  ebenso  monirt 
Genf  außer  273  km  Hauptstraßen  (oben  nur  203!)  noch  ca.  100  km  Straßen 
von  3 — 6  m  Breite. 

2)  Breite  der  Straßen.  ^S^Jjf' 

Aargau 7,2  m 

Appenzell  A.-Rh.:  III.  Kl.  4,2-4,8,  II.  Kl.  4,8—6,  I.  Kl.  6—7,2  m  7,2 

Appenzell  I.-Rh.;  II.  Kl.  4,  I.  Kl.   6— 6,6  m 6,6 

Baselland 7,5 

Baselstadt:  Die  Hauptstr.  mindcKtens  9  m 27,0 

Bern:    Staatsstr.  I    Kl.   7,2,    II.  Kl.   5,4,    III.  Kl.  4,8,    Gemeindestr. 

IV.  Kl.   3,6  m 7,2 

Freiburg:  Die  alten  Str.   6,  die  neuen  4,8 — 5  m 6,0 

Genf:  IV.  Kl.   6,  III.  Kl.  8,  II.  Kl.   10,  I.  Kl.   12  m 12,0 

Glarus 6,3 

Graubünden  (B)  :  I.  Kl.  4,2—6,  II.  Kl.  3— 5  m 6,0 

Luzern :  Alte  Str.   unter  6  — 10,  neue  Str.   6  m 10,0   „ 

Neuenbürg :  III.  Kl.  4,8,  IL  Kl.   5,4,  I.  Kl.   7,2  m 7,2 

Nidwaiden 6,6 

Obwalden :  II.  Kl.   4,5,  I.  Kl.   6,3,  Gemeindestr.   2,25—4  m      .      .      .  6,3 
St.  Gallen:  Minimalbreiten:  Staatsstr.  mit  großem  Verkehr  6,5,  mit  ge- 
ringem Verkehr  5,  Hauptgemeindestr.  4,5,  untergeordnete  Gemeindestr. 
3,    Nebenstr.  3,    Hauptgüterstr.   3,    Nebengüterstr.   2,5  m,  Fußwege 

verschieden,  somit  Breite  der  wichtigeren  Str.  im  Minimum  .      .     .  6,5 

Schaff  hausen :  Hauptstr 8,0    „ 

Schwyz  (B):  Kantonsstr.  4,8 — 8,4,  Bezirks-  u.  Gemeindestr.  3,6 — 7,5  m  8,4   „ 

Solothurn 7,2    „ 

Tessiii :  Normalbr.  der  Kantonsstr.  7,  ausnahmsweise  bis  9,  Gemeindestr. 

3—5  m 9,0 

Thurgau:  III.KI.   3,6—4,2,  II.  Kl.  4,5—6,  I.  Kl.   5,4— 7,2  m    .     .  7,2 

J]y\  (B) 6,0 

Waadt:   Hauptstr 7,2 

Wallis  (Bj:  I.  Kl.  4,2—8,4,  II.  Kl.  3—5  m 8,4 
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Zürich:  Minimalbreite  für  I.  Kl.  5,4,  für  II.  Kl.  4,5,  für  HI.  Kl.  3,6  m; 
das  Maximum  der  Kronenbreite  beträgt  bei  den  Str.  I.  Kl.  7,8,  der 
Gebietsbreite  10,2  m 

Zug  (5;:  I.  Kl.  6— 6,6,  IL  Kl.  4,8— 5,4  m 

Maximalsteigung  der  Straßen. 

Aargau:  Neue  Str.  7,  alte  Str.  16  7o 

Appenzell  A.-Rb.:  I.  Kl.  7,  U.  Kl.  9,  HI.  Kl.   11  ^o      .... 

Appenzell  I.-Rh. :  I.  Kl.  8,  n.  Kl.  4  7o 

Baselland :  Hauptstr 

Baselstadt:  Hauptstr 

Bern:  Staatsstr 

Freiburg:  Kantonsstr.  7,5  ^/o  in  der  Ebene,  10  ^/o  im  Gebirge  .     .     , 

Genf:  Hauptstr.  ausnahmsweise  6,  sonst  nicht  tlber  b  ^/o  . 

Glarus  


GraubtLnden 

Luzern :  Kantonsstr.  8,  Gemeindestr.   10  ^o   •  

Neuenburg :  Hauptstr.  in  der  Regel  nicht  über  7,  ausnahmsweise  10  ^o 

Nidwaiden 

Obwalden:  I.  Kl.  9,  U.  Kl.   12,  Gemeindestr.   15  > 

St.  Gallen:  Staatsstr.   7,  Gemeindestr.   10  7© 

Schaff  hausen:  Für  Neu- Anlagen  6,  alte  bestehende  Hauptstr.   13  7o     • 

Schwyz 

Solothum 


Tessin 

Thurgau:  I.  Kl.  7,  II.  Kl.  10  7o    . 

Uri 

Waadt:  Thalstr.   7,  Bergstr.   10  7o 

Wallis "    .     .     .     . 

Zürich:  Ganz  ausnahmsweise  über 
Zug 


Maximal - 
breite 


7,8  m 
6,6   , 


16  7o 

11    « 

8   , 

6 

6 
12 
10 

6 
10 

? 

10 
10 

5 

15 
10 
13 

? 

10 
14 
10 

? 
10 

? 

6 

? 


n 

ff 


Strassenbrücken. 

Zahl    Grösste  Linsre 


Aargau     .    .    . 

Appenzell  A/Rh. 
Appenzell  I/Rh. 
Baselland . 
Baselstadt 
Bern  .  . 
Freiburg  . 
Genf  .  . 
Glarus.  . 
Graubflnden 
Luzem 
Neuenburg 
Nidwaiden 
Obwalden 
St  Gallen 


LandstraßenbrOcken 
Ortsverbindungsstr. . 

Größere  

Größere  


des  Staates      .     .     . 
Haupistraßenbrücken 
Stadt  Genf .... 


Kantonsstraßenbr.    . 
HauptstraßenbrQck. 

Landstraßenb.  I.0.II.  KL 
Staatsstraßenbrück. 
Gemeindestraßenb.  . 
Holz.  Rheinbrucken. 


88 

378 

64 

13 

71 

17 

670 

188 

6 

93 

(?) 
1111 
28 
27 
27 
79 
97 
13 


Grösst«  Breite 
173  m.  (Rheinfelden).     .    9,o  m.  (Aarau) 


100  . 
30  , 

41,«. 
250  , 
224  . 
246  ,. 
120  . 

47  . 

(?) 
U6,7. 

54  . 

76,s 

51  . 

174  . 


(Hundwylertobel)    6,0 

(?) 

9,7 
12,6 
14,7 

8,4 

10,0 

5.4 

(?) 

15,0 

7.« 
6,0 

5,5 

8,1 


(Johaoniter-Rheinbriicke) 
(Kircheofddbröcke  Bern) 
(Hiogcbrficke  Freibnrg) . 


(Seebr.  Luzern)  . 
(Biaafood  über  den  Doabs) 

(üb.  d.  Schliere)  . 
(Sitterbr.  Stranbeniell)  . 


FaiTM*,  Yolkswirthiehafts-Lexikon  der  Schweiz. 


(Kjdeckbr.  Bern). 
(Deber  der  GläneJ 


(Seebr.  Luz.) 
(P.  de  Serrierei) 


(Sitterbr.  St.) 


14 
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Schätzung 


Straßenbrück.I.-IIl.KI. 


Zahl  OröMta  Ltuge 

OrOMte  Breite 

55  114  . 

7,»  , 

(?)      (?) 

(?) 

14  109,.. 

10,1  . 

.     124  290  ,  (Ascona)     . 

•     •     7,0  , 

36  ]33,s 

9.«  . 

(?)      (?) 

(?) 

(?)      (?) 

(?) 

(?)      (?) 

(?) 

.    236  121  .  (Rheinbr.  Flaach)  20     ,  ((|u 

(?)      (?) 

(?) 

Schaff  hausen 

Schwyz 

Solothum 

Tessin  . 

Thurgau 

Uri  . 

Waadt 

WaUis 

Zürich 

Zug. 

3398  resp.   unter  Berücksichtigung   der  Kantone, 
welche  keine  Angaben  machten,  rund  4000. 


((|BAibr.  Ziirich) 


Baukosten  der  Strassen« 


Kantone. 


Aargau .     .     .     .    (I.  Kl. 
Appenzell  A.-Rh. 
Appenzell  1. -Rh.     (I.  Kl. 
Baselland   .     .     . 
Baselstadt  ...    (I.  Kl. 
Bern.     ... 
Freiburg     ...     (I.  Kl. 

Genf (I.  Kl. 

Glarus    .... 
Graubünden   .     . 
Luzern  .     .     .    .     (I.  Kl. 
Neuenburg      .     .     (I.  Kl. 
Nidwaiden .     .     . 
Obwalden  .    .     . 
St.  Gallen  .     .     .     (I.  Kl. 
Schafifhausen  .     .    (I.  Kl. 
Schwyz  .... 
Solothum  ...     (I.  Kl. 
Tessin    ....     (I.  Kl. 
Thurgau     ...     (I.  Kl. 

Uri 

Waadt  .... 
Wallis  .... 
Zürich  .... 
Zug 


HaopUtrasseD 

bis  1877 
nach  Baiier. 

Fr. 

8,665.100 

(seit  1850) 

373,500 

2,618,000 

1,357,000 
51,108,000 

8,851,000 


Abss:.  d.  Staates 
|gi7-l$SS 

Fr. 

219.400 
369,000 
102,000 
212,792 
856,000 
4,029,800 
1,991,820 


5,748  000  4,270,237 
1,475,000 


Aosg.d.Oemd. 
1877  - 1888 

Fr. 

466,300 
3,716,000 
(V) 

74,244 

minim 

3,172,900  58,310,700 

431,000  11,273,820 


Addition 
der  drei 
RoloDnen. 

Fr. 

9,350,800 
4,500,000 
475,500 
2,905,036 
2,213  000 


13,753,300 
4,533,000 
2,554,500 
922,400 
1,024,200 
5,722,000 
1,367,300 
4,026,000 


(?) 
74,153 

1,113,0()6 

106,000 

26,606 

390,000 

252,000 

(?) 


(?) 
(?) 

(?) 

115,984 

81,226 

26,000 

92,990 

2,200,000 

169,187 

(?) 


3,684,000  ca.  126,554  ca.  126,000 


10,025,700  350,000 

6,607,000  38.503 

2,757,000  (?) 

60  210,000  3,335,515 

10,080,500  (?) 


350,000 

(?) 

(?) 

1,437,199 

(?) 


10,018,237 
1 ,475,000 

13,753,300 
4,723,137 
3,748,792 
1,054,400 
1,143,796 
8,312,000 
1.788,487 
4,026,000 
3,936,554 

10,725,700 
6,645,503 
2,757,000 

64,982,714 

10,080,500 


18,986,000   693,841  ca.  1,100,000  20,779,841 
646,000    (?)        (?)  646,000 


Bund,  Subventionen  an  Alpen-  und  Militärstraßen 


259,625,817 
4.200,000 

Total    263,825,817 


Anmerkungen;  Aarf;au.  Der  Staat  betheiligt  sich  beim  Bau  von  Land- 
straßen in  der  Regel  durch  Uebernahme  von  %  ^^^  Kosten;  die  übrigen  Vs 
fallen  den  interessirten  Gemeinden  zur  Last;  von  den  Kosten  der  Ortsverbindungs- 
straßen übernimmt  der  Staat  ^/s,  die  Gemeinden  ^/b.  Die  Erstellung  von  Fuß- 
und  Fahrwegen  ist  gänzlich  Sache  der  Gemeinden.  —  Appenzell  A.-Rh.  §  4  des 
Straßengesetzes  von  1881 :  Der  Bau  von  Straßenlinien,  sammt  der  Erstellung  der 
nöthigen  Brückenbauten,  liegt  den  Gemeinden  ob,  auf  deren  Gebiet  sie  zu  erstellen 
sind  —  Appenzell  I.-Rh.  Die  Baukosten  der  Landstraßen  werden  ganz  vom  Staate 
bestritten ;  bei  der  Erstellung  von  neuen  G^meindestraßen  partizipirt  der  Staat 
mit   Vö  dor  Baukosten. —  Baselland.     Der  Staat  bestreitet  */4,  die  Gemeinden 
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Y«  der  Baukosten.  —  Baselstadt.  Die  Anlage  von  Straßen  ist  in  finanzieller 
Beziehung  ganz  Sache  des  Staates.  Den  Landgemeinden  liegt  nur  die  Erstellung 
Ton  Feldwegen  ob.  Stadt  und  Staat  Ba^el  sind  in  Bezug  auf  das  Straßen wesen 
identisch.  —  Bern.  In  die  Kosten  der  Staatsstraßen  I.,  II  und  III.  Ellasse 
theilen  sich  Staat  und  Gremeinden  ungefähr  zu  gleichen  Hälften  (1877 — 1888 
der  Staat  Franken  1,208,600,  die  Gemeinden  1,219,300  Franken);  die  Leistungen 
-der  Gemeinden  bestehen  meistens  in  der  Uebernahme  der  Entschädigungen  an  Grund- 
besitzer. An  den  Kosten  fiir  die  Korrektion  bestehender  Staatsstraßen  partizipirt  der 
f^taat  mit  zirka  %,  die  Gemeinden  mit  zirka  y« ;  an  die  Baukosten  von  Straßen 
IV.  Klasse  (Gemeindestraßen)  leistet  der  Staat  zirka  Ys,  die  Gemeinden  zirka  ^/s. 

Ltieern.  Bei  Anlage,  Erweiterung  oder  Korrektion  einer  Gemeindestraße 
übernimmt  der  Staat  1)  die  Projektirungsarbeiten ;  2)  die  Kunstbauten,  als  Bau 
der  Brücken  und  Dohlen  Über  45  cm  Breite  und  Höhe;  3)  die  Lieferung  der 
erforderlichen  Straßenmarchsteine  und  Wegweiser;  4)  die  Leitung  und  Beauf- 
sichtigung der  Arbeiten  durch  vom  Staat  bezahlte  Aufseher.  Die  Herbeischaifung  des 
sämmtlichen  Materials  zu  den  Kunstbauten,  die  Zufuhr  und  das  Setzen  der  Straßen- 
marchsteine und  der  Wegweiser,  sowie  alle  übrigen  Kosten  und  Leistungen  fallen 
den  betreffenden  Gemeinden  zu.  Nr.  1  und  4  übernimmt  der  Staat,  obwohl  ge- 
setzlich hiezu  nicht  verpflichtet,  auf  ein  diesbezügliches  Gesooh  hin  auch  bei 
öffentlichen  Güterstraßen.  Bei  sehr  bedeutenden  Bauten  oder  an  ökonomisch 
schwache  Gemeinden  kann  der  Große  Bath  ausnahmsweise  Staatsbeiträge  be- 
willigen, welche  jedoch  den  vierten  Theil  der  Kosten  nicht  übersteigen  dürfen. 
Für  Gemeindestraßen  mit  besonders  beschwerlichem  Unterhalt  kann  der  Begier ungs- 
rath  mit  Genehmigung  des  Großen  Rathes  einen  oder  zwei  Straßenknechte  auf 
Kechnung  des  Staates  anstellen. 

Neuenburg.  Die  Gemeinden  betheiligen  sich  am  Bau  neuer  Kantonsstraßen 
mit  7^»  <iör  Staat  mit  "/i.  —  NidwdUien.  Der  Staat  bezahlt  an  die  Erstellungs- 
kosten der  Gemeindestraßen  die  Hälfte.  —  St.  Gallen.  Der  Staat  unterstützt 
den  Gemeindestraßenbau  a.  durch  unentgeltliche  Anfertigung  der  wichtigeren 
-Straßenprojekte;  h.  durch  flnanzielle  Beiträge,  wenn  die  betheiligte  Gegend 
durch  die  Bauten  allzusehr  belastet  würde  oder  wenn  ein  allgemeines  Bedürfniß 
den  Bau  einer  Straße  wünschbar  erscheinen  läßt.  Bisher  beliefen  sich  diese  Bei- 
träge auf  20 — 40  ®/o.  —  Schaff  hausen.  Der  Bau  von  Straßen  L  Klasse  ge- 
schieht ganz  auf  Rechnung  des  Staates,  derjenige  von  Straßen  II.  Klasse  zu 
gleichen  Theilen  zwischen  Staat  und  Gemeinden.  —  Solothurn.  Die  Gemeinden 
partizipiren  an  den  Straßen neubauten  mit  zirka  50  ^/o,  und  umgekehrt  der  Staat 
am  Neubau  von  Gemeindestraßen  mit  50  ^/o.  —  Waadt,  Die  Gemeinden  zahlten 
^/lo  an  die  Baukosten  der  Straßen  I.  Klasse  und  ^jio  an  die  Straßen  IL  Klasse. 
Von  1890  an  ist  das  Verhältniß  für  alle  Straßen  »/lo  und  '/lo.  Am  Bau  der 
Gemeindestraßen  betheiligt  sich  der  Staat  mit  ^/lo  der  präsumtiven  Kosten.  — 
Zürich.  Der  Bau  der  Straßen  I.  Klasse  ist  Sache  des  Staates,  ausgenommen  den 
Transport  der  dazu  erforderlichen  Materialien  (Erdtransport  nicht  inbegriffen),  die 
Entfernung  des  Abraumes,  den  Schueebruch,  die  Stellung  von  Hülüsarbeitern  und  die 
Anbringung  von  Wegweisern  und  Schneezeichen,  welche  Leistungen  den  politischen 
Gemeinden  obliegen.  Der  Bau  der  Straßen  IL  und  III.  Klasse  ist  Sache  der- 
jenigen politischen  Gemeinden,  durch  deren  Bann  sie  sich  ziehen.  FUr  die  Straßen 
n.  Klasse  übernimmt  jedoch  der  Staat  auf  seine  Kosten  die  ersten  technischen 
Vorarbeiten  und  die  Bauaufsicht;  ferner  übernimmt  er  7« — Ys  ^^r  Baukosten. 
Außerordentliche  Anlagen  wie  Trottoirs,  Straßenpflaster,  Abzugskanäle  etc.  fallen 
^nz  den  betreffenden  Gemeinden  zur  Last. 


Straßen 


—     212     — 


Straßen 


Ausgaben  für  den  laufenden  Unterhalt  der  Straßen,  1888  oder  jährlich. 
Aasg.  d.  Staates.  Abs?,  d.  fiemd. 
Aargau  ....     148,200      li3,700    (Landstr.  131,700;  Ortsverbindungsstr.  130,200.> 
Appenzell  A-Rh.      130,000  ca.  30,000 
Rh.  .  15,570 

66,482        44,378    Staat  »/»,  Gemeinden  •/»• 

105,000    unbed.       Den  Landgd.  liegt  nur  d.  Unterh.  d.  Feldwege  ob.. 

Staat  zahlt  nichts  an  die  Gemeindestraßen. 


Appenzell  I 
Baselland 
Baselstadt 
Bern  .    . 
Freiburg 
Genf  .    . 
Glarus 
Graubünden 
Luzern    . 
Neuenburg 
Nidwaiden 
Obwalden 
St.  Gallen 
Sehaffhausen 
Schwyz  . 
Solothurn 
Tessin     . 
Thurgau 
üri     .     . 
Waadt    . 
Wallis     . 
Zürich    . 


660,000 

144,000 

175,000 

21,862 


(?) 
(?) 
(?) 
(?) 


55,434 

220,664 

15,000 

12,073 

465,000 
47,500 


34,751 

(?) 
2,000 

3,100 


Schneebruch  nicht  gerechnet 

Nur  für  Kantonsstr.,  ohae  d.  BrnckcB,  Wohrei  etc.  (15,000  Fr.)* 
Die  Gemeinden  unterhalten  nur  die  Vicinalwe&re. 
Staat  zahlt  den  Gemeinden  im  Maximum  50  70.. 

270,000  Fr.  Staatsstr.;  195,000  Fr.  f.  Gemeindestr. 
Der  DDterhilt  der  Und-  aod  TicinalitrasseB  ist  gaaz  Sache  dei  Staates. 


77,694        38,847  Nur  für  Kantonsstr.,  Staat  V»,  Gemeinden  Vs. 

218,313        21,179  Für  die  Staats-  und  Kreisstraßen. 

124,700        (?)  Für  Str.  I.  u.  U.  Klasse.  Iibefriffea  Korr.  jabrl.  H^mh^ 

352,300        (?)  För  Straßen  I.  u.  IL  Klasse. 

210,413  ca.  85,000  Für  Straßen  I.  u.  II.  Klasse. 


Zug    .    . 

Anmerkungen.  Äargau.  Der  Unterhalt  der  Landstraßen  wird  durcb 
den  Staat  besorgt,  ebenso  der  Unterhalt  der  Brücken  und  Coulissen.  Die  Gremeinden^ 
haben  dem  Staate  nur  die  Kosten  für  Fuhrleistungen  (Kiesauffuhr  und  Schutt- 
abfuhr) rückzu vergüten.  Der  Unterhalt  der  Ortsverbindungsstraßen  mit  den 
Brücken  und  Coulissen  ist  Sache  der  Gemeinden.  Der  Staat  betheiligt  sich  dabei 
nur  durch  Ernennung  und  Besoldung  des  Aufsichtspersonals  und  den  Unterhalt 
des  Werkgeschirrs.  —  Appenzell  A.-Rh,  Der  Unterhalt  der  Straßen  aller  drei 
Klassen,  sowie  der  betreffenden  Brücken,  ist  Sache  des  Staates.  —  AppemeU 
I.'Rh.  Der  Unterhalt  der  Landstraßen  ist  ausschließlich  ;^che  des  Staates.  An 
den  Unterhalt  der  Gemeindestraßen  leistet  der  Staat  6  —  7  Rp.  per  laufenden 
Fuß  bei  Straßen  von  14 — 16  Fuß  Breite,  4  —  5  Rp.  bei  schmäleren  Straßen.  — 
Baselstadt.  Alle  Straßen,  Feldwege  in  den  Landgemeinden  nicht  inbegriffen, 
werden  vom  Staat  unterhalten.  —  Freihurg,  Die  Gemeinden  partizipiren  am 
Unterhalt  der  Kantonsstraßen  und  der  Staat  mit  75  am  Unterhalt  der  Gemeinde- 
straßen. Die  ausnahmsweise  belasteten  Gemeinden  erhalten  besondere  Subsidien. 
—  Luzern,  Die  Kantonsstraßen  werden  durch  den  Staat  unterhalten.  Die 
Gemeinden,  durch  deren  Gebiet  die  Kantonsstraßen  führen  und  denen  dieselben 
eine  Gemeindestraße  ersetzen ,  sind  jedoch  zu  einer  Beitragsleistung  verpflichtet, 
welche  dem  Unterhalt  einer  Gemeindestraße  von  gleicher  Länge  entspricht.  Die 
Gemeindestraßen  sind  durch  die  Gemeinden  allein  zu  unterhalten,  die  öffentlichen 
Grüterstraßen  durch  die  Gemeinden  und  die  Anstößer  gemeinsam.  —  Neuenburg, 
Der  Staat  unterhält  alle  Kantonsstraßen,  die  Gemeinden  ihre  Vicinalwege.  — 
Nidwaiden  bezahlt  an  die  Unterhaltungskosten  der  Gemeinden  im  Maximum 
die  Hälfte.  —  St.  Gallen.  Die  Staatsstraßen  werden  vom  Staat  unterhalten. 
Da,  wo  Gemeinden  auf  dem  Straßenzuge  einer  Staatsstraße  ein  Gussenpflaster 
erstellen,  leistet  der  Staat  der  Gemeinde  einen  Beitrag,  gleich  den  Kosten  des 
Unterhaltes  einer  gleichen  Straßenstrecke  ohne  Pflaster.  Der  Unterhalt  der 
Gemeindestraßen  in  der  ganzen  Ausdehnung  des  Gemeindegebietes  ist  Sache  der 
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politischen  Gemeinden.  In  demselben  ist  inbegriffen  die  Oeffnung  bei  Anhäufang 
Ton  Schnee.  Denjenigen  politiechen  Gemeinden,  in  welchen  die  Kosten  des  ünter- 
Jialtes  der  Straßen  II.  Klasse  neben  den  anderen  Gemeindelasten  eine  ausnahms- 
weise Höhe  erreichen,  ohne  daß  ihnen  durch  die  Erhebung  einzelner  Straßen  zu 
Staatsstraßen  eine  Erleichterung  verschafft  wird,  leistet  der  Staat  an  die  Unter- 
haltskosten einen  angemessenen  Beitrag.  (Diesbezügliche  jährliche  Ausgabe  in  den 
letzten  Jahren  10,000  Fr.  —  Schaff  hausen.  Der  Staat  unterhält  sowohl  die 
Land-  als  die  Yicinalstraßen.  —  Solothurn,  Am  Unterhalt  und  am  Ausbau  der 
'Gemeindestraßen  betheiligt  sich  der  Staat  mit  %,  die  Gemeinden  mit  ^/s.  — 
Tessin.  Seit  1889  fallen  sämmtliche  Straßenunterhaltungskosten  dem  Kanton  zur 
Last. —  Thurgau,  Die  Gemeinden  haben  ihre  Straßen  (III.  Klasse)  ganz  auf 
•eigene  Kosten  zu  unterhalten.  —  Waadt,  Die  Gemeinden  betheiligen  sich  am 
Unterhalt  der  Kantonsstraßen  II.  Klasse  mit  Zufuhr  von  Material.  Der  Unter- 
halt der  nicht  klassifizirten  Straßen  liegt  ganz  den  Gemeinden  ob.  —  Zürich, 
Der  Staat  besorgt  den  Unterhalt  der  Straßen  I.  Klasse  (den  Gemeinden  liegt  der 
Puhrdienst  ob) ;  die  Gemeinden  denjenigen  der  Straßen  II.  und  III.  Klasse,  doch 
bestreitet  der  Staat  die  Besoldung  der  Straßenwärter  auf  den  Straßen  II.  Klasse. 
An  Gemeinden,  deren  Straßen  IL  und  III.  Klasse  durch  Abfuhr  von  Holz  aus 
•den  Staatswaldungen  oder  Ausbeutung  von  Staatsbergwerken  erheblich  geschädigt 
werden,  zahlt  der  Staat  eine  angemessene  Entschädigung. 

Die  Verwaltung  des  Straßen wesens  ist  in  allen  Kantonen  so  ziemlich 
nach  dem  gleichen  System  geordnet,  indem  entweder  Baudepartemente  oder  die 
Eegierung  als  solche  die  Aufsicht  führen.  Fär  die  direkte  Leitung  und  Beauf- 
-sichtigung  des  Straßenwesens  sind  Oberingenieure,  Straßeninspektoren  und  das 
sonst  nöthige  technische  Personal  angestellt.  Die  Eidgenossenschaft  führt  laut 
Art.  37  der  Bundesverfassung  die  Oberaufsicht  im  Besondern  über  die  Post- 
•straßen  und  über  die  internationalen  Alpenpässe  (s.  Band  I,  Seite  34). 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  daß  die  Bedeutung  mancher  Straßen 
für  den  Verkehr  seit  dem  Ausbau  des  reich  verzweigten  Schweiz.  Eisenbahnnetzes 
zurücktritt.  Namentlich  wird  der  Gütertransport  sozusagen  ganz  von  den  Eisen- 
bahnen aufgesogen.  Dagegen  ist  zu  beachten,  daß  die  mächtige  Ausgestaltung 
des  modernen  Transportwesens  den  Güteraustausch  enorm  gesteigert  hat,  so  daß 
der  Ausfall  der  Straßen  am  großen  Güterverkehr  durch  den  Nahverkehr  mit 
den  Bahnstationen  vielfach  mehr  als  aufgewogen  wird.  Der  Personentransport 
aber  hat  sich  aus  denselben  Ursachen  weit  über  das  früher  gewohnte  Maß  aus- 
gedehnt, so  daß  die  Erstellungs-  und  Unterhaltungskosten  selbst  der  großen 
Alpenstraßen,  etwa  mit  Ausnahme  zeitweise  des  Simplon,  des  Bernhardin  und 
des  Gotthard  seit  der  Vollendung  des  Tunnels,  durchaus  nicht  als  unwirthschaft- 
liche  Auslagen  anzusehen  sind.  Das  zeigt  sich  neuerdings  darin,  daß  man  sich 
ernstlich  mit  dem  Bau  einer  Grimselstraße  beschäftigt. 

Von  den  Wasserstraßen  handelt  der  Artikel  „Schifffahrt**. 

Literatur:   Seit  dem  monumental  angelegten  Hauptwerk  von  Ingenieur  B a v i er > 
„Die  Straßen  der  Schweiz''  (Zürich,  Orell,  Füßli  &  Cie.  1878)  werden  die  Fortschritte 
•  der  Forschung  durch  folgende  Werke  bezeichnet:  für  die  Römerzeit:  J.  Näher,  „Die 
römischen  Müitärstraßen  und  Handehwege  in  der  Schweiz  und  in  Südicestdeutsch- 
-Und"  (2.  Aufl.  Straßburg,  Noiriel  1888);  für  Mittelalter  und  Neuzeit:  die  vortrefflichen 
Abhandlungen    von  Oehlmann   im  ,,  Jahrbuch  für  Schueizergeschichte   1878 —Id"*^   die 
sorgfältige  Untersuchung  von  CamiUe  Favre,  ebenda  188S,  ziisammenfsissend  und  weiter- 
führend:  Geering,  ^Handel  und  Industrie   der  Stadt  Basti*'  (Basel,  Schneider  18.sG), 
liauptsächlich  Kap.  III  und  Vm.  Als  populäre  Darstellung  verdient  C.  Peyer^  „Geschichte 
A«  Beisens  in  der  Schweiz*  (Basel,  Detloff  1885)  Erwähnung. 
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Slrikes: 


StraHsenlÄDge 

Eiiitheilung 

33564  m 

Normalbahn. 

1993   „ 

t) 

2571    , 

Spezialbahn. 

14610   « 

ff 

245(5   „ 

t» 

10817    „ 

»1 

100G6    „ 

1» 

9221    , 

Tramways. 

4672    „ 

»» 

8610   « 

1» 

Strassenbahnen.  unter  dieser  Benennung  sind  solche  Eisenbahnen  zn  ver- 
stehen, deren  Greleise  auf  öffentlichen  Straßen  liegen.  In  Bezug  auf  die  Bau-  und 
Betriebsyerhältnisse  der  Straßenbahnen  zerfallen  diese  zunächst  in  sog.  Tramway« 
oder  städtische  Straßenbahnen  und  in  Straßenbahnen,  welche  nach  Bau  und  Be- 
trieb zu  den  Normal-  oder  Spezialbahnen  gerechnet  werden.  Nachstehend  folgt 
das  Yerzeichniß  der  Schweiz.  Straßenbahnen  mit  Angabe  der  von  denselben  be- 
nutzten Straßenlänge  und  der  Eintheilnng  der  Linien  in  der  Eisen bahnstatistilc 
nach  dem  Bestand  auf  Ende  1887: 

Bahnunternehmung 

Seetbalbahn . 
Eriens-Lu  zern-Bahn 
Birsigthalbahn  . 
Frauenfeld  Wyl     . 
Geneve-Veyrier 
Lausanne-Echallens 
Waldenburgerbahn 
Genfer  Tramways  . 
Tramway  in  Biel  . 
Zürcher  Tramway 

Gesammtlänge     98570  m 

Strickerei.  Dieser  Hansindustriezweig  par  excellence  beschäftigt  nahezu  3000' 
Personen.  Es  gibt  ziemlich  viele  Fabrikanten,  welche  20 — 100  Personen  be- 
schäftigen. Das  meiste  ist  Maschinenarbeit.  1867  wurde  die  erste  Strickmaschine 
(aus  Amerika)  eingeführt,  dann  kam  eine  deutsche.  Anfangs  der  70er  Jahre 
entstand  indeß  eine  Fabrik  in  Schaffhausen  (Firma  Angst  &  Schneider),  welche 
viel  leistungsfähigere  Maschinen  herstellte  und  vorzüglich  damit  reussirte.  Ihr- 
folgte  eine  zweite  Fabrik  in  Couvet  (Neuenburg).    Vgl.   „Wirkerei**. 

Strikes.  (Verfasser :  Hr.  Werner  Krebs,  Sekretär  des  Schweiz.  Gewerbe- 
vereins.) Die  Bezeichnung  der  Arbeitseinstellungen  (französisch  Grhve)  mit  dem. 
englischen  Worte  j^Strike^  (=  Schlag,  Streich)  hat  sich  auch  in  der  deutschen 
Sprache  so  allgemein  eingebürgert,  daß  sich  eine  der  englischen  Aussprache  ent- 
sprechende Schreibweise  empfiehlt.  Trotz  dieser  englischen  Wortabstammung  dürfen 
wir  die  Streiks  nicht  als  ein  aus  England  resp.  Amerika  importirtes  fremdartiges 
Gewächs  in  unserm  wirthschaftlichen  Leben  bezeichnen.  Zugegeben  auch,  daß- 
nirgends  wie  in  diesen  Ländern  die  Geschichte  der  Streiks  eine  so  große  und 
bedeutsame  EoUe  spielt,  so  lehren  doch  die  Chroniken  der  schweizerischen  und 
deutschen  Städte  znr  Grenüge,  daß  daselbst  schon  im  Mittelalter  ähnliche  Er- 
scheinungen zu  Tage  traten. 

Fast  jede  gewerbsame  deutsche  Stadt  hatte  frühe  schon  ihre  Handwerker- 
nnruhen,  Gesellenauszüge,  Aussperrungen,  Verrufserklärungen  von  Meistern  u.  s.  w. 
Die  Menge  der  deßhalb  erlassenen  Reichsgesetze  und  Beschlüsse  zeugt  hinlänglich 
von  dem  Umfange  und  der  Tiefe  des  Uebels.  Jene  Ruhestörungen  hingen  enge 
mit  dem  Zunftwesen  zusammen,  sie  waren  damals  wie  heute  eine  Frucht  der 
sozialen  Zeitverhältnisse;  sie  verschwanden  mit  der  Auflösung  der  Zünfte,  um 
unter  der  Herrschaft  der  Gewerbefreiheit,  unter  der  Herrschaft  der  großindu- 
striellen   Entwicklung  in  moderner  Form  wieder  aufzuleben. 

Schon  im  XII.  Jahrhundert  sind  Streitigkeiten  zwischen  Handwerksmeistern 
und  Gesellen  durch  die  Zunftgeinchte  entschieden  worden ;  schon  damals  bestundeiL 
neben  den  Zünften  der  Meister  geheime  Gesellen  verbände,  welche  viele  Arbeits- 
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eiDstellnngen   bewerkstelligten   und   deßhalb   durch  Znnftbeschliiäse,    Gesetze   und 
Polizeigewalt,  oft  fruchtlos,  aufgelöst  und  verboten  wurden. 

Laut  «Yolkswirthschafts-Lexikon**  (I.  Bd.,  p.  306)  hatte  Basel  im  Jahre 
1471,  also  kurz  nach  Einführung  der  Buchdr ucker kunst,  einen  Buchdruckerstreik. 
Noch  frühere  Urkunden  dieser  Institution  sind  im  Archiv  der  Stadt  Baden  zu 
finden  : 

,1421,  den  9.  Heumonat.  Burgermeister  und  Käthe  der  Stadt  Zürich  thun  kund, 
daß  zwischen  den  Zunftmeistern,  Meistern,  Zünften  und  Gesellschaften  der  Schuhmacher 
einestheils  und  den  ,  Schuhknechten  "^  oder  Gesellen  anderntheils  in  den  Städten  Kon- 
stanz, Ueberlingen,  Schaffhausen,  Winterthur,  Luzern,  Aarau,  Bremgarten,  Baden,  Brugg, 
Kaiserstuhl  und  LofTenberg  (Laufenhurg)  Mißheilungen  wegen  angeblicher  Lasten,  die 
den  Gesellen  von  Seiten  der  Meister  zugemuthet  wurden,  bestanden,  etc.  —  Die  Schuh- 
knechte hielten  ihren  «Mayen*  (Gesellenversammlung)  in  Zürich  und  übertrugen,  im 
Einverständniß  mit  den  Meistern,  den  gütlichen  Entscheid  dem  Rath  der  Stadt  Zürich. 
Dieser  yergUch  dahin,  daß  künftig  aller  Hader  vergessen  und  die  Gesellen  von  den 
Meistern  bülig  behandelt  werden  sollten;  die  Erstem  sollen  ihre  Klagen  nur  bei  der 
Zunft  oder  den  Wohnsitzbehörden  anbringen,  nicht  aber  bei  auswärtigen  Gerichten 
Recht  suchen;  das  Recht,  einen  , Mayen*  zu  halten,  einen  , König*,  , Schultheiß*  und 
»Weibel*  zu  wählen,  bleibt  den  Gesellen  gewährleistet.* 

Es  müssen  aber  die  Streitigkeiten  mit  den  Schuhknechten  fortgedauert  haben, 
denn  ein  vom  August  1428  datirter  Spruchbrief  des  Raths  zu  Rheinfelden  be- 
stätigte den  vorerwähnten  Entscheid  mit  Ausnahme  des  Rechts  der  Gesellen, 
„Mayen"  zu  halten,  „König,  Schultheiß  und  Weibel**  zu  wählen.  Die  Schuh- 
knechte mußten  schwören,  im  Uebertretungsfalle  als  Meineidige  das  Leben  ver- 
wirkt zu  haben. 

1431  saßen  in  Baden  mehrere  daselbst  in  Arbeit  gestandene  deutsche  Grürtler- 
gesellen  gefangen,  „weil  sie  sich  über  Meister  und  Gesellen  ihres  Handwerks  eine 
Gerichtsbarkeit,  die  nur  dem  Rathe  zusteht,  angemaßt  und  ihre  Mitgesellen  will- 
kürlich mißhandelt  hatten '^.     Sie  mußten  Urfehde  schwören. 

Ein  Streik  der  Schmiedegesellen  in  Baden  im  Jahre  1475  beschäftigte  selbst 
die  eidgenössische  Tagsatzung,  welche  hierauf  eine  Verordnung  über  das 
Verfahren  bei  solchen  Streitigkeiten  erließ. 

Ein  Streik  der  Kolmarer  Bäckergesellen,  in  welchen  auch  die  kirchliche 
Brüderschaft  der  Basler  Bäcker  verwickelt  war  und  der  sich  schließlich  von 
Basel  über  das  ganze  Elsaß  und  Breis  ff  au  erstreckte,  dauerte  von  1495  bis 
1505,  also  10  Jahre!  Stadtbehörden  und  Gerichte  konnten  nichts  ausrichten, 
erst  die  große  beidseitige  Noth  zwang  zum  Friedensschluß,  der  durch  ein  Schieds- 
gericht formulirt  wurde.  Die  Bäckerzunft  von  Kolmar  hatte  nach  heutiger  Währung 
Fr.  1070  Kosten  zu  zahlen. 

Frankreich^  England,  Italien  hatten  im  Mittelalter  ähnliche,  zum  Theil 
weit  bedeutendere  Störungen.  Die  Fordermiffen  jener  Zeit  waren  von  den  heutigen 
wenig  verschieden ;  sie  zielten  auf  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  Lohnerhöhungen, 
Verbesserung  der  Verpflegung,  Ausschluß  der  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

Insbesondere  zu  24eiten  der  Theurung  kam  es  zu  vielen  Streitigkeiten,  wie 
denn  überhaupt  die  Geschichte  der  Streiks  in  allen  Ländern  lehrt,  daß  sie  mit 
den  Preis  Verhältnissen  und  der  höhern  oder  geringern  Arheitsthätigkeit  enge 
zusammenhängen;  ihre  Zahl  und  ihr  Verlauf  geben  zum  Theil  ein  Spiegelbild 
der  wirthschafllichen  Lage.  Enden  die  Streiks  überwiegend  zu  Gunsten  der 
Arbeitgeber,  so  läßt  sich  auf  Abnahme  der  Arbeit  —  nehmen  sie  dagegen  einen 
den  Arbeitern  günstigen  Verlauf,  so  läßt  sich  auf  eine  wachsende  Nachfrage 
schließen. 
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Die  Schweiz  ist  in  den  letzten  50  Jahren  von  vielen  Streiks  heimgesucht 
worden ;  eine  genaue  objektive  Geschichte  oder  Statistik  derselben,  wie  sie  z.  B. 
in  Nordamerika  durch  das  statistische  Arbeitsbureau  in  Washington  und  in  Frank- 
reich bearbeitet  wird,  existirt  bei  uns  nicht;  sie  würde  sehr  viele  interessante 
Beiträge  zur  vaterländischen  Kulturgeschichte  liefern  können.  Ans  der  Zeit  bis 
1875  hat  sich  in  dieser  Materie  unseres  Wissens  nur  Victor  Böhmert  in  seinem 
Werk  „Arbeiter Verhältnisse  der  Schweiz**  bethatigt;  außerdem  mußten  uns  die 
Tagespresse  und  die  Arbeiterliteratur  als  Quellenmaterial  dienen;  eine  objektive 
Berichterstattung  wird  durch  diese  oft  sehr  einseitig  gehaltenen  Notizen  ziemlich 
erschwert;  noch  weniger  wird  es  möglich,  eine  vollständige  Streikchronik  der 
letzten  25  Jahre  zu  bieten. 

Selbst  unsere  größten  und  andauerndsten  Arbeitseinstellungen  sind  im  Ver- 
hältniß  zu  den  bedeutenden  Streiks  in  Amerika  und  England  nur  Bagatelle  ; 
dort  wird  die  Großindustrie  mit  ihren  riesigen  Fabrikstädten,  bei  uns  aber 
hauptsächlich  das  Handwerk  und  Kleingewerbe  von  diesen  Störefrieden 
der  Arbeit  beunruhigt.  Die  weite  Verbreitung  der  schweizerischen  Industrie  über 
das  Land,  den  Wasserläufen  entlang  bis  zu  den  höchsten  Bergdörfern  am  Fuße 
der  Gletscher;  der  Mangel  an  großen  Fabrikstädten  mit  einer  Massen- Arbeiter- 
bevölkerung; die  große  Verschiedenheit  der  Produktionsmittel;  die  Ansässigkeit 
so  vieler  Arbeiter,  welche  an  die  Scholle  gebunden  sind  und  ihren  Kohl  in  Ruhe 
pflanzen  wollen ;  die  hoch  entwickelte  Hausindustrie,  namentlich  in  der  Textil- 
brauche,  in  welcher  die  Hausarbeiter  ihr  oft  kostbares  Arbeitsgeräthe  selbst  be 
sitzen;  das  im  Allgemeinen  günstige,  fast  patriarchalische  Verhältniß  zwischen 
Fabrikbesitzer  und  Arbeiter  —  und  andere  wirthschaftliche  Verhältnisse  erschweren 
das  Zustandekommen  von  Koalitionen.  Gewerkschaften  sind  unter  den  Fabrik- 
arbeitern der  Schweiz  selten;  fast  alle  Versuche  früherer  und  jüngster  Zeit  sind 
an  obigen  Umständen  gescheitert;  gewerkschaftliche  Vereinigungen  aber  bilden 
fast  immer  das  Fundament  der  Arbeitseinstellungen;  für  diese  ist  daher  der 
Boden  des  Kleingewerbes  in  den  großem  Städten  oder  gewerbreichen  Bezirken 
weitaus  günstiger,  und  hier  finden  wir  auch  weitaus  die  meisten  Streikfälle,  die 
bestorganisirten  und  zahlreichsten  Gewerkschaften. 

Die  Gesetzgebung  des  Bundes  und  der  Kantone  bietet  den  Arbeits- 
einstellungen nicht  jene  Schwierigkeiten,  wie  sie  anderorts  bestehen.  Das  Polizei- 
strafgesetz des  Kts.  Baselstadt  bestimmt  in  §  164: 

,Wer  Andere  durch  Zwang,  Drohung,  Ehrverletzung  oder  Verrufserklärung  be- 
stimmt oder  zu  bestimmen  sucht,  an  Verabredungen  zum  Behuf  Erlangung  günstigerer 
Lohn-  oder  Arbeitsbedingungen,  besonders  durch  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung 
von  Arbeitern,  Theil  zu  nehmen,  ebenso  wer  durch  solche  Mittel  Andere  hindert  oder 
zu  hindern  sucht,  von  solchen  Verbindungen  zurückzutreten,  wird  mit  Haft  (bis  zu 
42  Tagen)  bestraft.* 

Diese  (wahrscheinlich  in  der  Schweiz  einzig  dastehende)  Bestimmung  fand 
u.  A.  in  den  Jahren  1884  nud  1886  Anwendung  gegenüber  den  streikenden 
Seidenarbeitern  und  Schreinern. 

Im  eidg.  Fabrikffesetz  sodann  setzt  §  9  die  ordentliche  Kündigungsfrist  auf 
14  Tage  fest  und  bedroht  in  §  19  Zuwiderhandlungen  mit  Bußen  von  Fr.  5 
bis  Fr.  500.  Es  ist  uns  jedoch  kein  Fall  bekannt,  daß  diese  Bestimmung  bei 
Arbeitseinstellungen,  wo  die  Kündigungsfrist  nicht  eingehalten  worden  war,  An- 
wendung gefunden  hätte. 

Um  eine  gedrängte,  wenn  auch  leider  nicht  vollständige  üebersicht  über 
den  Verlauf  der  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  der  Schweiz  stattgefundenen 
Streiks  geben  zu  können,  müssen  wir  im  Allgemeinen  die  historische  Reihenfolge 
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i>eobachteD,  mit  Ausnahme  von  solchen  Fällen,  welche  vermöge  ihres  Charakters 
und  ihrer  lokalen  oder  gewerblichen  Natur  enge  zusammengehören. 

Wie  wir  schon  angedeutet,  geben  die  Häufigkeit  und  rasche  Folge,  die 
Entstehung  und  das  Resultat  der  Streiks  ein  ziemlich  genaues  Spiegelbild  der 
wirthsohaftüchen  Lage  ihrer  Zeit.  Wir  werden  im  Folgenden  sehen,  daß  in  den 
«og.  „guten  Jahren**  die  Streiks  häufiger  auftreten  und  öfter  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  als  der  Unternehmer  endigen. 

Eine  der  ältesten,  wenn  auch  unbedeutenderen  Arbeitseinstellungen  unserer 
Zeit  war  die  in  der  Tuchdruckerei  Egid.  Trlimpy  in  Glarus  im  Jahre  1837 
stattgefundene.  Streitursache  war  die  Einführung  einer  Arbeitsglocke,  welche 
«ich  die  Arbeiter  nicht  gefallen  lassen  wollten.  Nach  14tägiger  Arbeitspause 
war  Friede  der  Glocke  „erst'  Geläute**. 

Nun  müssen  wir  volle  20  resp.  30  Jahre  überspringen  bis  zum  nächsten 
uns  bekannten  Fall;  wohl  mögen  die  politisch  so  stürmischen  40er  Jahre  nicht 
.ganz  ohne  Störung  des  sozialen  Friedens  abgelaufen  sein! 

In  den  Jahren  1857  und  sodann  wieder  1867  fanden  unter  den  Schuh- 
tnachern  Zürichs  Bewegungen  statt,  welche  theils  gegen  die  früher  gebräuch- 
liche „Suppen kost*",  theils  gegen  die  niedrigen  Lohnansätze  gerichtet  waren;  der 
im  Jahre  J857  vereinbarte  Lohntarif  wurde  10  Jahre  später  für  unzureichend 
befunden.  Die  Meister  waren  geneigt,  den  Arbeitern  entgegen  zu  kommen,  und 
^hingen  ein  Schiedsgericht  vor;  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  trat  aber  auf  die 
Tereinbarten  Ansätze  nicht  ein;  der  „Putsch"  verlief  zu  Ungunsten  der  letztem; 
4ie  „Suppenkost'*  wurde  zum  Theil  weiter  verabreicht  bis  1871,  wo  nach  noch- 
maligen Verhandlungen  die  Meister  ihrer  Abschaffung  beipflichteten  und  die  ge- 
forderte Lohnerhöhung  von  10 — 30  ®/o  dem  „freien  Ermessen**  anheimstellten. 
Erst  im  Jahre  1873  kam  eine  definitive  Uebereinkunft  (Lohntarif,  elfstündiger 
Normalarbeitstag,  allwöchentliche  Ausbezahlung)  zu  Stande. 

Wegen  einer  vom  Gewerbeverein  Chur  für  die  Stadt  erlassenen  „Gewerbe- 
ordnung** brach  am  5.  September  1859  daselbst  ein  Streik  aus;  die  Arbeiter 
Terlangten  beim  Polizeipräsidenten  Rückzug  dieser  Verordnung;  er  wies  sie  auf 
den  gesetzmäßigen  Weg.  Die  Gewerbeordnung  wurde  pro  1.  Januar  1860  in 
Xraft  erklärt. 

Im  Jahre  1867  fand  eine  erste,  im  Jahre  1872  eine  zweite  Arbeits- 
•einstellung  in  der  Buchdrucker  ei  Georg  BriHel  in  Lausanne  statt.  Beide  Male 
handelte  es  sich  um  Einführung  einer  Normalzahl  von  Lehrlingen;  das  erste 
Mal  streikten  22,  das  zweite  Mal  18  Arbeiter;  beide  Streiks  waren  erfolglos, 
es  wurden  sogar  noch  mehr  Lehrlinge  angestellt  und  ein  Setzeratelier  für  Frauen 
eingerichtet.  Der  Typographenbund  erklärte  deßhalb  die  Offizin  für  seine  Mit- 
glieder geschlossen.  Wegen  Ausschreitungen  gegen  die  weiter  arbeitenden  Ge- 
hülfen wurden  vom  Gericht  Geldstrafen  verhängt.  Dqt  zweite  Streik  endigte 
zudem  mit  einem  Preßprozeß  gegen  das  Verbandsorgan  „Le  Gutenberg**,  welches 
wegen  Veröffentlichung  der  Namen  der  10  NichtStreikenden  kriminell  zu  Fr.  250 
Entschädigung,  Fr.  100  Buße  und  den  Prozeßkosten  (zusammen  ca.  Fr.  800) 
Terurtheilt  wurde. 

Die  folgenden  6  Jahre  sind  reich  an  Arbeiterbewegungen. 

Eine  Ende  1868  in  Basel  begonnene  Arbeitseinstellung  von  600  Seiden- 
färbem  verlief  nach  wenigen  Tagen  vollständig  zu  ihren  Ungunsten,  weil  aus 
Zürich  und  Lyon  genügender  Ersatz  an  Arbeitskräften  eingetreten  war.  Die 
wieder  antretenden  Arbeiter  mußten  schriftlich  die  Verpflichtung  eingehen,  „an 
nichts   theilzunehmen,    was    auf   das  Geschäft   störend    oder   hindernd    einwirken. 
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kann,  bei  erneuerten  Arbeiteeinstellangen  sich  nie  mehr  zu  betheiligen  nnd  all- 
fallige  aufreizende  Wahrnehmungen  unter  den  Arbeitern  zur  Kenntniß  der  Meister 
zu  bringen**.     Viele  Arbeiter  wurden  bleibend  brodlos. 

Im  September  1870  stellten  wieder  46  Arbeiter  einer  Fabrik  wegen  Lohn- 
forderuDg  die  Arbeit  ein;  die  Fabrik  konnte  während  des  3  Wochen  dauerndeo 
Streiks  fortarbeiten.  Das  Civilgericht  verurtheilte  die  Arbeiter  zur  Fortsetzung 
der  Arbeit  und  zum  Schadenersatz,  das  Polizeigericht  wegen  Vertragsbruch  zu 
Fr.  5  Buße.  Sie  nahmen  die  Arbeit  wieder  auf  und  die  Fabrik  gewährt«  hierauf 
einige  Konzessionen.     Der  Streik  kostete  die  Arbeiter  Fr.  12,000. 

Von  1868  bis  zum  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges  war  Genf 
der  Schauplatz  zahlloser  umfangreicher  und  aufregender  Streiks ;  die  ,,Inter- 
nationale**    wird  als  deren  geistige  Urheberin  bezeichnet. 

Im  April  1868  begannen  die  Maurer,  Steinhauer,  Zimmerleute  und  Schlosser 
zu  streiken ;  sie  verlangten  statt  zwölfstündiger  zehnstündige  Arbeitszeit  und  eine 
Lohnerhöhung  von  20  ®/o;  nach  5  Wochen  kam  durch  Vermittlung  von  Staats- 
rath  Camperio  und  Armand  Goegg  ein  Vergleich  zu  Stande,  wonach  elfstündige 
Arbeitszeit  und  10  ^/o  Lohnerhöhung  bewilligt  wurden.  Die  Graveure  und  Typo- 
graphen  streikten  je  3  Monate;  über  den  Verlauf  dieser  beiden  Streiks  konnten 
wir  nichts  mehr  erfahren. 

Die  größte  wohl  jemals  in  der  Schweiz  stattgefundene  Arbeitseinstellung 
war  diejenige  des  gesammten  Bauhandwerks  in  Genf  vom  9.  Juni  bis  16.  Juli 
1870.  Schon  vorher  hatten  die  Gypserarbeiter  zu  streiken  begonnen.  Die  Meister 
der  verschiedenen  Bauhaud werke  erkannten,  daß  es  seitens  der  Internationale 
darauf  abgesehen  sei,  ein  Gewerk  nach  dem  andern  in  einen  Streik  zu  verwickeln ; 
sie  kündigten  deßhalb  an,  daß  ihre  sämmtlichen  Werkstätten  am  11.  Juni  ge- 
schlossen würden,  wenn  die  Arbeiter  bis  zum  9.  die  Arbeit  nicht  wieder  auf- 
nähmen. Letzteres  geschah  nicht  und  der  allgemeine  Streik  begann.  1200  Arbeiter 
reisten  ab  und  2000  andere  blieben  arbeitslos.  Vermittlungsversuche  scheiterten. 
Der  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  allein  vermochte 
Frieden  zu  stiften  in  Genf;  ohnedies  waren  die  Hülfsmittel  der  Arbeiter  erschöpft; 
sie  nahmen  am   17.  Juli  die  Arbeit  zu  den  alten  Bedingungen  auf. 

Die  Opfer  der  Arbeiter  für  diese  Streiks  waren  sehr  beträchtlich  ;  da» 
Bundeskomite  schätzte  sie  auf  Fr.  82,417  (Graveure  Fr.  12,000,  Bauhandwerker 
Fr.  13,852,  Steinbauer  und  Maurer  Fr.  2565,  Typographen  Fr.  13,500  u.  s.  w.)» 
Das  Komite  erklärte  „die  erreichten  Vortheile  außer  Verhältniß  zu  den  gebrachten 
Opfern;  Arbeitseinstellungen  sollten  nicht  ohne  Reservefonds  und  nur  in  klar 
bestimmten  Fällen,  nach  Erschöpfung  aller  gütlichen  Mittel,  begonnen  und  nie 
dürften  zwei  Einstellungen  zu  gleicher  Zeit  erklärt  werden**. 

Ein  im  Jahre  18u9  3  Wochen  dauernder  Streik  der  Lausanner  Bau- 
Handwerker  kostete  die  Arbeiter  Fr.  8500. 

Im  Dezember  1869  stellten  in  Zürich  von  47  Buchbindergeh^Uen  38  die 
Arbeit  ein;  sie  verlangten  bessere  Bezahlung  und  Verminderung  der  Arbeitszeit 
auf  10  Stunden,  erzielten  aber  nichts.  Die  sozialdemokratische  „Tagwacht**  be- 
merkte zu  diesem  Streik,  daß  man  sich  hüten  solle,  zum  Zwecke  höherer  Löhne 
einen  Streik  hervorzurufen,  wenn  nicht  ein  sicherer  Erfolg  vorauszusehen  sei. 
„Alles  in  Allem  ist  ein  schlecht  vorbereiteter  oder  geführter  Streik  mit  seinem 
ganzen  Aergerniß  und  gegenseitigen  Haß  der  Arbeitersache  so  schädlich,  daß 
man  sich  davor  wie  vor  dem  ärgsten   Unrecht  hüten  sollte.** 

Gleichzeitig  wogten  in  Chaux-de-Fonds  nnd  Locle  mehrere  Lohn- 
kkmpie.     Beim  ersten  im  Juli   1869  ausgebrochenen  Streik  handelte  es  sich  um 
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DurchfdhruDg  eines  Eeglements,  welches  die  Graveure  für  ihre  Yerbandsmitglieder 
aufgestellt  hatten.  Durch  Vermittlung  der  Societe  commerciale  et  industrielle  kam 
nach  3  Wochen  eine  Vereinbarung  zu  Stande,  wonach  die  Arbeitszeit  auf  10 
Stunden  normirt  wurde.  Im  Juli  1870  begann  der  Konflikt  von  neuem;  zwei 
Patrone  hatten  obige  Vereinbarung  verletzt,  die  Graveurvereinsmitglieder  weigerten 
sich  deßhalb,    bei  ihnen  zu  arbeiten,    und  schließlich  mußten  erstere  nachgeben» 

Der  zweite,  bedeutend  größere  Streik  begann  im  April  1872.  Die  Graveur- 
gel^ülfen  verlangten  20  ^/o  Lohnerhöhung;  die  Patrone  wollten  10  ^/o  gewähren,, 
sofern  diese  Erhöhung  auch  andernorts  durchgeführt  werde  und  die  Gehülfen 
nicht  mehr  für  eigene  Rechnung  zu  Hause  arbeiten  wollten ;  letztere  hielten  diese 
Bedingungen  für  unannehmbar.  Vermittlungsversuche  und  eine  weitere  Offert» 
der  Patrone,  15  ^/o  zu  gewähren,  scheiterten  anfänglich  am  Widerstand  des- 
Graveurvereins.  Als  später  letzterer  mit  dieser  Offerte  sich  begnügen  wollte, 
zogen  die  Patrone  sie  zurück.  Es  blieb  deßhalb  den  Gehülfen  nach  zweimonat- 
lichem Streik  nichts  übrig,  als  zu  den  frühern  Bedingungen  die  Arbeit  wieder 
aufzunehmen.  Beide  Parteien  hatten  sehr  gelitten ;  einige  Ateliers  waren  ein- 
gegangen; die  Gehülfen  zeigten  sich  „fatigu^  des  greves**  ;*  die  von  ihnen  be- 
absichtigte Gründung  einer  Produktivgenossenschaft  scheiterte  an  den  hohen 
Anlagekosten. 

Den  Emailmalern,  welche  ebenfalls  mit  einem  Streik  drohten,  wurden  20  ^/o 
Lohnerhöhung  bewilligt,  dagegen  eine  Lohnerhöhung  für  die  Uhrfedernmacher 
verweigert. 

Die  nach  Beendigung  des  deutsch-französischen  Krieges  beginnende  groß- 
artige Entwicklung  der  Produktion,  die  sog.  „Gründerzeit**,  hatte  auch  bemerk- 
baren Einfluß  auf  die  Lohnfrage;  überall  machte  sich  in  der  Arbeiterschaft  daa 
Bestreben  nach  Verbesserung  ihrer  Lage  geltend;  die  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften stieg,  die  meisten  Forderungen  wurden  ohne  erhebliche  Kämpfe  bewilligt 
oder  dann  siegreich  erstritten. 

So  erlangten  im  Jahre  1871  40  streikende  Schuhmnohergaseihn  in  Winter 
thur  nach  dreiwöchentlichem  Streik  Einfuhrung  des  Stücklohnes  und  eines  ge- 
regelten Lohntarifos ;  die  Meister  konnten  sich  nicht  einigen  und  unterlagen.  Eine 
zweite,  im  Februar  1872  ausgebrochene  Arbeitseinstellung  von  40  —  50  meist 
fremden  Arbeitern  der  drei  Schuhfabriktn  in  Winterthur  dauerte  bis  zum  Juni; 
die  Arbeiter  forderten  Lohnerhöhung  um  15  —  25  ^/o,  \^elche  anfänglich  bewilligt 
wurde;  nur  weigerten  sich  die  Fabrikanten,  den  Tarif  zu  unterzeichnen,  weßhalb 
der  Streik  fortdauerte  und  schließlich  mit  Erhöhung  von  10 — 20  ^o  endigte. 
Die  Fabrikanten  waren  sehr  geschädigt,  weil  sie  übernommene  Lieferungen  nicht 
halten  konnten  und  die  tüchtigsten  Arbeiter  ohne  genügenden  Ersatz  verreisten; 
sie  hätten  sich  diesen  Schaden  durch  Unterzeichnung  des  ihnen  genehmen  Tarifs 
leicht  ersparen  können. 

Vom  13.  Juni  bis  15.  Juli  1871  beschäftigte  ein  größerer  Streik  der 
Äppretirer  in  St.  Gallen  nicht  nur  die  dortige  Bevölkerung,  sondern  dio 
gesammte  Industrie  der  Schweiz  und  selbst  des  Auslandes  aufs  Lebhafteste. 
Gleichzeitig  wurden  verschiedene  Handwerke,  namentlich  die  Schreinerei,  in 
denselben  verflochten;  die  Gesammtzahl  der  Streikenden  wird  auf  ca.  300  ge- 
schätzt, wovon  114  Äppretirer.  Sie  verlangten  hauptsächlich  Keduktion  der 
Arbeitszeit  von  12  auf  10  72  Stunden. 

Die  „Ltttemationale**  soll  hauptsächlich  Anregung  uncj  Unterstützung  gegeben 
haben.  Die  Bevölkerung  zeigte  sich  den  Forderungen  der  Äppretirer  so  lange 
geneigt,   bis    der   den   Streik   unterstützende   Arbeiterverein   sich   als   Glied   dea 
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^internationalen  Arbeiterbundes **  erklärte.  Deßhalb  vereinigten  sich  die  meisten 
Arbeitgeber  za  dem  Beschlüsse,  alle  Mitglieder  jenes  Bandes  aoszasperren,  was 
.große  Arbeiterdemonstrationen,  Proteste,  Verhandlangen  mit  der  Eantonsregiemng 
zur  Folge  hatte.  Ein  von  letzterer  'angebahntes  EiniguDgsamt  wurde  von  den 
Arbeitgebern  zurückgewiesen.  Mitte  Juli  kehrten  die  Arbeiter  ailmälig  in  ihre 
Werkstätten  zurück ;  die  Arbeitszeit  wurde  auf  1 1  Stunden  reduzirt,  die  1  Yt- 
.stündige  Mittagspause  und  die  Lohnerhöhung  zurückgewiesen.  Beide  Theile  wurden 
geschädigt;  die  Arbeiter  opferten  ca.  Fr.  5400  an  Unterstützungen,  die  Einbußen 
Ali  Arbeitslohn  nicht  gerechnet.  Erhebliche  Ruhestörungen  fanden  nicht  statt. 
Wenn  auch  mit  der  sofortigen  Arbeitseinstellung  ein  Kontraktbruoh  verbunden 
war,  so  wurde  ihm  keine  rechtliche  Folge  gegeben. 

Die  Kommission  des  internationalen  Arbeiter bundes  gab  nach  Schluß  des 
Streiks  die  öffentliche  Erklärung  ab,  „daß  sie  nach  reiflicher  Ueberlegung  und 
kurzer  Erfahrung  zur  Einsicht  gekommen  sei,  daß  die  Maßregel  der  Arbeits^ 
einstellungen  selten  die  gewünschten  Erfolge  erziele*^.  Der  internationale 
Arbeiterverein  selbst,  vorher  zahlreich  und  mächtig,  zerfiel  nach  dem  Streik. 

In  verschiedenen  Handwerken  der  Stadt  St.  Gallen  setzten  sich  die  Lohn- 
bewegungen mit  theilweisem  Erfolg  für  die  Arbeiter  fort  bis  Ende  Oktober ;  bei 
•den  Schreinern  handelte  es  sich  hauptsächlich  um  Abschaffung  des  Stücklohnes. 
Ein  im  Oktober  1871  gemachter  Versuch,  in  der  Maschinen werkstätte  Sankt 
<7eorgen    bei  St.  Gallen    die  zehnstündige  Arbeitszeit  einzuführen,    mißglückte. 

Ebenso  mißglückte  eine  kurze  Arbeitseinstellung  in  der  Gewehriehryk  in 
Neuhausen  bei  Schaff  hausen  wegen  relativ  vermindertem  Stücklohn,  der  aber 
•durch    verbesserte  Maschineneinrichtung   mit  Mehrproduktion  aufgewogen  wurde. 

An  einer  Arbeitseinstellung  der  Weher  in  der  Wollfabrik  Fleckenstein- 
:Schultheiß,  welche  in  Wädensweil  114  und  in  Feldbach  (Kt.  Zürich)  86 
Arbeiter  beschäftigte,  betheiligten  sich  im  November  1871  am  letztern  Orte  nur 
14  Arbeiter  während  zwei  bis  drei  Tagen;  diese  forderten  Lohnerhöhung  um 
14  ^/o  und  Verminderung  der  Arbeitszeit,  ohne  Erfolg.  Die  Urheber  des  Streiks 
wurden  entlassen. 

Ein  im  Jahre  1872  in  der  Gl  am  er  Druckindustrie  infolge  des  neu  er- 
fundenen Düppeldruckes  entstandener  Streit,  die  sogenannte  ^Tüi'kenkappen-Frage*, 
hatte  ohne  eigentliche  Arbeitseinstellung  die  bedeutsame  Folge,  daß  das  Glarner 
Volk  an  der  Landagemeinde  die  Fabrikarbeitszeit  von  13  auf  11  Stunden  herab- 
setzte und  damit  den  Anfang  zu  einer  Fabrikgesetzgebung  in  der  Schweiz  machte. 

Erfolglos  blieb  im  Juni  1873  eine  1^2tägige  Arbeitseinstellung  von  420 
Arbeitern  der  Spinnerei  und  Weberei  Barth.  Jenni  &  Co.  in  Uaslen  (Kt.  Glarus), 
welche  Lohnerhöhung  verlangten. 

Ebenso  scheiterte  im  Januar  1873  ein  plötzlich  und  planlos  begonnener 
Streik  von  300  Arbeitern  der  Spinnerei,  Weberei  und  Zwirnerei  Job.  Wild 
in  Wettingen  (Aargau);  die  verlangte  Lohnerhöhung  von  30  ®/o  und  Revision 
4er  Fabrikkrankenkasse-Statuten  wurden  entschieden  abgelehnt;  am  dritten  Tage 
kehrten  die  meisten  der  Streikenden  (zirka  600  hatten  sich  nicht  betheiligt)  zur 
Arbeit  zurück  und  nur  etwa  20  blieben  fort  oder  wurden  entlassen. 

Von  Bedeutung  waren  ein  zehn  wöchentlicher  Streik  der  Schreiner  und  ein 
Ächtwöchentlicher  der  Schmiede  und  Wagner  in  Zürich  im  Jahre  1872.  Am 
ersteren  betheiligten  sieh  mehrere  hundert  Arbeiter;  sie  verlangten  zehnstündige 
Arbeitszeit  und  einen  Minimaltaglohn  von  Fr.  3.  Die  Meister  wollten  nur  auf 
-eine  Lohnerhöhung  um  15 — 20  ®/o,  eine  Arbeitszeit  von  10^4  Stunden  eintreten^ 
^hich  einem  Taglohn  von  Fr.  2.  50  bis  Fr.  3.  80;  auch  hielten  sie  am  Stüok« 
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lohn  fest.  Yermittlangsversuclie  scheiterten  an  der  Leidenschaftlichkeit  der  heid- 
seitigen  Führer.  Die  Arbeitgeher  verschiedener  Handwerke  beschlossen  anch^ 
eine  allgemeine  ünterstützungskasse  zar  gegenseitigen  Hülfe  und  zum  Schutze 
vor  Oewaltignng  zu  bilden ;  diese  Kampfgenossenschaft  scheint  sich  jedoch  nicht 
verwirklicht  zu  haben.  Am  18.  Mai  1872  kam  eine  gegenseitige  CTebereinkunft 
zu  Stande,  wonach  die  Stundenarbeit  freigestellt,  die  Normalarbeitszeit  auf  zeha 
Standen  festgesetzt,  eine  Lohnerhöhung  von  20  °/o  bewilligt,  der  Minimal-Taglohn. 
von  Fr.  3  und  ein  Minimalstundengeld  von  30  Cts.  angenommen  wurde. 

Beim  Streik  der  Schmiede  und  Wagner  betheiligten  sich  zirka  100  Arbeiter, 
von  denen  ein  Drittel  beim  Beginn  des  Streiks  sofort  abreisten.  Sie  forderten 
ebenfalls  zehnstündige  Arheitszeit  und  20  ^/o  Lohnerhöhung,  Kost  auswärts  und 
Ansprache  mit  „Sie**.  In  einigen  Werkstätten  kamen  Ruhestörungen  vor,  di& 
polizeiliche  Hülfe  nöthig  machten.  Die  Arbeitgeher  gründeten  einen  Verein  und 
verpflichteten  sich  zu  gegenseitiger  Aushülfe.  Endlich  mußten  die  Arbeiter  nach- 
geben, es  fand  gegenseitiges  Entgegenkommen  statt  und  die  Arbeitszeit  wurda 
auf  elf  Stunden  normirt. 

Ein  im  Juni  1872  drohender  Streik  der  Schreiner  in  Bern  mit  ähnlichen 
Forderungen  wie  in  Zürich  wurde  durch  eine  gemischte  Kommission  von  Meistera 
und  Arbeitern  zu  beiderseitiger  Befriedigung  rasch  geschlichtet.  Die  Arbeiter 
ließen  die  Forderungen  der  Arbeitszeit- Reduktion  und  eines  Minimal-Taglohnes 
von  Fr.  3  fallen,  während  die  Meister  in  andrer  Form  Lohnerhöhung  bewilligten 

Ein  eigenartiger  Streik  war  derjenige  mehrerer  Mitglieder  des  Tonhalle- 
Orchesters  in  Zürich  im  Winter  1872/73;  die  Hauptforderung  betraf  sofortige 
Lohnerhöhung,  worauf  die  Verwaltung  nicht  eintrat ;  einige  Mitglieder  traten  aus- 
oder  wurden  entlassen. 

Der  deutsch-französische  Krieg  hatte  namentlich  der  Genfer  Bijouterie 
einen  außerordentlichen  Aufschwung  gebracht;  infolge  dessen  brach  im  Winter 
1872/73  ein  vier  Monate  dauernder  Streik  aus.  Die  Arbeiter  betrachteten  die 
noch  allgemein  übliche  Taglohnarbeit  unter  ihrer  Würde  und  verlangten  Stücklohn 
nach  einem  zu  vereinbarenden  Tarif,  sowie  neunstündige  Arbeitszeit;  sie  konnten 
ihre  Forderungen  nur  zum  Theil  durchsetzen.  Dieser  Lohnkampf  kostete  die 
Arbeiterschaft  Fr.  49,000;  Fr.  13,000  gingen  von  Genf,  Fr.  12,000  von  aus- 
wärts als  Geschenk,  ferner  Fr.  21,000  als  Darlehen  ein.  Zur  Tilgung  dieser 
Schuldenlast  mußte  jeder  in  Genf  beschäftigte  Goldarbeiter  zwei  Jahre  lang  ein& 
Wochen«» teuer  von  Fr.  1  entrichten. 

Die  Buchdruckerstreiks  der  siebziger  Jahre  werden  am  besten  im  Zusammen- 
hang hehandelt : 

In  der  Brodtmann'schen  Buchdruckerei  in  Schaffhausen  stellten  im 
Januar  1872  nach  vorheriger  Kündigung  sechs  Gehülfen  die  Arbeit  ein;  sie 
verlangten  25 — 30  ^/o  Lohnerhöhung,  Verminderung  der  Arbeitszeit  und  Ein- 
setzung eines  Schiedsgerichts.  Durch  Vermittlung  den  Zentralkomites  des  Schweiz. 
Typographenhundes  wurde  schließlich  eine  Lohnerhöhung  von  15®/o  und  Ver- 
minderung der  Arbeitszeit  um  V2  Stunde  vereinbart.  Der  Streik  dauerte  sieben 
Wochen  und  kostete  beide  Theile  große  Opfer;  die  Streikenden  kamen  nicht 
wieder  zum  Eintritt. 

Eine  Arbeitseinstellung  in  der  Offizin  Lörtscher  in  Vi  vis  im  Juni  1873 
war  ohne  Belang.  Dagegen  wurde  bedeutungsvoll  für  die  Zukunft  ein  erbitterter 
Lohnkampf,  den  die  Zürcher  Buchdrücke rprir\z\i^a,]e  und  -Gehülfen  führten  — 
bedeatnngsvoU  deßhalb,    weil   hinter    beiden  Parteien    das  gesammte   organisirte 
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Bachdrookergewerbe  der  Schweiz,  der  Verein  schweizerischer  Buchdruckerei- 
besitzer einerseits  und  der  Schweizerische  Typographenbund  anderseits  stand. 

Ende  1869  war  zwischen  Buchdnickerprinzipalen  und  -Gehülfen  von  Zürich 
«in  Lohntarif  vereinbart  worden,  der  eine  Verbesserung  von  ca.  16 — 35  ®/o  in 
«ich  schloß.  Im  Herbst  1872  verlangten  die  Gehülfen  in  einem  revidirten 
Tarif  weitere  Lohnerhöhung  n  von  ca.  25  ®/o;  die  Prinzipale  wollten  auf  Grund- 
lage des  frühern  Tarifs  nur  10  ®/o  gewähren.  Die  „Typographia"*  Zürich  fand 
•diese  Offerte  für  ungenügend,  erklärte  die  Oftizin  Orell  Füßli  &  Co.  für  Bundes- 
mitglieder  geschlossen  und  warnte  vor  Zuzug  nach  Zürich;  in  einer  spätem 
Versammlung  erklärte  sie,  diese  „Blokade**  aufheben  zu  wollen,  wenn  ein 
Schiedsgericht  zur  Entscheidung  der  obwaltenden  Streitigkeiten  bestellt  werde. 
In  der  Folge  kam  durch  Delegirte  ein  vereinbarter  Lohntarif  mit  15  **/o  Lohn- 
•erhöhung  zu  Stande,  der  am  1.  Dezember  1872  in's  Leben  treten  sollte;  er 
wurde  aber  von  der  „Typographia**  mit  geringem  Mehr  abgelehnt,  ebenso  ein 
neuer  Entwurf  der  letztem  von  den  Prinzipalen.  Die  „Typographia**  beschloß 
in  Folge  dessen  am  14.  Dezember  Vertagung  der  Tarifrevision  und  Sistirung 
aller  Reiseunterstützungen  an  Zuwandernde,  d.  h.  die  Gehülfenzahl  wurde  da- 
durch möglichst  reduzirt,  daß  der  Platz  Zürich  in  Blokadezustand  versetzt,  jedem 
Mitglied  die  Annahme  einer  Kondition  deuselbst  verboten  und  Abreisende  mit 
Fr.  20  Reisegeld  unterstützt  wurden.  Der  von  den  Prinzipalen  anfgestellt« 
Tarif  trat  am  1.  Januar  1873  in  Kraft,  die  Frage  seiner  Anwendung  führte 
jedoch  zu  solchen  Differenzen  unter  den  Gehülfen,  daß  41  Mitglieder  (von  etwa 
108)  den  Austritt  aus  dem  Typographenbnnde  erklärten.  Die  nächsten  drei 
Monate  verstrichen  ohne  bemerkenswerthe  Ereignisse;  im  April  jedoch  wurde 
die  Blokade  seitens  der  „Typographia**  erneuert;  am  11.  Juni  verlangten 
26  Mitglieder  aus  3  Offizinen  eine  neue  Tariferhöhung  um  10  ^/o  nebst  ver- 
schiedenen Forderungen  bezüglich  Arbeitszeit,  Kündigungsfrist,  Schiedsgericht  u.  s.  w. 
und  erklärten  im  Falle  der  Nichtannahme  auf  den  14.  Juni  die  Kündigung. 
Dieselbe  erfolgte  denn  auch  in  Folge  Ablehnung  der  Fordemngen  durch  25 
Bundesmitglieder. 

Das  Zentral komite  des  Vereins  Schweiz.  Buchdruckereibesitzer  in  Bern,  an 
welches  sich  die  Zürcher  Prinzipale  gewandt  hatten,  theilte  schon  am  15.  Juni 
die  Liste  der  Streikenden  sämmtlichen  Buchdruckereibesitzem  der  Schweiz  mit 
der  Aufforderung  mit,  keinem  der  genannten  Gehülfen  bis  auf  Weiteres  Kondition 
zu  geben,  weil  ^es  sich  um  einen  ohne  tiefern  Grund  heraufbeschwornen  Streik 
handelt,  wie  er  muthwilliger  noch  selten  vom  Zaun  gerissen  worden"  sei.  Den 
25  Streikenden,  welche  zum  Theil  sofort  die  Arbeit  verließen,  schlössen  sich 
im  Verlauf  weitere  7  einer  vierten  OflBzin  an,  weil  diese  den  andern  Aushülfe 
geleistet  hatte.  Der  Streik  verlief  für  die  Gehülfen  ohne  jeden  Erfolg,  die 
Streikenden  sahen  sich,  soweit  sie  nicht  in  der  bundetJgetreuen  Genossenschafts- 
buchdruckerei Beschäftigung  fanden,  zur  Abreise  gezwungen,  und  so  endete  im 
August  1873  der  im  Oktober  1872  begonnene  Kampf  zwischen  den  beiden  Be- 
rufsvereinen mit  einer  empfindlichen  Niederlage  für  den  Gehülfenverein,  der  auf 
wenige  Mitglieder  reduzirt  wurde  und  erst  nach  langen  Jahren  sich  wieder  etwas 
■erliolte. 

An  einem  Streik  in  der  Buchdruckerei  der  „Liberte**  in  Freiburg  im 
Mai   1874   beteiligten  sich  elf  Gehülfen. 

Eine  Tarif bewegung  in  Bern  im  Februar  187G  endigte  nach  zweitägigem 
Streik  in  der  Mehrzahl  der  Offizinen,  an  dem  sich  ca.  r»0  ßundesmitglieder  be- 
teiligten,   mit  vollständiger  Anerkennung  des  bereits  zwischen  wenigen  Otfizineu 
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mit  ihren  Grehülfen  vereinbarten  Lobnlarifs;  derselbe  brachte  eine  Lohn  Verbesserung 
von   10 — 25  ®/o,  wöchentliche  Auszahlung  u.  s.  w. 

Nicht  so  günstigen  Erfolg  für  die  Gehülfen  batte  der  rasch  folgende  Buch- 
ilruokerstreik  in  Basel,  welcher  ebenfalls  eine  Lohnaufbesserung  bezweckte. 
Es  betheiligten  sich  ca.  60  Gehülfen;  die  Forderungen  wurden  nicht  anerkannt, 
«die  Streikenden  wurden  in  der  Mehrzahl  arbeitslos,  die  Typographia  büßte  den 
großem  Theil  ihrer  Mitglieder  ein  und  die  gesammte  Gehülfenschaft  opferte  über 
Fr.  10,000  ohne  Erfolg.  Auch  dieser  Streik  war  unbesonnen  und  ungeschickt 
begonnen,  wie  der  Zürcher. 

Die  erste  Folge  der  Niederlage  war  die  Bildung  einer  Genossen scha fU- 
bnchdr uckerei j  um  wenigstens  einen  Stamm  von  Bundesmitgliedem  auf  dem 
Platze  Basel  zu  erhalten ;  dieselbe  ging  später  in  das  Eigenthum  des  Typographen- 
bnndes  über,  der  sie  noch  jetzt  unter  eigener  Leitung  als  Vereinsbuchdruckerei 
betreibt. 

Als  weitere  Folge  beider  Streiks  ist  der  Beschluß  des  Schweiz.  Tt/pof/raphen- 
hundeSy  der  ältesten  und  best  organisirten  Gewerkschaft  in  der  Schweiz,  zu 
betrachten,  wonach  dem  Bundesvorstand  größere  Machtbefugnisse  bei  Arbeits- 
einstellungen gewährt  und  ihm  die  Verpflichtung  auferlegt  wurde,  daß  er  nur 
nach  ernstlicher  unparteiischer  Prüfung  aller  Umstände  entscheide,  ob  eine  Arbeits- 
einstellung stattfinden  dürfe  oder  nicht;  würde  entgegen  einer  bezüglichen  In- 
struktion dennoch  ein  Streik  begonnen,  so  müßte  er  der  Bundesunterstützung 
entbehren.  Dem  Entscheid  vorgängig  hat  der  Bundesvorstand  eine  Vermittlung 
der  Parteien  zu  versuchen.  Bei  einem  Mißlingen  derselben  ist  immerhin  die  Zu- 
stimmung von  ^li  der  Sektionsmitglieder  und  die  schriftliche  Verpflichtung  aller 
vom  Streik  Betrottenen  erforderlich,  die  Arbeit  nicht  ohne  Genehmigung  des 
Vorstandes  aufnehmen  zu  wollen.  Diese  Bestimmungen  hindern  ein  unbesonnenes 
Vorgehen  und  die  Terrorisiruug  der  Minderheit  durch  eine  unbedeutende  Mehr- 
heit. Es  ist  denn  auch  infolge  dieser  Vorsichtsmaßregeln  seit  1876  in  der  Schweiz 
keine  bedeutendere,  vom  Typographenbunde  unterstützte  Arbeitseinstellung  vor- 
gekommen, obwohl  die  zu  diesem  Zwecke  seit  1867  gebildete  und  durch  regel- 
mäßige Wochenbeiträge  sämmtlicher  (ca.  1000)  Mitglieder  gespiesene  Bundes- 
Meservekasse  (Streikkasse),  abgesehen  von  den  besondern  Lokal- Reservekassen 
einzelner  Sektionen,  zur  Zeit  ca.  Fr.  20,000  Vermögen  besitzt.  Es  ist  auch  zu 
hoffen,  daß  in  Bälde  durch  Vereinbarung  des  Schweiz.  Typographenbundes  und 
des  Vereins  schweiz.  Buchdruckereibesitzer,  welche  in  den  letzten  Jahren  in  mehr- 
facher Beziehung  gemeinsam  wirkten,  ein  FAnlgiinysamt  für  das  gesammte  Schweiz. 
Buchdmckerge werbe  geschaffen  werden  könne,  als  weiterer  Schritt  zur  Hebung 
und  Verbesserung  desselben  auf  friedlichein  Wege. 

Auch  die  „Socieie  federaiioe  des  typographcs  de  la  Suisse  romande^^  ein 
mit  dem  Typographenbunde  solidarisch  verbundener  Bruder  verein  für  die  fran- 
zösische Schweiz,  kennt  in  Bezug  auf  Eins  ehr  änkuncf  der  Streiks  ähnliche 
Bestimmungen  wie  die  oben  erwähnten :  Eine  Arbeitseinstellung  darf  nicht  erklärt 
werden,  ehe  die  Gründe  dafür  dem  Zentralausschuß  mitgetheilt  wurden;  dieser 
übersendet  dieselben  mit  seinem  Gutachten  sämnitlichen  Sektionen  und  diese  ent- 
scheiden, ob  die  Arbeitseinstellung  stattzufinden  habe  oder  nicht.  Eine  solche 
darf  auch  nicht  verhängt  werden,  ehe  alle  (liltlichen  Mittel  erschöpft  sind; 
namentlich  soll  jedesmal  zuvor  eine  Vcrmittlnngskonimissiou  ernannt  werden, 
welche  die  friedliche  Einigung  zu  versuchen  hat. 

Wie  diese  beiden  Buchdruckerverbände,  so  führten,  durch  herbe  Erfahrungen 
erfolgloser   Streiks   gewitzigt,    auch    andere   schweizerische   Gewerkschaften   ijov- 
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bettende  Bestimmungen  ein.  Es  schreiben  z.  B.  die  Statuten  des  im  Jahre  1874 
gegründeten  Schuhmac  her  Verbandes  vor: 

,Wenn  in  einer  Ortschaft  seitens  der  Mitglieder  des  Verbandes  ein  Streik  beab- 
sichtigt wird,  so  hat  der  Zentralvorstand  zu  untersuchen,  ob  derselbe  gerechtfertigt  ist 
und  wie  er  alsdann  zu  unterstützen  sei.  Nur  solche  Streiks  sollen  unterstützt  werden, 
welche  vorher  angezeigt  und  vom  Zentralvorstand  gebilligt  sind.* 

Die  zu  diesem  Zweck  verfügbaren  Mittel  des  Schuhmacherverbandes  scheinen, 
allerdings  sehr  gering  zu  sein,  entsprechend  den  bescheidenen  Beiträgen  der  Mit- 
glieder. In  ähnlicher  Weise  bestimmen  die  Statuten  des  1877  gebildeten  Spengler^ 
Verbandes y  daß  Sektionen,  welche  eine  Arbeitseinstellung  beabsichtigen,  mindestens 
vierzehn  Tage,  ehe  die  Forderungen  den  Meistern  eingereicht  werden,  dem  Zentral- 
vorstand genauen  Bericht  über  die  Sachlage  einsenden  müssen.  Die  endgültige 
Entscheidung  darüber,  ob  eine  Arbeitseinstellung  stattzufinden  habe,  hat  die 
Yorortssektion,  Endlich  hat  die  y^Federaiion  des  graveurs  et  guiUocheurs^  der 
westschweizerischen  Uhren  in  dustrie,  1868  gegründet,  die  Entscheidung  über  den 
Beginn  einer  Arbeitseinstellung  in  derselben  Weise  der  Gesammtheit  der  Sektionen 
vorbehalten,  wie  der  romanische  Buchdruckerverband  (vergl.  oben);  die  seitens 
der  einzelnen  Sektionen  an  die  Feiernden  zu  leistende  Unterstützung  bemißt  sich 
nach  der  Zahl  ihrer  Mitglieder. 

Wir  folgen  nun  wieder  mehr  der  chronologischen  Ordnung  der  Streiks. 
Wie  oben  schon  erwähnt,  war  besonders  die  erste  Hälfte  der  70er  Jahre  mit 
ihrer  vermehrten  Produktion  und  vertheuerten  Konsnmation  reich  an  Lohnkämpfen 
und  Streiks,  während  die  folgenden  zehn  Jahre  fast  einem  WalTenstillstand 
glichen.  Es  sind  aus  dieser  Zeit  zu  erwähnen :  Ein  Schuhmacherstreik  in 
Schaffhausen  im  Jahre  1875,  vom  Schweiz.  Schuhmacher  verband  (Arbeiter) 
unterstützt  und  mit  theilweisem  Erfolg  begleitet;  ein  erfolgloser  Streik  der 
Schriftsetzer  in  Lausanne  wegen  Lohntarif  im  Februar  1877;  ein  Spew/ler- 
streik  in  Zürich  im  Jahre  1878  zur  Verwirklichung  der  zehnstündigen  Arbeits- 
zeit, nach  zweimonatlicher  Dauer  mit  einer  vollständigen  Niederlage  der  Arbeiter 
endigend;  ein  Buvhdruckerstreik  in  Luzern  im  Januar  1883;  ein  Streik  in 
der  größten  Uhrenfabrik  von  Locle  im  November  1884  wegen  Lohnherabsetznng 
u.  s.  w.  Eine  halbtägige  Arbeitseinstellung  in  sämmtlichen  Buchdruckereien 
Chur's  am  18.  Februar  1884  endigte  durch  Vermittlung  des  Zentralkomite  des 
Schweiz.  Typographenbundes  mit  Annahme  der  meisten  Forderungen  der  G^hülfen. 

In  den  letzten  Jahren  (1886 — 1889)  nahmen  die  Arbeitseinstellungen  wieder 
in  besonderm  Maße  überhand,  nicht  sowohl  infolge  wesentlich  veränderter  Pro- 
duktionsverhältnisse in  Industrie  und  Gewerbe,  als  durch  vermehrte  Organisation 
und  Thätigkeit  der  beidseitigen  Bern fs verbände ;  auch  handelte  es  sich  in  diesen 
Kämpfen  weniger  um  Lohnerhöhungen,  als  um  Abwendung  von  Lohnreduktionen^ 
sowie  besonders  um  prinzipielle  Interessenfragen,  wie  Eegulirung  der  Arbeitszeit,. 
Einführung  von  Werkstattordnungen  und  Arbeitsbüchern,  um  die  Frage:  «Stück- 
oder  Zeitlohn**    u.  s.  w. 

In  den  60er  und  70er  Jahren  hatten  die  Arbeiter  vielerorts  den  Stücklohn,, 
die  Akkordarbeit  mit  schweren  Kämpfen  durchgesetzt.  —  Ende  der  80er  Jahre 
verlangen  sie  Abschaffung  der  Akkordarbeit  und  Minimal  taglöhne.  So  rasch 
ändern  sich  Verhältnisse  und  Ansichten ! 

Die  Gewerkschaften  der  Holzarbeiter  (Möbel-  und  Bauschreiner,  Zimmer- 
leute, Klaviermacher,  Wagner,  Drechsler  und  Holzbildhauer)  zeigten  sich  besonders 
tbätig  auf  diesem  Gebiete.  Die  verschiedenen  Lokulvereine  bildeten  im  Jahre 
1886  den  Schweiz.  Holzarbeiterverband  mit  den  ausgesprochenen  Zwecken:  Ein* 
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fühning  eines  höchstens  zehnstündigen  Arbeitstages  und  eines  den  jeweiligen  Ver- 
hältnissen entsprechenden  Lohnes;  Rechtsschutz  der  Mitglieder  gegenüber  den 
Arbeitgebern;  Einführung  von  Schiedsgerichten  für  die  Streitigkeiten  aus  den 
bestehenden  Arbeitsverträgen;  Aufnahme  statistischer  Erhebungen  Über  die  Lage 
der  Holzarbeiter  an  den  verschiedenen  Orten  der  Schweiz;  Gründung  eines 
Streikfonds;  Beseitigung  der  Akkord-  und  Sonntagsarbeit.  Bei  der  Erkämpfung 
besserer  Löhne  und  kürzerer  Arbeitszeit  gedachte  der  Verband  systematisch  auf 
Grund  seiner  statistischen  Erhebungen  diejenigen  Städte  der  Eeihe  nach  durch- 
zunehmen, in  denen  die  bezüglichen  Verhältnisse  noch  am  ungünstigsten  stehen. 
Er  schloß  sich  auch  der  Schweiz.  Reservekasse  (s.  unten)  an. 

Zur  Abwehr  der  weiter  drohenden  Kämpfe  gründeten  im  Sommer  1887 
die  Arbeitgeber  einen  Gegenpart,  den   „Schweiz.  Schreinermeisterverein^ , 

Im  Frühjahr  1886  wurde  der  Kampf  fast  gleichzeitig  in  Basel,  St.  Gallen 
nnd  Lausanne  begonnen;  überall  handelte  es  sich  um  die  zehnstündige  Arbeits- 
zeit. Die  vereinigten  Holzarbeiter  in  Basel,  ca.  500  Mann,  von  denen.  100 
sofort  abgereist  waren,  erreichten  ihre  Forderungen  bezüglich  zehnstündiger 
Arbeitszeit  nicht.  An  ünterstützungsgeldern  gingen  ein  Fr.  1556.  Der  Streik 
endigte  nach  vier  Wochen  am  23.  April  mit  einer  Niederlage  der  Arbeiter.  Er 
hatte  noch  ein  Nachspiel  vor  dem  Polizeigericht  Basel;  dasselbe  verurtheilte  am 
21.  April  von  18  angeklagten  Arbeitern  eines  Möbelfabrikanten  3  mit  30,  20 
und  10  Fr.  Bußen  wegen  gesetzwidrigen  Verlassens  der  Arbeit,  ferner  1  Arbeiter 
wegen  Drohungen  und  Gewaltthätigkeiten  gegen  NichtStreikende  zu  24  Stunden 
Haft  (vergl.  oben  den  §  164  des  Basler  Strafgesetzes). 

Die  Schreiner  von  St.  Gallen  dagegen  setzten  nach  14tägigem  hitzigem 
Kampfe  am  16.  April  die  zehnstündige  Arbeitszeit  durch.  Letzterer  Ausstand 
warf  seine  Wellen  auch  nach  den  benachbaiten  Orten  Herisau,  Rorschach 
und  Romanshorn.  In  dem  am  23.  März  begonnenen  Schreinerstreik  in  Lau- 
sanne siegten  bald  die  Forderungen  der  J?ri?eschreiner  (zehnstündige  Arbeitszeit 
nnd  Minimalstuudenlohn  von  45  Rp.).  55  ^c/6#^schreiner  dagegen  mußten  den 
Kampf  bis  Ende  Mai  fortsetzen;  die  zehnstündige  Arbeitszeit  und  45  Cts.  Minimal- 
stundenlohn wurden  bewilligt,  die  gänzliche  Abschaffung  der  Akkordarbeit  drang 
nicht  durch.  An  Hülfsgeldern  gingen  in  Lausanne  ein  Fr.  1381.  50,  die  Ge 
sammtausgaben  betrugen  Fr.  2167.  35. 

Sämmtliche  Arbeiter  der  Fal,)fahrik  Göbel  in  Außersihl  (18 — 20  Mann) 
stellten  im  Mai  1886  die  Arbeit  ein.  Nach  der  „  Arbeiterstimme "*  hatten  sie 
bei  vierzehnstündiger  Arbeitszeit  einen  Taglohn  von  2 — 4  Fr. ;  sie  erreichten 
zehnstündige  Arbeitszeit  und  die  Hälfte  der  verlangten  Lohnerhöhung. 

Einer  der  bedeutenderen  Lohnkänipfe  der  Schweiz  war  der  Schreinerstreik 
in  Bern  (6.  Juni  bis  1.  September  1887  =  86  und  für  einen  Theil  sogar 
113  Tage).  Er  bildete  gleich.sam  eine  Fortsetzung  des  vierwöchentlichen  Streiks 
vom  Jahre  1873,  nach  dessen  Abschluß  eine  Uebereinkunft  geschlossen  worden, 
welche  seither  öfter  zu  Verhandlungen  geführt  hatte,  so  z.  ß.  1879,  1883  und 
1885.  Die  Forderungen  der  Arbeiter  lauteten  nunmehr:  Einführung  eines  Mininial- 
taglohnes  von  Fr.  3.  80,  nebst  allgemeiner  Lohnerhöhung  um  10  %;  Abschaffung 
der  Akkordarbeit;  Reduktion  der  Arbeitszeit  auf  10 7«  Stunden  mit  Zuschlag 
von  30  ®/o  Lohn  für  Ueberzeitarbeit.  Die  Abschatfung  der  Akkordarl)eit  wurde 
bald  fallen  gelassen ;  von  den  übrigen  Forderungen  leisteten  die  Meister  nur  dem 
Minimaltaglohn  Widerstand ;  statt  dessen  sollte  ein  Durchschnittslohn  bestimmt, 
resp.  ein  Arbeitstarif  vereinbart  werden,  entsprechend  der  geforderten  Lohn- 
erhöhung   von   10  ^/o.     Die   DitFerenzen  waren    somit    geringfiigig ;    der  bald  mit 

Furrer,  Volkswirthschafts-Lexikon  der  Schweis.  ^^ 
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aller  Leidenschaft  und  Grebässigkeit  geführte  Kampf  hätte  bei  beidseitigem  Ent- 
gegenkommen im  Beginn  geschlichtet  werden  können.  Mehrere  große  Versamm- 
lungen, in  denen  z.  B.  eine  Reduktion  der  Forderungen  als  ^mit  der  Würde 
der  Arbeiter  nicht  vereinbar**  erklärt  wurde,  eine  Demonstration  auf  dem  Kirchen- 
feld,  beleidigende  Zeitungsfehden  u.  s.  w.  schürten  das  Feuer,  so  daß  es  erst  nach 
mehrmaligen  Versuchen  dem  Stadtpräsideuten  Oberst  Otto  von  Bttreu  gelang,  eine 
Vermittlung  anzubahnen.  Des  langen  Haders  müde,  einigten  sich  am  31.  August 
die  Parteien  auf  folgende  Vereinbarung:  Lohnerhöhung  um  10  ®/o,  Arbeitszeit 
1072  Stunden,  Minimaltaglohn  von  Fr.  3.  30  während  vierzehntägiger  Probezeit 
und  nachher  von  Fr.  3.  80,  Lohnzuschlag  bei  üeberzoitarbeit  25  ®/o,  Sonntags- 
arbeit 50  **/o ;  Beibehaltung  der  Akkordarbeit  nach  Tarif;  bei  tarifirter  Arbeit 
wird  kein  Minimallohn  garantirt;  Einführung  eines  Lohnbüchleins;  Anschlagen 
dieser  Arbeitsbedingungen  in  jeder  Werkstatt;  Anrufung  eines  Schiedsgerichtes 
bei  Anständen. 

Aus  der  gemeinsamen  offiziellen  Bekanntmachung  der  Meister-  und  Arbeiter- 
kommisjiion  über  Beilegung  des  Streiks  ist  folgender  Schlußsatz  bemerkenswert h : 

,Auf  diesem  Wege  war  man  endlich  nach  fsiA  dreimonallicliem  Kampfe  wieder 
auf  demjenigen  Boden  angelangt,  den  man  niemals  hätte  verlassen  sollen,  nämlich: 
,Die  unbeeinflußte  Unterhandlung  zwischen  Arbeitgehern  und  Arbeitnehmern*.  Sobald 
die  beiden  Fachkommissionen  nach  ihrem  Ermessen  handeln  konnten,  war  die  ganze 
Angelegenheit  in  drei  Sitzungen  zu  beidseitiger  Zufriedenheit  erledigt.  Möge  dieser 
Streik,  dessen  beklagenswerlhe  Folgen  sich  erst  nachträglich  im  ganzen  Umtange  be- 
messen hi.<isen  werden,  auch  seine  guten  Früchte  gezeitigt  haben.  Eine  genaue  Statistik 
über  Nutzen  und  Schaden  wird  künftig  über  viele  Phrasen  und  Trugsi*hlüsse  hinweg- 
helfen." 

Von  215  vor  dem  Streik  beschäftigten  Schreinerarbeitern  stellten  189  die 
Arbeit  ein,  worunter  138  verheirathcte ;  die  L(:di/,rcn  reisten  sofort  ab;  ca.  75 
blieben  zu  unterstützen;  sowohl  die  Meister-  als  die  Arbeiterpartei  zählten  einige 
Abtrünnige.  An  Hülfsgeldern  gingen  den  Streikenden  ein  Fr.  15,011 ;  137  Streikende 
wurden  für  4877  Tage  mit  Fr.  12,937.  70,  9  Gemaßregelte  mit  Fr.  36(1,  254 
Zu-  und  Abgereiste  mit  Fr.  770.  05  unterstützt;  Gresanimtausgaben  Fr.  15,002.  47. 
10  StreikkommissionKmitglieder  blieben  auch  nach  Friedensschluß  arbeitslos. 

Die  gleichzeitig  ausgebrocheuen  Arbeitseinstellungen  der  Glaser  in  St.  Gallen, 
Zürich  und  Winterthur  stehen  auch  ursächlich  in  innigstem  Zusammenhang. 
In  allen  drei  Orten  handelte  es  sich  seitens  der  Arbeiter  um  den  Widerstand 
gegen  eine  vom  nengi^gründeten  Schweiz.  Glasermeisterverein  (Sitz  in  St.  Gallen) 
aufgestellte  Werkstattordnung,  speziell  gegen  die  darin  vorgesehene  Einführung 
der  Arbeitsbücher.  Als  diese  Werkstattordnung  in  den  Glaserwerkstätten  St.  Gallen^s 
angeschlagen  wurde,  beschlossen  die  vereinigten  Glaserarbeiter  der  drei  Städte 
die  Verwerfung,  erkliiiien  sich  aber  bereit,  gern eins(^haft lieh  mit  den  Meislern 
ein«-  Werkstattordnung  zu  b(;rathen.  Es  kam  jedoch  keine  Einigung  zu  Stande, 
weshalb  die  Arbeiter  St.  Gallen 's  am  8.  AngUht  1887  nach  vorhergegangener 
Kündigung  die  Arbeit  einstellten.  Am  12.  September  folgten  ihnen  die  Zürcher 
Genossi*n,  nachdem  wiederholte  Vermittlungsversuche  durch  die  Zentralvorstands- 
mitglieder des  Hcliweiz.  Gewerbevereins.  HH.  Kegiernngsrath  Stößel  und  Stadtrath 
Koller  in  Zürich,  fruchtlos  geblieben.  Den  Glas(^rn  von  Winterthur  war  von 
Seite  der  Meister  wej^en  Nichtannahme  der  Werkstattordnung  auf  den  19.  Sep- 
tember gekündrt  worden.  Als  jedoch  die  Zürclier  Meister  am  21.  September 
nachgegeben,  d.  h.  auf  die  Einfüiirung  der  Arbeitsbüchlein  Verzicht  geleistet, 
war  auch  in  St.  Gallen  und  Winterthur  da»  Eis  gebrochen  und  wurde  am 
-2ß.   Se;)tember  die  Arbeit   wieder  aufgenommen.     Es   wurde    auf  der  Basis  beid- 
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seitiger  Yerständigang  eine  allgemeine  Werkstatt  Ordnung  eingeführt.  In  St.  Gallen 
gingen  fdr  den  sieben  Wochen  andauernden  Streik  Fr.  2111  an  Hülfsgeldem  ein. 

Von  größerer  Bedeutung  war  der  Streik  der  Zimmerleute  in  Zürich. 
Vom  5.  Mai  bis  Ende  Juni  1888  dauernd,  hat  er  durchschnittlich  ca.  120  Mann 
-arbeitslos  gemacht.  Die  Forderungen  des  Zimmerfachvereins  zielten  sowohl  nach 
besserem  Lohn  als  geringerer  Arbeitszeit  und  mußten  nach  hartnäckigem  Kampf 
schließlich  zugegeben  werden.  Der  Bau  einer  Sängerfesthütte  in  Kiesbach  wurde 
durch  auswärtige  Arbeiter  unter  polizeilichem  Schutze  ausgeführt.  Nachdem  am 
1.  Juni  18  Meister  den  Fach  verein  der  Zimmerleute  prinzipiell  anerkannt,  dessen 
Forderungen  bewilligt  und  sich  überdies  verpflichtet  hatten,  für  die  renitenten 
14  Meister  keine  Arbeit  zu  übernehmen,  noch  ihnen  Mannschaften  zu  stellen,  sowie 
vorzugsweise  Streikende  zu  beschäftigen  —  kam  am  27.  Juni,  also  nach  7^/% 
Wochen,  eine  Vereinbarung  zu  Stande:  Die  Arbeitszeit  ward  auf  zehn  Stunden 
für  den  Sommer,  auf  acht  bis  neun  Stunden  fUr  den  Winter  normirt,  die  Sonntags- 
arbeit prinzipiell  abgeschafft,  der  Minimalstundenlohn  auf  45  Cts.  mit  15  Cts. 
Zuschlag  für  Ueberstunden  festgesetzt,  nebst  entsprechenden  Zuschlägen  für  aus- 
wärtige Arbeit,  Wasser-  und  Nachtarbeit.  Die  Forderung  einer  Abschieds- 
bescheinigung wurde  von  Seite  der  Meister  fEillen  gelassen,  dagegen  ein  D6compte 
im  Betrage  von  drei  Taglöhnen  zugelassen. 

Als  Nachspiel  dieser  Arbeitseinstellung  ist  zu  erwähnen  eine  Petition  von 
Arbeitgebern  der  Baugewerbe  an  die  B^gierung, 

,es  machten  auf  dem  Wege  der  Verordnung  oder  Gesetzgebung  Vorschriften 
zur  bessern  Wahrung  der  persönlichen  Freilieit  und  speziell  des  Bechtes  zu 
arbeiten,  für  die  Zukunft  aufzustellen  sein  —  mit  BücLsicht  darauf,  daß  in  den 
letzten  Arbeitseinstellungen  der  größte  Tbeil  der  Arbeiter,  die  arbeiten  wollten, 
der  Verfolgung,  Mißhandlung,  Drohung,  Schmähung  und  Belästigung  von  Seite 
der  Streikenden  ausgesetzt  gewesen,  und  daß  in  ähnlicher  Weise  gegen  Diejenigen 
vorgegangen  werde,  die,  von  Außen  kommend,  hier  in  Zürich  engagirt  waren 
oder  Arbeit  suchten". 

Diese  Petition  fand   zahlreiche  Unterschriften    —    wie    nicht    minder    eine 
«Gegen Petition    der   Arbeiterschaft,    welche   in    ausführlicher   Begründung    „gegen 
-den  Erlaß  von  Aasnahmebestimmungen    gegen  die  Arbeiter    für  Streikfälle,    wie 
solche  die  Petition  der  Baugewerbemeister  verlangt,**    Einsprache  erhob. 

Gleichzeitig  mit  diesem  waren  bei  den  Schreinern  in  Zug  und  Luzern 
Differenzen  ausgebrochen;  an  letzterm  Orte  nahmen  sofort  21  von  37  Arbeit- 
gebern die  zehnstündige  Arbeitszeit  an.  In  Zug  streikten  30 — 40  Mann;  ihre 
Forderungen :  zehnstündige  Arbeitszeit,  Minimaltaglohn  Fr.  3.50,  Abschaifung 
der  Akkordarbeit,  eventuell  Erhöhung  der  bisherigen  Arbeitspreise  um  15  ^/o 
und  Garantie  des  Minimallohnes,  Regelung  der  Streitigkeiten  durch  Schieds- 
gerichte, Lohnbuch  u.  s.  w,,  wurden  abgeschlagen  und  blieben  ohne  Erfolg. 
Die  Leidenschaft  zwischen  beiden  Parteien  stieg  aufs  Höchste;  der  Tod  eines 
Arbeiterführers  im  Zugersee  wurde  sogar  einem  Raclieakt  der  Meisterschaft 
zugeschrieben. 

Der  Frühling  1889  weckte  im  Hulzarbeitergewerbe  neue  Streikgedanken, 
Wohl  ermuthigt  durch  den  Erfolg  der  Zürcher,  stellten  fast  gleichzeitig  die 
Zimmerleute  von  Luzern,  Winterthur  und  St.  Gallen  glt^ichhuitende 
Forderungen  an  die  Meister:  zehnstündige  Arbeitszeit  und  45  Cts.  Minimal- 
stundenlohn. In  lA(zern  zeigten  «ich  die  Arbeiter  und  Meister  nachgibig,  es 
kam  bald  zu  einer  Verständigung;  Stundenlohn  40  —  50  Cts.  je  nach  Leibtung, 
Arbeitszeit  8  Stunden  im  Winter,  10  Stunden  im  Sommer.  Winterthur  und 
St,  Gallen  mußten  lange  und  harte  Kämpfe  bestehen,  obschon  bei  ^utem  ^^[\}^s;iv 
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eine  Verständigung  leicht  gewesen  wäre.  Die  Meister  von  Winterthur  erklärten 
sich  sofort  zn  einer  Lohnerhöhung  bereit  (42  —  44  Cts.  als  Mittellohn),  wiesen. 
jedoch  Minimallohn  und  Zehnstundenarbeit  entschieden  zurttck.  Am  9.  März  er- 
folgte seitens  der  Arbeiter  allgemeine  vierzehntägige  Kündigung  und  am  23.  März,, 
trotz  Ausbezahlung  der  erhöhten  Löhne,  die  Einstellung  der  Arbeit  durch  46 
Mann;  nur  Wenige  arbeiteten  fort.  Mehrere  Vermittlungsversuche  des  Stadt- 
präsidenten, Herrn  Nationalrath  Geilinger,  sowie  weitergehende  Offerten  der- 
Arbeitgeber  blieben  erfolglos.  Auch  an  Drohungen  und  Gewaltthätigkeiten  der 
Streikenden  gegenüber  den  Arbeitenden  fehlte  es  nicht.  Erst  am  25.  April, 
nach  fünf  Wochen,  kam  durch  Herrn  Geilinger  folgende  Uebereinkunft  zu  Stande: 
Arbeitszeit  von  Mitte  März  bis  Ende  Oktober  10  Stunden,  November  bis  Mitte 
März  9,  respektive  wenigstens  8  Stunden,  Minimalstundenlohn  45  Cts. ;  Zuschlag 
für  LTeberstunden  15  Cts.,  für  Wasser-,  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  doppelter 
Arbeitslohn;  schiedsgerichtliche  Austragung  aller  Lohndifferenzen  mit  einem 
Richter  als  Obmann  und  je  drei  Vertretern  jeder  Partei  u.  s.  w.  —  An  ünter- 
stützungsgeldern  gingen  ein  1500  Fr.,  wovon  aus  Winterthur  allein  über  900  Fr. 
Verheirathete  Streikende  erhielten  3  Fr.,   ledige  2  Fr.  tägliche  Unterstützung. 

In  St.  Gallen  brach  der  Streik  Anfangs  April  aus;  es  betheiligten  sich 
zuerst  ca.  80,  später  noch  weitere  40  Arbeiter;  auch  hier  kam  es  zu  Aus- 
schreitungen der  Streikenden  gegenüber  den  Arbeitenden.  Neben  den  schon 
erwähnten  Forderungen  handelte  es  sich  auch  um  prinzipielle  Anerkennung, 
respektive  um  Auflösung  der  Holzarbeitergewerkschaft  seitens  der  Meister,  welche 
keinen  Streikenden  je  wieder  einstellen  wollten  und  auswärtige  Arbeiter  zu  be- 
ziehen suchten.  Durch  Vermittlung  der  Kantons-  und  Gemeindebehörden  wurde 
Mitte  Mai  der  Friede  geschlossen  auf  folgender  Grundlage :  Minimalstundenlohn 
43  Cts.,  mit  Gestattung  von  Ausnahmen  für  alte  oder  gebrechliche  Arbeiter;, 
zehnstündige  Maximalarbeitszeit  im  Sommer,  im  Winter  nach  Bedürfniß  und 
Witterung;  Zuschlag  von  15  Cts.  für  Ueberzeitarbeit  und  60  ^/o  für  Sonntags-, 
Nacht-  und  Wasserarbeit  u.  s.  w.  —  somit  gegenüber  Winterthur  eine  kleine 
Differenz.  Die  Vereinbarung  wurde  von  den  Meistern  sowohl  wie  vom  Fach- 
verein zu  Händen  des  Gemeinderathes  unterschriftlich  anerkannt. 

Ein    Zimmerleutenstreik   in   Vevey    im  Mai   1889    scheint   bald    beglichen 
worden  zu  sein. 

Ein  im  April  1889  drohender  Streik  der  Schreiner  in  Zürich  kam  nicht 
zum  Ausbruch;  die  Forderungen  der  Arbeiter  betreffend  Normalarbeitstag  und. 
Minimallohn  wurden  durch  das  neu  errichtete  städtische  Einigungsamt  (siehe 
„Schiedsgerichte",  Seite  736)  geregelt. 

Air  diese  zahlreichen  Streiks  der  Holzarbeiter  in  den  Jahren  1886  —  89* 
gingen  vom  schweizerinchen  Holearbeiterverhand  aus,  dessen  Zweck  wir  oben, 
bereits  erwähnt  haben.  Sein  Hauptziel:  Einführung  eines  zehnstündigen  Maximal- 
arbeitstages, scheint  er  nach  Vorstehendem  mancherorts  erreicht  zu  haben;  denn 
nicht  überall  führte  die  Durclisetzung  desselben  zu  einem  Streik.  Bemerkens- 
wcrth  ist,  daß  dieser  Verband  sich  konsequent  vom  großen  schweizerischen 
Gewerkschaftsbund  ferne  hielt  und  auf  eigene  Faust  Krieg  führte.  An  seiner 
Spitze  stunden  u.  A.  der  als  Polizeispion  berüchtigt  gewordene  Schröder  und 
der  wegen  Unterschlagung  von  Vercinsgeldern  bestrafte  Agitator  Pfau,  gewesener 
Redaktor  des  „Holzarbeiter'*,  welche  beide  der  Urheberschaft  vieler  der  vor- 
genannten Streiks  verdächtig  sind. 

Aus  den  in  den  übrigen  Gewerben  seit  1886  stattgefundenen  Ausständen, 
ist  in  erster  Reihe  der  bedeutungsvolle  Schlossersireik  in  Zürich  vorzuführen.. 
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Auch  hier  handelte  es  sich  um  prinzipielle  Fragen,  nm  Anerkennung  des  Schlosser- 
fachvereins   seitenti   der  Meister    und  Einführung   der    zehnstündigen  Arheitszeit. 
Vom  10.  Mai  bis  21.  Juli  führten  ca.  85  Arbeiter  den  erfolglosen  Kampf,  der 
•ebenfalls  schon  im  Beginn  bei  gutem  Willen  beiderseits  hätte  geschlichtet  werden 
können,    ehe    bedauemswerthe   Preßfehden,    Zänkereien    und    schließlich   blutige 
Straßenraufereien  daraus  entstehen  mußten.     Vermittlungsversuche  Unparteiischer 
hatten  den  besten  Verlauf  genommen,    wurden   aber   im    letzten  Stadium    durch 
fremden   Einfluß    vereitelt,    so    daß   statt   der  RechtsfrdigQ   die   Machiira.ge   zur 
-Geltung  kam.     Ein  gutorganisirtes  ständiges  Schiedsamt  würde  viel  Haß,  Leiden- 
schaft und  pekuniäre  Opfer   erspart   haben.    Die  Meister   hatten   sich    bei   Kon- 
ventionalbuße  von  200  Fr.  verpflichtet,  vereinzelt  nicht  nachzugeben.    Eine  Ver- 
fügung der  kantonalen  Polizeidirektion  vom  9.  Juni, 

.daß  fortab  das  Belagern  der  Werkstätten  und  die  Verfolgung  der  einzelnen 
«Arbeiter  auf  dem  Wege  von  und  nach  den  WerLstätten  zum  Zwecke,  Zuge- 
,ständnisse  von  Seite  der  Arbeitgeber  zu  bewirken,  untersagt  sei  und  daß 
.Zuwiderhandelnde  Strafe  .  .  .  u.  s.  w.  zu  gewärtigen  hätten/ 

.sowie  ein  schärferes  Begleitschreiben  des  Polizeihauptmanns,  worden  von  den 
Arbeitern  gesetzwidrig  erklärt  und  mit  oifenem  Protest  beantwortet.  Es  fanden 
in  der  Folge  mehrere  Verhaftungen,  auch  von  unbetheiligten  Bürgern,  statt,  die 
zu  Handgreiflichkeiten  mit  der  Polizei  und  schließlich  zu  einem  Straßenkrawall 
führten,  bei  dem  mehrere  Bürger  und  Polizisten  verwundet  wurden.  Die  nach- 
folgenden Strafprozesse  und  Verhandlungen  in  den  Behörden  erregten  noch  lange 
nach  Schluß  des  Streiks,  der  mit  vollständiger  Niederlage  der  Arbeiter  endigte, 
die  Gemüther  und  beeinflußten  auf  die  Dauer  die  kantonale  Politik.  Der 
Schlosserstreik,  welcher  7758  Fr.  an  Hülfsgeldern  verschlang,  gab  auch  Ver- 
:anlassung  zur  Bildung  der  schweizerischen  Arbeiterreservekasse  (siehe  unten). 

Vor  dessen  Abschluß  noch  brach  ein  zweiter  Streik  in  Zürich  aus:  Die 
Schuhmacher  verlangten  Abschaffung  der  Boutiquegelder  (Miethe  für  Arbeits- 
platz) und  unentgeltliche  Lieferung  der  Fournituren  (gleich  einer  Lohnerhöhung 
von  ca.  2  Fr.  wöchentlich).  Diese  als  billig  und  gerecht  erkannten  Forderungen 
wurden  von  den  Meistern  bewilligt  bis  auf  vier  der  größten  Geschäfte,  wo  sodann 
-die  Arbeit  eingestellt  wurde.  Der  siebenwöchentliche  Kampf  endigte  mit  einem 
theil weisen  Siege  der  Streikenden,  der  Fr.  1583.  56  kostete. 

An  einem  Ausstand  in  der  Schuhfabrik  Steinhäuser  &  Aukenthaler  in 
Lausanne  vom  11.  Februar  bis  Mitte  April  1888,  wegen  ungenügender 
Bezahlung,  betheiligten  sich  vierzig  Arbeiter  ohne  einen  wesentlichen  Erfolg  zu 
erzielen.  An  Hülfsgeldern  gingen  Fr.  3429  ein.  N,e  u  e  n  b  u  r  g  hatte  im  Mai, 
Biel  im  Juli,  Bern  im  November  1888  je  einen  kleinern  partiellen  Schuh- 
macher streik ;  erstgenannter  wurde  durch  Vergleich  beigelegt. 

Aus  dem  Schneidergewerbe  sind  in  den  letzten  Jahren  drei  Streiks  zu 
jQotiren :  In  der  B  e  r  n  e  r  Filiale  des  Berliner  Militäruniformengeschäftes 
Mohr  &  Speyer  brach  ein  Streit  aus  wegen  Erhöhung  der  Platzgelder  und 
Maschinenentschädigung;  24  bis  35  Mann  führten  den  Streik  vom  12.  Februar 
his  11.  März  1887  mit  Erfolg  durch.  Der  Streik  kostete  Fr.  1041.  80,  an 
Hülfsgeldern  gingen  Fr.  979.  50  ein.  Ein  zweiter  14tägiger  Streik  fand  im 
April  1886  bei  der  Konfektionsfirma  Wolfsbruck  &  Kehl  in  Zürich,  ein 
-dritter  im  Juni  1887  in  Luzern  statt,  beide  ohne  wesentlichen  Erfolg. 

Aus  der  GrOSSindustrie,  die  in  der  Schweiz  seiteuer  unter  Arbeitseinstellungen 
jni  leiden  hat,  sind  zu  erwähnen :  Ein  Lohnkampf  in  der  Bindfadenfabrik 
£chaffhausen   im   April    1887,    der   rechtzeitig   durch    die   Eeservekasse- 
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Kommission  beglichen  wurde;  ein  erfolgloser  Streik  von  38  Seidefiarbeiiern 
bei  Keck  in  Männedorf  und  Hng  in  S  t  ä  f  a  von  Mitte  Augast  bis  £nde 
Dezember  1888  wegen  Lohnreduktion  und  &ewerkvereins-Mitglied8chaft,  welcher 
21  Arbeiter  brodlos  machte,  große  Noth  erzeugte  und  die  Arbeiterschaft  Fr.  3600 
kostete;  sodann  zwei  Gießetnirei)^:  In  Netstal  im  Februar  1887,  in  üz- 
wyl  vom  9.  Juli  bis  31.  August  1887;  ersterer  wurde  bald  durch  Ver- 
mittleramt geschlichtet,  letzterer,  eine  Lohnreduktion  betreffend,  trotz  Ver- 
mittlungsversuchen der  Heservekasse-Kommission  ohne  Konzession  der  Arbeitgeber 
mangels  Unterstützung  aufgehoben ;  zwölf  Gewerkschaftsmitglieder  blieben  arbeits- 
los. Nach  einem  dreitägigen  Ausstand  der  Spengler  in  der  Emailfabrik  in 
Zug  (Mai  1886)  wurden  die  Forderungen  der  Arbeiter  bewilligt. 

Die  Stickerei-Industrie  hat  in  jüngster  Zeit  zwei  Fälle  zu  verzeichnen*. 
Der  Streik  der  Sticker  in  Ziel  bei  Appenzell  im  Jahre  1886  hatte  einen 
sensationellen  Prozeß  vor  Kantonsgericht  zur  Folge,  indem  dieses  den  Fabrik- 
besitzer verurtheilte,  die  Jahre  lang  von  den  Arbeitern  bezogenen  Bußen  im. 
Betrage  von  Fr.  5322  der  Stickerkrankenkasse  rückzuvergüten.  In  der  Firma 
Tobler  in  Rheineck  waren  die  60  Streikenden,  zu  denen  sich  später  weitere 
40  gesellten,  mit  der  angekündigten  Lohnreduktion  um  2  Cts.  per  100  Stich 
nicht  einverstanden  und  beschlossen  trotz  Opposition  vieler  G-enossen  Ende  August 
1888  die  Arbeitseinstellung.  Erst  am  10.  Oktober  kam  es,  nachdem  die  Noth 
unter  den  Familien  der  Streikenden  angewachsen,  zu  einem  vom  Fabrikinspektor 
angebahnten  Vergleich,  wonach  statt  dem  reduzirten  Ansatz  von  20  und  24  Cts. 
für  100  Stich  nun  21  und  25  Cts.  bezahlt  und  die  übrigen  Klagen  der  Stick  er 
befriedigt  werden  sollten.  Eine  FUnferkommission  erhielt  die  Mission,  das  frühere 
gute  Einvernehmen  zwischen  Prinzipal,  höheren  Angestellten  und  Arbeitern 
wieder  zu  erreichen  und  zu  erhalten    und   alles  Schadenbringende   zu  beseitigen. 

Sieben  Streiks  in  der  Uhrenindustrie  im  Jahre  1887  haben  ebenfalls 
mehr  oder  weniger  innigen  Zusammenhang.  Seit  1886  haben  die  Uhrenarbeiter 
der  Westschweiz  begonnen,  sich  in  Gewerkschaften  für  die  verschiedenen 
spezialisirten  Arbeitszweige  zu  organisiren.  Es  bestunden  vorher  einzig  der  Bund 
der  Graveure  und  Guillocheure  mit  ca.  14  Sektionen  und  einige  lokale  Gewerk- 
schaften; nun  bildeten  sich  die  nationalen  G-ewerkvereine  der  Schalenmacher 
(monteurs  de  boites),  der  Bepasseurs  und  BemonteurSj  der  Faiscurs  d'Schappe- 
mentSy  der  Zijferblattarbeitery  der  Faiseurs  de  secreis  u.  a.  m.  Diese  Grewerk- 
vereine  zusammen  konstituirten  sich  als  schweizerischer  ührenarbeiterbund 
(federaiion  horloffhe  suisse  ouoriere)  mit  über  12,000  Mitgliedern,  welcher 
hauptsäehlich  die  Kegelung  des  Lehrlingsweseim,  der  Normalarbeitszeit  (zehn-  bis 
elfstündigen  Arbeitstag),  des  Unterst Utzungswesens  und  der  Lohntarife  bezweckt, 
letztere  mehr  im  Sinne  einer  Ausgleichung  iiach  Maßgabe  der  Konkurrenz- 
verhältnisse als  einer  allgemeinen  Lohnerhöhung.  Diese  Forderungen,  so  maßvoll 
sie  auch  andern  gegenüber  erscheinen,  erregten  nicht  bei  allen  Fabrikanten  die- 
selben Sympathien.  So  glaubte  denn  auch  ein  Fabrikant  in  S  e  1  z  a  c  h  (Solothurn) 
Anfang  Mai  1887  seinen  Arbeitern  den  Beitritt  zu  einer  Gewerkschaft  verbieten 
zu  können,  was  zu  einem  Streik  führte,  der  um  seiner  prinzipiellen  Grundlage 
wilh'n  die  gesanirate  organisirte  Arbeiterschaft  der  Schweiz  zur  Mithülfe  reizte. 
Es  gingen  denn  auch  in  kurzer  Zeit  ca.  Fr.  5700  an  Unterstützungegeldern, 
ein  und  die  148  Arbeiter  siegten.  Ueber  den  Ausgang  eines  um's  Neujahr  1887 
ausgebrochenen  Streiks  von  200  Sieinbohrern  in  B  i  e  1  wegen  geringen  Lohnes 
fehlen  uns  nähere  Berichte.  In  Sonceboz  stellteu  vom  9.  bis  13.  Februar 
117  Arbeiter    und  103  Arbeiterinnen    der  Ebauchesfabrik    wegen    Maßregelung: 


) 
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zweier  GenoAsen  die  Arbeit  ein;  der  Uhrmaclierföderation  gelang  die  Yermitt- 
lang.  Eine  vierte  ArbeitHeinstellung  fand  vom  15.  Juni  bis  Anfangs  Juli  in 
einer  Uhrenfabrik  in  Münster  (Bern)  statt  wegen  Lohnredaktion  von  15  ^/o 
für  Kemontage.  Darob  schiedsgerichtlichen  Spruch  ward  eine  Liohnauf besser ung 
von  2  Vo  und  Amnestie  der  Streikenden  erzielt. 

CTeberhaupt  machte  sich  in  beiden  Organisationen  der  Fabrikanten  and  der 
Arbeiter  das  BedUrfniß  geltend,  im  gegenseitigen  Interesse  weitern  Konflikten 
vorzubeugen  durch  Bildung  einer  Schieds-  und  Einigungskammer 
für  die  schweizerische  Uhrenindustrie.  Am  31.  Juli  konstituirte  eine  Delegirten- 
Versammlung  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  der  verschiedenen  nhrenge werblichen 
Bezirke  eine  die  Organisationen  beider  Parteien  vereinigende  Gesellschaft,  deren 
Zentralvorstand  das  Einigungsamt  übernahm.  Dasselbe  hat  nicht  sowohl  Streitig- 
keiten aus  bestehendem  Arbeitsverhältniß,  als  vielmehr  solche  über  die  künftigen 
Arbeitsbedingungen  zu  beurtheilen.  Die  Einigungskammer  beisteht  aus  sieben 
Fabrikanten  und  sieben  Arbeitern,  sowie  aus  einem  von  der  Kammer  gewählten 
unparteiischen  Vorsitzenden,  der  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeiter  sein  darf. 
Die  Entscheidnngen  der  Kammer  sind  für  die  Betbeiligten  verbindlich.  Leider  ver- 
tögerte  sich  die  definitive  Konstituirung  der  Gesellt^chaft  und  der  Einigungskammer. 

Am  5.  September  1887  brach  infolge  Differenzen  bei  Inkrafttreten  eines 
neuen  Lohntarifs  auf  dem  ganzen  Gebiet  der  Uhrenindustrie  ein  Streik  der 
Zifferblattarbeiter y  ca.  800  an  der  Zahl,  aus.  Die  dem  Verband  angehörenden 
Fabrikanten  wollten  den  Lohntarif  nicht  einführen,  bis  alle  übrigen  Fabrikanten 
dem  Verband  beigetreten  seien.  Eine  Verbandsversammlung  in  Chaux- de-Fonds 
anerkannte  den  Tarif,  verpflichtete  aber  die  Arbeiter,  nicht  bei  solchen  Fabri- 
kanten zu  arbeiten,  welche  den  Patronaltarif  unterbieten. 

Diesem  Streik  folgte  bald,  am  7.  Oktober  1887,  ein  sechster  in  der 
Uhrenfabrik  „Soci6te  d'horlogerie"  in  Grenchen  infolge  Lohnabzügen,  der  bei 
einer  Betheiligung  von  ca.  200  Mann  25  Tage  andauerte  und  die  Arbeiterschaft 
Fr.  3738.  75  kostete.  Die  Kommission  der  schweizerischen  Reservekasse  in 
Bern  hatte  den  Streik  begründet  erklärt,  entgegen  der  Ansicht  der  Föderation 
horlogere  (Uhrenarbeiterbund),  welche  ihn  als  „unnütze  und  bedauerliche  Arbeits- 
unterbrechung,  durch  ein  Mißverständniß  verursacht  und  durch  die  Reservekasse 
weiter  geführt **,  taxirte;  das  Zentralkomi te  der  erstem  wies  jeden  Zusammen- 
hang mit  der  Reservekasse  ab.  Nach  Zusicherung  der  Arbeitgeber,  bis  zum 
Entscheide  des  Schiedsgerichts  die  alten  Löhne  zahlen  und  keine  Maßregelungen 
eintreten  lassen  zu  wollen,  wurde  am  2.  November  die  Arbeit  wieder  auf- 
genommen. Der  Schiedsspruch  ließ  noch  längere  Zeit  auf  sich  warten.  Ein  Ende 
Oktober  in  einer  Fabrik  von  Pruntrut  ausgebrochener  S^.reik  wurde  durch 
Bewilligung  der  Arbeiterforderungen  rasch  beigelegt. 

Ohne  größere  Bedeutung  sind:  Ein  Streik  von  14  Maschinenmeistern  in 
der  Burhdrucherei  Gebr.  Benziger  in  Einsiedeln  im  Anguwt  1886,  welche 
menschenwürdigere  Behandlung  verlangten  und  zum  Tlieil  arbeitslos  wurden ;  ferner 
ein  solcher  in  einer  Offizin  St.  GaUens  im  November  1886  wegen  „nicht 
tarifmäßiger  Bezahlung,  Nichteinhaltung  vereinbarter  Abmachungen  und  kon^sta- 
tirter  offenbarer  Schmutzkonkurronz",  was  die  ^Blokirung'*  dieser  Offizin,  d.  h. 
Schließung  für  Mitglieder  des  schweizerischen  Typogra]>henbundes  zur  Folge  hatte; 
eine  Arbeitseinstellung  von  drei  Schrittsetzern  in  Willisau  im  November  1886; 
eintägige  Arbeitseinstellungen  in  Burgdorf  und  Bischofs zell  im  September 
1889  wegen  Einführung  eines  Lohntarifes;  die  Forderungen  der  Gehülfen  wurden 
befrilligt. 
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Noch  sind  drei  kleinere  Fälle  aus  dem  Btreikreichsten  Jahre  1887  za 
notiren :  Id  der  Konsumbäckerei  Basel  setzten  im  September  die  Arbeiter 
wegen  zu  strenger  Arbeit  und  Lobnreduktion  einige  Tage  lang  die  Arbeit  ans. 
Ein  Ausstand  in  einer  großem  Buchbinderei  Berns  im  Mai  dauerte  nur  drei 
Tage.  In  Oberwyl  (Baselland)  weigerten  sich  im  Juli  die  Arbeiter  der 
Birsitjthalbahny  weiter  zu  arbeiten,  weil  ein  Unternehmer  die  Löhne  nicht  aus- 
bezahlte; die  Baugesellschaft  übernahm  deshalb  selbst  den  Bau  des  betrefiPenden 
Bahnstückes. 

Im  April  1^88  verlangten  die  Hafner  Zürichs  einen  einheitlichen  Lohn- 
tarif mit  55  Cts.  Stundenlohn  und  zehnstündiger  Arbeitszeit;  die  Meister  wollten 
letztere  anerkennen,  aber  nur  50  Cts.  bezahlen.  Der  drei  Wochen  dauernde 
Streik  wurde  durch  Vermittlung  des  Hrn.  Stadtrath  Koller  theil weise  zu  Gunsten 
der  Arbeiter  entschieden.    An  Hülfsgelderu  gingen  ein  Fr.  2545.  05. 

Auch  im  ersten  Semester  des  Jahres  1889  sind  wir  von  Streiks  nicht  ver- 
schont geblieben,  and  zwar  scheint  diese  Pflanze  im  schönen  Mai  besonders  gut 
zu  gedeihen.  Der  angedrohte  Schlosser^XreW  in  Luzern  wurde  durch  Entgegen- 
kommen der  Meister  beigelegt;  sechzehn  Meister,  worunter  die  Inhaber  aller 
größeren  Werkstätten,  erklärten  eich  bereit,  der  Forderung  der  Arbeiter  nach 
zehnstündiger  Arbeitszeit  bei  gleicher  Löhnung  zu  entsprechen ;  dagegen  kam  es 
zu  Difi'erenzen  betreffend  Anerkennung  der  Werkstattordnung  (15.  Juni).  Die 
Dachdeckergesellen  Luzerns  setzten  ihre  Forderung  nach  einem  Taglohn  von 
Fr.  4.  20  bis  Fr.  4.  50  (die  Handlanger  erhalten  Fr.  3.  50)  nach  kurzem 
Streik  ebenfalls  durch.  Ebenso  wurden  die  Forderungen  der  Spengler  in  Luzern 
betreffend  zehnstündiger  Arbeitszeit  und  Minimaltaglohn  von  Fr.  4.  20  wenige 
Tage  nach  Ausbruch  des  Streiks  (22.  Juli)  zugestanden;  dagegen  blieb  eine 
Werkstattordnung  Gegenstand  weiterer  Verhandlungen.  Anfangs  Juni  streikten 
in  Biel  zehn  Spengler  für  Reduktion  der  Arbeitszeit  und  Lohnerhöhung. 

Etwas  unabgeklärt  lauten  die  Berichte  über  den  Steinhauer^iteÜk  in  Bern 
im  Mai  1889.  Schon  Anfangs  April  scheint  laut  Hülferuf  des  Steinhauervereine- 
Vorstandes  Bern  in  der  „ Arbeiterstimme "  ein  partieller  Ausstand  von  ca.  50 
Arbeitern  auf  zwei  Bauplätzen  ausgebrochen  zu  sein,  der  Ende  Mai  zu  einem 
allgemeinen,  mit  140  Streikenden,  sich  erweiterte;  es  handelte  sich  um  einen 
Lohntarif  für  Akkordarbeiten.  Verschiedene  Vermittlungsversuche  des  Stadt- 
prasidenten  Oberst  E.  Müller  u.  A.  m.  blieben  erfolglos  bis  zum  28.  Mai,  wo 
eine  Verständigung  erzielt  werden  konnte;  am  31.  Mai  wurde  die  Arbeit  wieder 
aufgenommen. 

Etwa  50  Arbeiter  der  Wolldruckerei  Mitlödi  (Kt.  Glarus)  verweigerten 
Mitte  Mai  die  Arbeit,  nahmen  sie  jedoch  zum  großen  Theil  nach  wenigen  Tagen 
zu  den  alten  Bedingungen  wieder  auf. 

Die  letzte  aber  nicht  geringste  Arbeitsstörung  ist  aus  der  aargauischen 
Cf gurren-  und  Tabakindustrie  zu  berichten.  Im  Oberwynenthal  (Reinach 
und  Menziken)  hatte  sich  längst  eine  Erbitterung  der  Arbeiter  gegen  ein  will- 
kürliches Bußensy»tcm  geltend  gemacht ;  die  Cigarrenmachergewerkschaft  bestrebte 
sich,  dasselbe  zu  beseitigen  und  überhaupt  bessere  Lohnverhältnisse  einzuführen. 
Der  Cigarrenfabrikantenverband  anderseits  suchte  die  Gewerkschaft  zu  sprengen ; 
den  Vorstandsmitgliedern  wurde  gekündigt,  die  Arbeiter  wurden  zum  Austritt  ans 
derselben  verpflichtet  Am  17.  Juni  begann  die  Arbeitseinstellung;  es  betheiligten 
sich  427  Arbeiter  und  Arbeiterinnen.  Beide  Theile  behaupteten,  den  Streik  ein 
Vierteljahr  aushalten  zu  können.  Ausschreitungen  kamen  nicht  vor.  Gleich  nach 
dem  Ausbruch  versuchte  Hr.  Kantonsstatistiker  Näf  im  Auftrage  der  Regierung 
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sn  yennitteln  und  ein  Einignogsamt  zu  bilden ;  der  erste  Versuch  schlag  fehl. 
Ein  zweiter  und  dritter  Versuch  durch  einen  Sübnausschuß,  bestehend  aus  den 
HH.  Landammann  Konrad,  National räthen  Künzli  und  Kurz  und  Ständerath 
Haberstich  als  Vermittler  und  je  acht  Vertretern  der  Fabrikanten  und  Arbeiter, 
kam  ebenfalls  nicht  zum  Ziel;  die  Köpfe  waren  eben  noch  zu  hart  und  es 
brauchte  längerer  Arbeitsstörung,  um  sie  mürbe  zu  machen.  Eine  Anzahl  Fabri- 
kanten allerdings  hatte  sich  bald  mit  den  Arbeitern  verständigt,  so  daß  sich 
der  Streik  nur  noch  auf  vier  größere  Fabriken  beschränkte,  welche  ca.  230 
Cigarrenmacher  und  210  Wickelmacher,  mit  den  Hülfearbeitem  zusammen  etwa 
600  Arbeiter  beschäftigen.  Gerade  was  die  Arbeiter  um  keinen  Preis  opfern 
wollten,  die  uneingeschränkte  und  ungehemmte  Theilnahme  an  einer  Arbeiter- 
yereinigung,  wurde  ihnen  seitens  der  Fabrikanten  am  entschiedensten  bestritten; 
zudem  verlangten  letztere  die  Einführung  eines  ZeugnißbUchleins,  das  die  Arbeiter 
bekämpften.  Das  Vorgehen  der  Fabrikanten  hatte  einen  Boykott  ihrer  Fabrikate 
durch  die  schweizerische  Arbeiterschaft  zur  Folge,  d.  h.  die  Einstellung  des 
Konsums  aller  aargauischen  Tabakfabrikate.  Der  Volksverein  Reinach  beschloß 
«instimmig,  der  G-emeindeversammlung  die  Errichtung  und  den  Betrieb  einer  auf 
Rechnung  der  Gemeinde  geftlhrten  Tabakfabrik  zu  beantragen;  die  Gemeinde 
beschloß  die  Errichtung  einer  Art  G^nossenschafts-Tabakfabrik,  der  sie  die 
nöthigen  Mittel  vorstrecken  wollte.  Die  Bevölkerung  stand  somit  auf  Seite  der 
Arbeiter.  Ihre  Löhne  wurden  als  zu  gering  befunden;  sie  betragen  für  Cigarren- 
macher Fr.  1.  38  bis  Fr.  1.  97,  für  Wickelmacher  Fr.  1.  08  bis  Fr.  1.  28, 
wobei  indeß  zu  beachten,  daß  diese  Arbeiter  sich  nebenbei  mit  Landbau  be- 
schäftigen oder  Hausgeschäfte  besorgen.  Cigan^enfabriken  der  Ost-  und  West- 
schweiz zahlen  höhere  Löhne.  Endlich  konnte  Ende  Juli  der  Streik  durch  die 
Vermittlung  des  Hrn.  Fabrikinspektor  Xüsperli  geschlichtet  werden.  An  den 
Statuten  der  Gewerkschaft  sollten  einige  Aenderungen  vorgenommen  werden,  die 
Entschädigungen  für  zu  viel  gebrauchtes  Material  sollten  der  Krankenkasse  zu- 
fließen, die  Lohnabzüge  für  einige  Hulfsarbeiten  aufgehoben  und  die  Ordnungs- 
bnßen  im  Interesse  der  Arbeiter  verwendet  werden.  Mit  15.  Oktober  wurden  die 
Arbeitslöhne  um  5  ®/o  erhöht;  im  Falle  genehmigter  Zollermäßigung  auf  Roh- 
tabak sollte  eine  weitere  Lohnerhöhung  stattfindeu.  Die  Lohnzahlungen  ftuden 
yierzehntäglich  statt,  mit  sechstägiger  Decompte.  Die  Arbeiter  können  ihre 
frühern  Stellen  wieder  einnehmen  etc.  Am  1.  August  wurde  die  Arbeit  wieder 
aufgenommen,  jedoch  in  zwei  Fabriken  am  6.  August  theil  weise  wieder  ein- 
gestellt, weil  einige  Gewerkschaftsmitglieder  nicht  mehr  angenommen,  andere 
«hicanirt  worden  waren. 

Ein  Anfangs  August  in  einer  großen  Fabrik  Schaffhausens  drohender 
Streik  konnte  durch  die  Bemühungen  des  vom  Arbeitgeber  als  Vermittler  be- 
rufenen Fabrikinspektors  verhütet  werden. 

Wie  schon  bemerkt,  kann  diese  Streikchronik  nicht  auf  Vollständigkeit  und 
absolute  Genauigkeit  Anspruch  macheu;  die  Sammlung  de«  Materials  und  Ge- 
winnung zuverlässiger  objektiver  Berichte  bietet  eben  allzngroße  Schwierigkeiten, 
namentlich  wenn  zwischen  dem  Ereigniß  und  der  Berichterstattung  Jahre  ver- 
strichen sind. 

Seit  Anfang  1886  haben  nach  vorstehenden  Mittheilungen  wirkliche  Arbeits- 
einstellungen (bloße  Differenzen,  Lohnbewegungen  etc.  fallen  außer  Betracht) 
«tattgefanden :   1886   12,   1887   20,   1888   12,   1889  (L  Sem.)  12. 
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Gewiß  wäre  eine  genaue  offizielle  Streikstatistik  auch  für  die  Schweiß  ein 
yerdienstliches  Werk.  Die  StreikB  würden  richtiger  beurtheilt  und  behandelt,, 
wenn  man  sie  mehr  als  bLsher  in  ihrer  Getiammtheit  wissenschaftlich  beobachten 
und  mit  dem  kalten  aber  gerechten  Licht  der  Zahlen  beleuchten  lernte.  Wenn 
nicht  das  eidg.  statistische  Bureau  selbst,  so  dürften  vielleicht  die  eidg.  Fabrik- 
inspektorate  als  geeignete  Organe  erscheinen,  das  Material  für  eine  solche  Statistik 
zu  sammeln. 

In  Frankreich  hat  man  zum  ersten  Male  für  die  Jahre  1874 — 85  ein» 
amtliche  Statistik  der  Arbeitseinstellungen  veröffentlicht;  sie  erstreckt  sich  auf 
804  Fälle,  deren  Verlauf  von  den  Piäfekturen  dem  Ministerium  des  Handela 
nnd  der  Industrie  berichtet  war  und  die  im  statistischen  Zentralbureaa  statistiscb 
analyurt  wurden.  Die  804  Streiks  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Jahr» 
folgendermaßen:  1874  21,  1875  27,  1876  50,  1877  30,  1878  34,  1879  53^ 
1880  65,   1881  (?),   1882  182,  1883   144,   1884  90,   1885  108. 

Von  1881  fehlen  die  Angaben.  Wie  in  der  Schweiz  und  anderswo,  ist  auch 
in  Frankreich  beobachtet  worden,  daß  die  Monate  März  bis  Juli,  insbesondere 
April  die  höchste  Ziffer  als  Änfanf/seeit  der  Streiks  erreichen;  die  Arbeiter  der 
Baugewerbe  halten  in  dieser  Zeit  voller  Beschäftigung  ihre  Arbeitskraft  für 
weniger  leicht  ersetzbar. 

In  Frankreich  ergeben  sich  als  Ursache  der  Streiks :  in  44  ®/o  Forderung 
der  Lohnerhöhung;  in  22  %  Abwehr  der  Lohnreduktion;  in  11  **/o  Beschwerden 
gegen  Arbeitsbedingungen;  in  5,5  ^/o  Forderung  kürzerer  Arbeitszeit;  in  17,5  ^/o 
diverse  andere  Ursachen. 

In  Bezug  auf  die  Dauer  der  Streiks  wurde  in  Frankreich  konstatirt,  daß 
mehr  als  die  Hälfte  1  —  10  Tage,  ^ß  11—20  Tage,  nur  1,7%  über  100  Tage 
währte.  Der  Sattlerstreik  in  Paris  1877/78  dauerte  15  Monate;  durchschnittliche 
Dauer  16  Tage. 

Die  Zahl  der  hetheiihfteii  Arbeiter  bi^trug  in  52  %  der  Fälle  unter  100, 
die  mittlere  Zahl  323,  der  große  Streik  der  Kohlenarbeiter  von  Anzin  umfaßte 
10,150  Arbeiter.  Die  Zahl  der  verlorenen  Arbeitstage  betrug  bei  629  Streiks 
5'509,367,  oder  8664  für  einen  Streik  und  27  Tage  für  einen  betheiligten 
Arbeiter.  Von  den  gesammten  804  Arbeitseinstellungen  in  Frankreich  entfielen 
39  >  anf  die  Textilindustrie,  17  7o  auf  Berg-  nnd  Hüttenwerke,  15^0  auf 
das  Baugewerbe,  6  ®/o  auf  die  Lederindustrie,  5  ^o  auf  die  Bekleidungsindustrie 
und   18  ^0  auf  andere  Gewerbe. 

Von  753  Arbeitseinstellungen  in  Frankreich,  über  deren  Ausgang  Angaben 
vorlagen,  hatten  27  ^o  für  die  Arbeiter  günstigen,  16  ^o  theilweisen  Erfolg, 
57  ^0  dagegen  blieben  erfolglos. 

In  Amerika  hatten  nach  den  bezüglichen  Ergebnissen  45  ^o  ganzen,  14  ^a 
theilweisen  Erfolg;  40  ®/o  blieben  erfolglos  für  die  Arbeiter.  Die  günstigsten 
Jahre  für  die  streikenden  Arbeiter  waren  in  Frankreich  1876  und   1884. 

Nach  dem  höchst  interessanten,  vom  Statistischen  Bureau  von  Nordamerika 
erstatteten  ausführlichen  Bericht  über  Streiks  und  ähnliche  Arbeitsstörungen  in 
den  sechs  Jahren  ISSl-lHtiß  fanden  1881  471  Streiks  in  2928  Etablissement* 
statt,  1882  454  Streiks  in  210.')  Geschäften,  1883  478  in  2759  Geschäften, 
11^84  443  in  2367  Geschäften,  1885  646  in  2284  Geschäften,  1886  1412  in 
9893  Geschäften  —  zusammen  3903  Arbeitseinstellungen  in  22,336  Betrieben. 
Am  meisten  mit  Streiks  und  -Lockouts"  war  New- York  gesegnet,  wo  nicht 
weniger    als    10,775    Geschäfte    betroHVn    wurden.     Das   Baugeschäft   hinwieder 
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lieferte   das    reichlichste  Kootingent    für  Arbeitenwistigkeiten ;    denn    aaf   seine 
Rechnung  allein  kommen  6060  Geschäfte. 

An  den  sämmtlichen  Streiks  waren  1,318,624  Mann  heiheiligt  von 
1,662,045  Arbeitern  in  den  betreifenden  Geschäften.  In  Folge  der  Streika 
-vorden  103,038  neue  Arbeiter  angestellt;  doch  kamen  von  ihnen  nur  37,484 
von  auswärts.  Arbeitseinstellung  seitens  der  Unternehmer  (Lockout)  fand  wihrend 
der  sechs  Jahre  in  2182  Geschäften  statt.  In  ihnen  waren  173,995  Personell 
vor  der  Einstellung  beschäftigt,  nachher  169,436.  Von  den  letztern  waren 
13,976  neu  und  5682  von  auswärts  zugewandert.  Nach  Geschlechtern  getheilt 
waren  88,57  ^/o  der  Streiker  männlichen,  11,43  ®/o  weiblichen  Geschlechts.  Di& 
meisten  Arbeiter- Trubel  fanden  in  den  Staaten  New -York,  Pennsylvanien, 
Massachusetts,  Ohio  und  Illinois  vor.  Sie  umfassen  74,79  ^/o  der  Streiks  und 
90,80  V  der   ,Lockouts^ 

Von  den  22,337  Geschäften,  in  welchen  Zwistigkeiten  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  stattfanden,  ging  der  Anlaß  zur  Arbeitseinstellung  in  18,342 
Fällen  =  82,12  ®/o  von  den  Arbeitervereinen  aus,  wogegen  in  2182  Fällen  die 
Fabrikanten  die  Arbeit  einstellen  ließen. 

Die  durchschnittliche  Bauer  von  Streiks  betrug  "2^^1x0  Tag,  bei  „Lockouts* 
28  Tage.  In  10,407  Fällen  (46,59  7o)  siegten  die  Arbeiter  vollständig,  in 
3004  Fällen  (13,35  %)  theilweise.  Sie  unterlagen  in  8910  Fällen  (39,89  7o). 
Bei  ,Lockouts**  gewannen  die  Fabrikanten  in  564  Fällen  (25,85  ^o),  in  190 
Fällen  (8,71  ^jo)  verloren  sie  theil weise,  in   1305  Fällen  gänzlich. 

In  Bezug  auf  die  Anlässe  zu  Arbeitsstörungen  klassiüzirt,  wurden  42,45  ^o 
durch  die  Forderung  höheren  Lohnes  verursacht,  19,45  %  durch  die  Forderung- 
kürzerer Arbeitszeit,  7,75  ®/o  durch  die  Forderung  höheren  Lohne»  uud  geringerer 
Arbeitszeit. 

Eine  anerkanntermaßen  nur  annähernde  Schätzung  ergibt  für  die  streikenden 
Arbeiter  einen  Verlust  von  51,816,165  Dollars  und  von  8,132,717  Dollars  in 
Folge  von  Lockout  —  das  heißt  etwa  40  Dollars  für  jeden  an  den  Wirren 
betheiligten  Arbeiter.  Die  Arbeitgeber  erlitten  einen  Verlust  von  34' 164,6 14 
Dollars. 

Die  von  den  Arbeitsstörungen  am  meisten  betroffenen  Industrien  waren  i 
Baugewerbe  6060,  Tabakgeschäfte  2959,  Bergbau  2060,  Kleidergeschäfte  1728, 
Metallindustrie  1585,  Transportgesc hafte  1478,  Speiseziibereitung  1419,  Möbel 
491,  Küfereien  484,  Ziegeleien  473,  Steinarbeit  468,  Holzgeschäfte  395,  Schuh- 
waarengeschäfte  352. 

Pro  Berichtsjahr  1887/88  wurden  für  die  Union  die  Verluste  der  Arbeiter 
auf  20  Mill.  Dollars,  der  Arbeitgeber  auf  150  Mill.  Dollars  (?)  geschätzt. 
39,12  7o  der  Fälle  hatten  ganzen,  11,07  7o  theilweisen  Erfolg;  49,81  >  gingen 
für  die  Arbeiter  verloren. 

Von  allen  in  England  von  1870  —  1885  beobachteten  Streiks  entfiel  di& 
größte  Zahl  auf  das  Baugewerbe  (598),  die  zweitgrüßte  auf  die  Textilindustrie 
(440),  die  drittgrößte  auf  die  Metallindustrie  (390),  die  viertgrößte  auf  die 
Kohlenwerke  (339). 

In  der  Union  herrschte  von  1870 — 187.'i  überall  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kräften, 1874  begann  die  Reduktion  derselben  und  erreichte  (auch  in  England) 
ihren  Höhepunkt  1876/77.  Die  Zahl  der  Arbeitslosen  stieg  im  Jahre  1877 
von  Yi  auf  2  Millionen,  nahm  von  1880  an  stetig  ab  und  zugleich  stieg  die  Zahl 
der  für  die  Arbeiter  erfolgreichen  Streiks  und  die  Höhe  der  Lohnforderungen. 
Seit  1886  sollen  die  Streiks  in  der  Union  nach  Angabe  des  Kommissärs  Wright 
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ihren    Höhepunkt    üherschritten    haben.     Der   früheste    in   der   Union    bekannte 
Streik  wurde  1741  von  den  New-Yorker  Bäckergesellen  in  Szene  gesetzt. 

Powderly,  der  Großmeister  des  großen  Ordens  der  „Ritter  der  Arbeit* 
{knights  of  labor)  erklärte  1886,  es  könnten  Vi<>  ^^^^^  Streiks  leicht  durch 
Schiedsämter  geschlichtet  werden.  Im  ersten  Quartal  1886  seien  350  Streitig- 
keiten in  dieser  Weise  beglichen  worden.  Ein  Gesetz  Pennsylvaniens  schreibt 
<iie  Schiedsämter  vor  (siehe  auch   «Schiedsgerichte**). 


Die  Erkenntniß  von  der  Schädlichkeit  der  Streiks  im  Allgemeinen 
und  der  Noth wendigkeit  ihrer  Vorbeugung  kommt  immer  mehr  zur  Geltung 
auch  in  den  Kreisen  der  organisirten  Arbeiterschaft.  Wir  haben  bereits  eine 
bemerkenswerthe  Stimme  der  , Tagwacht"  bei  Anlaß  des  Zürcher  Bucbbinderstreiks 
zitirt.  Aehnliche  Kundgebungen  finden  sich  zur  Genüge  in  andern  Arbeiterblättem ; 
aber  eben  so  oft  wird  hiebei  die  Nothwendigkeit  einer  geschlossenen  ausgedehnten 
gewerkschaftlichen  Organisation^  als  beste«  Mittel  zur  Verhütung  unmotivirter 
oder  unvorbereiteter  und  daher  erfolgloser  Arbeitseinstellungen,  hervorgehoben. 
Nachstehende  Resolution  einer  größern  Arbeiter  Versammlung  in  Bern  mag  den 
allgemeinen  Standpunkt  der  Arbeiterschaft  ziemlich  getreu  wiederspiegeln : 

^Streiks  sind  als  solche  nicht  unbedingt  zu  verwerfen,  sie  können  ein  berechtigtes 
und  wirksames  Mittel  werden,  um  die  Lage  der  Arbeiter  zu  verbessern ;  aber  sie  sollen 
nicht  in  Szene  gesetzt  werden,  wenn  nicht  eine  Organisation  der  Gewerkschaften  da 
ist,  um  sie  wirksam  durchzuführen,  und  wenn  nicht  Geld  da  ist,  um  die  Benöthigten 
zu  unterstützen.  Als  Grundbedingungen  einer  jeden  richtigen  Organisation  der  Gewerk- 
schaften sind  zu  bezeichnen:  1)  Obligatorischer  Eintritt  jedes  Arbeiters  in  die  Gewerk- 
schaft seines  Berufes;  2)  Abschaffung  des  Akkordsystems;  3)  Aufbietung  aller  Mittel 
und  aller  Thatkraft,  um  eine  kürzere  Arbeitszeit  zu  erhalten;  4)  Sammlung  eines 
Re3erve-(Streik-)Fonds.  Die  Organisation  soll  nicht  bloß  eine  lokale,  sondern  die  ganze 
Schweiz  umfassende  und  wo  möglich  darüber  hinaus  gehende  sein.  Um  unberechtigte 
Streike  zu  verhindern,  soll  die  Frage,  ob  ein  Streik  zu  beginnen  sei,  jeweilen  einer  Art 
Tribunal,  das  aus  Vertretern  der  Gewerkschaften  zu  bestellen  ist,  vorgelegt  werden, 
und  erst  wenn  dieses  die  Veranlassung  als  triftig,  die  Organisation  zur  Durchführung 
-des  Streiks  als  genügend  gefestigt  und  den  Reservefond  als  der  Sachlage  angemessen 
hoch  genug  erklart,  soll  ein  Streik  inszenirt  werden  können.* 

Man  hat  früher  geglaubt,  Streiks  und  überhaupt  alle  Störungen  des  sozialen 

Friedens  durch  sog.  Koalitionsverbote  verhindern  zu  können;  die  Erfahrung  hat 

-diesen  Irrthum  deutlich  geotfenbart.    Allerdinorg  lehrt  sie,  daß  Koafitionsvereine, 

—    seien    es    nun    kirchliche  Brüderschaften   oder   zünftlerische   Gesellenverbände 

<ies  Mittelalters,  seien  es  die   „Trade«  Ünions"  Englands,  die   „Ritter  der  Arbeit" 

in  Amerika,  die  Arbeitersyndikate  Frankreichs,  die  Hirsch-Dunker'schen  Gewerb- 

yereine  oder  sozialdemokratischen  Gewerkschaften  Deutschlands,  oder  endlich  die 

Arbeiterfachvereine  und  „Federations  ouvrieres"  der  Schweiz,  oder  seien  es  ünter- 

nehmerverbände  irgend  welcher  Form  und  Benennung,  —  daß  solche  Vereinigungen 

in  den  meisten  Fällen  die  intellektuellen  Urheber  von  Streiks  sind  und  daß  da 

weniger  Streitfälle   vorkommen,    wo  die  Arbeiter  oder  Unternehmer  nicht  orga- 

nisirt  sind. 

Trotzdem  kann  ein  unbefangener  und  fleißiger  Beobachter  schweizerischer 
Arbeiterverhältnisse  die  Bildung  und  Entwicklung  zahlreicher  Gewerkschaften 
nur  bpf/rü/iian ;  denn  die  weit  verbreitete  Ansicht,  daß  solche  Vereine  nur  dazu 
berufen  seien,  den  Klassenhaß  zu  predigen,  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  anzuzetteln  und  überhaupt  rein  materielle  Bestrebungen  zu  ver- 
folgen,   beruht  auf  Vorurtheilen.     Ausnahmen  vorbehalten,   wird  der  beroflichen 
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und  allgemeinen  Bildung  der  Mitglieder,  der  Untersttltzung  in  Fällen  des  Todes^ 
der  Invalidität,  Krankheit  oder  Arbeitslosigkeit  große  Beachtung  geschenkt. 
Spesiell  in  Bezog  auf  die  Mitwirkung  solcher  G-ewerkschafteu  an  den  Streika 
muß  anerkannt  werden,  daß  ihre  Organisation  sie  befähigt,  zahlreiche  Streitige 
keiten  zu  vermeiden  oder  in  richtigen  Schranken  zu  halten.  Gerade  die  un- 
gerechtfertigten, muthwillig  provozirten,  schlecht  vorbereiteten  oder  sonst  miß» 
lungenen  Streiks  sind  meistens  von  nicht  oryanisirten  Arbeitern  ausgegangen. 
Gewerkschaftsmitglieder  haben  in  der  Kegel  mehr  Erfahrung  und  Disziplin,  si& 
ziehen  ihre  mtlhsam  zusammengesparten  Kassen  nicht  ohne  Grund  in  Mitleiden- 
Bchafr,  sie  sind  vorsichtiger  und  beginnen  selten  einen  Streik,  ohne  vorher  ge- 
hörig sondirt  und  mit  ihren  Arbeitgebern  verhandelt  zu  haben.  Streitsüchtige 
Hetzer  und  Rädelsführer  haben  weniger  Gewalt  auf  ältere,  gut  fundirte  Gewerk- 
schaften, als  auf  unerfahrene,  unorganisirte  Massen,  die  nichts  zu  verlieren  haben 
und  ihre  Stärke  einzig  in  der  Opferwilligkeit  und  Solidarität  Anderer  zu  finden 
hoffen. 

Die  Erfahrungen,  welche  in  den  letzten  Jahren  auch  in  der  Schweiz  gemacht 
wurden,  bestätigen  ferner,  daß  Vermittlungsversuche  angesehener  Staatsmänner 
und  Beamter  mehr  als  früher  stattfinden  und  gerade  bei  den  Gewerkschaften  und 
Meistervereinen  bessere  Aufnahme  finden ;  daß  das  friedliche  Zusammenwirken 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  die  gemeinsame  Förderung  der  Berufsinteressen  in 
dem  freundschaftlichen  ständigen  Verkehr  der  beidseitigen  Berufsverbände  ihren 
sichersten  Anker  finden  und  daß  es  daher  für  die  Aufrechterhaltung  des  sozialen 
Friedens  kein  besseres  Mittel  geben  kann,  als  ein  reger  Verkehr  zwischen  den 
Arbeitgeber-  und  Arbeiter  verbau  den  eines  Berufes  zu  bestimmten  gemeinsamen 
Zwecken  (Leitung  von  Fachschulen,  Fachkursen,  Lehrlingsprtifungen,  Arbeits- 
vermittlungsstellen, Unterstützungskassen;  Organisation  von  Schiedsgerichten  und 
Einigungsämtem). 

Abgesehen  von  den  finanziellen,  direkt  fühlbaren  Opfern  eines  Streiks  sind 
als  eben  so  schwer  wiegende  Nachtheile  dieses  sozialen  üebels  zu  betrachten  die 
oft  lange  nach  Friedensschluß  anhaltenden,  durch  die  erregten  Leidenschaften 
bewirkten  feindlichen  Aeußerungen ;  das  Mißtrauen  ist  wachgerufen ;  Trotz  und 
Gleichgültigkeit  einerseits,  Plackereien  und  Maßregelungen  anderseits  sind  die 
üblen  Folgen  der  Streiks.  Man  hat  ihnen,  namentlich  in  England,  zu  begegnen 
gesucht  durch  die  Errichtung  von  Eitiinunrfsämtenij  welche,  aus  einer  gleichen 
Zahl  Vertreter  beider  Parteien  bestehend,  jeden  Streitfall  zu  verhüten  oder  zu 
schlichten,  jede  auftauchende  Forderung  auf  ihre  innere  Berechtigung  zu  prüfen 
und  den  gegebenen  Verhältnissen  entsprechend  endgültig,  für  beide  Theile  ver- 
bindlich, zu  beurtheilen  haben  (s.  auch  den  Artikel  „Schiedsgerichte'*).  Die  Einigungs- 
ämter haben  viel  Großes  und  Gutes  gewirkt  und  verdienen,  auch  in  der  Schweiz 
mehr  als  bisher  gewürdigt  zu  werden ;  denn  es  ist  wohl  zu  beachten,  daß  ständige 
Einigungsämter  mit  zum  Voraus  gewählten  Vertrauensmännern  des  Berufes  und 
einem  unparteiischen,  weil  unbetheiligten,  Obmann  rascher  und  richtiger  schlichten 
und  richten  können,  als  ein  im  Sturm  und  Drang  des  auHgebrochenen  Streites 
ad  hoc  bestelltes  Schiedsgericht.  Solche  Einigungsämter,  das  anerkannt  beste 
Mittel  gegen  Streiks,  haben  aber  zur  nothwendigen  Voraussetzung  die  (/ewerk- 
schaftiiche  Orf/anisation  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  *)  —  schon  deßhalb,  weil 
nur  diese  letztern  die  Vollziehung  der  ürtheile  übernehmen  und  allfülligen  Wider- 

')  Vergleiche  Organisation  des  Einigungsamtes  für  Baugewerbe  in  Zürich,  unter 
»Schiedsgerichte. " 
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«tand  Einzelner  ahnden  können.  Daram  sind  die  beruflichen  Verbände,  gute 
Organisation  und  verständige  Leitung  vorbehalten,  im  Interesse  des  sozialen 
Friedens  nur  zu  begrüßen,  auch  wenn  sie  scheinbar  oder  wirklich  die  eigentlichen 
Urheber  der  Streiks  sein  sollten. 

Erwähnung  verdient  noch,  daß  die  Generalversammlmig  des  Schweizerischen 
Typographenbundes  am  9.  Juni  1889  es  abgelehnt  hat,  bei  Nichteinffthrung  der 
achtstündigen  Arbeitszeit  fiir  Buchdmckereien  bis  Ende  1889  im  Jahre  1890 
einen  allgemeinen  Buchdruckerstreik  fUr  die  ganze  Schweiz  zu  inszeniren,  — 
und  daß  der  internationale  Sozialistenkongreß  in  Paris  im  Juli  1889  den  Antrag 
auf  einen  allgemeinen  Streik  in  allen  Ländern  ebenfalls  als  widersinnig  ver- 
worfen hat. 

Einer  Organisation  haben  wir  noch  zu  gedenken,  die  ebenfalls  theils  als 
Hiilfs-,  theils  als  Gegenmittel  der  Streiks  betrachtet  wird:  der  Reserve-  oder 
Streikkassen.  Mehrere  Gewerkschaften  der  Schweiz,  insbesondere  der  Schwei- 
zerische Typographenbund,  besitzen  solche  Kassen  zur  Unterstützung  streikender 
oder  gemaßregelter  Genossen.  Anläßlich  des  Zürcher  Schlosserstreiks  im  Sommer 
1886  empfand  die  Arbeiterschaft  da^  BedUrfniß,  die  finanziellen  Hülfsmittel  zu 
zentralisiren  und  auch  für  Diejenigen  sorgen  zu  können,  welche  gutfundirter 
Keservekassen  nicht  theilhaftig  sind.  Die  Gründung  einer  allf/emeinen  schweize- 
rischen Arbeiier-Reservekasse,  vom  Grütli verein  Lausanne  beantragt,  wurde  an 
der  Delegirtenversammlung  des  Schweiz.  Grütlivereins  den  26.  Juni  1886  in 
Grenchen  beschlossen  und  sodann  vom  Aktionskomite  des  Schweiz.  Arbeitertages 
and  vom  Schweiz.  Gewerkschaftsbunde  unterstützt.  Laut  den  ersten  Statuten  vom 
Oktober  1886  hatte  diese  Reservekasse  den  Zweck,  „bei  drohenden  Arbeits- 
einstellungen und  bedeutenden  Anständen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
eine  genaue  Untersuchung  der  Verhältnisse  anzuordnen,  Vergleiche  mit  Arbeit- 
gebern oder  schiedsgerichtliche.  Austragung  der  Differenzen  anzustreben  und,  naoh 
Versagung  aller  andern  Mittel,  bei  geeigneter  Sachlage  eine  Arbeitseinstellung 
zu  genehmigen  und  die  Betheiligten  subsidiär  aus  der  Reservekasse  und  durch 
öffentliche  Sammlungen  zu  unterstützen".  Im  Fernern  hatte  sie  die  spezielle 
Aufgabe,  „die  gewerkschaftliche  Organisation  der  Arbeiter  nach  Kräften  zu 
fördern  ** . 

Die  Grundlage  der  in's  Handelsregister  eingetragenen  „ Genossenschaft ** 
bildeten:  1)  Der  Schweiz.  Grütliverein  mit  einer  Gründungseinlage  von  Fr.  2000 
und  einem  ordentlichen  Jahresbeitrag  von  Fr.  10()0,  2)  das  sog.  „Aktionskomitee 
mit  einem  Jahresbeitrag  von  Fr.  80()  und  3)  der  Schweiz.  Gewerkschaftsbund 
mit  Fr.  400  per  Jahr.  Als  Grundstock  der  Keservekasse  war  in  Aussicht 
genommen  ein  „unantastbarer  Minimalfond"  von  Fr.  5000;  ehe  dieser  jedoch 
auf  Fr.  10,000  angewachsen,  sollten  alle  Streiks  nur  durch  freiwillige  Samm- 
lungen unterstützt  werden  dürfen.  An  der  Spitze  der  Genossenschaft  stand  eine 
auf  zwei  Jahre  gewählte  neungliedrige  Kommission  mit  entsprechender  Vertretung 
aller  Verbände.  Sie  hatte,  dem  genannten  Zweck  entsprechend,  die  Berechtigung 
der  Streiks  zu  beurtheilen,  Verglei(?hsverhand]ungen  mit  den  Arbeitgebern  an- 
zubahnen, die  Streikkomites  zu  überwachen,  die  Unterst iitzungsgelder  entgegen 
zu  ntdinien  und  zu  vertheilen,  llülferufe  zu  erlassen,  die  Beendigung  des  Streiks 
zu  proklamiren  u.  s    w.     Gewiß  keinem   leichte   Aufgabe! 

Der  Vorort  kam  zuerst  narh  Bern:  die  Kommission  trat  im  Februar  1887 
in  Funktion.  Ihr  erster  Verhandlnngsgegenstand  war  ein  Streik  in  Bern  selbst, 
ihr  zweiter  die  —  Statutcnrtci^ion,  die  sich  gleich  bei  Beginn  als  nothwendig 
erwies,   jedoch    infolge  Arbeitsüberhäufung    bis    in^s  Spätjahr  verschoben  werden 
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mußte;  denn  schon  im  ersten  Berichtsjahre  waren  15  Konflikte,  von  denen  sich 
6  zu  Streiks  entwickelten,  zu  hehandeln.  In  Sehaffhausen  gelang  ihr  ein  Ver- 
mittlungsversuch;  aher  der  Schreinerstreik  in  Bern  inshesondere  gah  der  Kom- 
mission viel  zu  schaffen ;  sie  konnte  den  Arheitgehem  keinen  Respekt  ahgewinnen, 
uin  einen  gütlichen  Vergleich  zu  erzielen.  So  lange  die  Kasse  keinen  Fond  hesaß, 
fehlte  ihr  auch  jeder  Einfluß,  jede  Macht.  Schon  nach  dem  Inslehentreten  traten 
große  Anforderungen  an  die  Kasse  heran,  denen  sie  von  ferne  nicht  genUgen 
konnte;  von  Ansammlung  des  Minimalfonds  war  keine  Rede.  Obwohl  im  ersten 
Jahre  durch  freiwillige  Beiträge  allein  ca.  Fr.  28,000  aufgebracht  wurden, 
reichte  doch  diese  schöne  Summe  nicht  aus,  um  alle  die  Streiks,  welche  die 
Grenehmigung  der  Kommission  erhielten,  in  entsprechender  Weise  zu  unterstützen. 
Auch  die  Lokalreservekassen  wurden  erschöpft,  die  Opferwilligkeit  der  Partei- 
^noBsen  ward  aufs  Aeußerste  angestrengt,  und  dennoch  hatten  die  Streikenden 
—  laut  Bericht  der  Kommission  selbst  —  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  mit  bitteren 
Entbehrungen  zu  kämpfen !  Kurz,  man  hatte  sich  arg  getäuscht  in  den  Er- 
wai*tungen  vom  Erfolg  der  Kasse  und  verrechnet  in  Bezug  auf  die  eigenen 
HUlfsquellen.  Man  sah  sich  vor  die  Nothwendigkeit  versetzt,  die  bisherigen 
freiwilligen  und  nur  im  Streikfall  erfolgenden  Beiträge  durch  regelmäßige  Geld- 
mittelzufahr  zu  ersetzen,  eine  Erweiterung  des  Reservekasseverbandes  und  die 
Festsetzung  eines  Maximums  der  Unterstützung  durchzuführen ;  man  hatte  die 
fortwährende  bettelartige  Grewinnung  von  freiwilligen  Beiträgen  durch  Aufrufe 
in  der  Presse  satt.  Die  bestorganisirten  und  fundirten  Gewerkschaften,  der 
Schweiz.  Typographenhund  und  die  Federation  horlogere,  waren  der  Reservekasse 
fem  geblieben  aus  Liebe  zur  Selbstständigkeit;  sie  spendeten  dagegen  reichlich 
freiwillige  Beiträge. 

Die  geplante  Reorganisation  mit  bedeutend  vermehrten  Hülfsquellen  scheiterte 
Jedoch,  indem  der  ca.  14,000  Mitglieder  zählende  Schweiz.  Grrütli verein  durch 
Urabstimmung  den  obligatorischen  Wochen bcitrag  von  10  Rp.  (es  lag  auch  ein 
zweiter  Antrag  auf  20  Rp.  per  Monat  vor)  verwarf,  was  die  bisherige  Kommission 
in  Bern  zur  Demission  veranlaßte.  Der  Wochenbeitrag  von  10  Rp.  hätte  im 
•ersten  Jahre  schon  bei  18,000  Mitgliedern  einen  Fond  von  Fr.  100,000  ge- 
stiftet, während  die  Kommission  eine  durchschnittliche  Unter  st  iltzungssumme  von 
Fr.  30,000  per  Jahr  berechnete.  Das  Bnndeskomite  des  Gewerksohaftsbundes  in 
Zürich  übernahm  die  Leitung  uud  arbeitete  einen  neuen  Statutenentwurf  aus,  der 
im  März  1889  angenommen  wurde.  Nach  diesem  zahlt  nun  der  Schweiz.  Grütli- 
verein  alljährlich  aus  der  Zentralkasse  Fr.  2000  fixen  Beitrag,  der  Gewerkschafts - 
blind  einen  obligatorischen  Monatsbeitrag  von  15  Rp.  per  Mitglied.  Letzterer 
wählte  Ende  1888  3350  Mitglieder  und  besaß  einen  Kassasaldo  von  Fr.  1900. 
Im  Juli  1889   übernahm  Zürich  den  neuen   Vorort  der  Reservekasse. 

Bemerkenswerth  ist  folgende  Erklärung  der  „Arbeiterstimme**  (März  1889): 

»Mit  dem  Streiken  muß  so  viel  als  nur  möglich  zurückgehalten  werden,  denn  die 
Reservekasse  muß  erst  einen  beträchtlichen  Fond  besitzen,  ehe  sie  Unterstützungen 
gewähren  kann.  Streiks,  die  nicht  durch  die  Reservekasse  ihre  Billigung  gefunden,  sind 
auch  nicht  durch  freiutlliye  Beiträge  zu  unterstutzen.  Es  muß  einmal  Ordnung  in  die 
{jeschichte  kommen,  sonst  hindert  das  undisziplinirte  Vorgehen  das  nothwendige  plan- 
mäßige,* 

Auch  das  Komite  des  Gewerkschaftsbundes  und  die  provisorische  Reserve - 
kassekommission  sahen  sich  im  März  1889.  im  Hinblick  auf  die  unter  den  Bau- 
handwerkem  verschiedener  Schweizerstädte  damals  in  Fluß  befindlichen  Lohn-  und 
Arbeitazeitbewegungen,  zu  der  Erklärung  veranlaßt,  daß  in  jüngster  Zeit  Streiks 
beschlossen  und  begonnen  worden  seien,  ohne  daß  vorher  das  Bundeskomite  des 
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Gewerkschaftsbandes  and  die  provisonsche  Reservekassekommission  vom  geplanten 
Streik  in  Kenntniß  gesetzt  worden  wären.  Es  sei  durchaus  nöthig,  im  Interesse 
einer  Kegelung  des  Streikwesens,  daß  kein  Streik  beschlossen  und  begonnen  werde^ 
ohne  daß  die  streikenden  Vereine  etc.  sich  mit  der  organisirten  Arbeiterschaft 
in's  Einvernehmen  gesetzt  und  ihre  Zustimmung  erlangt  haben.  Im  Besonderen 
sollte  auch  die  ßeservekassekommission  und  das  Bundeskomite  vorerst  begrüßt 
werden.  Andernfalls  sehen  sich  die  genannten  Komites  gezwungen,  einem  auf 
eigene  Faust  begonnenen  Streik  ihre  moralische  und  finanzielle  Unterstützung  za 
versagen. 

Die  Gründung  der  Arbeiter-iieservekeia^e  hatte  anläßlich  des  Schreinerstreiks- 
in  Bern  auch  eine  Gegenbewegung  zur  Folge.  Der  Handwerker-  und  Gewerbe- 
verein Bern  hatte  folgende  Resolution  gefaßt : 

,Der  Handwerker-  und  Gewerbeverein  Bern,  in  Erwägung:  1)  daß  seit  längerer 
Zeit  die  Ziele  der  Arbeitervereine  dabin  gehen,  dem  Arbeitgeber  alle  möglichen  Schwierig- 
keiten zu  bereiten  und  ihn  durch  Aufhetzung  und  beleidigendes  Auftreten  in  seiner 
Autorität  zu  schädigen ;  '2)  daß  durch  die  Bildung  der  sog.  Arbeiter-Reservekasse  sich 
die  Verbältnisse  so  zugespitzt  haben,  daß  ein  gedeihliches  Verbältniß  sowohl  der  Arbeit- 
geber als  der  Arbeiter  darunter  scliwer  leidet;  3)  daß  die  Arbeiter  im  Vertrauen  auf 
die  Macht  der  Reservekasse,  welche  hauptsächlich  geleitet  wird  durch  Persönlichkeiten, 
die  dem  Handwerker-  und  Gewerbesland  ferne  stehen  und  die  Verhältnisse  gar  nicht 
oder  nur  mangelhaft  kennen,  zu  übertriebenen  Forderungen  verleitet  werden,  —  be- 
schließt: Es  sei  der  Vorstand  des  Schweiz.  Gewerbevereins  zu  beauftragen,  zu  unter- 
suchen, wie  den  voraussichtlichen  ferneren  Streiks  zu  begegnen  und  ob  nicht  der 
Arbeiter-Reservekasse  eine  Arbeitgeber-Beservekasse  gegenüber  zu  stellen  sei.* 

Der  Zentralvorbtand  des  Schweiz.  Gewerbevereins  legte  diesen  Ajitrag  den 
Sektionen  zur  Begutachtung  vor,  mit  folgenden  Gegenbemerkungen: 

»Die  Gründung  einer  Meister-Reservekasse  zur  Unterstützung  der  von  Arbeits- 
einstellungen betroffenen  Arbeitgeber  dürfte  jedenfalls  kein  leichtes  Werk  sein,  weil 
Organisation,  regelmäßige  Speisung  und  richtige  Verwendung  ihrer  Mittel  ohne  Zweifel 
mit  vielen  Schwierigkeiten  verbunden  wären.  Es  fehlt  zur  Zeit  noch  eine  umfassende 
Vereinigung  der  Meisterschaft:  die  wenigen  Meisterfachvereine  genügen  kaum.  Eine 
Anzahl  von  Gewerbe-  und  Haudwerkervereinen  werden  vielleicht  als  solche  an  einem 
derartigen  Institut  nicht  Iheilnehmen  wollen.  Der  Zentral  vorstand  könnte  nach  unserer 
Ansicht  höchstens  die  einleitenden  Schritte  thun,  die  Konstituirung  und  Verwaltung 
müßte  wohl  selbststilndig  erfolgen. 

„Eine  festgefügte  Organisation  wäre  allerdings  erforderlich,  nicht  bloß  eine  in 
momentaner  Verlegenheit  in  aller  Eile  geschaffene  Kasse  ohne  dauernde  Hülfsquellen. 
Bei  eintretenden  Arbeitseinstellungen  wäre  schnelle  Hülfe  doppelte  Hülfe.  Die  Reserve- 
kasse müßte  einen  ständigen  Fond  von  mehreren  tausend  Franken  sofort  zur  Verfügung 
haben  und  regelmäßig  gespiesen  werden.  Freiwillige  Sammlungen  könnten  nur  zu  spär- 
liche Hülfe  leisten  und  meist  würde  auch  diese  Hülfe  zu  spät  kommen. 

„Die  Berechtigung  der  Meisterschaft,  der  Arbeiter-Reservekasse  eine  gleiche  Ein- 
richtung gegenüber  zu  stellen,  ist  allerdings  unbestreitbar.  Nur  wird  es  sich  fragen, 
üb  eine  solche  Kasse  auch  das  richtige  Mittel  sei,  den  vom  Handwerker-  und  Gewerbe- 
verein Bern  angestrebten  Zweck  —  Verhütung  fernerer  Streiks . —  wirklich  zu  erreichen. 
Abgesehen  davon,  daß  die  Arbeiter-Reservekasse  von  schon  länger  bestehenden  Vereinen 
mit  großer  Mitgliedeizahl  unterlialten  wird,  ist  ihr  F(>rtbestand  noch  keineswegs  gesichert. 
Ihr  Zweck  sollte  sein,  zu  verhüten,  daß  Arbeitseinstellungen  ohne  gehörige  Prüfung  aller 
Verhältnisse  beschlossen  werden.  Nach  den  Erwägungen  der  Berner  Sektion  ist  man 
allerdings  zu  glauben  versucht,  daß  die  Reservekassekommission  keine  besondern  An- 
strengungen geniarht  habe,  um  den  Schreinerstreik  zu  verhüten.  So  viel  wir  unserseits 
in  Erfahrung  bringen  konnten,  war  das  Vorgehen  bei  der  Arbeitseinstellung  ein  zu 
rasches  und  speziell  die  Forderung  betreffend  die  Art  der  Bezahlung  von  Akkordarbeit 
eine  wenig  überlegte;  allein  es  ist  kaum  zu  gewärtigen,  daß  in  diesem  Falle  oder  über- 
haupt Streitigkeiten  zwischen  Arbeilgebern  und  Arbeitern  leichter  und  rascher  beseitigt 
werden,  wenn  eine  Meister-Heservckasse  gegründet  wird;  die  Gegensätze  werden  sich 
eher  vei'schärfen.  Wir  glauben  nicht,  daß  dies  der  Wunsch  der  Berner  Sektion  und 
anderer  Glieder  des  Schweiz.  Gewerhe Vereins  sei.  Die  Anregung  zielt  gewüJ  auf  Ver- 
hütung der  Streiks  ab,  und  dieses  Ziel  zu  erreichen,  ist  auch  unser  ernstliches  Bestreben. 
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, Statt  der  Bildung  einer  Meister-Reservekasse  möeliten  wir  die  Eininbruni?  von 
gewerblichen  Schiedsgerichten  oder  Einigungsätntern  befürworten,  welche  in  nihifrer 
Zeit  organisirt  und  aus  Vertrauensmännern  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  gebildet, 
schnell  und  sachkundig  alle  vorkommenden  Streitigkeiten  schlichten,  bezw.  endgültig 
und  für  beide  Theile  verbindlich  beurtheilen  würden.  Zur  Organisation  solcher  Schieds- 
riohterämter  sind  wohl  in  keinem  Kanton  neue  gesetzliche  Vorschriften  erforderlich. 
Werkstattordnungen,  Fabrikreglemente  oder  freie  Vereinbarungen  können  Meister  und 
Arbeiter  zur  Einhaltung  bezüglicher  Bestimmungen  verpflichten.  Derartige  Fachgerichte 
aus  freiem  Cebereinkommen  bestehen  bereits  anderwärts. ** 

Die  Sektionen  traten  ausnahmslos  der  Anschauung  des  Zcntralvorstandes 
bei.  Es  ist  denn  auch  jeder  Versuch  der  Bildung  einer  allgemeinen  Arbeitgeber- 
Reservekasse  bis  jetzt  unterblieben.  Dagegen  hat  u.  A.  der  Verein  schweizerischer 
Buchdrucker eihesiieer  eine  eigene  Reservekasse,  als  Gegengewicht  gegen  die- 
jenigen der  beiden  Gehülfenverbände,  seit  Jahren  geäufnet. 

Die  Arbeitgeber  fürchten  in  einer  Reserve-  oder  Streikkasse  das  Mittel  zur 
VersehärfuHf/  der  Interessengegensätze ;  die  Arbeiter  erhoffen  aus  eben  derselben 
die  Aufrechterhaltung  des  sozialen  Friedens,  Wer  Recht  behält,  das  mag  die 
Zukunft  lehren!     (Abgeschlossen  im  Herbst   1889). 

Strohwaarenindustrie.  Die  schweizerische  Strohindustrie  zerfällt  örtlich 
in  drei  Theile:  Die  aargauische,  freiburgische  und  tessinische.  Die  bedeutendste  ist 
die  aargauische,  die  sich  auch  in  die  benachbarten  Kantone  Luzern  und  ZUrich 
erstreckt. 

Am  ältesten  ist  wahrscheinlich  die  Strohilechterei  im  Kanton  Tessin,  wo 
sie  vermnthlich  von  dem  europäischen  Mutterlande  dieser  Industrie,  von  Italien 
her,  Eingang  fand.  Heute  wird  sie  noch  im  Val  d'Onsernone  ausgeübt.  Die  größte 
Ausdehnung  hatte  sie  in  diesem  Thale  in  der  Periode  1850 — 1875,  während 
welcher  jährlich  für  300,000 — 400,000  Fr.  produzirt  worden  sein  soll.  Seither 
ist  der  Industriezweig,  infolge  der  chinesischen  und  japanischen  Konkurrenzgeflechte, 
im  Tessin  wie  im  Freiburgischen  und  Aargauischen,  stark  zurückgegangen.  Fiechter, 
die  früher  1*/«  bis  2  Franken  jeden  Tag  verdienten,  sollen  es  beute  kaum  auf 
50  Rappen  bringen.  Das  Material  ist,  wie  im  Aargau,  Roggenstroh,  das  wegen 
seinem  dunkeln  Gelb  meist  nur  in  gefärbtem  Zustande  verwendet  werden  kann. 
Die  Erzeugnisse  werden  größtentheils  in  den  Marktorten  Loco  und  Rnsso  verkauft 
und  im  Lande  selbst  zu  Hüten  verarbeitet;  einiges  geht  nach  Italien. 

Größere  Ausdehnung  und  einen  wesentlich  anderen  Charakter  hat  die  frei- 
burgische Strohflechterei.  Das  Material  ist  dort  das  weißere  Weizenstroh,  das 
nur  von  dem  englischen  an  Schönheit  übertrotlen  wird.  Die  Strohflechterei  datirt 
im  Kanton  Freiburg  von  der  im  Jahr  18 IG  durch  die  Erfolge  der  aargauischen 
Fabrikation  veranlaßten  Errichtung  von  Flechtschulen  im  Greyerzerlande  her  und 
es  wurde  lange  Zeit  fast  nur  fiir  Häuser  in  Wohlen  fabrizirt.  Zirka  ^j^  der  Pro- 
duktion geht  auch  heute  noch  auf  Rechnung  von  Aargauer  Industriellen,  die  im 
Kanton  Freiburg  direkt  kaufen  oder  daselbst  Filialen  errichtet  haben.  Ein  direkter 
Export  bahnte  sich  Anfangs  der  40cr  Jahre  nach  Frankreich,  England  und  Nord- 
amerika an.  Die  damalige  Produktion  wird  vom  Fn-iburj^er  Historik^'r  Kuenlin 
zu  550,000  Stück  a  zirka  im  Werthe  von  280,000  alten  Franken  per  Jahr  an- 
gegeben. Im  Jahre  1856  existirten  100  Kontroleure,  welche  das  Maß  der  für  die 
Ausfuhr  bestimmten  Stücke  zu  prüfen  hatten ;  es  wurden  von  drnsflben  im  ge- 
nannten Jahr  602,667  Stücke  zur  Ausfuhr  gestempelt.  Der  Wcrth  dieser  Stücke 
und  derjenigen,  welche  der  Kontrolc  entgangen,  oder  für  die  einheimische  Stroh- 
hntfabrikation  gebraucht  worden  sein  mögen,  wird  auf  H00,0()0  Fr.  geschätzt. 
Ihren  Höhepunkt  erreichte  die  Freibnrger  Strohflechterei  in  den  Jahren  l^ri*^;v\v^. 

Ftirrer,  VolkuwlrthschaftB-Lexlkoii  der  Schwe'y,  \V\ 
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unmittelbar  vor  dem  Ausbruche  des  für  sie  verhängn  iß  vollen  nordamerikanischen 
Bürgerkrieges;  der  damalige  Fabrikations  wert  wird  auf  1,800,000  Fr.  veranschlagt, 
wovon  auf  die  Bezirke  Gruyere  800,000  Fr.,  Glane  400,000  Fr.,  Singine 
600,000  Fr.  entfallen.  Nach  einer  von  der  freiburgischen  Direktion  des  Innern 
verötfentlichten  Statistik  beschäftigte  die  Strohindustrie  im  Jahre  1885  in  fünf  von 
sieben  Bezirken  zeitweise  7300  Personen  (Gruyere '3684,  Sarine  1308,  Singine 
1 230,  Gläne  553,  Veveyse  525).  Wie  Tessin  beschränkt  sich  Freiburg  im  wesent- 
lichen auf  die  eigentliche  Handstrohflechterei  und  etwas  Hutfabrikation. 

Zu  mannigfaltigeren  und  theilweise  unübertroffenen  Leistungen  im  weiteren 
Gebiete  der  Strohindustrie  hat  es  der  Kanton  Aargau  gebracht,  wo  der  Hauptsitx 
der  Fabrikation  in  Wohlen  ist. 

Jakob  Isler  daselbst,  der  Gründer  einer  jetzt  noch  florirenden  Firma,  hat 
um  1790  zuerst  den  Gedanken  erfaßt,  StrohgeÜechte,  die  im  Freiamt  verfertigt 
wurden,  zusammenzukaufen  und  damit  Eaudel  nach  dem  Schwarzwalde  zu  treiben. 
Der  Erfolg  dieser  ersten  Versuche  führte  zur  Errichtung  mehrerer  anderer  Firmen, 
sowie  zur  Gründung  von  Flechtschulen  in  den  Wohlen  benachbarten  Aargauer 
und  Luzeriier  Gemeinden.  Anfänglich  machte  man  nur  vierhalmiges  Geflecht;  die 
Einführung  des  7-  und  llhalmigen  wurde  als  eine  wichtige  Neuerung  bezeichnet. 
Anfangs  der  20er  Jahre  wurde  die  Weberei  von  Stroh  mit  Seidenzettel  auf  dem 
einfachen  chinesischen  Webstuhl  eingeführt.  Im  Jahre  1837  existirten  in  Wohlen 
neben  mehreren  kleinen  acht  große  Firmen,  in  anderen  Gemeinden  drei.  Das 
Absatzgebiet  hatte  sich  über  ganz  Europa  ausgedehnt;  die  größeren  Häuser 
hatten  B'ilialen  und  Agenturen  in  Wien,  Paris,  Lyon,  London  und  Hävre.  Weil, 
wie  schon  angedeutet,  das  im  Aargau  erhältliche  Roggenstroh  mit  seiner  dunkeln 
Nuance  für  Artikel ,  die  weiß  sein  sollen,  nicht  geeignet  ist,  gelangte  man  bald 
zur  Fabrikation  farbiger  und  gemischter  Geflechte  und  damit  zu  den  sogenannten 
Piiantasie- Artikeln^  die  den  eigentlichen  Weltruf  der  aargauischen  Strohindustrie 
begründet  haben  und  heute  noch  unterhalten.  Es  kommen  hiebei  in  erster  Linie 
die  Strohdrähtchen  und  die  Bordüren  (Gewebe)  in  Betracht,  für  welche  Artikel 
das  Koggenstroh  besonders  verwendbar  ist.  Die  Strohgewebe  hatten  einen  Un- 
geheuern Erfolg,  der  noch  dadurch  gesteigert  wurde,  daß  New- York  in  den 
40er  Jahren  als  direkter  Käufer  dieser  Artikel  auftrat.  Es  wird  angenommen, 
daß  zur  Zeit  der  Hauptblüthe  des  Bordüre- Artikels,  in  den  Jahren  1845 — 55, 
bis  zu  15,000  Handwebstühle  in  Arbeit  standen.  In  der  Saison  1^50/51  betrug 
nach  einem  Mitglied  der  schweizerischen  Jury  für  die  Weltausstellung  in  London 
der  Umsatz  der  Aargauer  Industrie  mit  letzterem  Platze  allein  zirka  50,000^'^. 
Ueberproduktion  und  die  Uebel  in  deren  Gefolge  trugen  schließlich  wesentlich 
zu  der  New-Yorker  Krisis  bei,  die  im  Jahre  1857  über  diese  und  andere  Industrie- 
Branchen  hereinbrach. 

Die  Fabrikation  der  Phantasie -Artikel  führte  allmälig  naturgemäß  zur  Ver- 
wendung anch  anderer  Materialien  als  Stroh,  namentlich  Busty  Seide,  Roßhaar, 
Manilahanf j  Baumwolle  etc.  Auch  begann  mau  Artikel  zur  Verzierung  der  Hüte 
anzufertigen,  die  sogenannte  Garnitur  und  das  Ornament, 

Die  Strohflechterei  ist  ausschließlich  Hausindustrie  und  es  werden  zu  dieser 
leichten  Beschäftigung  selbstverständlich  auch  Kinder  verwendet.  Die  Einführung 
der  Bordürenweberei  gab  Anlaß  zum  Fabrikbetrieb,  der  namentlich  dann  zu  größerer 
Ausdehnung  gelangte,  als  man,  Anfangs  der  40er  Jahre,  anfing,  auf  sogenannten 
Lacetstühlen  P f er dehaarffc flechte  herzustellen.  Diese  Spezialität  erfreute  sich,  mit 
kürzeren  Unterbrechungen,  lange  der  besonderen  Gunst  der  Mode,  ist  aber  seit 
J870  gänzlicher  Vernachlässigung  anheimgefallen.    In  ihrer  Blüthezeit  beschäftigte 


Stroh  waarenindustrie  —     243     —  Stroh  waarenindustrie 

«ie  zirka  2500  Arbeiter  bei  den  Stuhlen,  ebensoviel  für  das  Knüpfen  des  Roß- 
haars und  verarbeitete  37«  bis  4  q  dieses  Rohmaterials,  das  man  hauptsächlich 
aus  Rußland  und  Südamerika  bezog.  £s  wurden  jährlich  zirka  750,000  Stück 
im  Werthe  von  37»  bis  4  Millionen  Franken  produzirt. 

Nach  einem  langen  Stillstand  infolge  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  begann 
eine  äußerst  rege  Periode  dank  der  Erfindung  der  Baumwollbändel  oder  Flotten, 
■aus  zusammengeleimtem,  gebleichtem  oder  gefärbtem  Baumwollgarn,  das  in  dieser 
Form  wie  feingewebte  Streifen  erscheint.  Gleichzeitig  lebten  auch  die  älteren 
Artikel  wieder  auf.  In  dieser  höchsten  G-escftsperiode,  die  bis  1869  dauerte,  gab 
•es  35  Häuser  im  Aargau  (21  in  Wohlen),  4  im  Kanton  Luzern  und  3  im  Kanton 
Zürich;  der  Werth  der  Ausfuhr  in  der  Saison  1867/68  wird  auf  10 7«  Millionen 
Franken  geschätzt.  Nach  dem  schweizerischen  Bericht  über  die  Londoner  Aus* 
4itellung  von  1862  würden  um  diese  Zeit  zirka  3  Millionen  Stück  Geflechte  im 
Werthe  von  höchstens  900,000  Franken  per  Jahr  produzirt  worden  sein. 

Ein  neuer  Artikel  für  den  Fabrikbetrieb  wurde  1872/73  eingeführt,  die 
Baumwollspiteen  oder  Tapes^  die  sich  solcher  Nachfrage  erfreuten,  daß  davon  von 
1876  bis  1879  jährlich  zirka  1  Million  Stücke  fabrizirt  wurden,  die  1000  Arbeitern 
Beschäftigung  gaben  und  120,000 — 150,000  Pfund  Garn  erforderten. 

Die  Rückkehr  zu  den  alten  guten  Bordüre-Zeiten  schienen  die  Jahre  1879/81 
bringen  zu  wollen ;  doch  wurden  die  Erwartungen  so  hoch  gespannt  und  so  große 
0,uantitäten  erzeugt,  daß  der  nur  mittelmäßige  Konsum  zu  der  Produktion  und 
den  Vorräthen  nicht  im  richtigen  Verhältnisse  stand.  Seit  der  raschen  Reaktion, 
-die  deßhalb  entstand  und  zu  einer  längeren  Stagnation  führte,  ist  der  Geschäfts- 
gang der  aargauischen  Strohindustrie  ein  äußerst  unbeständiger,  mit  der  Mode 
wechselnder  geworden.  Der  Export  beträgt  durchschnittlich  per  Jahr  noch  zirka 
5  Millionen  Franken,  der  freiburgische  zirka  iV'i  Millionen  Franken,  wogegen 
<lie  tessinische  Produktion  kaum  den  Werth  von  300,000  Franken  per  Jahr  tiber- 
steigt. Einen  dauernd  ungünstigen  Einfluß  übte  die  Konkurrenz  der  chinesischen 
Oeflechte.  Der  namentlich  durch  die  Einführung  der  Hutnähmaschinen  begünstigte, 
massenhafte  Andrang  dieser  äußerst  billigen  Geflechte  hat  die  glatten  Aargauer- 
geflechte  allmälig  verdrängt  und  gleichzeitig  auch  die  ähnlichen  Spezialartikel  der 
Italiener  so  schwer  verkäuflich  gemacht,  daß  diese  gezwungen  wurden,  sich  mehr 
den  aargauischen  Phantasie-Artikeln  zuzuwenden. 

Als  theil weiser  Ersatz  für  die  chinesische  und  japanische  Konkurrenz  fließt 
indessen  dem  Aargau  etwelcher  Gewinn  aus  dem  Handel  mit  diesen  Artikeln, 
-dessen  er  sich  zu  einem  namhaften  Theile  bemächtigt  hat.  Die  chinesischen  Ge- 
flechte werden  zu  diesem  Zwecke  meistens  von  England  und  Lyon  bezogen,  im 
Aargau,  wo  die  Strohbleicherei  auf  der  höchsten  Stufe  der  Vervollkommnung 
steht,  gebleicht  oder  gefärbt  und  dann  größten theils  unverarbeitet  exportirt.  Die 
Yermehrung  des  Imports  von  Strohgeflechten,  der  von  1879  bis  1884  von  644  q 
auf  1959  q  stieg,  im  Jahre  1885  aber  auf  1241  q  zurückging  und  im  Jalir 
1889  nur  1095  q  betrug,  ist  vornehmlich  auf  Rechnung  dieses  Zwischenhandels 
mit  fremden  Geflechten  zu  setzen,  dem  übrigens  durch  Erhöhung  des  Zolles  von 
4  Fr.  auf  10  Fr.  im  Jahre  1884  erheblich  Eintrag  geschehen  ist,  ohne  deßwegen 
<lie  beabsichtigte  günstige  Wirkung  auf  die  Freiburger  Strohproduktion  auszuüben. 

Was  schließlich  die  Strohhut fabrikation  betrifft,  so  hat  dieselbe  in  der  Schweiz, 
obschon  sich  allmälig  vermehrend,  noch  keine  große  Ausdehnung  erlangt.  Die 
Zoll  Verhältnisse  mögen  hieran  neben  den  schwierigen  Konkurrenzverhältnissen  im 
Allgemeinen  ihren  Antheil  haben.  Größere  Hutfabriken  existiren  in  den  Kantonen 
Oenf,  Neuenburg  und  Tessin,    Aargau,  Bern,  Zürich  und  Schaif hausen. 
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Statistisohes.  Mit  der  Stroh-  und  Roßhaarflechterei  befaßten  sich  zur 
Zeit  der  eidg.  Volkszählung  von  1880  12,225  Personen  =  9,8  7oo  aller  Er- 
werbsthätigen  (vgl.  den  Artikel  „Industrie**).  Das  diesbezügliche  Resultat  der 
Volkszählung  von  1888  ist  im  Moment  der  Drucklegung  dieses  Artikels  noch 
nicht  bekannt. 

Ausfuhr  und  Einfuhr  von  Strohwaaren. 

Ausfuhr  Einfuhr 

T885  1886  1887  1888  1889        1889 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

Geflechte 3,596,055  3,743,000  2,873,019  2,481,003  12.609,536  448,950 

Danienhute  aus  Stroh  nicht 

ausgerüstet*) 186,000  300,986     512.400     390,202  508,500 

Andere  nicht  ausger.  Hute  .      648,979      403,000  480,491      541,822     581,426  112.398 

Andere  feine  WaJiren  .     .     .       97,799     238.000  270,461      748.896  1,912,888     15,400 

Grobe  Waaren 5,908        14,000  5,338         8,802         8.840    97,000 

Ausfuhr  nach  Ländern  im  Jahre  1889. 

Deutsch!.      Frankr.      England    Ver.  Staaten      Rest  Total 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

Geflechte 357,589  545,345  559,005     645,164  702,433*)  2,609,536 

Damenhüte  aus  Stroh  nicht 

ausgerüstet») 9,290  348,142     15,414            429     16,927       390,202 

Andere  nicht  ausfrer.  Hüte  .     .     11,517  234,464  107,557      165,470    62,418       581,426 

Andere  feine  Waaren      .     .     .  162,011  604,265  130,769     930,056    85,787     1,912,888 

Grobe  Waaren 1.981  857 2,170 1,180 2.652  8,840 

542,388  1,733,073  814,915  1,742,299  670,217     5,502,892 
Strumpf  Wirkerei  s.   „Wirkerei**. 

Stüekfärberei.  Man  versteht  darunter  gemeiniglich  nur  das  Färben  von 
fertig  gewebter  Seide,  das  einen  Fortschritt  der  modernen  Seidenfärberei  darstellt, 
während  das  Färben  von  Baumwolle,  Leinen  und  Woller  am  Stück  keine  80 
eigenthümliche  Schwierigkeiten  wie  bei  der  Seide  darbietet.  Bis  jetzt  haben 
sich  nur  wenige  Schweiz.  Seidenfärbereien  auf  das  Stiickfärben  im  Großen  ein- 
gerichtet; die  Hauptmasse  der  betreöenden  Gewebe,  hauptsächlich  Satin  (sog. 
Satin  teintfl  en  piece),  der  im  Kanton  Zürich  in  großen  Mengen  gewoben  wird^ 
muß  nach  Lyon  zum  Färben  geschickt  werden. 

Südafrikanische  Republik.  Mit  dieser  Republik  hat  die  Schweiz  am 
28.  April  1887  einen  Freundschafts-,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  ab- 
geschloi?sen  und  zwar  nach  dem  Prinzip  der  Meistbegünstigung  (A.  S.  n.  F.  10,  283). 
üeber  den  beidseitigen  W^aarenverkehr  bestehen  keine  statistischen  Aufzeichnungen. 
—   Schweizerisches  Konsulat  in  Pretoria. 

SUdostbahn.  Die  Schweizerische  Südost  bahn  ist  das  Unternehmen  einer 
Aktiengesellschaft  mit  Sitz  in  ßapperswyl.  Die  Konstituirung  erfolgte  am 
5.  November  1889.  Das  Unternehmen  ist  hervorgegangen  aus  einer  Verständigung 
der  Eisenbahngesellschaft  Wädensweil-Einsiedeln  mit  der  Zürichsee-Gotthardbahn, 
sowie  den  beiden  Initiativ -Komites  für  den  Bau  einer  Linie  Pfäffikon -Samstagern 
oder  Schindelegi  und  Biberbrück-Goldau. 

Die  Konzessions-Uebertragungen  für  diese  4  Linien  auf  die  Schweiz.  Süd- 
ostbahn .>ind  durch  BcHchluL^  der  Bundesversammlung  vom  19./20.  Dezember 
1889  ]»erfekt  geworden. 


*)  Der  Werth  der  ausj-^ernsteten  Damenhiitf  \<i  nicht  bekannt. 
^)  Davon  187,049  Fr.  Italien,  185,485  Fr.  ()e<terreich. 
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Die  SüdoBtbahn  umfaßt  somit  zunächst  folgende  Linien: 

a.  Die  Linie  Wädensweil-Einsiedeln,  im  Betrieb  seit  1877,  Be- 
triebslänge      17  Kilometer 

b.  Die  Linie  Rappers w^l-Pfäfdkon,  im  Betrieb  seit  1878,  Be- 
triebslänge      4         „ 

<r.  Neu  zu  erstellen  sind :  1)  Pföffikon-Samstagern  oder  Schindelegi. 
2)  Biberbrtick-Goldau.  Beide  werden  durch  das  Mittelstück 
der  Wädensweil-Einsiedelnbahn  zu  einer  durchgehenden  Linie 
Pfä£&kon-6oldau  verbunden,  deren  effekte  Betriebslänge  ist     .     35         „ 

zusammen     56  Kilometer 

Der  Bundesrath  sagt  in  seiner  Botschaft  vom  16.  Dezember  1889  anläßlich 
der  Konzessions-Uebertragung  folgendes :  „Die  längst  angestrebte  Verbindung 
^bringt  einem  nicht  unbedeutenden  Theil  der  Ostschweiz,  insbesondere  der  March, 
^den  Kantonen  Glainis,  Graubünden,  dem  Rheinthale  und  der  Arlbergroute  gegen- 
«über  dem  jetzigen  bedeutenden  Umweg  über  Zürich- Altstetten-Zug-ßothkreuz 
^eiue  direkte  Verbindung  mit  der  Zentral-  und  Westschweiz  einerseits,  wie 
„anderseits  mit  dem  Gotthard  und  Italien.  Nicht  weniger  wird  die  neue  Linie 
„dem  lokalen  Verkehr  des  Kantons  Schwyz  zu  gute  kommen,  indem  sie  dessen 
„einzelne  Theile  unter  sich  und  mit  dem  Kantonshauptort  in  Verbindung  setzt 
„und  den  Verkehr  mit  Einsiedeln  erleichtert. 

„Mögen  auch  gewisse  Faktoren  die  Leistungsfähigkeit  des  neuen  Verkehrs- 
^weges  beeinträchtigen,  so  sind  andererseits  die  Vortheile  doch  so  in  die  Augen 
„springend,  und  liegt  unter  allen  Umständen  in  der  neuen  Verbindung  eine  so 
^ beachtens werthe  Verbesserung  und  Erleichterung,  welche  wesentlich  erhöhte 
^Bedeutung  gewinnen  wird,  wenn  das  zur  Zeit  ventilirte  Projekt  der  Erstellung 
„einer  direkten  Schienen -Verbindung  zwischen  dem  Toggenburg  oder  sogar 
„St.  Gallen  und  ßapperswyl  zu  Stande  kemmt." 

Der  Ankauf  der  beiden  im  Betrieb  befindlichen  Linien  kostet  5,072,000  Fr. ; 
die  Kosten  der  neuen  Linien  sind  auf  5,348,000  Fr.  veranschlagt.  Die  Verkehrs- 
einnahmen sind  auf  960,000  Fr.,  der  Reinertrag  auf  262,500  Fr.  -=  b^i^/o 
Dividende  berechnet.  Das  Gesellschaftskapital  besteht  aus  10,500,000  Fr., 
wovon  5,500,000  in  Obligationen  a  4^0  und  5,000,000  in  Aktien. 

Suisse  Oecidentale-Simplou.  Die  westschweizerischen  Eisenbahnen  mit 
Inbegriff  der  Simplonbahn  sind  das  Eigenthum  einer  Aktiengesellschaft  mit  Sitz 
in  Lausanne*).  Die  Gesellschaft  wurde  ursprünglich  (1864)  behufs  Uebemahme 
des  Betriebes  der  Eisenbahnen  Ouest-Suis^iei  Franco-Suisse,  Lausanne-Freiburg- 
Bern  und  Genf-Versoix  gegründet.  Nachdem  der  Betrieb  dieser  Linien  vom 
1.  Janaar  1865  an  durch  die  Gesellschaft  der  Suisse  Occidentale  für  Rechnung 
der  bisherigen  Eigenthümer  stattgefunden,  traten  die  drei  alten  Gesellschaften  ihr 
Eigenthum  an  die  Betriebsgesellschaft  ab,  welche  vom  1.  Januar  1872  an  den 
Betrieb  sämmtlicher  Linien  für  eigene  Rechnung  weiterführte.  Das  eigene  Netz 
<ler  Suisse  Occidentale  hatte  auf  diesen  Zeitpunkt  eine  Ausdehnung  von  315,248  in 
baulicher  Länge  und  330  km  Betriebslänge,  letztere  mit  Inbegriff  der  gepachteten 
Strecke  Bern-Sensebrücke  bei  Thörishaus.  Im  Laufe  der  folgenden  Zeit  kamen 
durch  Ankauf  oder  durch  Neubau  noch  folgende  Linien  hinzu;  Am  12.  Juni  1876 
die  Strecke  Murten -Kantonsgrenze  bei  Fräschels  (12,413  m);  am  25.  August  1876 
die  Linien  Palezieux-Murten  (55,035  m)  und  Freibnrg-Payerne  (20,545  m);  am 

*)  Dies  wurde  geschrieben,  bevor  die  Fussion  mit  der  Jurabahn  (1.  Januar  1890) 
stattfand. 
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1.  Janaar  1877  die  Linie  Cossonay-Grenze  bei  Vallorbes  (29,260  m)  durch  Kauf 
von  der  Gesellschaft  Jougne-Eclepens ;  am  1.  Februar  1877  die  Linie  Payeme- 
Yverdon  (27,354  m);  am  1.  Juli  1881  die  Linie  Bouveret-Brigue  (116,865  m) 
durch  Fusionirung  mit  der  Simplonbahn  und  am  1.  Juni  1886  die  Strecke 
Bouveret-Grenze  bei  St.  Gingolph  (3982  m).  Ende  1886  hatte  die  Suisse  Occi- 
dentale-Simplon-Bahn  einen  Umfang  von  580,702  m  Baulänge  und  603  km 
Betriebslänge. 

Die  nächsten  Rückkaufstermine  für  den  Bund  waren  vor  der  Fussion 
auf  Grund  der  Konzessionen  folgende:  Pal ^zieux- Grenze  bei  Fräschels  (67,448  m) 
am  25.  August   1906;  alle  übrigen  Linien  am  1.  Mai  1903. 

In  Folge  der  Fusion  kann  der  Rückkauf  durch  den  Bund  frühestens  auf 
den  1.  Mai  1903  und  von  da  an  jederzeit  erfolgen,  wenn  er  der  G^ellschaft 
jeweilen  drei  Jahre  vorher  angekündigt  wird. 

Der  Kaufpreis  wird  nach  dem  durchschnittlichen  auf  der  Gesammtheit  der 
Linien  erzielten  Reinertrage  derjenigen  10  Kalenderjahre  bestimmt,  welche  dem 
Jahre,  in  welchem  der  Rückkauf  angekündigt  wird,  vorausgehen ;  er  beträgt  den 
25fachen  Werth  des  Reinertrages,  wenn  der  Rückkauf  innert  den  Jahren 
1903—1918  statthndet,  den  22  V2fachen  Betrag  innert  den  Jahren  1918— 1933, 
den  20fachen  innert  den  Jahren  1933  —  1948  und  den  17  72fachen  von  194& 
bis  zum  Erlöschen  der  Konzession. 

In  allen  diesen  Fällen  darf  der  Kaufpreis  nicht  weniger  als  die  nach- 
gewiesenen Anlagekosten  der  bestehenden  Einrichtungen  betragen,  jedoch  unter 
Abzug  des  Betrages  des  Erneuerungs-  und  Reservefonds. 

Insofern  der  Bund  den  Bau  der  Linie  von  Brieg  bis  an  die  italiensche 
Grenze  beschließt,  hat  er  auch  vor  dem  1.  Mai  1903  jederzeit  das  Recht,  auf 
eine  einjährige  Kündigung  hin  den  Rückkauf  zu  verlangen.  Der  Kaufpreis  wird 
nach  dem  25fachen  Werth  des  durchschnittlichen  Reinertages  derjenigen  zehn. 
Jahre  bestimmt,  die  dem  Kündigungsjahre  vorausgehen,  darf  aber  nicht  weniger 
als  die  nachgewiesenen  Anlagekosten  der  bestehenden  Einrichtungen,  jedoch  unter 
Abzug  des  Betrages  des  Erneuerungs-  und  Reservefonds  betragen. 

Bauliche  Verhältnisse:  Bahnlänge  mit  einem  Hauptgeleise  487,194  m^ 
mit  zwei  Hauptgeleisen  93,508  m.  Auf  1000  m  Bahn  entfallen  durchschnittlich 
1331  m  Geleise.  Von  der  ganzen  Bahn  liegen  848,100  m  auf  Dämmen,  219,733  m 
in  Einschnitten,  8165  m  in  Tunneln  (größter  Tunnel  bei  Vauderens  922  m  lang) 
und  4704  m  auf  Brücken  (größte  Brücke  bei  Freiburg  333,8  m  lang).  Von  der 
Betriebölänge  liegen  151,555  m  in  der  Horizontalen,  450,546  m  in  Steigungen 
oder  Gefallen  bis  zu  24  ®/oo,  356,220  m  in  der  Geraden  und  245,881  m  in 
Kurven  bis  zu  240  m  Minimalradius.  Mittlere  Steigung  der  ganzen  Bahn  5,99  ®/oo ; 
mittlerer  Krümmungshalbmesser  für  die  ganze  Bahn   1514  m. 

Stationen  Ende  1887:  132,  wovon  2  gepachtet  und  2  mitbenutzt.  Die 
wichtigsten  Stationen  sind  :  Genf,  Nyon,  Rolle,  Morges,  Lausanne,  Vevey,  Mon- 
treux, Aigle,  Bex,  Sion,  Chavornay  (Orbe),  Yverdon,  Neuchätel,  Romont,  Frei* 
bürg,  Bern  (mitbenutzt). 

Rollmaterial  Ende  1887:  109  Lokomotiven  von  durchschnittlich  312 
Pferdekräften  und  37,4  t  Leergewicht.  327  Personenwagen  mit  13,007  Sitz- 
plätzen und  2045  Güterwagen  mit  19,643  t  Tragkraft. 

Betriebspersonal  im  Jahre  1887:  3142  Personen  für  den  Betrieb  von 
648  km  Bahn  oder  4,67  per  Bahnkil. 

Beförderte  Reisende  im  Jahre  18^1:  3'993,9Ü0,  1886:  3'923,113„ 
1885:  3'802,121. 
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Beförderte  Güter  im  Jahre  1887:  944,896  t,  1866:  876,363  t,  1885: 
896,132  t. 

Reinertrag  im  Jahre  1887:  Fr.  6'189,589,  1886:  Fr.  6*084,431, 
1885:  Fr.  5*624,502,   1884:  Fr.  5*637,704. 

Verhältniß  des  fieinertrages  zum  Anlagekapital  1887  :  2,58  7o,  1886  : 
2,54  7o,   1885:  2,34%,  1884:  2,35  7o. 

Kapitalbestand  1887:  Fr.  239*465,437,  wovon  Fr.  99*102,000  Aktien, 
Fr.  138*845,300  konsolidirte  Anleihen.  Infolge  der  Fusion  beträgt  das  Kapital 
ca.  280*000,000  Fr.  wovon  l(iO'000,000  Fr.  Aktien. 

Zinse  und  Dividenden  im  Jahre  1887:  Fr.  5*961,605  =  2,49^0 
des  Kapitals,  1886 :  Fr.  5*971,520  ==  2,49  >,  1885  :  Fr.  5*626,165  =  2,35  7o, 
1884:  Fr.  5*627,937  =  2,35  7o. 

Baukonto  per  Ende  1887:  Kosten  der  Bahnanlagen  und  festen  Ein- 
richtungen Fr.  159*894,440  =  Fr.  275,347  per  Bahnkil. ;  des  Rollmaterials 
Fr.  16*545,060  =  Fr.  24,880  per  Bahnkil.;  des  Mobiliars  und  der  Geräth- 
schaften  Fr.  1*037,274  =  Fr.  1786  per  Bahnkil.  Totalkosten  Fr.  177*476.774 
=  Fr.  302,013  per  Bahnkil. 

Sulgen-Gossau.  Die  Eisenbahnlinie  von  Sulgeu  nach  Goßau  war  das 
Eigen thum  der  Bischofszeller- Bahngesellschaft.  Die  Strecke  Sulgen-Bischofszell 
(10,129  m)  wurde  am  1.  Februar  1876  erötfnet  und  bis  zum  4.  Juli  desselben 
Jahres  durch  die  Nordostbahn  für  Rechnung  der  Eigenthümerin  betrieben.  Am 
5.  Juli  1876  wurde  die  Strecke  Bischofszell-Gbßau  (12,541  m)  eröffnet.  Gleich- 
zeitig übernahm  die  Nordostbahn  den  Betrieb  der  ganzen,  rund  23  km  messenden 
Bahn  für  eigene  Rechnung  gegen  Bezahlung  eines  vertraglich  festgesetzten  jähr- 
lichen Pachtzinses.  Am  1.  August  188,')  ist  die  Bahn  Sulgen-Goßau  in*s  Eigen- 
thum  der  Nordostbahn  übergegangen. 

Superphosphat  und  andere  künstliche  Düngemittel  werden  in  der  Schweiz 
an  mehreren  Orten  und  in  immer  größerer  Menge  fabrizirt,  aber  ohne  daß  bis 
jetzt  dem  noch  in  größerer  Proportion  steigenden  Bedarfe  der  Landwirthschaft 
durch  die  heimische  Produktion  Genüge  geleistet  werden  konnte,  so  daß  noch 
eine  sehr  bedeutende  Einfuhr  davon  htattündet.  Man  erhält  diese  Produkte 
wesentlich  durch  Aufschließung  von  Knochenmehl,  Knochenkohle,  Phosphorit 
und  anderen  phosphorsäurehaltigen  Materialien,  mit  Schwefelsäure,  häufig  unter 
Zusatz  von  kalihaltigen  und  stickstoffhaltigen  Substanzen,  wie  Staßfurt^r  Salzen, 
Chilisalpeter,  schwefelsaures  Ammoniak,  mit  Schwefelsäure  aufgeschlossenen  Leder- 
und  Haar  abfallen  etc. 

Surah  ist  die  Bezeichnung  von  mehrtrettigen  Ganz-  oder  Halbseidenartikeln, 
die  je  nach  der  Qualität  für  Kleider,  Besatz,  Putz  oder  Futter  verwendet  werden. 
Diese  Artikel  werden  im  Kanton  Züreich  seit  Ende  der  70er  Jahre  in  großen 
Mengen  fabrizirt. 

Sy Ivaner,  grüner.  Eine  sehr  fruchtbare,  in  der  Blüthe  nicht  empfind- 
liche, mittelfrüh  reifende,  gute  Wein-  und  Tafeltraube,  die  an  den  hellgrünen, 
runden  Blättern  leicht  zu  erkennen  ist.  In  der  deutschen  Schweiz  findet  sie  sich 
meist  nur  vereinzelt ;  in  der  französischen  Schweiz  dagegen,  namentlich  im  Kt. 
Wallis,  finden  sich  größere  Pflanzungen  derselben.  Sie  ist  dort  unter  dem  Namen 
Gros  Rhin  bekannt  und  scheint  gut  zu  gedeihen.  —  Der  „blaue**  Sy  Ivaner  ist 
von  der  vorigen  nur  durch  die  Farbe  der  Traube  verschieden. 

Syndikatskammern  (chambres  syndicales).  (Mitgetheilt  von  Hrn.  W.  Krebs, 
Sekretär  des  Schweiz.  Gewerbevereins.)  S.  besteheu  nach  französischem  Vorbild  seit 
kurzer  Zeit   in  Genf  und  bezwecken,    ähnlich  den   Einigungbämtern  in  England, 
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die  Verhütung,  event.  SchliclitUDg  von  Arbeitsei nstellunf/en.  Bereits  haben  sich 
über  25  Gewerke  (coq)s  de  metiers)  über  die  Hauptfragen  einer  gemeinsamen 
Organisation  verständigt:  Jedes  Grewerk  hat  eine  Syndikatskammer  sn  bestellen, 
in  welche  die  Verbindungen  (associations)  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu 
gleichen  Theiien  ihre  Vertrauensmänner  ernennen.  Hauptaufgabe  der  Syndikats- 
kammern ist  die  Aufstellung  gemeinschaftlicher  Lohutarife  und  Werkstattordnungen 
oder  Arbeitsregulative,  welche  nach  allseitigem  EinverKtündniß  der  Berufsgenossen 
rechtsverbindliche  Kraft  erlangen,  sofern  der  Große  ßath  keine  gegen  die 
öffentliche  Ordnung  und  die  Staatsgesetze  widersprechende  Bestimmungen  darin 
findet. 

Tabak  (vgl.  „Cigarren**).  Am  ausgedehntesten  ist  der  Tabakbau  in  den 
Kantonen  Waadt  und  Freiburg,  hauptsächlich  im  Thal  der  Broye,  von  Yverdon 
und  Moudon  abwärts,  in  einem  ^/2 — 2  Stunden  breiten  Strich  über  Peterlingen, 
Wifflisburg,  Murteu  sich  hinziehend.  Wann  und  wie  diese  Kultur  in  jene 
Gegenden  gekommen,  weiß  man  nicht.  Die  erste  Nachricht  über  ihr  Vorkommen 
in  der  Schweiz  datirt  aus  dem  Jahre  1565. 

Dr.  Ocro,  Arzt  in  Augsburg,  schickte  damals  an  Dr.  Eonrad  Geßner  in 
Zürich  Blätter,  von  welchen  er  meinte,  daß  es  Tabakblätter  sein  könnten. 
Letzterer  schrieb  die  Neuigkeit  an  Professor  Aretius  in  Bern ,  welcher  ant- 
wortete, daß  er  auch  schon  TabakpHanzen  in  seinem  Garten  habe.  Er  sandte 
Geßner  eine  Zeichnung,  mit  dem  Versprechen,  ihm  bald  auch  Tabaksamen  zu 
schicken.  Jedenfalls  wurde  aber  der  Tabakbau  zu  jener  Zeit  obrigkeitlich  nicht 
sonderlich  begünstigt;  wenigstens  wurde  in  Bern,  unter  dessen  Oberhoheit  das 
Broyethal  stand,  noch  im  Jahre  16G1  eine  Aufsichtskommission  unter  dem  Namen 
« Tabakgericht "  aufgestellt;  eine  Polizei  Verordnung,  in  der  Form  von  zehn  Ge- 
boten, untersagte  das  Rauchen.  Im  Jahre  1675  wurde  die^e  Verordnung  durch 
Androhung  von  Bußen,  Gefängniß  und  Pranger  verschärft.  Solche  Tabak  verböte 
waren  zu  jener  Zeit  fast  überall  an  der  Tagesordnung.  Vermuthlich  war  aber 
die  Polizei  selbst  nicht  die  Kaste,  die  zuletzt  von  diesem  Kraut  besiegt  wurde. 
Am  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hatte  jenes  Berner  Tabakgericht  bereits  eine 
starke  Metamurphuse  durchgemacht;  es  war  beauftragt,  die  Kultur  und  Fabri- 
kation des  Tabaks  zu  überwachen  und  den  Zehnten  davon  zu  erheben.  Am 
2;J.  Juni  1747  schrieb  dieses  Gericht  an  den  Landvogt  Tavel  in  Payerne,  es 
seien  Klagen  darüber  eingegangen,  daß  man  an  verschiedenen  Orten  die  „Geizen** 
(Tabaksehößlinge)  mit  den  Blättern  mische  und  so  der  Waare,  wie  auch  dem 
Boden  schade.  Dieser  und  andern  Verordnungen  folgten  noch  viele,  besonders 
wurde  verlangt,  daß  man  die  Pflanzen  nicht  zu  hoch  wachsen  und  Samen  ent- 
wickeln lahse;  auch  solle  mau  die  kleineren  Blätter  an  der  Erde  nicht  mit  den 
grolien  vermischen,  da  dadurcli  die  Qualität  beeinträchtigt  werde. 

Zweifelsohne  hat  nach  alle  dem  der  Tabakbau  am  Anfange  des  vorigen 
Jahrhunderts  im   Bruyetliale  b«?reits  eine  beträchtliche  Ausdehnung  gehabt. 

In  neuerer  Zeit  hat  Jules  Frossard  in  Payerne  (Waadt)  viele  Verbesserungen 
eingeführt  und  sich  um  den  Tabakbau  in  der  Westschweiz  bedeutende  Verdienste 
erwürben. 

Oicbclbe  Firma  schreibt  dem  Lexikon:  „Ich  habe  seinerzeit  eine  Tabak- 
bau>tati>tik  für  die  Kantone  Waadt  und  Freiburg  angelegt.  Im  Jahre  1^70 
ergab  sich  ein  Krnteresnltat  von  12,000  <[  (Zentner  a  100  kg)  für  das  ganze 
Brovetlial.  Seit'lem  hat  sicli  die  Produktion  kaum  vermehrt  und  die  Zahl  12,000 
kann  jetzt  noch  als  maaßgebt;nd  betrachtet  werden.  Speziell  auf  den  Kanton 
Waadt  entfdllon  pro  1^8U     laut  amtlicher   Landwirthschaftsstatistik  7,t<G9  q,  so- 
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mit  würden  für- Freiburg  4,131  q  verbleiben,  eine  Summe,  die  wenig  von  der 
Wirklichkeit  abweichen  wird.  Dagegen  ist  der  in  besagter  Statistik  angegebene 
Durchschnittspreis  von  60  Fr.  per  q  zu  niedrig.  70 — 75  Fr.  per  100  kg 
ist  genauer." 

In  kleinerem  Umfang  ist  der  Tabakbau  zu  Hause  in  den  Kantonen  Bern 
(Seeland),  Thurgau,  Aargau,  Tessin,  Graubünden  (Puschlav),  Baselland,  Zürich. 
Nach  gefl.  Mittheilungen  des  Herrn  Lehrer  Deutsch  in  Lustorf  kommt  im  Thurgau 
die  Tabakpflanze  vor  seit  1873.  Die  ersten  Versuche  wurden  durch  Herrn 
Schweizer  in  Oberkirch  bei  Frauenfeld  gemacht.  Im  Jahre  1875  pflanzte  die 
Lotzbeck'sche  Tabakfabrik  zirka  20  Zentner.  Vom  Jahre  1880  an  wurde  der 
Tabakbau  in  den  Bezirken  Frauenfeld,  Dießenhofen,  Steckborn,  MUnchweilen 
und  Weinfelden  eingefllhrt.  1883  —  1885  belief  sich  der  Ertrag  im  Maximum 
auf  700  Zentner,  1889  nur  noch  auf  90 — 100  Zentner.  An  diesem  RUckganig 
sind  Mißjahre  und  die  fremde  Konkurrenz  schuld. 

Herr  Eschmann- v.  Merhart  in  Gnadenthal  berichtet  über  den  Aarrjaii:  „In 
Folge  vieler  Mißjahre  ist  die  Tabakkultur  an  manchen  Orten  eingegangen.  Heute 
wird  sie  noch  gepflegt  in  den  Gemeinden  Tegerfelden,  Würenlingen,  Endingen- 
Lengnau,  Nesselnbach-Gnadenthal,  Lauffohr,  Windiacli,  Brugg,  vielleicht  noch 
Kulm.  Pro  Jucharte  kann  man  bis  14  Zentner  a  50  kg  rechnen.  Preis  30 — 42  Fr. 
je  nach  Qualität.  *" 

Aus  der  trefl^lichen  Landwirt hschaftsstatistik  des  Kantons  Zürich^  Jahr- 
gang 1888,  geht  hervor,  daß  in  diesem  Kanton  viele  Tabakbau  versuche  wieder 
aufgegeben  worden  sind,  theiKs  in  Folge  mehrerer  Mißernten,  theils  in  Folge  der 
Absatzschwierigkeiten.  Eine  Gemeinde  machte  die  Mittheilung,  daß  pro  1888 
der  Ertrag  per  Jucharte   11  Zentner,  pro   1887   22  Zentner  betragen  habe. 

Das  statistische  Bureau  findet,  die  HauptschwieriAeit  liege  in  der  recht- 
zeitigen Gewinnung  der  Setzlinge.  So  lange  jeder  Tabakpflanzer  seine  Setzlinge 
selbst  ziehen  wolle,  werde  die  Schwierigkeit  nicht  gehoben.  Die  Aussaat  des 
Samens  sollte  schon  Anfangs  bis  Mitte  März  stattlindeu  und  zwar  in  eigens  her- 
gerichteten Treibbeeten,  wo  die  jungen  Pflanzen  vor  raschem  Temperaturwech.sel 
geschützt  werden  können. 

In  dieser  Weise  wird  u.  A.  in  den  Kantonen  Aargau,  Thurgau  und  Basel* 
land  verfahren.  Es  bestehen  daselbst,  laut  gefl.  Angaben  des  Herrn  Alt-Professor 
Auderegg,  Tabakbauvereine  (der  aargauische  seit  18^^1,  der  thurgauische  seit 
1883,  der  basellandschaftliche  seit  18ö5),  welche  sich  mit  der  Anlage  von 
Versuchfeldern,  der  Abgabe  von  Setzlingen,  der  Abhaltung  von  Lehrkursen, 
Wandervorträgen  und  Spezialausstel hingen  befassen.  Es  wurden  ihnen  zeitweise 
Bundessnbventiouen  verabfolgt. 

Nach  dem  Obgesagten  dart  man  annehmen.  dal.>  in  der  ganzen  Schweiz, 
Waadt  und  Freibnrg  ausgenommen,  nicht  mehr  als  2000  q  Tabak  produzirt 
werden,  so  daß  die  Gesammtnormalernte  14,000  q  betragen  wird.  Den  Durch- 
schnittspreis zu  65  Fr.  angenommen,  ergibt  sich  ein  Bruttowerth  von  1)10,000  Fr. 
Angaben  über  den  Keinertrag  flnden  sich  in  Andereggs  Fachbericht  libt^r  die 
Schweiz.  Landesausstellung  von  lb83,  Abtheihing  Handelspflanzen.  Dort  bezitl'ert 
die  oberwähnte  Firma  Frossard  das  Reinergebniß  [»ro  H^'ktar  auf  522  Fr.,  die 
aargauische  Tabakgesellschaft  auf  Oyö  Fr.,  Lehrer  Deutscli  in  Lustorf  auf 
383  Fr.  Das  Mittel  aus  diesen  drei  Summen  ergibt  5:^3  Fr.,  und  da  nach 
Andereggs  Fachbericht  ca.  10(^0  Hektaren  mit  Tabak  angepflanzt  sind  (532  Waadt, 
332  Freiburg,  41  Bern,  21  Graubünden),  so  zieht  also  die  Schweiz  aus  der 
Tabakknltur  netto  eine  halbe  Million  Franken. 
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Einfuhr 

Ausfuhr 

RohniUrial 

Fabrikate 

Rohnaterial 

Fabrikat« 

33,339 

8,909 

100 

889 

39,902 

8,974 

628 

3.336 

58,024 

6,892 

860 

4,933 

41,574 

2,219 

761 

4,912 

50,619 

1,513 

1,835 

5,157 

5,583,836 

2,319,690 

289,459 

2,796,542 

1851—59  jährlich  durchschnittlich  brutto    q 
1860-69      ,  ,  ,         , 

1870-79      ,  ,  .         , 

1880-84      ,  .  ,         . 

1885-89      ,  ,  netto      . 

1885—89      ,  „  Werth  Fr. 

Die  Einfuhrzölle  betrugen  nach  den  Zolltarifen  von 

1849       1851        1884*)      1887 
Für  Tabak  in  Blättern,  per  100  kg  .     Fr.     4.  50      7.  —      25.  —      25.  — 
„     Rauch-,  Schnupf-  und  Kautabak      „     15.  —     16.  —      50.  —      75.  — 
,     Cigarren ,     30.  —    30.  —     100.  —     150.  — 

Von  den  Zöllen  abgesehen,  spielt  der  Tabak  zur  Zeit  in  fiskalischer  Hin- 
sitjht  noch  eine  unbedeutende  Rolle  in  der  Schweiz.  Einzig  der  Kanton  Waadt 
bezieht  eine  Tabakverkaufsteuer  (s.  Seite  181  im  III.  Band).  Freiburg  belastet 
den  Tabak  mit  einer  etwas  höheren  Gewerbesteuer  als  die  anderen  Handels- 
und Gewerbebranchen  (5  ®/o  des  Kein ertrags,  anstatt  37«  —  ^V^)?  ebenso  Wallis, 
das  den  Tabakverkauf  mit  10—100  Fr.,  die  Tabakfabrikation  mit  100—2000  Fr. 
belastet,  während  dem  Liqueur- Ausschank  nur  10 — 50  Fr.,  den  Gasthöfen 
I.  Ranges  nur  100  -  1000  Fr.  Gewerbesteuer  auferlegt  sind.  In  den  anderen 
Kantonen  und  auch  auf  eidgenössischem  Boden  ist  es  bisher  in  Bezug  auf  Tabak- 
besteuerung bei  bloßen  Anregungen  verblieben.  Alt-Bundesrath  Challet-Venel  be- 
fürwortete schon  1870  die  Einführung  einer  so  hoben  Verzollung  (z.B.  1000  Fr. 
per  100  kg  Cigarren),  daß  sich  aus  ihr  ein  Ertrag  von  zirka  2*/«  Millionen 
Franken  hätte  ergeben  müssen.  Noth wendige  Folge  dieser  Maßregel  wäre  die 
Aufhebung  des  inländischen  Tabakbaues  gewesen.  Der  bernische  Kegierungsrath 
Bodenheimer  vermochte  im  Jahre  1877,  als  Mitglied  der  ständeräthl.  Kommission, 
welche  über  die  Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichts  im  Bundeshaushalt  zu 
referiren  hatte,  folgende  Stelle  in  dem  betreffenden  Kommissionsbericht  anzubringen : 

Alle  Nationalökonomen  sind  darüber  einig,  daß  kein  einziger  Konsumgegenstand 
sich  besser  als  der  Tabak  zur  Besteuerung  eignet,  und  auch  in  der  Schweiz  ist  diese 
Frage  nicht  neu.  In  den  meisten  Ländern  wird  er  daher  zur  Steuer  herangezogen,  und 
zwar  nach  verschiedenen  Systemen,  welche  sich  wie  folgt  resumiren  lassen: 

I.  Vom  ausländischen  Tabak  allein: 
1)  Der  Staat   legt    einen  Zoll   auf  den   ausländischen  Tabak,    verbietet   den    in- 
ländischen Tabakbau,    gibt   die  Fabrikation  frei,   erhebt  jedoch  von  den  Händlern  eine 
Lizenzgebühr :  Eugland, 

-1)  Der  Staat  legt  einen  Zoll  auf  den  ausländischen  Tabak,  und  gibt  Anbau,  Fabri- 
kation und  Handel  frei ;  Belgien,  Holland,  Schweiz. 

II.  Vom  ausländischen  und  inländischen  Tabak. 

1 )  Mittelst  eines  Eingangszolles  u.  einer  Produktionssteuer  für  den  Bau  des  Tabaks  über 
eine  gewisse  Bodenfläche  hinaus;  im  übrigen  Handel  und  Fabrikation  frei;  Det4tschland. 

2)  Außer  den  Eingangszöllen  besteuert  der  Staat  die  Fabrikation  und  den  Verkaut, 
indem  er  die  Tabak fabrikate  mit  Banderollen  und  Paketstempeln  belegt  und  den  Bau 
kontrolirt,  wie  Rußland,  oder,  außer  den  Verkaufsetiquetten,  noch  die  Einholung  be- 
sonderer, mit  Steuern  belegter  Fabrikationslizenzen  oder  Patente  vorschreibt,  wie  die 
Vereinigten  Staaten   von  Amerika. 

'S)  Der  Staat  allein  baut,  fabrizirt  und  verkauft  Tabak.  Produktions-,  Fabrikations- 
und Handelsmonopol ;  Frankreich,  Italien,  Oesterreich,  Portugal,  Rumänien. 

Der  Ertrag  ist  sehr  verschieden.  Per  Kopf  der  Bevölkerung  wird  er  beziffert  netto, 
das  heißt  nach  Abzug  der  Bezugskosten,  oder  der  Regiekosten  beim  System  der  Fabri- 
kation und  des  Verkaufes  durch  «len  Staat,  auf  45  Hp.  in  Deutschland  ;  Fr.  7  in  Frank- 
reich ;  Fr.  4.  70  in  England  ;  Fr.  2.  80  in  Italien  :  über  Fr.  4  in  Nordamerika. 

Die  Schweiz  hat  bisher  den  Tabak  in  seinen  verschiedenen  Varietäten  bloß  beim 
Eingang,  in  der  Form  des  Zolles,  besteuert.  Wir  schlagen  auch  eine  innere  Besteuerung 

*)  Diese  Zölle  galten  schon  vom  .'i.  Oktober  1879  an. 
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vor.  Insofern  es  dem  Gefühle  des  Schweizervolkes  nicht  allzusehr  widerstreben  würde» 
wäre  ein  Begie-Monopol  das  Produktivste  für  den  eidgenössischen  Fiskus,  und  zugleich 
das  Vortheilhafleste  für  die  Tabak-Konsumenten.  Letzteres  bedarf  einiger  Erklärung. 
Bei  irgend  einer  hohen  Besteuerung  der  Fabrikation  und  des  Verkaufes,  welche  von 
Privaten  betrieben  werden,  nehmen  dieselben  daran  Anlaß,  um  entweder  eine  sehr 
schlechte  Waare  zu  bieten  oder  im  Preise  unverhältnißmäßig  aufzuschlagen.  Beim  Regie- 
Monopol  hingegen  kommt  dem  Staate,  außer  der  Steuer,  das  Beneiice  der  Fabrikation 
und  des  Verkaufes  zu  gute,  und  so  ist  er  in  den  Stand  gesetzt,  den  Konsumenten,  den 
Rauchern.  Schnupfern  etc.,  eine  allerdings  theure,  aber  auch  gute,  ja  bisweilen  vor* 
zügliche  Waare  zu  bieten.  Als  vergleichendes  Beispiel  führen  wir  an,  daß  während 
die  französische  Tabaksteuer  mehr  abwirft  als  die  englische,  französische  Gigarren  und 
französischer  Tabak  unendlich  viel  besser  sind  als  englische  Gigarren  und  englischer 
Tabak.  Bei  einem  -Yfffo-Ertrag  eines  Regie-Monopols  ä  Fr.  2  per  Kopf  der  Bevölkerung 
könnte  die  Schweiz  ihre  Jahreseinnahmen  um  5  Millionen  Franken  vermehren,  wobei 
freilich  die  Erträgnisse  der  ersten  Jahre  auf  den  Loskauf  bestehender  Fabriken  und 
vielleicht  des  Tabakbaues  verwendet  werden  müßten.  Der  Gedanke  eines  Regie-Monopols 
ist  indessen  noch  nicht  in  weitere  Kreise  gedrungen,  und  vorerst  dürfte  man  sich  mit 
der  Einführung  einer  Verkaufssteuer  begnügen,  welche  in  der  Weise  aufgelegt  und 
bezogen  würde,  daß  alle  Diejenigen,  welche  mit  Tabak  oder  Gigarren  handeln,  einer 
Patentgebühr  unterworfen  wären.  In  den  Patentgebühren  gäbe  es  natürlich  viele  Ab- 
stufungen zwischen  einem  Maximum  von  z.  B.  Fr.  1000  und  einem  Minimum  von  Fr.  20. 
Die  Zahl  der  Tabakverkäufer  beträgt  gegenwärtig  wenigstens  8000.  Angenommen,  es 
würde  sich  dieselbe,  nach  Einführung  der  Patentsteuer,  auf  5000  reduziren,  so  genügte 
eine  mittlere  Verkaufssleuer  von  Fr.  200,  um  den  Jaliresertrag  von  1  Million  Fr.  zu  erzielen, 
und  zwar  mit  ganz  unbedeutenden,  kaum  V^s  Prozent  ausmachenden  Bezugskosten. 

Das  war,  wohl  bemerkt,  im  Jahre  1877  geschrieben. 

Auch  seinem  Heimatkanton  suchte  Herr  Bodenheimer  die  Tabakbestenerang 
beizubringen.  Er  schlag  40  Patentklassen  ä  20 — 1000  Fr.  vor  und  berechnete 
den  Ertrag  auf  200,000—250,000  Fr.  Die  staatswirthschaftliche  Kommission 
des  zürcherischen  Kantonsrathes  empfahl  in  ihrem  Bericht  vom  15.  März  1888 
ebenfalls  die  Erhebung  einer  Tabakverkaufspatentgebiihr,  die  dem  Staat  jährlich 
36,000  Fr.  abwerfen  würde. 

Von  großer  Zagkraft  ist  momentan  (1890)  der  Gedanke  des  Tabakmowoj^o/v» 
In  diesem  erblickt  man  diejenige  Finanzquelle,  weiche  dem  Bund  die  Realisirung 
der  obligatorischen  Unfall-  und  Krankenversicherung  ermöglichen  soll.  Im  Karton 
Wallis  bestand  das  Tabakmonopol  von  1815 — 1848.  Die  Bundesverfassung  von 
1848  machte  aber  demselben,  gleich  wie  allen  anderen  Monopolen  (Salz  und 
Pulver  ausgenommen),  ein  Ende. 

Dem  Fabrikgesetz  waren  anfangs   1889  unterstellt 

im  Kanton  Arbeiter  Etablissemente  mit  Pfk 

ni  w  Total 

Zürich 21  .13  34  1  — 

Bern 158  369  527  12  31 

Luzern 43  145  188  9  — 

Glarus 9  43  52  1  — 

Zug 20  23  43  2  — 

Freiburg G  25  31  1 

Solothurn 16  6  22  1  6 

Baselstadt 97  149  24(3  4  68 

St.  Gallen 15  7  2^J  3  — 

Graubünden 3  23  2()  4  25 

Aargau 1065  1093  27-58  58  35 

Thurgau 39  41  80  :i  20 

Tessin 56  714  77()  6  6 

Waadt 222  1293  151.^  14  29 

Wallis 2:i  1(K)  123  2  ü 

Neuenburg 7  12  19  1 

Genf .__.  _. 23 30 53 :\ 15 

Total     1823  4686  6509  I2r>  m 
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Tariflrung  fremder  Münzen.  Ausländische  Münzen  worden  seit  dem 
Bestehen  des  neuen  Bundes  zum  ersten  Mal  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  in  der 
Schweiz  anerkannt  durch  den  Bundesbeschluß  vom  31.  Jan.  1860.  Der  Beschluß 
betraf  speziell :  1)  Die  französischen  Groldmünzen,  welche  im  Yerhältniß  von  einem 
Pfund  fein  Gold  zu  fünfzehn  und  einem  halben  Pfund  fein  Silber  ausgeprägt 
waren  und  in  Frankreich  zu  ihrem  Nennwerth  gesetzlichen  Kurs  hatten.  2)  Die 
von  anderen  Staaten  in  vollkommener  Uebereinstimmung  mit  den  entsprechenden 
französischen  Münzsorten  ausgeprägten  Goldmünzen.  Ein  weiterer  Beschluß  vom 
2.  März  1860  machte  bekannt,  daß  obigen  Bedingungen  entsprachen:  Mit  wenigen 
Ausnahmen  die  französischen  100-,  50-,  40-,  20-,  10-  und  Fünffraukenstticke, 
sowie  die  sardiwschcn  100-,  80-,  50-,  40-,  20-  und  Zehnfrankenstticke. 

Am  30.  Juli  1870  wurden  die  englischen  Sovereigns  und  Halbsovereigns, 
am  10.  August  1870  die  Vereinigten -Staaten- Dollars  tarifirt,  jene  zu  Fr.  25.  20 
resp.  Fr.   12.  60,  letztere  zu  Fr.   5.  15. 

Am  22.  Dezember  1870  setzte  die  Bundesversammlung  den  Kurs  der  Sovereigns 
auf  Fr.  25.  10  resp.  Fr.  12.55  herab,  und  sprach  die  Vergütungspflicht  des 
Bundes  aus  für  die  Differenz  gegenüber  dem  früheren  Kurs.  Der  Sovereign 
mußte  das  Gewicht  von  7,938  Gramm,  der  Halbsovereign  das  Gewicht  von 
3,969  Gramm  haben.  Aufgehoben  wurden  diese  der  Kriegszeiten  wegen  getroffenen 
Maßregeln :  für  die  Dollars  am  28.  Oktober  1870,  für  das  englische  Gold  am 
26.  Juli  1871. 

Die  beängstigenden  Kriegsgerüchte  des  ersten  Halbjahres  1887  veranlaßten 
neuerdings  einen  Bundesbeschluß  betreffend  Tarilirung  fremder  Münzen,  doch  kam 
derselbe  nicht  zur  Ausführung.  Gesetzlichen  Kurs  hätten  nach  demselben  erhalten 
sollen:  1)  Die  englischen  Sovereigns  und  Halbsovereigns,  7,938  Gramm  resp. 
3,969  Gramm  schwer,  a  Fr.  25.20  resp.  12.  60;  2)  Die  deutschen  Zwanzig- 
und  Zehnmarkstücke,  7,926  resp.  3,963  Gramm  schwer,  a  Fr.  24.70  resp.  12.35; 
3)  Die  Vereinigten  -  Staaten  -  Fünfdollarsstücke  in  Gold,  8,310  Gramm  schwer, 
ä  Fr.  25.  90. 

Tarifwesen  der  Eiseubahnen.  (Mitgetheilt  von  Herrn  Girtanner, 
Adjunkt    des    administrativen   luspektorats   des   Schweiz.   Kisenbahudepartements.) 

Allgemeine  gesetzliche  und  reglementarische  Grundlage. 

Das  erste  Schweiz.  Bundesgesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen 
im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft,  d.  d.  28.  Heumonat  1852,  überließ  die  Auf- 
stellung der  Konzessionen  und  Verträge  über  die  Erstellung  und  den  Betrieb  von 
Eisenbahnen  fast  gänzlich  den  kantonalen  Beluirden,  der  Eidgenossenschaft  nur 
das  Po.stregal,  den  öffentlichen  Telegraphendienst,  sowie  die  Wahrung  der  mili- 
tärischen Interessen  vor])ehaltend.  Die  Genehmigung  konnten  die  Bnndesbehörden 
nur  solchen  Konzessionen  verweigern,  deren  AuKführung  den  militärischen  Interessen 
des  Landes  schädlich  oder  getahrlich  zu  werden  drohte.  Bezüglich  der  Vorschriften 
über  das  Tarif-  und  Transportwesen  stand  der  Eidgenossenschaft  weder  ein  Fest- 
ste! lungs-  noch  ein  Einspracherecht  gegenüber  den  von  den  kantonalen  Behörden 
aufgestellten  Nonnen  zu,  sofern  eine  Nichtbeachtung  des  Bundesgesetzes  über  das 
Postregal  vom  2.  Brachmonat  1849  nicht  konstatirt  werden  konnte.  Die  Folge 
di(?ses  Mangels  war,  sobald  es  sich  um  eine  mehrere  Kantone  durchziehende  Bahn- 
linie hamlelte,  ganz  naturgemäß  eine  große  Ungleichheit  der  denselben  Gegenstand 
bes(;hlagenden  Vorschriften,  und  zwar  nicht  nur  mit  Bezug  auf  die  Höhe  der 
bewilligten  Taxansätze,  sondern  auch  in  prinzi[»ieller  Beziehung,  trotzdem  den 
meistern  Konzessionen  und  Eisenbahnverträgen  die  Pllichtenhelte  der  französischen 
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Bahnen  als  Muster  und  Grundlage  gedient  hatten.  Diese  Verschiedenheit  existirt 
sowohl  bei  den  den  Personentransport,  als  auch  bei  den  den  Gütertransport 
betreffenden  Bestimmungen,  tritt  aber  bei  den  letztem  in  weit  stärkerm  Maße 
hervor.  So  enthält  beispielsweise  das  Pflichtenheft  für  den  Bau  und  Betrieb  der 
Linie  G^nf-Morges  auf  dem  Gebiete  des  Kantons  Genf  (vom  2.  November  1855) 
eine  Eintheilung  der  Güter  in  vier  verschiedene  Klassen,  für  deren  jede  ent- 
sprechende Maximaltaxen  festgesetzt  sind,  während  der  Konzessionsakt  vom  10.  Juni 
1853  für  das  Gebiet  des  Kantons  Waadt  einfach  die  AufstelluDg  von  vier  Klassen 
ohne  nähere  Zuweisungen  verlangt  und  auch  nur  die  Taxen  normirt,  welche  die 
höchste  und  niedrigste  dieser  Klassen  nicht  überschreiten  dürfen.  In  andern  Kon- 
zessionen wird  einfach  die  Aufstellung  von  Klassen  verlangt,  ohne  Festsetzung 
einer  bestimmten  Anzahl  (Simplonbahn  etc.);  wieder  andere  schreiben  diesfalls 
gar  nichts  vor  und  setzen  nur  das  absolute  Maximum  fest,  das  nicht  überschritten 
werden  darf  (Broyethal  Transversalbahn  im  Kanton  Freiburg),  und  endlich  gibt 
es  noch  solche,  welche  die  Festsetzung  der  Taxen  einfach  dem  Ermessen  der 
Bahnverwaltung  überlassen,  mit  der  Einschränkung,  daß  die  Taxen  die  auf  andern, 
in  ähnlichen  Verhältnissen  sich  befindlichen  Bahnlinien  bestehenden  Maxima  nicht 
überschreiten  dürfen  (Rorschach-Chur-Wallenstadt). 

Neben  den  Vorschriften  über  die  Höhe  der  Taxen  sind  in  den  meisten  alten 
Konzessionen  auch  noch  solche  betrelTend  die  Fristen,  innerhalb  welcher  die  ge- 
änderten Taxen  zu  publiziren  sind,  und  betreffend  die  gleichmäßige  Anwendung 
derselben  enthalten.  In  einzelnen  Fällen  hatten  sich  die  Kantonsregierungen  das 
Genehmigungsrecht  der  Tarife  und  Reglemente,  in  andern  Fällen  nur  dasijenige 
der  Reglemente  vorbehalten,  während  in  vei^schiedenen  Konzessionen  gar  keine 
derartigen  Bestimmungen  vorhanden  sind. 

Eine  eingreifende  Aenderung  und  die  Grundlage  zur  einheitlichen  Beordnung 
der  das  Tarif-  und  Transportwesen  beschlagenden  Fragen  für  die  Zukunft  wenigstens 
wurde  erst  im  Jahre  1872  durch  das  neue  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1872 
über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz.  Eid- 
genossenschaft geschaffen,  wodurch  der  Eidgenossenschaft  das  Recht  der  Auf- 
stellung und  Genehmigung  der  Konzessionen  für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen, sowie  die  Verpflichtung  der  Kontrole  über  den  Betrieb  zugetheilt  wurde. 
Die  Artikel  35,  36  und  38  dieses  Bundesgesetzes,  welche  sich  speziell  mit  dem 
Tarif-  und  Transportwesen  beschäftigen,   lauten  folgendermaßen: 

Art.  35.  Dem  Bunde  steht  die  Kontrole  über  das  Tarilwesen  zu.  Er  hat  das  Recht 
der  Eins^ichtnahme  von  sänimtlichen  hierauf  bezfi^'lichcn  Akten  und  Vertrajren  der  Bahn- 
verwaltunji^en.  Bei  dieser  Kontrole  sind  namentlich  fol^'entle  Tunkte  zu  berücksichtigten: 
1)  Die  Tarife  müssen  sich  innerhalb  der  in  den  Konzessionen  bezeichneten  Schranken 
bewegen.  2)  Es  dart  keine  in  den  Konzessionen  nicht  voripresehene  Taxe  für  die  den 
Bahn^csellschaften  konzessionsgemäß  oblietrenden  Verrichtuni^en  bezogen  werden,  welche 
nicht  vom  Bundesrathe  au>drncklich  {-'cru'hnii^t  und  von  der  Bahnverwaltung  öffentlich 
bekannt  gemacht  wurden  ist.  8)  Die  Taxen  sollen  überall  und  für  Jedermann  ^rlcich- 
mAßig  berechnet  werden.  Die  Eisenbahnverwaltungen  dürfen  Xicniandem  einen  Vorzug 
in  irgend  welcher  Form  einräumen,  den  sie  nicht  unter  gleichen  Umständen  allen 
Andern  gestatten.  4)  Die  Eisenbahn  Verwaltungen  haben  (Mner  ihnen  zu  bezeichnenden 
Bundesstelie  von  allen  allgemeinen  und  speziellen  Tariläuderungen  sowie  von  liück- 
vergülungen  rechtzeitig  Kenutniß  zu  geben.  Dem  Bundesrathe  steht  von  sich  aus  oder 
auf  Beschwerde  von  Betheiligten,  nach  vorheriger  Anliürung  der  betretlendcn  B.ihn- 
gesellschaften  die  Berechtigung  zu,  die  Aufhebung  oder  Moditikation  scdcher  Ditl'erential- 
tarife  oder  Hückvergütungsversprechen  zu  verlangen,  welche  dem  in  ZilTer  15  dieses 
Artikels  enthaltenen  Gnmdsatze  der  Gleichberechtigung  zuwideilaul'en.  5)  Jede  Aenderung 
am  Tarif  oder  an  den  Trans] lortreglementen  soll  gehörige  VeröllVMitlichung  ])eküMinien, 
erstere  in  der  Hegel  mindestens  14  Ta;:e  vor  ilireni  lukralttreten.  Wenn  die  (lesellscliaf! 
es  für  angemessen   erachtet,   ihre  Taxen  herabzursetzen,   so  soll  diese  Herabse tzunv;  in 
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Kraft  bleiben  mindestens  drei  Monate  für  die  Personen  und  ein  Jahr  für  die  Waaren. 
Jede  Erhöhung  von  Taxen  soll  wenigstens  drei  Monate  vor  ihrem  Inkrafttreten  publizirt 
werden.  In  Fällen,  wo  von  einer  Gesellschatt  ein  aus  Herabsetzungen  und  Erhöhungen 
gemischtes  Tarifsystem  neu  eingeführt  werden  will,  kann  der  Bundesrath  diese  Fristen 
verkürzen.  Diese  Fristen  linden  keine  Anwendung  auf  sog.  VergnOgungszüge  oder  aus- 
nahmsweise Vergünstigungen  bei  besondern  Anlässen.  Der  Bundesrath  wird  Anordnungen 
treffen,  um  die  Beachtung  obiger,  in  den  Ziifern  1—5  bezeichneten  Grundsätze  bei  Auf- 
stellung der  Tarife  und  deren  Anwendung  sorgfältig  kontroliren  zu  lassen. 

Art.  36.  Der  Bundesrath  wird  dahin  wirken,  daß  auf  den  Schweiz.  Eisenbahnen 
möglichst  übereinstimmende  Verkehrs-  bezw,  Transportreglemente  eingeführt  werden, 
deren  Genehmigung  ihm  zusteht.  Sofern  es  sich  in  der  Folge  als  wünschenswerth  heraus- 
stellen sollte,  ist  der  Bundesrath  berechtigt,  nach  Anhörung  der  Bahngesellschaften,  ein 
einheitliches  Verkehrs-  bezw.  Transportreglement  in  der  Weise  aufzustellen,  daß  darin 
gewisse  Hauptbcsthnmungen  fixirt  werden,  welche  jede  Schweiz.  Eisenbahn  Verwaltung 
dem  Publikum  als  Minimum  gewähren  muß. 

Art.  38.  Die  Bundesgesetzgebung  wird  die  erforderlichen  Bestimmungen  aufstellen: 
1)  Ueber  die  Rechtsverhältnisse  des  Fracht verkelires  und  der  Spedition  auf  Eisenbahnen 
und  auf  andern  vom  Bunde  konzedirten  oder  von  ihm  selbst  betriebenen  Transport- 
anstalten (Dampfschiffen,  Posten)  und  2) Alle  Vorbehalte  und  Verfügungen  der 

Gesellschaften  in  Reglementen  oder  Frachtbriefen,  durch  welche  sie  die  Haltbarkeit  ganz 
oder  theil weise  ablehnen,  sind  bis  zum  Erlasse  des  bezüglichen  Bundesgesetzes  dem 
Bundesrathe  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  fallen  dahin,  sobald  der  Bundesrath  ihnen 
dieselbe  versagt. 

Als    erste  Folge    des    neuen  Eisenbahngesetzes    wurde    vermittelst  Botschaft 

vom  10.  Juli  1873  der  Bundesversammlung  ein  Schema  vorgelegt  und  begründet, 
welches  für  die  Zukunft  als  Norm  für  neue  Konzessionen  zu  betrachten  sei  und 
das  sich  thunlichst  an  die  bestehenden  Konzessionen  anschloß.  Die  auf  das 
Transport-  und  Tarifwesen  bezüglichen  Artikel  dieser  „Norraalkonzession"  sind 
die  folgenden: 

Art.  13.  Das  mindestens  drei  Monate  vor  der  Betriebseröffuung  dem  Bundesrathe 
vorzulegende  Transportreglement  soll  nicht  vor  ausgesprochener  Genehmigung  in  Vollzug 
gesetzt  werden.  Jede  Aenderung  desselben  unterliegt  ebenfalls  der  Zustimmung  des 
Bundesrathes. 

Art.  15.  Die  Gesellschaft  winl  ermächtigt,  für  den  Trans] )ort  von  Personen  Taxen 
bis  auf  den  Betrag  folgender  Ansätze  zu  beziehen :  In  der  ersten  Wagenklasse  10  Rp., 
in  der  zweiten  Wagenklasse  7  Rp..  in  der  dritten  Wagenkhusse  5  Rp.  per  Kilometer  der 
Bahnlänge.  Die  Taxen  für  die  mit  Waarenzügen  beförderten  Personen  sollen  um  mindestens 
20  7«  niedriger  gestellt  werden.  Für  Kinder  unter  drei  Jahien,  sofern  für  solche  kein 
besonderer  Sitzplatz  beansprucht  wird,  ist  nichts,  für  solche  zwischen  dem  dritten  und 
dem  zurückgelegten  zehnten  Altersjahre  die  Hälfte  der  Taxe  in  allen  AVagenklassen  zu 
zahlen.  10  kg  des  Reisendengepäcks  sind  frei,  sofern  es  ohne  Belästigung  der  Mitreisenden 
im  Personenwagen  untergebracht  werden  kann.  Für  das  übrige  Gepäck  der  Reisenden 
kann  eine  Taxe  von  höchstens  2'/«  Rp.  per  50  kg  und  ]»er  Kilometer  bezogen  werden. 
Für  Hin-  und  Rückfahrt  am  gleichen  oder  folgenden  Tage  sind  die  Personentaxen 
mindestens  20  ,.o  niedriger  anzusetzen  al<  für  einfache  und  einmalige  Fahrten.  Für 
Abonnement<billete  zu  einer  mindestens  zwölfmaligen  Benutzung  der  gleichen  Bahn- 
strecke für  Hin-  und  Rückfahrt  während  drei  Monaten  wird  die  Gesellschaft  einen 
weitern  Rabatt  bewilligen. 

Ai't.  16.  Arme,  welche  als  solche  durch  Zeugniß  zuständiger  Behörde  sich  für  die 
Fahrt  legitlmiren,  sind  zur  Hälfte  der  Personentaxe  zu  belördern.  Auf  Anordnung  eid- 
genössisciier  oder  kantonaler  Polizeistellen  sind  auch  Arrestanten  mit  der  Eisenbahn  zu 
spediren.  Ein  vom  Bundesrathe  nach  Anhörung  der  betheiligten  Kantone  und  der  Ge- 
sellschalten zu  erlassendes  Reglement  wird  die  Detailbestimnmngen  über  den  Transport 
«1er  Armen  und  der  Arrestanten  enthalten. 

Art.  17.  Für  den  Transport  von  Vieh  mit  AVaarenzügen  dürfen  Taxen  bis  auf  den 
Retrag  folgender  Ansätze  bezogen  werden:  Per  Stück  und  per  Kilometer  für:  Pferde, 
Maulthiere  und  über  ein  Jahr  alte  Fohlen  16  Rp. ;  Stiere,  Ochsen.  Kühe,  Rinder,  Esel 
und  kleine  Fohlen  8  Rp. ;  Kälber,  Schweine,  Schafe,  Zi«^gen  und  Hunde  3  Rp.  Für  die 
Ladung  ganzer  Transport  warfen  sind  die  Taxen  um  mindestens  20  "/o  zu  ermäßigen. 

Art.  18.  Waaren  sind  nach  Klassen  zu  taxiren,  wovon  die  höchste  nicht  über 
0,8  Rp.,   die   niedrigste  nicht  über  0,5  Rp.  per  50  kg  und  per  Kilometer  betragen  soll. 
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Eine  ganze  Wagenladung  (d.  b.  mindestens  5000  kg  oder  5  Tonnen)  bat  gegenüber  den 
Stücksendungen  Anspruch  auf'  Rabatt.  Die  der  Landwirtlischaft  und  Industrie  baupt- 
sächlich  zudienenden  Robstofl'e,  wie  Kohlen,  Holz,  Erze,  Eisen,  Salz,  Steine,  Dungungs- 
mittel  u.  s.  w.  in  Wagenladungen  sollen  möglichst  niedrig  taxirt  werden.  Für  den  Transport 
von  baarem  Gelde  und  von  Kostbarkeiten  mit  deklarirtem  Werthe  soll  die  Taxe  so  be- 
rechnet werden,  daß  für  1000  Fr.  per  Kilumeter  höchstens  1  Rp.  zu  bezahlen  ist.  Wenn 
Vieh  und  Waaren  in  Eilfracht  transportirt  werden  sollen,  so  darf  die  Taxe  für  Vieh  um 
40  7o  und  diejenige  für  Waaren  um  100  "/o  des  gewöhnlichen  Ansatzes  erhöht  werden. 
Traglasten  mit  landwirtbscbaftlichen  Erzeugnissen,  welche  in  Begleitung  der  Träger, 
wenn  auch  in  besonderen  Wagen,  mit  den  Personenzügen  transportirt  und  am  Be 
Stimmungsort  sogleich  wieder  in  Empfang  genommen  werden,  sind,  soweit  sie  das  Ge- 
wicht von  25  kg  niclit  übersteigen,  frachtfrei.  Für  das  Mehrgewicht  ist  die  Taxe  mit 
0,8  Rp.  per  50  kg  und  per  Kilometer  zu  bezahlen.  Die  GeseUschaft  ist  berechtigt,  zu 
bestimmen,  daß  Waarensendungen  bis  auf  25  kjr  Gewicht  stets  in  Eilfracht  befördert 
werden  sollen,  ebenso,  für  den  Transport  von  Fahrzeugen  aller  Art  und  außergewöhn- 
lichen Gegenständen  Taxen  nach  eigenem  Ermessen  festzusetzen.  Das  Minimum  der 
Transporttaxe  eines  einzelnen  Stückes  kann  auf  40  Rp.  festgesetzt  werden. 

Art.  19.  Bei  eintretenden  Nothständen,  insbesondere  bei  ungewöhnlicher  Theuerung 
der  Lebensmittel,  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  für  den  Transport  von  Getreide,  Mehl, 
Hülsenfrüchten,  Kartoffeln  u.  s.  w.  zeitweise  einen  niedrigem  Spezialtarif  einzuführen, 
dessen  Bedingungen  vom  Bundesrathe  nach  Anhörung  der  Bahnverwaltung  festgesetzt 
werden. 

Art.  20.  Bei  Erhebung  der  Taxen  werden  Bruchtheile  eines  Kilometers  für  einen 
ganzen  Kilometer  gerechnet,  Sendungen  bis  auf  25  kg  für  volle  25  kg.  Das  Mehrgewicht 
wird  berechnet  bei  Eilgut  und  Reisendengepäck  nach  Einheiten  von  je  5  kg,  bei  ge- 
wöhnlichem Gut  von  25—50  kg  für  25  kg  und  über  50  kg  hinaus  ebenfalls  nach  je  5  kg, 
wobei  jeder  Bruchtheil  von  5  kg  für  volle  5  gilt.  Bei  Geld-  und  Werthsendungen  reprä- 
sentiren  Bruchtheile  von  Fr.  500  volle  Fr.  500.  Die  Taxen  sind  jeweilen  auf  5  Rp.  ab- 
zurunden, so  daß  Bruchtheile  von  1 — 5  Rp.  für  volle  5  Rp.  gelten. 

Art  21.  Die  in  den  Art.  15,  17  und  18  aufgestellten  Taxbestimmungen  beschlagen 
bloß  den  Transport  von  Station  zu  Station.  Die  AVaaren  sind  von  den  Aufgebern  an 
die  Stationsladplätze  abzuliefern  und  vom  Adressaten  auf  der  Bestimmungsstation  ab- 
zuholen. Auf  den  Hauptstationen  hat  jedoch  die  Gesellschaft  von  sich  aus  die  gehörigen 
Einrichtungen  für  das  Abholen  und  die  Ablieferung  der  Güter  im  Domizil  des  Adressaten 
zu  treffen.  Das  Auf-  und  Abladen  der  Waaren  ist  Sache  der  Gesellschaft,  und  es  darf 
eine  besondere  Taxe  dafür  in  der  Regel  nicht  erhoben  werden.  Ausnahmen  hievon  sind 
nur  unter  Zustimmung  des  Buiidesrathes  zulässig  für  einzelne  Klassen  von  Wagen- 
ladungsgütern, für  lebende  Thiere  und  andere  Gegenstände,  deren  Verladung  mit  be- 
sondern Schwierigkeiten  verbunden  ist. 

Art.  22.  Für  die  Einzelheiten  des  Transportdienstes  sind  besondere  Regleniente 
und  Tarife  aufzustellen. 

Art.  23.  Die  sämmtlichen  durch  diese  Konzession  geforderten  Tarife  sind  mindestens 
sechs  Wochen,  ehe  die  Eisenbahn  dem  Verkehr  übergeben  wird,  dem  Bundesrathe  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Art.  25.  Sofern  die  Gesellschaft  eine  grundsätzliche  Aenderung  der  Tarife  vorzu- 
nehmen beabsichtigen  sollte,  so  hat  .sie  ihr  daheriges  Projekt  sammt  dem  neuen  Tarife 
der  Bundesversammlung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Im  Laufe  der  Zeit  erlitten  diese  Vorschriften  nur  ganz  wenige  Aenderungen. 
So  wurde  in  Art.  18  die  Taxe  von  0,8  auf  1  Rp.  per  50  kg  und  per  Kilometer 
erhöht,  sowie  vorgeschrieben,  daß  das  üeberge wicht  der  landwirthschaftlichen 
Traglasten  über  25  kg  nach  dem  Tarif  für  Waaren  in  gewöhnlicher  Fracht  zu 
taziren  sei.  Endlich  wurde  die  Berechtigung  der  Bahnen,  Sendungen  bis  zu  25  kg 
in  Eiliracht  zu  spediren,  gestrichen  und  in  Art.  20  das  Minimalgewicht  jeder 
Sendung  (Eil-  und  gewöhnliches  Frachtgut)  auf  20  kg  reduzirt,  bei  einer  Auf- 
rundung des  Mehrgewichtes  von  je   10  zu  10  kg. 

Für  Bahnen,  deren  Steigungsverhältnisse  das  gewöhnliche  Maß  überschreiten, 
tritt  gegenüber  den  obigen  Ansätzen  eine  den  Steigungsverhältnissen  angemessene 
Erhöhung  der  Taxen  ein. 
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Durch  die  neue  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  wurde  sodann  dem 
Bunde  ganz  allgemein  das  Recht  der  Eisenbahngesetzgcbung  zuerkannt,  indem 
der  Art.  26  derselben  lautet; 

Art.  26.  Die  Gesetzgebung  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  ist  Bundes- 
sache. 

Im  folgenden  Jahre  wurde  dann  die  schon  im  Eisenbahngesetz  vorgesehene 
bundesrechtliche  Ordnung  der  das  Transportwesen  betreöenden  Rechtsverhältnisse 
zwischen  dem  Publikum  und  den  Transportanstalten  durch  Erlaß  des  Bnndes- 
gesetzes  betretfend  den  Transport  auf  Eisenbahnen  vom  20.  März  1875  getroffen. 
Dieses  (Tesetz  konstatirt  die  allgemeine  Verpflichtung  der  konzedirten  Eisenbahnen, 
den  Transport  von  Personen  und  Gütern  auszuführen,  für  direkte  Abfertigung 
innerhalb  der  ganzen  Schweiz  und  mit  dem  Auslande  zu  sorgen,  letzteres,  soweit 
die  ausländischen  Bahnverwaltungen  hiezu  bereitwillig  oder  gesetzlich  verpflichtet 
sind.  Ferner  stellt  es  die  Normen  auf  über  die  bei  Benützung  der  Bahn  zu  er- 
füllenden Formalitäten,  über  die  Form  des  Transportvertragsabschlusses,  über  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Bahnen  als  Frachtführer  und  des  Publikums  als  Transport- 
geber und  speziell  noch  über  den  Ersatz  des  Schadens,  welcher  dem  Publikum 
durch  Verschulden  der  Bahn  oder  ihrer  Organe  beim  Transportgeschäft  er- 
wachsen kann. 

In  provisorischer  Weise  wurde  vom  Bundesrath  das  Transportreglement  der 
schweizer.  Eisenbahnen  für  den  direkten  Verkehr  vom  15.  März  1862  als  in 
Kraft  bestehend  erklärt,  unter  dem  Vorbehalte  einiger  Abänderungen,  bis  das 
neue,  von  den  Bahnen  dem  Bundesrath  vorzulegende  Transportreglement  aus- 
gearbeitet war.  Dieses  neue  Reglement,  das  dem  Betriebsreglement  für  die  deutschen 
Bahnen  vom  Jahre  1874  nachgebildet  ist,  soweit  nicht  gesetzliche  Vorschriften 
und  bisherige  Uebuug  Abweichungen  erforderten,  trat  am  1.  Juli  1876  mit 
bundesräthlicher  Genehmigung  in  Kraft.  Dieses  Reglement,  das  zur  Zeit  noch 
gültig  ist,  hat  seither  durch  zehn  Nachträge  und  verschiedene  Bundesrathsbeschlüsse 
vielfache  Abänderungen  und  Ergänzungen  erfahren,  so  daß  die  Neuausgabe  in 
nieht  allzu  langer  Zeit  erfolgen  dürfte.  Das  Transportreglement  erstreckt  sich 
über  alle  ein.sch lägigen  Verhältnisse  des  Transportes  von  Personen,  von  Reise- 
gepäck, von  Leichen,  von  Fahrzeugen  und  außergewöhnlichen  Gegenständen,  von 
lebenden  Thieren  und  von  Girteru  und  enthält  die  für  die  Abwicklung  der  Ver- 
kehrsbeziehungen zwischen  Publikum  und  Bahnunternehmung  nötigen  Spezial- 
vorschriften. 

Personentarif  Wesen.  Im  Allgemeinen  gilt  im  Personentarifwesen  die 
Regel,  daß  der  Reisende  entj^prechend  dem  von  ihm  wirklich  clurchfahrenen  Weg 
seine  Taxe  zu  bezahlen  hat.  Dasselbe  Prinzip  findet  auch  für  die  Gepäckabfertigung 
Anwendung.  Jede  Bahn  hat  die  konzessionsmäßige  Verpflichtung,  Billete  für  ein- 
malige Befahrung  einer  Strecke  und  solche  für  llin-  und  Rückfahrt  auf  derselben 
Strecke  auszugeben  (exkl.  der  Simp  Ion  bahn).  Diese  Retourbillete  gewähren 
gegenüber  zwei  Billeten  einfacher  Fahrt  eine  Ermäßigung  von  20 — 30  ^o«  ur- 
sprünglich waren  die  Billete  einfacher  Fahrt  nur  für  den  Tag  ihrer  Ausgabe, 
diejenigen  für  Hin-  und  Rückfahrt  theilweise  nur  für  den  Tag  der  Ausgabe, 
theilweise  noch  für  den  darauf  folgenden  Tag  gültig,  immer  aber  erlosch  die 
Gültigkeit  mit  Mitternacht  des  letzten  Gültigkeitstages.  Auf  l.  Januar  1886  trat 
dann  in  dieser  Hinsicht  für  die  ganze  Schweiz  eine  einheitliche  Regelung  in 
Kraft  im  Sinne  «1er  nachstehenden  Bestinnuungen : 

n.  Die  Personenbillete  für  einlache  Fahrt  haben  mit  den  nach-Jtehend  bezeichneten 

Ausnahmen  nur  für  den  Taj.;:  ihrer  Ausgabe  Gülti^^keit;  die  Abgabe  solcher  Billete 

darf  daher  in  iler  Kejjrel  nur  na«;h  .solchen  Stationen  erfolgen,   welche  noch  am 
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gleichen  Tage  (bis  Mittemacht)  erreicht  werden  können.  Eine  Ausnahme  hie  von 
machen  die  Billete  nach  Stationen,  welche  mehr  als  200  km  von  der  Ausgabe- 
Station  entfernt  sind;  diese  Billete  haben  Gültigkeit  für  den  Tag  der  Ausgabe 
und  bis  Mitternacht  des  folgenden  Tages. 

b.  Neben  den  einfachen  Billeten  werden,  soweit  das  Bedurfniß  dafQr  vorliegt,  auch 
direkte  Billete  für  Hin-  und  Rückfahrt  (Retourbillete)  ausgegeben.  Diese  Billete 
haben  folgende  Gültigkeitsdauer: 

Für  Distanzen   von  1—100  km  2  Tage, 

101-200    ,  3      . 

,        201-300    ,  4      . 

,  ,  ,     301  u.  mehr    ,  5      , 

Die  Distanz  wird  nach  der  einfachen  Entfernung  von  der  Ausgabe-  zur  Be- 
stimmungsstation gerechnet.  Der  Tag  der  Ausgabe  ist  als  erster  ganzer  Tag  in 
der  Gültigkeitsdauer  inbegriffen.  Dieselbe  erlischt  also  um  Mittemacht  des  darauf 
folgenden  ersten,  bezw.  zweiten,  dritten,  vierten  Tages. 

c.  Hin-  und  Rückfahrtsbillete,  welche  am  Tage  vor  Sonn-  und  Festtagen  gelöst 
werden,  haben  in  allen  Fällen  auch  am  näclustf olgenden  Werktage  Gültigkeit. 
Dies  gilt  auch  dann,  wenn  ein  Sonntag  und  ein  Festtag  unmittelbar  aufeinander 
folgen. 

Als  Festtage  gelten:  Neujahrstag,  Gharfreitag,  Auffahrtstag  und  Christtag. 

d.  Wird  ein  einfaches  Billet  auf  einen  Nachtzug  gelöst,  oder  mit  einem  Retourbillete 
die  Rückreise  mit  einem  Nachtzuge  angetreten,  oder  wird  innerhalb  der  Gültigkeits- 
dauer des  einfachen  oder  Retourbillets  die  Reise  mit  einem  Nachtzuge  fortgesetzt, 
ohne  daß  die  Bestimmungsstation  vor  Mitternacht  des  letzten  Tages  erreiclit  werden 
kann,  so  ist  das  Billet  zur  direkten  und  ununterbrochenen  Fortsetzung  der  Reise 
über  Mitternacht  hinaus  im  betreffenden  Nachtzuge  und  in  den  anschließenden 
Zügen  gültig,  welche  die  unmittelbare  Fortsetzung  desselben  bilden. 

Neben  den  gewöhnlichen  Billeten,  deren  Taxen  im  Allgemeinen  auf  Grund 
der  konzessionemäßigen  Maximaltaxen  berechnet  werden,  wozn  auch  die  nach  dem 
Wortlaut  einiger  Konzessionen  bei  Befördemng  der  Reisenden  mit  Güterzügen 
auszugebenden  Billete  zu  ermäßigten  Preisen  zu  zählen  sind,  werden  von  den 
meisten  Schweiz.  Bahnen  noch  einige  Serien  von  Spezialbilleten  ausgegeben,  näm- 
lich: 1)  Abonnementsbillete ;  2)  Gesellschafts-  und  Schulfahrtbillete ;  3)  Lust- 
nnd  Rundfahrtbillete ;  4)  Sonntagsbillete  und  Billete  zum  Besuche  von  Wochen- 
märkten; 5)  Arbeiter  billete. 

Zur  Ausgabe  von  Abonnementsbilleten  zu  reduzirten  Taxen  sind  viele  Ver- 
waltungen durch  ihre  Konzessionen  verpflichtet.  Bei  diesen  Abonnementsbilleten 
hat  man  in  erster  Linie  zwischen  Billeten  auf  den  Inhaber  (au  porteur)  und 
solchen  auf  den  Namen  einer  oder  mehrerer  Personen  lautend,  zu  unterscheiden. 
Die  erstem  genießen  immer  einen  geringem  Rabatt  als  die  letztern.  Die  Ab- 
stafung  der  auf  Fahrten  im  Abonnement  gewährten  Ermäßigungen  ist  sehr  ver- 
schieden und  varirt,  abgesehen  von  dem  bereits  erwähnten  Unterschiede,  je  nach 
der  Gültigkeitsdauer  und  theilwcise  noch  je  nach  der  Länge  des  auf  einmal  ge- 
kauften Abonnements  (Kilometermarken).  Beispielsweise  gelangen  auf  der  Schweiz. 
Ceniralbahn  folgende  Abonnements  zur  Ausgabe  : 

1)  Inhaberkarten  für  24  einfache  Fahrten,  während  8  Monaten  gültig,  mit 
5  ®/o  Rabatt  auf  der  Hin-  und  Rückfahrtstaxe.  2)  Persönliche  Abonnements  zur 
beliebigen  Benutzung  aller  fahrplanmäßigen  Züge  zwischen  zwei  bestimmten 
Stationen,   bei  einer  Gültigkeitsdauer  von 

3  Monaten  mit  50  7o  Rabatt  auf  der  Taxe  für     90  Retourbillete ; 
6         „  „60„  ^         „„^„     180  „ 

12         „  „75„  „         ««n«     360  « 

Fnrrer,  VoIluwirthichafts-IiexikuD  der  Schweiz.  Y\ 
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8)  Schülerabonnementskarten  mit  einem  Extrarabatt  von  25  ^/o  anf  den  snb  2 
genannten  Karten.  An  Sonntagen  sind  diese  letztern  Abonnements  ungültig:  da- 
gegen wird  das  Jahr  nur  zu  300  Tagen  berechnet. 

Die  Hchweiz.  Nordostbahn  bringt  folgende  Abonnementsbillete  cur  Ausgabe, 
deren  Rabatt  je  nach  der  Distanz,  auf  welche  abonnirt  wird,  varirt: 

1)  Persönliche  Abonnements  für  eine  Person  und  eine  bestimmte  Strecke 
bei  12  oder  30  Hin-  und  Rückfahrten  in  3  Monaten.  2)  Persönliche  Abonne- 
ments für  eine  Person  und  eine  bestimmte  Strecke  bei  30,  90,  180  und  360 
Hin-  und  Rückfahrten  in  1,  3,  6  oder  12  Monaten.  3)  Persönliche  Abonnements 
für  eine  Person  zur  Befahrung  des  ganzen  Netzes.  4)  Karten  cur  getrennten 
oder  gleichzeitigen  Benutzung  von  einer  'oder  mehreren  Personen  einer  Firma 
oder  einer  Familie,  mit  S'^^/9^/0  Zuschlag  gegenüber  persönlichen  Abonnements. 
5)  Schülerabonnements  mit  einem  Extrarabatt  von  3378  ^/o  auf  den  sub  2  ge- 
nannten Billeten. 

Am  wenigsten  Verbreitung  haben  auf  den  Schweiz.  Eisenbahnen  bisher  noch 
die  Kilometer abonnements  gefunden,  welche  im  Auslande  sich  in  kürzester  Zeit 
eine  große  Beliebtheit  errungen  haben. 

Auf  den  wichtigeren  schweizerischen  Normalbahnen  wurde  in  jüngster  Zeit 
ein  gemeinsamer  Abonnementstarif  eingeführt,  laut  welchem  gegen  Zahlung  einer 
je  nach  der  Wagen klasse  verschiedenen  Grundtaxe  Karten  ausgefolgt  werden, 
welche  während  eines  Jahres  zum  Bezug  von  Billeten  zur  halben  tarifmäßigen 
Taxe  berechtigen. 

Für  die  Beförderung  von  Gesellschaften  und  Schulen  besteht  auf  den  meisten 
Schweiz.  Eisenbahnen  ein  gemeinsamer  Tarif,  datirt  vom  1.  Januar  1877,  dessen 
Ermäßigungen  je  nach  der  Theilnehmerzahl,  der  Länge  der  durchfahrenen  Strecke 
und  der  Kategorie,  zu  welcher  die  Reisenden  gehören,  variren.  Die  Eintheilung 
und  die  Taxgrundlage  ist  die  folgende: 

Für  jeden  der  ersten  40  km  FOr  jeden  weitern  km 


Einfache  Fahrt 

Hin-  u. 

Rickfahrt 

Eiifache  Fahrt 

ilii-i.Bidhkrl 

Geselhchaften : 

EJ»88e     11 

ni 

n 

ni 

n 

lU 

n 

UI 

Theilnehmer     16—60 

Rp. 

6,5 

4,5 

9,5 

7,0 

5,0 

3,5 

7,5 

5,0 

61      120 

f» 

6,0 

4,0 

9,0 

6,5 

4,5 

3,5 

6,5 

5,0 

121      180 

» 

5,5 

4,0 

8,0 

6,0 

4,0 

3,0 

6,0 

4,5 

über   180 

fi 

5,0 

3,5 

7,5 

5,5 

4,0 

3,0 

5,5 

4,0. 

Primarschulen : 

Theilnehmer         bis  60 

ft 

3,5 

2,5  • 

5,0 

3,5 

2,5 

2,0 

3,5 

2,5 

61  —  120 

n 

3,0 

2,0 

4,5 

3,5 

2,5 

1,5 

3,5 

2,5 

121      180 

ft 

3,0 

2,0 

4,0 

3,0 

2,5 

1,5 

3,0 

2,5 

„             über  180 

ft 

2,5 

2,0 

4,0 

3,0 

2,0 

1,5 

3,0 

2,0 

Mittelschulen : 

Theilnehmer         bis  60 

V 

4,5 

3,0 

6,5 

4,5 

3,5 

2,5 

5,0 

3,5 

61      120 

fi 

4,0 

3,0 

6,0 

4,0 

3,0 

2,0 

4,5 

3,0 

121      180 

ft 

4,0 

2,5 

5,5 

4,0 

3,0 

2,0 

4,0 

3,0 

über   180 

n 

3,5 

2,5 

5,0 

3,5 

2,5 

2,0 

4,0 

2,5 

Hochschulen : 

Theilnehmer         bis  60 

f» 

5,5 

4,0 

8,5 

6,0 

4,0 

3,0 

6,5 

4,5 

61      120 

rt 

5,0 

4,0 

7,5 

5,5 

4,0 

3,0 

6,0 

4,0 

121      180 

1» 

5,0 

3,5 

7,0 

5,0 

4,0 

2,5 

5,5 

4.0 

über.  180 

f» 

4,5 

3,5 

6,5 

5,0 

3,5 

2,5 

5,0 

4,0 
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Für  Fahrten  in  I.  Wagenklasse  werden  die  doppelten  Taxen  der  III.  Wagen- 
3(lass6  erhoben. 

Von  jeder  der  größern  Bahn  Verwaltungen  werden  verschiedene  ein-  und 
mehrtägige  Lust-  und  Rundfahrtbillete  ausgegeben  mit  einem  Rabatt  von  25  bis 
40  ®/o  gegenüber  den  normalen  Taxen.  Das  gleiche  Verhältniß  besteht  auch  für 
die  Sonntags-  und  Marktbillete,  welche  dann  aber  nur  von  je  eintägiger  GUltigkeits- 
<daner  sind.  Die  Ermäßigung  der  Taxen  kann  hier  bis  80  ^/o  gegenüber  den  ge- 
wöhnlichen Hin-  und  Kückfahrtsbilleten  betragen.  Sehr  wenig  ausgebildet  sind 
-auf  dem  Schweiz.  Eisenbahnnetze  noch  die  sog.  Arbeiterbill ete,  welche  den  Ar- 
beitern, die  in  großen  Verkehrszentren  Beschäftigung  finden,  wo  die  Wohnungs- 
verhältnisse oft  sehr  un^günstige  sind,  die  Möglichkeit  gewähren  sollen,  in  den 
Vororten  zu  billigen  Preisen  Unterkunft  zu  finden.  Bezügliche  Tarife  bestehen 
2.  Z.  nur  für  den  Verkehr  der  Vereinigten  Schweizerbahneii,  der  Nordostbahn, 
der  Gotthardbahn  und  der  Jura-Bern -Luzern -Bahn. 

Für  die  Beförderung  von  Armen  und  für  Polizeitransporte  wurden  vom 
■Schweiz.  Bundesrath  am  9.  Juli  1881  besondere  Reglemente  erlassen,  welche  für 
sämmtliche  Schweiz.  Eisenbahnen  verbindlich  sind. 

Nach  den  Vorschriften  der  bezüglichen  Eonzessionen  dürfen  die  meisten 
«chweiz.  Bahnen  folgende  Maximaltaxen  für  die  Beförderung  von  Personen  und 
<jepäck  erheben : 

Personen  Gepäck 


^  ^  s 


Per  Stunde     I.  Kl.  50  Ep.  U.  Kl.  35  Rp.     III.  Kl.  25  Rp.     P.  100  kg  24  Rp. 
,  Kilometer             10    „  7„  5„  5„ 

bei  Normalbahnen,  dagegen  bei  Sekundär-  und  Schmalspurbahnen 
per  Kilometer  10  Rp.  7  Rp.  5  —  6  Rp. 

Die  Maximaltaxen  der  letztem  Kategorie  von  Bahnen  weisen  aber  ent- 
sprechend den  örtlichen  Verhältnissen  vielfache  Abweichungen  im  Sinne  der 
Erhöhung  der  Taxen  auf. 

Für  einige  Lokomotiv bahnen,  wie  Rorschach-Heiden-Bahn,  üetlibergbahn, 
Vitznau-Rigi-Bahn,  die  Linie  Arth-Goldau,  Kriens-Luzern-Bahn  und  Pilatusbahn, 
fiowie  für  die  Drahtseilbahnen  bestehen  nicht  kilometrische  Sätze,  sondern  ein> 
heit liehe  Taxen  für  die  ganze  Transportstrecke. 

Wollten  die  Tarife  genau  nach  den  konzessionsmäßigen  Grundtiixen  gebildet 
werden,  so  würde  die  Erstellung  derselben  sehr  komplizirt  und  unübersichtlich, 
wie  dies  wirklich  bei  mehreren  Verwaltungen  der  Fall  ist.  Die  Schweiz.  Bahnen 
-erheben  thatsächlich    die  folgenden  Taxen   im  Personenverkehr  (einfache  Fahrt): 

Maas-  I.  KL  H.  Kl.        lU.  KL 

einheit  Bp.  Bp.  Bp. 

Ver,  Schweizerhahnen  und  Toggenburgerbahn     .    .    Stunde  50  35  25 

Wald-Rüti-Bahn km  —  10  7,2 

Rapperswyl-PRlffikon —  12  8 

Nordostbahn  exkl.  die  nachstehend  genannten  Linien         ^  10,4  7,3  5,2 

Niederglatt-Otelfingen,  Ziegelbrücke-Näfels,  Glarus- 

Linththal 10  7  5 

Tößthalbahn ,  8,4  6 

-Centralbahn  exkl.  nachstehende  Linien ,  10,75         7,5  5,375 

Basler  Verbindungsbahn ,  20  14  10 

Aargauische  Südbahn „  10,4  7,3  5,2 

Wohlen-Bremgarten „  —  8,4  6 

Smmenthalbahn 16,7  11,7  8,3 

Jura'BernrLuzern-Bahn*)  exkl.  nachsteh.  2  Linien    Stunde  50  ^^  ^ 
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Maas-  I.  KL  H.  Kl.        IIL  Kl. 

einheit  Bp.  Rp.  Bp. 

Bern-Luzern km  11,44         8,03  5,72 

Brünipbahn :  Brienz-Alpnach ,  20  15  6 

Alpoach-Luzern ,  10              7  5 

Bödelxbahn „  —  19  9 

Jura  neuchdtelois ,  13,75         9,9  7.35 

Sutsse-OccidentaU'Simplon:*)  Genf-Versoix,  Vaumar- 

cus-Lausanne-St-Maurice,  Bussigny-Goppet     .     .  „  10,41         7,3  5,2 

Neuenstadt- Vaumarcus,  Au  vernier-Verri^res-Grenze  ,  11              8,5  6,5 

Siniplonlinie ,  12             8  6 

Gossonay  -  Vallorbes  -  Grenze,   Lausanne  -  Freiburp- 
Bern   (Kte.  Waadt   und   Bern),    Broyethalbahn 

(Kt.  Waadt) Stunde  50  35  25 

Lausanne-Frei burg-Bern  (Kt.  Freiburg)     ....  ,  55  40  30 

Broyethalbahn  (Kt.  Freiburg) .  60  40  30 

Traversthaibahn km  —              8,5  6,5 

Bulle-Romont-Bahn Stunde  60  40  30 

Pont-Vallorbes-Bahn km  —  —  10 

Ootthardbahn  exkl.  nachstehende  Linien    ....  „  10,416       7,291  5,208 

Erstfeld-Biasca,  Giubiasco-Taveme ,  18,228  12,761  9,114 

Cadenazzo-Pino „  10              7  5 

Appenzellerbahn ,  —  10,8  7,2 

Appenzeller  Straßenhahn  (St.  Gallen-Gais)      ...  ,  —  12  10 

Landquart' DavoS'Bahn ,  30  20  8 

Frauenfeld-Wyl'Bahn „  —  10  7 

___     _  .»-n.       •     1  1      -r%    1  Tarif  kllometor 

Wädensweu-Mtnstedeln'Bahn enuprechend  —  7,3  5,2 

dvr  StetgHug 

Waldenhurg-Bahn km         —  10,5  7 

Seethalbahn „  —  10,5  7 

Tavannes-Tramelan-Bahn ,  —  10,5  7 

Laufatine-EchaUenS'Bahn „  —  12,6  8,6 

Echallens-Bercher .     .     .     . ,  —  12,6  8,6 

Fonts- Sagne-Chaux-dC'Fonds „  —  10,5  7 

Birsigthalbahn „  —  10  7 

Langenthai- Hutttcil-Bahn ,  —  10  7 

Für  die  Beförderung  defl  Gepäckes  wird  von  den  meisten  Bahnen  5  Rp.  per 
100  kg  und  Kilometer  erhoben;  Ausnahmen  bestehen  nur  bei  einigen  Seknndär- 
und  Schmalspurbahnen,  auf  welchen  6  Rp.  per  100  kg  und  Kilometer  erhoben  wird. 

Zur  Vergleichung  sollen  hier  noch  die  Taxen  einiger  Nachbarländer  an- 
geführt werden:  n    -  .. 

I  Kl        II  Kl       m  KL        *x«pacK 

1)  Badische  Staatshahnen,  Württemb,  Staats-  periookg 

bahnen,  Bayerische  Staatsbahnen  ....  Pfennig  8  5,3        3,4  5,6 

Zu.schlag  für  Schnellzüge .,         1.1         1,1         1,1 

2)  Reichs  -  Eisenhahnen  in  Elsaß -Lothringen        ,864  5 

Zuschlag  für  Schnellzüge ,         1  0,67      0,67 

3)  Oesterreichische  Staatsbahnen:**) 

Sclinellzüge Kreuzer   4,5  3  1,5  2 

Personenzüge ,         3  2  1  2 

4)  Französische  Ostbahn Cts.     12,32  9,24  6,776  4,435i 

5)  Paris- Lyon- Mrditerranie 12,32  9,24  6,776  4,4352 

6)  Italienische  Bahnen: 

Schnellzüge 12,43      8,71       5,65  4,52 

Personenzüge „       11.30       7,91       5,09  4,52 

*)  Im  Ljiufe  des  Jahres  18^)0  worden  die  Grundtaxen  für  die  Linien  der  früheren 
Gesellschaften  der  Suisse-occidonlale-Simplon-Bahn  und  der  Jura -Bern-Luzern -Bahn 
(exkl.  Brünigbahn)  einheitlirh  auf  diejenigen  der  Jura-Bem-Luzern-Bahn  reduzirt. 

*'•)  Zur  Berechnung  der  Biilelpreisc  werden  Zonen  gebildet  für  welche  je  dieselben 
Fahrpreise  gelton.  Die  Länge  (Ücser  Zonen  sind  folgendermaßen  festgesetzt :  1  -  50  km 
zu  je  10  kni,  r>l  — ^0  km  zu  je  15  km,  81— UK)  km  zu  je  2()  km,  101—200  km  zu  je 
25  km,  20 1  km  und  weiter  zu  je  50  km. 
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Gtttertarifwesen.  Die  regen  Yerkehrsbeziehungen,  welche  zwischen  den 
einzelnen  Linien  des  seh  weis.  Netzes  sich  ausbildeten,  erforderten  von  sich  aus 
«ine  möglichst  einfache  und  einheitliche  Beordnung  der  Vorschriften  über  den 
Transportdienst  und  eine  einheitliche  Waarenklassifikation.  Die  Schweiz.  Bahnen 
hatten  sich  zu  diesem  Zwecke  bereits  im  Jahre  1863  auf  solche  einheitliche  Vor- 
schriften geeinigt,  welche  am  15.  Oktober  1863  in  Kraft  getreten  waren.  Nach 
diesen  Transport  Vorschriften  und  Waarenklassifikation  wurde  der  Tarif  in  folgende 
Klassen  getheilt: 

1)  Eine  Eilgutklasse;  2)  drei  Stiickgutklassen  1,  2  und  3;  3)  drei  Wagen- 
ladungsklassen A,  B  und  C. 

Der  Eilgutklasse  waren  alle  Sendungen  überwiesen,  welche  mit  rothen  Fracht- 
briefen zur  Aufgabe  gelangten,  ferner  sämmtliche  Waarensendungen  bis  zum  Ge- 
wichte von  25  k|?  und  endlich  diejenigen,  deren  deklarirter  Werth  mehr  als 
Fr.  3000  per  100  kg  betrug.  Zu  den  Taxen  der  Stückgutklassen  2  und  3,  sowie 
der  Wagenladungsk lassen  A,  B  und  C  wurden  diejenigen  Güter  befördert,  welche 
durch  die  Waarenklassifikation  diesen  Klassen  speziell  zugewiesen  waren;  die 
übrigen  nicht  besonders  in  der  Klassifikation  namhaft  gemachten  Güter  waren 
der  Stückgutklasse  1  zugetheilt.  Für  die  Anwendung  der  Wagenladungsklasse 
war  noch  die  Auflieferung  eines  bestimmten  Minimalquantums,  erst  4000,  dann 
später  5000  kg,  vorgeschrieben.  Nicht  alle  Güter  waren  wagenladungsfähig,  d.  h. 
genossen  bei  Auflieferung  in  Mengen  von  wenigstens  4000  resp.  5000  kg  eine 
billigere  Taxe  als  Stückgutsendungen.  Die  Taxen  wurden  berechnet  bei  Eilgut 
im  Minimum  von  25  kg  und  bei  Fmchtgut  von  50  kg  und  das  Mehrgewicht  von 
^  zu  5  kg  aufgerundet.  Die  zur  Erhebung  gelangende  Minimaltaxe  richtete  sich 
nach  den  Vorschriften  der  KonzesHionen  der  Aufgabebahn.  Das  Auf-  und  Abladen 
der  Eilgüter,  der  Güter  der  sämmtUchen  Stückgutklassen  sowie  der  Wagenladungs- 
klaRse  A  wurde  von  der  Bahn  Verwaltung  auf  eigene  Kosten  besorgt,  während  es 
für  die  beiden  übrigen  Wagenladungsklassen  dem  Versender  und  Empfänger  oblag, 
resp.  dafür  der  Bahnverwaltung  bei  Besorgung  durch  ihre  Leute  besondere  Ent- 
schädigung geleistet  werden  mußte  (7  Rp.  per  100  kg).  Für  Güter,  welche  zu 
den  Taxen  der  Wagenladungsklassen  B  und  C  transportirt  wurden,  beanspruchten 
die  Bahn  Verwaltungen  eine  Verkürzung  der  reglementarischen  Trausportleistung 
von  120  km  per  Tag  auf  90  km.  Im  Jahre  1885  trat  in  den  obigen  Vorschriften 
iuBofem  eine  Aenderung  ein,  als  der  Zwang  zur  eilgutmäßigen  Beförderung  von 
Sendungen  bis  zum  Gewichte  von  25  kg  aufgehoben,  das  Minimalgewicht  für 
Eilgut  und  Frachtgut  auf  20  kg  normirt  wurde  und  die  Gewichtsaufrundung  von 
10  zu  10  kg  erfolgte.  Gleichzeitig  wurde  die  Minimaltaxe  einheitlich  auf  40  Bp. 
festgesetzt. 

Im  Jahre  1872  wurde  die  Einheit  des  Schweiz.  Tarifwesens  aufgehoben, 
indem  die  beiden  ostschweizerischen  Verwaltungen  der  Nordostbahn  und  der  Ver. 
Schweizerbahnen  für  ihren  internen  und  direkten  Verkehr  die  Tarifvorschriften 
und  Klassifikation  der  süddeutschen  Bahnen  zur  Einführung  brachten.  Das  neue, 
am  1.  Juni  1872  in  Kraft  gesetzte  Tarifsystem  unterschied  sich  von  demjenigen 
von   1663  im  Wesentlichen  in  folgenden  Punkten: 

Der  neue  Tarif  hatte  statt  der  drei  nur  zwei  Stückgutklassen  (I  und  II), 
welchen  die  Güter  «lurch  die  Waarenklassitikation  zugetheilt  wurden.  An 
Stelle  der  drei  Wagenladungsklassen  für  Mengen  von  5000  kg  wurden  fünf 
Wagenladungsklassen  geschaffen,  nämlich  drei  (A,  B  und  C)  für  Güter,  welche 
in  Mengen  von  5000  kg  per  Wagen  aufgeliefert  wurden  und  durch  die  Waaren- 
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klassifikation  einer  dieser  drei  Klassen  zugetheilt  worden  waren,  und  zwei  Erlassen 
(D  und  E)  für  Güter,  welche  in  Mengen  von  10,000  kg  per  Wagen  zur  Aufgabe 
gelangten.  Die  Klasse  D  kam  zur  Anwendung  für  gewisse  in  der  Klassifikation 
ihr  speziell  zugewiesene  Güter  der  Klasse  C,  die  in  Mengen  von  10,000  kg  per 
Wagen  aufgegeben  wurden;  ferner  für  die  Güter  der  Klasse  E,  wenn  sie  in 
geringem  Mengen  als  10,000,  aber  wenigstens  in  Quantitäten  von  5000  kg  per 
Wagen  zur  Auflieferung  gelangten.  Die  Klasse  £  kam  für  Güter  in  Sendungen, 
von  10,000  kg  per  Wagen,  welche  ihr  in  der  Klassifikation  speziell  zugewiesen 
wurden,  zur  Anwendung.  Für  die  auf  Grund  der  Klat^sen  D  und  E  beförderten 
Güter  behielten  sich  die  Bahnverwaltungen  besondere  Verständigungen  bezüglich 
der  Lieferfrist  vor.  Das  Auf-  und  Abladen  der  Güter  dieser  beiden  Klassen  wurde 
dem  Versender  bezw.  dem  Empfönger  Überbunden.  Die  im  Jahre  1885  am  Tarif- 
system von  1863  vorgenommenen,  oben  aufgezählten  wesentlichen  Aenderungen 
hatten  auch  für  das  System  von  1872  Gültigkeit.  Die  Tarifvorschriften  und 
Waarenklassifikation  von  1872  waren  nicht  allein  für  den  internen  und  direkten 
Verkelir  der  ostschweizerischen  Bahnen  unter  sich  maßgebend,  sondern  fanden 
auch  ausschließliche  Anwendung  für  den  Verkehr  der  ostschweizerischen  Bahnen 
mit  den  central-  und  westschweizerischeu.  Die  Gültigkeitsbereiche  der  beiden 
Tarifsysteme  waren  mit  Bezug  auf  den  internen  Verkehr  folgendermaßen  begrenzt  •► 

1)  Tarifsystem  von  18G3 :  Centralbahn,  Jura-Bern-Luzem-Bahn,  Bödelibahn, 
Emmen thalbahn,  Suisse-Occidentale-Simplon,  Bulle- Romont-Bahn,  Traversthalbahn. 

2)  Tarifsystem  von  1872:  Nordostbahn,  Bötzbergbahn,  Aargauische  Süd- 
bahn, Wühlen- Bremgarten,  Ver.  Schweizerbahnen,  Toggen  burger  bahn,  Rapperswyl- 
Pfäffikon,  Wald-Rüti-Bahn,  Tößthalbahn,  Gotthardbahn,  ßorschach-Heiden-Bahn, 
Wädensweil-Einsiedeln-Bahn,  Appenzell  erbahn. 

Dabei  ist  noch  daran  zu  erinnern,  daß  das  Tarifsystem  von  1872  für  dea 
direkten  Verkehr  der  sub  1  genannten  Bahnen  mit  denjenigen  sub  2  ebenfalla 
zur  Anwendung  gelangte. 

Durch  diesen  Dualismus,  der  besonders  auf  den  central-  und  westschweize- 
rischen Linien  sowie  an  der  Grenze  der  beiden  Systeme  sich  fühlbar  machte, 
wurden  bald  Behtrebuugen  zur  erneuten  Vereinheitlichung  der  Tarifsysteme  wach- 
gerufen Die  daherigcn  mühsamen  und  langwierigen  Verhandlungen,  welche  im 
Jahre  187(^  eröffnet  wurden,  führten  aber  für  einmal  zu  keinem  Resultate.  Zudem 
trat  dann  bei  den  deutschen  Nachbarbahnen  ebenfalls  eine  Bewegung  zur  Neu- 
bcürdnung  der  Tarifverhältnisse  ein,  deren  Resultat  wegen  den  vielfachen  Kon- 
kurrenzverhältnissen, in  denen  sie  namentlich  zu  den  ostschweizerischen  Linien 
standen,  erst  abgewartet  werden  mußte.  Die  in  Aussicht  stehende  Eröffnung  der 
Gotthardbahn  und  die  daherige  wesentliche  Vermehrung  der  internationalen  Be- 
ziehungen niithigten  dann  die  Schweiz.  Bahnen  successive  zur  Annahme  des 
deutschen  Reformtarifsystenis.  Den  Anfang  machten  die  Nordostbahn  und  die 
Ver.  Schweizerbahnen  sowie  die  Gutthardbahn  im  Jahre  1882;  ihnen  folgten  im 
Jahre  1883  die  Centralbahn,  die  J ura- Bern- Luzern- Bahn  und  die  Emmenthalbahn 
und  endlich  im  Jahre  188G,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  drei  verschiedene  Tarif- 
systeme in  der  Schweiz  gleichzeitig  in  Kraft  bestanden  hatten,  noch  die  Gesell- 
schaft der  Suisse-Occidentale-Simplon  nebst  den  von  ihr  betriebenen  Bahnunt^r- 
nehmungen  nach. 

Die  ersten  Reformgütertarife  enthielten  folgende  Klassen:  1)  Eilstückgutklasse; 
2)  Fracht-Stückgutklassen  1  und  2;  3)  allgemeine  Wagenladungsklassen  A  *  und  B; 
4)  Spezialtarifklassen   A^  I,   II  und  III. 
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Eilgut  in  Wagenladungen  wird  zu  den  doppelten  Taxen  der  allgemeinen 
Wagenladungsklassen  taxirt,  ohne  KUckeicht  darauf,  ob  das  Gut  in  der  Waaren- 
klaasiükation  einem  Spezialtarif  zugewiesen  sei  oder  nicht.  Die  zweite  Fracht- 
StUckgutk lasse  ist  flir  diejenigen  Güter  in  Mengen  von  weniger  als  5000  kg 
bestimmt,  welche  durch  die  Waarenklassifikation  einem  Spezialtarif  zugetheilt 
wenlen,  die  erste  Fracht-StUckgutklasse  für  alle  andern  Güter  in  Einzelsendungen. 
Die  Wagenladungsguter  werden  in  vier  Klassen  eingetheilt  und  je  nachdem  sie 
in  Mengen  von  wenigstens  5000  oder  10,000  kg  per  Frachtbrief  und  Wagen 
aufgeliefert  werden,  verschieden  taxirt.  Die  Waarenklassifikation  enthält  diejenigen 
Güter,  welche  bei  Aufgabe  von  10,000  kg  den  Spezialtarif en  I,  II  und  III  zu- 
getheilt sind.  Diese  Güter  werden  bei  Aufgabe  in  Mengen  von  nur  5000  kg  per 
Wagen  nach  der  Klasse  A^  tariftrt,  und  zwar  ganz  ohne  Rückriicht  darauf,  welcher 
Spezialtarifklasse  sie  angehören.  Alle  übrigen  in  der  Waarenklassifikation  nicht 
besonders  benannten  Güter  gehören  den  allgemeinen  Wagenladungsklassen  an,  und 
zwar  bei  Auflieferung  von  5000  kg  per  Wagen  der  Klasse  A*  und  von  10,000  kg 
der  Klasse  B.  Der  Zusammenlad  von  Gütern  verschiedener  Tarif  klassen  (also  die 
Bildung  von  Sammelladungen)  wird  ausdrücklich  gestattet,  und  hat  jederzeit  die 
für  den  Versender  günstigste  Tarifirung  einzutreten;  dagegen  haben  die  Bahn- 
verwaltungen sich  ausdrücklich  das  Recht  gewahrt,  Zuladungen  vornehmen  zu 
dürfen,  wenn  der  Versender  weder  den  Laderaum,  noch  die  Tragfähigkeit  des 
Wagens  ganz  ausgenützt  hat.  Güter,  welche  im  Verhältniß  zu  ihrem  Gewicht 
einen  außergewöhnlich  großen  Raum  für  die  Verladung  beanspruchen,  sogenannte 
„sperrige  Güter**,  werden  bei  Aufgabe  in  Einzelsendungen  nach  dem  anderthalbfachen 
wirklichen  Gewicht,  bei  Aufgabe  in  Wagenladungen  dagegen  auf  Grund  des  einfachen 
wirklichen  Gewichtes,  mindestens  abcj-  für  oOOO  kg,  mit  wenigen  Ausnahmen  nach 
den  Taxen  des  Spezialtarifes  III  taritirt.  Der  Auf-  und  Ablad  der  Eilgüter,  der 
Frachtstückgüter  sowie  der  Wagenladungsgüter  der  allgemeinen  Klassen  wird  von 
den  Bahnen  unentgeltlich  besorgt,  derjenige  der  Wagenladungsgüter  der  Spezialtarif- 
klassen  liegt  dagegen  dem  Versender  resp.  dem  Empfänger  ob.  Die  Güter  der 
Spezialtarif  klassen  werden,  mit  Ausnahme  der  in  einem  besondern  Verzeichniß 
namhaft  gemachten,  alle  in  unbedeckten  Wagen  befördert,  und  hat  der  Versender, 
sofern  er  gedeckte  Befördening  wünscht,  entwe<ler  10  ^/o  Frachtzuschlag  zu  ent- 
richten (bei  Stellung  eines  gedeckten  Wagens)  oder  die  reglementarische  Decken- 
miethe  zu  bezahlen  (bei  Verwendung  von  offenen  Wagen  mit  von  der  Bahn- 
verwaltung gelieferten  Decken).  Benützt  der  Versender  eigene  Decken,  so  werden 
ihm  dieselben  frachtfrei  zurückgeliefert,  dagegen  auf  der  Hinfahrt  wie  die  Waare 
taxirt.  Das  Minimalgewicht  betrug  erst  für  Eilgut  25,  für  Frachtgut  50  kg,  und 
fand  die  Aufrundung  des  Mehrgewichtes  von  5  zu  5  kg  statt,  zudem  wurden 
sämmtliche  Sendungen  von  25  kg  und  weniger  ohne  weiters  als  Eilgut  befördert. 
Die  Minimaltaxe  war  im  direkten  Verkehr  auf  40  Rp.,  im  internen  dagegen  mit 
wenigen  Ausnahmen  auf  25  Rp.  per  Sendung  festgesetzt.  Später  wurde  der 
Eilgntzwang  aufgehoben,  das  Minimalgewicht  allgemein  auf  20  kg  tixirt,  das 
üebergewicht  von  je  10  zu  li)  kg  aufgerundet  und  die  Mininialtaxe  überall  auf 
40  Rp.  erhöht. 

Dieses  Tarifsystem,  wie  es  vorstehend  skizzirt  wurde,  unterscheidet  sich  nur 
wenig  vom  deutschen  Refurmgütertarif.  Die  Hauptabweichung  besteht  in  der 
Bildung  einer  zweiten  Stück^utkla»se.  Im  Laufe  der  Zeit  wurden  aber  durch  die 
speziellen  Schweiz.  Verhältnisse  noch  weitere  Abweichungen  nöthig,  so  die  Er- 
weiterung der  zweiten  Stückgutklasse  durch  Zuweisung  der  landwirthschaftlichen 
Produkte,    welche    bei  Aufgabe    in   Wagenladungen  den  allgemeinen  Klassen  zu- 
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gehören,  wie  Wein,  Käse  etc.  Ferner  wiii'de  die  Elaaee  A*  für  Grüter  der  sämmt- 
liehen  Spezialtarife  bei  Aufgabe  in  Mengen  von  5000  kg  getheilt,  so  daß  für 
jeden  Speziaitarif  eine  Abtheilung  „«"  für  5000  und  „6"  für  10,000  kg  ent- 
stand,  mit  je  entsprechend  abgestuften  Taxen. 

Neben  den  Vorschriften  und  der  Güterklassifikation  für  die  Normaltarife 
bestehen  für  den  Schweiz.  Güterverkehr  noch  eine  Reihe  allgemeiner  Ausnahme- 
t«rife  und  Reglemente,  die  th  eil  weise  als  Ergänzung  der  Tarifyorschriften  und 
Gticerklassifikation  angesehen  werden  müssen.    Die  wichtigsten  davon  sind: 

1)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  1  für  den  Transport  von  Bier  in  Fässern  als 
Stückgut  und  Wagenladung  von  5000  kg. 

2)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  3  für  den  Transport  von  Lebensmitteln  als  Stück- 
gut und  Wagenladungen  von  5000  und   10,000  kg. 

Diese  beiden  Ausnahmetarife  sichern  die  Befurdei-ung  der  betreffenden 
Güter  als  Eilgut,  ohne  Verpflichtung  für  Einhaltung  der  entsprechenden 
Eilgut-Lieferfristen,  zu  ganz  bedeutend  ermäßigten  Taxen  zu. 

3)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  4  für  die  Beförderung  von  Lokomotiven,  Tendern 
und  andern  Fahrzeugen,  die  auf  der  Bahn  auf  ihren  eigenen  Rädern  laufen. 

4)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  5  für  die  Beförderung  von  unverpacktem  Käse  in 
Wagenladungen.  Durch  diesen  Ausnahmetarif  wird  die  Grundtaxe  der 
Klasse  A  schon  bewilligt,  wenn  der  Wagen  *nur  mit  2500  kg  beladen  ist 
oder  für  dieses  Gij wicht  die  Fracht  bezahlt  wird. 

5)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  6  für  den  Transport  von  Getreide,  Hülsenfrüchten 
und  Oelsaaten  in  Wagenladungen  von   10,000  kg. 

6)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  7  für  den  Transport  von  Schiefertafeln  und  Griffeln 
als  Stückgut  und  Wagenladung  von  5000  und  10,000  kg.  Hiedurch  wird 
das  Gut  in  den  Speziaitarif  II  verwiesen. 

7)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  H  für  den  Transport  von  rohem  Eis  in  Wagen- 
ladungen von  10,000  kg.  Durch  diesen  Tarif  wird  die  eilgutmäßige  Be- 
förderung, ohne  Verpflichtung  zur  Einhaltung  der  bezüglichen  Lieferfristen, 
zu   rednzirten   Taxen  zugesagt. 

8)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  9  für  den  Transport  von  landwirthsohaftlichen 
Produkten  als  Stückgut.  Hiedurch  werden  Bauiunttsse,  Butter,  Gemüse, 
Kastanien,  Käse,  ge<lörrte.s  Obst,  Most,  Trauben  und  Wein  aus  der  ersten 
in  die  zweite  Stiickgutklasse  verwiesen. 

9)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  10  für  den  Transport  von  Flüssigkeiten  in  Reservoir 
und  Cisternen wagen. 

10)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  11  für  den  Transport  von  Heu  und  gewöhnlichem 
rohen  Stroh  in  Wagenladungen  von   5000  kg. 

11)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  12    für    den  Transport  von  roher,    ungemahlener 
Gerberrinde  (Borke)  in  Wagenladungen  von  5000  kg. 

1 2)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  1 3   für  den  Tran8])ort  von  G yps,  Kalk  und  Cement 
in   Wagenladungen  von    10,000  kg. 

13)  Der  Ausnahmetarif  Nr.  16  für  den  Transport  von  Geld  und  Edelmetallen 
in   Eilfraoht. 

14)  l)<'r  Ausnahmetarif  für  den  Export  von  Holz  aus  der  Schweiz  in  Wagen- 
lailungen von    10,000  kg. 

15 1   Der  Ansnalimetarif  für  den  Export  von  Papier  aus  der  Schweiz  in  Wagen- 
ladungen von   5000  und   10,000  kg. 
10)  Das  Regulativ  über  die  Gewährung  von  Taxermäßigungen  für  Ausstellunga- 
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gegenstände,    wodorch   für   anverkauft   gebliebene  Güter  der  freie  Rück- 
transport von  der  Ausstellung  zugesichert  wird. 

17)  Die  Bestimmungen  über  Normalge wichtsätze  und  Probewägungen  für  die 
Grewiohtsbestimmung  von  Sendungen,  welche  auf  Stationen  ohne  Geleise- 
waage  aufgegeben  werden  oder  welche  nach  den  Vorschriften  des  Transport- 
reglementes  auf  Grund  solcher  Vorschriften  aufgegeben  werden  können. 

18)  Das  Reglement  und  der  Tarif  betreffend  den  Bezug  der  Nebengebühren. 
Dieser  Tarif  enthält  die  Vorschriften  und  Taxen  über  die  Abwägung  der 
Güter,  über  den  Bezug  von  Lad-,  Stand-  und  Lagergebühren,  über  die 
Wagenmiethe  für  die  Besorgung  der  Schweiz.  Zollformalitäten  durch  das 
Personal  der  Eisenbahnverwaltungen  auf  den  Grenzstationen,  etc. 

Außer  diesen  fiir  den  ganzen  Bereich  der  Gültigkeit  des  Reformtarifes  ge- 
meinsamen und  einheitlichen  Ausnahmen  von  der,  resp.  Ergänzung  zu  der  normalen 
Tarifirung  der  Güter  bestehen  noch  viele  einzelne,  nach  dem  Bahngebiete  ver- 
schiedene Ausnahmetarife,  wie  z.  B.  frtr  Salz,  für  Milch  beim  Transport  im 
Abonnement,  für  Steine,  Sand,  Mergel  und  Thon,  Steinkohlen,  Wein  (bei  den 
westschweizerischen  Bahnen),  Torf,  für  den  Camionnageilienst  etc.  Sofern  es  sich 
nur  um  Transporte  eines  Gutes  zwischen  zwei  oder  wenigen  bestimmten  Punkten 
handelt,  werden  in  der  Regel  nicht  Ausnahmetarife  erstellt,  sondern  Ausnahme- 
taxen, oder  es  wird  das  Gut  zuerst  in  gewöhnlicher  Weise  taxirt  und  dann  auf 
dem  Rückerstattungswege  ein  Theil  der  bezogenen  Taxe  auf  gestelltes  Ansuchen 
hin  zurückgegeben  (D^taxes,  Refactien). 

Im  Gütertarif wesen  wird,  im  Gegensatz  zum  Personentarifwesen,  die  Fracht 
über  die  billir/ste  Schweiz.  Route  berechnet,  und  bleibt  es  den  Bahnen  dann 
freigestellt,  das  Gut  über  eine  andere  Route  zu  trausportiren,  nur  darf  die  der 
kürzesten  Route  entsprechende  Lieferfrist  nicht  überschritten  werden.  Zur  Regelung 
der  daherigen  Konkurrenzverhältnisse  haben  die  großem  sohweiz.  Bahnen  exkl. 
der  Gt>tthardbahn  sich  zu  einer  Vereinigung  zusammengethan,  der  „Union  com- 
meroiale''.  In  den  Fällen,  wo  zwischen  zwei  Punkten  nicht  nur  eine  Schweiz. 
Transportlinie  in  Frage  kommt,  sondern  auch  eine  andere,  welche  ganz  oder 
theil  weise  im  Auslande  liegt,  und  wenn  diese  billiger  ist  als  die  erstere,  so  werden 
die  Frachtsätze  dieser  letztern  ganz  oder  theilweise  auf  die  schw^eiz.  Route  über- 
nommen. Den  an  der  Instradirungsroute  rückliegenden  Stationen  werden  dabei 
nicht  dieselben  Taxen  gewährt  wie  den  weiter  abliegenden,  sondern  höhere,  welche 
der  wirklichen  Konkurrenz  oder,  soweit  sie  billiger  sein  sollten,  den  normalen 
Taxen  über  die  Schweiz.  Linie  entsprechen.  In  Fällen,  wo  es  sich  um  eine  von 
den  Bahnen  ohne  nachweisbare  Konkurrenz  ausländischer  Routen  bewilligte  Tax- 
redaktion handelt,  hat  dagegen  in  der  Regel  die  reduzirte  Taxe  auf  den  sämmt- 
liehen  Verbindungslinien  so  weit  rückzuwirken ,  bis  die  normalen  Frachtsätze 
niedriger  sind  als  der  bewilligte  Ansnahinesatz.  Da  die  Schweiz  in  sehr  starkem 
Maße  von  fast  parallel  der  Grenze  sich  hinziehenden  ausländischen  Bahnlinien 
umgeben  ist,  so  gewinnt  die  Reduktion  der  normalen  Taxen  infolge  der  erwähn- 
ten Eonkorrenzhaltung  eine  sehr  große  Ausdehnung,  sowohl  im  schwciz.,  als 
auch  ganz  besonders  im  internationalen   Verkehr. 

Soweit  die  Bahn  Verwaltungen  das  Refurmtarifsystem  nicht  angenommen  haben, 
sind  die  Tarife  in  einfachster  Weise  den  lokalen  Verhältnissen  entsprechend  mit 
zwei  bis  vier  Klassen  erstellt  worden,  meist  unter  Erhebung  der  kunzesnions- 
mäßigen  Maximaltaxen. 

Nach  den  Konzessionen  sind  die  Bahnen  berechtigt,  die  folgenden  Maximal- 
taxen per  100  kg  einzuheben : 
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Mam- 

einheit 

Biel  -  Con vers  -  Sonceboz  -  Delsberg  -  Prunt rut  -  Basel,  *) 

Emraenthalbabn Stunde 

Versoix-Morges,  *)  Morges-Yverdon-Lausanne,  *)  Val- 
lorbes  -  Grenze  -  Cossonay  -  Et'l^pens,  ^)  Lausanne- 
St-Maurice,  *)  Yverdon-Vaumarcus,  *)  Broyetbal- 
bahn  *)  (Kt.  Waadl),  Bern-Biel-Neuensladt,  Basel- 
Ollen-Wrtschau,  Olten-Liizern,  Olten-Bern-Tliun, 
Bern-Thörishaus,Herzogenbuchsee-Solothum-Biel, 
Ölten  -  Solothurn  -  Lyß ,    Pratteln  -  Schweizerlialle, 

Wöschau-Aarau , 

Lausanne-Frei burg-Bern  *)  (Kte.  Waadt  u.  Freiburg)        „ 
Aargjiuische  Sudbahn   (Kle.  Aargau   und  Schwyz), 
Bötzbergbahn,  Winlertbur-Koblenz  (Kt.  Aargauj,         , 

Suhr-Aarau 

Gümligen-Luzern „ 

Aarau  -  Zürich,  Turgi  -  Koblenz,  Zürich  -Winterthur- 
Honianshorn ,  Konslanz-Romanshorn-Rorschach, 
Winterthur-SchafThausen,  Oerlikon-Bülach-Diels- 
dorf,  Zurich-Zug-Luzern,  Zörich-Glarus ')  (Kte. 
Zürich,  Schwyz  u.  Glarus),  Winterthur-Koblenz ') 
(Kt.  Zürich),  Baden  -  Niederglall  (Kt.  Aargau), 
Winterthur-Singen-Konstanz  *)  (Kt.  Zürich),Winter- 
thur-Singen-Konstaiiz  (Kte.  Schaffhausen  u.  Thur- 
gau ),  Sulgen  -  Bischofszell,  Effretikon  -  Hinweil, ') 
Winterthur-Rorschach  (Kte.  Zürich  und  Thurgau), 
Rapperswyl-Wallisellen,  Gotthardbahn  (Kantone 
Luzern,  Zug,  Schwyz  und  Urij,  Wädensweil-Ein- 

siedeln  ^) , 

Brovethal-Longitudinalbahn  (Kt.  Freiburg I,  Pruntrut- 

Delle,  Lyß-Fräschels 

Bulle-Roniont „ 

Winterthur-Bauma,  Baun\a-Wald  *)  ^) „ 

Basler  Verbindungsbahn , 

Broyethal  Trans versalbahn  (Kt.  Frei  bürg) ....         „ 

Genf-Versoix km 

Verrieres-Grenze-Neuchatel-Neuenstadt,    Neuchatel- 

Vauinarcus , 

Traversthalbahn , 

Simplonbahn „ 

Langenthai  -  Huttwil  -  Bahn,  Aargauische   Südbahn 
(Kte.  Zug  u.  Luzern),  Baden-Niederglatt  (Kt.  Zürich), 
Glarus-Linththal,  Winterthur-Suhr-Zoiingen     .     .         , 
Zürich-Glarus  *)  (Kt.  St.  Gallen),  Cadenazzo-Pino     .         , 

Wohlen-Brenigarlen „ 

Rappers  wyl-PtatTikon , 

Wald-Rüti,  Lorle-Chaux-<le-Fonds „ 

Ghaux-de-Fonds-Neuchätel „ 

Bödelibahn „ 

Seethalbahn , 

Pont-Vallorbes :  Stürkgut,  Streckeiitaxe      ....         , 

Kxpeditionsgcbühr     .... 
Wagenladungen,  Streckentaxe   .     .         , 
Expedit  ionsgebnhr     .... 
Bricnz-Meiringen,  Diechtersmatt-Luzern     ....         « 

Lausanne-Echallens  Echallens-Rercher „ 

Appeiizellerbahii,  Meiringen-Diechtersmatt      ...         „ 


Eilgut 

Bp. 


Frachtgut 

Mazimom      Minimnm 
Bp.  Bp. 


14,00         10,00 


16,00  8,00  5,00 

16,00  8,0,  7,0  6,0,  5,0 

16,00  10,00  — 

19,20  12,00  — 


20,00         10,00 


20,00 

20,00 

12,00 

24,00 

20,00 

2(),00 

13,00 

— 

32,00 

16,00 

10,00 

40,00 

20,00 

— 

3,20 

2,0,  1,8 

1.6,  1,2 

3,60 

1,8,  1,6 

1,4,  1,0 

3,60 

1,80 

1,00 

4,00 

2,00 

1,20 

4,00 

2,00 

1,00 

4,00 

2,00 

4.80 

2,40 

1,20 

6.00 

3,00 

1,40 

6,48 

3,24 

1,62 

6,80 

3,40 

1,70 

7,00 

3,60 

— 

8,00 

4,00 

3,00 

9,60 

5,60 

30,00 

30,00 

3,20 

— 

20,00 

— 

4,00 

2,00 

1,00 

7,80 

5,20 

3.90 

8,00 

4,00 

2,00 

';  Eiltfut  Kt.  naselland  IG  Rp.  —  «•  Schwiüzerwein  6  Ilp.  —  •)  Steinkohlen  und  BoheiBen  2,40  Bp^ 
plus  2  ¥t.  Ztiwchlaff  p*»r  Wagen.  —  *)  Steinkohlen  und  Eoheisen  0,25  Bp.  plu«  2  Fr.  Zuschlag  per  Wagen. 
•—  ^)  Filr  St(•igun^en  von  Ubor  25  "/ko  ent»iirechende  KrhAhung« 
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Matt-     Eilgut      „    ,^*^^^^, 

einheit  Hazimoin      Mmimiim 

Bp.  Bp.  fip. 

Waldenhurgerhahn,  Birsigthalbahn,  Tavannes-Tra- 

melan ,   Frauen feld-Wyl ,    Ponts-Sagne-Chaux-de- 

Fonds ,  8,00  4,00  3,00 

St.  Gallen-Gais ,  10,00  5,00  2,50 

Landquart-Davos ,  12,00  6,00  4,00 

Genf-Veyrier,  Genfer  Schmalspurhahnen    ....  „  —  6,00  4,00 

Arth-Rigi-Bahn,  Rigi-Kalthad-Scheidegg-Bahn     .     .  ,            -  30,00            — 

Bei  einigen  wenigen  Lokomotivbahnen  wurden  in  den  Konzessionen  fixe 
Sätze  für  den  Transport  des  Gutes  Über  die  ganze  Linie  aufgestellt,  mit  der 
Vorschrift,  daß,  sofeni  Zwischenstationen  erstellt  werden,  die  Taxen  proportional 
zu  berechnen  seien.  £s  betrifft  dies  die  folgenden  Unternehmungen :  ßorsohach- 
Heiden- Bahn,  Uetlibergbahn,  Rigibabn,  Eriens-Luzern-Bahn,  Pilatusbahn.  Das- 
selbe System  besteht  auch  für  den  Güterverkehr  der  Seilbahnen,  welcher  natur- 
gemäß nur  ein  sehr  beschränkter  sein  kann. 

Die  Tarife  naoh  den  Tarifsystemen  von  1863  und  1872  waren  vielfach  den 
verschiedenen  konzessionsmäßigen  Maximaltaxen  der  einzelnen  Sektionen  angepaßt^ 
60  daß  für  ein  und  dieselbe  Gesellschaft  mehrere  Tarifbareme  existirten  (Jura- 
Bern -Luzern- Bahn  7,  Suisse-Occidentale-Simplon  5).  Theilweise  wurden  diese 
Tarife  nach  dem  Staffelsystem  konstniirt,  d.  h.  es  hatten  Transporte  auf  größere 
Distanzen  eine  geringere  kilometrische  Einheitstaxe,  bezogen  auf  die  ganze  durch- 
laufene Länge,  zu  bezahlen  als  solche  auf  kleinere  Entfernungen. 

Bei  einzelnen  Verwaltungen  betraf  der  Staffel  die  sämmtlichen  Tarifklassen, 
bei  andern  dagegen  nur  einzelne.  Neben  den  mit  der  Transportstrecke  wachsen- 
den Taxen  wurden  noch  auf  einzelnen  Linien  für  alle  oder  nur  für  einzelne 
Klassen  des  Tarifes  fixe  Zuschläge  erhoben.  Diese  fixen  Zuschläge  waren  nicht 
immer  konstant,  sondern  wurden  vielfach  nur  für  Sendungen  eingehoben,  welche 
nur  eine  kleinere  Entfernung  zurückzulegen  hatten  (12  Stunden),  bei  größeren 
Entfernungen  wurden  dann  diese  fixen  Zuschläge  ganz  aufgelassen.  In  Folge 
der  Verschiedenheit  der  ost-  und  zentral-,  resp.  westschweizerischen  Tarifsysteme 
für  den  internen  Verkehr  waren  die  Bahnen  des  Systems  von  1863  genöthigt, 
f^lr  den  direkten  Verkehr  mit  der  Ostschweiz  ihre  internen  Taxen  zu  kombiniren, 
um  sie  der  Eintheilung  des  Systems  von  1872  anzupassen,  was  dann  natürlich 
wieder  vielfache  Unregelmäßigkeiten  in  der  Tarifirung  ergab. 

Einheitliche  Gruudtaxeu  für  das  ganze  Netz  einer  und  derselben  Gesellschaft 
wurden  erst  durch  das  Reformtarifsystem  geschaffen,  und  zwar  nicht  nur  für  ein 
einzelnes  Netz,  sondern  für  eine  ganze  Gruppe  von  Linien.  Auch  in  Bezug  auf 
die  äußere  Bildungsweise  der  Taxen  trat  mit  Einführung  des  Reformtarifsystems 
eine  ganz  bedeutende  Aenderung  ein,  indem  die  Transporttaxen  ganz  allgemein 
aus  zwei  Theilen  zusammengesetzt  wurden,  nämlich  aus  dem  von  der  Transport- 
Strecke  abhängigen  und  ihr  proportionalen  Theile,  der  Streckentaxe,  und  dem  von 
der  Trar 8 portstrecke  unabhängigen  fixen  Zuschlage,  der  Expeditionsgebühr.  Im 
internen  Verkehr  für  Distanzen  bis  zu  30  km  FIntferuung  wird  in  Abweichung 
des  vorstehend  Gesagten  die  Expeditionsgebühr  abgestuft  in  der  Weise,  daß  für 
die  ersten  20  km  nur  ein  fixer  Bruchtheil  derselben  erhoben  wird,  welcher 
allmälig  bis  zum  30.  Kilometer  proportional  der  Kntfernung  wächst,  bis  bei  der 
letztern  Grenze  das  Maxiraum  erreicht  wird.  Bis  zum  Jahre  1889  war  diese 
Grenze  einheitlich  für  sämmtliche  Koformtarif  bahnen  auf  30  km  festgesetzt  und 
wurde  dann  vom  Bunde8rath(5  für  alle  Bahnen,  ausschließlich  der  Nordostbahn, 
auf  40  km  vorgerückt.      Die   Expeditionsgebühren   werden    im    direkten  Verkehr 
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nur  einmal  berechnet,  und  zwar  je  hälftig  von  der  Aufgabe-  und  der  Empfangs 
bahn.  Im  Transitverkehr  i\ber  eine  Bahn  wird  nur  die  Streckentaxe  berechnet,  so- 
fern Aufgabe-  und  Empfangsbahn  schweizerische  Bahnen  .sind.  Im  Verkehr  mit 
dem  Ausland  kommen  die  vollen  Expeditionsgebühren  zur  Einrechnung.  Von  der 
vorstehend  geschilderten  Konstruktion  der  Taxen  des  Heformtarifsystems  machten 
nur  die  ersten  Tarife  der  ostschweizerischen  Bahnen  vom  Jahre  1882  eine  Aus- 
nahme, indem  die  Streokentaxen  noch  nach  dem  Staffelsvstem  konstruirt  waren 
und  die  Expeditionsgebuhren  theilweise  wenigstens  dafür  fehlten.  Diese  Tarife 
mußten  aber  im  Jahre  1883  durch  reine  kilometrische  Tarife  ersetzt  werden. 
Die  in  den  Jahren  1883/84  erstellten  Tarife  hatten  im  Wesentlichen  dieselben 
Grundtaxen,  wie  die  z.  Z.  in  Kraft  bestehenden,  mit  Ausnahme  der  Streckentaxen 
für  Eilgut  und  Stückgut,  welche  um  0,1  resp.  0,05  Cts.  höher  waren.  Auf 
Ende  1889  war  sodann  wieiler  eine  Umarbeitung  der  Tarife  nach  dem  Reform- 
system noth wendig,  um  der  erweiterten  Abstufung  der  Expeditionsgebühren  und 
der  Reduktion  der  Expeditionsgebühren  für  Eilgut  Rechnung  zu  tragen,  und 
liegen  den  neuen  Tarifen  die  folgenden  Taxelemeute  zu  Grunde ,  wobei  zu  be- 
achten ist,  daß  bei  einer  Reihe  von  Bahnen  die  bestehenden  Schemataxeu  auf 
Grund  von  Tarif kilometern  zur  Anwendung  gelangen,  deren  Bildungsweise  an- 
merkungsweise aufgeführt  ist.  (Die  Taxen  sind  in  Rappen  per  100  kg  angegeben.) 
Siehe  die  Tabellen  auf  Seiten  208—09. 

Es  gehören  zur  Zeit  y5,8  ®/o  der  Schweiz.  Lokomotivbahnen  dem  Reform tarif- 
system  an  und  nur  4,2  ^/o  haben  eigene  Tarifklassiiikationen,  welche  meist  von 
einander  ganz  verschieden  sind  und  sich  mit  Bezug  auf  die  Taxen  den  konzessions- 
mäßigen Maximaltaxen  anschließen.  Es  sind  dies  die  folgenden  Bahnen :  Uetli- 
bergbahn,  Rigibahn,  Rigi-Kaltbad-Scheidegg-Bahn,  Arth-Rigi-Bahn,  Pilatnsbahn, 
Kriens-Luzern-Bahn,  Geuerosobnhn,  Birsigt halbahn,  Waldenburgerbahn,  Tavannes- 
Tramelan,  Lausanne- Echallens,  Echallens-Bercher,  Genf-Veyrier,  Genfer  Schmal- 
spurbahnen, Eisenbahn  Viege-Zermatt. 

Im  Verkehr  mit  ausländischen  Bahn  Verwaltungen  werden  die 
beidseitigen  Transportreglemente,  Tarifvorschriften  und  Güterklassifikationen  kom- 
binirt,  um  ein  einheitliches  System  zu  erhalten,  das  von  demjenigen  für  den 
internen  Verkehr  der  beiden  Länder  möglichst  wenig  abweicht.  Dies  ist  der  Fall 
für  den  Verkelir  mit  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien  und  den  Nieder- 
landen. Im  Verkehr  mit  Italien  gelten  im  Wesentlichen  die  internen  Vorschriften 
jedes  Landes  diesseits  und  jenseits  der  schweizerisch-italienischen  Grenze.  Mit 
Frankreich  bestehen  wegen  der  großen  Verschiedenheit  der  beidseitigen  Tarif- 
systeme keine  direkten  Klassentarife,  sondern  nur  Reexi)editionstarife  bis  und  ab 
den  Grenzpunkten,  welche  den  jeweiligen  internen  Vorschriften  unterworfen  sind. 

Was  die  Taxen  anbetrifft,  so  sind  dieselben  im  Allgemeinen  im  internationalen 
Verkehr,  soweit  das  Schweiz.  Gebiet  in  Frage  kommt,  gleich  denjenigen  des  intern 
Schweiz.  Verkehres.  Abweichungen  finden  sich  nur,  wo  die  Konkurrenz  fremder 
Bahn  Verwaltungen  über  außerschweizerische  Linien  znr  Gewinnung  des  Verkehres 
die  Ermäßigung  der  internen  Taxen  erforderlich  macht,  sowie  im  Verkehr  mit 
Italien  via  Gotthard.  Im  schweizerisch-italienischen  Verkehr  berechnet  die  Gott- 
hardbahn  für  den  ihre  Linie  trauMtirendeu  Verkehr  die  Streckentaxen  der 
prt.Mißi scheu  Staatsbahnen,  im  Minimum  0,33  Cts.  pro  100  kg  und  km,  die 
übrigen  schweizerischen  Bahnen  aber  die  normalen  Grundtaxen,  während  im 
deutsch-italienischen  Verkehr  von  den  sämmtlichen  .schweizerischen  Transitbahnen 
die  Streckentaxen  der  preußischen  Staatsbahnen,  im  Minimum  0,3  Cts.  pro  100  kg 
und  km  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
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Tarife  für  den  Transport  lebender  Thiere,  Die  reglementarischen  Be- 
stimmungen fUr  den  Transport  lebender  Thiere  stützen  sich  im  Wesentlichen  auf 
die  §§  53  —  68  des  schweizerischen  Trausportreglements  vom  1.  Juli  1876, 
resp.  seines  Nachtrages  VI  vom  1.  Juni  1888,  sowie  auf  die  bundesräthlichen 
Polizeivorschriften  für  den  Thiertransport,  ebenfalls  vom  I.Juni  1888.  Auf  den 
sämmtlichen  schweizerischen  Normal  bahnen  and  auf  einem  Theile  der  Schmal- 
spurbahnen besteht  ein  einheitliches  Reglement  und  Tarif  für  den  Thiertransport, 
das  folgende  Klassen  unterscheidet: 
I.  Klasse :  Pferde,  Maulthiere,  größere  (über  1  Jahr  alte)  Fohlen ; 
II.        „         Stiere,  Ochsen,  Kühe,  Kinder,  Esel,  kleinere  Fohlen ; 

III.  n         Kälber,  große  (mehr  als  50  kg  wiegende)  Schweine,  Hunde ; 

IV.  „         Schafe,  kleinere  Schweine,  Ziegen. 

Die  Grrundtaxen  variren  je  nach  der  Stückzahl  der  Thiere  derselben  Klasse, 
welche  zusammen  aufgegeben  werden,  und  der  Entfernung,  welche  der  Trans- 
port zurücklegt  (Staffeltarif).  Werden  die  Sendungen  in  Eilfracht  befördert,  so 
tritt  eine  Erhöhung  von  40  ^/o  gegenüber  den  Tariftaxen  ein. 

Die  alten  Konzessionen  der  Bahnen  enthalten  meist  die  Vorschrift,  daß  vier 
Klassen  aufgestellt  werden  müssen,  die  neueren  verlangen  dagegen  nur  drei  Klassen. 
Die  Maximaltaxen  zeigen  einige  Schwankungen,  doch  sind  sie  nicht  so  bedeutend, 
wie  bei  den  Gütern.  Für  den  größten  Theil  der  schweizerischen  Eisenbahnen 
betragen  sie: 

Klasse  I  II  lU        IV 

pro  Stunde  und  Stück  ....     Rp.     80         40  15  10 

pro  Kilometer  und  Stück  ...       „ 

Dem  Tarife  für  lebende  Thiere  liegen  dagegen  die  folgenden  Taxen  zu 
Grunde : 

Taxen  pro  Kilometer  in  Rappen 
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Einige  Schmalspurbahnen  haben  besondere,  den  Konzessionsvorschriften  genau 
angepaßte  Tarife,  welche  auf  Wagenladungen  meist  einen  Rabutt  von  20  ^/o 
gegenüber  den  Taxen  für  Einzelsendungen  gewähren. 

Tarife  der  ausländischen  Bahnen!  Was  endlich  die  Tarifsysteme 
und  Taxen  für  den  Güterverkehr  der  Nachbarländer  anbetriü't,  so  bestehen 
dort  z.  Z.  in  großen  Zügen  die  folgenden  Verhältnisse: 

1)  Auf  den  deutschen  Bahnen  gilt  ebenfalls  das  Reformtarifsystem  wie  in 
der  Schweiz,  aber  mit  einigen  Abweichungen  wesentlicher  Natur.  So  kennen  die 
deutschen  Bahnen  eine  zweite  Stückgutklasse  eben  so  wenig  wie  diverse  Klassen 
für  die  Güter  der  Spezialtarifein  Mengen  von  5000  Kilogramm.  Uievon  macht 
einzig  die  Spezialtarif  klasse  III  eine  Ausnahme,  indem  die  ihr  zugetheilten  Güter 
bei  Aufgabe  von  5000  kg  nach  den  Frachtsätzen  des  Spezialtarifes  II  befördert 
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werden.  Dem  Mangel  der  zweiten  Stttckgutklasse  wurde  theil weise  durch  SohafiFung 
von  Ausnahmetarifen  fUr  Stückgüter  abgeholfen.  Im  Weitem  liegt  der  Verlad 
der  sämmtlichen  Wagenladuugsgüter  auf  den  deutschen  Bahnen  dem  Yersender 
und  Empfänger  ob.  Auch  in  der  Oüterklassifikation  bestehen  yerschiedene  wichtige 
Abweichungen  zwischen  den  deutschen  und  Schweiz.  Vorschriften,  so  für  Holz» 
Obst,  Salz  etc.  Für  Holz  des  Spezialtarifes  II  besteht  in  Deutschland  ein  all- 
gemeiner Ausnahmetarif. 

Die  Gruudtaxen  der  Gütertarife  der  vier  deutschen  Nachbarbahnen  sind 
in  Pfennig  pro  100  Kiliogramm  auf  Seite  273  verzeichnet. 

Neben  den  normalen  Tarifen  bestehen  auf  den  deutschen  Bahnen  noch  zahl- 
reiche Ausnahmetarife,  und  wird  von  denselben  in  neuester  Zeit  namentlich  den 
Exporttarifen  filr  Erzeugnisse  der  einheimischen  Industrie  die  größte  Aufmerk- 
samkeit geschenkt. 

2)  Etwas  abweichend  vom  deutschen  Reformtarifsystem  ist  das  auf  den 
österreichischen  Bahnen  (exkl.  Südbahn)  in  Kraft  bestehende  Tarifeystem» 
Dasselbe  unterscheidet  folgende  Klassen: 

Eilgut:    gewöhnliches  Eilgut; 

ermäßigtes  Eilgut  (Lebensmittel   und    dem  raschen  Verderben  unter- 
worfene Güter); 
besonders  ermäßigtes  Eilgut  (leere,  gebrauchte  Eilgutemballagen  und 
Gefäße). 
Frachtgut:    Stückgut  Klasse  I  (Normalklasse); 

^  Klasse  II; 

Wagenladungklasse    A  für  Mengen  von   5000  kg; 

B  und  C  tür  Mengen  von  10,000  kg; 
Spezialtarifklasse  1,  2  und  3  für  Mengen  von  10,000  kg. 
Die  Zutheilung  der  Güter  zu  den  Klassen  II,  A,  B,  C,  1,  2  und  3  geschieht 
durch  die  Güterklassitikation.  Sendungen  der  Klassen  A  —  C  und  1  —  3  im  Ge- 
wichte von  weniger  als  5000  kg  werden  in  der  Regel  der  Klasse  II  zugewiesen, 
solche  der  Klassen  B,  C,  1  und  2  in  Mengen  von  wenigstens  5000  kg  der 
Klasse  A.  Nicht  alle  Güter  genießen  bei  Aufgabe  in  Quantitäten  von  5000 
oder  10,000  kg  gegenüber  Einzelsendungen  Ermäßigung.  Güter,  welche  im 
Verhältniß  zu  dem  von  ihnen  beanspruchten  Laderaum  ein  geringes  Gewicht 
aufweisen,  werden  im  Allgemeinen  nach  der  1  72  fachen  Taxe  der  Klasse  I  taxirt. 
Der  Auflud  der  Güter  der  Klassen  A  —  C,  2  und  3  liegt  den  Versendern 
ob,  während  die  Bahnverwaltungeu  den  Ablad  sämmtlicher  Güter  besorgen  mit 
Ausnahme  derjenigen  des  Spezialtarifes  3  und  der  besonders  im  Tarif  namhaft 
gemachten.  Die  Taxberechnung  erfolgt  immer  für  eine  Minimaldistanz  von 
8  Kilometern.  Neben  den  Normaltarifen  bestehen  noch  eine  große  Zahl  von 
Ausnabmetarifen  sowohl  iTir  den  allgemeinen  Verkehr  als  auch  speziell  fUr  den 
Export  verkehr. 

Die  Tarife  der  österreichischen  Staatsbahnen  sind  nach  dem  Stafifelsystem 
konstruirt  und  zerfallen  die  Grundtaxen  in  Streckensätze  und  Expeditionsgebühren, 
hier  Manipulationsgebühren  genannt. 

3)  Gänzlich  abweichend  von  den  vorstehenden  zwei  Tarifsystemen  ist  das- 
jenige der  italienischen  Bahnen.  Dasselbe  besteht  aus  zwei  verschiedenen, 
nebeneinander  bestehenden  Theilen,  »lern  Normaltarif  und  den  Spezialtarifen.  Die 
Normaltarife  sind  verhültnißmäßig  einfach  konstruirt,  haben  aber  wenige  Klassen 
und  ziemlich  hohe  Grundt^xen ,  die  Spezialtarife ,  deren  es  mehr  als  70  ver- 
schiedene gibt,    weisen   einen  viel    komplizirtern  Bau  auf,  gewähren  sehr  billige 
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Transporttaxen,  verlangen  aber  dafür,  daß  der  Transportgeber  auf  die  Einhaltung 
der  reglementarischen  Lieferfrist  verzichte  und  bestimmte  üeberschreitungen  der- 
belbeii  gestatte. 

Der  Normaltarif  zerfällt  in  den  Eilguttarif  mit  einer  Klasse  und  den  Fracht* 
guttarif  mit  8  verschiedenen  Klassen.  Größere  Mengen  genießen  gegenüber  Einzel- 
sendungen im  Normaltarife  keine  Ermäßigung.  Die  Zuweisung  der  Güter  in 
die  einzelnen  Klassen  geschieht  durch  die  besondere  Klassifikation.  Der  Auf- 
und  Abla-i  der  Güter  aller  Klassen  wird  in  der  Regel  von  der  Bahn  Verwaltung 
besorgt.  Wird  der  Verlad  dem  Publikum  überlassen,  so  tritt  eine  entsprechende 
Kürzung  der  festen  Gebühr  ein. 

Güter,  deren  Gewicht  pro  m*  weniger  als  150 — 200  kg  beträgt,  werden 
als  sperrig  bezeichnet    und    erleiden   dieselben  einen  Frachtzuschlag  von  50  Vo. 

Der  Normaltarif  zerfallt  in  Streckentaxen,  welche  für  jede  Entfernung 
proportional  der  durchlaufenen  Strecke  bleiben  und  in  feste  Gebühren. 

Im  Gegensatz  zu  den  Normaltarifen  sind  die  Spezialtarife  nach  dem  Staffel- 
system konstruirt  und  gewähren  in  12  Entfernungsstufen  bei  Transporten  auf 
großen  Distanzen  ganz  namhafte  Taxreduktionen.  Auch  bei  den  Spezialtarifen 
wird  neben  den  Streckentaxen  eine  feste  Gebühr  bezogen.  Um  sich  in  den 
Genuß  der  Spezialtarife  zu  setzen,  ist  nothwendig,  daß  das  Gut  in  einem  gewissen 
Miuimalquantum  zur  Auflieferung  gelange,  das  zwischen  3  und  12  Tonnen  varirt. 

4)  In  ähnlicher  Weise,  wie  die  Tarife  der  italienischen  Bahnen,  sind  auch 
diejenigen  der  französischen  Bahnen  konstruirt.  Es  finden  sich  bei  diesen  eben- 
falls Normaltarife  und  eine  große  Zahl  von  Spezialtarifen.  Bei  der  Paris-Lyon^ 
Mittelmeerbahn  zerfallen  die  Normaltarife  in  den  Eilguttarif  und  in  6  Fracht- 
guttarife (Serie  1  —0).  Für  <lie  Spezialtarife  bestehen  noch  6  besondere  Tax- 
bareme  (A-F).  Die  Klassen  der  Normaltarife  sind  auf  die  ihnen  zugewiesenen 
Güter  ohne  Gewichtsbedingung  anwendbar,  während  die  Spezialtarife  sowohl 
für  Einzelsendungen  als  auch  für  Wagenladungen  Taxen  enthalten.  Zudem  weisen 
die  Spezialtarife  noch  eine  sehr  große  Zahl  von  Ausnahmefrachtsätzen  auf, 
namentlich  auch  für  den  Exportverkehr.  Die  Grundtaxen  der  Tarifbereiner  der 
Normal-  und  Spezialtarife  zerfallen  in  Streckentaxen  und  iix.e  Gebühren.  Die 
er-itern  nehmen  mit  der  Entfernung  rasch  ab,   während  die  letztern  konstant  sind. 

Die  Tarife  der  ausländischen  Bahnen  für  den  Transport  von  lebenden 
Ihieren  weichen  von  dem  schweizerischen  in  prinzipieller  Hinsicht  ganz  bedeutend 
ab.  Während  die  deutschen  Bahnen  die  Taxen  nach  dem  Quadratinhalt  der 
Bodenflächf  des  verwendeten  Wagens  berechnen,  erfolgt  auf  den  österreichischen 
Bahnen  die  Taxrechnung  nach  dem  gewöhnlichen  Gütertarife  auf  Grund  von 
Normalgewichten  für  die  einzelnen  Thierkategorien.  Die  italienischen  Bahnen 
taxiren  die  lebenden  Thiere  nach  verschiedenen  Kla.ssen  auf  Grund  der  Stückzahl 
in  der  Weise,  daÜ  die  Einheitstaxen  mit  zunehmender  Stückzahl  rasch  fallen. 
Auf  den  französischen  Balineu  ist  ebenfalls  die  Stückzahl  für  die  Tarifirung 
maßgebend,  die  Eiuheitstaxen   nehmen  aber  mit  der  Entfernung  ab. 

Telegraph.  (Mitgetheilt  von  der  tit.  schweizerischen  Tclegrapheu- 
dircktiun.)  Die  rasche  Entwicklung  der  elektrischen  Telegraphen  in  dep  um- 
liegentlen  Staaten  liel  gerade  in  die  Zeit,  wo  die  neue  schweizerische  Bundes- 
orgauisatiuu  ihre  ersten  Erfolge  aufzuweisen  hatte  und  wo  namentlich  die 
Zentralisation  des  Postwesens  bereits  ihren  wohlthätigen  Einfluß  auf  Handel  und 
Verkehr  erkennen  ließ.  E>  lag  daher  nahe,  daß  die  Vertreter  des  Schweizer- 
volkcs  neben  dem  Püstdicnste  auch  die  Erstellung  von  elektrischen  Telegraphen 
in's  Auge  faßten. 
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In  der  That  wurde  schon  am  23.  Dezember  1851  ein  Bandesgesetz 
-erlansen,  welclics  die  Grandlagen  für  die  erste  Erstellung  und  Organisation  fest- 
setzte, wobei  nach  dem  Beispiele  der  meisten  auswärtigen  Staaten  das  Tele- 
graphenwesen zum  Staatsregal  erhoben  wurde,  in  der  Meinung,  daß  dasselbe 
nar  unter  einheitlicher,  von  aller  Spekulation  freier  Oberleitung  einer  gesunden 
und  für  die  gi^sammte  Bevölkerung  vortheilhaften  Entwicklung  fähig  sei.  Immer- 
hin wurde  aber  für  besondere  Fälle,  wo  die  Erbtellung  von  Telegraphen  nur 
einem  bestimmten,  beschränkten  Zwecke  dient,  die  Ertheilung  von  Eonzessionen 
^n  Private  oder  Gesellschaften  vorgesehen. 

Dieses  Bundesgesetz  bestimmte  im  Weitern  die  ersten  Staromlinien  des  Tele- 
gi-aphennetzes  )  und  beauftragte  den  Bundesrath  mit  der  Ausführung,  der  provbori- 
schen  Dienst  Organisation,  Festsetzung  der  Taxen,  Erlaß  der  Betriebsreglemente  etc. 

Der  Bundesrath  entledigte  sich  dieses  Auftrages  in  der  Weise,  daß  schon 
im  Frühjahr  1852  mit  der  Erstellung  der  Linien  und  der  Instruktion  der  Beamten 
begonnen  werden  konnte;  im  Laufe  des  Sommers  1852  standen  bereits  einige 
Linien  und  Bureaux  zum  Betriebe  bereit  und  am  5.  Dezember  des  gleichen 
Jahres  wurde  das  Institut  mit  34  Bureaux  dem  öffentlichen  Verkehr  übergeben. 
Diese  Bureaux  waren:  Aarau,  Airolo,  Altstätten,  Baden,  Basel,  Bellenz,  Bern, 
Biel,  Burgdorf,  Chauxdefonds,  Chur,  Frauenfeld,  Freiburg,  Genf,  Glarus,  Herzogen- 
buchsee,  Lausanne,  Locle,  Luzern,  Neuchätel,  Ragaz,  Rappers wyl,  Kheineck, 
Bichterswil,  St.  Gallen,  Schall'hausen ,  Schwyz,  Solothurn,  Spügen,  üznach, 
Vevey,  Winterthur,  Zofingen  und  Zünch. 

Gleichzeitig  wurden  Unterhandlungen  mit  den  angrenzenden  Staaten  über 
den  gegenseitigen  Anschluß  der  Telegraphenlinien  gepflogen  und  es  kamen  im 
Jahre  1852  bezügliche  Verträge  mit  Ocsterreich  und  Frankreich,  im  Jahre  1853 
«olche  mit  Sardinien  und  Baden  zu  Stande. 

Die  Organisation  der  Telegraphen  Verwaltung,  wie  sie  im  Jahre  1852 
vom  Bundesrathe  provisorisch  festgesetzt  wurde,  erlitt  im  Verlaufe  der  Zeit  keine 
ivesentliohen  Aenderungen.  Der  Bundesrath  behielt  sich  vor,  die  Richtungen 
der  Linien  und  die  Orte,  wo  Bureaux  erstellt  werden  sollten,  zu  bestimmen  und 
die  Telegraphenbeamten  zu  wählen,  übertrug  dagegen  die  unmittelbare  Oberauf- 
sicht über  das  Telegraphenwesen  dem  Postdepartement,  welchem  zur  Besorgung 
der  bezüglichen  Geschäfte  ein  Direktor  der  Telegraphenverwaltung  mit  dem 
nöthigen  Hülfspersonal  beigegeben  wurde.  Einer  Werkstätte  wurde  die  Be- 
schaffung und  Reparatur  der  Apparate,  Batterien,  etc.  tibertragen.  Das  Tele- 
.graphennetz    wurde   in    4  Kreise  eingetheilt,  nämlich : 

I.  Kreis:  Kantone  Genf,  Waadt,  Wallis,  Freiburg  und  Neuenburg 

II.  „  „        Bern,  Solothurn,  Basel,  Aargau,  Luzern,  Schwyz 

und  ünterwalden. 

III.  „  ^        Zürich,   Zug,  Schaff  hausen,  Thurgau,  St.  Gallen, 

Appenzell  und  Glarus. 

IV.  „  „        üri,  Graubünden  und  Tessin. 

An  der  Spitze  jedes  Kreises  stand  ein  Inspektor  (mit  Sitz  in  Lausanne, 
Zoüngen  [von  Oktober   lSb'^  an  in  Bern],  St.  Gallen  und  Bellenz),  dem  innert 

*)  a.  von  Rheineck  über  St.  Gallen,  Frauenfeld,  Winteilhur,  Zürich,  Aarau,  Bern, 
Lausanne  nach  Genf,  mit  Zweiglinien  von  St.  Gallen  nach  Herisau,  von  Winterthur 
nach  Schaffliausen,  von  Herzogen buchsee  mich  Solothurn,  von  Murten  nach  Freiburg, 
von  Murten  nach  Neuenburjr.  Chaux-de-Ffmds  und  Locle,  von  Lau::5anne  nach  Vivis; 

b,  von  Zürich  über  Bellinzona  nach  Chiasso,  mit  Zweiglinien  nach  Glarus  und 
vChur,  und  von  Bellinzona  nach  Locarno; 

c.  von  Basel  über  Zofingen  und  Luzern  zur  Verbindung  mit  der  Linie  Zurich-Bellinzona. 
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seinem  Gebiete  der  Bau  und  .Unterhalt  der  Linien,  die  Ueberwachung  des 
Dienstes,  die  Rechnungsftthrung  und  die  Vorschläge  für  die  Beamtenwahlen  ob- 
lagen. —  Der  Telegraphendienst  war  mit  dem  Postdienste  vereinigt  und  nur  in 
den  bedeutendem  Ortschaften  wurden  den  Pobtbeamten  noch  besondere  Tele- 
graphisten  beigegeben.  —  Die  Ueberwachung  des  Rechnungs-  und  Inventarwesens 
wurde  von  der  Ober-Postkontrole  besorgt. 

In  Folge  der  raschen  und  ganz  unerwarteten  Entwicklung  des  Instituts 
mußte  diese  Organisation  nothwendig  einige  Aenderungen  erleiden.  Vorerst 
wurde  die  Werkstätte,  deren  Lieferungen  für  die  Verwaltung  nachgerade  nur 
mehr  einen  kleinen  Theil  ihrer  Aufträge  bildeten,  im  Jahre  1860  von  der  Tele- 
graphenverwaltung  abgetrennt  und  als  besonderes  Institut  dem  Finanzdepartement 
zugetheilt,  von  wo  sie  endlich  mit  Anfang  18G;'>  in  Privathande  überging.  An 
deren  Stelle  wurde  bei  der  Telegraphendirektion  ein  Materialbureau  errichtet» 
welches  den  Verkehr  mit  den  Lieferanten,  Inspektionen  und  Bureaux  in  Bezug- 
auf  Apparate,  Batterien,  Linienmaterial  etc.  zu  besorgen  hat.  —  Ferner  wurde 
die  Ueberwachung  des  Rechnungswesens  einem  besondern  Kontroibureau  tiber- 
tragen, welches  nebenbei  auch  die  Erledigung  der  Reklamationen  und  eine  Reihe 
von  statistischen  Arbeiten  besorgt.  Die  Zahl  der  Inspectionskreise  mußte  von 
4  auf  6  vermehrt  und  später  jedem  Inspektor  ein  Adjunkt  beigegeben    werden. 

Die  6  Kreise  sind,  gemäß  Bundesbeschluß  vom   17.  Juli   1866: 

I.  Die  Kantone  Genf,  Waatlt.  Wallis  und  Freiburg,  ausgenommen  den  Sense-  und 
Seebezirk;  Inspektionssitz  in  Lausanne. 

II.  Sense-  und  Soebezirk  des  Kantons  Freihurg  mit  der  Stadt  Freiburg,  die  Kantone 
Neuenburg,  Bern,  mit  Ausnahme  der  Amtsi»ezirke  Münster,  Delsherg,  Pruntrut  und 
Laufen,  die  solothurnischen  Aemter  Buchegtrberg,  Kriegsletten  und  Solothum-Lebern; 
Inspektionssitz  in  Bern. 

HI.  Die  berniselien  Bezirke  Munster,  Delsberg,  Pruntrut  untl  Laufen,  die  solo- 
tharnischen  Aemter  Balslhal,  Dorneck-Thierstein  und  Olten-Gösgen,  die  Kantone  Basel, 
Aargau,  Unterwaiden  und  Luzern,  ausgenommen  die  auf  dem  rechten  Ufer  des  Vier- 
waldstältersees  und  der  Reuß  gelegenen  Landgemeinden;  Inspektionssilz  in  Ölten. 

IV.  Die  rechtsufrigen  luzernischen  Lamigemeinden,  dit  Kantone  Zürich,  Zug,  Schwyz, 
Uri  und  Schafl'hauson.  mit  Ausnahme  des  Bezirks  Stein  a.  Rh.;  Inspektionssitz  in  Zürich. 

V.  Der  schalTliausische  Bezirk  Stein  a.  Rh. ;  die  Kantone  Thurgau,  St.  Gallen, 
Appenzell  und  Glarus;  Inspektionssitz  in  St.  Gallen. 

VI.  Die  Kantone  Graubünden  und  Tessin.  —  GemäU  einer  Spezial Verfügung  residirt 
der  Inspektor  iu  CJmr,  sein  Adjunkt  in  Bellinzona. 

Im  Weiteren  bedingte  die  Vermehrung  des  Verkehrs,  der  Linien  und  Appa- 
rate die  Abtrennung  einer  Anzahl  Bureaux  von  dem  Postdienste  und  überhaupt 
gilt  die  Vereinigung  mit  dem  letztern  nur  noch  als  allgemeine  Regel,  von  der 
je  nach  Umständen  vielerorts  abgewichen  wird.  —  Daß  endlich  das  Personal 
der  Zentralverwaltuug  anch  in  der  administrativen  und  technischen  Abtheilung 
eine  der  Ausdi-hniing  des  Netzes  und  der  Zunahme  des  Verkehrs  entsprechende 
Vermehrung  einfahren  mußte,  ist  selbstverständlich. 

Wie  sich  unter  dieser  Organisation  die  schweizerische  Telegraphie  entwickelte^ 
ergibt  sich  aus  der  angefügten  Tabelle. 

Das  Linienbau  System  hat  eine  Reihe  von  Wandlungen  durchgemacht. 
Der  Bau  der  ersten  Stammlinien,  welche  sich  ohne  Ausnahme  längs  den  Land- 
straßen hinzogen,  erfolgte  unter  der  Oberleitung  eines  auswärtigen  Fachmannes 
mittelst  Stangen  von  lf<  Fuß  (5,4  m)  Länge  und  3  Zoll  (\)  cm)  mittlerem 
Durchmesser,  auf  welche  die  großen,  aber  verhältn  iß  mäßig  schwachen  6la8-Is«jla- 
toren  direkt  aufgegipst  waren.  Es  wurde  damit  allerdings  eine  möglichst  rasche 
und  billige  Erstellung,  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  spätere  Entwicklang  des 
Netzes  nnd  auf  die  Unterhaltungskosten,  erzielt  und  es    ließeu   in  der  That  die 
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nachtheiligen  Folgen  dieser  übelangebrachteu  Oekonomie  nicht  lange  auf  eich 
warten.  Die  Stangen  vermochten  dem  Zage  des  Drahtes,  dem  Einfloß  von 
Wind  und  Schnee  nicht  zu  widerstehen;  der  Draht  war  vermöge  seiner  niedri- 
gen Lage  allen  möglichen  Beschädigungen  ausgesetzt  und  die  Isolatoren  wurden 
in  Folge  des  Schwindens  und  Aufquellens  des  Holzes  entweder  losgerissen  oder 
zersprengt,  so  daß  die  Linien  schon  nach  wenigen  Monaten  ihrem  gänzlichen 
Verfall  entgegengingen.  Schon  im  Laufe  des  Jahres  1853  mußte  dieses  Bau- 
System  aufgegeben  werden  und  man  ging  dann  zu  Stangen  von  24  Fuß  (7,2  m) 
Länge  und  4  Zoll  (12  cm)  mittlerem  Durchmesser  über,  an  welchen  die  zwar 
kleinern,  aber  um  so  solidem  Isolatoren  nicht  mehr  direkt,  sondern  mittelst 
eiserner  Träger  befestigt  wurden. 

Die  allmälige  Vermehrung  der  Drähte  ließ  aber  bald  auch  dieses  Bau- 
system als  unzureichend  erscheinen  und  die  im  Jahre  1855  aufgestellte  neue 
Instruktion  über  den  Linienbau  setzte  die  Länge  der  Stangen  auf  30  Fuß  (9  m) 
und  deren  mittleren  Durchmesser  auf  5  Zoll  (1 5  cm)  fest.  Der  Träger  für  d  en 
obersten  Draht  wird  von  oben  in  das  Mark  der  mit  einer  eisernen  Zwinge  ver- 
sehenen Stange  eingetrieben  und  für  weitere  Drähte  werden  gebogene  eiserne 
Träger  seitlich  in  die  Stange  eingeschraubt. 

Dieses  System  hat  sich  im  Wesentlichen  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten, 
bietet  aber  den  Nachtheil,  daß  die  Stangen,  welche  mit  Ausnahme  gewisser 
Berggegenden  aus  gewöhnlichem  Tannenholze  waren,  nach  wenigen  Jahren  über 
dem  Boden  abfaulten  und  dadurch  erhebliche  Reparatur-  und  Ersatzkosten  ver- 
ursachten. Dies  führte  schon  im  Jahre  1857  zu  dem  Vei*suche,  länge  den  Eisen- 
bahnen, wo  eine  größere  Erhebung  der  Drähte  über  dem  Boden  nicht  geboten 
war,  eiserne  Stangen  zu  verwenden  und  zwar  vorerst  mit  Winkeleisen,  später 
mit  zylindrischen,  aus  2  oder  3  Stücken  zusammengeschraubten  Röhren  und 
endlich  mit  konischen,  in  einem  Stück  gezogenen  Röhren,  welche  Form  sich 
lange  Zeit  erhalten  hat  und  noch  jetzt  vielfach  längs  den  Bahnen  zu  sehen  ist. 
Im  Großen  und  Ganzen  hat  die  Verwendung  von  Eisenstangen  ziemlich  günstige 
Ergebnisse  geliefert;  immerhin  sind  Anlage  und  Unterhalt  ziemlich  theiier,  die 
Zahl  der  anzubringenden  Drähte  beschränkt  und  bei  Bruch  von  Isolatoren  starke 
Stromverluste,  resp.  Dienststörungen  unvermeidlich. 

Ferner  wurden  seit  dem  Jahre  1862  Versuche  mit  imprägnirten,  d.  h. 
mit  Kupfervitriollösuiig  darchtränkten  Holzstang()n  gemacht  und  damit  so  günstige 
Ergebnisse  erzielt,  daß  diese  Stangengattung  schon  seit  einer  Rttihe  von  Jahren 
für  Neuanlagen  und  größere  Reparaturen  fast  ausschließlich  zur  Verwendung 
kommt.  Nur  in  den  abgelegenen  Barggegenden,  wohin  die  Zufuhr  solcher  Stangen 
sehr  theuer  zu  stehen  käme  und  wo  überdies  in  der  Regel  andere  dauerhafte 
Holzarten  (Lärchen,  Bergföhren,  Kastanien)  zar  Verfügung  stehen,  wird  eine 
Ausnahme  gemacht.  Nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen  haben  die  impräg- 
nirten Holzstangen  eine  Dauer  von  wenigstens  15  Jahren,  während  gewöhnliche 
Tannenstangen  durchschnittlich  nach  5  Jahren  ersetzt  werden  müssen.  Freilich 
ist  der  Preis  der  erstem  annähernd  der  dreifache,  so  daß  die  Beschalfung  unge- 
föhr  gleich  hoch  zu  stehen  kommt;  dagegen  reduziren  sich  die  Arbeitslöhne  auf 
<len  dritten  Theil  und  die  Anlagen  sind  weit  weniger  Störungen  ausgesetzt. 

Die  imprägnirten  Stangen  werden  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  und 
der  zu  gftwärtigendeu  Drähtezahl,  hauptsächlich  in  Längen  von  07*)  ^  ^^^ 
10  m,  ausnahmsweise  wohl  auch  von  12,  14  und  16  m  verwendet  und  die 
Montirung  der  Drähte  erfolgt  in  der  oben  für  die  30  langen  Standen  angegebenen 
Weise.     Die  Stangen    werden    1 — l*/-»  ni    tief   in    den   Boden  eingegraben,    mit 
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Steinen  befestigt  und  bei  starkem  Winkeln  noch  mit  Ankerdrähten  oder  impräg- 
nirten  Holzstützen  versehen.  Bei  sehr  großer  Drähtezahl  kommen  Doppel- 
stangen (je  2  etwa  1  m  anseinanderstehende,  unter  sich  durch  Querhölzer  oder 
Eisenstäbe  verbundene  Stangen)  zur  Anwendung. 

Als  Isolatoren  wurden  anfänglich,  wie  schon  angedeutet,  große,  direkt 
auf  die  Stangen  aufgesetzte  Glasglocken  verwendet,  die  sich  aber  als  unzweck- 
mäßig erwiesen  und  daher  schon  im  Jahre  1853  durch  kleinere  aber  solidere, 
mittelst  Eisenträger  an  den  Stangen  befestigte  Glasglocken  ei-setzt  wurden.  Da 
diese  aber  immer  noch  ziemlich  brüchig  waren,  ging  man  im  Laufe  der  sechsziger 
Jahre  allmälig  zu  den  auch  im  Auslande  fast  allgemein  gebräuchlichen  Poi*zellan- 
isolatoren  über,  welche  je  nach  Umständen  in  einfaclier  oder  Doppel-Glockenfona 
zur  Verwendung  kommen.  Diese  Isolatoren  sind  im  Innern  mit  einem  Schrauben- 
gang versehen,  mittelst  welchem  sie  auf  eine  um  die  Spitze  des  eisernen  Trägers 
gewickelte  Wergschicht  geschraubt  werden. 

Als  Leitungsmaterial  diente  in  den  ersten  Jahren  gewöhnlicher  Eisen- 
draht von  3  mm  Durchmesser,  welcher  aber  für  größere  Entfernungen  nicht  die 
genügende  Leitungsfähigkeit  besaß  und  daher  für  längere,  namentlich  inter- 
nationale Leitungen  durch  solchen  von  4 — 5  mm  er^^etzt  wurde. 

Um  den  Draht  vor  dem  zu  schnellen  Verrosten  zu  schützen,  versuchte  man 
vorerst  einen  Oelfarbanstrioh  und,  als  dieses  Verfuhren  sich  nicht  bewährte^ 
das  Tränken  in  heißem  Oel,  welches  ziemlich  gute  Ergebnisse  lieferte.  Nach 
und  nach  gelangte  aber  die  Herstellung  von  galvanisirtem  (verzinktem)  Draht 
zu  einer  Vervollkommnung,  welche  die  frühem  Bedenken  gegen  denselben 
(Sprödigkeit  und  hoher  Preis)  gänzlich  beseitigte,  so  daß  dieses  Material  nun 
ausschließliche  Verwendung  findet. 

Das  Befestigen  des  Drahtes  erfolgte  während  langer  Zeit  durch  2  —  8ma]iges 
Umwickeln  desselben  um  den  Hals  der  Isolatoren.  Dadurch  wird  der  Draht 
aber  leicht  brüchig  und  bei  dickerem  Draht  ist  dieses  Verfahren  ohnehin  nicht 
anwendbar,  weßhalb  in  neuerer  Zeit  der  Draht  einfach  an  den  Isolator  angelegt 
und  mit  dünnem  weichem  Bindedraht  an  demselben  befestigt  wird. 

Auch  die  Verbindung  der  einzelnen  Drahtstücke  unter  sich  hat  eine  wesent- 
liche Aenderung  erfahren.  Sie  erfolgte  anfänglich  mittelst  messingener  Klemm- 
schrauben, die  aber,  namentlich  bei  nicht  ganz  vollkommener  Konstruktion  oder 
unrichtiger  Behandlung  keinen  gesicherten  metallischen  Kontakt  bewirken  und 
überdies  leicht  zu  Draht  Verwicklungen  Anlaß  geben.  Nach  einigen  Versuchen 
mit  mehreren  andern  Systemen  wird  nun  allgemein  eine  lJ>thung  angewendet, 
in  der  Weise,  daß  die  beiden  Drahtenden  rechtwinklig  umgebogen,  auf  etwa 
5  cm  über  einander  geschoben,  mit  dünnem  Bindedraht  fest  umwickelt  und  das 
Ganze  mit  SchnelUoth  metallisch  verbunden  wird.  Die  Klemmschrauben  kommen 
nur  noch  bei  provisorischen   Verbindungen  vorübergehend  zur  Anwendung. 

Unterirdische  Telegraphcidinien  bestehen  in  der  Schweiz  nur  ausnahmsweise 
und  auf  kurze  Strecken,  wo  die  Anlage  von  Luftleitungen  entweder  unausführ- 
bar oder  auf  die  Dauer  nicht  gesichert  scheint,  wie  z  B.  im  Innern  der  Städte, 
durch  Kisenbahntunnels,  bei  Lawinenzügen  u.  dgl.  Die  Kabellinien  bieten  aller- 
dings «len  Vortheil,  daß  sie  den  Einflüssen  von  Wind  und  Wetter,  sowie  den 
Be>chii<ligungen  durch  Lawinen,  Baumäste,  Muthwillen  etc.  gar  nicht  oder 
wenigstens  in  viel  geringerem  Maße  ausgesetzt  sind  und  daher  im  Allgemeinen 
eine  größere  Sicherheit  bieten.  Dem  gegenüber  bestehen  aber  auch  gewichtige 
Naehtheile  in  den  sehr  hohen  Anlagekosten,  in  der  Unsicherheit  in  Bezug  auf  die 
anfänglich  einzulegende  Drähtezahl;   in  der  Schwierigkeit,  eiutretende  Störungen 
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(die  ja  darch  Erdarbeiten,  Einwirkung  von  Chemikalien,  atmosphärische  Ent- 
ladungen etc.  vorkommen  können)  zu  finden  und  zu  heben  und  in  dem  Umstände, 
daß  eine  Störung  gewöhnlich  alle  oder  doch  die  Mehrzahl  der  Drähte  für  längere 
Zeit  außer  Dienst  setzt. 

Darch  die  im  Jahre  1852  mit  den  Kantonen  abgeschlossenen  Verträge 
veri»flichteten  sich  dieselben,  die  Erstellung  der  Telegrapheulinien  längs  den 
Straßen  und  auf  sonstigem  ötfentlichem  Eigenthum  unentgeltlich  zu  gestatten 
und  dieselben  durch  das  Straßenpersonal  überwachen  und  unterhalten  zu  lassen. 
Im  gleichen  Sinne  lautet  die  bundesräthliche  Verordnung  vom  6.  August  1862, 
welche  mit  Bezug  auf  die  Linien  noch  heute  in  Kraft  besteht.  Es  bleibt  jedoch 
zu  bemerken,  daß  diesen  Obliegenheiten  nur  in  wenigen  Kantonen  nach- 
gekommen wird  und  die  Verwaltung  daher  größtentheils  selbst  für  den  Unter- 
halt zu  sorgen  hat. 

Was  die  Linie  längs  den  Eisenbahnen  betrifft,  so  liegt  die  Ueberwachung 
und  der  lautende  Unterhalt  den  Bahngesellschaften  ob,  während  die  erste  Er- 
stellung und  die  größeren  Reparaturen  auf  gemeinschaftliche  Kosten  fallen. 
Diese  Verhältnisse  sind  durch  einen  besonderen  Vertrag  geregelt. 

Apparate.  Der  Morse' sehe  Druohtefef/raphf  welcher  von  Anfang  an 
eingeführt  wurde,  hat  vermöge  seiner  Einfachheit  und  leichten  Handhabung  bis 
auf  den  heutigen  Tag  seinen  Vorrang  behauptet  und  es  ist  derzeit  nicht  abzu- 
sehen, daß  er  so  bald  verdrängt  werde.  Die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen 
Konstruktionsändernngen  beschränken  sich  auf  den  Ersatz  des  das  Räderwerk 
treibenden  Gewichtes  durch  eine  Feder  (1850)  und  den  Ersatz  des  die  Schrift- 
zeichen in  einen  Papierstreifen  eindrückenden  Schreibstiftes  durch  ein  Farbrädchen 
(1863),  dessen  Funktionen  viel  weniger  Kraft  erfordern  und  daher  der  frühern 
Lokalbatterien  sammt  Relais  nicht  mehr  bedürfen. 

Die  mehr  oder  weniger  verunglückten  Versuche  mit  dem  Hfpp'schen  Hecken- 
apparat,  dem  Meiner  sehen  Multiptlupparat^  sowie  mit  der  Verwendung  des 
Induklionssiromes  mögen  hier  nur  der  Vollständigkeit  wegen  erwähnt  werden. 

Seit  dem  Jahre  1870  wurde  nach  vielfachen  Versuchen  auf  einer  Anzahl 
von  Leitungen  der  sogenannte  Knhe^trombetrieb  eingeführt.  Bei  dieser  Einrich- 
tung geht  ein  kontinuirlicher  Strom  durch  die  Leitung  und  das  Geben  der  Zeichen 
erfolgt  durch  die  Unterbrechung  desselben.  Man  erzielt  »ladurch  den  Vortheil, 
daß  nur  eine  gemeinschaftliche  Batterie  (die  aber  auf  die  beiden  Endpunkte  ver- 
theilt  wird)  aufgestellt  werden  muß  und  daher  »lie  Stromstärke  immer  die  gleiche 
bleibt,  ob  nun  diese  oder  jene  Station  spreche,  während  bei  der  gewöhnlichen 
Arbeitsstromeinrichtnng  jede  Station  ihre  besondere  Batterie  hat  und  sich  in 
Folge  dessen  leicht  Dillerenzen  in  der  Stromstärke  ergeben,  die  den  guten  Gang 
des  Dienstes  beeinträchtigen  können.  Leider  läßt  sich  dieses  System  nicht  all- 
gemein anwenden,  weil  dabei  die  Ucbertragung  der  Zeichen  auf  Zweiglinien 
komplizirte  Vorrichtungen  erfordert,  deren  Behandlung  und  Ueberwachung  den 
Beamten  der  kleinern  Bureanx  nicht  anvertraut  werden  darf.  Ende  1888  war 
der  Ruhestrombetrieb  auf  74  Leitungen   mit  684   Apparaten  eingeführt. 

Die  Leistungsfähigkeit  des  Morse-Apparates  geht  bis  zu  etwa  25  Tele- 
grammen per  Stunde;  der  Verkehr  zwischen  den  bedeutendem  Städten  und  mit 
dem  Auslande  hob  sich  aber  nach  und  nach  zu  viel  höheren  Zahlen  und  da 
es  nicht  angeht,  immer  wieder  neue  Drähte  anzulegen,  mußte  für  diese  Fälle 
auf  schneller  arbeitende  Apparate  Bedacht  genommen  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
wurde  bereits  im  Jahre  1860  ein  Versuch  mit  dem  damals  neuerfundenen 
Typendrucktelegraph  von   Huf/hes  gemacht,   welcher  statt  der  beim  Morse 
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die  später  errichteten  kleinern  Bui'eaux  wurde  dieses  Minimum  zur  Eegel  gemacht, 
überdies  aber  noch  ein  einmaliger  Beitrag  in  Geld  oder  Stangen  zum  Bau  und 
Unterhalt  der  Linien  gefordert  (s.  bundesräthliche  Verordnung  vom  6.  August  1862). 
Für  viele  Ortschaften  jedoch,  welche  in  der  Folge  das  Bedlirfniß  nach  diesem 
Verkehrsmittel  fühlten,  erschienen  die  erwähnten  Leistungen  zu  schwer  und  der 
Bundesrath  modifizirte  daher  im  Jahre  1867  die  genannte  Verordnung  in  dem 
Sinne,  daß  das  Minimum  der  jährlichen  Beiträge  E'r.  100  betragen  solle,  was 
dann  auch  eine  ganz  bedeutende  Vermehrung  der  Bureaux  zur  Folge  hatte. 

Etwas  stabiler  blieben  die  Leistungen  für  die  sogenannten  Privatbureaux, 
welche,  obschon  dem  allgemeinen  Publikum  zugänglich,  doch  hauptsächlich  nur 
einem  einzelnen  Etablissement  (Gasthof,  Bad,  Fabrik  etc.)  dienen  und  somit 
nicht  eigentlich  im  öffentlichen  Interesse  liegen.  Für  diese  wird  immer  noch 
der  frühere  Minimalbeitrag  von  Fr.  200,  sowie  die  Uebernahme  der  Bau-  und 
Unterhaltungskosten  der  Linie  beansprucht.  Der  Inhaber  kann  dagegen  das 
Bureau  nach  Belieben  das  ganze  Jahr  oder  nur  während  eines  Theil«  desselben 
offen  halten.  Ende  1888  betrug  die  Zahl  der  konzedirten  Privattelegraphen  307 
mit  326,8  km  Linieulänge  und  466,6  km  Drahtlänge. 

Für  eine  dritte  Kategorie  von  Bureaux,  die  Eisenbahntelef/raphenbiireaur, 
wird  in  der  Regel  von  den  Gemeinden  keinerlei  Leistung  verlangt,  indenj  sich 
die  Verwaltung  für  die  den  Bahngesellschaften  gewährte  DienstvergUtung  durch 
eine  für  jedes  aufgegebene  Telegramm  bezogene  Zuschlagtaxe  von  50  Rp.  deckt. 
Jedoch  steht  es  den  Gemeinden  frei,  diese  Zuschlagtaxe  mittelst  eines  jährlichen 
Beitrages  von  Fr.   100  abzulösen. 

In  neuerer  Zeit  sind  nun  noch  an  Stelle  von  Telegraphenbureaux  sogenannte 
Gemeinde- Telepfionstatfonen  errichtet  worden,  die  sich  von  erstem  nur  dadurch 
unterscheiden,  daß  die  Telegramme  telephonisch  an  das  nächstgelegene  Telegraphen- 
bureau übermittelt  resp.  von  demselben  empfangen  werden.  Für  diese  Stationen 
haben  die  Gemeinden  einen  Beitrag  (gewöhnlich  die  Hälfte)  an  die  Linienbau- 
kosten und  die  unentgeltliche  Dienstbesorgung  zu  übernehmen,  können  dagegen 
für  jedes  aufgegebene  Telegramm  eine  limitirte  Zuschlagtaxe  zu  eigenen  Händen 
beziehen. 

Endlich  bestehen  neben  den  eigentlichen  Telegraphenbureaux,  und  zwar 
namentlich  auf  Eisenbahnstationen,  noch  sogenannte  AufyahebureaHXj  wo  die 
Telegramme  gegen  einen  Taxzuschlag  von  50  Rp.  abgenommen  und  durch  Boten 
an  das  Telegraphen bureau  der  Ortschaft  bestellt  werden. 

In  Bezug  auf  die  Dienstzeit  zerfallen  die  Telegraphenbureaux  in  4 
Klassen,  nämlich: 

1)  Bureaux  mit  ununterbrochenem   Dienste; 

2)  Bureaux    mit     verlängertem     Tagdienst    (von    Morgens    6/7     bis    Abends 
10/11   Uhr); 

3)  Bureaux  mit  vollem  Tagdienst   (von   Morgens   7/8   bis  Abends  9   Uhr) ; 

4)  Bureaux  mit  beschränktem  Tugdienst  (Morgens  7/?< — 12,  Nachmittags  2 — 6 
und   Abends  8 — 8*/2  Uhr). 

Einzelne  Bureaux  der  vierten  Kategorie,  welche  zeitweise  (z.  B.  im  Sommer) 
einen  bedeutendem  Verkehr  aufweisen,  haben  während  dieser  Zeit  gegen  an- 
gemessene Vergütung  vollen   oder  um   2  Stunden  erweiterten  Dienst  zu  machen. 

Abgesehen  von  den  Bun^aux  mit  ununterbrochenem  Dienst  haben  die  von 
besondern  Telegraphisten  bedienten  Bureaux  (Haupt-  und  Spezialbureaux)  einen 
theilweisen  Nachtdienst,  indem  ein  Beamter  auf  dem  Bureau  schläft  und  vom 
Publikum  mittelst  einer  gewöhnlichen  Glocke,   von  den  andern  Bureaux  mittelst 
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eines  elektrischen  Weckers  in  den  Dienst  gernfeu  werden  kann.  Auch  die 
kleineren  Bureanx  sind,  soweit  die  Lokal-  und  Personal  Verhältnisse  es  gestatten, 
mit  Weckern  für  den  Nachtdienst  versehen. 

PerHunai.  In  Bczng  auf  das  Personal  ist  bereits  mitgetheilt  worden,  daü 
nach  dem  Biindesgi'setz  vom  23.  Dezember  1851  der  Telegraphendienst  den  Post- 
beamten übertragen  und  den  letztern  nur  in  den  bedeutendem  Ortschaften  noch 
besondere  Telegriiplii.sten  beigegeben  werden  sollten.  Demgemäß  wurden  im 
Frühjahr  1852  eine  Anzahl  Postbeamte  neb>t  einer  Anzahl  Aspiranten  auf  be- 
sondere Telegraphistenstellen  zu  einem  theoretischen  und  praktischen  Lehrkurse 
einberufen,  nach  dessen  Beendigung  sie  dann  größtentheils  mit  der  Einrichtung 
der  Bureaux  und  Instruktion  der  übrigen  Postbeamten  verwendet  wurden.  Aus 
der  Vereinigung  des  Dienstes  mit  der  Po>t  ergaben  sich  jedoch  auf  den  großem 
Bureaux  von  Anfang  an  Schwierigkeiten  mancber  Art,  so  daß  bereits  im  Jahre 
1853  11  Bureaux  vom  Postdienste  abgetrennt  und  besondern  Telegraphisten  mit 
je  einem  Bureau- Chef  unterstellt  werden  mußten  (Hauptbureanx).  Im  Verlaufe 
der  Zeit,  als  sich  Linien,  Apparate  und  Verkehr  allmälig  vermehrten,  zeigte 
sich  das  Bedürfniß  der  Trennung  vom  Postdienste  auch  bei  einer  Anzahl  von 
Bureaux  zweiten  Ranges,  die  dann  von  einem  (später  bis  auf  4)  besonderen 
Telegraphisten  bedient  wurden  (Spezialbureau).  Die  übrigen  Bureaux  (Zwischen- 
bureaux)  blieben  während  längerer  Zeit  obligatorisch  mit  der  Post  verbunden, 
bis  sich  auch  hier  ähnliche  Uebelstände  zeigten,  indem  gewisse  Postbeamte  sich 
zur  Erlernung  des  Telegraphendienstes  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  eigneten 
oder  den.selben  sonst  nicht  gerne  übernahmen,  u.  s.  w.  Durch  die  Verordnung 
vom  1.  März  1807  wurde  daher  die  obligatorische  Dienstvereinigung  aufgehoben, 
in  der  Meinung,  daß  dieselbe  immerhin  als  Regel  zu  betrachten  sei  und  sich  die 
beiden  Verwaltungen  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  verständigen  haben.  So  blieb 
es  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Die  Art  der  Heranbildiiny  des  Personals  ist  mit  einigen  unwesentlichen 
Modifikationen  von  Anfang  an  die  nämliche  geblieben.  Für  die  eigentlichen 
Telegraphisten  (Beamte  der  Haupt-  und  Spezial bureaux)  werden  je  nach  Bedürf- 
niß durchschnittlich  alle  2 — 3  Jahre  Lchrkurse  angeordnet,  zu  welchen  junge 
Leute  von  10 — 25  Jahren,  mit  genügenden  Vorkeimtnissen  (Sekundarschulbildung 
und  Kenntniß  wenigstens  zweier  Landessprachen)  und  geeigneter  Körperkonsti- 
tution  zugelassen  werden.  Der  Lehrkurs  besteht  gegenwärtig  aus  einer  Lehr- 
zeit von  (*inem  Jahre,  wovon  die  erste  Hälfte  (ohne  Bezahlung)  mehr  dem  prak- 
tischen, die  zweite  Hälfte  (mit  einem  Taggelde  von  Fr.  2)  mehr  dem  theoreti- 
schen Unterricht  gewidmet  ist.  Nach  Schluß  dieser  Lehrzeit,  welche  auf  den 
Haupt-  und  Spezialtelcgraphenbureaux  stattlindet,  werden  die  Aspiranten  zu  einem 
gemeinschaftlichen  Schlußkurse  von  3  Wochen  einberufen,  an  welchem  übrigens 
auch  andere,  mit  dem  praktischen  Dienste  vertraute  Personen  Theil  nehmen 
kf5nnen  und  der  dazu  bestimmt  ist,  das  auf  den  Bureaux  Gelernte  zu  wiederholen 
und  zu  vervollständigen.  An  diesen  Schlnßkurs  anschließend  folgt  die  Patent- 
prüfung, deren  befriedigendes  Bestehen  zur  Bewerbung  um  freiwerdende  Tele- 
graphistenstellen berechtigt.  In  der  Zwischenzeit  können  die  Aspiranten  je  nach 
ihren  Lei.stungen  und  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  als  i>rovisorische  GrehUlfen 
verwenilet  werden. 

Seit  dem  Jahre  1807  werden  zu  diesen  Lehrkursen  auch  weibliche  Personen 
zugelassen  und  es  wurde  hievon  nach  uml  nach  ein  so  umfassender  Gebrauch  gemacht, 
daß  in  neuester  Zeit  dem  Andrang  des  weihlichen  Personals,  welches  sich  zu  ge- 
wissen Dienstverrichtungen  nun  einmal  nicht  eignet,  Einhalt  gethan  werden  mußte. 
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Die  Besoldung  dieser  Telegraphieten,  welche  anfänglich  Fr.  1000 — 1200 
l>etrug,  mußte  mit  der  Vertheuerung  des  Lebensunterhaltes  nach  und  nach  auf 
das  gegenwärtige  Maximum  von  Fr.  3200,  welches  aber  erst  nach  15  Dienst- 
jahren und  bei  gutem  Verhalten  erreicht  wird,  erhöht  werden.  Die  Chefs  der 
Hauptbureaux  erhalten  eine  Zulage  bis  auf  Fr.  800,  so  daß  deren  Maximalbesol- 
düng  Fr.  4000  beträgt. 

Die  Instruktion  der  Beamten  der  kleinern  Bureaux  geht  natürlich  nicht  sehr 
weit,  sondern  beschränkt  sich  auf  das  Geben  und  Empfangen  der  Telegramme, 
Reguliren  der  Apparate,  Behandlung  der  Batterien,  Rechnung» •  und  Tarifwet^en. 
Sie  erfolgt  entweder  an  Ort  und  Stelle  durch  einen  patentirten  Telegraphisten, 
welcher  gleichzeitig  das  Bureau  einrichtet,  oder  auf  einem  nahegelegenen  größeren 
Bureau,  in  welchem  Falle  der  zu  instruirende  Beamte  eine  entsprechende  Vergütung 
erhält.  Die  Besoldung  dieser  Zwischeubureauxbeamten   besteht  gegenwärtig  aus: 

1)  einem    jährlichen    Fixum    von    Fr.    200 — 400   (je    nach    Dienstalter   und 
Leistungen), 

2)  einer  Provision  von   10  Rp.  für   jedes  Telegramm,    worin    das    Vertragen 
bis  auf  einen  Kilometer  Entfernung  inbegriften  ist. 

Hat  das  Bureau  vollen  oder  erweiterten  Tagdienst,  so  wird  überdies  eine 
jährliche  Zulage  von  Fr.    120  —  240  ausgerichtet. 

Auf  den  Eisen bahntelegraphenbureaux  bezahlt  die  Verwaltung  keinen  Hxen 
Gehalt,  sondern  lediglich  eine  Provision  von  25  Rp.  für  jedes  Telegramm. 

Nebst  den  deünitiv  angestellten  Beamten  und  den  patentirten  Aspiranten 
verfügt  die  Verwaltung  noch  über  eine  Anzahl  provisorischer  Gehülfinnen,  welche 
bei  Bedürfuiß  (Arbeitsvermehrung,  Krankheitsfälle  u.  dgl.)  vorübergehend  zum 
Dienste  hei  beigezogen  werden  können  und  mit  einem  Taggeld  von  Fr.  3.  50 
entschädigt  werden.  Dieses  Institut  wurde  im  Jahre  1869  in's  Leben  gerufen, 
namentlich  zu  dem  Zwecke,  dem  Verkehrsandranere  während  der  Fremdensaison 
begegnen  zu  können. 

Für  das  Vertragen  der  ankommenden  Telegramme  sind  auf  den  Haupt- 
bureaux  besondere  Boten  angestellt,  welchen  auch  das  Reinigen  der  Lokale,  der 
Unterhalt  der  Batterien  etc.  obliegt.  Sie  beziehen  gegenwärtig  eine  üxe  Be- 
soldung von  Fr.  480 — 1200  und  eine  Provision  von  5  Rp.  fiir  jedes  vertragene 
Telegramm,  womit  sich  die  Gesammtbesoldung  (abgesehen  von  der  Dienstkleidung) 
im  Maximum  auf  Fr.   2100  stellt. 

Auf  den  Spezialbureaux  hat  der  Beamte  für  die  Vertragung  zu  sorgen  und 
zwar  gegen  eine   Vergütung  von   10  Rp.  für  jedes   zu    vertragende  Telegramm» 

Auf  den  Zwischenbureaux  und  Eisenbahntelegraphenbureaux  ist  die  Ver- 
tra^ngsgebiihr  in  den  Provisionen  inbegriffen. 

Für  den  Nachtdienst  werden  folgende  besondere  Vergütungen  ausgerichtet: 

1)  auf  den  Bureaux  mit  ununterbrochenem  Dienst  Fr.   2  für  die  ganze  Nacht 
mit  Dienstfreiheit  für  den  folgenden  Tag; 

2)  auf  den  übrigen   Haupt-  und  Spezialbunaux  Fr.   15  per  Monat  nebst  einer 
Vergütung  von  50  Rp.   bis   1  Fr.  für  jede  wirkliche  Dienstleistung; 

3)  auf  den  Zwischenbureaux  Fr.    1  —  2  für  jede  wirkliche   Dienstleistung; 

4)  für  das  Vertragen  der  Telegramme  (auf  allen  Bureaux)  50  Rp.  bis  auf  1  km. 
Taxen.      Die    Telegraphentaxen    haben    im    Verlaufe    der  Zeit  wesentliche 

Aenderungen  erlitten.  Die  provisorische  Verordnung  vom  Jahre  1852  setzte 
dieselben  fest  wie  folgt:  Von  1  —  20  Worten  Fr.  1,  von  21—50  Worten  Fr.  2, 
von  51 — 100  Worten  Fr.  3,  welcher  Tarif  damals  im  Vergleich  zu  den  aus- 
wärtigen Verwaltungen  ein  äußerst  niedriger  war. 
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Durch  den  Bundeäbeschluß  vom  16.  Dezember  1854  erlitt  dieser  Tarif  nur 
infiofern  eine  AenderuDg.  als»  die  Wortzahl  für  das  einfache  Telegramm  von  20 
auf  25  Worte  erhöht  wurde. 

Sodann  bestimmte  ein  Bundesbeschlaß  vom  22.  Janaar  1^5d  die  Taxen 
wie  folgt:  1—20  Worte  Fr.  1,  21—30  Worte  Fr.  1.  25,  31—40  Worte 
Fr.   1.   50  u.  8.  f.  filr  jede  Serie  von   10  Worten   25  Rp.  mehr. 

AIh  aber  im  Jahre  lööö  die  beiirische  Verwaltung  die  Taxe  fUr  20  Worte 
auf  50  Up.  herabgesetzt  hatte,  tiel  auch  in  der  ächweizeriächen  Bundesversamm- 
lung ein  Antrag  im  gleichen  Sitme  und  wurde  in  der  That.  trotz  den  Warnungen 
de«  BundeHrathe»»  unter  dem  17.  Juli  l>o7  mit  Inkrafttreten  auf  1.  Januar  1868 
zum  Beschluß  erhoben.  Die  Folgen  ließen  aber  nicht  auf  sich  warten;  wenn 
sich  auch  der  Vorkehr  mehr  als  verdoppelte,  so  stiegen  gleichzeitig  die  Ausgaben 
auf  eine  bedcutonilc  Höhe,  so  daß  die  R«.H?huungsergebnis.se  ungünstige  wurden, 
die  Verwaltung  nich  nur  kummerlieh  auf  eigenen  Füßen  halten  konnte  und  fdr 
Neuerungen  und  Verbesserungen  keine  Mittel  verfügbar  blieben.  Dieser  uner- 
quickliche Zustand  dauerte  beinahe  10  Jahre  und  erst  mit  dem  1.  Oktober  187  7 
trat  ein  neues  Gesetz  in  Kraft,  welche.<>  auf  Grundlage  des  inzwischen  im  Aus- 
lände vielfach  eingeführten  Worttarifs  festsetzte :  a.  eine  fixe  Grundtaxe  von  30  Rp., 
b,  eine  Wort  taxe  von  2*2  Rp.  (mit  Aufrundung  auf  5  Rp.)^  welche  Taxen  zur 
Zeit  noch  in  Kraft  bestehen  und  bei  welchen  die  Verwaltung  einen  bescheidenen 
Reingewinn  erzielt. 

l)iese  Taxänderung  gab  auch  Anlaß  zur  Beseitigung  des  Markensystems, 
wrlehes  seit  lf<G8  bestanden  und  eine  Reihe  von  Uebelstiiuden  ergeben  hatte, 
die  sich  unter  den  neuen  Taxen  noch  vermehrten.  Mit  dem  1.  Oktober  1886 
wurde  der  (lebrauch  der  Telegraphen  marken  eingestellt  und  die  Baarzahlung 
wieder  eingeiVihrt. 

Verträge.  Mit  den  Telegraplienverwaltungen  des  Auslandes  worden,  wie 
hchon  angegeben,  bereits  in  den  Jahren  1S52  und  1853  Unterhandlungen  Über 
<h*n  gegtjusfitigen  Anschluß  der  Telegraphenlinien  gepflogen  und  bezügliche  Ver- 
träge abgeschlossen  und  es  folgten  dann  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Ver- 
einbarungen zwischen  größern  und  kleinern  Staateugruppen  (namentlich  in  Turin, 
Bern  und  Fried riohshafenV  welche  bereits  die  meisten  europäischen  Verwaltougen 
umfaßten,  bis  endlich  im  Jahre  LS (»5  der  er&te  allgemeine  internationale  Tele- 
graphenvertrag zwischen  20  europäischen  Staaten  zu  Stande  kam  Dieser  Ver- 
trag stellte  einheitliche  mäßige  Taxen  und  gleichförmige  Bestimmungen  über  die 
Behandlung  der  Korrespondenzen  fest  und  erfreute  sich  schon  in  den  nächsten 
Jahren  de^;  Beitritts  mehrerer  außcjreuropiüschen  Staaten  und  Privatgesellschaften. 
Er  wurde  periodisch  revidirt  und  zwar  durch  die  Konferenzen  von  Wien  1868, 
Rum  1872,  St.  Petersburg  1875,  London  187^  und  Berlin  1885,  bei  welchen 
Anlässen  mehr  und  mehr  auf  Ermäßigung  und  Vereintachung  der  Taxen  hinge- 
arbeitet wurde  und  immer  zahlreichere  Beitritte  erfulgten,  so  daß  dieser  Vertrag 
heute  so  ziemlich  den  ganzen   Erdkreis  umfaßt. 

Auf  der  Konferenz  von  Wien  wurde  unter  dem  Namen  „Internationales 
Bureaii  der  Telegraphen  Verwaltungen**  ein  Institut  geschatfen,  welches  die  Auf- 
gabe hat,  den  Verkehr  zwischen  den  verschiedenen  Verwaltungen  zu  vermitteln, 
dif  Tarife  zu  entwerfen,  zweifrlliafte  Vertragsartikel  aufzuklären,  eine  allgemeine 
Statistik  aufzustellen,  eine  teh'graphische  Zeitsehrift  herauszugeben  etc.  Der 
Schweiz  wurde  die  Ehre  zu  Tiieil,  dieses  Bureau  bei  sich  zu  organisiren  und 
begann  dasselbe  seine  Thätigkcit  mit  dem  1.  Januar  18t»*J.     Die  Kosten  des« 
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selben  werden  nach  einer  hiefür  aufgestellten  Skala  gemeinschaftlich  von  den 
sämmtlichen  Yertragsverwaltungen  bestritten. 

Nebst  dem  allgemeinen  Telegraphen  vertrag  bestehen  noch  Separatabkommen 
zwischen  der  Schweiz  und  den  angrenzenden  Staaten,  hauptsächlich  im  Sinne 
weiterer  Taxermäßigungen  und  Diensterleichterungen. 

Direktoren:  Als  provisorischer  Dirigent  des  Telegraphen wesens  wurde 
im  Januar  1852  vom  Post-  und  ßaudepartement  einberufen  Herr  Leo  Baum- 
f/artner^  von  Altstätten,  der  aber  schon  auf  16.  April  1853  zurücktrat.  Ihm 
folgte  als  erster  definitiver  Direktor  Herr  Professor  Karl  BrunncTy  von  Bern, 
der  dann  im  Juli  1857  einem  Ruf  nach  Wien  folgte  und  durch  Herrn  Louis 
CurcJiodf  von  Crissier  (Waadt),  bis  anbin  Ereisinspektor  in  Lausanne,  ersetzt 
wurde.  Nach  dessen  Wahl  zum  Direktor  des  internationalen  Bureau  trat  im 
Februar  1869  an  dessen  Stelle  Herr  Karl  LcndU  von  Wallenstadt,  Kreis- 
inspektor in  Lausanne  und  seit  1864  Adjunkt  des  Direktors.  Diesem  folgte 
nach  dessen  Wahl  zum  Direktor  des  internationalen  Bureau  (an  Stelle  des  zurück- 
tretenden Hr.  Curchüd)  im  Juli  1872  Herr  Auc/usi  Frey,  von  Ölten,  früher 
Ereisinspektor  in  Bern  und  seit  1869  Direktionsadjunkt.  Nach  seiner  Beförderung 
zum  Direktor  des  inteiiiationalen  Telegraphenbureau,  an  Stelle  des  im  Jahre  187^ 
wieder  in  seine  frühere  Stelle  eingerückten  und  im  Oktober  1889  verstorbenen 
Hm.  Curchod  ging  die  Direktion  der  schweizerischen  Telegraphen  im  Februar 
1890  auf  Hrn.  Dr.  Rothen  über. 

Entwicklung  des  Verkehrs,  lieber  die  allmälige  Entwicklung  des 
telegraphischen  Verkehrs  gibt  folgende  Statistik  Auskunft.  Dieselbe  beginnt  mit 
dem  Jahre  1853,  da  der  Dienst    erst   im  Dezember    1852    eröffnet  wurde. 

Eine  zweite  Statistik  zeigt  den  Unterschied  in  der  Frequenz  des  Telegraphen 
in  verschiedenen  Staaten. 

Zum  Schlüsse  möge  noch  bemerkt  werden,  daß  die  Eisenbahnverwaltungen 
zur  Regelung  ihres  Betriebsdienstes  besondere  Telegraphen leitungen  besitzen, 
welche  aber  meistens  mit  staatlichen  Leitungen  an  den  gleichen  Stangen  ange- 
bracht sind.  Diese  'Leitungen  werden  fast  ausschließlich  durch  Morse -Apparate 
bedient;  erst  in  neuester  Zeit  wird  auch,  namentlich  bei  Sekundärbahnen,  das 
Telephon  verwendet.  Daß  eine  Anzahl  von  Bahntelegraphen  Stationen  auch  dem 
öffentlichen  Verkehr  zugänglich  sind,  ist  bereits  oben  erwähnt  worden.  In 
dringenden  Fällen,  wo  die  Telegramme  bei  Beförderung  durch  den  Staatstele- 
graphen ihren  Zweck  nicht  erreichen  können,  sind  übrigens  alle  Bahnstationen 
ermächtigt,  Privattelegramme  zur  Beförderung  anzunehmen,  in  welchem  Falle 
sie  die  gesetzlichen  Taxen  zu  Händen  der  staatlichen  Verwaltung  und  überdies 
eine  Zuschlagtaze  von  50  Rp.  zu  Händen  der  Bahnverwaltung  zu  beziehen  haben. 

Schweizerische  Telegraphenstatistik  1853 — 1888, 

Länge  der  Linien    in  km  . 
„         „     Drähte    „     „     . 
Zahl  der  Staatsbureaux 
9        0     Eisenbahnbureaux 
«        „    Apparate  . 
„      des  Personals  . 
Telegramme:  Interne 

Internationale 
Transitiren  de 


1853 

1863 

1873 

1889 

1,942 

3,192 

5,843 

7,151 

2,400 

4,960 

14,168 

17,872 

70 

200 

800 

1,253 

6 

85 

94 

128 

308 

1,106 

2,090 

136 

322 

1,327 

1,890 

74,095 

298,778 

1'641,075 

1^912,500 

8,491 

116,212 

550,886 

1'194,677 

41,881 

230,048 

505,364 
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1853  1863  1873  1889 

Dienstliche    .          2,240  11,523  47,784  120,361 

Total  .     .     .       84,832  468,394  2'46y,793  3732,902 

Einnahmen  in  Franken       .      144,645  671,h85  1711,597  3^991,925») 

Aiibgaben      „          „             .     2«9,120  570,846  1750,640  3*417,693*) 

Vergleichende  Telegraramstatistik  pro  1887  — 1888. 

Zahl  der  Telegramme  per  100  Einwohner. 
Total    Interne  inslänJisrhe  TranHitirmJ«  Dimtlifhe 

Großbritanien  und  Irland     .     .  1887  149  132  16  1  — 

Schweiz 1888  120  62  38  16  4 

Frankreich  (Continent  u.  Korsika)  1888  99  74  13  3  9 

Beigen 1888  85  43  30  10  2 

Deutsehland 1888  61  34  14  2  1 

Oesterreich  (ohne  Ungarn)  ..  1887  31  17  8  3  3 

Italien 188^'  31  24  5  1  1 

Telephon.  (Mitgetheilt  von  der  Schweiz.  Telegraphendirektion  sub  14.  Sep- 
tember 1889.)  Ä.I0  im  Jahre  1877  von  Amerika  herüber  die  Kunde  nach  Europa 
gelangte,  es  sei  ein  elektrischer  Apparat  erfunden  worden,  mittelst  welchem  man 
durch  einen  Metalldraht  auf  größere  Entfernungen  mit  einander  sprechen  könne, 
wurde  diese  Erfindung  vielfüch  angezweifelt  oder  wenigstens  als  eine  bloße  wissen- 
schaftliche Spielerei  ohne  jede  praktische  Bedeutung  betrachtet.  Aber  diese  Zweifel 
waren  von  kurzer  Dauer,  denn  es  folgte  bald  die  Nachricht,  daß  man  sich  in 
Amerika  bereits  damit  befasse,  diesen  Apparat,  „Telephon''  genannt,  zum  münd- 
lichen Verkehr  zwischen  den  Bewohnern  einer  nämlichen  Stadt  und  deren  nächster 
Umgebung  nutzbar  zu  machen,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  verschiedenen 
Wohnungen  oder  Geschäftslokale  mit  einer  Zentralstelle  verbunden  und  durch 
diese  auf  Verlangen  unter  sich  in  direkten  Verkehr  gesetzt  werden  können. 

Bei  dieser  Sachlage  war  es  angezeigt,  die  Frage  zu  prüfen,  welche  Stellung 
der  Bund  als  Inhaber  des  Telegraphenmonopols  mit  Bezug  auf  die  Telephonie 
einzunehmen  habe,  und  es  konnte  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Tele- 
phonie als  eine  bloße  Abart  der  Telegraphie  zu  betrachten  und  in  Folge  dessen 
dem  staatlichen  Monopol  zu  unterstellen  sei.  Von  diesem  Standpunkte  aus  erließ 
die  Telegraphendirektion  bereits  am  7.  Dezember  1^77  ein  Kreisschreiben,  mit 
welchem  ihre  Organe  darauf  aufmerksam  gemacht  wurden,  daß  alle  Telephon- 
einrichtungen, insoweit  sie  sich  nicht  auf  das  Privateigenthuni  des  Erstellers 
beschränken,  der  staatlichen  Bewilligung  bedürfen.  Am  23.  Februar  1878  folgte 
sodann  ein  Bundesrat hsbeschluß,  welcher,  vom  gleichen  Staudpunkt  ausgehend, 
die  allgemeinen  Bedingungen  für  die  Konzessionen  feststellte.  Gegen  diesen  Be- 
schluß rekurrirte  ein  Industrieller  an  die  Bundesversammlung,  indem  er  geltend 
irachte,  daü  einerseits  die  Telephonie  als  wesentlich  verschiedene  Einrichtung 
nicht  ohne  \\''eiteres  unter  das  Telegraphenregal  falle  und  daß  es  anderseits  nicht 
in  der  Kompetenz  des  Bundesrathes  liege,  hierüber  zu  entscheiden.  Die  Bundes- 
versammlung erklärte  aber  den  Rekurs  als  unbegründet  und  bestätigte  damit  in 
deünitiver  Weise  die  Regalität  des  Telephonwesens. 

Bei  diesen  Zwischenfällen  blieb  die  Frage  unerörtert,  ob  der  Bund  eventuell 
den  Telephonbetrieb  selbst  übernehmen  oder  auf  dem  Konzessionswege  der  Privat- 
industrie überlassen  solle.    Erst  als  im  Jahre  1870  ein  Kuuzessionsbegehren  für 

*)  Telephonreehnung  inbegrilTen. 
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Erstellung  eines  Telepbonnetzes  in  Zürich  einlangte,  mußte  hierüber  ein  Entscheid 
getroffen  werden.  Es  war  damals  noch  keine  Rede  von  Telephonverbindungen 
auf  größere  Entfernungen  und  man  konnte  daher  voraussetzen,  daß  sich  dieser 
Dienst  in  der  Schweiz  auf  die  größern  Städte  und  deren  nächste  Umgebung 
beschränken  werde;  auch  wurde  in  Amerika  und  England  die  Einrichtung  und 
der  Betrieb  der  Privatindustrie  überlassen,  so  daß  der  Bundesrath  sich  veranlaßt 
fand,  vorläufig  wenigstens  den  gleichen  Weg  einzuschlagen  und  die  verlangte 
Konzession,  immerhin  unter  Vorbehalt  des  Rückkaufes,  am  20.  Juli  1880  zu 
gewähren.  Aber  noch  im  gleichen  Jahre  ging  aus  Amerika  die  Nachricht  ein, 
daß  in  Folge  Erfindung  eines  neuen  verbesserten  Sprecbapparates,  „Mikrophon ** 
genannt,  der  telephonische  Verkehr  auf  weitere  Entfernungen  gesichert  sei  und 
daß  bereits  Verbindungen  zwischen  verschiedenen  Städten  erstellt  werden.  Damit 
trat  die  Telephonie  in  das  Stadium  einer  Konkurrenzanstalt  mit  der  Telegraphie, 
sowohl  in  Bezug  auf  den  finanziellen  Betrieb,  als  auch  hinsichtlich  der  Benutzung 
von  Straßen  und  Eisenbahnen  zur  Erstellung  der  Linien,  und  es  führte  dies 
nothwendig  zu  dem  Entschlüsse,  die  weitere  Ausdehnung  von  Staats  wef/en  an 
die  Hand  zu  nehmen.  Demgemäß  wurden  bereits  im  Jahre  1880  die  Vor- 
bereitungen für  Erstellung  von  Telephonnetzen  in  Basel,  Bern  und  Genf  getrotfen 
und  die  beiden  ersten  Netze  gelangten  im  Jahre  1881  zur  Eröffnung  mit  181, 
resp.  144  Abonnenten,  während  Genf,  wo  sich  anfänglich  keine  genügende  Be- 
theiligung zeigte,  erst  im  Jahre  1882  mit  120  Abonnenten  nachfolgte.  Im  gleichen 
Jahre  wurden  auch  die  ersten  Netzverbindungen  Zürich- Winterthur,  Zürich- 
Thalweil-Horgen  iji  Angriff  genommen,  nachdem  vorher  langwierige  Unter- 
handlungen mit  der  Zürcher  Telephongesellschaft  in  Betreff  des  gegenseitigen 
Anschlusses  stattgefunden  hatten.  Von  da  an  verbreitete  sich  die  Telephonie  mit 
einer  ungeahnten  Schnelligkeit  fast  über  das  ganze  Land.  Das  Zürcher  Telephon- 
netz ging  mit  dem  1,  Januar  1886  um  die  Summe  von  298,655  Fr.  käuflich 
au  den  Bund  über.  Es  waren  bei  der  Uebergabe  944  Stationen  im  Betrieb. 
Hente  steht  die  Schweiz  mit  Bezug  auf  diesen  Dienstzweig  und  im  Verhältniß 
zu  der  Bevölkerung  an  der  Spitze  aller  europäischen  Staaten. 

Das  schweizerische  Telephonwesen  ist  aber  bis  zur  Stunde  noch  nicht  ge- 
setzlich organisirt,  sondern  wurde  in  provisorischer  Weise  dem  Telegraphenwesen 
beigeordnet,  wie  es  übrigens  in  allen  andern  Ländern  mit  Staatsbetrieb  der  Fall 
ist.  Unter  der  Oberleitung  des  Bundesrath  es  trifft  das  Post-  und  Eisenbahn- 
departement die  auf  diesen  Dienstzweig  bezüglichen  Verfügungen  und  die  Aus- 
führung derselben  liegt  der  Telegraphendirektion  ob,  welcher  zu  diesem  Zwecke 
in  provisorischer  Weise  das  nöthige  Hülfspersonal  beigegeben  wurde  Die  Tele- 
graphendirektion verkehrt  direkt  mit  den  Telephonchefs,  welche  die  größern  Netze 
nebst  den  umliegenden  kleinern  Netzen  in  administrativer,  technischer  und  finan- 
zieller Hinsicht  zu  verwalten  haben.  Unter  diesen  Telephonchefs,  welchen  je  nach 
der  Größe  der  Netze  noch  Gehülfen  beigegeben  werden,  stehen  einerseits  die 
Telephonisten,  in  der  Kegel  weibliche  Personen,  welchen  der  Umsohaltdienst  auf 
den  Zentralstationen  obliegt,  anderseits  die  Arbeiter,  welche  den  Bau  und  Unter- 
halt der  Linien,  sowie  die  Einrichtung  und  den  Unterhalt  der  Abonnentenstationen 
zu  besorgen  haben. 

Die  Besoldungen  der  Teleplionbeamten  sind  in  provisorischer  Weise  fest- 
gesetzt und  betragen  gegenwärtig: 

Die  Telephonchefs  je  nach  der  Grölie  der  Netze,  Leistungen  und  Dienstalter 
bis  auf  Fr.  4800. 

Die  Telephongehülfen  bis  auf  Fr.  3720. 
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6)  Für  die  Oemeindestationen,  welche  lediglich  zur  TelegrammBvermittlung 
dienen,  bezahlen  die  betreffenden  Gemeinden  einen  einmaligen  Beitrag  an  die 
Linienbaukosten  (in  der  Regel  die  Hälfte)  und  besorgen  den  Dienst  unentgeltlich, 
können  dagegen  für  jedes  abgehende  Telegramm  einen  Zuschlag  bis  auf  25  Rp. 
za  den  gesetzlichen  Telegraphentaxen  beziehen. 

Dient  aber  die  Station  gleichzeitig  auch  zum  Sprechen,  so  bezahlt  die  Ge- 
meinde den  üblichen  Abonnementspreis  sanimt  Distanzzuschlag  und  bezieht  für 
Gespräche  eine  Taxe  von  10  Rp.,  wovon  die  Hälfte  an  die  Verwaltung'  abzu- 
liefern ist.  Die  Telegrammsvermittlung  erfolgt  unter  den  gleichen  Bedingungen 
wie  bei  den  übrigen  Gemeindestationen. 

Ein  Gesetz  über  das  Telephon wesen,  welches  von  den  Räthen  am  27  Juni 
1889  erlasben  wurde,  setzt  abgeänderte  Taxen  fest,  von  denen  als  wesentlich  nur 
folgende  erwähnt  werden  mögen : 

Äd  1  Der  jährliche  Abonnementspreis  beträgt:  für  das  erste  Jahr  Fr.  120, 
für  das  zweite  Jahr  Fr.  100,  vom  dritten  Jahre  an  Fr.  80,  wobei  jedoch  der 
Abonnent  nur  Anrecht  auf  800  Gespräche  hat,  während  der  Ueberschuß  zu  Fr.  5 
für  jedes  Hundert  besonders  bezahlt  werden  muß. 

Äd  2,  Die  interurbanen  Taxen  werden  betragen:  30  Rp.  bis  auf  50  km, 
50  Rp.  von  50 — 100  km,  75  Rp.  für  größere  Entfernungen,  nach  der  Luftlinie 
gemessen  und  für  je  3  Minuten  Gesprächsdauer. 

Ad  6,  Alle  Gemeindestationen  werden  gleichgestellt  und  bezahlen  einen 
Abonnementspreis  von  Fr.  120  nebst  Distanzzu^chlag. 

lieber  ^qh  Bau  der  Telephonlinien  gilt  im  Allgemeinen  das  schon  im 
Artikel  „Telegraph"  Gtwagte.  Immerhin  sind  folgende  Abweichungen  zu  er- 
wähnen: Die  Telephonlinien  in  Städten  führen  in  der  Regel  viel  mehr  Drähte 
als  die  Telegraphen liuien,  und  als  Stützpunkte  können  nicht  Stangen  verwendet, 
sondern  es  müssen  besondere  Gerüste  auf  den  Hänsern  errichtet  werden.  Schon 
beim  Beginn  der  schweizerischen  Telephonie  im  Jahre  1881  hat  die  Telegraphen- 
verwaltung Eisenkonstruktionen  in  Anwendung  gebracht  und  dadurch  den  Anstoß 
gegeben,  daß  auch  in  andern  Staaten  nach  und  nach  die  Holzgerüste  durch  eiserne 
ersetzt  wurden.  Wegen  den  unregelmäßigen  und  bisweilen  sehr  großen  Spannungen 
war  die  Verwendung  weichen  Eisendrahtes  von  vornherein  ausgeschlossen  und 
es  wurde  als  Leitungsmaterial  2  mm  dicker  Patentgußstahldraht  von  440  kg 
Tragfähigkeit  gewählt.  Die  in  der  Telegraphie  gebräuchlichen  Porzellan-Isolatoren- 
modeile  eigneten  sich  wegen  ihrer  Größe  nicht  gut  für  die  Stadtnetze ;  es  wurden 
daher  spezielle  kleine  Porzellau-Lsolatoren  konstruirt,  anfänglich  mit  einfacher, 
seit  1888  mit  Doppelglocke,  damit  das  Aussehen  der  Drahtgestelle  auf  den 
Dächern  nicht  ein  allzu  schwerfälliges  werde. 

Seit  1888  wird  der  2  mm  Stahldraht  in  den  meisten  Fällen  durch  Hart- 
kupferdraht von  1  Y4  mm  DurchmcHser  ersetzt,  weil  ersterer,  obgleich  galvaniairt, 
von  dem  den  Kaminen  entsteigenden  Rauch  rasch  zerstört  wird,  weil  ferner  der 
dünnere  Hartkupferdraht  die  Drabtgestelle  und  die  Dächer  weniger  belastet  und 
weil  endlich  die  Reinheit  der  Lautübertragnng  um  etwas   Weniges  erhöht  wird. 

Die  Telephon linien  außerhalb  der  Städte  und  von  Netz  zu  Netz  lehnen  sich 
in  ihrer  Konstruktion  schon  mehr  an  die  Telegraphenlinien ;  immerhin  verlangen 
sie  einen  sehr  sorgfaltigen  Bau,  möglichst  gute  Isolation  der  einzelnen  Drähte, 
daher  Verwendung  der  besten  Sorte  von  Porzellan-Isolatoren.  Alle  langem 
Telephonleitungen  sind  mit  2  oder  3  mm  dickem  Hartkupferdraht  gebaut,  weil 
bei  größern  Distanzen  Eisen  oder  Stahl  als  l.eitungsmaterial  die  Reinheit  der 
Lantübertragung  zu  sehr  beeinträchtigen  würden. 

Forrer,  Volkiwlrthichafta-Lexikon  der  Schweiz.  \v^ 
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X«;bf;n  den  Luftlinien  bestehen  in  Genf.  Zflrich  and  Bern  Kabellinien  für 
dift  T«l<;phome,  die  flieh  dadarch  von  den  Telegraphenkabeln  ontencheiden,  daß 
<:tri#:  yrrr,ÜttT(i  Anzahl,  27,  in  einem  Strang  vereinigt  sind,  and  daß  besondere 
Vork«;hren  getrotfea  werden  mußten,  um  die  Induktion  von  einem  Draht  auf  den 
jknd«;ni  zu  bes^iitigen.  Die  erste  £La bellegang  mit  27u  Adern  zwiachen  der  Zentral- 
tttation  Gent  und  Longemalle  erfolgte  im  Jahre  18><6,  im  darauffolgenden  Jahre 
wurde  der  Kabelstrang  mit  864  Adern  zwischen  der  Zentralstation  Zfirich  und 
dem  Z«3ntralhof  gelegt  und  im  Jahre  1888  folgten  zwei  weitere  Kabellegangen 
in  Genf  und  eine  in  Bern. 

Bei  der  Wahl  der  Apparate  kamen  im  Jahre  1881  das  Edison-,  Blake-, 
Theiler-,  Crossley-,  Gower-  und  Locht-System  in  Frage  and  die  Telegraphen- 
verwaltung entschied  sich  nach  langem  Versuchen  für  das  Theiler-System  and 
den  Batterieaufruf  und  brachte  dasselbe  im  Xetz  Basel  zur  Verwendung,  verließ 
CS  jedoch  schon  beim  zunächst  in  Angriff  genommenen  Netz  (Bern),  um  definitiv 
zum  Wechsel stromaufruf  mittelst  Magnetinduktoreu  Überzugehen.  Bei  vorwiegender 
Verwendung  des  Blake- Mikrophons  kamen  gleichwohl  auch  andere  Mikrophon- 
systeme  in  Gebrauch,  namentlich  das  Ader-,  Theiler-  und  Berliner-System.  Zur 
Ergänzung  des  Mikropbonstromes  werden  ausschließlich  Leclanch6-£lemente  in 
ihren  verschiedenen  Formen  verwendet,  weil  sie  sich  besser  als  irgend  ein  anderes 
System  für  diesen  Zweck  eignen. 

Das  Telephon  im  engern  Sinne,  welches  anfänglich  sowohl  zum  Sprechen 
als  Zinn  Hören  diente,  wird  seit  der  Erfindung  des  Mikrophons  ausschließlich 
nur  zum  Hören  V(;r wendet  und  hat  die  von  seinem  Frfinder  Bell  gewählte  Form 
und  Konstruktion  beibehalten,  während  das  Mikrophon  (Sprechapparat)  sehr  ver- 
HchicMJentirtige  Modelle  aufweist. 

Für  die  Unischultung  auf  kleinen  Mittelslationen  konstruirte  die  Telegraphen- 
verwaltung besondere  Nummerkästchen,  welche  auch  anderswo  angenommen 
wurden. 

Htihufs  Verwerthung  eines  einzigen  Drahtes  für  mehrere  Stationen  wurde 
ein  von  Kricsson  und  Cedergren  in  Stockholm  erfundener  automatischer  Umschalter 
eing(*.fülirt,  der  von  der  Zentralstation  aus  gestellt  werden  kann  und  den  Anschluß 
Von  fünf  Abonnenten  verniittelHt  eines  einzigen  Drahtes  gestattet,  ohne  die  Abon- 
nenten mit  ir^t^ndweleher  besondern  Manipulation  zu  belasten  und  ohne  das  Be- 
liiUHelien  der  Gespräche  eines  der  fünf  Abonnenten  durch  die  andern  zu  ermög- 
liehen.  DieHes  System  gewinnt  namentlich  dann  besondern  Werth,  wenn  es  sich 
um  eine  kleine  (iruppe  weit  ab  vom  Zentralpunkt  eines  Netzes  liegender  Abon- 
nenten Imndelt,  die  dadurch  den  Anschluß  mittelst  eines  einzigen  Drahtes  ohne 
eigen! liehe   Mittelntation   erlangen  können. 

Kür  lue  ZciUrahtuthncn  wurden  zuerst  theils  Wechselgestelle  nach  dem 
(lillilaud-System,  theils  unbeholfene  Nachbildungen  desselben  verwendet.  Durch 
einen  Besueh  der  Pariser  elektrischen  Ausstellung  von  18?S1  wurden  jedoch  der 
Telei^rapheii Verwaltung  die  vorzüglichen  Standard- Wechselgestelle  der  Western 
eiert  rie  Tonipany  in  Chieago  bekannt  und  von  jenem  Zeitpunkt  an  kommt  nur 
dies»*?,  Sv?«teni  in  Verwei\dun^.  Dasselbe  zeichnet  sich  vor  allen  übrigen  auch 
seitluM-  aufgetaurliten  Systemen  durch  kleine  Dimensionen,  große  Sicherheit  in 
der  rnisehaltuiig  nnd  Deduktion  der  Manipulationen  auf  ein  Minimum  au8 ;  es 
p^stattet  daluM-  neben  prompterer  Bedienung  der  Abonnenten  eine  namhafte  Re- 
duktion de<  Personals  der  Zentralstationen.  In  der  That  hat  es  sich  auch  nach 
dem   Vorgang;  tlor  Sehweiz  in  andern  Staaten  Bahn  gebrochen. 
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Mit  dem  AnwaobBen  der  AbonnenteDzahl  einer  Zentralstation  werden  jedoch 
•die  Yerbindungen  von  Grestell  zu  Gestell  immer  häufiger  und  schwieriger;  sie 
irerlangen  eine  besondere  Aufsicht  und  führen  demnach  zu  manchen  Irrthtimem. 
£8  erwies  sich  daher  als  BedUrfniß,  für  Zentralstationen  mit  mehr  als  400  Abon- 
nenten, unter  Beibehaltung  der  Vorzüge  des  genannten  Wechselgestells,  eine 
Yorrichtnng  anzubringen,  durch  welche  die  Verbindung  von  Gestell  zu  G^tell 
liberflttssig  wird.  Dies  ist  mit  den  Multipelgestellen  erreicht,  welche  1886  in  Genf, 
1887  und  1888  in  Zürich  und  Basel  aufgestellt  wurden.  Dieselben  sind  derart 
•eingerichtet,  daß  jeder  Telephonistin  100  Abonnenten  zur  Bedienung  zugetheilt 
werden.  Eine  solche  Beamtin  hat  daher  nur  den  Anrufen  der  ihr  zugewiesenen 
100  Abonnenten  Folge  zu  geben ;  sie  kann  jedoch,  wenn  einer  dieser  Abonnenten 
•einen  solchen  verlangt,  der  einer  andern  Beamtin  zugewiesen  ist,  die  Verbindung 
•direkt  herstellen,  ohne  die  andere  Beamtin  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen  oder  ihren 
Platz  zu  verlassen.  Der  Gewinn  ist  ein  außerordentlicher  und  verschiedenfacher : 
•die  Bedienung  des  Abonnenten  wird  noch  mehr  beschleunigt  und  das  Personal 
^'erträgt  eine  weitere  Reduktion,  der  Dienst  der  Telephonistinnen  wird  angenehmer, 
«ie  kSnnen  denselben  sitzend  besorgen,  die  Irrungen  werden  seltener  und  es  tritt 
in  den  Zentralstationen  eine  Buhe  ein,  die  aufs  Angenehmste  mit  dem  frühern 
<7eräusch  kontrastirt. 

Für  die  Verbindungen  von  Zentralstation  zu  Zentralstation  wurde  im  Jahre 
1885  ein  Versuch  mit  dem  van  Rysselberghe-System  zwischen  Genf  und  Lau- 
-sanne,  1887  ein  solcher  zwischen  Basel  und  Zürich  gemacht.  Dieses  System 
•ermöglicht,  die  schon  vorhandenen  Telegraphendrähte  gleichzeitig  auch  für  den 
telephonischen  Verkehr  von  Stadt  zu  Stadt  zu  verwenden,  indem  einerseits  den 
Telegraphirströmen  der  direkte  Weg  in  die  Telephonapparate  durch  Kondensatoren 
■abgeschnitten  und  anderseits  ihr  indirekter  Einfluß  durch  Elektromagnete  von 
hoher  Selbstinduktion  abgeschwächt  wird.  So  sehr  das  System  in  theoretischer 
Hinsicht  Bewunderung  verdient,  so  wenig  hat  es  sich  in  der  Praxis  bewährt, 
und  niußte  auf  den  erwähnten  Linien  wieder  verlassen  werden.  Gegenwärtig 
l>e8teht  es  nur  noch  in  beschränktem  Maße  und  mit  unbefriedigendem  Erfolg 
zwischen  Genf  und  Nyon,  Lausanne  und  Morges,  Lausanne  und  Vevey,  Zürich 
und  Männedorf. 

Da,  wo  mehr  als  eine  internrbane  Leitung  auf  ein  und  demselben  G^tänge 
•angelegt  wurde,  mußte,  um  der  Induktion  zu  begegnen,  die  zweite  und  dritte 
Leitung  mit  Doppeldraht  ohne  Erde  ausgeführt  werden,  was  zur-  Folge  hatte, 
•daß  die  Abonnenten  nicht  mehr  direkt,  sondern  nur  vermittelst  Induktions- 
spulen, sog.  Translatoren,  mit  der  Schleife  verbunden  werden  konnten.  Die 
Lautübertragung  wird  durch  die  unvermeidlichen  Zwischenglieder  etwas  ab- 
geschwächt. Gegenwärtig  kommen  solche  Schleifen  zwischen  Zürich  und  Winter- 
thur,  Zürich  und  Affoltern,  Zürich  und  EUti,  Biel  und  Neuenstadt,  Sonceboz 
und  St.  Immer,  Sonceboz  und  Tavannes,  Sonceboz  und  Tramelan,  Courtelary 
und  St.  Immer  vor. 

Ueber  die  allmäiige  Entwicklung  des  Telephonverkehrs  gibt  die 
nachstehende  Tabelle  Aufschluß,  wobei  bemerkt  werden  muß,  daß  die  Zahl  der 
Lokalgespräche,  d.  h.  der  Gespräche  zwischen  den  Abonnenten  eines  nämlichen 
Netzes,  wofür  keine  besondere  Gebühr  zu  entrichten  ist,  erst  seit  dem  Jahre  1885 
notirt  wird  und  daß  im  Jahre  1881  noch  keine  besondere  Telephonrechnung 
^ftihrt  wurde,  sondern  die  Einnahmen  und  Ausgaben  in  der  Telegrapheurechnung 
inbegriffen  waren. 
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Auf  JaliTM-                 J^lknge 

in  Kilometern 

Zahl  der 
Ketze 

Zahl  der 
Stationen 

Zahl  de« 

ende 

der  Linien 

der  Drfthte 

Fertonala  *) 

1881 

64,0 

282,4 

2 

385 

11 

lb82 

167,9 

«04,8 

3 

1053 

17 

18M 

494,5 

1913,6 

14 

2052 

45 

1884 

855,5 

3079,9 

27 

3175 

65 

1885 

1374,9 

4370,9 

35 

4105 

86 

1886 

1804,1 

6135,6 

41 

5834 

125 

1887 

2480,1 

7761,8 

5« 

6944 

153 

1888 

3437,2 

9732,3 

71 

7946 

172 

\t  Jahrei- 

Lokal- 

Intemrbane 

Einnahmen 

AnigabfB 

Einnahmen- 

ende 

getprftche 

Gespräche 

Fr. 

Fr. 

überschuBS  Fr. 

1»82 

— 

256,424 

274,013 

17,589 

188;:5 

—             ca.  19,000 

372,752 

386,669 

13,917 

1884 

—             ca.  35,000 

338,000 

405,137 

67,137 

1885 

3^513,585 

146,386 

633,745 

461,704 

172,041 

188t)        1 

6^478,449 

244,250 

960,411 

830,995 

129,416 

1887 

7^829,387 

340,127 

1*195,610 

858,976 

336,634 

1888       1 

0^059,699 

468,502 

ri88,297 

979,791 

208,506 

Es  ist  ganz  unzweifelhaft,  daß  mit  dem  Inkrafttreten  des  ohen  erwähnten 
Telephon gesetzes,  welches  eine  erhehliche  Ermäßigung  der  Ahonnementsgehühren 
vorsieht,    eine  fast  plötzliche  hedeuteude  Zunahme  der  Stationen  eintreten  wird.. 

Nebst  den  eigentlichen  Netzen  bestehen  noch  eine  Anzahl  unabhängiger 
Telephonverbindungen  für  den  Verkehr  zwischen  je  zwei  bestimmten  Punkten,, 
z.  B.  zwischen  einer  Fabrik  und  dem  Comptoir,  einem  Geschäftslokal  und  der 
Wohnung  etc.  Diese  in  obiger  Tabelle  nicht  inbegritfenen  Verbindungen  sind 
theils  im  Abonnement,  theils  auf  dem  Konzessionswege  erstellt  worden. 

Zum  Schlüsse  möge  noch  erwähnt  werden,  daß  das  Telephon  auch  vielfach 
im  Eisenbahudieuste  Verwendung  findet,  und  zwar  namentlich  an  Stelle  dea 
Telegraphen  zur  Regelung  und  Sicherung  des  Betriebes  auf  Sekundärbahnen^ 
sowie  zum  Verkehr  zwischen  dem  Wärterpersonal  und  den  Stationen  auf  Nonnal- 
bahnen. 

Wortlaut  des   Ttlephonftesetzes  vom  27.  Juni  1S89 : 

Art.  1.  Die  Errichtung  und  der  Betrieb  von  Telephonanlagen  bildet  einen  Theil 
des  Telegraphen  Wesens  (Art.  36  der  Bundesverfassung)  und  wird  dem  Geschäflskreis 
der  Telegraphenverwaltung  zugewiesen  —  Die  auf  das  Telegraphenwesen  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Bundesstrafrechtes  finden  auch  auf  das  Telephonwesen  Anwendung. 

Art.  2.  Für  die  Vermittlung  des  telephonlsclien  Verkehrs  sind  bestimmt:  a.  die 
Telephonnetze  der  einzelnen  Ortschaften;  b,  die  Gemeindestationen;  c.  die  Netzver- 
hindungen. 

^Vrt.  3.  Jedermann  hat  das  Recht,  den  Beitritt  zu  einem  bestehenden  Telephon- 
netz zu  verlangen,  insofern  die  Errichtung  und  Verbindung  der  verlangten  Station  auf 
d*jm  dazu  bezeichneten  Grundstück  ungehindert  und  unentgeltlich  erfolgen  kann.  — 
Neue  Netze  werden  erstellt,  sobald  die  Uebernahme  der  Stationen  durch  schriftliche  Ver- 
pfliclilung  der  Tiieilnehmer  gesichert  ist.  —  Oeffentliche  Sprechstationen  werden  in 
einem  Netze  errichtet,  wenn  nach  dem  Ermessen  des  Bundesrathes  das  Bedörfhiß  hie- 
lür  vorluinden  ist.  Die  Stationsinhaber  werden  «lurch  einen  vom  Bundesratli  zu  be- 
stimmeniieii  Antheil  an  den  Taxen  für  die  Ueberlassung  des  Lokals  und  die  Dienst- 
besor^jung  entschädigt. 

Art.  4.  Gemeindestationen  werden  in  Gemeinden  ohne  Telephonnetz  im  Anschluß 
.'in  das  Teiephonnetz  r^ier  an  diLS  Telegraphenbureau  einer  andern  Gemeinde  unter 
fnlgemlen  Bedingungen  errichtet :  a.  Die  betreffende  Gemeinde  bezahlt  eine  fixe  jährliche 
Gebühr   von    1:20   Franken   nebst   allfaliigem    Distanzzuschlag  (Art.    12  A,  d,   und  13). 

'V  Arheiterptt^on»!  nicht  inbegrifTcn. 
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^,  Sie  stellt  ein  geeignetes  Lokal  zur  Verfügung  und  läßt  durch  einen  auf  ihren  Vor- 
schlag von  dem  Post-  und  Eisenbahndepartement  zu  ernennenden  Angestellten  den 
Dienst  auf  ihre  Kosten  besorgen,  c.  Die  gesetzhch  vorgeschriebenen  Taxen  werden 
2u  Händen  des  Bundes  bezogen  und  verrechnet,  d.  Die  Gemeinde  erhält  als  Entgelt 
ihrer  Ausgaben  einen  vom  Bundesrath  festzusetzenden  Antheil  an  den  bezogenen  Taxen 
und  ist  im  Weitem  berechtigt,  von  jedem  abgehenden  Telegramm  neben  der  gesetz- 
lichen Telegraphentaxe  und  der  in  Artikel  12,  litt.  B,  &,  und  Art.  13,  litt,  c,  bezeichneten 
Gebühr  einen  Zuschlag  von  15  Rp.  zu  eigenen  Händen  zu  erheben.  Ankommende 
Telegramme  sind  vorbehaltlich  allfalliger  Expressengebühren  unentgeltlich  zu  bestellen. 

Art.  5.  Der  Bundesrath  entscheidet  über  die  Frage,  welche  Netze  unter  sich  ver- 
bunden werden  sollen.  Er  ist  berechtigt,  von  Gemeinden,  welche  eine  solche  Verbin- 
•düng  wünschen,  die  Garantie  eines  bestimmten  Minimalertrages  der  Verbindungslinie 
zu  verlangen.  —  Netz  Verbindungen  dürfen  nicht  erstellt  werden,  wenn  dadurch  der 
Verkehr  auf  den  bestehenden  Linien  oder  der  Bau  noch  ausstehender  wichtiger  Ver- 
i)indungen  beeinträchtigt  wird. 

Art.  6.  Die  aus  der  Aufnahme  in  ein  Telephonnetz  hervorgehenden  Rechte  und 
Pflichten  beginnen  mit  dem  Tage,  welcher  auf  die  Uebergabe  des  in  betriebsfähigem 
Zustande  befindlichen  Stationsapparates  folgt.  —  Unter  der  Bedingung  einer  monatlichen 
Voranzeige  kann  jeder  Theilnehmer  seinen  Rücktritt  erklären ;  erfolgt  derselbe  im  Laufe 
des  ersten  Jahres,  so  ist  eine  Entschädigung  von  Fr.  40,  im  zweiten  eine  solche  von 
Fr.  20  zu  bezahlen.  —  Beträgt  die  Entfernung  zwischen  einer  Station  und  der  Central- 
station  mehr  als  2  KDometer,  so  ist  nebstdem  eine  Entschädung  für  die  Linienanlage 
2.\i  bezahlen,  und  zwar  im  ersten  Jahre  Fr.  30,  im  zweiten  Fr.  20  für  je  100  Meter 
Mehrlänge. 

Art.  7.  Jeder  Theilnehmer  hat  das  Recht:  a.  zum  Verkehr  mit  den  Stationen 
•des  eigenen  Netzes;  b.  zum  Verkehr  mit  denjenigen  der  angeschlossenen  Netze;  c.  zur 
Bestellung  von  Miltheilungen,  welche  der  Telephon-Gentralstation  telephonisch  aufge- 
tragen und  durch  Boten  schriftlich  an  den  Adressaten  bestellt  werden  (Phonogramme) ; 
d)  zur  Abgabe  und  zum  Empfang  von  Telegrammen  durch  Vermittlung  der  Gentral- 
station.  insofern  diese  mit  dem  Telegraphenbureau  verbunden  ist. 

Die  Verwaltung  verpflichtet  sich  dem  Inhaber  einer  Station  gegenüber  weder 
für  den  Fortbestand  der  übrigen  Stationen,  noch  für  denjenigen  der  Netzverbindungen 
•(litt  a  und  6). 

Art.  8.  Der  Theilnehmer  ist  verpflichtet,  die  ihm  anvertrauten  Stationsapparate, 
sowie  die  im  Innern  der  Wohnung  befindliche  Leitung  gegen  jede  Beschädigung  zu 
-schützen,  und  hat  für  den  Schaden  zu  haften,  welcher  der  Verwaltung  durch  sein  eigenes 
oder  eines  Dritten  Verschulden  erwächst 

Art.  9.  Die  mit  einem  Telephonnetz  verbundenen  Gemeindestationen,  sowie  die 
•öfifentlichen  Sprechstationen  stehen  Jedermann  für  den  gleichen  Verkehr  zur  Verfügung, 
welcher  den  Inhabern  der  übrigen  Stationen  des  Netzes  gemäß  Art.  7  zusteht.  —  Die 
übrigen  Gemeindestationen  haben,  wie  die  ötfentlichen  Telegraphenbureaux,  die  Abgabe 
und  den  Empfang  der  Telegramme  zu  besorgen. 

Art.  10.  Die  Netz  Verbindungen  dienen  zum  Verkehr  mit  den  einzelnen  Stationen 
der  unter  sich  verbundenen  Netze  (Art.  7,  litt.  6).  Für  Anstände  und  Störungen,  die 
daraus  entstehen,  daß  eine  Netzverbindung  verlangt  wird,  welche  durch  Zwischen- 
stationen geht,  übernimmt  die  Verwaltung  keine  Verantwortlichkeit  (Art.  16). 

Art.  11.  Die  Gesuche  um  Benützung  der  öffentlichen  Stationen,  sowie  der  Ge- 
meindestationen und  der  Nelzverbindungen  (Art.  7,  litt,  b),  werden  nach  der  Reihen- 
folge der  Anmeldungen  erlerligt.  -  Wenn  weitere  Anmeldungen  dritter  Personen  vor- 
liegen, so  darf  die  Dauer  eines  Gespräches  nicht  mehr  als  drei  Minuten  betragen  und 
die  gleiche  Person  bei  nicht  mehr  als  zwei  Gesprächen  nacheinander  beiheiligt  sein.  — 
Amtlichen  Mittheilungen  politischer  und  polizeilicher  Behörden  muß  auf  Verlangen  der 
Vorrang  vor  allen  übrigen,  sowie  unbeschränkte  Zeitdauer  eingeräumt  werden. 

Art.  12.  Die  Inhaber  von  Telephonstalionen  haben  folgende  Gebühren  zu 
-entrichten : 

A.  Für  den  Verkehr  zwischen  den  Stationen  eines  Telephonnetzes  (Art.  7,  a)  be- 
trägt die  Jahresgebühr:  a.  vom  Zeitpunkte  des  Beitrittes  (Art.  6)  bis  zum  Beginn  des 
nächsten  Kalenderhalbjahres,  und  in  gleicher  Weise  während  des  ersten  darauffolgenden 
Jahres:  Fr.  120,  6.  für  das  zweite  Jahr  Fr.  100,  c.  für  die  folgenden  Jahre  Fr.  80. 
Diese  Gebühren  werden  halbjährlich  auf  1.  Januar  und  1.  Juli  vorausbezahlt.  Die  Ge- 
bühren für  die  bereits  vorhandenen  Stationen  werden  je  nach  der  Dauer  ihres  Bestandes 
im  Sinne   von    litt,  b  und  c  hievor   ermäßigt.     In  folgenden    Fällen   werden  jährliche 
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Zuschläge  erhoben:  ä.  Wenn  die  Station  mehr  als  2  Kilometer  von  der  Gentralstatioa 
entfernt  ist,  für  je  100  Meter  Mehrlänge  Fr.  3.  Der  Bundesrath  wird  in  jeder  Ortschaft, 
unter  Berücksichtigung  der  Interessen  der  Mehrzalil  der  Einwohner,  den  Ausgangspunkt 
für  die  Berechnung  der  Entfernungen  festsetzen,  e.  Wenn  die  von  einer  Station  ver- 
langten und  ausgeführten  Verbindungen  mit  andern  Stationen  die  Zahl  von  800  über- 
steigen, so  beträgt  der  Zuschlag  für  jedes  weitere  Hundert  Verbindungen,  sowie  für 
Bruchtlieile  dieser  Zahl  Fr.  5. 

B.  a.  Die  Gebühr  für  Abnahme  und  Zustellung  einer  jeden  Mittheilung  an  Dritte- 
(Phonogramme)  (Art.  7,  c)  beträgt  für  jedes  Wort  1  Rp.  nebst  einer  fixen  Grund taxe- 
von  ^  Rp.  mit  allfälliger  AufVundung  des  Gesammtbetrages.  Bei  Entfernungen  von 
mehr  als  einem  Kilometer  werden  überdies  die  für  den  Telegraphenverkehr  festgesetzten 
Zuschläge  erhoben.  6.  Für  die  telephonische  Abgabe  und  die  Empfangnahme  eine» 
Telegrammes  (Art.  7,  d)  10  Rp. 

Die  jährlichen  Gebühren  und  Entschädigungen  für  besondere  Einrichtungen  (Um- 
schaltvorrichtungen, kombinirte  Verbindungen,  Zusatzapparate  u.  dgl.).  sowie  diejenigen 
für  konzedirte  Telephonverbindungen  und  Stationsverlegungen  werden  vom  Bundesrath 
festgesetzt.  —  Die  von  den  Telephonbeamten  geführten  Verzeichnisse  über  die  Verbin- 
dungen {Ä  litt,  e),  die  Phonogramme  (B  litt,  a)  und  die  Telegranmie  {B  litt  b)  sind 
unter  Vorbehalt  des  Gegenbeweises  für  die  Berechnung  der  Gebühren  maßgebend. 

Art.  13.  Auf  den  Gemeind&stationen  und  öffentlichen  Sprechstationen  werden 
folgende  Gebühren  erhoben:  a.  Die  Gebühren  für  den  Verkehr  mit  den  Stationen  des 
eigenen  Netzes  (Art.  9  und  Art.  7,  a)  werden  nach  der  Dauer  der  Verbindungen  be- 
rechnet, in  der  Weise,  daß  fiir  eine  Dauer  von  je  drei  Minuten  oder  einen  Bruchtheil 
dieser  Zeit  10  Rp.  erhoben  werden.  &.  Für  Mittheilungen  an  Dritte  gilt  die  Bestimmung 
des  Art.  12,  -B,  a ;  c.  für  die  Abgabe  von  Telegrammen   diejenige   des   Art.    12,   B,  b, 

Art.  14.  Die  Gebühr  für  die  Benutzung  der  Netzverbindungen  zum  Zwecke 
des  Verkehrs  mit  den  Stationen  angeschlossener  Netze  (Art.  7,  litt.  6  und  Art.  9)  beträgt 
für  je  drei  Minuten  oder  einen  Bruchtheil  dieser  Zeit :  30  Rp.  bis  auf  eine  Entfernung 
von  50  Kilometer;  50  Rp.  bis  auf  eine  Entfernung  von  100  Kilometer;  75  Rp.  für 
größere  Entfernungen.    Die  Entfernung  wird  nach  der  Luftlinie  berechnet. 

Art.  15.  Wenn  der  Ertrag  des  Telephonbetriebes  es  erlaubt,  soll  der  Bundesrath 
eine  Ermäßigung  der  Taxen  eintreten  lassen.  —  Er  ist  ferner  ermächtigt,  im  Interesse 
der  Verbindung  entlegener  Landestheile  mit  größern  Verkehrscentren  eine  Taxermäßi- 
gung eintreten  zu  lassen. 

Art.  16.  Die  Verwaltung  sorgt  in  eigenen  Kosten  für  die  Erstellung  und  den 
Unterhalt  der  Telephonanlagcn,  sowie  für  die  sofortige  Hebung  von  Störungen  des  Be- 
triebes. Dauert  die  ohne  Verschulden  des  Inhabers  eingetretene  Störung  des  Betriebe» 
einer  Station  (Art.  8)  länger  als  fünf  Tage,  so  wird  die  bezahlte  Gebühr  (Art.  12)  im 
Verhältniß  der  weitern  Unterbrechungsdauer  zurückbezahlt. 

Art.  17.  Die  Beamten  und  Angestellten  der  Verwaltung  sind  verpflichtet,  den 
telephonischen  Verkehr  geheimzuhalten.  Die  Uebertretung  dieser  Vorschrift  wird  in 
leichtern  Fällen  disziplinarisch  geahndet,  in  schwereren  strafrechtlich  verfolgt.  Der 
Bundesrath  ist  berechtigt,  die  Fehlbaren  zu  entlassen. 

Art.  18.  Der  Wortlaut  der  zur  Bestellung  an  Dritte  eingehenden  Mittheilungen 
(Art.  7,  c),  wie  derjenige  der  Telegramme  (Art.  7,  d),  ist  vom  Telephonisten  sofort 
niederzuschreiben  und  an  den  Aufgeber  mit  der  Aufforderung  zu  allfälliger  Berichtigung 
telephonisch  zurnckzunieiden.  Die  Zustellung  an  den  Adressaten  darf  erst  nach  erfolgter 
Anerkennung  der  Richtigkeit  stattfinden. 

Art.  19.  Wenn  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  die  Umgestaltung  eines  Netzes  oder 
einzelner  Verbindungen  not h wendig  machen,  ist  die  Verwaltung  jc<lerzeit  berechtigt, 
bestehende  Verträge  auf  niouiitiiche  Voranzeige  hin  zu  künden.  —  Die  Verwaltung  ist 
befugt,  eine  Station  ohne  Entschädigung  jederzeit  aufzuheben,  wenn  der  Inhaber  einer 
AulTcirderung  zur  Bezaldung  schuldiger  Gel)ühren  nicht  innert  Monatsfrist  Folge  leistet 
und  ebenso,  wenn  derselbe,  ungeachtet  erfolgter  Verwarnung,  das  Telephon  zu  Beleidi- 
gungen von  Telepliunangestelllen  mißbraucht  oder  mißbrauchen  läßt.  Die  Aufhebung 
erlolgt  in  letzlerem  Fall  nach  stattgehabter  anitliclier  Untersuchung  durch  das  Post- 
und  Eisenbahndepartenient. 

Art.  "20.  Der  Bimdesrath  ist  befugt,  für  die  Erstellung  telephonischer  Verbindungen, 
welche  von  der  öffentlichen  Telephonanstalt  unabhängig  sind  und  deren  Benutzung 
auf  bestimmte  Personen  beschränkt  wird,  Konzessionen  zu  ertheilen.  —  Wird  für  die 
Anlage  einer  solchen  Verbindung  kein  Eigenlhum  Dritter  in  Anspruch  genommen,  so 
ist  eine  Konzession  nicht  erforderlich. 
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Art  81 .  Die  Ertheilung  einer  Konzession  schließt  keinerlei  Rechte  in  Bezug  auf  die 
Benutzung  fremden  Eigenthums,  sei  es  des  Staates,  der  Gemeinden  oder  von  Privaten, 
in  sich,  und  es  hat  somit  der  Konzessionär  die  bezQgliche  Bewilligung  von  den  Eigen- 
thümem  selbst  einzuholen  und  sich  in  Betrefif  einer  allfllligen  Entschädigung  direkt  mit 
ihnen  abzufinden. 

Art.  28.  Eine  Konzession  wird  nur  dann  ertheilt,  wenn  durch  die  Ausführung 
derselben  die  öffentliche  Telegraphen-  und  Telephonanstalt  weder  in  ihrem  Bestände 
und  Betriebe,  noch  in  der  weitem  Entwicklung  beeinträchtigt  wird.  Solche  Konzessionen 
sind  jederzeit  ohne  Entschädigung  widerruflich. 

Art.  23.  Der  Bundesrath  wird  über  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  die  nöthigen 
Verordnungen  erlassen. 

Statistisches  per  Ende  1889: 

1)  Netze:  Zahl  derselben  78,  Abonnemente  8006,    Stationen  9203,  Länge 

der  Linien  3923  km,  Länge  der  Drähte  13,237  km. 

2)  Isolirte  Teleplwnsiellen :  Abonnemente  22,  Stationen  47,  Linien  34  km, 

Drähte  68  km. 

3)  Personal:  Chefs  und  Gehiilfen  18,  Telephonist  innen  91,  nur  theilweiae 

im  Telephondieust  24  Telegraphisten  und  50  Personen  anderer 
Bernfsarten. 

4)  Verhehr:    Lokalgespräche  im  Jahre  1889:    7'1 12,090,  interurbane  Ge- 

ßpräche   599,737,    Phonogramme    10,994,    vermittelte    Tele- 
gramme 158,233. 
Einnahmen  und  Ausgaben  sind  in  der  Telegraphenrechnung  inbegritfen. 

Temperatur  s.  Seite  250  im  IL  Band,  und  im  Artikel  „ Vegetation **  den 
Abschnitt  Alpenregion. 

Territtet-Glion-Bahn«  Drahtseilbahn.  Eigenthum  einer  Aktiengesellschaft 
mit  Yerwaltungssitz  in  Territtet.  Baulänge  599  m,  Spurweite  1  m,  Maximal- 
steigung 570  ^/oo.  Motor:  Wassergewicht.  Konzessiouirt  am  21.  Juni  1881. 
Ablauftermin  der  Konzession  30.  Juni  1961.  Höhenlage  bei  Glion  690  m,  bei 
Territtet  388  m  Über  Meer.  Anlagekosten  Fr.  468,991.  Beförderte  Reisende 
80,248.  Betriebseinnahmen  Fr.  71,835.  Betriebsausgaben  Fr.  29,853.  Rein- 
ertrag Fr.  23,985  =  5,18^0  des  Kapitals.  (Nach  der  amtlichen  Eisenbahn- 
statistik  pro  1888.) 

Tessinkorrektion.  Sie  beginnt  2  km  unterhalb  Bellinzona  und  endet 
bei  der  Einmündung  in  den  Langensee.  Die  Korrektion  dieser  Strecke  in  einer 
Länge  von  1 1  km  bezweckt,  den  hochgradig  verwilderten  Lauf  des  Flusses,  der 
fortwährend  bebautes  Land  in  Angriff  nimmt  und  verwUstet,  einzudämmen,  und 
weitern  Verheerungen  Einhalt  zu  thun.  Zur  Ausführung  gelangt  ein  Doppel- 
proftl  mit  einem  60  m  breiten  Mittelprofil  für  die  ganze  Strecke;  die  Höhe  der 
Oberkanten  desselben  beträgt  1,50  m  über  Nieder wasser,  bei  einfüßiger  Böschung. 
Die  Hinterdämme  werden  gegen  den  See  zu,  um  die  durch  hohe  Seestände  her- 
vorgerufene Stauhöhe  zu  verringern,  weiter  aneinander  gelegt.  Das  Gefall  von 
Anfang  der  Korrektion  bis  zur  Eisenbahnbrücke,  in  einer  Länge  von  7,5  km  beträgt 
2,35  V*»'»  l>i8  ^»63  ®/oo,  dasjenige  von  der  Eieenbahnbrücke  bis  zum  See  0,98  ®/oo. 

Die  Arbeiten  wurden  anfangs  1888  begonnen  und  sollen  im  Zeitraum  von 
10  Jahren  vollendet  sein. 

Der  Kostenvoranschlag  beträgt  Fr.  3,039,000.  An  diesen  Kosten  betheiligt 
sich  der  Bund  mit  50  ^jo  =  Fr.  1,520,000.  (Bandesbeschluß  vom  17.  Juni 
1885,  A.  S.  Bd.  VIII,  N.  F.  pag.   130.) 

Textilindustrie«  Gesammtheit  derjenigen  Industrien,  welche  sich  mit  der 
Verarbeitung  von  Gespinnstfaserstoffen  befassen,  als  Spinnerei,  Zwirnerei,  Weberei, 
Stickerei,  Wirkerei  etc. 
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Nach  der  Berafsstatistik  von  1880  beschäftigte  die  Indastrie  insgesammt 
550,824  Personen;  davon  entfielen  auf  die 

Gruppe  Textilindustrie 156,290  P.  = 

„  Herstellung  von   Kleidung  und  Putz    . 

„  Bau  und  Einrichtung  von  Wohnungen 

„  Maschinen*  und  Werkzeugfabrikation   . 

„  Genußmittelfabrikation 

„  Chemische  Industrien 

„  Typographische  und  verwandte  Gewerbe 

100,0  7o 
Innerhalb  der  Gruppe  Textilindustrie  dominirt  wiederum  die  Baum woUbranobe 
mit  79,000  Arbeitern,  darauf  folgt  die  öeidenbranche  mit  63,000  Arbeitern,  die 
Leinenbranche  mit   11,000  Arbeitern,  die  Wollbranche  mit  3500  Arbeitern. 

Noch  mehr  tritt  die  Bedeutung  der  Textilindustrie  hervor,  wenn  man  ihren 
Antheil  an  der  Ausfuhr  in's  Auge  faßt.     Er  beträgt  55  7o  (1889). 

Die  Textilindustrie  ist  fast  ausschließlicb  in  der  germanischen  Schweiz  zu 
Hanse;  nur  wenige  Ausläufer  erstrecken  sich  in  die  romanischen  Landestheile 
(vgl.  Seite  64  im  IL  Band).  Obgleich  in  der  germanischen  Schweiz  die  ver- 
schiedenen Textilbranchen  ineinander  übergreifen,  und  ihre  Gebiete  weniger  den 
Grenzen  der  Kantone  ah  bestimmten  Thalschaften  folgen,  hat  doch  fast  jeder 
größere  Zweig  einen  gewissen  Kanton  als  Hauptsitz;  so  die  Stickerei  den  Kanton 
St.  Gallen  nebst  Appenzell  und  Thurgau,  die  übrige  Baum  Wollindustrie  den 
Kanton  Zürich,  nebst  St.  Gallen  und  Aargau,  die  Seidenstotfweberei  den  Kanton 
Zürich,  die  Seidenbandfabrikation  den  Kanton  Basel,  die  Leinenindustrie  den 
Kanton  Bern  (Emmenthal  und  Oberaargau). 

Die  schweizerische  Textilindustrie  wird  ungefähr  zur  Hälfte  fabrikmäßig 
und  zur  Hälfte  als  Hausindustrie  betrieben.  Fast  ausschließlich  Hausindustrie  ist 
die  Mousseline-  und  Vorhang  wehere  i,  die  Leinen  Weberei,  halb  Fabrik-,  halb  Haus- 
industrie ist  die  Stickerei,  Seidenweberei  und  Strumpfwirkerei ;  vorwiegend  oder 
ausschließlich  Fabrik  betrieb    haben    die  Spinnerei,  Zwirnerei  und  Wollen weberei. 

Thalweil-Sihlbrücke-Zug-Bahn.  Der  Schweiz.  Nordos^ahn  wurde  für 
dieses  Bahnprojekt  am  19./25.  Juni  1890  von  der  Bundesversammlung  die  Kon- 
zession ertheilt.  Ablauf  der  Konzession  am  1.  Januar  1969.  Die  Länge  der 
Bahn  wird  23  km,  die  Spurweite  1,485  m,  die  Maximalsteigung  12^/oo  betragen. 
Bis  zum  I.Januar  1891  sind  dem  Bundesrathe  die  vorschriftsmäßigen  technischen 
und  finanziellen  Vorlagen  einzureichen.  Am  1.  April  1891  sollen  die  Tunnel- 
und  Erdarbeiten  beginnen.  Am  I.Januar  1894  soll  die  Linie  dem  Betrieb  über- 
geben werden.  Der  Rückkauf  erfolgt  mit  demjenigen  der  Bahnstrecke  Zürich* 
Zug-Luzern  (Reppisch-Linie)  in  der  Weise,  daß  beide  Linien  ein  einheitliches 
Rückkaufsobjekt  bilden.  Der  Rückkauf  kann  frühestens  auf  den  Zeitpunkt,  mit 
welchem  die  Linie  10  Jahre  in  Betrieb  sein  wird,  und  von  da  an  jederzeit  er- 
folgen. Vom  Entschluß  des  Rückkaufes  ist  der  Gesellschaft  3  Jahre  vor  dem 
wirklichen   Eintritte  des.selben   Kenntniß  zu  geben. 

Die  Kntschädigung  für  den  Rückkauf  beträgt,  sofern  letzterer  bis  1.  Mai 
1918  rechtskräftig  wird,  den  2r)fachen  Werth  des  durchschnittlichen  Reinertrages 
derjenigen  10  Jahre,  die  dem  Rückkauf  unmittelbar  vorangehen;  sofern  der 
Rückkauf  zwischen  dem  1.  Mai  1918  und  I.Mai  1933  erfolgt,  den  2272fachen 
Werth;  —  wenn  der  Rückkauf  zwischen  dem  1.  Mai  1933  und  dem  Ablauf  der 
Konzession  sich  vollzieht,  deu  20fachen  Werth  des  oben  beschriebenen  Reinertrages. 
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Thalweil-Zu^-Goldau-Bahn.  Eisenbahnprojekt,  für  welches  am  12.  Jnli 
1888  die  Bundeskonzession  nachgesucht  wurde,  ist  in  Folge  Konzessionirnng  der 
Thalweil-SihlbrUcke-Zug-Bahn  dahingefallen. 

Theerfarbstoffe«  Die  Theerfarbenindustrie  ist  eine  der  jüngsten  Branchen 
des  schweizerischen  Gewerbefleißes.  Die  im  Jahre  1764  gegründete  Firma 
Joh.  Rud.  Geigy  in  Basel,  welche  im  Jahre  1856  die  Farbholzextraktfabrikation 
and  im  Jahre  1859  die  Theerfarbenfabrikation  aufnahm,  bildete  den  Kern,  um 
welchen  sich  nach  und  nach  einige  andere,  große  Fabriken  in  und  um  Basel 
ansiedelten.  In  La  Plaine  bei  Genf  hatte  sich  außerdem  im  Jahre  1868  die 
Firma  P.  Monnet  &  Cie.  etablirt. 

Die  gesammte  Jahresproduktion  dieser  Firmen  belief  sich  um  1883  laut  Ermitt- 
lungen, welche  bei  Anlaß  der  Zürcher  Landesausstellnng  von  ihnen  selbst  veran- 
staltet wurden,  auf  16,120,000  Franken,  gegen  ungefähr  115  Millionen  Franken 
der  Gesammtproduktion  Europas.  Die  inländischen  Färbereien  konsumiren  un- 
gefähr die  Hälfte  der  schweizerischen  Produktion;  der  Export  künstlicher  Farben 
aus  Steinkohlentheer  betrug  im  Jahre  1889  8,348,146  Fr.  (11,590  q),  die 
Einfuhr  1,559,200  Fr.  (1949  q).  Die  Hauptabsatzgebiete  sind  Deutschland, 
Frankreich,  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Namhafte  Ab- 
nehmer sind  auch  Oesterreich,  Italien,  Belgien,  Spanien,  Eußland,  Ostasien  und 
britisch  Indien.  Die  zur  Einfuhr  beniUhigten  Farben,  worunter  hauptsächlich 
Alizarin,  dessen  Fabrikation  in  der  Schweiz  nahezu  aufgegeben  ist,  werden  zum 
weitaus  größten  Theil  aus  Deutschland  bezogen.  Die  genannte  Industrie  beschäftigte 
im  Jahre  1883  892  Mann,  die  1,090,000  Fr.  Löhne  bezogen.  Der  Kohlenver- 
brauch war  196,110  q  (Heizfläche  1604  m*),  für  Frachten  wurden  460,878  Fr., 
für  Zoll  248,764  Fr.,  für  Staatsabgaben  (Salzsteuer)  134,000  Fr.  gezahlt. 

Die  schweizerische  Theerfarbenindustrie  wetteifert  mit  der  deutschen,  franzö- 
sischen und  engli'^chen  nicht  nur  in  der  Schönheit  der  dargestellten  Produkte, 
sun4ern  auch  in  deren  Erflndang.  Trotz  dem  Mangel  einer  schweizerischen 
Patentgesetzgebung  für  chemische  Erzeugnisse,  welcher  Umstand  ihr  die  Aus- 
beutung oder  Nachahmung  fremder  Entdeckungen  und  Erfindungen  erleichtert, 
sind  von  den  schweizerischen  Firmen  einige  wichtige  eigene  Erfindungen  gemacht 
und  viele  anderwärts  erfundene,  aber  nur  in  kleinem  Maßstabe  bereitete  neue 
Farben  zuerst  fabrikmäßig  dargestellt  worden. 

Es  ist  unbestritten,  daß  die  Schweiz  über  eine  ungewöhnliche  Menge  von 
positivem  chemischem  Wissen  verfügt,  und  zwar  wesentlich  dank  dem  eidgenössi- 
schen Polytechnikum,  dessen  Gründung  fast  unmittelbar  die  Entdeckung  der  ersten 
Theerfarbe  folgte.  Das  genannte  Institut  schwang  sich  sofort  in  den  allervor- 
dersten  Rang  verwandter  Anstalten  empor  und  stand  lange  Zeit  wohl  als  erste 
derselben  da.  Von  Anfang  an  bis  zum  heutigen  Tage  ist  sie  im  chemischen 
Fache  zwar  eine  Ausbildungsstätte  für  Gelehrte  aller  Kulturvölker  der  Erde, 
nicht  nur  solcher  schweizerischer  Nationalität  gewesen,  doch  hat  diese  Schöpfung 
der  Eidgenossenschaft  weitaus  die  segensreichsten  Folgen  für  die  Schweiz  selbst  gehabt. 

Thier- und  Pflanzenschutz.  (Mitgetheilt  von  Herrn  Ernst  Anderegg, 
cand.phil.  in  Bern.)  Ueberall  in  der  belebten  Natur  herrscht  ein  Kampf  nm  das  Leben; 
und  ^Thiere  verzehren,  Pflanzen  ernähren**,  ist  ein  ganz  unzutreffendes  Sprichwort, 
denn  auch  unter  den  Pflanzen  werden  Kriege  und  Gefechte  geführt,  Triomphe  oder 
Niederlagen  errungen.  Grerade  aus  dem  Kampf  um  das  Dasein  sind  aber  nach  Jahr- 
tausenden auch  unsere  vervollkommneten  Lebewesen  hervorgegangen,  gut  aus- 
gerüstet, um  sich  in  ihrer  Art  in  diesem  Kampfe  fortzuerhalten.  Ungemein 
mannigfaltig  ist  der  unseren  Lebewesen  durch  die  Natur  gegebene  Schutz, 
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sei  er  nun  direkt,  das  „SichselbstbefichUtzen*'  —  entweder  aktiv  (Yertheidi^ng) 
oder  passiv  —  durch  mechanische,  mechanisch-chemische  oder  chemische  Mittel, 
oder  sei  er  indirekt,  das  „Greschütztwerden'*  durch  Farbenanpassung  oder  Formen* 
nachahmung  (der  sogen.  Mimicry)  oder  Aufstellung  von  Schildwachen.  So  würde 
in  der  Natur  von  selbst  ein  Grleichge wicht  ihrer  Wesen  bestehen  —  Störungen 
könnten  einerseits  in  Folge  der  vorhandenen  Bedingungen  ftir  die  zahlreiche 
Yermehruug  und  anderseits  in  Folge  der  wirkenden  vielen  Yernichtungsfaktoren 
(Witterung  etc.)  nur  vorübergehende  sein,  wenn  nicht  wir  Menschen  in  den 
Naturhaushalt  eingriffen.  Wir  suchen  ja  diejenigen  Wesen,  welche  uns  Nahrung, 
Kleidung,  Arbeitskraft  etc.  spenden  (meist  durch  Zuchten  oder  Kulturen),  zu 
vermehren  und  für  diejenigen,  welche  uns  indirekt  Nutzen  bringen  oder  uns  an- 
genehm und  der  Natur  zur  Zierde  sind,  möglichst  forderlich  zu  sein  (positiver 
Thier-  und  Pflanzenschutz);  dagegen  stellen  wir  allen  denjenigen  Wesen  nach 
oder  halten  sie  wenigistens  fern,  welche,  unseren  Interessen  entgegen,  die  nutz- 
baren und  nützlichen  bedruhen  (negativer  Thier-  und  Pflanzenschutz).  Einigen 
(freilich  von  unserem  Standpunkt  aus  meist  nutzbaren  oder  nützlichen)  Wesen 
hat  zwar  vor  uns  auch  die  Natur  Schutz  gegeben,  es  ist  dies  der  Schnts 
durch  Aberglaube.     Diesen  haben  vielerorts  z.  B.  die  Tannen  — 

„Vater,  ist's  wahr,  daß  auf  dem  Berge  dort  die  Bäume  Unten,  wenn  man  einen 
Streich  dVauf  führte  mit  der  Axt  ?  der  Meister  Hirt  erzählt's ;  die  Bäume  seien 
gebannt,  sagt  er,  und  wer  sie  schädige,  dem  wachse  seine  Hand  heraus  zum 
Grabe.'*     (Teil,  Hl,  3)  — 

feiner  die  Obstbäume,  welche  an    Geburtstagen    gepflanzt    worden   sind   und   als 

„Schicksalsbäume''   angesehen  werden,  sodann  die  Schwalben  und   Bothkehlchen, 

weil  ein  Vergehen  gegen  dieselben  Unglück  in's  Haus  oder  in  den  Stall  bringe.  In 

derartigem  Glauben  liegen  Ueberrestc  jener  Ansicht  naiver  Naturvölker,  daß  die 

Wesen,  welche  imponirende  Eigenschaften  besitzen,  mit  übernatürlichen  Kräften 

ausgestattet  seien. 

Die  ersten  Anfänge  des  von  Menschen  mit  Bewußtsein  an  Thiere  und 
Pflanzen  verliehenen  Schutzes  sind  schon  in  unsere  prähistorische  Zeit  ZQ  verlegen  : 
die  Pfahlbauten-Bewohner  waren  schon  Viehzüchter  und  trieben  Ackerbau;  die 
in  den  Hausstand  erhobenen  Hufthiere,  die  scharfsinnig  aufgespähten  Pflanzen 
mit  in  die  Augen  springenden  Vorzügen  (Gramineen  und  —  vielleicht  schon 
vor  diesen  —  Obstbäume)  konnten  aber  nicht  bloß  gepflegt,  sie  mußten  unbe- 
dingt gegen  die  Angriife  ihrer  Feinde  vertheidigt  werden. 

Heutzutage  gehen  die  wenigen  großen  Raubihlere  —  üeberliefertes  aus 
dem  alten  Urwald  —  ihrem  Untergang  entgegen;  Behörden  zahlen  auf  ihre 
Erlegung  Schußgelder.  Wie  zahlreich  Raubthiere  noch  im  vorigen  Jahrhundert 
z.  B.  in  blindnerischen  Gebirgen  angetroilen  wurden,  ist  ersichtlich  ans  den 
Jahresrechnungen  der  Bundesschreiber  des  Gotteshausbundes,  nach  denen  nicht 
selten  2 — 300  fl.  für  erlegte  Raubthiere  ausgegeben  wurden,  aus  welcher  Summe 
auf  Erlegung  von  acht  Bären  und  doppelt  so  vielen  Luchsen  und  Wölfen  zu 
schließen  ist.  Im  Herbst  1889  geht  nun  die  Notiz  durch  die  schweizerische 
Presse,  ^^ie  Bären  drohen  im  letzten  Gebiet  (Unterengadin)  auszusterben,  so 
daß  von  mehrtTcu  Seiten  schon  eine  —  Bärennachzucht  angerathen  wurde**  • 
Auch  die  (fe  fähr  liehen  liaubüiUicl  müssen  in  dem  gegen  sie  geführten  Vernioh- 
tungskampf  schließlich  erliegen.  Die  Krenzniter  (Kupferuatter,  Pelias  Cerus, 
Merr.)  und  die  im  Jura  sich  zu  ihr  gesellende  gleich  giftige  rhedische  Viper 
(Vipera  asiäs  L.)  werden  immer  mehr  vom  kultivirten  Boden  zurückgedrängt, 
man  hört  nur  etwa  zur  Zeit  der  Heuernte  noch  von  Schlangenbissen. 
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Wir  haben  es  unier  den  Feinden  der  Pflanzen  und  Thiere  viel  mehr  mit 
leleineren  und  kleinsten  Wesen  ßu  ihun.  Dahin  »ind  einmal  Nager  und  diejenigen 
Kleinthiere  zu  zählen,  welche  man  insgesammt  TJugeziefer  nennt.  Zur  Be- 
kämpfung einzelner  dieser  Schädlinge  sind  Maßregeln  getroffen  worden  So  be- 
stehen Eantonsverordnungen  und  Konkordate  fUr  Vertilgung  des  Maikäfers,  die 
wohl  besser  nachwirken,  als  jene  geistlichen  oder  weltlichen  Gerichte  in  früheren 
Zeiten,  wie  etwa  das  1473  durch  Bischof  Benedikt  von  Lausanne  über  die  Enger- 
linge im  Gebiete  der  Stadt  Bern  abgehaltene,  es  vermocht  haben.  Femer  hat 
der  Bundesrath  gegen  eingeschleppte  Kulturfeinde  Verordnungen  getroffen  (vergl. 
„Reblaus*"  pag.  643,  11.  Bd.  und  „Blutlaus*"  pag.  290,  I.  Bd.).  Solche  neu 
auftauchende  Kulturfeinde  rufen  je  weilen  auch  einer  ganzen  Literatur,  wie 
es  denn  überhaupt  schon  bei  einiger  Gefahr  vor  Einschlepp ung  eines  neuen 
Feindes  nie  an  Belehrungen  fehlt  (wie  s.  Z.  über  den  Kartoffel-  oder  Colorado- 
käfer, Chrysomela  decemlineata,  Lee). 

Gefährlicher  als  das  meiste  Ungeziefer  sind  die  (Ento-)  Parasiten  unserer 
Nutz-Thiere  und  -Pflanzen  (die  durch  sie  hervorgerufenen  Krankheiten  wurden  früher 
nur  zu  gern  der  Hexerei  zugeschrieben),  denn  viele  dieser  Parasiten  sind  so  klein^ 
daß  sie  erst  bei  stärkster  Vergrößerung  sichtbar  werden,  andere  wieder  nahen 
auf  schwer  zu  verfolgenden  Schleichwegen.  Ueberträger  von  Parasiten  sind  z.  B. 
aus  dem  Thierreich:  Fliegen,  Ratten  (Hauptbrutstätten  von  Trichinen),  Hunde 
(von  den  größten  Parasitenherbergen] ;  aus  dem  Pflanzenreich :  Berberis  vulgaris  L.^ 
Juniperus  Sabina  L. 

Hinsichtlich  Vorkehren  gegen  solche  sind  wir  andern  Ländern  noch  zu- 
rück. So  hat  Deutschland  erst  neuerdings  die  Vorschrift  eingeführt,  daß  10  m 
weit  von  Getreide-  und  Grasland  keine  Berberitzen  (Träger  des  Getreide-  oder 
Grasrosts  Puccinia  graminis)  stehen  dürfen,  und  eine  Warnung  erlassen,  getödtete 
Ratten  zu  vergraben.  Gegen  gewisse  pflanzliche  Parasiten  bestehen  gesetzliche 
Maßnahmen  oder  Vorschläge  zur  Bekämpfung.  So  haben  wir  zum  Schutze 
der  Hausthiere  vor  Bakterien  die  eidf/enössischen  Seucheng esetze^  welche 
die  Bannlegung,  Schutzimpfongen,  Quarantänen  beim  Viehverkehr  etc.,  seit 
August  1889  auch  die  Desinfektions verfahren  bestimmen  und  die  Einsetzung  von 
Grenzthierärzten  zur  Folge  hatten  (vergl.  „Viehseuchen").  Das  neue  Verfahren 
aber  zur  Heilung  von  Infektionskrankheiten  durch  Bekämpfen  lassen  der  Bakterien 
(die  Bakteriotherapie)  ist  durch  den  St.  Galler  Dr.  Garr6  wesentlich  befördert 
worden. 

Zum  Schutze  der  Kartoffeln  vor  Peronospora  infestans  ist 
vom  Bundesrath  im  Sommer  18S9  ein  Bespritzungs- Verfahren  mit  Kupfervitriol* 
lösung  empfohlen  worden. 

Vorschläge  zur  Bekämpfung  von  Pilzkrankheiten  sind  sonst  besonders  von 
Vereinen  aus  gemacht  worden,  wie  vom  Schweiz.  Obst-  und  Weinbauverein. 

Auch  unter  den  grünen  Pflanzen  giebt  08  solche  die  schaden,  sei  es  un- 
mittelbar durch  Entzug  von  Nahrungssaft  an  Kultar pflanzen  (wie  z.  B.  die  Mistel  ^ 
über  deren  Lebensweise  sich  in  allen  Lehrbüchern  über  Obstbau  genaue  Erörte- 
rungen finden)  oder  durch  giftige  Wirkungen  an  Hatisthieren,  sei  es  mittelbar 
durch  Wegnahme  von  Raum,  Licht  und  Nahrung  an  Nutzpflanzen  (wozu  dann 
oft  noch  Erschwerung  der  Bodenbearbeitung  kommt).  Aus  früheren  Zeiten  sind 
Erlasse  gegen  dvs  „Insamenschießen**  von  Unk  räutern  bekannt,  die 
Strafen  vorschrieben.  Heute  kann  man  sich  vor  unkrauthaltigem  Saatgut  durch 
Bezug  des  Samens  von  Handlungen  sichern,  welche  unter  der  (auf  Grund  einer 
1875  von  Reg.-R.  Baumgartner  im  Nationalrath  gemachten  Anregung  errichteten) 
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isohweiz.  Samenkontrolstation  stehen,  besonders  vor  der  ^Eleeseide**  (Coseuta  Yar. 
Trifolii  Bab.)  etc.  Kenntniß  über  neae  Bekämpf angsarten  geben  je  weilen  die 
landwirthschaftlichen  Zeitungen. 

Im  Kampf  gegen  Kulturfeinde  stehen  uns  diejenigen  Wesen  bei,  die  solche 
zu  ihrer  Nahrung  bedürfen.  Das  größte  Kontingent  zu  diesen  unseren  Grehtilfen 
■stellen  die  Vögel  und  es  rechtfertigt  sich  so  die  durch  Dr.  Friedr.  v,  Tschudi 
in  Folge  seiner  Schrift  „Die  Vögel  und  das  Ungeziefer **  vom  Jahre  1858  nicht 
nur  in  der  Schweiz,  sondern  auch  im  Ausland  bewirkte  gesetzliche  Schonung  der- 
jenigen Arten,  welche  über  ihren  weitaus  größeren  Nutzen  keinen  Zweifel  übrig  lassen. 
Während  auf  diese  Weise  in  unserem  Land  für  Vogelschutz  gesorgt  ist, 
wurden  für  denselben  nach  Außen  schon  internationale  Verträge  angestrebt  (so 
1873  durch  den  Schweiz.  Gesandten  H.  v.  Tschudi  auf  dem  Kongreß  der  Land- 
und  Forstwirthe  in  Wien,  1884  durch  die  Schweiz,  ornithologische  G^ellschaft 
Auf  dem  internationalen  Ornithologenkongreß  in  Wien).  Zweck  jener  in  den 
letzten  Dezennien  entstandenen  Vogelschalege^eteey  bei  deren  Aufstellung  nicht 
bloß  die  Landwirthschaft,  sondern  auch  die  übrigen  Hauptinteressenten-Gruppen 
{Forstwirthschaft  und  Jagdbetrieb)  haben  oder  hätten  berücksichtigt  werden  müssen, 
soll  die  Bekämpfung  einer  Massenvertilgung  nützlicher  Vögel  und  die  Weckung 
•des  Sinns  für  Thierschonung  beim  Volke  sein.  Das  eidgenössische  Vogelschutz- 
gesetz (vergl.  pag.  5»^,  II.  Bd.)  geht  nun  aber  zu  weit,  so  daß  es  nicht  in  der 
ganzen  Strenge  befolgt  werden  kann.  Es  kommt  ja  bei  vielen  Vögeln  auf  die  haupt- 
sächlichste Bodenbewirthschaftung  einer  Gegend  an,  ob  sie  als  G^hülfen  zu  betrachten 
sind ;  unser  Gesetz  nimmt  darauf  nur  bezüglich  Weingärten  Bücksicht.  Der  Staar, 
von  Alters  her  in  G^treidebaugegenden  ein  beliebter  Vogel,  was  die  dort  viel- 
fach angebrachten  „  Staar  kästen  **  bezeugen,  ist  —  als  Beispiel  —  nicht  nur  in 
WeiD[|gärten,  sondern  auch  in  Kirschbaumpflanzungen  sehr  verhaßt.  Landwirthe, 
die  ja  am  Ende  unbedingt  sich  selbst  die  Nächsten  sind,  suchen  gegen  die  schäd- 
liche Wirksamkeit  solcher  Vögel  auf  jede  mögliche,  nicht  immer  mit  dem  Gesetz 
übereinstimmende  Weise  einzuschreiten,  und  leider  gebrauchen  sie  hiezu  oft  die 
Buben;  vielen  Vögeln  wird  dann  auch  bloß  wegen  vermeintlichem  Schaden 
nachgestellt,  und  erst  recht-  und  schutzlos  stehen  oft  weitere  Gehülfen  da.  Mäuse- 
vertilger,  Ungeziefervertilger,  ünkrautsamenvertilger  sind  Verfolgungen  bloß  ans 
Antipathie  (wie  z  B.  die  Kröten)  oder  aus  abergläubischen  Vorurtheilen  (wie 
die  Fledermäuse  und  Eulen)  oder  aus  bloßer  Unkenntuiß  (wie  z.  B.  die  als  gelbe 
Hülsen  Weißlingsraupen  bedeckenden  Schlupfwespenpuppen,  die  feldernden  Tauben) 
ausgesetzt.  Andern  Gehülfen  wird  aber  auch  des  angenehmen  Wesens,  das  sie 
als  Kätigthiere  geeignet  macht  (wie  Nachtigallen),  oder  des  Wohlgeschmacks  ihres 
Fleisches  wegen  nachgestellt.  Die  Beispiele,  wo  nach  dem  in  den  Sechszigerjahren 
"durch  F.  Anderegg  in  Wanzwyl  (Oberaargau)  gegebenen  Vorbilde  die  Lehrer 
Schüler -Vereinigungen  zum  Schutze  nützlicher  Thiere  bilden*),  sind  bis  dahin 
selten  geblieben,  und  haben  solche  erst  jüngst  in  Deutschland  Nachahmer  gefunden. 
In  verschiedenen  Gegenden  ist  jetzt  den  Schülern  (xelegenheit  geboten,  in  „Schul- 
gärten" nützliche  und  schädliche  Thiere  in  ihrem  Thun  und  Treiben  zu  beobachten, 
so  auch  die  Hummel  und  Biene  als  Vermittler  der  Blüthenbestäubung  bei  vielen 
Kulturpflanzen  und  die  Regenwürmer  als  fleißige  Arbeiter  bei  der  Durchlüftung 
des  Erdreichs.  Wir  sollen  jedem  Wesen,  das  durch  irgend  einen  Nutzen  einen 
Berechtigungsgrund  für  sein  Dasein  hat,  dieses  Dasein  auch  gönnen,    seinen  all- 


*)  Verpl.  Stiltuten   des  Schnlervereins  Wanzwvl:    „Bern.   Blatter   für   Landwirth- 
sdi'diV  186:2. 
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fällig  zu  Tage  tretenden  Schaden  id  irgendwie  humaner  Art  abzuwenden  suchen. 
Zur  Abwendung  des  Schadens  stehen  uns  meist  viele  Mittel  zur  Verfügung,  sü 
Mennige  oder  Scheuchen  gegen  Yogelschaden  in  Ansaaten,  Querhölzer  an  Pfählen 
gegeyo  Abbruch  junger  Bäume  durch  Vögel,  Dornenkränze  au  Baumstämmen  gegen 
Plündern  von  Nestern  höhlenbrtitender  Vögel  durch  behaartes  Raubzeug,  üeber- 
haupt  wird  hinsichtlich  der  eigentlichen  Hülfstruppe,  d.  h.  derjenigen  Thiere, 
deren  Nutzen  unzweifelhaft  ist,  in  den  letzten  Jahren  doch  mit  einem  größeren 
Verständniß  gearbeitet  als  früher,  namentlich  dadurch,  daß  man  Gehülfen  in  be- 
stimmte Gegenden  zu  fesseln  sucht.  Es  werden  von  einsichtigen  Landwirthen 
Flächen,  die  zu  Kulturen  ungeeignet  sind  (wie  Raine,  Steinbruchränder),  mit 
niederem  Buschwerk  bepflanzt,  von  „Verschönerungävereinen**  in  der  Nähe  vieler 
Städte  für  parkartige  Anlagen  gesorgt,  von  fortschrittlichen  Gemeinden  (Most-) 
Obstbaum-Alleen  an  den  Ackerfluren  durchziehenden  Straßen  angelegt.  Neben 
natürlichen  Wohnstätten  werden  den  höhlen  brüten  den  Vögeln  unter  den  Gehülfen 
auch  künstliche  (Nistkästen)  angeboten. 

Viele  wildlebende  nutzbare  Thiere  —  Gewild  und  Fische  —  stehen 
schon  lange  unter  dem  Schutz  des  Menschen,  indem  er  für  eine  Vermehrung  der- 
selben durch  Schonzeiten  und  -orte  Sorge  trägt.  So  wurden  z.  B.  schon  im 
XVI.  Jahrhundert  Jagdgesetze  erlassen,  die  eine  Schonzeit  meist  von  der  alten 
Fastnacht  bis  Johanni  vorschrieben.  Auch  erklärten  die  Glamer  schon  im  Jahre 
1539  die  Bergkette  zwischen  Groß-  und  Kleinthal  als  Schonrevier.  Fischerei- 
gilden größerer  Orte  sorgten  im  Mittelalter  durch  strenge  Verordnungen  und 
gewissenhafte  Handhabung  derselben,  durch  Anlage  geeigneter  Laichstellen  für 
eine  gute  Bevölkerung  ihrer  Gewässer.  Fischerei-  und  Jagdbetrieb  erhielten 
sodann  durch  die  Bundesverfassung  von  1874  eine  einheitliche  Gesetzesgrundlage. 
So  sind  nun  im  eidgen.  Fischereigesetz  (vergl.  pag.  631,  I,  Bd.  und  die  Revision 
desselben  vom  Jahre  1888)  die  Minimalmaße  für  den  Fang  und  die  Laich-Schon- 
seit  der  Fische  bestimmt  und  sieht  das  eidgen.  Jagdgesetz  (vergl.  pag.  53,  II.  Bd.) 
Freiberge  für  Erhaltung  des  Hochwilds  (mit  Wildhütern  in  diesen  Bannbezirken) 
voraus.  Für  gebührende  Nachachtung  des  Jagdgesetzes  sorgt  neben  kantonalen 
Jägervereinen    der  1882    in's  Leben    gerufene  Schweiz.  Wildschutzverein  Diana. 

Es  ist  eine  bekannte  Thatsache,  daß  wir  den  Werth  gewisser  Wesen  erst 
dann  schätzen  lernen,  wenn  wir  dieselben  zur  bemerkbaren  Abnahme  oder  gar 
Ausrottung  getrieben  haben.  Wir  suchen  in  diesem  Falle  künstlich  eine  Erhal- 
tung und  Vermehrung.  Wir  sind  dadurch  auch  zur  künstlichen  Fisch-  und  Krebs- 
zucht gekommen,  und  immer  mehr  wird  dabei  die  Wahrheit  des  Spruchs  eingesehen^ 
daß  „das  Wasser  ebenso  reich  ist  als  das  Feld,  wenn  man  es  gleich  den  Aeckern 
bestellt '*.  Nachdem  der  Steinbock  aus  unserem  Wildstand  verschwunden  war, 
suchte  man  mit  großen  Kosten  seine  Wiedereinführung  in  Graubünden  (Steinbock- 
Kolonie  an  der  Strelakette,  Schanfigg),  wie  ornithologische  Vereine  die  Wieder- 
verbreitung von  Nachtigallen  durch  Ankauf  und  Aussetzen.  Unsere  edlen  Jagd- 
thiere  (Gemsen,  Kirsche,  Rehe)  werden  übrigens  an  verschiedenen  Orten  besonders 
gepflegt,  wie  im  zoologischen  Garten  von  Basel,  in  den  Waldungen  der  Sihl  bei 
Zürich,  im  Hirschengarten  bei  Bern,  in  den  Parcs  der  Gorges  de  la  Reuse 
(Neuenbürg).  Ebenso  hat  man  in  neuerer  Zeit  auch  Pflanzen  —  namentlich 
Arsneipflanzen  (wie  im  Jura  gelber  Enzian,  G^ntiana  lutea,  L.)  —  in  Kultur 
genommen.  Die  charakteristischen  Schweizerpflanzen  werden  in  der  Schweiz  viel- 
fach in  botanischen  Gärten  kultivirt  (so  in  Bern,  Zürich,  speziell  die  Alpenpflanzen 
im  1889  fertig  gestellt  wordenen  Garten  des  Entremont-Thals  an  der  St.  Bern- 
hardfitraße).     Damit  die  seltenen  Pflanzen  aber  auch  noch  wildwachsend  erhalten 
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bleitien,  hat  sich  auf  Anregung  von  Dr.  H.  Gondet  und  H.  Correvon  am  29. 
Januar  1883  in  Genf  die  Association  pour  la  protection  des  plantes  gebildet. 
Bind  ja  doch  durch  Sammelliebhabereien  seltene  Ptlanzen  schon  von  veriichiedenen 
Stellen  verschwunden,  obschon  manche  Lehrer,  überhaupt  gegen  das  viele  unntttie 
Pflanzenausreißen  eifernd,  Fundorte  vor  allzubegierigen  Schülern  verheimlichen; 
zwar  finden  wir  das  Verheimlichen  anch  bei  Postillonen  und  Kondukteuren 
Fremden  gegenüber,  bei  diesen  aber  auf  eigenen  Gewinn  berechnet.  Jene  Abso- 
ciation  zählt  bereits  600  Mitglieder,  neben  Schweizern  sahbreiche  Ausländer. 
Auch  wurde  durch  die  Sektionen  Oberaargau  und  Zotingen  des  Schweiz.  Alpen- 
klnbs,  nachdem  Direktor  Rob.  Meyer  in  der  Klus  auf  dortige  Abnahme  seltener 
Ptlanzen  aufmerksam  gemacht  hat,  darauf  gedrungen,  daß  die  Einwohnergemeinde 
Bulsthal   1885  folgende  Beschlüsse  annahm: 

1)  Es  dürfe  im  Gemeindebann  Balstbal  kein  Gärtner  noch  Botaniker  Daphne  cneo- 
rum  L.  (das  ,Klusner  Alpenrösli";  und  alpina  L.,  Primula  auricula  L.  (,Flue- 
blQmli')  sammeln; 

2)  ebenso  dürfen  von  den  Einwohnern  BalsthaPs  und  Umgebung  die  BlQtben  dieser 
Pflanzen  nicht  gepflückt  werden; 

3)  es  sollen  an  günstigen  Stellen  Verbote  aufgestellt  werden  mit  Bußandrohung. 
Und  ähnliche  Beschlüsse  faßte  später  auch  die  Gemeinde  Oensingen,  in  deren 

Gebiet  z.  B.  die  Ravellenßuh  mit  Iberis  saxatilix  L.  liegt.  Gegenwärtig  ist  —  besonders 
durch  die  Bentrebungen  von  Fischer-Sigwart  —  die  Aussicht  vorhanden,  daß  der 
scliweiz.  Alpenklub  sich  die  Planzenschutzfrage  zu  seiner  Aufgabe  machen  wird, 
wie  derselbe  ja  nchon  für  Schonung  von  „Wettertannen"  sorgt,  und  so  werden 
dHun  die  Hufe  für  F^rhaltung  von  Jura-  und  Alpenpflanzen  (wie  z.  B.  von  Edel- 
weiß) in  (l(ir  Presse  nicht  unerhört  bleiben. 

Wälder  im  Gebirge  genieikn  seit  Alters  besonderen  Schutz,  namentlich 
Holclie,  die  in  den  Alpweiden,  an  den  Grenzen  der  Waldregion  liegen  (oft 
bedrohten  Statuten  deren  Schädigung  mit  dem  Tode);  denn  man  erkannte  ihre 
Bedeutung  und  wußte  wohl,  daß  ein  Nachwuchs  fast  unmöglich  sei.  Der  durch 
Nat.-K.  Dr.  A.  v.  Planta  angeregte  Gedanke,  der  Bund  solle  die  Oberaufsicht 
über  die  Forstpolizei  im  Hucbgebirge  führen,  wurde  zum  Bundesgesets  erhoben 
(vergl.  pag.  G51,  I.  Bd.)  und  kann  nun,  auf  Grund  desselben,  verderblichen 
Elementen  Einhalt  gethan  werden  (Kufen,  Kutsohungen).  Waldschutz  vor  Ziegen 
und  Schafen  (Bergamasker)  wird  jetzt  durch  geregelten  Weidgang  erreicht  ;  ein 
Uebel  besteht  in  Graubünden  noch  im  Allmendwesen,  in  der  schädlichen  freien 
Aziing  (vrrgl.    „(Traubündon**    1.   Bd.). 

AuH  den  un^timein  zahlreichen  Wiesen  pflanzen  wurde  in  den  letzten  Dezennien 
diiM  Hostt'  vom  (ruten  herausgefunden,  um  mit  demselben  durch  den  Kunstfutter- 
l»au  dir  Tliierproduktion  zu  steigern;  so  sind  nun  werth volle  Futterpflanzen 
in   besonderen  Schutz  gekommen. 

ObHchun  gegen  Vergehen  am  Eigenthum  die  kantonalen  Polizeißtrafgesetze 
bestehtMi,  bl»rt  man  doch  stet»*  Klagen  über  Feld-  und  besonders  Obst  frevel, 
weljbalb  iiucli  M'lion  im  bernischen  Grüßen  Rath  die  Motion  auf  Erlaß  eines  Gesetzes 
für  stniigere  Bestrafung  desselben  ge^tellt,  18Ö8  in  der  bernischen  Obstbaukommission 
der  Kntwurr  eines  Keglements  gegen  Obstfrevel  besprochen  wurde.  Eine  Muster- 
verordnung für  Kinwidmergemeinden,  von  denjenigen  des  Amtes  Burgdorf  ange- 
nommen, i.st  nun  ISSi)  von  einer  Kommiaision  unter  dem  Präsidium  von  Groß- 
rath   V.   A  Holt  er  in   Oesehberg  herausgegeben  worden. 

Ciewisse  Kulturen  genießen  Zoll  schütz.  Andere  Kulturen  hat  allerdings 
die  Landwirt liNrhuft,  seit  ihr  die  Industrie  zur  Seite  steht,  aufgeben  müssen  (wie 
Farberwuid,   Krapp). 
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Man  machte  die  Beobaohtung,  daß  Hausthiere  noch  vielerorts  roh  be- 
bandelt werden,  und  daher  thaten  sich  Männer  zusammen  zur  Bildnng  von  frei- 
inlligen  Gesellschaften,  welche  sich  die  schöne  Aufgabe  stellen:  1)  jeden  ihnen 
bekannt  gewordenen  Fall  von  Tbierquälerei  zur  Anzeige  bez.  gesetzlichen  Be- 
strafung (nach  den  kantonalen  Strafgesetzen  oder  entstandenen  Dekreten  über 
Tbierquälerei)  zu  bringen,  2)  das  Volk  durch  populäre  Flugschriften  über  die 
richtige  Behandlung  der  Hausthiere  zu  belehren,  3)  für  Einführung  passender 
Zuggeschirre,  Fahrzeuge  etc.,  für  Verbreitung  von  Plänen  solcher  Stallungen, 
die  den  sanitären  Anforderungen  entsprechen,  sowie  für  schmerzlose  Tödtung  ein- 
zutreten. Der  erste  derartige  „Thierschutzverein'*  entstand  in  Zürich, 
dank  den  energischen  Bestrebungen  des  Pfarrers  WoltF  in  Weiningen  (Statuten: 
1875).  Im  Jahre  1885  wurde  eine  Konferenz  der  Schweiz.  Tbierschutzvereine 
in  Bern  unter  dem  Präsidium  von  Woltf  abgehalten  und  auf  dieser  folgende 
Statuten  angenommen : 

§  1.  Die  Schweiz.  Thierschutzvereine  und  die  Abtheilungen  anderer  Vereine,  die 
den  Schutz  der  Thiere  zum  Zweck  haben,  stehen  mit  einander  in  organischer  Verbin- 
dung und  bilden  in  ihrer  Gesammtbeit  den  Schweiz,  Zentralverein  zum  Schutz  der 
Thiere,  —  §  2.  Jeder  Lokalverein  wird  nach  seiner  Konstituirung,  nach  Meldung  beim 
Zentralvorstand  und  durch  Annahme  dieser  Statuten  Mitglied  des  Schweiz.  Zentral  Vereins. 
Er  behält  in  seinen  inneren  Beziehungen  und  zu  den  anderen  in-  und  auswärtigen 
Vereinen  eine  durchaus  selbstständige  Stellung.  —  §  3.  Spätestens  alle  zwei  Jahre  findet 
eine  ordentliche  Versammlung  von  Abgeordneten  der  Vereine  statt.  Diese  nehmen 
die  Rechnungsablage  entgegen  und  wählen  fQr  die  nächsten  zwei  Jahre  den  Zentral- 
vorstand, bestehend  aus  Präsident  und  Vizepräsident,  drei  Mitgliedern  und  außerdem 
zwei  Rechnungsrevisoren.  Aktuariat  und  Quästorat  besorgt  der  Vorstand  des  Vereins, 
welchem  der  Präsident  angehört.  —  §  4.  Eine  außerordentliche  Abgeordnetenversamm- 
lung wird  vom  Vorstande  einberufen,  sobald  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  und 
Interessen  es  erfordern,  oder  drei  Vereinsvorstände  unter  Angabe  der  Gründe  eine  solche 
verlangeiK  Bei  den  Abgeordnetenversammlungen  hat  jeder  Verein  durch  seine  Dele- 
girten  bis  zu  100  Mitgliedern  zwei  Stimmen,  für  200  Mitglieder  drei,  300  vier  u.  s.  f. 
Mehr  als  sieben  Stimmen  darf  kein  Verein  abgeben.  —  §  5.  Der  Zentralvorstand  hat 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  Interessen  der  Schweiz.  Thierschutzvereine  zu 
leiten  und  zu  wahren,  insbesondere  die  Bildung  neuer  Thierschutzvereine  im  Schweiz. 
Vaterlande  anzuregen  und  zu  fördern.  —  §  6.  Die  Geschäflsleitung  des  Zentralvorstandes 
ist  unentgeltlich.  Dagegen  beziehen  die  Mitglieder  desselben,  sowie  der  Aktuar  und 
Quästor  bei  nothwendig  gewordenen  Sitzungen  und  Reisen  in  gemeinsamen  Thierschutz- 
Angelegenheiten  die  Vergütung  der  Reiseauslagen  und  ein  Taggeld  von  Fr.  8  für  den 
ganzen  und  von  Fr.  5  für  den  halben  Tag  aus  der  Zentralkasse.  —  §  7.  Die  Zentral- 
kasse wird  gebildet  aus  den  Beiträgen  der  einzelnen  Vereinskassen,  welche  Beiträge 
vom  Zentralvorstand  (je  nach  Bedürfnis  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  und 
nach  eingeholtem  Gutachten  der  Vereinsvorstände  in  Fällen  von  größerer  finanzieller 
Tragweite)  im  Verhältniß  der  Mitgliederzahl  und  zum  Vermögen  der  einzelnen  Vereine 
und  Abtheilungen  (§  1)  festgesetzt  werden.  In  Fällen  von  schwachen  finanziellen  Ver- 
hältnissen einzelner  Vereine  ist  es  dem  Zentralvorstandc  gestattet,  billige  Rücksichten 
walten  zu  lassen.  —  §  8.  Jeder  Verein  bat  das  Recht,  aus  dem  Verb  and  auszutreten. 
Bei  Nichterfüllung  der  durch  diese  Statuten  auferlegten  Pflichten  kann  ein  solcher  auch 
durch  die  Abgeordnetenversammlung  vom  Zentralverein  ausgeschlossen  werden. 

Gegenwärtig  bestehen  in  14  Kantonen  Thierschutzvereine,  und  zwar  in 
Ztirich,  Bern  (seit  1888  mit  dem  Antivivisektionsverein  verschmolzen),  Biel, 
Burgdorf,  Langenthai  und  Thun  (diese  fünf  bernischen  bilden  seit  Mai  188i)  den 
kantonal-bernischen  Thiersc.hutzverband) ;  Luzern,  Glarus  (Kantonalverein),  Frei- 
burg, Solothurn  (Kantonalverein),  Baselstadt,  Öt.  Gallen  und  Toggenburg,  Chur, 
Aargau  (Kantonalverein),  Thurgau  (Kantonalverein),  Lausanne,  Nyon  und  Rolle, 
Neuenburg  und  Genf. 

Im  Gtinzen  sind  es  21  Sektionen,  th.  lokale,  th.  kantonale.  Der  deutsch- 
BchweizeriBche  Zentral  verein  gibt  keine  Jahresberichte  heraus.    Das  seit  1889  unter 
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der  Redaktion  von  Em.  Naef  bei  Wirz-Christen  in  Aaran  sechsmal  im  Jahr  er- 
scheinende Ürgan  „Der  Thierfreund"  (früher  , Schweizer  Thierschutzblätter")  gibt 
Knnde  von  dem,  was  geschieht.  Hauptfragen  waren  bisher  der  Viehtransport,  das 
Sohächtverfahren  und  die  Hundebespannung ;  sie  kamen  theils  auch  auf  internationalen 
Thierbchutzkungressen  zur  Sprache.  So  referirte  Bezirktü Verwalter  A.  Keller  von 
Aarau  1885  auf  der  durch  Pfr.  Woltf  als  Obmann  geleiteten  Konferenz  in 
München  und  1889  auf  der  in  Dresden  über  die  Viehtransportfrage.  Gregen 
Thierquälerei  beim  Schlachtgeschäfte  erließ  schon  1884  der  Thierschutzverein 
Zürich  mit  den  13  andern  damals  bestehenden  Vereinen  (Bern,  Burgdorf,  Langen- 
thal,  Luzern,  Solothurn,  Basel  [Thierschutzkommission  der  gem.  Gesellschaft]^ 
Aargau,  Thurgau,  Toggenburg,  Grlarus,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf)  einen  Auf- 
ruf an  das  Schweiz.  Volk  mit  folgender  Bitte: 

1)  «Man  wolle  zu  Stadt  und  Land  darauf  sehen  und  halten,  daß  das  Schlachten  der 
Tbiere  nur  durch  sachkundige  und  dazu  geeignete  Personen  vorgenommen  werde 
(Nothfälle  selbstverständlich  ausgenommen). 

2)  Man  wolle  bei  den  Schlachtungen  darauf  sehen  und  halten,  daß  vor  der  eigent- 
lichen Tödtung  durch  Blutentziehung  eine  völlige  Betäubung  der  Thiere  durch 
Schlag  oder  auf  andere  angemessene  Weise  vorausgehe. 

3)  Man  wolle  dazu  helfen,  daß  diejenigen  Schlachtmethoden,  welche  bis  jetzt  als 
die  den  Anforderungen  der  Menschlichkeit  und  der  möglichst  schnellen  und 
sclimerzlosen  Tödtung  entsprechendsten  erfunden  worden,  mehr  und  mehr  überall 
eingeführtwerden ;  da  steht  in  erster  Linie  die  Schußmaske,  welche  durchaus 
sicher  den  momentanen  Tod  des  Thieres  bewirkt  und  die  völlige  Verblutung  in 
keiner  Weise  hemmt.* 

Seit  Herbst  1889  hat  der  Thierschutzverein  Bern  für  Abtödten  von  Hunden, 
diejenigen  von  Biel  und  Bern  für  das  Tödten  von  Marktgefiügel  Ginrichtungen 
getroffen. 

Die  Thierschutzvereine  dehnen  ihre  Schutzbestrebungen  auch  auf  andere 
als  Hausthiere  aus,  besonders  auf  die  Vögel.  Deis  Zentralkomite  hat  sich 
schriftlich  an  den  Papst  Leo  XIII.  gewendet  und  um  seine  Vermittlung  in  Sache 
des  Massenmords  von  Vögeln  in  Italien  gebeten.  Thierschutzvereine  erlassen 
jährlich  Aufrufe  in  der  Presse  für  zweckentsprechende  und  den  Arten  angemessene 
Fütterung  der  Vögel  im  Winter  Der  Thierschutzvereiu  Bern  sorgte  1889  für 
billige  Verbreitung  von  Dr.  Th.  Liebe's  „Winke  betr.  das  Aufhängen  der  Nist- 
kästen für  Vögel".  Leider  haben  die  Thierschutzvereine  noch  immer  gegen 
Gleichgültigkeit  und  Vorurtheile  anzukämpfen,  die  Theilnahme  für  ihre  Be- 
strebungen ist  noch  lange  nicht  beim  ganzen  Publikum  geweckt. 

Neben  Thierschutzvereinen  treten  auch  Viehzuchtsvereine  und  die  kan- 
tonalen Landwirthschafts-Direktionen  für  humane  Behandlung  der  Hausthiere  ein. 
Es  wird  für  Unterkunft  von  Galtvieh  in  den  Alpen  gesorgt  durch  Bauen  von 
praktischen  Ställen.  In  den  Alpen  werden  an  gefährlichen  Stellen  Schutzwehren 
errichtet. 

So  gehen  der  freiwillige  (von  Vereinen  und  Privaten  durchgeführte)  und 
der  staatliche  (eidgenössische  und  kantonale)  Thier-  und  Pflanzenschutz  Hand  in 
Hand,  sei  er  nun  positiv,  ein  Inschutznehmen  der  uns  nutzbaren,  nützlichen  und 
angenehmen  Wesen,  oder  negativ,  ein  Abhalten  der  natürlichen  Feinde  und  der 
Schädlinge  derselben. 

Thomasschlake.  (Mitgetheilt  von  Herrn  Müller,  Chef  der  Landwirth- 
schaftsabtheiluug  des  eidg.  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartementes.)  Um  das 
KoheiHen  vom  Phosphor  zu  befreien,  welcher  dasselbe  „kaltbrüchig**  und  damit 
zur  Schmiedeisen-  und  zur  Stahlfabrikation  untauglich  macht,  haben  die  Eng- 
länder Thomas   und  Gilchrist    folgendes  Verfahren    erfunden:    Das   g^escbmolzend 
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Roheiseo  wird  in  ein  oben  otfenoH,  birnförmiges,  mit  einem  siebartig  durchlöcherten 
Boden  versehenes  Gefäß  (Converter)  gegossen;  dem  flüssigen  Metall  wird  ungefähr 
15  ^/o  Kalk  zugesetzt  and  durch  den  Siebboden  Luft  durchgepreßt.  Der  Sauer- 
stoff der  Luft  verbindet  sich  mit  dem  Phosphor  zu  Phonphorsäure  und  diese  mit 
dem  Kalk  zu  phosphorsaurem  Kalk.  Dieser  phosphorsaure  Kalk  und  die  andern 
XJnreinigkeiten  des  Eisens  bilden  an  der  Oberfläche  des  Converter  eine  dunkle, 
glasartige,  blasige,  schwere  Schlake,  welche  Tbomasschlake  genannt  wird.  Diese 
Schlake  wird  in  Kugelmühlen  fein  gemahlen  und  kommt  dann  als  Thomas- 
schlakenmehl  in  Handel,  welches  10  bis  30,  durchschnittlich  16 — 17  ®/o,  Phosp/ior- 
säure  und  75 — 80  ®,o  sogenanntes  Feinmehl  enthält. 

Die  Phosphorsäure  der  Tbomasschlake  ist  je  nach  dem  Feingehalt  ver- 
hältnismäßig leicht  löslich  und  damit  den  Pflaiizenwurzeln  zugänglich.  Die  Lös- 
lichkeit wird  durch  den  Humus  und  namentlich  durch  die  Humussäure  der  Torf- 
möser  wesentlich  gefördert.  Da  zudem  die  Phopphorsäure  des  Thomasmehles  in 
die  Schweiz  geliefert  auf  28  bis  35  Rp.  per  kg,  somit  mehr  als  die  Hälfte 
billiger  zu  stehen  kommt,  wie  die  Phosphorsäuro  des  Superphosphates,  so  ist 
dieses  Schlakenmehl  ein  sehr  empfehlenswerther  Dünger,  der  sich  namentlich  dazu 
eignet,  den  Ackerboden  mit  einem  für  alle  Fälle  ausreichenden  Gehalt  an  leicht 
löslicher  Phosphorsäure  zu  versehen.  Zu  diesem  Zweck  sind  Düngungen  von  zirka 
1000  kg  Thomasmehl  per  Hektare  zu  empfehlen,  welche  später  —  wenn  der 
Boden  sich  mit  Phosphorsäure  angereichert  hat  —  entsprechend  vermindert  werden. 
Wird  das  Mehl  im  Herbst  in  den  Boden  gebracht,  so  kann  nach  den  klassischen 
Versuchen  Prof.  Dr.  Wagners  in  Darmstadt  darauf  gerechnet  werden,  daß  die 
Hälfte  der  Phosphorsäure  schon  im  darauffolgenden  Jahr  den  Pflanzen  zugänglich 
sein  wird. 

In  der  Schweiz  wird  keine  Tbomasschlake  gewonnen;  es  besteht  aber  seit 
1890  eine  Schlakenmühle  in  Wülflingen. 

Thonwaaren  s.  Töpferei. 

Thuiierseebahn«  Eisenbahnprojekt,  zu  dessen  ßealisirung  sich  am  11.  Aug. 
1890  eine  Aktiengesellschaft  gegründet  hat.  Die  Linie  soll  die  bereits  bestehenden 
Bahnstationen  Scherzligen  und  Därligen,  resp.  die  Linie  Bern-Thun  mit  der  Bödeli- 
bahn  verbinden.  £s  wird  eine  Rentabilität  von  6  ^/o  des  Anlagekapitals  in  Aussicht 
genommen.  Der  Bau  ist  an  die  Firma  Pümpin  und  Herzog  um  die  Pauschal- 
summe von  4,700,000  Fr.  vergeben  und  soll  bis  1.  Juni  1803  ausgeführt  werden. 

Thurkorrektiou  (Kanton  Zürich).  Dieselbe  erstreckt  sich  von  Veldi  (Thur 
gauergrenze)  bis  zum  Rhein,  in  einer  Länge  von  22  km.  Auf  der  4,5  km  langen 
Grenzstrecke  zwischen  Zürich  und  Thurgau  überfluthete  das  Hochwasser  das  Thal- 
gelände mit  mehrern  Ortschaften  auf  etwa  1  km  Breite.  Diesem  entgegenzu- 
treten werden  Dämme  angelegt.  Auf  der  übrigen  Strecke  fließt  die  Thur  theils 
zwischen  hohen  Ufern,  oder  ist  in  der  Thalniederung  so  tief  eingebettet,  daß  die 
Hochwasser  nur  selten  übertreten  und  wenig  Schaden  verursachen.  Der  Fluß 
wird  hier  nur  soweit  regulirt,  um  dem  weitern  Uferabbruch  Einhalt  zu  thun. 
Hiezu  werden  Traversen  verwendet,  die  in  Abständen  von  ca.  50  m  vom  erhöhten 
Ufer  bis  an  das  Niederwasserprotil  reichen  und,  wo  nothwendig,  in  der  Ufer- 
linie mit  niedern  Längswuhren  verbunden.  (S.  Tößkorrektion.)  Die  Protilbreite 
beträgt  im  obern  Theile  50,  im  untern  Theile  ^50  m. 

Der  Kostenvoranschlag  für  diese  Korrektion  belauft  sieh  auf  Fr.  1,200,000, 
wobei  die  Kosten  für  die  anschließenden  Rheinufer  bei  Rüdlingen  inbegrilfen  sind. 
Für   die   im    Betrage   von   ca.  Fr.  297,000    vor   dem  Subventiousbegehren  aus- 

Fnrrer,  Volluwirtlischafta-Lexikon  der  Schweix.  ^i;^ 
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geführten    Arbeiten   wurde    keine   Subvention    bewilligt,    weil  im  Widerspruche 
mit  Art.   5    des    Bundesgesetzes    betreffend    die  Wasserpolizei   im  Hochgebirge. 
(S.  Gre  Wässer  kor  rektionen  und  Wildbach  verbauungen.)     Der  Bundesbeitrag  beträgt 
einen  Drittel  der  wirklichen  Kosten,    resp.  im  Maximum  einen  Drittel  der  Yor- 
anschlagssumme.     B.  B.  v.  28.  Juni  1882,  A.  S.  Bd.  VI,  pag.  218. 

Töpferei  und  Thonwaaren-Industrie.  Das  Töpfer-  oder  Hafnerhand- 
werk muß  in  der  Schweiz  schon  vor  400 — 500  Jahren  auf  hoher  Stufe  künst- 
lerischer Vollendung  gestanden  sein.  Auf  dem  Grenzgebiete  der  Kantone 
Luzern,  Aargau,  Bern  und  Solothurn  sind  seit  Jahrzehnten  zahllose  Funde 
von  ornamentirien  Backsftemen  gemacht  worden.  Lange  nur  für  zufällig  ver- 
mauerte Bruchstücke  gehalten,  wurden  sie  erst  durch  neuere  Entdeckungen  als 
Zeugen  einer  alten  Technik  erkannt,  deren  Centrum  im  Kloster  St.  Urban  zu. 
suchen  ist.  Einer  Ueberlieferung  gemäß  soll  dieses  Bauwerk  im  XIII.  Jahr- 
hundert zum  größten  Theil  aus  Backsteinen  errichtet  worden  sein  und  sollen  die 
Brennereien  dieses  Klosters  in  der  Folge  eine  weite  Umgebung  mit  ihren  Pro- 
dukten versorgt  haben.  Die  gefundenen  Stücke,  Vasen  und  Säulenkapitäle,  Keil- 
steine, Theilo  von  Fensterbänken  etc.  zeigen  meistens  die  Formen  des  romanisch- 
gothischen  Uebergangsstiles ;  Blöcke  bis  zu  einem  Meter  Länge  und  entsprechender 
Dicke  sind  mit  einer  Kunstfertigkeit  gebrannt,  welche  selbst  die  Bewunderung  der 
Techniker  der  Jetztzeit  erregt;  zudem  gehören  die  aufgepreßten  Relief  Verzierungen 
(Wappen  und  Thierfiguren)  zu  dem  Besten,  was  die  dekorative  Kunst  aus  der 
Blüthezeit  des  romanischen  Stils  hinterlassen  hat.  Am  meisten  ist  indessen  die 
altschweizerische  Töpferei  durch  ihre  kunstvollen  Kachelöfen  bekannt  geworden, 
deren  Erstellung  in  der  Schweiz  und  ihren  nächsten  Grrenzgebieten  schon  sehr 
früh,  wahrscheinlich  schon  im  XIII.  Jahrhundert,  begonnen  haben  muß.  Zu 
besonderer  Berühmtheit  waren  die  Whvtertharer  Hafner  gelangt  (bekannteste 
Greschlechter :  Erhart,  Pfau  und  Graf),  deren  Erzeugnisse  vom  Ausgange  des 
XVI.  bis  etwa  in  die  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  (im  XVII.  Jahrhundert 
waren  in  der  Stadt  Winterthur  circa  20  zünftige  Meister  etablirt)  von  Süd- 
düutschland  bis  in  die  Thäler  Granbündens  Absatz  fanden  und  in  unseren  Tagen 
Allen,  die  sich  mit  der  Wiederbelebung  der  Kunsthafnerei  befassen ,  hinsichtlich 
der  Form  und  der  Technik  zum  Vorbilde  dienen.  Neben  den  Oefen  haben  die 
Winterthurer  auch  Schüsseln  mit  Wappen,  Allegorien  und  erhaben  gearbeiteten 
Fruchtstücken,  Schreibzeuge,  Handgießen  und  Gefäße  aller  Art,  Kalenderrahmen  etc., 
auch  ganze  Böden  von  bunlglasirten  Fliesen  geliefert.  Mit  ihnen  konkurrirten 
namentlich  einige  Schaftliauser  Töpfer  und  die  Meyer'schen  Ateliers  in  Steckbom. 
Eine  eigenartige  Kunsttöpferei  besaß  der  Kanton  Born  im  Simmenthaie,  in 
Langnuu  und  in  Heimberg.  In  größtem  Ansehen  stand  das  Heimberger  Geschirr. 
Eine  Eigenart  desselben  besteht  in  dem  stark  erhöhten  Auftrag  der  Farben,  die 
von  tiefen  Elandliuien  umrissen  sind,  was  die  Schärfe  (Lt  Zeichnung  verstärkt 
und  zugleich  das  Ueberfließen  der  Töne  verhindert.  Mit  der  Zeit  trat  in  dieser 
Fabrikation  eine  Verschlt^chterung  ein,  so  daß  man  in  ne.i  irer  Zeit  Mühe  gehabt 
hat,  Kunstsinn  und  Kunstfertigkeit  des  jungen  Geschleclices  wieder  etwas  zu 
heben  und  die  Produkte  wieder  zu  einigem  Ansehen  zu  bringen.  Vereinzelte 
Fayence- Werkstätten,  die  durch  ihre  Produkte  zur  Berühmtheit  gelangten ,  waren 
diejenigen  von  Andreas  Dolder  in  Bero-Münster  im  Kanton  Luzern,  J.  J.  Frey 
in  Lenzburg  und  Antoine  Blavignac  in  Genf,  die  alle  in  der  zweiten  Hälfte 
des  vorii^en  Jahrhunderts  existirten. 

Besondere   Erwähnung    verjüenen    in    reichem    Maße  auch    die    Zürcher  und 
Nyoner  Purzel lanmanafalciuren  aus  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts. 
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Das  Zürcher  Porzellan  warde  im  sog.  SohoreD,  einem  heute  noch  ähnlichem 
Zwecke  dienenden  Gehöfte  zwischen  Bendlikon  und  RUsohlikon ,  fahrizirt.  Die 
Fabrikation  begann  im  J.  1764  durch  eine  Art  Aktiengesellschaft,  wozu  auch 
•der  Maler  und  Dichter  Salomon  Geßner  und  der  Bathsherr  Johann  Martin 
Usteri  gehörten;  man  nimmt  an,  daß  vom  ersteren  die  Anregung  zum  ganzen 
Unternehmen  ausgegangen  sei,  wie  er  auch  selbst  sehr  hervorragende  Malereien, 
namentlich  Landschaften,  dazu  lieferte.  Laut  einer,  im  helvetischen  Kalender 
von  S.  Geßner  (ZUrich  1780)  veröffentlichten  Empfehlung  der  Fabrik,  mit  Preia- 
.angaben,  waren  die  Fabrikate  sehr  mannigfaltig,  aber  verhältnißmäßig  ziemlich 
theuer.  Ein  blau  gemaltes,  vollständiges  Theeservice  von  feinem  Porzellan  wird 
X.  B.  zu  10  Fl.  (1  Louisd'or),  ein  solches  mit  Landschaften  ohne  Vergoldung 
zu  41  Fl.,  mit  Vergoldung  zu  54  Fl.  notirt.  Unter  mehrfachem  Besitzweohsel 
•dauerte  die  Porzellanfabrikation  bis  1803,  in  welchem  Jahre  sie  von  einem 
neuen  Erwerber  (Präsident  Hs.  Jakob  Nägeli  von  Bendlikon)  als  unrentabel  ein- 
gestellt wurde.  Nur  die  Fayencefabrikation  wurde  fortgesetzt,  wobei  aber  die 
i^Unstlerische  Ausfuhrung  in  den  Hintergrund  trat.  Die  finanzielle  Prosperität  des 
Unternehmens  war  nie  bedeutend;  vielmehr  brachte  dasselbe  den  Betheiligten 
in  späteren  Jahren  erheblichen  Verlust.  Der  finanzielle  Mißerfolg  der  Fabrik 
wird  hauptsächlich  dem  Umstände  zugeschrieben,  daß  kein  gutes  Material  ver- 
wendet wurde;  es  kommen  in  den  Erzeugnissen  viele  Fehler,  wie  krumme 
Stücke,  Brandrisse  und  Verunreinigungen  der  Masse  vor.  Im  Uebrigen  zeichneten 
sich  die  Produkte  durch  einfache,  aber  elegante,  gefällige  Formen  und  unüber 
troffbne  Landschaftsmalereien  aus.  Das  Porzellan  der  zahlreich  erhaltenen  Stücke 
ist  nie  sehr  weiß,  sondern  besitzt  meistens  einen  warmen,  gelblichen  Ton,  der 
•einen  trefilichen  Hintergrund  für  die  Farben  bildet. 

Die  Nyoner  Porzdlanmanufaktur  wurde  durch  einen  Pariser  Künstler, 
Namens  Maubr6e,  gegründet  und  dauerte  bis  1813,  von  welchem  Jahre  Im  nur 
noch  gewöhnliche  Thonwaaren  fabrizirt  wurden. 

Mangels  genügend  großer  Absatzgebiete  konnte  die  Konkurrenz  mit  dem 
französischen  Porzellan  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Die  Fabrik,  welche 
namentlich  auch  große  Prunkstücke  von  hervorragender  Vollendung  lieferte, 
^enoß  während  längerer  Zeit  einen  bedeutenden  Ruf.  Die  sehr  schönen  Malereien 
wurden  größtentheils  in  Genf  besorgt.  Heute  werden  in  Nyon  wieder  weiße 
Fayencegeschirre  zum  Küchen-  und  Tischgebrauch,  auch  dekorirte  Stücke  und 
solche  mit  bemalten  Reliefverzierungen  gemacht.  Femer  bestehen  kleinere 
Fabriken  zur  Herstellung  feiner  Fayence  in  Genf  und  Carouge,  Winterthnr  und 
Schafifhausen. 

Ein  eigentliches  Wiederaufleben  der  schweizerischen  Porzellan-Industrie  wird, 
nach  dem  Urtheil  von  Fachleuten,  abgesehen  von  den  Zöllen  des  Auslandes, 
hauptsächlich  durch  den  Mangel  guten  einheimischen  Rohmaterials  gehindert, 
unter  welchem  auch  die  alte  Industrie  zu  leiden  hatte.  Die  Einfuhr  fremden 
Jlaterials  kommt  zu  theuer  zu  stehen ,  als  daß  dann  die  Konkurrenz  mit  dem 
Aaslande  noch  möglich  wäre.  Die  Erstellung  kunstsinniger  Töpfergeschirre  aus 
gewöhnlicher  Fayence  hat  hingegen  heute  noch  eine  bemerkenswerthe  Ausdehnung 
in  den  alten  Mittelpunkten  der  Töpferei,  Heimberg  und  Winterthur.  In  eisterem 
Orte  und  dem  nahen  Thun  beschäftigen  sich  heute  circa  20  Werkstätten  mit 
feinerem,  buntem  Geschirr,  namentlich  Majolika  etc.,  indem  sie  sich,  unter  An- 
lehnung an  die  technische  und  stylistischo  Eigenart  der  alten  Heimberger,  der 
möglichsten  künstlerischen  Fortschritte  befleißigen.  Ihre  verhältnißmäßig  billigen 
Produkte  errangen  an  der  Pariser  Weltausstellung  von   1878  einen  bedeutenden 
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Erfolg  und  werden  in  nicht  unerheblichem  Maße  exportirt,  haben  aber  seit 
einiger  Zeit  wieder  eine  Abnahme  des  Begehrs  zu  verzeichnen.  Um  1879 
bestunden'  62  Hafnereien  mit  durchschnittlich  je  V2  Bränden  k  300  Fr.  im  Jahr, 
also  einer  Gesammtproduktion  von  225,000  Fr.  pro  Jahr. 

In  Winterthur  ist  seit  einiger  Zeit  besonders  die  Erstellung  kunstvoller« 
farbig  glasirter  Oefen  wieder  aufgeblüht.  Durch  die  Initiative  des  Töpfers 
Hanhart  wird  dort  auch  in  der  Erzeugung  von  dekorativem  Geschirr  wieder 
Hervorragendes  geleistet. 

Gewöhnliche,  weiße  und  bemalte  Oefen  werden  fast  in  allen  größeren  Orten 
konstruirt.  Im  Allgemeinen  weicht  aber  der  gewöhnliche  heimelige  Kachelofen, 
immer  mehr  den  gefiUterten  und  ungefütterten  Eisenöfen.  Auch  findet  eine 
bedeutende  Einfuhr  von  Kachelöfen  aus  Deutschland  statt. 

Im  Jahre  1883  bestanden  74  Hafnereien  mit  366  männlichen  Arbeitern,. 
10  Dampfmaschinen  mit  80  Pferdekräften  und  10  Wassermotoren  mit  26  Pferde- 
kräften. Das  Betriebskapital  betrug  circa  IY2  Millionen  Franken,  die  Jahres- 
Produktion  672,000  Fr. 

Solides,  braun  glasirtes  Küoheng eschirr  von  rothem  Thon  wird  fabrikmäßig 
in  Schaff  hausen  und  Baselland  gemacht. 

Eine  ziemlich  ausgedehnte  ^o(;/»</c^67»^>rfabrikation  findet  in  Bonfol  (Berner 
.Tnra)  statt.  Deren  Erzeugnisse,  aus  vorzüglicher  Thonerde  erstellt,  sind  äußerst 
feuerfest  und  erfreuen  sich  unter  dem  Namen  Pruntruter  Geschirr  im  Inlande 
eines  sehr  guten  Rufes. 

Ueber  Backsteine,  Ziegel  und  Cementwaaren  siehe  die  Artikel  „Backsteine*^ 
und  Cement. 

Durch  die  Volkszählung  von  1880  wurde  die  Zahl  der  erwerbenden  Personen 
aller  in  die  Thonwaaren-Industrie  einschlägigen  Branchen  wie  folgt  festgestellt : 

Kalk-  and  Ziegelbrenner 3922 

Asphalt-  und  Cementarbeiter 829 

Thonwaaren-  und  Steingutfabrikation  ....  2354 

Oefen  und  andere  Heizeinrichtungen    ....  536 

7641 

Wie  bedeutend  die  Einfuhr  von  Thonwaaren  die  Ausfuhr  übersteigt,  zeigt 
folgende  Zusammenstellung  für  das  Jahr   1889 : 

Werth 

Ausfuhr     Einfuhr 
Fr.  Fr. 

Backsteine,  Röhren,   Platten,  Fliesen 108,005        811,708 

Feuerfeste  Steine,  Trottoirsteine  aus  gemeinem  Steinzeug  .  6,477        487,739 

Dachziegel,  gewöhnliche 26,261        422,499 

Dachziegel  und  Backsteine,  gedämpft,  geschiefert,  glasirt; 

Balustres  und  architektonische  Verzierungen.     .     .      .  4,918  23,450* 

Röhren,     Platten,    Fliesen,    Ofenkacheln,    geölt,    glasirt 

oder    ans    Steinzeug,   nicht   bemalt,  bedruckt    oder   ge- 

schlineu,    glatt   oder   gerippt,  ohne    Reliefverzierung  .        11,218        568,697 

Gasrcturten 4,181  8,998 

Gemeine  Töpferwaaren    mit   grauem    oder  rothem  Bruch, 

gla-sirt  oder  nicht;    gemeine  Steinzeugwaaren :    Tiegel, 

irdene  Pfeifen 82,199        309,90d 
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Werth 

Ausfuhr      Einfuhr 
Fr.  Fr. 
Platten,    Fliesen,    Ofenkacheln,    bemalt,    bedruckt,    ge- 
schliffen, mit  Keliefverzierungen ;  architektonische  Ver- 
zierungen,   glasirt   oder   aus  Steinzeiig 5,808        112,960 

Töpfer waaren  mit  weißem  oder  gelblichem  Bruch,  Fayence, 
feines  Steingut,  Parian,  Biscuit,  Terracotten  und  andere 

Töpferwaaren .        13,250        741,520 

Porzellan  aller  Art 273,836        561,080 

536,153    4,048,341 

Näheres  über  die  Schweizer.  Thonwaaren-Industrie  enthalten  der  Katalog 
über  alte  Kunst  an  der  Landesausstellung  in  Zürich,  1883,  sowie  die  Fach- 
berichte über  Keramik  und  Baumaterialien,  und  der  Spezialkatalog  über  die 
letzteren,  welchen  Publikationen  obige  Mittheilungen  zum  Theil  entnommen  sind ; 
femer  die  Jahresberichte  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrie- Vereins,  der  Kauf- 
männischen Gesellschaft  Zürich  und  des  Schweiz.  Gewerbevereins. 

Tösskorrektion  (Kanton  Zürich).  Dieselbe  (zur  Zeit,  Mitte  1890,  zum 
größten  Theil  vollendet)  umfaßt  die  42,5  km  lange  Strecke  von  Steg- Fischenthal 
bis  Blindensteg  bei  Dättlikon  und  bezweckt  die  Einschränkung  des  Flusses  auf 
eine  angemessene  Breite,  um  der  Verwüstung  des  Thalgeländes  Einhalt  zu  thun 
Was  das  Alignement  betriü't,  beschränkte  man  sich,  in  Anbetacht  der  sehr  starken 
Gefälle  der  Töß,  welche  bei  Lippenschwendi  oberhalb  Bauma  9,5  ^/oo  und  nach 
successiver  Abnahme  noch  5  **/oo  bei  Winterthur  und  4,4  ^/oo  bei  Dättlikon 
betragen,  nur  auf  eine  Reglung  des  bestehenden  Flußbettes,  ohne  wesentliche 
Abkürzung  durch  Abschneidung  von  Krümmungen.  In  Betreff  des  Korrektions- 
systems  wurde  ein  Doppelproül  angenommen,  bestehend  aus  dem  Innern  oder 
eigentlichen  Flußbette,  den  auf  beiden  Seiten  befindlichen,  etwas  geneigten  Ber- 
men  und  den  das  Proül  auf  Hochwasser  abschließenden  Dämmen.  Auf  der  ober- 
sten Strecke  beträgt  die  Breite  zwischen  den  Kronen  der  Hochwasserdämme  30  m 
und  zwischen  den  Oberkanten  des  innern  Profils  18  m,  auf  der  untersten  Strecke 
48  m  zwischen  den  Kronen  der  Hochwasserdämme  und  28  m  zwischen  den  Ober- 
kanten des  innern  Profils.  Das  neue  Flußbett  wird  nach  diesem  Profil  künstlich 
vollständig  hergestellt;  die  innern  Böschungen  werden  mit  einem  Faschinenwuhr 
und  einer  vorgelegten  Senkwalze  als  Fundament  Versicherung  gedeckt,  die  Bermen 
und  Dammböschungen  mit  Rasen  bekleidet;  außerdem  bilden  Traversen,  welche 
in  der  Ebene  der  Bermen  liegen,  eine  Sicherung  gegen  die  Abspühlung  der 
letztem.  Außer  diesen  Baubestandtheilen  ergaben  sich  noch  vorbereitende  Arbeiten 
zum  Zwecke  der  Verbauung  des  verwilderten  Flußbettes  bis  auf  die  Korrektions- 
linien. Dazu  dienen  Traversen,  welche  von  letztern,  womöglich  ansteigend,  an  die 
mehr  oder  weniger  weit  zurückgelegenen  Bruchufer  zurücklaufen  und  indem  sie 
die  Geschwindigkeit  der  Strömung  brechen,  Kolmatirung  bewirken.  Dieser,  hinter 
der  Linie  der  Hochwasserdämme  liegende  Theil  bleibt  nur  so  lange  in  Funktion, 
als  letztere  nicht  erstellt  sind. 

Der  Kosten  Voranschlag  für  diese  Korrektion  belauft  sich  auf  Fr.  4,000,000. 
(Die  Kosten  der  Verbauungen  im  Uuellgebiet  oberhalb  Steg,  am  Steinenbach, 
Tobelbach  etc.  mitberechnet.)  Für  die  im  Betrage  von  ca.  Fr.  2,873,000  vor 
dem  Subventionsbegehren  ausgeführten  Arbeiten,  in  obigem  Voranschläge  inbe- 
griffene Summe,  wurde  keine  Bundessubvention  bewilligt,  weil  im  Widerspruche 
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mit  Art.  5  dw  BuudesgeKetzefi  betreffend  die  Wasserbaupolizei  im  Hochgebirge 
(Siebe  ^Gewäisberkorrektionen*  und  ^  Wildbacb verbauungen "  ).  Für  den  BeEft  belBuft 
h'ich  der  hundehbeitrag  auf  einen  Drittel  der  wirklichen  Kosten,  re&'p.  im  Maximum 
einen  JJritttheil  der  VoruUbclibigt>«umnje.  Bundebbe^chluß  vom  28.  Juni  1882, 
A.  S    ßd.  n.  F.   VI,  pag.   218. 

TÖMKthalbahn.  Verbindet  die  15  Stationen  Winterthur,  Grüze,  Seen,  Semi- 
hof-Kyburx,  Kolibrunn,  Kykon,  Zell,  Turbenthal,  Wyla,  Saland,  Bauma,  Steg, 
Fijwrhentlial,  GibHwyl-Hied,  Wald,  ilfihefilage  der  Stationen  441,6  m  big  758,:  m 
über  Meer.  Bauliche  Länge  der  Bahn  31^120  m,  Betriebi>länge  39,550  m.  Datum 
der  KonzeHHioneu :  Für  die  Strecke  Winterthur-Bauma  25.  Oktober  1870,  für  die 
Strecke  Bauma-Wald  30.  Oktober  1871.  Nächster  Rückkautßtermin :  für  die 
Strecke  Winterthur-Bauma  22.  Dezember  19o;^,  für  die  Strecke  Bauma-Wald 
1.  Februar   1905.     Ablaui'termin  der  Konzessionen  31.  Dezember   1968. 

VerwaltungHHitzder  BahngesellHchaft :  Winterthur.  Anlagekapital  7,561,919  Fr» 
allcH  einbezahlt.  Davon  Aktien  6,959, Or»0  Fr.,  konsolidirte  Anleihen  602,319  Fr. 
Verwendet  für  Bahnanlagen  und  feste  Einrichtungen  6,664,981  Fr.  ^  170,347 
per  Bahnkilometer,  für  KrjUmaterial  626,505  Fr.,  für  Mobiliar  und  Geräthschaften 
78,432  Fr.  Total  7,399,918  Fr. 

hänge  der  Dämme  25,152  m,  der  Einschnitte  13,444  m.  Kronen  breite  des 
ErdplauiiniH  5,2  m.  4  Tunneln  mit  insgetiammt  231  m  Länge.  42  Brücken.  Lange 
der  liorizontaleii  Strecken  4,925  m  =  12,46  V  >  ^^^  geneigten  Strecken  34,625  m 
-  >s7,r>&  "/o.  ijänge  der  geraden  Strecken  21,949  m  ^  55,5  ^/oy  der  gekrümmten 
Stni4;k«*,n  17,601  m  -^  44,5  ^o.  Neigung  der  Bahn  im  Maximum  30  ^/oo,  im 
l)un:hH<:hnitl  für  die  ganze  Bahn  11, »5  ^/uo,  im  Durchschnitt  fUr  die  geneigten 
Strecken  13,60  "/oo.  KrüuimnngHradiuH:  Minimum  215  m,  Durschschnitt  für  die 
ganze  Bahn  7()5  m,  für  die  gekrümmten  Strecken  340  m. 

Stand  des  Kollmaterials :  5  Lokomotiven  mit  insgesammt  885  Pfk.,  13  Per- 
Honenwagon  mit  inKgusammt  607  Sitzplätzen,  96  Lastwagen  mit  insgesammt  956 
Tonnen  Tragkraft. 

Verkehr:  Beflnderte  Personen  225,281,  beförderte  Güter  (inklusive  Thiere 
und  (iepück)  64,146  Tonnen.  Betriebseinnahmen;  Für  den  Personentransport 
133,250  Fr.  -^  -l:'),«»  "/o,  für  den  Grütertransport  157,118  Fr.  =  54,u  7o, 
üebrigi»H  6,32H  Fr.  Total  340,672  Fr.  Betriebsausgaben:  277,686  Fr.  Personal 
90  Mann.  VerniögensbeMtand  der  Unterstützungskasse  52,441  Fr.  (Alles  nach 
der  amtlichen    Kisenbulinstatirttik  pro    1888). 

To^g;eiiburf^orbiiliiu  Verbindet  die  8  Stationen  Wyl,  Batzenhaid,  Lütis- 
bürg,  Bütschwyl,  Dietfurt,  Lichtensteig,  Watt  wyl,  Ebnat-Kappel.  Bauliche  Länge 
25,217  m,  Bflriübslänge  24,852  m,  Datum  der  Konzessionen:  Für  die  Strecke 
WyMhit/enhai<l  24.  Januar  18<;6,  für  die  Strecke  Batzenhaid-Ebnat  18.  Juni  1866. 
Nä(;hNtt*r  KilckkaufHternün  für  beide  Theilstrecken  24.  Juni  1900.  Ablaufstermin  der 
KonzesHJonen  23.  Juni  1969.  Höhenlage  der  Stationen  573,8  bis  632,9  m  üb.  Meer. 

Verwaltnngrtsitz  der  Bahngesellschaft:  Wattwyl.  Betriebsleitung  durch  die 
Vtn-eini^ton  Schweizerbahnen  in  St.  Gallen.  Anlagekapital  4,000,000  Fr.  in 
Aktien.  Verwendetes  Kapital  4,000,000  Fr.,  wovon  für  die  Bahnanlagen  und 
fewttMi  Einrichtungen  3,573,400  Fr.  -  141,706  Fr.  per  Bahnkilometer,  für  das 
Hollniaterial   372,530   Fr. 

Länge  der  I>ftninie  17,076  ni,  der  Einschnitte  7,722  m.  Kronenbreite  de» 
Krdplannnis  5,  l  (i  m.  Keine  Tunnels.  1 3  Brücken.  Länge  der  horizontalen  Strecken 
9538  m        38,11«  '^/o,  der  geneigten  Strecken   15,314  m  =  61,m  ^'o.  Länge  der 
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geraden  Strecken  15,653  m  =  62,98  ®/o,  der  gekrümmten  Strecken  9,199  m  = 
37,0«  %•  Neigung  der  Bahn ;  Durchschnitt  für  die  ganze  Bahn  4,51  **/oo,  Durch- 
schnitt für  die  geneigten  Strecken  7, 31  ^/oo,  Maximum  10  ^/oo.  Krümmungsradius : 
Für  die  ganze  Bahn  1,240  m,  fUr  die  gekrümmten  Strecken  459  m,  Minimum  240  m. 

Stand  des  Rollmaterials:  3  Lokomotiven  mit  zusammen  584  Pfk.,  ferner 
14  Personenwagen  mit  zusammen  528  Sitzplätzen  und  54  Lastwagen  mit  zu- 
sammen 532,6  Tonnen  Tragkraft. 

Verkehr:  Beförderte  Reisende  362,629,  beförderte  Güter  (inkl.  Thiere  und 
Gepäck)  39,582  Tonnen.  Betriebseinnahmen:  Ertrag  des  Personentransportes 
160,486  Fr.  =  06,3  7o,  Ertrag  des  Gütertransportes  124,598  Fr.  =  43,7  7o. 
Uebriges  1481  Fr.  Total  286,565  Fr.  Betriebsausgaben:  lö6,647  Fr.  Rein- 
ertrag 100,684  Fr.  Ertrag  der  Aktien  27«  %  Vermögensbestand  der  Unter- 
stützungskasse  2,784  Fr.  (Alles  nach  der  amtlichen  Eisenbahnstatistik  pro  1888). 

Torf.  Die  Torflager  sind  in  der  Schweiz  sehr  zahlreich.  Man  zählte  deren 
am  Anfang  dieses  Jahzehnts  88.  Betreffend  die  Vertheilung  auf  die  Kantone 
8.  pag.    193  im  L  Band. 

Touristen  -  und  Fremdenverkehr.  Es  gibt  unter  den  die  Schweiz  betr. 
wirthschaftlichen  Fragen  kaum  eine  kontroversere  als  diejenige:  „Von  V9 elcher 
ökonomischen  Tragweite  ist  der  Touristenverkehr?" 

Indem  zu  einer  sicheren  Berechnung  alle  festen  Grundlagen  fehlen,  ist  den 
Mnthmaaßungen  und  Wahrscheinlichkeits -Berechnungen  der  weiteste  Spielraum 
gelassen.  Uebertreibungen  wuchern  in  diesem  Beete  eben  so  gut  als  die  Unt^r- 
Bchätzungen. 

Auf  was  fußt  sich  beispielsweise  Koch  von  Berneck,  wenn  er  in  seinem 
Handbuch  „Rundreisen  der  Schweiz**  die  Zahl  der  in  unserem  Lande  verkehren- 
den Fremden  auf  jährlich  durchschnittlich  1,500,000  bemißt  V  Und  begreift  er 
in  dieser  Summe  nur  die  Touristen  und  Kuranten,  oder  auch  alle  anderen  Be- 
sucher der  Schweiz? 

Aus  welcher  Quelle  schöpft  ferner  der  Vereinigten-Staaten-Konsul  Georges 
Catlin  in  Zürich,  wenn  er  (1888)  der  New- Yorker  „World  Travel  Gazette** 
berichtet,  die  Z^ihl  der  jährlich  nach  dem  Mekka  der  Alpen  pilgernden  Reisenden 
betrage  ungefähr  250,000  und  die  Schweiz  könne  während  der  Sommersaison 
etwa  150,000  Personen  über  Nacht  boherbergeuV 

Angesichts  der  Differenz  von  1,500,000  zu  250,000  wollen  wir  versuchen, 
der  Wahrscheinlichkeit  selbstständig  nahe  zu  kommen. 

In  dem  von  Herrn  Ed.  Guyer-Freuler  in  Zürich  verfaßten  Fachbericht  über 
Gruppe  41  der  Landesausstellung  von  1883,  das  Hotelwesen  repräsentirend,  wird 
gesagt,  der  schweizeiische  Gastwirt  heverein  habe  im  Jahre  1880  Erhebungen 
über  alle  Gasthof- Etablissemente  vorgenommen,  welche  in  Beziehung  zum  Fremden- 
verkehr stehen.  Aus  den  möglichst  sorgfältig  gemachten  und  einläßlich  geprüften 
Zusammenstellungen  habe  sich  ergeben,  daß  für  die  Beurtheilung  des  eigent- 
lichen Fremdenverkehres  1002  Etablissemente  mit  58,137  Betten  in  Betracht 
za  ziehen  seien. 

Seit  1880  hat  sich  das  Gasthof-  und  Pensions wesen  in  der  Schweiz  erweitert; 
auch  werden  viele  Privatlogis  in  Anspruch  genommen,  so  daß  man  heute  (1890) 
wohl  62,500  Betten  in  Berechnung  ziehen  darf. 

Hievon  entfallen  ca.  7200  auf  die  Winterstationen,  so  daß  55,300  für  die 
übrige  Schweiz  in  Betracht  fallen.  Von  denselben  mögen  bei  normaler,  mehr  als 
mittelmäßigen,  aber  nicht  ausgezeichneten  Saison  täglich  und  durchschnittlich  in 
Anspruch  genommen  werden: 
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Im  Mai  «/lo   somit    31  X  11,060  =      342,860  Uebemaohtende 

„     Juni  Vio       «       30  X  22,120  =      663,600 

.     JuÜ  Vio       .       31   X  38,710  =  1,210,010 

„     August         Vio       .       31   X  44,240  =  1,371,440 
„     September  Vio       ^       30  X  22,120    -=      663,600 


Total  4,251,510  üebemachtende. 

Auf  4  —  472  Millionen  üebemachtende,  jedoch  fttr  das  ganze  Jahr  und  für 
die  ganze  Schweiz,  kommt  auch  Herr  Ed,  Griiyer^  indem  er  eine  mittlere  Saison- 
dauer von  65  —  75  Tagen  annimmt,  und  die  Zahl  der  Betten  (58,137)  mit 
65  —  75  multiplizirt.  In  der  That  ergibt  58,137  X  75  =  4,360,275.  MultipHzirt 
man  nur  die  vtm  uns  für  die  ganze  Schweiz  ohne  die  Winterkurorte  berechnete 
Zahl  Betten  (55,300)  mit  75,  so  kommt  man  auf  4,147,500  Logistage.  Die 
Differenz  ist  also  nicht  bedeutend,  und  mag  beweisen,  da  die  zwei  Berechnungen 
unabhängig  von  einander  und  nach  verschiedeneu  Methoden  gemacht  wurden, 
daß  weder  das  Eine  noch  das  Andere  stark  von  der  Wirklichkeit  abweichen 
wird.  Zu  obigen  4,251,510  Logistagen  kommen  nun  noch  diejenigen  der  Winter- 
kurorte. 

In  Folge  einer  an  Herrn  Ami  Chessex^  Besitzer  und  Dirigent  des  Grand 
Hotel  des  Alpes  in  Territtet  gerichteten  Anfrage  wissen  wir,  daß  die  Verhältnisse 
der  Gegend  Vevey -  Monttetix  und  Umgcbunf/  folgendermaßen  aufgefaßt  werden 
dürfen. 

Betten  3500,  inbegriffen  Privatlogis.  Tägliche  durchschnittliche  Frequenz 
derselben : 

Vio    somit    31   X  1.400  =     43,400  üebemachtende 

30  X  i^»150  =  94,500 

31  X  3,150  r=     97,650 
^   92  X  2,450  r=  225,400 

59  X  2,800  =  165,200 

^  30    X    3,150    :rr=       94,500 

31   X  2,100  =     65,100 
„       61   X       700  =     42,700 

Total  ü<2S,450  Üebemachtende 

Die  Fremden verkchrsverhältnihjse  im  Ttssln  bind  so  nahe  mit  denjenigen  von 
Montreux -Vevey  verwandt,  daß  nach  Analogie  der  letzteren  auf  jenen  Kanton, 
der  jedenfalls  mindestens  15O0  Betten  aufweist  (1880  waren  es  laut  Guyers 
Fachbericht   1405)   355,050   Logistage  entfallen. 

Davos  beherbergte,  laut  geil.  Mittheilungen  des  dortigen  Kurvereins,  im 
Jahre  1889  6,872  Besucher*)  a  durchschnittlich  42  Tage  Aufenthalt.  Dies  gibt 
288,624  Logistage. 

Andermatt,  Gritiddicald  eir.,  über  deren  Frequenz  im  Winter  wir  nicht 
orientirt  sind,  lassen  wir  außer  Betracht,  und  rekapituliren  nur  die  hievor  er- 
mittelten  anderweitigen   Ergebnisse : 

*)  Die  nioniitliclie  l)urclisehnittsfre«|uenz  war  im  Jahre  18S0:  Januar  1346,  Februar 
134r,.  März  l-i5S,  April  h3(J,  Mai  413,  Juni  395,  Juli  im,  Auj^ust  846,  September  810, 
Oklol)cr  881-,  Novcnii)er  1215,  Dezember  1411.  Im  Frühjalir  18J>0  zählte  man  in  Davos 
außer  ca.  110  Gesellsehallsräumen  1690  Frem<lenzimnier  mit  2040  Betten.  In  Folge  der 
diesjährif^'en  Neubauten  werden  es  Ende  des  Jalires  ca.  18(K)  Zimmer  und  ca.  2200 
Betten  sein. 


Im 
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1* 
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r 
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Davos 288,624  Logistage 

Tessin 355,050 

Vevey  -  Montreux 828,450 

Uebrige  Schweiz 4,251,510 

Total  5,723,634  oder  rund  5,724,000 
Logistage.  Wir  bedürfen  dieses  Faktors,  um  zu  ermitteln,  welche  Geldsumme 
durch  den  Touristen-  und  Fremdenverkehr  in  Circulation  gesetzt  wird. 

Ladem  Guyers  Fachbericht  4  —  4^2  Millionen  Logistage  und  eine  Brutto- 
Einnahme  der  Fremden  -  Etablissemente  von  52,800,000  Fr.  verzeichnet,  ergibt 
sich  pro  Tag  und  Person  eine  Einnahme  von  Fr.  12.  42,  rund  Fr.  12  50. 
Dieser  Betrag  erscheint  so  glaubwürdig,  daß  man  sich  der  Mühe  entheben  darf, 
ihn  zu  analysiren.  Denselben  also  ohne  Weiteres  auf  unsere  5,724,000  Logistage 
angewendet,  ergibt  sich  eine  Brutto- Einnahme  der  Touristen-  u.  Fremden- Etablisse- 
mente von  71,545,430  Franken.  Nun  verausgabt  der  Tourist  und  Kurant 
bekanntlich  auch  für  Eisenbahn,  Dampfschiff,  Wagen,  Führer,  Vergnügungen, 
Arzthonorare,  Einkäufe  etc.  ein  schönes  Stück  Geld.  Bei  manchem  wird  diese 
Ausgabe  die  Hotelrechnung  übertreflen,  bei  den  meisten  unter  derselben  bleiben. 
Wir  schätzen  sie  daher  nicht  höher  als  10  Fr.  im  Durchschnitt,  was  zu  einer 
Summe  von  57,240,000  Fp.  führt.  71,545,430  zu  57,240,000  addirt,  ergibt 
rund  128,785,000  Fr.,  welche  der  Touristen-  und  Fremdenverkehr  brutto  an 
die  schweizer.  Volkswirthschaft  entrichten  würde,  wenn  alle  Touristen,  Kuranten 
etc.  ans  dem  Auslände  kämen.  Ein  Theil  derselben  gehört  aber  der  Schweiz  an. 
Diese  Quote  kennen  zu  lernen,  müssen  wir  zunächst  so  gut  als  möglich  fest- 
stellen, wie  groß  das  Touristen-  und  Fremdenkontingent  überhaupt  ist.  Zu  diesem 
Zwecke  gehen  wir  wieder  von  der  Zahl  der  Logistage  aus.  Sie  ist  5,724,000. 
In  Davos  entfallen  je  42  Logistage  auf  eine  Person.  Für  die  übrige  Schweiz 
schätzen  wir  die  durchschnittliche  Aufenthaltsdauer  per  Person  auf  nur  2o  Tage. 
Die  Summe  der  Logistage  durch  die  Summe  der  Aufenthaltstage  dividirt,  muß 
die  Hohe  des  Touristen-  und  Fremdenkontingentes  ergeben  : 

Logistage  Davos  288,624   :  42  =       6,872  Personen 

übrige  Schweiz  5,435,;^76   :   20  ^-=  271J69 

Logistage  ganze  Schweiz    5,724,000  278,641   Perjjonen. 

Nun  wissen  wir  aus  Aufzeichnungen,  welche  der  BeMtzer  des  Gasthofs  zum 
Schwanen  in  Luzern  geführt  hat  (sie  sind  in  Gnyers  Fachbericht  reproduzirt), 
daß  von  je  1000  im  Jahre  1882  sein  Etablissement  frequentirenden  Personen 
nur  34  Schweizer  waren  (1872:  72,  1862;  11)3).  Das  nämliche  Verhältniß 
noch  für  heute  angenommen,  kJmnen  von  den  obgenannten  278,641  Personen 
t)474  als  Inländer  betrachtet  werden.  Es  verbleiben  somit  208,167  Fremde. 
Die  tägliche  Durchschnittsausgabe  per  Person  ist  auf  Fr.  22.  50  berechnet  worden. 
Der  Inländer  verbraucht  jedoch  durchschnittlich  kaum  mehr  als  15  Ft.,  so  daß 
auf  das  Sehweizerkonto  nicht  mehr  als  3  Millionen  Fr.  gesetzt  werden  dürfen. 
Dies  von  128,785,000  abgezogen,  sind  125,785,000  Fr.  als  Brutto-Beitrag  des 
Auslandes  au  die  Schweiz  zu  betrachten,  gleich  UJd  Fr.  per  Person.  Den  Xetio- 
Beitrag  auszumitteln,  getrauen  wir  uns  nicht.  Wir  beschränken  uns  darauf,  zu 
erwähnen,  daß  Hr.  Guyer  in  seinem  mehrerwähnten  Faelibericht  bei  r)2,S()0,000 
Franken  Brutto-Kinnalimen  «1er  llotaU  und  J^ensioncn  ein  Beneüce  von  Franken 
16,000  herausgerechnet  hat.  Unser  Hechnungsergebniß,  auf  theilweise  veränderte 
Verhältnisse  gestützt,  läßt  die  Annahme  eines  Gewinnes  von  21,680,000  (für  die 
Hotels  und  Pensionen  zu).   Dies  ist  selbstverständlich  nur  der  kleinere  Theil  der 
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ReineinDahme,  denn  wie  die  Hotels,  so  erzielen  auch  wieder  die  Lieferanten  der- 
selben ihr  Benetice,  bekommen  die  Angestellten  ihre  Löhne,  die  Wagen-  and 
Fremdenführer,  die  Aerzte,  die  Bedienten  der  Transportanstalten  etc.  ihr  Arbeits- 
entgelt, die  Aktionäre  nnd  Obligationäre  der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe  und  Banken 
einen  Theil  ihrer  Dividenden,  u.  s.  w.  Wir  getraaen  uns  somit,  das  Benefice, 
welches  die  Schweiz.  Yolswirthschaft  aus  den  oberwähnten  125,785,000  Franken 
Bratto- Einnahmen  erzielt,  anf  mindestens  80  Millionen  anzuschlagen. 

Die  Bedeutung  des  Touristen-  und  Fremdenverkehrs  wurzelt  in  den  Ileizen 
und  klimatischen  Eigenschaften  unseres  Landes,  im  modernen  Verkehrswesen,  und 
in  der  Fähigkeit  des  Volkes,  den  Ansprüchen  fremder  Besucher  gerecht  zu  werden. 
Vor  60  Jahren  standen  laut  Guyers  Fachbericht  im  Kanton  Grenf  130  Fremden- 
betten, im  Kanton  Waadt  450,  im  Kanton  Graubünden  56,  zusammen  636 ;  heute 
sind  es  in  den  nämlichen  Kantonen  mindestens  15,000.  Im  Jahre  1865  weilten 
in  Daves  2  Kurgäste;  im  Jahre  1890  vom  1.  Januar  bis  zum  12.  September 
7519!  Also  auffallendes  Wachsthum  auf  der  ganzen  Linie!  Und  die  äußerste 
Grenze  ist  noch  nicht  erreicht.  Jahr  um  Jahr  richtet  sich  die  Schweiz  besser 
auf  den  Empfang  fremder  Gäste  ein,  Jahr  um  Jahr  bietet  sie  ihnen  mehr  an 
Naturgenüssen,  Bequemlichkeiten  und  Zerstreuungen;  dafür  dringt  ihr  Ruf  immer 
weiter  von  Mund  zu  Mund,  wird  das  Interesse  an  ihr  von  Jahr  zu  Jahr  all- 
gemeiner und  der  Wunsch,  den  Diamanten  unter  den  Ländern  zu  sehen,  brennen- 
der und  unwiderstehlicher. 

Tramways.  Es  bestehen  in  der  Schweiz  drei  Unternehmungen  dieser  Art^ 
nämlich  die  Tramways  suisses  iu  Genf  und  Biel,  das  Tramway  electrique  Vevey- 
Montreux-Chillon    und  die  Zürcher  Tramways. 

Die  Genfer  Tramways  führen  einei-seits  von  Carouge  über  Genf  und  Cliene 
nach  Annemasse,  anderseits  vom  Place  du  Molard  in  Genf  nach  dem  Bahnhof 
Comavin.  Die  Bieler  Tramways  führen  von  Biel  nach  Nidau  und  Boujean.  Die 
Zürcher  Tramways  einerseits  vom  Bahnhofplatz  Zürich  nach  Enge,  anderseits 
von   Tiefenbrunnen  durch  die  Stadt  nach  Außersihl. 

Die  Bieler  und  die  Genfer  Tramways  sind  Eigenthum  einer  und  derselben 
Gesellschaft. 

Biel                Genf  Vevev  Zilrich 

Konzesskmirt 17.  IX.  1875    27.  iU.  1879    22.  III.  188i  31. 1.  1882 

Ablauflermin  der  Konzession     .     30.  VI.  1927     31.  XII.  1927  21.  III.  1959  30.  I.  1932 

Baulirhe  Län^'e 4,ü72  m            12,044  m  10,374  m  8610  m 

Anlajrekosten  Fr 226,932           2,353,541  633.932  1,012,156 

Davon  Hiihnanlage  Fr.  .     .     .         169,189           1.841,831  513.828  788,359 

Pferde  und  Rolinialeriai  Fr.  .          55,2()2              482,711  112,345  206,674 

Zahl  der  IMerde 15                     142  —  102 

,       ,     Lokomotiven  ....             —                            5  —  — 

,       ,     Personenwagen    ...                   7                       53  10  30 

,       ,     beorderten   Reisenden        256,126           3,496,500  320,412  2,222,320 

Betriebseinnahmen  Fr.       ...          41,156              5U,514  66,979  299,475 

BetriehsHU'gahen  Fr 40,505              415,691  49,823  237.980 

Aktienkapital  Fr 1,000,000  1,000,000  1,000,000 

Anleihen  Fr 1,616,500  —  — 

Reinertrag  Fr 106,269  --  41,983 

Personal 15                      124  52  82 

Untcrstutzungskasse  Fr.     .     .     .              —                        —  69  5,861 

(Alles  nach  der  amtlichen  Eisenbahnstatistik  pro  1888.) 
Im  Bau  begriffen  ist  eine  Tramwaylinie  in  der  Stadt  Bern.    Dieselbe  wurde 
konzedirt   am    12.    Febr.    1889.     Die    projektirte   Länge    beträgt    2,927  km,    die 
Spurweite   1   m,    die   Maximalsteigung    .')6,f»  ^/oo.      Als    Motor    soll  komprimirte 
Luft  zur  Anwendung  kommen. 


<• 
t 
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Transit.  (Mitgetheilt  von  Herrn  Dr,  Tr.  Geering.)  Vor  der  eidg.  ZoU- 
einigung  von  1848  machten  die  zahlreichen  kantonalen  Durchgangsgeb Uhren  jeden 
Aufschwang  des  Transits  unmöglich ,  ja  sie  drohten  zu  vernichten ,  was  davon 
etwa  aus  besseren  Zeiten  noch  übrig  war.  Der  deutsch-italienische  Verkehr  wurde 
dadurch  auf  den  Brenner,  derjenige  aus  Schwaben  und  selbst  aus  der  Ostschweiz 
nach  Sudfrankreich  auf  das  badische  Rheinufer  und  auf  das  Elsaß  abgedrängt. 
Zahlen  für  den  damaligen  Umfang  des  schweizerischen  Transits  lassen  sich  um 
60  weniger  geben,  da  derselbe  höchstens  kantonsweise  zu  ermitteln  wäre,  somit 
die  Ein-  und  Ausfuhr  der  übrigen  Kantone  jeweilen  mit  umfassen  wUrde. 

Für  die  Jahre  1851 — 84  siehe  den  Artikel  Durchfuhr,  Die  seitherigen 
Ziifern  waren: 

1885  ca.  4,100,000  q  br.  =  16,j  7o  des  Spezialhandels 

1886  ,  4,040,110  ,  =  15,8  , 

1887  ,  4,824,663  ,  =  15,e  , 

1888  .  4,844,223  .  =  15,i  , 

1889  ,  5,191,322  ,  =  15,»  , 

Der  Werth  des  Transits  betrug  in  den  letzten  Jahren  etwas  über  Y2  Milliarde 
Franken  oder  ca.  33  %  des  schweizerischen  Spezialhandels.  Nach  Menge  und 
Werth  steht  damit  die  Schweiz  als  Durchgangsland  in  den  vordersten  Reihen. 
Nur  Belgien  kommt  ihr  in  dieser  Hinsicht  gleich,  infolge  der  Bedeutung  des- 
Hafens  von  Antwerpen.     Der  Transit  betrug 

7o  des  Spezialhandels  pro  Kopf 

durch  Menge  Werth  kg  Fr. 

die  Schweiz    .     .     .  1887  15,45  ^o  37,w  7o  155,5  192 

Belgien 1886  —  52,8    7o  —  226 

Holland 1885  —  —  73,5  — 

Deutschland     .     .     .  1886  4,7  >  21.«    7o  36  24 

Frankreich ....  1880  8,8  >  7,86  >  5,77  15,m 

Oesterreich-Ungarn  .  1886  8,5  7o  —  10,5  — 

England      ....  1886  —  4      %  —  6,m 

Italien 1886  —  1,87  7o  —  Le« 

Seit  der  Einführung  der  schweizerischen  Handelsstatistik  (1885)  sind  auch 
die  Ermittelungen  über  den  schweizerischen  Transit  in  ein  neues  Stadium  getreten. 
Seit  1887  wird  für  die  ca.  730  Waarenposten  eine  quadratische  Üebersicht  nach 
Länderpaaren  der  Herkunft  und  Bestimmung  publizirt,  aus  welcher  die  Bedeutung 
der  Schweiz  als  internationales  Durchfuhr land  und  namentlich  der  entscheidende 
Antheil  der  Alpendurchstiche  an  der  Hebung  des  schweizerischen  Transits  zur 
Evidenz  hervortritt.  Entsprechend  den  in  Band  1,  p.  465  u.  tf.  mitgetheilten  Daten 
zeigt  sich,  daß  der  Gotthard  allein  ca.  70  ®/o  des  schweizerischen  Transits  ver- 
mittelt und  zwar  (1887): 

Deutsches  Eisen  und  Kohlen 36,<td  % 

Deutsche  Maschinen 4,8?    „ 

Anderes  deutsches  Gut 7,«'«    , 

Summa  des  deutschen  Gotthardverkelirs 48,98  7« 

Belgischer  und  englischer  Gotthardverkehr 8,u    „ 

Italienische  Rückfracht  nach  Deutschland,  Belgien  und  England      ....       9,624  „ 


Total  des  Schweiz.  Transits  durch  den  Gotthard:  Minimum 66,0    7° 

Dazu  jedenfalls  zum  größten  Theile  der  französisch- italienische  Verkehr  mit       3,3     , 


Also  rund     70      7o 
Die  niedere  Ziffer  der  italienischen  Rückfracht  erklärt  sich  aus  dem  Wesen 
derselben:  sie  besteht  aus  relativ  leichten  und  kostbaren  Güter n,  hauptsächlich  aus 
Seide,  sodann  aus  feineren  Lebensmitteln,  Chemikalien  und  FarbstolTen. 
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Dem  Gotthard  gegenüber  tritt  der  Arlberg  mit  15,49  ^/o  (wiederum  MiDimnm : 
nur  Oesterreich'Frankreich  u.  u.),  worunter  13  ^/o  ungarisches  Korn  und  Wein, 
österreichisches  Vieh  und  Holz  (Holz  allein  8  ^/o)  nach  Frankreich,  sehr  zurück. 
Immerhin  überragt  er  alle  andern  Verkehrsrichtungen  weit,  indem  für  deren 
Gresammtheit  nur  noch  1 7,9  Vo  ^^  schweizerischen  Transits  Übrig  bleiben  (davon 
4,74  ^0  Deutschland-Frankreich  u.  u.). 

Auf  Grund  dieses  Materials  berechnet  sich  der  Fracht  verdienst  der  schweizer. 
Eisenbahnen  aus  dem  Transit  auf  ca.  6  7^  Millionen  Fr.  jährlich  oder  ca.  14  ^/o 
ihrer  gesammten  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  (durchschnittlicher  Parcours : 
260  km;  durchschnittlicher  Frachtsatz  per  Tonnenkilometer :  5  Cts). 

Transport.  Die  idylÜHchen  Zeiten  liegen  nicht  weit  hinter  uns,  in  denen 
Alles,  was  von  Ort  zu  Ort,  von  Land  zu  Land  zu  befördern  war,  mühselig  per 
Karren,  Lastthier,  LastschitF  und  Boten  von  der  Stelle  gebracht  werden  mutete. 
War  das  ein  einträgliches  Geschäft  für  die  Gasthäuser  an  den  Land-  und  Fahr- 
straßen, die  tausend  und  abertausend  rastbedürftigen  Reisenden  und  Fuhren  zu 
beherbergen  und  zu  beköstigen!  Wie  hallte  das  Land  wider  von  Peitschenknall, 
Posthorn,  Singen  und  Fluchen!  Und  jet/.t?  Ausgestorben,  öde  sind  die  Landstraßen! 
Hie  und  da  ein  MUllerwagen  mit  hochgethürmten  Mehlsäcken,  ein  Holzkarren 
mit  gefällten  Tannen,  im  Herbst  ein  Sauserwagen  mit  Blumenbouquets  erinnern 
noch  an  die  alte  Herrlichkeit.  Aber  hängst  Du  ihr  traumverloren  ein  wenig  nach, 
gellt  Dir  dicht  nebenan  ein  Lokomotivplitf  in's  Ohr  und  biingt  Dir  zum  Bewußt- 
sein, daß  Du  in  einer  ganz  neuen  Zeit  lebst,  in  der  Zeit  des  leichtbeschwingten 
Dampfes  Er  hat,  in  die  Lokomotive  und  Schitrsmaschine  gebannt,  manch' 
heimelige  gemüthliche  Einrichtung  der  Vorzeit  hinweggefegt,  dafür  aber  auch 
aufgeräumt  mit  der  Gefahr  der  Hungersnoth,  die  sich  ehemals  so  leicht  nnd  so 
oft  einstellte.  Und  wie  sehr  hat  das  moderne  Transportwesen  das  Erwerbsleben, 
die  gegenseitige  Annäherung  der  Menschen,  den  Austausch  der  Meinungen,  die 
Aufklärung  gefördert  I  ^^'elch'  kurze  Spanne  Zeit  hat  ferner  genügt,  die  Eisen- 
bahnen zu  der  wichtigsten  aller  Trauspurtanstalten  zu  machen.  Vor  50  Jahren 
noch  keine  Spur  derselben  in  der  Schweiz,  und  heute  eine  jährliche  Einnahme 
von  81  Millionen  Fr.,  die  Post  dagegen  nur  eine  solche  von  ca.  22  Millionen, 
die  SchiH* fahrt  von  ca.  5  Millionen.  Die  Mem/e  der  von  den  schweizerischen 
Transportanstalten  befJmlerten  Personen  und  Güter  zu  bezeichnen ,  ist  ein  Ding 
absoluter  Unnir»glichkeit.  AA'ohl  enthalten  die  amtlichen  Statistiken  Rubriken  mit 
der  Aufschrift:  ^ Beforderte  Reisende",  „beförderte  Güter"*,  wohl  sind  diese 
Rubriken  mit  Zahlen  ausgefüllt,  aber  wie  oft  eine  und  dieselbe  Person,  ein  und 
dasselbe  Collo  mehrfach  gezählt  ist ,  weiß  man  nicht.  Man  muß  es  sich  deß- 
halb,  um  eine  Vorstellung  von  der  quantitativen  Bedeutung  des  Transportdienstes 
zu  machen,  an  den  Zahlen  betretfend  die   Einnahmen  genügen  lassen. 

TiilL  Dieses  Maschengewebe  bildet  einen  der  hauptisächlichsten  Rohstoffe, 
welcher  die  schweizerische  Stickerei-Lidustrie  bedarf.  In  erster  Linie  dient  er 
zur  Fabrikation  gestickter  Vorhänge,  ferner  aber  auch  zu  derjenigen  gestickter 
Einsätze,  Ueberwürfe  und  dergleichen.  In  Folge  der  abnehmenden  Mode  der  Tüll- 
vorhänge und  einiger  anderen  Spezialitäten  ist  der  ehemals  sehr  große  Bedarf 
bedeutend  zurückgegangen.  Ein  kleiner  Th<*il  tlesselben  wird  seit  18H4  im  Lande 
fabrizirt,  den  Rest  lit-fert  England.  Die  Einfuhr  von  baumw(dlenem  Tüll  betrug 
im  .lahre  ISMII  lölK^  q  im  Werthe  von  l,oi)3,O00  Fr.;  lSi<:y  belief  sich  die 
Einfuhr  noch  auf  24UH  q  im  W>Tthe  von  ö,02u,()()0  Fr.  Im  Inlande  wurde 
früher,  mit  Ausnahme  verunglückter  Versuche  in  den  20er  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts, gar  kein  Tüll  fabrizirt ;  diese  Fabrikation  erfordert  einen  groüen  Betrieb 
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und  deshalb  einen  »ehr  bedeutenden  Kapitalaufwand.  Die  wenigen  Firmen,  die 
sich  heute  mit  der  Tlillweberei  befassen,  fabriziren  großentheils  für  den  Bedarf 
ihrer  eigenen  Stickereifabrikation. 

Türkischrothfärberei.  Das  Roth-  und  Blaufarben  leichter  baumwollener 
Garne  und  Tücher  bildete  in  der  Schweiz  schon  seit  den  80'''  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  einen  sehr  bedeutenden,  selbstständigen  Industriezweig, 
ganz  verschieden  und  getrennt  von  der  Buntförberei  und  eigentlichen  Lohn- 
färberei.  Nach  Adolf  Bürkli :  „Zürichs  Indienne-Manufaktur  und  Türkischroth- 
färberei **  (Zürich  1880)  ist  die  Gründung  der  ersten  schweizerischen  Türkisch- 
rothfärberei auf  folgende  Vorgänge  zurückzuführen.  Bis  in  die  erste  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  hinein  galten  die  äöhten  indischen  Tücher,  welche  von  den 
Engländern  in  London  importirt  wurden,  für  ganz  unerreichbar;  doch  kannte 
man  damals  die  Methode,  das  ächte  indische  Roth  zu  erstellen,  schon  im  ganzen 
Oriente  bis  nach  Griechenland.  Im  Jahre  1747  ließen  dann  franzönische  In- 
dustrielle Färber  aus  Griechenland  kommen  und  errichteten  Türkisch rothfärbcreien 
bei  Ronen  und  in  Languedoc;  die  neue  Farbe  wurde  von  ihnen  Rouge  des  Indes 
oder  Rouge  d'Andriuople  genannt.  Nachdem  im  Jahre  176G  Jean  Alben  in 
Avignon  den  ersten  Krapp  angebaut  hatte,  dessen  Wurzeln  für  die  neue  Industrie 
den  Farbstoff  lieferten ,  entstanden  neue  Färbereien  in  Avignon  und  Nimes. 
Daselbst  nun  fand  Heinrich  5ieller  von  Zürich  die  Gelegenheit  zur  Erlernung 
der  neuen  Färbmethode  und  veranlaßte,  nach  Hause  zurückgekehrt,  seinen 
jüngeren  Bruder,  nach  Nimes  zu  reisen  und  die  neue  Fabrikation  dort  ebenfalls 
zu  lernen.  Im  Jahre  1784  errichteten  die  Genannten  dann  die  Rothfärberei  im 
„Drahtschmidli**  in  Zürich.  Diese  Garn-  und  Kattunförberei  entwickelte  sich 
rasch  und  wurde  von  Sohn  und  Neffe  mit  großer  Energie  fortgesetzt.  Zu  der- 
selben gesellten  sich  nach  und  nach  die  Färberei  in  der  Walche  und  diejenige 
am  Stampfenbach.  Die  neue  Garnfärberei  kam  namentlich  der  Schweiz.  Bunt- 
weberei (roth,  blau  und  wt*iß  gewebte  Nastücher  u.  dgl.)  gut  zu  statten,  die 
damals  in  Toggenburg  schon  eine  beträchtliche  Ausdehnung  hatte.  Die  Bunt  weher 
mußten  vorher  ihren  großen  Bedarf  von  türkischrothem  Garn  in  Marseille,  Ronen 
und  Triest  kaufen,  bekamen  aber  häufig  schlechte  \yaare,  so  daß  sie  anfingen 
das  Garn  roh  im  Inland  zu  kaufen  und  dann  nach  Marseille  zum  Färben  zu 
schicken.  Nicht  selten  verlief  aber  auf  diese  Weise  ein  ganzes  Jahr,  bis  sie 
ihr  Garn  wieder  hatten.  Unter  diesen  Umständen  bezogen  sie  nun  selbstver- 
ständlich gerne  das  neue  schweizerische  Produkt.  Wie  den  Buntwebern  die  neue 
Gamfarberei,  kam  den  Druckern  die  Calicotfärberei  für  den  Bezug  türkischrother 
Tücher  zum  Aufdrucken  anderer  Farben  oder  zum  Roth-  und  Weißmustern  durch 
theilweises  Wegätzen  des  rothen  Grundes  «ehr  zu  Gute.  Eine  Reihe  anderer 
Rothfärbereien  entstanden  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  im  Kanton  Zürich  und 
den  benachbarten  Kantonen  Glarus,  St.  Gallen  und  Thurgau,  großentheils  in 
Verbindung  mit  Druckereien. 

Von  allen  diesen  Geschäften  existiren  heute  nur  noch  wenige  und  zum 
Theil  in  sehr  veränderter  Form.  Die  meisten  derselben  sind  den  Schwierig- 
keiten erlegen,  welche  ihnen  die  allmälige  Zurückdrängung  der  Nationaltrachten 
in  Italien,  Oesterreiiih,  Deutschland  etc.,  Stockungen  in  den  Branchen  der  Bunt- 
weberei und  der  Druckerei,  ferner  die  Einführung  und  Verschärfung  der  Zölle 
in  den  genannten  Ländern,  und  ganz  besonders  auch  die  in  den  70*"^  Jahren 
erfolgte  Erfindung  des  Alizarins,  des  künstlichen  Ersatzes  der  Krapp wurzel  als 
Färbmaterial,  bereit^ite.  Die  genannte  Erfindung  erleichterte  den  Färbeprozeß 
in  einer  Weise,  daß  dem  Produktionsbedürtniß    durch    eine  geringere    Zahl  von 
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£tabli88ementen  genUgt  werden  konnte.  Die  Konkurrenz,  zu  der  es  im  Kampfe 
um  das  Dasein  zwiächen  den  damals  noch  existirenden  Geschäften  kam,  drückte 
«uf  den  Preis  des  Fabrikats  in  einer  Weise,  daß  mehrere  dadurch  zur  Liquidation 
veranlaßt  wurden. 

Nach  dem  Berichterstatter  des  Schweiz.-  Handels-  und  Industrie- Vereins  be- 
standen im  J.  1886  noch  5  selbstständige  Tiirkischroth-Tücherförbereien.  Bei  einer 
Produktio Unfähigkeit  von  10,000  q  im  Jahr  wurden  circa  8000  q  Tücher  ge- 
färbt, worin  aber  die  Produktion  einiger  Glarner  Druckereien,  welche  zugleich 
färben,  nicht  inbegrüFen  ist.  Garn  w  rd  nur  noch  in  11  fitablissementen  türkisch- 
roth  gefärbt  und  diese  produziren  kaum  die  Hälfte  dessen,  was  sie  leisten  könnten. 
Das  Garn  und  die  Tücher  zum  Türkischrothfarben  werden  fast  nur  vom  Inlande 
bezogen.  Vom  Ausland  kommen,  wenn  nicht  ganz  ausnahmsweise  Konjunkturen 
eintreten,  nur  Damast  und  dichte  Tücher,  für  deren  Produktion  in  der  Schweiz 
keine  Weber  speziell  eingerichtet  sind.  Man  rechnet,  daß  die  TUrkischroth- 
färbereien  jährlich  das  Produkt  von  circa  120,000  Spindeln  und  circa  1000 
Webstühlen  verwenden.  Der  Werth  der  gefärbten  Garne  und  Tücher  wurde 
im  Jahre  1886  auf  circa  6/250,000  Fr.  getschätzt.  Die  Zahl  der  beschäftigten 
Arbeiter  betrug  circa  450,  ihr  Jahreslohn  circa  340,000  Fr.  Fast  die  Hälfte 
der  Unkosten  der  Türkischrothfärbereien  entfallt  auf  den  Farbstoff,  das  Alizarin, 
von  welchem  circa  1300  kg  verwendet  werden.  Zur  Zeit  wird  dieser  Farbstoff 
fast  ausschließlich  von  Deutschland  bezogen.  In  den  Schweiz.  Farbenfabriken 
wird  dieser  Artikel  nicht  mehr  produzirt. 

Uetlibergbahn.  Eigenthum  einer  Aktiengesellschaft  mit  Verwaltungssitz 
in  Zürich.  Führt  von  Zürich  (Selnau)  über  Wiedikon  und  Waldegg  auf  den 
Uetliberg  (816  m  über  Meer).  Bauli(ihe  Länge  9136  Meter.  Betriebslänge  9046 
Meter.  Konzessionsurkunde  vom  22.  Oktober  1872.  Nächster  RUckkaufstermin 
1.  Mai  1903.  Ablaufstermin  der  Konzession  30.  April  1972.  Betriebseröffnung 
am  12.  Mai  1875.  Anlagekapital  1,600,000  Fr.,  wovon  1,000,000  Fr.  in  Aktien, 
600,000  in  Obligationen.  Verwendet  1,376,626  Fr.  für  die  Bahnanlagen  und 
festen  Einrichtungen,  150,681  Fr.  für  das  Rollmaterial:  10,538  Fr.  für  Mobiliar 
nnd  Geräthschaften.     Total   1,588,579  Fr. 

Länge  der  Dämme  6356  m,  der  Einschnitt«  2686  m.  Kronenbreite  des 
Erdplanunis  4,8  m.  Keine  Tunnels.  6  Brücken.  Länge  der  horizontalen  Strecken 
767  m,  der  geneigten  Strecken  8,279  m,  der  geraden  Strecken  4,181  m,  der 
gekrümmten  Strecken  4,865  m.  Neigung  der  Bahn  im  Maximum  70  ®/oo,  im 
Durchüohnitt  für  die  ganze  Bahn  44,66  ^/«o,  im  Durchschnitt  für  die  geneigten 
Strecken  48,80  ®/oo.  Krümmungsradius  im  Minimum  135  Meter,  im  Durchschnitt 
für  die  ganze  Bahn  380  m,  im  Durchschnitt  für  die  gekrümmten  Strecken  204  m. 

Stand  des  Kollmaterials:  3  Lokomotiven  mit  insgesammt  645  Pfk.,  9  Per- 
sonenwagen mit  iuRgesammt  360  Sitz]>lätzen,  3  Lastwagen  mit  insgesammt  22,5 
Tonnen  Tragkraft. 

Verkehr:  Beförderte  Reisende  59,637,  beförderte  Güter  inkl.  Thiere  und 
"Gepäck  360  Tonnen.  Betriebseinnahmen:  Für  den  Personcntransport  85,612  Fr., 
für  den  Gütertransport  3,280  Fr.,  Uebriges  442  Fr.  Total  90,938  Fr.  Betriebs- 
ausgaben:  58, 4. > 3  Fr.  Reinertrag  29,199  Fr.  Personal  19  Mann.  Vermögens- 
bestand der  UuterstützungskasKo  7,493  Fr.  (Nach  der  amtlichen  Eisenbahnstatistik 
pro    18^<s). 

Uhrenindustrie.  (Mitgetheilt  von  Herrn  R.  Studier,  Präsident  des  Kauf- 
männischen Vereins  Bern.)  Ein  wichtiges  Ereigniß  war  die  350  v.  Chr.  von 
Aristoteles    gemachte  Erfindung   des  Zahnrades  als  Bewegungsmechanismus.     Sie 
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war  die  Grundlage  zur  Erfindung  der  Bäderuhr.  Wer  der  letztem  Schöpfer 
l^ewesen ,  wo  und  wann  er  geleht,  ist  uns  nicht  überliefert  worden;  es  wird 
Jedoch  angenommen,  daß  die  Kreuzfahrer  die  ersten  Räderuhren  nach  Europa 
gebracht  haben.  Die  Sonnen-,  Wasser-  und  Sanduhren  blieben  aber  noch  lange 
Zeit  die  nahezu  ausschließlich  verwendeten.  Erst  im  14.  Jahrhundert  finden 
wir  bestimmte  Kunde  von  Uhren  mit  Hemmung  und  Unruhe.  Der  französische 
Xönig  Karl  V.  berief  einen  deutschen  Uhrmacher  Namens  Heinrich  von  Wiek 
nach  Paris,  wo  derselbe  von  1364  bis  1370  eine  Gewichtuhr  mit  Schlagwerk 
baute.  1364  bekam  Augsburg  die  erste  Rädert hurmuhr.  Um  die  Mitte  des 
16.  Jahrhunderts  waren  Stubennhren,  Wecker  und  Taschenuhren  bereits  nichts 
Neues  mehr.  Als  Erfinder  der  Taschenuhr  gilt  der  Nürnberger  Peter  Hele  (1500). 
Sein  Werk,  dessen  Unruhe  von  einer  Schweinsborste  im  Gsxig  gehalten  wurde 
und  das  —  seiner  plumpen  Form  halber  —  unter  dem  Namen  „Nümberger-Ei" 
bekannt  geworden,  bedurfte  noch  sehr  der  Verbesserung.  Deutschland  ließ  ihm 
dieselbe  zuerst  angedeihen.  Im  16.  und  17.  Jahrhundert  genoß  Deutschland  den 
Ruf,  welchen  heute  die  Schweiz  inne  hat.  Ueberall  in  der  bekannten  Welt 
«andte  man  reparaturbedürftige  Uhren  nach  Deutschland.  Indeß  auch  England 
und  Frankreich  hatten  schon  damals  bedeutende  Künstler  im  Uhrenfache  auf- 
zuweisen. 1657  erfand  ein  holländischer  Physiker,  Namens  Huyghens,  die 
Pendeluhr,  1676  ein  Barlow  die  Repetiruhr  und  den  Bemühungen  des  englischen 
Ministeriums,  seinen  bedeutenden  Preisausschreibungen  verdanken  wir  die  Ent- 
stehung des  ersten  brauchbaren  Chronometers  (Harrison  1772). 

In  die  Schweiz  wagte  die  Uhrenindustrie  ihren  ersten  Schritt  1587.  Ein 
Charles  Cusin  von  Antun  ließ  sich  in  Genf  nieder  und  beschäftigte  sich  mit 
der  Uhrenfabrikation.  Zwei  Jahre  später  bildeten  die  Genfer  Uhrmacher  bereits 
einen  Fachverein  und  stellten  das  Erstlingsreglement  auf,  dahingehend,  es  mtlsse 
«in  Uhrmacher,  um  bei  einem  Meister  in  Genf  Anstellung  zu  finden,  eine  selbst- 
angefertigte Taschenuhr  und  eine  ebensolche  Stubenuhr  vorlegen.  Im  Jahre  1685 
zählte  Genf  100  Fabrikanten  mit  300  Arbeitern  und  einer  Jahresproduktion  von 
5000  Stück.  Einen  größern  Aufschwung  aber  nahm  die  Genfer  Uhrenindustrie 
im  16,  Jahrhundert.  Ihr  Ruf  verbreitete  sich  im  Auslande.  Im  Jahre  1725 
bestehen  88  Genfer  Handelshäuser  in  Konstantinopel,  1760  beschäftigen  sich  in 
Genf  4000  Personen  mit  der  Uhrenfabrikation. 

Sehr  würde  man  aber  irren ,  wollte  man  muthmaßen ,  die  schweizerische 
Uhrenindustrie  habe  sich  hauptsächlich  von  Genf  aus  entwickelt.  Nein,  auch  in 
Neuenburg  und  auch  in  der  Waadt  hat  sie  ihre  besondere  Entstehungs-  und 
Ausbreitungsgeschichte.  Im  Jahre  1630  wurde  in  Locle  von  einem  Perret  aus 
Renan  die  erste  jurassische  Uhr  erstellt;  1679  aber  brachte  ein  Pferdehändler 
eine  Taschenuhr  aus  England  heim  in  die  neuenburgischen  Berge.  Das  Auf- 
sehen, welches  dieses  Wunderding  in  der  ganzen  Gegend  erregte,  läßt  sich  be- 
greifen. Die  langen  Winter  dieser  hochgelegenen  Thäler,  der  magere  Boden, 
der  in  schlimmen  Jahren  nicht  einmal  Korn  oder  Hafer  zur  Reife  bringt,  das 
waren  Faktoren,  welche  die  Bewohner  schon  in  den  ältesten  Zeiten  veranlaßt 
hatten,  im  Hause  selbst  Erwerb  zu  suchen;  die  Fabrikation  von  eisernen  Acker- 
geräthen,  von  Schlössern  und  von  Waffen  war  entstanden  und  nach  1630  be- 
faßten sich  einige  Schmiede  und  Schlosser  mit  der  Konstruktion  von  Stuben- 
nhren. Bei  solchen  Leuten  nun  mußte  die  Taschenuhr  dem  regsten  Interesse 
begegnen.  Von  weit  her  eilten  sie  nach  den  paar  Häusern,  La  Chaux-de-Fonds 
genannt,  um  das  Kuriosum  und  seiuen  Besitzer  anzustaunen;  da  blieb  eines 
Tages  das  Kleinod  stehen,    guter  Rath  war  theuer.     In  La  Sagne  lebte  damals 
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Nat:jrl:'::ik*:i:  T'r:.:'*..-  :..  .1:-  z:  —  .i-.i--  -tr.r  j'-l^-yi  ii':«-  Ei^e  .^iiferei* 
wjri»:  an  1-::^  K-.'::^  v.-  .StäiItl  jr-^^rr^Tr::  ?:t  jil:  i>  Hrx*rri.  Dir  Ers^eller 
prttrtf;  ri^h  r/.ir  M'iü-:  v.r  :-:i--  F. iii- '-:.•:  i.:  :r=.  >:iT:rTTi4=:*ii.  Großer 
SchärMriii  ?•:; 'Jrtr  zi  i-rr  .S.i.':.:::.^  :Tr  £  ":l.z:r:rn  K  ::;*TirrrÄe.  a&er  auf  die 
Kntwicki  ui^r  -i-irr  rrirr:ri:iiu-:r;r:  ^.i'.rz.  ^.-z  kr.  tzi  ?I:id::ü  &:i>jeab:.  vielmehr 
die-eln-  auf  Irrpr'air  j-r'^ri-iit :  itl-  £•*:  Mi-..LT:;  lir-^:;  >ie  ver^i^e^SMn ,  dafi 
Hie  h?Vjh.-te  liT-tiainjurij-  i-rr  L':*r  iar::.  ':-=:•:•::-";.  rin  nivjliohji  genauer  Ze»/- 
Wir'r/*  zw   »ein. 

Di':  l'fjreriii.'i'i-'ri-:  Ovr  MV//-  :a:irt  a  .*  i-rni  l**.  Jahrhandert.  In  der 
errt':n  il;iltr-  ■:• — -i^rii  etar.iirtr  *i';:i  i:.  Xv^:  ri:.  :rir.z''*i?i?b«er  Uhrmacher  and 
luihin  <ririi;:e  SriiMi-r  au.  liai-i  hrri*-:!-:  si*  h  dir  ::-.'r.r  Ini.istrie  bis  RoUe«  Vevey 
iiij'i  MoN'l'/fi  ;iu-,.  174"  w  .rie  Sarn'irl  'Jlivi*-r  ilrviari  von  Chenit  im  ValMft 
<l«r  JouA  ]^':lirli[j;f  iri  Koil'r.  17t':*  er.'iirilt  rr  in  MoiJ.in  den  Meisterbrief  und 
etuMirt«:  >-i<:|j  nun  z>i  il;iii.f»;  im  Joaxtb^l.  wo  nach  and  nach  die  Uhrenindnstrie 
zu    ^.ToOr   J{';'i«'iitun;r  ^»-lan^t'i. 

i»Jil<l  war  in  d<-fi  r/:liw»:iz':ri-oh*;n  L'hrniacli  er  Zentren  die  Arbeitstheilung  in 
)i'f)iMij  Maß':  «:Mtwif:k*;lt  und  nchn'rij  int  >i»i  ZU  ei?er  AM^dfhnung  gelangt,  wie 
krin«!  aiidftp;  Indrirttri«'  si«:  k*:nnt.  Als  Illustration  biefür  diene  nachstehendes, 
JMi  .lahn-  IH.'>'.»  im  Almunach  NiMicbatt^dois  veröilentlicbte  Tableau  der  einzelnen 
Zwi-i^^«;   di-r   l.'ljrenin'iustri»*: 


Anl''rtit.'rjii/    von: 

].  holiwi-il'-n 

'l.  ,\nk(iy.in^'>-ii 

\\.  Aiiki'ri''-|i;iji|Hrinf'nl^' 

■1.  <  lyiiri<liTr(')),i|»)»frni'nl.s 

!».  Kt'iiicn   liii   (iii-  rnruii'* 

l'i.  /;iliiii.Ml('rn 

7.  l{iiiii'in   und   Kin '''iniitttMi  für  <iiinK<* 

H.  (icliirtirn 


9,  verschitfdenen  Be-^tandtheilen 

10.  Korrfktionszeipern 

11.  FVd«'rn 

12.  S[iini]f.-ln  und  Spindeluhren 
l.'J.  SpiralfMi 

li.  .Sj»rin^'roderri  und  Schließ  Vorrichtungen 

lur  Damenuhren 
ITi.  Kot  tun 
10.  Ualanciers 
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35.  Fertigmachen  von  Gehäusechamieren 

36.  Poliren  der  glatten  Stahlstücke 

37.  ,         ,     2^pfen 

38.  ,         ,     Schrauben  etc. 

39.  ,         ,     Räder 

40.  ,         n     Staubdeckel 

41.  Repassiren  und  Remontiren 

42.  Reguliren 

43.  Einsetzen  der  ZiiTerblätter 

44.  ,  ,     abgebrochenen  Zapfen 

45.  ,  ,     Sekundenblätter 

46.  ^  ,     Flach-  und  Hohlgläser 

47.  ,  »     Werke  und  Gehäuse 

48.  Flicken 

49.  Steinhandel  und  Steinsetzen 

50.  Uhrmacher 

51.  Händler 

52.  Verantwortliche  Probirer 

53.  Etuisfabrikanten 


17.  Anker-  und  Gylinderbestandtheilen 

18.  Zeigern 

19.  Gehäusebugeln 

20.  silbernen,  mit  Goldreif  versehenen  Ge- 

häusen 

21.  Staubdeckeln 

22.  Platten  für  emaillirte  Zifferblätter 

23.  Zifferblättern  aus  Metall 

24.  emaillirten  Zifferblättern 

25.  Ausdrehen  d.  Zifferblätter  f.  d.  Sekunden 

26.  Malen  von  Zifferblättern 

27.  Abschleifen  d.  Werke  vor  d.  Vergoldung 

28.  Vergolden 

29.  Graviren 

30.  Guillochiren 

31.  Buchstabengraviren 

32.  Graviren  und  Guillochiren  zugleich 

33.  Walzen 

34.  Finissiren 

Die  natürliche  Folge  dieser  Arbeitstheilung  war,  daß  der  Einzelne  in  seiner 
Branche  eine  bedeutende  Fertigkeit  erlangte.  Die  Vollkommenheit  der  einzelnen 
Stücke  aber  ist  die  Grundlage  für  ein  gutes  Werk  und  hat  die  Schweizerubr 
in  den  Stand  gesetzt,  den  Kampf  mit  der  auswärtigen  Konkurrenz  aufzunehmen. 
Die  Anerkennung  fehlte  nicht,  die  Absatzgebiete  wurden  ausgedehnter,  die  Ge- 
schäfte gingen  gut.  Da,  als  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  französische 
Revolution  ausbrach,  drohte  die  schweizerische  Uhrenindustrie  in  die  Brüche  zu 
gehen  und,  als  endlich  die  bedenkliche  Krise  überstanden  war,  als  man  neuen 
Muth  und  neue  Hoffnungen  faßte,  kam  die  Kontinentalsperre  und  machte  wiederum 
viele  Hände  brodlos;  doch  auch  sie  ging  vorüber,  das  Schifflein  wurde  wieder 
flott.  Während  der  Kontinentalsperre  betrieben  beschäftigungslose  Jünger  der 
Uhrenmacherei  die  Anfertigung  von  mathematischen  und  physikalischen  Instru- 
menten und  legten  so  zu  einem  neuen  Industriezweige  den  Grund.  W.  Bär 
benutzt  diese  Thatsache,  um  in  seinem  1858  erschienenen  Buche:  „Die  Industrie 
der  Schweiz,  ein  Spiegel  für  Deutschlands  Staatsmänner  und  Philister,**  auf  die 
Hungersnoth  in  Schlesien  während  der  großen  VTeberkrisis  und  die  schreckliche 
Rathlosigkeit  der  Weber  hinzuweisen,  bei  welchem  Anlaß  er  die  Intelligenz 
onserer  Uhrmacher  in  hellem  Lichte  strahlen  läßt. 

An  der  ersten  Weltausstellung  (London  1851)  leistete  die  Schweiz  bereits 
den  Beweis,  daß  ihre  Uhrenindustrie  aller  ausländischen  Konkurrenz  gewachsen 
sei.  16  schweizerische  Uhren- Aussteller  wurden  prämirt,  und  an  der  Welt- 
ansstellung zu  Paris  (1855)   53. 

„Wie  ist  das  möglich?"*  rief  das  erstaunte  Ausland,  „die  kleine  Schweiz, 
eingeschlossen  von  mächtigen  Nachbarn,  fern  vom  Meere,  ohne  Rohprodukte, 
ohne  Kohle,  ohne  stehendes  Heer,  und  diese  Gewerbsthätigkeit?!" 

Ja  es  war  schon  ein  wenig  zum  Verwundern!  Wie  war  in  ihren  Anfängen 
die  Uhrenindustrie  abhängig  gewesen  vom  Ausland!  Immer  mehr  hatte  man  sich 
emanzipirt;  nur  die  Werkzeuge  waren  noch  vom  Auslande  bezogen  worden,  und 
als  man  im  eigenen  Hause  heimisch  geworden  war,  kamen  die  Erfindungen. 
Endlich  fing  man  an,  auch  die  Werkzeuge  selbst  zu  erstellen;  dabei  machte  man 
Erfahrungen,  welche  Vervollkommnung  und  neue  Erfindungen  brachton,  so  daß 
bald  das  Ausland  begann,  Werkzeuge  aus  der  Schweiz  zu  beziehen.  Die  Schweiz 
wurde  die  hohe  Schule  der  Uhrmacherkunst. 

Während  Neuenburg,    Bern  und  die   Waadt  möglichst  vollkommene  Werke 

Fnrrer,  VolkswirthschaftB-Loxikon  der  Schweiz.  21 
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zQ  erstellen  strebten,  verlegte  sich  Genf  immer  mehr  auf  die  Fabrikation  yon 
Luxiisuhren.  Die  1776  in  Grenf  gegründete  „Soci6te  des  Arts**  leistete  hierbei 
fördernd  Wesentliche».  1824  begann  in  Genf  die  er»te  schweizerische  Uhrmacher- 
schiile  das  erste  Schuljahr. 

Unsere  Uhrcnindustrie  hatte  sich  als  Hausindustrie  entwickelt.  Unter  Mit- 
verdienst der  Familienglieder  arbeitet  der  Uhrmacher  in  seiner  Häuslichkeit. 
Der  Werkzeuge  Entwicklung  und  theilweise  Umbildung  in  Maschinen  erhöhten 
in  allen  Zweigen  die  Leistungsfähigkeit.  Die  jährliche  Produktion  stieg  in  un- 
geahnter Weise.  Der  „veritable  Messager  boiteux  de  Xeuchatel  pour  Tan  de 
gräce  1844"  erzählt,  es  seien  am  28.  September  1833  im  Atelier  des  Herrn 
Philippe- Henri  Robert  zu  „Ponts  de  Martel**  —  mit  Ausnahme  des  ^bauche  — 
sämmtliche  Theile  einer  goldenen  Uhr  angefertigt  und  zusammengefügt  wurden. 
Der  genannte  Herr  war  die  Wette  eingegangen,  in  einem  Tage  eine  goldene 
Uhr  zu  fabriziren.  Morgens  5  Uhr  des  erwähnten  Tages  ging's  an  die  Arbeit 
und  Abends  9  Uhr  war  der  Gang  der  Uhr  reglirt,  die  Wette  gewonnen.  Der 
Fall  erregte  Aufsehen  und  kann  hier  als  Bild  des  damaligen  Standes  der 
Industrie  dienen. 

Werfen  wir  einen  Blick  in  die  Uhren abtheilung  der  dritten  schweizerischen 
Industrieausstellung  (Bern  1857),  so  finden  wir  da  100  Vertreter  aus  den 
Kantonen  Neuenburg,  Bern,  Genf,  Waadt,  Schaff  hausen  etc.  Es  hätte  wohl 
wenig  Zweck,  hier  die  zahlreichen  mit  Prämien  bedachten  Taschenuhrenfabrikanten 
aufzuführen.  Anders  verhält  es  sich  mit  den  prämirten  Kepr  äsen  tauten  der  Stuben- 
uhrenindustrie.  Dieselben  müssen  hier  zur  Veranschaulichung  der  damaligen  Lage 
dieser  Richtung  Revue  passiren : 

Die  Firma  Jean  Leuenberger,  Sohn,  in  Sumiswald  erhielt  die  silberne 
Medaille  für  ihren  Regulator,  der  auf  sämmtlichen  Stationen  des  eidgenössischen 
Telegraphen netzes  Verwendung  gefunden.  J.  Rapp  in  Schaffhausen  wurde  für 
seine  hölzernen  Uhren  mit  metallenem  Räderwerk,  einen  neueingeführten  Industrie- 
zweig darstellend,  mit  der  bronzenen  Medaille  bedacht.  Eine  Ehrenmeldung  kam 
dem  Aussteller  Samuel  Hofstetter  in  Albligeu  zu  für  seine  drei  Pendulen  im 
Genre  des  Schwarzwälderfabrikats. 

Hervorgehoben  sei  ferner,  daß  der  Ausstellungsbericht  befürwortet,  man 
möchte  die  schweizerischen  Konsulate  in  den  Hafenstädten  auffordern,  die  dortigen 
Marine- Verwaltungen  zur  Annahme  von  Specimen  unserer  Chrünomet<'r  zu  ver- 
anlassen; da  diese  letztern  zur  Zeit  im  Stande  seien,  mit  englischem  Fabrikat 
zu  rivalisiren. 

Die  1856  in  der  Uhrenindustrie  beschäftigten  Personen  beiderlei  G<*schlecht8 
schätzt  der  mehrerwähnte  Bericht  auf  4(),00(J.  Von  ihnen  seien  drei  Viertheile 
in  eigener  Häuslichkeit  und  ein  Viertheil  in  Fabriken  thätig.  Das  Jahres- 
einkommen des  Fabrikarbviiters  varire  zwis<;lien  Fr.  1000  und  Fr.  .')000.  Der 
Werth  der  jährlichen  Fabrikati(m  ist  auf  5()  Millionen  Franken  geschätzt,  als 
Hauptausfuhrland  die  amerikanische  Union  bezeichnet  und  die  Zahl  der  1856 
fabrizirten  Uhren   auf  1,100,000  Stück  veran.schlagt. 

Viel  mußte  es  zu  der  ra.'^chen  Entwicklung  «ler  Schweiz.  Uhrenindusrie  bei- 
tragen, daß  man  verstanden  hat,  allen  Anforderungen  und  Geschmacksrichtungen 
Rechnung  zu  tragen.  In  Luxusuhren  wußte  besonders  Genf  Mannigfaltiges  zu 
leisten ;  Armspangen,  Fingerringe  und  andere  Schmuckgegenstände  machte  es  zu 
Trägern  von  Uhren.  An  der  Pariser  Weltausstellung  von  1855  erregten  in  der 
Schweiz  konstruirte,  große  und  j)hantasti.sch  ausgestattete  Uhrwerke  Aufsehen, 
welche    für    den    Kaiser    der   Chinesen    und    seine    Mandarinen    beKtimmt    waren. 
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England  und  Holland  lieben  schwere,  einfache,  Italien  und  Frankreich  zierliche, 
goldene  Uhren;  Spanien  will  Gehäuse  und  Zifferblatt  mit  Emaille  und  Perlen, 
der  Orient  dieselben  mit  phantastischen  Arabesken  verziert  sehen;  das  Alles 
wurde  in  der  Schweiz  immer  mehr  berücksichtigt.  Und  nun  erst  der  Preis! 
Wer  sollte  zwischen  Fr.  5  und  Fr.  7000  nicht  auch  seine  Norm  finden  können?! 

Aus  vielen  Ländern  kamen  in  den  50er  Jahren  Händler  in  die  Schweiz, 
nm  möglichst  billig  ihren  Bedarf  zu  decken.  Ende  1859  bildete  sich  eine  Export- 
gesellschaft unter  dem  Namen  „  Union  horlogere**.  An  Hand  eines  Kapitals  von 
einer  Million  Franken  errichtete  sie  in  Singapore  und  Japan  Comptoirs,  deren 
Hauptaufgabe  die  Zahlungsvermittlung  für  den  Schweiz.  Uhrenexport  bildete. 
Diese  Comptoirs  wurden  von  eminenter  Wichtigkeit  und  haben  viele  der  groß- 
artigsten Geschäfte  vermittelt.  Die  Absatzgebiete  erweiterten  sich  zusehends.  Im 
Heimatlande  aber  war  man  bestrebt,  Garantien  zu  bieten  und  so  sich  diese 
Absatzgebiete  zu  erhalten.  In  Neuchätel  und  Fleurier  gründete  man  neue  Kontroi- 
bureaux,  welche  die  Uhrschalen  auf  ihren  Feingehalt  zu  prüfen  hatten.  Ersteres 
wurde  am  1.  April  1866,  letzteres  am  15.  Mai  1867  eröffnet,  während  die 
Errichtung  des  Genfer  Bureau  schon  in  die  Zeit  der  Genfer  Bischöfe,  diejenige 
der  Bureaux  in  La  Cbaux-de-Fonds  und  Locle  auf  Ende  1775  fällt.  Zugleich 
war  man  bestrebt,  billig  zu  arbeiten;  Amalgamir werke  wurden  eingeführt,  die 
Ooldabgänge  wieder  verwendbar  zu  machen.  Nach  Paris  spedirte  man  in  Fässern 
Gangwerke,  die. als  Pariser  Uhren  auf  den  Markt  gelangten.  1867  konnte  in 
Paris  die  dritte  Weltausstellung  den  Ruf  des  Schweizer  Fabrikates  nur  befestigen. 

Neuerdings  fing  man  an ,  die  Frage  der  Gründung  von  Uhrmaoherschulen 
zu  Studiren.  Die  Schulen  von  Genf  und  Locle  hatten  sich  bestens  bewährt.  In 
Yverdon  war  1852  eine  Uhrmacherschule  eröffnet  worden,  die  jedoch  nach  zwei- 
jähriger Thätigkeit  niederbrannte;  da  wurde  endlich  1865  in  La  Chaux-de-Fonds 
eine  weitere  UhrmacherHchule  in's  Leben  gerufen,  welcher  1866  die  Schule  zu 
St.  Imier,    1868  diejenige  der  Stadt  Neuenburg  folgte. 

Im  Jahre  1870  orgauisirte  die  Societe  des  Arts  in  Genf  ihre  Section 
d'horlogerie,    welch'  letztere   1876  das   „Journal  suisse  d'horlogerie"   schuf. 

Ungefähr  um  diese  2^it,  d.  h.  Anfangs  der  Siebziger  Jahre,  begann  sich  eine 
Krisis  zu  entwickeln,  welche  ab-  und  zunehmend  die  Gemüther  bewegte  und  die 
noch  heute  nicht  zum  Abhchluß  gelangt  ist.  Wohl  hatte  1873  in  Wien  eine 
Weltansstellung  die  Ueberlegenheit  der  Schweiz  auf  dem  Uhrengebiete  neuer- 
dings bestätigt;  dessen  ungeachtet  blieb  aber  die  Lage  gedrückt;  das  Haupt- 
ausfuhrgebiet, die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  erschwerte  durch  Schutz- 
zölle bis  auf  25  °/o  den  Absatz  und  als  in  Philadelphia  schon  1876  wieder  eine 
Weltausstellung  aufmarschirte ,  sah  die  Schweiz  sich  einem  Feinde  gegenüber, 
der  mit  unheimlicher  Macht,  unter  Pomp  und  Prangen,  sich  auf  dem  Weitmarkte 
einführte;  es  war  „die  amerikanische  Konkurrenz^.  Die  Anfänge  der  ameri- 
kanischen ührenindustrie  fallen  in  die  Fünfziger  Jahre;  in  der  kurzen  Spanne 
2^it  eines  Vierteljahrhunderts  war  sie  eine  der  Schweizer  Uhrenindustrie  bedrohlich 
gegen  übertreten  de  Macht  und  eine  Hauptursache  häutiger  Krisen  im  schweizerischen 
Uhrengeschäft  geworden.  Indeß  waren  solche  Krisen  auch  schon  früher  vor- 
gekommen. 

Sehen  wir  uns  nur  in  diesem  Jahrhundert  um,  so  entdecken  wir  zuerst 
die  Spuren  einer  Krisis  in  den  Dreißiger  Jahren;  im  Jahre  1838  wurde  beispiels- 
weise eine  Petition  an  die  Genfer  Behörden  gerichtet,  die  Bitte  enthaltend,  es 
m<>chte  eine  gründliche  Untersuchung  der  Situation  der  Uhrenindustrie  vor- 
genommen und  Mittel  und  Wege  zur  Besserstellung  erwogen  werden.     Daß  die 
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politischen  Bewegungen  von  1848  und  1849  alle  Geschäfte  schwer  schädigen 
mußten,  liegt  auf  der  Hand.  Damals  suchte  man  zunächst  durch  Inszenirung- 
einer  schweizerischen  Gewerhe-  und  In«histrieaus8tellung  in  Bern  ein  Aufleben 
der  Industrie  im  Allgemeinen  zu  veranlassen.  Im  Jahre  1862  weist  der  Umstand 
auf  das  Vorhandensein  einer  Erisis  hin,  daß  in  Genf  Preise  au^geschriebea 
wurden  fUr  gute  Abhandlungen  über  die  Frage,  wie  die  Uhrenindustrie  gehoben 
werden  könne.  In  seinem  Berichte  über  die  Uhrengruppe  der  Pariser  Welt- 
ausstellung von  1867  gibt  uns  Dr.  Hirsch  von  Neuenburg  Kenntniß  von  der 
Existenz  einer  Krisis  in  der  Uhrenindiistrie.  Was  nun  die  Krimis  der  70er 
und  80er  Jahre  betrifft,  so  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  zu  ihrer  Be- 
kämpfung viel  unternommen  worden  ist.  Im  Jahre  1876  hat  der  Genfer  Große- 
Kath  eine  Untersuchung  der  Lage  der  Uhrenindustrie  angeordnet,  das  Journal  suisse 
d'horlogerie  entstand,  und  in  Biel  und  Fleurier  wurden  neue  Uhrmacherschulen, 
gegründet.  Als  1878  wieder  eine  Weltausstellung  in  Szene  ging,  machte  man 
große  Anstrengungen,  dem  guten  Ruf  des  Schweizer  Fabrikats  größere  Geltung 
zu  verschaffen ;  sogar  schüchterne  Versuche  gemeinsamer  Reklame  wurden  be- 
merkbar. 163  Schweizer  Aussteller  fanden  sich  neben  353  Franzosen,  11  Eng- 
ländern und  6  Amerikanern  (Deutschland  war  bekanntUch  dieser  Weltausstellung 
fern  geblieben).  Der  bezügliche  Bericht  des  Herrn  D.  Perret  räumt  auch  hier 
noch  der  Schweiz  den  ersten  Rang  ein;  von  20  zur  Vertheilung  gelangten 
goldenen  Medaillen  fielen  9  auf  die  Schweiz.  Neben  den  französischen  Uhrmacher- 
schuleu  Cluses  (gegründet  1848)  und  Besangen  (gegründet  1862)  hatten  die 
Schweiz.  Schulen  Genf,  Neuchätel,  Bienne,  Chaux-de-Fonds,  Lucle  und  Fleurier 
Arbeiten  ausgestellt,  denen  hohe  Anerkennung  zu  Tbeil  wurde.  Besonders  aus- 
gezeichnet beurtheilten  die  Experten  die  schweizerischen  Chronometer. 

Auch  an  der  Weltausstellung  in  Melbourne,    welche  schon  2  Jahre  später,, 
im  Jahre  1880,  abgehalten  wurde,  hielt  sich  die  Schweiz  auf  der  eroberten  Höhe. 

1881  wurde  unter  dem  Schutze  der  1878  gegründeten  „Society  d'^mulation 
industrielle"*  eine  «Exposition  nationale  et  internationale  de  machines  et  outils 
employes  en  horlogerie**  vorbereitet  und  am  1.  Juli  mit  350  Aiisstellern  in 
La  Chaux-deFouds  erüH'net.  Die  Krisis  schien  zurückgehen  zu  wollen  uud  freudig 
sah  man  bereits  der  LandeHauKstellung  in  Zürich  (1883)  entgegen;  bei  Anlaß, 
des  Abschlüsse«  eines  neuen  Handelsvertrages  mit  Frankreich  aber  wurden  die 
Klagen  über  die  gedrückte  Lage,  über  Konkurrenz  un«l  Krisen  wieder  sehr  laut. 

Die  Lan<lesaiisstellung  von  1883  gestaltete  sich  zu  einer  imj)Osanten  Demon- 
stration der  gesammten  Lanilessiuduhtrie.  Ein  jtfder  Zweig  der  letzteren  wollte 
die  Frage  beantwortet  wissen:  „Hast  du  Schritt  gehalten  mit  der  vorwärts- 
schreitenden Zeit?"  Für  die  Uhrenindustrie  fiel  die  Antwort  befriedigend  aus. 
Alle  Zweige  waren  würdig  vertreten  und  vereinigten  sich  zu  einem  harmonischen. 
Ganzen.  Die  ührniacherschulen  von  Genf,  Locle,  Chaux-de-Fonds,  Biel  und 
St-Imier  bcwie.scn,  dalo  die  Industrie  auch  von  ihnen  Schönes  für  die  Zukunft 
erwarten  durfte.  Das  Total  der  AnNsteller  war  278.  Von  denselben  lieferte 
Bern  88,  Neuenburg  77,  Genf  »34,  Waadt  27,  Sidothurn  8,  Basel  3,  Aurgau  3, 
Zürich  3,  Tessin  2,  Schatrhausen,  Thurgau  und  Wallis  je  1  Aussteller.  Der 
Bcriclitcrstatter  drr  Uhn-ngruppo,  Alexis  Favre,  konstatirte,  daß  die  Schweiz 
den  rrsten  Rang  zu  behaupten  v».rhtandeu  habe,  trotz  aller  Anfechtung  und  trotz 
dem  Heuinischnh  vorübergrhtauler  Krisen  und  innert-r  Uebrlstünde.  Die  Zahl  der 
Arbeiter  schätzte  er  auf  4r),on(),  wovon  973  4  in  *J7  dem  Fnbrikgesetz  unter- 
stellten Fabriken  arbeiteten.  tAm  1.  Dez.  I>^80  waren  es  laut  eidg.  Volkszahlungs- 
*t;i;istik  3;>,;;G7.') 
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Unter  dem  Fabrikgesetz  standen  1889  dnrchschnittlich  12,409  Arbeiter  in 
191  Etablissements,  inkl.  Bijouterie,  die  in  manchen  Etablissements  zugleich  neben 
der  Horlogerie  betrieben  wird. 

Einen  weitem  interessanten  Beitrag  zur  Erkenntniß  der  Lage  der  Industrie 
hot  eine  ebenfalls  1883  veröttentlichte  Schrift,  die  „Botschaft  des  Bnndesraths 
iin  die  Bundesversammlung  über  die  gewerbliche  Enquete**.  Dieselbe  ist  am 
20.  November  genannten  Jahres  erschienen  als  Folge  des  Postulats  der  Bundes- 
versammlung vom  26.  April  1882,  lautend: 

«Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  eine  Untersuchung  über  die  Lage  derjenigen  In- 
dustrien und  Gewerbe  zu  veranstalten,  welche  sich  Ober  die  Handelsverträge  beschweren, 
und  zu  prüfen,  in  welchem  Maaße  zur  Hebung  dieser  Industrien  und  des  Handwerks 
beigetragen  werden  könnte,  sei  es  durch  die  Umarbeitung  des  Zolltarifs,  sei  es  durch 
Unterstützung  von  Handwerker-  und  Kunstgewerbeschulen,  sei  es  durch  andere  Mittel* 
(s.  Seite  756  im  I.  Band  dieses  Lexikons). 

In   über  4000  Exemplaren  war  ein  Fragenschema  an  sämmtliche  Eantons- 

regierungen,  an  den  Schweiz.  Handels-  und  Industrieverein ,  an  den  Schweiz. 
Gewerbeverein,  an  die  Schweiz,  gemeinnützige  Gesellschaft,  an  den  Schweiz. 
Grtitliverein  und  an  kompetente  Private  zur  Vertheilung  gelangt. 

In  Beantwortung  dieses  Fragenschema^s  siud  viele  Anregungen  eingelaufen  ; 
in  den  Uhrendistrikten  zeigte  sich  nicht  so  großes  Interesse,  wie  vielleicht  zu 
«rwarten  gewesen.  Die  Regierung  der  Waadt  betonte,  daß  es  in  erster  Linie 
Sache  der  Betheiligten  selbst  sei,  die  Initiative  zu  ergreifen  und  Besserungen 
anzustreben;  daß  man  femer  aus  dem  wenigen  Interesse,  das  der  Enquet«  ent- 
gegengebracht werde,  schließen  könne,  die  Nothlage  in  der  Waadt  sei  nicht  so 
groß,  wie  anderwärts.  Der  Staatsrath  von  Genf  bemerkte,  die  eingeleitete  Enquete 
sei  gleichgültig  aufgenommen  worden  und  habe  zu  keinem  Resultat  geführt  I 
Die  „Soci6te  industrielle  et  commerciale  de  la  Vallee  de  Joux**  wollte  theoretische 
Kurse  über  Uhrmacherei  eingerichtet  wissen.  Die  „Societe  des  jeunes  Commerganta 
-de  Lausanne"  befürwortete  Ertheilung  eines  allgemeinen  Berufsunterrichts,  Er- 
richtung von  Schul-  und  Postsparkassen,  Begünstigung  der  Lebensversicherung, 
Einführung  des  Erlind ungsschutzes  und  der  gegenseitigen  Versicherung  gegen  das 
Risiko  aus  Fallimenten,  Vereinfachung  des  Gerichtsverfahrens  etc.  Die  „Soci6t6 
suisse  d' horlogerie,  Fabrique  de  Montillier"  endlich  konstatirte  den  schlimmen 
Zustand  der  Uhrenindustrie  und  bezeichnete  als  dessen  Grund  Ueberproduktion, 
sowie  zu  lange  und  zu  hohe  Kredite. 

Die  Enquete  hatte  zur  Folge,  daß  dem  Bundesrath  ein  Kredit  von 
Fr.  150,000  eröllnet  wurde,  um  nach  Gutfinden  durch  Bundesbei träge  gewerb- 
liche und  industrielle  Bildung,  Wandervorträge  und  Preisarbeiten  zu  unterstützen. 

Die  Jahre  1884  und  1885  sahen  die  Lage  nach  innen  und  außen  immer 
unbehaglicher  werden.  Zu  große  Fabrikation,  zunehmende  Konkurrenz,  unreelle 
Konkurse,  erschüttertes  Zutrauen  auf  die  Fortdauer  des  Friedens  in  Europa 
und  das  Fallen  des  Silberwertlies  lasteten  sclion  lange  schwer  auf  der  Industrie 
und  veranlaßten  in  erster  Linie  ein  Herabgehen  der  Preise  und  Arbeitslöhne. 
Eine  vielerorts  auf  die  verderbliche  Basis  fremden  Mißgeschicks  gegründete 
Konkurrenz  im  eigenen  Lande  zeigte,  daß  das  gemeinsame  Interesse  verkannt, 
bei  manch'   Einem  der  Patriotismus  in  Sackpatriotismus  ausgeartet  war. 

Doch  wie  es  zu  jeder  Zeit  Männer  gegeben  hat,  die  aus  Üeberzeugung  und 
Liebe  zu  einer  Sache  selbstlos  und  mit  persönlichen  Opfern  für  dieselbe  ein- 
gestanden sind ,  60  fanden  sich  solche  auch  hier.  Ganz  besonders  waren  es  da 
die  Sektionen  und  das  Zentnilkomite  der  ^Soci^te  intercantonale  des  industries 
-du  Jura",  welche  eine  Wendung  dieser  Zustände  herbeizuführen  bestrebt  waren. 
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Vor  allem  galt  es,  den  InteresKenten  der  Uhrenindustrie  selbst  die  Augen  zu 
öffnen,  ihnen  einen  Begriff  zu  geben  von  der  Gesammtlage,  ihnen  klar  zu  machen^ 
daß  die  Feindschaft  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ein  Unding  sei,  daß  im 
Gegentheil  die  Interessen  beider  Theile  ein  friedliches  Zusammengehen  gebieterisch 
fordern. 

Mitte  Februar  1886  brachten  die  Zeitungen  der  westschweizerisohen  Kanton» 
einen  Aufruf.  Derselbe  sagte,  die  Uhrenindustrie,  als  Ernährerin  der  gröUten 
Zahl  von  Arbeitern,  sei  über  10  Kantone  verbreitet,  mit  einer  Jahresproduktion 
von  rund  4  Millionen  Uhren  im  Gesammtwerth  von  wenigstens  100  Millionea 
Franken  und  verdiene  größere  Rücksicht  und  Beachtung,  als  ihr  bis  dato  ent- 
gegengebracht worden  sei.  Er  erklärte  ferner,  heutzutage  werde  die  Uhren- 
fabrikation auf  zwei  Arten  betrieben:  1)  in  Fabriken,  wo  mit  Dampf-  oder 
Wasserkraft  sämmtliche  oder  die  meisten  Theile  der  Uhr  erstellt  werden  und 
2)  bei  „Fabrikanten",  welche  die  einzelnen  Bestandtheile  bei  Spezialisten  be- 
stellen, sie  zu  einem  Ganzen  vereinigen  und  dasselbe  regliren.  Nun  konstatirte 
der  Aufruf  zugleich,  daß  diese  beiden  Systeme  sich  eine  Konkurrenz  machen, 
welche  seit  ungefähr  15  Jahren  den  Werth  der  Uhr  sowohl  als  den  der  Arbeit 
um  «50  ^/o  verringert  habe  und  daß,  um  dieses  Sinken  der  Preise  aufzuhalten, 
auf  den  30.  Januar  1886  eine  Versammlung  nach  Biel  einberufen  worden  sei, 
welche,  600  Mann  stark,  die  Zeitfragen  der  Uhrenindustrie  in  loyaler  und 
ruhiger  Weise  erörtert  und  endlich  eine  Kommission  bestellt  habe,  welche  weiter 
die  Art  und  Weise  einer  Bebserung  der  Lage  studiren  sollte.  Zum  Schlüsse  gab 
der  Aufruf  bekannt,  daß  diese  Kommission  die  Preisfrage  stelle,  welches  die 
Ursachen  des  Sinkens  der  Preise  seien  und  wie  dieser  Erscheinung  von  den  ver- 
schiedenen Seiten   entgegen  gearbeitet  werden  könne. 

45  Arbeiten  waren  auf  diesen  Aufruf  eingeliefert  worden  und  am  25.  Juni 
1886  wurden  3  Preise  und  4  Ehrenmeldungen  zu  vertheilen  beschlossen.  Den 
höchsten  Preis  (Fr.  150)  erwarb  sich  die  Arbeit  des  Herrn  Jules  Gfeller  in 
Bern.  Im  Juli  1886  sodann  löste  sich  die  Kommission  auf,  nachdem  ihr  Vor- 
schlag acceptirt  worden,  der  dahin  ging,  es  möchte  die  „Soci6t6  des  fabricants 
et  chofs  d'ateliers  d'horlogerie  de  Bieune**  beauftragt  werden,  als  Sektion  der 
„Soci6te  intercantonale  des  Industries  du  Jura"*  die  Ideen,  welche  in  den  ein- 
gelangten Arbeiten  enthalten  seien,  auszubeuten,  besonders  die  Gründung  von 
Syndikaten  anzuregen  und  für  das  Ertindungsschutzgesetz  Propaganda  zu  machen. 

Die  Uhrmacher  der  Ostechweiz  (Reparateurs  und  Uhrenhandeltreibende)  be- 
saßen für  ihre  Interessen  bereits  seit  1878  ein  Fachjournal,  die  in  Romanshorn 
erscheinende  „Schweizerische  Uhrmacher-Zeitung".  Auch  in  den  Fabrikations- 
zentren, d  h.  in  der  romanischen  Schweiz,  war  dieses  Bindemittel  zum  Be- 
diirfniß  geworden.  Es  erstand  in  La  Chaux-de-Fonds  die  „Solidarit6  horlogere**^ 
in  Biel  Ende  1886  die  „Fed^ration  horlogere",  beides  Fachzeitungen,  welche 
den  Schutz  der  gemeinschaftlichen  Interessen  des  Uhrmacherstandes  aufs  Banner 
schrieben.  In  Genf  wirkte  das  „Journal  suisse  d'Horlogerie**  als  technbche 
Fachschrift  durch  Ausschreibung  von  Preisaufgaben  etc.  anregend  und  fördernd. 
Der  in  St-Imier  erscheinende  „Almanach  des  horlogers**  tröstete  fUr's  Jahr  1886 
seine  Leser  mit  folgenden   Eröthiungen: 

„Die  Welt  fabrizirt  jährlich  3,000,000  Uhren.  Seit  der  Erfindung  der 
Uhr  mögen  200,000,000  Stuck  fabrizirt  worden  sein ;  dem  gegenüber  aber  zählt 
die  Welt  1400  Millionen  Menschenkinder,  von  welchen  man  füglich  500  Millionea 
als  Uhrabnehmer  betrachten  darf.  Facit:  Es  bleiben  noch  300  Millionen  Uhren 
zu  fahriziren,  bis  jeder  Mensch,  der  zum  Uhrtragen  Anlage  hat,  eine  solche  besitst.'*' 
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So  wurde  denn  auf  allerlei  Weise  gepredigt  und  experimentirt ,  um  eine 
Wendung  zum  Bessern  herbeizuführen.  Und  sie  kam,  dank  der  seit  1887  be- 
stehenden „F6d6ration  horlogere**.  In  einem  Zentral  verband  sahen  die 
entstandenen  Syndikate  und  Genossenschaften  schon  längst  den  einzigen  Ausweg 
aus  der  Erisis.  Eine  große  Aufgabe  war  diesem  Zentralverband  zugedacht. 
Zunächst  die  Reorganisation  des  Lehrlingswesens.  Dann  die  Einführung  der 
lOstündigen  Arbeitszeit,  die  friedliche  Agitation  für  suocessive  Erhöhung  der 
Löhne,  auf  welche  Weise  man  die  üeberproduktion  auf  einer  Seite  einzudämmen 
hoffte.  Dann  richtete  sich  der  Kampf  gegen  die  Zwischenhändler,  welche  die 
Noth  des  Fabrikanten  ausbeuten,  seine  Waare  zu  Spottpreisen  kaufen  und,  die- 
selbe wieder  unter  den  Erstellungskosten  veräußernd,  eine  Schmutzkonkurrenz 
eröfiTnen,  welche  der  ganzen  Industrie  zu  schwerem  Schaden  gereicht.  Zudem  war 
noch  gar  manches  „faul  im  Staate  Dänemark**.  Der  Verkehr  von  Fabrikanten 
mit  Trödlern,  Bazarinhabern,  Abzahluni^sgeschäften  und  PfandleihauHtalten,  die 
durch  solche  \'ermittlung  im  eigenen  Lande  auf  den  Markt  gestoßene  billige 
Schundwaare,  der  zu  hohe  und  zu  lange  Kredit,  das  Alles  mußte,  sollte  die 
Lage  besser  werden,  verschwinden. 

Am  31.  Juli  1887  ist  das  Kind  der  vielen  Erwartungen  und  Hoffnungen 
durch  Vermittlnng  der  „Societe  intercantonale  des  industries  du  Jura*  aus  der 
Taufe  gehoben  worden.  Ein  Kongreß  hat  an  diesem  Tage  in  Neuenburg  den 
Zentral  verein  unter  dem  Namen    „Fed^ration  horlogere**   gegründet. 

Am  1.  Januar  1887  ein  eidgenössisches  Gesetz  zur  Regelung  des  Handels 
mit  Gold-  und  Silberabfällen,  dann  die  Kreirung  von  Kontrolbureaux  für  die 
Prüfung  des  Ganges  der  Uhren  bei  verschiedener  Lage  und  Temperatur  in 
Chaux-de-Fonds,  Biel,  Neuenburg  und  Genf,  am  10.  Juli  1887  nach  schwerer 
agitatorischer  Vorarbeit  eine  Volksabstimmung,  welche  mit  11*6,000  Ja  gegen 
67,000  Nein  den  Bundesverfassungsartikel  betreffend  den  Erfindungsschutz  an- 
nahm, am  29.  Juni  1888  das  Patentgesetz  selbst,  am  31.  Juli  1887  die  Gründung 
einer   „Föderation  horlogere**  —  jetzt  mußte  es  besser  kommen! 

Die  Fachzeitung  „Federation  horlogere**  war  am  1.  März  1887  mit  der 
„Solidarite  horlogere**  verschmolzen  und  nach  der  Gründung  des  Zentral  Vereins 
als  dessen  Vereiusorgan  erklärt  worden.  Der  Zentralverband  wählte  zu  seiner 
Leitung  ein  Zentral komite,  bestehend  aus  7  Arbeitgebern,  7  Arbeitern  und  einem 
permanenten  Sekretär,  der  zugleich  einem  Handels-  und  Industriebureau  (Aus- 
kunftsstelle) vorsteht.  Das  so  zusammengesetzte  Zentralkomite  hat  gegebenen 
Falls  auch  als  Schiedsgericht  zu  fungiren  und  alljährlich  eine  ordentliche 
Delegirtenversammlung  der  Syndikate  einzuberufen.  Eine  beachtenswerthe  Be- 
stimmung in  den  Statuten  geht  dahin,  daß  Mitglieder,  welche  ohne  Wissen  und 
Wollen  de«  Zentralverbands  einen  Strike  anheben,  ohne  weiteres  der  Mitglied- 
schaft verlustig  gehen.  Ende  1887  s'hon  zählte  die  „Föderation  horlogere** 
mehr  als   12,000  Mitglieder. 

Am  19.  Januar  1888  gab  der  Sekretär  der  „Fi^d^ration  horlogere"  seine 
Demission.  Arbeitslast  und  persönliche  Opfer  waren  ihm,  dem  gleichzeitigen 
Sekretär  der  „Societ6  intercantonale  des  industries  du  Jura",  zu  groß  geworden. 
Mit  seiner  Demission  wurden  die  Sekretariatsarbeiten  unter  die  Sekretariate  der 
„Federation"  und  der  „Soci^te  intercantonale**  so  vertheilt,  daß  dem  ersteren 
die  Arbeiten  betreffend  das  innere  Programm ,  d.h.  die  Beziehungen  zwischen 
Arbeiter  und  Arbeitgeber,  dem  letzteren  das  Auskunftsbureau  und  die  Regelung 
der  übrigen  Geschäfte  zufiel.  Am  25.  August  1888  eröffnete  die  „F6d^ration 
horlogere**   in  Biel  ein  Stellenvermittlungsbureau,  das  die  ihm  mitgetheilteu   An- 
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geböte  von  Stellen  oder  Arbeitskräften  im  Vereinsorgan  jeweilen  veröffentlicht 
und  dagegen  vom  Arbeitgeber  eine  Taxe  von  50,  vom  Arbeiter  eine  solche  von 
30  Cts.  verlangt. 

Rüstig  und  mit  unverkennbarem  Erfolg  bat  so,  obschon  auch  Anfeindungen 
nicht  fehlten,  das  junge  Unternehmen  vorwärts  zu  schreiten  begonnen;  nicht 
minder  kann  dies  aber  auch  von  der  zwar  schon  seit  1883  bestehenden,  ost- 
schweizerischen Federation,  der  ^Schweiz.  Uhrmacher- Genossenschaft "*  gesagt 
werden.  Letztere  strebt  dahin,  zu  würdigen  Preisen  ihren  Mitgliedern  gute 
Waare  zu  liefern;  sie  verpflichtet  die  Mitglieder,  keine  Schundwaare  feil  zu 
bieten  und  über  ander wäi*!."«  bezogene,  zum  Verkauf  im  Laden  bestimmte  Artikel 
der  Genossenschaft  ein  detaillirtes  Verzeichniß  einzuliefern.  Im  fernem  hat  sie 
die  Lehrlingrtprüfungen  für  alle  Lehrlinge  ihrer  Mitglieder  obligatorisch  erklärt. 
Unbemittelten,  vertrauenswürdigen  Mitgliedern  will  sie  an  die  Hand  gehen; 
Altersfonds  und  Sterbekasse  sind  ihre  nächsten  Pläne  für  die  Zukunft. 

Betrachten  wir  es  als  gutes  Omen,  daß  die  schweizerische  Uhrenindustrie 
mit  148  Ausstellern  als  Kollekttü-BUd  an  der  1889er  Pariser  Weltausstellung 
auftrat,  mit  ihren  Erzeugnissen  die  Bewunderung  der  Welt  erregte,  und  seitdem 
einen  bedeutenden  Zuschuß  von  Arbeit  erhalten  hat. 

Die  ührmacherschulen.  Es  bestehen  deren  9,  nämlich  in  je  eine 
in  Genf,  Chaux-dc-fonds,  Locle,  Neuchätel,  Fleurier,  Biel,  St.  Imier,  Pruntrut 
und  Solothurn.  Fleurier  auKgenommen,  sind  alle  vom  Bund  subventionirt,  1889 
mit  zusammen  54,145  Franken. 

Auswärtige  Konkurrenz.  Größter  Konkurrent  ist  Amerika.  Vor 
1850  gab  es  noch  keine  amerikanische  Uhrenindustrie;  alsdann  wurden  die  bei 
uns  zur  Verwendung  gelangenden  Maschinen  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
eingeführt  und  ein  Vierteljahrhundert  später  hatte  sich  eine  amerikanische  Uhren- 
industrie bis  zum  gffürchteten  Feinde  entwickelt.  Die  Einwanderung  aus  der 
Schweiz  mag  da?*  Ihrige  zu  dieser  Thatsache  beigetragen  haben.  Dazu  betäubt 
eine  fabelhafte,  raftinirte  und  immer  wechselnde  Reklame  das  Publikum.  Dies 
nöthigte  die  Schweiz,   ebenfalls  die   Lärmtrommel  zu   rühren. 

GemeiiLsarae  dauernde  Reklame  ist  das  wirksamste  Gegengift.  Zwei 
Publikatiunsorgaiie  sind  behufs  gemeinschaftlicher  Reklame  gegründet  worden, 
nämlich;  „Observadur-Sud-Americano'*  und  ^ La  Industria  Suiza"*.  Beide  Blätter, 
das  erste  portugiesisch  in  Schaff  hausen,  das  zweite  spanisch  redigirt  und  in  Basel 
erscheinend,  gelangen  gratis  zur  Vcrlheilung  und  sollen  in  Portugal,  Brasilien, 
Spanien   und  S}»ani.sch-Anirrika  unserer  Uhrenindustrie  Freunde  werben. 

Von  der  eniUsrh'iH  Uhrenindustrie  wird  behauptet,  dieselbe  habe  ihren 
Gipfelpunkt  bereits  hinter  sich ;  der  Ruf  exakter  und  feiner  Arbeit ,  besonders 
für  SchilVschronoineter ,  ist  ihr  aber  bis  heute  geblieben.  Ein  Sensationsartikel 
der  Londoner  .l*all-Mall-Gazette'*  vom  13.  Dezember  188G  entwirft  ein  Bild 
englischer  Zustände,  das  zwar  dunkler  gehalten  ist  als  die  Wirklichkeit.  Der- 
selbe sagt  vor  allem  aus,  die  englische  Uhrenindustrie  sei  in  traurigem  Zustande ; 
alsdann  behauptet  er,  englische  Häuser,  die  früher  jährlich  an  dio  3000  Uhren 
fabrizirt  liiitten ,  bezlj^en  jetzt  den  ganzen  Stock  aus  der  Schweiz;  eine  große 
Anzahl  englischer  Uhrmacher  hätten  anderen  Erwerb  suchen  müs.sen  und  einige 
seien  sogar  zu  gewi*>hnli(dien  Handlangern  herabgesunken.  Ferner  wären  in  den 
nieistrn  englischen  Uhren  Schweizerwerke,  während  die  englischen  Werke  von  in 
England  arbeitenden  Fremden  erstellt  seien.  Der  Gewährsmann  der  ^Pall-Mall- 
Gazettc*  ist  John  Bennet,  eine  kompetente  ur.d  wohlbekannte  Persönlichkeit  in 
ganz  England.    Er  sagt  in   dem  niehrerwähnten  Artikel   weiter,  seit  der  Londoner 
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Weltausstellung  von  1851  habe  das  englische  Fabrikat  seinen  Ruf  der  Unerreich- 
barkeit an  die  Schweiz  ausgeliefert  und  nachher  sei  es  rückwärts  gegangen. 
Heute  aber  sei  die  Schweizeruhr  besser  und  dabei  40  ^/o  billiger  als  die  englische. 
Zu  alledem  betont  er,  während  35  Jahren  seien  ihm  Tausende  von  Schweizer- 
uhren durch  die  Hände  gegangen  und  unter  ihnen  habe  er  keine  schlechte  ge- 
funden. John  Bennet  begnUgte  sich  aber  nicht  damit,  den  Engländern  ein  Klage- 
lied zu  singen;  er  zeigt  ihnen  auch,  wie  nach  seiner  Ansicht  ein  Umschwung 
bewerkstelligt  werden  könnte.  „Verblendung  und  Egoismus '^j  ruft  er  dem  eng- 
lischen Volke  zu,  „tragen  die  Schuld  dieser  Lage!  Soll  es  besser  werden,  so 
«cceptiret  die  schweizerische,  erprobte  Fabrikationsmethode;  vereinfachet  die 
Werke,  ziehet  Frau  und  Kinder  hinein  in  den  Arbeitskreis,  fördert  die  Bildung 
'des  Uhrmachers  und  es  muß  bessern!** 

In  Frankreich  ist  die  Uhrenfabrikation  am  ver breitete ten  im  Departement 
<lu  Donbs  und  in  Savoyen.  Paris  ist  das  Zentrum  der  Penduleufabrikation.  In 
Paris,  Besannen  \ind  Cluses  bestehen  Uhrmacherschulen.  Die  Interessen  der  Uhren- 
indnstrie  Frankreichs  sind  den  unsern  verwandt  und  ähnliche  Bewegungen,  wie 
in  der  Schweiz,  kennzeichnen  ihi-e  letzten  Jahre.  Wir  wollen  hier  nur  als 
Beispiel  erwähnen,  daß  laut  dem  „Moniteur  de  la  bijouterie  et  de  Thorlogerie** 
im  Jahre  1888  in  Frankreich  ein  Zentralverein  unter  dem  Namen  „Union  des 
fabricants  bijoutiers,  joaillers,  orfevres  et  des  Industries  qui  s'y  rattachent**  ge- 
gründet wurde,  welcher  aiw  6  Vereinen  (Sektionen)  besteht  und  800  Mitglieder 
in  sich  schließt,  die  Tausende  von  Arbeitern  beschäftigen.  Gleichzeitig  bringt 
besagte  Zeitung  die  Nachricht,  daß  behufs  Zentralisation  des  Informationswesens 
in  Paris  ein  «französisches  Handelsbureau **  gegründet  worden  ist,  das  seine 
genauen  geschäftlichen  Informationen  über  in-  und  ausländische  Firmen  gegen 
^in  jährliches  Unterhaltungsgeld  von  20  Fr.  zur  Verfügung  stellt. 

In  DeiUschland  en<ilich  hat  die  Taschenuhrenfabrikation  keine  Anlagen  zur 
Ausbreitung.  Verhchiedene  von  der  Regierung  unterstiitzte  Versuche,  diese 
Industrie  zu  fl)rdern,  schlugen  fehl.  In  Schwemmingon,  Triberg  etc.  sind  s.  Z. 
Versuche  zur  Gründung  von  Etablissementen  gescheitert.  Wir  linden  die  Taschen- 
uhreninduKtrie  hauptsächlich  in  Sachsen.  Die  dortigen  Uhren  erfreuen  sieh  punkto 
ij^ualität  eines  guten  Rufes,  gelten  aber  als  ziemlich  theuer.  In  Glashütte 
(Sachsen)  besteht  seit  dem  1.  Mai  1878  eine  Uhrmacherschule,  welche  im 
Schuljahr  1H87/H8  von  t)0  Schülern  besucht  war  und  während  der  10  Jahre 
ihres  Bestehens  die  schöne  Zahl  von  314  Schülern  beherbergt  hat.  Das  Schulgeld 
beträgt  jährlich  120 — 180  Mark  per  Schüler.  Ausländer  bezahlen  20  ^/o  mehr. 
Die  Schule  ist  vom  „Zentral verband  der  deutschen  Uhrmacher"  gegründet  und 
-wird  von  einem  Aufsichtsrath  geleitet.  Dieser  „Zentral verband**  hat  unstreitig 
Vieles  zur  Besserstellung  der  d«*utschen  Uhrmacher  beigetragen.  AU  bedeutendste 
Fachzeitschriften  nennen  wir:  „Das  allgemeine  Journal  der  Uhrmacherkunst •*,  in 
Halle  von  eben  diesem  Zentralverband  herau>gegeb»;n  und  alsdann  die  in  Berlin 
erscheinende,  im   13.   Jahrgang  stehende    „Deutsche   Uhrmacher-Zeitung**. 

Werfen  wir  noch  einen  kurzen  Blick  auf  die  weltbekannte  Schwarzwälder 
Ühreuindustrie.  Der  Beginn  ihrer  Entwicklung  datirt  aus  dem  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts.  1730  wird  zum  ersten  Mal  der  klassische  Kukuk  auf- 
gepflanzt und  1750  das  hölzerne  Eäderwerk  gegen  das  metallene  vertauscht. 
1810 — 1830  war  die  Glanzperiode  der  Schwarzwälder  ühreuindustrie.  Von  da 
an  kamen  gedrückte  Zustände  und  führten  bald  di(;  Gründung  der  ^  Uhrmaciier 
fichule  Furt  Wangen"  herbei.  Jetzt  werdt^i  jährlich  an  die  200,000  Stück  Uhren 
im  Schwarzwald  angefertigt.    Erstaunlich  ist  ihr  billiger  Preis.    Die  hausirenden 
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UhreDmänner  des  Schwarzwaldes  sind  so  ziemlich  von  der  Bildfläche  venchwanden 
'und  heute  kämpft  man  anch  in  den  badischen  Bergen  gegen  die  Verpfuschung  des 
Handwerks  nnd  gegen  das  Unwesen  der  Zwischenhändler.  Die  ^ großherzoglich 
badische  Uhrmacherschale  in  Furtwangen ",  welche  zur  Hebung  der  Industrie 
Bedeutendes  leistet,  steht  gegenwärtig  im  12.  Schuljahr.  Im  11.  Schuljahre 
arbeitete  sie  mit  5  Lehrern  und  22  Schülern  unter  einem  7gliedrigen  Aufsichts- 
rath.  Das  Schulgeld  beträgt  per  Schüler  25  Mark  jährlich.  Im  Jahre  1888  hat 
diese  Anstalt  eine  Flugschrift  herausgegeben,  betitelt:  ^Vorschlag  zur  Flebung 
der  Hausindustrie  des  Schwarzwaldes**.  Wir  entnehmen  derselben,  daß  die  Er- 
haltung der  Uhrenfabrikation  als  Hausindustrie  die  erste  Bedingung  zu  deren 
gesunder  Entwicklung  ist,  daß  es  an  dem  Schritthalten  mit  der  Konkurrenz  fehlt 
und  daß  das  Verhältniß  zwischen  Fabrikant  und  Händler  gpr  leicht  zum  Nach- 
theil des  erstem  ausgebeutet  werden  kann.  Die  Schrift  empfiehlt  Schutz  der 
gemeinsamen  Interessen  mittelst  Bildung  eines  Vereines. 

Dem  schweizerischen  Fabrikgesetz  waren  Ende   1888  unterstellt: 
56  Uhrmachereien    .  .     mit  t>424  Arbeitern,  mech.  Betriebskraft  541  Pfk. 


39   Uhrschalenfabriken 
17  Uhrwerkfabriken 

2   Uhrgläser-  u.  Zitferblattfabr. 

5  Zeiger-,  Feder-  u .  Spiralfabr . 
27  Ulirensteinfabriken   . 

4  Uhrraacherwerkzeugfabr. 
20  Geschäfte  f.  d.  Herstellung 
versch.  Uhrenbestandtheile 


1120 

2309 

40 

126 

933 

170 

577 


244 

274 

15 

18 

138 

27 

118 


170  Etablissemente 


mit  llt;09  Arbeitern,  mech.  Betriebskraft  1375  Pfk. 


Die  Etablissemente  und  Arbeiter  vertheilen  sich  auf  die  Kantone  wie  folgt : 


Zürich 
Bern 


74 


Luzern 

Freiburg 

Sülotlnirn 


24 


Baselland 


Schaf}  hausen 


Aarguu 
Tessin 


1   Thurmuhrfabrik 
28  Uhrmachereien 
22   Uhrschalenfabr. 

9    Uhrwerkfabr. 

6  Uhrsteinfabr. 

8   Best  an  dth  eil  fahr. 

1  V 

1   Uhrensteinbührerei 

1    Uhrmacherei 

6  Uhrmachereien 

5   Uhrscbalenfabrikeu 
3    Uhrwerkfabriken 

1  Uhrgläserfabrik 

7  Uhrsteinbohrereien 

2  Fabr.  f.   Bestand theile 
1    Uhrmacherei 

1    Uhreiisteinbohrerei 
1   Uhrmacherei 
1    Uhi  Schalenfabrik 
1   Uhrensteinbohrerei 
1  ? 

1   Uhrwerk  fahr  ik 


5381 


2337 


mit  8 

3294 

621 

954 

156 

308 

48 

87 

400 

997 

136 

988 

29 

75 

112 

115 

99 

88 

52 

17 

12 

81 


Arbeitern. 


n 
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Waadt 


8 


Neuenburg 


30 


Genf 


24  ( 


1  Uhrmacberei 

4  Ubrensteinbohrereien 

2  Bestaiidtbeilfabriken 

1  Ubrmaoberwerkzengfabr. 
12  Ubrmacbereien 

5  UbrgehäuBefabriken 

3  Ubrwerkfabriken 

3  übrsteinfabriken 

5  Bestandtbeilfabriken 

2  übrmacberwerkzeugfabr. 
r>  Ubrmachereien 

6  Ubrgebäusefabricken 
1   Ubrwerkfabrik 

4  Ubrensteinbobrereien 

3  Bestandtbeilfabriken 

1  Uhrmacberwerkzeugfabrik 


569 


1644 


825 


138  Arbeitern 
311 

51 

69 

1096 

166 

255 

14 

63 

50 
308 
142 

30 
176 

44 

47 

78 


Im  Durchschnitt  der 


800  q  brutto     361  q  brutto 
1414  q       ,  565  q       ^ 

1300  q       ^       1005  q       , 
1630  q       .       1157  q       „ 


4  Zeiger-,  Feder-  u.  Spiralfabr. 

Die    Ein-    und    Aus  fahr    der  Uhren  und  Uhrenbestandtbeile  wurde  voit 
1851  —1884  nur  nach  dem  Gewicht  verzeicbnet,  und  zwar  : 

Ausfuhr.  Einfuhr. 

9  Jahre  1851/59  je 

.     10       ,      1860/69    , 

.     10       „       1870/79    , 

.       5       .      1880  84    r, 

Da  die  Einfuhr  größtentheils  aus  Wanduhren  besteht,  die  Ausfuhr  größten- 

theils  aus  Taschenuhren,    so    läßt  sich  aus  obigen  Zahlen  nichts  anderes  als  die 

beidseitige  Steigerung  ersehen.     Die  wirthschaftliche  Bedeutung    der    einen    und 

andern  Richtung  erhellt  besser  aus  den  Werihzsihlen  der  Waarenverkehrsstatistik 

pro   1885/89. 

Es  betrug  im  Jahre       1885  1886  1887  1888  1889      durchschn. 

d.  Werth  d.  Ausfuhr  Fr.  82.025,763  82,796,000  86,246,773  83,939,294  98,743,194  86.750,000 

d.Werthd.  Einfuhr     ,      5,252,619    5,070,000   5,314,606    5,861.088   6,441,528   5,588,000 

Die  Repartition  auf  die  einzelnen  Branchen  der  Uhrenindustrie  ergibt  pro  1889  . 


Wanduhren 

Uhrwerke         

Standuhren       

Spieluhren  und  Musikdosen 
Taschenuhren        .... 
GebäuHO  für  Taschenuhren 
Bestandtheile         .... 
Chronographen,  Repetiruhren 
Pedometer 


Ausfuhr. 

Fr.  23,979 

„      3,086,993 

33,102 

.      3,069,338 

„    88,467,587 

,      1,360,082 

„      2,543,178 

144,010 

14,925 


Einfuhr. 

Fr.      563,385 

156,855 

179,005 

64,400 

.    1,844,216 

,    1,497,599 

,    2,123,000 

12,600 

468 


Fr.  98,743,194  Fr.  6,441,528 

Zu  den  Einfuhrsummen  betreffend  die  Taschenuhren,  Gehäuse  und  Bestand- 
theile ist  zu  bemerken,  dass  ein  grosser  Theil  auf  Retourwaare  entfällt  (s.  Retour- 
verkehr). 27  %  der  Ausfuhr  von  1889  entfiel  allein  auf  Deutschland,  14,3  ^/o 
auf  England,  10  %  auf  Oesterreich,  9,a  ®/o  auf  die  Ver.  Staaten  v.  Nordamerika^ 
7,4  7«  au^  Frankreich,  6  7o  auf  Italien.  Der  Rest  (26  ^o)  vertheilte  sich  auf 
die  verschiedensten  Länder. 
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Untere  Strasse  (Alpenstraße)  fuhrt  von  Chur  über  Beichenaa,  Thasis, 
SplUgen  und  den  Bernhardin  nach  Bellinzona.  Die  Strecke  Char-Lumino  (Tessiner- 
grenze)  126,5  km  lang  und  6  m  breit,  wurde  in  den  Jahren  1818 — 1823  erbaut; 
'die  Strecke  Lumino-Moesa,  3,2  km  lang  und  7  m  breit,  im  Jahre  1821.  Die 
•erste  Strecke  kostete  3,197,400  Fr.  (Oesterreioh  und  Piemont  leisteten  Geld- 
beiträge); die  zweite  Strecke  100,000  Fr.  Vgl.  Bavier,  ;,Die  Straßen  der  Schweis", 
Verlag  von  Orell  Füßli  &  Cie.,  Zürich. 

Untereng^adiii-Strasse  27,5  km  lang,  4,2 — 5  m  breit,  führt  von  Ardes 
nach  Martinsbrück.  Sie  wurde  in  den  Jahren  1860 — 1865  erbaut  und  kostete 
<ja.  573,000  Fr.  Der  Bund  leistete  einen  Beitrag  von  193,300  Fr.  Bundes- 
beschluß vom   26.  Juli   1861.     (A.  S.  Bd.  VII,  pag.  70). 

Vegetation.  (Von  Dr.  H.  Christ  in  Basel.)  Die  Pflanzenwelt  unseres 
Landes  zeichnet  sich  aus  durch  eine  Mannigfaltigkeit  auf  kleinem  Raum,  welche 
in  Europa  wohl  nicht  übertrotfen  wird,  und  deren  Ursache  zum  kleinem  Theil 
die  geographische  Lage  und  zum  größern  das  Relief  bildet. 

In  Bezug  auf  die  Flora  nimmt  die  Schweiz  Theil  an  dem  großen  Floren- 
gebiet des  nordasiatitich' europäischen  Waldffebietes,  welches  von  Ost- Asien  bis 
zu  den  Pyrenäen  durchgeht  und  nördlich  von  den  baumlosen  Moosebenen  (Tundren), 
südlich  von  der  ebenfalls  kahlen  Steppe  Zentralasiens  begrenzt  wird.  Diese  Flora 
nimmt  den  größten  Theil  <ler  Schweiz,  namentlich  unsere  Hochebene  und  die  Vor- 
berge ein. 

Die  Gebirge,  namentlich  die  Alpen  selbst,  beherbergen  die  Alpenflora^  welche 
sich  wiederum  spaltet  in  die  nordisch-alpine,  welche  heute  noch  ebensowohl  im 
hohen  Norden  als  in  den  Alpenhöhen  lebt,  und  in  die  endemisch-alpine,  welche 
den  Alpen  ausschließlich  eigen  ist. 

Am  südlichen  Alpenabhang,  aber  auch  an  einigen  andern  bevorzugten 
Stellen,  namentlich  in  dem  großen  Walliser  Thalkessel  tritt  ein  fernerer  Floren- 
bestandtheil  auf:  die  Mltivlmeerflora.  Sie  bietet  einige  Bäume,  besonders  die  edle 
Kastanie  und  eine  ziemliche  Anzahl  von  Sträucheru  und  Stauden,  darunter  selbst 
immergrüne.  Endlich  ist  wenigstens  in  Spuren  (Gräsern,  Leguminosen)  die  Steppen- 
flora des  mittleren  Asiens  und  Ungarns  an  den  trockensten  Orten  der  Niederung 
\ind  hie  und  da  in  den   Hochalpcn  nachweisbar. 

Im  Aufsteigen  nach  der  Höhe  ergeben  sich  nach  den  in  der  Vegetation 
beobachteten   Veränderungen  für  die  Alpen  folgende  Regionen: 

1.  Die  untere  Jicyion  bis  550  m  im  N.  und  700  m  im  W.  und  S.  der 
Alpen ,  bezeichnet  durch  den  Anbau  der  Rebe  und  das  Vorhandensein  von 
Pflanzen  aus  der  Mittelmeerflura.  Mittlere  Jahrestemperatur  H,70  C. 

2  Die  Bef/inn  des  Laubtoaldes :  der  Buche  bis  1350  m  im  N.  der  Alpen, 
der  Kastanie  bis  900  m  im  S.  der  Alpen.    Mittlere  Jahrestemperatur  5,10  C. 

i3.  Die  licffion  des  Saddivaldes,  nämlich  der  Rothtanne  im  N.  der  Schweiz 
bis  l^^()()  m,  der  Lärche  und  Arve  in  den  Zentralalpeu  und  S. :  bis  2100  m 
in  (rraubiindcn  und    liSOO   ni  im  Tessin.    Mittlere  Jahrestemperatur  2,00  C. 

4.  Die  Alpenreyiou ,  die  «ler  waldlosen  Gebirgshöhen ,  bis  zum  ewigen 
Schnee,  in  den  nördlichen  Alpen  unil  Tt^ssin  2700  m,  in  den  südlichen  Zentral- 
aliicn  bis  i?(.K)0   m. 

Diese  Grenzen  sind  bedeutend  höher  als  die  der  benachbarten  bayrischen 
Alpen,  mit  AuHnaiiiuc  der  BuohengrtMize,  welche  dort  etwas  höher  steigt,  wahrend 
die  des  südwestlich  angrenzenden  I'iemont  und  Dauphine  nicht  wesentlich  höher 
liegen  als  die  dvs   Wallis. 
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Im  Jura  sinken  die  Grenzen:  die  der  Rebe  auf  450  m,  der  Buche  auf' 
700  m,  der  dort  dominirenden  Weißtanne  auf  1300  m,  der  Rothtanne  auf 
1400  m. 

Für  die  Charakter-Pflanzen  der  höhern  Regionen  ergeben  sich  untere  Grenzen : 
Die  Rothtanue  geht  im  innem  Wallis  kaum  unter  1000  m  hinab,  die  Lärche 
kaum  unter  1200  m,  die  Arve  in  den  nördlichen  Alpen  nicht  unter  1600  m, 
die  meisten  Alpenpflanzen  halten  sich  innerhalb  ihrer  Region  über  1800  m, 
und  eine  besondere  Gruppe:  die  hochalpinen  Arten,  gehen  nicht  unter  2300  m. 

I.  Untere  Region: 

In  Bezug  auf  die  Flora  ist  ein  im  S.  und  W.  bedeutender,  im  N.  der  Alpen 
schwacher  aber  immerhin  spürbarer  Einschlag  von  Pflanzen  der  Mittelmeerflora 
charakteristisch. 

a.  Die  insubrische  Zone.  Sie  umfeißt  die  Gestade  der  italienischen  Seen 
(Langensee  197  m  ü.  M.,  Comersee  213  m,  Luganersee  272  m),  und  die  gegen 
sie  mündenden  Alpenthäler.  Sie  gewinnt  ihre  Bedeutung  durch  die  Wirkung 
der  steilen  Süd-Alpenwand  als  Schranke  gegen  die  Nordwinde  und  das  Klima 
Nord-Europas,  und  als  ein  gegen  Süden  exponirtes  Spalier,  dem  aaßer  starker 
Sonnen  Wirkung  namentlich  der  gewaltige  Niederschlag  von  Feuchtigkeit  zu  Gute 
kommt,  welche  dem  Mittelmeer  entsteigt. 

Temperatur:  Bellmzona  229  m,  Jahr  12,5,  Winter  3,1,  Frühling  12,7,. 
Sommer  21,7,  Herbst  11,5,  minima  — 6,8.    Locarno  minima  — 3,6. 

Niederschläge,  Tessingebiet,  Jabr  1698  m  m,  Winter  204,  Frühling  438,. 
Sommer  458.    Herbst  597. 

Trotz  der  hoben  Niederschläge  herrscht  eine  sehr  starke  Klarheit  der  Luft 
(Freiheit  von  Wolken)  vor. 

Regentage  Lugano  Jahr  45,0,  Winter  7,3,  Frühling  15,7,  Sommer  8,1, 
Herbst   13,7.     Ganz  wolkenfreie  Tage:    Lugano   139,  ganz  bedeckte  75. 

Eine  spezielle  Begünstigung  der  unmittelbaren  Ufer  der  Seen  liegt  in  der 
Verdunstung  der  Oberfläche  des  Wassers,  welche  die  nächtliche  Abkühlung  bindert. 

Holzgewächse  dieser  Zone:  Zürgelbaum  (Celtis  australis),  Baumheide  (Erica 
arborea),  Cistrose  (Cistus  salvifolius) ,  Blumeneschc  (Fraxiuus  ornus).  Zerreiche 
(Uuercus  cerris),  Hopfenbuche  (Ostrya  carpinifolia),  Geißklee  (Cytisus  Laburnum), 
Feige  wild  oder  verwildert.  Zwischen  diese  südliche  Vegetation  steigt  mit  den 
Bächen  die  Alpenrose  bis  gegen  den  Rand  der  Seen  hinab  und  hält  sich  vermöge 
der  stets  befeuchteten  Standorte.  Eingewandert  ist  die  mittelländische  Flora  in 
diese  Zone  vom  adriatischen  Meer  her  längs  dem  warmen  Fuß  der  Ostalpen, 
wie  deren  abnehmende  Dichtigkeit  von  den  venetianischen  Thälem  zum  Gardasee, 
Comersee  und  Langensee  beweist. 

Ueberall  sind,  gemäß  der  hohen  Feuchtigkeit,  Farnkräuter  und  Moose  vor- 
handen und  hüllen  auch  Mauern  und  Wege  in  ein  grünes  Gewand.  Nach  oben 
schließt  diese  Zone  in  der  Regel  zwischen  600  und  800  m  durch  eine  Thal- 
Bcblucht  ab,  oberhalb  welcher  die  Bergregion  beginnt.  Kulturpflanzen  sind:  die 
Rebe  in  großer  Fülle  und  gutem  Ertrag,  meist  Kutiiweins,  von  starkem  Tannin- 
gehalt, doch  außer  einigen  Lagen  im  italienischen  Veltlin  ohne  besondere  Feinheit, 
Sie  wird  vorwiegend  an  liäumen  (Feldahorn)  oder  Lauben  gezogen,  sodaß  der 
Boden  noch  daneben  mit  Feldfrüchten  besäet  wird.  Tessin  hatte  schon  1876- 
7488   Hektaren  Weinberge. 

Der  weiße  Maulbeer  (gelso)  für  die  Seidenzucht,   so   hoch  als  die  Rebe. 

Der  Mais,   welcher  die  allgemeine  Volksnahrung  (Polenta)  liefert. 
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Dann  unsre  gewöhnlichen  Getreidearten  nnd  vielfach  auch  Bachweizen  (grano 
8araceno).     Tabak  wird  hie  und  da  mit  Erfolg  gebaut. 

Der  Oelbaum  spielt  keine  Rolle  und  wird  kaum  gesehen;  Feige  und  unsre 
-Obstarten  dominiren. 

Die  südlichen  Bäume  (Magnolia  grandiliora,  Cypresse,  Camellia,  Azalea  und 
Eucalyptus)  halten  aus,  doch  sind  Frostschäden  in  Perioden  von  etwa  10  Jahren 
nicht  unerhört.    Citronen  und  Orangen  gedeihen  au  Spalieren  mit  Winterdeckung. 

b.  Rhonef/ebiet.  Der  Spiegel  des  Genfersees,  357  m,  zeigt  eijie  gewisse 
Anzahl  von  Mittel  meerpflanzen,  die  aus  dem  südlichen  Rhonethai  in  allmälig  ab- 
nehmender Zahl  hieher  gelangt  sind.  Die  mittlere  Temperatur  Genfs  ist  Jahr 
9,70  C,  Winter  1,3,  Frühling  9,5,  Sommer  18,0,  Herbst  9,8,  also  niedriger 
als  die  geringe  Höhe  der  Stadt  erwarten  ließe,  weil  sie  in  einem  von  kalten  Hoch- 
gebirgen und  deren  Winden  beeinflußten  breiten  Thal  liegt,  ohne  daß  sich  die  Insolation 
von  Thal  wänden  geltend  machen  könnte.  Regenmenge  780  mm,  also  bedeutend 
weniger  als  in  der  italienischen  Schweiz,  dar  Sommer  ist  klarer  als  in  der  nörd- 
lichen Schweiz. 

Bis  in  die  Juraschlucht  unter  Genf  und  an  der  Saleve  gehen  der  klein- 
blättrige Ahorn  (Acar  monspessnlanum),  der  Geißklee  (Cytisus  Laburnum),  der 
Mäusedorn  (Ruscus),  der  Blasenstrauch  (Colutea). 

Thalaufwärts  ist  das  bemerkenswertheste  Phänomen  die  Zunahme  der  Tem 
peratur  und  des  südlichen  Charakters  trotz  der  höhern  Lage.  (Montreux  385  m 
hat  10,45,  Sion  536  m  10,61  Jahrestemperatur),  während  Lausanne  in  Folge 
der  Verdunstung  des  otfenen  Seebeckens  kühler  ist  (9,0)  und  namentlich  im 
Frühling  noch  mehr  winterliche  Temperatur  besitzt,  aber  immer  noch  südlichen 
Bäumen  (Prunus  lusitanica,  Cypresse,  Zeder),  sehr  günstig  ist. 

Die  Weinkultur  am  nördlichen  Ufer  des  ganzen  Leman-Bogens  ist  die 
intensivste  und  weitausgedehnteste  der  Schweiz.  Sie  genießt  den  Schutz  des 
Spaliers  des  Jorat  und  volle  südliche  Exposition,  geht  bis  600  m  aufwärts  und 
deckt  zirka  6000  Hektaren,  die  stetig  vermehrt  werden.  Es  ist  fast  ausschließ- 
lich weißes  Produkt. 

Bemerkens werth  ist  der  Gegensatz  des  südlichen  savoyischen  Ufers,  wo  die 
Berg})flanzen  und  der  Wald  bis  an  den  Spiegel  des  Wassers  hinabgehen  und 
der  Wein  viel  schwächer  und  saurer  ist. 

Privilegirt  ist  Montreux  385  m,  Temperatur  Jahr  10,54,  Winter  2,11, 
Frühling  10,40,  Sommer  18,69,  Herbst  10,65  und  sehr  sbirken  Niederschlägen 
(1280  m  m).  Hier  ist  die  Kastanie  herrschender  Waldbaum,  aber  nicht  in  der 
Höhe,  wie  im  Tessin,  sondern  bis  an  den  See8|)iegel. 

Das  Thal  des  innern  Wallis  beginnt  klimatisch  erst  mit  der  Wendung  bei 
Martigny,  während  die  Strecke  von  Bex  bis  Martigny  wogen  der  Enge  der 
waldigen  Schlucht  eher  der  Bergregion  angehört. 

Sion  bei  536  m,  Jahrestemperatur  10,61,  Winter  1,2,  Frühling  11,2, 
Sommer  19,3,  Herbst  10,5. 

Wallis  zeichnet  sich  aus  durch  hohe  Austroc*knung  der  Thalsohle,  indem 
die  Niederschläge  erst  in  der  kühlen  hohem  B<.Tgri*gion  erfolgen  und  der 
aufsaugende  Thalwind  dazu  kommt.  Im  Thal  von  Glys  bis  Martigny  fällt 
nicht  mehr  als  750  bis  610  m  m  Regen,  während  auf  der  Grimsel  2260  m  m 
und  dem  Bernhard  1210  ra  m  beobachtet  sind.  Dabei  ist  der  Himmel  äußerst 
klar.  Martigny  hat  145  ganz  helle,  69  ganz  bedeckte  Tage :  also  günstiger  als 
selbst  Lugano.  Daher  hat  die  Vegetation  der  untern  Kegion  des  Wallis  den 
Charakter    einer   sehr   südlichen ,    die   selbst    an   die    Steppen    des    Orients   oder 
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Spaniens  erinnert.  Der  Glimmerstaab  dea  Rhonebetts  übergießt  die  Halden ;  nur 
Föhren  und  stachlige  Sträucher  bilden  den  Baumwuchs,  wo  nicht  direkte  Be- 
wässerung zugeleitet  ist ;  der  Anbau  der  Rebe  ist  nur  möglich  durch  die  Wasser- 
leitungen aus  den  Gletscherbächen  (Bis)  und  das  Getreide  ist  schon  im  FrUh- 
fiommer  ausgereift.  Diese  trockene  Region  steigt  im  Hauptthal  bis  zum  Fiesch* 
wald  1054  m,  und  geht  selbst  in  die  südlichen  Seitenthäler  hinauf.  Auf  dem 
Flußgeschiebe  der  Rhone  fallen  Weißpappeln  (Populus  alba)  und  Waldungen  von 
Weiden  (besonders  Salix  alba)  mit  Traubenkirsche  (Prunus  Padns),  auf.  Massen 
Yon  Sanddorn  (Hippophuü)  bedecken  den  Sand.  Auf  der  Felsenheide  am  Fuß  der 
Berge  herrschen  Schwarzdorn  (Prunus  spinosa)  und  Weichsel  (Prunus  mahaleb); 
Sumach  (Rhus  Cotinus)  und  Sevenbaum  (Juniperus  Sabina)  sind  mit  Leguminosen- 
^jträuchern  (Ononia  etc.)  verbreitet.  Die  nackten  Felsen  sind  weiß  bekleidet  mit 
Wermutharten  (besonders  Artemisia  valesiaca),  die  einen  Ausfuhrartikel  zur 
Liqueurfabrikation  bilden,  und  Federgras  (Stipa  in  2  Arten)  wie  in  Ungarn. 
An  den  Felsen  von  Valere  kleben  Massen  von  Cactus  (Opuntia  vulgaris)  und 
Iris;  auch  die  Mandel  und  die  Feige  sind  an  den  Felsen  wild,  in  Gesellschaft 
der  Hauslaubarten  (Sempervivum),  die  aus  den  Alpen  herabsteigen.  Nicht  un- 
bedeutend ist  die  Ausfuhr  der  Wurzel  des  Sauerdorns  (Berberis)  als  Farbmittel. 
Der  Weinstock,  weiß  und  roth,  in  vielen  Sorten  gemischt,  wird  niedrig  ge- 
halten und  besteht  ausscliließlich  durch  die  künstliche  Bewässerung.  Er  erreicht 
die  größten  Höhen  bei  Visperterbinen  1100  m.  Das  Produkt  ist  stark  und  sehr 
aromatisch,  und  hat  eine  große  Zukunft.  Der  Tabak  ist  auf  der  Rhoneebene 
versucht  worden.  Das  Mais  gedeiht  vortrell'lich ;  das  Obst  ist  das  schmackhafteste 
der  Schweiz,  namentlich  Zwetschgen,  Aepfel,  Pfirsiche.  Hie  und  da  wurde  noch 
unlängst  zur  Würze  der  Speisen  Sah'an  gebaut. 

c.  Das  Thal  des  Jura  oder  vielmehr  die  Depression  der  Hochebene,  welche 
dem  Ost  Fuß  des  Jura  folgt,  und  im  mittleren  Theil  die  Seen  von  Neuchatel 
und  Biel  zeigt  (435  m)  Neuchätel  Jahrestemperatur  9,8i,  Winter  0,6,  Frühling  9,3, 
Sommer   18,0,  Herbst  9,3,  minima  — 12,2,  maxima  32,'J. 

Die  Kastanie  geht  in  Gruppen  vom  Genfersee,  wo  sie  (ob  Nyon)  sehr  ent- 
wickelt ist,  bis  in  die  Gegend  von  Neuveville,  der  schneeballblättrige  Ahorn 
(Acer  opulifolium),  der  Berggeißklee  (Cytisus  alpinus)  bis  in  den  Berner  Jura, 
die  Flaumeiche  ((^uercus  pubescens),  der  Buchs  bis  Basel land.  Die  Rebe  dehnt 
sich  fast  in  zusammenhängendem  Weinberg  längs  der  ganzen  Linie  bis  ins  Aargau 
hinauf  aus  (Kt.  Neuchätel  129G  Hektaren,  Aargau  2376  Hektaren)  und  der  rotlie 
Wein  erreicht  im  Kt.   Neuchätel  bemerkenswerthe  Güte. 

t/.  Die  Föhn-  und  Svezotie  am  Nordfu/o  der  Alpen.  In  den  tief  in  die  Nord- 
abhänge der  Alpenkette  eindringenden  Thälern,  deren  Becken  mit  Seen  aus- 
gefüllt bind,  sind  privilegirte  Winkel  gegeben,  deren  Klima  und  Vegetation  auf- 
fallend südliches,  fast  insubrisches  Gepräge  hiiben.  Eine  Hauptursache  liegt  in 
der  Einwirkung  des  Föhn,  der  als  ein  vom  Plateau  der  Alpen  herabfallender, 
sich  im  Falle  durch  Druck  und  Reibung  erhitzender  lokaler,  aber  sehr  konstanter 
Windstrom  jene  Gebiete  tritlt  und  bedeutend  erwärmt,  und  besonders  im  Frühling 
rasch  die  Schneedecke  wegnimmt.  Auch  durch  das  Wegfegen  der  Wolken  und 
die  dadurch  gesteigerte  Insolation  und  schließlich  durch  die  ihm  folgenden 
starken  Niederschläge,  wirkt  er  günstig  auf  die  Vegetation  ein. 

Vierwaldstiittersee :  Gersau  460  m  10,o7  C,  nur  5  Zehntel  niedriger  als 
Montreux,   mit  einer  Januarteniperatur  über  null  {Ofi), 

Die  Kastanie  ist  in  waldartiger  Ausdehnung  vorhanden,  am  Seeanu  von 
Brunnen    kommt    der   Blasenstrauch  (Colutea),    die  Pimperuuß   (Staphylea),    der 
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breitblättrige  Spindelbaam  (Erynymus  latifolius),  das  Federgi-as  (Stipa),  der  Seven- 
bäum  (Jnniperus  Sabina)  und  die  Feige  vor.  Die  Obstbaumzucht  erreicht  hier  eine 
sehr  starke  Ausdehnung  und  besonucrs  die  Birnbäume  riesenhaften  Wuchs.  Der 
Zugersee  nimmt  starken  Antheil  an  dieser  Föhnvegetation;  der  Wallenstattersee 
und  das  Thal  von  Glarus  haben,  in  weit  schwächerem  Grade,  einige  Anklänge 
an  sie  aufzuweisen. 

Der  Thuner-  und  Brienzersee  dagegen  sind  bedeutende  Gebiete  derselben. 
Interlakeu  571  m  hat  8,7,  Brienz  586  m  8,8  Jahrestemperatur;  die  Rebe  wird 
sogar  noch  in  einiger  Ausdehnung  am  südlich  exponirten  Nordrand  des  Thuner- 
Sees  gepHanzt.  Der  Kirschlorbeer  (Prunus  Laurocerasus)  gedeiht  merkwürdig  gut. 
Vom  Thunersee  dringt  diese  Zone  sogar  bis  hinauf  in  die  Schlucht  von  Boltigen  vor. 

e.  Baii  Rhein thal.  Mit  Wallis  vergleichbar,  bewirkt  die  Bildung  des  großen 
Alpeethals  bei  Clmr  ein  ähnliches  Klima  und  manche  Aehnlichkeit  in  der 
Pflanzendecke.  Chur  60^^  ni  hat  9,0  Jahrestemperatur,  Winter  0,3,  Frühling  9,5, 
Sommer  17,4,  Herbst  9,3,  aber  starke  minima  (-—  14,4)  und  maxima  (31,1)  Regen- 
menge gering:  880  m  m.  Klarheit  des  Himmels  groß.  Von  Chur  bis  Sargans^ 
(2700  Hektaren)  ist  die  Lage  für  den  Weinbau  ausgezeichnet  und  die  rotheu 
Weine  gehören  zu  den  besten  der  Schweiz.  Die  Kastanie  ist  nicht  selten,  doch 
nicht  einheimisch.  Aus  der  wilden  Flora  sind  Blasenstrauch,  Wermuth  (Artemisia 
absyntiiium),  Federgras,  charakterisch.  Während  die  breite  Fläche  des  Bodensees 
große  Feuclitigkeit  (1000  m  m  Regen)  und  ein  etwelches  Sinken  der  Temperatur^ 
gleich  dem  Genfersee  zur  Folge  hat,  tritt  im  engern  Thal  von  Schaffhausen 
wieder  eine  sehr  begünstigte  Flora  auf.  Schaffhausen  398  m  hat  Jahrestemperatur 
8,94,  Winter  0,1,  Frühling  9,2,  Sommer  17,8,  Herbst  8,4,  maxima,  minima  und 
Regenmenge  ungefähr  wie  in  Chur.  Die  Rebe  nimmt  einen  geschlossenen,  sehr 
beträchtlichen  Raum  ein,  von  wenigstens  1260  Hektaren,  das  Produkt  freilich 
ist  im  Vergleich  zu  dem  des  bündnerischeu  Rheinthals  vorherrschend  säuerlich 
und  viel  schwächer.  Der  Speierling  (Sorbus  don»estica),  der  Felsenfaulbaum 
(Rhamus  saxatilis),  die  Sauerkirsche  (Prunus  Cerasus),  der  schwärzliche  Geißklee 
(CytisUH  nigricans)  und  mehrere  östliche  (ungarische)  Pflanzen  (z.  B.  Genista  ovata) 
des  Doiiangebietes  haben  sich  hier  gehalten. 

Die  Gegend  von  Basel  248  m  öffnet  sich  unmittelbar  gegen  das  lange 
mittlere  Rheinthal  ilas  Elsaß  und  ist  demgemäß  warm :  Jahr  9,50,  Winter  1,0, 
Frühling  9,7,  Sommer  17,9,  Herbst  9,2,  jedoch  trüben  die  Nebel  das  Stromthal 
in  huhem  Maß,  sodaß  die  Insolation  lange  nicht  die  Rolle  spielt  wie  in  Schaff- 
hausen und  weiter  aufwärts.  Flanmeiche,  Buchs,  Kronwicke  (Coronilla  Emerus),. 
wilder  Weichsel  (Prunus  Mahaleb)  bilden  südliche  Einschläge  in  «lie  Flora,  welche 
im  Elnaß  noch  zunehmen,  woselbst  Blaseustranch  und  mehrere  ganz  mediterrane 
Pilaizen  von  «lern  milden  Westen  Frankreichs  her  eingedrungen  sind.  Bei  Basel 
beginnt  die  ausgedehnte  Sumpf-  und  Feldflora  DeuthchhuuU,  die  in  die  Schweiz 
nur  sparsam   eingttdrungen  ist. 

Die  Ge^i^nden  des  schweiz.  Plateau  berührt  unsere  erste  Region  nur  in 
Spuren  ;  das  Klima  ist  zu  rauh.  Dagegen  dringt  vom  Kanton  Schaffhausen  her 
die  Kebe  in  die  nördliche  G«'gend  des  Kantons  Zürich  und  an  den  Rand  des 
Züricher  S^es  vor,  und  zwar  in  be«lcutender  Ausdehnung  (5400  Hektaren). 
Ebenso  geht  vom  Bodensee  aus  die  Hebe  in  den  Kt.  Tliur^au  hinein  (2016  Hekt.) 
und  sidhst  am  Hallwyler-See  sind  einige  Weinberge.  Alle  diese  Gebiete  geben 
einen  Wein ,  der  meist  mit  .südeuropitischen  Weinen  coupirt  in  den  Handel 
Jfo/nint, 
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IL  Region  des  Laubwaldes. 

Ursprünglich  durchaus  mit  Wald  bedeckt,  ist  sie  heute  durch  die  Feld- 
und  Wiesenkultur  fast  überall  gelichtet,  wo  nicht  die  Abhänge  zu  steil  waren. 
Der  dominirende  Baum  ist  die  Buche  (Fagus  silvatica),  die  von  der  westlichen 
Grenze  Kußlands  und  dem  Kaukasus  bis  in  die  südlichen  Halbinseln  Europa's 
durchgeht  und  also  bei  uns  ziemlich  im  Zentrum  ihres  Vorkommens  auftritt. 
Sie  steigt  in  geschlossenem  Wald  bis  1200  m  und  gemischt  bis  1500  m,  im 
Jura  jedoch  wird  sie  schon  von  900  m  an  durch  die  Weißtanne  verdrängt. 
Ebenso  fehlt  sie  in  den  Thälern  der  Zentralalpen :  sie  nähert  sich  dem  St.  Gotthard 
nicht  über  Wasen,  den  Graubündner  Alpen  fehlt  sie  über  das  mittlere  Prättigäu 
und  über  Flims  hinauf  und  ins  Wallis  dringt  sie  nicht  viel  über  Martigny  ein, 
während  sie  in  den  Tessiner  Alpen  bis  1300  m  vorkommt.  £s  ist  deutlich,  daß 
das  extreme  Klima  der  Zentralalpen :  starke  minima  und  maxima  und  deren 
trockenes  Terrain  ihr  entgegen  sind. 

Die  Buche  erreicht  bei  uns  nur  selten  ihre  wahre  Größe,  denn  sie  wird 
in  raschem  Umtrieb  fast  ausschließlich  auf  Brennholz  benutzt. 

In  den  untersten  Lagen  und  im  offenen  Lande  mischt  sich  ihr  die  Weiß- 
buche (Hagbuche  Carpinus  Betulus)  bei,  steigt  aber  nicht  über  800  m.  Seltener 
und  ebenfalls  nicht  über  1000  m  aufsteigend  ist  der  Spitzahorn  (Acer  platanoides). 

Von  den  Gebüschen  des  Buchenwaldes  ist  die  Stechpalme  Hex  Aquifolium, 
(in  den  Höhenthälern  zu  wahren  Bäumen  erwachsend),  zu  nennen. 

Die  Eichen  (Quercus  pedunculata  und  sessili  flora)  sind  nur  zerstreut  bei 
uns  vorhanden  und  nahmen  in  den  letzten  100  Jahren  sehr  ab.  Einzelne  Bäume 
der  Stieleiche  finden  sich  bis  1300  m,  und  sie  ist  die  am  weitesten  verbreitete. 
Art.  Die  Steineiche  zieht  die  warmen  Lagen,  des  Rhonethals,  des  Jurarandes  vor. 
Die  Esche  (Fraxinus  excelsior)  ist  ein  zerstreuter  Baum  der  Thäler  und  Gehänge 
bis  1300  m,  ähnlich  wie  der  Feldahum  (Acer  campestre)  die  Ulme  (Ulmus  campestris) 
und  die  Linden  (Tilia  platyphylla  und  parvifolia),  die  nur  als  Einschlag  in 
den  Buchenwald  und  besonders  da  erscheinen,  wo  Faltungen  des  Terrain  oder 
Felsboden  Anlaß  zu  einem  lokalen  Zurücktreten  der  Buche  geben. 

Die  Erlen  (Alnus  glutinosa  und  incana)  halten  sich  streng  an  den  Lauf 
der  Bäche  in  den  Thälern  und  Mulden.  Letztere  Art  dringt  in  den  hohen 
Alpenthälern  bis  gegen  die  Gletscher  vor,  ähnlich  den  höhern  Weidenarten,  auch 
die  Pappeln  Populus  nigra  und  alba  sind  Bäume  der  Wasser  führenden  Unter- 
lage. Ziemlich  häufige  Einstreuungen  im  Buchenwald  sind  die  Vogelkirsche  (Prunus 
avium),  der  Apfel-  und  der  Birnbaum;  seltener  ist  die  Elsebeere  (Sorbus 
torminalis).  Die  Weißbirke  (Betula  alba)  ist  in  der  Schweiz  ein  eher  seltener, 
noch  am  meisten  im   Wallis  und  Tessin  bis  1100  m  auftretender  Baum. 

Die  Föhre  (Pinus  silvestris)  spielt  ebenfalls  bei  uns  eine  schwache  Rolle 
und  nur  im  Wallis,  im  Bündner  Rbeinthal  und  hie  und  da  am  Jurarande  er- 
scheint sie  in  waldartigen  Gruppen,  zerstreut  sogar  bis   1800  m  Höhe. 

f.  Das  Gebiet  des  Plateau.  Eingegrenzt  zwischen  die  Voralpen,  den  Jura 
und  das  Rheinthal,  erhebt  es  sich  alhnälig  gegen  die  erstem  und  zeigt  überall 
eine  merkliche  Faltung  nach  Flußthälern,  Bachbetten  und  Mulden  mit  oft  ziemlich 
steilen  Hügelkämmen  dazwischen.  Demgemäß  ist  die  Vegetation  eine  Art  Park- 
land, Waldung  auf  den  Kämmen  und  den  steilen  Abhängen  und  Kulturland,  be- 
sonders Wiesenland  in  den  Depressionen.  Die  Cerealien  stehen  erst  in  zweiter 
und  dritter  Linie;  neben  Weizen  ist  vorherrschend  Spelt  iTriticum  Spelta), 
Roggen  (Seeale)  und  als  seltenere  Arten  werden  Einkorn  (Triticum  monococcum), 
Aemmer  (Triticum  dicoccum)  und  Triticum  turgidum  L.  gebaut.  Wv^yvnV^i^w.  \ä\.  '\^ 

Furrer,  Volkiiwirthschaftti-LexJkon  der  ScIiwhIz.  '^i. 
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der  Regel  auHgeschlossei^Bpagegen  ist  die  Obstzucht  ausgiebig  und  würde,  besser 
yerntaiideT)  und  ermuthigff^  weaeijitlich  zur  Hebung  der  darniederliegenden  Land- 
wirt hKchaft  beitragen,  denn  wif  leiden  unter  den  Folgen  einer  allzu  ausschließlich 
anf  Milch wirthschaft  eingerichteten  Oekonomie.  Bern  hat  eine  Jahrestemperatur 
von   ^,13,  mit  minima  von  — 15,6  und  maxima  von  30,7. 

In  den  obersten  Lagen  des  Plateau,  da  wo  es  bereits  direkt  an  die  Alpen 
anlegt,  kommen  noch  einzelne  größere  Torfmoore  vor,  so  im  Et.  Freibarg  und 
bei  Einsiedelii.  Hier  ist  das  Klima,  bei  blos  880  m  Höhe,  sehr  strenge.  Jahr 
5,0,  3  Monate  unter  null,  minima  19,0,  maxima  26,3,  und  ab  Bäume  herrschen : 
Eberesche  (Serbus  aucnparia),  Sumpfbirke  (Betula  pubescens),  die  SumpfForm  der 
Bergföhre  (Pinns  montana  uliginosa),  welche  einen  Halbbaum  mit  schiefem 
Stamm  und  herabhängenden  Aesten  darstellt  und  zwischen  dei|  Krummholz  der 
Alpen  und  dem  Hochstamm  der  Bergföhre  die  Mitte  hält.  Diese  Form  ist  auf 
der  bayrischen  Hochebene  und  in  den  mittel-  und  norddeutschen  Gebirgen  sehr 
verbreitet.  A.U  Büsche  der  Moore  treten  auf  die  schwarze  Heckenkirsche  (Lonicera 
nigra),  niedrige  Weiden  (Salix  repens,  aurita;,  mehrere  Heidelbeerarten  und 
selbst  die  hoclmordische  Zwergbirke  (Betula  nana)  kommt  vor. 

Im  Jura  sind  bei  800  und  1000  m  Höhe  ganz  ähnliche  Moore  („Sagnes 
Mouilles")  mit  derselben  nordischen  Vegetation  zahlreich  vorhanden,  und  werden 
zum  Tor^tich  ausgebeutet.  Der  Untergrund  dieser  Juramoore  wird  aus  dem 
cementähulich  bindenden  alten  Moränen -Schutt  des  am  Jura  einst  gestauten 
Aliiengletschers  gebildet,  der  die  tödtliche  Einwirkung  des  Kalkes,  aus  welchem 
der  Jura  sonst  besteht,  auf  das  Torfmoor  durch  hermetischen  Abschluß  ver- 
hindert und  gleichzeitig  das  Wasser  staut. 

Ueberall  auf  dem  Grebiet  des  Plateau  finden  sich  die  Spuren  der  alten 
Gletscher  in  Schutt  sowohl  als  aufgepflanzten  Blöcken,  und  es  finden  sich  an 
diesen  einzelne  Kolonien  echter  Alpenpflanzen  erhalten :  so  Gruppen  von  Alpen- 
rosen im  vordem  Theil  der  Hochebene  des  Kt.  Aargau  (Schneisingen). 

b.  Die  nördlichen  Alpenthnhr.  Eine  besondere  Station  wird  gebildet  ans 
den  oft  mächtigen  Sand-  und  Geschiebmassen  der  Tbalsohlen.  Hier  bilden  Weiden, 
besonders  Salix  purpurea  und  incana,  Tamarisken  (Myricaria  germanica),  Sand- 
dorn (Hippophae)  und  Erlen  die  Ufervegetation.  Die  felsigen  Hänge  bringen, 
vermöge  der  starken  Insolation,  manche  südlich  anklingende  Pflanze  hervor.  Das 
Cyclamen,  die  Feuerlilie  (Lilium  bulbiferum)  sind  Zierden  dieser  Standorte.  Be- 
vorzugt sind  die  von  Osten  nach  Westen  gerichteten  Thäler,  indem  auf  ihrer 
dem  Süden  zugewandte  Nordseite  sich  für  Feld-  und  Obstkultur  sehr  günstige 
Lagen  bieten.  In  den  Thälern  von  Glarun,  Schwyz  und  St.  Gallen  wird,  eine 
Seltenh'^it,  der  Schabzigerklee  (Melilotus  ccürulea)  als  Zusatz  zum  Glarner  Kräuter- 
käse gepflanzt. 

r..  Die  Südthäler  der  Alpen.  Hier  wird  die  Region  des  Laubwaldes  fast 
auHschließlich  von  der  Kastanie  (Castanea  vepca)  eingenommen.  Er  steigt  bis 
1()()0  m  und  selbst  etwas  hijher,  und  gefällt  sich  auch  an  sehr  steilen  Halden 
unrl  auf  dem  felsigsten  Boden,  doch  nur  im  tiefgrümligen  und  lockern  Detritus 
des  felils])atreichen  Urgebirgs;  auf  Kalk  ist  er  weit  weniger  schön.  In  Savoyen 
ist  er  Kehr  verbreitet  und  dringt  gruppenweiKC  bis  ins  mittlere  und  obere  Wallis 
wie  uu<;h  längs  dem  Jura  und  zum  Yierwaldstättcrsee  vor,  allein  in  vollster 
Schönht^it  erscheint  er  erst  in  den  Thälern  von  Piemont,  Tessin  und  Veltlin. 
Hier  liefert  er  einen  namhaften  Theil  der  Volksnahrung  durch  seine  im  Oktober 
reifen  Früchte  und  erreicht  ungeheure  Dimensionen  (bis  \i\.h  m  Umfang).  Das 
Holz  tlient  zu  Fässern  und  zu   Keb;4öcken. 
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Die  Kastanie  bedarf  milder  Temperdtar  und  starker  Kiederschläge ;  die 
maxima  ihre«  Bezirks  im  Tesein  gehen  nicht  unter  7,0^« 

In  den  tiefem  Lagen  des  Kastanien waldes  tritt  hie  and  da  im  Tessin  die 
^erreiche  (Qnercns  Cerris)  auf,  die  sich  im  Westen  des  Jora  in  Frankreich 
nieder  findet. 

Die  Ränder  des  Kastanienwaldes  haben  ein  reiches  Buschwerk  von  L^ga- 
minosen,  namentlich  die  Pfrieme  (Sarothanuras)  nnd  gegen  8  Cjrtisnsarten. 

IIL  Begion  des  Nadelwaldes. 

8ie  nimmt  über  dem  Laubwald  das  Areal  bis  xn  1800  m,  im  Wallis  and 
Engadin  bis  2050  m  ein,  soweit  es  nicht  durch  einst  künstlich  durch  fiodong 
liergestellte  Weideflächen  oder  Schluchten  und  zu  Tage  gehendes  Qestein  fm* 
genommen  ist. 

Der  Hauptbaum  ist  die  Rothtanne  (Fichte,  Picea  excelsa).  Sie  geht  zerstreut 
und  einzeln  bis  auf  die  Hügel  des  Plateau  hinunter,  und  bildet  von  800  m  an, 
meist  aber  oberhalb  der  Buche  eine  völlig  geschlossene  Waldung,  und  nur  in 
4en  Zentralalpen  treten  Lärche  und  Arve  mit  ihr  auf.  Im  Jura  ist  sie  erst 
oberhalb  des  auf  die  Buche  folgenden  Gürtels  der  Weißtanne  herrschend  und 
bildet  die  Waldgrenze.  Ueberall  tritt  sie  als  einzelner  Baum  über  die  allgemeine 
Waldgrenze  als  Schirm-  oder  Wettertanne  auf  die  offene  Alpenweide  hinaus, 
meist  in  großen  alten  Stämmen. 

Die  Rothtanne  ist  unser  Bauholz,  und  dient  auch  noch  hie  und  da  im  Jura 
mißbräuchlich  zur  Harzgewinnung. 

An  der  obern  Grenze  des  Baumes  in  den  Alpen  kommt  er  zerstreut  in 
•einer  sehr  gedrungenen  Form  mit  kleinern  rundsehuppigen  2japfen  vor  (P.  excelsa 
y.  medioxima). 

Die  Weißtanne  (Abies  peotinata)  bleibt  mehr  in  der  halben  Höhe  der  Alpen- 
thäler  und  kommt  nur  nesterweise  von  700  bis  1500  m  zwischen  Buche  und 
Rothtanne  vor. 

Anders  im  Jura,  wo  sie  eine  geschlossene  Waldung  über  der  Buche  bildet, 
bis  zu  1300  m,  und  die  Buche  tief  unter  ihre  natürliche  Höhengrenze,  bis  700  m 
herabdrückt. 

Im  Jura  bildet   auch  sie  prachtvolle  Wettertannen,  oft  in  Kandelaberform. 

Die  Waldkräuter  des  Tannenwaldes  sind  sehr  zahlreich  und  durch  ihre  oft 
mächtigen  Blätter  merkwürdig.  Lunaria,  Mulgedium,  Petasites,  Adenostyles, 
Senecio  gehören  hieher. 

Das  Bergahorn  (Acer  pseudo-platanus)  geht  von  der  unteren  Grrenze  der 
Rothtanne  bis  hoch  in  die  Mitte  ihrer  Zone  und  höher  (1000 — 1600  m)  und 
Übersteigt  die  Buche  um  300  m.  Er  liefert  eines  der  schönsten,  feinsten  und 
werthvoUsten  Nutzhölzer  für  Möbelfabrikation  und  Schnitzerei  und  erreicht  auf 
günstigem  Boden  ungeheure  Dimensionen,  (8  m  Umfang),  besonders  auf  den 
Trümmerhalden  am  Fusse  der  felsigen  Thalwände,  die  er  herrlich  einrahmt.  Es 
ist  am  häutigsten  auf  der  Nordseite  der  Alpen  und  bildet  hier  zuweilen  Wäld- 
chen, im  Allgemeinen  aber  steht  es  sehr  zerstreut,  woran  seine  geflügelten  und 
flugfähigen  Samen  Antheil  haben. 

Die  Lärche  (Larix  europaea)  bildet  mit  der  Arve  eine  uordasiatische 
Ornppe,  während  die  beiden  Tannen  Europa  angehören.  Die  Lärche  ist  der 
Baum  der  Zentralalpen  und  der  sehr  hohen  Lagen,  gegen  die  sie  durch  ihre 
Laublosigkeit  im  Winter  geschützt  ist.  Sie  bedarf  lichten  Stand  und  steht  daher 
immer  zerstreut.    Reine  Lärchen wälder  flnden  sich  nur  im  Ober- Wallis,  besonders 
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im  Zerraatt-  und  SaaHthal,  sonst  ist  sie  stets  mit  Rothtanne  oder  Arve  gemischt. 
Vom  Wallis  und  Tessin,  wo  sie  dominirt,  strahlt  sie  in  die  hinteren  Waadt- 
ländov-,  Berner  -  Oberliinder-  und  Urner -Thälor  aus;  von  Graubündten,  wo  sie 
ebenfalls  überall  vorkommt,  in  die  St.  Gallischen  Alpen  bis  zum  Gäbris.  Die 
Lärche  liebt  Sonne,  trockene  Luft  und  geringe  Niederschläge,  sowie  extreme 
Temperaturen :  daher  ihre  Vorliebe  für  die  Zentralalpen,  die  man  fälschlich  einer 
Neigung  für  das  kaikfreie  Urgebirge  zuschrieb.  Der  Baum  erreicht  in  den 
Alpen  enorme  Grössen  (8  Fusa  Durchmesser)  und  treibt  weite  horizontale  Aeste. 
Die  TreÜ'lichkeit  seines  Kernholzes  im  Wasser  und  der  Erde  sind  bekannt.  Der 
Baum  steigt  um  100  und  zirka  200  m  höher  als  die  Tanne :  sie  geht  als  Wald 
im  Wallis  bis  1900  m,  im  Engadin  bis  2100m  und  einzeln  bis  2300  m,  am 
Stelvio  selbst  bis  2400  m.  Die  Arve  (Pinus  Cembra)  ist  der  Baum  der  größten 
Höhen,  den  man  fast  ebensogut  der  eigentlichen  Alpenregion  zuzählen  könnte. 
Er  ist  in  starkem  Schwinden  begrilfen  und  erneut  sich  selten  befriedigend,  da 
die  meisten  Samen  auch  im  Boden  von  Mäusen  und  Insekten  gefressen  werden. 
Er  ist  am  häutigsten  im  Ober- Wallis  und  Graubündten,  strahlt  aber  einzeln  in 
alle  Theile  der  Alpen,  bis  zu  den  Churtirsten  und  in  die  Freiburger  Alpen  aus. 
Die  Arvenwälder  an  der  Scheideck  im  Berner  Oberland,  in  Gtidmen,  an  der 
Engstlcn  sind  solche  isolirt«  Gruppen.  Der  Baum  will  frischen  Stand  und  über- 
läßt die  austrocknende  Sonnenseite  der  Gehänge  stets  der  Lärche.  Er  steigt 
nicht  unter  ISOO  m  und  im  Mittel  bis  2200  m,  am  Wormserjoch  bis  2426  m. 
Das  insektensichere,  in  Tyrol  zu  Schnitzwerken  hochgeschätzte,  Holz  wird  bei 
uns  meist  als  Feuerung  in  den  Alpenhütten  verwendet,  die  Wipfel  der  eßbaren 
Nüsse  wegen  zerschlagen. 

Die  Bergf()hre  (Pinus  montana)  in  ihrer  aufrechten  Gestalt  als  Hochstamnr 
ist  bei  1500  —  21U0  m  sehr  zerstreut  in  einzelnen  Gruppen  von  den  Waadt- 
länder  Alpen  nach  Ober  -  Wallis,  Südseite  des  Lukmanier  und  Bündten ;  ein  bis 
tief  herab  geästeter  kegelförmiger  Baum,  dessen  stiellose  Zapfen  sich  durch  den 
Glanz  ihrer  huckigen  Schuppen  sehr  von  der  Föhre  der  Ebene  unterscheiden. 
In  den  Süd-Pyrenäen  bildet  dieser  Baum  grosse  Wälder. 

Die  Sträucher  und  das  Unterholz  des  Nadelwaldes  bestehen  am  Waldrand 
aus  vielen  ßosenarten,  deren  Früchte  im  Tessin  dem  Vieh  verfüttert  werden ; 
im  Wald  selbst  aus  der  Eibe  (Taxus  baccata)  die  hie  und  da  in  der  unteren 
Hälfte  der  Zone  zahlreich  auftritt  (Waadtläntler  Alpen,  Kt.  Schwyz,  Jura)  und 
einigen  andern,  jedoch  auffallend  wenigen   kleinern  Arten. 

Die  Kultur  steigt  in  die  Bergregion  je  nach  dem  Bedürfniß  des  Menschen 
empor.  Es  sind  Roggen  und  Sommergerste,  welche  die  obersten  Felder  bilden. 
Sie  gehen  mit  dem  Flachs  auch  in  den  Nord- Alpen  bis  1235  m,  die  Kartoffel 
bis  15G0  m;  die  letzten  Gemüsegärten  sind  bei  1H78  m  (Grimsel)  und  2065  m 
(Gemmi).  Im  Ober- Engadin  gehen  die  Getreidefelder  bis  1829  m  (Campfer),  iuL 
Ober- Wallis  bis  2100  m   (Findein). 

IV.   Die  Alpjenrogi  on. 

Sie  nimmt  die  offenen  Höhen  des  Gebirgs  ein,  in  welche  der  Wald  nicht 
eindringt,  und  wo  nur  die  Grasnarbe  und  Stauden  mit  einigen  Gebüschformen 
herrschen,  um  nach  oben  allmälig  sich  in  Schnee  un<l  P^is  zu  verlieren.  Die 
untere  Grenze  der  Alpenpflanzen  kann  auf  1900  m  angenommen  werden,  doch 
bringen  steile  Schluchten  ganze  Kolonien  von  Alpen] »ilanzcn  oft  sehr  tief  herab, 
und  im  besonnten  Lärcbenwald  steigen  sie  natürlich  tiefer  abwärts,  als  wo  Schatten- 
bäume die  Waldgrenze  bilden.    Eine  absolute  obere  Grenze  ist  dem  Pflanzenleben, 
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selbst  der  Bltithenpflanzen,  nicht  gezogen ;  denn  bis  anf  unsere  höchsten  Gebirgs- 
gipfel  friert  an  einzelnen  geeigneten  Stellen  der  Boden  über  Tag  lange  genng 
auf,  um  kleine  Alpenpflanzen  zu  ernähren.  (Gipfel  des  Finsteraarhorns  bei  4270  m 
Banunculus  glacialis  in  Blüthe.) 

Die  Temperatur  der  Alpenregion  ist  folgende; 
St.  Gotthardt  2093  m    Jahr  — 3,7    Minim.    —22,4    Maxim.   17,6 
St.  Theodul      3333  m       ^       —  5,6  „       —21,4         ,         15,6 

Dez.  Jan,  Feh.  März  April  Mai  Juni  Juli  Aug.  Sept.  Okt.  Nov. 
Sl.Bfrnhard  — 6,5  —8,2  —6.4  —7,0  —1,6  2.9  5,0  8.7  7.:^  6.1  —0,0  —4,8 
St.  Theodul  —  iS  —10.2  —10,6  —12,7  —7,3  —6.4  0,0  1,0  1,1  1,1  —5,4  —7,6 
also  7  bis  8  Monate  unter  null.  Dabei  sinkt  fast  jede  Nacht  das  Thermometer 
auf  null  oder  tiefer  (Theodul  im  Sommer  nur  11  Nächte  über  null  und  minima 
bis  — 10  **  [4.  August]).  Diese  ungünstigen  Verhältnisse  werden  kompensirt  durch 
die  Insolation,  die  Erwärmung  der  Oberfläche  durch  die  Sonnenstrahlen,  welche 
bei  der  verdünnten  Luft  eine  vielfach  größere  ist  als  in  der  Ebene.  (Mont  blano 
bei  6,2®  Lufttemperatur  87®  an  der  Oberfläche.)  Die  Hochalpenpflanzen  sind 
für  solche  klimatische  Zustände  gebaut:  ihre  Epidermis  ist  dick  und  die  Arten 
trockener  Standorte  sind  durch  dichte  Haare  gegen  die  Insolation  geschützt,  ihr 
Zellinhalt  sehr  fest,  also  eine  Zerreissung  durch  Frost  ausgeschlossen.  Diese  Ver- 
hältnisse bestimmen  auch  den  Wuchs  der  Alpenpflanzen.  Feist  alle  sind  perennirend 
und  vermehren  sich  vorwiegend  durch  Sprossen,  denn  die  Reife  der  Samen  ist 
nicht  gesichert.  Ueber  2400  ra  sind  unter  337  Arten  nur  12  einjährig.  Die 
Internodien  sind  klein  und  der  Wuchs  wird  rasen-  und  polsterförmig,  denn  bei 
Nacht,  wo  die  Stengel  in  die  Länge  wachsen,  ist  dies  durch  den  Frost  unmög- 
lich und  der  Schnee  drückt  sie  nieder.  Die  Blätter  vieler  Art«n  sind  steif  und 
überwintern,  um  im  nächsten  Sommer  den  ßUithenstengeln  die  Nahrung  ab- 
zugeben und  dann  zu  welken.  Die  Alpenpflanzen  entwickeln  sich  und  blühen  sehr 
rasch,  denn  ihre  Vegetationsperiode  über  null  dauert  wenige  Wochen.  Sie  sind 
höchst  empfindlich  gegen  die  Austrocknung  des  Bodens,  daher  sie  auch,  in  die 
Ebene  verpflanzt,  meist  durch  diese  im  Sommer  unvermeidliche  Austrocknung 
zu  Grunde  gehen,  und  nicht  durch  die  hohe  Temperatur.  Von  300  Alpenarten 
der  Schweiz  sind  zirka  65  circumpolar  (im  hohen  Norden  verbreitet);  und  35 
flnden  sich  in  einzelnen  Distrikten  des  Nordens,  namentlich  den  Gebirgen  Nord- 
Asiens,  während  ^/s  ausschließlich  den  Alpen  angehören.  Ein  Theil  (Astragalus, 
Oxytropis,  Hedysanim,  Saussurea,  auch  das  Edelweiß)  gehört  den  Steppenformen 
an.  Rhododendron,  Erica  carnea,  Polygala  chamacbuxus  weisen  auf  südliche 
Centren  hin.  Die  Frage,  wie  das  Auftreten  jener  100  nördlichen  Arten  in 
unsern  Alpen  zu  erklären  sei,  und  die  Heimathsfrage  der  Alpenflora  überhaupt 
ist  verschieden  gelöst  worden.  J.  Ball  nimmt  an,  diese  Flora  sei  sehr  alt  und 
habe  sich  aus  der  Steinkohlenzeit  her  auf  den  Berghöhen  erhalten.  Diese  Theorie 
ist  aber  unhaltbar  angesichts  der  sehr  neuen  Erhebung  der  Alpen  (nach  der 
Tertiärzeit)  und  der  durchgehenden  absoluten  Verschiedenheit  der  Alpenflora 
mit  den  in  den  Steinkohlenlagern  erhaltenen  Pflanzen resten.  Forbes  und  Hooker 
und  nach  ihnen  Heer  halten  die  Alpenflora  für  eine  im  skandinavischen  Norden 
zur  Ausbildung  gelangte,  die  sich  mit  der  Abkühlung  während  der  Eiszeit  bis 
in  unsere  Gebirge  verbreitete  und  dann  durch  die  Erwärmung  der  Ebenen  vom 
Norden  isolirt  wurde.  Allein  auch  diese  Ansicht  trifft  nicht  den  richtigen  Aus- 
gangspunkt. Allerdin^cs  war  zur  Eiszeit  eine  Einwanderung  von  nordischen 
Alpenpflanzen  nach  Süden  im  Gang,  was  am  schlagendsten  die  Pflanzen  darthun, 
welche  nicht  mehr  in  die  Alpen  selbst,    sondern  nur  noch  in  die  deutsch^w  Qr^- 
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birge  gelangt  Bind,  (bo  sind  aof  dem  Riesengebirge  Bubos  ehanuiemonis  and  Saxi-^ 
fraga  nivalis  stecken  geblieben),  allein  der  wahre  gemeiniame  Auflgangapunkt  so- 
wohl für  die  Alpenflora  Skandinaviens  als  die  unserer  Alpen  waren  die  nord- 
asiatischen Gebirge,  welche  eine  Menge  unserer  Alpenpflanzen  besitzen,  die  gar 
nicht  nach  Skandinavien  gelangt  sind.  Umgekehrt  sind  auch  eigen thttmlich» 
Arten  der  Alpen  nach  Norden  gewandert  (Gentiana  purpuraa  nach  Norwegen, 
Primula  minima  nach  dem  Rieneugebirge,  Nigritella  und  Paradisia  bis  in  den  Ural).. 

Die  Physiognomie  der  Alpenflora  wird  bestimmt  durch  deren  Kleinheit  und 
G^rungenheit.  Sie  bietet  einige  holzige  Sträucher,  aber  ihr  Grundstock  besteht 
ans  perennirenden  Zwergsträuchlein  und  Stauden  von  rasig- polstrigem  Wuchs, 
die  von  einigen  strammen  aufrechten  hohem  Stauden  Überragt  werden.  Nicht 
au  vergessen  ist,  daß  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  von  Pflanzen  der  tiefen 
Region  die  Fähigkeit  haben,  bis  in  die  Alpenregion  hinaufzusteigen  und  hier  mit 
den  eigentliohen  Alpenpflanzen  i«ich  in  das  Areal  zu  theilen.  namentlich  da,  wo- 
Dttnger  verbreitet  wird.  Selbst  in  der  nivaleu  Region  (über  2400  m)  bilden 
Ebenenpflanzen  7io  ^^^  Gesammtzahl  der  Arten.  Diese  Ebenenpflanzen  nehmea 
aber  großentheils  den  gedrungenen  Wuchs  der  Alpenpflanzen  und  höhere  Farben 
an,  erlangen  auch  die  Eigenschaft,  früher  zu  blühen. 

Die  Sträucher  der  Alpenzone  sind:  Pinus  montana  var.  Pumilio,  die  Leg- 
föhre oder  Krummholz,  welche  dem  hohen  Norden  fehlt.  Sie  zieht  das  Kalk- 
gebirg  vor,  und  tritt  als  mannshoher  oder  kleinerer  Zwergbanm  auf,  dessen 
Wipfel  ausgebreitet,  und  dessen  Zweige  abwärtsgebogen  und  schlangenartig  ge- 
wunden sind.  Er  ist  äußerst  harzreich,  mit  dunkelgrünen  Nadeln  bis  zu  vier 
Jahrgängen  tief  herab  bedeckt  und  meist  mit  bleibenden  kurzen  Büscheln  voa 
Zapfen  beladen.  Seine  Zone  liegt  von  1500  bis  2200  m,  geht  aber  auf  den 
KalkflUhen  des  Jura  bis  700  m  (Kalifluh  Kt.  Basel)  hinab.  Er  ist  es,  welcher 
dar  Alpenwirthschaft  das  beste  und  meiste  Brennholz  liefert,  auch  ist  er  un* 
schätzbar  für  Befestigung  der  Geröllhalden  der  Kalkformation,  die  seine  Lieblinge- 
Stationen  bilden. 

In  gleicher  Höhenlage,  eher  etwas  tiefer,  herrscht  auf  den  feuchten  Ab- 
hängen des  Urgebirgs  die  Grünerle  (Dros,  Alnus  viridis),  die  sich  auch  im  Polar* 
kreis  Amerikas  und  Asiens  flndet.  Er  bildet  aufrechte,  mit  zahlreichen  auf- 
strebenden Ruthenzweigen  bedeckte  Büsche,  dunkelgrünen  breiten  Laubes,  und 
leistet  ähnliche  Dienste,  wie  die  Legföhre,  namentlich  auch  in  Bestocknng  lockerer 
Hänge. 

Die  rostfarbige  Alpenrose  (Rhododendron  ferrugineum)  bildet  an  vielen 
Stellen  der  Alpen  in  der  Höhenlage  von  IGOO  bis  2500  m  stundenweite  Busch- 
massen,  die  in  der  BlUthezeit  der  Landschaft  einen  herrlichen  Schmuck  ver- 
leihen. Die  ganze  Pflanze  ist  .drüsig  und  mit  einem  bittem,  harzigen  Stoff  ver- 
sehen, der  aber  viele  Vögel  nicht  hindert,  sich  von  den  Knospen  zu  nähren,, 
wie  denn  auch  namentlich  die  AlpenhUhnerarten  in  diesen  Dickichten  Sohuts 
finden  und  ihre  Nester  anlegen. 

Seltener,  niedriger  und  schwächer  im  Wuchs  ist  die,  namentlich  auf  Kalk 
erscheinende  behaarte  Alpenrose  (Rh.  hirsutum). 

Der  Zwerg  wachhol  der  (Junipems  nana)  bewohnt  die  gleichen  Höhen,  und 
ist  gerade  in  den  höchsten  Hütten  und  für  Bivouaks  als  harziges  und  sehr  stoff- 
reiches  Brennmaterial  werthvoll.  Er  liegt  pohiterartig  dem  Boden  angeschmiegt 
und  breitet  sich  fächerförmig  aus. 

Weitere,    wenn    auch    winzige  Büsche   der  Alpen    sind    die   gemeine  Heid» 
(Cal)una  vuJ^ris),  die  Alpenheido  (Erica  caruea),  die  Heidelbeerarten,  namentlich 
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die  stämmige  Snmpfbeere  (Vaocinium  nliginosnm)  und  mehrere  knie-  und  hand- 
hohe Weidonarten  (Salix  hastata,  Arhoscnla,  Lapponum,  his  retnaa  und  herbacea), 
die  suweilen,  besonders  im  ürgebirg,  beträchtliche  Hassen  bilden.  Der  Seidelbast 
(Daphne  mezerenm)  ist  häufig,  seltener  die  kleine  Mehlbeere  (Sorbus  chamsBmeepilns). 
Die  eigentlichen  Alpenstauden  und  Kräuter  zeichnen  sieh  durch  kurzen  Leib, 
bedeutende  Verästelung  und  verhältnismäßig  große  Bltithen  aus,  sodaß  es  Arten 
gibt,  an  denen  die  BlUthe  der  größte  Theil  der  ganzen  Pflanze  ausmacht  (G^ntiana 
acanlis,  Phyteuma  pauciflorum,  Campanula  cenisia).  Man  bringt  diese  auffallende 
6r5ße  der  Blume  in  Verbindung  mit  der  Nothwendigkeit,  die  wenigen  Insekten 
der  AlpeDregion  anzuziehen,  um  die  Befruchtung  zu  vermitteln.  Die  auffallend 
satten  Farben  nicht  nur  der  Bltithen,  sondern  auch  der  Kelch  und  anderer  Theile 
der  Alpenpflanzen  sind  auf  die  starke  Insolation  zurückzuführen.  Im  übrigen 
herrscht  Weiß  entschieden  vor,  auch  bei  Geschlechtern,  die  in  der  Ebene  farbige 
Blumen  haben  (Papaver,  Ranunculus  etc.). 

In  den  Weideflächen,  die  regelmäßig  mit  Vieh  befahren  werden,  macht 
sich  eine  Zunahme  der  Gramineen  auf  Kosten  der  eigentlichen  Alpenpflanzen  be- 
merklich; die  felsigen  Standorte  sind  bei  weitem  die  reichsten.  Sehr  häufig  sind 
Sümpfe  und  kleine  Hochmoore,  auf  denen  Wollgräser  (Eriophorum)  und  Seggen 
(Carex)  vorherrschen.  Besondere  Arten,  die  sich  durch  Zartheit  und  Kahlheit 
auszeichnen,  wachsen  dicht  am  schmelzenden  Schnee  und  folgen  ihm  nach :  (Crocus, 
Soldanella).  Das  Steingeröll  wird  wieder  von  bestimmten  Arten  mit  sehr  lang 
ausgreifendem  Wnrzelfächer  bewohnt  (Thlaspi  rotundifolium,  Linaria  alpina).  Die 
kleinsten  und  zugleich  großblüthigsten  finden  sich  auf  den  obersten  Gräten  und 
Felsabsätzen  von  2400  m  an  (Nivalflora):  Androsace  glacialis,  Phyteuma  pauci- 
florum, Eritrichium  nanum,  Potentilla  frigida  etc.).  Im  feinen  Gletscher schutt 
leben  Ranunculus  glacialin,  Campanula  cenisia.  Saxifraga  oppositifolia  etc.  Einen 
auffallenden  Kontrast  mit  diesen  kleinen  Formen  bilden  die  hohen,  sie  weit 
überragenden  G^ntianen  (lutea,  pur|)urea),  Disteln  (Cirsium  spinosissimum) , 
Eisenhut  (Aconitum),  die  sich  oft  bis  in  die  Nähe  der  nivalen  Flora  hinaufwagen. 

Der  Zerrissenheit  des  Areals  durch  tiefe  Thäler  mit  warmem  Klima  ent- 
sprechend, sind  die  Standorte  vieler  Alpenpflanzen  sehr  beschränkt,  und  inner- 
halb der  kleinen  Ausdehnung  der  Schweiz  sind  eine  Menge  von  Ost-  und  West- 
grenzen für  Alpenpflanzen  nachzuweisen,  ja  sogar  mehrere,  die  innerhalb  unseres 
Gebiets  lokalisirt  And  (Campanula  excisa  östlich  vom  Monte  Rosa). 

Oekonomisch  haben  die  Alpenpflanzen  ihre  Bedeutung  als  Nahrung  der 
Heerden,  und  Grundlage  unserer  Milchwirthschaft  im  Gebirg.  Einzelne  Arznei- 
pflanzen werden  benutzt  (Arnica,  lokal  auch  Artemisia  Mutellina  u.  a.)  aus  den 
Wurzeln  der  Gentianen  wird  Branntwein  gewonnen,  und  aus  der  Jva  (Achillea 
moschata)  Liqueur  bereitet. 

Statistisches:  Die  Schweiz  beherbergt  2213  Blüthenpflanzen ,  von  denen 
sirka  800  zur  Alpenflora  gehören. 

Im  Einzelnen  zeigt  sich,  daß  je  mehr  ein  Laudentheil  Antheil  an  der 
Alpenflora  und  zugleich  an  der  Flora  der  warmen  Region  nimmt,  er  auch  um 
80  artenreicher  ist;  daß  mithin  die  Kantone,  die  ausschließlich  dem  Plateau  an- 
gehören, am  artenärmsten  sind.  Thurgau,  vorwiegend  auf  dem  Plateau  gelegen, 
hat  bei  17,9  [^I-Stunden  nur  1000  Arten,  dagegen  Schwyz,  mit  16,5  Q-Stundeu, 
schon  1137  Arten.  Das  Berner  Oberland,  60  □-Stunden,  hat  bloß  1281  Arten 
und  Tessin,  51,5   Q-Stunden,    1504   Arten. 

In  der  nivalen  Region  (von  2300  m  aufwärts)  sind  noch  im  Ganzen 
337  Arten  Blüthenpflanzen  beobachtet,  davon  sind   ^lo  eigentliche  Alpenpflanzen. 
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Litteratur.  Ball,  J.,  On  the  origine  of  the  ilora  of  the  Europ.  Alpes. Proceed. 
Roy.  Geogr.  Soc.  1879.  Christ,  H.,  Verbreitung  der  Pflanzen  der  Alpenregion  in 
Denkschriften  Schweiz,  naturf.  Gesellschaft  1866;  —  Ptlanzenlehen  der  Schweiz  1882.  — 
Ueber  die  Pflanzendecke  des  Juragebirges  1M68.  —  Observations  sur  l'origine  des  esp. 
jurassicjues  in  Bulletin  de  la  soc.  hat.  de  Frames  1869.  De  Gandolle,  Alph..  causes 
de  rin6gale  distribution  des  plantages  rares  de  la  chaine  des  Alpes  1875.  Forbes,  Report 
onthe  nieeting  of  the  British  assoc.  Cambridge.  Heer,  O.,  Vegetationsverhältnisse  des 
sfidöstlichen  Glanis  1835;  —  Vegetation  von  Zürich  in  Verli.  Schweiz,  naturf.  Ges.  Zürich 
Jahresbericht  186i.  —  Urwelt  der  Schweiz  1865.  —  Xivale  Flora  der  Schweiz  in  Denk- 
schriften. Schweiz,  naturf.  Ges.  1884.  Hooker,  Outlines  of  the  distribution  of  arctic 
Plants  1861.  Kasthoier,  Bemerkungen  auf  einer  Alpenreise  über  den  Susten  1882; 
dito  Ober  den  Brunig.  Martins,  Clis.,  Climat  et  vögctation  des  lies  Bon'om^es  in 
Anruües  Scient.  hört.  deVWrnuit^  1S66.  —  Observation  sur  Torigine  des  tourbiöres  du 
Jura  in  Bulletin  de  la  soc.  bot.  de  France ,  1871.  Schröter,  die  Flora  der  Eiszeit  1882, 
Thurmann,  J..  Essai  de  phytostatiqiie  applique  ä  la  chaine  du  Jura,  1849.  Wahlenberg, 
G.,  De  vegetat.  et  rlimate  Helvetiae  septentrionaUs,  1813. 

Veredlungsverkehr  folgt  im  Supplement. 

Yeroinigte  Schweizerbahneii.  Eigenthum  einer  Aktiengesellschaft  mit 
Sitz  in  St.  Gallen.  Das  Netz  der  V.-S.-B.  umfaßt  folgende  Linien  :  Winterthur- 
Rorschach ,  Rorschach-Sargaus-Chur ,  Sargans-Rappersweil  -Wallisellen,  Weesen- 
Glarus. 

Unter  der  Betriebsleitung  der  A\-S.-B.  stehen:  Die  Toggenburgerbabn,  die 
Wald-Rüti-Bahn  und  die  Kappersweil-Pfäftikon-Bahn. 

Die  Konzessionen  wurden  in  folgender  Reihenfolge  ertheilt : 

Am  14.  Juni  1852  für  die  Strecke  Rorschach-Wyl  (ohne  das  thurg.  Stück 
Schwarzbach  W vi),  Baulänge  46,000  m. 

Am  21.  Dezember  1852  für  die  Strecke  Winterthur- Aadorf,  Baulänge 
13,423  m; 

Am  2.  Januar  lHr>3  für  die  Strecke  Weesen-Mühlehorn,  Baulänge  7855  m, 
und  für  die  Strecke  Näfels-Glarus,  Baulänge   11,390  m. 

Am  8.  Januar  1«53  für  die  Strecke  Chur-Kagaz,  Baulänge  19,784  m. 

Am  15.  Januar  1^53  für  die  Strecke  Ragaz-Rorschach,  Baulänge  70,092  m, 
und  für  die  Strecke  Sargans- Wallenstadt,  Baulänge   13,596  m. 

Am  19.  Januar  1853  für  die  Strecken  WallenstaJt-Mühlehorn ,  Baulänge 
9692  m,  Weesen-Rappersweil,  Baulänge  28,411  m,  und  Weesen-Näfels,  Bau- 
länge  153  m 

Am  9.  März  1?^53  die  Strecke  Aadorf- \Vyl,  Baulänge  12,147  ra,  und  die 
thurg.  Strecke  zwischen  Schwarzenbach  und   Wyl,  Baulänge   1929  m. 

Am  29.  Juni  1JS53  die  Strecke  Wallisellen-Uster,  am  20.  Dezember  1855 
die  Strecke   Ustcr-Rüti,   am   9.  Juni   1856  die  Strecke   Rüti  Rappersweil. 

Nächster  Rückkaufstennin :  Für  die  Strecke  Rorschach-Wyl  (ohne  thurg. 
Stück)  25.  Oktober  1901;  tilr  die  Strecke  Ustcr- Rappersweil  15.  Februar  1904; 
fiir  alle  übrigen  Strer^ken    l.  Mai   1903. 

Gesammtbaulänge  allrr  (»hgenanntcm  Linien  2r)JS781  m,  Gesammtbetriebs- 
länge  277,527  m,  incl.  die  mit  der  Xor«lostbahn  gemeinsam  benützte  Strecke 
Wallisellen-Zürich  (H36H   m). 

Anljig«;kapital  71,34n,257  Fr.,  40,800,000  Fr.  durch  Aktien,  40,784,125  Fr. 
durch  Anleihen  anfgebracht.  Verwendet  {-< 5,007,227  Fr.,  wovon  für  den  Bau  der 
Bahnanlagen  03,324,019  Fr.,  für  das  Rollmaterial  9,521,637  Fr.,  für  Mobiliar 
l,l!)4,738  Fr.,  t..tal  74,040,394  Fr.,  fiir  Kmissionsverluste  auf  den  Aktien 
2,114,100  Fr.,  für  zu  amortisirende  Vcrwendungt'n   9,446,733  Fr. 

Baulänge  des  gcsammten  Netzes  268,781  m,  Betriebslänge  277,527  m, 
Länge  der  (fckise  367, SUO  m,   Länge  dtT  Dämme  208,839   m,  der   Einschnitte 
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66,117  in,  der  horizontalen  Strecke  65,288  m,  der  geneigten  Strecken  212,239  m, 
der  geraden  Strechen  194,545  m;  dei'  gekrümmten  Strecken  82,982  m.  Neigung 
der  Bahn :  Im  Maximun  20  "/oo,  im  Durchschnitt  für  die  ganze  Bahn  5,06  ^/oo, 
im  Durchschnitt  für  die  geneigten  Strecken  6,62  **/oo.  Kronen  breite  des  Erdplanus: 
Pur  die  zweispuligen  Strecken  8,75  m,  für  die  einspuligen  Strecken  5,31 — 5,46  m. 
10  Tunnels  mit  insgesamrat  1841  m  Länge  (größter  Tunnel  437  m),  167  Brücken, 
•66  Stationen, 

Stand  des  Rollmaterials:  61  Lokomotiven  mit  insgesammt  18,258  Pfk, 
187  Personenwagen  mit  insgeeammt  8866  Sitzplätzen;  916  Lastwagen  mit  ins- 
gesammt  9672  Tonnen  Tragkraft. 

Verkehr:  Beförderte  Personen  (nur  auf  dem  eigenen  Netz)  3,778,209, 
beförderte  Güter  904,081  Tonnen.  Betriebseinnahmen:  Aus  dem  Personen- 
transport 3,262/293  Fr.,  aus  dem  Gütertransport  4,520,591  Fr.,  üebriges 
531,087  Fr.  Betriebsausgaben  4,412,202  Fr.  Reinertrag  3,405,564  Fr.  = 
4,245  *^/o  des  Kapitals.  Bezahlte  Zinsen  und  Dividenden  3,340,325  Fr,  Personal 
1804  Mann.      Vermögensbestand  der  Unterstützungskfisse  591,502  Fr. 

Die  Gesellschaft  der  V.-S.-B.  besorgt,  theils  für  eigene  Rechnung,  theils 
für  Rechnung  Dritter,  den  Betrieb  auf  folgenden  Linien:  1)  Auf  dem  eigenen 
Netz;  2)  auf  der  Toggenburgerbahn ;  3)  auf  der  Linie  Wald-Rüti;  4)  auf  der 
Linie  Wald-Rüti.     (Alles  nach  der  amtlichen  Eiseiibahnstatistik  pro   1888.) 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Unter  den  Absatzgebieten  der 
ßchwcizerischen  Exporterzeugnisse  nehmen  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika derzeit  den  vierten  Rang  ein.  Es  betrug  nämlich,  nach  der  Schweiz. 
Waarenverkehrsstatistik,  der  Werth  der  Ausfuhr 

im  Jahre     1885  1886                1887                 1888                1889 

nach  Deutschland  Fr.  157,020,701  159,85(>,487     164,867.860     164,486,898     184.606,237 

„     Frankreich       „     U5,3(i3,3i4  139,255,3.57     130,f)16,581     14-2,(K)9,725     142,281,034 

„     England            ,       99,396,442  104,033,160     103,350,906     104,735.372     105,950,072 

,     d.Ver.Stap.ten  ,       77,723,462  87,146.844      80,877,278      87,035,749       76,139,040 

Ganz  Afrika,    Asien    und  Australien    absorbircn    zusammen    nicht    so    viel 

schweizerische  Erzeugnisse   wie  die  Vereinigten  Staaten. 

Es  war  eine  Errettung  aus  wahrer  Noth,  als  sich  im  Anfang  des  dritten 
Jahrzehntes  dieses  Jahrhunderts  der  nordamerikanisclie  Markt  den  schweizerischen 
Stickereien  und  Scidon«^e weben  ötfnete,  um  nach  und  nach  auch  Uhren,  Musik- 
dosen, Kiise,   Strohgelit!clito,  Baumwollgcwebe,  Anilinfarben  u.  s.  w.  aufzunehmen. 

Li  welchem  Maaße  dies  gtdang,  zeigt  folgende,  von  den  in  der  Schweiz 
residirenden  Handelskonsulaten  der  Vereinigten  Staaten  seit  1864  geführte  Statistik 
(s.  d.  Tabelle  p.  346). 

Die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  besteht  vorzüglich  aus  Roh- 
«toffen  für  die  schweizer.  Industrie,  und  belief  sich  dem  VVerthc  nach  im  Jahre 
1889  auf  25,283  468  Fr.  wovon  18,3iM),(H)0  für  rohe  Baumwolle,  1,978,000 
für   Petroleum,    1,066,000  für  Sehweineschmalz,    195,000  auf  Farbhölzer. 

Die  F  a  b  r  i  k  a  t  -  Z  ö  1 1  e  der  Vereinigten  Staaten  haben  wie  anderwärts  ver- 
schiedene Wandlungen  durchgemacht.  In  clen  ersten  Jahrzehnteu  dieses  Jahr- 
hunderts durchgängig  sehr  hoch,  wurden  viele  derselben  im  Laufe  <ler  dreißiger, 
vierziger  und  fünfziger  Jahre  mehr  oder  weniger  modilizirt,  um  nachher  wieder 
den  ausge6|)rochenen  Charakter  von  Sehutzzidlen  anzunehmen.  Daß  trotzdem  die 
Einfuhr  schweizer.  Fabrikate  bis  1^82  suecesive  stiei^.  hat  seinen  Grund  in  dem 
außerordentlichen  Wachsthnm  der  Bcvölkernng  des  neuen  Kontinentes.  Mehr  und 
mehr  schwindet  nun  aber  die  Bedeutung  der  Vereinigten  Staaten  als  Absatz- 
markt schweizerischer  Erzeugnisse,  denn  die  Industri«*  hat  dort  selbst  bedeutende 
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msiooen  angenommen  und  geht,  nnteratützt  von  einer  konsequenten  Schutz- 
lollpolitik  und  von  der  Rtetigen  Einwanderung  arbeitskundiger,  sowie  kapital- 
kräftiger Elemente  einer  Entfaltung  entgegen,  welche  mit  der  Zeit  den  Zufluß 
BchweizeriHcher  Fabrikate  auf  ein  Minimum  reduziren  wird. 

Wir  fuhren  hienach  die  Zölle  einer  Anzahl  unserer  Hauptabsatzartikel  an,. 
soweit  uns  das  Material  zu  Gebote  steht. 

Taschenuhren  um  1824  —  25  127«  Cents*),  1841  20  7o  des  Werthes, 
1842  77«  Cents,  1846  10%  1857  8%,  1861  15  7o,  1863  20  7. ,  1864 
25  7o,  1870  25  7o,  1883  25  7o,  1890  25  7o  ^. 

Käse  um  1824  —  25  9  Cents  per  Pfd..  1846  30  7o,  1857  24  7o,  1861 
4  Cents  per  Pfd.,  1870  4  Cents  per  Pfd.,  1883  4  Cents  per  Pfd.,  1890- 
6  Cents  per  Pfund. 

Seidenstoffe  um  1824  —  25  25  7o.  um  1830  30  7o,  von  1832  10  »o^ 
1842  20—30  7o,  1846  25  7o,  1857  19  7o,  1861  20—40  7o,  1864  50  7o, 
1870  50  7o,  1883  50  ^o,   1890  50  %. 

Seidenbänder  1861  30  7o,  1862  40  7o,  1864  60  7o,  1870  60  7o,  188a 
5070,   1890  50  7». 

Seidene  Stickereien  und  Wirhwaaren  1890  60  7o' 

BaumwoUsiickereien  um  1824—25  25  7o,  1836  24  7o,  1841  23  7o,  1843 
30  7o,  1846  30  7o,  1857  24  7o,  1861  80  7o,  1862  35  7o,  1870  35  7o, 
1872  3172  7o,    1883  35  ^/o,    1890  60  Cents  per  Pfd.,  plus  15  7o  vom  Werth. 

Strohgeftechte  1846  30  7o,  1857  24  7o,  1861  30  7o,  1862  35  7o,  1870- 
35  7o,  1872  317«  7o,  1883  35  7o,  1890  30  7o. 

Schuhe  von  Leder  um  1824—25  307o,  1836  28  7o,  1841  26  7o,  1843 
35  7o,  1846  30  7o,  1857  24  7o,  1861  30  7o,  1862  35  7o,  1870  35  '7o, 
1872  3172  7o,   1883  35  7o,   1890  25  7o. 

Bijouterien  1890  40  7.. 

Verträge.  Zwischen  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  von. 
Ni)rdamerika  bestehen  Verträge  über:  1)  Die  Freizügigkeit  der  beidseitigen 
Staatsangehörigen,  vom  Jahre  1847  ;  2)  die  Auslieferung  von  Verbrechern,  die 
Handelsbeziehungen  (Meistbegünstigung),  die  Militärdienstbefreiung  und  die  Nieder- 
lassung der  beidseitigen  Bürger,  alles  vom  Jahre  1850;  3)  über  das  Konsular- 
wesen, vom  Jahre  1871.  Femer  sind  die  Vereinigten  Staaten  betheiligt  an  der 
Genfer  Konvention  vom  1.  März  1882,  am  internationalen  Metervertrag  vom 
20.  Mai  1875,  an  den  internationalen  Post  vertragen,  und  an  der  internationalen 
Konvention  betr.  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigenthnms,  d.  d.  20.  März  1883. 

Verfassungen  s.  im  Supplement  den  Artikel   „Bundes Verfassungen **. 

Verkehr  s.  die  Artikel  Eisenbahnen,  Post,  Schifffahrt,  Telegraph,  Tele- 
phon, Transport,  Touristen    und  Fremdenverkehr. 

Versicherung  folgt  im  Supplement. 

Viehhauptmängel  s.  den  Artikel  „Gewähr  der  Viehhauptmängel **.  Von 
dem  daselbst  erwähnten  Konkordat  sind  zurückgetreten :  der  Kanton  St.  Gallen 
am  1.  Juli  1887,  Appenzell  A.-ßh.  am  3.  Mai  1888  und  Appenzell  I.-Rh.  am 
9.  Juli  1890.  Das  Konkordat  besteht  somit  nur  noch  unter  den  Kantonen  Zürich,. 
Schwyz,  Baselstadt,  Baselland,  Aargau  und  Thurgau. 

Viehseuchen  folgt  im  Supplement. 

»)  Der  Cent  gleicli  ca.  5  Rp.     ^)  Seit  6.  Oktober. 
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Tiehzucht  beziehungsweise  RiDdyiebzucht.  (Mitget heilt  von  Herrn 
Müller,  Chef  der  Landwirthschaftsabtheilung  des  eidg.  Industrie-  und  Land- 
wirthschaftsdepartementes.)  Die  letzte  schweizerische  Viehzählung  vom  21.  April 
1886  verzeichnet  nachfolgenden  Bestand  an  Kindvieh : 

Kälber  bis  V* '^^^^    Jocziieh     SlimTOD    Rinder    OchsfB  tob  Stim    (kbiei 

Kantone  zur         zum        V^  ^i>  ^     1  biü  2       über        1  bis  3      Kilhe       iber       aber 

Aurzncht  Schlachten      Jahr         Jahren     1  Jahr      Jahren  2  Jahr.  3Jakrei 

Zflrich   ....  7,752  3,103  7.fK)3  830  10/227  6,705  50,938  550  i,529 

Bern 34,000  1),852  22,647  3,368  38,048  4,911  142,799  473  1,455 

Luzern  ....  10,225  2,861  6,949  952  11,731  2.665  48,582  540  1,302 

Uri 2,288  142  1,480  171  2,041  116  5,943  11  1 

Schwyz  ....  4,753  397  3,212  430  8,501  121  13,086  58  103 

Obwalden  .     .     .  1,737  133  596  129  2,185  IS  5,520  23  17 

Nidwaiden.     .     .  742  80  492  90  1.455  14  4,520  36  39 

(ilarus   ....  1,660  189  r)44  112  IjrS  10  6,881  36  17 

Zug 597  226  519  129  1,256  (',3  7,397  113  137 

Freiburg     .     .     .  13,158  1,298  7,049  1,247  13,462  3,174  37,424  222  570 

Solotlium  .     .     .  3,605  904  3,090  346  4,579  1,255  19.428  163  465 

Baselstadt  .     .     .  49  12  28  47  99  114  1,826  16  20 

Basellandsdiaft  .  1,216  607  1,297  UM)  1,879  879  11,164  129  309 

Scha£f  hausen .     .  876  216  1,105  45  1.131  995  5,810  60  267 

Appenzell  A.-Rh.  851  1,693  835  254  1,884  147  12,854  56  155 

Appenzell  I.-Rh.  533  505  409  114  910  10  5,113  15  13 

St.  Gallen  .     .     .  10,284  2,:j54  5,830  1,024  15,0(X)  1,344  51,297  :U)8  956 

Gniubfinden    .     .  16,334  518  7,2r>8  524  19,614  2,129  30,383  174  80-4 

Aargau.     .     .     .  7.651-  1,141  10,318  406  8,294  6.226  39.156  464  983 

Thurgau     .     .     .  2,195  1,997  3,629  428  5.364  2,190  28,081  217  3,231 

Tessin    ....  ti,967  1,190  4,338  425  7.226  831  28,735  46  717 

Wandt   ....  10,315  1,737  5,54i  897  14,116  5.465  50,2()7  359  2,441 

Wallis    ....  9,684  836  6,460  1,389  13,071  557  37.056  398  638 

Neuenbürg      .     .  1,911  586  1,684  207  2,851  1.189  13,1(K)  80  616 

Genf ^90  246 215  66  301  64  5,73(> 24  345 

Schweiz  1886  150,270  32,823  102,61-1   13,820  18r),983  41,192  tJ03,102  4571   17,130 
Ein   V^ ergleich    dieses    Bestandes    mit    dem   ülrgebniß    der    beiden    früheren 
schweizerischen   Viehzählungen  ergibt  folgendes  Bild : 

1886  1876         1866 

1.  Kälber  bis  V«  Jahr  alt 

a.  Zur  Aufzucht 150,270 

b.  Zur  Schlachlbank _32,823        183,099        138,795     130,534 

2.  Jun^'vieh  von  V-'  bis  1  Jahr  alt.     .     .     .     102,641 

Rinder  über  1  Jahr  alt 180,983       289,024       241,595    247,105 

3.  Kühe 663,102        592,463    552,427 

4.  Stiere  von  1  bis  2  Jahre  alt 13,820 

Stiere  über  2  Jahre  alt __^J  ^^^391  10,326       10,302 

5.  Ochsen  von  1  bis  3  Jahren il,l92 

Ochsen  über  3  Jahre  alt _17,1^:{0         58,322         52,751       52,527 

Total  1,212,538  1,035,930  992,895 
Von  186(i  bis  1876  vermehrte  sich  somit  der  Viehstand  um  43,035  Stück; 
von  1870  bis  1886  dagegen  um  176,008  Stück.  Im  Jahre  1800  war  das  Ver- 
hältniß  dt.*r  Zahl  der  Kälber  zum  Gcsammtviehstand  wie  1  :  7,6,  im  Jahre  1876 
wie  l  :  7,1  und  im  Jalirc  1880  wie  1  :  0,6.  Diese  Abweichung  von  dem  mitt- 
leren Vorbiiltniß  (1  :  7.5)  der  beiden  ersten  Viehzählungen  mag  zum  Theil  davon 
herrühren,  daß  in  Fnlge  großem  Fleischkonsums  der  Umsatz  des  Viehbestandes 
ein  fortschreitend  grJ)ßen;r  geworden  ist ,  mit  andern  Worten ,  daß  die  Thiere 
früher  auf  die  Schlachtbank  wandern,    daß   deßhalb  die  Remontirung  des  Vieh- 
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Standes  eine  größere  Zahl  von  Zuchtkälbern  erfordert.  Die  Hauptnrsaohe  des 
engem  Yerhältniäsed  zwischen  der  Zahl  der  Kälber  nnd  der  Gesammtzahl  des 
am  21.  April  1886  vorhandenen  Eindviehes  liegt  in  der  geringen  Futterernte 
des  Jahres  1885,  welche  eine  Heunoth  hervorrief,  der  die  entbehrlichsten  Thiere 
znm  Opfer  fielen.  Diese  Annahme  wird  bestärkt  durch  die  außerordentlich 
geringe  Vieheinfuhr  während  des  Jahres  1885 — 86  und  durch  die  geringe  Zahl 
der  im  Frühjahre  1886  vorhandenen  altem  Zuchtstiere,  deren  Haltung  doch  durch 
eidgenössische  und  kantonale  Prämien  nicht  unwesentlich  begünstigt  wird. 

Dem  mittleren  Verhältniß  zwischen  Kälberzahl  nnd  Gesammtviehstand  von 
1 : 7,B  würde  ein  Gesammtviehstand  von  ca.  1,373,000  Stück  und  eine  Ver- 
mehrung im  Jahrzehnt  1876  -86  von  ca.  337,000  Stück  entsprechen,  statt  einer 
solchen  von  nur  176,608  Stück,  wie  sie  durch  die  Viehzählung  nachgewiesen 
worden  ist. 

Nach  den  Berechnungen  Prof.  Dr.  A.  Krämer's  (siehe  Volkswirthschafts- 
Lexikon  U.  Band,  311  tf.)  hat  der  Viehstand  der  Schweiz  ein  durchschnittliches 
Lebendgewicht  von  371  kg  per  Stück,  im  Ganzen  somit  ein  Gewicht  von 
4,498,516  q.  Er  bedarf  per  Tag  und  per  1000  kg.  Lebendgewicht  an  Futter 
26  kg.  Trockensubstanz,  folglich  jährlich  42,689,906  q.  Trockeububstauz,  ent- 
sprechend rund  etwa  50,000,000  q.  Heu  und  Emd,  und  liefert  dafür  ebenfalls  jährlich  : 

14,521,934  hl.  Milch  k  12  Fr Fr.  174,263,205 

512,155   q.  Schlachtvieh    für   den  inländischen 

Markt  a  Fr.   105  per  q.      .     .      .       „       53,775,750 

an  Arbeitsleistung      .     ." „       32,803,200  ' 

Export  an  Vieh  und  Fleisch „       24,399,849 

Total     FrT  285,242,004 

Da  der  gleiche  Autor  (siehe  V,-W.- Lexikon,  II.  Band,  Seite  320)  die  Erträge 
der  gesammten  Viehhaltung  unseres  Landes  auf  zusammen  Fr.  392,236^916  be- 
rechnet, fallen  somit  72,2  ^/o  dieser  Erträge  auf  die  Rindviehhaltung,  während 
der  Pferdezucht  17,!/ 7o,  der  Schweinezucht  6,4  ^/o,  der  Schafhaltung  0,8  ^/o 
und  der  Ziegenhaltung  2,2  ^/o  entstammen. 

Wenn  auch  diese  Zahlen  nicht  auf  absolute  Genauigkeit  Anspruch  machen 
können,  so  ergibt  sich  aus  denselben  doch  die  ganz  überwiegende  Stellung  der 
Bind  Viehhaltung  in  unserer  Landwirthschaft. 

*  * 

Zieht  man  eine  Linie  von  Romanshom  am  Bodensee  über  Winterthur, 
Wohlen,  Sursee  und  Brienz  an  die  Dufourspitze  der  Monte  Rosa-Gruppe,  so  be- 
zeichnen wir  damit  ungefähr  die  Grenze  zwischen  dem  Braunvieh  und  dem 
Fleckvieh,  in  welche  beide  Rassen  oder  Hauptschläge  eich  unser  Rindviehstand 
scheidet.  Südöstlich  dieser  Linie  ist  das  Land  vorzugsweise  von  Braiinvieh,  nord- 
östlich derselben  vorzugsweise  von  Fleckvieh  bevölkert.  Die  Grenze  zwischen 
den  beiden  Schlägen  ist  indeß  nichts  weniger  als  scharf  gezogen ,  sondern  es 
besteht  eine  mehr  oder  minder  breite  Zone,  innert  welcher  beide  Schläge  ver- 
mischt gehalten  und  leider  auch  untereinander  (je-  oder  vielmehr  y(?rzüchtet 
werden.  Eine  Ausscheidung  der  Schläge  nach  Art  und  Zahl  ist  deßhalb  nicht 
leicht  und  der  betrertende  Versuch  anläßlich  der  letzten  eidg.  Viehzählung  wird 
deßhalb  auch  ausdrücklich  als  mißlungen  betrachtet. 

Ausschli eislich  Brminvieh  wird  gezüchtet  in  den  Kantonen  Uri,  Schwyz, 
ünterwalden,  Glarus,  Zug,  Appenzell  A.-R.,  Appenzell  I.-R.,  St.  Gallen,  Grau- 
btlnden  und  Tessin. 
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Vorwiegend  Braunvieh  halten  die  Kantone  Zürich,  Lnzern  nod  wahr- 
49cheinlich  aaoh  der  Kanton  Thurgan. 

Ausschließlich  Fleckviek  wird  in  den  Kantonen  Solotharn,  Basellandachall, 
SchafThansen  und  in  der  französischen  Schweiz  mit  Ausnahme  des  Kantons  Wallia 
gezüchtet,  allerdings  mit  dem  Vorbehalt,  daß  in  den  Kantonen  Waadt  und  Genf 
die  massenhaften  fi^renzungsprodukte  mit  ausländischen  Schlägen  ebenfalls  mm 
Fleckvieh  gerechnet  werden. 

Vorwiegend  Fleckvieh  züchten  die  £Lantone  Bern,  Aargau  und  wahrscheiDlicb 
auch  das  eigenartige  Viehschläge  besitzende  Wallis. 

Weitaus  am  mtisten  Fhckvieh  züchtet  der  Kt.  Bern  (über  200,000  Stück). 
Nur  im  Oberhasle  wird  Brannvieh  gehalten. 

Eine  ZusammeuRtellung  der  Rindviehbestände  dieser  Landest  heile  rechtfertigt 
die  Yermnthung,  daÜ  beide  Hauptrassen  in  unserem  Lande  wahrscheinlich  gleich 
stark  vertreten  sind  und  daU  jedenfalls  das  Uebergewicht  der  einen  über  die 
andere  kein  bedeutendes  sein  kann. 

Neben  dem  Braun-  und  dem  Fleckvieh  findet  sich  im  Wallis  und  swar 
vorzugsweise  im  Eringerthal  (val  d' Harens)  ein  kleiner,  kurzköpfiger,  stark- 
knochiger, kastanienbrauner  Viehschlag,  welcher  keiner  der  beiden  Hauptrassan 
.^ugetheilt  werden  kann  und  welcher  von  einigen  Fornchem  als  Bos  Taurus 
brachycephalus  bezeichnet  wird. 

Wann  und  wie  sich  das  Land  mit  diesem  Yiehschlag  bevölkert  hat,  da- 
rüber  bestehen  nur  Yerrauthungen. 

In  den  schweizerisühen  Pfahlbauten  wnrdeu  die  Knochenreste  von  zwei  ganz 
verschiedenen  Kinderstämmen  gefunden.  Der  eine  derselben  war  klein,  zierlich, 
kurzhornig  (Bos  Taurus  brachyceros) ;  er  stimmt  in  Bezug  auf  Größe  und  Form 
der  Schädel  mit  dem  heutigen  Braunvieh,  das  auch  zum  Brachycerosstamm  ge- 
rechnet wird,  ziemlich  üburein,  so  daß  man  annehmen  darf,  das  Braunvieh 
stamme  von  dieser  Pfahlbauten-  oder  (wie  sie  von  Rüttimeyer  und  Studer  ge- 
nannt wird)  von  der   „Torfkuh"   ab. 

Daneben  finden  sich  Skelctttheile  des  wilden  und  des  gezähmten  ür-  oder 
Auerochsen  (Bos  Taurus  primigenius),  von  welchem  das  Holländer-,  Überhaupt 
•das  Niederungs-  und  das  Ste|)penvieh  abstammen  soll. 

Von  dem  jetzigen  Fleckvieh,  das  zur  Stammform  der  großstirnigen  Rinder 
(Bos  Taurus  frontosus)  gerechnet  wird,  finden  sich  in  den  Pfahlbauten  keine  Schädel  vor. 

Dr.  C.  Nörner  -  Dorotheenthal,  (Das  Fleckvieh  der  Schweiz,  Berlin  1888) 
welcher  sich  um  die  Erforschung  der  Geschichte  des  Fleckviehes  große  Mühe 
gegeben  hat,  faüte  die  Resultate  seiner  Untersuchungen  in  folgende  Thesen: 

1)  Das  gegenwärtig?  in  der  Schweiz  lebende  Fleckvieh  gehört  der  Frontosus-Rasse 
an.  Dasselbe  ist  als  eine  Kulturrasse,  die  sich  allmälich  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
herangebildet  hat,  aufzufassen. 

2)  Das  Fleckvieh  stammt  in  erster  Linie  von  dem  Vieh  der  Pfahlbautenbewohner 
ab,  und  war  die  Grundlaj^e  desselben  das  diluviale  Frontosus- Kind.  Doch  haben  auch 
Kreuzungen  mit  andern  Hassen,  so  mit  Brachyceros,  die  zum  Thcil  schon  in  der  prft- 
hist<3ris<'Jien  Zeit  stattfanden,  dazu  beigetratren ,  den  Frontosus  in  seiner  gegenwärtigen 
(ieslalt  zu  scliatTon. 

3)  Die  Umwandlung  von  Priniigenius  in  Frontosus  geschah  mit  Hillfe  der  Trocho- 
cerosform.  Sie  ging  hauptsächlich  währen«!  der  langen  Periode  der  Steinzeit  vor  sich. 
Die  Frontos  US-Hasse  bestand  daher  in  ihren  Anfängen  in  der  Schweiz  bereits  vor  dem 
Aultreten  der  Helveticr. 

4.)  Venuisirliungen  «les  aus  dem  Primigenius  hervorgegangenen  Frontusus  mit  dem 
Vieh,  welches  die  in  die  Schweiz  eingewanderten  Völkerschaaren  der  Cimbren,  Ala- 
mannen,  Hurgundinnen  f?tc.  mit  sich  führten,  mflgeu  bestanden  haben,  jedoch  scheint 
dcnsclhen  kein  wesentlicher  Einllul^  auf  die  Bildung  der  heutigen  Fleck viehrasse  bei- 
zumessen zu  sein. 
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5)  Von  der  Schweiz  aus  hat  eine  Wanderung  des  Frontosus  (vielleicht  mit  dem 
BennlhiereV)  gegen  Ende  der  diluvialen  Periode  nach  Norden  stattgefunden  und  ist 
diese  Rasse  hiebei  nach  Skandinavien,  als  dasselbe  noch  im  Zusammenhange  mit  dem 
Kontinente  stand,  und  nach  E^ngland  gelangt.  Dementsprechend  könnte  man  die  Schweiz 
als  die  Urheimat  des  Frontosus  ansprechen. 

6)  Die  Grundfarbe  des  Fleckviehes  war  früher  rothbraun  und  zwar  einfarbig  oder 
mit  kleinen  weißen  Abzeichen.    Erst  später  traten  größere  weiße  Flecken  auf. 

7)  Die  Freiburger  Schwarzscheken  scheinen  durch  eine  Kreuzung  der  ursprünglich 
roth  gefärbten  Thiere  mit  schwarzgeflecktem  Niederungsvieh  entstanden  zn  sein  und  ist 
hierauf  ihre  schwarze  Farbe,  sowie  die  Abweichungen  in  der  Körperform  (so  namentlich 
der  Kopf  etc.),  wodurch  sie  sich  von  dem  Berner  Rothschekschlage  (zu  dem  der  Simmeo- 
thaler  gehört)  unterscheiden,  zurückzuführen. 

8)  Die  gegenwärtige  gelbe  (Mode-)  Farbe  der  Simmenthaler  scheint  ihr  Entstehen 
einer  Blutmischung  der  ursprünglich  rothgefleckten  Thiere  mit  Braunvieh  zu  verdanken. 

9)  Der  Frontosus  ist  gegenwärtig  in  Skandinavien,  ebenso  wie  der  Primigenius  in 
•der  Schweiz  ausgestorben. 

Diese  Thesen  sind  wohl  meistens  Hypothesen,  denen  von  anderer  Seite 
wieder  andere  entgegengesetzt  werden.  Wir  können  und  wollen  uns  damit  nicht 
weiter  beschäftigen,  ebensowenig  als  mit  der  seitherigen  Geschichte  nnaerer 
Rindviehschläge ,  denn  die  Urkunden,  so  weit  sie  bekannt  sind,  wie  auch  die 
Literatur  bieten  hiefür  zu  wenig  Ausbeute.  Die  Männer  der  Feder  scheinen  sich 
zu  keiner  Zeit  gerne  mit  der  Rindviehzucht  beschäftigt  zu  haben;  gibt  ee  ja 
jetzt  noch  Amtsstellen ,  welche  bei  Erwähnung  einer  Kuh  oder  eines  andern 
Stückes  Rindvieh  ein   „s.   v.''  vorsetzen. 

Befassen  wir  uns  daher  mit  den  gegenwärtigen  Zuständen  unserer  Rindvieh- 
zucht und  zwar  vorab  mit  der  heikein  Charakteristik  der  beiden  Hauptvieh' 
schlage.  Den  augenscheinlichsten  Unterschied  zwischen  denselben  bildet  die  Farbe. 
Das  Fleckvieh  ist,  wie  der  Name  andeutet,  gefleckt;  d.  h.  auf  einer  den  ganzen 
Körper  gleichmäBig  deckenden  grauweißen  oder  falben  Grnndfarbe  finden  sich 
«charf  aber  unregelmäßig  abgegrenzte,  mehr  oder  weniger  zahl-  und  umfangreiche, 
entweder  schwarze  oder  dann  hellere  und  dunklere,  braunrothe  Flecken.  Die 
flchwarzgefleckten  Thiere  sind  im  Abnehmen  begriffen ;  sie  kommen  zwar  im 
ganzen  Fleckviehgebiet  vereinzelt  vor,  am  meisten  aber  im  Kanton  Freiburg  und 
besonders  im  Bezirk  Greyerz. 

Bei  den  Roth-  und  Falbfiecken  ist  das  Flotzmaul  fleischfarben,  die  Homer 
sind  wacbsgelb  mit  brauner  Spitze,  die  Klauen  hell  und  die  Sohwanzquaste  ist 
weiß.  Schwarze  Flecken  auf  dem  Flotzmaul,  dunkle  Eornspitzen,  dunkle  Haar- 
büschel in  der  Ohrmuschel  deuten  auf  Blutmischung  mit  schwarzfleokigem  oder 
mit  braunem  Vieh. 

Beim  Bruunoieh  wechselt  die  Farbe  des  Haarkleides  je  nach  dem  Schlag 
und  der  Landesgegend  vom  dunkeln  schwarzbraun  bis  zum  hellen  silbergrau. 
Auch  beim  einzelnen  Thier  ist  die  Farbe  im  Herbst  und  Winter  dunkler  als 
im  Sommer  und  Frlihling,  auf  der  Alp  dunkler  als  beim  Stallvieh.  Der  Stier 
ist  dunkler  als  die  weiblichen  Thiere  seines  Schlages.  Die  Farbe  der  Stirne, 
des  Stirneschopfes,  des  Ringes  um  die  Augen,  des  Rückens,  des  Bauches,  der 
innern  Fläche  der  Beine,  des  Milchspiegels  ist  stets  heller  als  die  Farbe  der 
Flanken  und  der  äußern  Schenkelflächen.  Das  Maul  i^it  mit  einem  weißen  Ring 
eingefaßt;  das  Innere  der  Ohren  ii>t  gelblichweiß.  Die  verschiedeneu  Farben 
und  Farbennuancen  gehen  ohne  scharfe  Begrenzung  allmälig  ineinander  über. 
Das  Flotzmaul,  die  Hornspitzen,  die  Klauen  und  die  Schwauzquaste  sind  stets 
dunkelfarbig. 

Schwieriger  als  die  Unterschiede  in  der  Farbe  sind  die  Unterschiede  im 
Körperbau  der  beiden  Rassen  festzustellen,   weil  dabei  nur  das  Charakteristische 
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und  nicht  die  Größe  oder  die  mehr  oder  weniger  verbreiteten  Körper-  beziehungs- 
weine  Ztichtiingsfehler  in  Betracht  kommen  dürfen.  Solche  charakteristische  Uuter- 
hchiede  werden  von  den  Forschern  in  erster  Linie  am  Kopf  oder  Schädel  gesucht. 
Die  Fieckrasse  wird  von  denselben  als  froHiosuSy  d.  h.  groüstirnig,  bezeichnet, 
das  Braun vieh  als  brachi/cei'os  oder  kuizhornig.  Bei  ersterer  sitzen  die  Horn- 
zapten  an  Hornstielen,  während  beim  Braunvieh  die  Hornzapfen  direkt  aus  dem 
Schädel  heraus  wachsen.  Die  Hörner  sind  beim  richtigen  Braunvieh  im  Quer- 
schnitt überall  rund ;  die  H(»rner  des  Fleckviehes  sind  an  der  Basis  und  auf  dem 
größten  Theile  der  Länge  etwas  abgeplattet  und  es  ist  folglich  deren  Querschnitt 
oval.  Üeber  die  Kopfmat^e  gibt  beistehende  Tabelle  Aufschluß.  Es  wurden  nämlich 
sämmtliche  Thiere,  welche  im  Jahre  1887  an  der  schweizerischen  landwirth- 
schaftlichen  Ausstellung  in  Neuenburg  ausgestellt  waren,  durch  eine  unter  Leitung 
des  Herrn  Kantonsthierarzt  Gillard  von  Locle  stehende  gut  instruirte  Abtheilung 
gemessen.  Die  Anleitung  zu  dieser  Maßabnahme  und  die  Erklärung  der  Maße 
findet  man  in  den  „Punktir-  und  Meßtabellen''  für  das  schweiz.  Braun-  und 
Grauvieh  von  J.  Jneichen  (11.  Aufl.,  K.  J.  Wyß,  Bern   1888). 

Das  schweizerische  Landwirthschaftsdepartement  hat  die  Ergebnisse  dieser 
in  seinem  Auftrage  gemachten  Messungen  nach  verschiedenen  Richtungen  ver- 
arbeitet. Für  unsern  Zweck  können  wir  hier  nur  einen  kleinen  Theil  des  sehr 
reichen  Materiales  verwenden  und  nur  so  weit  dasselbe  die  Kühe  betritft,  weil 
sich  Vergleiche  zwischen  den  einzelnen  Sehlägen  nur  an  ausgewachsenen  Thieren 
machen  lassen.  Die  Tabelle  gibt  nur  die  Grundraaße  in  Centimetern  an.  AU 
Hanptgrundmaß  gilt  die  Rumpflänge,  d.  h.  die  wagrechte  Entfernung  von  der 
vordem  Fläche  des  Biiggelenkes  bis  zur  hintern  ITläche  des  Sitzbeinhöckers.  Als 
Grundmaß  für  die  Kopfmessungen  ist  die  Kopflänge,  als  solches  für  die  Höhen- 
maße die  Widerristhöhe  und  als  solches  für  die  Breitenmaße  die  Hüftenbreite 
angenommen.  Alle  Maße  werden  auf  diese  Grundmaße  bezogen,  d.  h.  in  Prozenten 
derselben  ausgedrückt.  Dadurch  gewinnt  man  ein  anschauliches  und  zu  Ver- 
gleichungen    geeignetes    Bild    der    Körperverhältnisse    (Proportionen)  der    Thiere. 

Die  Tabelle  auf  pag.  354  und  355  enthält  nun  links  die  Maße  und  Maß- 
verhältnisse der  Kühe  der  Fleckviehrasse  und  rechts  diejenigen  der  Braun  -  und 
Grauviehschläge. 

Zu  den  Fleckviehschlägen  zählen  wir  auch  die  Eringerkühe  des  Kantons 
Wallis,  ohne  damit  eine  eigentliche  Rassenzugehörigkeit  behaupten  zu  wollen. 
In  der  zweiten  Kolumne  sind  die  Maße  der  4  Kühe  dos  sog.  Lötschen Schlages 
enthalten,  welcher  Schlag  entschieden  mit  dem  übrigen  Fleckvieh  verwandt  ist. 
Dann  folgen  die  Maximal-,  Minimal-  und  Durchschnittsmaße  der  6  Kühe  des 
großen  Fleekviehschlages,  welche  vom  Preisgericht  als  die  geringwerthigsten  be- 
zeichnet wurden ;  dann  die  gh^ichen  Maße  für  die  aus  5  Kühen  bestehende  höchst 
prämirte  Gruppe  und  endlich  <lie  Maximal-,  Minimal-  und  Durchschnittsmaße 
aller  ausgestellten  Kühe  des  großen   Fleck viehschlages,   GO  an  der  Zahl. 

Die  Messungsergebnisse  der  Kühe  des  großen  Braun viehf?chlages  sind  gleicher- 
weise aufgefiihrt.  Die  Beurtlieilung  dieser  Abtheilung  mittelst  des  Puuktir- 
verfjihrens  ermi3glichte,  noch  die  Maße  der  besten  und  der  T)  schlechtesten  Milch- 
kühe anzugeben  Diesen  folgen  die  Messungsergebnisse  von  \)  Kühen  des  braunen, 
von  8  Kühen  di's  grauen  und  vun  3  Kühen  des  kleinen  Graubündnerviehes, 
und  den  Schluß  bilden  die  iMaße  von  einigen  ürucr-  und  braunen  Walliser- 
Kühen   (Conches). 

Betrachten  wir  nun  die  Maßverhiiltnisse  des  Kopfes,  so  ergeben  diese  oftiziell 
an  auserlesenen  Kühen  beider  Rassen  und  in  genügender  Anzahl   vorgenommenen 
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Messungen  keine  bedeutenden  Unterschiede,  jedenfalls  keine,  welche  von  bloßem 
Auge  als  Rasnenunterscbiede  erkennbar  wären.  Der  Kopf  der  Fleckkühe  des 
großen  Schlages  ist  durchschnittlich  1  cm  länger  ak  derjenige  beim  eigentlichen 
Braunvieh.  Auf  die  Kumpf länge  bezogen  ist  aber  der  Kopf  der  Fleckkuh  eher 
kleiner.  Auch  die  Breitendimensionen  der  Stirne  sind  bei  den  Braunen  größer 
als  bei  den  Flecken  und  in  Prozenten  der  Kopflänge  ausgedrückt  gleich  groß, 
so  daß  man  nicht  recht  begreift,  warum  den  letztern  das  Prädikat  ^großstirnig'' 
(frontoBus)  als  Rassenbezeichnung  beigelegt  wurde.  Eher  dürfte  behauptet  werden, 
die  Stirne  sei  beim  Braunvieh  welliger,  das  Auge  mehr  nach  vomen  gerichtet, 
der  Blick  lebhafter  und  intelligenter.  Doch  diese  Eigenschaften  sind  nicht 
meßbar  und  deßhalb  ist  die  Richtigkeit  der  Behauptung  schwer  zu  beweisen. 

In  Bezug  auf  die  übrigen  Körper  Verhältnisse  zeigen  die  Messungsergebnisse 
etwelche  kleinere  Unterschiede,  welche  aber  nicht  als  RasseneigenthUmlichkeiten, 
sondern  als  Folgen  der  Züchtung  angesprochen  werden  dürften.  So  sind  z.  B. 
die  ausgestellten  Kühe  des  großen  Fleckschlages  durchschnittlich  9  cm.  höher 
und  13  cm.  länger  als  diejenigen  des  großen  Braunviehschlages.  Die  längste 
braune  Kuh  ist  indeß  nur  zwei  Centimeter  kürzer  als  die  längste  Fleckkuh.  Im 
Allgemeinen  sind  die  Braunen  im  Verhältniß  zur  Länge  etwas  höher  als  die 
Flecken ;  bei  erstem  ist  die  Brust  tiefer  und  breiter ,  ebenso  sind  die  Hüften 
und  Lenden  der  Braunen  verhältnißmäßig  breiter,  während  sich  das  Hintertheil 
(Hüftgelenke  und  Gesäß)  stärker  verschmälert  ab  bei  den  Flecken.  Bei  erstem 
sind  Vorhand,  YorderrUcken  kürzer,  die  Mittelhand,  namentlich  aber  die  Lende 
länger  als  bei  letztern,  entsprechend  der  verschärfteren  Zuohtrichtung  auf  Milch- 
ergibigkeit.  Als  chacakteristischer  Unterschied  zwischen  beiden  Rassen  in  Bezng 
auf  Körperbau  könnte  vielleicht  am  ehesten  die  Schwanzwurzel  angeführt  wer- 
den. Beim  Braxmvieh  ist  dieselbe  verhältnißmäßig  dünn  und  schlank  und  sie 
legt  sich  gut  zwischen  die  beiden  Sitzbeinhöcker.  Beim  Fleckvieh,  auch  bei 
den  mittleren  und  kleinern  Schlägen  kommt  der  eigentliche  Hochschwanz,  wo 
die  Schwanzwurzel  sich  bogenförmig  nach  oben  krümmt,  noch  ziemlich  allgemein 
vor  und  auch  bei  dem  veredelten  Simmenthalervieh,  bei  welchem  diese  häßliche 
Form  seit  Jahren  weggezüchtet  ist,  legt  sich  der  Schwanz  nur  selten  so  „ ge- 
schlossen **  an  den  Körper  an,  wie  dies  beim  Braun vieh  ziemlich  allgemein  der 
Fall  ist.  Messungen  und  Vergleich ungen  an  Wirbelknochen  der  Schwanzwurzel 
beider  Rassen,  welche  Verfasser  vor  Jahren  vornahm,  führten  indeß  zu  keinem 
brauchbaren  Ergebniß. 

Wenn  es  uns  nicht  möglich  ist,  aus  den  erwähnten  Messungsergebnissen 
wesentliche  Unterschiede  im  Körperbau  unserer  beiden  Hauptviehrassen  heraus- 
zulesen, so  ist  es  noch  weniger  möglich,  unterscheidende  Merkmale  bezüglich  der 
drei  in  Neuenburg  ansgestellten  Schläge  von  Graubündnervieh  herauszufinden. 
Der  Kopf  der  ausgestellten  Kühe  des  Bündner  Braun viehschlages  ist  etwas  länger 
und  schmäler  als  derjenige  der  großen  Braunviehrasse  durchschnittlich  ist;  da- 
gegen sind  die  Kopfmaße  beim  grauen  Schlag  etwas  günstiger.  Die  Brust  ist 
bei  beiden  Graubündnerschlägen  kürzer,  weniger  breit  und  weniger  tief  und  die 
Hinterhand  ebenfalls  in  allen  Dimensionen  weniger  entwickelt  als  dies  beim  aus- 
gestellten Braunvieh  durchschnittlich  der  Fall  ist.  In  Folge  dessen  ist  die  Mittelhand 
entsprechend  länger.  Vergleicht  man  <lie  Maße  der  Büudnerschläge  mit  denjenigen  der 
großen  Rassen,  so  findet  man  leicht  heraus,  daß  erstere  sich  den  Maßen  der  letzt- 
prämirten  Gruppe  nähern,  ohne  jedoch  so  günstig  zu  sein  wie  diese.  Das  Gleiche  läßt 
sich  vom  Urner-  und  vom  Walliser -Braunvieh  an  Hand  der  Messungsergebnisse 
nachweisen.   Damit  soll  diese  Gegenden  kein  Vorwurf  treffen ;  denn  weil  gebirgig, 
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Fleck -Vieh -Kühe 


Kleine  Schiige 


Großer  Schlag 


ho  2 

^m      Um 


ktztprinirte  tiroppe   ;  Kntpnmirte  Orappe  >|  Ganze  Abtheilur  beit. 


4  K.  !  4  K,  ; 


von  6  Kühen 


von  5  Kühen 


aus  60  Kühen 


I  ■  i 

Maxim,  i  Minim.  Dschn.  Dschn.  <  MaiimJ  Miain.  Maiim.  Miain-i  Ihchi. 

' I        ■  ' ^ . 


Kopfmaße 

Kopf  lange  in  Centiraeter   . 

,  in  %  der  Rompriiinge  . 
Zwischrnhornlinie  in  7o  ^-  Kampf  l&nge 

y,  in  °  0  der  Kopflänge 
Stimenge  in  7^  der  Rumpf  länge 

„  in  7o  der  Kopflänge 
Stirnbreite  in  *^'>  der  Rampflänge 

,  in  7o  der  Kopflänge 
Wangenhvcker  in  7o  (ior  Rnmpflinge  . 

„     in  7o  der  Kopflänge 

Längenmaße 

Rumpf  im  Ganzen  in  cm.     . 
Vorhund  in  7o  der  Rompflänge 
Mittelhand  in  7°  der       , 
Hinterhand       ^  , 

Vordernicken    „  » 

Lende  ,  « 

Höhenmaße 

Widerrist  in  Gentimeter 

„  in  '7<'  der  Rampflänge  . 
irmb«in-Yorarmgelf:nk  in  7*^  der  Rumpfl. 

,  in  7o  der  Widerristhühe 
Vorderknie  in  7o  der  Rompflange 

„  in  "/o  der  Widerrist  höhe 
Letiler  Räckenwirbei  in  7^  der  Rnmpfl. 

„  in  7o  der  Widerristhöhe 
Lende  Tor  dem  Kreuzbein  inV'  der  Rompfl. 

,  in  7*>  der  Widerrisihöhe 
Kreuzhein  in  7«  der  Rumpflüngc 

,  in  ",o  der  Widerrist  höhe 
Sehwanzansatz  in  ^/o  der  Rumpflänge 

^  in  7o  der  Widerrizthölie 
Spruni^bcinhörkfr  in  "/o  der  Rumpflange 

,  in  7o  dt-T  Widerrisihöhe 
Bnisttiefe  in  "/o  der  Rumpflänge 

„     in  "/o  der  Widerristhöb^ 

Brcitcnmaßc 

Brust  z.  d.  liuggrlenkf^o  iu  "  u  d.  Kampf!. 

„  in  "/o  der  Iliiftbreitc 
Brast  hinter  d.  Schulli-r  in"  o  df r  Kumpfl. 

y,  in  7<'  der  Hüft  breite 
Tiertcr  Lfud<nwirbrl  iu  "./<•  d.r  KumpÜ. 

j,  in  7"  der  Hüflbreite 
Hütten  in  Centimoter     .     . 

,  in  7*>  d.  Uuiupfläii^re 
Hüft^'elenke  in  "  <•  der  i;um|iri. 

,  in  "/«•  der  Hül'lbreile 
Ge.«!af.>  in  "/"dtTKunipI'läniie 

^     in  *>  der  Hüftbreite 


45,0 
30,3 
10,4 
34,3 
11,3 
37,2| 
14,4 
47,3 
10,4 
34,4 


147,0 

21,8 
45,4 

39,4 
32,8 


117,0 
80,1, 
42,9 
53,5 
21,1 
27,1 
78,9 
98,5 
81,9 

102,4 
82,6 

103,2 
84.0 

105,0 
30,4 
38,0 
42,9 
53,5 


25,9 

:S(),4 

21-,9 

S3.0 

21, S 

72,7 

ii 

30.1 

27,2 

90,  i 

17,G 

5.s,n 


47  I 
31,1 
10,5 
33,5 

11,1 
35,7 
14,9 
47,9 
10,1 
32,5, 


55,0 
32,5 
11,8 
41.2 
11,8 
41,2j 
14,5' 
50,0 
10,7 
37,2 


151,0  182,0 
21,5    27,3 


40,2 
32,3 
39,8 
31,9 


123 

81,7 
44.1 
54,0 
22,0 
27,0 
80,0 
98,0 
83,4 

102,0 
84,8 

103,9 

m,3 

105,7 
32,1 
39,4 
42,4 
52,0 


27,3 

8S.S 

24,4 
711,2 
22,7 
73,s 

1^7 

30.8 

2.s,() 

91,0 

I9,i 

63,0 


44,0 
35,7 
44,9 
30,9 


145,0 
83,5 
46,4 
55,4 
23,5 
28,1 
82,5 

100,0 
85,5 

105,0 
86,7 

104,6 
87,3 

101.,9 
33,1 
42,4 
46,6 
56,9 


51,0 
28,6 

9,4 
31,4 

9,9 
34,6 
13,5 
43,6 

9,9 
31,5 


166,0 
2i,l 
39,3 
31,9 
42,1 
27,3 


139,0 
78,0 
41,2 
52,8 
20,8 
25,7 
76,9' 
95,8 
80,8 
99,3 
81,3 

100,0 
81,5 

102,8 
28,0 
35,2 
43,3 
52,5 


53 

30,1 

10,7, 

35,8 

11.3 

37,4 

14,1 

46,9 

10,3, 

34,2 


52 

29,2| 

10,5i 

35,9 

11,4 

38,9 

13,6 

46,6 

10,5 

35,9 


54    I 

29,8 

11,2, 

38,5' 

11,8; 

40,0 

14,4 

48,1 

11,0 

38,5 


50  I 
28,4 
9,4, 
31,51 
11,0 
37,7: 
13,21 
45,3, 
10,1; 
33,9; 


57 

32,7 

13,1 

42,0 

12,9 

42,0 

15,3 

52,o; 

11,5 

38,5 


47 
27,2 

8,6 
28,1 

9,8 
32,7 
12,5 
41,8 

9,2 
30,9 


52 
29,7 
10,6 
35,7 

11,1 
37,4 

13.9 

46,7 

10.3 

34,7 


175,0  179  182  176  'l86  166  |176 
25,41  25,9  27,0  25,0  30,4  20,2'  25,0 
41,7i'  40,4  44,0  38,2i  45,8  37,5  42,0 
33,4  33,8  35,4  30,8,  36,4!'30,0j  33,2 
42,8    42,9|  44,9    41,1'  47,6,  39,2    42,4 


29,7  i  29,9    31,1    27,0    3i,5 


142  ; 
81,0 
43,6 
53,8 
21,7 
26,9 
79,7 
98,4 
82.4 

102,0 
83,3 

102,9 
84,0 

103  7 
-29,9 
37,0 
44,3 


144,0 
80,7 
43,7 
54,2 
21.6 
26,8 
80,9 

100,3 
82.6 

102,4 
83,0 

102.9 
82,9 

102,8 
31,1 
38,6 
43,2 
53,5 


146 

82,4 
45,0 
56,3 
22,2 
27.1 
83,0 

101,4 
84,1 

103,5 
84,1 

104,9 
84,3 

101.,9 
32,0 
40,1 
46,0 
55,9 


25,3 


30,2 


142     148    I 

79,r  85,7i 


42,1 

52,8 

20,81 

26,4 

79,7 


51,1 
61,0, 
24,0 
29,1 

86,7 


136    |142 
76,11  80,7 

40.7  i  43,6 
51,4   54,0 

19.8  21.6 


98.6  101,4 
81,3'  87,3 

100,7  105 
81,3    88,0, 

101,4  106,3l 
80,8    88,6 

101,4  1066 

29.7  33,1 

37.0  42.4 
41,7    46.6 

52.1  58,7 


24,1 1 

74,2 
95,8 
76,9i 


26.8 
80,2 
99,5 
82,4 


98,6  102,1 
77,4    83,2 

99.3  103,1 
77,5'  82,3 

100,7  103,2 

27.4  30,1 
34,3-  37,2 
40,0  43,2 
51,0   53,7 


31,5 
107.9 

30.2 
107,9 

25,3 

90,3 

62 

3r.,i> 

33.7 

lll.S 

22,5 

74,6 


28.4 
80,6 
28.4 
80,6 
22.9 

()r>,5 
^'^   , 

2s,() 

25,8 

82,1 

20.2, 

59,7; 


29.8 
92,8 
29,1 
90,8 
23,9 
74,4 

Oi 

32,3 
30.2 
93,9 
21,4 
66,4 


29.5 

90,2 

29,  i; 

88,8 

24,9 

76.2 

59 

32,8 

30,3 

92,5 

21.4 

65,2. 


29.8 
93,0 
30,1 
93.0 

2r,,i 

82,4 

60 

34,1 

31,5 

94,9 

22  2 

7Ö]l 


28,9 

86,7 

28,0 

85,0 

22,5 

68,3 

57 

31,7 

29.4 

90.0 

20.2 

6.3,2 


34,1 

109,8; 

32,9 
10<»,8 
27,8 
90,3 
64  ' 
36,3! 
34,1 
113,7 
26,7 
82,8 


23,9 

71,2' 

25.6 

76,3 

21,5; 

65,5' 

51 

28,0 

25.8; 

82.1 

19,4! 

57,6 


29,2 

88,4 

29,0 

87.8 

24,5 

74,1 

58 

33.2 

31,0 

93.4 

21,8 

65,8 
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^99^K 


■a 


Braun  -Vieh  -  Kühe 


Großer  Schlag 


liraobudoer  Schiige 


GiBze  AbtheiloDg  best. ,    ErKtpiiDiirte  Qrnppe  j'  LeiztpriBirte  flrnpp« 


aus  77  Kühen 


bei»t.  au8  2ö  Külion  :.  hewt.  aiu  25  Kühen 


btchi.  i  Maxim.;  Hfinin.!  Maxin.i  MiDiin.  j  OschB.  ,  OschB.  Maiin.!  Mioim. 


5S 

'S  ^ 


*5    LO 


jlJi: 


^1 


II 


I    «tf* 


II 

J 


51   ; 

31,5| 
10,7 

34,1, 
11,7' 
37.3 
14,5 
46.G| 
10,9 
34,6, 


! 

55    I 
34,4 

40,0, 

15,4, 

48,i; 

16,3' 

55,1 

12,71 

40,4 


47    I 
27,0' 

9,51 
28,i< 
10,2' 
32,7. 
13,l! 
41,51 

9,6 
30,9, 


34,4 
12,2 
38,5 
13,4 
42.9 
16,0 
55,1 
12,2 
39,6 


163    "184     152     178 
24,3   27,4i  19,9    27,4 
42,6    48,1.  38.1,  45,2 


48 
27 

9,5 
28,8| 
10.6 
32,7 
13,6 
43,4 

9,9| 
32,  ll 


51    , 

31,6l 

10,6, 

33.6! 

11,8 

37,4, 

14,6 

46,6, 

10,8' 

34,4 


51 

31,6, 

10,8 

34,3 

11,7 

37,2 

14.5 

45,9: 

10,9| 

34.6 


55    I 

33,8; 

12,01 

40,0| 

13,1 

42.3, 

15,6 

48.11 

12,2. 

38,0 


47 
29,1 

9,6 
30,9 
10,4 
32.7 
13,9 
41,8 

9,6 
30,9 


50 
30,1 
9,6 
32,0, 
11,4 
38.0 
14.5i 
48,0' 
10.2, 
34,0! 


53  I 
32,1 
11,0, 
34,3 
11,9 
37,2 
14,8' 
44,9 
11.0 
34,0 


51,5 

32 

10,6 

33,1 

11,3 

35,3' 

14,8 

45,9 

10,6 

33 


49 

30,7 1 

10,3l 

33,3 

11, 5j 

37,4: 

14,6' 

46.3J 

10,4 

33,8 


156    |163     162 
21,9,  24,4    24,1 


172    |154     166 


46 

31.61 

10,7,1 

33,8 

ll,6i 

36,7! 

15,3' 

48,2, 

11.1! 

35,3, 


51 
32,0 
9,9! 
30,9| 
10,9', 
34,2 
14,3 
44,7 
10,3, 
32,2 


166   !160     160    il47    !159 


47 

31,3 

11,0 

35,3 

11,6 

37,0 

15,0 

47,9 

10,7 

34,4 


150 


25,6   22,1    25,3,  23.9]  23,8,  24,3   23.4:  22,8   22,6 


33,2    38,8i  28,8   38,8   29,9:  33,5'  33,1 


39,4'  42,3    42,8    48,1    38,1    40,4   42,71  44,1'  43,6,  44,1,  43,6'  44,0 


41,8    48,5;  28,2    46,3 
31,8;  35,5    26,9    34,7 


48.1' 

57,2 

23,8 

29,1 

85,3' 


133     141 

81,0,  85,7 

44,0 

54,3 

22,0 

27,3 

80,6 

99,4  102,4 

83,4  89,0 
102,8  106,1; 

84,3  90,3 
.104.0  108,2 

83,9,  89,0 
103,5  106,9 

30,8   36.4 

;i8      44,1 

43.7  46,9 

53.8  58,:> 


38,2 
26,9 


123 
I  o,3 
39,1 
49,6 
19,2 
23,5 
73,4 
95,7 
77.2 

98,r, 

78,1, 
100 
77,7 
99,3 
25,9 
3ii.l 
39,4 
49,2 


41,7 
31,6 


41,8 
31.9 


36,3,  28,8   34,3i  33,5   32,7i  32,1    32,4;  33,01  33,4 
48,5'  38,7    39,2!  41,8,  41,7;  41,5,'  41,11  40,4   40,3 


35,4   29,1    33,li  31,0,  31,2'  30,5',  32,5   31,5 


31,5 


138    il28    11.33 
85,6    75,3:  81,3 


48.1 
57.2 
23.7 
28,1 
85,3 
101,6 
87,5 


43,8, 

53.9 ' 

22,1 

27,2 

80,9  ■ 

99,4 

83,3 


39.4 
49,6 
20,0 
25,2 
76,2 
97,0 

'TT  r 
l  i     I 

105,2|1(X)!7 1102.4 
8s,l'i  78,1    84,1 

106  '1(X),7  103,4 
88,41  78,1,  84,0 

106,3,100,7  103,2 
33,31  27,0'  31,0 
4<J,2  35,4  38.0 
45,9  39,4  43,7 
58,21  49,2,  53,7 


132 
81,0 
44,4 

54,8j 
22,2' 

27,5| 
80,6 


137     123 

84,6    75,9 1 

47,4i  41,8 

56,7,  .52,  t 

23,8    20,1 

29,1,  25,8 

84,8    76,5 

99,5  101,6    97,6 

83,7 1  88,6    78.9 

103,3,10(),1  1CK),7 

84,7'  89,2;  78,3 

104,6  106,9  102.2 

84,3'  88,0    78,3 

101-,l!l06,9,101,5 

30,9    36,4    28,3 

38,1    44,1,  34,5 

43.3|  45,1    41,1 

53,5    56,2    52,2 


136  ,133  ' 
81.9  80.3, 
44,6!  43,7 
54,4,  .54,51 
22,3!  21,5 
27,2i  27,1 
82,5    80,4 

UK),7  100,1 
84,9|  82,7 

103,7103.0, 
86, ll  83,7 

10.5,  r  104,4 
85,5'  83,5 

104,4  104,1' 
32,5  29,7 
39.7'  36,9 
42,8  43,9 
52,2'  .54.6 


129,5  130,5 

81,5   81.5 

43.5!  43.1, 

53,1!  52.8 

22,2    21,6 

27, 3 1  26,6 

1  82,0   81,3 

,100,7'  99,7 

84,7^  84,2 

103,9  103,2 

85,71  84.5 

105,3  103,6 

I  84,8   83,2 

104.2  102.6 

.  30.7    31.1 

37.71  38,2 

42,5    42.1 

52,1    51,7 


52,01 
22,8 
26.9 
84,1 


124  132  1124 
84.4.  83.5;  82,9 
43,9  46.0:  43,8 
55,7  54,1 
22,4  22,5 
27,0  27,1 
81,8;  82,5 
99,7:   98,0,  99,6 

87.1  86,1    86,6 
103,2  103,3104,5 

88.2  87,2:  87,7 
ia4,6  104,5  105,9 

87,8  85,9'  87,0 
104,0  103,0105,1 

33.2  32,6    31,5 

39.3  39,0  38,1 
42,8  42,1,  42,5 
.50,7    51,0   51,3 


30.7 
89,7 
28,9 
84,5 
25.1 
73,3 
5() 
34.2 
31,1 
91,0 
21,1 
■61,3 


38.0 

112,5 

33,5 

100,0 

29,2, 

81,8 

64 

37,8 

34,0 

UHj.O 

26  0 

71.4 


36.2 

78,2 

25,0 

72.9 

2'J,3 

(•)5,0 

49 

31,0 

2s,6 

83,1 

17,9 

50.8 


38.0 

112,5 

32,7 

93,2 

28,8 

79.6: 

60 
37,S 

l(M).o 
26.0 
68,t 


27.5  31,2  29,8l  35,5 

78.6  89.9  87,7  101,8 
2f;,8  29,8  28,4'  33,5 
X0,0  85,7  84,2  100,0 
23.8  25,4  2i,7    26,8 

65.0  73,3  72.r,  78,8 
•53  .57  5.5       60 

32.1  3t,7  33.9  36,6 
28.6  31,6  30,.s'  32,7 
83,1  91,1  91,0  100,0 
19.8  21,5  20.9  25,0 
55,0  61.3  61,4    71,4 


,    rr 


26.2 

78.2 

25,3 

72,9 

22.7 

6r,,l 

51 

31.0 

29.1 

84.7 

17,9 

50,8 


31,9 

89,8 

30,1 

84,7' 

25.3 

71,2i 

59 

35. .5 

29.5 

83.1 

21.7 

61 


31,3 

90,2 

29,5 

87,1 

25,3 

72J 

57 

34,2 

30,8 

90.6 

21,9 

63.8 


29,8' 
91.6 
26,8 
82.4 
23,9 
73,6 
51,5 
32,4 
iM).7 
91,4 
20,2 
59,5 


27,8 

87,1 

26,2 

82.3 

23,5 

73,7 

51 

31.9 

28,7 

90,2 

18  9 

59,3 


27,9 

85.4 

26,8 

82,0 

24,1 

73.6 

48 

32,8 

30,7 

93,7 

19.8 

(>0.t 


28,2 

87,8 

26,1 

81,4 

23.9 

/4,i 

51 

32,1 

29,0 

90.3 

20,8 

61,9 


27,5 

86,3 

26,4 

83,1 

25.0 

79,0 

48 

31,6 

27,9 

93,5 

1^,4 

61,0 
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sind  sie  mehr  auf  die  Yiehanfzncht  als  auf  die  Viehnutzung  angewiesen.  Es 
müssen  dort  somit  vorab  die  eigenen  Kälber  aufgezogen  werden;  der  Züchter 
hat  folglich  nicht  eine  so  große  Auswahl,  wie  der  Bauer  im  Hügelland.  Von 
dem  aufgezogenen  Vieh  muß  in  der  Regel  dasjenige  verkauft  werden,  welches 
am  meisten  gesucht  und  am  theuersten  bezahlt  wird,  nämlich  das  beste.  Ferner 
läßt  die  genügende  Ernährung,  die  Grundlage  der  Thierzucht,  in  vielen  Fällen 
zu  wünschen  übrig,  sei  es  in  Folge  der  Witterung,  sei  es  in  Folge  von  alt- 
hergebrachten und  zäh  festgehaltenen  Einrichtungen  wie  Gemeinatzung,  über- 
triebene Alpladung  u.  s.  w. 

Man  könnte  den  Vorwurf  erheben,  daß  aus  den  Meßtabellen  weder  all& 
morphologischen  noch  weniger  die  physiologischen  Eigenschaften  der  Thiere  heraus- 
gelesen werden  können  und  daß  das  männliche  Zuchtmaterial  nicht  berücksichtigt 
worden  sei,  obwohl  das  männliche  Thier  mehr  das  Individuelle,  das  weibliche 
mehr  das  Universelle  vorstelle,  besondere  Rasseneigenthümlichkeiten  somit  durch 
das  männliche  Thier  stärker  zur  Geltung  gebracht  werden,  als  durch  das  weib- 
liche. Alle  diese  Vorwürfe  halten  wir  für  gerechtfertigt;  aber  ein  vergleichendes 
Studium  der  gesamraten  Messungsergebnisse,  welches  hier  zu  weit  führen  würde, 
zeigt  doch,  daß  auch  bei  Berücksichtigung  der  Zuchtstiere  wirkliche  Rasseu- 
unterschiede  nur  zwischen  den  schon  durch  die  Farbe  getrennten  Schweiz.  Vieh- 
schlägen erkennbar  sind,  daß  es  aber  äußerst  schwierig  ist,  innert  der  Farbe 
noch  besondere  Unterschiede  zu  entdecken,  welche  eine  Abtheilung  in  Rassen 
rechtfertigen  dürften. 

In  welchem  Maße  und  in  welchem  Verhältniß  die  eigentliche  Viehaufzucht 
in  den  Kantonen  betrieben  wird,  darüber  gibt  die  Zahl  der  zur  Aufzucht  be- 
stimmten Kälber  und  des  Jungviehes  von  72  l>i8  1  Ja^r  ina  Verhältniß  zur  Zahl 
der  Kühe  Aufschluß. 

Kälber  bi«         Jungrieh  ^^"'  ^^^  5?^« 

Kantone  »/i  Jabr         »/-  bis  1  Jah-   Zuaanjmen  Ktlhe    »0°^«"  ,    t  v 

zrxT  Aufzucht  alt  ^'*'  "f }  ^'^ 

xur  Aufzucht 

Zürich 7.752  7,(K)3  14,755  50,938  29 

Bern      ......  34,600  22,647  57,247  142,799  40 

Luzem 10.225  6,949  17,174  48,582  35 

Uri 2,288  1,480  3,768  5,943  63 

Schwvz 4,753  3,212  7,965  13,086  61 

Obwalden J.737  596  2,333  5,520  42 

Nidwaiden 742  492  1,234  4,520  27 

(ilarus 1,660  644  2,30i  6,881  33 

Zug 597  519  1,116  7,397  15 

Freiburg 13.158  7,049  20,207  37,424  54 

Solothurn 3,6()5  3,090  6,695  19,428  35 

Kaselstadl 49  28  77  1,826  4 

Basellandschaft   .     .     .  1,21()  1,297  2,513  11,164  22 

Scljairiiausen .     ...  S76  1,105  1,981  5,810  34 

Appenzell  A.-Rh.      .     .  851  8:^5  1,6S6  12,854  13 

Appenzelll.-Rh. .     .     .  633  409  1,042  5,113  20 

St.  Gallen 10,284  5,830  16,114  51,297  31 

Graubünden    ....  16,334  7,2tJS  23,602  30,383  78 

Aargau 7,654  10,318  17.972  39,156  46 

Thur;,MU 2.195  3.629  5,82i  28,081  21 

Tessin 6,967  4.338  11,305  28,735  39 

Waadt 10.315  5,544  15,8r>9  50,267  31 

Wallis 9,681  (»,460  16,144  37.056  43 

Neuenburg      ....  1.911  1.684  3.595  13,10«5  27 

Genf 190  215  405 5J36 7 

Schweiz 150.27(>       102.641       252,917         663,102        38 
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Nehmen  wir  an,  daß  4  Kühe  durchschnittlich  jährlich  3  lebensfähige  Kälber 
zxLT  Welt  bringen,  so  trifft  es  auf  663,102  Kühe  rund  497,000  Kälber;  wovon 
zirka  die  Hälfte  oder  248,500  Stück  männlichen  und  ebensoviel  weiblichen 
Creschlechts. 

Laut  Viehzählung   werden  jährlich    erzogen    13,820   Zuchtstiere 

oder  rund 14,000 

Ochsen  41,192  :  2  oder  rund 21,000 

zusammen  männliche  Kälber     35,000 

Von  den  zur  Aufzucht  bestimmten  252,917  Stück  Jungvieh  unter  1  Jahr 
alt  sind  folglich  zirka  217,917  weiblichen  und  zirka  35,000  männlichen  Gre- 
schlechts,  und  es  verfallen  somit  jährlich  zirka  30,500  weibliche  und  213.000 
männliche  Kälber  der  Schlachtbank. 

Auf  100  Kühe  trifft  es  somit  jährlich  zirka  75  Kälber,  von  denen  ungefähr 
5  männliche  und  33  weibliche  aufgezogen,  und  32  männliche  und  4  bis  5  weib- 
liche geschlachtet  werden. 

Wir  führen  diese  Rechnung  aus,  einerseits  um  zu  zeigen,  daß  die  Schweiz 
genug  Jungvieh  besitzt,  um  ihren  Viehstand  zu  ergänzen  und  daß  das  vom 
Bunde  eingeschlagene  System,  die  Veredlung  der  Rindviehzucht  ausschließlich 
durch  das  männliche  Thier  anzustreben,  das  allein  richtige  ist,  weil  die  meisten 
weiblichen  Thiere  so  wie  so  zur  Zucht  aufgezogen  werden,  eine  Auswahl  somit 
nur  bei  dem  männlichen  Geschlecht  möglich  ist,  anderseits  um  zu  beweisen, 
daß  jeder  Kanton,  welcher  mehr  als  42  Kälber  auf  100  Kühe  nachzieht,  ge- 
zwangen ist,  den  diese  Zahl  übersteigenden  Bedarf  aus  andern  Kantonen  zu 
kaufen.  In  diesem  Falle  befinden  sich  laut  vorstehender  Tabelle  Uri,  Schwyz, 
Freiburg,  Obwalden,  Wallis  und  ganz  besonders  Graubünden.  Schon  aus  diesem 
Grunde  kann  nicht  von  verschiedenen  Rassen  oder  eigentlichen  Schlägen  innert 
der  gleichen  Farbe  gesprochen  werden,  weil  die  stetige  Bewegung  des  Handels  mit 
Kälbern  aus  dem  Hügellande  in  die  Berge  und  mit  trächtigen  Rindern  und  jungen 
Kühen  aus  den  Bergen  in  das  Hügelland  stets  bestrebt  war  und  fortwährend 
darnach  strebt,  allfällige  Rasaenunterschiede  innert  der  gleichen  Rassenfarbe  zu 
verwischen.  Unterschiede  im  Körperbau  und  namentlich  im  Körpergewicht  zwischen 
Thieren  verschiedener  Gegenden  wird  es  zwar  immer  geben ;  dieselben  sind  bedingt 
durch  die  verschiedenen  Ernähriinr/süerhälinisse. 

Man  könnte  vermuthen,  daß  auch  verschiedene  Zuchtrichtungen  derartige 
Unterschiede  herbeigeführt  haben.  Die  Thiere  müssen  nämlich  verschieden  gebaut 
Bein,  je  nachdem  man  von  denselben  vorwiegend  Milch  oder  hauptsächlich 
Fleisch  und  Arbeit  verlangt.  Eine  derartige  Zuchtrichtung  nach  einseitiffer 
Leistung  ist  aber  in  der  Schweiz  nirgends  scharf  zu  erkennen.  Als  allgemein 
geltendes  Zuchtziel  darf  man  dagegen  die  Erreichung  großer  schwerer  Körper 
bezeichnen.  Der  Züchter  fragt  bei  dem  jungen  Thiere  in  erster  Linie  nach  der 
Wüchsigkeit.  Schwere  Nutzthiere  erzielen,  auf  das  Lebendgewicht  bezogen,  unter 
gleichen   Umständen  bedeutend  höhere   Preise  als  mittlere  und  kleinere. 

Auch  unsere  Messungsergebnisse  bestätigen  das  Bestehen  dieser  Zuchtrichtung. 
Das  in  Neuenburg  lö87  ausgestellte  Rindvieh  war  sorgfältig  ausgewählte  Waare, 
somit  so  ziemlich  das  beste  von  dem,  was  im  Lande  vorhanden  war.  Die  Preis- 
gerichte für  die  beiden  Hauptrassen  wurden  vom  Schweiz.  Landwirthschafts- 
■departemeut  fast  ausschließlich  aus  den  Vorständen  oder  den  hervorragendem 
Mitgliedern  der  kantouiilen  Vieh.schaukommissionen  gewählt.  Wie  die  beiliegende 
Tabelle  zeigt,  weisen  bei  beiden  Rassen  die  erstprämirten  Gruppen  bedeutend 
höhere  absolute  Maßzitfern  auf  als  die  nachfolgenden   Klassen. 
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Fast  noch  schärfer  tritt  die  Bevorzugung  der  größern  und  schwereren 
Körper  bei  dem  sogenannten  Gebirgsvieh  auf,  obwohl  gerade  der  Umstand,  daß. 
das  Grebirgsvieh  bezüglich  der  Größe  nicht  mit  den  Schlägen  des  Hügellandes 
konkurriren  kann,  zumeist  die  Aufstellung  dieser  Kategorie  in  Neuenburg  ver- 
anlaßt hat  und  obwohl  das  betreffende  Preisgericht  aus  Vertrauensmännern  der 
betheiligten  Kantone  bestand. 

Die  verschiedenen  Landesgegenden  haben  es  in  Verfolgung  dieser  Zucht- 
richtung verschieden  weit  gebracht,  die  Fleckviehzüchter  durchschnittlich  weiter 
als  die  Braunviehzüchter.  Die  Simmenthal-Saaner  und  die  Greyerzer  namentlich 
dürfen  sich  rühmen,  in  Europa  das  schwerste  Vieh  zu  züchten.  Mittlere  Ge- 
wichte weisen  der  Frutig-Adelboden-  und  der  Juraschlag  auf.  Der  kleinste  Fleok- 
viehschlag  ist  der  Lötschenschlag  des  Kantons  Wallis. 

Das  schwerste  Braunvieh  findet  Bioh  in  den  Kantonen  Schwyz,  Zug,  Luzern 
und  dem  südöstlichen  Theil  von  Zürich. 

Mittelschwere  Körper  züchten:  Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Appenzell,. 
St.  Gallen  und  Graubünden. 

Das  kleinste  Braunvieh  besitzen :  Bern  (im  Hsislethal),  Üri,  Graubünden^ 
Tessin  und  Wallis. 

Die  Unterschiede  in  Bezug  auf  das  erwähnte  Zuchtziel  zeigen  sich  nicht 
nur  örtlich,  sondern  auch  zeitlich.  Alte  Ställe  sind  zu  klein  für  die  heutigen 
Viehschläge.  Verfasser  besitzt  z.  B.  noch  einen  solchen  Stall  aus  dem  Ende  dea 
sechszehnten  oder  Anfang  des  siebenzehnten  Jahrhunderts,  welcher  seit  wenigsten» 
hundert  Jahren  unbenutzt  steht  und  auch  nicht  mehr  verwendet  werden  könnte, 
weil  das  heutige  Vieh  nicht  darin  Platz  fände.  Auch  der  Umstand,  daß  die 
meisten  Alpen  nicht  mehr  so  starkem  Besatz  genügende  Weide  bieten,  wie  vor 
Altem,  ist  sehr  oft,  wenn  nicht  durchweg,  darauf  zurückzuführen,  daß  das  Vieh 
heute  schwerer  gezüchtet  wird  und  deßhalb  mehr  Futter  bedarf.  Die  Erfolge 
in  dieser  allgemein  erstrebten  und  wirthschaftlich  berechtigten  Zuchtrichtung  sind 
ja  hauptsächlich  bedingt  durch  eine  reiche  oder  doch  mindestens  genügende  Er- 
nährung. Die  Zuchtwahl  hat  dabei  gewiß  eine  hohe  Bedeutung,  aber  ein  Kalb 
aus  der  schwersten  Viehheerde  kann  seinen  Körper  unmöglich  bis  zu  dem  von 
der  Natur  ihm  gespannten  Rahmen  ausbilden,  wenn  es  auf  abgeschabter  AUmend,^ 
auf  zu  stark  besetzten  Alpweiden  und  bei  einem  zu  kleineu  Heustock  sich  durch- 
hungern   und   schon    mit   kaum  IY2  Jahren  eine  Leibesfrucht  miternähren  muß» 

Man  hört  und  liest  oft  die  Meinung,  die  kleinen  Rinderschläge  seien  noth- 
wendig,  um  die  höchsten,  unwirthlichen  Alpen  auszunützen,  wo  schwerere  Thiere 
nicht  mehr  weiden  und  nicht  mehr  genügend  Futter  finden  können.  Herr  Direktor 
Bieler,  Berichterstatter  über  die  Abtheilung  Gebirgsvieh  der  Neuenburger  Aus- 
stellung, möchte  die  kleinen  Rinderschläge  in  Znsammenhang  bringen  mit  der 
geringern  Menge  atmosphärischer  Niederschläge  der  betretienden  Gegenden. 

Es  mag  im  Wallis  und  Tessin  Alpweideu  geben,  welche  genügsame  Weide- 
thiere  zur  Voraussetzung  haben;  in  den  andern  uns  besser  bekannten  Gegenden 
aber  sind  die  Verhältnisse  fast  überall  derart,  daß  wenigstens  mittelschwerea 
Vieh  ganz  gut  gezüchtet  werden  könnte  und  was  die  atmosphärischen  Nieder- 
schläge betrifft,  so  ist  es  geradezu  eigenthümlich,  daß  die  kleinsten  Viehschläge 
um  das  Gotthardmassiv  herum  zu  finden  sind,  welches  nicht  mit  Unrecht  die 
Brunnstube  Europa's  genannt  wird.  Nicht  minder  eigenthümlich  ist  es,  daß  im 
Simmenthai  daw  schwerste  Vieh  Europa's  gezogen  wird,  im  benachbarten  Hasle- 
thal  dagegen  fast  das  leichteste,  während  die  klimatischen  und  hydrographischen 
Verhältnisi!:e  beider  Thäler  nicht  so  durchaus  verschieden  sind.    Größer  sind  die 
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geologischen  oder  vielmehr  geognostischen  Unterschiede  und  es  ist  klar,  daß  die 
Verwitterungsprodokte  des  Granites  und  des  Gneißes  nicht  einen  so  fruchtbaren 
Boden  bilden  wie  diejenigen  des  Flysch  im  Simmenthai.  Je  fruchtbarer  der 
Boden,  desto  tippiger  und  gehaltreicher  die  Vegetation  und  desto  besser  die  Er- 
nährung der  Thiere.  Die  geognostische  Grundlage  einer  Gegend  ist  deßhalb  gewiß 
von  großer  Bedeutung  für  die  Thierzucht;  aber  nicht  minder  einflußreich  sind 
die  wirthschaftspolitischen  Einrichtungen  und  Sitten.  Der  natürlich  reichste  Boden 
wird  eben  nur  kümmerliches  Vieh  hervorbringen,  wenn  er  als  Allmend  schrankenlos 
Allen  zur  Verfügung  steht,  welche  ihn  ausnutzen  wollen,  während  durch  sorg- 
same Wirthschaft  auch  unter  ungünstigen  Verhältnissen  sich  gute  Ergebnisse  er- 
zielen lassen. 

Ein  zweites  allgemein  verfolgtes  Zuchtziel  ist  möglichst  große  Milchcrgibig- 
heit.  Hierin  steht  das  Braunvieh  dem  Fleckvieh  entschieden  voran,  sowohl  was 
die  Menge  Milch  pro  Jahr  und  Stück  betriiTt,  als  in  Bezug  auf  den  Ertrag  pro 
Zentner  Lebendgewicht  und  pro  Jahr.  Von  mittelschweren  Kühen  der  Braun - 
viehrasse  mit  einem  Lebendgewicht  von  480  bis  525  kg.  erzielt  man  bei  aus- 
schlieülicher  Fütterung  von  Gras,  Heu  und  Emd  durchschnittlich  jährlich  mindestens 
3000  kg.  Milch.  Dieser  Durchschnittsertrag  ist  wahrscheinlich  bei  dem  etwas 
leichtern  Unter waldnervieh,  welches  wir  für  das  bette  Milchvieh  halten,  bedeutend 
höher.  Durch  Zugabe  von  Kraftfutter  zur  Winterfütlerung  kann  der  Jahresertrag 
erfahrungsgemäß  auf  3300  bis  3500  kg.  im  Durchschnitf  gebracht  werden.  Diese 
Milchmengen  werden  von  dem  schwereren  Fleckvieh  nur  in  ausgewählten  Vieh- 
beständen erzielt,  während  wir  beim  Braunvieh  von  Durchschnitt8leistungen  sprechen. 
Es  ist  indeß  anzuerkennen,  daß  beim  Fleckvieh  die  Zucht  auf  größere  Milchleistung 
stetige  Fortschritte  macht,  was  auch  bei  den  bessern  Viehstämmen  des  Simmen- 
thales  von  Ausstellung  zu  Ausstellung  mehr  hervortritt. 

Was  die  Qualität  der  Milch  anbetrifift,  so  besteht  ein  Unterschied  zwischen 
beiden  Rassen  nirht.  Den  Beweis  für  diese  Behauptung  liefert  uns  die  Anglo- 
Swiss-Condensed  Milk  Co.,  welche  eine  Milchsiederei  in  Cham  und  eine  solche 
in  Düdingen,  Kt.  Freiburg,  besitzt.  Nach  Cham  wird  nur  Milch  von  braunen 
Kühen,  nach  Düdingen  nur  solche  von  Fleckvieh  geliefert.  Die  Generaldircktion 
schreibt  un.s  am  12.  Dezember  1889:  „Unsere  tägliche  Untersuchung  hat  als 
Durchschnitt  mehrerer  Jahre  für  die  Milch  in  Cham  einen  Fettgehalt  von 
3,58  ^/o  und  für  diejenige  in  Düdingen  einen  solchen  von  3,54  ^/o  ergeben. 
Daraus  ist  aber  nicht  zu  schließen,  daß  die  erwähnte,  allerdings  sehr  unbedeutende 
Differenz  zu  Ungunsten  der  Fleckvieh-Milch  stets  vorhanden  sei.  In  den  einzelnen 
Jahren  wechselt  das  Resultat,  so  daß  bald  die  eine,  bald  die  andere  Milch  etwas, 
wenn  auch  ganz  unbedeutend,  fetthaltiger  ist.** 

Mit  diesen  beiden  Zuchtzielen  ist  die  Erzeugung  von  Fleisch  und  Arbeit  durch 
das  Rindvieh  nicht  ausgeschlossen.  Die  schweren  Körper  begünstigen  im  Gegen- 
theil  diese  Produktion ;  denn  bei  übrigens  gleicher  Köri)erkonstitution  liefert  das 
schwerere  Thier  mehr  Arbeit  und  schließlich  mehr  Fleisch  als  das  leichtere. 
Eine  Kuh,  welche  viel  Milch  gibt,  muß  noth wendigerweise  auch  die  Eigenschaft 
besitzen,  außerhalb  der  Laktationsperiode   viel  Fett  anzulegen. 

Da  das  Fleckvieh  dem  Braun vieh  in  Bezug  auf  Körperschwere  im  Allge- 
meinen überlegen  ist,  so  ist  ersteres  durclischnittlich  geeigneteres  Arbeitsvieh 
and  es  liefert  eine  gröloere  Menge  Fleisch.  Es  werden  auch  bedeutend  mehr 
Fleckochsen  als  Braune  aufgezogen ,  was  übrigens  damit  zusammenhängt,  daß 
beim  Braunvieh  die  Aufzucht  von  Kühen  rentabler  ist  und  daß  im  Braun- 
viehgebiet weniger  Ackerbau  betrieben   wird,  somit  weniger  Zugkraft  nöthig  ist. 
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Daß  auch  das  Braunvieh  gutes  Arbeitsvieh  liefert,  beweisen  die  grauen  Ochsen, 
welche  früher  mehr  als  heute  von  den  Italienern  aufgekauft  wurden,  und  die  Zug- 
leistungen der  Zuchtstiere  und  EUhe,  die  man  täglich  beobachten  kann.  Das 
Simmen thaler vieh  hat  seine  Masttahigkeit  und  seine  Arbeitsleistungen  auf  den 
Berliner  Mastviehausstellungen  und  bei  den  Zugproben  der  deutschen  Landwirth- 
schaftsgesellschaft  u.  a.  m.  gegenüber  einer  internationalen  Konkurrenz  siegreich 
lur  Darstellung  gebracht.  Was  die  Fleischqualiiäi  betrifft,  so  besteht  nach  dem 
Urtheil  der  erfahrensten  Metzger  kein  IJnierschUd  zwischen  Thieren  gleioher 
Kondition  beider  Rassen.  Man  darf  eben  nicht  Fleisch  von  Thieren,  verschiedenen 
Geschlechts  oder  verbchiedenen  Alters  miteinander  vergleichen. 

Speziell  nur  Arbeitsthiere  in  einseitiger  Richtung  werden  in  der  Schweiz 
nicht  gezüchtet.  Im  Hügel  lande  des  Braun  viehgebietes  werden  zwar  (früher  mehr 
als  jetzt)  Zwitter  (Zwike)  aufgezogen,  nämlich  die  anscheinend  weiblichen  Thiere 
bei  Zwillingsgeburten  beiderlei  Geschlechtes.  Diese  „Zwike '^  sind  unfruchtbar, 
werden  bedeutend  schwerer  und  größer  als  die  Kühe  und  haben  eine  schnellere 
Gangart,  überhaupt  lebhafteres  Temperament  als  die  Ochsen ;  sie  eignen  sich  deß- 
halb  als  Arbeitsthiere  vorzüglich,  werden  aber  von  den  Metzgern  nicht  sehr  gesucht. 

Ebensowenig  wie  einseitig  auf  Arbeit,  wird  einseitig  auf  Fleisch  bezw. 
Frühreife  hin  gezüchtet. 

In  der  Westschweiz,  namentlich  in  einigen  Gegenden  des  Waadtlandes,  hat 
man  zwar  englische  Zuchtthiere,  vorzüglich  der  Durhamrasse,  eingeführt,  um 
durch  Kreuzung  aus  dem  Landvieh  frühreifere  Thiere  zu  erzielen.  Die  ersten 
Kreuzungen  befriedigten  so  ziemlich ,  die  folgenden  Generationen  aber  schon  nicht 
mehr.  Diese  Erfahrung  kann  nicht  befremden,  seit  man  weiß,  daß  Frühreife 
keine  Rasseneigenschaft  ist,  sondern  das  Ergebniß  einer  mit  entsprechenden  Thieren 
von  Jugend  auf  durchgeführten,  un anter brocbenen  intensiven  Ernährang  bei 
mäßiger  Bewegung.  Dadurch  wird  ein  ununterbrochenes  Wachsthum,  eine  raschere 
Ausbildung  des  Knochengerüstes  oder  vielmehr  eine  schnellere  Verwachsung  des 
Mittelstückes  der  Gliederknochen  mit  deren  Endstücken  (Apophysen)  erzielt, 
welche  drei  Stücke  im  jugendlichen  Alter  durch  in  siedendem  Wasser  lösliche 
Knorpelmasse  verbunden  sind.  Die  Gliederknocben  können  nur  so  lange  wachsen, 
als  noch  diese  Knorpelmasse  vorhanden  ist.  Bei  frühreifen  Thieren  sind  deßhalb 
die  Knochen,  namentlich  die  der  Glieder  und  des  Schädels,  kleiner  und  die  Wirbelsäule 
kürzer,  als  bei  spätreifen;  das  Gebiß  entwickelt  sich  bei  erstem  ebenfalls  schneller. 

Die  Anlagen  zur  Frühreife  können  allerdings  ererbt  sein.  Die  schon  bei 
der  Geburt  kurzgliedrigen  ^gestokten"  Kälber  werden  von  den  Mästern  den 
wüchsigen,  schlanken  Thieren  für  die  Milchmast  vorgezogen.  Die  Frühreife  selbst 
ist  aber  stets  das   Ergebniß  einer  ununterbrochenen  eiweißreichen   Ernährung. 

Unser  Fleckvieh  würde  sich  vorzüglich  auf  Frühreife  züchten  und  aus- 
nützen lassen  und  es  int  absolut  unnöthig,  zu  diesem  Zwecke  nach  fremden  Vieh- 
schlägen zu  greifen.  Auch  aus  Braunvieh  und  zwar  von  den  milchreichsten, 
feinsten  Kühen  hat  Verfasser  in  den  sechziger  Jahren,  ohne  es  zu  wollen,  früh- 
reife Kinder  erzogen,  welche  in  f^anz  merkicilnUtjer  Weise  dem  Körperbau 
nach  dt'tn  Ditrhamvieh  äkndten.  Damals  lag  die  einschlägige,  landwirthschaftliche 
Wissenschuft  noch  in  den  Win. lein  und  die  Lehrbücher  empfahlen  noch  allgemein 
möglichst  reichliche  Ernährung  der  jungen  Thiere.  Durch  Befolgung  dieser  Lehre 
erhielt  er,  wie  gesagt,  frühreife  Flcischthiere,  welche  zur  Arbeit  nichts  und  als 
Mihjhthiere,  trotz  Abstammung,  nicht  viel  leisteten.  Die  Aufzuchtskosti^'u  waren  ent^ 
sprechend  größer  und  der  Erlös  die  Haltte  g<»Tinger,  als  wenn  diese  Kassenkälber  in 
landesüblicher  Weis(^  zu  guten  schweren  Milchthieren  aufgezogen  worden  wären. 
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Das  Zuverlässigste  Eennzeichen  einer  guten  Milchkuh  findet  man,  oaeteris 
paribus,  an  der  Wirbelsäule.  Je  länger  und  feiner  die  Wirbelknochen  und  die 
zwischen  denselben,  namentlich  an  der  Schwanzwurzel  fühlbaren  Vertiefungen 
sind,  desto  länger  ist  der  Brustkasten,  desto  breiter  sind  die  Rippenzwischen- 
räume  und  desto  sicherer  kann  man  das  betreffende  Thier  als  ein  gutes  Milch- 
thier  ansprechen.  Ein  solcher  Bau  wird  aber  bei  fortwährend  sehr  intensiver 
Ernährung,  wir  wir  oben  gesehen  haben,  geradezu  verunmöglicht,  es  sei  denn, 
-es  werde  damit  sehr  viel  Körperbewegung  verbunden,  wie  dies  beim  Weidgang 
«uf  den  Alpen  der  Fall  ist.  Beim  Weidgang  ist  aber  eine  stetige  reiche  Er- 
nährung schon  der  Witterungs-  und  Vegetat  Ions  Verhältnisse  wegen  ausgeschlossen. 

An  vielen  Beispielen  aus  der  Erfahrung  könnte  nachgewiesen  werden,  daß 
^»  möglich  ist,  große,  schwere,  milchreichc  und  arbeitsfähige  Thierkörper  zu 
züchten,  d.  h.  hohe  Milch-,  Fleisch-  und  Arbeitsproduktion  in  einem  Thiere  zu 
vereinigen  und  wir  betrachten  diese  Vereinigung  als  das  richtigste  Zuchtziel,  sei 
■es  für  den  eigenen  Bedarf,  sei  es  für  den  Export,  denn  derartig  gezogenes  Vieh 
muß  eine  gute,  gesunde  Konstitation  haben  und  es  eignet  sich  in  alle  Verhält- 
nisse. Frühreife  dagegen  läßt  sich  mit  diesem  Zuchtziel  nicht  verbinden;  sie 
kann  aber  erreicht  werden,  wenn  die  Verhältnisse  diese  einseitige  Leistung  zweck- 
mäßig erscheinen  lassen. 

Thiere,  welche  bei  guter  Futterverwerthung  möglichst  hohe  Leistungen 
nach  diesen  drei  Richtungen  versprechen  und  welche  auch  auf  Frtlhreife  erzogen 
werden  können,  zeigen  folgenden  Körperbau :  Kopf  leicht,  namentlich  kurz.  Hörner 
leicht,  Brustkasten  und  Hinterhand  nach  allen  drei  Dimensionen  möglichst  stark 
•entwickelt,  Lenden  breit  und  nicht  zu  lang,  Schenkel  lang  und  fleischig,  Sprung- 
gelenk breit  und  flach,  Schienbein  und  Klauen  kurz  und  kräftig,  Haut  nicht  zu 
dünn  aber  weich,  Haar  fein  und  glänzend.  Die  Meßergobnisse  in  Verbindung 
mit  den  Punktirtabellen  zeigen,  daß  die  PreiHgerichte  mit  dieser  Anschauung 
einverstanden  sind,  und  die  Maße  der  angeblich  besten  und  der  schlechtesten 
Milchkühe  beweisen,  daß  ein  breiter  Brustkasten  kein  Hinderniß  für  die  Milch- 
ergibigkeit  ist,  wie  das  noch  hin  und  wieder  behauptet  wird. 

Thiere,  welche  die  obenbezeichneten  Eigenschaften  und  Anlage  zur  Milch- 
ergibigkcit  besitzen,  nennt  man  mit  Recht  schön ;  denn  schön  und  gut,  beziehungs- 
weise zweckmäßig  sind  bei  dem  richtigen  Thierzüchter  gleich werth ige  Be- 
griffe. Es  ist  nun  merkwürdig,  daß  beide  Rassen  auch  in  Bezug  auf  die 
Schönheit  der  Thiere  so  ziemlich  in  gleichem  Range  stehen;  denn  die  eidg.  Vor- 
schaukommissionen für  die  Neuenburger  Ausstellung  fanden  unabhängig  von  ein- 
ander bei  beiden  Rassen  fast  genau  gleich  viel  ausatellungswürdige  Thiere,  nämlich 
je  247 — 250,  während  für  jede  Rasse  300  Stück  vom  Ausstellungskomite  vor- 
gesehen  waren. 

Man  könnte  zwar  einwenden,  es  wären  noch  hunderte  von  ausstellungs- 
würdigen Stücken  im  Lande  vorhanden  gewesen,  welche  ans  diesem  oder  jenem 
Grunde  den  Vorschaukommissionen  nicht  vorgestellt  worden  seien.  Dies  kann 
nicht  bestritten  werden  und  wird  wohl  für  beide  Rassen  zutreffen,  namentlich 
aber  für  das  Braunvieh,  dessen  Gebiet  weiter  vom  Ausstellungsorte  entfernt  lag 
und  für  welches  das  Ausstellen  entsprechend  größere  Opfer  erforderte  als  beim 
Fleckvieh. 

Sehen  wir  uns  noch  sehneil  die  Fehler  an,  welche  die  beiden  Vorschau- 
kommissionen bei  unserer  Viehzucht  hauptsächlich  vurfaiiden.  Der  Berieht  über 
die  Vorschau  beim  Fleckvieh  findet  in  der  Nordost-  und  Zentralschweiz  mehr 
Formen-,    in  der   Westschweiz  dagegen  mehr   Rassenfehler.      Unter  den  Formen- 
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fehlem  sind  es  anereogene,  so  namentlich  der  Seukracken  oder  Nierenschlag, 
eine  Folge  der  Fütterung  aus  hohen  und  schrägen  Raufen,  dann  geringe  Muskel- 
und  Sehnenentwicklung  in  Folge  von  Schlempefiitterung.  Als  angeborene  Fehler 
zeigen  sich  häufig  hoher  Schwanzansatz,  zu  wenig  hreites  und  flaches  Sprung* 
gelenk,  zu  schwere  Köpfe. 

Bei  der  Braunviehzncht  spielt  die  Farhe  hekanntlich  eine  große  oder  viel- 
mehr eine  zu  große  KoUe.  1 3  %  der  für  die  Ausstellung  angemeldeten  Thiere 
wurden  wegen  mangelhafter  Farhe  abgewiesen.  Unter  den  Eörperfehlern  bilden 
schlecht  geschlossene,  steile  Schultern,  flache  Rippen,  eingeschnürter  Gurt  und 
bchwacher  Rücken  in  vielen  Fällen  den  Grund  auf  Abweisung,  üeberbildung 
in  der  einseitigen  Zuchtrichtung  auf  Milchergibigkeit  ist  die  Ursache  dieser  Fehler. 

Das  Zentrum  der  besten  Flechoiehzucht  ist  das  Simmen-  und  SaanentLal 
im  Bemer  Oberland.  Das  beste  Braunvieh  wird  im  Kanton  Schwyz  und  in  seiner 
Umgebung  aufgezogen.  In  beiden  Gegenden  zeigen  gleiche  Ursachen,  gleiche 
Wirkungen.  Die  Wahl  der  zur  Aufzucht  bestimmten  Kälber  ist  eine  sorgfältige ; 
neben  der  eigenen  Zucht  finden  sowohl  im  Simmeuthal,  wie  im  Kanton  Schwyz 
die  Züchter  eine  reiche  und  gute  Answahl  an  Kälbern  in  den  benachbarten  Ge- 
bieten. Im  Frühjahr  werden  die  fetten  Thalwiesen  abgeweidet,  dann  steigen  die 
Thiere  in  die  Voralpen,  nachher  in  die  Alpen,  von  da  wieder  zurück  in  die 
Voralpeu,  um  schließlich  auf  den  Thaiwiesen,  wo  inzwischen  das  feine,  kräftige 
Aetzheu  und  das  Emd  geemtet  wurde,  noch  das  Herbstgras  abzuweiden. 

Die  jungen  Thiere  erhalten  somit  während  des  ganzen  Jahres  ein  überaus 
leicht  verdauliches,  weil  stets  junges  und  damit  ein  sehr  nährstoffreiches  Futter,  ver- 
bunden mit  viel  lungen-  und  körperkräft  igen  der  Bewegung  im  Freien.  Ein 
konzeutrirtes,  leicht  verdauliches  Futter  mit  viel  Körperbewegung  ist  aber  absolut 
nöthig,  um  Thiere  mit  derjenigen  Körperbildung  zu  erhalten,  welche  wir  oben 
kurz  geschildert  haben  und  welche  kombinirte  große  Leistungsfähigkeit  verspricht. 
Bei  voluminösem,  schwer  verdaulichem  Futter  weitet  sich  die  Mittelhand  auf 
Unkosten  des  Brustkastens  und  der  Nachhand  zu  stark  aus,  der  Körper  wird 
ungenügend  ernährt,  erreicht  somit  nicht  die  mögliche  Ausbildung.  Auf  diese 
Weise  kann  man  wohl  Milchvieh  aufziehen;  die  Körperkraft,  das  Körpergewicht 
und  die  Widerstandsfähigkeit  leiden  aber  darunter. 

Auf  Seite  2  ist  angeführt  worden,  daß  Professor  Krämer  den  Export  an 
Vieh  und  Fleisch  aus  dem  Rindviehbestande  der  Schweiz  auf  Fr.  24,399,849 
oder  auf  ca.  8,5  ^o  des  jährlichen  Gesammtnutzens  dieses  Bestandes  berechnet. 
Ueber  den  Export  an  Ithulvirh  gibt  die  amtliche  Waaren Verkehrsstatistik  folgen- 
den Aufschluß  : 

a,  Export  von  Schlachtvieh  im  Gewicht  von  15<)  kgr  und  darüber 


nach 
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1887 
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1889 
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53 

33 

0 
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5,360 

Holland 
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— 

— 

Werth 

•* 

t,200 
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Total  Stü.-ke  I8,r,2ü       2n,8(M;        1.5.883        12,3S6        11,768       15,894 

„        Werth  Fr.  6,695,808  7,704,000  5,533,013  4,5.36,170  4,514,323  6,796,675 
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Diese  Ausfuhr  besteht  zum  weitaus  größten  Theile  aus  Kühen.  Im  Jahre 
1889,  wo  die  Position  „ Schlachtvieh  von  150  kg  und  darüber**  getrennt  wurde  in : 
1)  Ochsen  und  Stiere  geschaufelt  und  2)  Kühe  und  Rinder  geschaufelt,  bestand 
die  Ausfuhr  der  1.  Kategorie  aus  nur  1198  Stück,  der  2.  Kategorie  dagegen 
aus  10,448  Stück. 

b,  Export  von  Nutzvieh  im  Gewicht  von  150  kg  und  darüber 


nach 
Deutschland 

Oesterreich 

Frankreich 

Italien 

Belgien 

Spanien 

Rußland 

Ver.  Staaten 

Werth 
Centr.  Amerika  Stücke 

Werth 
Brasilien  Stücke 

Werth 
iidere  öbers.  linder  Stucke 

Werth 


Stücke 
Werth  Fr. 
Stücke 
Werth     , 
Stücke 
Werth     , 
Stücke 
Werth    „ 
Stücke 
Werth     ^ 
Stücke 
Werth     ^ 
Stücke 
Werth     , 
Stücke 


1885  1886  1887  1888  1889        Dnrciisciiii. 

8,094         9,340         6.625         7,597         9,113         8,154 

2,666,600  8/)5ifi00  2,478,666  2,631,472  3,654,769  2,876,501 

783     893    1,583     433     244     787 

293,618     319,000      526,036      151,949        88,617      275,844 

8,129    7,487    5,296    5,290    5,355    6,311 

3,270,618  2,840,000  2,111,228  2,091,958  2,135,734  2^489,908 

22,436         9,132         7,633       10,172         7,335       11^342 

5,465,218  1,709,000  1,650,654  2,752,514  1,895,541  2,694,585 
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66 

24,700 

9 
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13 

8,400 


4 

3,600 

100 
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3 
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4 

2,000 

17 

7,160 

2 

1,720 

3 
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Total  Stücke  39,557       26,971       21,290       23,512       22,306       26,727 

„      Werth  Fr.  11,774,054  7,988,000  6,847,484  7,637,893  7,792,661  8,408,018 

Nach  Italien  und  Spanien  geht  ausschließlich,  nach  Frankreich  vorwiegend 
Braunvieh.  Nach  Deutschland  und  Oesterreich  wird  vorwiegend  Zuchtvieh  der 
Fleckviehrasse,  aber  auch  —  namentlich  nach  Deutschland  —  braunes  Milch- 
vieh exportirt.  Die  Ausfuhr  an  Braun vieh  überwiegt  auch  deßhalb  diejenige 
an  Fleckvieh,  weil  von  ersterem  nicht  nur  Zuchtthiere,  sondern  vielfach  ältere 
am  Kalben  stehende  und  frischabgekalbte  Milchkühe  für  die  Milchversorgung  der 
Städte  gesucht  werden.  Die  Ausfuhr  nach  Spanien  besteht  fast  ausschließlich 
aus  älteren  Kühen. 

c.  Export  von  Rindvieh  im  Gewicht  von  60  — 150  kg  (Jungvieh) 
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6,333 

5,858 

6,366 

6,571 

Werth  Fr. 
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Werth     , 
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538,000 
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Italien    .    . 
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3,()05 
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130^369 
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509,988 
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►tal  Stücke 
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Werth  Fr.  1,799,545  1,576,000  996,963  1,172,521  1,746,721  1,458,350 
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d,  Export  von  Kälbern  bis  60  kg  Gewicht 
nach  1885  .     1886       1887       1888       1889     DirckKhi 

Deutschland      ....    Stücke  6,749      7,900  7,645  9,994  9,576      8,873 

Werth  Fr.  170,973  207,000  163,673  206,772  197,682  189ß20 

Oesterreich Stücke  1,174         950  547  382  459         703 

Werth  ,       31^84    26,0O0  15,688  10,147  136,668    43,977 

Frankreich Stücke  5,231       5,969  4,365  2,056  4,271      4,378 

Werth  „     174,265  191,000  153,454  62,893  140,440  144,410 

Italien Stücke  508         3:^7  188  75  43         230 

Werth  ,        12,631       7,000  8,492  1,708  1,103      5,187 

Spanien Stücke  15           16  28  —  11           14 

Werth  ,            710      1.000  720  — 230  532 

Total  Stücke  13,677     15,172     12,773     12,507     14,360     13,698 

Werth  Fr.  389,963  432,000  337,027  281,520  476,123  383,327 

Rekapitulation  der  durchschnittlichen  Jahresausfuhr  pro  1885 — 89,  Werth 

Schlachtvieh      Nutzvieh         Jungvieh  Kalber  Total  o/^. 

über  Ibt)  kg    über  150  kg    W»— l&o  kg       bis  60  kg         Werth  '"* 

Deutschland     .     .    Fr.    4,707.489  2,876.501  693,703  189,220  8.466,913  52.T 

Oesterreich.     .     .      .           23,200  275,844  38,648  43,977  381,669  2,4 

Frankreich  ....         513,066  2,489,908  370.268  144,410  3,518,252  21,9 

Italien     .    .    .    .      „         546,720  2,694,585  351,231  5,187  3,597,723  22,4 

Uebrige  Länder   .     j, 5,600  71,180  4,500  532  81,812  0,> 

Total    Fr.     5,796,675    8,408,018     1,458,350    383,327     16,046,370     100,» 
7o  36,1  52,4  9,1  2,4  100,0 

Staatliche  Förderung  der  Rindv iehzucht.  Das  Kindvieh,  wie 
die  meisten  Hausthiere,  lebt  in  Polygamie;  der  Einfluß  des  Zuchtstieres  auf  die 
Zucht  ist  deühalb  um  so  viel  mal  größer  als  derselbe  mehr  Nachkommen  erzengt, 
als  das  weibliche  Thier.  Die  Aufzuchtskosten  des  Zuchtstieres  sind  höher  als 
die  des  weiblichen  Thieres;  seine  Haltung  ist  gefährlich.  Neben  der  Zucht- 
leistung, welche  nur  gering,  nämlich  mit  ein  bis  höchstens  drei  Franken  per 
Sprung  bezahlt  wird,  bietet  der  Stier  nur  Nutzen  als  Arbeitsthier ;  sein  Fleisch 
ist  nicht  beliebt;  dasselbe  wird  meistens  zu  Würsten  verwendet.  Trotz  der 
großen  Zahl  männlicher  Kälber,  aus  denen  man  auswählen  kann,  gelingt  es  ver- 
hältnißmäßig  selten,  annähernd  tadellose  Zuchtstiere  aufzuziehen;  dieselben  sind 
deßhalb  im  zuchtfähigen  Alter  sehr  gesucht  und  sie  werden  zu  hohen  Preisen 
iu's  Ausland  abgeführt. 

Diese  Verhältnisse  und  der  sehr  zertheilte  Grundbesitz  unseres  Landes,  welcher 
es  nur  ganz  wenigen  Landwirthen  ermöglicht,  die  Zeugungskraft  eines  Thieres 
für  ihr  eigenes  Vieh  voll  auszunützen,  lassen  die  Zuchtstierhaltung  überall  als 
eine  mehr  oder  weniger  große  Last  erscheinen.  Schon  im  Mittelalter  sorgten 
deßhalb  die  Landesherren  und  kirchlichen  Stiftungen  für  die  Förderung  der  Thier- 
zucht,  indem  sie  selbst  die  männlichen  Thiere  (^ den  „Wuocher'*)  zu  Gunsten  ihrer 
Unterthanen  und  Lehensleute  hielten  oder,  indem  sie  Lebenhöfe  (die  sogenannten 
Kehlhöfe)  mit  dem  Servitute  belasteten,  für  die  Umgebung  Hengste,  Zuchtstiere, 
Eber  und  Böcke  zu  halten. 

Wenn  der  moderne  Staat  die  Haltung  der  männlichen  Zuchtthiere  durch 
Gesetze,  Verordnungen  und  Geldprämien  begünstigt,  so  folgt  er  somit  nur  in 
arnienT  Form  dem  Beispiele  seiner  Rechtsvorgänger  aus  der  Feudalzeit. 

In  die  Aufgabe  der  Förderung  der  Kindviehzucht  theilen  sich  bei  uns  der 
Hund,  die  Kantone,   Gcmthiden,  und  in  neuerer  Zeit  auch  Genossenschaften. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  wir  hier  die  Wirksamkeit  der  KanUme 
auf  dem  Gebiete  der  Rind  Viehzucht    auch   nur  in  großen  Zügen  zur  Darstellung 
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bringen  wollten.  Es  mag  genügen^  zu  sagen,  daß  mit  Ausnahme  der  beiden  Städte- 
kantone Basel  und  Genf,  in  allen  tibrigen  Kantonen  die  Haltung  von  guten  Zucht- 
stieren  mit  Prämien  unterstützt  wird,  daß  in  vielen  derselben  nur  mit  staatlich  aner* 
kannten  Stieren  gezüchtet  werden  darf  und  daß  einige  Kantone  ihre  Gemeviden 
gesetzlich  verpflichten,  eine  bestimmte,  im  Verhältniß  zum  weiblichen  Viehbestände 
stehende  Anzahl  geeigneter  Zuchtrttiere  zu  stellen.  Die  meisten  Kantone  prämiren 
ebenfalls  jährlich  die  schönsten  Kühe  und  Rinder. 

Ein  größeres  Interesse  bietet  die  Thätigkeit  des  Bundes  auf  diesem  Felde, 
weil  durch  dieselbe  die  Wirksamkeit  der  Kantone  wesentlich  beeinflußt  worden  ist. 

Wenn  wir  absehen  von  den  internationalen  Viehausstellungen,  deren  Besuch 
unterstützt  wurde,  von  den  schweizerischen  landwirthschaftlichen  Ausstellungen, 
für  welche  die  Prämiengelder  geliefert  wurden  und  von  den  Prämirungen  des- 
Grebirgsviehes ,  so  hat  der  Bund  erst  seit  dem  Jahre  1883  eigentlich  in  die 
Förderung  der  Eindviehzucht  mit  eingegriffen. 

Im  genannten  Jahre  stellte  die  Bundesversammlung  dem  Bundesrathe  einen 
Kredit  von  30,000  Fr.  zur  „Hebung  der  Rind  Viehzucht**  zur  Verfügung.  Auf 
den  Antrag  einer  Kommission  von  Fachmännern,  worunter  wir  als  Antragsteller 
den  viel  verdienten  Landammann  Br.  Friedrich  von  Tscimdy  sei.  von  St.  Gallen 
hervorheben,  wurde  beschlossen,  es  sei  diese  Summe  nach  Maßgabe  der  Zahl  der 
Zuchtstiere  denjenigen  Kantonen  in  Aussicht  zu  stellen,  welche  einen  mindestens 
ebenso  hohen  Betrag  für  die  Prämirung  der  besten  Zuchtstiere  verwenden  und 
unter  der  Bedingung,  daß  diese  Zuchtstiere  mindestens  10  Monate  vom  Teige 
der  Prämirung  an  gerechnet  zur  Zucht  im  Inlande  verwendet  werden. 

Die  Wirkung  dieser  sehr  bescheideneu  Summe  und  dieser  an  ihre  Aus- 
händigung geknüpften  ungemein  einfachen  Bedingung  war  sofort  eine  derart 
günstige  und  allgemein  anerkannte,  daß  im  Jahre  1884  die  Bundesversammlung^ 
in  den  Bundesbeschluß  betreffend  Hebung  der  Landwirthschaft  folgenden  Artikel 
(5)  aufnahm: 

„In  das  eidgenössische  Budget  wird  alljährlich  ein  Posten  zur  Hebung  und 
Verbesserung  der  Rindviehzucht  von  mindestens  100,000  Fr.  aufgenommen  werden. 
Derselbe  soll  hauptsächlich  zur  Förderung  einer  geordneten  Zuchtstierhaltung 
in  den  Kantonen ,  ausnahmsweise  auch  zur  Unterstützung  einer  schweizerischen 
Betheiligung  an  ausländischen  Rindviehausstellungen  verwendet  werden.** 

„Der  Bundesrath  wird  die  Bedingungen  feststellen,  unter  denen  die  Unter- 
stützungen aus  dem  genannten  Kredite  verabfolgt  werden." 

Diese  vom  Bundesrathe  aufzustellenden  Bedingungen  blieben  sich  in  der 
Folge  und  in  der  Hauptsache  gleich.  Es  wird  verlangt,  daß  die  Kantone  eine 
mindestens  ebenso  hohe  Summe  wie  der  Bund  für  die  Prämirung  derjenigen 
besten  Zuchtstiere  verwenden,  welche  vom  Tage  der  Prämirung  an  mindestens 
während   10  Monaten  zur  Zucht  im  Lande  verwendet  werden. 

Die  erste  meßbare  Wirkung  dieser  Maßregel  war  eine  bedeutende  Ver- 
mehrung der  Zalil  der  Zucht^tiere,  welche  sich  schon  bei  der  Konkurrenz  auf 
den  Schauplätzen  durch  die  vermehrte  Auffuhr  zeigte.  Während  im  Jahre  1866 
10,302  und  im  Jahre  1876  10,326  Zuchtstiere  gezählt  wurden,  ergab  die  eidg. 
Viehzählung  anno  1886  18,391  Stück  oder  nahezu  eine  Verdopplung  der  während 
20  Jahren  fast  gleich  gebliebenen  Zahl. 

In  allen  Kantonen  ohne  Ausnahme  ist  das  Verhältniß  zwischen  den  Zucht- 
stieren  und  den  weiblichen  Thieren  ein  bedeutend  engeres  geworden.  Das  allein 
ist  ein  ganz  bedeutender  Vortheil  iAr  die  Landwirthschaft,  denn  der  Nutzen  der 
Kühe  hängt  bekanntlich  davon  ab,  daß  sie  regelmäßig  trächtig  werden. 
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Je  mehr  Znchtstiere  vorhanden  sind,  desto  größer  ist  die  Wahrscheinlich- 
keit, daß  die  Kühe  nnd  Rinder  fruchtbar  bedeckt  werden,  desto  bessere  Auswahl 
unter  erstem  kann  man  treffen  und  desto  eher  ist  es  möglich,  ungeeignete  Stiere 
von  der  Zucht  auszuschließen.  Es  darf  behauptet  und  kann  an  Hand  der  eidg. 
Viehzählungen  nachgewiesen  werden,  daß  je  enger  das  Verhältniß  zwischen  der 
Zahl  der  männlichen  und  der  weiblichen  Rinder,  desto  höher  der  Stand  der  Vieh- 
zucht einer  Gegend  ist.  —  Allerdings'  ist  dieses  enge  Verhältniß  sowohl  Ursache 
als  zugleich  auch  Wirkung  einer  gehobenen  Viehzucht,  indem  viele  und  gute 
Zuchtstiere  eine  gute  Zucht  bedingen,  anderseits  aus  einer  guten  Zucht  die  Zucht- 
stiere gesucht  und  folglich  deren  mehr  aufgezogen  werden. 

Der  Bund  verlangt  ferner,  daß  die  kantonale  und  eidgenössische  Prämie 
zusammen  per  Stier  mindestens  60  Fr.  betrage.  Diese  Bedingung  ist  aufgestellt 
worden,  weil  in  einigen  Kantonen  die  Prämiengelder  gar  zu  sehr  verzettelt  wurden, 
wohl  in  der  irrthümlichen  Ansicht,  man  könne  durch  bloße  Aufmunterung  helfen. 
Der  Zweck  der  Zuchtstierprämirung  ist  nach  der  Auffassung  des  Bundes  nicht 
der,  die  Züchter  für  ihre  Zuchtergebnisse  zu  belohnen:  denn  dadurch  wUrde 
demjenigen  „der  hat,  noch  gegeben".  Der  Bund  will  einfach,  daß  die  besten, 
beziehungsweise  die  theaersten  Zuchtstiere  dem  Lande  erhalten  bleiben.  Dies 
können  nur  sehr  hohe  Prämien  bewirken,  denn  der  schönste  Zuchtstier,  für 
welchen  im  Alter  von  l^^  Jahren  vielleicht  über  1000  Fr.  erhältlich  gewesen 
wären,  ist  später  bei  der  Abgabe  an  die  Schlachtbank  nicht  mehr  werth,  als 
das  gewöhnlichste  Thier  von  gleichem  Gewichte.  Der  Besitzer  muß  folglich  ein 
bedeutendes  Risiko  tragen  und  an  dem  Werth  des  Zuchtstieres  jährlich  große 
Abschreibungen  machen.  Nur  entsprechend  hohe  Prämien  sind  im  Stande,  den 
Züchter  zur  Aufzucht  von  vielversprechenden  Stierkälbem  zu  veranlassen,  welche 
sonst  geschlachtet  würden.  Sind  die  Stierkälber  aber  einmal  aufgezogen,  so 
müssen  sie  zur  Zucht  verwendet  werden,  weil  sie  nur  dadurch  etwas  einzubringen 
im  Falle  sind  und  da  diejenigen  mittlerer  und  geringer  Qualität  nicht  in's  Aus- 
land exportirt  werden  können,  besteht  absolut  kein  Grund,  sie  noch  staatlich  zu 
prämiren.  Die  Erfahrung  bestätigt  auch  das  Gesagte,  indem  diejenigen  Kantone, 
welche  die  höchsten  Stierprämien  verabfolgen,  z.  B.  Bern,  Schwyz  und  Zug,  auch 
die  gehobenste  Viehzucht  aufweisen. 

Verfasser  ist  der  Ansicht,  daß  bei  den  schweren  Viehschlägen  beider  Rassen 
Stierprämien  unter  150  Fr.  wirkungslos  sind.  Wenn  der  Bund  bei  Aufstellung 
des  ^linimums  nicht  so  hoch  gegangen  ist,  so  geschah  dies  mit  Rücksicht  auf 
die  kleinen  Gcbirgsviebschläge,   wo  die  Verhältnisse  wesentlich  anders  liegen. 

Höhere  Prämien  haben  dann  aber  auch  zur  Voraussetzung,  daß  sie  indivi- 
duell, dem  Werthe  des  einzelnen  Thieres  entsprechend  ausgerichtet  werden.  In 
größern  Kantonen,  wo  es  nicht  angeht,  sämmtliche  Zuchtstiere  auf  einer  Schau 
zu  vereinigen,  theilt  man  in  der  Kegel  die  Prämien  und  die  Thiere  in  drei,  höch- 
stens vier  Klassen.  Es  kann  dabei  nicht  vermieden  wcrdtm,  daß  in  einer  und 
derselben  Klasse  8ti«*re  gleichhohe  Prämien  erhalten,  zwischen  denen  ganz  bedeutende 
Werthunterseiiiede  bestehen. 

Seit  in  dem  sogen.  „Punktiren-  ein  Beurtheilnngsverfahren  gegeben  ist, 
welches  —  man  mag  dagegen  einwenden,  was  man  will  -  von  tüchtigen,  un- 
befangenen Fachmännern  aiigi'wendet ,  rrfahrKfit/sffcmäß  zuverlässige  Ergebnisse 
lii'fert  und  welches  zudem  für  das  Urtheil  des  Richters  ein  Recht fertigungs- 
nnd  für  den  Züchter  ein  Belehrungsmittel  ist,  wie  es  kein  zweites  gibt,  besteht 
kein  ausreichender  Grund  mehr,  an  der  Eintheilung  der  Thiere  und  der  Prämien 
In  K)ü8seji  festzuhalten. 
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Damit  die  Kühe  und  Rinder  während  der  DUrrfätternng  kalben,  beginnt  die 
jährliche  Züchtungsperiode  je  nach  der  Höheulage  der  betreffenden  Gegend  im 
Januar  oder  Februar  und  sie  erreicht  auch  ihren  Höhepunkt  in  diesen  und  den 
nächstfolgenden  Monaten.  Nach  Mitte  September  und  im  Oktober  finden  die 
Hauptviehmärkte  und  auch  der  Hauptviehexport  statt.  Die  Zuchtstiere  sollte 
man  deßhalb  vor  der  jährlichen  ZUchtungsperiode  prämiren,  damit  der  Züchter 
weiß,  wohin  er  sich  mit  seinen  Kühen  und  Rindern  zu  wenden  hat.  Ferner 
Follte  man  verhindern,  daß  die  besten  jungen  Zuchtstiere  auf  den  Herbstvieh- 
jnärkten  für  das  Ausland  aufgekauft  werden.  Diese  beiden  Ziele  sind  nur  durch 
die  Prämirung  im  Herbst  zu  erreichen.  Der  Bund  hat  deßhalb  schon  wieder- 
holt den  Wunsch  ausgesprochen,  die  Kantone  möchten  Herbstschauen  einführen, 
um  die  staatlichen  Beiträge  zu  Gunsten  der  Viehzucht  wirksamer  zu  machen. 
Fast  alle  Kantone  sind  diesem  Wunsche  bereits  entgegengekommen  und  die  wenigen 
Stände,  welche  noch  Frühjahrsschauen  haben,  dürften  diesem  Beispiel  in  ihrem 
■eigensten  Interesse  wohl  bald  folgen. 

In  unserem  Fleck-  und  Braunvieh  haben  wir  zwei  Viehrassen,  welche  allen 
yemünftigen  Ansprüchen  vollkommen  genügen  und  welche  durch  sachverständige 
Züchtung  und  Haltung  noch  auf  eine  bedeutend  höhere  Stufe  durchschnittlicher 
Leistungsfähigkeit  gehoben  werden  können.  Das  Fleckvieh  dürfte  unter  Bei- 
behaltung seines  Gewichtes  und  der  guten  Formen  noch  mehr  in  der  Richtung 
auf  Milchergibigkeit  veredelt  werden.  Beim  Braunvieh  ist  zu  verhüten,  daß  die 
vielerorts  etwas  einseitige  Zucht  auf  Milch  nicht  üeberbildung  und  Mangel  an 
Widerstandskraft  zur  Folge  habe.  Die  Beobachtung  und  die  Meßergebnisse  zeigen, 
daß  beide  Rassen  genügend  Elemente  für  die  Veredlung  in  der  angedeuteten 
Richtung  durch  Inzucht  enthalten  und  daß  weder  Kreueung  beider  Rassen  unter 
«ich,  noch  mit  fremdem  Vieh  nöthig  ist. 

Die  Grenze  zwischen  dem  Braun-  und  dem  Fleckvieh  ist,  wie  schon  Ein- 
gangs bemerkt,  keine  scharfe  Linie,  sondern  eine  ziemlich  breite  Zone,  innert 
welcher  sinn-  und  planlos  gekreuzt  wird.  Kreuzungsthiere  können  zwar  ebenso 
^te  Nutzthiere  sein  wie  reinrassige ;  es  darf  sogar  die  Vermuthung  ausgesprochen 
werden,  daß  die  sehr  gesuchten  hellfarbigen  Thiere  beider  Rassen  nicht  ohne 
eine  gewisse  Kreuzung  entstanden  seien. 

Der  Züchter  in  den  Alpenkantonen  kauft  aber  nur  reinrassige  Kälber  und 
der  Fremde  sucht  bei  uns  ebenfalls  nur  reinrassiges  Zuchtvieh,  weil  Kreuzungs- 
produkte keine  Gewähr  für  gute  Vererbung  bieten.  Die  Kreuzung  liefert  daher 
nur  gering werthige  Nachzucht,  beziehungsweise  die  Kreuzungsprodukte  sind  für 
die  Nachzucht  verloren. 

Der  Bund  wünscht  deßhalb,  die  Kantone  möchten  dafür  sorgen,  daß  wenig- 
stens die  prämirten  Zuchtstiere  nur  für  Kühe  und  Rinder  der  gleichen  Farbe 
benützt  werden. 

Die  Erfüllung  dieses  Wunsches  ist  durchaus  nicht  so  schwer,  wie  es  den 
Anschein  hat ;  aber  sie  verlangt  Zeit  und  j)lan volles  Handeln,  wenn  man  nicht 
bedeutende  Privatinterepsen  nnnöthigerweise  stark  schädigen  will.  Das  ganze 
Verfahren  läuft  nur  darauf  aus,  die  Grenze  zwischen  dem  Fleck-  und  dem  Braun- 
vieh möglichst  scharf  zu  ziehen.  Jede  der  beiden  Rassen  enthalt  genügend  Thiere 
für  die  verschiedensten  Nutzungszwecke  und  für  die  verschiedensten  Besitz-  und 
Vermögensverhältnisse.  Wenn  das  Braun vieh  im  Verhältniß  zum  Körpergewicht 
durchschnittlich  etwas  thenerer  bezahlt  werden  muß  als  das  Fleckvieh,  so  steht 
dem  höhern  Preis  ein  erhöhter  Milchnutzen  gegenüber;  es  besteht  somit  kein 
Grund  für  einen  Landwirth  im  Gebiete  der  Braunviehzueht,  Fleckvieh  anzuschatVen. 
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Aber  auch  der  Landwirth  in  der  Nähe  der  Käsereien  and  der  großem  Ort- 
schaften des  Fleokviehgebietes  üodet  Fleckktihe  genug,  welche  im  Milchertrag- 
den  Braunen  wenig  nachstehen. 

Eine  örtliche  Abgrenzung  beider  Rassen  kann  somit  niemanden  ernstlich 
schädigen,  wenn  sie  mit  Schonung  durchgeführt  wird;  höchstens  wird  hin  und 
wieder  Privatliebhaberei  für  den  einen  oder  andern  Schlag  dem  allgemeinen 
Nutzen  geopfert  werden  müssen.  Dieser  Nutzen  besteht  aber  hauptsächlich  darin^ 
daß  diejenigen  Gegenden,  welche  ihren  gemischten  Viehstand  gegenwärtig  nur 
im  Inland  und  zwar  nur  auf  beschränktem  Gebiet  verhandeln  konnten,  ein  Handel, 
der  daselbst  fast  ausschließlich  in  Händen  der  Juden  liegt,  nachher  dem  Groß- 
handel und  dem  Export  offen  stehen  werden  und  daß  die  Kuhkälber  an  di» 
Züchter  in  den  Alpgegenden  zu  entsprechenden  Preisen  zur  Aufzucht  verkauft 
werden  können.  Es  int  gewiß  nicht  gleichgültig,  ob  sich  der  Erlös  aus  den  Kuh- 
kälbern verdrei-  bis  verfünffacht,  abgesehen  von  dem  höhern  Werth  derselben 
für  die  eigene  Aufzucht.  Haben  die  kantonalen  Behörden  unter  Zurathehaltung 
aller  Umstände  und  Verhältnisse  die  ideale  Grenze  zwischen  beiden  Kassen  ge- 
zogen, so  besteht  die  erste  Maßregel,  um  diese  Grenze  nach  und  nach  zu  einer 
realen  zu  gestalten,  darin,  daß  auf  jeder  Seite  derselben  nur  mehr  Zuchtthiere, 
Zuchtfamilien  und  Zuchtgenossenschaftsbestände  der  betreuenden  Farbe  prämirt 
werden.  Später  werden  alle  Zuchtstiere  entgegengesetzter  Kasse  von  der  Zucht 
im  betreffenden  Gebiete  ausgeschlossen  und  schließlich  kommt  das  Verbot  der 
Kreuzung  mit  Verhängung  entsprechender  Bußen  im  üebertretungsfalle.  Immer 
aber  muß  die  Belehrung  der  Züchter  über  die  Nothwendigkeit  und  die  Nütz- 
lichkeit dieser  Maßregeln  nebenher  gehen;  denn  es  ist  nicht  zu  vergessen,  daß 
am  wenigsten  in  der  Republik  wirthschaftliche  Aenderungen,  seien  dieselben 
noch  so  gut  gemeint,  durchgeführt  werden  können,  wenn  das  Volk  nicht  damit 
einverstanden  ist.  Der  Bund  hat  denn  auch  bis  jetzt  unterlassen,  seine  Wünsche 
als  Bedingung  an  die  Abgabe  seiner  Beiträge  zu  knüpfen,  wohl  weil  er  hoffen 
darf,  dieselben  werden  ohnedies  in  absehbarer  Zeit  in  Erfüllung  gehen,  weil  sie 
von  allen  Sachverständigen  als  vollständig  gerechtfertigt  angesehen  werden. 

Gegenwärtig  beträgt  der  Beitrag  des  Bundes  für  Beiprämien  an  Zuchtstiere 
8  Fr.  per  Stück  oder  im  Ganzen  für  18,391  durch  die  Viehzählung  vom  21.  April 
1886  ausgewiesene  Zuchtstiere  147,128  Fr.  Hievon  können  aber  jährlich  etwas 
über  10  ^/o  nicht  zur  Auszahlung  gelangen,  weil  stets  eine  Anzahl  prämirter 
Zuchtstiere  vor  Ablauf  der  ausbedungenen  Haltefrist  von  10  Monaten  durch  Ver- 
kauf und  Tod  abgeht.  Der  Beitrag  der  Kantone  zum  gleichen  Zweck  ist  etwas 
höher;  derselbe  betrug  im  Jahre  1889  105,533  Fr.  Es  werden  mit  diesen 
Summen  jährlich  2000  bis  2400  Zuchtstiere  prämirt.  Von  den  Kantonen  werden 
noch  jährlich  über  50,000  Fr.  für  die  Prämirung  von  weiblichen  Thieren  verwendet. 

Obwohl  der  Bund  sich  bei  den  Prämien  mit  nahezu  der  Hälfte  der  be- 
treffenden Summe  betheiligt,  ist  die  Prämirung  selbst  ausschließlich  Sache  der 
Kantone.  Tüchtige,  mit  der  nJHhigen  Fachbildung,  vor  allem  aber  mit  angeborener 
Beobachtung«-  und  Kombinationsgabe  und  mit  Formen-  und  Farbengedächtniß 
ausgestattete  Fachmänner,  welche  im  Stande  sind,  die  Prämien  so  zu  vertheilen, 
daß  eine  Hochzucht,  wie  die  unsrige,  dadurch  wirklich  noch  weiter  gefordert 
wird,  sind  so  äußerst  selten,  daß  die  Frage  wohl  erlaubt  ist,  ob  sich  in  allen 
Kantonen  die  nöthigen  Kräfte  für  die  Preisgerichte  linden  und  ob  es  nicht  an- 
gezeigt wäre,  interkantonale  Jury  s  aus  den  tüchtigsten  Kennern  und  Züchtern 
zu  bilden.  Kleinere  Kantone  und  solche,  in  denen  die  Viehzucht  noch  auf  einer 
tiefern  Stufe  steht,  dürften  jedenfalls  gut  thun,  diese  Frage  ernstlich  zu  prüfen» 
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£iDem  aufmerksamen  Beobachter  wird  es  nicht  entgehen,  daß  oft  Miiigriffe  ge- 
macht und  Zuchtstiere  prämirt  werden,  welche  von  der  Zucht  eher  auszuschließen 
wären,  indeß  andere  unwesentlicher  Aeußerliohkeiten  wegen  leer  ausgehen,  ob- 
wohl in  ihnen  das  Fundament  für  weseutliche  Verbesserong  der  Zucht  vorhanden 
ist.  Die  Viehzucht  ist  überhaupt  ein  Gebiet,  auf  dem  der  tüchtigste  und  erfahrenste 
Fachmann  immer  noch  zu  lernen  hat. 

Seit  1885  stellt  der  Buud  den  Kantonen  Beiträge  für  die  Prämirung  der 
besten  ZucfUfamilien  zur  Verfügung.  Damit  wird  bezweckt,  in  der  Folge  Zucht- 
stiere  zu  erhalten,  deren  Abstammung  aus  schönen,  gesunden  und  leistungs- 
fähigen Zuchten  nachgewiesen  werden  kann  und  welche  deßhalb  yoraussichtlich 
ihre  Formen  und  Eigenschaften  treu  vererben.  Von  1890  an  werden  für  diese 
Prämirung  per  100  Stück  des  gesammten  Rindviehbestandes  5  Franken  und  im 
Ganzen  60,626  Fr.  zur  Verwendung  gelangen.  An  die  Yerabfolgung  hat  das 
eidg.  Landwirthschaftsdepartement  folgende  Bedingungen  geknüpft: 

Im  laufenden  Jahre  können  die  Prämien  den  besten  Zuchtfamilien  nur  zugesichert 
werden.  Die  Auszahlung  erfolgt  erst  im  Jahre  1891,  wenn  bei  der  alsdann  stattfinden- 
den Zuchtfamilienpräniirung  von  den  Betreffenden  wiederum  eine,  mit  der  in  diesem 
Jahre  prämirten  verwandte,  prämirungswürdige  Familie  aufgeführt  und  ein  zuverlässig 
geführtes  Zuchtbuch  vorgewiesen  wird. 

Bereits  prämirte  Zuchtfamilien  dürfen  nur  dann  wieder  prämirt  werden,  wenn  für 
dieselben  ebenfalls  ein  Zuchtbuch  richtig  geführt  worden  ist. 

Von  den  zum  ersten  Male  konkurrirenden  Zuchtfamilien  ist  ein  Nachweis  über  die 
Abstammung  oder  über  die  Verwandtschaft  nicht  absolut  nothwendig. 

Die  Rindvieh -Zuchtgenossenschatten  haben  mit  ihren  Thieren  um  die  Zucht- 
famüienprämien  zu  konkurrircn.  Es  darf  deßhalb  kein  Maximum  für  die  Zahl  der 
Thiere  vorgeschrieben  werden,  aus  welcher  eine  Zuchtfamilie  bestehen  soll.  Es  bleibt 
im  Gegentheil  den  Kantonen  freigestellt,  die  Konkurrenz  um  Zuchtfamilienprämien  auf 
die  Zuchtgenossenschaften  zu  beschränken. 

Thiere,  welche  mit  erheblichen,  namentUch  mit  erblichen  Mängeln  belastet  sind, 
müssen  von  der  Prämirung  zurückgewiesen  werden.  Für  die  Beurtheilung  der  als 
zuchttauglich  anerkannten  konkurrirenden  Zuchtfamilien  und  Zuchten  der  Zuchtgenossen- 
schaften ist  das  Punktirverfahren  anzuwenden.  Familien,  welclie  nicht  eine  bestimmte 
Minimalpunktzahl  per  Thier  erreichen,  sind  von  der  Prämirung  auszuschließen.  Je  größer 
die  Zahl  der  bereits  prämirten  Generationen  ist,  von  denen  eine  Familie  oder  die  Glieder 
einer  solclien  abstammen,  eine  desto  höhere  Anzahl  Punkte  soll  denselben  für  „Nach- 
gewiesene Abstanimung*  in  der  Punktirtabelle  gegeben  werden. 

Um  die  Bildung  großer  Zuchten  zu  begünstigen,  ist  die  Prämiensumme  im  Ver- 
hältniß  zur  erzielten  Gesammtpunktzahl  auf  die  präminmgswürdigen  Familien  zu 
verlheilen. 

Die  Prämirung  von  Zuchtfamilien  hat  überall  Verständniß  und  allgemeine 
Anerkennung  gefunden.  Leider  ist  es  nur  größern  Grundbesitzern  möglich,  Zucht- 
familien zu  gründen,  welche  genug  ausgezeichnete  Thiere  zählen,  um  auf  die 
Dauer  bestehen  zu  können.  Kleine  Zuclitfamilien  sind  der  Gefahr  baldigen  Er- 
lösehens  ausgesetzt.  Auch  darf  erwähnt  werden,  daß  die  Zuchtregwterfiihrung, 
namentlich  die  Aufzeichnung  der  Leistungen  der  Thiere  seitens  des  Eigenthümers, 
der  dabei  in  höchstem  Grade  interessirt  ist,  niclit  diejenige  Garantie  bietet,  wie 
die  Zuchtbuchfiihruiig  durch  einen   Unparteiischen. 

Das  Ziel,  weiches  durch  die  Prämirung  von  Zuchtfamilien  Einzelner  erreicht 
werden  will,  würde  daher  viel  besser  verfolgt  durch  die  Prämirung  von  Familien, 
welche  größern  Vereinigungen  von  Züchtern  oder  sog.  Zttrhff/eno'<senf>fJtaftfjn  ge- 
hören. Der  Bund  setzt  deßhalb  I'rämien  von  100  bis  3^0  Franken  für  die 
Gründung  derartiger  Genossenschaften  aus  und  er  wird  wahrscheinlich  das  Zu- 
standekommen und  die  Erhaltung  derselben  in  Zukunft  noch  mehr  begünstigen, 
indem  die  Konkurrenz    um  Zuchtfamilienprämien  auf  die  Zuchtbestände  von  Ge- 
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oosseosobaften  beschränkt  werden  dürfte,  was  zu  beschließen  die  Kantone  bereits 
jetzt  schon  berechtigt  sind.  Gegenwärtig  werden  die  Beiträge  fiir  Gründang 
von  Zuchtgenossenschaften  an  folgende  Bedingungen  geknüpft: 

Die  Zuchtgenossenschaften,  welche  im  eidg.  Handelsregister  eingetragen  sind  und 
sich  um  derartige  Beiträge  bewerben,  haben  sich  durch  Vermittlung  der  betreffenden 
Kantonsregierungen  bei  dem  eidg.  Landwirthschaftsdepartement  anzumelden.  Der  An- 
meldung sind  die  Statuten,  das  MitgUederverzeichniß  und  das  Zuchtbuch  der  (jenossen- 
Schaft  beizulegen. 

Die  betreffenden  Grenossenschaften  haben  mit  ihren  im  Zuchtbuch  eingetragenen, 
mehr  als  ein  Jahr  alten  Thieren  jährlich  um  die  Zuchtfamilienprämien  ihres  Kantons 
zu  konkurriren.  Die  Höhe  des  Bundesbeitrages  an  die  Kosten  der  Gründung  richtet 
sich  nach  der  Zahl  und  nach  der  Qualität  der  bei  dieser  Konkurrenz  prämirten  Thiere. 

Genossenschaften,  welche  sich  vor  dem  fünften  Jahre  nach  Empfang  des  Bundes- 
beitrages wieder  auflösen  oder  deren  Zuchten  innert  dieser  Frist  bei  der  Zuchtfamilien- 
prämirung  nicht  mehr  prämirt  werden  können,  haben  diesen  Beitrag  unter  solidarischer 
Haftbarkeit  der  Genossen  wieder  dem  Bunde  zurückzuvergüten. 

Statistik  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Rindvieh. 
Nach    der   schweizerischen  Waaren Verkehrsstatistik    betrug  im  Jahresdurch- 
schnitt der  Periode 1851/59    1860/69   1870/79   1880/84  1885/89 

die  Einfuhr  von  Vieh  nach  Stückzahl 

bis       40  kg  Gewicht Stück    20,032      7,746        2,001  993 

über    40    „  ,  

bis       60    ,  .  

von  60 
über  150 
über  150 


bis  150  kg  Grewicht 
(Schlachtvieh)  .  . 
(Nutzvieh) .... 


53,963  77,423  106,426  115.083  — 

—  -           —             —  4,340 

—  -            —             —  24.133 

—  -            -               —  39,539 

—  —           —             —  25,658 


Jährlich  Total  Stück  73,995  85,169     108,427     116,076     93,670 

die  Ausfuhr  von  Vieh  nach  Stückzahl 

bis       40  kg  Gewicht Stück  6,311  7,751 

über    40    ,          ,           51,645  65,788 

bis       60    .          ,          ,  —  —             -             -        13,698 

von      60    „    bis  150  kg  Gewicht    .        ,  —  —             —             —        12,495 

über  150    ,    (Schlachtvieh)     .     .     .        ,  —  —              -             —        15,894 

über  150    ,    (Nutzvieh) ,  -  -             —             —       26,727 


11.845 
70,952 


9,766 
80,330 


Jähriich  Total  Stück    57,956    73,539      82,797      90,096    68,814 
Die  Einfuhr  von  Vieh  nach  dem  Werth  und  nach  Bezugsländern 


im  Jahre 
aus  Deutschland  Fr. 
,     Oeslcrreich      „ 
,     Frankreich       „ 
„     Italien  ,. 

,     übr.  Ländern  . 


1885            1886  1887  1888  1889      Durchschn. 

8,588,573  11,022,000  7,888,570  5,303,132  4,776,453    7,515,746 

4,694,247  14,973,000  11,473,250  7,076,863  12,181.016  10,079.675 

6,411,223     7,300,000  14,222,730  8,406,823  10,996,201     9,467,395 

2,442,512    3,771,000  3,100,310  2,163,365  4,556,226    3,206.683 

4,550           3,000  5,000  926  —                 2,695 


Total  Stucke  22,141,105  37,069,000  36,689,860  22,951,109  32,509,896  30,272,194 
Ausfuhr  {8. p.  36314)  20,659,430  17,700,000  13,714,487  13,628,104  14,529,828  16,046^70 

Einfuhr  von  Vieh  im  Jahre  1889 

aus  Deutschi.  Oesterrcich  Frankreich 


Schlachtvieh 


Nutzvieh 


Jungvieh 


Kälber 


Stück 

0  „ 


\  Stück 


1 


2,609 
5,8 

8,202 
36,7 

19,4 

225 

4,9 


21,161 
47,0 

6,231 
27,8 

2,743 
11,3 

172 

3,8 


0/0 

Stück 
%    . 

Stück 

>    .__   ..  .   

Total  Stücke  15.753         30,307  39,510        10,769         96,339 

Total   Werth  Fr.  4,776,453  12,181,016  10,996,201  4,656,226  82,509,89$ 


13,509 
30,0 

6,531 
29,1 

15,452 
63,6 

4,018 

87,7 


Italien 

7,783 
17,2 

1,428 

e,4 

1,392 
5,7 

166 
3,6 


Total 
45,063 

22,393 

24,304 

4,581 
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Tolkswirthschaft  folgt  im  Supplement,  weil  bis  dabin  möglioberweise  die 
neuesten  Berafszäblnngsergebnisse  verwertbbar  werden. 

Volkszählungen  siebe  den  Artikel  ^Bevölkerung**. 

Waarenyerkehr  mit  dem  Auslande  folgt  im  Supplement.  Siebe  auob 
•die  Artikel  Ausfubr^  £infubr,  Handel. 

Waldbau  (im  Gegensatz  zu  Feldbau,  Grasbau  etc ).  Verfasser:  Herr  Pro- 
fessor Dr.  A.  Bübler  in  Züriob.  Unter  den  Erzeugnissen  des  Waldes  nimmt 
das  Holz  die  wichtigste  Stelle  ein.  Im  Hochgebirge  allerdings  wird  die  Wald- 
weide und  Waldötreu  vielerorts  böber  veranschlagt  als  die  Holzproduktion,  weil 
bei  den  großen  Waldfläcben  das  Holz  oft  im  IJeberfluß  vorbanden  ist  und  daber 
tbeilweise  im  Walde  verfault,  weil  femer  der  Absatz  des  Holzes  in  entferntere 
Gegenden  durch  die  hohen  Transportkosten  sehr  erschwert,  für  viele  Lokalitäten 
unmöglich  gemacht  ist.  Andererseits  bildet  die  Viehzucht  den  Haupterwerbszweig 
der  Gebirgsbevölkerung.  Die  natürlichen  Verhältnisse  des  Gebirges  beschränken 
«ber  die  Ausdehnung  des  Gras-  und  Weidelandes,  so  daß  für  viele  Gebirgs- 
Agenden  die  Nutzung  der  Waldweide  bew.  der  Waldstreu  eine  Existenzbedingung 
bildet.  Es  ist  also,  nicht  wie  in  andern  Ländern,  die  Erziehung  von  Holz  aus- 
schließlich der  Zweck  des  Waldbaus,  sondern  wohl  für  die  Hälfte  aller  schwei- 
aerischen  Wälder  muß  die  Erhaltung  und  Verbesserang  der  Waldweide,  in  ge- 
ringerem Grade  der  Waldstreu  ebenfalls  als  eine  Aufgabe  des  Waldbaus  bezeichnet 
werden.  Da  aber  die  Wald  weide  und  Waldstreu  an  das  Vorbandensein  eines 
Holzbestandes  geknüpft  sind,  so  muß  der  Waldbau  auf  Erziehung  von  Holz 
auch  dort  gerichtet  sein,  wo  die  Waldweide  oder  Waldstreu  vor  dem  Holze 
den  Vorzug  erbalten. 

Der  Waldbestand  dient  endlich  in  manchen  Gegenden  dem  Schutze  vor 
Lawinen ,  Steinschlägen ,  Abrutscbungen  und  üeberschwemmungen ;  ja  diese 
■«chützende  Eigenschaft  des  Waldes  kann  manchmal  so  wichtig  werden,  daß  die 
Produkte  und  der  Ertrag  des  Waldes  vollständig  in  den  Hintergrund  treten. 
Diese  verschiedenen  Zwecke  des  Waldbaus  —  Erziehung  von  Holz,  Begünstigung 
der  Waldweide  und  Schutz  gegen  verderbenbringende  Naturereignisse  —  prägen 
«ich  in  der  Technik  des  Betriebes  aus.  Diese  ist  jedoch  hier  nicht  Gegenstand 
•der  Besprechung,  sondern  die  nationalökonomische  Bedeutung  des  Waldbaus,  der 
nur  ein  Zweig  der  Bodenkultur  überhaupt  ist,  soll  im  Nachstehenden  erörtert  werden. 

1.  Die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Holz. 

Für  die  Richtung  und  insbesondere  die  Intensität  jeder  Produktion,  so  auch 
^er  Holzproduktion  ist  das  Verhältniß  zwischen  dem  Vorratb  und  dem  Bedarfe 
maßgebend.  Es  erhebt  sich  daher  vor  allem  die  Frage,  ist  die  Schweiz  im 
Stande,  ihren  Bedarf  an  Holz  selbst  zu  erziehen;  hat  sie  vielleicht  gar  einen 
Ueberschuß  von  Holz  oder  ist  sie  umgekehrt  auf  Zufuhr  der  Nachbarländer  an- 
gewiesen? (Daß  nur  Holz,  nicht  auch  Weidegras  etc.  beim  auswärtigen  Handel 
in  Betracht  kommen  kann,  bedarf  keines  weiteren  Beweises.) 

Die  nachstehende  Tabelle  1  weist  die  Menge  der  Einfuhr  und  den  Werth 
der  Aiistiihr  fiir  die  Jahre  1851 — 1889  nach,  wie  sich  dieselbe  nach  den  Ver- 
öffentlichungen des  eidg.  Zolldepartements  ergibt.  Die  neuere  KlaMsifizirung  im 
Zolltarif  lässt  sich,  von  kleinen  und  unwesentlichen  Positionen  abgesehen,  mit 
der  vom  Jahre  1851  an  üblichen  vereinigen,  so  daß  die  Uebersicht  einen 
39jährigen  Zeitraum  umfaßt.  Leider  ist  bis  1885  bei  der  Ausfuhr  nur  der 
Werth,  nicht  auch  das  Gewicht  erhoben  worden,  so  daß  für  frühere  Jahre  keine 
ganz  genaue  Bilanz  zwischen  Holz- Einfuhr  und  -Ausfuhr  gezogen  werden  kann. 
In  der  Tabelle  ist  nur  das  Rohholz  aufgeführt,  da  die  verarbeiteten  Holzwaaren 
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dem  Gewichte  nach  nur  einen  nnbedeatenden  Brnohthell  (2  "/o)  der  Einfuhr 
bilden.  Dagegen  sind  die  Steinkohlen  in  der  Tabelle  beigefügt,  da  sie  vielfach 
an  die  Stelle  des  Brennholzes  getreten  sind  nnd  täglich  das  Gebiet  ihres  Ver- 
brauches sich  ausdehnt. 

Einfuhr  1851  —  1889  Ansfnhr  1851  — 1S89 
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Der  Wtith  der  Ausfuhr  hat  neben  im  lied  eilten  den  Schwankungen  von  Jahr 
II!  Jahr  sich  so  ziemlich  auf  d«r«elben  Höht  frchalten,  nnr  die  Ausfuhr  voo 
Uolzkublen  zeigt  einen  erheblichen  Kilckgsng,  Größer  sind  die  .SchmiDkungen 
bei  der  Kiiifuhr,  welche  ioKbeKondere  !«'it  iy7l  einen  lüinihnfteu  Auftchwung^ 
erfahren  hat. 

Im  Oiiriibscbnitt  der  ;t9  Jahre  lö5I— 18Hy  betrüjit  die  jährliche  Kinfuhr  von 
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Der  Werth  der  jährlioben  Ausfuhr  für  den  geoannteD  Zeitraum  berechnet 
«ch  bei 

Holz,  gesägt,  geschnitten auf  Fr.  3,263,691 

Holz  roh „      ,     2,571,366 

Zusammen  auf  Fr.  5,835,057 

Holzkohlen auf  Fr.      370,327 

Die  Klassifizirung  der  Ein-  und  Ausfuhr  von  1877  bis  1889  gestattet 
•einen  genaueren  Einblick  in  die  Handelsobjekte,  wie  sie  auch  die  Yergleiohung 
von  beiden  erleichtert. 

Im  Durchschnitt  der  13  Jahre  1877  —  1889  beträgt  die  jährliche  Einfuhr  von 

Brennholz Festmeter  171,368  =  54  ^/o  der  ganzen  Einfuhr 

Bau-  und  Nutzholz    ...  „  43,008  =  14  „      „        ,  „ 

Bauholz  vorgearbeitet,  Bretter         „  100,175  =  32  »      „        •  « 

Zusammen     „  314,552 

Der  Werth  der  jährlichen  Ausfuhr  im  gleichen  Zeitraum  beläuft  sich 

bei  Brennholz auf  Fr.      439,994 

Bau-  und  Nutzholz,  roh „      „     2,118,697 

Bauholz,  vorgearbeitet,  Bretter   ....       »      »     4,226,010 

Zusammen  auf  Fr.  6,784,709 

Setzt  man  den  Werth  pro  q  bei  Brennholz  auf  2,0  Fr.,  bei  rohem  Bau- 
liolz  auf  4,0  Fr.,  bei  Brettern  auf  8,0  Fr.  an,  und  rechnet  man  ferner  6  q 
■auf  einen  Festmeter,  so  entspricht  obigen  Werthen  ein  Ausfuhr-Quantum 

bei  Brennholz        von     36,666  Festmetem 

„    Bauholz,  roh         „        88,279  , 

r,  f,         vorgearbeitet „        88,042  „ 

Zusammen  von  212,987  Festmetem 
iund  bei  Vergleichung  von  Einfuhr  und  Ausfuhr  würde  sich  ergeben 

eine  Mehr -Einfuhr        eine  Mehr- Ausfuhr 

bei  Brennholz von  134,702  Festm.  — 

„    Bauholz,  roh —  von  45,271  Festm. 

„  „      vorgearbeitet,  Brettern      „       12,134       „  — 

Zusammen    T46,836  Festm.  45,271  Festm. 

Es  würde  also  in  den  genannten,  für  den  Handel  und  die  Waldwirthschaft 
wichtigsten  Sortimenten  sich  eine  jährliche  Mehr-Einfuhr  ven  101,565  Festm. 
berechnen. 

Für  die  5  Jahre  1885  — 1889  wird  in  den  Zolltabellen  sowohl  das  Ge- 
wicht, als  der  Werth  der  ein-  und  ausgeführten  Waaren  nachgewiesen,  so  daß 
-für  diesen  2^itraum  die  Vergleichung  von  Ein-  und  Ausfuhr  sich  genau  durch- 
führen läßt.  Nach  demselben  betrug  durchschnittlich  jährlich  bei  Brenn-,  Bau- 
und  Nutzholz 

die  Einfuhr    2,036,490  q  im  Werthe  von  8,725,428  Fr. 
„     Ausfuhr    1,423,223  q    ^  ^  „     6,776,491     „ 

:80  daß  verbleibt  eine  Mehr- Einfuhr  von  613,267  q  oder   102,211  Festmeter  im 
Werthe  von   1,948,937  Fr. 

Die  Einfuhr  kommt  zu  weitaus  überwiegendem  Theile  aus  Deutschland,  in 
geringerem  Grade  aus  Oesterreich.  Von  der  Ausfuhr  erhält  Fraukreich  den 
größten  Theil,  während  Italien  fast  alles  ausgeführte  Brennholz  und  die  meisten 
Holzkohlen  bezieht. 
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Die  Ausfuhr  erfolgt  aus  den  Eantouen  Graubünden,  Tessin,  Wallia  nach. 
Italien,  aus  den  am  Jura  gelegenen  Kantonen  von  Waadt  bis  Schaffhausen  naok 
Frankreich. 

Die  Einfuhr  erhalten  fast  ausschließlich  die  im  Norden  und  Nordosten  der 
Schweiz  gelegenen  Kantone  St.  Gallen,  Appenzell,  Thurgau,  Zürich,  sowie  Basel;, 
geringe  Mengen  werden  in  die  Kantone  Zug  und  Luzem  eingeführt. 

Die  Schweiz  zerfällt  demnach  in  das  Einfuhrgebiet  des  Nordostens  und  das 
Ausfuhrgebiet  des  Südens  und  Westens.  Die  hohen  Holzpreise  in  Frankreiok 
und  die  billige  Wasserkraft  dorthin  bringen  dem  Westen  höhere  Erlöse,  als 
wenn  das  Holz  in  den  Nordosten  der  Schweiz  mit  theuren  Eisenbahnfrachten 
transportirt  werden  müßte.  An  einen  Ausgleich  von  IJeberfluß  und  Mangel 
innerhalb  der  Schweiz  selbst  ist  auch  deßhalb  nicht  zu  denken,  weil  einerseits- 
die  Süd  und  Westschweiz  das  werthvolle  Nutzholz  als  geringwerthigeres  Brenn- 
holz in  die  Nordostkantone  liefern  müßte,  während  diese  andererseits  das  Brenn- 
holz zu  viel  niedrigeren  Preisen  in  Deutschland  kaufen  und  um  niedrige  Fracht- 
kosten beziehen  kOnnen. 

Die  Aufgabe  der  schweizerischen  Wald  wir  thschaft  besteht  in  der  sorgfältigen 
Nutzung  des  vorhandenen  Holzes  und  in  der  Steigerung  der  Produktion.  Eine 
solche  ist  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  an  vielen  Orten  bereits  herbeigeführt 
worden.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  gewesen  wäre,  so  hätte  bei  der  Znnahme 
der  Bevölkerung  und  der  Ausbreitung  der  Industrie  die  Einfuhr  weit  größere 
Dimensionen  annehmen  müssen. 

2.  Die    Bewaldung   der   Schweiz. 

Die  heutige  Vertheilung  des  Waldes  über  die  Schweiz  ist  das  Ergebniß- 
eines  Prozesses,  welcher  sich  während  mehreren  Jahrhunderten  auf  dem  Gebiete 
der  Bodenkultur  vollzogen  hat. 

Die  ältesten  Zeugnisse  früherer  Waldbauzustände  bilden  die  Pfahlbaufunde, 
welche  nicht  nur  an  den  größeren,  sondern  auch  an  fast  allen  kleineren  Seen 
in  neuester  Zeit  gemacht  wurden.  Die  Holzarten,  welche  die  uralten  Einwohner 
Helvetiens  zu  ihren  Bauten  verwendeten,  sind  alle  heutzutage  in  den  schweize- 
rischen Wäldern  noch  vorhanden.  Ob  zur  Pfahlbauzeit  auch  die  nicht  an  den 
Seen  gelegenen  Oertlichkeiten  schon  besiedelt  waren,  steht  dahin.  Daß  um  die 
Seen  die  Rodung  des  Waldes  zum  Zweck  des  Ackerbaus  vorgenommen  worden 
sein  mußte,  beweisen  Ueberreste  von  Feldfrüchten  etc.,  welche  in  den  Pfahlbauten 
gefunden  wurden. 

Die  Römer  haben  um  die  Zeit  von  Christi  Geburt  einen  sehr  großen  Theil 
der  Schweiz  kultivirt  und  vom  Wallis  bis  an  den  Bodensee  zahlreiche  Nieder- 
lassungen gegründet.  Im  eigentlichen  Gebirge,  mit  Ausnahme  einiger  Haupt- 
straßen durch  Graubünden,  Rcheinen  sie  auf  die  Dauer  sich  nicht  festgesetzt 
zu  haben.  Die  römischen  Schriftsteller  der  Kaiserzeit  berichten,  daß  Bauholz 
und  Harz  aus  der  Schweiz  nach  Italien  eingeführt  werde.  Die  ehemals  römischen 
Niederlassungen  befanden  sich  größtentheils  in  der  Nähe  der  heutigen  Dörfer. 
Die  meisten  römischen  Funde  wurden  im  Ackerfelde,  nur  wenige  im  Walde 
gemacht.  Daraus  darf  wohl  geschlossen  werden,  daß  zur  römischen  Zeit  in  der 
Hauptsache  der  Wald  an  seiner  jetzigen  Stelle  sich  befand  und  daß  das  heute 
kultivirte  Land  vielfach  schon  zu  römischer  Zeit  unter  dem  Pfluge  stand.  Dies 
um  so  mehr,  als  im  Hügel-  und  Gebirgslande  die  Terrain  Verhältnisse  in  erster 
Linie  die  Wahl  de«  Ansiedln ngsortes  bedingen.  Nach  dem  Fall  der  Römerherrschaft 
war  das  Schicksal  der  Süd-  und  Siidwestschweiz  ein  anderes,  als  dasjenige  der 
Nord-,  Ost-  und  Zentralschweiz. 
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Burgander  und  ROmer  theilten  sich  dort  in  den  Boden  und  auch  in  den 
Wald  und  knüpften  in  allen  Verhältnissen  mehr  oder  weniger  eng  an  die 
römische  Kultur  an.  Im  deutschen  Theile  der  Schweiz  führten  die  jahrhunderte- 
langen Ringkämpfe  zwischen  Römern  und  Alamannen  zur  Verwüstung  und  Ver- 
wilderung des  Landes  östlich  der  Aare.  Beim  Eintritt  ruhiger  Zeiten  mußte 
das  heutige  deutsche  Gebiet  wieder  großentheils  neu  kultivirt  werden.  Eine 
große  Zahl  von  Ortschaften  hat  ihren  Namen  vom  Walde  entnommen,  welcher 
BQvor  gelichtet  und  gerodet  werden  mußte.  Hierher  gehören  alle  Oitsnamen 
mit  —  wald,  —  hard,  —  holz,  —  reute,  riiti,  grlit,  —  schwand,  brand,  sang ; 
sodann  die  Ortsnamen,  welche  mit  Eiche,  Buche,  Hasel  und  anderen  Baumnamen 
zusammengesetzt  sind. 

Die  Bodenkultur  erreichte  schon  bald  einen  hohen  Stand.  Aus  den  Kapi- 
tularien Karls  des  Großen,  aus  den  Schenkungsurkunden  des  Klosters  S.  Maurice 
im  Wallis,  des  Fraumünsterklosters  in  Zürich,  des  Klosters  St.  Gallen,  aus  dem 
Testament  des  Bischofs  Tello  von  Chur  (766),  aus  Verzeichnissen  vom  Vermögens- 
und Güterbesitz  (um  800)  und  aus  zahlreichen  Urkunden  bei  Kauf,  Verkauf,  bei 
Streitigkeiten  über  die  Ausdehnung  der  Nutzungsrechte  können  wir  entnehmen, 
daß  qualitativ  die  Bodenkultur  schon  vor  1000  Jahren  der  Schweiz  den  vielfach 
bis  zum  heutigen  Tag  erhalten  gebliebenen  Charakter  aufgeprägt  hat.  Bei  der 
Gründung  von  S.  Maurice  (516)  werden  dem  Kloster  Weinberge,  Wälder,  Oliven- 
haine, Felder,  Wiesen,  Weiden  mit  ihren  Wasserläufen  geschenkt.  Die  Insel 
Lützelan  im  oberen  Zürchersee  trug,  als  sie  dem  Kloster  St.  Gallen  (744)  geschenkt 
wurde,  Felder,  Wiesen,  Weiden,  Wälder,  Gärten  und  Obstgärten.  Dieselben  Kultur- 
arten werden  erwähnt  im  8.  und  9.  Jahrhundert  im  Rlieinthal,  bei  Bürglen  und 
Silenen  im  unteren  Reußthal,  bei  Cham  und  zahlreichen  anderen  Orten. 

Die  damaligen  Grafen,  Fürsten,  Herzoge  und  Könige  machten  Landschenkungen 
an  Klöster  mit  dem  ausdrücklich  erwähnten  Zwecke,  daß  die  Wälder  gerodet, 
das  Land  kultivirt  und  besiedelt  und  auf  diese  Weise  die  Einkünfte  aus  dem- 
selben vermehrt  würden. 

Die  Rodungen  wurden  manchenorts  so  eifrig  betrieben,  daß  sie  selbst  am 
Sonntag  nicht  ausgesetzt  wurden.  Durch  besondere  kirchliche  Verbote  wurde 
deßhalb  die   Waldrodung  am  Sonntage  untersagt. 

Auf  Grund  des  heutigen  Quellenmaterials  können  wir  den  Fortgang  der 
Rodung  noch  nicht  im  einzelnen  nachweisen.  Dagegen  läßt  sich  für  die  deutsche 
Schweiz  aus  dem  Verzeichniß  der  Pfarrdörfer  des  ehemaligen,  fast  die  ganze 
deutsche  Schweiz  umfassenden  Bisthums  Konstanz  (1274)  und  ebenso  für  die 
französische  Schweiz  aus  dem  Verzeichniß  der  Pfarreien  der  ehemaligen  Diözese 
Lausanne  (1228)  entnehmen,  daß  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  schon  fast 
alle  heutigen  Pfarreien  als  solche  bestanden.  Ferner  ist  aus  den  Urkunden 
nachweisbar,  daß  eine  große  Zahl  von  kleineren  Dörfern,  Weilern  und  von 
Einzelhöfen  schon  vor  jener  Zeit  vorhanden  war.  Endlich  ist  festgestellt,  daß 
eine  nicht  unbedeutende  Zahl  von  Weilern  und  Höfen  abgegangen  ist  und  das 
Land  wieder  mit  Wald  sich  bedeckt  hat. 

Für  die  Beurtheilung  der  Ausdehnung  des  Waldes  in  älterer  Zeit  kommt  in 
Betracht  einerseits,  daß  die  Ortschaften  noch  nicht  die  heutige  Ausdehnung  und 
Einwohnerzahl  hatten,  andererseits,  daß  die  damalige  Landwirthschaft  mit  ihrem 
Weidebetrieb  große  Flächen  gerodeten  Landes  erforderte.  Neben  diesem  Weide - 
lande  wurde  ferner  überall  der  Wald  noch  zur  Weide  benutzt.  Wäre  Weide- 
land genügend  vorhanden  gewesen,  so  hätte  man  wohl  auf  die  geringwerthigo 
und  entlegene  Waldweide  verzichtet.     Es   ist   daher    anzunehmen,    worauf   auch 
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die  (allerdings  noch  zu  wenig  erforschten)  Flurnamen  hindeuten,  daß  schon  in 
früher  Zeit  der  größte  Theil  des  zum  Landbau  tauglichen  Bodens  gerodet 
worden  ist. 

Hält  man  sich  diese  anfgefOhrten  Thatsachen  und  unsere  Eenntniß  des  alten 
Landbaus  vor  Augen,  so  kommt  man  zu  dem  Ergebnisse,  daß  im  Großen  und 
Gtinzen  schon  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  der  Wald  auf  seinen  heutigen 
Umfang  beschränkt  war.  Die  späteren  Rodungen,  die  sich  ja  bis  auf  unsere 
Tage  herein  fortsetzen,  haben  an  einzelnen  Stellen  vielleicht  größere  Aenderungen 
in  den  Kulturarten  herbeigeführt.  Die  hauptsächlichsten  Lichtungen  und  Rodungen 
fallen  aber  in  eine  Zeit,  welche  etwa  600  Jahre  hinter  uns  zurückreicht. 

Wenn  nun  die  heutige  Bevölkerung  an  der  Yertheilung  der  Eulturarten 
nur  sehr  wenig  zu  ändern  sich  veranlaßt  sieht,  wenn  die  Yertheilung  zwischen 
Wald  und  Feld  auch  den  jetzigen  Anforderungen  und  Anschauungen  entspricht, 
wenn  die  Produkte  des  Landbaus  und  des  Waldbaus  der  Hauptnache  nach  auf 
denselben  Flächen  erzogen  werden,  wie  vor  Jahrhunderten,  so  muß  die  Auswahl 
der  Feldfläche  auf  einem  Motive  beruhen,  das  seine  Wirksamkeit  beibehalten  hat. 
Dies  ist  die  Wahrnehmung  und  Erfahrung,  daß  der  Feldbau  nicht  auf  jeder 
Fläche  ökonomischen  Nutzen  gewährt.  Wenn  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  zu 
gering,  die  Lage  desselben  zu  schattig  und  zu  kalt,  seine  Neigung  zu  steil  sind, 
so  ist  seine  landwirthschaftliche  Bebauung  zu  theuer  und  sein  Ertrag  im  Yer- 
hältniß  zu  den  Kosten  zu  niedrig.  Auf  solchen  Flächen,  dem  sog.  absoluten 
Waldboden,  ist  nur  Waldbau  möglich.  Dieser  Kulturart  werden  dieselben  daher 
von  der  Bevölkerung  zugewiesen,  nicht  ohne  daß  von  Zeit  zu  Zeit  kleine  Grenz- 
regulirungen  noch  vorgenommen  würden.  Bald  flndet  der  Landwirth,  daß  das 
zum  Felde  gezogene  Grundstück  nicht  auf  die  Dauer  fruchtbar  bleiben  könne, 
dann  gibt  er  es  wieder  der  Waldkultur  zurück.  An  anderer  Stelle  erweist  sich 
umgekehrt  ein  Stück  Waldgrund  tauglich  zum  Feldbau,  dieses  wird  abgeholzt 
und  gerodet".  Durch  diese  alljährlichen  Antlbrstungen  und  Rodungen  ändert 
sich  die  Waldfläche  stetig.  Aber  selbst,  wenn  die  im  Gebirge  vorgenommenen 
Autforstungen  kahler  Flächen  hinzugerechnet  werden ,  so  wird  noch  nicht  1  ®/o 
der  Waldfläche  von  diesem  Vorgange  berührt. 

Den  gegenwärtigen  Stand  der  Bewaldung  der  Schweiz  weist  Tabelle  2  für 
die  einzelnen  Kantone  und  die  ganze  Schweiz  nach.  Betreffs  der  Flächenangaben 
ist  daran  zu  erinnern ,  daß  die  Detail  Vermessung  der  Waldungen  noch  nicht 
überall  vollendet  ist,  daß  also  die  späteren  definitiven  Zahlen  kleinere  Ab- 
änderungen gegenüber  den  jetzigen  ergeben  werden. 

Von  der  Gewammtfläche  der  Schweiz  sind  also  20  ^/o  dem  Waldbau  zuge- 
wiesen, während  in  Deutschland  26,  in  Oester  reich -Ungarn  30®/o,  in  Italien 
dagegen  nur  1Ö*7'>»  i'^  Frankreich  17  V«  <l**r  GesamratHäche  bewaldet  sind.  Ver- 
gleicht man  kleinere  Bezirke-  in  Deutschland  und  Oesterreich  mit  solchen  in  der 
Schweiz,  so  ergibt  sich  ferner,  daß  dort  in  einzelnen  Gegenden  die  Bewaldung 
bis  7i)  ^V»   beträgt,   während  sie  in   der  Schweiz  40  ^o  nicht  übersteigt. 

Die.se  allgemein  üblichen  Geju:eniiberstellungen  der  Bewaldung  verschiedener 
Länder  geben  nur  dann  ein  zutrert'endcs  Bild,  wenn  die  natürlichen  Verhältnisse 
ziemlich  übereinstimmende  sind.  Nun  haben  jene  Nachbarländer  der  Schweiz 
weit  weniger  unproduktives  Lan<l,  als  die  Schweiz.  Hier  sind  durch  Gletscher, 
Seen,  Flüsse,  Gebäude,  Wege,  Felsen  und  Scbutthalden  28, i^  ®/o  des  Gesammt- 
areais unproduktiv,  während  Deutschland  6,  Oesterreich  8,  Frankreich  18^/o 
unproduktives  Land  haben. 
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Die  Wsldfläche  der  Schweiz  and  ihr  YerhSltniss  zur  Gessnimtfläche, 

zur  produktiven  Flftcbe  und  zur  Bevölkerung. 
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1.  Scliaff hausen  .    , 

2.  Solothurn    .     . 

3.  Baselland    .    . 

4.  Aargau  .     .     . 

5.  Zürich    .     .     . 

6.  Neuenburg  .     . 

7.  Obwalden  .     . 

8.  Nidwaiden  .     . 

9.  Waadt    .     .     . 

10.  Bern  .... 

11.  Luzem    .     .     . 

12.  Tessin    .     .     . 

13.  Appenzell  A.-Rh. 

14.  St.  Gallen    .     . 

15.  Appenzell  I.-Rh. 

16.  Thurgau     .     . 

17.  Glarus    .     .     . 

18.  Schwyz  .     .     . 

19.  Graubänden    . 

20.  Freiburg     .     . 

21.  Zug    ...     . 

22.  Wallis    .     .     . 

23.  Baselstadt  .     . 

24.  Uri  .  .  .  . 

25.  Genf  .... 
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18,163 
12,384 
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27,751 

4,013 

66,000 

395 

10,810 

2,900 


I 


40 
36 
35 
31 
29 
28 
26 
24 
23 
21 
20 
20 
20 
19 
19 
18 
18 
18 
18 
17 
17 
13 
11 
10 
10 


4,5 

8,8 

3,8 

4,4 

6,8 

29,1 
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13 
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0,30 
0,36 
0,25 
0,22 
0,16 
0,22 
0,79 
0,58 
0,31 
0,27 
0,22 
0,43 
0,09 
0,18 
0,26 
0,18 
0,36 
0,31 
1,33 
0,24 
0,18 
0,66 
0,01 
0,46 
0,03 


Schweiz      4,134,6.50,    822,887  .     20     ,    28,3  ;     28        0,29 


Ea  darf  daher  bei  Vergleiciiung  verschiedener  Länder  nicht  das  Gesammt- 
«real,  sordern  nur  die  produktive  Fläche  zu  Grund  gelegt  werden.  Die  Schweiz 
widmet  nun  28  ^/o  des  produktiven  Landes  dem  Waldbau,  Deutschland  27  und 
Oesterreich  34.  Es  steht  also  die  Schweiz  hinter  Oesterreich  etwas  zurück, 
während  sie  Deutschland  gleichkommt. 

Innerhalb  der  Schweiz  schwankt  die  Bewaldung  in  weiten  Grenzen.  Die 
auf  dem  Jura  gelegenen,  die  der  Kreideformation  der  inneren  Schweiz  und  den 
Oebirgszilgen  Graubiindens  angehörigen  Gebiete  zeigen  die  beste  Bewaldung;  am 
schwächsten  ausgestattet  sind  die  dem  Molassegebiet  angehörigen  Hügelgegenden 
der  Nordostschweiz.  Im  Jura  verbieten  die  langen  und  steilen  Berghänge  den 
Feldbau,  während  das  wellige  Terrain  der  Molasse  und  des  Schuttlandes  den- 
selben überwiegend  begünstigt.  Die  geologische  Formation  bezw.  die  jeder 
Formation  eigenthümliche  Gestaltung  der  Bodenoberlläche  bedingt  überhaupt  in 
erster  Linie  die  Vertheiliing  zwischen  Wald  und  Feld ,  das  Verschwinden  des 
Waldes  oder  seine  Erhaltung  in  großen  Komplexen  oder  kleinen  Parzellen. 
Der  Mensch  benützt  das  Terrain  zu  derjeni<?en  Kulturart,  welche  ihm  die  ein- 
träglichste zu  sein  scheint.  Ist  dasselbe  auf  weite  Flächen  hin  dem  Feld-  und 
Wiesenbau  günstig,  so  wird  eine  große  Ebene  entwaldet  ebenso  gut.  als  wenn 
die  Fläche  nur  wenige  Aren  umfaßt.  Kann  er  dagegen  in  großen  Waldgebieten 
keinen  für  die  Ansiedlung  tauglichen  Platz  linden,    so    meidet    er  dieselben  und 
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sie  erhalten  sich  darch  die  Jahrhunderte  hinduroh  als  geeohlossene,  unbewohnte 
Waldkomplexe. 

Die  Ausstattung  der  Bevölkerung  mit  Wald  ist  weg^n  der  ungleichen  Vor- 
tbeilang  desselben,  sodann  in  Folge  der  wechselnden  Dichtigkeit  der  Ansiedlung 
eine  sehr  bunte.  Es  ist  insbesondere  die  Nordostschweiz,  in  welcher  die  Wald- 
fläche  im  Verhältniß  zur  Bevölkerung  sehr  klein  ist.  Die  Jura-  und  Gebirgs- 
gegenden sind  in  dieser  Hinsicht  besser  bestellt.  Schon  oben  sind  uns  dies» 
Unterschiede  begegnet.  Die  Nordostkantone  führen  Holz  ein,  die  West-  und 
Sttdkantone  geben  ihren  üeberschu(^  an  die  Nachbarländer  ab.  Daß  die  Kantone 
des  Hochgebirges  trotz  der  nicht  sehr  hohen  Bewaldung  —  die  schweizerischen 
Alpentheile  sind  weit  geringer  bewaldet,  als  die  französischen  oder  gar  öster- 
reichischen —  noch  Holzausfuhr  unterhalten  können,  ist  nur  erklärlich  durch 
die  überaus  schwache  Bevölkerung  (von  6 — 8  Einwohnern  pro  km*),  und  durch 
das  Fehlen  größerer,  holzverbrauchender  Industriezweige.  Dieser  Umstand  in 
Verbindung  mit  den  hohen  Transportkosten,  hält  natürlich  die  Holzpreise  auf 
niederer  Stufe,  drückt  die  Rentabilität  der  Holzzucht  herab  und  führt  zur 
Geringschätzung  und  theilweisen  Verschwendung  des  Holzes.  Der  Wald  erhält 
Werth  hauptsächlich  durch  die  Waldweide,  wovon  oben  bereits  gesprochen  wurde. 

In  den  Nordostkantonen,  welche  eine  erhebliche  Einfahr  von  Holz  aus 
Deutschland  und  Oesterreich  unterhalten,  kann  dem  Walde  nur  ein  unbedeutendes 
Areal  durch  Aufforstung  bisher  kahler  Flächen  gewonnen  werden.  Die  ausge- 
dehnten Schutthalden,  von  denen  ein  großer  Theil  bewaldet  werden  kann,  liegen 
im  Gebiete  der  Alpenkette.  Das  Hochgebirge  ist  es  also,  welches  durch  Erhöhung 
der  Produktion  und  Steigerung  der  Ausfuhr  die  Holzhandelsbilanz  der  Schweiz, 
wird  günstiger  gestalten  müssen. 

3.    Die  Benutzung  und  Bewirthschaftung  der  Wälder. 

Die  Produkte  des  Waldes,  welche  der  Mensch  zur  Befriedigung  seiner  Be- 
dürfnisse aus  demselben  entnimmt,  sind  stets  dieselben  geblieben.  Qualitativ  hat 
sich  im  Laufe  der  Geschichte  die  Waldnutzung  nicht  geändert.  Nach  den 
Urkunden  vom  5.  und  6.  Jahrhundert  an  lieferte  der  Wald  damals  Bau-,  2jaun- 
und  sonstiges  Nutzholz,  Baumfrüchte,  Rinde,  Weide  und  Streu,  wie  in  unserea 
Tagen.  Wenn  sich  im  Zusammenhang  mit  dem  Stande  der  Landwirthschaft  und 
der  Volkswirthschaft  überhaupt  Aenderungen  vollzogen  haben,  so  bestanden  diese 
darin,  daß  die  Nutzungsweise  quantitativ  sich  änderte.  Die  Mast,  welche  bis- 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  große  Bedeutung  hatte,  wird  jetzt  nicht  mehr 
geschätzt.  Das  Holz  hat  an  Werth  gewonnen,  während  es  früher  vielfach  im 
Walde  verfaulte  u.  s.   w. 

Die  ältesten  Gesetze  (lex  Burgundionum  von  491  —  516;  lex  Langobardorum 
von  643)  enthalten  Bestimmungen  über  die  Nutzung  von  Mast  und  Weide» 
ebenso  wie  über  den  Holzhieb.  Wenn  das  um  dieselbe  Zeit  verfaßte  Gesetzbuch, 
der  Alamannen  des  Waldes  gar  nicht  gedenkt,  so  deutet  dies  darauf  hin,  daß 
damals  (613  -628)  der  Wald  in  der  deutschen  Schweiz  noch  so  viele  Produkte 
lieferte,  daß  eine  Regelung  der  Nutzung  nicht  nothwendig  erschien.  Zweihundert 
Jahre  später  hatten  sich  jedoch  z.  B.  im  Gebiete  des  Klosters  St.  Gallen  die 
Verhältnisse  schon  so  geändert,  daß  die  Nutzungsrechte  des  Landvolkes  in  den 
Kloster  Waldungen  genau  umschrieben  wurden  und  ein  Fürst  er  die  Beobachtung 
der  Bestimmungen  überwachen  mußte. 

Daß  der  Wald  in  früheren  Zeiten  werthlos  gewesen  sei,  ist  eine  zwar 
allgemein  verbreitete,  aber  gleichwohl  irrige  Autfassung.    Die  ältesten  Nachrichten 
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aas  dem  6.  and  7.  Jahrhundert  lassen  die  Sorge  fllr  die  genaue  Begrenzung 
der  Wälder  mit  Steinen  und  eingeschnittenen  £j*euzen  (528)  erkennen.  Schon 
sehr  frühe  (667)  wurden  in  den  königlichen  Waldungen  Vermessungen  angeordnet. 
Die  Beschützung  vor  fremden  Eingriffen  finden  wir  von  Karl  d.  Gr.  wiederholt 
eingeschärft.  Endlich  weisen  die  zahlreichen  Urkunden,  in  welchen  bei  Käufen- 
oder Schenkungen  die  Wälder  bpeziell  aufgeführt  werden,  darauf  hin,  daß  die 
Waldungen  nicht  als  werthloses  Besitzthum  betrachtet  wurden. 

Mit  dem  Jahre  1348,  in  welchem  n<ier  schwarze  Tod*"  einen  sehr  großen 
Theil  der  Bevölkerung  dahin  ratfte,  trat  eine  Aendernng  ein.  Die  Waldungen 
kamen  in  Zerfall,  wie  aus  den  Klagen  vom  15.  uud  16.  Jahrhundert  hervorgeht. 
Der  wieder  angewachsenen  Bevölkerung  konnten  die  vernachlässigten  Waldungea 
nicht  genügen.  Die  Bestimmungen  über  das  Bannen  der  Waldungen  zum  Zweck 
der  Verjüngung,  wie  sie  schon  1257  in  Granges,  1280  in  St.  Maurice  erlassen 
worden  waren,  wurden  erneuert  und  verschärft.  Die  Rechte  der  Dorf-  und 
Hofgenossen  wurden  in  Dorf-  und  Hofordnungen  (Weisthümern)  niedergelegt,  aus 
welchen    die   späteren  Wald-,    Holz-    und  Forstordnungen   hervorgegangen   sind. 

Die  ältesten  Nutzungsregulirungen  sind  aus  dem  Wallis  bekannt  geworden: 
von  St.  Maurice   159«,  Leuk   1300,  Birchen  1345. 

Das  Ueberwiegen  des  Gemein  de  waldbesitzes  in  der  Schweiz  und  die 
republikanische  Verfassung  führten  zu  gemeindeweisen  Verordnungen,  während 
im  benachbarten  Deutschland  im  16.  Jahrhundert  die  verschiedenen  Herrscher 
ihre  für  grössere  Gebiete  geltenden  Forstordnungen  erließen.  Diese  bildeten 
vielfach  nur  den  Abschluß  des  Prozesses,  in  welchem  die  Wälder  vieler  Privaten 
and  Gemeinden  vom  Monarchen  allmälig  in  königliches  bezw.  Staatseigenthum 
umgewandelt  wurden.  Der  Bauernkrieg  blieb  in  der  Hauptsache  auf  Deutschland 
beschränkt.  Allein  die  von  den  Bauern  des  Klosters  St.  Gallen  und  des  Bischofs 
von  Konstanz  um  jene  Zeit  erhobenen  Klagen  beweisen,  daß  auch  in  der  Schweiz 
da  und  dort  das  Streben  dahin  ging,  dem  Landvolke  den  Waldbesitz  unter  den 
verschiedensten  Formen  zu  entziehen. 

Die  ursprüngliche  Eigenthumsform  am  Walde,  der  Gemeindebesitz  hat  sich 
im  größten  Theile  der  Schweiz,  insbesondere  in  allen  Gebirgskantonen  erhalten. 
In  den  Nordostkantonen  rühren  die  vielen  Privat  waldun  gen  von  Theilungen  her, 
welche  Ende  des  vorigen  und  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  vorgenommen 
wurden.  Die  heutigen  Staatswaldungen  endlich  sind  fast  ausschließlich  in  Folge 
der  Aufhebung  von  Klöstern  und  der  Einziehung  ihres  Vermögens  in  die  Hand 
des  Staaten  gekommen. 

Die  Gemeinden  und  ihre  Vertreter  bestimmen  heute  noch  vorherrschend  den 
Charakter  der  Waldwirthschaft.  An  die  weitesten  Kreise  hat  sich  die  forstliche 
Belehrung  von  jeher  in  der  Schweiz  gewendet.  Gelehrte  Gesellschaften,  wie  die 
naturforschende  Gesellschaft  in  ZUrich,  die  ökonomische  Gesellschaft  in  Bern> 
haben  die  Pflege  des  Waldes  durch  besondere  Schriften  schon  um  die  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  empfohlen.  Die  Schrift  von  Göttschi  über  Behandlung  der 
Wälder,  Anweisung  für  das  Landvolk  (1765)  gehört  zu  den  besten  Leistungen^ 
welche  das  vorige  Jahrhundert  auf  dem  Gebiete  der  Forstliteratur  aufzuweisen 
hat.  Den  gleichen  Weg  der  Belehrung  und  Aufklärung  betrat  1828  Kasthofer. 
Sein  „Lehrer  im  Walde •*  nennt  sich  auf  dem  Titelblatt  „ein  Lesebuch  für 
Schweiz.  Landschulen,  Landleute  und  Gemeindeverwalter,  welche  über  die  Wal- 
dungen zu  gebieten  haben.** 

Die  staatliche  Neuordnung  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  führte  auch  zum 
Erlaß  von  Gesetzen    auf  dem  Gebiete    der  Waldwirthschaft.     Die   ersten  Forst- 
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l^eäetEe  erhielteo  WalliB  1803,  Aargau  1804  und  1805,  Waadt  1810,  Luzern 
1824.  Bemerkeuswerth  ist,  daß  schon  das  Walliser  Gresetz  alle  Fälle  gesetzlich 
normirt,  in  welchen  der  Wald  Schutz  gegen  Lawinen,  Erdabrutschungen,  üeber- 
■schwemmungen  etc.,  gewährt.  Eine  Reihe  von  Forstgesetzen  wurde  nach  der 
politischen  Bewegung  von  1830  erlassen  (in  Baselland,  Solothurn,  Luzern,  Bern, 
2Urich,  Glarus,  Graubünden,  Tessin).  Auch  die  politischen  Ereignisse  des  Jahres 
1848  und  der  18B0er  Jahre  gaben  zu  neuer  gehCtzgeberischer  Thätigkeit  Anlaß. 
Die  Revision  der  Bundesverfassung  von  1874  endlich  ebnete  einem  eidgenössischen 
Forstgesetz  den  Weg,  demzufolge  die  Waldungen  des  Hochgebirges  unter  die 
-Oberaufsicht  des  Bundes  gestellt  wurden. 

Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  im  Gebiete  der  Waldwirthschaft  ist  enge 
verknüpft  mit  den  politischen  und  nationalökonomischen  Strömungen,  welche  aber 
«achlich  zutreifende  und  zweckmäßige  Bestimmungen  früherer  Gesetze  unberührt 
ließen.  Eine  Yergleichnng  der  Gesetze  aus  den  verschiedenen  Zeiträumen  ergibt 
nämlich,  daß  ihr  Inhalt  in  den  wesentlichen  Punkten  ein  übereinstimmender  ist. 
Dagegen  ist  in  den  neuen  Gesetzen  größerer  Nachdruck  auf  die  Ueberwachung 
der  Ausführung  der  Gesetze  durch  ein  technisch  gebildetes  Forstpersonal  gelegt. 

In  Folge  dieser  Gesetzgebung  sind  in  mehreren  Kantonen  des  Hochgebirges 
technisch  gebildete  Forstwirthe  angestellt  worden,  während  vorher  die  Wald- 
wirthschaft fast  ganz  den  Gemeinden  überlassen  und  vom  Staate  höchstens  durch 
seine  politischen,  nicht  technisch  gebildeten  Organe  überwacht  worden  war. 

Der  Försterstand  reicht  übrigens  sehr  weit  in  die  früheren  Perioden  zurück. 
Insbesondere  in  den  königlichen  Waldungen,  die  in  den  Kantonen  St.  Gallen, 
-Zürich,  Graubünden,  Bern,  Waadt  etc.,  in  den  ältesten  Zeiten  genannt  werden, 
hatten  schon  sehr  früh  Förster  (forestarii)  die  Aufsicht  zu  üben.  So  spricht 
schon  697  Childebert  III.  von  Förstern  (forestarii  nostri),  welche  im  Staatswalde 
(der  Wald  wird  als  fiscus  aufgeführt)  den  Schutzdienst  ausübten.  In  den 
Kapitularien  Karls  des  Großen  wird  den  Förstern  die  Pflicht  auferlegt,  eine 
Jahresrechnung  zu  stellen.  Ende  des  9.  Jahrhunderts  überwacht  der  Förster  des 
Klosters  St.  Gallen  (forcstarius  sancti)  die  Ausübung  der  Nutzungen  der  Dorf- 
bewohner in  den  Waldungen  des  Klosters.  1087  wird  anläßlich  einer  Schenkung 
an  das  Kloster  Allerheiligen  in  fc^chatf hausen  festgestellt,  welche  Abgaben  der 
Wald  Wärter  (custos  silvae)  in  Malans  zu  entrichten  habe.  1257  nennt  das 
Kloster  Luzern  neben  andern  Bediensteten  auch  die  forestairi.  1 260  werden  in 
Mur  bei  Zürich  nemorarii  scu  vorstarii  genannt;  12t)3  wird  der  „vorster*  er- 
wähi)t.  Diese  Benennung  hat  sich  bis  heute  im  Kanton  Zürich  und  St.  Gallen 
erhalten,  wo  der  Förster  im  Volksmunde  „Förster**  heißt.  Aus  dem  14.  und 
15.  und  den  si)äteren  Jahrhunderten  haben  wir  insbesondere  Nachrichten  aus 
den  Vogteien  über  die  Anstellung  und  Entschädigung  der  Förster. 

Diese  Förster  hatten  vielfach  nicht  einmal  empirische  Bildung,  so  daß  der 
Betrieb  der  Waldwirthschaft  nicht  als  ein  technisch  geregelter  angesehen  werden 
darf.  Erst  in  der  neueren  Zeit  erhalten  dieselben  in  verschiedenen  ünterrichts- 
kursen  eine  besondere  Ausbildung. 

Wissenschaftliche  Bildung  unter  dem  Forstpersonal  tritt  erst  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  auf.  Einzelne  talentvolle  junge  Männer  —  unter  ihnen 
der  bt^kannt  und  berühmt  gewordene  Kasthofer  —  wurden  an  deutsche  Schulen 
und  Universitäten  ges(;hickt.  Diese  Ucbung,  vorherrschend  in  Deutschland,  bezw. 
Frankreich  die  forstlichen  Studien  zu  machen,  ei hielt  sich  bis  zur  Gründung  der 
-eidg.   Forstschule  am   Polytechnikum  in  Zürich. 
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Die  wissenschaftlich  gebildeten  Forstwirthe  treten  weit  tiberwiegend  in  den 
Dienst  des  Staates.  Als  Staatsbeamte  haben  sie  in  allen  den  Kantonen,  in  welchen 
keine  Staats  Waldungen  vorhanden  sind,  die  Aufsicht  über  die  Gemeinde-  bezw» 
die  Privat  Waldungen  zu  führen.  38  Gemeinden  haben  besondere,  technisch  und 
wissenschaftlich  gebildete  Forstwirthe  angestellt.  IJeberall  ist  jedoch  die  Wald- 
wirthschaft  in  die  Hand  der  Gemeinde  gelegt,  welche  dieselbe  durch  besondere 
Kommissionen  ausübt.  Der  unterschied  besteht  nun  darin,  daß  die  Ausführung 
aller  Arbeiten  in  jenen  38  Gemeinden  durch  einen  wisHenschaftiich  gebildeten 
Techniker,  in  den  andern  durch  einen  empirisch  geschulten  Bannwart  geleitet  wird» 

Von  jenen  38  Gemeinden,  welche  wissenschaftlich  gebildete  Techniker  an- 
gestellt haben,  besitzen  16  Gemeinden  bis  50Ö  ha,  10  Gemeinden  501 — 1000  ha, 
9  Gemeinden  1001—2000  ha,  3  Gemeinden  über  2000  ha  Wald.  Bei  kleinem 
und  selbst  sehr  kleinem  Waldbesitz  lohnt  sich  die  Anstellung  eines  Technikers, 
weil  die  hohen  Erträge  des  Waldes  und  die  Möglichkeit  der  feineren  Wirth- 
. Schaft  die  Ausgaben  für  die  Besoldung  reichlich  ersetzen. 

Da  der  Waldbesitz  der  meisten  Gemeinden  selten  100  ha  überschreitet,  se- 
ist eine  Vermehrung  des  wissenschaftlich  gebildeten  Personals  nur  dadurch  zu 
erreichen,  daß  mehrere  Gemeinden  einen  Forstmann  gemeinschaftlich  zur  Be- 
wirthschaftung  ihrer  Waldungen  berufen. 

4.   Der  Naturalertrag  der  Waldungen. 

Ein  Nachweis  über  den  Ertrag  der  Waldungen  im  Gfinzen  läßt  sich  nicht 
geben.  Ueber  den  Ertrag  an  Waldweide,  Waldstreu  werden  fast  nirgends  Er- 
hebungen gemacht.  Es  kann  daher  nur  der  Ertrag  an  Holz  für  einzelne  Kantone 
hier  mitgetheilt  werden.  Die  in  Tabelle  3  enthaltenen  Zahlen  sind  den  amtlichen 
Jahresrechnungen  entnommen,  stellen  also  die  wirklich  und  nachhaltig  genutzten 
Holzmassen  dar. 

Vorerst  muß  sich  der  Nachweis  auf  einen  Theil  der  Waldungen  beschränken. 
Lediglich  auf  Schätzung  beruhende  Angaben  könnten  bei  der  Unsicherheit  aller 
in  Betracht  zu  ziehenden  Faktoren  nur  sehr  bedingten  Werth  beanspruchen. 

Nutzungen,  welche  9  Festm.  übersteigen  (Aarau,  Lenzburg,  St.  Gallen)  ge- 
hören zu  den  höchsten,  welche  bis  jetzt  bekannt  geworden  sind.  Andererseits 
sind  die  niedrigsten  mit  1  —  2  Festm.,  welche  im  Gebirge  angegeben  werden, 
in  der  norddeutschen  Ebene    über  sehr  weite  Flächen  hin  nicht  einmal  erreicht. 

Die  großen  Ditierenzen  im  Ertrage  der  verschiedenen  Kantone  rühren  von 
mehreren,  zusammenwirkenden  Ursachen  her,  die  zur  Erläuterung  speziell  tech- 
nische Ausführungen  erfordern  würden.  Was  aus  ihnen  aber  unzweifelhaft  her- 
vorgeht, ist  die  Schlußfolgerung,  daß  die  Waldungen  noch  nicht  tiberall  die 
höchst  möglichen   Erträge  abwerfen. 

f).  Der  Geldertrag  der  Waldungen. 

Von  wesentlichem  Einflüsse  auf  den  Geldertrag  der  Waldungen  sind  die 
Holzpreise.  Diese  nehmen  in  den  verschiedenen  Gegenden  ganz  verschiedene 
Höhen  ein,  welche  nur  durch  ausführliche  un«i  detaillirte  Tabellen  nachgewiesen 
werden  könnten.   Von  solchen  muß  aber  Umgang  genommen  werden. 

Der  Nachweis  des  Geldrohertrags  und  des  Geldreinertrags,  welcher  nach 
Abzug  der  Ausgaben  sich  ergibt,  gewährt  einen  Ii]iiil)lick  in  das  schließliche 
Resultat,  welches  durch  das  Zusammen  wirken  der  natürlichen  Faktoren  des  Holz- 
wachsthums  und  der  sozialen  Faktoren  der  Preise,  des  Absatzes  und  der  Bewirth- 
schaftung  entsteht. 
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Jährlicher  Holzertrag  von  1  ha.  Qesammtfläche. 
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1.  Aargau. 

XII.  Nidwaiden. 

Staatswaldungen    .    . 

16 

4,79 

w.  6,79 

25.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

i 

2.  Alle  Gem. -Waldungen 

6 

4,43 

6,88 

porationswaldungen  . 

5 

2,57 

— 

3.  Stadt  Aarau  .... 

8 

9,66 

4.  Stadt  Lenzburg.     .     . 

39 

— 

9,53 

XIII.  Obwalden. 

26.  Alle  Gem. -Waldungen 

4 

2.44 

— 

11.  Appenzell-Ausserrhoden. 

%? 

1 

5.  Alle  Gemeinden  u.  Kor- 

XIV. Schaffhausen. 

porationen  .... 

4 

— 

3,74 

27.  Staatswaldungen     .     . 

28.  Stadtwaldung  V.Schaff- 

9 

- 

4,88 

III.  Appenzell-Innerrhoden . 

hausen 

25 

5,13 

•6.  Alle  Staats-,  Gemeinde- 

29.  SpitalwaldungY.Schaff- 

u.  Korporationswald- 

hausen  

25 

4,11 

ungen     

6 

2,06 

30.  Alle  Gem. -Waldungen 

9 

— 

4,16 

IV.  Basel-Landschaft. 

XV.  Schwyz. 

7.  Gemeinde  Liestal   .     . 

5 

— 

5,53 

31.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

V. Basel-Stadt. 

porationswaldungen  . 

8 

2,22 

8.  Stadt  Basel    .... 

6 

2,28 

XVI.  Solothurn. 
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32.  Staatswaldungen     .     . 

5 

5,08 

VI.  Bern. 

33.  Alle  Gem. -Waldungen 

5 

— 

4,M 

9.  Staatswaldungen     .     . 

13 

4,65 
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Nach  Bezirken: 

XVII.  St.  Gallen. 

10    Oberland 

4 

3,51 
5,21 
5,38 

34.  Staatswaldungen     .     . 

10 

7,41 

k\j,    v/JJCXJaillu    ..... 

11.  Mittelland 

12.  Jura 

4 
4 

— 

35.  Alle  Gem. -Waldungen 

36.  Stadt  St.  Gallen .     .     . 

10 
4 

3,08 
9,47 

13.  Alle  Gem. -Waldungen 

3 

3,77 

XVIll.  Thurgau. 

Nach  Bezirken: 

37.  Staats  Waldungen     .     . 

37 

— 

5,93 

14.  Oberland 

3 

— 

2,23 

15.  Mittelland 

3 

— 

4,73 

XIX.  Url. 

16.  Jura 

3 

4,03 

38.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

VII. Freiburg. 

porationswaldungen  . 

7 

1,25 

17.  Staatswaldungen     .     . 

14 

5,46 

XX.  Waadi 

18.  Alle  Gem. -Waldungen 

10 

— 

4,08 

39.  Staatswaldungen     .     . 

5 

3,55 

40.  Stadt  Lausanne .     .     . 

37 

7,13 

Vlll.  Glarus. 

j 

19.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor-  i 

XXI.  Wallis. 

porationswaldungen . 

9 

1,53 

41.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

IX. Graubünden. 

porationswaldungen  . 

6 

0,96 

— - 

^0.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

XXII. Zürich. 

porationswaldungen  . 

5 

1,62 

42.  Slaatswaldungen     .     . 

22 

— 

6,18 

21.  Stadt  Ghur     .... 

20 

3,78 

— 

43.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

\/      ■     . 

porationswaldungen  . 

9 

— 

5,74 

X.  Luzern.               i 

1 

44.  Stadt  Winterlhur   .     .  !  17 

6,84 

22.  Staatswaldungen     .     .  '    8    6,37 '     — 

45.  Stadt  Zürich  .... 

10 

7,88 

23.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor-  : 

will       7iiH 

porationriwaldungen .  '    4  i  7.97  !     — 

AAiil.  £ug. 

1 

0 

46.  Alle  Gemeinde-  u.  Kor- 

XI. Neuenburg.            , 

porationswaldungen .      8 

— 

4,74 

^,  StaatswulduDgen     ,    . 

1    7 

— 

4,60 

47.  Korporation  Zug    .     . 

.    8 

— 

4,89 
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Tabelle  4  gibt  eine  Uebersicbt  über  die  jäbrlioben  Brutto  Eiimabmeu  aus 
1  ha  Wald,  wie  sie  aus  verkauftem  Holz  und  aus  dem  Erlös  an  Nebenprodukten 
{Gras,  Streu  etc.)  sich  zusammensetzen. 

Die  Brutto  -  Einnahme  pro  ha.  der  Gresammtfläche  beträgt  : 

Zahl  der 

Periodeii-  Franken 
Jahre 

I.  Stadt  Aarau 12  175,5 

±  Stadt  Zürich  (inkl.  Verarbeitung) 23  152,6 

3.  Murten 16  152,5 

4.  Stadt  Winterthur 20  150,4 

5.  Stadt  St  Gallen 4  141,5 

6.  Stadt  Lenzburg 23  125,5 

7.  Aargau,  Staatswaldungen 23  100,5 

8.  Zürich,              ,                 23  100,1 

9.  Stadt  Lausanne 37  100,1 

10.  Thurgau,  Staatswaldungen 23  88,0 

11.  Stadtwaldung  von  Scbafif hausen 25  86,9 

12.  St.  Gallen,  Staatswaldungen 25  78,0 

13.  Sachsen,                 „                 25  —        70,1 

14.  Württemberg,        ,                 25  —        65,4 

15.  Freiburg,                ,                 25  65,3 

16.  Spitalwaldung  von  Schaff  hausen 25  64,4 

17.  Neuenburg,  Staatswaldungen 23  63,1 

18.  Baden,                    ,                 18  —        62,6 

19.  Bern,                      „                 23  62,5 

•20.  Solothum,              „                 4  60,2 

21.  Stadt  Ghur       20  60,1 

22.  Stadt  Liestal 6  59,6 

^.  Schaffhausen,  Gemeindewaldungen  des  II.  Kreises  ....        8  59,5 

24.  Elsaß-Lothringen,  Staatswaldungen 13  —        54,0 

•25.  Schaffhausen,                   ,                     23  53,5 

26.  Waadt,                             ,                     23  50,2 

■27.  Freiburg,  Gemeindewaldungen 23  46,2 

28.  Schaffhausen,  Gemeindewaldungen  des  I.  Kreises    ....        8  45,4 

29.  St.  Gallen,  Privatschutzwaldungen 7  37,4 

30.  St.  Gallen,  Gemeindewaldungen 7  32,5 

31.  Preußen,  Staatswaldungen 19  —         22,8 

Die  Ausgaben,  welche  für  Fällung  und  Transport  des  Holzes,  für  Weg- 
banten  und  künstliche  Verjüngung  der  Wälder,  für  Besoldungen  des  Forst- 
personals,   für  Bureaukosten  etc.  erwachsen,    sind  in  Tabelle  5  zusammengefaßt. 

Die  sämmtlichen  Ausgaben  pro  ha.   der  Gesammtfläche  betragen : 

Zahl  der 

Perioden-  Franken 
jähre 

1.  Stadt  Aarau 12  90.3 

2.  Stadt  Zürich 23  76,9 

3.  Stadt  St.  Gallen 4  72,4 

4   SUdt  Winterthur 20  39,8 

5.  Murten 16  39,6 

6.  Thurgau,  Staatswaldungen 23  34,1 

7.  St.  Gallen,             ,              TS  31,6 

8.  Stadt  Lenzhurg 23  31,3 

9.  Aargau,  StaaUwaldungen 23  29,1 

10.  Württemberg,       „               23  —         27,8 

II.  Bern,                     ,              23  27,8 

12.  Neuenburg,           „              23  27,7 

13.  Stadt  Liestal 6  27,6 
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Zahl  der 

Perioden-  Franken 
Jahre 

14.  Stadt  Chur 20  27,3 

15.  Baden,  Staatswaldungen 18  —         26,5 

16.  Elsaß-Lothringen,  Staatswaldungen 13  —         26,4 

17.  Zürich,  Staatswaldungen 23  25,8 

18.  Spitalwaldungen  von  Schaffhausen              25  25,1 

19.  Stadtwaldungen  von  Schaffhausen 25  24,9 

20.  Solothurn,  Staatswaldungen 4  24,5 

21.  Schaffhausen,            ,.             19  24.1 

22.  Waadt,                       .             21  22,0 

23   Sachsen,                     ,             23  —         21,8 

24.  Schaff  hausen,  Gemeindewaldungen  des  II.  Kreises  ....        7  21,5 

25.  Freiburg,  Staatswaldungen 23  17,5 

26.  Schaff  hausen,  Gemeinde  Waldungen  des  I.  Kreises    ....        8  17,0 

27.  Stadt  Lausanne 37  16,1 

28.  Preußen,  Staatswaldungen 19  —         11,1 

Tabelle  6  endlich    enthält   die  Reinerträge    der  Waldangen,    wie   sie    nack 
den  amtlichen  Jahresrechnungen  erzielt  worden  sind. 

Es  beträgt  der  Reinertrag  pro  ha.  der  Gesammtfläche : 

Zahl  der 

Perioden-  Franken 
jähre 

1.  Murten 16  112,9 

2.  Stadt  Winterthur 20  110,6 

3.  Stadt  Lenzburg 23  93,8 

4.  Stadt  Aarau 12  85.2 

5.  Stadt  Lausanne 37  84,0 

6.  Stadt  Zürich 23  75,7 

7.  Zürich,  Staatswaldungen 23  73,5 

8.  Aargau,             ,                  23  71,3 

9.  Stadt  St.  Gallen 4  69,1 

10.  Stadtwaldung  von  Schaffhausen 25  68,0 

11.  Thurgau,  Staatswaldungen 23  54,0 

12.  Sachsen,                 „                  23  48,4 

13.  Freiburg,               ,                  23  47,8 

14.  St.  Gallen               ,                  23  46,4 

15.  Spitalwaldunjren  von  Schaff  hausen 25  39,3 

16.  Schaffhausen,  Gemeindewaldungen  des  II.  Kreises  ....        7  38,0 

17.  Württemberg,  Staatswaldungen 23  —       37,6 

18.  Baden,                            „                   18  -        37,ft 

19.  Solotliurn,                      „                   4  35,6 

20.  Neuenburg,        „        23  ao,l 

21.  Bern,                              ,                   23  34,7 

22.  Stadt  Chur 37  32,8 

23.  Schaffhausen,  Staatswaldungen 19  32.6 

24.  Stadt  Liestal 6  32,0 

25.  Schiiffhausen,  Gemeindewaldungen  des  I.  Kreises     ....        ^  28,3 

26.  Waadt,  Staatswaldungen 21  27.7 

27.  Elsaß-Lothringen,  Staatswaldungen 13  —       27,3 

28.  Preußen,         ^                 .  „                    19  -        11,7 

Die  Vergleichnng   dieser   letzten  Tabelle    läßt    die   großen  Unterschiede  im 

iilrtragc  leicht  erkennen.  Es  lohnt  sich  im  yolkswirthschaftlichen  Interesse  der 
Schweiz,  diese  Unterschiede  näher  zu  untersuchen  und  deren  Ursachen  auf- 
zuklären. Es  ist  nicht  zweifelhaft,  daß  durch  Verbesserung  der  Wirthschaft  die 
Erträge  noch  an  manchen  Orten  gesteigert  werden  könnten.  Andererseits  zeigt 
die  Zusammenstellung,  daß  die  Erträge  einzelner  schweizerischer  Waldungen  die 
aus  anderen  Ländern  bekannt  gewordenen  weit  übertreffen. 
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Weinbau.     (Verfesser:    Herr  Krauer- Widmer,    Dozent    für  Weinbau  am 
eidg.  Polytecbniknm.) 

I.  Areal  und  Verbreitung. 

Das  gesammte  Rebareal  der  Sebweiz  beträgt  zirka  33,046  Hektaren,  welcbe 
sieb  auf  die  einzelnen  Kantone  vertbeilen,  wie  folgt : 


Aargau     .     .     . 

.     2,524  Hekt. 

Appenzell  A.-Rb.    . 

10     „ 

Baselland 

700     , 

Baselstadt 

80     , 

Bern 

800     , 

Freiburg  .     .     .     . 

280     „ 

Genf 

1,930     , 

Graubünden  . 

320     , 

Luzern      .     .     . 

60     , 

Neuenburg     . 

.     1,250     „ 

St.  Gallen  (1886)  . 
Scbaffbausen  .  .  . 
Schwyz  .... 
Solotburn  .... 
Tessin    .     .  .     . 

Tburgau     

Waadt 6,600 

Wallis 2,340 

Zug 70 

Zürich 5,516 


674  Hekt. 
1,102      , 

200     . 

130  „ 
6,640  « 
1,820     , 


Total  wie  oben  33,046  Hekt. 

Die  weinreichsten  Gebiete  sind  das  Sottocenere  im  Kanton  Tessin  und  die 
Hügel-  und  Berglandschaften  am  Genfer-,  Neuenburger-,  Bieler-,  Züricher-  und 
Bodensee.  Dann  folgen  ^as  Rhonethal  im  mittleren  Wallis,  die  Abhänge  des 
Jura  in  den  Kantonen  Aargau,  Zürich  und  Schaffhausen,  namentlich  in  letzterm; 
ferner  das  untere  Aar-  uud  Limmatthal,  das  untere  Tößthal,  das  initiiere  und 
untere  Thurthal  und  das  Rheinthal  von  Chur  bis  Sargans  und  von  Forsteck 
bis  zum  Bodensee. 

Die  Erhebung  der  Weinberge  über  Meer  variirt  sehr.  Die  tiefst  gelegenen 
finden  wir  bei  Locarno  und  Umgegend,  zirka  200  m,  und  bei  Basel,  270  m.  In 
der  Hochebene  zwischen  Genfer-  und  Bodensee  erhebt  sich  der  Weiustock  an  den 
südlichen,  südöstlichen  und  südwestlichen  Abhängen  bis  zu  550,  ja  600  m  und 
darüber;  in  den  Alpenthälern  steigt  er  bedeutend  höher,  so  an  der  Porta  Romana 
bei  Ragaz  bis  710  m,  bei  Tomils  im  Domleschg  bis  970  und  bei  Visperterminen 
im  Nikolaithal  sogar  bis  1210  m. 

II.  Erziehungsarten  (Schnittformen). 

Im  wesentlichen  kann  man  deren  fünf  unterscheiden.  Jede  derselben  gibt 
an  ihrem  Orte,  je  nach  Rebsorte,  Boden  und  Klima,  gute  Resultate;  keine  aber 
kann  als  die  absolut  beste,  für  alle  Verhältnisse  passendö  bezeichnet  werden. 

1)  Zapfenschniit  (Stiftschnitt).  Der  Stamm  wird  bald  kurz,  als  sog.  Kopf, 
bald  lang  als  Schenkel  gezogen.  Auf  demselben  schneidet  man  2  bis  4  Zapfen 
von  je  2  bis  4,  höchstens  5  Augen,  und  unter  jedem  derselben  ein  Reserve- 
stiftchen  von  1  bis  2  Augen.  Eine  Modifikation  dieser  Erziehungsart  ist  der 
sog,  Bockschniit  in  der  französischen  Schweiz.  Der  Stamm  ist  kurz,  15  bis 
25  cm  hoch,  mit  3  bis  4  Schenkeln  (corues),  auf  welchen  Zapfen  von  1  bis  2 
Augen  stehen. 

In  der  deutschen  Schweiz  kommt  der  Zapfenschnitt  zumeist  beim  Qualitäts- 
bau  zur  Ausführung,  in  der  französischen  Schweiz  wird  er  fast  ausschließlich 
angewendet  und  liefert  da  nicht  nur  guten,  sondern  auch  viel   Wein. 

2)  Bundbof/enschnät.  Findet  sich  hauptsächlich  in  der  deutschen  Schweiz 
und  zwar  bei  den  starktriebigen  Rebsorten,  bei  welchen  mehr  auf  die  Quantität, 
als  auf  die  Qualität  gesehen  wird.  Doch  werden  in  einigen  Gegenden  auch 
edlere  Sorten,    wie  z.  ß.  schwarze  Burgunder,    in    dieser  Weise    erzogen.    Auf 

Farrer,  VolkBwirthschafta-Lexikon  der  Schweiz.  <^^ 
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einem  Stamme  von  wechselnder  Länge  wird  eine  Tragrebe  von  4  bis  20  Augen 
angeschnitten  und  sodann  kreisförmig  gebogen.  Etwas  tiefer  steht  ein  Zapfen 
von  2  bis  4  Augen  und  mitunter  möglichst  nahe  am  Boden  ein  Keservestift 
von  2  Augen.  Sehr  kräftige  Weinstöcke  erhalten  in  einigen  Gegenden  zwei 
solcher  Bogreben  nebst  Zapfen. 

3)  Streck'  oder  Steckbog enschniit.  Derselbe  unterscheidet  sich  von  dem 
vorhergehenden  bloß  dadurch,  daß  die  Tragruthe  horizontal  gestreckt  und  mit 
der  Spitze  entweder  an  einen  kurzen  Pfahl,  resp.  an  einen  Draht  befestigt,  oder 
aber  einfach  in  den  Boden  gesteckt  wird.  Diese  Erziehungsart  ist  eigentlich 
identisch  mit  dem  renommirten  Systeme  Guyot  in  Frankreich  und  mit  dem  s.  Z. 
in  schwindelhafter  Weise  angepriesenen  Hooibrenk^ sehen  System.  Sie  ist  in 
der  nördlichen  Schweiz  zu  Hause  und  liefert  bei  gleicher  Menge  bessern  Wein 
als  der  Rundbogenschnitt. 

Als  Unterstützung  dienen  bei  den  genannten  Formen  in  der  Regel  Pföhle; 
Drahterziehung  kommt  in  der  Schweiz  selten  vor. 

4)  Hohe  oder  italienische  Erziehungsari  im  Kanton  Tessin  und  in  den 
südlichen  Thälem  des  Kanons  Graubünden.  Nicht  an  todten  Pfählen,  sondern 
an  lebenden  Bäumen  (Feldahornen)  wird  der  Weinstock  gezogen  und  häufig 
schlingen  sich  die  Tragreben  in  Form  von  Guirlanden  von  einem  Baum  zum 
ai^dern.  Oefter  auch  liegen  auf  hölzernen  Stützen  oder  gemauerten  Pfeilern  in 
Mannshöhe  horizontale  Querstangen  und  die  Rebe  läuft  laubenartig  über  diese 
Gerüste  hin,  während  darunter  andere  Kulturpflanzen  gebaut  werden. 

5)  Die  alte  Wallis  er  Ersieh  ungsart.  Die  Reben  werden  ganz  niedrig 
gehalten  und  die  Zweige  derselben  flattern  frei  über  den  Boden  hin,  wie  im 
südlichen  Frankreich  und  Spanien. 

III.  Verjüngung. 

Die  Dauer  des  Weinstockes  hängt  von  Sorte,  Schnitt  und  Boden  ab  In 
leichten  Böden  altert  derselbe  früher,  als  in  schweren,  und  starktriebige  Sorten 
bleiben  länger  fruchtbar,  als  schwachtriebige.  So  kommt  es,  daß  in  vielen 
Gegenden  die  Reben  ein  fruchtbares  Alter  von  40  bis  60,  ja  70  Jahren  er- 
reichen, während  in  andern  schon  nach  10  bis  15  Jahren  verjüngt  werden  muß. 
Die  Verjüngung  wird  auf  verschiedene  Weise  vorgenommen.  Im  Kanton  Waadt 
und  in  einigen  andern  Weingebieteu  der  franzövsischen  Schweiz  reutet  man  die 
alten  Reben  aus,  benutzt  den  Boden  während  einiger  Jahre  mittelst  anderer 
Kulturen  und  nimmt  dann  die  Wiederbepflanzung  mit  Wurzelreben  oder  Blind- 
reben (chappons)  vor;  letztere  werden  am  häufigsten  verwendet.  Anderwärts, 
namentlich  in  der  deutschen  Schweiz,  werden  die  Reben  vergrubt*),  und  zwar 
bald  nur  einzelne  Stöcke,  bald  ganze  Parzellen.  Da,  wo  ausnahmsweise  Wein- 
berge gerodet  werden,  benutzt  man  zur  Wiederherstellung  derselben  statt  Würz- 
lingen  häufig  alte  Stöcke,  wie  man  sie  oft  beim  Verjüngen  der  Reben  durch  das 
Vergruben  erhält ,  sog.  Setzrehen ,  mitunter  auch  die  beim  Schnitt  in  Wegfiall 
kommenden  alten  Bogreben. 

*)  Das  Vertrruben  wird  folfj^ender  Maßen  ausgeführt :  An  dem  zu  verjüngenden 
Stoi'ke  läl.U  man  ein  bis  zwei  einjährige  Schosse  stehen,  die  übrigen  werden  beseitigt. 
Dann  räumt  man  die  Erde  um  den  Stock  herum  bis  auf  den  Wurzelkranz  weg,  macht 
einen  (irahen  bis  zu  der  Stelle,  wo  die  junge  Pflanze  stehen  soll,  biegt  den  alten  Stock 
unter  möglichster  Schonung  des  Wurzelwerkes  in  den  Graben  nieder,  zieht  an  der  be- 
zeichneten Stelle  das  noch  vorhandene  einjährige  Holz  senkrecht  in  die  Höhe,  so  daß 
einige  Au^on  über  diiiJ  Niveau  des  Bodens  hervorragen  und  lullt  den  Graben  mit  Erde  zu. 


"Weinbau  —     387     —  Weinbau 

IV.    Sorten. 

Was  die  Rebsortea  anbelangt,  so  werden  deren  hauptsäcblicb  vier  im 
'Großen  gebaut,  nämlich  Gutedel,  Elbling,  Bäuschling  und  blauer  oder  schwarzer 
Burgunder. 

Die  Gutedelßorten,  Chasselas^  bilden  den  Hauptsatz  in  den  Kantonen 
■Genf  und  Waadt,  sowie  am  Neuenburger-  und  obern  Bielersee ;  ferner  trifft  man 
sie  in  ganzen  Complexeu  im  Wallis  und  in  den  Juragegenden,  speziell  in  den 
Kantonen  Basel  und  Aargau;  in  den  übrigen  Weingeländen  der  nördlichen  und 
etlichen  Schweiz  finden  sie  sich  mehr  vereinzelt.  Ihrer  großen  Verbreitung 
wegen  besitzen  sie  viele  Lokalnamen,  wie  Dachtraube,  Elsaßer,  Fendant,  Grut- 
lauter,  Junker,  Klopfer,  Most,  Schenkenberger,  Weißlauter  etc.  Als  konstante 
Varietäten  können  unterschieden  werden: 

1)  Der   weiße  Krachgutedel  oder  Fendant  mit  zwei  weitern  Spielarten: 

a.  Der  in    der  Bitlthe    nicht  empfindliche  Fendant  roux    oder    rostfarbige 
Krachgutedel. 

b.  Der    grüne  Krachgutedel    (Fendant    vert),    kräftiger    und    mehr    Wein 
liefernd  als  der  erstere,  aber  in  der  Blüthe  empfindlicher. 

2)  Der  Juragutedel.     Sehr  fruchtbar,  jedoch  empfindlich. 

3)  Der  weiße  Gutedel.    Vom  vorhergehenden  nur  schwer  zu  unterscheiden. 

4)  Der  rothe  Gutedel  (Chasselas  rouge),  fast  die  fruchtbarste  aller  Gutedelsorten. 

5)  Der  Pariser  Gntedel  (Chasselas  de  Fontainebleau),  mit  dem  Fendant  roux 
nahezu  übereinstimmend. 

6)  Der  Königsgutedel  (Chasselas  royal),  dessen  Beeren  sich  gleich  nach 
-der  Blüthe  violett  färben. 

7)  Der  Muskatgutedel.  Der  Stock  ist  schwachwüchsig  und  empfindlich, 
•die  Trauben  ausgezeichnet  von  Geschmack. 

Hinsichtlich  der  Erziehungsart  sind  die  Gutedel  nicht  wählerisch ;  man  kann 
sie  auf  Zapfen  oder  Bogreben  schneiden.  Dagegen  machen  sie  gewisse  Ansprüche 
an  den  Boden.  Kies-  und  Sandboden  sagt  ihnen  nicht  zu,  sie  verlangen  zu 
ihrem  Gedeihen  einen  reichen ,  nicht  zu  trockenen  Lehmboden.  In  solchem  geben 
sie  sehr  große  Erträge,  durchschnittlich  55  bis  70  Hektoliter  pro  Hektare.  In 
^anz  guten  Jahren  steigt  in  einigen  Gegenden  des  Waadtlandes,  so  z.  B.  bei 
Morges,  der  Ertrag  auf  270  bis  300  Hektoliter,  bei  Bevaix  am  Neuenburger 
See  sogar  auf  420  Hektoliter. 

Die  Trauben  sämmtlicher  Gutedelsorten  sind  groß,  reifen  früh  und  eignen 
sich  durchweg  gut  für  die  Tafel, 

Der  Elbling  ist  die  vorherrschende  Weißweinrebe  im  St.  Gallischen 
Rhein thal,  in  den  Kantonen  Thurgau  und  SchaflThausen,  im  nördlichen  Theile  des 
Kantons  Zürich  und  in  einigen  Gegenden  des  Kantons  Aargau;  ferner  findet  er 
sich  auch  in  Baselland,  Solothurn  und  Bern,  sowie  sporadisch  in  den  französischen 
Kantonen.  Der  großen  Verbreitung  desselben  entsprechen  auch  eine  Unzahl 
von  lokalen  Namen,  wie  z.  B.  Burgauer,  Burger,  Dick  weiß,  Elbele,  Eiben, 
Grausilber,  Griinsilber,  Großburger,  Kleinburger,  Knoller,  Kurzstieier,  Schulden- 
zahler. Er  wird  bald  auf  Zapfen,  bald  auf  Bogen  geschnitten;  die  Hauptsache 
ist,  daß  man  viel  altes  Holz  stehen  läßt ;  je  länger  Stamm  und  Schenkel,  desto 
größer  die  Fruchtbarkeit  und  desto  sicherer  die  Blüthe.  Der  durchschnittliche 
Ertrag  kann  zu  60  bis  70  Hektoliter  angenommen  werden.  Die  Trauben  reifen 
mittelfrüh,  faulen  bei  nasser  Witterung  etwas  leicht  und  geben  einen  leichten, 
nicht  gar  saueru  Wein,  der  sich  zum  baldigen  Verbrauche  besser  eignet,  als  auf 
•das  Lager. 
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Dem  Elbling  sagt  trockener,  schwerer  Boden  am  besten  zn;  doch  kommt 
er  auch  in  Eaes-  und  Sandböden  fort,  ist  in  denselben  aber  in  der  Blüthe  etwas- 
empfindlich.     In  nassem  Boden  geht  er  häufig  zu  G-runde. 

Man  unterscheidet  drei  Spielarten,  den  gelben,  grünen  und  rothen  Elbling. 
Der  erstere  liefert  den  bessern  Wein,  als  der  zweite.  Der  Rothelbling  unter- 
scheidet sich  von  den  beiden  andern  bloß  durch  die  Farbe  der  Trauben. 

Der  große  Räuschling  (Kneller,  Thuner,  weißer  Welscher,  Zürich- 
rebe)  hat  seine  Herrschaft  am  Zürichsee  und  im  zürcherischen  Limmatthal& 
aufgeschlagen,  wird  indessen  auch  in  den  übrigen  Weingeländen  der  Nordost- 
Schweiz  und  am  Thunersee  kultivirt.  Der  Rebstock  ist  kräftig  und  verlangt,, 
da  die  untersten  Augen  nicht  fruchtbar  sind,  unbedingt  langen  Schnitt.  Er 
gedeiht  so  ziemlich  in  allen  Bodenarten,  widersteht  der  Winterkälte  gut,  ist 
ziemlich  dauerhaft  in  der  Blüthe  und  trägt  viele  große,  etwas  spät  reifende 
Trauben.  Als  Durchschnittsertrag  können  60  bis  65  Hektoliter  pro  Hektare 
angenommen  werden.  Gelangen  die  Trauben  zu  voller  Reife,  so  giebt  der  Räusch- 
ling einen  guten,  kräftigen,  lagerhaften  Wein;  in  schlechten  Jahren  zeichnet  sich 
dieser  durch  ein  Uebermaß  von  Säure  aus 

Der  schwarze  Burgunder  (Piiiot  noir).  Wie  alle  stark  verbreiteten 
Traubensorten,  so  hat  auch  diese  verschiedene  Lokalnamen,  wie  Arbst,  petit 
Bourguignon,  Cortaillod,  petite  Dole,  Gutblau,  Klevner,  Klevinger,  blauer  Sylvaner, 
rother  Sylvaner,  Salvagnin,  Servanier.  Alle  bessern  Rothweine  der  Schweiz,  mit 
Ausnahme  derjenigen  von  Misox ,  Tessin  und  einigen  Wallisern,  stammen  vom 
schwarzen  Burgunder. 

Es  werden  verschiedene  Spielarten  unterschieden  : 

1)  Der  kleine  Burgunder,  welcher  den  feinsten  Wein  liefert,  aber  in  der  Blüth& 
etwas  empfindlich  ist,  kleinere  Trauben  hat,  und  quantitativ  nicht  be8ondei*8- 
ausgibt. 

2)  Der  große  Burgunder.  Kräftiger  und  fruchtbarer  als  Nr.  1  und  doch, 
einen  recht  guten  Wein  liefernd.    Die  empfehlenswertheste  aller  Burgundersorten. 

3)  Der  Brunläubler,  der  etwas  später  reift,  bei  voller  Reife  jedoch  einen 
würzigen  Wein  gibt. 

4)  Die  Bodenseetraube.  Mittelfrüh  reifend,  von  den  vorhergehenden  durch* 
die  im   Herbst  eintretende  rothe  Verfärbung  der  Blätter  verschieden. 

Der  durchschnittliche  Ertrag  des  kleinen  Burgunder  kann  za  30—  35  Hekto- 
liter, derjenige  der  folgenden  drei  Varietäten  zu  40 — 45  Hektoliter  angenommea 
werden. 

Da  der  schwarze  Burgunder  sowohl  an  den  untern,  als  an  den  obern  Augen- 
fruchtbar  ist,  so  kann  er  kurz  oder  lang  geschnitten  werden.  Es  finden  auch  in 
dieser  Beziehung  große  Unterschiede  statt.  Während  man  in  Neuenburg,  an  den 
Abhängen  des  Jura,  im  Kanton  St.  Gallen,  im  bündnerisohen  Weingebiete  und 
bei  W'interthur,  Neftenbach  u.  d.  K.  den  Burgunder  auf  Zapfen  schneidet,  erhält 
derselbe  in  der  Gegend  zwischen  Thnr  und  Rhein  und  anderwärts  eine  bis  zwei 
Bo^reben.  Wie  dem  Elbling,  so  sagt  auch  ihm  langes  altes  Holz  vorzüglich  zu. 
Der  Burgunder  kommt  in  allen  Bodenarten  fort,  mit  Ausnahme  der  schweren,  nassen 
Thunböden   in   denen  er  nicht   lange  aushält. 

Außer  den  vorstehend  beschriebenen  Hauptgewiichsen  werden  noch  sehr  viele 
Sorten  kultivirt,  welche  für  einzelne  Gegenden  oder  Lagen  von  bestimmtem 
Werthe  sind. 

Von  Weiß  wei  ntra  üben  ist  hier  zunächst  der  Cr;w/)^t'/er  oder  die  weiße 
Jfa/a/fslraube  zu  nennen,  die  im  Thurgau  unter  dem  Namen  „Liudauer"   und  am 
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Züricbsee  als  „Züricbrebe'*  vorkommt.  Der  Stock  ist  sehr  robust,  die  Trauben 
reifen  aber  spät.  Den  weißen  Heunlsch  (Hünscb)  trifft  man  noch  hie  und  da; 
•er  ist  sehr  kräftig  und  fruchtbar,  der  Wein  indessen  sehr  schlecht.  Der  weiße 
MusccUeller  ist  aU  Spaliertraube  in  der  ganzen  Schweiz  verbreitet,  als  Weinbergs- 
rebe kommt  er  nur  im  Kanton  Wallis  vor  und  gibt  dort  die  bekannten  lieblichen 
M  uskateller  wein  e. 

Der  weiße  Burgunder^  im  äußern  Habitus  dem  schwarzen  zum  Verwechseln 
•ähnlich,  kommt  nur  vereinzelt  vor.  Er  zeichnet  sich  durch  eine  größere  Wider- 
standsfähigkeit gegen  die  Blattkrankheiten  aus,  ist  fruchtbar  und  gibt  einen  sehr 
guten  Wein.    In    der  französischen  Schweiz   heißt   er  Pinot  blano  und  Epinette. 

Der  rothe  Burgunder  (Grauklevner,  Mosler,  Rothklevner,  Unländer,  Petit  gris, 
Pinot  gris)  kommt  selten  in  reinen  Beständen  vor,  häufig  aber  gemischt  mit  dem 
schwarzen  Burgunder,  von  welchem  er  abstammt  und  in  welchen  er  häufig  zurück- 
schlägt. In  der  Fruchtbarkeit  ist  er  dem  letztem  mindestens  gleich,  in  der  Reifezeit 
etwas  früher,  und  aus  den  graurothen  Trauben  wird  ein  sehr  feiner,  kräftiger  Wein 
gewonnen.   Er  verlangt  etwas  schweren  Boden  und  eher  Bogen  als  Zapfenschnitt. 

Der  graue  Tokajer  (Malvoisie)  wird  von  vielen  Ampelographen  mit  dem 
Ruländer  identifizirt,  von  andern  für  eine  besondere  Spielart  gehalten.  Er  gedeiht 
iiuch  im  Eiesboden  und  der  Wein  ist  noch  feiner,  als  der  des  rothen  Burgunders. 
Oanze  Komplexe  desselben  trifft  man  im  Wallis  und  in  den  Umgegenden  von 
Schaffhausen,  sonst  findet  er  sich  zerstreut  in  den  Burgunder- Anlagen.  In  der 
Blüthe  ist  er  etwas  empfindlich,  sonst  aber  sehr  fruchtbar ;  in  guten  Jahren  steigt^ 
der  Ertrag  bis  auf  120  Hektoliter. 

Der  rothe  Tramlner  (Gentil  duret  rouge,  Gris  rouge,  Ha'iden  rouge,  Salvagnin 
Touge  du  Jura,)  ist  seh  wach  wüchsig,  verlangt  kräftigen  Boden  und  langen  Schnitt. 
Die  Trauben  reifen  etwas  spät,  haben  aber  äußeret  wenig  Säure;  erlangen  sie 
die  völlige  Reife,  so  zählt  der  Wein  zu  den  vorzüglichsten.  Der  weiße  Traminer 
(petite  Arvine,  Ha'iden  blanc,  Salvagnin  blanc.  Seh leit heimer)  ist  dem  rothen  sehr 
ähnlich.    Beide  kommen    meist  nur   sporadisch    vor,  ganze  Bestände    sind  selten. 

Der  weiße  Riesling,  von  dem  die  vorzüglichen  Rheinweine  stammen,  wird 
im  Wallis  unter  dem  Namen  Johannisberg  und  petit  Rhin  kultivirt  und  gibt  dort 
ebenfalls  feurigen  süßen  Wein.  In  den  Übrigen  Rebgeländen  der  Schweiz  ist  er 
nur  selten  zu  treffen. 

Der  gnlne  Syloaner^  in  der  französischen  Schweiz  Gros  Rhin  und  Plant  du 
Rhin,  ist  sehr  fruchtbar  und  reift  seine  Trauben  mittelfrüh;  der  Wein  ist  gut, 
kommt  aber  denjenigen  des  Rieslings  nicht  zu.  Der  rothe  Syloaner^  der  aber  keinen 
Rothwein  liefert,   unterscheidet  sich  vom  grünen  bloß  durch  die  Farbe  der  Trauben. 

Der  gelbe  Ortlieber  (Knipperle,  kleiner  Räuschling)  findet  sich  nur  sporadisch. 
Der  Rebstock  ist  kräftig  und  gedeiht  in  allen  Bodenarten,  sowie  in  den  windigsten 
Lagen,  Ist  überaus  fruchtbar  und  nicht  empfindlich  in  der  Blüthe.  Dagegen  leidet 
er  vom  Trauben  wurm,  und  die  kleinen,  gedrängten  Trauben  faulen  bei  nassem 
Herbstwetter  sehr  rasch.   Der  Wein  ist  von  mittlerer  Qualität. 

Der  weiße  RoUiglpfler  ist  erst  in  neuerer  Zeit  importirt  worden,  zeichnet 
43ich  durch  Widerstandsfähigkeit  gegen  schädliche  Eiuflüsse  aus,  ist  namentlich  in 
der  Blüthe  ganz  unempfindlich  und  sehr  fruchtbar.  Leider  reifen  die  Trauben  spät 
und  es  paßt  daher  diese  Sorte  nur  für  die  frühsten,  heißesten  Lagen. 

R(»th  wein  Sorten.  Längst  einheimisch  sind  in  gewissen  Gegenden  der 
Erlcnbarher ,  der  Morsch  oder  Morchel,  der  Bricgler  und  der  Hitzkirchner  — 
sehr  robuste  und  tragbare  Sorten,  welche  von  den  verschiedenen  Krankheiten 
wenig  heimgesucht  werden,  aber  spät  reifen  und  saure,  jedoch  haltbare  Weine  liefern. 
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Der  Gros  Rouf/e  Savoyard  (Mondeuse)  ist  ebenfalls  sebr  robust  und  tragbar^ 
aber  aucb  spätreifend;  kommt  in  der  französiscben  Schweiz  vor. 

Bedeutend  edler  ist  der  ans  Burgund  stammende  Gamat/  (Grämet,  Liverdon), 
docb  lange  nicht  so  edel  als  der  schwarze  Burgunder  oder  Pinot.  Er  gedeiht  ia 
schwerem  Boden  besser  als  in  leichtem,  ist  unempfindlich  gegen  Kälte  und  Nässe 
und  sehr  fruchtbar;  verlangt  kurzen  Schnitt.  In  der  deutschen  Schweiz  trifft  man. 
ihn  nur  vereinzelt;  im  Kanton  Neuenburg  wird  er  bei  Epagnier  und  St.  Blaise 
im  Großen  gebaut  und  im  Wallis  findet  er  seit  einiger  Zeit  als  c/rosse  Ddie 
immer  mehr  Verbreitung.  Dort  wird  dessen  durchschnittlicher  Ertrag  zu  72  Hekto- 
liter  angenommen. 

Die  MilUerrebe  (Enfarin^e,  Meunier),  mit  dem  blauen  Burgunder  verwandt, 
zeichnet  sich  durch  große  Resistenz  gegen  Winterkälte  und  Spätfröste  aus  und 
taugt  daher  vorzüglich  in  niedere  Lagen.  Dagegen  ist  sie  dem  Sehwarzbrenner 
und  der  Peronospora  sehr  unterworfen.  In  schwerem  Boden  gedeiht  sie  besser,, 
als  in  leichtem.  Die  Trauben  sind  von  mittlerer  Größe,  reifen  mit  denjenigen  des 
großen  Burgunders  und  geben  einen  guten  Rothwein. 

In  neuerer  Zeit  wurden  importirt  der  Blaufränkische  (Limberger),  der  blaue 
Fortugieser  (Vöslauer)  und  der  St.  Laurent  (Laurentiusrebe).  Der  erstere  ist  sehr 
starkwUchsig  und  fruchtbar,  treibt  aber  frUh  ans  und  erfriert  deßhalb  leicht. 
Die  großen  schwarzblauen  Trauben  reifen  etwas  spät;  die  Rebe  paßt  daher  nur 
für  die  besten  Lagen.  Der  Schnitt  muß  kurz  gehalten  werden.  Der  Wein  ist 
dunkelfarbig,  kräftig,  aber  herb.  Der  Portugieser  ist  ebenfalls  fruchtbar;  die  Trauben 
sind  groß,  reifen  früh  und  geben  einen  süßen,  dunkeln  Wein;  da  indessen  der 
Stock  im  Winter  leicht  erfriert  und  die  grünen  Theile  der  Rebe  sehr  vom  Schwarz- 
brenner leiden,  so  hat  diese  Sorte  keine  große  Verbreitung  gewonnen;  vielmehr 
sind  viele  Neuanlagen  wieder  ausgehauen  worden.  Der  St,  Laurent  gehört  zum 
Gescblechte  der  Burgunder,  ist  starkwüchsig  und  sehr  fruchtbar,  in  der  Blüthe 
von  mittlerer  Dauerhaftigkeit.  Die  großen  und  großbeerigen  Trauben  reifen  vor 
denjenigen  des  großen  Burgunders,  der  Wein  ist  kräftig  und  hat  eine  schöne 
Farbe,  erreicht  jedoch  die  Güte  der  Burgunderweine  nicht  ganz.  Leider  trtibt 
der  Stock  früh  aus,  paßt  folglich  nicht  für  tiefe  Lagen,  wo  Spätfröste  häufig- 
eintreten. 

Der  Kanton  Wallis  besitzt  einige  demselben  eigenthümliche  Gewächse, 
die  hier  kurz  beschrieben  werden  Rollen. 

a.  Weißweinsorten.  Fetite  AmUjne^  eine  spätreifende  weiße  Traube,  die 
durchschnittlich  einen  Ertrag  von  45  Hektoliter  liefert.  Grosse  Aroine ^  gibt  guten 
Wein ;  Durchschnittsertrag  65  Hektoliter.  Blanchier^  dem  Chasselas  ähnlich,  mit 
großen  Trauben.  Ilnmagne^  eine  der  ältesten  Sorten  mit  weißlich-gelben  Trauben, 
lieferte  vor  Jahrhunderten  den  sog.  Vinura  humanuni.  La  Jolas  kommt  nur  selten 
vor  und  trägt  spätreifende,  gelbe  Trauben.  Malvolsie  blanche  de  Martigny  Stock 
von  mittlerer  Stärke,  Traube  klein,  gelb  und  von  mittlerer  Reifezeit.  Fetit  Bhin 
blanc  de  Martignif,  sehr  kräftig,  dauerhaft  und  fruchtbar;  die  Trauben  von 
mittlerer  Größe,  grüngelber  Färbung  und  spät  reifend.  Nicht  verwandt  mit  dem- 
Riesling,  der  im  Wallis  ebenfalls  petit  Rhin  heißt.  lUze  verte.  Wird  seit  langem 
kultivirt  und  ist  sehr  g<\*jcliätzt.  Stock  kräftig,  Trauben  mittelgroß,  weißgelb. 
Diese  Sorte  liefert  den  berühmten  Gletscherwein.  Ertrag  70  Hektoliter.  Reeejaune, 
Spielart  der  vorhergehenden.   Ertrag  05   Hektoliter. 

Roth  weinsor ten.  Goron  rouge  (rother  Goron).  Kommt  hauptsächlich  im 
deutschen  Oberwallis  bei  Salgesch  vor.  Stock  stark,  fruchtbar,  Trauben  von  später 
Beifezeit,  Wein   etwas    hart,   aber    von    guter   Qualität.    Ertrag   9G    Hektoliter. 


Weinbau  —     391     —  Weinbau 

Petit  rouge  (Kleinroth).  Ist  später  als  Gkmay  und  Pinot,  wird  aber  reif.  Der 
Stock  ist  kräftig  und  trägt  regelmäßig ;  der  Wein  ist  gut.  Ertrag  30  Hektoliter. 
Gros  Rougey  48  Hektoliter.  Rouge  de  Fully,  Der  Stock  ist  kräftig,  die  Trauben 
von  mittlerer  Größe,  der  Wein  sehr  geschätzt.  Urize  oder  Plant  d^Äoste.  Bei 
Brocart  hinter  Martigny.  Sehr  kräftig,  fruchtbar  und  früh  reifend.  Verrei  oder 
Veyret  rouge,  sehr  selten. 

Im  Kanton  Tessin,  sowie  in  den  südlich  von  den  Alpen  gelegenen  Thälem 
des  Kantons  Graubünden  werden  italienische  Rebsorten  kultivirt,  wie  Bondola, 
Pignora,  Cardana,  Papagone,  Canina,  Brognolo,  Martesana,  Rossera,  Rosario, 
Bondola  bianca,  Rosinella,  Barbera,  Spanna  oder  Nebbiolo  und  Lugliatica.  Daneben 
gewinnt  im  Tessin  die  zur  Yitis  Labrusca  gehörige  Isabella  (Ischia)  immer  mehr 
an  Terrain;  dieselbe  liefert  zwar  einen  schlechten  Wein  mit  Fuchsgeschmack, 
widersteht  aber  namentlich  in  den  feuchten  Niederungen  den  verschiedenen  Pilz- 
krankheiten viel  besser,  als  die  einheimischen  Sorten. 

y.  Der  Weinbau  in  den  einzelnen  Kantonen. 

1)  Aargau,  2524  Hektaren.  Am  stärksten  verbreitet  ist  der  Weinbau  im 
Limmatthal,  Aarthal,  Frickthal  und  untern  Rheinthal,  dann  folgen  das  Reußthal 
und  die  Gegend  am  Hallwylersee.  Die  tiefstgelegenen  Weinberge  sind  bei  Äugst 
(280  m)  und  Klingnau  (325  m);  am  höchsten  geht  die  Rebe  bei  Thalheim 
(590  m)  und  bei  Ehrendingen  (600  m).  Von  den  verschiedenen  Rebsorten  werden 
hauptsächlich  der  Elbling,  der  weiße  Gutedel  (Sehen kenberger)  und  der  schwarze 
Burgunder  oder  Klevner  in  seinen  verschiedenen  Spielarten  kultivirt.  Der  Elbling 
herrscht  vor  am  Bötzberg,  im  obern  und  ijnteru  Frickthal,  stellenweise  auch  in 
der  Seegegend;  der  Gutedel  hat  sein  Revier  im  obern  Aarthal,  im  Limmatthal. 
Seethal  und  am  Bötzberg;  der  Klevner  im  untern  Aarthal,  Limmatthal,  Reuß- 
thal und  mehr  oder  weniger  im  Seethal  und  am  Bötzberg.  Als  sehr  gut  bekannt 
sind  die  Rothweine  von  Baden,  Wettingen,  Birmensdorf,  Brestenberg,  Lenzburg 
und  Kaiserstuhl  (letztere  wachsen  jenseits  des  Rheines  auf  badischem  Gebiete") 
und  die  Weißweine  von  Thalheim  und  Kasteln.  Im  Mittel  von  sechzig  Jahren 
beläuft  sich  die  jährliche  Produktion  auf  ca.  7900  Hektoliter  (31,1  Hektoliter 
p.  Hektare)  und  der  Werth  derselben  auf  mindestens  Fr.   2,300,000.  — . 

Nach  der  Statistik  vom  Jahre  1887  beträgt  der  Katasterwerth  des  Reb- 
landes Fr.  11,144,155.  — ,  gleich  Fr.  4415  p.  Hektare.  Am  niedrigsten  steht 
der  Preis  in  den  Bezirken  Rheinfelden  (Fr.  2678  — )  und  Muri  (Fr.  2693.  — ), 
am  höchsten  im  Bezirke  Baden  mit  Fr.  6258.  — (goldene  Wand  Fr.  16—18,000.  — ). 

2)  Appenzell  A.-Rh.  besitzt  bloß  10  Hektaren  Weinberge  bei  der  Ort- 
schaft Lutzenberg,  in  der  Höhe  von   630  bis  650  m. 

3)  Basel land,  700  Hektaren.  Von  300  m  bei  Binningen  steigt  der  Wein- 
stock bis  540  m  bei  Rothenfluh  und  620  m  bei  Läufelfint^en.  In  der  Haupt- 
weingegend bei  Liestal  und  von  dort  abwärts  trifft  man  vorwiegend  weißes 
Gewächs  (Elbling  und  Giitedel)  und  hier  breitet  sich  der  Weinbau  vielfach  ins 
flache  Land  aus.  Im  obern  Ergolzthal,  sowie  bei  Wintersingen  un<l  Maisprach 
werden  vorzüglich  Klevner  gebaut.  Der  Rothwein  von  Maisprach  ist  berühmt, 
und  ferner  wird  der  Weiße  von  Mönchenntein  als  angenehm  geschätzt.  —  Der 
Ertrag  der  Reben  ist  der  häufig  eintretenden  Spätfröste  wegen  etwas  unsicher. 
Nach  der  Statistik  vom  Jahre  1851  beläuft  sich  derselbe  im  Durchschnitt  auf 
24,000  Hektoliter  oder  34,3  Hektoliter  p.   Hektare. 
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4)  Baselstadt  hat  80  Hektaren  Weinberge  bei  Hieben,  wo  der  Gntedel 
einen  beliebten  Wein  liefert. 

5)  Bern,  800  Hektaren.  Es  sind  vier  Weingelände  zu  unterscheiden: 
1)  am  Thunersee,  2)  im  sog.  Seeland,  3)  an  den  Abhängen  des  Jura  und  am 
Bielersee,  4)  im  Birsthai. 

Am  Thunersee,  wo  die  Kebgelände  von  560  m  am  Ufer  bis  660,  ja  an 
einigen  Stellen  720  m  ansteigen,  werden  Gutedel,  Elblinge,  Käuschlinge  und 
Klevner  (Servanier)  gebaut;  im  Seeland  begegnen  wir  den  nämlichen  Sorten, 
bald  rein,  bald  gemischt.  Am  obern  Ufer  des  Bielersees,  437  bis  610  m,  do- 
minirt  der  Gutedel  und  es  wird  aus  demselben  bei  Twann,  Ligerz  etc.  ein  sehr 
guter  Wein  erzeugt;  weiter  abwärts,  bei  Biel  und  gegen  Pieterlen,  finden  wir 
den  Elbling,  weßhalb  auch  der  Wein  geringer  ist. 

Der  durchschnittliche  Jahresertrag  sämmtlicher  Rebgelände  wird  zu  40,000 
Hektoliter  (50  Hektoliter  p.  Hektare)  angenommen,  was  einen  Geldwerth  von 
Fr.  1,500,000.  —  repräsentirt.  Der  Kapitalwerth  der  Weinberge  wird  nach 
der  StatUtik  pro  1888  auf  Fr.  6,040,990.  —  beziffert.  (Fr.  8045.  —  p. 
Hektare. 

6\  Frei  bürg,  280  Hektaren.  Die  Kebgelände  liegen  am  Neuen burger- 
und  Murtensee,  in  der  Höhenlage  von  440  bis  560  m,  und  erzeugen  keine 
hervorragenden  Produkte. 

7)  Genf  besitzt  1930  Hektaren  Weinberge  mit  der  Minimalhöhe  von 
360  m  bei  Chaney  und  der  Maximalhöhe  von  506  m  bei  Chailly.  Es  werden 
vorzüglich  Gutedel  (Fendants)  gebaut,  daneben  auch  der  Gros  rouge  Savoyard 
(Mondeuse).  Die  durchschnittliche  jährliche  Erndte  beläuft  sich  auf  ca.  94,000 
Hektoliter  (48  Hektoliter  p.  Hektare)  im  Werthe  von  Fr.  3,750,000.  — . 
Der  Kapitalwerth  der  besten  Rebgelände  beträgt  im  Mittel  Fr.  13,300.  — , 
derjenige  der  mittlem  Fr.  9000.  —  uud  derjenige  der  geringern  Fr.  5400.  — 
p.  Hektare. 

8)  Glarus  produzirt  ganz  wenig  Wein  bei  Niederurnen,  Ennenda  und 
Schwanden. 

9)  Graubünden,  320  Hektaren.  Im  cisalpinen  Gebiete  dieses  Kautons 
gedeiht  der  Weinstock  vornehmlich  im  Rheinthal  von  Fläsch  an  flußaufwärts 
bis  Ems.  Die  Erhebung  über  Meer  ist  beträchtlich.  Die  niedrigst  gelegenen 
Weinberge,  bei  Fläsch,  haben  immerhin  eine  Höhe  von  500  m :  das  Rebgelände 
von  Maycnfeld  liegt  zwischen  520  und  590  m  und  dasjenige  von  Jenins  zwischen 
630  und  680  m.  Trotzdem  liefert  in  den  letztgenannten  drei  Gemeinden,  sowie 
bei  Chur  und  Malans  der  fast  ausschließlich  kultivirte  schwarze  Burgunder  vorzüg- 
li(;he  Rothweine,  die  weit  über  die  Grenzen  des  Kantons  hinaus  geschätzt  sind. 
Sehr  berühmt  ist  ferner  der  feurige  ('ompleter,  der  an  einer  einzelnen  Halde 
bei  Malaus  wächst  und  aus  der  weißen  Traube  gleichen  Namens  bereitet  wird, 
im  Domleschg  wird  ebenfalls  noch  etwas  Weinbau  getrieben  und  es  steigt  die 
Rebe  bei  Tomils  bis  970  m.  Jenseits  der  Alpen,  im  südlichen  Misox  und  bei 
Brusio  linden  sich  italienische  Sorten,  die  auch  nach  italienischer  Methode  ge- 
zogen werden. 

Das  gesammte  Rebgelände  repräsentirt  einen  Verkehrsweiih  von  Fr. 
4,GOO,OüO.  —  (Fr.  14,375.  —  p.  Hektare),  und  der  durchschnittliche  Jahres- 
ertrag beläuft  sich  auf  12,500  Hektoliter  (39  Hektoliter  p.  Hektare)  im  Werthe 
von  Fr.   048,000.   — . 
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10)  Luzern  hat  bloß  60  Hektaren  Kebland,  wovon  der  größte  Theil  im 
Hitzkircher  Thale,  500  bis  580  m,  and  nur  ein  unbedeutender  Weinberg  bei 
Weggis,  440  m  In  ersterer  Gegend  kultivirt  man  etwas  Klevner  und  die  nach 
•dem  Dorfe  Uitzkircb  benannte  robuste,  saure,  blaue  Traubensorte. 

11)  Neuenburg,  1250  Hektaren.  Am  Neuenburgersee  finden  wir  Reben 
^on  440  m  am  Ufer  bis  zu  615  m.  Das  ganze  Gestade  bildet  sozusagen  einen 
Weinberg,  wovon  "^/s  weißes  und  ^/b  rotbes  Gewächs.  Ersteres  besteht  haupt- 
sächlich aus  Gutedeln  (Pendant  roux  und  Fendant  vert);  daneben  kommen  auch 
grüne  Sylvaner,  weiße  Burgunder  und  Ruländer  (Pinot  gris  oder  Petit  gris)  vor. 
Die  Gutedelweine  sind  kräftig  und  angenehm  und  rivalisiren  mit  den  bessern 
•der  Waadt;  der  Pinot  gris  gibt  einen  feurigen  Flaschenwein.  Den  Hauptsatz 
für  Rothweine,  von  welchen  namentlich  diejenigen  von  Cortaillod  und  aus  der 
Umgebung  der  Stadt  Neuenburg  selbst  sich  eines  ausgezeichneten  Rufes  erfreuen, 
bildet  der  schwarze  Burgunder,  hier  Noirion  noir  genannt.  In  den  schweren 
Böden  von  St.  Blaise  und  Epagnier  wird  auch  der  Gumay  kultivirt;  dessen 
Ertrag  ist  größer  als  derjenige  des  Burgunders,  der  Wein  dagegen  bei  weitem 
nicht  so  gat. 

Der  Kapitalwerth  der  Weinberge  beträgt  im  Mittel  Fr.  13,800.  —  p. 
Hektare,  was  für  den  ganzen  Kanton  den  Betrag  von  Fr.  17,430,000.  — 
ausmacht.  Die  Hektare  erträgt  im  Durchschnitt  53  Hektoliter,  das  ganze  Reb- 
areai  folglich  66,250  Hektoliter  und  der  Durchschnittspreis  stellt  sich  auf 
Fr.  33.  —  fiir  den  weißen  und  Fr.  58.  —  für  den  rothen  Wein,  so  daß  sich 
ein  Totalertrag  von  Fr.   2,394,000  —   ergibt. 

12)  St.  Gallen,  674,2  Hektaren.  Am  meisten  Reben  finden  wir  im  untern 
und  obern  Rheinthal  und  im  Bezirke  Sargans ;  dann  folgen  der  See  bezirk,  die 
Umgegend  von  Rorschach  und  Wyl.  Die  tiefsten  Lagen  sind  bei  Thal  und  Au 
im  untern  Rheinthal,  410  m,  und  am  Ufer  des  Zürichsees,  ebenfalls  410  m; 
in  der  Gegend  von  Mels  steigt  der  Weinstock  von  480  bis  zu  570  m,  bei  Wyl 
bis  640  m,  bei  Oberschaan- Wartau  bis  670  und  an  der  Porta  Romana  unter- 
halb Pfäffers  bis  710  m.  Mit  Ausnahme  der  Linth-  und  Seegegend,  wo  der 
Räuschling  dominirt,  bildet  der  schwarze  Burgunder  den  Hauptsatz  der  Wein- 
berge, doch  wird  im  Rheinthal  auch  der  Elbling  kultivirt.  Die  Rothweine  des 
untern  Rheinthaies,  namentlich  die  vom  Buchberg  bei  Thal  und  von  Berneck, 
zeichnen  sich  durch  gute  Qualität  aus,  ebenso  diejenigen  in  der  Umgegend  von 
Rorschach;  noch  höher  im  Preise  stehen  die  sog.  Oberländer,  d.  h.  die  Weine 
vom   Wallensee  und  Sarganserland. 

Der  Verkehrs werth  des  Reblandes  beträgt  nach  frühern  Angaben  Fr. 
6,825,000.  — ,  oder  rund  Fr.  10,100.  —  p.  Hektare.  Gemäß  einer  im  Jahre 
1886  angefertigten  Statistik  käme  derselbe  jedoch  bedeutend  höher  zu  stehen, 
nämlich  auf  Fr.  8,797,446.  — ,  oder  rund  Fr.  13,000.  —  p.  Hektare.  In 
einigen  Gemeinden  stünden  die  Preise  ganz  außerordentlich  hoch,  so  in  Sargans 
Fr.  20,000.  — ,  in  Wartau  Fr.  32,000.  — ,  in  Viltcrs  Fr.  39,000.  —  und 
in  Seveleu  sogar  Fr.  51,000.  — .  All«^s  p.  Hektare.  Es  muß  aber  bemerkt 
werden,  daß  diese  Statistik  nicht  publizirt  worden  ist,  ü;erade  weil  mau  bezüglich 
•der  Angaben  über  den  Verkehrswerth  an  maßgebender  Stelle  Zweifel  hegte.  Der 
durchschnittliche  Jabresertrag  beläuft  sich  auf  33,200  Hektoliter  (44  Hektoliter 
p.   Hektare)  im   ungefähren  Werthe  von  Fr.    1,5()0,()()0.   — . 

13)  Schaff  hausen,    1102   Hektiiren,    bat    im  Verbältniß    zum   Gesammt- 
.flächeninhalt  den   ausgedehntesten  Weinbau  von  allen  Kantonen;  nur  wenige  Ge- 
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meinden  sind  ohne  Reben.  Die  niedrigst  gelegenen  Weinberge  mit  390  m 
MeeresbÖbe  sind  bei  Neubausen,  die  böcbsten  bei  Scbleitheim,  bis  600  m,  nnd 
bei  Lobn,  bis  640  m.  In  einigen  Gemeinden  des  Klettgaaes,  namentlich  aber  in 
Scbleitheim,  kommt  noch  die  Kopf  erzieh  ang  des  Weinstockes  vor,  während  in 
weitaas  den  meisten  Weingegenden  der  Schenkelsohnitt  dominirt.  Die  Schaffhanser 
Rothweine,  fast  ausschließlich  vom  schwarzen  Burgunder  stammend,  werden  sehr 
geschätzt;  die  besten  wachsen  in  der  Umgebung  der  Stadt  Schaffhausen,  bei 
Osterfingen,  Stein,  ünterhallau  und  Thayngen.  Neben  dem  Elevner  gewinnt  der 
Tokayer  in  einigen  Gemeinden  mehr  an  Boden;  er  liefert  vorzügliche  Weißweine. 
Für  die  gewöhnlichen  Weißweine  bildet  der  gelbe  Elbling  den  Hauptsatz,  der 
Räuschling  kommt  weniger  häufig  vor,  dagegen  in  einigen  Gemeinden  noch  der 
Heunisch.  Als  gute  Eiblingweine  sind  bekannt  diejenigen  von  Siblingen  (Eisen- 
halder)  und  von  Löhningen  (Abendhaider). 

Der  Eapitalwerth  der  Weinberge  beträgt  nach  der  Statistik  für  das  Jahr 
1889  im  Ganzen  Fr.  9,523,533.  — ,  gleich  Fr.  8642.  —  p.  Hektare  (beste 
Lagen  in  ünterhallau  Fr.  22,000.  — ).  Der  Jahresertrag  stellt  sich  im  fUnfund* 
zwanzigjährigen  Mittel  auf  55,270  Hektoliter  (52,2  Hektoliter  p.  Hektare),  und 
der  Werth  desselben  auf  Fr.   1,525,181.  —  (Fr.  1418,70  p.  Hektare.) 

14)  Schwyz,  200  Hektaren.  Nur  in  der  Gegend  am  Zürichsee  wird  Wein- 
bau getrieben.  Vom  Ufer  an  steigt  die  Rebe  bis  480  m  in  der  dem  Kloster 
Einsiedeln  gehörenden  Leutschen,  \ind  bis  540  m  bei  Wollerau  und  am  Buch- 
berg. Der  Leutschenwein  ist  weithin  renommirt. 

15)  Solo t hur n  hat  130  Hektaren  Weinberge  im  Amte  Dornach,  290 
bis  450  m,  bei  Mariastein,  490  b  s  580  m  und  bei  Erlinsbach  an  der  aar- 
gauischen Grenze,  400  bis  550  m.  Die  herrschenden  Rebsorten  sind  der  weiße 
Elbling  (Grüusilber,  Trübsilber)  und  der  weiße  Gutedel  (Most);  daneben  kommen 
noch  vor  Ruländer  (Aeschgrau,  Moseli),  Rothelbling  (Lambart)  und  Klevner.  Der 
Ertrag  wird  namentlich  im  Bezirke  Dornach  als  ein  sehr  guter  bezeichnet. 

16)  T essin,  6640  Hektaren.  Von  265  Gemeinden  treiben  199  Weinbau. 
Der  Schwerpunkt  desselben  liegt  im  Sottocenere;  doch  reicht  er  weit  in  die 
Alpenthäler  hinein,  so  im  Blegno  bis  Aquila,  im  Thale  der  Maggia  bis  Bignasco, 
in  der  Leventina  bis  oberhalb  Giornico  Dadurch  ist  eine  große  Verschiedenheit 
in  der  Höhenlage  bedingt.  Während  die  tiefst  gelegenen  Weinberge  in  der  Ri- 
viera  sich  bloß  ca.  200  m  über  Meer  erheben,  steigt  die  Rebe  am  Monte  Cenere 
bis  über  450  m,  im  Centovalli  bis  gegen  500  m,  in  Onsernone  bis  606  m,  in 
der  Maggia  bis  728  m  bei  Broglio,  in  der  Leventina  bis  Anzonico  942  m,  im 
Blegno  bis  74H  m  oberhalb  Aquila,  in  der  Mesolcina  im  Weinberg  bis  Verdabbio, 
730  m,  einzeln  bis  850  m  bei  Arvigo. 

Im  Bezirke  Lugano  henvcht  die  amerikanische  Isabella  (Ischia)  schon  seit 
vielen  Jahren  vor;  in  den  andern  Bezirken  haben  die  einheimischen,  oben  S. 
aufgezählten  Sorten  die  Oberhand,  weichen  jedoch  allraählig,  wenigstens  theil weise, 
der  lyabella. 

In  den  Thälern  Blegno,  Leventina,  Riviera  und  im  Vallemaggia  ist  die  Per- 
golata,  d.  h.  die  Erziehung  der  Reben  als  Dach  allgi^nein  üblich;  im  Sottocenere 
und  in  der  Umgebung  von  Looarno  besteht  noch  die  uralte  italienische  Er- 
ziehungsart an  lebenden  Bäumen,  un<i  in  der  Gegend  von  Bellinzona  wird  der 
Weinstock  ähnlich  erzogen,   wie   in  der  übrigen  Schweiz. 

Der  Kapital-  rcHp.  Verkehrswerth  des  Reblandes  variirt  bedeutend  je  nach 
der    Gegend.    Im    Bezirke    Lugano    belauft    sich    derselbe    im    Durchschnitt    auf 
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Fr.  4 — 5000.  — ,  im  Bezirke  Bellinzona  auf  Fr.  10—15,000.  — ,  und  in  der 
Leventina  bei  Giornico  auf  Fr.  20,000.  — .  Nimmt  man  als  Mittel  Fr.  6000.  — 
ftlr  die  Hektare  an,  so  ergibt  sieb  für  den  ganzen  ELanton  in  runder  Summe  ein 
Grundkapital  von  Fr.  40,000,000.  — .  Als  durcbscbnittlicbe  Jahresproduktion 
können  132,800  Hektoliter  (20  Hektoliter  p.  Hektare)  und  als  Wertb  der- 
selben Fr.  3,320,000.  —  angenommen  werden. 

17)  Thurgau,  1820  Hektaren.  Im  obem  Thurgau  mit  den  Rebgeländen 
von  Arbon  bis  Romanshorn  auf  der  einen  und  bis  Sulgen  auf  der  andern  Seite 
wird  zum  größten  Tbeil  rotbes  Gewächs,  Klevner,  gebaut;  ebenso  an  den  Ab- 
hängen des  Ottoberges  zwischen  Berg  und  Märstetten  und  im  Gebirgsbezirke, 
sowie  am  Seerücken  von  Sonters weilen  bis  Nußbäumen.  Das  weiße  Gewächs, 
zumeist  Elbling  oder  Knoller,  femer  Eäuschling  und  etwaa  Completer  (Lindauer) 
und  Gutedel,  herrscht  vor  am  Untersee  von  Ermatingen  bis  Mammern.  Ge- 
mischten Satz  haben  das  Oberseegelände  von  Uttweil  bis  Tägerweilen  und  das 
Rheinthal  von  Eschenz  bis  Dießenhofen,  sowie  das  mittlere  und  untere  Thurthal. 
Die  geringste  Erhebung  über  Meer  finden  wir  bei  Ueßlingen,  380  m,  Ereuz- 
lingen,  403  m,  und  Dießenhofen,  407  m;  die  höchst  gelegenen  Weinberge  er- 
reichen 610  m  bei  Kalchrain,  630  m  am  Sonnenberg  und  bei  Lustorf,  640  m 
bei  Bettwiesen  und  650  m  im  „Immenreich *  oberhalb  Weinfelden.  Gute  bis  vor- 
zügliche Rothweine  gedeihen  bei  Stettfurt,  Eppbhauscn,  Winzelisberg,  Gristenbühl, 
Arbon,  am  Ottoberg  (Weinfelden),  bei  Bachtobel,  Earthaus  Ittingen,  Iselisberg, 
Steinegg. 

Der  mittlere  Jahresertrag  beziffert  sich  auf  rund  85,000  Hektoliter  (46,7 
Hektoliter  p.  Hektare)  im  ungefähren  Werthe  von  Fr.  1,900,000.  — .  Nach 
der  Statistik  vom  Jahre  1859  hat  das  gesammte  Rebareal  des  Kantons  einen 
Verkehrswerth  von  Fr.   6,471,000.   — ,  also  Fr.  3555.   —  p.  Hektare. 

IH)  Waadt,  6600  Hektaren,  nimmt  hinsichtlich  der  Weinproduktion  unter 
allen  Kantonen  den  ersten  Rang  ein.  Von  der  genferischen  Grenze  zieht  sich 
das  gewaltige  Rebgelände  längs  des  Genfersee's  hin  bis  Yilleneuve  und  von  da 
im  Alpengebiete  bis  Bex,  vom  Seespiegel  (375  m)  bis  zur  Höhe  von  600  m,  an 
einigen  Orten  noch  höher  steigend,  wie  z.  B.  bei  Chailly  oberhalb  Lausanne 
bis  620  m,  bei  Grandvaux  bis  660  m  und  bei  Fenalet  ob  Bex  bis  700  m.  Auch 
im  Norden  des  Kantons,  in  den  Bezirken  Orbe,  Grandson  und  Yverdon,  wird 
Weinbau  getrieben.  Weißes  Gewächs  (Fendant  roux  und  Fendant  vert)  herrscht 
fast  ausschließlich  vor,  das  rothe  (schwarzer  Burgunder  und  Gros  rouge  Savoyard) 
spielt  eine  viel  unbedeutendere  Rolle. 

Wie  hinsichtlich  des  Satzes,  so  besteht  auch  mit  Bezug  auf  die  Kultur- 
methode Gleichartigkeit,  indem  überall  der  Bockschnitt  zur  Anwendung  kommt. 
Dem  Rebbaue  wird  die  größte  Aufmerksamkeit  geschenkt  und  alle  Weinbergs- 
arbeiten werden,  ganz  besonders  im  Lavaux,  mit  einer  Sorgfalt  und  Genauigkeit 
ausgeführt,  die  ihres  Gleichen  nicht  so  leicht  finden  dürfte.  Dieser  guten  Be- 
handlung, nebst  den  günstigen  klimatischen  Verhältnissen,  verdankt  die  Waadt 
hohe  Erträge  und  gute  Qualität  des  Produktes.  Die  weißen  Waadtländerweine 
sind  in  der  ganzen  Schweiz  bekannt  und  anerkannt.  Montreux,  Villeneuve  und 
La  Cote  (d.  h.  die  Gegend  zwischen  Coppet  und  Lausanne)  liefern  gute  Tisch- 
weine. Die  feinsten  Qualitäten  aber  werden  im  Lavaux,  d.  h.  in  der  Gegend 
von  (^uUy  bis  St.  Saphorin  (beste  Marke  der  Dezaley),  sowie  bei  Aigle  und 
Yvome  erzeugt.  Unter  den  Rothweinen  haben  diejenigen  von  St.  Saphorin  und 
St.  Prex  einen  guten  Namen. 
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Das  gegammte  Rebland  bat  nacb  der  Statistik  vom  Jahre  1889  einen  Ea- 
tasterwerth  von  103,543,587  Franken,  was  auf  die  Hektare  rund  15,700  Fr. 
bringt. 

Nacb  dem  Mittel  der  letzten  zehn  Jahre  (1880  bis  1889)  beläuft  sich  der 
jährliche  Ertrag  auf  rund  331,000  Hektoliter  (p.  HekUre  auf  50  Hektoliter) 
und  der  Werth  der  ganzen  Weinproduktion  auf  14,798,540  Franken  (2,240  Fr. 
p.  Hektare). 

Wenn  aber  in  Betracht  gezogen  wird,  daß  jene  Jahre  zum  größern  Theil 
zu  den  schlechtesten  zählen,  so  begeht  man  kaum  einen  Fehler,  wenn  man  den 
Jährlichen  Durchschnitt  bedeutend  höher,  zu  55  bis  60  Hektoliter  annimmt.  Ein 
dreißigjähriger  Durchschnitt  würde  eine  noch  höhere  Zahl  ergeben. 

19)  Wallis,  2.340  Hektaren.  Dieser  Kanton  hat  von  allen  das  günstigste 
Klima  fUr  den  Weinbau  und  es  ist  daher  letzterer  in  steter  Zunahme  begriffen. 
Am  Südabhang  der  Berneralpen  von  Brausen  bis  Naters  und  gegen  Morel  bildet 
der  Weinstock  innerhalb  der  Region  von  462  und  811  m  bei  weitem  die 
Hauptkulturpflanze,  die  sich  an  einigen  Punkten  noch  ziemlich  über  die  genannte 
Höhengrenze  erhebt,  so  bei  Chamoson  bis  911,  bei  Chäteau  les  Places  oberhalb 
St.  Leonard  bis  990  m.  In  den  penninischen  Alpen  wird  die  Hebe  vornehmlich 
bei  Martigny  and  ferner  in  einigen  Seitenthälern  kultivirt.  Da  geht  sie  oberhalb 
Stalden  bis  1150m  und  bei  Visperterminen ,  wo  vom  Traminer  der  berühmte 
Heiden  wein  gewonnen  wird,  sogar  bis  1,210  m. 

Wegen  der  excessiven  Trockenheit  der  Sommermonate  wird  hier  an  vielen 
Orten  das  Rebgelände  bewässert  und  es  bestehen  zu  diesem  Zwecke  eine  Unzahl 
von  Wasserleitungen  (Bis),  welche  das  Wasser  von  den  Gletschern  herführen. 
Vielfach  linden  sich  noch  kriechende  oder  fliegende  Reben  ohne  irgend  welche 
Unterstützung ,  doch  bricht  sich  die  waadtländische  Kulturmethode  immer  mehr 
Bahn.  Neben  den  spezifischen  Walliser  Traubensorten,  die  weiter  oben,  Seite 
390,  beschrieben  worden  sind,  zieht  man  noch  den  Fendant  roux,  den  Malvoisie 
(Tokayer),  den  rothen  und  weißen  Traminer  (Halden,  Payen),  den  Heunisch 
(Gouay),  den  grünen  Sylvaner,  den  Riesling  (^ Petit  Rhin  oder  Johannisberg),  den 
weißen  oder  gelben  Muskateller,  alles  weiße  Sorten;  von  blauen  Sorten  den 
schwarzen  Burgunder  unter  den  Namen  Petite  DGle  und  Pineau  de  Pernand, 
sowie  den  Gamay  als  Grosse  Dole.  Die  Weine  sind  im  Allgemeinen  sftß,  aro- 
matisch und  feurig  und  haben  mehr  Aehnlichkeit  mit  spanischen  als  mit  mittel- 
europäischen. Als  vorzüglichste  gelten  die  von  Sitten  und  Siders,  die  aus  der 
Reze  bereiteten  Gletschcrweine ,  die  in  den  kühlen  Kellern  der  Bergdörfer  von 
Auniviers  gelagert  werden;  ferner  der  Höllenwein  von  Salgesch  und  der  Lamarque 
und  Coquempey  von  Martigny. 

Der  Kapitalwerth  des  gesammten  Weingeländes  beträgt  21,677,000  Fr. 
(9,250  Fr.  p.  Hektare)  und  die  mittlere  Jahresproduktion  90,000  Hektoliter 
(38,4  Hektoliter  p.   Hektare)  im  Werthe  von  4,500,000  Fr. 

20)  Zug,  80  Hektaren.  Produzirt  Wein  bei  Blickenstorf,  Steinhausen,  in 
der    Umgebung  der  Stadt  und   bei   Walchwyl. 

21)  Zürich,  5,516  Hektaren.  Dieser  Kanton  weist  verschiedene,  mehr 
oder  weniger  von  einander  getrennte  Rebgebiete  auf.  Das  größte  derselben  befindet 
sich  an  beiden  Ufern  des  Zürichsees,  wo  der  Weinstock  von  410  m  bis  630  m 
(Wetz weil  oberhalb  Herrliberg)  steigt.  Der  Rebsatz  besteht  der  Hauptsache  nach 
^us  großem  Räuschling,  daneben  kommen  auch  Elbling,  Erlenbacher  und  schwarzer 
Burgunder  vor.    An    dieses  Gebiet   schließt    sich  dasjenige  des  Limmatthales  an. 
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ebenfalls  zum  größten  Theil  mit  Bäusohling  bepflanzt.  Nördlich  davon,  in  der 
Gregend  vom  Eatzensee  bis  gegen  Baden,  treffen  wir  nebst  dem  Räuschling  vor- 
züglich robuste,  saure  Sorten,  Erlenbacber,  Briegler,  Morsch,  während  an  den 
benachbarten  Südabhängen  der  Lägern,  sowie  im  Wehnthal,  Elbliuge,  Räuschlinge 
und  schwarze  Burgunder,  bald  in  reinem  Satze,  bald  gemischt  gebaut  werden. 
In  der  Umgegend  von  Winterthur  und  im  untern  Tößthal  doroinirt  der  schwarze 
Burgunder,  desgleichen  im  sogenannten  Weinland,  d.  h.  in  der  Gregend  zwischen 
Winterthur,  dem  Rhein  und  der  thurgauischen  Grenze;  doch  finden  sich  auch 
da  einige  Gemeinden  mit  vorherrschend  weißem  Gewächs.  Im  obem  Theile  des 
Bafzerfeldes,  nördlich  vom  Rhein,  sowie  bei  Eglisau,  wird  hauptsächlich  Rothwein,  im 
antern  aber  Weißwein  produzirt.  Das  Gros  der  Weinberge  liegt  zwischen  420 
and  520  m,  doch  gibt  es  auch  Lagen,  die  unter  400  m  bleiben,  wie  z.  B. 
Eglisau  mit  336,  Rheinau  mit  364  m,  während  anderwärts  die  Rebe  viel  hö'her 
geht,  so  bei  Regensberg  bis  610  m,  bei  Elgg  ebenfalls  bis  610  m  und  bei 
Waltenstein  bis  630  m. 

Die  weißen  Zürcherweine,  namentlich  die  vom  linken  Ufer  des  Zürchersees 
gelten  im  Allgemeinen  für  sauer;  am  rechten  Ufer  und  im  Limmatthal  gibt  es 
jedoch  Gemeinden  mit  guten  Weinen,  wie  z.  B.  Stäfa,  Meilen,  Herrliberg,  Höngg, 
Weiningen  u.  a.  m.  Die  rothen  Klevnerweine  des  „Weinlandes**  und  des  nörd- 
lichen Kantonstheiles  überhaupt  kommen  den  rothen  Schaff  hauserweinen  im  Großen 
and  Ganzen  ziemlich  nahe,  wo  nicht  gleich.  Vorzügliche  Rothweine,  meistens 
Auslesen,  liefern  einzelne  Lagen  am  rechten  Seeufer,  wie  z.  B.  Erlengut  zu 
Erlenbach,  femer  Winterthur,  Neftenbach  (der  Neftenbacher  gilt  als  der  beste 
des  Kantons),  Teufen,  Freienstein,  Rheinau,  Goldenberg  bei  Dorf,  Eigenthal  bei 
Flaach,  Regensberg. 

Der  Kapitalwerth  der  Reben  stellt  sich  nach  den  neuesten  Erhebungen  auf 
48,016,194  Fr.  oder  8,705  Fr.  p.  Hektare.  Auch  hier  zeigen  sich  große 
Unterschiede  je  nach  der  Gegend.  Während  in  dem  Bezirke  Hin  weil  die  Hektare 
bloß  einen  Verkehrs werth  von  4,817  Fr.  hat,  kommt  dieselbe  im  Bezirke  Andel- 
fingen  auf  7,945  Fr.,  im  Bezirke  Horgen  auf  10,977  Fr.  und  im  Bezirke  Meilen 
auf  11,907  zu  stehen. 

Der  durchschnittliche  Weinertrag  während  der  Jahre  1874  bis  1888  beziffert 
sich  auf  234,981  Hektoliter  im  Werthe  von  Fr.  6,834,324  p.  Hektare  auf 
42,6  Hektoliter  im  Werthe  von  1,239  Fr.  Auch  hier  würde  sich,  wie  bei 
Waadt,  eine  bedeutend  größere  Durchschnittszahl  herausstellen,  wenn  eine  längere 
Reihe  von  Jahren  hätte  berücksichtigt  werden  können. 

VI,    Volkswirthschaftliche  Bedeutung  des  Weinbaues. 

Auf  Grund  der  vorliegenden  Erhebungen  und  an  der  Hand  allgemeiner 
Erfahrungen  im  Weinbau  der  Schweiz  ist  es  schließlich  nun  auch  möglich,  ein 
zahlenmäßiges  Bild  von  dem  ökonomischen  Ergebnisse  dieses  Zweiges  der  vater- 
ländischen Bodenkultur  zu  entwerfen  und  auf  diese  Weise  einen  Beitrag  zur 
Beleuchtung  der  volk^iioirilischaftVchcn  Bedeutung  desselben  zu  liefern. 

Das  im  Reblande  angelegte  Grundkapital  erreicht  nach  den  oben  vorgeführten 
Schätzungen  den  Betrag  von  rund  300,000,000  Fr.  oder  von  9,UU()  Fr.  p. 
Hektare.  Aus  den  bisherigen  Ermittlungen  in  den  verschiedenen  Landestheilen 
ergibt  sich  ferner,  daß  der  jahrliche  Brutto  -  Ertrag  sich  im  örilirJien  und  zeit- 
lichen Mittel  auf  1,382,000  Hektoliter  Wein  im  Werthe  von  49,240,000  Fr. 
oder  p.  Hektare  auf  42  Hektoliter  im  Werthe  von   1,490  Fr.  beläuft. 
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Auf  der  Gewinnung  dieses  Brutto-Ertrages  von  ....     Fr.  1,490.  — 
lasten  aber  im  Durchschnitt  folgende  jährliche  Betriebskosten  per 
Hektare  : 

1)  Laufende  Kulturarbeit Fr.   580.  — 

2)  Vergruben   oder    Betrag   der   periodischen  Er- 

neuerung der  Anlage ^  55.  — 

S)  Düngung 200.  — 

4)  Pfähle  und  öchaub „  70.  — 

■5)  Unterhalt  der  Anlage,  Schutzkosten,  Bekämpfung 

von  Parasiten „  40.  — 

-6)  Lese ^  50.— 

7)  Keltern  (Gebäude,  Geräthe,  Arbeit),  Kosten  der 
Fassung,  Steuern  und  Zinse  vom  Betriebs- 
kapital      r,  145.  — 

~  Fr.   1,140.— 

Somit  verbleibt  ein  durchschnittlicher  Reinertrag  oder  eine  durch- 
schnittliche Beute  vom  Grundkapital  des  Reblandes  (Grundrente) 
von Fr.      350.    - 

Nimmt  man  nun  an,  daß  das  Grundkapital  im  großen  Durchschnitt  eine 
Rente  von  4  ^/o  abwerfe,  so  würde  jener  Reinertrag  des  Reblandes  im  Betrage 

von  Fr.  350   einen  Grund werth    per   Hektare   von   350  X =  8,750  Fr. 
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und  für  das  gesammte  Rebareal  der  Schweiz  von  rund  289,000,000  Fr.  reprä- 

aentiren,    Zahlen,    welche   von  den  oben  angegebenen   nicht  allzusehr  abweichen. 

Nach  vorliegender  Berechnung  erreicht  der  jährliche  laufende  Aufwand  für 
den  Rebbau  annähernd  77  ®/o  vom  Geldwerthe  des  Brutto- Ertrages. 

Unter  Berufung  auf  die  Eingangs  dieses  Nachweises  erwähnte  Voraussetzung 
und  um  jedem  Mißverständnisse  zu  begegnen ,  muß  nun  allerdings  ausdrücklich 
hervorgehoben  werden,  daß  es  sich  in  der  gegenwärtigen  Darstellung  —  da  die- 
selbe die  Bedeutung  zeigen  will,  welche  der  Weinbau  in  Reiner  Gesammtheit  und 
im  Wechsel  der  Jahresergebnisse  für  Land  und  Volk  besitzt  —  in  der  That 
nur  um  einen  f/rossen  Durchschnitt  handeln  kann.  Die  vorgeführten  Zahlen  geben 
daher  nicht  etwa  nur  das  Bild  der  Erfahrungen  der  beiden  letzten,  im  Allgemeinen 
recht  ungünstigen  Jahrzehnte  wieder,  sondern  erstrecken  sich  auf  einen  aus- 
gedehntem Zeitraum ,  welcher  auch  die  Erfolge  gesegneter  Jahr^ifänge  in  sich 
schließt.  Und  selbstverständlich  können  dieselben  auch  nicht  mehr  beanspruchen, 
lokale  Eigenthümlichkeiten  und  Abstufungen  in  den  Einrichtungen  und  Ergebnissen 
des  Weinbaues  zum  Ausdrucke  zu  bringen. 

Im  Uebrigen  aber  ist  zu  bemerken,  daß  in  den  angenommenen  Einheits- 
preisen von  5öO  Fr.  für  laufende  Kulturarbeiten  den  allerdings  erheblichen  Unter- 
schieden in  den  einzelnen  Weinbaugegenden  des  Landes,  zugleich  mit  Rücksicht 
auf  die  Flächenausdehnnng  des  Rebareals  in  denselben,  Rechnung  getragen  wurde. 

Von  jenen  jährlichen  Betriebskosten  im  Betrage  von  .  .  Fr.  1,140.  — 
p.  Hektare  entfallen  annähernd: 

Auf  die  Anwendung  von  Bau  und  Betriebskapital  Fr.       390.  — 
„      ,,  ^  ^     Handarbeit  .      .     .     „         750.  — 

Wie  oben  Fr.  1^40."^ 

Die  Arbeitskosten  im  Besondern  vertheilen  sich  hiebei,  wie  folgt: 
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Laufende  Kulturarbeit Fr.  580.  — 

Oruben ....  „  55.  — 

Unterhalt,  Schutz,  Bekämpfung  von  Parasiten „  30.  — 

Leue „  50.  — 

Keltern ^  15.  — 

Düngung 20.  — 

Summa  Fr.  750.  — 

Dieses  Ergebniß  liefert  zugleich  einen  sprechenden  Beweis  für  die  ökonomische 
Tragweite  der  Rebkultur  hinsichtlich  der  Antheilnahme  derselben  an  dem  Arbeits- 
Einkommen  der  Bevölkerung.  Bezogen  auf  das  gesammte  Bebareal  der  Schweiz 
erreicht  der  aus  dem  Weinbau  resultirende  Arbeitsverdienst  den  enormen  Betrag 
von  Fr.  24,750,000,  eine  Summe,  welche  um  so  mehr  ins  Gewicht  fällt,  als 
•dieselbe  zum  nicht  geringen  Theile  aus  Verrichtungen  fließt,  welchen  sich  auch 
zahlreiche,  sonst  nicht  regelmäßig  und  anhaltend  zu  beschäftigende  Personen  unter- 
ziehen können,  durchweg  aber  auf  Arbeiten  entfällt,  welche  eine  unbestritten 
wohlthätige  Rückwirkung  auf  das  physische  und  moralische  Verhalten  der  ihnen 
obliegenden  Landbevölkerung  ausüben.  Es  gibt,  außer  etwa  beim  Hopfen  bau, 
notorisch  keine  landwirthschaftliche  Eulturart,  welche  sich  in  diesen  Beziehungen 
dem  Weinbau  au  die  Seite  stellen  könnte. 

Bei  der  Berechnung  der  oben  gefundenen  Grundrente  ist  von  dem  Stand- 
punkte eines  Bewerbers  der  Rebkultur  ausgegangen,  der  diese  auf  eigenem  Grund 
und  Boden  unter  Zuhülfenahme  ausschließlich  fremder  oder  gemietheter ,  d.  h. 
gegen  bedungenen  Lohn  erworbener  Arbeit  betreibt.  In  diesem  Falle  erscheinen 
daher  die  Arbeitslöhue  in  definitivem  Betrage  unter  den  Betriebskosten.  Ein 
solches  Verh'dltuiß  bildet  aber  in  der  Schweiz  bekanntlich  nicht  die  Regel.  In 
der  Hauptsache  ruht  der  Weinbau  in  den  Händen  kleiner  Güterbesitzer,  welche 
alle  oder  doch  die  Mehrzahl  der  Haudarbeitsverriohtungen  mit  ihrer  Familie 
selbst  besorgen.  Hierauf  beruht  wiederum,  daß  die  Eigenthümer  von  Rebland 
den  Besitz  desselben  zugleich  als  eine  Gelegenheit  oder  als  ein  Mittel  auffassen, 
für  den  in  der  Familie  einmal  vorhandenen,  oder  in  der  Oekonomie  doch  erforder- 
lichen Grundstock  von  Arbeitskraft  die  Zahl  der  nutzbaren  Arbeitstage  im  Jahre 
ohne  erhebliche  Steigerung  der  Kosten  der  Arbeit  im  Ganzen  zu  vermehren, 
oder  einen  weitern  Spielraum  in  der  Anwendung  der  Arbeitskraft  zu  erzielen. 
Eine  solche  Stellung  des  Rebenbesitzers  gibt  allerdings  der  Rechnung  desselben 
über  die  Rentabilität  der  Rebkultur  eine  eigenartige  Gestaltung.  Denn  wenn 
im  gegebenen  Falle  ein  Theil  der  Handarbeit,  soweit  diese  als  Neben-  oder  Füll- 
arbeit auftritt,  relativ  wjhlfeiler  bestritten  und  daher  mit  einem  entsprechend 
niedrigem  Kustenbetrago  in  Anschlag  gebracht  werden  kann,  so  bedeutet  das  eine 
ebenmäßige  Erhöhung  des  Reinertrages  vom  Grundkapital.  Und  that'^ächlich 
■drückt  sich  dieses  Verhältniß  rückwirkend  darin  aus,  daß  der  Kleinbauer  im 
Erwerb  von  Rebland  bis  zu  demjenigen  Kapitalbetrage  herangeht,  welcher  ihm 
nach  Abzug  der  Zinsanspriiche  desselben  und  den  Anforderungen  des  Betriebs- 
kapitals vom  Rohertrage  noch  einen  den  Umständen  angemessenen  Arbeit^jver- 
•dienst  gewährt.  Hierin  liegt  denn  auch  der  Grund  für  die  Erfahrung,  daß 
Rebland  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  gerade  im  Kleinbesitz  am  höchsten 
bezahlt  zu   werden  pHegt. 

VIT.   Förderung  des  Weinbaues. 

Bei  der  hervorragenden  Bedeutung,  welche  dem  Weinbau  in  land-  und 
volkswirthschaftlic'her  Beziehung  zukommt,  ist  es  selbstverständlich,  daß  sich  der- 
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selbe  einer  weitgehenden  staatlichen  Ftlrsorge  erfreut,  und  daß  auch  von  Seite 
der  Produzenten  selbst,  insbesondere  auf  dem  Wege  genossenschaftlichen  Za- 
sammenschlosses,  an  der  Hebung  und  Förderung  desselben  stetsfort  gearbeitet  wird^. 

Was  zunächst  die  einschlägigen  MaL^nahmen  des  Bundes  anbelangt,  ko  sind 
dieselben  mit  denjenigen  zur  Förderung  der  Landwirthschaft  überhaupt  im  Großen, 
umschrieben  in  dem  „Bundesbeschluß  vom  27.  Juni  1884,  betreffend  die  För- 
derung der  Landwirthschaft  durch  den  Bund**,  dessen  Lit.  I).  „Maßnahmen  gegen 
Schäden,  welche  die  landwirthschaftliche  Produktion  bedrohen**  sich  speziell 
auf  den  Weinbau  bezieht.  Aus  diesem  letztem  Abschnitt  seien  hier  nur  die  Be- 
stimmungen hervorgehoben ,  daß  der  Bund  denjenigen  Kantonen,  welche  zur 
Bekämpfung  von  Schädlingen  und  Krankheiten  der  landwirtbschaftlichen  Kulturen 
Maßregeln  ergreifen,  Unterstützungen  bis  zum  Betrage  von  40  ^/o  der  von  ihnen 
gemachten  Ausgaben  zukommen  lassen  kann,  und  daß  er  ermächtigt  ist,  eine 
gehörige  üeberwachung  der  Weinberge,  sowie  die  erforderlichen  Schutzmaßregeln 
gegen  die  Verbreitung  der  Reblaus  und  anderer  Schädlinge  anzuordnen,  die 
Einfuhr,  Zirkulation  und  Ausfuhr  von  Pflanzen,  Stoffen  und  Produkten,  welche 
Träger  der  Reblaus  oder  eines  andern  die  Landwirthschaft  bedrohenden  Schäd- 
lings sein  können,  zu  verbieten  und  Strafbestimmungen  aufzustellen,  welche  für 
Uebertretungen  dieses  Verbotes  Bußen  bis  zum  Betrage  von  Fr.  1000.  —  vor- 
sehen. Im  Weitern  ist  hervorzuheben  die  Internationale  Phylloxera-Üebereinkunft 
vom  3.  Nov.  1881  zwischen  den  Vertragsstaaten  Belgien,  Deutschland,  Frank 
reich,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Oesterreich- Ungarn,  der  Schweiz,  Serbien 
und  Italien,  sowie  das  VoUziehungsfeglemenij  betreifend  Vorkehrunr/epi  gegen  die 
Rehlaus  vom  29.  Januar  1886,  (siehe   „Reblaus"). 

Außerdem  sucht  der  Bund  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichts- 
wesens fördernd  einzugreifen.  In  dieser  Hinsicht  ist  in  erbter  Linie  die  land- 
wirthschaftliche Abtheilung  am  Polytechnikum  zu  nennen.  An  derselben  werden 
Vorlesungen  über  Weinbau  gehalten,  und  seit  zwei  Jahren  ist  ein  Versuchsfeld  für 
Rebbau  mit  der  Schule  verbunden.  Sodunn  kommen  zwei  andere  Institute  in  Be- 
tracht, welche  der  Bund  mit  namhaften  Subventionen  unterstützt,  nämlich  die  waadt- 
ländische  Versuchsstation  im  Champ  de-l'Air  bei  Lausanne  und  die  interkantonale 
Schule  und  Versuchsstation  für  Obst-,  Wein-  und  Gartenbau  in  Wädensweil- 
Zürich.  Letztere  wird  mit  Neujahr  1891  ins  Leben  treten,  erstere  besteht  seit 
dem  Jahr  1886.  Sie  befaßt  sich  mit  allen  in  den  Weinbau  einschlagenden  Fragen, 
ganz  besonders  mit  der  Bekämpfung  der  verschiedenen  Schädlinge,  und  sucht 
durch  Herausgabe  einer  eigenen  Zeitschrift,  der  „Chrouique  agricole  et  viticole** 
belehrend  und  anregend  auf  ein  weiteres  Publikum  zu  wirken;  auch  besitzt  sie 
eine  eigene  Sämlingsschule  von  amerikanischen  Reben.  Ferner  erfreuen  sich  einer 
bedeutenden  Unterstützung  von  Seite  des  Bandes  die  kantonalen  landwirthschaft- 
licheu  Schulen  im  Strickhof  bei  Zürich,  auf  der  Riiti  bei  Bern,  in  Cernier- 
Neuenburg,  sowie  die  Winterschulen  in  Lausanne  und  Brugg,  an  welchen  allen 
auch    Weinbau  gelehrt   wird. 

Endlich  gibt  der  Bund  Beiträge  an  die  Kosten  von  Wandervorträgen  und 
von  küizern  Lehrkursen  (kantonale  und  interkantonale  Weinbaukurse,  Reben- 
pfropfkurse  etc.),  welche  von  den  Kantonen  oder  von  den  landwirtbschaftlichen 
Haupt  vereinen   veranstaltet  werden. 

Seine  Thätigkeit  deckt  sich  vielfach  mit  derjenigen  der  Kantone.  Das  Auf- 
treten der  Reblaus  in  mehreren  Kantonen,  sowie  die  bedrohliche  Verbreitung 
des  falschen  Mehlthaues  der  Rebe  hüben  verschiederje  Regierungen  zu  bezüglichen 
gesetzlichen  Maßnahmen  veranlaßt.  So  erließen  die  von  der  Reblaus  heimgesuchteih 
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Kantone  YollziebungsverordnuDgen  zu  dem  Bundesbesohlusse  betr.  Maßnabmen 
gegen  Schäden,  welche  die  landwirtbschaftlicbe  Produktion  bedrohen.  In  den 
gleichen  Kantonen  bestehen  Rebsteuergeäetze,  (siehe  « Reblaus*')  und  die  Kantone 
Waadt,  Wallis,  Zürich  und  Aargau  haben  für  die  Bekämpfung  des  falschen  Mehl- 
thaues  das  Obligatorium  eingeführt. 

Die  Kosten  der  genannten  interkantonalen  und  kantonalen  landwirthsohaft- 
liehen  Bildungs-  und  Versuchsanstalten  lasten  zum  größten  Theil  auf  den  Kantonen. 

Wo  keine  landwirthschaft liehen  Vereine  bestehen,  werden  Kurse  und  Vor- 
träge direkt  von  den  Regierungen  angeordnet. 

'  In  das  Gebiet  der  Priyatthätigkeit  fallen  die  Bestrebungen  von  Vereinen 
and  Genossenschaften.  Von  solchen  iät  zunächst  zu  nennen  der  deutsch-schweizerische 
Obst-  und  W^  ein  bau  verein,  welcher  kantonale  und  interkantonale  Rebbaukurse  ver- 
anstaltet, eine  eigene  Monatsschrift  herausgibt  und  auch  im  Gebiete  der  Ampelo- 
graphic  thätig  ist.  In  der  französischen  Schweiz  finden  wir  in  der  Föderation  des  soci^tes 
d'Agriculture  de  la  Suisse  romande  ebenfalls  einen  interkantonalen  Verein,  dessen  Sek- 
tionen sich  auch  speziell  mit  dem  Weinbau  befassen.  —  Der  Kanton  Aargau  hat  eine 
eigene  kantonale  Weinbaugesellschaft,  und  in  den  Übrigen  Kantonen,  speziell  in 
den  französisch  sprechenden,  bestehen  eine  Menge  von  lokalen  Weinbau-  oder 
Winzer  vereinen.  Deren  Thätigkeit  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  die  Veranstaltung 
von  Kursen,  besonders  in  der  deutschen  Schweiz,  aber  auch  im  W^allis,  wo  die- 
selben für  Lehramtskandidaten  und  Primarlehrer  obligatorisch  sind.  Ferner  finden 
Rebeninspektionen  und  Winzerprämiirungen  statt,  in  welcher  Richtung  die  Vereine  der 
französischen  Schweiz  voranstehen ;  in  der  deutschen  Schweiz  ist  dießfalls  der  Wein- 
bauverein Winterthur  anzuführen.  Einige  Vereine,  wie  z.  B.  die  aargauische  Wein bau- 
gesellschaft  und  der  Weinbauverein  Winterthur,  besitzen  Rebschulen,  aus  welchen 
Wlirzlinge  von  bewährten  Sorten  abgegeben  werden.  (Hier  sei  bemerkt,  d^ß 
auch  der  Kanton  Zürich  in  neuester  Zeit  mehrere  Würzlingsschulen  und  das 
iandwirtbschaftliche  Departement  des  Kantons  Tessin  eine  Saat-  und  Pfianzschule 
von  amerikanischen  Reben  angelegt  hat.)  Ueberall  finden  neben  Kursen  auch 
kleinere  und  größere  Ausstellungen  und  viele  Wandervorträge  statt.  *) 

Wirkerei.  Das  Stricken  gilt  vorläufig  noch  als  eine  spaniRche  Erfindung 
vom  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Wäre  dies  richtig,  so  müßte  sich  die  Technik 
äußerst  rasch  über  ganz  Westeuropa  verbreitet  haben.  Schon  1535  wird  in 
Strußburg  sowohl  von  Hand,  als  an  Rahmen  und  Gestellen  gestrickt.  In  Basel, 
wohin  die  Technik  wahrKcheinlich  durch  burgundische  „Paretlimacher**  gebracht 
worden  war,  existirt  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  ein  Handwerk  der  Hosen- 
lismer  als  wohlangesehenes  bürgerliches  Gewerbe.  Zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts liegt  dasselbe  in  unaufhörlicher  Fehde  mit  der  vorderösterreichischen 
Bruderschaft  des  „Paretlin-  und  Hosenstrickerhandwerks'*  im  Elsaß,  Sunt-  und 
Preisgau. 

Das  ^Lismen'*,  wie  in  der  Schweiz  heute  noch  vielfach  der  Ausdruck  lautet, 
blieb  jedoch  nicht  auf  das  zünftige  Handwerk  beschränkt.    Die  geringe  Schwierig- 

*^  Anmerkung'.  Hier  seien  riocli  mit  Dank  die  Namen  derer  ^ronannt.  welche  midi 
bei  meiner  Arbeit  unterstützt  }ial>en.  Es  sind  dies  ilie  Herren  i\.  Borel  in  Collex  bei 
Genf,  Redaktor  Büdii  in  Dozweil-ThurjJtau,  ,1.  M.  de  Chastoniiy  in  Sion,  Dr.  Jean  Dutbur 
in  Lausanne,  A.  iVu-oi  in  Landeron,  Hej^'.-Sekretar  Gsell  in  St.  Gallen,  He;^'.-Ra(h  Hug 
in  Scliatlliausen,  Staatssclireiher  K<»llbrunner  in  Fraut-nleld,  Professor  Dr.  Krämer  in 
Zfiridi.  Forstinspektnr  Merz  in  Bellinzona,  Rejr.-Rath  Hebniann  in  Lie^tal,  Dozent  H. 
Schneebeii  in  Zürich,  Nationalrath  Vo^'ler  in  Hordort- Aar^ran.  A.  Zimnierrnann-Siben- 
mann  m  Aarau  und  Het'.-Hatli  PYanz  in  Mayenfeld.  Der  Verfasser. 

Pnrrer,  Volk8vrirtI]richaftfl-L<'xikon  der  Schweis.  ^(i 
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keit  gab  der  neaen  Kunst  rasch  eine  viel  weitere  Yerbreitaag  and  Bddentung. 
Schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhundert«  war  das  Stricken  mancher- 
orts ganz  ebenso  heimisch  wie  noch  in  unsern  Tagen.  Aus  Hessen  z.  B.  wird 
berichtet,  daß  Weiber  und  Mägdlein  den  ganzen  Tag  ^  all  weg  wUllen  Garn  und 
Strickstöck**  (grobe  hölzerne  Stiicknadeln)  bei  sich  führen,  um  „Hosen"  (im 
heutigen  Sinn :  Strumpfe),  so  sie  und  andere  tragen ,  zu  stricken  .  .  . ,  die  sie 
dann  ohn  Unterlaß  mit  großen  Summen  andern  Krämern  verkaufen. 

In  manchen  Gegenden  der  Schweiz  war  es  nicht  viel  anders.  Während 
des  dreißigjährigen  Krieges  erfahren  wir,  daß  „bald  jedes  Kind  dieses  Handwerk 
treibe**,  namentlich  aber  allenthalben  auf  dem  Lande  „Manns-  und  Weibsleut, 
jung  und  alt**  sich  damit  befassen.  Wie  sich  das  Landvolk  bisher  sein  Garn 
selbst  gesponnen  und  zu  Tuch  oder  Leinwand  verwoben,  so  stellte  es  sich  jetzt 
einen  Theil  seiner  Kleidung  mit  der  Stricknadel  her,  welche  vor  dem  Webstuhl 
den  großen  Vorzug  der  Billigkeit  und  der  leichteren  Beweglichkeit  voraus  hatte. 
Gleichzeitig  wurde  aber  auch  in  den  Städten  das  schmiegsame  und  elastische 
Tricot  bald  modern  für  die  verschiedensten  Theile  der  Kleidung.  Nach  dem 
Vorgang  Frankreichs  fand  die  Strumpfhose  um  die  Wende  des  Jahrhunderts 
auch  in  den  schweizer.  Städten  Eingang,  wie  sich  ja  überhaupt  sowohl  Mode 
als  auch  Technik  des  vorgerückteren  Westens  durch  den  beständigen  Zufluß  vor- 
nehmer Refugianten  rasch  bei  uns  einbürgerte.  Außer  Strümpfen  und  Hosen 
waren  aber  auch  gestrickte  Handschuhe,  Mützen  und  Hemden  im  Gebrauch.  Und 
die  große  Beliebtheit,  deren  sich  die  neue  Art,  sich  zu  kleiden,  aJsbald  erfreute, 
wurde  die  Grundlage  zu  einer  der  blühendsten  schweizerischen  Großindustrien 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts. 

Der  erste  ganz  große  Unternehmer  begegnet  uns  zur  Zeit  des  dreißigjährigen 
Krieges  in  Basel.  Rudolf  Hummel  setzte  seine  Produkte  nicht  nur  nach  Zurzach. 
sondern  auch  nach  „Augsburg,  Gratz,  Wien  und  andern  weitgelegenen  Orten** 
ab,  theils  durch  direkten  Verkauf,  theils  durch  Lieferungen  in  Kommission. 

Die  wichtigsten  Fortschritte  dürften  sich  an  die  Erfindung  des  Wirkstuhls 
durch  William  Lee  in  Cambridge  1589  knüpfen.  Da  sich  Lee  in  seiner  Heimat 
nicht  nach  Wunsch  gewürdigt  sah,  wandte  er  sich  anno  1608  mit  seiner  Er- 
findung nach  Ronen.  Und  es  muß  dann  der  Wirkstuhl  bald  auch  bei  uns  Auf- 
nahme gefunden  haben,  in  Basel  vielleicht  ziemlich  gleichzeitig  mit  der  ersten 
„Bändelmtihle**.  Schon  in  den  1670er  Jahren  erscheint  die  Strumpfwirkerei 
auf  Stühlen  unter  den  ländlichen  Hausmanufaktnren  jener  Zeit  als  eine  der 
ausgebildetsten.  Es  werden  zwei  Basler  Häuser  p;enannt,  deren  jedes  ca.  300 
Stühle  im  bischöflichen  und  im  Solothurner  Biet  beschäftigte.  Ein  dritter  Betrieb, 
für  welchen  hauptsächlich  im  Solothurnischen  gearbeitet  wurde,  hatte  noch  bedeutend 
größere  Dimensionen.  Als  seine  Spezialitäten  bezeichnet  der  Unternehmer,  Hs.  Hr. 
Gernler,  die  Einführung  des  feinen  drei-  und  vierfachen  Gesponstes  und  für  die 
Handarbeit,  mit  welcher  er  die  Kinder  im  Waisenhaus  beschäftigte,  das  Stricken 
von  Strümpfen  auf  fünf  Nadeln. 

Gleichzeitig  erfahren  wir,  daß  auch  von  den  Bemer  und  Schaff  hauser  ünter- 
thanon  viele  hundert  arme  Leute  und  Kinder  durch  Stricken  ihren  Unterhalt 
finden.  Dagegen  verhielt  sich  Zürich  vorläufig  ablehnend  gegen  die  Einführung 
dieser  neuen  Industrie.  Erst  als  sich  bei  dem  Widerruf  des  Edicts  von  Nantes 
1685  die  glaubensflüchtigen  Brüder  Johann  und  Jakob  Bourguet  mit  ebenso 
überzeugenden  Intelligenz-  wie  Geldmitteln  ausgerüstet,  um  die  Einführung  der 
Fabrikation  der  Strumpfhose  von  „Seide,  Floretseide  und  Wollengarn  nach 
englischer    Fagon"    bewarben    und   die    Bewilligung    dazu    erhielten,    konnte    die 
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Wirkerei  in  größerem  Maßstabe  daselbst  Faß  fassen.  Immerhin  hält  sich  die 
Produktion  nach  heutigen  Begriffen  in  bescheidenen  Grenzen.  Der  Rohstoff- 
Verbrauch  der  Gebrüder  Bourguet  betrag  anfangs  20 — 30,  später  bis  gegen  100 
Zentner  jährlich.  Absatz  fanden  ihre  Produkte  hauptsächlich  nach  Italien.  1689 
wurde  von  derselben  Firma  in  Castasegna  (Graubünden)  eine  zweite  Fabrik 
gegründet.  Leider  war  jedoch  diese  erste  Periode  zürcherischer  Strickerei- Industrie 
nur  von  kurzer  Dauer.  Trotz  des  unverkennbaren  Aufblühens  derselben  gab  der 
Zürcher  anno  1700  dein  kleinlichen  Drängen  der  einheimischen  Eaufleute  und 
Gewerb  treibenden  nach  und  veranlaßte  die  Bourguet  sammt  allen  übrigen  französi- 
schen Geschäftsleuten  mit  selbststäudigen  Betrieben  zur  Auswanderung.  Die 
Bourguet  siedelten  nach  Bern  über.  In  Zürich  verblieb  nur  noch  ein  klein- 
zftnftiges  Strumpfwirkerhandwerk. 

Für  die  glänzende  weitere  Entwicklung  namentlich  der  Basler  Strumpf- 
manufaktur war  von  Bedeutung  einmal  das  Aufkommen  der  bereits  erwähnten 
viel  rentableren  Seidenstrümpfe  resp.  Seidenhosen,  wie  sie  unter  Ludwig  XIV,  in 
Frankreich  Sitte  wurden.  Sodann  der  unaufhörliche  Zuzug  geschickter  französi- 
scher Ausbreiter  und  Appreteure.  1699  zählte  man  104  Welsche,  als  an  der 
Basler  Strumpfwaaren-Indnstrie  betheiligt.  Gehoben  und  getragen  wurde  diese  wie 
alle  andern  schweizer.  Industrien  durch  die  Geschäftssicherheit  und  Eonkurrenz- 
losigkeit,  deren  sich  die  Schweiz  während  der  Kriege  Ludwigs  XIV.  erfreute, 
hauptsächlich  auch  durch  die  Chancen,  welche  der  spanische  Erbfolgekrieg  dem 
schweizerischen  Exporte  darbot.  Da  die  französischen  Waaren  im  Reiche  ver- 
]>önt  wurden,  ohne  daß  Deutschland  genügende  eigene  Produktion  besaß,  so 
erschlossen  sich  den  schweizer.  Industrien  ganz  von  selbst  neue  und  dankbare 
Absatzgebiete  im  Norden  und  Osten,  auf  den  Frankfurter  Messen,  wie  in  Bayern 
und  Oesterreich.  Die  Basler  Strumpfwirkerei  steht  in  der  ersten  Hälfte  des 
vorigen  Jahrhunderts  ziemlich  ebenbürtig  neben  der  stärksten  Export-Industrie 
Basels,  der  Band  Weberei. 

Um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  befanden  sich  Strumpf-  und  Handschuh- 
webereien auch  in  den  Kantonen  Bern,  Zürich,  Aargau  und  Solothurn.  Der 
Absatz  ihrer  Produkte  dehnte  sich  in  entfernte  Länder  aus.  Die  Strümpfe  wurden 
auf  sogenannten  Kullirstühlen  verfertigt.  Das  1760  gegründete  Haus  J.  H.  Nägeli 
in  Bern  soll  im  Jahre  1780  bereits  den  verbal tnißmäßig  hohen  Jahresumsatz 
von  50,000  Fr.  gehabt  und  in  der  Stadt  bei  100  ^Gesellen",  auf  dem  Lande 
ca.  400  Strumpfweber  und  Strumpfweberinnen  beschäftigt  haben. 

Die  Kriegswirren  am  Ende  des  vorigen  und  Anfangs  dieses  Jahrhunderts, 
sowie  der  allmählige  Abgang  der  Kniehosen tracht  legten  diesen  Industriezweig, 
wie  viele  andere,  lahm.  Später  lebte  er  besonders  in  der  Umgegend  von  Ölten, 
Schönenwerd ,  Brugg ,  Horgen ,  Wädensweil ,  Zürich ,  St.  Gallen ,  Bischofszell, 
Tägerweilen  etc.  wieder  auf.  Baumwollene,  wollene  und  floretseidene  Strümpfe 
und  Zipfelmützen  wurden  im  Aargau,  seidene  Handschuhe  und  Aermel  in  Zürich, 
Horgen  und  Wädensweil ,  baumwollene  Strümpfe ,  Unterkleider  und  Mannskittel 
mit  eingekämmter  Wolle  im  Thurgau  und  in  St.  Gallen  gemacht.  Die  ältesten 
Firmen  dieser  Art  sind  Jost  Brun  in  Schönenwerd,  G.  Leuthold  &  Söhne  in 
Horgen  (jetzt  in  Zürich)  und  Konrad  Birenstihl  in  St.  Gallen  (gegründet  1822), 
wobei  zu  bemerken  ist,  daß  die  beiden  erstgenannten  jetzt  noch  an  der  Spitze 
dieser  Branche  sind.  Damals  wurde  der  größte  Theil  der  betreffenden  Produkte 
noch  auf  den  Messen   und  Jahrmärkten  abgesetzt. 

Ein  allgemeiner  Aufschwung  und  eine  Ausdehnung  der  Fabrikation  in's 
Große  folgte  um  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  der  Erfindung  der  Rundmaschine 
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and  der  vorbesserten  EettenstUhle  und  damit  zusammenhängenden  Hülfsmascbinen, 
von  weichen  die  erstgenannten  besonders  aus  Trojes  und  Stuttgart,  die  letzteren 
aus  Sachsen  bezogen  wurden.  Was  speziell  die  thurgauische  Fabrikation  betrifft^ 
so  verdankt  sie  ihren  heutigen  Umfang  der  Initiative  des  politischen  Flilcbtiings 
Jos.  Sallmann,  der  1848  aus  Sachsen  kam  und  aus  einigen  vorgefundenen  An- 
föngen  ein  blühendes  Geschäft  zu  entwickeln  verstand. 

Mit  der  allmäligen  Entfaltung  einer  großen  Yielartigkeit  der  Produkte  ist 
die  ganze  Wirkerei -Industrie  bis  heute  stetig  in  die  Breite  gewachsen,  besonders 
begünstigt,  wie  viele  andere  Branchen,  durch  die  eigenartigen  Verhältnisse  der 
70er  Jahre,  aber  auch  gehemmt  durch  die  vielen  Zollerschwerungen  der  80er 
Jahre  und  die  Hausirerkonkurrenz  französischer  und  deutscher  Greschäftsjäger. 
Jhren  stärksten  Impuls  aber,  ebenbürtig  demjenigen  durch  die  französische  Strumpf- 
hose im  17.  Jahrhundert,  hat  die  Branche  ohne  Zweifel  erhalten  durch  die  er- 
folgreiche Agitation  des  Wolltricotapostels  Professor  Gustav  Jäger.  Die  immensen 
Gewinne  der  Weltfirma  Benger  in  Stuttgart  enthielten  sowohl  für  die  große 
sächsische  Wirkwaaren-Industrie ,  als  für  die  bescheidenere  schweizerische  den 
stärksten  Sporn  zur  Nacheiferung.  Unter  der  Gunst  der  Ausbreitung  der  Tricot 
Mode  in  allen  Erdtheilen  ist  die  schweizerische  Wirkerei  in  den  letzten  Jahren 
wieder  zu  einer  recht  ansehnlichen  Export- Industrie  aufgeblüht. 

Um  so  wichtiger  ist  dieser  Erwerbszweig,  als  er  zum  größten  Theil  auf 
häuslichem  Betriebe  beruht.  Seine  hauptsächlichsten  Artikel  sind  die  verschiedenen 
Unterkleider  (Leibchen,  Hemden,  Unterhosen,  Strümpfe,  Jnpons,  Corsets  eto,)^ 
Damenjacken  (sog.  Tiicot-Taillen)  und  Damen-Aermel,  Umschlagtücher,  ganzen 
Kinder-Kostüms  etc.  Die  Produktion  beläuft  sich  auf  ca.  10  Millionen  Franken, 
wovon  im  Jahr  1889  nach  der  Zollstatistik  5,107,152  Fr.  auf  die  Ausfuhr 
entfielen.  Diese  findet  hauptsächlich  (ca.  50  ®/o)  nach  den  Vereinigten  Staaten 
und  britisch  Nordamerika,  sowie  nach  Frankreich  und  England  statt.  Die  Ein- 
fuhr von  Wirkwaaren  kam  im  genannten  Jahre  nahezu  der  Ausfuhr  gleich,  in- 
dem sie  4,487,580  Franken  betrug.  Zirka  Y*  dieser  fremden  Wirkwaaren  wird 
aus  Deutschland  eingeführt.  Einen  genaueren  Einblick  gewährt  die  folgende 
Uebersicht : 

Werth 


Menge 

Einfuhr  i 

iasfahr 

q 

q 

il6 

551 

1 

3 

5 

123 

502 

961 

378 

510 

1,406 

197 

15 

61 

Baumwollene  Strumpfwaaren  ohne  Näharbeit 
Leinene 

Seidene  ,  »  » 

Wollene  ^  »  ^ 

510    Genähte  Wirkwaaren  von  Baumwolle     .     .     . 
,  „  ,     Wolle  oder  Halbwolle 

-     Seide  oder  Halbseide 


Eiofuhr  Ansfahr 

Fr.  Fr. 

569,920^  706,004^^) 

1,200  5,755 

35,000  714,599») 

853,400*)  2,332,403*) 

517,860'^)  566,87  n 

2,390,20(.)'^)  459.882^) 

120,(X)0  421,638") 


2,723  2,4<)6  4,487,580       5,207,152 

Nach  der  Schlatter'scben  Industriekarte  von  1883  beschäftigten  sich  um 
jene  Zeit  1856  Personen  mit  der  Wirkerei,  wovon  im  Kanton  Bern  772,  Thurgau 
:;73,    Zürich  217,    Neuenburg   190,    St.  Gallon   130,    Aargau   107.     Nach  dem 

')  487.720  Fr.  an  Deutschland,  »)  34(),503  Fr.  Vereiniifte  Staaten,  120.069  Fr.  Frank- 
reich, ')  302,585  Fr.  britisch  Nordamerika,  224,177  Fr.  Frankreich,  *}  r)45,700  Fr.  Deutsch- 
land, ')  1,053.270  Fr.  Vereinib'tc  Staaten,  711,076  Fr.  Frankreich.  358,895  Fr.  England, 
•^)  43:).660  Fr.  Deutschland,  ')  223,422  Fr.  britisch  Indien,  119,257  Fr.  Ostindien,  67,159 
Franken  Frankreicli,  ^  1,786,700  Fr.  Deutschland,  567,800  Fr.  Frankreich,  ^)  201,296 
Franken  Frankreich,  »'')  202,078  Fr.  Frankreicli. 
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Bericht  über  die  Wirkerei  an  der  schweiieer.  Landesausstellung  von  1883,  welchem 
<lie  vorliegenden  Mittheilnngen  großentheils  entnommen  sind,  ist  aber  die  Ge- 
fc^mmtzahl  der  in  dieser  Branche  thätigen  Personen  für  jene  Zeit  zu  3000  mit  einem 
Jahres  verdienst  von  etwa  1,300,000  Fr.  anzunehmen.  Seither  mag  sich  diese 
Zahl  erheblich  vermehrt  haben.  Nach  demselben  Bericht  waren  zu  genannter 
Zeit  ca.  3200  Maschinen  in  Thätigkeit,  worunter  ungefähr  350  Rundstühle, 
100  Kettenstühle ,  30  Kullir-  und  Walzenstühle,  2000  Strickmaschinen,  100 
gewöhnliche  Webstühle  für  Crepe  de  sant6  etc.,  600  Nähmaschinen,  20  Spul- 
maschinen etc. 

Der  jährliche  Verbrauch  von  Hülfsfabrikaten  wurde  1883  auf  den  Werth 
von  3  7^  bis  4  Millionen  Fr.  geschätzt.  Dieselben  sind ,  soweit  es  Baumwolle 
und  Seide  betriÖ't,  fast  nur  inländisches  Fabrikat ;  Wolle  und  Vigogne  wird  hin- 
gegen größtentheils  aus  Deutschland,  einiges  auch  aus  Frankreich,  Belgien  und 
England  bezogen.     Im  Inlande  wird  nur  Kammgarn  fabrizirt. 

Außer  den  Strickmaschinen,  die  in  Sohatfhausen  und  Couvet  in  beträchtlicher 
Zahl  für  das  In-  und  Ausland  fabrizirt  werden,  müssen  die  nöthigen  Maschinen 
vom  Auslande  bezogen  werden.  Früher  wurden  die  einfachen  KullirstUhle  im 
Lande  selbst  gebaut,  heute  werden  diese  seither  verbesserten  und  sehr  kompli- 
zirten  Maschinen  moistens  von  Troyes,  Stuttgart,  Limbach  und  Apolda  beschafft. 

Nach  einer  Zählung  vom  31.  Dezember  1888  standen  im  Jahre  1888  34 
Strickerei-Etablissemente  mit  durchschnittlich  185  männlichen  und  1824  weiblichen 
Arbeitern  unter  der  amtlichen  Fabrikkontrole ,  außerdem  3  Etablissemente  für 
Oesundheitscrepe,  mit  128  Arbeitern  und  2  Etablissemente  für  „Bonneterie"  mit 
zusammen  61  Arbeitern.  Diese  Fabriken  besaßen  zusammen  106  Motoren,  wo- 
von 63  mit  Dampf,  25  Wasser,   18   Gas. 

Wollindustrie.  Die  Wollenartikel,  welche  in  der  Schweiz  in  größerem 
Maßstäbe  fabrizirt  werden,  sind  Kunstwolle,  Kammgarn,  halbwollene  (mit  Baum- 
wolle gemischte)  und  halbleinene  (Leinenzettel,  Wolleneinschuß)  Stoffe,  Miiitär- 
tücher,  Wirkwaaren  und  Stickereien.  Glatte  Civiltuche,  ganzwollene,  fagonnirte 
Stoffe,  Teppiche,  Decken,  Shawls,  Filz,  Watte,  Posamen tirwaaren  etc.  werden 
größtentheils  vom  Ausland  eingeführt ;  ebenso  fast  ausschließlich  der  Rohstoff 
für  die  einheimische  Fabrikation.  Die  Einfuhr  roher  und  geflirbter  Wolle,  nebst 
Abfällen,  ScheerwoUe,  Kunstwolle  und  Kammzug  erreichte  im  Jahre  1889  das 
Oewicht  von  46  772  q.  im  Werthe  von  14  313  410  Fr.,  wovon  3,s  Millionen 
aus  England,  1,9  Millionen  aus  Australien,  1,4  Millionen  aus  Deutschland  und 
1,04  Millionen   Fr.  aus  Belgien. 

Die  ersten  Versuche  zur  Fabrikation  von  Kuiisttoolle  in  der  Schweiz  fallen 
in  die  Jahre  1850 — 54.  Die  erste  Verarbeitung  wollener  Lappen  zu  Kunstwolle 
fand  Anfangs  der  40er  Jahre  in  England  statt.  Die  Fabrikationsanfänge  in 
Derendingen,  Serriere,  Basel,  Herder,  Landquart  etc.  mußten  nach  und  nach 
sämmtlich  wieder  aufgegeben  werden.  Nur  eine  bedeutende  Fabrik  in  Burgdorf 
vermochte  sich  zu  erhalten.  Nebst  derselben  bestehen  einige  neuere  Etablissemente 
von  kleinerem  Umfange;  die  Gesammtproduktion  ist  auf  1  Ya  Millionen  Kilogramm 
im  Werthe  von  ca.  2  Millionen  Franken  zu  veranschlagen.  Die  Hadern  etc. 
werden  größtentheils  vom  Auslande  bezogen;  deren  Beschaffung  wird  aber  theil- 
weise  durch  einen  hohen  Ausgangszoll  erschwert,  der  in  Italien  Fr.  8.  80,  in 
Oesterreich  4  fl.  betragt,  während  hingegen  beträchtliche  Quantitäten  inländischer 
Hadern,  besonders  aus  den  Grenzkantonen,  zollfrei  ausgeführt  werden.  Für  den 
Absatz  des  Fabrikat^js  sind  die  Kunstwollfabrikanten  ebenfalls  fast  ganz  auf  das 
Ausland  angewiesen,  indem  das  Inland  nur  wenige  Kunst  Wollstoffe  erzeugt. 
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Die  Kammgarnspinnerei  wurde  von  1866  auf  67  zuerst  in  zwei  Etablisse- 
menten  in  SchaifhauBen  eingeführt.  Anfangs  der  70er  Jahre  wurden  die  großen 
Geschäfte  in  BUrgien  und  Derendingen  errichtet.  Die  vier  existirenden  Spinnereien 
haben  ca.  55,000  Spindeln  in  Thätigkeit  und  produziren  jährlich  ca.  10 — 12,000  q. 
im  Werthe  von  10 — 12  Millionen  Franken.  Fast  die  ganze  Produktion  von 
Webgarn  geht  mangels  einer  erheblichen  schweizerischen  Fabrikation  einschlägiger 
Stoffe,  wie  Cachemirs,  Merinos,  Zanellas  etc.,  in's  Ausland.  Strick-  und  Stick- 
garne kauft  hauptsächlich  die  einheimische  Wirkerei-  und  Stickerei-Industrie. 
Die  Ausfuhr  belief  sich  im  Jahre  1889  auf  1 1,381  q.  im  Werthe  von  10,223,147  Fr. 

Streiclvjarn  wird  wenig  produzirt.  Die  Fabrikation  desselben  erfordert 
wegen  der  Beschränktheit  des  Absatzgebietes  eine  zu  große  Zersplitterung,  d.  h. 
eine  zu  große  Mannigfaltigkeit  der  Sorten.  Die  größeren  Wollenfabriken, 
namentlich  in  den  Kantonen  Zürich  und  Glarus,  vereinigen  übrigens  alle  Mani- 
pulationen vom  Rohstoff  bis  zum  fertigen  Fabrikat,  also  Wasch erei,  Färberei,, 
Streichgarn,  Spinnerei,  Weberei  und  Appretur ;  die  aargauischen  Halbwollweber 
hingegen  beziehen  ihr  Garn  meistens  aus  Belgien. 

Die  Fabrikation  halbwollener  Stoffe  ist  in  allmäliger  Abnahme  begriffen. 
Sie  bestand  schon  im  vorigen  Jahrhundert  als  Hausindustrie  in  den  Kantonen 
Zürich,  Bern,  Glarus  und  Aargau;  ein  erheblicher  Theil  der  Fabrikate  wurde 
nach  Italien  exportirt.  In  den  Kriegszeiten  vor  und  nach  der  Wende  des  Jahr- 
hunderts verlor  diese  Industrie  ihre  Bedeutung.  Sie  erstand  allmälig  wieder 
in  den  20er  Jahren.  Mitte  der  30er  Jahre  kam  besonders  die  Halhlein-  und 
Cassinetfabrikation  auf.  Diese  unscheinbaren  Artikel  wurden  ihrer  großen 
Solidität  wegen  mit  Vorliebe  von  der  Landbevölkerung  getragen,  bei  welcher 
sie  aber  heute  zunehmend  von  den  billigeren  und  ansehnlicheren  halbbaumwollenen 
Stoffen  verdrängt  werden.  Anfangs  der  40er  Jahre  fing  man  an,  Frauenkleider- 
stoffe aus  Streichgarn  herzustellen,  welcher  Artikel  bis  in  die  60er  Jahre  stei- 
genden Absatz  fand  und  reichen  Gewinn  bot.  Bis  1868,  d.  h.  bis  zur  Er- 
richtung von  Prohibitivzöllen  im  Ausland,  war  neben  der  Schweiz  selbst  auch 
Italien  ein  sehr  bedeutender  Abnehmer  solcher  Halbwollfabrikate.  Seither  wird 
nur  noch  wenig  exportirt.  Im  Jahre  1889  erreichte  der  Kxport  aller  WoU- 
und  Halbwollgewebe  zusammen  nur  den  Werth  von  2,403,326  Fr.  (excl.  Decken 
und  drgl.) 

Ganzißollenes  Tuch  wurde  (wie  auch  halbleinenes)  namentlich  in  Bern  und 
Zürich  nachweislich  schon  im  14.  Jahrhundert  fabrizirt  und  war  lange  Zeit 
hindurch  ein  bedeutender  Exportartikel.  Vom  sog.  „Berntuch**  wird  aus  dem 
15.  Jahrhundert  berichtet,  daß  zu  jener  Zeit  wohl  in  wenigen  Stählten  der  Welt 
so  dauerhafte  wollene  Tücher  verfertigt  worden  sein  dürften  wie  in  Bern.  In 
Zürich  wurde  zuerst  „graues  Tuch**,  „Berower**  (zottiger,  wollener  Mantelstoff, 
dieser  auch  mit  Leinenzettel)  und  „schwarzes  Hosentuch "  gemacht;  später  spielte 
auch  der  WoUen-Burat  eine  Hauptrolle;  1678  gab  es  36  Wollenfabrikanten. 
Die  rolle  Wolle  wurde  grußentheils  „mit  schweren  Kosten  aus  fremden  Landen "* 
bezogen  ;  das  Garn  ward  im  Inland  bereitet  und  es  durfte  davon  nichts  außer 
Landes  verkauft  werden.  1692  wurde  der  Bezug  von  „gekämmter  Schwaben- 
wolle"*  und  „weißer  Leipziger -Wolle**  verboten.  (Die  zahlreichen  Verordnungea 
seit  dem  Richtebrief  von  1304  siehe  bei  Adolf  BUrIc/f\  „Die  zürcherische 
Fabrikgesetzgebung  vom  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  an  bis  zur  schweizeribchea 
Staatsumwälzung  von  17Ü8"  im  Anhang  zum  Handelsberichte  der  Kaufmännischen 
Gesellschaft  Zürich  über  das  Jahr  1883.)  Von  den  Bernerfabrikanten  stand 
lange  Zeit  auch  das  sog.   „Frutigtuch**,  ein  BürgerstotT  für  die  weibliche  Land- 
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bevölkerung  in  allgemeinem  Ansehen.  Gegen  das  Ende  des  letzten  Jahrhundert« 
scheint  die  eigentliche  Fabrikation  von  Wollentuch  außer  der  Hausweberei  auf 
dem  Lande  und  in  den  Thälern  eingegangen  zu  sein. 

Die  neueren  Versuche  der  Fabrikation  ganzwollener  Stotfe  datiren  von 
den  20er  Jahren  dieses  Jahrliunderts  an.  In  den  40er  Jahren  wurde  im  Kanton 
Bern  der  Bedarf  von  Militärtüchern  bereits  vorzugsweise  von  Bernerfabrikanten 
gedeckt;  in  andern  Kantonen  scheint  das  staatliche  Entgegenkommen  hieftir 
damals  noch  gefehlt  zu  haben.  Heute  ist  nun  die  schweizerische  Tuchweberei 
dahin  gelangt,  fast  sämmtliche  Tücher  für  die  Armee-,  Post-  und  Eisenbahn- 
verwaltnngen  etc.  zu  liefern,  und  zwar  sehr  billig  und  in  einer  Qualität,  die 
derjenigen  jedes  fremden  Fabrikates  durchaus  gewachsen  ist.  Granzwollene  Civil- 
stotle  werden  hingegen  immer  noch  zum  weitaus  größten  Theile  vom  Auslande, 
vorab  von  Deutschland,  bezogen.  Die  Anforderungen  an  die  Mannigfaltigkeit 
und  den  Wechsel  der  Muster  sind  in  dieser  Branche  so  groß  und  das  inländische 
Absatzgebiet  ist  hingegen  so  klein,  daß  es  bisher  nur  wenigen  Fabrikanten 
gelungen  ist,  ein  mäßiges  Arbeitsfeld  zu  behaupten. 

Ganzwollene  Streichgarnstoffe  werden  gegenwärtig  auf  etwa  300  mechanischen 
Webstühlen  und  100  Hand  Webstühlen,  halbwollene  und  ganz  wollene  Kammgarn- 
stoffe auf  ca.  350  mechanischen  Webstühlen  gewoben.  Für  halbwollene  Streich- 
gamstoffe  sind  je  ca.  300  mechanische  und  300  Handwebstühle  in  Thätigkeit. 
Die  angegebenen   1350  Stühle  vertheilen  sich  auf  ca.  60  Geschäfte. 

Was  die  Wirkerei  und  Wollenstickerei  betrifft,  so  sind  diese  Branchen 
unter   „Stickerei"   und   „Wirkerei"   näher  behandelt. 

Teppiche  und  Decken  werden  nur  in  einer  Fabrik  in  La  Sarraz  (Waadt) 
gemacht;  es  handelt  sich  um  ganz  billige  Waare  aus  Kunstwolle,  Ziegen-  und 
Rinderhaaren  u.  drgl.  für  den  Export.  Die  vor  einigen  Jahren  von  St.  Gallen  aus- 
gegangenen Versuche  mit  der  Teppichknüpferei  hatten  keinen  nachhaltigen  Erfolg. 

Filz  und  Watte  werden  ebenfalls  nicht  in  großem  Maßstabe,  von  den 
wenigen  Fabrikanten  aber  in  durchaus  hervorragender  Qualität  fabrizirt. 

Ein  großes  Hinderniß  für  größere  Ausbreitung  der  Wollenindustrie  in  der 
Schweiz  bildet  theilweise  der  Mangel  an  großen,  auf  der  Höhe  der  Zeit  stehenden 
Kammijarnfdrhertien.  Verschiedene  neuere  Bemühungen  mit  staatlicher  Unter- 
stützung haben  in  dieser  Hinsicht  wesentliche  Fortschritte  angebahnt.  Einstweilen 
sind  die  bestehenden  Fabriken  hauptsächlich  auf  ausländische  Färbereien  (namentlich 
Elberfeld,  Mühlhausen  und  Paris)  angewiesen.  Im  Großen  und  Ganzen  beruht 
die  Hoffnung  der  schweizerischen  Wollenindustrie  auf  einer  endlicben  kräftigen 
Zollerhöhung  zum  Schutze  gegen  die  drückende  deutsche,  französische  und 
englische  Konkurrenz.  Die  bisher  stattgefundenen,  verhältnißmäßig  sehr  geringen 
Zoll  Verschärfungen  sind  zu  diesem  Ende  ungenügend.  Der  Verkehr  mit  dem  Aus- 
land geht  des  näheren  aus  folgender  Zusammenstellung  für  das  Jahr  1889  hervor: 

Meni^e  Werth 

Einfuhr     Ausfuhr  Einfulir  Ausfuhr 

q                q  Fr.  Fr. 
39,546        12,581       Wolle  roli  und  t'ewasohen,  Abfälle,  Scheer- 

flocken,  Kunstwolle 9,688,770  2,451,954 

7,226  155       Wolle  gemahlen,  gefärl)t,  gekämmt ;  Kamin- 

zu{r 4,624,640  60,055 

4                 3       Watte 3,600  2,232 

2,198               81       Streichgarn 1,341,105  53,932 

3,755         11,381       Kammgarn 3,406,320  10,223,147 

820  568       Garn  auf  Spuhlen,  in  Knäueln  oder  kleinen 

Strängen,  für  den  Detailverkauf    .    .     .  832,950  417,779 
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Werth 
Einfuhr        Ausfuhr 


Fr. 

89,100 

308,000 

30,618,500 

125,200 


Tuchenden  (Lels^ten) 

Gewebe,  roh 

Gewel)e,  gebleicht,  gefärbt,  bedruckt      .     . 
Lastings  (Serge  de  Berry)  z.  Schuh  fabrikation 

Decken  alier  Art 1,000,700 

Posamentirwaaren 1,705,600 

Bänder 1,476,000 

Strumpfwaaren  ohne  Näharbeit     ....         853,400 

Stickereien 258,400 

Spitzen 105,300 


Shawls  und  Schärpen 


984,(X)0 


Teppiche 2,828,425 

Schuhe  aus  Tuchenden 208,3  SO 

Filzstoffe 201,825 

Filzwaaren  roh,  gefärbt,  bedruckt      .     .     .  720,700 

Hute,  nicht  ausgerüstet  (ungamirt)    .     .     .  489,000 

Filztücher  zur  Papier  fabrikation    ....  117,150 
Kleidungsstücke  und  andere  fertige  Waaren 

mit  Näharbeit 9,306,600 

Corsetten 9,000 

Genähte  Wirkwaaren 2,390,200 


Fr. 

794 

800,598 

1,601,624 

1,104 

184,471 

13,002 

1,135 

2,332,403 

852.130 

2,896 

311,219 

51,952 

923 

4,892 

20,178 

12,310 

16i,695 

856,331 

1,386 

459,882 


Total     73,692,465     20,883,02  t 

Wie  sich  die  Ein-  und  Ausfuhr  seit  1850  (juantitativ  entwickelt  hat,  zeigt  folgender 
Auszug  aus  der  Zollstatistik  : 

Einfuhr  (q)  Ausfuhr  (q) 

1851      1861     1871      1881      1889  1851     1861     1871     1881    1889 

5,784      (?)         (?)     26,824  46,772  Wolle,  Abfalle  etc.),.  .-o  2,539     6,520  9,158  12.736 

2,3 i2    3,515    6,041     4,360    6,773  Garn r»^^^       63     4,153  S,810  12,030 

14,935  17,001  32,277  26,999  29,220  Gewebe  ....       (?)        (?)        (?)     1,711      1,877 

Unter  der  Kontrole  des  eidg.  Fabrikgesetzes  standen  Ende  1888: 
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HaibwoUweberci  .  .  . 
Filztuchfabrikation  .  . 
Färberei 
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Arbeiter 

Betriebskraft 
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10 
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24 
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1807 
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60 
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4 

115 
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80 
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4 

35 
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91 
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1 

14 
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G9 
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— 
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6 

20 

15 

15 

47 


1485 


2394   748   170   8312 


2053      3538 

Zou^druekerei.  Die  Zeug-  oder  StotFdruckerei  auf  Baumwolle  wurde  in 
der  Schweiz  im  Jahre  1888  laut  der  amtlichen  Fabrikkontrole  in  27  Etablisse- 
menten  betrieben,  welche  durchschnittlich  3878  Arbeiter,  wovon  1771  weiblich, 
beschäftigten.  Die  mechanische  Betriebskraft  derselben  betrug  889  Pferdekräfte 
Wasser  und  420  Fferdekräfte  Dampf.  Die  meisten  Geschäfte  (21)  befinden  sich 
im  Kanton  Glarus;  von  den  übrigen  entfallen  3  auf  den  Kanton  Zürich,  ein 
kleines  auf  den  Kanton   Bern,   2  auf  den  Kanton  St.  Gallen. 

Die  Ausfuhr,  welche  beinahe  die  ganze  Produktion  in  sich  faßt,  indem  die 
Schweiz  selbst  nur  ca.  3  —  5  ^/o  derselben  aufnimmt,  betrug  im  Jahre  1889 
22,833  q  im  Werthe  von   16,649,054  Franken. 

Es  wird  zum  griJßern  Theile  von  Hand  gedruckt.  Die  Konkurrenz  mit  den 
gewöhnlichen,  fast  unglaublich  billigen,  einfachen  .Rouleaudruck- Artikeln,  die  in 
Deutschland,  Fingland,  Holland,  Oesterreich,  Italien,  Spanien  etc.  in  großen 
Etablissementen    mit    vielen    Maschinen,    resp.    stark    konzentrirter   Kapitalkraft 
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fabrizirt  werden,  ist  nur  hinsiclitlioh  weniger  Artikel  möglich;  die  schweizer. 
Drucker  haben  sich  daher  hauptsächlich  auf  Artikel  geworfen,  welche  wegen  der 
komplizirten  Farbenkomposition  oder  dem  großen  Umfang  sich  für  den  Maschinen- 
^uck  nicht  eignen.  Den  Hauptartikel  dieser  Art  bilden  die  Kopf-  und  ümschlag- 
ttlcher  für  die  Donauländer  (Tasmas ,  Testemele  etc.),  die  Türkei  (Kalemkiars), 
Indien  etc.,  Asien  und  die  europäische  Türkei  zusammen  nehmen  über  ein  Drittel 
des  ganzen  Exports  auf.  Von  den  europäischen  Ländern  kommen  außer  der 
Türkei  in  erster  Linie  Oesterreich  und  die  Donauländer  mit  3,4  Millionen  Fr., 
-dann  Italien  mit  2,8  Millionen  Fr.,  sodann  Frankreich  mit  1,5  Millionen  Fr. 
in  Betracht.     Die  genauere  Vertheilung  zeigt  folgende  Uebersicht : 

Ausfuhr  glatter,  bedruckter  Baumwollgewebe  1889. 
Menge  nach  Werth 

q  Fr. 

4,182    Italien 2,764,338 

3,361     Donjiuländer  (Rumänien,  Serbien,  Bulgarien)     .    2,451,962 

2,304    Europäische  Türkei 1,769,000 

2,228    Frankreich 1,529,160 

1,291     Oesterreich-Ungarn 918,038 

()70    Spanien 526,48i 

565    Deutschland 416,714 

272     Griechenland 219,136 

_594     üebriges  Europa 423,174 

15,467  Europa  '  11,018,044 

2,595  Britisch  Indien 1,838,906 

2,048  Holländisch  Indien 1,581,960 

1,150  Asiatische  Türkei 1,006,445 

420  Ostasien 279,615 

6,213  Asien  4,706,926 

2()()  Algier 15^1.070 

177  üstafrika 145,980 

171  Aegvpten 132.359 

_12  Westafrika 8,768 

566  Afrika  441,177 

583  Amerika  479,767 

4  Australien  4.040 

^,833  Total  16,649,954 

Die  Hauptschwierigkeit  der  schweizer.  Druckerei-Industrie  bilden  die  Zoll- 
verhältnisse. Den  ersten  Schlag  in  dieser  Hinsicht  erhielt  sie  durch  die  Gründung 
-des  deutschen  Zollvereins,  dessen  hohe  Zölle  ihr  fast  plötzlich  eines  der  größten 
Absatzgebiete  verschlossen.  In  den  60er  Jahren  folgten  prohibitive  Zollerhöhungen 
in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  Italien,  welche  früher  weit  größere  Mengen 
bedruckter  Tücher  als  heute  von  der  Schweiz  bezogen.  Ein  außerordentliches 
Hemmniß  bildete  besonders  auch  die  Thatsache,  daß  die  zollfreie  Veredlung  aus- 
ländischer Gewebe  in  der  Schweiz  zum  Zwecke  der  nachherigen  Wiederausfuhr 
über  beliebige  Grenzen  (admission  temporaire)  mit  dem  schweizer.  Zollgesetz  von 
1851  nicht  vereinbar  ist,  wogegen  andere  Länder,  besonders  Frankreich  und 
Deutschland  diese  Admission  temporaire  schon  frühzeitig  gestattet  haben.  Es  ist 
dadurch  namentlich  der  ungeheuere  Aufschwung  der  Elsässischen  Druckerei-Industrie 
möglich  geworden ,  die  anfänglich  hinter  der  schweizerischen  weit  zurückstand 
und  ihre  Modellstecher  und  Drucker  einst  von  Zürich  kommen  ließ.  Durch  die 
admission  temporaire  wurde  es  ihr  Anfangs  der  60er  Jahre  ermöglicht,  die  ebenso 
billigen  als  guten  schweizerischen  Baumwolltücher  zollfrei  zu  beziehen,  welche 
«either  jährlich  in  riesigen  Quantitäten  (für  ca.   6  Millionen  Franken)  nach  dem 
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Elsaß  gelaDgen,  um  dort  gefärbt  oder  bedruckt  und  nacbber  in  allen  möglieben 
Richtungen  versendet  zu  werden.  Die  scbweizeriscben  Drucker  waren  bingegen 
nur  auf  den  Ketourveredlungs verkehr  mit  Deutschland  beschränkt,  der  bei  seiner 
örtlichen  Beschränkung  noch  durch  allerlei  lästige  und  kostspielige  Eontrolformali- 
täten  erschwert  wurde.  Erst  heute,  leider  zu  spät,  ist  eine  Aenderung  des  Zoll- 
gesetzes im  Sinne  einer  unbeschränkten  admission  temporaire  zum  Bedrucken  in 
bestimmte  Aussicht  genommen.  Für  den  größten  Theil  ihrer  Produktion  bedienten 
sich  die  schweizer.  Drucker  ebenfalls  schweizerischer  Roh -Gewebe;  nur  für  den 
javanischen  Spezialartikel  „Battiks**,  dessen  Fabrikation  von  3  Glarnischen  Firmen 
fast  ausschließlich  betrieben  wird,  werden  die  Gewebe  (wie  dies  auch  die  holländi- 
schen Konkurrenten  thun)  wegen  der  außerordentlichen  Billigkeit  meistens  von 
England  bezogen.  Seit  einigen  Jahren  ist  von  einem  Etablissement  im  Kanton 
Glarus  mit  Erfolg  auch  die  Wollendruckerei  an  Hand  genommen  worden. 

Die  Einführung  in  der  Schweiz  verdankt  die  Baumwolldruckerei  den  französi- 
schen Glaubens-Emigranten.  Zuerst  gründete  Fazy  eine  Indiennedruckerei  in  Genf; 
ihm  folgte  im  Jahre  1689  Jacques  Deluze  mit  einem  Etablissement  in  Neuchatel, 
das  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  bestand. 

In  Zürich  wurde  die  erste  Druckerei  von  Römer  &  Kitt  im  Jahre  1701 
errichtet.  Dieselbe  befaßte  sich  außer  den  großmustrigen  Indiennes  mit  den  sog. 
Persiennes,  Gewebe  mit  einfachen  kleinen  Dessins.  Die  Rohgewebe  konnten  vom 
zürcherischen  Landgebiet  bezogen  werden.  Zwei  Mal  wöchentlich  erschienen  zu 
jener  Zeit  die  „  Tüchler ^  mit  dem  Zürcher  Marktschiif  in  der  Stadt,  verkauften 
ihre  Waare  den  Färbern  und  Druckern  und  kauften  dagegen  von  den  Kauf  leuten 
das  nöthige  Garn. 

Unter  den  rasch  nachfolgenden  zürcherischen  Druckern  R.  Zimmermann, 
Kaspar  Holzhalb,  Heinrich  Rordorf,  David  Stadler,  Paulus  Meyer  sind  besonders 
Hans  Jakob  Hofmeister  und  David  Eßlinger  (der  frühere  Pastetenbäcker)  später 
„David  &  Melchior  Eßlinger**  hervorzuheben.  Diese  Geschäfte  gelangten  zu  ganz 
besonderer  Blüthe  und  Ausdehnung.  P^ßlinger  setzte  im  Jahre  1785  eine  Million 
Franken  um  und  beide  Häuser  beschäftigten  in  guten  Zeiten  über  1500  Arbeiter. 
Die  von  Eßlinger  mit  Aetzdruck  auf  türkisch-roth  gefärbten  Geweben  hergestellten 
Mouchüirs  waren  namentlich  in  Italien  unter  dem  Namen  „Fazzoletti  d'Esslinger** 
berühmt.  In  Glarus  wurde  das  Drucken  im  Jahre  1740  durch  Fatio  aus  Genf 
eingebürgert.  Im  Anfang  wurden,  zum  Unterschied  von  Zürich,  fast  nur  indigo- 
blaue Schnupftücher  mit  einfachen  Dessins  fabrizirt. 

Die  Erlindung  des  Walzen-  oder  Rouleauxdrucks  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts,  sowie  der  Perratine  im  Jahre  18H3,  die  das  40 — 50fache  der 
Leistung  des  Handdruckers  zu  produzireu  vermag ,  brachten  im  Betrieb  der 
Druckereien  eine  Umwälzung  hervor,  welche  im  Verein  mit  andern  Schwierigkeiten, 
worunter  namentlich  die  schon  erwähnte  Gründung  des  Zollvereins  zu  erwähnen  ist, 
verschiedenen  älteren  Etablissementen  verderblich  wurde  Das  Haus  Eßlingei\ 
tlas  beim  Handdruck  verblieben  war,  liquidirte  im  Jahre  1837,  nach  120-jährigem 
Bestände.  Hofmeister  hatte  sich  hingegen  auf  den  Walzendruck  geworfen  und 
arbeitete  schon  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  mit  einem  vierhändigen  Rouleau, 
d.  h.  mit  einer  Mancbine,  welche  vier  Farben  auf  einmal  zu  drucken  im  Stande 
war.  Sein  Geschäft  das  sich  lange  auf  der  Höhe  der  Zeit  erhielt,  hatte  bis  1867 
Bestand.  In  der  Westschweiz,  wo  sie  ihren  Anfang  nahm,  ist  diese  Industrie 
seit  mehreren  Jahrzehnten  ganz  erloschen;  in  Stadt  und  Kanton  Zürich,  wo  sie 
ehemals  am  ausgedehntesten  war,  ist  sie  von  einigen  20  aut  3  Etablissemente 
zurückgegangen;    sie   charakterisirt    sich  heute  als  Spezial-Industrie  des  Eantona 
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Glaras,  wo  sie  fast  am  spätesten  Elingang  fand.  Zu  erwähnen  ist  Adolf  Bürkli's 
Monographie:  „Zürichs Indienne -Manufaktur  und  Türkisch-Rothfärberei'*,  ZUrich 
1880.  Laufende  Mittheilungen  siehe  in  den  Handelsberichten  des  Schweizer. 
Handels-  und  Industrie-Vereins  und  der  Kaufmännischen  Gesellschaft  Zürich, 

Zollwesen.  Verfasser:  Für  die  Zeit  bis  1848  ^)  Herr  Dr.  A.  Huber, 
Handelsstatistiker  im  eidg.  Departement  des  Auswärtigen;  für  die  Zeit  seit 
1848  Herr  Suter,  I.  Sekretär  der  Schweiz.  Oberzolldirektion. 

Zollwesen    vor    1798.2) 

Die  Zollverhältnisse  der  alten  Eidgenossenschaft  waren  in  Folge  der  beinahe 
unbeschränkten  Souveränität  der  Kantone  das  Eesultat  rein  lokaler  Konvenienz 
und  der  verschiedensten  Interessen,  bestimmt  durch  die  Entwicklung  und  den 
Gang  des  Handels  in  den  einzelnen  Landesgegeuden. 

Das  Zollwesen,  dem  somit  jede  innere  üebereinstimmung  und  allgemeine 
leitende  Gedanken  abgingen,  bildete  das  denkbar  bunteste  Gemälde  sowohl  rück- 
sichtlich des  Ursprungs,  der  Bezugsweise  und  der  Bemessungsgrundlage  der  Zölle. 

Bei  einer  Betrachtung  der  Zolltarife  in  den  Kantonen  der  alten  Eidgenossen- 
schaft lassen  sich  drei  Hauptepochen  ihrer  Entstehung  unterscheiden. 

In  die  erste  Epoche^  d.  h.  die  Periode  des  Mittelalters,  gehören  die  Be- 
nennungen Geleit,  Fuhrleiten,  Umgeld,  Pfund-  und  Marktzoll,  Trattengeld,  welche 
Bezeichnungen  sich  übrigens  noch  in  den  Tarifen  bis  zum  Jahre  1848  erhalten 
haben;  sodann  datiren  aus  dieser  Periode  diejenigen  Zölle,  welche  kraft  kaiser- 
licher Privilegien,  durch  Verpfändungen  oder  durch  Lehen  an  die  Besitzer  ge- 
kommen waren,  endlich  die  Judenzölle,  wonach  die  Juden  zollmäßig  stärker 
besteuert  wurden  als  die  Christen.  Diese  letztere  Zollart  hat  sich  am  längsten 
in  den  Tarifen  aus  den  Kantonen  Solothurn,  Aargau  und  Luzern  erhalten.  Die 
mittelalterlichen  Zölle  tragen  alle  das  Gepräge  sehr  mäßiger  Abgaben,  obschon 
sie  zur  Zeit  ihrer  Aufstellung  wegen  des  damals  verhältnißmäßig  hohen  Geld- 
werthes  durchschnittlich  viermal  größer  gewesen  sein  mögen  als  am  Ende  des 
letzten  Jahrhunderts.  Diese  mittelalterlichen  Tarifirungen  tragen  in  hervor- 
ragender Weise  das  Gepräge  des  damaligen  Handels,  der  in  der  Hauptsache  ge- 
werblicher Austausch  war.  Im  Fernern  ergibt  sich  aus  der  mangelhaften  Durch- 
führung der  Tarifirung  die  Dürftigkeit  wissenschaftlicher  Kenntnisse,  hingegen 
auch  das  Zutrauen  in  die  Rechtlichkeit  der  Bürger.  Denn  es  findet  sich  in  den 
Zollverordnungen  aus  jener  Zeit  keine  Spur  von  Strafen  wegen  ZoUdefraudationen. 
Die  Signatur  der  Zölle  jener  Zeit  war,  die  Unkosten  zu  decken,  welche  aus 
der  Sicherung  des  Kaufmanns  und  seiner  Waaren  gegen  die  Raubgier  der 
Mächtigen  erwuchsen. 

Die  Zölle  der  fobjenden  Epoche  erlitten  keine  beträchtliche  Veränderung, 
bis  man  in  Folge  des  wachsenden  Verkehrs  in  der  zweiten  Hälfte  des  18,  Jahr- 
hunderts mit  dem  Bau  der  Kunststraßen  begann.  Deren  Benutzung  verminderte 
die  Fuhrlöhne.  Auf  der  andern  Seite  mußte  aber  für  die  bedeutenden  Bau- 
und  ünterhaltskoaten  in  den  Weg-  und  Brückengeldern  ein  Ersatz  gesucht  werden. 
Und  zwar  bildete  sich  die  Meinung  heraus,  daß  diejenigen,  welche  die  Straßen 
benutzten,  in  einem  bestimmten  Zeitraum  durch  Leistung  von  Weg-  und  Brücken- 
geldern   die    Baukosten,    an    einigen    Orten    sogar    noch    unter    Hinzufügung    der 


')  Vergl.  darüber:  Dr.  A.  Huber,  »Die  Entwicklung^  des  eidgenösisischen  Zollwesens 
vom  Beginn  der  ersten  Tarife  bis  zur  Bundes verliissunjf  des  .lahres  1848"*,  Bern,  1890. 

*)  Theilweise  nach  einem  Berichte  des  eidgen.  Zoll -|Kevisurs  J.  C.  Zellweger  (1835 
bis  1833). 
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Zinsen,    abzutragen   hätten.     Die  Rücksichtnahme   aaf  Eonkarrenzstraßen  verbot 
aber  eine  allzn  hohe  Steigerung  der  Gebühren. 

Der  Beginn  der  dritten  Epoche  fällt  auf  das  Ende  des  letzten  und  den 
Anfang  unseres  Jahrhunlerts.  Es  zeigt  eioh  in  dijser  Zeit  in  den  Tarifen  merkbar 
der  fiskalische  Geist.  Dieselben  erstreckten  sich  auf  mdhrerü  hundert  Gegen- 
stände, und  die  Verordnungen  befehlen  Visitationen  an.  In  den  Gesetzen  ist  die 
größte  Wachsamkeit  gegen  Uebertretungen,  das  größte  Mißtrauen  in  die  Zoll 
Pflichtigen,  das  größte  Zutrauen  dagegen  in  die  Rechtlichkeit  des  ZollpersonaU 
sichtbar. 

Ein  Blick  auf  die  am  Ausgang  der  alten  Eidgenossenschaft  in  Kraft  be- 
stehenden Zolltarife  zeigt  uns,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  Zollbemessungsgmndlage 
ein  ganzes  Wörterbuch  aller  ersinnlichen  Quantitätsbezeichnuugen  erschöpft  worden 
ist.  So  kam  es  vor,  daß  auf  der  nämUchen  Straße  für  den  f/leichen  Wagen 
bald  nach  Ledi,  Fuder,  Karreten,  Last,  Faß,  Röhrli,  Kiste,  Balle,  Saum,  Stück- 
zahl oder  Gewicht,  bald  nach  Eimer,  Lägel,  Sack,  Malter,  Mütt,  zuweilen  auch 
vom  Längenmaß  oder  vom  Werth  verzollt  werden  mußte. 

Die  meisten  alten  Zolltarife  waren  daher  dermaßen  unklar  und  unzweckmäßig, 
daß  sie  beständig  erläutert  und  verändert  werden  mußten,  um  der  Willkür  noth- 
diirftige  Schranken  zu  setzen.  Außerdem  stipulirten  eine  Reihe  derselben  förm- 
liche Ungerechtigkeiten.  Kam  es  doch  vor,  daß  z.  B.  im  Kanton  St.  GtiUen 
die  verschiedenen  Theile  desselben  durch  den  Zollbezug  ungleich  belastet  wurden- 
während  die  Hauptstraßen  und  wichtigsten  Eingangsstationen  stark  besteuert 
waren,  genossen  einige  Uuer-  und  Nebenstraßen,  Bewohner  gewisser  Bezirke  und 
Nachbarkantone  große  Privilegien  und  mitunter  Zoll-  und  Weggeldsbefreiung. 
Gewisse  Straßengelder  z.  B.  mußten  bloß  von  Toggenburgern  entrichtet  werden, 
ja  es  kamen  Tarife  vor,  wo  sich  die  Ansätze  verschieden  abstuften,  je  nach  der 
Heimat  des  Fuhrmanns. 

Diese  Zollverhältnisse  waren  dazu  angethan,  das  heutigen  Tags  noch  fühlbare 
AbsonderungHsystem  zwischen  Kanton  und  Kanton,  zwischen  Volk  und  Volk 
durchzuführen  und  damit  den  Schweizer  dem  Schweizer  zu  entfremden. 

Der  Systemlo>^igI<eit  in  der  Masse  der  verschiedenen  Tarife,  die  „einer 
Sammlung  von  Trümmern'*   glichen,  mußte  ein  Ende  bereitet  werden. 

Als  erster  Zielpunkt  einer  Reform  im  Zollwesen  mußte  die  Uebersicht  der 
faktisch  bestehenden  Zollberechtigungen  und  die  Untersuchung  der  rechtlichen 
Grundlagen    in  Aussicht  genommen  werden. 

Alle  Bestrebungen  zur  Refurm  des  Zollwesens  in  der  ersten  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts  bewegten  sich  denn  auch  beinahe  ausschließlich  in  diesem  eng- 
gezogenen Rahmen. 

Die   Zollverhältnisse   von   1798—1848. 

Helvetik  und  Mediation  1798  —  1813.  Die  Helvetik  hatte  die  Ver- 
besserung des  Zoll  Wesens  natürlich  auch  auf  ihr  Programm  genommen.  So  ver- 
langten Gesetze  vom  4.  März  und  4.  Dezember  1799  die  Aufstellung  eines  neuen 
Zolltarifs.  Durch  Dekret  vom  8.  April  1801  wurde  der  Voll  zieh  ungsrath  er- 
mächtigt, einen  Tarif  für  die  Mauthen  und  Zollgebühren  in  der  ganzen  Republik 
nach  einem  einheitlichen  System,  allerdings  unter  Berücksichtigung  gewisser  lokaler 
Verhältnisse,   festzusetzen . 

Die  Ein-  und  Ausfuhrgebühren  sollten  6  ®/o  ad  valorem  nicht  übersteigen. 
Für  die  Transitzölle  sollte  die  durch  die  Transitgüter  durchlaufene  Strecke  und 
die  Rücksichtnahme  auf  ausländische  Konkurrenzstraßen  maßgebend  sein.  — 
Lebensmittel  vom  ersten  Bedürfniß,    sowie  Rohstoffe  für  die  Fabrikation  bei  der 
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EiDfuhr  and  ebenso  Exportartikel  durften  mit  Ausnahme  einer  Kontrolgehühr 
von  im  Maximum   V*  ^h  *^  valorem  keinen  Zöllen  unterworfen  werden. 

Alle  diese  Erlas!?e  standen  wohl  auf  dem  Papier ;  allein  es  wurde  den- 
selben  in  keiner  Weise  Folge  gegeben,  so  daß,  als  die  Mediationsakte  im  Früh- 
jahr  1803  in's  Leben  trat,  das  Zollwesen  faktisch  unverändert  war. 

Die  das  Zollwesen  beschlagenden  Artikel  derselben  lauteten  : 

Art.  5.  Die  ehemaligen  Zugs-  und  Abzuj,'srechte  sind  abgeschafft.  Dor  freie  Ver- 
kehr mit  Lebensmitteln,  Vieh  und  Handelswaaren  ist  gewährleistet.  Im  Innern  der 
Schweiz  können  keine  örtlichen  oder  allgemeinen  Eingangs-,  Üurchpaß-  oder  Zoll 
gebühren  eingeführt  werden.  Die  äußern  Grenzzölle  getiören  den  an  das  Ausland 
stoßenden  Kantonen,  jedoch  sollen  die  Tarife  der  Tagsatzung  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt werden. 

Art.  6.  Jeder  Kanton  behält  die  Zölle  bei,  die  zur  Ausbesserung  der  Wege,  Heer- 
straßen und  Flußufer  bestimmt  sind.  Die  Tarife  bedürfen  ebenfalls  der  Genehmigung 
der  Tagsatzung. 

Die  rückKchrittliche  Tendenz,  durch  welche  die  Mediationszeit  gegenüber  der 
Helvetik  gekennzeichnet  wird,  zeigte  sich  selbstredend  auch  auf  dem  Gebiete  des 
ZoUweseuh".  Alle  Kantone  beeilten  sich,  nach  Belieben  neue  Zölle  und  Gebühren 
einzuführen.  Daß  dabei  nicht  allgemeine  nationalükonomische  Interessen,  sondern 
gegenseitige  Konnivenz  den  Ausschlag  gaben,  war  bei  den  damaligen  Verhältnissen 
nicht  anders  zu  erwarten. 

Die  Mehrheit  der  Tagsatzung  wollte  den  Artikel  5  nur  auf  die  Einführung 
neuer  7^'A\t  angewendet  wissen,  während  hauptsächlich  Glarus  und  Thurgau 
für  eine  weitherzigere  Interpretation  des  Artikels  kämpften,  wonach  sie  das 
schweizerische  Zollwesen  der  nackten,  klaren  Bestimmung  der  Verfassungs- 
vorschrift, welche  kantonale  Eingangszölle  als  unzuläßig  erklärte,  angepaßt 
wissen   wollten. 

Artikel  6  lautete  allerdings:  „Jeder  Kanton  behält  die  Zölle  bei,  die  zur 
Au  sbesserung  der  Wege,  Heerstraßen  und  Flußufer  bestimmt  sind. 
Die  Tarife  bedürfen  ebenfalls  der  Genehmigung  der  Tagsatzung.**  Durch  die  be- 
schränkte Auslegung  des  5.  Artikels  war  dann  natürlich  auch  der  Inhalt  des 
6.  Artikels  präzisirt,  und  es  wurden  darnach  die  zollartigen  Gebühren  aus  der 
alten  Eidgenossenschaft  unbesehen  als  den  Anforderungen  desselben  entsprechend 
betrachtet  und  in  die  Mediationszeit  hinübergenommen.  Die  wohlthätigeu  Be- 
stimmungen von  Art.   5  und  6  blieben  demnach  toter  Buchstabe. 

Die  auf  der  ersten  Tagsatzung  der  Mediation  zur  Berichterstattung  ein- 
geladene Kommission  sah  sich  nicht  in  der  Lage,  sämmtliche  Tarife  zu  prüfen 
und  bezügliche  Vorschläge  zu  hinterbringen.  Es  wurde  daher  die  endliche  Be- 
richtigung des  Zoll  Wesens  auf  die  Tagsatzung  des  Jahres  1804  verschoben  und 
bis  dahin  die  Regierungen  und  Korporationen  im  Gennsse  der  aus  der  alten  Eid- 
genossenschaft herrührenden  Zölle,  Geleite,  Brücken-  und  Weggeldsberechtigungen 
belassen.  Inzwischen  sollte  jede  Neuerung  im  Zollwesen  unterbleiben,  bis  der 
einstweilen  beibehaltene  status  quo  detinitiven  gesetzlichen  Verordnungen  gewichen 
sein  werde.     Diese  wurden  aber  faktisch  nie  erlassen. 

Die  Tagsatzung  trug  zwar  dem  Sinne  des  5.  Art.  der  Mediations- Verfassung 
insoweit  Rechnung,  daß  sie  eine  Sammlung  der  Tarife  aller  in  den  Kantonen 
bestehenden  Zolle,  Weg-  und  Brückengelder  veranstaltete  und  ferner  Anstand 
nahm,  die  von  den  Ständen  vorgelegten  Tarife  der  altern  ZfUle  geradezu  zu  ge- 
nehmigen. Sie  beschränkte  sich  darauf,  die  Tarife  jeweilen  auf  ein  Jahr  zu  be- 
stätigen, indem  sie  sich  das  endschaftliohe  Urtheil  und  Eintreten  darüber  jedesmal 
auf  ein  folgendes  Jahr  vorbehielt. 
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Dieser  Vorbehalt  einer  allgemeinen  Zollrevision,  so  richtig  und  wohlbegrftndet 
er  an  und  fdr  sich  war,  wurde  durch  den  häufigen  Gebrauch,  den  man  alle 
Jahre  davon  bei  Bewilligung  von  Zöllen  machte,  ohne  daß  man  sich  über  die 
Art  und  den  Zielpunkt  einer  solchen  Revision  je  klar  wurde,  zur  leeren  Formel 
und  führte  ganz  natürlich  zur  Aufrechterhaltung  oder  Wiederherstellung  aller 
alten  Mißbräuche. 

Von  einer  einheitlichen  Zolllinie,  hervorgegangen  durch  Uebereinkunft  aller 
Stände,  konnte  natürlich  unter  solchen  Umbtänden  keine  Rede  sein;  wohl  aber 
mußte  eine  solche  geschaffen  werden  infolge  des  Machtwortes  des  französischen 
Protektors,  Napoleons  I. 

England,  das  sich  stets  mit  Erfolg  abwehrend  gegen  das  wachsende  Ueber- 
gewicht  Frankreichs  verhalten  hatte,  sollte  nun  durch  Gewalt,  durch  die  Ver- 
nichtung seines  Handel«,  zur  Unterwerfung  gebracht  werden. 

Napoleon  verhängte  zu  diesem  Zwecke  im  Jahre  1806  eine  Sperre  gegen 
die  Produkte  des  englischen  Handels,  das  System  der  sogen.  Kontinentalsperre. 
Ein  Prohibitionstarif  machte  die  Einfuhr  derselben  in  die  einzelnen  Länder  an- 
möglich. 

1808  verschärfte  er  das  Verbot  und  ließ  eine  Menge  englischer  Waareu 
verbrennen.  Trotzdem,  daß  Handel  und  Verkehr  dadurch  überall  gewaltige  Ein 
büße  erlitten  und  Theuerung  entstand,  handhabt«  Napoleon  die  Sperre  in  rück- 
sichtslosester Weise.  Zur  üeberwachung  des  Handels  wurde  eine  militärische 
Polizei  eingerichtet,  welche  die  Noth  dnrch  Hohn  und  Gewaltthat  um  so  pein- 
licher machte.  Auf  eine  unzweideutige  Aufforderung  des  französischen  Mediators 
hin  beschloß  die  eidgenössische  Tagsatzung  unterm  5.  Juli  1806,  die  Einfuhr 
englischer  Manufaktiirwaaren  und  aller  in  den  englischen  Besitzungen  fabrizirten 
Baumwollentücher  und  Mousselines  zu  verbieten.  Um  die  durch  den  Beschluß 
vom  5.  Juli  1806  nöthig  gewordenen  Kosten  für  die  Grenzbewachung  bestreiten 
zu  können,  wurde  1  Kreuzer  Einfuhrgebühr  vom  Pfund  maschinengesponnenem 
Baumwollgarn  erhoben,  und  eine  Visagebühr  von  3  Kreuzern  auf  die  übrigen 
eingehenden  Kaufmannswaaren  gelegt.  Es  sind  also  diese  Kontroigebühren  als 
die  ersten  eidgenössischen  Grenzgebühren  zu  bezeichnen.  Nur  das  für  die  schwei- 
zerische Baurawüllenindustrie  unentbehrliche  Baumwollgarn  war  von  der  Prohi- 
bition ausgenommen.  Die  Einfuhr  und  der  Transit  aller  Kaufmannswaaren  wurde 
auf  einige  bestimmte  Eintrittsorte  beschränkt. 

Der  Beschluß  vom  5.  Juli  1806  wurde  bis  zum  Jahre  1810  alljährlich 
von  der  Tagsatzung  erneuert  und  dessen  Anwendung  brachte  begreiflicher  Weise 
eine  bedeutende  Hemmung  in  den  bis  anhin  beinahe  freien  Waarenaustausch,  be- 
sonders mit  den  süddeutschen  Staaten,  und  zwar  um  so  mehr,  als  dieselben  eben- 
falls Zoll-  und  Mauthordnungen  zu  erlassen  hatten,  um  dem  durch  Napoleon  in 
diesen  Staaten  geschaffenen  vennehrten  Fiskalbedürfniß  ein  Genüge  leisten  zu 
können,  nämlich  für  die  vermehrten  Auslagen  der  Staatsverwaltung  unter  den 
durch  den  Rheinbund  veränderten  Verliältnissen  und  die  stets  wachsenden  mili- 
tärischen Verpflichtungen. 

Die  auf  Grundlage  des  Beschlusses  vom  5.  Juli  1806  errichtete  Zolllinie 
und  die  Grenzanstalten  gegen  das  Ausland  waren  im  großen  Ganzen  eine  rein 
kantonale  Institution.  Als  dann  aber  Napoleon  sein  Kontinentalsystem  durch  den 
Tarif  von  Trianon  vom  5.  August  1810  verschärfte,  wurden  dieselben  eid- 
genössischer Verwaltung  und  Aufsicht  unterstellt  durch  die  Verordnung  de»  Land- 
ammanns    der   Schweiz   vom    9.  November  1810,    nachdem    demselben    einfach 
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ein    Tarif  zur  Ausfiibrung   übermittelt   worden    war.     Der    Kontinentalsj^errtanf 
für  die  Schweiz  vom  9.  November  1810  enthielt  die  folgenden  Ansätze*); 

per  Zentner 
Fr.  Btzn. 

Baumwolle,  brasilianische,  von  Cayenne,  Surinam,  Demerary,  lange  260.  — 

—  levantinische,  welche  über  Land  kömmt       ....  40.  — 

—  aus   andern  Ländern,   ausgenommen  neapolitanische 

und  römische 190.  — 

Zucker,  roher 90.  — 

—  geläuterter  (sucre  töte  et  terr6) 130.  — 

Thee,  Haysan 290.  - 

—  grüner 190.  — 

—  übrige  Sorten 45.  — 

Kaffee 130.  — 

Indigo 290.  — 

Cacao 320.  — 

Cochenille 650.  — 

Pfeffer,  weißer 190.  — 

—  schwarzer 130.  — 

Zimmet,  ordinärer 450.  — 

femer 650.  — 

Gewürznelken 190.  — 

Muskatnuß 650.  — 

Holz,  Acajou       15.  — 

—  Fernambuk 35.  — 

—  Campeche-  oder  Blauholz 20.  — 

—  Farbholz,  gemahlenes  oder  geraspeltes 30.  — 

Potasche,  amerikanische       10.  — 

Häute,  rohe,  amerikanische per  Stück  1.  — 

Fischöl,  Thran per  Zentner  8.  — 

Mollefisch ,          ,  3.  — 

Stockfisch „          ,  2.  — 

Elfenbein „          „  130.  — 

Schildkrötenschalen per  Zentner  485.  — 

Perlenmutter       „          ,  60.  — 

Reis,  amerikanisches „          „  6.  — 

Cachou  oder  Katechuerde „          ,  190.  — 

Vanille per  Pfund  19.  — 

Sumach „         „  9.  — 

Ingwer ,         ,  9.  — 

Piment per  Zentner  130.  — 

Cassia  lignea  (ordinari  Zimmet) ,          „  450.  — 

Cassa  oder  Cunepus ,          „  45.  — 

Rocou,  Roucou,  Orseille „          „  65.  — 

Curcuma „          „  40.  — 

Gummi:    Senegal,    arabischer,   Turquie,   Tuneser, 

Gayac,  Copal „          „  20.  — 

Gummi :   Lack  in  Blättern,   elastisches  Harz,  Am- 
moniak, Sagapenum ,          „  60.  — 

Gummi,  elemi „          „  160.   — 

—  gutte ,          „  190.  — 

—  oppoponax „          ,.  130.  — 

Holz,    Gayac,    Cayennisches,  satinirtes,  Quercitron, 

Palisander ,.          ,  9.     5 

Holz,  rothes,  St.  Martinsholz „          ^  45.  — 

—  —      Sandel ,,          ,  6.  — 

—  Aloe „  260.  - 

—  nephritisches ,.  IGO.  — 

—  Rodes „          ^  60.  — 

—  gelbes  Sandelholz „          ,  80.  — 

♦)  Siehe  auch  Hilty :  Politisches  Jahrbuch  1885,  p.  423  und  424. 
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per  Zentner 
Fr.  Btzn. 
~     Tamaris ,  „  45.  — 

—  Brasilienholz  und  Spane y,  „  4.  — 

—  Calliatour „  ^  4.  — 

Die  Tara  wurde  bestimmt,  wie  folgt:  Für  Zucker  in  Filssern  15  7o;  ßlr  Kaffee^ 
Cacao,  Pfeffer  in  Fässern  12  %;  für  Baumwolle  S'^/o;  für  übrige  Waaren  in  Ballen  10  7». 

In  Folge  dieser  hohen  Zölle  war  die  Errichtung  einer  Menge  von  Mauth- 
bureaux  nothwendig  geworden.  Als  deren  Aufseher  wurde  im  Jahre  1810  Land- 
ammann Heer  von  Grlarus  ernannt.  Die  Kolonial  waaren,  welche  auswärts  nach- 
weisbar schon  bezahlt  hatten,  wurden  an  der  Schweizer  Grenze  mit  einer  Verifi- 
kaiionsf/ebühr  von  6  Kr.  per  Zentner  belegt.  Sodann  wurde  eine  Plombagegehühr 
von  8  Kr.  per  Stück  oder  CoUo  festgesetzt  und  die  bereits  im  Jahre  1806  auf- 
gestellte  Visof/ebühr  von  3  Kr.  auf  allen  nicht  tarifirten  Waaren  erneuert. 

Die  Ereignisse  auf  dem  europäischen  Kriegstheater,  die  von  1810  an  sich 
drängten:  der  unglückliche  russische  Feldzug  von  1812,  die  begeisterte  Erhebung 
Deutschlands  im  .lahre  1813  und  die  folgenschwere  Schlacht  bei  Leipzig 
(16.  — 18.  Oktober  1813)  veränderten  auch  die  Verhältnisse  in  der  Schweiz. 

Mit  dem  Vordringen  der  alliirten  Mächte  wurde  die  Kontinentalsperre,  die 
wie  ein  Alpdrücken  auf  Europa  lastete,  außer  Kraft  erklärt. 

Die  schweizerische  Tagsatzung  in  ihrer  außerordentlichen  Sitzung  vom 
15.  —  26.  November  1813  hob  deßhalb  am  26.  November  die  bisherige  Zoll- 
verordnung auf.  Zugleich  beschloß  sie,  daß  eti  theilweiser  Beatreitung  der 
aus  der  Grcnzbesetzung  sur  Aufrechterhaltung  der  Neuiraläät  erwachsenden 
Kosten  eine  Eingang8(/ebühr  von  allen  eintretenden  Waareyi  an  den  hishetigen 
Grenzbureaux  erhoben  werden  solle,^) 

Sie  schuf  dadurch  für  die  Eidgenossenschaft  eine  Zentralhülfsquelle,  welche 
den  Kantonen  die  große  Last  der  Geldkoutingente  in  jenen  schweren  kriegerischen 
Zeiten  bedeutend  erleichtert«. 

Die  Plombagegebühr  und  die  Zertifikate  wurden  aufgehoben,  liingegen  wurde 
die  Visagebühr  auf  allen  Waaren,  welche  nicht  ausdrücklich  belegt  waren,  bei- 
behalten, ferner  wurde  eine  Transitgebühr  von  1  Batzen  festgesetzt.  Die  Visitation 
der  Waaren  sollte  nur  im  Verdachtsfalle  vorgenommen  werden.  Die  Anzahl  der 
Zollbeamten  und  Polizeiangestellten  wurde  bedeutend  vermindert;  hingegen  wurde 
der  Oberaufseher  der  Grenzanstalten  beibehalten. 

Der  der  Verordnung  vom  26.  November  1813  beigefügte  Tarif  enthielt  die 
nachstehenden  Ansätze,  die  per  Sporcozentner  Markgewicht  verstanden  sind : 

Kiiuiiiwolle,  aiiierikanische Fr.  6.  — 

levantinische.  neapolitanische ^  3.  — 

Baumwollen-Mascliinenjrjirn ^10.  — 

—           Handj^'esi)innst ,  3.  — 

Baumwollentüchcr  und  Stoffe,  weilö  oder  gedruckt 10.  — 

—                          gemeine  grobe „  3.  — 

Kaffee ,  6.  — 

Zucker,  roher ,  0.  — 

geläutert  oder  raftinirt     ....          8.  — 

Tliee,  Ziiiimet,  Muskatnüs^se,  Gewürznelken,  Cacao,  Cochenille       ,  12.  — 

Indigo ,  8.  — 

Pfeffer,  Piuicnt,  Curcunia 5.  — 

Ingwer,  Gummi,  Koccou,  Orseille ,  3. 

Farhholzer,  Quercitron,  Sumach,  Thran          ,  1.  — 

M  Bis  heuto  ist  «hn  Verhültniü  zwischen  Militäransjraben  und  Zolleinnahmen  das- 
<AW  geblieben,  iiiil  dem  Anwachsen  iler  letztem  sind  auch  die  erstem  suecessive 
gestiegen. 
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Alle  oben  nicht  genannten  und  im  folgenden  Artikel  nicht  namentlich  aas- 
genommenen Kaufmanns  waaren,  so  auch  alle  Transit  waaren,  hatten  per  Brutto - 
Zentner  einen  Batzen  zu  bezahlen. 

Als  Eaufmannswaaren  wurden  nicht  betrachtet  und  waren  demnach  von  der 
Eingangsgebühr  befreit : 

Frucht,  Mehl,  Stroh,  Heu,  Dünger,  Vieh,  Holz,  Holzwaaren,  Bretter,  Gips, 
Kalk,  Ziegel,  Wein,  Bier,  Butter,  Eisen  in  Stangen,  Platten  oder  Gußwaaren, 
Flachs,  Hanf,  Leinengarn  und  Facktuch,  so  offen  eingeführt  wird,  Zinn  und  Blei 
iu  Blöcken,  Wetzsteinkisten,  Lein-,  Hanf-,  Klee  und  Oelsamen. 

Es  ist  dies  der  erste  schweigerische  Zolltarif  und  bietet  in  dieser  Form 
eine  Reihe  schutzzöllneri«cher  Momente  Er  wurde  auf  1.  Dezember  1813  in 
Kraft  erklärt  und  dauerte  bis  zum  31.  Juli  1814. 

Der  Ertrag  der  Zölle  war  in  den  Jahren  1806  —  1810  auf  Fr.  25,000 
bis  Fr.  45,000  jährlich  angestiegen  und  wurde  den  betreffenden  Kantonen  für 
ihre  Kosten  überlassen.  Nach  den  spätem  Verschärfungen  des  Zolltarifs  und  der 
Unterstellung  der  Zollanstalten  unter  eidgenössische  Leitung  warfen  die  Zölle 
jährlich  ungefähr   100,000  Fr.  ab. 

Durch  den  Beschluß  vom  26.  November  1813,  der  in  seiner  politischen 
Bedeutung  und  Tragweite  oft  unterschätzt  wird,  hob  die  Tagsatzung  eigenmächtig 
den  Tarif  von  Trianon  und  die  ihr  durch  das  französische  Kontinentalsystem 
aufgedrungenen  Mauthanstalten  auf  Diese  Thatsache  zeigt  zur  Evidenz,  daß  man 
in  den  eidgen.  Tagsatzungskreisen  die  Herrschaft  Napoleon's  als  definitiv  vorüber- 
gegangen betrachtete,  und  sie  bildet  den  Markstein  für  die  Hinneigung  der  offi- 
ziellen Schweiz  zu  den  Alliirten,  welche  den  Sturz  aller  weitern  Einrichtungen 
Napoleon's  in  der  Schweiz,  vor  allem  der  Mediationsverfassung  selbst,  zur  Folge 
haben  mußte.  Ein  Konkordat  vom  29.  Dezember  1813  hob  dann  die  Mediations- 
verfassung und  damit  das  politische  Werk  der  französischen   (Jebermacht  auf. 

Die  Restaurationszeit  1813 — 1830.  Nach  der  Aufhebung  der  Media- 
tionsverfassung machte  sich  die  Rückströmung  zur  frühern  unbedingten  Kantonal- 
Souveränität  allseitig  derart  geltend,  daß  dieser  auch  die  unterm  2(1.  Nov.  1813 
zu  Grünsten  einer  eidgen.  Kriegskasse  beibehaltenen  Eingangszölle,  die  als  mäßige 
Finanzzölle  an  die  Stelle  der  Prohibitivansätze  auf  die  Kolonialwaaren  getreten 
waren,   baldigst  zum  Opfer  fallen  sollten. 

An  der  Spitze  der  Agitation  gegen  die  Grrenzzölle  stand  St.  Gallen.  Von  der 
sogenannten  ^langen  Tagsatzung**  wurde  dann  1814  von  den  Ständen  üri,  Basel, 
Schaffhausen,  St.  Gallen,  Graubünden,  Appenzell  A.-Rh.,  instruktionsgemäß  deren 
Aufhebung  verlangt,  «weil  in  Folge  der  gänzlichen  Aufhebung  der  Kontinental- 
sperre, also  unter  verhältuißmäßig  ungünstigeren  Verhältnissen  als  im  November 
1813,  der  schweizerische  Haudelsstand  als  emptindlich  belastet  und  in  seiner 
Konkurrenzfähigkeit  mit  dem  Ausland  gehemmt  erscheine".  Die  Tagsatzung  gab 
diesem  Ansuchen  die  gewünschte  Folge  und  erklärte  unterm  20.  Juni  die 
schwefscrischcn  Kin-fiandst/ebilhrcn  von  Kolonialwaaren  auf  31.  Juli  1811  als 
aufgehoben. 

Die  großen  kriegerischen  Ereignisse,  die  ihren  Abschluß  durch  den  ersten 
Pariserfrieden  vom  30,  Mai  1^14  fanden  und  die  Restauration  der  Bourbonen 
in  Frankreich  im  Gefolge  hatten,  nöthigten  die  Schweiz  zur  Aufstellung  großer 
Truppenkontingente  an  <1«t  Grenze.  Für  diese  vermochten  die  Kantone  die 
nöthigen  Geldkontingente  kaum  mehr  aufzubringen.  Man  kam  daher  von  selbst 
wieder  auf  den  Gedanken,  ein»;n  Theil  der  Ausgaben  auf  dem  indirekten  Steuei- 
wege,  durch  den   Furtbezug  der  Grenzgebühren,   zu  erheben. 

Furrer,  YolkawIrthschaftB-Loxikon  der  Schweiz.  27 
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Allein  die  Tagsatzung  konnte  von  sich  aus  Über  diese  Frage  zu  keinem 
richtigen  Beschlüsse  gelangen. 

Unterdessen  waren  die  europäischen  Verhältnisse  durch  den  Wienerkongreß 
festgestellt  worden.  Am  20.  März  1815  hatte  derselbe  die  Selbständigkeit  und 
Neutralität  der  Schweiz  anerkannt  und  am  7.  August  1815  wurde  der  unter 
dem  maßgebenden  Einfluß  der  Allianzmächte  zu  Stande  gekommene  neue  Bundes- 
vertrag beschworen,  der  auch  die  Frage  der  Grenzgebiihren  regelte. 

Derselbe  setzte  in  Art.  3  bezüglich  der  Grenzgebiihren  und  der  Bestreitung 
der  Kriegskosten  folgendes  fest  : 

„Zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  soll  überdies  (außer  den  kantonalen  Geld- 
„kontinpenten)  eine  gemeineidb'enössische  Kriegskasse  errichtet  werden,  deren  Gehalt 
,bis  auf  den  Betrug  eines  doppelten  GeldkontingenU«  anwachsen  soll. 

„Diese  Kriegskasse  soll  ausschließlich  nur  zu  Militärkosten  bei  eidgenössischen  Aus- 
„zügen  angewendet  und  in  sich  ergebenden  Fällen  die  eine  Hälfte  der  Ausgaben  durch 
„Einziehung  eines  Geldkontingents  nach  der  Skala  bestritten  und  die  andere  Hälite  aus 
„der  Kriegskasse  bezalilt  werden. 

^Zur  Bildung  dieser  Kriegshissr  soll  eine  EingangsgebUhr  auf  Waaren  gelegt 
„werdeUf  die  nicht  zu  den  nothwenäigsten  Bedürfnissen  gehören. 

„Diese  Gebühren  werden  die  Grenzkantone  beziehen  und  der  Tagsalzung  alljähr- 
„lich  darüber  Rechnung  ablegen.* 

„Der  Tagsatzung  wird  überlassen,  sowohl  den  Tarif  dieser  Eingansgebühr  fest- 
„zusetzcn,  als  auch  die  Art  der  Rechnungsführung  darüber  und  die  Maßnahmen  zur 
„Verwahrung  der  bezogenen  Gelder  zu  bestimmen. 

Die  Idee   der    Gründung   und  Aeufnung   einer    eidgenössischen    Kriegskasse 

durch  Abgaben  von  eingehendem  Handelsgute,  die  erstmals  durch  den  Zolltarif 
vom  2t).  November  ISl.'i  verwirklicht  worden  war,  hatte  also  auch  in  den 
Bundesvertrag  von  lbl5  Eingang  gefunden;  allein  die  Grenzgebiihren  von 
ein  und  zwei  Batzen  vom  Zentner,  die  im  Jahre  1816  zu  Gunsten  der  Kriega- 
kasse  eingeführt  wurden,  konnten  doch  nicht  mehr  als  eigentliche  Zölle  und  als 
wirkliche  Belastung  von  Handel  und  Industrie  gelten.  Es  sind  also  diese  durch 
den  Bundesvertrag  vorgesehenen  Eingangsgebühren  auf  Handelswaaren  als  rein 
fiskalische  Kontroigebühren  zu  bezeichnen,  denen  das  anderweitige  Charakteristi- 
kum der  Zölle,  wirthschaftliche  Regulatoren  für  die  nationale  Produktion  und 
das  Erwerbsleben  überhaupt  zu  .sein,  vollständig  abging. 

In  Ausführung  von  Art.  3  des  Bundesvertrags  wnrde  unterm  1.  August 
181<>  eine  Vollziehungsverordnung  erlassen.  Diese  erklärte  als  noth wendige  Be- 
dürfnisse,  die  von  der  Eingangsgebühr  befreit  waren  : 

Getreide,  Hülsenfrüchte,  Erdäpfel,  Mehl,  Salz,  Butter,  Vieh,  Heu,  Stroh, 
Bau-  und  Brennholz,  Bretter,  gemeine  Holzwaaren,  Kohlen,  Baumrinde,  Kalk, 
Gips,  Ziegel. 

Von  allen  übrigen  über  die  Schweizergrenze  eintretenden  Waaren,  seien  sie 
nun  zum  Transit,  Zwischenhandel  oder  Innern  Konsum  bestimmt,  sollt«  eine  Auf- 
lage von  ein  ^)  oder  zwei*^)  Batzen  („Grenzbatzen")  per  Zentner  erhoben  werden. 


')  Baunn\(>lle,  Wolle,  FarhhOlzor  um!  Karl>kniuter.  Stnissa  und  Strazza,  rohe  Häute 
Hanf.  Flachs,  Eisen-  und  Kisenwaaren.  Blei,  Kupfer,  Zinn.  Oel,  Thran,  Wein,  Bier,  Reis 
getrocknete  Früchte  und  alle  üliri^'en  Waaren,  »üe  nicht  in  die  Kla.s.se  des  i§  3  gehören 
l)ezahlen  einen  Batzen  V(jin  Sporcozentner  Mark^rewicht.  Hei  Berechnunjj  der  Gebühr  wird 
was  mehr  als  .")0  Priiiid  wiejrt,  für  einen  Zentner,  was  50  Pfund  und  darunter  wiegt,, 
für  \'iZi^uincr  berecimel,  das  j;lei<he  soll  hei  Colli,  die  weni^j^er  als  1  Zentner  wiegen, 
beobachtet  werilen. 

*-)  Alle  Frzeujrnisse  fremder  Weltthejle.  «lie  nicht  sub  1  namentlich  benannt  sind, 
alle  fahrizirten  uml  verarbeiteten  Waaren,  nauiiiwollen^'arne  und  StolVe,  Seide  roh  oder 
verari)eitet,  Ih'ojruericn  und  Parfnuierien,  Liqueurs.  ^rebrannte  Wa>ser,  Wein  in  Bou- 
teillen,  Tabak  liezahlen  iJ  Batzen  v«jni  Sponozentner  Mark{^^e\viehl. 
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Der  Bezug  der  Grenzgebühren  war  den  Grenzkantonen  überbunden  gegen 
eine  Provision  von  6  ^/o  des  Bruttoertrages,  die  durch  Tagsatzungsbesohluß  vom 
28.  August  1817  auf  8  °/o  erhöht  wurde,  mit  der  Verpflichtung  der  jährlichen 
Kechnungsstellung  an  den  Vorort  und  der  Entschädigung  für  den  vermehrten 
Mühewalt  ihrer  Grenzbeamten.  Der  Anfangstermin  für  den  Bezug  der  Eingangs- 
gebühren an  der  ganzen  Grenze  der  Eidgenossenschaft  wurde  auf  den  1.  Oktober 
1816  festgesetzt. 

Diese  Grenzgebühren  alimentirten  die  verfassungsmäßige  Kriegshasse^  die 
ein  Bestandtheil  der  eidgenössischen  Kriegsfonds  war,  die  aus  den  französischen 
Kriegskontributionen  von  3  Millionen  Fr.  gebildet  wurden  und  der  Schweiz  von 
den  Alliirteu  zugewiesen  worden  waren.  Sie  sollten  so  lange  fortbezogen  werden, 
bis  der  verfassungsmäßige  Eriegskassabestand  auf  das  vierfache  Geldkontingent 
Angewachsen  wäre  (2,157,100  Fr.). 

Neben  diesen  Grenzgebühren  bestanden  alle  innern  Zölle,  Weg-  und  Brücken 
gelder  als  bedeutende  Hemmnisse  des   Verkehrs  unangefochten  fori.    Die  Bundes- 
Urkunde  von  1815  hatte  in  Artikel  11  bezüglich  der  Zölle  folgendes  festgesetzt: 

„Die  dermalen  bestehenden,  von  der  Tagsatzung  genehmigten  Zölle,  Weg- 
nnd  Brückengelder  verbleiben  in  ihrem  Bestand.  Es  können  aber  ohne  Ge- 
nehmigung der  Tagsatzung  weder  neue  errichtet,  noch  die  bestehenden  erhöht, 
noch  ihr  Bezug,  wenn  er  auf  bestimmte  Jahre  beschränkt  war,  verlängert  werden " . 

Es  wurde  diese  Feststellung  in  dem  Sinne  verstanden,  daß  die  seit  1798 
und  durch  die  Mediationsakte  anerkannten  Zölle  unwiderruflich  feststehen  sollten. 

Im  Jahre  1816  wurde  die  eidgen.  Kanzlei  von  der  Tagsatzung  mit  der 
Sammlung  und  Klassifikation  der  bestehenden  Zölle  beauftragt. 

Die  Fortführung  der  bezüglichen  Untersuchungen,  welche  als  Grundlage  für 
eine  Revision  der  innern  und  Transitzölle  dienen  sollten,  wurde  zuerst  Land- 
ammann Heer  von  Glarus  übertragen. 

Man  war  allgemein  einig,  daß  mit  der  Revision  der  Transitzölle  der  An- 
fang gemacht  werde,  um  den  Waarenzug,  der  das  Sohweizergebiet  zum  Theil 
gemieden  hatte,  wieder  auf  Schweizergebiet  zu  lenken. 

Mit  der  Fortsetzung  der  Untersuchungen  über  das  Zollwesen  wurde  nach 
dem  erfolgten  Ableben  von  Landammann  Heer  J.  C.  Zellweger  von  Trogen  be- 
traut, der  dem  Auftrag  unverweilt  die  wohlerwogenste  Folge  gab  und  der  Tag- 
satznng  des  Jahres  1823  ein  vollständiges  Verzeichniß  aller  kantonalen  Zölle 
einreichte. 

Die  Gründe  der  oben  berührten  Ablenkung  des  Waarenzugs  vom  Sohweizer- 
gebiet waren  verschiedene.  Einmal  hatten  die  süddeutschen  Staaten  die  Transit- 
zölle erniedrigt  und,  mit  Bezug  auf  Zollentrichtung,  Niederlagen  etc.  alle  mög- 
lichen Erleichterungen  eintreten  lassen ;  sodann  hatte  Frankreich  neue  Kommerzial- 
Straßen  und  schiffbare  Kanäle  an  der  Schweizergrenze  angelegt,  sowie  seine 
Transitgebühren  erniedrigt. 

Zellwegers  Aufgabe  war  also,  successive  in  den  verschiedenen  Theilen  der 
Schweiz  ein  besseres  Verhältniß  zwischen  den  in-  und  ausländischen  Frachten 
herzustellen. 

Er  legte  daher  1824  zuerst  einen  „Vorschlag  zu  einem  Zollsystem 
^fllr  den  Transit  dor  Waaren,  die  auf  der  Kommerzialstraße  von  Rorschach  bis 
„Genf  oder  den  nördlich  derselben  liegenden  Straßen  spedirt  werden**,  der  von 
den  an  diesem  Straßeuzug  betheiligten  Kantone  zum  Konkordat  erhoben  werden 
sollte.  Nachher  wollte  er  auch  den  Straßenzug  Simplon,  die  Gotthardroute  und  die 
derselben  östlich  liegenden  Straßen  in  Behandlung      ziehen.    Allein   das    Resultat 
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der  bezüglichen  Tagsatzungsberathung  war  betrübend  und  niederschlagend,  klein 
nnd  erbärmlich ;  das  egoistische  Kantonalinteresse  vemnmöglichte  jede  Zolleinigung. 
Belehrt  durch  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  diesem  Konkordat  entgegen- 
gestellt hatten,  versuchte  nun  Zellweger  eine  Regulirung  des  Zollwesens  auf 
modifizirter  Grundlage.  Er  suchte  nämlich  dasjenige,  was  er  vorher  durch  ein 
Konkordat  zwipchen  allen  bei  der  großen  Straße  von  Rorschach  nach  Genf  und 
den  dieser  Straße  nördlich  liegenden  betheiligten  Ständen  vergeblich  zu  erreichen 
gehofft  hatte,  nun  durch  zwei  besondere  Vereinigungen  unter  dem  großen  Theil 
der  im  frühem  Konkordatsentwurf  einbegriffen en  Kantone  zu  Stande  zu  bringen 
und  zwar 

1)  Zwischen  Basel,  Bern,  Solothurn,  Preiburg,  Waadt,  Wallis,  Genf,  zur 
Erleichterung  des  Transits  von  England ,  den  Niederlanden  und  Deutschland 
nach  Italien. 

2)  Zwischen  St.  GuUen,  Appenzell,  Zürich,  Aargau,  Bern,  Solothurn,  Neuen- 
burg für  den  Waarentransit  durch  die  Schweiz  zwischen  Prankreich  und  den 
deutschen  Staaten. 

Diese  partiellen  Konkordate  schienen  den  einzelnen  Kantonen  besser  zu  behagen. 

Das  unter  Ratiükationsvjrbehalt  abgeschlossene  Konkordat  fUr  den  nördlichen 
Straßenzag  wurde  von  allen  Ständen  mit  Ausnahme  von  Basel  ratifizirt.  Das- 
selbe weigerte  sich  auch  fernerhin,  das  Konkordat  zu  ratifiziren,  so  daß  Zell- 
weger im  Oktober  1830  ein  neues  Projekt  vorlegte,  worin  Basel  besser  berück- 
sichtigt war.  Allein  die  politischen  p]reignis8e  des  Jahres  1880  verhinderten 
eine  Berathung  durch  eine  Konferenz  der  betheiligten  Stände. 

In  Anlehnung  an  die  berührten  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  Transit- 
wesens fanden  sich  14  Kantone  zu  einem  Konkordate  zusammen,  das  als  erster 
und  hauptsächlichster  Schritt  in  der  Richtung  der  Zollrevision  bezeichnet  werden 
muß  (Konkordat  vom   12.  Juli  1830). 

Es   kam   leider  wegen  der  kantonalen  Autonomie  niemals  zur  Ausführung. 

In  demselben  wurde  der  Grundsatz  anerkannt,  daß  alle  Zölle  und  zoll- 
artigen Gebühren  (Weg-,  Brücken-,  Thor-  und  Pflastergelder,  die  Waaghaus-, 
Sust-  oder  Hallgebühren,  Waag-  oder  Krahngelder,  Auf-  und  Abladegebühren 
und  Schneebruch)  nach  der  Stückzahl  oder  dem  Gewicht,  bezw.  nach  einer  be- 
stimmten Leistung,  also  auf  einfacherer  Bemessungsgrundlage,  berechnet  werden 
sollten.  —  Außerdem  wurde  vereinbart,  daß  die  in  Zukunft  aufzustellenden 
Tarife  in  ihrer  Anlage  möglichst  einfach  seien,  das  heißt  auf  das  fiskalische 
Tarifprinzip  sich  stützen  sollen.  Auf  Grundlage  von  Schätzungen  der  Artikel 
eines  einheitlichen,  vom  Zollrevisor  aufgestellten  Waarenverzeichnisses  in  ver- 
schiedenen Grenzgegenden  sollte  derselbe  den  Plan  zu  einem  allgemeinen  Tarif 
ausarbeiten,  um  ihn  den  Ständen  zu  näherer  Prüfung  vorlegen  zu  können.  Grau- 
bünden sprach  sich  mit  Bezug  auf  das  im  Wurfe  liegende  Revisionswerk  in  dem 
Sinne  aus,  daß  es  „niemals  Hand  dazu  bieten  könne,  daß  eine  Person  oder  gar 
eine  Kommission  bleibend  mit  der  Revidirung  der  Zölle  oder  des  Transit wesens 
beauftragt   werde. " 

Unterdessen  war  das  wechselvolle  Jahr  1830  vorbeigeeilt.  Ein  frischer  Wind 
von  Frankreich  her  hatte  in  Folge  der  Julirevolution  über  das  restaurirte  Europa 
hinwegf^efegt  und  die  schweizerischen  Regierungen  aus  ihrer  Zuversichtliohkeit 
aufgerüttelt.  Revisionen  in  den  Kantonen  folgten  sich  auf  Schritt  und  Tritt  und 
schlugen  ihre  Wellen  auch  hinüber  auf  Bundesgebiet.  Zellweger  glaubte  nun  den 
Zeitpunkt  gekommen,  in  etwas  radikalerer  Weise,  als  di^s  iu  den  verschiedenen 
vorbereiteten    Konkordaten    geschehen    war,    an    die    Revision    der    innem   Zölle 
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gehen  zu  können,  in  der  festen  Zaverdioht,  daß  es  in  den  Wünschen  ver- 
schiedener Stände  liegen  könnte,  statt  bloß  bei  den  diesfalls  in  den  Jahren  1829 
und  1830  konkordatsweise  angenommenen  Grundsätzen  zu  verbleiben,  aus  Rück- 
sicht auf  den  bedeutenden  schweizerischen  Zwischenhandel  eine  größere  Gleich- 
förmigkeit in  den  Zolleinrichtungen  und  Zollansätzen  zu  versuchen. 

Auf  Grundlage  eines  von  ihm  ausgearbeiteten  Konkordatsprojektes,  das  auf 
einem  einheitlichen  Transitzoll,  Weggeldansatz  und  Kantonalzoll  faßte,  und  das 
«ich  durch  große  Einfachheit  auszeichnete,  waren  außer  den  beim  Konkordat  vom 
12.  Juli  1830  betheiligten  Ständen  noch  Freiburg  und  Solothurn  zu  einer  Kon- 
ft$renz  zusammengetreten,  um  die  ^  gemein  verderbliche  Scheidewand**  der  vielen 
Yerkehrshemmungen  wegzuräumen,  allein  ohne  in  irgend  welcher  Richtung  zu 
einer  Einigung  zu  gelangen. 

Die  dem  Konkordat  vom  30.  Juli  1850  beigetretenen  Stände  waren  durch 
<len  Vorort  eingeladen  worden,  dem  Zollrevisor  bis  1831  eine  genaue  Angabe 
über  den  Jahresertrag  ihrer  Zollgebühren  in  Verbindung  mit  dem  Gewicht  der 
verzollten  Waaren  zuzustellen.  Aber  die  Kantone  waren  lax  in  der  Ausführung, 
und  so  blieb  denn  die  Sache  auch  im  Jahre   1832  auf  sich  beruhen. 

Im  Jahre  1833  wurden  die  bezüglichen  Berathungen  nicht  mehr  fortgsetzt, 
<la  die  ganze  Zollangelegenheit  im  Falle  der  Annahme  der  revidirten  Bundes- 
verfassung entschieden  werden  sollte. 

Einen  besondern  Anstoß  für  die  eben  berührte  Untersuchung  der  Zollverhält- 
nisse und  eine  gründliche  Revision  derselben  hatten  die  Erfahrungen  anläßlich 
des  sogenannten  Retorsionshonkordates  gegen  Frankreich  vom  Jahre  1822  gegeben. 
Frankreich  hatte  nämlich  seit  Beginn  des  Jahrhunderts  den  Absatz  schweizeri- 
scher Produkte  nach  Frankreich  durch  fortgesetzte  Erhöhung  seiner  landwirth- 
schaftlichen  und  industriellen  Zolle  und  allerlei  ZoUchicanen  beinahe  verunmög- 
licht,  so  daß  sich  die  Schweiz  schließlich  zu  Repressalien  gegen  den  franzö- 
sischen Handel  genöthigt  sah,  die  allerdings  erst  nach  leidenschaftlichen  Kämpfen 
in  der  Tagsatzung  in's  Werk  gesetzt  werden  konnten. 

Das  bezügliche  Zollgesetz  enthielt  nach  der  Erklärung  der  Handelsfreiheit 
die  folgende  Restriktion : 

„Gegen  diejenigen  Staaten,  welche  die  schweizerischen  Erzeugnisse  und  Fabrikate 
mit  hohen  Einfuhrzöllen  belästigen  oder  verbieten,  behält  sich  die  Schweiz  die  Anwendung 
schützender  Maßregeln  und  einer  gerechten  Reziprozität,  nach  ihrer  besondern  Lage  und 
Konvenienz  vor*. 

Der  beigefügte  Tarif  enthielt  im  großen  Ganzen  recht  bescheidene  Ansätze 
auf  die  wichtigsten  Einfuhr -Artikel  aus  Frankreich,  wie  die  nachfolgende  Zu- 
sammenstellung ergibt  : 

Es  waren  zu  bezahlen  für: 

Bier,  Essig,  Obstwein,  Wein  in  Fässern  per  Bernermaß 15  Rp. 

Wein  in  Flaschen,  Körben,  Kisten,   per  Bruttozentner  Markgewieht     ....  20  Fr. 

Gebrannte  Wasser  bis  20  Grad  (nach  Beck'schem  Aräometer)  per  Bernermaß  6  Btz. 

Gebrannte  Wasser  über  20  Grad  (nach  Beck'schera  Aräometer)  per  Bernermaß  12    , 

Liqueurs  etc.  vom  Bruttozentner  Markgewicht 30  Fr. 

Oele  exkl.  Fischthran     ,  .  .  o 


•n  »  T  •-'II 


Unschlittkerzen  „  „  „  5„ 

Käse  ,  .  ,  4    , 

Leder,  gegerbtes  „  „  „  20 

Leder,  verarbeitetes        „  „  ,  40 

Schweine,  per  Stück 4 

Ferkel,         ,        1 

Leinwand,  per  Zentner 25 

Baumwollfabrikate,  roh,  gebleicht,  gefärbt,  bedruckt 40 
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WoIkririVi»*ir 30  Fr. 

Idi^',  fi''.f  ■•riVIr 1     , 

.H#?i/I#rif^r»rik;i?ft  all^r  Art.,  'j  nv^rrrn:  vrhl  o-i*r  v^rmL^ht 120, 

f'apiT  rifi'i  *<j»iftlk*riftri,  p<ir  Zftntn'rr 10    , 

Ta^»akMdr.U:r ä    - 

TAbak^«irMr/:ri 5    . 

ffpiri'^h'   pifi']  ':^*Ufin\iVsittttk 10    . 

VsW'kt'T,  niffinirt^r 5    , 

iMn  vHTTJtWifJt  Artikeln  war  'Vi*:  nnge hinderte  Zirkulation  im  Innern  ge- 
fiich^rt..  I;i«;  Kinfiilir  allrr  Art«;n  0':tn;i'k,  Mehl  fA*:r  Brot  in  die  .Schweiz  wurde 
Vf;rhot>',n,  ''Jri<;  Maßn;|^';I,  die  t*\fi\i  au-»  dr^n  taktLs/:hen  Verhältnissen  sehr  leicht 
^rkl>ir«'ji   li'^ü. 

I>^,i-  Trari«»it,  sollte  auf  alk  Art  '.-rleichtert  werden.  Für  Uebertretungeu 
und  Hchiuuy^fi^t'.l   wjjn:n  hf^ondcre  StrafheHtimmungen  getroffen. 

\h:f  |{«:zijg  df;r  7Jf\\t:  und  die  Grenzpolizei  war  den  Grenzkantonen  unter 
i!id((eiiö.4HiHf:her  Oherleitiing  und  Aufhicht  zugewiesen. 

Wan  di«;  Hinfuhr  der  Getränke  anbetraf,  so  war  mit  Rücksicht  auf  die 
OhniK'ddkanfone  dicken  der  I^etrag  tltT  Abgaben,  und  der  Grenzanstalt  bloß  1  ^/o 
davon  Hir  vorläuli^*',  Kontnde  ziig«jrtehieden.  Der  Z^jUertrag  war,  nach  Abzug  von 
4  *'/'»  f^^r  *^*'f^  f>etreire»ideii  Grenzkanton  als  Vergütung  für  die  Kosten  seiner 
ilri' u/M iiHiiiUiMi,  naeh  der  eidgenöhsiHohen  GeldHkala  unter  die  Stände  zu  vertheiien. 
iJirner  Kntwiirf  wunle  der  Hcratliung  der  Tagsatzung  unterworfen  und  erlitt 
eine    ICffjhe  erh(d)lieher  Modifikationen. 

han  endlich  auH  de,n  niühhamen,  zweimonatlichen  Berathungen  hervorgegangene» 
Nrlir  fib^nHchwiiehtr  HOj^enannte  KetorHiourikonkordat  vom  2h.  August  1^22  wurde 
hin  /iini   j'nHt^rHel/.trn   20.  Oktober  1822   von   13  7«   Kantonen  ratifizirt : 

hnrn,  Ijuzrrn,  Uri,  Nidwablen,  (Jlarus,  Zug,  Freiburg,  öolothurn,  Schaff- 
hiiUHiMi,  A|ninnzell,  St.  Gallen,  Aargau,  Thurgau,  Waadt.  Definitiv  abgelehnt 
hiiUiMi  die  H'/j  Kantone  Zürieh,  Sohwyz,  Obwalden,  Basel,  Graubünden,  Wallis, 
NiMiiMibiii'^,  (rriii,  TcHsin,  das  zuerst  das  Konkordat  unter  KatifikatiouBVorbehalt 
genehmigt    hflttl^      Ks  tnit  auf   1.  November  1822  in  Kraft. 

Dil*  Nicht konlvonlatsstiinde  i^rgingen  sieh  sofort  nach  dem  Zustandekommen 
den  |{i'l<>r>iinn^konkoi'il:ites  in  kh^nlit^hen  AngrilVen  und  Anklagen  gegen  den  Kon- 
kordiitNViM'biuid.  so  dnl.i  er  sich,  naelulem  sieh  die  Aufrechterhaltung  desselben 
iiIh  Mrhr  *;cliwierig  hrnnisgestellt  Inittr  und  naehdeni  im  Herbste  1823  Luzern 
und  Tri  jium  d«Mn  Vrn'in  der  konki^rdirenden  Stände  ausgetreten  waren,  auf 
1.  OKtol.fM-    isv'l    Mtiflr.str. 

Iv;  ist  iIh';  K«M»»rsionskt»nkonlat  t\vv  erste  auf  sehweizcri.'jehem  Boden  und 
mjM  rijti'uer  liiit laliv««  i'ntst:in«lenf  Versiieli  der  Bildung  eines  schweizerischen 
/oll-ri'lin'N  mit  »Mnrr  rinhoitiielnMi  l>i»uancnlinie  an  <ien  (irenzen.  l>er  frühere 
/.UMnuiinMisrhlul.i  drr  Kautoni'  in  der  Mediatituiszeit  zu  rinem  Zollgebiet  war  bloii 
dir  nii'lit  :\\  wwM^tAu'uAo  Krfüllun;;  des  Miu'htpebots  des  franzr»^i>rhen  Protektors 
gowosi'n  |v»s  Ki'toivi,.ns|ionKor«lat  hat  uu»  si-  grr»Liere  Be»leutun«r,  weil  es  auch 
diT  »Mst<'  w  hlnim-  Si'hritt  einer  M'lbst.'iniliüren  sehweizeri^ehen  Zoll-  und  HandeU> 
«».»IiIiIn  war  Aller. iiui;>  war  es  inlnlire  ib'r  Ohnmaeht  dt\N  dnmalitren  Föderativ- 
IxiTpr»  .    Uli  hl    \on    drn\    w  uiisi  hbarrn    F.rl'o'.^   beirleitet. 

Vv.  .iip  iilloMneine  Piirrhiiibvuui:  -les  Krlorsii^nskonkor-iat'»  hätte  Mih  zweifei?- 
K'\\\u'  :\v,A\  .i;r  \ u* "IwImiiic  »ler  Kon>iin:7.i'lie  ij\  den  eii:ze!r.rn  Kar-toiir^n  arcesohb^ssen, 
\\  jo  -^.,1'.  .i.is  »'.r.^  r  .'u«.ii  hrrv.nc  «b  >  V:iu^!>iii 'Uioh  intere<sirtrn  Staiid«*«  Iwrr  er.-ibT. 
Ue-,  ,i.  r.".  .i;j;v..i':j:; :.  \  rrl^  iltv.n.^:::..  i.^i:r  j^rerir.trer.  Fi-kalbi;  iiirüii..^  lirr  K:*v.tune  wäre 
IM n r    V ; . !  1 1  r  1  • '. : V ;-.    .\i'\    K x •  n > » j -.r. s ! e v. e y r.    r h 0 r    u; ■  •  c'. i oh    ire w es-,  n ,    a  1  >   : ::   •  i e n  sräl eni 
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Jahrzehnten.  Im  fernem  wäre  durch  diese  frühzeitige  Aufhebung  einer  chicanösen 
Yerkehrshemmung  zwischen  den  Kantonen  der  Eidgenossenschaft  manche  kritische 
Situation  erspart  geblieben.  Das  trifft  vorab  zu  für  das  Hevi^iionswerk  des  Jahres 
1848,  dem  endlose  Schwierigkeiten  besonders  auf  den  materiellen  Verwaltungs- 
gebieten sich  entgegenstellten.  Als  erstes  eidgenössisches  Zollgesetz,  das  der 
Schweiz  eine  dem  spätem  deutschen  Zollverein  ganz  ähnliche  Zollverfassung  sicherte, 
und  wenigstens  den  Waaren,  welche  den  Grenzabgaben  unterlagen ,  nachher  im 
Innern  der  Schweiz  durchaus  freie  Zirkulation  gewährte,  bezeichnet  es  im  Ver- 
gleich zu  den  damaligen  Zuständen  einen  gewaltigen  Schritt  zum  Bessern  und 
schien  deshalb  einer  eingehenderen  Betrachtung  wohl  werth. 

Die  Regener atiouszeit  18  30  — 18  48.  Nach  dem  denkwürdigen 
Jahre  1830  folgten  sich  in  den  Kantonen  Schlag  auf  Schlag  Verfassungsänderungen. 
Eine  Revision  des  Bundesvertrags  von  1815,  der  das  föderalistische  Prinzip 
in  zu  einseitiger  Weise  angewendet  hatte,  war  daher  zur  Nothwendigkeit  gewor- 
den, um  so  mehr  als  auch  auf  wirthschaftlichem  und  handelspolitischem  Gebiete 
die  nachtheiligen  Wirkungen  der  bisherigen  geringen  Bundeskompetenz  sich  zu 
verschiedenen  Malen  besonders  fühlbar  gemacht  hatten. 

Der  von  einer  Tagsatzungskommission  (insbesondere  vom  Genfer  Professor 
Pellegrino  Rossi),  ausgearbeitete  Verfassungsentwurf  behandelte  das  schweizerische 
Zollwesen  in  seinen  Artikeln   14  —  25. 

In  Art.  15  wurde  das  Recht  der  Zollbewilligung,  d.  h.  der  GrenzgebUhren, 
der  Straßeugelder  der  Kantone  mit  Inbegritf  der  Brückengelder  und  Niederlags- 
;?ebiihreu  und  der  Zölle  auf  den  Wasserstraßen,  dem  Bunde  vindizirt,  der  das- 
selbe unter  Zugrundelegung  von  Gewicht  und  Entfernung,  Zahl  und  Bespannung 
von  Waaren,  Wagen,  Reisenden  und  Vieh,  sowie  unter  Berücksichtigung  der 
Bau-  und  Unterhaltungskosten  der  Straßen,  Brücken  und  Nicderlagsstätten  aus- 
üben sollte  (Art.    18). 

Art.  19  sah  sofort  nach  eventueller  Annahme  des  Bundesvertrags  eine  all- 
gemeine Revision  des  Zollwesens  in  allen  Kantonen  vor  und  es  sollte  durch 
Eintheilung  der  Straßenzügo  in  bestimmte  Stationen  mit  Zollbezugsrecht  Rücksicht 
auf  die  Leistungen  der  einzelnen  Kantone  für  das  Straßenwesen  genommen  werden. 
Ebenso  stipulirte  er  im  Bedürfnißfall  eine  Zusatzgebühr  zu  den  Straßengeldern 
für  den  (^lebraucjh  der  Brücken  und  Niederlagsstiitten.  In  besonders  kräftiger 
Weise  sollte  auch  dem  Waarentransit  durch  eine  Revision  unter  die  Arme  gegritten 
werden   (Art.    li)c  und  Art.   20). 

Privatrechtlich  verbriefte  Zölle  sollten  nur  gegen  Entschädigung  von  seite 
des  Bundes  aufgehoben  werden  (Art.  21).  Der  Zollbezug  sollte  derart  angeordnet 
werden,  daß  keino  Ladung  ohne  Noth  aufgehalten  würde  (Art.  22).  Dem  Bund 
war  das  Recht  der  Aufsicht  für  die  Straßen  zugestanden,  auf  welchen  Zollgebühren 
bezogen   werden  (Art.   25). 

Danach  war  eine  ganz  bedeutende  Ausdehnung  der  Kompetenz  des  Bundes 
in  Zollsachen  in  Aussicht  gt*nommen,  die  natürlich  die  Opposition  der  ständis(;h 
Gesinnten  in   der  Tagsatzuug  in  hohem  Grade  erregte. 

Das  nach  Zuratheziehung  der  «einzelnen  Standesinstruktionen  in  der  Tag- 
satzung des  Jahres  1^3i{  abgeiindcrte  Bundesvertragsprojekt  vum  1\).  März  1833 
hatte  auf  die  en«]:hcrzige  Kantonulität  in  ver>ohiedenfn  Beziehungen  die  größte 
Rücksicht  genommen. 

Dieser  Bundesvertragsc^ntwurf  setzte  niinilicli  bezüglich  der  Zoll-  und  Haudels- 
verhältuisse   in   Art.    Ki   und    17   folgendes  fest  : 

«Art.  16.     Der  Bund  allein  besitzt   das  Recht  d«rr  Zollbewilligung'.     Die  dermalen 
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besiehenden,  von  der  Tagsatznng  genehmigten  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  verbleiben 
in  ihrem  Bestand.  Rs  darf  aber  unter  keinem  Vonfiand  ohne  Genehmigung  der  Tag- 
satzung in  irgend  einem  Kanton  der  Transit  durch  Einführung  neuer  oder  durch  Erhöhung 
der  bestehenden  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  erschwert,  noch  deren  Bezug,  wenn 
er  auf  bestimmte  Zeit  beschränkt  war,  verlängert  werden. 

Durch  die  in  diesem  und  dem  vorhergehenden  Artikel  enthaltenen  Bestimmungen 
soll  dem  Rechte  des  Bundes  in  Beziehung  auf  den  Abschluß  von  Zoll-  und  Handels- 
verträgen keinerlei  Eintrag  geschehen;  in  diesem  Fall  aber  muß  sich  der  Bund  mit  dem 
betreffenden  Kanton  über  eine  billige  Entschädigung  verständigen. 

Art.  17.  Um  die  Gewißheit  zu  erlangen,  daß  in  den  Kantonen  keine  Zölle,  Weg- 
und  Brückengelder,  welche  nicht  von  der  Tagsatzung  genehmigt  worden  sind,  bezogen 
werden,  ist  von  Bundeswegen  eine  Untersucimng  der  bestehenden  Zölle,  Weg-  und 
Brückengelder  anzuordnen*. 

Dadurch  war  für  das  Gebiet  des  Zollwesens  das  seit  etwa  l,o  Jahren  mühsam 
PIrrungene  und  zur  Verbesserung  Vorbereitete  vernichtet,  ja  für  die  Zukunft  jede 
Hoffnung  auf  Abhülfe  für  die  unleidlich  gew^ordeuen  Zollverhältnisse  aussichtslos 
gemacht. 

War  der  Bund  von  1815  für  daK  Zollwesen  ein  Rückschritt  von  der  Mediations 
akte  gewesen,    so  waren  die  Artikel   16  und   17  ein  Rückschritt  von  dem,   was 
dnrch  einzelne  Beschlüsse  und  Verfügungen  seit   1815  erreicht  worden  war  und 
welches   der   neu    abzuschließende    Bund    zum    wenigsten    als  Ausgangsgrundlage 
für  weiter  vorzunehmende  Reformen  hätte  aufnehmen  sollen. 

Nachdem  die  Frage  der  Revision  des  Zollwesens  durch  den  Bundesvertrag 
erfolglos  im  Sand  verlaufen  war  und  nach  den  gemachten  Erfahrungen  die  bundes- 
rechtliche Regelung  des  Zollwesens  als  aussichtslos  erschien,  wurde  der  Gedanke 
der  Revision  wieder  lebhaft  von  den  fortgeschritteneren  Kantonen  aufgegriffen. 
Allein  die  versuchten  Konkordate  scheiterten  ebenfalls  wieder  an  der  bekannt. -n 
engherzigen  Kantonalität.  Dagegen  begann  nun  eine  Reihe  von  Kantonen  von 
hicli  aus  ihr  ZoUwesen  a-if  freisinnigerer  Grundlage  ului  zu  organisiren,  nämlich: 
Zürich  durch  Zollgesetz  vom  17.  Dt'zember  1835;  Bern  suchte  in  verschiedenen, 
j'^weilcu  verworfenen  Zollgesetzesprojekten  dem  eidgenössischen  Revisionsgedanken 
zu  entsprechen,  so  in  den  Jahren  1831,  1H35,  \S'^^  (zwei  Entwürfe),  1841, 
endlich  fixirte  es  sein  Zollwesen  in  gesetzlicher  Weise  dnrch  das  Gesetz  vom 
28.  Februar  1842;  Luzeru  durch  Gesetze  vom  15.  Hornung  1837,  modilizirt 
durch  das  Gesetz  vom  24.  November  1838;  St.  Gallen  durch  Gesetze  vom  4.  Mai 
1837  und  13.  Juni  1839;  Tessin  dnrch  Gesetze  vom  26.  Januar  und  24.  Februar 
1843:  Aargau  durch  Dekret  des  Großen  Raths  vom  11.  Juni  1834;  Waadt 
durch  Gesetz  vom  20.  Dezember  1833  und  Zoll  Verordnungen  vom  14.  Augast 
1835  und  15.  Mai  1836;  Neuenbürg  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1836;  Genf 
durch  Gesetz  vom  8.  Juni   1 83s, 

Nur  verhiiltnißmäßig  wenige  Stände  blieben  ohne  beträchtliche  Verbesserung 
ihres  Zolhvesen«!.  Vorzüglich  war  dun.'li  die  kantonalen  Revisionen  der  Transit 
bffgünstigt  worden,  so  daß  alle  Straß^nzüge  von  Bedeutung  durchschnittlich  auf 
die   Hälfte  der  frUhern  Lasten  erleichtert   waren. 

Zudem  begannen  die  jeweilii^en  eidgen.  Vororte,  die  den  Gedanken  größerer 
Zentralisation  im  Zollwesen  imm.'r  hoch  gehalten  hatten,  alle  durch  Art.  XI  des 
Btind Csvertrags  garantirten  Zollberechtigungen  durch  eine  Komraisjjion  genau  aus- 
mitteln  zu  lassen.  Durch  Tagsat  zu  ngsbeschluß  vom  17.  Aug.  1840  wurden  die 
vun  <li;r  Tai^satzung  einverlangten  revidirteu  Uebersichten  der  Zollbezüge  einer 
gplß-rn  R^-ilie  von  Kantonen  gv^n-^hmigt  und  der  Vorort  zugleich  eingeladen, 
mit  den  Vorarbeiten  für  eine  allgemeine  Revision  des  schweizer.  Zollwesens  fort- 
zufahren.     Durch  fernere  Beschlüsse  (16.  Aug.   1841,   13.   Aug.   1844)  wurden 
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•dann  auch  die  üebersichtea    der  Zdlle   der   übrigen  Kantone  als  rechtsbeständig 
anerkannt. 

Die  Bestätigung  der  ZollUbersichten  durch  die  Tagsatzung  war  ein  überaus 
wichtiger  Vorgang,  da  jene  TJebersiohten  die  rechtlichen  Grundlagen  für  die  Zoll- 
ablösung  im  Jahre  1848  abgaben. 

Die  Tagsatzungen  der  Vierzigerjahre  beschäftigten  sich  alljährlich  in  theoreti 
«eher  Weise,  ohne  Anlehnung  an  ein  konkretes  Zentralisationsbegehren ,  mit  der 
Frage  der  Bildung  eines  einheitlichen  schweizer.  Zollgebietes  unter  Verlegung 
aller  Zollgebühren  an  die  schweizer.  Grrenze  und  sie  bildete  zu  verschiedenen 
Malen  Gegenstand  von  Untersuchungen,  Berichten  und  Anträgen ,  ohne  daß  damit 
übrigens  jemals  ein  nennenswerther  Erfolg  erreicht  worden  wäre.  So  wenig 
praktischen  Erfolg  diese  Diskussionen  auch  aufzuweisen  hatten,  so  zündeten  sie, 
weil  in  ihnen  der  Revisionsgedanke  nicht  mehr  zur  Ruhe  kommen  wollte,  doch  hin- 
aus in's  Land  und  legten  dem  Volk  die  Nothwendigkeit  einer  großem  wirth- 
schaftlichen  Einigung  vor  Augen.  Da  aber  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
die  bundesmäßige,  vollständige  Zentralisation  des  Zollwesens,  d.  h.  die  Bildung 
eines  einheitlichen  schweizer.  Zollgebiets,  vorläufig  keine  Aussicht  auf  Erfolg  hatte, 
versuchten    verschiedene  Kantone   unter    sich    die  Bildung    kleinerer   Zollgebiete. 

So  kam  am  10  Januar  1847  unter  Ratifikatiousvorbehalt  ein  Zollvereinigungs- 
vertrag zwischen  den  Kantonen  Bern,  Solothurn  und  Baselland  zu  stände.  Allein 
Bd^eliand  verweigerte  demselben  in  letzter  Stunde  die  Ratifikation  und  es  zer- 
schlug sich  daher  dieses  Projekt  einer  Zolleinigung. 

;  Im  Spätherbst  1847  beriethen  mit  der  gleichen  Absicht  einer  durchgreifenden 
interkantonalen  Zolleinigun^  auf  die  Einladung  Bernds  hin  12  Kantone  in  Aarau  ein 
Konkordat,  um  den  Inkonvenienzen  des  bisherigen  Systems  ein  Ende  zu 
machen ;  allein  es  wurden  die  daherigen  Berathungen  dnrch  den  Ausbruch  des 
Exekutionsfeldzuges  gegen  den  Sonderbund  unterbrochen.  Es  diente  dasselbe  den 
Berathungen  der  Revisionskommission  des  Jahres  1848  bei  Regulirung  der  Zoll- 
frage zur  Grundlage.  —  Es  ist  neben  dem  Retorsionskonkordate  von  18-2  der 
konsequenteste  Versuch  «'iner  radikalen  Zentralisation  des  schweizer.  Zollwesens 
auf  dem  Konkordatswege  und  soll  deßhalb  in  seinen  hauptsächlichsten  Bestim- 
mungen skizzirt  werden. 

Dieser  Zollvereinigungsvertrag*),  der  sich  zum  Zwecke  gesetzt  hatte,  eine 
schweizerische  Vereinigung  in  Zollsachen  anzubahnen  und  das  Gesammtgebiet  der 
Kantone  Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothurn,  ßaselntadt,  Baselland,  Schaff  hausen, 
Appenzell  A -Rh.,  St.  Gallen,  GraubHnden,  Aargau,  Thurgau  umfassen  sollte, 
setzte  fest,  daß  alle  Grenzzölle  zwischen  den  Vereinskantonen,  sowie  alle  im  Innern 
derselben  bestehenden  Land-  und  Wasserzölle,  Geleit-,  Weg-  und  Brückengelder, 
sowie  die  obligatorischen  Kaufhausgebühren  aufgehoben  sein  sollten  (Artikel  2). 
Unter  Vorbehalt  der  zu  den  Staatsmonopolen  gehörigen  Gegenstände  (Salz  und 
Pulver)  war  den  einzelnen  Kantonen  der  Bezug  von  Steuern  und  Abgaben  irgend 
welcher  Art  an  ihren   Grenzen  untersagt. 

Durch  Artikel  3  wurde  der  Fortbezug  der  Hauensteinzölle ,  die  Straßen- 
prämien des  Kantons  Graubünden  (Splügen  und  Bernhardin),  von  der  Tagsatzung 
gewährleistete  Brückengelder  von  Privaten  und  Korporationen,  einige  Kaufhaus- 
^ebllhren,  sowie  der  fernere  Bezug  einer  Konsumabgabe  auf  Tabak  und  Getränken 

*)  Siehe  das  gedruckte  Protokoll  der  , Konferenz  zur  Abschliessung  eines  Zoll- 
vereinigungs Vertrages  zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothurn,  Baselstadt, 
Baselland,  Schaff  hausen,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau  und  Thurgau, 
vom  27.  und  28.  September  und  2.  Oktober  1847"  (Bern,  bei  Jenni,  Sohn). 
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fiir  diejenigen  Kantone,  welche  bis  anhin  diese  zwei  Verbraachsstenem  an  ihren 
Grenzen  erhoben  hatten,  gewährleistet. 

Sobald  die  Einnahmen  aus  der  ZoUvereim^kasse  es  dem  betreffenden  Kanton 
ermöglichten,  war  derselbe  zur  angemessenen  Ermäßigang  der  erwähnten  Gebühren 
und  Abgaben  verpflichtet. 

An  Stelle  der  aufgehobenen  Zölle  sollten  an  den  Grenzen  Eingangs-,  Aas- 
srangs- und  DurchgangszrUle  bezogen  werden  (Art.  4 — 7).  Alle  im  Spezialhandel 
eingehenden  Waaren  waren  nach  einem  Klassentarif  von  8  Abtheilungen  mit 
Ansätzen  von  6,  4,  2,  1  Fr.,  und  50,  10,  5  Rp.  nebst  Stückzoll  zu  belegen. 
Für  Provenienzen  aus  Nichtvereinskantonen  sollten  Ursprungszeugnisse  gefordert 
werden. 

Femer  waren  zum  Schutze  einiger  einheimischer  Produktionszweige  Ausfuhr- 
zölle, sowie  fiir  alle  Ausfuhrwaaren  eine  Kontroigebühr  von  272  Rappen  vom 
Bruttozentner  festgesetzt. 

Die  Durchfuhrzölle  waren  mit  wenigen  nach  der  Stückzahl  zu  verzollenden 
Ausnahmen  zu  ^2  Rappen  für  jede  zu  befahrende  Wegstunde  vom  Bruttozentner 
angesetzt. 

In  Artikel  10 — 12  wurden  die  Zollbefreiungen,  ferner  die  Erleichterungen 
'ies  Markt-  und  Meßverkehrs,  des  landwirthschaft liehen  Grenzverkehrs,  des  Ver- 
kehrs mit  Vieh  zur  Sommerung  oder  Winterung  namhaft  gemacht. 

In  den  Aufsichtsrath  zur  Leitung  dos  Zollwesens  hatte  jeder  der  zwölf  Kantone 
alljährlich  ein  Mitglied  zu  delegiren.   Demselben  stand  die  Aenderung  der  Tarife, 
die  Bestimmung  der  Zollstätten    und    der  Besoldung  der  Beamten  zu,  ferner  die 
Aufsicht  über  das  Zollwesen  im  allgemeinen  und  die  Prüfang  und  Abnahme  der 
Rechnungen  des  Rechnungsamtes  des  Zollvereins  (Artikel   li>,   14). 

Den  Kantonen  wurde  die  Wahl  (Artikel  14)  der  Beamten  zugestanden^ 
die  übrigens  als  Beamte  des  Vereins  bloß  dessen  Aufsich tsbehCrde  verantwortlich 
waren  (Artikel  18). 

Die  Reineinnahmen  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle  sollten  nach  dem  Maßstabe 
«1er  Bevölkerunir,  <lie  Reineinkünfte  der  Durchgangszölle  hingegen  nach  dem  Maß- 
stabe der  Länge  und  der  Frequenz  der  Transitstraßen  unter  die  Vereinskantone 
vertheilt  werden  (Artikel    19.   20). 

Private  Entschädigungsbegehren  sollten  einzig  den  bezüglichen  Kanton  be- 
t  reifen.  Der  Zoll  vertrag  war  anf  die  Dauer  von  H  Jahren  vorgesehen  (Artikel  24) 
und  nahm  auch  seinem  Zwecke  gemäß  andere  eidgenössische  Kantone  in  den 
Zollverein  auf  (Artikel  2.')).  Für  Veränderungen  desiselben  wurde  Einstimmigkeit 
«Icr  Kontrahent(*n  verlangt,  im  Falle  der  Nothweiidigkeit  von  Kampfzöllen  konnten 
von  Va  der  Stimmen  für  alle  verbindliche  Besclilüsse  gefaßt  werden  (^Artikel  23). 
Streitigkeiten  sollten  schiedsgerichtlich  (Artikel   2ü)  ausgetragen  werden. 

Den  oben  dargestellten  allseitig(;n  Revisionsbestrebungen  auf  dem  Gebiete 
de-i  Zoll  Wesens  kamen  dann  die  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  des  Jahres 
1>S4H  entgegen,  die  infolge  der  Gestaltung  der  innern  und  äußern  politischen, 
national-  und  wellwirthschaftlichen  Verhältnisse  eine  unabweisbare  Xoth wendigkeit 
geworden   war. 

Wenn  wir  schließlich  nach  dem  Hskali>ehen  Ertrag  der  Zölle  fragen,  so 
betrugen  nach  annähenider  Berechnung : 
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Zollwesen 


Per  Kopf 

der  Bevölkerung 

kommen  zirka 


Züricil  .  . 
Bern .  .  . 
Luzern  .  . 
Uri  .  .  . 
Schwyz  .  . 
Unterwaiden 
Glarus  .  . 
Zug  .  .  . 
Freiburg  . 
Solothurn  . 
Baselstadt  . 
Basel land  . 
Schaffhausen 
Appenzell  A.-Rh 
Appenzell  I.-Rh 
St.  Gallen  . 
Graubunden 
Aargau  . 
Thurgau 
Tessin  . 
Waadt  . 
Wallis  . 
Neuenburg 
Genf .     . 


a)  Die  kantonalen  Zölle  und  Zollgebtthren  : 

(exkl.  Eonsumgebühren) 

Fr.  Pr. 

Weg.  und  Brückengelder      25,000  — 

ZöUe        ,        ,                ,               194,000  — 

19,000  - 

40,000  2 

nur                  -                     8,000  — 

14,000  - 

500  - 

6,000  — 

40,000  - 

37,000  - 

48,000  1 

41,000  1 

21,000  - 

5,200  - 

n  m  11  •>  800  

109,000 

200,000  - 

84,000  — 

31,000  - 

311,000  2 

165,000 

107.000  1 

12,000  - 

50,590  — 

b)  Die  schweizerischen  Grenzgebiihren  von  1817  — 1840. 

(Nach  den  Tagsatzungsabschieden  und  Stephan  Franscini's  ,  Beiträgen  zur  Statistik  der 

schweizerischen  Eidgenossenschaft**,  V.  Theil.) 


Btz. 

1 
4 

1 
7 
2 
6 

3 
4 
5 
1 

6 
1 

6 
1 
4 
3 
5 
8 
3 
2 
8 


I 

1      Jahre 

Bevölke- 
rungszahl 

(approxi- 

(inklusive            , 
Schweizer-          -„ 

Jahre 

Bevölke.       ,.^L"'"'?'" 

•««-1,-Ki        (inklusive 
rungszahl        ^^^^^^j 

(approxi-    ,  v,ehw.M/er- 

Grenzge* 
bohren 

alte 
Schwei- 

nmtivj 

zorfrnii- 

mativ) 

zer-      j 

1 

Zentner            ^^^^ 

^            /ontner 

franken  i 

1817 



—       ^  112,029 

1835 

—                  -          199,709] 

1818 

121,707 

1836 

218,615 

1819 

|1 17,840 

1837 

211,192 

1         1820 

-        ,124.728 

1831     1837 

2,100,000    1,602,000 

1 

1 

'         1821 

— 

;  122,389 

1838 

-  -                — 

228,481 

1         1822 

—         135,983 

1839 

1 

227,797 

'  1817—1822 

1,750,0(X) 

1,009,000 

1838—1839 

2,200,(X)0    1,800,000 

228  J  39 

1         1823 

-         ,124,160 

1810 

—          1,890,345 

232,312 

1824 

—         131,095 

1841 

—          2,026,390 

247,369 

1825 

—        ;  145,446 

18i2 

—         2,200,438 

264,113 

:        1826 

—         155,114 

1843 

-        ;  2,136,273 

255,767 

1827 

— 

—         149,6i9 

1844 

2,249.945 

272,277 

1         1828 

159,838 

1840-1844 

2,285,000  i  2,100,678 

254,367 

1829 

—        1164,074 

1845 

—          2,271,752 

27 1 .826 

1         1830 

—        ,173,188 

184« 

—        1 2.289,08  t 

275,446 

1823-1830 

1,870,000  ' 

1,402,000 

1847 

—          2,031,865 

248,775 

1831 

1 

—         160,464 

18i8 

,  2,126.283 

262,806 

1832 

1 

—         179,460 

18i9 

—          2,r)52,234  322,0(>1 

!         1833 

i 

189,()S5 

1845—1849 

2,370,000  ,  2,274,841  276,183 

1834 

1 
1 

-         1199,726 

1 

Die  kantonalen  Zölle  und  die  eidgenössischen  Grenzgebühren  erreichten  dem- 
nach   Ende  der  vierziger  Jahre  beinahe   2   Millionen   Fr. 

W'eitere  2  Millionen  Fr.  kommen  hinzu,  wenn  man  die  Konsumgebühren  der 
einzelnen  Kantone,  die  in  den  obigen  Summen  nicht  berücksichtigt  waren,  hinzufügt. 
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Das   Zollwesen    seit    1848. 

Erst   durch    die  Bundesverfassung   vom  12.  Herbstmonat  1848   wurde  das 
Zollwesen  der  Schweiz  als  Bundessache  erklärt. 
Die  sogenannten  Zollartikel  lauten : 

Art.  23.    Das  Zollwesen  ist  Sache  des  Bundes. 

Art.  24.  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  die  von  der  Tagsatzung  bewilligten  oder 
anerkannten  Land-  oder  Wasserzölle,  Weg  und  Brückengelder,  verbindliche  Kaufhaus- 
und andere  Gebühren  dieser  Art,  mögen  dieselben  von  Kantonen,  Gemeinden,  Korpora- 
tionen oder  Privaten  bezogen  werden,  gegen  Entschädigung  ganz  oder  theilweise  auf 
zuheben.  Diejenigen  Zölle  und  Weggelder,  welche  auf  dem  Transit  lasten,  sollen  jedenfalls 
im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  und  zwar  gleichzeitig  eingelöst  werden. 

Die  Eidgenossenschaft  hat  das  Recht,  an  der  schweizerischen  Grenze  Eingangs-, 
Ausgangs-  und  Durchgangszölle  zu  erheben. 

Sie  ist  berechtigt,  gegenwärtig  für  das  Zollwesen  bestimmte  Gebäulichkeiten  an 
der  schweizerischen  Grenze  gegen  Entschädigung  entweder  als  Eigenthum  oder  mieth- 
weise  zur  Benutzung  zu  übernehmen. 

Art.  25.     Bei  Erhebung  der  Zölle  sollen  folgende  Grundsätze  beachtet  werden: 

/.  Eingangsgebühren:  n.  Die  für  die  inländische  Industrie  erforderlichen  Stoffe 
f;ind  im  Zolltarif  möglichst  gering  zu  taxiren.  b.  Ebenso  die  zum  nothwendigen  Lebens- 
bedarf erforderlichen  Gegenstände,  c.  Die  Gegenjütände  des  Luxus  unterliegen  der  höch- 
sten Taxe. 

2.  Durchgangsgebühren  und  in  der  Regel  auch  die  Ausgangsgebühren  sind  mög- 
lichst mäßig  festzusetzen. 

3.  Durch  die  Zollgesetzgebung  sind  zur  Sicherung  des  Grenz-  und  Marktverkehrs 
geeignete  Bestimmungen  zu  treffen. 

Dem  Bunde  bleibt  immerhin  das  Recht  vorbehalten,  unter  außerordentlichen  Um- 
ständen, in  Abweichung  von  vorstehenden  Bestimmungen,  vorübergehend  besondere 
Maßnahmen  zu  treffen. 

Art.  26.  Der  Ertrag  der  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszölle  wird  folgen- 
dermaßen verwendet: 

a.  Jeder  Kanton  erhält  4  Batzen  auf  den  Kopf  nach  dem  Maßstab  der  Gesammt- 
bevölkerung,  welche  nach  der  Volkszählung  von  1838  berechnet  wird.  b.  Wenn  ein 
Kanton  hierdurch  für  die  nach  Art.  24  aufgehobenen  Gebühren  nicht  hinlänglich  gedeckt 
wird,  so  hat  er  noch  so  viel  zu  beziehen,  als  erforderhch  ist,  um  ihn  für  dieselben 
Gebühren  nach  dem  Durchschnitt  des  Reinertrages  der  fünf  Jahre  1842  bis  und  mit 
1846  zu  entschndigen.     c.  Die  Mehreinnahme  fallt  in  die  Bundeskasse. 

Art.  27.  Wenn  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  für  Tilgung  euies  Baukapitals  oder 
eines  Theils  desselben  bewilligt  worden  sind,  so  hört  der  Bezug  derselben  oder  die 
Entschädigung  auf,  sobald  das  Kapital  oder  der  betreffende  Theil  nebst  Zinsen  gedeckt  ist. 
Art.  28.  Den  in  bereits  abgesr.hlossenen  Eisen  bahn  vertragen  über  Transitgebühren 
enthaltenen  Verfügungen  soll  durch  gegenwärtige  Bestimmungen  kein  Abbruch  geschehen. 
Dagegen  tritt  der  Bund  in  die  durch  solche  Verträge  den  Kantonen  in  Beziehung  auf 
die  Transitgebühren  vorbehallenen  Reclite. 

Art.  29  gewährleintet  den  freien  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Kantonen, 
vorbehaltlich  der  Regalien,  Konsumgebühren,  polizeilichen  Maßnahmen  etc. 

Art.  31  —  32  enthalten  Bestimmungen  über  Konsum-  und  anderweitige 
den  Kantonen  noch  gestattete  Gebühren  mit  dem  Verbot  der  Neueinführung  von 
solchen. 

In  Art.  5  der  Ueberf/anr/sbe^timmiiugen  endlich  wird  festgesetzt,  es  habe 
<icr  Bezug  der  schweizerischen  Grenzgebühren  (nach  bisherigem  Tarif)  so  lange 
fortzudauern,  bis  die  Tarife  der  neu  einzuführenden  Grenzzölle  ihre  Vollziehung 
linden. 

Das  Bundesgesetz  über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  Bundes- 
rathes  vom  16.  Mai  1849  bezeichnete  in  Art.  22  als  sechstes  Departement  das 
Handels-  und  Z'illdepariemcnt. 

Demselben  lag  nach  Artikel  28  die  Vorberathung  und  Besorgung  folgender 
Ge&chäfte  ob: 
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1)  Beförderung  des  Handels-  und  Gewerbewesens  im  Allgemeinen ;  2)  Hand- 
habung des  freien  Verkehrs  im  Innern  der  Schweiz;  3)  Handels-  und  Zollver- 
träge mit  dem  Auslande;  4)  Regulirung  des  Zollwesens,  Ausmittlung  der  Ent- 
schädigungssummen an  die  Kantone  für  daherige  Berechtigungen,  welche  vom 
Bunde  übernommen  werden ;  5)  Ueberwachung  der  den  Kantonen  zum  Fortbezag 
überlassenen  Gebühren;  6)  Bezug  der  Grenzzollgebühren  und  Stellung  gehöriger 
Ausweise;  7)  Uebersichtliche  Ausmittlung  des  Handels  der  Schweiz;  8)  Beauf- 
sichtigung des  Bezuges  der  den  Kantonen  bewilligten  Verbrauchssteuern. 

£s  mußte  unstreitig  eine  der  ersten  Aufgaben  der  neu  geschaffenen  Bunde^- 
behörden  sein,  die  Organisation  dieses  wichtigen  Verwaltungszweiges  an  die  Hand 
zu  nehmen,  die  ^ verworrene  und  zu  den  vielfältigsten  Klagen  Veranlassung 
gebende  Zollorganisation  der  Kantone  aufzuheben  und  dadurch  den  Verkehr  im 
Innern  der  Schweiz  zu  erleichtern,  sodann  aber  auch  dem  Bunde  eine  Einnahme- 
quelle zur  Bestreitung  seiner  Ausgaben  zu  öffnen**.  Die  Verschiedenheit  des 
Verfahrens  in  den  Kantonen,  die  bedeutenden  Anforderungen,  die  wenigen 
Erfahrungen,  die  widersprechenden  öffentlichen  Stimmen,  welche  theils  nauh 
unbedingter  Haudelefreiheit,  theils  nach  Schutz  der  innern  Arbeit  riefen,  boten 
für  die  Vollziehung  der  ZoUartikel  große  Schwierigkeiten. 

Es  entstanden  aber  auch  noch  Schwierigkeiten  über  die  Auslegung  des 
Art.  24  der  Verfassung  selbst,  resp.  über  die  Frage,  welche  Zölle  aufgehoben 
werden  sollen,  indem  sich  einerseits  die  Ansicht  geltend  machte,  daß  nicht  alle 
Zölle,  sondern  lediglich  nur  die  auf  dem  Transit  lastenden  abgelöst  werden  sollen, 
während  hinwieder  anderseits  die  Meinung  vertreten  war,  daß  durch  die  Ver- 
legung der  Zölle  an  die  Grenze  die  schon  längst  gewünschte  Befreiung  des  innern 
Verkehrs  zur  That  und  Wahrheit  gemacht  werden  wollte  und  daß  im  Hinblick 
auf  die  der  Centralisation  der  Zölle  von  jeher  zu  Grunde  gelegte  Idee  eine 
Interpretation  von  Art.  24  in  oben  angedeutetem  Sinne  absolut  hinfällig  sei, 
daß  also  nicht  nur  die  auf  dem  Transit  lastenden  Zölle  und  Weggelder,  sondern 
überhaupt  alle  und  jede  von  der  Tagsatzung  bewilligten  Land-  und  Waaserzölle, 
Weg-  und  Brückengelder  und  dgl.  von  Bundeswegen  gegen  Entschädigung  auf- 
gehoben werden  sollen,  immerhin  in  der  Meinung,  daß  es  Weg-  und  Brücken- 
gelder gebe,  welche  sich  auf  ausnahmsweise  lokale  Verhältnisse  beziehen  und  ohne 
irgend  einen  Nachtheil  für  die  freie  Bewegung  des  Verkehrs  fortbestehen  können; 
daß  ferner  da,  wo  Verbrauchssteuern  mit  den  auszulösenden  Zöllen  vermischt 
sind ,  verhältnißmäßige  Abzüge  an  den  den  betreffenden  Kantonen  zu  leistenden 
Entschädigungen  gemacht  werden  sollen. 

Eine  weitere  für  die  Bemessung  der  Zollgebühren  ausschlaggebende  Frage 
war  die,  ob  die  regelmäßigen  Buudesausgaben,  insoweit  hiefdr  Kapitalzinse  und 
Regalien  des  Bundes  nicht  hinreichten,  lediglich  durch  das  Erträgniß  der  Grenz- 
zölle gedeckt,  oder  ob  nicht  zu  diesem  Zwecke  regelmäßige  direkte  Geldbeiträge 
(Geldkontingente)  von  den  Kantonen  (Art.  39  der  Bundesverfassung)  erhoben 
wei'den  sollen.  Dieses  letztere  System  erschien  denn  doch  wenig  empfehlens- 
werth,  weil  vorauszusehen  war,  daß  es  allgemeine  Mißstimmung  hervorrufen 
würde  und  daß  die  gedeihliche  Entwicklung  der  staatlichen  Verhältnisse  darunter 
leiden  müßte.  Man  wollte  daher  in  der  Majorität  ein  Zollbudget  aufstellen, 
dessen  Ueberschüsse  hinreichen  würden,  um  dem  Defizit  des  allgemeinen  ordent- 
lichen Budgets  zu  begegnen.  Mit  einer  Netto- Einnahme  von  einer  Million  Fr. 
a.  W.  glaubte  man  damals  diesen  Zweck  zu  erreichen,  wobei  auf  zirka  60l),000 
Franken   Bezugs-  und  Verwaltungskosten   gerechnet  wurde. 

Dem  System  der  Protektion    sollte  trotz  einer  nicht  unbedeutenden  Gegen- 
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Strömung  fern  geblieben  uiul  auch  in  der  weitem  Ausführung  alles  vermieden 
werden,  was  an  ein  Douanesystem  erinnern  würde.  Bezeichnend  ist  diesfalls 
die  Aeußerung  in  der  Botschaft  zum  bundesräthlichen  Gresetzes- Entwurf. 

Dieselbe  lautet  wörtlich: 

«Einzelnen  Industriezweigen  ausnahmsweise  größern  Schutz  als  andern  zu  gewähren, 
ist  nicht  zulässig,  weil  tlie  Bundesverfassung  nach  ihrem  Sinne  und  Geist  alle  Bürger 
gleichgehalten  und  alle  Vorrechte  Einzelner  abgeschafft  wissen  will.  Zudem  muß  man 
nicht  Burger  veranlitssen,  ihre  Zeit,  ihre  Kräfte  und  ihre  Kapitalien  Erwerbszweigen 
zuzuwenden,  die  nicht  durch  sich  selbst,  ohne  fremde  küastliche  Mittel  im  Lande  bestehen 
können.  Ein  solch*  kunstlicher  Schutz  wäre  in  einer  Republik  ein  gar  zu  unsicherer, 
weil  der  gesunde  Sinn  der  Mehrzahl  bald  die  ausnahmsweisen  Vortheile  einsehen  würde, 
die  man  einigen  Begünstigten  auf  allgemeine  Kosten  zuwendet.  Sie  müßten  fallen  imd 
mit  ihnen  fiele  die  geschützte  Industrie;  Geld,  Zeit  und  Kräfte  derjenigen  wären  ver- 
loren, welche  sich  damit  beschäftigten.  Aber  auch  allen  äußern  Einflüssen  sind  solche 
künstlich  gepflegte  Gewerbe  unterworfen,  in  keinem  Lande  mehr  als  in  der  Schweiz,  die 
in  ihrem  Innern  nicht  den  genügenden  Markt  für  ihre  Gewerbserzeugnisse  findet,  sondern 
ihn  im  Auslande  suchen  muß^. 

Darüber  war  man  indessen  nicht  im  Zweifel,  daß,  wie  in  allen  anderen 
Staaten,  so  auch  in  unserem  Lande  der  Durchfuhr  der  Waaren  jede  nur  mögliche 
Erleichterung  geschatfen  werden  müsse,  indem  mit  Recht  die  Ansicht  sich  geltend 
machte,  daß  die  Herbeiziehung  eines  lebhaften  Transitverkehrs  dem  Lande  von 
großem  Nutzen  werden  könne,  während  bisher  die  kantonalen  Zollpfähle  für  die 
Durchfuhr  ein  äußerst  lästiges  Verkehrshemmniß  waren. 

In  Betrefl'  der  ZcdlbeFastung  der  einzelnen  Waarenartikel  waren  durch 
Art.  25  der  Bundesverfassung  bestimmte  Normen  gegeben,  allein  schon  damals  — 
und  wir  legen  einen  gewissen  Werth  darauf,  dies  hier  ausdrücklich  zu  betonen  — 
galt  die  Anschauung,  es  seien  dieselben  nicht  so  absolut  bindend,  als  daß  man 
nicht  auch  andern  Erwägungen,  wie  z.  B.  betreffend  den  Werth  der  Waare, 
die  Lage  der  betheiligten  Industrien,  die  bisherige  Zollbelastung,  größere  oder 
geringere  Entbehrlichkeit,  die  Eigenschaft  als  Gebrauchs-  oder  Luxusartikel,  die 
Konkurrenz  eines  Einfuhrartikels  mit  inländischer  Industrie  oder  inländischen 
Gewerben   u.  s.  w.,  die  geeignete  Berücksichtigung  zu  Theil  werden  lassen  könnte. 

Nach  diesen  Prinzi])ien  wurden  auch  die  vielen  damals  eingelangten  Peti- 
tionen, die  Zollansätze  betreifend,  beurtheilt  uud  behandelt,  denn  schon  damals 
gab  es  mit  Bezug  auf  einzelne  Artikel   unversrdinliche  Widersprüche. 

lieber  die  Höhe  der  Ansätze  waren  die  Meinungen  ebenfalls  getheilt. 
Niedrige  Zölle  wurden  namentlich  von  denjenigen  befürwortet,  welche  die  Zoll- 
erträgnisse nicht  zu  einer  Finanz(iuelle  des  Biunles  machen  wollten,  sondern 
direkte  Bundossteuern  bczw.  die  Einhebung  der  Geldkoutingente  von  den  Kan- 
tonen empfahlen.  Die  Festhaltung  von  Zöllen,  deren  Ertrag  zwei  Millionen 
Franken  übersteigen  würde,  hielten  die  Vertreter  dieser  Ansicht  einfach  als  un- 
denkbar. 

Unter  diesen  Auspicien  kam  das  erste  Bundesgesetz  über  das  Zollwesen 
nebst  Tarif  vom  20.  Juni  1849  zu  Stande,   folgende  Haui)tabschniTte  enthaltend: 

A.    Gesetz. 

1.  ZoUptlichtigkeit  und  Ausnahmen  von  derselben ;  II.  Berechnung  der 
Gebühren,;  111.  Kintheilung  des  Zollgebietes ;  IV.  Errichtung  von  Zollstätten  und 
Niederlagshäusern ;  V.  Vorschriften  tnr  die  Fiin  - ,  Aus  -  und  Durchfuhr ; 
VI.  Organi.'iation  der  Zollverwaltung;  VII.  Zollpolizei;  VIII.  Zollübertretung  und  ihre 
Bestrafung;   IX.   Aufhebung  bisheriger  Zölle;   X.   Schlußbestimmungen. 

I.      Als  zollfrei  erklärt  das  Gesetz: 
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1)  Alle  zum  Gebrauche,  nicht  zum  Verkaufe  bestimmten  Gegenstände  für 
<lie  bei  der  Eidgenossenschaft  beglaubigten  fremden  Gesandten  und  Konsule, 
Oegenrecht  des  betretfenden  Staates  vorbehalten;  2)  Effekten  von  Reisenden,  zu 
deren  eigenem  Gebrauch  bestimmt;  3)  Reise-  und  Lastwagen,  welche  in  der 
Schweiz  verfertigt  wurden,  oder,  wenn  ausländisches  Erzeugniß,  entweder  schon 
einmal  die  schweizerische  Eingang-^gebühr  bezahlt  hatten  oder  nicht  dazu  bestimmt 
waren,  in  der  Schweiz  zu  verbleiben ;  desgleichen  die  dazugehörenden  Pferde  ; 
4)  Armenfuhren  und  deren  Gepäck;  5^  Rohe  Landeserzeugnisse  von  denj'enigen 
Grundstücken  außerhalb  der  Schweiz,  welche  Einwohner  der  Eidgenossenschaft 
innerhalb  einer  Entfernung  von  höchstens  2  Stunden,  von  der  Landesgrenze  an 
gerechnet,  selbst  bebauen,  sowie  die  Thiere,  Gerät hschaften  und  Anderes,  was 
bei  der  Bebauung  solcher  Grundstücke  verwendet  wird;  6)  rohe  Landeserzeug- 
nisse von  denjenigen  Grundstücken,  welche  nicht  mehr  als  zwei  Stunden  land- 
einwärts in  der  Schweiz  liegen  und  von  ihren  auswärts  wohnenden  Eigenthümern 
selbst  bebaut  werden,  sowie  die  Thiere,  Geräthschaften  und  Anderes,  was  bei 
der  Bebauung  solcher  Grundstücke  verwendet  wird,  alles  unter  Vorbehalt  des 
Gegenrechtes;  7)  Postpakete  bis  auf  1  Pfund  Gewicht;  ö)  Gegenstände,  die 
aus  der  Schweiz  durch  das  Ausland  wieder  in  die  Schweiz  gehen. 

Fernere  Ausnahmen  wurden  vorbehalten  und  dem  Ermessen  des  Bundesrathes 
anheimgegeben  für  den  Veredlungsverkehr  und  für  Vieh,  welches  zur  Sommerung 
und  Winterung  ein-  bezw.  ausgeführt  wird. 

Zollfrei  wurden  ferner  erklärt : 

Bei  der  Einfuhr:  Gegenstände,  welche  von  einer  Person  eingebracht 
werden,  die  höchstens  2  Pfund  Waaren  mit  sich  trägt  oder  von  der  Gesammtheit 
■rlerselben  nicht  mehr  als  272   Rp.  Zoll  zu  entrichten  hätte; 

Straßenmaterial,  Kies,  Sand,  Schlacke,  rohe  gewöhnliche  Bausteine,  roher 
ungebrannter  Gyps  und  Kalkstein ; 

Laub  für  Streue  und  Fütterung,  Dünger  und  rohe  Düngmittel; 

Gemünztes  Gold  und  Silber. 

Bei  der  Ausfuhr:  Gegenstände  von  derselben  Person  getragen  und  im 
Gesammtgewicbte  von  unter  80  Pfund;  rohe  Steine. 

II.  Die  Verzollung  soll  nach  dem  /^rw/^^gewichte  geschehen.  Bei  mangelnder 
Inhaltsangabe  hat  der  höchste  Zollansatz  in  Anwendung  zu  kommen,  bei  zwei- 
deutiger Inhaltsangabe  die  höchste  Gebühr  nach  Maßgabe  der  Art  der  Waare. 
Ungenügende  Angaben  über  zusammengepackte  Waaren  verschiedener  Gattung 
zogen  die  Verzollung  des  ganzen  Frachtstückes  zu  demjenigen  Ansätze  nach  sich, 
die  3s  nach  der  am  höchsten  belegten  Waare  hätte  bezahlen  müssen. 

III.  Die  Grenze  der  Schweiz  wurde  in  5  Verwaltungsdistrikte  bezw. 
Zollgebiete  eingetheilt,  unter  besonderer  Rücksichtnahme  auf  geographische  und 
sprachliche  Verhältnisse,  nämlich  : 

1.  Gebiet:  Bern,  Solothurn,  Baselstadt,  Baselland,  Aargau,  mit  Direktion 
in  Basel. 

J2.  Gebiet:  Zürich,  Schatfhausen  und  Thurgau,  mit  Direktion  in  Schaff- 
hausen. 

3.   Gebiet:  St.  Gallen  und  Graubünden,  mit  Direktion  in  Chur. 

i.  Gebiet:  Tessin,  mit  Direktion  in  Lugano. 

5.   Gebiet:  Wallis,  Waadt,  Genf  und  Neuenburg,  mit  Direktion  in  Lausanne. 

IV.  Dem  Bundesrathe  blieb  vorbehalten,  zu  bestimmen,  an  welchen  Grenz- 
punkten  Haupt-  und  Nebenzollstütten  zu  errichten  seien.     Zur   Erleichterung  des 
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ZwLschonhandelä  war  das    Institat  der   eidg.  Niederlagshäuser    (zollfreie  Nieder- 
lagen) vorgesehen. 

V.  In  Hinsicht  auf  die  2^11formalitäten  galt  möglichste  Erleichterung  als 
erster  Grundsatz,  daneben  aber  immerhin  die  Verpflichtung  für  den  Waaren- 
fdhrer,  über  die  einzuführenden  Waaren  vor  ihrer  Verzollung  einen  genauen 
Ausweis  zu  leisten,  wie  überhaupt  die  Anmeldepflicht  für  alle  ein-  oder  auszu- 
führenden Gegenstände,  ferner  das  Revisionsrecht  der  Zollverwaltung. 

In  BetreflP  der  Durchfuhr :  Möglichste  Erleichterung,  jedoch  unter  schützenden 
Garantien. 

Beschränkung  der  Niederlagsfrist  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 

VI.  Dem  Bundesrath  als  obersten  vollziehenden  und  leitenden  Behörde  war 
iiuch  das  Recht  zugestanden,  unter  außerordentlichen  Umständen  besondere  in  den 
Bundesvorschriften  nicht  vorgesehene  Maßnahmen  zu  ergreifen,  unter  dem  Vor- 
l)ehalt,  der  Bundesversammlung  bei  deren  nächstem  Zusammentritt  Bericht  zu 
erstatten  und  die  getroffenen  Maßnahmen  ihrer  Genehmigung  anheimzustellen 
Diese  Bestimmung,  der  sogenannte  Kampfartikel,  sollte  dem  Bundesrathe  das 
Mittel  an  die  Hand  geben,  seinen  dem  Auslande  gegenüber  zu  stellenden  Be- 
gehren in  Zollsachen  eventuell  ilen  nöthigen  Nachdruck  zu  verleihen. 

Der  Bundesrath  entschied  ferner  (und  entscheidet  heute  noch)  endgültig  in 
Tariffragen.  Die  unmittelbare  Aufsicht  über  das  Zollwesen  wurde  dem  Handels- 
und Zolldepartement  übertragen  und  für  die  spezielle  Leitung  des  Dienstes  ein 
Oberzülldirektor  vorgesehen,  dem  die  Gebietsdirektioneu  untergeordnet  sind. 

Auf  jeder  Zollstätte  befindet  sich  ein  Einnehmer.  Bei  den  Hauptzollstätten 
kann  demselben  ein  Kontroleur  beigeordnet  werden.  Die  Nebenzcllstätten  stehen 
unter  «1er  zunächs*^  gelegenen  Hanptzollstätte.  Den  Zollbeamten  soll  nicht  ge- 
stattet sein ,  ein  anderes  Gewerbe  ohne  Einwilligung  des  Bundesrathes  zu  be- 
treiben. 

VII.  An  Stelle  eines  eidg.  Grenzwächterkorps  hatten  die  Kantone  gegen 
Entscliiitligung  der  dadurch  entstehenden  besonderen  Auslagen  «len  Zollschutz 
durch  die  kantonalen   Polizeiorgane  ausüben  zu  lassen. 

Vllt.  Dieser  Abschnitt  bestimmte  diejenigen  Delikte,  welche  unter  den 
Begrirt'  der  Zollübertretung  (Unterlassung  der  Anmeldung  zur  Verzollung,  un- 
richtige Gewichtsangaben,  unrichtige  luhaltsbezeichnung  etc.)  fallen,  und  normirte 
(Icis  daherige  Strafmaß,  .0  bis  3()faclier  Zollbetrag,  mit  angemessener  Verschärfung 
im  Wiederhühingsfallc  bis  auf  den  GO  fachen  Betra^r  und  unter  besonders  er- 
schwerenden   Umstanden  Gefängnißstrafe  bis  auf  ein   Jahr. 

Bei  Widerhandlung  gegen  die  Bestimmungen  betreuend  die  Durchfuhr  war 
die  doppelte  Fangangsgebühr  zu  entrichten.  Ordnungsbuljen  bei  bloßen  Koutrol- 
umgohungen  bis  anf  4  Franken.  Von  den  bezugenen  Bußen  soll  je  */«  dem 
Verleider,   dem  Kanton   and  dem    Bunde  zufallen. 

XI.  Alle  im  Innern  der  Eidgenossenschaft  bestehenden  Land-  und  Wasser- 
zölle, Weg-  und  BriKtkengeldur.  Kaufhaus-,  Waag-,  Geleit-  und  andere  Gebühren 
hfjrten  mit  dem  Zeitpunkte  der  Inkraftsetzung  der  neuen  Grenzzölle  auf,  mit 
Ausnahme  der  vom  Bundesrathe  zu  ber.eiehnenden ,  deren  Fortbezug  der  Ge- 
nehniigung  der  Bundesversammlung  unterlag. 

Die  als  Entseh;idi«'un«'  au  «lie  Kantone  fiir  sieh  und  zu  Händen  von  Ge- 
meinden,  Korporationen  und  Trivat^'u  zu  zahlenden  Abtiudungssummen  waren 
ebenfalls   von   der   Bundesversammlung  zu   genehmigen. 

S<durt  und  ohne  Entschädigung  tirlt^n  diejenigen  Gefalle  dahin,  deren  Bezug 
nir  von    der    Tagsatzung    bewilligt  worden,    ausgenommen    die    Konsumgebühren 
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(Ohmgelder)  aof  Wein  und  anderen  geistigen  Getränken  (Art.  32    der  Bnodes- 
yerfaasung). 

Der  Bezug  von  Zöllen,  Weg-  und  Brückengeldern  für  Tilgung  eines  Bau- 
kapitals bezw.  die  hierfür  zu  gewährende  Entschädigung  erlosch  mit  Deckung 
des  betreffenden  Kapitals  nebst  Zinsen. 

X.  Dem  Bundesrathe  war  anheimgegeben,  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
des  Gesetzes  zu  bestimmen. 

Dies  sind  die  Hauptpunkte  des  ersten  eidgenössischen  ZoUgesetzes^  auf  das 
wir  seiner  historischen  Bedeutung  wegen  etwas  näher  glaubten  eintreten  zu 
solle  n. 

B.    Der  Zolltarif, 

Im  Einfuhrtarif  als  der  Haupteinnahmsquelle  wurden  die  Waaren  unter 
möglichster  Berücksichtigung  ihrer  Art,  ihrer  Noth wendigkeit,  ihres  Werthes 
und  ihres  Zweckes  in  Klassen  zusammengestellt.  Die  Ansätze  derselben  mußten 
so  hoch  gestellt  werden,  daß  deren  Erträgniß  hinreichte,  um  die  Entschädigung 
an  die  Kantone,  die  Bezugskosten  und  einen  Theil  der  Bundesauslagen  zu  decken. 

Als  Yerzollungseinheit  wurde  zu  Grunde  gelegt: 
a.  Die  Zugthierlast  {■=  15  Schweizerzentner)  für  grobe  Artikel,    namentlich 

des  Grenzverkehrs  und  für  Gegenstände  zu  Schaustellungen ; 
h.  die  Stückzahl  für  Thiere  und  Fuhrwerke; 

c.  der  Werth  für  Mühlsteine,  Schiffe  und  Schlitten; 

d.  der  Schweizerzentner  Bruttogewicht  für  alle  andern  Waarenartikel. 

Kat.  a  zerfiel  wieder  in  3  Klassen  zu  1,  3  und  20  Batzen;  Kat.  b  in 
8  Klassen  mit  V2,  3,  20,  40,  120,  200,  400  und  600  Batzen;  Kat.  c  in 
3  Klassen  mit  2,  5  und  10  ^/o  ad  yalorem;  Kat.  d  iu  ^  Klassen  mit  1,  2,  5, 
10,    15,   20,  25,   50,   100  Batzen. 

Aehnlich  klassirte  der  Tarif  für  die  Ausfuhr,  d.  h, : 

a.  Nach  Zugthierlasten  für  grobe  Artikel,  mit  1  und  3  Batzen  Zoll; 
b.  nach  Stückzahl  für  Thiere  mit  \/4,  5  und  10  Batzen  Zoll;  c.  nach  dem 
Werth  (3  und  5  ^/o)  für  Holzkohlen  und  Holz,  roh,  und  Schnittwaaren ;  d.  nach 
Schweizerzentner  Bruttogewicht  mit  1  Batzen  (alle  nicht  besonders  genannte 
Waaren),  5  Batzen  (Gerberlohe,  Felle,  Häute),  10  Batzen  (Baumrinde)  und 
15  Batzen  (Lumpen). 

Für  die  Burchfuhrgiiter  galten  folgende  Taxen : 

Die  im  Einfuhrtarif  nach  Zugthierlasten  klassirten  Güter  wie  für  die  Einfuhr ; 
Thiere  für  Strecken  von  8  Stunden  und  weniger  7^>  I  ^^^  2  Batzen,  für  jede 
längere  Strecke  1,  5  und  20  Batzen;  Holz  3  und  5  "/o  ad  valorem;  alle  andern 
Waaren  vom  Schweizerzentner  brutto  für  Strecken  von  8  Stunden  und  weniger 
Ya,  für  weitere  Strecken  2  Batzen. 

Zugleich  mit  diesem  Gesetze  (30.  Juni  1849)  erließ  die  Bundesversammlung 
das  Gesetz  betreffend  das  Verfahren  bei  üebertretungen  fiskalischer  und  polizei- 
licher Bundesgesetze,  welches  heute  noch  zu  Kraft  besteht. 

Unterm  4.  Oktober  1849  sodann  erließ  der  Bundesrath  eine  Vollziehungs- 
verordnung  nebst  Spezi alinstruktion  für  die  Schweiz.  Zollbehörden. 

Vorgängig  aber  der  Vollziehung  der  neuen  Zollgesetzgebung  hatte  sich  der 
Bund  zunächbt  mit  den  Zollablösungsverträgen  zu  befassen.  Dieselben  kamen 
zum  Theil  erst  nach  mühevollen  Verhandlungen  zu  Stande,  waren  indessen  in- 
sofern befriedigend,  als  einerseits  nur  wenige  innere  Zollbezüge  fortbestehen 
blieben ,  und  anderseits  die  für  den  Loskauf  veranschlagte  Summe  von 
Fr.    1,700,000  a.   W.  nicht  überschritten  wurde. 

Fnrrer,  Volkswirtbflchafts-Lezikon  der  Schweiz.  gg 
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Diese  auf  anbestimmte  Zeit  jährlich  sich  wiederholende  Ansgabe  war  freili'di 
keine  geringe  Last;  aber  die  Befreiung  von  einer  Unzahl  innerer  Zölle  nnd 
Weggelder  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  erschien  als  eine  der  er- 
frenlichsten  Errnngenschaften  der  nenen  Bandeseinrichtnngen.  Die  im  Jahre  1838 
in  einem  über  das  gesammte  Schweiz.  Zollwesen  an  die  Tagsatznng  erstattetem 
Berichte  gestellte  schüchterne  Frage:  «Wird  die  Zeit  kommen,  wo  man  daran 
denkt  and  daranf  hinarbeitet,  die  innern  Zölle  ganz  zu  beseitigen  und  daAr 
mäßige,  nach  gerechtem,  billigem  Verhältnisse  zn  vertheilende  Grenzzölle  ein- 
zoführen?"  hatte  nnn.  Dank  dem  energischen  nnd  zielbewnßten  Vorgehen  des 
Bandes,  ihre  glückliche  und  endgültige  Lösung  gefunden.  Seinen  nachdmck- 
samen  Bemühungen  war  es  auch  gelungen  zu  erwirken,  daß  die  bedungene  Loe- 
kanfsumme  weniger  betrug,  als  der  durchschnittliche  Reinertrag  vom  Jahre  1842 
bis  und  mit  1846  (Art.  26,  litt,  h  der  Bundesverfassung). 

Auf  den  Bezug  von  4  Batzen  per  Kopf  waren  folgende  Kantone  angewiesen, 
mit  denen  es  daher  eines  besondern  Vertrages  nicht  bedarfte: 


Kopfzahl         Loikaufsomnit* 


/ 


Kopfzahl        Loakaafkumme 


231.576    Fr.  92,r>30. 40 ;    Zug 15,322    Fr.    6,128.80 


Zürich    .... 

Luzem  ....  124,521 

Schwvz ....  40,650 

Obwälden  .     .     .  1-2,368 

Glarus   ....  29,348 

Verträge  wurden  abgeschlossen  mit: 

Kopfzahl  I^skaafsamme    ■ 

Nidwalden»)  .     .     10,203    Fr.      4,081.20 
Bern 407,913 


49.808.  40  \  •  Appenzell  A.-Rh. 

^S:  ^  ?  ;  Appenzell  I.-Rh. 
1 1,V39!  20  s!i  -Neuenbürg  .     . 


41,080 

9,796 

58,616 


16.432.  - 
3,918.40 
23,446. 40 


Uri  *  j  .  . 
Freiburg ') . 
Solothurn  *) 
BaseLstadt  . 
Baselland  *) 
SchafThausen 


13,519 
91,145 
63,196 
24,321 
41,103 
32,582 


175,000.  — 
54,000.  — 
37,000.  — 
32,000.  — 

104.000.  - 
45,400.  — 
46,000.  — 


St.  Gallen 
GraubQnden  *) 
Aargau  *) 
Thurgau 
Tessin  ^) 
Waadt  *) 
WallLs ») 
Genf»^) 


Kopfsahl 

158,853 
84,506 

182,755 
84.124 

113,923 

183,582 
76,590 
58,666 


Loskaufiumine 

Fr.  118,000.— 

,  210,000. 

,  107,000.— 

,  45,000.  — 

,  190,000.— 

,  152,000.  — 

,  70,000.  — 

„  30,000.  — 


Die  Hauensteinzölle  waren  jährlich  mit  Fr.  25,982  den  Ständen  Solothurn 
und  Baselland  so  lange  zu  vergüten,  bis  das  Kapital  sammt  Zins  getilgt  war 
(ca.   12  Jahre). 

Die  LinthzöIIe  wurden  mit  jährlich  Fr.   10,600  entschädigt. 

Die  Berechtigung  zum  Bezüge  von  Konsumogebühren  auf  Wein  und  geistigen 
Getränken  behielten  die  Kantone :  Bern ,  Luzern ,  Uri ,  Obwälden ,  Nidwaiden, 
Grlarus,  Zug,  Freiburg,  Solothurn,  Baselstadt,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Grau- 
bünden, Aargau,  Thurgau,  Waadt,  Grenf,  Tessin,  welchem  überdies  durch  Spezial- 
vertrag   die   Erhebung    von  Konsumogebühren    an    der  italienischen  Grenze  nach 

*j  Mit  Beschnlnkunj;  der  Ents<'hädit:ung  auf  4  Batzen  per  Kopf.  ^)  Wovon  17,000 
Franken  bis  zur  Tilgung  des  Straßenbaukapitals  der  Straße  von  Gösc-henen,  Fr.  15,000 
bis  1.  Dezember  186i.  ')  Nicht  inbegrifl'on  der  Brückenzoll  der  j?roßen  DrahtbrQcke, 
welcher  bis  zum  Ablauf  der  von  der  Tagi-atzung  genehmigten  Konzei=Jsion  bezogen  wer- 
den durfte.  ^)  Mit  Ausschhiß  der  Hauensteinzölle.  ^)  Franken  l!20,0OÖ  auf  unbestimmte 
Zeit,  Fr.  45,220  für  Straßenprämien  bis  zur  Tilgung  des  Aktienkapitals.  Fr.  4i,780  bis 
zum  Jahre  1800,  Bewilligung  der  Fortdauer  vorbehalten.  *^)  Mit  Furt  bestand  der  Brücken- 
zölle in  Aarburg,  Laufenburg  etc.  und  der  Kaufhausgebühren  in  Zurzach.  ')  Mit  Aus- 
schluß des  Brückengeldes  von  Melide.  "*)  Ausgenommen  die  Brückengelder  zu  Chessel 
und  Colombey.  '*)  Ausgenommen  die  Brückengelder  zu  Chessel  und  Colombey,  Bac 
d'Illorsart.  Mas^ongey,  Lavey,  Outre  Rhone,  Bramois  und  das  Weggeld  nach  Leukerbad. 
'")  Ausgenonimeu  die  Brückengelder  St.  Antoine  und  des  Paquis,  de  Beiair  ä  la  Goulou- 
vriere,  des  Terreaux  du  Temple,  über  die  Holzbrücke  über  die  Arve,  die  Fähre  von 
Chancy. 
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•dem  frübern  Gesetz  (gewisse  Artikel  ausgenommen)  bewilligt  wurde  und  zwar 
in  Anbetracht  der  finanziell  ungänstigen  Lage  des  Kantons,  des  kostspieligen 
Unterhaltes  der  Bergstraßen,  für  deren  erste  Erbauung  damals  noch  eine  Schuld 
von  37^  Millionen  Schweizerfranken  bestanden  hat. 

Der  Schneebruch  auf  der  G-otthardstraße  wurde  vom  Bunde  übernommen 
und  dadurch  Uri  und  Tessin  entlastet. 

Parallel  mit  den  Unterhandlungen  mit  den  Kantonen  über  den  Loskauf  der 
Zölle  u.  s.  w.  gingen  die  Vorbereitungen  des  Bundesrathes  für  die  Invollzag- 
setzung  des  Zollgesetzes,  wie  £rlaß  der  erforderlichen  Verordnungen  und  Listruk- 
tionen  (s.  hievor).  Bezeichnung  der  Zollstätten,  Beschaffung  der  nöthigen  Lokali- 
täten, Beamten  wählen  u.  s.  w.  und  am  12.  Januar  1850  faßte  dann  derselbe 
den  Beschluß,  daß  das  Zollgesetz  vom  30.  Juni  1849  mit  1.  Februar  1850  in 
Kraft  zu  treten  habe.  Gleichzeitig  erschienen  Verordnungen  betreffend  die  für 
Einfuhr  zollpfiichtiger  Gegenstände  erlaubten  Straßen  und  Landungsplätze,  sowie 
-betreffend  die  Regulirung  der  Rheinschiff fahrtszöUe,  welchen,  unterm  1.  Februar 
1850,  eine  solche  über  die  Lagergebühren  für  die  Niederlagshäuser  folgte. 

Durch  Bundesbeschluß  vom  17./ 30.  April  1850  wurde  dann  der  Bnndes- 
rath  ermächtigt,  den  ZolUoskaufsverträgen  im  Namen  des  Bundes  die  Ratifikation 
-ZU  ertheilen. 

Von  den  nachherigen  Erlassen  sind  zu  erwähnen: 

1)  Die  Verordnung  des  Bundesrathes  betreffend  die  Regelung  usd  Erleichte- 
rung des  landwirthschaftlichen  Grenzverkehrs  vom  2.  Mai  1850. 

2)  Das  Dekret  des  Bundesrathes  betreffend  Aufhebung  des  HolzausfuhrzoUes 
in  Uri  vom   13.  Mai  1850. 

3)  Die  Verordnung  des  Bundesrathes  zum  Gesetz  über  das  Zollwesen  vom 
■5.  August  1850  dahingehend,  daß  die  freie  Ausfuhr  im  Sinne  von  Art.  6,  Lemma  1 
-des  Zollg&setzes  nur  auf  solche  Artikel  anwendbar  sei,  deren  Ausfuhrzoll  1 
Batzen  per  Centner  beträgt. 

4)  Der  Bundesbeschluß  vom  2.  Dezember  1850  betreffend  die  Bildung  eines 
VI.  Zollgebietes  mit  Hauptsitz  in  Genf,  durch  Abtrennung  der  Kantone  Genf  und 
Wallis  vom  bisherigen  V.  Zollgebiet  und  zwar  aus  Rücksichten  auf  die  Handels- 
verhältnissc  Genfs,  deren  Vertreter  diese  Vergünstigung  mit  allem  Nachdruck 
verlangt  hatten. 

5)  Die  Verordnung  betreffend  das  Ueberschreiten  der  Grenze  mit  zollpflich- 
tigen Waaren  anßer  den  Zollstunden  vom  25.  Januar  1851. 

Die  Vorbereitungen  für  ein  neues  Miinzgesetz  legten  es  dem  Bundesrathe 
nahe,  in  Verbindung  damit  auch  eine  Revision  des  Zollgesetzes,  bezw.  des  Zoll- 
tarifs mit  Umwandlung  der  bisherigen  Ansätze  in  neue  Schweizerwährung  anzu- 
bahnen, und  nachdem  am  7.  Mai  1850  jenes  Gesetz  erlassen  worden,  stellte  der 
Bundesrath  am  darauffolgenden  10.  Mai  einen  revidirten  Gesetzesentwurf  über  das 
Zollwesen  fest,  in  welchem  neben  Einführung  der  neuen  Währung  auch  einige 
Mängel  beseitigt  wurden,  die  im  Zollgesetz  und  namentlich  im  Tarif  zu  Tage 
getreten  waren.  Auch  sollte  der  revidirte  Tarif  etwas  höhere  Zollerträgnisse 
liefern,  die  zu  5  Millionen  Franken  n.   W.  veranschlagt  wurden. 

In  der  Hauptsache  enthielt  der  Entwurf  folgende  Modifikationen  gegenüber 
dem  alten  Gesetz : 

Zollbefreiung  für  TransportschilTe,  welche  vorübergehend  auf  schweizerischem 
Gebiet  sieh  aufhalten,  unter  den  gleichen  Voraussetzungen,  wie  die  Reise-  und 
Lastwagen. 
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Beschränkung  der  2k)llbefreiang  fUr  rohe  Landeserzeagnisse  im  Grenzverkehr 
in  der  Weise,  daß  Erzeugnisse  von  Grundstücken  außerhalb  der  Schweiz  nur 
von  dem  Einfuhr-  und  Bolche  von  Grundstücken  im  schweizerischen  Grenzrayon  nur 
vom  Ausfuhrzolle  befreit  sein  sollen,  während  bei  etwaiger  Wiederaus-  hezw. 
Wiedereinfuhr  der  entsprechende  Ausfuhr-  bezw.  Einfuhrzoll  zu  erheben  ist,  ia 
der  Meinung  immerhin,  daß  die  zur  Bebauung  der  Grundstücke  nöthigen  Thiere^ 
Greräthschaften  u.  A.  stets  frei  zirkuliren  dürften. 

Statt  272  Rp.  a.  W.  wurden  5  Rp.  n.  W.  als  MinimalzoUbetreffidß  auf- 
genommen. 

Als  zollfrei  wurden  femer  bezeichnet : 

Milch,  Eier,  frische  Feld-  und  Gartengewächse  etc.  im  kleinen  Marktverkehr^ 
welche  Bestimmung  die  Bundesversammlung  im  frühem  G-esetzesentwurfe  gestrichen, 
hatte. 

Zollbefreiung  bei  der  Ausfuhr  wurde  vorgesehen  für  Gegenstände,  welche 
von  einer  und  derselben  Person  getragen  werden  und  deren  Ausgangszoll  weniger 
als  10  Rp.  ausmacht  (anstatt  welche  zusammen  das  Maximalgewicht  von  80 
Pfunden  nicht  erreichen). 

Die  Bestimmung  betreffend  die  eidg.  Niederlagshäuser  wurde  in  dem  Sinne 
erweitert,  daß  der  Bundesrath  ausnahmsweise  Niederlagshäuser  in  solcher  Form, 
bewilligen  könne^  wie  sie  den  Interessen  des  Handels  am  angemessensten  sind^ 
ohne  diejenigen  der  Zollverwaltung  zu  gefährden. 

Die  neue  Fassung  sollte  den  verschiedenartigen  Verhältnissen  der  Schweiz. 
Handelsplätze  Rechnung  tragen  und  es  ermöglichen,  den  nachgewiesenen  Handels- 
interessen nach  ihren  lokalen  Bedürfnissen,  in  der  denselben  angemessensten  Form, 
und  Weise,  entsprechen  zu  können.  Die  frühere  bestimmtere  Fassung:  »Der 
Bundesrath  errichtet''  etc.  hatte  zu  verschiedenen  diesbezüglichen  Begehren  Anlaß, 
gegeben,  die  der  Bundesrath  ablehnen  mußte,  theils  weil  das  Bedürfniß  nichi 
genügend  nachgewiesen  war,  theils  aus  Mangel  an  den  erforderlichen  Mitteln, 
wobei  er  den  Bewerbern  freistellte,  unter  Leistung  der  nöthigen  Garantien  an. 
den  Bund,  selbst  ein  Niederlagshaus  zu  erstellen,  wogegen  den  Interessenten  die 
Magazinirungsgebiihren  überlassen  werden.  Es  ist  dies  der  nämliche  Standpunkt, 
den  der  Bundesrath  in  dieser  Sacbe  auch  heute  noch  einnimmt. 

Eine  fernere  Bestimmung  hetriflft  die  Verbleiung  von  Transitgütern  auf 
Verlangen  des  Waarenführers,  welches  Verfahren  im  ersten  Gesetze  nicht  vor- 
gesehen  war. 

Die  Strafbestimmungen  wurden  präziser  gefaßt,  so  namentlich  bezüglich  des. 
Befahrens  nicht  erlaubter  Straßen  —  die  erlaubten  sind  ausdrücklich  als  solche 
bezeichnet  und  mit  daherigen  Tafeln  versehen. 

Auch  ist  im  neuen  Gesetz  nicht  mehr  die  Rede  davon,  ob  eine  Zollüber- 
tretung absichtlich  oder  unabsichtlich  begangen  sei,  sondern  die  Thatsache  der- 
selben wird  als  strafbar  bezeichnet.  Dagegen  sind  Nachlässigkeiten  nicht  dem 
Strafverfahren,  sondern  Orduungsbußen  bis  auf  den  Betrag  von  Fr.  10.  —  unter- 
worfen. „Die  Erfahrung  hat  bewiesen,  —  sagt  der  Bundesrath  in  der  bezüglichen 
Botschaft  —  daß  unser  2jollgesetz  im  Allgemeinen  sehr  gut  von  den  Leuten 
gekannt  ist;  denn  in  den  meisten  Fällen  kann  vom  Zollpflichtigen  alles  was  zu 
seinen  Gunsten  spricht,  daraus  angeführt  werden;  es  ist  daher  nicht  anzunehmen^ 
daß  er  die  Verj)flichtungen  nicht  auch  ebenso  gut  kenne,  die  es  ihm  auferlegt," 

Das  Strafverfahren  wurde  übrigens  insofern  gemildert,  als  das  neue  Gesetz 
dem  Bundesrathe    die   Befugniß    einräuuit,    die   Bulje  zu   ermäßigen    oder    selbst 
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.gänzlioh  nachzulassen,  sofern  es  sich  ergibt,    daß  der  üebertreter  nicht  die  Ab- 
aioht  hatte,  eine  ZoUverschlagniß  zu  begehen. 

Im  Weitern  wird  der  Zollverwaltang  das  Becht  vorbehalten,  Gegenstände, 
4eren  Werth  bei  Berechnung  des  zu  entrichtenden  Zollbetrages  in  Anschlag 
kommt,  gegen  Vergütung  des  deklarirten  Werthes  plus  10  ^/o  des  letztem  an 
aich  zu  ziehen,  iu  welchem  Falle  jedoch  nicht  noch  das  Strafverfahren  wegen 
Zoilübertretung  (unrichtige  Werthdeklaration)  eingeleitet  werden  darf. 

Im  Tarif  wurde  folgende  G-ebührenscala  aufgestellt 

I.  Einfuhr. 

Ä.  vom  Stack,  4  Ünterabtheilungen  mit  Ans&teen  von  10  Bp.,  50  Bp., 
Ft.  3.  —  und  Fr.  6.  — ; 

B.  vom  Werthe,    3  Ünterabtheilungen  mit  Ansätzen  von  2,  5  und  10  ^;o ; 

C.  vom  Gre wicht:  a.  nach  Zugthierlasten  (=  15  Zentner)  3  ünterabthei- 
lungen mit  15  und  60  Bp.  und  Fr.  3.  — ;  b,  nach  Zentnern  (=  100  Pfund)  9 
ünterabtheilungen  mit  Fr.  — .  15,  —.30,  — .  50,  — .  75,  1. 50,  2.—,  3.50,  8. — , 
15.  — . 

IL  Ausfuhr, 
Ä.  vom  Stück,  3  ünterabtheilungen  mit  Fr.  — .  05,    — .  50    und  1.  50; 

B,  vom  Werthe,   2  ünterabtheilungen  mit  3  und  5  ^/o; 

C,  vom  Gewichte,  a.  nach  Zugthierlasten  3  ünterabtheilungen  mit  Fr.  — .15, 
— .  30  und  1.  50,  b.  nach  Zentnern  4  ünterabtheilungen  mit  Fr.  — .  10, 
— .  80,   1.   —  und  2.  — . 

HL  Durchfuhr, 
Ä.  vom  Stück :  a.  für  jede  Strecke  von  8  Stunden  und  darunter  3  Ansätze 
von  3,   15  und  30  Bp.;  b,  für  längere  Strecken  3  Ansätze  von  15,  75  Bp.  und 
Fr.  3.  — . 

B.  vom   Wert  he,  2  Ansätze  mit  3  und  5  ^/o. 

C.  vom  Gewichte:  a.  nach  Zugthierlasten  4  Ansätze  von  10,  15  und  60  Bp. 
und  Fr.  3.  — ;  b.  nach  Zentnern,  5  Bp.  für  Strecken  von  8  Stunden  und  darunter, 
SO  Bp.  für  längere  Strecken. 

Mit  Beginn  des  Jahres  1873  ist  der  Zolltarif,  wie  er  sich  nach  den  bi« 
2u  diesem  Zeitpunkte  eingetretenen  Mutationen  gestaltet  hatte,  in  einer  neuen 
Ausgabe  erschienen. 

Dieses  neue  Gesetz  mit  Tarif  wurde  von  der  Bundesversammlung  am  27.  August 
1851  erlassen  und  ist,  obwohl  sehr  revisionsbedürftig,  bis  zur  Stunde  (1890) 
»och  in  Kraft;  der  Tarif  hatte  Geltung  bis  Ende  1884,  wenn  auch  infolge  späterer 
Erlasse,  sowie  von  Handelsverträgen,  in  wesentlich  veränderter  Gestalt. 

Von  den  Verträgen  sind  namentlich  zu  nennen  derjenige  mit  Sardinien  (1851), 
•durch  welchen  die  Eidgenossenschaft  sich  verpflichtete,  den  aus  den  Provinzen  Cha- 
blais.  Genevois  und  Faucigny  und  aus  dem  Herzogthum  Savoyen  herkommenden, 
für  die  Versorgung  des  Kantons  und  der  Stadt  Genf  bestimmten  Lebensmittel  und 
Verbrauchsgegenstände  zollfreie  Einfuhr  zu  gestatten;  der  Handelsvertrag  mit 
Belgien  (1862),  in  welchem  beidseitig  eine  Anzahl  von  Zollermäßigungen  ein- 
geräumt wurden;  der  Vertrag  mit  Frankreich  (1864),  in  welchem  behufs  Er- 
langung der  von  Frankreich  in  den  Verträgen  mit  England,  Belgien,  Preußen 
und  Italien  eingeräumten  Erleichterungen  Ermäßigung  einer  Reihe  der  ohnehin 
niedrigen  Zollansätze  zugestanden  werden  mußte ;  derselbe  stipulir te  überdies  be- 
43ondere  Erleichterungen  für  die  vom  Wiener  Kongreß  1815  mit  Rücksicht  auf 
ihre  geographische  Lage  und  ihre  Verhältnisse  zur  Schweiz  in  die  Douanelinie 
von  Frankreich    nicht   eingeschlossene  Landschaft  Gex ;   ferner    der  Vertrag   mit 
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Oesterreich  (1868),  in  welchem  einige  Erleich terangen  für  den  engem  Greni^ 
verkehr,  sowie  Aufhebung  der  bereite  im  Jahre  1859  bedeutend  ermäßigteiL 
schweizerischen  Durchfuhrzölle  zugestanden  waren;  der  Vertragitabschluß  mit 
dem  deutschen  Zollverein  endlich  (1869)  verpflichtete  die  Schweiz  zur  Frei- 
gebung einer  Reihe  von  Gegenständen,  welche  bis  dahin  zollpflichtig  gewesea 
waren. 

Die  in  den  Verträgen  mit  Belgien  und  Frankreich  stipulirten  Zollermäßi- 
gungen  wurden  sofort  zum  Theil  infolge  der  Meistbegünstigungsklausel  in  den 
Verträgen,  zum  Theil  gestützt  auf  gegenseitige  Zusicherung  der  Meistbegünsti- 
gung bis  zu  definitiven  Vertragsabschlüssen  für  alle  Waaren  in  Anwendung- 
gebracht,  welche  über  die  Nord-,  West-  und  Südgrenze  zur  Einfuhr  bezw.  Aas- 
fuhr gelangten,  während  die  Verzollung  der  über  die  österreichische  Grenze  ein- 
bezw.  ausgeführten  Waaren  bis  zum  Inkrafttreten  des  Handelsvertrages  mit 
Oesterreich  nach  dem  Tarif  von   1851  stattzufinden  hatte. 

Von  Erlassen  aus  den  Jahren   1851  — 1873  sind  bemerkenswerth : 

1)  Verordnung  vom  21.  Juli   1862  betreffend  Verbleiung  der  Zollgüter; 

2)  Bundesbeschluß  betrefiend  Verzollung  von  Eisenbahnmaterial,  vom  19.  Juli  1854, 

in  Abänderung  von  Art.  3  des  Bundesgesetzes   über  Bau   und  Betrieb  der 
Eisenbahnen ; 

3)  Vollziehungsverordnung  zum  Zollgesetz  von   1851,  vom  30.  November  1857, 

in  Ersetzung  derjenigen  vom  30.  Juni  1849 ; 

4)  Bundesbeschluß   betrefiend    theilweise    Ermäßigung   des  Durchfuhrzolles,  vom, 

12.  Januar   1859; 

5)  Bundesgesetz    betrefl*end   die  Vereinfachung   der  Zollformalitäten   für  Transit-^ 

guter,  vom  24.  Juli  1867  und  Bundesrathsbeschluß  betreffend  Vollziehung 
•    dieses  Gesetzes,  vom   14.  August   1867 ; 

6)  Bundesbeschluß  betrefiend  Herabsetzung  der  eidg.  Zölle  auf  Eisen,  vom  6.  Juli 

1867; 

7)  Verordnung  betreffend  die  Verzollung  von  Kaufmannsgütem  im  Freihafen  von= 

Genf,  vom  21.  Februar   1870. 

Die  neue  Bundesverfassung  von   1874  enthält  folgende  Zollartikel : 

Art.  28.  Das  Zollwesen  Ist  Sache  des  Bundes.  Derselbe  hat  das  Recht,  Ein-  und 
Ausfuhrzölle  zu  erheben. 

Art.  29.    Bei  Erhebung  der  Zölle  sollen  folgende  Grundsätze  beachtet  werden: 

1)  Eingangsgebühren:  a.  Die  für  die  inländische  Industrie  und  Landwirthschaft 
erforderlichen  Stoffe  sind  im  Zolltarife  möglichst  gering  zu  taxiren.  b.  Ebenso  die 
zum  nöthigen  Lebensbedarf  erforderlichen  Gegenstände,  c.  Die  Gegenstände  des  Luxus 
unterliegen  den  höclisten  Taxen.  Diese  Grundsätze  sind,  wenn  nicht  zwingen<ie  Gründe 
entgegenstehen,  auch  bei  Abschließung  von  Handelsverträgen  mit  dem  Auslande  zu 
befolgen. 

2)  Die  Ausgangsgebühren  sind  möglichst  mäßig  festzusetzen.  Durch  die  Zollgesetz- 
gebung sind  zur  Sicherung  de^  Grenz-  und  Marktverkehrs  geeignete  Bestimmungen  zu 
treffen.  Dem  Bunde  bleibt  immerhin  das  Recht  vorbehalten,  unter  außerordentlichen 
Umständen,  in  Abweichung  von  vorstehenden  Bestimmungen,  vorübergehend  besondere 
Maßnahmen  zu  treffen. 

Art.  30.  Der  Ertrag  der  Zölle  Hillt  in  die  Bundeskasse.  Die  den  Kantonen  bisher 
bezahlten  Entschädigungen  für  die  losgekauften  Zölle,  VV'eg-  und  Brückengelder,  Kauf- 
haus- und  andern  Gebühren  dieser  Art  fallen  weg.  Ausnahmsweise  erhalten  die  Kantone 
Uri,  Grauhünden,  Tessin  und  Wallis,  mit  Rücksicht  auf  ihre  internationalen  Alpenstraßen, 
eine  jährliche  Entschädigung,  welche,  in  Würdigung  aller  Verhältnisse  festgestellt  wird 
wie  folgt :  Uri  80.(H)0,  Graubünden  200,(X)Ü.  Tessin  200,000  und  Wallis  50,000  Franken. 
Für  Besorgung  «les  Schneebruches  auf  dem  St.  Gotthard  erhalten  die  Kantone  Uri  und 
Tessin  eine  jährliche  Entschädigung  von  zusammen  40,000  Franken  für  so  lange,  als; 
die  Straße  über  den  Bergpaß  nicht  durch  eine  Eisenbahn  ersetzt  sein  wird. 
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Art.  31.  Die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der 
Eidgenossenschaft  gewährleistet.  Vorbehalten  sind :  a.  Das  Salz-  und  Pulverregal,  die 
eidgenössischen  2^11e,  die  Eingangsgebühren  von  Wein  und  geistigen  Getränken,  sowie 
andere  vom  Bunde  ausdrQcklieh  anerkannte  Verbrauchssteuern,  nach  Maßgabe  des 
Art.  32.  b.  Sanitätspolizeiliche  Maßregeln  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen,  c.  Ver- 
fügungen aber  Ausübung  von  Handel  und  Gewerben,  über  Besteuerung  des  Grewerbe- 
betriebes  und  über  die  Benutzung  der  Straßen.  Diese  Verfügungen  dürfen  den  Grundsatz 
der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  nicht  beeinträchtigen. 

Art.  32.  Die  Kantone  sind  befugt,  die  im  Art.  3  t  Lit.  a  erwähnten  Eingangs- 
gebühren von  Wein  und  andern  geistigen  Getränken  unter  folgenden  Beschränkungen 
zu  erheben :  a.  Bei  dem  Bezug  derselben  soll  der  Transit  in  keiner  Weise  belästigt  und 
der  Verkehr  überhaupt  so  wenig  als  möglich  gehemmt  und  mit  keinen  andern  Gebühren 
belegt  werden,  b.  Werden  die  för  den  Verbrauch  eingeführten  Gegenstände  wieder  aus 
dem  Kanton  ausgeführt,  so  sind  die  bezahlten  Eingangsgebühren  ohne  weitere  Belästigung 
zurück  zu  erstatten,  c.  Die  Erzeugnisse  schweizerischen  Ursprungs  sind  mit  niedrigem 
Gebühren  zu  belegen  als  diejenigen  des  Auslandes,  d.  Eingangsgebühren  von  Wein  und 
andern  geistigen  Getränken  schweizerischen  Ursprungs  dürfen  da,  wo  solche  bestehen, 
nicht  erhöht,  und  in  Kantonen,  welche  noch  keine  beziehen,  nicht  eingeführt  werden. 
e  Die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über  den  Bezug  der  Eingangsgebühren 
sind  der  Bundesbehörde  vor  Vollziehung  derselben  zur  Gutheißung  vorzulegen,  damit 
die  Nichtbeachtung  vorstehender  Grundsätze  verhindert  werden  kann.  Mit  Ablauf  des 
Jahres  1890  sollen  alle  Eingangsgebühren,  welche  dermalen  von  den  Kantonen  erhoben 
werden,  sowie  ähnliche,  von  einzelnen  Gemeinden  bezogene  Gebühren  ohne  Entschädi- 
gung dahinfallen". 

Schon  zur  Zeit  der  Verhandlungen  über  die  Verfassungsrevision  von  1872 
wurde  einer  allgemeinen  Revision  des  Zolltarifs  gerufen,  deren  Wiinschbarkeit  sich 
theÜH  mit  Rücksicht  auf  die  Entwicklung  von  Handel  und  Industrie  und  die  da- 
durch veränderten  Verhältnisse  hinsichtlich  des  Bezuges  und  der  Verwendung 
zahlreicher  Erzeugnisse,  theils  vom  fiskalischen  Standpunkte  des  Bundes  aus 
geltend  machte.  Infolge  Kündigung  der  Handelsverträge  mit  Frankreich  und 
Italien  stellte  sich  die  Frage  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  in  den  Vorder- 
grund, und  zudem  brachten  die  erhöhten  Anforderungen,  welche  seit  Inkrafttreten 
der  Bundesverfassung  von  1874  an  die  Finanzen  des  Bundes  herantraten,  die 
unabweisliche  Nothwendigkeit  mit  sich,  dem  Bunde  neue  Einnahmsquellen  zu 
schaffen,  welche  im  Wesentlichen  nur  durch  einen  neuen  Zolltarif  mit  entsprechend 
gesteigerten  Ansätzen  gefunden  werden  konnten. 

In  der  Dezembersession  der  eidg.  ßäthe  von  1876  wurde  der  Bundesrath 
eingeladen,  mit  aller  Beförderung  eine  Revision  der  Zolltarife  vorzulegen  und 
mit  Botschaft  vom  16.  Juni  1877  ist  der  Bundesrath  dieser  Einladung  nach- 
gekommen. 

Am  28.  Juni  1878  erfolgte  Seitens  beider  Räthe  die  Annahme  des  aus  der 
ersten  Berathung  hervorgegangenen  Tarifgesetzes,  jedoch  unter  dem  Vorbehalt 
einer  zweiten  Lesung,  womit  die  Fortsetzung  der  Revisionsarbeit  auf  unbestimmte 
Zeit  verschoben  wurde. 

Zwischenhinein  fallt  der  Erlaß  des  Bundesgesetzes  über  die  Erhöhung  des 
Tabakzolles  vom  20.  Juni  1879,  einer  neuen  Vollziehungs Verordnung  zum  Zoll- 
gesetz, vom  18.  Oktober  1881  und  der  Abschluß  neuer  Handelsverträge  mit 
Deutschland   1881   und  mit  Frankreich   1882. 

Die  Ratifikation  des  letztern  durch  die  Bundesversammlung  veranlaßte  dann 
einen  Beschluß  vom  28.  April  1882,  durch  welchen  der  Bundesrath  eingeladen 
wurde,  noch  im  Laufe  des  nämlichen  Jahres  seine  Vorschläge  behufs  endgültiger 
Bereinigung  des  Zolltarifs  einzureichen. 

Auf  Grundlage  der  vom  3.  November  1882  datirten  bnndesräthlichen  Bot- 
schaft   begann    hierauf  die  zweit«  Berathung,    aus  welcher  das  Tarifgesetz  vom 
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26.  Juni  1884  (Greneraltarif)  hervor^ng.  Dasselbe,  nach  Waarenkategorien  auf- 
gestellt, trat  am  1.  Januar  1885  in  Kraft,  jedooh  mit  Besohränkuug  seiner 
Wirkung  auf  die  yertraglich  nicht  gebundenen  Waarenartikel. 

Mit  der  Vollziehung  dieses  Gresetzes  war  zugleich  die  Einführung  einer  zoll- 
amtlichen Waarenstatistik  verbunden,  bezüglicher  welcher  vom  Bundesrathe  eine 
SpezialVerordnung  erlassen  wurde  (s.  den  Artikel  „Handelsstatistik**). 

Nachdem  bereits  beim  Tarifgesetz  von  1884  schutzöllnerische  Tendenzen 
sich  in  verschiedenen  Branchen  Geltung  verschafft  hatten,  ergriff  diese  Strömung 
nach  und  nach  die  Mehrzahl  der  produzirenden  Industrien  und  Grewerbe,  und 
sogar  die  Landwirthschaft ,  von  welcher  bisher  in  allen  Tariffragen  ein  mehr 
passives  Verhalten  beobachtet  wurde,  ließ  sich  von  derselben  hinreißen.  Kaum 
war  das  Tarifgesetz  von  1884  vollziehbar  geworden  als  neuerdings  Stimmen  laut 
wurden,  diese  oder  jene  Zollansätze  zu  erhöhen.  Der  Stein,  einmal  ins  Bollen 
gerathen,  konnte  nicht  mehr  aufgehalten  werden.  Die  2k)llschranken  des  Aus- 
landes einerseits  und  anderseits  der  Umstand,  daß  die  Schweiz  infolge  ihrer 
niedrigen  Zollansätze  für  die  auswärtige  üeberproduktion  ein  willkommenes 
Absatzgebiet  geworden,  hatten  aach  thatsächlich  für  einen  großen  Theil  der 
schweizer.  Produzenten  eine  Nothlage  geschaffen ,  welche  nur  durch  geeignete 
Gregenmaßregeln  gehoben  werden  konnte.  Namentlich  hatten  sich  gewisse  Nach- 
iheile,  welche  der  Conventionaltarif  mit  Frankreich  in  Verbindung  mit  der 
Meistbegünstigungsk lausei  in  den  übrigen  Handelsverträgen  mit  sich  brachte,  für 
verschiedene  Industrie-  und  Gewerbezweige  in  sehr  empfindlicher  Weise  fühlbar 
gemacht. 

Es  begann  der  Kampf  der  einzelnen  Interessen,  und  vorab  war  es  die  Land- 
wirthschaft, die  nun  mit  allem  Nachdruck  ihre  Begehren  geltend  zu  machen 
bestrebt  war. 

Schon  unterm  19.  November  1886  richtete  der  Bundesrath  eine  Botschaft 
an  die  Bundesversammlung  betreffend  Abänderung  des  Tarifgesetzes  von  1884 
einerseits  in  Erledigung  der  zahlreich  eingelangten  Petitionen,  anderseits  im 
Hinblick  auf  die  Erneuerung  der  Handebverträge  mit  Oesterreich  und  Italien 
und  den  Abschluß  eines  Zusatzvertrages  mit  Deutschland.  Dieser  Botschaft  folgte 
ein  Nachtrag  vom  6.  Mai  1887.  Aue  der  Berathung  dieser  beiden  Vorlagen 
ist  die  Tarifnovelle  vom  17.  Dezember  1887  hervorgegangen,  durch  welche  eine 
große  Zahl  von  Tarifpositioneu  (über  150)  Aenderungen  erlitten,  zumeist  im 
Sinne  der  Erhöhung  der  bisherigen  Ansätze,  dann  aber  auch  solche  von  bloß 
redaktioneller  Bedeutung.  Mit  diesen  Berat  hu  ngen  wurde  auch  die  Rückzollfrage 
verflochten,  welche  dann  durch  den  Bundesbeschhiß  vom  7./ 27.  Juni  1889 
mit  der  Gewährung  eines  Zuckerrnckzolles  für  den  Export  von  condensirter  Milch 
ihre  vorläufige   Erledigung  fand  (s.  unter  Rückzoll). 

Am  1.  Mai  1888  trat  die  Tarifnovelle  von  1887,  soweit  nicht  Conven- 
tionaltarife  entgegenstanden .  in  Kraft.  Zu  diesem  Ende  hatte  das  Zolldepartement 
auf  genannten  Zeitpunkt  einen  neuen  Gebrauchstarif  herausgegeben,  der  neben 
den  Tarifgesetzen  von  1884  und  1887  auch  die  Conventioualtarife  sowie  das 
statistische  Waarenverzeichniß  und  die  Spezialentscheide  umfaßt.  Dieser  Aus- 
gabe folgte  18H9  ein  Supplement  enthaltend  die  Aenderungen  infolge  der  Ver- 
tragsabschlüsse mit  Oesterreich  1888,  Deutschland  1888,  Italien  1889,  sowie 
die  seit  Mai   1888  getroffenen  Spezialentscheide. 
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Der  Einfoiirtarif  enthält  folgende  Hauptrubriken  : 

Anzahl  Positionen 


^  ^ 


Qeknuwki-Suttitik 

OetetE  ^'-^  ^ 

CoiTen-  Kii-  m 

ÜMalui.  Aufnkr 

I.  Abfälle  und  Düngstofife 7          7  11 

n.  Chemikalien: 

a.  Apotheker-  und  Drogueriewaaren 7        12  14 

h.  Chemikalien  für  gewerblichen  Gebrauch 14        16  76 

c.  Farbwaaren 13        13  20 

m.  Glas 12        17  17 

nr.  Holz 27        30  46 

V.  Landwirthschaflliche  Erzeugnisse 8          8  11 

VI.  Leder 9        11  12 

Vn.  Literarische,  wissenschaftliche  und  Eunstgegenstände    ...      11        12  17 
YIIL  Mechanische  Gegenstände : 

a.  Uhren 3          3  19 

&.  Maschinen  und  Fahrzeuge 9          9  22 

IX.  Metalle: 

a.  Blei 5          5  6 

h.  Eisen 17        18  20 

c.  Kupfer 6          7  9 

d.  Nickel 3          3  3 

e.  Zink 4          4  4 

f.  Zinn 4          4  4 

g.  Edle  Metalle    . 5          6  11 

h.  Erze  und  Metalle  verschiedene 3          4  4 

X.  Mineralische  Stoflfe 27        30  36 

XI.  Nahrungs-  und  Genußmittel 73        83  101 

XIL  Oele  und  Fette 9        10  12 

Xin.  Papier 11        15  18 

XIV.  Spinnstoffe: 

a.  Baumwolle 18        20  37 

b.  Flachs,  Hanf,  Jute  etc 22        25  35 

c.  Seide 11         13  25 

d.  Wolle 25        27  36 

e.  Kautschuk  und  Guttapercha      .         5          5  8 

f.  Stroii,  Rohr,  Bast  etc 6          7  10 

g.  Confektions-  und  Modewaaren 12        13  27 

XV.  Thiere  und  thierische  Stoffe: 

o.  Thiere 12         12  15 

b.  Thierische  Stoffe 24        25  26 

XVI.  Thonwaaren 7          9  10 

XVU.  Verschiedene  Waaren 7         10  11 

Total    436      493  733 

Im  Ausfuhrtarif  sind  drei  Hauptrubriken  unterschieden: 

I.  Thiere 9          9  — 

n.  Holz 3          3  — 

IIL  Andere  Waaren 7          7  — 

Total       19         19  — 

Die  Anschreibung  für  die  Ausfuhrstatistik  dagegen  hat  nach  den  nämlichen  Grund- 
sätzen zu  geschehen  wie  für  die  Einfuhrstatistik. 

Anläßlich  der  Ratifikation  der  1888  erfolgten  Vertragsabschlüsse  mit  Deutsch- 
land und  Oesterreich  erließ  die  Bundesversammlung  im  Hinblick  auf  die  bevor- 
stehende Erneuerung  der  auf  1.  Februar  1892  ablaufenden  Tarifverträge  an  den 
Bundesrath  die  Einladung,  rechtzeitig  eine  Revision  des  Zolltarifs  anzubahnen  und 
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über  dieselbe  Bericht  und  Antrag  vorzulegen.    Die  BaDdesyeriBammlang  war  auf 
Gmnd  der  bei  den  letzten  YertragBabschliissen  gemachten  Erfahrangen  zur  Ueber- 
ZQO^pjlg  gelangt,  daß  die  Tarifgesetze  von  1884  und  1887  noch  keine  hinreichende 
Basis  fttr  künftige  Vertragsunter handlangen  bilden 

Der  Bandesrath  hat  mit  seiner  Vorlage  vom  2.  Mai  1890  den  verschiedenea 
in  Betracht  fallenden  Faktoren  möglichst  gerecht  zn  werden  getrachtet,  ohne  sich 
von  der  ausgesprochenen  Schutzzollpolitik  gewisser  Interessentenkreise  allzusehr 
beeinflussen  zu  lassen.  Immerhin  glaubte  er  auch,  auf  die  Einnahmen  des  Bunde» 
Rücksicht  nehmen  zu  sollen,  und  dies  hat  ihn  dann  bewogen,  auch  für  verschiedene 
Verrauchsartikel  mäßige  Erhöhungen  in  den  Entwurf  aufzunehmen.  Der  National- 
rath,  welcher  den  Entwurf  in  der  Juni-  und  außerordentlichen  Herbstsession  1890 
durchberathen,  hat  sich  im  Allgemeinen  dem  vom  Bundesrathe  eingeschlagenen 
Mittelwege  angeschlossen,  dagegen  bei  einer  Anzahl  von  erhöhten  Ansätzen  auf 
gewissen  Eonsumationsartikeln  Ermäßigung  auf  den  bisherigen  Ansatz  eintreten 
lassen,  während  hinwieder  bei  andern,  namentlich  Elonfektionsartikeln,  nidit  un- 
wesentliche Erhöhungen,  gegenüber  den  Arträgen  des  Bundesrathes,  beschlossen 
wurden.  Der  Entwurf  harrt  nun  noch  der  Berathung  durch  den  Ständerath,. 
welche  voraussichtlich  in  der  Dezembersession   1^90  stattfinden  wird. 

Pendent  sind  ferner  die  bundesräth liehen  Vorlagen  über  Neuorganisation  der 
Oberzolldirektion  (Botschaft  vom  23.  Sept.  1890)  und  die  Revision  des  Zoll- 
gesetzes von   1851. 

Die  Handelsverträge. 

Besondern  Einfluß  auf  das  Zollwesen  der  Schweiz  üben  bloß  diejenigen 
Handelsverträge  mit  ausländischen  Staaten  aus,  welche  von  den  allgemeinen  Gre- 
setzen  Vorschriften  abweichende  Bestimmungen  enthalten. 

Eh  betrifft  dieß  vor  allem  die  Tarifverträge,  durch  welche  gegenseitige  Zoll- 
ermäßigung auf  den  Generaltarifen  zugestanden  wird,  sodann  überhaupt  diejenigen' 
Verträge  mit  angrenzenden  Staaten,  welche  besondere  Vereinbarungen  in  dieser 
oder  jener  Hinsicht  enthalten.  Tarifverträge  bestehen  gegenwärtig  mit  Frankreich 
(1882),  Spanien  (1883),  Deutschland,  Zusatzvertrag  (1888),  Oesterreich-Ungam 
(1888)  und  Italien  (1889).  Der  wichtigste  aller  Verträge  ist  derjenige  mit 
Frankreich. 

a.  I)er  Handelsvertrag/  mit  Frankreidh,  Einen  wesentlichen  Umschwung 
in  den  Handels-  und  Zollverhältnissen  der  Schweiz  hatte  der  Abschluß  eines 
Handelsvertrages  mit  Frankreich   1864  zur  Folge. 

Nachdem  zuerst  unter  der  Republik,  nachher  unter  dem  Kaiserreich  und 
später  unter  der  Restauration  das  Schutzzoll-  und  Prohibitivsystem  zu  immer 
größerer  Entwicklung  gelangte  und  deßhalb  schweizeri^cherseits  die  Frage  der 
Ergreifung  von  Retorsionsmaßnahmen  ernsthaft  in  Erwägung  gezogen  worden 
war,  nachdem  selbst  unter  der  Regierung  Louis  Philipps  nur  einige  wenige 
Transiterleichterungen  erhältlich  waren,  während  der  französische  Markt  den 
Schweizerprodukten  beinahe  verschlossen  blieb,  hat  endlich  das  neue  französisch» 
Kaiserreich  einer  freisinnigen  Handelspolitik  in  Frankreich  Bahn  gebrochen. 

Ihr  verdanken  wir  auch  den  Abschluß  eines  Handelsvertrages,  der,  unge- 
achtet der  tief  eingreifenden  Forderungen  Frankreichs,  den  schweizerischen  Pro- 
dukten den  französischen  Markt  geöffnet  hat. 

Dieser  Vertrag  hatte  die  gegenseitige  Bindung  einer  großen  Zahl  von 
Tarifpositionen,  sowie  die  Zollermäliigung  auf  einer  Reihe  von  Artikeln  zur 
Folge,  nachdem  die  schweizerischerseits  proponirte  Zusicherung  gegenseitiger 
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handlang  auf  dem  Fuße   der   am   meisten    begUnstigtea  Nation  von  Frankreich 
abgelehnt  worden  war. 

Dnrch  diesen  Vertrag  wnrden  nämlich  französischersei t& ,  gegenüber  der 
Schweiz,  alle  Ans-  und  Einfuhrverbote  aufgehoben  und.  der  Mitgennß  an  den 
England,  Belgien.  Preußen  und  Italien  gewährten  Zollerleichterungen  zugesichert ;. 
sohweizeiischerseits«  neben  besondem  Ermäßigungen  auf  den  Ein-  und  Ausfuhr- 
zdilansätzen,  Frankreich  der  Mitgenuß  an  den  s.  Z.  Belgien  eingeräumten  Ein- 
fuhr zoliermäßigungen  zugestanden. 

Mit  Bezug  auf  die  französische  Landschaft  Gex,  welche  infolge  der  Ver- 
fügungen des  Wiener  Kongresses  von  1815,  mit  Rücksicht  auf  ihre  geographische 
Lage  und  ihre  Verhältnisse  zur  Schweiz  in  die  Douanenlinie  Frankreichs  nicht 
eingeschlossen  wurde  und  daher  eine  Art  zollfreie  Zone  bildete,  fand,  in  Er- 
weiterung einer  frühern  im  Jahre  1853  abgeschlossenen  Uebereinkunft,  eine  be- 
sondere Vereinbarung  statt,  in  welcher  die  Schweiz,  in  besonderer  Berücksichti- 
gung der  Lokalbedürfhisse  Genfs,  für  eine  Reihe  von  Artikeln,  wie  landwirth- 
schaftliche  Produkte,  Baumaterial,  sowie  ferner  für  gewisse  Fabrikate  und  Halb- 
fabrikate Zollbefreiung  oder  Zollermäßigung  eingeräumt  hat. 

Es  fehlte  damals  nicht  an  Stimmen,  welche  das  Bestreben,  in  ein  Vertrags- 
verbäitniß  zu  dem  mächtigen  Nachbarstaate  zu  treten,  verurtheilten,  im  Vertrauen 
auf  die  eigene  Kraft,  welche,  allen  Hindernissen  zum  Trotze,  bisher  unsere  (ndustrie 
zu  einer  großen  Blüthe  gelangen  ließ. 

Dem  gegenüber  mußte  einleuchten,  daß  durch  die  Handelsverträge,  welche 
Frankreich  bereits  mit  England,  Belgien,  Italien  und  mit  dem  deutschen  Zoll- 
verein abgeschlossen,  die  Bedingungen  der  Konkurrenzfähigkeit  auf  den  innerhalb» 
dieser  Liga  liegenden  Märkten  eine  außerordentliche  Veränderung  ernähren  hatten. 

Allerdings  waren  die  Vertragsfundamente  ungleich;  auf  der  einen  —  der 
schweizerischen  Seite  —  ein  äußerst  liberaler,  auf  den  Prinzipien  des  Freihandels- 
beruhender Zolltarif,  auf  Seite  Frankreichs  dagegen,  trotz  seiner  entschiedenen 
Schwenkung  zu  freisinnigem  Anschauungen,  prohibitive  Schutzzölle. 

Diese  Situation  war  von  vornherein  eine  für  die  schweizerischen  Interessen 
äußerst  fatale  und  hat  Frankreich  ermuntert,  von  der  Schweiz  Konzessionen  zu 
verlangen,  die  ganz  auf  andern  Gebieten  lagen,  resp.  mit  den  Ansätzen  des 
Zolltarifs  wenig  oder  gar  nichts  zu  thun  hatten.  Allerdings  wurde  der  französische 
Markt  verschiedenen  schweizerischen  Industrien  geöffnet,  so  namentlich  der  Seiden - 
brauche,  der  ührenindustrie,  Stickerei,  Bijouterie,  dann  femer  der  Strohwaaren- 
mannfaktur,  Gerberei,  Papierfabrikation,  Schuhwaaren,  Kautschukgewebe,  chemische 
Produkte,  mathematische  Instrumente,  Buch-  und  Kunsthandel,  landwirthschaftliche 
Produkte  u.  s.  w. 

Dagegen  hatte  aber  die  Schweiz  neben  einer  Reihe  von  Zollermäßigungen 
und  den  besondem  Erleichterungen  für  die  Waareneiufuhr  aus  dem  Pays  de  Gex, 
das  Recht  der  Niederlassung  französischer  Israeliten  (im  Niederlassungsvertrage), 
ferner  gewisse  Zugeständnisse  hinsichtlich  des  kantonalen  Ohmgeldbezuges,  des 
Schutzes  des  litterarischeu,  künstlerischen  und  gewerblichen  Eigenthums  einzu- 
rSnmen,  wovon  namentlich  letztere  zu  ernsthaften  Erörterungen  in  Betreif  dea 
Eingriffes  in  die  Kantonalsouveränetät  geführt  haben. 

Der  Tarif  für  die  Einfuhr  nach  der  Schweiz  zeigte  aber  in  der  Folge  den 
sehr  großen  üebelstand,  daß  die  Schweiz  für  alle  Waaren  ohne  Ausnahme  ge- 
bunden war,  was  dieselbe  verhinderte,  sich  Einnahmen  selbst  auf  solchen  Artikeln 
zu  verschatfen,  welche  Frankreich  in  keiner  Weise  interessirten  und  daß  er  somit 
jede  Aktionsfreiheit  für  Unterhandlungen  mit  andern  Mächten  hemmte. 
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kffÄAr\rjgr<ii  ^.wjc^  .a  Liv?*«f«t  i-»r  •>i(ix'K'>Md(!ain.  Fl^Aosen.  wie  in  denjenigen 

A^    ^Jorjsrrj^d  \s^%'r,MA   %t\kwitvKrixh*!nKT2ä  'üen^  'ier  Zolltarif   Tom  28. 

0*r»^r%.tAnf.  (>:i>:  l^riit  vTirif»ii  ini**);«::  ioi  Liafe  -i^r  Vf^rtuc*iliuicea  in  einer 
A&süv.  w^ite&tlxaftr  P-j^i:i>oKi  a.^  !:•»  AcdäCK  Ton  I^o4  zurückgedrängt.  Die 
^/Mwtiz  rerUf.jftr  ror  aLIsm  TariÄrtih^i':  flr  aII*  Artüel.  welch«?  für  den  Handel 
¥rza)€.r»:i/Aiti  mit  d'>;r  fi^hw^iz  toq  Ci^ia'^ai  b*i»!&d«im  Interude  nnd  and  es  gelang 
a/i/rh^  «rin^  lyüd^iit^fide  AczahL  iiowotil  in  volkiwirthächaftlicher.  als  in  öskaiiacher 
HiTiAifih^.  wi/:btig»;r  Artikel  von  der  Binlir.g  aiuzTmehmen.  For  andere  Artikel 
/W*:iri,  Alkohol.  CU^nwaarf^a.  LrArT  and  L'i-i-rrwiireci,  Wollgame.  Wollgewebe  etc., 
l'ißp(f:rw9Ar*in.  war  die  .StreioKang  aoä  d'^oi  K^avendoaalurif  nicht  erreichbar; 
dag^«:ri  könnt«  für  di<inelbeQ  «sine  Zollerh^hong  and  zugleich  sachgemäßere  Tarifi- 
rang  aung«; wirkt  w^rrd^n. 

l)if.  ve;rtragiiirhli^üen<i<in  Th'^il';  kamen  im  Weitem  dahin  äberein,  daß  die 
VKrtnkifA\AMt'immtiniCf:h  auf  8^>Iche  Waaren.  welche  in  dem  einen  oder  dem  andern 
d*ir  Fluiden  iJInder  den  Gegenstand  von  Staatsmonopjlen  bilden  oder  bilden 
w linier»,  keine  Anwendung  zu  finalen  haben. 

Ko  n  K^nOo  n ,  helr^iffenJ  di^i  Zfilu''*.  rh  alt  n  i'*se  zwis  chi^n  Genf  und  Hochi  a  co^en» 
In  i>:rii':k.ti':htigiing  der  bei  «len  ZoIUtätten  des  ehemaligen  Herzogthnms  Sa- 
voyen  und  der  Provinzen  r'bahlaiü»,  Genevois  and  Faacigny  gewährleisteten,  zoU- 
frtrien  Anifuhr  von  Lehen-i  mitte  In  nnd  Verbraachsgegenständen,  für  die  Versorgang 
fler  StH'lt  und  de»  Kantons  Genf  bestimmt,  hatte  Mch  die  Eidgenossenschaft  im 
i(;in'lelivertra|(  von  l>!j51  mit  Sardinien  (Art.  IV)  verpflichtet,  eine  Reihe  von 
irn  Mfirkt verkehr  eingehenden  Erzeugnissen,  sowie  von  Wein,  zollfrei  einzulassen, 
unter   Heh/;hrünkung  immerhin  auf  gewisse  Maximalquanti täten. 

\W\  den  IHfJO  erfolgten  Gebietsabtretungen  Italiens  an  Frankreich  blieben 
diurtf;  F>l»;ichteriingen  unbeanstandet,  wurden  jedoch  erst  durch  Abschluß  einer 
Konv<:ntion  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  14.  Juni  1881  vertrag- 
lich n«:u  >(eri*g«-Jt.   Dieselbe  gewährt  schweizerischerseits  folgende  Erleichterungen: 

1  )  Zollfniie   Hinfuhr  in  den  Kanton  Genf  von   10,<X)0  Hektoliter  Wein. 

'2)  /fdlfri'ie  Hinfuhr  im  Marktverkehr  einer  Reihe  landwirthschaftlicher 
I'lrzcii^nisse  unter  gewissen  Beschränkungen,  ferner  von  Gerberrinde, 
Mrcnnholz,    IJsiusteinen,   Dachziegeln,   Kalk  und  Gyps  u.  e.   w. 

li)  ZoHerniiilii^ung  (auf   '  i)  für  250  q  Sohl-  und   100  q  Schmalleder. 

1)  Zollfniii^  Auhfulir  aus  dem  Kanton  Genf  in  die  Zone  von  jährlich  600 
rohen    liiiut^'n   und   »HMH)  rohen   Fellen. 

FruiiknMch  «lairei^f.n  verpHichtet  sich  u.  A.,  kein  Ausfuhrverbot  für  die  für 
drn   Miirktvi;rk>'hr   von  Gnif  bestimmten   Lebensmittel  zu  erlassen. 

l».  />'•/•  llmnlfhcrrtratf  mit  Spanien  vom  14.  März  1883  ist  insofern  be- 
NotiiliTs  hiMiierkfiiswerth,  jiIh  durch  den  dem  V»Ttrag  beigefügteu  Tarif  einige 
wicht  i^«'  .schwi'i/frisrhr  Hxp'»rtprodukte,  wtdche  bi'^her  im  spanischen  Zolltarif 
nullt  hi'sondi'r-*  iiul'i^irlVihrt  uml  diilier  der  Gefahr  arbiträrer  Taxirung  ausgesetst 
wiirni,  nuMuii'lir  di-ju  nfiiziidlen  Tarif  einverleibt  werden  k«>nnten.  Die  sohweize- 
lificlHTM-itN  fin^^tM'äumtiMi  Gfifi'nkonzt'ssionen  betretfen  insbesondere  Olivenöl.  Kork- 
wtuufn    nnd    Südfrtnht«-. 

«'.  I>h'  \'rtfrtt  ff  mit  dem  deut'tnhcn  Rci'^he.  Der  Vertrag  mit  Deutschland 
von    ISsi,  rim*   Hrneuerun^  desjcnigou   von    liStV.>   mit  dem  deutschen  Zoll-  und 
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Handelsyerein,  ist  ein  Meistbegtiosidgungsvertrag,  in  welchem  überdies  eine  Beihe 
von  Spezialbestimmungen  über  die  gegenseitigen  Handelsbeziebnugen  niedergelegt 
sind.  Bemerkenswertb  vor  Allem  sind  diejenigen,  betreffend  den  Yeredlangsverkehr, 
Artikel  6,  dessen  Wortlant  seiner  Bedentnng  wegen  hier  in  extenso  wieder- 
gegeben wird: 

Zur  Regelung  des  Verkehrs  zum  Zwecke  der  Veredlung  von  Waaren  zwischen 
den  Gebieten  der  vertragschließenden  Theile  wird  festgesetzt,  daß  bei  der  RQckkehr 
aus  dem  Veredlungslande  von  Eingangsabgaben  befreit  bleiben: 

a.    Gewebe  und  Garne,  welche  zum  Waschen,  Bleichen,  *)  Färben,  Walken,  Appre- 

tiren,  Bedrucken  und  Sticken,  sowie  Game,  welche  zum  Stricken, 
h.   Gespinnste  (einschließlich    der  erforderlichen  Zuthaten),   welche  zur  Herstellung 
von  Spitzen  und  Posamentirwaaren, 

c.  Garne  in  gescheerten  (auch  gesclilichteteu)  Ketten  nebst  dem  erforderlichen  Schuß- 
garn, welche  zur  Herstellung  von  Geweben, 

d.  Seide,  welche  zum  Färben, ') 

c.    Häute  und  Felle,  welche  zur  Leder-  und  Pelzwerkbereitung, 

f.  Gegenstände,  welche  zum  Lackiren,  Poliren  und  Bemalen  in  das  andere  Gebiet 
ausgeführt  worden  sind; 

g.  sonstige  zur  Ausbesserung,  Besu'beitung  oder  Veredlung  bestimmte,  in  das  andere 
Gebiet  gebrachte  und  nach  Erreichung  jenes  Zweckes  unter  Beobachtung  der 
deßhalb  getroffenen  besondem  Vorschriften  zurückgeführte  Gegenstände,  wenn 
die  wesentliche  Beschaffenheit  und  die  Benennung  derselben  unverändert  bleibt, 

und  zwar  in  allen  diesen  Fällen,  sofern  die  Identität  der  aus-  und  wieder  eingeführten 
Waaren  und  Gegenstände  außer  Zweifel  ist. 

Außerdem  kann  bei  Garnen  und  Geweben  die  Zollfreiheit  von  dem  Nachweis  der 
einheimischen  Erzeugung  der  zur  Veredlung  ausgeführten  Waaren  abhängig  gemacht 
werden. 

Ausgangsabgaben  dürfen  von  Waaren,  welche  nach  erfolgter  Veredlung  in  das 
Versendungsland  zurückgeführt  werden,  nicht  erhoben  werden. 

Der  Vertrag  (Anlage  A)  stipulirt  im  Weitern  gegenseitige  Zollbefreiung 
für  eine  größere  Zahl  von  Rohprodukten,  Abfällen,  Dünger  etc.,  sodann  für 
Knnstsachen  zu  öffentlichen  Zwecken,  Handelsmuster,  Uebersiedlungs-,  Erbschafts- 
und  Auflsteuergegenstände,  für  Reiseeffekten;  für  Fahrzeuge  und  Bespannungen, 
welche  bloß  vorübergehend  eingebracht  werden  u.  s.  w. 

Anlage  B  endlich  enthält  besondere  Bestimmungen  über  den  grenznach- 
barlichen Verkehr  und  daherige  vormerkliche  Behandlung  der  in  Betracht  fallen- 
den Gegenstände. 

Durch  die  mit  1.  Juli  1885  eingetretenen  Zollerhöhungen  Deutschlands 
wurde  der  schweizerische  Export,  namentlich  für  Uhren,  Seidengewebe,  Banm- 
wollzwirn,  Stickereien,  Holz  und  Vieh  derart  beeinträchtigt,  daß  die  Schweiz 
sich  genöthigt  sah,  mit  der  deutschen  Regierung  über  eine  gegenseitige  Ver- 
ständigung Unterhandlungen  anzuknüpfen,  welche  nach  längerer  Unterbrechung 
und  nachdem  durch  die  schweizerische  Zolltarifnovelle  vom  17.  Dezember  1887 
eine  für  die  schweizerischen  Interessen  günstigere  Basis  gewonnen  war,  am  11. 
November  1888  durch  Vereinbarung  eines  Zusatzvertrages  zum  Vertrage  von 
1881  ihren  Abschluß  fanden. 

Den  Hauptbestandtheil  dieses  Zusatzvertrages  bilden  die  beiderseitigen  Ver- 
tragstarife. Deutscherseits  sind  Reduktionen  eingeräumt  für  baumwollene  Stickereien, 
Rohseidenzwirn,  Seidenwaaren  und  Beuteltuch,  gewalztes  Gold  und  insbesondere 
für  Taschenuhren;  schweizerischerseits  für  Portlandcement,  Katieesurrogate,  Bier,. 
Papierwäsche,  BaumwolLsammet,  elastische  Gewebe,  feine  Stroh-,  Rohr-  und  Bast- 


*)  Zusatzvertrag  von  1889:  Zwirnen. 
*)  und  Umfärben. 
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waaren,  baumwollene  und  seidene  Konfektion,  Lampen,  nebst  einigen  Bindungen 
bestehender  Ansätze. 

d.  Der  Vertrag  mit  Oesterr eich- Ungarn,  Der  am  23.  November  1888  er- 
folgte neae  Vertragsabschluß  mit  Oesterreich- Ungarn,  an  Stelle  des  Meistbegünsti- 
gungsvertrages  vom  14.  Juli  1868  war  aus  ähnlichen  Motiven  geboten,  wie  sie 
oben  mit  Bezug  anf  den  seh weizerisch-dentschen  Zusatzvertrag  kurz  skizzirt  sind; 
wegen  der  Zollerhöhungen  Oesterreiohs,  welche  namentlich  mit  dem  DahinfiiUen 
des  österreichisch- italienischen  Handelsvertrages  und  der  daherigen  auch  von  der 
Schweiz  mitgenossenen  Zollvergünstigungen  (Käse,  Seidengewebe  ete.)  fttr  den 
schweizerischen   Export  gefährdend  zu  werden  drohten. 

Neben  verschiedenen  Erleichterungen,  betreffend  den  grenznachbarlicben 
"Yerkehr  (Zollbefreiung  für  Arbeitsvieh  u.  s.  w.)  sind  besonders  erwähnenswerth 
•die  Vertragsbestimmungen  betreffend: 

1)  Zollfreiheit  im  Reparatur  verkehr,  welche  zwischen  der  Schweiz  und 
Oesterreich  bisher  nicht  bestanden  hatte; 

2)  Den  zollfreien  Stickerei  verkehr  zwischen  der  Schweiz  einerseits  und  Vor- 
arlberg und  Liechtenstein  anderseits  (Art.  4)  an  Stelle  des  bezüglichen 
bloßen  Vermerks  im  Schlußprotokoll  des  frühem  Vertrages.  Unter  diesen 
Verkehr  fällt  jedoch  lediglich  die  im  Vorarlberg  und  dem  Fürstenthum 
Liechtenstein  selbst  veredelte  Waare. 

In  Betreif  des  Tarifs  sind  von  Seiten  Oesterreiohs  Ermäßigungen  zugestanden 
für  Chocolade,  condensirte  Milch,  Kindermehl,  Baumwollgarne  und  -Grewebe, 
Stickereien,  gefärbte  Seide,  Beuteltuch,  Seidenstotfe  und  Bänder,  für  gewisse 
Maschinen  u.  s.  w. ;  von  Seiten  der  Schweiz  für  Mineralwasser,  Spiegelglas, 
Bau-  und  Nutzholz  (eichenes  ausgenommen),  vorgearbeitete  Holzwaaren,  sogenannte 
Wienermöbel,  gewisse  Papiere,  Seidenkonfektion,  garnirte  Herrenhüte,  Pelzwerk 
nnd  gewisse  Stoff'schuhe,  ferner  für  Vieh,  frisches  Fleisch  und  Butter,  eingemachte 
Früchte,  Malz,  Bier,  Mehl  etc.,  neben  einer  Anzahl  von  Bindungen  bestehender 
Ansätze. 

Von  den  Handelserleichterungen  der  Grenzgebiete  ist  noch  besonders  nennens- 
werth  eine  Zollermäßigung  (auf  Fr.  15)  für  jährlich  250  Meterzentner  grobe 
Tyroler  Strumpfwaaren  aus  dem  Patznauner-  und  Stanser-Thal. 

e.  Der  Vertrag  mit  Italien.  Die  Handelsbeziehungen  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  waren  bis  zum  1.  März  1888  durch  den  am  22.  März  1883  ab- 
geschlossenen Vertrag  und  durch  ein  Nachtragsprotokoll  zu  demselben  geregelt. 
Die  Uebereinkunft  enthielt  neben  den  textuellen  Bestimmungen  einen  allerdings 
nicht  sehr  unif angreichen  Konventionaltarif  unter  gleichzeitiger  Zusicherung  der 
Meistbegünstigung.  Vom  1.  März  1888  hinweg  behandelten  sich  beide  Staaten, 
infolge  eines  daherigen  Notenaustausches,  auf  dem  Fuße  der  meistbegünstigten 
Nation,  nachdem  vorher  angeknüpfte  Verhandlungen  über  Abschluß  eines  neuen 
Vertrage»  infolge  der  gleichzeitigen  erfolglosen  Unterbandlungen  Italiens  mit 
Frankreich,  welche  bekanntlich  den  französisch-italienischen  Zollkrieg  veranlaßten, 
gescheitert  waren. 

Am  23.  Januar  1889  endlich  kam  dann  ein  neuer  Vertrag  zu  Stande, 
welcher  beidseitig,  namentlich  infolge  des  Nichtzustandekommens  eines  italienisch - 
franziJsischen  Vertrages  ziemlich  weitgehende  Konventionaltarife  mit  Ermäßigungen 
nnd  Bindungen  enthält.  Ermäßigungen  wurd«*n  eingeräumt  von  Italien  für: 
Kindermehl,  Chokolade,  Baumwollzwirn,  Bauniwoll«^e\vi'.be  nnd  -Stickereien,  baum- 
wollene Konfektion,  Filze,  Kupferstiche,  Lithographien  etc.,  Transmissionsriemen, 
Dynamo-Maschinen,   kupferne  und  andere  Apparate,  Kardengarnituren,  Eisenbahn- 
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^wagen,  gewalztes  Gold  und  Silber,  Bijouterien,  Mosikdosen,  ührenfournitoren, 
Milohextrakt,  Käse,  elastische  Grewebe  und  Bänder;  von  der  Schweiz  für:  SUß- 
holzsaft,  Rizinusöl,  Marmor,  Eier,  Grefliigel,  Warstwaaren,  Tafeltrauben,  Orangen 
und  Zitronen,  Reis,  Teigwaaren,  Wermuth,  Olivenöl,  gezwirnte  Seide  und  Floret- 
Beide,  Strohhüte  und  Pferdehaare. 

Italien  übernimmt  auch  die  Verpflichtung  der  zollfreien  2kilassuDg  (admission 
temporaire)  von  rohen  schweizerischen  Baumwolltüchern,  welche  in  Italien  be- 
druckt und  wieder  ausgeführt  werden  sollen. 

In  besonderm  Protokoll  ist  man  sodann  beidseitig  übereingekommen,  daß 
spätestens  drei  Monate  nach  Austausch  der  Ratifikationsurkunden  weitere  Unter- 
handlungen über  die  Fragen  betreffend  den  Grenzverkehr  und  den  Schmuggel 
eröffnet  werden  sollten.  Die  Delegirten  beider  Staaten  sind  dann  auch  in  der  Folge 
■zu,  Bern  zusammengetreten;  allein  die  Unterhandlungen  gelangten  nicht  zum  2jiele, 
•da  die  Schweiz  der  Forderung  Italiens  auf  Eingehung  eines  Zollkartells  nicht 
Polge  leisten  konnte. 

SpezialVerträge  mit  angrenzenden  Staaten. 

a.  Deutsches  Reich. 

1)  Uebereinkunft  mit  Baden  vom  27.  Juli  1852  über  gegenseitige  2Joll- 
freiheit  auf  kurzen  Yerbindungastrecken  u.  s.   w. 

2)  Uebereinkunft  mit  Baden  vom  12.  Juli  1859,  betreffend  die  zollamtliche 
Abfertigung  auf  dem  Bahnhofe  zu  Waldshut. 

3)  Uebereinkunft  vom  24.  September  1862  zum  Vollzug  und  in  Erweite- 
rung des  Artikels  16,  des  Vertrages  vom  27.  Juli  1852  mit  Baden  über 
die  Weiterführung  der  badischen  Eisenbahn  durch  das  schweizerische 
Gebiet. 

a)  In  Bezug    auf  die  Zollabfertigungsstellen   auf  den  Bahnhöfen  Schaff- 
hausen und  Thayngen; 

b)  In  Bezug  auf  die  schweizerische  Zollstätte  auf  der  Station  Erzingen. 

4)  Uebereinkunft  mit  Baden  vom  27.  März  1863,  betreffend  Regelung  der 
Zollverhältnisse  auf  der  Wiesenthalbahn  zwischen  Basel  und  der  badischen 
Grenze. 

5)  Uebereinkunft  mit  Baden  vom  5.  September  1864,  betreffend  die  Auf- 
hebung der  Brückengelder  auf  den  Brücken  bei  Säckingen  und  Laufenburg. 

6)  Uebereinkunft  mit  Baden  vom  7.  Juli  1870,  betreffend  Erstellung  einer 
zollamtlichen  Niederlage  auf  dem  badischen  Bahnhofe  zu  Basel,  mit  Voll- 
zugsbestimmungen vom  8.  Februar  1878. 

7)  Uebereinkunft  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  7.  August  1873,  betreffend 
die  Errichtung  einer  deutschen  Zollabfertigungsstelle  am  Bahnhofe  der 
Zentral  bahn  in  Basel,  mit  Nachtrag  vom  23.  Oktober  1876. 

8)  Vereinbarung  vom  19.  Februar  1884  über  die  Zollabfertigung  im  badischen 
Bahnhofe  in  Basel  und  regulativ  betreffend  die  Zollbehandlung  von  Wagen 
einheitlicher  Ladung  bei  der  schweizerischen  Zollstätte  im  badischen 
Rangirbahnhofe  daselbst. 

b.  Frankreich, 

1)  Uebereinkunft    vom   10.   August   1877,    betreffend  die  Kontrolirung   des 

Verkehrs  mit  Getränken  zwischen  der  Schweiz   und  Frankreich,  mit   Zu- 

11.  September 
Satzerklärung  vom     ---    -        -    —  1883  und  Nachträgen  von  18^4,  1885, 

19.  November 

1887  und  1889. 
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2)  Konvention  vom  14.  Juni  1884  über  die  ZollverhältniBse  zwischen  dem 
Kanton  Grenf  nnd  der  freien  Zone  von  Hoohsavoyen  (s.  anch  oben  unter 
Abschnitt  Handelsverträge. 

c.  Oesierreick-JJngam, 
IJebereinknnft   vom    2.    August    1872,    betreffend    den    Zolldienst    auf  den 
Eisenbahnstationen  Buchs  und  St.  Margrethen. 

d.  Italien, 
üebereinkunft  vom  15.  Dezember  1882,  betreffend  den  Zolldienst  auf  den 
internationalen  Bahnhöfen  Chiasso  und  Luino. 

Erlasse  seit  1874. 

Unter  den  von  1874 — 1890  erschienenen  Erlassen,  das  Zollwesen  betreffend,, 
sind  zu  erwähnen: 

1)  Bundesrathsbeschluß  betreffend  die  ZoUvergtlnstigung  fUr  die  diploma» 
tischen  Vertreter  des  Auslandes  bei  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  vom 
26.  April  1875. 

2)  Bundesrathsbeschluß  betreffend  die  Strafkompetenz  der  Zolldirektionen 
bei  Zollübertretungen,  vom  16.  April  1877. 

3)  Bundesbeschluß,  betreffend  ausnahmsweise  Anwendung  des  neuen  Zoll- 
tarifs, vom  28.  Juni  1878. 

4)  Instruktion  für  die  Oberzolldirektion  vom  18.  April  1879. 

5)  Bundesgesetz  betreffend  Erhöhung  des  Eingangszolles  auf  einzelnen  Waaren- 
gattungen  (Tabak  und  Branntwein),  vom  20.  Juni  1879  nebst  zudienendem 
Bundesbeschluß  gleichen  Datums. 

6)  Bundesrathsbeschluß  betreffend  die  zollfreie  Rückkehr  von  Schweizer- 
waaren, vom  27.  April  1880. 

7)  Bundesbeschluß  betreffend  den  Rückzoll  auf  Tabak  (Ablehnung),  vom  25. 
Juni  1881. 

8)  Vollziehungsverordnung  zum  Zollgesetz  vom  18.  Oktober  1881. 

9)  Bundesbeschluß  betreffend  die  in  Folge  des  neuen  Handelsvertrages  mit 
Frankreich  provisorisch  eintretenden  Abänderungen  des  Zolltarifs,  vom  30.  Juni 
1882. 

10)  Bundesgesetz  betreffend  einen  neuen  schweizerischen  Zolltarif,  vom  26.. 
Juni  1884. 

11)  Bundesrathsbeschluß  betreffend  die  Bestimmung  des  Begriffes  « Grenz- 
verkehr"  mit  Bezug  auf  die  Waarenstatistik,   vom  20.  Februar  1885. 

12)  Revidirte  Verordnung  betreffend  die  Waarenstatistik,  vom  13.  November 
1885  (an  Stelle  derjenigen  vom  10.  Oktober  1884). 

13)  Bundesgesetz,  betreffend  die  Organisation  der  Bureau-Abtheilung  für 
Handelsstatistik,  vom  22.  Dezember  1886. 

14)  Bundesgesetz  vom  17.  Dezember  1887,  betreffend  Abänderung  des- 
Zolltarifgesetzes  vom    26.  Juni   1884  (Nr.    10  hievor). 

15)  Verordnung  betreffend  die  Festsetzung  der  Provision  für  den  Zoll- 
bezug auf  Postsendungen  und  die  Bezugsberechtigung  für  diese  Provision,  vom 
5.  Januar   1888. 

16)  Bundesbeschluß  betreffend  Gewährung  eines  RUckzolles  auf  Zucker  beim 
Export  von  kundensirter  Milch,  vom  27.  Juni  1889,  und  Vollziehungsverordnun^ 
zu  demselben  vom  28.   Dezember  gleichen  Jahres. 
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17)  BnndeRrathsbeschlttsse  betreifend  Abändernngen  der  Yollziehungsverord- 
nang  zum  Zollgesetz  (vom  18.  Oktober  1881): 

vom  24.  November  1882  (Art.  45),  vom   12.  Juli        1889  (An.    43), 

„17.          „          1883  (Art.  96),  „      10.  Januar  1890  (Art.    43), 

„      25.  Januar       1887  (Art.  8),  „        7.  März      1890  (Art.  119). 

„      20.  April          1888  (Art.  43), 

Änmerkufig.  Nicht  aufgezählt  sind  die  Gesetze  und  Verordnungen  über  Alkohol- 
wesen, Yiehseuchenpolizei,  Reblaus,  Jagd-  und  Vogelschutz,  Fischerei,  Maaß  und  Gewicht. 
Zündhölzchen  etc.,  mit  deren  theilweiser  Vollziehung  die  Zollverwaltung  beauftragt  ist. 

Das  Zollwesen  im  Jahre  1890. 
Organisation, 

Die  leitenden  Behörden  sind:  a.  Der  Bundesrath,  b.  das  Zoildepartement, 
c.  die  Oberzolldirektion,  mit  Amtssitz  in  Bern;  d.  die  Direktionen  der  6  Zoll- 
gebiete   (Direktionssitze:    Basel,    Schaffhausen,    Chur,    Lugano,    Lausanne,    Genf). 

Die  Zollabfertigung  besorgen: 

Im  I.  Zollgebiet:  61  Zollstätten,  wovon  13  Hauptzollstätten,  5  Nieder- 
lagshäuser und  43  Nebenzollstätten.  Hauptzollstätt«n :  Goumois,  Pruntrut,  Bon- 
court, Basel,  S.  C.  B.,  Pet,  Vit.,  G.  V.  und  Wolf,  Basel,  bad.  Bahnhof  (Haupt- 
bahnhof und  Rangirbahnhof),  Lisbüchel,  Riehen,  Rheinfelden,  Laufenbnrg,  Walds- 
hut.  Niederlagshäuser :  Basel  S.  C.  B.,  Aarau,  Lenzburg  (für  Malagaweine  und 
Cognac),  Luzern  (für  Weine),  Arth-Goldau  (für  Petrol).  Nebenzollstätten:  Biau- 
fond,  La  Bou^ge,  La  Goule,  Clairbi^,  Chaufour,  La  Motte,  Courtemaiche,  Bressau- 
court,  Damvant,  Reclere,  Grandfontaine,  Fahy,  Lngnez,  Beurnev^sin,  Bonfol, 
Mi6court,  Charmoille,  Lucelle,  Roggenburg,  Kleinlützel,  Burg,  Rodersdorf,  Flühen, 
Benken,  Schönonbuch,  Allschwyl,  Burgfelden,  Basel  Rheinzoll,  Wiesenbrücke, 
Kleinhüningen,  Bettungen,  Hörn,  Kaiseraugt^t,  Wallbach,  Mumpf,  Säckingerbrücke, 
Etzgen,  Klemme,  Jüppen,  Koblenz,  Zurzach-Barz  und  -Burg,  Kaiserstuhl. 

Im  IL  Zollgebiet:  46  Zollstätten,  wovon  8  Hauptzollstätten,  1  Niederlags- 
haas, 37  Nebenzollstätten.  HauptzollstÄtten :  Erzingen,  Schaffhausen  Bahnhof^), 
Schaffhausen  Rhein,  Thayngen  Bahnhof,  Singen,  Stein  a.  Rh.,  Constanz,  Romuns- 
horn  *).  Niederlagshaus:  Zürich.  Nebenzollstätten:  Wilchingen,  Unterhallau,  Schleit- 
heim  Beggingen,  Wasterkingen,  HUntwangen,  Buchenloo,  Wyl,  Rafz,  Rtidlingen, 
Rheinau,  Durstgraben,  Bargen,  Merishausen,  Dörflingen,  Dießenhofen,  Thayngen 
Dorf,  Altdorf,  Hofeu,  Buch,  Rielasingen,  Ramsen,  Hemishofen,  Mammem,  Steck- 
bom,  Berlingen,  Mannenbach,  Ermatingen,  Gottlieben,  Tägerweilen,  Emmishofen 
Kreuzungen,  Altnau,  Keßweil,   Uttweil,  Arbon,  Hörn. 

Im  III.  Zollgebiet:  33  Zollstätten,  wovon  8  Hauptzollstätten,  1  Nieder- 
lagshaus, 24  Nebenzollstätten.  Hauptzollstätten:  Rorschach^),  St.  Margrethen  Bahn- 
hof, Monstein-Au,  Buchs  Bahnhof  *),  Martinsbruck,  Canipocologiio,  Castasegna, 
Splügen.  Niederlagshaus :  St.  Gallen.  Nebenzollstätten :  Staad,  St.  Margarethen- 
Straße,  Rbeineck,  Au-Oberfahr,  Schmitter,  Kriesern,  Montlingen,  Oberried,  Bücbel, 
Haag,  Buchs  Straße,  Sevelen,  Trübbach,  Luzienseig,  St.  Antonien,  Compatsch, 
Manas,  Münster,  Sta  Maria,   Cierfs,   Zernetz,   Scanfs,   Puschlav,  Madris.. 

Im  IV.  Zollgebiet:  40  Zollstätten,  wovon  6  Hauptzollstätten,  34  Neben- 
zollstätten. Hauj)tz<)llstätten :  Lugano,  *)  Foniasette,  Chiasso  Bahniiof,  Chiasso  Straße  *), 
Locarno,  ')  Luino.  Nebenzollstätten :  Scareglia,  Gaudria,  Arogno,  Morcote,  Büro, 
Figino,  Termini,  Astano,  Ponte-Cremenaga,  Ponte-Tresa,  Caslano,  Scudellate,  Cabbio, 
San  Simone,  Seseglio,  Novazzano,  Brusata,  Stabiu,  Ligornetto,  San  Pietro,  Besazio, 

*)  Zujjlcich  Niederlagshaus.     ^)  Zut'leich  Getreideniederlage. 

Purrer,  VoIkswirlhHchafte-Lexikon  der  Schweiz.  ^^ 
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Arzo,  Ascona,  Brissago,  Madonna  di  Ponte,  Dirinella,  Magadino,   Indemini,  San 
Antonio,  Bedretto,  Comologno,  Camedo,  Maccagno,  Pino. 

Im  V.. Zollgebiet;  31  Zollstätten,  wovon  10  HaaptzoUstätten,  1  Nieder- 
lagshans, 20  Nebenzollstätten.  Hauptzollstätten:  Vevey,  *)  Oachy,  Morges,  *) 
Nyon,  Yallorbes  Bahnhof,  Vallorbes  Straße,  Verrieres  Bahnhof,  Meudon,  Locie, 
Col  des  Roches  Straße.  Nieder lagshaas :  Lausanne.  Nebenzollstätten :  VUleneuve, 
Vemex,  Cnlly,  Rolle,  *)  Chavannes,  Grassier,  La  Rippe,  La  Gore,  Brassns, 
Gharbonnieres,  L'Anberson,  Les  Rochettes,  Les  Places,  La  Ronde,  L'Ek^renaz,  Gol 
des  Roches  Station,  Gerneux-Pequignot,   Les  Brenets,  Saat  da  Doabs,  La  Rasse. 

ImVI.  Zollgebiet:  50  Zollstätten,  wovon  11  HaaptzoUstätten,  2  Nieder- 
lagshäuser, 37  Nebenzollstätten.  Hauptzollstätten :  Gondo,  Bouveret,  St.  Gingolph 
Genf  See,  Genf  Bahnhof,  Petite  Vitesse  und  Grande  Vitesse,  Genf  Bahnhof  Eanx- 
Vives,  Moillesulaz,  Perly,  Meyrin  Straße,  Sacoonnex.  Niederlagshänser :  Genf 
Rive  et  Genf  Gornavin.  Nebenzollstätten :  Ulrichen,  Binnen,  Saas,  Zermatt,  Bonrg 
St.  Pierre,  Praz-de-Fort,  Forclaz,  Ghätelard,  Ghamp^ry,  Morgins,  Hermance,  Versoix, 
Ghene,  Mon-Idee,  Gorsier,  Gy,  Moniaz,  Gara,  Thonex,  Veyrier,  Troinex,  Groix 
de  Rozon,  Bardonnex,  Soral,  S6segniu,  Dardagny,  Malval,  Ghoully,  Bourdigny, 
Mategnin,  Ghancy,  La  Plaine,  Satigny,  Meyrin  Station,  Vireloup,  Bossy,  Sanvemy. 

Total : 

56  Hauptzollstätten,  wovon  10  mit  Zollniederlagen,  10  Niederlagshänser, 
195  Nebenzollstätten  nebst  24  Zollbezugsposten. 

Bestand   des  Zollpersonals : 

Beamte    Bedleoatete 

Oberzolldirektion,  einschließl.  19  Beamte  der  handelsstat.  Abtheilg.        32  — 

Zollgebietsdirektionen  I — VI 47  6 

Zollstätten 367        158 

6^10 
Grenzwachtmannschaft  (Ghefs  inbegritfen) :    eidgenössische     .      .  385 

kantonale       ...  100 


Total  1095  Mann. 

Der  Bundesrath  ist  die  oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde.  Er 
entscheidet  in  letzter  Instanz  über  Anhtände  betreffend  die  Anwendung  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  über  das  Zollwcbcn,  so  namentlich  in  Tarifsachen.  Die  ge- 
richtliche Jurisdiktion  kann  somit  in  dergleichen  Streitfragen  nicht  angerufen  werden. 
Er  trifft  die  Wahl  der  Zollbeamten  und  hat  insbesondere  die  Befugniß,  unter 
besondern  Umständen,  namentlich  btii  Verkehrsbeschränkungen  seitens  des  Aus- 
landes, die  ihm  gut  scheinenden  Maünahmen  zu  treffen,  für  deren  Fortdauer  immer- 
hin die  Gutheißung  durch  die  Bundesversammlung  erforderlich  ist  (Kampfartikel 
des  Zollgesetzes).  Er  unterbreitet  der  Bumhisversammlung  seine  Anträge  für  ge- 
setzgeberische Erlasse  betreffend  des  Zollwcsen. 

Das  Zolldepartement  hat  die  unmittelbare  Oberaufsicht  des  gesammten 
Zolhvesens;   ihm  liegen  insbesondere  ob 
a.   Die  Vorberathung  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  Organisation,   Tarife 

und  Verwaltung  des  Ziillwesens; 
6.  Alle   Entscheidungen   prinzipieller  Natur,  soweit  dieselben  nicht  von  höherer 

Behörde  auszugehen  haben ; 
c.  Die  Mitwirkung  bei  den  Vorarbeiten  und  dem  Abschluß  der  Handelsverträge. 
Die  (> b e r z 0 1 1 d i r e k t i 0 u  ist  die  dem  Zolldienste direkt  vorgesetzte  Behörde. 

*)  Zu^'leich  Niederlag.'^haus.    ^)  Mit  einem  Niederlagsliaus  für  Wein. 
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Sie  erlftßt  alle  für  den  Zolldienst  erforderlichen  Instruktionen  ttber  den  YoUzag 
-der  Gesetze  und  Verordnungen  betreifend  des  Zollwesen,  der  Tarife,  Handelsver- 
träge, Waarenstatistik,  sowie  bezüglich  sämmtlicher  Materien  der  Bundesgesetz- 
^bung,  bei  welchen  die  Zollverwaltung  mitzuwirken  hat  (Alkohol,  Viehseuchen, 
Jagd  und  Vogebohutz,  Fischerei,  Reblaus,  Maaß  und  Gewicht,  Zündhölzchen, 
-eidg.  und  kantonale  Begale  u.  s.  w.),  und  sorgt  für  deren  richtige  Vollziehung. 
Sie  erledigt  alle  Gesuche,  Reklamationen  u.  s.  w.  bezüglich  Anwendung  des  Tarifs 
sowie  der  allgemeinen  Gesetzes-  und  Verwaltungs Vorschriften,  soweit  diese  Erledi- 
gung nicht  durch  die  Zollgebietsdirektionen  erfolgen  kann,  und  besorgt  die  Reeh- 
nongsstellung  der  gesammten  Zollverwaltung.  Unter  ihrer  Oberleitung  steht  auch 
der  gesammte  Grenzbewachungädienst. 

Die  Zollgebietsdirektionen  besorgen  die  Leitung  des  Zolldienstes  in 
ihren  resp.  Gebieten  und  sind  verantwortlich  für  richtige  Vollziehung  der  ober- 
behördlichen Weisungen,  sowie  überhaupt  der  sämmtlichen  allgemeinen  und  spezi- 
-ellen  Vorschriften,  welche  auf  den  Zolldienst  im  betreffenden  Gebiete  Bezug  haben. 
Ihre  Vollziehungsorgane  sind  die  Haupizollstätien  und  NebeneolhtäUen,  letztere 
den  erstem  untergeordnet  und  mit  beschränkter  Abfertigungsbefugniss. 

Die  Zollbeamten  leisten  Personalkaution  gemäß  einer  vom  Zolldepartement 
aufgestellten  Bürgschaftsskala.  Eine  grosse  Zahl  derselben  ist  dem  schweizerischen 
Amtsbürgschafts  -  Verein  beigetreten. 

Das  ZollahfertigungS'  Verfahren. 

Der  Verkehr  mit  zollpflichtigen  Gegenständen  über  die  Grenze  der  Schweiz 
ist  an  die  erlaubten  Zollstraßen  (worunter  sämmtliche  Eisenbahnlinien)  und  Lan- 
dungsplätze, sowie  an  gewisse  Zollstunden  gebunden.  Abfertigungen  außerhalb  der 
Zollstundeu  sind  statthaft,  unterliegen  jedoch  einer  besondern  durch  Verordnung 
festgesetzten  Gebühr. 

Je  nach  der  Waarenbestimmung  unterscheidet  man  folgende  Abfertigungsarten  : 

a.  Einfuhrverzollung  für  Waareri,  welche  zum  innern  Konsum  bestimmt 
sind;  6.  Geleitscheinabfertigung  für  Waaren,  welche  entweder:  1)  zum  direkten 
Transit,  2)  nach  einem  eidg.  Niederlagshaus  (Freilager)  bestimmt  sind  oder  3) 
als  sogenannte  Fartiegüter  mit  Transitfrist  auf  ein  Jahr  angemeldet  werden ; , 
c.  Geleitscheinlöschung,  mittelst:  1)  Durchfuhr  (Wiederausfuhr),  2)  Einlagerung 
auf  Freilager ;  d,  Ausfuhr;  e.  Freipaßabfertigung  für  Waaren,  welche  aus- bezw. 
eingeführt  wer<len,  um  nach  bestimmter  Frist  wieder  ein-  bezw.  ausgeführt  zu 
werden;  /.  Freipaßlöschung  bei  Wiederein-  bezw.  Wiederausfuhr  solcher  Waaren. 

Für  jeden  Abfertiguugsmodus  besteht  ein  besonderes  Deklarationsfbrmular, 
das  der  Waarenführer  vorschriftsgemäß  auszufüllen  hat. 

Die  Abfertigung  geschieht  auf  Grund  der  Deklaration,  vorbehaltlich  des 
Revisionsrechtes. 

Die  Deklaration  bildet  ebensowohl  die  Grundlage  für  die  Zollberechnung 
bei  2^Ilbezug  und  Zollhinterlage  im  gebundenen  Verkehr  (bezüglich  der  Zoll 
ansätze  s.  unter  Einfuhrzölle  und  Ausfuhrzölle  Bd  I.,  S.  7Ü  u.  481  ;  die  seit- 
herigen Aenderungen  werden  iu  einem  spätem  Supplement  erscheinen),  wie  auch 
iWx  die  Waarenstatistik  (s.  „  Handelsstatistik  **).  Dieselbe  hat  folgende  Angaben 
zu  enthalten: 

a.  Gattung  der  Waare,  nach  der  tarifgemäßen  Benennung; 

b,  Waarenmenge  (Brutto-  und  Nettogewicht,  Stück-  oder  Literzahl,  je  nach 
Vorschrift  des  statistischen   Waarenverzeichnisses) ; 

c.  Verpackungsart  (Kiste,   Faß  etc.); 

d,  Zeichen,   Nummern,  Anzahl  der  Waarenstilcke ; 
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e.  Herkunftsland  (Einfahr),  Herkanfts-  und  Bestimmungsland  (Geleitschein), 
Bestimmungsland  (Ausfahr),  Herkunftsland  und  Land  der  vorübergehenden, 
Bestimmung  (Freipaß); 

f.  Werth:  1)  bei  Einfuhr-  und  Geleitscheinabfertigung,  Einlagerung  auf 
Freilager :  fdr  Abfälle  von  Edelmetallen,  wissenschaftliche  und  Kunstgegenstände, 
ad  valorem  verzollbare  Ackergeräthe,  Fahrwerke,  Schiffe,  edle  Metalle  und 
Waaren  ans  solchen,  feine  Qaincaillerie,  2)  bei  Ausfahrabfertigung:  fdr  alle 
Waaren,  3)  bei  Durch fuhrabfertigang  (Geleitscheinlösohung) :  für  die  nach  dem. 
Werth  verzollbaren,  sowie  für  diejenigen  Waaren,  deren  Auschreibung  nach  dem 
Werth  im  statistischen  Waarenverzeichniß  speziell  vorgeschrieben  ist,  4)  bei 
Freipaßabfertigung  und  Freipaßlöschang :  für  die  eingeführten,  nach  dem  Werth. 
verzollbaren  Waaren; 

g.  Bezeichnung  der  Transitfrist,  der  Ausgangszollstätte  oder  des  Niederlags- 
hauses (für  Geleitscheinabfertigung); 

h.  Eintrittszollstätte,  Nummer  und  Datum  des  Geleitscheines  (für  Einlagerung, 
und  Durchfuhrlöschung); 

i.  Genaue  Angabe  des  Zweckes  der  Freipaßabfertigung  ( Veredln ngsverkehr, 
Reparaturverkehr,  Ausstellung,  vorübergehender  Gebrauch,  Handelsmuster  u.  s.  w.)- 
bei  Freipaßdeklarationen ; 

Je.  bei  der  Ausfuhr  für  die  einem  Ausfuhrzoll  unterworfenen  Waaren  die- 
Nummer  des  Ausfuhrtarifs  nebst  Zollsatz; 

l,  Unterschrift  des  Deklaranten; 

m.  Datum  der  Ausstellung. 

Für   die  Controlirung,    der   die    schweizerische   Zollgrenze    überschreitenden. 
Waaren   ist    eine   statistische    Gebühr   zu  entrichten,    welche   gemäß    dem 
Zolltarifgesetz  vom  26.  Juni  1884  dermalen  beträgt: 

1  Rappen  per   q   für   die   nach  dem  Gewichte 
1       „  T.   Fr.  50  für  die  nach  dem  Werthe 

1        ,  „   Stück        „      „        «der  Stückzahl 

zu  deklarirenden  Waaren,  wobei  indessen  für  je  eine  Abfertigung  nicht  weniger 
als  5  Rappen  zu  beziehen  ist. 

Die  Entrichtung   der  statistischen  Gebühr    geschieht    durch  Aufkleben    von 
Postwerthzeichen  im  erforderlichen  Betrage  auf  der  Deklaration. 
Von  der  Bezahlung  derselben  sind  ausgenommen  : 

a.  Waaren,   fiir-  welche  ein  Zoll  entrichtet  wird  ; 

b.  Waaren,  welche  im  Grenzverkehr  oder  im  kleinen  Marktverkehr  eingehen 
(siehe  Verordnung  des  Bundesrathes  vom  13.  November  1885,  Art.  8,  litt.  a,. 
b,  e,  f,  g,  h,  l  und   n); 

c.  Postsendungen ; 

d.  leere  Fässer,  Säcke  u.  dgl.  nach  Art.  119  der  Vollziehungsverordnung 
zum  Zollgesetz. 

Als  Abfertigung« ausweise  gelten: 

a.  Die  Einfuhrzollquittung  für  die  zur  Einfuhr  verzollten  Güter;  b,  der 
Geleitsclit^in  fiir  (lütcr,  welche  zum  Transit  oder  nach  einem  eidg.  Niederlags- 
hause angemeldet  wurden ;  c.  die  Ausfnhrzollquittnng  für  die  aus  dem  innern 
Verkehr  zur  Ausfuhr  gelangten  Güter,  soweit  solche  einem  Ausfuhrzolle  unter- 
worfen sind;  d.  der  Freipaß  für  Güter,  welche  im  Voredlungs-,  Reparatur-, 
AuHstellungs-Verkehr  u.  s.  w.  mit  Bestimmung  zur  Wiedereinfuhr  ausgeführt 
bezw.   mit  Bestimmung  zur  Wiederausfuhr  eingeführt  wurden;  e.  der  Durchfuhr- 
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fichein   bezw.    Niederlagsschein   für   Transit-   und   Niederlagsgüter,    welche    aos- 
l^treten  bezw.  in  ein  eidg.  Niederlagshans  eingelagert  worden  sind. 

Bei  abweichender  Anschauung  zwischen  Zollstätte  und  WaarenfUhrer  hin- 
■sichtlich  des  anzuwendenden  Zollsatzes  hat  erstere  unter  Einsendung  eines  Musters 
die  Entscheidung  der  Oberbehörde  einzuholen,  wobei  indessen  dem  Waarenführer 
immerhin  anheimgestellt  ist,  über  die  Waare,  gegen  Sicherstellung  des  hohem 
2ioUes,  ohne  Weiteres  zu  verfügen. 

Die  Zollorgane  haben  das  Becht,  jede  Waarensendung  auf  die  Eiohtigkeit 
der  abgegebenen  Inhaltsangabe  zu  untersuchen,  auszupacken  und  abzuwägen,  wobei 
<der  Zollpflichtige  zur  Hilfeleistung  verpflichtet  ist. 

Der  Verkehr  mit  Geleitschein  (Transitbehandlung). 

Den  mit  Greleitschein  reisenden  Waaren  ist  eine  Frist  bestimmt,  innerhalb 
-welcher  sie  das  Land  wieder  zu  verlassen  haben  und  zwar,  von  den  besondem 
lokalen  Verhältnissen  abgesehen, 

a.  auf  1  Monat  für  Transitstücke  ohne  zollamtlichen  Verschluß,  deren  Trans- 
port ganz  oder  theilweise  per  Bahn  vermittelt  wird; 

6.  auf  2  Monate  für  Steinkohlen  und  unter  zollamtlichem  Verschluß  abgefertigte 
Waarensendungen ; 

c.  auf  12  Monate,  auf  Verlangen  des  Deklaranten,  für  Waarengattungen, 
ivelche  durch  den  Bundesrath  zur  Zollbehandlung  als  Partiegüter  zugelassen 
werden.  Dermalen  (Okt.   1890)  sind  es  folgende  : 

1)  Mit  einem  Gewichtsminimum  von  500  kg. :  Baumwolle,  rohe;  Baumwoll- 
abfälle,  gesponnene  und  ungesponnene ;  Blei  in  Barren,  Blöcken,  Platten ;  Blei- 
Töhren ;  Eisen  in  Masseln ;  Farbhölzer  und  Farberden,  rohe ;  Galläpfel  und  Knoppern ; 
Oarancine;  Getreide,  d.  h.  Weizen,  Korn,  Roggen,  Gerste,  Hafer  und  Mais; 
KatTee ;  Krapp ;  Mehl ;  Neolin ;  Oele,  fette,  nicht  medizinische ;  Petroleum  und 
Naphta;  ßeis;  Schweinefett,  amerikanisches;  Seide,  rohe,  auch  Floretseide  und 
Seidenabfälle ;  Sumach;  Wolle,  rohe;  Zucker;  Zwetschgen  und  Pflaumen,  gedörrte, 
in  Säcken. 

2)  Mit  einem  Gewichtsminimnm  von  200  kg. :  Cacaobohnen  und  -Schalen ; 
Eisenblech  unter  3°""  Dicke,  roh,  verbleit,  verzinnt,  verzinkt,  verkupfert,  ver- 
nickelt; Fische,  getrocknet,  gesalzen,  marinirt,  geräuchert,  oder  anderweitig  zu- 
bereitet, in  Bullen,  Fässern,  u.  s.  w.,  von  5  kg.  und  mehr;  Kautschuk  und 
Guttapercha,  in  Kugeln,  Platten,  Blättern.  Riemen,  Fäden,  Schläuchen,  Röhren; 
Kupfer  oder  Messing,  in  Barren,  Blöcken  oder  Platten,  gehämmert,  gewalzt,  ge- 
zogen, in  Stangen,  Bler,h,  Röhren,  Draht;  Mineralwasser,  natürliches  und  künst- 
liches; Rohstahl  in  Blöcken  oder  gegossenen  Stäben;  Rosinen  (Korinthen)  ;  Süd- 
früchte, andere ;  Weinbeeren ;  Zink  in  Barren,  Blöcken  oder  Platten ;  Zink,  gewalzt, 
gezogen,  Blech,  Draht;  Zinn  in  Barren,  Blöcken  oder  Platten;  Zinn,  rein  oder 
le   irt  (ßritanniiimetall),  gehämmert,  gewalzt,   Blech,  Staniol,  Draht. 

3)  Mit  einem  Gewichtsnünimum  von  100  kg. :  Decken,  wollene,  mit  und 
ohne  Näharbeit;   (iewebo  aus  Baumwolle,  sammetartige;   Korktepj)iche  (Linoleum). 

4)  Mit  einem  (iewichtsminimum  von  50  kg.:  Korkholz,  ruh  in  Platten; 
Thee ;   Waschschwänime. 

(l.  auf  je  einen  Tag  für  je  '20  km :  für  den  übrigen  Tninsitverkehr  nach  der 
vom  Zolldopartt'ment  aufgestellten  Geleitscheinfristtabello,  wobiti  die  Transitfrist 
über  schweizerische  Alpenpässe  vom  1.  November  bis  31.  Mui  um  die  Hälfte 
verlängert  wird. 

Mit  der  Geleitscheinlöschung  fällt  die  durch  Baarhinterlage  oder  durch  Burg- 
Schaft  geleistete  Sicherstellung  des  auf  der   Waare  haftemlcu  Zolles  dahin. 
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Wird  ein  Greleitsohein  nicht  innerhalb  der  in  demselben  vorgemerkten  Frist 
zur  Löschung  vorgewiesen,  so  verfällt  die  darauf  haftende  Hinterhige  der  Zollkasse. 

In  Betreif  der 

Ntederlagsh&user 
wiird  auf  den  Artikel  „Niederlageverkehr''  im  II.  Bande  des  Volkswirthschafts» 
lexikons  verwiesen.  Demselben  ist  bloß  beizufiigen,  daß  das  Niederlagshaus  im 
Bahnhof  Rorschach  mit  31.  März  1888  aufgehoben  wurde;  dagegen  besteht  das 
Gletreidetransitlager  im  Eornhaus  Korschach  unverändert  fort ;  in  St.  Margretben 
besteht  kein  Niederlagshaus,  wie  irrthnmlich  angegeben.  Neu  entstanden  sind 
dagegen  Niederlagen  in  Arth-Goldau  (für  Petrol)  und  in  Lenzburg  (für  süd- 
ländische Weine).  Das  Niederlagshaus  Genf-Comavin  ist  seit  1890  mit  den 
nämlichen  Erleichterungen  ausgestattet,  wie  das  Entreput  Rive  (früher  Port 
frano).  Beide  sind  Eigenthum  des  Ejintons  Genf,  der  den  Betrieb  derselben  einer 
Aktiengesellschaft  übertragen  hat.  Die  Verzollung  der  zur  Eiiifiihr  ange- 
meldeten, ihrer  äußern  Verpackung  entkleideten  Waaren  geschieht  in  dea 
Genfer  Entrepots  nach  Maßgabe  der  bundesräthliohen  Verordnung  vom  22. 
November  1884  resp.  mit  Tarazuschlägen  von  10,  15  und  20  Y*  ^^^  ®^^^ 
JEleihe  von  Waarenartikeln.  Die  in  der  Verordnung  nicht  aufgeführten  Waaren 
haben  keinen  Zuschlag  zu  entrichten.  Die  entsprechenden  Taraznschläge  für  daa 
Entrepot  Lausanne  betragen  15,  20  und  30  "/o ;  für  die  Waarengattungen 
der  übrigen  Tarifpositionen,  sofern  diese  Waaren  in  Kisten,  Fässern,  Kübeln 
u.  s.  w.  in  das  Niederlagshaus  gelangt  sind,  wird  die  Hälfte  der  im  statistischen 
Waarenverzeichniß  vorgemerkten  Taraansätze  in  Anrechnung  gebracht. 

Der  Gebührenbezug  in  den  eidgenössischen  Niederlagshäusern  geschieht  nach 
Maßgabe  des  Bundesrathsbeschlusses  vom  7.  September  1870  und  des  vom  Zoll- 
departement in  weiterer  Ausführung  dieses  Beschlusses  aufgestellten  Tarifs. 

Freipaßverkehr. 

Zollpflichtige  Gegenstände,  welche  aus  der  Schweiz  nach  dem  Auslande  oder 
aus  dem  Aaslande  nach  der  Schweiz  gehen,  um  nach  einer  bestimmten  Frist 
wieder  ins  Herkunftsland  zurückzukehren,  können  von  der  Entrichtung  des  Zolles 
durch  die  Anmeldung  zur  Freipaßabfertigung  enthoben  werden,  immerhin  gegen 
Hinterlage  oder  Verbürgung  der  bezüglichen  ZoUbetretfuisse,  welche  mit  der 
Freipaßlöschung  dahinföllt. 

Die  Freipaßabfertigung  kann  bewilligt  werden  : 

1)  im  Veredlungs-  oder  Reparaturverkehr; 

2)  im  Ausstellungsverkehr ; 

3)  im  allgemeinen  Marktverkehr; 

4)  für  verkäufliche  Waarenmnst^r ; 

5)  für  Gegenstände,  welche  zum  vorübergehenden  Gebrauch  aus-,  bezw. 
eingeführt  werden,  z.  B.  für  gebrauchte  Maschinen  und  Werkzeuge  von 
Bauunternehmern  u.  s.  w. 

6)  für  schweizerisches  Vieh,  das  auf  ausländische  und  für  ausländisches 
Vieh,  das  auf  schweizerische  Märkte  getrieben  wird ;  für  Sömmerungs- 
oder  Winterungsvieh  und  für  Arbeitsvieh,  das  aus-  bezw.  eingeführt  wird ; 

7)  für  Waaren,  welche  aus  der  Schweiz  über  ausländisches  Gebiet  direkt 
wieder  nach  der  Schweiz  verbracht  werden. 

Zur  AusHtelliing  von  Freipässen  fnr  Waaren  sowohl  als  für  Vieh  sind 
sämmtliche  Zollstätten,  sowie  die  Niederlagshäuser  an  der  Grenze,  zur  Ausstellung 
von  Freipässen  für  den  Veredlungs  verkehr  jedi>ch  nur  die  Hauptzollstätten  und 
die  Niederlagshäuser  an  der  Grenze  ermächtigt. 
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Die  Freipaßabfertigang  ist  ttbrigens  nur  für  solche  Gregenstände  znläßig, 
deren  Identität  zollamtlich  ohne  allza  große  Schwierigkeiten  festgestellt  werden 
kann. 

Wird  ein  Freipaß  nicht  innerhalb  der  eingeräumten  Frist  zur  Löschung 
yorgewiesen,  so  verliert  er  seine  Wirkung,  und  allfällig  darauf  haftende  Zoll- 
gebühren verfallen  der  Zollkasse. 

Die  Zollbehandlung  von  Postsenduuffen 

erfolgte  bisher  in  Gemäßbeit  der  Instruktion  vom  31.  Mai  1883  (Postamtsblatt 
1883,  Nr.  7)  durch  die  mit  den  ausländischen  Transportanstalten  in  direktem 
Verkehr  stehenden  Postbureaux  (Auswechslungsbureaux).  Die  Nothwendigkeit 
einer  schärferen  Eoutrole  veranlaßte  im  Jahre  1886  eine  Modifikation  in  dem 
Sinne,  daß  die  Postbureaux  angewiesen  wurden,  eine  gewisse  Zahl  von  Post- 
stücken dem  nächstgelegenen  Zollamte  zur  Revision  zuzuleiten.  Aber  auch  dieses 
Verfahren  bot,  wie  die  Erfahrung  lehrte,  nicht  genügende  Garantien  gegen  De- 
fraudationen mittelst  unrichtiger  Waarenbezeicbnung,  und  es  inl  deshalb  im  Laufe 
des  Jahres  1890  die  Neuerung  eingeführt  worden,  daß  die  sämmtlichen  Zoll- 
deklarationen der  zur  Einfuhr  bestimmten,  d.  h.  an  einen  Adressaten  in  der 
Schweiz  eingehenden  Postsendungen  der  dem  betretfenden  Auswechslnngsburoau 
zunächst  gelegenen  Zollstelle  zu  überliefern  seien,  welche  den  zu  erhebenden  Zoll- 
betrag festsetzt  und  diejenigen  Colli  bezeichnet,  deren  Revision  sie  als  geboten 
erachtet.  Das  Bestreben  der  Verwaltung  geht  dahin,  eine  möglichst  große  Zahl 
von  Postsendungen  zur  zollamtlichen  Revision  heranzuziehen,  indem  erfahrungs- 
gemäß nur  auf-  diese  Weise  den  Versuchen  zu  unrichtigen  Inhaltserklärungen 
mit  Erfolg  entgegengetreten   werden  kann. 

Die  Zoll  betrage  werden  von  den  Postbureaux  auf  den  Sendungen  nachge- 
nommeo  und  mit  entsprechendem  Bordereaux  monatlich  den  Zollgebietskassen 
zugeführt. 

Ausnahmen  von  der  Zollpflicht. 

Außer  den  im  Zolltarif  als  zollfrei  angeführten  Waarenartikeln  sind  vom 
Eingangszoll  durch  Gesetz  oder  Verträge  befreit : 

1)  Alle  zum  eigenen  Gebrauch  der  bei  der  Eidgenossenschaft  beglaubigten 
diplomatischen  Vertreter  des  Auslandes  und  des  von  den  betreffenden  Landes- 
regierungen ernannten  offiziellen  Gesandtschaftspersonals  dienenden  und  nicht  zur 
Wiederveräußerung  bestimmten  Gegenstände,  insofern  von  dem  Staate,  den  sie 
vertreten.  Gegenrecht  gehalten  wird  ; 

2)  Gebrauchte  Hausgeräthe  und  Effekten,  gebrauchte  Fabrikgeräthschaften 
und  gebrauchtes  Handwerkszeug  von  Anziehenden  zur  eigenen   Benutzung  ; 

3)  Auf  besondere  Erlaubiiiß:  Ausstattungsgegenstände  (neue  Hausgeräthe 
aller  Art,  sowie  Kleidungsstücke,  Wäsche  und  sonstige  Effekten)  von  Angehörigen 
fremder  Staaten,  welche  sich  aus  Veranlassung  ihrer  Verheirathung  in  dem  Ge- 
biete der  Schweiz  niederlassen ; 

4)  Gebrauchte  Hausgeräthe  und  Effekten,  welche  nachgewiesen  als  Erb- 
Bchaftsgnt  eingehen  ; 

r>)  Reisegeräth,  Kleidungsstücke,  Wäsche  u.  dgl.,  welches  Reisende,  Fuhr- 
leute und  Schiffer  zu  ihrem  Gebrauche,  auch  Handwerkszeug,  welches  reisende 
Handwerker,  sowie  Geräthe  und  Instrumente,  welche  reisende  KüUvStler  zur  Aus- 
übung ihres  Bernfes  mit  sich  führen,  sowie  andere  Gegenstände  der  bezeichneten 
Art,  welche  den  genannten  Personen  vorausgehen  oder  nachfolgen;  Verzehrungs- 
gegenstände zum   Reisegebrauche; 
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6)  Wagen  von  Ausländen!,  einschließlich  der  Eisenbahnfahrzeage  aoslän- 
discher  Bahnverwleiltungen,  sowie  ansländisohe  Wasserfahrzeuge,  welche  beim  Ein- 
gang über  die  Grenze  zum  Personen-  und  Waarentransport  dienen  und  nicht  in 
der  Schweiz  verbleiben;  leer  zurückkehrende  Eisenbahnfahrzeuge  inländischer 
Bahnverwaltungen;  Pferde  und  andere  Thiere,  welche  als  Bespannungen  von 
Beise-  oder  Lastwagen  eingeführt  werden  und  zur  Wiederausfuhr  bestimmt  sind ; 

7)  Armenfuhren  mit  ihrem  Gepäck; 

8)  Zollpflichtige  Gegenstände,  für  welche  der  Zollbetrag  nicht  mehr  ^Is 
5  Rappen  ausmacht; 

9)  Unverkäufliche  Waarenmuster  (solche  von  Yerzehrungsgegenständen  aus- 
genommen) ; 

10)  Leere  Fässer,  Säcke  und  Gefäße,  welche  in  die  Schweiz  eintreten,  um 
gefüllt  an  den  Absender  zurückgesandt  oder  für  dessen  Rechnung  an  eine  andere 
Bestimmung  im  Auslande  wieder  ausgeführt  zu  werden,  sowie  solche,  welche  an 
den  ursprünglichen  Absender  in  die  Schweiz  zurückkehren,  nachdem  sie  gefüllt 
ausgeführt  worden; 

11)  Kunstgegenstände  für  öffentliche  Zwecke,  sowie  Naturalien  und  ge- 
werblich-technische Gegenstände,  welche  nachweislich  für  öffentliche  Sammlungen 
eingehen ; 

12)  Thiere,  Geräthschaften  und  andere  Gegenstände,  die  von  Inländern  zur 
Bewirthschaftung  auf  ausländischem  Gebiete,  jedoch  nicht  über  10  km  von  der 
Landesgrenze  entfernt  gelegener  Gründstücke  ausgeführt  wurden  und  innerlialb 
einer  bestimmten  Frist  wieder  in  die  Schweiz  zurückkehren;  desgleichen  solche, 
welche  von  Ausländern  zur  Bewirthschaftung  auf  schweizerischem  Gebiete,  jedoch 
nicht  über  10  km  landeinwärts  gelegener  Grundstücke,  eingeführt  werden  und 
nur  vorübergehend  in  der  Schweiz  verbleiben,  Gegenrecht  vorbehalten; 

18)  Die  rohen  Bodenerzeugnissc  von  denjenigen  auf  ausländischem  Gebiete 
innerhalb  der  Grenzzone  von  10  km  gelegenen  Grundstücken,  welche  Einwohner 
der  Eidgenossenschaft  (Besitzer,  Nutznießer  oder  Pächter)  selbst  bebauen  oder 
auf  eigene  Rechnung  durch  Drittpersonen  bebauen  lassen ; 

14)  Mih^h,  Eier,  frische  Fische,  Krebse,  Frösche,  Schnecken,  frische  Feld- 
und  Gartengewächse  u.  dgl.,  insofern  diese  Gegenstände  für  den  Markt-  oder 
Hausirverkehr  bestimmt  sind  und  von  den  Feilbietenden  in  die  Sehweiz  getragen 
oder  auf  kleintju  tlandwägtilchen  geführt  werden.  Immerhin  ist  hiebei  die  Ein- 
haltung^ der  Züllstraße  und  Anmeldung  auf  dem  Grenzzollamte  erforderlich; 

lö)  Waaren  und  Vieh  schweizerischen  Ursprungs,  welche  unverkauft  aus 
dem   Auslände  an  den   ursprünglichen   Absender  in  der  Schweiz  zurückkehren. 

In  allen  unter  1  -15  aufgezählten  Fällen  sind  die  nähern  Bestimmungen 
und  Kontroimaßnahmen  der   Verwaltung   vorbehalten. 

Für  Waaren,  die  zur  Einfuhr  verzollt  werden,  welche  aber  wegen  An- 
nahmeverweigerung oder  aur>  and»*rn  Konvenienzgründen  an  den  ursprünglichen 
Absender  im  Auslande  zuriickgehtni,  kann  unter  gewissen  Bedingun>cen  (Art.  120 
der   Vollziehungsverordnung    zum  Zoll^i^esetz)    Zollrückvergütung    erlangt  werden. 

(irrn.:ln:tvarhnti(j. 

Wie  bereits  UTiter  ^Grenzscliutz"*  (s  Band  I)  mitgetlieilt  worden,  wird  die 
Grenzlnnvachung  durch  eidg.  Cirrnzwäehtr'r  besorgt,  ausgentJUimen  in  di'U  Kan- 
timen  B«M*n  (.Iura),  Aargau  und  Graubünden,  wo  zufolge  bestehender  Verträge 
kantonale  Landjäger  g«'gen  besondere  Hnt>cliädigung  an  den  bctrell'enden  Kanton 
<bT  /.oll Verwaltung  zur  Verfügung  gestellt  sind.  Diese  Liunljäger  haben  in 
erster   Linie   —    ein  Theil   derselben  ausschlielolich   —  dem   Grenzwachtdienst  ob- 
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anliegen ;  sie  erhalten  die  hierauf  hezüglichen  Befehle  von  der  direkt  vorgesetzten 
Zollbehörde,  sind  dagegen  in  Disziplinarsachen  der  kantonalen  Polizeibehörde 
unterstellt. 

Die  eidg.  &renzwächter  sind  mit  Bepetirkarabiner  (System  Vetterli)  und 
Aufstecksäbel  (Yatagan)  bewaffnet,  welch'  letzterer  als  Seitengewehr  getragen 
wird.  Ihre  Uniform  besteht  aus  einem  Waffenrock  von  schwarzgrauem  Tuch 
mit  scharlachrothen  Vorstößen,  Knöpfe  gelb  mit  dem  Gepräge  eines  eidg.  Kreuzes, 
einer  Dienstjacke  aus  gleichem  Stoff,  Beinkleidern  von  eisengrauem  und  einem 
Mantel  (Kaput)  aus  dunkelblaumelirten  Tuch ;  Mütze  aus  dem  nämlichen  Stoff 
wie  der  Waffenrock,  Modell  der  schweizer.  Ofüziersmütze,  ohne  Auszeichnung. 
Die  Unteroffiziere,  Abtheilungsohefs  (Wachtmeister)  und  Brigadiers  (Korporale), 
tragen  die  nämliche  Gradauszeichnung  wie  die  schweizer.  Artillerie.  Als  offizielles 
Dienstzeichen  trägt  jeder  im  eidg.  Dienst  stehende  Grenzwächter  (bezw.  Land- 
jäger) einen  silbernen  Schild  mit  eidg.  Kreuz. 

Die  eidg.  Grenzwachtmannschaft  eines  jeden  Gebietes  steht  unter  einem  vom 
Bundesrathe  gewählten  Chef,  der  hinwieder  direkt  der  Zollgebiets- Direktion 
untergeordnet  ist.  Den  Grenzwachtchefs  ist  gestattet,  sofern  dieselben  in  der 
Armee  eine  Ofliziercharge  bekleiden,  in  Uniform  die  ihrem  Grade  entsprechenden 
Abzeichen,  mwie  den  Ordonnanz  •  Offiziersäbel  zu  tragen.  Andernfalls  haben  sie 
den   Rang  eines  Adjutant-Unteroffiziers. 

Die  Stärke  der  Grenzwachtmannschaft  ist  unter  Abschnitt  „Organisation** 
angegeben. 

liechnnugs Wesen  und  finanzielle  Ergebnisse, 

Das  Rechnungswesen  zerfallt  in  zwei  Theile :  a.  Ausstellung  der  Zoll- 
quittungen ;  b.  Verrechnung  und  Ablieferung  der  Zollbeträge  und  sonstigen  Ein- 
nahmen  der  Zollverwaltung. 

a.  Zollcjuittungen.  Für  sämmtliche  in  die  Zollkasse  fallenden  Einnahmen 
als:  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  Niederlagsgebühren,  f  Bußenantheile  und  Ordnungs- 
bnßen,  Waaggebühren,  Untermiethen  und  andere  unvorhergesehene  Einnahmen 
werden  Quittungen  verabfolgt,  welche  die  Basis*  der  Rechnungsführung  bilden. 
An  den  UauptzoUstätten  werden  diese  Quittungen  vom  Einnehmer  und  vom 
Kontroleur  unterzeichnet,  nach  ausgegangener  Revision  und  allfälliger  Richtig- 
stellung. Für  die  Richtigkeit  des  Zollbezuges  haftet  in  erster  Linie  der  Einnehmer 
als  Bureauchef;  der  Kontroleur  ist  mitverantwortlich.  Bei  Zollstätten  mit  zahl- 
reichem Gehülfenpersonal  kann  die  Revision  der  Zollquittungen  unter  eigener 
Verantwortlichkeit    de.s    Einnehmers    auch    einem    Gehülfen     übertragen    werden. 

b.  Verrechnung  und  Ablieferung  der  Zolleinnahmen.  Auf  jeder  Zollstätte 
wird  ein  ad  hoc  eingerichtetes  Kassabuch  geführt,  in  welchem  sämmtliche  in  die 
Zollkasse  fallenden  Kinnahmen  an  Hand  der  Zollquittungen  chronologisch  mit 
täglichem  Rechnungsabschluß  eingetragen  werden.  Eine  von  einem  andern  Be- 
amten der  Zollstütte  ebenfalls  auf  Grundlage  der  verifizirten  Zolhiuittinigen  ge- 
führte Kussakontrole  dient  zur  täglichen  Ausmittlung  allfälliger  DitVereuzen,  welche 
sofort  richtig  zu   stellen  sin<l. 

Die  Ablieferung  der  Zolleinnahmen  erfolgt: 

1)  Monatlich  seitens  der  Nchenzoll>tiitten  an  die  zuständige  llauptzollstätte; 
Einnahmen  von   über   Fr.    lOi)   sind   indessen   schon  vor    Kntle  ]\lonats  abzuliefern ; 

2)  Dekadenweise,  d.  h.  je  am  10.,  *Jn.  und  letzten  Tage  des  Monats  von 
•den  Hau}»tzollstätten  an  «lie  Hauptkasse  des  Zi>llgcbietes.  Diese  Ahliet'erungen 
werden   vom  Kontroleur    verilizirt   und   im   Kassahutih  gemäß  Befund    bescheinigt. 
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Von  diesen  Ablieferungen  erhalten  die  Gebietsreyisorate  jeweilen  direkte 
Hittheilung. 

Am  Schlüsse  eines  jeden  Monats  haben  sämmtliche  Zollstätten  die  Monats* 
rechnnng  über  ihre  Einnahmen  und  Ansgaben  aufzustellen  und  sammt  dem 
kompleten  Rechnungsmaterial  (Zollhefte,  Deklarationen  etc.)  der  Gebietsdirektion 
einzusenden.  Die  materielle  Prüfung  dieser  Rechnungen  nebst  Belegen  und  die 
Aufstellung  der  Gesammtrechnuug  des  Zollgebietes  besorgt  das  Gebietsrevisorat 
unter  Anleitung  und  Ueberwachung  durch  den  Gebietsdirektor.  Das  Rechnungs- 
resultat hat  mit  den  bei  der  Hauptzollkasse  eingegangenen  Beträgen  übereinzustimmen. 
Die  Ablieferungen  der  Hauptzollkassen  geschehen  direkt  an  die  eidg.  Staatskasse 
bezw.  an  die  von  letzterer  bezeichneten  Stellen.  Für  Deckung  der  Ausgaben  der 
Zollgebiete  leisten  die  Hauptzollkassen  den  Gebietsdirektoren  die  erforderlichen 
Vorschüsse.  Die  Rechnungen  über  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Zollgebiete 
sind  allmonatlich  der  Oberzolldirektion  einzureichen;  das  OberzoUrevisorat  prüft 
dieselben  und  erstellt  die  General rechnung  der  Zollverwaltung,  umfassend: 

a.  die  sämmtlichen  Zolleinnahmen,  getrennt  nach  Rubriken  und  Zollgebieten ; 

b.  die  Gesammtausgaben  der  Zollverwaltung  für  Gehalte,  Reisekosten  und 
Expertisen,  Bureaukosten,  Mobilien  und  Geräthschaften,  Grenzschutz  und  ver- 
schiedene Ausgaben  (Zollrück Vergütungen,  Entschädigungen  für  Aushilfe,  Dienst- 
kleidungen etc.). 

Nach  Richtigbefund  der  Gebietsrechnungen  durch  das  OberzoUrevisorat  er- 
halten die  betreffenden  Hauptzollkassen  durch  regelrechte  Zahlangsmandate  Deckung 
der  geleisteten  Ausgabenvorschüsse. 

Die  vom  Vorsteher  des  Zolldepartements  zu  genehmigende  Generalrechnung 
wird  sodann  der  eidg.  Finanzkontrole  übermittelt. 

Bei  der  eidg.  Staatskasse  ist  die  genaue  Prüfung  der  Resultate  über  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Z<^lverwaltung  ermöglicht : 

1)  durch  die  zehntägigen  Anzeigen  der  Hauptzollkassen  über  die  Einnahmen 
und  die  Ablieferungen ; 

2)  durch  die  vierteljährlich  vom  OberzoUrevisorat  anzufertigende  und  an 
die  Finanzkontrole  zu  Händen  der  Staatskasse  zu  übermittelnde  Zusammenstellung 
der  Einnahmen  sämmtlicher  Zollgebiete  nach  Dekaden ; 

3)  Durch  die  zur  Deckung  der  ordentlichen  Ausgaben  der  Zollverwaltung 
vom  Zolldepartement  ausgestellten  Zahlungsmaudate,  deren  Totalsumme  dem  Be- 
trage der  Gesammtausgaben  genau  entsprechen   muß. 

Auf  Jahresschluß  wird  vom  OberzoUrevisorat  eine  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  ganzen  Jahres  umfa8scn<lc,  summarische  Generalrechnung  ausgestellt, 
welche  einen  integrirenden  Bestandthcil  der  eidgeniissischen  Staatsrechnung  bildet. 

Ebenso  wird  alljährlich  eine  detaillirte  Rechnung  über  sämmtliche  Jahres- 
einnahmen der  Zollverwaltung  ausgearbeitet  und  zwar  in  Betretf  der  Ein-  und 
Ausfuhrzölle  nach  Maßgabe  der  einzelnen  Tarit'positionen.  Diese  Rechnung  wird 
jeweilen  in  den  Jahresband  der  schweizerischen  ZoUstatistik  aufgenommen. 

Noch  sei  beigefügt,  daß  die  Kassa-lnspektiunen  bei  den  Nebenzollstätten 
durch  die  vorgesetzte  Hauptzollstätte  bezw.  durch  dm  öebietsdirektion,  bei  den 
Hauptzollstätten  durch  die  Gebietsdirektion  und  bei  den  Hauptzollkassen  (Zoll- 
gebietskassen) «iurch  den  ZoUgebietsdircktor  sowie  durch  die  eidg.  Finanzkontrole 
vorgenommen  werden. 
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Das  Yerwaltangsbndget  pro  1890  weist  folgende  Hauptrnbriken  auf: 
A.  Einnahmen. 


a.  Einfahrzölle    .     .     . 

.    Fr. 

25,578  000 

h.  Ausfuhrzölle  .     .     . 

110,000 

c.  Statistische  GrebOhren 

120,000 

d.  Niederlagsgebühren 

30,000 

e.  Bußenantheile    .     . 

10,000 

f.  Ordnungsbußen  .     . 

1,500 

g.  Waaggebflhren    .     . 

3,000 

h.  üntermiethen      .     . 

25,000 

♦.  Verschiedenes      .     .     . 

122,500 

Fr. 

26,000,000 

B.  Ausgaben. 

I.  Gehalte Fr. 

II.  Reisekosten  und  Exper- 

tisen     , 

III.  Bureaukosten,  inkl.  Mie- 

then,DruclLsachen  etc.      « 
rV.  Mobilien    und    Geräth- 

schaften „ 

V.  Grenzschutz    .     .    .     .      , 

VI.  Verschiedenes  inklusive 

Zuckerrückzoll  u.  s.  w. 


1,357,000- 

20,000 

223,000- 

20,000 
705,000 

343,00a 


Fr.  2,668,000 


Die  Roheinnahmen  beliefen  sich  Ende  September  1890  (I. — III.  Quartal) 
bereits  auf  Fr.  22,800,000,  wogegen  hinwieder  Nachtragskredite  für  Verwal- 
tungsausgaben im  Betrage  von  Fr.   132,000  bewilligt  wurden. 

Wir  lassen  hiemach  eine  Zusammenstellung   folgen 

a    der  Roheinnahmen, 

b,  der  Ausgaben 

der  eidgenössischen  Zollverwaltung  für  den  Zeitraum  von   1850 — 1889. 


RoheinDabmen 

InsgabeD 

Netio-Krgebniss 

RobeiDBahmen 

Aossaben 

Netio-Ergebnits. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1850 

4,022,647 

554,216 

3,468,430 

1870 

8,565,094 

1,089,996 

7,475,098 

1851 

4,892,644 

614,216 

4,278,428 

1871 

10,832,791 

1,133,378 

9,699,412 

1852 

5,716,014 

637  333 

5,078,681 

1872 

12,515,986 

1,150,948 

11,365,037 

1853 

5,884,372 

639,492 

5,244,879 

1873 

14,349,361 

1,416.271 

12,933,069 

1854 

5,550,574 

665,909 

4,884,664 

1874 

15,322,392 

1,420,310 

13,902,082 

1855 

5,726,135 

686,046 

5,040,088 

1875 

17.135,948 

1,943,935 

15,192,0ia 

1856 

6,160,240 

731,286 

5,428,954 

1876 

17.376,544 
15,728,223 

1,545,290 

15,831,253 

1857 

6,494,635 

773,179 

5,721,456 

1877 

1,418,243 

14,309,980- 

1858 

6,874,807 

828,097 

6,046,709 

1878 

15,661,348 

1,410,464 

14,250.883 

1859 

7.404.106 

846,946 

6,557,159 

1879 

16,825,859 

1,463,560 

15,362,299 

1860 

7,765,9^25 

867,609 

6,898,316 

1880 

17,211,482 

1,504,537 

15,706,944 

1861 

8,137,834 

913,240 

7,224,593 

1881 

17,436,405 

i;539,256 

15,897,149 

1862 

8,15<>,457 

904,677 

7,251,780 

1882 

18,603,985 

1,548,986 

17,054,998 

1863 

8,540,483 

957,179 

7,583,304 

1883 

20,121,993 

1,627,338 

18,494,655 

1864 

8,735,274 

1,006,116 

7,729,158 

1884 

21,486,577 

1,678,063 

1 9,808,5  la 

1865 

8,723,309 

1,018,569 

7,704,740 

1885 

21,191,433 

1,861,067 

19,330,365 

1866 

8,699,518 

1,035,662 

7,663,855 

1886 

22,395,167 

1,882,783 

20,512,383 

1867 

8,331,154 

1,041,391 

7,289,763 

1887 

24,632,285 

1,983,599 

22,648,685 

1868 

9,051,398 

1,028,387 

8,023,011 

1888 

26,086,144 

2,130,775 

23,955,368 

1869 

8,955,182 

1,072,826 

7,882,355 

1889 

27,636,051 

2,252,134 

25,383,917 

Total 

l:    Roheinnahmen      Fr.  504,937,796 

Ausgaben 

1 

,       48.823,331 

Netto-Einnahmen  Fr.  456,114,465 

Zollüheriretungen  und  deren  Bestraf uuf/. 
Eine  Zollübertretung  begeht : 

a.  Wer  zollpflichtige  Gegenstände  ein-,  ans-,  durchführt,   oder  aus  den  Nie- 
derlagshäusern abfuhrt,  ohne  die  Leistungen,   welche  das  Gesetz  hiefür  vorschreibt 
erfüllt  zu  haben  ; 

b.  Wer  ohne  Bewilligung  zollpflichtige  Gegenstände  auf  einer  für  den  Zoll- 
verkehr nicht  erlaubten  Straße,  oder  über  einen  zur  Zollabfertigung  nicht  be- 
rechtigten Landungsplatz  ein-  oder  ausbringt; 
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0,  Wer  von  einer  Nebenzollstätte  zu  einer  HauptzoUatätte  gewiesen,  den 
yorgeschriebenen  Weg  nicht  eiuhält; 

d.  Wer.  mit  zollpflichtigen  Gegenständen  mehr  als  hundert  Schritte  über 
eine  Grenzzollstätte  hinaus-  oder  hineinfährt  oder  geht,  bevor  er  von  selbiger 
abgefertigt  worden  ist; 

e.  Wer  seine  Waare  ganz  oder  theilweise  zur  Verzollung  anzuzeigen  unter- 
läßt; 

f.  Wer  seine  Waare  unrichtig  benennt  und  dadurch  den  Zollbetrag  ver- 
kürzt ; 

g.  Wer  eine  Gewichtsangabe  macht,  die  um  mehr  als  fünf  Prozent  zu  niedrig 
ist,  oder  wer  eine  Werthangabe  macht,  die  um  mehr  als  zehn  Prozent  zu  niedrig 
ist,  und  dadurch  den  Zoll  betrag  verkürzt; 

h.  Wer  mit  zollpflichtigen  Gegenständen  zu  geschlossenen  Zollstunden  in  die 
Schweiz  eintritt  oder  dieselbe  verläßt,  ohne  die  von  dem  Bundesrath  diesfalls  zu 
erlassenden,  die  Zollentrichtung  sichernden  Vorschriften  zu  erfüllen. 

(Artikel  50  des  Zollgesetzes  von  1851.) 

Die  Entdeckung  einer  Zollübertretung  zieht  die  Einleitung  des  Strafver- 
fahrens nach  Maßgabe  des  Bundesgesetzes  betreifend  das  Verfahren  bei  Ueber- 
tretungen  flskalischer  oder  polizeilicher  Bundesgesetze  vom  30.  Juni  1849  nach 
sich,  wonach  über  das  Delikt  unverzügliche  Protokollaufnahme  zu  erfolgen  hat. 
Sind  zur  Konstatirung  einer  Zollübertretung  Hausuntersuchungen  nöthig,  so  darf 
eine  solche  nur  unter  Zuziehung  eines  Gerichts-  oder  zuständigen  Gemeinde- 
beamten vorgenommen  werden.  Dsis  Protokoll,  enthaltend  den  Thatbestand  der 
Uebertretung,  ist  sowohl  vom  Verleider,  wie  vom  Beklagten,  und  im  Falle  der 
Zuziehung  eines  Gerichts-  oder  Gemeindebeamten  auch  von  diesem  zu  unterzeichnen. 
Im  Weitern  hat  der  Beklagte  zu  Protokoll  zu  erklären,  ob  er  sich  dem  Straf- 
auRspruche  der  Zollverwaltung  als  Admiuistrativbehörde  freiwillig  und  ohne  jeg- 
lichen Vorbehalt  unterziehen  wolle  oder  nicht.  Bei  sofort  abgegebener  Unter- 
ziehungserkläning  kann  alsdann  ein  Drittel  der  Zollbuße,  bei  Uiiterziehung 
innerhalb  einer  Frist  von  acht  Tagen  ein  Viertel  uiich^elasseu  werden  (Art.  12 
des  Fiskalstrafgesetzes).  Zolldelikte  unterliegen  das  erste  Mal  einer  Busse  vom 
5 — 3()fachen  Betrage  des  umgangenen  Zolles,  welche  im  Rückfalle  bis  auf  das 
Doppelte  dieses  Strat'matics  verschärft  werden  kann,  unter  besonders  erschweren- 
den Umständen  in  Verbindung  mit  Gefiingnißstrate  bis  auf  zwei  Jahre.  Rück- 
fälligt;  sind  überdies  von  dt^r  Gcsetzeswohlthat  des  tlieilweisen  Strafnachlasses 
(ein  Driltel  bezw.  ein  Viertel)  ausgeschlossen.  Krgibt  es  sich,  daß  der  Ueber- 
treter  nicht  die  Absicht  hatte,  eine  Zollverschlagniß  zu  begehen,  so  kann  die 
Buße  erniäljigt  oder  selbst  gänzlich  nachgelassen  werden  (Art.  51  des  Zoll- 
gesetzes), liehlerscliaft  oder  B(MhUlfe  wird  wie  die  Tliäterseliaft  bestraft.  Von 
den  ausgesprochenen  Zullbußen  fällt  je  ein  Dritttheil  dem  Verleiter,  der  Bundes- 
kasse und  dem  Kanton  zu,  in   welchem  die  Uebertretung  konstatirt  wurde. 

Hat  der  Beklagte  sirh  dem  Strafausspruehe  der  Zollbehörde  nicht  unter- 
zo^ren,  SU  hat  letzere  bei  dem  zuständigen  kantonalen  Gerichte  Straf  klage  ein- 
zurei<-hen,  welches  nach  Kruirung  der  Thatsachen  nach  MaL^gabe  der  Strafbestim- 
mungrn  des  ZollgeM»tz«*s  sein  Urtheil  fällt,  sei  es  durch  Bestätigung  der  admi- 
nistrativen StratVertÜgung  oder  31oditikation  derselben,  sei  es  durch  Freisprechung. 
Die  Api>ellation  gegen  ein  gerichtliches  Urtheil  ist  nur  dann  zuläßig,  wenn  es 
sich    um    eine    Jiuße    über    50    Franken    oder    un»    eine    (4etan;rnißstrafe    han- 
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delt.  Gegen  die  aasgefällten  Urtheile  kann  binnen  30  Tagen  beim  eidgenössi- 
Bchen  Kassa tionsgerichte  das  Rechtsmittel  der  Kassation  geltend  gemacht  werden. 
Die  Kassation  ist  aber  nur  zuläßig  wegen  Inkompetenz  des  artheilenden  Gerichtes, 
oder  wenn  das  Urtheil  gegen  bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  verstößt,  oder 
wenn  wesentliche  Formfehler  nnterlaufen  sind. 

Die  Verjährang  tritt  ein :  nach  Ablauf  eines  Jahres,  wenn  die  Uebertretung 
nicht  vorher  entdeckt  worden ;  nach  4  Monaten,  wenn  die  Klage  während  dieser 
Frist  bei  dem  kompetenten  Gerichte  nicht  angebracht  wird. 

Für  Bezahlung  der  Geldbußen  und  Kosten  haftet  als  bevorzugtes  Unter- 
pfand des  Bundes  das  mit  Beschlag  zu  belegende  Corpus  delicti,  unbeschadet  des 
Hechtes  auf  die  übrigen  Güter  des  üebertreters.  Freigabe  erfolgt  nur  gegen 
Baar- Hinterlage  oder  solidarische  Bürgschaft. 

In  Fällen,  wo  die  Buße  gar  nicht  oder  nur  zum  Theil  erhältlich  ist,  er- 
folgt Strafumwandlung  in  Grefangenschaft,  wobei  ein  Tag  Gefängniß  sechs  Franken 
Buße  gleichkommt.     Die  daherigen  Kosten  fallen  zu  Lasten  des  Bundes. 

Ist  der  TJebertreter  unbekannt  geblieben,  so  haftet  lediglich  die  saisirte 
Waare. 

Die  Zahl  der  jährlich  zur  Anzeige  gelangenden  absichtlichen  und  unabsicht- 
lichen Straffölle  ist  bedeutend;  sie  betrug  in  den  letzten  Jahren  jeweilen  über 
tausend. 

Schlußbemerkung. 

Die  Entwicklung  des  Verkehrs  und  die  fortwährend  sich  erweiternden  Be- 
ziehungen der  Schweiz  mit  dem  Auelande  machen  eine  Neugestaltung  der  zoll- 
dienstlichen Einrichtungen  zur  absoluten  Nothwendigkeit.  Das  gegenwärtige  System, 
auf  dem  Gesetz  von  1851  beruhend,  ist  nach  verschiedenen  Richtungen  veraltet. 
Bereits  ist  von  den  eidgenössischen  Räthen  die  Errichtung  interner  Zollämter 
postulirt;  der  Veredlungsverkehr  drängt  mit  Macht  über  die  vom  Gesetz  von 
1851  gezogenen  Schranken  hinaus;  die  Waarenabfertignng  ist  nach  allen  Rich- 
tungen komplizirter  geworden,  üeberdies  hat  sich  der  Wirkungskreis  der  Zoll- 
verwaltung bedeutend  erweitert.  Abgesehen  von  der  mit  1885  eingeführten 
Waarenstatistik,  deren  Publikationen  alljährlich  in  Quartalheften  und  in  einem 
Jahresbande  erscheinen,  verlangt  der  Bund,  wie  bereits  erwähnt,  die  Mitwirkung 
der  Zollorgane  für  Vollziehung  der  Buudesgesetzgebnng  über  verschiedene  andere 
Materien,  wie  Alkohol,  Viehseuchenpolizei,  Jagd-  und  Vogelschutz,  Fischerei,  Maaß 
und  Gewicht,  Zündhölzchen,  ferner  für  Vollziehung  der  Vorschriften  betreffend 
die  Reblaus,  sowie  der  eidgenössischen  und  kantonalen  Regalien  u.  s.  w. 

Unmittelbar  bevor  stehen  die  Revision  des  Zollgesetzes,  die  Einführung  eines 
neuen  Zolltarifs,  der  Abschluß  neuer  Handelsverträge  mit  dem  Auslande,  an 
Stelle  derjenigen,  welche  mit  dem  1.  Februar  1892  ablaufen,  sowie  die  Revision 
einer  großen  Zahl  von  Vollziehungsvorschriften  und  Spezialinstruktionen. 

Das  Jahr  1892  dürfte  somit  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  für  das  schwei- 
zerische ZollwcHcn  ein  epochemachender  Wendepunkt  werden. 
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Summarische   Zasammenstellung  der   Ein-  und   Ausfuhr  1850 — 1884 

nach  den  amtlichen  Tabellen. 


Ein 

fuhr 

verEoIlbar  nach  Ghewicht. 

verzollb.  n.  Werth ») 

verzollb.  n.  Stttckzahl  *) 

SchweizeTsentuer  brutto 

Fr. 

Stück 

1850  \ 

11  Mt. 

7,410,314 

39,373 

178,463 

1851 

8,543,506 

71,460 

180,411 

1852 

9,203,476 

170,327 

173,019 

1853 

9,418,101 

219,943 

199,256 

1854 

10,196,928 

332,494 

185,410 

1855 

10,128,893 

1,031,215 

150,405 

1856 

10,507,945 

786,799 

167,205 

1857 

11,192,350 

1,476,946 

193,212 

1858 

11,549,156 

1,739,479 

213,754 

1859 

12,812,988 

807,832 

213,427 

1860 

14,571,703 

418,536 

217,247 

1861 

15,697,931 

457,102 

211,157 

1862 

14,848,513 

488,232 

212,319 

1863 

15,244,785 

584,778 

215,333 

1864 

16,439,478 

955,154 

236,341 

1865 

17,344,514 

426,114 

204,191 

1866 

17,578,938 

467,834 

221,375 

1867 

17.292,448 

406,458 

242,482 

1869 

19,006,133 

938,695 

219,214 

1869 

18,786,328 

940,229 

213,638 

1870 

21,175,701 

637,733 

180,274 

1871 

25,450,358 

1,043,991 

256,568 

1872 

31,494,139 

1,786,188 

266,614 

1873 

34,821,259 

2,726,306 

257,013 

1874 

38,417,315 

3,397,909 

217,297 

1875 

40,330,160 

3,168,311  ») 

263,642 

1876 

43,322,071 
meir.  Zentner  brutto 

2,585,920 

289,394 

1877 

19,679,494 

895,580 

360,253 

1878 

18,398,187 

453,870 

310,921 

1879 

19,593,503 

445,659 

268,246 

1880 

21,285,764 

527,201 

243,693 

1881 

19,910,291 

511,070 

254,997 

1882 

20,621,066 

1,217,098 

243,360 

1H83 

21,710,629 

1,515,828 

254,548 

1884 

22,222,177 

462,275 

316,414 

')  Mühlsleine,  Schiffe,  Pfluge,  Schlitten  und  von  1852  an:  Wagen,  inkl.  Eisenbahn- 
wagen. 

*)  Thiere ;  die  in  den  Zolltabellen  getrennt  aufgeführten  Bienenstöcke  sind  hier  weg- 
gelassen. 

*)  Bis  zum. Jahre  1875  sind  Maschinenreparaturen  inbegriffen. 
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Aus 

fuhr 

verzollbar  nach  Gewicht 

verzollb*  n.  Werth"). 

versoUb.  n.  Stückzahl^ 

Schweizerzentner  brutto 

Fr. 

Stack 

1850 

1,174,148 

2,517,681 

104,447 

1851 

1,208,656 

2,414,998 

85,522 

1852 

1,273,416 

4,378,568 

65,393 

1853 

1,166,105 

5,626,515 

59,633 

1854 

1,329,751 

6,070,517 

62,370 

1855 

1,489,513 

5,163,697 

88,045 

1856 

1,558,258 

6,966,518 

108,936 

1857 

1,617,864 

5,670,220 

86,322 

1858 

1,476,115 

5,009,217 

84,436 

1859 

1,435,351 

4,25JL,045 

88,498 

1860 

1,451,503 

6,098,546 

90,281 

1861 

1,721,236 

7,187,738 

84,716 

1862 

2,054,186 

5,839,249 

111,550 

1863 

2,078,088 

7,494,326 

101,530 

1864 

1,988,274 

6,382,010 

89,616 

1865 

2,188,990 

7,108,963 

123,412 

1866 

2,330,533 

6,428,475 

119,239 

1867 

2,486,668 

6,102,833 

120,418 

1868 

2,609,138 

7,802,515 

127,681 

1869 

2,785,325 

7,144,810 

132,376 

1870 

3,372,492 

6,055,092 

108,653 

1871 

4,086,646 

5,351,940 

127,490 

1872 

4,349,474 

6,174,207 

122,375 

1873 

3,612,936 

5,818,787 

108,697 

1874 

4,053,594 

5,752,070 

114,624 

1875 

4,051,724 

5,375,513 

116,921 

1876 

4,453,979 
metr.  Zentner  brutto 

6,183,323 

105,782 

1877 

2,222,849 

5,378,191 

169,192 

1878 

2,242,268 

5,759,623 

116,089 

1879 

2,220,344 

7,965,358 

104,852 

1880 

2,493,433 

8,238,214 

113,828 

1881 

2,639,683 

7,758,420 

106,296 

1882 

2,793,082 

8,266,051 

122,643 

1883 

3,048,346 

7,764,821 

120,431 

1884 

3,426,896 
Holzkohlen. 

7,387,453 

102,751 

*)  Holz  und 

«)  Thiere. 

Uebereioht  des  WaarenverkehrB  der  Schweiz  mit  dem  Ani 
El.  Siiifuhr. 


1885 

188«                   \ 

M«,«.. 

Wcrth 

M™«!, 

Wi.nli 

1  oelto 

Fr, 

q  ualto 

Fr, 

I.  AbfaUc  un.l  Düngstoffe  . 

498,184 

6,198.463 

467,096 

5.474.909 

IL  Chemikalien: 

Ä.  Apotheter-  i.  Br.n!f»ii.  . 

43,196 

3.049.449 

22,359 

3,906,495 

B.  VtMiblioi  [.  gtwtrbl.  fldnick 

334,934 

15.698,319 

395,709 

17,470.070 

C.  Fiirbwaaren    .... 

81,364 

6.108,097 

80,846 

6.095  745 

III.  Glas 

St, 503 

9,941,518 

55,989 

3.907.539 

IV.  Holz 

I,8ß6.e25 

12,374,r>9a 

1,939.819 

13,637.100 

V.  Lanilwirths.  ErzeugniQe 

179.209 

6,453,770 

235.650 

6.349,876 

VI.  Leder 

3(i,S93 

93,717,962 

28,105 

24,881,780 

1  VII.  Literar.,  wiasenschaftl. 

QDd  KuDstgegeDstAnde    . 

13,933 

7,980,931) 

14,410 

8,590.780 

Vni.  Mech.  Gegenatflnde: 

799 

1,170,096 

613 

1,960.600 

A.  Uhren 

1 Dhren  .    .    . 

314,001 

4,089,593 

226,413 

3,109,512 

B.  Maschinen       i'i""rtlb' 

*"  57,469 

7,761.594 

"  "63,389 

7,959,489 

Fah^euge     *^^^"'' 

10.358 

1,115,679 

"  10.301 

1,901,815 

H.  Metalle: 

A.  Blei 

31,708 

760,109 

13.728 

640.788 

B.  Eisen 

1.039,556 

33,586.310 

1,015.303 

23.394.9HI 

C.  Kupfer 

16,989 

3.570,100 

18,193 

3,133.645 

D.  Nickel 

7+7 

399,805 

815 

453,375 

E.  Zink 

13.921 

765,908 

15.779 

907.098 

F.  Zinn 

4.391 

1,06.3,958 

4,419 

1,995.970 

G.  Edle  Metalle  .... 

1,555 

36,666,789 

1.795 

40,691.857 

H.  Erze  g.  Metalle,  »mblNlfDi 

14.071 

283.530 

2.582 

166,660 

X.  Minejalische  Stolle    .    . 

8.95S,4B4 

«7,369,tl63 

9.309.58S 

29,113,535 

XI.  Nahrungsi-GenuBmitteJ 

5,923,985 

1 

5.679,856 

170.^6,189 

Bier,  Wein.   Branntwein, 

LllBf 

[909,900,lti0 

l.ilvr 

Sprit  in  Füßern      .    .    . 

71.'J6J,9i3 

1 

71,804,759 

31,661,9*4 

XIL  Oele  und  Fette  .     .     . 

"m^ss 

10,3.39,r.O0 

''lO!S.668 

8,689,630 

XIII.  Pa|.ier 

58,770 

4,6M,9r.l 

62,499 

4,734,166 

XIV.  Spinnstoffe ; 

A.  Baumwolle      .... 

39(1.371 

6S,3r.2,U5 

9.^.8,232 

60,096,005 

B.  Flache.  H;.nf,  Jute  etc. 

4(;.33.T 

11.373,610 

50,762 

10.473,915 

C.  Seide 

*i,(138 

124,6*8.800 

48,699 

150.459,500 

D.  Wolle 

67,707 

55,199,(170 

l-l.^BS 

65,710.305 

E.  Kautschuk  g>d  Gillipfielii 

3,(KX) 

1,897,950 

1,971 

1,836,970 

F.  SlR.h,   Rfilir.   Ba^l  etc. 

I9.3r.(i 

3.74l,9S(I 

21,958 

6,693.700 

6.  Konfelclioii..-  u.  Mndew. 

13.f.86 

31.,S94,!K)0 

14,106 

23,257,900 

XV.  Thiere  u,  tliier.  Sliifle; 

A.  Thiere 

933,783 

39.871,112 

"9.')fi.S97 

50,093,360 

B.  Thierischc  Stoffe     .    . 

2t.93(l 

9,351,990 

"  '90.753 

6.655,530 

XVI.  Tli»nw«aren  .... 

948,474 

9.58:1,104 

99.-),  156 

3,896,093 

XVII.  Ver^-hiedi..ieU'aaren 

13,333 

10,941.630 

14.833 

12.168,96* 

1      'I 

19.3156.450 

1 

90,2r*,89I 

7 11. 563,499 

Tnl;,l        Stücke 

418.1iä 

756,95:1,164 

473,61 1 

56.1101,687 

1  Liter 

Total  Werthe 

7I,9li-\:i93 

1 

71,M»l,7r.9 

31.661,9« 

7r.r,,SM,iiii. 

799.930.060 

Zollwesen 
in   den  Jabren    166&- 


1889    (SpeEialhsndel). 
a.  BJlnf  uiir. 


33,074 
363,381 

84,708 

59.5*9 

9,120,997 

374,515 

3S,644 

15,261 


74,571 

i2,o:i7 

35,750 

1,397,144 

31,836 

l.oys 

17,885 

4,143 

2,059 

2,10)1 

13.041,481 

6,960,6 

l.illT 

84,091.400 


339,129 
50,900 
4f>,5G9 
76,230 
9,115 
21,536 
tr>,t37 

259,985 

"*  3i'275 


34,W4.imi  I 

.->92.f!«4  I 

Kt.Oäl.ilJfl  • 


3.338,450 
19,533,776 
7.109,440 

9,965,366 
14,403.657 

6,473,858 
25,356,635 

9,953,877 

1,869,300 

3,445,306 

9,107,706 

1,049.131 

1,180.469 

30.187.537 
4,892,375 


174,090 
34,217,896 
181,458.851 

30,980,831 

8.B(H,850 
4,891,871 

79,510,711 
10,716,675 
142.56.M50 

54,587.100 
1.8.'<6.775 
:..ä07.810 

ä5,!«7li,65'J 

49.873.635 


751.1*6,01 
r.4.3tK^,ü69 
3fl.!IS0.!!tf 


379,637 
81,645 
59,375 


594  I 

960,079 

'*  '97,°184 ' 

8,435' 

''  "91,064 
1,311,471 

18,946 
1,113 
15,986 
5,389 
3.195 
3,120 
19,429,192  I 
6,399,389 


57,816  I 

389,468  I 
53.684 
47.415  ' 
S  1.261 

9.360  ( 
22,28r> 

16.781   ' 


3,919.670 
18,924.058 

7,359,042 

2,289,268 
16,393,993 

7,461,789 
19,536,150 

9,304,290 

1,839.800 

4.021.288 

13.516,851 

609,454 

1.006,060 

31.6I4..?83 

5.311,950 

611,195 

1.080.535 
1.548,7:Mt 
49,615,711 
138,630 
37,970,715 
190,191,528 

30.630,688 


561,396 

93,129 
400,241 
88,415 

60,252 

2,397.982 

350.187 

30,467 

17,303 


309,851 

''103,734' 

8,705' 

''  °29.983 

1,497,504 

29,609 

1,268 
15,450 
4,911 
3,900 
1,935 
13,765,310 
6,340.469 

100,913,000 


3,13.5,940 

20,576,858 
7,534,633 
9,383,664 

16.955.397 

6,740,408 
20,054,180 

9,041,0 

3.123,000 

4,318,598 

14,677.913 

897.348 


1,106.742 

1,405.460 

87,470.761 

158.255 

49,853..^^>G 

196,432.610 

34,406.660 


64.892.156 
11,688, 
139,9:{6,542 

56.995,411 
2,151,775 

4,993,546 
36.474,601 


313.U2  33.>H)2,338 

2S.9I1  6.887.355 

383.625  3.5111.514 

14,983  7.49.S.741 


351,443 
55.413  I 
53,354  I 
90.359 
2.348 
94,136  . 
16.665  I 

"203.665 

23.948 


2-1.2  V5.3:{4 
481,956 

99.38  LNHI 


757.914,837 
38.533.1170 

;m.r.:Hi.688 


26,HiiS,770 
565,291 

100.9  i:i.o<io 


61.987.(165 
2,111,950 

5.160,158 
27,397.060 


6.695.350 
4,048,341 

7.739.771 
«67.201.597 
:i-i,62t),4:!7 
31,406.660 


Zollwesen 


—     466     — 


Zollwesen 


Uebersicht  des  Waarenverkehrs  der  Schweiz  mit  dem  Auslande 

b.  Aiisfixlir. 


Waarengattung 


lg85 


Menge 


Werth 


1886 


Menge 


"Werth 


I.  Abfälle  und  Düngsloffe  . 

II.  Chemikalien: 

A.  Apotheker- 1.  Drogucriew.  . 

B.  Chemikalien  f.  gewerbl.  Gebnoch 
G.  Farbwaaren    .     .     .    . 

III.  Glas 

IV.  Holz 

V.  Landwirths.   Erzeugniße 

VI.  Leder 

VII.  Literar.,  wissenschafll. 
und  Kunstgegenstände    . 

VIII.  Mech.  Qegenstände:  . 

Uhreobestiodtheile . 

A.  Uhren  ] 

y  Uhren  .    .    . 

B.  Maschinen  (  '^^ 

IX.  Metalle: 

A.  Blei 

B.  Eisen 

G.  Kupfer 

D.  Nickel 

E.  Zink  

F.  Zinn 

G.  Edle  Metalle  .... 
H.  Erze  u.  Metalle,  Terschiedene 

X.  Mineralische  Stoffe    .    . 

XI.  Nahnings-  n.  Genußmittel 
Bier,  Wein,  Branntwein. 
Sprit  in  Fäßern     .     .     . 

XII.  Oele  und  Fette  .     .     . 

XIII.  Papier 

XIV.  Spinnstoffe: 

A.  Baumwolle     .... 

B.  Flachs,  Hanf,  Jute  etc. 
G.  Seide 

D.  Wolle 

E.  Kautschuk  und  Guttapercha 

F.  Stroh,  Rohr,  Bast  etc. 

G.  Konfektions-  u.  Modew. 

XV.  Thiere  u.  thier.  Stofle: 

A.  Thiere 

B.  Thierische  Stoffe     .     . 

XVI.  Thonwaaren      .     .     . 

XVII.  Verschiedene  Waaren 


Total  {  Stücke 
I    Liter 

Total  Worthe 


q  netto 

161,959 

8,340 
63,961 
22,016 

1,363 

1,484,073 

4«,352 

8,209 

8,305 
439 

8tÜcko 

3,559,937 

q  netto 

104,996 

Stücke 

9,iJ65 

q  netto 

2,031 

106,530 

4,120 

395 

1,007 

170 

1,481 

404 

647,356 

625,547 

Liter 

3,684,787 

q  netto 

7,790 
136,806 

211.543 
5,784 
48,:^83 
22,154 
2,026 
5,071 
2,769 

StUcko 

109,312 

q  netto 

47,474 

129,894 

1.233 


3,920,827 
:^,078,514 
3,084.787 


Fr. 

1,566,872 

1,760,927 
3,401,711 
9,057,812 

153,346 
9,962,420 

531,095 
8,655,491 

5,284,205 

2,186,318 
79,840,180 

22,022,484 


112,482 

3,958,793 

778,523 

46,355 

60,909 

37,723 

30,736,033 

7,354 

2,617,013 

74,603,170 


670,274 
3,705,375 

107,211,092 
l,6t2,521 

172,9U,120 

12,039,958 

2,517,309 

4,037,980 

4,330,117 

22,185,449 

8,339,284 

714,400 

1,330,505 


1 


065,080,9:^2 


005.0^0.932 


q  netto 

184,117 

8,547 

65,283 

22,579 

918 

1,281,523 

36,154 

8,032 

8,403 

418 

Stücke 

3,479,454 

q  netto 

95,504 

Stücke 

6,602 

q  netto 

2.210 

97,517 

4,203 

194 

1,570 

63 

935 

1,155 

592,228 

889,529 

Liter 

6,600,832 

q  netto 

6,789 
155,492 

207,153 
0,076 
55,400 
23,236 
1,850 
5,405 
2,044 

Stücke 

97,574 

q  netto 

48.407 

109,005 

1,498 

3,924,217 
3,583,()90 
0,r)00,832 


I 


Fr. 

1,360,916 

1,854,141 
3,863,260 
8,538,417 

147,269 
8,253,227 

469.160 
8,576,043 

5,790,121 

2,966,602 
79,829,024 

12,514,859 

6,536,312 

144,526 

4,003,092 

646,622 

34,310 

90,275 

15,273 

29,791,372 

14,907 

2,679,517 

74,270,006 

3,000,876 

553,089 
3,870,228 

160,624,792 
1,582,221 

190,636,389 

13,572,547 

2,351,067 

4,647,289 

5,020,725 

19,341,158 

7,976,693 
607,840 

_  1,248,877 

558,716,272 

105,706,494 

3,000,876 


067,423,642 


—     46/ 


Jahren    188&— 1889  (SpezUlhandel). 
b,  Ausfuhr, 


1887 

1S88 

188ft                    1 

M^ng. 

Wuth 

Mrng, 

-WBrlh 

M^B, 

W«Hb 

q  nello 

Fr. 

q  ne»a 

Fr, 

qnnlto 

F.. 

851,633 

1,810,462 

206,485 

1.912,039 

237,559 

2,240,721 

7,317 

ä,092,765 

7,307 

3.163,2tö 

6,738 

2,329,594 

56,533 

2,678.941 

53,785 

2,583,439 

67,8.53 

2,961,207 

si,ei3 

8.740,616 

23,926 

8,731,668 

25,852 

10,3iV.I,"Jii;) 

1,066 

142,137 

84* 

143,731 

1,076 

ir.N.Hi.-. 

1,310,058 

7.961.131 

1,197,733 

7,S9U,*56 

1,078,979 

35,606 

504.790 

37,599 

580,298 

44.638 

7,617 

7,822.125 

7,796 

7.591,«* 

9,978 

8,765,431 

Ö,41I 

5,611.00* 

7,953 

5,921,015 

8,554 

6,490,057 

335 

1,991,410 

317 

1,856,657 

390 

2,543,178 

3,s^,iia 

84,255,303 

3,963,705 

82,089,637 

4,809,863 

96,300,016 

''  U  0,859 

14,366.090 

"  163,504 

19,957,095 

"  m!bn 

21,361,825 

t^in^kti 

BlBcke 

6,974. 

5,845,864 

610 

362,646 

615 

543,510 

1.973 

131,56* 

q  ntrtto 

1,506 

1*2,0*2 

'  "2?997 

335.964 

116,020 

4,304.873 

56,665 

4,135,033 

86,918 

4,902,208 

5,309 

578,882 

0,8*0 

984,173 

6,684 

873,485 

159 

30,967 

333 

36.924 

311 

51,510 

1,573 

70.9:{8 

1,533 

60,093 

1,815 

82,921 

230 

38,015 

265 

78.445 

378 

116.184 

'MS 

29,175.286 

936 

28,6*2,797 

879 

29,063,391 

251 

5,358 

1,531 

33,130 

598 

149,s*l 

625,3*5 

2.626,734 

778,224 

2,924,137 

950,38* 

3,171,592 

680,5iä 

72,128,109 

966,840 

70,484,415 

715,188 

70,506,583 

Ltifi 

3,873,800 

2,165,214 

2,315,400 

1,3*8.520 

2,090,800 

l,357,.SÜO 

6.(i63 

5*8,757 

**  °'5,818 

51*,680 

''  ''°*,833 

519,861 

163.30* 

4,133,192 

165,585 

3,906,163 

144,807 

3,719.629 

S0S,53ä 

158,518,779 

923,225 

160,295,567 

931,063 

155,463,568 

6,389 

1,951.741 

6,117 

1,938,903 

6,528 

2,619.0S3 

55,821 

198,5<>s,230 

59,339 

301,281,715 

60,333 

9U,7t:;,-r>3 

24.7Ö3 

15,193,086 

97,*95 

16,058,893 

29,157 

1,854 

3,317.419 

1.848 

2,352,212 

1,964 

5.1Ü8 

3,957,5*2 

4,529 

4,052,865 

4.711 

3,333 

5,866,319 

2,467 

6.768,58* 

9,Ü5Ö 

7,iJoJ,>'li3 

Slflcke 

BtUvka 

76,148 

15,122,112 

g^H,578 

15.638,35* 

75,950 

16,310,8*4 

"  '48,a52 

7,473,918 

56,410 

8,359,021 

**  "63,523 

8,803,307 

125.783 

647,12* 

80,IS85 

531.037 

69,095 

5:!i;,i:,:! 

1.519 

1,515,386 

1,807 

_    1,*55.135 

_      1,668 

1,f;i:!,:i'.i:» 

3,894,389 

"  563.7(14.080 

4,156,337 

.■>73,63S,591 

4,030,7*3 

59(;,4n;.17,s 

3.971,234 

10.5.223,339 

4,038,893 

98,073,537 

4,886,498 

li:;,(i;.t.a;ii 

3,873,»<U0 

9,165.214 

2,215.400 

1.348.5.Ö0 

2,090,800 

l,357.:fUI 

671,092,633 

Ü7:(.O0Ü.G18 

7 10.894.8  IK 

der  Schweiz. 

(Urproduktion,  Handel,  Industrie,  Verkehr  etc.) 


Herausgegeben  und  redigirt 

Yon 


unter 

von  Fachkundigen  in  und  ausser  der  Bundesverwaltung. 


Alle  Rechte  geuxihrt. 


IV.  Band  (VI.  Halbband),  Supplement. 

▲arakorrektion  bis  ZfiriohseabahxiAZL 


-WWQQQQQ00096 


Bern. 

Verlag  von  Schmid,  Francke  &  Co.  (vorm.  J.  Dalp'sche  Bachliaiidlang). 

1892. 


Aarekorrektion.  FVlt  die  Korrektion  der  Aare  zwischen  Interlaken  und 
Thnnersee  ist  dem  Kanton  Bern  ein  Bnudesbeitrag  von  Fr.  153,300  =  78  der 
Yoranschlagsamme  (460,000  Fr.)  zugesprochen  worden.  Die  Zusicherung  dieses 
Bundesbeitrages  tritt  erst  in  Kraft,  nachdem  von  Seite  des  Kantons  Bern  sowohl 
die  Ausführung  der  Korrektion  als  auch  des  durch  die  Dampfschififahrtsgesellschaft 
des  Thunersee's  zu  erstellenden  Schifffahrtskanals  gesichert  sein  wird.  Von  da  an 
soll  die  Ausführung  der  Arbeiten  innerhalb  3  Jahren  stattfinden. 

Alkoholmonopol  siehe  im  Artikel  ,, Staatsmonopole*  Seite  132  u.  ff.  des 
III.  Bandes. 

Allmenden  (Allmein,  AUmend,  AUment,  Allmet,  Alimy,  Allmig,  Gemeind). 
Daß  Allmenden,  d.  h.  Allgemeingut  von  Gemeinden  und  öffentlichen  Korporationen 
an  Grundbesitz  schon  vor  dem  Ende  der  Eömerzeit  in  der  Schweiz  vorkamen,  also 
vor  dem  4.  Jahrhundert,  ist  historisch  nachgewiesen,  denn  auf  Seite  229,  IL  Bd. 
dieses  Lexikons  spricht  Fritz  Eödiger  von  Landschenkungen,  die  Seitens  der 
römischen  Gewalthaber  im  Wallis  zu  Allmendzwecken  gemacht  worden  seien. 
Allmenden  muß  es  übrigens  vorher  schon  gegeben  haben,  denn  die  Voiksstämme, 
welche  in  vorhistorischer  Zeit  in  der  Schweiz  hausten,  lebten  ohne  Zweifel  in 
Grundbesitzgemeinschaften,  die  sich  nach  und  nach  mit  dem  Anwachsen  der  Be- 
völkerung in  kleinere  Theile  zersplitterten.  Aber  diese  kleineren  Theile  waren 
immer  noch  groß  genug,  um  jeder  für  sich  recht  große  Allmenden  zu  bilden. 
Und  daneben  gab  es  immer  noch  herrenlosen  Boden  genug,  so  daß,  als  die 
Helvetier  nach  ihrem  verunglückten  Zug  nach  Gallien  in  die  Heimat  zurück- 
gekehrt waren,  die  Römer  leicht  etwas  zu  vertheilen  vorfanden.  Die  Römer 
machten  aber  auch  Grundbesitzschenkungen  an  Einzelpersonen  (ausgediente  Militärs, 
Günstlinge  der  Regenten  etc.),  so  daß  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist,  es  sei  damit 
mehr  als  je  zuvor  der  Anfang  zum  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  in 
der  Schweiz  gemacht  worden.  Auch  die  Gründung  von  Städten  durch  die  Römer 
hatt«  eine  weitere  Ausbildung  des  Privateigenthums  und  Schmälerung  des  Gemein- 
eigenthums  zur  Folge. 

Diese  Zersetzung  machte  jedoch  kaum  große  Fortschritte,  nachdem  die  Herr- 
schaft der  Römer  zu  Ende  gegangen  und  die  Schweiz  zum  Theil  von  Alemannen 
bevölkert  wurde;  denn  diese  huldigten  der  Mark-,  Dorf-  und  Hofverfassung,  d.  h. 
einer  dem  Allmendprinzip  ähnlichen  Grundbesitzgemeinschaft.  Dan  Wort  AUmend 
ist  noch  überall  gebräuchlich,  wo  sich  Alemannen  angesiedelt  hatten.  Auch  kommt 
an  seiner  Statt  oft  das  Wort  Gemeinmarch  vor. 

Die  Allmendverhältnisse  der  deutschen  Schweiz  sind  von  Prof.  A.  v.  Miaskowski, 
während  er  an  der  Universität  Basel  wirkte,  zum  Gegenstand  sorgfältiger  Unter- 
suchungen gemacht  worden.   Das  Resultat  derselben  ist  in  einer  langen  Abhandlung 


Allmenden  —     2      —  Allmenden 

niedergelegt,  die  im  II.  Band  des  1879er  Jahrgangs  von  Schmollers  ^  Staats- 
and sozial  wissenschaftliche  Forschungen**  ^)  abgedruckt  ist  unter  dem  Titel  „Die 
schweizerische  AUmend  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  vom  13.  Jahrhundert 
bis  zur  Gegenwart**  (1876).  Unter  den  vielen  Quellen,  deren  sich  v.  Miaskowski 
bedienen  mußte,  hebt  er  als  die  bedeutendsten  hervor:  Blumer's  Staats-  und  Bechts- 
geschichte  der  schweizerischen  Demokratien;  A,  Heusler's  Aufsätze  tlber  die  Rechts- 
verhältnisse am  Gemeinland  in  Unterwaiden,  in  Band  X  der  Zeitschrift  für 
schweizerisches  Recht;  F.  v.  Wyß'  Aufsätze  über  die  schweizerischen  Land- 
gemeinden, im  I.  Band  der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht. 
V.  Miaskowski  unterscheidet  folgende  Arten  der  Allmend: 

1)  Sog.  Pflanzland,  d.  h.  Gemüse-  und  Obstgärten,  Aecker  und  Weinberge, 
welche,  soweit  sie  in  Gebirgsgegenden  vorkommen,  gewöhnlich  in  den  Thälem, 
auf  sanften  Bergabhängen  und  niedrigen  Bergplateaux  gelegen  sind; 

2)  Wiesen,  meist  an  denselben  Orten,  aber  auch  (wie  z.  B.  die  Wildheu- 
bezirke) an  steilen  und  schwer  zugänglichen  Gebirgslagen,  „wo  Kuh  und  E^alb 
nicht  mehr  hinkommen;** 

'S)  Weiden,  früher  den  größten  Theil  aller  Allmenden  umfassend,  kommen 
gegenwärtig  nur  ausnahmsweise  in  der  Ebene,  aber  regelmäßig  auf  den  Alpen 
vor.  Diese  sog.  Gemeinalpen,  im  Kanton  Schwyz  auch .  Hochallmenden  genannt, 
machen  einen  hauptsächlichen  Theil  des  Gemeinguts  in  Schwyz,  Uri,  Obwalden 
und  anderen  Gebirgskantonen  aus; 

4)  Wälder,  die  das  Brenn-,  Bau-  und  Nutzholz  liefern; 

5)  Waldboden,  zum  Roden  und  zur  Urbarmachung; 

6)  Boden,  zum  Anpflanzen  von  Bäumen; 

7)  Boden,  zum  Bau  von  Häusern; 

8)  Moore,  Torfgründe,  Fischteiche,  Streuri^der,  Strand-  und  Uferboden, 

Es  gibt  auch  Allmendgenossenschaften,  die  als  sog.  „  Bürgernutzen **  den  Ge- 
nossen Lebensmittel,  Geld,  Ziegel,  Gesangbücher  verabfolgen. 

Die  Nutzung  der  Allmendgenossen  war  früher  meist  eine  gemeinschaftliche 
in  Wald  und  Weide.  Nur  allmälig,  namentlich  seit  der  Reformationszeit,  beginnt 
auch  die  Sondemutzung  einzelner  AUmendstücke,  als  Gärten,  Aecker,  Reh-  und 
Wiesland,  größere  Dimensionen  anzunehmen.  In  der  Gegenwart  kommt  die  gemein- 
schaftliche Nutzung  in  der  Ebene  nur  selten  vor,  während  sie  sich  in  den  Gebirgs- 
gegenden, namentlich  an  den  G^meinalpen,  durch  unveränderliche,  natürliche 
Verhältnisse  bedingt,  noch  in  großartigem  Maßstabe  erhalten  hat.  Auch  hat 
neben  der  Benutzung  der  Allmend  durch  die  Gemeindegenossen  ihre  Verwendung 
zu  Zwecken  der  politischen  Gemeinde  immer  mehr  Verbreitung  gefunden.  Im 
Zusammenhang  mit  der  veränderten  Art  der  Nutzung  steht  auch  die  theilweise 
Veränderung  des  ursprünglichen  Sinns,  den  man  mit  dem  Ausdrucke  Allmend 
verbindet.  Während  nämlich  ursprünglich  alles  Gemeingut,  als  dasselbe  zugleich 
der  Regel  nach  von  den  Genossen  gemeinsam  genutzt  wurde,  Allmend  hieß, 
wurde  im  Laufe  der  Zeit  derjenige  Theil  der  früheren  Allmend,  welcher  fortan 
theils  direkt,  theils  indirekt  (als  Erwerbsquelle)  zu  Gemeindezwecken  verwendet 
wurde,  allgemein  von  dieser  Bezeichnung  ausgenommen.  Als  die  Sondemutiting 
sodann  immer  mehr  Verbreitung  fand,  wurde  der  Begriff  der  Allmend  in  einigen 
Gegenden  auf  diejenigen  Gemeindegüter  eingeschränkt,  die  nach  wie  vor  in  ge- 
meinsamer Nutzung  der  Genossen  geblieben  war,  während  er  in  anderen  Gegenden 
wieder  eine  Beschränkung  nach  einer  anderen  Seite  erfuhr,  so  daß  der  Umfang 


*)  Verlag  von  Duncker  und  Humhlot,  Leipzig,  1879. 
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des  AUmendbegritfs   gegenwärtig   in  den  verschiedenen  Theilen  der  Schweiz  ein 
«ehr  verschiedener  ist. 

Der  ursprünglich  weitere  Sinn  wird  mit  dem  Ausdrucke  Allmend  noch  gegen- 
wärtig hauptsächlich  im  Kanton  Schwyz  verbunden,  wo  die  im  Eigenthume  der 
Gemeinden  und  sonstigen  öffentlichen  Korporationen  befindlichen  und  fast  aus- 
nahmslos von  den  Genossen  genutzten  Wälder,  Weiden  im  Thal,  auf  den  Yor<- 
bergen  und  Alpen  (Heu-  oder  Heimkuhweiden  und  Hochallmenden),  die  Streu- 
und  Torf  ländereien,  Wiesen,  Aecker  und  Gärten  (letztere  beide  Kategorien  auch 
als  Pflanzlaud  bezeichnet)  u.  s.  w.,  gleichmäßig  zu  den  Allmenden  gerechnet 
werden,  so  daß  man  hier,  um  die  einzelnen  Species  des  Genus  Allmend  zu  unter- 
scheiden, von  Boden-,  Mittel-,  Hoch-,  Waldallmenden  u.  s.  w.  spricht.  Neben 
dem  regelmäßigen  Gebrauche  des  Ausdrucks  Allmend  in  dem  eben  besprochenen 
weitern  Sinne  kommt  freilich  auch  in  Schwyz  ausnahmsweise  der  Gebrauch  desselben 
und  namentlich  des  Ausdrucks  Allmy  in  dem  engern  Sinne  von  in  Gemeinnutzung 
befindlichem  Gemeingut  vor,  so  daß  in  diesem  engeren  Sinne  unter  den  Allmenden 
nur  die  Gemein  weiden  verstanden  und  dann  sowohl  dem  Gemeinmärk,  d.  h.  dem 
in  Sondernutzung  befindlichen  Korporationsbesitze  (Garten,  Aecker,  Wiesen)  als 
auch  den  Gemein wäldern  entgegengesetzt  werden. 

Während  dieser  letztere  Sprachgebrauch  aber  im  Kanton  Schwyz  nur  aus- 
nahmsweise üblich  ist,  bildet  er  im  Kanton  Uri  die  Regel.  In  diesem  Kanton 
dient  die  Allmend  nur  ausnahmsweise  zur  Bezeichnung  der  sämmtlichen  im  Eigen- 
thume der  Bezirkskorporationen  befindlichen  Nutzungsguter,  der  Allmenden  in 
„Boden  und  Berg*',  indem  die  Gemeindewälder,  das  gemeine  Pflanz-  und  Wies- 
land gewöhnlich  nicht  zu  den  Allmenden  gerechnet  werden. 

Ein  anderer  Sinn  wird  den  Allmenden  in  den  Kantonen  St.  Gallen  und 
Olarus  untergelegt,  indem  unter  denselben  nur  die  im  Thal  gelegenen  Gemein- 
weiden verstanden  werden,  so  daß  man  sowohl  das  Pflanzland  und  die  gemeinen 
Wälder,  als  auch  die  Alpen  nicht  als  Allmenden  bezeichnet.  Im  Kanton  Unter- 
waiden dagegen  wird  bisweilen  überhaupt  das  im  Thal  gelegene  Gemeingut, 
gleichgültig  ob  dasselbe  ak  Pflanzland,  Wiese  oder  Weide  benutzt  zu  werden 
pflegt,  und  im  bernischen  Amtsbezirk  Oberhasle  nur  das  im  Gemeineigenthume 
befindliche  Pflanzland  im  Thale  als  Allmend  bezeichnet. 

Eine  ganz  singulare  Bedeutung  haben  die  Allmenden  im  Kanton  Baselstadt, 
wo  man  unter  denselben  die  für  jedermann  offen  stehenden  res  poblicae,  wie 
Brücken,  öffentliche  Wege  u.  s.  w.  versteht. 

In  neuerer  Zeit  werden  auch,  namentlich  in  den  Kantonen  der  Ebene,  die 
Allmenden  ausschließlich  oder  doch  vorzugsweise  als  bürgerliche  Nutzungsgüter 
und  ihre  Nutzungen  als  Bürgernutzungen  benannt. 

Alles  das  als  „Allmend**  aufgefaßt,  was  sich  als  Liegenschaft  im  Eigenthum 
Ton  Gemeinden  und  öffentlichen  Korporationen  befindet,  übertraf  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert der  Umfang  der  Allmenden  bedeutend  den  Umfang  des  vom  Sondereigen 
und  Erbe  eingenommenen  Gebietes.  Mit  diesem  Satze  bestätigt  v.  Miaskowski 
unsere  weiter  oben  ausgesprochene  Ansicht,  daß  unter  den  Nachfolgern  der  Kömer 
das  Prinzip  des  Privatgrundbesitzes  geringe  Fortschritte  machte.  Ja  es  muß  sich 
sogar  zeitweise  eine  rückläufige  Bewegung  geltend  gemacht  haben,  denn  Ueber- 
tragungen  von  Soudereigenthum  an  Kirchen  und  Klöster  sind  aus  dem  8.  Jahr- 
hundert urkundlich  nachgewiesen  (Abtei  St.  Gallen).  Seit  jener  Zeit  freilich, 
schreibt  Miaskowski,  läßt  sich  das  fortwährende  Umsichgreifen  des  Sondereigen 
auf  Kosten  der  Allmend  quellenmäßig  nachweisen,  obwohl  bis  zum  18.  Jahrhundert 
sowohl  die  genossenschaftliche  Autonomie,   sowie  die  Gesetzgebung  einer  solchen 
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Verringerang  des  Allmendgebietes  widerstrebte,  indem  sie  die  Umwandlung  von 
Alimend  in  Sondereigen,  ja  selbst  die  Ersetzung  der  gemeinsamen  Nutzung  durch 
Sondemutzung  wiederholt  verbot.  ^Aber  nichts  destoweuiger  schritt  der  einmal 
eingeleitete  Prozeß  unaufhaltsam  fort,  sei  es,  daß  Gemeinde  und  Staat  durch  die 
Macht  der  Umstände  genöthigt  waren,  das  „invachen**  und  einschlagen**  von 
Allmendstticken  ausnahmsweise  zu  gestatten  oder  daß  die  Einzelnen  in  fraudem 
legis  oder  doch  unbekümmert  um  die  Verbote  AUmendtheile  in  Sondernutzung 
nahmen  und  längere  2jeit  in  Sondemutzung  behielten,  woraus  sich  dann  im  Laufe 
der  Zeit  häufig  das  Sondereigen  entwickelte.  Seit  dem  18.  Jahrhundert,  nament- 
lich aber  im  Anfange  unseres  Jahrhunderts,  stellen  sich  dann  Staat  und  Gemeinde 
selbst  an  die  Spitze  der  Bewegung,  welche  eine  Einschränkung  der  Alimend  be- 
zweckt, indem  der  Uebergang  einzelner  Theile  in  Privateigenthum  oder  in  ledig- 
lich fiskalischen  Zwecken  dienendes  Gemein deeigenthum  begünstigt  wird."  Sehr 
viel  haben  dazu  die  kriegerischen  Ereignisse  um  die  Wende  des  Jahrhunderts 
mitgewirkt,  so  daß  z.  B.  die  Regierung  des  Kantons  Luzern  das  Gesetz  vom 
28.  Brachmonat  1803  betreffend  Vertbeilung  der  Gemeindegüter  mit  den  Worten 
begleiten  konnte:  ^Weil  die  Pflicht  der  Regierung  erheischt,  besonders  in  den 
gegenwärtigen  bedrängten  Zeitumständen  für  eine  bessere  Kultur  des  Bodens  zu 
sorgen"  —  eine  treffende  Illustration  des  Lehrsatzes,  daß  Privateigenthum  zu 
höherer  Thätigkeit  anspornt  als  Gemeineigenthum. 

Alpwirthschaft.  (Von  Herrn  Fritz  Rödiger,  Kulturtechniker,  Solo- 
thurn.  Verweise  auf  Schatzmanns  gleichnamigen  Artikel,  Band  1  des  volksw. 
Lexikons,  und  auf  meine  Abhandlung  über  Geschichte  „der  Schweiz.  Landw."^ 
Seite  228.) 

Wer  ein  Gewerbe  oder  eine  Wissenschaft  gründlich  erfassen  will,  der  muß 
zuvörderst  dtssen  Geschichte  kennen  lernen.  Auch  die  Alpwirthschaft  hat  nicht 
zuerst  Blüthen  und  Früchte  getragen  und  die  Wurzel  zuletzt  angesetzt.  Die 
Alpwirthschaft  (vorwiegend  Weidewirthschaft)  ist  der  älteste  Zweig  unseres  Land- 
baues,  da  in  den  Gebirgsländern  die  Landkultur  und  mit  ihr  auch  die  Geistes- 
kultur  von  den  Höhen  (Alpen  und  Bergen)  herab  zu  den  Thälern  stieg,  nicht 
umgekehrt.  —  Wit  dieser  Erscheinung  im  Kampfe  um^s  Dasein,  in  und  auf  den 
Alpen,  tritt  auch  die  eigentlich  und  hauptsächlich  treibende  Ursache  zum  Betrieb 
der  Alpwirthschaft  auf:  die  Viehzucht,  (Viehvermehrung,  Erhaltung,  Nutzung 
und  Handel),  neben  dem  nöthigen  und  damit  unerläßlich  verbundenen  Ackerbau. 
—  Schon  zur  sogenannten  Rennthiereeity  welche  auch  in  Höhlen  des  .lura's  und 
der  Alpen  ihre  deutlichen  Spuren  hinterlassen  hat,  (Höhlen  zu  Thayngen  Herb- 
lingen, Freudenthal,  Kaltbrunnenthal  [bei  Grellingen],  Thierstein,  Liesberg  an 
der  Birti,  Veyrier  [Saleve],  Villeneuve  [Waadt],  Domleschg  [Bünden])  stellt  sich 
zuvörderst,  neben  a.  dem  Bennthier,  b.  das  Pferd  ein,  c.  das  Schwein  und  ^.  das 
Bind^  in  Knochenfunden  und  a.  b.  c.  sogar  in  Abbildungen  (Gravuren  auf  Knochen),, 
wie  wir  sie  nicht  besser  bis  zum  Schlüsse  des  Mittelalters  wiederfinden.  Gestalt 
und  Gewicht  mußte  selbstverständlich  noch  unvollkommen  und  gering  sein.  Schon 
in  der  zweiten  Zeitabtheilung  von  Bedeutung,  zur  Pfahlbauten aeiij  {wie  viele 
Jahrhunderte  dazwischen  liegen,  wissen  wir  nicht)  ist  das  Rind  das  herrschende 
Thier;  das  Rennthier,  (das  frühste  Alp-  und  Nutzthier)  ist  ausgewandert,  das  Pferd 
nach  dem  Hintergrunde  verdrängt,  das  Schwein  in  doppelter  Gestalt  vorhanden 
und  dazu  treten  Schaf  und  Zietje.  —  Das  Rind  erscheint  bereits  in  zwei  Raceu, 
als  graue,  kleinere  Gattung  (Eos  iaurus)  und  als  größere  und  fleckige,  wie  die 
Knochenkenner  behaupten,  (Bos  primiffenius) .  —  Den  Hund,  der  treue  Begleiter 
der  Hirten,  finden  wir  scbon  zur  Rennthierzeit,  wenigstens  in  den  schwäbischen 
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Höhlen;  er  wird  demnach  auch  den  schweizerischen  nicht  gefehlt  haben.  —  Das 
Pferd  hatte  sich,  wenigstens  in  den  Thälem,  bereits  wesentlich  vergrößert.  Dieß 
Alles  bestätigen  sodann  die  Bömer  nnd  Griechen  —  handschriftlich  —  noch 
bevor  erstere  Helvetien  nnd  Rätien,  die  jetzige  Schweiz,  eroberten;  denn  sie  er- 
zählen, daß  sie  ans  den  Alpen  gutes,  wenn  auch  kleines  Milchvieh  (Rinder) 
beziehen,  sowie  Eäse,  Felle,  Leder,  Wolle,  Fett  nnd  Fleisch,  Honig,  Holz,  Harz, 
hölzerne  Fässer  (etwas  ganz  unbekanntes  in  römischen  Landen)  etc.  Später,  als 
die  Römer  Herren  im  Lande  geworden  waren,  bevorzugten  sie  für  ihre  Reiterei 
vorzüglich  das  kleine,  dauerhafte,  gewandte  und  ebenmäßig  gebaute  Pferd  Rätiens, 
von  welcher  Rasse  wir  heute  noch  in  GraubUnden  (besonders  Lugnez)  gerngekaufte 
Formen  vorfinden,  nnd  ebenso  gern  versorgten  die  Römer  ihre  Legionen  mit 
rätischem  und  helvetischen,  geräuchertem  Schweinefleisch  aus  den  Bergen.  Durch 
die  Römer  erfahren  wir  auch  die  einfache  Bauart  der  Aelpler- Wohnungen,  die 
meistens  Blockhütten  waren  von  geringem  Umfang,  wie  da,  wo  sich  geeignete 
Steine  vorfanden  (wie  in  einem  großen  Theile  Graubttndens,  Wallis,  Tessin), 
überall  von  Trockenmauern  mit  Plattendächern  (etruskisch).  Hier  erfahren  wir 
auch  durch  hinterlassene  Inschriften  und  Aufzeichnungen,  daß  die  Römer  die  vor- 
gefundenen Grau-,  Kreis-,  Stadtbezirks-  und  Dorfeintheilnngen,  welche  sie  vor- 
und  gut  fanden,  beibehielten  —  und  Alpen,  wie  Weiden  (spätere  Allmenden), 
als  Gemeingut  erklärten  und  an  Grenossenschaften  (welche  bereits  in  den  alter- 
grauesten  2ieiten  die  Keltogermanen  kannten  ^),  an  Gemeinden,  Eolonieen  und 
Privatpersonen  abtraten  und  behufs  ihrer  Steuerbedürfnisse  aufs  Neue  ^)  ver- 
messen ließen. 

Von  den  Stallungen  für  das  Alpvieh  besagt  uns  freilich  kein  geschriebenes 
Dokument  etwas.  Auch  hier  müssen  wir  uns  auf  die  Tradition  und  auf  Ruinen 
verlassen !  Denn  daß  die  Alten  zu  jener  Zeit  gar  keine  Stallungen  gehabt  haben 
sollten,  um  die  Thiere  vor  Sturm  und  Wetter,  wilden  Thieren  und  menschlichen 
üeberfällen,  und  im  Winter  vor  Kälte  und  Schnee,  in  der  Nacht  vor  Absturz  und 
Yerirrung  sicher  zu  stellen,  läßt  sich  nicht  denken,  da  ja  einzig  im  Vieh  ihr  be- 
wegliches Vermögen  bestand ;  und  so  finden  wir  denn  in  den  Alpen,  Vorbergen  und 
Jura  heute  noch  manche  ehemalige  Erd-  und  Felsenumwallung,  manche  Eingrabung 
in  lockere  Felsen-  und  feste  Bodenarten,  welche  leicht  zu  überdachen  waren  und 
die  heute  noch  die  sehr  bezeichnenden  Namen :  Thiergarden  (nickt  Garten),  Herren- 
loch (Heerdenloch),  Brühl,  Ställi,  Sau-,  Geisen-,  Schaf hubel  und  Gräben  etc.  — 
(romanisch :  Scheverstrohe)  oder  kurzweg  Burg  tragen,  die  wahrscheinlich  bis  weit 
ins  Mittelalter  herein  im  Gebrauch  blieben  und  deßhalb  ins  Deutsche  übersetzt  wurden. 
Mitten  in  diesen  ümwallungen  oder  an  Überall  sichtbarer  Stelle  befand  oder  befindet 
sich  heute  noch  ein  Kegelwall  (Erd-  oder  Felsenthurm),  auf  welchem  zur  Nacht- 
zeit das  Feuer  brannte,  zur  Verscheuchung  der  Bären,  Wölfe,  Luchse  etc.,  welches 
die  Hirten,  welche  ihre  Hütte  innert  der  Umwallung  hatten,  fortdauernd  unter- 
hielten, wenn  geföhrliche  Thiere  in  der  Nähe  waren  (wie  ich  es  selbst  noch 
einmal  im  Unterengadin  erlebte,  wo  freilich  nur  Feuer  und  Stutzer  ohne  Um 
Wallung  abwehrten,  immerhin  das  Feuer  auch  auf  einem  Hügel  brannte).  Diese 
Umwallungen  umfaßten  meistens  auch  Quellen  resp.  Trinkwasser  oder  war  solches 
wenigstens  nahe  —  wie  noch  heute  ersichtlich  —  ganz  so,  wie  man  damals  der- 


*)   S.  Ansichten    über   die    keltischen  Alterthumer    von    Chr.  Keferstein.     I.  Seite 
XX VII.  Halle,  1846. 

*)   S.  meine    Abhandlung    über    ,,die    Geschichte    der    Schweiz.    Landwirthschaft*. 
Gallier  und  Hei  veter  kannten  die  Vermessung  früher  sclion.     D.  V. 
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artige  Anlagen  ')  (oft  auch  im  Ausland  „Baaernburgen**  genannt)  im  Thal  hatte 
fdr  die  weithin  ausgedehnten  Allmenden! 

Aus  den  vorgeschichtlichen  und  römischen  2ieiten  haben  sich  lo  den  Alpen 
onstreitig  auch  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  von  Privatstallungen  erhalten,  wie 
ja  in  den  Yoralpen  und  Thälern  auch  (römische  bei  Pfunds  im  Tyrol,  nahe  der 
Grenze  TTnterengadins,  bei  Samnaun),  welche  durch  das  Mittelalter  hindurch,  bis  auf 
unsere  Tage  gekommen  sind.  Was  erzählen  sie  uns?  —  Daß  noch  bis  in  unser 
Jahrhundert  herein  —  die  Alpthiere,  vor  allem  die  Rinder,  Rühe  und  Stiere 
viel  kleinere  Ställe  bedurften  und  viel  weniger  Stallraum  l  Ja,  wir  finden 
die  damals  üblichen  Stallungen  (Stallbrüken)  selten  viel  länger,  als  1,  höchsten» 
1,2  Meter.  Diese  Thatsache  finden  wir  allüberall  bestätigt,  etwa  mit  Ausnahme 
der  Freiburger,  Waadtländer  und  eines  Theiles  der  Berner  Alpen.  Das  Vieh 
war  demnach,  noch  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  bedeutend  kürzer,  kleiner 
und,  nach  unserem  heutigen  Geschmack,  unschöner. 

Da  kam  die  neuere  Zeit  mit  ihren  mannigfachen  Errungenschaften  und  lenkte 
ihre  Aufinerksamkeit  besonders  auch  auf  das  urkräftige  Alpenvieh,  als  Grund- 
lage einer  allgemein  befürworteten  Auffrischung.  Diese  Aera  begann  hauptsächlich 
mit  der  Begründung  der  landwirthschaftlichen  Akademieen  (Hochschulen)  um  1812 
in  Deutschland,  Mmglin^  Jena,  Bonn^  HoJienheim  u.  a.  m.  und  wurde  mächtig- 
gefördert  durch  das  glanzreiche  Emporblühen  Hofwyls.  Von  da  an  stieg  die 
Nachfrage  dauernd  aus  aller  Herren  Ländern  und  in  allen  Thälern,  und  ich 
werde  kaum  zu  hoch  greifen,  wenn  ich  behaupte,  um  200  bis  250  Prozent.  Daa 
Vieh  wurde  bald  von  den  Händlern,  resp.  Käufern  selbst  in  unsern  Thäleru 
gesucht  und  die  Welschlandfahrten  nahmen  nach  und  nach  ab.  Die  Abnehmer 
bezahlten  immer  höher  steigende  Preise  für  schöneres  Vieh,  und  der  Viehzüchter 
begann  sich  bald  nach  dem  G^schmacke  seiner  Abnehmer  zu  richten,  obgleich 
dadurch  manche  Grundeigenthümlichkeit  des  Gebirgsviehes  zurücktrat.  Im  Ver- 
laufe weniger  Jahrzehnte  nahm  das  Vieh  an  Schönheit  und  Umfang  zu,  fast  in 
allen  Thälern.  Sogar  die  kleinsten  Schläge  suchten  sich  zu  strecken.  Auch  sie 
wurden,  im  Verhältnis  zur  alten  Zeit,  viel  höher  bezahlt  und  eifriger  gesucht. 
Lange  bevor  es  noch  einem  landwirthschaftlichen  Verein  einfiel,  welche  übrigen» 
zu  Beginn  der  Entwicklungsperiode  noch  selten  waren,  lange  bevor  noch  ein 
Staat  resp.  Kanton  daran  dachte,  die  Viehzucht  regelrecht  zu  unterstützen,  be- 
gann der  von  uns  berührte  Aufschwung.  Gleichzeitig  begannen  sich  auch  die 
Alpenkäsereien  allmälig  mehr  Geltung  zu  verschaffen  mit  ihren  Produkten  und 
bereiteten  ihren  siegreichen  Vormarsch  vor  herab  in  die  Vorberge  und  Tiefthäler. 
Die  Paarungen  der  Zuchtthiere  wurden  vorsichtiger  betrieben,  auch  unterm  Klein- 
vieh, besonders  bei  den  Schafen  (was  letzteres  natürlich  mißlingen  mußte)  —  nebst- 
dem  hatten  tüchtige  Männer  und  geistliche  Stifte  ^)  in  und  an  den  Alpen,  sowie 
im  Jura  eine  berühmt  gewordene  Pferdezucht  aufgebaut. 

Li  Graubünden  wurde  das  kleine  Urpferd  jener  Berge  erhalten;  und  neben 
ihm  traten  allmälig,  bis  in  unsere  Tage  herein,  die  Einsiedler,  Erlen bacher^ 
Freiberger  (Jurassier),  Freiburger  und  Waadtländer,   als  halb-  und  ganzschwere 


')  Im  Jura,   Hüi^'elJand   und  Alpen  sind  deren  noch  manche  in  ihren  Ueberresten 
zu  sehen. 

•)  Die  geistlichen  Stifte,  welche  im  Mittelalter  bis  Schluß  des  vorib'en  Jahrhunderts 
und  noch  in  diesem  der  Pferde-  und  Viehzucht,  wie  überhaupt  der  Alpwirthschaft.  muster- 
haft vorangingen,  waren  hauptsächlich  Dissentis,  St.  Gallen,  Pfäffei*s,  Zürich,  Uri,  Muri, 
Säckingen  -  Glarus,  Einsiedeln,  EngeJberg,  Mariastein -Beinwil.  Romainmotier,  St.  Bern- 
hardin, St.  Moritz  u.  a.  m. 
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Reit-,  Kutschen-  und  Frachtpferde  in  den  Yordergrand,  weil  mit  den  sich  immer 
mehr  ausdehnenden,  besseren  Straßen,  das  kleine  Eeit-  und  Saumroß  den  fest- 
knochigern  Wagenpferde  weichen  mußte;  um  alsobald  darauf  von  der  Bindvieh- 
zucht wieder  an  die  Wand  gedrückt  zu  werden.  —  Zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
und  bis  in  die  neuere  Zeit  trat  der  eigenthümliche  Irrthnm  ein,  veranlaßt  durch 
die  Erfolge  großer  Schäfereien  im  Auslande  mit  spanischen  Schafen :  die  Alpen- 
Schafe  ebenfalls  durch  Kreuzung  mit  Merinos  heben  zu  wollen;  statt  die  ein- 
heimischen Racen  durch  eine  vernünftige  Inzucht  aufzubauen,  wie  es  allüberall 
in  den  vorgerückteren  Alpenthälem  mit  den  Rindviehracen  und  Schlägen  geschah. 
Das  Vorhaben  konnte  in  den  Alpen  nicht  Boden  fassen.  Aehnliche  Fehlgriffe, 
wie  gegen  das  Alpenschaf,  das  ja  bekanntlich  die  schwere  Aufgabe  hat,  die 
höchstgelegensten  und  rauhesten  Alpen  auszunützen,  ohne  Stall  und  Wall,  weß- 
halb  man  ja  dazu  kein  verfeinertes  Blut  brauchen  kann,  —  that  man  auch  gegen- 
über dem  Alpenschwein,  zuerst  von  Italien  her,  —  obgleich  das  zähe  Alpen- 
Schwein  durch  seine  Dauer,  Fruchtbarkeit  und  größere  Gesundheit,  bei  einiger 
guten  Pflege,  genugsam  darthut,  daß  wenigstens  in  die  Vor-,  Mittel-  und  Hoch- 
alp kein  Schwein  aus  milderen  Klimaten  paßt.  Glücklicherweise  schien,  trotz 
allen  Versuchen,  der  gefährliche  Wechsel  wenigstens  in  den  höheren  Regionen 
nicht  gelingen  zu  wollen;  mit  Ausnahme  der  italienischen  Lodirace,  welche  sich 
in  den  südlichen  Alpthälern  und  Alpen  vielfach  eingebürgert  hat.  (lieber  die 
neueren  Versuche  mit  der  fremden  China-Poland-Race  läßt  sich  Sicheres  noch 
nicht  sagen.     Es  muß  wenigstens  ein  Jahrzehnt  abgewartet  werden.) 

Die  Alpenziegen  waren  dann  und  wann  ebenfalls  in  Gefahr,  unter  einem  von 
Nichtälplern  und  manchen  Forstmännern  laut  gepredigten  Irrthume  schwer  zu  leiden, 
als  seien  sie  eine  ernste  Gefahr  für  die  Gebirgswälder.  Dieser  Sturm  hat  sich 
wesentlich  gelegt.  Man  hat  mildere  Saiten  aufgezogen.  Außerdem  hat  die  Alpen- 
siege im  letzten  Jahrzehnt  an  Ansehen,  trotz  Allem,  beträchtlich  zugenommen, 
um  einerseits  vom  Auslände  her  als  Racenauffrischerin  berufen  zu  werden,  statt 
dessen  man  noch  vor  wenigen  Jahren  den  Fehlgriff  begehen  wollte,  auswärtige 
Ziegen,  aus  mildersn  Gegenden,  ins  Alpenland  einzuführen.  (Man  vergleiche 
darüber,  wie  bereits  oben  bemerkt,  S.   243  des  volksw.  Lexikon.) 

Auf  den  Alpen  stiegen,  nur  in  den  letzten  siebenzig  bis  achtzig  Jtihren, 
hunderte  von  verbesserten,  vergrößerten  und  neuen  AlpschirmhüUeny  Siallmu/en 
und  Wohnungen  aus  dem  Boden  empor;  selbst  sogar  in  den  Kochalpen  (Wildenen), 
wo  die  Alpheerden  meistens  nur  zwei  Monate  des  Sommers  sich  aufhalten.  In 
felsigen  Hochthälern  hat  man  wohl  auch  da  und  dort  dafür  gesorgt,  daß  die 
Thiere  unter  überhängenden  Felsenbänken  und  Grotten  Zuflucht  finden,  selbst 
da,  wo  der  abgehärtete  Aelpler  noch  in  eigentlichen  „Steinhaufen'*  (ungenügenden 
Steinhütten)  haust  und  seinen  würzigen  Käs  kocht,  oder  in  Höhlen,  als  moderner 
Alpentrochlodit.  Geht  man  noch  einen  Schritt  weiter  und  kehrt  zur  alten  Zeit 
zurück,  wirft  passende  Wälle  auf,  stampft  sie  fest  zusammen  (Pis6),  welche  man 
mit  einem  leichten,  aber  festen  Dache  überspannt  (unsere  Eisenzeit  bietet  dazu 
ganz  bequemes  und  wohlfeiles  Material!),  so  würden  auf  den  Hoch-  und  Mittel- 
alpen sich  ganz  genügende  Schirmhütten  und  Ställe  errichten  lassen,  die  des 
Winters  Lasten  ebenfalls  gebührend  ertragen.  Man  überwölbt  auch  passende 
Felsenein  tief ungen  (Gänge)  mit  Trocken  mauern,  wie  ich  im  Wallis  sah,  —  allein 
—  dann  muss  man  dem  Gewölbe  eine  Cementdeckung  geben,  sonst  kommen  die 
Thiere  in  Morast  zu  stehen,  wie  ich  es  leider  auch  sah.  —  Für  Schmal-  und 
Kleinvieh  existiren,  besonders  im  Oberwallis,  hie  und  da  auch  noch  in  die  Erde 
eingegrabene  Stallhöhlen,    ähnlich    wie  man    in    den   Gebirgen  Mitteldeutschlands 
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derartige  Kellerlöcher  anlegt  zur  Auf  bewahmng  von  Kartoffeln,  Rüben  etc.,  oder 
Erdhütten,  in  den  norddeutschen  Haiden. 

Die  Alpwege  haben  ebenfalls  im  Allgemeinen  viel  Gnade  gefunden  vor  den 
Augen  der  Aelpler,  trotzdem  in  diesem  Funkte  allerdings  noch  sehr  viel  zu 
wünschen  übrig  bleibt  und  stetsfort  übrig  bleiben  wird,  da  hier  die  Naturereig- 
nisse weit  mächtiger  sind,  als  die  Menschen,  und  so  ein  „rechter  Alpweg",  wie 
man  sich  solchen  unten  in  den  Tiefthälem  vorstellt,  vielfach  mehr  kosten  würde, 
alä  manche  Alp  werth  wäre.  Einsicht  und  Bechnen  lehrt,  warum  man  dort 
oben  sehr  oft  „^ünfe  grad**  muß  sein  lassen!  Für  steile  Alpwege  bleibt  immer- 
hin das  uralte  System  der  „Bsetzi**  (Pflasterung)  das  Beste,  da  wo  man  hierza 
die  nöthigen  und  passenden  Steine  gewinnen  kann,  wie  man  es  noch  am  häufigsten 
im  Wallis  findet,  wo  der  Weg  oft  auch  gleichzeitig  «Wasserfuhre  **  sein  muß. 
Im  Ganzen  ist  es  in  den  Alpen  viel  leichter  Wege  zu  bauen,  als  sie  zu  unter- 
halten ! 

Viel  ist  geschehen  betreffend  Wasserversorgung;  manchen  Orts  oft  zu  viel, 
weil  allzu  lange  und  allzu  kostspielige  Wasserleitungen  zur  Beschaffung  von 
Trinkwasser,  im  Sinne  des  Thaies,  zu  große  Anlagekapitalien  beanspruchen  und 
einen  entsprechenden  Mehrwerth  nicht  gewähren,  was  bei  der  nicht  allzu  hohen 
Bodenrente  der  Alpen  wohl  zu  beachten  ist.  Besser  stellen  sich  da  die  Jurassier- 
Sennberginhaber,  mit  ihrem  einfachen,  aber  vorzüglichen  Zisternensystem y  welche» 
noch  durch  die  von  mir  erfundenen  Kunstquellen^  welche  ebenfalls  in  dieses 
Gebiet  gehören,  wesentlich  verbessert  werden  kann. 

Die  alten  Schirmbäume  gehen  vielfach  „aus  dem  Leim*".  Man  läßt  statt 
ihrer  den  nahen  Wald  benützen  oder  pflanzt  eigene  Schirmwäldchen.  Erfahrene 
Aelpler  jedoch  haagen  den  Wald  ab,  auch  wo  die  Thiere  nicht  schaden  können, 
weil  die  Thiere  bei  warmer  Jahreszeit  sich  Tiel  zu  lange  im  Walde  herumtreiben, 
um  den  Fliegen  leichter  wehren  zu  können  und  dabei  das  Weiden  möglichst  lang 
vergessen,  folglich  ungenügend  fressen  und  saufen  und  so  den  Ertrag  schmälern. 
Schon  ans  diesem  Grunde  muß  man  auf  allen  Kuhalpen  die  Uochläger  in  Ehren 
halten,  weil  der  dort  stets  wehende,  frische  Luftzug  die  Bremsen-  und  Fliegen- 
plage möglichst  abhält.  Der  vernünftige  Weidewechsely  am  besten  der  monatliche, 
oder  doch  wenigstens  auf  vierzehn  Tage  gestellte,  hat  in  den  letztvergangenen  Jahr- 
zehnten sehr  viele  Anhänger  gewonnen.  Man  muß  das  Gras  nicht  allzu  jung 
ätzen  lassen,  wenn  man  Erträge  und  gesundes  Vieh  haben  will.  Nach  meiner 
Ansicht  hat  man  nicht  zum  minderen  Theile  die  unvertilgbare  Maul-  und  Klauen- 
seuche der  allzu  jungen  Weide  zu  verdanken.  Ich  werde  zwar  nur  noch  von 
wenigen,  wenn  auch  tüchtigen  Sachverständigen  unterstützt  hinsichtlich  dieser 
meiner  viel  jährigen  Beobachtungen ;  die  Zukunft  dürfte  mir  aber  doch  Recht  geben. 
Alpwiesen,  zur  Beschaffung  des  Nothheues  für  böse  Wettertage,  werden  mehr 
und  mehr  angelegt,  da  wo  kein  billiges  Wildheu  zu  haben  ist.  Die  Läger  zu 
solchem  Zwecke  umzubrechen,  wie  neuerdings  angerathen  wurde,  um  dieselben 
in  „  Alpenkunstmatten **  zu  verwandeln,  wird  von  wirklichen  Aelplem  niemals 
geübt  werden.  Einige  Versnchsjahre  werden  genügen,  um  die  „Kunstalpen wiese* 
aus  Abschied  und  Traktanden  fallen  zu  lassen.  Man  vergleiche  hierüber  Band  I 
des  Volks wirthschaftlichen  Lexikons,  Seite  38,  was  Schatzmann  darüber  sagt  und 
Seite  13  meiner  Schrift;  „Rad  und  Hemmschuh*".  Läger  oder  Stofel  nennt  man 
die  gedüngten  Plätze  einerseits  in  der  Nähe  der  Alpenhütten,  anderseits  die 
vom  Vieh  selbst  stark  gedüngten  Hoch-  und  Tief  läger  (Lagerstätten),  welch' 
erstere  bei  schönem,  letztere  bei  schlechtem  Wetter,  immer  die  gleichen,  benutzt 
werden ! 
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Auf  den  nur  zwei  oder  vier  Monate  bentttsten  Alpen  werden  stets  der 
natürliche  Dünger  und  die  Produkte  der  Verwitterung^  welche  acht  bis  zehn 
Monate  lang  in  Gestalt  von  feinem  Geröll,  Sand,  Staub,  Sämereien,  Wasser, 
£rdan8chwemmangen,  Pflanzen  aller  Art  etc.,  fortwährend,  auch  im  Laufe  des 
Winters,  Ersatzmittel  herbeischaffen,  die  entscheidenden  Grundbedingungen  der 
Fruchtbarkeit  bleiben  und  wird  hier  oben  deßhalb  das  Schreckgespenst  der  Baub- 
wirthschaft  und  des  Verfalles,  was  man  so  oft  als  Aushängeschild  benätzt,  nach 
den  Begriffen  der  intensiv  bewirthschafteten  Thäler  und  Ebenen,  außerordentlich 
übertrieben,  wie  durch  die  von  uns  aufgerollte  Geschichte  der  Alpwirthschaft 
selbst  schlagend  nachgewiesen  wird.  Bessere  Futterpflanzen  mittels  Versuchs- 
gärten  auf  den  Alpen  verbreiten  zu  wollen,  ist,  wie  alle  bisherigen  Versuche  seit  1816 
gelehrt  haben,  das  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  frischgelegte  „Eolumbusei*', 
das  sich  aber  nie  auf  die  Spitze  stellen  lassen  wird.  Bleiben  wir  beim  Prak- 
tischen !  Weitere  Versuche  mögen  immerhin  reiche  Leute  oder  Korporationen 
anstellen,  sie  werden  deßhalb  nicht  einen  Liter  Milch  mehr  oder  irgendwie 
schöneres  Vieh  erzielen,  wenn  die  Versuche  unter  kritischer  Beleuchtung  gehalten 
werden.  Was  nützen  wohl  alP  die  gepriesenen  schönen  und  meter-  oder  gar 
zwei  Meter  langen  im  Versuchsgarten  erzielten  Gräser,  wenn  sie  das  Vieh 
auf  der  Weide  bereits  bei  Centimeterlänge  abätzen  muß?  Was  nützt  dem 
Aelpler  ein  Grasbogen  voll  des  besten  Versuchsgartenheues,  pro  50  Kilos  zu 
3  bis  4  Franken,  wenn  er  eine  ganze  Planke  (Halde) -Wildheu  umsonst  haben 
kann?  „Der  Winter  frißt  zudem,  was  der  Sommer  pflanzt  !**  so  hieß  es  schon 
1818,  als  man  die  ersten  Versuche  von  1816  aufgab,  und  dieß  wird  in  dieser 
Richtung  im  großen  Ganzen  so  bleiben,  so  lange  es  Alpen  gibt. 

Hauptsache  ist:  Unhaltbares  fallen  zu  lassen,  dagegen  an  die  gegebenen 
Verhältnisse  anzuknüpfen  und  zu  bessern,  praktisch  bewährte  Betriebsweisen 
anzuregen.  Dieses  Anregen  aber  hat  sich  hauptsächlich  mit  dem  Menschen  zu 
beschättigen.  Man  muß  Nichtdenkende  denken,  Nichterkennende  beobachten, 
Zurückhaltende  reden  lehren,  allzu  Bescheidenen  entlocke  man  ihr  Wissen  und 
Können,  Zaghaften  gehe  man  entgegen,  verborgene,  selbst  kleine  Verdienste, 
ziehe  man  an^s  Licht,  belobe  die  Thätigkeit  und  suche  die  allzu  stramme 
Anhänglichkeit  an  die  ausübende  That  mit  dem  Gedanken  zu  versöhnen,  daß 
man  doch  auch  von  Andern  noch  etwas  lernen  könne!  Man  suche  lebendige 
Gegenseitigkeitsschulen  in's  Leben  zu  rufen,  statt  Einseitigkeitstheorien  ohne 
Naturfundamente.  Deßhalb  schaffte  denn  auch  der  alpwirthschaftliche  Verein  h.  Z. 
(1886 — 1889)  die  alten,  überlebten  Kurse  ab,  die  in  wenigen  Tagen  ganz  un- 
mögliche Belehrungen  an  junge  Leute  abgeben  wollten,  welche  noch  dazu  allzu 
wenig  Vorschule  genossen  hatten,  und  wandelte  sie  in  Wanderreisen  um,  mit 
älteren  und  schon  mehr  geschulten  oder  bereits  in  der  Praxis  stehenden  Aelplem 
oder  Alpenfreunden,  um  das  mit  einigen  Zilgen  soeben  angedeutete  Programm 
einmal  zu  versuchen.  Aber  auch  hier  heißt  es:  „^m  Versuch  ist  kein  Versnob!** 
„  Vom  Schneider  lernt  man  nicht  schmieden ! " 

Ein  nicht  minder  wichtiges  Ziel  für  die  Alpwirthschaft  ist  in  unserer  Zeit 
das  Suchen  nach  Mineraldünger  im  Bereiche  der  Alpen ;  vor  allem  Andern  aber 
auch  das  Suchen  nach  Torfstreu,  da  wir,  nach  meinen  Erfahrungen  auf  den  Alpen, 
vielen  Orts  Moos-  und  Fasertorf  antreffen,  das  man  viel  zu  wenig  beachtet 
Dttngervermehrung  beschäftige  Kopf  und  Auge.  Ueber  die  Anwendung  bedarf 
es  keiner  Worte. 

Einen  sehr  willkommenen  und  für  das  Landeswohl  äußerst  wichtigen  Er- 
weiterungszweig  hat    innert    den  letztvergangenen  drei   bis  vier  Jahren  das  eid- 
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genössische  landwirthschaftliche  Departement  eingeführt.  Ich  meine  die  ein- 
greifende Förderung  rationeller  Pferdealpen,  um  allmälig  die  vielen  hejammerns* 
werihen  fL  Boßweiden "»  (Alpen  mit  sauren  Gräsern  und  braunen  Sümpfen) 
zu  verdrängen.  Und  so  schließt  denn  der  vieltaasendjährige  Betriebsumgang 
unserer  Alpwirthsohaft,  am  Ende  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  wieder  mit  der 
erneuerten  hochwichtigen  Pflege  des  schönsten  und  edelsten  Thieres,  des  Pferdes^ 
neben  dem  nützlichsten,  dem  Rinde,  wie  die  Greschichte  der  Alpwirthsohaft,  die 
allerbeste  Lehrerin  unserer  Alpwirthe,  zur  Rennthierzeit  begonnen  hat. 


Fassen  wir  nun  alle  errungenen  Fortschritte  zusammen,  von  den  ersten 
Anfängen  der  Alpwirthsohaft  an  bis  zur  Gegenwart,  und  zählen  wir  von  dort 
an,  natürlich  in  weiter  auseinander  liegenden  Perioden  und  da  wo  Gelegenheit 
dazu  gegeben  ist,  das  Alpenvieh,  sowie  die  Thierprodukte,  so  erkennen  wir  — 
trotz  der  oft  bedeutenden  Rückschläge  in  Kriegs-  und  bösen  Futterjahren  — 
dennoch,  daß  die  G^sammtviehzucht,  an  welcher  ja  hauptsächlich  die  Alpen- 
kantone betheüigt  sind  (da  auch  aus  den  Tiefthälern  und  Hügelgeländ  allsömmerlioh 
und  je  länger  desto  mehr  Heerden  nach  den  Alpen  ziehen)  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten einen  mächtigen  Aufschwung  genommen  hat  (siehe  Viehzählungen)  trotz 
dem  Rückgange  der  Schafzucht  und  Schafhaltung.  Betrachten  wir  gleichzeitig 
den  nur  in  den  letzten  fünf  bis  sechs  Jahrzehnten  gestiegenen  Werth  und  Preis 
der  Thiere,  an  deren  Zuchtfähigkeit,  Fleisch-  und  Milchproduktion,  sowie  die 
Ausdehnung  ihres  Absatzes,  was  wir,  Alles  zusammen  genommen  und  im  Durch- 
schnitt, wohl  auf  100  bis  150  ^/o  ansetzen  dürfen,  und  fügen  wir  hinzu,  daß 
alle  unsere  Thiere,  laut  gefundenen  Knochen  aus  vorgeschichtlicher  und  geschicht- 
licher Zeit,  sowie  nach  vorhandenen  Notizen  aus  dem  Mittelalter  und  der  neueren 
Zicit,  —  ich  meine  hier  hauptsächlich  die  Schlachtthiere  —  und  nach  den 
Längen  der  Stallbrücken  (uralte  Ställe  und  deren  Eingangsthüren)  durchschnittlich 
um  100  ®/o,  ja  in  manchen  Thälern  um  150  ®/o  durchschnittlich  schwerer  und 
theurer  geworden  sein  müssen.  Erachten  wir  femer  die  außerordentlich  vielen 
Bauten  und  sonstigen  Verbesserungen,  welche  mit  den  mächtig  und  weit  in  die 
Alpenthäler  hinein  sich  ausdehnenden  Verkehrsmitteln,  der  immer  wachsenden 
Nachfrage  und  der  zunehmenden  Denkkraft  der  Aelpler  gleichsam  aus  dem  Alp- 
boden herauswuchsen,  —  gedenken  wir  noch  des  Riesenwerkes  der  Wasserkanäle 
eines  einzigen  Alpenkantons  (Wallis),  das  im  Verlaufe  von  Tausenden  von  Jahren 
die  eigene  Kraft  der  Aelpler  geschaffen  hat  ohne  alle  Staatshülfe,  und  nicht  bloß 
erstellt,  sondern  auch  erhalten  hat,  was  viel  wichtiger  ist,  und  immer  weiter 
ausdehnt,  um  durch  die  höchste  Befruchtung  ihrer  Wiesen  eine  möglichst  rentable 
Alpwirthsohaft  zu  erzielen,  —  so  muß  man  in  der  That  staunen,  und  feierlichst 
dagegen  protestiren,  wenn  mau  von  Leuten,  welche  sich  für  Alpwirthschafts- 
reformer  ausgeben,  die  unwahre  Behauptung  immer  und  immer  wieder  hört: 
„Die  Alpen  seien  krank**,  während  sie.  Gottlob,  die  strotzende  Gesundheit  selbst 
sind  und  seit  Jahrtausenden  selbst  ihr  bester  Arzt  waren  und  sein  mußten,  um 
sich  zu  erhalten.  Und  warum  sollen  diese  Alpen  krank  sein?  Weil  hier  und  da 
eine  Halde,  ein  Grat  oder  ein  Berg  zusammenbricht  oder  herabrutscht,  ein  tüch- 
tiges Stück  Alp  verschüttet,  verwittert,  übersandet  oder  begräbt?  Das  kann  ja 
in  Alpen  gar  nicht  anders  sein.  Darin  liegt  ja  eben  die  Natur  der  Alpen  weit, 
und  wird  dieß  Niemand  jemals  ändern!  Die  Vergänglichkeit  heißt  hier  Verwit- 
terung. Aber  wachsen  nicht  gerade  aus  diesen  Verwitterungen  heraus,  die  sich 
übrigens  größtentheils  ganz  ohne  Gewaltschlag,  fast  unmerklich,  vollziehen,  all- 
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jährlich,  ruhig  und  liehlich,  Tausende  von  Hektaren  neue  Alpen?  Rnnden  sieb 
nicht  Milliooen  scharfer  Klippen  ab,  die  sich  alsbald  mit  herrlichem  Grün  über- 
ziehen, wie  man  ja  an  Milliarden  großen  nnd  kleinen  Steinen  auf  Schritt  und 
Tritt  bewundern  kann,  die  an  nicht  allzu  strengen  Halden  durch  ihre  eigene 
Schwere  langsam  und  behutsam  herabdrängen  und  ihre  Spuren,  wie  die  Gletscher^ 
deutlich  zurücklassen,  um  sich  am  Schlüsse  ihrer  Laufbahn  selber  zu  begraben? 
Baut  sich  so  nicht,  und  in  tausend  andern  Gestalten,  in  den  Alpen  unablässig  eine- 
neugeborene Welt  auf,  und  blüht  nicht  gerade  dort  oben  am  allerkräftigsten  ein 
neues  Leben  aus  Ruinen?  Bewundern  wir  nicht  unzählige  wunderbare  schöne 
Alpen  da,  wo  geschichtlich  vor  100,  200,  ja  oft  vor  1000  Jahren  die  entsetz- 
lichsten Bergstürze  und  Gletscherbrüche  Alles  weithin  begruben?  Die  Alpen,  al» 
Gebirge,  waren  bekanntlich  dereinstens  viel  höher,  als  der  kurzlebige  Mensch  sich  vor- 
stellt ;  sie  müssen,  wie  alles  Irdische,  ihre  Bestimmung  erfüllen,  sie  müssen,  wie 
AJles,  allmSlig  —  verschwinden.  Inzwischen  aber  werden  sie  den  Menschen- 
geschlechtern noch  unschätzbare  Beichthümer  gewähren,  frohe  Stunden  bereiten,, 
aber  auch  noch  manch^  düstere  Schlucht  verebnen,  manche  Alp  verderben, 
manchen  See  aufiFÜllen,  manchen  Fluß  versanden,  manches  Thal  versumpfen,  um 
es  später  wieder  in  fruchtreiche  Gefilde  zu  verwandeln.  Zerstörung  und  Aufbau 
gleichen  sich  aus.  Schon  in  unserer  Zeit  gewann  der  Aufbau  die  Oberhand. 
Um  das  zu  „ ergründen  **,  bedarf  es  wahrhaftig  keiner  großartigen  „  Erforschungs- 
ezpeditionen  **  (Enqueten)  auf  Staatskosten  von  Nichtälplem.  Das  alles  kennen 
die  Aelpler  am  besten,  und  Beobachtungsorgane  aus  ihrer  Mitte  schauen  in 
Sachen  am  klarsten;  die  kennen  ihren  „ kranken  Mann"  am  besten.  Ebenso- 
unhaltbar  ist  ein  zweiter  Vorwurf,  den  man  fortwährend  unsern  Alpen  macht, 
und  den  man  sogar  oft  von  Aelplern  selbst  hört :  (kDie  Siöse  (Kuhensen)  werden 
von  Jdhrzehnd  zu  Jahreehnd  weniger,  folglich  die  Alpflächen  kleiner  und  ge- 
ringer fi»  Warum  nicht?  Das  mag  bei  mancher  Alp  seine  Bichtigkeit  haben 
aus  vorbesagten  Gründen.  Aber  gibt  es  nicht  auch  andere  Alpen,  die  bei  gleich- 
gewichtigem Vieh  an  Stösen  zunehmen,  wo  Alp  und  Mann  zusammenstehen  zu 
fleißigem  Tbun?  Wie  viel  von  ersterwähnter  Erscheinung  auf  die  zerstörende 
Natur,  wie  viel  auf  die  Unthätigkeit  und  Kurzsichtigkeit  des  Menschen  kommt, 
läßt  sich  schwer  entscheiden.  Die  Haupterklärung  aber  für  die  Abnahme  der 
Stöse,  da  wo  solche  vorkommen,  liegt,  ganz  abgesehen  von  den  vielen  Heualpen, 
welche  allmählig  von  den  Vor-  und  Mittelalpen  abgeschnitten  wurden,  behufs 
StallfUtterung  im  Thale,  und  abgesehen  von  den  zunehmenden  Umwaldungen  und 
Einwaldungen,  welche  gar  manchen  Orts  die  Alpgrenze  wenig  streng  einhalten,, 
endlich  abgesehen  von  den  Umänderungen  vielen  Weidwald,  Witwaldes,  in  Wald- 
weiden  —  liegt  die  Haupterklärung,  sage  ich  —  in  den  beständig  und  all- 
mählig größer  d,  h,  gewichtiger  und  wohlgenährter  werdenden  AJpthieren. 
Man  vergleiche  nur,  wie  bereits  oben  angedeutet,  die  alten  und  neuen  Ställe 
und  Stalleinrichtnngen,  man  beachte,  wie  traurig  wohl  sicti  das  jetzige  Vieh  in 
den  alten  Ställen  befindet,  wie  erbarmungslos  die  kurzen  Steinbrücken  die  Hufe 
nnd  Hintertheile  der  Thiere  bearbeiten,  und  man  muß  sofort  erkennen,  wenn 
man  ein  wenig  zu  beobachten  versteht,  daß  die  Stallfläche  längst  nicht  mehr 
zusammenpaßt  mit  dem  lieben  Vieh*  Warum  soll  nun  die  weit  wichtigere  Alpen- 
fläche zu  diesem  Vieh  noch  passen?  Nimmt  jetzt  z.  B.  Professor  Krämer  ein 
Durchschnittsgewicht  pro  ein  Haupt  zu  3,70  Meterzentner  =  7,40  Zentner 
(vergleiche  Schw.  Volksw.Lex.,  S.  349)  an,  so  darf  man  vor  nur  hundert  Jahren 
getröstlioh  ein  gutes  Drittel,  vor  siebzig  Jahren  noch  ein  Viertel  weniger 
Gewicht   annehmen,    und    wenn    da,    bei   einer   nicht   allzu    sorgsam  behandelten 
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Alp,  welche  halb  an  Yerwitierangs-,  halb .  an  Thätigkeitsschwindfincht  leiden 
«ollte,  von  damals  hundert  Stösen  nnr  noch  achtzig  zur  Geltung  kämen,  welche 
Beispiele  doch  nur  höchst  selten  in  diesem  Maße  auftreten  werden,  so  ist  ja  die 
Alp  immerhin  nicht  sohlechter,  sondern  noch  besser  geworden,  im  Yerhältniß 
von  277,5  zu  296;  von  den  höhern  Milch-  und  Fleischerträgen  der  Jetztaeit 
^egen  damals  gar  nicht  zu  reden. 


Unsere  Alpwirthschaft  ist  jedoch  auch  noch  im  weiteren  Sinne  aufzufassen, 
«Is  nur  als  Weidwirthschaft,  welche  es  einzig  mit  der  Futtererzeugung  und 
direkt  mit  der  Viehzucht  zu  thun  hat,  auf  ihren  vier  Hauptschauplätzen :  1.  der 
Weidallmend  (allgemeines  Atzungsrecht  im  Thale),  2.  der  Yoralp  (Mayen,  Mayen- 
«äß),  3.  der  Mittelalp  und  4.  der  Hochalp.  Die  Alpwirthschaft  hing  von  jeher 
und  hängt  auch  noch  heute  vielfach  mit  dem  Äcker-  und  Gartenbau  zusammen. 
Wie  man  überhaupt  von  der  großen  Mehrheit  des  Volkes,  auch  von  vielen 
Landwirthen  selbst,  den  Gretreidebau  immer  and  immer  wieder  unterschätzen 
hört,  sogar  von  den  meisten  landwirthschaftlichen  Blättern  und  Vereinen,  so 
übersieht  man  fast  so  viel  wie  ganz  die  hohe  Bedeutung  des  Acker-  und 
Gartenbaues  in  den  Alpenthälem  und  sogar  in  den  Alpenregionen^  der  nooh 
in  sehr  beachtenswerther  Weise  in  den  Kantonen  Graubünden  und  Tessin,  in 
ausgedehntester  Weise  und  in  urältester  Gestalt  im  Wallis  getrieben  wird, 
in  allen  drei  Kantonen  bis  zu  Höhen  von  1550  Metern  und  darüber;  wie  wir 
aber  auch  in  den  übrigen  Alpenkantonen  Bern,  Freiburg,  Luzem,  Waadt  und 
Zug  den  Feldbau  als  Alpennachbar  antreffen  und  zwar  oft  mit  Flüchten,  wie 
wii*  sie  im  Thale  vergeblich  suchen,  wie  z.  B.  im  Guggisberg.  Ebenso  in  aus- 
giebigem Maße  verbindet  der  Jurasennberg  den  Ackerbau  mit  der  Weidwirthschaft. 
Die  Aelpler  wissen  wohl  warum.  Sie  rechnen  aber  nicht,  wie  man  so  oft  im  Thale 
unrichtig  rechnet,  den  Ertrag  ihres  Feldbaues  nur  nach  Marktpreisen^  sondern 
nach  den  viel  höhern  und  wichtigem  Werlhen,  welche  die  selbsterbauten  Ge- 
treide-, Hack-  und  Gartenfrüchte  für  sie  an  Ort  und  Stelle  haben,  für  Haus, 
Familie  und  Stall.  Wir  finden  deßhalb  auch  noch  in  jenen  Höhen  und  bis  weit 
herab  in  die  Thäler  das  urchige  Schwarzbrod  neben  einer  reichlichen  Milch-, 
Käse-  und  Fleischkost;  denn  auch  hierin  rechnet  man  nicht  nach  Preisen,  sondern 
nach  Werthen;  wie  sie  auch  zu  ihren  Kleidern  die  nicht  englische  Wolle  ihrer 
heimischen  Schafe  verwenden  und  damit  sehr  wohlbestellt  und  zufrieden  sind. 
Ihre  nöthigen  Baarvorräthe  ziehen  sie  aus  dem  Vieh,  und  aus  der  Einfachheit 
uud  Bescheidenheit  ihrer  sonstigen  Lebensbedürfnisse.  Ihre  Lebensmittel  bezahlen 
sie  mit  ihrer  und  der  Ihrigen  Arbeit,  neben  der  Alphantirung  und  das  ist  die 
Hauptsache.  Man  könnte  in  dieser  Richtung  viel  vom  .Aelpler  lernen!  Man 
wird  nun  vielleicht  ausrufen:  „Der  kann  wohl.  Er  hat  sein  Land,  Grund  und 
Boden,  wohlfeiler,  wie  der  Bauer  im  Thale,  und  ihn  erdrücken  nicht  die  „grau- 
samen**  Hypothekzinsen,  wie  sie  die   „meisten*   (?)  Thalbauern  drücken!"* 

Klagen  über  den  Druck  der  Hypothekzinsen  hört  man  allerdings  in  den 
Alpengegenden  sehr  wenig.  Entweder  sind  sie  in  der  That  nicht  drückend  oder 
man  läßt  nie  nicht  drückend  werden,  oder  die  Hypothekargesetze  sind  der  Art, 
daß  man  das  Land  nicht  überbürden  kann.  Dagegen  die  Landpreise  stehen  in 
den  Alpengegenden  im  Verhältniß  viel  höher,  als  in  den  eigentlichen  landwirth- 
schaftlichen Gegenden.  Man  hört  da  oft  von  ganz  erstaunlichen  Preisen,  und  sie 
werden  vielfach  haar  bezahlt.  So  will  ich  nur  einige  Beispiele  aus  den  Alpen- 
dörfern im  Wallis  anführen,  aber  nicht  bloß  aus  den  eigentlichen  Wohndörfern, 
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sondern  auch  aus  den  Dörfern,  welche  man  nur  im  Sommer  während  der  Alp-, 
Heu-  und  Feldzeit  benutzt.  Eb  wird  dort  Wiesenland,  die  Qnadratruthe  (lOO 
Cluadratschoh)  mit  2  bis  3  Franken  bezahlt,  also  die  Juohart  mit  800  bi» 
1200  Franken,  je  nach  Gute.  Ackerland:  1  bis  2  Franken  für  die  Quadrat- 
mthe  =  400  bis  800  Franken  per  alte  Juchart.  Gartenland  aber  bis  zu  6 
und  8  Franken,  also  die  Juohart  2400  bis  3200  Franken.  Eine  ganze  Juchart 
wäre  übrigens  gar  nicht  zu  haben.  Natürlich  ist  das  nicht  in  allen  Dörfern 
gleich.  Mattenpreise  im  Simmenthai  dürften  dagegen  den  Grartenpreisen  im  Wallis- 
meist  gleich  zu  stehen  kommen,  ja  dieselben  noch  übertreffen.  Es  ist  daher  in 
den  Alpen  an  ein  Sinken  der  Landpreiee  nicht  zu  denken.  Die  Leute  befinden 
sich  bei  ihrer  einfachen,  extensiven  Betriebsweise  viel  wohler,  als  Viele  in 
landwirthschaftlichen  Tiefthälem  mit  ihrem  Kunstfutterbau  und  was  drum  und 
dran  hängt.  Darum  möge  man  derartige  ^  Boden ver besser angen**  von  den  Alpen 
fern  halten! 

Die  Geräthe  und  Werkzeuge  zam  Betrieb  des  Ackerbaues  in  den  Alpen 
sind  ebenfalls  sehr  einfach  und  wohlfeil  geblieben,  meist  uralter  Herkunft  und 
ländlich  —  sittlich.  Ich  habe  in  meiner  Abhandlung  ,,über  die  Geschichte  der 
Landwirthschaft**  im  Schweizerischen  Yolkswirthschafts-Lexikon,  Seite  230,  dar- 
auf aufmerksam  gemacht.  Auf  den  Aeckern,  welche  im  Wallis  dem  Zeigzwang 
unterworfen  sind  (1.  Eoggen  oder  Gerste,  2.  Brache  gedüngt,  3.  Gerste  oder 
Roggen),  pflanzt  man  nur  Getreide,  hier  und  da  wendet  man  den  Schafpferch 
an,  jedoch  nur  ausnahmsweise.  In  den  Gärten,  welche  zunächst  am  Dorfe  liegen, 
meist  unterhalb  deßselben,  baut  man  Kartoffeln,  leider  mit  viel  zu  kurzer  Vege- 
tationsperiode, und  treibt  sehr  anerkennenswerthen  Gemüsebau.  Wägen  gibt'a 
nicht.  Alles  wird  in  die  Dörfer  von  den  Thieren  getragen,  wozu  auch  Stier, 
Kuh  und  Rind  in  ausgedehntem  Maße  benützt  wird  (Wallis). 

„Wohin  fahren  sie  aber  dort  oben  z^MühlV^'^  hör'  ich  fragen,  „wenn  es  so- 
kräftiges  Hausbrod  gibt?**  Die  Alpenmühlen  sind  kleine  kastenartige,  viereckige 
Gebäude,  mit  Laden  eingerandet,  wo  man  dieß  für  nöthig  hält,  und  einem  leichten 
Dach,  inwendig  ein  einfacher  Mahlgang  und  das  Triebwasser  föUt  durch  ein  Ge- 
rinn (Känel)  oder  einen  größern  Deuchel  auf  das  kleine  kunstlose  Wasserrad.  Meist 
benutzt  man  dazu  die  „ Wasserführend*  TBewässerungskanäle).  Die  Steine  machen 
Mehl  und  Gerste  (Graupen).  Freilich  ist  der  Alpmüller  kein  Millionär,  aber 
Schutzzoll  bedarf  er  auch  nicht.  So  klein  die  Mühlen  sind,  so  haben  sie  doch 
oft  nicht  genügend  Wasser,  da,  wo  die  Wasserfahren  nicht  von  Gletschern  gespeist 
werden.  —  In  Graubünden  tritt  diese  Mühlen baukunst  in  den  Alpen  noch  viel 
einfacher  auf  und  dennoch  zugleich  mehrfacher.  Der  Mahlgang  und  das  Wasserrad 
sind  nicht  einmal  stark  eingewandet.  Dagegen  arbeiten  da  *manchmal  an  dem- 
selben Bächlein  über-  oder  untereinander  vier  bis  fünf  solcher  Mahlgänge,  ganz 
ähnlich,  wie  solche  Dr.  Ferdinand  Keller,  der  Alterthumsforscher,  im  Zürcher 
„Anzeiger  fiir  Alterthumskunde"  seiner  Zeit  als  uralt  (römisch)  abgebildet  hatte 
(1877,  Nr.  1,  S.  728).  Freilich  ist  das  Mehl  auch  nicht  ganz  staubfein,  kleien- 
rein  und  weiß  wie  Märzenschnee,  wie  man  es  heut  zu  Tage  drunten  in  den 
Tiefthälern  gerne  auf  die  verwöhnte  Zunge  nimmt;  aber  es  ist  urkräftig,  und 
das  Brod  von  solchem  Mehle  läßt  sich  Monate  lang  aufbewahren,  ohne  gi'uu 
und  geschmacklos  zu  werden.  Es  gibt  Gegenden  (am  Moleson),  wo  man  es 
8cheiben-(kuchen-)artig  bäckt  mit  einem  Loche  in  der  Mitte,  um  es  bis  zum 
Bedarf  „an  den  Nagel  hängen  zu  können",  wie  den  Holzlöffel.  Immerhin  beginnt 
auch  hier  oben  längst  schon  das  Weißbrod  sich  allmählig  Bahn  zu  brechen,  wie 
es  ja  in  den  Appenzeller,  St.  Galler  und  Glarner  Alpen  längst  schon  zu  Hause  ist^ 
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•da  die  Bedürfnisse  der  Thalindastrie  aach  die  Alpwirthschaft  anstecken.  Eine 
bemerkenswerthe  Ausnahme  macht  hierin  besonders  der  Basler  Jura,  wo  sich 
bis  heute,  zu  Berg  und  Thal,  noch  ein  kernhaftes  »^chwarzbrod  behauptet,  trotz 
•der  Seidenbandindustrie,  welche  dort  in  fast  allen  Sennbergen  friedlich  bei  den 
Sennen  wohnt  und  gerade  von  diesen  mitgeübt  wird,  während  den  westlichem 
Theil  des  Jura  die  ührenindustrie  überzog,  ohne  dem  alpwirthschaft  liehen  Ge- 
präge jener  Gegenden  Eintrag  gethan  zu  haben 

Eine  ganz  ähnliche  Erscheinung,  wie  die  Alpenmühle,  ist  die  Älpensäge^ 
natürlich  ebenfalls  nach  uraltem  GefUge  eingerichtet  und  nur  Blöcke  (Stöcke) 
Ton  etwa  zwei  Meter  Länge  schneidend,  da  der  Transport  auf  den  Saumwegen 
in's  Thal  hinab  keine  größere  Länge  zuläßt;  denn  Wagen  and  Karren  gibt  es 
in  den  eigentlichen  Alpendörfern  nur  sehr  ausnahmsweise,  ^)  aus  ganz  natürlichen 
iJründen.  Verbreiteter  sind  die  Wagen  in  den  Hochdörfern  Graubündens;  leicht 
und  trefflich  gebaut,  ihren  Butsch-  und  Hohlwegen  angepaßt,  mit  stark  ver- 
längerter Deichsel,  woran  der  Wagenlenker  sein  Jochgespann  (Ochsen)  leitet 
und  gleichzeitig  das  Schlagen  der  Deichsel  gegen  die  Thiere  möglichst  mildert. 
Das  Joch  wird  dort  aber  noch  lange  nicht  abgeschüttelt  werden,  herrscht  es 
•doch  auch  noch  in  weit  ebeneren  Landen,  schlechten  Wegen  sehr  angepaßt. 
(Ueber  die  Pferde-  und  Maulthiergeschirre  s.  Schweiz.  Yolksw.-Lex.,  S.  230.) 
Zur  Ueberwältigung  der  Traglasten  dient  bei  allen  Thieren  der  bekannte  hölzerne 
Tragsattel  (Bast);  für  umfangreicheres  Material,  wie  Holz,  Heu,  Streu,  Nesseln, 
Blacken  (Schweinefutter  nach  den  Alpen),  Hausrath  etc.  bedient  man  sich  passender 
und  leichter  Anhänggestelle  am  Bast,  in  Bogenform  ^-^  oder  in  Form  eines  römischen 
Fünfe  V  zu  beiden  Seiten. 

Im  Wallis  rückt  in  einzelnen  Thälern  (Visperthal,  Visperterbinen)  sogar  der 
Weinbau  in  die  Nachbarschaft  der  Voralpen.  Aber  auch  wo  dieß  nicht  der  Fall 
ist,  besitzen  sehr  viele  Aelpler  unten  im  tiefen  Thale  (Visper-  oder  Bbonethal) 
Beben y  da  der  Walliser  ohne  seinen  guten  Tropfen  nicht  sein  kann.  So  haben 
wir  denn  auch  die  wohl  einzige  Erscheinung  in  der  Alpenwelt,  daß  der  unter 
Dach  sorgfältig  gepflegte  Trockendünger  meist  wohl  Schaf-  und  Ziegenmist, 
in  Würfelform  auf  dem  Kücken  des  Saumthieres  zu  Thal  steigt,  um  drunten,  gar 
manchmal  drei  und  vier  Stunden  weit  vom  Heimathsdorfe,  die  Reben  zu  beleben 
und  zu  kräftigen  für  den  Herbst,  neben  und  mit  der  unerläßlichen  Bewässerung. 
Im  Faß  (Legel)  kehrt  der  Würfel  am  Bast  im  Herbst  zurück!  Dieser  „Raubwirth- 
schaft"  gegenüber  drücke  Jedermänniglich  ein  Auge  zu.  Ceres  und  Bacchus  sind 
alte  Bekannte,  und  der  heilige  Wendelin,  der  Beschützer  der  Alpen,  ist  ebenfalls 
als  tolerant  bekannt.  Willst  du  einen  guten  Tropfen  in  jenen  Hochdörfern  trinken, 
und  kannst  kein  Wirthshaus  finden,  weil  keines  vorhanden  ist  (doch  auch  sie 
werden  modemer),  so  kehre  beim  Herrn  Pfarrer  ein,  wie  üblich! 

Der  mächtige  Unlerschied  in  den  Gebäulichkeiten  und  Wohnungsverhält- 
nissen  unserer  Aelpler  würde  eigentlich  eine  ganz  selbstständige  Abhandlung 
fordern.  Derselbe  ist  vom  geschichtlichen  wie  vom  gewerblichen  Standpunkt  aus 
interessant.  Vom  Norden  angefangen,  wird  der  gesammte  Jura  vom  viereckigen 
mörtelmauerigen  Steinhus  übersät,  schmucklos,  meist  mit  einem  Stockaufsatz  ver- 
sehen. Die  Ställe  auf  den  Bergen  sind  längliche  Vierecke,  meistens  sehr  umfangreich, 
mit  graublauem  Schindeldach  und  sehr  zweckmäßigen  Dünger-,  Reinigungs-  und 
Aufbewahrungseinrichtungen.  —  Die  Freiberge  aber  bilden    in    dieser  Richtung 

*)  Ja  im  Wallis  ^b  es  ein  Hochthal,  das  bis  in  die  neueste  Zeit  herein  nicht 
einmal  Saunithiere  hatte,  sondern  alles  auf  Menschenrücken  tranportirte  (Sassertlial). 
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wieder  eine  ganz  eigen thümliche  Oase.  Hier  ünden  wir  unstreitig  das  bequemste 
Aelplerhaus  der  Schweiz,  sehr  wahrscheiulich  der  ganzen  Alpenwelt.  Alles  unter 
einem  breiten,  behaglich  Platz  und  Schutz  bietenden  Dache;  dazu  ein  ummauertes 
Höflein  ftlr  die  Schweine,  Schafe  und  Kälber,  heimliche,  geräumige  Wohnstube 
und  Schlaf  räume;  dann  die  prächtige,  hochgewölbte  FamilienkÜche,  meist  mit  einer 
gewichtigen  Säule  in  der  Mitte,  und  für  Kochen,  Käsen,  Essen  und  Plaudern  in  vier 
„fiUmmelsgegendeu**  eingetheilt.  Die  Ktiche  ist  das  Herz  dieses  stattlichen  Hauses, 
von  ihr  aus  führen  die  Wege  zur  Wohnung,  zu  den  Schlaf  kammern,  hinein  zu  den 
Ställen,  hinauf  zum  Heu  und  in's  Freie.  Die  Ställe  sind  geräumig,  reinlich  und 
warm.  Im  Vorraum  die  Schweineställe.  Nach  Außen  grüßt  die  breite  Giebelseite 
mit  dem  mächtigen  steinernen  Bogenthor,  das  so  eigentlich  das  Wahrzeichen  aller 
Jurasteingebäude  bildet,  öfter  mit  Namenszügen  und  Wappen  geschmückt.  Neben 
dem  Hause,  einem  Hünengrabe  ähnlich,  meist  von  einem  Oärtchen  umgeben,  erhebt 
sich  die  wasserspendende  Zysteme,  da  die  Laufbrunnen  meist  gänzlich  fehlen, 
und  der  Schöpfbaum,  der  den  Eimer  hinabtaucht  und  wieder  heraufbringt,  er- 
innert an  die  optischen  Telegraphen  vergangener  Zeiten. 

Die  Form  der. Ställe  des  Berner  Oberlandes  haben  wenig  ähnliches;  sie 
sind  meistens  von  Holz  und  werden  im  Winter  nicht  bewohnt,  wie  der  Sennen- 
palast  der  Freiberge,  daher  auch  viel  unentwickelter.  Die  älteren  Alpetallungen 
bieten  nur  eine  kleine  Wohnung  mit  kleinen  Fenstern,  jedoch  einen  großen 
Vorraum  zum  Holzen  und  zur  Aufbewahrung  alles  Nöthigen.  Dazu  eine  geräumige 
Küche,  aber  alles  locker  und  durchsichtig;  die  Ställe  eng  und  finster,  die  Um- 
gebungen häufig  kothbepflastert.  Anders  jedoch  die  neueren.  Darunter  fand  ich 
wahre  Musterbauten,  besonders  im  Simmenthai  und  Saanenland.  Alles  von  Holz, 
die  kleinen  Wohnungen  mit  Kammern  fein  und  blank ;  die  Ställe  aufs  rationellste 
eingerichtet,  bequem,  der  Größe  des  großen  Viehes  entsprechend,  jedem  Stück 
seine  eigene  Troggrippe  (Napf)  bietend,  an  welchem  es,  ungestört  vom  Nachbar- 
stück, behaglich  sein  Häberlein  genießen  kann.  Das  ganze  Gebäude  thront  auf 
trockenem  Hügel;  die  Vorhalle  zu  den  Ställen  ist  am  Boden  gebohlt  mit  PflÖck- 
lingen  und  ebenso  der  Gang  zum  laufenden  Brunnen  um  den  langen  und  breiten 
Trog  herum.  Ringsum  Haag  und  „Leginen",  welche  das  Vieh  nach  den  zwei-, 
oft  auch  dreifachen  Wechsel  weiden  hinausführen.  Ich  traf  sogar  auf  wetter- 
gefährlichen  Hütten  den  stolzen  Blitzableiter.  Das  heißt  man  dann  mit  Gedanken 
älplen,  aber  auch  mit  —  Kapital!  —  In  der  (^«ntralschweiz  finden  wir  meistens 
Holzbauten,  bauernhausartig  eingerichtet.  Die  Stallbrücken  sind  in  den  neuern 
oder  erneuerten  Ställen  2,3  m  lang.  Hier  beginnen  sich  die  Schweineställe  und 
Speicher  schon  vom  Hauptgebäude  zu  trennen.  Der  Pschorrdünger  geht  in  Gülle, 
in  Güllekästen  über  Statt  den  Einzelkammern  unterem  Dache,  erscheinen  gemein- 
same Lagerstätten  am  Boden  einer  großen,  gemeinsamen  Kammer  in  den  älteren 
Hütten.  —  Ho^rmig,  nur  nicht  mittels  einer  Umfassung  vereinigt,  erscheinen  die 
Gebäulichkeiten  auf  den  Glamer  Alpen,  wiederum  ein  Centraltypus  für  eine  be- 
deutende ostschweizerische  Alpengruppe;  St8.11  allein,  Milchkeller  und  Speicher 
besonders  und  ebenso  Käseküche,  über  welcher  die  Lagerstätten  der  Aelpler  sich 
befinden  (»der  Trüel**).  Die  Gebäude  sind  hier  wieder  von  Stein.  Glarus  hat 
auf  vielen  Alpen  in  den  Hütten  seinen  bekannten,  nicht  sehr  anmuthigen  Original- 
geruch, „das  Ziegergschmäckli**.  Auch  finden  wir  auf  vielen  Alpen  eine  sinnreiche 
Luftkühlung  eingeführt.  Ganz  eigenthümlich  schließt  sich  üri  an  mit  seinen 
kleinen  steinernen  Wohnhäuschen,  um  im  Sommer  mit  Kind  und  Kegel  und 
allem  Vieh  und  Vehlein  die  Bezirksalp  besuchen  zu  können.  Wer  die  Alp  ge- 
nießen   will,    muß   auf  der  Alp   wohnen,  während  der  Nutzzeit.     Auch  Kirche, 
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Pfarrherr  und  —  Wirthshaus  ist  da  vorhanden,  wie  z.  B.  auf  dem  Umerboden 
und  gegen  das  Scbächenthal.  An  Glarus  und  üri  schließen  sich  nun  die  Alpen- 
dörfer  von  Granbüuden  und  Wallis  an,  meist  von  Holz,  und  wenig  Neues  bietend 
als  was  wir  schon  berührt.  Graubünden  hat  aber  auch  noch  gar  manche  Ge- 
meindealp mit  umfassenden  Steingebäuden,  ähnlich  stehend,  wie  im  Glarner  Lande. 
In  diesem  Kanton  tritt  wiederum,  besonders  auf  Gemeindealpen,  der  Hirte  und 
sein  Hund  in  seine  alten  Rechte  ein,  dem  wir  auch  schon  hier  und  da  in  üri 
und  Glarus,  dort  nur  als  Geiser,  im  vollen  Ornate,  begegneten. 

Das  EngadinerhauSy  das  wir  als  nahe  an  den  Alpen  liegend,  wohl  her- 
vorheben dürfen,  ist  wiederum  ganz  eigenartig  gestaltet.  Alles  von  Stein,  mit 
sehr  dicken  Mauern,  dem  , dicken  Winter*  dort  entsprechend.  Die  Winter- 
ställe könnte  man  Gresellschaftszimmer  benennen,  oben  gewölbt,  mit  einer  oder 
mehreren  Säulen,  am  Boden  gedielt,  au  den  Wänden  ringsum  die  größeren  mid 
kleineren  Thiere  förmlich  eingeschachtelt  (holzkastenförmig),  die  Krippen  tief, 
der  ganze  Stall  ziemlich  hell,  am  Abend  mit  einer  Hängelampe  versehen,  wohl 
auch  mit  Tisch  und  Stühlen,  pulsirt  in  ihm  des  Aelplers  Geselligkeit  während 
des  langen  Winters.  Vom  Stall,  meist  kellerartig  unter  der  Wohnung  gelegen, 
nach  oben  führen  einige  Steinstufen  mit  senkrecht  nach  oben  vorstehenden  Schiefer- 
(Gneis)  rändern,  woran  sich  die  Thiere  bei  Winterglätte  anzuhalten  vermögen 
mit  ihren  felsgewohnten  Klauen.  Die  Wohnungen  der  Menschen  sind  ebenfalls 
äußerst  behaglich;  nicht  hoch,  aber  mit  einer  geräumigen  gewölbten  Vorhalle 
versehen,  im  Sommer  kühl,  im  Winter  warm.  —  Die  an  Graubünden,  Uri  und 
Wallis  grenzenden  Tessiner  Alpengelände  tragen  mehr  oder  minder  des  Nachbars 
Gepräge;  nur  treffen  wir  da  Heuplaaken  mit  Heuhänschen,  die  das  Futter  auf- 
bewahren für  hinab  ins  Thal.  Originell  sind  die  oft  großen  Schirmhütten,  statt 
der  Ställe,  natürlich  mit  nicht  den  saubersten  Fußböden,  weder  gedielt  noch 
besetzt,  nicht  stark  zur  Euhe  und  Erwärmung  einladend.  Noch  origineller  sind 
die  Melkhütten  und  Plätze  von  einer  Mauer  umgeben,  wo  der  Alpeninhaber  das 
Vieh  melken  muß,  damit  von  der  betreffenden  Alp  fremden  Thalbewohnern  der 
Dünger  des  Alpviehes  gesammelt  und  im  nahen  Bach  hinab  zum  Thale  geschwemmt 
werden  kann,  um  damit  die  Wiesen,  tief  unten,  zu  bewässern  und  zu  düngen. 
Das  ist  nun  allerdings  eine  Art  von  Alpraubwirthschaft,  wie  man  sie  wohl  nicht 
leicht  in  andern  Alpen  antrifft.  Allein  sie  ist  gut  verbrieft  und  versiegelt  und 
nicht  zu  ändern,   als  durch  Auskauf  —  und  der  hält  schwer. 

Interessant  und  gar  nicht  unpraktisch  sind  ferner  im  Tessin  die  kleinen 
Alpenhäuschen,  wo  eine  oder  mehrere  Familien,  jede  für  sich,  alpnen.  Sie  be- 
stehen lediglich  aus  Trockenmauer,  von  prächtig  passenden  Gneisschiefern,  ohne 
jeglichen  Mörtel,  mit  Gneisplattendach.  Ich  nenne  diese  Bauart,  nach  welcher 
auch  die  Schirmhütten  errichtet  sind,  etruskisch,  da  man  derartige  Mauern  zu- 
erst in  Etrurien  fand.  Die  Häuschen  sind  oft  kaum  4-5  m  im  Q],  die  Seiten- 
wände kaum  3 — 3,5  m  hoch,  die  Wände  70  —  80  Centimeter  stark,  und  der 
innere  Raum  enthält  alles,  was  der  Mensch  hier  bedarf,  einen  Feuerraum  mit 
Kessel  (ohne  Unimauerung)  —  eine  etwas  „ruche"  Lagerstätte,  einige  Melk- 
stühle,  eine  Bank  als  „Tischlein  deck  dich"  und  sonst  noch  viele  ,»Nipptisch- 
gegenstände**,  die  für  den  Salon  einer  Tessiner  Aelplerin  unentbehrlich  sind.  Das 
Stein pluttendach  wird  von  starken,  vielfach  ungezimmerten  Balken  getragen. 

Dieser  Ueberblick  über  die  Aelplerwohnungen  und  Alpenställe  der  Schweizer- 
alpen ist  natürlich  nur  ein  sehr  unvollkommenes  Gerippe,  wie  man  es  hier  nicht 
ausführlicher  geben  kann.  Fs  dürften  kaum  in  einem  andern  Lande  von  so  ge- 
ringem  Umfange  so  außerordentlich  verschiedene  Einrichtungen  auf  den  Bergen 
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sn  finden  sein.  Man  erkennt  daraus,  daß  unsere  Alpen  seit  den  frühesten  Zeiten 
Tummel-  und  oft  Jahrhunderte  lang,  Schauplatz  der  verschiedenartigsten  Völker 
gewesen  sein  müssen. 

Ohne  einläßlich  darauf  einzutreten,  muß  ich  doch  noch  auf  einige  Dinge 
hinweisen,  welche  zur  Alpwirthschaft  gehören,  hier  aber  nur  nominell  abgewandelt 
werden  können,  da  meine  Abhandlang  sonst  ihre  natürlichen  Grenzen  zu  weit 
überschreiten  würde.     Hierher  gehören: 

I.  Alpenbäder  (Badorte),    deren   gibt   es  immer   noch   viel,  •  früher   mehr ; 
meist  für  die  umliegenden  Bergbewohner  gehalten. 

II.  AlpendichtJciinsty  Volksdichtung,  Gesang,  Theater,  lebt  in  einzelnen  Alpen- 
und  Juragegenden  in  ausgiebigem  Maße.  Theater  habe  ich  nur  in  einigen 
Jura-  und  Alpendörfem  (Wallis)  getroffen.  In  den  meisten  Gegenden  ist 
Alles,  auch  betreffend  Gesang,  auffallend  stumm.  Selten  ein  Juchzer  oder 
Jodel.  Der  Volksgesang  wird  auch  hier  mehr  und  mehr  vom  Kunst- 
gesang der  Thäler  verdrängt.  Am  schönsten  hörte  ich  denselben  in  den 
Alpen  Tessins. 

III.  Alpen  feste  gibt  es  in  allen  Alpen,  als  Chilbenen,  Fahnenschwenken, 
Gränneten,  Kugelwerfen,  Schwingen,  Steinstoßen,  Tanz,  Wallfahrten  etc. 

IV.  Alptngehet  (Abendsegen).  Dasselbe,  durch  den  Milchtrachter  (Volle)  von 
einem  gutgewählten  (akustischen)  Hügel  aus,  mit  klarer  schöner  Stimme 
und  im  richtigen  Tone  vorgetragen,  macht  einen  tiefen   Eindruck. 

V.  Alpenkriege  (Kämpfe)  gab  es  zwischen  Gemeinden  und  Bezirken  seit  ur- 
alten Zeiten,  welche  oft  in  förmliche  Scharmützel  ausarteten,  bei  denen 
es  Todte  gab,  um  Recht,  Besitz,  Grenzen,  Antheil  etc.  —  Hierher  ge- 
hören auch  die  mehr  und  mehr  verschwindenden  Kämpfe  der  Heerd 
kiihe  (Königsköhe),  um  Führung  und  Vorrecht. 
VI.  Alpenmusik,  Uebers  Alphorn  s.  volksw.  Lexikon.  Noch  hat  sich  von 
den  alten  Instramenten  erhalten :  das  Hackebrett  (Zimbal),  in  Appen- 
zell I.-  und  A.-Kh.  und  Wallis  hauptsächlich.  Maultrommel  (Uri); 
die  Schalmei  (alte  Hirtenpfeife)  lebt  nur  noch  in  einigen  Museen. 
Zithern  gihVa  zweierlei:  die  Glarner  Zither,  gleich  der  alt- 
bayrischen oder  Tyrolerzither  mit  10 — 14  Saiten,  und  die  viersaitige 
(vier  Doppelsaiten  von  Stahldraht  [mandolinenartig]).  Erstere  hauptsäch- 
lich im  Kt.  Glarus  und  Toggenbarg,  letztere  in  den  Voralpen  und  Jura. 
Die  Mund-  und  Ziehharmonika  (letztere  auch  Handharf  e  genannt) 
verdrängen  die  alten  Instrumente  mehr  und  mehr. 

Vn.  Alpensegen.  Derselbe  wird  in  katholischen  Landestheilen  alljährlich  ein- 
mal entweder  vom  Orts-  oder  einem  Ordensgeistlichen,  meist  von  einem 
Kapuziner,  den  Alpen  gespendet  und  in  der  Regel  mittels  eines  Anken- 
ballens  ngut  gemacht  **. 

VIII.  Alpenspeisen  bestehen  zumeist  aus  Milch,  Nidel,  Anken,  Käs,  Zieger, 
Mehl  und  Brod  und  erfahren  die  mannigfachsten  Namen  und  Zubereitungs- 
arten. 
rX.  Alpensteine  (Heiden-Zeichen  oder  Schaalensteine),  IJeberreste  vorgeschicht- 
licher, keltischer  und  gallischer  Wegweiser,  Situationszeiger,  Marchsteine, 
Pläne  etc.  finden  sich  noch  viele  vor,  besonders  in  den  Walliser  Alpen, 
im  und  am  Jura.  (Wurden  von  mir  enträthselt  und  werde  ich  solche  in 
einer  eigenen  Schrift  mit  erläuternden  Abbildungen  herausgeben.)  Wichtig 
fUr  die   Vorgeschichte  der  Alpen. 

Forrer,  Volkswirthschafts-Lexikon  der  Schweiz,  g 
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K.  Alpefhschenken  und  Wirihshäuser  gibts  hie  und  da,  selbst  in  sehr  ab- 
gelegenen Thälern  and  Gegenden  mit  blühendem  Yiehhandel.  Man  kann 
daselbst  auch  übemaohten. 

XI.  Alpe'tmtnfte.  Uralte  Genossenschaften,  welche  über  Alp-  und  Yiehnutznng 
wachen  und  ihre  alt«n,  selbstgegebenen  Satzungen  (Seihbüoher)  aufrecht- 
halten. 

XII.  Der  alpwirthschaftlichen  Bücherei  oder  Literatur  müssen  wir  aber  doch 
schließlich  noch  eine  eingehendere  Würdigung  zu  Theil  werden  lassen, 
da  hierin  in  neuerer  Zeit  sehr  viel  ^ Romantisches",  der  hausbackenen, 
praktischen  Alpwirthschaft  oft  nicht  sehr  fintsprechendes,  geleistet  wird. 
Halten  wir  uns  auch  hier  an  das  Bewährte,  Volksthümliche  und  Erreich- 
bare. —  Besagte  Literatur  ist  nicht  so  dickleibig,  wie  die  allgemeine 
landwirthschaftliche,  mit  air  ihren  Neben-  und  Hülfszweigen.  Immerhin 
hat  sie  aber  doch  recht  beachtenswerthe  Blüthen  getrieben.  Die  meisten 
älteren  Werke  und  Werkchen  hat  Schatzmann  bereits  (S.  5  volksw. 
Lexikon)  angeführt,  und  ich  weiß  nichts  Besseres  und  Gründlicheres  zu 
empfehlen  in  erster  Linie,  als  Schatzmanns  sämmtliche  Schriften 
hierüber  (Aarau  bei  Christen).  Man  kann  sieh  damit  manch'  „neuere 
Errungenschaft  ersparen,  die  Schatzmann  entlehnt  ist.  Ein  zweitbester 
Alpwirthschaft-Schriftsteller  bleibt  der  alte  Tyroler  Kaplan  (Eurat). 
Trientl,  der  bereits  vor  Dr.  Schild  Trefifliches  und  Praktisches  über 
Alpendüngung,  Alpstatistik,  auf  Vermessung  und  Kataster  basirt, 
und  über  Tyroler- Alpenbauten  geschrieben  hat,  was  Alles  heut'  noch  von 
sehr  gut«m  Werthe  ist  (erschienen  zu  Wien  oder  Innsbruck).  Von  älteren 
Schriften  müssen  wir  noch  als  ein  wahres  Schatzkästlein  hervorheben  für  die, 
welche  es  zu  lesen  verstehen :  das  sonst  vielfach  veraltete  „Gemälde 
der  Schweiz**  (Bern  und  Zürich,  zwischen  1831  —  1840).  Hierher 
bezüglich  1)  Appenzell  (beide)  von  Dr.  Gtibriel  Rüesch.  2)  Glarus 
von  Professor  Dr.  Oswald  Heer.  3)  Graubünden  von  Prof.  W.  Böder. 
4)  Nid-  und  Obwalden  von  Alois  Businger.  5)  Schwyz  von  Gerold 
Meyer  von  Knonau.  6)  Solothurn  (Jura)  von  Peter  Strohmeyer. 
7)  T essin  von  Stefano  Franscini.  8)  Uri  von  Dr.  Karl  Franz  Lusser. 
9)  Waadt  von  L.  Vuilliemin.  10)  Sogar  Zürich  von  Gerold  Meyer 
von  Ejionau.  (Ueber  Wiesen-Wei  den -Vieh  elc.  [*7^8  *.  ^/is]  und  Berg- 
gemeinden, sehr  bemerkenswerth !)  In  diesen  Kantonsbeschreibungen 
findet  der  Leser  gleichzeitig  kurze  und  häufig  sehr  gediegene  IJeber- 
sichten  über  die  geographischen,  zoologischen,  botanischen  und 
forstwirthschaftichen  Verhältnisse,  welche  meist  noch  heute  unserer 
Alpenfrage  getröstlich  unterlegt  werden  dürfen !  Modernere  Werke  werden 
dann  leicht  Fehlendes  ergänzen. 

Nützliche  Schriften  für  solche,  welche  sieb  gründlicher  über  Alpwirthscbaftsfragen 
unterrichten  wollen,  sind  noch  außerdem: 

F. Änderegg,  Prof.,  Bern.  1)  Alpw.  Aufsätze  im  , volksw.  Blatt*.  75 — 83.  2)  Gespräche 
über  A.  3)  Rationeller  Wiesenbau  im  Gebirge  (Stuttgart  79).  4)  Alpw.  Berichte  über 
34  Alpen  Bündens  (Ghur).  5)  Ueber  das  Bündner  Grauvieh  (Chur,  82).  6)  Alpenregle- 
mente  (1882).  7)  Die  Schweizerziegen.  IL  Aufl.  Bern  1887.  8)  Die  Viehzucht  im  Grindel- 
wald, 1889  (im  Gletschermann).  9)  Weidgang  in  Bünden,  bezüglich  der  Bergamosker- 
schafe  u.  a.  m. 

Berlepsch.    Schweizerkunde.    II.  Aufl.  Mit  Illustrationen.    Braunschweig  1872. 

BJotniUky^  Oberingenieur:  Bewässerungskanäle  im  Wallis.  Mit  Abbildungen.  Bern. 

J.  Coaz,  eidg.  Forstinspektor:   Die  Lawinen  der  Schweiz.    Bern. 

F.  Fankhaiiser,  dessen  Adjunkt:    Die  Bedeutung  der  Ziegenwirthschafl,   Bern. 
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Oberst  Flüchiger y  Aarwangen,  Präsident  der  Alpgenossenschafl  ,Arni*:  Mono- 
(^phie  über  die  Simmenthaler  Viebrace    Bern. 

Pater  Furrer:  Geschichte  und  Statistik  von  Wallis.  IL  Sitten. 

Albert  Jahn,  Bern  (Altarchivar):  Der  Kanton  Bern,  deutschen  Theiles;  Urge- 
schichte betr.  Alpen.  Bern  und  Zürich,  1850.  —  Der  Kanton  Bern,  Chronik  desselben, 
bezüglich  der  Alpen  und  Alpendörfer  etc.    Bern  und  Zürich,  1857. 

Josef  Jans,  Pilatusbauer,  Littau-Luzern :  Der  praktische  Viehwärter  und  Pferde- 
wärter.  Aarau,  1891. 

KaJtenegger,  Prof.,  Brixen  (Tyrol) :  Ueber  das  Alpvieh  (das  iberische)  —  auch  der 
Schweiz,  1880. 

Kasthofer,  Oberförster,  Bern:   Ueber  Kultur  der  Kuhalpen.    1818. 

Kathreiner,  Oberförster:    6  Berichte  über  die  Obwaldner  Alpen.   Sarnen. 

Johann  Kettiger:   Landwirthschaftliche  Zustände  in  Baselland.   Liestal,  1857. 

Pater  M.  Kiem:  Alpwirthschafl  und  Agrikultur  in  Obwalden  (geschichtlich).  Ein- 
«iedeln. 

Dr,  von  Kieme.   Alpwirthschafl  im  Fürstenthum  Lichtenstein.   Stuttgart  1879. 

E.  Landolt:   Bäche,  Schneelawinen  und  Steinschläge.   Zürich. 

Dr.  Ming:  Blätter  des  Obwaldner  Bauernvereins.   Sarnen. 

Dr.  P.  C.  Planta,  Professor,  Chur :  Das  alte  Rhätien.  Staatlich  und  kulturhistorisch. 
Berlin. 

Fritz  Bödiger,  Weierhof,  Bellach:  1)  Alpenbewässerung  im  Wallis.  I.  u.  II.  2)  Be- 
richte über  Graubünden.  I.  u.  IL  3)  Ueber  die  Glarner  Alpen.  4)  Ueber  Appenzell  L-Rh. 
Alpen  I.  u.  IL  (Appenzell).  5)  Ueber  Solothurner  Jura-Sennberge  I.  II.  III,  u.  IV.  6)  Be- 
deutung der  Quellen  und  Bäche  für  die  Alpen  (Manuskript).  7)  Alp,  Wald,  Gewitter, 
Hagel.  8)  Häge  und  Zäune  der  Alpen.  9)  Alpen-  und  Jurachronik.  3  Jahrgänge.  10)  Ur- 
sachen und  Bekämpfung  der  Maul-  und  Klauensseuche,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Alpen.  Zürich.  11)  Ueber  Werth  der  Weidwirthschaft  in  Baselland.  12)  Alpen- 
drainirung.  Aus  der  ,  Schweizer  Bauemzeitung*.  1856.  13)  Werth  der  Ziegen  für  Familie 
und  Haus.  Zürich  (Schindler-Escher).  14)  Rad  und  Hemmschuh  oder:  Praxis  und  Dilet- 
tantismus in  der  Alpwirthschafl.  (II.)  1890  (Selbstverlag). 

NB.  1.,  2.,  3.,  5.,  7.,  8.,  9.  bei  Christen  in  Aarau  erschienen. 

Dr.  Friedrich  von  Tschudi:  Das  Thierleben  der  Alpenwelt  V.  Aufl.  von  Dr.  Prof. 
Keller  fortgesetzt.    Zürich.  Leipzig,  1891. 

Dr.   H'^ükens:  Die  Schweizer  Alpen.   Wien,  1880. 

Zahler:  Abhandlung  über  Viehzucht  und  Veredlung  der  Racen.    Bern,  1826. 

Annemasse-Genf-Bahn.  Eigenthum  des  Staates  Genf,  auf  dessen  Rechnung 
betrieben  von  der  Paris-Mittelmeerbahn.  Bauliche  Länge  von  Genf  (Eaux  vives) 
bis  zur  Grenze  4177  m.  Baukosten  pro  Ende  1889  3,196,488  Fr.  Betriebs- 
-einnahmen  im  Jahr  1889  35,128  Fr.,  Betriebskosten  67,903  Fr.,  Defizit  32,775  Fr., 
wovon  der  Staat  Genf  ^/4,  die  P.L.-M.   7*  zu  tragen  hat. 

Appenzellerbahn.  Am  16.  August  1886  wurde  die  Strecke  Urnäsch- 
Gontenbad,  am  29.  Oktober  1886  die  Strecke  Gontenbad-Appenzell  eröffnet.  Dadurch 
ist  die  bauliche  Länge  der  ganzen  Bahn  auf  10,843  m.,  die  Betriebslänge  auf 
10,829  m.  gestiegen.     Siehe  im  TJebrigen   „ Eisenbahnen **  im  Supplement. 

Arbeiterlöhne.  Im  Auftrag  des  eidgenössischen  Industrie-  und  Land- 
wirthschaftsdepartements  hat  das  'schweizerische  Arbeitersekretariat  Erhebungen 
über  Arbeitslöhne  zu  machen.  Das  Lexikon  verzichtete  daher  auf  selbständige 
Ermittlungen.  Üeber  frühere  Löhne  in  verschiedenen  Industrien,  Gewerben  und 
landwirthschaftlichen  Betrieben  findet  sich  ein  reichhaltiges,  an  dieser  Stelle  aber 
schwer  zu  benutzendes  Material  in  Böhmerts  Werk  über  die  Arbeiterverhältnisse 
und  Fabrikeinrichtungen  der  Schweiz.  (1873.  Caesar  Schmidt  Zürich.) 

Arbeiter-Reservekasse  s.  im  Artikel  „Strikes"  Seite  238  u.  ff.,  sowie 
im  Supplement  den  Artikel  „  Arbeitervereine "". 

Arbeitersehutz.  Im  Artikel  „Fabrikwesen**,  Seite  588  u.  ff.  des  ersten 
Bandes,  ist  von  Hrn.  Dr.  Kaufmann,  Sekretär  des  eidg.  Industriedepartementes, 
über  die  seit  1815  getroffenen  gesetzgeberischen  Maßnahmen  der  Kantone  und 
des  Bundes  einläßlich  referirt  worden.    Es  erübrigt  uns  somit  nur  noch,  einiges 
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aus  früheren  2jeiten  nachzuholen  und  dasjenige  zu  registriren,  was  seit  dem  Ab- 
schluß jenes  Artikels  in  Sachen  geschehen  ist,  wobei  wir  das  speziell  auf  die 
„Fabiiken**  Bezügliche  wiederum  unter  dem  Schlagwort  „Fabrikwesen**  anbringen. 

Als  Quelle  für  die  älteren  Zeiten  dient  uns  Professor  Biicher's  Darstellung 
im  ^Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften**  (Verlag  von  Gustav  Fischer  in 
Jena,   1890).     Herr  Bücher  berichtet  daselbst; 

Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  reicht  in  der  Schweiz  weiter  zurück  als  in 
den  meisten  anderen  Staaten.  Sie  nimmt  ihren  Ausgangspunkt  nicht  wie  ander- 
wärts von  den  gesundheitlichen  und  sittlichen  Uebelständen,  welche  sich  bei 
konzentrirtem  Großbetriebe  der  Industrie  (dem  sog.  Fabriksystem)  für  den  Arbeiter 
nnd  sein  Familienleben  orgeben,  sondern  sie  knüpft  an  die  theil weise  noch 
schwereren  wirthschaft liehen  Gebrechen  an,  welche  mit  dem  dezentralisirten  Groß- 
betriebe in  der  Hausmanufaktnr  verbunden  sind.  Sie  ergreift  hier  schon  in  der 
zweiten  Hälfte  der  17.  Jahrhunderts  mit  sicherer  Hand  und  praktischem  Geschick 
Probleme,  an  welche  sich  selbst  heute,  in  dem  Zeitalter  der  „Sozialpolitik'*,  kaum 
noch  der  Theoretiker  des  Arbeiterschutzes  wagt,  und  sie  tritt  von  diesem  Gebiete 
erst  zurück,  als  in  diesem  Jahrhundert  die  Entwicklung  des  konzentrirten  Betriebes 
auch  in  der  Schweiz  um  sich  greift,  obwohl  dieser  gerade  hier  das  ältere  „haus- 
industrielle **  System  weniger  zu  verdrängen  vermocht  hat  als  in  den  meisten 
anderen  Industriestaaten. 

Die  kantonale  Gesetzgebung  zum  Schutze  der  Hausindustriearbeiter  liegt,  so- 
weit sie  sich  zur  Zeit  übersehen  läßt,  hauptsächlich  vor  in  den  „Fabrikmandaten  ** 
der  aristokratischen  Regierungen  von  Zürich  und  Basel  aus  dem  18.  Jahrhundert. 
Dieselben  beziehen  sich  im  Kanton  Zürich  auf  die  Verhältnisse  in  den  verschiedenen 
Zweigen  der  Textilindustrie  (Seiden-,  Baumwollen-  und  Wollenmanufaktur),  im 
Kanton  Basel  auf  die  Seidenbandfabrikation,  deren  Betrieb  unter  der  Landbevölkerung 
schon  damals  sehr  verbreitet  war.  Es  sind  die  beim  hausindustriellen  Großbetriebe 
noch  tiberall  hervorgetretenen  Mißstände  (tiefe  Herabdrückung  der  Löhne,  willkür- 
liche Lohnabzüge,  Abhängigkeit  der  Hausarbeiter  von  den  Ferggern  und  ähnlichen 
Zwischenpersonen,  die  vielfach  zur  Ausbeutung  führt,  Truek,  ausgeübt  von  Seiten 
der  Verleger  oder  Fergger,  Auszahlung  der  Arbeiter  mit  schlechten  Münzsorten), 
welche  in  Zürich  wie  in  Basel  das  Einschreiten  der  Gesetzgebung  hervorriefen. 
Die  letztere  erstreckt  sich  gewöhnlich  auch  auf  andere  Theile  des  Arbeitsverhältnisse» 
(Abspannung  von  Arbeitern,  Unterschlagung  von  Rohmaterial,  Kontraktbruch 
u.  dgl.);  sie  wendet  sich  in  scharfen  Bestimmungen  gegen  das  Auswandern  der 
Arbeiter,  die  Ausfuhr  von  Arbeitswerkzeugen  und  Maschinen  (in  Basel  namentlich 
von  Bandstühlen),  die  Annahme  von  Aufträgen  nichtlandesangehöriger  Verleger 
und  verleugnet  in  dieser  Hinsicht  den  merkantil ischen  Ideenkreis  nicht,  den  die 
gleichzeitige  Manufakturgesetzgebung  anderer  Staaten  zeigt.  Aber  sie  hebt  sich 
von  der  letzteren  entschieden  ab  durch  ihre  Fürsorge  für  die  Arbeiter.  In  Zürich 
wie  in  Basel  waren  es  anfänglich  die  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  be- 
gründeten kaufmännischen  Direktorien^  später  (in  Zürich  seit  1717,  in  Basel 
seit  173h)  besondere  Fabrikkommffiiionen  (Fabrik  hieß  hier  jeder  Industriebetrieb 
für  auswärtigen  Absatz  im  Gegensatz  zum  Handwerk),  denen  die  Vorberathung 
dieser  Gesetze,  sowie  die  üebcrwachung  ihrer  Ausführung,  die  Bestrafung  von 
Uebertretungen  und  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen  Verlegern  (  „Fabri- 
kanten**) und  Arbeitern  oblag. 

Am  meisten  ausgebildet  war  diese  alte  hausindustrielle  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  in  Zürich.  Dieselbe  begann  daselbst  in  den  Jahren  1674  und  1675 
mit  Lohnfestsetzungen  für  Florweber  auf  dem  Lande,  die  Seidenkämbier,  Seiden- 
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Spinner  und  Seidenwinder,  welche  infolge  von  Beschwerden  der  Hausarbeiter  durch 
das  kaufmännische  Direktorium  getroffen  und  vom  Bathe  bestätigt  wurden,  „um 
dem  unbilligen  und  unchristlichen  Beginnen  etlicher  derjenigen  Handelsleuten  vor- 
zubeugen, welche  eine  Zeit  her  die  armen  Arbeitsleut  mit  Schmälerung  ihres 
Löhnli  hart  beschwert  haben. **  Drei  Jahre  später  (1678)  wird  bereits  des  Trucks- 
■systems  gedacht  in  einer  vom  kaufmännischen  Direktorium  ratifizirten  Verein- 
barung von  36  Wollenfabrikanten,  deren  erster  Artikel  dahin  lautete,  „daß  jeder 
Fabrikant  seine  Arbeiter  ehrlich  zu  behandeln  und  ihren  Lohn  ohne  alles  Auf- 
-drängen  von  Waare  in  gutem  haaren  Gelde  auszubesEahlen  hat.**  Neue  obrigkeit- 
liche Lohnbestimmungen  erfolgen,  theils  auf  Anregung  der  Fabrikanten,  theils 
■auf  Beschwerden  der  Arbeiter,  in  den  Jahren  1687  für  das  Florgewebe,  1689 
ftlr  das  Weben  seidener  Halstücher,  1692  fUr  die  Wollen-  und  Seidenmanufaktur, 
wobei  besonders  die  Reduktion  der  Lohne  für  die  Träger  (Fergger)  zu  Grünsten 
der  Spinnerinnen  zu  beachten  ist.  1705  werden  in  der  Ordnung  für  das  Winden 
der  Seide  die  Winderlöhne  erhöht,  weil  seit  1675  das  Winden  „böser  und  schwerer 
^worden**  sei.  Dieser  Gesetzgebung  von  Fall  zu  Fall  folgt  eine  durchgreifende 
Regelung  der  Arbeiterverhältnisse,  insbesondere  der  Löhne  in  der  Fabrikordnung 
von  1717,  welche  sich  auf  alle  „Fabriken  und  Manufakturen»*  erstreckt  und  bis 
zur  Staatsumwälzung  von  1798  in  Kraft  blieb.  Das  Gesetz  bebandelt  »zuerst  die 
Arbeitslöhne  in  fünf  Abschnitten:  1)  für  die  Wollenfabrik,  2)  die  Seidenfabrik, 
3)  die  Gold-  und  Silberdraht-  und  Gespunstfabrik,  4)  die  Baumwollenfabrik,  5)  die 
Strumpffabrik;  sodann  folgt  ein  besonderer  Abschnitt  über  die  Träger,  welche 
den  Verkehr  zwischen  den  Verlegern  in  der  Stadt  und  den  Hausarbeitern  auf 
der  Landschaft  vermittelten,  ferner  eine  Reihe  allgemeiner  Vorschriften  über  den 
Betrieb  und  zum  Schluß  Bestimmungen  über  die  Handhabung  des  ganzen  Gesetzes 
durch  die  Fabrikkommission.  Im  Einzelnen  ist  hervorzuheben:  1)  die  Löhne, 
welche  in  jedem  Zweige  der  Textilmanufaktiir  fiir  jede  Art  von  Arbeit  unter 
genauer  Formulirung  der  Verpflichtungen  von  Arbeitern  und  Fabrikanten  bestimmt 
werden,  sind  nicht,  wie  die  Lohntaxen  in  den  gleichzeitigen  Hand  Werksordnungen, 
Maximallöhne,  sondern  Minimallöhne  (es  heißt,  der  Lohn  solle  „weniger  nicht 
als**  .  . .  .  betragen ;  2)  es  wird  bestimmt,  in  welchen  Fällen  Abzüge  vom  Lohne 
nicht  gemacht  werden  dürfen  und  in  welchen  Fällen  der  Lohn  und  um  wie  viel 
«rhöht  werden  muß  (z.  B.  wenn  ein  Fabrikant  „extra  böse  Seide  winden  lassen 
würde");  3)  es  wird  für  verschiedene  Arten  von  Geweben  Gleichheit  der  Länge 
vorgeschrieben ;  4)  es  wird  bestimmt,  ob  bei  den  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
weben der  Fabrikant  oder  der  Arbeiter  das  Geschirr  unterhalten  muß:  5)  jede 
Art  des  Trucks  wird  verboten:  Die  Arbeiter  sollen  nicht  mit  „verrufenem  un- 
gangbarem Gelde,  oder  statt  des  Geldes  mit  Aufdringung  essiger  oder  anderer 
Waaren  abgeführt  werden.**  Der  Baum  wollspinnerin  „soll  es  freistehen,  die 
Baumwolle  bei  dem  Fabrikanten  zu  kaufen,  der  ihr  zu  spinnen  gibt,  oder  aber 
wo  sie  sonst  dieselbe  am  wohlfeilsten  findet";  6)  ^Weil  wir  denn  der  Zeit  her 
gewahret,  daß  der  Träger  halber  merkliche  und  den  armen  Arbeitern  sehr  nach- 
theilige Unordnungen  vorgegangen,  so  ist  diesfalls  zur  Verhütung  alles  Mißbrauchs 
unser  ernstlicher  Will  und  Meinung,  daß  die  Träger  so  viel  als  möglich  abgeschafft 
und  daß  näher  als  3  bis  4  Stunden  weit  von  der  Stadt  keine  Träger  angestellt 
werden.**  Es  wird  sodann  für  die  einzelnen  Arbeiten  der  Trägerlohn,  den  der 
Hausarbeiter  zu  zahlen  hatte,  sowie  die  Entfernung,  auf  welche  Träger  überhaupt 
snläßig  sein  sollten,  festgestellt.  Zur  Verhütung  von  Lohn  Unterschlagungen  durch 
die  Träger  werden  Lohnzeddel  eingeführt.  „Die  Träger  sollen  auch  weder  Bäcker 
«och  Krämer  sein,  sondern  den  Arbeitern  den  ihnen  gebührenden  Lohn  an  baarem 
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Tmyermfenem  und  gangbarem  Grelde,  nioht  aber  in  Waaren  oder  Speisen  zustellen.  *^ 
^Es  sollen  die  Herren  Pfarrer  auf  der  Träger  Tbun  eine  fleißige  Aufsicht  halten.*^ 
7)  Der  Fabrikkommission  wird  aufgetragen,  „auf  Alles  fleißig  zu  yigiliren,  wa» 
wider  diese  Ordnung  erlaufen  möchte.**  Sie  soll  sich  wöchentlich  einmal  zur 
Anhörung  von  Beschwerden  der  Arbeiter  versammeln.**  „Sie  sollen  femer  auch 
alle  Fabrikanten  einmal  des  Jahres  auf  das  Bathhaus  zusammenberufen,  ihnen 
die  diesfällige  Ordnung  vorlesen  lassen  und  sie  zu  fleißiger  und  getreuer  Hand- 
habung derselben  erinnern;  dabei  auch  von  den  Fabrikanten  vernehmen,  ob  in 
den  Fabriken  der  Löhne  halber  Abänderungen  vorgekommen  oder  ob  neue  Fa- 
brikate eingeführt  worden  seien,  für  die  der  Lohn  noch  zu  bestimmen  wäre." 
Die  Fabrikordnang  von  1717  (durchgesehen  und  erneuert  1727)  wurde  später 
in  einzelnen  Punkten  vervollständigt;  insbesondere  wurde  1766  verordnet,  daß- 
die  Fabrikanten,  „die  ihnen  nicht  anständig  fabrizirten  Seiden  waaren**  den  Ar- 
beitern nicht  helmschlagen,  sondern  „gemäß  der  Fabrikordnung  Klage  gegeib 
solche  Arbeiter  bei  der  Fabrikkommission  erheben**  sollten.  Ueberall  ist  es  hier 
das  Yerhältniß  zwischen  dem  kaufmännischen  Unternehmer  und  dem  Hausarbeiter^ 
das  die  landesväterliche  FUrdorge  der  Behörden  wachruft.  Aber  die  letztere  greift 
auch  schon  darüber  hinaus,  indem  sie  das  weit  zartere  Yerhältniß  zwischen 
Eltern  und  Kindern  ins  Auge  faßt,  das  durch  das  sog.  „  Rastgeben **,  d.  h.  daa 
Yerhältniß,  bei  welchem  die  Kinder  Kost  und  Wohnung  selbst  aus  ihrem  Ar- 
beitsverdienst bezahlen,  gefährdet  erschien.  Durch  das  Mandat  vom  25.  März. 
1779  wird  das  Hastgeben  noch  schulpflichtiger  Kinder  gänzlich  untersagt;  von 
der  Entlassung  aus  der  Schule  bis  zur  Konflrmation  ist  dasselbe  nur  in  der  Ge- 
meinde and,  wenn  es  bei  Fremden  geschieht,  nur  mit  Genehmigung  der  Eltern, 
des  Pfarrers  und  des  Kirchenvorstandes  gestattet  und  auch  später  darf  es  nur 
mit  Genehmigung  der  Ortsbehörden  und  unter  pfarramtHcher  Ueberwachung  in 
einer  fremden  Gemeinde  erfolgen. 

Die  Bas  1er  Gesetzgebung  über  die  Bandfabrikation  trägt  in  weit  gerin- 
gerem Grade  einen  sozialen  Charakter.  Dir  Hauptziel  ist,  die  Industrie  im  Lande 
zu  erhalten,  die  ländlichen  Arbeitskräfte  nur  den  einheimischen  Unternehmern 
dienstbar  zu  machen.  Betrug  und  ünterschleif  der  Hausarbeiter  zu  verhüten.  Doch, 
werden  auch  hier  bereits  in  einer  Yerordnung  vom  23.  Juli  1738  Festsetzungen 
getrolTen  über  den  Mindestbetrag  des  Arbeitslohnes  für  die  verschiedenen  gang- 
baren Sorten  von  Seidenbändern,  deren  Länge  obrigkeitlich  vorgeschrieben  wird, 
mit  dem  Beifügen,  „daß  die  Herren  Bandfabrikanten  benannten  Arbeitslohn  je- 
weilen  genau  und  in  allen  Punkten  zu  observiren  gehalten  sein,  keinem  Arbeiter 
einen  geringeren  als  den  jetzt  stipulirten  Lohn  auf  keinerlei  Weyse,  auch  unter 
was  Yorwand  es  immer  sein  möchte,  anzunehmen,  zuzumuthen,  obligiren  und 
aufdringen.**  Eine  ähnliche,  nur  weit  umfangreichere  „Taxordnung  des  Arbeits- 
lohnes** wurde  1753  erlassen  zugleich  mit  einer  „erneuerten  Ellenmaßtabelle** 
und  auf  die  Uebertretung  derselben  durch  die  Fabrikanten  eine  Strafe  von  hun- 
dert Speziesthalem  gesetzt.  1760  und  1768  petitionirten  die  Fabrikanten  um 
Herabsetzung  dieser  Lohntaxen,  beide  Male  vergebens.  In  den  letzten  70er  Jahren 
finden  sich  Klagen  von  Fabrikanten  gegen  Fabrikanten  wegen  Bezahlens  gerin- 
gerer Arbeitslöhne,  wogegen  diese  sich  damit  entschuldigten,  daß  die  einzelnen 
Nummern  der  Bänder  jetzt  schmäler  gemacht  würden.  Dies  hatte  den  Erlaß 
einer  neuen  EUenmaßtabelle  (1786)  zur  Folge.  1788  wurde  die  Errichtung  einer 
Armenkasse  zum  Besten  der  Passamenter  auf  der  Landschaft  verfügt,  zu  welcher 
die  Letzteren  nach  dem  Yerhältniß  ihres  Lohnes  (vom  Pfund  Arbeitslohn  1 — 2 
Kappen)   beizutragen    hatten,   und    welche    in    Zeiten    der  Arbeitslosigkeit   ihnen 
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Unterstützungen  gewähren  sollte.  Diese  Hilfiskasse  bestand  bis  1798.  Yer- 
gleioht  man  diese  Darstellung  des  Herrn  Bücher  mit  der  Arbeit  des  Herrn 
Kanfinann  über  die  neuere  Fabrikgesetzgebung,  so  fällt  sofort  der  Gegensatz  auf, 
daß  dort  von  keinen  Schutzbestimmungen  zu  G-unsten  der  G^undheitsverhältnisse 
der  Arbeiter  die  Rede  ist,  hier  aber  die  erste  Stelle  einnehmen.  Die  Erklärung 
liegt  nahe:  Dort  war  die  industrielle  Arbeit  in  die  Privatwohnungen  gebannt, 
hier  zur  Hälfte  in  Fabriken  resp.  Massenlokale  mit  mechanischen  Vorrichtungen. 
Dort  waren  die  gesundheitsschädlichen  Momente,  wie  ungesunde  Lokale  und  Ueber- 
anstrengung  weniger  leicht  zn  erfassen,  ein  Umstand,  der  ja  auch  heute  noch 
die  Gesetzgebung  verhinlert  sich  in  die  hausindustriellen  Verhältnisse  zu  mischen, 
obwohl  diese  notorisch  manchmal  schlimmer  sind  (man  denke  an  gewisse  Webe- 
keller, Lokale  von  Einzelnstickem,  Handwerkerboutiken  etc.)  als  die  Fabrikver- 
httltnisse. 

Nimmt  also  heute  die  Gesetzgebung  mehr  Rücksicht  auf  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  als  vor  100  und  150  Jahren,  so  unterläßt  sie  es  dafür  gänzlich, 
dem  Beispiel  der  früheren  obrigkeitlichen  Verordnungen  punkto  Lohnerhöhungen 
zn  folgen.  Sie  beschränkt  sich  darauf,  den  Arbeiter  vor  unrechtmäßiger  Kür- 
zung des  zwischen  ihm  und    dem  Brodherrn   vereinbarten  Lohnes  zu   schützen. 

Dem  jetzigen  Schulzwang  entsprechend,  ist  die  neuere  Gesetzgebung  auch 
strenger  hinsichtlich  der  Einderarbeit;  ferner  ist  die  jetzige  Haftpflicht  aus  Fabrik - 
betrieb  (bei  Unfällen)  eine  Maßregel,  auf  welche  zu  verfallen  die  alten  Obrig- 
keiten viel  weniger  Anlaß  hatten. 

Mit  dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  sind  freilich  die  Aufgaben  des  Arbeiter - 
Schutzes  nicht  erschöpft.  Nicht  nur  umfaßt  dasselbe  bloß  die  ^ Fabrik "arbeiter, 
sondern  es  gewährt  auch  diesen  keine  Alters-  und  Invalidenversorgung.  Indessen 
geht  das  Bestreben  des  Volkes  und  der  Behörden  dahin,  eine  Kranken-  und 
Unfallversicherung  einzuführen  für  alle  Arbeiter,  welche  bei  industriellen,  gewerb- 
lichen, landwirthschaftlichen  Betrieben  und  Transportunternehmungen  beschäftigt 
sind.  Bereits  ist  dem  Bunde  die  Kompetenz  zum  Erlaß  eines  bezüglichen  Ge- 
setzes eingeräumt  worden,  indem  die  Bundesversammlung  sub  13.  Juni  1890 
folgenden,  vom  Volke  am  21.  November  1890  bestätigten  Zusatz  zum  Art.  34 
der  Bundesverfassung  iormulirte: 

,Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rong  einrichten,  unter  BerQeksichtigung  der  bestehenden  Krankenkassen.  Er  kann  den 
Beitritt  allgemein  oder  für  einzelne  Bevölkerungsklassen  obhgatorisch  erklären.  *" 

Möglich,    daß   das  Lexikon    unter    dem  Schlagwort  „Krankenversicherung** 

oder  „Unfallversicherung"   etwas  Näheres  über  die  Materie  mittheilen  kann. 

In  diese  Kategorie  des  Arbeiterschutzes  gehört  auch  das  Bundesgesetz  be- 
treffend die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  Transportanstalten, 
d.  d.  27.  Juni  1890.  Dasselbe  limitirt  die  tägliche  Arbeitszeit  der  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeiter  der  Eisenbahn-  und  Dampfischifffahrtunternehmungen, 
der  Postverwaltung  und  andere  vom  Bunde  konzessionirten  oder  von  ihm  selbst 
betriebenen  Transportanstalten  auf  12  Stunden.  Dem  Maschinen-  und  Zugsper- 
Bonal  muß  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  10  Stunden,  dem  übrigen  Personal 
8 — 9  Stunden  gewährt  werden.  Die  Arbeitszeit  ist  so  einzurichten,  daß  nach 
der  Hälfte  wenigstens  eine  Stunde  Ruhe  genoßen  werden  kann.  Es  müssen  jedem 
Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  52  Ruhetage  per  Jahr,  angemessen  vertheilt, 
bewilligt  werden,  und  mindestens  17  derselben  müssen  auf  Sonntage  fallen.  Ferner 
ist  mit  Rücksicht  auf  das  Personal  an  Sonntagen  der  GUterdienst  auf  Eilfracht- 
Güter  und  Vieh  beschränkt. 
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Im  Eisenbahngesetz  yod  1872  waren  nnr  17  Ruhetage  per  Jahr  Yorg^ 
ftchrieben  (je  der  dritte  Sonntag;  yod  1878  an  durfte  der  Freisonntag  durch 
einen  Freiwerktag  ersetzt  werden). 

Der  Kanton  Baselstadt  bat  durch  Gresetze  vom  11.  Februar  1884  und 
23.  April  1888  in  den  Arbeiterschutz  einbezogen  die  Arbeiterinnen  in  allen  den 
Gewerbebetrieben,  in  welchen  drei  Frauenspersonen  oder  mehr  gewerbsm&ßig  ar- 
beiten, oder  Mädchen  unter  18  Jahren  als  Arbeiterinnen  und  Lehrt5cht«r  be- 
schäftigt werden.  Es  gelten  für  dieselben  die  Bestimmungen  des  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes  über  die  Dauer  des  Maximalarbeitstages  (11  Stunden),  über  die 
Schwangeren,  über  die  Eündungsfrist  und  die  Bussen.  Auch  ist  die  Sonntags- 
arbeit  verboten. 

Diesem  baselstädtischen  Gesetz  trachten  auch  die  Kantone  Luzem  und  Zürich 
nachzukommen;  diesbezügliche  Gesetzesprojekte  sind  bei  ihnen  schwebend.  Femer 
wirkt  auf  die  Kantone  ansteckend  ein  ebenfalls  von  Basel  durch  sein  Wirth- 
Schaftsgesetz  vom  19.  Dezember  1887  gegebenes  Beispiel,  das  Bedienungspersonal 
in  Gastwirthschaften  gegen  üeberanstrengung  zu  sichern.  „Mädchen  unter  acht- 
zehn Jahren,  welche  nicht  zur  Familie  des  Wirthes  gehören,  dürfen  nicht  zur 
Bedienung  verwendet  werden.  Der  Betrieb  der  Wirthschaft  ist  so  einzurichten, 
daß  von  24  Stunden  mindestens  7  Stunden  ununterbrochene  Schla&eit  dem  ge- 
sammten  im  Dienstverhältnisse  des  Wirthes  stehenden  Personal  gesichert  sind. 
Das  Personal  hat  Anspruch  auf  mindestens  6  Stunden  Freizeit  an  einem  Nach- 
mittag. ** 

Zum  Schutz  der  Lehrlinge  wird  ein  schweizerisches  Gewerbegesetz  angestrebt. 

Obwohl  im  allgemeinen  Arbeiterschutz,  den  das  eidgenössische  Fabrikgesetz 
gewährt,  inbegriffen,  haben  doch  die  Arbeiter  der  gefährlichen  Zündholzin- 
dustrie seit  ljS79  eine  spezielle  Berücksichtigung  erfahren.  Zunächst  wurden 
auf  1.  Januar  1881,  durch  Gesetz  vom  23.  Dezember  1879,  Fabrikation,  Ein- 
fuhr und  Verkauf  von  Zündhölzchen  und  Streichkerzchen  mit  gelbem  Phosphor 
verboten.  Dann  wurde,  durch  Regulative  vom  6.  April  und  25.  Mai  1880, 
die  Fabrikation  von  Zündhölzchen  und  Streichkerzchen  von  Vorschriften  abhängig 
gemacht,  welche  zur  Verhütung  von  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  als  nothwendig  erschienen.  Ein  Bundesgesetz  vom  22.  Juni  1882  hob 
zwar  das  erste  Gesetz  von  1879  auf,  beließ  aber  doch  dem  Bundesrath  die  Kom- 
petenz, vermittelst  Reglementen  alle  diejenigen  Maßnahmen  zu  treffen,  welche  er 
für  die  Fabrikation,  die  Verpackung,  den  Transport  und  den  Verkauf  der  Zünd- 
hölzchen für  nothwendig  erachten  sollte.  Demgemäß  erließ  der  Bundesrath  am 
17.  Oktober  1«82  ein  Reglement  über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von 
Zündhölzchen.  Es  ertheilt  dem  Bundesrath  die  Befugniß,  die  Anwendung  von 
Fabrikationsrecepten  zn  untersagen,  welche  zu  besonderer  Gefährdung  von  Ar- 
beitern  und  Konsumenten  Anlaß  geben. 

Als  Scbutzmaßregel  gegen  Verluste  von  Ersparnissen  qualilizirt  sich  das 
Bundesgesetz  vom  20.  Dezember  1878  betreffend  die  Sicherstellung  der  Kranken-, 
Unterstützungs-,  Pension-,  Depositen-  und  Erspamißkassen  und  der  Kautionen  der 
Eisen  bahn- Angestellten;  2)  das  Bundesgesetz  vom  28.  Juni  1889  betretfend  die 
Hülfskasbcn  der  Eisenbahn-  und  Dampfschitffahrtgesellschafteu. 

Das  erste  Gesetz  verlangt,  daß  die  betreuenden  Gelder  vom  Vermögen  der 
Gesellschaften  ausgeschieden  und  gesondert  verwaltet  werden;  das  zweite  Gesets 
sorgt  dafür,  daß  die  der  Invaliditäts-,  Alters-  und  Todes  Versicherung  gewid- 
meten Hülfskassen  den  Grundsätzen  der  Versicherungstechnik  gemäß  funktioniren 
und  gegen  fremde   Eingriife  geschützt  sind. 
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Bekanntlich  gibt  es  auch  außerhalb  der  Transportanstalten  Unternehmungen, 
deren  Chefs  Ersparnisse  ihrer  Arbeiter  in  Obhut  nehmen,  und  zwar  bisweilen 
cum  Schaden  der  letzteren,  dennoch  ist  die  Bundesgesetzgebung  diesen  Unter- 
nehmern gegenüber  nicht  in  gleicher  kategorischer  Weise  vorgegajogen.  Es  hat 
sich  der  Bundesrath  darauf  beschränken  müssen,  die  Eantonsregierungen  durch 
Kreisschreiben  einzuladen,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Gelder  der  Fabrikkranken- 
kassen ihrem  Zwecke  nicht  entfremdet  und  den  Arbeitern  sichergestellt  werden. 
Diesem  Kreisschreiben  sind  mehrere  Kantonsregierungen  nachgekommen. 

Weitaus  rationeller  als  diese  Fabrikkrankenkassen,  selbst  wenn  sie  solid 
angelegt  sind,  ist  die  vom  Kanton  Baselstadt  durch  Gesetz  vom  4.  Juli  1887 
eingeführte  Krankenversicherung  der  Arbeiter.  Auch  die  im  Kanton  St.  Gallen 
durch  Gesetz  vom  19.  Juni  1885  geschaffene  Einrichtung,  daß  in  jeder  Ge- 
meinde eine  für  die  „Aufenthalter*'  obligatorische  Krankenkasse  zu  bestehen  hat, 
ist  den  freiwilligen  Fabrikkrankenkassen  vorzuziehen. 

Soweit  in  Bezug  auf  den  offiziellen  Arbeiterschutz,  der  sich  leider  nicht 
einmal  innerhalb  seines  beschränkten  Umfanges  tadellose  Geltung  verschaffen 
konnte.  Noch  kommen  viele  Mißachtungen  der  den  Unternehmern  überbundenen 
Pflichten  vor,  was  die  Freude  über  die  sonst  so  vielen  guten  Früchte  der  staat- 
lichen Arbeiterftirsorge  erheblich  trübt.  Unbillig  wäre  es  iudessen,  zu  ver- 
schweigen, daß  es  auch  Unternehmer  gibt,  die  zu  Gunsten  ihrer  Arbeiter  mehr 
thun,  als  das  Gesetz  von  ihnen  verlangt.  Diese  weitergehende  Fürsorge  äußert 
sich  hauptsächlich  in  der  Einräumung  gesunder  bequemer  Wohnungen,  in  der 
Reduktion  der  Arbeitszeit  auf  10  Stunden,  in  der  Errichtung  von  Arbeiterküchen, 
Badezimmern,  Kleinkindergärten  etc. 

Zum  Schluß  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Schweiz  an  der  internationalen 
Arbeiterschutzkonferenz  theilgenommen  hat,  welche  im  März/ April  1890  in  Berlin 
stattfand.     (Vgl.  Seite   M3  im  III.  Band.) 

Arbeitersekretariat.  (Verfaßt  von  Hrn.  Dr.  Kiser.)  Der  Errichtung  eines 
«chweiz.  Arbeitersekretariates  lag  derselbe  Gedanke  zu  Grunde,  welcher  schon  bei 
Gründung  der  vom  Bunde  unterstützten  ständigen  Sekretariate  des  Schweiz.  Handels- 
und.  Industrievereins,  des  Schweiz.  Gewerbevereins  und  der  landwirthschaftlichen 
Vereine  der  Schweiz  das  leitende  Motiv  gewesen,  nämlich  ein  Institut  zu  schaffen, 
dessen  Aufgabe  es  wäre,  die  schweiz.  Arbeiterverhältnisse  zu  studiren  und  zu 
verbessern,  die  Interessen  dieses  Standes  zu  wahren,  wie  Handel  und  Industrie, 
Gewerbe  und  Landwirthschaft  durch  ihre  ständigen  Organe  es  tilr  die  Ihrigen  thun. 

Die  Schaffung  des  Schweiz.  Arbeitersekretariates  hat  folgende  vorbereitende 
Phasen  durchgemacht: 

Mit  Eingabe  vom  28.  August  1886  stellte  das  Centralkomite  des  Grütli- 
vereins  an  den  Bundesrath  das  Gesuch,  entsprechend  den  obengenannten  bereits 
bestehenden  Sekretariaten  ein  solches  für  die  Arbeiterschaft  durch  eine  angemessene 
Bundessubvention  ermöglichen  zu  helfen ;  von  vornherein  wurde  erklärt,  daß  der 
Arbeitersekretär  weder  für  die  Vereinsverwaltung,  noch  für  politische  Arbeiten, 
sondern  lediglich  zum  Studium  der  wirthscbaftlicheu  Aufgaben  verwendet  werden 
solle.  Das  eidg.  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement  trat  mit  Schreiben 
vom  7.  September  1886  dem  Begehren  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung  des 
Bundesrathes  und  der  Bundesversammlung  grundsätzlich  bei.  Anläßlich  der  Budget- 
berathung  gelangte  die  Frage  vor  die  eidg.  Räthe.  Nachdem  einem  Vorschlag 
im  Schooße  des  Ständerathes,  dahin  gehend,  es  möge  das  geplante  Arbeitsamt 
in  die  Bundesverwaltung  einverleibt  werden,  lebhaft  widersprochen,  weitere  Be- 
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soblüsse  jedoch  nicht  gefaßt  worden,    lag  es  in  der  Macht  des  Bundesrathes,  in 
Sachen  des  Arbeitersekretariates  die  ihm  gutscheinenden  Schritte  za  thun. 

Inzwischen  hatte  auch  das  Centralkomite  des  Schweiz.  Grütlivereins  dem 
Bandesrath  die  Erklärung  abgegeben,  daß  es  von  der  einseitigen  Auffassung  des 
geplanten  Sekretariates  und  von  dessen  ausschließlicher  Beschlagnahme  für  ihren 
Verein  zurückgekommen  sei  und  daß  es  nun  ein  allgemeines  Arbeitersekretariat^ 
welches  sämmtliche  Arbeitervereinigungen  in  sich  schließen  solle,  im  Auge  habe. 
Gleichzeitig  übermittelte  es  auch  eine  Anzahl  Zustimmungserklärungen  zu  dieser 
neuen  Vorlage.  Die  Petition  wurde  demnach  dahin  ergänzt,  daß  auch  die  übrigen 
Schweiz.  Arbeitervereinigungen  in  ganz  gleicher  Weise,  wie  der  GrütUverein^ 
sich  bei  der  Organisation  des  Sekretariates  betheiligen  und  nach  der  Zahl  ihrer 
Mitglieder  Sitz  und  Stimme  im  leitenden  Eomite  haben  werden.  Der  diesbezüg- 
liche Beschluß  des  Bundesrathes  vom  20.  Dezember  1886  ging  nach  dem  An- 
trage des  eidg.  Handelsdepartements  dahin,  er  werde  zur  Besoldung  eines  ständigen 
Arbeitersekretärs  einen  Bundesbeitrag  ausrichten,  ohne  für  die  Dauer  der  Subvention 
irgend  welche  Verbindlichkeit  zu  übernehmen,  und  mit  dem  Vorbehalte,  diejenigen 
Abänderungen  des  erwähnten  Reglementes  zu  veranlassen,  welche  von  ihm  für 
n&thig  befunden  werden  sollten.  Der  Bundesrath  selbst  werde  sich  in  keiner 
Weise  bei  der  Wahl  betheiligen,  vielmehr  dieselbe  durchaus  den  betheiligten 
Arbeiterverbänden  überlassen.  Folgende  Bedingungen  wurden  an  die  Gewährung 
dieser  Bundessubvention  geknüpft : 

1)  „Daß  ein  Eomite  gebildet  werde,  in  welchem  alle  Schweiz.  Arbeiter- 
verbände im  Verhältniß  ihrer  Mitgliederzahl  vertreten  sind; 

2)  Daß  der  Arbeitersekretär  von  diesem  Eomite  ernannt  werde  und  von 
demselben  die  Arbeitsaufträge  und  näheren  Weisungen  erhalte; 

3)  Daß  jährlich  ein  Voranschlag  der  muthmaßlichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Arbeitersekretariats  und  jeweilen  im  Anfang  eines  jeden  Jahres  die 
Rechnung  über  das  abgelaufene  Jahr  mit  Belegen  dem  Departement  eingesandt 
werde; 

4)  Daß  dem  Handelsdepartement  anheimgestellt  sei,  sich  an  den  Sitzungen 
des  Eomites  durch  einen  Delegirten  mit  berathender  Stimme  vertreten  zu  lassen.*' 

Aehnliche  Bedingungen  waren  s.  Z.  auch  an  die  Subvention  der  vor- 
erwähnten Sekretariate  geknüpft  und  bezügliche  Bestimmungen  in  die  Statuten 
aufgenommen   worden. 

Nachdem  das  Departement  mit  Schreiben  vom  22.  Februar  1887  das  Zentral- 
komite  des  Grütlivereins  noch  darauf  aufmerksam  gemacht  hatte,  daß  sich  bei 
den  gegenwärtigen  Vorbereitungen  für  die  Errichtung  des  Schweiz.  Arbeiter- 
Sekretariates  fremde  Elemente  breit  zu  machen  scheinen,  der  Bund  jedoch  seine 
Unterstützung  der  Sache  nur  dann  leihen  könne,  wenn  die  vereinbarte  Bedingung, 
daß  Organisation  und  Leitung  jener  Institution  ausschließlich  in  den  Händen  der 
national- schweizerischen  Arbeiter  verbände  liege,  strikte  festgehalten  werde,  wurde 
vom  Zentralkomite  des  Grütlivereins  ein  in  diesem  Sinne  gehaltener  Statuten- 
entwurf eingereicht  und  publizirt.  Laut  demselben  sind  Organe  des  Schweiz. 
Arbeiterbundes : 

1)  Die  Delegirten  Versammlung.  2)  Der  Bundesvorstand.  3)  Der  leitende 
Ausschuß.     4)  Der  Arbeitersekretär. 

Jeder  selbständige  Verein  hat  das  Recht,  einen  Delegirten  abzuordnen; 
jedoch  kommt  nur  auf  500  Mitglieder  ein  stimmberechtigter  Delegirter.  Eleinere 
Vereine  haben  sich  nach  freier  Wahl  behufs  Erlangung  den  Stimmrechtes  an 
der   Delegirten  Versammlung   zu   gruppiren.      Der   „  Bundesvorstand  **   besteht   aus 
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11  Mitgliedern  und  5  Ersatzmännern,  welche  von  der  Delegirtenversammlong  anf 
je  3  Jahre  gewählt  werden.  MindestenB  8  Mitglieder  und  3  Ersatzmänner  müssen 
stimmberechtigte  Schweizerbttrger  sein.  Der  „leitende  Ausschuß **  besteht  au» 
3  am  gleichen  Orte  wohnenden  Mitgliedern  des  Bundesvorstandes,  wird  von 
letzterem  auf  3  Jahre  gewählt  und  bildet  dessen  Bureau.  Der  , Arbeiter- 
sekretär"  wird  vom  Bundesvorstand  auf  je  3  Jahre  gewählt.  Der  Delegirten- 
Versammlung  steht  das  Vorschlagsrecht  zu. 

Einigen  unzufriedenen  Arbeitern  war  jedoch  diese  Verständigung  nicht  recht. 
Zwei  Strömungen  machten  sich  geltend:  Indem  die  eine  für  Errichtung  eines- 
rein wissenschaftlich-politischen  Arbeitsamtes  mit  vorwiegend  statistischem  Arbeits* 
Programm  und  mit  Konzentration  auf  die  nächstliegenden  Vorarbeiten  fUr  eine 
staatliche  Unfallversicherung  eintrat,  tendirte  die  andere  nach  allen  möglichen 
wie  unmöglichen  Obliegenheiten,  denen  sich  der  Arbeitersekretär  zu  unterziehen 
hätte,  so  z.  B.  Mitwirkung  bei  der  eidg.  Fabrikinspektion  und  der  Arbeiter- 
presse, Anbahnung  einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung  und  Vermittlung  bei 
Strikes  etc. 

Der  Bundesrath  verlangte  bei  der  Wahl  des  Arbeitersekretärs  die  Anwendung 
folgender  Grundsätze: 

1)  „Die  Vereine,  welche  die  Delegirten  zu  wählen  haben,  sollen  wenigsten» 
in  ihrer  Mehrheit  aus  Schweizern  zusammengesetzt  sein.  Stimmrecht  bei  der 
Wahl  der  Delegirten  haben  nur  Schweizerbürger. 

2)  Bei  der  Wahl  des  Bundesvor&tandes  und  beim  Vorschlag  für  den  Arbeiter- 
sekretär  dürfen   in   der  Delegirten  Versammlung   nur  Schweizerbürger  mitwirken. 

3)  Die  Mitglieder  des  Bundesvorstandes,  sowie  der  Arbeitersekretär  müssen 
Schweizerbürger  sein.** 

Mißtrauen  und  Vorurtheil  gegen  die  bundesräthlichen  Verfügungen  steigerten 
die  Hitze  der  Gemüther  nur  noch  mehr,  ja  man  ging  so  weit,  die  Snbventions- 
bedingungen  des  ßundesrathes ,  welche  vom  Zentralkomite  des  Grütliverein» 
publizirl  worden  waren,  als  erfunden  und  als  dessen  eigenes  Machwerk  zu  er- 
klären ;  namentlich  wurde  die  Forderung  betr.  die  Zusammensetzung  des  Komite» 
und  die  Wahl  des  Sekretärs  durch  dasselbe  hart  angefochten. 

Der  Bundesrath  hielt  jedoch  an  den  gestellten  Bedingungen  unbedingt  fest 
nud  erklärte  dieselben  als  durchaus  im  Interesse  des  zu  gründenden  Institutes» 
Dem  Entwurf  des  Zentralkomi tes  stand  der  „Antrag  einer  Versammlung  von 
Delegirten  der  Arbeitervereine  der  Stadt  Bern"  gegenüber.  Dieser  Antrag  hält 
in  seiner  Begründung  die  Organisation  eines  Schweiz.  Arbeiterbundes  nicht  für 
nothwendig,  indem  ein  solcher  „die  freie  Bewegung,  die  Selbständigkeit  und  Be- 
deutung der  in  ihm  künstlich  zusammengeschweißten  einzelnen  Arbeiterorganisationen 
beeinträchtige**,  die  Arbeitervereine  vom  Sekretariate  trenne,  lelzteres  für  den 
Bandesvorstand  resp.  Ausschuß  gleichsam  monopolisire.  Diese  Ansicht  fand 
Ausdruck  in  einer  anonymen  Zuschrift  vom  6.  April  1887  an  das  eidg.  Handels- 
departement, betitelt  „Antrag  einer  Versammlung  von  Delegirten  der  Arbeiter- 
vereine der  Stadt  Bern'*,  worin  Wahl  des  Arbeitersekretärs  durch  die  Delegirten- 
yersammlung  an  Stelle  des  Komites  und  Sitz  desselben  in  Bern  verlangt  wurde. 
Ein  Ausschuß  von  drei  Mitgliedern,  von  der  Delegirtenversammlung  gewählt, 
sollte  die  Üeberwachung  des  Sekretariates,  die  Anordnung  ordentlicher  und 
außerordentlicher  Delegirten  Versammlungen,  die  Entwerfung  von  Arbeitsprogrammen 
und  die  Verwaltung  der  Kasse  übernehmen.  Die  Eingabe  wollte  sich  hierbei  auf 
eine  vom  Departementsvorsteher  abgegebene  Erklärung  stützen,  wonach  die 
Delegirtenversammlung,    einzelne    Punkte    ausgenommen,    vollkommen    frei    seir> 
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sollte.  Diesem  anonymen  Antrag  gegenüber  bestätigte  das  Departement,  nm 
falschen  Ausle^ngen  vorzubeugen,  dem  Zentralkomite  des  Grtitliyereins  die  ihm 
sohriftlich  abgegebene  Erklärung  und  bezeichnete  sie  ausdrücklich  als  die  allein 
gültige. 

Die  allgemeine  Schweiz.  Arbeiterversammlung  fand  dann  am  10.  April  des 
gleichen  Jahres  in  Aarau  statt;  etwa  100,000  Arbeiter  hatten  durch  Abordnung 
von  Delegirten  an  derselben  theilgenommen.  Nach  Verlauf  der  Berathung  wurden 
die  Statuten  einstimmig  angenommen.  §  1  des  Statuts  lautet:  „Zur  gemeinsamen 
Vertretung  der  wirthschaftlichen  Interessen  der  Arbeiterklasse  in  der  Schweiz 
bilden  die  Arbeitervereine  des  Landes  einen  Verband  unter  dem  Namen  schwei- 
zerischer Arbeiterbund  **.  Der  leitende  Ausschuß  wurde  dem  Zentralkomite  des 
-Grütlivereins  übertragen.  Am  folgenden  Tage,  dem  11.  April,  war  Sitzung  des 
Bundesvorstandes-,  das  Reglement  für  denselben,  wie  für  den  leitenden  Ausschuß, 
wurde  berathen  und  angenommen,  wie  auch  dasjenige  für  den  Arbeitersekretär. 
Drei  Bewerber  für  das  Arbeitersekretariat  hatten  sich  gemeldet,  von  denen  zwei, 
Seidel  und  G-reulich,  mündlich  ihre  Programme  entwickelten.  Dasjenige  Seiders 
verlangte  vom  Schweiz.  Arbeitersekretariat  s'or  allem  aus  die  Wahrung  und 
Förderung  der  Arbeiterinteressen  auf  wirthschaftlichem  Gebiete,  so  namentlich 
das  Studium  der  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversicherung,  Auf- 
stellung einer  Lohnstatistik  unter  Mithülfe  von  Arbeiterverbänden  der  ver- 
schiedenen Arbeitszweige  und  unter  Zuziehung  des  eidg.  statistischen  Bureaus. 
Im  Weitern  die  Durchführung  von  Enqueten,  Vorarbeiten  für  das  Unterstützungs- 
wesen der  Arbeiter,  Förderung  der  internationalen  Fabrikgesetzgebung,  Stadium 
des  Lehrlingswesens,  Entgegennahme  von  Aufträgen  über  Gutachten  wissenschaft- 
licher Natur  seitens  der  Behörden  und  Arbeiter  verbände,  Abfassung  eines  Jahres- 
berichts über  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  und  Erfolge  der  schweizerischen 
Arbeiterschaft. 

Greulich  bezeichnete  in  dem  von  ihm  aufgestellten  Programm  als  erste  Auf- 
gabe des  Arbeitersekretariats  die  Vorarbeiten  zur  Einführung  der  Unfallversicherung, 
einer  Lohnstatistik,  einer  Schweiz.  Fabrik-  und  Gerwerbestatistik  und  andere 
Arbeiten  volkswirthschaftlicher  Natur.  Dieses  Programm  wurde  vom  Vorstände 
mit  wenigen  Abänderungen  genehmigt  und  Greulich  als  Arbeitersekretär  gewählt. 

Der  Schweiz.  Arbeitersekretär  ist  nun  seit  1.  Juni  1887  in  Thätigkeit,  die 
eidg.  Subvention  wurde  von  1888  an  bis  auf  Weiteres  auf  Fr.  10,000  fest- 
gesetzt und  für  das  Jahr  1891  wurde  eine  Subvention  von  Fr.  20,000  be- 
willigt, damit  dem  Sekretariat  ein  besonderer  Beamter  für  die  französische  Schweiz 
zugetheilt  werden  könne.  Als  nächstliegende  und  wichtigste  Aufgabe  wurde  vor- 
erst eine  „Erhebung  über  die  von  den  Krankenkassen  bei  Unfällen  ausbezahlten 
Unterstützungen*'  an  die  üand  genommen,  welche  Erhebung  unter  dem  Titel: 
„Unfall-Statistik.  Darstellung  der  Körperverletzungen  und  Tödtungen  von  Mit- 
gliedern Schweiz.  Kranken-  und  Hilfskassen  im  Geschäftsjahr  1886  *"  im  Auftrage 
des  Schweiz.  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartements  im  Jahre  1889  im 
Druck  erschienen  ist.  Diese  Unfall- Statistik  wird  auch  für  die  Jahre  1887  und 
1888  fortgesetzt  und  bearbeitet.  Andere  Studien,  wie  die  Erhebung  und  Be- 
arbeitung einer  Schweiz.  Lohnstatistik,  sind  noch  nicht  znm  Abschlüsse  gelangt. 
Als  wichtigste  Aufgabe  für  die  nächste  Zukunft  wird  sein:  Das  Studium  der 
allgemeinen  Kranken-  und  Unfallversicherung,  und  die  Stellungnahme  der  Arbeiter- 
schaft zur  Erweiterung  der  Fabrikgesetzgebung. 

Das  vom  Vorstand  des  Arbeiterbundes  erlassene  Reglement  für  den 
Arbeitersekretär  lautet: 
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§  1.  Der  Arbeitersekretär  hat  alle  Pflichten  zu  erfüllen,  welche  ihm  im 
Allgemeinen  durch  die  Statuten  des  Schweiz.  Arbeiterbundes,  im  Besonderen  durch 
Beschlüsse  des  Bundesvorstandes  und  des  leitenden  Ausschusses  einerseits,  oder 
durch  Aufträge  des  zuständigen  eidg.  Departements  anderseits  Überbunden  werden. 

§  2.  Insbesondere  beschäftigt  er  sich  mit  Erhebungen  über  schweizerische 
Arbeiterverhältnisse  und  mit  sozialen  Studien  und  fertigt  bezügliche  Arbeiten 
und  Gutachten.  Er  legt  jährlich  dem  leitenden  Ausschuß  zu  Händen  des  Bundes- 
vorstandes einen  Jahresbericht  über  das  abgelaufene  und  ein  Arbeitsprogramm 
für  das  folgende  Jahr  zur  Grenehmigung  vor.  Der  Sekretär  führt  Buch  über 
seine  Verwendungen  und  legt  je  auf  Ende  des  Jahres  belegte  Rechnung  ab. 

§  3.  Der  Sekretär  hat  regelmäßig  täglich  acht  Stunden  auf  seinem  Bureau 
zu  arbeiten.  Er  darf  keine  ständige  bezahlte  Nebenbeschäftigung  annehmen. 
Für  ausnahmsweise  Abwesenheit  von  mehr  als  zwei  Arbeitstagen  in  Privatange- 
legenheiten hat  er  eine  ürlaubsbewilligung  vom  leitenden  Ausschuß  einzuholen. 
Ailjährlich  sind  ihm  vier  Wochen  Ferien  zu  bewilligen. 

§  4,  Der  Sekretär  wird  unter  möglichster  Berücksichtigung  allfälliger 
Vorschläge  der  Delegirtenversammlung  vom  Bundesvorstand  auf  drei  Jahre  fest 
gewählt.  Der  Sitz  des  Sekretariats  wird  vom  Bundesvorstände  bestimmt.  Der 
Sekretär  bezieht  einen  jährlichen  Minimalgehalt  von  4000  Franken  mit  monat- 
lichen Auszahlungen.  Für  Bureauauslagen,  Bibliothekanschaffungeu  und  Spesea 
erhält  er  Vorschuss.  Di3  Bureaulokalitäten  und  das  Mobiliar  stellt  der  Verband 
zur  Disposition. 

§  5.  Vorübergehende  Bureanaushilfe  stellt  der  Sekretär  nach  eigenem  Er- 
messen ein.  FUr  dauernde  Anstellungen  unterbreitet  er  dem  Bundesvorstand 
seine  Vorschläge. 

§  6.  Der  Sekretär  steht  unter  der  direkten  Aufsicht  des  leitenden  Aus- 
schusses. Er  verkehrt  zur  Durchführung  seiner  statutarischen  Aufgaben  und 
Arbeiten  direkt  mit  Behörden,  Vereinen  und  Privaten,  unter  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  leitenden  Ausschusse  und  dem  Bundes  vorstand. 

Arbeitervereine.  Nach  der  sehr  einläßlichen  Abhandlung,  welche  der 
vormalige  Basler  Professor  der  Nationalökonomie,  Herr  Karl  Bücher,  in  der 
Tübinger  Zeitschrift  für  Staats  Wissenschaft  (viertes  Heft,  Jahrgang  1888)  über 
die  schweizerischen  Arbeiterorganisationen  veröffentlicht  hat,  bestanden  in  der 
Schweiz  bis  zum  Auftreten  der  „Internationale***)  drei  Arten  von  lokalen  Arbeiter- 
Verbindungen :  1)  Deutsche  Arbeitervereine,  2)  Sektionen  des  Grütlivereins,. 
3)  Katholische  Gesellenvereine. 

Die  Deutschen  Arbeitervereine  datiren  ihre  erste  Entstehung  schon  aus  den 
dreißiger  und  vierziger  Jahren.  Sie  sind  ursprünglich  dazu  bestimmt  gewesen, 
den  zahlreichen,  die  Schweiz  besuchenden  deutschen  Handwerksgeseilen  einen 
geselligen  Mittelpunkt  und  Gelegenheit  zur  Fortbildung  zu  bieten,  hin  und  wieder 
auch  durch  Errichtung  von  Krankenkassen  und  noch  öfter  durch  Unterhaltung 
von  gemeinsamen  Speiseanstalten  ihre  materielle  Lage  zu  verbessern.  In  den 
vierziger  Jahren  wurden  dieselben  zum  Agitationsherd  der  kommunistischen  Propa- 
ganda und  hatten  dafür,  namentlich  seit  1848,  mancherlei  Verfolgungen  durch 
die  kantonale  Polizei  zu  erdulden.  In  den  ersten  sechziger  Jahren  unterhielten 
sie  Verbindungen  mit  den  Schultze-Delitz'schen  Arbeiterbildungsvereinen  in  der 
Heimat,  um  später  mehr  und  mehr  in  das  Lager  der  Internationale  und  in 
neuerer  Zeit  der  deutschen  Sozialdemokratie  überzugehen. 


*)  1864  in  London  gegründet. 


Arbeitervereine  —     30     —  Arbeitervereine 

Die  Katholischen  Geselletivereine  der  Schweiz  sind  zam  Theil  schon  in  den 
letzten  fünfziger  Jahren  entstanden. 

Außerhalb  der  drei  genannten  Organisationen  scheinen  eigentliche  Arbeiter- 
vereine bis  zum  Auftreten  der  internationalen  Arbeiterassoziation  in  der  Schweiz 
nicht  bestanden  zu  haben.  Dies  änderte  sich  jetzt  sofort,  als  Joh.  Phil.  Becker, 
«in  in  Genf  lebender  Deutscher,  die  Lehren  des  Bundes  adoptirte  und  die  Aus- 
breitung derselben  unter  den  Arbeitern  in  die  Hand  nahm.  Es  ist  weit  mehr 
<las  Wirken  dieses  einen  Mannes  als  die  Abhaltnng  der  ersten  Kongresse  in  der 
Schweiz  (Genf  1866,  Lausanne  1867,  Basel  1869),  was  hier  der  Internationale 
<ien  Boden  ebnete.  Die  vorbereitenden  Schritte  fallen  noch  in  die  Jahre  1864 
und  1865;  im  folgenden  Jahre  gründete  Becker  den  „Vorbote**,  den  er  bis  1871 
redigirte  und  der  für  die  Geschichte  der  Internationale  in  dieser  Periode  eine 
Hauptquelle  bildet.  Die  erste  Sektion  der  Internationale  wurde  noch  1864  in 
Oenf  gegründet,  welches  von  da  ab  den  Herd  der  Agitation  nicht  bloß  für  die 
französische,  sondern  aach  für  die  deutsche  Schweiz  bildete. 

Die  Internationale  griff  bis  1870  um  sich.  (In  der  welschen  Schweiz  allein 
waren  nach  und  nach  52  Sektionen  entstanden);  dann  entstand  Zwietracht  in 
ihren  Reihen  und  1873  erfolgte  die  Auflösung. 

Von  1867  an  hatte  sie  auch  in  einer  Anzahl  Arbeitervereine  der  deutschen 
Schweiz  Boden  gefaßt.  „Felleisen*'  und  „Tagwacht**  seligen  Angedenkens  waren 
ihre  Preßorgane.  1869  kam  es  seitens  eines  Theiles  dieser  Vereine  zur  Gründung 
eines  „ Zentralk omite  zur  Organisation  einer  sozialdemokratischen  Partei  in  der 
Schweiz'*,  das  in  direkte  Verbindung  mit  dem  Londoner  Generalrath  der  Inter- 
nationale trat.  Die  nächsten  Jahre  waren  Zeugen  mehr  und  mehr  wachsender 
Bestrebungen,  alle  Arbeitervereine  der  Schweiz  in  einen  Gesammtverband  zu 
bringen.  Die  Bundesverfassungsrevisionsbewegung  war  jener  Bestrebung  günstig, 
^war  kam  es  noch  nicht  zu  einem  allgemeinen  Arbeiterkongreß,  wie  er  von 
einigen  Seiten  geplant  war,  aber  doch  zu  zahlreichen  Massenversammlungen 
(15.  Oktober  1871)  an  welchen  ein  vom  Zentralkomite  des  Grütli Vereins  (dieser 
hatte  sich  als  Gesammtverband  der  Internationale  immer  fern  gehalten)  formulirtes 
Arbeitsprogramm  für  die  Bundesrevision  besprochen  und  angenommen  wurde. 
Dergestalt  einander  näher  gebracht,  reifte  nun  rasch  die  Idee  eines  Schweizerischen 
ArbeÜerbundes  und  dieser  wurde  in  den  ersten  Tagen  des  Juni  1873  an  einem 
Arbeiterkongreß  in  Ölten  gegründet.  Die  an  diesem  Kongreß  vertretenen  Organi- 
sationen umfaßten  rund  10,000  Mitglieder.  Darunter  befanden  sich  die  Grütli- 
vereine  mit  4000,  35  Gewerkschaften  aus  18  Berufszweigen  mit  zirka  3400, 
13  deutsche  Arbeitervereine  mit  zirka  1100,  8  gemischte  Arbeitervereine  mit  335, 
ein  kantonaler  und  ein  lokaler  Arbeiterbund  mit  575,  die  Jnra-Fcderation  mit 
408  und  5  internationale  Sektionen  mit  198  Mitgliedern.  Das  den  Berathungen 
7U  Grunde  gelegte  Programm  war  von  den  Leitern  der  Internationale  in  Genf 
entworfen  und  von  einem  Ausschusse  vorberathen  worden.  Mit  geringen  Aenderungen 
angenommen,  lautete  dasselbe: 

Der  Zweck  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  ist  die  Vereinigung  aller  Arbeiter- 
gesellschaflen,  um  sich  über  die  Mittel  zur  einstweiligen  Verbesserung  des  Arbeiterlooses 
zu  verständigen  und  zu  endlicher  Ersetzung  des  Arbeitslohnes  durch  den  Arbeitsertrag 
mittelst  Produktivgenossenschaflen  und  dumit  zur  Aufhebung  aller  Klassenherrschaft  zu 
gelangen.  Demzufolge  unterstützen  seine  Mitglieder  in  geeigneter  Weise  alle  auf  die 
geistige  und  materielle  Hebung  der  Arbeiterklasse  gerichteten  Bestrebungen  und  suchen 
ferner  durch  Gründung  von  allgemeinen  Gewerkschaften  Nachstehendes  zu  erreichen: 

1)  Verminderung  der  Arbeitszeit  auf  ein  der  Gesundheit  und  der  geistigen  Ent- 
wicklung zuträgliches  Maaü.  Einführung  eines  Normalarheitstages  im  Maximum  von 
10  Stunden  und  einer  doppelten  Bezahlung  für  Ueberstunden. 
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2)  Feststellung  der  Arbeitslöhne  auf  die  Höhe  einer  angemessenen  Existenz  mit 
Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse. 

3)  Möglichste  Beschränkung  der  Kinderarbeit  in  Fabriken. 

4)  Durchführung  des  Grundsatzes,  daß  das  gleiche  Quantum  Arbeit,  ob  von 
Männern  oder  Frauen  geleistet,  gleich  bezahlt  wrerde. 

5)  Gründung  von  Produktivgenossenschaften,  die  Eigenthum  der  betreffenden  Ge- 
werkschaften sind. 

6)  Gründung  von  Arbeitsnachweisungsbureaux  in  den  Händen  der  Arbeiter. 

I)  Gründung  einer  Arbeiter-  und  Arbeiterinnen-Kranken-,  Invaliden-  und  Sterbekasse. 

8)  Schutz  der  Arbeiter  gegen  Unterdrückungen  von  Seite  der  Arbeitgeber. 

9)  Maßregeln  zum  Schutz  der  Gesundheit  und  des  Lebens  der  Arbeiter. 

10)  Statistische  Erhebungen  über  die  allgemeine  Lage  der  Arbeiter  mit  besonderer 
Berücksichtigung  des  Verhältnisses  der  üblichen  Arbeitslöhne  zum  Preise  der  Lebens- 
bedür&iisse. 

II)  Gute  technische  Ausbildung  der  Arbeiter  und  Lehrlinge,  daher  Gründung 
technischer  Bildungsanstalten  durch  die  Gewerkschaften  selbst. 

lä)  Publikation  von  Arbeiterorganen  für  die  im  Bunde  vertretenen  Landessprachen, 
welche  die  Interessen  der  Arbeiter  in  jeder  Beziehung  vertreten  und  Eigenthum  des 
Bundes  sind. 

Diesem  Arbeiterbnnd  trat  der  Großtheil  des  Grütliyereins  erst  näher  an- 
läßlich der  Agitation  für  das  eidg.  Fabrikgesetz.  Die  Befreundnng  gelang  soweit, 
daß  sich  die  Vorbände  im  Mai  1877  in  Neuenbürg  als  Sozialdemokratische  Partei 
der  Schweiß  konstituirten.  Damit  war  keineswegs  ein  Aufgeben  beider  Organi- 
sationen in  der  neuen  politischen  Partei  in  Aussicht  genommen,  sondern  nur  ein 
,,  Allianzvertrag  **,  durch  welchen  die  beiderseitigen  Verbandsleitungen  in  dauernde 
Verbindung  gesetzt«  gemeinsame  Delegirtenkommissionen  und  Kantonalverbände 
der  Sektionen  beider  Verbindungen  ermöglicht  werden  sollten.  Allein  diese  formelle 
Verbindung  wurde  auf  der  Delegirten Versammlung  des  Grütliyereins  in  Luzem 
1878  abgelehnt,  und  es  gelangte  nur  ein  gemeinsames  wirthschaftlich-politisches 
Programm  zur  Annahme,  das  der  Selbständigkeit  beider  Verbände  keinen  Ab- 
bruch that. 

Dasselbe  lautete: 

I.  Die  sozialdemokratische  Partei  in  der  Schweiz  erstrebt  die  Wahrung  und  Förderung 
der  Interessen  des  arbeitenden  Volkes  in  jeder  Beziehung.  Sie  ist  sich  bewuUt,  daß  die 
Befreiung  der  Arbeiterklasse  durch  die  Arbeiter  selbst  errungen  werden  muß. 

IL  Der  Kampf  für  die  Befreiung  der  Arbeiterklasse  ist  kein  Kampf  für  Vorrechte 
eines  Standes,  sondern  für  gleiche  Rechte  und  gleiche  Pflichten,  und  für  die  Abschaffung 
aller  Klassenherrschaft. 

III.  Die  ökonomische  Abhängigkeit  des  Arbeiters  von  den  Kapitalisten  bildet  die 
Hauptgrundlage  der  Klassenherrschaft  und  es  erstrebt  deßhalb  die  sozialdemokratische 
Partei  die  Ersetzung  der  jetzigen  Produktionsweise  (Lohnsystem)  durch  die  genossen- 
schaftliche Arbeit. 

Als  die  nächsten  Forderungen  sind  in  der  Agitation  geltend  zu  machen: 
a.  Vom  Standpunkte  der  Gesetzgebung: 

1)  Vollständige  Durchführung  der  direkten  Gesetzgebung  durch  das  Volk 
(obligatorisches  Referendum  und  Initiative)  im  Bund  wie  in  den  Kantonen. 

2)  Abschaffung  des  Ständerathes. 

3)  Einführung  der  Proportionalvertretung. 

4)  Rechtsprechung  durch  das  Volk  und  unentgeltliche  Rechtspflege. 

5)  Unbeschränktes  Schweizerbürgerrecht  und  unbedingtes  Stimmrecht  für  alle 
schweizerischen  Mitbürger  in  kantonalen  und  Gemeinde-Angelegenheiten. 
Uebertragung  der  Annenpflege  an  die  Einwohnergemeinde  mit  ausreichender 
Beihülfe  der  betreffenden  Landestheile  und  des  Staates. 

6)  Obligatorischer,  unentgeltlicher  und  weltlicher  Volksschulunterricht  bis  zum 
zurückgelegten  15.  Lebensjahre  mit  fortschreitenden  Jahreskursen,  so  daß 
Sekundär-,  resp.  Bezirksschulen  und  Gymnasien  unentgeltlich  und  obliga- 
torisch, und  erforderüchenfalls  mit  Stipendien  für  rnh)emittlete  den  Kindern 
des  Volkes  offen  stehen.  Einführung  obligatorischer  Fortbildungsschulen 
bis   zum  militär])flichtigen  Aller.    Unentgeltlichkeit  der  Lehrmittel.  Unent- 
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weltlicher  Unterricht  auch  an  allen  höheren  staatlichen  BiltJungsanstalten. 
Stipendien  für  fnhijre  Unbemittelte,  welche  mittlere  und  höhere  Lehr- 
anstalten l>esuchen  wollen. 

1)  Arbeilergesetz,  mit  einem  den  Gesellschaflsbednrfnl<sen  entsprechenden 
Normalarbeitsta^;.  Verbot  der  fabrikraäUigen  Kinderarbeit  Wn^  zum  zurück- 
gelegen 15.  Aitersjahre.  Haftpflicht  für  alle  Fabrik-  und  gewerblichen 
Arbeiter. 

S)   Unentgeltliche  Krankenpflege. 

9)   StaatUche  Statu^ik  Aber  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse. 

10)  Cresundheit!<-  und  Lebensmittelpolizei,  sanitarische  Kontrole  der  Wohnungen, 
Fabrik-,  Werk^statt-  und  Hausindustrie. 

11)  Steuerreform  im  Sinne  der  konsequenten  Durchführung  der  Progession  und 
Inventari.sation.  Progressive  Erbschaftssteuer  bis  zu  50 "  ■->  des  Nachlasses, 
hauptsächlich  zu  Erziehungszwecken  für  arme  Kinder.  Ahschaflung  der 
indirekten  Steuern. 

15)  Uebernahme  der  Eisenbahnen  durch  den  Bund. 

13)  Bundesbank  mit  Banknotenmonopol  (alleiniges  Recht  zur  Banknotenausgabe). 

14)  Regelung  der  <jrefangnii»arl)eit.  * 

15j   Volle  Selbstverwallung  für  alle  Arbeiter-,  Hills-  und  Unterstätzungskassen. 

16)  Verbot  aller  Fabrikbußen  und  D^comptes  (Lohnzurückbehaltung  als  Kaution). 
b.  Vom  Standpunkte  der  gewerkiscliafllichen  Bewegung: 

i)  Grilndung  vcm  Gewerkschaften,  welche  ihren  Mitgliedern  Rechtsschutz 
gewahren  und  für  die  ökonomische  Besserstellung  derselben  eintreten. 

2)  Durchführung  des  Grundsatzes,  daü  das  gleiche  t^uantum  Arbeit,  ob  von 
Männern  oder  von  Frauen  geleistet,  gleich  bezahlt  werde. 

3)  Errichtung  von  Auskunfts-  oder  Arbeitsnachweisbureaux  in  den  Händen  der 
Arbeiter. 

4)  Feststellung  der  Arbeitslöhne  auf  die  Höhe  einer  angemessenen  Existenz» 
mit  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse. 

5)  Gründung  von  Produktivgenossensch allen,  die  Eigenthum  der  betreffenden 
Guwerksilmflen  sind  un<l  nur  ausnahmsweise  Lohnarbeiter  beschäftigen. 

Weder  dieses  Programm  noch  dasjenige  des  Arbeiterbundes  vermochte  in- 
dessen, den  letzteren  dauernd  am  Leben  zu  erhalten.  Nach  iVsjÄhrigem  Bestände» 
im  November  1880,  löste  sich  derselbe  auf  und  es  traten  an  seine  Stelle  folgende 
drei  Verbände; 

1)  Der  AlUfemeine  Gewerkschaftsbund  für  Arbeiter   aller  NationaliUittn. 

2)  Die  SozialdemokratiscJie  Partei  der  Schweiz  für  Schweizerbürger  zur 
Verfolgung  der  landespolitischen  Interessen. 

3)  Die  Deutsche  sozialdemokratische  Partei  in  der  Sdiweiz,  aus  Angehörigen 
des  deutschen  Reiches  bestehend,  hauptsächlich  zur  Unterstützung  der  Sozial- 
demokratie in  Deutschland. 

Alle  drei  waren  als  Föderationen  von  Lokal  vereinen  und  zentralisirten  Vereinen 
für  bestimmte  Zwecke  gedacht.  Der  Gruppirung  war  damit  ein  sehr  weiter  Spiel- 
raum geboten,  indem  die  Zugehörigkeit  eines  Vereins  zu  einem  Verbände  die 
Mitgliedschaft  bei  einem  andern  nicht  ausschloß.  Der  allgemeine  Gewerkschafts - 
bund  und  die  sozialdemokratische  Partei  der  Schweiz  traten  noch  in  eine  nähere 
Verbindung  unter  einander,  indem  sie  an  Stelle  der  mit  Auflösung  des  Arbeiter- 
bundes eingegangenen  „Tagwacht"  ein  gemeinsames  offizielles  Organ,  die  , Arbeiter- 
stimme'*, schufen,  während  die  deutsche  sozialdemokratische  Partei  in  der  Schweiz 
in  dem  internationalen  Organ  der  Sozialdemokratie  deutscher  Zunge,  dem  «Sozial- 
demokrat**, ihr  gegebenes  Organ  fand. 

Keine  der  drei  Organisationen  gelangte  in  den  nächsten  Jahren  zu  einer 
rechten  Entwicklung,  so  daß  schon  im  September  1883  ein  neuer  Arbeiterkongreß 
(unter  dem  Namen  „Allgemeiner  schweizerischer  Arbeitertag**)  stattfand  (inZtirich), 
der  nun  beschloß,  daß  die  in  der  Schweiz  bestehenden  5  sozialistischen  Organi- 
sationen t  der  Grütliverein,  der  Gewerkschaftsbund,  die  deutschen  Arbeitervereine, 
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die  sohweizerisohen  Sozialdemokraten  und  die  deutschen  Sozialdemokraten  behufs 
wirksamen  Vorgehens  in  allen  sozialen  und  wirthsohaftlichen  Fragen,  unter  voller 
Wahrung  ihrer  Selbständigkeit,  eine  Verbindung  eingehen  sollten,  welcher  die 
einzelnen  Sektionen  jener  Verbände  beitreten  könnten.  Ein  aus  je  zwei  Mitgliedern 
der  genannten  fünf  Verbände  bestekendes  Aktionskomite  sollte  die  weitere  Aus- 
führung des  Planes  an  Hand  nehmen.  Außerdem  wurde  eine  Reihe  von  Beschlüssen 
über  schwebende  Fragen  der  Sozialpolitik  (Haftpflicht,  Arbeiter  Versicherung,  inter- 
nationale Fabrikgesetzgebung  etc.)  gefaßt  und  eine  Motion  angenommen,  durch 
welche  der  schweizerische  Bundesrath  aufgefordert  wurde,  in  Bern  ein  Bureau 
für  Arbeitsstatistik  nach  dem  Muster  der  amerikanischen  zu  gründen. 

Unter  die  Fittige  dieses  „ Aktion skomites  des  schweizerischen  Arbeiter tages** 
stellten  sich  im  nämlichen  Jahre  1500  GrütUauer,  550  Mitglieder  deutscher 
Arbeitervereine,  730  Gewerkschaftler,  600  deutsche  und  300  schweizerische 
Sozialdemokraten,  somit  insgesammt  3680  Anhänger.  Deren  Zahl  hob  sich  bis 
April  1887  auf  6000.  Im  Sommer  1887  wurde  der  Sitz  dieses  Aktionskomites 
von  Zürich  nach  Bern  verlegt. 

Aus  dem  Zusammenwirken  desselben  mit  dem  Grütliverein  und  dem  Gewerk- 
schaftsbund entstand  1886  die  Allgemeine  schweizerische  Arbeiier-Beservekasse^ 
über  deren  damalige  Organisation  und  Ziele  folgender  Statuten-Auszug  Auskunft  gibt. 

Der  schweizerische  Grfitliverein.  die  dem  Aktionskomite  des  Arbeitertages  unter- 
stehenden selbstAndigen  Verbände  und  der  schweizerische  Gewerkschaftsbund  gründen 
eine  Genossenschaft  mit  der  Firma  ^Allgemeine  schweizerische  Arbeiter-Reservekasse*, 
unter  der  Leitung  eines  aus  den  drei  Verbänden  kombinirten  Komites. 

Der  Zweck  des  Institutes  ist:  Bei  drohenden  Arbeitseinstellungen  und  bedeutenderen 
Anständen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  eine  genaue  Untersuchung  der  Ver- 
hältnisse anzuordnen,  Vergleiche  mit  den  Arbeitgebern  oder  schiedsgerichtliche  Aus- 
tragung der  Diff'erenzen  anzustreben,  nach  Versagung  aller  anderen  Mittel  bei  geeigneter 
Sachlage  eine  Arbeitseinstellung  zu  genehmigen  und  die  Betheiligten  subsidär  aus  seiner 
Reserve  und  durch  Affentliche  Sammlung  zu  unterstützen.  Die  Reservekasse-KommLssion 
hat  die  spezielle  Aufgabe,  die  gewerkschaftliche  Organisation  der  Arbeiter  nach  Kräften 
zu  fördern. 

Zu  der  Genossenschaft  gehören :  Alle  Mitglieder  des  schweizerischen  Grütlivereins, 
die  Mitglieder  der  dem  Aktionskomite  unterstehenden  selbständigen  Verbände  und  die 
sämmtlichen  Mitglieder  des  schweizerischen  Gewerkschaftsbundes.  Durch  Bescliluß  der 
Kommission,  sanktionirt  durch  Urabstimmung,  können  auch  noch  andere  Vereine  und 
Verbände  in  die  Genossenschaft  aufgenommen  werden.  Die  persönliche  Haftbarkeit  der 
einzelnen  Mitglieder  für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenscliaft  wird  ausdrücklich  aus- 
geschlossen. Alle  Mitglieder  des  Reservekasse-Verbandes  sind,  soweit  sie  ihren  Pflichten 
gehörig  nachkommen,  auch  unterstützungsberechtigt.  Nichtmitglieder  können  aus  dem 
Ergebniß  freiwilliger  Sammlungen  jeder  Art  unterstützt  werden,  sofern  sie  am  Streik 
theilnehmen  und  sich  sofort  einer  der  bestehenden  Organisationen  anschließen.  Das 
Komite  wird  entscheiden,  inwieweit  Mitglieder,  welche  infolge  der  Betheili^ung  bei  einem 
Streik  nach  Beendigung  desselben  „ gemaßregelt "  werden,  noch  weiter  zu  unterstützen 
sind ;  vorausgesetzt,  daß  hiezu  überhaupt  die  finanziellen  Mittel  nicht  fehlen.  Mitglieder 
und  Sektionen  sind  pttichtig,  über  bedeutendere  Anstände  aller  Art  welche  zwisciien 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  existiren.  genauen  Rapport  zu  erstatten,  und  so  das  Ein- 
schreiten der  Reservekasse-Kommission  zu  ermöglichen.  Generalversammlungen  finden 
nicht  statt,  außer  es  werde  die  Zusammenberufung  von  einem  Zehnltheil  der  Mitglieder 
▼erlangt. 

Die  Kasse  wird  in  folgender  Weise  gebildet:  a.  Der  schweizerische  Grütliverein 
bestimmt  eine  Summe  von  2000  Fr.  aus  seinem  Fonde  für  den  genannten  Zweck.  Durch 
Zinse,  freiwillige  Sammlungen  und  all  fällige  Zuschüsse  aus  der  Zentralkasse  bringt  er 
für  den  gleichen  Zweck  jährlich  mindestens  weitere  1000  Fr.  auf  un<l  sucht  seine  Leistung 
über  dieses  Minimum  hinaus  nach  Möglichkeit  zu  steigern,  b.  Das  Aktionskomite  des 
Arbeitertages  legt  per  Jahr  im  Minimum  800  Fr.,  c.  der  Gerwerkschaftsbund  in  der 
gleichen  Zeit  im  Minimum  iOO  Fr.  in  die  Reservekasse.  Die  Feststellung  der  n.'iheren 
Bestimmungen   für   die  Aufbringung   der  Gelder   ist  Sache  der  betretTenden  Verbände. 
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Zur  Ausschreibung  von  Extrasteuern  bei  Streikes  von  gröi^eren  Dimensionen  bedarf  es 
der  Zustimmung  der  Koniites  der  sub.  lit.  b.  und  c.  genannten  Verbände. 

Die  Summe  von  5000  Fr.  gilt  als  unantastbarer  Minimalfonds.  Auf  die  einzelnen 
Verbände  verlegt,  beträgt  derselbe  für  den  Grütli verein  einstweilen  3000  Fr.,  für  das 
Aktionskomite  lÜOO  Fr.  und  fnr  den  Gewerkschaftsbund  800  Fr.  Ehe  der  Fonds  10,000  Fr. 
beträgt,  wird  die  Unterstützung  lediglich  aut  dem  Wege  freiwilliger  Sammlung  besorgt. 

Die  föderirten  Verbände  wählen  die  Reservekasse-Kommission  von  9  Mitgliedern, 
von  denen  der  Grütliverein  5,  das  Komite  des  Arbeitertages  2  und  der  Gewerkschafts- 
bund 2  entsendet.    Jeder  Verband  wählt  eine  gleiche  Anzahl  Stellvertreter. 

Die  Reservekasse-Kommission  wird  vom  Präsidenten  nach  Bedürfniß  einberufen. 
Sie  ist  mit  7  Mitgliedern  beschlußfähig,  wenn  jeder  der  föderirten  Verbände  durch 
mindestens  ein  Mitglied  vertreten  ist.  Sie  vertritt  die  Genossenschaft  rechtsgültig,  voll- 
zieht die  Statuten,  verfügt  innerhalb  des  Genossenschaftszweckes  über  die  Kassen  und 
besorgt  alle  Geschäfte. 

Die  Kommission  faßt  ihre  Beschlüsse  mit  Stimmemnehrheit.  Für  die  Genehmigung 
eines  Streiks,  sowie  für  die  Beschlußfassung  betreffend  Geldan  Wendungen  sind  zwei  Drittel 
der  Stimmen  nöthig. 

Die  speziellen  Kompetenzen  der  Reservekasse-Kommission  sind  folgende: 

a.  Entgegennahme  der  Anzeigen  von  beabsichtigten  Streiks,  von  Lohnkonflikten 
un<l  anderen  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern. 

b.  Untersuchung  der  Saclilage  durch  tüchtige  Genossen  an  Ort  und  Stelle  oder 
durch  Abordnungen,  nöthigenfalls  unter  Beizug  von  Sachverständigen. 

c.  Leitung  der  Vergleichsverhandlungen  mit  den  Arbeitgebern  eventuell  Versuch 
einer  schiedsgericlitlichen  Austragung  des  Streites  durch  ein  aus  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  gleichmäßig  zusammengesetztes  Gericht. 

d.  Beschlußfassung  über  Zweckmäßigkeit  und  Begründetheit  einer  Arbeitseinstellung 
und  allf^Uig  anderweitiger  Klagen  auf  schriftlichen  Rapport  und  nach  genauester 
Prüfung  der  Thatsachen  und  des  Untersuchungscrgebnisse5. 

e.  Ordnung  des  Unterstützungswesens,  Regulirung  der  Beiträge  an  die  Streikenden, 
Erlasse  an  die  Komites  der  föderirten  Verbände  zu  Zahlungen  und  eventuell 
zu  weiterer  finanzieller  Unterstützung  mittelst  Hilferufen,  Versammlungen  etc. 
Der  Erlaß  von  Hilferufen  durch  Mitglieder,  Sektionen  und  Lokalverbände  ist 
strengstens  untersagt. 

f.  Verfügungen  betreffend  Fernhaltung  des  Zuzuges  und  Abreise  von  Streikenden. 

g.  Beschlußfassung  über  Beendigung  der  Streiks. 

/i.  Einforderung  von  detaillirten  schriftlichen  Berichten  über  jeden  Streik,  Samm- 
lung des  bezüglichen  Aktenmaterials,  allfälliger  Erlasse  von  Behörden  und 
wichtigerer  Publikationen  der  Presse,  und  resümirte  Berichterstattung  in  den 
Organen  der  Verbände  unter  gleichzeitiger  Rechnungsablage. 

1.  Publikation  von  Jahresbericht  und  Jahresrechnung  auf  demselben  Wege. 

Eine  Arbeitseinstellung  darf  nicht  bewilligt  werden,  wenn  nicht  mindestens  '/*  der 
betheiligten  Arbeiter  damit  einverstanden  sind.  Erst  dann  untersucht  die  Kommission 
den  Sachverhalt  nach  den  vorstehend  aufgestellten  Grundsätzen.  Wird  eine  Arbeits- 
einstellung trotz  mangelnder  Bewilligung  dennoch  inszenirt,  so  wird  die  Reservekasse- 
Kommission  ölTentlich  bekannt  machen,  daß  ihre  Zustimmung  fehlt.  Die  Unterstützung 
bei  genehmigten  Stieiks  beginnt  in  der  Regel  erst  nach  Ablauf  der  ersten  Woche  von 
der  faktischen  Einstellung  der  Arbeit  an.  Bei  gesetzwidrigen  Ausschreitungen  seitens 
der  Streikenden  odei-  Nichtbefolgung  gegebener  Vorschriften  kann  die  Unterstützung 
ganz  oder  theilweiso  eingestellt  werden  und  ist  einer  diesfallsigen  Weisung  sofort  nach- 
zukommen. 

Gegen  Verfügungen  und  Beschlüsse  der  Reservekasse-Kommission  kann  in  wichtigeren 
Fällen  an  die  drei  Komites  der  Verbände  rekurirt  werden.  Die  Verhandlung  und  Ab- 
stimmung geschieht  schriftlich  und  unter  einstweiliger  Leitung  des  Grütli-Zentralkomites; 
es  entscheidet  die  Mehrheit  der  Stimmenden.  Der  Rekurs  hat  aufschiebende  Wirkung 
nur  dann,  wenn  ihm  dieselbe  von  der  Rekursinstanz  beigelegt  wird. 

In  gleicher  Weise  steht  den  drei  Komites  der  föderirten  Verbände  ein  Einspruchs- 
recht gegen  Beschlüsse  der  Reservekasse-Kommission  zu. 

Diese  Statuten  sind  heute  (1891)  geändert,  die  Heservekasse  ist  an  den 
Grewerkschaftsbund  übergegangen,  das  hievor  mehrfach  erwähnte  Aktionskomite 
des  Arbeitertages  besteht  nicht  mehr,  statt  dessen  aber  eine  rekoostituirte  (kleine) 
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■schweizerische  sozialdemokratische  Partei  ^)  und  —  für  die  Arbeitersache  sehr  wichtig 
—  ein  neuer  «Schweizerischer  Arbeiterbnnd'*.  Das  Nähere  darüber  ist  ersichtlich 
■ans  dem  bereits  vorau.sgegangenen  Artikel  « Arbeitersekretariat **,  sowie  aus  der 
nachfolgenden,  dem  Lexikon  von  Herrn  Nationalrath  Yogelsanger  und  dem 
Sekretariat  des  Gewerkschaftsbnndes  gelieferten  Skizze  über  die  Arbeitervereine. 
Trotz  den  Wiederholungen  von  bereits  in  obigem  Auszug  aus  BUcher's  Abhandlung 
Oesagtem  gelangt  die  Skizze  zu  unverkürztem  Abdruck. 

In  einem  so  ausgeprägten  Industriestaate  wie  die  Schweiz  müßten,  wie  man 
glaubt,  die  Arbeitervereine  eine  ganz  bedeutende  Stelle  einnehmen.  Dies  war 
Jedoch  bis  in  die  neuere  Zeit  hinein  aus  mehrfachen  Gründen  nicht  der  Fall. 
Kleinheit  der  Industrie  und  der  politischen  Verhältnisse ;  die  politische  Bewegungs- 
freiheit, welche  die  Besprechung  von  Tagesfragen  im  engeren  Kreise  von  Standes- 
genossen nicht  als  dringendes  Bedürfniß  erscheinen  ließ;  ein  bis  in  die  neuere 
Zeit  hinein  andauerndes  Vorherrschen  der  Hausindustrie,  welche  überall  der  Bildung 
von  Arbeitervereinen  hinderlich  ist,  sprachliche  Verschiedenheiten  etc.  —  alle 
diese  Gfründe  standen  der  Bildung  von  Arbeitervereinen  entgegen.  Wenn  man 
■allerdings  den  Begrifif  „Arbeiterverein**  auch  auf  Krankenkassen  anwenden  will, 
wäre  die  Schweiz  schon  frühzeitig  mit  solchen  reich  gesegnet  gewesen.  Denn 
unser  Krankenkassenwesen  steht  in  hoher  Entwicklung.  Hier  handelt  es  sich 
aber  in  der  Hauptsache  um  Arbeitervereine  in  engerem  Sinne  und  die  Kranken- 
kassen haben  bei  unserer  Arbeit  unberücksichtigt  zu  bleiben. 

Wenn  die  schweizerischen  Arbeitervereine  ein  von  den  ausländischen  ganz 
verschiedenes  Gepräge  tragen,  so  liegt  die  Schuld  wiederum  an  den  oben  au- 
fführten Gründen.  Im  Lande  der  freien  Meinungsäußerung  muß  die  Art  der 
Mitglieder  von  Vereinen  politischer  oder  gewerkschaftlicher  Natur  eine  andere 
«ein,  als  dort,  wo  der  Meinungsäußerung  wie  der  freien  Vereinsbethätigung 
Schranken  gesetzt  sind. 

In  neuerer  Zeit,  im  Verlauf  der  letzten  10 — 15  Jahre  hat  die  schweizerische 
Ar(>eiterbewegung  bedeutende  Wandlungen  durchgemacht  und  es  ist  das  Vereins- 
wesen auf  eine  früher  ungeahnte  Höhe  gebracht  worden.  Zu  diesem  Aufschwung 
trugen  verschiedene  Faktoren  bei.  Er  war  sowohl  eine  Folge  guten  Geschäfts- 
ganges als  nachfolgender  Krisen,  wobei  die  durch  letztere  bedingte  Nothlage  die 
Arbeiter  antrieb,  sich  zur  Erlangung  besserer  Zustände  gegenseitig  zu  verbinden. 

Als  im  Jahre  1838  der  schweizerische  GrUtli verein  gegründet  wurde,  be- 
standen in  der  Schweiz  keine  andern  Arbeitervereine  mit  Ausnahme  von  Turn-, 
Ctesang-  und  andern  ünterhaltungsvereinen.  Auch  der  GrUtli  verein  wollte  lange 
Zeit  nicht  gedeihen,  da  Vorurtheile  aller  Art  ihm  gegenüberstanden.  Erst  in  den 
letzten  zwei  Dezennien  ist  er  zu  einer  bedeutenden  Macht  angewachsen,  so  daß 
er  1890  in  320  Sektionen  zirka  16,000  Mitglieder  zählte.  In  seiner  heutigen 
Zusammensetzung  ist  er  allerdings  nicht  ausschließlich  Arbeiterverein,  da  er  eine 
;große  Anzahl  Kleinmeister  und  Beamte  zu  Mitgliedern  zählt,  doch  gehört  immerhin 
der  bedeutendste  Theil  der  Mitglieder  dem  eigentlichen  Arbeiterstande  an. 

Die  60er  und  70er  Jahre  sind  die  Geburtsjahre  der  schweizerischen  Arbeiter- 
bewegung und  es  hat  dieselbe  seither,  also  in  verhältnißmäßig  kurzer  2ieit,  be- 
deutende Fortschritte  gemacht.  Im  Jahre  1873  wurde  auf  einem  Kongresse  zu 
Ölten  der  Schweizerische  Arheüerbund  gegründet.  Er  zählte  anfänglich  bloß 
einige  wenige  Berufsvereine,  neben  einer  Anzahl  deutscher  Vereine  und  inter- 
nationaler Arbeitervereine.    Man  schenkte  den  Berufsvereinen  in  jener  Zeit  auch 
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von  Seite  der  Arbeiter  noch  wenig  Aufmerksamkeit  und  vermengte  die  gewerk- 
schaftliche und  politische  Bewegung.  £r8t  als  an  den  Kongressen  des  Arbeiter- 
bundes in  Basel,  Bern,  Ölten  etc.,  die  Noth wendigkeit  der  gewerblichen  Organi- 
sation der  Arbeiter  immer  mehr  in  den  Vordergrund  gedrängt  wurde,  kam  die 
gewerkschaftliche  Bewegung  in  Fluß  und  ist  seitdem  ein  stetes,  wenn  auch  un- 
gleiches, ruck  weises  Wachsen  derselben  zu  verzeichnen. 

Lange  Jahre  tastend  vorgehend,  das  Richtige  suchend,  sind  heute  die  Arbeiter- 
vereine zu  einer  Macht  im  Staate  geworden,  die  zielbewußt  vorzugehen  und  ihre 
Forderungen  zu  formuliren  und  zu  verfechten  wissen. 

Waren  die  Arbeitervereine  früherer  Perioden  größtentheils  sogenannte  gegen- 
seitige Hülfsvereine,  Krankenkassen,  Konsum-  und  Sparvereine  etc.,  so  unter- 
scheiden sich  die  heutigen  ganz  gewaltig  von  jenen  dadurch,  daß  sie  der  An- 
schauung huldigen,  es  sei  Pflicht  des  Staates,  alle  die  Hülfs-  und  Schutzeinrichtungen 
zu  treffen,  welche  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klasse  nöthig  seien;  ein  sehr 
großer  Theil  geht  noch  weiter,  bekennt  sich  zu  den  Grundlehren  der  Sozial- 
demokratie und  verlangt:  Ueberführung  aller  Produktionsmittel  an  den  Staat 
oder  die  Gresellschaft. 

In  neuester  Zeit  machte  sich  wiederum  das  Bestreben  geltend,  die  bestehenden 
Arbeitervereine  zu  zentralisiren.  und  es  sind  nach  und  nach  entstanden  und  be- 
sonders bemerkensweith  folgende  Verbände: 

Der  Schweizerische  Typographenhund.  Ein  stark  entwickelter  Berufsstolz, 
ein  den  Übrigen  Arbeitervereinen  geistig  überlegenes  Personal,  macben  denselben 
zu  einem  der  bestorganisirten  und  hervorragend  segensreich  wirkenden  Verbände 
Im  Jahre  1858  gegründet,  also  20  Jahre  nach  dem  Grütliverein,  hat  derselbe 
unter  seinen  Mitgliedern  als  Kranken-,  Invaliden-,  Reise-  und  Viatikumskasse, 
sowie  als  Gewerkverein  zur  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  und  des  Lehrlings- 
wesens viel  geleistet.  Auch  finanziell  ist  der  Typographenbund  der  leistungs- 
fähigste aller  schweizerischen  Arbeitervereine.  Er  bezieht  heute  einen  wöchentlichen 
Beitrag  von  1  Fr.,  wozu  noch  die  Sektionsbeiträge  kommen  (in  Zürich  50  Cts.). 
Er  zählt  in  22  Sektionen  920  Mitglieder,  und  besitzt  ein  Vermögen  in  seiner 
Kranken-,  Sterbe-,  Invaliden-  und  Reisekasse  von  107,000  Fr.  Im  Jahre  1889 
nahm  derselbe  an  Wochenbeiträgen  rund  48,000  Fr.  ein  und  in  den  Jahren 
1880—89  345,447  Fr. 

Der  in  der  welschen  Schweiz  bestehende  Typographenbund,  „  Soci6t6  Föderative 
des  Typographes  de  la  Suisse  romande**,  beruht  auf  ähnlicher  Grundlage,  doch 
ist  er  bedeutend  kleiner;  er  zählt  in  8  Sektionen  zirka  330  Mitglieder.  Eine 
endliche  Verschmelzung  beider  Verbände,  welche  von  vielen  gewünscht  wird, 
dürfte  immerhin  noch  einige  Zeit  auf  sich  warten  lassen,  der  Charakterverschieden- 
heit der  welpchen  und  deutschschweizerischen  Arbeiter  wegen. 

Der  Siirhereiverband,  Derselbe  ist  nur  zum  Theil  Arbeiterverein,  da  er 
auch  Kaufleute  und  Maschinenbesitzer  zu  Mitgliedern  zählt,  dagegen  ist  iler 
Verband  der  Fabriksticker  ausschließlich  Arbeiterverein.  Er  ist  aber  noch  klein 
und  zählt  in  24  Sektionen  nur  etwa  800  Mitglieder,  Die  Stickereiindustrie  be- 
schäftigt zwischen  36  und  40,000  Menschen,  wovon  ungefähr  die  Hälfte  auf  die 
Haus-  und  die  andere  Hälfte  auf  die  Fabrikindustrie  entfallen,  ebenso  je  die 
Hälfte  auf  männliche  und  weibliche  Arbeiter.  Es  ist  also  die  Prozentzahl  der 
dem  speziellen  Arbeiterverbande  angehörenden  Arbeiter  in  der  That  klein.  Heute, 
nachdem  die  Stickerlöhne  gegen  früher  um  ein  bedeutendes  gefallen  sind,  werden  von 
verschiedenen  Seiten  Anstrengungen  gemacht,  den  Verband  der  Arbeiter  zu  fördern, 
um    in    der  Organisation    einen  Schutz  gegen   die   immermehr  zunehmende  Ver- 
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«ohlimmemng  der  Industrie  zn  gewinnen ;  mit  welchem  Erfolg,  wagen  wir  nicht 
zu  sagen.  Der  Beitrag  der  Mitglieder  ist  ein  sehr  kleiner,  50 — 70  Rp.  per  Monat, 
die  Opferwilligkeit  also  nicht  so  entwickelt  wie  bei  den  Buchdruckern;  deßhalb 
mußte  auch  das  eigene  Organ  des  Verbandes  vor  kurzer  Zeit  eingehen,  was  ein 
bedeutsames  Zeichen  ist  zu  einer  Zeit,  wo  der  Fachpresse  allüberall  die  größte 
Beachtung  geschenkt  wird. 

Die  Uhrmacherverbmdungen.  Ein  geschlossener  Verband  sämmtlicher  Gruppen 
der  ührenindustrie  existirt  nicht  mehr.  Er  wurde  vor  Jahren  gegründet  und 
verband  die  verschiedenen  Abtheilungen  der  ührenindustrie: 

Fed6ration  des  graveurs  et  guillocheurs,  F6d6ration  des  monteurs  de  boites, 
repasseurs  et  remonteurs,  faiseurs  d^6chappements,  faiseurs  de  cadrans,  faisenrs 
de  secrets  etc.  zu  einem  Bund,  der  sich  F6d6ration  horlog&re  suisses  ouvriere  nannte. 
Derselbe  ist  untergegangen,  doch  sollen  gegenwärtig  Studien  für  Neubildung  eines 
Khnlichen  Bundes  im  Werke  sein.  Die  Zahl  der  in  der  Uhrenindustrie  beschäftigten 
Personen  wird  auf  zirka  40,000  geschätzt,  in  Gewerkvereinen  organisirt  sind 
aber  bloß  zirka  14,000. 

Der  Holearb eiterverband^  gegründet  im  Jahre  1886,  zählt  heute  19  Sektionen 
mit  zirka  2000  Mitgliedern. 

Neben  diesen  Verbänden,  welche  für  sich  allein  ohne  Verbindung  mit  andern 
leben,  bestehen  dann  noch  die  nachfolgenden,  die  allerdings  auch  Selbstverwaltung 
haben,  aber  mit  all  ihren  Sektionen  dem  schweizerischen  Gewerkschafts- 
bunde angehören.  Es  sind  dies:  Gießer,  gegrflndet  1887  (Sektionen  9);  Spengler 
.1877  (6);  Metallarbeiter  1889  (12);  Tabakarbeiter  1889  (7);  Müller  1889  (7); 
Schuhmacher  1874,  dann  eine  Zeitlang  aufgelöst,  neugegründet  1890  (10);  Hafner 
1889  (8);  Buchbinder  1890  (4);  Schneider  1889  (12);  Steinhauer  1888  (5); 
Maler  1889  (6);  Glaser  1890  (4);  Korbmacher  1889  (?).  Die  Mitgliederzahl 
dieser  Verbände  ist  sehr  verschieden ;  der  Korbmacher  verband  zählt  zirka  oO,  der 
Tabakarbeiterverband  dagegen  etwa  800  Mitglieder. 

Diese  letztgenannten  Verbände  bilden  also  mit  einer  größeren  Anzahl  einzelner 
Vereine  (allgem.  Arbeitervereine  und  Vereine  diverser  Berufsarten)  den  Schweiz. 
Gewerkschaftsbund.  Es  ist  dieser  gegenwärtig,  wenn  nicht  der  größte,  doch 
der  einflußreichste  Berufsverband  in  der  Schweiz. 

Der  Schweiz.  Gewerkschaftsbund  ist  aus  dem  frühern  Schweiz.  Arbeiterbund 
entstanden.  Lange  Jahre  hindurch  sehr  klein,  hatte  er  mit  allerlei  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen.  Am  Kongreß  zu  Ostern  1887  in  Aarau  zählte  er  in  54  Sektionen 
rund  3000  Mitglieder,  heute  in  130  Sektionen  rund  5000,  welche  14  Verbänden 
und  einer  Anzahl  Einzel  vereinen  angehören,  worunter  14  allgemeine  Arbeiter- 
vereine sich  befinden.  Der  Verband  hat  mehrfache  Wandlungen  erfahren,  und 
«rst  in  diesem  Jahre  (1891)  hat  er  sein  Kleid  total  geändert,  d.  h.  erweitert, 
indem  er  die  seit   1886  bestehende  Arbeiter- Reservekasse  in  sich  vereinigte. 

Diese  Reservekasse,  ein  in  ihrsr  Art  einzig  dastehendes  Institut,  wurde  1886 
gegründet  vom  Schweiz.  Grütliverein  auf  Veranlassung  von  Disziplinausschreitungen 
von  Streikenden,  sowie  von  taktlosem  Einschreiten  der  Polizei  bei  einem  Lohn- 
streit.  Es  machte  sich  die  Noth wendigkeit  geltend,  bei  den  organisirten  Arbeitern 
eine  Behörde  zu  besitzen,  welche  vor  dem  Streik  zwischen  Unternehmerthum  und 
Arbeiter  vermittelt,  sowie  auch  während  dem  Streik  ein  Bindeglied  zwischen 
den  Streikenden  und  der  übrigen  Arbeiterschaft  bildet  und  die  Ünterstützungsfrage, 
diese  Lebensfrage  bei  Streiks,  regelt.  Die  Reservekasse  sollte  nach  der  Meinung  der 
Gründer  nicht  nurStreikunterstützunr/s-^  sondern  hauptsächlich  Streikverhinderunr/s- 
kasse  sein. 
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In*8  Leben  gerufen  dorcli  einen  Beschluß  der  Giütliverein-Delegirtenversammlung^ 
in  Grenchen,  wurde  sie  durch  die  drei  Verbände  Grütliverein,  G^werkschaftsbund 
und  Aktionskomite  des  schweizerischen  Arbeitertages  (damals  bestehende  politische 
Arbeiterverbindung)  in  Plan  und  Statut  geregelt.  Der  Vorort  wurde  Bern  über- 
tragen. Eine  aus  Ghedem  obiger  Verbände  bestehende  7gliedrige  Kommission 
hatte  die  schwierige  Aufgabe,  dieses  neue  Institut  in's  praktische  Leben  einzuführen. 
Die  Kasse  wurde  gebildet  aus  Beiträgen  der  drei  Verbände,  die  Gelder  aber 
blieben  in  Selbstverwaltung  derselben,  bis  die  Summe  von  10,000  Fr.  beisammen 
sei.  Die  Kommission  konnte  also  keine  materielle,  Kondem  nur  moralische  Hülfe 
leisten,  doch  hat  sie  ganz  gute  Resultate  erzielt.  Es  erwahrte  sich,  was  die 
Arbeiter  in  Grenchen  behaupteten:  nicht  die  materielle  Macht  des  zu  bildenden 
Fondes  werde  die  Hauptsache  sein,  sondern  das  Bewußtsein,  daß  hinter  der 
Kommission  so  und  so  viel  tausend  Mann  stehen,  welche  bereit  zur  Hülfe  seien. 

Die  Idee  war  gut,  weniger  die  Ausführung,  die  Organisation.  Es  wurde 
bald  das  Reorganisationsbedürfniß  empfunden  und  im  Jahre  1888  schon  wurde 
in  Bern,  anläßlich  des  Arbeitertages,  an  welchem  sich  das  Aktionskomite  zu 
Gunsten  der  sozialdemokratischen  Partei  der  Schweiz  auflöste,  die  Reorganisation 
beschlossen  in  dem  Sinn,  daß  nicht  mehr  Kollektivbeiträge,  sondern  Einzelauflagen 
der  Mitglieder  erhoben  werden  sollten.  Gleichzeitig  wurden  Stimmen  laut,  der 
Gewerkschaftsbund  solle  die  Reservekasse  ganz  allein  übernehmen,  da  man  aber 
den  Grtitliverein  nicht  bei  Seite  lassen  wollte,  blieb  das  Verhältniß  beim  alten. 
Vorort  wurde  Zürich.  Hier  bestanden  nun  zwei  Kommissionen :  Bundeskomite  dea 
Gewerkschaftsbundes  und  Reservekasse-Kommissiou.  Um  beide  Kommissionen 
richtig  zu  besetzen,  mangelte  es  oft  an  geeigneten  Personen  und  die  Funktionen 
der  einen  Kommission  griffen  in  die  der  anderen  über.  Mit  1.  April  1891  wird  diea 
ändern;  gemäß  Urabstimmungsbeschluß  des  Gewerkschaftsbundes  wird  die  spezielle 
Reservekasse-Kommission  auf  diesen  Zeitpunkt  aufgehoben,  ebenso  die  eigene  Kassa- 
verwaltung und  die  Reservekasse  geht  an  den  Gewerkschaftsbund  über.  Nach 
dem  neuen  Statut  ist  ferner  ein  Reservefond  von  15,000  Fr.  vorgesehen,  ehe 
derselbe  beieinander  ist,  darf  keihe  Streikunterstützung  ausbezahlt  werden. 

Damit  ist  der  Gewerkschaftsbund  in  ein  neues  Stadium  seiner  Entwicklung 
getreten  und  zu  dem  geworden,  was  seinen  Gründern  vorschwebte:  ein  Zentral- 
bindeglied für  die  gesammte  schweizerische  Arbeiterbewegung.  Der  Gewerkschafts- 
bund ist  aber  nun  auch  zu  einer  Macht  geworden,  und  wird  es  noch  mehr  werden, 
wenn  ein  Artikel  seines  neuen  Statutes  ausgeführt  ist,  welcher  bestimmt,  es  sei 
von  einem  gewissen  Moment  an  ein  ständiger  Sekretär  für  den  Verband  anzustellen, 
der  französisch  und  deutsch  sprechen  und  schreiben  und,  natürlich  —  agitatorisches 
Talent  besitzen  muß.     Dieser  Moment  dürfte  in  Bälde  eintreten. 

Den  Verbänden,  die  dem  Gewerkschaftsbunde  angehören,  sichert  auch  das 
neue  Statut  ihre  volle  Selbständigkeit  in  inneren  Angelegenheiten  zu.  Die  Auf- 
lagen sind  pro  Mitglied  und  pro  Jahr  auf  Fr.  2.  40  festgesetzt.  Hievon  fallen 
2  Fr.  in  die  Reservekasse,  der  Rest  wird  für  Verwaltung  und  Agitation  ver- 
wendet. Bei  der  jetzt  bestehenden  Mitgliederzahl  wird  dies  einen  Betrag  von 
12,000  Fr.  jährlich  ergeben  und  treten,  was  in  Aussicht  steht,  auch  die  Verbände 
der  Holzarbeiter,  der  Typographen,  eventuell  Sticker  und  Uhrenarbeiter  bei,  müßte 
der  für  Unterstützung  und  Agitation  verfügbare  Fond  eine  ansehnliche  Höhe 
erreichen. 

Die  Ziele  der  gewerkschaftlich  organisirten  Arbeiter  lassen  sich  in  folgende 
Punkte  zusammenfassen: 
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1)  Staatliche  Anerkennung  der  Gewerkschaften  und  ihrer  Beschlüsse  für  Berufs- 
angelegenheiten. 

2)  Ajrbeiterkammem  fitr  die  Kantone  und  die  Eidgenossenschaft,  welche  in  allen 
Arbeiterangelegenheiten  von  den  Behörden  zu  hören  sind. 

3)  Regelung  des  Arbeitsnachweises  durch  die  Arbeiter-Gewerkschaften  mit  staat- 
licher Unterstützung. 

4}   Regelung  des  Lehrlingswesens« 

5)  Gewerbegerichte  und  Einigungsämter,  in  denen  freigewählte  Arbeiter  und 
Gewerksinhaber  zu  gleichen  Theilen  sitzen,  mit  staatlich  geschützter  Geltungs- 
kraft ihrer  Entscheidungen  für  alle  Bemfsangehörigen  des  Bezirkes. 

6)  Festsetzung  eines  Normalarbeitstages,  der  als  nächste  Grenze  10  Stunden 
haben,  aber  durch  geeignete  Wirksamkeit  auf  8  Stunden  verkürzt  werden  soll. 

7)  Festsetzung  von  Minimallöhnen,  die  den  Preisen  der  Unterhaltsmittel  und 
den  Mindestforderungen  an  ein  menschenwürdiges  Dasein  entsprechen. 

8)  Staatliche  Arbeiterversicherung,  unter  Mitverwaltungsrecht  der  Ajrbeiter. 
Daneben  anerkennt  ein  sehr  großer  Theil  der  Mitglieder  des  Gewerkschafts- 

bundes  das  sozialdemokratische  Programm,  welches  die  Ueberfilhrung  der  Produktions- 
mittel in  die  Hände  der  Gesammtheit  anstrebt. 

Neben  dieser  Berufs-Zentralisation  machte  sich  noch  ein  weiteres  Betreben 
geltend,  es  ist  das  der  lokalen  Zentralisation,  die  Bildung  lokaler  städtischer 
Arbeitersekretariate.  Zürich  ist  darin  vorangegangen,  am  1.  Februar  1889  trat 
ein  Statut  in  Kraft,  welches  die  40  Arbeitervereine  von  Stadt  und  Umgebung 
zu  einem  festen  Verbände  vereinigt  und  einen  geschäftsleitenden  Sekretär  kreirt, 
der  für  seine  Arbeit  entschädigt  wird.  Es  ist  dies  ein  Zeichen  von  intensiver 
Thätigkeit  der  Arbeiter  und  von  Opfermuth,  und  es  bringt  die  Schaffung  solcher 
lokaler  Zentralstellen  denselben  nicht  unwesentliche  Vortheile.  Der  betreffende 
Beamte  muß  aber  recht  vielseitig  sein  und  ist  durchaus  nicht  auf  Rosen  gebettet. 
Er  muß  Vortrage  halten,  Vereinsgründungen  an  Hand  nehmen,  Auskunft  in  Fabrik- 
ond  gewerblichen  Fragen  ertheilen,  die  Beschlüsse  der  Delegirten Versammlungen 
vollziehen,  Eingaben  an  Behörden  und  Private  machen,  und  allem  Thun  und 
Lassen  seiner  Vereine  Aufmerksamkeit  schenken. 

Im  Herbst  1890  ist  Bern  nachgefolgt  und  gegenwärtig  studirt  man  in  Basel 
die  Verhältnisse,  um  eventuell  ebenfalls  ein  lokales  Sekretariat  zu  schaffen.  Andere 
Städte  werden  über  kurz  oder  lang  nachfolgen.  Wo  ein  städtisches  Sekretariat 
nicht  erhältlich  zu  machen  ist,  da  sollen  kantonale  Aemter  eingeführt  werden, 
und  in  Zürich  ist  davon  die  Rede,  das  lokale  Amt  ebenfalls  mit  der  Zeit  in  ein 
kantonales  zu  verwandeln.  Die  Folge  dieser  Einrichtungen  sind  natürlich  erhöhte 
Beiträge,  allein  die  Arbeiter  gewöhnen  sich  nach  und  nach  an  dieselben.  So 
beziehen  eine  Anzahl  Vereine,  welche  früher  30 — 40  Cts.  Monatsbeitrag  bezogen, 
heute  70 — 1  Fr.  und  werden  im  Laufe  der  Zeit,  den  vermehrten  Anforderungen 
entsprechend,  noch  höher  gehen  müssen.  „Dies  Geld  trägt  uns  reiche  Zinsen,** 
hört  man  aus  dem  Mund  der  Arbeiter  sagen. 

Basel  zählt  Arbeitervereine  zirka  24,  Bern  40,  Zürich  40,  Wintcrthur  10, 
St.  Gallen  22  u.  s.  w.  Alle  diese  Städte  besitzen  lokale  Verbindungen,  welchen 
diese  Vereine    angehören,    an  Arbeit  fehlt  es  also  einem  solchen  Sekretär  nicht. 

Wenn  bisher  des  größten  Schweiz.  Arbeiter  Verbandes,  des  Schweiz.  Arbeiter- 
b und  es  noch  nicht  gedacht  wurde,  so  geschah  es,  weil  derselbe  nicht  ausschließlich 
Arbeitervereine  im  Sinn  dieses  Artikels  aufnimmt,  sondern  nebst  Berufsvereineii 
und  Verbänden  aller  Art  auch  Krankenkassen  und  katholische  Männervereine  (welche 
80  wenig   wie  der  Grütliverein  eigentliche,   ausschließliche  Arbeitervei-einc  sind). 
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Bei  seiner  Gründung  1887  in  Aaran  zählt«  er  rund  100,000  Mitglieder,  heute 
1 20,000.  Dem  Arbeiterbund  gehören  immerhin  weitaus  die  meisten  Arbeitervereine 
der  Schweiz  an.  So  die  Verbände  der  Uhrenmacher,  Stioker,  Typographen-, 
Gewerkschaftsbund  u.  s.  w.  Es  haben  also  die  eigentlichen  Arbeiter  darin  die 
Mehrheit. 

Eine  agitatorische  Thätigkeit  kann  weder  der  Arbeiterbund,  vermöge  seiner 
Zusammensetzung,  noch  das  Arbeitersekretariat,  in  Anbetracht  seiner  genau  um- 
schriebenen Arbeitsgrenze  und  der  Bundessubvention,  entfalten.  Die  Agitation 
wird  nach  wie  vor  den  einzelnen  Verbänden  überlassen  bleiben.  Und  daß  man 
es  da  ernst  mit  der  Sache  nimmt,  beweisen  eine  Reihe  von  Erscheinungen,  be- 
weist das  über  den  Gewerkschaftsbund  und  die  lokalen  Arbeitersekretariate  Ge- 
sagte. Auch  die  gegen  früher  bedeutend  entwickelte  Opferwilligkeit  der  Arbeiter, 
welche  sie  an  Vereinsbeiträgen  ganz  bedeutende  Summen  zahlen  läßt,  ist  dafür 
Beweis.  Ein  Mitglied  des  Grütliyereins  z.  B.,  das  noch  einer  Gewerkschaft  an- 
gehört, bezahlt  pro  Monat  (ohne  Krankenkasse)  im  Durchschnitt  Fr.  1.  50 — 1.  80. 

Die  Statuten  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  lauten: 

§  I.  Zur  gemeinsamen  Vertretung  der  wirthschaftlichen  Interessen  der  Arbeiter- 
klasse in  der  Schweiz  bilden  die  Arbeitervereine  des  Landes  eineii  Verband  unter  dem 
Namen  ^Schweizerischer  Arbeiterbund **.  Beitrittsberechtigt  ist  jeder  Verein,  der  in  seiner 
Mehrzahl  aus  schweizerischen  Arbeitern  besteht  und  Arbeiterinteressen  vertritt,  ohne 
Unterschied  seiner  politischen  oder  religiösen  Richtung. 

Die  dem  Bunde  beigetretenen  Vereine  verpflichten  sich,  bei  allen  Untersuchungen 
und  statistischen  Erhebungen  über  Arbeiterverhältnisse  mitzuwirken  und  Auskunft  zu 
ertheilen. 

$j  2.  Die  Or^rane  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  sind:  a)  Die  Delegirten- 
versammlung,  b)  der  Bundesvorstand,  c)  der  leitende  Ausschuß,  d)  der  Arbeitersekretär. 

S  3.  Alle  drei  Jahre  findet  die  ordentliche  Delegirtenversammlung  statt;  die 
Delegirten  werden  von  den  verbündeten  Vereinen,  welche  dem  schweizerischen  Arbeiter- 
bund angehören,  gewühlt.  Jeder  selbständige  Verein  hat  das  Hecht,  einen  Delegirten 
abzuordnen;  jedoch  kommt  nur  auf  250  Mitglieder  ein  stimmberecl •  «gter  Delegirter. 
Stimmrecht  bei  der  Wahl  haben  nur  Schweizerbürger.  Kleinere  Vereine  haben  sich 
nach  freier  Wahl  behufs  Erlangung  des  Stimmrechts  an  der  Delegirtenversammlung  zu 
gruppiren.  Ort  und  Zeit  der  Delegirtenversammlung  wird  vom  Bundesvorstand  fest- 
gesetzt. Außerordentliche  Delegirten  Versammlungen  können  durch  Beschluß  des  Bundes- 
vorstandes oder  auf  Begehren  von  Vereinen  welche  einen  Zehntheil  der  im  Bund  ver- 
tretenen Mitglieder  aufweisen,  einJjerufen  werden. 

§  4.  Der  Hundesvorstand  besteht  aus  23  Mitgliedern,  welche  von  der  Delegirten- 
versammlung auf  je  drei  Jahre  gewählt  werden.  Die  Mitglieder  müssen  Schweizerhürger 
und  mindestens  zwei  Drittel  derselben  Arbeiter  sein.  Im  Bundesvorstand  sollen  soweit 
möglich  nach  Verhältniß  vertreten  sein:  Die  dem  Bunde  angehörigen  Verbände,  die 
Lan« lessprachen,  die  im  Hunde  wesentli/jh  vertretenen  Industrien  und  Gewerbe.  Der 
Bundesvorstand  versammelt  sich  ordentlicher  \Veise  jährliclj  zweimal.  Er  ist  beschluß- 
fähig, wenn  -s  der  Mitglieder  anwesend  shid.  Von  den  Sitzungen  des  Bundesvorstandes 
ist  jeweilen  vorher  dem  zuständigen  eidg.  Departement  Kenntniß  zu  geben,  damit  sich 
dasselbe  vertreten  lassen  kann. 

Der  Hundesvorstand  hat  das  Recht,  zu  seinen  Sitzungen  Beamte,  Fachmänner  und 
Vertreter  besonders  in  Frage  kommender  Industrien  und  Gewerbe  einzuladen,  welchen 
berathende  Stimme  verliehen  wird. 

$$  5.  Der  leitende  Ausschuß  besteht  aus  drei  am  gleichen  Ort  oder  de.ssen 
Umgebung  wnbnenilen  Mitgliedern  des  Bundesvorstandes  (Präsident,  Aktuar  und  Quästor), 
wini  von  letzterem  auf  «irei  Jalire  gewählt  und  bildet  dessen  Bureau,  sowie  die  Ver- 
tretung de^i  schweizerischen  Arbeiterbundes  nach  Außen.  Er  vollzieht  die  Beschlürse 
des  Hundes vorstan<les  und  verwaltet  die  Mittel  und  Schriftstücke  de<  Bundes. 

Der  leitende  Ausschuß  hat  die  Traktanden  der  Delegirtenversamndung  festzustellen 
und  rechtzeitig  bekannt  zu  geben.  Er  eröffnet  die  Delegirtenversammlung,  die  im  übrigen 
ihr  Bureau  aus  freier  Wahl  bestellt. 

Seine  (tesi-häflsordnung,  in  welcher  auch  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  zu 
regeln  ist.  hat  der  leitende  Ausschuß  dem  Hundesvorstand  zur  Genewmigung  vorzulegen. 
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§  6.  Der  Ärbeitersekretär  wird  vom  Bundesvorstand  auf  je  drei  Jahre  gewählt 
und  muß  Schweizerbürger  sein.  Der  Delegirtenversammlung  steht  das  Vorschlagsrecht 
zu.  Seine  amtlichen  Befugnisse  und  Pflichten  werden  durch  ein  vom  Bundesvorstand 
aufzustellendes  Reglement  bestimmt,  dessen  Genehmigung  auch  das  Arbeitsprogramm, 
sowie  das  Budget  und  die  Rechnung  des  Arbeitersekretariats  unterhegt.  Die  unmittel- 
bare Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  des  Arbeitersekretariats  hegt  dem  leitenden 
Ausschuß  ob.  Der  Ärbeitersekretär  steht  sowohl  den  Vorständen  des  Schweiz.  Arbeiter- 
bundes, wie  dem  Schweiz.  Bundesrathe  zu  allen  angeordneten  Untersuchungen,  die 
Arbeiterfrage  betreffend,  statistischen  Erhebungen  und  Bearbeitungen,  sowie  Begut- 
achtungen zur  Verfügung.  Er  hat  das  Recht,  sich  behufs  Auskunftserlangung  unmittelbar 
an  Behörden,  Verbände,  Vereine  und  Private  zu  wenden. 

§  7.  Die  Subvention  des  schweizerischen  Bundesrathes  ist  ausschheßlich  für  die 
Kosten  des  Arbeitersekretariats  zu  verwenden  und  ist  über  die  Verwendung  dem  Bundes- 
rathe detailhrte  und  belegte  Rechnung  zu  stellen.  Alle  übrigen  Kosten,  insbesondere 
diejenigen  für  Delegirtenversammlungen,  die  Sitzungen  des  Bundesvorstandes  und  die 
Geschäftsführung  des  leitenden  Ausschusses  sind  von  den  Verbänden  und  Vereinen  für 
ihre  Vertreter  selbst  zu  tragen.  Entschädigungsansprüche  auf  ilie  Bundessubvention  sind 
unzulässig. 

§  8.  Als  amtliche  Publikationsmittel  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  werden 
der  ,.GrütUaner*,  die  , Arbeiterstimme*,  die  „Voix  du  peuple  *  und  die  Organe  der 
Verbände  und  Vereine  betrachtet,  welche  dem  Arbeiterbund  angehören,  sofern  und  .so- 
lange die.selben  alle  amtlichen  Mittheilungen  des  Bundesvorsandes,  des  leitenden  Aus- 
schusses und  des  Arbeitersckretariates  unverändert  und  gratis  in  ihrem  Texttheil  auf- 
nehmen. Die  Liste  der  Publikationsmittel  wird  den  Verbänden  und  Vereinen  durch  den 
leitenden  Ausschuß  bekannt  gegeben  und  gelten  die  in  denselben  veröflentlichten  amt- 
lichen Mittheilungen  als  zur  Kenntniß  aller  Mitglieder  des  Schweiz.  Arbeiterbundes  gebracht. 

§  9.  Der  Eintritt  in  den  schweizerischen  Arbeiterbund,  sowie  der  Aus- 
tritt aus  demselben,  geschieht  durch  schriftliche  Mittheilung  an  den  leitenden  Ausschuß. 

§  10.  Dieses  Statut  tritt  mit  seiner  Annahme  durch  die  Delegirtenversammlung 
in  Kraft,  *)  durch  Mehrheitsbeschluß  der  Delegirtenversammlung  kann  es  jederzeit  revidirt 
werden. 

Es  erübrigt  uns  noch,  ein  Wort  über  die  Arbeiterinnenvereine  zu 
8agen.  Eigentliche  Arbeiterinnenvereine,  welche  nur  weibliche  Mitglieder  ver- 
schiedener BerufBarten  aufnehmen,  bestehen  in  der  Schweiz  erst  seit  einer  kleinen 
Zahl  von  Jahren.  Die  Uhrenarbeiter,  in  deren  Gruppen  Arbeiterinnen  beschäftigt 
sind,  nehmen  solche  in  ihre  Syndikate  auf,  ebenso  die  Tabakarbeiter;  die  Gewerk- 
schaft der  letzteren  im  Wynen-  und  Seethal  bestand  1890  beinahe  zur  Hälfte 
aus  weiblichen  Mitgliedern.  Auch  einige  Stickervereine  (Fabriksticker)  rahmen 
weibliche  Mitglieder  auf.  Bei  allen  diesen  Berufen  besteht  die  Tendenz  der  Minder- 
belastung der  weiblichen,  also  der  Nichtgleichberechtigung  derselben  mit  den 
männlichen  Mitgliedern.  Eine  Ausnahme  machen  neuerdings  einige  neugegründete 
allgemeine  oder  Fabrikgewerkschaften,  welche  vollständige  Gleichberechtigung 
aller  Mitglieder  einführten,  lieber  die  Zahl  der  organisirten  Arbeiterinnen  sind 
leider  keine  Angaben  vorhanden.  Die  Zahl  der  in  Fabrik-  und  sogenannten  all- 
gemeinen Gewerkschaften  organisirten  Mädchen  und  Frauen  mag  nach  Schätzung 
eines  Fachmannes  zirka  500  betragen,  die  Zahl  der  Arbeiterinnen  in  den  Arbeiterinnen- 
vereinen Basel,  Bern,  St.  Gallen,  Winterthur  und  Zürich  etwa  300.  Die  städtischen 
Arbeiterinnenvereine  haben  natürlich  am  allermeisten  mit  dem  Vorurtheil  zu 
kämpfen;  hält  es  schon  schwer,  die  männlichen  Arbeiter  zusammen  zu  halten,  so 
ist  dies  bei  den  weiblichen,  aus  ganz  natürlichen  Gründen,  noch  viel  mehr  der 
Fall.  Die  Leute  wollen  praktische  Resultate  sehen  als  Früchte  ihrer  Theilnahme; 
bleiben  solche  aus,  so  schwindet  die  Freude  am  Mitwirken.  So  groß  die  Noth,  so 
klein  ist  die  Geduld  dieser  Leute,  ganz  gleich  wie  früher  bei  den  Arbeitervereinen. 
Unter   den  Arbeitern    wird    allseitig    die  Nuthwendigkeit   einer  Organisation  der 

')  10.  April  1887.  Präsident  des  Bundesvorstandes:  Fürsprech  H.  Scherer  in 
St.  Gallen. 
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Arbeiterinnen  anerkannt  und  der  letzte  Gewerkschaftekongreß  in  Zürich  am 
25.  Januar  1891,  an  welchem  durch  74  Delegirte  38,000  Arbeiter  vertreten 
waren,  gab  dieser  Gesinnung  Ausdruck  durch  Annahme  einer  Resolution,  welche 
es  den  Grewerkschaften  zur  Pflicht  macht,  die  weiblichen  Arbeiter  ihrer  Branche 
mit  in  die  Organisation   aufzunehmen    und   zwar  als  gleichberechtigte  Mitglieder. 

Als  eine  weitere  Gruppe  von  Arbeitervereinen  dürften  noch  die  katholischen 
Gesellenvereine  zu  nennen  sein,  deren  Zahl  in  den  letzten  Jahren,  veranlaßt 
durch  eine  Agitation  aus  den  Kreisen  der  katholischen  Vereine,  bedeutend 
zugenommen  hat.  Immerhin  ist  ihre  Zahl  noch  ziemlich  klein,  und  auch  die 
größten  unter  ihnen  machen  sich  kaum  bemerklich,  da  sie  sich  statutengemäß 
von  allen  politischen  und  gewerkschaftlichen  Fragen  fernhalten.  Sie  sind  ebenfalls 
zentralisirt  und  gehören  in  ihrer  Gesammtheit  dem  Schweiz.  Arbeiterbunde  an. 

So  bilden  die  Arbeitervereine  einen  bedeuteamen  Faktor  im  wirthschaftlichen 
und  öffentlichen  Leben,  und  es  ist  hochinteressant,  ihren  Entwicklungsgang  zu 
verfolgen. 

Arbeiterwohnungeii.  Aus  dem  Werke  von  D^  Viktor  Böhmert:  „Arbeiter- 
verhältnisse und  Fabrikeinrichtungen  der  Schweiz**,  publizirt  im  Jahre  1873 
(Verlag  von  Caesar  Schmidt  Zürich)  geht  hervor,  dass  gerade  die  Zeit,  in  welcher 
das  Werk  erstellt  wurde,  sehr  reich  war  an  privaten  Bestrebungen,  im  Interesse 
der  sog.  Arbeiterklasse  billige  Wohnhäuser  zu  erstellen.  Muster,  an  welchen 
diese  Bestrebungen  Anhaltspunkte  fanden,  waren  zwar  bereits  in  grösserer  Menge 
vorhanden,  denn  nicht  nur  hatten  schon  viele  bedeutende  Fabrikfirmen  durch  die 
Erstellung  einfacher  Wohnhäuser  in  der  Nähe  ihrer  Etablissemente  mehr  oder 
weniger  gut  für  das  Obdachbedürfniss  der  eigenen  Arbeiter  gesorgt,  sondern  e& 
war  auch  die  Wirksamkeit  mehrerer  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und 
gemeinnütziger  Vereine  bekannt,  welche  in  den  50er  und  60er  Jahren  die  St&dte 
Basel,  Locle,  Zürich,  Lausanne,  Genf,  Bern  durch  „billige**  Bauten  erweitert 
hatten.  Die  meisten  dieser  Gesellschaften  führten  in  ihrem  Schild  die  Devise 
„für  die  Arbeiter.**  Sie  begnügten  sich  mit  einem  Mietlizins,  der  dem  Baukapital 
37« — 5**/o  Interessen  eintrug;  auch  stellten  sie  so  günstige  Verkaufsbedingungen, 
dass  manches  Häuschen  in  den  Besitz  weniger  bemittelter  Leute  überging. 

Von  den  ersten  70er  Jahren  a:i  vermohrten  sich  die  „Gesellschaften  für 
den  Bau  von  Arbeite rwohungen"  in  den  industriellen  Kantonen  rasch,  und  die 
Grosszahl  der  vom  Volks wirthschafts-Lexikon  auf  Seite  24,  I.  Bd.  erwähnten 
187  Bau-  und  Venniethungsaktiengesellschaften  sind  Gründungen  jener  Art.  Sie 
vertheilen  sich  auf  folgende  Kantone:  Waadt,  Neuenburg,  Genf,  Bern,  Zürich, 
Freiburg,  Graubünden,  St.  Galleu,  Basel,  SchalFbausen,  Luzern,  Obwalden,  Wallis. 

Der  Bau  von  Arbeiterwohnungen  in  oder  bsi  Städten  hielt  aber  nicht  Schritt 
mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung;  im  Verhältnis«  der  letzteren  stiegen  die 
Miethen  und  Kaufpreise  und  aus  den  anfänglich  „billigen  Wohnungen**  wurden 
nachgerade  sehr  theurc,  um  so  theurere,  als  dieselben  eben  doch  vielem  zu  wünschen 
übrig  Hessen,  viel  Brennmaterial  erforderten  u.  s.  w.  Desshalb  ist  immer  von 
neuem  „Arbeiterwohnungen'*  gerufen  worden  und  zwar  solchen,  welche  nicht 
bloss  Baraken  sind,  gut  genug  für  den  Sommer,  aber  schimmelige  Höhlen  im 
Winter.  Diesen  unbefriedigon<len  Verhältnissen  ist  es  zuzuschreiben,  dass  ea 
geradezu  Sensation  erregte,  als  im  Frühjahr  1884  von  den  Herren  S.  und  C.  Schindler 
in  Zürich  eine  Preisauschreibung  für  Pläne  zu  einzelnstehenden  ^ Klein  aber  Mein*- 
Hänschen  erfolgte,  die  auf  dem  Lande  zu  ungetahr  4000  Fr.  erstellbar 
sein  sollten.  Die  Auschreibung  hat  Krfolg  gehabt,  die  Her  reu  Schindler  haben 
die  ihnen  eingegangenen   Pläne  nebst  Anleitungen   im  Buchhandel    veröffentlicht^ 
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and  die  „Klein  aber  Mein  ^-Flagge   wird   seitdem   da  und   dort  im  Lande   ge- 
Bohwnngen. 

Unstreitig  ist  das  Problem  der  Arbeiterwohnnugen  am  besten  von  den  Fabrik- 
besitzern gelöst  worden,  die  ein  Interesse  daran  haben,  ihre  Arbeiter  an  sich  zu 
fesseln.  Die  Fabrikorte,  wo  auf  Kosten  der  Industriellen  Selbst  Arbeiterwohnungen 
erstellt  wurden,  bind  nach  Wissen  des  Lexikons: 

Im  Kanton  Zur  ich:  Aathal,  Adlisweil,  Bauma,  Bäretsweil,  Bubikon,  BUlach, 
Dümten,  Freienstein,  Grattikon,  Gibsweil-Fischenthal,  Glattfelden,  Girenbad-Hin- 
weil,  Hausen  a.  A.,  Höngg,  Kemptthal,  Kollbrunn,  Langoau,  Neftenbaoh,  Nieder- 
aster, OerlikoD,  Oberuster,  Oberstrass,  Pfnngen,  Richters  weil,  Rorbas,  Rykon- 
Zell,  Sennhof-Kyburg,  Thal  weil,  Töss,  Uetikon,  Unterstrass,  Uster,  Veitheim,. 
Wald,  Wallisellen,  Wädensweil,  Weissenthal-Kyburg,  Wetzikon,  Wiedikon,  Winter- 
thur,  Wollishofen,  Wtilflingen,  Zwillikon-Afifoltem. 

Im  Kanton  Bern:  Felsenau  bei  Bern,  Burgdorf,  Grellingen,  Herzogenbuchsee, 
Kirchberg,  Reconvillier. 

Im  Kanton  Lueern:  Ennenweid,  Hergiswyl,  Kriens. 

Im  Kanton  Schwyz:  Schindellegi,  Nuolen,  Siebnen. 

In  Ohwalden:  Kägiswyl. 

Im  Kanton  Glarus:  Haslen,  Lintthal,  Luchsingen,  Mollis,  Netstall,  Riederen,. 
Schwanden,  Ziegelbrücke. 

Im  Kanton  Ztig:  Baar,  Cham,  Unterägeri. 

Im  Kanton  SoloÜiurn:  Biberist,  Clus,  Emmenhof,  Schönenwerd. 

Im  Kanton  Basel:  Ariesheim,  Basel,  Mönchenstein. 

Im  Kanton  Schaff  hausen :  Neuhausen,  Schaffhausen. 

Im  Kanton  St.  Gallen:  Azmoos- Wartau,  Bruggen,  BUtschwil,  Degersheim, 
Dietfurt,  Eischenbach,  Ebnat,  Furth-Mogelsberg,  Flums,  Ganterswyl,  Gossau,  Henau, 
Jona,  Kappel,  Kirchberg,  Lichtensteig,  Mels,  Murg,  Niederuzwyl,  Rappers wyl^ 
Rheineck,  Tablat,  üznach,  Wallenstadt,  Waitwyl. 

Im  Kanton  Graubünden:  Landquart,  Sils. 

Im  Kanton  Aargau:  Baden,  Spreitenbach,  Turgi,  Wettingen,  Windisch. 

Im  Kanton  Thurgau:  Bischofszell,  Fischingen,  Grüneck,  Jakobsthal,  Matt- 
weil, Murgthal,  Murkart,  Weinfelden,  Wengi. 

Im  Kanton  Neuenburg:  Serrieres. 

An  den  meisten  Orten  werden  diese  Wohnungen  nur  vermiethet,  an  einigen, 
werden  sie  den  Arbeitern  auch  käuflich  abgetreten.  Die  Miethe  ist  durchgängig 
billiger  gehalten  als  bei  Privatbauten. 

Gewöhnliche,  d.  h.  nach  einem  speziellen  System  für  Arbeiter  gebaute 
Wohnungen  sind  von  Fabrikbesitzern  vermiethet  in  Ballaigues,  Grandson,  Moutier- 
Grandval,  Rondchätel,  Semsales,  Sonceboz. 

Die  landwirthschaftlichen  Arbeiter  wohnen,  so  lange  sie  unverheirathet  sind, 
in  der  Regel  beim  Dienstgeber.  Aus  der  Forst wirthschaft  ist  ein  Beispiel  be 
kannt,  das  Analogie  mit  den  Arbeiterdörfern  gewisser  Fabrikorte  hat:  Die  Forst- 
verwaltung der  Stadt  Zürich  hat  seit  80  Jahren  für  ihre  Arbeiter  im  Sihlwald 
42  Wohnungen  erstellt,  die  sie  a  1  Franken  per  Woche  vermiethet.  Zu  jeder 
Wohnung  gehören  5  Aren  Gemüseland,  wofür  per  Jahr  5  Franken  Miethe  verlangt 
wird.     Bewohnt  sind  diese  Wohnungen  zur  Zeit  (März  1891)  von   167  Personen. 

Vermöge  der  Eisenbahnen  und  Dampfschitle  können  viele  Arbeiter,  welche 
in  Städten  beschäftigt  sind,  auf  dem  Lande  wohnen.  Die  Auslagen  für  tägliche 
Hin-  und  Herfahrt,  im  Abonnement  erheblich  unter  den  Normaltaxen,  lohnen 
sich  reichlich  durch  den  Unterschied  der  Miethkosten. 
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Arbeitseinstellungen  s.  den  Artikel  „Strikes**  auf  Seite  214  u.  ff.  im 
ni.  Band. 

Arbeitshütten.  Um  verdienstlosen  Leuten  vorübergehend  etwas  Ehrwerb 
durch  Arbeit  (Holzspalten)  zu  yerschaffeu,  bestehen  in  Bern  und  Grenf  je  eine 
sog.  Arbeitshütte.  Erstere  wird  vom  Kaufmann  Lauterburg-Jäggi  in  Bern  unter- 
halten, diejenige  in  Genf  von  einem  Verein. 

Arbeitsnachweisbureaux.  Solche  Anstalten,  theils  von  Gemeinden,  theils 
von  gemeinnützigen  GesellHchaften  gegründet  und  unterhalten,  bestehen  in  Bern, 
St.  Gallen,  Baar  und  Zürich.  In  Basel  ist  ein  staatliches  Arbeitsnachweisbureau. 
Von  allen  diesen  Anstalten  ist  diejenige  in  Zürich  die  älteste  (gegr.  1885). 
Sie  ist  mit  dem  freiwilligen  Armenverein  verbunden  und  besteht  aus  gesonderten 
Abtheilungen  für  männliche  und  für  weibliche  Arbeiter.  Mit  der  männlichen 
Abtheilung  hat  das  Bureau  keine  guten  Erfahrungen  gemacht.  Es  hat  sich 
gezeigt,  daß  der  voll  leistungsfähige  Arbeiter  sowohl  wie  der  Arbeitgeber  sich 
nur  bei  Ausnahmsverhältnissen  an  eine  Nachweisstelle  wenden,  welche  zugleich 
Armenzwecken  dient.  Zwar  sind  die  Meister  auf  dem  Lande  das  ganze  Jahr 
hindurch  mehr  oder  weniger  auf  das  städtische  Bureau  angewiesen,  weil  die 
Arbeiter  nur  dann  aufs  Dorf  gehen,  wenn  sie  absolut  keine  Aussicht  mehr 
haben,  in  der  Stadt  anzukommen;  aber  ganz  tüchtige  und  solide  Arbeiter 
gelangen  erst  nach  anderweitiger  erfolgloser  Umschau  an  das  Bureau.  Bessere 
Kesultate  zeigt  die  weibliehe  Abtheilung.  Dieselbe  hat  sich  den  Charakter  einer 
kleinen  Arbeitsbörse  wahren  können  und  wird  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  benützt. 

Die  Arbeitsnachweisanstalt  in  Bern  ist  Gemeinde-Institut.  Gegründet  durch 
Stadtrathsbeschluß  vom  3.  August  1888  ist  sie  der  Leitung  einer  Kommission 
unterstellt,  welche  aus  Mitgliedern  des  Gemeinderalhes,  des  Hand  werker  Vereins, 
des  Grütlivereins  und  des  allgemeinen  städtischen  Arbeitervereins  besteht.  Männ- 
liche und  weibliche  Abtheilung.  Vermittlungsgebühren  sowohl  vom  Arbeitgeber 
wie  vom  Arbeitnehmer: 

Bei 
Nachfragen  und  Angeboten  betreffend 

1)  Erdarbeiter,  Handlanger,  Ausläufer  u.  s.  w. 

2)  Dienstboten  und  Wirthschaftspersonal : 

a.  wenn  der  Lohn  20  Fr.  monatlich  übersteigt         40  40 

b.  wenn  der  Lohn  20  Fr.  monatlich  nicht  über- 
steigt        .... 

Arbeitsuchende 

Arbeitgeber 

4)  Lehrlinge 

5)  Angestellte,   Handelsleute  u.  s.   w 

Ueberdies  sind  der  Anstalt  die  gehabten  Baarauslagen  für  Inserate,  Porti 
u.  dgl.  zu  vergüten. 

Kommt  eine  Arbeitsvermittlung  nicht  zu  Stande,  so  ist  lediglich  die  An- 
meldegebühr zu  entrichten, 

Gesuchsteller,  welche  nicht  in  der  Gemeinde  Bern  wohnen ,  bezahlen  die 
doppelte  Gebühr. 

In  besonders  schwierigen  Verhältnissen  können  höhere  Gebühren  zum  Voraus 
ausbedungen  werden. 

Für  gänzlich  Arme,  deren  Armuth  vom  städtischen  Armendirektor  oder 
«inem    Bezirks  Vorsteher,    oder   von    der    städtischen    Polizeidirektion   bescheinigt 
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Centimes 

Centimes 

10 

20 

i5)  Handwerker 


30 

30 

30 

50 

50 

50 

50 

50 

80 

80 

Arbeitsnachweisbureaux  —     45     —  Areal  der  Schweiz. 

wird  und  welche  von  denselben  zur  unentgeltlichen  Arbeitsvermittlung  empfohlen 
werden,  wird  keine  Gebühr  berechnet. 

Das  staatliche  Arbeitsnachweisbureau  in  Basel  besteht  in  Folge  Großraths- 
beschlusses  vom  9.  Dezember  1889  seit  1.  Juli  1890.  Der  leitenden  Kommission 
müssen  angehören:  ein  Mitglied  des  Eegierungsrathes,  drei  Arbeitgeber,  drei 
Arbeitnehmer  und  drei  andere  Persönlichkeiten,  alle  vom  Regier ungsrath  gewählt. 
Frauenkomite  fUr  die  weibliche  Abtheilung.  Bei  Arbeitseinstellungen  kann  die 
Anstalt  ihre  Thätigkeit  für  das  betreffende  Gewerbe  oder  den  betreffenden  Werk- 
platz sofort  und  bis  zur  definitiven  Erledigung  des  Streites  unterbrechen.  Tarif 
für  Arbeitgeber  wie  für  Arbeitnehmer: 

Bei  der  Einschreibung  für: 

vom  Arbeit-  vom  Arbeit- 

1)  Erdarbeiter,    Handlanger,    Ausläufer,       suchenden  geber 
Fabrikarbeiter,    Taglöhner    und  Tag- 
löhnerinnen               20  Cts.                   40  Cts. 

2)  Hand  Werkslehrlinge  und  Gesellen        .         30      „  60      „ 

3)  Dienstboten,  Wirthschaftspersonal,  Han- 
delslehrlinge und  Angestellte   ...        50     „  1  Fr. 

Auswärtige  Gesuchsteller  zahlen  die  doppelte  Taxe. 

Die  Gebühr  ist  bei  der  Anmeldung  zu  entrichten  und  wird  auch  dann 
.nicht  zurückvergütet,  wenn  keine  Vermittlung  stattfinden  kann.  Dagegen  sind 
die  Arbeit-  oder  Dieustsuchenden  berechtigt,  während  eines  Monats  dreimal  um 
offene  Stellen  zu  konkurriren,  ohne  eine  neue  Taxe  zu  bezahlen,  die  Arbeitgeber 
dagegen  können  für  die  einmal  bezahlte  Taxe  Zuweisung  von  Arbeitern  ver- 
langen, bis  üe  bei  ihnen  offene  Stelle  besetzt  ist.  Von  den  dem  Bureau  von  den 
städtischen  und  freiwilligen  Armenanstalten  oder  den  Geistlichen  überwiesenen 
G-esuchstellem  ist  keine  Taxe  zu  beziehen. 

Für  die  Arbeitgeber  werden  Abonnementskarten  zu  5  Fr.  ausgegeben ;  die- 
selben haben  20  Coupons  ä  25  Cts. 

Ein  fester  jährlicher  Beitrag  von  10  Franken  befreit  von  der  Bezahlung 
jeder  Taxe. 

Das  Bureau  wurde  im  ersten  Halbjahr  seines  Bestehens  benutzt  von  1928 
Arbeitsuchenden  und  1408  Arbeitgebern.  Die  Arbeitsucher  waren:  660  Schweizer, 
469  Ausländer,  360  Schweizerinnen,  439  Ausländerinnen.  Von  den  männlichen 
Arbeitsuchenden  wurden  44  %  plazirt,  von  den  weiblichen  53  ^o.  Den  Dienst- 
botensuchenden 688  Herrschaften  konnte  in  412  Fällen  (60  ^/o)  entsprochen 
werden,  den  übrigen  720  Arbeitgebern  in  495  Fällen  (69  %).  Diese  Resultate 
werden  von  der  leitenden  Kommission  der  Anstalt  als  sehr  erfreulich  bezeichnet. 
Man  hatte  erwartet,  mit  der  männlichen  Abtheilung  ebenso  schlechte  Erfahrungen 
zu  machen  wie  anderwärts  und  sieht  sich  nun  angenehm  enttäuscht. 

Die  Arbeitsnachweisbureaux  in  St.  Gallen  und  Baut  entsprachen  dem  Wunsche 
des  Lexikons  um  Zusendung  von  Statuten  und  Geschäftsberichten  nicht,  und  es 
kann  daher  hier  nichts  über  sie  mitgetheilt  werden. 

Areal  der  Schweiz.  Die  Tabelle  auf  Seite  70  im  erten  Band  weist  ein 
Gesammtareal  von  41346  Quadratkilometern  auf.  Eine  Aenderung  des  Gesammt- 
areals  hat  selbstverständlich  nicht  stattgefunden,  sondern  es  kann  sich  nur  das 
Verhältniß  zwischen  dem  produktiven  und  dem  unproduktiven  Boden  verschoben 
haben.  Um  wie  viel,  ist  zu  sagen  absolut  unmöglich ;  denn  eine  neue  allgemeine 
Vermessung  hat  nicht  stattgefunden.  Ohne  Zweifel  hat  sich  der  unproduktive 
Boden   vermehrt,    der    produktive    vermindert;    denn    es    haben    bekanntlich    die 
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Armenwesen 


■Städte  und  viele  Ortschaften  an  Umfang  gewonnen.  Will  man  dennoch  iie 
Statistik  ergänzen,  so  kann  es  sich  nur  darum  handeln,  von  einigen  bekannten 
Veränderungen  innerhalb  des  produktiven  Bodens  Notiz  zu  nehmen.  Es  liegen 
alljährlich  neue  Angaben  vor  in  Bezug  auf  die  Waldungen  und  das  Rebland. 
Indem  wir  nun  diese  (pro  1890)  berücksichtigen,  modifizirt  sich  darnach  der 
Rest  des  produktiven  Bodens.  Für  den  unproduktiven  Boden  müssen  wir  die 
Zahlen  von  Seite  70  beibehalten  und  auf  dieselben  verweisen. 


Produktiver  Boden,  km> 

Wohnbev. 

am  1.  Xn.K8 

Kanton                            ^ 

Wald 

Weinberge* 

►      Uebrige« 

Total     ] 

per  1  kiu" 
E>rod.  Bodens 

per  1  km» 
Ges.- Areal 

Aargau       ....        430 

25 

886,7 

1,341,7 

144 

138 

Appenzell  A.-Rh. 

48 

0,1 

187,0 

235a 

230 

224 

Appenzell  I.-Rh.  . 

33 

129,9 

162,9 

79 

73 

Baselland    . 

147 

7,0 

251.6 

405,6 

153 

147 

Baselstadt  . 

4 

0,8 

25,6 

30,4 

2,426 

2,060 

Bern 

.     1,460 

8,0 

3,917,7 

5,385,7 

100 

78 

Freiburg     . 

279 

2,8 

1,187,8 

1,469,6 

81 

71 

Oenf     .     . 

29 

19,8 

184,6 

232,9 

458 

378 

Glarus  . 

124 

324,6 

448,6 

75 

49 

•Graubüuden 

1,260 

3,2 

2,588,4 

3,851,6 

25 

13 

Luzern  . 

300 

0,6 

1,068,4 

1,369,0 

99 

90 

Neuenburg 

225 

12,5 

334,8 

572,8 

189 

134 

Nidwaiden 

69 

148,9 

217,9 

58 

43 

Obwalden  . 

122 



277,4 

399,4 

37 

32 

St.  Gallen  .     , 

385 

6,T 

1,321,8 

1,713,5 

133 

113 

Schatfhausen 

117 

11,0 

153,0 

281,0 

134 

128 

Schwyz 

163 

2,0 

495,2 

660,2 

76 

55 

Solothum   . 

289 

1,3 

436,2 

726,5 

118 

108 

Tessin    .     . 

557 

60,4 

1,256,6 

1,880,0 

67 

45 

Thurgau     .     . 

182 

18, i 

635,4 

335,6 

125 

106 

Uri  .     .     . 

108 

369,7 

477,7 

36 

16 

Waadt  .     . 

730 

66,0 

1,932,8 

2,728,8 

91 

77 

Wallis  .     . 

660 

23,4 

1,726,5 

2,409,9 

42 

19 

Zürich    .     . 

495 

55,« 

1,057,2 

1,607,4 

209 

195 

Zug.     .     .     . 

40 

0,7 

153,6 

194,8 

119 

97 

Total  Schweiz     8,258     330,o     21,049,6     29,637,6  99  71 

Armenwesen.  Wie  reich  ist  der  Bund,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
Wünschen  von  Gebildeten  und  Reichen  um  Erstellung  eines  Landesmuseums,  nm 
Ankauf  alter  Glasgemälde  und  sonstiger  Alterthümer,  um  Subventionimng  von 
Gesellschaften,  deren  Mitglieder  über  Millionen  verfügen,  um  Subventionimng  von 
Bildungsanstalten,  die  besonders  von  den  Söhnen  vermöglicher  Leute  frequentirt 
werden,  zu  entsprechen  ....  und  wie  arm  stellt  sich  der  Bund  gegenüber  den 
Armen.  Für  diese  sind  seine  sonst  so  wohlgespickten  Kassen  leer.  Der  Wohl- 
fahrtsartikel der  Bundesverfassung  *),  der  mit  Erfolg  für  Zwecke  angerufen 
wurde,  bei  welchen  die  Bundeskompetenz  fraglich  war,  besteht  für  die  Armen 
nicht.  Diese  sind  die  einzige  Schicht  der  Bevölkerung,  für  welche  in  den  Tigeln 
der  eidgenössischen  Münzwerkstätte  kein  Metall  schmilzt. 

*)  Art.  2:  Der  Bund  hat  zum  Zweck:  Behauptung  der  Unabhängigkeit  des  Vater- 
landes gegen  Außen,  Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  inneren,  Schutz  der 
Freiheit  und  der  Rechte  der  Eidgenossen  und  Beförderung  ihrer  gemeinsamen  Wohlfahrt 
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Nun  muthet  zwar  auch  der  Herausgeber  dieses  Lexikons  dem  Bunde  nicht 
zu,  daß  dieser  Almosenbureaux  organisire,  aber  er  glaubt,  dass  der  Bund  (ge- 
rade auf  Grund  des  Wohlfahrtsartikels)  die  Mission  habe,  sanirend  in  die  Armen- 
pflege der  Kantone  einzugreifen,  besonders  in  dem  Sinne,  daß  diese  befähigt 
werden,  der  Verarmung  auch  vorzubeugen,  anstatt  nur  bei  bereits  eingetretener  Verar- 
mung Hülfe  zu  bieten.  Als  das  wirksamste  Vorbeugungsmittel  dürfte  sich  der  Berufe- 
erlemungszwang  erweisen,  denn  die  Armuth  ist  in  den  meisten  Fällen  die 
Folge  ungenügender  Ausbildung  der  Arbeitskraft,  die  Folge  des  Mangels  regel- 
rechter Berufserlernung.  Diesem  Mangel  sind  die  meisten  Kinder  unbemittelter 
Eltern  ausgesetzt.  Sie  erwerben  nur  geringe  Fertigkeiten,  unterliegen  früh- 
zeitig im  Kampf  ums  Dasein  und  werden  der  Hülfe  ihrer  Mitbürger  benöthigt. 
Solchen  Verarmungsfällen  kann  durch  den  Berufserlemungszwang,  aus  welchem 
für  den  Staat  die  Bestreitung  der  Kosten  für  unbemittelte  Kinder  sich  ergibt, 
vorgebeugt  werden,  so  daß  die  Armenbehörden  nur  noch  mit  solcher  Armuth  zu 
schaffen  haben,  welche  aus  Charakterfehlern  und  Mißgeschick  entstanden  ist.  Der 
Berufserlernungszwang,  für  alle  Kantone  gültig,  kann  nur  vom  Bund  ausge- 
sprochen werden,  und  für  die  Berufserlernungskosten  Unbemittelter  vermag  nur 
«r  die  Mittel  zu  beschaffen.  Leider  ist  die  Aussicht,  daß  diese  Anschauungen 
bald  von  den  BundesbehSrden  getheilt  werden,  gering.  Eascher  dürften  sie  in 
gemeinnützigen  Gresellschaften  zum  Durchbruch  gelangen,  daher  möge  an  dieser 
Stelle  folgende  Anregung  Platz  finden: 

Die  Schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft,  die  schon  so  grosse  Werke 
geschaffen  hat,  erkläre  es  als  ihre  Aufgabe,  möglichst  vielen,  von  den  Armen - 
behörden  nicht  berücksichtigten  Kindern  unbemittelter  Eltern  die  regelrechte  Er- 
lernung eines  ihren  Fähigkeiten  zusagenden  Berufes  zu  ermöglichen.  Sie  ersuche 
den  Bund,  (gestützt  auf  die  Bundesbeschlüsse  betreffend  die  gewerbliche  und  die 
kommerzielle  Berufsbildung)  sowie  die  Kantone  um  angemessene  Subventionen  und 
«rrichte  ein  ständiges  besoldetes  Sekretariat,  das  die  einschlägigen  Arbeiten  besorgt. 
Legate  und  Geschenke  von  Privaten  würden  vermuthlich  nicht  ausbleiben  und 
80  könnte  die  Gesellschaft  eine  Thätigkeit  entfalten,  welche  dem  allgemeinen 
fierufserlemungszwang  mit  Macht  die  Wege  ebnen  würde. 


Das  Einzige,  was  sich  in  Armensachen  der  Bund  bisher  den  Kantonen  gegen- 
über erlaubte,  war,  daß  er  ihnen  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1875  die  Pflicht 
auferlegte,  dafür  zu  sorgen,  daß  unbemittelten  Angehörigen  anderer  Kantone, 
welche  erkranken  und  deren  Rückkehr  in  die  Heimathkantone  ohne  Kachtheil 
für  ihre  und  Anderer  Gesundheit  nicht  geschehen  kann,  die  erforderliche  Pflege 
und  ärztliche  Behandlung  und  im  Sterbefail  schickliche  Beerdigung  zu  Theil  werde. 
Im  Üebrigen  ist  es  den  Kantonen  gemäß  Art.  45  der  Bundesverfassung  gestattet, 
die  Niederlassung  solchen  Armen  zu  verweigern,  welche  dauernd  der  öffentlichen 
Wohlthätigkeit  zur  Last  fallen  und  deren  Heimathgemeinde  oder  Heimathkanton 
trotz  amtlicher  Aufforderung  keine  angemessene  Unterstützung  gewährt.  Ja  die 
Kantone  mit  territorialer  Armenpflege  dürfen  die  Gestattung  der  Niederlassung 
an  die  Bedingung  der  Erwerbsfähigkeit  knüpfen. 

Eine  charakteristische  Erscheinung  im  Armenwesen  ist  es  bekanntlich,  daß 
viele  Gemeinden  ihre  Armen  abzuschieben,  städtischen  Gemeinwesen  aufzubürden 
suchen.  Daß  dieselbe  indess  nicht  erst  aus  neuerer  Zeit  datirt,  beweist  ein  Tag- 
aatsungsabschied  aus  dem  Jahre  1551,  der  verordnete,  daß  jeder  Ort,  jeder  Fleck, 
jede  Kirohhöri  die  verarmten  Angehörigen  selbst  erhalten  und  andere  Orte  nicht 
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mit  denselben  beschweren  solle.  Um  diese  Weisung  besser  zu  verstehen,  muß 
man  wissen,  daß  (in  Folge  der  Reformation)  die  Aufhebung  vieler  Klöster  voraus- 
gegangen war,  so  daß  sich  die  Armen  daselbst  keine  Unterstützungen  mehr  holen 
konnten.  Die  Bettler  begaben  sich  auf  Reisen,  resp.  wurden  auf  Reisen  ge- 
Bohoben.  Dies  und  der  erwähnte  Tagsatzungsbeschluss  gab  nun  zu  einer  Menge 
von  obrigkeitlichen  Bettel  Verordnungen  Anlaß,  die  zur  Folge  hatten,  daß  theils 
die  Verwandtschaft,  theils  die  Gemeinde  zur  Unterstützung  verpflichtet  wurden. 
So  waren  in  Appenzell  A.-Rh.  am  £nde  des  15.  Jahrhunderts  die  Verwandten 
bis  zum  achten  Grad  unterstützungspflichtig,  in  Uri  noch  am  Anfang  des  19» 
Jahrhunderts  bis  zum  fünften  Grad.  In  Nidwaiden  lag  vor  1811  der  Armeu- 
unterhalt  ganz  auf  den  Blutsverwandten.  In  St.  Gallen  kannte  man  vor  1798 
eine  obligatorische  Armenunterstützung  durch  die  Gemeinde  nicht.  Umgekehrt 
sind  auch  Beispiele  von  Gemein  de -Armenpflegen  scohn  aus  dem  16.  Jahrhundert 
bekannt.  Die  betrefi^enden  Gemeinden  hatten  das  Recht,  Armensteuern  zu  erheben, 
und  es  bildete  sich  damit  die  Erblichkeit  des  Gern  ein  debtirgerrechtes  aus. 

Die  Helvetik  kousilidirte  die  Gemein  de- Armen  pflege.  Sie  bestimmte  durch 
Gesetz  vom  13.  Februar  1799,  daß  diejenige  Gesellschaft  in  jeder  Gemeinde, 
der  bisher  unter  dem  Namen  „Bürgerschaft"  die  Verpflichtung  zur  Unterhaltung 
ihrer  Armen  obgelegen,  diese  Pflicht  auch  ferner  zu  erfüllen  habe,  und  daß  keine 
Gemeinde  ihr  Armengut  vertheilen  dürfe.  Durch  diesen  Satz  wurde  das  orts- 
bürgerliche oder  heimathliche  Armenversorgungsprinzip  proklamirt  und  es  ist 
heute  in  allen  Kantonen  ohne  Baselstadt,  Bern  und  Neuenburg  in  Geltung.  (In 
Genf  in  der  Weise,  daß  in  Armensachen  der  ganze  Kanton  als  eine  einzige  Ge- 
meinde gilt).  In  Baselstadt  ist  das  Armen wesen  rechtlich  gar  nicht  geregelt^ 
sondern  beruht  auf  Stiftungen  und  Freiwilligkeit,  ohne  indessen  unergiebiger  zu 
sein  als  anderwärts.  Im  Kanton  Neuenburg  und  im  Kanton  Bern,  deutscher 
Kantonstheil,  ist  die  Armenpflege  Sache  der  Wob ngemeinde  (Territorial- 
prinzip), im  jurassischen  Theil  der  Freiwilligkeit,  unter  administrativer  Mit- 
wirkung der  Behörden. 

Es  liegt  im  Wesen  des  ortsbürgerlichen  Prinzips,  daß  in  der  Regel  auch 
die  außerhalb  der  Heimathgemeinde  wohnenden  verarmten  Bürger  von  ihrem- 
Bürgerort  aus  unterstützt  werden,  umgekehrt  müssen  die  außerhalb  der  Heimath- 
gemeinde wohnenden  steuerfähigen  Bürger  an  die  Armenlasten  des  Bürgerortes 
beitragen,  es  sei  denn,  man  wohne  außerhalb  des  Kantons  und  besitze  nicht  zu- 
gleich in  der  Heimathgemeinde  reales  Vermögen. 

Beim  territorialen  Prinzip  kommt  dieses  Uebergreifen  in  andere  Gemeinden 
nicht  vor,  dafür  aber  macht  die  Armenpflege  keinen  Unterschied  zwischen  Orts- 
bürgern und  niedergelassenen  Kantonsbürgern.  Außerhalb  des  Kantons  wohnende 
Verarmte  werden  entweder  in  die  Heimathgemeinde  zurückgenommen  (Kanton 
Neuenburg)  oder  erhalten  Unterstützungen  vom  Staat  (Bern). 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ist  ersichtlich,  daß  mit  Ausnahme  von  Baselstadt 
und  dem  Berner  Jura  die  Armenpflege  überall  gesetzlich  regulirt  ist.  Sie  ist  ea 
jedoch  mehr  im  Sinne  einer  bloßen  Humanitätspflicht  der  Gemeinde  als  im  Sinne 
eines  klagbaren  Rechtes  auf  Unterstützung,  das  gerichtlich  geltend  gemacht  werden 
könnte.  Beschwerden  an  Oberbehörden  wegen  Unterstützungsverweigerung  sind 
zwar  zulässig. 

Die  üblichsten  Formen  der  Unterstützung  sind  die  direkte  Verabfolgung  von 
Geld  und  Naturalien,  die  Versorgung  bei  Familien  und  in  Anstalten. 

In  allen  Kantonen  ohne  beide  Appenzell  können  die  Gemeinden  zunächst 
Verwandte  der  Unterstützungsberechtigten  zu  Beitragsleistungen  heranziehen;  im 


Armenwesen  _.     49     —  Ausstellungen 

üebrigen  dürfen  sie  die  Unterstützungsmittel  doroh  spezielle  Steuern  aufbringen 
oder  den  allgemeinen  Steuer-Einkünften  entnehmen.  In  der  Mehrzahl  der  Kan- 
tone ist  auch  die  Verwendung  von  Staatsgeldern  für  die  Armenpflege  zulässig, 
Bossen,  Legate,  Schenkungen  bilden  ebenfalls  Einnahmen  der  Armenverwaltungen. 

Die  an  volljährige  Personen  verabfolgten  Unterstützungen  sind  fast  von  allen 
Armen-Gesetzen  als  Darlehen  behandelt,  deren  Rückerstattung  (ohne  Zinsen)  ver- 
langt werden  kann. 

Die  bürgerlichen  Folgen  der  Armenunterstützung  bestehen  meistens  in  Be- 
schränkung des  Stimmrechtes  und  der  Wählbarkeit,  in  Beschränkung  der  elter- 
lichen Gewalt  und  im  Wirthshaosverbot. 

Die  amtliche  Armenpflege  wird  wohlthuend  ergänzt  durch  die  private  Wohl- 
thätigkeit  vieler  Hülfsvereine.  Diese  haben  in  der  Regel  lokalen  Charakter 
und  ihre  Thätigkeit  wendet  sich  mehr  den  Niedergelassenen  und  Aufenthaltern 
als  den  der  amtlichen  Armenpflege  unterstellten  Ortsbürgem  zu.  Ueber  größere 
Grebiete  erstreckt  sich  die  Wirksamkeit  kantonaler  und  nationaler  Verbände,  als: 
Schweizerische  gemeinnützige  Gesellschaft,  kantonale  gemeinnützige  Gesellschaften, 
interkantonaler  Verband  für  Verpflegung  armer  Durchreisender  etc.  Jene  zeichnen 
sich  insbesondere  durch  die  Gründung  von  Anstalten  aus. 

Nach  einer  im  Jahre   1870  von  der  schweizerischen  statistischen  Gesellschaft 
vwanstalteten  Armenstatistik 
wurden  damals  von  der  amtlichen  Armenpflege  unterstützt  31,379  Kinder. 

„  „  „      f,^  n  f,  n  93,187   Erwachsene. 

Das  Vermögen  aller  Armenfonds  betrug  133,822,624  Franken. 

Die  Jahreseinnahme  der  Armenverwaltungen  12,781,090  ^ 

„     Jahresausgabe         „  „  12,114,956 

Die  freiwillige  Armenpflege  unterstützte  7,200  Kinder. 

«  «  M  „  84,378    Erwachsene. 

Vermögen  der  freiwilligen  Armenvereine,  Anstalten  etc.   18,115,153  Franken. 
Jahreseinnahme  2,218,962         „ 

Jahresausgabe  2,013,184         „ 

Die  2iahl  d.  freiwilligen  Vereine  Fonds  u.  Anstalten  betrug  599 

Die  Mitgliederzahl  der   Vereine  42,470 

Ausländer  in  der  Schweiz.  Nach  den  vom  eidg.  statistischen  Bureau 
veröffentlichten  ^  Vorläufigen  Ergebnissen  der  eidg.  Volkszählung  vom  1.  Dezember 
1888"  (die  definitiven  Ergebnisse  sind  zur  Zeit,  Februar  1891,  noch  nicht 
bekannt)  hat  sich  die  Zahl  der  Ausländer  seit  1880  von  211,035  auf  238,313 
gehoben,  also  um  ca.  27,000  vermehrt. 

Ausstellungen.  1)  Allgemein  schweizerische.  Eine  solche 
hat  seit  der  Landesausstellung  von  1883  nicht  mehr  stattgefunden.  Wohl  wurde 
im  Jahre  1886  in  Genf  der  Plan  gefasst,  daselbst  eine  Landesausstellung  für 
das  Jahr  1888  zu  veranstalten.  Ein  Subventionsgesuch  wurde  an  die  Bundes- 
behörde gerichtet,  was  dieser  Veranlassung  gab,  die  Angelegenheit  einer  Kommission 
zu  unterbreiten.  Letztere  rieth  mit  Rücksicht  auf  die  Pariser  Weltausstellung 
von  1889  von  dem  Unternehmen  ab,  und  da  die  Bundesbehörde  die  Zusicherung 
gab,  dass  sie  eine  im  Jahr  1893  stattfindende  LandesauHstellung  ebenso  unter- 
stützen wolle,  wie  zur  Zeit  die  Ausstellung  von  1883,  verzichtete  Genf  auf  sein 
Projekt,  um  dasselbe  erst  im  Jahre  1893  resp.   1895  zu  realisiren. 

2)  Land  wirthschaft  liehe  Ausstellungen,  allgemein  schwei- 
zerische.  Eine  solche  (die  fünfte  seit  1873)  fand  vom  11. — 20.  September 
1888  in  Neuenburg  statt.     Sie  zerfiel  in  folgende  11  Abtheilungen: 

Farrer,  Volkawirthschafte-Lexikon  der  Schweiz.  4 
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1)  Fortschritte  der  Landwirthsohaft ;  2}  Pferde;  3)  Grosses  Rindvieh  und 
Gebirgsvieh;  4)  Kleinvieh;  5)  GeflUgel;  6)  Bienen;  7)  Milohwirthschaft ; 
8)  Weinbau;  9)  Gartenbau;   10)  Maschinen;   11)  Produkte. 

Abtheilung  I,  Fortschritte  der  Landwirthschaft,  umfasste : 

a.  Thäii(/heit  der  Behörden  hinsicfUlich  Gesetegebung  und  Verwaltung: 
1)  Gesetze,  Dekrete,  Instruktionen,  Berichte,  Memoiren  etc.;  2)  Landwirthsohaft- 
liche  Statistik;  3)  Angewandte  Massregeln  zur  Unterstützung  und  Ermuthigung 
der  Landwirthschaft. 

b.  Thätiyhtit  der  landwirthschaftlichen  Genossenschaften  und  Syndih<Ue: 
1)  Statuten  und  Reglemente;  2)  Studien,  £nqu§ten,  Eonkurrenzausschreibungen, 
Jahresberichte,  Verträge,  literarische  Werke. 

c.  Unternehmungen  der  Kantone^  Gemeinden^  Korporationen ,  Syndikate 
und  Privaten  zur  Verbesserung  und  zum  Schutz  des  Bodens:  1)  Bewässerungs- 
und  Entwässerungsvorrichtungen  etc.;  2)  Korrektionen  und  Eindämmungen  von 
Wasserläufen;  3)  agronomische  Karten;  4)  Sohutzarbeiten  an  den  Weinbergen 
zur  Abwehr  der  Reblaus;  5)  Bestrebungen  gegen  die  Zerstückelung  des  Grund- 
besitzes und  für  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke ;  6)  Verwerthung  unbebauten 
Bodens;  7)  Pläne  und  Kostenberechnungen  landwirthschaftlicher  Bauten ;  8)  Ver- 
schiedene  Verbesserungen. 

d.  Kulturtechnischer  Unterricht  und  Versuchsstationen:  1)  Kollektionen 
von  Material,  Zeichnungen  undLehrmitteln ;  6)  Mittel  und  Wege,  um  den  Land- 
wirthen  die  agronomische  Wissenschaft  beizubringen;  3)  Arbeiten  und  Resultate 
der  Versuchsstationen,  landwirthschaftliche  Kolonien  und  Orphelinate. 

e.  Thätigktit  der  Privaten:  1)  ökonomische  Betriebsmethoden  und  neue 
Betriebsverfahren;  2)  landwirthschaftliche  Buchführung. 

f.  Maßregeln  und  Vorrichtungen  zum  Schute  der  Thiere:  1)  wissenschaftliche 
und  andere  Publikationen,  den  Thierschutz  betreffend ;  2)  Instrumente  und  Apparate 
der  Veterinäre,  Schlachtapparate,  Vorrichtungen  zum  Bezähmen  und  Führen  der 
Thiere,  Vorrichtungen  zum  Füttern  und  Melken  der  Thiere ;  3)  Vorrichtungen, 
welche  den  Zugthieren  die  Arbeit  erleichtem,  Zuggeschirre  und  Zubehör,  Fuhrwerke; 
4)  Neuerungen  und  Verbesserungen  (Modelle  und  Zeichnungen)  in  den  Ställen. 

Das  Preisgericht  zählte  74  Mitglieder,  nebst  3  Schiedsrichtern. 

Es  waren  ausgestellt: 

51  Zuchthengste,  davon  ausgezeichnet 44 

9  Hengstfohlen,       ^                „             1 

46  Zuchtstuten,  in  der  Schweiz  geb.,  davon  ausgez.  26 

22            „             importirte,  davon  ausgezeichnet  .     .  13 

69  Stutfohlen,  davon  ausgezeichnet 44 

10  Wallachen,       ^                ^                 6 

Total     207  Pferde,  davon  ausgezeichnet 134 

105  Stiere  der  Fleck viehrasse,  davon  mit  Geld  prämirt  65 

99  Kühe     „               „                  ,,        ^       ^          „  50 

115  Rinder  ^                „                  r        «       *.           „  64 

Total     319  Stück,  davon  mit  Geld  prämirt 179 

95  Stiere  der  Braun  viehrasse, 

78  Kühe      , 

77  Rinder 


1»  f» 


Total     250  Stück,  davon  prämirt 184 

I  Total       12  Zuchtfamilien  Braun vieh,  Prämienbetrag    .     Fr.  1900 
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9  Stiere  Gebirgsvieh, 

35  Kühe 

36  Rinder 

Total       80  Stück  Gebirgsvieh. 

54  Eber  fremder  reiner  Rassen, 

70  Mutterschweine  fremder  reiner  Rassen, 

1  Eber  gekreuzter  Rassen, 
24  Mutterschweine  einheimischer  gekreuzter  Rassen, 

Total     149  StUck  Schweine. 
Ferner   142  Ziegen  (28  Böcke), 
86  Schafe,  einheimische, 
385  Tauben, 
zirka        70  Paare  Kaninchen, 
r,  60  Bienenstöcke. 

Prämien.     Dieselben  waren  folgendermaßen  bemeflsen: 

a.  Für  Pferde:  Hengste  100—400  Fr.,  Stuten  100—200  Fr.,  Fohlen  50  bis 
150  Fr.,  Esel  bis  200  Fr.,  Maulthiere  bis  100  Fr. 

b.  Für  Rindvieh:  Stiere  100—300  Fr.,  Ktihe  50  —  200  Fr.,  Rinder  40  bis 
200  Fr.,  Zuchtfamilien  100—300  Fr. 

<j.  Für  Kleinvieh:    Schweine    20—100   Fr.,    Ziegen    40—100    Fr.,    Schafe 

40-80  Fr. 
-d.  Für  Bienen:  30—100  Fr.,  für  Bienenwohnungen  5 — 80  Fr.,  für  Instru- 
mente 10—40  Fr.,  filr  Honig  10—20  Fr.,  flir  Wachs  10—20  Fr.,  für 
wissenschaftliche  Arbeiten  und  Lehrmittel  30 — 40  Fr. 
e.  Für  Käse  und  Butter:  Emmenthalerkäse  50 — 100  Fr.,  Greyerzerkäse 
50—100  Fr.,  Spalenkäse  50—100  Fr.,  andere  Käse  10—30  Fr.,  Butter 
10—50  Fr. 

Die  Snmme  der  verabfolgten  Geldprämien  betrug  79,410  Fr.,  wovon 
15,665  Fr.  für  Pferde,  21,320  Fr.  für  Fleckvieh,  20,925  Fr.  für  Braunvieh, 
4,500  Fr.  für  Gebirgsvieh,  3,000  Fr.  für  Schweine,  520  Fr.  für  Ziegen, 
490  Fr.  für  Schafe,  2,740  Fr.  für  Geflügel,  2,310  Fr.  für  Bienen,  3,940  Fr. 
für  Käse  und  Butter,  2,140  Fr.  für  Obst  und  Gemüse,  2,000  Fr.  für  andere 
Produkte.  Der  Werth  der  verabfolgten  Medaillen  und  Diplome  belief  sich  auf 
11,460  Fr.,    somit   betrug   die  Gesammtsumme  der  Anszeichnungen  91,000  Fr. 

An  die  Gesammtansgaben  im  Betrage  von  323,966  Fr.  leistete  der 
Bund  einen  Beitrag  von  110,723  Fr.,  die  Kantone  24,800  Fr.,  verschiedene 
•Gemeinden  12,507  Fr. ;  die  Eintrittsgelder  beliefen  sich  auf  102,066  Fr.  Die 
Herstellung  der  Gebäulichkeiten  absorbirte  zirka  13,000  Fr.,  die  Transport- 
vergütung für  nicht  prämirte  Thiere  4,745  Fr.    Defizit  12,167  Fr. 

Urtheil  über  die  Ausstellung.  Das  Organisationskomite  faßt  sein 
Urtheil  über  die  Ausstellung  im  Allgemeinen  in  folgende  Worte  zusammen : 
^Hinter  dem  glänzenden  Schauspiel,  das  die  Ausstellung  bot,  offenbarte  sich  das 
«tets  vorwärtstreibende  Bedürfniß  des  Landwirthes,  seine  Existenz  durch  bessere 
Bewirthschaftnng  des  Bodens,  durch  intensivere  Produktion  und  durch  Benützung 
der  wissenschaftlichen  Forschungen  zu  verbessern.  Ohne  noch  alle  Vortheile, 
welche  die  Wissenschaft  bietet,  genügend  zu  verstehen  und  zu  schätzen,  begreifen 
unsere  Landwirthe  doch,  daß  ihre  Lage  einer  Wendung  zum  Besseren  bedürftig 
und  fähig  ist.  Sie  beginnen,  die  gewohnheitsmäßige  Routine  zu  durchbrechen, 
das  Mißtrauen  gegen  Neuerungen  schwindet,  und  die  Lust  zu  sehen,  sich  unter- 


^ 
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richten  zu  lassen,  sich  dem  Fortschritt  anzupassen,  nimmt  überhand.  Diesem  Um- 
Stande  ist  der  Erfolg  der  Ausstellung  hauptsächlich  zu  verdanken.  Nie,  glauben 
wir,  ist  eine  schweizerische  landwirthscliaftliche  Ausstellung  zahlreicher  besucht 
worden  von  Leuten,  welche  sich  von  den  Fortschritten  der  Bodenkultur  Rechen- 
schaft ablegen  wollten.  An  keinem  andern  landwirthschaftlichen  Fest  hat  maik 
ebensoviel  Besucher,  Delegirte  von  Genossenschaften  und  Vereinen,  Lehrer  vom 
Lande,  Grundbesitzer  und  Pächter  beobachten  können,  welche  mit  Aufmerksam- 
keit alle  Einzelheiten  der  Ausstelhing  studirten,  Notizen  machten  u.  s.  w.  Diese 
einzige  Thatsache  genügt,  um  zn  zeigen,  wie  nützlich  die  Wiederholung  solcher 
Ausstellungen  ist,  wie  sehr  sie  die  Eenntniß  neuer  Betriebsmethoden  verbreiten 
und  den  Fortschritt  im  Allgemeinen  fördern**. 

Auswanderung.  (Ergänzung  des  Artikels  auf  Seite  104  u.  ff.  im  L  Bd.;, 
mitgetheilt  von  Herrn  Karrer,  Chef  der  kommissarischen  Abtheilung  des  eidg. 
Departementes  der  auswärtigen  Angelegenheiten.)     Wir  unterscheiden: 

1)  eine  nur  eeitweilige  (periodische)  Wanderung  von  Schweizern  in's  Aus- 
land für  die  Dauer  einer  bestimmten  Jahreszeit   mit  darauffolgender  Rückkehr ;. 

2)  eine  Auswanderimg,  deren  Beiseziel  irgend  ein  anderes  europäisches 
Land  ist,  zum  Zwecke   einer  längeren   oder   bleibenden  Niederlassung   daselbst;. 

3)  die  überseeische  Auswanderung. 

Die  ersiere  bildet  eine  Eigenthümlichkeit  vorzugsweise  des  italienisch 
sprechenden  Theiles  der  Schweiz.  Bevölkerung  und  ist  z.  B.  im  Kanton  Tessin 
von  solcher  Bedeutung,  daß  sie  bisher  sogar  die  Stimmrechtsverhältnisse  und  die 
daherige  kantonale  Gesetzgebung  wesentlich  zu  beeinflussen  vermochte.  Nament 
lieh  sind  es  Bauarbeiter,  sowie  auch  Handwerker  anderer  Berufsrichtungen ^ 
welche  den  Sommer  über  in^s  Ausland  gehen,  um  dann  bei  Eintritt  der  un- 
günstigen Jahreszeit  mit  dem  ersparten  Gelde  in  die  Heimat  zurückzukehren. 
In  ähnlicher  Weise  gehen  nach  altem  Herkommen  alljährlich  im  Frühling  junge 
Leute  und  besonders  Knaben  aus  dem  Kanton  Graubünden  nach  Süddeutschland,, 
um  sich  dort  gegen  bescheidenen  Lohn  für  die  landwirthschaftlichen  Sommer- 
arbeiten  zu  verdingen  und  im  Spätherbst  heimzukehren. 

Die  Auswanderung  der  zweiten  Kategorie  ist  in  der  Schweiz  von  großer 
Bedeutung ;  denn  es  giebt  kaum  eine  Bernfsstellung,  welche  dabei  nicht  be- 
theiligt wäre.  Sie  wendet  sich  namentlich  den  größeren  Verkehi^^entren  zuy 
wovon  zahlreiche  Schweizergesellschaften  Zeugniß  ablegen,  aber  auch  den  land- 
wirthschaftlichen Lidustrien  (Käserei,  Butterbereitung),  auf  welchem  Gebiete  sie 
dem  Heimatlande  eine  sehr  spürbare  Konkurrenz  hat  schaffen  helfen. 

Die  dritte  Kategorie  aber,  die  überseeische  Auswanderung  ist  es,  welche 
unsere  Aufmerksamkeit  hier  besonders  in  Anspruch  nimmt. 

Eine  ordentliche  Statistik  der  überseeischen  Auswanderung  besteht  in  der 
Schweiz  erst  seit  dem  Jahre  1879.  Einzelne  Kantone  zählten  zwai'  schon  früher 
ihre  nach  überseeischen  Ländern  auswandernden  Bürger,  und  im  Jahre  1867 
beauftragte  die  Bundesversammlung  den  Bundesrath,  eine  Auswandererstati stik 
anzulegen.  Allein  einige  Kantone  entsprachen  dem  daherigen  Begehren  gar  nicht 
oder  nur  ungenügend,  bis  die  Vorbereitung  zu  einer  Bundesgesetzgebung  über 
das  Auswanderungswesen  eine  genaue  Statistik  absolut  unerläßlich  machte.  Es 
zeigte  sich  dabei  sofort,  daß  die  Zahl  der  überseeisch  Auswandernden  weit  stärker 
war,  als  man  vermuthet  hatte  und  Schritt  hielt  mit  der  Zahl  derjenigen  Schweizer, 
welche  nach  anderen  europäischen  Staaten  gehen,  um  sich  dort  bleibend  nieder- 
zulassen.    Dieser  Gesammtauswanderung   entspricht  die  Einwanderung  von  Aus- 
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ländem  in  die  Schweiz  in  einer  Zahl,  welche  zu  der  Annahme  herechtigt,  daß 
annähernd  jeder  wegBiehende  Schweizer  durch  einen  Ausländer  erseiet  werde. 

Die  Büchwirkung  der  Auswanderung  auf  die  naiionalöhonömisclien  Vet- 
hältnisse  unseres  Landes  findet  eine  sehr  verschiedene  Beurtheilnng.  Während 
die  Einen  darin  einen  unersetzt  bleibenden  Verlust  an  Arbeitskraft  und  Kapital 
erblicken,  halten  die  Andern  die  Auswanderung  fttr  einen  ,»wohlthuenden  Ader- 
laß, *"  eine  „Erleichterung  für  das  zurückbleibende  Volk*  und  Anderes  mehr. 
Diese  ürtheile  sind  nur  zum  kleinsten  Theile  richtig.  Viele  verlassen  das  Land, 
weil  sie  mit  Becht  oder  Unrecht  glauben,  dasselbe  biete  ihnen  keine  Stätte  mehr 
für  eine  ausgiebige  Entfaltung  und  Beschäftigung  ihrer  Kräfte.  Andere,  welche 
hier  durch  Armuth  oder  Unglück  gebrochen  oder  aus  andern  Gründen  sich  nicht 
mehr  als  leistungsfähig  aufweisen,  Alles  aber  von  einer  auf  neue  Grundlagen 
aufzubauenden  Existenz  erwarten,  können  für  das  Heimatland  keinen  wesentlichen 
Verlust  von  Arbeitskraft  repräsentiren.  Dagegen  verliert  das  Land  alljährlich 
eine  beträchtliche  Anzahl  junger  Leute,  welche  jenseits  der  Meere  ihr  Glück 
versuchen  wollen,  und  es  ist  der  bleibende  Weggang  mindestens  dieses  Theiles 
unserer  Auswanderung  eine  wirkliche  Verminderung  der  Produktions-  und  De- 
fensivkraft des  Landes.  In  wie  weit  diese  Verluste  qualitativ  durch  die  Ein- 
wanderung Fremder  ersetzt  werden,  läßt  sich  kaum  auch  nur  annähernd  be- 
stimmen. Wer  das  auswandernde  Kapital  als  einen  empfindlichen  Verlust  zu 
beklagen  geneigt  ist,  mag  sich  daran  erinnern,  daß  auch  die  Einwanderung 
bleibendes  Kapital  mitbringt,  mancher  Ausgewanderte  später  reicher  heimkehrt, 
als  er  fortgieng,  manches  den  Ausgewanderten  früher  oder  später  nachfolgende 
Erbtheil  durch  wiederholte  Spenden  an  die  Zurückgebliebenen  aufgewogen  wird, 
und  nach  unzweideutigen  Zeugnissen  überseeischer  Schweiz.  Kaufleuie  die  Aus- 
wanderung einen  wenn  auch  nicht  sehr  in  die  Augen  springenden  direkten  oder 
indirekten  Antheil  hat  an  der  Förderung  schweizerischer  Handelsinteressen.  In 
Zahlen  läßt  sich  dießbezüglich  nichts  Sicheres  darstellen. 

Wie  dem  auch  sei,  die  Schweiz  kann  und  wird  die  Auswanderung  schon 
aus  Achtung  vor  der  Freiheit  ihrer  Bürger  nicht  verhindern  wollen.  Ebensowenig 
aber  kann  sie  in  irgend  einer  Weise  dieselbe  fordern,  ohne  vor  ihren  eigenen 
Interessen  die  Augen  zu  verschließen  oder  ihre  werthvollsten  Prinzipien  zu 
verläugnen. 

Die  Auswanderung  beschäftigte  ab  und  zu  schon  im  vorigen  Jahrhundert 
die  aufsehenden  kantonalen  Behörden,  doch  nur,  wenn  außerordentliche  Er- 
acheinungen  auf  diesem  Gebiete  eine  allgemeinere  Aufregung  zur  Folge  hatten. 
Mehrmals  kam  es  vor,  daß  Begiemngen,  welche  mit  auswärtigen  Fürsten  sogen. 
Militärkapitulationen  unterhielten,  feindselig  und  hindernd  gegen  die  civile  Aus- 
wanderung auftraten.  Mancherlei  Erscheinungen  aber  trugen  allmälig  dazu  bei, 
den  Gedanken  an  eine  Schutzaufsicht  über  das  Auswanderungswesen  wachzurufen ; 
so  ganz  besonders  die  betrügerische  Ausbeutung  der  Auswanderer  in  den  See- 
häfen, die  unglücklichen  Schicksale  vieler  derselben  im  fremden  Lande,  und  eine 
oft  in  schamlosester  Weise  betriebene  Propaganda  ftlr  gewisse  Auswanderungs- 
ziele. 

Zuerst  beschäftigte  sich  auf  die  Anregung  hervorragender  Männer  die 
schweiß,  gemeinnützige  Gesellschaft  in  den  zwanziger  Jahren  lebhaft  mit  dieser 
Frage,  und  wenn  damals  und  in  den  zunächst  folgenden  Jahrzehnten  nur  wenig 
dabei  herauskam,  so  lag  die  Schuld  weniger  in  einem  allgemeinen  Mangel  an 
Mitgefühl  für  die  scheidenden  Mitbürger,  als  in  der  allerdings  unbegründeten 
Befürchtung,  daß  durch  die    Organisation    einer   solchen    Schutzaufsicht  die  Aus- 
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Wanderung  nicht  unwesentlich  gefördert  werden  könnte.  Einzelne  Kantone  fingen, 
indessen  an,  in  dieser  Richtung  etwas  zu  thun,  indem  sie  g^esetzliche  oder  auch 
nur  von  den  Administrativbehörden  ausgehende  Vorschriften  darüber  erließen. 
Zum  ersten  Mal  aber  wurde  im  Jahre  1846  in  einer  von  12  Kantonen  be- 
schickten Konferenz  die  Nothwendigkeit  gemeinsamer  Maßregeln  zum  Schutz» 
der  Auswanderer  im  Sinne  einer  sicheren  und  billigeren  Beförderung  und  einer 
zuverläs^gen  Berathung  derselben  über  die  Reise  und  die  Auswanderungsziele- 
besprochen.  Es  war  eine  zwar  nicht  direkte,  aber  doch  aus  der  stattgefnndenen 
Anregung  hervorgegangene  Frucht  dieser  Konferenz,  daß  die  eidg,  lagsatzung 
noch  in  ihrer  letzten  Session  vor  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  von  1818- 
dem  Vorort  den  Auftrag  ertheilte,  durch  Kreirung  eines  eidg,  Auswanderungs- 
bureau unter  der  Leitung  und  Aufsicht  des  Schweiz.  Konsuls  in  Havre  vorüber  - 
gehend  für  den  Schutz  und  die  Sicherheit  der   Schweiz.  Auswanderer  zu  sorgen. 

Weitaus  der  größte  Theil  der  Schweiz.  Auswanderer  wählte  von  jeher  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  als  Ziel;  die  übrigen  vertheilen  sich,  wi& 
Tab.  2  zeigt,  auf  Süd-  und  Centralamerika,  Australien,  Nord-  und  Südafrika  und 
Asien.  Es  giebt  kaum  ein  Land  mit  auch  nur  halbwegs  europäischer  (.^vilisation^ 
in  welchem  man  nicht  auch  Schweizer  vorfände;  jedoch  nur  Wenige  derselben 
begeben  sich  in  solche  Gegenden,  welche  vom  Verkehr  weit  abliegen  und  vom 
Ansiedler  Pionierarbeit  der  primitivsten  Art  fordern.  Die  Meisten  überlassen  dies& 
Arbeit  mit  ELecht  den  bereits  acclimatisirten  Bewohnern  des  Einwanderungslandes 
und  suchen  möglichst  zuverläßige  Anhaltspunkte  in  älteren  oder  neu  sich  bilden- 
den Verkehrszentren  auf,  um  dort  mit  ihrer  Arbeit,  bisweilen  auch  mit  Beihülf» 
eines  bescheidenen  Kapitals,  sich  eine  selbständige  und  bleibende  Existenz  zu 
erringen.  Dabei  bilden  die  noch  weiterer  Entwicklung  fähigen  Ansiedlungen  früher 
ausgewanderter  Schweizer  besondere  Anziehungspunkte,  und  überaus  zahlreich 
sind  in  jenen  fernen  Gregenden  die  kleineren  oder  größeren  Schweizergesellschaften^ 
in  welchen  die  Liebe  zum  alten  Heimathlande  einen  wohl  berechtigten,  idealen  und 
werkthätigen  Kultus  findet.  Denn  auch  in  der  Fremde  bleibt  der  Schweizer  ein 
Bürger  seines  Heimathlandes,  so  lange  als  er  nicht  freiwillig  auf  sein  ange- 
stammtes Bürgerrecht  Verzicht  geleistet  und  die  Entlassung  aus  demselben  von 
den  heimathlichen  Behörden  nicht  erhalten  hat. 

Daß  die  Schweiz.  Auswandemng  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
den  Vorzug  giebt,  hat  aber  seinen  Grund  nicht  nur  darin,  daß  sie  dort  zahl- 
reichere heimathliche  Elemente  vorfindet,  sondern  weil  sie  dort  im  Allgemeinen 
konsolidirteren  Verhältnissen,  einer  ihr  weniger  fremdartigen  Bevölkerung,  als 
z.  B.  in  spanisch-amerikanischen  Ländern,  und  einem  Klima  begegnet,  welches 
der  Gewohnheit  und  körperlichen  Konstitution  des  Schweizers  angemessener  ist 
als  dasjenige  subtropischer  oder  tropischer  Gegenden,  oder  als  die  langen  und 
harten  Winter  von  Canada. 

Schon  wiederholt  ist  die  Anregung  und  der  Versuch  gemacht  worden,  die 
Schweiz.  Auswanderung,  so  weit  sie  nicht  selbstgewählte  Ziele  aufsuchen  will^ 
in  einer  Kolonie  zu  sammeln^  welche  groß  genug  und  geeignet  wäre,  um 
während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  schweizerischen  Ansiedlern  eine  zweite 
Heimath  und  ein  gedeihliches  Fortkommen,  die  Erhaltung  ihrer  nationalen  Eigen- 
thümlichkeit  und  einen  innigeren  Kontakt  mit  dem  Heimathlande  zu  sichenu 
Dieser  Gedanke  lag  z.  B.  der  Gründung  von  Highland,  Neu-Glarus,  Teil  City, 
Grütli  (Tennessee)  und  einer  Reihe  von  anderen  Kolonisationsunternehmungen, 
namentlich  auch  in  Südamerika,  zu  Grunde.  Alle  diese  Unternehmungen  waren 
aber  von  Anfang  an  zu  klein  bemessen,  und  es  mischten  sich  in  denselben  bald 
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auch  fremde  Elemente  mit  den  sohweizeriBchen.  Eine  Anregung  zu  einer  wirklich 
großen  sohweiz.  Kolonisation  ging  im  Jahre  1859  von  Nationalrath  Dr.  Joos 
in  Sohafifhausen  aus,  welcher  dem  Bnndesrath  einen  YorRchlag,  betreffend  Er- 
werbung und  Kolonisirung  zentralamerikanischer  Ländereien  unterbreitete,  und, 
nach  Ablehnung  dieses  Vorschlages  seitens  des  Bundesrathes,  der  Schweiz.  Ge- 
meinnützigen Gresellschaft  einen  mit  der  Regierung  von  Costa  Rica  abgeschlossenen 
Sehenkungsvertrag  ttber  Regierungsländereien  im  Belang  von  100  Quadratstunden 
vorlegte,  mit  der  Empfehlung,  diese  Schenkung  anzunehmen  und  bei  der  Bundes- 
versammlung einen  Kredit  unter  dem  Titel  eines  Anleihens  zum  Zweck  der 
Schutzaufsichtsorganisation  und  Leitung  der  dieses  Reiseziel  wählenden  Auswanderer 
nachzusuchen.  Aber  auch  die  Bundesversammlung  trat  aus  staatsrechtlichen,  poli- 
tischen und  nationalökonomischen  Gründen  nicht  darauf  ein  und  die  Gemein- 
nützige Gesellschaft  gab  in  der  Folge  das  Projekt  auf.  (Betr.  Kunstaust.  s.  „  Kunst ** 
Die  beiliegende  Uebersicht  III  gibt  Auskunft  darüber,  wie  sich  die  Auswanderung 
auf  die  Geschlechter,  dcts  Alter  und  die  einzelnen  Berufsrichtungen  repartirt.  In 
letzterer  Beziehung  ist  hervorzuheben,  daß  die  landwirthschaftlicbe  Bevölkerung  in 
hervorragender  Weise  daran  theilnimmt,  aber  auch  das  Handwerk  stark  dabei  be- 
theiligt ist.  So  lange  aber  die  von  der  Statistik  nachgewiesene  Thatsache  fortbesteht, 
daß  für  jeden  auswandernden  Schweizer  ein  Niohtschweizer  zu  uns  einwandert,  sowie 
daß  nicht  sowohl  die  starkbevölkerten,  sondern  verhältnißmäßig  weit  mehr  die  spär- 
licher besiedelten  Gegenden  den  größeren  Prozentsatz  von  Auswanderern  aufweisen, 
kann  man  nicht  mit  Recht  behaupten,  daß  der  Grund  unserer  relativ  starken  Aus- 
wanderung in  der  Uebervölkerung  zu  suchen  sei.  Die  Schweizer  scheinen  von  Altres 
her  ein  wanderlustiges  Volk  zu  sein ;  zu  vielen  Tausenden  gingen  sie  frtlher,  in  ge- 
ringerer Zahl  noch  heute,  in  fremde  Kriegsdienste,  und  schon  das  vorige  Jahr- 
hundert, sowie  zu  wiederholten  Malen  das  gegenwärtige,  weist  civile  Massen- 
auBwanderungen  auf,  bei  denen  sich  jeweilen  mehrere  Tausende  betheiligten; 
80  nach  Neu- Freiburg  in  Brasilien  (1819),  in  die  brasilianisrhe  Provinz  San 
Paulo  (1854  und  1855),  nach  Chile  (1883  und  1884).  Im  Allgemeinen  sind  die 
Ursachen  der  Auswanderung  zu  suchen: 

1)  In  den  persönlichen  Anlagen,  Neigungen,  Verhältnissen  und  Beziehungen 
des  Auswanderers; 

2)  in  den  volkswirthschaftlichen  Verhältnissen  des  Heimathlandes ; 

3)  in  den  natürlichen  und  künstlich  geschaffenen  Vortheilen,  welche  die 
Einwanderungsländer  gewähren  und  durch  Spekulationsliteratur  und  ge- 
heime Anpreisungen  den  ungünstig  situirten  Volksklassen  zur  Kenntniß 
gebracht  werden. 

Die  Bundesverfassung  von  1848  enthielt  noch  keine  Kompetenz  für  den  Bund, 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  etwas  zu  Gunsten  der  Auswanderer  zu  thun. 
Gleichwohl  griffen  die  Bundesbehörden  wiederholt  ein,  wenn  eine  Dringlichkeit 
hiefür  vorlag,  indem  sie  bald  gewisse  Auswanderungnziele  verboten,  bald  einzelne 
Kantone  zum  Aufsehen  mahnten,  überseeische  Schweiz.  Hülfsgesellschaften  unter- 
stützten und  in  einem  Falle  sogar  einen  außerordentlichen  Gesandten  zum  Schutze 
ausgewanderter  Schweizer  nach  Brasilien  abordneten.  Eine  Bestimmung  über  den 
Auswandererschutz  wurde  erst  anläßlich  der  Revision  von  1871  in  die  Bundes- 
verfassung aufgenommen,  mit  folgendem  Wortlaut :  „Der  Geschäftsbetrieb  von 
Äuswanderungsar/eniuren  unterliegt  der  Aufsicht  und  Gesetzgebung  des  Bundes.'^ 

Im  Frühjahr  1881  trat  das  hierauf  HJch  gründende  Bunlesgcsetz  vom  2i. 
Dezember  1880  in  Kraft,  welches  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  der 
Auswanderungsagenturen  dem  Bundesrath  unter  Mitwirkung  der  Kantone   übertrug 
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und  den  Bundesrath  ermächtigte,  diese  Aufeioht  durch  eines  seiner  Departemente 
ausüben  zu  lassen.  Die  Wirkungen  dieses  Gesetzes  waren  sofort  als  sehr  wohl- 
thätige  erkennbar.  Indessen  ergab  es  sich  doch  im  Verlaufe  der  YolUdehnng 
desselben,  daß  eine  Anzahl  von  Bestimmungen  einer  Vervollständigung,  theilweifle 
einer  Verschärfung  bedürftig  seien,  und  daß  namentlich  auch  ein  eigentliches 
Bureau  geschaffen  werden  sollte,  welchem  neben  einer  ausgedehnten  Aufsicht  über 
den  Greschäftsbetrieb  der  Agenten  und  der  zu  zahlreich  gewordenen  Unteragent«n 
die  Pflicht  auferlegt  würde,  den  Auswanderern  auf  gestelltes  Begehren  Ratk, 
AuHkunft  und  Empfehlungen  zu  ertheilen;  und  sich  mit  den  Schweiz.  Konsulaten, 
den  Transportgesellschaften  etc.,  zum  Zwecke  eines  ausgiebigen'  Auswanderer- 
schutzes bis  an  den  Bestimmungsort,  in  Verbindung  zu  setzen.  Diese  Bestrebungen 
fanden  eine  wirksame  Unterstützung  in  mehreren  Postulaten,  welche  von  den 
eidg.  Bäthen  beschlossen  wurden,  sowie  durch  die  Ergebnisse  einer  vom  Bundee- 
rathe  angeordneten  einläßlichen  Untersuchung  des  gesammten  schweizerischen  Aus- 
wanderungswesens. Ein  neuer  Oesetzesentwurf  wurde  hierauf  den  eidg.  Kammern 
vorgelegt  und  von  denselben  nach  reiflichen  Diskussionen  am  22.  März  1888 
in  folgender  Fassung  zum  Gesetz  erhoben: 

Art.  1.  Die  im  Artikel  34,  Absatz  %  der  Bundesverfassung  vorgesehene  Aufsicht 
Ober  den  GeschäAsbetrieb  der  Auswanderungsagenturen  wird  vom  Bundesrathe  unter 
Mitwirkung  der  kantonalen  Behörden  ausgeübt. 

Den  letztern  liegt  insbesondere  ob :  a.  die  Vorprüfung  darüber,  ob  die  Bedingungen, 
von  denen  das  Gesetz  die  Ausstellung  eines  Patentes  oder  die  Genehmigung  der  An- 
stellung von  Unteragenten  abhängig  macht,  bei  den  Agenten  oder  Unteragenten  vor- 
handen sind  (Art.  3) ;  b.  die  strafrechtliche  Verfolgung  der  ihnen  nach  Art  18  (Schlußsatz) 
und  Art.  19  dieses  Gesetzes  zur  Aburtheilung  unterstellten  Personen. 

Art.  2.  Wer  sich  mit  der  geschäftsmäßigen  Beförderung  von  Auswanderern  oder 
mit  dem  geschäftsmäßigen  Verkauf  von  Passagebilleten  befassen  will,  bedarf  hiefür 
eines  vom  Bundesrathe  ausgestellten  Patentes.  —  Wird  eine  Aus  Wanderungsagentur 
von  einer  Gesellschaft  betrieben,  so  ist  der  Gesellschaftsvertrag  oder  eine  beglaubigte 
Abschrift  desselben  bei  dem  Bundesrathe  zu  hinterlegen,  demselben  der  Name  des  zur 
Geschäftsführung  Bevollmächtigten  anzugeben,  sowie  jede  spätere  Aenderung  mitzu- 
theilen.  Der  Bundesrath  gicbt  hievon  den  Kantonsregierungen  Kenntniß. 

Art.  3.  Patente  dürfen  nur  solchen  Agenten  oder  Bevollmächtigten  einer  Agentur- 
gesellsciiatt  ertheilt  werden,  welche  sich  darüber  ausweisen,  daß  sie  1)  einen  guten 
Leumund  genießen  und  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehen;  2)  mit  der  Ge- 
schärtsführung  der  Auswanderung  vertraut  und  im  Stande  sind,  die  sichere  Beförderung 
der  Auswanderer  zu  besorgen;  3)  innerhalb  der  Eidgenossenschaft  ein  festes  Domizil 
hal)en. 

Für  das  Patent  ist  eine  jährliche  Gebühr  von  Fr.  50  zu  entrichten.  Der  Bundes- 
rath hat  das  Recht,  das  Patent  zurückzuziehen,  wenn  der  Inhaber  desselben  die  in 
diesem  Artikel,  Ziffer  1  bis  3,  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  mehr  erfüllt,  oder 
wenn  er  sich  einer  schweren  oder  öflern  Uebertretung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
(Art.  18}  schuldig  macht,  oder  wenn  er  sich  bei  einem  Kolonisationsunternehmen  be- 
theiligt, bezüglich  dessen  der  Bundesrath  zu  einer  W^irnung  sich  veranlaßt  gesehen 
hat.  Der  Agent,  der  auf  sein  Patent  verzichten  will,  hat  dies  dem  Bundesrathe  zu  er- 
klären und  demselben  das  Patent  zurückzustellen.  Die  Auswanderungsagenten  und  ihre 
Unteragenten  dürfen  weder  in  einem  Dienst-  noch  in  irgend  einem  Abhängigkeitsver- 
hältnisse zu  einer  überseeischen  Dampfschiff-  oder  Eisenbahnunternehmung  stehen. 

Art.  i.  Jede  Auswanderungsagentur  hat  gegen  Empfangnahme  des  Patentes  eine 
Kaution  von  Fr.  40,0(X)  zu  Händen  des  Bundes  zu  hinterlegen.  Bei  der  Anstellung  je 
eines  Unteragenten  haben  die  Agenturen  eine  weitere  Kaution  von  Fr.  3000  zu  leisten. 
Diejenigen  Personen,  welche  sich  mit  dem  geschäftsmäßigen  Verkauf  von  Passagebilleten 
befassen,  haben  eine  Kaution  von  Fr.  20.000  zu  leisten.  Die  Kaution  ist  in  eidgenössischen 
oder  kantonalen  Staat<«obligationen  oder  in  andern  guten  Werthschrifton  zu  leisten. 
Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  geleistete  Kaution  im  Werthe  sich  mindert,  so  hat 
der  Denonent  sofort  Ersatz  zu  leisten ;  andernfalls  ist  der  Bundesrath  berechtigt,  der 
botrefVendcn  Agentur  das  Patent  zu  entziehen.  Die  Kaution  darf  erst  nach  Ablaufeines 
J;iJjre.s,  vom  Erlöschen  des  Patentes  an  gerechnet,  zurückgestellt  werden.  Sofern  dann- 
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zumal  noch  Ansprüche  gegen  die  Auswanderungsagenten  vorliegen,  so  bleibt  der  er- 
forderliche Betrag  der  Kantion  bis  zur  gänzlichen  Erledigung  der  Ansprüche  stehen. 
Die  Rückerstattung  der  je  nach  der  Zahl  der  Unteragenten  zu  leistenden  Kaution  er- 
folgt alle  Jahre.  Die  Kaution  dient  zur  Sicherheit  für  Ansprüche,  welche  nach  Maß- 
gabe dieses  Gesetzes  von  den  Behörden  oder  Auswanderern  oder  den  Rechtsnachfolgern 
der  letztern  geltend  gemacht  werden  können. 

Art.  5.  Den  Agenten  ist  gestattet,  sich  mit  Unteragenten  zu  versehen.  Diese  müssen 
die  nämlichen  Bedingungen  (Art.  3,  Ziffer  1  bis  3)  erfüllen,  wie  die  Agenten.  Ihre 
Anstellung  unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundesrathes  und  ist  der  zuständigen  Be- 
hörde des  Kantons,  in  welchem  sie  ihr  Domizil  haben,  zur  Kenntniß  zu  bringen.  Für 
jede  Genehmigung  oder  Aenderung  in  dem  Bestände  der  Unteragenten  hat  die  Haupt- 
agentur eine  Grebühr  zu  entrichten,  deren  Höhe  vom  Bundesrathe  festgesetzt  wird. 
Wenn  ein  Unteragent  zu  begründeten  Klagen  Anlaß  gibt,  so  kann  der  Bundesrath  die 
Genehmigung  zu  seiner  ferneren  Ver^'endung  zurückziehen,  und  es  ist  der  Betrefifende 
sofort  zu  entlassen.  Der  Geschäftsverkehr  mit  den  Auswanderern  darf  nur  durch  die 
Agenten,  beziehungsweise  Unteragenten,  vermittelt  werden. 

Art.  6.  Die  Agenten  und  Unteragenten  dürfen  weder  Beamte  noch  Angestellte 
des  Bunda<^  sein. 

Art.  7.  Die  Agenten  sind  sowohl  gegenüber  den  Behörden  als  gegenüber  den 
Auswanderern  für  ihre  eigene  fTeschüftsführung  und  die  ihrer  Unteragenten,  sowie  für 
diejenige  ihrer  Vertreter  im  Auslande  persönlich  verantwortlich. 

Art.  8.  Die  Namen  der  patentirten  Agenten,  der  Bevollmächtigten  anerkannter 
Gesellschaften  und  ihrer  Unteragenten  werden  sofort  nach  ihrer  Eintragung  in  die  amtliche 
Kontrole,  sowie  in  jährlichen  Zusammen  Stellungen  durch  das  Bundesblatt  veröffentlicht. 
Den  Personen,  welche  nicht  auf  diese  Weise  Öffentlich  bekannt  gemacht  sind,  ist  in  der 
Schweiz  jede  auf  die  Beförderung  von  Auswanderern  sich  beziehende  Publikation  untersagt. 

Art.  9.  Die  Agenten  und  Unteragenten  haben  eine  eingebundene  und  paginirte 
Kontrole  über  ihre  Vertragsalischlüsse  und  gebundene  und  paginirte  Kopirbücher  über 
ihre  Korrespondenzen  zu  führen.  Erstere  sind  verpflichtet,  dem  Bundesrathe  alle  von  ihm 
über  diese  Verträge,  sowie  über  ihr  Verhältniß  zu  den  fremden  Schifisgesellschaften  ver- 
langten Miltheilungcn  zu  machen.  Ueberdies  is'  der  Bundesrath,  sowie  die  zuständige  kan- 
tonale Behörde,  jederzeit  zur  Einsicht  in  die  Geschäftskontrole  und  in  alle  Bücher  und  Skrip- 
turen der  Agenten  und  Unteragenten  berechtigt.  Dieselben  sind  verpflichtet,  den  Polizeibe- 
hörden allen  von  diesen  verlangten  Aufschluß  behufs  Fahndung  auf  Verbrecher  zu  ertheilen. 

Art.  10.  Personen,  Gesellschaften  oder  Agenturen,  welche  m  irgend  einer  Eigenschaft 
ein  Kolonisationsunternehmen  vertreten,  haben  dies  dem  Bundesrathe  unzuzeigen  und  ihm 
über  das  Unternehmen  vollständigen  Aufschluß  zu  gelten.  Dem  Bundesrathe  steht  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Entscheidung  darüber  zu,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  Privaten,  Gre- 
sellschaften  od.Agenturen  gestattet  werden  kann,  ein  Kolonisationsunternehmen  zu  vertreten. 
Art.  11.  Den  Agenten  ist  verboten  die  Beförderung:  1)  von  Personen,  die  wegen 
vorgerückten  Alters,  Krankheit  oder  Gebrechlichkeit  arbeitsunfähig  sind,  sofern  nicht 
«ine  hinlängliche  Versorgung  derselben  am  Bestimmungsorte  nachgewiesen  ist;  i)  von 
minderjährigen  oder  unter  Vormundschafl  stehenden  Personen  ohne  schriftliche,  amtlich 
beglaubigte  Einwilligung  der  Inhaber  der  elterlichen  oder  vormundsrhaftlichen  Gewalt. 
Minderjährige  unter  l(i  Jahren  müssen  überdies  von  zuverläßigen  Personen  begleitet 
werden,  und  es  muß  für  ihre  gehörige  Unterkunft  am  Heiseziel  gesorgt  sein ;  3)  von 
Personen,  welche  nach  Bestreitung  der  Reisekosten  ohne  Hülfsmittel  am  Bestimmungs- 
orte anlangen  würden;  4J  von  Personen,  denen  die  Gesetze  des  Einwanderungslaiides 
den  Eintritt  verbieten:  5)  von  Personen,  welche  keine  Au-sweisschriften  über  Herkunft 
und  Bürgerrecht  besitzen  :  0)  von  militärdienstpllichtigen  Schweizerbürgern,  die  sich  nicht 
ausgewiesen,  daß  sie  die  vom  Staate  erhaltenen  Militäreffekten  zurückerstattet  haben  :  7)  von 
Eltern,  sofern  di  eselben  unerzogene  Kinder  zurücklassen  wollen  und  die  zuständige  Arriien- 
behörde  mit  der  Auswanderung  nicht  einverstanden  ist.  -  Die  Agenturen  haben  sich  die 
in  Ziffer  2,  5.  6  und  7  bezeichneten  Ausweise  beiniVertraj^sabschlusse  vorlegen  zu  lassen. 

Art.  12.  Den  Agenturen  sowohl  als  den  Kolonisationsgesellschaften  ist  der  Ab- 
schluß von  Verträgen,  laut  welrhen  sie  sich  zur  Lieferung;  von  einer  gewissen  Anzahl 
Personen,  sei  es  an  SchitTsgesellschat^en,  Kolonisations-  und  andere  Unternehmungen 
oder  Staatsregierungen,  verptlichten,  unlersaj^'t. 

Art.  13.  Vertragt' und  Reverse  irgend  einer  Art.  welclie  entgegen  den  Bestin^Inun^'en 
von  Art.  11  und   12  verabredet  werden,  sind  .ungültig  und  strafbar. 

Art.  14.  Die  Agenten  haben  bei  Uebernahnie  von  Geldbeträgen  dafür  zu  sorgen,  daß  die 
betreffende  Summe  dem  Auswanderer  am  Bestimmungsort  haar,  ohne  Abzug  und  zu  einem 
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Kurs  ausbezahlt  wird,  welcher  dem  Werth  der  dem  Agenten  in  der  Schweiz  geleisteten  Ein- 
zahlung entspricht,  wobei  in  Normalzeiten  die  jeweiligen  Wechselkurse  der  hauptsächlichsten 
europäischen  Bankplätze  auf  die  betreffenden  Auszahlungsplätze  ma(igebend  sein  sollen , 

Art.  15.  Die  Verpflichtung  der  Agenten  gegen  den  Auswanderer  umfaßt  in  allen 
Fällen:  1)  sichere  Beförderung  der  Personen  und  ihres  Gepäcks  um  einen  bestimmten^ 
im  Vertrage  festgesetzten,  in  keinem  Falle  und  in  keiner  Weise  zu  erhöhenden  Preis 
bis  an  den  vertragsmäßigen  Bestimmungsort,  vorbehalten  die  nach  Ziffer  5  und  6  dieses 
Artikels  erwachsenden  Zuschläge.  Für  den  Transport  vom  Schiffe  bis  zur  Landungsstelle 
ddrfen  keine  besonderen  Spesen  berechnet  werden;  2)  genügende,  gesunde  und  rein- 
liche Verpflegung  und  Beherbergung  auf  der  ganzen  Reise,  den  Fall  ausgenommen, 
daß  der  Auswanderer  sich  vorbehält,  während  der  Landreise  selbst  fQr  Kost  und  Logis 
zu  sorgen;  3)  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung;  4)  anständige  Bestattung  bei  Tod 
auf  der  Reise;  5)  Versicherung  des  Gepäcks  sowohl  gegen  Beschädigung  als  Verlust 
nach  einem  vom  Bundesrathe  genehmigten  und  in  dem  Vertrag  enthaltenen  Tarif; 
G)  Versicherung  des  Familienhauptes  und  beim  Fehlen  desselben  dessen  Vertreters  gegen 
Unfall  während  der  Dauer  der  Reise  bis  zur  Ankunft  am  vertraglich  festgesetzten  Be- 
stimmungsort für  Fr.  500:  —  die  Prämie  hiefür  ist  im  Vertrage  anzugeben.  Der  be- 
zügUche  Tarif  unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundesrathes ;  7)  bei  Aufenthalt  oder 
Verzögerung  auf  der  Reise  ohne  nachweisbare  Schuld  des  Auswanderers  vollständige 
Verpflegung  und  Beherbergung  des  Auswanderers  und,  im  Falle  die  beabsichtigte  Be- 
förderungsgelegenheit nicht  vorhanden  oder  nicht  ausreichend  wäre,  prompte  ander- 
weitige Beförderung  mindestens  ebenso  guter  Art  wie  die  im  Vertrag  angegebene. 

Art.  16.  Bei  der  Beff^rderung  der  Auswanderer  sind  folgende  Vorschriften  zu  be- 
obachten: 1)  Die  Beförderung  auf  Eisenbahnen  hat  in  gut  verschließbaren  Personen- 
waggons zu  geschehen,  worin  nur  so  viele  Personen  untergebracht  werden  dürfen,  als 
reglementarische  Sitzplätze  vorhanden  sind.  Den  Auswanderern  ist  der  Eintritt  in  die 
gewöhnliclien  Wartlokale  auf  den  Haltstationen  so  weit  möglich  zu  gestatten.  2)  Die 
Beförderung  zu  Wasser  darf  nur  auf  Schiffen  derjenigen  Gesellschaft  geschehen,  welche 
im  Reisevertrage  genannt  ist.  Diese  Schiffe  müssen  zum  Transport  von  Auswanderern 
aulorisirt,  hiefür  mit  bleibenden  Einrichtungen  versehen  sein,  eine  Trennung  der  Ge- 
schlechter ermöglichen,  einen  Arzt  mit  sich  fuhren  und  einer  polizeilichen  Kontrole 
über  ihre  Beschaffenheit  am  Orte  der  Abfahrt  unterliegen.  3;  Der  Auswanderer  hat 
unter  keinen  Umständen  über  die  im  Vertrag  festgesetzten  Leistungen  hinaus  Nach- 
zahlungen zu  machen  oder  Trinkgelder,  Hospitalgelder  oder  sonstige  Gebühren  zu  ent- 
richten. 4j  Es  darf  der  Fahrpreis  weder  ganz  noch  theilweise  in  persönlichen  Dienst- 
leistungen bestehen.  5)  Es  darf  keine  Selbstbeköstigung  während  der  Seereise  statt- 
finden, und  die  Speisen  müssen  dem  Auswanderer  in  guter  (Qualität  und  gehörig  zu- 
bereitet geliefert  werden.  6)  Alle  Transporte  von  Auswanderern  mit  überseeischem 
Reiseziel,  welche  nicht  von  einem  Agenten  oder  ünleragenten  begleitet  sind,  hat  die 
Agentur  an  den  HalLstationen  und  im  Einschiflungstiafen  durch  einen  Bevollmächtigten 
in  Empfang  netimen  zu  lassen.  Bis  zur  Abfahrt  des  Schiffes  darf'  der  Begleiter  die 
Auswanderer  nicht  verlassen.  7)  Die  Agenten  haben  Vorsorge  zu  treffen,  daß  die 
Konsulate  in  den  Ein-  und  Ausschiffungshäten  von  der  Ankunit  von  Auswanderern  be- 
nachrichtigt, und  die  Auswanderer  daselbst  von  einem  Bevollmächtigten  der  Agentur 
in  Empfang  genommen  werden.  —  Wenn  von  Seite  des  Agenten  den  in  Art.  15  und  16  ent- 
haltenen Bestimmungen  nicht  nachgelebt  wird,  so  ist  der  Auswanderer  berechtigt,  von 
dem  Vertrage  zurückzutreten  und  gegen  den  Agenten  auf  Schadenersatz  zu  klagen. 

Art.  17.  Die  Auswanderungsverträge  müssen  schrill  lieh  in  zwei  gleichlautenden 
Exemplaren  abgefaßt  sein,  von  denen  das  eine  dem  Auswanderer  übergeben  wird,  das 
andere  in  den  Händen  des  Agenten  verbleibt. 

Des  Vertrag  muß  enthalten:  1)  die  genaue  Namensbezeichnung,  Geburtsjahr,  Hei- 
math und  Wohnort  des  Auswanderers,  sowie  die  Reiseroute  und  den  Bestimmungsort, 
bis  zu  welchem  der  Agent  die  Beförderung  übernommen  hat;  2)  die  genaue  Angabe 
der  Ahreisezeit,  sowie,  im  Falle  des  Transportes  über  Meer,  der  Schiffsgelegenheit  und 
des  Tages  der  Abfahrt;  3)  die  Bestimmung?  des  Raumes  auf  dem  S<'hitre,  den  der  Aus- 
wanderer für  sich,  eventuell  seine  Familie,  und  sein  Gepäck  in  Anspruch  zu  nehmen 
berechtigt  ist:  4)  die  genaue  Angabe  (in  Worten  und  Zahlen)  des  Transport-  und  Ver- 
sicherungspreises für  Personen  und  Gepäck;  der  Preis  eines  alllalligen  überseeischen 
Inland fahrbillets  ist  in  dem  Vertrage  besonders  vorzumerken;  5)  die  Wiedergabe  der 
Art.  15,  16,  21,  22  und  23  dieses  Gesetzes;  (>)  die  Bestimmung,  daß,  wenn  ein  Aus- 
wan«lerer  wegen  nachgewiesener  Erkrankung  oder  anderweitiger  unverschuldeter  Ver- 
hinderung die  Reise  nicht  antreten   oder  nicht  fortsetzen  kann,    der  Agent  verpflichtet 
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ist,  die  für  die  Beförderung  des  Auswanderers  und  seiner  bei  ihm  bleibenden  Ange- 
hörigen bezahlten  Beträge  zurückzuerstatten,  unter  Abzug  jedoch  der  fQr  Abschluß  oder 
theilweise  Ausführung  des  Vertrages  erwachsenen  Auslagen. 

Der  Auswanderungsvertrag  darf  den  Auswanderern  nirgends  und  unter  keinem 
Vorwande  abverlangt  werden.  Der  Bundesrath  stellt  für  die  Abfassung  von  Auswande- 
rungsverträgen ein  verbindliches  Formular  auf. 

Art.  18.  Die  Agenten  werden,  wenn  sie  selbst  oder  ihre  Unteragenten  oder  Vertreter 
in  oder  außerhalb  der  Schweiz  dem  gegenwärtigen  Gesetze  zuwiderhandeln,  vom  Bundes- 
rathe  mit  Fr.  20  bis  Fr.  1000  gebüßt,  unbeschadet  der  zu  stellenden  Entschädigungsklagen. 
Beim  Vorhandensein  erschwerender  Umstände  wird  ihnen  überdies  das  Patent  entzogen, 
und  es  sind  die  schuldigen  Agenten  oder  Unteragenten  und  Vertreter  behufs  Anwendung 
der  Freiheitsstrafe  nach  Art.  19  den  kantonalen  Gerichten  zur  Aburtheilung  zuzuweisen. 

Art.  19.  Personen  und  deren  Gehülfen,  welche  ohne  Patent  oder  Genehmigung 
Auswanderungsgeschäfte  betreiben,  mit  dem  geschäftsmäßigen  Verkauf  von  Passage- 
billeten  sich  befassen,  an  einem  Kolonisationsuntemehmen  sich  betheiligen,  Publikationen 
erlassen,  welche  vom  Bundesrath  untersagt  sind  (Art.  24,  Ziffer  1),  werden  von  Amtes 
wegen  oder  auf  Klage  hin  den  kantonalen  Gerichten  überwiesen  und  mit  Fr.  50  bis 
Fr.  1000,  unter  erschwerenden  Umständen  mit  Gefilngniß  bis  auf  sechs  Monate,  bestraft, 
unbeschadet  einer  zu  steilenden  Entschädigungsklage. 

Art.  20.  Personen,  welche  sich  mit  dem  geschäftsmäßigen  Verkauf  von  Passage- 
billeten  befassen,  unterliegen  allen  einschlägigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 

Art.  21.  Civilrechtliche  Ansprüche  aas  Verletzung  dieses  Gesetzes  sind  innerhalb 
der  Verjährungsfrist  von  einem  Jahr,  von  der  Kenntnißnahme  der  Schädigung  an  ge- 
rechnet, bei  dem  zuständigen  Gerichte  des  Kantons  anzubringen,  in  welchem  der  Aus- 
wanderungsvertrag abgeschlossen  worden  ist.  Von  der  Klaganhebung  ist  dem  Bundes- 
rathe  durch  das  betreffende  Gerichtspräsidium  sofort  Kenntniß  zu  geben.  (Art.  4,  Absatz  5.) 
Ebenso  ist  von  den  auf  Grund  der  Art.  18,  19  und  21  des  Gesetzes  ausgefällten  Ur- 
theilen  dem  Bundesrathe  durch  die  zuständigen  Kantonsbehörden  Mittheilung  zu  machen. 

Art.  22.  Die  schweizerischen  Konsuln  haben  jede  Reklamation  schweizerischer 
Auswanderer  wegen  Verletzung  der  denselben  zugesicherten  Bedingungen  unentgeltlich 
zu  prüfen,  insofern  die  Reklamation  innerhalb  96  Stunden  nach  Ankunft  der  Aus- 
wanderer erhoben  wird,  im  Weitern  auf  Verlangen  der  Reklamanten  über  den  Fall  ein 
Protokoll  aufzunehmen  und  eine  Abschrift  davon  dem  Bundesrathe  einzusenden.  Der 
Bundesrath  wird  innerhalb  der  Grenzen  der  ihm  hiefür  bewilligten  Kredite  die  nöthigen 
Anordnungen  treffen,  «laß  die  Auswanderer  in  den  hauptsächlichsten  Ein-  und  Aus- 
schUFungshäfen  Hülfe  und  Rath  finden. 

Art.  23.  Ein  Protokoll,  welches  im  Auslande  durch  einen  Schweizerkonsul  oder 
durch  einen  Auswanderungskommissär  oder  eine  andere,  zu  einem  solchen  Akte  nach 
dortigen  Gesetzen  kompetente  Person  aufgenommen  wird,  gilt  als  Beweis,  mit  Vorl)ehalt 
des  Gegenbeweises. 

Art.  24.  Der  Bundesrath  wird  die  zur  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
nöthigen  Reglemente  erlassen. 

Ihm  steht  die  Berechtigung  zu,  zu  verbieten:  1)  Annoncen  in  öffentlichen  Blättern 
oder  andere  Publikationen  jeder  Art,  welche  geeignet  sind,  Personen,  die  auswandern 
wollen,  in  Irrthum  zu  führen;  2)  die  Benutzung  von  Transportgelegenheiten,  welche  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  entsprechen  oder  zu  begründeten  Klagen  Anlaß  geben. 
Art.  25.  Die  Aufsicht  des  Bundesrathes  über  die  Auswanderungsagenten  und  die 
Kontrole  über  die  Durchführung  des  Gesetzes  wird  durch  das  vom  Bundesrath  hiemit 
beauftragte  Departement  ausgeübt.  Demselben  wird  zu  diesem  Zwecke  ein  besonderes 
Bureau  beigegeben,  welches  sicli  mit  den  betreffenden  Stellen  in  anderen  Staaten  in 
Verbindung  setzen  und  auf  gestelltes  Verlangen  Personen,  welche  auswandern  wollen, 
mit  den  nöthigen  Auskünften,  Räthen  und  Empfehlungen  versehen  wird.  Der  Bundes- 
rath kann  innerhalb  der  Grenzen  des  Budgets  zum  Schutze  von  Auswanderern  und 
Kolonisten  auch  Spezialniissionen  anordnen. 

Art.  26.  Das  Bundesgesetz,  betreffend  den  Geschäftsbetrieb  von  Auswanderunjj:s- 
agenturen  vom  24.  Dezember  1880,  sowie  alle  kantonalen  Gesetzesbestimmungen  und 
Verordnungen,  welche  dem  gegenwärtigen  Gesetze  widersprechen,  sind  mit  dessen  In- 
krafttreten aufgehoben.  Insbesondere  darf  kein  Kanton  mehr  von  einem  Auswanderunps- 
agenten,  Unteragenten  oder  Auswanderer  eine  Kaution  oder  irgend  eint  (jehuhr.  außer 
den  gewöhnlichen  Steuern  und  Abgaben,  erheben. 

Art.  27.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  des  Bundesjresetzc^  v«»m 
17.  Juni  1874.  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze  und  Bundesbescldü??se, 
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•die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit 
clesselben  festzusetzen. 

Am  10.  Juli  1888  wurde   zu  diesem  Gesets  vom  Bnndesratli   eine  einläft- 

liohe  Volhiehungsverordnung  erlassen,  die  dann  am  12.  Februar  1889  eine  Ver- 
vollständigung erhielt  durch  Bestimmungen  über  das  Kolonisationswesen,  durch 
das  Verbot  der  Beförderung  solcher  Auswanderer,  denen  die  üeberfahrt  von 
fremden  GeseUsohaften,  Eegierungen  etc.  ganz  oder  theilweise  vorgesohoasen  oder 
bezahlt  worden  sind,  und  diesbezüglicher  Propaganda.  In  einem  BundesrcUhs- 
bescMuß  vom  18.  Sepiember  1888  wurde  das  Äuswanderungsbureau  organisirt. 
Hienach  zerfällt  dasselbe  in  zwei  Sektionen,  von  denen  die  eine  die  Aufsicht 
über  den  Geschäftsbetrieb  der  Agenten,  ünteragenten  und  Passagebilletverkäufer 
führt  (administrative  Abtheilung),  die  andere  die  Vertretung  der  Interessen  der 
«chweizerischen  Auswanderung  im  Allgemeinen  bei  den  betreffenden  Stellen  in 
anderen  Staaten,  und  die  Ertheilung  von  Auskunft,  Rath  und  Empfehlungen  an 
Auswanderer  zur  Aufgabe  hat  (kommissarische  Abtheilung). 

Die  Statistik  liefert  uns  betreffend  die  überseeische  Auswandemng  der  Jahre 
1884  bis  1889  die  in  Uebersicht  I  enthaltenen  Ziffern  (für  die  Jahre  1868 
bis  1883  s.  den  Artikel  Auswanderung  im  Hauptwerk) : 

Uebersicht  I. 

üeberseeische  Auswanderung  in  den  Jahren  1884 — 1889. 
Aus  dem  Kanton  1884     1885     1886     1887     1888  1889 


iMui^ 

/ooBer. 

Zürich 1206 

818 

712 

939 

961 

819 

2,41 

Bern .     . 

.     2995 

2106 

1525 

1846 

2166 

2137 

3,96 

Ltizern    . 

191 

167 

108 

129 

99 

87 

0,64 

Uri    .     .     . 

94 

81 

58 

108 

78 

73 

4,22 

Schwyz   .     . 

137 

94 

103 

184 

127 

210 

4,17 

Obwalden 

16] 

61 

20 

201 

27 

107 

7,12 

Nidwaiden    . 

28 

7 

8 

17 

20 

14 

1,12 

Glarus    . 

146 

204 

153 

137 

167 

219 

6,48 

Zug   .     .     . 

202 

55 

28 

30 

36 

53 

2,29 

Freiburg 

163 

83 

29 

52 

98 

162 

1,36 

Solothiirn     . 

230 

189 

141 

165 

178 

169 

2,00 

Baselstadt    . 

404 

374 

.351 

385 

436 

380 

5,12 

Baselland 

261 

139 

142 

184 

236 

225 

3,62 

Scbaffhausen 

266 

201 

121 

184 

152 

181 

4,78 

Appenzell  A.-Bh.  . 

91 

72 

62 

130 

168 

121 

2,23 

Appenzell  I.-Rh.    . 

5 

8 

8 

12 

6 

0,46 

St.  Gallen  .     .     . 

477 

303 

273 

393 

438 

493 

2,15 

Graubünden 

»          « 

423 

256 

170 

234 

244 

275 

2.85 

Aargau  . 

641 

424 

353 

425 

424 

454 

2,34 

Thurgau 

85 

128 

130 

142 

148 

168 

1,61 

Tessin     . 

667 

691 

621 

578 

794 

898 

7,07 

Waadt    .      .     , 

181 

355 

363 

263 

397 

280 

1,11 

Wallis    .     .     . 

206 

337 

411 

216 

274 

267 

2,62 

Neuenburg  . 

240 

289 

314 

452 

420 

367 

3,36 

Genf       .     .     . 

108 

141 

138 

164 

246 

265 

2,48 

Schweiz     . 

9608 

7583 

6342 

7558 

8346 

8430 

2,80 

wovon  Schweizer  . 

8975 

6928 

5803 

6801 

7432 

7445 

2,76 

Ausl 

änd 

er. 

633 

655 

539 

757 

914 

985 

4,13 
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Uebersicht  II. 

Äußereuropäisches 

Beiseeiel  der  schweizerischen  Auswanderer, 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

Ver.  Staaten  v.  N. 
Andere  nordam.  St. 

8359 

5934 

4863 

6445 
3 

6759 
5 

6963 
3 

Centralamerika       .     . 

5 

7 

6 

— 

2 

Brasilien 

241 

83 

39 

Uruguay 

51 

17 

33 

Argentinien 

1193 

1608 

1442 

732 

1334 

1294 

Chile 

40 

107 

30 

Andere  sttdam.  St. 

12 

17 

23 

Australien   .     .     .     . 

50 

24 

16 

29 

16 

23 

Afrika 

1 

9 

14 

5 

5 

15 

Asien 

1 

1 

— 

1 

7 

9608     7583     6342     7558     8346     8430 
Uebersicht  III. 

Die  Auswanderer  nach  Geschlecht^   Civilsiand  und  Beruf. 

1884  1885  1886  1887  1888  1889 


Männlich    .     .     .     *    . 

6074 

4716 

3956 

4713 

5257 

5385 

davon  verheirathet 

1073 

881 

709 

780 

808 

959 

Weiblich 

3534 

2867 

2386 

2845 

3089 

3045 

davon  verheirathet     . 

1074 

810 

643 

782 

796 

778 

Erwachsene     .... 

7312 

5840 

5057 

6074 

6837 

6830 

Kinder  unter  15  J. 

2296 

1743 

1285 

1484 

1509 

1600 

Erwerbende    .... 

5668 

4709 

4229 

5196 

6048 

6125 

Bernf  der  Erwerbenden: 

Urproduktion  . 

2729 

2511 

2213 

2485 

2689 

2894 

Industrie     .... 

1685 

1195 

1013 

1470 

1819 

1620 

Handel,  W  irthsohaftsg. 

325 

364 

289 

303 

378 

470 

Verkehr      .... 

100 

44 

22 

64 

57 

60 

Wissenschaften 

102 

79 

73 

90 

119 

119 

Persönl.  Dienstl.  .     . 

369 

301 

341 

559 

696 

602 

davon  Dienstboten 

— 

330 

443 

532 

511 

Andere  Erwerbende  . 

358 

215 

278 

225 

290 

360 

Bakteriolog^isches  Institut  in  Bern.  (Mitgetheilt  von  Hm.  Dr,  v.  Freuden-- 
reich.)  Seitdem  durch  Pastenr's  Entdeckungen  auf  dem  Gebiete  der  Mikrobiologie 
in  den  Gährungsindustrien  in  Folge  der  Erkenntniß  der  Fermentwirkung  kleinster 
Lebewesen  ein  vollständiger  Umschwung  eingetreten  ist,  hat  sich  allmälig  der 
Gedanke  Bahn  gebrochen,  daß  auch  die  Milchindustrie  von  den  Ergebnissen  dieses 
neuesten  Zweiges  der  Wissenschaft,  der  Bakteriologie,  großen  Gewinn  ziehen 
dürfte.  Handelt  es  sich  doch  bei  den  meisten  Alterationen  der  Milch  und  bei 
dem  Eeifungsprozesse  der  Käse,  einem  Hauptzweige  dieser  Industrie,  um  die 
Wirkungen  verschiedener  mikroskopischer  Pilze.  So  sind  denn  bereits  in  vielen 
Ländern  bakteriologische  Laboratorien  den  Molkerei-Instituten  zur  Seite  gestellt 
worden,  deren  Aufgabe  es  sein  soll,  die  Errungenschaften  der  bakteriologischen 
Forschung  der  Milchindustrie  zu  Nutze  zu  machen. 

Bei  uns  in  der  Schweiz  hat  schon  im  Winter  1887  Herr  Dr.  F.  Schaffer, 
Kantonschemiker  in  Bern,  ein  Programm  für  die  Thätigkeit  einer  Schweiz,  milch- 
wirthschaftlichen  Versuchsstation  (Technicum)  entworfen,  das  nachher  in  der 
„Milchindustrie''    publizirt   worden    ist    und  welches    u.    A.    die    Bedeutung    der 
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bakteriologischen  Forschung  im  Interesse  der  E^efabrikation  besonders  hervorhob. 
In  einem  im  Jahre  1888  von  Herrn  F.  Müller,  Abtheilungschef  des  Schweiz. 
Landwirthschaftsdepartementes,  und  Dr.  F.  SchafiPer,  im  Auftrage  des  Schweiz. 
Landwirthschaftsdepartementes,  erstatteten  Gutachten  betr.  die  Errichtung  einer 
«chweiz.  Milchversuchsstation  wurde  dieser  Gedanke  weiter  ausgeführt  und  die 
Einführung  bakteriologischer  Studien  in  der  projektirten  Anstalt  unterstützt  durch 
die  Ansicht  einer  Autoritttt  auf  diesem  Gebiete,  Prof.  Dr.  von  Nencki  in  Bern, 
welcher  sich  dahin  ausgedrückt  hatte,  daß  ein  obligatorischer  Unterricht  in  der 
Bakteriologie  an  einer  solchen  Centralschule  für  Milohwirthschaft  durchaus  noth- 
wendig  erscheine,  und  daß  von  der  Einführung  der  bakteriologischen  Untersuohungs- 
methoden  in  das  Milch-  und  Molkereiwesen  wesentliche  Fortschritte  zu  erwarten 
«eien.  In  ähnlicher  Weise  drückten  sich  Prof.  Dr.  A,  Kraemer  und  Prof. 
Dr.  E.  Schulze  in  Zürich  in  einem  Gutachten  aus,  welches  sie  am  12.  Februar 
1889  über  die  Organisation  einer  Schweiz.  Milchversuchsstation  mit  Sitz  des 
Institutes  in  Zürich  oder  in  Bern  erstatteten.  Diese  Gutachten  haben,  wie  man 
«ieht,  die  Gründung  einer  Schweiz.  Centralstation  zur  Voraussetzung.  Da  indessen 
ILußera  Umstände  eine  schnelle  Realisirung  dieses  Projektes  nicht  hoffen  ließen, 
wurde  auf  Veranlassung  von  Prof.  Anderegg  in  Bern  vom  Direktor  der  Landwirth- 
«chaft  des  Kantons  Bern,  Regierungsrath  Ratz,  im  Frühjahr  1889  eine  Kommission 
einberufen,  deren  Beschlüssen  ein  Vorgehen  des  Kantons  Bern  in  dieser  Richtung 
und  die  Entstehung  des  jetzigen  bakteriologischen  Institutes  zu  verdanken  ist. 
Dasselbe  wurde  am  1.  Juli  1889  als  besonderer  Zweig  der  chemischen  Versuchs- 
station der  landwirthschaftlichen  Schule  der  Rütti  gegründet,  mit  dem  nöthigen 
Kredite  ausgerüstet  und  unter  die  Leitung  eines  Bakteriologen,  Dr.  E.  v.  Freuden- 
reich, gestellt.  Als  erster  Zweck  desselben  wurde  besonders  das  Studium  des 
Reifungsprozesses  des  Emmenthalerkäses  bezeichnet^  daneben  soll  aber  auch  das 
Studium  aller  das  Molkereiwesen  betreffenden  Prozesse,  welche  von  Bakterien 
bedingt  sind,  Gegenstand  dieser  Thätigkeit  sein,  und  außerdem  soll  von  dem 
Leiter  desselben  den  Molkereischülern  der  Rütti  über  die  für  dieselben  noth- 
wendigen  allgemeinen  Grundbegriffe  der  Bakteriologie  Unterricht  ertheilt  werden. 

Aus  diesem  bakteriologischen  Laboratorium  sind  bereits  einzelne  diesbezügliche 
Arbeiten  hervorgegangen,  die  hier  citirt  werden  mögen:  ,,Ueber  die  Vermehrung 
-der  Bakterien**  in  Nr.  50  der  Milchindustrie  1889.  —  „De  la  teneur  du  lait  en 
bact^ries**,  Annales  de  micrographie,  II,  page  116.  —  „Bakterien  als  Ursache 
der  Bläuung  der  B^äse",  Milchindustrie  1890,  Nr.  8.  —  „Sur  quelques  bactiries 
produisant  le  boursouflement  des  fromages",  Annales  de  micrographie,  II,  p.  553.  — 
„Recherchea  pr^liminaires  sur  le  role  des  bacteries  dans  la  maturation  du  fromage 
<lc  rEmmenthal**,  Annales  de  micrographie,  U,  p.  257. 

Banknotensteuer.  Die  Einnahmen  des  Bundes  und  der  Kantone*)  be- 
trugen: 1885  1886  1887  1888  1889  1890 

Vt  Fr  ¥t  Fr  Fr  Fr 

135,902  137,886  141,850  150,320  153,494  161,342 
—     20,000   20,000   20,000   20,000   20,000 


Bund     . 

Aargau 

Baselstadt 

Bern 

Freiburg 

Genf      . 


36,000  36,000  42,000  48,000  48,000  68,800 

60,000  60,000  60,000  60,000  60,000  60,000 

14,964  15,366  15,507  15,865  16,883  16,687 

—      —  80,686  75,000  75,000  75,000 


246,866   269,252  360,043  369,185  373,377  401,829 


*)   Inbegriffen   die  Hinterlegungsgebühr  für  Werthschriften   hei   den  kantonalen 
Depositenämlern . 
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1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Uebertrag 

;     246,866 

269,252 

360,043 

369,185 

373,377 

401,829 

Olarus   .     . 

9,000 

9,000 

9,000 

9,000 

9,000 

9,000 

Graubünden 

18,000 

18,000 

18,000 

18,000 

18,000 

18,000 

Luzern  .     . 

30,774 

35,116 

38,422 

38,415 

38,412 

38,400 

Neuenbürg 

.       48,000 

45,05G 

43,200 

43,200 

41,827 

38,475 

Schaff  hausen 

11,597 

13,890 

15,904 

15,902 

15,913 

16,700 

Solothurn   . 

.       17,106 

18,000 

18,000 

22,251 

24,000 

24,000 

St.  (rallen.     . 

97,638 

102,543 

102,600 

102,600 

102,865 

115,769 

Tessin    .     .     . 

12,400 

12,400 

12,400 

12,400 

12,400 

12,400 

Thnrgau 

15,601 

15,601 

15,601 

15,601 

15,601 

15,600 

Waadt  .     . 

60,000 

60,000 

60,000 

60,000 

60,000 

60,000 

Zürich    .     . 

.     104,975 

104,325 

109,213 

138,777 

153,013 

174,679 

671,957  703,183  802,383  845,331  864,408  924,850 

Baumwollindnstrie.  (Ergänzung  der  Artikel  „Baum Wollindustrie",  „Baum- 
wollspinnerei**, «Baum Wollweberei"  im  ersten  Band).  Die  nachfolgenden  Mitthei- 
lungen sind  dem  „Schweizerischen  Handelsamtsblatt"  vom  4.  Mai  1889  ent- 
nommen, welches  dieselben  auf  Wunsch  des  Vorstandes  des  schweizerischen 
Spinner-,  Weber-  und  Zwirnervereins  einer  Brochure  abgedruckt  hat,  die  der 
betreffende  Verein  veröffentlichte.  Durch  unseren  Wiederabdruck  lassen  wir  also 
-dem  besagten  Vereinsvorstand  selbst  das  Wort: 

I.  Zahl  der  Spindeln,  Webstühle,  Zwirnspindeln  und  deren 

Produktion  im  Jahre  1888. 


Kantone 

Spinnerei 

Welssweberei 

Zwirnerei 

Buntweberei  1 

m 

a 

m 

Zwin- 
tpiadcla 

m 

s 

»mm 

Spisdeli 

FrodoktioB 

1 

Ob 

Webitohle  |  PrdaktioB 

1 

1 

Webitfihl« 

Zürich .    .    . 

44 

774,134^ 

91,124 

29 

7,101«     39,699 

15 

35,052« 

2 

642 

St  Gallen     . 

11 

279,820« 

28,629 

5 

1,603        6,350 

28 

20.439 

16 

3,:}43 

Glarus .    .    . 

13 

217,790»     31,473 

14 

4,224  '    30,210 

0 

2 

229 

Aargau     .    . 

12 

184,316*     31,395 

2 

270        *»^^ 

4 

3,280" 

14 

1,520 

Zug.    .    .    . 

2 

tn?  1  ^^'^^^ 

1 

Schwyz     .    . 

4 

4 

920        7,400 

1 

550 

Bern    .    ,     . 
Thurgau  .    . 

1 
2 

^»^  1    18  150 
27,452  j   *^'^^ 

1 
6 

l|j;.[  10,400 

'  ■ 

3 
5 

565 
392 

Solothurn 

1 

23,112 

1 

1 

60  1 

Graubünden . 
Baselland .    . 

1 
1 

9,608 
6,500 

[     8,270 

1 

232 

2,350 

1 

1,600 

Appenz.A.-R. 

— 

—             _.. 

1 

160  i 

8 

8,874 

1 

166   ! 

Schaffhausen 

—            — 

1 

3,200 

— 

Luzern     .    . 

92 

—       6 

1,722,299  i 

_ 
65 

—      1 

.  _ 

58 

550 
73,545 

1 
44 

64 
6,921   1 

16,800 

Produktion  q 

1 

1 

227,251 

1 

1 

101.259 

1 

1 

ca.  24,000  q 

et.  87,000  q* 

^  Im  KAnton  ZQrich  selbst  stehen  nur  6(»2,720  Spindeln.  ^  Im  Kt.  St.  (iallon  beandcn  sich  noch, 
ia,000  Spindeln  Ton  Firmen  anderer  Kantone,  zusammen  291,K20.  ■*  Im  Kt.  Olarus  befinden  sich  noch 
55,696  Spindeln  von  Firmen  anderer  Kantone,  zusammen  273. 4s6  ♦  Im  Kt.  Aarj^au  befinden  sich  noch 
•81,693  Spindeln  von  Finnen  anderer  Kantone,  zusammen  2(;5,!>0G  Spindeln.  '•'  Im  Kt.  Luzern  befinden  sich 
12,083  Spindeln  von  Firmen  anderer  Kantone.  '•  Davon  befinden  sicli  515  .Sttthlc  im  Kt.  Thurgau.  "  Ausser- 
dem befinden  sich  im  Kt.  Thurgau  51'»  Stühle  von  Firm«'n  des  Kantons  Zürich.  "  Im  Kt.  Zürich  selbst 
befinden  sich  nur  21,412  Zwimspindeln.  *'  Im  Kt.  Glarus  beftndon  sich  14o()  Zwimspindeln  von  Firmen 
Anderer  Kantone.  **^  Im  Kt.  Aargau  befinden  sich  noch  12,240  Zwimspindeln  vun  Firmen  anderer  Kantone 
JHUAmmen  15,520. 

•  Die  Buntweberei  verwendet  ausserdem  noch  ca  lliK)  q  Wollen-  und  Leinengarn. 
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Es  besitzen : 
von  92  Spinnerei-Farmen 

11  bis  und  mit   5,000  Sp. 


28 

17 

14 

10 

4 

3 

4 

1 


5,000--  10,000 
10,000—  15,000 
15,000—  20,000 
20,000—  30,000 
30,000—  40,000 
40,000-  50,000 
50,000—100,000 
mehr  als  200,000 
Mittel:  18,720  Sp. 


von  65  Weitsweberei-Firmen 

von 

1  58  Zwirnerei-Firmen 

3  bis  u.  mit  50  Stühle. 

16 

bis  u.  mit  500  Sp 

6       50—100 

«» 

17 

500—1000     „ 

10     100     150 

it 

11 

1000—1500     , 

6     150     200 

« 

4 

1500     2000     , 

11     200     250 

t» 

4 

2000—2500     n 

4     250     300 

n 

2 

2500—3000     „ 

8     300-350 

n 

2 

3000     3500     „ 

8     350     400 

2 

mehr  als  3500     „ 

3     400     500 

*i 

4 

Mittel:  1268  Sp. 

5     500     600 

n 

1  mehr  als  600 

TI 

Mittel:  258  Stühle. 

II.  Vergleich   der    gegenwärtigen    Statistik   mit   der   vom 

Jahre    1884. 


1)  Spinnerei.     Wir  zählten  im  Jahre  1884  .     .     .     . 
Dazu  die  damals  stillgestandene  Spinnerei  Ibach  . 
Und  zudem  weiter  übergangene 

Gesammtzahl  1884 
Gegenwärtiger  Bestand 

Verlast  in  4  Jahren    . 


Spindeln 
1,809,393 

14,000 
18,000 

1,841,393 
1,722,299 


119,094 

Von  diesen  119,094  Spindeln  sind  abgebrannt  und  nicht  wieder  ersteilt 
worden  80,608,  eingegangen  38,486. 

Nach  Angabe  der  Spinner  waren  ferner  im  Jahre  1888  abgestellt  38,170 
Spindeln,  so  daß  im  Herbst  1888  157,264  weniger  Spindeln  im  Betrieb  waren 
als  im  Jahre  1884.  Wir  haben  somit  in  4  Jahren  etwas  über  7  ®/o  unseres 
Bestandes  an  Spindeln  definitiv  eingebüßt  und  2  ®/o  unseres  Bestandes  warten 
a\if  bessere  Zeiten,  um  wieder  in  Thätigkeit  gesetzt  zu  werden. 

Webstuhle 

2)    Weißweberei.     Dieselbe  besaß  1884 15,783 

Dazu  2  damals  nicht  berücksichtigte  Webereien .     .     .  470 

Gesammtzahl  1884       .     ."T6,253 
Davon  eingegangen,  abgebrannt,  der  Buntweberei  zuzuzählen  394 


Neu  dazugekommen 


15,859 
941 


Gegenwärtiger  Bestand  16,800 

Vermehrung  547  Webstühle  =  3  7o.  Abgestellt  sind  243  Webstühle,  es 
laufen  somit  gegenwärtig  304  Webstühle  mehr  als  im  Jahre  1884. 

3)  Zwirnerei.  Die  Statistik  der  Zwirnerei  von  1884  war  unvollständig; 
wir  zählten  damals  47  Firmen  mit  70,110  Zwirnspindeln,  während  wir  1888 
zählten  58  Firmen  mit  73,545  Zwirnspindeln. 

Diejenigen  Firmen,  welche  1884  in  unser  Verzeichniß  nicht  aufgenommen 
worden  waren,  aber  damals  wahrscheinlich  schon  alle  existirten,  besitzen  zu- 
sammen  13,889  Zwirnspindeln.  Es  wäre  somit  der  Bestand  aller  Zwimspindeln 
im  Jahre  1884  gewesen  83,999,  oder  wenn  man  annehmen  wollte,  daß  diese 
oder  jene  kleinere  Firma  damals  noch  nicht  vorhanden  war,  sicherlich  rund 
82,000  Zwirnspindeln. 
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Damach  hat  die  Zwirnerei  etwa  8455  Zwirnspindeln  verloren  =  1072^/0. 
£b  stehen  still  1940  Zwimspindeln. 

Webstahle 
4)  BuniwebereL     Sie  beschäftigte  im  Jahre  1884      .     .     .     6,967 

150 


7,117 
6,921 

~196 


Dazn  eine  damals  nicht  berücksichtigte  Buntweberei  . 

Gesammtzahl  1884  . 

1888   .     . 

Verlust 

=  2®/4  ®/o,  welche  durch  Brand  zerstört  worden  sind. 

Wir  lassen  bei  unseren  weiteren  Erörterungen  die  Buntweberei  unbesprochen ; 
sie  gehört  nicht  zu  unserem  Vereine;  obige  Angaben  erhielten  wir  durch  das 
Präsidium  des  Buntweber -Vereines. 

Der  BUckgang  unserer  Spinnerei  und  Zwirnerei,  der  geringe  Aufschwung 
unserer  Weißweberei  ist  von  unserem  Vereine  oft  genug,  auch  bei  unseren 
obersten  Behörden,  hervorgehoben,  beleuchtet  und  die  Mittel  zur  Abhülfe  an- 
gegeben worden. 

III.   Produktion. 

Während  unsere  arbeitende  Spindelzahl  um  9V2  Vo  abgenommen  hat,  ist 
unsere  Garnprodukiion  doch  nicht  zurückgegangen;  sie  hat  sich  im  Gegentheil 
von  197,900  q  im  Jahre  1884  auf  227,000  q  im  Jahre  1888  gehoben.  Diese 
Vermehrung  erklärt  sich  durch  das  Verdrängen  der  feinen  Garne  durch  gröbere 
Gramnummern,  ein  Vorgang,  welcher  seit  1875  in  fortlaufender  Entwicklung  sich 
befindet  und  sein  Ende  noch  nicht  erreicht  hat.  Aus  der  vermehrten  Produktion 
können  wir  schließen,  daß  die  Mittelnummer  der  gesponnenen  Garne  gewesen  ist 
im  Jahre  1884 :  Nr.  51  mit  einer  Produktion  von  10,9  kg  Garn  per  Spindel  im  Jahr. 
„       „      1888:     n  44     «       «  n  «    12,8   „      ^       „  ^       ^      ^ 

Wer  da  weiß,  daß  allein  in  den  Garnnummern  für  Stickfaden  ein  Rück- 
gang von  mindestens  12  Nummern  stattgefunden  hat  —  Hauptnummern  40  und 
45  anstatt  50  und  60  — ,  den  wird  obiges  Ergebniß  nicht  überraschen. 

Bezüglich  der  Weißiceberei  mußte  die  Produktion  in  einzelnen  Fällen  durch 
Schätzung  ermittelt  werden;  es  ist  wahrscheinlich,  daß  die  Weißweberei  einige 
Tausend  q  Gewebe  mehr  geliefert  hat,  als  in  obiger  Tabelle  angegeben  ist ;  nicht 
nur  hat  sie  sich  um  einige  Hundert  Webstühle  vermehrt,  sie  hat  auch  sicherlich 
einige  Tausend  q  feine  Gewebe  weniger  angefertigt  als  im  Jahre  1884  und 
diese  durch  mittelfeine  oder  grobe  Gewebe  ersetzt,  überhaupt  mehr  gröbere  Garne 
verwendet  als  im  Jahre  1884. 

Noch  mehr  beruht  die  Produktionsangabe  der  Zwirnerei  auf  Schätzung , 
von  einer  Reihe  von  Firmen  durften  von  vornherein  keine  Mittheilungen  erwartet 
werden.  Berücksichtigt  man,  daß  der  größere  Theil  unserer  Zwirnerei  sich  mit 
Anfertigung  von  Stickfadeu  befaßt  und  daß  gerade  die  Garnnummern  für  Stick- 
faden  eine  sehr  erhebliche  Vergröberung  erfahren  haben,  so  darf  man  wohl  die 
Produktion  unserer  Zwirnerei  um  ca.  4000  q  höher  ansetzen,  als  in  unserer 
Tabelle  von  1884  geschehen  ist,  also  auf  ca.   24,000  q. 

IV.  Innerer  Haushalt  unserer  Industriezweige. 
Darunter  verstehen  wir  die  Untersuchung  über  die  Fragen: 
Wie  viel  Baumwolle  hat  die  Spinnerei  versponnen? 

Fairer,  Volktwirthschafts-Lexikon  der  Sch-weiz.  5 
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Za  welchen  Zwecken  Hind  die  Garne,  Gewebe  und  Zwirne  verwendet 
worden  ? 

1)  Spinnerei,     An  Baumwolle  wurden  netto: 

Eingeführt  Ausgeführt 

q  q 

1887 270,499         1,158 

1888 223,425         1,680 

q 

Einfuhr:  Mittel 246,962 

Ausfuhr:  Mittel 1,419 

Verbrauch:  Mittel ~245,543 

Abgänge:   13  7o 31,920 

Game  aus  Baumwolle  allein  gesponnen     213,623 

q 

Von  genannten  31,920  q  Abgängen  sind  spinnfähig  etwa  70  ^o  .     22,000 

Dazu  Abgänge:  Einfuhr    1887  .     .     .      .     13,359 

1888   ....     14,418     Mittel   .     .     13,888 

35,888 
Davon  ab:  Ausfuhr  1887  ....     19,962 

1888  ....     21,573     Mittel   .     .     20,767 

"~T57i21 

welche  nach  Abzug  von  etwa  3121  q  für  Watten,  hygienische  und  andere  Zwecke, 

ferner  für  Abgänge,  etwa  12,000  q  Garne  ergeben  haben. 

Wir  haben  sonach  in  den  letzten  zwei  Jahren  durchschnittlich  produzirt: 
213,623  q  Garne  aus  Baumwolle,  12,000  q  Garne  aus  Abgängen,  zusammen 
225,623  q. 

Man  sieht,  daß  diese  durch  Berechnung  gefundene  Garnproduktion  bis  auf 
eine  Kleinigkeit  von  1628  q  mit  den  Mittheilungen  der  Spinner  übereinstimmt. 

Fragen  wir,  was  aus  den  gesponnenen  Garnen  geworden  ist,  so  sind  im 
Jahre  1888: 

q 

An  die  Weberei  gegangen 101,259 

Roh  exportirt  worden 64,282 

Gefärbt  exportirt  worden 9,187 

An  die  Zwirnerei  gegangen 24,000 

An  die  Buntweberei  gegangen 37,000 

An  andere  Industriezweige  abgegeben  worden  .     .  4,000 

'23977T8 
was  einen  Ueberschuß  von   ca.   12,000  q  über   die   Produktion    ergibt.     Diesen 
Ueberschuß  haben  wir  von  unsem  seit  1886  überfüllten  Garnlagern  nehmen  and 
im  Jahre  1888  etwa  15,000  q  mehr  ausführen  können  als  im  Jahre  1887. 

Die  Garneinfuhr  ist  hiebei  außer  Berechnung  gelassen. 

Sie  betrug  im  Jahre  1888:  rohe  Garne  641  q;  gefärbte  Ghirno  464  q; 
gebleichte  Gtirne  103  q  und  kompensirt  sich  nahezu  mit  der  Ausfuhr  von  ge- 
bleichten Gtimen. 

2)  Weißweberet.  Schwieriger  gestaltet  sich  die  Nachforschung  darüber, 
welche  Verwendung  die  Weißweberei  mit  ihren  Geweben  gefunden  hat.     Dieselbe 
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läßt  sich  nur  annähernd  richtig  herausfinden.     Wir  hahen  im   Jahre  1888  aus- 
geführt: 

Rohe  Gewebe 25,507 

Gebleichte  Gewebe 3,608 

Gefärbte  Gewebe 10,913 

Bedruckte  Gewebe 21,039 

Gemusterte  etc 441 

Femer    in    Form    von    Stickböden,    Plattatichböden, 

Vorhängen,  Konfektion  ca 5,000 

66^508 
wovon  jedoch  abgehen  die  aus  England  eingeführten 
Gewebe  zum  Färben  und  Bedrucken  für  Ausfuhr- 
zwecke ca 6,000 

~~6Ö75Ö8 
Es  bleiben  somit  von  den  101,259  q  der  Weißweberei  ungefähr  40,000  q 
im  Lande,  von  denen  man  jedoch  annehmen  kann,  daß  mindestens  7000  q  auch 
noch  für  die  Ausfuhr  bestimmt  sind. 

3)  Zwirnerei.  Dieselbe  führte  nur  3344  q  direkt  aus,  indirekt  jedoch  als 
Bestandtheil  von  Stickereien,  halbseidenen  Stoffen  etc.  etwa  weitere  17,000  q, 
«o  daß  etwa  3000  q  im  Lande  bleiben. 

Wir  haben  auch  den  Versuch  gemacht,  herauszufinden,  wie  viel  Zentner 
Baumwollfabrikate  jeglicher  Art  bei  uns  im  Jahre  verbraucht  werden,  wollen 
«her  nicht  mit  dem  Schwalle  von  Zahlen  lästig  fallen,  welche  wir  zu  diesem 
Zwecke  haben  aufstellen  müssen.  Wer  sich  dafür  interessirt,  kann  sie  von  unserm 
Vorstande  beziehen.  Wir  sind  auf  ca.  68,000  q  gekommen,  wohlgemerkt  ein- 
heimische und  fremde  Baumwollfabrikate ;  letztere  nehmen  etwa  ^/a  des  Gesammt- 
verbrauches  in  Anspruch.  Darnach  hätten  wir  in  der  Schweiz  einen  Verbrauch 
von  2,34  kg  per  Kopf  der  Bevölkerung.  In  England  rechnet  man  8  englische 
Pfund  =  3,4  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Um  diese  68,000  q,  weniger  17,000  q  eingeführte  Banmwollfabrikate,  also 
51,000  q  zu  erzeugen,  bedürfte  es  bei  uns 

ca.  390,000  Spindeln  =  23  ^/o  unseres  gegenwärtigen  Bestandes, 

7,700  Webstühle        =  32  7o 
10,000  Zwirnspindeln  =  14  > 
Es  arbeiten  somit  direkt  oder  indirekt  für  den  Export: 
ca.  1,330,000  Spindeln  =  77  ^o  unseres  gegenwärtigen  Bestandes. 

16,000  Webstühle  (Bunt- 
weberei inbegr.)  =  68  ^o        „ 
63,000  Zwirnspindeln         =  86  7o        „ 


10,000  Zwirnspindeln  =  14  >        ^ 


9 

^xTf^\\(\TfK\  \r\\\PLtrr  \    •    fift  ®/n 

^)  \ßV^\J\J\I        «^  TT  *»  tlOl/4.**\*V4**  \J\J  IV  t)  ),  ^) 


V.  Arbeiterzahl  und  Löhne. 

Löhne 

Die  Spinnerei         beschäftigt  ca.  1 1,200  Arbeiter  u.  bezahlt  jährl.  ca.  Fr.  7,050,000 

«    Weißweberei  ,,  „     9,900       „        „       ,,         „      „    „    6,660,000 

«     Zwirnerei  „  „     1,300       „        „        „  „      „    „       800,000 

Wir    würden     zum    Schlüsse    noch     gerne     eine     Statistik     der    Spindeln, 

Webstühle    und   Zwirnspindeln    aller    industriellen    Länder    der    Erde    beifügen, 
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allein   das  Material  hiezu  war  nicht  erhältlich;   Ellison  gibt  für  1888  folgend» 
Zahlen :  Spindeln 

England 42,740,000 

Europäischer  Kontinent 23,380,000 

Amerikanische  Union 13,525,000 

Ostindien 2,490,000 


Dazu  sind  noch  zu  rechnen : 

Kanada,  Mexiko,  Stldamerika  ca 

Japan  ca 

Gesammtzahl  aller  Spindeln  der  Welt 

1884      .     . 

Vermehrung 
Alle  Länder   haben    eine 


82,135,000 

600,000 
100,000 

82,83'5,000 
76,685,000 


6,150,000 
Vermehrung    der  Spindelzahl    erfahren,  mit  Aus- 
nahme der  Schweiz,  wo  sie  sogar  um  ca.  120,000  Spindeln  zurückgegangen  ist. 

Auf  dem  europäischen  Kontinent  ist  Deutschland  mit  etwa  5,500,000  Spindeln 
an  die  erste  Stelle  geiHickt;  Frankreich  nimmt  mit  etwa  5, 200,000  die  zweite  Stelle  ein. 

Die  Weberei  und  Zwirnerei  sind  von  der  Statistik  auffallend  vernachlässigt;, 
es  gibt  über  diese  zwei  Industriezweige  keine  zuverlässigen  Angaben.  Wir 
wissen  nur,  daß  die  Anzahl  der  Webstühle  sich  in  England  um  ca.  70,000,  in 
Deutschland  um  ca.  7.000,  in  Oesterreioh  um  ca.  4000,  in  Frankreich  um  ca.  3000- 
vermehrt  hat.  Die  Gesammtzahl  aller  mechanischen  Webstühle  in  Europa  wird 
man  auf  über  1   Million  schätzen  dürfen,  davon  etwa  600,000  in  England. 

üeber  die  Zwirnerei  außerhalb  der  Schweiz  ist  uns  nichts  bekannt;  wir 
sind  daher  nicht  in  der  Lage,    irgendwelche   zuverläs^tige  Angaben    mitzutheilen. 

VI.  Verzeichniß  der  Firmen 
Bebst  Ansnbf  der  Zihl  der  Spindeln,  Wekitohle  und  Zwirnipindeln,  nach  Kantonfn  mrdnct. 

BaumwolUpinnerei. 

Spindeln 

238,176 


1.  Heinrich  Kunz,  Zürich.     .     . 

2.  J.  H.  Buhler  ^'  Söhne,  WHhur      48,082 

3.  J.  J.  Rieter  S:  Co.,  Winterthur      39,004 

4.  J.   &  A.   Bideriiiann  &   Co., 

Winterthur 34,000 

5.  Irahoof  Blumer   &  Co.,  Win- 
terthur     24,500 

23,130 
20,200 
17,500 
17,000 
16,704 
15,906 


i 


0.  Spinnerei  W^ollishofen-Zürich 

7.  Spinnerei  Bülach      .... 

8.  E.  Bühler  i^^  Co.,  Winterthur 

9.  (jebrüder  Braschler,  W^etzikon 

10.  Spinnerei  Langnau  .... 

11.  J.  H.  Boller,  Uster  .... 

12.  Spinnerei  &  Zwirnerei  Nieder- 

Uster 15,400 

13.  Hrch.  Zangger,  Uster  .     .     .       15,112 

14.  Zuppinger-Billeter, Wallisellen       15,000 

15.  J.  [{.  Gujer,  Zürich  ....       15,000 

16.  Sei) weiz.Credit-Anstalt.  Zürich       14,000 

17.  Gebrüder  Keller,  Gibsweil     .       12,500 

18.  Trümpier  iV:  Gysi,  Zürich.     .       12,000 

19.  Heinrich  Schwarz,  Ry kon-Zell       1 1 ,000 

20.  Cit<par  Houegger,  Wald    .     .       10,248 

21.  F.  Schuler-Schmid,  Wetzikon       10,000 

22.  Adolf  Arter,  Neumünster  (Eta- 

blissement im  Thurgau)    .       10,000 


23.  J.  C  Winkler,  Rämismühle-Zell 

24.  Jobs.  Heusser,  älter,  Goßau 

25.  Knecht  Sc  Walder,  Uster  . 

26.  J.  Kindlimann-ReitTer,  W'thur 

27.  Johannes  Houegger,  Wald 

28.  Caspar  Huber,  Uster    .     . 

29.  Arnold  Stahel,  Räraismühle 

Zell 

30.  H.  A.  Oertly,  Rüti  .     .     . 

31.  Spinnerei  und  Weberei  Wulf- 

lingen 

32.  Wilhelm  Honegger,  Wetzikon 

33.  C.  Moos,  Weißlingen     .     . 

34.  Jacob  Schellenberg,  Aathal 

35.  Jb.  Bachmann,  Sohn,  Richters 

weil 

36.  Spinnerei  Adlisweil .     .     . 

37.  Heinrich  Guyer,  ßauina    . 

38.  J.U.Zellweger- Waffler, W'thur 

39.  Caspar  Heusser,  Wetzikon 

40.  J.  R.  Winkler,  Turbenthal 

41.  Erhard  W^olff,  Turbenthal 

42.  Blum-Bühler,  Oberiiori 

43.  E.  Gagg,  Hombrechtikon  . 
4i.  Gebrüder  Zangger,  Fischenthal 

Kanton  Zürich 


Spindeln 

9,916 
9,500 
9,352 

8,724 
8,316 
8,000 

7,500 
7,500 

7,376 
6,500 
6,250 
6.000 

6,000 
5,250 
5,232 
4,968 
4,800 
4.776 
4,552 
4,000 
3,0(X) 
2,160 
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Spindeln 

45.  Spinnerei  Scbilsbach,  Flums  .  100,000 

46.  Johannes  Heer,  Mels    .     .     .  44,000 

47.  Spinnerei  a.Uznaberg,Uznach  33,520 

48.  Gebrüder  Blumer,  Murg   .     .  23,000 

49.  Job.  Hürlimann,  Rapperswyl  22,540 

50.  Spinnerei  Dietfurt,Licbten8teig  18,624 

51.  Brändlin  &  Co.,  Rapperswyl  18,432 

52.  Baumwollspinnerei     an     der 

Steinacb,  St.  Gallen .    .     .  9,424 

53.  Matbias  Näf,  Nieder-Üzwyl    .  7,680 

54.  Nikiaus  Datscbler,Brunnadern  _2,600 

Kanton  St  Gallen  279,820 

55.  Caspar  Jenny,  Ziegelbrücke  .  53,000 

56.  Spinnerei  und  Weberei  Mollis  27,670 

57.  Gebr.  J.  &  F.  Paravicini,  Glarus  25,000 

58.  Barth.  Jenny  &  Co.,  Ennenda  23,848 

59.  Becker  &  Milt,  Rüti     .     .     .  18.000 

60.  Gebrüder  C.ife  F.  Becker,Glarus  13,400 

61.  Gebrüder  R.  &  C.  Spälty,  Matt  13,000 

62.  Spälty  &  Co.,  NeUtal   .     .     .  11,000 
•63.  Benjamin  Jenny,  Schwanden  9,000 

64.  J.  et  M.  Legier,  Diesbach .     .  7,128 

65.  Rudolf  Kägi,  Oberurnen  .     .  7,000 

66.  Hefti  Si  Co.,  Hätzingen     .     .  6,576 

67.  Jenny  tt  Co.,  Ennenda     .    . 3,168 

Kanton  Glarus  217,790 

•68.  Johannes  Wild,  Wettingen    .  45,000 

69.  Albert  Spörri,  Baden   .     .     .  25,000 

70.  Edmund  Bebi6,  Turgi  .     .     .  18,000 

71.  H.  Bebi6  &  Co.,  Ruppersweil  16,000 

72.  F.  Weber-Kubli,  Aarburg.     .  13/00 

73.  Gebrüder   Honegger  KöUiker 

it  Co.,  Bremgarten  .     .     .  12,500 


74.  Lang  &  Co.  in  Reiden,Of  tringen 

75.  L.  Kappeler-Bebiö,  Turgi .    . 

76.  Jäggi  &  Co.,  Rothrist  .     .    . 

77.  Hünerwadel  &  Co.,  Lenzbarg 

78.  Frey  &  Co.,  Aarau  .... 

79.  Conrad  Mantel,  Bremgarten . 

Kanton  Aargau 

80.  Spinnerei  an  der  Lorze,  Baar 

81.  Spinnereien  Aegeri  .... 

Kanton  Zug 

82.  Caspar  Hürlimann,  Siebnen. 

83.  Job.  Wirth,  Siebnen     .     .     . 

84.  Spinnerei  Ibach 

85.  Rudolf  Weber,  Nuolen     .     . 

Kanton  Schwyz 

86.  Aktienspinnerei  Felsenau,Bem 

Kanton  Bern 

87.  Baumwollspinnerei    Murkart, 

Wängi 

88.  Stierlin  &  Schweitzer,  Wängi 

89.  Albert  Wälti,  Bischofszell      . 

Kanton  Thurgau 

90.  Baumwollspinnerei    Emmen- 

hof  in  Derendingen, 

Kanton  Solothum 

91.  Spinn-  und  Weberei  an  der 

Albula,  Sils-Domleschg, 
Kanton  Grauhwnden 

92.  Sarasin  Ä  Heusler,  neue  Welt, 

Kanton  Baselland 

Total:  i 


Spindeln 

12,032 
11,500 
9,200 
8,568 
8,000 
4,916 


184,316 

55,900 
30,116 

"  86,016 

20,000 
17,312 
14,000 
11,859 

63,171 

60,380 

16,336 
8,092 
3^4 

27,462 


23,112 

9,608 

6,500 
,722,299 


Baumwollzwirnerei. 


Spindeln 

1.  Baumwollspinnerei  u.  Zwirnerei 

Niederuster 9,000 

2.  Heinrich  Kunz,  Zürich     .     .     .  6,534 

3.  G.  ZoUinger,  Niederuster.     .     .  3,000 

4.  G.  Bindschedler.  Hochfelden     .  2,866 

5.  J.  Jäggi,  Oberwinterthur .     .     .  2,500 

6.  J.  J.  Rieter  k  Co.,  Winterthur  2,116 

7.  H.  Scheibli,  Zürich 1,800 

8.  J.  M.  Seel,  Hittnau      ....  1,800 

9.  A.  Weber,  Hin  weil 1,500 

10.  Arnold  Sulzer,  Birmensdorf .     .  1,000 

11.  E.  Landis,  Dietikon     ....  800 

12.  J.  C.  Keller,  Fischenthal ...  720 

13.  J.  K.  Weber,  Hin  weil  ....  500 

14.  Conr.  Moos,  Weißlingen  .     .     .  500 

15.  J.  Wegmann,  Birmensdorf  .     .  416 

Kanton  Zürich  85,052 

16.  Tobler-Weiß,  St.  Gallen   .     .     .  2,100 

17.  Grebrüder  Taginann,  Altstätten.  1,440 

18.  J.  Rohner,  Rebstein,  Rheinthal  1,400 

19.  Hs.  Jb.  Wild,  St.  Gallen.     .     .  1,350 

40.  A.  Hyppolii-xMeyer,  St.  Gallen  .  1,20(J 

41.  Salzmann-Däniker,  St.  Gallen  .  1,153 


22.  Arnold  Graf,  St.  Gallen  . 

23.  Alfons  Ziltener,  Mols  .     . 

24.  J.  A.  Zillig  &  Co.,  Brunnadern 

25.  H.  Schläpfer,  Obersteinach  . 

26.  J.  Höhener  -  Schläpfer,   Witten 

bach 

27.  Franz  Mettler,  Altstätten.     . 

28.  Oskar  Reutti,  Staad     .     .     . 

29.  Gebrüder  Grob,  Buchs     .     . 

30.  A.  Bachmann-Hasler,  Mühlau 

31.  Jakob  Kuratli,  Bazenheid 

32.  Albert  Etter,  St.  Gallen  .     . 

33.  Conrad  Hohl,  Flawyl  .     .     . 

34.  Lob  et  Schönfeld,  Goldach  . 

35.  Christian  Bosch,  Ebnat    .     . 

36.  H.  Hauser,  Sohn,  St.  Gallen 

37.  Nikiaus  Dütschler,   Brunnadern 

38.  Gottlieb  Grob,  Neßlau      . 

39.  U.  iV  A.  Tobler.  Rheineck 
iO.  J.  LeuthüM,  Neßlau     .     . 

41.  J.  J.  Grob,  Degersheim    . 

42.  Gebruder  Weber,  Balgach 

Kanton  St.  Gallen 


Spindeln 

1,120 
900 

888 
860 

820 
800 
776 
600 
550 
512 
500 
480 
480 
440 
410 
400 
400 
320 
220 
160 
1 60 

20,4Sii 
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43.  J.  U.  Eugster  &  Co.,  Urnäsch 

44.  F.  Alder-Eugster,  Urnäsch   . 

45.  Johannes  Höhener,  Gais  .    . 

46.  J.  U.  Gegenschatz,  Heiden  . 

47.  Ferdinand  Frischknecht,Umäsch 

48.  J.  J.  Sonderegger,  Heiden    . 

49.  A.  Waldvogel,  Bühler      .     . 

50.  Johs.  Edelmann,  Herisau 

51.  Gebnider  Knöpfel,  Teufen    . 

Kanton  Appenzell 


Spindeln 

2,200 

1,620 

1,280 

1,040 

760 

640 

580 

450 

304 

8,874 


54.  G.  Mantel  in  Bremgarten 


Spindeln 

80O 


Kanton  Aargau    3,280 

55.  Frey  &  Payer,  Schaff  hausen, 

Kanton  Schaffhausen    BßOO 

56.  J.  E.  Zwicky  Wittwe,  Malans, 


anXon  Qravhwnden    ifiOO 

560 


57.  W.  Künzli,  Nebikon, 

Kanton  Lueem 


52.  S.  Offenhäuser  &  Co.,  Zofingen    1,320 

53.  Himerwadel  &  Co.,  Lenzburg  .     1,160 


58.  J.  M.  Kündig,  Arth, 

Kanton  Schwye       660 

Total :  ^54ä 


Baumwollioebef'eü 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 

12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 
25. 

26. 
27. 
28. 
29. 


Webstuhle 

Johannes  Honegger,  Wald  771 

A.  Boller,  Dietikon 550 

Spörri  &  Schaufelberger,  Wald  .  519 
E.  Bühler  &  Co.,  Winterthur  .  515 
Heinrich  Schmid,  Gattikon  .  .  476 
Jakob  Oberholzer,  Wald  ...  400 
Caspar  Spörri,  Bärentsweil  .  .  360 
Jucker  &  Co.,  Bauma  ....  352 
Heinrich  Kägi,  Bauma  ....  350 
Fischer  &  Eimer,  Wald  ...  324 
Schweizerische    Credit  -  Anstalt, 

Zürich 

Spörri  &  Meier,  Bärentsweil  . 
Weberei  Oberkempten-Wetzikon 
Weberei  Mühlebach-Fischenthal 
Raymann  &  Spörri,  Wald  .    . 
Brunner  &  Latsch,  Hinweil  . 
Caspar  Heusser,  Wetzikon 
Caspar  Honegger,  Fischenthal 
Spinnerei  u.  Weberei  Wülflingen 
Carl  Spörri,  Wald     .... 
Eduard  Spörri,  Hittnau 
J.  C.  Winkler,   Rämismühle-Zell 
Trümpier  &  Gysi,  Uster    .     . 
Felix  Honegger,  Wald  .    .    . 
Rud.  Hornberger,  Hadlikon-Hin- 

weil 

H.  Gubelmann,  Wetzikon  .     . 
Jakob  Homberger,  Goßau.     . 
J.  Kindhmann-Reiffer,  Winterthur 
Spörri  &  Heß,  Wetzikon    .    .     . 


I 


252 
248 
220 
204 
184 
151 
140 
138 
136 
111 
110 
108 
100 
84 

80 
68 
64 
46 
40 


Kanton  Zürich  7,101 


30.  Barth.  Jenny  tt  Co.,  Ennenda 

31.  Spinnerei  und  Weberei  Mollis 

32.  H.  &  J.  Leuzinger,  Netstal 

33.  Staub  il'  Co.,  Riedern  .    .     . 

34.  Hefli  et  Co.,  Hätzingen      .     . 

35.  Spälty  &  Co.,  Netstal     .     .     . 

36.  Caspar  Jenny,  ZiegelbrOcke   . 

37.  Weberei  Sernflhal,  Engi    .     . 

38.  Gebrüder  C.  &  F.  Becker,  Glarus 

39.  Benjamin  Jenny.  Luchsingen  . 

40.  Becker  &  Milt,*  Rüti  .... 
4J,  J.  &  M.  Legier,  Diesbach  .     . 


480 
470 
370 
364 
344 
340 
322 
270 
244 
220 
220 
198 


WebitUMe 

42.  Aebli  &  Zwicky,  MiUödi    ...  19t 

43.  Fritz  Jenny,  Engi 19a 

Kanton  Olarua  4,224 

44.  Johannes  Heer,  Mels     ....  600 

45.  G.  Wild,  Neuhaus-Eschenbach    .  52Q 

46.  Weberei  Azmoos 300 

47.  H.  Ottiker,  Flawyl 55 

48.  F.  Schläpfer-Brunner,  Fürth  bei 

Brunnadern 12^ 

Kanton  St.  Gallen  IfiÖS 

49.  Weberei  Grüneck  bei  Müllheim .  368 

50.  Stierlin  &  Schweitzer,  Wängi     .  30^ 

51.  Gebrüder  Zweifel,  Sirnach     .    .  274 

52.  Weberei  Bischofszeil      ....  250 

53.  Altermatt  <fe  Hasen  fratz,  Frauen- 

feld       244 

54.  Jean  Kraut,  Rickenbach    ...  90 

Kanton  Thurgau  1,6S4 

55.  Johs.  Wirth,  Siebnen    ....  392 

56.  Mechanische  Weberei  Lachen    .  30O 

57.  J.  Blumer  &  Co.,  Schindelegi     .  220 

58.  Kündig  ^  Iten,  Schwyz     ...  8^ 

Kanton  Schwyz  920 

59.  Johannes  Wild,  Wettingen     .     .  360 

60.  F.  Weber-Kubly,  Aarburg.     .     .  120 

Kanton  Aargau  480 

61.  G.  A.  Keiser,  Zug,    Kanton  Zug  270 

62.  Spinn-  und  Weberei  a.  d.  Albula, 

Sils-Domleschg, 

Kanton  Chaubunden  232 

63.  Oberholzer  &  Elsässer,  Kirchberg, 

Kanton  Bern  216 

64.  Weberei  Waldstatt,  Urnäsch, 

Kanton  Appenzell  160 

65.  Schwarz  k  Co.,  Solothurn, 

Kanton  Solothurn  60 


Total:  1«,80» 
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Buntweberei. 

Webstühle 

1.  Raschle    &    Co.,    Wattwyl    und 

Bütschwyl 606 

2.  Buntweberei  Wallenstadt   .    .    .  400 

3.  Weberei  Azmoos 276 

4.  Stähelin  &  Co.,  Lichtensteig  .    .  248 

5.  Mathias  Näf,  Niederuzwyl  ...  247 

6.  Bänziger,  Kolp  &  Co.,  Ebnat.    .  246 

7.  Mechanische  Weberei,   Altstätten  232 

8.  Gebrüder  Gyger,  Flawyl     .    ^    .  225 

9.  J.  Looser,  Kappel      .    .    .    '.    .  191 


162 
150 
103 
90 
80 
52 
35 


10.  Widmer  &  Co.,  Oberuzwyl 

11.  Müller  <fe  Co.,  Wyl 

12.  J.  Heitz  &  Co.,  Bazenheid .    .    . 

13.  Hofer  &  Co.,  Krinau 

14.  H.  Ottüer,  Flawyl 

15.  J.  J.  Berlinger  &  Söhne,  Ganterswyl 

16.  J.  Gnipper,  Neu  St.  Johann    .    . 

Kanton  St  Gallen  3,343 

17.  J.  R.  Hüssy,  Safenwyl  ....    275 

18.  J.  Nußbaumes  Söhne,  Birrwyl     .    200 

19.  J.  J.  Widmer  &  Co.,  Seon.    .    .    200 

20.  C.  Strub,  Zofingen 188 

130 
100 
100 

90 
84 
44 
40 
25 


21.  Ed.  Meißner,  Zofingen 

22.  Gebrüder  R.  &  D.  Matter,  Kölliken 

23.  Künzli  &>  Imboden,  Murgenthal  . 

24.  Steinegger  &  Clerc,  Zofingen  .    . 

25.  Pfififher  &  Roth,  Seon    .    .    .    . 

26.  Brunner  &  Co.,  Niederlenz     .    . 

27.  Gebrüder  Merz,  Menzikon  .    .    . 

28.  Müller.  Wirz  &  Co.,  Schöftland  . 


Webttfthle 

29.  Hünerwadel  &  Co.,  Niederlenz    .      24 

30.  M.  Wirz,  Menzikon 20 

Kanton  Aargau  1,520 

31.  Imhoof  Blumer  &  Co.,  Winter- 
thur 422 

32.  C.  Moos,  Weißlingen      .    .    .    ._220 

Kanton  Zürich    642 

33.  Künzli  k  Gugelmann,  Langenthai    251 


246 

68 

565 

190 
80 
42 
40 
40 


34.  Gebrüder  Meier,  Oftringen. 

35.  Jost  Lauterburg  k  Co.,  Langnau 

Kanton  Bern 

36.  J.  Heitz  k  Co.,  Münchweilen  . 

37.  J.  H.  Thomann,  Münchweilen 

38.  Gebrüder  Leumann,  Mattwyl  . 

39.  C.  Hintermeister,  Dusnang 

40.  Brühlmann-Landgraf,  Amrisweil   

Kanton  Thurgau    392 

41.  Fröhlich,   Brunschwyler    &    Co., 

Ennenda 162 

42.  E.  Dürsteier,  MOhlehom  (Horgen)_  67 

Kanton  Olarus    229 

43.  Fischbacher  &  Koch,  Peterzell, 

Kanton  Appenzell 

44.  Hiltiker-Hüssy,  Dagmersellen, 

Kanton  Luzem 


166 


64 


Total :  6,g21 

Basler  Handels-  und  Induslrieverein.  Derselbe  ist  eine  Schöpfung 
neuem  Datums  und  zur  Nothwendigkeit  für  Handel  und  Industrie  Basels  geworden, 
als  mit  der  Verfassungsrevision  von  1875  das  Kollegialsystem  und  damit  auch 
das  früher  mit  der  Wahrung  dieser  Interessen  betraute  Handelskollegium  dahin  fiel. 

Schon  während  des  Bestehens  des  Handelskollegiums  war  die  Gründung  einer 
Effekten-  und  einer  Waarenbörse  angeregt  worden,  aber  nur  die  letztere  kam  zu 
Stande  und  organisirte  sich  statutarisch  als  Börsen  verein  im  Jahre   1867. 

Für  die  Effektenbörse  glaubte  die  ältere  Generation  die  Noth wendigkeit 
noch  nicht  vorhanden. 

Aus  diesem  Waarenbörsen verein  ist  dann  als  Erweiterung  der  Handels-  und 
Industrie  verein  herausgewachsen  und  1876  konstituirt  worden. 

Die  Leitung  desselben  ist  der  Handelskammer,  bestehend  aus  15  Mitgliedern, 
wovon  9  vom  Verein  in  seiner  Generalversammlung  und  6  durch  Kooptation 
gewählt  werden,  übertragen. 

Zweck  des  Vereins  ist,  laut  §  1  der  Statuten,  „die  Förderung  sämmtlicher 
kaufmännischer  und  industrieller  Interessen  Basels  und  Umgebung  durch  gemein- 
same Berathuugen  und  durch  Vereinigung  der  Einzelkräfte  zu  gemeinsamem 
Handeln. " 

Die  Banksektion,  die  Waarensektion ,  der  Speditoren verein ,  der  Band- 
fabrikaiiten verein  bilden  besonders  gegliederte  Unterabtheilungen  des  Vereins. 

Die  Effektenbörse  steht  unter  der  Leitung  des  VcH^standes  der  Banksektion 
und  hat  ihre  besonderen,  von  der  Handelskammer  genehmigten  Reglemente  und 
Usancen. 
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Die  sich  an  die  Effektenhörse  anschließende  Waarenbörse  steht  unter  der 
Waarensektion. 

Der  jährliche  Beitrag  wird  von  der  General  Versammlung  bestimmt  und 
betrug  bis  anhin  Fr.  20.  — . 

Die  Handelskammer  erstattet  alljährlich  über  ihre  Wirksamkeit  einen  Bericht, 
der  gedruckt  an  die  Mitglieder  vertheilt  wird.  Der  Verein  zählt  (Dezember  1889) 
234  Mitglieder. 

Beamtenversicherung.  (Mitgetheilt  von  Herrn  Eantonsstatistiker  N  ä  f 
in  Aarau.)  Wenn  heute  an  den  Staat  immer  lauter  die  Forderung  herantritt, 
fdr  ganze  Bevölkerungsklassen  die  obligatorische  Versicherung  gegen  Krankheit, 
Unfall,  Alter  und  Invalidität  einzuführen,  so  ist  gewiß  auch  das  Verlangen 
gerechtfertigt,  daß  der  Staat  fUr  seine  eigenen  invalid  gewordenen  Beamten  mit 
gut«m  Beispiel  vorangehe.  Man  sagt  nun  zwar,  die  Beamten  sollten  in  derselben 
Weise  wie  die  Gewerbetreibenden  von  sich  aus  für  ihre  alten  Tage  und  für  ihre 
Familien  sorgen,  indem  sie  ihr  Erspartes  in  Sparkassen,  Versicherungsanstalten 
oder  sonstwie  anlegen;  thatsächlich  wird  aber  in  Beamtenstellungen  nur  wenig 
erübrigt.  Anderseits  hat  der  Staat  das  höchste  Interesse,  daß«  die  Beamten  auch 
wirklich  leistungsfähig'  sind  und  bleiben.  Die  Humanität  verbietet  es,  verdiente 
Beamte,  die  in  ihrem  Amt  alt  geworden  sind,  auf  die  Gasse  zu  stellen.  Ihre 
Arbeit  muß  indessen  gleichwohl  besorgt  werden  und  der  Staat  gibt  nicht  un- 
bedeutende Summen,  neben  der  ordentlichen  Besoldung,  für  Aushülfe  aus.  Es 
muß  daher  ein  Auskunftsmittel  gesucht  werden,  das  dem  Staat  erlaubt,  nicht 
mehr  leistungsfähige  Beamte  mit  der  Möglichkeit  der  Pensionirnng  in  Ruhestand 
zu  versetzen.  Die  Ausgabe  zahlt  sich  für  den  Staat  reichlich  heim,  wenn  man 
bedenkt,  daß  er  dadurch  der  Nothwendigkeit  enthoben  wird,  seine  Besoldungen 
Jahre  lang  an  Beamte  ausrichten  zu  mUßen,  die  ihm  wenig  oder  nichts  leisten, 
die  er  daher  durch  andere,  ebenfalls  bezahlte  Arbeitskräfte  ersetzen  muß.  Ander- 
seits wird  auch  die  Stellung  des  verdienten  Staatsbeamten  eine  menschenwürdigere, 
seine  Arbeit  eine  freudigere  und  dadurch  eine  bessere,  wenn  er  darauf  rechneu 
kann,  daß  er  im  Invaliditätsfalle  nicht  einfach  eine  Beseitigung  zu  gewärtigen  hat. 

Die  Fürsorge  für  die  arbeitsunfähig  gewordenen  Beamten  und  für  die  Hinter- 
bliebenen verstorbener  Beamten  hat  sich  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden 
ausgebildet,  immerhin  bleibt  unser  Land  in  Beziehung  auf  humane  Fürsorge  jfür 
die  invaliden  Beamten  hinter  den  meisten  Ländern  weit  zurück.  So  zahlen  für 
die  Altersversorgung  die  öffentlichen  Angestellten  in  Deutschland  keine  Beiträge, 
ebensowenig  in  Oesterreich,  Rußland,  Belgien  und  England ;  der  Staat  übernimmt 
alle  Lasten.  In  DeutHchland  wurden  nur  für  die  Wittwen-  und  Waisenversorgung 
Beiträge  erhoben  und  auch  diese  sind  seit  1888  abgeschafft. 

In  der  Schweiz  loiHten  die  kantonalen  Verwaltungen  Beiträge  nur  an 
Pensionskassen  für  Lehrer  und  Geistliche,  für  die  übrigen  Beamten,  mit  wenigen 
rühmlichen  Ausnahmen,  gar  nichts.  Dagegen  zahlt  der  Bund  jährliche  Beiträge 
an  den  eidg.  Beamtenversicherungsverein  und  im  weitern  schickte  er  sich  an, 
eine  Pensionskasse  für  invalid  gewordene  Beamte  zu  gründen,  das  bezügliche 
Gesetz  vom  2G.  September  1890  wurde  aber  vom  Volke  am  15.  März  1891 
mit  großem  Mehr  verworfen. 

Die  Anfänge  des  eidg.  Beamtenversicherungsvereins  reichen  in  die  60er  Jahre. 
Die  Initiative  ging  von  den  eidg.  Postbeamten  aus,  welche  noch  heute  die  große 
Mehrheit  des  Vereins  bilden.  Verschiedene  Projekte  tauchten  auf.  Alle  gipfelten 
darin,  es  sei  eine  solche  Schöpfung  nur  möglich,  wenn  der  Bund  sie  an  die 
Hand  nehme,  den  obligatorischen  Beitritt  statuire  und  mittelst  einer  wesentlichen 
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Nachhülfe  aus  Bundesmitteln  dem  Institute  den  rechten  Boden  gebe.  £s  gelangte 
dann  auch  1867  eine  Botschaft  des  Bundesrathes  an  die  eidg.  Räthe,  welche 
eine  Versicherung  der  Postbeamten  in  der  Weise  in  Vorschlag  brachte,  daß  der 
Bund  nach  Maßgabe  des  Gehaltes  jedes  Versicherten  einen  gewißen  Prozentsatz 
an  die  Prämien  bezahlen  würde,  welche  der  Versicherte  bei  einer  anerkannt 
soliden  Gesellschaft  zu  entrichten  haben  wUrde.  Die  eidg.  Räthe  wiesen  den 
Entwurf  zurück  und  zwar  namentlich  aus  dem  Grunde,  weil  sie  eine  Verpflichtung 
ihrerseits  nicht  anerkennen  wollten.  Die  Beamten  wurden  auf  die  Selbsthülfe 
angewiesen.  Am  12.  Februar  1870  brachte  Herr  Posthalter  Dinner  in  Ebnat 
in  einer  größeren  Versammlung  der  Beamten  und  Angestellten  d^  9.  Postkreises 
die  Frage  der  Beamtenversicherung  in  Anregung.  Die  Idee  fand  allgemein 
Anklang  und  die  Versammlung  bezeugte  dies  durch  sofortige  Wahl  eines  Grtlndungs- 
Comitä.  Die  Direktionen,  welche  diesem  Comit6  mitgegeben  wurden,  waren  im 
Wesentlichen  folgende : 

1)  Ausschluß  aller  Unterstützungen  und  Hülfeleistungen  bei  Lebzeiten.  Der 
Verein  bezwecke  lediglich  die  Sicherstellung  der  hinterlassen en  Familien, 
die  persönliche  Besserstellung  sei  Sache  der  Lebenden. 

2)  Möglichste  Freiheit  des  Eintritts  auch  den  altern  Beamten  aus  Billigkeits- 
gründen und  aus  Kollegialität. 

3)  Feststellung  verschiedener  Prämienklassen  ,  damit  jeder  nach  seinen 
ökonomischen  Kräften  sich  dabei  zu  betheiligen  befähigt  werde. 

4)  Wahrung  der  Selbständigkeit  und  des  Verfügungsrechtes. 

5)  Ausdehnung  des  Vereins  nach  Kräften. 

Am  22.  Juli  1871  erfolgte  die  definitive  Gründung  des  Unters lützungs- 
und  VeraicherungKvereins  Schweiz.  Postbeamter  und  Bediensteter.  Es  bildeten  sich 
10  Sektionen  mit  1798  Mitgliedern.  Jeder  Postkreis  bildete  eine  Sektion.  Es 
fehlte  nur  noch  der  Postkreis  Bellinzona.  Das  Postdepartement  erklärte  sich  auf 
das  gestellte  Gesuch  hin  bereit,  dem  Verein  die  Einnahmen  an  Bußengeldem  und 
den  Reinerlös  aus  dem  Verkauf  der  RebUtstücke  zuzuwenden,  falls  dieser  sich 
dazu  entschließe,  auch  den  Telegraphisten  den  Zutritt  zu  gestatten.  Dies  geschah. 
Bald  darauf  tauchte  auch  die  Frage  des  Anschlusses  der  Zollbeamten  auf.  Auf 
Veranlassung  der  Oberzolldirektion  erschien  ein  Gutachten  des  Herrn  Prof.  Dr. 
Kinkelin  in  Basel,  worin  sich  derselbe,  unter  voller  Anerkennung  der  zweck- 
mäßigen Organisation  des  Vereins,  dahin  aussprach,  daß  der  Verein  in  finanzieller 
Beziehung  auf  unrichtiger,  versicher ungstechuischer  Grundlage  beruhe.  Dies  gab 
Veranlassung  zu  einer  rationellen  Umarbeitung  der  Statuten,  wobei  die  Herren 
Prof.  Dr.  Kinkelin  und  Direktor  Kummer  mitwirkten.  Der  Verein  nahm  dann 
auch  in  der  Folge  den  Namen  „Versicherungsverein  der  eidg.  Beamten  und 
Bediensteten**   an. 

Gegenwärtig  zählt  der  Verein  gegen  3000  Mitglieder.  Es  sind  meistens 
Poet-,  Telegraphen-  und  Zollbeamte.  In  den  11  Postkreisen  bestehen  11  Sektionen 
und  dazu  kommt  noch  eine  Sektion  für  die  Zollbeamten,  mit  Sitz  in  Schaifhausen. 
Der  Verein  versichert  in  Beträgen  von  Fr.  100  bis  Fr.  10,000:  1)  auf  den 
Todesfall  (einfache  Versicherung),  2)  auf  den  Todesfall  oder  für  das  Alter  von 
60  Jahren  (gemischte  Versicherung)  und  3)  auf  Renten,  zahlbar  vom  Alter  von 
60  Jahren  an. 

Die  Verwaltung  wird  vom  Zentralkomite  besorgt ,  die  Sektionsvorstände 
funktioniren  gewissennaßen  als  Filialen.  Aeußerste  Altersgrenze  für  den  Eintritt 
ist  das  55.  Lebensjahr.  Ebenso  wird  ärztlicher  Ausweis  für  Gesundheit  verlangt. 
Durch  die  Subvention  des  Bundes  und   die  Zuwendung  der  Ordnungsbußeu  kann 
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die  Prämie  am  25  Prozent  ermäßigt  werden.  Hierin  und  in  der  fast  kostenlosen 
Verwaltung  liegt  der  Vortheil  dieser  Yersicherung.  Beamte,  welche  austreten, 
können  die  Versicherung  heihehalten,  nur  genießen  sie  nicht  mehr  den  Vortheil 
der  Prämienermäßigung.  Wer  vor  Eintritt  anderswo  versichert  war,  erhält 
ehen&lls  vom  Bundesheitrag  einen  Antheil  zur  Prämienermäßigung,  ehenso  haben 
diejenigen  auf  den  Bundesbeitrag  Anspruch,  welche  gesundheitshalber  vom  Ver- 
sicherungsverein  nicht  angenommen  wurden,  dagegen  eine  anderwärtige  Ver- 
sicherung auf  den  Todesfall  erworben  haben. 

An  der  1890er  Delegirtenversammlang  in  Genf  hat  sich  der  eidg.  Beamten- 
versicherungsv^ein    auch  zur  Aufnahme   der  kantonalen  Beamten  bereit  erklärt. 

Beatenbergbahn.  Drahtseilbahn.  Eonzessionirt  vom  Bund  am  21.  De- 
zember 1887.  Eröffnet  am  21.  Juni  1889.  Führt  von  Merligen  am  Thunersee 
nach  Beatenberg,  1148  m.  tt.  M.  Bauliche  Länge  1610  m.,  mittlere  Steigung 
338^00,  Maximalsteigung  400^/oo.  Anlagekosten  668,786  Fr.;  Eteisende  im 
Jahr  1889  31,526.  Nächster  Hückkanfstermin  1.  Mai  1915.  Ablanfstermin 
der  Eonzession  1967. 

'    Beinwyl-Reinach-Menziken-Bahn.     Zur  Seethalbahn  gehörig.    Eröffnet 
am  23.  Januar  1887.     Bauliche  Länge  3061  m. 

Bergbahnen.  Abgesehen  von  den  kleinern  Drahtseilbahnen,  welche  das 
Thal  mit  einem  Höhepunkt  verbinden,  gelten  als  Bergbahnen  die  Brünigbahn 
die  Rigibahnen,  die  Pilatusbahn,  die  Rorschach -Heiden-Bahn,  die  üetlibergbahn 
die  Monte- Generoso-Bahn,  die  Monte  Salvatore-Bahn.  Längere  Drahtseilberg 
bahnen  sind :  Ouchy-Lausanne-Bahn,  Biel-Magglingen-Bahn,  die  Beatenbergbahn 
die  Bürgenstockbahn,  die  Territtet-Glion-Bahn.  (Vgl.  auch  Alpenbahnen),  Pro 
jektirt  ist  anter  anderen  eine  Bahn  auf  Murren  und  eine  über  die  Wengemalp 

Berner  Oberlandbahnen.  Direktionssitz  in  Interlaken.  Eröffnet  am  1.  Juli 
1890.  Betriebslänge  24  km.  Spurweite  1  m.  Maximalsteigang  120  ^/oo.  Zahn- 
stangenstrecke  4,3  m.  Lokomotivbetrieb.  Führt  von  Interlaken  nach  Grindelwald 
und  Lauterbrunnen.    7  Stationen. 

Berner  Tramway.  Wurde  eröffnet  am  1.  Oktober  1890.  Betriebslänge 
2927.     Spurweite   1  m.    Maximalsteignng  56,5  ^/o».     Motor:  komprimirte  Luft. 

Bernische  Jurabahnen.  Dieselben  sind  am  1  Januar  1890  in  das  Eigen- 
thum  der  Jura-Simplonbahngesellschaft  übergegangen.  S.  den  Artikel  „Staats- 
monopole**  im  III    Band. 

Berufsgenossensehaften  h.  im  Art.  „Soziale  Frage *"  Seite  104  n.  ff.  III.  Bd. 
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Biel-Hagglingen-Balm.  Drahtseilbahn.  Vom  Band  konzesdonirt  am  13» 
Dezember  1884.  Nächster  Bückkau&termin  1.  Mai  1903.  Eröfifhet  am  2. 
Juni  1887.  Bauliche  Länge  1633  m.  Spurweite  1  m.  Höhenlage  der  StatioD 
Biel  436  m.  üb.  M.,  der  Station  Magglingen  879  m.  MiUlere  Steigung  2737oo,. 
Maximalsteigung  320^00.  Anlage-  und  Einrichtungskosten  450,000  Fr.  Beför- 
derte Beisende  im  Jahre  1889  35,515.  Betriebseinnahmen  1889  25,809  Fr.,. 
Betriebsausgaben  22,167. 

Bienenzucht.  (Ergänzung  des  Artikels  auf  Seite  246  u.  ff.  im  I.  Band,  vod 
demselben  Verfasser.)  Die  Bienenzucht  macht  stetig  Fortschritte,  sowohl  hinsichtlich 
der  rationelleren  Wirthschaft  als  auch  des  numerischen  Bestandes.  Die  eidgenössisch» 
Viehzählung  von  1886  bezeichnete  fllr  das  verflossene  Dezennium  einen  Zuwachs 
der  Bienenvölker  von  17  ^o»  resp.  30,700  Völker;  hiebei  stehen  St.  Gallen, 
Waadt  und  Zürich  mit  einem  Mehr  von  je  über  4000  Völkern  voran.  Gans 
besonders  erschließen  sich  die  Gebirgskantone  dem  neuen  Eulturzweig.  Es  weisen 
einen  numerischen  Fortschritt  auf: 

Uri  von  130  7'>            Obwalden  von  70  7o 

Nidwaiden  ,     100  Vo            Schwyz  ,     65  Vo 

Glarus  ,      85  7»  •       Tessin  ,     60  7o 

Graubünden  ,      75  7o            Wallis  ,    40  7o 

Unter  den  5  Kantonen,  die  laut  der  Zählung  einen  kleinen  Rückschritt 
gemacht,  sind  einige,  in  denen  gegentheils  thatsächlich  ein  ganz  bedeutender 
Fortschritt  über  alle  Zweifel  erhaben  ist;  es  sind  dies  Thurgau  und  Luzem,  wo 
rührige  Kantonalvereine  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  entfalten.  Den  Nachweis, 
daß  auch  hierorts  die  Bienenzucht  numerisch  fortgeschritten,  haben  auch  diese 
Kantone  im  Jahr  1889  erbracht,  da  der  Verein  Schweiz.  Bienenfreunde  durch 
seine  Filialvereine  eine  Zählung  vornahm. 

Laut  derselben  zählte  z.  B. : 

Thurgau  1886:   8,984  Völker      1889:    11,872  Völker 

SchafThausen  1886:    1,400      ,  1889:     2,491 

Diese  Zählung  läßt  auch  einen  Schluß  zu  auf  die  Art  des  Betriebes,  indem 
Stabil-  und  Mobilbau  auseinander  gehalten  wurden.  Da  zeigt  sich  denn  die 
erfreuliche  Thatsache,  daß  der  Zuwachs  an  Mobil  Völkern  seit  5  Jahren  auf  über 
200  ^/o  ansteigt,  an  Stabil  Völkern  auf  nicht  ganz  20  ^/o.  In  den  Zählkreisen 
fanden  sich  neben  45  ®/o  Korbvölkem  55  ^/o  beweglichen  Baues. 

Die  Constanz  im  Bestand  ist'  keineswegs  etwa  die  Folge  günstiger  Jahre. 
Wenn  gegentheils  trotz  einer  Keihe  geringer  Bienenjahre,  trotz  Ausfalles  der 
natürlichen  Vermehrung  und  sehr  strengen  Wintern  die  Völkerzahl  nicht  zurück- 
gegangen, so  illustrirt  dies  wohl  unzweideutig,  wie  allgemein  eine  rationelle 
Pflege  Platz  gegriffen.  Die  Zeit,  da  Mißjahre  ganze  Gegenden  entvölkerten, 
gehört  der  Vergangenheit  an. 

Handel  mit  Bienen.  Die  in  neuester  Zeit  der  Zuchtwahl  geschenkte  Auf- 
merksamkeit rief  einem  vermehrten  Import  anerkannt  guten  Zuchtmaterials  aus 
der  Krain  und  aus  Kärnthen.  Die  weißhaarige  „slavische**  Biene  empfiehlt  sich 
durch  Fruchtbarkeit,  Emsigkeit  und  Sanftmuth. 

Das  apistische  Museum  auf  dem  Rosenberg  in  Zug,  das  einzige  seiner  Art 
auf  dem  Kontinent,  das  Werk  des  Vereins  Schweizerischer  Bieuenfreunde,  gewinnt 
immer  mehr  Bedeutung  und  erfreut  sich  eine«  lebhaften  Besuches  vom  In-  und 
Ausland. 

JHe  apistischen  Beobachtunf/Sitationen,  vom  selben  Verein  im  Jahre  1884 
ins  Leben  gerufen,  —  gegenwärtig  sind  es  22   —  illustriren  die  mannigfaltigen 
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Tracht-,  Witterangs-  und  Bodenverhältnisse  auf  den  verschiedensten  Köhenstufen 
von  400  m  bis  1150  m.  Zahlreiche  praktische  Fragen  sind  durch  sie  sur 
Abklärung  gebracht  worden.  Die  Centralstelle  in  Fluntern  bei  Zürich  erstattet 
alljährlich  durch  das  Mittel  der  Schweiz.  Bienenzeitung  einen  illustrirten  Bericht. 

Die  Lokalvereine  sind  der  mächtigste  Hebel  zur  Förderung  der  Bienen- 
zucht. Zur  Zeit  haben  sich  41  solcher,  mit  einer  Mitgliederzahl  von  circa 
3500  Mann,  als  Filialvereine  dem  Schweiz.  Central  verein  angeschlossen.  Das 
gemeinsame  Organ  aller  ist  die  Schweiz.  Bienenzeitung. 

Auch  in  der  Westschweiz  haben  sich  in  jüngster  Zeit  zahlreiche  Sektionen 
-des  dortigen  Centralvereins  gebildet.  Ihr  Organ  ist  die  Revue  internationale 
4'apiculture. 

Die  apistische  Literatur  der  Schweiz  ist  jüngst  durch  zwei  hervorragende 
Werke  bereichert  worden,  deren  schnell  sich  folgende  Auflagen  zur  Grentige  für 
deren  Werth  sprechen.  Es  sind  „Conduite  du  rucher "  par  E.  Bertrand,  k  Nyon, 
und  der   „Schweiz.  Bienenvater "   von  J.  Jeker,  Krämer  und  Theiler. 

Bienenwärterkurse  sind  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  solcher  Zahl  ge- 
wünscht worden,  daß  der  Vorstand  des  Schweiz.  Vereins  nicht  mehr  zu  genügen 
vermochte  und  im  Jahre  1886  zur  Heranbildung  von  Kursleitern  und  Wander- 
lehrern einen  interkantonalen  Instruktionskurs  veranstaltete,  der  50  Theilnehmer 
^zählte.  —  Mit  der  zunehmenden  Produktion  hält  auch  die  Nachfrage  Schritt. 
Eine  Reihe  von  Kantonen  haben,  den  Mißbräuchen  im  Honighandel  zu  steuern, 
bezügliche  Verordnungen  erlassen. 

Bildhauerei  s.  den  Artikel  „Kunst**   im  II.  Band. 

Birsi^thalbahn.  Konzessionirt  vom  Bund  am  11.  Januar  1887  für  die 
Strecke  Basel-Therwil,  am  21.  Dezember  1887  für  die  Strecke  Therwil-Flühen. 
Nächster  Rückkaufstermin  1.  Mai  1903.  Betriebseröffnung  der  Strecke  Basel- 
Therwil  am  4.  Oktober  1887,  der  Strecke  Therwil-Flühen  am  12.  Oktober  1888. 
Bauliche  Länge  12,572  m.,  Betriebslänge  12,465  m.  Spurweite  1  m.  Verbindet 
die  Stationen  Basel  (Steinen),  Binningen,  Bottmingermühle,  Bottmingen,  Oberwil, 
Therwil,  Ettingen,  Witterswil,  Bältwil,  Flühen.  Höhenlage  der  Stationen  263,5 — 
381,6  m.  üb.  M.     Siehe  im  Uebrigen   „Eisenbahnen'*   im  Supplement, 

Bodeubesitzreform  s.  im  Artikel  „Soziale  Frage*  Seite  98  u.  ff.  de« 
III.  Bandes,  sowie  im  Supplement  den  Artikel   „Grundbesitzreform**. 

Brenets-Locle.  Eisenbahnlinie,  eröffnet  am  1.  September  1890.  Betriebs- 
länge 5  km.    Spurweite  1   m. 

Brünigbahn.  Eröffnet  am  14.  Juni  1888.  (Lie  Strecke  Luzern-Alpnach 
stad  erst  am  I.Juni  1889.)  Eigenthum  der  Jura-Bern-Luzern-Bahn  resp.  Jura- 
Simplon-Bahn.  Konzessionirt  vom  Bund  am  13.  Dezember  1886.  Nächster 
Bückkaufstermiu  1.  Mai  1903,  Ablauftermin  der  Konzession  30.  April  1957. 
Bauliche  Länge  von  Luzern  bis  Mey ringen  45,639  m.,  von  Mey ringen  bis  Brienz 
12,361  m.,  total  58,000  m.  Länge  der  eigentlichen  Bergstrecke  zwischen  Giswyl 
und  Meyringen  16,205  m.  Verbindet  die  Stationen  Luzern  (438  m.  üb.  Meer), 
Horw  (445),  Hergiswyl  (452),  Alpuachstad  (438),  Alpnachdorf  (457),  Kerns 
(466),  Samen  (476),  Sachsein  (475),  Giswyl  (488),  Lungern  (755),  Brünig 
(1004),  Meyringen  (598),  Brienzwyler  (579),  Brienz  (569). 

Biirgenstoekbahn.  Drahtseilbahn  von  Kehrsiten  auf  den  Bürgenstook. 
Konzessionirt  vom  Bund  am  23.  Dezember  1886.  Eröffnet  am  8.  Juli  1888. 
Bauliche  Länge  831   m.  Mittlere  Steigung  533  m.,  Maximalsteigung  575  m.  An- 
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Bundesünanzen^ 


lagekosten  346,000  Fr.,  Reisende  im  Jahre  1889  25,192.  Betriebseinnahmen 
1889  27,729  Fr.,  Betriebsausgaben  8439  Fr.,  Ueberschnss  19,290  Fr.  Kapital 
370,000  Fr.  Nächster  Rückkaufstermin  1.  Mai  1903.  Ablauftermin  der  Kon- 
zession 22.  Dezember  1966. 

Bandesbeamte  und  -Angestellte  (ohne  die  Lehrer  und  Beamten  des  Poly* 
technikums)-  Die  im  Jahre  1888  vorgenommene  Zählung  ergab  7654  männliche 
und  1039  weibliche  Beamte  und  Angestellte,  somit  insgesammt  8693,  wovoik 
6444  bei  der  Post-,  671  bei  der  Telegraphenverwaltung. 

2845   oder  32,72  7.»   bezogen   weniger  als   1000  Fr.  Gehalt 
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48^392,697 
61^097,496 
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59'882,863 
65\'j71,699 
67^621,251 
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Jihr 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


Ansirab^B 
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46*278,685 
58*067,506 
56*829,996 
58*555,087 
64*435,604 
66'688,381 


Brntto-VernögeD 

Fr. 

51*168,345 
55*065,998 
66*483.363 
70*815,388 
92*625,709 
108*451,116 


Fr. 

35*713,485 
36*670,616 
38*984,981 
40*492,868 
59*023,635 
71*112,031 


Netto-Yermögeii 

Fr. 

15*454,860 
18'395,382 
27*498,382 
30*322,520 
33*602,074 
37*339,085 


Xrtrag  der  KapitalieD . 

„     „   LiegenscbaflfD 
Bmdeikuilei      .     . 
BudMgerieht      .     . 
PelitiKhes  Depirtenent 
AiBwirtigM  (ohne  Uindel 
Depirtimeit  du  iDoerD . 
Jutix- 1.  P^lixeideparieueDi 
lilitirdepsrUneBt 
FiuiiXTerwaltiDj? . 
ZollmKaltuDg     . 
liud«l     .    .     . 
Ludwirthdiift  . 
TmichemDgiaini . 
PMt  .     .     .    . 
Telegraph  md  Telephon 
Kiseihahiweien    .    . 
Aideres    .... 


Einnahmen 
1885 

Fr. 

979,263 
187,248 

13,479 
9,852 

14,980 

93,008 

1,640 

3*708,189 

3*044,338 

21*191,433 

35,969 


nach  Verwaltungszw 
1886      1887 


Fr. 

1*015,371 

197,778 

13,920 

11,544 

15,575 

311,812 

676 

3*933,098 

9*679,217 

22*395,167 

44,858 

980 

21,323 

20*110,000 

3*293,263 

46,9(;0 

5, 947 


Fr. 

902,059 
232,134 

13,485 
7,697 

23,205 

94,726 

867 

5*177,788 

3*651,396 

24^632,285 

49,595 

103,370 

23,262 

21*103,869 

3'53 1,598 

34,669 

4,959 


eigen. 
1888 

Fr. 

1*137,420 

300,343 

13,783 

8,895 


1890 


Fr. 


1*317,837 

320,120 

13,717 

11,678 


46,685    142,989 


16*204,642 

2*873,604 

33,087 

1,958 

48^392,697  61*097,495  59*586,972  59*882,863  67*621,251 


11,433 

6*309,987 

346,296 

26*086,144 

44,122 

123,247 

25,838 

21*591,831 

3*729,246 

103,175 

4,411 


1,132 

2*967,158 

2*772,836 

31*258,296 

43,904 

I30,00a 

29,500 

24*180,020 

4*309,938 

118,780 

3,345 
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Ausgaben  nach  Verwaltnngszweigen. 


imortisatioB  o.  TcriiBsiDg 

der  Aoleiheo   .     .     . 
illgemeine  Terwaltiig 

SatMulrath  . 

StiBderath     . 

BflBdesntb 

BaadeskaBilci 

Boadesgericht 
f olitMches  Departeneat 
Aasirärtiges :  Polit.  Akth. 

Haadel     .     .     . 

AatwiadtraBg '*')  . 

PateBtamt      .     . 
iDfpirtiBieat  dti  laaeni 

ohBf  BanweseB 

BiBwetea .     .     . 
Jastii-  B.  PolizeideparlemeBt 
lilitirdeparteaieBt    . 
fiBaazTcrHaltiBg 
2oilTerwallflBg     .     . 
Jadoitrie-B.L'scbaflsdep. 

iBdflitrieaktheilflBg 

YenicheruBgUBit  . 

LaadwirtluchaftsaMli. 

Fontwesea     .     . 

Jagd  Bfld  Fischerei 
Pott-  B.  Kiwababadep. 

EigeabahaabtheilBBg 

PostTeritaltaag     . 

Telegraph  a.  Telepboa 
Haadel  (for  1S88)     . 
iflderes  .... 


1885 

Fr. 

1'867,863 

206,139 
12,566 
85,500 
288,863 
141,746 
368,630 


1886 

Fr. 

r867,429 

161,596 
20,952 
85,500 
314,338 
156,455 
398,693 


1887 
1'867,942 

195,629 
16,010 
85,500 
343,579 
148,080 
377,399 


1888 

Fr. 

1^773,184 

195,673 

15,354 

91,092 

336,989 

150,091 

426,204 

229,753 

15,199 

18,820 


1890 

Fr. 

2^652,373 

214,586 

21,529 

85,500 

361,430 

153,492 

423,643 

172,038 

22,390 

101,227 


926,597 

2*419,426 

70,514 


876,778 

3'028,730 

48,220 


1U31,669 

3*434,943 

99,156 


1'200,071 

6*190,970 

132,997 


948,356 

3*326,404 

53,041 

17*165,329  18*182,024  21*157,204  22*824,365  21*578,442 
2*634,543  8*666,643  2*409,813  1'344,552  3*813,479 

1*983,599 


1'861,067   1*882,783 


2*130,776  2*636,472 


275,783 
82,096 
26,644 


41,099 

344,974 

74,898 

38,404 


45,485 

589,727 

83,594 

33,212 


412,140 
47,240 

645,285 
87,299 
32,512 


498,717 

48,324 

811,439 

143,914 

48,934 


142,701  139,093  208,492  218,670    177,560 

14*696,505  18*527,349  19*571,324  19*837,573  21'908,657 

2*655,810  2*799,854  2*893,991  3*148,352  3*246,834 

341,158  399,918  463,657  —                  — 

9,194  11,166  27,951  8,188           23,387 


46*278,685   58*067,506  56*829,996  58*555,087  66*688,381 

Bundespräsidenten  (Ergänzung  der  Mittheilung  auf  Seite  331  im  I.  Bd.) 
1885  Schenk,  1886  Deucher,  1887  Droz,  1888  Hertenstein  f ,  1889  Hammer^ 
1890  Ruchonnet,   1891  Welti. 

Bundesräthe  (Ergänzung  der  Mittheilungen  auf  Seite  331  im  I.  Band). 
Herr  Hertenstein  ist  gestorhen  am  27.  Novemher  1888.  An  seiner  statt  wurde 
gewählt  am  13.  Dezember  1888  Herr  Walther  Hauser  von  Wädensweil  und 
St.  Gallen,  geb.  1837;  Herr  Hammer  demissionirte  auf  31.  Dezember  1890. 
Er  wurde  ersetzt  durch  Herrn  Emil  Fre^  von  Mönchenstein,  Baselland,  geb.  1838. 

Die  Departemente  waren  seit  1.  Januar  1885  folgendermaßen  vertheilt 
(S.  333  im  I.  Band):  1885  1886  1887 

Politisches Schenk  Deucher         Droz 

Inneres Deucher         Schenk  Schenk 

Justiz Ruchonnet     Ruchonnet     Ruchonnet 


i 


*)  Vor  1888  mit  der  Landwirthschaflsabtheilung  verbunden. 
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188r>  1886  1887 

Militär Hertenstein   Hertenstein   Hertenstein 

Fioanzen  und  Zoll Hammer        Hammer        Hammer 

Handel  und  Landwirthscbaft  ....       Droz  Droz  Deaoher 

Post  und  Eisenbahnen Welti  Welti  Welti 

1888  1889  1890  1891 

Auswärtiges  und  Handel   .     .  Droz  Droz  Droz  Droz 

Inneres Schenk  Schenk  Schenk  Schenk 

Justiz Ruchonnet     Ruchonnet    Ruchonnet     Ruchonnet 

Militär Hertenstein  Hauser  Hauser  Frey 

Finanzen  und  Zoll  ....  Hammer        HLammer        Hammer        Häuser 
Industrie  und  Landwirthschaft  Deucher        Deucher        Deucher        Deucher 
Post  und  Eisenbahnen  .     .     .   Welti  Welti  Welti  Welti 

Bundesyerfassungeiii  (Greschiohtlicher  Ueberblick,  von  Dr.  Job.  Strickler.) 
I.  In  verschiedenartigen  Schriften  ist  versucht  worden,  die  Verfassungen  der 
fichweizerischcn  Eidgenossenschaft  darzustellen,  bald  in  bloßer  Aufzählung  der 
wichtigsten  Thatsachen,  bald  in  Erörterungen  über  einzelne  Verhältnisse  und 
Vorgänge,  am  seltensten  nach  philosophischer  Methode,  weil  der  Stoff  einer 
solchen  Behandlung  völlig  zu  widerstreben  scheint.  Granz  besonders  bezieht  sich 
letzteres  auf  die  Zeit  vor  1798,  d.  h.  die  fünf  Jahrhunderte,  wo  die  Eidgenossen- 
schaft einen  Staatenbund  bildete,  an  dessen  Gebrechen  sie  gewissermassen  zu 
Grunde  ging.  So  dürftig  dieser  Theil  ihrer  Geschichte  erscheinen  mag,  kann 
er  doch  nicht  übergangen  werden,  weil  Licht  und  Schatten  derselben  theilweise 
durch  die  Bundesverhältnisse  bedingt  waren  und  deren  Wirkungen  sich  selbst 
auf  spätere  Zustände  erstrecken,  und  immer  die  Extreme  sich  gegenseitig  erklären. 

Soll  nun  ein  Blick  auf  die  seit  1798  begrabene  Ordnung  geworfen  werden, 
so  bieten  sich  wenigstens  zwei  Gesichtspunkte  dar;  der  eine  ist  auf  den  äußer- 
lich wahrnehmbaren  Bestand  in  einem  beliebig  zu  wählenden  Zeitpunkt  gerichtet, 
der  andere  auf  die  innere  Entwicklung,  die  Motive  der  Veränderungen  und  die 
Ursachen  den  erfolgten  Stillstandes.  Je  rascher  der  Ueberblick  vor  sich  geht, 
desto  mehr  müssen  sich  die  Resultate  ergänzen.  Das  erste  nun  faßt  sich  in 
«iner  Aufzählung  von  ungleich  berechtigten  Bundesgliedern  und  abhängigen  Ge- 
bieten zusammen,  die  in  allem  Wesentlichen  für  drei  Jahrhunderte  gelten  kann, 
ob  sie  sich  auf  die  Jahre  1520  oder  1797  beziehe. 

In  erster  Linie  stehen  die  XIII  „Orte"  (Stände,  Kantone),  in  einer  Rang- 
folge, die  nur  theilweise  durch  die  Zeit  des  Eintritts  in  die  ewigen  eidg.  Bünde 
bestimmt  ist,  nämlich  der  folgenden :  Zürich,  Bern^  Luzern;  üri,  Schwyz, 
ünterwalden;  Zug,  Glarus;  Basel,  Freiburg,  Solothurn,  Schaff- 
hausen, Appenzell.  Die  acht  erstem,  die  ^ alten**,  hatten  insgesammt  und 
«inzeln  den  Vorrang  gegenüber  den  Jüngern.  —  Die  zweite  Klasse  bildeten  die 
sog.  Zugewandten  (oder  zugew.  Orte) :  Die  Fürstabtei  St.  Gallen,  die 
Stadt  St.  Gallen,  Graubünden  (III  Bünde),  Wallis,  Mülhausen  i.  E., 
Biel,  Genf,  die  FUrstenthümer  Neuen  burg  und  Basel  (Bisthnm) ;  Rotweil 
war  seit  dem  dreißigjährigen  Kriege  verloren.  In  die  dritte  sind  zu  stellen 

die  Schirm  verwandten,  die  je  von  mehreren  Orten  bevormundet,  aber  nicht 
direkt  regiert  wurden;  Rapperswyl,  Gersau,  Engelberg,  Dießeuhofen;  (Baden, 
Bremgarten,  Mellingen).  —  Zur  vierten  Klasse  zählten  die  gemeinen  Herr- 
schaften (g.  Vogteien),  von  denen  die  Grafschaft  Baden,  die  Freiämter, 
die  Landgrafschaft  Thurgau,  die  Grafschaft  Sarg  ans  und  die  Landschaft 
Rheinthal    deutsch    waren;    die    sog.    enn  et  bürgischen    (italienischen)    zerfielen 
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in  zwei  Gruppen;  die  drei  kleinern  —  Bellinzona  (Bellenz),  BoUenz  und  Ri- 
viera  —  standen  unter  Uri,  Schwyz  und  Nidwaiden ;  die  vier  großem  —  Lu- 
gano, Looarno,  Mendrisio,  Vallemaggia  (Lauis,  Luggaris,  Mendris, 
Maienthal)  gehörten  den  XII  Orten  (Appenzell  nicht).  Schwyz  und  Glams 
besaßen  gemeinsam  ütznach  und  6a  st  er,  Bern  und  Freiburg  die  Yogteien 
Grasburg  (Schwarzenburg),  Murten,  Orbe  (Echallens)  und  Grandson. 
Die  YII  Zehnden  von  Wallis  beherrschten  das  Land  unterhalb  der  Morge 
(ünterwallis),  die  III  Bünde  die  Yogteien  Bormio,  Yeltlin  und  Chia- 
venna  (Cläven).  Einzelne  Stände  hatten  auch  besondere  ünterthan anlande,  die 
von  dem  Immediatgebiet  räumlich  und  rechtlich  geschieden  waren.  Alle  diese 
Städte  und  Landschaften  besaßen  ihre  eigenthttmlichen  Yerfassungen,  Gesetie. 
Statuten  und  Rechtsbräuche,  die  zumeist  auf  altem  Herkommen  beruhten  und 
mehr  oder  weniger  die  Ausbildung  einer  Amts-  oder  Yer mögen s- Aristokratie  be- 
günstigten. 

Die  zweite  Betrachtung  führt  zu  einem  Bilde,  das  diese  höchst  ungleich- 
mäßige, willkürlich  scheinende  Gestaltung  einigermaßen  erklärt.  Hier  kann 
freilich  eine  solche  Erklärung  nicht  genügend  ausgeführt,  sondern  nur  angedeutet 
werden.  Die  Entstehung  und  Befestigung  der  Eidgenossenschaft  wurde  nämlich 
durch  eine  Menge  von  geschichtlichen  Umständen  bedingt,  deren  Darlegung  viel 
Raum  erfordern  würde.  Wir  treten  darauf  nicht  ein  und  beschränken  uns  auch 
im  Uebrigen  auf  das  Unerläßliche.  Die  ersten  Bünde  (1291,  1315)  vereinigten 
blos  ländliche  Bevölkerungen,  die  in  ihren  Lebensverhältnissen  verwandt,  aber 
politisch  nicht  ganz  gleich  entwickelt  waren,  jedoch  ein  gemeinsames  Ziel  zu  er- 
streben hatten:  die  Beseitigung  einer  gräflichen  Yormundschaft,  die  Stellung 
freier  Gemeinden  im  Reichsverband.  Die  Satzungen  ihrer  Bundesbriefe  hingen 
damit  eng  zusammen  und  dienten  vor  allem  dem  Bedürfniß,  im  Gebiet  der 
„Eidgenossen"  Frieden  und  Sicherheit  für  Leib  und  Gut  zu  erhalten  und  fremden 
Behörden  keinen  Anlaß  zu  Eingriffen  zu  geben.  Da  die  Herzoge  von  Oester- 
reich  (Habsburg)  ihre  alten  Rechte  und  Ansprüche  mit  aller  Kraft  und  Ausdauer 
zu  behaupten  suchten,  so  wurden  die  III  „Länder*  —  Uri,  Schwyz,  Unter- 
waiden —  dahin  gedrängt,  sich  durch  Yerbindungen  mit  Nachbargemeinden  zu 
stärken,  die  mit  demselben  Gegner  zu  ringen  hatten,  so  mit  Luzern,  Zürich,. 
Glarus,  Zug  und  Bern  (1332,  1351 — 53).  In  einer  Reihe  von  Kriegen  und 
andern  Anstrengungen  erkämpften  sie  endlich  volle  Reichsfreiheit.  Mit  der 
Sicherung  dieses  Yorzugs  war  nun  aber  das  Interesse  der  Länder  an  der  Aus- 
dehnung des  Bundeskreises  so  ziemlich  erschöpft;  nur  wenige  Nachbargebiete,, 
deren  Besitz  ihren  Handel  begünstigte  oder  Einkünfte  und  Kriegsmittel  mehrte» 
suchten  sie  noch  an  sich  zu  ziehen,  und  zwar  in  abhängiger  Stellung.  Es  kann 
hier  unerörtert  bleiben,  ob  einzig  das  Beispiel  der  Städte  sie  auf  diesen  Weg 
geführt  habe. 

Früh  hatten  sie  erkannt,  daß  sie  einer  festen  Verbindung  mit  Stadtgemeinden 
bedurften ;  namentlich  in  ökonomischen  Dingen  waren  sie  auf  einander  angewiesen. 
Doch  wurde  damit  der  innere  Gegensatz  von  Städten  und  Ländern  nicht  aufge- 
hoben. Er  durchzieht  die  ganze  Geschichte  der  alten  Schweiz,  schuf  Krisen 
oder  fflemmungen  für  die  äußere  und  innere  Entwicklung  und  wäre  daher  einer 
genauen  Betrachtung  würdig;  wir  müssen  uns  diese  versagen,  um  blos  einige 
Punkte  zu  berühren.  Der  einfachen  Lebensart,  der  Armut  und  Roheit  des 
Landmanns  stand  die  bunte  Betriebsamkeit,  der  gern  zur  Schau  getragene  Wohl- 
stand, die  oft  wucherische  Habgier  und  der  selbstgefällige  Schliff  des  Städters 
gegenüber.     Die  Landschaft  pflegte  nur  kräftiges  Kriegsvolk  ins  Feld  zu  stellen« 
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während  die  Stadt  mit  Geschütz  und  allerlei  künstlicher  Rüstung  erschien  und 
meist  auch  hesser  mit  Geldmitteln  versehen  war.  Die  Länder  behalfen  sich  mit 
wenigen  Behörden,  die  neben  der  Gewalt  der  Landsgemeinde  in  den  Schatten 
traten,  während  die  Städte  nicht  hlos  mehrere  Bathskörper,  sondern  zahl- 
reiche Beamtete  hatten,  die  das  Ansehen  der  Obrigkeit  nachdrücklich  geltend 
machten.  Dort  fielen  durch  Loskauf  oder  Kampf  die  Fesseln  der  Leibeigenschaft 
oder  Hörigkeit  und  der  Ghmndlasten  frühe  dahin  und  drang  daher  die  persön- 
liche Freiheit  und  rechtliche  Gleichheit  völlig  durch ;  in  den  städtischen  Gemeinden 
erhielt  sich  dagegen,  trotz  der  allmälig  errungenen  rechtlichen  Gleichheit,  ein 
Gegensatz  des  Adels  und  der  AltbUrger  za  den  Handwerkern  und  Neubürgem, 
und  in  ihren  Yogteien  oder  «Aemtem**  blieben  die  alten  Lasten  bestehen,  so 
daß  der  Unterschied  zwischen  Herren  und  „Angehörigen**  etc.  doppelt  fühlbar 
wurde.  Durch  Käufe  und  Pfandrechte  an  Herrschaften  mehrten  die  Städte  ihre 
Unterthanen  so  bedeutend,  daß  sie  an  Yolkszahl  die  Länder  bald  überragten 
und  in  Kriegen  auch  den  größten  Theil  der  Beute  beanspruchen  konnten.  Mit 
diesen  Verhältnissen  verflochten  sich  bisweilen  Vorgänge,  welche  die  Spannung 
gefährlich  verschärften.  Das  berühmteste  Beispiel  ist  die  Entzweiung  der  Eid- 
genossen nach  dem  Burgunderkriege,  die  durch  die  Vermittlung  des  « Bruders 
EHans**  in  denkwürdiger  Weise  geschlichtet  wurde.  Mit  dem  errungenen  Frieden 
war  indeß  die  alte  Kluft  nicht  ausgefüllt,  und  sie  blieb  ein  Grundgebrechen  des 
eidg.  Bundeslehens. 

IL  Um  diese  Verhältnisse  etwas  deutlicher  zu  machen,  ist  eine  Uebersicht 
der  Bundesverträge  oder  „ Bünde **  zu  gehen,  die  ohnehin  nicht  zu  umgehen 
wäre.  Eine  allgemeine  Bemerkung  muß  vorausgeschickt  werden,  daß  nämlich 
in  jedem  Bundesbriefe  einzelne  Stellen  den  Augenblick  der  Entstehung  verrathen, 
etwas  Vergangenes  durchscheinen  lassen  oder  bestimmte  Ereignisse  der  nächsten 
Zukunft  in  Rechnung  ziehen,  während  andere  Sätze  Vorschriften  oder  Zusagen 
von  newiger**  Geltung  enthalten.  Es  leuchtet  ein,  daß  die  letztern  für  die 
Würdigung  des  Bundeszwecks  mehr  in  Betracht  kommen  als  die  erstem.  Unter- 
zieht man  sie  einer  weiteren  Prüfung  und  vergleicht  sie  mit  ähnlichen  Satzun- 
gen in  den  verschiedenen  Urkunden,  so  zeigen  sich  Besonderheiten,  die  einen 
Fortschritt  vom  Einfachen  oder  Unklaren  zum  scharf  und  einläßlich  Formulirten 
ergehen.  Auch  sie  aber  sind  einer  Eintheilang  nach  dem  Inhalt  bedürftig;  die 
einen  beziehen  sich  vornehmlich  auf  die  Wahrung  bürgerlicher  Rechte,  die  andern 
auf  politische  Fragen. 

Schon  der  erste  Bund  der  III  Waldstätten  (1291)  bietet  allen  nöthigen 
Stoff  zu  einer  solchen  Erörterung;  wir  halten  uns  jedoch  nur  an  die  Satzungen 
der  zweiten  Kategorie.  Mehrere  sind  gegen  schwere  Verbrechen  gerichtet,  deren 
Beurtheilung  dem  Landgrafen  oder  dem  Reichsvogt  zustand,  und  setzen  gewisse 
Strafen  fest;  danehen  wurde  bestimmt,  in  welchen  Fällen  eine  Pfändung  statt- 
finden durfte.  Zugleich  war  festgesetzt,  daß  die  Gesammtheit  oder  Mehrheit 
das  anerkannte  Recht  mit  allen  Kräften  handhaben  sollte,  und  für  Streitfälle, 
die  der  ordentliche  Richter  nicht  austragen  konnte,  ein  Schiedsgericht  aus  den 
Weisesten  gefordert.  Von  ebenso  großem  Belang  war  die  im  zweiten  Bund 
(1315)  getroffene  Bestimmung,  daß  kein  Land  ohne  Zustimmung  der  beiden  alRern 
einen  Schirmherrn  annehmen,  und  kein  Eidgenosse  ohne  Erlaubniß  der  übrigen 
idch  gegen  Auswärtige  eidlich  oder  sonstwie  verpflichten  sollte,  wonach  die  III 
Länder  in  den  wichtigsten  Beziehungen  nur  gemeinsam  zu  handeln  gedachten. 
In  ähnlicher  Weise  verpflichtete  sich  Luzern  (1332)  gegenüber  den  III  Wald- 
fltätten.     Gleichzeitig    erheischten   aber   die  Verhältnisse  eine  Form  für  Hülfsbe- 

Fiirrer,  Volkswlrthichafts-Lexikon  der  Schweiz.  ^ 
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gehren;  man  iand  dieselbe  in  der  Mahnong;  der  geschädigte  oder  bedrohte 
Theil  konnte  mit  der  Mehrheit  der  Gemeinde  aof  den  Eid  erklären,  es  gesohefae 
ihm  Unrecht,  und  daraofhin  die  andern  am  Zocng  ansprechen;  diese  hatten 
dann  unverzüglich  and  in  eigenen  Kosten  die  mögliche  HtLlfe  cn  leisten.  Dieae 
Form  ging  non  auch  in  andere  Bünde  über,  und  das  Recht  der  ICahnang  blieb 
ein  Vorzug  derjenigen  Bandesglieder,  die  sich  als  Orte  über  die  andern  erhoben. 
Die  Schlichtang  von  2^rwürfiiiseen  zwischen  einzelnen  Orten  wurde  aaeh  im 
Lozemer  Bund  an  Schiedleute  gewiesen,  die  nach  , Minne  oder  Recht*,  d.  h. 
gütlich  oder  nach  den  strengen  Vorschriften  anerkannter  Satzungen,  entscheiden 
sollten. 

Andere  Neuerungen  führte  der  Zürcher  Band  ein  (1351).  Zürich  hatte 
seit  einem  Jahrhundert  an  verschiedenen  Städtebünden  theilgenommen,  seitweiae 
auch  bei  üri  und  Schw^'z  einen  Rückhalt  gesucht  (1291)  und  manche  politische 
Wandlung  erfahren,  und  namentlich  sein  damaliges  Regierungshanpt  versuchte  mit 
allen  Winden  zu  segeln;  die  Macht  der  Verhältnisse  nöthigte  aber  die  Stadt, 
eine  ewige  Verbindung  mit  den  IV  Waldstätten  einzugehen.  Doch  geschah  ea 
unter  Bedingnissen ,  die  eine  größere  Entwicklung  der  Eidgenossenschaft  fordern 
konnten.  Deutlicher  als  bisher  prägte  man  die  Satzung  aus,  daß  je  das  ältere 
Bündniß  einem  spätem  vorgehe;  das  Recht  zur  Mahnung  wurde  schärfer  be* 
stimmt  und,  dem  wahren  Zweck  einer  solchen  Verbindung  gemäß,  für  plötzlichen 
Xothfall  eine  Hülfeleistung  auch  ohne  Mahnung  als  Pflicht  gefordert.  Für  die 
militärischen  Operationen  war  ein  Gebietskreis  bestimmt,  der  weit  genug  reichte, 
um  allerlei  Wechselfalle  zuzulassen;  größere  Unternehmungen  sollten  daher  vor- 
erst von  Boten  der  Bundesglieder  berathen  und  die  Kosten  für  gewisse  Leistungen 
von  dem  hülfisbedürftigen  Theil  getragen  werden.  Auch  die  Erledigung  von 
Streitsachen  wurde  einläßlicher  geordnet;  jede  Partei  hatte  zwei  Rechtsprecher 
zu  setzen;  wenn  sich  dann  kein  Mehrheitsurtheil  ergab,  so  sollten  sich  die  Richter 
über  einen  Obmann  vergleichen,  der  den  Entscheid  zu  erzielen  hatte,  üebrigens 
anerkannte  man  den  Grundsatz,  daß  in  bürgerlichen  Rechtsfragen  jeder  vor  dem 
Richter  seines  Wohnortes  zu  belangen  sei;  indem  man  geistliche  Grerichte  für 
Geldschulden  u.  dergl.  ausschloß,  beschränkte  man  einen  Mißbrauch,  den  aaoh  die 
einzelnen  One  bekämpften,  und  sicherte  den  heimischen  Gerichtsstand  noch  besser. 
Bemerkenswerth  ist  überdieß,  daß  jedes  bestehende  Recht  geschützt  werden  sollte; 
diesen  Schatz  nahm  Zürich  ausdrücklich  für  seine  neue  Verfassung  in  Anspruch. 
Nur  dem  bisherigen  Rang  neben  andern  Städten  entsprach  es,  daß  Zürich  die 
Befugniß  erkämpfte,  auch  andere  Bündnisse  einzugehen,  was  den  besondem  Ab- 
(>ichten  des  Bürgermeisters  dienen  und  der  Stadt  einige  Vortheile  gewähren  konnte, 
aber  die  Gesammtheit  schädigte,  indem  es  die  —  von  Natur  verschiedenen  — 
Interessen  von  Städten  und  Ländern  Hchärfer  trennte,  das  Bundesverhältniß  lockerte, 
daher  auch  Mißtrauen  nährte,  sogar  ernste  Gefahren  verschuldete.  Daß  der 
Bund  alle  zehn  Jahre  beschworen  werden  sollte,  mochte  über  die  Folgen  dieser 
Sönderuiig  beruhigen;  die  Wirklichkeit  lehrt,  daß  die  vorbehaltene  Abänderung 
des  Vertrags,  die  aber  nicht  eintrat,  vor  allem  solche  Vorrechte  hätte  tilgen 
sollen. 

*I)er  nächstfolgende  Bund,  der  das  Land  Glarus  in  die  Eidgenossenschaft 
aufnahm  (1352),  zeichnet  sich  wesentlich  dadurch  aus,  daß  er  eine  Art  Vormund- 
schaft der  starkem  Orte  begründete,  die  freilich  durch  die  nächsten  Ereignisse 
für  längere  Zeit  dahinfiel.  Auch  der  Zuger  Bund,  vom  gleichen  Jahre,  blieb 
ein  Stück  Pergament;  erht  die  Erfolge  des  Sempacherkriegs  brachten  das  Ver- 
Jome   endgültig    zurück.     Der  Bund  der  III  Länder  mit  Bern  (1353)  enthielt 
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wenig  neue  Gedanken,  sondern  nur  speziellere  Ausführungen  der  bereits  bekannten. 
Das  Recht  zu  besondem  Bündnissen  war  auch  hier  jedem  Theile  eingeräumt; 
die  Bundesbeschwörong  sollte  je  nach  fünf  Jahren  stattfinden,  etc.  Auch  dieser 
Vertrag  bestärkte  die  in  den  Jüngern  Bünden  ausgeprägt  Neigung,  jedes  Grlied 
üaoh  seiner  eigenthttmlichen  Lage  und  Interessenrichtung  zu  bedenken,  jedes  dem 
l^meinsamen  Bedürfniß  nicht  gerade  schädliche  Sonderstreben  anzuerkennen  und 
die  Kräfte  der  Bundesbrüder  ebenso  wohl  für  örtliche  Zwecke  als  für  den  Yor- 
theil  der  Gesammtheit  einzusetzen. 

Diese  Grewohnheit  befestigte  sich,  je  mehr  die  einzelnen  Orte  ')  noch  zu 
ringen  hatten,  um  die  Befreiung  von  Beichspflichten  zu  erwirken  oder  Lehens- 
lasten loszukaufen,  Kriegskosten  abzutragen  oder  Gblder  für  die  Erwerbung  von 
"Gebieten  zu  beschaffen,  ihren  Besitz  der  bestehenden  Ordnung  einzufügen  oder 
Gefahren  abzuwenden.  Nur  zufällige  Erfahrungen  vermochten  die  Bundesglieder, 
«ich  in  Verträgen  zu  einigen,  welche  die  Bünde  ergänzten.  Als  solche  sind  hier 
swei  zu  nennen,  der  Pfaffenbrief  und  der  Sempacherbrief.  Jener,  durch 
den  Üebermuth  eines  geistlichen  Herrn  veranlaßt,  wendete  sich  theils  gegen  Miß- 
bräuche der  geistlichen  Gerichte  in  weltlichen  Sachen,  theils  gegen  Dienstleute 
oder  heimliche  Anhänger  Oesterreichs,  die  in  eidg.  Gebieten  wohnten;  zugleich 
bestätigte  man  den  Grundsatz,  daß  jeder  Eidgenosse  vor  dem  Richter  seines 
Wohnortes  zu  belangen  und  in  Streitfällen  nur  rechtlich  zu  verfahren  sei;  man 
•erklärte  die  Straßen  frei  und  sagte  einander  Hülfe  zu  deren  Sicherung  zu.  Ueber- 
haupt  dienten  die  Satzungen  dieses  Konkordats  (7.  Okt.  1370)  zu  innerer  Festi- 
l^g  der  Eidgenossenschaft  und  ersetzten  einzelne  Mängel  der  Bünde.  Während 
dasselbe  nur  sechs  Orte  umfaßte  (Bern  und  Glarus  nicht),  besiegelten  VIII  Orte 
nebst  Solothum  den  Sempacherbrief  (10.  Juli  1393),  der  als  erstes  eidg. 
Kriegsgesetz  bezeichnet  werden  kann.  Er  sollte  vor  allem  die  nöthige  Manns- 
xuoht  sichern  und  Frevel  gegen  Eärchen,  Geistliche  und  wehrlose  Personen  ver- 
hüten; ebenso  wichtig  waren  aber  die  Vorschriften,  welche  auf  eine  gehörige 
Sammlung  und  Vertheilung  der  Beute  —  nach  der  Zahl  der  betheiUgten  Mann- 
.schaften  —  zielten  und  eigenmächtigen  Beginn  einer  Fehde  verwehren  sollten. 

Gemeinsame  Interessen  machten  sich  zeitweise  geltend  in  Feldzügen  nach 
Italien,  die  anfänglich  schöne  Eroberungen  erzielten,  aber  schließlich  fruchtlos 
blieben,  sodann  in  der  Erwerbung  des  Aargaus,  der  aber  nur  theilweise  ein  ge- 
meines Besitzthum  wurde  (1415).  Die  Erschütterung  der  östlichen  Lande  durch 
den  Appenzellerkrieg  trennte  Städte  und  Länder,  führte  sie  aber  in  Bündnissen 
mit  Appenzell  und  St.  Gallen  zusammen,  die  neben  den  VIU  gleich  be- 
rechtigten Orten  eine  Klasse  von  untergeordneten  Gliedern  aufstellten.  Der 
'Grundgedanke  dieser  Verträge  lag  in  den  Bestimmungen,  welche  die  neuen  Ver- 
bündeten zur  Hülfe  verpflichteten,  ihnen  aber  nicht  das  Becht  zur  Mahnung  er- 
theilten,  dagegen  den  Weg  zur  Vermittlung  anwiesen  oder  im  Nothfall  einen 
Zuiug  sicherten,  den  sie  selbst  zu  besolden  hatten.  Die  Stellung,  welche  Glarus 
anfänglich  hatte  annehmen  müssen,  blieb  mit  mancherlei  Abänderungen  die  der 
Zugewandte  n  überhaupt,  von  denen  jedoch  mehrere  späterhin  den  Rang  von 
Orten  erhielten.  Indessen  gingen  einzelne  Orte  mit  Nachbarn  besondere  Bünd- 
nisse, meist  Burg-  oder  Landrechte  geheißen,  ein,  die  den  Bundeskreis  mit- 
telbar erweiterten,  die  Ausdehnung  des  Verkehrs  begünstigten  und  für  den  Kriegs- 
ÜEdl    einige  Verstärkung    gewährten.     So   knüpften    Glarus    und   Zürich    mit  den 

*)  Der  Ausdruck  Ort  (später  Stand,  Kanton),  der  erst  um  die  Mitte  des  XV. 
-Jahrhunderts  in  amtlichen  Gebrauch  kam,  wird  der  Bequemlichkeit  wegen  schon  hier 
angewendet. 
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rStischen  Gemeinden;  Lnzern,  Uri  nnd  TJnterwalden  mit  den  Wallisem  feste 
Bande ;  Bern  vermehrte  seine  Bargrechte  im  Westen^  Zürich,  Schwys  nnd  Glarus 
warben  wetteifernd  nm  Verständnisse  mit  dem  letzten  Grafen  Yon  Toggenborg^ 
von  dessen  reichem  Länderbesitz  jedes  etwas  zu  erhaschen  wünschte.  Der  Bürger- 
krieg, der  schließlich  ans  dieser  Eifersucht  entbrannte,  endigte  dank  dem  Zu- 
sammenhalten der  Mehrheit  gegen  das  abtrünnige  Zürich  mit  einem  glänzenden 
Siege  der  Eidgenossenschaft  als  unauflöslicher  Verbindung,  die  allen  Bündnissen 
mit  dem  Ausland  vorgehen  sollte  (1450).  Der  neuerdings  mit  Oesterreich  ge- 
führte Kampf  um  Sein  oder  ]Nichtsein  wirkte  nun  in  allerlei  Beziehungen  nach; 
eine  Reihe  von  weitem  Fehden  brachte  den  Eidgenossen  theils  Verbündete,  theils 
Eroberungen  zu  (Thnrgau,  Sargans).  Die  dadurch  veranlaßten  Verwicklangen 
mit  dem  Herzog  von  Burgund  benutzte  zwar  der  König  von  Frankreich  zu  einer 
Vermittlung,  die  Oesterreich  mit  den  „Schweizern'*  versöhnen  sollte  (1474);  doch 
bedurfte  eine  so  große  Wendung  längere  Zeit,  um  sich  völlig  durchzusetzen.  Za- 
nächst  hatte  die  Eidgenossenschaft  eine  innere  Krisis  zu  bestehen,  deren  Ausgang 
auch  die  Verhältnisse  zu  den  Nachbarn  bestimmen  mußte. 

Zu    einer    umfassenden   Erörterung   der   Lebensfragen   des   Bundes   drängte 
eigentlich  die  ganze  bisherige  Entwicklung  desselben.  Die  Aufregungen  und  An- 
strengungen, welche  der  Burgunderkrieg  mit  sich  gebracht,  und  die  gewonneneiv 
oder  zu  hoffenden  Früchte  derselben  erforderten  nun  Berathungen,  die  sich  nicht 
aufschieben   ließen,    und  in  denen  alle  Gesichtspunkte  und  Interessen  zum  Wort 
kommen    mußten.     Die    Scheu    der   Länder  vor   den  Wälschen,   vor  den  fremd* 
artigen  Verhältnissen  der  bnrgundischen  Gebiete,  vor  verwickelten  Geschäften  und 
Verhandlungen  wirkte  dem  von  Bern  betriebenen  Plan,  die  Freigrafischaft  Burgund 
zur  Schweiz  zu  ziehen,   mächtig  entgegen;  allein  auch  andere  Orte  waren  dem- 
selben nicht  günstig,    wobei  zwar  Privatinteressen  mitspielten,   welche  die  fran- 
zösische Krone  durch  ihre  Spenden  zu  lenken  wußte;   unzweifelhaft  machte  sich 
jedoch    in    dieser  Frage   auch    der  Gegensatz  von  Städten  und  Ländern  geltend, 
der   sich  im  Laufe  des  Krieges  verschärft  hatte.     Gingen  entere  vorzüglich  auf 
Sicherung  und  Mehrung  des  eidg.  Gebietes  aus,  so  sahen  letztere  mehr  auf  den 
haaren  Vortheil,    der  jedem    einzelnen  Manne  zufiel.     Jene  hatten   in  den  lang- 
wierigen   und   kostspieligen    Verhandlungen,    die   dem   Kriege   vorangingen,    das 
Meiste   gethan;    auch   im   Felde   fiel   ihnen    thatsächlich   die  Führung  und  über- 
dieß  der  größte  Antheil  an  der  Beute  zu.  Indem  sie  nun  Freiburg  und  Solothnrn, 
die  alten  Bnrgrechtsgenossen  Berns,  in  den  Bund  zu  bringen  strebten,  drohte  das 
mühsam  erhaltene  Gleichgewicht  der  Parteien  gänzlich  verloren  zu  gehen.     Un- 
ruhen   in    den    Waldstätten,    die   theilweise   gegen   Bern  und  Freiburg  gerichtet 
waren,  beschleunigten  den  Kampf.  Wie  die  fünf  Länder  sich  zu  einem  besondem 
Bündniß  mit  dem  Bischof  von  Konstanz  vereinigt  hatten,  schlössen  Zürich,  Bern 
und  Luzern  ein   „Burgrecht**   mit  Freiburg  und  Solothnrn  (1477,  23.  Mai),  daa 
sie  aufs  engste  verknüpfte.  Die  Theilnahme  Luzems  fochten  indeß  die  HI  Länder 
als  bnndeswidrig  an  nnd  betrieben  einen  Rechtsentscheid  darüber;  von  Obwalden 
aus   wurde   sogar  für  einen  Abfall  der  Entlebucher  gearbeitet.     Die  fünf  Städte 
hielten    hinwider   ihr   Bündniß   fest  und  veranlaßten  die  Gregner,   Vorschläge  zu 
neuen   Bundesgesetzen    zu   berathen   und    die  Bedingnisse  für  die  Aufimhme  von 
Freiburg  und  Solothum  zu  erörtern.     Dies  gedieh  im  Herbst  1481  so  weit,  daß 
ein  förmlicher  Abschluß  gesichert  schien.  Auf  dem  entscheidenden  Tage  in  Stans 
zerfiel  man  jedoch  neuerdings,  und  einzig  dem  Beirath  des  verehrten  Einsiedlers 
Hiklaus   von    Flüe   gelang   es,    die  streitenden    Brüder  umzustimmen,   so  daß  in 
irenigen  Stunden  ein  Vergleich  erzielt  wurde.   Frei  bürg  und  Solothnrn  er- 
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reichten  zwar  nicht  die  heyorzagte  Stellung  von  Orten,  aher  die  wichtigsten  Rechte 
•eines  Bundesgliedes.  Die  erwähnten  Parteihttndnisse  worden  anfgehohen ;  die  YIII 
Orte  vereinigten  sich  in  dem  Stanser  Verkommniß  über  die  wichtigsten 
IVagen  und  befestig^ten  dadurch  alle  altem  Verträge.  Auf  dieser  Yereinbarong 
beruhen  auch  spätere  Satzungen  und  Friedensschlüsse,  und  im  Granzen  betrachtet 
ist  sie  der  vollständigste  Ausdruck  dessen,  was  die  Eidgenossenschaft  wollte  und 
unter  den  gegebenen  umständen  zu  sein  vermochte. 

Einerseits  wurden  die  altem  Konkordate  überhaupt  bestätigt  oder  in  ein- 
zelnen Vorschriften  wiederholt,  anderseits,  den  jüngsten  Erlebnissen  gemäß,  neue 
Satzungen  aufgestellt.  Zu  der  beweglichen  Kriegsbeute,  die  nach  der  Mannschaft 
zu  vertheilen  war,  schlug  man  jetzt  auch  die  Brandschatzungsgelder ;  gemeinsam 
•erobertes  Gebiet  sollte  aber  künftig  gleich  getheilt  resp.  gemeinsam  regiert  werden. 
Die  acht  Orte  verhießen  einander  allseitigen  Schutz  fUr  Gebiete  und  Unterthanen, 
namentlich  gegen  innere  Umtriebe;  Anstifter  von  Unruhen,  die  gegen  einen  anderen 
Ort  gerichtet  waren,  sollten  von  ihrer  Obrigkeit,  wer  sich  thätlich  verging,  von 
dem  beleidigten  Orte  bestraft  werden.  Besondere  „Gemeinden **,  d.  h.  Partei* 
Versammlungen,  die  zu  Aufruhr  oder  anderm  Unfug  führen  konnten,  wurden 
«ntersagt.  Wenn  die  Angehörigen  eines  Ortes  mit  der  Obrigkeit  zerfielen,  so 
waren  die  andern  Orte  verpflichtet,  den  Frieden  wieder  herstellen  zu  helfen. 
Zur  Belebung  des  eidgenössischen  Sinnes  diente  endlich  die  Abrede,  alle  fünf 
Jahre  sänmitliche  Bünde  neu  zu  beschwören,  wobei  zugleich  die  Verkommnisse 
verlesen  werden  sollten.  Ausdrücklich  war  dieser  Vertrag  auch  für  die  Zuge- 
wandten (und  die  gemeinen  Vogteien)  verbindlich  erklärt,  und  damit  ein  die  ganze 
Elidgenossenschaft  berührendes  Gesetz  geschaffen. 

Die  Zicitgenossen  wußten  diese  glückliche  Wendung  zu  schätzen ;  im  ganzen 
Land  erschallte  Freudengeläute,  wie  nach  der  Schlacht  bei  Murten ;  der  Vermittler 
«rhielt  zahlreiche  Dankbezeugungen  und  Geschenke  von  Obrigkeiten,  und  das  Volk 
widmete  ihm  über  seinen  Tod  (1487)  hinaus  eine  warme  Verehrung.  Die  nächsten 
Jahrzelmde  ließen  aber  die  Eintracht  in  politischen  Dingen  oft  vermissen.  Span- 
nungen mit  Oesterreich  veranlaßten  eine  Verbindung  der  VII  alten  Orte  mit  den 
zwei  altem  „Bünden"  in  Rätien  (1497 — 98);  der  Schwabenkrieg,  dessen  Ergebniß 
4]e  faktische  Befreiung  von  der  deutschen  Reichsordnung  war,  beförderte  noch  die 
Aufnahme  der  Städte  Basel  und  Schaffhausen  (1501),  denen  zwölf  Jahre  später 
Appenzell  als  letzter  Ort  folgte,  während  mehrfacher  Anlaß,  Eonstanz  zu 
gewinnen,  versäumt  ward.  Alle  jungem  Orte  mußten  sich  die  Beschränkung 
gefietllen  lassen,  daß  sie  ohne  die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  altern  keine  Bünd- 
nisse eingehen  und  keinen  Krieg  unternehmen  durften;  den  drei  letzten  wurde 
außerdem  vorgeschrieben,  in  Zerwürfnissen  der  altern  nicht  Partei  zu  ergreifen, 
sondern  für  gütliche  Verständigung  zu  wirken.  —  So  läßt  die  Eidgenossenschaft, 
wie  sie  zu  Ende  des  Mittelalters  bestand,  sich  mit  einem  System  von  Ringen 
vergleichen,  die  freilich  nicht  gleichmäßig  besetzt  waren;  den  innersten  bildeten 
4ie  Vm  Orte,  den  zweiten  die  fünf  jungem  Glieder,  den  dritten  die  Zugewandten 
und  Schirmgenossen;  ein  vierter,  der  aber  nach  amtlicher  Auffassung  keine  „Eid- 
genossen**  enthielt,  vereinigte  die  gemeinen  Vogteien. 

In  dem  G^bietsumfang  dieses  Komplexes  trat  nur  eine  erhebliche  Aenderung 
•ein  durch  die  Aufnahme  von  Genf  in  Burgrechte  mit  Freiburg,  Bern  etc.  und 
die  Eroberung  der  Waadt  (1536)  für  Bern  und  Freiburg;  die  von  Bern  zu 
gleicher  Zeit  besetzten  Landschaften  Gex,  Chablais  und  Faucigny  vermochte  es 
nicht  dauernd  zu  behaupten.  Noch  wurden  einige  Bundesverträge  zwischen  ein- 
zelnen Ständen,  die  nur  mittelbar  einander  verpflichtet  gewesen,  geschlossen ;  im 
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Granzen  stand  aber  die  Entwicklung  schon  im  XYI.  Jahrhundert  stille,  und  zwar 
wesentlich  infolge  der  Glaubenstrennung,  die  eine  schroffe  Scheidung  der  Obrig* 
keiten  wie  der  Völkerschaften  bewirkte.  Wie  sich  die  Bundeeverhältnisse  ohne^ 
diese-  Spaltung  entwickelt  haben  würden,  läßt  sich  im  Detail  kaum  errathen«. 
während  die  Yermuthung  begründet  scheint,  daß  eine  konfessionell  nicht  getheilt» 
—  ganz  katholische  oder  durchgehends  reformirte  —  Schweiz  alhnälig  sich  der 
Einheit  genähert  hätte.  Um  so  mehr  ist  es  am  Platze,  die  Folgen  der  Refor- 
mation in  den  wichtigsten  Punkten  zu  erwähnen. 

m.  Seit  der  Eroberung  des  Aargaus  galt  für  die  Regierung  der  gemeinen: 
Yogteien  der  Ghrundsatz,  daß  die  Mehrheit  der  betheiligten  Orte  entscheide.  Er- 
fahrungen ernster  Art  weckten  bisweilen  den  Wunsch,  diese  Regel  auch  in  andern: 
Dingen  anzuwenden,  doch  nie  mit  haltbarem  Erfolg.  Als  die  evangelische  Predigt 
die  bestehende  Eirchenordnung  zu  erschüttern  begann,  Tersuchten  die  Anhänger 
der  letztem,  das  Recht  der  Mehrheit  gegen  die  Neuerung  geltend  zu  machen; 
als  aber  dieser  Anspruch  an  dem  Widerstand  etlicher  Orte  scheiterte,  wurde  er  nur 
noch  für  die  gemeinen  Vogteien  erhoben.  Ais  dann  die  Parteien  einander  ixL 
Waffen  gegenübertraten  (Juni  1529),  mischte  sich  eine  Vermittlung  ein,  die  der 
persönlichen  Freiheit  und  der  großen  geistigen  Bewegung  der  Zeit  entgegenkam 
und  den  Grundsatz  aufstellte,  daß  niemand  zu  einem  Bekenntniß  gezwungen  oder 
seines  Glaubens  wegen  verfolgt  oder  bestraft  werden  solle;  allein  der  Anspruch 
der  Obrigkeiten,  den  Glauben  für  ihr  Gebiet  zu  bestimmen,  konnte  nicht  beseitigt 
werden ;  nur  in  den  gemeinen  Vogteien  wurde  die  Wahl  zwischen  „Gotteswort** 
und  „Messe**  gewissermaßen  freigegeben ;  wo  nämlich  die  Mehrheit  einer  Gemeinde- 
schön  für  ersteres  entschieden  hatte,  sollte  es  dabei  bleiben)  und  auch  in  Zu- 
kunft der  Wille  der  Mehrheit  für  die  ganze  Gemeinde  gelten.  Glaubensschmä- 
hungen und  Parteizeichen  wurden  mit  Strafen  bedroht,  Sondertage  in  allgemeinen. 
Angelegenheiten  für  unzuläßig  erklärt.  Verschiedene  Artikel  dieses  (1.)  „Land- 
friedens** befriedigten  indeß  zu  sehr  den  Parteigeist  der  obsiegenden  Führer,  als- 
daß  sie  die  Ausbreitung  der  neuen  Lehre  fördern  konnten,  und  die  rastlose  und 
herrische  Art,  wie  nun  Zürich  die  Umgestaltung  betrieb,  reizte  die  nur  mit  der 
Feder  Ueberwundenen  zum  äußersten  Widerstand,  der  in  einem  zweiten  Waffen- 
gang vom  Glück  begünstigt  war  und  in  einem  neuen  (2.)  Landfrieden  (20.  Noy» 
1531)  die  Erhaltung  der  alten  Kirche  sicherte.  Wie  bis  anhin  die  „  Verkomm- 
nisse **  die  Bünde  nicht  schwächen  sollten,  verwies  man  neuerdings  alle  Streitfälle 
an  das  herkömmliche  bundesmäßige  Recht.  Auch  jetzt  folgte  eine  Ausbeutung 
des  Sieges,  aber  im  Sinn  der  möglichst  vollständigen  Rückkehr  zum  Alten.  Wie 
tief  übrigens  die  religiöse  Spaltung  selbst  die  Bünde  erschütterte,  zeigt  einerseiti^ 
die  öfter  geäußerte  Absicht  der  altgläubigen  Orte,  die  neugläubigen  zu  yerstoßen, 
sowie  der  Antrag  reformirter  Führer,  die  widerstrebenden  Orte  zu  entrechten 
oder  die  Bünde  zu  lösen,  und  anderseits  der  Eifer  beider  Parteien,  sich  durch 
besondere  Verbindungen  mit  Eidgenossen  oder  ausländischen  Glaubensbrüdern  zu 
stärken.  Die  Trennung  prägte  flieh  im  Lauf  der  nächsten  Jahrzehnde  so  völlig 
aus,  daß  man  sich  gegenseitig  nur  üble  Absichten,  Mißgunst  und  Schadenfreude 
zutraute.  Diese  Entfremdung  kreuzte  sich  mit  dem  Gegensatze  von  Städten  und 
Ländern  insoweit,  als  unter  den  XIII  Orten  drei  oder  vier  Städte  dem  katholischen 
Glauben  anhingen,  vier  dagegen  reformirte  Bekenntnisse  festhielten,  drei  oder  vier 
Länder  ^)  katholisch  blieben,  die  zwei  andern  sich  spalteten  und  jede  Partei  unter 
den  Zugewandten  etliche  Anhänger  fand. 

*J  Zug  kann  zu  den  Städten  oder  zu  den  Ländern  (gezählt  werden. 
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Die  Yerhältnisee  einiger  gemeinen  Yogteien,  in  denen  die  Mehrheit  neugläubig 
war,  die  Minderheit  aber  den  Schatz  der  Mehrheit  der  regierenden  Orte  genoß, 
führten  Zürich  bald  zu  der  Forderung  der  Parität,  d.  h.  der  Gleichberechtigung 
der  Bekenntnisse,  die  sowohl  in  weltlichen  Dingen  als  in  Kirche  und  Schule 
gelten  sollte.  Im  Laufe  des  dreißigjährigen  Krieges  wurde,  nach  heftiger  Ent- 
zweiung, der  Vergleich  von  Baden  (1632)  geschlossen,  den  der  dritte  Land- 
friede  (ISbß)  bestSitigte;  doch  erst  der  vierte  Landfriede  (1712)  brachte  die 
Parität   für   die   deutschen  Yogteien  der  YIII  Orte  zu  vollständiger  Herrschaft. 

Der  lange  dauernde  Kampf  der  Eeligionsparteien,  der  sich  öfter  zugleich  um 
weltliche  Rechte  oder  Yortheile  drehte,  vertiefte  indessen  die  aufgerissene  Elluft 
und  beherrschte  schließlich  alle  Lebensgebiete.  Die  „Stände**  schlössen  sich  kon- 
fessionell so  strenge  wie  möglich  ab ;  die  Aenderung  des  Glaubens,  die  bisweilen 
der  Auswanderung  in  fremde  Gebiete  folgte,  war  mit  gänzlichem  Verlust  des 
Bürgerrechts  bedroht ;  Mischehen  wurden  beiderseits  verpönt,  und  gegenseitig  be- 
fliß man  sich,  Glaubensfremde  fiir  die  Landeskirche  zu  gewinnen.  Selbst  fUr  die 
elementarsten  Bedürfnisse  trachtete  jeder  Theil,  einer  Aushülfe  durch  den  andern 
zu  entbehren,  und  den  erfreulichen  oder  trüben  Schicksalen  von  Glaubensgenossen 
im  Ausland  zollte  man  mehr  Mitgefühl  als  denjenigen  der  benachbarten  „  Stief- 
brüder". Eine  solche  Zuspitzung  des  innern  Gegensatzes  begünstigte  natürlich 
die  von  Obrigkeiten  und  Bevölkerungen  mit  gleichem  Eifer  angestrebte  —  und 
im  Ghinzen  auch  erreichte  —  Absperrung  gegen  Orts-  und  Landesfiremde,  wodurch 
die  Eidgenossenschaft  in  einige  tausend  Stäätchen  zerfiel,  in  denen  der  Trieb  zur 
Sönderung  sich  weiter  entwickelte. 

IV.  Es  leuchtet  ein,  daß  bei  so  lockerm  Zusammenhang,  bei  so  starker 
Neigung  der  einzelnen  Orte,  andere  als  fremd  zu  betrachten,  ein  enger  Verkehr, 
eine  geordnete  Vereinigung  der  Kräfte  schwer  zu  erreichen  war.  Früh  hatte  sich 
eben  jedes  Glied  gewöhnt,  sich  soweit  thunlich  selbst  zu  entschließen  und  durch- 
zuschlagen. Nur  das  dringlichste  Bedür^ß  führte  sie  zu  gemeinsamer  Berathung 
oder  einträchtigem  Handeln.  Wenn  eine  Gefahr  eintrat  oder  eine  schwierige  Frage 
obech webte,  so  wendete  sich  die  betreffende  Obrigkeit  an  die  Bundesgenossen,  um 
Ort  und  2ieit  zu  bestimmen,  wo  Abgeordnete  sich  besprechen  sollten;  diese  „Boten" 
pflegte  man  aus  den  Bäthen  zu  nehmen,  so  daß  sie  Vertreter  der  Regierung 
waren.  Die  Verhandlung  dauerte  oft  kaum  einige  Stunden ;  wenn  aber  viele  oder 
wichtige  Geschäfte  vorlagen,  so  mochten  sie  einen  Tag  ausfüllen ;  mit  der  Reise, 
die  zwar  in  der  Regel  zu  Pferde  geschah,  erforderte  aber  auch  eine  kurze  Sitzung 
einen  ganzen  Tag.  Durch  den  Zuwachs  an  Gebieten,  besonders  an  gemeinen 
Yogteien,  mehrten  sich  die  Geschäfte;  die  „Tage**  wurden  häufiger,  oder  man 
bedurfte  mehrtägiger  Sitzungen.  An  diesen  Berathungen  theilnehmen  nannte  man 
«einen  Tag  leisten**,  woraus  das  alte  Wort  Tagleistung  erwuchs;  erst  in 
späterer  Zeit  drang  der  Ausdruck  Tagsatzung  durch,  der  mit  dem  Ansetzen 
(Bestimmen  und  Verkünden)  eines  zu  haltenden  Tages  zusammenhängt;  die  Theil- 
nehmer  werden  etwa  Tagherren  genannt,  doch  nicht  leicht  in  amtlicher  Sprache.') 
—  Die  ^Rathsboten**  oder  Gesandten  erhielten  mündliche  oder  schriftliche  Weisun- 
gen (»Befehle**,  „Instruktionen**),  an  die  sie  meistens  gebunden  waren;  dadurch 
wurde  die  Einigung  zu  Beschlüssen  erschwert  und  die  Thätigkeit  der  ^Tagsatzung** 
gehemmt.  Am  glücklichsten  arbeiteten  die  Gesandten  in  Geschäften,  wo  sie  nicht 
von  bestimmten  Aufträgen  ihrer  Obern  abhingen,  nämlich  in  den  zahlreichen 
Streitigkeiten,    die    sich    zwischen    einzelnen    Orten    oder    ganzen    Gruppen    oder 


*j  Vgl.  Bd.  II.  630-039  (Art.  Räthe). 
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zwischen  andern  Parteien  ereigneten,  wo  jeweilen  Boten  von  nnbetheiligten  Orten 
oder  von  befreundeten  Städten  und  Herren  zu  vermitteln  suchten.  Im  XTebrigen 
beschäftigten  sich  die  Tagherren  mit  sehr  verschiedenartigen  Dingen  ;  sie  beriethen 
über  Krieg  und  Frieden,  Bündniß-  oder  Freundsohaftsverträge,  Solddienste  in 
fremden  Landen,  Abordnung  von  Unterhändlern,  Sicherheit  der  Straßen,  Yerhütung 
von  Seuchen,  Verbote  gegen  offenbare  Unsitten,  u.  s.  w.  Allein  nur  die  Beschlüsse, 
die  sich  auf  gemeine  Yogteien  bezogen,  waren  einigermaßen  der  Vollziehung 
sicher,  weil  dafür  ein  Organ  in  dem  Landvogt  gegeben  war;  die  Ausführung 
mancher  Abrede  konnte  verschleppt  oder  unterlassen  werden,  weil  die  Genehmigung 
derselben  wie  der  Yullzag  in  der  Regel  den  Ortsbehörden  zustand.  Selbst  in 
Eriegszeiten  fiel  es  schwer,  die  nöthige  Einheit  und  Schnelligkeit  der  Aktion 
zu  erzielen,  und  wenn  eine  starke  Partei  ein  besonderes  Literesse  verfolgte,  so 
geschah  es  etwa,  daß  wichtige  Yortheile  verscherzt  wurden.  Das  Ausland  staunte 
um  so  mehr  über  die  Beweise  von  Eintracht,  als  es  wußte,  wie  häufig  dieselbe 
fehlte.  Aehnlich  verhielt  es  sich  in  Wallis  und  Rätien  (G-raubünden),  wo 
jedoch  Mehrheitsbeschlüsse  leichter  durchgeführt  werden  konnten. 

Eidgenössische  Tage  fanden  zwar  in  älterer  Zeit  meistens  in  Baden,  Luzern, 
Zürich  oder  Bern,  aber  nicht  selten  auch  in  kleinen  Ortschaften  statt.  Den  Yor- 
sitz  führte  je  das  vorderste  der  versammelten  Orte  *).  Die  Yerhandlungen  wurden 
nicht  eigentlich  protokollirt,  sondern  gewöhnlich  nur  die  nicht  erledigten  Greschäfte 
in  einem  „Abschied**  verzeichnet,  den  jeder  Bote  oder  dessen  Obrigkeit  erhielt, 
um  darüber  für  den  nächsten  Tag  zu  rathschlagen  und  neue  Aufträge  festzu- 
setzen^). Die  Ausfertigung  des  Abschieds,  der  erlassenen  Briefe,  bereinigten 
Yerträge  etc.  pflegte  der  beeidigte  Schreiber  des  Sitzangsortes  zu  besorgen.  Eine 
Bnndeskanzlei  gab  es  nicht,  auch  nicht  ein  gemeineidgenössisches  Siegel ;  die  aus- 
gehenden Briefe,  Yerträge  etc.  besiegelten  die  Orte  selbst  oder  ihre  Boten.  Bei- 
nahe zwei  Jahrhunderte  lang  bestand  keine  feste  Geschäftsleitung,  m.  a.  W.  kein 
Yorort;  die  Ehren  und  Lasten  eines  solchen  vermochte  sich  jedoch  seit  dem 
Schwabenkriege  Zürich  zuzueignen.  Damit  war  indeß  nicht  der  Yorzug  ver- 
bunden, daß  die  Tage  in  Zürich  stattfinden  sollten,  sondern  nur  die  Befugniß, 
neue  Tage  anzukündigen,  wenn  erhebliche  Geschäfte  eine  Berathung  erforderten, 
Schreibon  und  Botschaften  von  Auswärtigen  zu  empfangen,  Entwürfe  zu  Ant- 
worten zu  fertigen,  einzelne  Beschlüsse  nach  Auftrag  zu  vollziehen,  die  einge- 
langten Schriften  aufzubewahren,  etc.  Die  damit  verbundenen  Kosten  hatte  Zürich 
selbst  zu  tragen.  Diese  Ehrenrechte  mußte  es  aber  mit  Bern  und  Luzern  ge- 
wissermaßen theilen ;  letzteres  war  seit  der  Reformation  der  spezielle  Yorort  der 
katholischen  Eidgenossenschaft.  Eine  schriftliche  Festsetzung  dieser  Yerhältnisse 
wurde  übrigens  nie  unternommen,  und  einzelne  Neuerungen  ließ  man  nur  zu, 
weil  die  herkömmlichen  Formen  nicht  immer  ausreichen  konnten. 

Etwelchen  Ersatz  für  die  Schwäche  der  Bundesbehörde  sollte  die  Beschwö- 
rung der  Bünde  bieten,  die  von  1482  bis  1520  achtmal  gefeiert  wurde,  aber 
bald  nachher  abging,  weil  sich  die  Glaubensparteien  über  die  Eidesformel  nicht 
mehr  einigen  konnten ;  von  Zeit  zu  Zeit  erneuerten  indeß  die  katholischen  Stände 
ihre  besonderen  Bündnisse. 

Y.  Bios  für  kurze  Fristen,  für  Augenblicke  großer  Gefahr,  gelang  es 
patriotischen  Männern,  die  Parteien  zu  gemeinsamem  Handeln  zu  einigen.    Solche 

0  In  der  alten  Amtssprache  sagte  man  das  Ort;  in  der  Mehrzahl  oft  die 
0  erler.  -.._..- 

-')  Diese  «Abschiede"  sind  seit  1852  auf  Kosten  des  Bundes  gesammelt  und  dem 
Druck  übergel»en  worden;  sie  bilden  eine  unentbehrliche  Quelle  dei  nationalen  Greschichte. 
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Momente  gab  es  im  Lauf  des  dOjährigen  Krieges  und  während  der  zaMreichen 
Kriege,  welche  Ludwig  XIY.  gegen  Spanien,  Oesterreich,  Deutschland  und  andere 
Mächte  führte.  Unerhörte  Anmaßungen  dieses  Königs  und  seiner  G-esandten 
bewirkten  namentlich  im  Jahre  1668,  daß  die  Stände  rasch  eine  nene  Wehr- 
Tcrfassung  schufen,  die  später  noch  mehrfach  ergänzt,  aber  von  der  Mehrzahl 
der  katholischen  Orte  wegen  vermeinter  Beligionsgefahr  bald  wieder  gekündet 
wurde;  die  Übrigen  Orte  hielten  jedoch  dieses  ,,Defensional*  als  gültige  Satzung 
fest.  Zu  einer  ernsten  Probe  seiner  Leistungsföhigkeit  kam  es  freilich  nicht, 
und  die  Folge  war,  daß  die  Obrigkeiten  dem  Wehrwesen  nur  spärliche  Sorgfalt 
schenkten.  Man  richtete  sich  blindlings  auf  einen  dauernden  Frieden  ein,  ließ 
einen  großen  Theil  der  wehrfähigen  Mannschaft  in  fremden  Solddienst  gehen, 
suchte  einen  Rückhalt  bei  FUrstenhöfen,  fürchtete  dagegen  das  Volk  und  stritt 
von  Ort  zu  Ort  Jahrzehnde  lang  über  Grenzsteine,  Zölle,  Baulasten,  Ehrenrechte 
und  andere  Bagatellen.  Die  Sitzungen  der  « Tagsatzung "  wurden  inzwischen 
seltener,  hüllten  sich  aber  in  pompöse  Förmlichkeiten;  mit  weitschweifigen  Ver- 
handlungen verdeckte  man  die  Armut  an  wichtigen  Geschäften  und  die  Un- 
fähigkeit zu  Werken  des  Gemeinsinns.  Vorschläge  zur  Ergänzung  der  Bünde, 
zur  Verbesserung  des  Wehrwesens,  zur  Abstellung  von  Mißbräuchen  in  der  Ver- 
waltung gemeiuer  Vogteien  fanden  kaum  mehr  Gehör;  am  wenigsten  war  ein 
Kongreß  von  Regierungshäuptem  fähig,  Anträge  auf  eine  Ausgleichung  der 
Rechte  zwischen  Orten  und  Zugewandten,  auf  Erleichterung  der  Unterthanen 
oder  Errichtung  neuer  Bundesbehörden  in  Betracht  zu  ziehen,  und  wäre  dies 
auch  geschehen,  so  würden  die  „Prinzipalen**,  d.  h.  die  Obrigkeiten,  solche  Dinge 
als  verwegene  Neuerungen  verworfen  haben. 

Offiziell  war  demgemäß  von  einer  Neugestaltung  des  Bundes  nicht  die  Rede; 
nur  in  engen  Kreisen  gebildeter  Männer  und  Jünglinge  bereitete  man  sich  durch 
Studien  über  politische  Fragen,  Lektüre  lehrreicher  Schriften  oder  Beurtheilung 
der  bestehenden  Verfassungen,  Gewohnheiten  und  Gebrechen  mittelbar  für  Aen- 
derungen  vor;  so  lernte  man  einigermaßen,  das  Herkömmliche  mit  Fremdem 
oder  blos  Gedachtem  und  Gewünschtem  zu  vergleichen,  püegte  aber  zu  einem 
mehr  oder  weniger  eifrigen  Lob  der  geltenden  Ordnung  zu  gelangen,  die  man 
nur  in  Einzelheiten  zu  vervollkommnen  wünschte.  Die  Mängel  der  eidg.  Ver- 
hältnisse ertrug  man  mit  Ergebung  oder  versuchte  sie  zu  beschönigen,  durch 
Vergleichungen  zu  erheben,^)  und  gerne  labte  man  sich  an  günstigen  ürtheilen 
von  Ausländem,    die  aber  oft  durch  empfangene  Gefälligkeiten  beeinflußt  waren. 

Wie  war  nun  aus  dem  Zustand  allseitiger  Hemmung  und  Lähmung  heraus- 
zukommen? Seit  mehr  als  drei  Jahrhunderten  hatte  man  von  dem  wiederholt 
verbrieften  Vorbehalt,    einzelne  Bünde    und  Verkommnisse    „zu  mindern  oder  zu 


*)  Ein  Beispiel  von  der  in  gewissen  Kreisen  lierausgebildeten  Denkweise  gibt 
folgende  Stelle  aus  einem  Aufsatz  des  Historikers  Tscharner  (in  i\er  Encyklopadie 
von  Yverdon):  ^Den  helvetischen  Bund  mag  man  mt  jenen  großen  Denkmalen  ver- 
gleichen, welche  blos  durch  Kraft  der  Hand,  ohne  Beihülfe  der  Kunst,  ausgeführt  wor- 
den ;  solche  Denkmale,  in  barbarischen  Zeitaltern  errichtet,  rühren  das  Auge  durch  die 
Kühnheit  der  Unternehmung  und  durch  die  erhabene  Rohheit ;  ihre  Festigkeit  liegt 
mehr  in  dem  natürlichen  Zusaiiimenwachsen  der  Lasten  als  in  genauer  Verbindung  der 
Theile.  Ebenso  beruht  die  Vereinigung  der  eidgenossischen  Freistaaten  weit  mehr  auf 
dem  gegenseitigen  Interesse  und  auf  der  natürlichen  Lage  des  Bodens  als  auf  politischem 
System  und  Berechnung ;  vielleicht  eben  darum  darf  man  von  einer  solchen  Verbindung 
desto  ununterbrochenere  Fortdauer  erwarten/  (CiL  in  Leonh.  Meister's  eidg.  Staats- 
recht, 1786;  p.  445.) 
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mehren **,  keinen  Grebrauch  gemacht^);  eine  von  Zürich  und  Bern  im  J.  1655- 
geschehene  Anregung,  den  wesentlichen  Inhalt  der  Bnndesverträge  in  einem  all- 
gemeinen Instrument  zusammenzufassen,  war  von  den  katholischen  Ständen  ab- 
gelehnt, das  Defensional  theils  gebrochen,  theils  nicht  weitergebildet  worden; 
ein  im  J.  1777  betriebener  Versuch,  flir  das  sog.  eidgenössische  Recht,  d.  h« 
eine  schiedsgerichtliche  Erledigung  von  Streitsachen,  ein  bestimmtes  Verfahren 
festzusetzen,  hatte  keinen  Erfolg.  Solche  Erfahrungen  konnten  nur  entmutiiigoad 
wirken;  auch  die  reichhaltige  Thätigkeit  der  «Helvetischen  Gesellschaft*'  (1761 
gegr.)  förderte  nur  „patriotische  Träume"*  zu  Tage.  Die  französische  Bevolution, 
die  alles  umzuwälzen  drohte,  brachte  in  alledem  keine  Besserung;  ängstlich  oder 
verbittert  trieb  man  dahin,  eines  rettenden  Entschlusses  und  eines  Opfers  nicht 
mehr  fähig ;  man  versäumte  sowohl  die  Rüstung  zum  Kampfe  als  die  Vorbereitung 
eines  zweckmäßigen  Neubaus  und  wurde  schließlich,  von  außen  getäuscht  und 
innerlich  zerrissen,  das  Opfer  eines  arglistigen  Feindes,  der  die  Schweiz  umge- 
stalten, beherrschen  und  ausbeuten  wollte  und  ihr  zu  diesem  Zweck  eine  Ver- 
fassung  aufdrängte,   die   den   schroffsten   Bruch    mit  ihrem  Herkommen  enthielt. 

VI.  Diese  « Konstitution*,  großentheils  von  dem  Baaler  Peter  Ochs  ent- 
worfen, bildete  aus  der  Eidgenossenschaft,  zu  der  aber  Mülhausen,  Qenf  und  das 
Fürstbisthum  Basel,  mit  Inbegriff  von  Biel,  nicht  mehr  gehörten,  die  helve- 
tische Republik,  die  in  Amtstiteln  als  „eine  und  untheilbare"  (une  et  indivi- 
sible)  bezeichnet  wurde.  Die  Einheit  der  Regierung  und  Gesetzgebung  sollte  die 
n Oligarchie''  vernichten,  die  alte  Aristokratie  unterdrücken  oder  unschädlich 
machen,  den  „Föderalism''  oder  „Oertligeisf,  die  überall  eingewurzelte  Sucht 
nach  Vorrechten  ausrotten.  „Freiheit  und  Gleichheit"  war  die  Losung  der  Zeit^ 
die  auf  allen  Aktenstücken  erschien  und  in  den  obligatorischen  Freiheitsbäumen  und 
Kokarden  einen  augenfälligen  Ausdruck  fand.  Stadt  und  Landschaft,  Herren  und 
XTnterthanen  wurden  einander  gleichgestellt.  Alle  Erwachsenen  waren  „ Bürger **; 
alle  hatten  Theil  an  den  neuen  Rechten :  der  unbeschränkten  Freizügigkeit,  dem 
freien  Gewerbs-  und  Handelsbetrieb,  der  Glaubens-  und  Preßfreiheit,  u.  s.  w.  Die 
bisher  als  ewig  betrachteten  Lasten  des  Bodens  waren  ablösbar  erklärt 

Diesen  Grundsätzen,  die  für  den  größten  Theil  des  Volkes  manche  Er* 
leichterung  und  wohlthätige  Anregungen  brachten,  entsprach  die  Eintheilung 
und  Organisation  des  neuen  Staates.  Ursprünglich  waren  die  alten  Stände  resp. 
ihre  Gebiete,  mit  wenigen  Ausnahmen,  als  „ Kantone *"  angenommen;  von  Bern 
wurde  aber  zuerst  die  Waadt  als  Kt.  Leman,  sodann  der  Kt.  Aargau  und  der 
Kt.  Oberland  getrennt;  Zürich  verlor  einige  abgesonderte  Theile;  später  ebenso 
Schwyz  und  Glarus.  Die  gemeinen  Herrschaften  bildeten  etliche  neue  Kantone, 
nämlich  Baden,  Tkurgau,  Bellinzona  und  Lugano.  Den  Widerstand  der  ürkantone 
und  einiger  neudemokratischer  Landschaften  bestraften  dann  die  französischen 
Machthaber,  mit  der  Znstimmnng  angesehener  Schweizer,  mit  der  Verschmelzung 
in  drei  Kantone,  um  den  Einfluß  der  gegnerischen  Bevölkerungen  zu  beschränken. 
So  bestand  die  Republik  zwei  Jahre  lang  aus  18  Kantonen^),  denen  sich  Gran- 
bUnden  als  19.  anschloß.  (Später  traten  einige  Aenderungen  ein.) 


M  Die  erste  Abänderung  war  zu  Gunsten  von  Glarus  geschehen  (1450),  dann 
für  Appenzell  (1452);  endlich  .stricli  man  in  den  Bundeshriefen  von  Luzern  und 
Zug  den  Vorbehalt  der  Rechte  Oesterreichs  und  fertigte  neue  Urkunden  aus  (1454); 
weiteres  der  Art  geschah  jedoch  nicht. 

*-)  Aargau,  Baden,  Basel,  Bellinzona,  Bern,  Freiburg,  Leuian,  Linth,  Lugano, 
Luzern,  Oberland,  SchafThausen,  Sentis,  Solothurn,  Thurgau,  Waldstätten,  Wallis,  Zürich. 
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Die  neuen  Behörden  waren  theils  zentrale,  theils  kantonale  resp.  lokale, 
die  letztem  aber  den  erstem  durchaus  untergeordnet.  Diese  zerfielen  nach  dem 
Grundsatz  der  Grewaltentrennung  in  drei  Autoritäten.  Als  die  höchste  galt  der 
gesetzgebende  Körper  (Corps  Ugislatif),  der  aus  zwei  Kammern  bestand;  in  den 
Großen  fiath  sandte  jeder  Kanton  acht  «Repräsentanten*,  in  den  Senat  je  vier;, 
diese  Deputirten  wurden  indirekt,  d.  h.  durch  eine  Versammlung  der  Wahlmänner, 
ernannt,  die  in  den  Urversammlungen  (assembl6es  primairee),  je  1  von  100  BtLrgem, 
erkoren  waren.  Jeder  Bath  konstituirte  sich  selbst;  der  Große  hatte  das  Vor- 
sohlagsrecht  in  Gesetzen  und  Beschlüssen,  der  Senat  blos  in  Verüeissungs&agen. 
In  einem  etwas  künstlichen  Verfahren  beeteilten  die  Bäthe,  die  sich  nie  ver- 
einigen durften,  ein  Vollziehungs-Direktorium  (Directoire  ex^cutif)  von  fünf  Mit- 
gliedern, das  die  Begierung  (Gouvernement)  bildete,  zur  Unterstützung  aber  Mi- 
nister beizog.  Den  Obergerichtshof  (Tribunal  suprSme)  bestellten  die  Wahlkorps 
der  Kantone  durch  Ernennung  je  eines  Bichters  und  eines  Ersatzmannes  (suppU- 
aBt).  —  Das  Direktorium  hatte  für  jeden  Kanton  einen  Begierungs-Statthalter 
(prüfet  national)  einzusetzen,  der  alle  übrigen  Behörden  seines  Amtskreises  über- 
wachen und  leiten  sollte.  Jeder  Kanton  wurde  in  Distrikte  getheilt,  für  welche 
das  Wahlkorps  je  ein  Gericht  bestellte ;  ein  Unterstatthalter,  den  der  Begiemngs- 
Statthalter  wählte,  hatte  in  den  Gemeinden  Agenten  zu  setzen,  die  seine  Befehle 
vollziehen,  namentlich  aber  das  Gericht  beaufsichtigen,  den  Verkehr  mit  den 
Oberbehörden  vermitteln  mußten  etc.  Ueber  den  Distriktsgerichten  stand  das. 
Kantonsgericht  (Tribunal  de  canton).  Die  ökonomischen  Angelegenheiten,  mit 
denen  sich  auch  die  Aufsicht  über  Schule  und  Kirche  verband,  besorgte  für  jeden 
Kanton  eine  Verwaltungskammer  (Chambre  administrative).  Diese  beiden  Behörden 
besetzte  ebenfalls  das  Wahlkorps. 

Kaum  ist  es  nöthig,  alle  Einzelheiten  dieser  Verfassung  anzuführen ;  dagegen 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  sich  bald  das  Bedürfniß  zeigte,  noch  ander» 
Behörden  aufzustellen;  so  erhielt  jeder  Kanton  ein  Sanitätskomite,  einen  Er- 
liehungsrath  und  eine  Art  Kirchenrath ;  für  einzelne  dringende  Geschäfte  ernannte 
das  Direktorium  Kommissäre ;  die  Organisation  des  Wehrwesens  erforderte  Gene- 
ral-Inspektoren und  Kreiskommandanten;  für  die  Verwaltung  der  Zeughäuser 
wurde  ein  Oberinspektor  eingesetzt;  den  Bezug  von  Auflagen  leitete  in  jedem 
Kanton  ein  Obereinnehmer  (Receveur  g^n^ral),  zu  schweigen  von  den  Kriegs- 
kommissären, dem  Generalstab  etc.  Einem  wesentlichen  Uebelstand  gedachten 
die  Gesetzgeber  mit  der  Einführung  von  Friedensrichtern  zu  begegnen,  welche 
aber  unterblieb ;  Entwürfe  für  die  Reform  der  Bechtsprechung  wurden  berathen, 
aber  nicht  zu  Ende  gebracht;  nur  ein  Strafgesetz  gelangte  rasch  zum  Abchluß 
(4.  Mai  1799),  weil  das  Bedürfniß  ein  dringliches  war  und  ein  französisches 
Vorbild  benutzt  werden  konnte;  schon  im  Mai  1798  war  indeß  die  Folter  abge- 
schafft worden. 

Ebenso  wichtig  waren  die  Schöpfungen  und  Pläne  in  anderer  Richtung.  Die 
Republik  zog  das  Postwesen,  den  Handel  mit  Salz  und  Schießpulver,  die  Münz- 
prägung, den  Bergbau  und  die  Zölle  als  Regalien  zu  ihren  Händen;  es  wurde 
ein  neues  einheitliches  Maßsystem  vorbereitet ;  die  Güter  und  Schulden  der  alten 
Stände  Übernahm  die  „Nation**;  Zehnten  und  Grundzinse  konnten  nach  einem 
Cheetz  vom  10.  November  1798  sehr  billig  losgekauft  werden ;  die  Auflagen 
und  das  gesammte  Finanzwesen  ordneten  neue  Gesetze;  für  die  Vergütung  von 
Brand-  und  Wasserschaden  waren  Versicherungsanstalten  in  Aussiebt  genommen. 
Die  G^meindegüter  wurden  gegen  die  Ansprüche  der  sog.  Hintersäßen  geschützt, 
aber  auch  der  Einkauf  in  das  Genossenrecht  gesetzlich  ermöglicht,  und  den  Tbeil- 
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habern  stellte  ein  G^etz  (15.  Febr.  1799)  den  Verband  aller  Einwohner  gegen- 
über und  anerkannte  blos  diesen  als  Glied  des  Staates;  das  Organ  desselben  war 
•die  nMunizipalität*".  Manche  andere  Entwürfe  der  ersten  Jahre  zielten  aof  wohl- 
thätige  Einrichtungen  und  neue  Bildungsanstalten,  für  deren  Yerwirklichnng  frei- 
lich die  Mittel  fehlten. 

Das  Uuglücksloos  der  helvetischen  Republik  war  ihr  YerhSltniß  zu  dem 
Mutterstaat,  der  sie  rücksichtslos  aussog  und  als  Kriegsschauplatz  gegen  Oester- 
reich  und  Eußland  benutzte.  Die  Ereignisse  yon  1799  und  das  allgemeine  Elend, 
^as  sich  daran  heftete,  waren  dem  Fortbestand  der  Einheit  nicht  günstig ;  die  Masse 
des  Volkes  sehnte  sich  immer  mehr  nach  Ruhe,  und  ein  großer  Theil  wünschte, 
mit  einigen  Vorbehalten,  die  frühere  Ordnung  zurück ;  die  Behörden  theilten  sich 
in  Parteien,  arbeiteten  an  neuen  Verfassungen,  suchten  eine  Stütze  bei  dem 
n Konsul**  Bonaparte,  der  sie  abwechselnd  bestärkte  oder  untergrub,  durch  die 
^Zurückziehung  der  französischen  Truppen  (Juli  1802)  einen  Aufstand  der  TJnzn- 
friedenen  begünstigte  und  dann  als  übermächtiger  Vermittler  eingriff,  die  flüchtig 
gewordene  Regierung  wieder  einsetzte,  mit  den  Abgeordneten  der  Parteien  — 
der  „helvetischen  Konsulta"  —  die  Grundzüge  einer  Verfassung  berieth  und  end- 
lich (19.  Febr.  1803)  die  nach  eigenem  Gutdünken  festgesetzte  als  Mediations* 
akte  der  Schweiz  diktirte. 

VII.  Die  „ Hei vetik**  war  nicht  aus  dem  Provisorium  herausgekommen;  doch 
hatte  sie  lange  genug  gedauert,  um  das  alte  Regierungssystem  großentheils  zu 
entwurzeln,  so  daß  die  Rückkehr  desselben  sich  nicht  erzwingen  ließ.  Die  schwe- 
ren Folgen,  welche  dessen  Gebrechen  dem  Lande  zugezogen;  der  Grundsatz  der 
-Gleichberechtigung,  die  neuen  Gesetze  und  Formen,  die  verheißenen  und  zum 
Theil  auch  schon  gewährten  Erleichterungen,  der  freie  Ton  des  öffentlichen  Lebens 
hatten  namentlich  in  den  vorhin  bevormundeten  Bevölkerungen  Eindrücke  hinter- 
lassen, die  sich  nicht  verwischen  ließen.  Dagegen  war  freilich  der  alte  Geist, 
^er  zu  Stadt  und  Land  „Aristokraten  aller  Art**  geschaffen,  noch  nicht  gebändigt;  ^) 
in  einzelnen  Männern  und  Gesellschaftskreisen  kochte  sogar  Rachgier  wegen  er- 
littener Verluste  und  Demüthignngen.  Dieser  Gegensatz  mußte  einigermaßen 
ausgeglichen  werden,  und  zwar  vornehmlich  in  den  alten  Kantonen,  die  der  Ver- 
mittler soweit  thunlich  wieder  herstellte.  Er  wahrte  nämlich  sein  eigenes  Inter- 
esse in  der  Bildung  selbständiger  Gliedstaaten,  in  der  Konstruktion  verschiedener 
Regierungsformen  derselben,  in  der  Neubelebung  alter  Verhältnisse;  dadurch  war 
eine  Mannigfaltigkeit  der  Interessen  und  Anschauungen  begründet  oder  bestärkt, 
die  eine  freiwillige  Einigung  immer  erschweren  mußte;  nur  für  die  allerwioh- 
tigsten  Bedürfnisse  wurde  die  Einheit  festgehalten.  Ehemalige  Unterthanenlande 
waren  zu  Kantonen  erhoben ,  einzelne  unhaltbare  Gebilde  der  Helvetik  jedoch 
beseitigt ;  nur  alte  Kantone  wurden  der  Ehre  gewürdigt,  je  ein  Jahr  lang  Vor- 
ort ((<anton  directeur)  zu  sein;  in  dieselbe  theilten  sich  drei  protestantische  und 
drei  katholische  Stände;  der  Vorzug  mußte  indeß  durch  die  Üebernahme  erheb- 
licher Kosten  erkauft  werden.  Im  Uebrigen  sollten  die  Kantone  gleichberechtigt 
sein;   allein  neben  zwei  alten  hatten  vier  neue  doppelte  Stimme.     Es  ließe  sich 

')  Aus  vielen  Zeugnissen  nur  eines  (von  Bluntschli,  Denkwürdiges  aus  m.  lieben, 
I.  p.  13):  ^Aehnlich  wie  unter  dem  deutschen  Reichsadel  erhielt  sich  unter  den  Stadt- 
burgern  (von  Züricli)  eine  Zeil  lang  noch  das  hocliinüthige  Gefühl  der  vornehmeren 
Rasse  und  der  höheren  Fähigkeit,  den  Staat  zu  regieren.  Dies  souveräne  Selbstgefühl 
der  Sladtbürger  reizte  hinwieder  das  Mißtrauen  und  den  Haß  der  Landbürger.  Gesell- 
schaftlich blieben  die  bei<ien  Stände  nocli  lange  getrennt,  auch  nachdem  sie  rechtlich 
4ind  politisch  geeinigt  waren." 
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noch  an  weiteren  Zügen  darthun,  wie  Bonaparte  zwischen  allerlei  gegensätzlichen 
Ansprüchen  vermittelte;  damit  setzte  er  ehen  die  Yorhandenen  Kräfte  so  weit 
möglich  in^s  Gleichgewicht  und  gah  dem  Lande  die  Ruhe»  die  e.s  einstweilen  über 
alles  schätzte. 

Auf  einige  Umstände  haben  wir  noch  näher  einzutreten.  Den  Kanton  Wallis 
hatte  der  Konsul  schon  im  Frühjahr  1802  der  helvetischen  Eepublik  entrissen^ 
um  ihn  für  die  militärische  Verbindung  mit  Italien  zur  Verfügung  zu  haben;. 
dafür  legte  er  das  ehemals  österreichische  Frickthal  dem  Kanton  Aargau  bei. 
Die  Verfassungen  der  19  Kantone  ^)  waren  durch  ihn  vollständig  festgestellt  und 
gingen  der  Bundesverfassung  (Acte  föderal)  voran ;  die  Einführung  hatte  eine  in 
Paris  für  jeden  Kanton  gewählte  Kommission  zu  besorgen,  so  zwar,  daß  die  neue 
Ordnung  mit  dem  15.  April  in  Wirksamkeit  trat;  die  Oberleitung  dieser  Dinge^ 
trug  der  Vermittler  selbst  dem  Freiburger  Oberst  Ludwig  von  A£Pry  auf,  der 
dann  auch  der  erste  ,, Landammann  der  Schweiz**  war.  Dieses  neue  Amt,  ein 
schwaches  Nachbild  des  französischen  Konsulats,  war  ein  Zeichen  und  Werkzeug 
der  Einheit,  welches  Bonaparte  als  nöthig  ansah  und  für  sich  selbst  zu  benutzen 
gedachte.  Landammann  war  der  jeweilige  Schultheiß  oder  Bürgermeister  dea 
Vororts;  er  wurde  also  von  einer  kantonalen  Behörde  gewählt.  Er  hatte  das 
eidgen.  Siegel  (das  erst  gefertigt  werden  mußte)  in  Verwahrung;  an  ihn  gelangten 
die  Zuschriften  und  Botschaften  fremder  Mächte;  er  war  Vorsitzer  der  Tag- 
satzung, konnte  dringliche  Bauten  anordnen  und  andere  Maßregeln  treffen,  welche 
die  Sicherheit  oder  die  innere  Buhe  zu  erfordern  schien.  Die  wichtigsten  Ent- 
scheidungen waren  jedoch  der  Tagsatzung  (Diete)  vorbehalten,  die  sich  jährlich 
einmal  versammeln,  aber  höchstens  einen  Monat  amten  sollte.  Ueber  Krieg  ond 
Frieden,  Bündnisse  und  Handelsverträge,  Werbungssachen  und  Militärorganisation 
hatte  sie  Beschluß  zu  fassen.  Für  die  Berathung  waren  aber  die  Instruktionen 
der  Gesandten  maßgebend.  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen  konnten  die  zu  einem 
„Syndikat**  vereinigten  G-esandten  schiedsgerichtlich  erledigen.  Dem  Landammann 
und  der  Tagsatzung  war  eine  eidgen.  Kanzlei  beigesellt;  den  „Kanzler**  und  den 
,. Staatsschrei ber"  ernannte  die  Tagsatzung  auf  je  zwei  Jahre;  die  Kosten  trugen 
die  „Direktorialkantone**.  Eine  eidgen.  Finanzverwaltung  gab  es  nämlich  nicht; 
die  Regalien  der  helvetischen  Republik  gingen  stillschweigend  an  die  Kantone 
über;  die  für  Truppenaufgebote  nöthigen  Gelder  hatten  die  Stände  in  fixen  Kon- 
tingenten zu  liefern,  wie  auch  ihr  Beitrag  zu  dem  Bundesheer  genau  bestimmt 
war.  Letzteres  sollte  blos  aus  15,203  Mann  bestehen,  jeder  Schweizerbürger 
aber  wehrpflichtig  sein.  Diesen  Widerspruch  erklärt  die  Absicht  des  Konsuls, 
die  überzählige  Mannschaft  als  Söldner  in  seinen  Heeren  zu  verwenden.  Zu 
diesem  Zwecke  nöthigte  er  der  erstmals  versammelten  Tagsatzung  ein  Bündniß- 
für  50  Jahre  und  einen  Sold  vertrag  auf,  der  die  Schweiz  zur  Stellung  von 
16,000  Mann  verpflichtete  (Septbr.  1803).  Auch  in  andern  Dingen  wurde  sie 
ein  Vasall  des  unersättlichen  Herrschers  und  bezahlte  den  Frieden,  den  sie  im 
Innern  genoß,  mit  unberechenbaren  Opfern  für  die  besonderen  „Wahnideen**  ihres 
«erhabenen  Vermittlers**. 

VIII.  Als  sich  endlich  ganz  Europa  gegen  die  Anmaßungen  des  französischen 
Kaisers  erhob  (1813),  konnte  die  Schweiz  sich  dieser  Bewegung  nicht  entziehen; 


*)  *Aargau,  Appenzell  (A.-R.  und  I.-R.),  Basel,  *Bern,  Freiburg,  Glarus, 
*6raubünden,  Luzern,  Scha.Thausen ,  Schwyz,  Solothurn,  *St.  Gallen,  Tessin, 
Thurgau,   Untervvalden  (ob  und  nid    dem  Wald),  Uri.  *Waadt,  Zug,  *  Zürich.    -    (Die 

f^errten    Namen    bezeichnen    die  Vororte,    die    Sterne    die    Kantone    mit    doppeltem 
timmrecht). 


f 
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die  Neutralität,  die  sie  unter  dem  Protektorat  Napoleons  nur  zu  seinen  Gnnsten 
handhaben  durfte,  vermochte  sie  nicht  zu  behaupten ;  sie  mußte  den  Siegern  den 
Durchmarsch  gestatten,  benutzte  aber  die  eingetretene  Wendung  rasch,  um  Grenz- 
^biete  von  Tessin  und  Graubünden,  die  zeitweise  verloren  schienen,  wieder  in 
Besitz  zu  nehmen.  Nachdem  aber  die  maßgebenden  Mächte  die  Hediationsakte 
als  aufgehoben  erklärt  hatten  (21.  Dezbr.  1813),  fiel  die  Schweiz  einer  Ver- 
wirrung anheim,  die  das  Schlimmste  befürchten  ließ.  Alte  und  neue  Kantone 
-stritten  mit  einander  um  Gebiete  oder  Herrschaftsrechte;  die  „Länder*  kehrten 
völlig  zu  den  früheren  Bräuchen  zurück,  während  die  Städte  mehr  oder  weniger 
-schroif  die  ehemals  genossenen  Vorrechte  forderten  oder  die  durch  die  Bevolntion 
beseitigten  Behörden  wieder  herstellten ;  einige  Stände  trachteten ,  sich  aller 
Bnndespflichten  zu  entledigen,  und  erschwerten  die  Berathungen  darüber  durch 
hartnäckige  Absonderung  oder  unzeitige  Ansprüche.  Glücklicherweise  dachten 
-die  Sieger  und  ihre  Bathgeber  nicht  so  kleinlich;  sie  mahnten  die  Reaktionäre 
zur  Mäßigung,  schützten  den  Bestand  der  neuen  Kantone  und  riethen  zur  Eini- 
gung, zur  Stärkung  der  Gesammtheit;  sie  begünstigten  den  Anschluß  von  Wallis, 
'Genf  und  Neuenburg,  überließen  der  Schweiz  auch  das  Fürstenthum  Basel  und 
erwirkten  eine  Gebietserweiterung  für  Genf.  Manche  berechtigte  Wünsche  er- 
füllten sie  allerdings  nicht,  weil  die  Schweizer  selbst  nicht  einig  handelten,  oder 
Rücksichten  auf  Interessen  von  Frankreich  oder  Oesterreich  überwogen.  Hinwieder 
waren  die  Mächte  behülflich,  eine  Menge  von  Streitfragen  gütlich  zu  schlichten 
und  dadurch  die  Neugestaltung  der  Eidgenossenschaft  zu  erleichtern.  Die  Be- 
schlüsse des  Wiener  Kongresses  (20.  März  1815)  und  des  zweiten  Pariser  Frie- 
dens (20.  November  1815)  gaben  ihr  im  europäischen  Staatensystem  eine  klar 
bestimmte  Stellung,  ohne  ihre  Unabhängigkeit  zu  beschränken.  Mit  dieser  Fizirung 
reimten  sich  freilich  zwei  Punkte  nicht  ganz;  das  Fürstenthum  Neuenburg  war, 
nachdem  es  zeitweise  französisch  gewesen,  zwar  als  eidgen.  Kanton  anerkannt, 
•aber  schließlich  wieder  dem  König  von  Preußen  zugetheilt  worden ,  und  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Schweiz  in  den  zu  ihren  Gunsten  neutralisirten  Pro- 
vinzen Chablais  und  Faucigny  hatten  die  maßgebenden  Faktoren  nicht  genügend 
auseinandergesetzt. 

Ein  wesentlicher  Theil  der  Neugestaltung  ist  also  den  Kongressen  in  Wien 
und  Paris  zu  verdanken;  die  übrige  Arbeit  vermochte  das  Land,  wenn  auch 
mühsam,  gerade  noch  selbst  zu  leisten :  die  Einigung  über  einen  neuen  Verband. 
Nach  mehrmaliger  Berathung  kam  die  sogen,  lange  Tagsatzung  damit  zu  einem 
vorläufigen  Abschluß  (16.  August  1814);  das  Ergebniß  ^)  wurde  in  den  nächsten 
Wochen  von  einer  starken  Mehnahl  der  Kantone  angenommen,  dann  dem  Wiener 
Kongreß  vorgelegt,  in  dem  für  die  Schweizer  Angelegenheiten  bestellten  Komite 
mangelhaft  befunden,  aber  nicht  abgeändert  und  bald  nach  der  Schlacht  bei 
Waterloo  feierlich  beschworen  (7.  August  1815).  Es  liegt  uns  ob,  die  wich- 
tigsten Kennzeichen  des   „Fünfzehner- Bundes**   herauszuheben. 

Er  war  als  Vertrag  betitelt  und  formulirt  und  beruhte,  seiner  Entstehung 
gemäß,  auf  der  Voraussetzung,  daß  keine  Aenderung  ohne  allseitige  Zustimmung 
stattfinden  könne;  so  sehr  hatte  der  Zentrifugaltrieb  überwogen,  daß  man  dem 
Beispiel  der  Mediationsakte  folgte,  eine  Revision  nicht  einmal  anzudeuten.  Der 
Vertrag  war  das  Werk  der  Regierungen;  des  Volkes  wurde  darin  nicht  gedacht; 
es  hatte  demgemäß  auch  keine  Stimme  darüber  abzugeben.  Für  die  Kantone 
war   blos    die  Regel  aufgestellt,    daß  es  keine  TJnterthanen lande  und    keine  aus- 


^)  Von  zwei  Entwürfen  der  kürzere,  15  Artikel  enthaltend. 
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flcbließliche  Privilegien  für  den  Genuß  der  politischen  Rechte  haben  solle;  die 
kantonalen  Verfassungen  unterlagen  keiner  Prüfung  und  genossen  unbesehen  des 
«idgen.  Schutzes.  Entsprechend  dieser  Verkennung  der  Grundlagen  war  die  ftreio 
^Niederlassung  und  Berufsübung,  welche  die  Mediation  wenigstens  verbeißen  hatte, 
beseitigt  und  damit  die  allerseits  beliebte  Verkürzung  der  HintersSßen  (Nieder- 
gelassenen) wieder  gerechtfertigt.  Die  Kantone  behielten  die  Regalien  und 
«chloesen  sich  dann  durch  Zölle,  Polizeimaßregeln,  ungleiche  Münze,  schlechten 
Postbetrieb  etc.  soweit  thunlich  gegen  einander  ab  Nur  die  Noth wendigkeit 
▼ermochte  sie,  für  einzelne  Verkehrsverhältnisse  die  bestehenden  Konkordate  zu 
«rneuem  oder  neue  einzugehen;  zu  allgemeiner  Annahme  kam  indeß  keines. 

Den  Schwerpunkt  des  Vertrags  bilden  die  Bestimmungen  über  die  Militär- 
leistungen. Diese  wurden  kontingentirt,  der  „Auszug"  aber  sogleich  auf  33,758 
Mann  berechnet;  für  die  Kosten  hatten  die  Kantone  mit  fixirten  Geldbeiträgen 
aufzukommen ;  man  schuf  dafür  eine  eidgen.  Kriegskasse  und  wies  ihr  zugleich 
die  Erträgnisse  von  Eingangszöllen  zu,  welche  die  Grenzkantone  zu  beziehen 
hatten.  Wurde  ein  Kanton  (eine  Regierung!)  von  innen  oder  außen  bedroht, 
so  war  er  befugt,  einzelne  oder  alle  Mitstände  um  Hülfe  zu  mahnen;  dauerte 
die  Gefahr  an,  so  konnte  er  die  Tagsatzung  um  Intervention  ansprechen;  wenn 
der  Angriff  von  außen  stattfand,  so  fielen  die  Kosten  der  Gesammtheit  zur  Last. 
Die  Organisation  und  Oberleitung  des  Bundesheeres  stand  der  Tagsatzung  zu, 
deren  Befugnisse  übrigens  wenig  verändert  waren.  Seit  Ende  1813  gab  es 
keinen  eidgen.  „ Landammann **  mehr;  auch  das  „ Syndikat **  der  Mediation  hatte 
man  fallen  lassen  und  zu  einigem  Ersatz  Vorschriften  für  eidgen.  Schiedsgerichte 
aufgestellt.  Hinwider  hatte  sich  die  eidgen.  Kanzlei  so  nützlich  erwiesen,  daß 
man  sie  beibehielt;  die  Ehre  des  Vorortes  wurde  auf  Zürich,  Bern  und  Luzem 
beschränkt,  die  Amtsdauer  aber  auf  zwei  Jahre  erstreckt.  In  einem  so  knappen 
Vertrag  war  die  sonderbarste  Klausel  diejenige,  die  den  Fortbestand  der  Klöster 
garantirte,  also  die  reformirten  Kantone  wie  die  katholischen  und  paritätischen 
gemeinsam  auf  etwas  verpflichtete,  was  weder  die  Eidgenossenschaft  noch  die 
Kantone  bisher  als  Buudeszweck  betrachtet  hatten. 

Würdigt  man  die  Umstände,  unter  denen  diese  Verfassung  festgesetzt  werden 
mußte,  so  erscheint  das  Gewonnene  doch  nicht  ganz  unbedeutend.  Das  unhaltbar 
gewordene  System  von  ungleichen  Bünden  war  aufgegeben;  ein  zwar  dürftiges, 
aber  gerade  durch  seine  Einfachheit  empfohlenes  Grundgesetz  verpflichtete  nun 
alle  Glieder  gleichmäßig;  an  die  Stelle  blos  herkömmlicher  Formen  trat  eine 
feste  Ordnung;  mit  Ausnahme  von  Beschlüssen  über  Krieg  oder  Frieden  und 
Bündnisse,  die  ^/4 -Mehrheit  erforderten,  genügte  fortan  die  Mehrheit  von  12 
Stimmen  ;  die  Befugnisse  der  Tagsatzung  waren  soweit  thunlich  bestimmt,  etwas 
unsicherer  freilich  die  Stellung  der  Vororte,  allein  den  neuen  Verhältnissen  leidlich 
angepaßt;  die  Vorsorge  für  die  Bildung  einer  eidg.  Kriegskasse  bot  wenigstens 
eine  Handhabe  für  zeitgemäße  Neuerungen.  Im  Lauf  der  Jahre  wurde  manches 
durch  Reglemente  noch  genauer  geordnet,  um  Mißbräuchen  zu  begegnen  oder  den 
Zweck  des  Bundesvertrages  in  wesentlichen  Dingen  besser  zu  sichern,  und  dieser 
damit  gewissermaßen  partiell  revidirt.  So  schuf  man  theils  im  Innern,  theils  in  den 
Beziehungen  zum  Ausland  eine  mehr  oder  weniger  hinlängliche  Ordnung  durch 
Verträge  und  üebereinkünfte.  Der  Handel  wurde  durch  einige  neue  Konsulate*) 
begünstigt,  die  seit  1807  betriebene  Linth- Korrektion  völlig  durchgeführt,  die 
Ausbildung  von  Offizieren  durch  eine  militärische  Zentralschule  erleichtert.     Aber 


')  Vgl.  Bd.  U.  78—80  (Art.  Konsulate). 
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viele  Anregungen  und  VorAchläge  drangen  nicht  durch.  Bald  ergah  sich  deutlich, 
daß  der  Bundesvertrag  der  Zeit  nicht  genUgen  konnte;  die  Unfruchtbarkeit  der 
Tagsatzung,  die  ihr  Wirken  wie  ihre  Schwäche  zu  verbergen  suchte,  wurde 
Gregenstand  der  öffentlichen  Kritik;  regsame  Männer  wiesen  auf  die  Helvetik 
oder  die  Mediationszeit  hin  und  forderten  endlich,  daß  der  Staatenbund  einem 
Bundesstaat  weiche  (Mai  1830). 

IX.  Kaum  war  dieses  Losungswort  verhallt,  so  traten  Ereignisse  ein,  die 
eine  solche  Wandlung  begünstigen  konnten.  Die  Julirevolution  in  Frankreich 
schien  ganz  Europa  erschüttern  und  die  Herrschaft  der  „  Restauration  **  stürzen 
zu  wollen.  Binnen  wenigen  Monaten  erlebte  die  Schweiz  einen  Umschwung  in 
der  Mehrzahl  der  Kantone,  und  die  Tagsatzung  sah  sich  bewogen,  diese  Aenderung 
grundnätzlich  anzuerkennen.  Sofort  stellte  sich  auch  ein  Herold  der  Bundes- 
revision ein;  Kasimir  P/^/fer  besprach  dieselbe  in  einer  gediegenen  Flugschrift^) ; 
schon  in  der  nächsten  ordentlichen  Tagsatzung  wurde  beschlossen,  eine  Revision 
in  Berathung  zu  ziehen.  Der  Widerstand  der  Urkantone,  der  an  den  gestürzten 
Aristokraten  einiger  Städte  einen  Rückhalt  fand,  reizte  dann  die  Führer  der 
Fortschrittspartei,  durch  ein  Konkordat  von  7  «regenerirten**  Kantonen  die  neuen 
Verfassungen  gegenseitig  zu  garantiren;  zugleich  entwarfen  dieselben  eine  neue 
„Bundesurkunde**,  die  der  Tagsatzuug  eingereicht  und  hier  einer  Kommission  über- 
wiesen wurde;  die  letzte  Berathung  schwächte  indeß  die  Vorlage  zu  Gunsten 
der  Kantonsherrlichkeit  bedeutend  ab.  Die  Befugnisse  der  Tagsatzung  wurden 
zwar  erweitert,  indem  man  dem  Bund  eine  größere  Wirksamkeit  zuerkannte; 
man  wagte  aber  nicht,  von  dem  gleichen  Stimmrecht  der  Kantone  abzugehen^ 
und  für  die  wichtigsten  Geschäfte  sollten  die  Berathungen  femer  durch  die 
Instruktionen  bedingt  sein.  Dagegen  hob  man  die  Vororte  auf  und  ersetzte  sie 
durch  einen  ständigen  Bundesrath  von  5  Mitgliedern,  welche  die  Tagsatzung  zu 
wählen  hatte ;  an  der  Spitze  der  eidg.  Verwaltung  sollte  ein  Landammann  stehen. 
Als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Bundesbehörden  tritt  die  Militärreform 
hervor;  dem  Bund  war  demgemäß  das  Pulvermonopol  zugedacht;  weitere  Ein- 
nahmen hatte  er  aus  Grenzzöllen,  dem  Münzregal  und  dem  Fostbetrieb  zu  schöpfen^ 
von  dessen  Ertrag  jedoch  den  Kantonen  drei  Viertheile  blieben ;  für  den  Nothfall 
war  an  Geldkontingente  zu  denken.  Statt  der  schwerfälligen  Schiedsgerichte 
war  ein  Bundesgericht  in  Aussicht  genommen.  Bei  alledem  hatte  das  Volk  nur 
indirekten  Antheil  und  Einfluß;  dafür  bot  man  ihm  freie  Niederlassung,  freien 
Verkehr  im  Innern,  Gleichstellung  in  Rechten  und  Lasten,  die  Gewährleistung 
der  bisher  errungenen  politischen  Re(thte  in  den  Kantonen,  u.  a.  m. 

Allein  das  so  künstlich  berechnete  Werk  fand  wenig  Gunst ;  von  verschiedenen 
Seiten  angefochten,  wurde  es  selbst  im  Kanton  Luzem  verworfen,  der  doch  zum 
Sitz  der  Bundesbehörden  bestimmt  war;  in  mehreren  £[antonen  unterließ  man 
daher  die  Volksabstimmung,  und  so  fiel  die  Revision  für  einmal  dahin.  Diese 
Wendung  benutzten  leidenschaftliche  Gegner,  die  sich  in  dem  sog.  Sarnerbund 
vereinigt  hatten,  zu  thätlichen  Angriffen  auf  abtrünnige  Landestheile  (Außer- 
sohwyz,  Baselland),  die  aber  völlig  mißlangen ;  eine  Folge  war  die  definitive 
Trennung  Basels  in  Halbkantone  (Aug.  1833).  Die  Revision  wurde  seitdem  in 
der  Tagsatzung  und  in  der  Fresse  noch  öfter  besprochen,  jedoch  ohne  greifbare 
Frucht.  Die  Kantone  wie  die  Bundeebehörden  waren  theils  mit  Anfechtungen 
von  außen,  theils  mit  inneren  Wirren  beschäftigt,  welche  sowohl  die  konfeseionelien 


M  Bezügliche  VorschlHge  machte  auch  Bluntschli  in  seiner  Schrift :  «Das  Volk  und 
i         der  Souverän"  (1831). 
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ale  die  politischen  Gregensätze  verschärften.  Den  stärksten  Anstoß  gab  dazu  die 
plötzliche  Aufhebung  der  Klöster  im  Kanton  Aargau  (Januar  1841),  die  dem 
Bnndesvertrag  zuwiderlief  und  großen  Hader  nach  sich  zog;  als  aber  Aargau 
die  Frauenklöster  restaurirte,  erklärten  sich  12*72  Stimmen  befriedigt,  was  die 
Übrigen  Stände  als  Bundesbruch  taxirten.  Sieben  katholische  Kantone  vereinigten 
sich  nun  heimlich  zum  Widerstand.  Die  in  Luzern  erzwungene  Berufung  der 
Jesuiten  (Okt.  1844)  reizte  hin  wider  die  „Radikalen**  zu  zwei  Freischaarenzügen, 
die  aber  unglücklich  verliefen,  in  ihren  Folgen  alle  Kantone  erschütterten  und  den 
Sonderbund  zur  Reife  brachten  (Dezember  1845),  dessen  Zuläßigkeit,  sobald  er 
bekannt  geworden,  lebhaft  bestritten  wurde;  von  der  Mehrheit  der  Stände 
ungültig  erklärt  (20.  Juli  1847),  wurde  derselbe  in  einem  kurzen  Feldzug  that- 
sächlich  aufgelöst  (Nov.). 

X.  £k  gehört  einer  weniger  beengten  Darstellung  an,  die  Vorarbeiten  zu 
der  als  nothwendig  erachteten  Aenderung  des  Bundesvertrages  zu  besprechen ; 
hier  mag  die  Bemerkung  genügen,  daß  der  Drang  nach  Einigung  durch  das 
Aufgebot  von  reichlich  100,000  Mann  und  durch  die  besonnene  Kriegsführung 
General  Dufours  bedeutend  gestärkt  wurde  und  das  Nationalgefühl  auch  dem 
Ausland  gegenüber  sich  hob,  zumal  die  meisten  europäischen  Großmächte  den 
Sonderbund  offen  begünstigt  hatten.  Die  Februarrevolution  in  Frankreich  und 
ihre  Folgen  in  Deutschland,  Oesterreich  und  Italien  schufen  eine  politische  Lage, 
welche  die  Neugestaltung  des  Bundes  sehr  erleichterte.  Der  Sturz  der  fürstlichen 
Regierung  in  Neuenburg,  die  sich  verhaßt  gemacht  hatte,  wurde  von  den  Bundes- 
behörden nicht  angefochten;  sie  versäumten  aber,  einen  formlichen  Verzicht  des 
bisherigen  Landesherrn,  der  unschwer  zu  erreichen  war,  auszuwirken.  Dagegen 
beeilte  sich  die  Tagsatzung,  die  Revisionsfrage  durch  eine  Kommission  zu  klären 
und  dann  in  einer  Plenarberathung  zu  erledigen.  Am  27.  Juni  1848  war  die 
Hauptarbeit  gethan;  in  kurzer  Frist  folgten  die  Abstimmungen,  die  in  15  Y2 
Kantonen  die  Annahme  des  neuen  Werkes  ergaben.  Am  12.  September  konnte 
die  Tagsatzung  die  „  Bundesverfassung"  als  gültig  erklären ;  nachdem  sie  die 
erforderlichen  Wahlen  angeordnet  und  einige  andere  Maßregeln  getroffen  hatte, 
vertagte  sie  sich.  Am  6.  November  erschien  in  Bern  die  Bundesversammlung ;  am 
16.  wählte  diese  den  Bundesrath,  und  am  23.  wurde  Bern  als  Bundesstadt  bezeichnet. 

Die  Verfassung  vom  12.  Sept.  1848  war  bei  aller  Rücksicht  auf  kleine 
Interessen  und  enge  Begriffe,  die  noch  geschont  werden  mußten,  ein  gelungener 
Bau,  der  den  Kantonen  großen  Spielraum  zur  Entwicklung  ließ  und  doch  zugleich 
die  Einheit  kräftig  förderte.  Sie  schuf  einen  Bundesstaat  mit  eigenen  Aufgaben, 
selbständigen  Organen  und  gesicherten  ökonomischen  Mitteln.  Die  ungleiche, 
bisweilen  schwächliche  oder  parteiische  Geschäftsleitung  der  Vororte  fiel  dahin ; 
eine  hinreichend  starke  Vollziehungsbehörde,  die  nicht  von  kantonalen  Verhältnissen 
abhing,  bot  mehr  Garantie  für  eine  feste,  grundsätzlich  bestimmte  Regierung ; 
anch  der  Landammann  der  Mediationszeit  war  durch  ein  solches  Kollegium  reichlieh 
ersetzt.  Ueberhaupt  hatten  alle  Keime  von  einheitlichen  Institutionen  eine  mehr 
oder  weniger  genügende  Ausbildung  gefunden;  die  Tagsateung  ließ  man  im 
Ständerath  (Conseil  des  Etats)  fortleben,  doch  nur  als  eine  Kammer,  und  zwar 
ohne  Prärogativen,  wie  auch  ohne  Instruktionen;  neben  demselben  erschien  ein 
Nationalrath  (Conseil  national),  in  dem  das  Volk  nach  Verhältniß  der  Kopfzahl 
zur  Vertretung  kam*);  das  Bundesgericht  (Tribunal  fed^ral),  obwohl  am  dürftigsten 


*)  üeber  die  Kompetenzen   der  eidjr.  Käthe   ist   zu    vergleichen  Bund  U.   GIJO     40. 
(Die  seitherigen  Abweichun^'en  sind  nicht  ci heblich.) 
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bedacht,  entsprach  seinem  Zwecke  immerhin  besser  als  das  Syndikat  der  Mediation ; 
von  dem  helvetischen  Obergerichtshof  war  es  freilich  weit  entfernt. 

Ebenso   wichtig,   wie    die    Organisation    der   Bundesgewalt,  war   indeß   die 
Umschreibung    ihrer   Befugnisse,    die  sich   nach    den    erweiterten    Zwecken   des 
Bundes    richteten.     Als   solche    waren   (Art.    2)    bezeichnet:    « Behauptung    der 
Unabhängigkeit  des  Vaterlandes  gegen  außen,    Handhabung  von  Buhe  und  Ord- 
nung im  Innern,   Schutz  der  Freiheit  und  der  Bechte  der  Eidgenossen  und  Be- 
förderung  ihrer   gemeinsamen   Wohlfahrt."     Die   weiter   folgenden    „ allgemeinen 
Bestimmungen"   (bis  Art.  57)  bilden  eine  praktische  Auslegung  dieser  Erklärung; 
sie   setzen    die   Rechte   der  Kantone   und  des  Bundes  auseinander,  gewährleisten 
eine  Anzahl  Grundrechte   der   Bürger,   geben   die  Finanzmittel  der  Eidgenossen- 
schaft  an    u.  s.  w.    Die  Verfassungen    und   Gesetze    der   Kantone   wurden    der 
Bundesverfassung  und  künftig  zu  erlassenden  Bundesgesetzen  untergeordnet.    Die 
seit  1830  erzielten  Fortschritte  im  Militärwesen   wurden   übrigens   so  hoch  ge- 
schätzt, daß  darin  wenig   Neues   durchdrang;  das  Kontingents-System  und  seine 
mißlichen  Folgen  behielt  man  bei;   doch  übernahm  der  Bund  die  Ausbildung  der 
Offiziere,    die   Instruktion    der  Spezialwaffen  und  einen  Theil  der  Anschaffungen. 
Deßhalb  mußten  ihm  erhebliche  Finanzmittel  beschafft  werden,  die  man  vorläufig 
im  Pnivermonopol,    in   den   Zöllen  und  im  Postregal   fand;    das  Münzregal,    das 
sich   nicht  mehr  als  eine  Finanzquelle  betrachten    ließ,  wurde  ihm  bloß  im  In- 
teresse   der   dringend   gewordenen  Ordnung  des   verfahrenen    Münzwesens    über- 
tragen.   In  gleicher  Absicht  war  die  Vereinheitlichung  von  „Maß  und  Gewicht" 
in  Aussicht  genommen,  und  einem  ähnlichen  Zwecke  diente  der  Vorbehalt,  innere 
Zölle,  Brückengelder  und  andere  den  Verkehr  belastende  Gefälle  von  Bundes  wegen 
loszukaufen.    Ueberhaupt  wurden  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Kantone  so- 
weit  thunlich  geschont;    aus  den  Betriebsergebnissen  der  Grenzzölle  und  Posten 
hatten  sie  volle  Entschädigung  zu  beziehen.     Indem  der  Bund  das  Recht  erhielt, 
auf  allgemeine  Kosten  öffentliche  Werke  zu  errichten,  wofür  ihm  Expropriationen 
gestattet  wurden,  vermochte  er  die  Kantone  auch  indirekt    zu   erleichtern.    Die 
Befugniß  endlich,    eine   eidg.  Universität  und  eine  polytechnische  Schale  zu  er- 
richten,   beurkundete   das  Streben,    den  Kulturstand   zu    heben   und   die  geistige 
Einheit  des  Volkes  zu  stärken,  was  nicht  blos  den  « Hochschulkantonen*  zu  gute 
kam.    Der  Ausschluß  der  Geistlichen  von  dem  Nationalrath,  das  Verbot  des  Jesuiten- 
ordens  und   einzelne   andere  Vorschriften    erinnerten   an   widrige    Erlebnisse  der 
jüngsten  Zeit,  wurden  aber  seither  festgehalten.    Eine  der  wichtigsten  Neuerungen 
bildete  der  Abschnitt  über  die  Revision  der  Bundesverfassung,  der  in  vier  Artikeln 
eine  künftige  Aenderung  mehr  als  genug  zu  erleichtem  schien. 

XI.  Einstweilen  befriedigte  die  neue  Ordnung  die  Mehrheit  des  Volkes,  je 
mehr  die  Schöpfungen  derselben  sich  entwickelten  und  die  Wohlfahrt  im  allge- 
meinen stieg.  Das  beredteste  Zeugniß  für  diese  Stimmung  war  die  « Erhebung 
fdr  Neuenbürg*",  als  das  Mißlingen  eines  royalistischen  Putsches  (3.  Sept.  18«56) 
eine  Verwicklung  mit  dem  König  von  Preußen  herbeiführte;  die  entschlossene 
Einigkeit  der  Nation  in  der  drohenden  Gefahr  entschied  für  eine  glückliche 
Lösung  des  Streites  und  wirkte  auch  im  Innern  wohlthätig  nach.  Indessen  offen- 
barte der  Fortschritt  auch  bald  die  Mängel  einer  Verfassung,  die  so  mancherlei 
Gegensätze  versuchsweise  vermittelt  hatte.  Als  ein  Handelsvertrag  mit  Frank- 
reich (Juni  1864)  den  französischen  Israeliten  freie  Niederlassung  u.  s.  w.  ge- 
währte, wurden  verschiedene  Wünsche  laut,  die  eine  Revision  erforderten;  allein 
e»  drang  in  der  Abstimmung  (14.  Jan.  1866)  die  einzige  Aenderung  durch,  die 
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•den  einheimischen  Israeliten  eine  Gleichberechtigung  zuerkannte,    die   ihnen  bis- 
iier  versag^  war  („Judenartikel*). 

Die  zurückgestellten  resp.  verworfenen  Anträge  wurden  jedoch  nicht  preis- 
gegeben; Kriegsereignisse  im  Ausland  (1866,  1870 — 1871),  Bedürfiiisse  des  Ver- 
kehrs und  anstößige  Härten  in  kantonalen  Gresetzen  drängten  zur  Erweiterung 
der  Bundesgewalt;  politische  Bewegungen  in  mehreren  Kantonen,  die  dem  Volke 
^ößeren  Antheil  an  der  Gesetzgebung  und  Regierung  verschafften,  wiesen  auf 
entsprechende  Aenderungen  im  Bundesstaat  hin.  AIP  dies  führte  die  Räthe  zu 
•einer  Totalrevision  (1871 — 1872),  deren  Ergebniß  den  Antrieben  entsprach,  aber 
von  rechts  und  links  heftig  bekämpft  wurde  und  in  der  Abstimmung  (12.  Mai 
1872)  bei  schwachem  Mehr  unterlag.  Der  Wille  zu  entschiedenem  Fortschritt 
■auf  dem  Wege  zur  Einheit  gab  sich  jedoch  bald  in  Neuwahlen  für  die  Bundes- 
versammlung kund;  die  Revisionsarbeit  wurde  wieder  aufgenommen  und  durch 
neue  Debatten  und  Kompromisse  eine  Lösung  erzielt,  die  am  19.  April  1874 
•die  Zustimmung  von  340,000  Bürgern  (gegen  198,000)  und  14 '/s  Ständen  fand. 
Die  neue  Verfassung  trat  mit  dem  29.  Mai  in  Kraft  und  trägt  daher  dieses  Datum. 

So  interessant  es  in  gewissen  Beziehungen  ist,  die  Unterschiede  des  Ent- 
wurfs von  1872  und  der  Verfassung  von  1874  zu  bezeichnen,  empfiehlt  es  sich 
iür  eine  kurze  Darstellung  doch  eher,  die  Neuerungen  als  gemeinsame  anzuführen,') 
wobei  voraus  zu  bemerken  ist,  daß  ungefähr  zwei  Drittheile  der  Verfassung  von 
1848  beibehalten  oder  unerheblich  geändert  resp.  ergänzt,  die  übrigen  Artikel 
■aber  desto  mehr  entwickelt  und  ausgearbeitet  sind.  Das  Neue  läßt  sich  in  zwei 
-Gruppen  bringen :  Stärkung  des  Bundes ;  Vermehrung  der  persönlichen  Rechte. 
Der  Bund  übernahm  jetzt  den  gesammten  Militärunterricht,  die  Bewaffnung  und 
die  Kosten  für  die  Bekleidung  der  Mannschaft.  Dagegen  wurde  ihm  der  Ertrag 
•der  Zölle,  des  Postregals  und  der  Telegraphenverwaltung  ungeschmälert  über- 
lassen; (die  Hälfte  der  Militärpflicht-Ersatzsteuer  fiel  ihm  erst  später,  infolge 
-eines  Gesetzes,  zu).  Zugleich  erhielt  er  die  Aufsicht  über  Wasserbau  und  Forst- 
polizei im  Hochgebirge,  um  für  Verbauung  der  Wildwasser  sorgen  zu  können ; 
desgleichen  die  Gesetzgebung  über  Fischerei  und  Jagd,  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen,  Maß  und  Gewicht,  Ausgabe  von  Banknoten  (mit  Ausschluß  von 
M!onopolien),  sodann  für  den  Schutz  der  „Arbeiter*,  der  Auswanderer  etc.  Er 
wurde  verpflichtet,  Spielhäuser  aufzuheben,  und  ermächtig^,  Gesetze  über  die  per- 
sönliche Handlungsfähigkeit,  das  Obligationenrecht,  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurs, sowie  über  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst  zu  er- 
lassen. Auch  in  Kirchenfragen  wuchsen  ihm  bedeutende  Befugnisse  zu:  die 
Errichtung  von  Bisthümern  wurde  seiner  Zustimmung  unterworfen,  die  geistliche 
Oerichtsbarkeit  abgeschafft,  die  Stiftung  neuer  Klöster  und  geistlicher  Orden  unter- 
sagt, das  Verbot  gegen  die  „Gesellschaft  Jesu*"  auf  verwandte  Verbindungen  aus- 
gedehnt ;  die  Beurkundung  von  Geburten,  Ehen  und  Todesfällen  hatte  er  gesetz- 
lich zu  ordnen.  Es  wurde  ihm  vorbehalten,  eine  Universität  und  andere  höhere 
TTnterrichtsanstalten  zu  gründen  oder  solche  zu  unterstützen,  wogegen  die  Kantone 
für  genügenden,  obligatorischen  und  unentgeltlichen  Primarunterricht  zu  sorgen 
"haben,  der  unter  staatlicher  Leitung  stehen  soll.  Dem  Bundesgericht  wurde  end- 
lich eine  neue  Organisation  zu  theil,  die  es  zu  größerer  Wirksamkeit  befähigte. 

Ungefähr  in  gleichem  Maße  wurden  die  Volksrechte  erweitert.  Der  Wehr- 
mann  erhielt  die  erste  Ausrüstung  unentgeltlich.    Mit  voller  Entschiedenheit  kam 

*)  Anders  ist  der  Stoff  in  meinem  .VerfassungsbQchlein**  behandelt,  wo  auch  eine 
genaue  Angabe  aller  von  dem  1848er  Texte  abweichenden  Artikel  der  jetzigen  Ver- 
fassung zu  finden  ist. 
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die  Handels-  und  Gewerbefreiheit  zur  Geltung;    die   Freizügigkeit  wurde  besser 
gesichert,  der  Niedergelassene  dem  Kantons-  und  Gemeindsbürger,  soweit  thunlich. 
gleichgestellt,  ^)  die  Verbannung   eines   Bürgers    untersagt.    Das   Recht   zur  Ehe 
nahm  der  Bund  unter  seinen  Schutz;  die  Erhebung  von  Einzugsgebühren  für  die 
Braut  war  fortan  unznläßig.    Jede  Nöthigung  zur  Theilnahme  an  einer  Religions- 
genossenschaft oder  einer  religiösen   Handlung,   jede  Strafmaßregel   oder  Rechts- 
beschränkung wegen  Glaubensansichten  wurde  ausgeschlossen,    die  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit   als   unverletzlich  erklärt;    dagegen    sollten    religiöse  Ansichten 
niemanden  von  den  bürgerlichen  Pflichten  entbinden.    Todes-  und  Körperstrafen 
wurden  abgeschafft.    Die  Gesammtheit  des  Volkes  erhielt  endlich  ein  fakultatives 
(bedingtes)  Referendum  über  Gesetze;    wenn  nämlich  30,000  Bürger    oder    acht 
Kantone  über  ein  neues  Gesetz  die  Abstimmung  verlangen,  so  muß  dasselbe  den 
Stimmberechtigten    zur  Annahme   oder  Verwerfung  vorgelegt  werden,    wobei   die 
Standesstimmen  nicht  mehr  zu  zählen  sind.    (In  dem  Abschnitt  über  die  Revision 
der  Bundesverfassung  wurde  keine  erhebliche  Aenderung  getroffen ;  dagegen  gaben 
seither  erlassene  Gesetze  ergänzende  Vorschriften  über  die  Ausübung  der  politischen 
Volksrechte.)  —  Die  Erwartung,  daß  nun  auf  längere  Zeit  die  Revisionsbewegung 
ruhen  werde,  erfüllte  sich  nicht.    In  einer  schwachen  Stunde  ließen  sich  die  eidg. 
Räthe  und  das  Volk  überreden,  daß  durch  Beseitigung  der  Todesstrafe  gewisse  Ver- 
brechen begünstigt  würden  (Motion  Freuler);  zudem  waltete  vielorts  der  Wunsch, 
den  Kantonen    ein    Recht   zurückzuerobern:    so  wurde  Art.  65  abgeändert  (Ab- 
stimmung 18.  Mai  1879);  thatsächlich  blieb  aber  der  Rückschritt  ohne  Folgen.   — 
Eine  andere  Motion  (Joos),  die  für  den  Bund  das  Monopol  des  Banknoten -Geschäfts 
beanspruchte,    fand  bei  den  Bundesbehörden  weniger  Gunst;   um    die   bezügliche 
Initiative  zu  Fall  zu  bringen,  bestritten  die  Gegner  dem  Volke  das  Recht,  eine 
Partialrevision  zu  verlangen,  und  nöthigten  den  Souverän,  über  Revision  im  all- 
gemeinen abzustimmen;    die  gemachte  Anregung  unterlag  dann,    großen theils  in- 
folge dieser  autoritären  Beschränkung  des  Volksrechts  (31.  Okt.  1880).   —  Von 
zahlreichen  andern  Anträgen,  die  seitdem  die  Presse    und  die  Behörden  beschäf- 
tigten, gediehen  nur  wenige  zur  Verwirklichung.  ^)    Wir   meinen  die  Ergänzung 
von  Art.  31  und  32  (25.  Okt.  1885),  die  zum  Alkoholmouopol  des  Bundes  führte 
und  die  Abschaflung  der  viel  angefochtenen  Ohmgelder   nach  sich   zog ;    die  Er- 
weiterung in  Art.  64,  wodurch  die  Schweiz  auch  gewerblichen  Erfindungen  ihren 
Schutz   gewährte  (Patentschutz   für   Muster    und    Modelle,    10.  Juli    1887),    so- 
«lann    die    Einfügung  von  Artikel  34  '''",    der    dem   Bund    die  Einrichtung   einer 
Kranken-  und  Unfallversicherung  (zum  Ersatz  der  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  etc.) 
gestattet  (Abstimmung  vom  26.  Oktober  1890),  und  endlich  die  (im  April  1891) 
erlangte  Einigung  der  eidg.  Räthe  über  das  Revisioos- Verfahren,    wodurch  dem 
Volke  auch  das  Recht  zur  Anregung  blos  partieller  Aenderungen  in  bester  Form 
gewährt  und  eine  alte  Schuld  entrichtet  wird;  die  entscheidende  Abstimmung  dar- 
über ist  auf  5.  Juli  d.  J.  vertagt.    Daß  das  Monopol  für  die  Ausgabe  von  Bauk- 
noten in  nächster  Zeit  dem  Bunde  zufallen,  also  Art.  39  eine  wesentliche  Um- 
gestaltung erfahren  muß,  bedarf  nur  einer  kurzen  Erwähnung. 

XII.  Auch  bei  der  flüchtigsten  Skizze  der  Entwicklung  des  schweizerischen 
Bundesstaates    darf   nicht  verschwiegen  werden,    daß  jede   „R^ Visionskampagne** 

')  Sonderbarerweise  blieben  aber,  im  Kanton  Hern  z.  H.,  bis  heutzutage  Bürger 
aus  mehreren  Kantonen  vom  Stimnireclit  in  kanturialen  und  kommunalen  Angelegen- 
heiten anstfeschlost^en. 

■)  Für  diese  neuesten  Revisionen  kann  auf  folgende  einschläjri^re  Artikel  des  Lexikons 
verwiesen  werden:  Eniis^^ionsbanken,  1.,  553  -5ti9;  ErtindiuiKsschulz,  1.,  57^—5^1;  Patent- 
schutz, I!..  56i>     507;    Staatsmonupole.  III.,  133   -15i. 
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etwelche  Wünsche  nnhefriedigt  ließ;  nur  zaghaft  und  tastend  ist  man  vorwärts 
geschritten;  die  Gründe  und  Motive  dieses  langsamen  Ganges  zu  erörtern,  ist 
hier  nicht  am  Platze;  dagegen  soll  der  Eindruck  nicht  verhehlt  sein,  daß  die 
Behörden  voraus  die  Bewegung  zn  stauen  heflissen  waren.  Desto  mehr  hahen 
«ich  nun  die  Aenderungsvorschläge  angehäuft,  die  jedes  Jahr  infolge  neuer  Er- 
lebnisse vermehrt. 

Eine  Hauptfrage  bildet  hiebei  die  rechtliche  Stellung  der  Kantone,  d.  h.  die 
Abgrenzung  ihrer  Befugnisse,  die  Theilung  der  Hoheitsrechte  mit  dem  Bund,  oder, 
kurz  gesagt«  das  Maß  der  Zentralisation,  da  die  Kantone  den  Ansprüchen  der 
rasch  fortschreitenden  Entwicklung  nur  theilweise  oder  gar  nicht  gentigen  können. 
Die  Erledigung  der  dem  Bund  ertheilten  Aufträge  betreffend  die  Herstellung  ein- 
heitlicher Zivilgesetze  drängt  weiter;  schon  sind  denn  auch  Vorarbeiten  im  Gange, 
um  die  Einheit  im  Zivil-  und  Strafrecht  zu  erwirken,  die  für  die  Kantone  große 
Folgen  haben  muß.  Andere  Aufgaben,  z.  B.  die  Regelung  des  Stimmrechts  der 
^Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  sowie  die  Ordnung  ihrer  zivilrechtlichen  Ver- 
hältnisse, harren  —  nach  gemachten  Versuchen  —  noch  der  Lösung,  die  von  einem 
grundsätzlichen  Entscheid  über  die  Geltung  kantonaler  Gesetze  und  Gewohnheiten 
abzuhängen  scheint.  In  alledem  hat  die  Wissenschaft  wie  die  politische  Erfahrung 
ihr  Urtheil  zn  geben;  beide  aber  haben  sowohl  die  Zukunft  als  die  Vergangen- 
heit ins  Auge  zu  fassen  und  sich  nach  Grundsätzen,  nicht  nach  momentanen  An- 
sichten oder  Eindrücken,  zu  richten.  Ist  das  Ziel  gehörig  bestimmt,  so  wird  auch 
■der  Weg  sich  finden.  Die  Entscheidung  über  beides  steht,  von  Schritt  zu  Schritt, 
bei  dem  Souverän,  der  mehr  und  mehr  seinen  Willen  zur  Geltung  bringen  wird, 
und  zwar,  wie  nicht  zu  zweifeln,  im  Sinne  fortschreitender  Ausgleichung  der 
Rechte  und  Pflichten,  d.  h.  für  Beseitigung  kantonaler  Gesetzespfähle  und  Polizei- 
posten. In  politischer  Hinsicht  wird  nach  dieser  Auffassung  manches  anders  werden. 
Der  Bund,  d.  h.  die  Gesammtheit,  kann  einzelnen  Gliedern  nicht  mehr  gestatten, 
nach  fremden  resp.  veralteten  Systemen  sich  einzurichten ;  er  wird  künftig  die 
Bedingnisse  des  Stimmrechts,  die  Wahlbefugnisse  des  ganzen  Volkes  oder  einzelner 
Theile,  dessen  Antheil  an  der  Gesetzgebung  und  der  Aufsicht  über  die  Verwal- 
tung, direkt  oder  indirekt  festsetzen,  die  einzelnen  Bürger,  wie  Vereine  und  Ge- 
meinden, in  ihren  Rechten  schützen  und  Verletzungen  ahnden  und  so  erst  ein 
Hort  der  Freiheit  werden.  Die  Fragen  betreffs  der  Wahlkreise,  der  Proportional - 
Vertretung  u.  dgl.  erscheinen  neben  dieser  Perspektive  untergeordnet,  so  schwierig 
oder  unangenehm  sie  an  sich  sein  mögen;  sie  können  übrigens  ohne  neue  Leit- 
sterne eine  ersprießliche  Erledigung  nicht  finden.  —  Mit  diesen  Andeutungen  ist 
das  Problem  der  Zentralisation,  das  überhaupt  sich  nicht  abschließen  läßt,  noch 
nicht  erschöpft;  ')  dasselbe  greift  in  die  Organisation  des  Militärs,  des  Bildungs- 


*)  Die  jüngsten  Ereignisse  im  Kt.  Tessin  (Sept.  1890),  die  der  Parteigeist  um  so 
hitziger  beurtheilte.  als  verschiedene  Faktoren  theilweise  im  Unrecht  waren,  haben 
Fragen  von  großer  Tragweite  gestellt.  Wir  erlauben  uns,  beispielsweise  einige  zu 
formuliren.  I.  Gibt  es  ein  Hecht  zum  Aufstand  gegen  eine  kantonale  Regierung?  (von 
•der  ^Heiligkeit*  desselben  nicht  zu  reden.}  Kann  eine  solche  Regierung  resp.  ein  großer 
Rath  durch  einen  Putsch  gesprengt  un<l  beseitigt  werden?  Ist  etwa  ein  Unterschied  zu 
machen  zwischen  einer  vom  Volk  direkt  gewählten  und  einer  von  dem  großen  Rath 
bestellten  Regierung?  Empfiehlt  es  sich,  dem  Volke  verfassungsmäßig  Gelegenheit  zur 
Abberufung  einer  mißliebigen  Regierung  zu  gehen?  Wie  ist  im  Falle  eines  solchen 
Vorhabens  zu  verfahren?  Soll  dasselbe  ohne  Weiteres  ins  Werk  gesetzt  oder  vorerst 
dem  Bundesrath  angemeldet  und  dann  von  der  Bundeshehorde  eingeschritten,  Unter- 
suchung der  Beschwerden  veranstaltet,  event.  von  ihr  die  Stimmensammlung  überwacht 
werden?  Hat  nicht  event.  die  B.-Gewalt  die  abberufene  Behörde  zu  exmiltiren  un<l  «lie 
unter  Bundesaulsicht  bestellte  neue  einzusetzen?  etc.  etc.    —    11.  Kann  der  Bund  resp. 
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Wesens,  der  Kranken-  und  Armenpflege,  schließlich  in  die  ganze  Verwaltung  ein. 
Die  öfter  angeregte  Ahschaffüng  des  Ständerathes  iiM  nur  ein  kleines,  wenn  aaoh. 
ersichtlich  folgenreiches  Stück  der  zur  Einheit  strebenden  Beviaionsarbeit.  -  Wie- 
dasselbe  mit  der  Gestaltung  eines  obligatorischen  Referendums  und  dem  Gebrauch 
der  Yolks-Initiative  (deren  Einführung  jetzt  in  Frage  steht)  zusammenhänge,  be- 
darf hier  keiner  Besprechung.  Auch  die  Wahl  des  Bundesrathee  durch  das  Volk 
und  die  angeregte  „Beform  der  Bundesverwaltung'*  wird  man  von  den  höchsten 
Gesichtspunkten  aus  würdigen  müssen. 

Mit  den  Aufgaben  des  „ Bundes**  wachsen  bekanntlich  auch  die  ökonomischen 
Bedürfhisse  desselben,  ^)  und  überdies  scheint  er  nachgerade  der  Finanzpatron  der 
Kantone  werden  zu  sollen;  es  sind  daher,  z.  Th.  schon  vor  der  Einführung  des 
Alkoholmonopols,  dem  Bund  einige  andere  Regiegeschäfte  zugedacht  worden,  so- 
der Betrieb  resp.  Rückkauf  der  Eisenbahnen,  die  Ausgabe  von  Banknoten  resp. 
das  Bankgeschäft,  Fabrikation  und  Verkauf  von  Zündhölzern,  die  Tabakindustrie, 
die  Verwerthung  der  mechanischen  Wasserkräfte,  der  Getreidehandel,  das  Inseraten- 
wesen, die  Hotellerie  etc.  Dies  alles  wartet  näherer  Prüfung  und  spezieller  Ge- 
staltung für  die  verfassungsmäßige  Durchführung.  Neue  Geldmittel  werden  aber 
vorzüglich  gesucht  im  Interesse  sozialpolitischer  Aufgaben,  die  nur  der  Bund  im  Großen 
bewältigen  kann,  z.  B.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung,  umfassende  Hebung  von 
Landwirthschaft  und  Gewerben,   Unterstützung  von  Bildungsanstalten  u.  dergl.  m. 

Manche  andere  Vorschläge  sind  durch  die  oberwähnten  erledigt;  es  wäre  un- 
nütz, alle  aufzuzählen,  zumal  die  Reihenfolge  der  Anhandnahme  derselben  sich 
nicht  einmal  annähernd  errathen  läßt.  Zu  bemerken  bleibt  nur,  daß  die  formal- 
politischen, so  zahlreich  und  wichtig  sie  an  sich  sind,  am  leichtesten  durchdringen 
dürften,  indem  sie  bereits  vorwiegend  als  Werkzeuge  für  die  volkswirthschaftlichen 
oder  sozialpolitischen  Projekte  betrachtet  werden,  zu  deren  Erreichung  alle  guten 
Kräfte  der  Nation  sich  werden  vereinigen  müssen.^) 

XIU.  (Anhang).  Zur  Ergänzung  des  vorstehenden  Abrisses  folgt  hier  eine 
entsprechende  Uebersicht  zugehöriger  Litteratur.  Die  wichtigsten  Werke  über 
Schweizergeschichte  als  bekannt  voraussetzend,  haben  wir  zunächst  die  Zeit  vor 
und  nach  1798  zu  unterscheiden,  wenn  es  sich  um  die  Entwicklung  bundesrecht- 
licher Litteratur  handelt;  vor  der  Helvetik  gab  es  nämlich  fast  nur  Sammler,  keine 
kritischen  Darsteller,  weil  die  Wissenschaft  nicht  frei  war;  seitdem  ist  aber  das  lange 
Versäumte  nachgeholt  und  das  Wesentliche  in  befriedigender  Weise  geleistet  worden. 

Das  erste  Werk  über  die  politischen  Einrichtungen  der  Schweiz  verfaßte 
der  Zürcher  Professor  Josias  S im  1er:  Regiment  gemeiner  lobl.  £idgenos8chaft> 
etc.  (1576),  wo  die  Bünde  und  die  kantonalen  Verfassungen  mit  Sorgfalt  und 
Geschick  beschrieben  sind  und  viel  geschichtliches  Material  beigefügt  ist.  Nachdem 
das  Buch  lateinisch  und  deutsch  (auch  französisch  und  holländisch)  vielfach  gedruckt 
worden,  erfuhr  es  eine  Erweiterung  durch  den  Zürcher  Rathsherrn  J.  J.  Leu 
(1722j,  der  später  in  seinem  großen  Lexikon  viele  ergänzende  Beiträge  lieferte. 
Ungefähr  gleichzeitig  gaben  auch  die  „Staats-  und  Erdbeschreibungen^  der  Schweiz 
von  Fäsi  (1765—1768)  und  Füßli  (1770—1772)  reichüche  Nachrichten  über 
deren  politische  Zustände.    Im  Jahre  1786  erschien  Leonhard    Meisters   «Abriß 

die  Gesammtheit  im  Falle  solcher  Spannungen  in  einem  Kanton  t'e.statten,  daf^  die 
bedrohte  Behörde  sich  an  Behörden  anderer  Kantone  wende,  statt  ausschließlich  an  den 
Bundesrath  V  Ist  es  zuläßig,  daß  Behörden  oder  Parteigenossen  in  andern  Kantonen  von  sich 
aus  in  den  Konflikt  eingreifen  resp.  die  Lage  verschlimmern  helfen  V  Dürften  solche  unbefugte 
Rathgeher  nicht  mit  Strafe  hedroht  resp.  zur  Verantwortung  gezogen  werden  ?  etc.  etc. 

*j  Vergl.  Bd.  i.,  315-331,  Art.  Bundesfinanzen. 

*)  Vgl.  Band  Ili.  S.  93-120  (Art.  Soziale  Frage}. 
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des  eidg.  Staatsrechts'* ,  der  aber  dem  eidg.  Staatsrecht  nur  das  letzte  Kapitel 
(S.  387-^448)  widmete,  das  etwas  dürftig  erscheint  und  richtig  als  „ Geschichte* 
bezeichnet  ist.  Die  Bundesverträge  u.  drgl.  wurden  übrigens  in  Kanzleien  und 
Bibliotheken  gesammelt,  auch  in  allerlei  Büchern  theilweise  abgedruckt,  aber  nur 
in  wenigen  Partien  gründlich  erörtert.  Erst  das  XESl.  Jahrhundert  hat  neue 
Wege  zur  Erklärung  der  alten  Staatsordnung  eingeschlagen;  ausgedehntere  Er- 
üahrungen,  reichere  Mittel  und  andere  günstige  Umstände  haben  dafür  zusammen- 
gewirkt. Das  Interesse  wendete  sich  aber  ebenso  auf  die  neuesten  Wandlungen 
und  Verhältnisse,  so  daß  die  Darstellung  der  Vergangenheit  und  der  Gegen- 
wart häufig  verbunden  wurde.  Die  erste  sachgemäße  Behandlung  verdankt  man 
dem  Berner  Friedr.  Stettier  (zwei  Hefte,  1844 — 1847);  ungefähr  gleichzeitig 
begann  J.  C.  Bluntschli  von  Zürich  seine  «Geschichte  des  Schweiz.  Bundesrechts**, 
die  aber  erst  1849  vollendet  wurde  und  noch  der  Verfassung  von  1848  eine  wohl- 
wollende Besprechung  widmete.  (Der  zugehörige  Urkunden  band,  der  1852  er- 
schien, war  seinerzeit  bequem,  ist  aber  jetzt  überholt.)  Sein  Werk  genügte  dem 
Bedürfniß  der  Zeitgenossen,  während  die  zweite  Auflage,  die  1875  erschien,  schon 
ZQ  spät  kam,  indem  der  (seit  1848  in  Deutschland  lebende)  Verfasser  der  dies- 
seitigen Forschung  nicht  mehr  gefolgt  war.  Da  die  inzwischen  auf  Anordnung 
der  Bundesbehörden  erschienene  „Amtliche  Sammlung  der  älteren  eidg.  Abschiede** 
(bis  1798  reichend)  dem  Forscher  einen  außerordentlich  reichen  Stoff  und  zu- 
verlässige Urkundentexte  geboten  hat,  so  wird  die  Behandlung  der  Aufgabe  so- 
wolil  erleichtert  als  erschwert;  allein  diese  Grundlage  kann  fortan  nicht  übersehen 
werden.  ^)  Noch  ohne  diese  Hülfe  gab  J.  J.  Blumer  in  seiner  „Geschichte  der 
Schweiz.  Demokratieen"*  (I.  1848,  IL  1858 — 1859),  die  sich  mit  den  alten 
Landsgemeinde-Kantonen  (bis  1798)  befaßt,  doch  viele  Beiträge  zur  Geschichte 
des  eidg.  Bundesrechts,  und  in  seinem  „  Handbuch  des  Schweiz.  Bundesrechts ** 
(1863 — 1864),  das  die  Verfassung  von  1848  (mit  den  bezüglichen  Gesetzen  etc.) 
darstellt,  einen  trefflichen  Grundriß  der  vorausgehenden  Verfassungen,  der  auch 
neben  umfangreicheren  Arbeiten  Beachtung  verdient  (I.,  3 — 127).  In  Job.  Meyer^s 
Werk  über  das  Bundesrecht  ist  der  I.  Band  (1878)  nur  den  vor  1798  bestan- 
denen Verhältnisseil  gewidmet ;  zu  bemerken  ist  hier  außerdem  ein  höchst  achtbarer 
Versuch,  eine  Art  Schweiz.  Eechtsgeschichte  vor  der  Gründung  der  Eidgenossen- 
schaft zu  entwerfen ;  etwas  kurz  ist  dagegen  die  Zeit  zwischen  der  Reformation 
und  der  Bevolution  behandelt.  Nur  das  mittelalterliche  Bundesrecht,  nebst  allerlei 
geschichtlichen  Beigaben,  bietet  das  reichhaltige  Programm  von  A.  Pfaff  (1870). 
Zahllose  andere  Schriften,  in  denen  die  älteren  Zustände  mehr  oder  weniger  ein- 
läßlich berührt  sind,  müssen  hier  übergangen  werden.  Es  bleibt  nur  übrig,  et- 
liche Spezialarbeiten  zu  erwähnen,  die  erhebliche  Beiträge  zum  Verständniß  der 
alten  Eidgenossenschaft  lieferten.  In  erster  Linie  steht  die  Studie  von  A.  Phil. 
Segesser:  Beiträge  zur  Geschichte  des  Stanser-Verkommnisses  (neu  bearbeitet 
1878);  sodann  Wilh.  Oechsli:  Orte  und  Zugewandte  (1888);  endlich  ist  mit  Be- 
zug auf  die  Ablösung  vom  deutschen  Reiche  anzuführen  ein  Beitrag  desselben 
Gelehrten  in  Hilty's  politischem  Jahrbuch  (1890).  Üeber  die  „neuere  Zeit**  ist 
nichts  Entsprechendes  anzuführen. 

Die  neueste  Zeit  (von  1798  an)  ist  hauptsächlich  in  vier  Geschieht» werken 
von  Tillier  (bis  1848),    den   letzten   Bänden   von    Monnard    (bis  1815),    sodann 

*j  Da  die  Erstellung  dieses  Sammelwerkes  über  <lreil.iig  Jahre  gekostet  bat.  so  ist 
die  Durcharbeitung  des  Ganzen  noch  nicht  zur  Geltung  gekommen;  einige  der  wichtigsten 
Bände  sind  indeß  in  jüngster  Zeit  sorgfältig  und  mit  Erfolg  benützt  worden. 
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Baumgartner  (von  1830 — 1857),  Segesser  u.  a.  beleuchtet;  viele  Beiträge  sind 
jedoch  blo8  biographisch  oder  umfassen  nur  wenige  Jahre.  Auch  das  amtliche 
Material  ist  erst  für  die  Jahre  1803 — 1848  annähernd  verarbeitet  („Repertorinm* 
der  eidg.  Abschiede,  1803—1813,  1813—1848),  die  Periode  von  1798— 1803 
aber  in  Angriff  genommen;  von  1848  an  geben  die  Bundesgesetze,  das  Bundes- 
blatt,  die  gedruckten  Protokolle  ttber  Kevisionsverhandlnngen  und  beztLgiiche 
Broschüren  die  wichtigsten  Grundlagen ;  zu  erwähnen  ist  auch  die  von  der  Bundes- 
kanzlei  veranstaltete  Sammlung  der  Bundes-  und  Kantonsverfassungen  (erstere  in 
drei  Sprachen):  I.  Bd.  1864,  II.  Bd.  1880;  sodann  das  Register  über  die  Bundes- 
gesetze  von  0.  Hotz,  die  Sammlung  von  P.  Wolf  (1889 — 1891?),  welch'  letztere 
den  Text  der  noch  gültigen  Gesetze  mittheilt.  Als  kritische  Bearbeitungen  fallen 
in  Betracht:  Für  die  Zeit  des  XVer  Bundes:  L.  Snell,  Handbuch  des  Schweiz. 
Staatsrechts,  I.  Bd.,  1839 — 1848,  wo  auch  das  Material  gesammelt  ist;  für  die 
neue  Aera:  Das  Handbuch  von  Blum  er  (s.  o.),  auf  Grund  der  Verfassung  von 
1874  umgearbeitet  von  J.  Morel;  J.  J.  Rüttimann  (in  Vergleichung  mit  dem 
norcjamerikanischen  Bundesrecht  (1867 — 1876);  Job.  Meyer,  11.  Bd.  (1875), 
mit  Suppl.  (1881);  AI.  v.  Orelli  (1885),  der  auch  das  kantonale  Staatsrecht 
beizieht.  Dasselbe  that  schon  Simon  Kaiser  in  zwei  ganz  verschiedenen  Werken 
(Staatsrecht,  1858-1860;  Politik,  1867-1875);  unvollständig,  aber  gediegen, 
auch  J.  Dubs  (1877 — 1878).  In  kürzeren  Darstellungen  haben  sich  Erzinger. 
SchoUeuberger,  N.  Droz  u.  a.  versucht.  Eine  kommentirte  Textausgabe  der 
Bundesverfassung  von  1874  (ergänzt  bis  1887)  gab  C.  H.  Mann  (1888). 
Auch  an  Monographieen  über  einzelne  Zweige  der  Bundesverwaltung  fehlt  es 
nicht;  von  historischem  Interesse  ist  noch  J.  H.  Hottinger's  „Staatshaushalt  der 
Schweiz.  Eidgenossenschaft**  etc.  (1847).  Die  Materialien  des  Bundesblattes  und 
sonstiger  Publikationen  verarbeiteten  verschiedenartige  Beiträge  in  den  Zeitschriften 
für  Schweiz.  Statistik;  „die  Entwicklung  des  eidg.  Zollwesens**  stellte  kürzlich 
Alb.  Huber  mit  ausreichender  Gründlichkeit  dar,  etc.  etc.  —  (Geschrieben  Ende 
Oktober   1890;  ergänzt  Ende  Mai  1891.) 

Deutschland.  Seit  dem  Erscheinen  des  bez.  Artikels  in  Band  I  dieses 
Werkes  haben  die  Verkehrsvermittlungen  beider  Länder  nicht  nur  ihren  Fort- 
gang genommen,  sondern  anläßlich  der  Vertrags  Verhandlungen  von  1888  Seitens 
des  Vororte*  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins  durch  Ausscheidung  des 
bloßen  Zwischenhandels  (vgl.  auch  hier  Bd.  I  S.  375)  eine  mustergültige  Be- 
leuchtung erfahren.  Die  betreffenden  Untersuchungen  sind  von  Deutschland  als 
Basis  jener  Verhandlungen  anerkannt  worden.  Die  Resultate  sind  folgende  (Werthe 
in  Millionen  Fr.): 

Schweizerische  Einfuhr  Ausfuhr 


brutto 

netto 

brutto 

netto 

1885 

:     248,8 

203,0 

157,6 

106,8 

1886 

:     2G1,8 

201,s 

159,9 

102,3 

1 887 : 

:     26.S,6 

207,6 

104,9 

104,7 

1888: 

253,8 

206,8 

164,9 

107,9 

1889: 

270,0 

224,8 

184,6 

127,1 

1890: 

296,6 

241,8 

182,1 

125,4 

i 


Mit  diesen  Ziffern  ist  unser  Verkehr  mit  Deutschland  nicht  nur  absolut  der 
stärkste,  den  die  Schweiz  aufzuweisen  hat  (Frankreich  bezog  anno  1890  brutto 
nur  für  123,9  Mill.  Fr.  und  lieferte  uns  für  226,3  Mill.  Fr.  Waaren),  er  ist 
auch  noch  dadurch  besonders  bedeutsam,  daß  wir  aus  keinem  andern  Lande  weder 
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absolut  noch  relativ  so  viele  fertige  Fabrikate  beziehen.    Nach  wirthschaftlichen 
Oesichtspunkten  gliedern  sich  nämlich  obige  Zahlen  (brutto  pro  1890)  wie  folgt: 


Einfuhr  1890 

Ausfuhr  1890 

Lebensmittel: 

42,8  Mill.  Fr. 

18,2  Mill.  Fr. 

Rohstoffe : 

94,1      .       . 

46,0     ^       „ 

Halbfabrikate: 

13,1          y,             r 

44,6        r 

Ganzfabrikate : 

146,6         r           r 

73,8      „       „ 

Total: 

296,6  Mill.  Fr. 

182,1   Mill.  Fr. 

Die  schweizerische  Ausfuhr  beschränkt  sich  auf  relativ  wenige  Hauptartikel: 
Ton  Lebensmitteln  sind  nur  Käse  (8,4  Mill.  Fr.),  Schlachtvieh  (3,85)  und  Obst 
(3,7;  anno  1890  ausnahmsweise  hoch)  von  Belang,  —  von  Eohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten in  erster  Linie  Seide  mit  52,6  Mill.  Fr.  (und  zwar:  Rohseide  26,7, 
Floretseide  22,6,  gefärbte  Seide  etc.  3,4  Mill.),  sodann  Baumwollgame  (8,8)  und 
rohe  Baumwollgewebe  (5,4:  Transitveredlung),  Kammgarn  (7,5),  Nutzvieh  (5), 
Edelmetall  (4,6),  Häute  und  Felle  (3,«)  und  rohe  Wolle  (1,7),  —  von  fertigen 
Fabrikaten:  Taschenuhren  (27,9)  und  Maschinen  (7,2),  seidene  Gewebe  und  Bänder 
{10,4),  Baumwollgewebe  (1,9),  Stickereien  (3,2),  Büch«r  und  Bilder  (3,3),  Farb- 
waaren  (2,4)  etc.  etc. 

Weit  reicher  verzweigt  sich  unsere  Einfuhr  aus  Deutschland.  Die  wichtigsten 
Artikel  waren  (gleichfalls  Werthe  in  Millionen  Franken): 

Lebensmittel  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  Fertige  Fabrikate 


Getreide,  Mehl  etc.: 

12,63 

Steinkohlen  etc.: 

22,6 

Wollene  Gewebe: 

22,t 

Gerste,  Malz  and  Hopfen: 

3,74 

Eisen : 

16,3 

Konfektion : 

15,7 

Oemise: 

3^t 

Edelmetall: 

6,1 

Baumwollgevebe: 

7,7 

Kartoffeln : 

1,82 

Kupfer: 

2,0 

Seidene  Oewebe,  B&nder,  Shwais  etc.; 

:    4,4 

Zacker: 

3,74 

Ändere  Mrtalle: 

2,0 

Strantpfwaaren : 

3^ 

Kaffee: 

2,30 

Kotzrieh : 

6:« 

L^inensrenebe : 

%» 

Schlichtlieh: 

1.8S 

Kohtabak: 

5,9 

Hute: " 

2,. 

fleisch  a.  Fieischprodokte: 

2,42 

(1890  aoünahmsveise  hoch) 

Kaatscbuknaaren : 

1,. 

Eier: 

1,34 

Rohseide  etc. : 

5.2 

Kunwaaren,  Spielzeug  etc. : 

4^ 

Wein: 

1,32 

Wolle: 

4.8 

Maschinen : 

12,1 

Sprit: 

l,ie 

Wollyame : 

2,9 

Eisenwaaren : 

9,0 

$peiie(>i : 

l,n 

Banniffolle: 

4,5 

Bijouterie: 

5,. 

etc.  etc. 

Baumvollgame : 

2,4 

Knpferwaaren: 

1.» 

Stroh,  «refärht: 

2,8 

Ihrrn: 

1,* 

Holz,  roh : 

3.6 

Chemikalien: 

9,T 

Bretter  etc.: 

2,1 

Farbwaaren : 

3^ 

Kunstdünger: 

2.1 

Apothekeiiraaren: 

1.» 

Petrokom : 

2,4 

Literatur: 

7^ 

ect.  etc. 

Papier: 
Leder : 
Schuhe: 

Andere  Lederwaaren: 
Möbel : 
Tbonnaaren : 
(ilaswaaren : 
Tabakfabrikate : 
ftf.  etc. 

3,8 

5,1 

1,. 
3.. 

%* 

1,» 

Es  leuchtet  ein,  daß  die  Abstriche  des  Zwischenhandels  beiderseits  vorwiegend 
die  Rohstoffe  (Seide,  Baumwolle,  Wolle,  Tabak,  Petroleum),  bei  der  Einfuhr  außer- 
dem die  Lebensmittel  (russisches  Getreide,  KatFee  etc.)  betreffen,  sodaß  sich  die 
wirkliche  Einfuhr   noch  weit  mehr  auf  den  Fabrikatenverkehr  beschränkt. 

Was  die  handelspolitische  Entwicklung  der  letzten  sechs  Jahre  betrifft,  so 
£el  die  Abfassung  des  Artikels  Deutschland  in  Bd.  I  S.  372 — 447  dieses  Werkes 
in    eine    Zeit    tiefer   Verstimmung    seitens    der    schweizerischen    Exportindustrie. 
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Deatsohlaud  hatte  im  Sommer  1885  einige  der  wichtigsten  sohweizerischen  Ans- 
fuhrposten,  Uhren,  Seidenwaaren,  Stickereien  und  Vieh  mit  schweren  Zollerhöhangen. 
belastet  (vgl.  die  Uebersicht  in  £d.  I  S.  418—430).  Nach  den  deutschen  QuelleD 
betrug  der  schweizerische  Verkehr  mit  Deutschland  in  Millionen  Franken: 


Einfuhr 

Ausf 

uhr 

brutto 

netto 

brutto 

netto 

1882 

173,8 

154,8 

175,« 

87,5 

1883 

:      172,8 

155,8 

179,8 

87,8 

1884: 

:       178,8 

159,9 

151,6 

84,8 

1885 

144,8 

136,1 

136,0 

83,4 

1886: 

152,8 

140,8 

155,1 

77,2 

\ 


Dank  der  seit  Ende  1886  allgemein  sich  anbahnenden  Besserung  der  Preise 
und  damit  der  gesammten  Lage  des  Weltmarktes,  hat  sich  auch  unser  Verkehr 
mit  Deutschland  von  1887  an  wieder  um  ein  weniges  gehoben.  Eine  entschiedene 
Wendung  zum  Besseren  ist  jedoch  erst  nach  dem  Einlenken  Deutschlands  durch 
den  Zusatzvertrag  yom  1.  Januar  1889  eingetreten.  Dies  geht  aus  den  Eingangs 
mitgetheilten  Ziffern  deutlich  genug  hervor.  Namentlich  hat  der  schweizerische 
Uhrenexport  in  den  letzten  zwei  Jahren  einen  ungeahnten  Aufschwung  genommen. 

Inzwischen  hat  nicht  nur  Rußland,  sondern  auch  Nordamerika  und  Frank- 
reich die  Schutzzollpolitik  so  sehr  auf  die  Spitze  getrieben,  daß  bei  längerer 
Fortdauer  der  gesammte  Weltverkehr  eine  rückläufige  Bewegung  antreten  mttßte. 
Dem  gegenüber  sieht  sich  Mitteleuropa  zu  einem  engern  Zusammenschluß  förmlich 
genöthigt,  und  auch  Frankreich  dürfte  auf  die  Dauer  nicht  umhin  kännen,  dieser 
Tendenz  starke  Eonzessionen  auf  seinen  dermaligen  Tarifprojekten  zu  machen. 
Jedenfalls  darf  eine  weitere  Annäherung  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland* 
Oesterreich  mit  Zuversicht  erwartet  werden  (geschrieben  Anfangs  Mai  1881). 

Da  auf  Seite  439  des  I.  Bandes  der  Handelsvertrag  vom  23.  Mai  1881  mit- 
getheilt  worden  und  seitdem  (11.  November  1888)  ein  Zusatzvertrag  zu  Stande 
gekommen,  folgt  hier  auch  der  Wortlaut  des  letztern. 

Artikel  1.  Die  in  dem  beiliegenden  Tarif  1  bezeichneten  Gegenstände  schwei- 
zerischer Herkunft  oder  Fabrikation  werden  bei  ihrer  Einfuhr  in  Deutschland  zu  den 
durch  diesen  Tarif  festgestellten  Bedingungen  zugelassen. 

Die  in  dem  beiliegenden  Tarif  2  bezeichneten  Gegenstande  deutscher  Herkunft 
oder  Fabrikation  werden  bei  ihrer  Einfuhr  in  die  Schweiz  zu  den  durch  diesen  Tarif 
festgestellten  Bedingungen  zugelassen. 

Artikel  2.  a.  Der  im  Artikel  tJ  lit.  a  des  iMJstehenden  Vertrags  vereinbarte  zoll- 
freie Veredelungsverkehr  för  Garne  zum  Stricken  wird  auf  Game  zum  Zwirnen  aus- 
gedehnt, b.  Der  im  Artikel  6  lit.  d  des  bestehenden  Vertrags  vereinbarte  zollfreie  Ver- 
edelungsverkehr för  Seide  zum  Farben  wird  auf  Seide  zum  Umförben  ausgedehnt, 
c.  Ein  Nachweis  der  einheimischen  Erzeugung  der  zum  Zweck  des  Färbens  oder  Um- 
färbens  in  das  andere  Gebiet  ausgeführten  Seide  wird  nicht  verlangt. 

Artikel  3.  Der  gegenwärtige  Zusatzvertrag  soll  vom  1.  Januar  1889  an  in  Kraft 
treten. 

Der  Vertrag  vom  23.  Mai  1881  mit  den  durch  den  gegenwärtigen  Zusatzvertrag 
herbeigefährten  Aenderungen  und  Ergänzungen  soll  bis  zum  1.  Februar  1892  in  Kraft 
bleiben. 

Im  Falle  keiner  der  vertragschließenden  Theile  zwölf  Monate  vor  diesem  Tage 
seine  Absicht,  die  Wirkungen  des  Vertrages  aufboren  zu  lassen,  kundgegeben  haben 
sollte,  bleibt  derselbe  nel)st  den  erwähnten  Aenderungen  und  Ergänzungen  bis  zum 
Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  ab  in  Kraft,  an  welchem  der  eine  oder  andere  der 
vertragschließenden  Theile  ihn  gekündigt  haben  wird. 

Artikel  4.  Gegenwärtiger  Vertrag  soll  ratifizirt  und  die  Ratifikationsurkunden 
sollen  spätestens  am  31.  Dezember  1888  in  Berlin  ausgewechselt  werden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevoll mächtigten  diesen  Vertrag  unter- 
zeichnet und  ihre  Siegel  beigedrückt. 
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Anlage  1.  —  Zolleltie  bei  der  Einffulir  in  Deuttclilaml. 
»Nticktf  Miu'i!  Artikel  M  fir  100  kg. 

Nr.  Mark 

S  c,  1  d       BaumwoUengam,  eindrähtiges,  roh,  üher  Nr.  60  englisch  .    .  30 

e      BaumwoUengam,  eindrähtiges,  roh,  über  Nr.  79  englisch  .    .  36 

S  c,  5         Baumwollengarn,  zweidrähtiges,  wiederholt  gezwirntes,  roh,  ge- 
bleicht,  gefärbt;   auch  accommodirter,   zum  Einzelverkauf 

hergerichteter  Baumwollenzwim  jeder  Art 70 

aus  2  d,  3    Baumwollengewebe,  rohe,  undichte 120- 

aus  2  d,  6     Stickereien,  baumwollene 300- 

aus  15  b,  2   Mnllereimaschinen ,    elektrische   Haschinen,    Baumwollspinn- 

maschinen,  Webereimaschinen,  Schifißsmaschinen,  Dampf- 
maschinen, Dampfkessel,  Maschinen  für  Holzstoff-  und  Papier- 
fabrikation, Werkzeugmaschinen,  Turbinen,  Transmissionen, 
und  zwar  je  nachdem  der  überwiegende  Bestandtheil  gebildet 
wird: 

a.  aus  Holz ,     .     .     .     .  3 

b.  aus  Gußeisen 3 

c.  aus  schmiedbarem  Eisen 5 

femer  d,  aus  anderen  unedlen  Metallen 8 

aus  15  b,  2    Dampfmaschinen    und   Dampfkessel    zur  Verwendung    beim 

Schiffsbau frei 

ans  20  a      Gewalztes  Gold 200 

20  d  Taschenuhren,  Werke  und  Gehäuse  zu  solchen:  Ein  Stück 

1  in  goldenen  Gehäusen 0,80 

2  in  silbernen  Gehäusen,  auch  vergoldeten  oder  mit  vergoldeten 

oder  plattirten  Rändern,  Bügeln  oder  Knöpfen    ....         0,60 

3  in  Gehäusen  aus  anderen  Metallen 

2  Werke  ohne  Gehäuse >      0,40 

4  und  5  Gehäuse  ohne  Werke 

100  kg. 

22  i           Stickereien,  leinene 150 

25  o          Käse  aller  Art 20 

aus  30  a       Floretseide,  gekämmt,  gesponnen  oder  gezwirnt,  jedoch  nicht 

gefärbt frei 

30  d  Zwirn  aus  Rohseide  (Nähseide,  Knopflochseide  etc.),   gefärbt 

und  ungefärbt 150 

aus  30  e,  1    Waaren  aus  Seide  oder  Floretseide 600- 

aus  30  e,  2    Stickereien,  seidene .  600 

aus  80  e,  3    Bänder  mit  offenen  Geweben*): 

seidene 800 

halbseidene , 450 

aus  30  e,  3    Seidenbeuteltuch 600 

aus  30  f      Bänder  anderer  Art  aus  Seide  oder  Floretseide,  in  Verbindung 

mit  Baumwolle,  Leinen,  Wolle  etc 450 

41  c,  3  a     Wollengarn,  roh,  einfach 8 

41  c,  3  b     Wollengarn,  roh,  dublirt 10 

aus  41  d,  7    Stickereien,  wollene 300 

Betreffend   den    Transit   s.  Seite  315    im    III.  Band    dieses  Werkes,      Der 

Yeredlungsverkehr  kommt  erst  im  Supplement  unter  „V"  zur  Darstellung. 

Anlage  2.  —  ZollsXize  bei  der  Einfuhr  in  die  Schweiz. 
Mwmer.  Tarif  Artikel  Zoll  Pur  100  kg. 

Nr.  Fr. 

aus  17  a      Amlung  einschließlich    Reisstärke,   roh  und  geröstet,   Stärke- 

gummi  (Dextrin) 0,60 

Bau-  und  Nutzholz  in  der  Längenrichtuug  gesägt  oder  gespalten 
(Schnittwaaren,  Schindeln  etc.): 

54  eichenes 0,40 

54  a  anderes 0,70 

*)  Unter  offenen  Geweben  sind  solche  verMtanden.  in  denen  die  £ntfemunf<  von  eiut^in  Kctti'nfadoo. 
snm  andern  grösser  ist,  als  die  Dicke  des  Fadens  selbst. 
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Schweizer.  Tarif  Artikel  Z«il  fir  100  k^. 

Nr.  Fr. 

aus  71  Grobe  Korbflechterwaaren,  von  geschälten,  gespaltenen  Ruthen, 

von  Rohr  oder  Holzspänen,  gebeizt  oder  ungeheizt    ...  12 

73  Grobe  Bürstenbinderwaaren ,    in  Verbindung  mit  Holz  oder 

Eisen,  nicht  lackirt,  nicht  poHrt 35 

74  Feine  Bürstenbinderwaaren 50 

79  Hopfen 4 

aus  170  Portland-Cement 0,70 

2!23  Kaffeesurrogate  aller  Art,  in  trockener  Form 6 

245  Zucker,   rafünirter,   in  Hüten,  Platten,  Blöcken  oder  Abfällen  8,50 

246  Zucker,  rafßnirter,  geschnitten  oder  fein  gepulvert    ....  10 
aus  247  Bier  in  Fässern 4 

252            Naturwein  in  Fässern 3,50 

259  Andere  fette  Oele*),  nicht  medizinische,  aller  Art  in  Fässern; 

Pflanzenwachs 1 

aus  266            Faserstoffe  zur  Papier fabrikation,  in  nassem  Zustande   ...  1,25 

271bU        Papierwäsche 40 

282  Baumwollgarn  auf  Spuhlen,  in  Knäueln  oder  kleinen  Strängchen 
(für  den  Detail  verkauf  hergerichtet),  sowie  drei-  und  mehr- 
fach gezwirnte,  gefärbte  Game  in  Strängen 35 

aus  287            Sammetartige  Gewebe  aus  Baumwolle 40 

351  Elastische  Gewebe  aller  Art  aus  Kautschuk,  in  Verbindung  mit 

Baumwolle,  Wolle,  Seide  p.  p 40 

357            Feine  Stroh-,  Rohr-  und  Bastwaaren    .                       .  ♦ .     .     .  60 
aus  358            Kleidungsstücke  und  Leibwäsche  und   andere  fertige  Waaren 

mit  Näharbeit  aus  Baumwolle 60 

aus  360  Kleidungsstücke,  Leibwäsche  und  andere  fertige  Waaren  mit 

Näharbeit  aus  Seide  und  Halbseide 150 

362            Herrenhüte  aller  Art,  ausgenistet  (gamirt) 125 

aus  370            Pferde , per  Stück  3 

390            Bettfedern 7 

411  a        Lampen,  fertige,  ganz  oder  theilweise  zusammengesetzt      .     .  25 

Dienstbotenschuleii.  Eine  Anstalt  dieses  Namens  besteht  in  Lenzburg  seit 
1.  Oktober  1889;  eine  zweite  ist  am  1.  Mai  1891  in  Bern  eröff'net  worden. 
Beide  Anstalten  sind  gleich  der  Haushaltungsschule  in  Buohs  bei  Aarau  Sohöpftmgen 
•des  schweizerischen  gemeinnützigen  Frauenyereins.  Projektirt  sind  ähnliche  Institute 
in  Zürich,  St.  Gallen,  Herisau,  Chur.  Damit  bewegt  sich  der  schweizerische 
gemeinnützige  Frauenverein  auf  einer  Bahn,  welche  zu  großen  Erfolgen,  ja  in 
ihrem  Endziel  zur  Obligatorisirung  des  Haushaltungsunterrichtes  für  alle  Mädchen 
führen  muß. 

Dem  Prospekt  der  Schule  in  Lenzhurg  entnehmen  wir  folgende  Mittheilongen: 

Der  Zweck  der  Schule  ist  ein  doppelter: 

1.  unbemittelten  Mädchen  wird  Gelegenheit  geboten,  sich  für  den  liienenden  Beruf 
in  allen  Arbeiten  auszubilden :  2.  soll  dem  stets  zunehmenden  Mangel  an  braven,  tüchtigen 
Dienstmädchen  abgeholfen  werden. 

Der  Plan  der  Schule  ist  folgender: 

Es  werden  je  12  Schülerinnen  aufgenommen.  Die  Lehrzeit  dauert  drei  Monate; 
das  LehrgeM  beträgt  60  Fr.,  Kost  und  Logis  inbegriffen  und  soll  beim  Eintritt  der  Vor- 
steherin bezahlt  werden.  Jede  neu  eintretende  Schülerin  hat  ein  Leumundszeugniß  und 
den  Heimathschein  abzugeben.  An  gezeichneter  Wäsche  soll  mitgebracht  werden: 
4  Hemden,  4  Paar  Strümpfe,  4  Schürzen,  etliche  Waschtücher.  Ferner  2  Paar  gute 
Schuhe.  Während  der  Lehrzeit  erhalten  die  Schülerinnen  Unterricht  in  allen  Geschäften 
einer  bürgerlichen  Haushaltunjj:,  das  Kochen,  Putzen,  Waschen,  Glätten,  die  einfache 
Näharbeit,  das  Flicken  und  den  Gemüsebau  inbegriffen. 

Sittlich  religiöse  Anregungen  fehlen  nicht.  Eine  Hauptaufgabe  der  Vorsteherin  ist, 
den  Sinn  für  Ordnung,  Fleiß,  Reinlichkeit  und  anständiges  Betragen  zu  wecken,  über- 
haupt einen  guten  Einfluß  auf  den  Charakter  der  Schülerinnen  auszuüben. 

*)  Autlert>  als:  (»livenül  in  Fässern  und  SprisoM  in  Flaschen  oder  Blechf^efissen  (Pos.  3&7  n.  254). 
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Um  die  angehenden  Dienstmägde  auch  K\t  den  Zimmerdienst  in  komfortablen 
Räumen  einzuüben  und  ihre  Kenntnisse  im  Köchendienst  zu  erweitern,  werden  dieselben 
jeweils  den  Frauen  des  Vereins  zur  Aushülfe  in*s  Haus  gegeben. 

Jedem  nach  beendeter  Lehrzeit  aus  der  Schule  austretendem  Mädchen,  das  eine 
vom  Frauenverein  verschaffte  Stelle  übernimmt,  werden  bei  gutem  Verhalten  10  Fr. 
ausbezahlt. 

Jählich  werden  8  Schülerinnen  ganz  unentgeltlich,  einige  zu  ermäßigtem 
Lehrgeld  angenommen. 

Die  Frequenz  der  Anstalt  ist  derart,  daß  nicht  alle  Anmeldungen  berUck- 
sichtigt  werden  können.  Die  Plazirung  der  Zöglinge  begegnet  keinen  Schwierig- 
keiten, denn  die  Nachfrage  nach  guten  Dienstboten  ist  stets  groß.  Die  Schule 
wird  von  Behörden,  Vereinen  und  Privaten  subventionirt. 

Diskontobewegungen  (Ergänzung  der  Mittheilungen  auf  Seite  449  I.  Bd.). 

Genf         Basel        Zürich     St.  Grallen  Durchschnitt 
1861—1870      4,47  7o      4,63  7o       4,73  7o      4,59  7o        4,61  7o 
1871—1880       3,83  7o       3,93  7o       3,99  7o      4,04  ^'o        3,94  7o 
1881  —  1890  —  —  —  —  3,47  7o 

Im  Ausland  war  der  Diskontosatz 


Mittel  der  Jahre 

Frankr. 

Belgien 

Italien 

England 

Deutschi. 

Schweiz 

1851—1860 

4,16 

3,36 

5,32  • 

4,u 

4,89 

«»  4,18 

1861      1870 

3,95 

3,63 

5,91 

4,22 

4,57 

4,61 

1871      1880 

3,76 

3,61 

4,75 

3,34 

•    4,34 

3,94 

1881—1885 

3,34 

3,74 

4,89 

3,40 

4,:8 

3,51 

1851     1885 

3,87 

3,56 

5,87 

3,88 

4,40 

4,14 

1885 

3,00 

3,28 

5,38 

2,92 

4,12 

3,09 

1886 

3,00 

2,76 

4,7. 

3,05 

3,27 

3,05 

1887 

3,00 

3,10 

5,50 

3,43 

3,41 

2,93 

1888 

3,10 

3,27 

3,80 

3,88 

3,13 

1889 

3ao 

3,54 

3,56 

3,68 

3,70 

1890 

3,00 

3,ao 

4,55 

4,58 

3,88 

Für  die  Schweiz  sind  die  Diskontosätze  der  Hauptbanken  in  Basel,  Gent 
und  Zürich,  für  Frankreich  diejenigen  der  Banque  de  France,  für  Deutschland 
der  Deutschen  Reichsbank,  für  Belgien  der  Banque  nationale  und  für  England 
der  Bank  of  England  maßgebend. 

Drahtseilbahnen.  Ende  1889  bestanden  nach  der  schweizerischen  Eisen- 
bahnstatistik  folgende  10  Drahtseilbahnen:  Beatenbergbahn,  Biel-Magglingen-B., 
Bttrgenstockb.,  Gießbachb.,  Gütschbahn  in  Luzern,  Lausanne-Ouchy-B.,  Lugano- 
Stadt-Bahnhof,  Marzilibahn  in  Bern,  Territet-Glion-B.,  Zürichbergbahn  (Limmat- 
quai-Zürich-Polytechnikum).  Im  Laufe  des  Jahres  1890  sind  hinzugekommen  die 
Salvatorebahn  und  die  Echise-Plan-Bahn. 

Lausanne-Ouchy  hat  die  größte  Länge  (2456  m),  die  Marzilibahn  die  kürzeste 
(105  m). 

Lausanne-Ouchy  hat  eine  Spurweite  von  1,435  m,  die  Marzilibahn  von 
0,750;  alle  übrigen  1  Meter. 

Die  mittlere  Steigung  variirt  zwischen  75  '^/oo  (Lausanne-Ouchy)  und  533  ^/oo 
(Bürgenstockbahn),  die  Maximalsteigung  zwischen  116  7oo  (L.O.)  und  575  ^/oo  (B.). 

Die  höchsten  kilometrischen  Anlagekosten  hatte  die  Zürichbergbahn  mit 
1'513,339  Fr.,  die  kleinsten  die  Biel  MaggUngenbahu  mit  275,566  Fr. 

Die  Lausanne-Ouchy- Bahn  hat  11  Personenwagen^    alle  übrigen  nur  je  2. 
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Die  Ziirichbergbahn  hatte  die  größte  Beisenden frequem,  die  Bürgenstook* 
bahn  die  kleinste;  dagegen  lieferte  letztere  prozentual  den  größten  Betriebs- 
einnahmenüberschaß  (69,57  ®/o),  Biel-Magglingen  den  kleinsten  (14,11^0). 

Die  Gütschbahn  ergab  die  größt«  KapitalrendUe  (16,10  7o),  die  Biel- 
Magglingenbahn  die  kleinste  (0,28  ^o). 

Bei  der  Bürgenstockbahn  und  der  Salvatorebahn  ist  Elektrizität  die  Betriebs- 
kraft, bei  allen  übrigen  Drahtseilbahnen  Wasser. 

Koneedirte  DrahtseilbahnprojeÄ^^e  sind  Anfangs  1891 : 

Lausanne-Signal,  Länge  600  m. 

Lanterbrannen-Grütsch,  Länge  1360  m.    Im  Baa  befindlich. 

St.  Gallen-Mühleck,  Länge  336  m. 

Rheineck -Walzenhaasen,  Länge  1200  m. 

Kagatz- Wartenstein,  Länge  761  m. 

Trait-Planches  bei  Montreux,  Länge  392  m. 

Stans-Stanserhom,  Länge  3740  m. 

Interlaken-Harder,  Länge  1450  m.  Die  zwei  letztern  sollen  darch  Elektrizität 
i)etrieben  werden,  die  übrigen  durch  Wassergewicht. 

Durchfuhr  s.  den  Artikel  „Transit*'  auf  Seite  315  im  III.  Band  oder 
V.  Halbband. 

Eclttse-Plan.  Drahtseilbahn,  eröffnet  am  25.  Oktober  1890.  Betriebslfinge 
387  m.  Spurweite  1  m.  Maximalsteigung  370  %o.  4  Stationen:  Eoluse,  La  Boine. 
La  Cöte,  Plan. 

Eichstätten.  (Ergänzung  der  Statistik  auf  Seite  474  im  I.  Band.)  Bis 
Ende  1890  haben  folgende  Veränderungen  in  der  Zahl  der  Eichstätten  stattgefunden: 

Bern.  Die  Eichstätte  für  gläserne  FlUssigkeitsmaaße  ist  mit  der  ordentlichen 
Eichstätte  verschmolzen  worden. 

Luzern.  Die  Eichung  der  Torfmaaße  ist  dem  Hülfseichmeister  für  die 
Eichung  der  Glasgefösse  in  Wauwyl  übertragen  worden. 

Neuenburg.     Jetzt  4  Eichstätten. 

St.  Gallen.    Die  Eichstätte  für  eiserne  Flüssigkeitsmaaße  ist  aufgehoben. 

Schaff  hausen.     Die  Eichstätte  für  Gasmesser  ist  aufgehoben. 

Waadt.  Jetzt  26  Eichstätten  für  Maaße,  Gewichte  und  Waagen,  und  4 
für  hölzerne  Flüssigkeitsmaaße. 

Ganze  Schweiz.  Bestand  der  Eichstätten  am  31.  Dezember  1890 :  Für 
Maaße,  Gewichte  und  Waagen  149,  fUr  gläserne  Flüssigkeitsmaaße  5,  für  alle 
Flüssigkeitsmaaße  8,  für  hölzerne  Flüssigkeitsmaaße  113,  für  Fässer  3,  für  Gas- 
messer 5.  Total  281.  (Die  Eichstätten  in  Basel  und  Zürich  werden  in  der 
G-esammtzahl  nicht  berücksichtigt,  da  sie  von  den  ordentlichen  Eichmeistern  be- 
dient werden.) 

Effretikon-Uinweil-Bahn  ist  am  31.  Dezember  1885  in  das  Eigenthum 
der  Nordostbahn  übergegangen. 

Einfuhr  s.  den  Artikel   ^.Waarenverkebr''   im  Supplement. 

Einfuhrzölle.  Die  Ergänzung  folgt  im  Supplement  unter  dem  Schlagwort 
.Zölle" . 

Eisenbahnen  (Ergänzung  des  Artikels  auf  Seite  525  u.  ff.  im  L  Band). 
Wie  aus  den  auf  Seite  525  des  I.  Bandes  enthaltenen  Mittheilungen  ersichtlich^ 
verflossen  vom  Moment  der  ersten  Eisenbahnbetriebseröffnung  in  England  (1825) 
19  Jahre,  bis  über  schweizerischen  Boden  eine  Lokomotive  rollte.  Zwar  war 
schon  in  den  dreißiger  Jahren  von  Zürich  aus  eine  Anregung  zur  Erbauung  einer 
Eisenbahnlinie  Zürich-Basel  ergangen,  allein  sie  mußte  um  so  erfolgloser  bleiben, 
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als  Dooh  im  Jahre  1845  in  Basel  der  Standpunkt  maßgebend  war,  Basel  würde 
-aas  einem  Stapelplatz  des  Transithandels  eine  bloße  Eisenbahnstation,  von  welcher 
-ans  man  zusehen  könnte,  wie  die  Waggons  nach  ein  Paar  Minuten  Rast  mit  dem 
Nutzen  nach  Zürich  flögen!  (Basler  S^itung  vom  15.  Juli  1845).  Die  Initiative 
in  Zürich  ruhte  aber  nicht,  sondern  yerfolgte  beharrlich  ihr  zunächst  auf  eine 
Schienenyerbindung  mit  Basel  gerichtetes  Ziel.  Eine  Aktiengesellschaft  konstitnirte 
sich  am  17.  Januar  1838  und  beschloß,  ein  Kapital  von  15  Millionen  Franken 
zum  Bau  einer  Linie  Zürich-Baden  aufzubringen.  Das  Kapital  wurde  überzeichnet, 
weil  nur  1  ^/o  Einzahlung  bedungen  war.  Als  aber  auf  den  31.  März  1841 
weitere  4  ^/o  erfolgen  sollte,  weigerten  sich  dessen  69  ^/o  der  Aktionäre  und 
•am  5.  Dezember  des  nämlichen  Jahres  löste  sich  die  Gresellschaft  auf.  So  gering 
war  das  Vertrauen  in  eine  Sache,  die  später  so  bedeutungsvoll  werden  sollte! 
•Sie  mußte  sich  erst  noch  eine  Reihe  von  Jahren  in  England,  Deutschland,  Frank- 
reich, Belgien  u.  s.  w.  erproben,  bevor  das  Mißtrauen  des  schweizerischen  Kapitals 
■schwand.  Ohne  Zweifel  hat  zur  Beseitigung  desselben  am  meisten  die  Eröffnung 
der  Bahnlinie  St.  Louis-Basel  (französische  Unternehmung),  15.  Juni  1844  hei- 
mtragen, denn  schon  im  nächsten  Jahre  nahm  wieder  ein  Züricher  (Martin  Escher) 
das  Projekt  Zürich-Baden  an  die  Hand.  Es  gelang  ihm  die  Gründung  einer  neuen 
Aktiengesellschaft  (Mai  1 845)  und  diese  behauptete  sich  nun  trotz  baldiger  Fahnen- 
flucht einer  Anzahl  Wankelmüthiger,  so  daß  im  Januar  1846  die  Bahnarbeiten 
begonnen  und  im  Juli  1847  vollendet  werden  konnten.  Am  31.  Juli  wurde  die 
«Nordbahn"   probeweise  befahren.     Sie  hatte  4'692,994  Fr.  gekostet. 

War  Basel  im  Jahre  1845  einer  Bahnverbindung  mit  Zürich  feindlich  ge- 
sinnt, so  beruhte  dies  keineswegs  auf  Abneigung  gegen  die  Bahnen  überhaupt, 
sondern  die  Basler  erblickten  den  Schwerpunkt  ihrer  Interessen  in  einer  Bahn- 
linie Basel-Olten-Luzem-St.  Gotthard,  und  für  das  Zustandekommen  dieser  Linie 
suchten  hervorragende  Männer  wie  Merian  und  Stehelin  unter  der  Bevölkerung 
Stimmung  zu  machen.  Sie  hätten  vermuthlich  reussirt,  wenn  nicht  bald  die 
•Sonderbunds wirren  eingetreten  wären.  Unmittelbar  nach  Erledigung  dieser  Zwiste 
wurden  die  Eisenbahnfragen  wieder  akut  und  nachdem  durch  die  Bundesverfassung 
Ton  1848,  Art.  21,  dem  Bunde  das  Recht  übertragen  worden  war,  auf  Kosten 
der  Eidgenossenschaft  öffentliche  Werke  zu  errichten,  zu  unterstützen,  zu  ex- 
propriiren  ^),  sahen  sich  die  Bundesbehörden  veranlaßt,  geordnete  Rechtsverhältnisse 
in  Bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  zu  schaffen. 


*)  Der  volle  Wortlaut  des  Artikels  war:  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  im  Interesse 
der  Eidgenossenschaft  oder  eines  großen  Theiles  derselben,  auf  Kosten  der  Eidgenossen- 
schaft öffentliche  Werke  zu  errichten  oder  die  Errichtung  derselben  zu  unterstützen. 

,Zu  diesem  Zwecke  ist  er  auch  befugt,  gegen  volle  Entschädigung  das  Recht  der 
Expropriation  geltend  zu  machen.  Die  nahem  Bedingungen  hierüber  bleiben  der  Bundes- 
gesetzgebung  vorbehalten. 

»Die  Bundesversammlung  kann  die  Errichtung  öffentlicher  Werke  untersagen, 
welche  die  militärischen  Interessen  der  Eidgenossenschaft  verletzen.* 

Mit  diesem  Artikel  hatte  «He  Tagsatzung,  welche  die  Verfassung  vom  12.  September 
1848  ausarbeitete,  die  Errichtung  öffentlicher  Werke  verschiedener  Art  da  möglich 
machen  wollen,  wo  andere  Kralle  dafür  nicht  ausreichten.  Man  sprach  beispielsweise 
von  wichtigen  Straßenzügen,  welche  nicht  zu  Stande  kämen,  weil  ein  Zusammenwirken 
der  Kantone  fehle,  von  Flußkorrektionen  nacli  Art  des  Linth-Unternehmens,  von  einer 
Wasserstraße,  welche  den  Genfersee  mit  dem  Rhein  verbinde,  „indem  hiedurch  ein 
großer  Theil  des  französischen  Transits  an  die  Schweiz  übergehen  müßte,"  von  der 
Entsumpfung  des  bernischen  Seelandes  und  der  Urbari^irung  noch  „vieler  Moorgründe, 
welche  einer  Masse  von  dürftigen  Familien  ihr  xVuskommen  verschaffen  könnten,  während 
sie  deniialen  sich  gezwungen  sehen,  die  Heimat  zu  verlassen  und  in  weiter  Ferne  eine 
Zufluchtsstätte  zu  suchen." 


t^-^r*:/*tiL,':z  —      11:*     —  El-j-Ear^A^ea 


k 


Gtg^ü  <iae  £&d«r  de»  Jahr?*  1j^4^  fii£t?  die  BoDieftTtnamicl'irg  emen 
B«3M:bliz£»,  ,'ii^  -cbw^izerincfa«  EH-^nbahna&gele^abeit  betretfesd",  v^lcber  dea 
Bi]rid<:«nith  b^^ntmgU:,  cct^r  Zizi^^Ticg  ULbetheiligtcr  Exporten  dez^  Plui  za 
«iii«nn  4llg*:meiD€rr:  Mrhir^izeriÄcheD  £I*«nbaliJiiietz«r  zn  ecnrerfen.  ein  Bundc^^v-^ts 
liUrr  die  Expropriation  zum  Zwer;!^«:  vo»  Ei^LbAfaübaTitcD  and  deü^Icicben  Ai;:rige 
httTtUftud  die  Bet heilige ng*  dfr^  Bande»  bei  der  Aofiahmng  dtas  Xetzes  aosn- 
arbeiten,  ftowie  über  die  Aof-teÜücg  der  KoDze^^ionäC-edingungen  B«nc:.:  zn 
erfstatteri  für  den  Fall,  daß  die  EisenbahDen  durch  Privat giRjelUchaften  errichtei 
värden.  Man  daehte  aL<^o  vor  Allem  an  eine  planmäßige  AniagF*  der  Schieceo- 
wege  urid  wollte  fdr  letztere  da^  in  Artikel  1^1  der  Verfassung  vorgesehene 
£xpropriationi»re';ht  für  öffentliche  Werke  wirksam  werden  laäeen:  dabei  blieb 
di«:  Frage  otfen,  in  welcher  Wewr  der  Bond  sich  am  Baa  der  Eisenbahnen 
finaiiziell  betheiligen  eolle  and  üb  der  Baa  Privatgeaelli»chaften  za  überlaänen 
wäre.  Ein  «LT.  ■.  w.'.  welche»  der  AoizShiimg  der  genannten  Aufträge  an  den 
BundeMrath  folgt,  will  i-agen.  daß  in  dem  Beschla<*se  nicht  alle  Möglichkeiten 
bezeichnet  neien  and  eh  ^ich  el>en  um  eine  Untersuchung  handle ;  aber  bemerken^- 
werth  hti  jedenfalls,  daß  von  dem  ^Plan  zu  einem  allgemeinen  schweizenschen 
Eisten bahnnetze*"  gesprochen  wird  und  daß  dieser  Plan  die  erste  Forderung  des 
BeKrhluiMeif  bildet.  Kurze  Zeit  nachher  wurde,  in  Ausführung  des  gleichen  Ge- 
dankenh,  da^  PoKt-  und  Baudepartement  vom  Bundesrath  ermächtigt,  während 
zweier  Monate  , Zählungen  hintfichtlich  der  gegenwärtigen  Frequenz  von  Per- 
Honen,  Vieh  und  Waaren  in  der  Bichtong  der  in  Frage  kommenden  Eisenbahn- 
Projekte  anzuordnen**  und  hich  gleichfalb»,  wenn  die  schweizerische  Volkszählucg 
erfolgt  Bei,  ^die  Angaben  über  die  Bevölkerung  derjenigen  Gemeinden  geben  zu 
laH»ien,  die  zu  beiden  Seiten  der  projektirten  Eigen  bah  nlinie  liegen.* 

Hin  Expropriation»ige»etz  zu  Gunsten  der  ötfentlichen  Werke  überhaupt  kam 
in  Bälde  zu  Stande;  e^  trägt  das  Datum  des  1.  Mai  1850.  Zum  Stadium  des 
Eirien bahnbaue»  aber  wurde  mittlerweile  der  englische  Ingenieur  Robert  Stephen8on 
berufen,  und  aln  derselbe,  weil  er  dem  englischen  Parlament  angehörte,  erst 
Ende  August  IHi)^),  nach  dem  Schlüsse  der  Pariamen t^se!^8ion,  in  der  Schweiz 
eintreffen  zu  können  erklärte,  lud  der  Bundesrath  das  Baudepartement  ein,  sich 
zur  Beförderung  der  Vorarbeiten  den  Ingenieur  G'X^ch  kommen  zu  lassen,  dessen 
Namen  wir  in  den  offiziellen  Druckschriften  nicht  mehr  wiederholt  linden.  Ste- 
jiherihun  hat  sich  nachher  eingestellt  und  einen  Bericht  ausgearbeitet ,  welcher 
zugl^'.ich  von  Henry  Swinburne  aus  London  unterzeichnet  ist.  Um  ein  Gut- 
achten Über  die  finanzielle  Seite  der  Angelegenheit  ersuchte  der  Bundesrath  die 
Herren  Rathsherr  Geigy  von  Basel  und  Melchior  Ziegler  zum  Palmengarten  in 
Wintert  hur. 

in  der  Instruktion  für  Stephenson  und  Swinburne  liest  man  neben  Dingen, 
die  fich  von  selbst  verhtehen,  daß  besonders  zu  untersuchen  sei,  „welche  Haupt- 
bahnlinien zuerst  und  zu  gleicher  Zeit  erstellt  und  welche  erst  in  künftiger  Zeit 
angereiht  werden  sollen**;  mit  Sorgfalt  müsse  auch  hauptsächlich  geprüft  werden, 
„welcher  Richtung  zwischen  zwei  mächtigen  Konkurrenzbahnprojekten  der  Vor- 
zug gegeben  werden  soll"  und  hier  zählt  die  Instruktion  fünf  Alternativen  auf, 
vr^n  w(*lchen  zwei  Gegenstand  lebhaften  Streites  gewesen  sind :  es  handelte  sich 
darum,  ob  Basel  mit  der  Aarlinie  über  den  Jura  oder  dem  Rhein  entlang  zu 
verbinden  sei  und  ob  man  eine  Linie  Zürich- Winterthur  über  Weinfelden  oder 
Ub»jr  St.  Gallen  nach  Rorschach  weiterführen  wolle.  In  Rorschach  sollte,  wie 
die  Instruktion  andeutete,  «die  Lukmanierbahn**  ihren  Anfang  nehmen.  „Die 
Herren  Experten,**   heißt  es  in    einem    eigenen    Artikel,     „werden    auch    begut- 
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achten,  ob  ein  Uebergang  über  die  Alpen  mittelst  eines  Schienenweges  mit  Rück- 
sicht aaf  das  Verhältniß  der  Kosten  za  dem  muthmaßlichen  Reinertrag  ausführbar 
sei  nnd  darch  welche  Eonstraktionen  und  Betriebsmittel  solche  Uebergänge  sich 
am  zweckmäßigsten  ausführen  lassen.  Sie  werden  zu  diesem  Zwecke  das  Luk- 
manierprojekt näherer  Prüfung  unterstellen  und  mit  Benutzung  der  vorhandenen 
Materialien  untersuchen,  ob  nicht  ein  anderer  Uebergang  mit  mehr  Vortheil 
bewerkstelligt  werden  könnte.** 

Wie  beantworteten  Stephenson  und  Swinebume  die  an  sie  gestellten  Fragen  ?" 

Zuerst  allgemeine  Grundsätze  entwickelnd,  hoben  sie  hervor,  daß  die  Land- 
straßen der  Schweiz  einen  Grad  von  Vollkommenheit  erreicht  hätten,  welcher  es 
fraglich  erscheinen  lassen  könnte,  ob  unser  Land  der  Anlage  von  Eisenbahnen 
bedürfe,  wäre  nicht  die  Erstellung  von  solchen  rund  um  dasselbe  herum  schon 
80  weit  vorgeschritten.  Man  habe  aber  jetzt  die  Nothwendigkeit  erkannt,  sich 
der  neuen  Hülfsmittel  einer  rascheren  Kommunikation  zu  bedienen  und  wolle 
mit  derselben  Energie,  welche  schon  die  Schwierigkeiten  des  Gotthard  und  der 
Via  Mala  überwand,  an's  Werk  gehen.  Solle  nun  ein  Netz  hergestellt  werden, 
das  alle  Kantone  umfasse,  so  scheine  es  beim  ersten  Blicke,  „als  ob  die  außer- 
ordentlich mannigfaltigen  Interessen  einander  widersprechen  würden,  was  daher 
rührt,  daß  im  allgemeinen  der  Lokalgeist  unfähig  macht,  den  Blick  über  die 
Grenzen  des  Kantons  zu  erheben,  und  daß  er  sich  dagegen  sträubt,  die  Frage 
vom  Standpunkt  des  Interesses  der  Eidgenossenschaft  aus  zu  erörtern,  deren 
Wohlfahrt  und  Gedeihen  wohlthätig  bis  in  ihre  kleinsten  Theile  zurückwirkt.** 
Stephenson  und  Swinburne  bezeichnen  daher  die  Gesamm  tinter  essen  und  die  mög- 
lichst gleichmäßige  Begünstigung  der  verschiedenen  Landestheile  als  leitendes 
Prinzip.  Wo  man  von  diesem  abgewichen  sei,  bemerken  sie,  da  haben  sich  große 
Nachtheile  eingestellt  und  sei  das  Eisenbahnwesen  „nur  einigen  Privilegirten**  zu 
Gute  gekommen.  Nirgends  habe  dieses  System  ausgedehntere  Anwendung  gefunden, 
als  in  England  —  ihrem  Heimatland  — ,  da  Anfangs  das  Parlament  unter  der 
irrigen  Voraussetzung  handelte,  man  könne  die  Konkurrenz  unter  den  rivalisirenden 
Interessen  nicht  hoch  genug  steigern,  indem  das  Publikum  dadurch  den  größten 
Vortheil  gewinne."  Von  diesen  Wohlthaten  habe  das  englische  Publikum  nichts 
verspürt  und  viele  Unternehmungen  seien  gänzlich  zu  Grunde  gegangen  oder  es 
trafen  die  schlecht  rentirenden  Linien  solche  Einrichtungen,  die  ihnen  gestatteten, 
bei  möglichst  geringen  Ausgaben  das  Publikum  so  viel  als  möglich  auszubeuten. 
Die  unbeschränkte  Konkurrenz  sei  also  keineswegs  gut. 

In  technischer  Hinsicht  warnten  die  Experten  vor  einem  zweiten  Irrthum, 
welcher  darin  bestehe,  daß  man  bei  Eisenbahnbauten  die  kürzeste  Linie  als  die 
beste  erklärt  habe.  Für  die  Schweiz  sei  das  Feld  noch  frei  und  sie  thue  wohl 
daran,  den  Einfluß  zu  bestimmen,  welcher  den  Bcvölkerungsverhältnissen  bei  der 
Anlage  von  Eisenbahnen  zukomme.  Mit  Rücksicht  auf  das  gebirgige  Terrain 
unseres  Landes  empfahl  der  Bericht  neben  der  Lokomotive  die  Verwendung  der 
sogenannten  stehenden  Maschinen  und  schiefen  Ebenen.  Der  gewöhnlich  ebene 
Thalboden  sollte  für  den  Bahnbau  bis  zu  dem  Punkte  verwendet  werden,  wo  die 
Grenze  derjenigen  Steigung  —  16  bis  17  per  mille  —  überschritten  wird,  welche 
von  der  Lokomotive  ohne  Gefahr  und  ohne  zu  große  Kosten  begangen  werden  kann. 
Dann  aber  benütze  man,  zur  Vermeidung  langer  nnd  kostspieliger  Tunnel,  jenes 
andere  System,  eine  Art  Seilbahn,  bei  welcher  Wasser- Waggons  verwendet  werden. 

Im  Einzelnen  lieferten  die  beiden  englischen  Ingenieure  eine  Kritik  der  zahl- 
reichen Linien,  welche  man  sich  damals  als  mögliche  Bestandtheile  eines  schwei- 
zerischen Eisenbahnnetzes  vorstellte. 

Furrer,  Volkiwirthschafts-Lexikon  der  Schweiz.  W 
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Als  Kheinthallinie  war  in  Vorschlag  gebracht  eine  Eisenbahn,  welche  von 
Hasel  nach  Brugg  führen  und,  bis  Baden  fortgesetzt,  die  kleine  Bahn  Zürich- 
Baden  erreichen  sollte,  welche  damals  der  Anfang  za  einer  ^ Nordbahn''  war.  Von 
allen  Gliedern  des  ganzen  schweizerischen  Netzes  hat  nämlich  nach  dem  Wort- 
laut des  Gutachtens  keines  eine  größere  Bedeutung  als  dasjenige,  „welches  Basel, 
den  großen  Markt  der  Schweiz,  mit  den  Alpenpässen  und  Zürich,  dem  Hauptsiti 
der  Manufakturindustrie,  verbindet.**  Diese  Linie  erblicken  aber  die  Experten 
eher  in  der  Haueusteinlinie;  Basel  soll  mit  Zürich  über  Ölten  verbunden  werden 
und  beim  Hauenstein  eben  meinten  sie  die  schiefen  Ebenen  nützlich  anwenden 
zu  können.  Von  der  Verbindung  des  Aarethals  mit  Luzern  sprechend,  nennen 
sie  die  Linie  von  Basel  nach  dem  Aarethal  den  Schlüssel  des  ganzen  Eisenbahn- 
netzes, welche  Linie  ual Urlich  die  Verlängerung  nach  Luzern  bedinge.  „Da 
Luzern**,  heißt  es  wörtlich  in  einem  interessanten  Satze,  der  für  Zürich  nach 
den  Enttäuschungen,  welche  die  Gotthardbahn  ihm  bereitete,  einen  bittem  Bei- 
geschmack erhält,  „da  Luzern  das  westliche  Thor  zum  St.  Gotthardpaß  ist,  so 
ist  es  von  großer  Wichtigkeit,  daß  die  Linie,  welche  dahin  führt,  sich  so  sehr 
als  möglich  der  Bevölkerung  des  Westens  nähert,  welche  natürlicher  Weise  diesem 
Passe  zuströmt,  wie  die  industrielle  Bevölkerung  östlich  von  Aarau,  vermöge 
einer  leichten  Kommunikation,  dem  Splügen  sich  zuwendet.**  Nicht  sympathisch 
verhält  sich  das  Gutachten  zu  einer  Verbindung  von  Bern  mit  dem  Genfersee 
wegen  der  Ungunst  des  TeiTains  westlich  Freiburg.  Es  wünscht  eine  große 
Stammlinie  von  Westen  nach  Osten,  aber  diese  sucht  es  auf  dem  Wege  vom 
Genfersee  nach  Yverdon,  Solothurn,  Ölten  u.  s.  w.,  wobei  zwischen  Yverdon  und 
Solothurn  die  Wasserstraßen  benützt  werden  sollen,  da  die  Dampfschiffe  erster 
Klasse  eine  Schnelligkeit  besitzen,  welche  nur  sehr  wenig  von  derjenigen  eines 
Eisenbahnzuges  abweicht  und  es  unnütz  sei,  „die  öffentlichen  Uülfsquellen  eines 
Landes  für  Eisenbahnen  zu  verschleudern,  wo  treffliche  Wasserstraßen,  mit  denen 
die  Schweiz  von  Natur  so  reichlich  begabt  ist,  benutzt  werden  können**.  Von 
dem  über  eine  Linie  Zürich -Rorschach  Gesagten  verdient  erwähnt  zu  werden, 
daß  die  Experten  empfehlen,  dieselbe  über  Kloten  zu  führen.  Skeptisch  verhalten 
sich  Stephenson  und  Swinburne  zum  Lukmanierprojekt.  Sie  prüfen  die  Vorschläge 
La  Nicca's  und  finden  die  Hindemisse,  welche  sich  der  Technik  entgegenstellen, 
sehr  groß.  Was  die  finanziellen  Opfer  betrifft,  so  fürchten  sie,  daß  dieselben 
„keineswegs  durch  die  zwischen  dem  Norden  und  Süden  der  Alpen  bestehenden 
Handelsverhältnisse  gerechtfertigt  würden**.  „Da  übrigens**,  sagen  sie  zuletzt, 
„der  Hauptantheil  dieser  Linie,  falls  sie  hergestellt  und  mit  mäßigen  Taxen  betrieben 
wird,  Deutschland  und  Sardinien  zufallt,  so  ist  es  weniger  nothwendig,  dieselbe 
als  einen  Theil  des  schweizerischen  Netzes  zu  behandeln^.  Zwischen  Zürich  und 
Wallenstadt  wollen  die  Kxj>erten  eine  Eisenbahn  nicht  anlegen,  die  Terrain- 
schwierigkeiten am  Walleiisee  fürchtend  und  weil  hier  natürliche  Wasserstraßen 
bestehen;  auch  die  Linth,  meinen  sie  nämlich,  könnte  für  Dampfschiffe  fahrbar 
•gemacht  werden.  Vom  Bau  einer  Eisenbahn  zwischen  Lugano  und  Bellinzona 
rathen  sie  ab;  sie  sehen  wegen  der  ungewöhnlichen  Schwierigkeiten  der  Her- 
stellung und  des  Betriebs  den   Ruin  eines  solchen  Unternehmens  voraus. 

Auch  über  die  Rentabilität  eines  schweizerischen  Eisenbahnnetzes  enthielt 
(las  Gutachtt^i  der  technischen  Experten  einige  Angaben.  Es  stellt  als  Erfahrungs- 
satz  auf,  daß,  sobald  sich  die  Kosten  einer  Linie  auf  150 — 250,000  Franken 
jier  Kilometer  belaufen,  der  jährliche  Ertrag  ungefähr  ein  Zwölftel  der  Herstellungs- 
kosten  sein  müsse,  wenn  da.s  aufgewendete  Kapital  vier  Prozent  abwerfen  solle, 
—  und  es  spricht  die  üeberzeugung  aus,  daß  die  Linien  von  Ölten  nach  Basel, 
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von  Zürich  nach  Solot.harn  and  vielleicht  auch  diejenige  von  Zürich  nach  Kor- 
schach  sogleich  ausgeführt  werden  können,  ohne  ein  allzu  großes  Kapital  in  Anspruch 
zu  nehmen.  ^ Diese  Linien**,  liest  man,  „geben  gegründete  Aussichten  auf  einen  hin- 
reichenden Ertrag,  selbst  wenn  der  übrige  Theil  des  Netzes  nicht  sogleieh  aus- 
geführt werden  sollte.**  Dagegen  wird  die  Errichtung  einer  Linie  Biasca-Locurno 
nicht  bestritten  und  desgleichen  nicht  verschiedene  Zweigbahnen  wie  Bern-Thun, 
Bern-Lyß,  Wallenstadt- Sargans  u.  s.  w. 

Stephenson  und  Swinburne  verwerfen  —  wenn  wir  Alles  Gresagte  kurz 
zusammenfassen  — ,  das  Prinzip  der  freien  Konkurrenz  im  Eisenbahnwesen  und 
stellen  dasselbe  nach  den  Erfahrungen  Englands  als  überwunden  dar.  An  seiner 
•Statt  empfehlen  sie  die  planmäßige  Anlage  eines  Netzes,  von  welchem  zuerst 
die  wichtigsten  und  einträglichsten  Stränge  gebaut  werden  müßten,  an  die  sich 
'dann  später  weitere  anlehnen  könnten.  Manche  Bedenken,  wo  sie  solche  äußerten, 
mögen  heute,  bei  einem  höhern  Stand  der  Technik,  belächelt  werden,  aber  gewiß 
versagt  den  Experten  niemand  das  Zeugniß  des  freien  Blicks  und  der  weisen 
Umsicht. 

Die  Finanzexperten  Geigy  und  Ziegler  kamen  ebenfalls  zur  Bejahung  der 
Frage,  die  wir  heute  für  selbstverständlich  halten,  die  ed  aber  zu  jener  Zeit 
großen  Theiien  des  Schweizervolkes  noch  keineswegs  war:  daß  Eisenbahnen  gebaut 
werden  sollen.  Dabei  sei,  erklärten  sie,  der  Hauptnntzen  in  der  Erleichterung 
und  Belebung  des  Verkehrs  der  Einheinmischen  unter  sich  und  mit  dem  Ausland 
zu  suchen.  Dem  Transit  legen  sie  nur  darum  Werth  bei,  weil  „wir  es  dahin 
bringen  können,  daß  die  Waaren,  welche  aus  England  und  Holland  nach  der 
östlichen  Schweiz  gehen,  anstatt  auf  den  badischen  und  württembergischen  Bahnen 
auf  den  unserigen  geführt  werden**.  Eigenthümlich  berührt  es,  wenn  man  in  dem 
Gutachten  unter  Berufung  auf  belgische  Staatsrechnungen  widerlegt  findet,  daß 
nach  Eröffnung  des  Eisenbahnbetriebs  die  Landstraßen  keineswegs  der  Verödung 
anheimfallen  werden  und  der  Ertrag  der  Briefpost  einen  großen  Ausfall  erleide, 
letzteres,  weil  die  Verkehrswelt  öfter  in  persönliche  Berührung  treten  und  Ge- 
schäfte seltener  durch  Briefe  abschließen  werde.  Kehrten  sich  aber  die  finanziellen 
Experten  gegen  Vorurtheile  dieser  Art,  so  hielten  sie  gleichwohl  für  unmöglich, 
daß  in  der  Schweiz  Eisenbahnen  mittelst  der  freien  Konkurrenz  von  Privat- 
gesellschaften ohne  Betheiligung  des  Staates  entstehen  könnten.  Zur  Begründung 
dieser  Ansicht  wurde  auf  zahlreiche  französische  Bahnen  hingewiesen,  welche  sich 
in  Geldnöthen  oder  in  Liquidation  befanden,  auf  die  Entwerthung  englischer 
Eisenbahnaktien  und  auf  den  allgemein  herrschenden  Zustand,  «daß  sich  die  Zahl 
der  Darlehen  auf  den  Ertrag  der  Eisenbahnen  ungemein  vermindert  hat.  **  Bessere 
Erscheinungen  wären  in  der  Schweiz  nicht  zu  erwarten,  denn  die  Zürcher  Nord- 
bahn (Zürich-Baden)  sei  trotz  der  schönsten  Hoffnungen  und  Voraussagungen  nicht 
-einträglich  geworden. 

Waren  beide  Experten  von  der  Nützlichkeit  des  Eisenbahnbaues  in  der 
Schweiz  überzeugt,  so  gingen  ihre  Ansichten  auseinander  in  der  Frage,  von  wem 
die  Bahnen  gebaut  werden  sollen.  Geigy  empfahl  den  Bau  und  Betrieb  der 
Bahnen  als  gemeinschaftliches  Unternehmen  des  Bundes  und  der  betreffenden 
Kantone.  Das  benöthigte  Kapital  sollte  nach  seinem  Vorschlage  durch  Ausgabe 
von  Obligationen  a  r)0()  Fr.  zu  3  Y2  ^/o  Zins  gefunden  werden,  wobei  der  Bund  mit 
^/a  und  die  Kantone  mit  '7^  Garantie  leisten  sollten.  Bei  einem  höheren  Ertrag 
als  4  ®/o  sollte  der  Ueberschuß  zur  Hälfte  den  Obligationenbesitzern,  zur  Hälfte 
einem  Reservefonds  zugewiesen  werden.  Zief/ier  beantragte  den  Bau  durch  Privat- 
.gesellschaften,  wobei  der  Bund  und  die  betheiligten  Kantone  auf  (iO  Jahre  hinaus 
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eine  Zinsengarantie  von  37*2  ^/o  zu  übernehmen  hätten.  Dem  Bundesrath  wollte 
er  ein  Auisichtsrecht  über  den  Bau,  den  Betrieb  und  das  Rechnungswesen  der 
Bahnen  gewähren,  sowie  (zugleich  mit  den  zinsengarantirenden  Kantonen)  eine 
Vertretung  in  den  Eisenbahn  Verwaltungen. 

Greigy  hingegen  sagte,  der  Satz,  daß  das  Privatinteresse  immer  kräftiger 
vertreten  und  besser  besorgt  sei,  als  das  Staatsinteresse,  lasse  sich  auf  die  Eisen- 
bahnfrage  nicht  anwenden ;  es  gebe  auch  nachlässige  und  eigennützige  Privatbahn* 
gesellschaften  und  anderseits  geordnete  und  gemeinnützige  Staatsbahn  Verwaltungen; 
die  Eisenbahnen  seien  nur  vollkommenere  Straßen  und  Posteinrichtungen,  und  e». 
sei  nicht  einzusehen,  weßhalb  die  Verkehrsmittel  auf  ihrer  höhern  Stufe  nicht 
in  das  unbestrittene  Gebiet  des  Staates  gehören  sollten,  wie  das  auf  ihrer  niedern 
Stufe  der  Fall;  inmitten  der  Konkurrenz  verschiedener  Länder  um  den  Transit 
könnten  die  Eisenbahnen  nur  in  der  Hand  des  Staates  ihre  volle  Bedeutung  und 
Nützlichkeit  entfalten. 

„Wir  sind  nun  bald,"  sagt  Geigy,  „von  allen  Seiten  mit  Staatsbahnen  um- 
geben, würden  wir  wohl  in  allen  Verhältnissen  durch  das  Mittel  der  Privat- 
gesellschaften das  Gleichgewicht  halten  können?  .  .  .  Das  neue  und  jetzt  schon 
wichtige  Verkehrsmittel  steht  noch  am  Anfange  seiner  Entwicklung.  Niemand 
vermag  die  Wirkungen  und  Vervollkommnungen  zu  ermessen,  welche  dasselbe 
vielleicht  schon  in  einer  nicht  ganz  fernen  Zukunft  haben  kann.  Dürfte  es  nun 
rathsam  sein,  dieses  Mittel  auf  viele  Jahre  hinaus  einer  Privatgesellschaft  als 
Monopol  zu  übergeben?  Was  würde  man  jetzt  von  einem  Vertrage  halten,  welcher 
vor  fünfzig  oder  auch  nur  vor  zwanzig  Jahren  die  Posten  nach  dem  Maßstabe 
der  damaligen  Verhältnisse  für  eine  lange  Zeit  verpachtet  hätte?  .  .  .  Ich  frage» 
soll  man  in  einem  Freistaate  Monopole  geben,  wenn  es  sich  auf  andere  Weise 
ebeuBO  gut  oder  noch  besser  erreichen  läßt?  .  .  .  Man  fühlt  wohl,  daß  der  Staat 
bei  den  Eisenbahnen  wie  bei  den  Posten  und  Straßen  ein  gewichtiges  Wort  und 
geradezu  das  entscheidende  Wort  haben  sollte.  Man  sucht  ihm  darum  auch  durch 
Delegirte  zu  den  Verwaltungsräthen  den  gebührenden  Einfluß  zu  sichern.  Aber 
die  Stellung  solcher  Delegirten  läßt  sich  kaum  auf  dem  Papiere  klar  bezeichnen, 
geschweige  in  der  Wirklichkeit  sicher  behaupten;  es  bleibt  für  dieselben  beinahe 
nur  die  Wahl  zwischen  der  unthätigen  Rolle  eines  Beobachters  und  zwischen  der 
gehässigen  eines  Vormundes  .  .  .  Wenn  sie  nur  das  Stimmrecht  wie  andere  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  besitzen,  so  werden  sie  den  Sonderinteressen  der 
Gesellschaft  gegenüber  immer  nur  eine  unmächtige  Minderheit  bilden.  ...  Ist  es 
eine  einzige  Gesellschatt,  welclie  die  sämmtlichen  Theile  des  Nchweizerischen  Bahn- 
netzes  baut  und  betreibt,  so  entsteht  ein  übermächtiger  Staat  im  Staat  und  gibt 
es  verschiedene  Gesellschaften,  so  ist  für  Kollisionen  aller  Art  eine  neue  und  er- 
giebige Quelle  eröffnet.  .  .  .  Belgien  hat  auf  dem  Wege  der  Staatsübernahme  in 
der  kürzesten  Zeit  ein  umfassendes  und  wohlgeordnetes  Eisen  bahn  System  geschaffen 
und  diesem  Beisj)iele  sind  nicht  nur  Staaten  gefolgt,  wie  Baden,  Württemberg, 
Hannover  und  andere  mehr,  welche  zur  Herstellung  von  Eisenbahnen  noch  den 
ersten  Schritt  zu  thun  hatten,  sondern  auch  Staaten  wie  Bayern,  Oesterreich, 
Sachsen  und  Preußen,  in  denen  schon  die  freie  Konkurrenz  von  Privatgesellschaften 
und  verschiedene  Betheiligungsarten  des  Staates  in  Anwendung  gekommen  waren. 
Die  StaatHbahnen  betragen  in  Deutschland  schon  mehr  als  den  dritten  Theil 
bänimtlicher  Bahnlinien  und  dicbes  Verhältniß  ist  noch  im  Zunehmen  begriffen  .  .  . 
Bezeichnender  ist  aber  noch  die  Thatsache,  daß  viele  Regierungen  selbbt  mit 
großen  Opfern  zum  Erwerbe  von  T^rivatbahnen  geschritten  sind.  Als  Belege  für 
diese  Wendung  führe  ich  Sachsen  an,  sowie  die  Erwerbung  der  Augsburg-Münchener- 
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Bahn  1844  durch  die>  bayerische ,  die  Erwerbung  der  Ungarischen  Zentralbahn 
durch  die  österreichische,  und  die  Uebernahme  der  Westphälischen  (Eöln-Minden- 
Thüringen)  und  der  Niederschlesisch  -  märkischen  Bahn  durch  die  preußische 
Regierung.** 

Hatte  Greigy  den  Namen  Staatsbau  und  -Betrieb  nicht  gebraucht,  so  lief 
doch  sein  Entwurf  für  die  Organisation  der  „schweizerischen  Bahnen**  auf  die 
gleiche  Sache  hinaus.  Er  wollte  es  der  Bundesbehörde  anheimgeben,  im  Allge- 
meinen zu  bestimmen,  aus  welchen  Linien  das  schweizerische  Eisenbahnnetz 
bestehen  soll,  und  die  Zeitfolge  fi\r  die  Ausführung  festzustellen.  Bau  und  Be- 
trieb jeder  Bahn  sollte  ein  gemeinschaftliches  Unternehmen  des  Bundes  und  der 
an  ihr  betheiligten  Kantone  sein;  nur  wäre  die  Ausführung  und  der  Betrieb 
besondern  Verwaltungsräthen  zu  tibertragen,  weil  es  solchen  leichter  sei,  «sich 
mit  den  Herren  Banquiers  in  Berührung  zu  setzen**,  und  diesen  Verwaltungs- 
räthen läge  ob,  das  Kapital  aufzunehmen,  was  mittelst  „Eisenbahnpartialen**  zu 
500  Franken  geschehen  soll.  Den  Inhabern  der  Partialen  sollte  der  Bund  ein 
Zinsenminimum  von  3  7^  ^/<>  per  Jahr  garantiren  und  von  einem  allfälligen  Defizit 
ein  Drittel,  die  Kantone  zwei  Drittel  decken.  Uebersteigt  der  Ertrag  aber  *6^l%^lo 
und  ist  eine  gewisse  Summe  ,.fUr  die  Entwerthung  des  Materiellen**  und  als 
Antheil  der  Angestellten  in  Abzug  gebracht,  so  fällt  den  Inhabern  der  Partialen 
80  viel  zu,  bis  ihr  Zins  4%  erreicht;  ergibt  sich  ein  weiterer  Ueberschuß, 
80  wird  derselbe  zur  Hälfte  den  Inhabern  als  Dividende  ausbezahlt  (daher  der 
Käme  «Partialen**)  und  zur  Hälfte  dient  er  zur  Bildung  eines  Reservefonds! 
Auch  von  einem  Pensionsfonds  und  einer  Krankenkasse  für  die  Bauarbeiter 
ist  anläßlich  dieser  Vorschläge  die  Rede.  Die  Schweiz  wird  nach  dem  Organi- 
sationsentwurf  in  mehrere  Eisenbahngebiete  eingetheilt,  von  denen  jedes  seinen 
Verwaltungsrath  und  sein  Direktorium  hat.  Der  Bundesrath  und  die  Kantons- 
regierungen ernennen  die  Verwaltungsräthe,  welche,  den  Präsidenten  ausgenommen, 
der  zugleich  Präsident  des  Direktoriums  ist,  nur  Tag-  und  Reisegelder  beziehen 
und  jeder  Verwaltungsrath  ernennt  das  aus  drei  bis  vier  Mitgliedern  bestehende 
Direktorium,  dessen  Mitglieder  Fachmänner  sind,  einen  ßxen  Gehalt  und  einen 
Antheil  am  Ertrage  der  Bahn  erhalten.  Der  Verwaltungsrath  ernennt  alle  An- 
gestellten, deren  fixer  Gehalt  1200  Franken  übersteigt.  Gemeinsam  für  alle 
Eisenbahngebiete  ist  eine  ständige  Kommission  von  drei  gut  honorirten  Rechnungs- 
revisoren thätig. 

Als  Voraussetzung  für  die  Erfüllung  seines  Plans  nennt  übrigens  G^igy  die 
Verzinsung  des  erforderlichen  Kapitals  zu  einem  mäßigen  Zinsfuß  von  37^  oder 
höchstens  4  7o. 

Auch  der  Basler  Bankdirektor  Speiser  nahm  für  den  Staatsbau  Partei  und 
es  hat  derselbe  in  der  Angelegenheit  Denkschriften  ausgearbeitet,  welche  zu  dem 
Schlüsse  kommen,  daß  der  Bund  und  die  Kantone  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  gemeinschaftlich  übernehmen  sollen,  um  sie  durch  Verwaltungs- 
behörden, die  sich  unabhängig  bewegen  dürften,  ausführen  zu  lassen.  Nur  spricht 
Speiser  nicht  wie  Geigy  von  „Partialen",  sondern  von  Obligationen,  die  er  aber 
ähnlich  behandelt.  Die  Schweiz  wünschte  er  in  zwei  Verwaltungsgebiete  getheilt 
zu  sehen,  welche  durch  eine  Linie  Basel-Luzern-Langensee  zu  scheiden  wären. 
Speiser  wägt  die  Vortheile  der  staatlichen  und  der  privaten  Thätigkeit  sehr 
genau  ab  und  prüft  sehr  scharfsinnig;  er  tindet  bei  den  Gesellschaften  Thätig- 
keit und  Beweglichkeit,  aber  auch  Sonderinteresse  und  Monopolsucht  (wenn  man 
damals  von  Monopolen  sprach,  meinte  man  Privatmonopole),  beim  Staate  Bureau- 
Jcratie,    aber    auch    Sorge    für    die    allgemeinen    Interessen.      Das    schweizerisch« 
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Publikum,  sagt  er,  sei  dem  Aktienwesen  abhold,  und  er  hält  auch  geschäftlich, 
die  Ausgabe  von  Aktien  nicht  für  rathsam:  Obligationen  eines  Staatsanleihens 
müßten  leichter  Abnehmer  finden.  Das  Becht  des  Rückkaufis  zu  stipuliren,  be- 
zeichnet er  als  ein  dürftiges  Auskunftsmittel :  «Die  papierenen  Damoklesschwerter 
der  Konzessionen**  könnten  auch  da  zu  ,, Illusionen **  gemacht  werden.  Von  den. 
Aktionärversammlungen  entwirft  er  ein  wenig  schmeichelhaftes  Bild :  sie  würden 
„macht-  und  willenlose  Körper**  sein,  von  einer  gewandten  Verwaltung  nach 
Gutdünken  geleitet;  sie  besitzen  kein  gemeinschaftliches  Band  und  kein  anderes 
Interesse  als  den  Kurs  ihrer  Aktien.  Und  was  hätte  die  Schweiz  zu  erwarten 
▼on  Gresellschaften,  deren  größere  Mitgliederzahl  aus  Ausländem  bestände,  welche 
den  Maßstab  zur  Beurtheilung  der  Verwaltung  nirgendwo  als  auf  dem  Kur«- 
zeddel  suchen  würden.  Speiser  fürchtet  die  Eapitalmacht  der  Gresellschaften ; 
er  fürchtet,  daß  die  Schweiz  sich  auch  finanziell  beim  Privatbetrieb  schlechter 
stellen  werde  als  beim  Staatsbetrieb. 

^Die  Eisenbahnen**,  lesen  wir,  „sind  ihrer  Natur  und  ihrem  Zwecke  nach 
nichts  anderes  als  vervollkommnete  Landstraßen,  mit  dem  wesentlichen  Unter- 
schied jedoch,  daß  der  Betrieb  einer  Eisenbahn,  die  Befahrung  derselben,  nicht 
freigegeben  werden  kann,  wie  es  bei  den  Landstraßen  geschieht.  Aber  gleichwie 
die  Landstraße  eine  Einrichtung  ist,  welche  in  unserer  2^it  zu  den  Dingen  erster 
Noth wendigkeit  gehört  für  ein  Volk,  eine  Einrichtimg,  deren  bequemste  und 
freieste  Benützung  jeder  Staat  allen  seinen  Bürgern  möglichst  leicht  machen  zu 
sollen  glaubt,  ebenso  wird  es  anzusehen  sein  mit  den  Eisenbahnen.  Wo  eine 
Eisenbahn  angelegt  wird,  tritt  dieselbe  an  die  Stelle  der  vorherigen  Landstraße ; 
die  letztere  wird  verlassen  und  es  steht  Niemanden  mehr  frei,  von  dem  vervoll- 
kommnetem Beförderungsmittel  Gebrauch  zu  machen  oder  nicht,  so  wenig  als 
es  einer  Armee  möglich  ist,  vom  Schießgewehr  wieder  zu  Bogen  und  Pfeil 
zurückzukehren. 

„Die  Macht  der  Verhältnisse  zwingt  Jeden  in  der  Reihe  des  Fortschritts 
mitzugehen :  neue  Erfindungen  werden  nicht  nur  Gemeingut,  sondern  sie  üben 
auf  das  ökonomische  Leben  einen  Zwang  aus,  dem  Alle  sich  unterwerfen  müssen. 
Und  die  hieraus  hervorgehende  Abhängigkeit  ist  hier  um  so  unbedingter,  als 
kein  Gegengewicht  besteht,  weil  bei  den  Eisenbahnen  die  Macht  der  sonst  überall 
so  schnell  ausgleichenden  Konkurrenz  nicht  sich  wirksam  machen  kann :  man  baut 
nicht  leicht  Parallelbahnen.  Im  vollsten  Sinn  der  Wortes  verleiht  also  der 
Besitz  einer  Eisenbahn  ihrem  EigenthUmer  ein  Monopol,  und  wenn  dies  wahr 
ist,  SU  entsteht  die  Frage :  darf  ein  solches  Monopol  in  Privathände  gelegt  wer- 
den? Darf  der  Staat  seine  Bürger  dem  Mißbrauch  desselben  aussetzen?  Gewiß 
nicht ! 

^Nun  kann  man  aber,  und  mit  vollem  Hecht,  darauf  hinweisen,  daß  es 
Mittel  gibt,  solchem  Mißbrauch  vorzubeugen,  durch  wohlberechnete  Konzessions- 
Bedingungen,  wie  deren  überall  aufgestellt  werden,  wo  der  Staat  das  Eisen- 
bahnwesen Gesellschaften  überlassen  hat.  Diese  Einwendung  wäre  beruhigend, 
wenn  nicht  die  Krfahrung  lehrte,  daß  «^»Iche  Gesellschaften  die  Gesetze  meistens 
zu  umgehen  wissen,  wo  dieselben  ihrem  Interesse  im  Wege  stehen  und  daß 
ihnen  dieß  um  so  leichter  wird,  je  mächtiger  sie  sind.  Gesetze  können  nicht 
Alles  voraussehen  und  namentlich  ist  dieß  unmöglich  auf  einem  Gebiete,  wo  der 
menschliche  Erlindungsgeist  noch  lange  nicht  sein  letztes  Wort  ausgesprochen  hat". 

Es  war  am  '24,  März   1851,  daß  der  Bundesrat  einen  Gesetzesentwurf  über 

die  Errichtung    von  Eisenbahnen    fertig    stellte.     Soweit    die  technische  Seite  in 

kommt,    schloß  sich  derselbe  enge  an  die  Vorschläge  der  englischen  Ex« 
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perten  an;  mit  Bezag  auf  den  finanziellen  Theil  und  die  Organisation  der  Yer- 
waltong  steht  er  ganz  auf  dem  Boden  Greigy's.  Ebenso  bezieht  sich  die  bundes- 
räthliche  Botschaft,  die  den  Entwarf  begleitet,  überall  anf  die  Experten.  Es  ist 
deßhalb  nicht  nothwendig,  die  Bestimmungen  des  Gesetzesentwurfs  und  die  Gründe 
der  Botschaft  hier  ausftihrlich  zu  wiederholen;  immerhin  mag  Einiges  aus  den- 
selben hervorgehoben  und  zu  ihnen  ergänzend  bemerkt  werden. 

Als  Hauptlinien  des  Eisenbahnnetzes  sind  die  folgenden  in  Aussicht  genommen : 
Yon  Genf  über  Morges  nach  Yverdon  mit  einer  Seitenlinie  nach  Ouchy;  von 
Yverdon  nach  Solothnm  mit  einer  Seitenlinie  nach  Bern;  von  Solothum  nach 
Zürich;  von  Zürich  über  Winterthur  und  Romanshorn  nach  Borschach;  von 
Winterthur  nach  Schaff  hausen;  von  Rorschach  nach  Chur  mit  einer  Seitenbahn 
nach  Wallenstadt;  von  Basel  nach  Ölten;  von  Aarburg  nach  Luzern;  von  Biasca 
nach  Locamo.  Also  hauptsächlich  eine  große  Linie  von  Genf  zum  Bodensee  und 
eine  andere,  dieselbe  kreuzende,  von  Basel  nach  Luzern.  Yon  Chur  hoffte  man 
später,  sobald  es  der  Technik  gelingen  werde,  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden, 
über  den  Lukmanier  nach  Biasca  zu  kommen.  Im  Kanton  Tessin  sollte  einst- 
weilen das  Stück  Biasca-Locarno  erbaut  werden.  Die  Eisenbahn  von  Genf  nach 
Morges  und  von  Yverdon  nach  Solothum  wollte  der  Bundesrath  erst  dann  er- 
richten, wenn  das  BedÜrfniß  dringend  dazu  auffordere;  bis  dahin  wären  die  Wasser- 
straßen zu  benutzen  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Korrektion  der  Juragewässer 
zugleich  die  Trockenlegung  des  Seelandes  bedeute,  welche  sich  ohne  Unterstützung 
des  Bundes  kaum  würde  verwirklichen  lassen.  Mit  Bezug  auf  die  bereits  be- 
stehende Nordbahn  Zürich-Baden  war  in  dem  Gesetzesentwurf  gesagt,  daß  der 
Bund  sie  « durch  gütliche  Verständigung**  oder  durch  „Auslösung  nach  Vorschrift 
des  Bundesgesetzes  über  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privatrechten  ** 
an  sich  bringen  werde.  Ueber  später  auszuführende  Eisenbahnlinien  im  Innern 
und  Verbindungslininen  mit  dem  Ausland  zu  beschließen  blieb  der  Bundesversammlung 
vorbehalten.  Jede  der  neuen  Hauptlinien  würde  vom  Bund  und  den  betheiligten 
Kantonen  eigens  gebaut  und  betrieben,  doch  war  vorgesehen,  daß  mehrere  Unter- 
nehmen in  eines  vereinigt  werden  konnten. 

Die  Vorarbeiten  Stephenson's  und  Swinbume's  hatten  nur  geringe  Kosten 
veranlaßt.  Acht  Monate  genügten  dafür  und  statt,  wie  man  annahm,  500  bis 
1000  Franken  für  die  Schweizerstunde,  erforderten  sie  bloß  250  Franken  für 
dieselbe,  sämmtliche  Expertisen  inbegriffen.  General  Dnfour  als  Vorsteher  des 
eidgenössischen  topograpischen  Bureaus,  sowie  manche  Kantonsregierungen  und 
Privaten  hatten  nämlich  die  Experten  durch  vorzügliche  Karten  unterstützen 
können.  Das  Banka})ital  selbst,  die  Bauzinsen  zu  10  ^/o  eingerechnet,  bezifferte 
der  Bundesrath,  im  Anschluß  an  das  Gutachten  der  Finanzexperten  und  an  Be- 
rechnungen des  Ingenieurs  Koller,  auf  zirka  102  Millionen  Franken,  wenn  man 
einspurig  baue  und  die  Wasserstraßen  mitbenutze,  auf  118  Millionen,  wenn  die 
Wasserstraßen  nicht  benützt  würden  und  113,  beziehungsweise  132  Millionen, 
je  mit  oder  ohne  Benützung  der  Wasserstraßer.,  bei  zweispurigem  Bau.  Das  sei, 
erklärt  die  Botschaft,  „ein  für  unsere  Verhältnisse  außerordentlich  großes  Bau- 
kapital**  und  deßhalb  der  wichtigste  Theil  der  Eisenbahnfrage  für  den  Staat  das 
Aufbringen  der  Gelder.  Wählte  man  das  erste  Projekt  (einspurig  und  mit  Be- 
nützung der  Wasserstraßen),  so  ergab  sich  bei  der  Annahme,  daß  der  Reinertrag 
2  *^/o  sein  werde,  und  bei  einer  Zinsengarantie  von  3^/2  ^V  ein  jährliches  Defizit 
von  1,526,000  Franken,  bei  einer  Zinsengarantie  von  4  ^/o  ein  solche»  von 
2,035,000  Fr.  Der  Bundesrath  dachte  zu  versuchen,  ob  das  Geld  sich  ihm  und 
den  Kantonen    bei    einer  Zinsengarantie    von    3V2  ^/o  darleihe:    wenn  dieß  nicht 
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der  Fall,  oder  wenn  es  nur  bei  einzelnen  Linien  der  Fall,  könnte  statt  der 
Partialen  ein  Staatsanleihen  mit  höherem  Zinsfaß  ausgeschrieben  werden.  Dieser 
Modus  hätte  auch  sonst,  bemerkt  die  Botschaft,  entschiedene  Vortheile  und  man 
dürfe  sich  fragen,  ob  er  nicht  gleich  anfangs  befolgt  werden  soll.  Auch  von  der 
Eventualität  wird  gesprochen,  daß  zuerst  die  rentableren  Linien  gebaut  werden  — 
Gkuf-Rorschach  und  Basel -Ölten  — ;  in  diesem  Falle  hätte  man  nur  763,000  Fr., 
und  zwar  der  Bund  254,000,  die  Kantone  509,000  Fr.  aufzubringen. 

Prinzipiell  ist  der  Eisenbahnbau  vom  Bundesrath  damit  gerechtfertigt  worden, 
daß  er  die  vielfach  herrschende  Auffassung  zurückwies,  als  dürfte  man  nicht  die 
Einfuhr  fremder  Landwirthschafts-  und  Industrie -Produkte  in  unser  Land  erleichtern. 
Oppositionsgründe  dieser  Art,  wird  hervorgehoben,  haben  in  keinem  Lande  die 
Oberhand  behalten.  Die  Schweiz  sei  weniger  als  andere  Länder  im  Stande,  ihren 
Bedarf  dem  eigenen  Boden  zu  entnehmen;  sie  sei  auf  die  Industrie  angewiesen, 
für  diese  aber  die  Schnelligkeit  des  Verkehrs  die  höchste  Bedeutung.  Dem  Transit 
legt  der  Bundesrath  nicht  den  gleichen  Werth  bei,  wenn  sich  aus  demselben 
auch  mittelbar  ^sehr  namhafte  Vortheile**  ergeben.  Der  Privatbau  wird  aus- 
geschlossen und  der  Staatsbau  empfohlen  mit  den  Worten:  ....  Der  Staat 
betheiligt  sich  (beim  Privatbau)  mit  großen  Summen,  zahlt  und  befiehlt  nicht, 
schafft  sich  für  die  Besorgung  seiner  wichtigsten  Interessen  eine  Macht,  einen 
Staat  im  Staate,  eine  zweite  Regierung,  die  nicht  nur  mit  seinen  Staatsinteressen, 
im  2^11-,  Post-  und  Militärwesen,  in  polizeilichen  und  Verkehrsverhältnissen  in 
mannigfaltige  Kollisionen  gerathen,  sondern  auch  unter  Umständen  in  politischer 
Beziehung  staatsgefahrlich  werden  kann.  Kommt  dann  die  Reue  aus  finanziellen, 
aus  kommerziellen,  aus  militärischen,  aus  politischen  Rücksichten,  so  müssen 
künftige  Generationen  auf  lange  Jahre  hinaus  die  Mißgritie  ihrer  Vorfahren  büßen. 
Da  sind  die  vorsichtigsten  Konzessionen  nicht  im  Stande,  den  drohenden  üebel- 
ständen  zu  begegnen.  .  .  Das  einfachste,  bestbewährte  System,  das  auch  die 
unserer  meisten   Nachbarstaaten  befolgen,  ist  der  Bau  durch  den  Staat.* 

Die  K()mmis^iion  des  Nationalrathes,  welche  sich  darauf  mit  der  Angelegen- 
heit zu  befassen  hatte,  war  getheilter  Meinung.  Die  Mehrheit  pflichtete  dem 
Bundesratlie  bei,  indem  sie  den  Staatsbau  befürwortete,  doch  wich  sie  mit  einigen 
wichtigen  Anträgen  von  dem  bundesräthlichen  Gesetzesentwurf  ab,  da  sie  dem 
Gedanken  der  Staatsherrbchaft  im  Eisenbahnwesen  noch  reinem  Ausdruck  zu  geben 
trachtete;  die  Minderheit  befürwortete  die  Ueberlassung  des  Eisenbahn baues  und 
-betriebs  au  die  Kantone,  beziehungsweise  und  thatsächlich  an  die  Privatthätigkeit. 
Die  Mehrheit  bestand  aus  den  Pierreu  Pioda  (Tessin),  ßischotf  (Basel),  Stämpfli 
(Bern),  Peyer  im  Hof  (Schaffhausen),  Siegfried  (Aargau),  Dr.  Robert  Steiger 
(Luzern):  Berichterstatter  der  Mehrheit  war  Peyer  im  Hof.  Die  Minderheit 
bildeten  Dr.  Alfred  Escher  (Züiich),  Dr.  Kern  (Thurgau),  Blanchena}-  (Waadt), 
Bavier  (Graubiinden)  und  Hungerbühler  (St.  Gallen);  Berichterstatter  der  Minder- 
heit war  Hungerbühler. 

In  dem  Bericht  der  Mehrheit  ist  wesentlich  und  neu,  daß  derselbe  die 
Beschattung  des»  Baukapitals  nicht  mittelst  einer  Zinsengarantie,  sondern  durch 
ein  eidgenJwsisches  Anleihen  verlangt;  daß  er  ein  Betriebsdefizit  vom  Bund  und 
den  Kantonen  (Gemeinden,  Korporationen)  zu  gleichen  Theilen,  nicht  zu  ein  Drittel 
und  zwt'i  Drittel  tilgen  läßt;  daß  er  das  Eisenbahnnetz  (750  Kilometer  umfassend) 
in  sechs  beÄtinimte  (Gebiete  eintheilt,  um  auch  den  Bau  von  weniger  rentablen 
Linien  im  Vi  »raus  zu  sichern;  daß  er  die  Ausführung  in  drei  Abtheilungen  vor- 
nimmt  und  daß  über  die  vom  Bund  und  den   Kantonen  ernannten   Verwaltungs- 
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behQrden  der  verschiedeneD  Eisenbahngebiete  eine  gemeinsame  Generaldirektion 
gesetzt  wird.  Die  Reihenfolge  der  Bauten  war  diese:  In  den  ersten  vier  Jahren 
sollten  ausgeführt  werden  die  Linien  Basel-Olten,  Olten-Brugg  und  Brugg-Baden 
(Baden-Zürich  bestand  schon);  in  den  folgenden  vier  Jahren  Morges-Yverdon, 
Tverdon-Murten,  Murten-Bern,  Bem-Olten  und  Zürich-St.  Grallen-Rorschach ;  in 
den  dritten  vier  Jabren :  Genf-Morges,  Bern-Thun.  eine  Zweigbahn  nach  Solothurn, 
Olten-Luzern,  Winterthur- Schaffhausen,  Rapperswyl  - Wesen-Glarus,  Eorschach- 
Chur,  Wallenstadt-Sargans  und  Biasca-Locamo.  Kürzer  gesagt:  zuerst  die  Ver- 
bindung zwischen  Basel  und  Zürich  über  Ölten,  dann,  sich  östlich  und  westlich 
anschließend  an  das  Stück  Olten-Zürich,  der  größte  Theil  einer  südwestlich-nord- 
östlichen Linie  über  Bern,  und  endlich  die  übrigen  Bahnen.  Einer  Linie  Winter- 
thur-Romanshorn  wurde  mit  umständlicher  Begründung  der  Weg  über  Wyl  und 
St.  Gallen  vorgezogen,  welcher  durch  eine  weit  verkehrsreichere  Gegend  führe, 
doch  sollte  dabei  Frauenfeld  Berücksichtigung  finden.  Die  Bundesstadt  Bern,  führte 
der  Bericht  aus,  dürfe  nicht  bloß  an -eine  Zweigbahn  gelegt  werden,  dagegen 
könne  der  Verkehr  mit  Solothurn  durch  eine  Linie  vermittelt  werden,  die  man 
in  die  Hauptlinie  einmünden  lasse.  Um  Zürich  mit  dem  Splügen  zu  verbinden, 
sei  neben  der  Linie  Wallenstadt -Sargans  auch  eine  Linie  Rapperswyl- Wesen  zu 
errichten  und  diese  nach  Glarus  fortzusetzen,  weil  durch  die  Lidustrie  des  letztem 
Ortes  ihre  Rentabilität  um  Vieles  gesteigert  werde. 

Große  Anstrengung  macht  der  Bericht,  um  zunächst  die  Vorurtheile  zu 
widerlegen,  welche  der  Erstellung  der  Eisenbahnen  überhaupt  entgegenstanden. 
Besser  als  in  den  frühem  Denkschriften  lernen  wir  dieselben  hier  kennen.  Nur 
„arge  Verblendung"  übersehe  in  dieser  Sache  den  großen  gesellschaftlichen  Zweck. 
Man  sollte  doch  lieber  auch  die  alte  Straße  und  Landkutsche  wieder  zurück- 
Tcrlangen,  wenn  man  behaupte,  die  Schweiz  dürfe  keine  Eisenbahnen  bauen, 
damit  die  fremden  Gäste  lange  bei  uns  verweilen  und  wir  sie  „auszupumpen" 
im  Stande  seien.  Die  Fremdenfrequenz  lasse  sich  trotz  unserer  schönen  Thäler 
und  prächtigen  Alpen  nur  dann  erhalten,  wenn  sie  mit  derjenigen  der  Eisenbahn- 
staaten zu  wetteifern  vermöge.  Nicht  nur  an  den  Endpunkten  einer  Bahn,  wie 
man  behaupte,  häufe  sich  der  Verkehr,  sondern  auch  der  Lokal-  und  Seiten- 
verkehr werde  gesteigert.  Wenn  manche  Preise  gedrückt  werden,  so  heben  sich 
-dafür  andere  und  gegen  zu  hohe  Lebensmittelpreise  sei  der  Eisenbahnverkehr  die 
beste  Gewähr.  Der  Bezug  des  Getreides  werde  erleichtert  und  das  Brod  dadurch 
wohlfeiler;  die  Verlegenheiten  einer  schlechten  Kartoffelernte  stellen  sich  künftig 
nicht  mehr  ein ;  schwere,  massenhafte  Artikel  fänden  in  Folge  des  raschem  Trans- 
portes eher  Absatz  und  der  Werth  der  Güter  würde  die  Steigerung  erfahren, 
von  welcher  alle  Eisenbahnstaaten  Zeugniß  ablegten.  „Man  hat,**  wird  in  populären 
Beispielen  gesagt,  um  die  Erweiterung  des  Marktes  zu  beweisen,  „im  Innern 
Württemberg-s  früher  nie  daran  gedacht,  daß  dereinst  der  Ueberschuß  der  innern 
Holzerzeugung  am  Bodensee  eine  günstige  Verwendung  finden  würde  und  um- 
gekehrt nicht  daran,  daß  Stuttgart  ein  täglicher  guter  Markt  für  die  ßodensee- 
fische  werden  dürfte.  Die  württembergische  Eisenbahn  hat  zur  Stunde  schon  beides 
bewirkt.  Milch  wird  in  Massen  aus  dem  Norden,  geschlachtetes  V^ieh  aus  dem 
Süden  nach  der  Hauptstadt  Frankreichs  geliefert.  Bayrisches  Bier  geht  mit  der 
Eisenbahn  bis  nach  Sachsen  und  Preußen,  und  die  Getrtideproduktiun  in  Bayern 
zieht  hieraus  auch  ihren  Vortheil.  Rohe  Bausteine  und  Erden,  deren  Verkauf 
bei  gewÖhnli<?hem  Landtransport  auf  ganz  kleine  Rayons  beschränkt  ist,  werden 
nun  Von  den  Eisenbahnen  r>0  und  80  Stunden  weit  geschleppt  und  Werthe, 
welche    bisher    todt    im   Boden    ruhten,    auf  diese   Weise   nutzbar  gemacht."      Es 
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seien  „also  die  Eisenbahnen  kein  Nationalanglück ^  und  n6l>6n80  wenig  ein  noth* 
wendiges  Uebel**. 

Zur  Streitfrage  Privat-  oder  Staatsbau  sagt  der  Bericht,  eine  volksthttm- 
liehe  Nationalökonomie  könne  nie  zugeben,  daß  öffentliche  Werke,  die  für  das 
Volksleben  so  wichtig  seien,  wie  die  Eisenbahnen,  /.um  Gegenstand  der  Speku- 
lation  gemacht  werden.  Die  Spielsucht  und  das  wahre  Assosiationsprinzip  seien 
sehr  verschiedene  Dinge.  Auch  könne  ja  von  freier  Konkurrenz  im  Eisenbahn- 
wesen ernstlich  nicht  die  Rede  sein;  man  schaffe  ein  Monopol,  sobald  man  einer 
Gesellschaft  eine  Bahn  zu  bauen  erlaube,  denn  neben  dieser  sei  eine  Konkurrenz- 
bahn  nicht  mehr  möglich,  —  oder  aber  es  richten  die  Konkurrenzbahnen  einander 
nutzlos  zu  Grunde.  Zahlreiche  Fälle  werden  aufgezählt,  in  denen  die  Privat- 
gesellschaften viel  theurer  bauten,  als  sie  veranschlagten,  woraus  erhelle,  daß> 
die  Behauptung,  sie  bauen  billiger  als  der  Staat,  fraglich  geworden.  Hinsichtlich 
der  Bahnpolizei  und  der  zweckmäßigen  Einrichtung  der  Wagen  liefern  die  Staats- 
bahnen Belgiens  und  Deutschlands  den  Beweis  dafür,  daß  der  Staat  die  Bedtlrf- 
nisse  der  Bevölkerung  zu  berücksichtigen  verstehe.  Der  Staat  und  nZ^mt^l  der 
freie  Staat**  sei  berufen,  die  Eisenbahnen  durch  die  Gresammtheit  und  für  die 
Gresammtheit  zu  verwalten,  in  demokratischer  Weise  seine  verschiedenen  Landes- 
theile  an  den  Vortheilen  des  Eisenbahnwesens  theilnehmen  zu  lassen  und  dasselbe 
zum  Gegenstande  einer  nationalen  Politik  zu  machen.  Dem  gegenüber  lasse  sich 
der  Privatbau  durch  folgendes  Dilemma  kennzeichnen:  Konzessionen  mit  den 
nöthigen  Vorbehalten,  aber  keine  Unternehmer,  oder  Unternehmer,  aber  Ver- 
zicht auf  die  Zukunft.  Niedrig  limitirte  Tarife,  aber  keine  Gesellschaften,  oder 
Gesellschaften,  aber  hohe  Tarife. 

Ohne  die  finanzielle  Tragweite  der  Aufnahme  einer  Staatsanleihe  zum  Zwecke 
des  Eisenbahnbaues  zu  leugnen,  verwahrt  sich  der  Bericht  doch  gegen  die 
»Schlagworte",  die  „hohlen  Redensarten"  und  die  ^ Schreckbilder'*,  mit  denen 
man  beim  Volk  das  Eisenbahnwesen  in  Verruf  bringen  wolle,  indem  man  fort- 
während von  Staatsschulden  rede.  Selbst  wenn  das  projektirte  Netz  gar  nicht» 
rentiren  würde,  hätte  der  Bund  nicht  mehr  als  2^2  Millionen  Franken  Zins  za 
bezahlen,  die  das  Schweizervolk  jedenfalls  auf  seinen  Transportkosten  einbrächte» 
Aber  viel  wahrscheinlicher  sei,  hauptsächlich  da  zuerst  die  einträglichen  Strecken 
erstellt  werden  sollen,  daß  unser  Eisenbahnwesen  wegen  der  zentralen  Lage  der 
Schweiz  eine  große  Zukunft  haben  werde,  der  Eisenbahnverkehr  auch  unsere 
Poflteinnahmen  vergrößere  und  schlimmstens  ein  Ausfall  von  einigen  hundert- 
tausend Franken  sich  ergebe.  Gegen  die  Zinsengarantie  wird  eingewendet,  sie 
schaiTe  ebenfalls,  nur  unter  anderem  Namen,  Staatsschulden,  locke  das  Kapital 
einzig  in  diejenigen  Gegenden,  welche  einen  starken  Verkehr  aufweisen,  gestatte 
dem  Staate  nicht,  das  Netz  nach  seinen  Wünschen  zu  ändern  oder  zu  erweitern 
und  zwinge  denselben,  in  der  Gegenwart  Lasten  zu  übernehmen,  für  welche  er 
später  nie  einen  Ersatz  erhalte.  Die  Kosten  des  Bau's  veranschlagte  die  Korn- 
missionsmehrheit  auf  125  Millionen. 

Ihre  Parteinahme  für  den  Staatsbau  unterstützte  sie  noch  weiter  dadurch, 
daß  sie  die  berühmte  Rede  zitirte,  mit  welcher  einst  Lamartine  in  der  französi- 
schen Kammer  das  gleiche  Prinzip  verfochten  hat,  und  ähnlich  ertheilt  sie  der 
eigenen  Ueberzeugung  am  Schlüsse  noch  einmal  in  folgender  Weise  das  Wort  : 
„Mit  der  Auslieferung  der  schweizeriscken  Eisenbahnen  an  die  Spekulation  gehen 
der  Partikularismus  und  die  Zersplitterung  Hand  in  Hand,  und  an  dieser  Klippe 
dürfte  manche  Errungenschaft  der  letzten  Jahre  scheitern.  .  .  .  Und  wenn  der 
Partikularismus  und  die  Zersplitterung  jede  größere  Schöpfung   im  Keime  schon 
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▼ernichten,  so  stehen  hinwieder  der  geeinigten  Schweiz  Htilfsmittel  zn  G-ebotet. 
dsren  sie  sich  wohl  kaum  noch  bewußt  ist.  Dieß  mögen  namentlich  diejenigen 
bedenken,  welche  muth-  und  thatlos  vor  dem  großen  Werke  zurückweichen. 
Oder  sollte  die  Schweiz  etwa  weniger  vermögen  als  deutsche  Staaten  mit  weit 
beschränkteren  Hülfsquellen;  sollte  die  schweizerische  Bundesversammlung  weniger 
Muth  haben,  als  die  Ständekammem  monarchischer  Länder  in  einer  Frage,  wo> 
es  sich  darum  handelt,  das  Verkehrsmittel  des  Volkes  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes  auf  breiter  volksthümlicher  Basiu  aufzubauen?!  Lassen  Sie  sich  hiebei 
durch  die  Schreckbilder  von  Staatsschulden  und  Finanzruin  nicht  abhalten,  dem. 
von  uns  befürworteten  Systeme  Ihre  Zustimmung  zu  ertheilen.  Wir  haben  Ihnen 
Zahlen  vorgeführt,  welche  Ihnen  die  finanziellen  Verhältnisse  mit  ihren  Wirkungeib 
auf  unsern  Haushalt  klar  bezeichnen,  wir  haben  überhaupt  jene  Schreckbilder 
auf  ihren  wahren  Werth  zurückgeführt.  Und  wenn  immerhin  die  große  Summe,, 
welche  das  schweizerische  Eisenbahnnetz  erfordert,  der  emtesten  Prüfung  werth 
ist,  so  müssen  wir  Sie  dagegen  auch  darauf  aufmerksam  machen,  daß  ein  sehr 
bedeutender  Theil  dieser  Summe  für  Arbeitslöhne  und  Arbeitslieferungen,  von. 
den  Landentschädigungen  nicht  zu  sprechen,  unserer  eigenen  Bevölkerung  zu- 
fließen und  zur  Verbesserung  unserer  ökonomischen  Zustände  wesentlich  beitragen 
wird.  Darum  lassen  Sie  uns  unverzagt  vorwärts  gehen !  Sprechen  Sie  es  mathig 
aus:  Das  Eisenbahnwesen  in  der  Schweiz  soll  eine  nationale  Schöpfung  sein^ 
ein  kräftiges  Bindemittel  für  alle  unsere  Stämme,  eine  neue  That  der  lebens- 
kräftigen Demokratie,  ein  großes  Denkmal  unseres  neuen  Bundes! 

Den  letzten  Satz  hat  das  Bundesblatt  in  Fettschrift  wiedergegeben. 

Die  Eommissionsminderheit   begann   ihre  Darlegung   mit   der  Versicherung, 
daß  sie  über  die  Bedeutung  der  Eisenbahnen  nicht  anders  denke  als  die  Mehrheit ; 
daß  aber  die  Schweiz  im  Eisenbahnwesen  hinter  andern  Ländern  zurückgeblieben, 
will  sie  weniger  in  den  von  der  Majorität  charakterisirten  Vorurtheileu   suchen,, 
als  vielmehr  darin,  daß  das  vergangene  Jahrzehnt  ein  politisch  aufgeregtes,  den 
materiellen  Bestrebungen    nicht   günstiges    war;    daß  auch  die  Terrainschwierig- 
keiten  für  den  Eisenbahubau  sehr  überschätzt  wurden,  ehe  Oesterreich  den  Sem- 
mering  überschiente  und  daß  bei  unsern  Bundeszuständen    mit   ihrem  kantonalen 
Egoismus   „weder  Macht  noch  Recht,  weder  Mittel  noch  Titel"  vorhanden  gewesea 
wäre,  die  Renitenz    eines  Kantons   zu    brechen,    der   sich  etwa  geweigert  hatte,. 
einen  Bahnhof  oder  eine  Zweigbahn  anbringen  zu  lassen.    Einig  hinsichtlich  des 
Zwecks,  unterscheidet  sich  die  Minderheit,  wie  sie  sagt,    von  der  Mehrheit   hin- 
sichtlich des  Mittels ;  sie  will  die  Eisenbahn    nicht   zur  Staatssache  machen  und 
den  Kantonen  es  überlassen,  den  Weg  des  Gesellschaftsbaues  zu  betreten.     Man 
spreche   wohl    von    der  Spekulationssucht  der  Aktiengesellschaft  und  einer  uner- 
sättlichen Bankokratie,    aber  man  könne  auch    von  dem  unverwüstlichen  Appetit 
des  Fiskus   und    seinem    angebornen   Hang   zur  Plusmacherei   wie  von  der  Viel- 
begehriichkeit   der   Bureaukratie    reden.       Die    Schlußfolgerungen    der    Mehrheit 
würden,    wollte    man    ihnen     konseijuent    nachleben,     „zur    heilloHen    staatlicbet 
Gresammtwirthschaft  führen,  in   welcher  bekannte  Utopisten  das  Ziel   ihrer  sozia- 
listischen Bestrebungen  erblicken**.     Wie  die  Mehrheit  der  Kommission  das  Wort 
gebrauchte:    „L'^change    c'est    Tetat"    (sie    hatte,    ein    Zitat    anwendend,    gesagt 
L'6change  c'est  la  soci^te),    könnten  manch  Andere  a  la  Louis  Blaue    oder  a  la 
Proudhon  dem  Staate  zurufen:   „Organsire  die  Arbeit  —  Le  travail  c'est  retatl** 
oder   „Organisire  den  Kredit   —  Le  credit  c'est  Tetat**,    schafft    dem    Kaufmann, 
eine  Handels-,  dem  Fabrikanten  eine  Industrie-,  dem  Landmann  eine  Hypotheken - 
dem  Handwerker  eine  Gewerbebank  **.    Die   Minderheit    bekenne    sich  umgekehrt 
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xa  dem  Grundsatz,  den  sie  fUr  den  obersten  staatswissenschaftlichen  Grandsats 
halte,  die  Privat!  hätigkeit  ungehemmt  gewähren  zu  lassen,  so  lange  sie  den 
Staatszweck  nicht  gefährde ;  nur  da,  wo  einzig  der  Staat  einen  Wohl&hrtszweok 
erreichen  könne,  soll  derselbe  Hand  anlegen.  Die  Allmacht  der  Eisenbahnkönige 
und  den  Aktienschwindel  sei  man  einzuschränken  im  Stande;  eine  wucherische 
Hochhaltnng  der  Fahrpreise  würde  an  der  Macht  der  öffentlichen  Meinung  schei- 
tern; gemachte  schlimme  Erfahrungen  seien  Lehren  für  die  Zukunft.  Auch  könne 
ein  Privatmonopol  nicht  entstehen;  daß  erst  Eonzessionen  erworben  werden 
müssen,  beweise,  daß  der  Staat  hier  ein  Hoheitsrecht  besitze  und  Pflichten  auf- 
erlege. In  zahlreichen  Landein  blühe  der  Gresellschaftsbau  und  wo  der  Staat 
selbst  baute,  habe  er  es  oft  nur  gethan,  weil  es  dort  an  Unternehmungsgeist 
und  Kapital  gefehlt. 

Hierauf  wird  der  Nachweis  versucht,  daß  die  Gesellschaften  in  der  Regel 
billiger  bauen  und  besser  verwalten ;  daß  in  ihrem  eigenen  Literesse  das  Korrektiv 
gegen  zu  hohe  Taxen  liege ;  daß  auch  bei  Staatspapieren  die  Agiotage  ihr  Wesen 
treibe  und  Staatsanleihen,  wenn  sie  in  Form  von  Lotterie -Anleihen  stattfinden, 
Leidenschaften  des  Volkes  wachrufen;  daß  Gesellschaftsbahnen  die  Militär-  und 
Posttran  Sporte  ganz  gut  übernehmen  könnten  nnd  daß  der  Staat,  besäße  er  die 
Eisenbahnen,  von  dem  Fortschritt  der  Technik  besondere  Gewinne  nicht  zu  er- 
warten hätte,  weil  große  Erfindungen  doch  selten  seien  und  lange  brauchen, 
bis  sie  sich  Geltung  verschaffen,  mittlerweile  aber  die  Einlösung  der  Eisenbahnen 
(es  ist  der  Kückkauf  gemeint),  welche  ja  vorbehalten  sei,  möglich  wäre. 

Der  Bericht  bemerkt  sodann,  daß  man  bei  Erlaß  des  Artikels  21  allerdings 
an  den  Eisenbahnbau  gedacht,  jedoch  nicht  ein  vom  Bund  ausi^uführendes  Eisen- 
bahnnetz in  Aussicht  genommen  habe;  auch  sei  damals  bemerkt  worden,  die 
EidgenoHsenschaft  werde  keine  Anleihen  machen,  von  den  Kantonen  keine  Geld- 
kontingeute fordeim  und  ebensowenig  die  Zölle  unverhältnißmäßig  erhöhen. 
Richtiger,  als  wenn  er  selbst  Eisenbahnen  baue,  handle  der  Bund,  wenn  er  die 
Kantone  in  ihren  mittel-  und  unmittelbaren  Eisenbahnunternehmungen  unterstütze. 
Zahllose  Zwistigkeiten  würden  sich  erheben,  wenn  man  festzusetzen  hätte,  wechel 
Linie  zuerst  gebaut  werden  soll;  dem  Zufall  und  der  Willkür  wäre  der  gefähr- 
lichste Spielraum  eröffnet;  viele  Kantone  und  große  Landesgegenden  erhielten 
gar  keine  Bahn  und  sähen  sich  also  zurückgesetzt,  anderseits  aber  sei  schon  das 
vorgeflchlagene  Netz  verhältnißmäßig  sehr  groß.  Die  Znsammensetzung  der  Kreis- 
verwaltungen aus  Abgeordneten  des  Bundes  und  der  Kantone  wird  getadelt,  weil 
hie  Uebergriffe  der  Zentral  Verwaltung  doch  nicht  verhindern  könne  oder  dann 
einer  raschen  und  einheitlichen  Direktion  der  Verwaltung  im  Wege  stände.  «Wie 
viel  einfacher,  unkostspieliger,  volksthüm lieber  und  —  sagen  wir  es  frei  her- 
aus —  wie  viel  schweizerischer  macht  sich  das  Alles,  —  heben  sich  alle  die 
aufgezählten  Schwierigkeiten,  wenn  der  Bau  und  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
in  der  Schweiz  nicht  zur  Bundessache  gemacht,  sondern  den  Kantonen  beziehungs- 
weise der  Privatbetriebsamkeit  überlassen  wird".  Das  Kapital  werde  sich  für 
den  Aktienbau  ohne  Marktschreierei  schon  finden  und  eine  Zinsengarantie  sei 
gar  nicht  nothwendig. 

Von  diesen  Anschauungen  geleitet,  machte  die  Minderheit  nur  Vorscliläge 
zu  einem  Aufsichtsgesetz,  welches  dem  Bunde  polizeiliche  Kompetenzen  verleihen 
sollte  und  auch  die  Hückkaufsbedingnngen  festsetzte. 

Am  8.  Juli  18;") 2  kam  die  Angelegenheit  im  Schooße  des  Nationalrathes 
zur  Entscheidung,  man  kann  kaum  sagen :  zur  Verhandlung.  Eine  allgemeine 
Debatte  fand    nicht    einmal  statt;    es  hatte,    ohne    daß    die  Parteien  die  Waffen 
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kreuzten,  die  Eommis^ionsminderheit  im  YorauB  gesiegt.  Mit  68  gegen  22 
Stimmen  beschloß  der  Rath,  auf  den  G-esetzesentwnrf  im  Sinne  der  Kommissions- 
minderheit einzutreten,  also  ein  bloßes  Aufsiclitsgesetz  zu  erlassen.  Weniger  als 
wir  heute,  waren  aber  die  Zeitgenossen  von  dem  Vorgang  überrascht;  wenigstens 
sagt  Bankdirektor  Speiser  in  einem  Artikel  der  „Neuen  Zürcher  Zeitung"^ ^  man 
habe  dieses  Resultat  vorausgesehen.  „Wozu  noch  eine  Diskussion**,  fügt  er 
klagend  hinzu,  „die  eitel  Zeitverlust  sein  würde,  mochte  man  sich  sagen,  da  die 
Voten  ja  zum  Zählen  bereit  lagen.  Ueberdieß  stund  ja  schon  längst  die  Eisenbahnfrage 
nach  verschiedenen  Seiten  unbequem  im  Wege.  Wiederum,  und  auf  das  vierte 
Jahr,  sie  hinauszuschieben,  ging  nicht  wob]  an ;  es  mußte  also  dießmal  ein  Ende 
damit  gemacht  werden  und  man  erstickte  sie  zwischen  Kissen!  Ein  ehrenvoller 
parlamentarischer  Tod  war  ihr  nicht  gegönnt**. 

Die  Abstimmung  wurde  von  der  „Berner  Zeitung**  folgendermaßen  be> 
urtheilt : 

Thurgau  stimmt  für  Privatbau,  weil  nach  dem  Majoritätsgutaohten  der 
Eisen bahnkommission  nicht  die  Linie  Frauenfeld -Romanshorn  empfohlen  wird. 
Mit  dieser  Linie  wäre  Thurgau  für  den  Staatsbau  gewonnen  worden. 

Zürich  stimmt  für  Privatbau,  weil  es  in  Folge  dessen  mehr  oder  minder 
zum  Knotenpunkte  des  schweizerischen  Eisenbahnwesens  wird,  und  es  dadurch 
in  die  Stellung  gesetzt  wird,  den  westlichen  Kantonen  die  Bedingungen  zu  dik- 
tiren:   „Willigt    so  oder   so  ein  oder  —  wir  führen  die  Bahn  über  Waldshut •*. 

Liizern,  weil  es  auf  dem  Wege  des  Staatsbaues  nichts  zu  erhalten  hoffte 
und  zu  wenig  bedachte,  daß  durch  Privatbau  es  noch  viel  weniger  Aussicht 
dazu  hat. 

Die  kleinen  Kantone  stimmen  gegen  Staatsbau  ans  Kantonalismus. 

Aargan  war  getheilt,  weil  sein  Gebiet  theils  nach  der  Ostbahn  (Waldshut), 
theils  nach  der  Zentralbahn  (Ölten)  hingezogen  wird. 

Solothurn  stimmte  für  Privatbau,  weil  von  der  Majorität  der  Kommission 
die  Linie  durch  den  Oberaargau  statt  über  Solothurn  empfohlen  ward. 

Bern  war  getheilt:  die  Konservativen  stimmten  aus  Kantonalismus  und  als 
prinzipielle  Gegner  der  Eisenbahnen  für  Privatbau ;  aus  letzterem  Motive  auch 
zwei  Radikale.  Die  übrigen  dagegen  für  Staatsbau,  weil  nur  in  dieser  Weise 
die  westliche  Schweiz  der  östlichen  das  Gleichgewicht  zu  halten  vermag. 

Freiburg  für  Staatsbau  aus  Prinzip. 

Waadt  für  Privatbau  aus  Kantonalismus  und  weil  es  die  Frage  vom  Stand- 
punkte des  Interesses  der  westlichen  Schweiz  zu  wenig  würdigt. 

Wallis  für  Privatbau    —  aus  Gleichgültigkeit. 

Neuenburg  für  Privatbau  —  um  eine  Anknüpfungslinie  an  die  französischen 
Bahnen  durch  sein  Gebiet  zu  erhalten. 

Genf  für  Privatbau  aus  Kantonalismus  und  weil  es  so  mehr  Aussicht  hat, 
zur  Ein-  und  Ausgangsstation  für  die  westliche  Schweiz  zu  werden.  Denn  je 
östlicher  die  Verbindungslinie  mit  Basel  zu  stehen  kommt,  desto  frequentirter 
wird  die  Linie  über  Genf  nach  Frankreich  werden. 

lessin  für  Staatsbau,  weil  von  Privatbau  es  nichts  zu  hoffen  hat. 

Schaffhausen  für  Stuatsbau    —  aus  Patriotismus!** 

Mit  33  Stimmen  entschied  in  derselben  Session  auch  der  Ständerath  in 
gleichem  Sinne  wie  der  Nationalrath,  und  die  Schweiz  bekam  nun  ein  Bundes- 
gesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  im  Geblpt  der  schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft^  d.  d.  28.  Juli  1^52.  Die  Uuintessenz  seines  Inhaltes 
ist  auf  Seite  538/9    im  I.  Band    dieses    Lexikons    mitgetheilt.    (Die  Zahl   1850 
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in  der  22.  Zeile  auf  Seite  538  und  in  d^r  19.  Zeile  auf  Seite  539  ist  falsch; 
sie  sollte  lauten  1852.) 

* 

Das  Privatbahnsystem  hatte  also  gesiegt.  Die  nächste  Folge  war,  daß  sich 
«der  länge  darniedergehaltene  Unternehmungsgeist  mächtig  zu  regen  begann.  In 
Zürich  bildete  sich  sofort  (unter  der  Leitung  Alfred  Eschers)  eine  Zürich-Boden- 
«ee-Bahngesellschaft,  in  Basel  (unter  der  Führung  des  Bankdirektors  Speiser)  die 
Centralbahngesellschaft,  in  der  Westschweiz  wollte  eine  englische  Gesellschaft 
die  Linie  Genf-Lausanne-Payeme-Murten-Solothurn-Aarau  bauen.  Im  Nordosten, 
Norden  und  Westen  begann  der  Bau  von  Linien  fast  gleichzeitig.  Die  Kapital- 
beschaffungen waren  aber  schwierig,  Kantone  und  Gemeinden  mußten  in  Mit- 
leidenschaft gezogen  werden,  Fusionen  wurden  angestrebt  und  schon  im  Jahre 
1^57  schien  der  Zeitpunkt  dem  Bundesrath  wieder  günstig  zu  sein,  um  sich  an 
•die  Verstaatlichung  der  Bahnen  zu  wagen.  In  einem  Gutachten  hierüber  äußerte 
49ich  das  Post-  und  Baudepartement   unter  Anderm  wie  folgt: 

Ein  Rückkauf  der  schweizerischen  Bahnen  durch  den  Bund  ist  grundsätzlich  zu 
wünschen.  Es  soll  ein  Rückkauf  im  jetzigen  Augenblicke,  bei  Anlaß  der  obschwebenden 
Fusionsverhandlungen,  versucht  werden,  und  Vorschläge  sind  dießfalls  den  (jesellschaften 
2u  machen  nach  einem  der  drei  folgenden  Systeme : 

a.  Es  sollen  ihnen  für  ihre  Aktien  einfache  Staatsobligationen  ausgestellt  werden, 
die  fest  verzinslich  sind  und  in  einer  zu  bestimmenden  Periode  amortisirt  werden ; 

b.  Oder  es  soll  neben  einem  festen  Obligat ionenzinse  noch  Antheil  an  dem  all- 
fölligen  Mehrertrage  der  Bahnen  für  eine  zu  bestimmende  Reihe  von  Jahren 
eingeräumt  werden; 

c.  oder  es  soll  ihnen  statt  dieses  Antheils  an  dem  Mehrertrage  jährlich  ein  fixer 
Betrag,  z.  B.  V^^  7©  des  Gresamnitkapitals,  in  zu  verloosenden  Prämien  ausbezahlt 
werden. 

Eventuell  soll  schon  jetzt  auf  den  Ruckkauf  nach  Ablauf  der  ersten  konzessions- 
mäßigen Frist  von  dreißig  Jahren  Bedacht  genommen  werden  und  es  soll  zu  diesem 
Zwecke  : 

a.  von  jetzt  an  jährlich  eine  bestimmte  Summe  aus  der  Bundcskasse  zur  Bildung 
eines  Röckkaufs-  oder  Amortisationsfonds  bezahlt  werden ; 

b.  es  soll  dieser  Rückkaufsfond  zum  Ankauf  schweizerischer  Bahnaktien  verwendet, 
statt  in  anderer  Weise  an  Zins  gelegt  werden ; 

c.  es  soll  der  Bund  bei  Anlaß  einer  allfälligen  Generalfusion  dahin  streben,  neu 
auszugebende  Aktien  zu  übernehmen. 

Auf  dieses  Gutachten  hin  brachte  der  Bundesrath  folgenden  Antrag  seines 
Finan»lepartementes  als  Gesetzesvorschlag  vor  die  Bundesversammlung: 

^Verfügbare  Gelder  der  Eidgenossenschatl,  welche  nicht  besonderen  Zwecken  oder 
Stiftungen  angehören,  können  auch  auf  den  Ankauf  schweizerischer  Eisenbahnaktien 
verwendet  werden. 

Ein  Wiederverkauf  von  Aktien  darf  ohne  Erniächtigimg  der  Bundesversammlung 
nicht  stattüntlen*. 

lieber  diesen  Gesetzesvorschlag  konuten  sich  die  Kammern  nicht  verstän- 
digen und  es  blieb  beim  Alten,  d.  h.  bei  einer  ziemlich  bösen  Mißwirthschaft, 
so  daß  im  Jahre  1862  der  damalige  Bundespräsident  Stämpfli  in  einer  Schrift 
über  den  Rückkauf  der  schweizerischen  Eisenbahnen  (Verlag  von  Rudolf  Jenni, 
Bern)  schreiben  konnte  : 

^Dic  schweizerischen  Eisenbahnzustände  sind  krankhaft.  Von  dem  über  1000 
Kilometer  zahlenden  Netze  ist  kaum  ein  Fünftheil  in  gesunden  Verhältnissen;  bei  vier 
Fünftheilen  des  Netzes  beünden  sich  die  Gesellschaften  in  schlimmer  Lage;  sie  haben 
große  Mühe,  die  bereits  verbauten  Kapitalien  in  definitive  Anleihen  zu  konsolidiren 
oder  die  zur  Bauvollendiig  weiter  benöthigten  unter  eilräglichen  Bedingungen  aufzu- 
nehmen; bei  einem  großen  Tlieile  <les  Netze*  reicht  der  Ertrag  nicht  aus,  um  die 
Obligationen  zu  verzinsen,  von  Dividenden  an  die  Aktionäre  nir'ht  zu  reden.  Gemeinden 
und  Kantone  haben  im    allgemeinen  Eisenbahn-Wettringen    und   um  den  Kampf  gegen 
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Rivalen  zu  bestehen,  durch  Aktien-  oder  Anleihensbetheiligungen  sich  schwer  belasten 
was  in  ihren  ganzen  Haushalt  tief  eingreift  und  sie  zu  Einschränkungen  in  nützlichet, 
Admtnistrationsgebieten  und  zur  Erhöhung  der  bestehenden  und  Einfahrung  neuer 
Steuern  nöthigt.  Die  gesammte  Eidgenossenschaft  leidet  an  dem  Kufe  schweizerischen 
Kredites  und  Greschickes,  da  der  Mißkredit  und  das  Ungeschick  von  Gesellschaften  und 
Privat-Unternehmungen  in  den  Augen  des  betheiligten  Auslandes  mehr  oder  minder 
auf  das  ganze  Land  zurückfällt;  die  NetzzerstQckelung,  die  Verschiedemheit  der  Kon- 
2essionsbestimmungen  führen  zu  vielen  Hemmnissen  und  Verwicklungen  im  Innern  und 
machen  jedes  einheitliche,  schweizerische  Auftreten  nach  Außen  unmOghch.  Die  Miß- 
stände sind  auf  dem  Boden  der  Kantonal-Autonomie  und  des  Privatbaues  entstanden. 
Wenn  nun  Mittel  und  Wege  ausfindig  gemacht  werden  können,  um  aus  dem  krank- 
hatlen  Zustande  heraus  zu  kommen,  wobei  einerseits  die  Aktionäre,  die  Gläubiger,  die 
«Gesellschaften,  die  belasteten  Korporationen  und  Kantone  in  eine  bessere  Lage  versetzt 
werden,  und  anderseits  das  gesammte  Vaterland  gewinnt,  so  lohnt  es  sich  wohl  der 
Mühe,  und  es  ist  besonders  die  Pflicht  der  schweizerischen  Staatsmänner,  die  Sache 
wohl  in  Erwägung  zu  ziehen.  Ein  solches  Mittel,  wir  nennen  es  sogleich  und  ohne 
Umscli weife,   ist  der  Rückkauf  der  sämmtlichen  Bahnen   durch  die  Eidgenossenschaft*. 

Die  Stimme  des  Bundespräsidenten  verhallte  wirkungslos,  höchsten  daß  sie 
mehr  oder  weniger  gleichgesinnten  Schriften  eines  Bartholony  (1863),  Bonna 
(1868),  Kaiser  (1869)  rief. 

Die  Bahngesellschaften  aber  lebten  lustig  in  Konflikten  miteinander,  mit 
•den  kantonalen  Gewalten  und  mit  den  öffentlichen  Yerkehrsbedürfnissen.  Anlaß 
■dazu  boten  in  reichlichem  Maße  die  Fragen  betrefifend  Erstellung  nener  Linien, 
Eegulirung  der  Anschlußverhältnisse,  Ineinandergreifen  der  Fahrtenpläne,  Trans- 
porttarife, Haftpflicht,  die  Einrichtung  von  Schnellzügen  u.  s.  w.  Umfaßte  das 
Netz  einer  Gesellschaft  mehrere  Kantone,  so  war  eine  einzelne  Kantonalgewalt 
nicht  im  Stande,  ihre  Autorität  zur  Geltang  zn  bringen,  und  eine  Verständiguag 
unter  den  einzelnen  Kantonen  zu  gemeinsamer  Aktion  hatte  in  der  Regel  in  den 
verschiedenen  Interessen  und  Dispositionen  derselben  unübersteigliche  Schwierig- 
keiten. 

So  wurden  endlich  die  Kantone  und  die  Bahngesellschaften  selbst  der  nn- 
leidigen  Zustände  satt  und  richteten  jetzt  ihre  Blicke  httlfesuchend  auf  den  Bund. 
Nicht  daß  man  von  ihm  den  Eückkauf  der  Bahnen  begehrte,  wohl  aber  eine 
umfassendere  bundesgesetzliche  Ordnung,  als  die  im  lückenhaften  G^etz  von  1852 
vorgesehene.  Diesem  Ordnungstrieb  zu  entsprechen,  hatte  der  Bund  um  so  mehr 
Ursache,  als  infolge  des  internationalen  Gotthardbahnvertrages  von  1869/71 
sowieso  ein  anderes  eidgenössisches  Eisenbahnrecht  geschaffen  werden  mußte  als 
dasjenige  von  1852.  Die  Aufgabe  wurde  gelöst  durch  das  Bundesgesetz  vom 
23,  Dezember  1872  betreffend  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen,  Sein 
Wortlaut  ist  auf  Seite  539  u.  ff.  des  I.  Bandes  dieses  Lexikons  mitgetheilt. 

Daß  sich  der  Bund  eine  energische  Handhabung  des  Gesetzes  angelegen 
sein  ließ,  erhellt  aus  der  langen  Aufzählung  von  Verordnungen  und  Ergänzungs- 
gesetzen auf  Seite  546/7  des  I.  Bandes.  Hiezu  kommen  noch  :  1)  Das  Bundes- 
gesetz vom  28.  Juni  1889  betreffend  die  Hülfskassen  der  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffgesellschaften,  2)  das  Bundesgesetz  vom  27.  Juni  1890  betreffend 
die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  andern  Transportanstalten, 
3)  der  Bundesbeschluß  vom  27.  Juni  1890  betreffend  den  Ankauf  der  Prioritäts- 
aktien der  Jura-Simplon-Bahn.  Pendent  ist  zur  Zeit  und  als  Traktandum  für 
die  Juuisession  1891  der  Bundesversammlung  vorgesehen  ein  Bundesbeschluß 
betreffend  den  Erwerb  von  50,000  Aktien  der  Zentralbahn. 

Diese  zwei  letzteren  Beschlüsse  bilden  einen  neuen  Wendepunkt  in  der 
schweizerischen  Eisenbahngeschichte ;  denn  der  Erwerb  von  Bahnaktien  durch 
den  Bund  bedeutet  nichts  weniger  als  den  Beginn  zur  Verstaatlichung  der  Bahnen. 
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Damit  dchlägt  der  Bund  jetzt  den  Weg  ein,  den  schon  lt<57  das  damalige  Post- 
and Haadepartement  betreten  wollte.  Der  Bund  greift  zu  diesem  Mittel,  weil 
CS  ihm  vortheilhafter  erscheint  als  der  honzeasionsmnßigc  Kiiekkanf  und  sicherer 
als  der  freiwillige  Rückkauf.  Ein  im  Jahre  1888  gemachter  Versuch,  das  StXz 
der  Nordostbahn  vertraglich  zu  erwerben,  scheiterte  bekanntlich  (immerhin  er- 
neuerte der  Bundesrath  diesen  Versuch  im  Jahre  1891  bei  der  Centralbahn  und 
zwar  mit  Aussicht  auf  Erfolg),  während  im  Jahre  1883  von  einer  Kündigung 
der  1888  fälligen  Konzessionen  deßhalb  Umgang  genommen  wurde,  weil  —  nach 
der  Ansicht  des  Bundesrathes  —  der  Bund  sich  zu  großen  finanziellen  Gefahren 
ausgesetzt  haben  würde. 

£s  verlohnt  sich,  die  Gesichtspunkte,  welche  den  Bundesrath  bei  dem  Er- 
werb von  Aktien  leiten,  nach  seinen  eigenen  Worten  klar  zu  legen.  Derselbe 
sagt  in  seiner  Botschaft  vom  30.  Mai  1891  betreffend  den  Erwerb  der  Jiira- 
Simplon-Aktien : 

-Wir  haben  in  unserer  Bolschaft  vom  9.  Dezeinbor  IS89  auf  die  Folgen  aulinerk- 
sam  gemacht,  welche  sich  aus  der  Fusion  «ier  wesLschweizerischen  Eisenliahnlinien  mit 
der  Jura-Bern-Luzern-Bahn  (1  Jan.  1890»  für  die  schweizerische  Eisenbahnpolitik  er^reben. 
Diese  Yereini^runf:  vollzielit  sicli  niclit  bloü  zwischen  den  privaten  Eisenbahngesellsrhaflen 
zum  Zwecke  des  Betriebes  des  nunmehr  bei  weitem  groliten  »schweizerischen  Eisenbahn- 
netzes, sondern  es  kommt  dabei  die  Be4!eutung  und  der  Einthil^  der  betheilitrten  Kantone 
in  einer  Weise  zur  Geltung,  wie  «lieses  bei  keinem  «Ier  andern  Bahnnetze  der  Fall  ist. 
In  dieser  Beziehuni;  Itillt  vor  Allem  die  Stellunt?  des  Kantons  Bern  in  Betracht.  Die 
entscheidende  Betheiligung  desselben  an  dem  Entstehen  der  Jura -Bei  n-Luzern-Bahn  und 
der  maUgebenrle  EintluU,  welchen  er  als  grötUer  Aktionär  bei  der  Verwaltung  dieses 
Netzes  nusgeübt  iiat,  verliehen  dem  letzteren  den  Charakter  einer  Staatsbnhn.  Durch 
die  Genehmigung  der  Fusion  haben  die  Behörden  und  das  Volk  des  Kantons  Bern  die 
Fortsetzung  der  bisherigen  Politik  gebilligt  und  gleichzeitig  auch  die  Ziele  gulgeheiL>en. 
welche  die  Vereinigung  au>drürklicii  als  die  ihrigen  anerkennt :  der  Kanton  Bern  hat 
die  ei.>enl»ahnp«ilitische  Bundesgenossenschafl  iler  Kantone  Freiburg,  Waadt  und  Wallis 
erworben  und  diese  sich  ihrerseits  die  Mitwirkung  des  gröLiten  Kantons  zur  Elrreichung 
ihres  längst  angestrebten  Zieles,  des  Simplrmdurchsticiies,  gesichert.  Neben  dem  recht- 
lichen und  moralischen  Eintluli.  den  vier  Kantone  mit  einer  Bevölkerung  von  rund 
einer  Million  Seelen  zur  Errei<'hung  ihres  Zweckes  auszuüben  im  Falle  sind,  kommt  das 
direkte  finanzielle  Interesse  in  Betracht,  welches  sie  an  <lie  neue  tiesellschaft  knüptl. 
Der  Aklienb(?sitz  der  vier  Kantone  beträgt  zur  Zeil  77.777  Stuck,  welche  in  der  General- 
versammlung ebensoviel  Stimmen  repräsentiren,  und  zudem  sind  die  Kantone  im  Ver- 
waltungsrath  bei  einer  GesHUimtzahl  von  50     IM)  Mitgliedern  mit  19  Stimmen  betheiligt^ 

,Die  Stellung,  welche  dem  Bund  aus  die^^er  Situation  erwächst,  ist  nicht  zu  ver- 
kennen. Die  Thatsache,  daLi  durch  «las  Zu>ammenwirken  v«»n  kantonalen  Begierungen 
mit  «len  Eisenbidingesejlsrhaflen  in  «Ier  Verl»esserung  unserer  Ei<enbahnzustän«le  fiesul- 
tate  erreirht  wonlen  «ind,  wie  sie  der  Bund  in  trleicher  Bedeutung  bis  anbin  nicht  zu 
erzielen  im  Stande  w;«r.  muU  nothwendig  zur  Scliwächung  des  Einflusses  der  Eidgenossen- 
schall  ITdiren.  wenn  «lieselbe  nirht  den  Willen  und  «lie  Krafl  besitzt,  sich  am-h  ihrerseits 
die  gebiihrende  Stellung  zu  erobern.  Der  Bund  wird  zwar  gegcnilber  der  fusionirten 
iJeselNchaft  im  Stande  sein,  die  iMlichten  zu  erfüllen,  welrlie  ihm  bei  der  heutigen 
Sariilage  im  schweizerisrlien  Eisenbahnwesen  obliegen,  aber  er  wini  t?s  nicht  vernirigen, 
der  weitaus  hölien-n  Autt.Mbi*  g«Mecbt  zu  werden,  welche  die  Zukunft  gebieterisrh  an 
ihn  stellt.  So  lange  die  Fu-^innen  nicht  als  Vorb(Teitungen  zur  Verstaatlichung  der 
Bahnen  betrachtet  un<i  behandelt  werden,  führen  sie  im  (Jetientheil  von  diesem  Ziele 
ab,  indem  sie  die  Macht  der  (iesellschafteii  stärken  und  <lie  kantonalen  Einflüsse  auf 
Kosten  derjenigen  des  Bunde;»  vermehren." 

Und  in  der  Botschaft  vom  21.  März  l^<91  betreffend  den  Ankauf  von 
Centralbahnaktien  sagt  es  der  Bundesrath  ot!*en  heraus,  daß  der  Zweck  dieser 
Maßregel  keineswegs  der  sein  solle,  den  Bund  dauernd  zum  Großaktionär  der 
Centralbahn  zn  machen,  sondern  „unser  Ziel  ist  die  p]r Werbung  der  Centralbahn 
und  der  Betrieb  derselben  durch  den  Bund  mit  der  gleichzeitigen  Absicht  der 
Buccessiven  Erwerbung  des  gesammten  schweizerischen  Bahnnetze« **. 
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Der  Verfasser  dieses  Artikels  gehört  za  denjenigen,  welche  bedauern,  daß 
im  Jahre  1852  das  Privatbahnsystem  über  das  Staatsbahnsystem  gesiegt  hat. 
Demgemäß  ist  auch  der  Artikel  in  staatsbahnfreundlichem  Sinne  gehalten.  Der 
Leser  soll  aber  auch  den  gegen theiligen  Standpunkt  kennen  lernen,  und  machen 
wir  ihn  deßhalb  mit  einigen  Stellen  aus  der  Schrift  von  G.  Stoll  „Zur  Ehren- 
rettung des  Privatbahnsystems  in  der  Schweiz**  (Ztlrich,  Orell  Füßli  &  Co.,  1888) 
bekannt. 

Zunächst  führt  G.  Stoll  den  Nachweis,  daß  die  bis  1861  gebauten  Bahnen 
per  Kilometer  166,000  Franken  mehr  Baukosten  erforderten  als  man  im  Jahre 
1852  angenommen  hatte,  so  daß  also  der  Bund  bereit«  in  diesem  Punkte  sehr 
schlimme  Erfahrungen  gemacht  hätte.  (Bei  gleichem  Netz  hätte  er  174,750,000 
Franken  mehr  aufbringen  müssen  als  1852  vorgesehen.) 

Ferner  glaubt  G.  Stoll,  daß  die  Privatthätigkeit  der  Schweiz  viel  rascher 
ein  großes  Bahnnetz  gegeben  habe,  als  der  Bund  es  gethan  hätte,  denn  nach 
einem  Zeitraum  von  wenig  mehr  als  30  Jahren  übertraf  das  schweizerische 
Babnnetz  das  von  den  Befürwortern  der  Staatsbahnen  ursprünglich  projektirte 
Netz  um  mehr  als  das  Zweiundeinhalbfache. 

„Die  Gotthardbahn  wäre  vom  Bund  nicht  gebaut  worden  und  der  wirth- 
schaftliche  Aufschwung,  der  sich  an  dieselbe  knüpfte,  wäre  ausgeblieben;  oder 
wenn  er  sie  gebaut  hätte,  so  wären  die  96  ^a  Millionen  Franken,  mit  welchen 
die  Gotthardbahngesellschaft  vom  Ausland  (88  Mill.),  und  von  der  Nordost- 
und  Centralbahn  (8^2  Mill.)  subventionirt  wurde,  zu  seinen  Lasten  gefallen,  denn 
letztere  zwei  Privatgesellschaften  hätten  nicht  existirt,  und  beim  Ausland  hätte 
er  sich  aus  politischen  Gründen  nicht  um  Subventionen  bewerben  dürfen. 

„Die  durch  die  Privatthätigkeit  hervorgerufene  großartige  Entwicklung  des 
schweizerischen  Eisenbahnwesens  hat  zwar  auf  der  einen  Seite  die  einzelnen 
Eisenbahnuntemehmungen  die  schwersten  Opfer  gekostet,  auf  der  anderen  Seite 
aber  der  Schweiz  selbst  durch  Hebung  der  materiellen  Wohlfahrt  ihrer  Bevölkerung 
wie  durch  Vermehrung  ihrer  Bundeseinkünfte  immensen  Nutzen  gebracht." 

Allerdings  fällt  von  den  Hunderten  von  Millionen,  welche  auf  den  Schweiz. 
Eisenbahnen  verloren  gegangen  sind,  nur  ein  Theil  auf  das  Ausland,  der  größte 
Theil  des  Verlustes  fällt  ohne  Zweifel  auf  die  Schweiz  selbst.  Und  gewiß  gibt 
es  schweizerische  Angehörige  die  Menge  und  gibt  es  zahlreiche  schweizerische 
Glemeinwesen  welche  in  Folge  der  zu  Gunsten  der  Eisenbahnen  gebrachten  Opfer 
noch  während  einer  langen  Zukunft  zu  leiden  haben  werden.  Allein  so  beklagens- 
werth  diese  Thatsache  auch  an  und  für  sich  zweifellos  ist,  so  handelt  es  sich 
doch  immerhin  bloß  um  Verluste  Einzelner.  Dem  Lande  selbst,  als  Gesammi- 
heü  in's  Auge  gefaßt,  haben  die  Uebertreibungen  der  privaten  Eisenbahn- Industrie 
viel  mehr  Vortheile  als  Nachtheile  gebracht.  Gerade  die  außerordentliche  Aus- 
dehnung des  Bahnnetze^  hat  mächtig  dazu  mitgewirkt,  die  ganze  wirthschaftliche 
Thätigkeit  des  Landes  zu  heben  und  den  Wohlstand  allgemeiner  zu  verbreiten. 
Niemand,  der  die  heutigen  Zustände  mit  denen  vergleicht,  welche  vor  30  Jahren 
bestanden,  wird  bestreiten,  daß  in  der  Zwischenzeit  unser  ganzes  gewerbliches 
Leben  einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen  und  der  allgemeine  Wohlstand 
sich  in  außerordentlichem  Maße  vermehrt  habe.  Zeugnissen  hievon  begegnen  wir 
auf  Schritt  und  Tritt.  Jenem  allgemeinen  materiellen  Aufschwung  ist  auch  der 
gegenwärtige  blühende  Zustand  unserer  Bundesfinanzen  in  erster  Linie  zu  ver- 
danken, da  derselbe  natürlich  einen  außerordentlich  günstigen  Einfluß  auf  die 
Erträgnisse  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  ganz  besonders  aber  auf  die 
Vermehrung  unserer  Zolleinkünfte  ausgeübt  hat. 

Forrer,  VolkiwirthschaftH-Lezikon  der  Schweiz.  k) 
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^Da8  Bundesbahn-System  ist  ganz  geeignet,  das  Eldorado  unseres  Streber- 
thums  zu  werden.  In  dieser  Beziehung  ist  es  vielleicht  von  symptomatischer 
Bedeutung,  daß  unsere  Arbeiter-  und  Grtttlivereine  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen zu  einem  der  Hauptpunkte  ihres  Programmes  gemacht  haben.  Die  Agitation 
für  Herabsetzung  der  Eisenbahntarife,  insbesondere  fitr  Herabsetzung  der  Personen- 
taxen, dürfte  leicht  eine  noch  mächtigere  Wirkung  auf  die  Menge  ausüben,  als 
es  in  vielen  Kantonen  die  Agitation  für  Herabsetzung  des  Salzpreises  gethan 
hat.  Sind  aber  einmal  die  Bundesbahnen  zum  Tummelplatz  der  Demagogie  ge- 
worden, dann  gnade  Gott  unseren  Bundesfinanzen !  ** 

„Man  weiß,  daß  in  den  meisten  Fragen  wirthschaftlichen  Charakters,  die 
Anschauungen  der  Ost-  und  der  Westschweiz  außerordentlich  weit  auseinander 
gehen.  Und  wenn  man  sich  des  drohenden  Ausspruchs  erinnert,  den  vor  wenigen 
Jahren  gelegentlich  einer  Zolldebatte  ein  Führer  der  radikalen  Westschweizer 
in  offener  Bundesversammlung  gethan  hat,  so  muß  man  sich  fragen,  ist  es  staats- 
klug gehandelt,  wird  es  nicht  das  Gefühl  der  nationalen  Zusammengehörigkeit 
lockern,  wenn  wir  durch  die  Zentralisation  der  Eisenbahnen  einen  Zustand  schaffen, 
der  ganz  dazu  angethan  ist,  in  seiner  weiteren  Entwicklung  zu  einem  neuen  Zank- 
apfel zwischen  der  Westschweiz  und  der  Ostschweiz  zu  werden?" 

Diesen  Anschauungen  eines  erfahrenen  Finanzmannes  undEisenbahnverwaltnngs- 
rathes  gegenüber  ist  es  interessant,  ein  zweites  Urtheil  aus  dem  Munde  einer 
Autorität  in  Eisenbahnsachen  zu  vernehmen.  Es  sagte  Herr  Jurabahndirektor 
Marti  im  Nationalrath,  anläßlich  der  Debatten  über  den  Ankauf  der  Jura-Simplon- 
Aktien  (nach  der   „Berner  Zeitung**   vom  21.  Juni  1890): 

^Zu  was  hat  uns  «He  Privatwiiibschaft  im  Eisenbahnwesen  geführt V  Zur  Un- 
ordnung im  Eisenbahnverkehr,  zur  Erniedrigung  iles  Landes,  zur  Vernichtung  einer 
großen  Zabi  von  Existenzen.  Kolossale  Summen  sind  im  Eisenbahnwesen  zu  Grunde 
gegangen.  Ich  erinnere  Sie  au  die  Kurse  der  Nordostbahn,  der  Centralbahn  und  der 
Gotthardbabn  im  Anfang  der  70er  Jahre  und  im  Jahre  1878.  Xicht  weniger  als 
567  Millionen  sind  damals  verloren  gegangen.  Olivier  Zschokke  berechnet  sie  auf 
443  Millionen.  Es  sind  aber  dabei  nur  die  Norinalbahnen  in  Berücksichtigung  gezogen. 
Wer  hat  diese  Summen  verloren?  Das  Schweizervolk  hat  sie  verloren  und  die  Spekulanten 
haben  sie  gewonnen.  Und  heute  ist  der  Schwindel  wieder  größer  als  je.  Die  Aktien 
aller  der  genannten  Bahnen  stehen  wiederum  hoch  und  noch  höher  als  in  den  Zeiten 
der  7üer  Jahre.  Denken  Sie  ferner  an  den  Gnlndungsschwindel  bei  den  Bergbahnen 
und  Bähnlein.  Wiederum  wird  die  Reaktion  eintreten,  wiederum  werden  es  die  Spekulanten 
sein,  welche  sich  vergnügt  die  Hände  reiben  und  wiederum  wird  es  das  Volk  sein, 
welches  die  Zeche  bezahlen  muß. 

,Wir  stehen  heute  im  Eisenbahnwesen  auf  einem  durchaus  unklaren  und  un- 
gesunden Boden.  Der  Bund  ist  jrenöthigt,  eine  Novelle  über  die  andere  dem  Eisenbahn- 
netz l)eizufiigen.  Kein  Mensch  weiß  mehr,  was  Rechtens  i.-»!.  wenn  wir  s«)  d'rauf  los 
legiferiren.  Es  werden  au<-h  die  Gesichtspunkte  und  Ziele  des  Eisenbahndepartementes 
häufig  weit  überschritten,  ebenso  <las  Maß  des  Zulässigen  und  Möglichen.  Man  weiß 
manchmal  nicht,  wer  hinter  diesen  Anträgen  steckt,  ob  es  Techniker  sind,  Gesellschaften, 
Spekulanten  oder  Heizer.  Die  eidgenössische  Kontrole  ist  zu  einer  Folizeianstalt  geworden. 
Damit  kommen  wir  an  kein  Ziel.  Wir  bewirken  höchstens,  daß  den  Eisenbalinverwaltungea 
jede  Lust  zur  Initiative  t?enommen  wird.  Der  Fehler  liegt  eben  darin,  daß  der  Bund 
statt  in  der  Verwaltung  außerhnlh  der  Verwaltung  stellt.  Die  Spekulanten  sind  es  zu- 
frieden, wenn  «ler  Bund  sich  außerhalb  der  Eisenbahnverwaltungen  betindet.  Dafür 
befinden  sie  sich  darin  und  schalten  und  walten  zu  ihrem  Nutzen.* 

Bei  dem  nämlichen  Anlaß  machte  der  Chef  des  eidg.  Eisenbahndepartementes 
die  überraschende  Mittbeilung,  daß  bei  der  Liquidation  zahlungsunfähiger  Privat- 
bahnen 100^833, 09.')  Fr.  verloren  gegangen  sind  ^).    Und  er  fügte  u.  a.  bei:   ^Ich 

*)  Es  haben  u.  a.  licjuidirt:  Die  Naüonalbahn,  die  Ostwestbahn,  die  erste  Unter- 
72ehmung  des  Jura-industriel,  die  ehemahge  Ligne  d'Italie  im  Wallis. 
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glaubei  es  gibt  in  ganz  Europa  kein  einziges  Land,  in  welchem  zwischen  dem 
Verkehr  und  den  Eisenbahnverwaltnngen  so  wenig  Eontakt  besteht  wie  bei  uns. 
Die  Aufsicht  des  Bundes  ist  eine  lediglich  polizeiliche,  bureaukratische.  In  Bezug 
auf  die  Tarife  können  wir  lediglich  dafUr  sorgen,  daß  sich  dieselben  in  den 
richtigen  komess ionsgemäßen  Schranken  halten;  daß  dieselben  den  Bedürfnissen 
des  Verkehrs  und  der  Industrie  angepaßt  werden,  können  wir  nicht  erzwingen."* 
Was  aber  die  Tarife  der  Bahnen  zu  bedeuten  haben,  zeigte  der  Redner  dadurch, 
•daß  er  den  Zollergebnissen  des  Jahres  1886  die  Frachtergebnisse  des  nämlichen 
Jahres  gegenüberstellte.  Es  verausgabte  der  schweizerische  Handel  für  Zoll 
22*395,000  Fr.  und  für  Bahnfracht  der  nämlichen  Güter  41^697,000  Fr. 

Ein  Zürcher  Kaufmann  ^)  erblickt  in  den  Frachtverhältnissen  das  entscheidende 
Moment  für  die  Verstaatlichung  der  Bahnen.    Er  sagt: 

Nun  gelange  ich  zu  dem,  meiner  Ansicht  nach,  wichtigsten  Argument,  das 

für  die  Frage  der  Verstaatlichung  unserer  Bahnen  von  eigentlich  Icapitaler  Bedeutung 
ist,  und  welches  das  entscheidende  sein  soüte. 

,0b  die  Bahnen  heute  oder  morgen  verstaatlicht  werden  sollten,  wäre  an  und  für 
sich  ziemlich  gleichgültig,  wenn  bei  unseren  Nachbarn  die  Eisenbahn  frage  im  gleichen 
Stadium  wäre,  wie  in  der  Schweiz.  Aber  dies  ist  durchaus  nicht  der  Fall. 

,In  Frankreich  werden  in  50 — 70  Jahren  die  wichtigsten  Privatlinien  dem  Staate 
kostenfrei  zufallen,  d.  h.  der  Staat  bat  nur  das  bewegliche  und  Betrieb-Material  zum 
Schatzungspreise  zu  übernehmen.  Deutschland  wird  in  der  gleichen  Zeit  sein  Anlage- 
kapital so  viel  wie  möglich  zu  amortisiren  suchen;  es  wird  daraufhinarbeiten,  daß  es 
im  gleichen  Zeitpunkt,  in  welchem  die  französischen  Privatbahnen  an  den  Staat  zurück- 
fallen, seine  Verkehrsmittel  unter  gleich  günstigen  Verhältnissen  zu  seiner  Verfügung 
hat  wie  Frankreich.  Die  wirthschat'tliche  Lage  dieser  beiden  Länder  wird  dannzumal 
eine  ganz  andere  sein  als  wie  sie  sich  uns  heute  präsentirt.  Beide  Staaten  werden  ge- 
waltige Eisenbahnnetze  besitzen,  welche  nur  wenig  kosten,  daher  auch  dem  Handel 
und  Verkehr  außerordentlich  hillige  Dienste  leisten  können.  Wird  dann  die  Schweiz  im 
Stande  sein,  ihr  industrielles  Gleichgewicht  zu  behaupten?* 

*  * 

* 

Durch  Verzögerungen,  welche  der  Druck  dieser  Bogen  erlitten  hat,  ist  der 
Inhalt  des  Artikels  theil weise  von  den  Ereignissen  überholt  wurden. 

Der  Ankauf  von  50,000  Aktien  der  Ceutralbahn  wurde  vom  Nationalrath 
gutgeheissen,  vom  Ständerath  jedoch  abgelehnt.  Dagegen  einigten  sich  beide 
Räthe  am  25.  Juni  1891  anf  den  Ankauf  der  Centralbahn,  auf  Grund  folgenden 
Vertrages,  den  der  Bundesrath  am  3.  April  1891  mit  dem  Direktorium  der 
Centralbahn  vereinbart  hatte: 

Art.  1.  Die  schweizerische  Centralbalmgesellschall  tritt  ihr  gesammtes  bewegliches 
un<l  unbewegliches  Vermögen  dem  Bunde  zu  Eigenthum  ab,  mit  InbegrilT  ihrer  Antheile 
an  <len  Gemeinschaftshahnen  (Bötzbergbahn,  Aargauische  Südbahn.  Koblenz-Stein  und 
Wohlen-Bremgarten)  und  mit  Einschluß  der  vorhamlenen  Fonds;  der  Gesellschaft  wird 
von  dem  Aktivsaldo  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  Jahres  1890  ein  Betrag  von 
Fr.  3,300.Ü00  im  Maximum  überlassen,  während  der  Ueberschuß  dem  Bun<le  zutallt. 

Der  Bund  übernimmt  dieses  Vermögen  in  dem  auf  den  Zeitpunkt  der  T'ebergabe 
(Art.  4)  sich  ergebenden  Bestände  mit  allen  Rechten  und  Lasten  und  mit  der  Ver- 
pflichtung, alle  Verbindlichkeiteu  der  schweizerischen  Centralhahngesells»-hatl  zu  erfüllen, 
in  der  Meinung,  daß  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  berechtigt  sein  sollen,  ihre  Ansprüche 
dem  Bunde  gegenüber  selbständig  zu  verfolgen  (Art.  128,  Obli^'ationenrecht). 

Art.  2.  Als  Gegenleistung  übergibt  «ler  Bund  der  Central hahngesellschaft  spätestens 
2  Monate  nach  Inkrafttreten  dieses  Vertrages  für  jede  Aktie  im  Nominalbeträge  von 
Fr.  500  einen  zti  3'V"  per  Jahr  verzinslichen  eidj^eiiössisclien  Keüteiilitel  bezw.  Interims- 
schein  im  Nominalbetrage  von  Fr.  10<MJ  und  mit  ZiiisgenuL>  vom  1.  August  1.S91  an; 
im  Uebrigen    sollen   «iiese  Rententitel,   sowohl   in  Bezu^^   auf  die  diulurch  begründeten 


")  Ammann-Spiller  .Ueber  die  Verstaalli<'hunir  der  schweizerisclien  Eisenbahnen**, 
A'ortrag  in  der  Kaufmännischen  Ge-^elUcbafl  Züricli  am  :2(».  .larmar  1888. 
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Rechte  und  Verbindlichkeiten,  als  auch  der  Form  nach,  den  hn  Jahre  1890  ausgegebenea 
eidgenössischen  Eisenbahnrententiteln  genau  entsprechen. 

Insofern  die  Gesellschaft  beabsichtigt,  das  den  Aktionären  zukommende  Vermögen 
vor  Ablauf  des  in  Art.  667,  Abs.  2,  Obligationenrecht  festgesetzten  Termines  aushinzu- 
geben, so  verpflichtet  sich  der  Bund,  den  Gläubigern  die  in  Abs.  4  des  angeführten 
Artikels  vorgesehene  Sicherheit  zu  leisten. 

Art.  3.  Die  Gentralbahngesellschaft  wird  die  derzeitigen  Mitglieder  des  Direktoriums 
mit  der  Liquidation  beauftragen,  für  welche,  soweit  die  Rechte  des  Bundes  in  Frage 
kommen,  die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  maßgebend  sind,  und  deren  Kosten  der 
Bund  zu  übernehmen  hat. 

Behufs  möglichster  Vereinfachung  und  Förderung  des  Verfahrens  werden  die 
Liquidatoren  sich  mit  dem  Bundesrathe  ins  Einvernehmen  setzen  und  namentlich 
bezüglich  der  zu  erlassenden  Publikationen  und  Anzeigen  dessen  Ansicht  einholen 

Art.  4.  Nach  allseitig  erfolgter  Ratifikation  des  vorliegenden  Vertrages  hat  sobald 
als  möglich  der  Uebergang  der  Unternehmung  an  den  Bund  und  die  Uebergabe  des 
Vermögens  stattzufinden. 

Bis  zur  Uebergabe  des  Gesellschaftsvermögens  an  den  Bund  wird  die  Gesellschaft 
fortfahren,  das  Unternehmen  in  allen  Theilen  in  eigenem  Namen,  aber,  für  den  Fall 
der  Genehmigung  des  Vertrages,  vom  1.  Januar  1891  an  auf  Rechnung  des  Bundes 
zu  verwalten  und  zu  betreiben.  Sie  wird  dab'^i  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
und  in  gewohnter  Weise  verfahren.  Immerhin  sollen  eingreifende  Veränderungen  am 
Status  quo  des  Gesellschaftsvermögens  und  außergewöhnliche  Ausgaben,  welche  nicht 
gegenwärtig  schon  durch  Gesetz  oder  Vertrag  begründet  sind,  nur  mit  Zustimmung  des 
Bundesrathes  vorgenommen  werden. 

Art.  5.  Der  Bund  stellt  es  den  Mitgliedern  des  Direktoriums  der  Centralbahn 
anheim,  unter  den  jetzigen  Anstellungsbedingungen,  welche  ihnen  für  eine  Amtsdauer 
bis  1.  Juli  1896  zugesichert  werden,  in  die  Bundesverwaltung  überzutreten. 

Der  Bund  verpflichtet  sich  ferner,  die  übrigen  Beamten  und  Angestellten  der 
Centralbahn  unter  den  bestehenden  Anstellungsbedingungen  in  seine  Dienste  zu  über- 
nehmen, und  zwar,  soweit  immer  möglich,  in  gleicher  dienstlicher  Stellung. 

Art.  0.  Der  Bund  verpflichtet  sich,  bezüglich  der  Hülfskasse  der  Beamten  der 
C4entralbahn  in  die  Verpflichtungen  der  Gentralbahngesellschaft  einzutreten. 

Art.  7.  Der  Sitz  der  Verwaltung  der  Centralhahnlinien  soll  jedenfalls  so  lange 
in  Basel  bleiben,  als  nicht  rlie  weitere  Verstaatlichung  schweizerischer  Hauptbahnen 
eine  Aenderung  der  Organisation  nothweudig  macht. 

Art.  8.  Gegenwärtiger  Vertrag  fällt  dahin,  wenn  derselbe  nicht  bis  1.  November  1891 
endgültig  die  (Tenehmigung  des  Bundes,  sowie  anderseits  diejenige  des  Verwaltungsrathes 
und  der  (ieneralversammlung  der  schweizerischen  Central  bah  ngesellschaft  erhalten 
haben  wird. 

Art.  9.  AllfTillige  Streitigkeilen  über  die  Auslegung  oder  Vollziehung  dieses  Ver- 
trages sind  vnm  Buiidesgericht  zu  entscheiden. 

Dieser  Vertrag  wurde  im  Juni  1891  von  der  Generalversammlung  der 
Centralbahnaktionäre  angenommen,  und  es  hat  der.selbe  nur  noch  das  Referendum 
des  Schweizervolkes  zu  passiren.  Die  Referendumsfrist  dauert  bis  zum  29.  Sep- 
tember  1891. 

Wie  nun  auch  die  Volksabstimmung  über  den  Ankauf  der  Centralbahn  aus- 
falle, ob  für  oder  gegen,  wird  immerhin  der  nachfolgende  Auszug  aus  der  bunde«- 
räthliohe  Botschaft  vom  15.  Mai  1891,  diese  Angelegenheit  betreffend,  von 
grossem  orientirendem  Interesse  sein : 

Die  Kommission  des  Nationalrathes,  welcher  unsere  Anträge  betreffend  den  Ankauf 
der  r'entralbahn  überwiesen  worden  sind,  hat  den  Wunsch  ausgesprochen,  daß  der 
Bundesrat!!  in  Ergänzung  seiner  Botschaft  sich  über  <lie  Grundsätze  ausspreche,  nach 
denen  «lie  von  dem  Bunde  zu  erwerbenden  Eisenbahnen  zu  verwalten  und  zu  \\e- 
treiben  seien. 

Iinlem  wir  dieser  Eiiihnluii^r  nachkommen,  erlauben  wir  uns  noch  eifHge  weitere 
Punkte  zur  Sprache  zu  bringen,  zu  deren  Erörterung  unsere  Vorlage  Veranlassung  ge- 
boten hat. 
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I.  Nicht  nur  in  der  Presse,  sondern  auch  in  amUichen  Kreisen  ist  die  konstitu- 
tionelle Frage  aufgeworfen  worden,  ob  der  Bund  überhaupt  berechtigt  sei,  Eisenbahnen 
zu  besitzen  und  zu  betreiben,  oder  ob  nicht  das  Recht  hiezu  vorerst  auf  verfassungs- 
mässigem Wege  geschaffen  werden  müsse.  Wir  halten  dafür,  dal?  diese  Frage  durch 
Art.  23  der  Bundesverfassung  in  ganz  klarer  Weise  entschieden  sei.  Dieser  Artikel, 
welcher  wörtlich  aus  der  Verfassung  des  Jahres  1848  in  die  jetzige  aufgenommen  wurde, 
lautet  folgen dermassen : 

»Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  im  Interesse  der  Eidgenossenschaft  oder  eines 
, grossen  Theiles  derselben  auf  Kosten  der  Eidgenossenschaft  öffentliche  Werke  zu  er- 
, richten  oder  die  Errichtung  derselben  zu  unterstützen. 

„Zu  diesem  Zwecke  ist  er  auch  befugt,  gegen  volle  Entschädigung  das  Recht  der 
^Expropriation  geltend  zu  machen.  Die  nähern  Bestimmungen  hierüber  bleiben  der 
^Bundesgesetzgebung  vorbehalten. 

,.Die  Bundesversammlung  kann  die  Errichtung  öffentlicher  Werke  untersagen, 
, welche  die  militärischen  Interessen  der  Eidgenossenschaft  verletzen." 

Gegenüber  dieser  Bestimmung  kann  das  Recht  des  Bundes  zum  Besitz  und  Betrieb 
von  Eisenbahnen  nur  zweifelhaft  sein,  wenn  die  Behauptung  aufgestellt  wird,  dal»  die 
Eisenbahnen  überhaupt  nicht  als  öffentliche  Werke  gelten  können,  oder  daß  sie  aus 
besondern  Gründen  nicht  in  dem  Wortlaut  der  Bundesverfassung  begriffen  seien. 

Zu  der  erstem  Annahme  liegt  offenbar  kein  Grund  vor,  denn  es  läßt  sich  wohl 
kaum  eine  Unternehmung  denken,  welcher  der  (iharakter  der  Oeffentlichkeit  und  der 
Gemeinnützigkeit  in  höherem  Maße  zukäme,  als  einer  Eisenbahn,  zumal  in  dem  Falle, 
in  welchem  der  Bund  den  Besitz  aller  oder  doch  der  hauptsächlichsten  Eisenbahnen 
des  Landes  erwirbt.  Die  gegentheilige  Auffassung  wäre  nur  dann  berechtigt,  wenn 
nachgewiesen  würde,  daß  es  im  Willen  und  der  Absicht  der  konstituirenden  Behörden 
und  Gewalten  gelegen  habe,  die  Eisenbahnen  nicht  unter  die  in  Art.  21  der  Bundes- 
verfassung genannten  öffentlichen  Werke  zu  begreifen. 

Wir  sind  der  Ansicht,  dass  sich  der  Beweis  des  Gegentheils  in  strengster  W'eise 
führen  lasse.  Der  heulige,  oben  angeführte  Art.  23  der  Bundesverfassung  wurde  in 
seinem  genauen  Wortlaut  schon  von  der  Revisionskommission  der  konstituirenden  Tag- 
satzung (1848)  vorgeschlagen.  In  ihrem  den  Verfassungsentwurf  begleitenden  Bericht 
vom  26.  April  1848  erklärt  die  Kommission  über  diesen  die  öffentlichen  Werke  betreffen- 
den Artikel: 

.Die  Eidgenossenschaft  kann  auf  ihre  Kosten  öffentliche  Werke  errichten  oder  die 
^»Errichtung  derselben  unterstützen  und  zu  diesem  Zweck  gegen  Entschädigung  das 
»Recht  der  Expropriation  geltend  machen.  Bei  diesem  Artikel  hatte  man  besonders 
,die  Einführung  von  Eisenbahnen  im  Auge." 

Bei  der  Berathung  des  Kommissionalentwurfes  durch  die  Tagsatzung  wurde  dieser 
Gesichtspunkt  aufs  Neue  hervorgehoben  (Abschied  des  Jahres  1847,  IV.  Theil,  pag.  184) 
und  die  Aufnahme  des  Artikels  mit  der  Erklärung  unterstützt: 

„Es  werde  die  Schweiz  sich  auch  in  Beziehung  auf  die  Eisenbahnen  künftig  nicht 
„mehr  passiv  wie  bisher  verhalten  köimen ;  sie  werde  durch  die  Verhältnisse  getrieben, 
»diesem  wichtigen  Verkehrsmittel  größere  Aufmerksamkeit  zu  leihen,  weim  sie  nicht 
„Gefahr  laufen  wolle,  ihren  Transithandel,  sowie  theilweise  auch  den  Absatz  ihrer 
„Waaren  zu  verlieren  etc." 

Ubschon  sowohl  diese  Erklärungen  als  der  W^ortlaut  des  unverändert  angenom- 
menen Artikels  hinlänglichen  Anlass  dazu  geboten  hätten,  findet  sich  nirgends  eine 
Spur  davon,  dass  auch  nur  die  gegentheilige  Meinung  sich  geltend  gemacht  iiabe;  es 
dürfen  unter  dem  Ausdruck  „oifentliche  Werke"  die  Eisenbahnen  nicht  verstanden  werden. 

Viel  wichtiger  als  das  Gesagte  ist  Jie  Thatsache,  dass  die  sümmtlichen  bestehenden 
Eisenbahnen  auf  Grund  des  Art.  23  (Art.  21  der  alten  Verfassung),  d.  h.  darum  zu 
Stande  gekommen  sind,  weil  sie  als  öffentliche  Werke   Ijetrachtet   und    erklärt  wurden. 

Das  Eisenbahngesetz  vom  23.  Dezember  1872  enthält  in  Art.  12  die  (mit  Art.  6 
des  alten  Gesetzes  vom  28.  Juli  1852  identische)  Bestimmung:  „Die  Bundesgesetzgebung 
„über  die  Verpflichtung  zur  ,.Abtretung  von  Privatrechten  findet  anfalle  vom  Hunde  kon- 
„zedirten  Eisenbahnen  ihre  Anwendung**.  Tnd  d;Ls  Rxpropriationsgesetz  (vom  1.  Mai 
1850)  selbs^t  wurde  „in  Ausführung  des  Art.  21  der  Bundesverfassung"  erlassen  und 
nach  Art.  1  anwendbar  erklärt,  „weini  kraft  Art.  21  der  Bundesverfassung  entweder 
öffentUche  Werke  von  Bundes  wegen  errichtet  werden  oder  die  Anwendung  dieses 
Bundesgesetzes  aut  andere  ötTenthrhe  Werke  von  der  Bundesversammlung  beschlossen 
wird". 
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Durch  die  Anwendung  dieser  Gesetzesvorsc^hriften  sind  demnach  die  sänuntlichen 
bestehenden  Privatbahnen  ganz  ausdrücklich  als  ^öfifeulliche  Werke**  erklärt  und  durch 
die  Verleihung  des  Expropriationsrechtes  im  Sinne  des  Art.  23  der  Bundesverfassung 
, unterstützt*  worden.  Wir  können  uns  nunmehr  wohl  des  weitern  Nachweises  als  ent- 
hoben betrachten,  daß  die  Eisenbahnen  auch  im  Besitze  des  Bundes  öffentliche  Werke 
sind  und  daß  somit  auch  der  Bund  das  Recht  hat,  dieselben  nicht  bloß  zu  errichten^ 
sondern  infolge  dessen  auch  zu  erwerben,  zu  besitzen  und  zu  betreiben;  wäre  dies 
nicht  der  Fall,  so  würde  sich  der  in  allen  Konzessionen  vorbehaltene  Rückkauf  als  eine 
sinnlose  Maßregel  darstellen. 

Seit  dem  Bestände  der  Bundesverfassung  (184S)  wurde  das  Recht  des  Bundes 
nie  beanstandet  und  auch  bei  den  sehr  erschöpfenden  Verhandlungen,  die  im  Jahre 
1852  über  Staatsbau  und  Privatbau  stattgefunden  hatten,  von  den  Vertreteni  des  letzteren 
nie  mit  einem  W^orte  in  Zweifel  gezogen,  sondern  im  Gegentheil  ausdrücklich  anerkannt^ 
wie  aus  dem  Bericht  der  nationalräthlichen  Kommission  vom  1.  Mai  1852  deutlich 
hervorgeht  (Bundesbl.  1852,  Bd.  11,  pag.  93).  Nur  die  Pflicht  des  Bundes,  gemäß  Art.  :21 
der  Bundesverfassung,  Eisenbahnen  zu  bauen,  wurde  in  Abrede  gestellt,  ausdrücklich 
aber  zugegeben,  „daß  allerdings  auch  dem  Bunde  die  Befugniß  zustehe,  Eisenbahnen 
von  Bundes  wegen  zu  bauen*,  daß  es  aber  zunächst  seine  Sache  sei,  die  Kantone  in 
ihren  mittel-  oder  unmittelbaren  Eisenbahnunternehmungen  zu  unterstützen. 

II.  In  Bezug  auf  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  künftigen  Staatsbahnen 
gehen  wir  von  der  Voraussetzung  aus,  es  werde  der  Erwerb  der  bestehenden  Haupt- 
bahnen nicht  auf  einmal,  sondern  in  verschiedenen  Zeitpunkten  und  in  einer  zur  Zeit 
noch  nicht  absehbaren  Reihenfolge  stattfinden.  Eine  rationelle  und  bleibende  territoriale 
Eintheilung  wird  bei  dieser  Annahme  erst  möglich  sein,  wenn  sammtliche  Netze  er- 
worben sind ;  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  wird  dieselbe  nach  dem  jeweiligen  Besitzstande 
wechseln  und  namentlich  auch  von  dem  Uebelstande  abhängen,  ob  die  successiv  dem 
Bund  anfallenden  Gruppen  unter  sich  zusammenhängen  oder  durch  das  Gebiet  der  noch 
nicht  erworbenen  Bahnen  getrennt  sind.  Da  mit  dem  W'echsel  des  Besitzstan<les  auch 
die  Organisation  der  Verwaltung  auf  das  Genaueste  zusammenhängt,  so  kann  die  defi- 
nitive Gestaltung  dieser  letztern  zur  Zeit  unmöglich  in  Aussicht  genommen  werden ; 
dagegen  wird  die  auf  Grund  des  wirklich  erworbenen  Besitzes  stattfindende  Territorial- 
eintheilung  und  die  darauf  gegründete  Verwaltungseinrichtung  den  großen  Vorzug 
besitzen,  daß  dabei  die  während  der  Uebergang^periode  gemachten  Erfahrungen  sich 
verwert hen  lassen. 

Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  ergibt  sich  übrigens  von  selbst  aus  der  heutigen 
Sachlage,  denn  es  wird  wohl  Niemand  behaupten  wollen,  daß  die  zu  erwerbende  Central- 
bahn  nach  dem  für  das  gesammte  künftige  Bahnnetz  zu  erlassenden  Gesetz  verwallet 
werden  müsse  und  deßhalb  der  Erlaß  dieses  Gesetzes  dem  Erwerb  der  Bahn  voraus- 
zugehen habe. 

So  lange  die  Gentralbahn  der  einzige  Eisenbahn  besitz  des  Bundes  bleibt,  wird  der 
Betrieb  derselben  unter  einer  Direktion  wie  bisanhin  fortgehen  und  an  die  Stelle  des 
bisherigen  Verwaltungsrathes  und  der  Generalversannnlung  werden  eidgenössische  Be- 
hörden treten.  Dabei  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  ötlentlichen  Intere&sen  in  der 
weitgehendsten  Weise  zu  berücksichtigen  und  gleichzeitig  auch  die  bisherige  Stellung, 
welche  den  Kantonsregierungen,  unter  denen  wir  hier  die  Vertreter  von  Handel  und 
Verkehr  verstehen,  in  der  Verwaltung  eingeräumt  war,  in  eine  ernsthafte  und  wirksame 
umzuändern.  Diesen  beiden  Rücksichten  suchten  wir  dun*h  unsern  an  die  national- 
räthliche  Kommission  gerichteten  Antrag  gerecht  zu  wenlen,  welcher  die  oberste  Leitung 
und  Ueberwachung  der  Verwaltung  und  (les  Betriebes  der  Ontralbahn  dem  Bundesrath 
unterstellt  und  einen  aus  19  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrath  vorsieht,  in 
welchem  der  Bund  mit  13  und  die  Territorialkaiitune  des  Bahnnetzes  mit  6  Mitgliedern 
vertreten  sind.  Der  Betrieb  wurde  von  einer  l.)irekti<»n  besorgt,  in  welche  zufolge  Art.  5 
des  mit  der  Centralbalni  abgeschlossenen  Vertrages  die  Jetzigen  Direktionsniitgheder 
einzutreten  berechtigt  sind. 

Wir  geben  gerne  zu,  daß  diese  Vorschläge,  welche  jedenfalls  den  V«'»rzug  «ler 
Einfachheit  haben,  mannigfache  .Modifikationen  zulassen  und  dass  es  auch  keinerlei 
Schwierigkeil  hat.  über  die  Organisation  und  die  Verrichtungen  «ler  für  die  Gentralbahn 
bestimmten  Behörden  ein  Gesetz  zu  erlassen,  wol»ei  aber  nicht  zu  übersehen  ist,  daß 
ein  solches  Gesetz  wieder  abgeändert  werden  mülote,  s«»bald  eine  neue  Bahn  erworben 
wird  oder  aucli  nur  eine  Betriebsfusion  in's  Werk  gesetzt  werden  wollte. 

Die  Ansiclit.  dass  dem  Ankauf  der  Gentralbahn  oder  sogar  «lenijenigen  der  Aktien 
unter  allen  Fniständen  ein  Eisenbahnorganisation^gesetz  vorauszugehen   habe,   ist  ilenn 
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auch  in  der  nationalräthlichen  Kommission  nicht  geltend  gemacht,  wohl  aber  der,  unsem 
eben  ausgesprochenen  An$^chauungen  nicht  widersprechende  Antrag  gestellt  worden,  es 
habe  der  Bundesrath  spätestens  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  Erwerbung  eines  weitem 
Bnhnnetzes  der  Bundesversammlung  ein  allgemeines  Bundesgesetz  betrefTend  die  Ver- 
waltung und  den  Betrieb  der  Bundesbahnen  vorzulegen,  durch  welches  die  auf  die 
Gentralbahn  bezüglichen  provisorischen  Bestimmungen  aufgehoben  werden. 

Von  Seite  der  kaufmännischen  Gesellschaft  Zürich  wurde  unserm  Eisen bahn- 
departement  niitgetheilt,  daß  in  der  Generalversammlung  dieser  Gesellschaft  eine  freie 
Besprechung  in  Bezug  auf  die  Verstaatlichung  stattgefunden  habe,  wobei  es  als  wnnsch- 
bar  gehalten  worden  sei,  daß  ein  Gesetzesentwurf  über  die  Organisation  des  Staats- 
betriebes vor  dem  Ankauf  der  Gentralbahn  ausgearbeitet  werde.  Eine  nähere  Begründung 
dieses  Wunsches  ist  uns  nicht  übermittelt  worden,  wohl  aber  eine  weitere  in  dieser 
Versammlung  geäußerte  Ansicht,  welche  beweist,  wie  schwer  es  hält,  ein  Gesetz  zu 
erlassen,  bevor  die  Möglichkeit  seiner  Anwendung,  nämlich  der  Besitz  der  Bahnen, 
gesichert  ist.  Diese  Ansicht  ging  nämlich  dahin,  es  sollte  eine  achte  Bundesrathsstelle 
speziell  für  das  Eisenbahndepartement  geschaffen  und  die  Generaldirektion  nach  Zürich 
aJs  dem  Hauptcentrum  für  Handel  und  Industrie  verlegt  werden.  Wenn  die  Bundes- 
versammlung dieser  Ansicht  und  dem  gleichzeitig  geäußerten  Wunsch  nach  einem  vor- 
gängig zu  erlassenden  Gesetze  beitreten  wollte,  so  würde  daraus  folgen,  daß  der  Sitz 
der  „ Generaldirektion **  der  Centralbalm,  welche  auf  unbestimmte  Zeit  die  einzige  Bundes- 
bahn sein  wird,  aus  dem  Bahngebiet  weg  von  Ba<el  nach  Zürich  verlegt  würde,  eine 
Maßregel,  welche  Ihnen  der  Bundesrath  selbst  nach  Verstärkung  um  ein  achtes  Mit- 
glied wohl  kaum  vorschlagen  könnte. 

Zu  ähnlichen  Mißgriffen  müßte  jede  Gesetzgebung  führen,  welche  sich  damit  be- 
faßt, Verhältnisse  zu  ordnen,  die  erst  in  das  Leben  treten,  wenn  das  staatlich  noch 
gar  nicht  anerkannte  Postulat  der  Verstaatlichung  verwirklicht  sein  wird,  nnd  deren 
successive  Gestaltung  zur  Zeit  von  Niemandem  vorausgesehen  werden  kaim.  Diese 
Auffassung  haben  denn  auch  alle  andern  Staaten  getheilt,  in  welchen  in  neuerer  Zeit 
Privatbahnen  zu  eigenem  Besitz  und  Betrieb  übernommen  worden  sind,  obschon  es 
auch  dort  nicht  an  Stimmen  fehlte,  welche  verlangten,  «laß  die  Organisation  dem  Be- 
stand der  zu  organisirenden  Einrichtung  vorausgehe. 

Diese  legislatorischen  Betrachtungen  schließen  es  nun  aber  keineswegs  aus,  schon 
heute  die  allgemeinen  Fragen  zu  besprechen,  welche  für  die  künftige  Eisenbahngesetz- 
gebung in  Betracht  fallen.  Eine  solche  Besprechung  der  wichtigsten  Punkte  hat  schon 
in  unserer  Botschaft  vom  21.  März  d.  J.  stattgefunden  und  wir  haben  dieselbe  nach 
dem  Wunsche  der  nationalräthlichen  Kommission  hier  nur  weiter  zu  führen  und  zu 
ergänzen. 

Dabei  scbließen  wir  an  die  Bemerkung  der  kaufmäimisclien  Gesellschaft  in  Zn rieh 
an,  welche  sich  die  „Form  der  Organisation"  defi  Staatsbetriebes  , nicht  zentralisirt 
denkt,  sondern  soweit  dezentralisirt,  als  es  mit  einem  einheitlichen  Betrieb  vereinbar 
ist*.  Wir  pflichten  diesem  Grundsatze  im  vollen  Maße  und  in  dem  Sinne  bei,  daß  sich 
der  Staat,  und  zwar  der  Bund  wie  die  Kantone,  nur  soweit  in  den  Betrieb  der  Bahnen 
einzumischen  haben,  als  die  Aufsicht  über  die  Vollziehung  der  daljerij,'en  Gesetze  es 
nöthig  macht,  und  daß  daher  die  Behörden,  denen  der  Betrieb  «1er  Bahnen  obliegt, 
möglichst  selbstständig  zu  stellen  sind.  Wir  können  diesen  (Jedanken  bestimmter  und 
anschaulicher  zum  Ausdruck  bringen,  indem  wir  erklären:  der  Eisenbahnbetrieb  ist  in 
den  Händen  des  Staates  wie  in  denjenigen  der  Privatgesellschaften  eine  Industrie,  für 
welche  der  Staat  die  Organisation  und  die  allgemeinen  Vorschriften  durch  das  Gesetz 
aufstellt,  während  der  Betrieb  der  Industrie  vollständig  den  Sachverständigen  überlassen 
bleibt,  welche  zur  Leitung  und  Ausführung  bestellt  sind.  Dieser  Grundsatz  ist  nicht 
erst  zu  proklaniiren  und  aufzustellen;  er  ist  von  dem  Bunde  seit  seinem  Bestand  in 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  mit  so  gutem  Erfolge  angewandt  worden,  daß 
wohl  kaum  eine  Bundesl>eh(»rde  aul  den  Gedanken  kommen  wird,  denselben  aufzugeben. 

Neben  diesem  allgemeinen  Prinzip,  das  im  Eisenbahnbetriebe  herrschen  soll,  kommt 
wesentlich  die  Frage  der  Organisation  in  Betracht.  Wenn  wir  auf  dieselbe  eintreten, 
kann  es  nur  unter  der  Annahme  gescheiien,  <laß  sämrntliche  Nurrnalbahnen  der  Schweiz 
verstaatlicht  seien.  Die  bis  zur  Verwirklichunijr  dieser  Aiiiialime  eintretenden  ZwJM-lien- 
zustände  können  sich  so  mannigfach  ge^^talten,  «laß  hei  un^eivr  theoretischen  Betrachtung 
davon  abgesehen  werden  rnul.'». 

1)  Territorialeintheiluny.  Es  ist  von  Werth.  von  vurnherein  lestzu-tellen,  «luio 
weder  von  amtlicher  no<"h  unseres  Winsens  ühertiaupt  von  irijend  einer  Seite  ;e  die 
Behauptung  ausjfesprochen  word(?n  ist,  es  -ei  der  Heirich  der  i-'^esanmiten  schweizeri-cln'n 
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Bahnen  von  einer  einheitlichen  zentralen  Amtsstelle  aus  zu  leiten.  Unsere  sQddeutschen 
Nachbarstaaten  sind  in  dieser  Weise  organisirt  und  leisten  den  Beweis,  daß  allerdings 
auch  bei  diesem  System  ein  dem  Lande  gedeihlicher  Betrieb  möglich  ist.  Gleichwohl 
halten  wir  dasselbe  für  unsere  Verhältnisse  nicht  fOr  geeignet  und  haben  schon  in 
unserm  Berichte  vom  21.  März  die  Ansicht  begründet,  daß  das  Gebiet  der  Eidgenossen- 
schaft in  Kreise  einzutheilen  sei,  in  denen  der  Eisenbahnbetrieb  unter  Beachtung  der 
allgemeinen  Gesetze  von  Kreisdirektionen  selbstständig  geleitet  wird.  Wenn  die  Be- 
stimmung der  Zahl  und  des  Sitzes  dieser  Direktionen  mit  Recht  als  schwierig  betrachtet 
wird,  so  liegt  die  Schwierigkeit  nicht  in  der  legislatorischen  Aufgabe,  indem  sich  eine 
Reihe  von  Lösungen  darbieten,  von  denen  alle  den  wirklichen,  leicht  erkennbaren  Be- 
dürfnissen des  A'erkehrs  genügen  werden:  die  Schwierigkeit  liegt  vielmehr  in  den  viel- 
fachen Lokalansprflchen,  welche,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  nicht  selten  dem  allgemeinen 
Landesinteresse  hemmend  und  störend  entgegentreten.  Diese  Schwierigkeiten  werden 
ohne  Zweifel  auftauchen  und  müssen  auch  gelöst  werden,  sobald  einmal  der  Bund 
mehrere  Bahnnetze  erworben  hat;  heute,  wo  es  sich  um  den  Eewerb  einer  einzelnen 
Bahn  handelt,  bei  der  weder  Territorial-  noch  Sitzfragen  vorliegen,  sind  sie  nicht  vor- 
handen, und  es  liieße  den  Erwerb  dieser  ersten  Bahn  ohne  Xoth  und  ohne  Nutzen 
erschweren,  wenn  derselbe  von  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  abhängig  gemacht 
würde,  die  thatsächlich  noch  gar  nicht  entstanden  sind.  Wir  halten  daher  dafür,  daß 
bei  <ler  heutigen  Sachlage  auf  die  Territorial-  und  Sitzfrage  nicht  weiter  einzutreten 
sei,  und  sprechen  uns  über 

^)  die  Verrichtungen  und  Befugnisse  der  Kreisdirektionen  aus.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  daß  diesen  Behörden  im  Wesentlichen  derselbe  Wirkungskreis  zuzu- 
weisen wäre,  in  welchem  die  heutigen  Direktionen  der  Privatbahnen  thätig  sind,  nebst 
einem  Theil  <ler  Verrichtungen,  welche  zur  Zeit  den  Vcrwaltungsräthen  obliegt.  Unter 
dem  Vorbehalt  der  Rechte  der  Staatsbehörden,  von  denen  sofort  die  Rede  sein  wird, 
liegt  die  Verwaltung  und  der  Betrieb  der  Bahnen  ganz  in  den  Händen  der  Kreisdirek- 
tionen.   Ihre  Verrichtungen  lassen  sich  schematisch  in  folgender  Weise  darstellen: 

A.  Allgemeine  Verwaltung,  n.  Reglementarische  Einrichtung  aller  Dienstzweige. 
b.  Organisation  des  Personellen,  c.  Hechnungs-  und  Kassenwesen.  Jahresrechnungen 
und  Berichte,  d.  Verkehr  mit  fremden  Bahnen,  e.  Vorschlage  und  Gutachten  an  die 
Oberbehörden  in  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungssachen. 

B.  Betriebsvenvaltung.  «.  Leitung  des  Betriebsdienstes  im  Allgemeinen,  h.  Fahr- 
pläne, c.  Tarife,  d.  Verfügung  über  das  Betriebsmaterial,  Beschaffung  desselben.  Werk- 
stätte.   Materialvorräthe.  e.  Erledigung  der  aus  dem  Betrieb  entstehenden  Rechtsgeschäfte. 

C.  Bauwesen,  a.  Vorschläge,  Berechnungen  und  Devise  für  neue  Bahn-  oder 
Hochbauten,  ft.  Aufsicht  über  die  bestehentlen  Einrichtungen,  c.  Ausführung  beschlossener 
Neubauten.    Prüfung  der  Baurechnungen,    d.  Verträge  über  Lieferungen  aller  Art. 

3)  Als  Centralstelle  ist  durch  das  Organisatiousgesetz  des  Bundesrathes  das  Eisen- 
bahndeparteuient  bezeichnet.  Bei  der  obigen  Umschreibung  der  Kompetenzen  der  Kreis- 
direktioneii  würde  dem  Departement  in  Bezug  auf  den  Betrieb  und  die  Ven^'altung  der 
Eisenbahnen  ziendich  genau  dieselbe  Stellung  zufallen,  welche  es  gegenüber  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  einninunt.  Seine  Thätigkeil  würde  sich  sonach  auf  die  in 
diesem  Gebiet  nöthigen  legislatorischen  Arbeiten,  auf  die  administrativen  Vorlagen  an 
den  Bundesratli  und  die  Bundesversamndung,  auf  die  Vollziehung  der  Gesetze  im  All- 
gemeinen, auf  die  Ueberwachung  der  gesammten  Verwaltung  un«l  die  Erledigung  von 
Anständen,  die  sich  bei  den  untern  Behörden  ergeben,  beschränken. 

4)  Der  Kisenhahnrath.  Wir  halten  es  als  dringend  geboten,  neben  den  genannten 
Behörden  noch  eine  neue  zu  schatfen,  durch  welche  namentlich  die  Verbindung  des 
Gewerbes  und  des  Handels  mil  den  Eisenbahnen  hergestellt  werden  soll.  Es  ist  eine 
der  bedenkhchsten  Seiten  des  Privat  bahn  wesens,  daß  in  einem  Lande,  in  welchem  das 
A'olk  insgesammt  cider  durch  seine  Vertreter  bei  allen  öflentlichen  Fragen  mitzusprechen 
hat.  und  in  welchem  der  Personen-  und  Güterverkehr  einer  der  wichtigsten  Faktoren 
des  ^rcmeinen  Wohles  geworden  ist,  die  Repräsentanten  der  Handels-  und  Industrie- 
interessen von  jedei-  Einwirkung  auf  Verwaltung  und  Betrieb  der  Bahnen  ausgeschlossen 
sind.  In  dieser  Beziehung  sin«!  wir  von  fremden  Staaten  schon  langst  überholt,  und 
es  ist  an^^ezeigt.  daß  wir  uns  die  P>fahrun^'en  derselben  zu  Nutze  machen. 

In  PreulVn,  wo  die  Eisenbahnräthe  zuerst  einjreführt  wurden,  besteht  ein  allge- 
meiner Landeseisenl)ahnrath  und  daneben  für  jede  ^jsenbahndireklion  (deren  Bezirke 
mei^len^  größer  sind,  als  die  Schweiz)  ein  Bezirkseisenbahnrat h.  Die  Mitglieder  des 
letztern  werden  durch  die  von  der  Re^riening  bezeiclmelen  Landwirthschafts-,  Hamlels- 
nnd  industrievereine  ernannt:    liie  Mitglie<ler  des  Landeseisenbahnrathes  theils  von  der 
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Regierung,  theils  von  den  Bezirkseisenbahnräthen  aus  den  Vertretern  der  bei  den  Eisen- 
bahnen zunächst  betheiligten  Kreise.  Der  Landeseisenbahnrath  wählt  sodann  einen  be- 
ständigen Ausschuß. 

Die  preußischen  Eisenbahnräthe  haben  nur  berathende  Stimme.  Es  sind  ihnen 
zur  Berathung  vorzulegen: 

1)  alle  Tarifvorschriften  und  Guterklassiüzirungen ; 

2)  Ausnahme-  und  Diflerentialtarife ; 

:H)  Betriebs-  und  Bahnpolizei reglemente ; 
4)  die  Fahrpläne. 

Ferner  haben  dieselben  das  Recht,  selbstständige  Anträge  zu  stellen  und  von  der 
Direktion  Erhebungen  und  Gutachten  zu  verlangen. 

Diese  Einrichtung  hat  sich,  wie  zu  erwarten  war,  als  eine  sehr  erfolgreiche  er- 
wiesen, und  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  sie  auch  in  dem  schweizerischen  Bahnwesen 
viele  Uebelstände  beseitigen  und  ebenso  viele  Fortschritte  und  Verbesserungen  ins 
Leben  rufen  wurde.  Immerhin  mußte  sie  für  unsere  Verhältnisse  in  verschiedener  Be- 
ziehung moditizirt  werden.  Was  vorerst  die  Organisation  anbelangt,  so  erschiene  es  als 
angemessen,  jeder  KreLsdirektion  einen  Eisenbahnrath  zuzutheilen,  der  seine  Kompe- 
tenzen im  Interesse  des  betreffenden  Kreises  auszuüben  im  Falle  wäre;  aus  den  ver- 
einigten Krei.seisenbahnräthen  ließe  sich  ein  schweizerischer  Eisenbahnrath  zur  Berathung 
und  Erledigung  der  gemeinsamen  und  allgemeinen  Fragen  bilden,  ohne  daß  hiezu  die 
Errichtung  einer  besonderen  Behörde  nothwendig  wäre. 

Was  die  Wahl  der  Mitglieder  anbelangt,  so  spriclit  sich  der  kaufmännische  Verein 
von  Zürich  dahin  aus,  daß  in  erster  Linie  Vertreter  der  Industrie,  des  Handels  und  der 
Landwirthschaft  Berücksichtigung  zu  ßnden  hätten,  und  daß  keinesfalls  den  Kantonen 
ein  l'ebergewicht  zugestanden  werden  dürfte.  Wir  können  unserseits  nicht  einsehen, 
daß  in  dieser  Beziehung  ein  Gegensatz  bestehe.  Die  Kantone  sind  zunächst  zur  Ver- 
tretung der  Industrie,  des  Handels  un<l  der  Landwirthschaft  berufen  und  haben  des- 
halb einen  wohlbegründeten  Anspruch  darauf,  daß  diese  Interessen  im  Eisenbahnrath 
zur  Vertretung  kommen  und  daß  sowohl  bei  der  Wahlart  als  der  Za<ammensetzung 
dieser  Behörde  darauf  Rücksicht  genommen  werde. 

Wenn  die  kaufmännische  Gesellschaft  den  Wunsch  ausspricht,  es  möchte  der  von 
dem  Bundesrat h  für  die  provisorische  Organisation  der  Ontralbahn  vorgesclilagene 
Verwaltnnjrsrath  als  Eisenl)ahnrath  gestaltet  und  nicht  bloß  aus  Angehörigen  der  Cen- 
tralbahnkrintone  bestellt  werden,  so  haben  wir  unserseits  nichts  hiegegen  einzuwenden. 

Im  Weitern  wird  bei  der  Einführung  dieser  neuen  Institution  zu  untersuchen  sein, 
ob  der  Eisenbahnrath  auf  die  berathende  Stellung,  die  ihm  in  Deutschland  angewiesen 
ist,  zu  beschränken  sei,  oder  ob  eine  Erweiterung  seiner  Befugnisse  einzutreten  habe. 
Es  ließe  sich  diese  letztere  in  mehrfacher  Weise  denken.  So  könnte  wohl  ohne  Anstand 
die  Prüfung  und  die  Beaufsichtigung  des  Rechnungswasens,  eine  kontrolirende  Stellung 
bei  Lieferungen  etc.  dem  Eisenbahnräthe  oder  einem  Ausschuß  desselben  übertragen 
werden.  Insbesondere  wäre  zu  untersuchen,  ob  nicht  auch  ein  Theil  der  Wahlen  der 
Eisenbahnbeamten  demselben  anbeimzustellen  sei.  Wenn  es  auch  im  Interesse  der  Sache 
unbedingt  erforderlich  ist,  daß  «leni  Bundesrath  die  Wahl  der  obersten  Eisenbahn- 
beamten vorbehalten  Ideibe,  so  ist  dieses  in  Bezug  auf  die  große  Mehrzahl  der  Uebrigen 
durchaus  nicht  der  Fall,  und  es  kann  die  Befürchtung,  als  ob  die  Verstaatlichung  der 
Bahnen  und  die  Wahl  der  Beamten  durch  die  Bundesbehörden  einen  ungebührlichen 
politischen  Einfluß  zur  Folge  haben  werde,  von  vornherein  beseitigt  werden. 

Wir  glauben  mit  diei^en  Bemerkungen  diesen  Theil  des  Berichtes  schließen  zu 
können.  Derselbe  enthält  keine  Vorschlä^'e,  leistet  aber  immerhin  auf's  Neue  den 
Nachweis,  daß  für  den  Bund,  sobald  er  die  schweizerischen  Bahnen  besitzen  wird,  weder 
rechtliche  noch  faktische  Schwierigkeiten  vorliegen,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb 
derselben  zu  übernehmen,  und  daß  «lie  Staatsbahnen  im  Stande  sind,  dem  Lande  Vor- 
theile  zu  bieten,  welche  der  Privatbetrieb  nicht  zu  bieten  im  Stande  ist.  Die  Organi- 
sation der  Staatsbahnen  wird  nicht  bloß  einfaclier  sein,  als  die  jetzige,  und  dadurch 
sehr  bedeutende  Ersparnisse  ermnj:lichen,  sondern  au«li  -  was  weni^^'^tens  ebenso  hoch 
anzuschlagen  ist  —  das  wichtigste  öflentliche  Vcrkehrsmitlel  mit  den  Volkskreisen, 
welche  zunfichst  darauf  gewiesen  sind,  in  lebendige  und  lielebende  Beziehung  bringen. 

W^ir  fügen  diesem  geschichtlichen  Abriß  ein  chronologisches  Verzeichinß  der 
Betriebserört'nuugen  von  Eisenbahnlinien  bei,  und  verweisen  im  auf  denUebrigen 
Artikel    ,.Alpenbahnen",    ,, Eisenbahnen **,    „Staatsbahnen-    im    Hauptwerk. 
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Außer  den  bievon  zitirten  Schriften  sind  noch  besonders  der  Erwähnung^ 
werth:  „  Schweizerische  Handelszeitnng'*  Nr.  99  — 118  Jahrgang  1890;  ^  Betrieb 
der  schweizerischen  Eisenbahnen  nnter  der  Leitung  des  Bundes",  von  Olivier 
Zschokke  (Orell  Fußli  &  Comp.,  Zürich  1877);  ^Biq  schweizerische  Eisenbahn- 
frage", von  H.  Dietler,  Nationalrath  (Orell  Füßli,  1877);  „Einige  Erörterungen 
tiber  das  schweizerische  Eisenbahnwesen",  von  Dr.  Alfred  Greigy  (Basel,  Ferdinand 
Riehm,  1874);  „Mittheilungen  über  die  Anfönge  des  schweizerischen  Eisenbalin- 
Wesens",  von  W.  Speiser  (Basel,  Felix  Schneider,  1887)  ;  „Züricher  Post*^ 
Nr.  37—47,  Jahrgang  1888. 

Chronologisches  Verzeichniß  der  Betriebseröffnungen  von  Eisenbahnen. 


Jahr 

1844 

1847 
1854 
1855 


1856 


1857 


1858 


1859 


Datum 

15.  Juni 
9.  Juli 

19.  Dez. 

20.  Febr. 
7.  Mai 

16.  Mai 
1.  Juni 
1.  Juli 
1.  ükt 

25.  Dez. 
27.  Dez. 

4.  Febr. 

15.  Febr. 

25.  März 

5.  Mai 
5.  Mai 
9.  Juni 

16.  Juni 

26.  Juni 
1.  Augr- 

29.  Sept. 
25.  Okt. 
1^.  März 

16.  April 

1.  Mai 

1.  Juni 

1.  Juni 
10.  Juni 

2.  Juli 
25.  Aug. 

9.  Sept. 
18.  März 

14.  April 

15.  Mai 
25.  Juni 

1.  Juli 
1.  Auj?. 

1.5.  Aug. 

15.  Febr. 

15.  Febr. 

15.  Febr. 

1.5.  Febr. 
1.  Juni 
1.  Juli 
1.  Juli 

14.  Juli 


Strecke 

St.  Louis  (Elsaß)  bis  Basel 

Zürich-Dietikon-Baden 

Basel-Liestal 

Basel-Leopoldshöhe 

Yverdon-Bussigny 

Winterthur-Romanshorn 

Liestal-Sissach 

Bussigny-Renens-Morges 

Winterthur-Wyl 

Wyl-Flawyl 

Winterthur-Oerlikon 

Basel-Grenzach 

Flawvl-Winkeln 

Winkeln-St.  Gallen 

Lausanne-Renens 

Morges-Bussigny 

Aarau-Emmenbrncke 

Bern-Herzogenbuchsee 

Oerlikon-Brugg 

Wallisellen-Uster 

Baden-Brugg 

St.  Gallen-Rorschach 

Herzogenbuchsee-Murgen- 

thal 
Winterthur-SohallTiausen 
Sissach-Läufellingen 
Murgenthal-Aarburg 
Herzogenbuchsee-Biel 
Villeneuve-Bex 
Ghauxdefondp-Locle 
Rorschach-Rheineck 
Uster-Wetzikon 
Genf-La  Plaine 
Goppel -Murges 
Brugg-Aarau 
Genf-Versoix 
Rheineck-Ghur 
Versoix-Gopi)et 
Wetzikon-Rüti 
Sargans-Murg 
\Veesen-Glaru.s 
Wallenstadt-Rapperswyl 
Ruti-Rapperswyl 
Emuienl»rucke-Luzerii 
Murg-Weesen 
Bern-Thun 
Bouveret-.Martigny 


Jahr 

1859 


Datum 


Strecke 


1860 


1861 
1862 


1863 
1864 


1865 
1868 

1869 
1870 

1871 
1872 


1873 


1874 


18. 

1. 

7. 
27. 
10. 
15. 


15. 
20. 
24. 

1. 

3. 

2. 

1. 

7. 

i. 

4. 
15. 

1 

1. 

1. 

1. 

1. 
15. 
1.5. 

1. 
24. 
23. 
12. 
23. 
24. 
28. 
23. 
27. 

5. 
31. 

1. 

1. 

2. 
23. 

l. 
14. 

6. 

r,. 
2n. 


Aug.  Turgi-Waldshut 

Xov.  Neuchätel-Hauts  Geneveys 

Nov.  Vaumarcus-Xcuveville 

Nov.  Ghauxdefonds-Gonvers 

Mai  Martigny-Sion 

Juni  Basel -St.  Johann-Central 

bahnhof 

Juli  Thftrishaus-Balliswvl 

Juli  Hauts  Geneveys-Convers 

Juli  Bem-Thörishaus 

Juli  Auvernier-Verrieres 

Nov.  Massongex-Bex 

Dez.  Biel-Neuenstadt 
April  Lausanne-Villeneuve 

Juni  Thun-Scherzligen 

Juni  Wicsent  halbahn 

Sept.  Balli.swyl-Oron 

Sept.  Oron-Lausanne 

Juni  Erzingen-Thayngen 

Juni  Zflrich-Zug-Luzern 

Juni  Biel-Zollikot'en 

Juni  Gümlingen-Langnau 

Mai  Oerlikon-Bfilach  -Dielsdort' 

Juli  Bulle-Romont 

Okt.  Sion-Sierre 

Okt.  Romanshorn-Rorschach 

Juli  Gossonav-Vallorbe^ 

Juli  Wvl-Ebiiat 

Mai  Vitznau-Rigi  Staffel 

Aug.  Därligen-Interlaken 

Sept.  Pruntrut-Delle 

Okt.  Buchs-Schaan 

Okt.  Pralteln-Schweizerhalle 

Nov.  St.  Margrethen-Lustenau 

Juni  RigistalTel-Rigikulm 

Nov.  Lausanne-G^hesfeux 

Nov.  Verbindungsbahn  der  Bas- 
ler Bahnhöfe 

Mai  Biel-(^onvers 

Mai  Sonceboz-Tavannes 

Juni  Gheseaux-Echallens 

Juni  Rupperswyl-Wohlen 

Juli  Interlaken-Bönigen 

Juli  Rigikallbad-Unterstetten 

Dez.  Ghiasso-Lugano 

I  )ez.  Biasca-Bellenz 
Dez.Belliiizona-Locamo 
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Jahr        Datum 


1875 


1876 


1877 


1878 


1879 


1880 
18S1 


12. 

26. 

4. 
12. 
26. 
26. 

1. 

1. 

4. 

1. 

17. 

2. 
11. 

6. 
20. 

21. 
25. 
1. 
12. 
12. 

D. 
1. 

17. 
25. 
25. 

1. 
28. 
29. 
15. 
15. 

4. 
16. 
16. 

1. 
16. 
30. 

1. 
24. 

1. 

6. 

6. 

6. 

1. 

15. 

1. 

27. 

1. 
21. 

4. 

1. 
1± 

1. 


April 

April 

Mai 

Mai 

Mai 

Mai 

Juni 

Juni 

Juni 

Juli 

Juli 

Aug. 
Aug. 
Sept. 
Sept. 

Sept. 

Sept. 

Febr. 

Juni 

Juni 

Juli 

Aug. 

Aug. 

Aug. 

Aug. 

Sept. 

Sept. 

Sept. 

Okt. 

Okt. 

Dez. 

Dez. 

Dez. 

Febr. 

März 

März 

Mai 

Mai 

Juni 

Sept. 

Sept. 

Sept. 

Okt. 

Okt. 
Juli 
Aug. 

Juni 

Juli 

Dez. 

Nov. 

Mai 

Juni 


Strecke 

Winkeln-Herisau 

Neusolotlium-Biberist 

Winterthur-Bauma 

Zurich-Uetliberg 

Derendi  ngen-Biberist 

Soloth  urn-Burgdorf 

Wohlen-Muri 

(Rigi)  Unterstetten-Scheid- 

eck 
Arth-Rigikulm 
Vallorbe-Grenze 
Winterthur  -  Singen-Kreuz- 

lingen 
Bötzbergbahn 
Langnau-Luzern 
Rorschach-Heiden 
Zürich  -Richterswil-Ziegel- 

brucke-Näfels 
Herisau-  L'rnä.scli 
Basel-Delsberg 
Sulgen-Bischofzell 
Murten-Fräschels 
Fräschels-Aarberg-Lyss 
Bischofzell-Gossau 
Winterthur-Koblenz 
ECfretikon-Hinweil 
Murten-Pal^zieux 
Freiburg- Payerne 
Wohlen-Bremgarten 
(Ihiasso-Grenze 
Wald-Rfili 
Bau  ma- Wald 
Del^mont-Glovelier 
Ollen-Solothurn-Lyss 
Tavannes-dourt 
Del^mont-Müutier 
Paverne-Yverdon 
Lausanne-Ouchv 

m 

Glovelier-Porrentruy 

Wädensweil-Einsiedeln 

Court-Moutier 

Sierre-Lou^che 

Aarau-Suhr 

Suhr-Zotingen 

Baden-Lenzburg-Zofingen 

Niederglatt  -  Olelfingen- 

Baden 
ElTretikon-Baden 
Loueche-Brijjue 
Rapperswil  -  Pfaflikon- 

Brunnen 
Glarus-Lintthal 
Seilbahn  am  Gießbach 
Lausanne-gare 
Liestal-Waldonburg 
Burgdorf-Langnau 
Seebach-Oerlikon 


Jahr 

1881 
1882 
1882 


1883 


1884 


1885 
1886 


1887 


1888 


1889 


1890 


Datum 

1.  Sept. 
1.  Juni 
1.  Juni 
1.  Juni 

17.  Nov. 

19.  Aug. 

3.  Sept. 

24.  Sept. 

15.  Okt. 

4.  Aug. 

16.  Aug. 

22.  Aug. 

18.  Juli 

1.  Juni 

16.  Aug. 
11.  Sept. 

25.  Okt. 
29.  Okt. 
31.  Okt. 

8.  Nov. 

23.  Jan. 

2.  Juni 

7.  Juni 

20.  Juli 
1.  Sept. 
4.  Okt. 
1.  Juni 

14.  Juni 

8.  Juli 

17.  Dez. 

8.  Jan. 

1.  Juni 
1.  Juni 

4.  Juni 

21.  Juni 

21.  Juni 

22.  Juli 

26.  Juli 

5.  Aug. 

3.  Sept. 
1.  Okt. 

9.  Okt. 
1.  Nov. 

24.  Nov. 

27.  März 
1.  Juni 
1.  Juli 
3.  Juli 
1.  Sept. 

25.  Okt. 


Strecke 

Muri-Rothkreuz 

Rotbkreuz-Immensee 

Brugg-Hendschikon 

Biasca-Airolo-Gotthard 

Cadenazzo-Pino 

Territlet-Glion 

Emmenbrücke-Beinwyl 

Travers-St.  Suipice 

Beinwyl-Lenzburg 

Locle-Brenets 

Tramelan-Tavannes 

Untergrund  -  Gfltsch     int 
Luzem 

Marzili  Bem-Bundestraße 

Bouveret-St.  Gingolpli 

Umäsch-Gontenbad 

Fleurier-Buttes 

Kriens-Luzern 

Gontenbad- Appenzell 

Pont-Vallorbe 

Lugano-Bahnhof  daselbst 

Beinwyl  -  Reinach  -  Men- 
ziken 

Biel-Magglingen  (Drahts.) 

St.  Sulpice-La  Doux 

Gen6v6-Vevrier 

Frauenfeld-Wyl 

Basel-Therwil 

Gen6  ve-An  nemasse 

Alpnachstad-Brienz  (Brü- 
nigbahn) 

Kehrsiten  -  Börgenstock 
(Drahtseil) 

Renan-Chauxdefonds 

Liiiimatquai  -  Zürich  -Poly- 
technikum (Drahtseil) 

Alpnachstad-Luzern 

Geneve-St.  Julien 

Alpnachstad-Pilatuskulm 

Merligen  -  Beatenberg 
(Drahtseil) 

Gen^ve-Bernex 

Bemex-Lacconex 

Ponts-Chauxdefonds 

Gen^ve-Lancy 

Gen6ve-St.  Georges 

St  Gallen-Gais 

Landquart-Klosters 

Langentha  1-Huttwyl 

Echallens-Bercher 

Salvatorebahn 

(Teneroso})ahn 

Berner  Oberlandbahnen 

Viege-St.  Nicolas  (Zerniatt> 

Brencts-Locle 

Kcliiso-lMan 
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Centralbaha  .    .    . 

AargauiBche  Stldbaha . 

Wob  J  en'Bremgarten 
Ootthardbtibn 
Jura-Bem  Lu2ern-Bahn  . 

Bem-Lu£era-Bahu  ■ 
JJordostbalin      -    .     . 

ZQricb-Zug-Luzerti  . 

Bötzbergbahn  .  . 
Suisge  occidentale  .     . 

Bulle-RomoDt     .    . 

Val-de-Tratere    .     . 

Pont-Vallorbe  .  . 
Vereini)^')  Schweizerbuhneii 

Toggenburgerhahn . 

Wald-Rüti 

Rappersweil-Pföfflkon  . 
Ein  menth  albahn  .  , 
Jura  Xeuchätelois  .  . 
See'halbHhu  .... 
Tössthalljahn  .  .  . 
^^  Sdensweil  EiosiedelD 
Äppenzelterbahn  .  . 
Arth-Rigibabn  .  .  . 
Öirsigtiialbahn  .  .  . 
BOdclibahn  .... 
Frauenfeld-Wyl .  .  . 
Geneve-Veyrier  .  .  . 
Kriens-Luiern-Balm  . 
Laüdt{uarl- Da  von 
Langentbal-Huttwyt  . 
Lausanne  ■  Echalte  ns 

Central  vaudois  .  . 
Pilatuabahn  .... 
Ponl3-Cbaiix-de-Fitni!9 

Rifibahn 

Ri^i-Scheidcgg-Bahn  . 
Rorsih ach' Heiden  .  . 
Sl.  GalleD-liaia  .     ,     . 


Trau 


Eiun-T 


Uellibergl>ahn  .  .  . 
Voies  elroitefi  fientve 
Waldenlmrperlahn      . 


Eisenbahn 

tatiBtik 

pro  1689 

liibtuhllti  K^til 

p«r  Bttmlun 

Tolid 

Fi. 

Fr. 

Fr. 

131'763,5UO 

341.926 

115-117,842 

11730,000 

803,032 

11-668,497 

1-233,592 

183,750 

1-232.377 

248-083,90-2 

909,879 

73-465,794 

276,409 

74-386,735 

8-810.813 

103,144 

8-810,813 

186-352,000 

255,531 

141-321,426 

12-000,000 

191,650 

11-741,725 

23-428,000 

486,704 

23-403,658 

238-107,988 

303,504 

178-373,063 

2-500,000 

162,775 

2-780,69« 

r037,l,-)0 

81,686 

1-108,248 

1-200,000 

125,603 

1-119,597 

81-139,391 

273,308 

74-126,356 

4-000,000 

158,751 

4-000,000 

1 -289,500 

210,857 

1 '287,918 

1'490.075 

235.138 

8^.984 

4-830,5110 

122,202 

4-737,299 

5-567.682 

1U,831 

5-567.682 

3-625,000 

79,930 

;r6ä3,169 

7-544.600 

195,674 

7-669,662 

4-001.141 

247,360 

4-071,252 

3-898,000 

158,053 

4-026,747 

0134.129 

459,532 

6-141,938 

810,000 

66,901 

846,485 

2-200,000 

197,074 

1'6%,994 

63ä,000 

36,506 

646,650 

430,000 

82,107 

457,tÖ7 

255,000 

81,611 

948,536 

3-800,000 

118,904 

3-927,500 

1-166,900 

61,435 

861,567 

r^7 1,500 

79,594 

1249,404 

414.500 

53,719 

457,844 

S'850.IK)0 

511,ä86 

2-235/)27 

799,960 

48,539 

792.322 

2-S3ö,O0O 

410,789 

2-235,897 

79,5(K) 

9,600 

65.500 

ä'4tO.0i.K) 

377,564 

2-200,000 

re  11.500 

1 10.110 

1-545,330 

50<',UOO 

56.891 

503,014 

1 -600.000 

173,984 

1-587,54« 

3-09a.55ii 

84,841 

1-928,270 

305.ÖOO 

•J7,063 

353,118 

3142      1089-517,597      308,555 
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(Neueste  amtliche  Daten). 


ReiseBd« 
'(■  Jahre  1S89 

Erirasr  des 
Per8oneBiraB8pories 

Ertrag  des 
OiitertniBsportes 

ToUi  Betriebs. 
EiBBaliBieB 

Re'iBsrli 

»g 

Total 

0  0  de« 

Persoaa) 

ISI    VBBUI  >     IWv 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Kapitals 

3'890,115 

4^852,253 

7'989,351 

14*012,824 

6*510,959 

4,966 

3788 

284,391 

192,987 

n80,143 

1*496,287 

579,303 

4,989 

24,348 

10,686 

9,872 

26,674 

—    13,128 

—  1,064 

ri88,409 

4*549,862 

8*173,509 

13*194,583 

6*229,805 

2,ft2l 

2017 

3'061,303 

4189,372 

4*854,617 

9*406,865 

2*866,308 
405,114 

3,981 
4,»98 

1898 

6'51 1,360 

5'935,965 

9*699,712 

16*586,107 

7*841,877 

4,sis 

4353 

815,216 

ri36,297 

1*123,758 

•  2*335,368 

1*281,782 

10,6S2 

451,674 

864,581 

2*016,157 

2*886,227 

1*177,203 

5,025 

4'292,221 

6^103,470 

7*615.194 

14*374,368 

5*525,498 

2,817 

3147 

85,675 

67,874 

162,428 

232,724 

60,908 

2,486 

151,138 

50,807 

66,720 

118,842 

20,512 

1,991 

19,193 

20,125 

70,809 

91,728 

3'926,707 

3511,424 

4*656,836 

8*738,669 

3*726,376 

4,6»7 

1871 

345,627 

154,844 

129,139 

285,343 

98,923 

2,478 

93,164 

36.541 

34,200 

70,816 

—   11,337 

0,879 

41,734 

13,802 

7,554 

21,406 

-    13,182 

0,881 

408,580 

182,508 

297,502 

515,591 

163,754 

3,897 

98 

584,868 

427,202 

295,287 

763,855 

196,430 

3,628 

193 

225,820 

141,450 

99,740 

261,272 

67,881 

1,874 

78 

236,259 

139,033 

153,824 

336,168 

56,179 

0,74» 

89 

213,417 

205,479 

86,393 

295,749 

150,918 

3,778 

35 

364,886 

180,268 

97,261 

283,263 

36,127 

0,927 

70 

49,567 

132,:i01 

19,565 

234,899 

105,204 

1,766 

OD 

510,050 

122,045 

9,813 

131,858 

30,539 

3,770 

35 

210,007 

155,613 

53,156 
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Elektrische  Bahnen  sind  die  Bürgensfcockbahnf  die  Salyatorebahn  und  die 
^Straßenbahn  Vevey-Montreux-Chillon. 

Elektrische  Beleuchtung.  Durch  eine  im  Jahre  1890  an  sammtliche 
^emeindevorstände  gerichtete  Anfrage  hat  das  eidg.  statistische  Bureau  in  Er- 
fahrung gebracht,  daß  in  folgenden  Ortschaften  öffentliche  elektrische  Beleuchtung 
4>e8teht. 
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Emissionsbanken  (Ergänzung  des  Artikels  „Emissionsbanken**  im  I.Band). 
Die  auf  Seite  568  im  I.  Band  erwähnte  Motion  Gramer- Frey  entsprang  der  Er- 
fahrung, daß  das  Banknotensystem  der  Schweiz  an  empfindlichen  Gebrechen  litt. 
Insbesondere  hatte  es  sich  erzeigt,  daß  die  vom  Banknotengesetz  geforderte  Baar- 
Deckung  der  Noten  höchstens  in  normalen,  friedlichen  Zeiten  ausreichend  sein 
kann,  in  kritischen  und  namentlich  kriegerischen  Zeiten  aber  ganz  unzulänglich 
wäre.  Dieser  Erfahrung  gab  auch  das  eidg.  Finanzdepartement  in  seinen  jähr- 
lichen Geschäftsberichten  seit  1885  Ausdruck.    So  schrieb  es  im  Q-eschäftsberichi 

pro  1886: 

^Wir  haben  in  unserem  leiztjährigcn  Bericht  auf  die  bedenkliche  Lage  hingewiesen, 
die  für  die  Mehrzahl  der  Emissionsl>anken  in  Folge  der  Unzulänglichkeit  ihrer  verfüg- 
baren Baarmittel  unter  Umständen  sich  ergeben  mfißtc.  Diese  Mißstände  haben  im 
Berichtjahr  in  ungeschwächtein,  bei  einzelnen  Banken  gegentheils  in  potenzirtem  Maße 
fortgedaueil  und  dazu  beigetragen,  auch  weiteren  und  solchen  Kreisen,  welche  bis  jetzt 
einer  Uiiiirestaltung  unseres  Nolenwesens  nicht  das  Wort  reden  mochten,  die  Ueber- 
zeugung  aufzudrängen,  daß  die  gefahrdrohende  Lage  nur  durch  eine  einschneidende 
Reform  beseitigt  werden  könne.  Einer  Summe  von  über  12(X)  Milhonen  kurzfälliger 
Schulden  steht  eine  frei  verfügbare  Baarschafl  von  15  Millionen  Franken  gegenüber. 
Hunderttausende  von  sofort  rückzahlbaren  Passiven  finden  an  einigen  Orten  einen  Kassa- 
bestand von  wenigen  Tausend  Franken.  Es  ist  geradezu  unbegreiflich,  wie  einzelne 
Banken,  durch  die  Außerachtlassung  der  wesentUchen  und  unbeugsamen  Forderungen 
eines  vernünftigen  und  soliden  Zettelbankwesens,  ihre  eigene  Existenz  in  Frage  stellen 
und  die  Stelhiug  der  Gesammtheit  gefährden  können.  E<  besteht  für  uns  kein  Zweifel, 
daß,  wenn  die  Fatalität  der  Zahlungseinstellung  bei  «lieser  «xler  jener  Emissionsbank 
eintreten  sollte,  die  Konsequenzen  hieraus  unverzüglich  un<l  unmittelbar  auf  die  anderen 
Banken  sich  hinübertragen  werden  und  zwar  in  einem  Maße,  daß  auch  selbst  für  die 
beständige  Zahlungsfähigkeit  der  mit  stärkeren  Baarbeständen  ausgerüsteten  Institute 
Schlimmes  zu  befürchten  wäre.** 

Im  Jahresbericht  pro  1887:  Am  4.  März  erließ  der  Bundesrath  an  die 
Kantonsregieruugen,   welche  die  Bürgschaft  für  M  ^/o  der  Emissionssumme  nach 


M  Cenlralanstalt  SO.tXK)  Fr.;  Installation  für  das  Kantons-^pital  r>0,()00  Fr.     ')  Der 
Strom  kommt  vom  Maroggia  und  ist  der  gleiche,  der  in  Lugann  zur  Beleuchtung  dient. 
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Art.  12''  übernommen,  sowie  an  die  Präsidenten  des  Yerwaitangsratbes  der- 
jenigen Banken,  welche  die  Bürgschaft  für  60  ^/o  der  Emissionssnmme  nach 
Artikel  12^  des  Gesetzes  entweder  in  Werthschriften  oder  durch  das  Wechsel- 
portefeuille geleistet,  folgendes  Zirkular: 

^Die  unsichere  allgemeine  politische  Situation  hat  uns  Veranlassung  gegeben,  uns 
in  der  jüngsten  Zeit  mit  den  bei  den  schweizerischen  Emissionsbanken  bestehenden  Zu- 
ständen eingehender  zu  beschäftigen,  indem  wir  von  der  wohl  nicht  unrichtigen  Meinung 
ausgingen,  daß  die  Leistungen  unserer  Notenbanken  von  unverkennbarem  Einfluß  auf 
den  Umfang  und  die  Dauer  einer  durch  kriegerische  Verwicklungen  hervorgerufenen 
KrisLs  sein  werden.  In  Folge  unserer  Erhebungen  sind  wir  nun  zu  der  Ueberzeugung 
gelangt,  daß  bei  einer  großen  Zahl  der  schweizerischen  Emissionsbanken  die  Verhält- 
nisse derart  liegen,  daß  in  kritischen  Zeitläufen  manches  Institut  kaum  in  der  Lage 
wäre,  auf  die  Dauer  die  an  seine  Kasse  zurückströmenden  eigenen  Noten  einlösen  zu 
können.  Wir  liegen  keine  Zweifel  in  die  schließhche  Deckung  der  Banknoten,  dagegen 
läßt  uns  der  vielerorts  unzureichende  Baarbestand  und  der  theilweise  Mangel  an  anderen 
kurzfälhgen  oder  leicht  realisirbaren  Aktiven  befürchten,  daß  die  stetige  und  sofortige 
Einlösung  der  Noten  in  den  gedachten  Zeiten  nicht  überall  gesichert  wäre.* 

Wie  das  eidg.  Finanzdepartement,  so  hielt  auch  die  Mehrheit  des  Schweiz. 
Handelsstandes  die  durch  das  Gesetz  von  1881  geschaffenen  Banknotenverhältnisse 
für  unhaltbar.  In  einem  dießbezüglichen  Gutachten  vom  Jahre  1887  schrieb  der 
Vorort  des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins: 

Es  sind  zwei  einzige  Sektionen  (der  Westschweiz),  die  eine  baldige  Verbesserung 
des  iiestehenden  Zustandes  nicht  für  nöthig  halten;  alle  anderen  Sektionen  empfehlen 
entweder  eine  weitgehende  Revision  des  bestehenden  Banknotengesetzes  oder  —  in  über- 
wiegender Zahl  —  die  Kreirung  einer  Landesbank  mit  dem  Notenmonopol,  unter  Be- 
theiligimg  der  bisherigen  Emissionsbanken  (bzw.  Gewinnbetheiligung  der  Kantone)  und 
mit  wirksamem  Aufsichtsrecht  des  Bundes. 

Eine  Revision  des  Gesetzes  schien  dem  eidg.  Finanzdepartement  längere 
Zeit  das  einzig  Mögliche,  denn  es  glaubte  nicht,  daß  das  Not^nmonopol  in  der 
Bandesversammlung  durchdringen  würde.  Demgemäß  arbeitete  es  einen  Entwurf 
zn  einem  neuen  Gesetz  aus,  unterbreitete  denselben  im  September  1889  einer 
Fachkommission  und  brachte  ihn  nebst  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  23.  Juni 
1890  vor  die  Bundesversammlung.    In  dieser  Botschaft  wird  u.  A.  gesagt: 

,Die  Hauptübelstiinde  sind  in  der  Regel  der  schwache,  für  außerordentliche  Bedürf- 
nisse ungenügende  Stand  der  verfügbaren  Baarschaft.  und  das  Verbot,  die  obligatorische 
Baarreserve  je  anzugreifen :  neben  der  stetig  zunehmenden  Notenzirkulation  die  be- 
deutenden, stets  wachsenden  anderen  kurztHUigen  Verbindlichkeiten  der  Emissionsbanken 
und  «ier  Mangel  einer  vorsorglichen  Diskontopulitik  zur  Regulirung  des  Geldstandes. 

,.Der  Bundesrath  verhehlt  sich  nun  keineswegs,  daß  mit  der  Revision  des  Bank- 
notengesetzes, welches  auf  < lern  System  der  Vielheit  der  Banken  beruht,  eine  durch- 
greifende Reform  des  schweizerischen  Notenwesens,  eine  gründliche  und  endgültige 
Lösung  der  Notenbank  frage  nicht  erzielt  werden  kann.  Er  neigt  vielmehr  der  Ansicht 
zu.  daß  dieses  nur  durch  die  ZentralLsirung  der  Notenausgabe,  durch  die  Schaffung  einer 
mit  dem  Noteniiionopol  ausgestatteten  schweizerischen  Laudesbank  erreicht  werden  kann, 
welcher  außer  den  einer  Nr)tenbank  naturgemäß  zukommenden  geschäftlichen  Aufgaben 
in  erster  Linie  diejenige  gestellt  würde,  den  Vorrath  und  den  Umlauf  an  metallenen 
und  fiduziaren  Zahlungsmitteln  den  Bedürfnissen  des  Landes  und  dem  Schutze  der 
Währung  gemäß  zu  regeln.  —  Eine  absolute  Sicherheit  gegen  alle  Eventualitäten  kann 
zwar  auch  diese  vollkommenere  Form  «Ic-*  Notenhankwesens  nicht  bieten:  aber  es  wird 
den  Eventualitäten  ungleich  leichter  und  sicherer  vorgeheu^rt  und  die  unvermeidlichen 
Krisen  mit  ungleich  weniger  schweren  Folgen  für  den  üfl'ent liehen  Kreilit  und  das  Land 
überwunden  werden  können. 

,Wenn  der  Bundesrath  gleichwohl  nur  dt^n  Fntwurf  eines  revidirten  Bauknoten- 
ge.<setzes  auf  Grund  des  hestehentlen  Systems  einbringt,  su  gesciiieht  das  deßhalb,  weil 
er  daran  zweifeln  mußte,  daß  weiter  ;;ehende,  durch;,Teifende  Reform-Anträge,  denen 
eine  Revision  von  Art.  3l>  der  Bundesverfassunjr  voranzugehen  hätte,  Aussicht  auf  An- 
nahme tinden  würden,  und  zu  befürchten  wäre.  daU  mit  der  Ablehnung'  auch  diejeiiijren 
Yerbesserungen  an   dem   gegenwärtigen  Zustande,    welche  eine  bloUe  Revision  de>  Ge- 
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setzes  bringen  kann,  in  die  Ferne  gerückt  würden.  Der  Bimdesrath  stützt  seinen  Zweifel 
auf  die  Thatsacbe,  daß  alle  bisher  und  in  verschiedenen  Formen  in  der  Bundesversammlung 
eingebrachten  Motionen,  welche  auf  die  Monopolisirung  des  Notenwesens  abzielten,  un<i 
selbst  der  unpräjudizirliche  Antrag  auf  Ueberweisung  der  Frage  an  den  Bundesrath  zur 
Prüfung  über  die  Wünschbarkeit  und  Thunlichkeit  beharrlich  zurückgewiesen  worden 
sind.  In  diesem  Sinn  ist  sogar  eine  Motion,^)  welche  die  Aasgabe  durch  den  Bund  von 
Gold'  und  Silber-Depositen-Scheinen  oder  Certifikaten,  welche,  als  voll  durch  klingende 
Münze  gedeckt,  das  sicherste  tiduziäre  Zahlungsmittel  darstellen  würden,  mit  erheblicher 
Mehrheit  abgelehnt  worden. 

«Unter  diesen  Umständen  hält  es  der  Bundesrath  für  geboten,  seine  Aufmerksam- 
keit der  Revision  des  Banknotengesetzes  zuzuwenden,  um  die  Mängel,  welche  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  theils  von  Anbeginn  anhafteten,  theils  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
sich  herausstellten  oder  auch  durch  die  inzwischen  veränderten  Verhältnisse  bedingt 
sind,  nach  MögHchkeit  zu  heben.  Dadurch  sind  eine  Reihe  von  Streichungen.  Ver- 
schiebungen, Abänderungen  und  Ergänzungen  und  eine  theilweise  Umarbeitung  des 
Gesetzes  nothwendig  geworden,  so  daß  sich  das  revidirte  Gesetz  in  Form  und  Inhalt 
umgeändert  darstellt.* 

Die  wesentlichsten  Neuerungen  des  Gesetzentwurfes  bestanden  darin,  daß 
die  Baardeckung  der  Noten  von  40  auf  50  ®/o  erhöht,  diese  Deckung  im  Noth- 
fall  bis  auf  die  Hälfte  verwendet,  und  nur  der  durch  Baarschaft  nicht  gedeckte 
Theil  der  Notenzirkulation  besteuert  werden  sollte. 

Zu  einer  Berathung  des  Entwurfes  kam  es  in  der  Bundesversammlung  nicht, 

denn  während  derselbe  in  seinen  Geburtswehen  lag,  regte  sich  die  im  Jahre  1880 

unterlegene  Partei   der  Monopolisten  mit  ihrem  BundesbankipToiekt   und   erwarb 

im  Volke    80,000  Zustimmungsunterschriften.     Noch   waren    diese   indessen    der 

Bundeskanzlei  nicht  abgeliefert,  als  Nationalrath  Keller  im  September  1890  die 

Motion  stellte: 

„Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  baldmöglichst  Bericht  und  Antrag  zu  erstatten 
über  die  Revision  des  Artikels  39  der  Bundesverfassung,  in  dem  Sinne,  daß  dem  Bunde 
das  ausschließliche  Recht  der  Notenemission  zusteht  und  daß  er  dieses  Recht  einem  zu 
schaffenden  Bankinstitute  übertragen  kann." 

Diese  Motion  wurde  am  24.  September  vom  Nationalrath  mit  70  gegen 
7  Stimmen  angenommen  und  schon  am  30.  Dez.  war  ihr  vom  Bundesrath  ent- 
sprochen. Nunmehr  verließ  der  Bundesrath  den  Boden  einer  bloßen  Gesetzesrevision 
und  bekannte  sich  mit  Entschiedenheit  zur  Forderung  einer  Landesbank  mit 
Notenmonopol.  Er  begründete  diese  Forderung  u.  A.  mit  folgenden  Auseinander- 
setzungen : 

„Von  einer  Vielheit  von  Banken  mit  vielerlei,  theilweise  entgegengesetzten  Interessen, 
kann  eine  zielbewußte,  nach  innen  und  außen  wirksame  Diskontopolitik  schlechterdings 
weder  verlangt  noch  erwartet  werden. 

„Diese  oberste  Aufgabe  der  Notenbank  kann  einzig  eine  mächtige,  über  Neben- 
rücksichten und  kleinlicher  Konkurrenz  stehende  zentralisirte  Bank  erfüllen,  welche 
mit  der  nöthigen  Einsicht  durch  ihre  eigenen  Organe  stetige  Fühlung  mit  dem  ganzen 
Lande  hat,  welche  die  Ereignisse  auf  dem  Geldmarkt  voraussehen  und  ihren  Wirkungen 
begegnen  kann,  und  deren  Yerantwortlichkeitsgeiühl  auf  jrleicher  H<5he  steht  mit  dem 
alltremeinen  Vertrauen,  welches  sie  beansprucht. 

,Eine  weitere  Hauptaufj^abe,  welche  eine  zentrale  Bank  zu  erfüllen  hat.  besteht 
darin,  die  Zahlungsausgleichungen  durch  ein  über  das  ^^anze  Land  ausgedehtes  Giro- 
system zu  erleirhtern.  So  hat  die  Deutsche  Keirhsbank  durch  ihre  Haujit-  und  Zweig- 
nie<lerlassun^'en  im  Jahre  1889  vermittelst  Uebertragunpen  auf  «lemselben  Platze  für 
circa  H^i  Milliarden  Mark  und  vermittelst  Uebertraguni/en  von  einem  Platze  zum  andern 
für  circa  11*/*  Milliarden  Mark  Zalilunjren  ausgeglichen.  Der  Mangel  eines  ausgebiMeten 
Girosystems  bedeutet  für  die  Schweiz  eine  wirthschaftlirhe  Inferiorität.  Er  ist  eine 
Konsetpienz  der  Vielheit  der  Ranken,  denen  ein  Gesetz  auf  Grundlajre  von  Art.  ^{9  der 
Bundesverfassung  eine  s<jlche  Aufgabe  nicht  zuweisen  kann.  Was  sie  hierin  aus  freien 
Stücken  leisten  oder  leisten  können,  ist.  wie  die  Erfahrung'  zeigt,  durchaus  unzulänglich. 

ly  Jooi. 
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Die  bessere  Organisation  des  Giro-  und  Mandat  Verkehrs  wird  auch  die  Notenzirkulation 
auf  ein  richtiges  Maß  zunick  führen. 

^Eine  weitere  wichtige  Aufgabe,  die  ebenfalls  nur  einer  mit  dem  Notenmonopol 
ausgestatteten  Bank  zugewiesen  werden  kann,  besteht  darin,  die  Kassageschäft c  des 
Bundes  unentgeltlich  zu  besorgen,  d.  h.  ilberall  da,  wo  sie  Niederlassungen  bat,  für 
Rechnung  des  Bundes  Zahlungen  anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  seines  Guthabens 
Zahlungen  zu  leisten.  *)  Die  Kassengeschäfte  des  Bundes  nehmen  solche  Proportionen 
an,  daß  die  bisherigen  Einrichtungen  zu  ihrer  Bewältigung  nicht  mehr  genügen  werden. 

,Eine  zentrale  Notenbank,  weiche  schon  in  gewöhnlichen  Zeiten  stark  gedeckt  ist 
und  eine  wirksame  Diskontopolitik  üben  kann,  soll  für  außerordentliche  Zeiten  nicht 
nur  im  Stande  sein,  ihre  ZahlungsHihigkeit  zu  sichern,  sondern  auch  ihre  Leistungs- 
fähigkeit so  weit  zu  stärken,  daß  sie  nicht  gerade  dann  dem  legitimen  Geschäfte  ihre 
Dienste  versagen  muß,  wenn  außergewöhnliche  Bedürfnisse  Befriedigung  verlangen.  Sie 
wird  berufen  sein,  dem  schweizerischen  Handel  in  kritischen  Zeiten  eine  Stütze  zu  bieten, 
welche  er  bisher  meist  in  sich  selbst  oder  im  Auslande  suchen  mußte. 

„In  Zeiten  der  Beunruhigung  hat  die  einzelne  Bank  von  vielen  relativ  schwach 
gedeckten,  auf  sich  selbst  angewiesenen  Banken  genug  für  sich  zu  sorgen,  bevor  sie  für 
andere  sorgen  kann.  Statt  durch  Erwerbung  neuer  Forderungen  ihr  Geld  dem  Handel 
dienstbar  zu  machen,  muß  sie  im  Gegentheil  die  Forderungen,  welche  sie  besitzt,  zu 
Geld  machen  und  dieses  dem  Handel  entziehen. 

„Dazu  kommt  für  unsere  Verhältnis.se  der  erschwerende  Umstand,  daß  einen  guten 
Theil  der  am  leichtesten  zu  reaüsirenden  Forderungen  die  einen  Emissionsbanken  in 
Form  von  Noten  oder  in  Rechnungsguthaben  an  die  anderen  zu  stellen  haben,  und  daß 
diese  Forderungen  in  gewöhnlichen  Zeiten  ruhig  liegen  bleiben,  in  außergewöhnlichen 
aber  eingehoben  werden.  Die  Folge  davon  ist,  daß  dann  die  Beunruhigung  von  den 
Emissionsbanken  selbst  ausgebt  und  gegenseitig  genährt  wird,  bevor  sie  weitere  Kreise 
ergreift,  wie  dies  noch  im  Frühjahr  1887  der  Fall  war.  Durch  die  Vielheit  der  Emissions- 
banken wird  die  Krisis  in  der  Regel  verschärft  anstatt  beschworen. 

„Uebermächtigen  Krisen,  wie  sie  namentlich  schwere  politische  Ereignisse  herbei- 
führen können,  ist  freiUch  keine  Notenbank,  auch  die  größte  Zentralbank  nicht,  ge- 
wachsen, wie  die  Erfahrung  lehrt.  Allein  die  Zentralbank  erfüllt  ihre  Aufgabe  auch 
dann  in  vollem  Maße,  wenn  sie  der  Krisis  so  lange  wie  überhaupt  möglich  aus  eigenen 
Kräften  Widerstand  leistet.  Wenn  schließlich  die  eigenen  Kräfte  der  mit  dem  Monopol 
ausgestatteten  Hank  versagen,  so  bleibt  immer  noch  als  letztes  Hülfsmittel  der  Zwangs- 
kurs :  die  Noten  der  Bank  werden  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  erklärt  und  die  Bank 
wird  vorübergehend  der  Baareiniösungspflicht  enthoben. 

„Solche  äußerste  Maßnahmen  dürfen  selbstverständlich  nur  im  äußersten  Nothfalle 
ergriffen  werden,  wie  in  Kriegszeiten,  in  Zeiten  in  welchen  das  Land  selbst  in  einen 
Krieg  verwickelt,  oder  mit  Krieg  bedroht  würde,  oder  wenn  Nachbarreiche  Krieg  führen 
und  in  dem  einen  oder  andern  dieser  Fälle  das  Land  in  schwere  hnanzielle  Bedrängniß 
gerathen  sollte. 

„Eine  einzige  Bank  mit  wenigen  Geschäftsweigen  und  wenigen  Arten  von  Verbind- 
lichkeiten, mit  einfachem,  für  Jedermann  leicht  kontrolirbarem  Geschättsgebahren,  die 
sich  ihrer  Verantwortlichkeit  bewußt  ist,  kann  sich  ein  so  hohes  Maß  von  Vertrauen 
erwerben,  daß  dasselbe  trotz  Krisen  und  Zwangskurs  Stand  hält,  wie  ebenfalls  «lie  Er- 
fahrung lehrt.  In  den  Jahren  1870  und  1871  haben  die  Noten  der  Bank  von  Frankreich 
—  trotz  des  über  flas  Land  hereingebrochenen  verheerenden  Krieges,  trotz  des  allge- 
meinen Wechselmoratoriums,  trotzdem  der  Baarvorrath  der  Bank  um  mehr  als  die 
Hälfte  vermindert,  die  Notenemission  um  fast  das  Doppelte  vermehrt  und  der  Zwangs- 
kurs dekretirt  wurde  -  niemals  mehr  als  2,67«»  gegen  Gold  verloren,  und  das  nur  an 
wenigen  Tagen,  um  bald  wieder  die  Goldparität  zu  erreichen,  obschon  tler  Zwangskurs 
formell  erst  mit  Ende  1877  aufgehoben  wurde. 

„Dieses  unerschütterliche  Vertrauen  in  die  innere  Solidität  jeder  einzelnen  einer 
Vielheit  von  Banken  mit  einer  Menge  von  Geschäftszweigen  und  Verbindlichkeiten  aller 
Art  ist  nicht  denkbar,  um  so  weniger,  als  das  schwindende  Vertrauen  in  die  eine  Bank 
das  Mißtrauen  in  die  andern  wachrufen  wird. 

„Ein  weniger  ausschlaggebender,  aber  für  den  Verkehr  glcirhwohl  wichtiger  Vor- 


')  Die  belgische  Nationalbank  hat  im  Jahre  1889  für  Rechnung  des  Staates  unent- 
geltlich für  979  Millionen  Franken  Zahlungen  empfangen  und  für  975  Millionen  Franken 
Zahlungen  geleistet ;  im  Ganzen  :2, 743.403  Stück  Anleihen-Coupons  eingelöst  und  Wertli- 
titel  im  Betrag  von  ca.  800  Millionen  PYanken  verwaltet. 
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theil  einer  einzigen  Notenbank  besteht  darin,  daß  ihre  Notenemission  nur  durch  das 
wechselnde  Bedürüiiß  des  Verkehrs  beschränkt  zu  werden  braucht,  sie  demnach  auch 
für  einen  vorübergehend  stark  gesteigerten  Bedarf  an  Zahlungsmitteln  gerüstet  sein  kann, 
ohne  ihren  Baarvorrath  zu  Hülfe  zu  nehmen,  insofern  nicht  Baarzahlung  verlangt  wird. 
Selbst  eine  starke  Notenzirkulation  bietet  keine  Gefahren,  vorausgesetzt,  daß  sie  ent- 
sprechend stark  gedeckt  ist. 

,.Bei  der  Vielheit  von  Banken,  von  denen  jede  die  Noten  aller  übrigen  an  Zahlung 
nehmen  muß,  ist  eine  feste  Begrenzung  der  Emission  dagegen  unerläßlich. 

,.Die  zentrale  Bank  wird  auch  dafür  sorgen,  daß  die  Noten  in  denjenigen  Ab- 
schnitten, wie  der  Bedarf  und  der  Schutz  der  Währung  sie  verlangen,  dem  Verkehr  zur 
Verfügung  gestellt  und  in  Umlauf  gebracht  werden.  Sie  wird  auch  eine  weit  bessere 
Kontrole  über  den  Zustand  der  umlaufenden  Noten  üben  und  dieselben  häufiger  erneuem 
können. 

„Schließlich  werden  auch  die  Noten  einer  einheitlichen  Bank  den  bedeutenden 
Vortheil  darbieten,  jenseits  der  Grenzen  kursfähig  zu  sein,  was  bei  den  von  vielen 
Banken  ausgegebenen  Noten  zum  empfindlichen  Nachtlieil  der  schweizerischen  Grenz- 
distrikte  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  der  Fall  ist. 

„Das  sind  in  der  Hauptsache  die  Erwägungen,  welche  den  Bundesrath  zu  der 
Ansicht  bestimmen,  daß  die  Zentralisirung  der  Notenausgabe  dem 
bestehenden  System  der  Vielheit  der  Emissionsbanken  vorzuziehen 
sei.  Durch  eine  Revision  des  Banknotengesetzes  können  die  Uebelstände  wohl  gemildert, 
aber  nicht  gehoben  werden.  Die  richtige  endgültige  Lösung  der  Notenbankfrage  er- 
blickt der  Bundesrath  nur  in  der  Schaffung  einer  mit  dem  Monopol  ausgestatteten  Bank,, 
welche  als  reine  Noten-Giro-  und  Diskonto-Bank  zu  wirken  hat. 

„Die  Gesichtspunkte ,  welche  den  Bundesrath  bestimmen,  sind  rein  volkswirth- 
schaflUcher  Natur ;  politische  oder  fiskalische  Gesichtspunkte  liegen  ihm  ferne.  Er  hält 
gegentheils  dafür,  daß  politische  und  fiskalische  Gesichtspunkte  überhaupt  gänzlich  zu- 
rücktreten müssen,  wenn  der  angestrebte  Zweck  erreicht  werden  soll 

„Der  grundsätzliche  Entscheid  über  die  Monopolisirung  der  Notenausgabe  in  der 
Schweiz  m  bejahendem  Sinne  entscheidet  zugleich  darüber,  daß  das  Notenraonopol  dem 
Bunde,  dem  Vertreter  der  allgemeinen  schweizerischen  Interessen,  zusteht  und  zwar  al» 
alleinigem  Träger.  Ein  anderer  Träger  des  NotenmonopoLs  kann  nicht  in  Frage 
kommen. 

„Es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache  sowohl  als  des  angestrebten  Zweckes, 
daß  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  niclit  vom  Bunde  direkt 
durch  seine  politischen  oder  administrativen  Organe  ausgeübt  werde,  sondern  unter 
voller  Wahrung  der  Landesinleressen  an  ein  zu  schaffendes  zentrales  Bankinstitut  über- 
tragen werden  muß,  nicht  nur  kann,  wie  die  vom  Nationalrath  erheblich  erklärte 
Motion  lautet ;  an  ein  Bankinstitut,  welchem  die  Aufgabe  gestellt  wird,  als  reine  Noten- 
Giro-  und  Diskontobank  den  Geldstan<l  des  Landes  zu  regeln,  den  Zahlungsverkehr  im 
Lande  zu  erleichtern  und,  wenn  und  so  weit  es  verlangt  wird,  die  Kassageschäfte  des 
Bundes  unentgeltlich  zu  besorgen. 

„Der  Bundesrath  ist  zudem  der  Ansicht,  daß  nicht  nur  die  Ausgabe  von  Bank- 
noten, sondern  folgerichtig  auch  diejenige  von  andern  gleichartigen  zum  Umlauf  be- 
stimmten Geldzeichen,  wie  Kassenscheine,  Münzcertifikate  u.  a.  m.,  als  ausschließliches 
Recht  des  Bundes  erklärt  werden  soll.  Er  ist  jedoch  nicht  der  Meinung,  daß  das  Recht 
zur  Ausgabe  von  solchen  Geldzeichen,  welche  nicht  eigentliche  Eianknoten  sind  und 
geeignetermaßen  von  der  Bundeskasse  auszugeben  wären,  übertragbar  sein  soll. 

„Die  weitere  Frage,  welche  zu  entscheiden  ist,  beschlägt  die  Grundlage,  welche 
dem  mit  dem  Xotenmonopol  auszastattenden  Bankinstitute  zu  geben  sein  wird,  ins- 
besondere ob  das  Institut  als  eigentliche  Staatsbank  für  alleinige  Rechnung  und  Gefahr 
des  Bundes,  o<ler  aber  als  eine  Bank  mit  privatem  Charakter  auf  Aktien  gegründet 
werden  soll. 

„Die  Staatsbank  würde  mit  einem  vom  Bunde  durch  Anleihen  aufzunehmen* 
den  eij^enen  Geschäftskapital  dotirt,  dessen  Verzinsung  vorab  aus  den  Erträgnissen  der 
Bank  zu  bestreiten  wäre.  Sie  mußte  unter  gänzlich  getrennte,  geschäftlich  möglichst 
unabhängige  Verwaltung  gestellt  werden,  und  in  deren  leitenden  Behörden  wäre  dem 
kaufmännischen,  im  täglichen  Kontakte  mit  dem  Verkehrswesen  stehenden  Elemente 
ein  maßgebender  Einfluß  zu  sichern.  Der  Bundesrath,  oder  ein  von  der  Bundesver- 
sammlung zu  wählender  Bankrath  wäre  als  oberste  Aufsichtsbehörde  zu  denken;  die 
Entgegennahme  der  Rechnungen  und  Verwaltungsberichte  Sache  der  Bundesver- 
sammlung. 
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«Die  Privatbank  wäre  ebenfalls  unter  Aui'sicht  des  Bundes  zustellen  und  von 
ihm  bestellte  Organe  hätten  an  der  Leitung  thätig  mitzuwirken,  etwa  in  der  Weise, 
daß  die  eine  Hälfte  der  leitenden  Behörde  durch  den  Bund,  die  andere  durch  die 
Aktionäre  gewählt  würde.  Der  Bund  erhielte  eine  direkte  Vertretung  durch,  einen  mit 
Stichentscheid  und  dem  Vetorechte  auszustattenden  obersten  Leiter,  welcher  die  Ge- 
setze und  Heglemente  den  der  Bank  gestellten  Aufgaben  gemäß  zu  handhaben  hätte. 

,Als  Gegenleistung  fdr  das  der  Bank  verliehene  Monopol  wäre  dem  Staate  eine  an- 
gemessene Betheiligung  am  Reingewinn  vorzubehalten,  in  der  Weise,  daß  ein  Ueber- 
schuß  über  die  landesübliche  Verzinsung  des  Kapitals  zwischen  Staat  und  Aktionären 
zu  theilen  wäre.  Eine  Staatsgarantie  für  die  Verbindlichkeiten  der  Bank  würde  nicht 
geleistet  und  der  Staat  hätte  Klr  mögliche  Verluste  nicht  aufzukommen.  Die  zur  Aus- 
mittlung  des  Reinerträgnisses  geltenden  Normen  wären  durch  Reglement  festzustellen. 
Um  der  Bank  die  volle  Entwicklung  und  das  Wiedereinbringen  aller  Anlagekosten  zu 
'sichern,  müßte  ihr  die  Konzession  ffir  eine  Reihe  von  Jahren  fest  ertheilt  werden,  unter 
Vorbehalt  des  Rückkaufsrechtes  durch  den  Bund  nach  Ablauf  der  Konzession  oder  even- 
tueller Emeuerungsfristen.  Der  Rückkauf  wäre  in  der  Weise  zu  denken,  daß  der  Bund 
dannzumäl  die  Bank  mit  Aktiven  und  Passiven  gegen  Auszahlung  des  Inventarwerthes 
an  die  Aktionäre  übernähme. 

„Die  Staatsbank  wie  die  Privatbank  wären  zu  verpflichten ,  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  einigen  Jahren  in  allen  größern  verkehrsreicheren  Ortschaften  des  Landes 
eigene  Niederlassungen  oder  Zweiganstalten  zu  errichten,  unbeschadet  des  Rechtes,  sich 
in  jeder  Ortschaft  der  Schweiz  niederzulassen. 

«Die  Staatsbank  wie  die  Privatbank  und  alle  ihre  Niederlassungen  müßten  von  allen 
Steuern  und  Abgaben  in  den  Kantonen  befreit  sein.  Die  Leistungen  der  Bank  an  das 
'Gemeinwesen  liegen  in  ihren  wirthschaftlichen  Aufgaben,  an  deren  Erfüllung  sie  nicht 
durch  eine  feste  Steuerlast  gehemmt  werden  darf.  Dagegen  wären  die  Kantone  bei  der  Staats- 
bank an  derri  nach  Verzinsung  des  Kapitals  und  Dotirung  des  Reservefonds  bleibenden 
Reinerträgniß,  bei  der  Privatbank  an  der  dem  Staate  zufallenden  Quote  des  Rein- 
-gewinns  in  billigem  Maße  zu  betheiligen.  Sie  würden  darin  zunächst  eine  Entschädi- 
-gung  filr  die  bisher  bezogenen  Banknotensteuern  finden. 

„Ein  die  Verzinsung  des  Kapitals  übersteigender  Reingewinn  wird  in  der  Regel 
immer  erzielt  werden,  und  zwar  wird  derselbe  unter  den  gleichen  Verhältnissen  größer 
sein  als  derjenige,  welchen  die  bestehenden  Emissionsbanken  einzeln  mit  dem  Noten- 
Giro-  und  Diskontogeschäfl  erzielen,  weil  die  gegenseitige  Konkurrenz  wegfallt  und  die 
Verwaltung  zentralisirt  wird.  Der  zu  erzielende  Gewinn  darf  jedoch  nicht  den  Zweck 
l)ilden.  weder  für  die  Staatsbank  noch  für  die  Privatbank;  er  kann  auch  nicht  be- 
deutend sein,  wenn  die  der  Bank  gestellten  Aufgaben  allezeit  in  vollem  Maße  erfüllt 
werden  sollen. 

„Dei  Uebergang  aus  den  bestehenden  in  die  neuen  Verhältnisse  wird  unter  allen 
Umständen  so  geordnet  werden  müssen,  daß  derselbe  allmälig  geschieht  und  der  Ver- 
kehr keine  Erschütterungen  erleidet.  Es  wird  eine  längere  Frist  anberaumt  werden 
müssen,  innerhalb  welcher  die  gegenwärtig  umlaufenden  Noten  zurückgezogen  und  durch 
diejenigen  der  zentralen  Bank  ersetzt  werden.  Die  Zentralbank  soll  ermächtigt  werden, 
bestehende  gut  akkreditirte  Emissionsbanken  mit  annähernd  analogem  Geschäflskreis 
käuflich  zu  enverben  und  als  eigene  Niederlassungen  weiter  zu  betreiben,  wenn  die 
Kaufbedingungen  gegenüber  der  Neuerrichtung  von  Niederlassungen  Vortheile  bieten. 
Sie  soll  ferner  erknächtigt  werden,  an  Geschäftsplätzen  mittlem  Ranges  für  die  ersten 
Jahre  und  bis  sie  eigene  Niederlassungen  daselbst  errichtet,  den  dort  bestehenden 
Emissionsbanken  die  Vertretung  zu  übertragen. 

„Die  jetzigen  Emissionsbanken,  welche  mit  dem  Unterschiede  weiter  bestehen,  daß 
sie  keine  eigenen  Noten  mehr  ausgeben,  werden  in  der  Folge  als  Mittelglied  zwischen 
der  Zentralbank  und  der  Geschäftswelt  in  dem  Sinne  wirken,  daß  sie  ihr  Wech.selporte- 
feuille,  wenn  Geldbedürfniß  für  sie  eintritt,  bei  der  Zentralbank  rückdiskontiren.  Die 
Zentralbank  kann  keine  Wechsel  mit  nur  einer  Unterschrift  und  sie  kann  nur  Wechsel 
mit  notorisch  soliden  Unterschriften  annehmen ,  während  Bankinstitute  mit  lokalem 
Charakter  und  freien  Vorschriften  direkt  mit  dfin  ersten  Geldnehmer  verkehren 
lönnen. 

„Die  Zentralbank  wird  vermöge  ihres  eng  begrenzten  Geschäftskreises  und  ihrer 
mächtigen  Mittel  überhaupt  Niemandem  eine  Konkurrenz  im  jjrewöhnlichen  Sinne  machen, 
sondern  allen  und  zunächst  den  neben  ihr  bestehenden  Bankinstituten  einen  Huckhall 
bieten.  Sie  wird  in  der  tinanzwirthschat'tlichen  Organisation  des  Landes  den  Schluß- 
stein bilden. 
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,Als  Norm  für  die  Orj?anisation  der  Niederlassungen  wird  den  bestehen<len  Ver- 
hältnissen entsprechend  von  Anfang  an  gelten  müssen,  daß  den  schweizerischen  Handels- 
plätzen gleichen  Ranges  die  gleichen  Dienste  geboten  werden  können,  und  zwar  inner- 
halb des  gegebenen  Geschäftskreises  in  einem  Maße,  wie  sie  die  bestehenden  einzelnen 
Banken  nicht  zu  bieten  vermochten.  Den  Niederlassungen  ersten  Ranges  werden  sich 
diejenigen  zweiten  Ranges  und  später  dritten  Ranges  anreihen,  alle  innerhalb  des 
gleichen  Ranges  mit  denselben  geschäftlichen  Kompetenzen  ausgestattet.  Im  Laufe  der 
Jahre  soll  jeder  Handelsplatz  der  Schweiz,  welcher  einen  genügenden  Wirkungskreis 
für  eine  Niederlassung  darbietet,  der  Vortheile  einer  direkten  Vertretung  der  2^ntra]- 
bank  theilhaftig  werden.  Dem  Hauptsitz  der  Zentralbank  endlich,  dem  Bankplatz,  an 
welchem  die  Hauptniederlassung  errichtet  wird,  soll  geschäftlich  kein  besonderer  Vor- 
theil  erwachsen,  indem  alle  Plätze  ersten  Ranges  die  gleichen  geschäftlichen  Vortheile 
genießen  werden.  Die  Bezeichnung  Hauptniederlassung  soll  in  der  Organisation  der 
Zentralbank  nur  den  Sitz  der  obersten  Leitung,  der  zentralen  Bankbehörden  bedeuten» 
welche  nur  mit  den  Zweigniederlassungen  oder  Zweiganstalten  resp.  Agenturen,  nicht 
aber  mit  der  Geschäftswelt  direkt  im  Verkehr  stehen. 

,  Diese  allgemeinen  organisatorischen  Grundsätze  hätten  gleichermaßen  für  die 
Staatsbank  wie  für  die  Privatbank  zu  gelten,  denen  beiden  die  gleichen  wirthschatl- 
lichen  Aufgaben  gestellt  sind. 

„Mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  gestellte  Volksinitiative  betreö'end  Einrichtung 
einer  Bundesbank  und  auf  die  Stabilität  der  Bundesverfassung  erachtet  es  der  Bundes- 
rath  für  angemessen,  dat>  in  der  Verfa&sungsbestiiumung ,  welche  die  Monopolisirung 
des  Notenwesens  aussprechen  soll,  die  Möglichkeit  der  Ausführung  auf  staatlicher  sowohl 
als  auf  privater  Grundlage  vorgesehen  werde,  in  der  Meinung,  daß  die  Wahl  der  Bundes- 
gesetzgebung  vorbehalten  bliebe.  Dagegen  hält  er  es  zur  Sicherung  des  angestrebten 
Zweckes  für  nothwendig,  die  leitenden  Grundsätze,  welche  der  mit  dem  Notenmonopol 
ausgestatteten  Bank  vorgezeichnet  werden  sollen,  in  der  Verfassung  niederzulegen,  die 
weitere  Ausführung  der  Bundesgesetzgebung  überlassend. 

„Die  Ansichten  des  Bundesrathes  über  die  leitenden  Grundsätze  bezüglich  der  Auf- 
gaben und  der  Organisation  der  zu  schaffenden  Zentralbank  sind  in  Vorstehendem  ent- 
halten. Was  die  Grundlage  anbelangt,  so  spricht  sich  unser  Finanzdepartement  dahin 
aus,  daß  der  auf  Aktien  zu  errichtenden  Bank,  dem  privaten  Betrieb  unter  staatlicher 
Aufsicht  der  Vorzug  zu  geben  sei. 

„Es  bestimmen  dasselbe  hiezu  in  nächster  Linie  Rücksichten  der  Billigkeit  und  die 
praktische  Erwägung,  daß  die  neuen  Verhältnisse  aus  den  bestehenden  herauswachsen 
müssen,  wenti  die  neue  Schöpfung  gleich  von  Anfang  an  einen  festen  Boden  zu  ge- 
deihlicher Wirksamkeit  finden  soll.  In  der  Hauptsache  aber  leiten  es  Gründe  wirth- 
schaftlicher  und  politischer  Natur. 

„Mit  Art.  5  des  Banknotengesetzes  vom  8.  März  1881  ist  allerdings  jede  Ent- 
schädigungspflicht bei  Einführung  des  Notenmonopols,  welches  sämmtlichen  bestehenden 
Emissionsbanken  das  Emissionsrecht  entziehen  würde,  zum  Voraus  abgelehnt  worden. 
Das  Finanzdepartement  halt  es  jedoch  nicht  nur  für  einen  Akt  der  Billigkeit,  sondern  auch 
als  eine  eminent  praktische  Maßnahme,  wenn  die  bestehenden  Emissionsbanken  am 
Notenmonopol  in  der  Weise  betheiligt  werden,  daß  ihnen  ein  Vorrecht  auf  den  Bezug 
der  Aktien  der  zu  schaffenden  Zentralbank  nach  Maßgabe  ihrer  bisherigen  Notenzirku- 
lation eingeräumt  werde.  Damit  werden  die  bestehenden  Interessen  sofort  eng  mit  der 
neuen  Schöpfung  verknüpft,  und  es  ist  ihnen  jeder  materielle  Grund  benommen,  der- 
selben feindselig  gegenüber  zu  treten,  ein  Umstand,  welcher  für  die  rasche  Erstarkung 
der  neuen  Schöpfung  von  Gewicht  ist. 

„Eine  naheliegende,  wirthschafthch-praktische  Erwägung  ist  ferner  die,  daß  alle 
europäischen  zentralisirten  großen  Notenbanken  mit  oder  ohne  Monopol,  wie  die  Bel- 
gische Nalionalbank,  die  Dänische  Nationalbank,  die  Deutsche  Reichsbank,  die  Bank  von 
England,  die  Bank  von  Frankreich,  die  Italienische  Nationalbank,  die  Niederländische 
Bank,  die  Norwegische  Bank .  die  Oeslerreichisch-Ungarische  Bank ,  die  Rumänische 
Nationalbank,  die  Bank  von  Spanien  etc.  etc.,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Russischen 
Reithsbank,  auf  privater  Grundlage  errichtet  sind.  Bei  wirthschaftlichen  Schöpfungen 
von  solcher  Tragweite,  wie  die  Monopolisinmg  des  Notenwesens,  andere  Wege  ein- 
schlagen zu  wollen,  als  diejenigen,  welche  sich  überall  anderwärts  bewährt  haben,  müßte 
zum  Mindesten  ernste  Bedenken  erwecken. 

„Wo  es  sich  um  die  Lösung  rein  wirthschaftlicher  Aufgaben  handelt,  können  po- 
litische Einflüsse  nur  schädlich  wirken,  und  die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  daß 
solche    bei   der  Staatsbank  leichter  Geltung  finden.     Die  Politik  hat  ihre  eigenen  und 
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die  wirthschaiUichen  Interessen  haben  ihre  eigenen  Gesichtspunkte,  die  ohne  Schaden 
für  beide  nicht  vermengt  werden  dürfen ;  man  braucht  nicht  einmal  an  die  Möglichkeit 
zu  denken,  daß  die  Staatsbank  zu  ihrem  eigenen  Schaden  als  WafTe  im  politischen 
Partei  Interesse  mißbraucht  werden  kann,  oder  daß  die  politischen  Gegner  der  leitenden 
Persönlichkeiten  versucht  sein  können,  die  Staatsbank  und  ihren  Kredit  anzugreifen. 

«Bei  der  Privatbank  können  Staatskredit  und  Bankkredit  jeder  fQr  sich  bestehen, 
bei  der  Staatsbank  bedingen  sich  Staatskredit  und  Bankkredit  gegenseitig.  Die  Privat- 
bank kann  auf  eigenen  Füßen  stehen,  sie  soll  der  Staatsgarautie  nicht  bedürfen,  eben- 
sowenig als  die  ausländischen  zentralen  Privatbanken  Staatsgarantie  genießen. 

»Eine  Bank  mit  privater  Grundlage  unter  wirksamer  Aufsicht  des  Staates  und,  wie 
es  für  die  Schweiz  in  Uebereinstimmung  mit  anderwärts  bestehenden  Einrichtungen  ge- 
dacht «ist,  unter  ständiger  Mitwirkung  staatlicher  Vertretung  bei  der  Leitung,  in  Ge- 
meinschaft mit  den  Vertretern  des  Handels  und  der  direkt  betheüigten  Kreise,  wird  am 
ehesten  befähigt  sein,  die  richtige  Mitte  einzuhalten  zwischen  den  Staatsinteressen,  den 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Interessen  und  den  speziellen  Verkehrsinteressen,  welchen 
sie  zu  dienen  berufen  ist.  Sie  wird  die  meiste  Gewähr  bieten ,  daß  die  ihr  gestellten 
großen  wirtlischaftlichen  Aufgaben  ohne  Beeinträchtigung  durch  der  Sache  fremde  Ein- 
flüsse erfüllt  werden  können.  *) 

„Die  Privatbank  in  der  gedachten  Form  erlaubt  endhch  dem  Staat,  resp.  Bund 
und  Kantonen,  sich  am  Gewinn  zu  betheiligen,  ohne  mögliche  Verluste  mittragen  zu 
müssen ;  bei  der  Staatsbank  dagegen  fällt  Gewinn  und  Verlust  auf  den  Staat. 

„Der  gewichtigste  Grund  aber,  welcher  das  Finanzdepartement  bestimmt,  iür  eine 
Bank  mit  privatem  Charakter  einzustehen,  ist  der,  daß  im  Kriegsfalle  völkerrechtlich 
das  private  Eigenthum  geschützt  ist,  das  staatliche  dagegen  als  Beute  dem  eindringenden 
Feinde  zufällt.** 

In  Uebereinhtimmung  mit  diesen  Ausführungen  unterbreitete  nun  der 
Bundesrath  der  Bundesverbammlung  folgenden  Bundesbeschluß-Entwurf  betreffend 
die  Revision  des  Art.  39  der  Bundesverfasuuug : 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  nach  Einsicht- 
nahme einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  30.  Dezember  1890;  in  Anwendung  der 
Art.  84,  Art.  85,  Ziff.  14,  und  Art.  118  der  Bundesverfassung,  beschließt: 

Art.  1.  Art.  39  der  Bundesverfassung  wird  aufgehoben  und  an  seine  Stelle  fol- 
gender Artikel  gesetzt: 

Art.  39.  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  oder  anderen  gleichartigen  Geld- 
zeichen steht  ausschließlich  dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  kann  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  entweder 
auf  eigene  Rechnung  durch  eine  unter  gesonderter  Verwaltung  stehende  Bank  ausüben 
oder  gegen  Betheiligung  an  dem  Reingewinn  und  vorbehä.tlich  des  Rückkaufrechtes  an 
eine  auf  Aktien  zu  errichtende  Bank  übertragen,  welche  unter  Mitwirkung  und  Auf- 
sicht des  Bundes  zu  verwalten  ist. 

Die  mit  dem  Xotenmonopol  ausgestattete  Bank  hat  insbesondere  die  Aufgabe,  den 
Oeldstand  des  Landes  zu  regeln  und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern. 

Die  Bank  und  ihre  Zweiganstalten  dürfen  in  den  Kantonen  keiner  Besteuerung  unter- 
zogen werden ;  dagegen  sind  die  Kantone  an  dem  Reingewinn  angemessen  zu  betheiligen. 

Eine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  von  Banknoten  oder  andern  gleich- 
artigen Geldzeichen  kann  der  Bund,  außer  bei  Nothlagen  in  Kriegszeiten,  nicht  aussprechen. 

DiexVusführung  dieser  Bestimmungen  geschieht  auf  demWege  der  Bundesgesetzgebung. 

Art.  2.  Vorstehender  Bundesbeschluß  wird  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der 
Stände  unterstellt. 

Der  Gegenstand  führte  zu  langwierigen  Verhandlungen  in  zwei  Sessionen 
der  Bundesversammlung  (Frühjahr  und  Juni  1891)  und  erst  am  29.  Juli,  an- 
läßlich einer  dreitägigen  Extrasession  zur  Erwalirung  der  Volksabstimmung  be- 
treffend die  Initiative,  kam  eine  Einigung  zwischen  den  Käthen  zu  Stande.  Der 
Artikel  39  erhielt  folgende  Fassung  : 

Art.  1.  Art.  39  iler  Bundesverfas?;ung  wird  aufgehoben  und  an  seine  Stelle  fol- 
gender Artikel  gesetzt: 

Art.  39.  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  und  andern  gleichartigren  Geld- 
zeichen steht  ausschließlich  dem  Bunde  zu. 


M  Der  derzeitige  Chef  des  cidg.  Finan/.departrmentes.  n^rr  Itiiudearath  Ilausor,  uibt  einer  S  taa  ts- 
bank  den  Vorzug. 
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Bahnen  von  einer  einheitlichen  zentralen  Amtsstelle  aus  zu  leiten,  unsere  süddeutschen 
Nachbarstaaten  sind  in  dieser  Weise  organisirt  und  leisten  den  Beweis,  daß  allerdings 
auch  bei  diesem  System  ein  dem  Lande  gedeihlicher  Betrieb  möglich  ist.  Gleichwohl 
halten  wir  dasselbe  für  unsere  Verhältnisse  nicht  för  geeignet  und  haben  schon  in 
unserm  Berichte  vom  21.  März  die  Ansicht  begründet,  daß  das  Gebiet  der  Eidgenossen- 
Schaft  in  Kreise  einzutheilen  sei,  in  denen  der  Eisenbahnbetrieb  unter  Beachtung  der 
allgemeinen  Gesetze  von  Kreisdirektionen  selbstständig  geleitet  wird.  Wenn  die  Be- 
stimmung der  Zahl  und  des  Sitzes  dieser  Direktionen  mit  Recht  als  schwierig  betrachtet 
wird,  so  liegt  die  Schwierigkeit  nicht  in  der  legislatorischen  Aufgabe,  indem  sich  eine 
Reihe  von  Lösungen  darbieten,  von  denen  alle  den  wirklichen,  leicht  erkennbaren  Be- 
dürfnissen des  Verkehrs  genügen  werden;  die  Schwierigkeit  liegt  vielmehr  in  den  viel- 
fachen Lokalansprflchen,  welche,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  nicht  selten  dem  allgemeinen 
Landesinteres^e  hemmend  und  störend  entgegentreten.  Diese  Schwierigkeiten  werden 
ohne  Zweifel  auftauchen  und  müssen  auch  gelöst  werden,  sobald  einmal  der  Bund 
mehrere  Bahnnetze  erworben  hat;  heute,  wo  es  sich  um  den  Eewerb  einer  einzelnen 
Bahn  handelt,  bei  der  weder  Territorial-  noch  Sitzfragen  vorliegen,  sind  sie  nicht  vor- 
handen, und  es  hieße  den  Erwerb  dieser  ersten  Bahn  ohne  Xoth  und  ohne  Nutzen 
erschweren,  wenn  derselbe  von  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  abhängig  gemacht 
würde,  die  thatsächlich  noch  gar  nicht  entstanden  sind.  Wir  halten  dalier  dafür,  daß 
bei  der  heutigen  Sachlage  auf  die  Territorial-  und  Sitzfrage  nicht  weiter  einzutreten 
sei,  und  sprechen  uns  über 

2)  die  Verrichtungen  und  Befugnisse  der  Kreisdirekttonen  aus.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  daß  diesen  Behörden  im  Wesentlichen  derselbe  Wirkungskreis  zuzu- 
weisen wäre,  in  welchem  die  heutigen  Direktionen  der  Privatbahnen  thätig  sind,  nebst 
einem  Theil  der  Verrichtungen,  welche  zur  Zeit  den  Verwaltungsräthen  obliegt.  Unter 
dem  Vorbehalt  der  Rechte  der  Staatsbeliörden,  von  denen  sofort  die  Rede  sein  w-ird, 
liegt  die  Verwaltung  und  der  Betrieb  der  Bahnen  ganz  in  den  Händen  der  Kreisdirek- 
tionen.   Ihre  Verrichtungen  lassen  sich  schematisch  in  folgender  Weise  darstellen: 

A.  Allgemeine  Verwaltung,  o.  Reglementarische  Einrichtung  aller  Dienstzweige. 
b.  Organisation  des  Personellen,  c.  Rechnungs-  und  Ka.ssenwesen.  Jahresrechnungen 
und  Berichte,  d.  Verkehr  mit  fremden  Bahnen,  e.  Vorschlage  und  Gutachten  an  die 
Oberbehörden  in  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungssachen. 

B.  Betriebsverwaltung.  «.  Leitung  des  Betriebsdienstes  im  Allgemeinen,  b.  Fahr- 
pläne, c.  Tarife,  d.  Verfügung  über  das  Betriebsmaterial,  Beschaffung  desselben.  Werk- 
.stätte.    Materialvorräthe.  e.  Erledigung  der  aus  dem  Betrieb  entstehenden  Rechtsgeschäfte. 

C.  Bauwesen,  a.  Vorschläge,  Berechnungen  und  Devise  für  neue  Bahn-  oder 
Hochbauten.  &.  Aufsicht  über  die  bestehenden  Einrichtungen,  c.  Ausführung  beschlossener 
Neubauten.    Prüfung  der  Baurechnungen,    d.  Verträge  über  Lieferungen  aller  Art. 

3)  Als  Centralstelle  ist  durch  das  Organisationsgesetz  des  Bundesrathes  das  Eisen- 
bahndeparlement  bezeichnet.  Bei  der  obigen  Umschreibung  der  Kompetenzen  der  Kreis- 
direktionen würde  dem  Departement  in  Bezug  auf  den  Betrieb  und  die  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  zieudich  genau  dieselbe  Stellung  zufallen,  welche  es  gegenüber  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  einnimmt.  Seine  Thätigkeit  würde  sich  sonacii  auf  die  in 
diesem  Gebiet  nöthigen  legislatorischen  Arbeiten,  auf  die  administrativen  Vorlagen  an 
den  Bundesrath  und  die  Bundesversamndung,  auf  die  Vollziehung  der  (iesetze  im  All- 
gemeinen, auf  die  Ueberwachung  der  gesammten  Verwaltung  und  die  Erledigung  von 
Anständen,  die  sich  bei  den  untern  Behörden  ergeben,  beschränken. 

4)  Der  Eisenbahnrath.  Wir  halten  es  als  dringend  geboten,  neben  den  genannten 
Behörden  noch  eine  neue  zu  schalTen,  durch  welche  namentlich  die  Verbindung  des 
Gewerbes  und  des  Handels  mit  den  Eisenbahnen  hergestellt  werden  soll.  Es  ist  eine 
der  bedenklichsten  Seiten  des  Privatbahnwesens,  daß  in  einem  Lande,  in  welchem  das 
Volk  insgesammt  oder  durch  seine  Vertreter  bei  allen  öffentlidien  Fragen  mitzusprechen 
hat,  und  in  welchem  der  Personen-  und  Güterverkehr  einer  der  wichtigsten  Faktoren 
des  gemeinen  Wohles  geworden  ist,  die  Repräsentanten  der  Handels-  und  Industrie- 
interessen von  jeder  Einwirkung  auf  Verwaltung  und  Betrieb  der  Bahnen  ausgeschlossen 
sind.  In  dieser  Beziehung  sind  wir  von  fremden  Staaten  schon  längst  überholt,  und 
es  ist  angezeigt,  daß  wir  uns  die  Erfahrunjren  derselben  zu  Nutze  machen. 

In  Preußen,  wo  die  Eisenbahnräthe  zuerst  eingeführt  wurden,  besteht  ein  allge- 
meiner Lau«  leseisen  ha  hnrath  und  daneben  für  jede  Eisenbahndirektion  (deren  Bezirke 
meistens  ^Tößer  sind,  als  die  Schweiz)  ein  Bezirkseisenbahnrath.  Die  Mitglieder  des 
letztem  werden  durch  die  von  der  Regierung  bezeichneten  Landwirt hschafls-,  Handels- 
und Industrievereine  ernannt :    die  Mitglieder  des  Landeseisenbahnrathes  Iheils  von  der 
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Hegiemn)?,  theils  von  den  Bezirkseisenbahnräthen  aus  den  Vertretern  der  bei  den  Eisen- 
bahnen zunächst  betheili^ten  Kreise.  Der  Landeseisenbahnrath  wählt  sodann  einen  be- 
ständigen Ausschuß. 

Die  preußisctien  Eisenbahnräthe  haben  nur  berathende  Stimme.  Es  sind  ihnen 
^ur  Berathung  vorzulegen : 

1)  alle  Tarif  Vorschriften  und  Guterklassifizirungen ; 

2)  Ausnahme-  und  Diflerenlialtarife ; 

.'V)  Betriebs-  und  Bahnpolizeireglemente ; 
4)  die  Fahrpläne. 

Ferner  haben  die.selben  das  Hecht,  selbstständige  Anträge  zu  stellen  und  von  der 
Direktion  Erhebungen  und  Gutachten  zu  verlangen. 

Diese  Einrichtung  hat  sich,  wie  zu  erwarten  war,  als  eine  sehr  erfolgreiche  er- 
wiesen, und  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  sie  auch  in  dem  schweizerischen  Bahnwesen 
viele  Uebelstände  beseitigen  und  ebenso  viele  Fortschritte  und  Verbesserungen  ins 
Leben  rufen  wurde.  Immerhin  müßte  sie  für  unsere  Verhältnisse  in  verschiedener  Be- 
ziehung.' modilizirt  werden.  Was  vorerst  die  Organisation  anbelangt,  so  erschiene  es  als 
angemessen,  jeder  Kreisdirektion  einen  Eisenbahnratli  zuzutheilen,  der  seine  Kompe- 
tenzen im  Interesse  des  betreffenden  Kreises  auszuüben  im  Falle  wäre;  aus  den  ver- 
einigten Kreiseisenbahnräthen  ließe  sich  ein  schweizerischer  Eisenbahnratli  zur  Berathung 
und  Erledigung  der  gemeinsamen  und  allgemeinen  Fragen  bilden,  ohne  daß  hiezu  die 
Errichtung  einer  besonderen  Behörde  nothwendig  wäre. 

Was  die  Wahl  der  Mitglieder  anbelangt,  so  spricht  sich  der  kaufmännische  Verein 
von  Zürich  dahin  aus,  daß  in  erster  Linie  Vertreter  der  Industrie,  des  Handels  und  der 
Landwirtlischaft  Berücksichtigung  zu  fniden  hätten,  und  daß  keinesfalls  den  Kantonen 
ein  Uehergewicht  zugestanden  werden  dürfte.  Wir  können  unserseits  nicht  einsehen, 
daß  in  dieser  Beziehung  ein  Ge^'ensatz  bestehe.  Die  Kantone  sind  zunächst  zur  Ver- 
tretung der  Industrie,  des  Handels  und  der  Landwirthschaft  berufen  und  haben  de.**- 
hall)  einen  wolilbegründeten  Anspruch  darauf,  ilaß  diese  Interessen  im  Eisenbahnratli 
zur  Vertretung'  kommen  und  daß  sowohl  bei  der  Wahlart  als  der  Zusammensetzung 
dieser  Behörde  «larauf  Rücksicht  genommen  werde. 

Wenn  die  kaufmännische  Gesellschaft  den  Wunsch  ausspricht,  es  möchte  der  von 
dem  Bundesralli  für  die  provisorische  Organisation  der  Centralbahn  vorgeschlagene 
Verwaltunjrsrath  als  Eisenbahnratli  gestaltet  und  nicht  bloß  aus  Angehörigen  der  Cen- 
tralbahnkantone  besttdlt  werden,  so  haben  wir  unsei*seit<  nichts  hiegegen  einzuwenden. 

Im  Weitern  wird  bei  der  Einführung  dieser  neuen  Institution  zu  untersuchen  sein, 
ob  der  Eisenbahnrath  auf  die  berathende  Sfollung,  die  ihm  in  Deutschland  angewiesen 
ist,  zu  bes<-hräiiken  sei,  oder  ob  eine  Erweiterung  seiner  Befugnisse  einzutreten  habe. 
Eis  ließe  sieb  diese  letztere  in  mehrfacher  Weise  denken.  So  könnte  wohl  ohne  Anstand 
die  Prülung  un<l  die  Beaufsichtigung  des  Rechnungswesens,  eine  kontrolirende  Stellung 
bei  Lieferungen  etc.  dem  Eisenbahnräthe  oder  einem  Ausschuß  desselben  übertragen 
werden.  Insbesondere  wäre  zu  untersuchen,  ob  nicht  auch  ein  Theil  der  Wahlen  der 
Eisenbahnbeaniten  demselben  anbeimzustellen  sei.  Wenn  es  auch  un  Interesse  der  Sache 
unbedingt  erfonlerlicb  ist,  daß  <leni  Bundesratli  die  Wahl  der  obersten  Eisenbahn- 
beamten vorbehalten  Ideibe,  so  ist  <lieses  in  Bezug  auf  die  große  Mehrzahl  der  Uebrigen 
durchaus  nicht  der  Fall,  und  es  kann  die  Befürchtung,  als  ob  die  Verstaatlichung  der 
Bahnen  und  die  Wahl  der  Beamten  durch  die  Bundesbeliörden  einen  ungebührlichen 
politischen  Eintluß  zur  F'olge  haben  werde,  von  vornherein  beseitigt  werden. 

Wir  glauben  mit  diesen  Bemerkungen  diesen  Theil  des  Berichtes  schließen  zu 
können.  Derselbe  enthält  keine  Vorschläge,  leistet  aber  immerhin  auf's  Neue  «len 
Nachweis,  da  Li  für  <len  Bund,  sobald  er  die  schweizerischen  Bahnen  besitzen  wird,  weder 
rechtliche  noch  faktische  Schwierigkeiten  vorliegen,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb 
derselben  zu  übernehmen,  und  daß  die  Staatsl)ahnen  im  Stande  sind,  dem  Lande  Vor- 
theile  zu  liieten,  weh-he  der  Privatbetrieb  nicht  zu  bieten  im  Stande  ist.  Die  Organi- 
sation der  Staatsbahnen  wird  ni<'ht  bloß  einfacher  sein,  als  die  jetzige,  und  dadurch 
sehr  bedeutende  Ersparnisse  ernin^dichen.  sondern  auch  —  was  wenigstens  ebenso  hoch 
anzuschlagen    ist  das    wichtigste    ntfentlidie  Verkehrsmittel    mit    den   Volkskreisen, 

welche  zunächst  darauf  gewiesen  sind,  in  lebendige  und  belebende  Beziehung  bringen. 

Wir  fügen  diesem  geschichtlichen  Abriß  ein  chronologisches  V^erzeichr.iß  der 
Betriebserötlnungen  von  Kisenbabnlinien  bei,  und  verweisen  im  auf  denüebrigen 
Artikel    ,.Alpenbahnen'',    „Eisenbahnen-,    „Staatsbahnen"    im   Hauptwerk. 
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Eisenbahnen* 


Außer  den  hie  von  zitirten  Schriften  sind  noch  besonders  der  Erwähnung^ 
werth:  ^ Schweizerische  Handelszeitnng'^  Nr.  99  — 118  Jahrgang  1890;  „Betrieb 
der  schweizerischen  Eisenbahnen  anter  der  Leitung  des  Bundes**,  von  Olivier 
Zschokke  (Orell  Füßli  &  Comp.,  Zürich  1877);  „Die  schweizerische  Eisenbahn- 
frage **,  von  H.  Dietler,  Nationalrath  (Orell  Ftißli,  1877);  „Einige  Erörterungen 
über  das  schweizerische  Eisenbahnwesen"*,  von  Dr.  Alfred  Geig}'  (Basel,  Ferdinand 
Riehm,  1874);  „Mittheilungen  über  die  Anfänge  des  schweizerischen  Eisenbahn- 
wesens", von  W.  Speiser  (Basel,  Felix  Schneider,  1887) ;  „Züricher  Post**,. 
Nr.  37—47,  Jahrgang   1888. 

Chronologisches  Verzeichniß  der  Betriebseröffnungen  von  Eisenbahnen. 


Jahr 

1844 
1847 
1854 
1855 


1856 


1857 


1858 


1859 


Datum 

15.  Juni 
9.  Juli 

19.  Dez. 

20.  Febr. 
7.  Mai 

16.  Mai 
1.  Juni 
1.  Juli 
1.  Okt 

25.  Dez. 
27.  Dez. 

4.  Febr. 

15.  Febr. 

25.  März 

5.  Mai 
5.  Mai 
9.  Juni 

16.  Juni 

26.  Juni 
1.  Au^. 

29.  Sept. 
25.  0kl. 
1^.  März 

16.  April 
1.  Mai 
1.  Juni 

1.  Juni 
10.  Juni 

2.  Juli 
25.  Aug. 

9.  Sept. 
18.  März 

14.  April 

15.  Mai 
25.  Juni 

1.  Juli 
I.  Au^^ 

15.  Aug. 

15.  Febr. 

15.  Febr. 

15.  Febr. 

1.').  Febr. 
1.  Juni 
1.  Juli 
1.  Juli 

14.  Juli 


Strecke 

St.  Louis  (Elsaß)  bis  Basel 

ZQrich-Dietikon-Baden 

Basel-Liestal 

Basel-Leopoldshfthe 

Yverdon-Bussigny 

Winterthur-Romanshorn 

Liestal-Sissach 

Bussigny-Henens-Morges 

Winterthur-Wyl 

Wyl-Flawyl 

VVinlerthur-Oerlikon 

Basel-Grenzach 

Flawyl-Winkeln 

Winkeln-St.  Gallen 

Lausanne-Renens 

Morges-Bussigny 

Aarau-Enimenbrficke 

Bern-Herzügenbuchsee 

Oerlikon-Brugg 

Wallisellen-Uster 

Baden-Brugg 

St.  Gallen-Rorschach 

Herzogen  buchsee-Murgen- 

Ihal 
Winterthur-Schallliausen 
Sissach-Läufeltingen 
Murgenthal- Aarburg 
Herzogenbuchsee-Riel 
Villeneuve-Bex 
Chauxdefonds-Locle 
Rorsehach-Rheineck 
Uster-Wetzikon 
Genf-La  Plaine 
Coppet-Morges 
Brugg-Aarau 
Genf-Versoix 
Hheliieck-Chur 
Vorsoix-Coppet 
Wetzikon-RiUi 
Sargans-Murg 
Weesen-Glarus 
Wallenstadt-Rapperswyl 
Rnti-Rapperswyl 
Emmenbrücke-Luzern 
Murg-Weesen 
Bern-Thun 
Bouveret-Martigny 


Jahr 

1859 


Datum 


Strecke 


1860 


18. 

1. 

7. 
27. 
10. 
15. 

2. 
15. 
20. 
24. 

1. 

3. 

2. 

1. 

7. 

4. 

4. 
15. 

1 

l. 

1. 

1. 

1. 
15. 
15. 

1. 
24. 
23. 
12. 
23. 
24. 
28. 
23. 
1873     27. 

5. 
31. 


1861 
1862 


1863 
1864 


1865 
1868 

1869 
1870 

1871 
1872 


1874       1. 

1. 

2. 
23. 

1. 
li. 

6. 

r,. 
20. 


Aug.  Turgi-Waldshut 

Xov.  Neucbätel-Hauts  Geneveys 

Nov.  Vaumarcus-Ncuveville 

Nov.  Chauxdefonds-Convers 

Mai  Martigny-Sion 

Juni  Basel -St.  Johann-Central 

bahnhol' 

Juli  ThOrishaus-Balliswyl 

Juli  Hauts  Genevevs-Convers 

Juli  Bern-Thörishaus 

Juli  Auvernier-Verrieres 

Nov.  Massongex-Bex 

Dez.  Biel-Neuenstadt 

April  Lausanne-Villeneuve 

Juni  Thun-Solierzligen 

Juni  \Vie.senthalbahn 

Sept.  Balli.swyi-(Jron 

Sept.  Oron-Lausanoe 

»luni  Erzingen-Thayngen 

Juni  Zurich-Zug-Luzern 

Juni  Biel-ZüUikofen 

Juni  Gumlingen-Langnau 

Mai  Oerlikon-Bulach  -DielsdoH 

Juli  Bulle-Romont 

Ukt.  8ion-Sierre 

Okt.  Romanshorn-Rorschach 

Juli  (iossonav-Vallorbes 

Juli  Wvl-Ebnat 

Mai  Vitznau-Rigi  Stailel 

Aug.  Därligen-lnterlaken 

Sept.  Pruntrut-Delle 

Okt.  Buchs-Schaan 

Okt.  Pratteln-Schweizerhalle 

Nov.  St.  Margrethen-Lustenau 

Juni  RigistatTel-Rigikulni 

Nov.  Lausanne-C.heseux 

Nov.  Verbindungsbahn  der  Bas- 
ler Bahnhöfe 

Mai  Biel-Convers 

Mai  Sonceboz-Tavannes 

Juni  Cheseaux-Echallens 

Juni  Rupperswyl-Wohlen 

Juli  Interlaken-BOnigen 

Juli  Rigikaltbad-Unterstetten 

Dez.  Chi  ;i  SSO-Lugano 

Dez.  Biasca-Bollenz 
Dez.Bell  i  I  izona-Locarn  o 
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Eisenbahnen^ 


Jahr 
1875 


1876 


1877 


187S 


1879 


isso 

ISSl 


Datum 

12.  April 
26.  April 
4.  Mai 
12.  Mai 
26.  Mai 
26.  Mai 
1.  Juni 
1.  Juni 

4.  Juni 

1.  Juli 
17.  Juli 

2.  Aug. 

11.  Aug. 
6.  Sept. 

20.  Sept. 

21.  Sept. 
25.  Sept. 

1.  Febr. 

12.  Juni 
12.  Juni 

Juli 

Au^f. 

Aug. 

Au^f. 

Aug. 

Sept. 

Sept. 

Sept. 

Okt. 

Okt. 

Dez. 

Dez. 

Dez. 

Febr. 

März 

März 

Mai 

Mai 

Juni 

Sept. 

Sept. 

Sept. 


o. 

1. 
17. 
25. 
25. 

1. 
28. 
29. 
15. 
1.5. 

4. 
16. 
16. 

1. 
16. 
3f). 

1. 
2i. 

1. 

6. 

0. 

6. 


1.  Okt. 


15. 

1. 

27. 


Okt. 

Juli 

Au^'. 


1.  Juni 
L>1.  Juli 

t.  Dez. 

1.  Nov. 
\±  Mai 

1.  Juni 


Strecke 

Winkeln-Herisau 

Neusolothum-Biberist 

Winterthur-Bauma 

Zürich-Uetliberg 

Derendingen-Binerist 

Solothurn-Burgdorf 

Wohlen-Muri 

(Rigi)  ünterstetten-Scheid- 

eck 
Arth-Rigikulm 
Vallorbe-Grenze 
Winterthur  -  Singen-Kreuz- 

lingen 
Bötzbergbahn 
Langnau-Luzern 
Rorschach-Heiden 
Zürich  -Richterswil-Ziegel- 

brucke-NafeL« 
Herisau-L'rna.^ch 
Ba.sel-Delsberg 
Sulgen-Bischofzell 
Murten-Frä.«chels 
Fraschels-Aarberg-Lyss 
Bischofzell-Gossau 
Winterthur-Koblenz 
Effrelikon-Hinweil 
Murten-Pal^zieux 
Freiburg-Payerne 
Wohlen-Bremgarten 
(Ihiassio-drenze 
Wald-Riiti 
Bauma-Wald 
I)el^mont-(  J  lo  velier 
Olten-Solot  hurn-Lvss 
Tavannes-Clourt 
Del^mont-Moutier 
Payerne-Yverdon 
Lausanne-Oiu-hy 
Glovelier-Porrentruy 
AVädensweil-Einsiedeln 
(lourt-Moutier 
Sierre-Loueche 
Aarau-Suhr 
Suhr-Zotingen 
Baden-Lenzburg-Zofingen 
Nieder^'latl  -  Oteltingen- 

Baden 
Eflrelikon-Baden 
Loueche-Bri((ue 
Rapperswil  -  Ptattikon- 

Brunnen 
Glanis-Linttiial 
Seii})abn  am  Gießbach 
Lausanne-gare 
Lieslal-Waldenburg 
Burgdorf-Langnau 
Seebach-<  )erlikon 


Jahr 

Datum 

1881 
1882 

1.  Sept. 
1.  Juni 

1882 

1.  Juni 

1.  Juni 

17.  Nov. 

1883 

19.  Aug. 
3.  Sept. 
24.  Sept 
15.  Okt. 

1884 

4.  Aug. 
16.  Aug. 
22.  Aug. 

1885 

18.  JuH 

1886 

1.  Juni 

16.  Aug. 
11.  Sept. 
25.  Okt. 

29.  Okt. 

31.  Okt. 

8.  Nov. 

1887 

23.  Jan. 

2.  Juni 

7.  Juni 

20.  Juli 

1.  Sept. 
4.  Okt. 

1888 

1.  Juni 

14.  Juni 

8.  JuH 

17.  Dez. 

1889 

8.  Jan. 

1.  Juni 

1.  Juni 

4.  Juni 

21.  Juni 

21.  Juni 

22.  Juli 

26.  JuU 

■ 

5.  Aug. 
3.  Sept. 
1.  Okt. 

9.  Okt. 

1.  Nov. 

24.  Nov. 

1890 

27.  März 

1.  Juni 

1.  Juli 

.3.  Juli 

1.  Sept. 
25.  Okt. 

Strecke 

Muri-Rothkreuz 

Rothkreuz-Immensee 

Brugg-Hendschikon 

Biasca-Airolo-Gotthard 

Cadenazzo-Pino 

Territtet-Glion 

Emmenbrucke-Beinwyl 

Travers-St.  Sulpice 

Beinwyl-Lenzburg 

Locle-Brenets 

Tramelan-Tavannes 

Untergrund  -  Götsch     ior 
Luzem 

Marzili  Bern-Bundestraße 

Bouveret-St.  Gingolph 

Urnäsch-Gontenbad 

Fleurier-Buttes 

Kriens-Luzern 

Gontenbad-Appenzell 

Pont-Vallorbe 

Lugano-Bahnhof  daselbst 

Beinwyl  -  Reinach  -  Men- 
ziken 

Biel-Magglingen  (Drahts.) 

St.  Sulpice-La  Doux 

Genöve-Vevrier 

Frauenfeld-Wyl 

Ba.sel-Therwil 

Gen^ve-Annemasse 

Alpnachstad-Brienz  (Bnl- 
nigbahn) 

Kehrsiten  -  Bürgenstock 
(Drahtseil) 

Renan-Chauxdefonds 

Liuimatquai  -  Zürich  -Poly- 
technikum (Drahtseil) 

Alpnachstad-Luzern 

Geneve-St.  Julien 

Alpnach.<tad-Pilatuskulm 

Merligen  -  Beatenberg 
(DrahU^eil) 

Gen^ve-Bernex 

Bernex-Lacconex 

Ponls-Chauxdefonds 

Geneve-Lancy 

Gen6ve-St.  Georges 

St.  Gallen-Gais 

Landquart-Klosters 

Langenthal-Huttwyl 

Echallens-Bercher 

Salvatorebahn 

Generosobahn 

Berner  Oberlandbahnen 

Viege-St.  Nicolas  (Zerniatt) 

Brenets-Locle 

Ecluse-Plan 


Eisenb&hnstatiatik  pro  1^89 

Bii-  iid  Eiirkklu^itutti 


Centralbahn  . 

Aar^uische  Südbaba . 

AVohlen-Bremgarten 
Gotthardliahn 
Jurii-Beni-LiiKcrn-Baliu  . 

Bern-Luzern  Balin  . 
KordosUiahn 

Zörich-Zug'Luzern  . 

Bötzbei^balin     . 
Sulsse  occidentale  . 

Biille-RomoDt 

Val-de-Travers    , 

Pont-VaUorbe 
Vereiniis'lft  Schweizerbahnen    ■ 

Tog^eiü)urgerl)abn 

Wald-RQti .     .     . 

nnpiieraweil-Pffiffikor 
Em  me  Q  t  bsl  ba  hti 
Jur.i  NeuchäUinis 
See  hatliahn 
Tös^thalbahn 
W  ädensweil  -Einsi  I 
Aj>penze]]erbahn 
Artb-Bigjbabn    . 
BirsigtliaU)ahii  . 
BödelibuJin 
Frauenfeld-Wyl. 
Genive-Vej'rier  , 
Krieos-Lmeni'Balin 
Landquarl'Da'vos 
Langenthul-Huttwyl 
LausaDne-Echallens 

Central  vaudois  . 
Pilattisbiihn   .     .     . 
Ponls-Chaux-de-Frinds 
Higibabn  . 

Ri|[i-Sclieii]egg-BHliii  , 
Horsi'hach-Heidpn 
St.  Gallen-Oais  . 
Tramelan-Tttvanii 
Uelliberghalin  . 
Voies  elroiles  Genive 
Wal  den  1 1  urfcer  I  iH  b  n 

Zusa 


liibtuhlltt  UfM 

per  B.bnkm 

ToilLl        ' 

13r763,5U0 

341,926 

116117,8*2 

1 1730,000 

203,032 

ir668.497 

r233,592 

183,750 

1-232,377 

248-083,902 

909,879 

220-337.508 

73'265,794 

276,409 

74-386,735 

8-810,813 

103,144 

8-810,813 

186-362,000 

255,531 

141-321,426 

12'000,000 

191,650 

11-741,725 

23-428,000 

486,704 

23-403,658 

a38'107,988 

303.504 

178-373,063 

2-500,000 

162,775 

2'780,69S 

ro37,i.-rf) 

81,686 

1-108348 

1-200,000 

125.603 

1119,597 

81-139,391 

273.308 

74' 126,266 

4-000.000 

158,751 

4'OOO.ÜOO 

1-289,500 

210,857 

r287,918 

1-490,075 

235,138 

824,984 

4-820,500 

122,202 

4-737,399 

5-567,682 

144.821 

5-567.682 

3-625,000 

79.930 

3-622.169 

7-544.600 

195,674 

7-669,662 

4-001,141 

247,360 

4-07 1.252 

3-898,000 

158.053 

4026,747 

6134,129 

459,532 

6-U  1.938 

810,000 

66.901 

846,435 

2-200,000 

197,074 

r685,994 

632,000 

30,506 

646,650 

430,000 

82,107 

457,^7 

255.000 

81,611 

248.536 

3-SiX»,Ü00 

118,904 

3-927,500 

1-166,900 

61,435 

861.567 

r«  1,500 

79.594 

1-349,404 

414,500 

53,719 

457,844 

2'85O,0OO 

511,286 

2-235,027 

799,960 

48.539 

792.322 

2-235.000 

410,789 

2-235,297 

79,5(10 

■J,fi00 

65,500 

2-440,000 

377,564 

2'200,000 

TfilLäOO 

110,110 

1  ■5*5,330 

500,00(1 

56.891 

503,014 

reoo.oou 

173,984 

1-687,536 

3'093.55(i 

84.841 

1-998,370 

305,500 

■27.063 

353,118 

1089  517.597 

308.555 

931-295,329 
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Eisenbahnen 


(Neueste  amtliche  Daten). 


ReiseDde 
m  Jihrf 1S89 

3*890,115 

284,391 

24,348 

ri88,409 

3*061,303 

6*511,360 

815,216 

451,H74 

4*292,221 

85,675 

151,138 

19,193 

3'92G,707 

345,6^27 

93,164 

41,734 

408,580 

584,868 

225,820 

236,259 

213,417 

364,886 

49,567 

510,050 

210,007 

141.658 

208,782 

196,207 

31,r>05 

22.335 

92,318 

36,892 
36.824 

102,^212 
12,379 
48,535 
59.103 
5i>.42i 
05,184 

303,799 
85,M94 


Eririr  deg 
Perfteneitnusporifx 

Fr. 

4*852,253 

192,987 

10,686 

4*549,862 

4*189,372 

5'935,965 

1*136,297 

86i,581 

6*103,470 

67,874 

50,807 

20,125 

3511,424 

154,844 

36,541 

13,802 

182,508 

427,202 

141,450 

139,033 

205,479 

180,268 

132,301 

122,045 

155,613 

67,392 

71,878 

27,957 

36,420 

10,317 

58,922 

1,5(J8 

272,716 

24,134 

424,583 

1(>,024 

57,634 

38,590 

28,413 

95,685 

109,946 

46,113 


Ertrag  des 
Giit«rlrai8portei 

Fr. 

7*989,351 
1*180,143 
9,872 
8*173,509 
4*854,617 

9*699,712 

1*123,758 

2*016,157 

7*615.194 

162,428 

66,720 

70,809 

4*656,836 

129,139 

34,200 

7,554 

297,502 

295,287 

99,740 

153,824 

86,393 

97,261 

19.565 

9,813 

53,156 

24,148 

44  i 

14,294 

50.480 

6,106 

25,001 

2,058 

23,748 

4,090 

28,876 

5,260 

40,673 

7,070 

22.624 

3,161 

705 

16,670 


TeUl  Mriekt- 
EiDoaliiiflo 

Fr. 

14*012,824 

1*496,287 

26,674 

13*194,583 
9*406,865 

16*586,107 

2*335,368 

2*886,227 

14'374,368 

232,724 

118,842 

91,728 

8*738,669 

285,343 

70,816 

21,406 

515,591 

763,855 

261,272 

336,168 

295,749 

283,263 

234,899 

131,858 

210,816 

91,589 

72,322 

42,670 

89,924 

18,360 

90,809 

3,626 

301,803 

28,491 

463,416 

21,344 

UK),096 

45,928 

51,991 

101,052 

110,801 

64,937 


Reinertrag 


Total 
Fr. 

6*510,959 
579,303 

—  13,128 
6*229,805 
2'866,308 

405,114 
7*841,877 
1*281,782 
1*177,203 
5*525,498 
60,908 
20,512 

3*726,376 
98,923 

—  11,337 

—  13,182 
163,754 
196,430 

67,881 

56,179 

150,918 

36,127 

105,204 

30,539 

55,288 

11,824 

17,687 

7,043 

35,284 

5,113 

30,392 

367 

177,585 

•  2,737 

139,412 

-  410 

20,01 1 

8,795 

9,638 

39,055 

32,479 

13,351 


0  0  des 
Kapitals 

4,066 

4,989 
—  1,064 
2,121 
3,989 
4,»98 
4,818 
10,689 
5,095 
2,817 
2,486 
1,991 

4,6i7 
2,478 

0,879 

0,881 

3,897 
3,628 
1,874 
0,748 
3,778 
0,927 
1,765 
3,770 
2,784 
1,871 
4,118 
2,762 
5,918 
3,7i5 
2,390 
0,885 
6,981 
0,786 
6,280 

0,M  ö 

0,S20 
2,1HS 
1 ,928 
2,441 
4,137 
4,365' 


PertoBil 
3788 


2017 
1898 

4353 


3147 


1871 


98 
193 
78 
89 
35 
70 
55 
35 
50 
31 
14 
13 
124 
37 
32 

80 
24 
76 
21 
14 
32 
15 
19 
48 
25 


29'485,094    34765,081    49*177,948    88*611,461    37'699,604    3,542    18,380 


Elektrische  Bahnen  —     142      —  Emissionsbanken 

Elektrische  Bahnen  sind  die  Blirgenstockbahn,  die  Salvatorebahn  und  die 
Straßenbahn  Veyey-Montreux-Chillon. 

Elektrische  Beleuchtung.  Durch  eine  im  Jahre  1890  an  sammtliche 
Oemeindevorstände  gerichtete  Anfrage  hat  das  eidg.  statistische  Bureau  in  Er- 
fahrung gebracht,  daß  in  folgenden  Ortschaften  öffentliche  elektrische  Beleuchtung 
«besteht. 

KiariciiiiBgskosten    Fr. 


Aigle.     .     .     . 

seit 

1887 

Faido       .     .     . 

n 

1889 

Genf  .     .     .     . 

11 

1888 

Interlaken 

jt 

1888 

Lausanne 

n 

1882 

Leukerbad    . 

r> 

1889 

Locle .     .     .     , 

•      « 

1890 

Lugano    . 

« 

1890 

Luzern,Kriensu 

Emmenbrttckc 

*      fi 

1886 

Marthalen 

fi 

1890 

Meiringen     . 

f» 

1889 

Melide     . 

r 

1890 

Vevey-Montreux 

r» 

1888 

10,000 

Betriebskraft 

12  Prerl«k. 

40,000 

ft 

45      , 

750,000 

n 

625      . 

59,817 

p 

45      . 

140,000^) 

p 

180     , 

53,000 

*» 

60      , 

400,000 

ff 

1200     , 

65,000 

1« 

120     „ 

680,000 

f» 

450     „ 

5,300 

r 

4      , 

38,000 

fi 

56      , 

600 

r» 

')      - 

920,094 

ff 

500      , 

Emissionsbanken  (Ergänzung  des  Artikels  „Emissionsbanken**  im  I.Band). 
Die  auf  Seite  568  im  I.  Band  erwähnte  Motion  Gramer- Frey  entsprang  der  Er- 
fahrung, daß  das  Banknotensystem  der  Schweiz  an  empfindlichen  Gebrechen  litt. 
Insbesondere  hatte  es  sich  erzeigt,  daß  die  vom  Banknotengesetz  geforderte  Baar- 
deckung  der  Noten  höchstens  in  normalen,  friedlichen  Zeiten  ausreichend  sein 
kann,  in  kritischen  und  namentlich  kriegerischen  Zeiten  aber  ganz  unzulänglich 
wäre.  Dieser  Erfahrung  gab  auch  das  eidg.  Finanzdepartement  in  seinen  jähr- 
lichen Geschäftsberichten  seit  1885  Ausdruck.  So  schrieb  es  im  Geschäftsbericht 
pro  1886: 

y,W\v  haben  in  unserem  letztjährigen  Bericht  auf  die  bedenkliche  Lage  hingewiesen, 
die  für  die  Mehrzahl  der  Emissionshanken  in  Folge  der  Unzulangliclikeit  ihrer  verfüg- 
baren Baanniltel  unter  Umständen  sich  ergehen  mulite.  Diese  Mißstände  haben  im 
Berichtjahr  in  ungeschwächtem,  hei  einzelnen  Banken  gegentheils  in  potenzirtem  Maße 
fortgedauert  und  dazu  beigetragen,  auch  weiteren  und  solchen  Kreisen,  welche  bis  jetzt 
einer  Umgestaltung  unseres  Notenwesens  nicht  dua  Wort  reden  mochten,  die  Ueher- 
zeugung  aufzudrängen,  daß  die  gefahrdrohende  Lage  nur  durch  eine  einschneidende 
Reform  beseitigt  werden  könne.  Einer  Summe  von  über  ^<K)  Millionen  kurzfälliger 
Schulden  steht  eine  frei  verfügbare  Baarschafl  von  15  Millionen  Franken  gegenüber. 
Hunderttausende  von  sofort  rückzahlbaren  Passiven  linden  an  einigen  Orten  einen  Kassa- 
bestand von  wenigen  Tausend  Franken.  Es  ist  geradezu  unbegreiflich,  wie  einzelne 
Banken,  durch  die  Außerachtlassung  der  wesentlichen  und  unbeugsamen  Forderungen 
eine«!  vernünftigen  und  soliden  Zettelbankwesens,  ihre  eigene  Existenz  in  Frage  steilen 
und  die  Stellung  der  Gesammtheit  gefährden  können.  Es  besteht  für  uns  kein  Zweifel, 
daß,  wenn  <lie  Fatalität  der  Zahlungseinstellung  hei  dieser  oder  jener  Emissionsbank 
eintreten  sollte,  die  Konsequenzen  hieraus  unverzüglicli  un«I  immittelbar  auf  die  anderen 
Banken  sich  hinübertragen  werden  und  zwar  in  einem  Maße,  daß  auch  seihst  für  die 
beständige  Zahlungsfähigkeit  der  mit  stärkeren  Baarbeständen  ausgerüsteten  Institute 
Schlimmes  zu  befürchten  wäre." 

Im  Jahresbericht  pro  1887:  Am  4.  März  erließ  der  Bundesrath  an  die 
Kantonsregierungen,   welche  die  Bürgschaft  für  tJO^^^o  der  Emissioussumme  nach 


M  Contralanstalt  S0,()0()  Fr.;  Installation  für  das  Kantonsspital  60,()00  Fr.     «)  Der 
Strom  kommt  vom  Maroggia  und  ist  der  gleiche,  der  in  Lugano  zur  Beleuchtung  dient. 
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Art.   12"  übernommen,    sowie   an   die   Präsidenten   des  Yerwaltungsrathes    der- 
jenigen   Banken,    welcbe   die    Bürgschaft   für    60  ^/o    der   Emissionssumme    nach 
Artikel  12''  des  Gesetzes  entweder  in  Werthschriften   oder  durch  das  Wechsel- 
portefeuille geleistet,  folgendes  Zirkular: 

^Die  unsichere  allgemeine  politische  Situation  hat  uns  Yeranlassun^r  gegeben,  uns 
in  der  jüngsten  Zeit  mit  den  bei  den  schweizerischen  Ehuissionsbanken  bestehenden  Zu- 
ständen eingehender  zu  beschäftigen,  indem  wir  von  der  wohl  nicht  unrichtigen  Meinung 
ausgingen,  daß  die  Leistungen  unserer  Notenbanken  von  unverkennbarem  Einfluß  auf 
den  Umfang  und  die  Dauer  einer  durch  kriegerische  Verwicklungen  hervorgerufenen 
Krisis  sein  werden.  In  Folge  unserer  Erhebungen  sind  wir  nun  zu  der  Ueberzeugung 
gelangt,  daß  bei  einer  großen  Zahl  der  schweizerischen  Emissionsbanken  die  Verhält- 
nisse derart  liegen,  daß  in  kritischen  Zeitläufen  manches  Institut  kaum  in  der  Lage 
wäre,  auf  die  Dauer  die  an  seine  Kasse  zurückströmenden  eigenen  Noten  einlösen  zu 
können.  Wir  hegen  keine  Zweifel  in  die  schließliche  Deckung  der  Banknoten,  dagegen 
läßt  uns  der  vielerorts  unzureichende  Baarbestand  und  der  theilweise  Mangel  an  anderen 
kurzfälli^i^en  oder  leicht  realisirharen  Aktiven  befurchten,  daß  die  stetige  und  sofortige 
Einlösung  der  Noten  in  den  gedachten  Zeiten  nicht  überall  gesichert  wäre.* 

Wie  das  eidg.  Finanzdepartement,  so  hielt  auch  die  Mehrheit  des  Schweiz. 
Handeisstandes  die  durch  das  Gesetz  von  1881  geschaffenen  Banknotenverhältnisse 
für  unhaltbar.  In  einem  dießbezüglichen  Gutachten  vom  Jahre  1887  schrieb  der 
Vorort  des  Schweiz.  Handels-  und  Indnstrievereins : 

Es  sind  zwei  einzige  Sektionen  (der  Westschweiz),  die  eine  baldige  Verbesserung 
des  bestehenden  Zustandes  nicht  für  nöthig  halten;  alle  anderen  Sektionen  empfehlen 
entweder  eine  weitgehende  Revision  des  bestehenden  Banknotengesetzes  oder  —  in  über- 
wiegender Zahl  —  die  Kreirung  einer  Landesbank  mit  dem  Notenmonopol,  unter  Be- 
theilijjun^f  der  bisherij^en  Emissionsbanken  (bzw.  Gewinnbetheiligung  der  Kantone)  und 
mit  wirksamem  Aufsirhtsrecht  des  Bundes. 

Eine  Revision  des  Gesetzes  schien  dem  eidg.  Finanzdepartement  längere 
Zeit  das  einzig  Mögliche,  denn  es  glaubte  nicht,  daß  das  Notenmonopol  in  der 
Bundesversammlung  durchdringen  würde.  Demgemäß  arbeitete  es  einen  Entwurf 
zu  einem  neuen  Gesetz  aus,  unterbreitete  denselben  im  September  1889  einer 
Fachkommission  und  brachte  ihn  nebst  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  23.  Juni 
1890  vor  die  Bundesversammlung.    In  dieser  Botschaft  wird  u.  A.  gesagt: 

,Dif  Hauptubolständc  sind  in  der  Regel  der  schwache,  für  außerordentliche  Bedörf- 
nissH  un^.'ciiü^n*nde  Stand  der  verfügbaren  Baarschaft  und  das  Verbot,  die  obligatorische 
Baarrtservo  je  anzu^rreiten ;  neben  «ier  stetig  zunelimendeii  Notenzirkulation  die  be- 
deutoruien,  stets  wachsenden  anderen  kurzt^lligen  Verbindlichkeiten  der  Emissionsbanken 
und  <I«M-  Maii^^el  einer  vorsor^Iiclien  Diskontopolitik  zur  Hegulirung  des  Geldstandes. 

«Der  Bundt^'^rath  verhehlt  sich  nun  keineswegs,  daß  mit  der  Revision  des  Bank- 
ing »>n;:«vs»'t  zes.  welches  auf  dem  System  der  Vielheit  der  Banken  beruht,  eine  durch- 
^neitonde  Hetorni  des  srhweizerischen  Xotenwesens,  eine  {rründliche  und  endgültige 
Lnsuii;:  der  Notenhank  frage  nicht  erzielt  werden  kann.  Er  neigt  vielmehr  der  Ansicht 
zu.  daLi  dieses  nur  durch  die  Zentralisirung  «ier  N(»tenausgahe,  durch  die  Schaflung  einer 
mit  dein  Xotenriionopol  ausj^'estatteten  schweizerischen  Landeshank  erreicht  werden  kann, 
welcher  außer  den  einer  Notenhank  naturjreniäß  zukommenden  geschäftlichen  Aufgaben 
in  erster  Linie  diejeni^^e  y;estellt  würde,  «len  Vorrath  und  den  Umlauf  an  metallenen 
und  tiduziJiren  Zahlungsmitteln  den  Bedürfnissen  des  Landes  und  dem  Schutze  der 
Währung  gemäß  zu  regeln.  —  Eine  absolute  Si<.'herheit  gegen  alle  Eventualitäten  kann 
zwar  auch  diese  vollkommenere  Form  tle^^  Notenhankwesens  nicht  bieten;  aber  es  wird 
den  Eventualitäten  ungleich  leichter  und  sicherer  vorgebeugt  und  die  unvermeidlichen 
Krisen  mit  ungleich  wenijrer  schweren  Folgen  für  den  öffentlichen  Kreilit  und  das  Land 
überwunden  werden  können. 

,Wenn  der  Hundesrath  gleichwohl  nur  den  Entwurf  eines  revidirten  Banknoten- 
gesrtze-^  auf  Grund  des  bestehenden  Systems  einbringt,  so  geschieht  das  deßhalb,  weil 
er  daran  zweifeln  mußte,  daß  weiter  gehende,  durchgreifende  Reform-Anträge,  denen 
eine  Hevision  von  Art.  31)  der  Bundesverfassung  voranzugehen  hätte,  Aussicht  auf  An- 
nahme finden  würden,  und  zu  befürchten  wäre,  daß  mit  der  Ablehnung  auch  diejenigen 
Yerhe«;serungen  an   dem   gegenwärtigen  Zustande,    welche  eine  bloße  Revision  des  Ge- 
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setzes  bringen  kann,  in  die  Ferne  gerückt  würden.  Der  Bundesrath  stützt  seinen  Zweifel 
auf  die  Thatsache,  daß  alle  bisher  und  in  verschiedenen  Formen  in  der  Bundesversammlung 
eingebrachten  Motionen,  welche  auf  die  Monopolisirung  des  Notenwesens  abzielten,  und 
selbst  der  unpräjudizirliche  Antrag  auf  üeberweisung  der  Frage  an  den  Bundesrath  zur 
Prüfung  über  die  Wünschbarkeit  und  Thunlichkeit  beharrlich  zurückgewiesen  worden 
sind.  In  diesem  Sinn  ist  sogar  eine  Motion,^)  welche  die  Ausgabe  durch  den  Bund  von 
Gold-  und  Silber-Depositen-Scheinen  oder  Certifikaten,  welche,  als  voll  durch  klingende 
Münze  gedeckt,  das  sicherste  fiduziare  Zahlungsmittel  darstellen  würden,  mit  erheblicher 
Mehrheit  abgelehnt  worden. 

, Unter  diesen  Umständen  hält  es  der  Bundesrath  für  geboten,  seine  Aufmerksam- 
keit der  Revision  des  Banknotengesetzes  zuzuwenden,  um  die  Mängel,  welche  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  theils  von  Anbeginn  anhafteten,  theils  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
sich  herausstellten  oder  auch  durch  die  inzwischen  veränderten  Verhältnisse  bedingt 
sind,  nach  Möglichkeit  zu  heben.  Dadurch  sind  eine  Reihe  von  Streichungen,  Ver- 
schiebungen, Abänderungen  und  Ergänzungen  und  eine  theilweise  Umarbeitung  des 
Gesetzes  nothwendig  geworden,  so  daß  sich  das  revidirte  Gesetz  in  Form  und  Inhalt 
umgeändert  darstellt.* 

Die  wesentlichsten  Neuerungen  des  Gesetzentwurfes  bestanden  darin,  daß 
die  Baardeckung  der  Noten  von  40  auf  50  **/o  erhöht,  diese  Deckung  im  Notb- 
fall  bis  auf  die  Hälfte  verwendet,  und  nur  der  durch  Baarschaft  nicht  gedeckte 
Theil  der  Notenzirkulation  besteuert  werden  sollte. 

Zu  einer  Berathung  des  Entwurfes  kam  es  in  der  Bundesversammlung  nicht^ 
denn  während  derselbe  in  seinen  Greburtswehen  lag,  regte  sich  die  im  Jahre  1880 
nnterlegene  Partei  der  Monopolisten  mit  ihrem  Bundesbank^TO}ekt  und  erwarb 
im  Volke  80,000  Zustimmungsunterschriften.  Noch  waren  diese  indessen  der 
Bundeskanzlei  nicht  abgeliefert,  als  Nationalrath  Keller  im  September  1890  die 
Motion  stellte: 

,Der  Bundesrath  wü-d  eingeladen,  baldmöglichst  Bericht  und  Antrag  zu  erstatten 
über  die  Revision  des  Artikels  39  der  Bundesverfassung,  in  dem  Sinne,  daß  dem  Bunde 
das  ausschließliche  Recht  der  Notenemission  zusteht  und  daß  er  dieses  Recht  einem  zu 
schaffenden  Bankinstitute  übertragen  kann.** 

Diese  Motion  wurde  am  24.  September  vom  Nationalrath  mit  70  gegen 
7  Stimmen  angenommen  und  schon  am  30.  Dez.  war  ihr  vom  Bundesrath  ent- 
sprochen. Nunmehr  verließ  der  Bundesrath  den  Boden  einer  bloßen  Gesetzesrevision 
und  bekannte  sich  mit  Entschiedenheit  zur  Forderung  einer  Landesbank  mit 
Notenmonopol.  Er  begründete  diese  Forderung  u.  A.  mit  folgenden  Auseinander- 
setzungen : 

„Von  einer  Vielheit  von  Banken  mit  vielerlei,  theilweise  entgegengesetzten  Interessen, 
kann  eine  zielbewußte,  nach  innen  und  außen  wirksame  Diskontopolitik  schlechterdings 
weder  verlangt  noch  erwartet  werden. 

„Diese  oberste  Aufgabe  der  Notenbank  kann  einzig  eine  mächtige,  über  Neben- 
rücksichten und  kleinlicher  Konkurrenz  stehende  zentralisirte  Bank  erfüllen,  welche 
mit  der  nöthigen  Einsicht  durch  ihre  eigenen  Organe  stetige  Fühlung  mit  dem  ganzen 
Lande  hat,  welche  die  Ereignisse  auf  dein  Geldmarkt  voraussehen  und  ihren  Wirkungen 
begegnen  kann,  und  <leren  Vera ntwortlichkeitsge fühl  auf  gleicher  H(^he  steht  mit  dem 
allgemeinen  Vertrauen,  welches  sie  beansprucht. 

,Eine  weitere  Hauptaufgabe,  welche  eine  zentrale  Bank  zu  erfüllen  hat,  besteht 
darin,  die  Zahlungsausgleichungen  <lurch  ein  ül>er  das  jjranze  Land  ausgedehtes  Giro- 
system zu  erleiihtern.  So  hat  die  Deutsche  Reichsbank  durch  ihre  Haupt-  und  Zweig- 
niederlassungen im  Jahre  1889  vermittelst  Uebertragunj.'en  auf  demselben  Platze  für 
circa  l-i'/^  Milliarden  Mark  und  vermittelst  Uebertragungen  von  einem  Platze  zum  andern 
für  circa  11''*  Milliarden  Mark  Zaiilungen  aus^'eglichen.  Der  Mangel  eines  ausgebildeten 
Girosystems  bedeutet  für  die  Schweiz  eine  wirtlischaftliche  Inferiorität.  Er  ist  eine 
Konse<|uenz  der  Vielheit  <ler  Hanken,  denen  ein  Gesetz  auf  Grundlage  von  Art.  39  der 
Bundesverfassung  eine  solche  Aufgabe  nicht  zuweisen  kann.  Was  sie  hierin  aus  freien 
Stücken  leisten  oder  leisten  können,  ist.  wie  die  Erfahrunj?  zeigt,  durchaus  unzulänglich. 

1)    JOOB. 
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Die  bessere  Organisation  des  Giro-  und  Mandat  Verkehrs  wird  auch  die  Xotenzirkuiation 
auf  ein  richtiges  Maß  zunickfübren. 

^Eine  weitere  wichtige  Aufgabe,  die  ebenfalls  nur  einer  mit  dem  Notenmonopol 
ausgestatteten  Bank  zugewiesen  werden  kann,  besteht  darin,  die  Kassageschafte  des 
Bundes  unentgeltlich  zu  besorgen,  d.  h.  überall  da,  wo  sie  Niederlassungen  bat,  für 
Rechnung  des  Bundes  Zahlungen  anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  seines  Gutliabens 
Zahlungen  zu  leisten.  ^)  Die  Kassengeschäfte  des  Bundes  nehmen  solche  Proportionen 
an,  daß  die  bisherigen  Einrichtungen  zu  ihrer  Bewältigung  nicht  mehr  genügen  werden. 

^Eine  zentrale  Notenbank,  w^elche  schon  in  gewöhnlichen  Zeiten  stark  gedeckt  ist 
und  eine  wirksame  Diskontopolitik  i\ben  kann,  soll  für  außerordentliche  Zeiten  nicht 
nur  im  Stande  sein,  ihre  Zahlungsfähigkeit  zu  sichern,  sondern  auch  ihre  Leistungs- 
fälligkeit so  weit  zu  stärken,  daß  sie  nicht  gerade  dann  dem  legitimen  Geschäfte  ihre 
Dienste  versagen  muß,  wenn  außergewöhnliche  Bedflrfnisse  Befriedigung  verlangen.  Sie 
wird  berufen  sein,  dem  schweizerischen  Handel  in  kritischen  Zeiten  eine  Stutze  zu  bieten, 
welche  er  bisher  meist  in  sich  selbst  oder  im  Auslande  suchen  mußte. 

„In  Zeiten  der  Beunruhigung  hat  die  einzelne  Bank  von  vielen  relativ  schwach 
gedeckten,  auf  sich  selbst  angewiesenen  Banken  genug  för  sich  zu  sorgen,  bevor  sie  für 
andere  sorgen  kann.  Statt  durch  Erwerbung  neuer  Forderungen  ihr  Geld  dem  Handel 
dienstbar  zu  machen,  muß  sie  im  Gegentheil  die  Forderungen,  welche  sie  besitzt,  zu 
Geld  machen  und  dieses  dem  Handel  entziehen. 

„Dazu  kommt  für  unsere  Verhältnisse  der  erschwerende  Umstand,  daß  einen  guten 
Theil  der  am  leichtesten  zu  realisirenden  Forderungen  die  einen  Emissionsbanken  in 
Form  von  Noten  oder  in  Rechnungsguthaben  an  die  anderen  zu  stellen  haben,  und  daß 
diese  Forderungen  in  gewöhnhchen  2ieiten  ruhig  liegen  bleiben,  in  außergewöbnlichen 
aber  eingehoben  werden.  Die  Folge  davon  ist,  daß  dann  die  Beunruhigung  von  den 
Emissionsbanken  selbst  ausgeht  und  gegenseitig  genährt  wird,  bevor  sie  weitere  Kreise 
ergreift,  wie  dies  noch  im  Frühjabr  1887  der  Fall  war.  Durch  die  Vielheit  der  Emissions- 
banken wird  die  Krisis  in  der  Regel  verschärft  anstatt  beschworen. 

„Uebermächtigen  Krisen,  wie  sie  namentlich  schwere  politische  Ereignisse  herbei- 
führen können,  ist  freilich  keine  Notenbank,  auch  die  größte  Zentralbank  nicht,  ge- 
wachsen, wie  <lie  Erfahrung  lehrt.  Allein  die  Zentralbank  erfüllt  ihre  Aufgabe  auch 
dann  in  vollem  Maße,  wenn  sie  der  Krisis  so  lange  wie  überhaupt  möglich  aus  eigenen 
Kräften  Widerstand  leistet.  Wenn  schließlich  die  eigenen  Kräfte  der  mit  dem  Monopol 
ausgestatteten  Bank  versagen,  so  bleibt  immer  noch  als  letztes  Hülfsmittel  der  Zwangs- 
kurs :  die  Noten  <ler  Bank  werden  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  erklärt  und  die  Bank 
wird  vorübergehend  der  Baareinlösungspflicht  enthoben. 

„Solche  äußerste  Maßnahmen  dürfen  selbstverständlich  nur  im  äußersten  Nothfalle 
ergriffen  werden,  wie  in  Kriegszeiten,  in  Zeiten  in  welchen  das  Land  selbst  in  einen 
Krieg  verwickelt,  oder  mit  Krieg  bedroht  würde,  oder  wenn  Nachbarreiche  Krieg  führen 
und  in  dem  einen  oder  andern  dieser  Fälle  das  Lantl  in  schwere  finanzielle  Bedrängniß 
gerathen  sollte. 

„Eine  einzige  Bank  mit  wenigen  Geschäftsweigen  und  wenigen  Arten  von  Verbind- 
lichkeiten, mit  einfachem,  für  Jedermann  leicht  kontrolirbarem  GeschättsgebaJiren,  die 
sich  ihrer  Venantwortlichkeit  bewußt  ist,  kann  sich  ein  so  hohes  Maß  von  Vertrauen 
erwerben,  daß  dasselbe  trotz  Krisen  und  Zwangskurs  Stand  hält,  wie  ebenfalls  die  Er- 
fahrung lehrt.  In  den  Jahren  1870  und  1871  haben  die  Noten  der  Bank  von  Frankreich 
—  trotz  des  über  das  Land  hereingebrochenen  verheerenden  Krieges,  trotz  des  allge- 
meinen Wechselmoratoriums,  trotzdem  der  Baarvorrath  der  Bank  um  mehr  als  die 
Hallte  vermindert,  die  Notenemission  um  fast  das  Doppelte  vermehrt  und  der  Zwangs- 
kurs dekretirt  wurde  niemals  mehr  als  2,6"/'»  gegen  Gold  verloren,  und  das  nur  an 
wenigen  Tagen,  um  bald  wieder  die  Goldparität  zu  erreichen,  obschon  der  Zwangskurs 
formell  erst  mit  Ende  1877  aufgehoben  wurde. 

„Dieses  unerschütterliche  Vertrauen  in  die  innere  Solidität  jeder  einzelnen  einer 
Vielheit  von  Banken  mit  einer  Menge  von  Geschäftszweigen  und  Verbindlichkeiten  aller 
Art  ist  nicht  denkbar,  um  so  weniger,  als  das  schwindende  Vertrauen  in  «lie  eine  Bank 
das  Mißtrauen  in  tue  andern  wachrufen  wird. 

„Ein  weniger  ausschlaggebender,  aber  für  den  Verkehr  gleichwohl  wichtiger  Vor- 


M  Die  belgische  Nationalbank  hat  im  Jahre  1889  für  Rechnung  des  Staates  unent- 
geltlich für  979  Millionen  Franken  Zahlungen  empfangen  und  für  975  Millionen  Franken 
ZahlunipTen  geleistet ;  im  Ganzen  !2.743,403  Stück  Anleihen-Coupons  eingelöst  und  Werth- 
titel  im  Betrag  von  ca.  800  Millionen  Franken  verwaltet. 

Forrer,  Volkawlrthschaftt-Lexikon  der  Schweiz.  Y^ 
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theil  einer  einzigen  Notenbank  besteht  darin,  daß  ihre  Notenemission  nur  durch  das 
wechsehide  Bedürfniß  des  Verkehrs  beschränkt  zu  werden  braucht,  sie  demnach  auch 
für  einen  vorObergehend  stark  gesteigerten  Bedarf  an  Zahlungsmitteln  gerüstet  sein  kann, 
ohne  ihren  Baarvorrath  zu  Hülfe  zu  nehmen,  insofern  nicht  Baarzahlung  verlangt  wird. 
Selbst  eine  starke  Notenzirkulation  bietet  keine  Gefahren,  vorausgesetzt,  daß  sie  ent- 
sprechend stark  gedeckt  ist. 

„Bei  der  Vielheit  von  Banken,  von  denen  jede  die  Noten  aller  übrigen  an  Zahlung 
nehmen  muß,  ist  eine  feste  Begrenzung  der  Emission  dagegen  unerläßlich. 

,,Die  zentrale  Bank  wird  auch  dafür  sorgen,  daß  die  Noten  in  denjenigen  Ab- 
schnitten, wie  der  Bedarf  und  der  Schutz  der  Währung  sie  verlangen,  dem  Verkehr  zur 
Verfügung  gestellt  und  in  Umlauf  gebracht  werden.  Sie  wird  auch  eine  weit  bessere 
Kontrole  über  den  Zustand  der  umlaufenden  Noten  üben  und  dieselben  häufiger  erneuem 
können. 

, Schließlich  werden  auch  die  Noten  einer  einheitlichen  Bank  den  bedeutenden 
Vortheil  darbieten,  jenseits  der  Grenzen  kursfähig  zu  sein,  was  bei  den  von  vielen 
Banken  ausgegebenen  Noten  zum  empfindlichen  Nachtheil  der  schweizerischen  Grenz- 
distrikte nur  in  sehr  beschränktem  Maße  der  Fall  ist. 

„Das  sind  in  der  Hauptsache  die  Erwägungen,  welche  den  Bundesrath  zu  der 
Ansicht  bestimmen,  daß  die  Zentralisirung  der  Notenausgabe  dem 
bestehenden  System  der  Vielheit  der  Emissionsbanken  vorzuziehen 
sei.  Durch  eine  Revision  des  Banknotengesetzes  können  die  Uebelstände  wohl  gemildert, 
aber  nicht  gehoben  werden.  Die  richtige  endgültige  Lösung  der  Notenbankfrage  er- 
blickt der  Bundesrath  nur  in  der  Schaffung  einer  mit  dem  Monopol  ausgestatteten  Bank,, 
welche  als  reine  Noten-Giro-  und  Diskonto-Bank  zu  wirken  hat. 

„Die  Gesichtspunkte ,  welche  den  Bundesrath  bestimmen,  sind  rein  volkswirth- 
schaftÜcher  Natur ;  politische  oder  fiskalische  Gesichtspunkte  liegen  ihm  ferne.  Er  hält 
gegentheils  dafür,  daß  politische  und  fiskalische  Gesichtspunkte  überhaupt  gänzlich  zu- 
rücktreten müssen,  wenn  der  angestrebte  Zweck  erreicht  werden  soll 

„Der  grundsätzliche  Entscheid  über  die  Monopolisirung  der  Notenausgabe  in  der 
Schweiz  m  bejahendem  Sinne  entscheidet  zugleich  daniber,  daß  das  Notenmonopol  dem 
Bunde,  dem  Vertreter  der  allgemeinen  schweizerischen  Interessen,  zusteht  und  zwar  als- 
alleinigem  Träger.  Ein  anderer  Träger  des  Notenmonopols  kann  nicht  in  Frage 
kommen. 

„Es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache  sowohl  als  des  angestrebten  Zweckes, 
daß  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  nicht  vom  Bunde  direkt 
durch  seine  politischen  oder  administrativen  Organe  ausgeübt  werde,  sondern  unter 
voller  Wahrung  der  Landesinteressen  an  ein  zu  schaffendes  zentrales  Bankinstitut  über- 
tragen werden  muß,  nicht  nur  kann,  wie  die  vom  Nationalrath  erhebUch  erklärte 
Hotion  lautet ;  an  ein  Bankinstitut,  welchem  die  Aufgabe  gestellt  wird,  als  reine  Noten- 
Giro-  und  Diskontobank  den  Geldstan«!  des  Landes  zu  regeln,  den  Zahlungsverkehr  im 
Lande  zu  erleichtern  und,  wenn  und  so  weit  es  verlangt  wird,  die  Kassageschäfle  des 
Bundes  unentgeltlich  zu  besorgen. 

„Der  Bundesrath  ist  zudem  der  Ansicht,  daß  nicht  nur  die  Ausgabe  von  Bank- 
noten, sondern  folgerichtig  auch  diejenige  von  andern  gleichartigen  zum  Umlauf  be- 
stimmten Geldzeichen,  wie  Kassenscheine,  Münzcertifikate  u.  a.  m.,  als  ausschließliches 
Recht  des  Bundes  erklärt  werden  soll.  Er  ist  jedoch  nicht  der  Meinung,  daß  das  Recht 
zur  Ausgabe  von  solchen  Geldzeichen,  welche  nicht  eigentliche  Banknoten  sind  und 
geeignetermaßen  von  der  Bundeskasse  auszugeben  wären,  übertragbar  sein  soll. 

„Die  weitere  Frage,  welche  zu  entscheiden  ist,  beschlägt  die  Grundlage,  welche 
dem  mit  dem  Notenmonopol  auszustattenden  Bankinstitute  zu  geben  sein  wird,  ins- 
besondere ob  das  Institut  als  eigentliche  Staatsbank  für  alleinige  Rechnung  und  Gefahr 
des  Bundes ,  oder  aber  als  eine  Bank  mit  privatem  Charakter  auf  Aktien  gegründet 
werden  soll. 

„Die  Staatsbank  würde  mit  einem  vom  Bunde  durch  Anleihen  aufzunehmen- 
den eigenen  Geschäftskapital  dotirt,  dessen  Verzinsung  vorab  aus  den  Erträgnissen  der 
Bank  zu  bestreiten  wäre.  Sie  müßte  unter  gänzlich  getrennte,  geschäftlich  möglichst 
unabhängige  Verwaltung  gestellt  werden,  und  in  deren  leitenden  Behörden  wäre  dem 
kaufmännischen ,  im  täglichen  Kontakte  mit  dem  Verkehrswesen  stehenden  Elemente 
ein  maßgebender  Einfluß  zu  .sichern.  Der  Bundesrath,  oder  ein  von  der  Bundesver- 
sammlung zu  wählender  Bankrath  w:lre  als  oberste  Aufsichtsbehörde  zu  denken;  die 
Entgegennahme  dor  Rechnungen  und  Verwaltungsberichte  Sache  der  Bundesver- 
sainmlung. 
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,Die  Privatbank  wäre  ebenfalls  unter  Aufsicht  des  Bundes  zustellen  und  von 
ihm  bestellte  Organe  hätten  an  der  Leitung  thätig  mitzuwirken,  etwa  in  der  Weise, 
daß  die  eine  Hälfte  der  leitenden  Behörde  durch  den  Bund,,  die  andere  durch  die 
Aktionäre  gewählt  würde.  I>er  Bund  erhielte  eine  direkte  Vertretung  durch,  einen  mit 
Stichenb^cheid  und  dem  Vetorechte  auszustattenden  obersten  Leiter,  welcher  die  Oe- 
setze  und  Reglemente  den  der  Bank  gestellten  Aufgaben  gemäß  zu  handhaben  hätte. 

„AUi  Gegenleistung  für  das  der  Bank  verliehene  Monopol  wäre  dem  Staate  eine  an- 
gemessene Betheiligung  am  Reingewinn  vorzubehalten,  in  der  Weise,  daß  ein  Ueber- 
Schuß  über  die  landesübliche  Verzinsung  des  Kapitals  zwischen  Staat  und  Aktionären 
zu  theilen  w5re.  Eine  Staatsgarantie  für  die  Verbindlichkeiten  der  Bank  würde  nicht 
geleistet  und  der  Staat  hätte  für  mögliche  Verluste  nicht  aufzukommen.  Die  zur  Aus- 
mittlung  des  Heinerträgnisses  geltenden  Normen  wären  durch  Reglement  festzustellen. 
Via  der  Bank  die  volle  Entwicklung  und  das  Wiedereinbringen  sdler  Anlagekosten  zu 
'sichern,  müßte  ihr  die  Konzession  für  eine  Reihe  von  Jahren  fest  ertheilt  werden,  unter 
Vorbehalt  des  Rückkaufsrechtes  durch  den  Bund  nach  Ablauf  der  Konzession  oder  even- 
tueller Enieuerungsfristen.  Der  Rückkauf  wäre  in  der  Weise  zu  denken,  daß  der  Bund 
dannzumal  die  Bank  mit  Aktiven  und  Passiven  gegen  Auszahlung  des  Inventarwerthes 
an  die  Aktionäre  übernähme. 

,Die  Staatsbank  wie  die  Privatbank  wären  zu  verpflichten,  innerhalh  eines  Zeit- 
raumes von  einigen  Jahren  in  allen  grOßern  verkehrsreicheren  Ortschaften  des  Landes 
eigene  Niederlassungen  oder  Zweiganstalten  zu  errichten,  unbeschadet  des  Rechtes,  sich 
in  jeder  Ortschaft  der  Schweiz  niederzulas:>en. 

^l)ie  Staatsbank  wie  die  Privatbank  und  alle  ihre  Niederlassungen  müßten  von  allen 
Steuern  und  Abgaben  in  den  Kantonen  befreit  sein.  Die  Leistungen  der  Bank  an  das 
'Gemeinwesen  liegen  in  ihren  wirthschaftlichen  Aufgaben,  an  deren  Erfüllung  sie  nicht 
durch  eine  teste  Steuerlast  gehemmt  werden  darf.  Dagegen  wären  die  Kantone  bei  der  Staats- 
bank an  dem  nach  Verzinsung  des  Kapitals  und  Dotirung  des  Reservefonds  bleibenden 
Reinert räifniß,  bei  der  Privatbank  an  der  dem  Staate  zufallenden  Quote  des  Rein- 
-gewinns  in  billigem  Maße  zu  betheiligen.  Sie  würden  darin  zunächst  eine  Entschädi- 
gung für  die  bisher  bezogenen  Banknotensteuem  finden. 

^Eiii  die  Verzinsung  des  Kapitals  übersteigender  Reingewinn  wird  in  der  Regel 
immer  erzielt  werden,  und  zwar  wird  derselbe  unter  den  gleichen  Verhältnissen  größer 
sein  als  derjenige,  welchen  die  bestehenden  Emissionsbanken  einzeln  mit  dem  Noten- 
Giro-  und  Diskontogeschäft  erzielen,  weil  die  gegenseitige  Konkurrenz  wegfallt  und  die 
Ver^valtung  zentralisirt  wird.  Der  zu  erzielende  Gewinn  darf  jedoch  nicht  den  Zweck 
bilden,  weder  für  die  Staatsbank  noch  für  die  Privatbank:  er  kann  auch  nicht  be- 
deutend sein,  wenn  die  der  Bank  gestellten  Aufgaben  allezeit  in  vollem  Maße  erfüllt 
werden  sollen. 

j,l)ei  l'ebergan^'  aus  den  bestehenden  in  die  neuen  Verhältnisse  wird  unter  allen 
Umständen  so  j^eordnet  werden  müssen,  daß  derselbe  allmälig  geschieht  und  der  Ver- 
kehr keine  Erschütterungen  erleidet.  Es  wird  eine  längere  Frist  anberaumt  werden 
müssen,  innerhalb  welcher  die  gegenwärtig  umlaufenden  Noten  zurückgezogen  und  durch 
diejenigen  der  zentralen  Bank  ersetzt  werden.  Die  Zentralbank  soll  ermächtigt  werden, 
bestehende  gut  akkreditirte  Emissionsbanken  mit  annähernd  analogem  Geschätlskreis 
käutlich  zu  enverben  und  als  eigene  Niederlassungen  weiter  zu  betreiben,  wenn  die 
Kaufbediiigiuigen  gegenüber  der  Neuerrichtung  von  Niederlassungen  Vortheile  bieten. 
Sie  soll  ferner  erhiächtigt  werden,  an  Geschäftsplätzen  mittlem  Ranges  für  die  ersten 
Jahre  und  bis  sie  eigene  Niederlassungen  daselbst  errichtet,  den  dort  bestehenden 
Emissionsbanken  die  Vertretung  zu  übertragen. 

,Die  jetzigen  Emissionsbanken,  welche  mit  dem  Unterschiede  weiter  bestehen,  daß 
sie  keine  eigenen  Noten  mehr  ausgeben,  werden  in  der  Folge  als  Mittelglied  zwischen 
der  Zentralbank  und  der  Geschättswelt  in  dem  Sinne  wirken,  daß  sie  ihr  Wechselporte- 
feuilK",  wenn  Geldbedürfniß  für  sie  eintritt,  bei  der  Zentralbank  rückdiskontiren.  Die 
Zentralbank  kann  keine  Wechsel  mit  nur  einer  Unterschrift  und  sie  kann  nur  Wechsel 
mit  notorisch  soliden  Unterschriften  annehmen ,  während  Bankinstitute  mit  lokalem 
Charakter  und  freien  Vorschriften  direkt  mit  dem  ersten  Geldnehmer  verkehren 
können. 

„Die  Zentralbank  wird  vermöge  ihres  eng  begrenzten  Geschäftskreises  und  ihrer 
mächtigen  Mittel  überhaupt  Niemandem  eine  Konkurrenz  im  gewöhnlichen  Sinne  machen, 
sondern  allen  und  zunächst  den  neben  ihr  bestehenden  Bankinstituten  einen  Rückhalt 
bieten.  Sie  wird  in  der  tinanzwirthschattlichen  Organisation  des  Landes  den  Schluß- 
stein bilden. 
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,Als  Norm  für  die  Organisation  der  Niederlassungen  wird  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen entsprechend  von  Anfang  an  gelten  müssen,  daß  den  schweizerischen  Handels- 
plätzen gleichen  Ranges  die  gleichen  Dienste  geboten  werden  können,  und  zwar  inner- 
halb des  gegebenen  Geschäftskreises  in  einem  Ma(^,  wie  sie  die  bestehenden  einzelnen 
Banken  nicht  zu  bieten  vermochten.  Den  Niederlassungen  ersten  Ranges  werden  sich 
diejenigen  zweiten  Ranges  und  später  dritten  Ranges  anreihen,  alle  innerhalb  des 
gleichen  Ranges  mit  denselben  geschäftlichen  Kompetenzen  ausgestattet.  Im  Laufe  der 
Jahre  soll  jeder  Handelsplatz  der  Schweiz,  welcher  einen  genügenden  Wirkungskreis 
för  eine  Niederlassung  darbietet,  der  Vortheile  einer  direkten  Vertretung  der  Zentral- 
bank theilhaftig  werden.  Dem  Hauptsitz  der  Zentralbank  endlich,  dem  Bankplatz,  an 
welchem  die  Hauptniederlassung  errichtet  wird,  soll  geschäftlich  kein  besonderer  Vor- 
theil  erwachsen,  indem  alle  Plätze  ersten  Ranges  die  gleichen  geschäftlichen  Vortheile 
genießen  werden.  Die  Bezeichnung  Hauptniederlassung  soll  in  der  Organisation  der 
Zentralbank  nur  den  Sitz  der  obersten  Leitung,  der  zentralen  Bankbehörden  bedeuten^ 
welche  nur  mit  den  Zweigniederlassungen  oder  Zweiganstalten  resp.  Agenturen,  nicht 
aber  mit  der  Geschäftswelt  direkt  im  Verkehr  stehen. 

,  Diese  allgemeinen  organisatorischen  Grundsätze  hätten  gleichermaßen  für  die 
Staatsbank  wie  fQr  die  Privatbank  zu  gelten,  denen  beiden  die  gleichen  wirthschatV 
lichen  Aufgaben  gestellt  sind. 

,Mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  gestellte  Volksinitiative  betreffend  Einrichtung 
einer  Bundesbank  und  auf  die  Stabilität  der  Bundesverfassung  erachtet  es  der  Bundes- 
rath  für  angemessen,  daß  in  der  Verfassungsbestimmung,  welche  die  Monopolisirung 
des  Notenwesens  aussprechen  soll,  die  Möglichkeit  der  Ausführung  auf  staatlicher  sowohl 
als  auf  privater  Grundlage  vorgesehen  werde,  in  der  Meinung,  daß  die  Wahl  der  Bundes- 
gesetzgebung vorbehalten  bliebe.  Dagegen  hält  er  es  zur  Sicherung  des  angestrebten 
Zweckes  für  nothwendig,  die  leitenden  Grundsätze,  welche  der  mit  dem  Notenmonopol 
ausgestatteten  Bank  vorgezeichnet  werden  sollen,  in  der  Verfassung  niederzulegen,  die 
weitere  Ausführung  der  Bundesgesetzgebung  überlassend. 

,Die  Ansichten  des  Bundesrathes  über  die  leitenden  Grundsätze  bezüglich  der  Auf- 
gaben und  der  Organisation  der  zu  schaffenden  Zentralbank  sind  in  Vorstehendem  ent- 
halten. Was  die  Grundlage  anbelangt,  so  spricht  sich  unser  Finanzdepartement  dahin 
aus,  daß  der  auf  Aktien  zu  errichtenden  Bank,  dem  privaten  Betrieb  unter  staatlicher 
Aufsicht  der  Vorzug  zu  geben  sei. 

^E<  bestimmen  dasselbe  hiezu  in  nächster  Linie  Rücksichten  der  Billigkeit  und  die 
praktische  Erwägung,  daß  die  neuen  Verhältnisse  aus  den  bestehenden  herauswachsen 
müssen,  wenn  die  neue  Schöpfung  gleich  von  Anfang  an  einen  festen  Boden  zu  ge- 
deihlicher Wirksamkeit  linden  soll.  In  der  Hauptsache  aber  leiten  es  Gründe  wirth- 
schaftlicher  und  politischer  Natur. 

„Mit  Art.  5  des  Banknotengesetzes  vom  8.  März  1881  ist  allerdings  jede  Ent- 
schadigungspflicht  bei  Einführung  des  Notenmonopols,  welches  sämnitlichen  bestehenden 
Emissionsbanken  das  Emissionsrecht  entziehen  würde,  zum  Voraus  abgelehnt  worden. 
Das  Finanzdepartement  hält  es  jedoch  nicht  nur  für  einen  Akt  der  Billigkeit,  sondern  auch 
als  eine  eminent  praktische  Maßnahme,  wenn  die  bestehenden  Emissionsbanken  am 
Noteimionopol  in  der  Weise  beiheiligt  werden,  daß  ihnen  ein  Vorrecht  auf  den  Bezug 
der  Aktien  der  zu  schaffenden  Zentralbank  nach  Maßgabe  ihrer  bisherigen  Notenzirku- 
lation eingeräumt  werde.  Damit  werden  die  bestehenden  Interessen  sofort  eng  mit  der 
neuen  Schöpfung  verknüpft,  und  es  ist  ihnen  jeder  materielle  Grund  benommen,  der- 
selben feindselig  gegenüber  zu  treten,  ein  Umstand,  welcher  für  die  rasche  Erstarkung 
der  neuen  Schöpfung  von  Gewicht  ist. 

,Eine  naheliegende,  wirthschaftlich-praktische  Er^vägung  ist  ferner  die,  daß  alle 
europäischen  zentralisirten  großen  Notenbanken  mit  oder  ohne  Monopol,  wie  die  Bel- 
gische Nationalbank,  die  Dänische  Nationalbank,  die  Deutsche  Reichsbank,  die  Bank  von 
England,  die  Bank  von  Frankreich,  die  Italienist'he  Nationalbank,  die  Niederländische 
Bank,  die  Norwegische  Bank .  die  Oesterreichisch-Ungarische  Bank ,  die  Rumänische 
Nationalbank,  die  Bank  von  Spanien  etc.  etc.,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Russischen 
Reirlisbank,  auf  privater  Grundlage  errichtet  sind.  Bei  wirthschaftlichen  Schöpfungen 
von  solcher  Tragweite,  wie  die  Monopolisinmg  des  Notenwesens,  andere  Wege  ein- 
schlagen zu  wollen,  als  diejenigen,  welche  sich  überall  ander^värts  bewahrt  haben,  müßte 
zum  Mindesten  ernste  Bedenken  erwecken. 

„Wo  es  .<ich  um  die  Lösung  rein  wirthschaftlieher  Aufgaben  handelt,  können  po- 
litische Einflüsse  nur  schädlich  wirken,  und  die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  daß 
soh'he   bei    der   Staatsbank  leichter  Geltung   ünden.     Die  Politik  hat  ihre  eigenen  und 
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die  wirthschattlichen  Interessen  haben  ihre  eigenen  Gesichtspunkte,  die  ohne  Schaden 
ffir  beide  nicht  vermengt  werden  dürfen ;  man  braucht  nicht  einmal  an  die  Möglichkeit 
zu  denken,  daß  die  Staatsbank  zu  ihrem  eigenen  Schaden  als  Waffe  im  politisclien 
Parteiinteresse  mißbraucht  werden  kann,  oder  daß  die  politischen  Gegner  der  leitenden 
Persönlichkeiten  versucht  sein  können,  die  Staatsbank  und  ihren  Kredit  anzugreifen. 

«Bei  der  Privatbank  können  Staatskredit  und  Bankkredit  jeder  fQr  sich  bestehen, 
bei  der  Staatsbank  bedingen  sich  Staatskredit  und  Bankkredit  gegenseitig.  Die  Privat- 
bank kann  auf  eigenen  Fößen  stehen,  sie  soll  der  Staatsgarantie  nicht  bedürfen,  eben- 
sowenig als  die  ausländischen  zentralen  Privatbanken  Staatsgarantie  genießen. 

„Eine  Bank  mit  privater  Grundlage  unter  wirksamer  Aufsicht  des  Staates  und,  wie 
es  für  die  Schweiz  in  üebereinstimmung  mit  anderwärts  bestehenden  Einrichtungen  ge- 
dacht «ist,  unter  ständiger  Mitwirkung  staatlicher  Vertretung  bei  der  Leitung,  in  Ge- 
meinschaft mit  den  Vertretern  des  Handels  und  der  direkt  betheiligten  Kreise,  wird  am 
ehesten  befähigt  sein,  die  richtige  Mitte  einzuhalten  zwischen  den  Staatsinteressen,  den 
allgemeinen  wirthschattlichen  Interessen  und  den  speziellen  Verkehrsinteressen,  welchen 
sie  zu  dienen  berufen  ist.  Sie  wird  die  meiste  Gewähr  bieten ,  daß  die  ihr  gestellten 
großen  wirtlischaftlichen  Aufgaben  ohne  Beeinträchtigung  durch  der  Sache  fremde  Ein- 
flösse erfüllt  werden  können.  *) 

„Die  Privatbank  in  der  gedachten  Form  erlaubt  endlich  dem  Staat,  resp.  Bund 
und  Kantonen,  sich  am  Gewinn  zu  betheiligen,  ohne  mögliche  Verluste  mittragen  zu 
müs?en ;  bei  der  Staatsbank  dagegen  fällt  Gewinn  und  Verlust  auf  den  Staat. 

„Der  gewichtigste  Grund  aber,  welcher  das  Finanzdepartement  bestimmt,  iör  eine 
Bank  mit  privatem  Cliarakter  einzustehen,  ist  der,  daß  im  Kriegsfalle  völkerrechtlich 
das  private  Eigenthuni  geschützt  ist,  das  staatliche  dagegen  als  Beute  dem  eindringenden 
Feinde  zuteilt." 

In  Uebereinhtimmung  mit  diesen  Ausführungen  unterbreitete  nun  der 
Bundesrath  der  Bundesveräammlung  folgenden  Bundesbeschluß-Entwurf  betreffend 
die  Revision  des  Art.  39  der  Bundesverfaswuug  : 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  nach  Einsicht- 
nahme einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  30.  Dezember  1890;  in  Anwendung  der 
Art.  «S4,  Art.  85,  Ziff.  14,  und  Art.  118  der  Bundesverfassung,  beschließt: 

Art.  1.  Art.  39  der  Bundesverfassung  wird  aufgehoben  und  an  seine  Stelle  fol- 
gender Artikel  gesetzt: 

Art.  39.  Das  Hecht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  oder  anderen  gleichartigen  Geld- 
zeichen steht  Husschlietilich  dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  kann  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  entweder 
auf  eigene  Rechnung  durch  eine  unter  gesonderter  Verwaltung  stehende  Bank  ausüben 
oder  gegen  Beiheiligung  an  dem  Reingewinn  und  vorbehä.tlich  des  Rückkaufrechtes  an 
eine  aut  Aktien  zu  errichtende  Bank  übertragen,  welche  unter  Mitwirkung  und  Auf- 
sicht des  Bundes  zu  verwalten  ist. 

Die  mit  dem  Notenmonopol  ausgestattete  Bank  hat  insbesondere  die  Aufgabe,  den 
Geldstand  des  Landes  zu  regeln  und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern. 

Die  Bank  und  ihre  Zweigaiistalten  dürfen  in  den  Kantonen  keiner  Besteuerung  unter- 
zogen werden :  dagegen  sind  die  Kantone  an  dem  Reingewinn  angemessen  zu  betheiligen. 

Eine  Reclitsverbin«llichkeit  für  die  Annahme  von  Banknoten  oder  andern  gleich- 
artigen Geldzeichen  kann  der  Bund,  außer  bei  Nothlagen  in  Kriegszeiten,  nicht  aussprechen. 

Die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  geschieht  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung. 

Art.  2.  Vorstehender  Bundesbeschluß  wird  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der 
Stände  unterstellt. 

Der  Gegenstand  führte  zu  langwierigen  Verhandlungen  in  zwei  Sessionen 
der  Bundesversammlung  (Frühjahr  und  Juni  1891)  und  erst  am  29.  Juli,  an- 
läßlich einer  dreitägigen  Extrasession  zur  Erwahrung  der  Volksabstimmung  be- 
treffend die  Initiative,  kam  eine  Kinigung  zwischen  den  Käthen  zu  Stande.  Der 
Artikel   39  erhielt  folgende  Fassung  : 

Art.  1.  Art.  39  der  Bundesverfassung  wird  aufgehoben  und  an  seine  Stelle  fol- 
gender Artikel  gesetzt: 

Art.  39.  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  und  andern  gleichartigen  Geld- 
zeichen steht  ausschlietJlich  dem  Bunde  zu. 


M  DiT  ilerzoitigp  Chef  des  eivig.  Finan/(l(>i>art(>mente8.  Herr  nundesrath  Hauser,  ffibt  einer  Staatü- 
l>aiik  dcu  Vorzti^. 
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Der  Bund  kann  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  durch  eine- 
unter gesonderter  Verwaltung  stehende  Staatsbank  ausüben,  oder  es,  vorbehaltlich  des 
Rückkaufsrechles,  einer  zu  errichtenden  zentralen  Aktienbank  übertragen,  die  unter 
seiner  Mitwirkung  und  Aufsicht  verwaltet  wird. 

Die  mit  dem  Notenmonopol  ausgestattete  Bank  hat  die  Hauptaufgabe,  den  Geld- 
umlauf des  Landes  zu  regeln  und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtem. 

Der  Reingewinn  der  Bank  über  eine  angemessene  Verzinsung  beziehungsweise  eine 
angemessene  Dividende  des  Dotations-  oder  Aktienkapitals  und  die  nöthigen  Einlagen  in 
den  Reservefonds  hinaus  kommt  wenigstens  zu  zwei  Dritttheilen  den  Kantonen  zu. 

Die  Bank  und  ihre  Zweiganstalten  dürfen  in  den  Kantonen  keiner  Besteuerung 
unterzogen  werden. 

Eine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  von  Banknoten  und  andern  gleich- 
artigen Greldzeichen  kann  der  Bund,  außer  bei  Nothlagen  in  Kriegszeiten,  nicht  aussprechen. 

Die  Bundesgesetzgebung  wird  über  den  Sitz  der  Bank,  deren  Grundlagen  und  Orga- 
nisation, sowie  über  die  Ausführung  dieses  Artikels  überhaupt  das  Nähere   bestimmen. 

Art.  2.  Vorstehender  Bundesbeschluß  wird  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der 
Stände  unterstellt.    (18.  Oktober  1891.) 


8L  Clalliielie  luuitooalbuk  .  . 
BiMlIaidiciuftlichfl  KantooaibaBk . 
Kiitonilbuk  tob  Ben  .  .  . 
Bioea  eiBtooil«  ticiiese  .  .  . 
Buk  iB  8t.  GilleB  .... 
Credit  ^r'm\t  et  iB^astriel  it  U  Broy 
Thargaiisehe  kaatoBalbuk    .    . 

iarganiiche  Bank 

Toggeabar^rbaBk  .... 
Biica  deila  STJuera  italiana  .  . 
TkargaBiKhe  BjpothekeBbaBk 
flrtabiBdBer  KaBtoialbaak  .  . 
Kut«Bale  Spar-  aad  Leihkan«  Liieni 
Bu<iBfl  da  c«BiBi«rce  .... 
Ippeazdl  A.-Rh.  KaatonalbaBk    . 

Baok  JB  Zürich 

Baak  Ib  Batfl 

Baak  ia  Lazera 

Baaqae  df  tieatve .  ... 

Credit  Gramiea 

Zircher  KaatoBalbaak      .     .     . 
Baik  ia  Schaffhaaxea .... 
Buqae  caatoaale  friboarge^ise 
Caiase  d'aaiortiiMBi  de  Ia  dett«  pabliqae 
Baoqae  eaatoaale  Taadoiie      .     . 
EnparainkaMe  dei  Kutoas  Iri    . 
Kaat.  Spar-  a.  Leihkaue  t.  Kidwaldea 
Baoqae  popalaire  de  Ia  Grnjere 
Baaqae  caatoaale  BeDchatoloiae 
Baaqae  commerciale  aeachateloise . 
SchaffhaBKer  KaatoBalbaak     .     . 
Olaraer  KaatoaalbaBk .     .     .     , 
Solotharaer  Kaatoaalbaak  *)  .     . 
Obwaldaer  KaBtonalbaak  .     .     . 
KaatoBalbaak  Schwfz      .     .     . 


b)  Statistisches. 
Zehnjihriger  Durchschnitt 


MaiirkalAtioB     Baar-   Yerbahaiis 
ig  \^  Pf         Torrath  d.  Noteji. 

KB  der 


IB 


1871/80    1881/90  1000  Fr.  Baanchaft 
3,786      7,621     3,966  52,o 


395 

5,177 

831 

4,031 

148 

973 

1.523 

716 

332 

596 

1,321 

303 

9,334 

513 

3,702 

3,657 

1,338 

2.668 

HO 

6,882 

533 

945 

343 

4,629 

61 

12 

K^3 


1.442 


1,239  664  53,6 

8,711  4,819  55,» 

1,900  889  46^ 

6,719  3,311  49,8 

501  224  44,7 

1,389  776  55,9 

3,384  1,801  53,« 

971  452  46,5 

1,859  927  49,9 

907  563  62,1 

2,681  1,335  49,8 

1,587  930  58,6 

16,888  7,793  47,t 

2,672  1,224  45,8 

7,147  4,552  63,7 

11,329  5,915  52,» 

2,991  1,566  52,4 

4,460  1.899  42,6 

264  152  57,6 

13,737  9.601  69,9 

1,177  558  47,4 

1,088  570  52,4 

1,237  543  43,9 

8,203  3,979  48,5 

430  197  45,8 

431  194  45,0 
259  125  48,6 

2,047  984  48,1 

2.649  1,332  50,8 

914  466  51,0 

1,025  558  54,4 

2,871  1,485  51.7 

192  91  47,4 

34  17  50," 


Von  Baadearaih 

bewilliete 

EaiiiuoBttaPBie 

Eade  1883  Eade  1890 

ia  1000  Fr. 


8,000 
1,500 

10,000 
2,000 
6,000 
500 
1,500 
4,000 
1,000 
2,000 
1,000 
3,000 
2,000 

20,000 
3,000 
6,000 

12,000 

2,000 

5,000 

300 

15,000 

1,000 

1,000 

1,500 

8,000 

500 

500 

300 

3,000 

5,000 

1,000 

1,500 

2.500 


10,000 

1,500 

15,000 

2,000 

9,000 

800 

1,500 

4.000 

1,000 

2,000 

1,000 

4,000 

2,000 

20,000 

3,000 

20,000 

20.000 

4,000 

5,000 

300 

24,000 

2,000 

1,000 

1,500 

10,000. 

1,000 

bOO 

300 

3,000 

4,200 

1,500 

1,500 

4,000 

500 

500 


EfektiTe 
EnissioB 
Eade  18&1 

6,600 

720 
7,950 
1,987 
5,000 

215 
1,500 
3,000 
1,000 
1,650 

750 
2,000 

996 
18,900 
2,000 
5,000 
8,000 
2.000 
5.000 

167 
15,000 

700 
1,892 

750 
6,767 

300 

300 

167 


2.201 


EfektiTe 

lauttioi 

Eade  \m 

ii 
1000  Fr. 

lO.OOO 
1,500 

10,000 

2.000 

9,000 

800 

1.500 

4,ooa 

1,000 
2,000 
1,000 
3,000 
2,000 

20.000 
3,000 

20,00a 

20,000 

4,000 

5.000 

180 

24,000 

2,ooa 

1.000 

1,500 

10,000 

500 

500 

180 

3,000 

3,500 

1,500 

1.500 

4,000 

500 

50Q 


66,973  123,754  64,45S 


131,600  181,600  102,512  174,160- 


*)  Bit  Ende  Ibhb  „Solotharnioche  Bank''. 
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Erfindungsschutz  (Ergänsung  des  Artikels  «Erfindungsschutz*'  auf  Seite 
572  und  ff,  im  I.  Band,  und  des  Artikels  „Patentschutz**  im  II.  Band;  mit- 
getheüt  von  Herrn  H  a  1 1  e  r ,  Direktor  des  eidg.  Amtes  für  geistiges  Eigenthum). 
Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Erfindungspatente  vom  29.  Juni  1888  ist  seit 
dem  15.  November  1888  in  Kraft.  Für  die  Geschäftaftthrung  wurde  das  eid- 
genössische Amt  für  geistiges  Eigenthum  kreirt,  welchem  auch  die  Geschäfte 
zufallen,  die  sich  aus  der  Vollziehung  der  Bundesgesetze  betreffend  den  Schutz 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  betreffend  den  Schutz  der  gewerblichen  Muster 
und  Modelle  und  betreffend  das  literarische  und  künstlerische  Eigenthum  ergeben. 
Das  eidg.  Amt  für  geistiges  Eigenthum  bildet  die  vierte  Abtheilung  des 
Departements  des  Auswärtigen. 

Die  Fatentgesuche  können  dem  Amte  von  Inländern  direkt  eingereicht 
werden,  von  Ausländem  dagegen  nur  durch  im  Inland  domizilirte  bevollmächtigte 
Yertreter;  fachmännischer  Vertreter  bedienen  sich  auch  inländische  Patentbewerber 
häufig.  Die  Anzahl  derjenigen  Vertreter,  welche  die  Uebermittlung  der  Patent- 
gesuche als  Haupt-  oder  Nebenberuf  betreiben,  schwankt  zwischen  12  und  15. 
Der  ganz  ttberwiegende  Theil  der  Eingaben  wird  jedoch  von  den  Patentanwalt- 
firmen besorgt,  deren  Inhaber  dem  schweizerischen  Syndikat  der  Patentanwälte 
angehören.  Mitglieder  dieses  Syndikats  sind :  E.  Blum  &  Cie.  in  Zürich, 
Bourry-S^quin  in  Zürich,  E.  Imer-Schneider  in  Genf,  A.  Ritter  in  Basel  und 
E.  v.  Waldkirch,  Theilhaber  der  Firma  Hanslin  &  Cie.  in  Bern.  Die  drei  erst- 
genannten Firmen  betrieben  die  Patentanwaltschaft  schon  vor  der  Existenz  eines 
«ehweizerischen  Erfindungsschutzgesetzes. 

Infolge  der  verfassungsmäßigen  Bestimmung,  dass  der  gesetzliche  Schütz 
nur  denjenigen  Erfindungen  zu  theil  werden  kann,  die  durch  Modell  dargestellt 
sind,  Rowie  des  Umstandes,  daß  es  Sache  des  Amtes  ist,  die  Frage  der  Modell- 
existenz  zu  entscheiden,  wird  der  amtlichen  Geschäftsführung  ein  eigenthümliched 
Gepräge  verliehen.  Die  Gesuche  wurden  in  dieser  Hinsicht  einer  einläßlichen 
fiachmännischen  Prüfung  unterzogen,  da  es  nicht  angeht,  da  provisorische  Patente 
zu  ertheilen,  wo  man  sicher  ist,  späterhin  der  Natur  der  Sache  nach  die  Existenz 
der  Modelle  verneinen  zu  müssen.  Die  fachmännische  Untersuchung,  welche  sich 
überdieß  hauptsächlich  auf  die  Frage  der  Einheitlichkeit  der  Erfindung,  auf  eine 
einigermaßen  drackfähige  Redaktion  der  Beschreibungen  und  auf  gute  Ausführung 
'  der  zum  Verständniß  nothwendigen  Zeichnungen  ausdehnt,  gibt  zu  weitläufigen 
Korrespondenzen  Anlaß.  Der  Untersuchung  auf  Neuheit  der  Erfindung,  wegen 
deren  Mangel  übrigens  ein  Gesuch  nicht  abgewiesen  werden  darf,  kann  verhält- 
nißmäßig  wenig  Zeit  gewidmet  werden. 

Gegen  Geauchsabweisungen  kann  an  das  dem  Amte  vorgei^etzte  eidgenössische 
Departement  und  gegen  dessen  Entscheid  an  den  Bundesrath  rekurrirt  werden. 
Letzter  Fall  ist  noch  nicht  vorgekommen;  auch  Rekurse  an  das  Departement 
waren  bis  anhin  sehr  selten.  In  Sachen  der  Frage  der  Modellexistenz  bildet  das 
dem  Amte  vorgesetzte  Departement  die  oberste  Rekursinstanz;  diese  wurde  bis 
anhin  ebenfalls  sehr  selten  angerufen. 

Auf  thunlichste  Verbreitung  der  Kenntniß  der  patentirten  Erfindungen  in 
Fachkreisen  wird  großes  Gewicht  gelegt.  Ausser  auf  den  im  Gesetz  vorgesehenen 
höhern  Lehranstalten  und  Gewerbe-Museen  werden  die  Patentschriften  seit  Anfang 
1891  in  zirka  50  Ortschaften  der  Schweiz  zu  bestimmten  Stunden  gewisser 
Wochentage  öffentlich  ausgelegt;  das  Amt  liefert  hiefiir  die  Patentschriften  und 
Verzeichnisse  gratis.  An  Private  werden  die  Patentschriften  und  l^atentlisten 
zu  billigen  Preisen  abgegeben. 
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Die  ModellsammluDg  des  Amtes,  welche  die  Erfindungen  der  Taschenuhren- 
und  Handfeuerwaffenbranche,  sowie  Erfindungen  umfaßt,  bei  denen  ein  nicht  leicht 
nachweisbares  Material  eine  gewisse  Rolle  spielt,  wird  sehr  wenig  benutzt.  Die 
Fachmänner  finden  offenbar  genügenden  Aufschluss  über  die  patentirten  Er- 
findungen aus  den  veröffentlichten  Beschreibungen  und  Zeichnungen,  wie  dieß 
in  andern  Staaten  der  Fall  ist. 

Die  ziemlich  häufig  zur  Eenntniß  des  Amtes  gelangenden  Hand-  und  Genuß- 
änderungen geben  einen  Fingerzeig  für  die  Nützlichkeit  der  Institution  des  Er- 
findungsschutzes. Bis  anhin  sind  sehr  wenige  Patentstreitigkeiten  gerichtlich 
erledigt  worden. 

Bis  Ende  1890,  d.  h.  in  einem  Zeitraum  von  2  Jahren  und  172  Monaten, 
wurden  2782  Patente  ertheilt,  worunter  73  Zusatzpatente;  von  jenen  sind  im 
gleichen  Zeitraum  398  gelöscht  und  eines  durch  Gerich tsurtheil  nichtig  erklärt 
worden.  Von  obigen  2782  Patenten  entfallen  1120  auf  inländische  und  1662 
auf  ausländische  Bewerber.  An  leztem  1662  Patenten  partizipiren :  Deutschland 
mit  775,  Frankreich  mit  347,  Oesterreich-Ungam  mit  134,  Italien  mit  41,  dann 
England  mit  152,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  mit  111,  Belgien 
mit  36.  Der  Rest  von  66  Patenten  vertheilt  sich  auf  8  europäische  und  2 
außereuropäische  Staaten. 

Nach  den  hauptsächlichsten  schweizerischen  Produktions-,  Gewerbe-  und 
Verkehrszweigen  vertheilt,  entfallen  von  obigen  2782  Patenten  346  auf  die 
Industrie  betreffend  Herstellung  von  Motoren,  Greneratoren  u.  dgl.  nebst  Zubehör; 
312  auf  die  Uhrenindustrie,  271  auf  die  Textilindustrie,  149  auf  Industrie  und 
Kleingewerbe  betreffend  Heizung,  Ventilation,  Wasserversorgung  u.  dgl.,  112  auf 
Straßentransport  und  Eisenbahnwesen,  88  auf  die  Bekleidungsindustrieen,  78  auf 
die  Industrie  betreffend  Kriegsmaterial,  77  auf  Landwirthschaft,  Viehzucht  und 
Milchindustrie,  77  auf  die  Baugewerbe,  77  auf  die  Industrie  betreft'end  Her- 
stellung von  Werkzeugen  und  Werkzeugmaschinen,  74  auf  das  Beleuchtungs- 
wesen, 68  auf  das  Musikwesen. 

Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  läßt  sich  annehmen,  daß  jährlich  im 
Durchschnitt  1200  Patente  ertheilt  werden.     (Geschrieben  Ende  Mai   1891.) 

Fabrik-  und  Handelsmarken.  (Ergänzung  des  Artikels  im  I.  Band ; 
mitgetheilt  von  Herrn  v.  Orelli,  Adjunkt  des  eidg.  Amtes  für  geistiges  Eigen- 
thum.)  Unterm  23.  Januar  1886  hat  der  Nationalrath  die  von  der  Genfer- 
Deputation  eingebrachte  Motion  : 

^Der  Bundesratli  wird  eingeladen,  der  Bundesversammlung  den  Entwurf  eines, 
die  Anhringuni^  von  Ortsnamen  betreffenden  Zusatzarlikels  zum  Bundesgesetz  vom 
19.  Dezember  1879  über  Fabrik-  und  Handelsmarken  vorzulegen  " 

erbeblich  erklärt,  und  es  hat  in  Folge  dessen  der  Bundesrath  durch  Botschaft 
vom  t^.  November  gleichen  Jahres  den  Käthen  einen  Gesetzesentwurf  vorgelegt, 
welcher  neben  den  den  Gegenstand  der  Motion  betretf'enden  Bestimmungen  noch 
solche  über  den  Schutz  gewerblichiT  Auszeichnungen  in  Aussicht  nahm  und  end- 
lich einige  Abänderungen  dfs  bestehenden  Markenschutzgesetzes  vom  19.  De- 
zember 1870,  welche  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  wünHchbar  ergeben  hatten,  in 
Vorsclila^   brachte. 

Dieser  Entwurf  wurde  vom  Nationalrath  durchberathen ;  dagegen  dessen 
Behandlung  vom  Ständerath  am  f).  Dezember  1^88  abgelehnt  und  mit  dem 
Postulat  : 
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,Es  wird  zur  Zeit  auf  die  Vorlage  nicht  eingetreten,  sondern  der  Bundesrath 
eingeladen,  zu  erwägen  und  darüber  Bericht  und  Anträge  vorzulegen,  ob  eine  Re- 
vision des  Markenschutzgesetzes  vorzunehmen,  oder  ein  besonderes  Gesetz  zu  er- 
lassen sei " 

an  den  Bundesrath  zu  eventuell  veränderter  Vorlage  zurückgewiesen. 

Diesem  Rechnung  tragend,  hat  der  Bundesrath  unterm  28.  Januar  1890 
der  Bundesversammlung  zwei  Entwürfe  vorgelegt,  von  denen  der  eine  die  Re- 
vision des  Markenschutzgesetses  und  die  AuÜBtellung  von  Bestimmungen  gegen 
die  YerwenduDg  falscher  Herkunftsbezeichnungen,  soweit  solche  in  Marken  an- 
gewendet werden,  zum  Zweck  hatte,  während  der  zweite  die  Untersagung 
falscher  Herkunftebezeichnungen,  sowie  von  fälschlichen  Angaben  über  erworbene 
gewerbliche  Auszeichnungen,  welche  auf  Ghschäftsechildem,  Annoncen,  Geschäfts 
papieren  u.  s.  w.  verwendet  werden,  in  Aussicht  nahm. 

In  der  zur  Vorberathung  dieser  Entwürfe  einberufenen,  aus  Mitgliedern  der 
beiden  Räthe  bestellten  Kommission  wurde  jedoch  auf  den  ursprünglichen  Gre- 
danken  der  gemeinsamen  Behandlung  beider  Materien  zurückgegriffen  und  den 
beiden  Räthen  ein  dementsprechender  Gesetzesentwurf  vorgelegt,  welchem  unterm 
26.  September  1890  die  Sanktion  ertheiit  wurde.  Das  Inkrafttreten  dieses 
neuen  Gesetees  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  IlandelsmarJcen,  der 
Herkunftsbezeichnung  von  Waaren  und  der  gewerblichen  Auszeichnungen  wurde 
vom  Bundesrath  auf  1.  Juli  1891  festgesetzt.     Es  hat  folgenden  Wortlaut: 

I.  Fabrik'  und  Handelsmarken.  Art.  1.  Als  Fabrik-  und  Handelsmarken  werden 
betrachtet : 

1 .  die  Geschäftstirmen  ; 

!2.  die  Zeichen,   welche  zur  Unterscheidung  oder  zur  Feststellung  der  Herkunft  ge- 
werblicher und   landwirthschafliicher  Erzeugnisse   oder  Waaren  dienen  und  auf 
diesen  selbst  oder  deren  Verpackung  in  beliebiger  Weise  angebracht  sind. 
Art.  "i.  Die  schweizerischen  Geschäflsfirnien,  welche  als  Marken  gebraucht  werden, 
genießen,  mit  der  Eintragung  in  das  Handelsregister,  den  Schutz  des  Gesetzes.  (0.  -R., 
Art.  859  ff.) 

Art.  3.  Die  Marken  (Art.  1,  Ziff.  "2)  sind  den  hienach  stehenden  Bestimmungen 
der  Art.  4  bis  11  unterworfen. 

Oeffentliche  Wappen  und  alle  als  Eigenthum  eines  Staates  oder  als  Gemeingut 
anzusehende  Zeichen,  welche  in  die  Marke  einer  Privatperson  aufgenommen  werden, 
genießen  den  gesetzlichen  Schutz  ni<:ht. 

Zeichen,  welche  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen,  können  nicht  in  eine  Marke 
aufgenommen  werden. 

Art.  4.  Eine  Marke  hat  nur  dann  Anspruch  auf  gerichtlichen  Schutz,  wenn  die 
in  den  nachstehenden  Art.  12  bis  15  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  der  Hinterlegung 
und  Eintragung  erfüllt  worden  sind. 

Art.  5.  Bis  zum  Beweise  des  Gegentheils  wird  angenommen,  daß  der  erste  Hinter- 
leger einer  Marke  auch  der  wahre  Berechtigte  sei. 

Art.  6.  Die  zur  Hinterlegung  gelangende  Marke  muß  sich  durch  wesentliche 
Merkmale  von  denjenigen  Marken  unterscheiden,  deren  Eintragung  schon  stattgefunden  hat. 
Die  Wiedergabe  gewisser,  einer  bereits  hinterlegten  Marke  angehörenden  Figuren 
auf  einer  neuen  Marke  schließt  die  letztere  nicht  von  den  an  die  Eintragung  geknuj)ften 
Rechten  aus,  sofern  sie  sich  von  der  schon  deponirten  Marke  in  hinlänglichem  Maße 
unterscheidet  und,  als  Ganzes  betrachtet,  nicht  leicht  zu  einer  Verwechslung  Anlaß 
geben  kann. 

Die  im  ersten  Absatz  dieses  Artikels  enthaltene  Bestimmung  findet  keine  Anwen- 
dung  auf   Marken,    welche    für   Erzeugnisse    o<ler   Waaren    bestimmt   sind,    die    ihrer 
Natur  nach  von  den  mit  der  schon  hinterlegten  Marke  versehenen  gänzlich  abweichen. 
Art.  7.  Zur  Hinterlegung  ihrer  Marken  sind  herechtijrt: 
1.    Industrielle    und   sonstige  Produzenten,   deren    Pn»duktionsgeschätl    sich    in   der 
Schweiz  betindet,  sowie  Handeltreibende,  welche  da'^elhst  eine  feste  Handelsnieder- 
lassung tiesitzen ; 
4.  Industrielle.    Produzenten    und  Handeltreiben^le.   deren    Geschäft    sich    in   einem 
Staate    betindet,    welcher  «ler  Schweiz  Gej^enrechl   hält,   sofern   sie  nämlich  den 
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Beweis  erbringen,   daß  ihre  Marken  oder  Geschäftsfirmen  in  dem  betrefTendeD 
Staate  geschützt  sind ; 
3.  Vereinigungen   von   Industriellen,  Produzenten  und   Handeltreibenden,    welche 
den  in  obstehenden  Ziff.  1  und  2  aufgestellten  Bedingungen  Genüge  leisten  und 
welche  die   persönliche   Handlungsf^igkeit    besitzen;    ebenso   auch   ötfentliche- 
Verwaltungen. 

Art.  8.  Die  Schutzfrist  wird  auf  20  Jahre  festgesetzt ;  jedoch  kann  sich  der  Be- 
rechtigte vermöge  einer  im  Laufe  des  letzten  Jahres  neuerdings  erwirkten  Hinterlegung 
die  Fortdauer  des  Schutzes  jeweilen  fflr  eine  fernere  gleich  lange  Zeitdauer  sichern. 
Dem  Emeuerungsgesuch  ist  eine  Gebühr  von  Fr.  30  beizulegen. 

Das  eidgenössische  Amt  für  geistiges  Eigenthum  wird,  immerhin  ohne  Verbindlich- 
keit, den  Berechtigten  auf  den  demnächst  eintretenden  Ablauf  der  Schutzfrist  aufmerk- 
sam machen.  Wird  die  Wlederemeuerung  der  Marke  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Ab- 
lauf dieser  Frist  nicht  verlangt,  so  wird  dieselbe  im  Register  gelöscht 

Art.  9.  Wenn  der  Inhaber  einer  Marke  während  drei  aufeinander  folgender  Jahre 
keinen  Gebrauch  von  derselben  gemach  hat,  so  geht  er  des  Schutzes  verlustig. 

Art.  10.  Eine  aus  dem  Register  gelöschte  Marke  kann  seitens  eines  Dritten  für 
die  gleichen  Erzeugnisse  oder  Waaren  erst  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren,  vo  r.  Tage 
der  Löschung  an  gerechnet,  rechtskräftig  hinterlegt  werden. 

Art.  11.  Eine  Marke  kann  nur  mit  dem  Geschäfte  übertragen  werden,  dessen  Er- 
Zeugnissen  sie  zur  Unterscheidung  dient. 

Gregenüber  dritten  Personen  wird  die  Uebertragung  erst  von  der  darauf  bezüglicheff 
Bekanntmachung  an  (Art.  16.)  wirksam. 

Art.  12.  Die  Hinterlegung  einer  Marke  geschieht  beim  eidgenössischen  Amt  für 
geistiges  Eigenthum. 

Der  Gesuchsteller  hat  seiner  Anmeldung,  welche  seine  Unterschrift  tragen,  sowie 
seine  Adresse  und  seinen  Beruf  angeben  soll,  beizulegen : 

a.  die  Marke  oder  deren  genaue  Abbildung  in  zwei  Exemplaren  mit  der  Bezeichnung 
der  Erzeugnisse  oder  Waaren,  für  welche  sie  bestimmt  ist,  sowie  alltUlIige  be- 
sondere Bemerkungen ; 

b.  ein  für  den  Abdruck  bestinmites  Glicht  der  Marke ; 

c.  eine  Eintragungsgebühr  von  20  Franken. 

Wenn  einer  Marke  schriftliche  Angaben  beigefügt  sind,  die  in  verschiedenem 
Spraciien  wiedergegeben  werden,  so  genügt  zu  ihrem  Schutze  die  Hinterlegung  und  Ein- 
tragung in  emer  einzigen  Sprache,  vorausgesetzt,  daß  der  von  der  Marke  hervorgebrachte 
Gesammteindruck  durch  die  Anwendung  der  verschiedenen  Texte  nicht  verändert  wird. 

Art.  13.  Das  Amt   ffihrt  ein  Register  über  die  regelrecht  hinterlegten  Marken. 

Die  Eintragung  geschieht  auf  Verantwortlichkeit  des  Gesuchstellers  hin.  Sollte 
jedoch  das  Amt  gewahr  werden,  daß  die  Marke  in  ihren  wesentlichen  Merkmalen  nicht 
neu  ist,  so  hat  es  den  Gesuchsteller  in  kontidentieller  Weise  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  worauf  dieser  sein  Gesuch  aufrecht  erhalten,  abändern  oder  zurückziehen  kann. 

Art.  14,  Die  Eintragung  ist  seitens  des  Amtes,  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an 
die  höhere  Verwaltungsbehörde,  zu  verweigern: 

1.  wenn  den  in  den  Art.  7  und  12  vorgesehenen  Bedingungen  nicht  Genüge  ge- 
leistet ist; 

2.  wenn  die  Marke  als  wesentlichen  Bestandtheil  ein  ötfentliches  Wappen  oder 
überhaupt  irgend  eine  als  Gemeingut  anzusehende  Figur  enthält  oder  gegen  die 
guten  Sitten  verstößt.  Das  zuständige  eidgenössische  Departement  kann  von 
Amtes  wegen  die  Löschung  einer  solchen  irrthümiicherweise  eingetragenen 
Marke  anordnen; 

3.  wenn  mehrere  Personen  gleichzeitig  die  Eintragung  der  nämlichen  Marke  ver- 
langen, bis  eine  derselben  einen  gehörig  beglaubigten  Verzicht  der  Mitbewerber 
o<ier  ein  in  Rechtskraft  erwachsenes  Urtheil  vorweist; 

4.  wenn  die  Marke  eine  offenkundig  falsche  Herkunftsbezeichnung  oder  eine  er- 
sonnene,  nachgeahmte  oder  nachgemachte  Firma  oder  auch  die  Angabe  von 
ehrenvollen  Anzeichnungen  trägt,  deren  Echtheit  der  Hinterleger  nicht  nachzu- 
weisen vermag. 

Art.  15.  Das  Amt  hat  den  Gesuchst eellr  von  der  Eintragung  oder  Erneuerung  zu 
beniichrichligen  und  ihm  eines  <ler  hinterlegten  Exeinplare  (Art.  12,  litt,  a)  zurückzu- 
stellen, auf  welchen  Tag  und  Stun<le  der  Hinterlegung  und  der  Eintragung  vorge- 
gemerkt  sind. 
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Binnen  1<4  Tagen  nach  der  Gintragung  wird  die  Marke  seitens  des  Amtes  kosten- 
frei im  Handelsamtsblatte  oder  in  einem  andern  dazu  bezeichneten  eidgenössischen 
amtlichen  Blatte  veröffentUcht. 

Art.  16.  Die  Uebertragung  einer  Marke  (Art.  11.)  wird  auf  dem  Vorweis  eines 
beglaubigten  Aktenstückes  hin  im  Register  eingetragen. 

Sie  wird  auf  die  nfimhche  Weise  wie  die  Eintragung  veröffentlicht. 

Die  Registrirung  der  Uebertragung  unterliegt  einer  GebQhr  von  Fr.  20. 

Abänderungen  an  Geschäftsfirmen,  welche  Bestandtheile  von  Marken  sind,  werden 
gegen  eine  jeweilige  GebQhr  von  Fr.  10.  im  Register  auf  erfolgte  Ifittheilung  seitens 
des  Interessenten  eingeschrieben  und  im  amtlichen  Organ  unter  Angabe  der  Nummer 
der  Marke,  auf  welche  sich  die  Abänderung  bezieht,  bekannt  gemacht. 

Art.  17.  Jedermann  hat  das  Recht,  beim  Amt  Auskunft  oder  Auszüge  aus  dem 
Register  zu  verlangen,  sowie  von  den  Gesuchen  um  Hinterlegung  und  von  den  dazu 
gehörigen  Beilagen  Ginsicht  zu  nehmen.  Jedoch  darf  das  Amt  dieselben  nur  auf 
richterliches  Ansuchen  hin  aus  seiner  Verwahrung  geben. 

Der  Bundesrath  wird  für  diese  Mittheilungen  und  Aufschlüsse  eine  mäßige  Taxe 
festsetzen. 

II.  Herkunftsbezctchnungen.  Art.  18.  Als  Herkunllsbezeichnungen  wird  angesehen 
der  Name  einer  Stadt,  Ortschaft,  Gegend  oder  eines  Landes,  welcher  einem  Erzeugnilt 
seinen  Ruf  gibt. 

Die  Anbringung  eines  solchen  Namens  auf  einem  Erzeugnisse  steht  jedem  Fabri- 
kanten oder  Produzenten  jener  Orte,  ebenso  wie  dem  Käufer  des  Erzeugnisses,  zu. 

Es  ist  untersagt,  ein  Produkt  mit  einer  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechenden 
Herkunftsbezeichnung  zu  versehen. 

Art.  19.  Diejenigen,  welche  einen  durch  die  Fabrikation  oder  Produktion  gewisser 
Waaren  bekannten  Orte  bewohnen  und  mit  ähnlichen,  aber  anderswoher  bezogenen 
Erzeugnissen  Handel  treiben,  sind  gehalten,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Anbringung 
ihrer  Marke  oder  ihrer  Firma  das  Publikum  hinsichtlich  der  Herkunft  besagter  Produkte 
nicht  irreführen  kann. 

Art.  20.  Ais  falsche  Bezeichnung  der  Herkunft  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  nicht 
anzusehen : 

1.  wenn  der  Name  einer  Oertlichkeit  auf  einem  anderwärts  verfertigten  Erzeugnis 
angebracht  wird,  insofern  dieß  fQr  Rechnung  eines  Fabrikanten  geschieht,  dessen 
Hauptfabrikationsgeschäft  sich  in  der  als  Fabrikationsort  angegebenen  Oertlich- 
keit befindet.  Indessen  muß  der  Herkunftsbezeichnung  die  Firma  des  Fabrikanten 
oder,  mangels  an  genügendem  Raum,  seine  Fabrikmarke  beigefügt  werden; 

2.  wenn  es  sich  uro  die  Bezeichnung  eines  Erzeugnisses  durch  einen  Orts-  oder 
Landesnamen  handelt,  der  einen  solchen  generellen  Charakter  angenommen  hat, 
daß  er  in  der  Handelssprache  die  Natur  und  nicht  die  Herkunft  des  Produktes 
bezeichnet. 

III.  Angaben  gewerblicher  Auszeichntmgen.  Art.  21.  Diejenigen  Personen  oder 
Firmen,  welche  für  ihre  Erzeugnisse  auf  einer  Ausstellung  oder  Preisbewerbung  der 
Schweiz  oder  des  Auslandes  Medaillen,  Diplome,  Belohnungen  oder  sonstige  Auszeich- 
nungen irgend  welcher  Art  erhalten  haben,  sind  allein  berechtigt,  auf  ihren  Waaren 
oder  deren  Verpackung  dießbezügliche  Angaben  anzubringen. 

Das  Nämliche  gilt  für  die  Angaben  hinsichtlich  der  durch  öffentliche  Verwaltungen, 
gelehrte  KörperschaHen  und  wissenschaftliche  Vereine  ertheilten  Preise,  Anzeichnungen 
oder  Anerkennungen. 

Art.  42.  Wer  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Auszeichnungen  anbringt, 
hat  deren  Datum  und  Beschaffenheit,  sowie  die  Ausstellung  oder  die  Preisbewerbungen,  auf 
denen  sie  errungen  wurden,  anzugeben.  Ist  eine  Auszeichnung  einer  Kollektivausstellung 
verliehen  worden,  so  muß  dieser  Umstand  erwähnt  werden. 

Art.  23.  Es  ist  untersagt,  Angaben  von  gewerblichen  Auszeichnungen  auf  Er- 
zeugnissen, die  mit  den  prämirten  in  keiner  Beziehung  stehen,  anzuliringen. 

IV.  Strafbestimmungen.  Art.  24.  Gemäß  den  nachstehenden  Bestimmungen  kann 
auf  dem  Wege  des  Civil-  oder  Strafprozesses  belangt  werden: 

a.  wer  die  Marke  eines  Andern  nachmacht  oder  so  nachahmt,  daß  das  Publikunt 
irregeführt  wird; 

b.  wer  die  Marke  eines  Andern  für  seine  eigenen  Erzeugnisse  oder  Waaren  verwendet; 

c.  wer  Erzeugnisse   oder  Waaren,   von   denen   er  weiß,   daß   sie  mit  einer  naehge- 
.    machten,   nachgeahmten   oder  rechb^widrigerweise  angebrachten  Marke  versehen. 

sind,  verkauft,  feilhält  oder  in  Verkehr  bringt; 
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d.  wer  bei  den  obbezeichneten  Uebertretungen  wissentlich  mitgewirkt  oder  deren 
Ausführung  begünstigt  oder  erleichtert  hat; 

e.  wer  sich  weigert,  die  Herkunft  von  in  seinem  Besitze  befindlichen  Erzeugnissen 
oder  Waaren  anzugeben,  welche  nachgemachte,  nachgeahmte  oder  rechtswidriger- 
weise angebrachte  Marken  tragen; 

/.  wer  den  Bestimmungen  der  Art.  18  (drittes  AUnea),  19,  20  (Ziffer.  1),  21  und 
23  dieses  Gesetzes  zuwiderhandelt. 

Art.  25.  Die  vorstehend  aufgezählten  Uebertretungen  werden  mit  einer  Geldbuße 
von  Fr.  30  bis  Fr.  2000  oder  mit  Gef^ngniß  von  drei  Tagen  bis  einem  Jahre  oder  mit 
diesen  beiden  Strafen  zugleich  geahndet. 

Gegen  Rückfällige  können  diese  Strafen  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 

Sie  treten  nicht  ein,  wenn  die  Uebertretung  bloß  aus  Fahrläßigkeit  begangen 
worden  ist;  die  Civilentschädigung  bleibt  jedoch  vorbehalten. 

Art.  26.  Wer  fälschlicherweise  auf  seinen  Marken  oder  Geschättspapieren  eine 
Angabe  anbringt,  welche  den  Glauben  erwecken  soll,  als  wäre  seine  Marke  wirklich 
hinterlegt  worden; 

wer  auf  seinen  Geschäflsschilden,  Annoncen,  Fakturen,  Prospekten,  Geschäftsbriefen 
oder  Geschäftspapieren  unbefugterweise  Herkunftsbezeichnungen  oder  Angaben  von 
gewerblichen  Auszeichnungen  anbringt  oder  die  im  Art.  22  vorgeschriebenen  Angaben 
zu  machen  unterläßt, 

\drd  von  Amtes  wegen  oder  auf  Privatklage  hin  mit  einer  Geldbuße  von  Fr.  30 
bis  Fr.  500  oder  mit  Gefängniß  in  der  Dauer  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten 
bestraft. 

Gegen  Rückfällige  können  diese  Strafen  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 

Art.  27.  Die  Civil-  oder  die  Strafklage  kann  angestrengt  werden: 

1)  hinsichtlich  der  Marken: 

durch  den  getäuschten  Käufer  und 
durch  den  Inhaber  der  Marke: 

2)  hinsichtlich  der  Herkunftsbezeichnungen: 

a.  durch  jeden  in  seinem  Interesse  verletzten  Fabrikanten,  Produzenten  oder 
Handelsmann,  welcher  in  der  fälschlich  angegebenen  Stadt,  Ortschaft,  Ge- 
gend etc.  niedergelassen  ist,  oder  durch  eine  die  persönliche  Handlungsfähig- 
keit besitzende  Genossenschaft  oder  einen  Verein  solcher  Fabrikanten, 
Produzenten  oder  Handelsleute  ; 

b.  durch  jeden  infolge  einer  falschen  Herkunftsbezeichnung  getäuschten  Käufer; 

3)  hinsichtlich  der  gewerblichen  Auszeichnungen: 

durch  jeden  Fabrikanten,  Produzenten  oder  Handelsmann,  welcher  Erzeugnisse 
herstellt  (»der  in  den  Handel  bringt,  die  gleicher  Art  sind,  wie  diejenigen, 
die  fälschlich  mit  einer  unerlaubten  Angabe  versehen  wurden. 

Art.  2S.  Die  Strafklage  kann  entweder  am  Domizil  des  Angeschuldigten  oder  an 
dem  Orte,  wo  das  Vergehen  begangen  worden  ist,  angestrengt  werden.  Für  das  gleiche 
Vergehen  dürfen  nicht  mehrere  strafrechtliche  Verfolgungen  eintreten. 

Die  Kantonsregierungen  sind  gehalten,  ohne  Kosten  zu  Lasten  der  Eidgenossen- 
schaft, den  ihnen  vom  ßundesrath  eingereichten  Klagen  Folge  zu  geben. 

(livilrechtliche  oder  strafrechtliche  Verfolgungen  können  wegen  solcher  Handlungen, 
die  vor  der  Eintragung  der  Marke  stattgefunden  haben,  nicht  angestrengt  werden. 

Die  Klage  verjährt  nach  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  letzten  Uebertretung  an 
gerechnet. 

Art.  29.  Die  Kantone  haben  zur  Behandlung  der  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
zu  entscheidenden  civilrechtlichen  Streitigkeiten  eine  Gerichtsstelle  zu  bezeichnen,  welche 
den  Prozeß  als  einzige  kantonale  Instanz  entscheidet. 

Die  Berufung  an  das  Bundesgericht  ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Werthbetrag  der 
Streitsache  zulässig. 

Art.  30.  Die  Klage  gegen  einen  außerhalb  der  Schweiz  wohnenden  Hinterleger 
einer  Marke  kann  vor  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  eidgenössische  Amt  seinen  Sitz 
hat,  gebracht  werden,  es  sei  denn,  daß  der  betreffende  Hinterleger  diesem  Amt  ein  v(m 
ihm  in  der  Schweiz  gewähltes  Domizil  angegeben  hätte. 

Art.  31.  Das  Gericht  kann  die  als  nöthig  erachteten  von^orglichen  Bestimmungen 
treffen  und  insbesondere  die  Beschlagnahme  <ler  Werkzeuge  und  Geräthe,  welche  zur 
Nachahmung  gedient  haben,  sowie  der  Erzeugnisse  und  Waaren.  auf  welchen  die  ange- 
fochtene Marke  angebracht  ist,  verfügen. 
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Art.  32.  Es  kann  ebenso  auf  Rechnung  der  Entschädigungen  und  der  Bußen  die 
Konfiskation  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  verfügen,  sowie  die  Yeröfifentlichung 
des  Erkenntnisses  in  einer  oder  mehreren  Zeitungen  auf  Kosten  des  Verurtheilten 
anordnen. 

Es  soll,  selbst  im  Falle  einer  Freisprechung»  die  Vernichtung  der  unerlaubten 
Marken  und,  gegebenen  Falls,  der  mit  solchen  Marken  versehenen  Waturen,  deren  Ver- 
packung oder  Umhüllung,  sowie  der  Werkzeuge  und  Geräthe,  die  zur  Nachahmung 
gedient  haben,  verfügen. 

Art.  33.  Der  Ertrag  der  Bußen  fällt  in  die  Kantonskasse. 

Das  Urtheil  soll  aussprechen,  daß  bei  Nichtbezahlung  der  Geldstrafe  diese  ohne 
Weiteres  in  Gefängniß  umgewandelt  wird;  und  zwar  soll  je  Fr.  5  Buße  ein  Tag 
(Sefängniß  angerechnet  werden. 

Art.  34.  Gegen  Vorweisung  des  in  Rechtskraft  erwachsenen  Urtheils  nimmt  das 
Amt  die  Löschung  der  widerrechtlich  eingetragenen  oder  ungültig  gewordenen 
Marke  vor. 

Die  Löschung  wird  nach  Vorschrift  des  Art.  15,  zweites  Alinea,  bekannt  gemacht. 

F.  Sehlußbestimmungen.  Art.  35.  Der  Bundesrath  kann  den  Marken  von  Erzeug- 
nissen oder  Waaren,  die  ans  Staaten  herrühren,  mit  welchen  keine  sachbezügliche  Ueber- 
einkunft  besteht,  und  die  an  landwirthschaftlichen  oder  Gewerbeausstellungen  in  der 
Schweiz  theilnehmen,  einen  provisorischen  Schutz  bis  auf  höchsteas  zwei  Jahre  zusichern. 

Art.  36.  Diejenigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  welche  die  Herkunftsbezeich- 
nungen und  die  Angaben  von  gewerblichen  Auszeichnungen  betretTen,  finden,  wenn 
auch  die  Marke  selbst  nach  Art.  7  geschützt  ist,  keine  Anwendung  gegenüber  den  nicht 
in  der  Schweiz  wohnhaften  Angehörigen  von  Staaten,  welche  auf  diesem  Gebiete  kein 
Gregenrecht  halten. 

Art.  37.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erfor- 
derlichen Reglemente  und  Verordnungen  zu  erlassen. 

Art.  38.  Durch  das  gegenwärtige  Gesetz  wird  das  Bundesgesetz  vom  19.  Dezember 
1879  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  aufgehoben. 

Art.  39.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den 
Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Beziehungen  der  Schweiz  zu  andern  Staaten:  Durch  eine 
zwincben  dem  Bundesrath  und  der  französischen  Gesandtschaft  in  Bern  ausge- 
tauschte Erklärung  wurde,  unterm  27.  Januar  1887,  festgesetzt,  daß  die  untej 
den  Bestimmungen  des  Schweiz. -französischen  Handelsvertrages  vom  Jahre  1864 
in  der  Schweiz  hinterlegten  französischen  Marken  die  15jährige  Schutzfrist  unge- 
schmälert weiter  genießen  sollen. 

Am  30.  Mai  1887  sind  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerika's  der  Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums  vom  20.  März  1883  beigetreten,  und 
damit  dieser  Staa'enbund  in  das  gleiche  Yerhältniß  mit  der  Schweiz  getreten, 
wie  die  übrigen  Vertragsstaaten.  Mit  den  der  Union  nicht  angehörenden  Staaten 
Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  bestehen  noch  die  früher  zitirten  Vertrags- 
bestimmungen. 

Statistische«?.     Eingetragen  wurden  in  der  Schweiz: 

1886  :  204  schweizerische,  160  ausländische  Marken. 

1887:  416  „  96  ,  . 

1888:  391  „  153 

1889  :  380  „  93  .  „ 

1890:  373  „  141  , 

Bis  Ende   1890:     3283  1742     Total:  5025. 
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Fabrlkwesen.  (ErgäiuiDDg  ^es  Artikels  im  I.  Band;  Verfasser  Herr  Dr. 
Kieser,  Beamter  des  eidgenl^ssischen  Industriedepartements,  Bern;  geschrieben 
anfjEUigs  Juli  1891.)  Das  eidgenödsische  Fabrikgesetz  hat  sieh  seit  seinem  vier- 
sehnjährigen  Bestände  in  die  industriellen  Kreise  der  Schweiz  in  befriedigender 
Weise  eingelebt,  Arbeitgeber  wie  Arbeiter  wissen  die  wohlth&tigen  Bestimmangeii 
des  Gesetzes  immer  mehr  zu  schätzen ;  offenkundige  und  absichtliche  Widersetz- 
lichkeiten werden  immer  seltener.  Das  Gesetz  selbst  hat  auch  seit  dem  frühem 
Berichte  über  das  Fabrikwesen  in  der  Schweiz  mannigfache  Interpreta- 
tionen erhalten.    Wir  geben  sie  im  Nachstehenden  wieder : 

Art,  1  des  Fabrikgesetzes:  Bundesrathsbeschluß  vom  25.  September  1888. 
Bei  Unterstellungen  von  industriellen  Anstalten  sind  die  mitarbeitenden  Familien- 
glieder,  abgesehen  vom  Arbeitgeber,  bei  Ermittlung  der  Arbeiterzahl  mitzn- 
zählen  und  sollen  nur  in  solchen  Betrieben  nicht  in  Betracht  fallen,  in  welchen 
ausschließlich  Familienglieder  verwendet  werden. 

Der  Unterstellung  von  Etablissementen  unter  das .  Gesetz  wurde  bisweilen 
gesucht  dadaroh  zu  entgehen,  daß  Arbeiter  in  die  Geschäftsfirma  au%enommen 
wurden,  in  der  Meinung,  dadurch  die  Arbeiterzahl  unter  das  vorgeschriebene 
Minimum  zu  reduziren.  Die  Unterrstellung  wurde  aber  vom  eidg.  Indnstrie- 
departement  unterm  26.  Dezember  1888  dennoch  verfügt  uAd  zwar  gestützt  auf 
folgende  Erwägungen: 

a.  „  sei  anzunehmen,  daß  die  Bildung  einer  Gesellschaft  nur  zu  dem  Zwecke 
geschah,  um  dem  Gesetze  zu  entgehen;  b.  gehe  der  Sinn  von  Art  l.des  Ge- 
setzes offenbar  dahin,  daß  bei  ^ Arbeitern**^  abgesehen  vom  Prinzipal,  diejenigen 
mitzuzählen  seien,  welche,  wie  es  in  den  vorliegenden  Fällen  geschehe,  regel- 
mäßig mitarbeiten,  auch  wenn  sie  zu  letzterm  in  einem  Yerwandtschafts-  oder 
anderm  Yerhältniß  stehen,  ausgenommen  den  besondern  Fall,  wo  nur  Familien- 
glieder beschäftigt  werden;  c,  würde  es  auf  dem  Wege  der  Association  nach- 
gerade allen  Geschäften  möglich  werden,  dem  Gesetze  zu  entgehen,  wenn  tnan 
•das  von  jenen  Müllern  eingeschlagene  Verfahren  gelten  lassen  wollte.*^ 

Ebenso  hat  der  Bundesrath  mit  Beschluß  vom  5.  Februar  1889  erkannt, 
daß  ein  momentales  Sinken  der  Arbeiterzahl  unter  die  maßgebende  Grenze  nicht 
als  zureichender  Grund  für  Streichung  von  der  Fabrikliste  angesehen  werden 
könne,  um  so  weniger,  als  sonst  der  Versuch,  durch  vorübergehende  Verminde- 
rung der  Arbeiterzahl  dem  Gesetze  zu  entgehen,  ein  allgemeiner  werden  würde. 

Bundesrathsbeschluß  vom  4.  März  1890  betreffend  die  Petition 
der  Typographia  Bern  vom  Januar  1889.  Diese  stellt  folgende  Begehren: 
1)  Alle  Buchdruckereien  sollen  dem  Fabrikgesetze  unterstellt  werden.  2)  Die 
tägliche  Arbeitszeit  der  Buchdruckereiarbeiter  (Schriftsetzer  und  Maschinenmeister, 
Lehrlinge  beider  Branchen,  sowie  Einleger)  dürfe  acht  Stunden  nicht  übersteigen. 
Für  die  Lehrlinge  und  Frauenspersonen  soll  die  Nacht-  und  Sonntagsarbeit 
durchaus  untersagt  sein.  3)  In  die  sub  2  genannten  Arbeitszweige  dürfen  keine 
Frauenspersonen  mehr  neu  aufgenommen  werden.  Den  gegenwärtig  darin  be- 
schäftigten Frauenspersonen  soll  zum  Austritt  aus  den  Buchdruckereien  eine  Frist 
gewährt  werden,  welche  ein  Jahr  für  die  Setzerinnen,  drei  Jahre  für  die  Ein- 
legerinnen beträgt. 

In  Erwägung,  daß  die  Frage  der  Ausdehnung  des  Fabrikgesetzes  durch 
die  vom  Nationalrath  am  5.  Juni  1889  beschlossene  Motion  Comtesse  grund- 
sätzlich aufgeworfen  worden,  daß  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  gemäß 
Art.  11,  Abs.  3,  des  Fabrikgesetzes  eine  Beduktion  der  Arbeitszeit  stattfinden 
dürfte,  nicht  oder  nicht    in    genügendem    Maße    vorhanden    sind    und  daß   das 
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besetz  selbst  keine  BeetiminaDg .  enthält,  welche  gestatten  würde,  Punkt  3  des 
Begehrens  zu  entsprechen,  wurde  in  die  Petition  sum  Theil  nicht  eingetreten,  und 
«dieselbe  sum  andern  Theil  abgewiesen. 

Motion  Comtesse,  beschlossen  vom  Nationalrathe  am  5.  Juni  1889, 
lautend:  „Zur  Beseitigung  vorkommender  Ungleichheiten  in  der  Anwendung  des 
Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken,  und  ufm  den  Schutz  des- 
selben einer  grossem  Anzahl  von  Arbeitern  zuzuwenden,  ist  der  Bundesrath  ein- 
geladen, zu  prüfen,  ob  nicht  die  in  seinen  Beschlüssen  und  Kreisschreiben  auf- 
gestellten Normen  abgeändert  werden  sollten ,  insbesondere  was  die  Anzahl  der 
Arbeiter  und  die  Verwendung  mechanischer  Motoren  hetnSt.'^ 

Der  Bundesrath  hat  diese  Motion  von  sich  aus  erledigt  und  die  Motive 
.seines  Vorgehens  in  dem  « Bericht  des  Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung 
betreffend  vier  Beschlüsse  der  Räthe  zum  Bundesgesetz  über  die  Arbeit  in  den 
Fabriken*"  in  ausführlicher  Weise  niedergelegt.  Der  bezügliche  „Bundeeraths- 
beschluß  betreffend  Vollziehung  von  Art.  1  des  Bundesgesetses  über  die  Arbeit 
in  den  Fabriken",  datirt  vom  3.  Juni  1891,  lautet: 

j,\.  Als  Fabriken  im  Sinne  von  Art.  1  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken,  vom  23,  März  1877,  werden  unter  dem  Vorbehalte,  daß  die  in  dem 
genannten  Artikel  enthaltenen  allgemeinen  Bedingungen  zutreffen,  betrachtet  und  dem 
«n\'ähnten  Gesetze  unterstellt :  a.  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbeitern,  welche  mecha- 
nische Motoren  verwenden,  oder  Personen  unter  18  Jahren  beschäftigen,  oder  gewisse 
Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  bieten;  b.  Betriebe  mit  mehr  als  10 
Arbeitern,  bei  welchen  keine  der  sub  litt,  a  genannten  Bedingungen  zutrifft;  c.  Be- 
triebe mit  weniger  als  6,  resp.  weniger  als  11  Arbeitern,  welche  außergewöhnliche 
€refahrei:i  für  Gesundheit  und  Leben  bieten,  oder  den  unverkennbaren  Charakter  von 
Fabriken  aufweisen. 

2.  Der  Bundesrathsbeschluß  vom  25.  Juni  1878  ist,  soweit  er  die  Ateliers  der 
Uhrenindustrie  betrifft,  aufgehoben. 

3.  Der  gegenwärtige  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft  und  ist  in  die  amtliche  Samm- 
lung der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  aufzunehmen.* 

Regulirung  der  Arbeitszeit  (Art.  11  und  12).  Seit  Inkraft- 
treten des  Fabrikgesetzes  hat  die  Frage  betreffend  Regelung  der  Eßpausen  und 
Hüifsarbeiten  fast  fortwährend  Anlass  zu  FrOrterungen  und  bundesrSthlichen 
Entscheiden  gegeben.  Von  weniger  wichtigen  Anfragen,  Petitionen  und  Eingaben 
-abgesehen,  seien  folgende  erwähnt: 

1.  Von  Seiten  einer  KantonsbehQrde  wurde  auf  das  ungleiche  Verfahren, 
vrelohes  in  den  Stickereien  in  Bezug  auf  die  Einstellung  der  Arbeit  an  den 
Vorabenden  von  Sonn-  und  Festtagen  (Art.  11  des  Gesetzes)  eingehalten  wird, 
aufmerksam  gemacht. 

Mit  Beschluß  wm  20.  Juli  1885  hat  die  Kommission  des  Stickerei  Ver- 
bandes festgestellt,  daß  die  elfstündige  Arbeitszeit  für  die  Monate  April  bis  und 
mit  September  in  die  Stunden  zwischen  5  und  12  ühr  Vormittags,  1  und  6 
Uhr  Nachmittags  und  für  die  übrigen  Monate  in  die  Stunden  zwischen  7  und 
12  Uhr  Vormittags  und  1  und  7  Uhr  Nachmittags  fallen  müsse.  Dieses  Vor- 
gehen bezüglich  der  Arbeitsein theilung  war  die  Ursache  zahlreicher  Beschwerden. 
Eine  Reihe  von  Fabrikordnungen  enthielten  nämlich  die  Bestimmungen,  daß 
neben  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  einstündigen  Mittagspause  auch  Vor-  und 
Nachmittags  je  eine  halbstündige  Pause  gemacht  werde,  wodurch  bewirkt  wurde, 
daß  bei  strikter  Einhaltung  dieser  Pausen  die  tägliche  Arbeitszeit  nur  sehn 
Stunden  betrug.  Auf  diese  Weise  wurde  es  ermöglicht,  daß  am  Samstag  ebenso 
lang  gearbeitet  wurde,  wie  an  den  Wochentagen,  während  diejenigen  Etablisse- 
jnente.,  welche  keine   Vor-  und    Nachmittagnpausen    besaßen,    an    den    Samstagen 
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eine  Stunde  früher  die  Arbeit  einstellen  mußten,  um  der  Vorschrift  von  Art.  11^ 
Abs.   1,  des  Gesetzes  nachzukommen. 

Dem  Vorschlag  des  Fabrikinspektorates,  diese  Pausen  in  der  Fabrikstickerei 
überhaupt  zu  verbieten,  konnte  nicht  Folge  gegeben  werden,  da  man  befürchtete, 
mit  einer  solchen  Maßregel  nicht  nur  auf  keinem  gesetzlichen  Boden  zu  stehen, 
sondern  geradezu  gegen  die  ratio  legis  zu  verstoßen.  Dagegen  wurden  die  Kan- 
tonsregierungen (s.  Kreisschreiben  des  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement» 
an  die  Regierungen  der  Kantone  Zürich,  Appenzell  A.-Rh.  und  I.-Rh.,  St.  Gallen, 
Thurgau  und  an  das  Zentralkomite  des  Stickerei -Verbandes  der  Ostschweiz  und 
des  Vorarlbergs,  vom  14.  April  1887)  ersucht,  die  Innehaltung  der  zehn- 
stündigen Arbeitszeit  an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  Festtagen  in  den  Fabrik- 
stickereien strengstens  überwachen  zu  lassen  und  es  wurde  noch  insbesondere 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  da,  wo  in  den  Regiementen  Pausen  vorgesehen 
seien,  solche  nicht  nur  für  den  Samstag  gelten,  sondern  auch  an  allen  andern 
Wochentagen  beobachtet  werden  müssen,  und  zwar  regelmäßig  und  gleichzeitig 
mit  allen  Stickern  und  Fädlerinnen. 

Die  Bewegung  um  Verkürzung  der  Arbeitszeit  im  Jahre  1890  und  1891 
nahm  auch  in  der  Schweiz  in  größerem  Maßstabe  Dimensionen  an;  etwa  14  Pe- 
titionen gelangten  an  die  Bundesbehörden. 

3.  Mit  Zuschrift  vom  7.  Oktober  1890  übermittelte  der  schweizerische 
Handels-  und  Industrieverein  dem  eidgenössischen  Industriedepartement  eine  Ein- 
gabe des  Vereins  schweizerischer  Maschinenindustrieller,  dahin  gehend,  es  sei 
Art.  12 — 14  in  der  Weise  zu  interpretiren,  daß  diejenigen  Ufilfs-  und  Noth- 
arbeiten,  deren  Ausführung  außerhalb  der  gesetzlichen  Normalarbeitszeit  statt- 
finden müße,  in  präziser  Weise  bestimmt  werden,  namentlich  mit  Rücksicht  auf 
die  von  jenem  Verein  in  Aussicht  genommene  Einführung  des  Zehnstundentages. 

Gestützt  auf  die  Ergebnisse,  welche  die  vom  schweizerischen  Industrie - 
departement  einberufenen  besonderen  und  gemeinsamen  Konferenzen  der  inte- 
ressirten  Kreise  (Arbeitgeber  und  Arbeiter)  hervorbrachten,  faßte  der  Bundes- 
rath  unterm  3.  Juni  1891  folgenden  Beschluß: 

^1.  Als  Hülfsarheiten  werden  erklärt  und  dem  Art.  12  des  Bundesgesetzes  betreflend 
die  Arbeit  in  den  Fabriken  untersteilt  folgende  Verrichtungen :  a.  Anheizen  der  Dampf- 
kes>el  und  derjenigen  Oefen,  welclie  zur  Erwärmung  der  Arbeitsräuiiie  dienen ;  inbe- 
griffen sind  die  Flammöfen,  sofern  deren  Bedienung  innert  kürzern  Zeitschranken  mög- 
lich ist.  h.  Reinigen  von  Kaminen,  Kesseln,  Oefen,  Betriebsmotoren,  Transmissionen,  Werk- 
zeugmaschinengruben, c.  Abstauben  von  Gebälken  in  Gießereien,  d.  Trocknen  der  Formen. 

2.  Sollen  andere  Verrichtungen,  welche  periodisch  wiederkehren  und  sich  nur 
unter  gewissen  Bedingungen  als  Hülfsarbeiten,  eventuell  als  Notharbeiten  qualifiziren, 
außerhalb  der  regelmäßigen  gesetzlichen  Arbeitszeit  vorgenommen  werden,  so  hat  hie- 
für jedes  der  betreffenden  Etablissemente  unter  ausführlicher  Begründung  um  eine 
generelle  Erlaubniß  einzukon.men. 

Das  Industrie-  und  Landwirthschaftsdepartement  ist  ermächtigt,  über  solche  Ge- 
suche innert  dem  Rahmen  «les  Gesetzes  zu  entscheiden,  falls  jene  nicht  unter  Art,  11, 
Absatz  4,  des  letztern  fallen.  Vorbehalten  bleibt  der  Rekurs  an  den  Bundesrath. 

3.  Der  im  Kreisschreiben  <les  Bunde.sratbes  vom  14.  Januar  1S81  enthaltene  Ent- 
scheid betreffend  Hülfsarbeiten  in  Baumwollspinnereien  wird  aufgehoben,  die  sogenannte 
Putzhalbstunde  hat  somit  wegzufallen. 

4.  Der  gegenwärtige  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft  und  ist  in  die  amtliche  Samm- 
lung der  Bunde"<gesetze  und  Verordnungen  autzunehmen. ** 

Sorge   für  Leben    und  Gesundheit  der  Arbeiter 

(Art.   2  und  5,  1.  d.,  des  Gesetzes). 

Im  Hinblick  auf  die  Wahrnehmung,  daß  das  sogenannte  Wassergas  in 
der  Schweiz   immer    mehr    Eingang   zu  finden  schien,    sah  sich  der  Bundesrath 
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veranlaßt,  auf  Grrund  eines  Experten-Gutachtens  unterm  13.  Juli  1888  ein 
Kreisschreiben  an  die  Kantonsregiernngen  zu  erlassen,  mit  folgenden  auf  die 
Anwendung  dieses  Gases  Bezug  nehmenden  Vorschriften  : 

1.  Wo  Wassergas,  Dowsongas  oder  ähnliche  kohlenoxydreiche  Gase  in  Leitungen 
verwendet  werden,  ist  streng  darauf  zu  achten,  daß  das  Röhrensystem  wirklich  dicht 
sei,  und  daß  nach  Abstellung  des  Haupthahnes  keine  Hähne  offen  bleiben.  Zur  Kon- 
trolle des  Entweichens  von  solchem  Gas  aus  undichten  Stellen  der  Leitung  oder  offen 
gelassenen  Hähnen  wird  die  Anbringung  von  sogenannten  Gas-Kontroleuren  oder  ähn- 
lichen Apparaten  allgemein  verbindlich  gemacht;  die  Kontrollapparate  sind  so  anzu- 
bringen, daß  sie  schon  Undichtheiten  der  Hauptleung,  itnamentUch  auch  der  unter- 
irdischen 1  heile  derselben,  anzeigen. 

2.  Es  ist  daför  zu  sorgen,  daß  die  Yerbrennungsprodukte  der  genannten  Gase,  sowie 
das  sehr  häufig  mitkommende,  durch  Zufall  unverbrannte  Gas  sich  der  zum  Athraen 
bestimmten  Luft  der  Fabriklokale  nicht  beimengen  können.  In  welcher  Weise  dies 
geschehen  soll,  kann  naturgemäß  nicht  allgemein,  sondern  nur  nach  den  speziellen 
Umständen  jedes  Einzelfalles  bestimmt  werden.  Die  betreffenden  Einrichtungen  sind 
durch  Prüfung  der  umgebenden  Luft  auf  die  etwaige  Anwesenheit  von  Kohlenoxyd, 
z.  B.  vermittelst  des  Palladiumpapieres,  zu  kontroliren.  Zu  empfehlen  ist,  dem  Wasser- 
gas und  Halbwassergas  auf  kOnstUchem  Wege  einen  penetranten  Geruch  zu  crtheilen, 
durch  den  ein  Entweichen  sich  sofort  verrathen  würde.* 

Bundesbeschluß  vom  19.  Dezember  1887  über  die  Vollziehung 
von  Art.  5,  litt,  d  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeit  in  den 
Fabriken: 

Art.  1.  Als  Industrien,  die  erwiesenermaßen  und  ausschließlich  bestimmte  ge- 
fahrliche Krankheiten  erzeugen,  woden  diejenigen  bezeichnet,  in  welchen  folgende 
Stoffe  verwendet  werden  oder  entstehen,  beziehungsweise  vorkommen:  1)  Blei,  seine 
Verbindungen  (Bleiglätte,  Bleiweiß,  Mennige,  Bleizucker  etc.)  und  Legirungen 
(Letternmetall  etc.);  2)  Quecksilber  und  seine  Verbindungen  (Sublimat,  Queck- 
silberoxydulnitrat etc.);  3)  Arsen  und  Verbindungen  (Arsensäure,  arsenige  Säure  etc.); 
4t)  Phosphor  (gelbe  Modifikation);  5)  Irrespirable  Gase:  schweflige  Säure,  unter- 
salpetrigsaure ,  salpetrigsaure  und  salpetersaure  Dämpfe,  Salzsäure,  Chlor,  Brom, 
Jod,  Fluorwasserstoff,  Acrolein;  6)  Giftige  Gase:  Schwefelwasserstoff,  Schwefelkohlen- 
stoff, Kohlenoxyd,  Kohlensäure ;  7)  Cyan  nud  seine  Verbindungen  ;  8)  Benzin ;  9)  Anilin : 
10)  Nitroglycerin;  11)  Pocken-,  Milzbrand-  und  Rotzgift. 

Art.  2.  Die  im  vorstehenden  Artikel  bezeichneten  Industrien  werden  für  diejenigen 
bestimmten  gefahrlichen  Krankheiten,  welche  erwiesenermaßen  und  ausschließlich  aus 
dem  Verwenden  oder  Vorkommen  der  ebendaselbst  genannten  Stoffe  entstehen,  im 
Sinne  von  Art.  3  des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Haftpflicht  aus  Fabrikbetrieb,  vom 
85.  Juni  1881,  und  Art.  1  desjenigen  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht,  vom 
«6.  April  1887,  der  Haftpflicht  unterstellt. 

Art.  3.  Gegenwärtiger  Beschluß  tritt  am  1.  Januar  1888  in  Kraft  und  kann  jeder- 
zeit revidirt  oder  ergänzt  werden, 

Fabrikinspektorat  (Art.  18  des  Gesetzes).  Lifolge  Ablebens  des 
Herrn  Ed.  Küsperli,  Fabrikinspektor  des  III.  Kreises,  wurde  an  dessen  Stelle 
unterm  26.  Juli  1890  Herr  H.  Rauschenbach  in  Schaffhausen  gewählt.  Am 
4.  April  1891  reichte  Herr  Etienne,  Inspektor  des  II.  Kreises,  seine  Demission 
ein;  an  seine  Stelle  trat  mit  Amtsantritt  vom  1.  Juli  gleichen  Jahres  Herr 
Ami  Campiche  in  Lausanne. 

Im  Weitem  wurde  im  Verlauf  der  letzten  Jahre  der  Bestand  des  In- 
spektorates  insofern  vermehrt,  als  dem  Inspektor  des  I.  Kreises  ein  Adjunkt  und 
ein  Assistent,  dem  Inspektor  des  III.  Kreises  ein  Adjunkt  und  ein  Kanzlist  zu- 
getheilt  wurden. 

Revisionsbestrebungen. 

Aus  der  Mitte  der  gesetzgebenden  Räthe  sind  in  letzter  Zeit  mannigfache 
Anregungen  gemacht  worden,  das  Fabrikgesetz  zu  revidiren  und  zu  ergänzen. 
Wir  erwähnen  : 

Fixrrer,  Volkswirthecliafta-Lexikon  der  Öchweix.  1 1 
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1)  Motion  CornaZy  vom  Ständerath  beschlossen  am  17.  Juni  1889,  lautend: 
^Der  BundeRrath  wird  eingeladen,  die  Frage  der  obligatorischen  Beru&genossen- 
Schäften  in  ihrer  Gesammtheit  und  insbesondere  in  der  Richtung  zu  prüfen,  ob 
nicht  in  das  eidgenössische  Fabrikgesetz  als  Kapitel  3  a,  Art.  16  a,  eine  Zusatz- 
bestimmung folgenden  Inhalts  aufzunehmen  sei : 

„Die  Kantone  sind  ermächtigt,  für  die  Bedürfnisse  gewisser  Industrien  obligato- 
rische Berufsverbände  zu  schaffen." 

Der  Bundesrath  nimmt  in  seinem  bezüglichen  Berichte  an  die  Buodeaver- 
Sammlung  vom  3.  Juni  1891  dieser  Motion  gegenüber  eine  abwartende  Stellung 
ein,  verspricht  aber  gleichwohl,  der  Sache  auch  fernerhin  seine  Aufmerksamkeit 
schenken  zu  wollen. 

2)  BmdesbesMuß  vom  24.  Juni  1889  : 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  und  darüber  zu  berichten,  ob 
nicht  Art.  12  des  Bundesgesetzes  l>etr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  einer  Revision  im 
Sinne  einer  genaueren  Fassung  zu  unterwerfen  sei.* 

Diese  Motion  hat  ihre  Erledigung  gefunden  in  dem  schon  angeführten 
„Bundesrathsbeschluß  betretfend  Vollziehung  von  Art.  1  des  Bundesgesetzes  über 
die  Arbeit  in  den  Fabriken'*   vom  3.  Jani   1891. 

3)  Bundcübe^chluß  vom  24.  .luni  1889,  lautend: 

,Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  darüber  Bericht  und 
Antrag  zu  hinterbringen,  ob  die  Gerichte  nicht  angehalten  werden  sollen,  die  ürtheile, 
welche  sie  wegen  Uebertretnng  des  Fabrikgesetzes  erlassen,  dem  Bundesrathe  in  Ab- 
schrift mitzutheilen.* 

Der  Bundesrath  spricht  in  seinem  mehrmals  zitirten  Bericht  vom  3.  Juni 
1891  die  Ansicht  aus,  daß  es  viel  zweckmäßiger  sei,  die  Urtheile,  wie  es  bisher 
oft  schon  üblich  war,  an  das  Fabrikinspektorat,  statt  an  den  Bundesrath  zu  leiten, 
überzeugt,  daß  jenes  eher  in  der  Lage  sei,  die  Verhältnisse  und  Thatsachen  ans 
eigener  Anschauung  zu  kennen  und  zu  prüfen.  Er  schließt  seine  bezügliche  Be- 
richterstattung dahin  : 

„Falls  Sie,  wie  wir  gern  annehmen,  mit  unserer  Anschauungsweise  einverstanden 
sind,  würden  wir  also  dafür  sorgen,  dali  jene  Mittheilungen  an  die  Inspektoren  allge- 
mein durchgeführt  und  letztere  den  Auftrag  erhalten  würden,  dieselben  möglichst  aus- 
giebig zu  verwert hen,  und  in  ihren  Amtsberichten  dem  Gegenstand  vermehrte  Aufmerk- 
samkeit zu  widmen,  in  dem  Sinne,  daß  sie,  unter  Weglassung  der  Namen,  statistische 
Zusammenstellungen  (Zahl  der  Urtheile,  der  Freisprechungen,  der  Urtheile  mit  dem 
Minhmun  oder  nahezu  dem  Minimum  der  Strafe  etc.)  bringen,  unbegründete  Frei- 
sprechungen erörtern,  die  Höhe  der  gelallten  Strafen  im  Verhältniß  zum  gesetzlichen 
Strafminimum  und  im  Verhältniß  zu  einander  besprechen,  auffallende  Urtheile  unter 
Umständen  in  extenso  anführen  würden  etc.  Wird  dieses  System  konsequent  durch- 
geführt, so  wird  nach  unserer  Ueberzeugung  wirklich  ein  Fortschritt  erreicht." 

4)  Motion  Comtesse  und  (roiossen,  vom  Nationalrath  erheblich  erklärt  den 
9.  April   1^91,   lautend: 

„Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  <lie  Frage  zu  prüfen,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre, 
durch  ein  Spezialgesetz  oder  durch  entsprechende  Ergänzung  des  elften  Titels  des  eidg. 
Obligationenrechtes,  handelnd  vom  , Dienst  vertrag*,  gesetzHche  Bestimmungen  über 
folgende  Punkte  aufzustellen : 

1)  daß  der  ganze  Betrag  «les  Lohnes  den  Arbeitern  regelmäßig  in  currentem  Gelde 
auszubezahlen  und  die  Ausrichtung  von  Löhnen  in  der  Form  von  Verabfolgung  von 
Waaren  oder  überhaupt  auf  einem  andern  Wege  als  mittelst  Baarbezahlung  als  null 
und  nichtig  zu  erklären  sei ; 

2)  daß  kein  Lohnabzug  welcher  Art  stattfinden  dürfe,  der  nicht  vertraglich  verein- 
bart worden  wäre: 

3)  daß  jeiler  Arbeitgeber  gehalten  sein  solle,  seinen  Arbeitern  mindestens  alle 
14  Tage  den  Lohn  auszubezahlen,  unter  Be«d)achlung  «ler  in  Art.  It)  des  Fabrikgeselzes 
enthaltenen  Vor«?chriflen. 
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Diese  Bestimmungen  würden  keine  Anwendung  auf  Dienstboten  und  auf  diejenigen 
Landarbeiter  finden,  welche  bei  dem  Arbeitgeber  Kost  und  Wohnung  haben.  Der 
Bundesrath  wird  das  Ergebnis  seiner  Untersuchungen  in  einem  Berichte  niederlegen 
und  den  eidg.  Räthen  darauf  bezügliche  Antrage  unterbreiten." 

Diese  Motion  ist  noch  nicht  erledigt. 

International  eFabrikgesetzgebung. 

Obsebon  die  vom  Nationalrathe  unterm  30.  April  1880  beschlossene  Motion 
Frey  betreffend  Anbahnung  einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung  kein  Ergeh- 
niß  zu  Tage  förderte,  so  blieb  doch  der  große  soziale  Gedanke  nicht  schlummern, 
sondern  wurde  von  Neuem  angeregt  durch  die  unterm  22.  Dezember  1887  ein- 
gebrachte und  vom  Nationalrathe  am  27.  Juni  1888  gut  geheißene  Motion 
DecHrUns-Favorij  welche  lautet  ; 

pIn  Erwägung,  daii  eine  Reihe  von  Staaten  bereits  eine  Arbeitsgesetzgebung  be- 
sitzen oder  anstreben,  die  von  Gesichtspunkten  ausgeht  und  Tendenzen  verfolgt,  welche 
auch  diejenigen  der  Schweiz.  Arbeitergesetzgebung  sind,  wird  der  Bundesrath  eingeladen, 
sich  mit  jenen  Staaten  in  Verbindung  zu  setzen,  um  durch  internationale  Verträge  oder 
eine  internationale  Arbeitergesetzgebung  hinsichtlich  1)  des  Schutzes  minderjähriger 
Personen,  2)  der  Beschrankung  der  Frauenarbeit,  3j  der  Sonntagsruhe  und  4)  des  Nor- 
malarbeiLstages  gleichartige  gesetzliche  Vorschriften  zu  erzielen.* 

Ein  von  Herrn  Nationalrath  Dr.  Decurtins  verfaßtes  und  in  französischer 
Sprache  herausgegebenes  Memorial,  betitelt :  „La  question  de  la  protection 
ouvrit're  internationale  "  stellt  folgende  Hauptpunkte  fest :  1 )  Festsetzung  eines 
Minimalalters  für  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  den  Fabriken  und  Berg- 
werken. 2)  Verbot  der  Nachtarbeit  für  Frauen  und  jugendliche  Arbeiter. 
3)  Gänzliches  Verbot  der  Frauenarbeit  in  besonders  gesundheitsschädlichen  und 
gefährlichen  Industrien.  4)  Verbot  der  Sonntagsarbeit.  5)  Einführung  eines 
Maximalarbeitstages  für  jugendliche  Arbeiter. 

Mit  Datum  vom  15.  März  1889  setzte  der  Bundesrath  in  einem  Rund- 
schreiben an  sämmtliche  europäische  Industriestaaten  seine  bezüglichen  Ansichten 
auseinander  und  ersuchte  um  Mittheilung,  ob  ihnen  eine  im  September  gleichen 
Jahres  abzuhaltende  vorbereitende  Konferenz  durch  Beschickung  von  Delegirten 
genehm  wäre.  Die  Idee  fand  bei  den  meisten  europäischen  Staaten  günstige 
Aufnahme.  Die  nun  vorerst  auf  den  September  1881)  geplante  Konferenz  mußte 
jedoch  in  Folge  politischer  Verhältnisse  durch  Rundschreiben  vom  12.  Juli  1889  auf 
das  Frühjahr  1890  verschoben  werden.  In  dem  erneuten  Rundschreiben  vom 
28.  Januar  1890  wurde  die  Eröffnung  der  Konferenz  auf  Montag  den  5.  Mai 
gl.  J.,  3  Uhr  Nachmittags,  in  Bern  angeordnet  und  zu  gleicher  Zeit  den  euro- 
päischen Mächten  ein  Diskussionsprogramm  zar  vorläutigen  Orientirung  über- 
mittelt. Bevor  diese  Einladung  in  den  Händen  der  Regierungen  war,  erschienen 
unterm  Datum  vom  4.  Februar  d.  J.  zwei  Kabinetsordres  des  deutschen  Kaisers, 
welche  dieselbe  Idee,  wenn  auch  mit  abweichendem  Programm,  umfaßten  und 
Berlin  als  Konferenzort  bestimmten.  Der  Schweiz.  Bundesrath  konnte  um  so 
eher,  dem  speziellen  Wunsche  der  deutschen  Regierung  entgegenkommend,  auf 
sein  Vorhaben  verzichten,  als  er  in  dem  Erlasse  des  Kaisers  eine  mächtige  Unter- 
stützung der  Sache  des  Arbeiterschutzes  und  dessen  Förderung  erblicken  mußte, 
Deutschland  seine  Konferenz  bereits  auf  Mitte  März  einberufen  hatte  und  die- 
jenigen  Staaten,  welche  die  Absendung  von  Vertretern  nach  Bern  in  Aussicht 
gestellt  hatten,  die  Theilnahrae  an  der  Berliner  Konferenz  ebenfalls  zusagten. 
Die  Konferenz  dauerte  vom  lo.  März  bis  29.  März  1890.  Die  Vertreter  der 
Schweiz  waren  <lie  Herren  Laiidammann  Bhimcr  in  Schwanden  (Glarus)  und 
Dr.   Kaufmann,    1 .   Sekretär    des    eidg.   Industriedepartementes.     Die  bezüglichen 
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Yerhandlungen  sind  im  Schlaßprotokoll  in  aasführlioher  Weise  niedergelegt.     Von 
Deutschland  war  folgendes  Diskossionsprogramm  aufgestellt  worden: 

I.  Regelung  der  Arbeit  in  Bergwerken. 

II.         ^  „  Sonntagsarbeit. 

III.  ^  «  Kinderarbeit. 

IV.  ^  „  Arbeit  junger  Leute. 

V.         „  „  y,       weiblicher  Personen. 

YI.  Ausfülirung  der  vereinbarten  Bestimmungen. 

Die  im  Schlußprotokoll  zusammengestellten  Beschlüsse  der  Konferenz,  welche 
zwar  nur  in  bloßen  Wünschen  wiedergegeben  wurden,  lassen  gleichwohl  erkennen^ 
daß  man  allseitig  gewillt  ist,  sich  mit  der  socialen  Frage  eingehender  zu  be- 
fassen (s.  Seite  11 3  u.  ff.  des lU.  Bandes  dieses  Werkes).  (Geschrieben  i.  Herbst  1891.) 

Ende  1891  waren  dem  eidg.  Fabrikgesetz  unterstellt: 


Im  Kanton  Etabl.  Arbeiter 

Aargau 345  16,915 

Appenzell  A.-Eh.       .  234  4,441 

Appenzell  I.-ßh.  .     .  11  364 

Basel-Stadt       .     .     .  178  11,617 

Basel-Land  ....  57  3,773 

Bern 467  18,975 

Freiburg      ....  44  1,360 

Genf 186  4,068 

Glarus 94  10,051 

Graubünden      ...  46  1,170 

Luzem 80  3,185 

Neuenburg  .  135-  4,447 

Nidwaiden  ....  13  296 


Im  Kanton 

üebertrag 
Obwalden 
St.  Gallen 
Schaffhausen 
Schwyz  . 
Solothurn 
Tessin 
Thurgau 
Uri   .     . 
Waadt   . 
Wallis    . 
Zug  .     . 
Zürich    . 


Etabl. 

1890 

7 

841 

68 

45 

126 

40 

353 

7 

227 

16 

26 

746 


Arbeiter 

80,662 

193 

21,757 

2,923 

2,197 

9,838 

3,047 

9,467 

136 

6,935 

398 

1,725 

38,753 


üebertrag     1890       80,662  Total     4392     178,031 

Die  Betriebskraft   dieser   4392  Fabriken    ist  gleich   90,129  Pferdekräften. 

Fischerei«  (Ergänzung  des  Artikels  auf  Seite  635  u.  ff.  im  I.  Band,) 
Am  21.  Dezember  1888  wurde  ein  neues  Bundesgesetz  erlassen.  Der  Bundesrath 
begründete  die  Nothwendigkeit  desselben  mit  folgenden  Worten: 

Das  Bundesgesetz  vom  18.  September  1875  war  der  erste  Erlaß  des  Bundes  in 
Vollzug  des  Art.  25  der  Bundesverfassung  vom  "29.  Mai  1874  betr.  die  Fischerei. 

^Beim  Entwurf  dieses  Gesetzes  waren  die  Fischereiverhältnisse  der  Schweiz  noch 
wenig  bekannt,  und  von  wenigen  Kantonen  stand  ein  zuverlässiges  Material  zur  Ver- 
fügung, und  dennoch  hat  sich  das  Gesetz  im  Allgemeinen  als  zweckmäßig  erwiesen 
und  in  dem  Grade,  in  welchem  dasselbe  seitens  der  Kantone  thatsächlich  zum  Voll- 
zuge gekommen,  zur  Hebung  des  Fischereistandes  beigetragen. 

, Einzelne  Kantone  und  Kantonstheile  erfreuen  sich  denn  auch,  namentlich  in  der 
Bildung  von  Schon re vieren,  der  Einsetzung  von  in  Brutanstalten  erzogenen  Fischen, 
strenger  Handhabung  der  Fischereipolizei  etc.,  eines  immer  mehr  anwachsenden  Fisch- 
bestandes, wahrend  derselbe  in  früher  sehr  fischreichen  Gewässern  anderer  Kantone 
wegen  mangelhaften  Vollzugs  des  Gesetzes  immer  mehr  abgenommen  hat  und  noch 
gegenwärtig  zurückgeht. 

„Zu  dieser  Entvölkerung  haben  außerdem  im  Laufe  der  zehn  Jahre,  während 
weicher  das  Gesetz  besteht,  hauptsächlich  in  industriellen  Gegenden  äußere  Verhältnisse 
mehr  oder  weniger  mitgewirkt.  So  wurden  durch  Errichtung  neuer  Wasserwerke  die 
Fische  immer  mehr  gefährdet  und  ihr  Zug  in  gesteigertem  Maße  erschwert  oder  untert 
brochen;  manche  Gewässer  wurden  durch  neu  entstandene  chemische  und  andere 
Fabriken  zum  Nachtheil  des  Fischstandes  verunreinigt;   zahlreiche  Laichplatz«  wurden 
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durch  Flui^korrektionen  zerstört;  die  Vermehrung  der  Dampfschiffe  auf  unsern  Seen 
hatte  zur  Folge,  daß  der  häufigere  Wellenschlag  an  den  Ufern  den  Laich  der  Laich- 
plätze immer  mehr  verschwemmte;  neue,  dem  Fischstande  sehr  Yerderbliche  Fang- 
geräthe  wurden  eingeführt  und  der  bedeutend  vermehrte  Fremdenbesuch  trieb  die 
Preise  der  Fische  in  die  Höhe  und  die  Fischer  zur  Raubwirthschaft. 

^Bei  den  oben  bezeichneten  Zuständen  liegt  in  vielen  unserer  Seen,  Flüsse  und 
Bäche  mit  ihrem  meist  vorzüglichen  Fischwasser  ein  sehr  bedeutendes  Nationalvermögen 
mehr  oder  weniger  brach,  und  wir  haben  daher,  insbesondere  bei  den  Zollschranken, 
die  uns  umgeben,  alle  Ursache,  den  Fischstand  in  diesen  unseren  Gewässern  so  rasch 
als  mögUch  wieder  zu  heben  und  demselben  den  höchstmöglichen  nachhaltigen  Nutzen 
abzugewinnen.  Dann  werden  wir  auch  die  großen  Summen,  welche  wir  jährlich  dem , 
Auslande  für  Süßwasserfische  bezahlen,  dem  eigenen  Lande  ersparen. 

,Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  ist  nach  Ansicht  aller  einsichtigen  Fischer,  von 
Fischereivereinen,  Sachverständigen  und  Fischereibehörden  eine  Revision  des  Bundes- 
gesetzes über  die  Fischerei  unumgUnglich  nothwendig,  und  dies  hauptsächlich  im  Sinne 
einer  Verschärfung  der  Fischereipolizei  durch  Ausdehnung  der  Schonbestimmungen  und 
der  Mindestmaße  auf  weitere  werthvoUe  Fischarten,  durch  Verbot  der  Anwendung  einer 
Anzahl  älterer,  im  Gesetz  nicht  benannter,  und  einiger  neu  eingeführter,  dem  Fisch- 
stande zu  verderblicher  Fanggeräthe;  ferner  durch  Verpflichtung  der  Kantone  zum  Ab- 
schluß von  Fischereikonkordaten  über  gleichmäßige  Regelung  der  Fischerei  in  inter- 
kantonalen Gewässern,  zur  Anstellung  von  Fischereiaufsehern  u.  A." 

Das  neue  Gesetz  hat  folgenden  Wortlaut: 

Art.  1.  Die  Verleihung  oder  Anerkennung  des  Rechts  zum  Fischfang  steht  den 
Kantonen  zu;  für  Ausübung  desselben  sind  nachstehende  Bestimmungen  maßgebend: 

Art.  2.  Beim  Fischfang  ist  jede  ständige  Fischereivorrichtung  (Fischwehre,  Fach) 
und  jede  Anwendung  feststehender  Netze  (Sperrnetze)  verboten,  welche  auf  mehr  als 
die  Hälfte  die  Breite  des  Wasserlaufes  beim  gewöhnlichen  niedrigen  Wasserstande,  im 
rechten  Winkel  vom  Ufer  aus  gemessen,  den  Zug  der  Fische  versperrt. 

Die  Entfernung  zwischen  den  einzelnen  Pfählen,  welche  die  zum  Lachsfange  be- 
stimmten Fischwehre  (Fache)  bilden,  sowie  zwischen  den  Querverbindungen  dieser 
Pfähle,  muß  mindestens  zehn  Gentimeter  im  Lichten  betragen. 

Mehrere  solcher  ständiger  Vorrichtungen,  sowie  mehrere  feststehende  Netze  dürfen 
gleichzeitig  auf  derselben  Uferseite  oder  auf  der  entgegengesetzten  Uferseite  nur  in 
einer  Entfernung  von  einander  angebracht  sein,  welche  mindestens  das  Doppelte  der 
Ausdehnung  der  größeren  Vorrichtung  beträgt. 

Art.  3.  Der  Fischfang  an  der  Einmündung  von  Flüssen  in  Seen  ist  innert  einem 
leicht  sichtbar  zu  begrenzenden  Umfange,  seewärts  von  der  Einmündung,  verboten. 
Die  Festsetzung  dieser  Grenze  erfolgt  von  Seite  der  kantonalen  Behörden  und  unter 
Zustimmung  des  Bundesrathes. 

Art.  4.  Fanggeräthe  jeder  Art  und  Benennung  dürfen  nicht  angewendet  werden, 
wenn  deren  OefTnungen  (d.  h.  diejenigen  der  Maschen  im  nassen  Zustande)  nach  Höhe 
und  Breite  nicht  wenigstens  folgende  Weiten  haben:  a.  beim  Lachsfang:  Geflechte 
(Körbe,  Reusen)  und  Treibnetze  mindestens  6  cm,  das  Geflecht  des  Reusenschlundes 
4  cm;  b.  beim  Fange  anderer  Fischarten  3  cm. 

Geräthe  zum  Fang  von  Köderflschen  und  von  Nahrfischen  für  Fischzuchtanstalten 
unterliegen  dieser  Beschränkung  nicht. 

Der  Bundesrath  ist  ermächtigt,  auf  Gesuche  von  Kantonen  hin,  zum  Fange  kleiner 
Fischarten ,  unter  den  nöthigen  Vorschriften  ausnahmsweise  eine  Verringerung  der 
Maschenweite  zu  gestatten,  wenn  der  nachhaltige  Betrieb  dieses  Fischfanges  dadurch 
keine  Einbuße  erleidet. 

Art.  5.  Es  ist  beim  Fischfang  verboten:  1)  Die  Anwendung  betäubender,  explo- 
dirender  oder  sonstiger  schädlicher  Stofife  (insbesondere  giftiger  Köder,  Sprengpatronen 
und  dergleichen).  Ebenso  das  Sammeln  und  Verkaufen  vtm  Fischen,  welche  mit  solchen 
Mitteln  betäubt  oder  getödtet  wurden.  2)  Die  Anwendung  von  Fallen  mit  Schlagfedern, 
Fischgabeln,  Harpunen,  Fiocina,  Schorpfen,  Schießwaffen  und  anderer  derartiger  Fang- 
geräthe, welche  eine  Verwundung  oder  Tödtung  der  Fische  herbeiführen  können. 
3)  Die  Anlegung  neuer  sogenannter  Selbstfänge.  Die  bereits  rechtlich  bestehenden 
Selb.stfänge  müssen  mit  OefTnungen  versehen  sein,  deren  Weile  derjenigen  für  die 
Maschenweite  der  Netze  (Art.  4)  entspricht.  4)  Das  Aussetzen  oder  Befestigen  von 
Treibnetzen  in  einer  Weise,  daß  sie  festsitzen  oder  hängen  bleiben.  Mehrere  Treibnetze 
dürfen  nur  in  einer  Entfernung  von  einander  ausgeworfen  werden,  welche  mindestens 
das  Doppelte  der  Länge   des  größten  Netzes  betrügt.    5)  Die  Anwendung  der  Smuscia, 
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der  Otter  (Mückenbrett)  und  der  Juckschnur.  Der  Gehrauch  anderer  Angeln  und  der 
Zugangel,  letzterer  jedoch  mit  nicht  mehr  als  fiinf  Seitenschniiren  zu  je  einer  Angel, 
ist  mit  Vorbehalt  der  im  Gesetze  (Art.  9)  vorgeschriebenen  Schonungszeiten  gestattet. 
6)  Die  Anwendung  von  Reusen  im  Rhein  zum  Lachsl'ang  während  der  Zeit  vom 
20.  Oktober  bis  24.  Dezember.  7)  Das  Trockenlegen  v(m  Wasserläufen  zum  Zwecke 
des  Fischfanges.  Falls  dasselbe  zu  andern  Zwecken  nothwendig  wird,  soll  den  be- 
treffenden Lokalbehörden  und  den  allfalligen  Fischereiberechtigten  oder  Fischpächtern 
hievon  rechtzeitig  vorher  Kenntniß  gegeben  werden. 

Art.  6.  Die  Besiizer  von  Wasserwerken  sind  verpflichtet,  Vorrichtungen  zu  er- 
stellen, um  zu  verhindern,  daß  die  Fläche  in  die  Triebwerke  gerathen.  Ebenso  ist  bei 
größeren  Bewässerungs-Anlagen  an  den  Hauptkanfilen  der  Eintritt  von  Fischen  durch 
Anbringung  geeigneter  Vorrichtungen  an  den  Schleusen  und  Fällen  zu  verhindern. 

Die  Besitzer  von  Wfisserw^erken  sind  gehalten,  da  wo  Wehre,  Seh w- eilen  und 
Schleusen  den  Durchzug  der  Fische  wesentlich  erschweren  oder  verhindern,  Fischwege 
zu  erstellen.  Wo  natiirliche  Hindernisse  und  bei  Flui-^korrektionen  die  Anbringung  von 
Füllen  oder  Stromschnellen  den  Zug  der  Fische  unierbrechen  oder  erschweren,  sind 
die  Kantone  zur  Erstellung  von  Fischwegen  verpflichtet;  sie  haben  gleichfalls  an  größeren 
Wasserläufen  von  besonders  starkem  Gefall  geeignete  Zufluchtsorte  (Refugien)  für  die 
Fische  anzubringen. 

Art.  7.  Die  Anbringung  der  in  Art.  fi  vorgeschriebenen  Vorrichtungen,  Fisch- 
wege und  Refugien  darf  nur  da  unterbleiben,  wo  die  daraus  filr  die  Benutzung  des 
Wassers  entstehenden  Hemmnisse  oder  die  Kosten  unverhältnißmäßig  groß  sind.  Die 
Entscheidung  hierüber  steht  dem  Bundesrathe  zu. 

Art.  8.  Zwischen  Flössen  und  Altwassern  (Gießen)  ist  die  erforderliche  Verbindung 
ofTen  zu  erhalten,  oder  herzustellen,  damit  Fische,  die  von  Flüssen  in  Altwasser  ge- 
rathen, wieder  in  erstere  zurück  zu  gelangen  vermögen. 

Art.  9.  Für  die  nachbenannten  Fischarten  werden  folgende  Schonzeiten  festgesetzt, 
während  welcher  sie  nicht  gefangen  werden  dürfen:  1)  vom  1.  Oktober  bis  31.  Dez. 
für  Seeforellen,  Fluß-  und  Bachforellen  (Trutta  lacuslris,  Trutta  fairo,  U);  2)  vom 
11.  November  i>is  24.  Dezember  für  die  Lach.se  (Trutta  salar,  L.);  3)  vom  1.  März  bis 
30.  April  für  die  Aesche  (Thymallus  vulgaris,  Nilss.). 

Art.  10.  Sofern  in  einzelnen  Seen  oder  Flußgebieten  die  Laichzeiten  von  den 
oben  für  Forellen  und  Aeschen  festgesetzten  Schonzeiten  wesentlich  abweichen,  kann 
der  Bundesrath,  auf  diesbezügliche  Gesuche  von  Kantonsregierungen  hin,  ausnahms- 
weise (jedoch  ohne  Verkürzung  der  Schondauer)  die  Schonzeiten  verlegen.  Ebensi> 
kann  «lerselbe  den  Fang  der  sog.  Silber-  oder  Schwebforellen  auch  wahren«!  der  in 
Artikel  9,  Ziffer  1  festgesetzten  Schonzeit  gestatten. 

Art.  U.  Für  die  Saiblinge  (Köthel,  Salmo  Salvehnus,  L.).  die  Felchen  (Coregoni) 
und  die  Agoni  (Alosa)  werden  die  Kantone  eine  jährliche  Schonzeit  für  die  Dauer  von 
wenigstens  5  Wochen  festsetzen  und  diese  Festsetzung  der  Genehmigung  des  Bundes- 
rathes  unterbreiten. 

Art.  12.  Der  F'ang  der  in  Art.  9  und  11  genannten  Fischarten  mit  erlaubten  Fang- 
geräthen  zur  Gewinnung  des  für  die  künstliche  Fischzucht  erforderlichen  Brutmaterials 
kann  von  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  -  bei  Grenzgew^^s^ern  im  Einverständ- 
niß  mit  den  übrigen  betheiligten  Kantonen  -  auch  während  obiger  Schonzeiten  unter 
hinreichender  Kontrole  bewilligt  werden. 

Art.  13.  Während  der  in  Art.  9  festgesetzten  Schonzeiten  «lürfen  Forellen,  liachse 
und  Aeschen  die  drei  ersten  Tage  ausgenommen  weder  verkauft  noch  gekauft, 
weder  feilgeboten,  in  Wirthschaften  verabreicht,  noch  vei-sandt  werden.  Betreffs  der- 
jenigen obbezeichneten  Fische,  deren  Brutmateriid  im  Sinne  von  Art.  12  Verwendung 
gefunden  hat,  sind  indeß  die  zuständigen  kantonalen  Behörden  ermächtiirt,  unter  hin- 
reichender Kontrole,  Ausnahmen  von  obigem  Verbot  zu  gestatten. 

Art.  14.  Die  nämlichen  Behörden  können  überdies  in  außerordentlichen  Fällen, 
wie  bei  zeitweisem  Eingehen  von  Fi.schgewässern  in  trockenen  Zeiten,  beim  Abschlagen 
von  Bächen  und  Ablassen  von  Teichen  in  Nothfällen,  währen<l  obiger  Schonzeiten  unter 
geeigneter  Kontrole,  ausnahm.sweise  Bewilligungen  zum  Verkauf  un«l  Versandt  von 
Fischen  ertheilen. 

Art.  15.  Während  der  Zeit  vom  15.  April  bis  Ende  Mai  ist  der  Gebrauch  jeg- 
licher Netze  und  Garne  mit  In  begriff  der  Reusen  un«l  Bäären  (Wartloff)  in  den  Seen 
verboten  Eine  Ausnahme  hievon  macht  der  Gebrauch  von  Speisnelzen  zum  Fang  von 
Ködei  fischen.  Das  Fischen  mit  erlaubten  Angelgeräthen  ist  von  «liesem  Verbote  nicht 
betroffen.  Ebenso  dürfen  in  dieser  Zeit  Felchen,  jedoch  nur  an  tiefen  Stellen  der  Seen 
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mit  schwehenden  Netzen  und  unter  sorgfältiger  Vermeidung  jeder  Berührung  der  Halden 
(abfallenden  Seeufer),  der  Reiser  und  der  gesammten  Wasserflora  (Knlb)  gefangen  werden. 
Der  Bundesrath  ist  ermächtigt,  unter  den  gleichen  Beschränkungen  wie  für  die  Felchen, 
ausnahmsweLse  auch  den  Fang  anderer  Fischarten  während  der  Frflhlingsschonzeit  zu 
bewilligen,  wenn  die  Kantone  darum  einkommen. 

Art.  16.  Werden  heim  Fang  von  Fischen,  welche  der  Schonzeit  nicht  unterliegen, 
Fische  der  in  Artikel  9  und  11  genannten  Arten,  oder  untermäßige  Fische  (Art.  19) 
mitgefangen,  so  sind  dieselben  sofort  wieder  in*s  Wasser  zu  setzen. 

Art.  17.  Das  Holzflößen  während  der  Schonzeilen  in  Flüssen  und  Bächen  ist 
verboten,  wenn  wegen  ungenügender  Wasseniienge  größere  Holzstücke  nicht  mehr  frei 
treiben. 

Art.  18.  In  Forellenbächen  darf  während  der  Schonzeit  der  Forelle  und  zwei 
Monate  nachher  eine  Reinigung  der  Bachhette  nicht  vorgenommen  werden. 

Art.  19.  Nachbenannte  Fischarten  dürfen  weder  feilgeboten,  verkauft,  gekauft, 
versandt,  noch  in  Wirthschaften  verabreicht  werden,  wenn  die  Fische  von  der  Kopf- 
spitze bis  zum  Schwanzende  (Schwanzspitzen)  gemessen,  nicht  wenigstens  folgende 
Längen  haben: 

Lachs  (Salm)  50  cm;     Fluß-  und  Bachforelle   .  ] 

Aal       ...  35  cm;     Saibling  (Rötheli)  .     .     .   }   18  cm; 

Seeforelle      .  30  cm;     Sämmtliche  Feichenarten  ) 

Aesche     .     .  25  cm;     Barsch 15  cm. 

Auf  die  Veräußerung  und  den  Versandt  von  untermäloigen  und  lebendigen  Fischen 
aus  Fischbnitanstalten  zum  Einsetzen  in  Fischgewässer  findet  obige  Maßbestimmung 
keine  Anwendung. 

Art.  20.  Vom  1.  Oktober  bis  30.  Juni  ist  der  Fang,  Kauf,  Verkauf,  Verabreichen 
in  Wirthschaften  und  der  Versandt  von  einheimischen  Krebsen  verboten.  Das  gleiche 
Verbot  gilt  für's  ganze  Jahr  für  Krebse  unter  dem  Mindestmaß  von  7  cm  vom  Stirn- 
schnabel bis  zum  Schwanzende  gemessen.  Unter  diesem  Maße  gefangene  Krebse  sind 
sofort  wieder  in  das  Wjisser  einzusetzen. 

Art.  21.  Es  ist  verboten,  in  Fischgewässer  Fabrikabgänge  oder  andere  Stoffe  von 
solcher  Beschaffenheit  und  in  solchen  Mengen  einzuwerfen  oder  einfließen  zu  lassen, 
daß  dadurch  der  Fisch-  oder  Krebsbestand  geschädigt  wird.  Fabrikabgänge  solcher 
Art  sind  in  einer  dem  Fischbestand  unschädlichen  W^eise  abzuleiten.  Ob  und  in  wie 
weit  diese  Vorschrift  auf  die  bereits  beim  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes  Ober  die 
Fischerei  vom  18.  September  1875  (1.  März  1876)  vorhanden  gewesenen  Ableitungen 
aus  landwirth-schafthchen  oder  gewerblichen  Anlagen  Anwendung  finden  sdII,  wird  von 
den  Kantonsregierungen  und,  falls  gegen  deren  Entscheid  Einsprache  erfolgt,  vom 
Bundesrath  bestimmt  werden. 

Art.  22.  Die  Ausrottung  von  Fischottern,  Fischreihern  und  andern  der  Fischerei 
besonders  schädlichen  Thieren  ist  möglichst  zu  begünstigen. 

Art.  23.  Auf  die  Fischerei  in  künstUch  angelegten  privaten  Gewässern,  in  welche 
Fische  aus  öfTentHchen  Gewässern  nicht  gelangen  können,  finden  nur  die  Bestimmungen 
in  Art.  13  und  19  Anwendung. 

Art.  24.  Der  Fischfang  in  allen  interkantonalen  Fischgewä.ssern  ist  durch  Ueber- 
einkommen  zwischen  den  betreft'enden  Kantonen  zu  regein.  üeber  Bestimmungen, 
hinsichtUch  welcher  die  Kantone  sich  nicht  verständigen  können,  fällt  der  Entscheid 
dem  Bundesrathe  zu.  Demselben  bleibt  auch  die  Genehmigung  der  L' ehe  rein  kommen 
vorbehalten. 

Art.  25.  Zur  Ueberwachung,  wenigstens  der  wichtigeren  Fischgewässer,  haben  die 
Kantone,  allein  oder  gemeinschaftlich  mit  angrenzenden  Kantonen,  sachverständige 
Fischereiaufseher  anzustellen,  welchen  auch  die  Kontrole  über  allfällige  Fisrhbrut- 
anstalten  und  die  Gewinnung  des  Brutmaterials  für  dieselben  übertragen  werden  kann. 
Der  Bundesrath  k«nn  anordnen,  daß  zur  Unterstützung  der  kantonalen  Fisrhereipolizei 
in  den  schweizerischen  Grenzgewässern  die  eidg.  Grenzwächler  beigezogen  werden.  Sie 
erhalten  ihre  diesbezügliche  Instruktion  vom  eiilg.  Zolldepartement. 

Art.  26.  Wenn  werthvolle  Fischarten,  welche  in  schweizerischen  Gewässern  gegen- 
wärtig nicht  vorkommen,  in  dieselben  eingesetzt  wenlen,  s(>  wird  der  Bundesrath  die 
Döthigen  besonderen  Vorschriften  zu  deren  Schonung'  erlassen. 

Art.  27.  Es  ist  den  Kantonen  anheimgestellt,  strengere  als  obige  Massregeln  zum 
Schutze  und  zur  Hebung  des  Fisch-  und  Krebsbestandes  an/uordnen,  welche  jeiloch  der 
Genehmigung  des  Bundesrathes  zu  unterstellen  sind. 
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Art.  28.  Insofern  die  in  Art.  9  und  20  feätgeselzten  Schonzeiten  und  die  von  den 
Kantonen  gemäß  Art.  :27  getroffenen  Maßregeln  zur  Erhaltung  und  Hebung  des  Fisch- 
und  Krebsbestandes  nicht  hinreichen  sollten,  ist  der  Bundesrath  ermächtigt,  die  Schon- 
zeiten für  einzelne  Gewässer  oder  Flußgebiete  zeilweise  zu  verlängern,  oder  zu  Ter- 
langen,  daß  in  denselben  der  Fisch-  und  Krebsfang  durch  Bildung  von  Schonreviereoi 
streckenweise  eingestellt  werde.  Er  kann  überdies  die  Anwendung  einzelner,  sonst 
erlaubter  Fanggerät  he  unter  besondern  Umständen  zeitweise  verbieten. 

Arl.  29.  Der  Bund  unterstutzt  Bestrebungen  zur  Hebung  des  Fisch-  und  Krebs- 
bestandes, insbesondere  die  künstliche  Fischzucht,  die  Errichtung  von  Fischwegen  und 
Refugien,  sowie  Maßnahmen,  welche  zur  Ausrottung  der  für  die  Fischerei  besonders 
schädlichen  Thiere  getroffen  werden  (Art.  22),  durch  Beitrage  bis  auf  die  Hälfte  der 
bezüglichen  Kosten.  Die  Kosten  für  Aufstellung  von  sachverständigen  Fischereiaufsehern 
(Artikel  25)  werden  den  Kantonen  vom  Bunde  zur  Hälfte  ersetzt.  Die  hiezu,  sowie 
die  zur  Ueberwachung  und  Vollziehung  gegenwartigen  Gesetzes  im  Allgemeinen  erforder- 
lichen Kredite  sind  jährlich  auf  dem  Wege  des  Budgets  festzusetzen. 

Art.  30.  Der  Bundesrath  wird  bevollmächtigt,  über  die  Fischereipolizei  in  den 
Grenzgewässern  mit  den  Nachbarstaaten  Konventionen  abzuschließen,  in  welchen  so 
weit  möglich  <lie  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zur  Anwendung  zu  bringen 
sind.  Der  Bundesrath  ist  ferner  ermächtigt,  in  den  Grenzgewässern,  für  welche  keine 
solchen  Konventionen  bestehen,  die  Anwendung  einzelner  Bestimmungen  des  gegen- 
wartigen Gesefze^s  zu  suspendiren. 

Art.  31.  Uebertretungen  vorstehender  Gesetzesbestimmungen  sind  mit  folgenden 
Bußen  zu  belegen:  1)  bei  den  nicht  unter  Ziffer  2  und  3  hienach  besonders  bezeich- 
neten Uebertretungen  Fr.  5 — 400;  2)  bei  Errichtung  verbotener  Fangvorrichtungen 
(Art.  2  und  Arl.  5,  Ziller  3),  bei  Anwedung  der  in  Art.  5,  Ziffern  2  und  4  verl»otenen 
Fanggeräthe  und  Fangweisen,  beim  Gebrauch  der  Otter  und  Smuscia  (Art.  5,  Ziffer  5), 
ferner  bei  verl>otenem  Trockenlegen  und  Verunreinigungen  von  Fischgewässern  im 
Sinne  von  Art.  5,  Ziffer  7  und  Art.  21  —  Fr.  50  bis  Fr.  400;  3)  bei  Verwendung  der 
in  Art.  5.  Ziffer  1,  Absatz  1  genannten  Stoffe  Fr.  100-1000. 

Art.  32,  Die  Bußen  sind  gemäß  den  in  dem  betreffenden  Kanton  für  das  Polizei- 
strafverfahren geltenden  Vorschriften  zu  erkennen  und  zu  beziehen  unter  Anwendung 
nachfolgender  Bestimmungen  *•  1)  Im  Wiederholungsfalle  ist  die  Buße  zu  verdoppeln. 
2)  Mit  Verhängung  der  Buße  kann  der  Entzug  der  Berechtigung  zum  Fischen  auf  be- 
stimmte Zeit  verbunden  werden;  beim  zweiten  Kückfalle  hat  dieser  Entzug  auf  die 
Dauer  von  2—5  Jahren  zn  erfolgen.  Von  jedem  in  Bechtskraft  erwachenen  Urtheile, 
welches  den  Entzug  der  Fischerei berechtigung  ausspricht,  ist  dem  schweizerischen  Land- 
wirthschaflsdepartement  Anzeige  zu  macheu.  3)  Die  unerlaubt  gefangenen  Fische  und 
Krel)se,  sowie  die  zur  Verwendung  gelangten  verbotenen  Fanggeräthe  sind  zu  konfisziren, 
4)  Unerhältliche  Bußen  sind  in  fjefangnißstrafe  umzuwandeln,  wobei  der  Tag  zu 
Fr.  5  zu  berechnen  ist.  5)  Von  den  eingehenden  Bußen  kommt  ein  Drittel  dem  An- 
zeiger zu. 

Art.  33.  Die  Bückfälligkeit  fällt  nicht  mehr  in  Betracht,  wenn  von  dem  letzten 
rech  bekräftigen  Bußenerkenntniß  an  bis  zu  der  Begehung  der  neuen  Uebertretung  fünf 
Jahre  verflossen  sind. 

Art.  34.  So  bald  gegenwärtiges  Gesetz  in  Kraft  erwachsen  ist,  wird  der  Bundes- 
rath die  nöthigen  VoUzugsverhandlungeu  erlassen  und  gleichzeitig  die  Kantone  an- 
halten, ihre  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Fischerei  ohne  Verzug  mit  denselben 
in  Einklang  zu  bringen. 

Art.  35.  Durch  gegenwärtiges  (Tcsetz  wird  das  Bundesgeselz  betreffend  die 
Fischerei,  vom  18.  September  1875,  mit  den  zudienenden  Vollziehungsverordnungen 
außer  Kratl  gesetzt. 

Dieses  Gesetz  wurde  ergänzt  durch  eine  VoUziehungsverodnung  vom  3.  Juni 

18H'»   und  eine  SpezialVerordnung  zu  Artikel  21,  ebenfalls  d.  d.  3.  Juni  1889. 

FischzHchtansialten  : 


Jalir  Anstalten  Erl^rütete  Fisclichen 
ISHG         G4  6,126,429 

\^f<7         66  9,607,738 

l.^/S^         69  12,207,98t 


Jahr  Anstalten  Erbrütete  Fischclien 

1889  87       13,267,153 

1890  84       13,677,532 

1891  90       12,690,513 
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'Laut  Art.  24  des  Bandesgesetzes  über  die  Fischerei  sind  die  Kantone  ge- 
halten, zar  Ueberwachung  der  wichtigern  Fischgewässer  sachverständige  Fischerei- 
anfseher  anzustellen.  Bts  Ende  1890  besaßen  nachfolgende  Kantone  Fischerei- 
aufseher  :  Aargau  1  Aufseher  (und  4  Agenten),  Appenzell  A.-Rh.  1  Aufseher, 
Baselland  1,  Baselstadt  1,  Bern  6,  Freiburg  2,  St.  Grallen  (hat  die  Aufsicht  den 
Kreisförstern  Übertragen,  gegenwärtig  43),  Genf  4,  Luzern  3,  Neuenbürg  6, 
Schaff  hausen  2,  Solothurn  1,  Thurgau  2,  Waadt  3  (für  Neuen  burger  See), 
Zürich  4.     Zusammen  37. 

Die  Prämien  an  die  Kantone  zu  Händen  der  Fischzuchtanstalten  betrugen  : 
1886  Fr.  9,082,  1887  Fr.  10,742,  1888  Fr.  11,035,  1889-  Fr.  12,898, 
1890  Fr.  13,735. 

Erstellte  Fischwege,  6)  2  in  der  Arve  bei  G^nf,  7)  1  in  der  Orbe  bei 
Orbe,  8)  2  in  der  Rhone  bei  Genf,  9)  1  in  der  Venoge  (Waadt),  10)  1  in  der 
Glatt  bei  Rheinfelden,  11)  1  im  alten  Aarebett  bei  Aarberg,  12)  1  im  Hagnek- 
kanal. 

Fischereivereine :  Kantonal-bernischer  Fischerei  verein,  Fischereiverein  für 
Thun  und  Umgebung,  Aargauischer  Fischerei  verein,  Zugerischer  Fischereiverein, 
Lokalfischerei  verein  Zofingen,  Oberrheinischer  Fischerei  verein,  Sektion  Zürich  des 
Schweiz.  Fischereivereins,  Fischerei  verein  St.  Gallen,  St.  Galler  Oberland,  für  See- 
bezirk und  Gaster,  Altetätten. 

Gesetzgebung, 

A.  Eidgenössische. 

1)  Bundesgesetz  über  die  Fischerei,  vom  21.  Dezember  1888.  2)  Voll- 
ziehungsverordnung zum  Bundesgesetz  über  die  Fischerei,  vom  3.  Juni  1889. 
3)  SpezialVerordnung  zum  Artikel  21  des  Bnndesgesetzes  über  die  Fischerei, 
vom  21.  Dezember  1888,  betreffend  Verunreinigung  der  Gewässer  zum  Nach- 
theil der  Fischerei,  vom  3.  Juni   1889. 

B.  Kantonale. 

Aargau:  1)  Gesetz  über  Ausübung  der  Fischerei,  vom  15.  Mai  1862  (in 
Kraft  sind  von  diesem  Gesetz  noch  die  Artikel  1  bis  8,  10  und  17).  2)  Voll- 
ziehungsverordnung zum  Bundesgesetz  betr.  die  Fischerei,  vom  11.  November  1889. 

Appenzell  A.-Rh .  :  Kantonale  Vollzugsverordnung  zum  Bundesgesetz  über 
die  Fischerei,  vom  18.  November  1889. 

Appenzell  L-Rh.  :  Fischereiverordnung  für  den  Kanton  Appenzell  Inner- 
rhoden,  vom  22.  Mai  1890. 

Baselland:  Verordnung  betreffend  Vollzug  des  Bundesgesetzes  über  die 
Fischerei,  vom  5.  Oktober  1889. 

Baselstadt:  Fischereiverordnung  des  Kantons  Baselstadt  vom  19.  Januar  1878. 

Bern:  Gesetzgebung  noch  nicht  revidirt. 

Freiburg:  Loi  sur  la  peohe,  du  20  mai   1890. 

St,  Gallen:  Kantonale  Vollzugsverordnung  zum  Bundesgesetz  über  die 
Fischerei,  vom  19.  Juni  1889. 

Genf:  1)  Loi  concernant  la  peche,  du  23  fevrier  1889.  2)  Reglement  de 
polioe  sur  la  peche,  du  21   mai  1889. 

Qlarus:  Kantonale  Vollziehungsverorduung  zum  Bundesgesetz  über  die 
Fischerei,  vom   11.  Juni  1890. 

Graubünden :  Gesetzgebung  noch  nicht  revidirt. 

Luzern:  Kantonale  Verordnung  über  die  Fischerei,  vom  12.  November  1889. 
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Neuenburf/ :  1)  Loi  sur  la  piche  Jans  la  Haute-Rense  et  ses  afüuents,  du 
19  f^vrier  1886.  2)  D^cret  abrogeant  et  rempla^ant  Tarticle  14  de  la  loi  sur 
la  peche  dans  la  Haute-Reuse  et  ses  affluents,  du  19  f6vrier  1886,  du  30  oc- 
tobre  1888.  3)  D6cret  modifiant  et  completant  la  loi  du  19  f^vrier  1886  sur 
la  piche  dans  la  Haute-Reuse  et  ses  affluents,  et  le  d^cret  du  30  octobre  1888 
sur  la  peche  dans  la  Basse-Reuse,   du  3  avril  1890. 

Nidwaiden :  Gesetzgebung  noch  nicht  revidirt. 

Obwalden :  Vollziehungsverordnung  zum  Bundesgesetz  über  die  Fischerei, 
vom  15.  April  1890. 

Schaff  hausen:  Kantonale  VoUziehnngsverordnung  zum  Bundesgesetz  über 
die  Fischerei,  vom   21.  März   1890. 

Schwyz :  Kantonale  VoUziehnngsverordnung  zum  Bundesgesetz  betreffend  die 
Fischerei,  vom  8.  Februar  1890. 

Solothurn:  Gesetzgebung  noch  nicht  revidirt. 

Tessin:  Regolamento  cantonale  sulla  pesca,  27  novembre  1886.  Noch  nicht 
revidirt. 

Thurgau:  1)  VoUziehnngsverordnung  des  Regierungsrathes  des  Kantons 
Thurgau  zum  Bundesgesetz  über  die  Fischerei,  vom  9.  Heumonat  1877.  2)  Be- 
schluß betr.  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  über  die  Fischerei  vom  21.  De- 
zember 1888,  der  bundesräthlichen  Vollziehungsverordnung  vom  3.  Juni  1889 
und  der  SpezialVerordnung  zum  Art.  2 1  des  Bundesgesetzes  betr.  Verunreinigung 
der  Gewässer  zum  Nachtheil  der  Fischerei,  vom  gleichen  Datum,  vom  1,  März 
1890. 

Vri:  Gesetzgebung  noch  nicht  revidirt. 

Waadt:  ArrSt6  du  5  fevrier   1891   sur  la  police  de  la  peche. 

Zürich:  1)  Gesetz  betreffend  die  Fischerei,  vom  29.  MSrz  1885.  2)  Ver- 
ordnung zum  zürcherischen  Gesetz  betreffend  die  Fischerei,  vom  15.  November 
1890. 

Znu :  Gesetzgebung  noch  nicht  revidirt. 

GiÜtifie  Verträge  betreffend  Begchcng  der  Fischerei  in  den  schweieeriscJten 
Grenzgcwä  s jj ern  slmi : 

1)  üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  betreffend  gleich- 
artige Bestimmungen  über  die  Fischerei  in  den  Grenzgewässern.  Abgeschlossen 
am  28.  Dezember   1880. 

2)  üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  betreffend  gleichartige 
Bestimmungen  über  die  Fischerei  in  den  beiden  Staaten  angehörenden  Gewässern. 
Abgeschlossen  den  8.  November   1882. 

3)  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz,  Deutschland  und  den  Niederlanden, 
betreffend  Regelung  der  Lachsiischerei  im  Stromgebiet  des  Rheins.  Abgeschlossen 
den  30.  Juni   1885. 

4)  üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz,  Baden  und  Elsaß-Lothringen  über 
die  Anwendung  gleichartiger  Bestimmungen  für  die  Fischerei  im  Rhein  und  seinen 
Znffüssen,  einschließlich  des  Bodensees.     Abgeschlossen  den   18.  Mai  1887. 

5)  Erklärung  zur  üebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  über 
die  Fischerei  in  den  Grenzgewässern,  vom  12.  März  1891  (Abänderung  der 
Artikel  2,  3  und  8  der  üebereinkunft  vom  28.  Dezember   1880). 

Gültige  Konkordate  der  Kantone  über  die  Fischerei  in  Grenzgewässern 
sind : 
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1)  Konkordat  zwischen  den  Kantonen  Freibarg  und  Waadt,  betreffend  die 
Fischerei  im  Murtensee.  Abgeschlossen  den  23.  November  1876.  Noch  nicht 
revidirt. 

2)  Concordat  sur  la  peche  dans  le  lac  de  Neuchatel  du  1"'  fevrier  1890 
mit  Rt'glement  du  1"  fevrier  1890  pour  Texecution  du  concordat  du  l*'  fevrier 
1890  sur  ia  peche  dann  le  lac  de  Neuchatel. 

3)  Konkordat  über  die  Fischerei  im  Vierwaldstättersee  {in  Kraft  getreten 
mit   1.  Januar  1891). 
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Forstwirthschafl.  (Ergänzung  des  Artikels  im  1.  Band,  von  demselbei 
Verfasser;  siehe  auch  den  Artikel   „Waldbau*   im  III.  Band). 

Aufforstungen  im  eidg.  Forstgebiet.  Seit  dem  Inkrafttreten  den 
eidg.  Forstgesetzes  (bezw.  von  1878  inkl.  bis  Ende  1890)  sind  zu  Aufforstungen 
innerhalb  des  eidg.  Forstgebietes  verwendet  worden : 

Nadelholzpflänzlinge  70,908,083  oder  durchschnittlich  per  Jahr  5,454,468 
davon  verschulte  64,657,002      „  ,  „        „      4,1)69,231 
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unverschulte  6,251,081   oder  durohschnittlich  per  Jahr      480,852 

LaubholzpflänzÜDge  5,226,183      ^  ^  r        n         402,014 

davon  verschulte  2,508,555      „  „  r        r         192,965 

unverschulte  2,717,628      ^  „  „        „         209,048 

Same  kg  12,940     ,  «  ,        „    kg        993 

Neuanlaf/en  von  Schutzwaldungen  im  eidg.  Forstgebiet  mit  Beiträgen  des 
Bundes  an  die  Kosten  derselben  wurden  bis  Ende  1890  in  der  Zahl  von  303 
ausgeführt.  Dieselben  umfassen  eine  Fläche  von  ca.  1680  ha,  wovon  auf  die 
einzelnen  Kantone  entfallen:  530  Bern,  270  Graubünden,  255  St.  Gallen, 
244  Tessin,  Ol  Wallis,  87  Schwyz,  55  Uri,  43  Luzern,  32  Appenzell  A.-Rh., 
23  Obwalden,   13  Nidwaiden,   12  Glarus,   12  Waadt  und  10  Zug. 

Die  Kosten  dieser  neuen  Waldanlagen  belaufen  sich  auf  Fr.  494,907. 

Verbammgen  mit  Bundesbeiträgen  wurden  im  Kostenbetrage  von  Fr.  654,854 
ausgeführt,  wovon  auf  die  einzelnen  Kantone  kommen:  341,782  Bern,  123,906 
Tessin,  67,624  Grauhtlnden,  51,619  Wallis,  25,400  St.  Gallen,  20,836  Schwyz, 
10,009  Obwalden,  6,677  Glarus,  2,721  Uri,  2,092  Appenzell  A.-Rh.,  1,996 
Nidwaiden,   193  Luzern. 

Diese  Verbauungen  bestehen  in :  1)  Erdarbeiten  46,000  m  Länge,  2)  Mauer- 
werk 55,650  m»,  3)  Holzwerk  295,000  m  Länge  und  564,000  Pföhlen. 

Die  Bundesheiirfuje  an  die  Kosten  obgenannter  neuen  Waldanlagen  und 
Verbauungen  beliefen  sich  auf  Fr.  569,618,  wovon  Fr.  72,435  aus  der  Hülfs- 
million  bestritten  wurden.  Auf  die  einzelnen  Kantone  vertheilen  sich  die  Bei 
träge:  Bern  232,019,  Tessin  108,253  (inkl.  24,224  aus  der  Hülfsmillion),  Grau 
bünden  74,410  (inkl.  17,000  aus  der  HülfsmiUion),  St.  Gallen  49,029  (inkl 
9,185  aus  der  Hülfsmillion),  Wallis  39,285  (inkl.  17,314  aus  der  Hülfsmillion) 
Schwyz  20,235,  Uri  16,682  (inkl.  4,712  aus  der  HülfsmilUon),  Obwalden  7,956 
Luzern  6,556,  Glarus  5,115,  Appenzell  A.-Rh.  4,518,  Nidwaiden  3,125 
Zug   1,670,   Waadt  764. 

Saat-  und  Pflanzschulen,    Der  Stand  derselben  war  Ende  1890  folgender 
Areal:  9050  Aaren,  2403  Staats-,  5477  Gemeinde-  und  Korporations-  und 

1170  Privatpflanzschulen. 
Verwendeter  Same:  3291   kg,    wovon    1221   kg    für  Staats-,    1807    für 
Gemeinde-  und  Korporations-  und  263  kg  für  Privatpflanzschulen. 

ForstpersonaL  Dasselbe  bestand  Ende  1890  aus  156  wissenschaftlich  ge- 
bildeten Forstbeamten  für  die  ganze  Schweiz,  worunter  65  für  das  eidg.  Forst- 
gebiet. 

Forstschulwesen.  Zur  Heranbildung  von  Unterförstern  fanden  bis  Ende 
1890  19  Kurse  mit  487  Theilnehmern  statt,  Fortbildungskurse  4  mit  74  Theil- 
nehmern  und  Bannwartkurse  12  mit  240  Theilnehmern.  Die  Bundesbeiträge  an 
alle  diese  Kurse  belaufen  sich  auf  Fr.  32,940. 

\V aidser  vituten,  Ablösungen  von  Walddienstbar  keiten  auf  Schutz  Waldungen 
(Art.  14  des  eidg.  Forstgesetzes)  wurden  bis  Ende  1890  1931  vorgenommen, 
mit  einem  Ablösungsbetrag  von  Fr.  679,082  nebst  Waldabtretungen. 

Vermessutufswesen.  Triangulationen  IV.  Ordnung,  als  Grundlage  fUr 
die  Wald  Vermessungen,  wurden  in  den  Kantonen  Bern  (1209  Punkte),  Grau- 
bünden (826),  Appenzell  A -Rh.  (153),  Zug  91,  Schwyz  (32),  Uri  (23)  und 
Luzern  (13  Punkte)  ausgeführt  und  an  die  Kosten  der  Erstellung  dieser  Punkte, 
ausgenommen  derjenigen  des  Kantons  Bern,  ein  Bundesbeitrag  von  Fr.  22,760 
ausgerichtet. 
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Waldvermessungen,  Bis  Ende  1890  wurden  im  eidg.  Forstgebiet  5030  ha 
Staats-  and  56,578  ha  Gemeinde-  und  Corporations Waldungen,  zusammen 
61,608  ha  vermessen.  Vollständig  vermesBen  sind  die  Waldungen  der  Kantone 
Freibürg,  Waadt  und  Zürich. 

Forstliche  Betriebsemrichtmigen  wurden  bis  anhin  für  ca.  31  ^/o  der  Wal- 
dungen des  eidg.  Forstgebietes  aufgestellt,  nämlich  für  98,800  ha  provisorische 
und  für  41,500  ha  definitive  Wirthschaftspläne. 

Ausgaben  des  Bundes  für  das  Forstwesen.  Im  Jahre  1886:  Fr.  74,899, 
1887:  Fr.  83,594,  1888:  Fr.  87,300,  1889:  Fr.  99,845,   1890:  Fr.  143,914. 

(Greschrieben  Ende  Juni  1891.) 

Frei-Laud.  Die  Ziele  der  Freilandbewegung  sind  im  Artikel  ^Soziale  Frage^. 
Seite  99/102  dargelegt.  Als  Ergänzung  dazu  hat  das  Lexikon  vom  Vorstand  des 
schweizerischen  Bodenbesitzretorm Vereins  folgende  Mittheilungen  erhalten. 

Die  Freilandbewegung  nimmt  dank  eifriger  Propaganda  durch  Presse  und  Vorträge, 
durch  die  in  ca.  10000  Exemplaren  verbreiteten,  in  neuer  und  verbesserter  7.  Auflage 
vorliegenden  ,  Grundsätze  und  Postulate*  (von  J.  Fr.  Schär),  durch  die  von  Armenkassier 
Schärz  in  Bern  herausgegebene  Broschüre  ,die  Bodenbesitzreform*  und  andere  Publi- 
kationen einen  guten  Fortgang.  Zu  den  Sektionen  Basel  und  Bern  kamen  Thun  und 
Luzern  hinzu,  und  sind  solche  in  Glarus  und  Solothurn  in  der  Gründung  begriffen. 

Die  vom  Central  vorstand  ausgeschriebene  Preisfrage:  „Welches  sind  die  wahren 
Ursachen  der  wachsenden  Nothlage  des  Hauern-  und  Arbeiterstandes ;  in  welcher  Weise 
hängt  diese  Erscheinung  zusammen  mit  der  heutigen  Besitzform  von  Grund  und  Boden 
und  welche  gesetzliche  Reformen  sind  anzustreben,  um  die  Nothlage  der  arbeitenden 
Bevölkerung  zu  Stadt  und  Land  zu  heben?'  fand  36  Beantwortungen,  von  denen  10 
durch  Preise  ausgezeichnet  werden  konnten :  ein  Beweis,  daß  unsern  Bestrebungen  gi'oßes 
Interesse  entgegengebracht  wird.  * 

Zum  großen  Theil  der  Initiative  der  Berner  Sektion  ist  der  Bau  von  Arbeiter- 
wobnungen  auf  Gemeindehoden  der  Stadt  Bern  zu  verdanken. 

In  Baselland  ist  auf  Anregung  eines  Bodenreformers  (Hr.  Landrath  Stef.  Gscbwind) 
eine  Enquete  über  den  Stand  der  Verschuldung  von  Grund  und  Boden  angenommen 
und  durchgeführt  worden. 

Die  Sektion  Basel  bat  anläßlich  der  letztjährigen  Großratbswahlen  folgende  Postu- 
late  für  die  Wahlprogramme  aufgestellt:  1)  Vornahme  einer  Enquete  über  den  Stand 
der  Verschuldung  der  Immobilien  des  Kantons.  2)  Gründung  einer  Kantonalbank  für  Be- 
lehrung von  Immobilien  und  mit  Notenausgabe.  3)  Aenderung  der  Hypothekarordnung  in 
dem  Sinne,  daß  die  Ueberbauung  von  Staats-  oder  Gemeindeland  ermöglicht  wird.  — 
Die  Arbeiterpartei  hat  alle  3,  die  freisinnige  die  erste  der  Forderungen  auf  ihr  Programm 
genommen. 

Anläßlich  der  letztes  Jahr  in  Basel  durchgeführten  Wohnungsenquete,  deren  Er- 
gebnisse von  Prof.  Bücher  wissenschaftlich  bearbeitet  wurden,  hat  Frei-Land  Basel  in 
einer  Eingabe  an  die  Regierung  seinen  grundsätzlichen  Standpunkt  in  der  Wohnungs- 
frage geltend  gemacht  und  in  einer  andern  an  2  großräthliche  Vereine  neben  dem 
Verbot  der  als  gesundheitsschädlich  konstatirten  Wohnungen  und  der  Errichtung  einer 
städtischen  Wohnungsinspektion  die  Erbauung  tJon  Miethshäusern  auf  unveräußerlichem 
SttMtsboden  in  Außerquartieren^  resp.  im  Innern  der  Stadt  verlangt. 

Eine  andere  Eingabe  an  die  Regierung  von  Baselstadt  wünscht,  daß  zu  gewerb- 
lichen und  Beleuchtungszwecken  die  Wasserkräfte  des  Rheins  bei  Birsfelden  vom  Staat 
erworben  werden. 

Vom  Centralvorstand  ist  im  April  1891  eine  Petition  betreffend  Monopolisirung 
der  Wasserkräfte  an  die  eidg.  Behörden  abgegangen.  Der  Bundesrath  hat  vier  seiner 
Departemente  mit  der  Begutachtung  dieser  Petition  beauftragt. 

Für  das  von  der  Schweiz,  freisinnigen  Partei  aufzustellende  Programm  hat  , Frei- 
Land*  folgende  Postulate  eingereicht :  1 )  Erhebung  über  die  Verschuldung'  sowie  über 
den  Ertrags-  und  Verkehrswerth  des  Privatgrundbesitzes  in  den  einzelnen  Kantonen. 
2)  (Gesetzliche  Schranken  gegen  die  zunehmende  VerschuMung  durch  ein  einheitliches 
Gesetz  über  das  Hypothekarwesen.  3)  Anbahnung  des  Rückkaules  von  Grund  und  Boden 
durch  die  Gemeinden  unter  Mithülfe  des  Staates  bei  Zwangsliquidationen,  Erbtheilungen 
etc.  4)  Eidgenössisches  Hohheitsrecht  über  Gewinnung  und  Benützung  von  Wasserkräften. 


Fremdenverkehr 
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Frankreich 


Dieselben   sollen  unveräußerliches  Eigenthum  des  Staates   bleiben   und  von  diesem  an 
Private  zu  pachtweiser  Benützung  abgegeben  werden.     - 

Am  Centralfest  des  Schweiz.  GriUlivereins  (1890)  bildete  ein  Vortrag  des  Präsiden- 
ten des  Boden  besitz  Vereins  über  die  soziale  Bedeutung  der  Bodenbesitzrefonii  eines  der 
Haupttraktanden. 

Fremdenverkehr  s.  den  Artikel  „Touristen-  und  Fremdenverkehr",  S.  311 
u.  Ü*.  im  III.  Band. 

Frankreich.    (Ergänzung  des  Artikels  im  I.  Bande.) 

Statistisches. 
Nach    der   schweizerischen   Waarenverkehrsstatistik    (Spezialhandel)    betru 

im  Jahre  die  Einfuhr 

aus  Frankreich 

Werth  Fr.   180^583,712 


die  Ausfuhr 
nach  Frankreich 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 

Der    Antheil    der 


188^173,336 
211,777,464 
202'817,187 
262'302,309 


145^363,344 
139'255,357 
130'616,581 
142'009,72r) 
142'28l,034 
144'384,510 


„     267^068,984 

gemünzten    Edelmetalle   an    obigen    Summen    wurde    von 
1885—1888  nicht  ermittelt.     Pro  1889   und   1890  betrug  er: 
tei  der  Einfuhr  1889  Fr.  40'678,900     bei  der  Ausfuhr  1889   Fr.  15'191,902 
„      „  r.        1890    „    40728,200        „      „  „         1890     „     20'455,729 

Die  Gliederung  der  Ein-  und  Ausfuhr  nach  volkswirthschaftlichen  Kategorien 
ergibt : 


Einfuhr  aus  Frankreich 
Lebensmittel  .     .     Fr.     59'424,047 
RohstoÖe    .     .      .       „       97472,904 
Fabrikate  .      .     .       „       69743,833 

26,2  7o 
43,0  7o 
30,8  7o 

Ausfuhr  nach  Frankreich 
Fr.     23'636,696 
„       19773,532 
„       80^518,553 

Fr.   123*928,781 
„       20'455729 

19,0  7o 
16,0  7o 
65,0  7o 

Fr.   226'340,784 
Hiezu     gemünztes 
Gold  und  Silber         „       40728,200 

Total     Fr.   267'068,984 


Fr.    144384,5 10 


Es    folgt    hienach  eine  Statistik  der  bedeutendsten   Ein-   und  Ausfuhrartikel 
im  schweizerisch-französischen   Spezialhandel : 
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Generoso-Bahn  —     185     —  Gewässerkonektionen 

Generoso-Bahn.  Zahnradbahn,  eröffnet  am  1.  Jani  1890.  Betriebslänge 
9  km,  Sparweite  800  mm,  Maximalsteigung  220  ®/oo.  ZahnBtangenstreoke  9.2  m 
4  Stationen:  1)  Capolago,  2)  San  Nicola,  3)  Bella  Yista,  4)  Yetta. 

GeschSftsflrmen.  Am  31.  Dezember  1890  betrag  die  Zahl  der  im 
Handelsregister  gültig  eingetragenen  schweizerischen  Firmen  (d.  h.  die  Zahl  der 
eingetragenen  weniger  der  gelöschten  Firmen)  36,546.  Es  mögen  sich  hierunter 
noch  verschiedene  Geschäfte  befinden,  welche  eigentlich  nicht  in's  Handelsregister 
gehören.  Doch  ist  ihre  Zahl  annähernd  kompensirt  durch  diejenigen  Firmen, 
welche  in  diesem  Zeitpunkt,  obwohl  eintragspflichtig,  noch  nicht  eingetragen 
waren  und  erst  im  Jahre  1891  zur  Eintragung  gelangten. 

Von  diesen  36,546  Firmen  fallen  28,420  auf  Einzelinhaber,  3962  auf 
Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften,  2956  auf  Aktien-  and  Kommanditaktien- 
gesellschaften  und  Grenossenschaften,  641  auf  Vereine,  und  endlich  567  auf 
ZweigniederlassuDgen. 

GewKsserkorrektionen.  (Ergänzung  des  Artikels  im  I.  Band.)  Die 
vom  Bunde  bisher  (Ende  1891)  subventionirten  Korrektionen  etc.  lassen  sich  in 
folgende  vier  Kategorien  eintheilen: 

1)  in  die  Verhauungen  der  Wildbäche,  welche  Verbauungen  in  bedeutender 
Zahl  vertreten  sind,  und  den  Zweck  haben,  den  Bodenbewegungen  und  der  da- 
herigen  Geschiebsbildung  zu  begegnen,  das  I.  Heft  einer  Abhandlung  (v.  Salis, 
„Die  Wildbachverbauung  in  der  Schweiz**)  über  einige  der  ausgeführten  Werke 
ist  im  Jahre  1890  erschienen  und  das  II.  Heft  befindet  sich  gegenwärtig  in 
Arbeit ; 

2)  in  die  besonders  am  obern  Laufe  der  Gewässer  vorkommenden  lokalen 
Schtiizbauten,  welche,  indem  sie  planmäßig  als  Theile  eines  ausgedehnten  Kor- 
rektionswerkes erstellt  werden,  sich  nach  und  nach  zur  vollständigen  Ausführung 
desselben  aneinander  reihen; 

3)  in  die  Anlegung  von  Entsumpfungs-  und  Entwässerwigskanälen ; 

4)  in  diejenigen  der  größern  GewässerkorrekUonen,  welche  als  einheitliche 
Unternehmungen  zur  AnsfÜhrung  gelangen  (von  Salis,  „Das  schweizerische 
Wasserbauwesen" ). 

Die  unter  1 — 3  genannten  Arbeiten  werden  subventionirt  ans  einem  seit 
dem  Jahre  1871  und  überhaupt  auf  Grund  des  Art.  10  des  eidg.  Wasserbau- 
polizeigesetzes vom  22.  Juni  1877  jährlich  auf  das  Bundesbudget  gesetzten 
Kredite,  aus  welchem  Beiträge  an  solche  Arbeiten  zu  bewilligen  in  die  Kom- 
petenz des  Bundesrathes  fällt.  XJeberdies  erhalten  diejenigen  Landestheile  der 
Kantone  Uri,  St.  Gallen,  Graubünden,  Tessin  und  Wallis,  welche  von  dem  Hoch- 
wasser vom  Jahre  1868  betroffen  wurden,  Beiträge  aus  der  sog.  Hiilfsmillion, 
einem  Fonds,  der  damals  aus  dem  großartigen  Akte  der  Privathülfe  zum  Zwecke 
der  spätem  Unterstützung  von  Verbauungsarbeiten  ausgeschieden  und  zurück- 
gelegt wurde.  Seit  dem  Jahre  1869  bis  Ende  1891  wurden  laut  den  eidg. 
Staatsrechnungen  ausbezahlt:  aus  der  HülfiBmiilion  Fr.  991,150,  aus  der  Bandes- 
kasse Fr.  4'144,053,  zusammen  Fr.  5' 135,203,  welche  Summe  zirka  42  ®/o  der 
wirklichen  Kosten  ausmacht. 

Für  die  unter  4  erwähnten  Korrektionen  wurden  bis  Ende  Dezember  1891 
Bundesbeiträge  bewilligt  im  Betrage  von  Fr.  28'309,850,  welche  sich  auf  die 
einzelnen  Unternehmungen  wie  folgt  vertheilen : 
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1 
2 


4 
5 
6 
7 

8 
9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 

19 
20 

21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 

30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 


Fr. 

Rheinkorrektion,  an  die  Kantone  St.  Gallen  nnd  Graubünden  .  ^  5 '480,000 

Rhonekorrektion,  an  die  Kantone  Wallis  und  Waadt     ...  *  4*035,500 
Juragewässerkorrektion,  an  Bern,  Freiburg,  Waadt,  Neuenburg 

und  Solothurn 5'453,00O 

Aarekorrektion  im  Haslethal,  an  Bern 400,000 

Melchaa-  und  Aawasserkorrektion,  Obwalden 138,000 

Aarekorrektion  im  Kanton  Aargau 380,000 

Korrektionen   im  Kanton    Zürich:    Thur,    Töß,    Glatt,    Limmat 

und  Sihl 1'860,000 

Korrektionen  im  Kanton  Thurgau:  Thur  und  Murg  ....  900,000 

Binnengewässerkorrektion,  Bezirk  Werdenberg,  Kt.  St.  Gallen  .  *  251,000 

Rheinkorreklion  im  Domleschg,  Kanton  Graubünden  .     .      .     .  ^  654,000 

Landwasserkorrektion  bei  Davos,  Kanton  Graubünden  94,000 

Tessinkorrektion l'52O,0OO 

Veveysekorrektion,  Kanton  Waadt *  237,000 

Grryonnekorrektion,  Kanton  Waadt *  240,000 

Verbauung  der  NoUa,  Kanton  Graubiinden 100,000 

£mmekorrektion,  Kanton  Bern 755,000 

Lorzekorrektion,  Kanton  Zug 116,000 

Wildbachverbauungen    bei   Beckenried,    Nidwaiden    (Lieli-    und 

Trestlibach) 125,000 

Tieferlegung  des  Merjelensees,  Kanton  Wallis 75,000 

Regulirung   der   Wasserstände    des    Genfersees,    Kantone   Genf, 

Waadt  und  Wallis 773,500 

Sanirung  der  Sümpfe  der  Orbe,  Kanton  Waadt 334,000 

Korrektion  der  Wiese,  Kanton  Baselstadt 98,700 

Regelung  der  Wasserstände  des  Zürichsees,  Kanton  Zürich  .     .  ^  330,000 

Korrektion  der  Thur  bei  Wattwil,  Kanton  Thurgau.     ...  *  168,000 

Korrektion  der  Thur  im  Bezirk  Wyl,  Kanton  Thurgau.     .     .  ^  421,150 

Korrektion  der  Engstligen  bei  Frutigen,  Kanton  Bern    .     .     .  ^  73,600 

Korrektion  des  Niederurner  Dorfbaches,  Kanton  Glarus.     .     .  *  217,500 

VerbauuQg  des  Eybaches  bei  Lungern,  Kanton  Unterwaiden    .  *  122,500 
Sicherungs-    und    Wiederherstellungsarbeiten    in    der    Vorstadt 

von  Zug,  Kanton  Zug «  294,000 

Korrektion  der  Scheuß  bei  Biel,  Kanton  Bern *  109,600 

Verbauung  des  Biltner  Dorf  baches,  Kanton  Glarus    .     .     .     .  ^  150,000 

Korrektion  der  Broye  bei  Payerne,  Kanton  Waadt   ...  *  800,000 

Korrektion  der  Saane  bei  Laupen,  Kanton  Bern *  416,000 

Verbauung  der  Guppenruns  bei  Schwanden,  Kanton  Glarus      .  *  165,000 

Aarekorrektion  zwischen  Interlaken  und  dem  Thunersee,  Kt.  Bern  *  153,300 

Maggiakorrektion  bei  Locarno,  Kanton  Tessin ^  402,500 

Hochwasserdamm  der  Thur  mit  Binnenkanal,  Kanton  Zürich    .  *  106,000 

Lombach -Korrektion  bei  Unterseen,  Kanton  Bern       ....  *  219,500 

Bärschnerbach  Korrektion,  Kanton  St.  Gallen 141,500 

Ueber  das  Nähere  dieser  Korrektionen  siehe  die  betreffenden  Artikel. 


*^  Seit  1880  Zuschlag  einer  neuen  Subvention.     '^)  Neue  Subventionen. 
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Gewerbliches  Bildungswesen«  (Mitgetheilt  von  Herrn  Müller,  Beamter 
des  eidg.  Industrie-  und  Landwirthsohaftsdepartementes.)  Seit  der  Berichterstattung 
in  diesem  Lexikon  (I.  Band,  Folio  253-274),  durch  Herrn  H.  Wettstein,  gew» 
Sekretär  für  gewerbliches  Bildungswesen  im  eidg.  Handels-  und  Industriedepar- 
tement, umfassend  eine  Schilderung  der  Lage  des  Handwerks  und  der  Klein- 
gewerbe, sowie  der  denselben  zu  G-ebote  gestandenen  gewerblichen  Bildungs- 
anstalten  bis  zum  Jahre  1883  und  ferner  die  Ursachen  und  Gründe,  welche  die 
Bandesbehörden  veranlaßten,  sich  mit  dieser  Angelegenheit  zu  beschäftigen  und 
thatkräftig  in  dieses  ye\d  einzugreifen,  um  dem  gesunkenen  Handwerkerstand 
durch  Unterstützung  schon  bestehender  und  neu  zu  gründender  beruflichen  Lehr- 
anstalten zu  neuem  Aufschwung  zu  verhelfen,  sind  nun  6  Jahre  verstrichen,  so 
daß  es  augezeigt  erscheint,  in  diesem  Supplementband  des  schweizerischen  Yolks- 
wirthschafts- Lexikons  einen  Rückblick  auf  die' Entwicklung  dieser  neuen  Bundes- 
Institution,  ihren  Fortgang  und  den  bisher  erzielten  Erfolg  zu  werfen. 

Dem  Bundesbeschluß  vom  27.  Juni  1884  und  dem  bet reifenden  Yollziehungs- 
reglement  vom  27.  Januar  1885  gemäß,  wurden,  abgesehen  von  der  Ueber- 
gangssubvention  von  1884,  fortan  alljährlich  regelmäßige  Subventionen  an  die 
gewerblichen  schweizerischen  Bildungsanstalten,  ferner  Stipendien  an  Lehramts- 
kandidaten zum  Besuch  und  Studium  an  kunstgewerblichen  und  gewerblichen 
Schulen,  sowie  Keisestipendien  an  Direktoren  von  Gewerbemuseen,  Fachschulen 
und  Lehrern  an  solchen  Etablissementen  behufs  Erweiterung  ihrer  Kenntnisse 
durch  Besuch  von  in-  und  ausländischen  ge weiblichen  Instituten,  endlich  Beiträge 
an  verschiedene  Fachhur se  bewillf'f/t, 

a.  Bundessubventionen  an  gewerbliche  Bildungsanstalten. 

Ueber  die  Bundessubventionen,  die  Beiträge  von  Staat,  Gemeinden,  Kor- 
porationen und  Privaten,  sowie  die  Gesammtausgaben  und  die  Anzahl  der  An- 
stalten für  die  Jahre  1885  bis  und  mit  1890  gibt  die  Tabelle  auf  Seite  188 
und  189  Aufschluß. 

Im  Ganzen    betragen    die  Bundessubventionen  für  oben  er- 
wähnten Zeitraum Fr.  1,518,524.  15 

welchen  gegenüberstehen  die  Leistungen  der  Kantone,  Ge- 
meinden, Korporationen  und  Privaten  mit  ....  Fr.  4,055,802.  29 
Es  ist  erfreulich,  konstatiren  zu  können,  daß  neben  der  erheblichen  Ver- 
mehrung der  Anstalten,  auch  in  qualitativer  Beziehung  Fortschritte  zu  verzeichnen 
sind.  Mehrere  Schulen  wurden  vollständig  reorganisirt,  bei  andern  wurden  die 
Unterrichtsfächer  vermehrt  und  um  aufmunternd  auf  die  Lehrer  einzuwirken, 
erhöhten  verschiedene  Schul  vorstände  deren  Honorare. 

Einen  großen  Antheil  am  Gedeihen  der  subventionirten  gewerblichen  und 
industriellen  Bildungsanstalten  haben  die  Experlen,  welche  nicht  allein  bei 
Anlaß  ihrer  jährlichen  Inspektionen,  sondern  bei  jeder  Gelegenheit  denselben  mit 
ihrem  Rathe  an  die  Hand  gehen. 

Eingegangen  sind,  oder  haben  auf  weitere  ßundessubventionen  definitiv  ver- 
zichtet folgende  Anstalten  : 

1)  die  gewerbliche  Fortbildungsschule  der  „Soci6te  industrielle"  in  Sitten, 
subventionirt  1885  und   1886,  verzichtete  auf  weitere  Bundessubventionen; 

2)  die  Korbflechterschule  Winterthur,  subventionirt  von  1885  an,  gieng 
im  Jahre  1888  aus  Mangel  an  Betheiligung  von  Seite  der  Schüler  ein; 

3)  die  gewerbliche  Fortbildungsschule  Betschwanden  (Glarus),  nur  einmal 
(1887)  subventionirt,  bewarb  sich  seither  um  keinen  Bundesbeitrag  mehr; 
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4)  die  Spiel waarenschule  in  der  Matte  Bern,  subventionirt  von  1885-1889, 
verzichtete  auf  weitere  Bundesunterstützung; 

ö)  durch  die  aus  verschiedenen  Gründen  veranlagte  Aufhebung  der  Scbnitzler- 
schule  Meiringen  im  Mai  1890  fallen  weitere  Subventionen  weg ; 

6)  die  gewerbliche  Fortbildungsschule  Veitheim,  nur  einmal  1889  subven- 
tionirt, gieng  wieder  ein  und  ihre  Schüler  frequentiren  nun  die  ganz  nahe  gelegene 
gewerbliche  Fortbildungsschule  Winterthur; 

7)  die  Maschinenstrickschule  Bern,  welche  nach  und  nach  aus  dem  Bahmen 
einer  gewerblichen  Bildungsanstalt  heraustrat  und  den  Charakter  einer  Fabrik 
annahm,   wird  von   1890  ab  nicht  mehr  subventionirt. 

Unwillkürlich  drängt  sich  nach  Vorstehendem  die  Frage  auf,  ob  die  großen 
Opfer,  welche  der  Bund  seit  1884  für  das  gewerbliche  Bildungswesen  gebracht 
hat,  sich  durch  entsprechenden  Erfolg  rechtfertigen  lassen. 

Bejahend  kann  diese  Frage  theilweise  schon  beantwortet  werden  durch  das 
Ergebniß  der  vom  eidgenössischen  Industriedepartemente  pro  1890  in  Zürich 
veranstalteten  Ausstellung  des  schweizerischen  gewerblichen  Fortbildungsschul- 
wesens (vide  Abschnitt  d  dieser  Berichterstattung). 

Zu  einer  vollständigen  Beantwortung  wird  aber  das  Ergebniß  der  pro  1892 
in  Basel  stattfindenden  Ausstellung  von  Schülerarbeiten  der  vom  Bunde  subven- 
tionirten  kunstgewerblichen  und  technisohyewerhlichen  Fachschulen,  Kurse  und 
Lehrwerkstätten  das  erforderliche  Material  bieten. 

Immerhin  bietet  überhaupt  schon  die  intensive  Ueber wachung  der  betreffenden 
Schulen  durch  das  Expertenkollegium  volle  Gewähr,  daß  nur  solche  Anstalten, 
bei  welchen,  abgesehen  von  der  Erfüllung  reglementarischer  Vorschriften,  ein 
steter  Fortschritt  nachgewiesen  werden  kann,  subventionsfahig  betrachtet  werden 
können. 

Frequenz    der    vom    Bunde   subventionirten   gewerblichen 
Bildungsanstalten,    1891,    b  e  z  w.    1890/91. 

Kanton  Zürich. 

SchOler 

männliche    weibUche        Total 

Technikum  Winterthur 375  —  375  » 

Oewerbemuseum  mit  Kunstgewerbeschule  Zürich    .     .  59  3  62  ^ 
Oewerbemuseum    mit   Berufsschule    für    Metallarbeiter 

Winterthur 30  —  30* 

€rewerbeschule  Zürich  und  Umgebung 623  62  685 

Gewerbeschule  Kiesbach 158  52  210 

Gewerbliche  Fortbildungsschule  Winterthur       ...  313  —  313 

Handwerkerschule  Töß 57  —  57 

Seidenwebschule  Wipkingen 41  —  41 

Gewerbliche      Fortbildungsschule      Oerlikon  -  Seebach- 
Schwandingen    68  —  68 

Gewerbeschule  Wipkingen 37  —  37 

Gewerbeschule  ünterstraß 74  —  74 

Gewerbeschule  Rüti 63  —  63 

üebertrag      1898       117        2,015~ 

*  Ferner  130  mäimliche  und  32  weibliche  Hospitanten. 
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Uebertrag 

Gewerbeschule  Wetzikon 

Gewerbeschule  Uster  

Fachschule  fdr  Damenschneiderei  und  Lingerie  Zürich 
Gewerbliche  Fortbildungsschule  Pfäf&kon      .... 

Gewerbeschule  KüiSnacht 

Gewerbeschule  Wald 

Kanton  Bern. 
Kunstschule,  kunstgewerbliche  Abtheilung,  Bern    . 

ührenmacherschule  Biel 

Uhrenmacherschule  St.  Immer 

Lehrwerkstätten  für  Uhrenmacher  Pruntrut      .     .     . 
Schnitzlerschule  mit  Abendschule  Brienz       .... 

Schnitzleryerein  Brienzwyler 

Handwerkerschule  Bern 

Biel 

„  Burgdorf 

„  Herzogen  buchsee 

„  Huttwyl 

„  Langenthai 

^  Langnau 

„  Münsingen 

„  Thun 

Worb 

Zeichnungsschule  Heimberg 

„  St.  Immer 

Kunstgewerbliche  Zeichnungsschule  Biel 

Lehrwerkstätten  für  Schuhmacher 


„  „    Schreiner 

Frauenarbeitsschule  Bern 


Bern 


I 


m&müiohe 

1,898 
23 
92 

27 
26 
62 


SohOler 

weibliche 

117 

8 

34 

8 


Zeichnungsschule  Hofstetten 


Kanton  Lueern, 
KoDstgewerbeschule  Luzem :  a.  Tageskurse   . 

b.  Abendkurse  . 

Kanton  Uri, 
Gewerbliche  Fortbildungsschule  Altdorf     .     .     . 

Kanton  Schwyz. 
Gewerbliche  Fortbildungsschule  Schwyz  . 

.  «  Einsiedeln    .     . 


Kanton   Unterwaiden,  ob  dem   Wald. 

Zeichnungssdiule  Samen 

„  Sachsein 

Kerns 


1,281 

37 
100 

31 


Total 

2,015 
31 
92 
34 
35 
26 
62 


2,128 

167 

2,295 

21 

7 

28 

18 

18 

18 

18 

11 

16 

27 

130 

130 

17 

17 

418 

418 

160 

160 

71 

71 

23 

23 

26 

26 

66 

66 

27 

27 

22 

22 

96 

96 

16 

16 

12 

8 

20 

36 

4 

40 

23 

12 

35 

22  \ 
32  ) 

54 

25 

25 

16 

16 

72     1,353 


=1 


137 


—  31 


68    — 

68 

48    - 

48 

116 

116 

%ia. 
30 

30 

19    — 

19 

10 

10 

59        — 


59 
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Kanton   Unterwalden^  nid  dem   Wald, 

SeMler 

männliche  weibliche  TotiJ 

Zeichnungsschale  Stans 96  —  96 

Buochs 60  —  60 

r,               Beckenried 26  —  25 

isi  —  181 

Kanton  Qlarus. 

Gewerbliche  Fortbildangsschule  Glaros-Riedern       .     .         127  79  206 

„                        ^                  Schwanden  ....           58  —  58 

N&fels 27  —  27 

MoUis 75  25  100 

Netstal 54  35  89 

341  139  480 

Kanton  Zitg. 

Handwerkerschale  Zag 52  —  52 

Kanton  Freiburg. 

Coars  de  dessln  professionnel  Friboarg 49  —  49 

Ecole  seoondaire  professionnelle  Friboarg      ....           14  —  14 

£cole  professionnelle  de  Tlndastrielle  Friboarg       .     .             6  12  18 

Fortbildangsschale   für  gewerbliches  Zeichnen  Märten           13  1  14 

Ecole  des  tailleurs  de  pierre  Friboarg 11  —  11 

93  13  106 

Kanton  Soloihum. 

Handwerkerschale  Solotham 87  —  87 

Uhrenmacherschale  Solotharn 11  —  11 

Gewerbliche  Fortbildangsschale  Ölten      ,     .           80  —  80 

«                        „                   Eriegstetten      ...           59  —  59 

237  —  237 
Kanton  Basel-Stadt. 

Allgemeine  Gewerbeschale  Basel 469  95  564 

Fraaenarbeitsschale  Basel —  465  465 

469  560  1,029 

Kanton  BaseULandschaft. 

Gewerbliche  Zeichiangsschale  Liestal 49  —  49 

M                       „                Ariesheim       ....           60  —  60 

„                       „                Sissach 40  —  40 

149  —  149" 
Kanton  Schaffhausen. 

Gewerbliche  Fortbildangsschale  Schaff haasen     ...         241  —  241 

Kanton  Appenzell  Ä.^Bh. 

Gewerbliche  Fortbildangsschale  Herisaa 48  —  48 

Urnäsch 21  —  21 

69  —  69 
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Kanion  Si,  QaUen.  Schoier 

miUmlJche    weibliche        Total 

Zeiohnungsschule   am   Industrie-  und  Gewerbemuseum 

St.  Gallen .  70             9  79* 

Gewerbliche  Fortbildungsschule  St.  Gallen   ....  191  —  191 

Webschule  Wattwyl,  Wattwyl 22  —  22 

Zeichnnngsschule  Berneck 31  —  31 

Gewerbliche  Zeichnenschule  Rorsohach 34  —  34 

Zeiohnungsschule  Goßau        19  —  19 

Gewerbliche  Fortbildungsschule  Ebnat-Kappel  ...  22  —  22 

Kanion  Ch-aubünden. 
Gewerbliche  Fortbildungsschule  Chur       .... 

Frauenarbeitsschule  Chur 

Gewerbliche  Fortbildungsschule  Thusis     .... 

Kanion  Aargau. 

Handwerkerschule  Aarau 

Aarburg 

Baden 

Brugg 

Lenzburg 

Rheinfelden 

Reuß-Gebenstorf 

Zofingen 

Muri 

Bremgtfrten 


f» 

1» 

1» 
fi 


389 

9 

398 

155 

155 

43 

43 

15 

15 

170 

43 

213 

169 

169 

30 

30 

87 

— 

87 

40 

— 

40 

49 

— 

49 

34 

34 

28 

28 

66 

— 

66 

38 

— 

38 

34 

-- 

34 

575 

575 

137 

.^.^ 

137 

45 

— 

45 

40 

40 

34 

34 

14 

— 

14 

Kanion  Thurgau. 

Gewerbliche  Fortbildungsschule  Frauenfeld     .... 

,  „  Arbon 

«  n  BischofsseU    .... 

„  M  Dießenhofen  .... 

n  rt  Oberhofen-MUnch  weilen 

~~270  —  270 
Kanion  Teasin. 

Zeichnungsschule  Agno 53  —  53 

„                Bellinzona 39  —  39 

Breno 19  —  19 

,               Cevio 15  —  15 

Chiasso 30  —  30 

r,               Cresciano 14  —  14 

„               Curio 56  —  56 

r,               Looarno 52  —  52 

„                Lugano 145  —  145 

„                Mendrisio 49  —  49 

Rivera 1«  —  16 


T» 


üebertrag        488         —  488 


^  Femer  9  männliche  und  12  weibliche  Hospitanten. 

Tarrer,  YolkswlrthacbAfU-LexIkon  der  Schweiz.  ^3 
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SchOler 

männliche    weibliche        Total 

Uebertrag  488  —  488 

Zeichnungsschule  Sessa 32  —  32 

Stabio 34  —  34 

Tesserete 39  —  39 

^                Vira  Grambarogno 20  —  20 

623  —  623 
Kanton  Waadt, 

Ateliers  de  Tecole  industrielle  cantonale  Lausanne  106  —  106 

Cours  d^enseignement  professionnel  Lausanne     ...  133           57  190 
Ecole   normale,    cours    de   modelage   et  de  cartonnage 

Lausanne _121   _  _;^__ 121_ 

360           r)Y  417 
Kanton  Neuenburcf, 

Ecole  de  dessin  professionnel  Neuchätel 130  —  130 

Ecole  d'art  et  de  gravure  Chaux-de-Fonds  ....  271           43  314* 

Cours  d'enseignement  professionnel  Locle      ....  185  124  309 

Ecole  d'horlogerie  Neucbätel 22  —  22 

Chaux-de-Fond« 42  —  42 

Locle 58  —  58* 

Ecole  professionnelle  pour  jeunes  fiUes  Chaux-de-Fonds  —             73  73 

708         24Ö  948 
Kanton  Genf. 

Academie  professionnelle  Geneve 281         328  609 

Ecole  cantonale  des  arts  industriels  Geneve       ...          .?    192    V  192 

Cours  facultatifs  du  soir  Geneve 292         115  407 

Ecole  d'horlogerie  Geneve ...           {^^         —  66 

639         443     1,274 
Zmammenzug.         schuier 

männliche    weibliche        Total 

Zürich 2,128  167  2,295» 

Bern 1,281  72  1,353 

Luzem 137  -  137 

Uri 31  —  31 

Schwyz 116  —  116 

Unter walden   ob    dem  Wald  59  —  59 

Unterwaiden  nid  dem  Wald  181  —  181 

Glarus 341  139  480 

Zug 52  —  52 

Freiburg 93  13  106 

Sülothum 237  —  237 

Basel-Stadt 469  560  1,029 

Basel-Landschaft    ....  149  —  149 

Schaff  hausen 241  —  241 

Appenzell  A.-Rh.       ...  69  —  69 

St.  Gallen 389  9  398 

Uebertrag    "5^73         96Ö       6^933 

*  Femer    21  mSnnliche  und     1  weibliche  Hospitanten. 

'      .       176  ,  ,      54       , 
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Geweri;i::.r*  ?_.  ^^^  -^i 


GraubUnden 
Aargau  . 
Thurgau 
Tcsfiiii  . 
Waaclt  . 
Neuenburg  . 
Genf 


Schüfer 
männliche    wei'*.i\b- 

Uebertrag     5,97:*»         l*«iO 
.     .     .     .         170 


t'.r-- 


4:^ 


27M 

70s 
639 


V 


9,3  IS 

'  Ferner  :23  männliche  und  1  weibliche  Ho*f/.ü' 
S  t  i  [)  e  n  d  i  c  n.      Gesumm  f. summe  der  o»m  B^m  •- 


.1 1 


t   2' 


Jahr 
1H«5 

188« 

1887 

1888 

1889 

1890 


Stipenditten 

36 

92 

81 
107 
161 
125 


Stt«m« 

Fr 


i.t 


.» 


Betretlcnd  die  Partizi[>atioii  der  einicli*^  r:-: 


k 


.-.Z^jt    rr-z 


Gesammtsnninien    bieten    beirtpiel^wei^e 
und    If^'JO  eine  erläuternde  Ueber-sicht. 


1^  U  11  t  O  11  i^ 


I 


Für  BesK*     « 

von 


irlY 


Ziiriidi   . 
Born 
Luzern  . 
Freiburg 
Solothurn 
Bas(.d-Stadt      .     . 
Hasel -Landschaft  . 
Ai>i)enzell  A.-Rh. 
Ai>|»enzell  I.-Rh.  . 
St.  Gallen  .     .     . 
(iraubünden     .     . 
Aargau.     .     . 
Thurgau    .    . 
Waadt  .     .    . 
Wallis  .     . 
Neuenbiir^. 
Genf    .  ^ 


11 


4  "•  • 

1^' 
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Grewerbllches  Bildangswesen 
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Gewerbliches  Bildungsw 


Der  große  Betrag  für  Eeisestipendien  ist  hauptsächlich  auf  den  zahlreichen 
Besuch  der  Pariser  Weltausstellung  zurückzuführen. 


Stipendien 

1890. 

Für  Besuch 

IV.Instruktions- 

VI. 

Hand- 

Kantone 

von  Schufen 

kurs  am  Tech- 
nikum Winterth. 

ffertigkeitskurs 
in  Basel 

Gesammt- 

betrftge 

Stipen- 
diaten 

Betrag 

Sti^- 
diiten 

Betng 

Stipea- 
diatea 

Betrag 

Fr. 

Fr. 

Pr. 

Fr. 

Zürich 

5 

1,460 

5 

1,150 

5 

400 

3,010 

Bern  .... 

4 

1,350 

3   1     900 

6 

450 

3,375 

,     für  Reisen 

3 

675 

~^~      1 

Luzem    . 

• 

Uri    .... 

• 

1 

Sohwyz  .     .     . 

1 

— 

Ohwalden     .     .     . 

— 

Nidwaiden    .     . 

— 

— 

Glarus     . 

2 

160 

160 

Zug    ...     . 

2 

400 

— 

400 

Freiburg.     .     . 

9 

900 

900 

Solothum     .     . 

1 

50 

2 

700 

3 

210 

960 

Basel-Stadt  .     .     . 

12 

720 

720 

Basel-Landschaft 

1 

430 

— 

— 

430 

SchafPhausen     '.     . 

1 

100 

100 

i     Appenzell  A.-Kh.  . 

2 

650 

1 

200 

1 

50 

900 

1     Appenzell  I.-Rh.    . 

1 

50 

50 

'     St.  Gallen 

2 

300 

6 

480 

780 

1     Oraubünden 

3 

760 

— 

2 

200 

960 

Aargau    . 

7 

2,200 

-    -  1 

1 

80 

2,280 

Thurgau . 

2 

500 

1 

250 

3 

240 

990 

Tessin 

— 

Waadt    . 

1 

100 

12 

1,200 

1,300 

1     Wallis     .     . 

Neuenburg 

— 

16 

1,600 

1,600 

''     Genf 

1 

-     -  1 

32 

8,525 

1 
14 

3,600 

79 

6,790 

18,915 

Die  Stipendiaten  der  ersten  Kategorie  haben  ihre  durch  das  bez.  Reglement  vor- 
geschriebenenVerpflichtungen  mit  eine  reinzigen  Ausnahme  voll  und  ganz  erfüllt.  Die 
Zeugnisse  der  von  ihnen  frequentirten  kunstgewerblichen  und  gewerblichen  BildnngA- 
anstalten,  resp.  deren  Vorständen  lauten  durchwegs  günstig  und  die  eingesandten 
Arbeiten  (Zeichnungen  und  Modelle)  machen  den  Eindruck,  daß  die  Stipendiaten 
fleißig  gearbeitet,  und  meistentheils  sehr  gute,  selbst  vorzügliche  Besultate  erzielt 
haben.  Einige  wirken  bereits  an  schweizerischen  gewerblichen  und  industriellen 
Bildungsanstalten  als  Lehrer. 

Die  Empfänger  von  Reisestipendien  haben  die  vorgeschriebenen  Reiseberichte 
jeweilen  dem  eidg.  Departemente  übermittelt. 
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Es  befinden  sich  darunter  manche  höchst  lehrreiche  Beiträge  betreffend  das 
gewerbliche  und  industrielle  Bildungswesen  in  der  Schweiz  und  im  Auslande. 

Die  Tbeilnehmer  der  Instruktionskurse  für  Zeichnungslehrer  gewerblicher 
Bichtung  am  Technikum  Winterthur,  sowie  diejenigen  an  den  Handfertigkeita- 
kursen  haben  über  deren  Verlauf  und  Erfolg  dem  Departemente  durch  Kolleküv- 
berichte  Kenntniß  gegeben. 

B u n d e 8 be i tr äg e    an    verschiedene    Fachkurse    etc. 

1886,  BundMbeitrftg. 

Fachkurs  ßr  Schuhmacher  in  Winterthur,    14  Tage  dauernd  .  Pr.  150.  — 

n          n              ^             in  Basel,   3  Wochen  dauernd     .     .  ^  150.  — 

Einmaliger  Beitrag  an  die  Firma  Laurenz  Meyer  in  Herisau  für 

Einßhrung  leichter  Wollstoffe „  6000.  — 

1887. 

Anläßlich  des  schweizerischen  Lehrertages  in  St.  Gallen  fand  am 
25.,  26.  und  27.  Sept.  eine  Ausstellung  von  Arbeiten  (aus 
den  Jahren  1886  und  1887)^  Lehrmitteln  und  Programmen 
gewerblicher  Fortbildungsschulen  statt,  veranlaßt  durch 
den  Verein  zur  Förderung  des  Zeichenunterrichts  in  der 
Schweiz,  in  Verbindung  mit  fachmännischen  Referaten. 
Der  Bund  leistete  einen  Beitrag  an  die  bez.  Kosten  von    .      „       200.  — 

Der  Bund  unterstützte  die  vom  Verein  zur  Förderung  des  Zeichen- 
unterrichtes herausgegebenen  „  Bläiter  ßr  den  Zeichen- 
unterricht^   durch  203  Abonnemente „       609.  — 

und  gab  dieselben  unentgeltlich  an  die  von  ihm  subven- 
tionirten  gewerblichen  Bildungsanstalten  ab. 

Vom  10. — 30.  Januar  fand  in  Baar,  Kanton  Zug,  ein  Fachkurs 

für  Schuhmacher  statt,  Bundesbeitrag  an  denselben  .     .     .      „       150.  — 

1888. 

Der  Hchweizerischen  permanenten  Schul ausstellung  in  Ztlrich  wurde 
zur  Vervollständigung  ihrer  Lehrmittel  ßr  gewerbliche  Fort- 
büdungsschulen,  basirend  auf  einen  von  Herrn  Prof.  Bendel 
in  Schaffhausen  angefertigten  Lehrmittelkatalog  ein  außer- 
ordentlicher Beitrag  von „     3800.  — 

bewilligt.  Die  Sammlung  wurde  beinahe  vollständig  beschafft 
und  aufgestellt  und  es  wird  eine  wichtige  Aufgabe  ihrer 
Leitung  sein,  sie  nun  fortwährend  auf  der  Höhe  der  Zeit 
zu  erhalten. 

Ein  Fachkurs  ßr  Schuhmacher  (30  Theilnehmer) ,  der  vom 
27.  Februar  bis  9.  April  in  Zofingen  stattfand,  erhielt  einen 
Bundesbeitrag  von „       125.  — 

In  Außereihl  (Zürich)  fand  ein  Kurs  ßr  Zuschneiden  und  Kleider- 
machen  (31  Theilnehmeiinnen)  statt,  welcher  von  Ende 
Mai  bis  Ende  Augast  dauerte;  Bandessubvention .     .     .     .      ^       150.  — 

Wie  im  Jahr  1887    wurden  für  Abonnemente  auf  die  „Blätter 

für  den  Zeichenunterricht^  bewilligt „       600.  — 

1889. 

Der  Zuschneidekurs  für  Schuhmacher  in  Aar  au  y  4. — 17.  Februar 

(14  Theilnehmer),  wurde  unterstützt  mit „       143.  — 
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Der  Fachkurs  des  Schuhmacher- Meistervereins  Altdorf,  11. — 23. 

Februar  (9  Tbeilnehmer)  mit Fr.     150.  — 

Der  Fachkurs  des  Schuhmachermeisiervereins  Bern  (2^  Tbeil- 
nehmer) mit 75.  — 

Der  Fachkurs  des  Schuhmacher- Arbeiter  Vereins  Bern  (26  Tbeil- 
nehmer) erhielt „       150.  — 

Der  Fachkurs  des  Schuhmacher-Meisiervereins  Burgdorf,   14.  bis 

27.  Januar    (26  Tbeilnehmer) ...      ^       200.  — 

Der    Faohkurs    des    Schuhmacher -Meister  Vereins    Zofingen     14. 

Januar  bis  6.  Februar  (24  Tbeilnebmer) „       125.  — 

Der  Fachkurs  des  Schuhmacher -Meister  Vereins  Solothurn,  25.  bis 

31.  MÄrz  (18  Tbeilnehmer) 100.  — 

Der  Zuschneidekurs  des  Schneider fachver eins  in  Aarau    .     .     .      „       100.  — 

Der  ZuscJineidckurs  des  Arbeitet  Vereins  der  Schneider^  in  Bern, 
2.  Dez.  1888  bis  24.  März  1889  (16  Tbeilnehmer)  er- 
hielt       „       130.  — 

Derselbe  Arbeiterverein  der  Schneider  in  Bern    an  seinen  Kurs 

im    Winter  1889  —  1890 70.  — 

Der  Handstickereikurs  in  Appenzell,    1.  April   bis  25.  Mai  (26 

Theilnehmerinnen) ^       300.  — 

Der  Maschinennähkurs  Außersibl,  29.  August  bis  6.  November 

(20  Theilnehmerinnen) 150.  — 

1890. 

Es  erhielten  in  diesem  Jahre  Bundessubventionen  : 

Der  scbweizerische  Verein  für  Förderung  des  Knabenarbeits- 
unterrichts für  eine  Preis- Ausschreibung  behufs  Erlangung 
passender  Lehrmittel,  zunächst  für  den  Unterricht  in  Car- 
tonnagearbeiten ;  Beitrag  pro   1891 ^     1000.  — 

Die  Begierung  des  Kantons  Bern  für  den  Handfertigkeiiskurs  am 

Seminar  Hofwyl  pro   1890  und  1891 ^       700.  — 

Das  Gewerbemuseum  Winterthur  für  die  Anschaffum/  der  Aep- 
pWschen  ModellCy  behufs  Vervielfältigung  derselben  als 
Lehrmittel  im  mechanisch-  technischen  Zeichnen  (durch  die 
Berufsschule  für  Metallarbeiter) „     1450.  — 

Der  historisch  -  antiquarische  Verein  Winterthur  an  die  Kosten 
der  für  die  kunstgewerblichen  Fachschulen  ein  sehr  schatzens- 
wertbes  Lehrmittel  bildenden  Publikation  ^  Meisterwerke 
schweizerischer  Glasmalerei'' «     lüOO.  — 

Die  Begiening  des  Kantons  Appenzell  Inner-Bboden  für  den 
Handstickereikurs  in  Appenzell,  8.  April  bis  24.  Mai 
(31   Theilnehmerinnen) „       300.  — 

Die  Begierung  des  Kantons  Zürich  für  den  II.  Zuscimeidekurs 
in  Außersibl,  30.  Juli  bis  10.  Oktober  (19  Theilnehme- 
rinnen)         150.  — 

Wie  bisher    wurden  der    Zeitschrift    „Blätter    für    den  Zeichen- 

Unterricht**   durch  Abonnemente  zugewendet „       600.  — 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  seit  1886  dem  schweizerischen  Gewerbe- 
verein an  die  von  demselben  veranstalteten  Lehrling sprüfungen  ein  Bundes- 
beitrag  von  jährlich  3500  Franken  bewilligt  worden  ist. 
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Erste   schweizerische  Ausstellung   des  gewerblichen  Fort- 

bildungsschulwesens. 

Unter  dem  Vorsitz  des  Departementsvorstehers  wurde  vom  29.  bis  31. 
Januar  1890  in  Genf  in  einer  Plenarsitzung  der  Experten  für  das  gewerbliche 
und  industrielle  Bildungswesen  das  bez.  Projekt  dieser  Schulausstellung  durch- 
berathen  und  hierauf  vom  Departement  dessen  Durchführung  beschlossen. 

Dasselbe  bestellte  am  10.  Februar  zu  diesem  Zwecke  eine  allgemeine  Aus- 
stellungskommission und  ernannte  zu  deren  Mitgliedern  die  Herren  : 

Professor  i/.  Bendel,  in  Schatf  hausen ; 

Architekt   W,  Bubeck,  Direktor  der  allgemeinen  Gewerbeschule  Basel; 

L,  Meiner,  Direktor  der  Handwerkerschule  Aarau; 

Architekt  Ad.  Tieche,  Bern; 

S.  Weingartner,  Direktor  der  Kunstgewerbeschule  Luzern; 

in  ihrer  Eigenschaft  als  eidg.  Experten  für  die  gewerblichen  Fortbild  angs- 
schulen,  Zeichnungs-  und  Handwerkerschulen 

A.  Weber,  Zeichnungslehrer  am  Gymnasium  in  Zürich,  als  Vertreter  des  schweize- 
rischen Vereins  von  Lehrern  an  gewerblichen  Fortbildungs-  und  Fach- 
schulen ; 

Prof.  U.  Schoop,  Zürich,  als  Vertreter  des  schweizerischen  Vereins  zur  För- 
derung des  Zeichenunterrichts; 

Prof.  Dr.  0,  Hunziker,  Küßnacht,  als  Vertreter  der  Spezialkommission  der 
schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  für  gewerbliches  Fortbildunga- 
schulwesen ; 

W.  Krebs,  Sekretär  des  Schweiz.  Gewerbevereins,  Zürich,  als  Vertreter  des- 
selben ; 

Bickerat-Gaillardf  secretaire-inspecteur  de  T^ole  cantonale  des  Arts  industriels, 
Geneve,  als  Vertreter  der  gewerblichen  Bildungsanstaltcn  der  romanischen 
Schweiz. 

Den  Vorsitz  übertrug  das  Departement  Herrn  Professor  Bendel  in  Schaff- 
hausen. 

Diese  Kommission  stellte  am  26.  Februar  eine  „Verordnung  für  die  Aus- 
stellung der  vom  Bunde  subventionirten  gewerblichen  Fortbildungsschulen,  Hand- 
werkerschulen und  gewerblichen  Zeichenkurse **  und  ein  „Reglement  über  die 
Beschickung  der  Ausstellung  **  auf,  welchen  Vorlagen  das  Departement  am 
5.  März  die  Genehmigung  ertheilte.  Dasselbe  emanote  am  6.  März  das  vorge- 
sehene engere  Ausstellungskomite  aus  den  Herren  Professor  H.  Bendel^  Pro- 
fessor Dr.  O.  Humiker,  Professor  U.  Schoop,  W.  Krebs  und  Direktor  Wein- 
(/artner. 

Die  Ausstellung  war  für  die  subventionirten  Schulen  genannter  Kategorien 
obligatorisch  und  sollte  deren  nach  dem  1.  Mai  1889  fertiggestellte  Schüler- 
arbeiten umfassen. 

Sie  fand  vom  14. — 28.  September  in  den  Räumen  der  eidg.  polytechnischen 
Schule  in  Zürich  statt,  unter  Betheiligung  von  87  Schulen  (mit  405  Lehrern 
und  7344  Schülern)  und  der  schweizerischen  permanenten  Schulausstellung  in 
Zürich,  welche  eine  Auswahl  von  Lehrmitteln  auszustellen  hatte. 

Alle  gewerblichen  Fortbildungsschulen,  Handwerkerschulen  und  gewerb- 
lichen Zeichenkurse,  deren  Betheiligung  obligatorisch  erklärt  worden,  waren 
erschienen,  so  daß  sich  ein  möglichst  vollständiges  Bild  der  in  der  Schweiz  auf 
diesem  Gebiet    unternommenen  Bestrebungen    darbot.     Ein  „Offizieller  Katalog", 
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enthaltend  :  A.  eine  Einleitung  (historische  Entwicklung  des  gewerblichen  Fort- 
bildungsschulwesens in  der  Schweiz),  B.  die  Beschreibung  der  einzelnen  Anstalten, 
C.  das  Yerzeichniß  der  Lehrmittel  für  das  gewerbliche  Fortbildungsschulwesen, 
gab  die  nöthige  Wegleitung. 

Nach  Art.  3  der  Verordnung  sollte  die  Ausstellung  „eine  vergleiohende 
Uebersicht '  über  die  an  den  einzelnen  Anstalten  Üblichen  Lehnnethoden  und  die 
erzielten  Unterrichtserfolge  ermöglichen  '^ .  Sie  mußte  daher  von  Fachexperten 
geprüft  werden.     Das  Departement  ernannte  zu  solchen  : 

Für  elementares  Freihandzeichnen  :  Herrn  Prof.  Ed.  Kaiser,  La  Chaux-de-Fonds ; 
berufliches  Freihandzeichnen  :  Herrn  Fachlehrer  Alb.   Wagen,  Basel; 
Linearzeichnen  :  Herrn  Kektor  A.  Benteli,  Bern ; 
y,     bautechnisches  Zeichnen  :  Herrn  Direktor  Emil  Wild,  St.  Gallen ; 

mechanisch-technisches  Zeichnen :  Herrn  Ingenieur  J.  J.  Eeifer,  Winterthnr ; 

freies  Modelliren,    Holzschnitzen,  Holzbrandtechnik  :  Herrn  Fachlehrer  Jos. 

Hollubete,  in  Basel; 

Sohuhmacherzeichnen  :  Herrn  Scheidegger,    Vorsteher   der    Lehrwerkstätten, 

Bern ; 

die  theoretischen  Fächer  :  Herrn  Seminardirektor  Peter  Guneinger,  Solothurn, 

und  Herrn  Pfarrer  J.   Christinger,  Hüttlingen. 

Die  Fachexperten  haben  die  Ergebnisse  der  Prüfung  in  einer  vom  Depar- 
temente auf  Schluß  der  Ausstellung  veranlaßten  allgemeinen  Konferenz  von 
Vertretern  der  Behörden,  von  Vorstehern  und  Lehrern  der  ausstellenden  Anstalten, 
welche  äußerst  zahlreich  besucht  war,  in  Form  anregender  Referate  mitgetheilt, 
die  nebst  der  sich  anschließenden  Diskussion    zur  Veröffentlichung  gelangt   sind. 

Außerdem  erstatteten  sie  dem  Departement  schriftliche  Spezialberichte,  die 
kritischen  Bemerkungen  über  die  einzelnen  Schulen  enthaltend;  jede  der  letztem 
hatte  von  den  sie  betreffenden  durch  Vermittlung  der  Kantonsregierungen  Kenntniß 
erhalten,  damit  die  Resultate  möglichst  verwerthet  werden. 

Die  Ausgaben  des  Bundes  für  die  Ausstellung  betrugen  : 

Für  Kommissionen,  Comit6s,  Ehrenausgaben Fr.  5,077.  25 

Fachexperten ^  3,046.  — 

Druck-    und  Lithographiekosten,    Katalog,   Referate,   Zir- 
kulare, etc 2,922.  75 

„     Einrichtung,  Betrieb,  Transport,  etc ^  4,634.  48 

Total     Fr.   15,680.  48 

Eh  darf  konstatirt  werden,  daß  die  Ausstellung,  Dank  besonders  auch  der  höchst 
anerkennenswerthen  Bemühungen  ihrer  Organe  einerseits,  und  der  ausstellenden 
Kreise  anderseits,  als  ein  im  Ganzen  wohlgelungenes  Unternehmen  sich  darstellte, 
und  außerdem  einen  neuen  Beweis  für  die  seit  dem  Eingreifen  des  Bundes 
gesteigerte  Entwicklung  des  gewerblichen  Berufsbildungswesens  leistete. 

Eine  Ausstellung  der  vom  Bunde  subventionirten  kunstgewerblichen  und 
technisch-gewerblichen  Fachschulen,  Kurse  und  Lehrwerkstätten  wurde  für  dss 
Jahr  1892  in  Aussicht  genommen,  nachdem  die  Experten  der  I.  und  U.  Ghruppe 
auf  Veranlassung  des  Departements  in  einer  Konferenz  in  Locle  die  Frage  begut- 
achtet hatten.  Verordnung  und  Reglement  sind  bereits  entworfen  und  die 
Angelegenheit  wird  das  Departement  im  laufenden  Jahre  (1891)  weiter  be- 
schäftigen. (Geschrieben  im  August  1891.) 
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BandesBubventionen  im  Jahre  1891. 

An  das  Technikum  Winterthur Fr.  39,000 

die  allgemeine  Gewerbeechule  Basel ^  17,000 

die  Eisenbahnschule  Biel ^  7,000 

7  Kunstgewerbe*  und  kunstgewerbliche  Zeichnungsschulen  „  49,289 

33  gewerbliche  Zeichnungsschulen ^  14,371 

63  gewerbliche  Fortbildungs-  und  Handwerkerschulen      .  „  52,173 

2  Websohulen  für  Seide  und  Baumwolle ^  10,000 

7  Uhrmacherschulen ^  55,901 

8  Lehrwerkstätten „  27,946 

1   Schnitzlerschule „  2,500 

5  Schulen  für  weibliche  Handarbeit „  8,700 

,,     13  Industrie-  und  Gewerbemuseen,  Lehrmittelsammlungen  .       79,878 

Total     Fr.  363,757 

Gimel-Aubonne-Allaman«    Diese  Eisenbahnstrecke  wurde  vom  Bund  am 

9.  Oktober  1890  konzedirt.    Die  projektirte  Länge   beträgt  11   km,    die  Spur- 
weite 1  m. 

Göschenen-Andermatt«     Diese   Eisenbahnstrecke    wurde    vom    Bund   am 

10.  Oktober  1890  konzedirt.   Die  projektirte  Länge  beträgt  3,7  km,  die  Spur- 
weite 1   m,  die  Maximalsteigung  200  %o. 

Gold-  und  Silberwaaren-Abflille.  Das  auf  Seite  79  im  L  Band  erwähnte 
Gesetz  ist  perfekt  geworden.  Die  Zahl  der  mit  dem  Handel  von  Abfällen  er- 
mächtigten Personen  betrug  Ende  1891  91.  Von  1887  —  1891  (5  Jahre)  wurden 
jährlich  26,500-29,350  Geschäfte  gemacht  (durchschnittlich  28,145)  und  der 
bezahlte  Werth  der  Abfälle  belief  sich  auf  durchschnittlich  3'676,360  Fr. 

Gold-  und  Silberwaarenkontrole*  (Ergänzung  des  Artikels  im  I.  Band, 
p.  781;  nach  Mittheilungen  des  eidg.  Amtes  für  Gold-  und  Silberwaaren.)  In 
Folge  eines  deutschen  Keichsgesetzes  über  den  Feingehalt  von  importirten  Gold- 
und  Silberwaaren  erliess  der  Schweiz.  Bundesrath  am  1.  April  1887  u.  A.  fol- 
gende Vorschriften : 

1)  Für  goldene  Uhrgehäiise,  welche  die  Feingehaltsbezeichnung  0,585  tragen,  ist 
die  Kontrolirung  in  allen  Fällen  obligatorisch. 

S)  Die  goldenen  und  silbernen  Uhrgehäuse,  welche  nach  Deutschland  bestimmt 
sind  und  eine  der  gesetzlichen  Feingehaltsbezeichnungen  tragen,  nämlich : 

für  Gold  0,585, 

0,750  und  darüber, 
für  Silber  0,800, 

0,875  und  darüber, 
können  den  amtlichen  Stempel  erst  erbalten,  nachdem  die  mit  jedem  einzelnen  der- 
selben vorgenommene  Probe  bewiesen  hat,  daß  sie  sowohl  in  ihrem  Ganzen  als  in 
ihren  einzelnen  Theilen  dem  angegebenen  Vollgehalte  wirklich  entsprechen.  Für  das 
Gold  ist  eine  Fehlergrenze  von  5  Tausendtheilen,  für  das  Silber  eine  solche  von  8  Tausend- 
theilen,  auf  dem  Gegenstand  iia  Ganzen  und  mit  der  Löthung  eingeschmolzen,  gestattet. 

4)  Die  Stempelung  der  in  Ziffer  2  des  gegenwärtigen  Beschlusses  angeführten 
Waaren  hat  auf  folgende  Weise  zu  geschehen  : 

für  den  Feingehalt  Gold  |0,5Bi5  :  durch  zwei  symmetrisch  angebrachte  Stempel- 
Zeichen,  das  eine,  das  , große  Eichhorn',  über,  das  andere,  das  ^kleine Eichhorn*,  unter 
der  Feingehaltsbezeichnung;        _ 

für  den  Feingehalt  Gold  (T,76(.>i  und  darüber:  durch  zwei  symmetrisch  ange- 
brachte Sterapelzeichen,  das  eine,  Hie  »große  Helvetia",  über,  das  andere,  die  „ kleine 
Helvetia*,  unter  der  Feingehaltsbezeichnung; 
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für  den  Feingehalt  Silber  |Q,800i :  durch  zwei  symmetrisch  angebrachte  Stempel- 
zeichen, das  eine,  der  .große  Auerhahn",  über,  das  andere,  der  „kleine  Auerhahn*, 
unter  der  Feingehaltsbezeichnungj^ 

für  den  Feingehalt  Silber  !  0,H7r>|  und  darüber :  durch  zwei  symmetrisch  ange- 
brachte Stempelzeichen,  das  eine,  der  «große  Bär*,  über,  das  andere,  der  ^.kleine  Bär*, 
unter  der  Feingehaltsbezeichnung. 

Diese  Stempelzeichen  werden  auf  den  Deckeln  und  Staubdeckeln  angebracht.  Es 
ist  auch,  je  nach  dem  verfügbaren  Platze,  gestattet,  sie  rechts  und  links  der  Feinge- 
haltsbezeichnung anzubringen. 

5)  Wenn  goldene  oder  silberne  Uhrgehäuse  welche  zur  Kontrolirung  vorgelegt 
wurden,  dem  angegebenen  Feingehalte  nicht  entsprechen,  so  haben  die  Kontrolbüreaux 
nach  Maßgabe  der  gesetzlichen  und  reglementarischen  Bestimmungen  zu  verfahren. 

6)  Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  auf  goldene  und  silberne  Uhrgehäuse 
anwendbar,  welche  zum  Export  nach  Deutschland  bestimmt  sind,  gleichviel,  ob  diesell>en 
mit  dem  deutschen  Stempel  versehen  seien  oder  nicht. 

Die  nach  Deutschland  bestimmten  Uhren  milssen  ferner  mit  der  Fabrikmarke 
des  Fabrikanten  versehen  sein,  und  die  Fabrikmarke  muß  beim  Handelsgericht 
in  Leipzig  hinterlegt  werden.  Das  deutsche  Eeichsgesetz  verlangt  zudem,  daß 
auf  den  Goldwaaren  das  Sonnzeichen,  auf  den  Silber waaren  das  Mondzeichen» 
jedes  nebst  kaiserlicher  Krone  in  folgender  Weise  angebracht  sei,  und  zwar  vom 
Fabrikanten  selbst. 


Spezielle  Vorschriften  bestehen  auch  für  die  zum  Export  nach  England 
bestimmten  Uhren.  Diese  müssen  mit  folgenden  Marken  versehen  sein  :  |18  C 
oder   0/7551    für  das  Gold,    !Ö,935!    oder    I  STERLING  SILVER  MSS^    für    das  Silber. 


Das  eidg.  Kontroizeichen  besteht  für  das  Gold  in  einer  dreifachen  Helvetia,  für 
das  Silber  in  einem  dreifachen  Bär.  Diese  Zeichen  sind  auf  der  Innenseite  der 
Deckel,  unterhalb  der  Feingehaltsangabe,  folgendermaßen  angebracht: 


Für  das  Gold  : 


18  C 


Q755 


3 


m 


0.935 


STERUNGSILVBI 
0,935 


Für  das  Silber  :  \ 


f 


f 


i 


Ferner  wird  das  eidg.  Kontroizeichen,  sowohl  für  die  nach  England  als  aach 
anderen  Ländern  bestimmten  Schalen,  noch  auf  den  Kändern  und  auf  den  BUgeln 
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angebracht.     Die  Eontrole  der  Bttgelrioge  ist  obligatorisch  für  die  nach  England 
bestimmten  Uhren. 

Die  Stempelung  der  Bijouterien  ist  bis  zur  Stunde  fakultatif  geblieben. 

Das  frühere  Eontrolamt  in  Madretsch  wurde  mit  demjenigen  in  Biel 
vereinigt  (lö91).  Neue  Kontrolämter  wurden  errichtet  in  Pruntrut  (15.  März 
1888),  und  in  Grenchen  (10.  Mai  1890),  so  daß  heute  (Jan.  1892)  12  Kontrol- 
ämter bestehen. 

In  deuselbeu  wurden  seit   1885  gestempelt : 

Im  Jahre  1886.  1888.  1889.  1890.  1891. 

ührenschalen.    Stk.  1,289,631     1,941,274     2,502,619^  2,617,414    2,283,130 
Bijouterien     .      „  35,472  40,912         41,917  27,725  36,851 

Das  eidg.  Diplom  zur  Ausübung  der  Funktionen  eines  Probires  (Gold-  und 
Silberkon troleur)  ist  von  53  Personen  erworben  worden.  (Geschrieben  im  Januar 
1892. 

Betreffend  den  Handel  mit  Gold-  und  Silberabfällen  siehe  den  vorher- 
gehenden Artikel. 

Gfirbethalbahn  (Bern-Thun).  Diese  dem  Ingenieur  A.  Beyeler  in  Bern 
vom  Bund  am  17.  April  1891  konzedirte  Eisenbahnstrecke  soll  eine  Länge  von 
30,45  km  und  eine  Spurweite  von   1  m  erhalten. 

Haftpflicht«  Zur  Ergänzung  des  Artikels  auf  Seite  816  u.  ff.  im  1.  Band 
muß  sich  die  Redaktion  dieses  Werkes  in  Anbetracht  des  knappen  Raumes, 
welcher  dem  Supplement  zugemessen  ist,  darauf  beschränken,  mitzutheilen,  daß 
am  26.  April  1887  ein  „Bundesgesetz  betreffend  die  Ausdehnung 
der  Haftpflicht  und  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  vom 
25.  Juni  1881"  erlassen  wurde.  Dasselbe  ist  am  1.  November  1887  in  Kraft 
getreten  und  hat  folgenden   Wortlaut: 

Art.  1.  Die  im  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1881  für  den  Betrieb  der 
»""abriken  (Art.  1  und  2)  und  der  in  Art.  3  desselben  bezeichneten  Industrien 
festgesetzte  Haftpflicht  findet  nach  Maßgabe  der  übrigen  Bestimmungen  jenes  Ge- 
setzes ihre  Anwendung  auch  auf:  1)  alle  Gewerbe,  in  welcheo  explodirbare  Stoff© 
gewerbsmäßig  erzeugt  oder  verwendet  werden ;  2)  die  nachstehend  verzeichneten 
Gewerbe,  Unternehmungen  und  Arbeiten,  soweit  sie  nicht  schon  unter  vorstehende 
Ziffer  1  fallen,  wenn  die  betreffenden  Arbeitgeber  während  der  Betriebszeit 
durchschnittlich  mehr  als  5  Arbeiter  beschäftigen:  a.  da«  Baugewerbe;  inbegriffen 
sind  hiebei  alle  mit  dem  Baugewerbe  in  Zusammenhang  stehenden  Arbeiten  und 
Verrichtungen,  gleichviel  ob  dieselben  in  Werkstätten,  auf  Werkplätzen,  am 
Bauwerke  selbst,  oder  beim  bezüglichen  Transport  vorgenommen  werden;  h.  die 
Fuhrhalterei,  den  Schiffsverkehr  und  die  Flößerei ;  auf  die  Dampt'schifffahrt  findet 
gegenwärtiges  Gesetz  mit  Vorbehalt  von  Artikel  4,  6  und  7  desselben  keine 
Anwendung;  c.  die  Aufstellung  und  Reparatur  von  Telephon-  und  Telegraphen- 
leitungen, die  Aufstellung  und  den  Abbruch  von  Maschinen  und  die  Ausführung 
von  Installation  technischer  Natur;  d.  den  Eisenbahn-,  Tunnel-,  Straßen-,  Brücken-, 
Wasser-  und  Brunnenbau,  die  Erstellung  von  Leitungen,  sowie  die  Ausbeutung 
von  Bergwerken,  Steinbrüchen  und  Gruben. 

Art.  2.  Haftbar  ist,  in  den  Fällen  von  Artikel  1,  Ziffer  1  und  2,  der 
Inhaber  des  betreffenden  Gewerbes,  beziehungsweise  bei  Ziffer  2,  litt,  c  und  öf, 
der  Unternehmer    der    betreffenden   Arbeiten,    auch  dann,    wenn  er  die  Arbeiten 


'  AuCierordentlich  hoch  in  Folge  der  Weltausstellung  1889. 
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einem  Dritten  zur  AudftLhrung  übertragen  hat.  —  Werden  einzelne  der  in  Artikel  1 
bezeichneten  Arbeiten  in  Regie  ausgeführt,  so  wird  die  Haftpflicht  von  der  be- 
treffenden Staats-,  Bezirks-,  Gemeinde-  oder  Eorporationsyerwaltung  getragen, 
immerhin  unter  der  Voraussetzung,  daß  für  diese  Arbeiten  gleichzeitig  mehr  als 
5  Arbeiter  verwendet  werden.  —  Für  die  beim  Eisenbahnbau  vorkommenden 
Haftpflichtfälle  bleibt,  beztiglioh  der  Haftbarkeit  der  konzessionirten  üntemehmong 
und  des  ümfangs  des  zu  leistenden  Schadenersatzes,  Artikel  1  des  Gresetzes  vom 
1.  Juli   1875  vorbehalten. 

Art.  3.  Dem  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1881  werden  auch  die  mittelbar 
mit  dem  Fabrikbetriebe  in  Zusammenhang  stehenden  Dienstverrichtnngen  Ilnto^ 
stellt,  auch  wenn  dieselben  nicht  in  den  geschlossenen  Bäumen  der  Fabrik  vor- 
genommen werden. 

Art.  4.  Dem  vorerwähnten  Bundesgesetze  werden  im  Weitem  unterstellt 
die  in  Artikel  2  des  Bundesgesetzes  vom  1.  Juli  1875  und  in  Artikel  2  des- 
jenigen vom  25.  Juni  1881  unter  dem  Ausdruck  „Betrieb"  nicht  inbegriffenen, 
aber  mit  letzterem  in  einem  Zusammenhang  stehenden  Hülfsarbeiten. 

Art.  5.  Die  Artikel  2,  letzter  Satz,  4  und  19,  des  Bnndesgesetzes  vom 
23,  März  1877  sind  auf  die  in  Artikel  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes  erwähnten 
Inhaber  von  Gewerben,  beziehungsweise  Unternehmer  von  Arbeiten  gleichfalls 
anwendbar. 

Art.  6.  Die  Kantone  haben  auf  dem  Gesetzgebungs-  oder  Verordnungswege 
dafür  zu  sorgen,  daß:  1)  den  bedürftigen  Personen,  welche  nach  Maßgabe  des 
l^genwärtigen  Gesetzes  oder  derjenigen  vom  1.  Juli  1875  und  25.  Juni  1881 
Klage  erheben,  auf  ihr  Verlangen,  wenn  die  Klage  nach  vorläufiger  Prüfung 
des  Falles  sich  nicht  zum  Voraus  als  unbegründet  herausstellt,  die  Wohlthat  des 
uuentgeltlichen  Rechtsbeistandes  gewährt  und  Kautionen,  Expertenkosten,  Gerichte- 
gebUhren  und  Stempeltaxen  erlassen  werden;  2)  Streitigkeiten  dieser  Art  durch 
einen  möglichst  raschen  Prozeßweg  erledigt  werden  können. 

Art.  7.  In  Haftpflichtfällen,  welche  zum  Entscheid  des  Bundesgerichtes 
gelangen,  ist  der  Kläger,  wenn  er  dem  Gerichte  als  bedürftig  erscheint  und  die 
Klage  nach  vorläufiger  Prüfung  des  Falles  sich  nicht  zum  Voraus  als  unbegründet 
herausstellt,  von  Erlegung  der  Gerichtsgebühren  und  jeder  in  Artikel  26  des 
Bundesgesetzes  vom  13.  Juli  1855  vorgesehenen  Sicherheitsleistung  zu  entbinden. 
In  solchen  Fällen  sind  zugleich  die  gemäß  Artikel  23  desselben  Gesetzes  dem 
Kläger  obliegenden  Kosten  Vorschüsse,  sowie  allfällige  Zeugen-  und  Kanzleigebühren 
jeder  Art  aus  der  Gerichtskasse  zu  bestreiten. 

Art.  8.  Die  Inhaber  von  Gewerben,  beziehungsweise  die  Unternehmer  von 
Arbeiten,  auf  welche  sich  das  gegenwärtige  und  das  Gesetz  vom  25.  Juni  1881 
bezieht,  haben  ein  Verzeichniß  der  bei  ihrem  Geschäftsbetrieb  vorgekommenen 
erbeblichen  Unfälle  nach  einem  vom  Bundesrathe  aufzustellenden  Formulare  zu 
führen,  aus  welchem  außer  dem  Tage  und  dem  Ausgange  des  Unfalles  zu  ent- 
nehmen ist:  1)  wann  die  vorgeschriebene  Anzeige  bei  der  zuständigen  Behörde 
gemacht,  2)  welche  Entschädigungen  nach  Maßgabe  von  Artikel  6  des  Gesetzee 
vom  25.  Juni  1881  ausgerichtet  worden,  und  3)  aus  welcher  Quelle  diese  ge- 
flossen sind. 

Diese  Angaben  sind  spätestens  drei  Monate  vor  Ablauf  der  Verjährungsfrist 
(Art.  12  und  13  des  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1881)  der  kantonalen  Be- 
hörde einzusenden  und  von  dieser  auch  dem  Fabrikinspektor  des  betreffenden 
Kreises  mitzutheilen.  -  -  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses 
Artikels   sind    mit   einer  Buße    von  5 — 100  Fr.  und  im  Wiederholungsfalle  bis 
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200  Fr.  zu  belegeD,  welche  nach  Maßgabe  der  kantonalen  Gesetze  ansgesprochen 
wird  nnd  dem  betreffenden  Kanton  zufällt.  —  Der  Betriebsanternehmer  ist  im 
Falle  der  Unterlassung  der  Mittheilnng  zur  nachträglichen  Anzeige  anzuhalten. 
Bei  der  verspäteten  Anzeige  läuft  die  Verjährungsfrist  erst  drei  Monate  nach 
Eingang  der  Anzeige  ab. 

Art«  9.  Wenn  die  eidgenössischen  oder  kantonalen  Aufsichtsorgane  in  £r- 
£Edirnng  bringen,  daß  der  von  einem  Unfall  oder  einer  Krankheit,  wofür  Haft- 
pflicht besteht,  betroffene  Arbeiter  oder  Angestellte  oder  dessen  Rechtsnachfolger 
eine  im  Sinne  des  gegenwärtigen  oder  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1881  ihm 
zustehende  billige  Entschädigung  auf  außergerichtlichem  Wege  nicht  erhalten 
hat,  so  haben  sie  sofort  der  Kantonsregierung  Bericht  zu  erstatten.  Diese  wird 
eine  Untersuchung  anordnen  und  vom  Resultat  den  Interessenten  Mittheilung 
machen.  —  Verträge,  denen  zufolge  einem  Greschädigten  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger eine  offenbar  unzulängliche  Entschädigung  zukommt  oder  zugekommen 
ist,  sind  anfechtbar. 

Art.  10.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  14  des  Gesetzes  vom  25.  Juni 
1881  sind  analog  auf  diejenigen  Fälle  anwendbar,  in  welchen  Zweifel  entstehen, 
ob  eine  Unternehmung  unter  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  falle. 

Art.  11.  Die  Kantonsregierungen  sind  beauftragt,  für  die  Vollziehung  der 
gegenwärtigen  Vorschriften  besorgt  zu  sein.  —  Der  Bundesrath  übt  die  Kontrole 
Über  diese  Vollziehung  aus. 

Art.  12.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen 
des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bundesgesetze  und  Bundesbeschltisse,  das  gegenwärtige  Gesetz  bekannt  zu  machen 
und  den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  zu  bestimmen. 

Handelskammern«  Siehe  auf  den  folgenden  Seiten  den  Artikel  „Handels- 
und Industrieverein,  schweizerischer''. 

Handelsmuseen*  Infolge  eines  Postulates,  welches  Hr.  Ständerath  Gobat 
am  8.  Dezember  1888  in  der  Bundesversammlung  stellte,  lautend: 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  untersuchen  : 

1)  ob  nicht  auch  die  kaufmännische  Ausbildung  im  Allgemeinen  und  die  Handels- 
museen insbesondere  im  Sinne  des  Bundesbeschlusses  betreffend  das  gewerbliche 
Bildungswesen  vom  27.  Juni  1884  der  Unterstützung  des  Bundes  theilhailig  werden 
sollen ; 

S)  ob  und  in  welchem  Maaße  der  Bund  an  der  Gründung  von  Handelsmuseen 
mittelst  Ankauf  von  Gegenständen,  welche  an  der  Pariser  Weltausstellung  zur 
Ausstellung  gelangen,  sich  betheiligen  solle, 

erstattete  der  Bundesrath  am   19.  März  1889  folgenden  Bericht  : 

Das  Postulat,  welches  den  Gegenstand  dieses  Berichtes  bildet,  scheint  von 
der  Meinung  auszugehen,  die  Frage  der  Gründung  von  Handelsmuseen  in  der 
Schweiz  sei  eine,  wenigstens  im  Prinzipe,  entschiedene,  indem  die  Pariser  Welt- 
ausstellung dazu  benutzt  werden  will,    Ankäufe  für  solche  Institute  zu  machen. 

Es  ist  richtig,  daß  schon  seit  Jahren  von  wirthscbaftlichen  Vereinen,  öffent- 
lichen Blättern  und  Privaten  die  Ereirung  von  Handelsmuseen  besprochen  wird; 
allein  zu  einem  abschließenden  Eesultate  ist  diese  Diskussion  noch  nicht  gelangt 
nnd  es  hat  die  Bundesbehörde  bis  jetzt  auch  noch  keinen  Entscheid  darüber 
gefaßt,  ob  sie  solche  Institute  gründen  oder  durch  Subventionen  unterstützen 
wolle. 
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Von  den  neuesten  Kundgebungen  »ind  vorab  die  Verhandlungen  der  Sektion 
Bern  der  schweizerischen  geographischen  Gesellschaft  und  im  Anschluß  derselben 
der  Ende  August  v.  J.  in  Aarau  al^gehaltene  Schweiz.  Geographentag  zu  erwähnen. 

An  den  Verhandlungen  in  Bern  hat  die  ostschweizerische  geographiech- 
kommerzielle  Gesellschaft  durch  ein  Referat  ihre  Bemühungen  kund  gegeben  und 
Vorschläge  gemacht,  nach  welchen  ein  in  Verbindung  mit  dem  Gewerbemuseum 
in  St.  Gallen  zu  gründendes  HandeLsmuseum  zunächst  folgende  Industrien  zu 
berücksichtigen  hätte  :  Buntweberei,  Weißweberei  und  verwandte  Stoffe,  Stickerei, 
Druckerei,  Seidenweberei,  Bandweberei  iSeide  und  Baumwolle). 

Am  Geographentag  in  Aarau  wurde  folgende  Resolution  gefaßt ; 

„Der  Geographentag  erklärt:  Die  Gründung  eine»  Netzes  schweizerischer 
Handelsmuseen  nach  dem  Vorbild  der  Brüsseler  und  Wiener  Einrichtung  und 
thunlichst  unter  Kombination  der  beiderseitigen  Prinzipien  ist  wünschenswerth. 
Es  sind  unter  Zuziehung  kaufmännischer  Interessenkreise  bei  den  Bundesbehörden 
die  nöthigen  Schritte  zu  thun,  daß  der  Bundesbeschluß  vom  27.  Juni  1884  auf 
das  kaufmännische  Bildungswesen  ausgedehnt  und  die  Handelsmuseen  snbvenlions- 
fähig  erklärt  werden.  Die  Pariser  Aufstellung  von  1889  soll  zur  Beschaffung 
eines  Grundstockes  für  die  schweizerischen  Handelsmuseen  benützt  werden.  Diese 
Beschlüsse  sind   von  der  Delegirtenversanimlnng  unverzüglich   auszuführen.** 

Bei  den  Kundgebungen  für  Handelsmuseen  werden  die  Institute  in  Brüssel 
und  Wien  stets  als  Vorbilder  dargestellt,  so  auch  in  der  Resolution  des  schweize- 
rischen Geographentages.  Es  erscheint  deshalb  als  angezeigt,  daß  wir  hier  einen 
Blick  in  dieselben  werfen.  Das  Handelsmuseum  in  Brüssel  stellt  in  seinen  Sta- 
tuten als  Zweck  auf:  die  Fabrikanten  und  Kaufleute  über  den  Gang  der  Ge- 
schäfte in  tremden  Ländern  zu  unterrichten  und  ihnen  zu  gleicher  Zeit  den 
Handelsverkehr  mit  den  Konsumcmten  und  Produzenten  jener  Länder  zu  erleichtern. 
Dasselbe  soll  im  Gebiete  des  Handels  gewissermaßen  den  gleichen  Platz  ein- 
nehmen, welchen  im  Gebiete  der  Naturwissenschaften  die  mineralogischen,  geolo- 
gischen, anatomischen  etc.  Sammlungen  innehaben.  Es  soll  den  Produzenten  zur 
Konkurrenz  waffnen  und  zwar  nicht  nur,  indem  ihm  das  in  diesem  oder  jenem 
Theile  der  Erde  vorgezogene  fremde  Fabrikat  vor  die  Augen  gelegt,  sondern 
ihm  auch  ermöglicht  wird,  die  Bedingungen,  unter  welchen  das  Fabrikat  den 
Absatz  tindet,  kennen  zu  lernen.  Es  soll  ihn  mit  einem  Worte  vor  schlechten 
Ausführungen  schützen,  die  meistens  von  unvollständiger  Kenntniß  des  Geschmackes 
des   Konsumenten  herrühren. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  soll  ein  Handelsmuseum  überhaupt  durch 
seine  Sammlungen  und  sein  Bureau  den  Fabrikanten  und  Kautleuten  stets  alle 
praktischen,  technischen  und  kommerziellen  Informationen  an  die  Hand  geben, 
welche  nöthig  sind,  um  sie  über  die  Absatztahigkeit  der  heimischen  Produkte, 
die  Bedingungen  und  Mittel  von  Exporten,  ebenso  wie  über  die  besten  Bezugs- 
quellen von  Rohstoffen  oder  fremden  Erzeugnissen  zu  verläßig  zu  belehren.  Von 
einem  solchen  Museum  wird  demnach  erwartet,  daß  es  Musterkollektionen  der 
betreffenden  Export-  und  Importgegenstände  fortwährend  komplet  halte,  alle 
praktischen  Belehrungen  über  Emballage,  Appretur,  Versendungsweise  u.  s.  w. 
biete,  über  die  wirthschaftlichen  uml  technischen  Details  des  Transportes,  also 
über  die  Wahl  der  besten  Verkehrslinien,  über  die  Art  der  Expedition,  die 
Frachttarife,  5^1lsätze  und  sonstigen  Spesen  authentische  Belehrung  ertheile, 
endlich  auch  die  Handlungshäuser  und  Firmen  bezeichne  und  Empfehlungen  oder 
Referenzen  verschalle,  um  auch  dem  mittleren  und  kleinen  Gewerbetreibenden 
und   Kaufmann  die  Theilnahme  am   Welthandel  zu  ermöglichen. 
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In  Wien  ist  das  unter  dem  Namen  „Orientalisches  Museum  "^  bekannte,  im 
Jahr  1873  in's  Leben  gerufene  Institut,  welches  sowohl  praktisch-gewerblichen 
und  kommerziellen  Zwecken,  als  wissenschaftlichen  und  künstlerischen  Tendenzen 
zu  dienen  bestimmt  war,  vor  einigen  Jahren  in  ein  Handelsmuseum  umgewandelt 
worden.  Dasselbe  betrachtet  es  als  eine  ihm  gestellte  Aufgabe,  mitzuarbeiten 
an  der  Förderung  und  Ausbreitung  der  Handelsbeziehungen  0 esterreich- Ungarns 
mit  dem  Auslande,  sowie  der  an  den  Verkehr  mit  demselben  sich  kntipfenden 
industriellen  Interessen.  Durch  Sammlungen  allgemein  kommerzieller  Natur, 
sowie  durch  Veranstaltung  und  Beschaffung  kunstgewerblicher  und  ethnogra- 
phischer Kollektionen  soll  dieses  Ziel  erreicht  werden.  Das  mit  demselben  ver- 
bundene Bureau  soll  über  internationale  Zoll-  und  Handelsverhältnisse,  Fracht- 
sätze und  Verkehrseinrichtungen  Auskunft  geben ,  ferner  den  Verkehr  mit 
handeis-  und  kunstgewerblichen  Anstalten,  Körperschaften  und  Vereinen  anbahnen, 
das  Studium  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  des  gesammten  Auslandes, 
sowie  der  Länderkunde  der  überseeischen  Gebiete  anregen.  Im  Wiener  Museum 
erachtet  man  die  Vertretung  der  kunstgewerblichen  Richtung  als  unerläßlich, 
weil  häufig  das,  was  als  Handelsartikel,  als  Erzeugniß  der  orientalischen  Haus- 
industrie hergebracht  worden,  der  österreichischen  Kunstindustrie  und  gleichzeitig 
der  exportirenden  Großindustrie  als  Vorbild  diene. 

Handelsmuseen  sind  in  Stuttgart  (mit  dem  Gewerbemuseum  verbunden), 
Frankfurt,  Pest  etc.  errichtet.  Es  wird  die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  und 
Kreirnng  solcher  Anstalten  auch  in  Frankreich  lebhaft  besprochen.  Staaten,  die 
den  internationalen  Verkehr  durch  hohe  Importzölle  hemmen,  bestreben  sich  hin- 
wieder, durch  Industrie-  und  Gewerbeausstellungen,  sodann  durch  Institute,  wie 
Handelsmnseen,  Exportmusterlager,  Handelskammern  im  Auslande,  Auskunfts- 
biireaux,  Handelsagenturen  u.  s.  w.,  den  Absatz  ihrer  eigenen  Erzeugnisse  zn 
fördern,  —  ein  Widerspruch,  dessen  Hebung  noch  in  femer  Zukunft  zu  liegen 
scheint. 

Um  die  seit  Jahren  in  der  Schweiz  besprochene  Frage  der  Kreirung  eines 
oder  mehrerer  Handelsrauseen  nunmehr  zum  Abschluß  zu  bringen,  wie  es  für 
die  Beantwortung  den  Postulates  vom  8.  Dezember  vorigen  Jahres  als  noth- 
wendig  erscheint,  hat  die  Handelsabtheilung  unseres  Departements  des  Aus- 
wärtigen eine  eingehende  Untersuchung  angeordnet  und  dabei  die  stets  bereit- 
willige, und  zu  verläßige  Mitwirkung  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
Vereins  mit  seinen  über  die  ganze  Schweiz  verbreiteten  Sektionen  in  Anspruch 
genommen.  Das  Resultat  dieser  Untersuchung  liegt  nun  vor.  Von  den  Sektionen 
des  genannten  V^ereins,  welche  über  die  Frage  Berichte  erstattet  haben,  emp- 
fehlen 6  mit  mehr  (xler  weniger  Bestimmtheit  die  Kreirung  von  Handelsmuseen, 
während   13   sich  dagegen  aussprechen. 

In  empfehlendem  Sinne  sprechen  sich  aus  : 

I.  Die  Asfiockition  mmmerriale  et  industrielle  f/enevoise.  Die  Schweiz  sei 
ein  bedeutendes  Produktionsland.  Jede  Gegend  habe  ihre  Industrien.  Mehrere 
Industrien  seien  wichtig,  ihnen  fehlen  aber  neue  Absatzgebiete.  Diese  können 
die  Industriellen  sich  nicht  selbst  verschaffen,  denn  es  seien  große  Kapitiilien 
nöthig ;  es  müssen  große  Reisen  gemacht  werden,  die  viel  Zeit  und  Geld  erfordern 
und  nicht  immer  sofort  auch  den  erhofften  Nutzen  bringen,  auf  den  man  glaubte 
zählen  zu  dürfen.  Man  beschränke  sich  dann  auf  kleine  Versuche,  die  oft  wegen 
Mangel  an  zuverläßiger  Auskunft  und  an  Mitteln  zur  weitem  Verfolgung  miß- 
lingen. Diese  Auskunft  sollte  durch  Handelsmuseen  beschafft  werden.  Dem 
kleinen  Fabrikanten  werde  dadurch  ermöglicht,  mit  den  Mächtigern  zu  konkurriren. 
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Handelsmnseen  würden  auf  unsere  wirthschaffcliche  Entwicklung  einen  sehr  gün- 
stigen  Einfluß  ausüben.  Es  würde  zweckmässig  sein,  drei  solche  Museen  zu 
kreiren  :  zwei  in  der  deutschen,  eines  in  der  französischen  Schweiz.  Jedes  sollte 
möglichst  vollständig  sein.  Was  die  Kosten  betrifft,  so  wären  dieselben  von  der 
Eidgenossenschaft  zu  tragen,  unter  Mithülfe  der  Kantone  .^der  Städte,  wo  dieselben 
errichtet  würden. 

II.  Die  Association  des  fabricants  ei  marchands  de  hijouieriey  joatllerie, 
arßvrerie^  de  ei  ä  Qeneve  schließt  sich  vollständig  den  Ansichten  und  Vor- 
schlägen der  Association  commerciale  et  industrielle  genevoise  an. 

III.  Der  Basler  Handels-  und  Industrieverein  anerkennt  die  Wttosohbar- 
keit  der  Errichtung  eines  oder  mehrerer  Handelsmuseen  in  der  Schweiz  und 
erachtet  eine  Bundessubvention  dafür  als  angezeigt. 

Die  Berechtigung  zur  Staatssubventionirung  der  Handelsmuseen  als  A  u  s  - 
und  Fortbildungsmittel  läßt  sich  nach  Ansicht  dieses  Vereins  auf  folgende 
Gründe  zurückführen: 

1)  Das  Handelsmuseum,  wenn  richtig  alimentirt,  sei  geeignet,  den  Indua- 
triellen  wie  den  Händler,  den  Handwerker  wie  den  Arbeiter  über  Leistungen 
und  Bedürfnisse  von  auswärtigen  Konkurrenten  und  Konsumenten  auf  dem 
Laufenden  zu  erhalten  und  müsse  unbedingt  die  Wirkung  haben,  einerseits  neue 
Anregungen  hervorzurufen  und  anderseits  die  sehr  oft  bestehenden  falschen  An- 
schauungen über  die  eigene  üeberlegenheit  und  die  fremde  Inferiorität  zu  klären. 

2)  Namentlich  des  Arbeiterstandes  wegen  seien  solche  Museen  in  großen 
Industriezentren  zweckmäßig  und  wünschbar,  und  zwar  nicht  nur  der  Anregung 
und  Bildung  in  technischer  Eichtung  wegen,  sondern  um  den  Arbeitern  durch 
eigene  Anschauung  von  Preip,  Qualität  und  Vollendung  fremder  konkurrirender 
Produkte  die  üeberzeugung  beizubringen,  daß  der  Konkurrenzkampf  ein  schwerer 
sei,  und  daß  sie  ihre  Leistungen  und  Forderungen  den  Verhältnissen  der  Kon- 
kurrenz anzupassen  haben. 

3)  Die  Privatinitiative  sei  in  der  jetzigen  Zeit  nicht  mehr  ausreichend;  da» 
gehe  am  besten  daraus  hervor,  daß  England,  welches  bis  anhin 'dieser  Maxime 
gehuldigt  habe,  seine  frühere  üeberlegenheit,  die  vor  20  Jahren  noch  fest  stand» 
vielfach  und  vielerorts  verloren  und  heute  Mühe  habe,  sich  der  früher  unbe- 
kannten fremden  Konkurrenz  zu  erwehren.  Der  kapitale  Unterschied  zwischen 
privaten  und  nationalen  Bemühungen  sei  der,  daß  die  erstem  in  der  Begel  nur 
für  den  kommenden  Tag  sorgen,  und  nur  die  letztem  auch  die  Zukunft  und  die 
kommenden  Generationen  in's  Auge  fassen  und  sich  infolge  dessen  herbeilassen, 
Opfer  für  Zwecke  zu  bringen,  deren  Kntzen  nicht  in  Bälde  oder  nicht  mit  Sicher- 
heit realisirbar  sei.  Es  müsse  deßhalb  die  Idee  der  Museen  auf  breitester  Basis 
an  die  Hand  genommen,  und  es  dürfen  die  Kosten  nicht  gescheut  werden. 

Das  mit  dem  Handelsmuseum  verbundene,  gut  geleitete  Auskunftsbttreau 
würde  dagegen  sofort  von  praktischem  Nutzen  sein,  aber  auch  hier  wäre  es 
nichtsdestoweniger  schwierig,  beinahe  ebenso  unmöglich  wie  beim  Handelsmuseum 
selbst,  daß  die  damit  verbundenen  Auslagen,  namentlich  für  den  Anfang,  voll 
und  ganz  wieder  eingebracht  werden. 

IV.  Der  ihnrgauische  Handels-  and  Gewerheverein  ist  der  Ansicht,  es 
sollen  mehrere  Handelsmuseen  gegründet  werden,  und  zwar  an  den  respektiven 
Industriezentren,  z.  B. 

für  Bijouterie,  Joaillerie,  Orfevrerie  etc.  in  Genf, 

für  Seiden-  und  BaumwoUweberei  in  Zürich, 

für  Stickerei  in  St.  Giillen. 
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Diese  Handelamaeeen  sollen  permanente  Ansstellangen  sein,  welche  Folgendes 
enthalten  : 

1)  Muster  und  möglichst  vollständige  Angaben  bezüglich  Artikeln,  welche 
von  Eonknrrenz-Indnstrien  fremder  Länder  geliefert  werden,  und  deren  Erstellung 
und  Verkauf  in  den  betreffenden  Absatzgebieten  auch  unsem  respektiven  Industrien 
wünschenswerth  erscheinen  dürften.  Der  schweizerische  Fabrikant  soll  also  mög- 
lichst in  die  Lage  versetzt  werden,  beurtheilen  zu  können,  ob  es  für  ihn  sich 
lohnen  dürfte,  die  Fabrikation  eines  neuen  Artikels  aofzunehmen,  oder  behufs 
Eröffnung  einer  neuen  Absatzquelle  für  einen  ihm  schon  bekannten  Artikel 
Scbritte  zu  thun. 

2)  Muster  und  möglichst  vollständige  Angaben  bezüglich  Erzeugnissen  von 
jetzigen  Absatzgebieten,  oder  eventuell  möglichen  Absatzgebieten  unserer  Lidustrien. 

Dadurch  soll  dem  schweizerischen  Geschäftsmann  Gelegenheit  geboten  werden, 
zu  beurtheilen,  ob  es  sich  für  ihn  lohnen  dürfte,  Beziehungen  mit  den  betreffenden 
Ländern  anzuknüpfen  zum  Zwecke  des  direkten  Importes  fraglicher  Artikel. 
Mancher  Artikel  wird  jetzt  von  der  Schweiz  aus  an  europäischen  Hafenplätzen 
gekauft,  der  ebenso  gut  direkte  importirt  werden  könnte.  Man  habe  dabei  nicht 
große  Artikel  wie  rohe  Baumwolle  etc.  im  Auge,  welche  hier  weniger  in  Be- 
tracht kommen,  sondern  vielmehr  Eolonialwaaren,  Gewürze  etc.,  femer  Erzeug- 
nisse, wie  fremde  Holzsorten,  Perlmutter,  Schildkrot,  Häute,  Elfenbein  etc., 
welche  das  Gewerbe  braucht.  Durch  einen  solchen  direkten  Import  würden  die 
Beziehungen  mit  unsern  Absatzgebieten  wechselseitige  werden,  was  unserem 
Export  entschieden  Vorschub  leisten  würde,  und  würden  auch  sonst  noch  ver- 
schiedene Vortheile  erzielt. 

3)  Muster  von  schweizerischen  Fabrikaten  für  den  inländischen  Konsum, 
welche  vielen  inländischen  Konsumenten  noch  unbekannt  sind  und  daher  vorzugs- 
weise aus  dem  Auslande  bezogen  werden.  Hier  habe  man  nicht  nur  Fabrikate 
der  großen  Export-Industrien  im  Auge,  sondern  speziell  auch  solche  des  Ge- 
werbes. 

V.  Der  Börsenverein  Glarus  hält  für  die  Schweiz  die  Errichtung  von 
Handelsmuseen  und  Exportmusterlagern  für  ein  richtigeres  Mittel,  die  kleinen 
Industrien  für  den  Export  mehr  zu  befähigen,  als  die  Aussendung  von  Handels- 
emissären. Hier  sei  dem  Strebsamen  Gelegenheit  geboten  die  Bedürfnisse  ent- 
fernter Länder  kennen  zu  lernen  und  sich  für  dieselben  einzurichten.  VTenn  etwas 
Tüchtiges  und  Passendes  erstellt  werde,  so  sei  es  auch  leicht,  dafür  einen  Ex- 
porteur zu  finden.  Selbst  die  Großindustrie  dürfte  aus  dieseu  Instituten  noch 
Nutzen  ziehen.  Sie  haben  sich  bis  jetzt  überall  als  segensreich  erwiesen.  Es 
werde  hiebei  vorläufig  nur  auf  Belgien  und  Deutschland  verwiesen,  welche  Staaten 
für  die  Errichtung  von  Mustermuseen,  wie  bekannt,  bedeutende  Summen  ausgeben, 
um  auf  diese  Weise  der  Export-Industrie  alle  möglichen  Absatzgebiete  zu  er- 
schließen. Man  bediene  sich  hiebei  der  jeweiligen  Konsuln,  welche  die  betreffenden 
Plätze  studiren  und  bezügliche  Muster  sammeln,  um  solche  mit  den  zu  erzielenden 
Preisen  und  einem  allgemeinen  Bericht  der  kompetenten  Behörde  einzureichen. 
Diese  Muster  werden  zweckmäßig  ausgestellt  und  Jedermann,  der  sich  dafür 
interessire,  habe  ein  Material  an  Händen,  welches  ihm  ein  leicht  faßliches  Projekt 
vor  Augen  führe.  So  habe  auch  der  ostschweiz.  Stickerei- Verband  in  St.  Gallen, 
wenn  auch  nur  mit  einseitigen  Mitteln  arbeitend,  anerkanntermaßen  bereits  schon 
befriedigende  Eesultate  durch  ein  Mustermuseum  erzielt.  Um  wie  viel  mehr 
sollte  dies  nicht  möglich  sein,  wenn  ein  eidgenössischcä  Mustermuseum  für  alle 
Industriezweige   errichtet    würde,    welches  den  weitgehendsten  Anforderungen  zu 

Fiurrer,  Volkswirthschafts-Lexikon  der  Schweiz.  }4 
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enttprechen  im  Stande  wäre.  Ebenso  wie  der  Bond  für  alle  volkswirthsohaftlichen 
Bedürfioisse  mit  großen  Summen  in  die  Lücke  trete,  so  würde  sich  derselbe  bei 
einer  solch'  wichtigen  Institution  zweckentsprechend  mit  fioanzieller  Unterstützung 
einzugreifen  wohl  auch  einverstanden  erklären,  zumal  eben  auch  unsere  Groß- 
und  Kleinindustrie  einen  integrirenden  Theil  der  Yolkswohlfahrt  bilde. 

VI.  Der  Verein  schweieenscher  WdU  und  Halbwoll-  Industrieller  würde 
das  Entstehen  solcher  Institute  begrüßen. 

In  ablehnendem  Sinne  sprechen  sich  aus  : 

I.  Die  Finanz-  und  Handelsdirekiion  des  Kantons  Grlanis.  Sie  hält  die 
Errichtung  eines  schweizerischen  Handelsmuseums  nicht  für  zweckentsprechend. 
Sie  fürchtet,  es  würde  dasselbe  bald  eher  einem  Antiquitäten-Eabinet  ähnlich 
sehen  oder,  wie  dies  an  andern  Orten  gesehen  werden  könne,  hauptsächlich  nur 
von  der  Lebensmittel-Industrie  benutzt  werden.  Sie  glaubt  nicht,  daß  z.  B.  die 
Uhrenindustrie  sich  einen  Erfolg  von  einem  schweizerischen  Handelsmuseum  ver- 
spräche, wenn  dasselbe  nicht  in  der  Westschweiz  Aufnahme  fände,  und  umge- 
kehrt werden  die  ostschweizerischen  Industrien  urtheilen.  Unser  Centralplats, 
Bern,  dürfe  in  diesem  Falle  als  ganz  ungeeignet  bezeichnet  werden.  Zu  einem 
einheitlichen  Museum  bedürfe  es  auch  der  Fachkenntniß  in  allen  Industriebrancheu. 
Es  müsse  in  jeder  derselben  eine  stetige  Erneuerung  und  Auffrischung  erfolgen. 
Kurz,  es  müsse  eine  innige  Verbindung  mit  jedem  Industriezweige  stattfinden 
und  es  sollte  die  Möglichkeit  geboten  sein,  die  betheiligten  Ejreise  auf  möglichst 
bequeme  Art  Einsicht  nehmen  zu  lassen  von  dem,  was  je  Neues  geboten  würde. 

Dieselbe  redet  daher  sogenannten  Fachmuseen  das  Wort,  die  etwa  wie  folgt 

aufzustellen  wären  : 

Bijouterie  in  Grenf; 

Uhren  in  La  Chaux-de-Fonds ; 

Seidenbänder  in  Basel; 

Seidenstoffe 

Baumwollspinnerei  und  -Weberei 

Wolle,    Stroh  und  diverse  kleinere  Industrien 

Buntweberei   1    .     «^    i-,  „ 
Q^  ,       .  m  öt.  (jallen; 

ocicKerei 

Druckerei  in  Glarus. 
Dabei  sei  man  der  Meinung,  daß  diese  Museen  von  den  betreffenden  Industrie- 
branchen   selbst    gegründet,    organisirt  und  unterhalten  werden  sollen,  selbstver- 
ständlich unter  Subvention  des  Bundes. 

II.  Die  Seiden-Industrie-Gesellschatt  des  Kantons  Zürich  glaubt  nicht, 
daß  ein  Handelsmuseum  gute,  richtige  Auskunft  zu  ertheilen  im  Stande  wäre, 
noch  stets  die  neuesten  Muster  beschaffen  könnte,  und  deswegen  könne  sie  keinen 
Nutzen  für  ihre  Industrie  in  der  Errichtung   von  Handelsmuseen  erkennen. 

Schon  eher  könnte  sie  in  der  Erweiterung  bestehender  und  der  Gründung 
neuer  Fachschulen  ein  Mittel  sehen,  das  zur  Förderung  unserer  Industrien  und 
indirekt  zur  Förderung  des  Exportes  helfen  dürfte.  Ohne  auf  den  Ankauf  zu 
dringen,  möchte  sie  für  den  Fi.ll,  daß  an  der  Weltausstellung  Artikel  erworben 
würden,  ersuchen,  Fachschulen  damit  zu  bedenken.  Die  Muster  kommen  dadurch 
in  jene  Kreise,  in  denen  ein  gewisses  Interesse  dafür  vorausgesetzt  werden  dürfe, 
und  wo  in  Verbindung  mit  den  Fachschulen  sich  am  leichtesten  Mittel  und 
Wege  finden  lassen,  um  neue  Gedanken  zu  entdecken  und  allfallige  neue  Artikel 
mit  Erfolg  aufzugreifen. 


in  Zürich; 
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Im  Uebrigen  erwarte  sie  eine  Förderung  des  Exporthandels  nur  dann,  wenn 
diese  von  der  Privatinitiative  ausgebe,  und  sie  könne  die  Aufgabe  des  Staates 
ledigllcb  darin  sehen,  daß  er  diesbezügliche  Bestrebungen  unterstütze. 

III.  Der  schweizerische  Spinner-^  Zwirner-  und  Weber-Verein  antwortete, 
daß  Handelsmuseen  für  die  Spinnerei  und  Zwirnerei  gar  kein  und  für  die 
Weberei  jedenfalls  nur  ein  sehr  geringes  Interesse  haben  könnten.  Die  Spinner, 
die  Z wimer  und  ebenso  die  Weber  verfertigen  geradezu  Alles,  was  man  von 
ihnen  verlange,  sobald  der  Preis  konvenire.  Sie  seien  in  der  Lage,  jede  Grarn- 
nummer,  einfach  und  gezwirnt,  zu  jedem  beliebigen  Gebrauche  sich  eignend,  zu 
erstellen.  Ganz  besonders  sei  die  Webindustrie  so  hoch  entwickelt,  daß  ihr 
kein  Muster  vorgelegt  werden  könne,  welches  sie  nicht  sofort  herzustellen  im 
Stande  wäre. 

Handelsmuseen  haben  eine  hohe  Bedeutung  für  Länder,  welche  sich  erst 
industriell  entwickeln  wollen.  Wir  Schweizer  aber  kennen  alle  Textilartikel  der 
ganzen  Welt,  seien  ja  Überall  Schweizer  und  Schweizerhäuser,  welche  das 
Mutterland  unterrichten  über  Bedarf  und  Verbrauch  von  Erzeugnissen  jeder  Art 
auf  den  entferntesten  Winkeln  unseres  Erdballes,  und  daheim  sei  man  im  Stande, 
Alles  zu  erstellen  und  jedem  Bedarf  zu  genügen.  Gewiß  sei  unsere  Industrie 
mehr  als  je  darauf  angewiesen,  Spezialitäten  zu  erzeugen;  allein  die  Erzeugung 
derselben  könne  in  keinem  Fall  durch  Errichtung  von  Handelsmuseen  gefördert 
werden.  Die  Neuheiten  werden  in  der  Eegel  geheim  gehalten,  und  erst  nach 
dem  sie  genügend  ausgebeutet  worden  seien,  werden  sie  Gemeingut  und  kommen 
im  Museum  erst  zum   Vorschein,  wenn  darauf  nichts  mehr  zu  verdienen  sei. 

Angeregt  von  großen  Exporthäusern  schaffe  unsere  Weberei  immer  und 
immer  Neues.  Gewisse  Standards  bleiben;  in  den  Neuheiten  aber  löse  ein 
Artikel  in  regulärer  Kontinuität  den  andern  ab.  Freilich  komme  es  dann  aller- 
dings auch  vor  —  sei  wenigstens  schon  vorgekommen  —  daß  solch'  neue 
Muster,  in  der  Schweiz  mit  viel  Fleiß,  Geschick  und  Kostenaufwand  erstellt, 
durch  unsere  Exporteurs  nach  England  wandern,  wo  es  ihnen  manchmal  gelinge, 
^roße  Posten  eine  kleine  Fraktion  billiger  erstellen  zu  lassen  als  durch  den 
Verfertiger  des  Musters.  Wenn  also  dem  schweizerischen  Weber  oftmals  sogar 
für  die  selbst  angefertigten  neuen  Muster  die  Bestellungen  entgehen,  wie  sollte 
man  denn  von  ihm  erwarten  dürfen,  dass  er  Neuheiten  im  Handelsmuseum 
niederlegen  werde,  um  sie  damit  gleich  zum  Gemeingut  Aller  werden  zu  lassen  ? 
Die  Kunst  Weberei  könnte  sich  nach  den  gemachten  Erfahrungen  nicht  einmal 
dazu  entschließen,  an  einer  Ausstellung  ihre  neuesten  Artikel  zu  produziren, 
sondern  würde,  wenn  sie  ausstellen  wollte,  nur  mit  Typen  ausrücken,  um  mit 
diesen  durch  den  Grad  der  Perfektion  zu  glänzen. 

Manche  Leute  meinen  durch  Anlegung  von  Musterkollektionen  von  Waaren 
aus  andern  Staaten,  die  in  fremden  Ländern  Absatz  finden,  sammt  den  nöthigen 
Angaben  über  Herkunft,  Absatz  und  allen  damit  zusammenhängenden  Verhält- 
nissen, ganz  besonders  dem  kleinen  Manne  einen  Dienst  zu  erweisen^  indem  ihm 
dadurch  der  Export  ebenfalls  ermöglicht  werde.  Diese  Ansicht  sei  eine  ganz 
unrichtige;  man  leiste  dadurch  dem  kleinen  Mann  keine  Wohlthat,  sondern  man 
führe  ihn  vielmehr  ins  Verderben ;  denn  kleine  Leute  sollen  weder  konsigniren 
noch  exportiren.  p]s  fehle  ihnen  dazu  gewöhnlich  Alles,  nicht  nur  das  nöthige 
Kapital,  sondern  es  fehlen  ihnen  oft  auch  die  erforderlichen  merkantilen  Kennt- 
nisse. Wie  mancher  kleine  Fabrikant  sei  an  den  Folgen  dieses  Fehlgriffes  zu 
Grunde  gegangen  1  Der  Erlös,  wenn  er  überhaupt  hereinkomme,  bleibe  viel  zu 
lange  aus.     Hier  solle  und  müsse  das  Gesetz  der  Arbeitstheilung  zur  Anwendung 


Handelsmuseen  — .      212     —  Handelsmuseen 

kommen ;  der  Eine  sei  Fabrikant  und  der  andere  Eanfinann ;  der  Eine  verwende 
seine  ganze  Kraft  auf  die  Produktion  und  der  Andere  mit  reichen  Mitteln  bringe 
das  Erstellte  auf  den  Weltmarkt« 

IV.  Der  Verein  schweizerischer  Maschinenindusirieller  erwartet  von 
Handelsmuseen  keine  Förderung  der  Maschinenindustrie,  und  diese  habe  demnach 
an  einer  solchen  Einrichtung  kein  Interesse. 

V.  Der  bemische  Verein  fUr  Handel  uud  Industrie  ist  mit  dem  von  der 
schweizerischen  Handelskammer  gefaßten  Beschlüsse  (vide  pag.  17  dieses  Be- 
richtes) einverstanden. 

VI.  Die  kaufmännische  Gesellschaft  Zürich,  Durch  Handelsmuseen  wolle 
man  die  Industriellen  des  eigenen  Landes  belehren,  mit  den  Bedürfnissen  und 
Absatzverhältnissen  fremder  Gegenden  vertraut  machen  und  sie  anspornen,  an 
der  Deckung  jener  Bedürfnisse  theil zunehmen.  .  Es  liege  auf  glatter  Hand,  daß- 
die  Erreichung  dieses  Zieles  von  drei  Faktoren  abhänge,  von  denen  indessen  die 
tüchtige  Leitung  eines  solchen  Instituts  und  die  Neigung  der  Industriellen,  sich 
überhaupt  auf  derartige  Weise  belehren  zu  lassen,  hier  nicht  weiter  in  Betracht 
fallen.  Viel  wichtiger  und  für  die  Nutzbarmachung  des  Handelsmuseums  ent- 
scheidend sei  die  Frage,  ob  die  exportfähigen  Industrien  eines  Landes  noch 
andere  und  vor  Allem  aus  bessere  Mittel  als  das  Handelsmusenm  besitzen,  um 
sich  über  fremde  Absatzgebiete  zu  informiren.  Es  falle  sofort  in  die  Augen, 
daß  in  dieser  Richtung  die  Verhältnisse  eines  altern  Exporttandes,  das  seit  mehr 
als  einem  halben  Jahrhundert  seine  Vertretungen  und  Verbindungen  in  allen 
Zonen  und  Enden  der  Welt  habe,  wesentlich  andere  seien,  als  diejenigen  eines 
Jüngern  Industriestaates,  dessen  Exportin duetrien  die  ersten  Schritte  aus  der 
Treibhausluft  des  einheimischen,  wohl  verwahrten  und  wohl  geschützten  Marktes- 
auf  den  Weltmarkt  hinaus  wagen.  Und  ferner  leuchte  es  auch  ein,  daß  selbst 
bei  gleicher  industrieller  Entwicklung  die  Industrien  desjenigen  Landes  der 
Unterstützung  durch  Handelsmuseen  eher  entrathen  können,  dessen  Bürgern  ein 
stärkerer  Wandertrieb,  die  größere  Leichtigkeit,  fremde  Länder  aufzusuchen  und 
zu  beobachten,  innewohne. 

In  dieser  Hinsicht  sei  unsere  Lage  eine  andere  als  diejenige  Oesterreichs, 
Italiens  oder  auch  Deutschlands.  Unsere  größern  Exportindustrien  haben  das 
Stadium  der  Entwicklung,  in  welchem  Handelsmuseen  von  direktestem  Nutzen 
für  den  produzirenden  Industriellen  wären,  bereits  überholt.  Durch  ihre  Ver- 
bindungen aller  Art  informiren  sie  sich  meist  rascher  und  besser,  als  dies  durch 
die  Schaustellungen  und  Mittheilungen  eines  Handelsmuseums  geschehen  könnte, 
und  darum  sei  es  unthunlich  und  unwirthschaftlich,  selbständige  Handelsmuseen 
als  allgemein  die  Eichtung  weisende,  Vorbilder  liefernde  Institutionen  für  unsere 
Exportindustrien  hinzustellen.  Etwelcher  Werth  für  die  Orientirung  und  Bildung 
des  Industriellen  in  einzelnen  Fällen  sei  den  Handelsmuseen  trotzdem  auch  für 
unsere  Verhältnisse  nicht  abzusprechen,  sofern  dieselben  sich  möglichst  auf  der 
Höhe  halten ;  und  wenn  nebenbei  und  ohne  Übermäßige  Opfer  dieser  Bildungs- 
werth  nutzbar  gemacht  werden  könne,  so  sei  dies  selbstverständlich  wünschbar 
und  erfreulich. 

Diese  Lösung  lasse  sich  finden,  wenn  die  Handelsmuseen  nicht  sowohl  darauf 
ausgehen,  nur  dem  Tage  und  der  jetzigen  industriellen  Generation  zu  dienen, 
sondern  wenn  sie  ihre  Sammlungen  derart  anlegen,  daß  dieselben  ein  Bild  der 
ganzen  Entwicklung  eines  Industriezweiges,  des  Werdens  und  Wachsens  desselben 
und  der  darin  vor  sich  gegangenen  Wandlungen  bieten  und  ein  Erziehungsmittel 
für    die  kommenden    industriellen  Generationen    sein  wollen.     Für    diese    haben 
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solche  Samminngen  sehr  bedeutenden  ßildongswerth,  wenn  sie  mit  Applikations- 
fichulen  in  Verbindung  gebracht  werden  und  als  Anschauungs-  und  Lehrmittel 
•dienen. 

Und  in  diesem  Sinne  modifizirt  wünscht  die  kaufmännische  Gesellschaft 
■allerdings,  den  den  Handelsmuseen  zu  Orunde  liegenden  Gredanken  unsern  Ver- 
hältnissen anzupassen  und  für  dieselben  nutzbar  zu  machen.  Es  hätte  also  der 
Bund  die  Sammlungen  der  industriellen  und  gewerblichen  Bildungsanstalten  in 
höherem  Grade  zu  unterstützen,  als  dies  bisher  geschehen  sei,  und  durch  seine 
Mithülfe  diesen  Anstalten  allmälig  die  Anlegung  ansehnlicher,  sich  stets  ver- 
jüngender Fachmuseen  zu  ermöglichen.  Zu  diesem  Behufe  wären  die  Sammlungen, 
wie  sie  z.  B.  der  Seidenindustrie  in  der  Seidenwebschule  in  Zürich,  der  Stickerei 
in  St.  Gallen,  der  Buntweberei  in  Wattwyl  etc.  zur  Verfügung  stehen,  zu  äufnen 
und  zu  erweitern,  und  wenn  man  so  Bestehendes  ausbaue,  so  werde  die  Gefahr 
vermieden,  daß  der  Staat  aus  übel  angebrachter  Wohlmeinenheit  Waaren  in 
einem  Handelsmuseum  zusammenstopple,  die  Niemand  betrachte  und  die  darum 
schliesslich  als  eine  Grümpelsammlung  vergrauen  und  verderben. 

VII.  Die  kaufmännische  Oesellschaft    Winierihur  äußert  sich  wie  folgt: 
Für  Industrielle  haben  alle  Sammlungen,  wie  Handelsmuseen,  wenig  Werth ; 

•denn  wer  warten  wollte,  bis  er  in  Museen  gangbare  Artikel  und  Preise  gesehen 
hätte,    der  käme  wirklich  zu  spät.     Und  auf  diesen    wie    auf  anderen  Gebieten 
«oll    man    doch    nicht    glauben,    daß    wichtige    Ideen,    neue    Schöpfungen    und 
Erfindungen  zum  Gemeingut  Aller  gemacht  werden. 

Nach  den  von  Seite  der  Mitglieder  der  Gesellschaft  eingegangenen  Ansichten 
müsse  sie  zu  dem  Antrage  sich  entschließen,  daß  von  Errichtung  von  Schweiz. 
Handelsmuseen,  oder  einem  Handelsmuseum,  Umgang  genommen  werde. 

VIII.  Die  Kommission  für  Handel  und  Gewerbe  des  Kantons  Appenzell 
A.'Rh.  glaubt  nicht,  daß  die  Errichtung  schweizerischer  Handelsmuseen  der 
Industrie  ho  wesentliche  Dienste  leisten  würde,  welche  die  in  Aussicht  stehenden 
Kosten  für  dieselben  rechtfertigten. 

PjS  dürfte  genügen,  wenn  der  Bund,  theilweise  im  Sinne  des  Postulates 
vom  8.  Dezember  abbin,  einen  Kredit  auswürfe  zur  Subventionirung  von  An- 
käufen an  der  Pariser  Ausstellung  für  schon  in  den  meisten  industriellen  Centren 
bestehende  Museen. 

IX.  Der  Handels-  und  Industrieverein  Herisau  hält  dafür,  daß  ein 
unmittelbarer  Erfolg  betreffend  Ausdehnung  des  Verkehrs  einzelner  Industrien 
4urcb  Errichtung  von  Handelsmuseen  nicht  zu  erwarten  sei,  da  ja  ein  solches 
Museum  unmöglich  den  einzelnen  Fabrikanten  so  schnell  und  praktisch  renseigniren 
könne,  wie  es  bei  den  heutigen  Handelsverhältnissen  nöthig  sei  und  wie  solches 
•durch  gute  Vertretungen  an  den  Konsumplätzen  erreicht  werde.  Speziell  die 
Stickerei-Industrie  werde  von  Hunderten  von  Vertretern  tagtäglich  auf  dem 
Laufenden  erhalten.  Das  Industrie-  und  Gewerbemuseum  in  St.  Gallen  leiste 
schon  ziemlich  viel  und  doch  holen  unsere  Industriellen  die  Wegleitung  für  die 
Oangbarkeit  der  Produkte  nicht  dort,  sondern  auf  den  großen  Konsumplätzen 
Paris,  London  etc. 

X.  Der  Tndustrieverein  der  Stadt  St.  Oallen  hält  Handelsmuseen  in  dem 
Rahmen,   wie  sie  jetzt  vorgeschlagen,  nicht  für  ein  Bedürfniß. 

Die  Fälle,  wo  es  einem  Handelsmuseum  gelingen  könne,  einen  Artikel  in^s 
Leben  zu  rufen,  an  den  vorher  bei  uns  nicht  gedacht  worden,  werden  sehr  ver- 
einzelt sein. 


Handelsmuseen  —     214     —  Handelsmuseen 

Da  wandere  man  lieber  durch  die  Straßen  von  Paris,  suche  die  zahlreichen 
Eläufer  auf,  welche  für  alle  nahen  und  fernen  Länder  der  Erde  kaufen,  und 
bilde  sich  so  ein  ürtheil  über  die  Artikel,  die  daheim  zu  fabriziren  seien.  Wem 
dieses  Eeisen  nicht  möglich  sei,  der  suche  in  unsem  Industrie-  und  Gre werbe- 
museen  aus  dem  reichen  Material  Ideen  für  seine  Industrie,  mache  was  Rechtes 
und  Andere  werden  es  gerne  kaufen  und  verbreiten. 

Das  orientalische  Museum  in  Wien  sei  recht  reich  und  schön,  aber  spärlich 
besucht. 

Der  Handel  sei  lebendig,  —  nur  das  Heutige   gelte,    das  Gestrige   sei  ab- 
gethan  5  Handelsprodukte,  Waarenmuster,  Preise,  Bezugsquellen  etc.  können  heute 
Werth  haben,  in  einem  Jahre  sicher  nicht  mehr,  ja  oft  in  wenig  Wochen  nicht    t 
mehr.     Das  Aufbewahren  solcher  Dinge,  Jahre  lang,   in  theuren  Räumen,  hätte 
nur  noch  ethnographischen  Werth  —  aber  keinen  praktischen  oder  Handelswerth. 

Der  Handel  bedllrfe  der  Frische,  täglich  neuer  Anregung  und  Nachdenkens. 
Geben  wir  unsern  Industrien  solche  Anregungen;  dazu  seien  berufen  unsere  In- 
dustrie- und  Gewerbemuseeu ,  Lesestoff  und  Illustrationen ,  Zeichnungsscbulen, 
Webechulen  etc. 

unsere  Museen  seien  berechtigte  Sammlungen ;  sie  dienen  der  Industrie  als 
Anschauungsunterricht,  indem  sie  das  Schönste  und  Beste  aller  Zeiten  und  Völker 
sammeln  und  dem  Beschauer  überlassen,  daraus  jeweilen  das  der  Zeit  Dienliche 
zu  entnehmen ;  nur  diese  Vorbilder,  gut  gewählt,  seien  Jahrhunderte  lang  schätzen»- 
werthes  Material. 

XI.  Das  kaufmännische  Direktorium  in  St,  Gallen  äußert  sich  im  Wesent- 
lichen wie  folgt : 

Man  erwarte  von  einem  Handelsmuseum,  daß  es  Musterkollektionen  der 
betreffenden  Export-  und  Importgegenstände  fortwährend  komplet  halte,  alle 
praktischen  Belehrungen  Über  Emballage,  Appretur,  Versendungsweise  u.  s.  w. 
biete,  über  die  wirthsohaftlichen  und  technischen  Details  des  Transportes,  albo 
über  die  Wahl  der  besten  Verkehrslinien,  über  die  Art  der  Expedition,  der 
Frachttarife,  Zollansätze  und  sonstigen  Spesen  authentische  Belehrung  ertheile, 
endlich  auch  die  Handlungshäuser  und  Firmen  bezeichne  und  Empfehlungen  oder 
Referenzen  verschaffe,  um  dem  mittleren  und  kleineren  Gewerbetreibenden  und 
Kaufmann  die  Theilnahme  am  Welthandel  zu  ermöglichen. 

Es  werde  in  erster  Linie  anzunehmen  sein,  daß  den  Sammlungen  des 
Handelsmuseums  nicht  die  gleiclie  Aufgabe  zufallen  soll,  wie  denjenigen  der  schon 
bestehenden  Industrie-  und  Gewerbemuseen;  daß  sie  also  nicht  dazu  angelegt 
werden,  um  Geschmack  und  Technik  von  innen  heraus  weiter  zu  bilden  und 
Studienmaterial  im  engem  Sinne  zu  bieten,  überhaupt  als  fachliche  Bildungs- 
anstalten zu  wirken ;  sondern  daß  sie  dem  Besucher  dasjenige  zur  Anschauung 
bringen  sollen,  was  der  Markt  jeweilen  verlange  und  anbiete  und  was  der  Kauf- 
mann und  der  Industrielle  sofort  direkt  verwerthen  könne.  Wie  schwierig,  ja 
geradezu  unmöglich  die  Anlage  solcher  Sammlungen  sein  müßte,  werde  sofort 
einleuchten,  wenn  man  bedenke,  daß  es  bei  halbwegs  entwickeltem  Exporthandel 
dem  Interesse  sowohl  des  hiesigen  Versenders,  als  des  auswärtigen  Empfangers 
von  Waaren  in  der  Regel  schnurstracks  entgegenlaufe,  diejenigen  Artikel,  mit 
welchen  sie  auf  dem  Markte  Erfolg  haben,  allgemein  bekannt  zu  geben;  wenn 
man  ferner  bedenke,  wie  rasch  die  Vorliebe  für  diese  oder  jene  Artikel,  der 
Geschmack  an  diesen  oder  jenen  Mustern  wechsle,  und  wie  Alles,  was  mit  Handel 
und  Industrie  zusammenhänge,  sozusagen  in  nie  unterbrochenem  Wandel  be- 
griffen sei. 
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Es  sei  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  daß  es  unter  gewissen  umständen  für 
noch  wenig  entwickelte  Kleinindustrien  oder  Gewerbe,  die  sich  aus  eigener  Elraft 
den  Weg,  der  in  die  große  Straße  des  Welthandels  führe,  noch  nicht  zu  bahnen 
vermochten,  daß  es  in  einzelnen  Fällen  auch  für  den  Verkehr  in  gewissen  Natur- 
produkten vortheilhaft  sein  dürfte,  sich  durch  permanente  oder  zeitweise  Aus- 
stellungen einem  weitem  kaufenden  Publikum  bemerkbar  und  leichter  zugänglich 
zu  machen.  Aber  derartige  Versuche  von  immerhin  sehr  zweifelhaftem  Ausgang 
werden  wohl  am  besten  im  Anschlüsse  an  schon  bestehende  Institute  gemacht 
oder  dem  Unternehmungsgeist  der  Interessenten  überlassen,  dem  der  Bund  mit 
seinen  Mitteln  zu  Hülfe  kommen  möge,  wenn  und  soweit  er  es  für  gut  finde. 
Die  Großindustrie  und  der  Großhandel  bedürfen  derartiger  Krücken  in  keiner 
Beziehung,  und  was  überhaupt  durch  die  Sammlungen  eines  Handelsmuseums  er- 
worben und  geboten  werden  könnte,  wäre  ohne  Zweifel  fast  ohne  Ausnahme  für 
die  unmittelbare  Verwerthung  schon  veraltet  und  hätte  für  die  Benutzer  der 
Sammlungen  nur  noch  den  bildenden  Werth,  der  immer  in  der  Erweiterung  des 
geistigen  Horizonts  durch  neue  Anschauungen  liege,  aber  nicht  mehr,  und  daher 
in  der  Regel  weniger,  als  gute  Musterabonnements  oder  sorgfältige  Einkäufe 
eines  einsichtig  geleiteten  Industrie-  und  Gewerbemuseums.  Bildender  Art  und 
nicht  für  nnmittelbare  Verwerthung  geeignet,  wären  unbedingt  auch  die  An- 
käufe, die  an  der  Pariser  Weltausstellung  gemacht  werden  sollten.  Es  sei  sehr 
zu  begrüßen,  wenn  die  Eidgenossenschaft  einen  möglichst  hohen  Spezial-Kredit 
aussetze,  um  bei  Anlaß  der  Ausstellung  Ankäufe  zu  machen,  aber  nicht  für  ein 
neues  Handelsraaseum,  sondern  für  die  bestehenden  Industrie*  und  Gewerbe- 
museen, auf  wohlmotivirte  Vorschläge  ihrer  Verwaltungen. 

Hinsichtlich  des  Auskunftsbareau,  welches  mit  Handelsmuseen  zu  verbinden 
wäre  und  den  Mittlern  und  Kleinen  die  Theilnahme  am  Welthandel  ennöglichen 
sollte,  bemerkt  das  genannte  Direktorium: 

Was  von  Zollverhältnissen,  Gesetzgebung,  Konsular-  und  andern  Fach- 
berichten und  Verfügungen  jeder  Art  auf  dem  Gebiete  von  Handel  und  Industrie 
dem  Kaufmann  und  Fabrikanten  zu  wissen  nöthig  sei,  das  solle  ihm  eine  tüchtig 
geleitete  amtliche  Publikation  bieten,  und  das  Direktorium  freue  sich,  sagen  zu 
dürfen,  daß  unser  Schweizerisches  Handelsamtsblatt  verständige  Anforderungen 
in  dieser  Richtung  Jahr  für  Jahr  mehr  befriedige.  Auch  die  vor  Kurzem  ein- 
geführte amtliche  Statistik  über  die  schweizerische  Ein-  und  Ausfuhr  sei  für  den 
denkenden  Kaufmann  und  Industriellen  von  großem  Werthe  und  in  guten  Hän- 
den, wenn  auch  immerhin  noch  vervollkommnungsfähig.  Es  sei  auch  an  das 
schweizerische  Posthandbuch  zu  erinnern.  Was  könnte  denn  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen ein  Handelsmuseum  mehr  und  Besseres  leisten?  An  Auskunft  femer 
über  die  verschiedenen  Verkehrslinien  und  -Gelegenheiten  und  deren  Vortheile 
la.ssen  es  die  Herren  Spediteure  wahrlich  nicht  fehlen ;  die  allmälige  Beseitigung 
der  Uebelstände  aber,  unter  welchen  der  Handelsstand  auf  dem  Gebiete  des 
Transportwesens  noch  leide,  sei  nicht  von  einem  Auskunftsbureau  oder  Handels- 
museum, sondern  von  dem  schweizerischen  Eisenbahndepartement  zu  erhoffen. 
An  Ankündigungen  endlich,  Empfehlungen,  Mustersendungen,  kurz  an  Reklame 
jeder  Art  werde  in  neuester  Zeit  wohl  eher  zu  viel,  als  zu  wenig  gethan.  Da 
sorge  jeder  Einzelne  ausgiebigst  dafür,  daß  seine  Waare  und  seine  Leistungen 
nicht  im  Dunkeln  bleiben.  Die  Prüfung  aber  alles  Dargebotenen  werde  und 
müsse  Sache  des  einzelnen  Interessenten  bleiben,  und  kein  noch  so  großartig 
organisirtes  Handelsmuseum  oder  Auskunftsbureau  könnte  und  wollte  jemals  die 
Verantwortlichkeit  einer  eigenen  Beurtheilung  übernehmen. 
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Es  sei  keine  Ueberhebung,  wenn  das  Direktorium  seine  Ueberzeugung  dahin 
aasspreche,  daß  die  Schweiz  in  der  sorgfältigen  Pflege  der  in  neuerer  Zeit  ge- 
gründeten fachlichen  Bildungsanstalten,  in  einer  einsichtigen  Gresetzgebnng  mid 
in  einer  verständigen  und  festen  Handels-  und  Zollpolitik  die  einzig  richtigen, 
nöthigen  und  möglichen  Hülfsmittel  zur  Förderung  ihres  Handels  und  ihrer  In- 
dustrie besitze  und  alles  Uebrige  rabig  der  freien  Selbstthätigkeit  ihrer  Yolke- 
kraft  überlassen  dürfe. 

XII.  Die  SocietS  indttstrielle  et  commerciale  du  Canion  de  Vaud  ist  der 
Ansicht,  daß  die  Handelsmuseen  einen  praktischen  Nutzen  nicht  hätten.  Die 
Resultate  solcher  würden  in  keinem  Verhältnisse    zu   den  großen  Kosten  stehen. 

Xin.  Die  SociiU  intercantonale  des  Industries  du  Jura  spricht  sich  eben- 
falls im  ablehnenden  Sinne  aus.  Die  Eidgenossenschaft  möge  vielmehr  ihre  Sub- 
ventionen den  gewerblichen  Bildnngsanstalten  zuwenden,  die  diejenigen  Master 
sich  verschaffen  werden,    die    zu    ihrem  Zwecke   nothwendig   und  nützlich  seien. 

Dies  sind  die  Ergebnisse  der  in  den  Sektionen  des  schweizerischen  Handels- 
und Industrievereins  vorgenommenen  Untersuchungen. 

Was  das  häufig  als  Vorbild  hervorgehobene  llandclsmuseum  in  Brüssel 
betrifft,  so  haben  wir  schon  früher  über  dasselbe  nähere  Erkundigungen  einge- 
zogen. Das  Eesultat  derselben  ist  im  Handelsamtsblatt  vom  12.  April  1887 
publizirt  worden  und  mag  an  dieser  Stelle  wiederholt  werden.  Dasselbe  lautet: 
Dieses  Institut  scheint  in  Belgien  selbst  nicht  allgemein  so  geschätzt  zu  sein, 
wie  im  Ausland  und  speziell  in  der  Schweiz,  wo  es  seit  einiger  Zeit  häufig  zur 
Nachahmung  empfohlen  wird.  Kompetente  belgische  Kaufleute  und  Fabrikanten 
haben  erklärt,  daß  der  Luxus  der  Einrichtung  außer  Verhältniß  zu  deren  Nutzen 
stehe,  ja  daß  das  Museum  für  sie  geradezu  werthlos  und  überflüssig  sei.  Wenn 
ein  Kaufmann  oder  Industrieller  über  ein  entferntes  Absatzgebiet  Aufschluß 
wünsche,  ziehe  er  vor.  Jemand  dahin  zu  senden,  um  an  Ort  und  Stelle  Studien 
machen  zu  lassen,  oder  er  wende  sich  an  eine  dort  etablirte  Vertrauensperson. 
Die  im  Museum  ausgestellten  Gregenstände  seien  für  den  Handel  nicht  neu,  also 
werthlos,  und  bestünden  zudem  vorwiegend  aus  Produkten,  die  aus  fernen  Ge- 
bieten importirt  werden  können,  Kokosnüsse,  Straußenfedern  u.  dgl.,  wogegen 
man  viel  zu  wenig  Muster  von  neuen  europäischen  Exportartikeln  finde.  Der 
Hauptnutzen  des  Museums  bestehe  in  den  Mittheilungen,  welche  es  über  Trans- 
porttaxen und  Zolltarife  zu  machen  im  Falle  sei.  —  Solche  Urtheile  über  das 
belgische  Handelsmuseum  sind  übrigens  wiederholt  auch  im  belgischen  Parla- 
mente zu  Tage  getreten  und  scheinen  zu  beweisen,  daß  man  sich  davor  hüten 
muß,    Alles,    was  das  Ausland  macht,    für  gut  und  nachahmenswerth  zu  halten^ 

Der  Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins  erachtete 
es  der  Wichtigkeit  der  Angelegenheit  für  angemessen,  noch  die  schweißerische 
Handelskammer  zu  konsultiren.  Nach  einläßlicher  Diskussion  hat  diese  in  ihrer 
Sitzung  vom  9.  Februar  abbin  sich  damit  einverstanden  erklärt,  daß  der  Bund 
die  etwaige  Gründung  von  Handelsmuseen  nach  Maßgabe  des  Bundesbeschlusses 
vom  18.  Dezember  1884  ^)  (betreffend  Vertretung  der  schweizerischen  wirth- 
schaftlichen  und  kommerziellen  Interessen  im  Auslande)  unterstütze,  daß  er  aber 
namentlich  auf  die  Subventionirnng  der  Industrie-  und  Gewerbemuseen,  sowie 
der  Sammlung  von  Fachschulen  bedacht  sein  und  ihnen  die  in  Paris  durch  kom- 
petente Leute  zu  erwerbenden  Ausstellungsgegenstände  zuwenden  möge. 

')  Siehe  Seite  89/90  im  II.  Band. 


Hnndelsmuseen  —     217     —  Handelsmnseeii 

Hiemit  übereinstimmend  lautet  das  vom  Vororte  des  genannten  Vereins  uns 
erstattete  Grutachten,  welches  wir  unserm  Berichte  beilegen. 

Im  wirthsnhaftlichen  Leben  eines  Staates  ist  der  Exporthandel  unstreitig 
von  eminenter  Bedeutung  und  es  ist  Aufgabe  des  Staates,  Mittel  und  Wege  aus- 
findig zu  machen,  wie  derselbe  gefördert  und  Hemmnisse,  die  ihm  entgegen- 
stehen, beseitigt  werden  können.  Es  geschieht  dies  bereits  auf  mannigfache 
W'eise,  wie  das  kaufmännische  Direktorium  in  St.  Crallen  in  seinem  Berichte 
anerkennend  hervorhebt. 

Wie  aus  den  auszüglich  mitgetheilten  Berichten  hervorgeht,  sind  in  kom- 
petenten Kreisen  die  Ansichten  darüber,  ob  Handelsmuseen  geeignet  seien,  im 
Verhältnisse  der  bei  zweckmäßiger  Einrichtung  unvermeidlich  mit  denselben  ver- 
bundenen Kosten  auch  zu  nützen,  divergirend.  Unter  allen  Umständen  und  ab- 
gesehen von  den  divergirenden  Ansichten  über  Nothwendigkeit  und  Nützlichkeit 
erscheint  es  nicht  als  angezeigt,  daß  vom  Bunde  auf  seine  Kosten  und  ofßziell 
solche  Institute  in's  Leben  gerufen  werden.  Es  ist  bisher  als  Grrundsatz  beob- 
achtet worden,  daß  der  Staat  nur  da  und  nur  insoweit  in's  wirthschaftliche  Leben 
eingreife,  als  die  Kräfte  der  Privaten  nicht  zureichen.  An  dem  bisherigen  Ver- 
fahren festhaltend,  glauben  wir,  daß  der  Bund  nicht  offizielle  Handelsmuseen 
gründen  soll,  daß  er  aber,  wenn  Gruppen  von  Industrien  oder  Gewerben  solche 
Museen  für  ihren  Interessenkreis  in^s  Leben  rufen  wollen,  sie  unterstütze,  wenn 
sich  nach  vorgenommener  Untersuchung  herausstellt,  daß  sie  wirklich  im  all- 
gemeinen Interesse  des  Landes  liegen. 

Es  ist  sowohl  von  der  Handelskammer  als  auch  von  verschiedenen  Sektionen 
des  Handels-  und  Industrievereins  betont  worden,  daß  die  Unterstützung  des 
Bundes  namentlich  den  bestehenden  Industrie-  und  Gewerbeschulen,  sowie  den 
gewerblichen  Fachschulen  zugewendet  und  daß  die  Pariser  Ausstellung  zu  An- 
schaffungen für  dieselben  benutzt  werden  möchte. 

Wir  sind  deshalb  in  der  Lage,  auch  hierüber  unsere  Ansichten  mitzutheilen. 

Zunächst  erinnern  wir  daran,  daß  n<^ie  Muster-,  Modell-  und  Lehrmittel- 
sammlungen, die  Gewerbe-  und  Industrie -Museen**  gemäß  Art.  2  und  1  des 
Bundesbeschlnsses  vom  27.  Juni  1884  ^)  betreffend  die  gewerbliche  und  in- 
dustrielle Berufsbildung  zu  denjenigen  Anstalten  gehören,  welche  Beiträge  aus 
der  Bundeskasse  erhalten.  Es  geschah  die  Ausrichtung  solcher  Beiträge  denn 
auch  seit  Inkrafttreten  jenes  Bundesbeschlusses  in  ausgiebigem  Maße,  so  daß  es 
den  Sammlungen  ermöglicht  war,  die  jeweilen  sich  bietenden  günstigen  Gelegen- 
heiten zu  Ankäufen  auszunützen. 

Wir  wollen  hier  wiederholen,  was  wir  bereits  in  einem  andern  Berichte 
gesagt,  daß  nämlich  die  Ausgaben  des  Bundes  für  die  gewerblichen  und  in- 
dustriellen Bildungsanstalten  seit  1884  bis  1889  Fr.  1^386,957.92  betragen 
haben. 

Auch  in  den  ihre  Subventionsbegehren  pro  1889  begleitenden  Budgets  haben 
sie  sich  hinreichend  vorgesehen,  um  Anschaffungen  an  der  Pariser  Weltausstellung, 
welche  ihre  Direktoren  zu  diesem  Zweck  besuchen  werden,  zu  machen.  Die 
für  Anschaffungen  im  Jahre  1889  vom  Bunde  verlangte  Summe  beläuft  sich 
«inzig  für  diejenige  Kategorie  von  Anstalten,  um  die  es  sich  hier  handelt,  auf 
ungefähr  55,000  Fr.,  während  sie  aus  andern  Mitteln  noch  weitere  (i 5,000  Fr. 
ebenfalls  für  Anschaffungen  zu  verwenden  in  Aussicht  genommen  haben.  E^ 
repräsentirt  dies  eine  Gesammtsumme  von  beiläufig  120,000  Fr.,  welche  unseres 

^  Siehe  Seite  254  im  1.  Band. 
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Eracbtens  genügen  wird.  Sollte  die  eine  oder  andere  besonders  gttnstige  Gre- 
Ifigenheit  sich  zeigen,  nm  etwas  Außerordentliches  an  der  WeltauasteUnng  tama- 
kaufen,  wofür  die  vorhandenen  Mittel  nicht  hinreichen,  «o  mögen  sich  die  In- 
teressenten mit  einem  besouderen  Gesuch  an  die  Bundesbehörden  wenden,  welche 
nicht  ermangeln  werden,  es  zu  prüfen  und  eventuell  ausnahmsweise  Zuschüsse  zu 
machen,  oder,  falls  das  Budget  nicht  ausreichen  sollte,  Nachtragskredite  zu  ver- 
langen resp.  zu  bewilligen. 

Zu  den  schon  vorhandenen  beträchtlichen  Mitteln  aber  von  vornherein  noch 
weitere  auszuwerfen,  können  wir  nicht  befürworten.  Ein  solches  Vorgehen  würde 
leicht  zu  deren  Verausgabung  k  tout  prix,  zu  Verschleuderung  führen,  wovon 
weder  Industrie  noch  Gewerbe  Nutzen  hätten.  Schon  jetzt  konnte  hie  und  da 
eine  Tendenz  zur  Aufstapelung  möglichst  vieler  Gegenstände  beobachtet  werden, 
welche  um  so  schädlicher  ist,  als  mehrere  unserer  Museen  mit  so  großen  räum- 
lichen Einschränkungen  zu  kämpfen  haben,  daß  weitere  Anschaffungen  zum  Theil 
sistirt  werden  müssen  und  ihre  rationelle  Entwicklung  in  Frage  gestellt  ist. 

Das  Ergebniß  der  Untersuchung  ftihrt  uns  zu  folgenden  Anträgen  : 

1)  Die  Gründung  von  Handelsmuseen  ist  der  Privatthätigkeit  zu  überlassen. 
Der  Bundesbeschluß  vom  18.  Dezember  1884  (betreffend  Vertretung  der  schwei- 
zerischen wirthschaftlichen  und  kommerziellen  Interessen  im  Auslande)  findet  auch 
auf  die  Gründung  solcher  Institute  analoge  Anwendung.  Demnach  kann  Handels- 
museen, die  zur  allgemeinen  Förderung  des  8chweizeri sehen  Handels  ins  Leben 
gerufen  werden,  auf  gestelltes  Ansuchen  linanzielle  oder  anderweitige  Unter- 
stützung bewilligt  werden,  wenn  dieselben  sich  nach  der  von  den  ßundesbehörden 
vorzunehmenden  Prüfung  als  nützlich  und  nothwendig  herausstellen. 

2)  Sollten  nicht  vorgesehene  Ankäufe  an  der  Pariser  Ausstellung  f\lr  bestehende 
Industrie-  und  Gewerbemuseen  oder  Fachschulen  gemacht  werden  wollen,  und 
die  vorhandenen  Mittel  nicht  hinreichen,  so  wird  die  Bundesbehörde  nachträg- 
liche Subventionsgesuche,  die  zu  solchen  Ankäufen  an  sie  gelangen,  prüfen  und, 
wenn  sich  die  Gesuche  als  begründet  herausstellen,  Zuschüsse  zu  den  bereits  pro 
1889  bewilligten  Subventionen  machen. 

Die  Bundesversammlung  faßte  in  ihrer  Frühjahrssession  von  1889  den  Be- 
schluß: „Es  wird  vom  bundesräthlichen  Antrage  vom  19.  März  1889  in  ge- 
nehmigendem Sinne  Kenntniß  genommen'*. 

Handelsregister.  (Nach  den  Mittheilungen  der  Herren  Dr.  Leo  Weber, 
Sekretär  für  Gesetzgebung  und  Rekurs wesen  des  eidgenössischen  Justizdeparte- 
ments,  und  A.  Rothpletz,  Sekretär  für  das  Handelsregister  im  genannten  De- 
partement.    Geschrieben  Mitte  März   1891.) 

Seit  dem  1.  Januar  1883  werden  in  sämmtlichen  schweizerischen  Kantonen 
Handelsregister  nach  einheitlichen  Bundesvorschriften  geführt.  Der  Art.  859  des 
Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht  hat  die  Führung  solcher.  Register  den 
Kantonen  zur  Pflicht  gemacht. 

Durch  Art.  893  des  O.-R.  war  dem  Bundesrathe  der  Auftrag  ertheilt,  über 
Einrichtung,  Führung  und  Kontrolirung  der  Handelsregister,  über  das  bei  den 
Eintragungen  in  dieselben  zu  beobachtende  Verfahren,  die  zu  entrichtenden  Taxen 
und  die  Beschwerdeführung  eine  gleichzeitig  mit  dem  Obligationenrecht,  d.  h.  auf 
1.   Januar   1883,  in  Kraft  tretende  Verordnung  zu   erlassen. 

Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  hatte  die  Vorarbeiten  zu  dieser 
Verordnung  zu  besorgen,  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Materie  in  engem  An- 
schluß an  «lie  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  steht  und  daher  einen  vor- 
herrschend juridischen  (privatrechtlichen)  Charakter  trägt.   Die  einfache  Anlehnung 
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an  bereite  Torhaadene  Vorbilder  (aoBlSndbche  oder  kantonale  Einrichtongen) 
erwies  sich  als  unstatthaft.  Unser  Obligationenrecht  hat  bei  Normining  der  auf 
besondem  BedtlrfciRBen  de»  HandelsstandeB  beruhenden  Iiecbt«institute  die  ent- 
nprechenden  Beatimmun  gen  der  deuteoben  und  franEÖeischen  HandelRrechta-Gesetz- 
gebiingen  zwar  nicht  außer  Acht  gelassen,  aber,  wie  die  bundeRräthliche  Botschaft 
vom  27.  November  1879  mit  Recht  bemerkt,  es  ist  doch  dabei  seine  eigenen 
Wege  gegangen  und  hat  .alle  diese  Institute  ihres  ausscblieSHoh  fUr  Handels- 
leute berechneten  Charakter»  entkleidet". 

In  da»  Handelsregister  müssen  sich  eintragen  lassen  die  KoÜtkiiv-  und 
KommanditffcselUchußen.  die  Aktien-  und  KommandäahliennesellsehaflK»,  die 
Genossenfichuflcii  und  Vereine,  welche  jtirittisrhe  Pfrs/hdichkeil  (das  Recht, 
auf  ihren  eigenen  Namen  Rechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten  einzugehen) 
erlangen  wollen,  sowie  alle  diejenigen  Personen,  welche  in  kaufmännischer  Art 
ein  Gewerbe  betreiben. 

Eh  kann  aber,  wer  immer  unter  einer  Firma  ein  Geschtift  betreibt,  sei  dies 
auch  in  nicht  kaufmännischer  Weise,  diese  Firma  eintragen  lattsen.  Ueberdem 
kann  sich  jeder  }( an  dl  uiig'<  fähige  eintragen  laseen,  um  dadurch  im  vollen  Sitine 
werhsHfiihif/  zu  werden,  indem  er  sich  der  prozessualischen  Wechselstrenge  unter- 
wirft, d.  h.  anf  nicht  wecheelmüßige  Einreden  verzichten  und  den  schnellen 
Recht.-itrieb  Über  sich  ergehen  lassen  will. 

Prokuristen  sind  zur  Eintmgung  in  das  Handelsregister  anzumelden,  ver- 
pflichten jedoch  schon  vor  der  Eintragung  kaufmänninche  Prinzipale.  Prokiiristen 
zur  Betreibung  anderer  als  kaufmärniacber  Gewerbe  oder  Geschäfte  künren  nur 
durch  Eintragung  in  das  Handelsregister  bestellt  werden. 

Es  wurde  »lemnach  vom  Justizdepartement  die  Aufstellung  eines  selbst- 
ständigen  Entwurfs  als  durchaus  nntbwendig  erkannt.  Herr  Advokat  Ad.  Fick^ 
Sohn,  in  Ztlrich,  ilbernahm  dessen  Abfassung.  Eine  Expertenkommission ,  bestehend 
ans  den  Herren  AH.  Fir-k.  vorgenannt,  Charles  Snldan,  Kantonsrichter  in  Lau- 
sanne, und  Dr.  Paul  Spriser,  Professor  in  Basel,  in  Verbindung  mit  den  Herren 
Leo  Weber  als  Vertreter  des  eidg.  lustizdepartenientes  und  Dr.  Ph.  Willi  als 
Vertreter  des  Schweiz.  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartementes,  wurde  berufen, 
einen  ersten  Entwurf  zu  Händen  des  Justiz-  und  Polizei  de  parlementes  dnrcb- 
znberathen  und  festzu.stcUen,  Aus  eigener  Initiative  hatte  auch  Herr  Dr.  Paul 
Speiser  einen  Entwurf  ausgearbeitet.  So  legen  im  Jnü  1882  der  Kxperten- 
kommission  zwei  Entwürfe  vor.  Dieselben  unterschieden  sii'h  in  folgenden  Punkten: 
Nach  dem  Entwürfe  Fick  waren  vier  tabellarische  Abtheilungen  des  Registers 
vorgesehen,  in  welche  die  Eintragungen  auf  Grundlage  von  (11  rubrizirten"» 
An meldescb einen  geschehen  sollten.  Speiner  dagegen  ließ  das  Handelsregister  in 
zwei  Abtheilungen  zerfallen:  das  eigentliche  Handelsregister  mit  zwei  Büchern, 
dem  Journal  und  dt^ni  Firmenbuch,  und  das  Register  der  sog.  Voll  wechselfähigen. 
Mehrfache  Bemerkungen  und  Gutachten  waren  eingegangen  vom  Vorurt  des 
Schweizerischen  Handels-  und  Industrie  Vereins  (Zürich),  von  der  Kaufmännischen 
Gesellschaft  in  Zürich,  von  der  Handelskammer  in  Genf,  sowie  von  der  Societ6 
industrielle  et  commerciale  du  canton  de  Vand,  von  letzterer  unter  Einbegleitnnff 
eines  (skizzirten)  Reglementsentwurfes. 

Die   vorgenannte    funfgliedrige  Expertenkommission  tagte  vom   24,   hie  % 
mit  2t>.  Juli  1882   zu  erster   und  am  14.  August  18H^  zu  zweiter  ]" 
in  Bern.    Zwischen    der  ersten  und  zweiten  Berathung  war  dan  liu~ 
und  industriellen  Kreisen  nochmals  Gelegenheit  zu  »ach bezU glichen  J( 
gegeben    worden.    Auf  Grundlage    des  Speiser'achen   Entwurfes   i 
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mission  den  Text  einer  Bundesverordnung  fest  und  es  machte  hierauf  das  eidg. 
Justizdepartement  am  22.  August  desselben  Jahres  seine  Vorlage  an  den  Bundee- 
rath.  Der  Bundesrath  adoptirte  das  vorgeschlagene  System  und  erließ  am 
29.  August  1882  die  „Verordnung  über  Handelsregister  und  Handelsamtsblatt *^ . 
In  Art.  3  derselben  wurde  die  fernere  Besorgung  der  auf  das  HAudelsregister 
und  Handelsamtsblatt  sich  beziehenden  Geschäfte  dem  Schweiz.  Handels-  und 
Landwirthschaftsdepartement  zugewiesen.  Der  Handelsstand  hatte  sich  einstimmig 
für  das  letztgenannte  Departement  als  leitende  und  kontrolirende  Behörde  aus- 
gesprochen. Ein  Dualismus  in  der  Departementalleitung  konnte  nicht  als  zweck- 
mäßig erachtet  werden. 

Da  die  Fragen,  die  sich  bei  der  Führung  des  Handelsregisters  sehr  häufig 
aufdrängen,  meist  rein  juristischer  Natur  sind,  so  war  dadurch  selbstverständlich 
die  begutachtende  Mitwirkung  des  Justizdepartementes  nicht  ausgeschlossen.  In 
der  Folge  zeigte  es  sich  dann,  daß  es  nicht  nur  kein  Nachtheil,  sondern  ein 
großer  Vortheil  sein  würde,  wenn  das  Handelsregisterwesen  unter  juristische  Leitung 
gestellt  würde.  Den  ersten  Schritt  hiezu  machte  der  Bundesrath  dadurch,  daß 
er  im  Jahre  1885  dem  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement  einen  juristi- 
schen Spezialsekretär  beigab,  der  mit  dem  Wesen  und  der  Führung  des  Handels- 
registers praktisch  vertraut  war.  Durch  Beschluß  betreffend  die  Organisation 
seiner  Departemente,  vom  8.  Juli  1887  hat  sodann  der  Bundesrath  das  Handels- 
register dem  Justiz    und  Polizeidepartement  unterstellt. 

Mit  dem  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Eonkurs  vom  11.  Januar 
1889,  das  die  Betreibung  auf  dem  Wege  des  Konkurses  auf  die  im  Handels- 
register eingetragenen  Personen  und  Gesellschaften  beschränkt,  hat  das  Handels- 
register eine  erhöhte  Bedeutung  gewonnen.  Nun  wurde  aber  bisher  0.  Art.  865, 
Abs.  4,  welcher  für  die  Eintragspflicht  maßgebend  ist,  in  der  allerverschiedensten 
Weise  gehandhabt.  In  den  einen  Registerbezirken  wurden  nur  wirkliche  Kauf- 
leute, theiis  sogar  nur  die  ganz  großen  Geschäfte,  zum  Eintrage  gezwungen,  in 
andern  zog  man  beinahe  die  ganze  Bevölkerung,  soweit  sie  nicht  geradezu 
aus  Fabrikarbeitern,  Bauern,  Beamten  oder  Rentiers  bestand,  in  den  Bereich 
des  Handelsregisters.  Da  der  Bundesrath  hiergegen  nicht  direkt  einschreiten 
konnte,  so  war  es  unmöglich,  eine  gleichmäßige  Anwendung  des  Gesetzes  zu 
erreichen.  Dies  war  ein  großer  Uebelstand.  Ein  anderer  bestand  darin,  daß  die 
bestehenden  Bestimmungen  nicht  genügten,  um  einen  renitenten  Eintragspflich- 
tigen wirklich  zur  Eintragung  zu  zwingen.  Wer  aber  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  im  Handelsregister  eingetragen  sein  soll,  dessen  Eintragung  muß 
als  Voraussetzung  der  Konkursbetreibung  von  Rechtes  wegen  erzwingbar  sein. 
Nur  dann  können  die  Interessen  des  gesammten  Handelsstandes  gewahrt  and 
nur  dann  kann  verhindert  werden,  daß  einzelne  Gläubiger  zu  Ungunsten  der 
übrigen  einen  Schuldner  auspfänden. 

Dem  hat  das  Bundesgesetz  vom  11.  Dezember  1888  zur  Ergänzung  der 
Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  über  das  Handelsregister  abgeholfen.  Das- 
selbe legt  einerseits  den  Handelsregisterbehörden  die  Pflicht  auf,  die  Eintragung 
von  Amtes  wegen  oder  auf  Begehren  eines  Dritten  zu  vollziehen,  wenn  eine 
zur  Eintragung  verpflichtete  Person  oder  Gesellschaft  dieser  Obliegenheit  nicht 
nachkommt.  Anderseits  beauftragte  es  den  Bundesrath,  die  erforderlichen  Ver- 
fügungen zu  trefl'en,  damit  die  Verpflichtung  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
register Überall  gleichmäßig  erfüllt  werde. 

In  Ausführung  dieses  Gesetzes  hat  der  Bundesrath  unterm  6.  Mai  1890 
eine  neue  Verordnung  erlassen,  welche  wie  obiges  Bundesgesetz  mit  dem  1.  Januar 
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1891  in  Kraft  getreten  ist.  um  eine  gleichmäßige  Anwendung  des  Gesetzes  zu 
ermöglichen,  hat  er  in  derselben  die  Pflicht  zur  Eintragung  genau  präzisirt.  £s 
soll  dabei  selbstverständlich  nicht  gesagt  nein,  daß  damit  die  Frage  der  Ein* 
tragspflicht  nach  allen  Seiten  befriedigend  gelöst  sei.  Indessen  hat  sich  das  Vor- 
gehen des  Bundesrathes  bis  jetzt  als  durchaus  praktisch  erwiesen.  Einerseits  sind 
nunmehr  beinahe  alle  nach  seiner  Auslegung  eintragspflichtigen  Personen  und 
Gesellschaften  wirklich  in  das  Handelsregister  eingetragen  worden,  anderseits 
haben  sich  eine  große  Anzahl  von  eingetragenen  Geschäften,  welche  thatsächlich 
nicht  unter  den  Zwang  des  Gesetzes  gehören,  wieder  streichen  lassen.  Das 
Handelsregister  bietet  daher  nunmehr  im  Ghroßen  und  Ganzen  ein  richtiges  Bild 
der  eintragspflichtigen  Geschäfte  und  ermöglicht  so  eine  sachgemäße  Ausführung 
des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  auch  im  Hinblick  auf 
die  der  Konkursbetreibung  Unterliegenden. 

Nach  der  bundesräthlichen  Verordnung  vom  6.  Mai  1890  zerfällt  das 
Handelsregister  in  drei  Abtheilungen :  1)  Das  Hauptregister  (Register  A)  zur 
Aufiiahme  der  Eintragungen  von  Einzelfirmen,  kaufmännischen  Prokuraerthei- 
lungen,  Kollektivgesellschaften ,  Kommanditgesellschaften ,  Aktiengesellschaften,. 
Kommandit- Aktiengesellschaften,  Genossenschaften,  Vereine  und  eventuell  betreffend 
das  eheliche  Güterrecht.  2}  Das  besondere  Register  (Register  B)  zur  Ein- 
tragung derjenigen  Personen,  welche  gestützt  auf  Art.  865,  Abs.  1,  O.-R.  die 
Eintragung  verlangen,  um  sich  damit  der  Wechsel-  und  Konkursbetreibung  zu 
unterwerfen,  obschon  für  sie  eine  Pflicht  zur  Eintragung  nicht  vorläge  und  sie 
keiner  der  obgenannten  Kategorien  angehören.  3)  Das  Register  der  nicht 
kaufmännischen  Prokuren  (Register  C)  zur  Verzeichnung  derjenigen  Personen,, 
welche  zur  Betreibung  anderer  als  Handels-,  Fabrikations-  oder  sonst  nach  kauf- 
männischer Art  geführter  Gewerbe  oder  Geschäfte  als  Prokuraträger  bestellt  sind. 

Das  Hauptregister  besteht  aus  folgenden  Büchern:  1)  Dem  Journal y. 
in  welchem  in  Form  eines  Verbalprozesses,  unter  fortlaufenden,  jedes  Jahr  neu 
beginnenden  Ordnungsnummem,  und  in  chronologischer  Reihenfolge  alle  auf  Ein- 
tragungen, Löschungen  und  Aenderungen,  die  in  das  Hauptregister  gehören,  be- 
züglichen Anmeldungen  zur  Einschreibung  gelangen;  außerdem  werden  in  ihm 
auch  die  in  das  Register  C  gehörenden  nicht  kaufmännischen  Prokuraertheilungen 
protokoUirt ;  2)  dem  in  Tabellenform  geführten  Firmenbuch,  in  welchem  jeder 
Firma  eine  Blattseite  eingeräumt  ist,  worauf  alle  die  Firma  betreffenden  Joumal- 
einträge  notirt  werden ;  3)  einem  Verzeichniß  der  eingetragenen  Firmen ;  4)  einem 
ebensolchen  sämmtlicher  im  Firmenbuche  eingetragenen  Personen;  5)  einem 
besonderen  Hefte  zur  Aufnahme  der  MiUßiederverBeichnisse  der  Genossen- 
schaften mit  gewöhnlicher  und  solidarischer  Haftbarkeit. 

Das  besonder  tRegister  zerfällt  in  ein  ehr onologis dies  Buch,  in 
welches  die  Eintragungen  nach  der  Reihenfolge  der  Anmeldung  gemacht  werden, 
und  ein  alphabetisches  Buch,  in  einfachster  Form  dem  Journal,  sowie  dem 
Firmenbuche  des  Hauptregisters  nebst  dazu  gehörigen  alphabetischen  Verzeich- 
nissen nachgebildet. 

Zum  Register  der  nicht  kaufmännischen  Prokuren  gehört  ebenfalls  ein 
alphabetisches  Nachschlag evereeichniß. 

Die  Eintragungen  geschehen  im  Register  B  und  C  nur  auf  Antrag 
der  Interessenten.  Bis  zum   1.  Januar  1891   war  dies  auch    beim    Hanptragiltar 
der  Fall.  Löschungen  können  in  gewissen  Fällen,  wo  eine  Anmeldimg 
erzwingbar  ist,  in  allen  drei  Registern  von  Amtes  wegen  erfolgen. 
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Schon  auf  Grund  der  Verordnung  von  1882  hatten  die  RegisterfUhrer  von 
Amte»  wegen  darauf  zu  achten,  daß  die  zu  Eintragungen,  Aenderungen  und 
Xöschungen  Verpflichteten  dieser  Verpflichtung  nachkamen.  Gregen  Säumige  wurde 
nach  Maßgabe  von  §  864  mit  Ordnungsbußen  von  mindestens  10  Fr.  einge- 
achritten,  welche  bis  auf  500  Fr.  erhöht  werden  konnten.  Seit  1.  Januar  1891 
können  nun  Eintragungen  und  Aenderungen,  wie  bereits  angedeutet,  auch  oon 
Amtes  wegen  vorgenommen  werden,  wenn  die  zur  Anmeldung  Verpflichteten 
dieselbe  nicht  selbst  anmelden;  den  Säumigen  trifft  in  diesem  Falle  außer  der 
amtlichen  Eintragung  noch  eine  innerhalb  <ier  obengenannten  Grenzen  zu  be- 
mesaende  Ordnungsbuße. 

Die  im  Journal  und  im  chronologischen  Buche  des  besonderen  Registers 
gemachten  Eintragungen  werden  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  durch  das  Schtcet- 
eeriscUe  Ilandelsamtsblatt  veröffentlicht.  Erst  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem 
sie  durch  dieses  Organ  zur  Eenntniß  des  Publikums  gelangt  sein  können,  wer- 
<len  die  Eintragungen  in  der  Regel  auch  diesen  —  dritten  Personen  —  gegen- 
über wirksam.  Mit  Rücksicht  auf  die  Anwendbarkeit  der  Wechsel-  und  Konkurs- 
betreibung  äußern  sie  ihre  Wirkung  erst  mit  dem  auf  die  Bekanntmachung  im 
Handelsamtsblatt  folgenden  Tage.  Dagegen  unterliegen  Personen,  welche  im 
Handelsregister  eingetragen  waren,  noch  während  sechs  Monaten  der  Konkurs - 
betreibung,  nachdem  die  Streichung  durch  das  Handelsamtsblatt  bekannt  gemacht 
worden  ist. 

In  Streitigkeiten  zwischen  Privaten  über  Eintragungen  mischen  sich  die 
Handelsregisterbehörden  nur  insofern,  als  es  sich  um  Fälle  handelt,  wo  eine 
Person  oder  Gesellschaft,  die  zur  Eintragung  verpflichtet  ist,  dieser  Verpflich- 
tung nicht  nachkommt.  In  allen  übrigen  Fällen  steht  der  Entscheid  ausschließ- 
lich den  Gerichten  zu. 

Die  territoriale  Organisation  ist  in  den  einzelnen  Kantonen 
verscliieden.  Man  glaubte  vielerorts  der  Bequemlichkeit  des  Publikums  wegen 
für  jeden  einzelnen  Bezirk  oder  Landestheil  ein  eigenes  Register  anlegen  zu 
müssen.  So  werden  in  den  Kantonen  Bern,  Freiburg,  Solothurn,  Tessin  und 
Waadt  seit  lö83  in  jedem  Bezirke  ein  Register  geführt.  Für  Wallis  bestehen 
drei  Register  für  die  drei  Landestheile.  Auch  in  St.  Gallen  bestand  bis  1891 
in  jedem  Bezirk  ein  eigenes  Register;  seit  1.  Januar  1891  sind  dieselben  in 
eines  verschmolzen.  Aargau  führt  ein  nach  Bezirken  abgetheiltes  Centralregister; 
desgleichen  that  Neuenbürg,  bis  die  vor  1883  entstandenen  Firmen  eingetragen 
waren,  dann  ließ  es  Dezentralisation  nach  Bezirken  eintreten.  Alle  andern 
Kantone  führten  von  Anfang  an  nur  ein  einziges  Register.  Zur  Zeit  bestehen  im 
Ganzen  99  Bureaux  (30  Bern,  19  Waadt,  8  Solothurn,  8  Tessin,  7  Freiburg, 
(i  Neuenburg,  3  Wallis  und  je  eines  in  den  18  übrigen  Kantonen  und  Halb- 
kan  tonen). 

Die  Verordnung  des  Bundesrathes  vom  29.  August  1882  hatte  für  die 
Eintragnngen,  Löschungen  und  Aenderungen  Gebühren  festgesetzt,  die  schon 
vor  Inkrafttreten  der  Verordnung  Gegenvorstellungen  von  Seite  des  Schweiz. 
Handels-  und  Industrievereins,  sowie  Seitens  einer  von  15  Kantonsregierungen 
beschickten  Konferenz  in  Zürich  hervorriefen.  Neben  dem  Wunsche  einer  all- 
gemeinen Ermäßigung  wurde  dem  Begehren  Ausdruck  gegeben,  daß  die  Abstufung 
der  Gebühren  nach  dem  Gesellschaftskapital,  namentlich  bei  Kollektiv-  und 
Kommanditgesellschaften,  fallen  gelassen  werde.  Der  Bundesrath  beschloß  darauf- 
hin am  7.  Dezember  1882  eine  Abänderung  jener  Verordnung.  Dauach  sind  die 
nach  dem  Kapital  abgestuften  Gebühren  für  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften 
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durch  eine  mäßige  Taxe  ersetzt.  Die  Abstufung  nach  dem  Kapital,  bezw.  nach 
dem  Reserve-  oder  Grarantiefonds,  wurde  dagegen  für  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften und  Genosse uschaften  beibehalten. 

Die  nunmehr  gültigen  Gebührenansätze  werden  nicht  mehr  für  zu  hoch 
gehalten.  Bis  zum  Jahre  1891  bezog  der  Kanton  Waadt  nur  80  ®/o  der  durch 
die  eidgenössische  Verordnung  festgesetzten  Grebühren.  Nunmehr  hat  er  seine 
Sonderstellung  aufgegeben  und  erhebt  die  Taxen  in  der  Höhe  des  eidgenössi- 
schen Tarif  es. 

Letzterer  enthält   folgende  Ansätze- 
Eintragungen.  Löschungen.  Aenderungen. 

Fr.  Fr.  -- r. 

Firmen  mit  einem  Inhaber  ....  5  3  3 

Kollektiv-  und  Kommandit-Gesellschaften    .        .        10  6  3 

Aktien  -  Gesellschaften    und  Kommandit  -  Aktien- 
Gesellschaften  : 

a.    bei  einem  Gesellschaftskapital    bis  Fr. 

100,000 20  10  10 

h.    bei  einem   Gesellschaftskapital  bis  Fr. 

1,000,000 50  25  25 

c.    bei  einem  Gesellschaflskapital  fiber  Fr. 

1,000,000 100  50  50 

Genossenscliaften  mit  einem  Reserve-  oder  Garantiefonds,  welcher  mehr  als  Fr. 
100,000  beträgt,  entrichten  die  gleichen  Gebühren  wie  Aktien-  und  Kommandit-Aktien- 
gesellschaflen  bei  litt,  h  und  c ;  Genossenschaften,  welche  weder  einen  Reserve-  noch 
einen  Garantiefonds  oder  einen  solchen  unter  Fr.  100,000  besitzen,  die  für  Aktien-  und 
Kommandit- Aktien^^esellschaften  bei  Litt,  a  festgesetzten  Gebühren, 

Institute  mit  kaufmännischem  Betrieb,  welche  auf  Rechnung  öffentlicher  Gemein- 
wesen (Staat,  Bezirk,  Gemeinden)  betrieben  werden,  entrichten  die  für  Aktiengesell- 
schaften (Litt,  a,  b,  c)  festgesetzten  Gebühren,  wenn  ihnen  ein  eigenes  Betriebskapital 
zugeschieden  ist  oder  wenn  sie  ein  Aktienkapital  besitzen ;  ist  weder  das  Eine  noch  das 
Andere  der  Fall,  .so  werden  sie  wie  Einzelfinnen  behandelt. 

Eintragungen.  Löschungen.  Aenderungen. 

Ft.  Fr.  Fr. 

Vereine  10  6  3 

Bevollmächtigungen  ( Prokuristen  [auch  die  im 
Register  C  eingetragenen  nicht  kaufmänni- 
schen Prokuraträger],  Direktoren,  Liqui- 
datoren etc.l 5  3 

Personaländerungen  in  den  Vorständen  von  Genossenschallen,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Personenzahl,  Fr.  5. 

Aenderungen  im  Personalbestand  der  Vertreter  von  Vereinen,  ohne  Rücksicht  auf 
•  die  Personenzahl,  Fr.  3. 

Bei  Nachführung  da*«  Mifgliederverzeichnisses  einer  Genosseaschaft  (0.  702)  ist  zu 
entrichten:  für  je  10  einzutragende  oder  zu  löschende  Namen  oder  Bruchtheile  einer 
Serie  von  10  Namen  Fr.  1. 

Für  Eintra^'ung  von  Zweigniederlassunj^en  (Filialen)  ist  die  Hälfte  der  für  die 
Hauptniederlassung  festgesetzten  Gebühr  zu  entrichten;  befindet  sich  die  Hauptnieder- 
lassunjr  im  Auslande,  so  ist  für  die  erste  Eintragung  einer  Zweigniederlassung  die  ganze, 
und  wenn  weitere  Filialen  einzutragen  sind,  je  die  Hälfte  der  Gebühr  zu  entrichten. 

Löschungen  von  Amtes  wegen  finden  gebührenfrei  statt.  Eine  Löschung  oder 
Aenderung,  die  mit  einer  neuen  Eintragung  verbunden  ist,  geschieht  gebührenfrei,  so- 
fern die  Neueintragung  in  demselben  Registerbezirk  stattfindet  und,  wenn  es  sich  um 
eine  Löschung  handelt,  Aktiva  und  Passiva  von  der  neuen  Firma  übernommen  werden. 

Für  Eintragungen  im  besonderen  Register  beträgt  die  Gebühr  Fr.  3.  Streichungen 
in  dem.selben  geschehen  unentgeltlich. 

Ein  Fünftel  der  für  Eintragungen,  Löschungen  und  Aenderungen  festgesetzten 
Gebühren  ist  von  den  Kantonen  für  die  Veröfientlichung   der  Eintragungen   durch  das 
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Schweizerische  Handelsaintsblatt  an  die  Bnndeskasse  abzuliefern.  Der  Rest,  die  Ge- 
bühren für  Auszüge  und  Bescheinigungen,  die  Gebühren  für  Eintragungen,  welche  nicht 
publizirt  werden  müssen,  und  die  Ordnungsbußen  fallen  den  Kantonen  zu.  Die  kan- 
tonalen Vorschriften  über  Stempelung  sind  vorbehalten.  Die  Gebühren  für  Einträge 
betreffend  das  eheliche  Güterrecht  werden  von  den  Kantonen  bestimmt  und  fallen  den- 
selben ausschließlich  zu. 

In  einer  Reihe  von  Fällen  hat  sich  das  Bedürfnis  herausgestellt,  über  einschla- 
gende Bestimmungen  des  Obligationenrechtes  mit  spezieller  Beziehung  auf  das  Handels- 
register wegleitende  Entscheidungen  der  Bundesaufsichtsbehörden  zu  veranlassen.  Die- 
selben werden  jeweilen  im  Handelsamtsblatt  und  im  Geschäftsberichte  des  Bundesrathes 
mitgetheilt.  Die  bis  Mitte  1891  ergangenen  Entscheide  sind  in  einem  «Handbuch  für 
die  schweizerischen  Handelsregisterföhrer*  (im  Auftrage  des  eidg.  Justiz-  und  Polizei- 
departements bearbeitet  von  Dr.  L.  Siegmund  in  Basel)  zusammengestellt. 

Die  Einnahmen  aus  den  Registergebühren  (exol.  derjenigen  für  Aus- 
züge, Bescheinigungen  und  Stempel  und  der  Ordnungsbußen),  sowie  der  ans  den- 
selben dem  Bunde  zukommende  Fünftel  ergaben,  in  Franken  ausgedrückt,  fol- 
gende Beträge: 

1884        1885         1886        1887        1888        1889         1890        1891 

Total  28,238  28,337  31,895  36,991  35,592  35,091  41,345  75,294 

Antheil  des 
desBundes         5,647     5,667     6,379     7,398     7,118     7,018     8,269   15,057 

Folgende  Zahlen  zeigen,  in  welchem  Maße  das  Handelsregister  benutzt 
worden  ist: 

Eintrage  1884    1885    1886    1887     1888    1889    1890    1891 

Einzelfu-men 1874     1661     2101     1891     1743     1866    2453    6678 

Kollektiv-  und  Kommanditgesell- 
schaften  512      480      502       478      511       545      620      885 

Aktiengesellschaften ,  Kommandit- 
akliengesellschaften  u.  Genossen- 
schaften   183       191       170      294      380      320      283      338 

Vereine  nach  0.  R.  716  flf.   .     .     .        71        93        65        88        67        57        93      108 

Füialen 68        80        89        61         54        67        77       138 

Bevollmächtigungen    (Prokuristen, 

Direktoren  etc.) 619       601       679      629      699       711       766      905 

Nicht  Eintragspflichtige  (Reg.  B)  .        82        58        34        37        31        25        14        30 

Löschungen 

Einzelfirmen •  922  1128  1208  1538  1359  1528  1609  3955 

Kollektiv-  und  Kommanditgesell- 
schaften   405  429  422  433  433  446  464  624 

Aktien-  u.  Kommanditaktiengesell- 

schaften  und  Genossenschaften-  18  38  39  92  84  44  47  58 

Vereine 1  2  1  2  4  5  12  57 

Filialen 33  37  51  50  37  32  57  710 

Bevollmächtigungen 263  322  451  437  507  499  541  — 

Reg.  B 40  17  42  92  186  34  90  713 

Aenderungen 

Einzeltirmen 39  42  68  63  105  106  139  378 

Kollektiv-  und  Kommanditgesell- 
schaften   88  87  83  88  96  105  143  195 

Aktien-  u.  Kommanditaktiengesell- 

schaften  und  Genossenschaften  .  86  116  161  359  278  163  165  149 

Vereine 12  13  11  25  29  22  43  27 
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Handelsschulen  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band).  Die  Handeid- 
Wissenschaften  werden  an  folgenden  öffentlichen  Anstalten  gelehrt: 

Kanton  Zürich:  An  den  kaufmännischen  Abtheilungen  der  lndu&trie- 
schnlen  Zürich  und  Winterthur  und  an  der  Handelsschule  des  Technikums  in 
Winterthur, 

1)  Die  Industrieschule  Zürich  schließt  an  denjenigen  Grad  von  Kennt- 
nissen und  Fertigkeiten  an,  welcher  nach  wenigstens  zweijährigem  Besuch  einer 
wohlbestellten  Sekundärschule  erwartet  werden  darf,  d.  h.  an^s  14.  Altersjahr. 
[m  ersten  Jahreskurs  ist  der  Unterricht  für  alle  Schüler  gleich,  im  zweiten 
Jahreskurs  theilt  sich  die  Industrieschule  in  a)  eine  technische  Abtheilong  mit 
37«  Jahreskursen  (2. — 5.  EL);  b)  eine  merkantile  Abtheilung  mit  2  Jahres- 
kursen. Die  Industrieschule  untersteht  der  kantonalen  Erziehungsdirektion,  der 
eine  Anfsichtskommission  von  sieben  Mitgliedern  zur  Seite  steht. 

2)  Die  Industrieschule  Winterthur  ist  eine  städtische  Anstalt  mit  kantonaler 
Subvention.  Sie  steht  unter  Aufsicht  des  dortigen  Schulrat hes  und  einer  von 
ihm  bestellten  Aufsichtskommission,  hat  vier  Jahreskurse,  anschließend  an  das 
Lehrziel  einer  wohlbestellten  zürcherischen  Sekundärschule,  und  theilt  sich  in 
eine  technische  Abtheilung  mit  vier  Klassen  und  eine  merkantile  Abtbeilung  mit 
einer  Klasse,  die  ihren  Unterricht  zum  Theil  mit  einander,  zum  Theil  getrennt 
in  ihren  spezifisch  fachlichen  Disziplinen  erhalten.  Im  Programm  von  Ostern 
1889  sind  als  merkantile  Fächer  der  ersten  Klasse  einzig  aufgeführt:  „Rechnen 
und  Buchführung**  und   „Handelsgeographie''. 

Die  Schülerzahl  an  der  kaufmännischen  Abtheilung  betrug  im  Schuljahr 
1887/1888  25. 

3)  Das  lerJinikum  in  WiiUerthur  ist  eine  kantonale  Anstalt  und  untersteht 
als  solche  der  kantonalen  Erziehungsdirektion  und  einer  von  dieser  bestellten 
besondern  Aufsichtskommission  von  sieben  Mitgliedern.  Es  schließt  an  das 
Lehrziel  der  III  Sekundarschulklasse,  d.  h.  an  das  zurückgelegte  15.  Alters- 
jahr au. 

Das  Technikum  umfaßt  sechs  verschiedene  Fachabtheilungen,  wovon  eine 
Handelsabtheilnng  mit  4  Semesterkursen,  wovon  2  im  Frühjahr  und  2  im  Herbst 
beginnen. 

Kanton  Bern;  1)  An  der  Handelsschule  für  Knaben  in  Bern.  Sie  ist 
eine  Mittelschule  und  schließt  als  Bifurkationszweig  neben  der  Real-  und  Literar- 
sch ule  des  „städtischen  Gymnasiums**  an  das  Lehrziel  des  vierkursigen  Pro- 
gymnasiums (10. — 14.  Altersjahr),  bezw.  an  diejenige  Vorbildung  an,  welche 
eine  gute  Sekundärschule  bis  zum  Alter  von  14 — 15  Jahren  gibt.  Sie  wird 
auf  dieser  Grundlage  in  zwei  Jahreskursen  (15. — 17.  Altersjahr)  weitergeführt, 
währenddem  die  Realschule  einen  Aufsatz  von  372  Jahreskursen,  die  Literar- 
schule  von  472   Jahreskursen  hat. 

Die  Handelsschule  ist  als  Bestandtheil  des  „städtischen  Gymnasiums**  eine 
Gemeindeanstalt  mit  kantonaler  Subvention;  die  Frequenz  der  Handelsschule  be- 
trägt durchschnittlich  zirka  40  Schüler  in  zwei  Klas^n. 

2)  An  der  Handelsschule  für  Mädchen  an  der  Mädchens ehundar schale 
in  Bern.  Sie  schließt  an  das  Lehrziel  der  fünf  klassigen  Mädchensekundarschule 
an,  parallel  mit  dem  Lehrerinnenseminar  und  der  Fortbildungsklasse.  Lehrfächer 
sind:  Deutsch,  Französisch,  Englisch,  Italienisch,  Rechnen,  Buchhaltung,  Kor- 
respondenz, Waarenkunde,  handelsrechtliche  Belehrungen,  Geschichte,  Geo- 
graphie, Schreiben,  Handarbeit,  Gesang.  Die  durchschnittliche  Schttlerzahl  iat 
zirka  30. 

Purrer,  Volkgwirthsc'i.iffs-Lexikon  der  Schwer. 
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An  der  Handelsklasse  der  McUlchetisekundarschule  BieL 

Kanton  Lnzern:  An  der  höheren  Ijehranstalt  in  Lueern.  Sie  enthält 
neben  dem  Gymnasium,  Lyceum  und  der  theologischen  Lehranstalt  auch  eine 
Realschule.  Diene  theilt  sich  von  der  IV.  Klasse  (15.  Altersjahr)  an  in  eine 
technische  Abtheilung  mit  3  und  eine  merkantile  Abtheilung  mit  einem  Jahres- 
kurse. In  dieser  werden  neben  den  mit  der  technischen  Abtheilung  gemeinsamen 
Fächern  als  spezitisch  kaufmännische  Disziplinen  gelehrt:  Handelswissenschaft, 
Handelsrechnen,  Buchhaltung,  Comptoirarbeiten,  Handels-  und  Verkehrsgeographie, 
Chemie.  Die  durchschnittliche  Frequenz  der  letzten  10  Jahre  betrug  12  Schüler 
(Schuljahr  1887/88  :  6).  Die  Eealschule  ist  vom  Kanton  gegiilndet  und  wird 
von  ihm  unterhalten. 

Obwalden:  An  der  Realabtheilüng  der  Kantons  schule  Obwalden  werden 
einige  Handelsfächer,  wie  Buchhaltung,  übersichtliche  Behandlung  des  Schweiz. 
Wechselrechts  nach  dem  eidg.  Obligationenrecht,  gelehrt. 

Kanton  Zug:  An  der  kantonalen  Industrieschule  in  Zug ,  die  in 
472  Jahreskursen  an  das  Lehrziel  der  zugerisohen  Sekundärschule,  i.  e.  an  das 
14.  Altersjahr  anschließt,  werden  die  Handelsiächer  in  drei  Jahreskursen  von 
einem  besondern  Fachlehrer  ertheilt. 

Kanton  Freiburg:  Am  Kollegium  St.  Micliael  in  Freiburg.  Dasselbe 
hat  drei  Abtheilungen:  eine  Literarsohule,  eine  Industrieschule  und  eine  aka- 
demische Abtheilung.  Die  „Section  industrielle *"  theilt  sich  vom  dritten  Jahre 
an  in  eine  technische  Abtheilung  mit  drei  Jahreskursen  und  eine  kaufmännische 
Abtheilung  mit  den  spezifischen  Fachdisziplinen  mit  bloß  einem  Jahreskurs.  Das 
Eintrittsalter  in  die  Industrieschule  ist  das  zurückgelegte   12.  Altersjahr. 

Kanton  Solothurn:  An  der  Kanionsscimle  Soloihum,  Sie  besteht  aus : 
Gymnasium,  Gewerbeschule  und  Lehrerseminar.  Ersteres  theilt  sich  in  ein 
unteres  mit  vier  und  in  ein  oberes  mit  drei  Klassen,  die  Gewerbeschule  in  eine 
untere  Abtheilung  mit  drei  Klassen  und  eine  obere  mit  drei  Jahreskursen  für 
die  technische  und  zwei  Jahreskursen  für  die  merkantile  Abtheilnng.  Sodann 
wird  an  der  Kantonsschule  auch  die  landwirthschaftliche  Richtung  gepflegt,  für 
welche  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  im  Winter  landwirthschaftliche  Kurse 
abgehalten  werden.  Getrennten  Unterricht  erhalten  die  Merkantilisten  nur  in  der 
III.  und  IV.  Klasse,  d.  h.  vom   14.  bis  15.  Altersjahr  an. 

Basel-Stadt:  An  der  Handelsaitheilung  der  obern  liealschule.  Diese 
Handelsabtheilung  umfaßt  drei  Jahreskurse,  entsprechend  dem  9.,  10.  und  11. 
Schuljahr,  resp.  dem  15. — 17.  Altersjahr.     Zirka  80  Schüler. 

Kanton  St.Gallen:  1)  An  ütv  Industrieschule  der  Kantonsschule  St.  Gallen. 
Sie  theilt  sich  in  eine  kaufmännische  und  in  eine  technische  Abtheilung.  Die 
Industrieschule  schließt  an  das  Lehrziel  einer  zweikursigen  Realschule,  bezw.  an 
das  zurückgelegte  14.  Altersjahr  an.  Die  technische  Abtheilung  besteht  aus  4, 
die  merkantile  aus  3  Jahreskursen.  Als  spezitisch  kaufmännische  Fächer  werden 
außer  den  neueren  Sprachen  Deutsch,  Französisch,  Englisch,  Italienisch,  Spanisch, 
gelehrt :  Buchhaltung,  Handelslehre,  Handelskorrespondenz,  Chemie  und  chemische 
Technologie,  Waarenkunde,  mechanische  Technologie,  Weben.  Letztere  zwei 
Fächer,  sowie  englische,  italienische  und  spanische  Sprache  sind  fakultativ  und 
zwar  letztere  zwei  Sprachen  in  dem  Sinne,  daß  sie  sich  gegenseitig  ausschließen. 

2)  An  der  „Fartbildungsschule  für  Lehrlinge^  in  St.  Gallen.  Sie  ist  eine 
städtische  Anstalt  und  besteht  aus  zwei  Abtheilungen,  nämlich:  einer  gewerb- 
lichen, für  Handwerkslehrlinge,  und  einer  kaufmännischen,  für  Handelslehrlinge. 
An  der  kaufmännischen  Abtheilung  werden  gelehrt:    Französisch,  Englisch,    Ita- 
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lienisch,  Deutsch  und  Korrespondenz,  Schreiben,  kaufmännisches  Rechnen,  Buch- 
haltung, Wechsellehre,  Conto-Corrente,  Vaterlandskunde. 

Die  Auswahl  der  Fächer  ist  den . Suhtllern  freigestellt;  doch  sind  die  ge- 
wählten Fächer  für  ein  Semester  regelmäßig  zu  besuchen. 

Kanton  Graubünden:  An  der  büiidnerischen  Kantonsschule  in  Chur, 
Sie  setzt  sich  ans  drei  Schulrichtungen  zusammen :  Gymnasium,  Realschule,  Lehrer- 
seminar, Die  Realschule  beginnt  mit  der  I.  Klasse  und  theilt  sich  in  der 
lY.  Klasse  in  eine  technische,  eine  merkantile  und  eine  landwirthschaftliche  Ab- 
theilung. Als  Handelsfächer  der  Realschule  tiguriren  im  Lehrplan  kaufmännisches 
Rechnen,  Buchhaltung,  Korrespondenz  und  Kontorarbeiten,  allgemeine  Handels- 
lehre. Die  Frequenz  der  merkantilen  Abtheilung  schwankt  zwischen  10  und 
12  Schüler. 

Kanton  Thurgau:  An  der  Industrieabtheilung  (6 V2  Jahreskurse)  der 
KantonHschule  in  Frauenfeld.  Sie  trennt  sich  von  der  IV.  Klasse  an  in :  a)  eine 
technische  Abtheilung  von  37«  Jahren  (vierter  bis  siebenter  Kurs);  b)  eine  kauf- 
männische Abtheilung  von  2  Jahren  (vierter  und  fünfter  Kurs).  Das  Minimal- 
«Iter  für  den  Eintritt  in  die  Industrieschule  ist  das  zurückgelegte  12.  Altersjahr. 

Kanton  Waadt:  An  der  kantonalen  Industrieschule  in  Lausanne,  Sie. 
verfällt  in  zwei  Abtheilungen:  1.  In  eine  untere,  in  welcher  alle  Industrieschüler 
vom  9.  bis  15.  Altersjahr  in  sechs  Kursen  den  nämlichen  vorbereitenden  Unter- 
richt erhalten.  2.  In  eine  obere  Abtheilung,  in  welche  die  Schüler  nach  Ab- 
3olviruiig  des  Pensums  der  untern  Abtheilung  übertreten  können.  Diese  obere 
Abtheilung  theilt  sich  ihrerseits  wieder  in  eine  technische  und  in  eine  kauf- 
männische Abtheilung,  erstere  mit  272,  letztere  mit  zwei  Jahreskursen. 

Die  Frequenzziffer  der  kaufmännischen  Abtheilung  schwankt  zwischen  50 
und  60. 

Kanton  Wallis:  1)  Am  College  industriel  in  Sitten.  Daselbst  wird 
in  4  Jabreskursen  Unterricht  in  einigen  Handelsfächern  ertheilt  (Buchhaltung, 
Kallihrapbie  etc.).    Das  Schuljahr  beginnt  im  Oktober  und  dauert  zehn  Monate. 

2)  Am  College    industriel   in    St-Maurice,    gleich   demjenigen    in    Sitten. 

Kanton  Neuenburg:  An  der  Handelsschule  Neuenburg.  Sie  ist  eine 
Gemeindeanstalt  und  untersteht  der  dortigen  Schulkommission;  die  Oberaufsicht 
über  dieselbe  steht  dem  kantonalen  Erziehungsdepartement  zu.  Die  Schülerzahl 
«chwankt  zwischen  55  und  60. 

Folgende  Disziplinen  werden  gelehrt:  Bureau  commercial  (Documents  com- 
merciaux  et  Comptabilit^),  Handelsgesetzgebung,  Handelsarithmetik,  Kopfrechnen, 
Nationalökonomie,  Geographie,  Schreiben,  Französisch,  Deutsch,  Arbeit  (Etüde), 
Chemie,  Waarenkunde. 

Außer  diesen  obligatorischen  Fächern  figuriren  als  fakultative  Fächer :  Eng- 
lisch, Italienisch,  geometrisches  und  Freihandzeichnen,  Turnen,   Hygiene. 

Das  minimale  Eintrittsalter  in  die  Handelsschule  ist  das  zurückgelegte 
15.  AlterBJahr.  Sie  schließt  an  das  Lehrziel  der  I.  Klasse  der  Sekundärschule  an. 

2)  An  der  Ecole  de  commerce  in  La  Chaux-de-Fonds.  Das  Unterrichts- 
programm verzeichnet  die  nachfolgenden  Fächer:  Französisch,  Deutsch,  Englisch, 
Handelsarithmetik,  Kalligraphie,  Handels-  und  industrielle  Geographie,  Nattomd- 
ökonomie  und  Handelsrecht,  allgemeine  Geschichte  (vom  Standpunkte  im 
und  der  Industrie  aus),  Handelskorrespondenz,  Buchhaitang,  Bonoaa 
Waarenkenntniß,  Konferenzen  der  Schüler,  fakultative  Kone 
und  Spanischen  je  4  Stunden  per  Woche. 
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Kanton  Grenf*  An  der  städtischen  y^Ecole  superieure  de  commerce''. 
Die  Schale,  für  die  ein  Eintrittsalter  von  mindestens  15  Jahren,  d.  b.  derjenige 
Grad  von  Kenntnissen  und  Fertigkeiten,  welche  der  erfolgreiche  Besuch  der 
y.  Klasse  des  College  oder  des  II.  Jahreskarses  der  „6cole  professionDelle**  ver- 
schafft, gefordert  wird,  enthält  einen  Vorkars  (Cours  pr6paratoire)  ond  zwei  an- 
schließende Jahreskurse  (Classes  sup^rieures). 

Das  Schuljahr  beginnt  im  September  und  schließt  £nde  Juni  oder  Anfangs 
Juli.  (I.  Semester:  September  bis  Ende  Januar,  II.  Semester:  Februar  bis 
Ende  Juni.) 

Der  Lehrplan  verzeichnet  die  nachfolgenden  Fächer  mit  beigefügter  Stunden- 
zahl :  Französisch  (Redaktion,  Handelskorrespondenz),  Deutsch,  Englisch,  Italienisch^ 
Spanisch  (nach  Auswahl),  Kalligraphie,  Zeichnen,  Buchhaltung,  Handelsarithmetik, 
Algebra,  Mathematik,  Kopfrechnen. 

Durch  das  neue  Schulgesetz  in  Genf  vom  Juni  1886  sind  sowohl  für  Knaben 
als  für  Mädchen  Fortbild nngnkurse,  «  cours  facultatifs  du  soir  "^^  in  Aussicht  ge- 
nommen worden.  Diejenigen  für  die  Knaben  sind  nichts  Anderes  als  kauf- 
männische Fortbildungsschulen;  es  werden  nämlich  gelehrt:  kaufmännisches 
Rechnen,  Handelskorrespondenz,  Algebra,  Geometrie  und  Physik.  Diese  Kurse 
wurden  im  Wintersemester  1887/88  eröffnet  und  waren  von  63  Schülern  besucht. 

*  * 

* 

Zu  dieser  Üebersicht  ist  zu  bemerken,  daß  dem  kaufmännischen  Unterricht 
an  den  höhern  kantonalen  und  städtifchen  Lehranstalten  er^t  beit  einer  kurzen 
Reihe  von  Jahren  eine  vermehrte  Pflege  zugewendet  worden  ist.  Die  Bifnrkation 
der  Industrieabtheilungen  der  Kantonsschulen  in  eine  technische  und  kommerzielle 
Abtheilung  war  die  gewöhnlichste  Form  der  Berücksichtigung  des  handeis  wissen- 
schaftlichen Unterrichts.  Diese  Abtheilungen  sind  aber  in  der  Regel,  und  haupt- 
sächlich in  den  obern  Klassen,  aus  naheliegenden  Gründen  verhältnißmäßig 
schwach  besucht,  so  daß  es  oft  scheint,  als  ob  sie  ihre  Existenz  nicht  einem 
faktisch  bestehenden  Bedürfhiß  verdanken,  sondern  es  sich  vielmehr  angelegen 
sein  lassen,  ein  noch  nicht  vorhandenes  Bedürfniß  künstlich  zu  schaffen. 

Der  Lehrplan  dieser  Anstalten  läßt  dieselben  als  vollständig  und  wohl- 
organisirt  erscheinen,  legt  aber  in  Anbetracht  der  geringen  Schülerzahl  (im 
Ganzen  zirka  500)  deo  Gedanken  nahe,  daß  dieser  Zweig  der  menschlichen 
Thätigkeit,  wenigstens  in  der  bis  anbin  versuchten,  für  die  ganze  Schweiz  typischen 
Form,  sich  nicht  schulmäßig  vorbereiten  lasse. 

Die  jungen  Leute,  welche  in  den  Handelsstand  eintreten,  bringen  denn  auch 
in  der  Regel  eine  sehr  geringe  Summe  von  kaufmännischem  Wissen  mit  sich 
und  es  kommt  ihnen  sehr  zu  statten,  daß  sie  während  der  Lehrzeit  die  in  vielen 
größeren  Ortschaften  bestehenden  Unterrichtskurse  der  kaufmännischen 
Vereine  resp.  Vereine  junger  Kaufleute  benützen  können.  Vereine  dieser  Art 
bestehen  nach   Wissen  des  Lexikons: 

a)  im  Kanton  Zürich:  in  Zürich,  Winterthur,  Horgen,  Wädensweil,  Uster; 

b)  im  Kanton  Bern:  in  Bern,  Burgdorf,  Langenthai,  Biel ; 

0)  im  Kanton  Solothurn:  in  Solothurn,  Ölten  und  Schönenwerd; 

d)  im  Kanton  St.   Gallen:  in  St.  Gallen  und  Wyl; 

e)  im  Kanton  Aargau:  in  Aarau,  Baden,  Zofingen,  Lenzburg,  Wohlen; 

f)  im  Kanton  Neuen  bürg:  in  Neuenburg  und  La  Chaux-de-Fonds. 
Ferner  in  Luzern,   Freiburg,  Basel,  SchatfhauHcn,  Herisau,  Chur,  Frauenfeld^ 

Lugano,  Lausanne'. 
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Zwei  dieser  Vereine  (Zürich  und  Luzem)  haben  förmliche  ELandelsschulen 
eingerichtet,  und  es  mögen  dieselben  ungefähr  auf  der  gleichen  Stufe  stehen  wie 
die  Privathandelflsohuleo  von  Widemann  in  Basel,  Zwickel  in  Wattwil,  Wiget 
in  Borschach. 

In  der  Ghroßzahl  der  Vereine  beschränkt  sich  der  Unterricht  auf  moderne 
Sprachen.  Eine  kleinere  Zahl  ermöglicht  auch  die  Aneignung  von  Kenntnissen 
in  der  Buchhaltung,  Wechselknnde,  Korrespondenz,  im  kaufmännischen  Rechnen, 
in  der  £[andelsgeographie,  der  Stenographie,  der  Volkswirthschaftslehre ,  der 
Rechtspflege,  der  Kalligraphie. 

Das  höhere  kaufmännische  Wissen  findet  also  auch  hier  nur  geringe  Pflege 
und  die  Erkenntniß,  daß  die  Bildungsmittel  des  jungen  Kaufmanns  erhöht  werden 
sollten,  ist  allgemein.  Nichtsdestoweniger  verhalten  sich  sogar  die  oberen  Reihen 
des  Handelsstandes  ablehnend  gegen  die  G-rÜndung  einer  öfters  von  verschiedenen 
Seiten  (Nationalrath  Curti,  Ständerath  Gobat,  Nationalräthe  Blumer-Egloff  und 
Hilty,  Abtbeilungschef  Willi  auf  dem  eidg.  Handelsdepartement)  angeregten  eid- 
genössischen Handelsschule.  Auch  die  Bundesversammlung  lehnte  ein  diesbezüg- 
liches Postulat  des  Herrn  Gobat  mit  64  gegen  42  Stimmen  ab^).  Dagegen 
beliebte  folgender  bescheidene,  in  der  Dezembersession  1888  von  Herrn  Stände- 
rath Grobat  gestellte  Antrag: 

,Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  untersuchen,  ob  nicht  auch  die  kaufmännische 
Ausbildung  im  Allgemeinen  und  die  Handelsmuseen  insbesondere  im  Sinne  des  Bundes- 
beschlusses vom  §7.  Juni  1884  betreffend  das  gewerbliche  und  industrielle  Bildungs- 
wesen (s.  p.  254,  I.  Bd.)  der  Unterstützung  des  Bundes  theilhaftig  werden  sollen.*  ') 

Als  nun  in  Uebereinstimmung  hiemit  etwa  ein  halbes  Jahr  später  (Mai 
1890)  der  Zentral  verband  der  Vereine  junger  Kauf  leute  an  die  Bundesversammlung 
das  Gresuch  richtete,  die  Angelegenheit  der  Unterstützung  der  kaufmännischen 
Berufsbildung  in  dem  Sinne  zum  Austrag  zu  bringen,  daß  die  allgemein  als 
wünschbar  anerkannte  Ausdehnung  der  Bundesunterstützung  auf  das  kaufmännische 
Bildungswesen  nicht  länger  auf  sich  warten  lasse,  und  sodann  der  Ständerath 
folgender  von  Herrn  Gobat  am   14    Juni  1890  gestellten  Motion: 

„Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  den  eidg.  Käthen  in  ihrer  nächsten 
Session  den  Entwurf  eines  Bundesbeschlusses  betrefl^end  Förderung  der 
kaufmännischen  Berufsbildung  durch  den  Bund  zur  Berathung  zu  unter- 
breiten** 
zustimmte,    arbeitete   das    genannte  Departement    rasch   eine  gesetzliche  Vorlage 
aus.  Dieselbe  wurde   am   15.  April  1891   von  der  Bundesversammulung   in   fol- 
gender Fassung  zum  Bundesbe^chluß  erhoben : 

Art.  1.  Als  Anstalten,  welche  gemäß  Bundesbeschluß  vom  27.  Juni  1884  be- 
trelSend  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufebildung  Beiträge  aus  der  Bundeskasse 
erhalten  können,  sind  auch  die  kommerziellen  Bildungsanstalten  zu  betrachten,  und  es 
finden  die  Bestimmungen  jenes  Beschlusses  auf  dieselben  analoge  Anwendung. 


*)  Dasselbe,  im  Nationalrath  eingebracht  im  April  1891,  hatte  folgenden  Wortlaut: 
,Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  die  Frage  der  Errichtung  einer  hohem  Handelsschule 
zu  prüfen  und  eventuell  Bericht  und  Antrag  vorzulegen.* 

*)  Schon  vor  diesem  Postulat  hatte  sich  das  eidg.  Handelsdepartement  bei  den  Kantons- 
regierungen und  beim  Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins  über 
die  Zweckmäßigkeit  der  Subventionirung  von  Handelsschulen  informirt  und  es  wurde 
seitens  des  letzteren  die  Ansicht  geäußert,  daß  der  Bund  mit  seiner  Hülfe  weniger  bei 
den  bestehenden  Handelsmittelschulen  als  vielmehr  bei  den  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schulen einsetzen  sollte.  Denn  das  Hauptaugenmerk  sei  auf  die  Förderung  der  Zwecke 
zu  richten,  welche  sich  die  kaufmännischen  Vereine  (Vereine  junger  Kaufleute)  gesteckt 
haben. 
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Art.  2.  Der  Bundesrath  wird  zugleich  auch  kaufmännischen  Vereinen  für  fach- 
männische Ausbildung  Subventionen  ausrichten. 

Art.  3.  Ebenso  kann  der  Bundesrath  Schülern  mit  vorzüglichen  Fähigkeiten  und 
Leistungen  für  den  Besuch  der  oberen  Klassen  von  inländischen  Handelsschulen  oder 
für  den  Besuch  von  höheren  Handelsschulen  Stipendien  gewähren. 

Solche  Stipendien  sollen  indessen  hauptsächlich  für  Schüler,  welche  sich  als 
Lehramtskandidaten  für  den  kommerziellen  Unterricht  ausbilden  wollen,  ausgerichtet 
werden. 

Art.  4.  Im  Vollziehungsreglemente  zu  gegenwärtigem  Beschlüsse  wird  der  Bundes- 
rath die  nähern  Bedingungen  aufstellen,  unter  welchen  Subventionen  an  Handels- 
schulen und  an  kaufmännische  Vereine,  sowie  Stipendien  an  Schüler  ausgerichtet 
werden  können. 

Art.  5.  In  das  Budget  des  Bundes  wird  ein  jährlicher  Kredit  für  die  Unter- 
stützung der  kommerziellen  Berufsbildung  aufgenommen. 

Für  das  Jahr  1891  wird  dem  Bundesrathe  zu  diesem  Zwecke  als  Nachtragskredit 
eine  Summe  von  Fr.  60,000  zur  Verfügung  gestellt. 

Art.  6.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des 
Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  zu  veranstalten  und  den 
Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  desselben  festzusetzen.*) 

Nach  dieser,  der  bundesräthlichen  Botschaft  vom  18.  November  1890  be- 
treffend Förderung  der  kommerziellen  Bildung  entnommenen  Skizze  der  schweiee- 
fischen  Handelsschul Verhältnisse  werfen  wir  einen  Ausblick  auf  die  Verhältnisse 
im  Ausland,  und  bedienen  uns  hiebei  der  von  Alt- Rektor  Adolf  Lasche  in  Bern 
im  Jahre  1889  herausgegebenen  Schrift  „Das  kaufmännische  Bildungswesen  in  der 
Schweiz*".     Derselbe  berichtet   u.  A.  über  das  Ausland  Folgendes: 

Italien.  Diejenigen  Knaben,  welche  sich  einem  kommerziellen,  indu- 
striellen oder  ähnlichen  Berufe  widmen,  besuchen  folgende  Schulen :  Zuerst  dia 
allgemeine  vierjährige  Primarschule  (6.  — 10.  oder  11.  Jahr),  dann  die  drei- 
jährige Scuola  tecnica  (11.  —14.  Jahr),  welche  ungefähr  unseren  Sekundärschulen 
und  unteren  Realschulen  entspricht.  Die  Zahl  dieser  Schulen  beträgt  über  400 ; 
zirka  100  werden  vom  Staat,  zirka  200  von  Gemeinden  und  zirka  100  von 
Privaten  unterhalten. 

Die  nächsthöhere  Schulstufe,  die  eigentlichen  Vorbereit ungnanstalten  für 
kaufmännische,  industrielle,  technische,  landwirthschaftliche  und  verwandte  Berufs- 
zweige,  sind  die  Instituti  tecnici^  von  welchen  mehr  als  40  als  Staatsaustalten 
und  über  30  als  Munizipalitäts-  und  Privatanstalten  bestehen.  Das  Unterrichts- 
Programm  ist  demjenigen  unserer  schweizeriHchen  Real-  und  Handelsschulen  sehr 
ähnlich.  Die  Handelsabtheilungen  jener  Instituti  tecnici  umfassen  in  der  Regel 
vier  Jahreskorse,  entsprechend  dem  Alter  von  zirka  14  — 18  Jahren  (Handels- 
mittelschulen). Die  Abgangs-Diplome  dieser  Schulen  verleihen  das  Recht  zu  dem 
einjährigen  Militärdienst  und  finden  Berücksichtigung  bei  der  Bewerbung  um 
Stel  en  in  verschiedenen  Zweigen  der  Staatsverwaltung. 

Außer  diesen  zahlreichen  Handelsschulen  mittlerer  Stufe  gibt  es  noch  eine 
kleine  Anzahl  von  höheren  Hande/sschuleuy  nämlich  in  Bari  (gegründet  1874), 
Brescia  (1881),  Genua  (1883,  eröffnet  1886),  Venedig  (18G8),  Turin  und 
Neapel  (Privatanstalt). 

Mit  welchen  Mitteln  diese  Anstalten  ausgestattet  sind,  zeigen  z.  B.  folgende 
Zahlen  : 

Die  Scuola  di  Commercio  in  Bari  empfängt  an  jährlichen  Subventionen : 
von  der  Handelskammer  Fr.  40,000,  vom  Staat  Fr.  20,000,  von  der  Provinz 
Fr.  12,000.  von  der  Stadt  Fr.  6,000,  von  der  Bank  in  Neapel  Fr.  6,000; 
Total  Fr.  84,000. 

•)  In  Kraft  getreten  am  äi.  Juü  1S91. 
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Die  Scuola  superiore  di  applicazione  per  gli  stodi  commerciali  in  Genua 
empfängt  jährlich:  vom  Staat  Fr.  20,000,  von  der  Provinz  Fr.  20,000,  von 
der  Stadt  Fr.  20,000,  von  der  Handelskammer  Fr.  20,000 ;  Total  Fr.  80,000. 

Die  Scuola  superiore  di  Commercio  in  Venedig  ')  empfangt  jährlich :  vom 
Staat  Fr.  25,000,  von  der  Provinz  Fr.  20,000,  von  der  Stadt  Fr.  10,000, 
Ton  der  Handelskammer  Fr.  5,000;   Total  Fr.  60,000. 

Diese  höheren  Handelsschulen  umfassen  meist  drei  Jahreskarse ;  die  Stu- 
direnden  stehen  in  dem  Alter  von  zirka  17  bis  über  20  Jahren. 

Endlich  bestehen  an  vielen  Orten  auch  kaufmännische  Fortbildung sschuleii 
für  Lehrlinge,  jüngere  Kommis  etc. 

Oesterreich.  Aach  in  der  Österreichisch-ungarischen  Monarchie  hat  das 
Handelsschulwesen  in  neuester  Zeit  großen  Aufschwung  genommen.  Die  Ini- 
tiative filr  Gründung  von  Handelsschulen  ist  fast  Überall  vom  Handelsstande  aas- 
gegangen, und  Munizipalitäten,  Provinzialregierungen  und  die  Reichsregierung 
unterstützen  die  Bestrebungen  des  Handelsstandes  und  ergänzen  die  von  dem- 
selben gebrachten  Opfer.  ^) 

Man  unterscheidet  zwei  Arten  von  kaufmännischen  Lehranstalten,  nämlich  Han- 
dels5c/iti/en  (mit  2jährigem)    und  HandelsaA^d^^mien  (mit  djährigem   [Jnterricht). 

Dazu  kommen  noch  die  Lehrlingsschulen  oder  kaufmännischen  Fortbildung s- 
schulen,  welche  entweder  selbständige  Anstalten  oder  mit  Handelsschalen  und 
Handelsakademien  verbunden  sind.  Die  Schülerzahl  in  den  kaufmännischen 
Fortbildungsschulen  beträgt  in  Oesterreich  (ohne  Ungarn  etc.)  zirka  4000.  Die 
betreffende  Schule  in  Wien,  1848  von  der  Handelskammer  gegründet,  hat  über 
1000  Schüler. 

Die  Handelsschulen  wie  die  Handelsakademien  nehmen  die  Schüler  frühestens 
nach  zarückgelegtem  14.  Altersjahre  und  nach  vierjährigem  Besuche  einer  Unter- 
realschule oder  eines  Untergymnasiums  auf,  Schüler  mit  anderer  Vorbereitung 
nach  einer  Prüfung. 

Die  Zahl  der  zweijährigen  E^dM^tisschulen  (Handelsmittelschulen)  beträgt  in 
Oesterreich  (ohne  Ungarn  etc.)  zirka  40.  Diejenigen  Schulen,  deren  Zeugnisse 
vom  Staat  ani^rkannt  werden,  werden  „öffentliche"  Schulen  genannt.  Die  Zahl 
der  Schüler  in  den  Handelsschulen  (sowohl  der  „öffentlichen",  als  auch  derjenigen, 
welche  den  Charakter  der  Oeffentlichkeit  nicht  besitzen,  zusammen)  mag  zirka 
3000  betragen. 

Höhere  Handelsschulen,  dreijährige  HandelsaA^od^e^meen,  bestehen  in  den 
österreichischen  Staaten  (ohne  Ungarn  etc.)  9.  Dieselben  befinden  sich  in 
Chrudim  (gegründet  1882),  Graz  (1862),  Innsbruck  (1879,  seit  1887  Akademie), 
Linz  (1882),  Prag  2,  eine  deutsche  (1856)  und  eine  tschechische  (1872),  Preß- 
burg (1885),  Triest  2  (1817  und   1877)^)  und  Wien  (1858)*)    Die  Mehrzahl 

*)  Die  Schule  in  Venedig  enthalt  außer  der  dreij.^hrigen  Handelsschule  eine  fünf- 
jährige Schule  zur  Aus-bildung  für  das  Konsulalswesen  und  eine  fünfjährige  Schule  zur 
Ausbildung  von  Lehrern  der  neueren  Sprachen,  der  Handelswissenschaflen,  der  Volks- 
wirthschaÄslehre,  der  Statistik  etc. 

*)  Lasche  macht  hierbei  aufmerksam  auf:  Richter,  Die  Entwickelung  des  kaufmän- 
nischen Unterrichts  in  Oesterreich  (Wien  1873;  herausgegeben  aus  Anlaß  der  Wiener 
Weltausstellung). 

")  Accademia  di  Commercio  e  Nautica  (StaaLsanstall)  und  Publice  Gorso  superiore 
d'insegnamento  commerciale  de  fondazione  Revoltella  (eine  Stiftung;  hat  nur  zwei- 
Cährigen  Kursus). 

*)  An  der  Akademie  in  Wien  besteht  außer  dem  dreijährigen  Kursus  noch  ein 
besonderer  einjähriger  Kursus  für  solche  Studirende,  welche  ein  Gymnasium  oder  eine 
Realschule  absolvirt  und  die  Maturitätsprüfung  bestanden  haben. 
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dieser  Akademien  ist  vom  Staate  subventionirt.  Die  Summe  der  Subventionen 
beträgt  jährlich  zirka  70,000  österreichische  Gulden,  die  Gesammtsohttlerzahl 
über  2000.  Die  Abgangszeugnisse  der  Handelsakademien  verleihen  das  Recht 
zu  dem  einjährigen  j^litärdienst. 

Deutschland.  Die  erste  deutsche  Handelsschule  wurde  1767  durch 
Joh.  Georg  BUsch  in  Hamburg  gegründet.  (Alex.  v.  Humboldt  studirte  dort 
1790.)  Nachdem  die  großen  Kriege  vorüber  waren,  entstand  1817  die  Handels- 
schule in  Gotha  durch  die  Bemühungen  des  Kaufmannes  M.  E.  W.  Amoldi,  des 
Begründers  der  bekannten  Gothaer  Yersicherungs- Anstalten.  In  den  dreißiger 
Jahren  wurden  an  verschiedenen  Orten  (z.  B.  in  Leipzig)  Handelsschulen  ins 
Leben  gerufen,  namentlich  aber  eine  erhebliche  Anzahl  in  und  seit  den  fünf- 
ziger Jahren  in  Zusammenhang  mit  der  gewaltigen  Umgestaltung  aller  Handels- 
und Yerkehrsverhältnisse  etc.  Gegenwärtig  (1889)  bestehen  ^)  in  Deutschland 
85  Handelsschulen  höherer  und  mittlerer  Stufe,  und  eine  erhebliche  Anzahl  von 
Lehi'lings-  oder  Fortbildungsschulen.  Man  darf  behaupten,  daß  das  gajixe 
deutsche  Handelsschulwesen  aus  der  Initiative  des  Handelsstandes  hervorgegangen 
ist,  daß  sich  dasselbe  auch  heute  fast  ausschließlich  in  den  Händen  des  Handels- 
standes befindet  und  von  demselben  gepflegt  wird.  Die  Zahl  derjenigen  Handels- 
schulen, welche  mit  staatlichen  oder  städtischen  Gymnasien  oder  Realschulen  ver- 
bunden sind,  ist  eine  sehr  kleine  (9),  und  die  Zahl  der  Frivatunternehmungen 
Einzelner  (Frivathandelsschulen)  ist  wohl  größer,  aber  im  Yerhältniß  zur  Qe- 
sammtzahl  der  Schulen  doch  nicht  sehr  bedeutend.  Staatliche  und  kommunale 
Subventionen  werden  nur  wenigen  Handelsschulen  zu  Theil.  Die  Stellung  dieser 
Schulen  im  gesammten  Schulorganismus  der  einzelnen  Staaten  ist  überhaupt  meist 
noch  nicht  genau  gesetzlich  geregelt.  Auch  die  Benennung  der  Schulen  als 
Handelsschulen,  höhere  Handelsschulen,  öffentliche  Handelsschulen,  Handels- 
akademien etc.  ist  mehr  oder  weniger  eine  willkürliche  und  nicht  immer  fiir 
gleichartige  Anstalten  übereinstimmend.  So  viel  uns  bekannt,  pflegt  man  als 
„höhere"  Handelsschulen  diejenigen  zu  bezeichnen^  deren  Abgangszeugnisse,  resp. 
Zeugnisse  über  die  bestandene  Abiturienten  prüf  ung,  das  Recht  zu  dem  einjährigen 
Militärdienst  in  der  deutschen  Armee  verleihen  und  für  den  Eintritt  in  ver- 
schiedene Zweige  der  Administration  als  Empfehlung  dienen ;  die  betreffenden 
Schulen  müssen  3  Jahreskurse  umfassen  und  für  die  Aufnahme  in  die  unterste 
Klasse  diejenigen  Vorkenntnisse  fordern,  welche  durch  den  Besuch  einer  Real- 
schule oder  eines  Gymnasiums  bis  zum  Alter  von  14  Jahren  erworben  werden 
können.  24  Handelsschulen  besitzen  die  bezeichnete  Anerkennung  ihrer  Ab- 
gangszeugnisse. 

Die  Gesammtzahl  aller  ÜaiiAtlsschüler  wird  auf  zirka  9000  geschätst, 
wovon  mehr  als  die  Hälfte  auf  die  Fortbildungs-  oder  Lehrlingsschulen  und 
etwas  weniger  als  die  Hälfte  auf  die  eigentlichen  Handelsschulen  zu  rechnen 
sein  dürften. 

Die  meisten  Handelsschulen  hat  im  Yerhältniß  zur  Einwohnerzahl  des 
Landes  ^)  das  Königreich  Sachsen,  nämlich  28.  Unter  diesen  befinden  sich  1  mit 
einer  Realschule  verbundene  zweijährige  (Zittau,  1870),  4  höhere  Schulen  mit 
dreijährigem  und  1  mit  zweijährigem  Kurs,  alle  5  mit  Lehrlingsschule  (Leipzig, 
1831;  Dresden,  1854;  Chemnitz,  1848;  Bautzen,  1856;  Firna,  1859),  16 
kaufmännische  Fortbildungsf^chulen,  1  solche  für  Buchhändlerlehrlinge  und  5  Frivat- 

')  Nach  L^ciutey. 

")  Welche  ungelahr  der  schweizerischen  Bevölkerungszahl  gleich  ist. 
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«cbulen  verschiedener  Stufen.  Die  beiden  großen  Anstalten  in  Dresden  nnd 
Leipzig  umfassen  außer  dem  dreij&hrigen  Hauptknrsus  und  einer  Lehrlingsschule 
noch  einen  besonderen  einjährigen  fach  wissenschaftlichen  Kursus  fUr  solche  junge 
Leute,  welche  eine  Realschule  oder  ein  Gymnasium  absolvirt  haben.  Die  erheb- 
liche Anzahl  von  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  (über  20}  erklärt  sich  zum 
Theil  daraus,  daß  im  Königreich  Sachsen  gesetzlich  eine  allgemeine  zweijährige 
Fortbildungsschule  (15.  und  16.  Altersjahr)  obligatorisch  eingeführt  ist.  Wer 
eine  höhere  Schule  (Realschule,  Grymnasium,  Handelsschule  oder  dgl.)  oder  eine 
spezielle  berufliche  Fortbildungsschule  besucht,  ist  vom  Besuche  der  allgemeinen 
Fortbildungsschule  befreit.  Die  Mehrzahl  der  kaufmännischen  Lehrlings-  oder 
Fortbildungsschulen  umfaßt  jedoch  nicht  zwei,  sondern  drei  Jahre;  die  Zahl  der 
wöchentlichen  Unterrichtsstunden  beträgt  8 — 12. 

Obwohl  die  große  Mehrzahl  der  Handelsschulen  Deutschlands  die  SchtQer 
erst  mit  dem  14. — 15.  Altersjahre  aufnimmt,  so  finden  sich  doch  auch  solche 
Schulen,  welche  die  Schüler  zirka  im  11.  Altersjahre  aufnehmen  und  einen 
sechsjährigen  Kursus  haben,  so  z.  B.  hat  Bayern  3  öffentliche  städtische  Handels- 
schulen und  2  private  Real-  und  Handelsschulen  mit  dieser  Organisation  (jene 
mit  zirka  800,  diese  mit  zirka  200  SchtQern). 

Frankreich.  Auch  in  Frankreich  ist  die  Entwicklung  des  Handels- 
Schulwesens  hauptsächlich  erst  in  neuester  2^it,  resp.  nach  dem  deutsch-franzö- 
sischen Kriege  von  1870 — 71  erfolgt.  *)  Fast  sämmtliohe  Handelsschulen  ver- 
danken ihre  Entstehung  der  Initiative  des  Handelsstandes.  Gegenwärtig  (1889) 
bestehen  ^}  1 1  Handelsschulen,  welche  sich,  ähnlich  wie  in  andern  Ländern,  in 
zwei  Stufen  und  Gruppen  unterscheiden  lassen,  in  «Handelsmittelsohulen"  und 
„höhere  Handelsschulen".  Die  in  Frankreich  üblichen  Benennungen  sind  für  die 
erste  Gruppe :  Ecoles  commerciales,  und  für  die  zweite  Gruppe :  Ecoles  de  Com- 
merce, oder  Ecoles  superieures  de  Commerce. 

Die  erste  Gruppe  (Handelsmittelschulen ,  Ecoles  commerciales)  umfaßt 
4  Schulen: 

1)  Ecole  commerciale  in  Paris  (gegründet  durch  die  Handelskammer    1863); 

2)  Institut  commercial  in  Paris  (gegründet  1884    durch   eine  aus  Kaufleuten 
bestehende  Aktiengesellschaft,  Kapital  Fr.  200,000); 

3)  Ecole  pratique  de  Commerce  et  de  Comptabilit^   in  Paris   (1850,   Privat- 
anstalt) ; 

4)  Ecole  municipale  professionnelle  de  Reims  (gegründet  von  der  Stadt  1875). 
Die    zweite    Gruppe    (höhere   Handelsschulen,    Ecoles   sup^rieures    de   Com- 
merce) umfaßt  7  Schulen: 

1)  Ecole  8up6rieure  de  Commerce,  Paris   (gegründet    1820   als  Privatanstalt, 
1869  von  der  Handelskammer  angekauft); 

2)  Ecole  sup^rieure   de   Commerce   et    de  Tlndustrie,    Ronen   (1871,    Aktien- 
gesellschaft, Kapital  Fr.  250,000); 

3)  Ecole   8up6rieure    de  Commerce    du  Hävre    (1871,  Aktiengesellschaft,  Ka- 
pital  Fr.  220,000); 

4)  Ecole  superieure    de  commerce   et    de  Tissage,   Lyon  (1872,  Aktiengesell- 
schaft, Kapital  Fr.   1120,000); 

\)  ^Les  Ecoles  nous  sauveront  de  la  d^cadence,  soyez  en  sürs,  Messieurs  les  n6- 
gociants  et  les  industrieLs ;  fondez  done  et  ouvrez  vite  des  6coles  de  commerce.*  (An- 
selme  Ricard,  Memoire  d6di6  aux  Chambres  de  Commerce  de  France,  1871.)  ^ 

^)  Nach  L^autey.  ^^f 
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5)  Ecole  superieare  de  Commerce,   Marseille    (1872,    Aktiengesellschaft,    Ka- 
pital Fr.  450,000); 

6)  Ecole  snp^rieure   de  Commerce   et   de  Tlndustrie,   Bordeaux   (1874  durch 
Handelsstand,  Gemeinde  und  Provinz  gegründet); 

7)  Elcole    des   hautes  Etudes   commerciales,    Paris   (1881    durch  die  Handela- 
kammer  gegründet).  ') 

Außer  diesen  11  eigentlichen  Handelsschulen  hestehen  an  vielen  Orten  Ein- 
richtungen  für  Jünglinge  und  für  Mädchen,  welche  wir  als  „kaufmännische  Fort- 
bildungsschulen*" bezeichnen  können.  Dieselben  sind  fast  sämmtlich  seit  Anfang 
der  siebenziger  Jahre  gegründet  worden.  In  Paris  sollen  (im  Winter)  zirka 
5 — 6000  Jünglinge  die  betreffenden  Kurse,  welche  meist  Abends  stattfinden, 
besuchen. 

Der  Unterricht  umfaßt  sowohl  in  den  höheren  als  auch  in  den  mittleren 
Handelsschulen  3 — 4  Jahre;  das  Eintrittsalter  in  die  letzteren  beträgt  zirka  14, 
in  die  ersteren  15  oder  16  Jahre.  Die  Austrittsdiplome  der  höheren  Schulen 
berechtigen  zum  einjährigen  Militärdienst  und  finden  Berücksichtigung  bei  An- 
stellung in  verschiedenen  Zweigen  der  Administration. 

Die  Schülerzahl  betrug  1885 — 86  in  den  7  höheren  Schulen  618,  in  den 
4  mittleren  1097,  zusammen   1715. 

Vom  Staat  werden  an  die  Handelsschulen  sämmtlicher  Stufen  jährlich  zirka 
Fr.  42,000  (Kredit  pro  1886)  an  Subventionen  bezahlt.  Außerdem  unterstützt 
er  die  oben  genannten  11  mittleren  und  höheren  Handelsschulen  durch  Grewäh- 
rung  von  Stipendien  (Bourses)  im  Betrage  von  jährlich  zirka  Fr.  40,000.  Und 
drittens  ist  ein  Kredit  von  Fr.  18,000  für  Bourses  de  s6jour  ä  P^tranger  be- 
stimmt. Der  Staat  verausgabt  also  für  Förderung  der  kaufmännischen  Bildung 
jährlich  zirka  Fr.  100,000.  Zu  diesen  reichen  staatlichen  Unterstützungen 
junger  Leute,  welche  sich  eine  höhere  Ausbildung  für  den  Handel  und  ver- 
wandte Berufsarten  erwerben  wollen,  kommen  noch  zahlreiche  Stipendien  oder 
Bourses  von  Provinzialbehörden,  Munizipalbehörden,  Handelskammern,  Kaufleuten, 
Banken,  Handelsgesellschaften  aller  Art  etc.  So  empfängt  z.  B.  die  Ecole  des 
hautes  Etudes  commerciales  in  Paris  vom  Staat  10  Bourses  ä  Fr.  1000,  von 
verschiedenen  Handelskammern  10  ä  Fr.  1000  und  vom  Handelsstande  etc.  35  k 
Fr.  1000,  zusammen  55  Stipendien  ä  Fr.  1000  (Schülerzahl  zirka  150).")  Die 
Ecole  superieure  de  Commerce  in  Paris  empfängt  vom  Staat  12  Stipendien  ä 
Fr.  1200.  *)  An  die  höhere  Handelsschule  in  Lyon  gibt  der  Staat  4  Stipen- 
dien k  Fr.  600,  die  Stadt  5  a  Fr.  600,  die  Handelskammer  5  ä  Fr.  600  et«. 
An  diejenige  in  Marseille:  Staat  8  ä  Fr.  600,  Handelskammer  3  a  Fr.  600 
und  6  k  Fr.  300,  der  Handelsstand  30  ä  Fr.  300  etc.  Die  Schule  im  Havre 
empfängt  vom  Staat  3  Stipendien  ä  Fr.  600,  von  der  Provinz  6  ä  Fr.  600, 
von  der  Stadt  5  a  Fr.  600,  von  der  Handelskammer  8  a  Fr.  600  etc.*)  Einige 
Handelskammern  geben  auch  Stipendien  für  den  Aufenthalt  im  Auslande. 

An  den  4  Handelsmittelschulen  werden  in  ähnlicher  Weise  Erleichterungen 
des  Besuchen  gewahrt;  so  hat  z.  B.  die  Ecole  commerciale  in  Paris  bei  zirka 
bOO  Schülern  zirka  150  Bourses,  d.  h.  Frei  platze,  resp.  Erlaß  des  Schulgeldes. 

*)  Die  Handelskammer  von  Paris  besitzt  also  3  Schulen:  die  eine  1869  angekauft, 
die  beiden  andern  1862  und  1881  getjrnndet. 

* )  Büt  dieser  Anstalt  ist  ein  Internat  verbunden ;  der  Pensionspreis  beträgt  für 
das  erste  Jahr  Fr.  2200,  für  das  zweite  und  dritte  Jahr  je  Fr.  2800.  —  Externe  be- 
zahlen Fr.  1300. 

^)  Das  Internat  kostet  Fr.  2000,  Halbpensionäre  zahlen  Fr.   1000. 

4)  Das  jahrliche  Schulgeld  betritgt  an  diesen  höheren  Schulen  meist  Fr.  600. 
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Die  Anstrengungen,  welche  Frankreich  seit  zirka  20  Jahren  für  die  Ent- 
wickeln ng  des  kaufmännischen  Bildungswesens  gemacht,  und  die  Opfer,  welche 
es  dafür  gebracht  hat,  sind  großartig  und  bewundernswerth ! 

Großbritannien.  Das  Handelssohulwesen  hat  in  Großbritannien  nicht 
diejenige  Entwickelung  und  Ausdehnung  erreicht,  welche  wir  in  den  bisher  be- 
sprochenen Ländern  gefunden  haben.  Es  bestehen  dort  (am  zahlreichsten  in 
London  und  Liverpool)  Privatanstalten,  Munizipalanstalten  und  Anstalten  ge- 
werblicber  Korporationen,  in  welchen  die  für  den  kaufmännischen  Beruf  noth- 
wendigsten  Fächer  gelehrt  werden.  ')  Diese  Schulen  stehen  auf  sehr  verschie- 
dener Stufe.  Außerdem  finden  in  vielen  gewerblichen  und  technischen  Schulen 
jene  Fächer  etwelche  Berücksichtigung. 

In  der  Eigenthümlichkeit  der  englischen  Schulverhältnisse  mag  es  zum  Theit 
begründet  sein,  daß  in  engliscben  Handelshäusern  sehr  viele  deutsche,  deutsch- 
österreichische  und  schweizerische  junge  Eaufleute  angestellt  sind. 

In  neuester  Zeit  hat  sich  nun  die  Aufmerksamkeit  des  englischen  Handels- 
standes der  Frage  des  kaufmännischen  Bildungswesens  sehr  lebhaft  zugewendet» 
Es  hat  in  England  das  Gefühl,  von  Deutschland  im  Handel  vielfach  überflügelt 
worden  zu  sein,  jedenfalls  einen  sehr  gefährlichen  Eonkurrenten  an  Deutschland 
erhalten  zu  haben,  zur  Erforschung  der  Ursachen  der  eingetretenen  Wandlung 
Veranlassung  geboten.  Man  ist  dabei  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  daß  die 
Ueberlegenheit  der  Deutschen  vorzugsweise  in  der  allgemein  tüchtigen  kommer- 
ziellen Schulung  des  Handelsstandes  zu  suchen  sei.  Seit  einigen  Jahren  ist  des* 
halb  die  Frage  des  kaufmännischen  Unterrichts  in  den  Kreisen  des  englischen 
Handelsstandes  ein  Gegenstand  lebhafter  Diskussion  und  eingehender  Prüfung 
gewesen,  und  es  hat  namentlich  das  Hauptorgan  der  englischen  Handelskammern, 
das  monatliche  Journal  der  Londoner  Handelskammer^,  die  Frage  der  Com- 
mercial  Education  während  der  letzten  Jahre  unausgesetzt  erörtert. 

Das  Septemberheft  von  1885  enthält  z.  B.  einen  bedeutungsvollen  ArtikeL 
dem  wir  (mit  Benutzung  der  Uebersetzung  im  11.  Jahresbericht  der  Basler 
Handelskammer)  folgende  Stellen  entnehmen:  „ Keine  Frage  ist  für  Kaufleute  und 
„für  Handelskammern  so  sehr  der  Beachtung  und  des  Studiums  werth,  als  die 
„Aufstellung  eines  nationalen  Systems  der  kaufmännischen  Erziehung.  Einer 
„der  ersten  Schritte  zu  diesem  Ziele  muß  ein  vollständiges,  wohlüberdachtes- 
^System  zu  diesem  Zwecke  sein.  Bisher  haben  wir  dies  merkwürdigerweise  dem 
„Zufalle  überlassen.  Für  die  Gewerbe,  für  die  Kirche,  für  die  Wissenschaften 
„ —  sogar  für  die  Literatur  —  geben  wir  die  Zweckmäßigkeit  der  Fachbildung 
„zu  und  für  sämmtliche  ist  ein  angemessenes  Programm  aufgestellt.  Aber  für 
„den  Handel,  welcher  die  Grundlage  des  Landes  bildet,  haben  wir  keinerlei 
„Stätte,  wo  speziale  oder  höhere  Bildung  erworben  werden  könnte.  Man  war 
„bisher  der  Ansicht,  daß  jede  normale  Schulroutine  genüge,  um  den  Untergrund 
„aufzubauen,  auf  welchen  dann  ein  paar  Jahre  Lehrzeit  im  Bureau  oder  im 
„Magazin  oder  der  Fabrik  als  Krönung   des  Gebäudes   gefügt   wurden.     Weder 


*)  Als  historisch  interessant  mag  erwähnt  werden,  daß  die  Gooper's  Goriipany's 
Gramniar  School  in  London  1538  durch  einen  Kaufmann  N.  Gibson  gegründet  worden 
ist,  die  Merchant  Taylor*s  School  1561  durch  die  Schneiderzunft,  die  Brewer's  School 
durch  die  Zunft  der  Bierbrauer  1687,  die  Haberdasher's  Hoxton  School  1695  durch  die 
Zunft  der  Kurz-  oder  Quincailleriewaarenhändler.  Diese  Schulen  bereiten  heute  für 
Gewerbe  und  Handel  vor.    (S.  L^autey.) 

^)  The  Chamber  of  Commerce  Journal.     Printed  und  issued  monthly  by  the  Lon- 
don Chamber  of  Commerce.     (Botolph  House,  Eastcheap,  London,  E.  C.) 
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M  moderne  Sprachen,  noch  Bachhaltung,  Stenographie,  Chemie  etc.  werden  als 
«für  den  Handelslehrling  nöthige  Disziplinen  angesehen.  Wir  hahen  keinen 
«Prüfungsstandard  fdr  kaufmännische  Grade,  und  die  ganze  Erziehung  unserer 
„Eaufleute  ist  der  Laune  des  Einzelnen  überlassen.  Es  entspricht  dies  Übrigens 
^unserem  ganzen  Handelssystem,  das  ebenfalls  auf  individueller  Initiative  be- 
grubt. Wenn  wir  nun  die  Methode  studiren,  durch  welche  unsere  fremden  Eon- 
„kurrenten  Schritt  für  Schritt  unsere  bevorzugte  Stellung  zerstört  haben,  so 
p  können  wir  dieselbe  in  dem  einen  Worte  „  Vollständigkeit "  (Grediegenheit)  za 
„sammenfassen.  Ihre  Erziehung  ist  ebenso  gediegen,  wie  nachher  die  praktische 
„Anwendung  der  erworbenen  Kenntnisse.  Diese  Eigenschaft,  die  wir  früher 
^auch  hatten,  müssen  wir  uns  wieder  aneignen,  und  es  wird  dieselbe,  verbun- 
„den  mit  unserer  Arbeitskraft,  unserer  Energie,  Ausdauer  und  Klugheit  uns 
,  wieder  zu  unserer  Suprematie  verhelfen.  **  —  ^  Unsere  sämmtlichen  MiUei' 
p schulen  bedürfen  der  Umänderung.  Die  Kürze  der  Zeit  erlaubt  nicht  das  Stu- 
„dium  der  alten  und  der  neuen  Sprachen,  deswegen  müssen  die  alten  Sprachen 
„den  wissenschaftlichen  Fachschulen  überlassen  und  an  ihre  Stelle  die  euro- 
«päischen  und  außereuropäischen  Handolssprachen  gesetzt  werden.  Und  höhere 
p  Handelsfachschulen,  in  denen  technische  und  kaufmännische  Disziplinen  gelehrt 
M werden,  sind  dringendes  Bedürfhiß.**  —  Weiter  heißt  es,  daß  man  auf  diese 
Weise  unabhängig  von  der  fremden  Beihilfe  werden  könne,  deren  man  im  Bureau 
^iuber  wegen  ihrer  Genauigkeit,  Methode  und  Disziplin  bedurfte,  und  welche 
man  bei  den  eigenen  Landsleuten  nicht  haben  konnte.  (!) 

Seither  ist  die  Angelegenheit  in  Fluß  gekommen,  sie  ist  an  den  Delegirten- 
verHammlungen  der  67  Handelskammern  des  vereinigten  Königreiches  diskutirt 
worden,  und  durch  eine  im  Dezember  1887  bestellte  Kommission  ist  der  Ent- 
wurf eines  Normal -Unterrichtsplanes  für  Handelsschulen  mittlerer  und  höherer 
Stufe  aufgestellt  worden.  An  der  Delegirten Versammlung  der  Handelskammern 
vom  25.  September  1888  wurde  der  von  jener  Kommission  (Commercial  Edu- 
cation  Committee)  ausgearbeitete  Normal-Unterrichtsplan  in  der  Hauptsache  an- 
genommen und  im  Juli  1SS9  wurde  er  durch  das  bevollmächtigte  Komite  end- 
gültig redigirt.  Er  trägt  den  Titel:  Scbeme  for  junior  and  higher  Commercial 
Education.  *) 

Die  Junior  Commercial  Education  oder  das  Secondary  Commercial  School 
Life  (Handels-Mittelschule)  soll  6  Schuljahre  umfassen,  entsprechend  dem  Alter 
vom   10.  oder  11.  bis  16.  oder  17.  Jahre. 

Außer  dem  Entwürfe  eines  Unterrichtsplanes  für  Handelsschulen  mitüerer 
Stufe  ist  noch  ein  Scheme  for  a  Senior  Course  aufgestellt  worden.  Die  Ein- 
richtung höherer  Kurse  oder  höherer  Handelsschulen  (Higher  Commercial  Edu- 
cation) wird  empfohlen  einerseits  für  solche  junge  Leute,  welche  ihre  ganze  freie 
Zeit  bis  zum  Alter  von  etwa  19  Jahren  dem  kaufmännischen  Studium  widmen 
können,  und  anderseits  für  solche,  welche  neben  ihrer  beruflichen  Thätigkeit  die 
früher  erworbenen  kaufmännischen  Kenntnisse  durch  Besuch  einzelner  Fächer  auf 
höherer  Stufe  ergänzen  und  erweitern  wollen.  Dergleichen  Schulen  werden  nach 
dem  Programm- Entwürfe  namentlich  Sprachen,  höhere  kaufmännische  Arithmetik, 
Handelsgeographie,  Statistik,  Volks wirthschaft,  Bank-  und  Assekuranzwesen^ 
naturwissenschaftliche  Fächer  etc.  etc.  zu  lehren  haben. 


*)  &«  ist  gedruckt  und  kann  vom  Sekretariat  der  Londoner  Handelskammer  (Lon- 
don, Botolph  House,  Eastcheap,  E.  C.)  bezogen  werden.  —  Preis  3  d  exkl.  Porlo. 
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Handels-  und  Industrieverein,  schweizerischer.  (Ergänzung  des  Artikels 
n Handelskammern"  im  II.  Band.)  Der  Verein  hesteht  nunmehr  (Ende  1891)  aus 
folgenden  27  Sektionen: 

Schweizerischer  Spinner-,  Zwimer-  und  Weber- Verein.  Verein  schweizerischer 
Woll-  und  HalbwolMndustrieller.  Verein  schweizerischer  Maschinen-Industrieller. 
Verein  schweizerischer  Metall waarenfabrikanten.  Verein  schweizerischer  Schuh- 
lEdustrieller.  Verband  schweizerischer  Müller  und  Gretreidehändler.  Verein 
schweizerischer  GreschSftsreisender.  Soci^t^  interoantouale  des  Industries  du  Jura. 
Aargauischer  Handels-  und  Industrie- Verein.  Kommission  fttr  Handel  und  Ge- 
werbe des  Kantons  Appenzell  A.-Rh.  Handels-  und  Industrie- Verein  Herisau. 
Basler  Handels-  und  Industrie- Verein.  Bernischer  Verein  für  Handel  und  Industrie. 
Association  commerciale  et  industrielle  genevoise.  Association  des  fabricantB  et 
marchands  de  bijouterie,  joaillerie,  orfevrerie  de  et  a  Geneve.  Finanz-  und 
Handels- Direktion  Glarus.  Börsen- Verein  Glarus.  Handelskammer  des  Kantons 
Luzern.  Kaufmännisches  Direktorium  in  St.  GtiUen.  Industrie-Verein  der  Stadt 
St.  Gallen.  Kantonaler  solothurnischer  Handels-  und  Industrie- Verein.  Thurgau- 
ischer  Handels-  und  Gewerbe- Verein.  Society  industrielle  et  commerciale  du 
Canton  de  Vaud.  Kantonale  Kommission  für  das  Handels weseu.  Kaufmännisclie 
Gesellschaft  Zürich.  Seidenindustrie-Gesellschaft  des  Kantons  Zürich.  Kaufmännische 
Gesellschaft  Winterthur. 

In  reger  Verbindung  mit  dem  schweizerischen  Handels-  und  Industrie  verein 
stehen  ferner  die  Fach  vereine  der  Seidenzwirner,  der  Leinen -Industriellen,  der 
Holz-Industriellen,  der  Kalk-  und  Cementfabrikanten,  der  Gerber,  der  Buchhändler,. 
Buchdruckereibesitzer,  der  Basler  Bandfabrikanten,  der  Oberländer  Holzschnitzler, 
der  Parqueteriefabri  kanten,  der  Wirker,  der  Ziegler,  der  aargauischen  Stroh - 
industriellen. 

Die  Kaufmännische  Gesellschaft  Zürich  bildet  den  Vorort  seit  1882  und 
ist  als  solcher  bis  1894  bestätigt.  Die  Leitung  des  Vorortes  ist  den  Herren 
C.  Cramer-Frey,  F.  Rieter-Bodmer ,  Robert  Schwarzenbach ,  Hans  Wunderly- 
von  Muralt  (sämmtliche  in  Zürich)  übertragen. 

Seit  1882  amteten  beim  Vorort  fast  ununterbrochen  zwei  Sekretäre.  Die 
Namen  der  ersten  Sekretäre  sind  auf  Seite  5  im  II.  Band  mitgetheilt;  zweite 
Sekretäre  waren:  Von  1882—1884  Rud.  Huber,  von  1885—1889  G.  Welti, 
seit  1890  Dr.  H.  Stoll. 

Handelsverträge*     (Ergänzung  des  Artikels  im  IL  Band.) 

Ad  Frankreich:  Der  Tarifvertrag  vom  23.  Februar  1882  wurde  von 
Frankreich  gekündet  und  ist  am  1.  Februar  1892  erlöschet),  ohne  daß  es  bis 
Mitte  Juni   1892  möglich  war,  ihn  durch  einen  neuen  zu  ersetzen. 

Ad  Deutschland:  Zu  dem  Meistbegünstigungsvertrage  vom  23.  Mai 
1881  wurde  am  11.  November  1888  ein  Zusatzvertrag  mit  Tarif  vereinbart. 
Haupt-  und  Zusatzvertrag  wurden  von  Deutschland  auf  1.  Februar  189*J  ge- 
kündet und  an  diesem  Tage  durch  den  neuen  Tarifvertrag  vom  10.  Dezember 
1891  ersetzt. 

Ad  Italien:  An  Stelle  des  Tarifvertrages  vom  22.  März  1883  trat  am 
15.  April  1889  ein  neuer,  vom  23.  Januar  1889  datirter  Tarifvertrag.  Dieser 
wurde  von  der  Schweiz  auf  den  12.  Febrnar  1892  gekündet  und  ist  an  diesem 
Tage  außer  Kraft  getreten.  Seitdem  ist  ein  neuer  Vertrag  ^abgeschlossen  worden^ 
d.  d.  19.  April   1892. 
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Ad  Oesterreich-Ungarn:  Der  Meistbegünstigangsy ertrag  vom  14.  Jali 
1868  wurde  am  1.  Januar  1889  durch  den  Tarifvertrag  vom  23.  November 
1888  eröetzt.  Dieser  letztere  wurde  von  Oesterreich- Ungarn  auf  den .  1 .  Februar 
1892  gekündet.  An  diesem  Tage  trat  an  dessen  Stelle  der  neue  Tarifvertrag 
Tom   10.  Dezember  1891. 

Ad  Rumänien:  Der  MeistbegUnstigungsvertrag  vom  7.  Juni  1886  ist 
von  Rumänien  gekündet  worden,  und  (wie  die  meisten  übrigen  Handelsverträge 
Rumäniens)  am  10.  Juli  1891  außer  Kraft  getreten.  Seitdem  hat  Rumänien 
keine  neuen  Handelsverträge  abgeschlossen. 

Ad  Spanien:  Der  Tarifvertrag  vom  14.  März  1883  wurde  am  27.  Juni 
1887  bis  1.  Februar  1892  verlängert.  Am  25.  Januar  1892  ist  eine  neue 
Verlängerung  bis  zum  30.  Juni  1892  vereinbart  worden. 

Ad  Türkei:  Der  auf  die  Dauer  von  28  Jahren  vereinbarte  Vertrag  vom 
29.  April  1861  ist  seiner  Zeit,  nach  Ablauf  der  dritten  siebenjährigen  Revisions* 
Periode,  gekündet  worden  und  am  13.  März  1890  außer  Kraft  getreten.  An 
■Stelle  desselben  besteht  einstweilen  eine  Meistbegünstigungsdeklaration. 

In  Folge  dieser  Aenderungen  ergibt  sich  per  15.  Juni  1892  folgender 
St-atus  der  zu  Kraft  bestehenden  Handelsverträge : 
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AbHchloss 


iDkraftsetzung 


Dauer 


29.  Dez.  1889 


1  Jahr  nach  Kündung 


Belgien !     3.  Juli  1889        , 

Bulgarien.  Durch  Notenaustausch  zwischen  dem  Vertreter  Frankreichs  in  Sofia  und 
der  bulgarischen  Regierung,  vom  9.  Oktober  1890,  ist  Frankreich  und 
der  Schweiz  die  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  meistbegünstigten 
Nation  (Werthverzollung  von  8*/«  Vo)  zugesichert  worden. 


Congosiaat  .... 

Dänemark    .... 

Deutschland     .    .     . 

Ecuadar 

Frankreicht  greouachbar- 
liehe  TerhiltBiue  aad  Btaaf' 
sichiigaagd.  Greaswaldangea 

Genf  und  freie  Zone 

Griechenland    .     . 

Großbritannien 

Hawaii-Inseln .     . 

Japan 

Zusatzkon  vent  ion 

Italien     .... 

Liechtenstein  (Vertrag 
mit  Oesterreich-Un- 
garn)    

Niederlande.     .     .     . 

Oesterreich'Ungam  . 

Persien 

Rußland 

Salvador 

Serbien 

Spanien 

Transvaal  (Südafrika- 
nische Republik)    . 


16.  Nov.  1889 
10.  Februar  1875 
10.  Dez.  1891 
U.  Juni  1888 

23.  Februar  1882 
14.  Juni  1881 
10.  Juni  1887 

6.  Sept.  1855 
20.  Juli  1864 

6.  Februar  1864 
26.  April  1867 
19.  April  1892 

10.  Dez.  1891 
19.  August  1875 
10.  Dez.  1891 
23.  Juli  1873 
26.  Dez.  1872 
30.  Oktober  1883 
10.  Juni  1880 
14.  März  1883 

6.  Nov.  1885 


14.  Apnl  1890 
10.  Juli  1875 
1.  Februar  1892 
21.  Oktober  1889 

16.  Mai  1882 
I.Januar  1883 

10.  Juni  1887 
6.  März  1856 

26.  Februar  1869 
6.  Februar  1864 

26.  April  1867 


1.  Februar  1892 

1.  Oktober  1878 

1.  Februar  1892 

27.  Oktober  1874 

30.  Oktober  1873 

7.  Februar  1885 

10.  Juni  1880 

18.  August  1883 

18.  Nov.  1887 


10  Jahre 

1  Jahr  nach  Kündung 
31.  Dezember  1903 
10  Jahre 

1  Jahr  nach  Kündung 
30  Jahre 

1  Jahr  nach  Kündung 
1  Jahr  nach  Kündung 
1  Jahr  nach  Kündung 

Seit  längerer  Zeit  in 
Revision  begriffen. 

31.  Dezember  1903*) 

31.  Dezember  1903 
1  Jahr  nach  Kündung 
31.  Dezember  1903 
1  Jahr  nach  Kündung 
1  Jahr  nach  Kündung 
10  Jahre 

1  Jahr  nach  Kündung 
30.  Juni  1892 

10  Jahre 


Türkei.  Der  Vertrag  vom  29.  April  1861  nebst  Konventionaltarif  ist  am  13.  März 
1890  erloschen.  An  Stelle  desselben  ist  einstweilen  eine  vom  22.  März  1890 
datirte  Erklärung  der  Pforte  getreten,  wonach  der  schweizerische  Handel 
in  der  Türkei  die  Behandlung  auf  dem  Fuße  desjenigen  der  meistbegün- 
stigten Nation  genießt,  sofern  dem  türkischen  Handel  in  der  Schweiz  die 
gleiche  Behandlung  zu  Theil  wird 

Verein.  Staaten   von 


Amerika 


25.  Nov.  1850 


8.  Nov.  1855 


1  Jahr  nach  Kündung 


Literatur:  Sammlung  der  Konventionaltarife  aller  Länder  und  der  Handels- 
verträge der  Schweiz.    Von  Dr.  Eichmann,  Handelssekretär  im   eidg.  Departement 
!  des    Auswärligen.     Bern,    Stämpfli'sche    Buchdruckerei    1889    (französischer   und 
deutscher  Text  in  Gegenüberstellung). 


*)  Küudbar  schon  auf  1.  .Tanuar  1S94. 
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Uausirverkehr.    (Ergänzung  des  Artikels  im  IT.  Band,  Seite  24  und  ff.) 

Nach  der  Neuenburger  Konferenz  von  1885  ließ  der  Bundesrath  eine  Statistik 
der  Hausirpatenttaxen  aufnehmen :  Von  da  an  blieb  die  Angelegenheit  ruhen  und 
kam  erst  wieder  in  Fluß  durch  eine  Eingabe,  welche  der  Schweizerische  Handels- 
und Industrieverein  Ende  April  1889  an  den  h.  Bundesrath  richtete.  Dieselbe 
hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Die  Delegirtenversammlung  des  Schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
Vereins  beschloß,  den  h.  Bundesrath  zu  ersuchen : 

„I.  Er  möge  mit  thunliohster  Beförderung  der  Bundesversammlung  einen 
neuen  Entwurf  zu  einem  Bundesbeschluß  betreffend  die  Patenttaxen  der 
Handelsreisenden  vorlegen,  in  der  Meinung,  daß  derselbe  spätestens  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1891  sollte  in  Kraft  treten  können; 

„IL  Er  möge  in  einem  solchen  Entwürfe  folgende  hauptsächlichste  Grundsätze 
zur  Geltung  kommen  lassen : 

nl.  Alle  inländischen  und  ausländischen  Handelsreisenden,  welche  ausschließ* 
lieh  mit  solchen  Leuten  in  geschäftlichen  Verkehr  treten,  die  den  oder  die  be- 
treffenden Artikel  zum  Wiederverkauf  oder  zur  Ausübung  ihres  Grewerbes  ver- 
wenden, sind  Gros-Eeisende.  Diese  können,  sofern  sie  keine  Waaren  mit  sich 
führen,  auf  den  üblichen  Ausweis  ihrer  Identität  hin,  im  ganzen  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  mit  oder  ohne  Muster  Bestellungen  aufnehmen,  ohne  hiefUr 
irgend  eine  Taxe  entrichten  zu  müssen. 

«2.  Alle  übrigen  inländischen  und  ausländischen  Handelsreisenden  sind  als 
Detail- Reisende  zu  betrachten.  Diese  können,  sofern  sie  keine  Waaren  mit  sich 
fuhren,  mit  oder  ohne  Muster  Bestellungen  aufnehmen,  haben  hiefÜr  indessen 
eine  Legitimationskarte  zu  lösen,  welche  vom  Tage  ihrer  Ausstellung  an  für  ein 
Jahr  Gültigkeit  hat  und  zur  Bereisung  des  ganzen  Gebietes  der  Eidgenossenschaft 
berechtigt. 

^3.  Die  Legitimationskarte  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Die  Gebühr  für  dieselbe  beträgt  Fr.  150  und  ihr  Besitz  enthebt  für  di« 
Dauer  ihrer  Gültigkeit  von  der  Bezahlung  jeglicher  kommunalen  oder  kantonalen 
Fatenttaxe. 

„  Die  Legitimationskarte  ist  zu  lösen :  für  Handelsreisende  inländischer 
Firmen  bei  der  oder  den  näher  zu  bezeichnenden  Amtsstellen  des  Domizil- Kantons , 
für  ausländische  Handelsreisende  bei  der  oder  den  näher  zu  bezeichnenden  Amts- 
stellen desjenigen  Kantons,  der  zuerst  bereist  wird. 

„4.  (Eventuelle  Straf klausel  für  mißbräuchliche  Benutzung  der  Legiti- 
mationskarte.) 

„5.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  wird  der  Ertrag  der  bezogenen  Taxen 
—  abzüglich  4  ^jo  des  Betrages  als  Einzugsgebühr  —  von  den  betreffenden 
Kantonen  an  die  Bundeskasse  abgeliefert  und  sodann  unter  sämmtliche  Kantone 
nach  Maßgabe  ihrer  Bevölkerungszahl  vertheilt. 

„6.    Die  Gesetzgebung   über   das  Hausirwesen    bleibt  Sache    der  Kantone.* 

In  wiederholten  Zuschriften  an  das  eidgenössische  Justiz-  und  Polizei- 
Departement  machte  in  der  Folge  der  Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und 
Industrievereins  auf  die  hohe  Bedeutung  aufmerksam,  die  er  der  Lösung  dieser 
Frage  für  den  schweizerischen  Handelsstand  beimißt,  und  wies  darauf  hin,  daß 
dieselbe  berufen  sein  werde,  bei  den  kommenden  Handels  Vertragsunterhandlungen 
eine  wichtige  Rolle  zu  spielen. 
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Am  15.  Juni  1890  faßte  die  Delegirtenversammlaiig  des  Schweizeridchen 
Gewerbevereins  in  Altdort  nach  vorgängiger  Berathung  durch  den  Centralvorstand 
und  die  Sektionen  folgende  Beschlüsse: 

^1.  Die  Vertreter  des  Gewerbestandes  bieten  gerne  Hand,  um  auf  dem 
Wege  eines  Bundesgesetzes  anzustreben : 

«a.  Die  Gleichstellung  der  inländischen  Handelsreisenden  mit  den  ausländischen, 
welche  in  die  Schweiz  kommen; 

^b,  Einführung  einer  schweizerischen  Patenttaxe  unter  Aufhebung  der  kantonalen 
Taxen. 

„2.  Es  werden  den  Anträgen  des  Schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
vereins folgende  prinzipielle  Wünsche  beigefügt: 

y^a.  Es  möchte  bei  künftigen  Handelsvertragsunterhandlungen  von  den  betreffenden 
Staaten  rücksichtlioh  der  Besteuerung  der  Handelsreisenden  volle  Gegen- 
seitigkeit gefordert  werden. 

„6.  Es  möchte  von  allen  Reisenden  eine  einheitliche,  staatliche  Eontrolgebühr 
erhoben  und  der  Verkehr  dieser  Reisenden  ebenfalls  einer  strengern  Auf- 
sicht unterstellt  werden.  Der  Verkauf  von  Mustern  oder  Waaren  wäre 
strenge,  eventuell  mit  Entzug  des  Patentes,  zu  ahnden. 

„c.  Bei  Festsetzung  der  Taxe  ist  sowohl  die  große  Belästigung  des  Publikums 
durch  Hausirer  und  Detailreisende,  wie  auch  die  Benachtheiligung  der 
steuerzahlenden  Niedergelassenen  in  Betracht  zu  ziehen,  beziehungsweise 
es  ist  die  Taxe  möglichst  hoch  anzusetzen." 

Das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  erbat  sich  hierauf  von  dem  ge- 
wesenen Präsidenten  der  interkantonalen  Konferenz  von  1885,  Herrn  Staatsrath 
und  Ständerath  A.  Cornaz  in  Neuenburg,  einen  die  ganze  Frage  in  allen  ihren 
Beziehungen,  vom  geschichtlichen,  verfassungs-  und  vertragsrechtlichen,  wife  vom 
nationalökonomischen  Standpunkte  aus  behandelnden  Bericht  mit  gutscheinenden 
Anträgen. 

Herr  Cornaz,  der  die  Arbeit  übernahm,  hat  dem  Departement  am  26.  März 
1891   ein  das  Ergebniß  seiner  Untersuchung   enthaltendes  Memorial  eingereicht. 

Auf  Grund  desselben  verfaßte  der  Bundesrath  zu  Händen  der  Bundesver- 
sammlung eine  Botschaft,  d.  d.  29.  Mai  1891,  in  welcher  er  sich  u.  A.  folgender- 
maßen äußert: 

„Von  den  Wegen,  die  sich  darbieten,  um  zu  einer  Lösung  der  Frage  zu 
gelangen  und  aus  der  schwierigen  Lage,  in  der  wir  uns  befinden,  herauszukommen, 
wäre  unbestreitbar  der  einfachste  und  beste,  vom  verfassungsrechtlichen  Stand- 
punkte aus,  die  gänzliche  Befreiung  der  Handelsreisenden  von  jeder  Patenttaxe, 
ausgenommen  eine  bescheidene  Kanzleigobühr.  Das  ist  im  Grunde  auch  die  An- 
sicht unseres  Experten ;  allein  die  Kundgebungen  und  Anträge  aus  der  Mitte  des 
Handelsstandes  selbst,  und  auch  das  Bestreben,  das  Gute  nicht  dem  vielleicht 
heute  noch  unerreichbaren  Bessern  zu  opfern,  sowie  der  Wunsch,  eine  rasche 
Lösung  zu  ermöglichen,  haben  ihn  und  uns  bewogen,  nur  für  die  sogenannten 
Gros  -  lleisenden  Befreiung  von  jeder  Taxe,  für  die  Reisenden  dagegen,  die 
nicht  bloß  Gewerbsleute  besuchen  (sogenannte  Detail -Reisende),  eine  in  der 
ganzen  Schweiz  gültige  einheitliche  Patenttaxe  vorzuschlagen. 

„Wir  können  uns  nicht  verhehlen,  daß  es  heute  viel  schwerer  hält,  zu 
dem  grundsätzlich  einzig  richtigen  Standpunkte  völliger  Taxbefreiung  der 
Handelsreisenden  zurückzukehren,    als  dies  noch  Anfangs   der  1880er  Jahre  der 

Furrer,  Yolkswirthscbafls-Lexikon  tler  Schweiz.  |ß 
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Fall    war,    wo   die  Kantone   sich    noch   nicht   an    die  Besteuerung  der  Handels- 
reisenden gewöhnt  hatten. 

«Daß  aber  der  gegenwärtige  Zustand,  der  nns  zwingt,  dem  Ausländer 
besseres  Recht  angedeihen  zu  lassen,  als  dem  Landesangehörigen,  wenn  wir  nicht 
die  Yertragsfähigkeit  gegenüber  dem  Auslande  einbüßen  wollen,  geradezu  un- 
haltbar geworden  ist,  dürfte  von  Niemandem  bestritten  werden.  Wir  müssen  hier 
eine  Aenderung  herbeiführen,  und  wir  wollen  thun,  was  zum  Ziel  führen  kann. 

„Aus  diesem  Grunde  legen  wir  Ihnen,  Tit.,  den  im  Anhange  folgenden 
Beschlussesantrag  vor. 

„Im  Einzelnen  haben  wir  zur  Erläuterung  und  Begründung  des  Inhaltes 
unseres  Entwurfes  nichts  beizufügen.  Die  Bestimmungen  desselben  sind  an  sich 
klar  und  bedürfen  keines  Kommentars. 

„Durch  den  von  uns  vorgeschlagenen  Bundesbeschluß  soll  für  die  Handels 
reisenden  einheitliches  Recht  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  her- 
gestellt werden.  Der  eigentliche  Hausirhandel  aber  und  das  Hausirgewerbe  bleiben, 
wie  bisher,  der  Kantonalgesetzgebung  unterstellt.  Die  beiden  Gebiete  müssen 
daher  genau  von  einander  geschieden  werden.  Das  geschieht  dadurch,  daß  wir 
einen  begreiflichen,  durch  ein  äußerliches  Merkmal  leicht  erkennbaren  unterschied 
zwischen  dem  Handelsreisenden  und  dem  Hausirer  aufstellen.  Wir  finden  dieses 
Merkmal  in  der  Mitführung  von  Waaren,  die  für  den  Hausirer  (Kolporteur) 
charakteristisch  ist.  Der  Hausirer  bietet  seine  Waare  zur  sofortigen  üebergabe 
an  den  Käufer  feil;  er  nimmt  keine  Bestellungen  auf,  die  von  einem  andern 
Platze  aus  effektuirt  werden.  Anders  der  Handelsreisende.  Seine  Aufgabe  ist  es, 
für  ein  anderwärts  ansäßiges  Geschäft  Verkäufe  abzuschließen,  die  dann  erst 
von  jenem  Niederlassungsorte  aus  vollzogen  werden.  So  scheidet  die  Beiden  die 
Art  der  Geschäftsführung  und  es  ist  kein  wirkliches  Bedürfniß  vorhanden,  daß 
der  Eine  in  das  Gebiet  des  Andern  übergreife.  Diese  durch  das  Leben  selbst 
vorgenommene  Scheidung  verschärft  nun  noch  ein  neues  trennendes  Element. 
An  der  Durchführung  einheitlicher  Vorschriften  betreflFend  die  Handelsreisenden 
werden  die  Kantone  in  solidarischem  Verbände  insgesammt  interessirt  sein, 
während  in  Beziehung  auf  die  Hausirer  der  Fiskus  eines  jeden  Kantons  nach 
wie  vor  ausschließlich  sein  eigenes  Interesse  verfolgen  wird. 

„Aus  air  diesen  Gründen  glauben  wir,  der  Bund  sei  befugt  und  zur  Her- 
stellung einer  sichern  Ordnung  sogar  genöthigt,  dem  Handelsreisen  den  zu  ver- 
bieten, gleichzeitig  Kolporteur  zu  sein,  d.  h.  bei  der  Aufnahme  von  Bestellungen 
Waaren  mit  sich  zu  führen." 

*  * 

* 

Den  hievor  »erwähnten  Entwurf  eines  Bundesbeschlusses  an  dieser  Stelle  zu 
reproduziren  wäre  zwecklos,  da  derselbe  im  Moment  der  Drucklegung  dieses 
Artikels  bereits  durch  das  Bundesgeseie  vom  2L  Juni  1892  betreffend  die  Patent- 
taxen  der  Handehreisenden  überholt  ist.  Dieses  Bundesgesetz  hat  folgenden  Wortlaut : 

Art.  1.  Die  H;indelsreisenden,  die  för  Rechnung  eines  inländischen  Hauses  die 
Schweiz  bereisen  und  dabei  ausschließlich  mit  Geschäftsleuten  in  Verkehr  treten,  welclie 
den  betreffenden  Handelsartikel  wiederverkaufen  oder  in  ihrem  Gewerbe  verwen«len. 
können,  sofern  sie  keine  Waaren  nüt  sich  führen,  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft mit  oder  ohne  Muster  Bestellungen  aufnehmen,  ohne  dafür  eine  Taxe  entrichten 
zu  müssen. 

Durch  besondere  Schlußnahme  des  Bundesratheskann  Handelsreisenden,  bei  welchen 
im  Uebrigen  die  V(»raussetzungen  dieses  Artikels  zutreffen,  das  Mitführen  von  Waaren 
gestattet  wenlen,  wenn  die  sofortige  Uel>ergabe  der  Waare  an  den  Käufer  für  den  Be- 
trieb ihres  Ges<:hafles  nothwendig  ist. 


Art  3.  Alte  anderen  Ha  od  eisreisenden,  welche  für  Rechnung  inlfin^lischci-  HSuscr 
die  Schweiz  bereisen,  ohne  Waaren  mit  sich  zu  führen,  kennen  im  ganzen  Gebiete  der 
Eidgenossen suhafl  mit  oder  ohne  Muster  Bestellungen  aufnehmen,  wenn  sie  eine  Taxe 
eulricbten,  welche  für  ein  Jabr  auf  Fr.  150,  filr  ein  halbes  Jahr  auf  Fr.  100  festge- 
selit  wird. 

Art.  3.  Die  Reisenden  auswärtiger  Handelshäuser  können  in  der  Schweiz  UDter 
den  nämlichen  Üedingun^n  Bestellungen  aufnebmea  wie  die  Reisenden  inländischer 
Häuser,  wenn  die  Schweiz  mit  dem  Staate,  in  welchem  jene  Häuser  niedergelassen  sind, 
in  diesem  Sinne  eine  Vereinbarung  geirofien  hat. 

Trifft  diese  Voraussetzung  bei  ihnen  nicht  zu,  so  haben  die  Reisenden  auswärtiger 
Häuser  IQr  die  Aufsuchung  von  Bestellungen  im  Sinne  des  Art.  1  eine  jährliche  Taxe 
von  Fr.  300  oder  eine  halbjährliche  Taxe  von  Fr.  300  und  für  die  Aufsuchung  von 
Bestellungen  im  Sinne  des  Art.  3  eine  jährliche  Taxe  von  Fr.  500  oder  eine  halbjähr- 
liche Taxe  von  Fr.  300  zu  entrichten. 

In  allen  Fällen  müssen  die  Reisenden  auswärtiger  Häuser  eine  von  <ler  zuständigen 
ausländischen  Behörde  ausgestellte  Gewerb elegitimationsitarte  besitzen,  durch  welche 
bescheinigt  wird,  daß  das  von  ihnen  vertretene  Haus  in  dem  Staate,  in  welchem  es  sich 
befindet,  zum  Gewerbebetrieb  berechtigt  ist. 

Dem  Bundesrolh  steht  zudem  das  Recht  zu,  Handelsreisenden  aus  solchen  Staaten, 
welche  in  ihrem  Gebiete  den  schweizerischen  Handeireis enden  das  Aufsuchen  von  Be- 
stellungen verbieten  oder  nur  unter  sehr  erschwerenden  Bedingungen  gestatten,  den 
Gewerbebetrieb  in  der  Schweiz  gänzlich  zu  untersagen. 

Art.  i.  Die  Handelsreisenden,  denen  nach  Maßgabe  von  Art.  1,  3  und  3  die 
Aufsuchung  von  Bestellungen  in  der  Schweiz  gestattet  ist,  haben  eine  Ausweiskarte  zu 
lösen,  welclie  den  in  Arl.  l  genannten  schweizerischen  und  den  ihnen  gleichgestellten 
ausländischen  Reisenden  unentgeltlich,  den  übrigen  Reisenden  gegen  Entrichtung  der 
in  Art  3  und  3  bezeichneten  Taxen  für  die  Dauer  eines  Kalenderjahres  oder  Halb- 
jahres verabfolgt  wird. 

Art.  ö.  Die  Ausweiskarte  ist  auf  Kosten  der  Kantone  auszufertigen  und  wird 
den  Reisenden  schweizerischer  Handelshäuser  im  Kantone  des  Geschäftssitzes,  den 
Reisenden  auswärtiger  Häuser  in  demjenigen  Kantone   verabfolgt,  den  sie  zuerst  be- 

Auf  den  Ausweiskarten,  welche  den  in  Art.  I ,  Absatz  3,  envähnten  Handelsreisenden 
verabfolgt  werden,  ist  die  Schlußnahme  des  Bundesrathes,  die  ihnen  das  Mitführen  von 
Waaren  gestattet,  vorzumerken. 

Der  Bundesralli  stellt  das  Formular  der  Ausweistarten  fest  und  bestimmt  die 
Voraussetzungen,  unter  denen  die  Ueberlragung  einer  Karle  stalthaft  ist. 

Art.  6.  Der  Besitzer  einer  Ausweiskarte  ist  auf  die  Dauer  Üirer  Gültigkeit  von 
jeder  Kantons-  und  Gemeindelaxe  befreit. 

Art.  7.  Der  Ertrag  der  Ausweiskarten  wird  am  Ende  eines  jeden  Jahres  von  den 
Kantonen,  nach  Abzug  einer  ihnen  zukommenden  Bezugsgebflhr  von  i  °,'ii,  an  die 
Bundeskasse  abgeliefert  und  unter  die  Kantone  nach  dem  VerhältniU  ihrer  Bevölkerungs- 
zahl vertheiit. 

Art.  8.  Mit  einer  Geldbuße  bis  auf  Fr.  1000  werden  bestraft: 

a.  Die   Handelsreisenden,  welche  die  Schweiz  bereisen,   ohne  im  Besitze  einer 
Aasweiskarte  (Art   4  und  5)  zu  sein; 

b.  die  Handelsreisenden,    welche    Waaren    mit   sich    Idhren,   ohne  hiezu    nach 
Art.  1,  Absatz  3,  ermächtigt  zu  sein; 

e.    die  in  Arl.  t   genannten  schweizerischen  und  die  ihnen  gleichgestellten  aus- 
ländischen Handelsreisenden,  wenn   sie  mit  andern  als  den  im  angefülirtea 
Artikel  bezeichneten  Personen  in  Verkehr  treten. 
Unerhältliche  Bußen  sind  in  Gefängniß  umzuwandeln ;  dabei  ist  für  je  Fr.  5  Buße 
ein  Tag  Gefängniß  zu  rechnen. 

Gegen  Rückfällige  kann  die  Strafe  verdoppelt  und  der  Palenlentzug  verfügt  werden ; 
ilbcrdieß  kann  Rückßiligen  dius  Recht  zum  Erwerb  eines  Patentes  auf  1  bis  6  Jahre 
aberkannt  werden. 

Die  Beurtheilung  erfolgt  nach  dem  kantonalen  Verfahren  durch  i 
desjenigen  Kantons,  in  welchem  die  üebertretung  verübt  wurde. 
Die  Bußen  fallen  den  Kantonen  zu. 

Art.  <J.    Die  Gesetzgebung  iiiier  das  Feilbieten  von  Waaren  auf  den  Marl^j 
oder    im    Tinherzichen    (Etalage    und    Golportage),    sowie    über   den    Ausvari' 
Waarenlagcrn  (Üehallage)  bleibt  Sache  der  Kantone. 


1  bis  5  Jahre 

Um  IbehOrdeu^^l 
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Art.  10  Die  Gesetzgebung  betreflfend  gebrannter  Wasser  wird  durch  gegenwärtiges 
Gesetz  nicht  berührt. 

Art.  11.  Der  Bundesrath  trifft  die  zur  Vollziehung  dieses  Gesetzes  erforderlichen 
Anordnungen. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1893  in  Kraft.  In  Bezug  auf  die  Aus- 
führung des  Gesetzes  hat  der  Bundesrath  den  Eantonsregierungen  mit  Kreis- 
schreiben vom  1.  November  1892  Folgendes  zur  Kenntniß  gebracht: 

.Jeder  Handelsreisende,  der  Bestellungen  aufnimmt,  bedarf  einer  Aosweiskarte. 

Es  ist  gestattet,  eine  Karte  für  mehrere  Reisende  ausstellen  zu  lassen, 
wenn  sie  nur  von  dem  einen  oder  dem  andern  derselben  gebraucht  werden  soll. 
Nehmen  dagegen  mehrere  Reisende  eines  Hauses  gleichzeitig  Bestellungen 
auf,  so  bedarf  ein  jeder  derselben  einer  Ausweiskarte. 

Umgekehrt  hat  ein  Reisender,  der  mehrere  Handelsgeschäfte  vertritt,  nur 
eine  Ausweiskarte  zu  lösen. 

Will  ein  Handelshaus  innerhalb  der  Geltungsdauer  einer  Ausweiskarte  einem 
auf  dieser  nicht  eingeschriebenen  Reisenden  die  Aufnahme  von  Bestellungen 
übertragen,  so  wird  der  Name  dieses  Reisenden  durch  die  zuständige  Amtsstelle 
unentgeltlich  auf  der  Karte  nachgetragen,  wenn  derselbe  nicht  gleichzeitig  mit 
anderen  Reisenden  des  Hauses  Bestellungen  aufsuchen  soll. 

Diejenigen  Handelshäuser,  welche  für  ihre  Reisenden  die  in  Art.  1,  Absatz  2, 
des  Gesetzes  vorgesehene  Befugniß,  Waaren  mit  sich  zu  führen,  erlangen  wollen, 
haben  sich  zu  diesem  Zwecke  in  schriftlicher  Eingabe  an  den  Bundesrath  zu 
wenden. 

Schweizerische  Häuser  haben  ihrem  Gesuche  das  Gutachten  der  Regierung 
des  Kantons,  in  dem  sie  niedergelassen  sind,  auswärtige  Häuser  dasjenige  der 
Regierung  des  Kantons,  den  sie  zuei*st  besuchen,  beizulegen. 

Es  wird  festgestellt,  daß  zur  Zeit  sämmtliche  europäische  Staaten,  mit 
Ausnahme  von  Portugal  und  von  Schweden  und  Norwegen,  femer  von  über- 
seeischen Ländern  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerika^s,  Salvador,  Ecuador, 
Transvaal  und  Congostaat,  Japan,  Hawai,  sowie  alle  europäischen  Kolonien, 
mit  Ausnahme  der  portugiesischen  und  der  spanischen,  durch  Vertrag  den  Ver- 
tretern schweizerischer  Handelshäuser  in  ihrem  Gebiete  die  gleiche  Behandlung 
zugesichert  haben,  deren  sich  die  inländischen  Häuser  erfreuen. 

Die  Reisenden  französischer  Häuser  werden  bis  zur  definitiven  Ent- 
scheidung über  das  Handelsabkommen  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
provisorisch  wie  solche  der  meistbegün>tigten  Nation  behandelt. 

Der  Bundesrath  behält  sich  vor,  mit  den  Staaten,  welche  der  Schweiz  bis 
jetzt  in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Handelsreisenden  keine  Zusicherungen 
gemacht  haben,  diesfällige  Vereinbarungen  zu  treffen.  Inzwischen  haben  die 
Kantonsregierungen  jeden  einzelnen  Fall,  der  Reisende  aus  solchen  Staaten 
betritft,  dem  eidgenössischen  Departement  des  Auswärtigen  (Handelsabtheilnng) 
sofort  einzuberichten. 

Das  eidg.  Departement  des  Auswärtigen  (Handelsabtheilung)  wird  dafUr 
sorgen,  daß  die  vorstehenden  Vertilgungen  richtig  ausgeführt  werden. 

Dasselbe  hat  überhaupt,  unter  der  Oberaufsicht  des  Bundesrathes  die  Voll- 
ziehung des  Gesetzes  zu  überwachen  und  die  einschlägigen  Geschäfte,  je  nach 
ihrer  Natur,  von  sich  aus  zu  erledigen  oder  durch  Antragstellung  an  den 
Bundesrath  zur  Erledigung  zu  bringen. 

Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Patenttaxen  der  Handelsreisenden  hat 
vornehmlich  die  Aufgabe,  in  einem  für  den  einzelnen  Bürger  und  für  das  nationale 
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Interesse  unseres  Landes  gleich  wichtigen  Gebiete  des  Verkehrs  die  von  den  Ver- 
tretern des  Handels  und  des  Gewerbewesens  schon  längst  als  ein  dringendes 
BedUrfniß  herbeigewünschte  einheitliche  Ordnung  sowohl  im  Innern  der  Eid- 
genossenschaft als  auoh  in  den  Beziehungen  zum  Auslande  herzustellen.  Die 
Handhabung  dieses  Gesetzes  erfordeii;  die  volle  Aufmerksamkeit  der  Behörden; 
sie  soll  überall  eiue  gleichmäßige  und  strenge  sein.  Allein  es  widerspräche 
durchaus  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  wenn  die  Anwendung  des  Gesetzes  in 
einer  den  Handel  und  Verkehr  unnöthig  hindernden  und  beengenden  und  dadurch 
schädigenden  Weisd  erfolgen  würde.  Das  Gesetz  will  Ordnung  schaffen,  aber 
keine  Fesseln  anlegen  da,  wo  Freiheit  der  Bewegung  ein  durch  die  Verfassung 
des  Landes  anerkanntes  Lebensprinzip  ist.  Mit  andern  Worten:  Die  Hand- 
habung des  Gesetzes  darf  nicht  in  polizeiliche  Plackerei   ausarten.  ** 

Jagd  und  Vogelschutz.  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band).  Mittelst 
Eingaben  vom  8.  September  1887  und  15.  August  1888  petitionirte  der 
schweizerische  Jä'gerverein  Diana  um  Revision  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Sept. 
1875.  Dasselbe  war  geschehen  von  Seite  der  schweizerischen  ornithologischen 
Gesellschaft  im  Sept.  1885  und  im  Mai  1889.  Der  Bundesrath  unterbreitete  in 
Folge  dessen  den  eidg.  Käthen  im  April  1891  den  Entwurf  zu  einem  neuen 
Bundesgesetz.  Der  Ständerath  unterzog  denselben  im  Dezember  1891  einer  Be- 
rathung,  der  Nationalrath  hingegen  lehnte  das  Eintreten  auf  die  Vorlage  am 
20.  Januar  1892  ab.  Der  Ständerath  beschloß  hierauf  am  29.  Januar,  von  der  Be- 
schlußnahme  des  Bundesrathes  Vormerk  zu  nehmen,  in  der  Meinung,  daß  der  Bundes- 
rath eine  bezügliche  Vorlage  den  Räthen  zu  geeigneter  2^it  wieder  einbringen  könne. 

Den  auf  Seite  56  im  II.  Band  erwähnten  Verordnungen  und  Beschlüssen 
sind  noch  folgende  anzureihen: 

1)  Verordnung  des  Bundesrathes  über  die  Bannbezirke  für  das  Hochwild, 
d.  d.   11.   August  1891  (A.  S.  XII.  p.  167). 

2)  Bundesrathsbeschluß  vom  5.  August  1892  betreffend  theil weise  Ab- 
änderung der  Verordnung  vom  11.  August  1891  über  die  Bannbezirke  für 
das  Hochwild  (A.  S.  XII.  p.   1001). 

3)  Basellandschaftliche  Verordnung  vom  27.  August  1892  betreffend  Voll- 
zug des  Bundesgesetzes  vom   17.  Sept.   1875.  (Geschrieben  Sept.   1892). 

Industrielles  Eigenthuin.  Der  auf  Seite  764  im  I.  Band  mitgetheilten 
internationalen  Konvention  gehören  nun  folgende  14  Staaten  an: 

Schweiz,  Belgien,  Brasilien,  Spanien,  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika, 
Frankreich,  Großbritanien,  Guatemala,  Italien,  Norwegen,  Niederlande,  Portugal, 
Schweden,  Tunesien,  die  Queenslandkolonien,  Neuseeland,  San  Domingo  und  Serbien. 

Die  Konvention  wurde  im  Jahre  1890  (Konferenz  in  Madrid)  revidirt. 

Italien  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band).  Da  seit  der  Abfassung  des 
früheren  Artikels  die  schweizerische  Handelsstatistik  so  brauchbar  geworden  ist, 
dass  man  sich  nicht  mehr  ausschliesslich  auf  die  Statistik  fremder  Länder  zu 
stützen  braucht,  können  wir  hier  darauf  verzichten,  die  Fortsetzung  der  der 
italienischen  Statistik  entnommenen  Zahlen  zu  geben.  Es  ist  übrigens  um  so  zweck- 
mässiger, von  dieser  Fortsetzung  zu  abstrahiren,  als  die  italienische  Statistik 
vielfach  deutsche  Artikel  als  schweizerische  bezeichnet.  Auch  in  den  Summen, 
welche  die  schweizerische  Statistik  als  schweizerisch-italienische  Ein-  und  Ausfuhr 
bezeichnet,  sind  hin  und  wieder  gewisse  Transitposten  inbegriffen.  Der  Vorort 
des    schweizerischen  Handels-    und    Industrie  Vereins    hat    aber    die    Höhe  dieser 
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Transitposten  fllr  die  Jahre  1885 — 1890  so  gut  als  möglieb  ermittelt,  und  es  ergeben 
sich  nach  Abzug  derselben  als  Ein-  und  Ausfuhrwerthe  im  schweizerisch-italienischen 
Spezialhandel  (der  Ausdruck  Spezialhandel  ist  erklärt  auf  Seite  827  im  I.  Band) : 

Einfuhr  aus  Italien       Ausfuhr  nach  Italien 

1885  rund  Fr.  95,112,000       58,435,000 

1886  108,166,000  55,822,000 

1887  103,375,000  60,275,000 

1888  103,543,000  49,159,000 

1889  129,952,000  51,199,000 

1890  116,462,000  48,586,000 

Mit  Einschluss  der  vom  genannten  Vorort  ausgemerzten  Transitposten  weist 
der  Spezialhandel  nach  der  schweizerischen  Waaren Verkehrsstatistik  folgende 
Resultate  auf.  (Dem  Spezialhandel  lassen  wir  die  Resultate  des  Effektivhandels 
folgen ;  die  Differenz  zwischen  beiden  besteht  in  denjenigen  Werthen,  welche  auf 
Lager  eingeführt  und  ab  Lager  ausgeführt  werden.  Der  Effektivhandel  repräsentirt 
somit  die  wirkliche  vollständige  Einfuhr  und  Ausfuhr,  ohne  den  direkten  Transit). 


• 


Spezialhandel 


%%'i         Einfuhr        ^ 1 1  ^ J I        Ausfuhr       1 1     ^i 
T  -S  ^      aus  Italien      Js''^  T  J^    "^^h  Italien    M'Z     "^ -5 


Fr.  "    <^  Fr.  °  ^  Fr. 


o 


1885  172,404,059     12,1     112,087,282     14,8     65,0  60,316,777     9,0    35.0 

1886  177,074,528     12,1     118,957,419     14,9     67,2  58,117,109     8,7    32,8 

1887  182,063,236     12,1     116,941,345     13,9     64,0  65,121,891     9,7    36,0 

1888  167,276,386     11,1     115,840,526     14,0     69,3  51,435,860    7,6    30,7 

1889  194,292,593     11,6     140,803,270     14,7     72,5  53,489,323     7,5    27,5 

1890  179,384,812     10,8     129,015,030     13,5     72,7  50,369,782     7,1     27,3 

1891  182,986,841     11,4     135,990,152     14,6     74,3  46,996,689     7,0    25,7 

Der  Effektivhandel  betrug : 

Fr.           wovon  Einfuhr  Fr.  Aushihr  Fr. 

im  Jahre  188;^      197,128,449      143,131,492     72,6^0  53,996,957      27,4  <>/o 

1890  180,607,710     129,826,234     72,0  7o  50,718,476      28,0^0 

1891  185,055,261      137,718,630     74,5  7o  47,336,631      25,5  7o 

Nach  volkswirthschaftlichen  Katego  r  ien  ausgeschieden  betrug  die 
Einfuhr  und  Ausfuhr: 

Einfuhr  Ausfuhr 


/ "" -^ 


im  Jabre     Lebeosnittel  Fr.         RobstolTe  Fr.        Fabrikate  Fr.      Lebensmittel  Fr.       Robstoffe  Fr.         Fabrikat«  Fr. 

1890  38,859,764  83,072,638   7,082,628    10,941,493  9,883,897   29,544,392 

1891  47,649,446   79,889,751   8,450,955    11,162,402  8,208,745  27,625,542 

Die  Hauptposten  der  schweizerischen  Einfuhr  aus  Italien  waren: 

1886    1887     1888      1889      1890      1891 
Millionen  Franken 

Rohseide 77,7  71,7  69,1  89,4  74,8  72,1 

Edelmetall,  roh  und  gemünzt     .  7,2  9,3  7,1  5,7  7,9  2,8 

Wein  und  frische  Trauben    .      .  7,8  8,7  11,7  14,0  11,8  17,4 

Getreide,  Reis,  Mehl 4,8  5,9  6,7  5,5  5,2  8,4 

Total  dieser  Hauptposten       .      .     .     97,5     95^6     84^6      114,6     99,7      100,7 
Rest  der  Einfuhr 21,4     21,3     31,2       26,2     29,3       35,2 
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Die  Hauptposten  der  schweizerisohan  Ausfuhr  nach  Italien  waren: 
1886    1887  1888  1889  1890  1891 
HilliODen  Franken 

EäM 10,5     12,-2     8,5     10,8    9,8    9,9 

Uhren  und  Uhrentheile 8,2       8,3     7,0      5,9    6,6    6,0 

Baumwollgewebe 7,8       8,6     5,3      6,6    5,2    5,7 

Masobinen  und  Fahrzeuge       ....        5,0       5,7     4,8       5,0    4,5     3,8 
Seidengewebe,  inol.  Bänder    ....        2,7        3,1      2,5       2,3     2,4     2,0 

Hindvieh 3,0       3,0     2,2      2,5    3,4    2,6 

BaumwoUgarne 1,7        1,6      2,1       2,4     1,9     1,2 

Bijouterie 2,5        2,1     0,6       1,0    0,9     1,4 

BanmwoUeue  Stickereien 1,1        1,2     0,9       1,0    0,9     0,9 

Die  Ursache  der  steigenden  Einfahr  aus  Italien  nnd  der  abnehmenden  Ana- 
fuhr dabtu  eeit  1687/8  liegt  hauptsSehlieh  in  der  vor  5  Jahren  von  Italien 
ioaugurirtea  extremen  Sehutziollpotitik.  Noch  der  französisoh-italieDiBcbe  Handels- 
vertrag, welcher '  infolge  der  Meistbegünstigung  auch  der  Schweiz  zu  gute  kam, 
enthielt  fWi  Banmwoll-,  Seiden-,  Leinen-  und  Wollen waaren,  Maschinen  etc.  Zoll- 
ansätze,  welche  zuKammen  mit  denjenigen,  die  der  schweizerisch- italienische  Ver- 
trag von  1883  und  der  italienisch -österreichische  Vertrag  von  1878  für  Käae, 
Uhren,  Bijoaterien,  Musikdueeu,  elastische  Grewebe,  Papierstoff  etc.  stipulirtcu, 
einigermaßen  erträgliche,  wenn  aach  gegen  den  ersten  italienisch- französischen 
Handelsvertrag  von  1863  bereits  erheblich  verschlechterte  BeiJiugnngeii  für  den 
schweizerischen  Esport  nach  Italien  bildeten.  Die  italienischen  Generalzölle 
wurden  dann  aber  für  die  meisten  Artikel  auf  1.  Januar  1866  erhöbt  nnd  die 
Handelsverträge  mit  der  Schweiz,  Frankreich  und  Oesterreich -Ungarn  auf  diesen 
Zeitpunkt  gekilodet.  Unterhandlangen  führten  zunächst  nur  zu  einem  neuen  Ver* 
trag  mit  Oesterreich- Ungarn,  mit  theilweise  erhöhten  Zöllen,  Kowie  zur  Ver- 
ISingerung  der  Verträge  mit  der  Schweiz  und  Frankreich  um  3  Monate.  Die 
mittlerweile  versuchte  Verständigung  blieb  aber  aus.  Itahen  und  Frankreich 
wendeten  vom  1.  März  an  gegenseitig  theils  ihre  Generattarife,  theils  besonders 
erhöhte  Zölle  an  (Italien  bis  31.  Dezember  1889,  Frankreich  bis  31.  Januar  1S92]'; 
die  Schweiz  und  Italien  hingegen  behandelten  sich  auf  Zusehen  hin  stillschweigend 
auf  dem  Fuße  der  meisthegUnstigten  Nation.  Für  Baumwoll-  und  Seidenwaaren, 
Maschinen  etc.  traten  die  zu  jener  Zeit  durch  keinen  Vertrag  mehr  ermäßigten 
hohen  italienischen  Generalzöllo  in  Kraft;  fHrKise  gelangte  der  neue  österreichisch- 
italieniache  Ansatz  von  Fr.  12  an  Stelle  des  alten  Zolles  von  Fr.  8  znr  An- 
wendung, während  anderseits  der  schweizerisch- französische  Vertrag  von  1882 
mit  seinen  mäßigen  Ansätzen  anverändert  in  Geltung  blieb  and  Italien  hieraus 
wesentlichen  Nutzen  zog. 

Das  dergestalt  verschobene  Gleichgewicht  wurde  durch  den  Handelsvertrag, 
der  nun  doch  am  23.  Januar  1889  zwischen  der  Schweiz  nnd  Italien  zu  Stande 
kam,  fUr  die  Schweiz  nicht  in  dem  Maße  gebessert,  daß  die  Vortheile,  die 
Italien  aus  den  schweizerisch-französischen  Konventionalzöllen  zog,  aufgewogen 
worden  wären.  Die  schweizerische  Ausfuhr  nach  Italien  vermindert«  fich  denir  aoeh 
stetig  oder  stagnirte,  während  die  italienische  Ausfuhr  noch  der  Schweiz  um  su 
mehr  zunahm,  als  ihr  infolge  des  italienisch -französischen  Zollkrieges  das  flut-. 
zösiache  Absatzgebiet  verschlossen  war.  Etwelche  Besearung  der  schweizt 
Ansfuhr Verhältnisse  steht  nun  aber  doch  in  Sicht,  da  durch  den  uetLeste 
yom  19.  April  1892  Italien  eine  namhaft«,  Zahl  von  Eunzeasionen  §M 
werden  konnten,    so  fUr   kondensirte  Hilob,    gemahlaneii  Cocao,    Bana« 
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Baumwollgewebe,   BaumwoUstickereien,   Kanstwolle,   Seidengewebe,  Parqueterie, 
Cellulose,  Treibriemen,  Aluminium,  Haschinen,  Bijouterie,  Strohhute  etc. 

Die  auf  Seite  92  im  I.  Band  mitgetheilten  Zölle  sind  nicht  mehr  in  Kraft, 
sondern  meistentheils  erhöht.  Es  bezahlen  auf  Grund  des  schweizerisch-italieniflobea 
Handelsvertrages  vom  19.  April  1892 : 

Lire 
Taschenuhren  mit  goldenem  Gehäuse per  Stück  1.  — 

^     anderem          „          »        «                — .50 

Bijouterie;  1)  goldene  Ketten ^     ^g                   2. — 

2)  andere n      n                     ö.  — 

Musikdosen „     Stück               1 .  — 

Käse ,     100  kg         11.  — 

Chocolade „       „       „       130.  — 

Kondensirte  Milch,  bis  40  ^/o  Zucker  enthaltend     .     .  »       „       n         80.  — 
Kindermehl                 »t»»         «                »            -.»».ii         42.  — 

Baumwollengame,  einfache,  rohe  .     .     .     per  100  kg  27:  —  bis       50.  — 
„                gezwirnte,  wie  die  rohen  plus  17  Lire  per  100  kg. 

Baumwollgewebe,  rohe  ^) per  100  kg  67. —  bis     126. — 

„                gebleichte,  bunte,  gefärbte,  bedruckte, 
damassirte,   brochirte   —  Zoll    wie    die  rohen   plus 
15 — 70  Lire  Zuschlag. 
Baumwollgewebe,  bestickte  *)....     per  100  kg  bis     520.  — 
Mousseline  und  Baumwollgewebe  ä  jour    und   schleier- 
artige, roh,  glatt per    100  kg     200.  — 

Mousseline  und  Baumwollgewebe  k  jour   und   schleier- 
artige, andere  als  rohe,  20 — 275  Lire  Zuschlag 

Flachsgewebe,  nicht  gefärbte  oder  farbig  gewebte  .     .  66.  40  bis       84.  — 
„             gefärbte   oder   farbig  gewebte,    35  liire 
Zuschlag 

Kunstwolle,  gefärbt  oder  ungefärbt 8.  — 

Seiden-  und  Floretseidengewebe,  nicht  gemischt      .     .  200.  —  bis  1200.  — 

„          „                    „                 gemischt      ....  400.  —  bis     750.  — 
Bänder   aus  Seide  oder  Floretseide,    ungemischt,    nicht 

sammetartig 1000.  —  bis  1400.  — 

Bänder  aus  Mischung  von  Seide  und  Floretseide,  nicht 

sammetartig 600.  —  bis     950.  — 

Strohgeflechte 10.  — 

Landwirt hschaftliche  Maschinen 9.  — 

Maschinen  für  die  Spinnerei 8.  — 

Maschinen  und  Stühle  für  die  Weberei 7.  — 

Lokomobile 9.  — 

Dampfkessel 12.  —  bis       14.  — 

Strickmaschinen 20.  — 

Jura-Simplon-Bahn«  Ist  hervorgegangen  aus  der  Fusion  der  Jura-Bern- 
Luzern-Bahn  mit  der  Suisse-Occidentale-Simplon-Bahn  und  der  vom  Staate  Bern 
angekauften  Bern-Luzern-Bahn  am  1.  Januar  1890.  Gesammte  bauliche  Länge 
dieses  Netzes  Ende  1890  934,120  Meter,  Betriebslänge  973,723  Meter. 

')  Bis  Ende  Dezember  1892  75—124  Lire. 
*)  Bis  Ende  Dezember  1892  bis  zu  550  Lire 
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EinbezaLltes  Kapital  Ende  1890  Fr,  272,766,254,  wovon  100  Millionen 
Aktien,  171,930,700  konsolidtrte  Anleiheo,  Fr.  835,554  SabveDtioneo.  Kosten 
der  Bahnanlagen  und  festOD  Einrichtungen  Ende  1890  Fr.  239,551,975,  de& 
BoUmaterials  Fr.   25,763,361. 

82  Tunnels;  625  BrUcken,  wovon  316  aus  Stein,  487  ans  Eisen;  229  Sta- 
tionen; 200  Lokomotiven;  536  Personenwagen  (mit  23,104  Sitiptätzbn ) ; 
2812  I^twagen. 

F^trag  des  Personenverkehrs  im  Jahre  1890  Fr.  10,771,032;  des  Güter- 
verkehrs Fr.  13,318,878;  Reinertrag  Fr.  9,815,883  =  3,59  V«  des  Anlage- 
kapitals.   Personal  5392  Mann. 

Kantonal  bsnken.  Außer  den  auf  Seite  108  im  II.  Band  erwähnten  K. 
besteht  nun  auch  eine  solche  flir  den  Kanton  Schwyc,  mit  einem  Dotations- 
kapital von  Fr.  1,000,000, 

Kapital.     Siehe  im  Artikel   „Landwirthschaft",  Seite  274. 

Kaufmännische  Gesellschaft   Zürich,    (Mitgetheilt  von  Hrn.  Richard, 

Sekretär  der  Kaufm.  Gesellschaft  in  ZUrich '),  Die  Reformation  mit  ihren  Folgen 
hatte  die  Thätigkeit  der  Bewohner  Ztlrioha  vom  Kriegswesen  und  dem  Sölduer- 
dlenste  ab  auf  friedliche  Bahnen  gelenkt,  Handel  nnd  Industrie,  denen  die 
Stadt  im  13.  und  14.  Jahrhundert  ihr  EmporblUhen  zu  verdanken  gehabt  hatte, 
erwachten  aus  langem  Schlommer.  Insbesondere  entwickelte  sich  ein  lebhafter 
Verkehr  mit  Frankreich,  begünstigt  durch  den  Umstand,  dasa  die  schweizerischen 
Kanfleute  —  dank  einer  Bestimmung  des  id  Jahre  1519  zwischen  der  Eid- 
genossenschaft und  Frankreich  zu  Genf  abgeschlossenen  „ewigen  Friedens'  — 
dort  das  Vorrecht  zottfreier  Einfuhr  ihrer  Fabrikate  genossen. 

Diesem  Verkehr  drohten  nun  im  17.  Jahrhundert  ernstliche  Gefahren;  sie 
lagen  einerseits  in  den  schutzzöllneriscben  Bestrebungen,  welche  besonders  von 
Lyon  infolge  des  Aufschwungs  der  dortigen  Industrie  ausgingen,  andrerseits  in 
dem  einheitlichen  Zolltarif,  den  im  Jahr  1661  der  Minister  Colbert  fdr  ganz 
Frankreich  anstrebte. 

Die  ZUrcher  Kaufleute  sahen  ein,  dass  aolchen  ZeitstrOmungen  gegenüber 
der  Einzelne  nichts  vermöge,  und  dass  es  nothwendig  sei,  ein  Organ  zu  schaffen 
für  Vertretung  ihrer  gemeinsamen  Interessen  nach  Aussen,  speziell  fUr  Abwendung 
der  von  Frankreich  her  drohenden  gemeinsamen  Gefahr. 

Noch  ein  anderer  Umstand  kam  hinzu,  der  diese  Einigung  beförderte:  Das. 
mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  wachsende  BedUrfniss  von  Poeteinriebt nngen. 

In  der  obrigkeitlichen  Stiftungsurknnde  des  Kaufmännischen  Direktoriums 
Zürich  vom  30.  Oktober  1662  waren  nun  allerdings  diese  beiden  GrUnde  nicht 
ausdrücklich  genannt,  sondern  e«  ist  in  derselben  lediglioh  von  Forderungen  des 
Seiden-,  Wollen-,  Leinen-  und  Baumwollenhandels,  von  Aufrechterhält ung  der 
Zucht  und  Ordnung  unter  den  Arbeitern  nnd  voii  der  Sorge  um  Bewahrung 
des  guten  Rufs  der  zürcherischen  Fabrikate  die  Rede.  Die  Urkunde  bestätigte 
sonach  mit  andern  Worten  blos  das  der  Kaufmannschaft  im  Jahre  1591  nnd 
wiederum  1623  vom  Rathe  ertheilt«  Recht,  aus  sich  selbst  Verordnete  sur  Ueber- 
wacbung  der  Arbeiter  zu  bestellen,  wobei  zugleich  die  Oberviigte,  und  Land- 
vSgte   angewiesen  worden  waren,   diesen  Verordneten  hilfreiche  Hand  zu  leiate^^ 

')  Quellen:  Geschichtliche  Darstellung  der  Verli.'iltnisse  des  Kanfin. 
in  Zürich  (Grell  Füssli  &  Comp.  1830).  —  Das  Kaut'm.  Direktoriam  ia  "" 
trag  zur  Zürcher.  Handelsgesi^ichle  von  Ad.  Bürkli-Meyer  (Zürcher 
das  Jahr  1883).  —  Jahresberichte  und  Protokolle  der  Kaufmännischen  ' 
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und  die  ungetreuen  Arbeiter  zu  bestrafen.  £&  sind  jedoch  Anzeichen  vorhanden, 
welche  die  Ansicht  belegen,  dass  jene  erstgenannten  Ursachen  die  eigentliche 
Yeranlassung  der  Gründung  des  Kaufmännischen  Direktoriums  waren. 

Die  Stiftungsurkunde  bestimmte  die  2iahl  der  Mitglieder  des  Kanfm. 
Direktoriums  auf  sieben,  die  von  der  Versammlung  der  Kaufleute,  dem  sog. 
„Gesammtbott**  aus  ihrer  Mitte  in  geheimer  Abstimmung  gewählt  wurden.  Seinen 
Präsidenten  ernannte  das  Kollegium  aus  sich  selbst;  die  Amtsdauer  war  eine 
unbestimmte;  sie  erstreckte  sich  gewöhnlich  bis  zur  Berufung  zu  einem  der 
höchsten  Ehrenämter  der  Republik,  mitunter  auch  auf  Lebenszeit.  Von  den  sechs 
übrigen  Mitgliedern  hatte  jährlich  je  eines  auszutreten  ;  die  Ersatzwahl  erfolgte 
auf  einen  Dreier  Vorschlag  der  im  Amte  verbleibenden  Direktoren  durch  das 
Oesamratbott. 

Mitgliederzahl,  Amtsdauer  und  Wahlart  des  Direktoriums  erlitten  indessen 
im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Aenderungen.  Dabei  ist  hervorzuheben,  dass 
sich  die  Regierung  einen  steigenden  Einfluss  auf  das  Kollegium  sicherte,  indem 
sie  1710  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  zwölf  erhob,  von  denen  vier  aus  der  Mitte 
des  Kleinen  Käthes  genommen  werden  mussten,  und  weiter  bestimmte,  dass  der 
Präsident  des  Direktoriums  aus  diesen  vier  Mitgliedern  zu  wählen  sei.  Später 
wurden  diese  vier  Mitglieder  vom  Kleinen  Hath  direkt  gewählt,  anstatt  von  der 
Versammlung  der  Kaufleute. 

Um  im  Gesammtbott  das  Stimmrecht  auszuüben,  sowie  um  wahlfähig  zu 
sein,  musste  man  nach  der  1683  aufgestellten  Vorschrift  den  Grosshandel  mit 
Italien,  Frankreich,  Deutschlanc^  oder  Holland  treiben,  d.  i.  fremde  Waaren 
kisten-  oder  ballenweise  aus  diesen  Ländern  beziehen  oder  nach  denselben  spediren. 
Daneben  hatte  man  sich  bei  hundert  Thaler  Busse  in  das  Ragionen- Verzeichnisa 
des  Stadtschreibers  eintragen  zu  lassen. 

Mit  dem  Aktuariat  betraute  man  anfanglich  eines  der  jüngeren  Mitglieder 
des  Direktoriums.  Später  wurde  in  der  Person  des  zweiten  Kathssubstituten 
ein  eigener  Sekretär  mit  flxer  Besoldung  bestellt.  Die  Stelle  eines  Rathssubstituten 
war  die  unterste  Sprosse  der  Leiter,  auf  welcher  man  allmählig  zu  den  höchsten 
Ehrenämtern  der  Republik  emporstieg.  In  dieser  Weise  begannen  die  tüchtigsten 
Magistratspersonen  des  alten  Zürich  ihre  politische  Laufbahn,  und  es  blieb  ihnen 
vom  Sekretariate  des  Kaufmännischen  Direktoriums  her  zeitlebens  die  Kenntniss 
der  kommerziellen  Verhältnisse  ihrer  Vaterstadt.  Das  Quästorat  versah  stete 
ein  Mitglied  des  Direktoriums.  Präsident«  Quästor  und  Mitglieder  des  Direktoriums 
bezogen  keine  Geldentschädigung  für  ihre  Amtsführung;  diese  war  und  blieb 
stets  Ehrensache. 

Die  Direktoren  hatten  sich  nach  dem  ursprünglichen  Statut  alle  Monate  einmal 
zu  versammeln,  um  Rath  darüber  zu  pflegen,  was  der  zürcherischen  Handelsohaft 
nützlich  sein  möchte.  Von  der  Zeit  an,  in  welcher  die  Zahl  der  Mitglieder  von 
sieben  auf  zwölf  erhöht  wurde,  bildete  sich  im  Schoosse  des  Direktoriums  eine 
Subkommission  für  das  Postwesen,  welche  häutigere  Sitzungen  hatte  als  die 
G  esammtbehörde. 

Die  Besorgung  des  Posttvesen^  war  der  fruchtbarste  Zweig  der  Thätigkeit 
des  Direktoriums.  Es  war  dies  in  jener  Zeit  der  Gebietszerstückelung  und  der 
Sonderinteressen  keineswegs  eine  leichte  Aufgabe.  Mit  St.  Gallen  und  Bern 
wurden  Jahrzehnte  lang  Verhandlungen  über  eine  einheitliche  Briefexpedition 
grpflogen.  Auch  die  Verständigung  mit  Basel,  SchafFhausen,  Chur  und  mit  der 
päpstlichen  Nuntiatur  in  Luzem,  die  ihren  eigenen  Botendienst  über  Zürich  mit 
dem  Bisthum  Konstanz  unterhielt,  verursachte  viele  Mühe.    Im  Verein  mit  Bern 
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varde  im  Jabre  1 688  eine  wSchentlich  zweimal  kurairende  Postverbiiidang  von 
Basel  Über  den  Gottbard  nach  Kailand  unter  Heraniiehnng  der  Briefu  aus 
üolland  und  weiterer  BefSrderuDg  derselben  von  Mailand  nach  Venedig,  Florenz, 
Born  und  Neapel  angestrebt  und  nach  mehrjährigen  Verhandlaugen  in's  Werk  gesetzt. 
Den  Verkehr  im  Inlande  vermittelten  zahlreiche  Boten  sowohl  für  Briefe  als  fUr 
Pakete  und  Valoren ;  zum  Po-itamte  standen  sie  nur  in  freiwilliger  Beziehung, 
da  diesea  in  Zllrich  keinerlei  Monopol  beanspruchen  konnte.  Nichtsdestoweniger 
sehen  wir  dnrch  die  Bemühungen  der  Postkommission  de^  Kaufmännischen 
Lirektoriums  im  Verlaufe  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  zürcherieahen  Post- 
einrichtungen allmählig  einen  Grad  erreichen,  der  die  hescheideuen  Anforderangen 
der  Zeit  befriedigte. 

War  die  Post  von  Seite  der  Regierung  keinerlei  Besühränknngen  unter- 
worfen, so  musste  dagegen  in  Zäricb  der  Güterverkehr  durch  das  städtische 
Kauf-  und  Waaghane  gehen,  weil  hier  der  obrigkeitliche  Zoll  erhoben  wurde. 
Insoweit  war  das  Institut  ein  staatliches,  unter  Anfsichl  der  beiden  Standes- 
seckelraeister  stehendes.  Daneben  war  aber  das  Kaufmännische  Direktorinm 
Kantonal behörde  für  den  Gütertransport  und  stand  als  solche  in  ununterbrochenem 
Verkehr  mit  dem  Leiter  des  InstitaU,  dem  sog.  Waagmeister,  welcher  vom 
Direktorinm  in  Gemeinschaft  mit  den  beiden  Seokelmeistem  gewählt  wurde. 
Was  es  noch  im  achtzehnten  Jahrhundert  heiaaen  wollte,  den  Güterverkehr  zu 
ermöglichen,  dafür  Süden  sich  im  Archiv  des  Direktoriums  zahlreiobe  Belege. 

Hervorragend  igt  die  Thätigkeit  des  Direktoriums  in  den  sog.  Konkurs- 
Sachen;  seine  Uazwischenkunft  für  Durchführung  der  Liquidation  wnrde  fast  bei 
Jedem  Fallimente  nüthig.  Seinen  Bemühungen  gelang  es  aach  im  Jahre  1715 
aiilä^slich  der  Revision  des  Zilreh er- Stadtrechts,  das  sogenannte  Konkurarecht 
oder  Qegenrecht  zur  Geltung  zu  bringen,  und  damit  den  Kredit  Ztirichs  und 
das  Ansehen  des  Direktoriums  im  In-  und  Analande    ganz  weaentlich  zu  heben. 

[n  der  Stiftung.'^urknnde  von  166'2  wird  das  Direktorium  nicht  nur  als 
Vermittleramt,  sondern  auch  als  Gerichisft'uid  bezeichnet  für  alle  Sti'eiligkeiten 
der  zürcherischen  Hanilelsleute  untereinander.  Diese  Jurisdiction  ging  indessen 
frühe  schon  an  das  Stadtgericht  über,  welches  von  Anfang  an  als  obere  Instanz 
bei  solchen  Streitigkeiten  bezeichnet  worden  war. 

Ebenso  wurde  das  Direktorinm  der  Aufsicht  über  die  Fabrikarbeiter,  der 
Besti-afung  dei-selben  für  die  in  bedenklichem  Jlaasse  Übliche  Untreue  und  Ent- 
wendnng,  überhaupt  allen  direkten  Verkehrs  mit  den  Arbeitern  durch  die  sog. 
Fnbrikkommission  enthoben,  welche  der  Rath  1696  bei  Anlaas  der  Errichtung 
einer  Fabrikordnung  aus  seiner  eigenen  Mitte  einsetzte. 

Ein  wichtiges  Gebiet  für  die  Thätigkeit  des  Direktoriums  bildete  das 
Fabrikwesen.  Es  läaat  aiob  indessen  schon  ans  der  Zusammensetzung  der  Behörde 
echlieiisen,  dasa  das  Direktorium  gegenüber  der  scharf  ausgeprägten  Stellung, 
welche  der  llath  von  Zürich  in  allen  industriellen  Fragen  einnahm,  dabei  nur 
einen  geringen  Binfluss  ausübte.  In  der  Kegel  stellte  sich  dasselbe  bei  Ent- 
scheiden  über  das  Fabrikwesen  ohne  Weitares  völlig  auf  den  Standpunkt  des 
Ralhes. 

Vom     Jahre    1720    an    begann    das    Postioesert    einea    Ertrag    abEttWcrfeD. 
Obwohl  dieser  nnr  dreimal  die  Summe  von  8000  Gulden  jährlich  ö'  '^^^^^^~^^~ 
er  bei  dem  aparsamen  Haushalt  jener  Zeit  doch  zuzüglich  der  Ziui 
Bildung    eines    Fonds,    der    bei  Ausbrach    der    Revnlntion  ittt'^ 
ansehnliche  Hübe  von   annähernd    einer  Mtlliun  Gnlden  errelql  ~ 
der  Slaatsumioäleiinrf  wurde    im    November    dieses  Jahf 4»  ,| 
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gesammten  helvetischen  Repnhlik  als  Regie  erklärt.  Das  Direktorium  amtete 
als  Postkommission  zunächst  unangefochten  fort,  nur  blieb  die  bezügliche  Ein- 
nahme für  seinen  Fonds  weg.  Als  Napoleons  Vermittlungsakte  von  1803  den 
Kantonen  wieder  eine  gewisse  Souveränetät  verlieh,  ging  das  Postwesen  Zürichs 
als  Regal  an  den  Kanton  über,  dem  es  schon  von  Beginn  an  eine  jährliche  Ein- 
nahme von  achtzehn  bis  zwanzig  Tausend  Gulden  verschaffte,  bald  aber  noch 
mehr  eintrug. 

Dem  Direktorium  fiel  neben  der  durchaus  selbständigen  Verwaltung  seines 
Fonds  auch  in  der  nun  folgenden  Periode  die  Aufgabe  za,  als  eine  aus  Fach- 
männern gebildete,  begutachtende  Kommission  der  Regierung  in  Handelssachen 
zur  Seite  zu  stehen  und  zugleich  die  Interessen  der  Kaufleute  zu  vertreten.  An 
Gelegenheit  hiezu  fehlte  es  keineswegs. 

Eine  neue  wichtige  Materie ,  die  gleich  im  Anfang  der  Mediationszeit 
d.  1804  die  Mitbethätigung  des  Direktoriums  erheischte,  war  die  Schöpfung  des 
^zürcherischen  Wecliselrechts,  welche  einem  dringenden  Bedürfniss  des  kauf- 
männischen Publikums  entsprach.  Ebenfalls  in  die  Mediationszeit  fielen  die  langen 
und  schwierigen  Unterhandlungen  für  Erleichterung  der  Einfahr  von  Baumwotie 
und  von  engUsnhem  Maschinengarn  zur  Zeit  der  Kontinentalsperre ,  als  Tansende 
von  Menschen  im  Kanton  Zürich  wegen  des  drohenden  gänzlichen  Mangels  an 
Arbeitsstoff  bitterer  Noth  entgegensahen.  Die  Industrie  wurde  damals,  durch 
die  hohen  Zölle  der  Nachbarstaaten  vom  dortigen  Markte  ausgeschlossen,  zu- 
nehmend auf  den  überseeischen  Export  angewiesen.  Infolgedessen  war  das 
Direktorium  in  den  zwanziger  Jahren  vielfach  mit  der  Organisation  von  Handels- 
konsulaten  auf  allen  wichtigen  Seeplätzen  beschäftigt.  Andere  von  demselben 
angestrebte  Neuerungen,  wie  die  Errichtung  eines  speziellen  Handelsgerichtes 
und  die  Einführung  einer  Klassensteuer  an  Stelle  des  früheren  Pfundzolles  waren 
erst  einer  späteren  Zeit  zu  verwirklichen  vorbehalten. 

Der  Sturz  der  alten  Ordnung  der  Dinge  in  Zürich  im  Jahre  1798  hätte 
beinahe  auch  denjenigen  des  Kaufmännischen  Direktoriums  und  die  Sequestration 
seines  Fonds  nach  sich  gezogeu,  welcher  in  jenem  Zeitpunkt  ca.  680,000  Gulden 
betrug.  Die  nun  folgenden  rauhen  Kriegsjahre  schwächten  denselben  immerhin 
bedeutend  durch  Vorschüsse  an  die  Regierung  und  an  die  Stadt,  durch  Kriegs- 
theuern,  Abschreibungen  von  zweifelhaften  Debitoren,  Zinsverluste  u.  s.  w.  Von 
1807  an  wuchs  er  dann  wieder  und  erreichte  1830  den  höchsten  Stand  mit 
1,051,738  Gulden.  Dabei  war  das  Direktorium  fortwährend  bemüht,  die  öffent- 
lichen Verkehrsmittel  im  Kanton  Zürich  zu  verbessern;  es  mag  diesbezüglich  er- 
wähnt werden,  dass  ausser  den  schon  angeführten  Ausgaben  für  die  Regierung 
und  denjenigen  für  das  Postwesen  das  Direktorium  dem  Fonds  in  den  Jahren 
1739—1828  weitere  420,600  Gulden  für  Erbauung  und  Unterhalt  von  Strassen, 
Brücken,  Kanälen,  Linthschifffahrt,  Linthkorrektur,  Handels-  und  Speditionszwecke 
entnommen  hat. 

Im  Laufe  der  ersten  drei  Jahrzehnte  dieses  Jahrhunderts  machte  man  sich 
immer  mehr  mit  der  Ansicht  vertraut,  dass  das  Postwesen  einen  Theil  der 
Staatsverwaltung  bilde,  dass  es  sogar  als  Regal  des  Staates  anzusehen  sei.  Damit 
gewann  auch  die  Auffassung  immer  mehr  an  Boden,  der  Postertrag  früherer 
Zeiten,  welcher  sich  im  Direktorialfonds  angesammelt  habe,  könne  kaum  als 
unbedingtes  Eigenthum  der  Korporation  der  städtischen  Kauiieute  angesehen 
werden,  und  es  sei  jedenfalls  der  Regierung  jährlich  Rechenschaft  über  den  Ertrag 
des  Fonds  und  über  dessen  Verwendung  abzulegen.  Die  grosse  politische  Um- 
wälzung   des  Jahres   1830    brachte   sodann    nach    heftigem  Kampfe    die  Ansicht 
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zum  Dorchbrucb,  ilass  der  Fond«  an  ilen  Staat  überzii^jlten  habe,  und  tcli)i 
wurde  im  Jahre  1833  auob  das  Kollegium  selbst  autgelüst.  Der  Liqnidations- 
vertrag  betr.  den  Direkt  iorialfonds,  welchtmaoh  langen  Unterband  hingen  zwischen 
der  Begierung  und  der  zilrcbcrisclien  Kaufmannsohaft  im  Jabre  lä34  erst  za 
Stande  kam,  bestimmte,  dase  die  letztere  aus  dem  Fonds  die  Summe  von 
4S7,500  Gulden  (700,000  Franken  n,  W.)  erhielt,  wogegen  sie  die  Evfiillung 
einer  Aniahl  schwerwiegender  Verpfliohiungen  Übernahm  (Erbauung  einer  zweiten 
LimmatbrUcko.  eines  Kaufhauses,  eines  Hafens  elc.)  Mit  der  Ausführung  dieser 
Bau  Verpflichtungen,  welche  splfter  noch  einige  Modiiikationen  erfuhren,  wurde  ein 
AuseebuBH  der  Kaufmanneubaft  betraut,  welcher  diese  Aufgabe  in  der  Zeit  von 
1835  in  giücklieher  und  sehr  uneigenuiltziger  Weise  löste.  Der  Staat  Keinerseits 
verwendete  den  ihm  zugekommenen  Theil  des  Direktorialfonde  zum  grSssten  Theil 
für  neue  Strassenaolagen,  also  ebenfnlls  zur  Hebung  des   Verkehrs. 

An  Stelle  des  Direktoriums  trat  als  begutachtende  Behörde  in  HandeUsacheo 
die  neu  geschaffene  Handelskammer  der  Regierung  zur  Seite.  Die.selbe  konnte 
jedoch  nur  ungentlgendea  Ersatz  schaffeu,  und  nachdem  später  auch  die  Handels- 
kammer aufgehoben  und  durch  die  dem  Departement  des  Innern  unterstellten 
Handels-  und  Gewcrbekommissioiieii  ersetzt  worden  war,  machte  eich  die  LUcke 
noch  ftlhl  barer. 

Der  im  Jahre  1855  von  zürcherischen  Kaufleuten  und  Industriellen 
gegründete  Blirsenverein  konnte  dieee  Lücke  anch  nicht  ausfüllen.  Er  hatte  sich 
anfänglich  blos  die  Aufgabe  gestellt,  regelmässige  wöchentliche  Versammlungen 
der  GeschSftsleute  zu  veranstalten  und  er  hat  dieselbe  auch  in  befriedigendster  Weise 
durchgefiihrt.  Als  sich  dann  später  das  BedUrfnisa  einer  Vertretung  des  Handels- 
«tandee  gegenliber  den  Behörden  und  auswärtigen  kaufmännischen  Korporationen 
geltend  machte,  so  besonders  auch  im  Jahre  1869  bei  der  Gründung  des  Schweiz. 
Handels-  und  Industrievereins,  bei  welchem  ein  Eilrcheriachee  Organ  nicht  wohl 
fehlen  durfte,  ermangelten  die  jeweiligen  Vorstttnde  nicht,  ihre  Thätigkeit  auch 
nach  diesen  Richtungen  anszudehnen. 

Immerhin  erwies  sich  für  diese  erweiterte  Wirksamkeit  die  Organisation 
des  Vereins  als  etwas  zu  luse  und  die  finanziellen  Hilfsmittel  als  zu  beschränkt. 
So  ging  von  dem  Vorstände  des  Btirsen vereine  selbst  die  Anregung  zur  Stiftung 
des  kompakteren  und  besser  dotirten  Verbandes  ans,  der  im  November  1873  in 
der  KaufmäHnischen  Gesellschaß  Zürich  in's  Leben  trat.  Anfänglich  gingen 
beide  Vereinigungen  in  bester  Freundschaft  und  mit  gegenseitiger  Unterstützung 
neben  einander  her.  Als  aber  nach  und  nach  die  ThStigkeit  der  Kaufmännischen 
-Gesellschaft  neben  der  des  Börsen  vereine  immer  mehr  in  den  Vordergrund  trat, 
drängte  bich  die  Frage  auf,  ob  nicht  die  Obliegenheiten  des  letzteren  durch  jene 
allein  erledigt  werden  könnten.  Die  Frage  wurde  beidseitig  bejaht,  nnd  so  kam  ■ 
im  Jahre  1878  die  Verschmelzung  zu  Stande. 

Zweck  der  K.  G.  Z.  ist  laut  Statuten  die  Förderung  der  Interessen  von  Handel 
und  Industrie  nnd  des  Wohles  der  dabei  betheiligten  Pereoneu  mittels  gemeinsamer 
Berathnngen  nnd  durch  Vereinigung  der  Einzelkräfte  zu  gemeinsamem  Handeln. 
Zu  Mitgliedern  sind  alle  Personen  beEthigt,  welche  dem  Handel  und  der  Industrie 
nahe  stehen  und  im  Besitz  bürgerliober  Rechte  und  Ehren  sind.  Die  Organe  der 
Gesellschaft  sind  die  Generalversammlung  und  der  Vorstand, 
Versammlung  der  Mitglieder  ist  das  oberste  Organ  der  6db  '" 
scheidet  über  wichtige,  sowohl  ökonomische  qIs 
angehörtem  Gutachten  nnd  Antr&g  des  Vorstandes, 
dreizehn  Mitgliedern,  welche  von  der  General versaromlnagii^ 
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gewählt  werden.  Der  Vorstand,  welchem  ein  von  ihm  gewählter,  besoldeter 
Sekretär  beigegeben  ist,  vertritt  die  Gesellschaft  nach  Aussen  und  zwar  namentlich 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Sektion  des  ^Schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
Vereins".  Zur  Förderung  der  Zwecke  der  Gesellschaft  veranstaltet  er  von  Zeit 
zu  Zeit  freie  Versammlungen  der  Mitglieder,  in  welchen  kommerzielle  und 
industrielle  Fragen  besprochen  werden. 

In  den  achtzehn  Jahren  ihres  Bestehens  hat  die  K.  G.  Z.  eine  rege 
Thätigkeit  entwickelt.  Noch  bevor  die  Vorarbeiten  zur  Gründung  derselben 
vollständig  abgeschlossen  waren,  wurde  sie,  als  zukünftige  Vertreterin  des 
zürcherischen  Handels-  und  Industriestandes,  durch  ein  Legat  von  fünfmal  hundert- 
tausend Franken  zum  Zwecke  des  Baues  einer  Börse  überrascht.  Obschon  diese 
Aufgabe  mit  den  Bestrebungen  der  Gesellschaft  nicht  in  direktem  Zusammenhang 
stand,  hat  sie  doch  deren  Lösung  bereitwilligst  an  die  Hand  genommen  und  bis 
zum  Jahre  1880  glücklich  zu  Ende  geführt.  Das  Börsengebnude,  welches  im 
Ganzen  974,000  Franken  kostete,  bildet  nunmehr  eine  der  baulichen  Zierden 
der  Stadt  Zürich. 

Die  Hauptthätif/keit  der  Gesellschaft  richtete  sich  von  jeher,  wie  dies  auch 
die  Statuten  verlangen,  neben  der  Herausgabe  eines  jährlichen  Berichtes  über 
Handel  und  Industrie  im  Kanton  Zürich  und  der  Wahrung  der  Interessen  der 
Mitglieder  gegenüber  von  Behörden  und  Korporationen,  auf  die  Behandlung  wirth- 
schaftlicher  Tagesfragen.  Sämmtliche  einschlägigen  eidgenössischen  und  kantonalen 
Gesetze,  welche  in  dieser  Zeit  erlassen  worden  sind  (zürcherische  Gesetze  betr. 
das  Gewerbewesen  und  betr.  die  Gewerbe  der  Etfektensensale  und  Baissenagenten ; 
Bundesgesetze  betr.  das  Fabrikwesen,  betr.  die  Telegraphentaxen,  betr.  die  Post- 
taxen, betr.  das  Telephonwesen,  betr.  den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffen, betr.  die  Herausgabe  von  Banknoten,  betr.  Fabrik-  und  Handelsmarken^ 
betr.  das  Obligationenrecht,  betr.  das  Konkurs-  und  Betreibungsrecht  u.  -  s.  w.), 
wurden  meistens  schon  in  den  Entwürfen  vom  Vorstand  besprochen  und  begutachtet, 
und  nacher  auch  in  allgemeinen  Versammlungen  der  Mitglieder  diskutirt.  Vor 
Allem  richteten  aber  die  Organe  der  Gesellschaft  beständig  und  mit  dem  leb- 
haftesten Interease  ihr  Augenmerk  auf  die  Entwicklung  der  schweizerischen  Zoll-, 
Handels-  und  Eisenbahnpolitik.  Es  ist  bekannt,  dass  der  am  18.  Oktober  1891 
vom  Volke  angenommene  Zolltarif,  der  den  gegenwärtigen  Handelsvertrags- 
unterhandlungen zur  Basis  dient,  nicht  zu  einem  geringen  Theil  das  Werk  der 
Kaufm.  Gesellschaft  Zürich  ist. 

Die  K.  G.  Z.  zählt  gegenwärtig  500  Mitglieder.  Seit  dem  Jahre  1882 
ist  sie  ununterbrochen  Vorort  des  aus  27  Sektionen  bestehenden  „Schweizerischen 
Handels-  und  Industrie  Vereins**.     (Geschrieben  im  Oktober  1891). 

Kaufmännisches  Bildungsweseu«  Siehe  den  Artikel  „Handelsschulen'' 
im  IL  Band  im  Supplement.  Als  neueste  Handelsschule  mit  Bundessubvention 
ist  diejenige  der  Kantonsschule  Solothurn  zu  erwähnen. 

Klima.    Siehe   im  Artikel    „Landwirthschaft-,    Seite  241)/254  (11.  Band). 

Knabenarbeitsunterricht  (Ergänzung  des  Artikels  im  2.  Band,  von 
demselben  Verfasser).  Wer  die  Bewegung  für  die  Erziehung  der  männlichen 
Jugend  zur  Arbeit  verfolgt,  der.  kann  sich  dem  Eindruck  nicht  entziehen,  daß 
sie  von  Jahr  zu  Jahr  immer  größere  Dimensionen  annimmt,  immer  tiefere 
Wurzeln  schlägt.  Abgesehen  von  den  nordischen  Ländern  Schweden,  Norwegen, 
Finnland  und  Dänemark,  die  zuerst  dem  Knabenarbeitsunterricht  Raum  gewährten, 
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wird  derselbe  mit  besonderm  Eifer  in  Frankreich,  Belgien,  Deutschland  and 
Oesterreich-Ungarn  gepflegt.  In  neuerer  Zeit  sind  auch  Eussland,  England,  Nord- 
amerika nnd  die  Staaten  von  Südamerika  lebhaft  in  die  Bewegung  eingetreten. 
In  der  Schiveis  ist  der  Arbeitsnnterricht  für  Knaben,  dank  der  unermüdlicheiv 
Bestrebung  des  zur  Förderung  desselben  gegründeten  Vereins  (Mitglieder  315), 
fast  in  allen  größern  Ortschaften  eingeführt. 

Der  Kanton  Genf  hat  ihn  zum  obligatorischen  Schulfache  erhoben  und 
einen  besondern  Inspektor  zur  raschen  Einführung  und  Ueberwachung  desselben 
bestellt.  Laut  Gresetz  haben  die  einzelnen  Sohulgemeinden  für  Lokale,  Werkzeuge 
und  Materialien  aufzukommen.  Die  Lehrer  werden  für  das  neue  Unterrichtsfach 
in  regelmäßig  sich  folgenden,  kantonalen  Spezialkursen  zu  Genf  ausgebildet. 
Die  Kosten  dieser  Kurse  trägt  die  Erziehungsdirektion.  Die  Lehrer*  ab  dem 
Lande,  welche  dieselben  besuchen,  erhalten  ein  entsprechendes  Taggeld. 

Im  neuen  Schulgesetz  des  Kantons  Waadt  ist  die  successive  Einführung 
des  Arbeitsunterrichtes  als  obligatorisches  Schulfach  vorgesehen.  Den  Schul- 
gemeinden wird  baldige  Einführung  empfohlen.  Die  allgemeine  Einführung  ita 
ganzen  Kanton  wird  stattfinden,  wenn  genügend  Lehrkräfte  vorhanden  sind. 
An  der  Ecole  normale  zu  Lausanne  ist  der  Arbeitsunterricht  seit  1886  obli- 
gatorischer ünterriphtsgegenstand.  Die  Lehramtskandidaten  werden  bei  ihrem 
Abgange  auch  in  diesem  Fache  geprüft  und  erhalten  in  ihrem  Lehrpatente  eine 
bezügliche  Note  ausgesetzt.  Genau  ebenso  steht  es  mit  dem  Arbeivsunterricht  im 
Kanton  Neuenbürg.  Die  Regierungen  beider  Kantone  vergüten  den  Gemeinden, 
welche  das  neue  Fach  in  ihren  Schulen  einführen,  h'u  '/^  der  dadurch  entstehenden 
Auslagen. 

Der  neue  Schulgesetzentwurf  für  den  Kanton  Bern  sieht  den  Arbeits- 
unterricht als  fakultatives  Schulfach  vor.  Gemeinden,  die  denselben  einführen,, 
wird  ein  jährlicher  Staatsbeitrag  von  Fr.   100  in  Aussicht  gestellt. 

In  den  Kantonen  Freibnrg,  Solothurn,  Baselstadt,  Schaff- 
hausen, Aargau,  Zürich.  Thurgau,  St.  Gallen,  Appenzell  a/R.,  Grau- 
bünden, Glarus  und  Unterwaiden  existiren  Arbeitsschulen,  die  von  be- 
sonders dazu  gegründeten  Vereinen  oder  aber  von  den  Schulbehörden  der 
betreffenden  Gemeinden  neben  der  Lernschule  unterhalten  werden.  Fast  überall 
stellen  die  Sehulbehörden  Lokale  sammt  Beleuchtung  und  Heizung  nebst  größerem 
oder  kleinerem  jährlichem  Geldbeitrag  für  die  Sache  zur  Verfügung. 

Vom  Bunde  wird  der  Arbeitsunterricht  in  der  Weise  nnterstützt,  daß  den 
Theilnehmeni  an  den  jährlich  vom  Schweizerischen  Verein  zu;  Förderung  des 
Knabenarbeitsunterrichts  veranlaßten  Lehrerbildungskursen  Stipendien  in  gleicher 
Höhe,  wie  sie  solche  von  ihren  kantonalen  Behörden  erhalten,  ausbezahlt  werden. 
Die  bisher  vom  Bund  hiefür  ausgelegten  Summen  sind  folgende  : 

1.  Kurs  Basel 1884  an  41   Theilnehmer    Fr.       —    — 
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Die  beiden  Lehrerseminare  Hofwyl  und  Lausanne,  welche  den  Arbeits- 
unterricht in  ihren  Lehrplan  aufgenommen,  erhalten  jährliche  Bundesbeiträge 
von  Fr.   1000. 
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Der  schon  vorhin  gonannte  Schweizerische  Verein,  der  sich  hauptsächlich 
•die  methodische  Ausbildung  des  Arbeitsunterrichtes  zur  Aufgabe  macht,  erhält 
für  seine  Zwecke  ebenfalls  Bundesbeiträge,  deren  Höhe  jeweilen  von  Fall  zu  Fall 
bestimmt  werden.  (Geschrieben  Mitte  September  1892.) 

Koblenz -Stein.  Diese  zum  Nordost  bahn -Netz  gehörende  Bahnstrecke 
-wurde  für  den  Betrieb  eröffnet  am  1.  August  1892. 

Konkurskreise.  In  Folge  des  Bundesgesetzes  betreffend  Schuldbetreibung 
und  Eonkurs  sind  folgende  250  Konkursämter  instituirt  worden: 

Im  Kanton  Zürich  36  (nach  den  Notar iatskreisen),  je  in  Zürich,  Riesbach, 
Oberstraß,  Schwamendingen ,  Höngg,  Außersihl,  Schlieren,  Affoltern  a.  A., 
Wädensweil,  Horgen,  Thalweil.  Stäfa,  Männedorf,  Meilen,  Küssnacht,  GrUningen 
Wetzikon,  Wald,  Uster,  Pfäffikon,  Bauma,  Illnau,  Turbenthal,  Winterthur  (3, 
wovon  eines  für  die  Stadt  Winterthur,  eines  für  den  Notariotskreis  Oberwinter- 
thur,  eines  für  den  Notariatskreis  Wülflingen),  EIgg,  Andelfingen,  Feuerthalen, 
Stammheim,  Embrach,  Eglisau  Bülach,  Bassersdorf,  Niederglatt,  Dielsdorf. 

Im  Kanton  Bern  31  (nach  den  Amtsbezirken),  je  in  Bern  (2,  wovon  1 
für  Bern-Stadt  und  1  für  Bern-Land),  Aarberg,  Aarwangen,  Biel,  Büren,  Burg- 
dorf, Courtelary,  Delsberg,  Erlach,  Fraubrunnen,  Saignelegier,  Frutigen,  Inter- 
laken,  Schloßwyl,  Laufen,  Laupen,  Münster,  Neuenstadt,  Nidau,  Meiringen, 
Pruntrut,  Saanen,  Wählern,  Belp,  Langnau,  Wimmis,  Zweisimmen,  Thun,  Trachsel- 
wald,  Wangen  a.  A. 

Im  Kanton  Lnzern  19  (nach  den  Gerichtsbezirken),  je  in  Ebikon,  Malters, 
Luzern,  Weggis,  Hochdorf,  Hitzkirch,  Eschenbach,  Münster,  Ruswyl,  Sempach, 
Sursee,  Triengen,  Altikofen,  Reiden,  Willisau,  Zell,  Entlebuch,  Escholzmatt, 
Schüpfheim. 

Im  Kanton  Uri   1,  in  Altorf. 

Im  Kanton  Schwyz  7  (nach  den  Notariatskreisen),  je  in  Schwj'z,  Arth, 
Gersau,  Lachen,  Einsiedeln,  Küssnacht,  Wollerau. 

In  Obwalden  2,  je  in  Alpnach  und  Engelberg  (an  letzterm  Ort  nur  für 
diese  Gemeinde). 

In  Nidwaiden   1,  in  Wolfenschießen. 
Im  Kanton  Glarus   1,  in  Glarus. 
Im  Kanton  Zug  1,  in  Zug. 

Im  Kanton  Freiburg  7  (nach  den  Bezirken),  je  in  Estavayer-le-lac 
(Stäffis),  Romont,  Bulle,  Murten,  Freiburg,  Tafers,  Chätel-St.  Denis, 

Im  Kanton  Solothurn  8  (nach  den  Amtsschreibereikreisen),  je  in  Solo- 
thurn  (4,  wovon  1  für  Stadt  und  je  1  für  die  Amtsschreibereikreise  Lebern, 
Bucheggberg,  Kriegstetten),  Balsthal,  Ölten,  Dorneck,  Breitenbach. 

Im  Kanton  Baselstadt  1,  in  BaseL 

Im  Kanton  Baselland  4  (nach  den  Verwaltungsbezirken),  je  in  Aries- 
heim, Liestal,  Sissach  und  Waidenburg. 

Im  Kanton  Seh  äff  hausen  6  (nach  den  Justizbezirken),  je  in  Schaff- 
hausen, Neunkirch,  Unterhallau,  Schieitheim,  Thaingen,  Stein  a.  Rh. 

In  Appenzell  A.-Rh.  3  (nach  den  Landesbezirken),  je  in  Reute,  Trogen, 
Herisau. 

In  Appenzell  I.-Rh.  2,  je  1  in  Appenzell  und  Oberegg,  letzteres  fUr  den 
gleichnamigen  Bezirk. 
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Im  Kanton  St.  Gallen  15  (nach  den  Oerichtskreisen),  je  1  in  St.  Gallen, 
Tablat,  Rorschach,  Thal,  Altstätten,  Grabs,  Wallenstadt,  Weesen,  Schmerikon, 
Kappel,  Lichtensteig,  Kirchberg,  Jonschwil,  Wyl,  Goßan. 

Im  Kanfon  Graubünden  39  (nach  den  politischen  Kreisen),  je  in  Ober- 
vaz,  Surava,  BergUn,  Salux,  Brusio,  Poschiavo,  Schnaus,  Yria,  Obersaxen,  Sils, 
Satien,  Thusis,  Avers,  Nufenen,  Andeer,  Ems,  Trins,  Ardez,  Schieins,  Schuls, 
Davos-Platz,  Jenaz,  Klosters,  Saas,  Luzein,  Zizers,  Malans,  Schiers,  Seewis, 
Yicosoprano,  Samaden,  Castaneta,  Mesocco  (Misox),  Roveredo,  St.  Maria,  Chur, 
Malix,  Arosa,  Truns. 

Im  Kanton  Aargau  11  (nach  den  Bezirken)  je  in  Aarau,  Baden,  Brem- 
garten,  Brugg,  Kulm,  Laufenburg,  Lenzburg,  Muri,  Bheinfelden,  Zofingen,  Zurzach. 

Im  Kanton  Thurgau  8  (nach  den  Bezirken),  je  1  in  Eadmühle  (Amris- 
weil),  Bischofszeil,  Unterschlatt,  Frauenfeld,  Kreuzungen,  Sirnach,  MuUheim, 
Berg  (Weinfelden). 

Im  Kanten  Tessin  7  (nach  deu  Bezirken  mit  Ausnahme  von  Bellinzona 
und  Riviera,  welche  zusammen  einen  Kreis  bilden),  je  in  Mendrisio,  Lugano, 
Locarno,  Cevio,  Bellinzona,  Lottigna,  Faido. 

Im  Kanton  Waadt  19  (nach  den  Bezirken),  je  in  Aigle,  Aubonne,  Avenches, 
Cossonay,  Echallens,  Grandson,  Lausanne,  Sentier,  Cully,  Morges,  Moudon,  Nyon, 
Orbe,  Oron,  Payerne,  Chateau  d'Oex,  Rolle,  Vevey,  Yverdon. 

Im  Kanton  Wallis  14  (nach  den  Bezirken),  je  in  Ritzingen,  Moerell,  Brieg, 
St.  Nikiaus,  EischoU,  Lenk,  Sierre,  Yex,  Sitten,  Ardon,  Martigny,  Sembrancher, 
St.  Maurice,  Monthey. 

Im  Kanton  Neuenburg  6  (nach  den  Bezirken),  je  in  Neuchätel,  Boudry, 
Mötiers,  Cernier,  Locle,  Chaux-de-Fonds. 

Im  Kanton  Genf  1,  in  Genf. 

Konsulate.  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band.  Mitgetheilt  von  Hrn. 
A.  Kummer  auf  dem  eidg.  Handelsdepartement.)  Als  wesentlichste  Neuerung, 
die  seit  1886  im  schweizerischen  Konsularwesen  Platz  gegritfen  hat,  ist  die 
im  Jahre  1891  erfolgte  Errichtung  dreier  Berufskonsulate  —  in 
Buenos- Aires,  London  und  Yokohama  —  zu  registriren.  Die  Konsulate  an 
den  beiden  ersterwähuten  Plätzen  sind  Berufsgeneralkonsulate  und  tragen 
zugleich  diplomatischen  Charakter.  Der  neuernannte  Konsul  in  Yokohama  ist 
Berufsvizekonsul  und  wurde  als  GehUlfe  dem  bisherigen  Generalkonsul,  der  Handels- 
konsul ist,  beigegeben. 

Zur  Begründung  der  Wahl  der  drei  genannten  Plätze  als  Amtssitze  für 
Schweiz.  Berufskons ulate  führt  der  Bundesrath  in  seiner  Botschaft  zum  Budget 
für  das  Jahr  1891  unter  anderm  Folgendes  an: 

„Am  dringendsten  ist  die  Schaffung  einer  solchen  Stelle  in  Buenos-Ayres.  Seit 
die  Vereinigten  Staaten  unter  dem  Einflüsse  einer  immer  stärker  werdenden  schutz- 
zöUnerischen  Strömung  darnach  trachten,  nicht  nur  gegen  die  Einführung  der  euro- 
päischen Erzeugnisse,  sondern  gegen  die  Einwanderung  der  Arbeiter  aus  andern  Ländern 
sich  abzuschließen,  richtet  sich  der  Strom  der  europäischen  Auswanderung  immer  mehr 
nach  Südamerika,  besonders  nach  der  argentinischen  Republik,  wo  sehr  ausgedehnte 
Ländereien  noch  unbebaut  sind.  Die  Bedeutung  der  schweizerischen  Kolonien  in  diesem 
letztern  Lande,  in  Chili,  in  Uruguay  und  Paraguay  nimmt  beständig  zu,  und  wir  können 
die  Zahl  unserer  in  diesem  Theil  der  neuen  Welt  niedergelassenen  Mitbürger  auf 
mindestens  funfzigtausend  anschlagen.  Ihre  Interessen,  die  Interessen  unserer  Aus- 
wanderer und  unseres  Handels,  welcher  im  Süden  des  amerikanischen  Kontinents  einen 
Ersatz  für  die  Ausfuhrgebiete  suchen  muß,  welcher  er  im  Norden  zu  verlieren 
liluft,  verlangen  gebieterisch,  daß  die  Schweiz  dort  in  anderer  Weise  als 
treten    werde.     Ein   General-Berufskonsul  in  Buenos-Ayres,  der  einen  di] 

Furrer,  YoUcswirthsehafU-Lexikon  der  Schweiz. 
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Charakter  trägt  und  in  Santiago  (Chili),  in  Montevideo  und  Assuneion  heglaubigt  ist. 
wird  hoffentlich  für  dieses  schwierige  Amt  genügen. 

Unser  Generalkonsul  in  London,  Herr  Vernel.  hat  uns  auf  den  1.  Januar  1891 
seine  Entlassung  eingereicht.  Sein  Entschluß,  sich  zurückzuziehen,  welchen  er  durch 
die  materielle  Unmöglichkeit  begründet,  das  Konsulat  zu  verwalten,  ohne  seine  eigenen 
Geschäfte  in  hohem  Grade  zu  gefährden,  ist  unwiederruflich.  Die  frühern  Erfahningen 
und  die  in  der  großen  Hauptstadt  eingezogenen  Erkundigungen  haben  uns  zu  der 
Ueberzeugung  gebracht,  daß  man  jede  Hoffnung,  Herrn  Vernet  durch  einen  kauf- 
männischen Kcmsul  ersetzen  zu  können,  aufgeben  muß.  Da  wir  in  London,  wo  sich 
nahezu  zehntausend  Schweizerbürger  aufhalten,  mitten  in  diesem  großen  britischen 
Reiche,  mit  dessen  Regierung  wir  so  zahlreiche  Beziehungen  unterhalten  und  dessen 
Kolonien  für  unsern  Ausfuhrhandel  so  nolhwendig  sind,  nicht  ohne  Vertretung  bleiben 
können,  so  schlagen  wir  Ihnen  vor,  dorthin  einen  Berufskonsul  als  eidgenössischen 
Geschäftsträger  zu  senden. 

Unser  Generalkonsul  in  Yokohama,  Herr  Dumelin,  und  sein  Vizekonsul  haben  uns 
im  Frühjahr  1890  ihre  Entlassung  eingereicht.  Sie  haben  dabei  ihrer  festen  Ueber- 
zeugung Ausdruck  gegeben,  daß  die  Interessen  der  Schweizerkolonie  in  Japan  und 
diejenigen  des  Mutterlandes  ihre  Ersetzung  durch  einen  Berufskonsul  fordern.  Dies  ist 
auch  unsere  Ansicht  und  zwar  um  .so  mehr,  weil  der  Schweizerkonsul  in  Japan  den 
Verträgen  gemäß  die  Civil-  und  Kriminalgerichtsbarkeit  nach  unsern  Gesetzen  Ober  alle 
in  diesem  Lande  wohnhaften  Schweizerbürger  ausübt.  Wir  haben  daher  auch  die 
Absicht,  in  Jokohama  einen  Berufskonsul  zu  ernennen."^ 

Die  Schaffung  dieser  drei  Berufskonsulate  ist  jedoch  nur  probeweise  erfolgt. 
Der  Bundesrath  gedenkt  erst  das  Resultat  einiger  praktischer  Versuche  abzu- 
warten, bevor  er  sich  über  die  Frage  der  Errichtung  von  Berufskonsulaten, 
deren  Prüfung  ihm  durch  die  von  der  Bundesversammlung  unterm  30.  Juni  1886 
erbeblich  erklärte  Motion  Cnmiesse  (s.  den  Artikel  „  Interessenvertretung " 
pag.  88,  II.  Bd.)  übertragen  wurde,  prinzipiell  ausspricht. 

Zur  Durchführung  dieser  ^praktischen  Versuche",  sowie  auch  zum  Zwecke 
einer  angemessenen  Entschädigung  der  Gesandtschaften  für  die  Kosten  ihrer 
Konsularverwaltung,  haben  die  eidg.  Käthe  in  der  Dezembersession  1890  die 
vom  Bundesralhe  nachgesuchte  Erhöhung  des  Budgetpostens  „Beitrag  an  Schweiz. 
Konsulate"   von  135,000  auf  235,000  Fr.  bewilligt. 

Im  Bestände  der  Konsulate,  wie  er  im  einschlägigen  Artikel  des  Lexikons 
(pag.   130  ff.)  aufgeführt  ist,   sind  mehrfache  Aenderungen  eingetreten. 

Es  wurden  seitdem  8  Konsulate,  5  Vizekonsulate  mit  eigenem  Amtssitze 
und  2  Vizekonsulate  ohne  solchen,  also  im  Ganzen  15  Konsularstellen  neu 
errichtet,  die  wir  im  Nachstehenden  in  alphabetischer  Reihenfolge  namhaft  machen : 

1)  Konsulate;  Assuneion  (18^7*)  für  i'aragnay ;  Brisbane  (1889)  für 
Queensland;  Guatemala  (1891)  für  den  gleichnamigen  Staat;  Kopenhagen  (1887) 
für  Dänemark;  Mannheim  (1890)  für  Baden  und  die  Kheinpfalz;  St.  Paul  {IHS'J) 
für  die  Staaten  Minnesota,  Nord-  und  Süd-Dakota  und  das  Territorium  Wyoming; 
Pretoria  (1887)  für  die  südafrikanische  Republik  Transvaal:  Stockholm  (1887) 
für  Schweden. 

2)  Vizekonsulate  mit  eigenem  Amtssitz:  Concordia  (1887)  in 
Argentinien,  für  die  Provinz  Entre-Rios;  Cordoba  (1887)  ebenfalls  in  Argentinien, 
i;ir  die  Provinzen  Cordoba,  Santiago  del  Estero  und  Tucuman;  Mendoza  (1887) 
ebenfalls  in  Argentinien,  für  die  Provinzen  San  Luis,  Mendoza  und  San  Juan  ; 
Nueva  Helvecia  (1889)  in  Uruguay;  Traiguen  (1888)  in  Chile  für  die  Provinzen 
Malleco  und  Cautin. 

3)  Vizekonsulate  ohne  eigenen  Amtssitz:  Den  Konsulaten  i n 
Liverpool  und  Venedig  sind  im  Jahre  1887  Vizekonsuln  als  Gehülfen  und  Stell- 
vertreter beigegeben  worden. 

^  Die  Zahlen  in  Klammern  bezeichnen  das  Jahr  der  Errichtung. 
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Eingegangen  sind  die  Vizekohs  ilale  in  Bnenos-Airea,  London  und  Cincinnati, 
die  keinen  eigenen  Amtasitz  hatten. 

Der  gegenwärtige  Bestand  der  eohweizerisoben  Eonenlate,  Vakanzen  nicht 
mit  inbegriffen,  im  Änalande  ist  (Mai  1891)  folgender:  IR  Generalkonsu/ate 
(Brilfiael  2,  fiir  Belgien  und  Eongostaat,  Bukarest,  BuenoB-Airee,  Lissabon,  London, 
Madrid,  Mexiko,  Neapel,  Bio  de  Janeiro,  St.  Petersburg,  Tarin,  Yokobama); 
6G  Knnswlaie:  13  selbständige  Vizekonsutate ;  1  Konsularagentur  (Eno^ville), 
zusammen  93  K  onsalaratelteD.  7  Konsulate  werden,  wenn  wir  die  Bern fa- 
konsulate  von  Buenos-Aires  und  London  zn  den  G euere Ikonaulaten  zählen,  von 
den  GesandtBcbaf ten  besorgt,  nämlicb :  Berlin,  Charleston,  Paris,  Rom,  Strasebarg, 
Washington,  Wien, 

5  Generalkonsuln  und  12  Konsuln  sind  als  GehUlfen  und  Stellvertveter 
17  Vizekonsuln  beigegeben,  so  dass  sieb  die  Gesamtntzabl  der  im  Amte  stehenden 
Eonsalarfteamfen  auf  110  belauft. 

Von  obigen  93  Konsul amtelten  entfallen  49  auf  Europa,  32  anf  Amerika, 
4  auf  Asien,  5  auf  Afrika,  3  auf  Australien,  oder  nach  Ländern  vertheilt: 


12  auf  Frankreich  und  Algerien 
12     n     tlie  Ver.  Staaten  von  N.-A. 
9     „     Italien 
S     „     Deutschland 
7     ,     Grossbritanien  u.  die  hritiscbeo 

Besitzungen 
7     .     Brasilien 
ti     „     Rnssland 
5     ,     Argentinien 
3    „     Holland  und  Java 
3     ,     Spanien  und  seine  Besitzungen 
3     „     Uruguay 
■2     .     Belgien 

Berufskonsuln  sind:  In  Buenos-Ayres  Herr  Emil  Rodä  seit  Herbst  1891; 
in  London  Hr.  Dr.  Bonrcart  von  Kleinbünigen,  seit  Frühjahr  1891;  in  J.l^ohama 
Dr.  Paul  Ritter  von  Basel  seit  Juli   1B92. 


2  auf  Oesterreich -Ungarn 
RumKnien 

Schweden  und  Norwegen 
Dänemark 
Griechenland 
Portugal 
Meiiko  " 
Guatemala 
Peru 
Chile 
Japan 
Eongostaat 
Transvaal. 


l''roiB 
Es  sind  deren  (Uai 
ff.  für  europäist 

Beli/ieii   l: 

Dänemark  1 : 

Deutsche}  Reich  3: 

Frankreich  3: 

Griechenland  2 : 
Grossbrititnnien  3: 


liiederlande  2: 
Oeslerreich-Uwinrn  3: 


ulate  i 


r  Schwell 


Basel    und 


1891)  78,  nämlich: 
he  Staaten  38: 

Konsulate  in  Genf,  ZUrich.  Basel,  Lazern. 
Eonsulat  in  Genf. 
Konsulate  in  Genf,  Basel,  ZUrtob. 
Generalkonsulat    in    Genf,    Konsulate 

Zürich. 
Generalkonsulate  in  Genf  und  ZUrich. 
Konsulate    in     Genf    und    Zilricb ,     Viiekoosalat    in 

Lausanne. 
Generalkonaolat    in  Zliricb,  Koiisulnle    in   üellinzont 

Genf,  Basel,  Vizekonsnlatu  in  Genf  und  1 
Yizekonsulate  in  Genf  und  Davos-Plats. 
Generalkonsulat   in  Zürich,    Konsulate 

St.  Gallen. 
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Portugal  3:  Generalkonsulat    in   Bern,    Konsulate    in   Genf    und 

Zürich. 
Rumänien  3:  Konsulate  in  Bern,  Zürich,  Genf. 

Schweden  u.  Norwegen  2:  Generalkonsulat  in  G^nf,  Yizekonsnlat  in  G^nf. 
Serbien  1:  Generalkonsulat  in  Zürich. 

Spanien  2 :  Konsulat  in  Genf,  Yizekonsulat  in  Zürich. 

h,  für  amerikanische  Staaten  39: 

Ver,  Staaten  von  N.'Ä,  16:  Generalkonsulat  in  Bern;  Konsulate  in  Zürich,  Genf, 

Basel,  St.  Gtillen,  Horgen ;  Vizekonsalate  in  Zürich, 
Genf,  Basel,  St.  Grallen,  Horgen,  Konsularagenten 
in  Vivis,  Chaux-de-Fonds,  Luzern,  Winterthur, 
Aarau. 

Mexiko  2:  Generalkonsulat  in  Genf,  Konsulat  in  Vivis. 

Salvador  1:  Konsulat  in  Genf. 

Costa  Rica  1:  Konsulat  in  Genf. 

Republik  Columbia  1:         Konsulat  in  Genf. 

Nicaragua  1:  Konsulat  in  Basel. 

Argentinische  Republik  4 :  Konsulate  in  Genf,  Bellinzona,  Neuenbürg,  Yize- 
konsulat in  Lugano. 

Bolivia  1:  Vizekonsulat  in  Nyon  (Waadt). 

Brasilien  3:  Generalkonsulat   in   Genf,   Konsulat    in   Bern,   Vize- 

konsulat in  Genf. 

Chile  2:  Konsulate  in  Zürich  und  Genf. 

Peru  1:  Konsulat  in  Genf. 

Uruguay  5:  Generalkonsulat  in  Lugano,  Konsulate  in  Genf,  Basel, 

Bein,  Vizekonsulat  in  Lugano. 

Venezuela  1 :  Konsulat  in  Bern. 

0.  für  afrikanische  Staaten   1: 
Kongostaat  1 :  Generalkonsulat  in  Genf. 

Krankenkassen.  Anlässlich  der  Erhebungen,  welche  das  schweizerische 
Arbeitersekretariat  in  den  Jahren  1886 — 1889  über  die  bei  Krankenkassen- 
mitgliedern vorkommenden  Unfälle  und  Krankheiten  zu  machen  hatte,  um 
Material  zu  der  projektirten  schweizerißchen  Unfall-  und  Krankenversicherung 
zu  liefern,  sind  1502  Krankenkassen  ermittelt  worden,  wovon  249  auf  die 
Sektionen  des  Grütlivereins  entfallen.  Von  den  1502  Kassen  gingen  dem  Ar- 
beitersekretariat 1290  mit  Angaben  an  die  Hand.  Betrachtet  man  die  249 
Kassen  der  Grütlisektionen  als  eine  Kasse,  so  bleiben  als  auskunftgebende 
Kassen  1042.     Von  diesen  waren: 

647  mit  101,447  Mitgliedern  organisirt  für  Männer; 
36     „         6,192  ,  „  ,     Frauen; 

359     „       88,258  „  „  „     beide  Geschlechter. 

Total  1,042  mit  195,897  Mitgliedern. 

450     „       79,834  „  waren  Berufs-  oder  Fabrikkrankenkassen ; 

592     n     116,063  „  gemischte  oder  Ortskassen. 

Bei  den  195,897  Mitgliedern  kamen  im  Jahre  1888  59,061  Erkrankungen 
vor  mit  einer  durchschnittlichen  Dauer  von  21,1  Tagen.  Die  Summe  der  verab- 
folgten Unterstützungen  betrug  Fr.   1,970,857. 

Bei  3    Kassen    erstreckte    sich    der  Wirkungskreis  auf  die  ganze  Sohweis, 
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bei  14  auf  einen  ganzen  Kanton,  bei  18  aaf  eine  Eisenbahn,  bei  220  unf  eine 
Fabrik,  bei    160  auf  mehrere  Gemeinden,  bei  601   auf  eine  Gemeinde. 

Kranken  Versicherung.  Siehe  im  Supplement  .Unfall-  und  Kranken- 
versiehemng", 

Kredit,  landwirtbeobaftlicher.  Siebe  im  Artikel  „Landwirthsobaft"  Seite 
274/9. 

Kreditschutz.  Der  auf  Seite  173  im  II.  Band  erwähnte  Verein 
„  Confidentia "  ist  ersetzt  worden  durch  dae  Kredltsohntz-  and  Informatione- 
burean  „Confidentia'  in  Bern,  das  in  dem  von  ihm  pnblizirten  gleiohnamigen 
Blatte  oft  auf  gefKbrliche  Firmen  snfmerksam  macht.  Der  weetaohwelserischs 
Verein  ,  Union  suisse  ponr  la  sanvegarde  da  crMit "  besteht  noch  und  in 
nenerer  Zeit  sind  ein  dentschweizerisober  Verein  für  Kreditform  mi.  Sitz  in 
Zürich  und  Filialen  des  über  Deutschland  verbreiteten  Vereins  .Kreditreform" 
entstanden.     (Geschrieben  September  1892). 

Kultlirregionen.    Siebe  im  Artikel  „Landwirthschaft"  Seite  257. 

Kunst.  Bildende  KUnete.  (Verfasser:  Dr.  B.  v.  Tsoharner  von 
BUrier,  Präsident  des  Hemer  Kant onalkunst Vereins.)  Als  in  diesem  Werk  (Bd.  II, 
S.  185)  die  schweizer iscbe  Kunst  besprochen  wurde,  waren  nur  noch  die  Grund- 
lagen vorhanden,  auf  welchen  der  Bund  eine  Hebung  der  Kunst  durchzuführen 
beahsicbtigt.  Seither  ist  der  Aushau  dieser  Bestrebungen  durch  namhafte  Be- 
schlüsse der  Behörden,  sowie  durch  groasartige  Beiträge  gefördert  worden.  Es 
sind  zwar  einige  wichtige  Fragen,  wie  z.  B,  diejenige  der  Errichtung  einer 
schweiierischen  Kunstschule,  nicht  erledigt ;  allein  eine  einheitliche  Organisation 
der  BetbeiligUDg  des  Bundes  an  der  Unterstützung  der  Kunst  ist  geschaffen  und 
wird  mit  Hülfe  der  Kunstvereine  und  Kunstfreunde  ihre  reichen  Früchte  tragen, 
im  Wesentlichen  läßt  sich  die  Thätigkeit  des  Bundes  auf  diesem  Gebiete  in 
folgendem  Ueberblick  zusammenfassen. 

I.  Betheilignng  des  Bundes  an  den  Eunstbestrebungen  der 
Gegenwart. 
Der  Bund  veranstaltet  nationale  Kunstausstellungen  und  erwirbt  an  den- 
selben Werke  nationaler  Kunst,  welche  zar  AnsschmUckung  üffentlicher  Gebfiude 
und  zur  Bereicherung  ÖiTentlicher  Sammlungen  dienen.  Deberdieß  erstellt  er 
Slfentlicbe  monumentale  Kunstwerke  historischen  und  nationalen  Charakters  oder 
unterstutzt  ihre  AusfUhrang.  Zu  diesen  Zwecken  wird  in  den  eidgenOHsiechen 
Voranschlag  alljfihrlich  eine  Summe  von  100,000  Franken  aufgenommen;  dieser 
Kredit  kann  erhUht  werden,  wenn  das  Bedürfniß  hiefür  sich  fühlbar  macht  und 
wenn  die  finanzielle  Lage  des  Bundes  es  erlaubt.  Wird  der  fUr  ein  Jahr  be- 
willigte Kredit  in  demselben  nicht  aufgebrancht ,  eo  ist  der  übrig  bleibende 
Betrag  behufs  späterer  Verwendung  einem  besondern  Fonds  .Sohweiserisoher 
Knnstfonds"  einzuverleiben.  Ueber  die  jKhrliohe  TertheUnng  und  Verwes- 
dnug  des  ausgesetzten  Geeanuntkredits  verfügt  der  Bandesrath  anf  Grundlage 
der  Anträge  seines  Departementen  des  loDern,  welches  alle  beaUj^^M.  ir6MBt< 
liehen  Fragen  der  Vorprüfung  und  Begutachtung  von  . 
Kunstverständigen  unterstellt.  Diese  werden  i  ~ 
Antrag  des  Departementes  de«  Innern  gewählt  und  bildra  i 
Kunstkommission,  welche  die  weiteren  Aufgaben  hsS  jj 
Hebung  der  schweizerischen  Knnat  betreffenden  Fron 
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achten.  Auch  ist  sie  verpflichtet,  auf  Alles,  was  die  schweizerische  Kunst  zu 
fördern  im  Stande  ist,  zu  achten  und  stellt  zu  diesem  Zweck  ihre  Anträge  dem 
Departemente  des  Innern.  Bei  der  Vollziehung  der  vom  Bundesrath  in  Sachen 
der  Kunst  gefaßten  Beschlüsse  und  der  departementalen  Verfügungen  kann  ihre 
Mitwirkung  in  Anspruch  genommen  werden.  Die  Kunstkommission  hesteht  aus 
11  Mitgliedern,  von  welchen  jeweilen  6  Schweizer  Künstler  der  verschiedeneu 
Haupt-Kunstgattungen  sein  sollen.  Für  die  Gresammthestellung  der  Kommission 
gibt  das  Departement  des  Innern  den  schweizerischen  Kunstvereinen  Gelegenheit, 
Wahl  vorschlage  in  beliebiger  Zahl  einzureichen.  Zur  Berathnng  besonderer  An- 
gelegenheiten von  Belang  können  ausnahmsweise  fernere  Sachverständige  in  diet 
Kommission  berufen  und  für  die  Ausführung  beschlossener  Anordnungen  Aus- 
schüsse der  Kommission  bezeichnet  werden;  in  beiden  Fällen  sollen  die  Künstler 
in  dem  Verhältniß  vertreten  sein,  wie  in  der  gewöhnlichen  Kunstkommission.') 
(Bundesbeschluß,  betreffend  die  Förderung  und  Hebung  der  schweizerischen  Kunst, 
vom  22.  Dezember  1887,  und  Vollziehungsverordnung  vom  18.  April   1888.) 

i.  Nationale  Kumtausstellung,  DicHclbe  findet  in  der  Hegel  alle  zwei  Jahre, 
gewöhnlich  in  den  Monaten  Mai,  Juni  und  Juli,  während  sechs  bis  acht  Wochen 
statt.  Alle  Original  werke  der  bildenden  Künste  (Oelgemälde,  Email-  und  Fayence- 
malereien, Aquarelle,  Pasteis,  Zeichnungen.  Stiche,  Radierungen  und  Litho- 
graphien, welche  noch  nicht  im  Handel  erschienen  sind,  Skulptur  werke,  Medaillen, 
Architektur-Zeichnungen  oder  Modelle)  können  eingesandt  werden ;  ausgenommen 
nicht  gebrannte  Thon-Skulpturen.  Jedes  Werk  darf  nur  einmal  ausgestellt  werden, 
Kopien  nur,  wenn  sie  ein  bereit«  vollendetes  Werk  oder  einen  fertigen  Entwurf 
darstellen  und  einer  andern  technischen  Kunstgattung  angehören  als  das  Original. 
Zur  Beschickung  der  Ausstellung  sind  alle  Schweizer  Künstler  des  In-  und  Aus- 
landes berechtigt;  ebenso  die  in  der  Schweiz  ansässigen,  fremden  Künstler.  In 
der  Regel  werden  nur  Arbeiten  lebender  oder  ei*st  seit  der  letzten  Ausstellung 
verstorbener  Künstler  und  zwar  von  jedem  nur  drei  Werke  der  nämlichen  Kunst- 
gattung angenommen. 

Die  eingesandten  Gegenstände  unterliegen  der  Prüfung  einer  von  der 
Seh weizerisohen  Kunstkommission  ernannten  Aufnahme-Jury,  welche  end- 
gültig über  ihre  Annahme  oder  Zurückweisung  entscheidet.  Dieselbe  besteht  aus 
sieben  Mitgliedern,  welchen  zur  Ersetzung  von  abwesenden  oder  selbst  ausstellenden 
Mitgliedern  sieben  Suppleanten  beigegeben  sind.  Die  Jury  bestimmt  ferner  gemeinsam 
mit  dem  Geschäftskomite  der  Kunstkommission  die  Aufstellung  im  Ausstellungs- 
lokal. Die  Leitung  der  Ausstellung  ist  der  Kunstkommission  übertragen,  welche 
am  Schluß  derselben  auch  unter  den  hervorragenderen  Kunstwerken  diejenigen 
bezeichnet,  welche  sie  für  geeignet  hält  vom  Bund  angekauft  zu  werden.  Bei 
der  Berathung  über  Arbeiten  von  Mitgliedern  der  Kommission  werden  diese  er- 
setzt durch  Mitglieder  der  Auf  nähme- Jury.  Mit  dem  Antrag  auf  Erwerbung 
verbindet  die  Kommission  den  fernem,  wo  die  vom  Bund  angekauften  Gegen- 
stände bis  zur  Erstellung  einer  Nationalgalerie  aufzubewahren  sind,  worüber 
alsdann  das  Departement  des  Innern  entscheidet.  Die  erworbenen  Kunstwerke 
können  dem  Schweizerischen  Kunstverein  oder  andern  Genossenschaften  zur  Aus- 


M  Die  Schweizerische  Kunstkommission  begann  ihre  Thätigkcit  am  3.  August  1SS8 
und  bestand  aus  den  Herren  Oberst  E.  Rothpletz,  Professor  in  Zürich,  Präsident, 
Oberst  Th.  v.  Saussure  in  Genf,  Vicepräsident,  A.  Anker,  Maler  von  Ins,  F.  Bocion, 
Maler  in  Ouehy,  A.  Böcklin,  Maler  in  Zürich,  F.  Buchser,  Maler  in  Sololhurn,  R.  Dorer, 
Bildhauer  in  Baden,  E.  Duval,  Maler  in  Genf,  A.  de  Meuron,  Maler  in  (Jloncise,  J. 
Muheim,  Maler  in  Luzern,  und  J.  J.  Stehlin-Burckhardt,  Architekt  in  Basel. 
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Stellung  in  verschiedenen  Schweizerstädten  überlassen  werden.  Als  Ausstellungsort 
wurde  Bern  bezeichnet,  insofern  der  Bundesrath  auf  Autrag  der  Kommission  und 
des  Departementes  des  Innern  findet,  daß  diese  Stadt  in  ausreichender  Weise 
ein  geeignetes,  unentgeltlich  zur  Verfügung  stehendes  Lokal  dazu  einräumt.*) 

Zur  Zeit  der  nationalen  Kunstausstellung  kann  die  Kunstkoromission  unter 
Schweizer  Künstlern  öffentliche  Preisbewerbungen  eröffnen  für  Auf- 
gaben aus  dem  Gebiete  der  bildenden  Künste.  Die  eingelaugten  Arbeiten  sind 
iler  ßeurtheilung  einer  besondern,  von  der  Schweizerischen  Kunstkommission 
gewählten  Jury  unterworfen.  Die  drei  besten  Lösungen  werden  auf  den  Antrag 
des  Departementes  des  Innern  vom  Bundesrath  mit  entsprechenden  Preisen  ans 
dem  Kunstfouds  bedacht.^)  (Reglement  für  die  nationale  Kunstausstellung  vom 
2.  Februar  1889  und  Reglement  der    Aufnahme-Jury    vom    18.  Januar  1890.) 

2,  Oeff entliche j  monumentale  Kunstwerke,  Eine  Bundeasubvention  an  die 
Erstellung  eines  öffentlichen,  monumentalen  Kunstwerkes  kann  in  Frage  kommen, 
wenn  dasselbe  einen  historischen  und  nationalen  Charakter  hat  und  die  Er- 
stellungskosten muthmaßlich  40,000  Franken  übersteigen.  Das  Initiativkomite 
des  projektirten  Werkes  hat  ein  Programm  desselben  mit  Kostenvoranschlag  dem 
Bundesrath  einzureichen  und  nach  dessen  Genehmigung  eine  öffentliche  Preis- 
bewerbung mit  Preisen  für  die  drei  besten  Leistungen  auszuschreiben.  Eine 
Jury  von  3  —  5  Mitgliedern,  welche  von  dem  Initiativkomite  aus  einer  von  der 
Schweizerischen  Kunstkommission  aufgestellten  Doppelliste  gewählt  wird,  bestimmt 
die  Preise.  Aus  den  prämierten  Entwürfen  wird  durch  das  Initiativkomite  der- 
jenige bezeichnet,  welchen  es  der  Schweizerischen  Kanstkommission  unter  Bei- 
lage einer  Kostenberechnung  und  eines  Finanzplanes  zur  Ausführung  empfiehlt. 
Letztere  begutachtet  dieten  Vorschlag,  sowie  die  Platzfrage  und  die  Höhe  der 
zu  gewährenden  Bundessubvention,  über  welche  dann  der  Bundesrath  auf  Antrag 
des  Departementes  des  Innern  entscheidet. 

Wenn  ein  Subventionsgesuch  für  die  Ausführung  eines  direkt  von  einem 
Künstler  angebotenen  Entwurfes  vorliegt,  so  läßt  ihn  die  Kunstkommission  durch 
eine  Jury  prüfen  und  stellt  auf  Grundlage  des  von  derselben  abgegebenen  Be- 
Hadens  ihren  Antrag,  ob  der  Entwurf  annehmbar  und  für  dessen  Ausfuhrung 
ein  Bundesbeitrag  zu  gewähren  sei,  oder  ob  eine  öffentliche  Wettbewerbung 
verlangt  werden  soll. 

Die  Bundessubvention  beträgt  wenigstens  ein  Fünftel,  höchstens  die  Hälfte 
der  durch  die  Preisbewerbung  und  Ausführung  entstehenden  Kosten.  (Reglement 
über  die  Gewährung  von  Bundessubventionen  an  die  Erstellung  öffentlicher,  monu- 
mentaler Kunstwerke  vom  5.  März  1889.) 

II.  Betheiligung  des  Bnndes  an  der  Erhaltung  von  Werken 

der  historischen  Kunst. 

i.  ErhaltiDH/  und  Envcrbutu/  uaterlmidiscker  Alterthilmer,  Sofern  es  der 
jeweilige  Stand  der  eidgenössischen  Finanzen  gestattet,    wird    im  eidgenössischen 

^)  Die  erste  nationale  Kunstausstellung  in  Bern  fand  vom  1.  Mai  bis  zum  11.  Juni 
1890  statt.  Sie  enthielt  über  400  Arbeiten  von  245  Schweizer  Künstlern.  Für  die  Eid- 
genossenscliaft  wurden  37  bedeutendere  Kunstwerke  (26  Oelgemälde,  1  Aquarell,  5 
Radierungen  und  .■)  Skulpturen)  im  Gesammtwerth  von  über  100,000  Franken  angekauft. 

*)  Im  Jahr  1890  waren  diese  Aufgaben  ein  Modell  eiuer  Tellstatue  nebst  Posta- 
ment, mit  drei  Preisen  von  1000—3000  Franken,  und  Zeichnungen  zu  Wandgemälden 
der  Aula  des  eidgenössischen  Polytechnikums  („Baukunst*  und  »Ingenieurkunst*),  mit 
drei  Preisen  von  500  -1500  Franken.  24  Modelle  einer  Tellstatue  und  27  Zeichnungen 
sind  eingelangt.  Xur  zweite  und  dritte  Preise  wurden  ertheilt. 
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Voranschlag  jährlich  für  diesen  Zweck  ein  Kredit  ausgesetzt,  welcher  die  Somme 
von  50,000  Franken  nicht  übersteigen  soll.  Er  dient  zur  Erwerbung  von  Alter- 
thUmern,  welche  ein  ausgesprochenes  gemeineidgenössisches  Interesse  haben  nnd 
über  welche  der  Bund  sich  das  Eigenthums-  und  Yerfiigungsrecht  vorbehält; 
einstweilen  werden  dieselben  im  Bnndesrathhaus  in  Bern  oder  in  kantonalen 
Sammlungen  u.  s.  w.  aufbewahrt.  ^)  Ferner  wird  dieser  Kredit  verwendet  zur 
Betheiligung  an  Ausgrabungen,  für  die  Pürhaltung  historisch  oder  künstlerisch 
bedeutsamer  Baudenkmäler  und  zur  Unterstützung  kantonaler  AlterthOmersamm- 
lungen,  wenn  diese  eine  ihre  Kräfte  übersteigende  Erwerbung  von  geschichtlichem 
Interesse  zu  machen  wünschen.  Gregenstände,  welche  mit  Bundessubvention  an- 
gekauft worden  sind,  dürfen  ohne  Genehmigung  des  Bundesrathes  nicht  veräußert 
oder  abgetreten  werden. 

Ueber  die  jährlichen  Erwerbungen  oder  Beiträge  und  Unterstützungen, 
welche  in  der  Regel  nicht  die  Hälfte  der  Kosten  übersteigen  sollen,  entscheidet 
der  Bundesrath  von  Fall  zu  Fall  auf  Grundlage  der  Anträge  seines  Departe- 
mentes des  Innern.  Unter  letzterem  steht  eine  vom  Bundesrath  je  auf  die  Dauer 
von  drei  Jahren  bestellte  Eidgenössische  Kommission  für  Erhaltung 
schweizerischer  Alterthümer,  welche  alle  ihr  zugewiesenen,  auf  die 
Verwendung  der  Kredite  bezüglichen  Fragen  und  Geschäfte  begutachtet,  auf  die 
Erhaltung  und  Erwerbung  von  vaterländischen  Alter thümern  achtet  und  auch 
von  sich  aus  betreffende  Anträge  stellt.  Sie  kann  in  außerordentlichen  Fällen 
noch  geeigaete  Sachverständige  beiziehen.  Ihre  Funktionen  wurden  bis  anf 
Weitei'es  dem  Vorstande  der  Schweizerischen  Gesellschaft  für  Erhaltung  historischer 
Kunstdenkmäler  übertragen,  (ßundesbeschluß  betreffend  die  Betheiligung  des 
Bundes  an  den  Bestrebungen  zur  Erhaltung  und  Erwerbung  vaterländischer 
Alterthümer  vom  30.  Juni  1886  ind  Vollziehungsverordnung  vom  25.  Februar 
1887.) 

2.  Schweizerisches  Landesmuseum,  Dasselbe  ist  bestimmt,  bedeutsame 
vaterländische  Alterthümer ,  geschichtlicher  und  kunstgewerblicher  Natur  plan- 
mäßig geordnet  aufzubewahren.  Es  soll  die  der  Eidgenossenschaft  angehörenden 
historisch -antiquarischen  Gegenstände  und  Sammlungen  aufnehmen,  deren  Zahl 
jeweilen  durch  Ankäufe  aus  den  Bundeskrediten  für  Erhaltung  vaterländischer 
Alterthümer,  aus  der  Merianstiftung,  durch  Vergabungen  und  Geschenke  sich 
veimehrt.  Die  am  Sitze  des  Landesmuseums  befindlichen ,  der  Stadt  oder 
öffentlichen  Korporationen  oder  dem  Kanton  angehörenden  historisch-antiquarischen 
Sammlungen  sind  mit  denjenigen  des  Bundes  vereinigt  und  dürfen  von  ihren 
Eigenthümern  dem  Landesmuseum  nicht  mehr  entzogen  werden.  Auch  von  andern 
Besitzern  unter  Vorbehalt  des  Eigenthuras-  und  freien  Verfügungsrechtes  anver- 
traute, schweizerische  Alterthümer  finden  Aufnahme.  Die  durch  den  Bundes- 
beschluß vom  30.  Juni  1886  zugesicherte  Unterstützung  das  Bundes  darf  durch 
das  Landesmuseum  nicht  geschmälert  werden.  Letzteres  tritt  gegenüber  den 
öffentlichen  Alterthumssammlungen  in  den  Kantonen  nicht  als  Konkurrent  auf, 
wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  welche  vorwiegend  kantonale  Bedeutung 
haben  oder  nicht  zur  Ergänzung  der  eidgenöjjsischen  Sammlungen  noth wendig  sind. 

Die  Verwaltung  des  Museums  wird  unter  der  Oberaufsicht  des  Bundes- 
rathes von  einer  Kommission  von  sieben  Mitgliedern  besorgt,  von  welchen  fUni 
durch  den  Bundesrath  und  zwei  durch  diebetreffende,  kantonale  oder  städtisohe 


*)  Der  Bund  hat  seit  dem  Jjihre  1S84   bis   Ende  März  181»0  nahezu  10,000  Alter- 
thümer, z.  Th.  sehr  werthvolle  Sammlungen,  angekauft. 
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Vollziehangsbehörde  gewählt  werden.  Die  Kommission  unterstützt  aach  die  übrigen 
öffentlichen  schweizerischen  Alterthttmersammlungen  durch  Rathschläge  und  durch 
Vermittlung  von  Ankäufen,  Austausch  oder  Ueberlassung  von  Originalwerken, 
Kopien  u.  s.  w.  Der  unter  der  Kommission  stehende  Konservator  wird  auf  deren 
Vorschlag  vom  Bundesrath  gewählt. 

Der  Kanton,  beziehungsweise  die  Stadt,  in  welche  das  Landesmuseum  ver- 
legt ist,  hat  das  aus  deren  eigenen  Mitteln  auf  einem  Bodenfläohenraum  von 
mindestens  3000  m^  und  anliegendem  Areal  von  2000  m^  nach  den  vom  Bundes- 
rath genehmigten  Plänen  erstellte  Hauptgebäude  und  dessen  allfallige,  späterf» 
Nebengebände  einzurichten  und  zu  unterhalten.  Der  Bund  trägt  hingegen  die 
Kosten  der  Verwaltung,  Bedienung  und  Heizung,  sowie  die  Versicherung  der 
■aufgenommenen  Gegenstände.  Der  Sitz  des  Landesmuseums  wird  von  der  Bundes- 
versammlung bestimmt.  (Bundesbeschluß  betreffend  die  Errichtung  eines  schwei- 
zerischen Landesmuseums  vom  27.  Juni  1890.)  Nachdem  sich  die  beiden  Räthe 
der  Bundesversammlung  über  den  Sitz  des  Landesmuseums  geeinigt,  wurde  daseibe 
am  18.  Juni  1891   der  Stadt  Zürich  zuerkannt. 

Meriansiiflung.  Herr  L.  Merian,  Baumeister  von  Basel,  hat  durch  sein 
Testament  vom  6.  Juni  1884  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  zu  seiner 
Universalerbin  eingesetzt  mit  der  Bestimmung,  daß  das  nach  Befriedigung  der 
Legatare  zurückbleibende  Vermögen  zur  Erbauung  oder  Vermehrung  eines  schwei- 
zerischen Landesmuseums  für  Kunst-  und  Kunstgewerbe-Gregenstände  früherer 
Zeiten  verwendet  werde.  Nach  dem  am  12.  März  1888  erfolgten  Tode  des  Erb- 
lassers trat  die  Eidgenossenschaft  in  den  Besitz  dieses  Vermögens,  welches  sich 
laut  amtlichem  Inventar  nach  Abzug  der  Passiven  und  Vermächtnisse  auf 
208,770  Franken  belief.  Von  dieser  Summe  kamen  jedoch  namhafte  Beträge  in 
Abzug.  Entsprechend  ferneren  letztwilligeu  Verfügungen  des  Erblassers  wurde 
nämlich  eine  große  Anzahl  zum  Theil  werthvoller  Gegenstände  seiner  Verlassen- 
schaft an  dessen  Freunde  und  an  öffentliche  Sammlungen  schenkungsweise  über- 
geben; andere  im  Schätzungswerth  von  10,997  Franken  sind  von  der  Eid- 
genössischen Kommission  für  Erhaltung  schweizerischer  Alterthümer  für  das 
Landesmuseum  bestimmt.  Gegenwärtig  haften  auf  dem  fruchtbaren  Kapitalfonds 
zwei  beträchtliche  persönliche  Renten,  so  daß  der  zu  dem  Gründungszwecke  zu 
verwendende  Ertrag  einstweilen  noch  unbedeutend  ist.  (Berichte  dea  eidgenössischen 
Departementes  des  Innern  über  seine  Geschäftsführung  in  den  Jahren  1888  und 
1889.) 

3,  Gottfried  Keller- Stiftung.  Frau  Lydia  Welti  geb.  Escher  in  Genf  hat 
durch  Stiftungsnrkunde  vom  6.  September  1890  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft ihr  bedeutendes  Vermögen  schenkweise  abgetreten,  unter  der  Bedingung, 
daß  dasselbe  unter  dem  Namen  Gottfried  Keller-Stiftung  besonders  verwaltet 
und  der  Ertrag,  unbeschadet  den  übrigen  finanziellen  Unterstützungen,  welche 
der  Bund  den  bildenden  Künsten  zuwendet,  zur  Erwerbung  bedeutender  Kunst- 
werke des  In-  und  Auslandes,  verwendet  werde,  wobei  jedoch  zeitgenössische 
Arbeiten  nur  ausnahmsweise  dürfen  berücksichtigt  werden.  Der  Bundesrath  hat 
den  Ort  und  das  Institut  zu  bestimmen,  wo  dieselben  aufzustellen  sind.  Findet 
sich  zu  solchen  Ankäufen  keine  Gelegenheit,  so  dient  das  Jahreserträgniß  der 
Stiftung,  jedoch  höchstens  bis  zn  dessen  Hälftei  sor  EnteUmig  von  neuen  und 
zur  Erhaltung  von  bereits  vorhandcDen  Kuil^Si^MMjillfeiUftA'iM^®  Zweck- 
bestimmung dem  Lande  bleibend 
mit  dem  Ausland  in  einen  Krieg 
fügbaren  Mittel  der  Sohenknngi 
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für  die  Pflege  der  verwundeten  und  kranken  Webrmänner  dienen.  Ueber  die 
Verwendung  der  Erträgnisse  der  Stiftung  entscheidet  eine  vom  Bandsrath  er- 
nannte und  unter  seiner  Aufsicht  stehende  Kommission  von  flinf  Mitgliedern  mit 
dreijähriger  Amtsdaner,  wobei  die  Donatorin  sich  das  persönliche  Recht  vor 
behalten  hat,  zwei  Mitglieder  selbst  zu  bezeichnen.  Zugleich  hat  sie  den  Wunsch 
ausgesprochen,  den  Sitzungen  mit  berathender  Stimme  beizuwohnen,  ein  Initiativ- 
recht bei  Erwerbungen  für  die  Stiftung  auszuüben  und  Vorschläge  für  die  Wahl 
der  Eommissionsmitglieder  machen  zu  können.  Auf  die  Dauer  ihres  Lebens  hat 
sich  Frau  Welti  eine  Jahresrente  von  70,000  Fr.  aus  dem  Schenkungsvermögen 
vorbehalten  und  während  dieser  Zeit  darf  der  übrige  Ertrag  des  Vermögens  nur 
für  die  Erwerbung  von  den  oben  näher  bezeichneten  Kunstwerken  benutzt 
werden.  Der  Bundesrath  hat  am  16.  September  1890  die  Annahme  der  Stiftung 
erklärt.  (Bundesblatt  1890,  Bd.  IV,  S.  432  und  Reglement  über  die  Geschäftsordnung 
der  eidg.  Kommission  der  Gottfried  Keller-Stiftung  vom  9.  Juli  1891.)  (Ge- 
schrieben im  Sommer   1891.) 

Landquart-Davos-Bahn.  Eröffnet  am  9.  Oktober  1889  von  Landquart 
bis  Klosters  und  am  21.  Juli  1890  von  Klosters  bis  Davos.  Bauliche  Länge 
50,545  Meter. 

Landwirthschaft.  Der  auf  Seite  320  7ai  im  II.  Band  mitgetheilte  Bundes- 
beschluss  betreffend  die  Förderung  der  Landwirthschaft  durch  den  Bund  ist  als 
revisionsbedürftig  befunden  worden.  Eine  bezügliche  Vorlage  wird  vermuthlich 
im  Dezember  1892  der  Bundesversammlung  zngehen. 

(Ergänzung  der  Statistik  auf  Seite  320  m  im  IL  Bd.) 

^^  .      ,  Ausgaben  des  Bandes*) 

BoKeie}iniii&i>:  ^ 

1880        1890        1891 

1.  Ausstellungen,  landwlrthschaftllche 8,100        2,000    O.oOO 

a.  Im  Inlande 8,100        2,000    6,500 

h.  Im  Auslande       —  — 

2.  Viehseuchenpolizei 121,245  130,000    142,811 

rt.  Verschiedenes 3,355        8,506 

b.  Entschädigungen   an  Kantone   für  Maßnahmen  gegen 

Binderpest,  Lungenseuche  etc —  —  — 

c.  Inipfversuche  (Bauschbrand,  Rothlauf  etc.)  ....         —  —  — 

d.  Thierarztliche  Untersuchungen  an  der  Grenze   .     .     .  117.890  121,494  142,311 

3.  Ftfrderung  der  Landwirthschaft  im  /allgemeinen  (loodw.EDqucieete.)      6,744  5,959  8,816 

4.  Verbreitung  von  landwirthschaftl.  Fachschriften  und  Abhaltung 

von  Wandervorträgen 32,441      40,082      33,234 

a.  Von  Vereinen  herausgegeben  und  veranstaltet  .     .     .     20,062       27,245       18,613 

b.  Wandervorträge  etc.,  von  Kantonen  veranstaltet  oder 

subventionirt 12,379       12,817       14,621 

5.  Förderung  des  Obst-  und  Weinbaues 17,953      15,651      67,489 

a.  Poniologisches  Bilderwerk —  —  — 

b.  Allgemeines  (Abgabe  von  Edelreisern  etc.)    ....  1,434  1,498  1,500 

c.  Wein-Analysen —  —  — 

d.  Prämirung  von  Zwergobstbaum-Pflanzungen.     ...  —  1,000  — 
€.  Rebenpfropf-  und  Baumwärterkurse 575  —  — 

f.  Weinbauversuchsstation  in  Lausanne 14,944       14.153       11,489 

g.  Deutsch-Schweizer.    Versuchsstation    und    Schule    für 

Obst-,  Wein-  und  Gartenbau  in  Wädensweil     .     .         —  —        54,500 

6.  Förderung  der  Alp-  und  Milchwlrthschaft 32,327      71,539      64,13S 

a.  Alpprämirungen  (Alpinspektionen,  Käse-  und  Mulchen- 

prämirung  etc.) 7,467        8,527       12,<K)a 

M  Im  Jahre  188S  Fr.  599,195. 
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.      .  AiiN»brD  des  Bondes 

•  1880  1890  1891 

6.  Milehwirtbschadl,  Versuchsstation    (Anschaffung   vod 

Geräthen  etc —  906  — 

c.  Kääereiturse.  Käseuntersuchungen  u.  a.  w —  —  — 

d.  Molkereischulen  und  MusterkSsereien lD,4Sä  60,324  48,545 

e.  Beiträge  an  Kantone  filr  Käsereiinf'pektionen    .    .    .  4,473  2.688  2,988 

^.  LandwIrthichaftliDha  Statistik .    .    ■ -  —  — 

8.  FOrilerung  dar  Bienenzucht  (inkl.  Seidenzucht)     ....  1,000  1,000  1,000 

fi.  Habung  dar  Pferdezucht 87,083  löt,Ui  1S5,000 

a.  HeHRstenankäufe 31,331  72,601  93.872 

b.  Stulfohlenprämirungen 36,430  44,600  54.080 

c.  AndeiTveilipe  Ferderung  (Expertisen  etc.) 4,759  7,648  4,449 

d.  BeiträRe  für  Fohlenweiden 8,164  8,515  11,930 

e.  Beitr^e  für  Maulthierzucht —  —  — 

f.  Beitrage  für  Hufschmiedekurse 2,031  3,390  3,141 

g.  Unterhalt  eines  Remontendipiits  (in  Thun)  ....  14.368  13,307  16,615 
h.  Unterhalt  eines  Hengstend^p'its  (in  Thun)    ....  —  1,393  923 

10.  Agrikultur-chemiiche  Versuche 3,495  3,488  £,186 

11.  Hassnahman  gegen  Schaden,  welche  die  landwirthschaniicha 

Produktion  bedrohen 80,000  126,763  114,384 

a.  ReblHUS:   Allgemeine  Auslagen 610  5,96^  353 

Entschädigungen  an  Kantone 59,390  60,047  61,»16 

Kongresse  elc —  —  — 

Versuche  zur  Vertilgung  der  Reblaus     .     .  20,000  32,490  2,096 

b.  Hagelversicherung —  28,264  50,420 

c.  Blutlaus :  Allgemeine  Auslagen ~  —  — 

Entsch.^digungen  an  Kantone —  —  — 

li.  Hebung  der  Rindvlehiucht 1M.M7  133,485  190,99» 

((.  Verbes^ierung  der  kleinen  Rindviehschl9ge ; 

Beiträge  an  Kantone —  —  — 

Allgemeines —  --  — 

6.  Heerdebuch  (s.  Viehzucht) —  —  — 

c.  Prämirung  von  Zuchtslieren  und  Stierkälbern  .     .     .  12.5,368  124,^1  126,685 

d.  Prämirung  von  ZuchtfamUien -  .    .  29,058  —  55,637 

f.  Beiträge    an    Kantone   fOr  Anwendung   des  Punklir- 

und  Meßverfahrens —  701  I  ».„.o 

f.  Allgemeines 621  .'iO  (  ^'■""' 

g.  Beiträge    an    die    Gründungskosten    von    Viehzucht- 

genossenschaften      —  7,200  6,3Ü0 

18.  Hebung  der  Klernvlehzucht  (Import  von  Zuchlsuhafen  und 

Ebern  etc.) —  «00  «00 

14.  HabuRB  dei  Pllanzen-,  Qarten-  und  GemOtebauei    ....  17,210  15,293  19,09« 

o.  Futterbau 5,000  6,000  5,000 

6,  Anbau  von  Zuckerrüben —  — 

c.  Prämirung  von  Schul-  und  Muslei^rten  u.  s.  w. .    .  4.083  3,183  6,200 

d.  Gemösebaukurse —  —  — 

e.  Hebung  der  Tabakkultur                   ~  — 

f.  Gartenbauscbule  in  Genf 8,IJ7  7,109  7,89* 

U.  LandMrlHhtchaltlichet  Unterrkhtiweten 48.4M  49,201  M,107 

a.  Stipendien l.iXXI  4,3iH.>  3.786 

6.  Beiträge  an  theoretisch-praktische  Ackerbauschukn  .  3U.646  32,340 

c.  Beiträge  an  landwirthschaftliche  Winterschulen     .     .  13,808  12,471 

16.  BodenverbeMWungen 30,000  20Aj 

a.  Beiträge  an  Unternehmur^n 19,843  l(jp 

b.  Allgemeines 

Tttal 
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Langenthal-Uuttwyl-Bahn.  Wurde  eröffnet  am  1.  November  J.889 
Baoliche  Länge  13,915  Meter. 

Lebensmittelkontrole.  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band,  nacb  einem 

vom  eidg.  Sanitätsreferenten  Dr.  Schmid  im  Verein  Schweiz,  analytischer  Chemiker 

gehaltenen  Vortrag).  Der  auf  Seite  334  erwähnten  Motion  Carti  war  schon  im 

Jahre  1882    ein   ähnliches  Postalat    vorausgegangen.     Dasselbe   hatte   folgenden 

Wortlaut  : 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  über  die  Frage  Bericht  zu  erstatten,  ob  es  nicht 
angezeigt  und  vom  verfassungsmäßigen  Standpunkt  aus  zuläßig  sei,  von  Bundes  wegen 
die  nöthigen  Maaßnahmen  zu  treffen,  um  die  Konsumenten  vor  gefälschten  oder  ge- 
sundheitsschädlichen Getränken  zu  schützen*. 

Der  Bundesrath  begutachtete  dieses  Postulat  in  ablehnendem  Sinne,  bean- 
tragte jedoch  der  Bundesversammlung,  die  Kompetenz  des  Bundes  zum  Erlaß 
gesetzlicher  Bestimmungen  gegen  unehrliche  Konkurrenz  vorzubehalten.  Diesen 
Antrag  genehmigte  die  Bundesversammlung  am  27.  Juni  1884. 

In  der  Begründung  des  Antrages  wies  der  Bundesrath  darauf  hin,  daß  das 
Departement  des  Innern  und  die  Kantonsregierungen  mit  Rücksicht  auf  die  in 
den  meisten  Kantonen  bestehenden  diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen 
die  Noth wendigkeit  des  Erlasses  eines  Bundesgesetzes  verneint  hätten  und  daß 
^ie  Kompetenz  des  Bundes  zur  Aufstellung  von  Strafbestimmungen  gegen  Fälschung, 
Verfälschung,  betrügliche  Bezeichnung  u.  s.  w.  von  Nahrungsmitteln  vom  eidg. 
Justiz-  und  Polizeidepartement  bestritten  werde. 

Der  Motion  Curti  folgte  im  Oktober  1888  eine  Eingabe  des  Vereins 
schweizerischer  Metzgermeister^  durch  welche  die  Bnndesbehörden  ersucht  wurden, 
die  Frage  der  Erstellung  und  des  Verkaufs  gesunder  Lebensmittel  auch  mit  Be- 
zug auf  die  unentgeltliche  Fleischschau  und  die  Kontrole  von  importirtem  Fett, 
Fleisch,  Wurstwaaren,  Wildpret  und  Fischen  beförderlich  prüfen  und  auf  gesetz- 
geberischem Wege  erledigen  zu  wollen. 

Ferner  wurde  bei  Anlaß  der  Genehmigung  der  Handelskonvention  mit 
Griechenland  am  26.  Juni   1889  folgender  Bundesbeschluß  gefaßt: 

«Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  mit  möglichster  Beförderung  ein  Bundesgesetz 
über  den  Weinhandel  auszuarbeiten  und  den  Räthen  zu  unterbreiten*. 

Die  Anregung  zu  diesem  Beschluß  ging  direkt  vom  Bundesrathe  aus,  indem 
derselbe  in  der  betreifenden  Botschaft  u.  a.  sagte: 

Es  darf  nicht  zugegeben  werden,  daß  unter  der  Benennung  „Naturwein*  Trocken- 
beer- oder  Kunstwein  verkauft  und  dadurch  das  Publikum  irregeleitet  und  unser  Wein- 
bau durch  eine  solche  Konkurrenz  geschädigt  wird.  In  neuerer  Zeit  sind  einige  Kantone 
mit  der  Aufstellung  von  gesetzlichen  Vorschriften  über  den  Weinhandel  vorgegangen, 
aber  es  kann  nur  durch  ein  einheitliches  Gesetz  verhindert  werden,  daß  Trockenbeei* 
und  Kunstwein  als  Naturwein  auf  den  Markt  gelangen,  den  Produzenten  des  letzem 
schädigen  und  den  Konsumenten  täuschen.  Die  Kompetenz  zu  einem  solchen  Bandes- 
gesetz liegt  in  Artikel  31  lit.  c.  und  Artikel  64  der  Bundesverfassung*. 

Doch  alle  diese  Beschlüsse  und  Anregungen  hatten  kein  greifbares  Resnltat. 
Da  stellte  sich  am  10.  November  1890  der  Verein  schweizerischer  analytisober 
(Chemiker  mit  einer  Resolution  ein,  die  derselbe  auf  Grund  eines  Vortrages  des 
st.  gallischen  Kantonschemikers  Dr.  AmbUhl  über  die  Organisation  der  I^ebena- 
mittelpolizei  in  den  schweizerischen  Kantonen  und  die  Wünschbarkeit  einer  eidg. 
Lebensmittelgesetzgebung  gefaßt  hatte.   Die  Resolution  lautete: 

,Der  Verein  schweizerischer  analytischer  Chemiker  hält  die  Erlassang  eines  eidf. 
Lebensmittelgesetzes  als  in  hohem  Grade  nothwendig  und  wflnschbar  und  begrüfii  die- 
selbe als  im  Interesse  der  Volksgesundheit  und  Volkswohlfahrt  liegend.  Bis  sam  laknfU 
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treten  eines  aolcbea  Gesetzes  sollten  an  den  Zoilstätten  die  geeignetcD  Maaßregela  zur 
Verhinderung  der  Einfuhr  gemachter  Lebenmittel,  im  Besonderen  von  Wein,  Speisefetten 
und  Kolonial waaren  getroffen  werden*. 

Diese  Eingabe  von  so  kompetenter  Seite,  nnterstUtzt  von  der  schweiEeriflcben 
ABrztekoiumiesion  mittelst  Schreibens  vom  29.  November  gl.  L,  Termoohte  A&a 
eidg.  Departement  des  Inuem,  nebst  dem  eidg.  Justiz-  und  Folizeidepartement, 
welchem  eeinar  Zeit  die  Begutachtung  der  einschlägigen  Anregungen  zugewieseu 
worden,  die  Frage  der  Schaffung  eines  schwelzeriecheii  Lebemmittelpolizeigesetzes 
hanptsSohlich  vom  Standpunkte  des  UffentUcben  Sanittttsweaens  aus  prUfen  zu 
lassen. 

Da  nun  vorauszonehen  war,  daß  die  Frage  keine  leicht  und  rasch  zn. 
liSsende  sein  werde,  so  wurde  sanKchst  der  Yersnch  gemacht,  deo  zweiten  Theil 
der  oberwähnten  Resolution  (Kontrole  der  wichtigsten  Lebensmittel  an  der  Grenze) 
in  Ausführung  zu  bringen.  Er  scheiterte  jedoch  an  den  Sohwierigkeiten. 

Während  das  eidg.  Departement  des  Innern  mit  der  Sammlung  des  eia- 
EOhlägigen  Ifateriales  und  dem  Studium  der  ganzen  Angelegenheit  beschäftigt 
war,  liefen  bei  demselben  noch  folgende  Petitionen  ein  .- 

1)  Vom  Verbände  sobweizeriscber  Metzgermeister  betreffend  Erlaß  eine« 
eidg.  Nahrungsmittel  pol  izeigeaetKes,  vom  August  1691.  Diejjer  Verband  wünscht 
insbesondere,  daß  die  Fleischschaataxe  als  eine  verfassungswidrige  Eonsamsteuer 
abgeschafft  werde  und  daß  überhaupt  die  Untersuchung  sämratlicher  Nahrungs- 
mittel und  Gebrauchsgegenstände  taxfrei  erfolge, 

2)  Vom  Stadtratb  Zürich,  d.  d.  11.  September  1891,  wünschend,  daß  ein 
schweizerisches  Lebensmittel geseti  geschaffen  werde,  dan  sich  auch  auf  Gebrauchs- 
gegenstände ansdehne. 

3)  Vom  Begiemngsrath  des  Eantons  Zürich,  d.  d.  12.  November  1691, 
in  gleichem  Sinne  gehalten. 

4)  Vom  Regie rungsrath  des  Kantons  Aargau,  d.  d.  19.  Februar  1692. 
Derselbe  richtet  in  Ausführung  eines  QroßrathsbeBchlnsses  das  Gesuch  an  den 
Bundrsrath,  .es  milchten  mit  thunlichster  Beförderung  Bund  es  Vorschriften  ttber 
die  Kontrole  der  Nahrungsmittel  (das  Schlachtvieh  inbegriffen)  und  der  Genuß- 
mittel  erlassen,  m.  a.  W.  ein  Bundesgesetz  Über  die  gesammte  Lebensmittet- 
polizei,  die  Fleiachschau  als  wesentlichen  Bestandtheil  derselben  inbegriffen,  auf 
gestellt  und  durchgeführt  werden". 

5)  Von  der  statistisch- volkswirtschaftlichen  Geaellschaft  des  Kantons  Bern, 
d.  d.  i.  März  1692. 

G)  Vom  Verein  schweizerischer  Geschäftsreisender,  d.  d.  14.  April  1892. 
Beide  Petitionen  rufen  ganz  allgemein  dem  Erlaß  eines  eidg.  Lebensmittelgesetües. 

Am  26.  April  1692  legte  das  eidg.  Departement  des  Innern,  nachdem  es 
die  Frage  nach  allen  Richtungen  geprüft  hatte,  dem  Bundesratb  einen  einläß- 
lichen Bericht  vor,  worin  ea,  in  Abweichung  von  seiner  im  Jahre  1884  ge- 
äußerten Ansieht,  die  Wttnsohbarkeit  and  Noth  wendigkeit  eines  Bundesgesetz  es 
betreffend  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  gewissen  Gebrauchsgegenständen 
auseinandersetzte.  Unter  Hinweis  auf  die  Blnmer'eohe  Interpretation  des  Art.  3 
der  Bnndesverfasanng  und  auf  TenobiodsoD  Gteetie,  die,  ohne  ausdrücklich  in 
der  BundeHVcrfastiung  vorgesehen  zu  66in,  erlaaaoii  wurden  (z.  U.  <las  Gesetz 
betreffend  Kontroliruog  und  OatanÜa  flW^jMmiTl(ll'n  der  Gold-  und  Hilber- 
waaren,  das  Bundesgesetz  über  d«a  !Bßäl^m&tMi-  tiiid  mDie-rnbfülleii,  das 
-Bundesgesetz  betreffend  dos  Verbot  dtr  AtV^nänng  j^ttli-n  Plu.^plmrs  bei  der 
Zundbölzchenfabrikation,    der    Bundcagnatwon""*    ''         '"     Geli^iiLimittel)     wie 
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auch  im  Hinblick  auf  eine  große  Zah>  von  Eekarsentscheiden  glaubte  das  eidg. 
Departement  des  Innern  annehmen  zu  dürfen,  die  Bundesverfassung  insolvire  die 
Befugniß.  ein  eidg.  Lebensmittel gesetz  zu  erlassen.  Es  stellte  daher  beim  Bandet?- 
rathe  den  Antrag,  derselbe  möge  diese  Kompetenz  als  vorhanden  annehmen  und 
das  Departement  des  Inneni  zur  Vorlage  eines  Gesoigentwurfes  einladen.  In- 
dessen war  die  Mehrheit  des  Bundesrathes  der  Ansicht,  daß  aus  der  jetzigen 
Bundes  Verfassung  das  Recht  zur  Aufstellung  eines  eidg.  Leben  smittelpolizeigesetzes 
nicht  hergeleitet  werden  könne  nnd  daß  erst  eine  Revision  der  A?t<  31  und  69 
vorzunemhen  sei,  welche  vorzubereiten  das  Departement  des  Innern  beajiftragt 
wurde.  Demgemäß  wird  das  Letzere  in  Verbindung  mit  dem  Justiz-  T»d 
Polizeidepartement,  dem  Landwirthschafts-  und  Industriedepartement  und  der 
Handelsabtheilung  des  Auswärtigen  zu  Händen  der  Bundesversammlung  Dezember- 
session  1892  Revisionsanträge  formuliren.  (Geschrieben  September   lc^92). 

Lebensversicherung,    Siehe  im  Supplement  den  Artikel  „Versicherung". 

Literarisches  und  künstlerisches  Eigenthum.  Der  internatonalen 
Konvention  (s.  pag.  351  im  II.  Band)  ist  am  30.  Mai  1889  auch  das  Fürstenthum 
Monaco  beigetreten.  Die  auf  Seite  350  erwähnten  Uebereinkünfte  mit  Belgien 
und  Frankreich  wurden  gekündet  und  bisher  (Sept.   1892)  nicht  erneuert. 

Locle-Brenets-Bahn.  Wurde  eröffnet  am  1.  September  1890.  Bauliche 
Länge  4296  Meter. 

Luzern-Alpnachstad.  Diese  Theilstrecke  der  ßrünigbahn  wurde  erötfnet 
am   1.  Juni   1889.    Bauliche  Länge   13,123  Meter. 

Luzern-Kiisnach-Iminensec-Bahn,  Concedirt  am  9.  Juni  1869.  Projek- 
tirte  Länge  16,491  Meter.  Spurweite  1,485  Meter.  Adhäsionsbahn,  Lokomotiv- 
betrieb.   Noch  im  Bau  befindlich     (Nofember   1892.) 

Malerei.    Siehe  den  Artikel   „Kunst"   im  II.  Band. 

Meteorologie.  Der  dem  Lexikon  zugesagte  Artikel  wurde  nicht  geliefert. 
Einige  einschlägige  Mittheilnngen  finden  sich  im  Artikel  „Landwirthschnft**. 

Modell-  und  Muster.schutz.  Siehe  den  Artikel  „Schutz  der  Muster  und 
Modelle«*    im  IIL  Band  (5  Halbband). 

Monte  Generoso-Bahn.  Die  Strecke  Capolago-Bellavista  wurde  eröffnet  am 
5.  Juni  1890,  die  Strecke  Bellavista-Vetta  am  22.  gleichen  Monats.  Bauliche 
Länge  beider  Strecken  zusammen  9031  Meter. 

Moratoriumslinien  der  Nordostbahn  (Ergänzung  des  Artikels  im 
IL  Band).  In  Vollziehung  der  Ziffer  2  des  Bundesrathsbeschlußes  vom  23.  Juni 
1887  (s.  Band  II,  pag.  461)  bestimmte  der  Bundesrath  unterm  25.  Oktober  1887, 
daß  der  Bau  der  Moratoriumslinien  mit  der  rechtsufrigen  Zürichseebaho  za  be- 
ginnen habe,  und  setzte  bezüglich  der  übrigen  Linien,  durch  Beschluß  vom 
25.  Mai  188.*!<,  folgende  Reihenfolge  fest :  Koblenz-Laufenburg-Stein,  £tz weilen- 
Feuerthalen  (Schaffhausen),  Dielsdorf-Niederweningen  und  Bülach  bezw.  Eglisan* 
Schaff  hausen,  indem  er  bezüglich  der  Abzweigung  von  der  linksufrigen  Ztüriolmeeo 
bahn  (Thalweil-Zug)  alle  weitern   Verfügungen  vorbehielt. 


Moraloriumslinien  —     271      —  Mönzwegeti 

Durch  Bundesbe^ichluß  vom  27.  Juoi  188»  erfol^'te  bezii^licli  der  rechte- 
ufrigen  Zilricliseebnbn  die  Fe^tseUnng  der  Fristen  filr  die  Leistung  des  Finani- 
Aiisvreises,  fUr  de»  Baubeginn  und  die  Vollendung  nad  hinsicbtiiuh  der  andern 
Linien,  mit  Ausciahme  von  Tbalweil-Zog,  die  Beatimmung  des  VoUenduags- 
tcrmins,  während  die  Beschlußfassung  betreffend  die  letztere  Linie  bis  zur  Koii- 
zcssionäei'theilung  für  daii  noch  niebt  konzessionirte  TbeilatUcli  Siblbrlioke-Zug 
vorbehalten  wurde.  Am  -20.  Dezember  18X8  folgte  die  Fristverlängerung  bezw. 
Fristansetzung  (finanzielle  und  technische  Vorlagen,  Baubeginn,  Vollendung]  für 
Koblenz- Laufenburg- Stein,  Etz weilen- Feuer thalen  bezw.  Schaffhausen  und  liülach 
bezw.  Egiieau- Seil  äff  hausen.  Für  Dielsdorf-Sierlerweningen  fanden  die  Frist- 
atisetzungen  und  die  spätem  Fristverlängerungen  besondern  atatt  (B.  B.  vom 
•20.  Dezember  1888  und  B.  R.  B.  vom  28.  März   1890  und    27.  Juni    1891). 

Am  28.  Juni  18S9  wurde  das  EndstUck  Feuerthalen-Sc  baff  hausen  der  Linie 
Ktztveileo- Schaff  hausen  von  der  Bundesversammlung  konzessionirt  und  am  2h.  Juni 
1H90  folgte  die  Konzessioqsertheilnng  au  die  Nordostbahn  für  eine  Linie  von 
Thalweil  in  der  Richtung  der  Gegend  bei  SihlbrUcke  bis  zum  Bahnhof  Zug, 
wobei  gleichzeitig  die  Konzession  des  Kantons  Zürich  für  das  züroberieche  Theil- 
stUck  der  Linie  als  dahingefallen  erklärt  wurde.  In  der  Koniession  sind  filr 
diese  Linie  die  Fristen  zur  Einreiohung  der  technischen  und  finanziellen  Vor- 
lagen, den  Baubeginn  und  die  Vollendung  enthalten. 

Für  die  rechtsufrige  Zürichseebahn  mußte  die  Vollendnngsfrist  durch 
Bundes beachluß  vom  9.  Oktober  1890  erstreckt  werden  und  endlich  übertrug 
die  Bundesversammlung  mit  Beschluß  vom  .20.  Dezember  1890  die  verschiedenen 
Konzessionen  für  die  Linie  Etz  weilen- Sohaffhausen  auf  die   Nordostbahn. 

Von  den  Moratoriumslinien  sind  Dielsdorf-Niederweningen  am  12.  Angabt 
1891  und  Koblenz -Laufenburg- Stein  am  1.  August  1892  dem  Betriebe  über- 
geben worden. 

Die  Rechtsufrige  Zil rieh see bahn  befindet  sich  z,  Z.  (Oktober  1H92)  im  Bau. 
Der  Tunnel  unter  dem  Polytechnikum  ist  durch  geschlagen.  Ebenso  haben  die 
Arbeilen  am  Albistuniiel  der  Linie  Thalweil-7,ug  im  November  1891  begonnen. 
Fiir  Etzweilen-Scbaffhauacn  wunie  das  allgemeine  Bauprojekt  für  den  grossem 
Theil  der  Linie  am  7.  Dezember  1891  vom  Bund esrath  genehmigt,  so  daß  dem 
Baubeginn  auf  FrUbjuhr  1893  nichts  im  Wege  bteht.  Auf  gleichen  Zeitpunkt 
werden  voraussichtlich  an  der  Linie  Egliaau -Seh  äff  hausen,  deren  Planvorlagen 
dem  Bundearathe    eingereicht    sind,    die  Arbeiten    in  Angriff  genommen  werden 

Münzwesen.  (Ergänzung  des  Artikels  ira  IL  Band,  p.  4f)6  u.  ff.  Ver- 
fasser: Edm.  Platel,  eidg.  MUnzdirektor.) 

L  Theil:    Allgemeines. 

Die  Bchweizerischeo  Verkehremflnzen  wurden  im  Jahre  1888  durch  Aus- 
gabe eines  neuen  silbernen  Fün^rankenstUokea  vermehrt. 

Als  im  Jahre  1874  mit  der  UmprXgung  nnaarer  Bohweizerisohen  Silber- 
münzen  (2,  1  nnd  '/*  Franken  st  ü  c  ke )  )>.ig((un(^n  wurdon  wnr,  wurden  diese  ^/m 
und  Vki  feinen  SilbermUnzen  gemüß  der  laieinixchsn  MlUakonVQAtioii  vom  Jährt' 
18ti5  durch  StUoke  zu  "'/loca  Feingehalt  ersötet.  U^jUÜgijljtj/^g  diesen 
neuen  Münzen  zur  beaaeren  UnteracheiduTig  VOB.  ä  " 

oiirsionen  ein  neues  GeprEge,   indem  ^r  den  i 
durch  ein  solches  der  steheiiden  Helvetia  ( 
hat  die  Schweiz  keine  silbsinen  FUuffra 
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der  stetigen  Entwerthang  diedes  Stückes,  hervorgerufen  durch  das  fortw^ährende 
Sinken  des  Silberpreises,  theils  weil  vom  Jahre  1878  an  durch  Zusatzverträge 
zur  lateinischen  Münzkonvention  vom  Jahre  1865  die  sämmtlichen,  diesem  Münz- 
verbande  angehörenden  Staaten  sich  verpflichtet  hatten,  während  der  Vertrags- 
daner  keine  silbernen  Funffrankenstiioke  mehr  zu  prägen.  Es  war  deßhalb  auch 
keine  Nothwendigkeit  voi'handen,  dem  schweizerischen  FünffrankenstUck  ein  neues 
Gepräge  zu  geben. 

Bei  der  letzten  Erneuerung  des  lateinischen  Münz  Vertrages  im  Jahre  1885- 
wnrde  der  Schweiz  das  Recht  eingeräumt,  die  Umprägung  ihrer  silbernen 
Fünffrankenstücke  bis  zum  Betrage  von  10  Millionen  Franken  vorzunehmen. 
Dieser  Bestimmung  lag  die  Voraussetzung  der  Münzkonferenz  zu  Grunde,  daß 
eä  zweckmäßig  sein  möchte,  diese  nur  mit  geripptem  Rande  versehene  Münze 
in  eine  solche  mit  Randschrift  behufs  Erschwerung  von  Fälschungen  zu  trans- 
formiren.  Hierdurch  war  nun  die  Veranlassung  gegeben,  für  das  schweizerische 
FünffrankenstUck  ein  neues  Gepräge  zu  beschaffen. 

Nach  mehrmaligen  Konkurrenzansschreibungen  wurde  die  Erstellung  der 
Stempel  zum  neuen  schweizerischen  Fünffrankenstück  an  Graveur  Schwenzer  in 
Stuttgart  übergeben,  und  im  Jahre  1H88  mit  der  Umprägung  dieser  Münzsorte 
begonnen. 

Es  mag  hier  gleichzeitig  noch  bemerkt  werden,  daß  vom  Jahre  1886  an 
die  schweizerischen  Zwanzigfranken-  und  Fünffrankenstücke  zur  Erschwerung 
von  Fälschungen    mit    erhabener  Randschrift  geprägt  werden. 

Im  Jahre  1889  wurde  das  Regulativ  für  Goldprägungen  für  Rechnung' 
dritter  Personen  vom  15.  Januar  1873  (A.  S.  a.  F.  XI.  96)  abgeändert  durch 
Herabsetzung  des  Tarifes  von  Fr.  15.  50  Präglohn  für  1  Kg.  Münzgold  (900 
Milliemes  Feingehalt)  auf  Fr.  6.  70. 

Der  lateinische  Münzvertrag  ist  unterm  6.  November  1885  für  5  Jahre, 
also  bis  zum  1.  Januar  1891  verlängert  worden.  Da  derselbe  ein  Jahr  vor 
Ablauf  dieser  Frist  von  keinem  der  Vertragsstaaten  gekündet  worden  ist,  so 
bleibt  der  Vertrag  laut  Art.  13  desselben  stillschweigend  um  ein  Jahr,  und  so 
fort  von  Jahr  zu  Jahr  verlängert. 

Nach  geschehener  Kündigung  bleibt  er  noch  ein  Jahr  vom  1.  Januar  an 
gerechnet,  der  auf  die  Kündigung  folgt,  in  Kraft. 

Im  November  1892  findet  in  Brüssel  eine  Münzkonferenz  statt,  um  über 
die  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  angeregte  Freigebung  der 
Ausprägung  von  silbernen  Fünffrankenstücken  zu  berathen  (§  8  des  Vertrages,. 
Seite  496  II.  Band). 
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Hierzu  folgende  Bemerkungen :  Die  Angaben:  Prägungen  1886 — 1891  um- 
fassen die  auf  Ende  1886  in  Zirkulation  sich  befindlichen  Münzen  (nach  Abzug 
der  Rückzüge)  plus  den  im  Zeitraum  von  1886  — 1891  geprägten  Münzen. 

Die  Prägungen  von  Fünffrankenstücken  seit  dem  Jahre  1886  sind  bloße 
Umprägungen,  und  sind  dazu  ausschließlich  Fünffranken  thaler  alten  Grepräge.s 
verwendet  worden. 

Eidgenössische  Schützenthaler,  mit  Werthbezeichnung  versehen  und  unter 
staatlicher  Aufsicht  geprägt,  sind  seit  dem  Jahre  1885  keine  mehr  erstellt 
worden. 

Falsche  Münzen. 

Laut  dem  letzten  Münzvertrag  der  lateinischen  MUnzunion  vom  6.  November 
1885  hat  die  französische  Regierung  unter  Anderem  auch  den  Auftrag  über- 
nommen, alle  auf  die  Falschmünzerei  und  das  Vorkommniß  von  falschen  Münzen 
im  Gebiete  der  Konventionsstaaten  bezüglichen  administrativen  und  statistischen 
Dokumente  zusammenzustellen.  Zur  Erhebung  der  hiezu  benöthigten  Angaben 
für  die  Schweiz  hat  das  schweizerische  Finanzdepartement  nach  Einholung  de^ 
einschlägigen  Materials  von  den  einzelnen  Kantonsregierungen  die  nachfolgende 
Statistik  über  das  Vorkommen  von  falschen  Münzen  der  Staaten  der  lateinischen 
Münzunion  im  Gebiete  der  Schweiz  im  Jahre   1888  zusammengestellt. 


Staaten 

GoldmOnzen 
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Si  bermUnzen 
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20  Fr. 

10  Fr. 

5  Fr. 

5  Fr. 
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Belgische  Münzen    .... 
!    Französische  Münzen 

Griechische  Münzen 
j    Italienische  Münzen      .     .     .  i 
,    Schweizerische  Münzen      .     . 

;   7 

i 

3 
1 



4 

1 

1 

1 

21 

60 
18 

1 

4 

1 

14 

143 

6 

4 
53 

1 
1 

3 
11 

16 

1 

•       2  ' 
43' 

1       2 
84 

226 

1           1 

11 

4 

100'  163 

1 

63 

1  357 

Aus  den  einzelnen  Kantonen  ergaben  sich  folgende  Angaben: 
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Kantone 


CloldmQnzen 


20  Fr. 


10  Fr. 


5  Fr. 


SilbermQnzen 


5  Fr. 


2  Fr. 


IFr. 


V«  Fr. 


Total 


Uebertrag  ji  10 


Basel-Land 
Schaffbansen . 
Appenzell  A.-Rh. 
Appenzell  I.-Rb. 
St.  Gallen       .     . 
Graabünden    . 
Aargan  .     . 

Tbargaa  .  .  . 
Tessin .... 
Waadt  .  .  . 
Wallis  .  .  . 
Neuenbürg  . 
Genf    .     .     .     . 
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16 


1 
9 
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Wenn  aucb  diese  Statistik  niebt  alle  im  Jabre  1888  in  der  Scbweiz  be- 
obachteten falscben  Münzen  umfassen  kann,  da  selbstverständlich  nicht  alle  Stücke 
zur  Eenntniß  der  betreffenden  Behörden  gelangten,  so  ergeben  sich  daraus  doch 
schon  einige  interessante  Thatsachen. 

Weitaus  das  größte  Kontingent  der  Falsifikate,  nämlich  63,5  ^/o  trägt 
schweizerisches  Gepräge;  dann  kommen  die  italienischen  Münzen  mit  23,5  ^/o; 
die  französischen  mit  12  "/o;  die  belgischen  und  griechischen  mit  je  0,5  ^/o. 

Was  nun  die  Herstellungsart  dieser  falschen  Münzen  anbetrifft,  so  unter- 
scheiden wir :  geprägte  und  gegossene  Nachahmungen.  Geprägt  kamen  fast  aus- 
schließlich nur  Goldstücke,  namentlich  20  Fr.-Stücke  vor.  Dieselben  sind  aus 
einer  im  Gewichte  genau  justirten  Platinplatte  geprägt,  und  nachher  vergoldet 
worden,  und  sind  immerhin  ziemlich  schwierig  als  falsch  zu  erkennen,  müssen 
daher  als  sehr  gefährlich  bezeichnet  werden.  Viel  größer  ist  die  Anzahl  der 
Gußprodukte,  dieselbe  umfaßt  hauptsächlich  die  Silbermünzen  aller  Sorten. 

Dieselben  sind  leicht  erkennbar,  daher  nicht  besonders  gefährlich.  Die  er- 
wähnte Thatsache,  daß  der  größte  Theil  dieser  falschen  Münzen  schweizerisches 
Gepräge  trägt,  erklärt  sich  leicht  aus  dem  Umstände,  daß  zur  Herstellung  der 
nöthigen  Gußmodelle  neue,  gut  erhaltene  Münzen  verwendet  werden  müssen^ 
wofür  am  leichtesten  eben  schweizerische  Stücke  erhältlich  sind. 

Noch  mag  erwähnt  werden,  daß  mit  Vorliebe  stets  Zweifrankenstücke  nach- 
geahmt werden. 

Mürrenbahn.  Wurde  eröffnet  am  14.  August  1891.  Länge  der  Draht- 
seilstrecke Lauterbrunnen -Grütschalp  1217  Meter,  der  elektrischen  Strecke 
Grütschalp-Mürren  4323  Meter. 

Muster-  und  Modellschutz.  Siehe  den  Artikel  „Schutz  der  Muster  und 
Modelle**   im  IIL  Band. 

Neuchätel-St-Blaise-Strassenbahn,    Concedirt    am    10.  Oktober   18 

Projektirte  Länge  5320  Meter.  Noch  im  Bau  befindlich.  (November  1892.) 
bahn. 
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Niederwenigen-Dielsdorf.  Diese  zum  Nordostbahnnetz  gehörende  Bahn- 
strecke befindet  sich  seit  12.  Aagast  1891  im  Betriebe.  Näheres  in  den  Ar- 
tikeln ^Moratorinmslinien'*  im  II.  Band  nnd  im  Supplement. 

Oberlandbahnen  (Bemer).  Betriebseröihiung  am  1.  Juli  1890.  Bauliche 
Länge  der  Strecke  Interlaken-Lauterbrnnnen  12,48«5  Meter,  der  Strecke  Zwei- 
lütschinen-G-rindelwald  11,162  Meter.  Eine  dritte  Strecke  von  Lauterbrunnen 
über  die  kleine  Scheidegg  nach  Grindelwald  wird  im  Frühjahr  1893  dem  Betrieb 
übergeben.    Länge  derselben  ca.  18  km. 

Oesterreich-Ungarn.  (Ergänzung  des  Artikels  im  n.  Band.)  Der  Waaren- 
verkehr  mit  Oesterreich-Ungam  gestaltete  sich  in  den  Jahren  1886 — 1891  nach 
der  schweizerischen  Waarenverkehrsstatistik  wie  folgt : 

Spezialhandel  in  Tausenden  von  Franken,  ohne  Edelmetalle  in  Barren  oder 
Münzen. 

1886        1887        1888        1889       1890 
Einfuhr  aus  Oesterreich-Ungam     91,775     88,385     95,943  106,429   102,323 
Ausfuhr  nach  „  35,750     38,155     33,149     38,506     39,256 

An  den  Zahlen  pro  1887 — 1890  hat  der  Vorort  des  schweizerischen 
Handels-  und  Industrievereins,  welcher  zum  Zwecke  der  Emeuerung  des  Handels- 
vertrages eine  EnqnSte  veranstaltete,  Abstriche  vorgenommen,  nach  welchen 
folgende  Summen  verblieben: 

1887  1888  1889  1890 

Einfuhr  aus  Oestr.-Ung.  Fr.  86,137,000  93,420,000  100,606,000  100,175,000 
Ausfuhr  nach       „  „    34,085,000  29,950,000     34,516,000     36,086,000 

Unter  Berücksichtigung  der  Abstriche  betragen  die  wichtigsten  Ein-  und 
Ausfuhrposten  (die  Werthe  in  1000  Fr.  ausgedruckt): 

Einfuhr:  1887  1888  1889  1890 

Bretter,  weichhölzerne       ....  789  1,067  1,268  1,772 

Butter 585  680  1,193  1,316 

Eier 2,682  2,549  3,388  3,661 

Weizen 25,237  37,550  31,791  26,601 

Hafer 3,868  3,927  4,854  2,187 

Gerste 1,755  2,708  2,183  2,637 

Mais 489  1,081  2,392  1,193 

Mehl 4,276  4,815  3,236  2,137 

Malz 5,242  5,379  5,849  7,063 

Pil6zucker 3,749  2,769  4,886  5,000 

Wein  in  Fässern  (Naturwein)    .     .  5,182  6,639  6,508  6,225 

Alkohol  in  Fässern      .....  1,185  286  938  1,791 

Schlachtvieh 8,273  5,123  9,899  15.720 

Nutzvieh 3,080  1,706  1,904  2,222 

Schweine 1,269  363  1,309  1,091 

Ausfuhr : 

Anilinfarben 300  300  300  300 

Taschenuhren  von  Nickel       ...  371  480  581  687 

Silber  ....  4,311  3,761  4,140  4,630 

„     Gold    ....  4,570  4,469  4,951  5,037 

Maschinen  und  -Theile      ....  2,835  1,868  2,264  2,345 

Echte  Bijouterie 240  211  194  248 

Käse 1,981  1,148  1,866  2,036 


1»  rt 
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Ansfohr:                                ltJ87            1888  188»  1890 

Baamwollgarne 3,091            3,344  3,841  3,126 

Baumwollgewebe 1,215            1,288  1,341  1,189 

BaumwoUstiokereien 808               536  532  628 

Nähneide  etc.,  roh 803              782  971  1,138 

Organzine  und  Trame 1,040            1,044  1,050  1,042 

Oewebe  aas  Seide  und  Halbseide    .      1,930            1,330  1,932  1,908 

Seidenbenteltuch 485               448  542  566 

Bänder  aus  Seide  cad   Halbseide     .         549               416  609  356 

Kammgara  aus  Wolle       ....      1,913            1,472  1,722  1,838 

Bohe  H&Qte 337              303  442  446 

Die  auf  Seite  549  erwähnten  cest erreich iBch-ungariBcben  Z9lle  sind  fUr  die 
üHmlicben     Artikel     durch     den     Bohweiz.-cBstBrretchi sehen    Handelsvertrag    vom 

10.  Dezember  1891    wie  folgt  gebnnden  worden:  &. 

Käse per  lüO  kg.  5 

Cbocoliide ,  45 

Baumwollgarne,     a)  einfach,  rob ,  6 — 14 

b)  doublirt,  roh ,  8^16 

c)  gebleicht  oder  gefärbt       ...  ,  12 — 24 

d)  fllr  den  Detailverkauf       ...  ,  35 
Baomwol  Ige  webe,  a)  gemeine,  glatte       „  32 — 60 

bj        ,         gemusterte    ....  „  40 — 70 

c)  ,         dichte .  55 — 80 

d)  feine  (Garn  Nr.  50—100)    .      .  ,  70—100 

e)  feinste  (Garn  über  100)  ...  „  140 

Gestickte  Webewaaren ^  150 — 225 

Seidenwaaren,  gestickt  oder  mit  UetallfSden     ...  „  400 

Seidengewebe  (Ganzseide),  glatte ,  200—400 

Halbseidene  Sammet  und  SammetbBnder       ....  „  300 

Andere  Halbseidenwaaren ,  225 

Kammgarne r  10  —  14 

Maechinen .  3—25 

Taschenuhren  mit  goldenen  oder  vergoldeten  Gehäusen       per  Stück  0,30 — 1 

,  „      silbernen  od.  versilberten  „  „  0,30 

,      anderen  Gehäusen .  0,30 

Taschen gehSuse,  goldene  oder  vergoldete      ....  ,  0,10 — 0,45 

silberne  oder  versilberte     ....  ,  0,10 

Bijouterie per   100  kg.      200—300 

Strohbänder  (bandartige  Strohgeflechte) „  2 

Orbe-Ghavornar*Bahn.  Concedirt  am  10.  Oktober  1690.  Projektirte 
Länge  4043  Meter,  wovon  Straßenbenutzung  2275  Meter.  Spurweite  l,tgs  Meter. 
Elektrisch.    Noch  im  Bau  beflndlieb.    (November  1892.) 

Patentbureaux.  Die  auf  Seite  661  im  II,  Band  erwHhnteo  Firmen 
Blum  &  Co.,  Bonrry-Siquin,  Imer-Schiieider,  sowie  die  Firmen  Hansün  &  Ho. 
in  Bern  nnd  A.  Ritter  in  Basel  bilden  ein  scbweiKerisobea  Pfttm^odikHt. 

Patenttaxen  d«r  Handelsreisenden.   Siehe  di^J 
im  Supplement, 

Pferdezucht.  Mitgetbeilt  tob  Herrn  Hai 
echaftsdepartement  (Erginanng   diet  Artikels   im 


Jfthr 
1887 

Zfthl 
der  Hengste 

8 

Durohschnittaprei  ■ 
Fr, 

5,408. 47 

1888 

5 

7,004.  85 

1889 

2 

6,002.  75 

1890 

3 

6,164.11 

1891 

17 

5,785.28 
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der  Pferdezucht  wurden  seit  dem  Inkrafttreten  der  bezüglichen  Verordnung  vom 
23.  März  1887  (Yergl.  Seite  574  und  ff.  II.  Band)  durch  den  Bund  folgende 
Maßnahmen  getroffen : 

I.  Ankauf   von  Zuchthengsten. 

Die  nachfolgende  Tabelle  gibt  Auskunft  über  die  mit  Bundessubvention  seit 
dem  Jahr   1887  importirten  Haibbluthengste  anglo-normännischer  Rasse : 

Ueberneluner :  Kantone 

Bern  3,  Freiburg  2,    Wr.adt  2,  St.  Gallen   1. 
n      3,  Baselland  1,        „       1. 
tt      1,   Luzem  1. 
^     2,  Waadt  1. 

„     4,  Freiburg,  St.  Grallen  und  Wallis  je  2, 
Baselland,  Aargau  und  Neuenburg  je  1. 
Eidg.  Depot  Thun  3. 
1892       10  6,692.45  ^     3,  Schwyz,   Freiburg  und  Waadt  je  1. 

Eidg.  Hengstendepot  Thun  4. 
Alle  diese  Hengste  wurden  durch  eidg.  Experten  angekauft  und  zwar  in 
der  Normandie  (Departement  du  Calvados,  France),  welche  das  einzige  Land  ist, 
wo  systematisch  edle  Halbbluthengste  für  den  Verkauf  gezüchtet  werden.  Infolge 
der  großen  Nachfrage,  welche  sich  dort  geltend  macht,  wird  es  jedoch  je  Ifinger 
je  schwieriger,  daselbst  zu  annehmbaren  Preisen  Beschäler  zu  erwerben,  welche 
möglichst  nahe  Verwandtschaft  zum  Vollblut,  d.  h.  vorzügliche  Abstammung 
aufweisen. 

Obschon  der  Bund  sich  in  erheblich  größerem  Maße  als  bisher  an  den 
Kosten  der  Zuchthengste  betheiligt,  indem  er  unter  der  Bedingung  des  Nachweises 
befriedigender  Zuchtleistung  bis  zu  70  ®/o  dieser  Kosten  übernimmt  (vergl. 
Art.  6  der  obenerwähnten  Verordnung),  so  kommt  es  doch  höchst  selten  vor, 
daß  Landwirthe,  welche  bis  dahin  keine  Pferdezucht  getrieben  haben,  sich  dazu 
entschließen,  Hengste  zu  erwerben.  Die  Gründe  hiefÜr  liegen  einerseits  in  den 
ziemlich  hohen  Preisen  der  Hengste,  andererseits  in  dem  großem  Risiko,  das  mit 
dem  Halten  derselben  verbunden  ist  und  in  der  geringeren  Einträglichkeit  der 
Pferdezucht  gegenüber  der  Rind  Viehzucht  überhaupt. 

Eidg.  Hengstendepot. 

Wie  bereits  oben  bemerkt  wurden  im  Jahr  1891  3  und  im  Jahr  1892  4  anglo- 
normänner  Zuchthengste  auf  Rechnung  des  Bundes  angekauft  und  dadurch  den  Be- 
gehren entsprochen,  welche  von  Pferdezüchtem  des  Entlebuches  un!erm  27.  Mai  1891 
an  die  Bundesversammlung  gestellt  wurden  und  bezweckten,  daß  det  Bond  die  für 
den  Pferdebestand  des  Entlebuches  nöthigen  Zuchthengste  von  geeigneter  Rasse 
und  von  guter  Qualität  beschaffen,  dieselben  über  die  Beschälzeit  in  dieser  vor- 
zugsweise Pferdezucht  treibenden  Gegend  Stationiren  und  während  der  übrigen 
Zeit  in  der  Regieanstalt  in  Thun  unterbringen  möchte. 

Was  den  Pferdezüobtern  des  Entlebuches,  beziehungsweise  dem  Kanton 
Luzem,  von  der  Bundesversammlung  gewährt  wurde,  das  muß  nunmehr  auf  Ver- 
langen auch  den  übrigen  Kantonen  bewilligt  werden.  Es  sind  denn  auch  im 
Jahre  1892  derartige  Begehren  von  4  weitern  Kantonsbehörden  gestellt  und 
dementsprechend  auch  4  weitere  Halbbluthengste  dem  eidg.  Depot  einverleibt 
worden. 

Auch  wurde  bereits  bei  Berathung  des  Budgets  pro  1890  im  Nationalrath 
der  Wunsch    ausgesprochen,    der    Bund    möchte    eine  intensivere  Förderung  der 
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Pferdezucht  dadurch  anstrehen,  daß  er  auf  eigeue  Rechnung  YoUhluthengste  an- 
schaffe und  dieselhen  für  das  beste  Stntenmaterial  des  Landes  zur  Zucht  bereit 
halte.  Nachdem  die  Angelegenheit  einer  größern  Anzahl  von  Vertretern  der 
Pferdezucht  treibenden  Kantone  zur  Ansiohtsäußerung  vorgelegt  und  von  der 
bezüglichen  Konferenz  einstimmig  die  Durchführung  der  gemachten  Anregung 
empfohlen  wurde,  sind  im  Jahr  1890  3  Vollbluthengste  und  im  Jahr  1891 
2  solcher  auf  Rechnuug  des  Bundes  importirt  worden.  Der  für  diese  Thiere  be- 
zahlte Durchschnittspreis  betrug  Fr.  20,915. 

Mit  dem  Ankauf  von  Vollbluthengsten  wurde  nicht  nur  bezweckt,  die  Grund- 
lage für  eine  bessere  und  rentablere  Pferdezucht  zu  geben,  sondern  auch  die 
Möglichkeit  zu  schaffen,  einige  der  allerbesten  vom  Vollblut  erzeugten  Hengst- 
fohlen vom  Bunde  als  Beschäler  ,, anerkennen**  und  eventuell  erwerben  zu  können. 
Ein  richtiges  TJrtheil  darüber,  ob  diese  Fohlen  sich  als  Zuchtpferde  eignen,  kann 
jedoch  erst  abgegeben  werden,  wenn  dieselben  dreijährig  sind.  Dagegen  haben 
viele  Stutenbesitzer  dem  schweizer.  Landwirthschaftsdepartement  ihre  volle  Be- 
friedigung über  die  erzielten  Fohlen  ausgesprochen,  ein  Lob,  welches  überhaupt 
allgemein  gehört  wird. 

Diese  Vollblut-  wie  die  obenerwähnten  Halbbluthengste  sind  im  eidg.  Depot 
(Pferderegieanstalt)  in  Thun  untergebracht.  Während  der  Sprungzeit  werden  sie 
jedoch  auf  zweckmäßig  vertheilten  Beschälplätzen  den  Züchtern  zur  Verfügung 
gestellt  und  nach  Bedürfniß  und  um  Verwandtschaftszucht  zu  vermeiden,  verstellt 
und  ausgewechselt.  Das  Sprunggeld  ist  festgesetzt  für  Vollblut  auf  Fr.  20  und 
für  Halbblut  auf  Fr.  15.  Dieser  Betrag  ist  unmittelbar  vor  dem  Belegen  zu 
bezahlen,  wofür  ein  Belegschein  ausgestellt  wird.  Sofern  die  Stute  beim  ersten 
Sprung  nicht  trächtig  geworden  ist,  so  kann  dieselbe  bei  Vorweisung  des  Belegt 
Scheines  beim  Vollbluthengst  ein  zweites,  beim  Halbbluthengst  ein  zweites  event- 
drittesmal  unentgeltlich  gedeckt  werden. 

Bezüglich  des  Eisenbahntransportes  von  Stuten,  welche  den  Vollbluthengsten 
zugeführt  werden,  sind  vom  schweizerischen  £isenbahnverband  folgende  erleich- 
ternden Bedingungen  ausgewirkt  worden  : 

1)  Für  den  Hintransport  nach  einer  Beschälstation  ist  die  tarifmäßige  Taxe 
zu  bezahlen; 

2)  der  Versender  hat  der  Abgangstation  zu  erklären,  daß  der  Transport 
zum  Zwecke  der  Zufuhr  seiner  Stute  nach  einer  eidgenössischen  Beschälstation 
stattfinde ; 

3)  auf  diese  Erklärung  hin  stellt  die  Abgangsstation  ein  Doppel  des  Empfangs- 
scheins für  den  Hintransport  ans,  welches  von  der  Empfangsstation  dem  Empfänger 
als  Legitimation  für  die  spätere  Rücksendung  auszuliefern  ist ; 

4)  der  Rücktransport  nach  der  ursprünglichen  Abgangsstation  wird  gratis 
erfolgen,  insofern  jeweilen  bei  der  Aufgabe  zum  Rücktransport  ein  von  der  Regie- 
anstalt ausgestellter  und  abgestempelter  Belegschein  vorgewiesen  und  das  unter 
Ziffer  3  erwähnte  Doppel  des  ursprünglichen  Empfangsscheins  dem  abfertigenden 
Beamten  abgegeben  wird; 

5)  bei  allfälliger  Rückbeförderung  der  fraglichen  Stuten  mit  Personenzügen 
sind  noch  40  ^/.>  der  tarifmäßigen  Taxe  zu  bezahlen  und  zwar  auch  dann,  wenn 
schon  der  Hintransport  mit  Personenzügen  erfolgt  ist. 

Um  zur  Deckung  durch  einen  Vollbluthengst  zugelassen  zu  werden,  mfiBMn 
die  Stuten  folgende  Bedingungen  erfüllen :  1)  Einer  verbesserten  Raate 
und    deren   Charakter    und    Eigenschaften    besitzen,    d.    h.    aofaOii^ 
Formen,  Temperament  und  freien  Gang  zeigen  oder  anoh  Ki 
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von  vom  Bunde  angekauften  Hengsten  mit  obgenannten  Eigenschaften;  2)  Von 
guter  Gesundheit  und  kräftig  sein,  ebenso  keine  Fehler  und  erblichen  Krankheiten 
besitzen ;  3)  Bösartige  Stuten  sind  unerbittlich  abzuweisen. 

Für  die  Stuten,  welche  Haibluthengsten  zum  Decken  vorgeführt  werden 
sollen,  wird  verlangt,  daß  sie  keine  wesentlichen  Erbschaftsmängel  aufweisen  and 
nicht  bösartig  sind.    * 

Die  Kantone,  in  welchen  Deckstationen  errichtet  werden,  haben  unentgeltlich 
für  zweckmäßige  Laufstälie  (Boxen),  für  das  nOthige  Streuestroh,  für  einen  nnter 
Dach  befindlichen  geeigneten  Beschälplatz  und  für  ein  in  der  Nähe  des  Stalles 
gelegenes  Lokal  für  den  Wärter  zu  sorgen.  Ferner  hat  ein  patentirter  Thierarzt 
auf  Kosten  des  Kantons  die  Hengste  und  den  Beschälakt  zu  überwachen  nnd 
die  vorschriftsmäßigen  Belegscheine  auszustellen.  Die  durch  die  Benutzung  des 
Probirh engstes  entstehenden  Kosten  fallen  ebenfalls  zu  Lasten  der  Kantone. 
Fütterung,    Wartung  und  Pflege  der  eidg.  Hengste  ist  Sache  des  Bundes. 

Ueberdies  wird  vor  der  Bewilligung  einer  Deckstation  Garantie  für  einen 
bestimmten  Betrag  an  Deckgebühren  verlangt,  dies  namentlich  in  denjenigen 
Kantonen,  wo  geringe  Hengste,  welche  Konkurrenz  machen  könnten,  von  der 
öffentlichen  Zucht  nicht  ausgeschlossen  sind. 

Als  Deckstationen  für  Vollbluthengste  waren  bestimmt: 
pro   1891   Thun,  Tramelan  (Berner  Jura),  Einsiedeln  und  Lausaune, 
„     1892  Thun,  Tramelan  und  Delsberg  (Berner  Jura)  und  Lausanne. 

Von  den  Halbbluthhengsten  waren  während  der  Sprungzeit  1892  2  im 
Entlebuch  (Schupf heim)  und  einer  im  Pays  d'Enhaut   (Chuteau  d'Oex). 

Der  Unterhalt  der  eidg.  Depots,  d.  h.  die  Differenz  zwischen  dem  Erlös 
an  Sprunggeldern  gegenüber  den  Ausgaben  für  Fourage  und  Verpflegung  der 
Hengste,  für  Wärterlöhnungen,  für  den  Transport  der  Hengste  von  und  nech 
den  Stationen  erforderte  eine  Ausgabe  zu  Lasten  des  Rundes  von  Fr.  1393 
pro   1890  und  Fr.  805  pro  1891.     Hierin  ist  die  Stallmiethe  nicht  iubegrifl'eii. 

Zuchtergebnisse. 

üeber  die  Verwendung  der  Halbbluthengste,  welche  vom  Bunde  importiit 
oder  als  zur  Zucht  geeignet  „anerkannt**  worden  sind,  gibt  die  nachfolgende 
Tabelle  Aufschluß: 

Jahr        Zahl  der  Zuchthengste        Zahl  der  belegten  Stuten  ^"'*'^**'^^,o*He^ng?t"  ^*'***° 

1887  97  3605  37 

1888  92  3713  40 

1889  88  2904  33 

1890  84  3548  42 

1891  77  3756  49 

1892  82  4015  47 

Die  Angaben  vom  Jahr  1889  und  ff.  basiren  sich  auf  die  von  den  Hengsten- 
haltern nach  amtlichem  Formular  zu  führenden  Beleg-  und  Geburtsregister, 
welche  dem  schweizer.  Landwirthschaftsdepartement  alljährlich  nach  Schluß  der 
Sprungzeit  zur  Kontrole  abzuliefern  sind. 

Die  genauem  Erhebungen  im  In  lande  und  die  in  den  ausländischen  Gestüten 
in  großem  Maßstabe  gemachten  Erfahrungen  ergeben,  daß  durchschnittlich  und 
regelmäßig  68  ®/o  der  gedeckten  Stuten  befruchtet  und  von  87  ^/o  der  befruchteten 
Stuten  lebende  Fohlen  geboren  wurden.  Folglich  trifft  es  auf  100  gedeckte 
Stuten  59  lebensfähige  Fohlen. 

Von  den  Vollbluthengsten  wurden  belegt  im 
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Jahr  1890   (3  Hengste)    152  Stuten  1    .      ,    .    ..^,.  ,     .,   o.  ,  „ 

lft91    f4  \    201  i   ^'"^ohschnittlioli    51   Staten  pro  Hengst. 

l     1892    (3        I       )    190       '  ,  63       ,         ,  „ 

Von  den  HolbbluttiengHteu  im  Besitze  des  Bundes  worden  zusammen  149 
oder  pro  Hengst  50  Staten  pro  1892  belegt.  Diese  Zahlen  sind  in  obiger 
Zusammenstellung  nicht  inbegriffen. 

PrSmirung  von  Stutfohlen  und  Zuchtstaten. 

Alljährlich  finden  im  Monat  Hai  die  Schauen  statt,  an  welchen  Stntfohlen 
tind  Zuchtstaten  unter  den  in  Abschnitt  II  der  Pferdezucht  Verordnung  enthaltenen 
Bedingungen  durch  eidg.  Experteii  geprUlt  und  prHmirt  werden, 

G-emKß  Bescbtuß  des  Bnndesrathes  vom  17.  März  1891  können  nunmehr 
-an  den  jährlichen  Stntfohlen  schauen  auch  schöne,  inindestens  drei  und  hGchslens 
sieben  Jahre  alte  kräftige  Vollblut-  und  edle  Halbblutstuten  in  dem  Sinne  zur  Zucht 
„anerkannt"  und  prämirt  werden,  daßdenBesitiem  derselben  eine  Prämie  von  Fr.  280 
in  Ausuicht  geütellt  wird,  wenn  der  amtliche  Ausweis  geleistet  werden  kann,  daß 
die  Stute  nach  der  Prämirung  als  drei-  bis  siebenjährig  von  einem  vom  Bunde  ab 
zur  Zucht  geeignet  anerkannten  Hengste  bedeckt  worden  ist  und  daß  sie  innert 
1*2  Monaten  nach  dem  Tage  der  Beschälung  ein  lebensfähiges  Fohlen  geboren  hat. 

Stuten,  die  bereits  prümirt  oier  zur  Zucht  verwendet  worden  oder  sogar 
trächtig  sind,  können  bei  dieser  PrKrairung  nicht  mehr  berücksichtigt  werden. 
Eine  Ausnahme  hievon  bilden  nur  diejenigen  Stuten,  welche  aus  der  eidg. 
Kegieanstalt  iin  PferdezUchter  speziell  zu  Zuchtzwecken  abgegeben  wurden  und 
zufolge  der  Verordnung  vom  30  Juli  1891  (s.  p.  281  hienach)  vor  ihrer  Abgabe 
durch  Vollbluthengate  belegt  worden  sind. 

Mit  diesem  Beschlüsse  sucht  der  Bandesrath  den  von  Mitgliedern  der  Bundes- 
versammlung und  von  Pferdezuchtgesellschaften  mehrfach  geäußerten  Wünschen 
zu  entsprechen,  welche  grundsätzlich  alle  dahin  gehen,  es  machte  fUr  bessere 
Zuclitstuten  gesorgt  werden. 

Das  weibliche  Pferdezuchtmalerial  läßt  in  der  That  noch  sehr  viel  zu 
wvln.-ichen  übrig.  Die  letzte  Pferdezählung  hai  zwar  eine  erhebtichu  Besserung 
in  der  Zahl  und  in  der  Qualität  unserer  Pferde  bestätigt.  Die  jährlichen  Stut- 
iohtenschauen  weisen  ebenfalls  eine  fortwährende  Vermehrung  prämiruDgswilrdiger 
Stutfohlen  nach. 

Dagfgen  ist  es  immer  noch  nicht  möglich,  eine  nennenswerlhe  Anzahl 
Kavallerieremonten  im  Inlande  zu  kaufen  und  größere  Depots  dreijähriger 
Kemonten  zu  schaffen,  obwohl  der  Bund  fUr  dreijährige,  vorausichtlich  sich 
zur  Kavallerie  eignende  Pferde  gerne  durchschnittlich  tausend  und  noch  mehr 
Franken  zahlen  wUrde,  was  in  den  hiefilr  geeigneten  Gegenden  die  Pferdezucht 
zu  einem  einträglichen  Erwerbfizweig  machen  dürfte 

■Es  ist  ferner  klar,  daß  ein  Zuchtmaterial,  welches  nicht  im  Stande  ist, 
für  die  Kavallerie  geeignete  Remonten  zu  tiefei-n,  noch  weniger  zur  Zucht 
taugliche  Hengste  hervorbringen  kann. 

Hervorragende  junge  Staten  sind  naturgemäß  auch  hervorragende  6e- 
brauchsthiere  und  deßhalb  thenrer.  Ferner  ist  es  nnmOglich,  zum  Yoraus  zu 
wissen,  ob  eine  schöne,  leistungp fähige  Stute  auch  ein  gutes  Zucbtthier  sein 
werde,  namentlich  wenn  man  deren  Abstaiumung  nitlil  kennt.  Darüber  geLien 
nur  die  von  denselben  geborenen  Fohlen  seiner  2^it    sichere  Auskunft. 

Der  erwähnte  Beschluß  des  Bnndesrathes  möchte  nun  ebf 
eine  Stute  sich  als  Znohtpferd    eigne,    den  PferdczüchtKD  <l 
das   erste   Produkt   derselben   mit   Fr.  280   prämirt,   wÜtM 
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Ankaufspreises  der  Stute  im  nämlichen  Betrage  gleichkommt.  Dieses  erste 
Produkt,  welches  den  Werth  einer  jungen  Stute  nicht  nur  nicht  beeinträchtigt,  sondern 
in  der  Kegel  erhöht,  giebt  dann  dem  Züchter  Gelegenheit,  zu  beurtheilen,  ob  die 
Beibehaltung  der  letztern  zur  Zucht  in  seinem  Interesse  liegt. 

Die  nachstehende  Tabelle  giebt  Auskunft  über  die  Zuerkennung  der  Prämien  i 

,7  , ,       ,.        |.,.,   .^  Prämirte  Fohlen  bezw.  Zuchtstuten. 

1  1  Zalu       \  orgeführte  ^  rr,      , 

*'''^"^'    der  Schauen.    Fohlen.       i-Jy»hrig      2-3jäbrig      3-5jährig      3-7jfthrig        loiai. 

k  Fr.  30.  &  Fr.  50.  Fr.  20a  Fr.  280. 

1887  46  997  196  221  172  —  589 

1888  41  958  204  210  157  —  571 

1889  42  1,083  228  230  204  —  662 

1890  41  1,281  278  263  264  —  805 

1891  41  1,352  344  298  237  7  886 

1892  40  1,622  440  338  255  13  1046 

Beiträge  für  Fohlenweiden. 
Das  Resultat  der  vorgenommenen  Prämirungen  zeigt  nachstehende  Tabelle : 

Zahl  Zahl  der  ^^^^  ^^^ 

Jahr.  Kantone.     ^^^  ^^.^^^  gesömm^erten  Fohlen.  BundesljeUrages. 

1887  5  18  315  4  312 

1888  6  29  541  6,492 

1889  8  38  734  8,164 

1890  8  39  830  8,515 

1891  8  45  885  11,920 

1892  10        49  942  12,732 

Die  Weiden  werden  nach  ihrer  Lage  zum  Horizont  (eben  oder  steil),  nach 
der  Beschaffenheit  von  Grund  und  Boden,  dem  Zustand  der  Ställe,  dem  Wasser, 
der  Zugabe  von  Heu,  Hafer  oder  ErUsch,  der  Wartung,  dem  Nährzustand,  der 
Qualität  der  Fohlen  und  der  Dauer  der  Weidezeit  beurtheilt.  Je  günstiger  die 
Note  für  jedes  dieser  Beurtheilungsmerkmale  ausfallt,  desto  höher  berechnet  sich 
die  Quote  des  Bundesbeitrages  für  das  einzelne  gesOmmerte  Fohlen.  Als  Maximmu 
hiefür  ist  durch  Artikel  14  der  Eingangs  erwähnten  Verordnung  Fr.  20  fest- 
gesetzt. 

Als  anderweitige  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Pferdezucht  sind  zu  ver- 
zeichnen  : 

a.  Die  Beiträge  des  Bundes  an  Pferdeausstellungen  und  -Rennen,  so  z.  B. 
an  die  Gesellschaft  für  Verbesserung  der  Pferdezucht  in  der  romanischen  Schweiz^ 
an  den  schweizer.  Kennverein  (für  Zuchtreunen  und  Trabfahren),  an  den  Kavallerie- 
verein der  Zentralschweiz  und  an  die  ökonomische  Gesellschaft  des  Kantons 
Barn  für  die  Zentralschweizer.  Pferdeausstellung  (1889)  etc. 

b.  Die  Unterstützung  der  jährlich    von  Kantonen  im  Interesse  der  bessern 
Ausbildung    der  Hufschmiede    veranstalteti^n    theoretiFchen  und  praktischen  Huf 
sohmiedekurse.     Der  Bundesbeitrag  ist  gleich  der  Hälfte  der  für  Lehrkräfte  und 
Lehrmittel  gehabten  Kosten. 

Wir  erwähnen  im  Weitern  die .  Errichtung  eines  Depots  von  dreijährigen 
Remonten.  In  einer  Eingabe  an  den  Bundesrath  stellte  der  Vorstand  der  landw. 
Vereine  der  romanischen  Schweiz  das  Gesuch,  es  möchte  das  Minimum  des  Höhen- 
maßes für  die  jährlich  durch  das  Militärdepartement  anzukaufenden  RemoDten 
zeitweise  auf  1  m  52  reduzirt  und  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Pferde 
schon  im  Alter  von  3  Jahren  anzukaufen  und  in  besondern  Depots  bis  zur  vollen 
Gebrauchstüchtigkeit  aufziehen  zu  lassen. 
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Der  bisher  befolgte  Weg  der  Hebung  unserer  Pferdezucht  durch  Erenzung- 
init  anglo-DOTm.  Hengsten  maß  nicht  bloß  vom  Undwirthacbaftlichen,  Boudem 
nach  vom  militärischen  Standpankte  aas  als  der  richtige  bezeichnet  werden,  da 
sich  das  Schweiz.  Pferd  eowohl  sam  Reit-  als  zam  Gebrauchspferd  eignen  rnnfi. 
Dagegen  soheiot  noch  bei  vielen  Züchtern  die  Änschanung  vorzuberrschen,  als 
sei  für  die  Nachzucht  jede  Stute  gut  genug.  Ein  weiterer  Fehler  liegt  in  der 
vielfach  irrationetlen  Aufzucht  der  jungen  Fohlen,  insbesondere  iil  der  zn  frUben 
Verwendung   dereelben    zar  Arbeit,    wodarch    deren  Gliedmaßen  ruinirt  werden. 

Um  nun  hauptsächlich  diesen  letztern  Uangel  zu  heben  und  gleichzeitig  die 
BestrebungeD  der  eich  mit  der  Pferdezucht  befiisaenden  landw,  Bevölkerung  zu 
unterstutzen,  soweit  diese  Bestrebungen  in  der  t\ichtung  der  Beschaffung  von 
Kavalleriepferden  stattfinden,  wurde  im  Jahre  1887  im  frühem  Hengstfohlen- 
depot  in  Tfaun  ein  Fohlenremontendepot  errichtet. 

Die  Zahl  der  angekauften  Fohlen,  sowie  die  daflir  bezahlten  Preise  sind  in 
nachstehender  Zusammenstellung  ersichtlich : 
Jahr  Angekaufte  Fohlen  Durchschnittspreis    \ 

1887  22  Fr.  840  i    Die  Kosten  der  Aufzucht 

1868  44  „    1069  (    (Fütterung,  Wartung  eto.> 

1889  48  .      819  /    varitren.  zwischen  500  bis 

1890  40  „      909  \    600  Fr.  pro  Fohlen. 

1891  34  .      960  / 

Für  den  Ankauf  der  dreijährigen  Pferde,  welcher  bei  Anlaß  der  Stntfohlen- 
sohauen  durch  eidg.  Experten  stattfindet,  gelten  folgende  Vorschriften : 

Es  dürfen  nur  solche  Pferde  angekauft  werden,  für  welche  der  Nachweie 
vorliegt,  daß  sie  von  Hengsten  abstammen,  welche  mit  Bnndeasubvention  importirt 
oder  vom  Bund  als  zur  Zucht  geeignet,  „anerkannt"  wurden.  Prä mirungs würdige 
Stntfohleu  sind  nur  anzukuafen,  wenn  die  Wahrscheinlichkeit  vorliegt,  daß  die- 
selben nicht  zur  Zucht  verwendet  wUrden,  Falls  Züchter  derartige  Pferde  er- 
werben wollen,  soll  die  Kommission  denselben  keine  Konkurrenz  machen.  Pferde, 
welche  auf  Weiden  gesOmmert  wurden,  sind  solchen,  die  im  Stalle  aufgezogen 
wurden,  vorzuziehen.  Der  Bund  wird  jedoch  in  Zukunft  nur  solche  Remonten 
ankaufen,  welche  an  den  Weidgeng  gewohnt  sind. 

Die  anzukaufenden  Fohlen  sollen  ein  Stookmaß  von  mindestens  152  cm 
besitzen,  von  gutem  Charakter  sein  und  sich  durch  freien,  regelmäßigen  und 
ergiebigen  Gang  auBzeiohnen  ;  der  Kopf  soll  leicht  und  gut  angesetzt  sein,  Rücken 
und  Lenden  kurz  und  der  horizontalen  Form  sieb  ann&hern,  die  Gliedmaßen  rein 
und  von  richtiger  Stellung  und  die  Hufe  gut  sein. 

Die  Fohlen  mit  grauem  Mantel  werden  nicht  angenommen  und  es  sollen  nur 
mit  vier  auagebiIdet«D  Eraatzachneidezähnen  versefaeae  Thiere  angekauft  werden. 

Die  Fohlen  werden  haar  bezahlt  und  auf  den  Ankaufsplfilzen  übernommen. 

Für  die  Aufzucht  der  Fohlen  wird  das  der  Allmend Verwaltung  angehSrende 
Areal  in  Ueheschi  als  Weide  benutzt  und  zwar  vom  Uonat  Uai  bis  zweite  Hälfte 
de«  Monate  Oktober.  Im  darauffolgenden  Jahre  werden  die  Thiere  durch  eine 
speziell  biezu  bezeichnete  Kommission  eingeeohSbrt  und  die  fltr  den  Beitdienst 
brauchbaren  Thiere  von  der  Kavallerie  und  Pferderegieanstult  übernnuioien,  dli- 
andern  aber  Öffentlich  versteigert. 

Die  Difierenz    zwischen    dem  Ankaufspreis    und    den 
gegenüber  der  Schätzungssumme   und   dem   Erlös  der  ■"'  ~ 
zu  Lasten  des  Bundes.     Die   bezUgliotwn    ans    dem  V 
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Rückvergütungen  betrugen  pro  1887  Fr.  10,945,  pro  1888  Fr.  24,727,  pro  1889 
Fr.   14,368,  pro  1890  Fr.   12,425  und  pro  1891   Fr.   16,615. 

Eine  Vergleichung  der  im  Jahr  1890  vorgenommenen  Pferdezählung  ergab 
gegenüber  derjenigen  von  1877  folgendes  Resultat: 

2,215  Pferde  mehr;   13,804  weniger  dienstuntaugliche  Pferde. 

Mehr  vorhanden  waren:  3,388  Reitpferde,  11,958  Zugpferde  und  673  als 
Saumthiere  geeignete  Maulthiere. 

Diese  erzielte  Verbesserung  vnseres  Pferdebestandes  darf  ungefähr  zur  Hälfte 
der  inländischen  Zucht  gutgeschrieben  werden. 

Es  erübrigt  uns  nur  noch,  auf  die  provisorische  Verordnung  aufmerksam  zu 
machen,  welche  der  Bundesrath  untenn  30.  Juli  1891  über  die  Abgabe  von 
Stuten  aus  der  Pferderegieanstalt  und  dem  Zentralremontendepot  zu  Zuchtzwecken 
erlassen  hat. 

Ob  die  Angelegenheit  später  eine  definitive  Regelung  erhalten  wird,  hängt 
von  den  gemachten  Erfahrungen  ab,  welche  zur  Zeit  noch  fehlen. 

n Soweit  die  Verhältnisse  es  gestatten,  können  aus  der  Regieanstalt  und  ans 
dem  Zentralremontendepot  zu  Zuchtzwecken  geeignete  Stuten  an  Pierdezüchter 
abgegeben  werden. 

Die  Abgabe  erfolgt  nur  an  solche  Landwirthe  und  Pferdezüchter,  welche 
durch  amtliche  Bescheinigung  den  Nachweis  leisten,  daß  ihre  Verhältnisse  ihnen 
die  Verwendung  der  Pferde  zu  einer  rationellen  Zucht  ermöglichen. 

Daherige  Begehren  sind  jeweilen  im  Laufe  des  Monats  Januar  durch  die 
kantonalen  Behörden  an  das  Landwirthschaftsdepartement  zu  richten. 

Die  zur  Abgabe  zu  Zuchtzwecken  sich  eignenden  Stuten  werden  von  der 
Pferderegieanstalt,  beziehungsweise  von  der  Direktion  des  Zentralremontendepots, 
bezeichnet.  Es  sollen  hiefür  in  der  Regel  nur  solche  Pferde  bestimmt  werden, 
welche  bereits  geritten  sind. 

Die  Pferde  werden  zu  Anfang  des  Jahres  durch  eine  Fachkommission 
geschätzt.     Die  Schätzung  soll  den  Selbstkostenpreis  nicht  überschreiten. 

Die  Abgabe  findet  alljährlich  in  den  Monaten  Februar  bis  Mai  statt,  unter 
folgenden  Bedingungen : 

Die  Auswahl  unter  den  Pferden  steht  dem  Käufer  frei. 

Der  Käufer  hat  sich  zu  verpflichten,  die  Pferdestute  während  der  folgenden 
drei  Jahre  zur  Nachzucht  zu  verwenden.  Nach  dieser  Zeit  geht  das  Pferd  in 
sein  freies  Verfügungsreoht  über. 

Vor  Ablauf  der  dreijährigen  Frist  darf  die  Stute  ohne  Bewilligung  der 
Regieanstalt,  beziehungsweise  des  Zentralremontendepots,  nicht  veräußert  werden. 

Die  Stuten  dürfen  nur  von  staatlich  anerkannten  Hengsten  gedeckt  werden 
und  sind  jedes  Jahr  bei  den  ordentlichen  Fohlenschauen  der  betreffenden  Gegend 
vorzuführen. 

Die  von  der  Regieanstalt  übernommenen  Stuten  sind  vor  der  Abgabe  durch 
«inen  Vollbluthengst  decken  zu  lassen.  Der  Kaufpreis  ist  bei  der  Üebernahme 
der  Stute  baar  zu  bezahlen. 

Eine  Rücknahme  der  verkauften  Stuten  findet,  gegen  Rückvergütung  des 
Kaufpreiseb,  nur  in  dem  Falle  statt,  als  solche  im  Laufe  des  ersten  Jahres  nicht 
trächtig  werden  sollten.** 

Pilatusbahn.  Eröffnet  am  4.  Juni  1889.  Erbaut  von  Baumeister  Locher- 
Freuler  und  Ed.  Guyer-Freuler  in  Zürich.  Bauliche  Länge  4,296  m.  Stationen 
Alpnachstad  und  Pilatus-Kulm.    Anlagekapital  Ende  1890  Fr.  2^850,000,  wovon 
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2  Millionen  Aktien  niid  850,000  cou solid irte  Anleihen.  Kosten  der  Bahnanlagen 
and  festen  Einriohtungen  Fr.  1'973,0S8  =459,499  per  Bahnkilometer.  Beförderte 
Ueiaende  im  Jahre  1890  37,317.  Betriehseiunahmen  1890  Fr.  276,118.  fiein- 
ertrag  Fr    161,302  ^  5,66  7o.     Personal  96  Mann. 

Plsn-Ecluse-Bahn,  Drahteeilbahn,  wnrde  eröffnet  am  27.  Oktober  1890. 
Baaliche  Länge  379  m. 

Polytechnikum.  (ErgSozuug.)  Im  Jahre  1891  wurden  nene  Studienpläne 
ftlr  die  mecbaniaoli'tecbniBcbe  Schule  und  fUr  die  Foratschule  eingeführt.  Vom 
26.  Dezember  1891  datirt  ein  neuea  Reglement  betreffend  die  agrikulturohemische 
UnterBucbnngastatioD,  and  vom  8.  Januar  1692  ein  solches  betreffend  die  Anstalt 
zur  Prüfung  von  Baamaterialien.  Am  10.  September  1892  wurde  ein  neiie:i 
Regulativ  fttr  die  Diplomprüfungen  erlassen. 

Der  Bau  des  neuen  Physikgebäudes  wurde  1890  vollendet  and  das  physi- 
kalische Institut  in  demselben  bei  Beginn  des  Wintersemesters  in  Betrieb  gesetjrt. 
Im  nämlichen  Gebäude  sind  ferner  die  meteorologische  Zentralanstalt  und  die 
Zentralanstalt  fllr  forstliohes  Yersuehswesen  untergebracht.  —  Im  Jahre  1891 
fand  auch  der  Bau  und  Bezug  eines  besonderen  GebBudes  fUr  die  Anstalt  zur 
Prüfung  von  Baumaterialien  statt. 

Die  Frequenz  der  Schule  seit  1887/8  erhellt  ans  folgenden  Zahlen: 

1888/89  1889/90   1890/91 

Baascbule SchUler  20  34  44 

Ingenieurschule 164  l63  170 

Mechanisch-teobnische  Schule     ...  ,  192  180  210 

Chemisch -technische  Schule  .     .    ".     .  ^  157  147  158 

Forstschule ,  17  19  20 

Landwirthschaftliche  Schule       .      .      .  „  39  41  35 

Enlturingenieurs „  4  4  3 

Fachlehrer-Abtheilnng ,  40  34  36 

Total  der  Schüler 633  622  676 

davon  Schweizer -  261  279  328 

Ausländer ,  372  343  348 

Im  Scbnirath  sind  folgende  Aenderungen  eingetreten: 

In  Folge  Ablebens  des  Herrn  Schutrathsprösidenten  Eappeler  (20.  Okt.  1888) 
wnrde  am  28.  November  1888  Herr  Oberst  Bleuler  zur  Präsidentschaft  berufen. 
Am  15.  Februar  1689  erfolgte  die  Wahl  des  Herrn  Regierungsrath  Haffter  in 
Frauenfeld  zum  Mitglied  des  Schulrathes  und  am  26.  gleichen  Monats  die  Wahl 
des  Herrn  Dr.  Gnebm  zum  Vizepräsidenten.  Im  Juli  1891  starb  Oberingeoieur 
Ifeyer  in  Lausanne.  Er  wurde  am  24.  November  darch  Herrn  Ingenieur 
A.  Naville  in  Zürich  ersetzt. 

Finanzielle  Daten: 

1888  1889  .1890  1891 

Schulgelder  und  Gebühren.     102,095  69,503  68,680  74,775 

Bnndessnbvention  >)  .     .     .     542,000        527,000        578,650        692,250 
Ihtal  der  Einnahmen  .      .      67r,.7m  626,430  675,31)0  703,3^4 

Lehrerbesoldungen    .     .     .     380,702        399,830        420,58&      _^Öi*67 
Sammlungen  und  Anstalten      126,383  120,377 

Total  der  Ausgaben     .      .     f,l3,G77  634,880 

')  Ohne  diejenige  für  die  Festigkeitspi-ürung^a^alt, 
die  agrikulturchem.  Untersuchungsjitalioti. 
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Sämnitliche  Sammlungeu  Bind  im  Laafe  der  vier  Jahre  theils  durch  Ge- 
schenke, theils  durch  Ankäufe  bereichert  worden,  insbesondere  die  naturwissen- 
schaftliche durch  die  um  Fr.  40,000  erworbene  S.  Roth'sche  Sammlung  fossiler 
Säugethiere  der  Pampasregioo.  Die  zoologische  Sammlung  erhielt  u.  A.  einen 
bedeutenden  Zuwachs  durch  die  ihr  legirte  Mousson^sche  Sammlung  von  Land- 
und  Süßwasser-Konchylien.  Der  Bestand  der  Bibliothek  hob  sich  bis  Ende  1891 
auf  30,180  Bfinde. 

Das  Lehrpersonal  besteht  gegenwärtig  (Anfangs  November  1892)  aus  52 
ordentlichen  Prof.»s8oren,  10  Honorarprofessoren,  4  UUlfsIehrern,  30  Assistenten, 
39   Privat  dezenten. 

Aus  dem  Lehrkörper  ausgeschieden  sind  die  Herreu  ;  Prof.-hon.  Eaiserf, 
Prof.  Dr.  Schneebelif,  Prof.  Gladbach,  Prof.-hon.  Werdmüllerf,  Prof.  Petit, 
nach  Paris  berufen,  Prof.  Pestalozzif,  Prof.  Probenius,  Prof.  Schottky,  nach 
Marburg  berufen,  Prof.  Schär,  berufen  nach  Straßburg,  Prof.  Sapsworth,  berufen 
nach  England,  Prof.  Arthur  Hantzsch,  berufen  nach  Würzburg. 

Eingetreten  sind  in  den  Lehrkörper  aU  Professoren  die  Herren:  Dr.  0. 
Decher  von  Augsburg,  als  Prof.  für  Topographie  und  Geodäsie ;  Ch.  Sapsworth 
von  London,  als  Prof.  für  englische  Litteratur  und  Sprache  (wieder  ausgeschieden) ; 
Dr.  J.  Pernet  von  Ormont,  als  Prof.  für  Baukonstru  tionslehre;  G.  Rossignol 
aus  Frankreich,  als  Nachfolger  des  Herrn  Petit;  Rudolf  Ehrlich  von  Wien,  als 
Prof.  für  mechanisch  technische  und  Baukonstruktionsfächer;  Dr.  Adolph  Harwitz 
von  Hildesheim,  als  Prof.  für  höhere  Mathematik  ;  Dr.  August  Stadler  von  Zürich, 
als  Prof.  für  Philosophie  und  Pädagogik;  Dr.  Karl  Hartwich,  als  Prof.  der 
Pharmacie  für  Hrn.  Schär ;  Ingenieur  Konradin  Zschokke  von  Aarau,  als  Prof. 
der  Ingenieur  Wissenschaften. 

Ponts-Cliaux-de-Fonds-Bahn.  Wurde  eröffnet  am  26.  Juli  1889.  Bau- 
liche Länge   16,202  tw. 

Post.  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band,  Seiten  609  —  630.  Nach  Mit 
theilungen  der  tit.  Schweiz.  Oberpostdirektion.) 

Ad  Seit«  618:  Von  den  Postkursen,  die  sub  Alinea  3,  litt,  a  aufgeführt 
sind,  gelangt  derjenige  in's  Präfti(/an  (Landquart-Davos)  seit  9.  Oktober  1889 
nicht  mehr  zur  Ausführung  (Eisenbahnbetrieb).  Neuer  Extrapostkurs  auf  der 
Route  Arosa  (Chur-Arosa). 

Ad  Seite  619:  Organisation.  Durch  Bundesrathsbesohluß  vom  22.  März 
1892  (A.  S.  n.  F.  XII,  682)  sind  die  Artikel  2  und  3  der  Verordnung  vom 
26.  November  1878  über  den  Geschäftegang  bei  der  Postverwaltung,  im  Sinne 
der  Ausdehnung  der  Kompetenzen  des  Postdepartements  gegenüber  dem  Bundes 
rath  und  der  Oberpostdirektion  gegenüber  dem  Departement,  abgeändert  worden. 

Ad  Seite  621:   Posttaxen.    Neue  Erlasse: 

49)  Abänderung  der  Transportordnung  (Drucksacheasendungen  zur  Einsicht), 
vom   17.  November   1884  (\.  S.  n.  F.  VII,   716). 

50)  Abänderung  der  Transportordnung  (Portofreiheit  für  Geldsendungen), 
vom  9.  November   1888  (A.  S.  n.  F.  X,  806). 

51)  Abänderung  der  Transportordnung  (Postkarten :  Drucksachensendungen), 
vom   10./16.  Dezomber  1889  (A.  S.  n.  F.  XI,  364). 

52)  Nachtragsgesetz  zum  Bundesgesetz  betreffend  die  Posttaxen  (Abänderung 
der  Vorschriften  betreffend  Entrichtung  der  Zeitungstaxen  und  Aufhebung  der 
Bestimmung  betreffend  Adressirung  der  Zeitungen),  vom  24.  Juni  1890  (A.  S. 
ji.  F.  XI,  720). 
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53)  Abänderung  der  Transportür.lniing  (neue  Bestimmungen  betrefTuud  dii3 
abonnirten  Zeitungen),  vom  6.  Man  1»9I  (A.  S    n.   F.  XII,  42). 

M)  BundesgKHetz  betreifend  die  BevUion  einzelner  BeBtimmungen  des  Biindr-s- 
gesetzea  betreffend  die  Posltaxcn  (Aufhebung  der  einsebrUnltenden  BeBtimmung, 
wonueh  Britfe  für  den  Ijjkalrnyon  nur  bis  zum  äewicbte  von  15  Grnmm  zur 
reduzirten  Taxe  von  ö  Ctn.  veranndt  werden  künnen;  Aufhebung  des  Portoza- 
«chliigeH  fOr  ungenügend  frankirte  Gegenstijnde ;  Einführung  einer  bceondern  Taxe 
fUi-  Geldäiiweisuiigen  bis  zum  Betrüge  von  Fr.  20;  Ermä&>gung  der  Taxe  fdr 
Eiozugsmandate ;  Ausdehnung  der  I'ürlofreiheit  anf  die  Aufsichtsbehörden  der 
«tETentUcbsn  Schulen ;  Erhöhung  des  GewichismaxiniamB  für  einen  einfachen  Forto- 
BBtz  bei  abonnirten  Zeitnngen),  vom    17.  Juui   1891  (A.  S.  n.   F.  XU,  350). 

55)  Abäniieruug  der  TransportordDung  (Aufnahme  von  Bestimmungen  be- 
tretfend  die  Zustelluag  tud  Zahlungsbefehlen  und  KoDkursaudrohungen),  vom 
1».  Dexember  1891   (A.  S-  n.  F.  XII.  395). 

56)  Abänderung  der  Transportordnung  (Revision  der  Bestimmungen  be- 
treDend  Zustellung  von  Zahlungsbefehlen  und  Konkursandrohungen),  vom   29.  H&rt 

1892  (A.  S.  n,  F.   XII,  69H). 

57)  Abänderung  der  Trsnsportordnung  ( Revision  einzelner  Bestimmungen 
betreffend  Drncksachensendungen),    vom  9.  Juni  1892  (Ä.  S.  n.  F.  XII,  Ö92). 

58)  Extrapoatreglement  vom  29.  Mai  1800  {A.  8    n.  F.  XI.  676). 

Ad  Seite  623:  Briefpost  tax  en.  Briefe  im  Loknlrayon  koste»  nun  bis 
tum  (iemckte  von  2'iü  dramm  nur  5  Cts. 

Unfrankirt  kosten  Briefe,  uhne  Uniersehied  des  Gctvichls,  im  Lokalrayon 
10  Cts.  und  auf  größere  Entfernungen  20  Cts. 

Ungenügend  frankirte  Briefe  werden,  unter  Abzug  des  Werthes  der  ver 
wendeten  Postmtirken,  nur  mit  der  entsprechen  den  Frankolaxe  belegt. 

Ad  Seite  624:  KeisetaKen.  Die  angegebenen  Taxen  sind  als  Maximal. 
Ansätze  zu  betrnchten.  Diejeuigen  von  30,  beiw.  25  Rappeo  kommen  nur  bei 
Alpen-  und  Touristeuk Ursen  und  für  die  Zeit  vom  15.  Juai  bis  15.  September 
zur  Anwendung.  Bei  vielen  Postkur«n  kommen  Taxen  zur  Anwendung,  die 
bedeutend  uiedriger  sind,  als  diejenigen,  welche  sich  bei  der  Berechnung  nach 
den  MaximaJansätzen  ergeben. 

Geldanweisungstaxen.  Seit  1.  Dezember  1891  kommt  für  Geldan- 
Weisungen  bis  zum  Betrage  von  Fr.  20  eine  besondere  Taxe  von  15  Rp.  zur 
Anwendung.      Die  übrigen  Taxen   bleiben  unverändert. 

Ad  Seite  625:  Zeitungstaxen.  Die  Taxe  fUr  abonnirte  Zeitungen  be- 
trägt nunmehr  1   Rp.  für  je  75  Gramm  (anstatt  50  Gramm). 

Ad  Seite  626:  Portofreiheit.  Außer  den  sub  Ziffer  2  aufgeführten 
Behörden  und  Beamtungen  genießen  für  die  ein-  und  ausgebende  Korrespondenz 
jii  Amtssachen  nunmehr  auch  die  Aafnichlsbehörden  der  öffenlUohen  Schulen 
Portofreiheit. 

AdSeite627:  Verträge.  Im  Jahre  1891  fanden  sieh  die  Bevollmächtigten 
der  Regierungen  der  verschiedenen  Länder  des  W  eltpottvereiiu  zn  einem  Kongreß 
in  Wien  zusammen.  Der  Weitpost  vertrag,  sowie  die  beeondero  üsbeninkominen 
wurden  revidirt  und  zwischen  eiiizelueu  Vertragu^taateii  neua  Uubereiii kommen 
getroffen  betreffend  den  AustauBcli  von  Briefeu  ,----- 
Werth,  sowie  die  postalische  BoAorguug  von  AbvRj 
andere  periodische  Veröffentlich  un^en  (A.  S.  n.  F,  J 

Ad.  Seite  630:  Haflpllicbl  der  Pastv^jg 
ineut  hat  dem  Bnndemth  den  Entwarf  zu.  < 
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regal  vorgelegt  und  es  liefaßt  sich  letztere  Behörde  gegenwärtig  mit  diesem  Ge- 
setzesentwurf.   (Geschrieben  Ende  September  1892.) 

Heranbildung  des  Post  personals.  Um  eine  zweckmäßige  und  gleich- 
mäßige Heranbildung  der  Postbeamten  zu  erzielen,  erließ  der  Bundesi*ath  am 
23.  April  1869  eine  ^Verordnung  über  Bildung  und  Verwendung  von  Post- 
aspiranten"   (A.  S.  IX,  841). 

Die  Grundzüge  dieser  Verordnung  waren   im  Wesentlichen  folgende : 

1)  Altersgrenze  bei  der  Aufnahme:  16  Jahre  nach  unten,  25  Jahre  nach  oben. 

2)  Frauenspersonen  wurde  der  Zutritt  in  gleicher  Weise  gewährt,  wie  den 
männlichen  Bewerbern. 

3)  Bei  der  Prüfung  haben  die  Kandidaten  sich  auszuweisen  über:  a.  einen 
gewissen  Grad  von  allgemeiner  Bildung  (gute  Sekundarschulbildung);  b.  gute 
Handschrift;  c.  Fertigkeit  im  Rechnen;  d.  Kenntniß  der  politischen  Geographie; 
e.  Kenntniß  wenigstens  zweier  Nationalsprachen. 

4)  Dauer  der  Lehrzeit  ein  Jahr. 

5)  Nach  Beendigung  der  Lehrzeit  findet   die  Fach-  (Patent-)prüfang    statt. 

6)  Bürgschaftsleistung  im  Betrage  von  Fr.   1000. 

7)  Salarirung.  Während  der  ersten  sechs  Monate  der  Lehrzeit  keine  Ent- 
schädigung, später  Fr.  1.  50  per  Tag  und  nach  Ablegung  der  Fachprüfung  bei 
Verwendung  als  Gehtilfen  (Aspiranten)  Fr.  2.  50  per  Tag,  bei  Versetzung  Fr.  3 
Zulage  täglich  und  Vergütung  der  Transportkosten. 

Am  27.  Juni  1873  (A.  S.  XI,  191)  wurde  diese  Verordnung  durch  eine 
neue  ersetzt,    welche    von  der  alten  namentlich  in  folgenden  Punkten  abweicht ; 

1)  Ausdehnung  der  Altersgrenze  beim  Eintritte  auf  30  Jahre. 

2)  In  Bezug  auf  die  Annahme  von  Frauenspersonen  wird  der  eigentlich  selbst- 
verständliche Vorbehalt  gemacht,  daß  solchen  dei  Zutritt  insoweit  offen  stehe,  als  fdr 
geeignete  postdienstliche  Verwendung  der  Frauenspersonen  Gelegenheit  vorhanden  sei. 

3)  Die  Lehrzeit  wird  von  1   Jahr  auf  18  Monate  ausgedehnt. 

4)  Pekuniär  findet  eine  erhebliche  Besserstellung  statt:  während  der  drei 
ersten  Lehrmonate  erhivlt  der  Lehrling  Fr.  1.  50  per  Tag;  für  die  folgenden 
neun  Monate  Fr.   2  und  für  den  Rest  der  Lehrzeit  Fr.   3  täglich. 

Der  Aspirant  erhält  Fr.  3 — 3.  50  per  Tag,  nebst  Provisionen  oder  Franken 
3.  50 — 4.  —  ohne  Provisionen,  je  nach  dem  Orte  der  Verwendung.  Bei  Ver- 
setzungen werden  die  Transportkosten  vergütet  und  eine  tägliche  Entschädigung 
von  Fr.   1.  50  während  längstens  4  Wochen  bezahlt. 

Durch  Bundesrathsbeschluß  vom  21.  August  1883  wurde  der  Bürgschafts- 
betrag der  Lehrlinge  von  Fr.   1000  auf  Fr.  3000  erhöht. 

Postsparkassen.  (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band.)  Im  März  1890 
hat  der  Bundesrath  beschlossen,  es  sei  das  Finanzdepartement  einzuladen,  Bericht 
und  Antrag  darüber  zu  hinterbringen,  ob  auf  die  Errichtung  einer  eidgenössischen 
Postsparkasse  eingetreten  und,  bejahenden  Falls,  in  welcher  Weise  die  Einrichtung 
getroffen  werden  solle. 

Im  März  1892  beschloß  die  nämliche  Behörde,  es  sei  das  Finanzdeparte 
ment  von  dieser  Einladung  für  einstweilen  zu  entbinden.  Dieser  Beschluß  ist 
einläßlich  motivirt  und  es  ging  der  Bundesrath  dabei  von  der  Ansicht  aus,  daß 
die  Sparkassenfrage  nur  in  Verbindung  mit  der  zukünftigen  Bundesbank  gelöst 
werden  könne  und  daß  deßhalb  die  Angelegenheit  in  ihrem  Detail  für  den 
Bundesrath  ruhen  dürfe,  bis  das  Schicksal  der  zukünftigen  Bundesbank  durch 
ein  AusfUhrungsgsetz  zum  Monopolartikel  entschieden  sein  werde.  (Geschrieben 
Ende  September   1892.) 
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Rechtspflege.  (Der  Verfasser,  Herr  Dr.  jur.  J.  Sohol  lenberger  in 
Zürich,  hat  Tolgende  Eintheilung  d^r  Materie  vorgesehen;  1)  Bund  und  Kantone; 
2)  Gewaltentrennung;  3)  Bestand  und  Kompetenzen  der  Gerichte;  4)  Wahl, 
Besoldung  und  Verantwortlichkeit  der  Richter;  5)  Staatsanwaltschaft  und  Advo- 
katur; 6)  Bundesgericht.  Leider  mußte  der  Verfasser  die  Arbeit  beim  3.  Abschnitt 
abbrechen,  da  er,  zum  a.  o.  Professor  für  Staats-  und  Verwaltungerecht  der 
schweizerischen  Kantone  an  die  Hochbchule  Ztirich  berufen,  die  nöthige  Muße  zur 
Vollendung  nicht  mehr  fand.) 

I.    Bund  und  Kantone. 

Die  Kantone  sind  souverän,  soweit  ihre  Souveränität  nicht  durch  die  Bundes- 
verfassung beschränkt  ist,  und  üben  als  solche  alle  Rechte  aus,  welche  nicht 
der  Bundesgewalt  tibertragen  sind  (Art.  3  der  Bundesverf.).  Das  gilt  auch  für 
die  Rechtspflege.  Um  also  hier  das  Verhältniß  der  Kantone  zum  Bund  zu  be- 
stimmen, ist  einfach  die  Kompetenz  des  letztern  abzugrenzen;  was  über  diese 
hinaus  liegt,  fällt  in  die  Kompetenz  der  Kantone.  Dabei  bleibt  die  Militär- 
strafrechtspflege außer  Betracht.  Dieselbe  ist  übrigens  ganz  Bundessache,  indem 
nicht  nur  die  Gesetze  über  Militärstrafrecht  und  -Strafrechtspflege,  sondern  auch 
die  Militärgerichte  eidgenössisch  sind. 

Die  Bundeskompetenz  in  Sachen  der  Rechtspflege  hat  zwei  Seiten:  die 
Gerichtsbarkeit  des  Bundes  und  sein  Gesetzgebungsrecht   betr.  die  Rechtspflege. 

1)  Von  gewissen  Administrativstreitigkeiten,  welche  den  politischen  Bundes- 
behörden, Bundesrath  und  Bundesversammlung,  unterstehen,  abgesehen,  wird  die 
Gerichtsbarkeit,  soweit  sie  dem  Bunde  zusteht,  durch  das  Bundesgericht  ausge 
übt.  Es  fragt  sich  also,  um  jene  zu  bestimmen,  wie  weit  dieses  zuständig  ist. 
Diese  Zuständigkeit  setzt  die  Bundesverfassung  zum  einen  Theil  selbst  fest,  zum 
andern  überläßt  sie  die  Festsetzung  der  Bundesgesetzgebung. 

a.  Die  Bundesverfassung  verweist  an  das  Bundesgericht  vor  allem  Streitig- 
keiten zwischen  Kantonen,  civilrechtliohe  und  staatsrechtliche;  civilrechtliche 
Streitigkeiten  und  Kompetenzkonflikte  zwischen  Bund  und  Kantonen;  Verbrechen 
gegen  die  Eidgenossenschaft  und  bezw.  die  ßundesbehörden  selbst,  oder  gegen 
das  Völkerrecht,  und  auch  gegen  Kantone  da,  wo  vom  Bund  bewafl'net  einge- 
schritten werden  mußte.  Der  bundesmäßige  Austrag  dieser  Fälle  erscheint  als 
ein  Gebot  der  Selbsterhaltung  der  Schweiz  als  Bundesstaates  und  bezw.  in  ihrer 
Integrität  nach  außen.  Sodann  auch  Beschwerden  betr.  Verletzung  verfassungs- 
mäßiger Rechte  der  Bürger,  und  zwar  von  Kantons-  wie  von  Bundesverfassungs- 
rechten, und  bezw.  Beschwerden  von  Privaten  wegen  Verletzung  von  Konkordaten 
und  Staatsverträgen  vor  sich  zu  lassen,  kann  der  Bund  nicht  umhin,  nachdem 
er  jene  Rechte  der  Bürger  selber  garantirt  hat.  Mehr  als  Accidenz  dagegen 
stellt  sich  dar,  was  dem  Bundesgericht  noch  weiter  an  Gerichtsbarkeit  zugewiesen 
ist,  nämlich  die  Beurtheilung  civilrechtlicher  Streitigkeiten:  zwischen  Bund  oder 
Kantonen  einer-  und  Korporationen  oder  Privaten  anderseits  und  auch  in  andern 
Sachen,  wenn  im  ersten  Fall  der  Bund  Beklagter  ist,  in  den  übrigen  eine  bezw. 
beide  Parteien  es  verlangen  und  in  jedem  Fall  der  Streitgegenstand  einen  Werth 
von  wenigstens  3,000  Fr.  hat.  Der  ganzen  von  der  Bundesverfassung  dem 
Bundesgericht  übertragenen  Gerichtsbarkeit  ist  eigen,  daß  sie,  wo  überhaupt, 
direkt  und  von  vorn  herein  in  Funktion  tritt.  Kur  bei  Verletzung  verfassungB- 
mäßiger  Rechte  der  Bürger  etc.  ist  die  Bundeskompetenz  erat  gegeben,  WUHI^ 
der  kantonale  Instanzenzug  erschöpft  ist. 

6.    Durch  die  Bundesgesetzgebung  kann   dem  BaD< 
doppeltem  Wege  zuget^chieden  werden:    in  BundesgesetiQ^j 

Fnrrer  Volkswirihschafts-Lexikon  der  Schweix, 
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Deliinigimg  l%;mtonaler  Verfassungen  oder  Gesetze  aussprechender  Beschlüsse  der 
Bundesversammlung  als  der  gesetzgebenden  Behörde  des  Bundes.    Was  die  Bundes- 
gesetze betrifft,    so  bedingen  sie  an  sich  so  wenig    die  Gerichtsbarkeit,    als    die 
Vollzugsgewalt  des  Bun  ies,  dessen  Oberaufsicht  immerhin  vorbehalten  ;  sie  sind 
nach  beiden  Richtungen  mehr  darauf  angelegt,  von  den  Kantonen  gehandhabt  zu 
werden.     Der  Bund  betheiligt  seine  Gerichtsbarkeit  indes  dabei  vielfach,   aber  in 
verschiedenem  Maße.      a.  Als    erste    und    einzige    Instanz,    wie  bei  der 
ihm  von  Bundesverfassungswegen  ertheilten  Gerichtsbarkeit,  funktionirt  das  Bunde»- 
gericht   in   gewissen   Civilstreitigkeiten    und   im   Strafrecht.     Jene   betreßten    die 
Entschädigung    für   Expropriationen    kraft    Bundesrechts    und    für    Mitbenutzung 
von  Eisenbahnen,  wo  anderseits  das  Bedtirfniß  vom  Bundesrath  festgestellt  wird, 
und    die    Zwangsliquidation    von    Eisenbahnen.     Im    Straf  recht   sind    durch    das 
Bundesgesetz   über  das  Bundesstrafrecht    neben    den    erwähnten   von    Bundesver- 
fassungswegen   zu  verfolgenden  Verbrechen  noch  andere  das  Bundesinteresse  be- 
rührende Delikte,    wie  Fälschung   von  Buudesakten,    Falsch  werben,    Gefährdung 
von  Eisen bahnzügen  etc.,  statuirt  worden,  aber  in  der  Meinung,   daß  sie  in  der 
Regel  von  den  kantonalen  Gerichten  zu  beurtheilen  sind.     Wo  sie  ausnahmsweise 
dem  Bundesgericht  überwiesen  werden,    urtheilt  dieses  auch  in  einziger  Instanz, 
wie  über  die  ihm  durch  die  Bundesverfassung  übertragenen  Verbrechen.     Ober- 
instanz über  die  kantonalen  Gerichte  ist  es  im  eigentlichen  Strafrecht  keinenfalls. 
(i.    Als    Revisionsinstanz   dagegen    ist   das   Bundesgericht   für   die   übrigen 
vom  Bund  erlassenen  Gesetze  civilrechtlichen  Inhalts  bestellt,  zur  Wahrung  der 
einheitlichen  Anwendung    dieses   Rechts.     Solches   sind   die   Bundesgesetze    über 
Eisenbahntransport,    Haftpflicht   der   Eisenbahnen    und    der    Fabriken,    Civilstand 
und   Ehe,  und  die  auf  Grund  des  Civiljustizgesetzgebungsartikels  64  der  Bundes- 
verfassung erlassenen  Gesetze  über  Marken-  und  Erfindungsschutz,  Urheberrecht, 
und  namentlich  das  eidg.  Obligationenrecht.     Die    übrige  Rechtaprechnng  ist  in 
jenem  Artikel  den  Kantonen  ausdrücklich   reservirt.     Ist  der   bezügliche  Streit- 
gegenstand  schätzbar,    so    muß   der  Werth    wieder    wenigstens   3,000  Fr.    sein, 
damit  das  Bundesgericht  angerufen  werden   kann.     Appellationsinstanz   geradezu 
ist  dasselbe  nicht,  es  hat  den  von  den  kantonalen  Gerichten  festgestellten  That- 
bestand  unverändert  anzunehmen ;  aber  auch  nicht  bloße  Kassationsinstanz,  indem 
seine  Entscheidungsbefugniß  nicht  an  wenige  bestimmte  Gründe,  wie  insbesondere 
ofibubare  Rechtsverletzung,    gebunden   ist.    —    y.  Bloße   Eassationsinstanz 
ist   das  Bundesgericht   bei    Uebertretungen   fiskalischer   Bundesgesetze,    als    betr. 
Zölle,  Posten,  Pulver,  Münzen  und  gebrannte  Wasser.     Dem  Bundesgericht  sind 
durch  gewisse  Bundesgesetze  überdies  die  Funktionen    eines   Konkursrichters  zu- 
getheilt.     So  bei  Zwangsliquidation  von  Eisenbahnen  und  von  Emissionsbanken. 
Eine  eigentlich  freiwillige  Gerichtsbarkeit  besitzt  es  nicht. 

(\  Endlich  die  Rechtsstreitigkeiten,  welche  an  das  Bundesgericht  gewiesen 
werden  können  durch  die  Verfassung  oder  die  Gesetzgebung  eines  Kantons,  so- 
weit sie  die  Genehmigung  der  Bundesversammlung  findet.  Hiernach  wird  es 
sich  denn  auch  bestimmen,  als  welche  Instanz  das  Bundesgericht  in  solchem  Fall 
zu  funktioniren  hat. 

2)  So  ansehnlich  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestattet  der  Bund  erscheint,  so 
dürftig  mit  Kompetenz  zur  Rechtspflegegesetzgebung.  Die  Organisation  des 
Bundesgerichts  und  das  Verfahren  vor  ihm  bestimmt  er  natürlich  selber.  Daher 
die  Bundesgesetze  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege,  das  Verfiahren 
beim  Bundesgericht  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  die  Bundesstrafrechts- 
pflege.    Auch    ist    die    Auslieferung   zwischen   den    Kantonen    im    Interesse    des 
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Bundesstaats  bondesgesetzlich  geordnet.  Ein  einheitliches  Rechtsv  erfahren  inner- 
halb der  Kantone  aber  hat  der  Bund  nur  festgesetzt  betr.  Uebertretungen  der 
erwähnten  fiskalischen  Bundesgesetze  und,  kraft  der  neuen  Bundesverfassung,  nun 
auch  betr.  Schuldbetreibung  und  Konkurs.  Betr.  Uebertretungen  polizeilicher 
Bundesgesetze  dagegen  hat  der  Bund  das  Verfahren  wieder  den  Kantonen  über- 
lassen ;  er  hätte  sich  sonst  mit  der  Zeit  eine  Unmasso  von  Bagatellsachen  auf- 
gebürdet. Des  Weitem  finden  sich  noch  einige  bezügliche  Grundsätze  in  der 
Bundesverfassung  aufgestellt:  das  Verbot  von  Ausnahmsgerichten  und  der  geist- 
lichen Gerichtöbarkeit ;  der  Grundsatz,  daß  alle  Schweizerbürger  in  der  Gesetz- 
gebung sowohl  als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kantons 
gleich  zu  halten  sind ;  daß  der  aufreohtstehende  Schuldner,  welcher  in  der  Schweiz 
festen  Wohnsitz  bat,  an  diesem  fdr  persönliche  Ansprachen  gesucht  werden  muß;  daß 
die  rechtskräftigen  Civilurtheile,  die  in  einem  Kanton  gefällt  sind,  in  der  ganzen 
Schweiz  sollen  vollzogen  werden  können;  endlich,  zwar  mehr  das  materielle 
Recht  angehend,  das  Verbot  der  Verbannung  eines  Kantonsbürgers  aus  seinem 
Heimatkanton  und  die  Abschaffung  der  Todesstrafe  bei  politischen  Vergehen  und 
der  körperlichen  Strafen. 

Das  ist  das  Gebiet  der  Bundeskompetenz.  Im  Uebrigen  also  steht  die 
Rechtspflege  bei  den  Elantonen,  und  so  speziell  die  gesetzliche  Ordnung  ihrer 
Gerichte  und  des  Verfahrens  vor  denselben  in  Civil-  und  Strafsachen. 

Die  folgende  Darstellung  beschränkt  sich  auf  die  Gericbtsorganisationen,  und 
zwar  hat  sie  der  Natur  der  Sache  nach  diejenigen  der  Kantone  zum  ersten  und 
Hauptgegenstand,  um  mit  der  Organisation  des  Bundesgerichts  zu  schließen. 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  bleiben  ganz  bei  Seite,  als  mehr  zur  Vollziehung, 
denn  zur  Rechtsprechung  gehörig. 

II.  Ge waltcntrennung. 

Unter  den  Gewalten  sind  die  drei  Staatsgewalten,  die  gesetzgebende,  die 
vollziehende  oder  administrative  und  die  richterliche  Gewalt  verstanden. 
„Trennung"  dieser  Gewalten  hat  einen  doppelten  bezw.  dreifachen  Sinn.  Das 
Wort  bezeichnet,  daß  einmal  jede  Gewalt  ihren  eigenen  Träger,  ihre  besonderen 
Behörden  habe  und  sodann  keine  in  den  Bereich  der  andern  übergreife.  Zur 
Trennung  nach  dem  Träger  gehört  es  vor  allem,  daß  die  resp.  Behörden,  welche 
die  drei  Gewalten  ausüben,  als  solche  verschieden  seien.  Es  wird  dazu  aber 
etwa  weiter  die  Vorschrift  gerechnet,  daß  auch  die  einzelnen  eine  Behörde  oder 
Beamtung  ausmachenden  Personen  nicht  zugleich  der  Behörde  einer  oder  der 
beiden  andern  Gewalten  angehören  dürfen,  und  damit  der  dritte  Sinn  des  Wortes 
hergestellt.  Der  letztere  Ausschluß  wird  sonst  zu  den  sog.  Inkompatibilitäten 
gerechnet  und  als  solche  auch  von  uns  erst  im  Abschnitt  über  die  Wahl  der 
Richter  bebandelt. 

Auf  die  Trennung  der  Gewalten  nach  dem  Träger  gibt  es  keinen  bundes- 
rechtlichen Anspruch.  Der  Satz  der  Bundesverfassung,  Art.  58,  Niemand  darf 
seinem  verfassungsmäßigen  Richter  entzogen  werden,  besagt  nicht,  daß  es  eine 
besondere  richterliche  Behörde  sein  müsse,  welche  die  Gerichtsbarkeit  verwaltet. 
Wohl  aber  gibt  der  Satz  Anspruch  darauf,  daß  keine  andere  Behörde  als  die- 
jenige, welcher  es  verfassungsgemäß  zukommt,  die  Gerichtsbarkeit  ausübe.  Ueber- 
griff*e  der  einen  in  den  Bereich  der  andern  Behörde  sind  denn  schon  wiederholt 
auf  Grund  jenes  Artikels  vom  Bundesgericht  zurückgewiesen  worden.  Bestand 
und  Bereich  aber  der  kantonalen  Gerichte  bestimmen  sich  alao  ledigliolL 
dem  Recht  des  betrefi'enden  Kantons. 
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Den  Orandsatz  der  Gewaltentrennang  haben  alle  Kantone  außer  Appenzell 
I.-Rh.,  Graubttnden,  Schwyz,  Tessin  und  Zürich  in  ihren  Verfassungen  aus- 
drücklich aufgestellt,  Außerrhoden,  Baselstadt,  Bern,  Luzern,  beide  Unterwaiden 
und  Zug  zwar  nur  betr.  die  vollziehende  und  richterliche  Grewalt,  und  Waliis 
erklärt  einfach  die  richterliche  Gewalt  als  unabhängig.  Er  bedeutet  nichts 
weiter,  als  daß  die  die  verschiedenen  Gewalten  ausübenden  Behörden  als  solche 
getrennt  seien.  In  diesem  Sinne  gilt  der  Grundsatz  auch,  wo  und  soweit  er 
nicht  besonders  ausgesprochen  ist,  in  Appenzell  I.-Rh.  so  gut  als  in  Zürich, 
indem  überall  die  Sonderung  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richterlichen 
Behörden  durchgeführt  ist. 

Freilich  nicht  ohne  Ausnahmen.  Innerrhoden  gerade  kann  nicht  umhin, 
in  einem  Punkte  vom  Grundsatz  abzuweichen.  Hier  erscheint  nämlich  die  Standes- 
kommission d.  h.  die  Landesregierung  nach  der  Yerfassungsrevision  vom  Jahr 
1883  als  Eassationsbehörde  für  letztinstanzliche  Civil-  und  Strafurtheile  in  Fällen 
von  vorgekommenen  Formfehlern^).  Baselland  erklärt  die  Trennung  gerade  für 
die  oberste  vollziehende  und  die  oberste  richterliche  Gewalt,  als  ob  umgekehrt 
in  den  untern  Behörden  beide  Gewalten  sich  vermischen  könnten.  Es  befaßt 
sich  aber  seine  Verfassung  gar  nicht  mit  den  untern  Behörden,  und  die  Gesetz- 
gebung, der  sie  die  Organisation  überläßt,  fiihrt  die  G-ewaltentrennung  in  den- 
selben nicht  weniger  durch.  Es  gilt  also  auch  hier  der  Satz  der  Bemer  Ver- 
fassung: Die  administrative  und  richterliche  Gewalt  ist  in  allen  Stufen  der 
Staatsverwaltung  getrennt.  Hingegen  haben  in  Aargau,  Schaffhausen  und  Thurgau 
die  Flurkommissionen,  und  in  Graubünden  und  St.  Gallen  die  Flößkommissionen, 
jene  wie  diese  lokale  Verwaltungsbehörden,  bezügliche  civilrichterliche  Kompetenz. 

Zur  Frage  nach  dem  Bereich  der  Gewalten  sagt  jener  Grundsatz  der 
Gewaltentrennung  nichts  näher.  HiefUr  gilt  es,  sich  nach  weiteren  Bestimmungen 
umzusehen.  Von  dem  dreiseitigen  Verhältniß  kann  hier  die  eine  Seite,  das 
Verhältniß  der  gesetzgebenden  zur  vollziehenden  Gewalt,  außer  Betracht  fallen. 
Es  handelt  sich  nur  um  den  Bereich  der  richterlichen  gegen  die  beiden  andern. 

a.  Das  Verhältniß  zur  gesetzgebenden  Gewalt.  Diese  ist  der  richterlichen 
wie  der  vollziehenden  eigentlich  nicht  sowohl  neben-  als  übergeordnet,  insofern 
sie  überall  das  Aufsichtsrecht  über  die  beiden  besitzt.  Wo  der  Grundsatz  der 
Gewaltentrennung  nur  mit  Bezug  auf  die  richterliche  und  die  vollziehende  Gewalt 
ausgesprochen  ist,  war  daher  wohl  diese  Rücksicht  bestimmend.  Die  Aufsicht 
äußert  sich  indeß  der  richterlichen  Gewalt  gegenüber  in  der  Regel  blos  darin, 
daß  sich  die  gesetzgebende  periodisch  über  die  Geschäftsführung  Bericht  erstatten 
läßt.  In  Baselland  veranstaltet  der  Landrath  statt  dessen  jährlich  eine  förmliche 
Untersuchung  der  Geschäftsführung.  Der  gesetzgebenden  Behörde  ist  in  Bern, 
Luzem,  Schwyz,  Solothurn,  St.  Gallen,  Thurgau,  beiden  Unterwaiden  und  Uri  auch  die 
Auslegung  der  Gesetze  in  abstracto  und  damit  eine  Direktive  der  gerichtlichen 
Spruchgewalt  vorbehalten.  So  angezeigt  dieses  Recht  gegenüber  der  richterlichen 
Neigung  zu  übertrieben  civilistischer  Interpretation  erscheint,  so  wenig  selbst- 
verständlich int  es  da,  wo  wie  beim  Institut  der  Landsgemeinde  und  des  obli- 
gatorischen Referendums  das  Gesetz  vom  Volk  ausgeht.  Das  Aufsichtsrecht  der 
gesetzgebenden  Behörde  erstreckt  sich  in  Uri  soweit,  daß  sie,  der  Landrath, 
selbst  gegen  Weisungen  und  Befehle  des  Eantonsgerichts  an  die  untern  Grerichte 


')  Noch  im  Jahr  zuvor  hatte  das  Bundesgericht  der  Standeskommission,  gestützt 
auf  die  dortige  Verfassung,  die  Kassalionsbefugniß  abgesprochen  (BundesgerichtL  Ent- 
scheidungen Bd.  8,  pag.  247).  Die  Innerrhoder  änderten  aber  lieber  die  Verfassung, 
als  daß  sie  sich  von  der  Bundesbehörde  zurechtweisen  ließen. 
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und  bei  Klagen  gegen  dessen  Amtsführung  angerafen  werden  kann.  Eine  förm- 
liche Urtheilskompetenz  wie  die  Standeskommission  in  Innerrhoden  hat  er  darum 
zwar  nicht. 

Die  Einmischung  der  gesetzgebenden  Behörde  in  konkrete  Gerichtssachen 
ist  sonst  überall  ausgeschlossen.  Darin  besteht  wesentlich  die  Garantie  der 
richterlichen  Unabhängigkeit.  Selbst  insoweit  erleidet  sie  aber  Ausnahmen :  1)  vor 
Allem  durch  das  Begnadi(/unf/8recht,  welches  als  Souveränctätsrecht  der  gesetz- 
gebenden Behörde  in  allen  Kantonen  vindizirt  ist.  Der  eigentliche  Inhalt  der 
Begnadigung  ist  Strafnachlaß.  Bei  einem  Todesurtheil  kann  sie  natürlich  nur 
in  dessen  Umwandlung  bestehen,  und  so  geht  sie  auch  etwa  sonst  statt  auf 
Minderung  des  Strafmaßes  auf  Milderung  der  Strafart.  In  jedem  Fall  kommt 
die  Begnadigung  erst  in  Frage,  nachdem  das  gerichtliche  Strafurtheil  ergangen. 
2)  Anders  die  Amnestiert  indem  sie  nicht  nur  auf  ganze  Klassen  von  Verbrechen, 
insbesondere  politischen,  sich  zu  erstrecken  pflegt,  sondern  auch  die  Straf- 
verfolgung von  vornherein  abstellen  kann.  Sie  findet  sich  denn  auch  in  beiden 
Appenzell,  Baselstadt,  Freiburg,  Glarus,  Luzem,  St.  Gallen,  Tessin,  Uri  und 
Zürich  nicht  ausdrücklich  statnirt  und  ohne  das,  ein  viel  außerordentlicheres 
Eiugriflsmittel  in  die  Rechtspflege,  wie  sie  ist,  versteht  sie  sich  nicht.  Die  Be- 
gnadigung wohl  ist  hie  und  da  für  geringere  Fälle  dem  Regierungsrath  delegirt, 
die  Amnestie  dagegen  übt  der  gesetzgebende  Körper  überall  selbst  aus.  In  Bern 
einzig  scheint  der  Regierungsrath  im  gleichen  Umfang  wie  begnadigen  so  am- 
nestiren  zu  können.  Im  Bund  hat  die  gesetzgebende  Behörde,  die  Bundes- 
versammlung, das  Recht  sowohl  der  Amnestie  als  der  Begnadigung.  3)  ReMbüi- 
iaiion  cl.  h.  die  Wiedereinsetzung  in  die  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren.  Selbst 
de  ist  in  einigen  Kantonen  als  Aargau,  Appenzell  I.-Rh.,  Baselland,  Glarus, 
St.  Gallen  und  Thnrgau  der  gesetzgebenden  Behörde  vorbehalten.  Freilich  handelt 
e^  sicli  dabei  um  strafgerichtlioh,  nicht  blos  konkursrichterlich  entzogene  Ehren- 
rechte. Anderseits  aber  nicht  nur  um  einen  Entzug,  den  das  Gesetz  selbst  an 
das  Strafurtheil  knüpft,  sondern  auch  um  solchen,  den  der  Richter  von  sich  aus 
als  Strafl^olge  verhängt  hat.  In  andern  Kantonen  ist  denn  die  Rehabilitation 
überhaupt  Gerichtssache. 

Soweit  greift  die  gesetzgebende  Gewalt  in  die  richterliche  ein,  und  wie 
nun  umgekehrt?  Die  Auslegung  des  Gesetzes  ist  des  Eichters  eigenstes  Gebiet. 
Hl*  ist  zu  derselben  befugt,  auch  wenn  er  sie  falsch  gibt;  ihr  Korrektiv  findet 
8ie  einzig  an  der  Auslegung  des  Gesetzgebers,  wo  diese  gegeben  ist.  Die  richter- 
liche Auslegung  hat  aber  zwei  bestimmte  Schranken.  Einmal  darf  der  Eichter 
das  Gesetz  nicht  auf  die  Verfassung  prüfen,  bezw.  nicht,  weil  es  mit  dieser  im 
Widerspruch  stehe,  bei  Seite  setzen,  sofern  ihm  die  Befugniß  dazu  nicht  ver- 
fassungsmäßig eingeräumt  ist,  was  in  keinem  Kanton  der  Fall.  Voraussetzung 
ist  wohl  immerhin,  daß  der  Gesetzgeber  selber  die  Verfassung  bereits  vor  sich 
gehabt  hat.  Das  Bundesgericht  hat  den  Bundesgesetzen  gegenüber  jene  Befugniß 
auch  nicht ;  die  kantonalen  Gesetze  dagegen  an  der  Kantons-  wie  Bundesverfassung 
zu  prüfen,  dazu  ist  es  recht  eigentlich  berufen.  Dem  kantonalen  Richter  steht 
lediglich  die  formelle  Prüfung  zu,  ob  ein  auf  verfassungsmäßigem  Wege  ent- 
iftandenes  G^etz  vorliege.  Auch  wegen  anderer  kantonaler  und  eidgenössischer  Ge- 
setze und  wegen  Staatsverträgen  kann  er  ein  Gesetz  wohl  nur  bei  Seite  schieben, 
wenn  es  schon  vor  jenen  erlassen  worden  ist.  Gftm  in  gleichem  Umfange  wird 
diese  Schranke  der  richterlichen  Aash^gang  M|h^MHflta^ldiiieQ  einer  gesetz- 
gebenden Behörde  sn  neben  mn,  die  .f|fj||^^^^^^^^^B|||||||^^geber  ist. 
Diese  ist  immerhin  Aufidohtriiehltoito 


Rechtspflege  —     294      —  Rechtspflege 

der  Aufjsichtsstellung  kaum,  sich  das  Heft  vom  Beaufsichtigten  korrigiren  lassen 
za  müssen.  Die  andere  Schranke  ist  die,  daß  der  Richter  nicht  bei  der  Auslegung 
das  Gesetz,  soweit  er  sich  von  ihm  überhaupt  lossagen  darf,  selbständig  abändere. 

b.  Der  Bereich  der  richterlichen  zur  vollziehenden  oder  administrativen  Ge- 
walt. Was  der  Richter  als  solcher  ausübt,  ist  Gerichtsbarkeit.  Im  weitesten  Sinn 
umfaßt  diese  einerseits  die  Gerichtsherrlichkeit  und  anderseits  die  Gerichtsbarkeit 
im  engern  Sinn. 

Die  Gerichtsherrlichkeit  ist  die  Macht,  dafür  zu  sorgen,  daß  Gericht  und 
Recht  gehandhabt  werden.  Sie  erscheint  damit  als  Attribut  der  Souveränetät 
und  ihre  Ausübung  kommt  daher  eigentlich  der  Regierung  zu.  So  denn  in  den 
französischen  Kantonen  Freiburg,  Genf  und  Neuenburg,  wo  sie,  dem  französischen 
Kechte  gemäß,  der  Staatsanwaltschaft  delegirt  ist,  und  in  Innerrhoden  und  Grau- 
bUnden.  In  andern  Kantonen  wenigstens  insofern,  als  die  Regierung,  indem  sie 
den  Anklagebehörden  vorgesetzt  ist,  über  die  Anhebung  oder  Einstellung  von 
Strafklagen  entscheidet.  Wenn  diese  Befugniß  vielfach  für  das  Gericht  reklamirt 
wird,  so  bleibt  dabei  eben  ihre  staatsherrschaftliche  Seite  übersehen.  Zum  Recht  der 
Strafklage  gehört  auch  das  Recht  der  Auslieferung.  Soweit  es  Auslieferungen 
zwischen  den  Kantonen  betrifft,  oder  solche,  für  welche  kein  Vertrag  mit  der 
Eidgenossenschaft  existirt,  steht  das  Recht  bei  den  Kantonen  und  wird  hier 
durchweg  von  der  Regierung  ausgeübt.  Einzig  in  Schwyz  ist  es  das  Kantons- 
gericht, welches  über  bezügliche  Auslieferungsbegehren  entscheidet.  Auch  in  der 
Eidgenossenschaft,  der  die  Auslieferungen  aus  Staatsverträgen  zustehen,  entscheidet 
das  Bundesgericht,  wenigstens  wo  die  Anwendbarkeit  des  betr.  Vertrags  bestritten 
ist.  Sonst  ist  die  Gerichtsherrlichkeit  überall  den  Gerichten  selbst  überlassen  und 
inbegrifien  im  Aufsichtsrecht  der  obern  über  die  untern.  In  jedem  Fall  kann 
gegen  Rechtsverweigerung  Schutz  beim  Bundesgericht  gesucht  werden. 

Die  Gerichtsbarkeit  im  engern  Sinn  theilt  sich  ihrerseits  in  die  freiwillige 
und  die  streitige.  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  umfaßt  die  Thätigkeit  der 
Gerichte  außer  der  Rechtsprechung  und  was  mit  dieser  zusammenhängt,  und  reicht, 
nach  Willkür  der  Gesetzgebung,  von  der  Amortisation  von  Urkunden  bis  zur 
Vormundschaftsführung.  So  ungleich  ihr  Bereich  in  den  verschiedenen  Kantonen 
ist,  so  bestimmt  sind  ihre  Funktionen.  Sie  pflegen  durch  das  Gesetz  einzeln 
flxirt  zu  sein  und  es  kann  daher  diese  Gerichtsbarkeit  mit  der  Administration 
nicht  wohl  kollidiren,  weßhalb  sie  hier  auch  nicht  weiter  zu  verfolgen  ist. 

Ganz  anders  die  streitige  Gerichtsbarkeit.  Mit  dieser  beginnt  die  Schwierigkeit 
der  Abgrenzung  der  richterlichen  von  der  administrativen  Gewalt.  Schon  die 
Anwendung  der  Verordnungen  dieser  Gewalt  gibt  zu  Fragen  Anlaß.  Steht 
ihnen  der  Richter  auch  so  gebunden  gegenüber  wie  denen  der  gesetzgebenden? 
Die  Verfassungen  beider  Basel,  von  Luzern  und  St.  Gallen  gestatten  der  Re- 
gierung ausdrücklich  nur  solche  Verordnungen,  welche  den  Gesetzen  und  resp. 
der  Verfassung  nicht  zuwiderlaufen.  Widersprechende  also  und  solche,  welche 
der  gesetzgebenden  Gewalt  vorbehalten  sind,  sind  hier  für  den  Richter  nicht  ver- 
bindlich, und  wohl  ebensowenig  in  den  andern  Kantonen.  Immerhin  ist  ein  von 
der  gesetzgebenden  Behörde  genehmigter  Regierungserlaß  so  gut,  als  wäre  er 
von  ihr  selbst  ausgegangen,  und  auch  im  Uebrigen  sind  die  Regierungs- 
verordnungen vom  Richter  zu  respektiren. 

Die  Administration  beansprucht  aber  in  gewissen  Streitigkeiten  selber  den 
Entscheid;  darin  liegt  die  hauptsächliche  Schwierigkeit  der  Abgrenzung.  Im 
Allgemeinen  gilt,  daß  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  in  Straüsachen  der 
Entscheid  jedenfalls  dem  Richter  zusteht. 
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a.  In  Strafsachen  zwar  ist  die  Lösung  ziemlich  oinfach  wie  einseitig.  Bei 
den  eigentlichen  Delikten,  Vergehen  und  Verbrechen,  ist  die  Administration  als 
solche  gar  nicht  interessirt.  Um  so  mehr  bei  den  Polizciäbertretiingen,  die 
gerade  als  Verletzung  administrativer  Gebote  erscheinen.  Auch  hier  aber  ist 
<lie  Bestrafung  meist  in  die  Hand  des  Richters  gegeben  ;  wo  er  nicht  von  vorn- 
herein entscheidet,  kann  iloch  an  ihn  rekurrirt  werden.  Und  zwar  befindet  er 
auch  im  letztern  Fall  gerade  und  in  erster  Linie  über  die  Begriindetheit  der 
Strafe.  So  auch,  nach  dem  speziellen  diesbezüglichen  Bundesgesetz,  bei  Ueber- 
tretung  von   fiskalischen  ßundesgesetzen. 

Neben  der  Polizeistrafe  aber  kommen  oft  weitere  polizeiliche  Anordnungen 
in  Frage.  Eh  soll  z.  ß.  verbotenes  Fischfanggeräthe  konfiszirt,  verseuchtes  Vieh 
abgethan,  eine  feuersgefährliche  Einrichtung  beseitigt  werden,  oder  es  ist  eine 
polizeiliche  Konzession  zu  entziehen,  oder  es  handelt  sich  gar  um  eine  positive 
Leistung :  bei  einem  Bau  Sicherheitsvorkehren  anzubringen,  eine  mißbräuchlich 
gerodete  Waldfläche  wieder  zu  bewalden  oder  um  die  vorschriftsgemäße  Ver- 
tilgung von  der  Landwirthschaft  schädlichen  Lisekten.  Soweit  dergleichen  Ver- 
fügungen für  sich  getroffen  werden,  bekommt  der  Polizeirichter  als  solcher  gar 
keine  Gelegenheit,  darüber  zu  befinden.  Wo  sie  aber  mit  einer  Polizeistrafe  in 
Verbindung  stehen,  da  ist  er  versucht,  dieselben  ebenfalls  zu  beurtheileu,  soweit 
es  ihm  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  verwehrt,  was  sozusagen  keines  thut. 
Damit  unterwürfe  er  aber  die  Durchführung  administrativer  Vorschriften  völlig 
seiner  Gewalt,  und  dazu  ist  er  um  so  weniger  berufen,  als  die  Maßregeln 
wesentlich  nicht  eine  Vergeltung  wie  die  Polizeistrafe  selbst,  sondern  Herstellung 
der  staatlichen  Ordnung  und  bezw.  Verhütung  der  weiteren  Störung  bezwecken. 
Solche  Verfügungen  sind  also  den  administrativen  Behörden  und  die  Beschwerden 
darüber  dem  Verwaltungsweg  zu  überlassen  und  vom  Richter  umgekehrt  unter 
seinen  Entscheid  nur  zu  ziehen,  wo  es  das  Gesetz  ausdrücklich  bedingt. 

Dies  ist  im  Rayon  der  Bundesgesetze  der  Fall  mit  Bezug  auf  Fabrik-  und 
Handelsmarken,  Urheberrecht,  Erfindungsschutz  und  gewerbliche  Muster  und 
Modelle  —  just  Gegenstände  mehr  der  eigentlichen,  bürgerlichen  und  kriminellen 
Rechtsordnung.  Wie  verhält  es  sich  nach  den  kantonalen  Gesetzgebungen? 
Auffallend  weit  dehnt  Baselstadt  die  richterliche  Judikatur  über  polizeiliche  Ver- 
fügungen aus.  Da  unterliegt  neben  der  Buße  auch  die  Konfiskation  ungehörig 
vertragenen  Fleisches,  die  Tödtung  gefährlicher  wilder  Thiere,  die  Aenderung 
fehlerhafter  Gaseinrichtungen,  die  Wegschaffung  baupolizeiwidriger,  ja  feuers- 
gefährlicher Einrichtungen,  auch  von  Dampfkesseln,  und  selbst  die  Vornahme 
baulicher  Sicherheitsmaßregeln,  demUrtheil  des  Polizeirichters.  Am  konsequentesten 
beschränken  umgekehrt  den  Richter  auf  die  Beurtheilung  der  Buße  Genf,  Solo- 
thurn  und  Zürich.  Im  Allgemeinen  werden  ihm  Konfiskation  und  Gewerbeverbot 
noch  am  ehesten  neben  der  Buße  unterstellt,  wohl  weil  man  dieselben  mit  den 
kriminellen  Strafen  dieser  Art  zusammenwirft ').  Die  Wegnahme  von  an  sich 
vielleicht  ganz  unschuldigen  Gegenständen  (z.  B.  Bestechungsgeschenken)  und  das 
Verbot  eines  freien  Gewerbes  bedeuten  aber  etwas  ganz  anderes  als  die  Einziehung 
einer  von  vornherein  polizeiwidrigen  Sache  und  den  Rückzug  einer  bloßen  poli- 
zeilichen Konzession ;  letztere  Maßnahmen  sollen  von  der  Polizei  selber  and  aus- 
j^chließlich  verfügt  werden  können. 

Uebrigens  kommt  es  vor,  daß  selbst  die  Bußverfttgung  gini 

M  Verj^l.  das  gedankenlose  Präjudiz  des  Zürcher. 
nientar  zum  Zürcher.  Rechtspflegegesetz,  §  85,  Note  4. 
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überlassen  ist.  Die  Bandesadministration  hat  wenigstens  im  Auswanderangs 
und  Versicherangswesen  eine  ansschließliche  Bußbefugniß  and  von  den  Kantonen 
haben  Zug  und  Wallis  sogar  fast  alle  Polizeiübertretungen  dem  Eichter  ent- 
zogen. üeberLaupt  läßt  sich  sagen:  Es  gibt  kaum  eine  Art  von  Polizei- 
übertretung, die  nicht  an  irgend  einem  Orte  lediglich  im  Verwaltungswege 
abgewandelt  würde.  Und  in  der  That:  Wenn  die  Entscheidung  betreffend  die 
Buße  nicht  mit  der  allfälligen  weiteren  Verfügung  kollidiren  soll,  so  müssen 
'  sie  beide  von  einer  und  derselben  Gewalt  ausgehen,  dieselben  aber  ganz  der 
richterlichen  heimzustellen,  führte  zum  Absurden.  Wie  sollte  auch  die  Admini- 
stration nicht  in  der  Bußenfrage  so  gerecht  sein  können  als  der  Richter?  Ueber 
die  Armen  ihr  das  Recht  selbst  der  Freiheitsentziehung  einzuräumen,  bat  man 
gewöhnlich  kein  Bedenken. 

ß.  Weitaus  am  meisten  zu  reden  hat  von  jeher  die  Scheidung  der  bütifcr- 
liehen  Rechtsstreitigkeiten  von  den  Administrativstreitsachen  gegeben.  Das  rührt 
daher,  daß  man  über  den  Maßstab  selbst  nicht  klar,  geschweige  einig  ist.  ^) 

Es  handelt  sich  jedenfalls  um  Streitigkeiten,  und  solehe  bestehen  in  An- 
sprüchen von  der  einen  gegen  die  andere  Seite.  Betreffend  Ansprüche  zwischen 
Gemeinwesen  als  solchen  ist  die  Kompetenz  der  Verwaltungsbehörden  zum  Ent- 
scheide noch  so  wenig  bestritten  worden  als  diejenige  der  Gerichte  betreffend 
Ansprüche  zwischen  Privaten,  als  welche  auch  Staat  und  Gemeinden  nach  ihrer 
vermögensrechtlichen  Seite  gelten.  Die  Sache  wird  erst  streitig,  wenn  sich  ein 
öffentliches  Wesen  und  eine  Privatperson  gegenüber  stehen.  Wo  jenes  die  an- 
gesprochene Seite  ist,  wird  noch  regelmäßig  die  Kompetenz  der  Verwaltung 
anerkannt.  Den  eigentlichen  Zankapfel  aber  bildet  der  Fall,  wo  der  Private 
den  angesprochenen  Theil  vorstellt.  Wenn  nun  alles  bürgerliche  Rechtsstreitig 
keit  sein  soll,  was  in  die  private  Sphäre  eingreift,  so  sind  das  im  Grunde  alle 
Ansprüche  an  einen  Privaten.  Es  gibt  nichts,  was  er  besitzt,  das  nicht  gewisser- 
maßen zu  seiner  individuellen  Rechtssphäre  gehörte,  sogar  z.  B.  das  bewilligte 
Recht  auf  Niederlassung  und  nicht  zum  wenigsten  das  Geld,  das  ihm  als  Steuer 
abgenommen  werden  will.  So  käme  man  denn  dazu,  selbst  die  Niederlassung« - 
entziehung  und  die  Besteuerung  dem  Richter  zu  unterwerfen,  und  zwar  in  der 
Besteuerung  alle  Fragen  ohne  Ausnahme,  auch  die  nach  der  Verfassungsmäßig- 
keit, richtigen  Ausschreibung  etc.,  indem  auch  sie  gar  sehr,  wenn  von  ihnen 
doch  Sein  oder  Nichtsein  der  Steuer  abhängt,  den  Einzelnen  berühren.  Die  Ver- 
waltung dürfte  lediglich  Rechte  ertheilen,  Konzessionen  zur  Niederlassung,  zu 
einem  Gewerbe,  einer  Anlage  etc. ;  einmal  ertheilt  aber  würden  auch  sie  ohn»' 
Weiteres  zur  Justizsache.  Das  führte  aber  wieder,  wie  die  richterliche  Allgewalt 
in  Polizeisachen,  zum  Absurden.  Vernünftigerweise  muß  eben  auf  die  Natur 
des  Anspruchs  gesehen  werden.  Wenn  dieser  sich  als  zivilrech tiich  darstellt 
bezw.  auf  da«  objektive  Privatrecht  gründet,  so  gehört  er  im  Bestreitungsfal  l 
vor  den  Richter.  Ansprüche  öffentlich-rechtlicher  Natur  dagegen  fallen  an  die 
Verwaltung,  und  so  verbleiben  ihr  dem  Privaten  gegenüber  nicht  nur  die  Ver- 
leihungen öffentlichen  Rechts,  wie  namentlich  die  Konzessionen,  sondern  auch 
die  Entziehungen  aus  ebendemselben  Recht,  sei  es  an  Geld  oder  Zeit,  bezw. 
Forderungen  wie  die  Steuern  und  Frohnen,  oder  an   Eigenthum   wie  die  Expro- 

')  Die  Miltheilungen  über  die  Verwaltungsrechtspflegre  der  einzelnen  Kantone  in 
der  Zeitschrift  für  sclnveizerisches  Hecht  (neue  Folge,  8.  Band,  pag.  562  ff)  sind  gewiü 
dankenswerth.  Aber  sie  sind  so  unfruchtbar  als  ungleich,  da  sie  nicht  nach  einem  grund- 
sätzlichen Maßstab  gemacht  sind.  Es  hat  in  dieser  Beziehung  auch  augenscheinlich  an  einer 
bestimmten  einheitlichen  Fragestellung,  nach  der  sie  sich  hätten  richten  können,  gefehlt. 
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priatioB.  Nachdem  freilich  der  Zweck  des  öffentlichen  Rechts  erfüllt  (die  Steuer 
bezahlt,  die  Abtretung  erlangt)  ist,  so  mag  der  weitere  Anspruch  dem  richter- 
lichen Entscheide  überlassen  werden ;  so  bei  Steuern  die  Einrede  bereits  geleisteter 
Zahlung  und  bei  der  Expropriation  die  Entschädigungsfrage.  Anderseits  mögen, 
wie  die  Yormundschaftsft&hrung  nicht  als  eigentlich  richterliche  Thätigkeit  er- 
scheint und  daher  ebenso  gut  der  Administration  überlassen  wird,  von  dieser 
auch  die  dabei  auftretenden  Rechtsfragen  entnchieden  werden.  In  diesen  Fällen 
also  gilt  es  gleich,  wie  sich  Justiz  und  Administration  auseinandersetzen.  Im 
Uebrigen  ist  vorstehend  der  Justiz  und  der  Administration  jeder  ihr  natürliches 
Gebiet  zugeschieden.  Wo  di^  Justiz  mehr  besitzt,  ist  es  von  überwuchernden 
Privatinteressen  usurpirt.  Eeinenfalls  darf  der  Richter,  was  der  Administration 
zum  Entscheide  übertragen  ist,  hintenherum  unter  zivilrechtlichem  Titel  vor  sich 
lassen,  wie  Entschädignngsforderungen  für  Leistungen,  die  einer  aus  öffentlich- 
rechtlichem Grunde  hat  prästiren  müssen. 

Wie  stellen  sich  nun  die  Kantone  zur  Frage?  Allgemeine  Ausscheidungs- 
gesetze besitzen  Aargau,  Bern,  Frei  bürg,  Schwyz,  Solothum,  Tessin,  Thurgau, 
Wallis  und  Zürich.  Allenthalben  außer  in  Bern  erhält  die  Justiz  einen  Ueber- 
schuß  an  Kompetenz;  daß  derselbe  im  Aargau,  Tessin  und  Wallis  als  Verwal- 
timgsgericbtsbarkeit  deklarlrt  ist,  ändert  im  Wesen  nichts,  indem  auch  er  aus- 
schließlich von  Orgaren  der  ordentlichen  Gerichte,  nur  in  etwas  freierem  Ver- 
fuhren, ausgeübt  wird.  Dabei  werden  einerseits  sogar  Ansprüche  auf  Erlangung 
des  Bürgerrechts  und  Benutzung  des  öffentlichen  Eigenthums  im  Streitfall  den 
(xerichten  zugewiesen.  Das  zürcherische  Gesetz  ist  anderseits  dadurch  typisch, 
(laß  es  mit  dem  Begriff  der  „erworbenen  Rechte**  den  Kreis  der  Justizsachen 
umschreibt.  Aber  eben :  es  zählt  hiezu  alle  erlangten  Rechte  ohne  Rücksicht 
auf  den  Erwerbsgrund,  so  das  Bürgerrecht  ohne  anders  und  selbst  das  Recht 
der  Niederlassung.  Betreffend  das  Bürgerrecht  z.  B.  bestimmt  dagegen  Thurgau 
sehr  richtig,  daß  nur,  sofern  es  kraft  Abstammung  behauptet  werde,  die  Frage 
zivilrechtlicher  Natur  sei.  In  Bern  erscheint  die  Ausscheidung  der  Justiz-  von 
den  Verwaltungsstreitsachen  prinzipiell  gerecht.  Hier  gelten  nämlich  die  Sätze: 
Ansprüche  zu  öffentlichen  Zwecken,  sofern  immerhin  auf  Grund  eines  Verwal- 
tungsgesetzes, gehören  an  die  Administration.  Hinwieder  hat  auch  der  Staat 
Klagen  über  Mein  und  Dein  vor  den  Richter  zu  folgen,  sofern  sie  nur  nicht 
auf  einem  „verfassungsmäßig  erlassenen  Gesetz"  d.  h.  wohl  im  öffentlichen 
Recht  begründet  sind. 

Im  Weitern  sei  noch  betrachtet,  wie  in  den  Kantonen  überhaupt  Justiz 
und  Verwaltung  die  Gebiete,  auf  denen  sie  sich  am  ehesten  begegnen,  unter 
sich     ungefähr    theilen,     nämlich     Vormundschaft,     Expropriation    und    Steuern. 

1)  Vormundschafl,  In  den  französischen  Kantonen  ist  dem  französischen  Rechte 
gemäß  die  Vormundschaftsführung  den  Gerichten  überlassen  und  werden  von 
<liesen  daher  auch  die  eigentlichen  Rechtsfragen  entschieden.  In  der  übrigen 
Schweiz  ist  die  Vormundschaft  Administrativsache,  aber  nicht  ohne  daß  der  Justiz 
gewisse  Rechtsfragen  verblieben  So  betreffend  die  Gründe  der  Bevormundung, 
und  zwar  unterliegen  bald  alle  diese  Gründe  im  Streitfall  dem  Richter,  bald 
nur    der    eine    oder    andere,    wie    z.    B.    der    Grund    der    Verschwendung    etc. 

2)  Expropriation,  *)    Der  Entscheid    über    die  Abtretungspflicht   steht   in    allen 

* 

')  V^rl.  SchoUinbcrger,  Vergleichende  Darstellungen  aus  dem  öffentlichen  Rechte 
jcliweizerisclien  Kantone.  I.  Die  schweizerischen  Freiheitsrechte,  von  Seite  '*%  wS 


Monographie  von  Dr.  J.  Sieber,  das  Recht  der  Expropriation  mit  besonderer 

der  schweizerischen  Rechte,  enthält  über  unsere  Frage  bezüglich  der  KaiitMli' 
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Kantonen  bei  der  verwaltenden,  wo  nicht  bei  der  gesetzgebenden  Behörde.  Durch 
die  Gerichte  wird  sie  nur  in  Freibarg,  sowie  in  Appenzell  I.-Rh.  und  bei  Ex- 
propriationsbegehren von  Gemeinden  in  Nidwaiden  ausgesprochen.  In  Aargau 
entscheidet  im  Streitfalle  das  Gericht  wenigstens  über  den  Umfang  der  Abtretung. 
Die  Entschädigiingsfrage  dagegen  kann  ebenso  überall  dem  richterlichen  Erkenntnis 
unterzogen  werden,  wenn  der  Vorentscheid  der  ringsum  eingeführten  Schätzungs- 
kommission  nicht  befriedigt.  In  Glarus  aber  ist  deren  Spruch  in  allen  Fällen 
und  in  Graubünden  wenigstens  bei  Expropriation  für  Gemeindezwecke  endgültig. 
In  Neuenburg  wird  bei  Rekurs  die  Schätzungskommission  einfach  verstärkt.  In 
Bundessachen  entscheidet  über  die  Abtretung  die  gesetzgebende  Bundesbehörde 
und  über  die  Entschädigung  im  Berufungsfall  das  Bundesgericht.  3)  Steuern, 
Der  Rekurs  an's  Gericht  ist  betreffend  die  Steuern  allgemein  geöffnet  in  Aargau. 
Genf,  Schwyz,  Solothurn,  Uri  und  Zug.  In  Tessin  und  Zürich  nur  betreffend 
die  Gemeindesteuer,  betreffend  die  Staatssteuer  nicht,  in  Obwalden  umgekehrt 
nur  betreffend  die  Staatssteuer  und  betreffend  die  Gemeindesteuer  nicht.  In 
Zürich  auch  nur  kraft  einer  gerichtlichen  Auslegung  des  alten  Ausscheidungs- 
gesetzes gegenüber  dem  neuen  Steuergesetz,  die  mehr  als  zweifelhaft  ist.  Am 
ehesten  wird  der  gerichtliche  Entscheid  noch  zugelassen  bei  der  Erbschafts- 
und bezw.  Schenkuiigssteuer ;  so  in  Bern,  Tessin  und  Zürich.  Also  nur  in  zehn 
Kantonen  gibt  es  überhaupt  einen  gerichtlichen  Weg  und  tiberall  handelt  es  sich 
bloß  um  die  Taxation,  nicht  auch  um  die  Pflicht  an  sich.  In  allen  übrigen  ist 
die  Besteuerung  ganz  und  rein  Verwaltungssache;  in  Neuenburg  so  sehr,  daß 
selbst  die  Einrede  bereits  geleisteter  Zahlung  innerhalb  der  Verwaltung  ausge- 
tragen wird. 

y,  Kompetenzkon fh'kte.  Wenn  Streit  zwischen  Behörden  der  Justiz  und  der 
Administration  entsteht,  ob  ein  Geschäft  von  dieser  oder  von  jener  zu  behandeln 
sei,  so  heißt  das  ein  Kompetenzkonflikt.  Kompetenzkonflikte  beziehen  sich  haupt- 
sächlich auf  die  Scheidung  der  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  von  den  Admini- 
strativstreitsachen, können  an  sich  aber  auch  die  strafrechtliche  und  selbst  die 
nicht  streitige  Gerichtsbarkeit  betreffen.  Sie  heißen  positive  Kompetenzkonflikte, 
wenn  die  Behandlung  von  jeder  der  beiden  Seiten  beansprucht  wird,  im  Gegen- 
satz zu  den  negativen  Kompetenzkonflikten,  wo  die  Sache  von  keiner  will  an 
Hand  genommen  werden.  Ein  Konflikt  ist  natürlich  erst  vorhanden,  wann  die 
obersten  Behörden  von  beiden  Seiten  in  einer  bezüglichen  Frage  sich  gegengätzlich 
stellen  ;  wann  eine  untere  Behörde  von  den  ihr  vorgesetzten  desavouirt  und  da- 
mit der  andern  Seite  sich  zu  fügen  angehalten  wird,  so  gelangt  die  Frage 
nicht  weiter. 

Es  ist  nun  ebenso  richtig  als  einfach,  daß  in  den  Kantonen  Kompetenz- 
konflikte zwischen  der  richterlichen  und  der  administrativen  Gewalt  von  der 
gesetzgebenden  Behörde  als  der  Aufsichtsbehörde  beider  entschieden  werden.  Auch 
in  Bundessachen  ist  es  die  gesetzgebende  Bundesversammlung,  welche  über  Kom- 
petenzstreitigkeiten zwischen  Bundesbehörden  gesetzt  ist.  Einzig  in  Waadt  und 
Wallis  gibt  es  ein  besonderes  Kompetenzkonfliktsgericht,  dort  von  Regieningsrath 
und  Obergericht  zu  gleichen  Theilen  aus  Unparteiischen  von  Fall  zu  Fall  bestellt, 
hier  einfach  aus  den  Präsidenten  des  Großen  Rathes,  des  Staatsrathes  und  des 
Appellationsgerichts  bestehend.  Obwalden  hat  eine  ähnliche  Einrichtung  für  der- 
gleichen Anstände  in  Gemeindesachen :  die  unbetheiligten  Mitglieder  von  Re- 
gier ungsrath  und  Obergericht  zusammen  entscheiden.  Im  Debrigen  ist  es  auch 
in  Obwalden  die  gesetzgebende  Behörde,  der  Kantonsrath,  welche  über  Korn- 
petenzkonflikte  urtheilt. 
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III.  Die  Gerichte.    Bestand  und  Kompetenzen. 

Die  Grundform  der  kantonalen  GerichtBorganisationen  ist  folgende :  Friedens- 
richter zur  Vermittlung  der  Civilsachen  in  kleineren  Kreisen,  üntergerichte  nach 
größeren  Bezirken  zum  erstinstanzlichen  Entscheid  der  Civil-  und  der  Straf- 
sachen und  ein  Oher-  oder  Appellationsgericht  für  den  ganzen  Kanton.  Doch 
giht  es  überall  mehr  oder  weniger  starke  Abändernngen  und  Komplikationen 
dieser  Form.  Daneben  bestehen  da  und  dort  Sondergerichte  für  besondere  Streit- 
sachen, zu  denen  auch  die  Schwurgerichte  gerechnet  werden  mögen.  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  nicht  nur,  sondern  auch  das  weitere  summarische  Ver- 
fahren,  wie  das  Befehlsverfahren  etc.  und  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  lassen 
wir  hier  auf  der  Seite. 

1)  Die  allgemeinen  Gerichte,  a.  Die  FriedensricMer  oder  Vermittler. 
Solche  gibt  es  in  allen  Kantonen  außer  in  Baselstadt.  In  Wallis  heißen  sie 
G^meinderichter.  Auch  in  Bern  finden  sie  sich  nicht  in  allen  Gemeinden,  indem 
es  dort  diesen  frei  steht,  Friedensrichter  zu  bestellen  oder  nicht.  Sie  sind  in  der 
Mehrzahl  der  Kantone  gemeindeweise  organisirt,  in  Freiburg,  Neuenburg,  Tessin 
und  Waadt  französischem  Muster  konform  nach  besonderen  größeren  Kreisen, 
ebenso  in  Aargau,  Baselland,  Graubünden  und  Luzern.  In  Genf  sind  im  Ganzen 
drei  Friedensrichter,  der  eine  für  Civil-,  der  andere  für  Strafsachen  und  der  dritte 
für  Vormundschaften  etc.,  und  in  Inner-Rhoden  ist  Vermittler  für  den  Innern 
Landestheil  der  Landammann  (Regierungspräsident)  und  für  die  Enklave  Oberegg 
der  dortige  Hauptmann  (Bezirksammann). 

Die  wesentlichste  Funktion  des  Friedensrichters  oder  Vermittlers  ist  schon 
seinem  Namen  nach  die  gütliche  Ausgleichung  der  Parteien.  Natürlich  ist  sie 
beschränkt  auf  Privatstreitsachen,  wie  es  die  Civilsachen  und  gewöhnlich  auch 
die  Injurien  sind.  In  Genf  haben  die  Friedensrichter  diese  Funktion  gar  nicht, 
sie  sind  geradezu  üntergerichte,  und  in  Appenzell  I.-Rh.  nur  für  die  Injurien. 
Hier  sind  die  Vermittler  hauptsächlich  Rechtstriebsbeamte  und  wird  die  Ver- 
mittlung in  Civilsachen  von  den  Bezirksgerichten  selbst  besorgt.  Auch  in  Aargau 
und  Tessin  sind  direkt  an  letztere  die  Vaterschafbs-  und  Ehesachen  und  bezw. 
die  Civilstandsstreitigkeiten  überhaupt  zu  bringen,  offenbar  weil  dabei  nicht  allein 
die  Parteien,  sondern  auch  das  öffentliche  Recht  und  Interesse  betheiligt  erscheinen. 
Wo  die  friedensrichterliohe  Vermittlung  vorgesehen,  ist  sie  sonst  obligatorisch, 
in  Neuenbürg  dagegen,  außer  in  Ehesachen,  bloß  fakultativ. 

Kommt  eine  gütliche  Ausgleichung  nicht  zu  Stande,  so  hat  in  der  Mehrzahl 
der  Kantone  der  Friedensrichter  gleich  auch  den  Entscheid :  bei  schätzbaren 
Streitsachen,  also  jedenfalls  nur  Civilsachen,  die  einen  gewissen  geringeren  Werth  nicht 
übersteigen.  Insofern  ist  er  also  Untergericht.  Die  Werthgrenze  ist  verschieden : 
10  Fr.  in  Luzern  und  Thurgau,  12  in  Solothum,  25  in  Obwalden,  St.  Gallen 
und  Zug,  30  in  Graubünden,  Schwyz  und  Wallis,  36  (25  a.  W.)  in  Freiburg, 
30  in  Bern,  Nidwaiden  und  Zürich,  60  in  Aargau  und  100  in  Waadt.  In 
Freiburg  und  Waadt  entscheidet  der  Friedensrichter  auch  bis  zur  betreffenden 
Grenze  nur  persönliche  und  Mobiliarklagen.  Die  übrigen  Kantone  machen  diesen 
dem  französischen  Recht  entlehnten  Unterschied  zwischen  Mobiliar-  und  Immobi- 
liarsachen  oder  -Rechten  für  die  Klage  nicht,  auch  Wallis  nicht.  Wo  immer 
aber  er  entscheidet,  entscheidet  der  Friedensrichter  inappellabel,  sonst  vermittelt 
er  nur.  So  die  genannten  Kantone.  Aach  in  Genf,  Neuenbürg  nnd  TttBin  be- 
sitzt der  Friedensrichter  entscheidende  Kompetenz,  aber  mit  mehr 
In  Tessin  entscheidet  er  bis  250  Fr.,  bis  25  Fr.  inap] 
instanzlich.    In  Neuenburg  entscheidet  er  inappellabel; 
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klagen  bis  200  und  Mieth-  und  Pachtstreitigkeiten  bis  400  Fr.  Die  Kompetenz 
der  Genfer  Friedensrichter,  nicht  weniger  als  üntergerichte  wie  sie  sind,  ist  gar 
aasgebildet.  Der  Friedensrichter  für  die  Civilsachen  entscheidet  inappellabel: 
bis  200  Fr.  persönliche  und  Mobiliarklagen,  bis  300  Fr.  FntschädigangB- 
fordemngen  aus  Injurien  und  Thätlichkeiten ;  ferner  alle  Entschädigungsforderungen 
aus  friedensrichterlicher  Strafkompetenz  unterliegenden  Vergehen  oder  üeber- 
tretungen  und  die  Streitsachen  zwischen  Herrschaft  und  Dienstboten  oder  andern 
Bediensteten  betreffend  den  Dienst,  endlich  bis  300  Fr.  Mieth-  und  Pachtforde- 
rungen. 

In  den  welschen  Kantonen  Freiburg,  Genf,  Neuenburg,  Tessin  und  Waadt 
besitzt  der  Friedensrichter  dem  französischen  Rechte  gemäß  auch  strafrichterliche 
Kompetenz,  ebenso  in  Solothurn.  Insbesondere  ftlr  Polizeiübertretungen  und  etwa 
noch  für  geringere  Vergehen  wie  Injurien,  Drohungen  etc. 

TJeberall  sonst  übt  der  Friedensrichter  seine  Funktionen  als  Einzelperson 
aus.  In  Nidwaiden  aber  hat  er  immer  zwei  Beisitzer,  in  Obwalden  nur  bei 
Entscheiden  und  in  Zürich  ist  er  in  letzterm  Fall  befugt  und  auf  Verlangen 
einer  Partei  verpflichtet,  zwei  Beisitzer  zuzuziehen.  In  Nid-  und  Obwalden  sind 
die  Beisitzer  bestimmte,  mit  dem  Friedensrichter  für  eine  Amtszeit  gewählte 
Personen,  in  Zürich  werden  sie  von  Fall  zu  Fall  aus  den  Geschwomen  des 
Wahlkreises  ausgeloost. 

Neben  den  Einzel- Friedensrichtern  und  in  gleichen  Kreisen  gibt  es  in  Außer- 
rhoden,  Freiburg,  Graubünden  und  Waadt  noch  kollegiale  Friedensgerichte , 
in  Außerrhoden  Gemeindegerichte  und  in  Graubünden  Kreisgerichte  genannt. 
Sie  bestehen  in  Freiburg  aus  3,  in  Außerrhoden  und  Waadt  aus  5  und  in  Grau- 
bünden aus  7  Mitgliedern.  In  Freiburg  und  Waadt  ist  der  Friedensrichter  zu- 
gleich Präsident  des  Friedensgerichtes,  in  den  beiden  andern  Kantonen  ist  es 
vom  Friedensrichter  ganz  getrennt.  In  Graubünden  heißt  der  Präsident  des 
Kreisgerichts  Landammann.  Außer  in  Waadt,  wo  die  Friedensgerichte  lediglich 
vormundschaftliche  Aufsicht  und  nicht  streitige  Gerichtsbarkeit  ausüben,  sind 
diese  Gerichte  eigentliche  Untergerichte,  der  Kompetenz  nach  eingeschoben 
zwischen  die  Friedensrichter  und  die  höheren  Bezirksgerichte.  In  Außerrhoden 
bilden  sie  zwar  die  unterste  Stufe,  indem  hier  die  Vermittler  keinerlei  Urtheils- 
befugniß  haben.  In  Granbünden  gibt  es  sogar  zwischen  Kreisgericht  und  Ver- 
mittler noch  eine  Zwischenstufe :  das  Kollegium  von  Präsident  und  2  Mitgliedern 
des  Kreisgericbts.  In  allen  drei  Kantonen  haben  diese  Gerichte  civil-  und  straf- 
richterliche Kompetenz.  Civilrichterlich ;  in  Außerrhoden  bis  300  Fr.,  aber  nur  erst- 
instanzlich, in  Freiburg  von  36 — 145  (25  —  100  a  W.)  enilich,  und  in  Grau- 
bUnden  :  Präsident  und  Beisitzer  von  30 — 150  endlich  und  das  ganze  Kreis- 
gericht:  von  150-500  endlich  und  von  da  bis  1500  Fr.  ei*6tinstanzlicb.  Straf- 
richterlich; in  Außerrhoden  Uebertretungen  und  Privatinjurien,  in  Freiburg 
mündliche  Beschimpfungen,  und  in  Graubünden :  Präsident  und  Beisitzer  fttr 
Vergehen  und  bezw.  Uebertretungen,  die  mit  Gefängniß  bis  14  Tage  oder  Buße 
bis  70  Fr.  bedroht,  und  das  ganze  Kreisgericht  für  die  schwereren,  sofern  sie 
nicht  einer  andern  Behörde  zugewiesen  sind. 

Rheinkorrektion.  (Ergänzung.)  In  Bezug  auf  die  Rheindurohstioho  ist 
die  Angelegenheit  bis  November  1892  nur  so  weit  gediehen,  daß  im  Laofb 
des  letztgenannten  Monats  eine  Konferenz  zwischen  schweizarischen  und  Mar* 
reichischen  Delegirten  stattfand,  welche  Konferenz  zum  Fntwnrf  eines  StsatsTSf» 
träges  führte. 
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Rothhorubahn  (Brienz-Rothhorn).  Die  BetriebserölTaaDg  fand  statt  am 
17.  Juni  1892. 

Riickzölle.     Keine  Aendemng  bis  Oktober  1892. 

Saignelegier-Chaux-de-Fonds-Bahn.  Concedirt  am  27.  Juni  1890» 
Projektirte  Länge  26,649  Meter.  Spurweite  1  Meter.  Adhäsionsbahn.  Noch 
im  Bau  befindlich.     (November  1892.) 

Salvatorebahn.  (Paradiso-San  Salvatore.)  Eröffnet  am  27.  Mtfz  1890. 
Bauliche  Länge  1524  Meter. 

Salz.     (Ergänzung  des  Artikels  im  II.  Band.)     Die   fünf  schweizerischen 
Salinen  produzirten  von  1880—1890  jährlich   360,831—394,420  Meterzentner 
Salz;    davon    Schweizerhalle  134,928 — 155,661    q.,    Kaiseraugst,    Ryburg   und 
Rheinfelden  187,566—215,681  q.,  Bex  18,568—25,937  q. 
Im  Jahre  1889  betrug  der  Verbrauch  385,132  q.  Kochsalz  und  68,003  q.  anderes^ 

1890       ,        „  ,         363,931    „         ,  ,     66,434  „        , 

Der  Reingewinn  ans  dem  Salzmonopol  belief  sich  pro  1889  auf  Fr.  3,742,907 

n     1890    „      „    3,837,733 
=  Fr.   1.  27  bis  1.  30  per  Kopf  der  Bevölkerung. 

Schaffhausen-Etzweilen-Bahn.  Noch  im  Bau  befindlich.  (Nov.  1892.) 
Projektirte  Länge  16,550  Meter.  Vgl.  den  Artikel  „ Moratoriumslinien **  im 
II.  Band  und  im  Supplement. 

Schynige- Platte -Bahn.  Concedirt  am  29.  April  1887.  Projektirte 
Länge  7202  Meter.  Spurweite  80  cm.  Maximalsteigung  250  ^/oo.  Lokomotiv- 
betrieb.     Noch  im  Bau  befindlich.     (November  1892.) 

Seide.     Ergänzung  der  Statistik    der  Schweiz.  Seidenzwirnerei    (vgl.  Seite 

79  im  II.  Band). 

1889  1891 

Zwirnereien 3^  33 

Arbeiter:  Fabriken 5,286  5,499 

Hausindustrie 2.610  2,036 

„        Total 7,896  7,535 

Löhne  und  Salarien Fr.  2'866,370  2777.401 

Spindeln  für  Nähseide:  vorhanden St.  23,533  25,988 

Ende  des  Jahres  in  Betrieb  ...        „  23,273  22,284 

,          ,    Trame  und  Organzine:  vorhanden    ....        ,  60,097  63,409 
,          „         „        „              „          Ende    des    Jahres    in 

Betrieb .  58,682  55,797 

Total:  vorhanden „  83,630  89,397 

in  Betrieb 81,955  78,081 

Produktion:  Organzine kg  52,135  73,761 

Trame ,  281,972  258,494 

Nähseide,  Cordonnets  etc ,  120,994  119,351 

,          Trama  vaga  (Stickseide) „  16,890  20,318 

Total  Produktion        ,  471,991  471,924 

Sihlthalbahn  (Ztirich  -  Sihlwald).  Die  Betriebseröffnung  fand  statt  am 
3.  August  1892. 

Sissaeh-Oelterkinden-Balm.  Wurde  eröffnet  am  18.  Mai  1891.  Bauliche 
Länge  3263  Meter. 

Solothurn.  IndaBtriegf ^j^ii^Mt^fiä,  (Mitgetheilt  von  Herrn 
Alfred  Frey,  Sdoetir  4ei jdH|flH|H^HM 

Die  BefShignDg  4()idfeiH^^^^^^^^^^^^^^HBfe{Kwerblicher  Be- 
thätigang  kt  bis  TOT  jflhj^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^BMjl^Uern  an- 
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gezweifelt  worden.  Es  ist  (ließ  bis  zu  eiuem  g  wissen  Grade  begreiflich;  insoweit 
wenigstens,  als  der  Ausgang  wiederholter  Anläufe  auf  diesem  Gebiete  nicht  so- 
wohl Mangel  am  guten  Willen,  als  am  Können  zu  verrathen  schien.  Kun  hat 
aber  besonders  die  jüngste  Vergangenheit  so  viele  Zeugnisse  einsichtiger  Unter- 
nehmungslust und  ersprießlichen  Schaffens  beigebracht,  daß  sich  Solothurn  mit 
jedem  anderen  Landestheile  auch  in  dieser  HinHicht  ungescheut  messen  darf. 

Bis  zu  der  Zeit,  da  die  Reisläuferei  und  das  Pensionsunwesen  überhand- 
nahmen, Standen  in  der  Stadt  Solothurn  neben  dem  Handel  auch  die  Gewerbe 
in  verdientem  Ansehen;  desgleichen  in  den  größeren  Orten  der  Landschaft  und 
hauptsächlich  in  Ölten.  In  diesem  Städtchen  blieb  auch  später,  infolge  der  stief- 
mütterlichen Behandlung  durch  die  Hauptstadt,  die  industrielle  Erwerbsthätigkeit 
von  den  besagten  nachtheiligen  Einwirkungen  und  von  den  in  der  Ambassadoren- 
zeit  sich  noch  dazu  gesellenden  ziemlich  verschont.  • 

Abgesehen  von  den  überall  nothwendigen  Handwerken,  sowie  von  Mühlen 
und  Sägen,  denen  es  an  Triebkräften  nicht  fehlte,  sind  jedenfalls  der  Bergbau 
und  die  Verarbeitung  der  geförderten  Erze  Gegenstand  der  frühesten  industriellen 
Versuche  gewesen.  Im  ganzen  oberen  Thale  der  Dünnern,  bei  Balsthal,  Matzen- 
dorf, Herbetswyl,  Welschenrohr  und  Gänsbrunnen  befanden  sich  Eisenbergwerke, 
welche  im  Laufe  mancher  Jahrhunderte  bald  befahren,  bald  verlassen  waren. 
Gegen  das  Ende  des  letzten  Jahrhunderts  unternahm  ein  Solothurner  Patrizier, 
Ludwig  von  Roll,  die  Konzentration  und  rationellere  Ausbeutung  der  bestehenden 
Werke.  In  Gänsbrunnen  wurde  ein  Hochofen  errichtet,  dem  bald  darauf  ein  solcher 
in  der  Klus  folgte.  Für  die  weitere  Verarbeitung  des  Roheisens  aus  diesen  Hoch- 
öfen diente  zunächst  ein  Hammerwerk  in  Matzendorf,  nachher  —  vom  ersten 
Jahrzehnt  des  laufenden  Jahrhunderts  an  —  noch  ein  anderes  in  Gerlafingen  an 
der  Emme.  Hieher  wurden  später  ebenfalls  die  Hammerwerke  von  Matzendorf 
verlegt  und  Anfangs  der  30er  Jahre  das  erste  Walzwerk  zugefügt.  Inzwischen 
ging  der  Hochofen  von  Gänsbrunnen  ein  und  an  seiner  Statt  wurde  derjenige 
von  Choindez  im  benachbarten  bemischen  Münsterthale  in  Dienst  gestellt,  wo 
schon  zu  Zeiten  der  Römer  nach  Eisenerz  soll  gegraben  worden  sein.  Neben  dem 
Hochofen  in  der  Klus  wurde  bald  eine  Gießerei  eingerichtet.  Diese  und  eine 
mechanische  Werkstätte  ebendaselbst  erfuhren  immer  größere  Ausdehnung,  während 
man  den  Hochofen  abbrach.  Als  auch  die  Gießerei  in  der  Klus  nicht  mehr  ge- 
nügte, wurde  eine  weitere  in  Ölten  gegründet.  Beide  sind  bis  zur  Stunde  in 
voller  Thätigkeit:  erstere  liefert  vorab  alle  Arten  von  Bau-  und  Handelsguß, 
letztere  fast  ausschließlich  Maschinenguß.  —  Gerlafingen  blieb  der  Mittelpunkt 
der  Eisenerzeugung;  außer  dem  vorzüglichen  Holzkohlen-Roheisen  wird  da  seit 
dem  Ende  der  60er  Jahre  aus  altem  Eisen  mittelst  Steinkohlen  auch  billigeres 
Eisen  zu  Gießereizwecken  hergestellt.  Die  Werke  produziren  Handelseisen  aller 
Art  und  seit  einiger  Zeit  auch  Fa^oneisen  und  Bleche  verschiedener  Sorten,  sowie 
Eisen  bah  nmaterial.  Für  die  Bedeutung  dieser  auf  Solothurner  Boden  befindlichen 
Anlagen  spricht  wohl  am  deutlichsten  die  Thatsache,  daß  sie  über  1200  Arbeiter 
beschäftigen.  Der  besonderen  Verhältnisse  halber  sah  sich  der  Absatz  der  Er- 
zeugnisse vorwiegend  auf  das  Inland  angewiesen.  —  In  diesem  Zusammenhange 
mag  erwähnt  werden,  daß  in  Ölten  überdieß  schon  aus  dem  17.  Jahrh.  her  ein 
Eisendrahtzug  bestand,  welcher  seine  Produkte  in  der  Schweiz  und  in  Deutsch- 
land verkaufte. 

Guten  Ruf  genossen  von  lange  her  die  Solothurner  Steinbrüche,  Kalklager 
und  Thongruben,  welche  früher  zu  der  Instandstellung  ansehnlicher  Steinhauereien, 
Kalkbrennereien   und  Gypsmühlen,    neuerlich   von   Baustein-   und  Cementfabriken 
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Veranla&sung  gegeben  haben.  Dem  Kample  mit  der  fremden  Konkurrenz  ist  vor 
wenigen  Jahrzenten  auch  die  alte  Glashütte  Guldenthal  erlegen,  deren  Tafelglas 
gesucht  war. 

Unter  den  anderen  älteren  Industriezweigen  verdient  besonders  die  Strumpf- 
weberei hervorgehoben  zu  werden,  welche  zum  besten  Theil  im  Buchsgau  ausäßig 
war.  Ölten  bildete  für  den  Kt.  Solothurn  den  Mittelpunkt  der  Lismerei.  Die 
Bewohner  gegen  das  Berner  Amt  Wangen  zu  arbeiteten  meistens  im  Lohne  von 
Aargauer  und  Berner  Fabrikanten,  und  zwar  verfertigten  sie  ebenfalls  —  bis 
in's  dritte  Jahrzehnt  des  19.  Jahrb.  hinein  —  wollene,  baumwollene  und  seidene 
Strümpfe  und  Handschuhe.  Als  sich  das  18.  Jahrh.  zu  Ende  neigte,  hatte  indessen 
dieser  ganze  Erwerbszweig  seine  Blüthezeit  schon  hinter  sich,  und  heute  finden 
sich  Ueberbleibsel  davon  nur  noch  in  Ölten  und  Gösgen.  Die  Ursache  des  Verfalls 
der  Fabrikation  von  Mützen  und  Strümpfen  erkannte  man  bereits  vor  70  Jahren 
in  dem  Umstände,  daß  man  nicht,  wie  andere  Länder  thaten,  genügend  darauf 
achtete,  mit  den  Forderungen  der  Zeit  Schritt  zu  halten. 

Der  vermehrte  Flachsbau  im  Aarethal  bewirkte  die  Ausdehnung  der  Leinen - 
Spinnerei  und  der  -Weberei,  die  schon  nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
theilweise  durch  die  Baumwollenverarbeitung  verdrängt  wurden.  Die  Baumwollen- 
spinnerei verlegte  sich  vorzüglich  auf  feine  Game  für  die  auswärtige  Mousseline- 
weberei  und  sie  deckte  später  zudem  den  Bedarf  der  zwei  in  Solothurn  und 
Baisthal  entstandenen  Kattun fabriken.  Nach  dem  Vorgänge  von  Neuenburg  und 
Aargau  wurden  gegen  das  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Solothurn  zwei 
Indiennedruckereien  in  Betrieb  gesetzt,  die  für  ihre  Waaren  im  Auslande  Käufer 
fanden.  Wie  ihre  Genossinnen,  gediehen  jedoch  auch  sie  nur  wenige  Dezennien 
nnd  waren  in  den  30er  Jahren  schon  wieder  außer  Thätigkeit.  —  Eine  Zeit 
lang  schien  auch  das  Verspinnen  und  Verweben  selbstgezogener  Wolle  einem 
erfreulichen  Aufschwung  entgegenzugehen.  Allein  die  Herstellung  wollener,  halb- 
wollener und  halbleinener  Tücher  kam  trotz  allen  Anstrengungen  über  ziemlich 
«nge  Grenzen  nie  hinaus.  Eben  so  wenig  gelang  dies  der  Seidenzucht,  deren 
Förderung  bis  in  die  Mitte  des  vierten  Dezenniums  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts wiederholt  eifrig  versucht  wurde,  schließlich  aber  ganz  aufgegeben 
werden  mußte. 

Gleicherweise  geboten  leider  die  deutschen  Zölle  einer  weiteren  Entwicklung 
der  Gerberei  Halt,  und  auch  die  Papierfabriken  Kriegstetten  und  Mümliswyl  — 
letztere  aus  dem  IG.  Jahrh.  stammend  —  vermochten  sich  den  Folgen  der  Kon- 
kurrenz der  modernen  großen  Anlagen  nicht  mehr  zu  erwehren. 

Wie  man  sieht,  hat  es  an  Bemühungen,  an  Stelle  der  durch  die  Ungunst 
der  Verhältnisse  —  vielleicht  ein  wenig  auch  durch  eigene  Schuld  —  dem  Nieder- 
gange verfallenen  Industriezweige  andere  zu  setzen,  nicht  gefehlt ;  doch  blieb  ihnen 
eben  bis  vor  einem  halben  Säkulum  beinahe  regelmäßig  ein  durchschlagender 
Erfolg  versagt.  Da  trat  ein  Wendepunkt  ein  in  den  40er  nnd  am  Anfang  der 
oOer  und  dann  wieder  zu  Beginn  der  60er  Jahre.  Diese  Zeitabschnitte  stellen 
sich  als  die  bedeutsamsten  dar  für  die  industrielle  Belebung  im  Kt.  Solothurn. 
Sie  bezeichnen  der  Reihe  nach  das  Eindringen  der  Uhrenmacherei  in  die  west- 
lichen Kantonstheile,  die  Einführung  der  Schuh fabrikation  im  Osten  und  die  un- 
gefähr gleichzeitige  Gewinnung  des  Dornecks  für  die  Industrie  überhaupt,  sowie 
schließlich  die  Ausführung  und  Dienstbarmachung  des  Emmekanals. 

Wie  bis  anbin  in  ihrer  Entwicklung  von  Westen  nach  Osten  der  Jurakette 
folgend,  faßte  im  Jahre  1840  die  Uhrenindustrie  in  Grenchen  Fuß.  Die  Anfänge 
waren  freilich  eben  so  bescheiden  als  beschwerlich,  so  daß  erst  im  Jahre   1856 
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eine  zweite  Fabrik  für  Eohwerke  nöthig  wurde,  worauf  dann  die  Weitereotfaltung 
wieder  bis  Anfangs  der  70er  Jabre  in's  Stocken  gerietb    Von  da  ab  jedoob  drang 
die  ührenmacherei  —  trotz  manchen  bitteren  Geschehnissen  —  unaufhaltsam  bis 
über    die  Stadt  Solothurn   hinaus   vor,    dem  ganzen  Gelände  zwischen  Jura  und 
Aare  —  und  verschiedenen  anderen  Orten  —  Beschäftigung  und  Verdienst  bringend. 
Die  Fabrik  in  Längen dorf  zählt  heute  zu  den  größten  ihrer  Art.     Wie  die  Berner, 
80   liefern   auch    die    Solothurner    vorzugsweise    billige    Uhren    und    haben    mit 
jenen    dieselben  Absatzgebiete  gemein.     Schon  im  Jahre  1883  schätzte  man  die 
Zahl  der  Solothurner  Uhrenarbeiter  auf  2000  und  die  jährliche  Produktion  auf 
500,000  ßohwerke  und  100,000  fertige  Uhren.  Seitdem  hat  die  Industrie  noch 
ziemliche  Fort«chritte  gemacht. 

Während  sich  hier  indessen  bloß  das  naturgemäße  räumliche  Weitergreifen 
eines  jenseits  der  Grenze  schon  lange  prosperireuden  Erwerbszweiges  vollzog, 
erwarb  sich  am  anderen  Ende  des  Kantons,  in  Schönenwerd,  ein  Einzelner  dei^ 
Verdienst  der  Einführung  eines  neuen,  im  Lande  herum  noch  nirgends  gekannten 
Betriebes.  Nachdem  Peter  Bally  im  Jahre  1823  in  Schönenwerd  eine  noch  be- 
stehende Seidenbandfabrik  gegründet  hatte,  verband  er  damit  von  1841  ab  auch 
die  Produktion  elastischer  Hosenträger,  und  sein  Sohn  —  Karl  Franz  Bally  — 
wagte  sich  sodann  im  Jahre  1851  an  die  Fabrikation  von  Schuhen  und  elastischen 
Geweben.  Erstere  namentlich  hat  seitdem  ununterbrochen  zugenommen  und  geht 
heute  in  einem  Etablissement  vor  sich,  welches  zu  den  besteingerichteten  seiner 
Branche  zählt  und  zur  Zeit  mehr  als  2000  Personen  bethätigt.  Außer  den  Zweig- 
geschäften im  Solothurner  und  Aargauer  Gebiete  entstanden  um  das  Jahr  1860 
in  Ölten  selbstständige  Schuhfabriken,  die  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten 
haben.  Alle  diese  Werkstätten  arbeiten  hauptsächlich  für  den  Export  nach  über- 
seeischen Ländern.  Bis  vor  wenigen  Jahren  gingen  die  Schuhe  gutentheils  nach 
den  La  Plata-Staaten ;  allein  mit  dem  Wachsthum  der  dortigen  Produktion  und 
der  sonst  größer  werdenden  Konkurrenz  begaim  eine  Zeit  heftigen  Kampfes  um 
die  geeignetsten  Absatzgebiete.  Der  siegreiche  Fortgang  desselben  ist  für  die 
Schweiz  insotern  von  Tragweite,  als  dadurch  das  Erdrücken  des  Handwerkes  auf 
dem  inländischen  Markte  verhütet  wird. 

In  die  40er  Jahre  fällt  auch  der  Einzug  der  Seidenmanufaktur  in  das 
Dorneck,  von  Basel  her.  Sie  hat  seither  an  Umfang  gewonnen,  und  es  sind 
gegenwärtig  in  Büsserach  und  Zullwyl  zwei  Seidenwindereien,  auf  der  Südseite 
des  Paßwangs  —  in  Balsthal  —  eine  Zwirnerei  und  in  Mümliswyl  eine  Band- 
fabrik im  Gange. 

Dritter  Ausgangspunkt  eines  neuen  Aufschwunges  wurde  der  in  Verbindung 
mit  der  Emmekorrektion  im  Jahre  18G1  angelegte  Gewerbekanal,  dessen  Kräfte 
in  rascher  Folge  Verwerthung  fanden.  Zunächst  siedelte  sich  da  die  Baumwoll- 
spinnerei Emmenhof  an,  und  1865  rückte  die  Papierfabrik  Biberiht  nach;  gleich- 
zeitig ging  die  Vergrößerung  der  Eisenwerke  in  Gerlafingen  vor  sich,  und 
schließlich  kam  die  Kammgarnspinnerei  Derendingen  hinzu.  Diese  kapitalkräftigen 
Unternehmen  er wei teter ten  sich  ihren  Erfolgen  entsprechend.  Die  Papierfabrik 
Biberist  produzirt  seit  1883  auch  Cellulosepapier.  und  mit  der  Spinnerei  Deren- 
dingen ist  vor  wenigen  Jahren  eine  Weberei  verbunden  worden. 

Biberist  hat  überdieß  seit  den  50er  Jahren  eine  Parqueterie  und  eine  Cigarren- 
fabrik;  wie  denn  im  ganzen  Kanton  herum  noch  manche  Betriebe  zu  nennen 
wären.  So  hat  Schönenwerd  neben  der  Schuhfabrikation  die  Elastiqneweberei 
ausgedehnt ;  Ölten  erhielt  durch  die  Centralbahn  eine  große  Reparaturwerkstätten 
und  im  Ferneren  existiren  da  u.  A.  eine  Lampenfabrik,  eine  Hutfabrik,  eine  Filz- 
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taoh&brik,  eine  WoUenspinDerei  nnd  Halbleinveberei.  Die  gtreicbgarngpinnerei, 
aowie  die  Manefaktur  vod  ganz-  und  halbwollenen  Tücbeni  hat  eich  im  hat' 
gebrachten  beschrfinkten  Umfange  anob  in  der  Umgegend  von  Solotbum  bebaiiptetl 
In  UümliBWfl  wird  seit  Anfang  der  tiOer  Jahre  die  Eammfabrikation  in  großem 
Maßstäbe  betrieben,  während  Oensingen  und  Selzacb  kleinere  Etablissemente  dieser 
Art  besitzen.  Balüthal  weist  neben  seinen  anderen  indnatriellen  Anlagen  eine 
Papier-  und  Holzstofffabrik  auf. 

Beiläufig  ist  schon, der  Gype-,  Cement-  und  Thonwaarenfabrikation  gedacht 
worden,  nnd  es  wäre  die  Reihe  der  neunenswertheren  Zrwerbezweige  etwa  noch 
darcb  die  Erwähnung  der  Bierbrauereien,  HtSbelsobreinereien,  mechanischen  Werk- 
stätten für  verschiedene  Spezialitäten,  der  Buchdr nokereien  und  kleineren  Fabriken 
fQr  Lebensmittel  zu  ergänzen. 

Diese  dürftige  Aafzählnng  spricht  wohl  zur  Genüge  für  die  Entfaltung  nnd 
die  Mannigfaltigkeit  der  solothurniecheti  Produktion,  welche  —  Uhren  und  Scbuhe 
aasgenommen  — -  ihren  Absatz  zum  größeren  Theil  im  Inlande  findet.  Zu  diesem 
Handel  mit  den  eigenen  Erzeugnissen  kam  von  Alters  her  ein  lebhafter  Transit- 
verkehr, aus  dem  früher  neben  Ölten  auch  Solotbum  schbnen  Gewinn  zog.  Die 
kommerzielle  Bedeutung  Oltens  war  schon  zu  Ende  des  17.  Jahrb.  dermaßen 
erkannt,  daß  man  ernstlich  mit  dem  Gedanken  umging,  die  Zurzacher  Me«se 
dahin  zu  verlegen.  Sie  mehrte  sich  mit  dem  Bau  der  Haueneteinstraße  und  sie 
hat  nun  vollends  ihre  Höhe  erreicht  infolge  der  Erhebung  des  Ortes  zum  wich- 
tigsten Kooteopunkt  der  Schweiz.  Eisenbahnlinien. 

Staatsinoiiopole.  Theilweise  Ergänzung  des  Abscbnittes  „Alkoholmonopol". 
Behufs  Verwendung  des  Alkoholzehntels  hat  eine  vom  eidg.  Departement  des 
Innern  einberufene  Kommission  folgende  leitende  Grundsätze  aufgestellt: 

Die  10  "/o  der  Alkoholeinoabmen  sind  zn  verwenden: 

In  erster  Linie: 

I.  Zur  Erziehung,  zum  Schutze,  zur  Besserung  der  Jugend,  nnd  zwar: 

1)  Zur  Versorgung  von  verwahrlosten  Knaben  und  jugendlichen  Verbrechern 
in  entsprechenden  Anstalten.  2)  Zur  Fürsorge  für  aufsichtslose  Kinder  —  Kuaben- 
und  Mäilchenhorte  etc.  3)  Zur  Fürsorge  für  scbwacbsianige  und  epileptische 
Kinder. 

II.  Zur  Versorgung  armer  Irren  in  Heilanstalten  und  Unterstützung  der 
Angehörigen  derselben. 

III.  Zur  Hebung  der  Volksernährung :  Gründung  und  Unterstützung  von 
Konsumvereinen  mit  aussch ließlieh  gemeinnutziger  Tendenz,  sowie  von  Volks- 
küchen  und  Speiseanstalten. 

IV.  Zur  Versorgung  armer  Schulkinder  mit  kräftiger  Nahrung,  und  zur 
Unterstützung  der  Ferienkolonien. 

V.  Zur  Belehrung  des  Volkes  Über  die  verheerenden  "Wirkungen  des  Alko- 
holismns  einerseits,  nnd  Über  die  wohlthätigen  Folgen  der  Mäßigkeit  und  Sparsam- 
keit anderseits;  sowie  zur  Verbreitung  guter  Schriften  und  sor  Grttudnng  nnd 
Unterstützung  von  Lesesäleo. 

VI.  Zur  Gründung  und  Unterstützung  von  TriTikerheikiistalteu. 

VII.  Zur  Unterstützung  der  Mäßigkeitevereine. 
In  zweiter  Linie  darf  ein  Tbeil  der    10  "/»  verwi 

Zwangs-    und  Besserungsanstalten,    oder   fttr  CnterbringODf .  j 
Unterstützung   entlassener  Sträflinge.     3)  Fttr  NatDralv«  " 
reisender. 

Kuitcr.  Volkiwinhiehifti  IinlkOB  dar  Sohwali. 
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Mit  Ende  des  Jahres  1890  sind  die  Ohmgeldersatzansprüche  der  Kantone 
dahingefallen ;  dem  entsprechend  ist  denn  auch  die  Samme  des  zur  Bekämpfung 
des  Alkoliolismus  zu  \  erwendenden  Zehntheils  im  Vergleich  zu  den  zwei  vorher- 
gehenden Jahren  sehr  gestiegen,  wie  folgende  Zusammenstellang  ausweist: 

Gesammteinnahmen  der  Kantone  Summen 

aus  dem  Ertrage  des 

des  Alkoholmonopols  Alkoholzehntels 

1889  .....     Fr.  4,546,667.  70  Fr.     96,578.  71 

1890 „     6,306,668.   10  ^    „     272,578.  70 

1891 „     6,013,334.  70  „     565,122.  26 

Im  Besondern  gestalten  sich  die  Monopoleinnahmen  der  Kantone  für  das 
Jahr  1891  folgendermaßen: 


1.  Zürich 

2.  Bern  . 

3.  Luzern 

4.  üri    . 

5.  Schwyz 

6.  Obwalden 

7.  Nidwaiden 

8.  Grlarus     . 

9.  Zug    .     . 

10.  Freiburg 

11.  Solothurn 

12.  Baselstadt 

13.  Basel land 


Bezogene  Summen 

Fr.   618,107.  74 

^  1,061,855.  71 

359,306,  30 

.58,173.  20 

91,840.  39 

27,400.  07 

22,824.  28 

61,607.  33 

42,153.  83 

337,632.  20 

229,509.  25 

135,350.  54 

11S,808.  34 


üebertrag     Fr.  3,159,069.   18 


Uebertrag 

14.  Schaff  hausen 

15.  Appenzell  A.-Kh. 

16.  Appenzell  I.-Kh. 

17.  St.  Gallen 

18.  Graubtinden 

19.  Aargau   . 

20.  Thurgau. 

21.  Tessin     . 

22.  Waadt    . 

23.  Wallis    . 

24.  Neuenburg 

25.  Grenf.     . 


Bezogene  Summen 

Fr..  3,159,069.  18 

69,048.  92 

98,793.  41 

23,524.  32 

418,141.  90 

175,438.  87 

353,364.  34 

191,638.  27 

231,425.  81 

458,120.  85 

185,651.  46 

198,777.  24 

„    88,228.  98 

Fr.  5,651,223.  55 


Der  Verbrauch  von  gebrannten  Wassern  zum  Trinkkonsnm  wird  vom  eid- 
genössischen Alkoholamt  pro  1890  und  1891  auf  ca.  6  Liter  per  Einwohner 
berechnet. 

Aus  den  seit  1890  in  der  Gestaltung  des  Alkoholmonopols  eingetretenen 
Veränderungen  sind  hervorzuheben: 

Der  Verkauf  geschieht  dermalen  (Ende  1892)  durch  6  Depots:  Aaran, 
Basel,  Buchs,  Komanshorn,  Delsberg  und  Burgdorf,  wovon  die  beiden  letztem 
der  Verwaltung  eigenthümlich  angehören  und  durch  eigenes  Personal  geleitet 
werden,  während  die  übrigen  nur  Miethdepots  sind,  die  fremder  Verwaltung 
unterstehen.  Der  direkte  Depotbetrieb  wird  auf  1893  auch  in  Bomanshorn  ein- 
geführt werden,  wo  ein  besonderer  Bau  zu  diesem  Zwecke  gegenwärtig  in  Aus- 
führung begriffen  ist. 

In  Folge  eines  von  der  Bundesversammlung  beschlossenen  Postulats  liegt  die 
Frage  einer  Erweiterung  des  Monopols  durch  Einbeziehung  auch  des  relativ  denai, 
Alkohols  für  industrielle  und  gewerbliche  Zwecke  derzeit  im  Studium. 

Im  Geschäftsjahre  1891  (1.  Mai  1891  bis  30.  April  1892)  beliefen  sich 
die  Verkäufe  der  Monopolverwaltung  an  gebrannten  Wassern  zu  Trinkzweokeo: 
auf  70,091.15  Meterzentner  95®  im  Betrage  von  Fr.  11,798,362.  39,  an 
denaturirter  Waare  zu  technischen  Haushaltungszwecken  auf  30,451.89  Meter- 
zentner 93/95?  im  Betrage  von  Fr.  1,691,726.  20.  Hievon  wurden  ans  den 
Betrieben  der  inländischen,  für  Rechnung  der  Alkohol- Verwaltung  arbeitenden 
Loosbrennerei  beschafft  19,132.77  Meterzentner  Rohspiritus. 
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Die  Betriebsrechnung  erzeigt  im  genannten  Jahre  bei  Fr.  14,473,039.  45 
Einnahmen  und  bei  Fr.  H,459,551.  93  Ausgaben  einen  Ueberscbuß  der  Einnabmen 
von  Fr.  0,013,487.  5:i. 

Für  die  Yertheilung  de«  UeberschusBee  an  die  Kantone  war  emtmals  maß- 
gebend das  Bundeageeetz  vom  3.  Juni  1891,  welches  in  weiterer  Anaführung 
von  Art.  0,  al.  3  der  Uebergangsb  estimmun  gen  zar  Bundes  Verfassung  bestimmt, 
daß  zur  Erleichterung  des  Ausfalls,  den  die  Ohmgeldkantone  und  Oktroi  gemeinden 
durch  das  AufbSren  des  nach  Art.  32  der  Bandesverfaasang  mit  Ende  1S90 
in  Wegfall  kommenden  Ohmgeldersatzea  zu  erleiden  hätten,  eine  bloß  allmälige, 
auf  die  Jahre  1890 — 95  vertheilte  Kürzung  der  betreffenden  Entgeh Hdignngen 
Etattzu6nden  habe.  Danach  sind  fllr  1891  5/6,  fUr  1892  4/6,  Oi  18ü3  3/6, 
fiir  1894  2/6,  fUr  1895  1/6  der  zwiachen  dem  verbältnißm&l^gen  Eopfantheil 
und  dem  Ertrag  des  Ohmgeldes  resultirenden  Differenz  aus  den  Antheilen  der 
übrigen  Eantone  zu  entnehmen. 

Stftnserhornbfthn.  Conoedirt  am  10.  Oktober  1890.  Frojektirte  LSnge 
3479  Meter.     Spurweite   1  Meter.     Maxim alsteigong  600  °loo.     Elektrisch. 

Statistik.  Um  über  den  Ursprung  und  die  Entwicklung  der  Statistik  in 
der  Schweiz  zu  referiren,  mn&  eich  das  Lexikon  an  die  .Zeitschrift  filr  schwei- 
zerische Statistik',  Jahrgang  1685,  zweites  und  drittes  üuartalheft,  halten,  allwo 
der  damalige  Direktor  des  eidgenossischen  statistischen  Bureau,  Herr  Dr.  Kummer, 
die  Resultate  seiner  Forschungen  nach  alten  und  neuen  statistischen  Publikationen 
nieder-relegt  hat.  Dieselben  werden  hier  ganz  knrz  resiimirt. 
Zeit  vor  1798. 

Als  die  älteste  Urkunde  statistischen  Charakters  muß  das  Yolkszühlange- 
verzeiehniß  betrachtet  werden,  das  (nach  Orsar,  bellum  Gallicum  1  29)  die  Hel- 
vetier  mit  sich  führten,  als  sie  58  a.  Chr.  in  Gallien  einfielen.  Es  wies  einen 
Bestand  von  3614,000  Personen  auf,  worunter  363,000  Uelrelier  und  im  Ganzen 
92,000  waffenfähige  Männer. 

Weitere,  die  ganze  schweizerische  Bevölkerung  umfassende  statistische  Dar- 
stellungen sind  aus  der  Zeit  vor  1798  nicht  bekannt,  wohl  aber  kantonale 
TolkszählungsTi^ultate  ans  dem  17.  und  18.  Jabrhnndert;  danebst  auch  kanto- 
nale Erhebungen  betreffend  die  Hauehaltnngen  und  die  erwachsenen  Männer, 
ganz  wenige  betreffend  die  Geburten,  Ehen  und  Todesfalle,  femer  einige  be- 
treffend den   Viehstand. 

Private  statistische  Arbeiten  ersten  Banges  gingen  hervor  ans  der  Hand 
des  1780  gewaltsam  seines  Lebens  beraubten  zürcherischen  Pfarrers  Waser ;  der 
Statistik  bedienten  sich  femer  mehr  oder  weniger  die  Verfasser  einiger  von  der 
ökunomischen  Gesellschaft  des  KantoTw  Bern  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderta  ausgeschriebenen  Preissobriften  und  die  Bearbeiter  von  geographischen 
Beschreibungen  der  Schweiz. 

Zeit  von   1798  — 184(<. 

In  dieser  Periode  wiederholen  sich  die  oben  erwähnten  kantonaweisen  stati- 
stischen Publikationen  über  Bevölkerung,  Gvborten,  Ehen,  Todesfälle,  Viehstand 
häufiger;  dann  erfolgt  im  Jahre  18.17  eine  mangelbafto  allgemein  achweizeri^che 
Volkszählung,  wekhe  Gelegenheit  von  Baaahtfcdt^g  der  Neuerung  benutzt  wird, 
Angaben  Über  Alter,  Gesablet^t,  .SriUMM^^^Bta^^eunat  zu  sammeln. 
Etwelchee  neue«  Material  von  statM^^^^^^^^^^^^^HkM^QOalen  Staats- 
verwaltungaberi eilten  nuß!utanc4BQ^^^^^^^^^^^^^^^^^^^|H|||^B|i  Zoll- 
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einer  allgemein  schweizerisclien  Enquete,  welche,  hätte  sie  reuseirt,  die  schömsle 
Agrar-  und  Industriestatistik  gezeitigt  haben  würde.  Soweit  in  Bezug  auf  die 
amtliche  Statistik  dieser  Periode. 

Die  private  Statistik  fand  wiederum  ihren  Waser  in  der  Person  des 
Basler  Professors  C.  Bemoulli,  der  von  1827  —  1830  das  „Archiv  für  Statistik 
und  Nationalökonomie*,  1841  das  „Handbuch  der  Populationistik",  1843  die 
„Neueren  Ergebnisse  der  Bevölkerungsstatistik"  erscheinen  ließ.  Auf  der  andern 
Seite  des  Gotthard  verwendete  gleichzeitig  der  nachmalige  Bnndesrath  Franscini 
seinen  Bienenfleiß  zur  Abfassung  eines  statistischen  Compendiums  („Statistica 
della  Svizzera**)  und  er  führte  es  bis  1851  in  einer  Weise  fort,  daß  es  lange 
als  Hauptquelle  für  Sucher  statistischer  Daten  diente.  Ferner  erschienen  be- 
völkerungsstatistische Arbeiten  von  Genfer  Gelehrten,  1835  eine  ebensolche  Schrift 
von  Dr.  Titus  Tobler  in  Appenzell  A.-Rh.,  1838  eine  Statistik  der  Sparkassen 
von  Prof.  Candolle  in  Genf,  1847  eine  Statistik  des  Staatshaushaltes  von 
J.  H.  Hottinger  in  Zürich,  1819  und  1831  eine  „Statistique  de  la  Suisse**  von 
J.  Picot  in  Genf. 

Zeit  von  1848—1874. 

Die  Statistik  wird  in  das  Arbeitsprogramm  der  neu  bestellten  Bundes- 
behörde aufgenommen  und  dem  eidgenössischen  Departement  des  Innern  (Franscini) 
zugetheilt.  In  Folge  dessen  erscheinen  in  den  fünfziger  Jahren  fünf  Bände 
„Beiträge  zur  Statistik  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft**,  die  außer  der 
Bevölkerung,  den  Geburten,  Ehen  und  Todesfällen  auch  die  Altersklassen,  die 
Ausländer,  die  Aktivbürger,  die  Mannschaft^kontingente,  die  Geldskala,  die  Post- 
und  Zolleinuahmen,  die  Auswanderung,  die  Kulturarten  etc.  in  ihren  Bereich 
ziehen. 

Im  Januar  1860  ermannt  sich  die  Bundesversammlung,  ein  Gesetz  be- 
treffend die  Errichtung  eines  eidgenössischen  statistischen  Bureau  zu 
erlassen.  Dieses  tritt  im  Juni  desselben  Jahres  in  Wirksamkeit.  Es  muß,  gemäß 
Bundesgesetz  vom  3.  Februar  1860,  schon  im  ersten  Jahre  und  fortan  alle 
zehn  Jahre  eine  Volkszählungsstatistik  erstellen,  was  auch,  und  zwar  in  bedeutend 
weiterem  Rahmen  als  früher,  geschieht. 

Ebenso  entsteht  nun  eine  periodische  Viehbesitzstatistik,  auf  Grund  des 
Bundesgesetzes  von  1865,  das  für  1866  und  jedes  folgende  zehnte  Jahr  eine 
schweizerische  Viehzählung  vorschreibt. 

Im  Fernern  dehnt  sich  die  amtliche  Statistik  des  Bundes  aus:  auf  den 
Waarenverkehr  mit  dem  Auslande  (seit  1849),  auf  die  Alpwirthschaft  (1864  u.  tf.), 
auf  den  Post- und  Telegraphenverkehr  (seit  1869),  auf  die  Auswanderung  (seit  1868). 

In  dieser  Periode  entstehen  auch  die  ersten  kantonalen  statistischen 
Bureaux:  Bern  1848,  Waadt  1860,  Zürich  1868.  Andere  Kantone  beginnen, 
einzelne  Zweige  der  Statistik  zu  pflegen,  so  Aargau,  Schatfhausen,  Thurgau, 
Baselstadt,  Solothurn. 

Die  private  Statistik  hält  ebenfalls  Schritt  mit  der  amtlichen.  Besondere 
Pflege  findet  sie  in  der  Schweizerischen  statistischen  Gesellschaft, 
welche  sich  am  19.  Juli  ltS()4  mit  dem  Vorsatz  konstituirte,  das  Interesse  des 
Publikums  für  die  Statistik  zu  wecken,  die  amtliche  Statistik  zu  fördern  und 
zu  ergänzen,  mit  den  auswärtigen  statistischen  Gesellschaften  in  Verbindung  zu. 
treten  etc.  Die  Gesellschaft  gründet  die  «Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik'*, 
welcher  eine  große  Zahl  von  Abhandlungen  aller  Art  zuströmen.  Größere  Ar- 
beiten, von  der  Gesellschaft  angeregt,  erscheinen  nebenbei  separat,  so  die  « Gegen- 
seitigen Hülfsgcsellschaften    in    der    Schweiz   im    Jahre    1865'*,    von  Prof.  Dr. 
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« 

Kinkelin,  „Die  öffentlichen  Bibliotheken  in  der  Schweiz  im  Jahre  1868",  von 
Dr.  Ernst  Heiz.  GemeinBam  mit  dem  eidgenössischen  statistischen  Bureau  wird 
die  Finanzstatistik  der  schweizerischen  Gremeinden  (1869)  geschaffen  und  die 
Armenstatistik  (1872/78)  inszenirt. 

Die  erste  gröikre  Schulstatistik,  die  zweite  Sparkassenst^tistik  und  die 
zweite  Staatshaushaltsstatistik  gehören  ebenfalls  dieser  Periode  an.  Es  sind  dies 
Arbeiten  der  Herren  Prof.  Dr.  Kinkelin  (1873),  Pfarrer  Spyri  (1864)  und 
F.  V.  Taur  (1860).  Die  erstgenannte  wurde  vom  Bunde  angeordnet  und  hono- 
rirt,  an  der  zweitgenannten  hat  das  eidgenössische  Bureau  mitgewirkt. 

Als  statistisches  Sammelwerk  nehmen  die  vom  früheren  Direktor  des  eidg. 
statistischen  Bureau,  Max  Wirth,  anfangs  der  siebziger  Jahre  herausgegebenen 
zwei  Bände  „Allgemeine  Beschreibung  und  Statistik  der  Schweiz''  eine  bedeutende 
Stelle  in  der  schweizerischen  Literatur  ein. 

Zeit  von  1874—1892. 

Zu  den  während  der  vorigen  Periode  entstandenen  periodischen  Aufgaben 
des  eidgenössischen  statistischen  Buream  (dezennale  Volks- und  Vieh- 
statistik) sind  als  weitere  periodische  Arbeiten  hinzugekommen :  Je  eine  jährlich 
wiederkehrende  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung  (Greburten,  £hen,  Todesfälle, 
geiichtliche  Scheidungen,  A^^^^'^^^'^^l?)»  ^^^  pädagogischen  und  sanitarischen 
BekrutenprUfungen  und  -Untersuchungen,  sowie  die  Herausgabe  eines  statistischen 
Jahrbuches. 

.  Nicht  periodische  Arbeiten  waren  u.  A.  die  Sparkassenstatistik  pro  1881/2/6, 
die  Alkohol- Enquete,  die  Gefängnißstatistik  pro  1885,  Studien  über  das  private 
Versicherungswesen,  eine  auf  3  Jahre  ausgedehnte  Unfallstatistik,  eine  Statistik 
der  Armenerziehungsanstalten  u.  s.  w. 

Unabhängig  vom  eidg.  statistischen  Bureau  publiziren  noch  mehrere  eidge- 
nö.ssische  Amtsstellen  regelmäßig  größere  statistische  Arbeiten,  so  das  ZoUdepar- 
tenient  seit  1885  eine  sehr  groß  angelegte  Statistik  des  Waarenverkehrs,  das 
Eisenbahndepartement  eine  umfassende  Statistik  der  schweizerischen  Eisenbahnen, 
die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  eine  Statistik  des  Post-,  Telegraphen-  und 
Telephonverkehrs,  das  eidg.  Versicherungsamt  eine  Statistik  der  unter  Bundes- 
aufsicht stehenden  Versicherungsgesellschaften,  das  Finanzdepart^ment  statistische 
Erhebungen  betreffend  die  Emissionsbanken,  das  Industrie-Departement  eine  Fabrik- 
statistik  in   1 — 3jährigen  Perioden. 

Eine  Menge  kleineren  statistischen  Materials  findet  sich  in  fast  sämmtlichen 
Jahresberichten  der  eidgenössischen  Departemente. 

Von  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Freiburg,  Schaff  hausen,  Aargau,  Thurgau, 
Waadt,  Neuenburg  wird  mit  Vorliebe  die  landwirthschaftliche  Statistik,  von 
einigen  derselben  auch  Bevölkerungsstatistik,  Finanzstatistik  u.  s.  w.  gepflegt. 

Wichtige  statistische  Erhebungen  werden  dem  schweizerischen  Arbeiter- 
sekretariat anvertraut  (Unfall-,  Kranken-,  Lohnstatistik  etc.)  und  die  Jahres- 
berichte des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins,  des  kaufm.  Direktoriums 
St.  Gallen,  der  kaufm.  Gesellschaft  Zürich  entbehren  nie  mehr  oder  weniger 
umfassender  statistischer  Darstellungen  von  industriellen,  finanziellen  und  kommer- 
ziellen Verhältnissen. 

Vollständig  privater  Initiative  sind  die  groß  angelegte  Schulstatistik  von 
€.  Grob,  gewesenem  Erziehungssekretär  des  Kant<»is  Zttriohi  die  Statistik  der 
Wasserkräfte  von  Ingenieur  Laaterbirg  in  J^g^g^a^Mmj§n!bal6aÜ9c\xe  große 
Werk  von  Professor  Schanz  in  WttnftiHBdHHl^^^^HHIlHiLiR  die  Zeit- 
schrift für  schweiserisohe  Stetistilpc^ 
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Durch  das  Zusammenwirken  der  schweizerischen  statistischen  Gresellschaft, 
des  Bundes  und  der  Kantone  wird  in  den  nächsten  Jahren  eine  neue,  sehr  ein- 
läßliche  Armenstatistik  entstehen,  und  das  eidg.  Konkursamt  bereitet  die  jährliche 
Herausgabe  einer  Eonkursstatistik  vor. 

Die  amtlichen  Statistiker  des  Bundes  und  der  Kantone  haben  begonnen, 
alljährlich  wiederkehrende  Konferenzen  abzuhalten,  um  aus  diesen  Anregungen 
zu  neuen  Arbeiten  und  zu  einheitlicher  Behandlung  gleichartiger  Materien  zu 
schöpfen.  Der  Einfluß  dieser  Konferenzen  auf  die  Fopnlarisirung  der  Statistik 
macht  sich  bereits  in  angenehmer  Weise  fühlbar  und  der  Zeitpunkt  ist  voraus- 
zusehen, wo  der  Statistik  von  jeder  höheren  Verwaltungsbehörde  ein  Ehrenplatz 
eingeräumt  sein  wird,  als  einem  Lichte,  das  hineinzttndet  in  das  tausendspeichige 
Rad  der  Zeit. 

Stempelschneidekunst  s.  im  Artikel  ^  Kunst  **,  Seite  195. 

Sterilisirung  der  Milch.  Eine  Anstalt  zur  Sterilisirung  der  Milch  besteht 
in  Konolfingen,  Kt.  Bern. 

Stickerei.  (Theil weise  Ergänzung  der  Statistik  auf  Seite  195  im  III.  Band.) 
Nach  Ermittlungen  des  kaufmännischen  Direktoriums  in  St.  Gallen  gab  es  in  der 

zweiten   Hälfte   des  Jahres  1890   in   den  Kantonen  St.  Gallen,   Appenzell   und 
Thurgau 

Kettenstichmaschinen  in  Fabriken  168,  Arbeitende        233 

im  Hausbetrieb  839  „           3,729 

Plattstichmaschinen,  gewöhnliche  16,916  „         34,001 

„                 Schiff limaschinen  542  „            1,442 

Handstickerei  „            2,627 

Arbeitende  42,032 
Dem  Stickereiverbande  gehörten  an : 

Im  Kanton  St.  Gallen  10,630  Maschinen  mit  20,696  Arbeitern 

„       Appenzell  2,744  ,  „  5,872 

„       Thurgau  3,587  „  ,  6,969 

„       Zürich  969  „  „  2,017 

In  anderen  Kantonen  475  p  „  1,007          „ 

Im  Vorarlberg  2,868  „  „  7,090 

In  Lichtenstein  82  „  „  164          ^ 

.    Baiern  20  „  „  40          „ 


21,375  43,855  Arbeitern 

Außerhalb  des  Verbandes  standen  285  Masöhinen,  wovon  94  Schweiz  (60 
Aargau)  189  Vorarlberg,  3  Lichtenstein. 

Die  hievor  erwähnten   „anderen *"   Kantone  sind: 

Graubünden     mit  114  Maschinen  und  236  Arbeitern 


Glarus               „ 

91 

1» 

«    187 

n 

Schwyz             „ 

67 

n 

„    149 

» 

Zug 

1 

1» 

2 

VI 

Schaffhausen     „ 

12 

n 

.       27 

fi 

Aargau 

176 

n 

.    371 

fi 

Solothurn          „ 

9 

n 

„       25 

f) 

Bern                  „ 

0 

« 

.       10 

n 

495  Maschinen       1,007  Arbeitern 
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Ausfuhr  von  Stickereien  1890  und  18 
(Nach  der  Schweiz.  Waarenverkehrsstatistik.) 

1890 
Fr. 


91. 


Eettenstichstickereien    . 
Besatzartikel  .... 
Tüllstickereien 
Modeartikel  u.  -Hoben 
Feine  Handstickereien   . 
Leinenstickereien,  incl.   -Spitzen 
Seidenstickereien,       „  „ 

Wollenstickereien 


9,502,620 
67,936,649 

575,821 
6,012,302 

351,579 

386,105 
5,388,916 

559,483 


Fr. 


1891 

8,864,498 

56,176,452 

580,702 

6,204,485 

264,662 

254,897 

6,789,985 

635,458 


Fr.  90,713,475 
wovon 


Fr.  79,771,143 


Nordamerika 
1891. 
Eettenstichstickereien       .  5,482,552 

Besatzartikel 19,993,629 


Tüllstickereien 

Modeartikel  und  Koben  .  .  . 
Hanastickereien  :  .  .  .  . 
Leinenstickereien,  incl.  -Spitzen 
Seidenstickereien,      ^  „ 

Wollenstickereien,    „  „ 


Frankreich 
1891 
125,434 

3,522,871 
175,934 
656,865 
125,561 
106,392 

1,461,153 
156,094 


England 

1891      , 

1,565,191 

17,447,621 

227,737 

2,127,136 

9,597 

28,444 

3,294,273 

302,784 


92,518 
2,221,896 

47,006 

21,670 

1,047,491 

3,996 

Strassenbahu  St.  Gallen-Gais.  Wurde  eröffiiet  am  1.  Oktober  1889. 
Bauliche  Länge  14,043  Meter.  Einbezahltes  Kapital  Ende  1890  Fr.  1,751,500, 
wovon  551,500  Aktien,  Fr.  600,000  consolidirte  Anleiben  und  Fr.  600,000 
Subventionen.  Kosten  der  Bahnanlagen  und  festen  Einrichtungen  per  Ende  1890 
Fr.  1,445,158  =  102,909  per  Bahnkilometer;  Kosten  des  Rollmaterials 
Fr.  430,622. 

Südostbahn.  (Ergänzung).  Die  Strecken  Pföffikon  -  Samstagern  und 
Biberbrücke-Goldau  wurden  eröffnet  am  4.  August  1891.  Bauliche  Länge  der 
erstem  Strecke  7957  Meter,  der  zweiten  20,247  Meter. 

Telephon.  (^Ergänzung  des  Artikels  im  III.  Band,  nach  Mittheilungen 
des  Herrn  Dr.  Wietlisbach.)  Im  Anschluß  an  die  Statistik  auf  Seite  292  folgen 
die  wichtigeren  Zahlen  für  die  folgenden  Jahre  : 

Lokal- 
Oespr&che 

8,059,699 

7,112,090 

5,181,617 

6,930,413 

Die  Ausgaben  geben  keine  mit  den  früheren  vergleichbaren  Resultate,  da 
seit  1890  das  Bechnungssystem  durch  Einführung  eines  Bauconto  geändert  wurde; 
sie  sind  daher  oben  nicht  angeführt.  Die  Wirkungen  des  Telephongesetzes,  welches 
mit  dem  1.  Januar  18 CO  in  Kraft  getreten  ist,  sind  nicht  ganz  in  der  erwarteten 
Weise  zu  Tage  getreten.  Namentlich  war  von  der  „fast  plötzlichen  Zunahme  der 
Stationen **  nicht  viel  zu  spüren.  Der  Abonnementspreis  wurde  allerdings  durch 
das  neue  Greaets  ermllSigt^  ngkUi  $Hm  aoeb  die  früher  bestandene  Gesprächs- 
freiheit  abgesehaffk,  lifiJifitgmimamitmä^  per  Jahr  eingegränzt, 

was  von  vielen  AboiMl^fllH^^^^^^^^^^^Hlhniuiden  wurde.  Dies  zeigte 


1888 
1889 
1890 
1891 


Drahtläiige 
Km. 

11,811.7 
13,237.5 
17,067.0 
21,358.0 


Stationen 

7,946 

9,203 

10,949 

12,595 


Interurb.- 
(jesii  räche 

Hinnahmen 
Fr. 

468,502 

1,188,297 

599,737 

1,310,081 

587,000 

1,500,306 

687,488 

1,633,513 
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sich  in  einer  großen  Abnahme  der  Lokalgespräche.  Im  Jahre  1887  kamen  1128; 
im  Jahre  1888,  1140  Grespräche  jährlich  auf  die  Station,  nach  der  Einführung 
des  neuen  Gesetzes  im  Jahre  1890  nur  noch  473,  and  im  Jahre  1891,  550  Gre- 
spräche. Die  jährliche  Zahl  der  Gespräche  per  Station  hat  also  um  die  Hälfte 
abgenommen.  Dagegen  ist  die  Zunahme  der  Stationen  von  circa  1200  vor  dem 
Gesetz  auf  circa  1600  nach  dem  Gesetz  per  Jahr  gestiegen.  —  Einen  wenigatens 
ebenso  großen  Einfluß  auf  die  raschere  Entwicklung  den  Telephon  wesens  als  die 
reducirten  Abonnementstaxen  hatte  die  Ausdehnung  des  interurbanen  Ver- 
kehrs, von  einem  Telephonnetz  zu  einem  anderen. 

Beinahe  alle  Telephonnetze  sind  gegenwärtig  untereinander  verbunden.  Die 
Telephonnetze  der  einzelnen  Ortschaften  haben  sich  zu  einem  über  die  ganze 
Schweiz  ausgedehntem  Telephonnetz  zasammengeschloßen.  Nur  Davos  und 
St.  Moritz  im  Kanton  Graubünden  warten  noch  auf  den  Anschluß  an  das  all- 
gemeine Telephonnetz.  Außerdem  liegen  im  Eaoton  Tessin  die  3  Telephonnetze 
Lugano,  Bellinzona,  Locarno,  die  wohl  unter  sich  verbunden  sind,  aber  wegen 
der  großen  Kosten,  welche  eine  Telephonleitung  nach  Luzern  oder  Chur  erfordern 
würde,  wenigstens  im  gegenwärtigen  Moment  noch  auf  eine  solche  verzichten 
müßen.  Die  interurbanen  Telephon  leitungen  sind  um  zwei  Centren  angeordnet, 
von  denen  das  eine  in  Bern  für  die  Westschweiz  und  das  andere  in  Zürich  für 
Nor dost- Schweiz  liegt.  Durch  zweckmäßiges  Erweitern  und  Vervollständigen 
derselben  wird  nach  und  nach  der  größte  Tkeil  der  Abonnenten  in  der  Schweiz 
miteinander  in  Verkehr  treten  können;  schon  jetzt  hat  ein  telephonisohes  Gre- 
spräch  von  St.  Gallen  nach  Genf  oder  von  Basel  nach  Chur  keine  Schwierigkeit, 
während  von  den  kleineren  Netzen  aus,  welche  zuweilen  noch  durch  drei,  zuweilen 
selbst  vier  Centralstationen  sich  hindurch  arbeiten  müßen,  um  zu  einem  Centrum 
zu  gelangen,  es  schwierig  ist,  die  gewünschte  Verbindung  zu  erhalten,  da  zu 
diesem  Zwecke  alle  die  verchiedenen  zwischen  den  Endpunkten  liegenden  Theil- 
stücke  gleichzeitig  frei  sein  müssen;  auch  wird  beim  Passiren  von  mehreren 
Centralstationen  die  Laut  Wirkung  des  elektrischen  Stromes  geschwächt.  Es  besteht 
daher  die  Verordnung,  daß  in  der  B>egel  nicht  mehr  als  drei  Centralstationen 
fiir  eine  Verbindung  in  Anspruch  genommen  werden  dürfen. 

Auch  interurbane  Telephonverbindungen  nach  dem  Auslande  sind  schon 
mehrere  im  Betrieb,  so  eine  von  Basel  aus  nach  St.  Ludwig  und  Mühlhausen, 
eine  von  Kreuzungen  nach  Constanz,  eine  von  St.  Gallen  nach  Bregenz  mit 
Anschluß  an  Lindau  und  Feldkirch,  eine  von  Genf  nach  St.  Julien.  Ueber  diese 
Anschlüße  mit  dem  Auslande  sind  vom  Bundesrathe  folgende  allgemeine  Gesichts- 
punkte aufgestellt  worden  ; 

Die  Erstellung  und  der  Unterhalt  der  Linien  und  Stationen  auf  Schweizer- 
gebiet  ist  Sache  der  eidg.  Verwaltung. 

Als  schweizerischer  Antheil  an  den  internationalen  Gesprächstaxen  gelten 
als  Minimaltaxen  im  allgemeinen  die  in  Art.  14  des  Gesetzes  für  die  schweize- 
ri»cben  Leitungen  festgestellten  Ansätze,  in  der  Meinung,  daß  der  erste  Taxrayon 
auf  eine  Entfernung  von  10  km.  zu  beschränken  sei.  In  der  Grenzzone  ist  eine 
Ermäßigung  des  Schweiz.  Antheils  von  30  Cts.  auf  25  Cts.  gestattet,  fialls  der 
Antheil  des  Nachbarstaates  dieselbe  ist. 

Es  beträgt  z.  B.  die  Gesprächstaxe  mit  Frankreich  für  die  Grenzzone  50  Cta. 
(Schweizer.  Antheil  25  Cts.),  mit  Deutschland  60  Cts.  (Schweizer.  Antheil 
3i)  Cts.).  Bis  auf  100  km.  ist  die  Gesprächstaxe  mit  Frankreich  gegenwirtig 
Fr.  1,  mit  Deutschland  und  ()esterreich  Fr.  1.  25  (für  eine  Gesprächsdauer 
3  Minuten). 
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Die  Vereinheitlichung  dieser  Taxen  wird  warscheinlich  eine  Aufgabe  der 
nächsten  ioternationalen  Telegraphenconferenz  bilden. 

Die  Ausdehnung  des  Wirkungskreises  des  Telephons  erhöht  natürlich  auch 
die  Ansprüche  an  die  technische  Ausführung  der  Anlage.  Die  Yerbindungs- 
leitungen  zwischen  den  verschiedenen  Netzen  werden  als  Schleifen  mit  Kupfer- 
draht aus  2  und  3  Durohmesser  erstellt.  Als  Miorophone  werden  sogenannte 
Eohlenpulvermikrophone  verwendet,  walche  eine  stärkere  Wirkung  zulassen. 
Bei  den  Apparaten  kommt  die  sogenannte  Parallelschaltung  zur  Anwendung, 
wodurch  die  Laut  Wirkung  bedeutend  verbessert  wird. 

Auch  die  Kabel  im  Inneren  der  Städte  sind  von  einer  verbesserten  Kon- 
struktion. In  erster  Linie  werden  alle  Kabelleitungen  in  Sohleifenschaltung  ver- 
wendet, als  Isolationsmittel  wird  die  Luft  benützt,  welche  die  elektrischen  Ströme 
am  wenigsten  beeinflußt  Da  in  den  größeren  Städten  der  Straßengrund  zur  Einbet- 
tung von  Gas-  und  Wasserleitungen,  von  Kabeln  zur  elektrischen  Beleuchtung  und 
Kraftübertragung,  von  Schienen  für  die  Straßenbahmen  u.  s.  w.  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  so  ist  es  oft  sehr  schwierig,  ein  geeignetes  freies  Traye  ausflnding 
zu  machen.  Um  diesem  üebelstande  zu  begegnen,  wird  ein  eigenes  Kanalisationsnets 
angelegt,  groß  genug,  um  für  eine  längere  Beihe  von  Jahren  die  Telephonkabel 
aufnehmen  zu  kimnen.  Diese  Kanäle  bestehen  aus  gußeisernen  Röhren  von  20 
bis  40  cm.  Durchmesser,  welche  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Röhren  der  Wasser- 
leitungen verlegt  werden.  Auf  diese  Weise  kann  die  Verwaltung  auf  Jahre 
hinaus  sich  den  Platz  für  ihre  künftigen  Kabelanlagen  reserviren.  Daneben  ist 
auch  der  Schutz  sowohl  gegen  mechanische  Beschädigangen  wie  gegen  die  Ein- 
wirkung anderer  elektrischer  Leitungen  ein  beinahe  vollkommener.  Die  Kabel 
werden  nach  Bedürfniü  mit  Hülfe  von  Winden  in  die  Röhren  eingezogen,  und 
es  sind  zu  diesem  Zwecke  in  angemessenen  Zwischenräumen  Einsteigschächte 
vorgesehen. 

Eine  eigenthUmliche  Schwierigkeit  entsteht  für  die  Telephonanlagen  in 
neuerer  2^it  durch  die  Starkstromleitungen.  Die  elektrischen  Ströme, 
welche  zur  elektrischen  Beleuchtung  und  Kraftübertragung  dienen,  sind  1000 
bis  1,00.0,000  mal  stärker,  als  die  zum  Telephoniren  verwendeten.  In  Folge 
dieses  Unistandes  müssen  natürlich  die  Starkströme  von  den  Telephonleitungen 
möglichst  fern  gehalten  und  nach  technischen  Regeln  so  angelegt  werden,  daß 
sie  keinen  elektrischen  (inducirenden)  Einfluß  auf  die  Telephonleitungen  ausüben 
können.  Andernfalls  entsteht  ein  mehr  oder  weniger  stark  summendes  Geräusch, 
welches  den  telephonischen  Verkehr  beeinträchtigen,  oder  sogar  auch  ganz  ver- 
unmöglichen kann,  namentlich  beim  sogenannten  Wechsel-  und  Drehstrom.  Mit 
Rücksicht  auf  den  großen  Unterschied  in  den  Stromstärken  ist  die  Vermeidung 
dieser  Störungen  für  den  Telephontechniker  oft  ein  schwieriges  Problem.  Dabei 
spielt  die  Isolation  der  Leitungen  von  der  Erde  sowie  die  gegenseitige  Lage 
der  Drähte  eine  wichtige  Rolle. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Gefährlichkeit  der  Starkströme  für  das  Leben  der 
Arbeiter  ist  es  untersagt,  an  den  Stangen  der  Telegraphen-  und  Telephonlinien 
Starkstromdrähte  anzubringen.  In  vielen  Fällen  sind  Kollisionen  beider  Leitungs- 
systeme beinahe  unvermeidlich,  namentlich  im  Inneren  von  Ortschaften,  welche 
die  elektrische  Beleuchtung  eingeführt  haben,  und  es  hat  sich  daher  als  noth- 
wendig  herausgestellt,  das  gegenseitige  Verhältniß  beider  gesetzlich  zu  ordnen. 
Dies  ist  durch  das  » Buiide«f effl^^k^teoffeiid  die  Erstellung  von 
Telegraphen-   und   Tolf^iiijMHlBMM^  1889   geschehen. 

Dasselbe  berechtigt  den  BiMI^^^^^^^^^^^^^^HriKige,  Kanäle,  Flüsse, 
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Seen,  and  deren  Ufer,  ebenso  das  Gebiet  der  Bahngesellschaften  zur  Erstellung 
von  Telegraphen-  and  Telephonlinien  in  Ansprach  za  nehmen,  and  Drähte  Über 
Privateigentham  za  ziehen,  wenn  die  zweckentsprechende  Benützang  desselben 
dadurch  nicht  beinträchtigt  wird.  Ebenso  hat  er  das  Recht,  Baumäste,  durch 
welche  eine  vom  Bunde  errichtete  Leitung  gefährdet  oder  gestörb  wird,  eventuell 
gegen  Entschädigung,  za  beseitigen. 

Vor  der  Anlage  von  elektrischen  Iieitungen  für  Starkströme  sind  die  Pläne 
der  Telegraphenverwaltung  vorzulegen,  welche  bei  der  genehmigung  der  Pläne 
sowie  während  des  Betriebs  den  Unternehmer  der  Starkstromleitung  zu  den 
erforderlichen  Maaßnahmen  verhalten  wird,  um  die  Telegraphen-  und  Telephon- 
anlage gegen  jede  Gefährdung  und  Betriebsstörug  sicher  zu  stellen,  und  die 
zukünftige  Ausdehnung  derselben  nicht  zu  verunmöglichen  gegenwärtig  gibt  ee 
bereits  über  200  Starkstromanlagen  in  der  Schweiz,  deren  Leitungen  die  Tele- 
graphen- und  Telephonlinien  kreuzen  oder  ihnen  auf  kürzeren  oder  längeren 
Strecken  parallel  laufen. 

Im  Juni  1892  haben  die  eidg.  Käthe  den  Bundesrath  eingeladen,  zu  prüfen 
und  darüber  Bericht  za  erstatten,  ob  und  auf  welche  Weise  in  den  von  den 
größeren  Verkehrscentren  abgelegenen  Landestheilen  der  Thelephon verkehr  durch 
eine  Taxermäßigung  zu  erleichtern  sei. 

In  den  kleineren  Telephonnetzen  hat  der  Lokal  verkehr  keine  Bedeutung  und 
die  Abonnenten  kommen  daher  nicht  in  den  Fall,  die  800  freien  Lokalgespräche 
ganz  auszunutzen.  Der  größte  Theil  ihres  Verkehrs  bewegt  sich  über  die  inter- 
urbanen  Leitungen.  Um  diesen  Verhältnissen  Bechnung  zu  tragen,  schlägt  der 
Bundesrath  vor,  die  Anzahl  der  freien  Lokalgespräche  für  alle  Abonnerten  von 
800  auf  600  herabzusetzen  und  dem  entsprechend  auch  den  Abonnementspreis 
um  Fr.  20  zu  reduziren,  so  daß  der  letztere  im  ersten  Jahre  Fr.  100,  im  zweiten 
Jahre  Fr.  80  und  für  die  folgenden  Jahre  Fr.  60  betragen  würde. 

Von  dieser  Taxermäßigung  werden  in  erster  Linie  die  kleineren  Netze 
profitiren,  während  in  den  großen  Netzen  mit  regem  Lokalverkehr  die  600 
Lokalgespräche  in  der  Kegel  überschritten  werden. 

Der  nächsten  Bundesversammlung  (Dezembersession  1892)  wird  eine  bezüg- 
liche Gesetzesvorlage  zugehen.    (Geschrieben  Ende  Sept.   1892). 

Temperatur.     S.  im  Artikel   „  Landwirthschaft  "  Seite  250. 

Thalweil-Zug-Bahn.  Projektirte  Länge  23  km.  Spurweite  1,435  m., 
vgl.  im  Uebrigen  die  Artikel  „  Moratoriumslinien  "  im  II.  Band  und  im 
Supplement. 

Thunerseebahn  (Scherzligen-Därligen).  Concedirt  am  17.  Juni  1890. 
Projektirte  Länge  21,982  Meter.  Spurweite  1,435  m.  Adhäsionsbahn.  Noch 
im  Bau  befindlich.     (November  1892). 

Thunerseekanal.  Die  Strecke  Thunersee-Interlaken  wurde  eröffnet  am 
4.  Juni   1892. 

Tramways.  Das  Tramway  der  Stadt  Bern  wurde  eröffnet  am  1.  Okt.  1890. 
Länge  3192  Meter.     Anlagekosten  Fr.  2,340,427. 

Unfallversicherung.  Siehe  in  diesem  Supplement  den  Artikel  „  Ver- 
sicherung ". 

Uri,  (Zur  Wirthschaftsgeschichte  dieses  Kantons,  mitgetheilt  von  J.  Dürrer, 
Adjunkt  des  eidg.  statistischen  Bureau)  Daß  der  Boden  des  Landes  Uri  bereits  im 
10.  Jahrhundert  in  ausgedehntem  Maaße  der  landwirthschafblichen  Benützung  dienstbar 
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gemacht  war,  geht  daraae  hervor,  daß  die  Bewohner  dieses  Landes  den  22,  Xo- 
vember  955  eich  mit  dem  Kloster  zum  FraamUnster  in  Ziirioh,  ihrem  Gmnd- 
herrn,  darüber  verständigten,  wie  das  von  den  erstem  gesammelte  Wildhen  zu 
verzehnten  sei.  Und  wohl  waren  es  auch  die  Bedürfnisse  der  yorhandenen  Latul- 
vnd  im  besondere  der  Älpenwirihachafl,  durch  welche  die  ürner  schon  frühe 
veranlaßt  worden,  bei  der  Besitzergreifung  des  Bodens  Über  die  natürliohea 
Grenzen  ihres  Thaies  hinauszngreifen  :  Über  den  Elausenpaß  in  das  Lintthal, 
über  deu  Kinzigknlm-  und  den  fiDosalperkulmpaß  in  das  llaotstbal  und  Über  die 
Surenegg  in  das  (iebiet  der  Engelbergeraa.  Ein  Streit,  welcher  zwischen  Uri 
und  Glarus  Über  ihre  Laudesgrenze  gewaltet  hatte,  wurde  im  Jahre  1196  in  der 
Weise  vermittelt,  daß  ersteres  von  nun  an  im  unangefochtenen  Besitze  des 
heutigen  „  Urnerbaden  *  blieb.  , Lange  HißbelDng"  zwischen  Uri  und  dem 
Kloster  Engelberg  über  den  Besitz  nnd  die  Benützung  der  Alpen  am  Westabhange 
der  Surenen  sollte  durch  ein  gerichtliches  Urtheil  vom  Jahre  1275  erledigt 
werden,  erhielt  sich  aber  tu  mehrmaliger  Wiederholung  noch  fast  zwei  Jahr- 
hnnderte  lang. 

In  den  Urkunden  des  13.  und  des  14.  Jahrhunderte  kehrt  die  Bezeichnung 
urnerischet  Grundstücke  als  , Acker'  so  hfiofig  wieder,  für  einselne  (regenden 
fast  vorwiegend,  daß  man  anfangs  in  der  Annahme  versncbt  wird,  es  habe 
damals  in  Uri  auch  der  Äckerbau  eine  große  Ausdehnung  gehabt  und  seine 
Bedeutung  sei  derjenigen  der  Viehzucht  und  Alpenwirthschaft  nicht  sehr  zurück- 
gestanden. Daß  die  Berechtigung  dieser  Annahme  aber  doch  eine  fragliche  sei 
und  daß  die  so  häutige  Bezeichnung  der  Gmndatticke  als  Acker  schon  damals 
mehr  einem  frühem  als  einem  noch  andauernden  Zustande  entsprochen  haben 
ktSnnte,  dafür  spricht  der  Umstand,  daß  in  den  erwähnten  Urkunden  und  namentlich 
in  den  noch  zahlreich  erhaltenen  Zinsrüdetn  des  zUroberischen  FraumUnsters  über 
seine  Besitzungen  in  Uri  neben  den  weit  vorherrschenden  Geldzinsen  allerdings 
auch  Naturalzinse  genannt  werden,  welche  aus  Erzeugnissen  der  Viehzucht  und 
Milch wirtbachaft  bestehen,  (Schafe,  Lämmer,  Ziegenhäute,  Wolle,  Käse,  Ziger) 
aber  —  abgesehen  von  Zehntabgaben  —  niemals  solche  aus  Erzeugnissen  des 
Ackerbaues.  KSszinse  bezog  von  seinem  Grundbesitze  in  Uri  auch  das  Kloster 
Wettingen  nnd  daß  dieses  in  ausgedehnterem  Maße  stattfand,  als  jetzt  noch 
die  einzelnen  Nachweise  hiefUr  vorliegen,  geht  daraus  hervor,  daß  das  genannte 
Kloster  es  sich  im  Jahre  133B  von  einem  seiner  urnerisehen  Lehenträger  als 
hergebraehtes  Recht  bezeugen  ließ,  ein  als  Erblehen  verliehenes  Haus  und  dessen 
Speicher  jeweilen  als  Käselager  zu  benützen  für  .ir  {=  Wettingens)  Malken, 
dae  sie  kontfent,  oder  inen  von  Zinsen  gevallet  in  Uri,  bis  sie  selbe  vom  Lande 
fertigen  mögen".  Macht  uns  diese  Erklärung  wohl  mit  dem  ersten  Eäsehändler 
bekannt,  von  dem  sich  noch  bestimmte  Kunde  erhalten  hat,  so  gibt  ein  nicht 
viel  si>äteres  Schriftstück  Kenntniß,  daß  das  gleiche  Kloster  Wettingen  im  Lande 
Uri  auch  dem  Viehhandel  oblag;  denn  am  *25.  Jänner  1354  stellte  Johannes  von 
Attinghausen,  Landammann  in  Uri,  die  Bescheinigung  aus,  daß  Wettingen  ihm 
die  hundert  Gnlden  besahlt  habe,  ,die  si  mir  soholdig  wareod  von  dem  vehe, 
ao  ich  den  vorgenanten  Herren  gegeben  hatt".  Bei  der  neaen  Lehenertheilung 
einer  Schweig  im  Schächenthal,  im  Jahre  1346,  und  eitter  «olohwi  in  Silenen, 
im  Jahre  1383,  wird  der  Jahreezins  zu  Guusten  des  fl^|^^|^HHfa^^ateca 
u.  A.  je  anf  200  Käse  festgesetet,  deren  Gesammtg^^^^^^^^^^^BRtAen 
ZQ  betragen  hatte  (am  einen  Orte  -ohne  Sack  und^fla^^Q^^^^^^D*Orte 
hingegen  „mit  den  Säcken".  —  1  Buben  ^  ungeßihr  8,3  i^^^wö  *v»t  Snhwi  i^  j 
in  Gurtnetlen  dagegen  waren  noob  einem  Zinarodel  TOB  1870  d1>d^  ^^OHtcj^f 
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u.  A.  50  große  Käse  im  Gesammtgewicht  von  40  Buben  zu  zinsen.  —  Im  Jahre 
1380  verpfändete  ein  Landmann  von  Realp  zwei  seiner  dortigen  Grundstücke 
für  die  Lieferung  von  l^s  Zentner  £äs  zum  Zwecke  einer  Jahrzeitstiftung  im 
Frauenkloster  Engelberg.  —  Eine  ungefähr  von  dieser  Zeit  an  beginnende  Beihe 
von  Urkunden  zeigt,  wie  unter  mannigfaltigen  Vorkommnissen  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Alpenwirthsohaft  im  Ursernthaie  geordnet  wurden,  wobei  das  Streben 
der  Gemeinde  hauptsächlich  und  erfolgreich  dahin  gieng,  zur  Benützung  der 
dortigen  Alpen  einzig  das  im  Thale  gehaltene  Vieh  zuzulassen. 

Während  demnach  Viehzucht  und  Milohwirthschaft  nehen  dem  Bedarfe  des 
Landes  noch  Gegenstände  der  Ausfuhr  erzeugten  und  in  den  Urkunden  vielfieiche 
Denkmale  ihres  Betriebes  zurückließen,  war  die  Beschaffung,  oder  doch  die 
Erhaltung  der  für  das  Land  nöthigen  Erzeugnisse  des  Ackerbaues  bereits  zu 
einer  Aufgabe  staatlicher  Fürsorge  geworden.  Denn  als  in  den  Jahren  1416 
und  1417  Uri,  Luzem  und  Unterwaiden  ein  ewiges  Burg-  und  Landreoht  mit 
den  Zehnten  des  Landes  Wallis  abschlössen,  wurde  den  Letztem  auf  dem 
Gebiete  der  Erstem  im  allgemeinen  freier  Kauf  zugesichert,  davon  aber  Getreide 
ausgenommen  („uns,  den  genanten  von  Wallis  söllent  umb  unser  Gelt  lassen 
zugan  und  gen  Saltz  und  allerley  EoufiPs,  so  sie  inn  haben  mögent,  usgenomen 
allerley  Korns,  wie  das  genant  oder  geschaffen  isf*).  Staatlichen  Beschränkungen 
der  Getreideausfuhr  über  den  Gotthard  begegnet  man  durch  das  15.  und  16. 
Jahrhundert  häufig.  Welche  Bedeutung  die  zur  2ieit  des  Kappelerkrieges  von 
Zürich  verhängte  Eornsperre  für  die  Innerschweiz  hatte,  ist  hekannt  und  durch 
die  Geschiebte  von  der  Milchsuppe  in  Kappel  der  Erinnerung  erhalten  worden.  — 
Auch  im  17.  und  im  18.  Jahrhundert  fortdauernder  Mangel  an  genügender 
eigener  Brotfrucht  wird  für  Uri  durch  einen  Land^gemeindebeschluß  von  1622 
bezeugt,  welcher  vorschrieb:  ^ Jedem  der  das  erste  Mal  ankörnet,  soll  der  halbe 
Theil  Samen  von  der  Obrigkeit  gegehen  werden  und  er  dann  schuldig  sein,  drei 
Jahre  nach  einander  zu  körnen ;  auch  welche  das  ihrige  aufthun  (auftbun  =  Wies- 
land in  Acker  umbrechen),  soll  ihnen  für  jede  Kuh  zwei  Eühessens  ausser  Landes 
zu  wintern  erlaubt  sein"  (d.  h.  sie  durften  als  Vergünstigung  auch  solches  Vieh 
auf  die  urnerischen  Alpen  auftreiben,  welches  sie  den  Winter  über  ausserhalb 
des  Landes  gefüttert  hatten).  Die  Sorge  für  die  Vermehrung  des  Ackerbaues 
beschäftigte  die  Landsgemeinde  noch  im  Jahre  1699  und  wieder  in  den  Jahren 
1710 — 23,  doch  ebne  für  diese  Verhältnisse  eine  bedeutende  und  dauernde 
Aenderung  schaffen  zu  können,  denn  noch  im  Jahre  1796  schreibt  Narrmann 
(„Darstellung  des  Schweizerlandes"),  daß  in  Uri  „im  Ganzen  nur  wenig  Getreide 
gezogen  wird**  und  im  wesentlichen  übereinstimmend  Lusser  im  Jahre  1834. 
(„Der  Kanton  Uri«) 

War  derselbe  auch  kaum  jemals  von  großer  wirthschaftlicher  Bedeutung 
für  das  Land,  so  mag  hier  gleichwohl  auch  der  Weinbau  erwähnt  werden,  der 
in  Uri  wenigstens  seit  dem  13.  Jahrhundert  bis  nahe  an  unsere  Zeit  heran 
bestand.  Im  Jahre  1266  verkaufte  das  Kloster  St.  Blasien  an  dasjenige 
von  ^^'ettingen  u.  A.  einen  Weinberg,  welchen  es  in  Uri  besaß  und  dem 
Eraumünster  in  Zürich  trat  im  Jahre  1283  Gregor  von  Silenen  als  Eigenthum 
ab  „allez  daz  guot,  daz  er  het  in  dem  Land  ze  Uren,  es  sei  Acher,  Win- 
garten,  Wisan,  old  swie  man  ez  genennen  mag**  ;  von  Weinhergen  oder  von 
\\'einzehnten  in  Uri  ist  ferner  die  Bede  in  Urkunden  aus  den  Jahren  1284, 
1289,  1330  und  1387.  Von  da  an  aber  verzichtet  der  urnerische  Weinbau 
während  Jahrhunderten  auf  schriftliche  Denkmäler  seines  Fortheetehena ;  um 
60  freudiger  wird  man  üben^ascht,  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1750  Uri  immer 
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noch  als  Weinland  —  n regio  in  qua  vinnm  cresoit*  —  bezeichnet  zu  finden. 
Und  eine  folgende  Erwähnung  gibt  Aufschluß,  dass  nicht  blos  dieser  Weinbau, 
sondern  auch  dessen  Erzeugniß,  der  Wein  selbst,  sich  einer  großen  Dauerhaftigkeit 
rühmen  durfte.  Norrmann  schreibt  im  Jahre  1796  über  üri:  „An  einzelnen 
Orten  kommt  sogar  der  Weinstock  fort,  so  daß  auch  etwas  Wein  gezogen  werden 
kann,  der  aber  meistens  herbe  ist  und  erst  bei  einem  Alter  von  einigen  Jahren 
trinkbar  wird;  man  zieht  ihn  daher  mehr  zum  Vergnügen  (!)  als  wegen  seines 
großen  Nutzens.**  Und  Lusser  (1834):  ^Der  Weinbau,  welcher  früher  in 
Altdorf  und  Sisikon  gewesen  sein  soll,  ist  beinahe  verschwunden  ....  Nur 
wenige  machen  einige  Saum  Wein,  der  aber  sauer  schmeckt.'* 


Unternehmungen,  welche  die  Hebung  der  mineralischen  Schätze  des  Lande^^ 
Uri  bezweckten,  werden  im  Laufe  der  Jahrhunderte  verschiedene  genannt.  Freilich 
noch  sehr  unbestimmt  lautet  die  folgende  Erwähnung  urnerischen  Bergbaues  in 
einem  Tagsatzungsabschied  vom  18.  Oktober  1480:  „Ebenso  bringt  der  Ammann 
von  Uri  an,    daß  Heinrich  Koler  von  Nürnberg,  der  in  ihrem  Berf/werk  wohnt 

•*  Mehrere  spätere  Beschreibungen  Uris  behaupten  Übereinstimmend,  daß 

in  früheren  Zeiten  im  Isenthal  Eisenausbentnng  stattgefunden  habe  und  wenigstens 
einen  Anhaltspunkt  hiefnr  bietet  die  Thatsache,  daß  im  Jahre  1596  ein  Haupt- 
mann Madrano  vom  Lande  Uri  ein  Bergwerk  im  Isenthal  auf  mehrere  Jahre 
zu  Lehen  hatte  und  ihm  im  nämlichen  Jahre  vom  dreifachen  Landrath  ein 
im  Isenthal  liegender  „  Tschachen  ^  (=  Gehölz)  verkauft  wurde.  (Blumer , 
Recbtsgeschichte  2.  Theil  I.  346  und  II.  75). 

Im  Jahre  1622  wurde  von  Hauptmann  Madrano  (ob  zum  ersten  Male?) 
die  Eisengewinnung  im  Kärstelenthale  eröffnet,  welch'  letzteres  von  da  weg  den 
Namen  Madranerthal  annahm.  Im  Jahre  1680  sei  dieses  Eisenbergwerk  an  die 
Urner  J.  und  F.  Epp  tibergegangen  und  später  für  die  Zeit  bis  1725  an  den 
Urner-Landammann  J.  A.  Schmid  verliehen  worden.  Um  1724  werden  auch 
die  zwei  Basler  J.  Linder  und  H.  B.  Burkhard,  welche  damals  ein  Eisenberg- 
werk in  Lowerz  bei  Schwyz  eröffneten,  als  „Bergherren  in  Uri"  bezeichnet. 
Landsgemeindebeschlüsse  „das  Eisenbergwerk  belangend^  werden  erwähnt  aus 
den  Jahren   1704,  1708,   1709,   1723,   1724  und   1737. 

Den  Eindruck  zu  machen,  daß  Uri  sich  damals  eines  mannigfaltigen  Berg- 
baues erfreut  habe,  versucht  eine  Darstellung  aus  dem  Jahr  1766  {Fnsi  Staats- 
und  Erdbeschreibung).  Nachdem  bereits  gesagt  war,  daß  in  Uri  Silberberg- 
werke schon  wiederholt  mit  Vortheil  eröffnet  worden,  daß  namentlich  in  der 
Gemeinde  Silenen  ein  solches  als  „vorzüglich  ergiebig"  befunden  worden  und  dalA 
noch  vor  wenigen  Jahren  eine  zürcherische  Gesellschaft  ein  Silberbergwerk  in 
jener  Gegend  betrieben  habe,  werden  die  folgenden  verschiedenartigen  Ausbeu- 
tungen als  dermalen,  also  gleichzeitig,  betriebene  aufgezählt. 

„Das  Madranerthal  hat  seit  langer  Zeit  das  Land  mit  nützlichen  Mineralien 
bereichert.  Am  Golzernberg  gräbt  man  ein  trächtiges  Eisenerz.  Eine  Stunde 
von  da  ist  in  dem  sog.  Tieflauithal  gutes  Silbererz,  obenher  ein  Bergwerk  voii 
Silber  und  Kupfer.  Nicht  weit  von  da  gräbt  man  ein  anderes  Kupfererz  und 
nahe  bei  demselben  Bleierz,  zu  Sohwarzenberg  und  auf  dem  schwarzen  Erzberg 
gutes  Eisenerz.  Alle  diese  Erze  werden  eine  Stunde  weit  yom  Dorfs  Amsteg^ 
jenseits  der  Reuß  im  sog.  Graggerthal  (!  Warum  moht 
alp?)  gut  gemacht  und  geschmolzen.  Das  Kapferen 
das  Bleierz  32  (!)  Pfund  ab.**    Gleich  daneben 
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prozentigen  Ausbeutungen  wieder  neben  das  Dorf  Amsteg  und  in  das  Jahr  1718 
zurückversetzt.  Obwohl  nun  je  ein  Theil  der  hier  aufgezählten  Ausbeutungen  noch  in 
Neujahren  1788  ('ScÄrw^Vi?  Geschichte  des  Freistaates  Üry^  und  1796  (Norrmann) 
als  damals  fortdauernde  bezeichnet  werden,  erhält  man  den  Kindruck  eines  zuver- 
läßigeren  Berichtes,  wenn  Lusser  im  Jahre  1834  sagt:  Bergbau  gebe  es  längst 
keinen  mehr  im  Lande  und  weiter  angibt,  die  Eisenausbeutung  im  Madranerthale 
habe  im  Jahre  1762  aufgehört,  weil  damals  die  Eisenschmelze  in  jenem  Thale 
imd  der  Eisenhammer  in  Amsteg  durch  eine  Ueberschwemmung  zerstört 
worden  seien. 

Eine  im  Graggerthal  ob  Inschi  betriebene,  s.  Z.  von  Bitter  Jauch  an- 
gelegte, Unternehmung  zur  Alaungewinnung  wird  schon  1766  (Fäsi)  nicht  mehr 
erwähnt  und  1796  (Norrmann)  ausdrücklich  als  verlassen  bezeichnet. 

Eine  Neubelebung  des  urnerischen  Bergbaues  hatte  es  nicht  zur  Folge, 
wenn  auch  in  den  Jahren  1840  und  1855  von  der  Bezirksgemeinde  die  Bewilligung 
«rtheilt  wurde,  das  erste  Mal  auf  Eisen,  das  andere  Mal  auf  Blei,  Kupfer  und 
Silber  zu  graben. 

Der  Ausbeutung  von  Mineralien  verwandt  ist  die  Gewinnung  von  KrisiaUen^ 
oder  von  „Strahlen",  wie  sie  in  der  Landessprache  genannt  werden.  Freilich 
ist  dieselbe  ihrer  Natur  nach  weniger  zu  berufsmäßig  fortgesetztem,  als  zu  jeweil&n 
bald  vorübergehendem  Betriebe  geeignet  und  ihr  Erfolg  ist  immer  größtentheils 
vom  Zufalle  abhängig.  Dadurch  wird  die  wirthschaftliche  Bedeutung  des  „Strahlens*" 
wesentlich  eingeschränkt,  wenn  auch  dann  und  wann  Beispiele  außergewöhnlich 
großer  und  gewinnbringender  Kristallausbeute  angeführt  werden.  Willi  sagt  in 
seinen  anziehenden  Schilderungen  der  „Strahler  im  Hochgebirge**,  daß  von  der 
Kristallgräberei  in  Oberhasle  keine  altern  Spuren,  als  ungefähr  aus  dem  Jahre 
1650  erhalten  seien,  daß  man  dagegen  in  Wallis  und  in  Ursern  „viel  früher** 
Kristalle  gegraben  und  nach  Italien  verkauft  habe.  Dazu  stimmt  es,  wenn 
in  den  Verhandlungen  einer  den  7.  Oktober  1547  in  Brunnen  gehaltenen  drei- 
örtigen  Tagsatzung  von  Jemanden  —  einem  Bellizonesen  oder  Italiener?  —  die 
Bede  ist,  „der  die  Stralen  gekauft  habe".  Fleißig  erwähnt  wird  in  den  Be- 
schreibungen des  Landes  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  die  „Sandbalm",  ein 
Kristallgewölbe  im  Meienthal,  das  schon  ^bei  Jahrhunderten"  in  Ausbeutung 
gestanden  habe  und  in  dessen  einer  Höhle  ungefähr  um  1746  nicht  weniger  als 
900  Stücke  gefunden  worden  seien.  Norrmann  gibt  die  Ausbeute  der  Sandbalm 
auf  über  1000  Zenter  an,  deren  Werth  man  auf  30,000  Thaler  berechnet  habe. 
Neben  der  Sandbalm  erwähnt  Fäsi  im  Jahr  1766,  daß  „vor  einichen  Jahren* 
in  der  Urschlaui,  ebenfalls  im  Meienthal,  ein  reicher  Berggang  voll  schöner 
Kristalle  entdeckt  und  „vor  mehreren  Jahren"  nicht  weit  von  da  in  der  Schöllenen 
ein  anderer  gefunden  worden  sei,  dessen  rolie  Ausbeute  einen  Werth  von  15,000 
Gulden  gehabt  habe.  Im  Jahr  1834  schreibt  Lusser^  daß  „vor  wenig  Jahren' 
im  Fellithale  über  100  Zentner  schwarze  Bergkristalle  und  mehr  ab  30  Pfund  schöne 
rothe  Flußspahte  gefunden  worden  seien.  Aus  unserer  Zeit  ist  als  ein  besonders 
reicher  Fund  derjenige  der  im  Jahr  1868  entdeckten  Kristallhöhle  am  Tiefen- 
gletscher bekannt,  welche  250 — 300  Zentner  Rauchtopase  lieferte,  die  anfänglich 
zu  7  Franken  das  Tfund  verkauft  wurden,  dann  aber  rasch  im  Preise  sanken. 
Dabei  ist  allerdings  zu  bemerken,  daß  bei  der  Entdeckung  am  Tiefengletscher 
Uri  nur  als  Fundort  in  Betracht  kam,  die  Ausbeutung  aber  von  Oberhaslern 
betrieben  wurde.     („Jahrb.  des  Schweizer  Alpenklub"   6.  Band) 

* 
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Seit  Jahrhunderten  von  der  größten  Bedeutung  für  Erwerb  und  Wirth- 
schaft  im  Lande  üri  war  der  Verkehr  über  deii  Sl.  Goiihard.  Wann  zuerst 
Uebergänge  über  diesen  Berg  dem  Nachbar  verkehre  dienten,  das  ist  in  Dunkel 
gehüllt;  aber  als  länderverbindende  Straße  zwischen  Deutschland  und  Italien 
tritt  der  St.  Gotthard  erst  im  13.  Jahrhundert  in  die  Geschichte.  Seine  erste 
sichere  Erwähnung  findet  sich  bis  jetzt  in  d6n  um  das  Jahr  1240  geschriebenen 
Aufzeichnungen  eines  deutschen  Bompilgers,  der  die  bei  der  Üeberschreitung  des 
„Mous  Elvelinus**  oder  ^  Ursare **  bestehenden  Entfernungen,  oder  die  —  wahrscheinlich 
für  einen  Fußgänger  berechneten  —  Tagereisen  von  Como  über  Lugano,  Beliens, 
Luzern  u.  s.  w.  aufzählt.  Daß  diese  Straße  auch  dem  Waaren verkehr  dienstbar 
gemacht  war,  dafür  liegt  bis  jetzt  kein  früheres,  vollgenügendes  Zeugniß  vor, 
als  ein  solches  aus  dem  Jahre  1293,  aber  verschiedene  Umstände  lassen  vermuthen, 
daß  dieser  Waaren  verkehr  wohl  nicht  'erst  im  genannten  Jahre  begonnen  habe, 
sondern  damals  bereits  eine  gewisse  Dauer  hinter  sich  hatte.  Vom  Beginne  des  14. 
Jahrhunderts  an  wiederholen  sich  die  Zeugnisse  in  ausreichendem  Maaße,  um  die 
fortdauernde  Bedeutung  des  umerischen  Alpenpasses  erkennen  zu  lassen,  dem  hier 
leider  nur  eine  lückenhafte  Darstellung  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  gewidmet 
werden  kann. 

Wem  wir  die  erste  Anlage  der  Gotthardstraße  im  Lande  Uri  zu  verdanken  haben, 
wer  sie  gebaut,  davon  spricht  keine  Urkunde.  Aber  da  in  einem  schied  richterlichen 
Urtheile  von  1331  Bau  und  Unterhalt  derselben  Strasse  auf  dem  Gebiete  von 
Ursern  und  von  Livinen  als  eine  Pflicht  eben  dieser  Thäler  bezeichnet  wird, 
(„utraque  pars  teneatur  facere  et  reficere  stratas  et  pontes  super  suo  territorio") 
und  da  in  mehreren  Urkunden  des  15.  Jahrhunderts  (Urtheil  von  1441,  Kund- 
schaften von  ungeföhr  1450  gUach  1422**,  Urtheil  von  1491)  auch  in  Uri 
der  Unterhalt  der  Straße  als  eine  hergebrachte  and  unbestrittene  Pflicht  dieses 
Landes,  oder  seiner  hiefÜr  bestehenden  drei  „Theile**  erscheint,  so  gestattet  das 
vielleicht  die  Muthmaßung,  daß  ebenso  die  erste  Anlage  der  Strasse  durch  die 
anliegende  Landschaft  ausgeführt  worden  sei.  Uri  oder  seine  drei  „Theile"  be- 
zogen von  den  über  die  Straße  beförderten  Gütern  eine  Abgabe,  „Fürleite 
oder  Weggeld**,  und  es  wird  diese  Abgabe  ausdrücklich  als  eine  Entschädigung 
für  die  Last  des  Straßenunterhaltes  bezeichnet  (1491);  vielleicht  ist  es  erlaubt, 
das  daneben  noch  zu  Gunsten  Uris  bestandene  Recht  des  „zu  Theil  fahrens'', 
d.  h.  das  Vorrecht,  den  Verkehr  über  die  Straße  zu  besorgen,  als  eine  ursprüng- 
lich verliehene  Entschädigung  des  Aufwandes  für  den  ersten  Straßenbau  zu 
betrachten. 

Der  Uebergang  der  bisher  den  „Theilen*"  obgelegenen  Last  des  Straßen- 
unterhaltes auf  die  Schultern  des  ganzen  Landes  scheint  sich  im  17.  Jahrhundert 
vollzogen  zu  haben ;  doch  liegen  hierüber  zu  wenig  bestimmte  Aufklärungen  vor. 
(„Die  Fürleite  von  Sillenen,  Wassen  und  Göschenen  laut  Brief  sind  bestätigt,  im 
gleichen  auch  die  von  Altdorf  und  Flüelen  und  sollen  sie  dieses  Geld  wohin  sie 
wollen  verwenden  mögen",  Landsgemeindebeschlüsse  von  1608,  1668  und  1727. 
„Für leite  halber  lasst  maus  beim  Alten,  aber  das  wohl  angewandt  werde", 
Landsgemeinde  von  1726). 

Uebrigens  hat  man  sich  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  unter  der  Bezeichnung 
„Gotthardstraße"  bei  weitem  nicht  eine  Straße  im  heutigen  Sinne  vorzustellen ^ 
das  Bauwerk  war  damals  bloss  ein  Saumweg,  über  welchen  die  Wauren  wi^ 
im  Winter  mittels  Schlitten,  aber  sonst  nur  durch  Säumen 
konnten.  „Die  alte  Straße  war  steil  und  holpericht,  auch 
(LnsserJ  Das  Urnerloch  wurde  erst  im  Jahre  1707  dmchi 
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bloss  in  einer  Breite  von  7  —  8'  und  einer  Höhe  von  8 — 9';  vorher  war  hier  die 
Straße  mittels  einer  langen,  in  Ketten  hängenden  Brücke,  die*  schon  im  Jahre 
1308  als  ^die  stiubende  Brücke"  erscheint,  um  den  Eilchberg  herumgeführt. 
Einen  beschränkten  Vergleich  der  alten  und  der  neuen  Grotthardstraße  bieten  uns 
heute  noch  die  Bilder  der  beiden  Teufelsbrücken. 

Die   Anregung    zum  Baue    einer   neuen  Straße   über  den  Gotthard   scheint 
von  der  Regierung  des  Kantons  Tessin  ausgegangen  zu  sein,  die  sich  zu  diesem 
Zwecke  im  Jahr  1817    nicht   nur   an   diejenige   von  Un,   sondern  mit  Hinweis 
auf  deren  offenbare  Yortheile   auch    an  Luzern    und  Basel  wandte  und   sich  zur 
Erstellung  einer  fahrbaren  Kunststraße   auf  Tessinergebiet   bereit  erklärte,    falls 
dasselbe  auch  von  Uri  für  sein  Gebiet  geschehe.    Nachdem  sich  Uri  die  finanzielle 
Unterstützung    Luzems   gesichert,   und    nachdem  die  Tagsatzung  auch  eine  Zoll- 
und  Weggelderhöhung    zugestanden    hatte,    wurde   von    der  Landsgemeinde    den 
1.  Mai  18120  vorläufig  der  Bau  der  Straße  von  Arosteg  bis  Gesehenen  beschlossen, 
den  6.  Juni  desselben  Jahres  durch  den  Bauunternehmer  C.  Jauch  von  Beilenz 
begonnen  und  im  Herbste  1822  fertiggestellt.  Seit  dem  Jahre  1824  fanden  zwischen 
den  betheiligten  Kantonen  neue  Verhandlungen  statt,  welche  die  gänzliche  Fahrbar- 
machung  des  Gotthardpasses  und  überhaupt  der  ganzen  Linie  von  Basel  und  Soiothum 
über  den  Hauenstein  bis  an  die  italienische  Grenze  im  Auge  hatten.  Infolge  der  hiebei 
neuerdings  erzielten  finanziellen  Betheiligung  Luzerns  und  der  von  der  Tagsatzung 
auch  für  diese  Strecken  eingeräumten  Zoll-  und  Weggelderhöhung  wurde  von  der 
urnerischen  Landsgemeinde  den  6.  Mai  1827  die  Fortführung  der  neuen  Straße  von 
(i eschenen  aufwärts  bis  an  die  Kantonsgrenze  —  nach  den  ]*länen  des  Tessiner- 
Landammanns  Meschini  —  und  die  Verbesserung  der  bestehenden  zwischen  Flüelen 
und  Amsteg  beschlossen.     Die  Ausführung  von  Hospenthal  aufwärts,  durch  den 
Unternehmer    Colombara,    erfolgte    in    den    Jahren    1828    und    1829,    diejenige 
zwischen  Gesehenen  und  Urseni,  durch  den  urnerischen  Ingenieur  C.  E.  Müller, 
in  den  Jahren  1829  und    1830.     Da   inzwischen    auch    Tessin    die   Straße    auf 
seinem  Gebiete  fertig  erstellt  hatte,  ist  somit  die  Gotthardstrasse  im  Jahr  1830 
auf  ihrer  ganzen  Strecke  für  Räderfuhrwerke  fahrbar  geworden.    Die  Verbesserung 
der  vorher  bestandenen  Straße  zwischen  Flüelen  und  AmHteg  wurde  in  den  dOer 
Jahren  nachgeholt.    Die  ganze  Strecke  der  Gotthardstraße  auf  urnerischem  Gebiete 
beträgt  47,8  Kilometer,  ihre  Breite  6  Meter,  die  größte  Steigung  10®/o;   ihre 
Baukosten  werden  mit  ungefähr  1^/i  Millionen  angegeben.  In  ihrem  haupsächlichsten 
Dienste  ersetzt  wurde  diese  Straße  durch  die  den  22.  Mai  1882  eröffnete  Gotthardbahn. 

Es  geht  schon  aus  den  obigen  Angaben  über  die  alte  Gotthardstraße  hervor, 
daß  dieselbe  nicht  für  den  Wagenverkehr  eingerichtet  war.  Wenn  wohl  vom 
18.  Jahrhundert  an  dann  und  wann  ausnahmsweise  eine  Kutsche  über  den  Berg 
befördert  wurde,  so  kam  dieses  nur  so  zu  Stande,  daß  je  7  oder  8  Mann  die 
vierspännige  Kutsche  zu  begleiten,  an  den  schwierigsten  Stellen  in  ihre  Theile 
zu  zerlegen,  letztere  einzeln  hinüber  zu  befördern  und  jenseits  wieder  zusammen- 
zusetzen hatten.  Eine  solche  kurzweilige  Fahrt  kam  für  die  Strecke  von  Aitdorf 
bis  Giornico  auf  24  Karolin,  d.  h.  auf  mehr  als  500  Franken  zu  stehen  und 
soll  zum  ersten  Male  durch  den  englischen  3Iineralogen  Greville  im  Jahr  1775 
ausgeführt  worden  sein  (so  nach  Lusser;  Franscini  sagt,  daß  Greville  diesen 
Uebergang  den  25.  Juli  1725,  also  50  Jahre  früher  gemacht  habe,  d&ß  dem- 
selben im  Jahr  1793  ein  anderer  Engländer  und  später  mehrere  andere  Reisenden 
gefolgt  seien). 

Für  die  Waarenbeflirderung  wurden  wohl  im  Winter  Schlitten  benutzt» 
sonst  fand  dieselbe  mittelst  Säumen  statt  (ob  vielleicht  auf  der  ThaUtrecke  swischen 
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Flüelen  and  Amsteg  aach  Wagen  oder  Karren  im  Gebrauche  waren  ?).  Zu  diesen 
Befördernngen  wnrden  Pferde  und  Ochsen,  von  den  darchsäumenden  Wallisem 
nnd  Cnrwalchen  auch  Maulthiere  und  Esel  verwendet.  Von  dem  schon  im  Jahre 
1331  erwähnten  Rechte,  diese  Thiere  längs  der  Straße  auf  der  Allmend  weiden 
zu  lassen,  machten  namentlich  die  Walliser  und  Curwalchen  einen  so  aubgedehnten^ 
Gebrauch,  daß  daraus  oft  ernster  Streit  entstand  und  sie  mit  strenger  Bußdrohung' 
gemahnt  werden  mußten,  ihren  Saumthieren,  so  lange  es  in  ürsem  durch  die 
Heumatten  gehe,  das  nKörbli"  anzulegen  (1420).  —  Die  Beförderung  gegen  Ent- 
gelt zu  besorgen,  das  stand  wie  anderorts  so  auch  hier  zuvörderst  der  von  der 
Straße  durchzogenen  Landschaft  zu,  wurde  aber  schon  durch  das  wiederholt  er- 
wähnte ürtheil  von  1331  für  das  diesseitige  Gebiet  auch  den  Fuhrleuten  aus 
Livinen,  und  umgekehrt,  eingeräumt.  Um  die  vorkommenden  Beförderungen 
ordnungsgemäß  abzuwickeln,  dafür  war  das  ganze  Land  Uri  (damals  ohne  ürsem) 
längs  der  Straße  in  drei  „Theile"  eingetheilt:  in  jenen  von  Flüelen  (oder  Altdorf), 
den  von  Silenen  und  den  von  Wassen  (oder  Gesehenen);  Ursern  bildete  für  sich 
selbst  einen  „Theil".  Es  sind  das  die  nämlichen  Theile,  die  ans,  wenigstens  für 
die  frühere  Zeit,  auch  als  die  Träger  des  Straßenunterhaltes  begegnet  sind. 

„Alles  Gut,  das  enet  dem  Berg  oder  außer  dem  See**  herkam,  mußte  „zu 
Theil  gehen **,  d.  h.  es  war  der  Beförderung  durch  die  Landleute,  in  Ursern 
der  Thalleute,  zu  überlassen,  nur  war  den  Eidgenossen  von  Schwyz  und  Unter- 
walden  schon  früher  „aus  Freundschaft*"  zugestanden  worden  und  wurde  durch 
ürtheil  vom  Jahr  1491  als  Recht  zugesichert,  daß  sie  ihr  Landgut,  d.  h. 
„was  in  ihrem  Lande  wachst  und  fallt",  auf  eigenen  Rossen  durchführen  durften  ; 
das  gegenrechtliche  Yerhältniß  mit  Livinen  oder  den  „Walchen*",  ist  schon  oben 
erwähnt  worden.  Während  in  ürsem  nach  einer  „Säumerprdnung"  von  1363 
die  Zuweisung  der  zu  Theil  gehenden  Fuhrstüc.ke,  Säume  und  Ballen  (auch  „Fardel*' 
genannt),  an  die  einzelnen  Säumer,  der  Reihe  nach  und  zu  festgesetzten  Löhnen, 
durch  einen  Vorgesetzten  des  Theiles,  den  „Theiler''  stattfand,  scheint  in  Uri 
nach  einem  Einung  der  drei  Theile  von  1383  in  dieser  Beziehung  unmittelbarer 
Verkehr  der  Kaufleute  mit  den  einzelnen  Säumern  stattgefunden  zu  haben.  Nur  durfte 
keiner  der  Letztern  mehr  Säume  oder  Ballen  zur  Beförderung  Übernehmen,  als 
er  mit  seinen  eigenen  zur  2ieit  im  Lande  befindlichen  Pferden  zu  befördern  ver- 
mochte. Hatte  er  mehr  übernommen,  so  war  er  gehalten,  das  üeberschüssige 
an  andere  Landleute,  die  ihn  darum  ersuchten  und  erforderlichen  Falles  Sicherheit 
zu  leisten  vermochten,  abzutreten  und  zwar  zu  demselben  Lohne,  den  er  selbst 
erhalten  hatte,  nur  war  ihm  in  diesem  Falle  vom  neuen  Üebemehmer  für  jeden 
Saum  ein  Flappart  „  Weinkauf  *  zu  entrichten.  Es  scheint,  daß  namentlich  die 
Wirthe  in  diesem  Vermittlungsgeschäfte  thätig  waren  und  sich  dabei  wohl 
auch  etwa  erlaubten,  den  erhaltenen  Fuhrlohn  nur  theilweise  an  den  folgenden 
üebernehmer  abzugeben,  indem  sie  den  andern  Theil  der  Wirthshausrechnung 
des  betreffenden  Kaufmannes  zuschrieben.  Gegen  solche  Uebervortheilungen  wurden 
in  dem  erwähnten  Einung  Bußen  angedroht. 

Zur  Erzielung  möglichster  Beförderung  durften,  abgesehen  von  den  Waaren, 
die  nach  dem  Eschenthale  bestimmt  und  dämm  nnr  bis  Airolo  zu  führen  waren, 
Säoma  und  Ballen  nicht  anders  als  lur  Lieferung  von  einem  See  zum  andern 
ttbernommen,  sie  durften  auf  der  Straße  oiefat  an  andeire  Fohrleute  abgegeben 
nnd  auch  nicht  früher,  als  in  Giimiioo  gM|^^Mkfei||yM|Bwech8elt  werden. 
Säumniß  auf  der  Straße,  die  ai^  fjMHJ^^^^^^^^^HH^  war,  wurde 
gleichfallH  gebüßt  Zur  HaadkdM^^^^^^^^^^^^^^^^HBflbneigmig 
von  Strafwürdigen  in  jo4fiH^|^^^^^^^^^^^^^^^^^Blil^^feft 

Faner,  ▼oUtfwIrtbMlkate'Ziv' 
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Für  die  Benützung  der  Straße  war  an  jeden  „Theil*',  der  dorcbfahren 
wurde,  eine  Geldabgabe  zu  entrichten,  „Ftirleite",  „Furleite**,  oder  «Weggeld* 
genannt.  Dieselbe  hatte  früher  3*Ereuzplappart  und  1  alten  Sechser  für  jeden 
Saum  betragen,  aber  im  15.  Jahrhundert  eine  Ermäßigung  erfahren.  Hievon 
befreit  war  neben  dem  eigenen  Landgut  der  Ümer  aus  dem  schon  angeführten 
Grunde  auch  dasjenige  der  Schwyzer  und  TJnterwaldner ;  für  Kaufmannsgat 
derselben  dagegen  war  die  Fuhrleite  zu  entrichten,  für  dasjenige  der  Timer 
nur  dann,  wenn  sie  dieses  Gut  wieder  weiter  verkauften  (Urtheil  von  1491 ; 
die  Schwyzer  und  TJnterwaldner  hatten  sich  beklagt,  daß  ihnen  sonst  „der 
Frimärkt  abgeschlagen",  d.  h.  die  Konkurrenz  mit  den  Urnern  nicht  möglich 
wäre).  Streitig  war  im  Jahr  1491,  ob  die  Schwyzer  und  TJnterwaldner  auch 
für  Käse  die  Fuhrleite  zu  bezahlen  haben  oder  nicht.  Sie  selbst  behaupteten, 
eine  solche  bisher  nicht  entrichtet  zu  haben  und  seien  sie  doch  „mit  einer  merk- 
lichen Sum**  durchgefahren ;  dem  entgegneten  die  TJrner,  daß  diese  Abgabe  schon 
bisher  bestanden  habe,  allerdings  auch  etwa  durch  List  umgangen  worden  sei. 
Bei  diesem  Widerspruche  der  Angaben  entschied  das  Gericht,  daß  in  Zukunft 
von  jedem  Saum  bei  jeder  Sust  nur  3  Angster  zu  bezahlen  seien,  statt  der  von 
TJri  geforderten  5  Schilling  für  je  100  Käse,  ^^e  ungefähr  5  oder  6  Saum 
ausmachten''.  (Da  wohl  auch  hier,  wie  später,  der  Saum  gleich  ungefähr  300 
Pfund  anzunehmen  ist,  so  hatten  die  einzelnen  Käselaibe  von  1491  ein  Gewicht 
von  15 — 18  Pfund;  die  weiter  oben  aus  dem  Jahre  1370  erwähnten  „grossen* 
Käse  aus  Gurtnellei*  wogen  je  13 — 14  Pfund,  dagegen  die  im  Jahre  1346  and 
1383  genannten  Käse  aus  dem  Schächenthal  und  aus  Silenen  bloss  3 — 4  Pfand. 
Oechsli  nimmt  an,  daß  die  letztern  Schafkäse  gewesen.) 

Zugestanden  wurde  den  Schwyzern  und  TJnterwaldnem,  daß  sie  nach  alter 
Gewohnheit  Fuhrleit'e  dann  nicht  zu  bezahlen  hätten,  wenn  sie  ihr  Gut  «zu 
Theil  slahen  und  mit  dem  Theil  fertigen  wollten**. 

Neben  der  Fuhrleite  war  auch  für  die  Benützung  der  in  jedem  Theile 
bestehenden  Sust  eine  Abgabe  zu  entrichten,  die  (wenigstens  in  Flüelen)  einen 
Kreuzer  für  jeden  Saum  betrug. 

Dazu  kamen  die  Zölle,  die  auf  unserer  Strecke  an  zwei  Orten  bezogen 
wurden,  in  Flüelen  und  in  Gesehenen.  Der  Zoll  in  Flüelen  kommt  spätestens 
schon  1315  und  zwar  als  ßeichszoU  vor,  der  vom  Könige  meistens  an  Private 
verliehen  wurde  und  auf  diesem  Wege  allmälig  in  die  Hände  des  Landes  TJri 
gelangte.  Der  Zoll  in  Gesehenen  wurde  ebenfalls  vom  Lande  TJri  bezogen, 
scheint  aber  erst  im  15.  Jahrhundert  nach  und  nach  entstanden  zu  sein.  Der 
Zollentrichtung  war  neben  den  Waaren  auch  das  Vieh  unterworfen,  beide  jedoch 
zum  Theil  in  verschiedenem  Maaße,  je  nachdem  sie  von  Fremden  oder  von 
Eidgenossen  durchgeführt  wurden. 

Große  Schwankungen  des  Verkehrs  und  ernsten  Wettkampf  seitens  der 
bündnerischen  Alpenpässe  erfuhr  die  Gotthardstraße  im  17.  Jahrhundert.  Während 
im  Anfange  desselben  die  vom  spanischen  Gouverneur  in  Mailand  am  Comersee 
erbaute  Festung  Fnentes,  die  u.  a.  eben  den  Zweck  hatte,  die  rhätischen  TJeber- 
gänge  zu  sperren,  dem  Gotthard  reichliche  Mehrung  des  Personen-  and  Waaren- 
Verkehres  brachte,  fanden  sich  die  Urner  schon  in  den  Jahren  1626,  1627  und 
später  wiederholt  im  Falle,  bei  der  Tagsatzung  über  den  bedauerlichen  Rückgang 
ihrer  Handelsstraße  zu  klagen.  Weil  die  Kauüeute  von  Lindau  nnd  jenen 
Gegenden  vorgezogen  hatten,  ihre  Waaren  lieber  durch  Bünden  und  des 
Bernhardin,  als  über  den  Gotthard,  nach  Bellenz  zu  befördern,  führte  diesM 
sogar  zu  dem  Antrage,  für  die  Zukunft  Konfiskation  solcher  Waaren  ansodroheB, 
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In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderte  snohte  Uri  vielfach  durch  anßer^wöhDliolie 
^Uermäßigungen  eine  VermehruDg  des  Verkehres  zu  enielen.  („Denen  Herren 
Oreili  von  Zttrioh  das  Privile^om  der  Gutteren  Zoll  verwilHgct,  wie  den  Herren 
Müller  und  Brnno  von  Basel,  eo  lang  sie  ihres  Veraprecbeit  wirklich  halten  werden*, 
1670.  —  „Die  große  Zollbefreiung  der  Herren  Amonj,  Lorenz!  nnd  Guidetti 
«iifgehebt,  weilen  solche  ihrem  Verspreohen  zuwider  die  Gütter-gtnck  durch  Pttntten 
fuhren  Uesen",  1682.  —  „Den  Herren  Amonj,  Lorenz!  und  Goidetti  Freiheits- 
brief, minder  zd  zahlen,  ist  einem  Landrath  Uberlaasen,  zu  bestätigen  oder  nicht*, 
1686.  --  „Den  drei  HSnsern  Guidetti  ist  unter  dem  contraaegno  der  Herren 
Volpi  nnd  Amonj  eine  Verminderung  des  i^olls  gethan,  nun  aber  wiederum  auf- 
gebebt", 1687). 

Vielfacher  Behandlung  durch  die  Landagemeinde  nnd  die  Behörden  nnterlag 
im  17.  Jahrhundert  auch  die  Einrichtung  des  .Tbeils".  Sohon  im  Jahre  1627 
wurde  durch  die  Landsgemeinde  eine  grandsStz liebe  Bestätigung  der  „Theilordnung" 
durch  den  gleichzeitigen  Beschluß  abgeschwächt,  daß  in  Zukunft  doch  nur  mehr 
ein  Drittel  der  Kaufmannsg^ter  dem  Theil  unterworfen  sei.  Im  Jahre  165ä  wurde 
der  Theil  „auf  ein  Jahr  lang  zu  einer  Probe  eingestellt*,  ebenso  im  nächsten 
Jahre,  dagegen  im  Jahr  1660  nnd  167!>  „der  Theil  laut  Sigel  und  Brief 
bestätigt",  im  letzten  Uale  mit  dem  Zusatz:  „aber  jeziger  Zeit  und  Läufen 
nach  eine  rechte  Ordnung  zn  machen,  soll  dem  Landrath  Überlassen  sein*. 
Im  Jahr  1627  werden  an  der  Gotthardstral^  zum  ersten  Uale  (oder  wann 
IrUher?;  „Faktoren"  erwähnt,  d.  h.  berufemäßige  Speditionsgeschäfte,  die  infolge 
ihrer  grüssem  Geechäftsgewandtheit  die  unmittelbare  Leitung  des  Verkehrs  mit 
der  Zeit  so  in  ihre  Hände  brachten,  daß  neben  ihnen  die  frühere  Bedeutung  der 
„Theile"  nothwendig  dahiufallen  mußte.  Dieser  allmälige  Uehergang,  den  die 
erwähnten  LandegemeindebescblUsse  erkennen  lassen,  kann  mit  dem  Ende  des 
Jahrhunderts  als  abgeschlossen  betrachtet  werden,  da  in  einer  eingehenden  Ver- 
ordnung zur  Regelung  des  Verkehrs  die  „Theile"  auch  nicht  einmal  mehr  erwähnt 
werden.  Es  scheint  nicht  ganz  wertblos,  die  in  den  Jahren  1696  und  ITOO 
von  der  Landsgemeinde  aufgestellte  und  später  wiederholt  bestätigte  „Faktor- 
und  Sänmerorduung*  in  ihrem  Wortlaute  kennen  zu  lernen.  Hacht  sie  uns  doch 
mit  Verhältniseen  und  Einrichtungen  bekannt,  für  die  wir,  mit  den  Eisenbahnen  ' 
Aufgewachsene,  nur  sehr  mangelhafte   Vorstellungen  und  Vorkenntnisse  besitzen. 

„Nachdem  V.  G.  H.  dnrch  nicht  geringe  Mühe  und  Kosten  an  ein  und 
underu  Orten  veranstalteten,  daß  die  vorher  von  unserm  Paß  abgewichenen 
Kaufmannsguter  wieder  auf  denselben  znrtickkommen,  sofern  die  Kauflente  nnd 
Oondotieren  dnrch  ordentliche  bescheidene  Treue  und  geschwinde  Durchfuhr  werden 
versehen  und  bedient  werden,  welches  TT.  G'.  H.  den  Kaufleuten  zugesagt  nnd 
versprochen  haben. 

„U  G.  H.  erinnern  und  befehlen  darum,  allen  Säumern,  Landleuten  oder 
Angehörigen  zn  Uri,  ürsem  und  Livinen : 

„1)  Daß  sie  sieh  befleißen,  die  Kauf  man  nsgUter  so  in  der  Abfuhr  zu  be- 
lördern,  daß  sie  auf  erstes  Ermahnen  der  Faktoren  jene  Guter  ohne  Aasred  nnd 
Aufschub  sowohl  zu  Belleni  als  zu  Altdorf  anfiiglimen  und  laden  und  selbige  in 
4  oder  5  nächsten  Werktagen  von  Altdorf  nach  Bellenx,  oder  umgekehrt,  in 
bestimmtem  obrigkeitlichem  Lohne  wohl  oaBdiÜMirt  liefern  nad  unterwegs  nicht 
abtauschen  oder  verwechseln,  bei  Vemtk^HKt^t^UKIlStit^^^'^  Faktoren 
hier  und  in  Bellens  uUen  darum  t 
sie  in  dieser  Woche  nrd  dnrch  wen  » 
von  wem  und  wolohs  Güter  nie  wt  i 
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„2)  Falls  von  besagten  Stacken  und  Gütern  eine  grosse  Quantität  eu  Alt- 
dorf  oder  Beilenz  wären,  sollen  selbe  auf  die  abwesenden  Säumer  abgetheilt 
werden,  erstens  auf  je  ein  Stab  Koß  3  Stuck,  auf  5  Boß  2  Stuck,  auf  3  oder 
2  Boß  1  Stuck  und  falls  nacb  dieser  Abtheilung  noch  Stucke  zu  führen  übrig 
blieben,  welche  Eilgüter  sind,  sollen  solche  auf  die  nicht  mit  Stucken  beladenea 
anwesenden  Roß  abgetheilt  werden  und  falls  deren  nicht  genug  vorhanden  wären^ 
sollen  von  den  Faktoren  mehrere  beschrieben  werden  und  die  Säumer,  welche 
auf  der  Straß  sind,  sollen  schuldig  sein,  kommen  aufladen  ohne  Aufschub.  Die 
Faktoren  sind  bei  gleicher  Straf  an  die  obigen  Vertheilungsvorschriften  gehalten ; 
laut  Satzungen  sollen  in  erster  Linie  immer  die  Landleute  betracbtet  werden^ 
besonders  aber  sollen  im  Winter  und  wenn  wenig  Stuck  oder  Eaufmannsgüter 
vorhanden  sind,  selbe  vorzugsweise  und  ohne  Unterschied  jenen  gegeben  werden, 
welche  sich  im  Sommer  befleißen,  die  Eaufmannsstuck  über  ihr  Contingent  fleißig 
zu  führen  und  zu  befördern,  deßgleichen  soll  jenen,  welche  von  Bellenz  hierher 
geführt,  Rugfuhr  vorausgefolgt  werden. 

„3)  Die  Stuck  sollen  in  gebührender  Verwahrung  gehalten,  soviel  möglich 
mit  guten  Fläken  und  Decken  geschirmt  und  an  trokenen,  sichern,  beschlossenen 
Orten  abgeladen  und  versorgt  werden,  bei  Abtrag  allen  Schadens,  wenn  durch 
Fahr  laß]  gkeit  von  den  Gütern  gestohlen,  oder  selbe  durch  Nässe  beschädig^ 
würden  —  darum  sie  auch  gebührende  Bürgschaft  geben  sollen. 

„4)  Die  Faktoren  sollen  mit  den  Eaufleuten  gute  Korrespondenz  halten,, 
wo  möglich  bei  Zeiten  von  selben  vernehmen,  wann  viele  Güter  zusammen  an- 
kommen möchten,  damit  sie  besonders  im  Sommer  die  Fuhrleute  zeitig  mahnen 
und  bestellen  können. 

,5)  Die  Faktoren  sollen  auch  unter  sich  selbst  gute  Korrespondenz  halten 
und  sich  unter  einander  wohl  verstehen,  die  zuerst  ankommenden  und  die  Con- 
dotta  und  Filgüter  voraus  expediren,  keiner  dem  andern  direkte  oder  indirekte 
die  Korrespondenzen  abziehen,  oder  abwendig  machen,  des  Landes  Nutzen  vor- 
aus befördern,  den  Paß  zu  vermehren  trachten,  die  Säumer  am  Abladeort  mit 
baarem  Geld  bezahlen,  dieselben  auch  mit  Freundlichkeit  zur  Haltung  dieser  Yer- 
.Ordnung  und  Vermehrung  des  Passes  ermahnen  —  und,  gleichwie  die  Säumer 
niemals  mehr  fordern  dürfen,  als  den  obrigkeitlich  bestimmten  Lohn,  so  dürfen 
auch  die  Faktoren  niemals  an  demselben  abziehen. 

^6)  Falls  Säumer  dieser  Verordnung,  namentlich  dem  ersten  Punkte  zu- 
widerhandelten, sollen  die  Faktoren  sofort  nach  erhaltener  Kenntniß  die  Fehl- 
baren dem  Richter  allhier  schriftlich  anzeigen,  damit  jene  zur  Rede  gestellt  und 
nach  Verdienen  gestraft  werden  können. 

,7)  Die  Faktoren  sollen  bei  Vertheilung  der  Fuhren  auf  die  Säumer  un- 
parteiisch sein  und  diese  Verordnung  durchaus  getreulich  halten,  bei  Vermeidung 
hoher  Straf. 

„8)  Damit  die  Güter  immer  unparteiisch  auf  die  Säumer  abgetheilt  werden 
können,  sollen  sich  letztere,  wenn  sie  hier  oder  in  Bellenz  ankommen,  noch  am 
selben  Abend  beim  Kaufmann-Condottagüterfaktoren  melden  bei  Büß.  Die  Faktoren 
sind  schuldig,  die  Ausbleibenden  zu  leiden. 

,,9)  Die  Faktoren  hier  und  in  Bellenz  sollen  den  Lohn  für  die  ankommenden 
Waaren  bei  Strafe  Niemanden  anders  bezahlen,  als  demjenigen,  der  im  Fahrlohn- 
zedel  mit  Namen  und  Geschlecht  als  Auflader  der  Waaren  bezeichnet  ist  — 
dieses  zu  besserer  Abhelfung  des  unserm  Land  sehr  schädlichen  Abtamiohans  und 
Wechseins  der  Kaufmanns  waaren,  wodurch  selbe  lang  auf  den  Straßen  blmbeo.*^ 
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Welches  Bild  der  durch  diese  Bestimmungen  geregelte  Verkehr  über  die 
Ootthardstraße  während  dem  18.  Jahrhundert  in  seinen  äussern  Erscheinungen, 
seinem  Umfang  und  dgl.  darbot,  darüber  mögen  die  folgenden  zwei  Darstellungen 
Auskunft  geben. 

Fast  schreibt  im  Jahre  1766:  ^Man  behauptet,  daß  täglich  das  ganse  Jahr 
hindurch  1000 — 1200  Saumrosse  beschäftigt  seien,  die  Kaufmannsgüter  aus 
Italien  nach  Altdorf  und  zurück  zu  schaffen.  Wer  diese  merkwürdige  Straße 
nur  einmal  bereiset,  dem  wird  es  nicht  schwer  fallen,  dieser  Nachricht  Beifall 
2u  ertheilen.  Es  geht  keine  Viertelstunde  dahin,  da  ihm  nicht  20 — 30  und 
mehrere  beladene  Saumrosse  aufstoßen.*" 

Und  Norrmann  schildert  im  Jahre  1796  den  Verkehr  wie  folgt.  nAlle 
Waaren  werden  auf  Pferden,  Mauleseln  und  im  Winter  durch  Schlitten,  die  mit 
Ochsen  bespannt  sind,  über  den  Gotthard  geführt.  Der  ganze  Weg  von  Altdorf 
und  FlUelen,  wo  die  aus  Deutschland  und  andern  Gegenden  kommenden  Waaren 
in  ein  Magazin  gesammelt  werden,  bis  nach  Bellenz,  jenseits  des  Gotthard,  be- 
trägt 28 — 30  Stunden  und  ist  in  4  Stationen  abgetheilt,  deren  jede  das  Pferd 
in  einem  Tage  vollendet,  da  es  dann  abgepackt  wird  und  ruhet,  nämlich  Altdorf, 
Urseren,  Airol,  Imis  oder  Giomico  und  Bellenz.  An  langen  Sommertagen  machen 
gewinnsüchtige  Säumer  den  beschwerlichen  Weg  sogar  in  3  Tagen.  Die  Pferde  oder 
Saumrosse  sind  nur  von  mittlerer  Größe  und  werden  von  den  Säumern  gewöhn- 
lich um  12  — 15  Louisdor  im  Toggenburg  und  andern  Orten  der  Schweiz  gekauft. 
Die  Maulthiere  versinken  mit  ihren  schmalen  Hufen  zu  leicht  im  Schnee  und 
sind  nur  im  Sommer  brauchbar,  da  sie  bis  auf  4  Zentner  tragen  und  von  den 
Bellenzern  am  meisten  genuzt  werden.  Ochsen,  deren  breiter  Fuß  besser  im 
Schnee  hält,  gebraucht  man  nur  im  Winter  vor  den  Schlitten,  worauf  2  der- 
selben eine  Last  von  4  Pferden  leicht  fortbringen.  Die  Säumer  selbst  sind  aus 
dem  Urnerlande,  Urseren,  Livinen  und  Bellenz.  Wer  wenigstens  7  Pferde  hält, 
wird  für  einen  vollständigen  Säumer  gehalten ;  Keichere  haben  12  und  mehrere, 
manche  Arme  nur  eins.  Jeder  eingeschriebene  Säumer  muß  im  Falle  nothwendiger 
und  dringender  Fuhren  jede  zweite  Woche  einmal  den  Gotthard  bereisen;  sind 
aber  wenige  Waaren  da,  ho  werden  sie  unter  die  eingeschriebenen  Säumer  ver- 
theilt.  Die  Last  eines  Pferdes  besteht  nach  Vorschrift  und  altem  Gebrauch  in 
3  2^ntnem,  welches  ein  Saum  genannt  wird;  die  halbe  Ladung  beträgt  150  bis 
160  Pfund.  Alle  Waaren  müssen  daher,  soviel  möglich,  in  Ballen  oder  Fässer 
von  diesem  Gewicht  gepackt  werden.  Das  Pferd  ist  mit  einem  eigenen  hölzernen 
Sattel  belegt,  woran  die  Last,  die  auf  beiden  Seiten  möglichst  im  Gleichgewicht 
sein  muß,  mit  Riemen  und  Schnüren  befestigt  wird.  Kleinere  Stücke  werden  an 
beiden  Seiten  angehangen ;  ein  großes  vollwichtiges  Paquet  aber  wird  mitten  auf 
den  Rücken  gelegt.  Mit  dieser  Ladung  gehen  die  Saumthiere  einen  gleichen, 
sichern,  obschon  nicht  schnellen  Schritt  auf  Anhöhen,  Abhängen  und  Ebenen 
gleichmässig  hinter  einander  fort.  Durch  einen  eisernen  Maulkorb  werden  sie 
gehindert,  auf  der  Straße  stille  zu  stehen  und  Gras  zu  aetzen.  Ein  helles  Ge- 
8chäll  muß  die  ganze  Reihe  auf  der  Bahn  erhalten,  denn  der  leise  Fußtritt  ist 
vor  dem  Tosen  der  Reuß  und  des  Tessin  nicht  zu  bemerken.  An  den  Augen 
haben  sie  weitausstehende  lederne  Lappen,  damit  sie  nicht  durch  gefährliche  Ab- 
gründe oder  andere  (Gegenstände  geschredkt  werden.  Die  Säumer  haben  überhaupt 
ein  beschwerliches  Leben,  sind  meisieoA  anudigiiiid  gewöhnlich  die  rohesten 
im  ganzen  Urnerlande.*  ^^^^x^^^^^gj^^^^^ 

gewöhnlichen  Jahno  iriRUtffl|^^^^^^^^^^^BUiUBD,  Fässer 
u  welche  tlber  den  OoM|li|^^^^^^^^^^^^^^^^^^H|kHHbiiat| 
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worunter  ungefähr  2,500  Saum  Oel  und  5—6,000  Stück  Käse  sind.  Die  Zahl 
der  Pferde  berechnet  man  ungefähr  zu  9,000,  wovon  etwa  5,000  in  Italien  und 
4,000  in  der  Schweiz  mit  deutschen,  schweizerischen  und  andern  Gütern  be- 
frachtet werden.  Der  Transport  der  Waaren,  welche  von  Italien  her  nach  der 
Schweiz  und  von  da  zum  Theile  weiter  gehen,  erfordert  mehr  Pferde,  als  die 
aus  der  Schweiz  nach  Italien  bestimmten  Güter,  weil  jene  meistens  in  Reis  und 
Wein,  oft  auch  in  Getreide  bestehen,  die  bei  einem  geringern  Werth  einen 
größeren  Baum  einnehmen  und  schwerer  sind.  Der  Frachtlohn  ist  in  den  neuesten 
Zeiten  sehr  erhöht;  statt  4 — 7  Gulden,  welche  man  vormals  bezahlte,  kostete 
bis  1785  ein  Saum  von  Altdorf  bis  Beilenz  18 — 20  Gulden  und  seit  der  Zeit 
ist  er  noch  weit  mehr  gestiegen.  Auch  der  Transite  hat  überhaupt  in  den  letzten 
Jahren  sehr  zugenommen.** 

Bei  genauerer  Erwägung  erscheinen  sowohl  Fäsis  wie  Norrmanns  obige  An- 
gaben über  die  Zahl  der  Pferde  und  der  beförderten  Ballen  u.  dgl.  doch  nur 
wenig  geeignet,  den  Umfang  des  damaligen  Verkehrs  etwas  bestimmter  er- 
kennen zu  lassen.  Nach  Franscini  soll  BonsteUen  den  Gotthardverkehr  zu  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  im  Jahresdurchschnitte  auf  40 — 50,000  Säume  angenommen 
haben  —  freilich  fügt  Franscini  auch  den  Schätzungen  von  Bonstetten  die  Be- 
merkung bei   „wenn  er  sich  nicht  gröblich  irrt**. 

Wenn  man  wahrscheinlich  von  der  Eröffnung  der  neuen  durchfahrenden  Straße 
im  Jahre  1830  eine  sofortige  und  starke  Mehrung  des  Güterverkehrs  erwartet 
hatte,  60  mußte  man  sich  darin  während  den  ersten  Jahren  allerdings  enttHusoht 
finden,  denn  nach  Franscini  betrug  die  Gesammtzahl  der  am  Plattifer  durchge- 
führten Saumthierlasten  im  Jahre  1831  =  25,725,  im  Jahre  1832  =  21,733, 
im  Jahre  1833  =  17,249.  Es  wird  dadurch  verständlich,  wenn  derselbe  Gewährs- 
mann im  Jahre  1834  schreibt,  daß  die  Liviner  und  die  Urner  miteinander  über- 
einstimmen „über  die  neuen  Straßen  loszuziehen".  Die  durchschnittliche  Zahl 
der  am  selben  Orte  durchgeführten  Kühe  und  wenigstens  1  Jahr  alten  Rinder 
betrug  in  denselben  Jahren  je  8,274,  diejenige  der  Pferde  zum  Verkaufe  je  689, 
der  Pferde  an  Kutschen  je  808. 

Selbstverständlich  forderten  die  Einsetzung  des  Saumweges  durch  eine  Straße 
und  die  Zwecke,  die  man  dabei  im  Auge  hatte,  auch  eine  neue  gesetzliche  Rege- 
lung des  Verkehres  und  der  Verhältnisse,  die  damit  im  Zusammenhange  standen. 
Nachdem  man  sich  während  den  ersten  Jahren  mit  Proben  in  vorübergehender 
Weise  beholfen  hatte,  wurde  im  Jahre  1837  zwischen  den  Kantonen,  die  durch 
die  Handelsstraße  von  Basel  bis  an  die  italienische  Grenze  berührt  wurden,, 
eine  üebereinkunft  geschlossen,  die  —  -  als  ein  Vorläufer  des  internationalen  Fracht- 
rechtes —  hier  abgedruckt  werden  mag.  Ist  auch  das  Schriftstück  heute  noch 
nicht  viel  älter  als  fünfzig  Jahre,  so  muthet  es  uns  in  einzelnen  Bestimmungen 
doch  bereits  an,  wie  ein  solches  aus  frühern  Jahrhunderten. 

Üebereinkunft  in  Transit-Angelegenheiten  des  St.  Gotthardspasses:. 

Die  Kantone  Luzern,  Uri,  Solothurn,  Basel  (Stadttheil  und  Landschaft)  und  Tessin, 
in  weiterer  Ausführung  und  Entwicklung  des  am  28ten  Weinmonat  1826  in  Altdorf 
geschlossenen  Konkordates  und  auf  die  Grundlagen  der  seitherigen  Verhandlungen, 
sowie  des  nachträglichen  Konkordats  vom  April  1834,  vereinigen  sich  zu  folgenden  ver- 
träglichen Bestimmungen : 

§  1.  Unter  Transitgut  wird  jede  Kaufmannswaare  verstanden,  welche  durch  einen 
der  konkordirenden  Kantone  ganz  durchgeht,  es  komme  dieselbe  woher  sie  wolle,  und 
gehe  auch  wohin  sie  wolle. 

ö  2.  Die  Kantone  beharren  auf  dem  Grundsatz  unbedingter  freier  Konkurrenz  zu 
Wasser  und  zu  Land,  so  daß  es  Jedermann  freistehen  soll,  sein  Transitgut  zu  versenden 


und  führen  zu  lassen,  durch  wen  und  wohin  es  ihm  beliebt,  nnd  werden  demnach  alle 
diesM*  freien  Konkurrenz  nach  im  Wege  stehenden  Hindemisse  beseitigen. 

§  3.  Die  Kantone  sorgen  dafür,  daß  die  Kaufmannswaaren  zu  EÜlen  Stunden,  an 
jedem  Tage  und  in  jeder  Jahreszeit  ungehindert  und  ohne  Unterbruch  versendet  nnd 
fortgefilhrt  werden  können. 

Sie  werden  daher  wo  immer  mOglich  im  Laufe  des  Jahres  1837  die  übernommenen 
Straßen- Korrettionen  ausfQhren  und  stetsfort  die  Straße  innert  ihrem  Gebiete  gehörig  unter- 
halten, wovon  sich  die  konkord  Iren  den  Kantone  durch  einen  Untersuch  zu  versichern  und 
gegen  daherige  PlichtveraäumniB^  dos  Angemessene  anzuordnen  neuerdings  vorbehalten. 
Sie  werden  auch  vorkehren,  daß  die  Fuhrleute  bei  den  Kaufhäusern  und  Susten 
durch  Auf-  und  Ahladen  nicht  verzOgert  werden,  insbesondere  sorgen  die  Kantone  Urj 
und  Tessin  dafQr,  daß  der  DurcbpaB  auf  dem  St.  Golthardsberge  den  Kaufmannswaaren 
za  jeder  Zeit,  höhere  Gewalt  vorbehalten,  ofien  sei. 

g  4.  Der  Speditor  ist  für  die  ihm  zum  Versenden  übersehene  Waare  dem  Eigen- 
thOmer,  der  Fuhrmann  dem  Speditor  vera.ntWDrtlich. 

Uehrigens  werden  die  Kantone  Url  und  Te<isin  nach  übernommener  Verptlicbtung, 
die  SchirmhSuser  ttuf  ihrem  beidseitigen  Gebiete  des  St.  Gotthards,  das  Hospitium  und 
die  von  Airoio  zu  verlegende  Susi  auf  der  Hühe  des  Berges  he  £nde  Herbstmonat  1837 
gehörig  einrichten  und  bewohnen  lassen  und  lortan  unterhalten. 

§  5,  Die  zu  versendenden  Waaren  sollen  mit  Frachtbriefen  begleitet  werden,  in 
welphen  Vor-  und  Zuname  und  Wohnort  des  Fuhrmanns,  die  Zahl,  Marken  und  Nummern 
der  aufgeladenen  Stücke,  das  Kilogramm  gewicht  sowohl  jedes  einzelnen  Stückes,  als 
auch  der  ganzen  Ladung,  der  Tag  des  Abgangs  und  die  Frist,  innert  welcher  die  Ladung 
ihre  Bestimmung  erreichen  soll,  sowie  endlich  der  Abzug  eines  Drittheib  der  Fracht 
zu  Händen  des  Speditors,  falls  diese  Frist  verspätet  würde,  ohne  daß  der  Fuhrmann 
sich  darüber  ausgewiesen  und  gerecht  fertiget  hätte,  genau  angemerkt  werden  sollen. 

Die  ganze  Ladung  soll  in  den  Kaufhäusern  oder  Susten  von  den  Beamteten  mit 
authentischen  Ladtarten  -  enthaltend  die  Anzahl  der  Stücke  und  das  Ge^ammtgewicht 
einer  Ladung   —  versehen  werden. 

§  6.  Alle  Transjtgebühren  sind  in  schweizerischem  Frankenfuße  zu  berechnen,  wobei 
31  Mailänderlire  zu  sechszehn  Franken  angenommen  werden. 

Es  dürfen  keine  Berechnungen  im  Gewicht  anders  als  im  angenommenen  und  überall 
einzufilhrenden  Kilogrammgewicht  ausgedrückt  werden. 

S  7.  Das  HaU  und  die  Arten  s&mmtlicher  Transitgebühren  auf  der  Straße  von 
Basel  über  den  St.  Gotthard  bis  nach  llalien  bleiben  für  den  Zentner  oder  M)  Kilo- 
gramme folgendermaßen  bestimmt : 

A.  Zolle  und  Weggelder.  iip. 

Basel  (beide  Kantonstheile).  Kanlonalzoll  und  Weggeld  .     .        it'/^ 
Basel  und  Solothurn.  Gemeinschaftliches  Weggeld  über  den 

Hauenstein  für  die  von  der  Tagsatzung  bi'stimmte  Zeit        6 

Solothurn  allein.    Kantonalzoll  und  Weggeld 3 

Aargau,     Kantanalzoll  und  Weggeld 3 

Luzern.  ,  ,  ,  10'/« 

Tri.  16 

Von  der  Tagsatzung  bewilligler  neuer  Zoll  oder  Weggeld      33'/> 

Tessin.    Kanlonalzoll  und  W^geld ü 

Von  der  Tagsatzung  bewilligter  neuer  Zoll  oder  Weggeld      33V> 
Zölle  und  Weggelder:  Rp.  138'/. 
Hiebe!  sind  die  eidgenCssischen  Eingangszölle,  je  nach  Beschaffenheit  der  ^^'aa^e^. 
10  oder  30  Rp.  für  den  Zentner,  nicht  inbegrilTen. 

B.  Kaufhaus-  nnd  andere  G.bühren. 

Hp. 

Basel.    Kaufhausgebühren 13',.« 

Luzern.  ,  IS'>t 

Uri-  ,  IS'. 

Schirmhau  sgeJd ]'.< 

Sehn  eehruchgeb  (Ihr 
Tessin.    Kaufh&usgebfl)MU|^|HHH|^^^^^^V'* 

Schir  mtiäoseiBdd  1  J^^^^^^^^^^^^^^^^  " 

Scbneebm^ " ' 
Kauni 
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Die  Schneebruchgebühr  wird  nur  vom  1.  Wintermonat  bis  zum  15.  Brachmonat  bezogen. 

Die  Kaufhaus-  und  Bestätergebühren,  bestehend  in  7V»  Rappen  Adf-  und  5  Rappen 
AbladgebOhr,  dürfen  von  der  Ladung  in  einem  Kanton  nur  einmal  und  zwar  nur, 
wenn  ein  Auf-  oder  Abladen  wirklich  stattfindet,  bezogen  werden. 

Sollte  jedoch  wegen  vermutheter  ZoUdefraudation  in  irgend  einem  Kanton  eine 
sonstige  Verifikation  der  Ladung  statthaben,  die  sich  jedoch  nur  auf  das  Grewicht  be- 
ziehen darf,  so  hat  das  Zollamt,  welches  diese  außergewöhnliche  Verifikation  vominunt, 
die  Kosten  sowohl  des  Auf-  und  Abiadens,  als  auch  des  Abwägens  zu  tragen,  falls  sich 
keine  Defraudation  ergiebt. 

C.   Als  Maximum  der  reinen  Fracht  auf  den  Zentner  oder  50  Kilogramm. 

Bp. 

Von  Basel  nach  Luzern 95 

Ueber  den  Vierwaldstätter-See 10 

Durch  den  Kanton  Uri 84 

Durch  den  Kanton  Tessin: 

a)  Von  dem  Hospitium  bis  Magadino    .     .  103V< 

b)  Von  dem  Hospitium  bis  Ghiasso  .     .     .  155V4 

Maximum  der  Fracht  von  Basel  bis  Magadino:  Rp.  2927' 

von  Basel  bis  Ghiasso:        „     344V> 


r  T»  w 


D.  Als  Maximum  der  Speditionsprovision  vom  Zentner  oder  50  Kilogramm. 

Kp. 

Im  Kanton  Basel 15 

y,         ^       Luzern 15 

.       Uri 15 

„         „       Tessin J15 

Maximum  der  Speditionsprovision :  Rp.  60 

Das  Maximum  der  in  diesem  §  aufgezählten  Transitgebühren,  seien  sie  Zölle, 
Weggelder,  Kaufhaus-  und  andere  Gebühren,  Frachten  und  Speditionsgebühren,  darf  unter 
keinem  Vorwande  überschritten,  sowie  auch  gar  keine  andern  Gebühren,  welchen 
Namens  sie  sein  mögen,-  von  dem  Transitgute  dürfen  bezogen  werden. 

§  8.  Die  Zölle  und  Weggelder  werden  nach  dem  in  den  authentischen  Ladkarten 
enthaltenen  Gewichte  sammethaft  an  einer  einzigen  Zollstätte  des  Kantons,  sei  es  am 
Ein-  oder  Ausgange  eines  solchen  —  bezogen. 

§  9  Vorsätzliche  oder  durch  Versehen  begangene  ZoUdefraudationen  der  Fuhrleute 
oder  Kaufleute,  welche  mit  ihren  Waaren  reisen,  werden  von  den  Behörden  und  nach 
den  Gesetzen  des  Kantons  untersucht  und  bestraft,  in  dessen  Gebiete  der  Fehlbare 
betreten  wird. 

§  10.  Die  Bestrafung  kann  jedoch  niemals  in  Sequestration  oder  Konfiskation  der 
Waare  bestehen,  und  die  Fortfuhrung  der  Ladung  darf  nur  so  lang  aufgehalten  werden, 
bis  der  Fehlbare  für  die  muthma Gliche  Busse  Entschädigung  und  Kosten  genügende 
Sicherheit  geleistet  hat. 

i^  11.  Andere-  schuldige  Kaufleute,  Speditoren,  Wagmeister,  Kaufhaus-  und  Zoll- 
beamten werden  auf  die  Anzeige  der  Regierung,  in  deren  Gebiet  ihr  Vergehen  entdeckt 
oder  untersucht  worden  ist,  von  den  Behörden  und  nach  den  Gesetzen  ihres  Wohnorts 
bestraft. 

^  12.  Andern  Kantonen  bleibt  der  Zutritt  zu  diesem  Konkordate  mit  Zustimmung 
der  koukordirenden  Kantone  otfen. 

§  13.  Gegenwärtige  Uebereinkunft,  welche  mit  dem  ersten  Jänner  1838  in  volle 
Kraft  tritt,  soll,  außerordentliche  Zeitverhältnisse  und  daherige  gemeinschaftliche  Ab- 
änderungen von  Seite  der  koukordirenden  Kantone  vorbehalten,  von  dort  an  sechs  Jahre 
lang  unverbrüchlich  fortdauern. 

Die  Kantone  werden  sich  mit  dem  eintretenden  sechsten  Jahre  über  Abänderung, 
Fortdauer  oder  Aufhebung  derselben  verständigen. 

§  14.  Die  konkordirenden  Kantone  übertragen  der  Regierung  des  Kantons  Luzern 
das  Recht  und  die  Pflicht,  über  die  getreue  Vollziehung  dieser  Uebereinkunft  sorgfältig 
zu  wachen,  und  wo  sich  Beschwerden  über  Verletzung  derselben  ergeben  sollten,  den 
betretTenden  Kanton  vorerst  an  seine  vertragsgemäße  Pflicht  zu  erinnern,  fhichüosen 
Falles  aber  die  übrigen  konkordirenden  Kantone  zur  geeigneten  wirksamen  Handhabung 
dieser  ('cbereinkunft  anzurufen  und  die  übereingekommenen  Maßregeln  auszuführen. 


Uli  —     329      —  Uri 

Franscini  („Neue  Statistik  der  Scliveiz'')  schreibt  ee  dieser  iaterkantonaler 
Uebereinknnft  zu,  daß  ia  den  nKobBten  Jahren  der  Gotthard verkehr  sich  wieder 
ia  der  folgenden  Weise  mehrte:  ea  betrag  derselbe  nach  den  nmeriachen  ZoU- 
regi  Stern 

im  Jahr  1835  =  61,498  Zentner  (3  Ztr.  =  1  Saumthierlaet) 

,      1836  =  76,080 
,        ,      1840  =  80,975 

„In  den  letzten  Jahren*  —  so  sobreibt  er  im  Jahre  1847  — -  , weisen  die 
teasinischen  Rechnungen  für  den  Gotthard  einen  Durchgangsverkehr  von  unge- 
fiihr  95,000  Zeiitnem  Waaren  nach;  dazu  kommt  die  gewOhnliohe  Dnrohfuhr  von 
Vieh  nach  Italien  und  endlich  die  bedeutende  Zunahme  der  Reisenden,  haupt- 
sächlich mittels  der  täglichen  Posten  und  der  ExtrapoBf.  Die  Zahl  der  im 
Jahre  1849  dnrch  die  eidg.  Poeten  Ub«r  den  Gotthard  beförderten  Personen 
wird  anf  10,041   angegeben  {a.  a.  0.,  franz.  Ausgabe). 

Ohne  Zweifel  eines  der  bedentnngävolUten  Ereignieae  in  der  ganzen  Ge- 
schichte deij  Gotthardpasjies  war  es,  als  —  infolge  der  neaen  Bundesverfassung 
—  den  1.  Februar  1850  mit  einem  Uale  dabinßeleu  (d.h.  dnrch  schweizerische 
Grenzzölle  ersetzt  wnrden) :  «alte  und  jede  Waarenzölle,  ViehzSlie,  Kntschenzülle, 
Weg-  und  Brückengelder,  Fuhr  leiten,  verbindlichen  Sust-,  Schirmhaus-  nod 
Schneebruoh-  oder  sonstigen  Gebühren,  alt  oder  neu,  und  unter  welchen  andern 
etwaigen  Benenn angen  oder  Formen  dieselben  bis  jetzt  erhoben  wurden."  Gleich- 
falls eine  Folge  der  neuen  Bund  es  Verfassung  war  ee,  daß  mit  dem  Inkrafttreten 
derselben  alle  bisher  bestandenen  Vorrechte  zur  Besorgung  des  Verkehres  dahin- 
fielen  und  dem  allgemeinen,  freien  Wettbewerb  zu  weichen  hatten.  War  der 
letztere  auf  der  Gotthard straße  für  den  Waarenverkehr  schon  durch  die  oben 
abgedruckte  , Uebereinknnft"  von  1836  eingeführt  worden,  so  meinte  dagegen 
Uri,  auch  unter  den  nenen  Verbältnissen  doch  noch  am  „Entsohertbeil"  festhalten 
zu  können,  d.  h.  an  der  ausschließlichen  Berechtigung  seiner  Landleute,  oder  der 
im  Lande  niedergelassenen  Schweizerbilrger,  auf  der  urnerischen  Gotthardstraße 
das  Eu  tscberge  werbe  zu  betreiben.  Durch  Bundesbeschluß  vom  18.  Dezember  1650 
wurde  nucli  diese  Beschräckung  als  unzulässig  erklärt.  Und  damit  erst  waren 
die  letzten  Ausläufe  einer  Einrichtung  zum  Abschlüsse  gebracht,  auf  der  die 
Gottbardstraße  und  der  Gotthard  verkehr  während  mehr  als  fünf  Jahrhunderten 
beruht  hatten. 


Ein  anderes,  aber  mit  dem  Verkehre  über  den  Gotthard  enge  zusammen- 
faängeudes  Gebiet  wirthschafti icher  Thätigkeit  bildete  für  Uri  die  Schifffahrt  über 
den  VierwaldstäUersee,  namentlich  diejenige  zwischen  FlUelen  und  Luzem.  Die 
Verhältnisse  dieser  SohifFfahrt  gaben  im  Laufe  der  Jahrhunderts  unzählige  Mate 
Anlaß  zu  bald  streitigen,  bald  friedlichem  Verhandlungen  zwischen  zwei  oder 
mehreren  der  am  Seebecken  gelegenen  Stände. 

Der  erste  bisher  nachgewiesene  Streit  zwischen  Luzem  und  Uri  „von  des 
vertes  wegen  zu  Flueloo'  wurde  unter  eidgenössischer  Vermittlung  den  16.  August 
1357  entschieden  —  „vad  was  der  stos  darumb,  das  dl«  von  Floelon  apraolien, 
■die  burger  von  Luoern  eölteu  über  se  horvs  mit  ir  koofai 
als  ouch  ander  geate.  Da  wider  retten  die 
4as  fii  von  Alter  bar  also  kommen  weren,  \yenne  si  ^ 
Fluelon  kamen,  dass  sie  danneu  faren  mit  eitn  ieklid 
von  KUssnach,    von  Alpnaob,    der  si  »b  nechüt  f 
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Behauptungen  durch  ausreichende  Zeugenaussagen  bestätigt  worden  waren,  wurde 
in  freundlicher  Weise  festgestellt,  daß  die  Luzerner  von  Flüelen  und  die  Fltieler 
von  Luzern  mit  ,,koufmaB8ohaft  vnd  anderm  gute"  jeweilen  abfahren  könnten, 
,,init  wem  si  aller  nahest  von  stat  möchten  kommen. *" 

Welche  Verhältnisse  sich  bezüglich  der  BUckfuhren  über  den  See  zwischen 
Luzern  und  üri  ausgebildet  hatten,  zeigt  der  folgende  Eintrag  in  dem  ^SchitT- 
meisterlibell"  von  Luzern,  der  dem  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  zugeschrieben 
wird  (Archiv  f.  Schweiz.  Geschichte,  20,  179).  „Item  es  ist  ouch  zu  wüssen« 
were  das  ein  gefertt  von  Vre  har  kerne  und  der  sohiffmeister  hie  och  ein  ge- 
fertt  bette,  es  were  Itttt  oder  guot,  so  sol  der  schifmeister  halben  Ion  nemen  nach 
dem  vnd  das  schiff  ist,  ald  er  das  gefert  verdinget  hatt  vnd  sol  das  bescheidenlicben 
teylen,  dem  schiff,  den  knechten  vnd  ouch  jm  vnd  sol  dan  den  andren  halb  teil 
Ions  vnd  ouch  dz  gefert  den  von  Vre  lassen.  Des  geliehen  sollend  die  von  Vre  den 
vnsern  ouch  tuun.*^  —  Es  ist  aus  diesen  Bestimmungen  unschwer  zu  erkennen, 
daß  auch  dem  Verkehre  über  den  See  der  gleicke  Rechtsgedanke  zu  Grunde  lag,  der 
beim  Verkehre  über  die  Landstraik  im  „Zutheilfabren**  und  in  der  „Fuhrleite"* 
Ausdruck  gefunden  hatte :  das  Recht  zur  SchilTfahrt,  d.  h.  zur  Abfuhr  von 
Leuten  und  Waaren  ab  einem  Gestade  stand  eigentlich  nur  den  Bewohnern 
dieses  Gestades  zu;  nur  mußte  dieses  Vorrecht  im  Seeverkehr  zwischen  Luzern 
und  Uri  die  gleiche  Abschwächung  erfahren,  welcher  die  einander  entgegenstehende 
Gleichberechtigung  auch  im  Land  verkehr  zwischen  Uri  und  Livinen  gerufen  hatte. 

Eine  Vereinbarung  zwischen  Uri  und  Luzern  vom  24.  November  1544  ent- 
hält u.  a.  die  folgenden  begünstigenden  Vorschriften  über  die  beidseitigen  wöchent- 
lichen Markt  fahrten.  „In  Betreff  des  Pfisternauens  von  Luzern  und  des  Markt- 
nauens  von  Uri,  die  w()cbentlich  zu  Markt  fahren,  ist  verabredet,  daß  vorab  der 
Mittwoch  zu  Luzern  den  Fähren  beider  Orte  frei  sein  soll,  so  zwar,  daß  wer 
zuerst  Leute  und  Gut  auffindet  und  zu  führen  verdingt,  dieselben  ungehindert 
abführen  mag.  Ausgenommen  hievon  ist  das  Theilgut,  welches  dem  Pfistemauen 
allein  gehören  soll  .  .  .,  weil  die  von  Uri  nicht  verbunden  sind,  dieses  Theilgnt 
im  Marktnauen  zu  tUhren,  dagegen  die  im  Ptisterschiff  hiezu  verpflichtet  sind. 
Ebenso  soll  in  Uri  der  Montag  gehalten  werden,  wie  der  Mittwoch  in  Luzern. 
Die  von  Uri  sollen  auch  am  Freitag  den  Pfisterleuten,  wenn  etwas  zu  führen 
wäre,  dieses  nicht  verhindern,  weil  jene,  die  am  Donnerstag  zu  Uri  am  Markt 
gewesen  sind,  ohnehin  heim  müssen  und  die  von  Uri  auf  diesen  Tag  zu  fahren 
nicht  gewohnt  sind."  —  Verhandlungen  zwischen  Luzern  und  Uri  in  den  Jahren 
1588  und  1592  beschränken  sich  größtentheil«  auf  eine  Bestätigung  oder  etwas 
genauere  Umschreibung  der  bisherigen  Vorschriften. 

Lehrreichen  Aufschluß  darüber,  einer  welcli^  eingehenden  und  in  unseru 
Augen  kleinlichen  Regelung  die  damaligen  Verhältnisse  bedurften,  zeigen  die 
folgenden  Vereinbarungen  zwischen  Uri  und  Schwyz  vom  2.  August  1627. 

1)  Alle  Landleute  der  vier  an  dem  See  liegenden  Orte  können  Ql>er  den  See 
fahren,  mit  welchem  Schiffmann  sie  wollen;  es  steht  ihnen  frei,  nach  jedes  Belieben 
viel  oder  wenig  SchifTleute  zu  nehmen  und  sie  sind  nicht  schuldig  ,im  Theil  zu  fahren'*. 

2)  Wer  uus  den  vier  Orten  zu  RoL)  daher  kommt,  der  ist  nicht  schuldig  im  Theil 
zu  fahren  und  einem  Schiffmann  mehr  als  20  Schilling  zu  geben,  es  sei  Mh  oder  spSt 
am  Tag:  für  das  Schiff  haben  die  Schiff leute  ferner  nicht  mehr  zu  fordern. 

3)  Bei  einer  Buße  von  5  Gulden  ist  den  Schiff leuten  von  Brunnen,  welche  Leute 
nach  Fifielen  geführt  haben,  verboten.  Leute  auf  die  Huckfahrt  zu  nehmen  und  die> 
selben  nicht  nach  Bnmnen,  sondern  nach  Luzern  oder  anderswohin  zu  führen:  umge- 
kehrt auch  denen  von  Fluelen. 

4)  Kommen  aus  den  vier  Orten  Fußgänger,  so  können  sie  fahren,  mit  welchem 
Schiffmann  sie  wollen,  er  sei  von  Fluelen  oder  von  Brunnen.  Sind  es  zehn  oder  minder 


und  legen  diese  30  Schilling  zusammen.  90  soll  iimn  sie  mit  einem  ScIiifTmann  fort- 
fuhren. 

5)  Jeder  von  den  vier  Orten  linnn  Schill'leule  beschicken,  oder  sie  warten  lassen. 
doch  mit  der  Bedingung,  daß  dieselben  niemand  anders  zum  Fahren  annehmen.  Kommen 
etwa  5  Mler  6  Personen  zu  Fuß,  so  hOnnen  dieselben  wohl  milgefQhrt  werden. 

5)  Waaren  kann  jeder,  nie  von  Alters  her,  durch  SchifTleule  seines  Gefallen^ 
fQliren  lassen;  als  Taxe  frir  einea  Saum  Wein,  einen  Saum  Käse,  ein  StQck  Kaufmanns- 
gut  werden  3  Schi,  festttesetzt. 

7)  Personen,  welche  nicht  aus  den  vier  Orten  zu  Roß  daher  kommen,  sowie  auch 
WaarcD,  sollen  ,in  Theil  gethan'  und  allein  von  denen  geführt  werden,  welche  an 
dem  Orte,  wo  solche  ankommen,  daheim  sind,  es  wäre  denn  ,daß  einer  in  seiner  Ge- 
sellscbnlt  fortfahren  und  also  der  Fremde  sich  der  Ciesellschart  der  Heimischen  von  den 
znei  Orten  gemessen  wollte." 

8)  Alle  Fußgänger,  welche  eigene  ScbiR'e  dingen,  sollen  nicht  :^chuldig  sein,  im 
Hieil  zu  fahren ;  es  soll  auch  ein  jeder  zu  Roß,  der  nicht  in  den  vier  Orten  daheim 
ist,  für  einen  Schiffmann  mehr  nicht  als  30  Schi,  und  fQr  das  Schiff  mehr  nicht  nts 
4  Schi,  zu  geben  und  nicht  mehr  als  einen  SchiCTmann  zu  nehmen  verpflichtet  sein ; 
ist  hingegen  keine  andere  Hilfe  zum  Ziehen  vorhunden,  so  muH  er  zwei  Schiffleute  dingen. 

9)  Kein  Scbiffiiiann  darf  in  Theil  genommen  werden,  er  ^ci  denn  von  der 
Obrigkeit  för  .genugsam"  erkannt  worden. 

10)  Alles  Volk  zu  Fuß,    das   nicht   aU:s   den   vier  Orten  ist,    hat   für  jede  Person 

9  Schi,  zu  zahlen;  wird  jedoch  weniger  als  ein  Diken  erlegt,  oder  sind  es  weniger  aU 

10  Personen,  soll  Keiner  zu  fahren  schiddig  sein,  wenn  er  nicht  gerne  weniger  nehmen 
will.  Die  Fremden  sollen  allein  von  denen,  die  an  dem  Gestade,  wo  sie  abfahren,  da- 
heim sind,  geführt  werden,  .doch  so  es  in  solchem,  bis  an  4  oder  5  Personen  käme, 
will  man  sie  zu  beiden  Theilen  taiemit  ermahnt  haben,  sie  einander  um  soviel  nicht 
gefahren  und  den  Lohn  dem,  so  solche  geführt,  gefolgen  lassen  sollen,  die  Armen 
aber,  so  um  Gottes  VVillen  zu  fahren  begehren,  sind  hierin  nicht  bcgrilfen." 

11)  Diese  Verordnung  des  Lohnes  halt-er,  soll  auch  auf  die  großen  Schiffe  ange- 
wendet werden  mit  dem  Zusätze,  .daß  jedem  großen  Schiff  eines  Scbiffknechts  Lohn 
erfolgen  solle,  damit  die  gemeinen  großen  Schiffe  mögen  erhallen  werden.* 

12)  .Es  s<jll  auch  kein  Tbeil  leer  auf  den  andern  fahren  oder  ankommen,  auf 
Geehrte  mehr  den  2  Stund  warten ;  es  wäre  denn  Sacb,  dali  Einer  mit  Briefen  oder 
andern  ernstlichen  Befehlen  geschickt  würde,  mag  er  alsdann  etwas  wieder  hinweg- 
fniiren";  doch  soll  bierin  keine  Gefahr  gebraucht  werden. 

131  Den  Schlfflcuten  ist  bei  b  Gulden  Strafe  verboten,  einige  .Gefehrten'  01)er 
See  zu  führen,  wenn  dieselben  nicht  dem  Zoller  angemeldet  worden  .lind, 

1+)  An  jeder  SchiiTlände  soll  ein  Schiffmeister"  aufgestellt  sein,  welcher  Fremden 
und  Einheimiachen  nach  d  eser  Ordnung  zum  Fahren  liehfilllich  sein  und  die  Fehlharen 
der  Obrigkeit  leiden  soll. 

15)  Diese  Ordnung  ist  in  deutscher  und  wfilscher  Sprache  in  allen  Wirthshäasern 
und  an  andern  Orten  anzuschlagen.  —  Jeder  Schiffmann  hat  die  Pflicht,  diejenigen, 
welche  gegen  diese  Ordnung  sich  verfehlen,  oder  welche  etwas  veruntreut  oder  ver- 
wahrlost haben,  zu  leiden. 

Wenn  es  auch  nicht  sicher  featz urteilen  ist,  ob  diese  Verabredungen  in 
ihrem  ganzen  Umfange  verbindliche  Rechtskraft  erhielten,  —  es  wurde  z.  B. 
der  obige  Art.  10  vorläufig  nur  zu  eini-m  einjährigen  Versuche  Angenommen  — 
so  dienen  sie  darum  doch  kaum  weniger  zur  Aufklärung  der  Rechtsa n schau unge n , 
denen  bis  tief  in  unser  Jahrhundert  hinein  der  Betrieb  der  Schifffahrt  auf  dem 
Vierwaldetättersee  nntergeordnet  war.  Denn  führten  diese  Verhältnisse  auch  in 
der  Folgezeit  hSafig  genug  zu  gegenseitigen  Eritrteruogen,  so  handelte  es  eich 
dabei  immer  nicht  am  gmndiiStsliohe  Aendemogeo,  sondern  um  Klagen  über 
Mißachtung  und  am  Vorsorge  fiir  bessere  Ausführung  der  bisherigen  Bcstiu 

Eb  ist  einleuchtend,  daß  die  Engheit  dieser  Verhältnisse  i 
fühlbar  werden  maßte    nach    der  Erbffuang   T 
1830,    nach  der  EtnfUhziuig  der  DampfoeUT 
im  Jahre  1836  and  akobdoni    durch  die  ] 
einer  Meieren  Oestaltong  dai  Verkefarea  g 


üri  —     332     —  Uri 

In  welcher  unleidentlichen  Weise  sich  namentlich  für  den  Verkehr  zwisohen 
Flüelen  und  Luzern  die  alten  Verhältnisse  den  neuern  Entwicklungen  gegenüber 
zugespitzt  hatten,  wurde  in  einer  Eingabe  an  die  Bundesbehörden  auseinander- 
gesetzt, durch  welche  die  Regierung  des  Kantons  Luzern  im  Jahre  1848  die 
Herstellung  einer  freien  Schiiffahrt  auf  dem  Vierwaldstättersee  forderte.  Anf 
dem  Gebiete  des  Kantons  üri  —  so  wurde  behauptet  —  machen  zwei  Schiffer- 
gesellschaften  Vorrechte  geltend,  welche  die  Freiheit  des  Verkehres  und  der  Be- 
nutzung der  Wasserstraße  in  hohem  Grade  beschränken,  so  daß  die  luzerniscbe 
Dampfschiffgesellschaft  nur  gegen  einen  bedeutenden  jährlichen  Tribut  an  Jene 
Sohiffergesellschaften  das  Abfuhrrecht  von  den  urnensohen  Seegestaden  habe  er- 
wirken können.  Besonders  nachtheilig  seien  die  Folgen  dieses  abnormen  Verhält- 
nisses in  neuerer  Zeit  erschienen,  als  eine  zweite  Dampfschiffgesellschaft  jenes 
ausschließliche  Abfuhrrecht  an  sich  gebracht  und  dadurch  die  altem  Dampf- 
schiffe von  der  Konkurrenz  an  den  Urnergestaden  auszuschließen  gedroht  habe. 
Dem  entgegen  habe  dann  Luzern  auch  den  umerischen  Schiffergesellschaften  nnd 
der  mit  ihren  Vorrechten  versehenen  Postdampfschiffgesellschaft,  letzterer  jedoch 
mit  Ausnahme  von  Postreisenden  und  Postgegenständen,  jede  Abfuhr  von 
Personen  oder  Waaren  ab  den  Luzerner-Gestaden  untersagt.  —  Durch  Bundes- 
gesetz vom  22.  Mai  1849  wurden  hierauf  die  in  FlUelen,  Brunnen,  G^rsau  nnd 
Luzern  bestehenden  Beschränkungen  der  freien  Schifffahrt  als  aufgehoben  er- 
klärt; sicherheitspolizeiliche  Verordnungen  vorbehalten  durfte  von  da  an  jedermann 
in  den  an  der  Wasserstraße  von  Luzern  nach  Flüelen  gelegenen  Ortschaften 
Personen   und  Waaren   frei  und  ungehindert  aufnehmen  und  absetzen. 

Die  Jahrhunderte  alten  Einrichtungen  des  Seeverkehrs,  die  mit  diesem  Ge- 
setze zu  Grabe  getragen  wurden,  hatten  sich  im  Zeitpunkte  ihrer  Aufhebung 
am  urnerischen  Seegestade  in  der  folgenden  Weise  ausgestaltet.  In  Flüelen  be- 
standen zwei  Schiffergesellschaften:  die  „Gesellschaft  des  Urinauens"  nnd  die 
„Theilfahrende  Schiff fahrtsgesellschaft".  Der  erstem  stand,  wie  es  scheint,  einzig 
die  Beförderung  des  großen  Marktschiffes,  eben  des  „Urinauens"  zu,  der  — 
eine  Last  von  1200  Zentner  tragend  und  von  25  -30  Mann  bedient  —  früher 
alle  Montage,  seit  Eröffnung  der  Gotthardstraße  auch  alle  Freitage  und  später 
(seit  1838?)  wöchentlich  drei  Male  zum  Zwecke  der  WaarenbefÖrderung  nach 
Luzern  abfuhr.  Die  Zahl  der  Gesellschafter  habe  jeweilen  60 — 120  betragen, 
im  Jahre  1849  waren  es  86;  jeder  Gesellschafter  war  berechtigt,  einen  Landes- 
angehörigen als  Mitglied  aufzunehmen;  das  Eintrittsgeld  war  noch  im  Jahre 
1825  auf  160—250  Franken  (a.  W.  =  230—360  n.  W.)  festgesetzt  der 
Werth  der  der  Gesellschaft  gehörenden  Schiffe  und  Geräthschaften  wurde  im 
Jahre  1849  auf  ungefähr  1800  Franken  (n.  W.)  berechnet.  —  Alle  übrige  ge- 
werbsmäßige Schifffahrt  stund  der  theilfahrenden  Gesellschaft  zu,  welche  im 
Jahre  1809  aus  den  bis  dahin  gesondert  bestandenen  zwei  Gesellschaften:  «der 
Theil''  und  „das  Gefährt"*  zusammengeschmolzen  worden  war.  Die  Flotte  dieser 
Gesellschaft  bestand  aus  einem  „großen  Nauen"  (mit  einer  Bemannung  von  9), 
einem  „Ealbnauen'*  (Bemannung  7),  einem  „dritten  Schiffe*'  (Bemannung  4)  und 
aus  „gewöhnlichen  Schiffen"  (Bemannung  je  nach  Entfernung  2  oder  3).  Diese 
Schiffe  fuhren  nicht  in  zum  Voraus  bestimmten  2jeiten,  sondern  anf  Bestellung; 
die  einzelnen  Gesellfichafter  folgten  sich  hierin  nach  einer  bestimmten  Reihenfolge. 
Wem  die  nächste  Fahrt  zustand,  der  wurde  hievon  durch  die  aufgestellte  Wache 
in  Kenntniß  gesetzt  (es  wurde  ihm  „der  Theil  angesagt**)  und  er  hiedurch  ver- 
pHichtet,  zu  Hause  zu  bleiben  und  den  „ankommenden  Theil  abzuwarten".  An 
der  Spitze  der  Gesellschaft  —  deren  Einrichtungen  und  Verhältnisse  durch  obrig- 
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keitlicbe  Ehrlasse  geregelt  waren  —  stand  der  Schiffmeister  und  der  Schiifrath. 
Die  Gesellschaft  ergänzte  sich  selbst,  hatte  jedoch  aus  wenigstens  30  Mitgliedern 
zn  bestehjn.  In  Fällen  vorgekommener  Hinlässigkeit  oder  Verwahrlosung  be- 
stand gemeinsame  Haftpflicht.  —  Der  Gesellschaft  scheint  neben  den  Einnahmen 
aus  den  eigenen  Fahrten,  noch  der  Bezug  einer  besondem  Gebühr,  der  „Für- 
leite**,  von  allen  Kanfmannsgütem,  die  in  Flttelen  verzollt  wurden,  zugestanden 
zu  haben. 

Fine  neben  den  beiden  genannten  Gesellschaften  bestehende  Unternehmung,, 
das  „Flüeler  ßotenschiff",  d.  h.  das  Postschiff,  wird  wohl  schon  mit  der  Ein- 
führung der  Dampfschiffe  ihr  Ende  erreicht  haben.  Dem  Fährmann  dieses  Schiffes 
stitnd  indessen  die  Beförderung  von  Personen  und  deren  Gepäckes  nur  in  soweit 
zu,  als  sich  erstere  ohne  sein  Znthun  anmeldeten;  das  Anwerben  war  ihm  ver- 
boten. Die  Einnahme  von  2  Bazen  (=  30  Cts.)  für  jede  beförderte  Person  hatte 
er  mit  der  theilfahrenden  Gesellschaft  zu  theilen.  Noch  im  Jahre  1809  wurde 
die  folgende  Vorschrift  aufgefrischt.  „Juden  und  ibre  Waaren  bleiben,  wie  bis 
anbin,  dem  Theil  unterworfen  und  sollen  sich  keiner  andern  Gelegenheit  be- 
dienen dürfen.** 


(Die  hauptsächlichsten  Quellen  dieses  Aufsatzes  sind  neben  den  im  Verlaufe 
bereits  genannten:  der  j^Geschichtsfreund^ .  die  „Eidg,  Abschiede^ ^  das  j^Land- 
buch  des  Kantons  üri^y  Oechsli^  „Die  Anfänge  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft**. 
—  Die  Mängel  und  Lücken  der  obigen  Darstellungen,  namentlich  jener  des 
Gotthardverkehres  und  der  Schifffahrt,  sind  dem  Verfasser  wohl  bekannt.  Leider 
stand  ihm  nicht  die  2mi  zu  Gebote,  die  Quellen  vollständiger  zu  sammeln  und 
das  Gesammelte  knapper  zu  verarbeiten.) 

Verkehpsvereine,  welche  hauptsächlich  die  Förderung  des  Fremdenverkehrs 
bezwecken,  bestehen  in  Basel,  Bern,  Chur,  Genf,  Glarus,  Interlaken,  Lausanne, 
Locamo,  Lugano,  Luzern,  Rapperswyl,  St.  Gallen,  Solothurn,  im  Toggenburg, 
in  Vevey,  Zug  und  Zürich  (in  letzterer  Stadt,  der  ersten,  in  welcher  ein  Ver- 
kehrsverein entstand,  seit  1886). 

Versicherung.  (Quelle:  Zum  weitaus  größten  Theil  die  Geschäftsberichte 
des  eidg.  Versicherungsamtes.)  Sich  für  periodische  Bezahlung  einer  gewissen  Summe 
gegen  Schaden  an  Leib  und  Gut  versichern  zu  können,  ist  eine  der  bedeutendsten 
Errungenschaften  der  Zivilisation.  Ist  sie  zwar  in  ihren  woblthätigen  Wirkungen 
zur  Stunde  größtentheils  noch  auf  diejenigen  Bevölkerungäkreise  beschränkt, 
die  übdr  eine  gewisse  Eapitalkraft  verfügen,  so  deuten  doch  alle  Symptome  der 
Zeit  daraufhin,  daß  bei  kommenden  Geschlechtern  selbst  der  Aermste  in  irgend 
einer  Weise  der  Vorsorge  froh  werden  wird,  welche  die  Versicherung  zu  ge- 
währen   fähig    und  berufen  ist. 

Allerdings  muß  die  letztere,  um  in  dieses  entwickelte  Stadium  zu  gelangen, 
in  viel  größerem  Maaße  in  die  Staatswirthschaft  einbezogen  werden,  als  es  bis- 
her der  Fall  war.  Dieser  Forderung  kann  Genüge  geleistet  werden,  ohne  daß 
der  Staat  selbst  überall  als  Versicherer  auftritt.  Schon  die  bloße  Ueberwaohang 
des  privaten  Versicherungswesens,  wie  sie  seit  1886  durch  den  Bund  stattfindet, 
ist  ein  bedeutendes  Staats wirthschaftliches  Moment;  ebenso  die  Förderung 
ELagel Versicherung  durch  Kantone  und  Bund  (s.  die  Abschnitte  „Banc 
und  ,  Hagelversicherung  "), 
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Feuerversicherung: 

Aus  der  in  diesen  Abschuitt  eingeschalteten  statistischen  Uebersir.ht  erhellt, 
daß  die  meisten  Kantone  schon  in  den  ersten  Jahren  dies  Jahrhunderts  mit  der 
Gebäudeversicherung  begonnen  haben. 

Die  ältesten  Nachrichten  über  kommunale  und  kantonale  Feuerversicherung 
liegen  dem  Lexikon  vor  aus  dem  Kanton  Zürich. 

In  der  „Schweizerischen  Zeitschrift  für  Gemeinnützigkeit **,  Jahrgang  1881, 
weist  J.  H.  Labhart-Labhart  nach,  daß  schon  1765  die  Züricher  Bürger  Mathias 
Lavater  (Zunftmeister)  und  Joh  Rudolf  Hofmeister  auf  die  Nothwendigkeit  der 
Errichtung  einer  „freiwilligen  Feuerassekuranz-Kassa "*  und  eines  damit  ver- 
bundenen „freiwilligen  BUrger-HausprotokoUs*  aufmerksam  machten.  „Was  damals 
auf  schweizerischem  Boden  angeregt  und  vor  Rath  und  Bürgern  der  Stadt  Zürich 
ernstlich  verhandelt  worden**,  schreibt  Labhart,  „war  im  Auslände  nicht  ohne 
Vorgeherschaft ^  und  er  zitirt  als  Belege  dafür  die  schon  1681  in  London 
gegründete  Gebäudeversicherungsanstalt  „Hand  in  Hand**,  die  1701  in  Berlin 
entstandene  Feuerkasse  für  die  Mark  Brandenburg,  die  „Hauptbrandkassa* 
Sachsens  vom  Jahre  1729  u.  s.  w. 

Lavater  und  Hofmeister  erlangten  mit  ihrem  Projekte,  das  sie  mittelst 
eines  40  Seiten  starken  Memorials  begründeten,  nur  einen  Achtungserfolge  Der 
Kleine  Rath  überwies  die  Eingabe  dem  Rath  der  Zweihundert  und  dieser  einer 
Ehrenkommission,  die  aber  nur  mündlich  und  in  verneinendem  Sinne  referirt  zu 
haben  scheint,  da  sich  keine  Spuren  eines  Berichtes  oder  eines  Beschlusses  er- 
halten haben. 

Zwölf  Jahre  später  (1877)  grifT  Pfarrer  Waser  das  Thema  auf,  indem  er 
es  zunächst  zum  Gegenstand  eines  Vortrages  in  der  Physikalischen  Gesellschaft 
machte  und  dann  in  einem  Buche  („Betrachtungen  über  die  zürcherischen  Wohn- 
häuser, vornehmlich  in  Absicht  auf  die  Brandkassen  und  Burgerprotokolle  etc.*, 
1878)  erschöpfend  behandelte,  so  erschöpfend  sogar,  daß  selbst  einige  Tabellen 
über  die  Kaufpreise  von  178  Wohnhäusern  aus  der  Zeit  von  anno  1221 — 1700 
nicht  fehlten.  (Eine  von  der  Physikalischen  Gesellschaft  zur  Zeit  Wasers  ver- 
anstaltete Zählung  der  Wohnhäuser  Zürichs  ergab  die  Zahl  1189,  wovon  704 
„gemeine**  Bürgerhäuser  und  482  Herrenhäuser,  erstere  zu  durchschnittlich  2485, 
letztere  zu  durchschnittlich  9144  Gulden  gewerthet.) 

Waser  sah  die  Frucht  seiner  Saat  nicht  aufgehen  —  er  starb  eines  gewalt- 
samen Todes  am  27.  Mai  1780.  Andere  jedoch  setzten  das  Werk  in  seinem 
Geiste  fort  und  zwei  Jahre  später  war  bereits  eine  zürcherische  Versicherungs- 
gesellschaft als  freie,  unter  der  Genehmigung  und  dem  Patronat  der  Obrigkeit 
stehende  Vereinigung  konstituirt.    Die  Statuten  hatten  folgenden  Wortlaut : 

§  1.  Unsere  gegenseitige  Assekuranz  erstreckt  sich  nur  auf  Gebäude  innert  den 
Festungswerken  beyder  Städte  Zürich,  mit  Ausschluß  aller  Waaren,  Kaufraannsgüter. 
Mobilien,  Fahrnuß,  oder  was  sonst  von  Werth  in  denen  Häusern  oder  Nebengebäuden  auf- 
gehoben sein  möchte.  Was  also  nicht  auf  unserem  Assekuranzbuch  ausdrücklich  verzeichnet 
und  taxirt  ist,  das  hat  bei  sich  ereignendem  Unglück  keinen  Bezug  auf  diese  Assekuranz. 

§  2.  Wer  der  Brand- Assekuration  beitreten  will,  gibt  der  Direktorial-Gesellschaft 
den  Namen  seines  Hauses  und  seiner  Nebengebaude,  falls  d^rgleichen  sind,  mit  den 
Anstößen.  Dieses  wird  denn  auf  unser  Assekurationsbuch  eingetragen,  und  nach  seinem 
Werth  taxirt,  wie  in  §  4  des  Näheren  bestimmt  ist. 

§  3.  Das  Assekuranzbuch  ist  jederzeit  ein  Dokument  und  Gewährleistung  der 
Gesellschaft  gegen  jeden  Interessent,  und  die  Sicherheit  des  Interessenten  gegen  die 
Gesellschaft,  und  soll  in  allen  Fällen,  auch  selbst  bei  etwa  sich  ereignenden  Streitig- 
keiten, vor  dem  Richter  gültig  seyn  und  decidiren.  Ueber  das  wird  jedem  assekurirten 
Mitglied  ein  Schein  zu  Händen  gestellt  des  Inhaltes  (folgt  Formular).  .  .  . 


Die  Assekuratjon  f^ni^t  TGr  jeden  KontrahenteD  mit  dem  Tage  ao,  an  welchem 
sein  Haus  auf  uDserera  Buche  eingetragen  worden.  Die  Endschaft  derselben  aber  ist 
am  ersten  Tag  Murnuiig,  Hittags  mit  dem  Schlage  12  Uhr.  Damit  nun  die  Sictierheit 
rOr  die  Assekurirlea  nicht  unterbrochen  werde  oder  einige  Wochen  oder  Tage  stille 
stehe,  so  werden  wir  alljährlich  in  der  ersten  Woche  des  Jenners,  durch  hiesige  Zeituog 
UDil  Avis-Blatt  die  Tage  und  Orte  bekannt  machen,  an  welchen  die  Assekuralionsgelder 
»US  überliefert  werden  sollen.  Würde  dann  Jemand  aus  Vergessenheit,  oder  aber  mit 
Vorsatz,  diese  Zahlungstagc  vorübergehen  lassen,  und  nicht  bezahlen,  so  werdeo  wir 
ihn  in  der  dritten  Woche  des  Jentier^  dessen  freundlich  erinnern.  Erfolgte  aher,  auf 
diese  AufTordening  hin,  das  Geld  niclit,  und  der  erste  Tag  Homung,  Mittag,  wäre  vor- 
liber,  so  hat  sich  der  Assekurirte  alles  Rechts  auf  das  Institut  zu  begeben,  und  ist 
von  besagtem  Tag  und  Stunde  an  so  lai^  der  Gefahr  und  NichtentschSdigung  über- 
lassen, bis  zu  der  Stunde,  in  welcher  er  wirklich  wieder  filr  das  laufende  Jahr  be- 
zahlt hat. 

§  i.  Der  Eigenthümer  laxirt  sein  Haus  selbst ;  jedoch  soll  die  Gesellschaft  bei 
dieser  Taxation  nicht  geschädigt  werden. 

ö  5.  Wenn  mit  Verlauf  der  Zeil  ein  Haus  durch  schleclilen  Unterhall  baußUig 
und  al?o  in  seinem  inneren  Wert  verlieren  würde,  so  hat  die  Direktion,  auf  erhaltene 
Nachricht  dessen,  das  Recht,  den  Eigenthümer  vor  sich  zu  berufen  und  dessen  Taxe 
proportionirl  herabzusetzen.  Ebenso  ist  auch  dem  Eigenthümer  sein  Recht  vorbehalten, 
die  Taxe  zu  erhöhen,  wenn  er  der  Direktion  anzeigt,  daß  er  das  Hans  in  seinem  Haupt- 
gebäude verbessert  habe. 

^  G.  Derjenige,  der  sich  der  Assekuranz  einverleiben  will,  bezahlt  zur  Anlage 
des  Fonils  gleich  beim  Einschreiben  seines  Hauses  einen  Gulden  von  jedem  Tausend 
der  Schätzung,  und  dann  anticipirend,  als  gewöhnlichen  Beitrag,  mit  Januar  verfallen. 

Von  Wohnhäusern,  als  auch  Nebengebäuden,  von  jedem  1000  Gulden  der  Schätzung 
30  Kreuzer.  Sollte  es  aber  von  der  Konvenienz  einiger  Assekurirten  seyn,  ihren  jäbi^ 
liehen  Beitrag  ein  für  alle  mal  rn  bloc  zu  bezahlen,  um  damit  der  Hübe  der.  al^ähr- 
liehen  Zahlungen  enthoben  zu  sein,  so  mag  es  (Qr  jetzo  geschehen :  daß  er  für  jede 
3  fl  seiner  Taxe  100  t1  und  so  ferner  in  dieser  Proportion  bezahle.  Damit  solle  dann 
alles  ihm  Assekurirte  für  immer  des  jährlichen  Beitrages  entlassen  se;n. 

§  7.  Wenn  der  Besitzer  eines  assekurirten  Hauses  mit  Tod  abgeht,  oder  wenn 
das  Haus  verkauft  wird,  so  steht  der  neue  Besitzer  in  die  Rechte  seines  Vorfahren,  im 
Fall  das  Haus  durch  die  Bezahlung  einer  Assekurationss'umme  en  bloc  des  jährlichen 
Beitrages  liberirl  ist.  Außer  diesem  Fall  aber  soll  der  Käufer  oder  Erbe  sich,  bei  Ver- 
lust seines  Rechts  auf  die  Assekuration,  innert  6  Wochen  in  das  Assekuralions-Budi 
einschreiben  lassen.  EJnslaud-Geld  hat  er  dann  keines  zu  bezahlen,  da  der  erste  Asse- 
kurant  solches  schon  bezahlt  hat. 

g  8.  Da  die  Gesellschaft  den  Bedacht  darauf  genommen,  nach  und  nach  durch 
die  Beiträge  der  Assekurirten,  durch  die  daraus  fließenden  jährlichen  Zinse,  und  viel- 
leicht noch  durch  andere  Wege  ein  solches  Kajiital  zu  sammeln,  aus  welchem  mit  der 
Zeit,  wenn  uns  Gott  Jalire  lang  vor  Brand  lieliQtet,  unsere  briindheschfidigten  Glieder 
ohne  E.ttra-Zuleige  der  Mitglieder  entsch.'idigt  werden  konnten,  so  ist  nolhwendig,  daS 
diesem  Fonds  Zeit  gegeben  werde,  innert  welcher  er  außer  Gefahr  bleibe,  durch  ein 
einziges  Unglück  ganz  ersctiöpft  zu  werden.  Wenn  demzufolge  innert  dem  ersten  Jahre 
von  der  Bestand ne hm ung  des  Instituts  an,  jemand  aus  uns  durch  Feuer  verunglückt 
würde,  so  bezahlt  der  Fonds  nicht  mehr  als  die  Hälfte  des  Schadens,  und  die  zweite 
Hälfte  bezahlen  alle  Uitglieiier  der  Assekuranz  in  ordentlicher  Repartition  und  Pro- 
portion, wie  jeder  auf  unserem  Hauptbuche  taxirt  ist.  Vom  Zweiten  bis  zum  Dritten 
gibt  der  Fonds  drei  Vierlei  des  Veriusles,  ein  Viertel  aber  geben  die  Mitglieder  alle, 
wie  im  ersten  Fall.  Ueberstiege  aber  innert  diesen  zwei  Jalu%a  eine  Entschädigung  die 
Summe  von  10,000  II,  so  würde  sich  die  Direktion  an  U.  G.  H.  H.  und  Oberen  wenden, 
Hochdieselben  um  Rath  und  Assistenz  bitten,  auch  nAthigenblla  am  Bewilligung  e 
öffentlichen  Steuer  för  die  Gesell jchaft  selb-H  oder  da?  Inslitut. 

§  9.   Die  Gelder  dieser  Kujs«^   sollen  niemals   andi 
durch  Feuer  verunglQckten   assekurirte 
ganz  abgebranntes,  oder  auf  liochobrigkelllicheo 
imd  Schadens    niedergerissenes  Gebäude    die     ' 
sicherten  Summe  in  Zeit  von  vier  Wo  ' 
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§  10.  Die  Direktion  besorgt  alle  Geschäfte  unentgeltlich  und  best  ihres  Vermögens 
unter  dem  Präsidio  eines  von  U.  6.  H.  H.  verordneten  Herrn  des  Kleinen  Raths.  Sie 
besteht  aus  16  Herren  und  Bürgern,  davon  die  Hälfte  weder  des  Raths  noch  Regiments 
und  unter  diesen  4  sein  sollen,  die  ihr  Handwerk  und  Gewerbe  an  eine  gewisse  Zunft 
bindet.  Wenn  ein  Mitglied  der  Direktion  abgeändert  wird,  so  schlagen  die  übrigen 
U.  G.  H.  H.  ein  anderes  an  seine  Statt  zur  Genehmigung  vor. 

§  11.  Die  eingehenden  Gelder  werden  unverzüglich  bei  der  Zins-Kommission, 
wenn  sich  nicht  sogleich  ein  anderer,  vortheilhafterer  und  zugleich  sicherster  Anlaii 
zeigt,  zinstragend  gemacht.  Die  darum  errichteten  und  auf  die  Brand- Assekuranz  ge- 
stellten Obligationen  werden  auf  dem  Rathhaus  in  einer  eisernen  Kiste  mit  drei  Schlössen 
verwahret,  zu  welchen  die  Schlüssel  drei  verschiedenen  Schlüsslern  übergeben  werden. 
Alle  Jahre  wird  mit  Anfang  Merzen  eine  Rechnung  ge&tellt  und  dieselbe  an  dem  Ver- 
sammlungsort, nachdem  sie  vorher  bei  den  sämmtlichen  Herren  Direktoren  zirkulirt, 
im  Beysein  sämmtlipher  Panner-Hauptleuten  und  Panner-Herren  der  Stadt  abgenommen. 
Vier  Wochen  lang  stehet  die  Einsicht  davon  jedem  Mitglied  bei  eigens  dazu  zu  ernennen- 
den Direktoren  frei.  U.  G.  H.  H.  wird  jedes  Jahr  von  dem  Fortgang  des  Instituts 
Bericht  erstattet. 

§  1?.  Wenn  die  assekurirte  Summe  4  Millionen  beträgt,  und  der  Fonds  auf 
10,000  fl  angewachsen,  soll  der  jährliche  Beitrag  auf  15  Kreuzer  vom  tausend  herunter- 
gesetzt werden,  wenn  er  aber  auf  150,000  fl  anwachset,  gänzlich  aufhören ;  es  wäre 
denn,  daß  durch  Unglück  derselbe  geschwächt  und  auf  125,000  fl  zurückkommen  würde; 
dann  sollen  die  jährlichen  Beiträge  bezahlt  werden,  bis  er  obbemeldete  Stärke  wieder 
erhalten.  Sollte  die  assekurirte  Summe  höher  steigen,  so  steigt  auch  der  Fonds  in 
obiger  Proportion. 

§  13.  Mit  Anfang  Merzen  werden  diejenigen,  so  dieser  Association  beitreten 
wollen,  ersucht,  die  Schätzung  ihrer  Häuser  auf  die  eigens  dazu  errichteten  Scheine 
emzutragen  und  innert  14  Tagen  einzusenden,  damit  man  dieselben  auf  die  Bücher 
eintragen  könne;  sobald  dasselbe  beschehen,  werden  eigene  Tage  öffentlich  bekannt 
gemacht' werden,  wann  man  die  Einstands-  und  Vorschuß-Gelder  auf  dem  Rathhaus 
abnehmen  wird. 

§  14.  Sollte  es  aber  wider  Vermuthen  geschehen,  daß  sich  Leute  fänden,  die  sich 
zum  Augenmerk  genommen,  erst  nach  einem  oder  mehreren  Jahren  sieb  assekuriren 
zu  lassen,  um  dabei  der  Gefahr  der  Assekuranz,  wie  sie  in  §  8  bestimmt  ist,  auszu- 
weichen, so  sollen  dieselben  nebst  dem  Einstandsgeld  so  viel  bezahlen,  als  ein  von 
anfang  assekurirtes  Mitglied  zu  dem  Fonds  beigetragen;  es  beträfe  denn  Jemand,  der 
bei  Errichtung  des  Instituts  nicht  sui  juris,  oder  auch  kein  Eigenthümer  eines  Hauses 
gewesen,  und  also  früher  nicht  mit  uns  kontrahiren  konnte. 

Diese  in  mehr  als  einer  HiDsieht  interessante  Yersicherungsgrundlage  be- 
währte sich,  denn  die  Institution  löste  sich  nicht  nur  nicht  auf,  sondern  führte 
zu  einer  Verallgemeinerung  der  Grebäudeversicherung  zu  Stadt  und  Land,  indem 
im  Jahre  1808  vom  Großen  ßath  das  Obligatorium  für  den  ganzen  Kanton 
beschlossen  wurde. 

Auch  über  die  Kantonsgrenzen  hinaus  ward  die  zürcherische  Feuerversicherung 
bald  bekannt.  Im  Jahre  1788  setzte  die  Oekonomische  Gresellscbaft  in  Bern 
einen  Preis  von  50  Dukaten  aus  für  dis  beste  Beantwortung  der  Frage  : 
n  Welchen  Nutzen  eine  Brandassekuranz  für  den  Kanton  Bern  haben  würde,  nnd 
wie  eine  solche  einzurichten  wäre.*^ 

Nach  diesem  geschichtlichen  Rückblick  lassen  wir  eine  Uebersicht  der 
Kautone  folgen,  in  welchen  die  obligatorische  Gebäudeversicherung  besteht.  Die- 
selbe ist  dem  Bericht  des  eidgenössichen  Verslcherungsamtes  pro  1890  entoommen: 
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Kantone 

hii 

1    ^^__ 

PrtmiBu.     ^ 

m  End*  d» 

dl 

!         Snnm» 

P[i>.<a.)en.ei.>n>ii 

x'lT«  ■ 

J»htfi 

JT,                          Fr, 

Fr. 

Ft. 

1.  Zürich   .     .     .    . 

1808 

805-674,050 

—                 _ 

805,581 

3-541,691 

2.  Bern      .... 

1806 

747-951,700 

33-240.653      6-562,130 

974,911 

r439,iu 

3.  Lnzern  .... 

1810 

300'6«3.880 

13-330,881          - 

aao,432 

908,591 

4.  Nidwaiden .     .    . 

188* 

t7'443,533 

-              3'418,826 

19,188 

66,066 

5.  Glarus   .... 

1819 

56'375,815 

1-390,000          - 

28,187 

2-085,400 

6.  Zug 

1812 

42755,^0 

49,767 

135,931 

7.  Freibnrg     .    .    . 

1810 

t08'463,34& 

—            86'770,676 

184,388 

461,056 

8.  Sobthurn,  (hUilt . 

1809 

108'073,914 

-            86-469,131 

248,869 

392,316 

.     ■Kb.liimM. 

1864 

847,176 

—                847,175 

2,999 

9.  Baselstadt  .    .    . 

1807 

M6'ffi2,300 

-          169-689,225 

136,239 

766,780 

10.  Baselland  .    .    . 

1833 

84'W)0,500 

185,416         140,000 

.■J3.960 

439,466 

11.  Schaffhausen  .    . 

1813 

70-493,300 

64,388 

1-085,273 

la.  AppenieU  A.-Bh. 

183S 

83-905,300 

90,999 

3' 176,889 

13.  St.  Gallen  .    .    . 

1807 

416'338,100  168'678,895          ~ 

608,328 

446,970 

li.  Aai^u  .... 

1805 

246-639,985 

—            17'663,I00 

443.714 

116,808 

1&.  Thurgau     .     .     . 

1806 

171-784,5.30 

8'797,90O 

178,619 

16.  Waadt  .... 

1811 

576-841,533 

608,3it4 

1-463,213 

17.  Neuenbui^      .    . 

1810 

340-448,800 

—          144-269,380 

210,651 

160,377 

n.  FOr  Mobiliarreraichening. 

Waadt 

1849 

334-086,488 

—                 - 

308,688 

695,995 

Total 

4-642780,087  216'72B,174  59*'607,**3  5'101.19a  15'668.ire 

741-3ä2,617 

Ancb  im  Kanton  Genf  war  die  GebäadeTeniobeniiig  während  einer  Reihe 
von  Jahren  (1827—1864)  Staatssaohe. 

Im  Kanton  Neuenbürg  werden  gegcDW&rtig  (1892)  Bestrebnngen  znr  Ver- 
staatlichung der  Mobil iarversioberuiig  gemacht. 

Die  Immobilien- Brandkasicn  von  Bern,  Freibarg,  Appenzell  A.-Bh,  aad 
Neuenbürg  waren  anfanglich  freiwillige.  Freibarg  ^ng  1812,  Appenzell  A.-Rh. 
1841,  Nenenburg  1849  zum  Obligatorium  über.  Bern  schloß  erat  1852  die 
fremden  GleselUchaften  und  1881  die  kleinem  kantonalen  Gesellschaften  von  der 
Konkurrenz  ans. 

Von  der  staatlichen  Veraiofaerung  sind  ansgeschlosaen : 

Im  Kanton  Zürich :  PalvermUhlen,  Pulvermagazine,  sowie  alle  abgelegenen 
und  einzelnen  stehenden  Gebäude  im  Wertbe  von  weniger  als  200  Fr. 

Im  Kanton  Bern :  a.  Pulvermühleu,  Feuerwerk  laboratorien,  Pulver-  und 
Dynaraitmagaiine ;  b.  chemische  Fabriken  mit  Bentitzung  oder  zur  Bereitung 
selbstentzUndlicher  oder  explodirender  Stoffe.  Die  Eigenthümer  der  unter  litt,  b 
angeführten  Gebäude  sind  befugt,  die  Aufnahme  in  die  kantonale  Anstalt  zd  ver- 
langen, wenn  eine  Rttckveraioherung  möglich  ist.  Ton  den  mit  einem  versicherten 
Gebäude  verbundenen  meohanisohen  Einrichtungen  kfinnen  nur  die  eingemauerten 
und  die  niet-  und  nagelfesten,  für  bleibend  dazu  gehörenden  Bestandtheiie,  wie 
Wasserräder  und  Turbinen,  Dampfkessel  und  dgl.,  versichert  werden. 

Anmerkungen    zu   der  Rubrik  Reservefonds:    ')  Bei    den   Kantonen   Zariehg 
Luiem,  Glarus,  Freiburg,  Solothum  und  Neuenburg  ist  die  im  Umfange  des  falj 
Rechnungsjahres  zu  beziehende  Jabresprämie  bereits  als  ■cirmenoinm 

')  Bei  Aargau  und  Waadt  (Gebfiude)  ist  vorausgesetzt,  ilaB  ein  Theli  d 
des  Jahres  erst  durch  die  Prftmien  för  diis  folgende  Jahr  ?,n  ileckea  sei. 
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Im  Kanton  Lueern:  Pulvermiihlen,  Pulvermagazine,  Schmelz-,  Glas-,  Ziegel- 
und  Hafnerhütten;  ferner  Gebfinde,  deren  Kiickversichernng  wegen  allzu  großer 
Feuersgefahr  sich  entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  bedeutendem  Risiko  für  die 
kantonale  Brandassekuranzanstalt  bewerkstelligen  läßt. 

In  Nidwaiden:  Pulvermühlen  und  Magazine  zur  Aufbewahrung  von  Pulver, 
Dynamit  und  anderer  explodirender  Stoffe,  eventuell  andere  besonders  feuer- 
gefahrliche Risiken. 

Im  Kt.  Glarus :  Alle  industriellen  Etablissements,  nebst  den  mit  denselben 
in  unmittelbarer  Verbindung  stehenden  Gebäulichkeiten,  femer  Pulver-  und 
Dynamitmagazine,  Ziegelhütten,  Sennhütten  ohne  gehörig  gemauerten  Rauchfang 
die  an  solche  Sennhütten  unmittelbar  angebauten  Ställe,  einzeln  stehende  Gebäulich- 
keiten im  Werthe  von  weniger  als  100  Fr. 

Im  Kt.  Zufj :    1)  Der  100,000  Fr.  übersteigende  Werth  einer  Gebäulichkeit, 

2)  Pulvermühleu,    Pulver-,    Petroleum-    und    Dynamitmagazine,    Dampfsägen, 

3)  Gebäulichkeiten  unter  300  Fr.  Werth,  4)  Bestandtheile  bei  Mühlen,  Fabriken, 
Badetablissementen  oder  andern  mechanischen  Werken,  wie  Trotten,  Pressen  u.  dgl. 

Im  Kt.  Freiburg:  Gebäulichkeiten  im  Werthe  von  weniger  als  300  Fr., 
städtische  Wälle  und  deren  Thürme,  Palvermühlen,  Fabriken  chemischer  Zünd- 
hölzchen ,  Schwefelsäurefabriken ,  Gasfabriken ,  Pottaschefabriken ,  Glashütten, 
Salpetersäurefabriken,  Kalzinirhütten,  Etablissemente  mit  Schmelzöfen  und  ähnliche 
gefährliche  Risiken. 

Im  Kt.  Solothurn:  Kohlenscheunen,  Palvermühlen,  Glasfabriken,  Hochöfen  etc. 
Die  Versicherung  mechanischer  Einrichtungdn  ist  nicht  obligatorisch. 

In  Baselland:  a.  Kirchen,  welche  dem  Staat  gehören,  b.  von  Ortschaften 
entfernte  Gebäulichkeiten,  deren  Schätzungswerth  weniger  als  300  Fr.  beträgt, 
c.  Pulvermühlen,   Feuer werklaboratorien,  Pulvermagazine  und  Theater. 

Im  Kt.  Schaff  hausen :  Palvermagazine,  Feuer  werklaboratorien,  Gasfabriken, 
chemische  Fabriken  mit  Benützung  oder  Bereitung  selbstentzündlicher  oder  explo- 
dirender Stoffe,  ferner  Lack-  und  Firnißkochereien,  Petrolraffinerien,  Magazine 
für  selbstentzündliche  und  explodirende  Stoffe. 

In  Appenzell  A.-Ith, :  Palvermühlen,  Pulvermagazine,  Gasfabriken,  über- 
haupt alle  ausschließlich  zur  Fabrikation  und  zum  Aufbewahren  von  explodir- 
baren  Stoffen  bestimmten  Gebäude,  und  diejenigen  Gebäulichkeiten,  deren  Werth 
weniger  als  200  Fr.  beträgt. 

Im  Kt.  St.  Gallen:  Gebäulichkeiten  unter  100  Fr.  Bauwerth,  Kohlen- 
brennerhütten, Gasometer,  Glas-,  Salpeter-  und  Pottaschefabriken,  Vitriol-,  Salz- 
und  Salpetersäurefabriken,  chemische  Fabriken  mit  Benützung  selbstentzündlicher 
oder  explodirbarer  Stoffe,  Firnißkochereien,  Pech-  und  Theersiedereien,  Pnlver- 
mühlen  und  Magazine,  Schießbaumwoll-  und  Zündwaarenfabriken,  Aetherdistillerien, 
Holztröcknereien  ohne  Dampfheizung. 

Im  Kt.  Aanjau:  Gebäude,  in  denen  Gewerbe  betrieben  werden,  die  in  er- 
höhtem Grade  feuergefährlich  sind.  (Tbatsächlich  ist  von  dieser  Bestimmung  hia 
dato  (Aug.   1890)  kein  Gebrauch  gemacht  worden.) 

Im  Kt.  Tliurgau:  Pulvermühleu,  Pulvermagazine  und  abgelegene  Gebäulich- 
keiten, deren  Schätzungswerth  weniger  als  200  Fr.  beträgt. 

Im  Kt.  Waadt :  Mobiliar  und  Waaren  über  40,000  Fr.  Werth  und  befindlich 
in  Papierfabriken,  Sägen  mit  Wasserbetrieb,  Kerzenfabriken,  Seifenfabriken,  Leim- 
fabriken, Brennmaterialienmagazinen,  niechaniHchen  Webereien,  Gießereien,  meoha* 
nischen  Werkstätten,  Färbereien,  Ziegeleien,  l)rainirröhrenfabriken,KalkbrenneroieB| 
Zementfabrikeu,     Kasernen,     Bahnhöfen.    Ferner     Mobiliar     und    Waaren    über 
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20,U00  Fr.  Wertb  und  beündlich  in  Theateru,  HUhlen  mit  mehr  als  2  Paar 
MUkl  steinen,  Distillerien  (nicht  laDdwirttiBcliaftliuheii) ,  öffentlichen  tietreide- 
dresi'liereien,  Sägereieii  mit  Dampf betrieli.  Spinnereien,  Watte fabriken,  Oelercien, 
Piirqueterien,  Glashütten,  Fabriken  chemischer  Produkt«,  ZUndholzfabriken,  Maga- 
Einen  und  Niederlagen  enthaltend  Petroleun-,,  Essenzen,  Firnia«e,  Spirituosen  und 
Andere  leicht  enlzUadbure  Substanzen. 

Laut  gefl,  Mittheilung  der  Braudaaäekuraoskanzlei  int  ein  neues  Versioherangii* 
gesetz  projektirt,  das  weniger  AusHchlaese  utatuireu  wird. 

Im  Kt.  Neuenbürg:  Pulverfabriken,  Pulver-  und  Dynamitmagacine,  Ga- 
bäulivbkeiten  im  Werthe  von  weniger  ab  400  Fr. 

V^olle  Versicherung  des  Schatz ungswertbes  findet  statt  in  den  Kantonen  ZUricl), 
ßern,  Luzero,  Nidwaldeu,  Zug,  Sulotbum,  Baselstadt,  Baselland,  Scfaafffaausen. 
Aargau,  St.  Gallen,  Thurgau,  Wandt,  Neuenbürg. 

Glarua  versichert  '/lu,  Freiburg  '/lo— */ii>.  Appenzell  A.- Rh.  '/g. 

Der  Schatz un^werth  besteht  meisteiiii  in  der  geringeren  Summe,  welche  sich 
nach  dem  Bauwerth  oder  dem  Verkehrswerth  ergibt. 
LebeuBversicherung. 

Weit  schwieriger  als  die  Sachen  versichern  ng  ist  für  den  Staat  die  I'ersoiieit- 
i'ei'sicheruiiff.  Es  Bind  deßhnlb  bisher  nur  in  zwei  Kantonen  Versuche  gemacht 
wurden,  die  Lebeusversichernng  zu  verstaatlichen.  Am  27.  Februar  1878 
unterbreitete  der  Regiernngarath  des  Kantons  Zürich  dem  Kantonsrath  den  An- 
trag, es  sei  die  Uebernahme  von  Versieherungen  auf  das  Leben  des  Menschen 
als  ein  Geschäftszweig  der  Kantonalbank  einzuführen.  Der  Kantonsrath  lehnte 
jedoch  auf  ein  bezligliehes  Gutachten  des  Bankrathes  hin  jenen  Antrag  ab,  und 
dubei  ist  e»  bis  heute  geblieben.  Im  Kanton  Netienbiirg  hat  das  Justizdeparte- 
mcnt  im  April  1869  einen  Gesetzentwurf  betreffend  obligatorische  Versicherung 
auf  den  Todesfall  pnblizirt,  doch  erlangte  derselbe  bis  heute  (August  1K9^)  keine 
tiesetzeskraft.      In  deutscher  Uebcrselzung  hat  er  folgenden  Wortlaut: 

Art.  1.  Es  wird  im  Kanton  Neueiiburt,'  eine  obligatorische  Versicherung  auf  den 
Todesfall  gegrilndet. 

Art.  S.  Diese  Versicherung  ist  in  den  Obliegenheiten  des  Staates  inbegriffen,  gemSfi 
Art.  Iti  der  Verfassung. 

Art.  ü.  An  dieser  Versicherung  haben  sich  zu  betheiligen :  i)  Alle  Neuenburtcer, 
alle  Schweizer  und  alle  Fremden .  welclie  der  SteueriiHicht  unterworfen  sind  ;  2)  Die 
Kolleklivgesellschancu,  Koinmandit^selischaften,  anonymen  Gesellschaften  und  Genossen- 
sctiatleii ,  vfelcbc  ihren  Sitz  im  Kauton  haben  oder  daselbst  Filialen  besitzen ;  3)  Die 
Korporntionen,  mit  demjenigen  Theil  ihrer  Güter,  welcher  nicht  von  öfTentlichen  Wobl- 
ftihrl'janstulten  oder  genieinnfltiigeu  Institutionen  in  Anspruch  genommen  wird. 

Art.  4.  Es  wird  zu  Gunsten  der  obligatorischen  Versicherung  auf  den  Todesfall 
per  ein  Franken  Vennögens-  und  Einkommenssteuer  lö  Rp.  Zuschlag,  zahlbar  an  den 
Staat,  erhoben. 

Art.  ü.  Der  Ertrat:  dieser  Zusuiilagssleuer  soll  nicht  mit  den  Qbrigen  Einnahmen 
vcrmischl.  simdern  l'Qr  sich  uhgesonderl  bei  der  ncuenburgisclien  Kanlonalbank  deponirt 
werden.  Das  Finanzilepartement  ist  beauftragt,  auf  Grund  der  ihm  vorzulegenden  Aus- 
wcb^papiere  die  Auszalilungen  zu  bewerkstelligen. 

Art.  6.  Die  obligatorische  Versicherung  liquidirt  jedes  Jahr  die  Rechnung  ihrer 
Einnahmen  und  Au^abea.  Ist  der  Ertrag  der  ZuscLIagss teuer  einmal  ungenügend,  so 
<lurr  im  narhsten  Jahr  der  Ansatz  in  dem  Maaße  erhöhl  werden ,  daß  das  Defizit  gC' 
deckt  wird. 

Art.  7.  Wenn  im  Gegt-ntheil  die  Hecimung  eines  Jubres  einen  Ei n nahmen Qber- 
Kchuß  aufweist,  soll  derselbe  verwundet  waritoL^jüU'iffllftii  zur  GrOndung  eines  Heserve- 
fonds  für  die  F31le  auaergew<lhiiU^«jJtaaMHKad|^ttr,iIälfte  zur  Vertlieiluug  an 
die  gegenseitigen  Vers  ich cniDnir(Bw|^^^^^^^^^Bn^atb  darüber  ausweisen, 
dali  sie  auf  rationeller  GrundMHd|^^^^^^^^^^^^HHtoä-ABt!iiafamsbedingungeB 
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Art.  8.  Der  Reservefonds  wird  gebildet:  a.  Aus  den  Einnahmeuberschässen,  nach 
dem  vorerwähnten  Verhältniß ;  b.  Aus  dem  Ertrag  von  Subscriptionen,  Geschenken  und 
Vermächtnissen.  Er  wird  bei  der  Kantonalbnnk  deponirt.  Ueber  seine  Inanspruchnahme 
entscheidet  der  Staatsrath. 

Art.  9.  In  den  Genuß  dieser  Versicherung  gelangen:  1)  Die  neuenburgischen 
Familienchefs,  welche  hei  ihrem  Tode  ein  oder  mehrere  unmündige  oder  gebrechliche 
(infirmes)  Kinder  hinterlassen;  2)  Unter  den  gleichen  Bedingungen  die  Familienchefs 
schweizerischer  oder  fremder  Nationalität,  sofern  sie  seit  wenigstens  fünf  Jahren  im 
Kanton  domizilirt  sind.  Die  Wittwen  und  geschiedenen  Frauen,  welche  Kinder  zu  er- 
ziehen haben,  sind  den  Familienchefs  gleichgestellt. 

Art.  10.  Beim  Tode  eines  Famihenchefs  wird  den  Erben  innerhalb  dreißig  Tagen 
eine  Summe  von  fünfhundert  Franken  verabfolgt. 

Art.  11.  Vom  Genuß  dieser  Versicherung  sind  diejenigen  Familienchefs  ausgeschlossen, 
welche  im  Moment  ihres  Todes  mit  mehr  als  zwei  Jahreszahluugen  im  Rückstand  sind. 
In  den  übrigen  Fällen  werden  die  rückständigen  Beträge  von  der  den  Erben  zufallenden 
Summe  abgezogen. 

Art.  12.  Die  Domizilgemeinde  kann  vom  Staatsrath  angehalten  werden,  die  Zu- 
schlagsteuer für  die  obligatorische  Versicherung  zu  entrichten  an  Stelle  deijenigen  Neuen- 
burger,  welche  sich  zufällig  oder  permanent  in  der  Unmöglichkeit  befinden,  der  betreffen- 
den Pflicht  selbst  nachzukommen. 

Art.  13.  Wenn  das  Finanzdepartement  bei  dem  Tode  eines  Familienchef  die  Pflicht 
zur  Auszahlung  der  Versicherungssumme  bestreitet,  kann  die  Angelegenheit  vor  das 
Kantonsgericht  gezogen  werden,  welches  nach  Anhörung  der  Parteien  kostenfrei  urtheilt. 

Art.  14.    Die  Versicherungssumme  darf  weder  abgetreten  noch  gepfändet  werden. 

Art.  15.  Jedes  Anspruchsrecht  auf  die  Versicherungssumme  verjährt  nach  fünf 
Jahren,  vom  Datum  des  Todes  an  gerechnet. 

Art.  16.    Referendumsklausel. 

Die  Lebensversicherung  bestand  in  der  Schweiz  zuerst  in  Form  der  gegen- 
seitigen Hülfeleistung,  wie  sie  durch  die  auch  heate  noch  bestehenden  Wittwen-  und 
Waisenkassen,  Hülfs-  und  ünterstützungsvereine  ausgeübt  wird.  Ans  diesem 
engen  Rahmen  herauszutreten  unternahm  den  ersten  Versuch  die  Gemeinnützige 
Geselbchaft  in  Zürich,  im  Jahre  1839.  Ihr  damaliger  Präsident  Prof.  Dr. 
Bluntschli  and  der  Mathematiker  Professor  Rabe  entwarfen  den  Plan  zur  Grün- 
dang  einer  aof  Gegenseitigkeit  basirenden  Schweizerischen  Renten-  und  Lebens- 
versicherungs- Anstalt. 

Die  Prämien  für  Alters-  und  Wittwenrenteu,  sowie  für  Eapitalsammen  aaft» 
Ableben  waren  sehr  hoch  berechnet ;  vom  Gewinn  sollte  die  Hälfte  in  einen  Sicher- 
heits-Reservefonds fallen,  die  andere  Hälfte  an  die  Versicherten ;  und  um  den 
Versuch  eher  wagen  zu  können,  sollte  noch  ein  Garantiefonds  von  100,000  Fr. 
a.  W.  mittelst  500  Aktien  za  200  Fr.  zasammengelegt  werden,  welcher  fllr 
Rückschläge  haftete,  jedoch  nur  für  die  ersten  fünf  Jahre  der  Anstalt  Die 
Zeichnung  der  Garantie-Aktien  in  den  gemeinnützigen  Kreisen  der  Schweiz  ging^ 
etwas  mühsam  von  statten,  doch  waren  bereits  312  Aktien  gezeichnet,  als  im 
September  1839  die  bekannte  politische  Bewegung  kam  and  damit  auch  das 
Projekt  einer  Schweizerischen  Renten-Anstalt  begraben  warde. 

Im  folgenden  Jahre,  zu  Ende  1840,  wurde  in  St.  Gallen  vom  Kauf- 
männischen Direktorium  die  Schweizerische  Erb-,  Wittwen-  und  Alterskasse 
geschaffen.  Dieselbe  schloß  Versicherangen  ab  für  Kapitalsammen  aufs  Ableben, 
sowie  für  Alters-  und  Wittwenrenten ;  die  Prämientarife  waren  ziemlich  hochv 
Alis  dem  Jahresgewinn  sollte  ein  Sicherheits  -  Reservefonds  gebildet  werden. 
Die  weiteren  Ueberschüsse  fielen  „dem  Kaufmännischen  Direktorium  als  Unter- 
nehmer zu  freier  Verfügung  anheim",  indem  dasselbe  aas  seinem  eigenen  Ver- 
mögen mit  einer  Summe  von  100,000  Galden  für  die  Verpflichtungen  der  Ver* 
Kichernngskasse  haftete.  Nach  mehrjährigem  Bestände  der  Kasse  wnrde  der 
Geschäftsbetrieb    eingestellt   und   später   im    Jahre    1862    die   noch    bestebendea 
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Policen  an  die  inzwisohen  (1867)  in  Ztirioh  gegründete    Sohweizerische  Renten- 
anstalt übertragen. 

Darauf  folgte  in  Bern  die  Grtindnng  der  Schweizerischen  Nation  al-Yoraichte- 
kasae,  die  im  Jalire  1846  die  staatliche  Sanktion  erhielt.  Diese  Eawe,  an  ihrer 
Spitze  als  Gründer  and  Direktor  Großrath  C.  A.  Curder,  betrieb  nach  fran- 
zöaigchem  Vorbild  die  AussteoerTersicheruDg  in  Form  von  Jahresklassen,  an 
welche  nach  Abtauf  von  5 — 20  Jahren  die  Brgebnisae  ausbezalilt  werden  sollten, 
und  als  Nebeniweig  auch  noch  Altersrenten,  die  mit  den  steigenden  Jahren 
zunehmen  sollten;  Eapitalsnminen  aufs  Ableben  wurden  also  nicht  versiDhert. 
Für  getreue  Verwaltung  haftete  ein  Aktienfonds  von  100,000  Fr.  a.  W.  und 
es  Hollten  die  Verwaltuugskoaten,  sowie  die  Dividenden  der  Aktionäre  gedeckt 
werden  aus  4  "/o  der  Prämien,  welcher  Betrag  von  jeder  Police  fUr  die  sämmt- 
lichen  Vertragajahre  zum  Voraus  erhoben  wurde.  Die  Ausetener-  oder  Kinder- 
verutoherungen  dieser  Kasse  fanden  in  der  Schweiz  große  Theilnahme.  He  wurden 
26,534  Policen  für  13'459,d9'2  Fr.  VemicheniDgsBumme  abgeschlossen  und 
darauf  an  Prämien  4'702,456  Fr.  einbezahlt,  sowie  74,000  Fr.  Kapital  fUr 
Beaten.  Nuu  wurde  um'e  Jahr  1852/Ö3,  in  Folge  eines  größeren  Darleihens 
nach  St.  Urban,  in  der  Presse  die  Befürchtung  laut,  das  Vermügen  der  National- 
Yoruichtakasse  sei  gefährdet.  Ks  bildete  sich,  mit  noch  anderen  erheblichen 
Klagen,  eine  allgemeine  Bewegung  anter  den  Versicherten  in  der  Schweiz  und 
kam  nicht  zur  Buhe,  bis  der  Große  Bath  von  Beru  mittelst  Dekrets  vom 
30.  Uärz  1U55  die  Kasse  in  Liquidation  erklärte.  Diese  wurde  von  einer  durch 
die  Begierung  von  Bern  bestellten  Kommission  mit  großer  Sorgfalt  durchgeführt 
und  es  ergab  sich  aus  dem  Schlufibericht  vom  Juni  1861,  daß  auf  den  Kapital- 
anlagen der  Kasse  gar  nichts  verloren  ging  und  daß  den  Versicherten  ihre  Ein- 
lagen mit  4  "/o  Zins  zurückerstattet  werden  konnten.  Während  der  Liquidation 
kamen  auch  verschiedene  Projekte  für  Rekonstruktion  der  Veraicherungskasae  in 
Vorschlag,  aber  bei  dem  aufgeregten  Mißtrauen,  das  allgemein  um  sich  gegriffen 
hatte,  war  keine  Veratündigung  und  Einigung  möglich. 

Da  wurde  in  Zürich,  nachdem  auch  in  Basel  im  Jahre  1852  eine  Anregung 
von  Direktor  Speiser  (in  der  Gesellschaft  zur  Beförderung  des  Guten  und  Gemein- 
nützigen) ^r  Gründung  einer  Alterskasee  in  Folge  seines  baldigen  Ablebens 
ohne  Ausführung  blieb,  im  Jahre  1867  der  Entschluß  gefaßt,  eine  neue  acbwei- 
zerische  Rentenanatalt  ins  Leben  zu  rufen,  deren  Kauptzweig  nun  aber  die 
Kapitalveraicherung  aufs  Ableben  sein  aollte.  Die  Idee  ging  aua  von  Finanz- 
direkter  Dr.  Sulzer  und  von  C  Widmer,  welch  letzterer  sich  mit  den  erforder- 
lichen Arbeiten  für  die  Gründung  befaßte.  Man  hätte  auch  damals  diese  Anstalt 
gleich  von  Anfang  an  am  liebsten  auf  die  Basis  der  reinen  Gegenseitigkeit  ge- 
stellt, aber  man  fand  allerseits,  daß  bei  dem  Mißtrauen,  welches  die  Liquidation 
der  Vorsicht akasse  verbreitet  hatte,  auf  Grundlage  der  bloßen  Gegenseitigkeit 
eine  größere  Theilnahme  nicht  gewonnen  werden  könnte,  und  ein  Garantiekapital 
aut  Aktien  wäre  nach  jenen  Vorgängen  and  bei  der  damaligen  allgemeinen 
Finanzkrisia  ebensowenig  aufzubringen  gewesen.  Unter  solchen  Umständen  nnd 
weil  man  die  Gründung  ohne  eine  starke  Garantie  nicht  wagen  zu  können  glaubte, 
wendete  man  sich  znnäohst  an  die  Hypothek iirbank  Leu  &  Cie.  in  Zürich  mit 
dem  Wnnsche,  daß  sie  mit  ihrem  Aktienkapital  diftGu^^  fUr  die 
Rentenanatalt  übernehmen,  das  Einlage vermügeo  |faa^MlBfl^B||||Qn  ond  hx 
zu  4  **/"  verzinsen  möge,  so  daß  das  Aequival 
diSerenz  bestehen  sollte,  nm  welche  Leu  &  täkj 
anzulegen  wüßten.    Leu  &  Cio.   lehnten  jedooh  d 
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man  sich  an  die  ^SchweizeriBche  Creditanstalt*^,  eine  Handelshank  in  Zürich 
mit  15,  später  mit  20  Millionen  voll  einhezahltem  Aktienkapital.  Hier  fand 
nun  der  Gedanke,  unter  warmer  Befürwortung  durch  Professor  Dr.  RUttimann, 
besseren  Anklang.  Die  Creditanstalt  entschloß  sich,  mit  ihrem  ganzen  Vermögen, 
die  unbedingte  Garantie  für  alle  Verpflichtungen  der  Schweizerischen  Renten- 
anstalt zu  übernehmen  und  die  allfälligen  Rechnungs- Rückschläge  zu  decken  gegen  di& 
Zusicherung  hinwieder,  daß  ihr  von  den  allfäll  igenUeberschüssen  der  Rentenanstalt  Vio 
zukommen  sollen  und  daß  sie  das  Verwaltangsbureau  der  Rentenanstalt  zu  wählen 
habe.  Auf  solcher  Grundlage  reichte  die  Oeditanstalt  mittelst  Eingabe  vom 
12.  Oktober  1857  die  Gründungbstatuten  der  Rentenanstalt  bei  der  Regierung- 
von  Zürich  ein  und  mit  Schlußnahme  vom  21.  Oktober  1857  ertheilte  der 
Regierungsrath  der  Schweizerischen  Rentenanstalt  die  Autorisation  und  juristische 
Persönlichkeit.  Am  ].  Januar  1858  wurde  der  Geschäftsbetrieb  der  Anstalt 
eröffnet  unter  der  Direktion  von  C.  Widmer,  dessen  eigenem  Bericht  vom  Jahre 
1884  wir  die  vorstehenden  Mittheilangen  entnommen  haben. 

Die  Anstalt  hatte  Glück  und  die  Garantie  der  Creditanstalt  mußte  niemal» 
zur  Deckung  angerufen  werden.  Infolge  dessen  reduzirte  letztere  im  Jahre  1862 
ihren  Gewinnantheil  zu  Gunsten  der  Versicherten  von  */io  auf  '/lOi  im  Jahre 
1880  auf  Yio  und  filnf  Jahre  später,  nachdem  das  Vermögen  der  Rentenanstalt 
auf  20  Millionen  Franken  angewachsen  und  dadurch  jede  anderweitige  Garantie 
überflüssig  geworden  war,  auf  1  ®/oo  derjenigen  Versicherungssumme,  für  welche 
von  einer  kleinen  Anzahl  Versicherter  noch  die  Fortdauer  der  Garantie  ver- 
langt wurde. 

Von  1858  bis  Ende  1891,  somit  innerhalb  33  Jahren,  betrugen  bei  der 
Schweizerischen  Rentenanstalt 

Die  ausbezahlten  Sterbe-  und  Liquidationssummen     Fr.  29*001,993 

«  „  Aussteuersummen „       r3o6,245 

Renten «       5'824,422 

Gewinnsrenten „       2777,983 

Die  Fonds  der  Anstalt  betrugen  Ende  1891  .     .       ^     29'763,732 

Das  Lexikon  hat  in  Erfahrung  zu  bringen  gesucht,  wann  die  ausländischen 
Gesellschaften  begonnen  haben,  in  der  Schweiz  zu  arbeiten  und  es  ist  ihm  bekannt 
geworden,  daß  die  älteste  dieser  Gesellschaften,  die  im  17.  Jahrhundert  gegründete 
„London  Union  Assekuranz  Societät"  ihre  erste  schweizerische  Police  im  Jahre 
1858  abgeschlossen  hat,  daß  aber  damals  auch  schon  französische  Gesellschaften 
eingeführt  waren. 

Heute  (1892)  besitzen  folgende  25  Lebensversicherungugesellschaften  die 
eidgenössische  Eonzession  zum  Geschäftsbetrieb  in  der  Schweiz  : 

a.  Schweizerische:!)  Schweizerische  Rentenanstalt  Zürich,  gegr.  1857/8 ; 
2)  La  Suisse  in  Lausanne,  gegr.  1858;  3)  Basler  Lebensversicherungsgesellschaft 
in  Basel,  gegr.  1864;  4)  La  Genevoise  in  Genf,  gegr.  1872;  5)  Bernische 
kantonale  Alters-  und  Sterbekasse  in  Bern,  gegr.  1874;  6)  Versicherungsverein 
der  eidgenössischen  Beamten  und  Bediensteten  (mit  Sitz  in  Basel),  gegr.  1876; 
7)  Schweizerische  Sterbe-  und  Alterskasse  in  Basel,  gegr.  1881. 

b.  Deutsche:  Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  in  Gotha;  Lebens- 
versicherungsgesellschaft Leipzig  ;  Allgemeine  Versorgungsanstalt  Karlsruhe ; 
Teutonia  Leipzig ;  Concordia  Cöln ;  Lebensversichernng.s-  und  Ersparnißhank 
Stuttgart;  Germania  Stettin. 
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c.  Französische:  Compagnie  d'assurances  generales ;  L^  Union;  La  Na- 
tionale; La  Gaisse  patemelle ;  LePhenix;  L'Urhaine ;  Le  Soleil ;  La  Conüance. 

d.  Englische:  The  Union  Society  in  London;  The  Northern  in  London. 

e.  Amerikanische:  The  Germania  in  New  York. 

Die  folgenden  fünf  Gesellschaften  besaßen  die  Eonzession  ebenfalls,  haben 
jedoch  anf  dieselbe  verzichtet  und  stehen  bis  zur  Abwicklung  der  Geschäfte  unter 
Bundesaufsicht :  L'Aigle  in  Paris,  La  Eonciere  in  Paris,  La  Providence  in  Paris, 
The  New  York  in  New  York,  The  Equitable  in  New  York. 

Der  schweizerische  Versichernngsbestand  sämmtlicher  80  Gesellschaften  war 
am  31.  Dezember  1890  : 


Kapitalversicherungen : 

Bentenvertichemngen : 

Policen 

Franken 

Policen 

Franken 

Schweizerische 

Gesellschaften 

38,942 

174,194,437 

2,384 

957,390 

Deutsche 

« 

12,009 

88,436,931 

60 

29,311 

Französische 

r 

15,039 

141,811,012 

462 

372,733 

Englische 

m 

2,526 

23,625,550 

2 

2,250 

Amerikanische' 

t» 

1,660 

21,278,753 

123 

90,604 

70,176       449,346,683         3,031       1,452,28« 

Die  Prämieneinnahmen  aus  den  in  der  Schweiz  abgeschlossenen  Versicherungen 
und  die  an  schweizerische  Versicherte  geleisteten  Zahlungen  betrugen  im  Jahre 
1890: 

Prümienbezago  Zahlungen  an  Versicherte 

Franken  Franken 

Der  schweizerischen  Gesellschaften  6,680,628  4,478,969 

„  deutschen                        „  2,780,367  1,411,790 

.  französischen                  „  5,431,019  3,827,432 

.  englischen                      „  791,983  730,000 

^  amerikanischen              „  970,824  283,635 

16,654,821  10,731,827 

Zirka  70,000  Personen  sind  für  zirka  425,000,000  Franken  Kapital  und 
Renten  versichert. 

An  Anregungen,  die  Lebensversicherung  für  die  ganze  Schweiz  obligatorisch 
zu  machen,  hat  es  ebenfalls  nicht  gefehlt.  Wir  verweisen  diesbezüglich  auf 
unsere  Mittheilungen  im  Artikel  „  Soziale  Frage *"  (Seite  103,  III.  Band)  und  auf 
die  im  Jahre  1892  erschienene  Broschüre.:  „Ideen  zur  Initiative  ftlr  schweizerische 
Bundesversicherung"  von  C.  Widmer  (1892,  Meyer  &  Zeller,  Zürich),  der  zum 
würdigen  Abschluß  seiner  33jährigen  Thätigkeit  als  Direktor  der  Schweizerischen 
Rentenanstalt  dem  Schweizervolk  folgenden  Initiativvorschlag  unterbreitet : 

Artikel  34  a  der  Bundesverfassung : 

,Der  Versicherungsbetrieb  in  der  Schweiz  ist  Bundessache. 

Doch  kann  der  Bund  einzelne  Zweige  unter  seiner  Aufsicht  auch  dem  lYivat- 
betrieb  überlassen.*) 

Jeder  einzelne  Versicherungszweig  im  Bundesbetrieb  bildet  eine  Stiftung,  mit 
eigenem  Vermögen,  das  sie  selbstständig  verwaltet. 

Der  Bund  leistet  den  Versicherten  bei  den  im  Bundesbetrieb  befindlichen  Ver- 
sicherungszweigen Garantie  für  Erfüllung  der  Vertragspflichten  der  Stiftung. 

Der  Bundesversicherungsbetrieb  steht  unter  der  obersten  Aufsicht  des  Bundes- 
rathes.  Zur  stetigen  Ueberwachung  und  Oberleitung  wird  ein  eidgenössisches  Ver- 
sicherungsamt aufgestellt,   aus  drei  Mitgliedern,   gewählt  von   der  Bundesversammlung. 

Die  weitere  Ausführung  des  Art.  34  a  oder  der  Bestimmungen  über  den  Bundes- 
versichenmgsbetrieb  erfolgt  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung.     Dabei  kann  das  Gesetz 


')  Widmer  empfiehlt  hiefOr  die  Transportversicherung  und   die  Rückversicherung. 
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den  Beitritt  zur  Bundesversicherung  allgemein  oder  fQr  einzelne  Theile  obligatorisch 
erklären. 

Der  Bund  trägt  die  ersten  Einrichtungskosten  der  Bundesversicherong,  sowie  die 
Kosten  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes. 

Im  Kriegsfall  ist  der  Bund  verpflichtet,  die  versicherten  Schäden  —  in  Verbindung 
mit  den  zu  gleichen  Zwecken  sonstwie  bestehenden  Stiftungsibnds  (Invaliden-,  Grenus-, 
Winkelriedfonds  u.  s.  w.)  und  anderntheils  mit  den  Selbstleistungen  der  betreffenden 
Bund  es  Versicherungszweige  —  von  sich  aus  ergänzend  zu  decken. 

Der  Bund  wird  die  Hülfsfonds  der  einzelnen  Bundesversicherungszweige  mit  freien 
Beiträgen  unterstützen." 

Als  Bundesversicherungszweige  denkt  sich  Herr  Widmer  die  Feaerversiobernng, 
die  Lebensversicherung,  die  Unfall-,  Alters-  und  Invaliditätsversichernng,  die  Hagel- 
versicherung, die  Viehversicherung. 

Unfallversicherung   und  Krankenversicherung 

Die  Unfallversicheiung  trat,  wie  das  ei  dg.  Yersicherungsamt  in  einem  seiner 
Gcächäftsberiche  ausführt,  zuerst  bloß  als  Reiseversicherung  auf  und  erweiterte 
sich  alsdann  zur  Unfallversicherung  (für  den  Einzelnen)  auf  Hungere  Termine. 
£s  kamen  hiezn  die  Versicherung  gegen  die  Dritten  verursachten  Unfälle  (darch 
Pferde  und  Wagen  etc.),  die  Kollektiwersichemng  und  noch  andere  weniger 
bedeutende  Versicherungsarten. 

Die  Entwickelung  der  Unfallversicherung  und  namentlich  der  Kollektiv- 
versicherung hängt  wesentlich  von  zwei  Faktoren  ab:  der  Unfallstatistik  und 
der  Unfallgesetzgebnng. 

In  England,  wo  schon  von  1840  an  die  Tödtungen  und  Verletzungen 
registrirt  und  publizirt  wurden,  welche  die  Eisenbahnen  in  den  verschiedenen 
Gruppen  des  Bahnpersonais,  unter  dem  reisenden  Publikum  und  unter  nicht  be- 
theiligten Dritten  herbeiführten,  und  wo  um  die  gleiche  Zeit  auch  die  Civilstands- 
statistik  die  gewaltsamen  Todesfälle  zu  registriren  und  zu  klassifiziren  begann, 
entstand  schon  im  Jahre  1849  eine  Versicherungsgesellschaft  für  Eisenbahn- 
reisende und  1856  eine  Versicherungsgesellschaft  gegen  Unfälle  überhaupt,  welche 
beide  noch  jetzt  in  Thätigkeit  sind. 

Da  das  englische  gemeine  Kecht  zwar  jeden  Arbeitgeber  für  den  durch  seine 
Schuld  oder  die  Nachlässigkeit  den  Arbeitern  und  Dienstboten  erwachsenden 
Schaden  verantwortlich  macht,  für  den  durch  die  Angestellten  verursachten  Schaden 
edoch  nur,  insoweit  derselbe  nicht  Mitarbeitern,  sondern  Dritten  zugefügt  wird, 
so  trug  die  englische  Gesetzgebung  (von  dem  seit  1880  aufgestellten  Spezial- 
recht abgesehen)  zur  Entwickelung  der  Unfallversicherung  weniger  bei,  als  die 
Statistik. 

Anders  auf  dem  Kontinent.  In  den  Vorschriften  des  franz.  Code  civil  (Art.  1382 
bis  1386)  wird  das  in  diesem  Punkte  bisher  von  römischen  Rechtsanschaunngen 
beherrschte  gemeine  Recht  mit  den  Anforderungen  des  modernen  Erwerbs-  und 
Verkehrslebens  in  Uebereinstimmung  gebracht.  Der  Bürger  haftet  nicht  nur 
Dritten  gegenüber  für  die  durch  seine  oder  seiner  Angehörigen  oder  Angestellten 
Schuld  verursachten  Schäden,  sondern  ebenso  unbegrenzt  auch  seinen  Arbeitern 
gegenüber,  wenn  er  nicht  nachweist,  daß  er  das  Geschehene  nicht  verhindern 
konnte  (Art.  1384).  Die  immer  strenger  werdende  Gerichtspraxis  auf  diesem 
Gebiete  rief  daher  schon  in  den  Sechzigerjahren  in  Frankreich  und  Belgien 
Unfallversicherungsgesellschaften  in's  Leben. 

In  Deutschland  und  in  der  Schweiz,  welche  beide  das  gemeinsam  haben, 
daß  das  weiter  gehende  französische  Recht  und  auf  dem  altern  Standpunkte 
stehende  Partikularrechte  ifich  in  das  Landesgebiet  theilen  und  daß  die  politischen 
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Verhältnisse  die  Yereinheitlichnng  des  Rechts  aufgehalten  hahen,  mußte  den 
modernen  Verkehrshedürfnissen  durch  Spezialgesetze  hegegnet  werden.  In  Preußen 
trat  schon  1838  ein  Gesetz  in  Kraft,  welches  die  Eisenhahngesellschaften  für 
allen  den  Reisenden  oder  andern  Personen  verursachten  Schaden  ersatzpflichtig 
erklärte,  sofern  sie  nicht  beweisen  können,  daß  dieser  Schaden  durch  die  eigene 
Schuld  des  Beschädigten  oder  durch  einen  unabwendbaren  äußern  Zufall  bewirkt 
worden  ist. 

Dieser  Grundsatz  mußte  später  auf  das  ganze  Reich  ausgedehnt  und  zugleich 
den  bei  andern  großen  Unternehmungen,  namentlich  den  Bergwerken,  zu  Tage 
getretenen  Uebelständen  begegnet  werden.  Während  jedoch  das  „Deutsche  Haft- 
pflichtgesetz vom  7.  Juni  1871"  in  §  1  an  dem  Grundsatze  festhält,  daß  im 
Falle  von  Tödtungen  oder  Verletzungen  beim  Betriebe  von  Eisenbahnen  der 
Betriebsunternehmer  für  den  dabei  entstandenen  Schaden  haftet,  sofern  er  nicht 
beweist,  daß  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden 
des  Getödteten  oder  Verletzten  verursacht  ist,  werden  in  §  2  umgekehrt  die 
Unternehmer  von  Bergwerken,  Steinbrüchen,  Gräbereien  und  Fabriken  nur  dann 
haftbar  erklärt,  wenn  ein  Bevollmächtigter  oder  ein  Repräsentant  oder  eine  zur 
Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  der  Arbeiter  angenommene  Person 
durch  ein  Verschulden  in  Ausführung  der  Dienstverrichtungen  den  Tod  oder  die 
Körperverletzung  eines  Menschen  herbeigeführt  hat.  Der  Ersatz  soll  nach  §  3 
die  Kosten  der  versuchten  Heilung  und  der  Beerdigung  und  den  Vermögens- 
nachtheil decken,  welchen  der  Getödtete  oder  Verletzte  oder  Diejenigen,  zu  deren 
Unterhalt  der  Getödtete  oder  Verletzte  verpflichtet  war,  an  Erwerbseinkommen 
erlitten  haben  und  erleiden.  Nähere  Angaben  über  die  Höhe  der  Entschädigung 
macht  das  Gesetz  nicht.  Dieser  Umstand,  sowie  die  Uebertragung  der  Beweislast 
auf  den  Arbeiter,  namentlich  aber  die  Beschränkung  der  Entschädigungspflicht 
auf  den  Fall  der  erwiesenen  Schuld  der  Betriebsleitung,  führten  eine  Menge 
von  Unzuträglichkeiteu  herbei.  Die  Arbeiter  beklagten  sich,  daß  sie  der  an  die 
Stelle  des  Arbeitgebers  getretenen  Versicherungsgesellschaft  gegenüber  auf  dem 
Prozeßwege  den  Schuldbeweis  führen  mußten  und  daß  nur  in  ^5  aller  Fälle 
eine  Entschädigung  erhältlich  sei,  die  Arbeitgeber  über  die  unbegrenzte,  stets 
«trenger  Interpret irte  Haftpflicht.  Hiezu  kamen  allerlei  Vorwürfe  gegen  die 
Unfall versicheruugHgesellschaften,  daß  sie  vom  Interesse  großer  Dividenden  sich 
leiten  lassen,  nicht  Garantien  genug  bieten  etc.,  was  Alles,  nebst  noch  einigen 
politischen  Gründen,  die  nunmehr  bestehende  obligatorische  Versicherung  gegen 
alle  Unfälle  unter  Betheiligung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  herbeiführte. 

In  der  Scinoeiz  nahm  die  Spezialgesetzgebung  einen  wesentlich  andern  Verlauf. 
Das  Bundesgesetz  betreffend  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-  und  Dampfischififahrts- 
unternehmungen  bei  Tödtungen  und  Verletzungen,  vom  1.  Juli  1875,  steht  auf 
demselben  Standpunkt,  wie  §  1  des  deutschen  Gesetzes  von  1871';  diese  Unter- 
nehmungen haften,  sofern  sie  nicht  beweisen,  daß  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt 
oder  durch  das  Versehen  und  Vergehen  der  Reisenden  oder  dritter  bei  der 
Transportanstalt  nicht  angestellter  Personen  ohne  eigenes  Mitverschulden  oder 
durch  die  Schuld    des  Getödteten    oder  Verletzten    selbst  verursacht    worden  ist. 

Dieser  selbe  Standpunkt  ist  aber  auch  im  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken,  vom  23.  März  1877  (Art.  5),  festgehalten  worden:  der  Fabrikant 
haftet  außer  bei  Verschuldung  des  Unfalls,  auch,  wenn  ohne  ein  spesielies  T^ 
schulden,  durch  den  Betrieb  der  Fabrik  Körperverletzung  oder  Tod  einei 
oder  Angestellten  herbeigeführt  wird,  sofern  er  nicht  beweisti 
durch  höhere  Gewalt    oder    eigenes  Verschulden    des  VerletstttH  i{ 
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erfolgt  ist.  Fällt  dem  Verletzten  oder  Getödteten  eine  Mitschuld  zar  Last,  so 
wird  dadurch  die  Ersatzpflicht  des  Fahrikanten  angemessen  redazirt.  Der  Bundes - 
rath  bezeichnet  überdies  diejenigen  Industrien,  die  erwiesener  Maßen  und  aus- 
fichließlich  bestimmte  gefährliche  Krankheiten  erzeugen,  auf  welche  die  Haftpflicht 
auszudehnen  ist. 

Das  Ausfiihrungsgesetz  vom  25.  Juni  1881  hält  an  diesen  Grundsätzen  fest, 
wenn  es  auch  als  weitern  Entlastungsgrund  des  Unternehmers  Verbrechen  oder 
Vergehen  dritter  Personen  (welche  nicht  beim  Unternehmen  betheiligt  sind)  hin- 
zufügt. Es  normirt  die  Entschädigungspflicht  etwas  bestimmter,  wobei  als  Maxi- 
mum der  Entschädigung  die  Summe  von  6000  Franken  aufgestellt  wird,  und 
arbeitet  indirekt  auf  die  Versicherung  gegen  alle  Unfiille  hin  durch  die  Vor- 
schrift, daß  bei  gemeinschaftlicher  Tragung  der  Versichernng  durch  den  Arbeiter 
und  den  Unternehmer  die  Leistung  der  Versicherungsgesellschaft  von  der  auf- 
erlegten Entschädigung  in  Abzug  gebracht  werde,  wenn  der  Arbeitgeber  wenig- 
stens die  Hälfte  der  bezahlten  Prämien  geleistet  hat  und  die  Versicherung  alle 
Unfälle  und  Erkrankungen  umfaßt. 

Ein  ferneres  Bundesgesetz,  vom  26.  April  1887,  bringt  Bestimmungen  behufs 
der  Sicherung  der  Wohlthaten  der  Haftpflicht  (Verschärfung  der  Anzeigepflicht 
des  Unternehmers,  Kontrole  der  Ausfuhrung,  Armenrecht  des  Verletzten  bei 
Streitigkeiten)  und  dehnt  die  Haftpflicht  auf  andere  gefährliche  Betriebe  aus, 
namentlich  auf  andere  Transportanstalten  (Bau  und  Betrieb),  auf  die  Baugewerbe, 
Bergwerke  und  Gruben,  sofern  in  diesen  Unternehmungen  durchschnittlich  wenig- 
stens fünf  Arbeiter  beschäftigt  sind,  ferner  allgemein  auf  die  Gewerbe,  welche 
explodirbare  Stoff^e  gewerbsmäßig  erzeugen  oder  verwenden. 

Diese  Gesetzesbestimmungen  bilden  die  Grundlage  der  Verträge  mit  den 
Versicherungsgesellschaften. 

Ein  anderer  wichtiger  Faktor  in  der  Entwicklung  der  Unfallversicherung 
ist,  wie  schon  bemerkt,  die  Unfallstatistik,  welche  für  dieselbe  nicht  weniger 
nothwendig  ist,  als  Mortalitätstabellen  fiir  die  Lebensversicherung. 

In  dieser  Beziehung  waren  die  Unfallversicherungsgesellschaften  so  ziemlich 
auf  sich  selbst  angewiesen.  Li  England  versohafl'te  allerdings  die  Eisenbahn- 
statistik einige  Daten.  Eine  der  Aufgabe  der  Versicherung  genügende  Statistik 
brachte  indessen  erst  der  Verband  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  seit  1868 
zu  Stande;  die  Resultate  sind  seit  1876  von  Behm  bearbeitet  und  pubÜzirt.  In 
ähnlicher  Weise  wurden  die  Ergebnisse  der  preußischen  Knappschaftsvereine  in 
den  Siebenzigerjahren  durch  die  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  Salinen we«en 
verwerthet.  Betreffend  die  übrigen  Indnstrien  besaß  man  vor  1880  nichts 
Brauchbares,  als  die  von  Dr.  Engel,  dem  um  die  Unfallversicherung  verdienten 
Direktor  des  preußischen  statistischen  Bureau's,  gesammelten  und  bearbeiteten 
„Tödtlichen  und  nicht  tödtlichen  Venmglückungen  im  preußischen  Staate"  in  den 
Jahren  1869 — 79 ;  wenn  auch  in  den  hiefür  von  den  Gemeindebehörden  gelieferten 
Daten  nur  die  schwereren  Unglücksfälle  einigermaßen  vollständig,  die  leichtern 
jedoch  nur  zum  kleinsten  Theile  mitgetheilt  sind,  so  gaben  dieselben  doch  der 
Unfallversicherung  werth volles  Material  zur  Taxirung  des  Kisikos  der  verschie- 
denen Berufsarten.  Die  englische  und  die  ihrem  Vorbilde  folgende  schweizerische 
Civilstandsstatistik  brachte  erst  um  die  Mitte  der  Achtziger  Jahre  nach  Berufs- 
arten geordnete  und  berechnete  Ergebnisse  der  Mortalität  in  Folge  von  Unfällen. 
So  ist  es  denn  nicht  zum  Verwundern ,  daß  der  Einführung  der  obligatorischen 
Unfallversicherung  in  Deutschland  eine  besondere  Unfallzählung  vorausgehen  mußte 
und  daß  man  auch  nach  Durchführung    der    letztern    sich  genöthigt  sah,  in  der 
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nenen  VeTBicheruDgeform  das  ÜmlageverfahreD  (statt  des  DeckungsTerfabrens) 
anznvrenden,  weil  erstlich  die  Unfallzählang  aaf  die  haftptlichtigeii  Berafaarten 
beschränkt  war  und  auch  in  diesen  theilweise  noch  za  kleine  Zahlen  erhielt  nnd 
weil  ferner  eine  Unfallversiobemngsgesellschaft  nicht  bloß  das  Risiko  der  ver- 
sicherten Arbeiter,  sondern  auch  das  durchschnittliche  Älter  und  die  durch- 
schnittliche Anzahl  der  bei  einem  Unfall  zu  entschädigenden  Personen  kennen 
muß,  wenn  sie  zam  Vorans  berechnen  will,  welche  Kosten  die  in  einem  Jabre 
unter  den  Versicherten  eintretenden  Unfälle  veruiaachen. 

Diese  statietiBoheD  Daten  fehlten  den  Unfall  Versicherungsgesellschaften  im 
Anfange  ihrer  Wirksamkeit  fast  vollständig.  Bei  der  HaftpA icht versiebe ruiig 
wußten  sie  nicht  einmal  zum  Vorans,  welche  Haxima  sie  im  Schadenfalle  zu 
bezahlen  hatten  und  unter  welchen  Umständen  die  HaftpSicht  eintrat. 

Wie  war  es  da  anders  möglich,  als  daß  diess  Vereich erungaart  zu  Konflikten 
zwischen  Versicherem  und  Versicherten  führte?  Und  diese  Konflikte  waren 
nicht  allein  fUr  die  Versicherten,  sondern  auch  für  die  Versicberer  Existenz- 
fragen !  Manche  Unfalivei-sieherungHgesellsohafl  ist  an  diesen  Schwierigkeiten  r.a 
Grunde  gegangen;  auch  die  überlebenden  erzielten  in  der  Regei  und  dnrchscbnitt- 
Uch  nicht  eine  dem  Kieiko  entsprechende  Verzinsung  des  einbezahlten  Aktien- 
kapitals. Noch  ungünstiger  als  die  Aktiengesellschaften  stunden  die  gegenseitigen, 
weil  die  rentablere  Einzel  Versicherung  die  Gesellschaften  mit  tixer  Prämie  vor- 
zieht. Mit  welchen  inkommensurablen  Faktoren  die  Haftpflichtversicbening  /u 
tliun  bat,  ersieht  mau  daraus,  daß  die  (gegenseitige)  Leipziger  TJn  Fall  versicher  ungs- 
bank  ihre  Prämien  innert  den  ersten  7  Jahren  auf  das  4-  bis  6  fache  erhüben 
mußte ;  auch  die  Chemnitzer  Unfallversicberaugsgenossenscbaft,  welche  ihre  Prämien 
von  Anfang  an  höher  bemessen  hatte,  mußte  für  die  gefährlicheren  Berafsarten 
(1881)  eine  Steigerung  derselben  eintreten  lassen.  Bei  alledem  hatten  auch  diese 
anerkannt  loyal  operirenden  Gesellschaften  mit  den  Arbeitern  zahlreiche  Prozesse 
zu  bestehen.  Daß  die  gegenseitigen  Gesellschaften  aber  auch  mit  HitgUedcrn. 
welche  der  Nachschußpflicht  nicht  nachkommen  wollten ,  Prozatse  zu  führen 
gezwungen  wurden,  ist  aus  den  Berichten  des   „Prometheus*    zn  ersehen. 

Kommen  wir  nun,  _nach  diesen  Auseinandersetzungen  über  die  der  Unfall- 
versicherung gebotenen  Existenzbedingungen,  zu  den  in  der  Schweiz  operirenden 
Gesellschnften. 

Im  Jahre  IHSG  arbeiteten  in  der  Schweiz  irieht  weniger  als  '2i  Unfall- 
versieherungsgesellschaften.  15  derselben  bewarben  sich  nm  die  Bundeekonzessinn, 
9  erhielten  sie,  2  worden  abgewiesen  und  3  zogen  dun  Eonzesi-ionsgesncb  zu- 
rück, als  sie  die  vom  Gesetz  geforderten  Ausweise  beibringen  sollten. 

Die  9  konzessionirten  Gesellschaften  sind:  „Baloise",  .Zürich"  seit  I87'2, 
„Winterthur*  seit  187,'),  ,Rhenania",  „Kölnische",  .Preservatrice*,  „Soleil- 
S£curit6  generale",  „Urbaine  et  Seine",  ,Providence".  also  ü  schweizerische. 
2   deutsche,  4  französische. 

Die  Bäloise  betreibt  nur  die  Einzel  Versicherung,  seit   188ii. 

Diese  9  Akti  enge  sei  lach  aften  erzielten  im  Jahre  1890  in  der  Schweiz  eine 
Prämienein  nähme  von  3,585,031  Fr.  =  17,3  "o  ihrer  Gesammtprämien -Ein- 
nahmen. An  Schadenvergütungen  hatten  sie  in  der  Schweiz  zu  bezahlen  2,571,461 
Franken  =  71,7  "/o  der  Prämien. 

Neben  den  konzessionirten  Aktiengesellschaften  besteben   ti  Gegense 
Unfall  versieber  ungsvereine,  die  insgesammt  9630  Mitglie^ler  zHblten  n 
l(i6,237  Prämip-n  einkassirten.    Diese  Vereine  sind:    1)  Der  Vm  "  "' ' 
st.  gallischer    Buntwebereien,    gegründet    1878;     3)  die  Kra 
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kasse  der  Bauarbeiter  von  Zürich  und  Umgebung,  seit  Mai  1888 ;  3)  der  Ver- 
ein schweizerischer  Buchdrucker,  welcher  seit  Januar  1889  Ünfallyersioherong 
gewährt;  4)  der  Unfallversicherungsverband  schweizerischer  Spenglermeister, 
in  Wirksamkeit  seit  1.  August  1890;  5)  die  UniAllveraioherungsgenossenschaft 
schweizerischer  Schützenvereine,  seit  Januar  1888;  6)  der  schweizerische  Schlitzen- 
verein,  seit  1890,  gegen  Unfall  Versicherung  gewährend. 

Diese  zwei  letztgenannten  Vereine  stehen  unter  Bandesaufsioht. 

Das  Unzulängliche  der  Haftpflicht,  die  von  Tag  zu  Tag  wachsende  Sorge 
um  das  Wohlbefinden  der  arbeitenden  Klassen,  die  Beherrschung  der  Geister 
durch  die  soziale  Frage  führten  zu  der  Erkenntniß,  daß  die  Unfialiyersicherang 
zu  einer  Domäne  der  Staatswirthschaft  erhoben  werden  müsse.  £inen  mächtigen 
Impuls  dazu  gab  auch  die  im  Deutschen  Reiche  vorausgegangene  Ejranken-  und 
Unfall  Versicherungsgesetzgebung  ( 1 883  —  1 885). 

Der  erste  Verkündiger  des  neuen  sozialen  Gebotes  war  in  den  eidgenössischen 
Räthen  Nationalrath  Klein.  Mehr  als  irgend  ein  anderer  war  er  dazu  berufen, 
die  Stimme  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  zu  erheben,  da  er  als  ge- 
wesener Fabrikinspektor  (1879  — 1881)  die  Bedürfnisse  de<j  Arbeiterstandes  hin- 
länglich kennen  gelernt  hatte. 

Am  20.  März  1885  stellte  er  in  Verbindung  mit  10  Kollegen  folgende 
Motion  im  Nationalrath : 

Der  Bundesrath  wird  eingeladen: 

1)  „Die  Gesetze  über  die  Haftpflicht,  vom  1.  Juli  1875  und  vom  25.  Juni  1881, 
im  Sinne  der  Ausdehnung  der  Haftpflicht  und  zum  Zwecke  der  Erleichterung  der  Geltend- 
macthung  der  Entschädigungsansprüche  einer  Revision  zu  unterstellen. 

S)  ,Die  Frage  zu  untersuchen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten, 
ob  nicht  eine  allgemeine  obligatorische  Arbeiterunfallversicherung 
anzustreben  sei.** 

Die  Motion  fand  einen  sehr  sympathischen  Wiederhall  in  den  Räumen  des 
Bundespalais  und  bei  den  Berathungen  über  den  Gegenstand  fiel  manches  herz- 
erfreuende,  von  Menschenliebe  zeugende  Wort. 

Herr  Klein  selbst  begründete  u.  A.  seinen  Antrag  wie  folgt  (laut  National- 
rathsprotokoll) : 

....  «Da  dränge  sich  vor  Allem,  abgesehen  von  der  Frage  der  Ausdehnung  der 
Haftpflicht,  die  Frage  der  allgemeinen  obligatorischen  Arbeiter-Unfallversicherung  auf, 
welche  nach  dem  Vorgange  Deutschlands  auch  bei  uns  an  die  Hand  genommen  werden 
müsse.  Nach  Ansicht  hervorragender  Juristen  könne  die  Angelegenheit  nach  Erlaß  des 
eidg.  Obligationenrechts  ^)  nur  durch  den  Bund  an  die  Hand  genommen  werden  und  sie 
sollte  es  in  einer  Weise,  daß  auf  eine  eigene  Versicherungsanstalt  hingewirkt  würde. 
Die  jetzigen  Versicherungsgesellschalten  seien  für  die  Arbeiter  so  viel  wie  nichts  werth; 
ihr  Feldgeschrei  sei  der  Gewinn,  ihre  Parole  die  Chicane,  und  da  komme  der  Arbeiter 
selten  oder  nie  zu  seinem  Recht.  Die  ganze  Frage  der  Arbeiterfürsorge  spitze  sich  in 
die  Frage  möglichster  Ausdehnung  der  Arbeiterversicherung  zu  und  zwar  auch  nach 
der  speziellen  Seite  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit* 

Nationalrath  Forrer  versprach  sich  gründliche  Abhülfe  nur  von  der  all- 
gemeinen obligatorischen  Arbeiter-,  Unfall-  und  iCranA;6nversicherung  mit  staat- 
licher Beihülfe.  Das  Richtige  sei.  das  deutsche  System  in  seinen  Grundzttgen  zu 
adoptiren  und  unseren  republikanisch-demokratischen  Prinzipien  gemäß  umzuge- 
Ktalten.  „Wir  versichern  nur  die  Abhängigen  und  Dienenden,  nur  die  Arbeiten- 
den. Wir  geben  eine  pekuniäre  Staats  betheil  igung  ....•* 


')  Art.  341  schreibt  vor,  daß  der  Arbeitgeber  die  mit  ihm  in  häuslicher  Gremein- 
Schaft  lebenden  Dienstboten  bei  unverschuldeter  Krankheit  auf  eigene  Kosten  verpflegen 
und  ärztlich  behandeln  lassen  müsse. 
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Morel  von  Neuenbürg  gab  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  eine  Zeit  an- 
brechen werde,  in  welcher  jedem  Menschen  durch  den  Staat  des  Lebens  Noth- 
wendigkeit  verabreicht  werde,  und  wenn  das  zu  erreichen  vorderhand  noch  un- 
möglich sei  (es  sei  übrigens  gerade  im  Gebiet  der  sozialen  Frage  schon  Vieles 
möglich  geworden,  was  frUher  nnmöglich  geschienen  habe),  so  sei  doch  der  Ge- 
danke der  obligatorischen  Versicherung  ein  nicht  lebhaft  genug  zu  begrüßender 
Schritt  auf  dem  Wege  zu  jenem  Ziele. 

Favon  von  Genf  bezeichnete  die  naticnalökonomischen  Theorien,  nach 
welchen  die  Einmischung  des  Staates  in  soziale  Fragen  als  freiheitsmörderisch 
betrachtet  werde,  als  veraltet.  „Die  modernen  Verhältnisse  zwingen  den  Staat, 
das  zu  thun,  und  nirgends  kann  er  es  in  fruchtbarerer  Webe,  als  gerade  hier.  ** 

Während  solche  Bekenntnisse  im  obersten  Bath  der  Eidgenossenschaft  laut 
worden,  traf  eine  von  drei  großen  Arbeiterverbänden  der  Schweiz  verfaßte 
Kundgebung  ein,  welche  zunächst  zu  der  schwebenden  Revision  des  Haftpflicht- 
gesetzes Stellung  nahm  und  dann  die  Arbeiterversicherung  in  den  Vordergrund 
stellte.    Der  Schluß  jener  Kundgebung  lautete: 

«Fassen  Sie  aber  zugleich  die  Frage  der  Arbeiterversicherung  an  Stelle  der  Haft- 
pflicht selbst  in*s  Auge  und  überzeugen  Sie  sich  durch  das  Studium  derselben,  daß  sie 
das  Mittel  zur  richtigsten  Lösung  aller  bezuglichen  Schwierigkeiten  bietet!  Wir  ver- 
stehen darunter  ein  Institut,  das  unter  der  Leitung  des  Bundes  die  direkte  Versicherung 
der  Arbeiter  und  kleiner  Unternehmer  gegen  Unfall  besorgt,  auf  dem  Grundsatze  der 
Gegenseitigkeit  beruht,  für  möglichst  weite  Kreise  obligatorisch  ist  und  im  Wesentlichen 
durch  Beiträge  der  Unternehmer  und  Arbeitgeber  alimentirt  wird.  Durch  eine  geeignete 
Organisation  der  einzelnen  Industrien  und  Arbeitsbranchen,  Vertheilung  derselben  in 
bestimmte  Gefahrenklassen  mit  abgestuften  Prämienansätzen  und  unter  Anwendung  des 
sog.  Deckungssystems  ist  es  möglich,  dem  Privatkapital  die  häßliche  Spekulation  auf 
das  Unglück  der  Arbeitskraft  zu  eiflziehen  und  kleine  Unternehmer  gegen  alle  Folgen 
von  Unfällen  sicherzustellen.* 

Die  Motion  Klein  wurde  vom  Nationalrath  angenommen  und  ihre  Ausführung^ 
lag  nun  zunächst  dem  eidg.  Handelsdepartement  ob,  dessen  damaliger  Chef  (Herr 
Droz)  sich  als  Gegner  der  staatlichen  Unfallversicherung  wie  überhaupt  des 
Staatssozialismus  bekannt  hatte.  Nach  dem  Protokoll  des  Nation alrathes  hatte 
er  sich  nämlich  bei  der  Berathung  über  die  Motion  folgendermaßen  ausge- 
sprochen : 

„Was  die  Frage  der  Unfallversicherung  betreffe,  so  sei  vorab  festzustellen,  daß  die 
obligatorische  Versicherung  nicht  auch  gleichzeitig  die  staatliche  sein  müsse.  Das  finan- 
zielle Risiko  der  letzteren  sei  derart,  daß  es  die  Behörden  anderer  Länder,  so  z.  B.  die 
Frankreichs,  gründlich  zurückgeschreckt  habe.  Auch  Deutschland  kenne  sie  nicht,  es 
kenne  nur  die  auf  Grundlage  der  Berufsgenossenschaften  durch  den  Staat  zur  Pflicht 
gemachte  Versicherung.  Aber  auch  die  staatliche  Beihülfe  habe  ihre  Bedenken,  und  sie 
sei  z.  B.  vom  österreichischen  Gewerbeausschuß  fast  einstimmig  verworfen  worden. 
Wenn  man  nicht  eine  die  Privatgesellschaften  ausschließende  Versicherung  einführen 
könne  -  und  das  können  wir  nicht  —  so  würden  die  guten  Risiken  den  letzteren,, 
die  schlechten  dem  Staate  zufallen.  Darin  liege  aber  eine  enorme  Gefahr  für  die  Staats- 
finanzen. Der  Staat  sei  übrigens  ein  schlechter  Versicherer.  Seine  Tarife  können  sich 
nicht  genug  den  jeweiligen  Konjunkturen  anpassen,  seine  Angestellten  geben  sich  auch 
nicht  die  Mühe  der  Agenten  von  Privatgesellschaften. 

„Die  Einmischung  des  Staates  in  die  soziale  Frage  habe  ihre  großen  Gefahren. 
Schädlich  sei  jeder  Staatssozialismus,  der  die  individuelle  Verantwortlichkeit  abschwäche 
und  den  Bürger  gewöhne.  Alles  vom  Staate  und  durch  den  Staat  zu  erwarten. 

«Vorsicht  sei  geboten.    Der  Gang  der  Entwicklung  in  diesen  Dinf[en  sei  der,  da& 
das  Sozialgesetz  sich  nach  und  nach  zum  gemeinen  Recht  erweitere, 
einen  ersten  Schritt  in  dieser  Richtung  machen  und  der  zweite 
logischer  Nothwendigkeit.  Warum  gegen  die  Krankheit  venHcbeni, 
Alter?  gegen  den  Todesfall?    Warum,  wenn  man  den 
versichere,  nicht  auch  die  Fabrikherren?    Eines  rufe  den 
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,Die  Fassung  der  Motion  Klein  scheine  ungefährlich.  Immerhin  sei  sie  geeignet, 
Hoffnungen  zu  wecken  und  Illusionen  zu  nähren,  welche  schwerlich  ihre  haldige  Er- 
fQllung  finden  dürften.* 

Dieser  antistaatssozialistische  Standpunkt,  der  hoffentlich  durch  die  künftigen 

Erfahrungen  widerlegt  wird,  schimmerte  auch  durch  in  der  Botschaft  zum  Ent- 
wurf eines  Bandesgesetzes  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht,  d.  d.  7.  Juni 
1886. 

In  derselben  heißt  es: 

„Namenthch  die  Frage  der  obligatorischen  Versicherung  erfordert  noch  lange  Vor- 
arbeiten, um  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  entschieden  werden  zu  können,  da 
man  die  Grundlagen  suchen  muß,  auf  welche  diese  Entscheidung  zu  hasiren  wäre.  Wir 
machen  nur  darauf  aufmerksam,  daß  schon  die  Frage,  welches  System  bei  uns  einge- 
führt werden  könnte  (obligatorische  Versicherung  bei  den  Versicherungsgesellschaften 
mit  fakultativer  staatlicher  Kasse  zur  Regulirung  der  Prämientarife,  bei  «Berufsgenossen- 
Schäften"  oder  bei  einer  staatlichen  Kasse V)  einer  gründlichen  Untersuchung  bedarf; 
man  muß  sich  wohl  hüten,  folgenschwere  und  mit  der  Wohlfahrt  des  ganzen  Landes 
verknüpfte  Schritte  aufs  Gerathewohl  zu  thun,  was  wir  namentlich  Denjenigen  in  Er- 
innerung rufen,  welche  mit  Vorwürfen  über  Verschleppung  der  Sache  gleich  bereit 
sind  und  auf  eine  aus  ihren  vorgefaßten  Meinungen  entsprungene  Lösung  hindrängen, 
ohne  die  für  ein  sachgemäßes  Urtheil  erforderlichen  Kenntnisse  zu  besitzen. 

„Es  kommt  hinzu,  daß  wenn  nach  Vollendung  der  nöthigen  Studien  das  eine 
oder  andere  System  der  obligatorischen  Versicherung  für  die  Schweiz  gewählt  würde, 
eine  Revision  der  Bundesverfassung  unvermei«Uich  wäre.  Diese  Operation  erfordert 
für  sich  allein  schon,  wie  bekannt  (mit  den  Berathungen  in  der  Bundesversammlung 
und  der  Volksabstimmung),  einen  längeren  Zeitraum ;  dann  würde  erst  die  Ausarbeitung 
und  der  Erlaß  eines  Gesetzes,  sowie  die  Organisation  des  gesammten  Dienstzweiges  folgen. 

„Alles  zusammengenommen,  ist  es  also  offenbar,  daß  in  der  Versicherungsfrage 
in  nächster  Zeit  keine  Entscheidung  getroffen  werden  kann ;  wir  haben  die  Verhältnisse 
weitläufiger  auseinandergesetzt,  um  mit  gutem  Grund  mit  dem  Ansuchen  an  die  Bundes- 
versammlung zu  gelangen,  uns  eine  etwas  längere  als  die  ursprünglich  vielleicht  ange- 
nommene Frist  für  die  Vorbereitung  unserer  Anträge  bezüglich  Ziffer  2  der  Motion 
Klein  bewilligen  zu  wollen.** 

Der  die.»<en  Gegenstand  vorberathenden  Kommission  des  National rathea  war 

jedoch  ein  rascheres  Tempo  erwünscht  und  sie  befand  sich  damit  unstreitig  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  öffentlichen  Meinung.    Sie  formulirte  daher  folgendes  Postulat: 

Der  Bundesrath  ist  eingeladen,  beförderliehst  Bericht  und  An- 
trag betreffend  die  Einfü  hr u  ng  der  allgemeinen  obligatorischen, 
staatlichen  Unfallversicherung  der  Arbeiter  den  Käthen  zu  unter- 
breiten.'* 

Außerdem  schlug  sie  vor,  in  die  Haftpflichtnovelle  eine  Bestimmung  folgen- 
den Inhalts  aufzunehmen: 

„Der  Bund  kann  Genossenschaften,  die  sich  aus  besonders  gefahrlichen  (Jewerben 
zum  Zwecke  der  Kollektiv  Versicherung  bilden,  unterstützen." 

Das  Handelsdepartement    holte    vom   Yersicherungsamt   ein    Gutachten    über 

letztern  Antrag  ein.  Dieses  Gutachten  wurde  am  6.  August  erstattet  und  fiel  in 

ablehnendem  Sinne  aus.     Die  nationalräthliche  Kommission  kleidete  daher  ihren 

Grundgedanken    in    eine   andere  Fassung,    welche    die  BundesunterstUtzung    zwar 

nicht  ausschloß,  aber  doch   weniger  betonte,  nämlich : 

„Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Bildung  von  Genossenschaften  oder  Ver- 
einen zum  Zweck  der  Kollektivversicherung  anzuregen  und  zu  fördern." 

Diese  Motion  wurde  vom  Nationalrath  in  seiner  Sitzung  vom   1.  Dezember 

188»)  nach  Schluß    der  Berathung   über  die  Haftpflichtnovelle  angenommen  und 

ebenso    das    vorhin    zitirte  Postulat.    Dem  letztern  stimmte  am   14.  April   1887 

auch  der  Ständerath  zu ;  er  lehnte  aber  die  Motion  ab,    so  daß  als  Wegleitung 

für  den  Bundesrath.   nachdem  am  2i\.  April  1887  die  Haftpflichtnovelle  *)  unter 

*)  Im  Wortlaut  mitgetheilt  auf  Seite  203/4  dieses  Suppleinentsbaudes. 
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Dach  gebracht  und  somit  der  erste  Theil  der  Motion  Klein  erledigt  ward,    nur 
noch  das  von  beiden  Rätben  acceptirte  Postulat  übrig  blieb. 

Mit  Anfang  des  Jahres  wechselten  di^.  eidgenössischen  Departemente  ihre 
Ohefs  und  die  Weiterfiihrung  der  Angelegenheit  ging  auf  den  gut  sozialrefor- 
merisch  gesinnten  Herrn  Bundesrath  Deucher  über.  Einer  energischen  Anhand- 
nähme  der  durch  das  Postulat  bedingten  Untersuchungen  stand  nun  nichts  mehr 
im  Wege.  Zu  diesen  gehörten  in  erster  Linie  eine  Ermittlung  des  neuesten 
Standes  der  Bevölkerung  und  Erhebungen  betreffend  die  vorkommenden  Unfälle. 
Demgemäß  ordneten  die  Bundesbehörden  an,  1)  daß  die  Volkszählung  schon  1888 
anstatt  1890  stattzufinden  habe;  2)  daß  die  während  drei  Jahren  (1.  April 
1888  bis  31.  März  1891),  sich  ereignenden  Unfälle  statistisch  verarbeitet  werden; 
3)  daß  die  speziell  auf  Mitglieder  der  Kranken-  und  Hülfsvereine  entfallenden 
Unfälle  und  Entschädigungen  vom  schweizerischen  Arbeitersekretariat  statistisch 
zusammenzufassen  und  zu  rubriziren  seien.  Auch  die  Erstellung  einer  Lohn- 
statistik wurde  dem  Arbeitereekretariat  übertragen.  Es  ergab  sich  aus  den 
solcherweise  veranstalteten  Erhebungen  unter  Anderem,  daß  in  der  Schweiz  jähr- 
lich mindestens  27,000  Unfälle  vorkommen,  welche  Pernonen  im  Alter  von  mehr 
als  14  Jahren  zustoßen.  1100—1300  verlaufen  tödtlioh,  weitere  850—1250 
haben  theil  weise  oder  gänzliche  Invalidität  zur  Folge,  die  übrigen  vorübergehende 
Krankheit  von  mehr  als  6tägiger  Dauer  (vom  1.  April  1890  bis  31.  März  1891 
wurden  sogar  28,635  solcher  Fälle  gezählt).  Von  den  mindestens  27,000  Un- 
föUen  ereignen  sich  zirka  21,000  bei  der  Ausübung  des  Berufes. 

Während  einerseits  die  hier  erwähnten  Maßnahmen  von  den  betreffenden 
Organen  durchgeführt  wurden,  legte  anderseits  das  Industriedepartement  Hand  an 
die  Lösung  der  konstitutionellen  Seite  der  Frage  und  verschaffte  sich  verschiedene 
Gutachten  über  die  Organisation  und  den  Umfang  der  projektirten  staatlichen 
Versicherungszweige.  Solche  Gutachten  verfaßten:  Ueber  die  Frage  im  Allge- 
meinen die  Herren  Nationalräthe  Forrer  und  Kinkelin,  speziell  nur  über  die 
Krankenversicherung  die  Herren  Ständerath  Göttisheim  und  Fabrikinspektor 
Schüler.  Sachbezügliche  Enqueteu  wurden  auch  unternommen  von  den  Handels-, 
Gewerbe-,  Landwirthschafts-  und  Arbeiterverbänden  der  Schweiz. 

Im  November  1889  konnte  der  Bundesrath  den  eidgenössischen  Käthen  eine 
Botschaft  betreffend  die  Aufnahme  eines  neuen  Artikels  in  die  Bundesverfassung 
vorlegen.    Derselbe  schlug  für  diesen  neuen  Artikel  folgende  Fassung  vor: 

^Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  obligatorische  Unfallver- 
sicherung einzurichten.  Er  ist  im  Weiteren  befugt,  über  die  Krankenversicherung  ge- 
setzliche Bestimmungen  zu  treffen  und  für  sämmtliche  Lohnarbeiter  den  Beitritt  zu 
einem  Krankenkassenverband  verbindlich  zu  eritltiren.* 

Wenn  jemals  eine    bundesräthliche  Vorlage    fast   das   ganze  Volk    für    sichA 
hatte,  so  war  es  diese.    Darum  konnte  der  Bundesrath  in  seiner  Botschaft  auch 
mit  vollem  Recht  bemerken : 

»Alle  politischen  Parteien,  die  Arbeitgeber  wie  die  Arbeitnehmer,  verlangen  in 
seltener  Einmuth  die  Einfuhrung  der  obligatorischen  Versicherung  und  die  Frage  wird 
in  den  weitesten  Kreisen  der  Bevölkerung  als  eine  sehr  dringliche  angesehen !  Ja  der 
Ueberzeugung,  daß  von  ihrer  positiven  Erledigung  alles  Heil  kommen  werde,  ist  so  all- 
gemein, daß  bei  späterer  Nichterfüllung  zu  hoch  gespannler  Hoffnungen  leicht  ein  Rück- 
schlag sich  einstellen  kann,  der  aber  nur  den  Uebergang  zu  weiteren  Fortschritten 
bilden  wird.  Jedenfalls  ist  die  Strömung  nun  einmal  vorhanden,  und  es  wäre  vergeb- 
liche Mühe,  derselben  entgegenzutreten;  die  Sachlage  ist  derart,  daß  dieser  Theil  der 
Sozialgesetzgebung  jetzt  an  die  Hand  genommen  werden  muß,* 

Speziell  in  Bezug  auf  die  Kiankeuvcrsoherutuf  kennzeichnet  der  Bundes- 
rath seinen  Standpunkt  wie  folgt: 
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«Die  Regelung  der  Krankenversicherung  wird  allerdings  einen  anderen  Charakter 
haben  als  die  Unfallversicherungsgesetzgebung,  nämlich  insofern,  als,  nach  aller  Vor- 
aussieht, die  Krankenversicherung  nicht  in  einer  staatlichen  Organisation  aufgehen^ 
sondern  auch  in  Zukunft  auf  den  bestellenden  freien  und  örtlichen  Verbänden  beruhen 
wird.  Die  zahlreichen  lokalen  und  kantonalen  Krankenkassen  dörften  also  prinzipiell 
erhalten  bleiben  und  bei  der  verallgemeinerten  Krankenversicherung  mitwirken.  Der 
große,  verderbenbringende  Mißbrauch,  welcher  mit  letzterer  getrieben  werden  kann« 
führt  es  mit  sich,  daß  sie  möglichst  dezentralisirt  werden  muß,  denn  nur  bo,  bei  gegen- 
seitiger Ueberwachung  im  engem  Kreis,  gelingt  es.  Diejenigen,  welche  von  Anfang  an 
eine  Krankheit  nur  simuliren,  oder  sich  länger  krank  stellen,  als  sie  es  in  Wirklichkeit 
sind,  mit  ihren  unberechtigten  Ansprüchen  fernzuhalten. 

„Die  nicht-staatliche  Krankenversicherung  bietet  den  fernem  Vorzug,  daß  sie 
weniger  büreaukratisch,  billiger  und  administrativ  einfacher  ist.  Allerdings  wird  die 
Gesetzgebung  die  Vorschriften,  nach  denen  sie  sich  zu  richten  hat,  aufstellen,  was  um 
so  nöthiger  ist,  als  die  bestehenden  Krankenkassen  nicht  selten  auf  technisch  ganz  ver- 
fehlter Grundlage  beruhen ;  jene  wird  auch  bestimmen,  ob  und  eventuell  bis  zu  weicher 
Grenze  die  kleinen  Unfälle  den  Krankenkassen  überwiesen  werden  sollen.  Es  ist  jetzt 
schon  anzunehmen,  daß  diese  Unfälle  den  Krankenkassen  zufallen  und  damit  das  äußere 
Bindeglied  zwischen  der  Unfall*  und  Krankenversicherung  herstellen,  so  daß  die  eine 
nicht  getrennt  von  der  andern  behandelt  werden  kann.*  — 

Aus  den  Berathungen  der  Bundesversammlung  ging  der  neue  Artikel  der 
Bundesverfassung  in  folgender  Fassung  hervor: 

(Art.  34^"):  Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die 
Kranken-und  Unfallversicherungeinrichten  unterBerücksichtigung 
der  bestehendenKrankenkassen.  ErkanndenBeitrittallgemeinoder 
für  einzelne  Bevölkcrungsklassen  obligatorisch  erklären." 

Nachdem  dieser  Verfassungsartikel  vom  Volke  genehmigt  war  (mit  283,000 
Ja  gegen  92,000  Nein),  betraute  der  Bundesrath  Herrn  Nationalrath  Forrer 
mit  der  Aufgabe,  ein  Versicherungsgesetz  auszuarbeiten.  Derselbe  bat  diese 
Arbeit  soweit  durchgeführt  (Oktober  1892),  daß  die  leitenden  Grundsätze  dar- 
aus hier  mitgetheilt  werden  können.    Sie  lauten  wie  folgt: 

a)  In  Bezug  auf  die  Unfallversicherung: 

1)  Die  Anstalt  ist  staatlich;  ihre  Organe  sind  ein  eidgen.  Uniallversicherungsamt 
und  kantonale  Bezirksbeamte.  Der  Bund  übernimmt  die  Ko.sten  der  ersten  Einrichtung 
und  der  Verwaltung  der  Anstalt. 

2)  Jeder  Arbeiter  eines  wirthschafllichen  Betriebes  und  jeder  Dienstbote  ist  mit 
Bezug  auf  jeden  Unfall,  insofern  er  ihn  nicht  vorsätzlich  herbeigeführt  oder  durch 
gröbste  Fahrlässigkeit  verursacht  und  insofern  der  Unfall  den  Tod  oder  einen  bleibenden 
körperlichen  Nachtheil  oder  eine  mehr  als  vier  Wochen  dauernde  Krankheit  nach  sich 
gezogen  hat,  bei  der  Anstalt  versichert. 

3)  Kleinere  Unfälle,  welche  eine  Krankheit  von  weniger  als  vier  Wochen  zur  Folge 
haben,  und  längere  Unfallskrankheiten  mit  Bezug  auf  die  ersten  vier  Wochen  sind  von 

^er  Krankenversicherung  zu  entschädigen.  Diese  ist  gleichzeitig  mit  der  Unfallversicherung 
von  Bundes  wegen  zu  organisiren. 

4)  Die  Anstalt  ersetzt  zwei  Drittel  des  versicherten  Unfallschadens  regelmäßig 
mittelst  einer  Rente.  Für  die  Größe  ist  der  bisherige  Jahresverdienst  maßgebend,  soweit 
er  2000  Franken  nicht  übersteigt. 

5)  Die  Krankenversichemng  wäre  an  die  bestehenden  Krankenkassen  anzulehnen ; 
die  Versicherung  wäre  für  alle  Arbeiter  in  wirthschaftlichen  Betrieben  sowie  für  sämmt- 
liche  Dienstboten  obligatorisch.  (Nach  Angabe  des  statistischen  Bureaus  beliefe  sich  die 
Zahl  der  zu  Versichernden  auf  ca.  750,000  ^unselbständig  Erwerbende".) 

B)  In  Bezug  auf  die  Krankenversicherung: 

1)  Alle  unselbständig  erwerbenden  Personen  beider  Geschlechter,  welche  auf 
schweizerischem  Gebiete  bei  einer  Transportanstait,  oder  in  einem  industriellen  gewerb- 
lichen kaufmännischen  oder  in  einem  industriellen,  gewerblichen,  kaufmännischen  oder 
landwirtschaftliclien  Betriebe  angestellt  sind,  sowie  alle  Dienstboten  inländischer  Haus- 
haltungen,  vom  zurückgelegten  14.  Altersjahre  an   müssen  gegen  die  wirthschafllichen 
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Folgen  der  Krankheit  versichert  werden.  Die  obligatorische  Versicherung  aller  dieser 
Personen  bildet  einen  Bestandtheil  der  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

2)  Es  werden  je  nach  der  Volksdichtigkeit  Versicherungsbezirke  und  Versichern ngs- 
gemeinden  geschaffen.  Jede  Gremeinde  soll  eine  gut  organisirte  Krankenkasse  haben; 
dieselbe  bildet  die  Grundlage  für  den  Aufbau  der  gesammten  Institution.  Für  die  Bildung 
von  Versicherungsgemeinden  wird  auf  ein  Minimum  von  1500  Einwohnern  abgestellt;, 
kleinere  Gemeinden  würden  zusammengelegt. 

3)  Zu  möglichster  Ausgleichung  des  Risikos  werden  Versicherungsverbände  ge- 
schaffen; dieselben  basiren  wie  die  Kassen  auf  dem  Prinzip  der  Selbstverwaltung,  wo- 
durch namentlich  der  Simulation  entgegengewirkt  wird.  Die  Thätigkeit  der  Verbände 
wäre  auf  gewisse  Zwecke  zu  beschränken,  z.  B.  gemeinsamer  Betrieb  von  Kranken- 
anstalten, Sanatorien  etc.,  Uebernahme  des  Risikos  für  Epidemien  oder  andere  außer- 
ordentliche Fälle. 

4)  Die  Organisation  der  Krankenversicherung  umfaßt  drei  Arten  von  Kassen  :  die 
Gemeindekrankenkassen,  die  Betriebskrankenkassen  und  die  freiwilligen  Krankenkassen ; 
die  erstem  bilden  die  Normalkassen.  Von  den  freiwilligen  Kassen  wird  verlangt,  daß 
sie  wenigstens  das  leisten,  was  für  die  offiziellen  Kassen  vorgeschrieben  ist.  Die  Betriebs- 
krankenkassen sind  die  Krankenkassen  der  Fabriken,  der  Eisenbahn-  und  Dampschifif- 
gesellschaflen ;  dieselben  sollen  unter  möglichst  guter  Organisation  bestehen  bleiben. 

5)  Die  Gemeindekrankenkasse  wird  alle  Personen  umfassen,  welche  nach  Maßgabe 
des  Gesetzes  dem  Versicherungszwang  unterliegen  und  nicht  einer  Bezirkskrankenkasse 
oder  einer  zulässigen  freiwilligen  Kasse  angehören.  Für  selbständig  Erwerbende,  welche 
sich  freiwillig  versichern  wollen,  muß  eine  gewisse  Altersgrenze  (40—45  Jahre)  nebst 
dem  Erforderniß,  daß  sie  nicht  krank  seien,  aufgestellt  werden.  Der  Eintritt  der  nicht 
selbständig  Erwerbenden  findet  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  und  den  Gesundheits- 
zustand statu 

6)  Die  Leistungen  der  Kassen  bestehen  einerseits  in  Uebernahme  der  Kosten  für 
Arzt  und  Arzneimittel  im  Krankheitsfalle,  andererseits  in  dem  theilweisen  Ersatz  des 
ökonomischen  Ausfalls  infolge  der  Krankheit.  Für  die  Dauer  der  Unterstützung  wird 
vorläufig  ein  Jahr  angenommen ;  far  die  Höhe  der  Leistung  zwei  Drittel  bezw.  70  75  7« 
des  Erwerbsausfalls.  Hinsichtlich  Rechte  und  Pflichten  beim  Aus-  und  Eintritt  resp. 
Wechsel  im  Aufenthalt  soll  der  Grundsatz  der  Freizügigkeit  gelten.  Bei  Unfällen  müssen 
für  die  ersten  sechs  Wochen  die  Krankenkassen  aufkonmien. 

7)  Die  Bezahlung  der  Prämien  geschieht  Seitens  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu 
gleichen  Theilen.  Die  Arbeiter  sollen  mit  Rücksickt  auf  die  in  den  wirthschafliichen 
Betrieben  mehr  oder  weniger  vorhandenen  Krankheitsgefahren  zur  Beitragsleistung  an 
die  Krankenversicherung  ebenfalls  herangezogen  werden.  Die  Normalprämie  wird  auf 
37«  %  des  Lohnes  veranschlagt.  Sind  die  Kosten  geringer,  so  werden  die  Prämien  bis 
auf  Weiteres  nicht  reduzirt,  sind  dieselben  höher,  so  werden  die  Arbeitgeber  für  das 
Mehr  belangt.  Sollte  ein  Zuschlag  von  1  %  nicht  genügen,  so  werden  die  Gemeinde- 
kassen einstehen  müssen;  bei  außerordentlichen  Verhältnissen  (Epidemien  etc.)  müßte 
die  Gesammtheit  eintreten.  Eine  Leistung  des  Bundes  an  die  Krankenversicherung  soll 
nicht  ausgeschlossen  sein. 

8)  Organisation  der  Krankenkassen.  Die  Gemeindekrankenkassen  stehen  unter  der 
Aufsicht  der  Bezirksverwaltung  (Verbände) ;  diese  organisiren  Schiedsgerichte.  Dann  gibt 
es  zwei  getrennt  berathende  Generalversammlungen,  die  eine  von  den  Arbeitgebern, 
die  andere  von  den  Arbeitern  gewählt. 

An  der  Spitze  des  Ganzen  steht  das  schweizerische  Versicherungsamt,  dessen  Haupt- 
arbeit in  der  Kontrole  und  Statistik,  sowie  in  der  Untersuchung  und  Entscheidung  von 
Beschwerden  etc.  besteht. 

Es  würde  nahe  liegen,  hier  auch  die  GrundzUge  der  vielfachen  von  anderen 

Seiten,  Verbänden  und  Einzelpersonen  veröffentlichen  Gutachten  und  Kund- 
gebungen zu  resümiren.  Wir  verzichten  jedoch  darauf,  weil  alle  diese  Gutachten 
und  Kundgebungen  vom  Verfasser  des  Gesetzentwurfes,  Herrn  Forrer,  bereits 
gewürdigt  worden  sind  und  das  Beste  derselben  wohl  ebenfalls  in  seinen  Vor- 
schlägen zum  Ausdruck  kommt. 


Auf  unsere  schweizerischen  Bestrebungen  zur  Verstaatlichung  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung  wirkten  außerordentlich  belebend  das  vom  Deutschen  Reiche 

Furrer,  Volkswirthschafts  Lexikon  der  Schweiz.  23 
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und  Oesterreich  gegebene  Beispiel.  Schon  1883  hatte  das  Deutsche  Reich  ein 
Gesetz  betreffend  die  Kranken versioherung  der  Arbeiter  erlassen.  Im  Jahre  1884 
folgte  ein  Gesetz  betreffend  die  Unfallversicherung,  im  folgenden  Jahre  ein 
Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung,  und  im 
Jahre  1886  sowohl  ein  Gesetz  betreffend  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen 
des  Soldatenstandes  bei  Betriebsfällen  als  auch  ein  Gesetz  betreffend  die  Uiifall- 
und  Krankenversicherung  der  in  land-  und  forstwirthschafUichten  Betrieben  be- 
schäftigten Personen.  Vom  11.  Juli  1887  datirt  ein  Gesetz  betreffend  die  Unfall- 
versicherung der  bei  Bauten  beschäftigten  Personen;  vom  13.  Juli  1887  ein  auf 
die  Seeleute  bezügliches  Unfall versi eher ungsgesetz  und  vom  22.  Juni  1889  ein 
Gesetz  betreffend  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung. 

Oesterreich  besitzt  seit  28.  Dezember  1887  ein  Gesetz  betreffend  die  An- 
fallversicherung der  Arbeiter,  seit  30.  März  1888  ein  Gesetz  betreffend  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter,  und  seit  4.  April  1889  einen  Nachtrag  zu 
letzterem  Gesetz. 

In  beiden  Staaten  wird  die  Tragung  der  Kosten  den  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  überlassen.  In  Deutschland  bestreitet  der  Staat  die  Unfallversicherungs- 
kosten  für  die  Staatsbeamten  und  Staatsangestellten  bis  zum  Soldaten,  ebenso  für 
die  staatlichen  Baggerei-,  Binnenschiffahrts-,  Flößerei-,  Kahn-  und  Fährbetriebe, 
sofern  die  betreffende  Staatsbehörde  nicht  verfügt,  daß  diese  den  Berufsgenodsen- 
Schäften  angehören  sollen.  Die  nicht  staatlichen  Unfallversicherungspflichtigen 
sind  in  Berufsgenossenschaften  eingetheilt.  Für  die  Krankenversicherung  bestehen 
Gemeinde-,  Orts-,  Betriebs-,  Bau-,  Innungskassen,  sog.  „eingeschriebene"  Hülfs- 
kassen  und  „landesrechtliche''  Hülfskassen.  Ein  Reichsversicherungsamt  adminbtrirt 
das  Ganze. 

In  Oesterreich  bestehen  die  Unfallversicherungsorgane  in  länderweise  er- 
richteten Versicherungsanstalten,  welche  sämmtliche  versicherungspflichtigen  Be- 
triebe umfassen.  Die  Vorstände  sind  zu  7s  aus  Vertretern  der  Betriebsunter- 
nehmer, zu  7«  ftU8  Vertretern  der  versicherten  Arbeiter  und  zu  7»  aus  Vertretern 
des  Ministeriums  zusammengesetzt.  Für  die  Krankenversicherung  bestehen  Gerichts- 
bezirks-Krankenkassen,  Baukrankenkassen,  Betriebskrankenkassen,  Genossenachafts- 
krankenkassen,  Bruderladen,  Vereinskrankenkassen. 

Die  Organisation  der  deutschen  und  Österreichischen  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung näher  zu  beschreiben,  ist  dem  Lexikon  in  Anbetracht  des  für  diesen 
Supplementband  knapp  zugemessenen  Raumes  nicht  gestattet.  Es  verweist  dafür 
auf  das  treffliche,  der  bundesräthlichen  Botschaft  vom  28.  November  1889  bei- 
gefügte Gutachten  des  Herrn  Nationalrath  Forrer,  welchem  Gutachten  das  Lexikon 
selbst  viele  Stellen  entnommen  hat.  Behufs  Orientirung  über  die  Bestrebungen 
der  schweizerischen  Kantone  in  Sachen  der  Krankenversicherung  empfehlen  wir 
die  Denkschrift  des  Herrn  Ständerath  Göttisheim. 

Diese  kantonalen  Bestrebungen  haben  zu  gesetzlichen  Erlassen  geführt  in 
den  Kantonen  Bern,  St.  Gallen  und  Appenzell  A.-Rh.,  zu  Gesetzentwürfen  in 
den  Kantonen  Baselstadt,  Aargau,  Genf  und  Zürich.  Es  ist  aber  nur  ein  kleiner 
Bruchtheil  der  Bevölkerung,  welche  von  den  gesetzlichen  Erlassen  der  Kantone 
Bern,  St.  Gallen  und  Appenzell  A.-Rh.  betroffen  werden  (Bern  die  dtirftigen 
Kranken,  Armengesetz  von  1857  *),  St.  Gallen  die  Aufenthalter,  Gesetz  vom 
19.  Januar  1885;  Appenzell  A.-Rh.  ebenfalls  die  Aufenthalter,  Verordnung  vom 
22.  März  1887.) 


^)  Vgl.  „Mittheilungen  des  bernischen  statistischen  Bureau's",  Jahrg.  1892,  Lfg.  1. 
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Schweiz.  Grütlivereins  in  Grenchen  am  26.  Juni  1886,  von  Jb.  Itschner,  Sekundarlehrer 
in  Neumünster.    (St.  Gallen,  Th.  Wirth  &  Cie.,  1886.) 

Grundzüge  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  för  die  Schweiz.  Von  Nikiaus 
Benziger,  Nationalrath.    1890. 

Ideen  zur  Initiative  für  schweizerische  Bundes  Versicherung,  von  C.  Widmer,  1892. 
Verlag  von  Meyer  &  Zeller.  (Feuer,  Landwirthschaft,  Hagel,  Vieh,  Leben  incl.  Unfall, 
Alter,  Invalidität.) 

De  L'Assurance  obligatoire  contre  les  accidents  et  les  maladies  sp^alement  en 
Suisse,  par  Ernest  C§r6sole,   docteur  et  licenciö  en  droit.   (1892,  Lausanne,  F.  Rouge.) 

Enquete  über  die  Stellungnahme  der  Arbeiterschaft  zur  Bundesgesetzgebung  be- 
treffend Kranken-  und  Unfallversicherung,  vom  Schweiz.  Arbeitersekretariat  (Zürich 
1891,  Druckerei  des  Schweiz.  Grütlivereins.)  • 

Der  Bund  und  das  Versicherungswesen.  Von  H.  Stüssi.  (Zürich  1892.  Albert 
Müllers  Veriag.) 

Die  Viehversicherung. 

Die    Viehversioberung,    welche    Friedrich    der    Große    im    Jahre    1765    in 
Schlesien    einführte,     war    nicht    eine    Versicherung    nach    dem    heutigen    (im 
Grunde  ganz  unpassenden)  Sprachgebrauch,  sondern  eine  wirkliche  Yersicherangs- 
kasse   gegen    das  Umsichgreifen  von  Seuchen,    eine  Kriegskasse,  um  den  Kampf 
gegen  Seuchen  zu-  führen,  ebenso  die  nach  seinem  Beispiele  in  andern  deutschen 
Staaten,    in    Holland}    und    Belgien    gegründeten    Yiehversicherungskassen.     Die 
Schäden    werden    nach    ganz    andern    Grundsätzen    bezahlt,    als    bei    der   Vieh- 
versioberung im  heutigen  Sinne   des  Wortes.    Diese    zahlt  keine   Entschädigung- 
für  absichtlich  getödtetes  gesundes  Vieh ;  die  offizielle  Vieh  Versicherung  dagegen 
bezahlt  gerade  diese  Schäden  voll,  wenn  das  gesunde  Vieh  aus  prophylaktischer 
Sorge  für  das  Gesammtwohl  geschlachtet  wird,  denn  auch  an  Seuchen  gefallenes 
oder  wegen  derselben  geschlagenes  krankes  Vieh,  wenn  der  Besitzer  den  polizei- 
lichen Vorschriften  betreffend  sofortige  Anzeige  etc.  nachgehbt  bat. 

Dieses  Alotiv  der  Bekämpfung  der  Seuchen  im  Interesse  des  Gesammtwohle& 
hat  vom  Anfang  dieses  Jahrhunderts  an  die  obersten  Behörden  der  meisten 
Kantone  der  Schweiz  veranlaßt,  solche  Vieh  versichern  ngs-  oder  Viehseuchen  kassen 
in's  Leben  zu  rufen  und  in  den  betreffenden  Gresetzen  und  Verordnungen  gleich- 
zeitig Vorschriften  über  das  Verhalten  der  Besitzer  und  der  Behörden  beim  Auf- 
treten von  Viehseuchen  aufzustellen. 

Da  in  diesem  Kampfe  das  vereinzelte  Vorgehen  der  Kantone  nicht  genügende 
Sicherheit  gewährte  und  zu  unnöthigen  Plackereien  zwischen  den  Kantonen 
führte,  so  wurde  im  Jahre  1853  von  freilich  nur  acht  Kantonen  ein  Konkordat 
abgeschlossen  behufs  gemeinsamen  Vorgehens,  und  in  der  Folge  durch  ein  Bundes- 
gesetz  vom  8.  Februar  1872  dieses  gemeinsame  Vorgehen  allen  Kantonen  zur 
Pilicht  gemacht  und  unter  die  Leitung  des  Bundes  gestellt,  dessen  ansfUhrende 
Behörden  nunmehr  die  Kantonsregierungen  sind.  Das  Tödten  kranker  oder  der 
Krankheit  verdächtiger  Thiere  ist  bei  Rinderpest,  Lungenseuche,  Rotz  nnd  Wath 
ausdrücklich  vorgeschrieben;  für  auf  Anordnung  der  Behörde  getödteto  Tlüer» 
oder  die  Zerstörung  von  Futter,  Stroh,  Dünger  oder  Geräthschaften  bebafii  diMr 
Bekämpfung  der  Seuche  werden  bei  Rinderpest  und  Lungenseuche  Bandesbeitriga 
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in  Aussicht  gestellt,  bei  Rinderpest  die  Hälfte  der  von  den  Kantonen  beasahlten 
Entschädigungen,  sofern  diese  für  gesund  gesohlachtete  Thiere  den  vollen  Schaden 
and  bei  Beseitigung  kranker  Thiere,  sowie  von  Futter,  Stroh  etc.  '/«  des  Schadens 
vergütet  haben.  An  die  Kosten  der  Bekämpfung  der  Lungenseuohe  sichert  der 
Bund  einen  Beitrag,  wenn  große  Opfer  erforderlich  waren.  Von  der  den  Kan- 
tonen durch  den  Grenzschutz  erwachsenden  Kosten  übernimmt  der  Bund  die 
Hälfte.  Da  dieser  G-renzschntz  hie  und  da  zum  Schaden  der  Gesammtheit  von 
einzelnen  Kantonen  ungenügend  und  zu  wenig  einheitlich  ausgeübt  wurde,  so 
wurde  durch  Bundesgesetz  vom  1.  Juli  1886  auch  dieser  Grenzschutz  und 
namentlich  die  Untersuchung  der  eingeführten  Thiere  dem  Bunde  übertragen ; 
aus  dem  Ertrage  der  durch  seine  Grrenzthierärzte  ausgestellten  Gesundheitsscheine 
werden  vorerst  diese  Thierärzte  selbst  bezahlt ;  der  üeberschuß  dient  zur 
Aeuifnung  eines  eidgenössischen  Yiehseuchenfonds,  welchem  alsdann  die  Bundes- 
beiträge entnommen  werden  sollen.  ^) 

Bei  Einderpest  und  Lungenseuohe  sind  allen  Kautonen  ganz  bestimmte  Lei- 
stungen vorgeschrieben,  hinter  welchen  sie  nicht  zurückbleiben  dürfen ;  bei  andern 
Seuchen  legen  sie  sich  größere  oder  geringere  Opfer  für  Schäden  und  Desinfektion 
auf.  Einige  Kantone  ertheilen  auch  bei  bedeutenden  Yiehverlusten  durch  gewön- 
liche  Krankheiten  oder  Unfälle,  namentlich  gegenüber  ärmern  Einwohnern,  Ent- 
schädigungen in  kleinern  oder  größern  Quoten;  einige  ertheilen  auch  Beiträge 
an  die  Kosten  der  Impfungen  gegen  Pocken,  Milzbrand  und  Rauschbrand.  Die 
Kantone,  welche  bereits  größere  Fonds  angesammelt  haben,  fördern  aus  ihrem 
Ertrage  auch  andere  Bestrebungen  der  Landwirthe  durch  Beiträge  an  die  gegen- 
seitige Vieh  Versicherung,  an  Yiehleihkassen  und  an  Viehprämien. 

Diejenigen  Kantone,  welchen  für  die  Erfüllung  der  Bundesvorschriften  noch 
keine  Fonds  zu  Gebote  stehen,  müssen  die  Hülfsmittel  der  Staatskasse  entnehmen. 
Da  jedoch  die  Bekämpfung  der  Seuchen  hie  und  da  ganz  außerordentliche  Hülfs- 
mittel in  Anspruch  nehmen  kann,  so  haben  die  meisten  Kantone  Fonds  ge- 
sammelt; die  bezüglichen  Gesetze  weisen  diesen  Fonds  in  erster  Linie  die  von 
der  Viehpolizei  selbst  gelieferten  Mittel  zu,  den  Ertrag  der  von  den  kantonalen 
Behörden  ausgestellten  Viehgesundheitsscheine  und  der  Bußen  wegen  Uebertretung 
der  Vorschriften  der  G^sundheitspolizei ;  einige  Kantone  erheben  auch  von  den 
Viehbesitzern  alljährliche  Beiträge  per  Stück  oder  nach  dem  Werthe  des  ver- 
sicherten Viehes  ;  die  meisten  Seuchenkassen  beziehen  oder  bezogen  bis  zu  ihrer 
Erstarkung  einen  jährlichen  Beitrag  der  Kantonskasse. 

Wir  verweisen  Diejenigen,  welche  sich  über  die  Entstehung,  die  Organi- 
sation und  die  finanziellen  Ergebnisse  dieser  Seuchenkassen  einläßlicher  zu  unter- 
richten wünschen,  auf  einen  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik 
(Jahrg.  1891,  S.  448 — 455)  enthaltenen  öffentlichen  Vortrag  des  Direktors  des 
eidgenössischen  Versicherungsamtos  und  beschränken  uns  hier  auf  den  Abdruck 
einer  im  Statistischen  Jahrbuch  der  Schweiz^)  erschienenen  Abhandlung. 


^)  Analoge  Einrichtungen  besitzen  unsere  Nachbarstaaten.  Ein  Gesetz  des  nord- 
deutschen Bundes  vom  7.  April  1869  sichert  den  Einzelstaaten  Beiträge  an  die  Ent- 
schädigung för  wegen  Rinderpest  getödtete  Thiere ;  das  Verfahren  bezöglich  der  andern 
Seuchen  regelt  das  Reichsgesetz  vom  23.  Juni  1880,  wobei  die  Landesgesetzgebung  für 
die  nöthigen  Mittel  sorgt  Das  Gesetz  der  franzflnachen  RniiUik  vom  21.  Juni  1881 
behandelt  alle  Thierseuchen,  sichert  aber  nur  lN^,^yy||H|||^HHLJ9C^  Rinderpest 
und  Lungenseuche  Staatsbeitrftga  so. 

^)  Herausgegeben  vom  Eidgei 
tutes  Grell  FOßli. 
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Viehseuchenkassen,  staatliche.    Es  bestehen  solche  laut  „Statistisches 
Jahrbuch  der  Schweiz"    vom  Jahrgang  1892. 


Unter  dem  Namen 

seit 

»1. 

Dez.  1890     ' 

fftr  Viehschäde 
1890 

Zürich 

Viehstempelfonds 

1803 

Fr. 

322,712 

Fr. 

22,124 

Bern 

Viehentschäd  ignngskasse 

1804 

*» 

1,485,182 

fl 

14,350 

n 

Pf  er  descheink  asse 

1853 

fl 

89,443 

r 

1,903 

Luzem 

Viehentschädigungskasse 

1888 

n 

29,426 

n 

2,321 

Schwyz 

Viehkassafonds 

1866 

*» 

90,618 

» 

1,728 

GFlarus 

Viehversicherungskasse 

1857 

T» 

130,902 

fl 

3,200 

Zug 

Viehentschädigungsfonds 

1870 

1> 

31,986 

f» 

1,165 

Freiburg 

Bind  viehversicher.  -Kasse 

1827 

T 

617,736 

n 

7,812 

T» 

Pferdeversicherungskasse 

1884 

n 

23,925 

fl 

250 

T 

Caisse  de  police  sanitaire 

1873 

T» 

90,655 

» 

Solothurn 

Viehversicherungskasse 

1867 

n 

189,345 

n 

7,989 

Baselland 

Viehseuchenkasse 

1873 

n 

59,470 

fl 

2,330 

Schaffhausen 

Viehseu  chenfonds 

1889 

» 

7,160 

fl 

968 

Appenzell  A.-Rh. 

Fonds  f.  Viehseuchen 

1873 

« 

54,304 

n 

St.  Gallen 

Viehseuchenkasse 

1867 

n 

360,411 

fl 

1,052 

Aargau 

Viehentschädigungskasse 

1869 

» 

233,072 

fl 

12,357 

Thurgau 

Viehseuchenfonds 

1833 

n 

243,970 

fl 

6,151 

Waadt 

Reserve  sanitaire 

1886 

fl 

30,924 

w 

» 

Caisse  d'assurance  du 

b^tail  Vaccine 

1888 

f> 

639 

fl 

2,550 

Neuchätel 

(./aisse  des  epizooties 

1869 

n 

58,506 

n 

— 

Eidgenossenschaft 

,  Fonds  des  Epizooties 

1887 

» 

197,847 

fl 

436 

Fr.  4,348,273     Fr.  88,686 

Es  wurden  ferner  aus  diesen  Kassen  und  Fonds  bestritten  Fr.  513  Aus- 
gaben ftlr  Desinfektionskosten,  Fr.  19,714  für  Druck  von  Viehgesundheits- 
ßcheinen,  Fr.  149,829  (Bund  allein  Fr.  130,000)  für  ViehgesundheitspoUzei- 
kosten.  Fr.  67,132  Beiträge  an  Viehschauen  und  Viehprämien,  Fr.  1382  für 
Impfstoff,  Fr.  18,097  als  Beiträge  an  Viehversicherungsvereine  (St.  Gallen 
14,831,  Freiburg  3266),  Fr.  2328  Verwaltungskosten,  Fr.  1330  an  Viehleih- 
kassen  (Thurgau),  so  dass  die  Ausgaben  der  Kantone  für  Viehschäden  sogar  um 
Fr.  47,677  geringer  waren  als  die  übrigen  Ausgaben. 

Wir  mußten  diese  Daten  vorausschicken  ;  denn  diese  Vorsorge  für  Seuchen- 
fälle  in  der  Schweiz  und  in  den  Kachbarländern  begrenzt  nun  die  der  Vieh  Ver- 
sicherung im  gewöhnlichen  Sinne  noch  verbleibende  Aufgabe.  Das  Schwerste  ist 
ihr  abgenommen. 

Diesem  Umstände  ist  es  zuzuschreiben,  daß  bei  uns  die  Versicherung  gegen 
gewöhnliche  Viehschäden  in  der  Hauptsache  durch  lokale  Vereine  besorgt  werden 
konnte.  Wir  zählen  solcher  Vereine  mehrere  Hundert;  einige  derselben  bestehen 
schon  über  hundert  Jahre.  Ihre  Organisation  ist  überaus  einfach,  die  Kosten 
der  Verwaltung  sind  gering  und  nicht  allein  aus  diesem  Grrunde,  sondern  auch 
infolge  der  strengen  Kontrole  und  der  bescheidenen  Entschädigungen  die  Opfer 
der  Mitglieder  unbedeutend.  Manche  dieser  Vereine  beschränken  sich  darauf, 
bei  einem  Viehverluste  das  Fleisch  des  geschlachteten  verdicherten  Thieres  auf 
die  Mitglieder  zu  verth eilen,  welche  dafür  zu  Händen  des  Beschädigten  einen 
etwas    unter    dem    Marktwerth   stehenden  Preis    bezahlen ;    dieselbe   Berechnung 


Versicherung  —     359     —  Versicberung 

findet  statt,  wenn  daa  Fleisch  anbrauchbar  ist.  Wo  höhere  Entschädigung  sage- 
aiohert  ist,  wird  natürlich  der  Werth  dee  Fleisches  und  der  Haut  vun  derselben 
in  Abrechnung  gebracht.  Um  deu  Besitzer  an  der  Sorge  für  sein  Vieh  intereesirt 
za  erhalten,  wird  nur  Versicherang  für  einen  kleinern  oder  grüßeru  Theil  dee 
Werthes,  '/■<  *Ai  V^i  */'<><  gewährt.  Bedingung  des  Rechtes  auf  Entschädigung 
ist  sorgsame  Pflege  des  Thieres  und  ErlUllung  der  reglementarischen  Vorschriften 
bei  einen  Unfall  oder  einer  Erkrankung  desselben.  Beicht  die  Vorprämie  nicht 
BUB,  SO  kann  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  ein  Nachsohuß  erhoben  werden  ; 
ist  dieser  Kredit  erschöpft  und  ebenso  die  rerfiigbare  Reserve,  so  tritt  Reduktion 
der  Entschädigung  ein. 

In  der  Kegel  besohrfinkt  sieh  die  Versicherung  dieser  lokalen  Vereine  auf 
das  Rindvieh,  sogar  mit  Anescblnß  der  Ochsen. 

Bei  dieser  Sachlage  geutigeu  diese  Vereine  denn  doch  dem  Bedürfnisse  nach 
Versicherung  lange  nicht. 

Größere  schweizerische  Gesellschaften  fUr  die  gewöhnliche  Versicherung 
hatten  bisher  nur  eine  vorübergehende  Dauer,  so  eine  IS30  im  Aargau,  eine' 
andere  1846  in  Basel  gegründete  Gesellschaft  auf  Gegenseitigkeit.  Die  durch 
Gesetz  vom  Ei.  Dezember  1846  im  Kanton  Freiburg  gegrtlndete  kantonale  An- 
stalt fUr  fakultative  Vieh  Versicherung  (neben  der  obligatorischen  gegen  Seuchen) 
hatte  von  Anfang  an  geringen  Zuspruch.  Da  von  18Ö3  an  Niemand  mehr  xur 
Versicherung  sich  anmeldete,  wurde  sie  1806  förmlich  durch  den  Großen  Rath 
aufgehoben. 

Unter  diesen  Umständen  mUssen  wir  mit  fremden  Gesellschaften  auf  Gegen- 
seitigkeit vorlieb  nehmen,  auch  wenn  sie  ßnanziell  bescheiden  ausgestattet    sind. 

Zu  den  nchon  früher  konzessionirten  Gesellschaften  .Sächsische  Viehver- 
sicherungs-Bank  in  Dresden",  „Badische  Pferde  versicher  Hngaan<italt  Earlsruhe", 
.La  Garantie  feilärate  in  Paris'  ist  erst  Ende  1891  als  vierte  die  „Ccntral- 
Vieh- Versicherungsgesellschaft"  in  Berlin  hinzugekommen.  Während  die  drei 
ersterwähnten  Gesellschaften  vorherrschend  oder  ausschließlich  sich  mit  Pferde- 
verstoherung  befassen,  betreibt  diese  nicht  allein  die  Versicherung  von  Zug-  und 
Zuchtvieh  jeder  Art  gegen  gewöhnliche  Viehscbäden,  sondern  eventuell  auch 
gegen  Verlust  durch  Operation,  durch  Transport  oder  Verlust  infolge  der  Schlaoht- 
viehpolizei ;    endlich  betreibt  sie  auch  die  Fuhrunfallversicherung. 

Der  Versioherungsbestand  der  konzessionirten  Gesellschaften  in  der  Schwell, 
welcher  Ende  1886  nur  eine  Versicherungssumme  von  Fr.  455,355  aufwies, 
erzeigt   1890  bereits  eine  solche  von  Fr.  3,211,572. 

Alle  vier  Gesellschaften  sind  gegenseitige ;  Aktiengesellschaften  für  Vieh- 
versicherung  kommen  auch  iu  Deutschland  und  Frankreich  nicht  vor. 

Eine  Darstellung  des  lohaltes  der  Statuten  und  Versicher ung«bedingungen 
dieser  vier  Gesellschaften  würde  uns  zu  weit  führen  und  dem  Versicherten  ein 
Studium  derselben  doch  nicht  ersparen  j  einige  Hauptpunkte  müssen  wir  indessen 
herausbeben. 

Von  der  Versiohemng  sind  diejenigen  Sohädeo  ansgeschlossen,  welche  durch 
die  ölfentlicben  Seuchenkassen  vergtltet  werden,  ebenfalls  eolche,  walol»  der 
Versicherte  durch  grobes  Verachnidea  herbeigeführt  liat.  Dii.'  varäohiedeocu  An-  '' 
stalten  versichern  sSmmtlich  nicht  den  vollen  WiTth,  die  tiaranlie  t" 
rantirt  höchstens  */»  des  Schadens  mit  Radatiuii  der  Eotschädigi 
durch  die  Statuten  angewiesenen  Uittel  niobt  ausreichen, 
7«  bis  EU  einem  Maximum  von  900  Mark  für  ein  StUoht 
die    Hälfte,    sofern    die  Mittel    nicht    aoBrciobc  n.      [ 
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lassen  an  die  Stelle  der  Reduktion  den  Nachsohuß  treten,  welcher  jedoch  bei 
der  Berliner  Anstalt  aof  1  ^/o  .  der  Yersicherangssumme  begrenzt  ist  und  in 
erster  Linie  von  den  im  Rechnungsjahre  Entschädigten  bezogen  wird.  Aber  auch 
diese  zwei  Anstalten  stellen  die  Versicherungssumme  nicht  auf  den  vollen  Werth, 
die  Berliner  versichert  (gegen  gewöhnliche  Viehschäden)  nur  ^ji  des  Werthes, 
die  badische  bei  Umstehen  der  Thiere  Y«i,  bei  Tödtung  wegen  Unbrauchbar- 
keit  ^/s.  Alle  Anstalten  außer  der  badischen  legen  bei  der  Entschädigung  des 
Thieres  den  Werth  desselben  zur  Zeit  des  Schadens  zu  Grunde  und  ziehen  von 
der  so  festgestellten  Entschädigung  den  Werth   der  UebeiTCste   des  Thieres    ab. 

Hagelversicherung. 

Auch  auf  diesem  Gebiet  sind  unsere  Nachbarstaaten  und  England  der  Schweiz 
vorausgeeilt.  Schon  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  entstanden  in  einigen 
Departementen  Frankreichs  Vereine  zur  gegenseitigen  Hagelversicherung,  in  den 
80er  Jahren  solche  in  England,  1797  der  erste  in  Deutschland  und  1822  auch 
eine  Hagelversicherungs-Aktiengesellschaft  (in  Berlin). 

Das  fremde  Beispiel  wirkte  ansteckend  und  die  Oekonomische  Gesellschaft 
des  Kantons  Bern  ergriff  die  Initiative  zur  Gründung  eines  bernischen  Hagel- 
versicherungsvereins. Die  Regierung  genehmigte  die  Statuten  des  letzteren  am 
9.  März  1825.  Noch  im  nämlichen  Jahre  traten  dem  Verein  696  Versicherungs- 
nehmer bei.  Bald  bildeten  sich  in  den  übrigen  Kantonen  Zweigvereine  und  im 
vierten  Jahre  (1828),  als  sich  der  Verein  in  eine  „Schweizerische  Hagel- 
versiclierungsgesellsohaft**  umtaufte,  war  die  Zahl  der  Versicherungsnehmer  auf 
über  3400  (in   12  Kantonen)  gestiegen. 

Der  Tarif,  den  die  Gesellschaft  anwendete,  enthielt  zwei  G-efahrenklassen, 
nämlich  : 

I.  Klasse:  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Kleesamen  u.  dgl  ;  II.  Klasse:  Wein- 
trauben, Hopfen,  Tabak,  Hanf,  Flachs,  Spätobst.  (Gräser  und  Klee,  wenn  nicht  zur 
Samengewinnung  bestimmt,  ferner  Kraut  und  Hackfrüchte  waren  ausgeschlossen.) 

Für  die  erste  Klasse  konnte  ein  Maximum  der  Prämie  von  2  ®/o,  für  die 
zweit«  ein  solches  von  3  Vo  per  Jahr  bezogen  werden,  die  Hälfte  dieses  Be- 
trages als  Vorprämie ,  von  der  andern  Hälfte  so  viel ,  als  zur  Deckung  des 
Schadens  noch  noth wendig  war.  Reichten  beim  Bezug  der  vollen  Prämie  die 
Mittel  nicht  hin.  so  wurde  die  Entschädigung  reduzirt ;  es  sollte  jedoch  aus  einem 
allfälligen  Ueberschusse  in  den  zwei  folgenden  Jahren  der  Ausfall  soweit  als 
möglich  gedeckt  werden.     Bruchtheile  unter   ^fia  wurden  nicht  entschädigt. 

Eine  Klassifikation  nach  der  lokalen  Hagelgefahr  wurde  nie  gemacht  und 
nie  angestrebt,  überhaupt  die  Hagelstatistik  nicht  gepflegt. 

Jedes  neue  Kalenderjahr  begann  ohne  Mitglieder;  auch  konnte  man  den 
Eintritt  so  weit  in  den  Sommer  hinein  verschieben,  als  man  wollte.  In  un- 
gefährlich scheinenden  Jahren  fielen  manche  Mitglieder  wieder  ab;  ebenso,  wenn 
noch  Entschädigungen  für  frühere  Jahre  zu  bezahlen  waren  und  die  betreffenden 
Mitglieder  nichts  nachzufordern  hatten. 

Bei  der  ungenügenden  Prämie  und  der  Möglichkeit  des  Rücktrittes  zu  jeder 
Zeit  war  es  natürlich,  daß  in  den  dreißiger  und  vierziger  Jahren  in  der  Regel, 
wenigstens  in  den  Fällen,  wo  die  Schäden  fühlbarer  waren,  nur  7^  bis  die 
Hälfte  derselben  vergütet  wurden,   was  die  Versicherung  sehr  unpopulär  machte. 

Die  geringe  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  des  Risiko's  der  Objekte 
und  die  gänzliche  Ignorirung  der  lokalen  Hagelgefahr  hatte  ferner  zur  Folge, 
daß   die  Landwirthe,    welchen   die  Prämie    das  wahrscheinliche  Risiko    zu  über- 
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steigen   sohien,    mehr    und  mehr  vregbHeben ;    am  so  geringer  fielen  alsdann  die 
Entschädigongen  für  die  Versicherten  der  hagelgefSbr liehen  Gegenden  ans. 

Zu  diesen  üebelständen  kam  nooh  der  fernere  hinza,  daß  die  Yeraioherten 
eiDceloer  Kantone  sieh  absonderten,  weil  sie  In  eioer  auf  ihr  engeres  Gebiet 
bescbrünkten  Gesellschaft  ihre  Rechnung  besser  zn  ßnden  glaubten. 

Im  Jahre  1836  wurde  im  Kanton  Lnzem  eine  aparte  , Unterstütz ungs- 
gesellschaft  für  HagelsobKden"  gegründet  mit  einer  untersehiedstosen  Prämie  von 
1  "jo  ohne  NaobsohUsse.  Diese  Gesellschaft  hatte  eine  Dauer  von  21  Sommern. 
Im  Jahre  1818  bewilligte  die  Regierung  einen  StaaUbeitrag  von  Fr.  1200  (a.  W.), 
vom  Jahre  1H50  an  wurde  ein  jährlicher  Staatsbeitrag  von  Fr.  2000  (n.  W.l 
zugesichert.  Die  BUtgliederzabl  blieb  gleiphwohl  ungefähr  dieselbe:  dnrchHohnittlioh 
678.  Während  der  21  Jahre  betrugen  die  Schäden  durchschnittlich  per  Jahr 
Fr.  17,068,  die  Eatschädignngen  durchschnittlich  per  Jahr  Fr.  5284,  also  nicht 
ein  Drittel  der  Schäden.  Die  Entsohäiigung  fiel  natürlich  am  kleinsten  ans  in 
schweren  Jahren,  in  einem  solchen  sank  sie  auf  7'/«  "/n  dee  Schadens.  Nach 
diesen  Erfolgen  stellte  die  Regierung  ihr  Unterst lltzungseystem  ein  und  die  An- 
stalt lüste  sich  auf. 

Im  Jahre  1847  trennte  sich  auch  die  freiburgisohe  Sektion  von  der 
schweizerischen  Gesellschaft.  Die  .freiburgische  H agelr ersiehe rangsgesellschaft" 
behielt  im  Allgemeinen  die  Einiichtungen  der  schweizerischen  bei;  nur  hatte  sie 
zwei  ganz  getrennte  Klassen  fUr  1)  Getreide,  Hülsenfrüchte  und  Oelsaaten,  und 
2)  für  Weinreben 

Bei  der  eruieren  betrag  die  Jahresprämie  ein  für  alle  Male  1','»  "o,  bei 
der  zweiten  3  "/f- 

Es  ging  der  GeselUohaß  längere  Zeit  erträglich;  in  den  seohziger  Jahren 
wagte  man  sogar  in  der  ersten  Abtheilung  derselben  die  Prämie  auf  1  "«>  herab- 
zusetzen; um  HO  schlimmer  erging  es  den  Versicherten  in  den  siebziger  Jahren, 
obschon  man  die  Prämie  auf  2  "/i  erhöhte  und  die  Deckung  der  Schäden  au- 
unglinstigeQ  Jahren  während  fünf  Jahren  einführte.  Die  Entschädigang  sank  bis 
auf  40  °  0  des  Schadens.  Ein  Appell  an  die  Staatskasse  wurde  abgewiesen,  das 
gegen  der  Gesellschaft  für  den  Kanton  Freiburg  das  Monopol  ertheilt.  Sie  löste 
sich   1880  auf. 

Kehren  wir  zn  der  schweizerischen  Anstalt  zurück.  Ihre  Resultate  be- 
friedigten so  wenig,  daß  schon  im  Anfang  der  vierziger  Jahre  ihr  Versichern ngs- 
bestand  unter  eine  UillioD  Franken  sank  (von  fast  3  Millionen  Franken  alter 
Währung  im  Jahre  1828).  Als  die  im  Jahre  1854  gegründete  Magdeburger- 
gesellsehaft  auch  in  der  Soliweiz  anklopfte,  wurde  sie  nicht  bloß  in  den  Kantonen 
Zürich,  St.  Gallen  etc.,  sondern  auch  in  den  Kantonen  Luzern  (1856)  und  Bern 
(1857)  konzessionirt,  in  letzterem  Kanton  auf  die  Empfehlung  des  Ausscbnsses 
der  Oekonomischen  Gesellschaft,  welcher  eine  Eonkorreni  durch  eine  solide  Ge- 
sellschaft wünsohbar  hielt.  Die  Auflösung  der  schweizerischen  Gesellschaft  muß 
gegen  ISCO  erfolgt  sein  (die  Reeben  ach  aftsberichte  der  Kantone  enthalten  hier- 
über  keine  Auskunft) 

Neben  der  Magdeburgiechen  erhielten  noch  andere  deutsche,  Ssterreiehisohe 
und  französische  Gesellschaften  in  einzelneu  Kantonen  iliu  KonzesMon,  in  den  achtziger 
Jahren  scheint  indessen  die  Magdeburger  die  einzige  in  der  Schwei 
fremde  Gesellschaft  gewesen  zu  sein. 

Noch    bleibt    eine    fernere    schwei zeriBcbe    Gesellschaft    au   i 
Paragr€le,  eine  im  Jahre   1875  gegründete  und  noch  bestehende  neu 
(iesellschaft  zur  gegenseitigen  Versichernng  der  Wüinreben  gegen  V 


Versicherung  —     362     —  Versicherung 

Unter  solohen  Umständen  war  nnnmehr,  wie  seiner  Zeit  in  den  letzten 
Jahren  der  ersten  schweizerischen  Hagelversicherangsgesellschaft,  eine  Konkurrenz- 
anstalt  wünschhar  und  man  freute  sich  allgemein,  als  im  Jahre  1879  in  Zürich 
eine  solche,  und  zwar  eine  „Schweizerische  Hagelversicherungs- Gesellschaft^,  auf 
Gegenseitigkeit,  zu  Stande  kam.  Vereine  und  Behörden  zeigten  sich  sofort  hereit, 
die  ersten  Gründungskosten  derselben  zu  decken. 

Sie  hat  bisher  mehr  böse  als  gute  Jahre  gehaht  und  ist  deßhalb  genöthigt, 
auf  staatliche  Subventionen  zu  reflektiren.  Es  haben  denn  auch  zu  ihren  Gunsten 
die  eidgenössischen  Räthe  im  Jahre  1884  folgendes  Postulat  angenommen : 

»Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  der  Bund  sich  bei 
Beiträgen,  mit  welchen  die  Kantone  die  Prämienzahlung  für  Hagelversicherung  unter- 
stützen, betheiligen  soll/ 

Nachdem  der  Bundesrath  über  diese  Frage  verschiedene  Gutachten  eingeholt 
hatte,  legte  er  mit  Botschaft  vom  23.  November  1888  der  Bundesversammlung 
seinen  Bericht  und  Antrag  vor.  Der  Bericht  ging  dahin,  es  sei  die  im  oben 
zitirten  Postulate  enthaltene  Frage  zu  bejahen,  sofern  in  demselben  die  Worte 
«Prämienzahlung  für"  ausgelassen  werden.  „Mit  Beiträgen  an  die  Prämien- 
zahlung allein  (heißt  es  in  der  bundesräthlichen  Botschaft),  selbst  wenn  sich  die- 
selben auf  die  mindest  bemittelten  Landwirthe  beschränken  sollten,  kann  zu  wenig 
erreicht  werden,  und  wHrden  daraus  vorwiegend  hablichen  Bauern,  welche  bis 
jetzt  erfahrungsgemäß  feist  allein  versichern,  Unterstützungen  verabfolgt,  so  dürfte 
das  weder  im  Sinne  des  Gesetzgebers,  noch  in  demjenigen  des  Volkes  ge- 
handelt sein.** 

Am  6.  April  1889  faßte  die  Bundesversammlung  folgenden  Beschluß: 

,  Insoweit  der  Stand  der  Bundesfinanzen  es  gestattet,  wird  für  die  Jahre  1890, 
1891  und  1892  in  dem  Voranschlage  der  Ausgaben  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft unter  „Abtheilung  Landwirthschafl*  jährlich  ein  Posten  aufgenommen  für  Ft^r- 
derung  der  Hagelversicherung.  —  Aus  diesem  Posten  werden  denjenigen  Kantonen, 
welche  die  Versicherung  der  Feldfrüchte  gegen  Hagelj?chlag  unterstützen,  Beiträge  ver- 
abfolgt im  Maximum  bis  zur  Höhe  der  betreffenden  kantonalen  Leistung.  —  Der  Bundes- 
rath wird  die  Bedingungen  betreffend  die  Bewilligung  und  Verwendung  dieser  Beiträge 
festsetzen.* 

Diese  Bedingungen  sind  in  folgendem  Bundesrathsbeschluß  vom  8.  April  1890 
formulirt  : 

Das  Landwirtlischaftsdeparteraent  wird  beauftragt,  den  Kantonen  Beiträge  aus 
dem  Kredit  für  Förderung  der  Hagelversicherung  unter  folgenden  Bedingungen  in  Aus- 
sicht zu  stellen : 

1)  Die  Bundesbeiträge  dürfen  unter  keiner  Form  zur  Subvenlionirung  von  Hagel- 
versicherungsgesellschaften verwendet  werden,  auch  dann  nicht,  wenn  infolge  solcher 
Subventionen  eine  Gegenleistung  erhältlich  wäre,  wie  z.  B.  Aufhebung  des  Ausschlusses 
neuer  Versicherungen  in  sogenannten  gefährlichen  Gegenden. 

2)  Die  Bundesbeiträge  müssen  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  verwendet  werden 
und  dürfen  nicht  zur  Aeufnung  kantonaler  Fonds  dienen. 

3)  Beiträge  an  Policekosten  dürfen  aus  den  Bundesbeiträgen  nur  unter  der  Be- 
dingung ausgerichtet  werden,  daß  die  betreffenden  Gebühren  durch  die  Versicherungs- 
gesellschaften nicht  erhöhl  werden. 

4)  Bei  Ausrichtung  der  Beitruge  ist  namentlich  auf  die  kleinbäuerlichen  Verhältnisse, 
beziehungsweise  auf  die  Vermögensverhältnisse  der  Versicherten  im  Sinne  vorzugsweiser 
Unterstützung  Minderbemittelter,  Rücksicht  zu  nehmen. 

5)  Die  Bundesbeiträge  werden  im  Maximum  bis  zur  Höhe  der  kantonalen  Leistung 
verabfolgt,  nachdem  von  letzterer  diejenigen  Summen  al)gezügen  worden  sind,  welche 
für  sub  Ziffer  1  und  2  genannte  Zwecke  allfallig  venvendet  werden. 

Infolge  dieser  verschiedenen  Beschlüsse  haben  die  meisten  Kantone  Sommen 
für  die  Unterstützung  der  Hagelversicherung  in  ihre  Budgets  aufgenommen,  so 
Zürich,    Bern,    Luzern,    Freiburg,    Solothurn,    Baselland,    Schaffhausen,   Aargaa^ 
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Thurgau,  Obwalden,  Kidwaiden,  Zag,  Baselstadt,  Appenzell  A.-Rh.^  St.  Gallen^ 
Waadt,  Neuenbürg. 

Recbnnngsergebuisse    der  Schweiz.  Hagelversicherungs- 

gesellschaft   seit   ihrer   Gründung. 

Einnahmen. 


NachsobuBB- 

Andere 

Summa 

Jahr 

Yorpr&mioii 

l 

prftmien 
abs.  EinbuBBen 

Eümabmen 
Strafprttmieu  etc. 

der 
Kinnahmen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1880 

104,215. 

93 

208,431 

.  86 

6,630. 

37 

319,278.    16 

1881 

128,861. 

61 

6,519. 

60 

135,381.  21 

1882 

146,416. 

60 

26,092 

.  43 

5,045. 

90 

177,554.  93 

1883 

139,332. 

90 

5,839. 

64 

145,172.  54 

1884 

146,609. 

25 

49,543 

.  26 

5,675. 

— 

201,827.   51 

1885 

140,193. 

30 

206,645 

.  25 

6,226. 

50 

353,065.  05 

1886 

121,457. 

10 

13,728. 

03 

135,185.  13 

1887 

111,361. 

60 

— 

5,412. 

20 

116,773.  80 

1888 

115,347. 

90 

2,225. 

25 

117,573.   15 

1889 

120,943. 

30 

3,859. 

65 

124,802.  95 

1890 

205,273. 

40 

3,892. 

50 

209,165.   90 

1891 

282,128. 
1,762,141. 

30 
19 

— 

3,515. 

61 

285,643.  91 

Total 

490,712 

.  80 

68,570. 

25 

2,321,424.  24 

2,252,853. 

99 

Ausg 

ab  c  n. 

Jahr 

Schaden- 
vergtttangen 

Verwaltnng 

und 

Steuern 

Gewinn 

VerluBt 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1880 

244,741. 

80 

45,874. 

28,662. 

36 

1881 

123,249. 

95 

39,813. 

61 

— 

27,682.  35 

1882 

127,472. 

65 

46,278. 

05 

3,804. 

23 

1883 

106,687. 

80 

40,802. 

11 

2,317.  37 

1884 

152,047. 

95 

44,675. 

46 

5,104. 

10 

1885 

273,133. 

15 

46,832. 

— 

33,099. 

90 

1886 

37,564. 

70 

30,914. 

52 

66,705. 

91 

1887 

154,047. 

55 

32,945. 

99 

70,219.   74 

1888 

52,190. 

35 

27,194. 

91 

38,187. 

89 

1889 

137,663. 

45 

35,614. 

30 

48,474.  80 

1890 

129,507. 

80 

40,676. 

87 

38,981. 

73 

1891 

203,103. 

60 

51,456. 

80 

31,083. 

51 

Total 

1,741,410. 

25 

483,078. 

62 
1».        ^ 

245,629. 

63 

148,694.  26 

Prämien  77,30  Prämien  21,44  Gewinn:  Fr.  96,935.   37 

Transportversicherung. 

Innert  12  Jahren  (1858 — 1870)  gründeten  sich  in  der  Schweiz  nicht  weniger 
als  sechs  solcher  Gesellschaften,  welche  schon  aas  technischen  Gründen  sich  nicht 
auf  das  schweizerische  Ge^häft  beschränkten.  An  die  Stelle  einer  von  der  Trans- 
port-Branche zarttcktretenden  Gesellschaft  (ZUrioh)  toU^frfjMrt  eine  andere,  die 
Eidgenössische  TransportverBioheriiiigi{geMinMiHkrfllMlHHH  dos  in. 

Liquidation   getretenen   Sohwi 
(1883),  so  daß  wir  noch  immer 
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welchen  nun  (1892)  noch  8  ausländische  (6  deutsche  und  2  englische)  arbeiten, 
resp.  die  Bundeskonzession  besitzen,  nämlich:  „ Düsseldorfer **,  gegründet  1845, 
«Schlesische''  in  Breslau  (1848),  ,, Norddeutsche**  in  Hamburg  (1857),  «Bheinisch- 
Westphälischer  Lloyd«  in  M.-Gladbach  (1867),  «Rhenania»  in  Köln  (1872), 
„Mannheimer"  (1879),  „Marine*'  in  London  (1836),  „Union-  in  Liverpool  (1863). 
Die  schweizerischen  Institute  sind  :  „Helvetia"  in  St.  Gallen,  gegründet  1856/59, 
„Basier"  (1864/65),  „Schweiz«  in  Zürich  (1869),  „Neuchateloise"  (1870), 
„Eidgenössische"  in  Zürich  (1881),  „Neuer  schweizerischer  Lloyd"  in  Winter- 
thur  (1883). 

Die  von  den  schweizerischen  Transportversicherungs-Gesellschaften  bezahlten 
Dividenden  variirten  (in  ^/o  des  einbezahlten  Kapitals) :  bei  der  Helvetia  von 
5  bis  52.5;  bei  der  Basler  von  6  bis  40;  bei  der  Schweiz  von  2.5  bis  20; 
bei  der  Neuchateloise  von  5  bis  12.5;  bei  der  Eidgenössischen  von  5  bis  10; 
bei  Neuer  schweizer.  Loyd  von  5  bis  10. 

Wasserleitung  8  Versicherung. 

Die  1886  gegründete  Frankfurter  Yersichernngsgesellsohaft  gegen  Wasser- 
ieitungsschäden  hatte  ihren  Geschäftsbetrieb  auch  auf  die  Schweiz  ausgedehnt  und 
zu  diesem  Zwecke  1887  die  Bundeskonzession  erhalten.  Sie  war  einige  Jahre  lang 
von  keiner  Konkurrenz  behelligt.  Auf  Ende  1889  trat  sie  jedoch  ihr  sehr  be- 
scheidenes Schweizergeschäft  der  „Union  Suisse"  in  Genf  (Glasversichemngs- 
gesellschaft)  ab  und  verzichtete  auf  die  Bundeskonzession. 

Glas  Versicherung. 

Im  Jahre  1888  arbeiteten  in  der  Schweiz  9  ausländische  Gesellschaften  und 
1  schweizerische  —  die  Union  Suisse,  Soci6t^  d'assurance  contre  le  bris  des 
glaces  et  vitres,  in  Genf,  gegründet  1887.  —  Zwei  der  ersteren  haben  auf  die 
Schweiz.  Konzession  verzichtet,  so  daß  im  Geschäftsbericht  des  eidg.  Yersicherungs- 
amtes  pro  1890  noch  8  Gesellschaften  figoriren. 

Rückversicherung. 

Folgende  Gesellschaften  haben  die  eidg.  Konzession :  1)  Die  Schweizerische 
Bückvorsichernngs-Gesellschaft  in  Zürich,  gegründet  1864;  2)  die  Basler  Rück- 
versicherung»-Gesellschaft,  gegründet  1869;  3)  die  Prudentia  in  Zürich,  gegr.  1875. 

Bundesauf  sieht. 

Die  Bundesaufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der  privaten  Versicherungs- 
anstalten  besteht  seit  1.  Juli  1886,  in  Ausübung  des  Art.  34,  a1.  2  der  Bundes- 
vesfassung,  welche  bestimmt,  daß  „  der  Geschäftsbetrieb  von  Privatuntemehmungen 
im  Gebiete  des  Versicherungswesens  der  Aufsicht  und  Gesetzgebung  des  Bundes 
unterliegt". 

Das  Lexikon  muß  es  sich  leider  raummangelshalber  versagen,  den  Ent- 
wicklungsgang, den  die  aus  dieser  Yerfassungsvorschrift  hervorgegangene  Gesetz- 
gebung genommen  hat,  darzustellen,  und  es  muß  sich  darauf  beschränken,  den 
Wortlaut  des  am  25.  Juni  1885  erlassenen  Bundesgesetzes  mitzutheilen. 

Art.  1.  Die  im  Artikel  34,  Absatz  2  der  Bundesverfassung  dem  Bunde 
übertragene  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  von  Privatunternehmungen  im 
Gebiete  des  Versicherungswesens  wird  vom  Bundesrathe  ausgeübt,  und  es  unte'- 
liegen  derselben  alle  Privatunternehmungen  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens, welche  in  der  Schweiz  Geschäfte  beireiben  wollen. 

Vereine  mit  örtlich  beschränktem  Geschäftsbetriebe,  wie  Krankenkassen, 
Sterbevereine  u.  s.  w.  fallen  nicht  unter  dieses  Gesetz. 


VersichemQg  —     36ü     —  Veraicheraog- 

Den  Kantonen  bleibt  Torbehalten,  Über  die  Feaerversicherang  polizeiliche 
Voreobrifteo  zn  erlassen  nnd  den  Feuerveraiohernnga-Unternebmnngen  mSßige 
Beiträge   zu  Zwecken   der  Feuerpolizei   und   des  Feueriasobweeeae   an tza erlegen. 

ßeeobwerden  gegen  YerfUgangen  letzterer  Art  nnlerliegen  dem  Entaclieida 
des  Bnndesratbee. 

In  Bezug  aaf  die  kantonalen  VereiclieruDgaanstalten  bleiben  die  gesetzlichen 
Beatimmnngen  der  Kaotone  vorbehalten. 

Art.  2.  Dm  in  der  Schweiz  Geschäfte  betreiben  zu  können,  haben  die 
privaten  Versicherungsuntemehinangen  folgende  Erfordernisse  tu  erfüllen; 

1)  Es  sind  dem  Bundesratbe  diejenigen  öEFentlich  ausgegebenen  Dokumente 
einzureichen,  ans  welchen  die  Grund bestimmungen  nnd  die  allgemeinen 
Yereicheningsbedingnngen  der  Unternehmung  entnommen  werden  kOnnen, 
nnd  Überdies,  sofern  diese  schon  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
Yerai ehern ngsgeschäfte  betrieben  hat,  diejenigen  Vorlagen  zu  machen,  aus 
welchen  der  bisherige  Stand  der  Unternehmung  in  den  durch  Artikel  b 
bis  8  bezeichneten  Riohtunj^en  zn  erkennen  ist  (Statuten,  Prospekte,  Tarife, 
Rechenficbaftfiberichte,  Jahresrecbnnngea  u.  s.  f.). 

In    Bezug    auf    die    Grundbestimmnagen    und    die    allgemeinen    Ver- 
sichernngsbedingnngen  soll  insbesondere  gensu  angegeben  werden : 
a.  bei  Aktiengesellschaften:    wie    groß    die  Anzahl   und   das  Kapital  der 
gezeichneten  Aktien,    wie    viel    davon  einbezahlt  ist,    aaJ  welche  Vor- 
schriften   bezüglich    der    weitern    Haftbarkeit    der  AktionKre    bestehen ; 
6.    bei    gegenseitigen    Gesellschaften:    ob  ein  Griindungsfond  besteht,    un<l 
mit    welchen    nähern    Beetimmungen,    ob    die    Versicherten    oder  Ver- 
sicherungsnehmer   fUr  den  Gesammtschaden  der  Jahresrechnung  haften, 
nnd  in  welchem  Umfange. 

2)  Ferner  sind  dem  Bundesratbe  mitzutheilen : 

a.  von  den  Lebe nsver sich erungsgeeel Isohaften  :  die  MortalitStstafel,  der 
Zinsfuß  und  die  Nettoprämien,  unter  Angabe  der  Zuschläge  oder  der 
sonstigen  Deckung  der  Verwaltungs-  und  Betriebskosten;  die  Grund- 
lagen und  die  Methode  der  BeaerverechDung,  sowie  die  Methode  für 
die  Prömienüberträge ; 

b.  von  den  Un  fall  versieh  er  ungsgesellcchaften:  die  technischen  Grundlagen, 
im  Allgemeinen  der  Umfang  nnd  die  Art  der  Haftung  (Kapital,  Renten), 
die  Methode  der  Beserveberechnung  filr  bestehende  Rentenschuld pflichten, 
für  angemeldete,  aber  noch  nicht  liquidirte  Schäden,  uod  der  Prämien- 
Überträge  fUr  noch  nicht  abgelaufene  Versicherungen; 

c.  von  Feuer-,  Hagel-,  Transport-  nnd  andern  Versicher angsgesellschaf teil 
gegen  Sachbeschädigung:  die  zur  Anwendung  kommenden  Grundsätze 
bei  Berechnung  der  Reserve  für  die  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres 
bekannten,  aber  noch  nicht  vollständig  erledigten  Schäden,  sowie  der 
Framieuttb ertrage  für  noch  nicht  abgelanfene  Versicherungen  nnd  fUr 
vorent richtete  Prämien. 

3}  Ansländische  Unternehmungen  haben  zudem 

a.  den  Nachweis  zu  leisten,  daß  sie  an  ilneni  GesellBchal 
Namen  Rechte  erwerben  oder  Verbindlichkeiten  eingf 

b,  ein  Hauptdomizil  in  der  Schweiz  und  einen  6enn< 
bezeichnen,  sowie  eine  .Abschrift  der  demselben  fl 
macht  vorzulegen. 
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4)  Sämmtlicbe  PrivatversicberangsanterDehmuDgen  sind  gehalten,  in  jedem 
Kanton,  in  dessen  Gebiet  sie  Geschäfte  betreiben,  ein  Rechtsdomizil  za 
vorzeigen f  an  welchem  sie,  sofern  der  Yersicherungsvertrag  nicht  den 
Wohnort  des  Klägers  als  Gerichtsstand  vorsieht,  bezüglich  der  mit  Ein- 
wohnern des  betreffenden  Kantons  abgeschlossenen  Versiohemngsverträge 
gleich  wie  an  ihrem  schweizerischen  Hauptdomizile  belangt  werden  können. 

üeberdies  steht  es  für  Ansprüche  ans  Versicherungsverträgen  gegen 
Feuerschaden  dem  Kläger  frei,  den  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache 
anzurufen. 

Sie  sind  ferner  gehalten,  alle  ihre  Verbindlichkeiten  im  Domizil  des 
Versicherten  zu  erfüllen,  sofern  nicht  der  Versicherungsvertrag  das  kantonale 
Domizil  der  Unternehmung  als  Erfüllungsort  vorsieht. 

Bestimmungen  des  Versicherungsvertrages,  welche  mit  diesen  Vor- 
schriften im  Widerspruch  stehen,  sind  ungültig. 

5)  Die  Privatversicherungs-Unternehmnngen  haben  zuhanden  des  Bundesrathes 
eine  von  diesem  festzusetzende  Kaution  zu  leisten. 

Art.  3.  Der  Bundesrath  entscheidet  auf  Grund  der  vorgelegten  Ausweise 
und  allfällig  anderer  von  ihm  ermittelten  thatsächlichen  Verhältnisse  über  die 
an  ihn  gelangenden  Gesuche  um  Bewilligung  des  Geschäftsbetriebes. 

Ohne  die  Bewilügang  des  Bundesrathes  ist  privaten  Unternehmungen  die 
Vornahme  von  Versicherungsgeschäften  in  der  Schweiz  gänzlich  nntersagt.  Vor- 
behalten bleibt  die  im  Artikel   14  enthaltene  Uebergangsbestimmung. 

Art.  4,  Treten  später  Veränderungen  in  den  unter  Artikel  2,  Ziff.  1  bis  3, 
bezeichneten  Verhältnissen  ein,  so  ist  von  denselben  dem  Bundesrathe  sofcit 
Kenntniß  zu  geben. 

Art.  5.  Jede  private  Versicherungsunternehmung  hat  alljährlich,  innerhalb 
sechs  Monaten  nach  Ablauf  des  Kechnungsjahres,  dem  Bundesrath  den  Eechen- 
schaftsbericht  einzureichen,  aus  welchem  für  jeden  Hanptzweig  der  Versicherungen 
(Leben,  Unfall,  Feuer,  Transport  u.  s.  w,)  und  bei  der  Lebensversicherung  für 
Jede  Versicherungsart  deutlich  zu  entnehmen  sind: 

1)  Der  Versicherungsbestand  zu  Anfang  des  Rechnungsjahres; 

2)  bei  der  Lebensversicherung  der  neue  Zuwachs  und  die  Freiwilligen  Aus- 
tritte (Verzicht,  Ablauf  Rückkauf  u.  s.  w.)  während  des  Rechnungsjahres, 
bei  den  übrigen  Versicherungszweigen  die  der  Prämieneinnahme  dea 
Rechnungsjahres  entsprechenden  Versicherungssummen  oder  Versiohemngs- 
verpflichtungen ; 

8)  die  Anzahl  der  im  Rechnungsjahre  eingetretenen  Schadenfälle  und  die  dafür 
bezahlten  und  reservirten  Beträge,  und  dazu  bei  der  Lebensversicherung 
das  Verhältniß  der  Sterbefälle  zu  den  Wahrscheinlichkeitserwartungen ; 

4)  der  Versicherungsbestand  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres,  sowie  die 
territoriale  Ausdehnung  des  Versicherungsbetriebes; 

5)  die  Verhältnisse  der  Rückversicherung,  d.  h.  ob  und  wie  viel  die  Gesell- 
schaft von  ihren  Risiken  in  Rückversicherung  gegeben,  und  im  Weitem, 
ob  und  wie  viel  sie  an  Rückversicherungen  von  andern  Gesellschaften 
übernommen  hat. 

Art.  6.  Mit  dem  Rechenschaftsbericht  ist  auch  die  Jahresrechnnng  einza- 
reichen,  welche  enthalten  soll ; 

1)  Die  sämmtlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Jahres,  nach  den  einzelnen 
Versicherungözweigen,  und  bei  der  Lebensversicherung  auch  nach  ihron 
Arten,  wobei  insbesondere  aufzuführen  sind : 


Versichening  —     367      —  Versicherung 

a.  die  &a  PrSmieD,  Zinsan  und  SoDatigem  vereinnahmten  Betrüge; 
6.  die    für  PrämienrilokvergUtDDgen,    Rückversicherungen,  Scb&den,  Frovi- 
aionen    and  Verwaltan gekosten,    sowie  Sonstiges    verauggabten  Beträge. 
2)  Die  Bilanz  auf  Schluß  des  Rechnungsjahres,  wobei  insbesondere 

a.   anter    den    Passiven :    die  Reserven    nach  den  einzelnen   Versicherungs- 
Eweigen    und    bei    der  Lebensverdicberung    auch    nach    ihren  Arten  la 
unterscheiden  und  die  Prämien  Überträge  separat  einzustellen  sind ; 
6.  unter  den  Aktiven  aufzuführen  sind : 

die   Immobilien,    Eapitanlagen    und  Werthpapiere    naeh  ihren  Arten 

nnd  ihrer  Werthung; 
die  Organisationskosten    und    ihre   Ämortisationsweise,    soweit  solche 

Überhaupt  unter  den  Aktiven  üguriren ; 
die  Ausstände    bei  den  Agenturen,  wobei  der  wirkliehe  Kechnnngs- 
saldo   ans  Prämien  in  kasso  u.  s.   w.  zu  unterscheiden  ist  von  dem- 
jenigen Betrage,  der  etwa  an  Provision  unter  den  Titel  von  Ani- 
ständen  zur  Amortisation  verlegt  ist. 
Die  Bilanzen  der  Unternehmungen  sind  im  schweizerischen  Handelsamtsblatt 
zu  veröffentlichen. 

VersicherangB- Unternehmungen,  welche  statutarisch  ihre  Bilanzen  nicht  jähr- 
lich abznacbließen  pflegen,  kann  der  Bundeerath  fUr  Einreichang  derselben  einen 
entsprechend  erweiterten  Termin  ansetzen. 

Art.  7.  Gleichzeitig  mit  der  allgemeinen  Jahresrechnnng  sollen,  ebenfalls 
nach  den  einzelnen  Tersicherungszweigen  und  bei  der  Lebengversicherang  auch 
nach  ihren  Arten,  mitgetheilt  werden : 

1)  die   zu  Anfang  nnd  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  laufenden  Yersiohe- 
rungen,    soweit  sie  aus  dem  in  der  Schweiz  erzielten  Geschäfte  stammen; 

2)  die  im  Rechnungsjahre  in  der  Schweiz  eingenommenen  Prämien; 

3)  die  im  Rechnungsjahre  in  der  Schweiz  fällig  gewordenen  Versicherungsbeträge. 
Aus  diesen  Angaben  nach  Ziffern  H  und  3  soll  das  in  jedem  Kanton  erzielte 

Resultat  ersichtlich  sein. 

Art.  8-  Anf  Verlangen  haben  die  Versicherungsuntemehmongen  nnd  deron 
Generalbevollmächtigte  (Artikel  2,  Ziffer  36)  dem  Bundesrathe  noch  weitere 
Auskunft  zn  ertheilen,  sowie  Einsicht  in  die  Bticher,  Eontrolen  u.  s.  w.  über 
alle  Theile  der  Verwaltung  zu  gestatten. 

Art-  9.  Der  Bundesrath  trifft  jederzeit  die  ihm  daroh  das  allgemeine 
Interesse  und  dasjenige  der  Versicherten  geboten  erscheinenden  Verfügungen. 

Wenn  der  Stand  einer  Unternehmung  fUt  die  Versicherten  nicht  mehr  die 
nothwendige  Garantie  bietet  und  die  Unternehmung  nicht  innert  der  festgesetzten 
Frist  die  vom  Bundesrathe  verlangten  Abändernngen  an  ihrer  Organisation  oder 
Geschäftsführung  vornimmt,  so  hat  der  Bundesrath  derselben  die  Bewilligung 
zum  Abschlüsse  weiterer  Geschäfte  za  entziehen. 

Im  Falle  des  RUokzuges  einer  Eonzession  soll,  gleich  wie  in  demjenigen 
einer  freiwilligen  Verzicht ieistung  auf  dieselbe,  die  Kaution  erst  auf  den  Nachweis 
der  Unternehmung  zurückerstattet  werden,  daß  sie  alle  ihre  Verbindlichkeiten 
in  der  Schweiz  bereinigt  hat,  und  nach  einer  Bekanntmachung,  welche  dreimal 
innert  sechs  Monaten  anf  Kosten  der  Gesellschaft,  in  'len  vom  ilundeNrathe  be- 
zeichneten  Blattern  erschienen  ist.  Die  Betfaeitigten  haben  dem  Bundearoli 
der  in  dieser  Bekanntmachung  festgesetzten  Prt^tt^n  ihre  Kinspr&p 
und  die  Rückerstattung  der  Kaution  wird  nur  erfolgen, 
vorliegen,  oder  wenn  diese,    gütlich  oder  rMhUioh, 
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Art.  10.  Der  Bundesrath  ist  befugt,  gegen  Unternehmungen  oder  deren 
Vertreter,  welche  den  von  ihm  erlassenen  Verfügungen  und  Verordnungen  (Art. 
^J  and  15)  zuwiedcrhandeln,  Ordnungäbußen  bis  auf  den  Betrag  von  1000  Franken 
auszusprechen. 

Art.  11.  Von  Amtes  wegen  oder  auf  Klage  hin  werden  den  kantonalen 
Gerichten  zur  Bestrafung  tiberwiesen: 

1)  Personen,  welche  in  der  Schweiz  unbefugt  Versicherongs-Untemehmungen 
betreiben  oder  dazu  behülflich  sind; 

2)  die  verantwortlichen  Leiter,  Generalbevollmächtigten  und  Agenten  einer 
Versicherungs-Ünternehmung,  welche  in  den  dem  Bundesrathe  mitza- 
theilenden  Vorlagen,  Ausweisen  und  Aufschlüssen  die  Geschäftsverhältnisse 
der  Unternehmung  unwahr  darstellen  oder  verschleiern,  oder  welche  un- 
wahre Mittbeilungen  (Prospekte  u.  s.  w.)  veröffentlichen. 

G^gen  die  Schuldigen  ist  auf  Geldbuße  bis  auf  5000  Franken  oder  auf 
Gefängniß  bis  zu  sechs  Monaten  zu  erkennen.  Mit  der  Gefängnißstrafe  kann 
auch  die  Geldbuße  bis  auf  genannten  Betrag  verbunden  werden. 

Das  Urtheil  des  Gerichts  kann  denjenigen,  welche  sich  Uebertretungen 
dieses  Gesetzes  haben  zu  Schulden  kommen  lassen,  jede  weitere  Thätigkeit  in 
Bezug  auf  Versicherungsgeschäfte  auf  dem  Gebiete  der  Schweiz  untersagen.  Die 
nach  Maßgabe  dieses  Artikels  verhängten  Bußen  fallen  den  Kantonen  anheim. 

Das  Gericht  wird  eine  Abschrift  des  Urtheils  dem  Bundesrathe  mittheilen. 

Den  Parteien  steht  gegen  Entscheidungen  der  kantonalen  Gerichte  über 
Anwendung  des  gegenwärtigen  Artikels  der  Eekurs  an  das  Bundesgericht  offen. 

Für  solche  Kekurdc  gelten  die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  30. 
Juni  1849  über  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  iisikalischer  und  polizeilicher 
Bundesgesetze. 

Vergehen,  welche  nicht  unter  Ziffern  1  und  2  dieses  Artikels  fallen,  sind 
nach  dem  einschlägigen  kantonalen  Strafgesetze  zu  behandeln. 

Art.  12.  Der  Bundesrath  veröffentlicht  alljährlich  über  den  Stand  der 
seiner  Aufsicht  unterstellten  Versicherungsuli ternehmungen  einen  einlässlichen 
Bericht. 

Der  Bundesrath  wird  die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen 
Hülfski  äfte  beiziehen.  Als  Staatsgebühr  und  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten 
wird  von  den  Versicherungsunternehmungen  eine  vom  Bundesrath  zu  bestimmende 
verhältnißmäßige  Quote  ihrer  jährlich  in  der  Schweiz  eingenommenen  Prämien 
bezogen,  welche  immerhin   1  vom  Tausend  nicht  tiberschreiten  darf. 

Art.  13.  Alle  Streitigkeiten  privatrechtlicher  Natur  zwischen  den  Unter- 
nehmungen unter  sich,  oder  zwischen  denselben  und  den  Versicherten,  beziehungs* 
weise  Versicherungsnehmern  —  auch  im  Falle  des  Konzessionsentzuges  —  ent- 
scheidet der  Richter. 

Art.  14.  Diejenigen  privaten  Versicberungsuntemehmungen,  welche  bisher 
schon  in  der  Schweiz  Geschäfte  betrieben  haben  und  dieselben  fortzuführen  ge- 
denken« sind  gehalten,  hinnen  sechs  Monaten  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes, 
dem  Bundesrathe  die  im  Artikel  2  bezeichneten  Ausweise  einzureichen. 

Bis  zum  Entscheide  des  Bundesrathes  über  die  nachgesuchte  Bewilligung 
zum  Fortbetriebe  bleiben  die  bisherigen  kantonalen  Konzessionen,  sowie  die  bezüg- 
lichen Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone,  auf  die  betreffenden  privaten 
Versicherungs-Unternehmungen  anwendbar. 

Diese  Bestimmung  findet  ihre  Anwendung  auch  fijr  den  Fall,  als  der  Bundes* 
rath  die  nachgesuchte  Bewilligung  ablehnen  oder  wenn  eine  Unternehmung  eine 
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solche  nicht  einholen  and  sich  anf  die  Austragnng  der  beim  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  bestehenden  Vertragsverhältnisse  beschränken  sollte. 

Art.  15.  Unter  Vorbehalt  der  Bestimmungen  des  vorstehendesi  Artikels 
sind  die  kantonalen  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  dem  gegenwärtigen  Bundes- 
gesetze wiedersprechen,  mit  dem  Inkrafttreten  dieses  letztern  aufgehoben. 

Demgemäß  ist  den  Kantonen  vom  Tage  der  Inkrafttretung  dieses  Gesetzes 
an  untersagt,  privaten  Versicherungs- Unternehmungen  Konzessionen  zum  Geschäfts- 
betriebe in  ihrem  Gebiete  zu  ertheilen,  bestehende  Konzessionen  zu  verlängern, 
oder  den  Geschäftsbetrieb  dieser  Unternelimungen  an  irgend  welche  besondere 
Bedingungen,  Kautionen  oder  an  die  Entrichtung  besonderer  Taxen  zu  knüpfen. 
Dagegen  bleibt  den  Kantonen  vorbehalten,  von  diesen  Versichemngs-Unternehm- 
ungen,  ihren  Bevollmächtigten  und  Agenten  die  ordentlichen  Steuern  und  Ab- 
gaben zu  erheben. 

Art.  16.  Der  Bundesrath  ist  mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauftragt 
und  erlässt  die  erforderlichen  Vollzugsverordnungen. 

Art.  17.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  auf  Grundlage  des  Bundes- 
gesetzes vom  17.  Juni  1874,  betreifend  die  Volksabstimmung  ttber  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschliisse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und 
den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

*  * 

Außer  diesem  Bundesgesetze  bestehen  noch  folgende  auf  diese  Materie  be- 
zügliche gesetzlichen  Erlasse : 

1)  Verordnung  vom   12.  Oktober  1886  über  die  Kantionen  der  Versicherungs- 
gesellschaften. 

2)  Regulativ  vom  29.  Oktober  1886  über  die    von  den  Versicherungsgesell- 
schaften zu  bezahlende  Staat«gebühr. 

3)  Allgemeine  Konzessionsbedingungen. 

£esum6  der  vom  Schweizervolke  in  den  Jahren  1886 — 1890  an  die  kon- 
zessionirteu  privaten  Versicherungsanstalten  entrichteten  Prämien: 

Versioherangs-  Prämien 

Bwei^e  1886  1867  1888  1889  1890 

Fr.  Fr.  Fr.  Fr.  Fr. 

Lebensvers.    .  .  13,150,427  14,131,206  14,675,142  15,633,004  16,654.822 

Unfallvere.      .  .  1,438,551  1,804,054  2,400,089  2,973,642  3,585,316 

Feuervers..     .  .  5,765,047  6,017,515  6,103,157  6,279,758  6,442,666*) 

Glasvers.    .     .  .  34,051  46,143  55.988  59  406  70,210 

Wasserleit.-Vers  .  —  —  1,336  1,965  3,386 

Viehvers.    .     .  .  16,231  42,281  75,148  107,833  129,337 

Hagelvers.  .     .  .  121,457  111,362  115,348  120,943  205,273 

Transport  vers.  .  1,478,933  1,593,191  1,643,788  1,946,589  1,716,722 

Total     22,004,697       23,745,752       25,069,996       27,123,140       28,807,732 

Auf  einheimische  Gesellschaften  entfallen Fr.  16,146,263 

,     fremde                        ,                    ,          ,  12,661,469 

,     Aktien-                       ,                   ,  21, 154,251 

,     Gegenseitigkeits-        ,                   ,         ,  7,653,481 

Yiege-Zermattbahn«  Eröffnung  der  Strecke  Viege-Stalden  am  3.  Juli 
1890,  der  Strecke  Stalden-St.  Nicolas  am  28.  August  1890,  der  Strooke 
St.  Nicolas-Zermatt  am  18.  Juli   1891. 


.•  *^ 

1)  Dazu    Fr.    4,362,1'^    Prämien    der    kautoualen    Feaenr«rs|i 
»•Ichermi;;  !»oi  koiiKcsHiunirtcn  privaten  Verslchorungsanatulten. 

Furrer   YolkswirtliBchafts-Lexikon  der  Schweis. 
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Viehseuchenpolizei.  (Mitgethellt  von  Herrn  h\  Müller,  Chef  der  Land- 
wirthscha/tsahtheilung  des  eidgenössischen  Landwirthschaftsdepartementes.  Ge- 
schrieben AnfSangs  Juli  1892.)  Durch  das  „BundesgeseU  vom  8,  Februar  1872 
über  poluseiliGJie  Maßregeln  gegen  Viehseuchen^  wurde  die  Viehseuchenpolizei, 
welche  bisher  Sache  der  Kantone  war,  zu  einer  Angelegenheit  des  Bundes.  Seit 
1853  bestand  zwar  zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Luzern,  Zug,  Frei- 
burg, Solothurn,  Aargau  und  Neuenburg  ein  „Konkordat  betreffend  gemein^ 
schaflliche^  polieeiliche  Maßregeln  gegen  Viehseuchen^ ;  dasselbe  sah  aber  kein 
gemeinschaftliches  ausführendes  oder  beaufsichtigendes  Organ  vor,  sondern  yer- 
einbarte  nur  Vorschriften  und  Maßnahmen,  deren  Ausführung  und  Anwendung 
jedem  einzelnen  Kanton  oblag.  Diesem  ^ Konkordat"  wurde  auch  das  Bundes- 
gesetz nachgebildet,  welches  heute  (1891)  noch  in  Kraft  steht.  Letzteres  wendet 
sich  gegen  die  Rinderpest,  die  Lungenseuche,  die  Maul-  und  Klauenseuche,  den 
Rotz  und  die  Wuth  und  es  behält  dem  Bundesrath  das  Recht  vor,  auch  gegen 
andere  Thierseuchen,  sofern  cUeselben  einen  gemeingefährlichen  Charakter  an- 
nehmen, die  zu  ihrer  Bekämpfung  und  Tilgung  noth wendigen  Maßregeln  vorzu- 
schreiben. In  Folge  dieser  Vollmacht  sind  dann  der  Milzbrand,  der  Rauschbrand, 
der  Rothlauf  der  Schweine,  die  Schaf-  und  Ziegenräude  und  die  Poken  der 
Schafe  und  Ziegen  ein  die  Kategorie  der  Seuchen  mit  gemeingefährlichem 
Charakter  eingereiht  worden. 

Am  19,  Juli  1873  erhielt  das  erwähnte  Gesetz  eine  Ergänzung  durch  das 
„Bundesgesete  betreffend  Zusaizbesiimmungea  zum  Bundesgesetz  über  polizei- 
liche Maßregeln  gegen  Viehseuchen^,  welches  den  Eisenbahnen  untersagl,  un- 
gereinigte Viehtransport  wagen  in  Verkehr  zu  bringen  oder  weiter  zu  befördern. 

Am  1.  Juli  1886  erschien  dann  noch  das  ^Bundesgesetz  betreffend  eine 
Äenderung  des  Bundesgesetzes  vom  8.  Februar  1872  über  polizeiliche  Maß- 
regeln gegen  Viehseuchen^ ,  welches  vorschreibt,  daß  jedes  in  die  Schweiz  ein- 
zuführende Thier  des  Pferde-,  Rindvieh-,  Schwein-,  Schaf-  und  Ziegengeschlechts 
an  der  Grenze  durch  einen  vom  Bundesrath  ernannten  patentirten  Thierarzt 
unterancht  werden  müsse.  —  Eine  bundesräthliche  Vollziehungsverordnung  zum 
Viehseuchengesetz  erschien  erstmalig  am  25.  Wintermonat  1872;  sie  wurde 
durch  diejenige  vom  17.  Dezember  1886  und  diese  wiederum  durch  diejenige 
vom  14.  Oktober  1887  ersetzt.  Zu  dieser  letzten  Verordnung  erließ  dann  der 
Bundesrath  am  1.  August  1889  noch  eine  „Instruktion  beireffend  das  beim 
Auftreten  kontagiöser  und  infektiöse  TUierkrankheiten  zu  beobachtende  Des- 
intekiionsver fahren  und  die  anzuwendenden  Desinfektionsmittel'^, 

Diese  ganze  Gesetzgebung  beruht  auf  der  Voraussetzung  oder  vielmehr 
auf  der  Thatsache,  daß  die  Verbreitung  der  Thierseuchen  durch  Ansteckung, 
d.  h.  durch  Uebertragung  eines  für  jede  Krankheit  spezifischen  Ansteckungs- 
stoffes erfolgt.  Bei  Rinderpest,  Lungenseuche,  Maul-  und  Klauenseuche,  Rotz  und 
Wuth  ist  spontanes  Auftreten  im  eigenen  Lande  nicht  nachweisbar.  Die  An- 
steckung ist  stets  direkt  oder  indirekt  auf  Einfuhr  des  Ansteckungsstoffes  aus 
dem  Ausland  zurückzuführen,  wenn  auch  der  Weg,  den  derselbe  genommen  hat, 
nicht  in  jedem  Fall  aktenmäßig  nachgewiesea  werden  kann.  Obwohl  bei  den 
meisten  seuchenartigen  Thierkrankheiten  der  Ansteckungsstoff  als  kleinstes  Lebe- 
wesen (Mikroorganismen:  Cocoen,  Bacterien  oder  Bacillen)  erkannt,  dargestellt 
und  selbst  gezüchtet  worden  ist,  gibt  es  immer  noch  Leute,  welche  die  An- 
steckung leugnen  und  die  Seuchen  auf  andere  Ursachen  zurückzuführen  sucheOi 
wie  z.  B.  auf  die  Witterung,  auf  den  Düngungsznstand  des  Bodens,  beziehungs- 
weise auf  Mangel  an  Phosphor  im  Futter,  auf  Mangel  an  Reinlichkeit  u.  A.  m. 
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Es  kann  nicht  geiengnet  werden,  daß  derartige  fiinflUsea  auf  die  Verbrei- 
Umg  von  Seuchen  wirken  können.  Schlechte  Fntterjahre  haben  schon  die  Folge, 
daß  die  im  Viehstand  entstehende  Lücke  später  einem  größern  Yiehverkehr 
ruft,  welcher  der  Seuchen  Verbreitung  Vorschub  leistet.  Durch  Austrocknen  nasser 
Stellen  auf  Alpen  und  Weiden  sind  Fälle  von  Bausebbrand  er&hrungsgemäß 
vermindert  worden.  Die  Sonne  scheint  ebenfalls  desinfizirend  su  wirken.  Regen 
kann  den  Ansteckungsstoff  fortspttlen  oder  bis  zur  Unschädlichkeit  verdünnen. 
Immer  aber  kann  eine  ansteckende  oder  senchenarlige  Krankheit  bei  einem 
Thiere  nur  entstehen,  wenn  der  specifische  Ansteckungsstoff  auf  dasselbe  Über- 
tragen wird.  Die  Yiehseuchenpolizei  muß  deshalb  dahin  streben,  die  Einschleppung 
und  die  Verbreitung  des  Ansteckungsstoffes  nach  Möglichkeit  zu  verhindern. 
Als  oberster  Grundsatz  gilt  das  Verbot  des  Verkehrs  mit  Uausthiereriy  welche 
an  einer  ansieckenden  Krankheit  leiden^  oder  durch  Berührung  mit  seichen 
die  Träger  eines  Ansteckungsstoffes  sein  können.  Damit  dieses  Verbot  gehand- 
habt werde,  schreibt  das  Gesetz  die  Angeigepflicht  und  die  beständige  Kontrole 
des  Viehverkthrs  vor.  Die  Eigenthümer  von  Hausthieren,  die  Thierärzte,  die 
Yiehinspektoren,  die  Fleischschauer,  die  übrigen  G^undheitspolizeiorgane,  die 
Folizeiangestellten,  sowie  alle  Diejenigen,  welchen  die  Obhut  und  Pflege  der 
Haustbiere  überbunden  ist,  sind  verpflichtet,  der  Gemeindebehörde  des  Wohn- 
ortes sofort  Mittheilung  zu  machen,  wenn  unter  dem  Viehstand  ein  Fall  einer 
ansteckenden  Krankheit  auftritt  oder  wenn  das  Vorhandensein  eines  solchen 
Falles  vermutbet  wird,  ebenso  wenn  Vieh  in  direkte  oder  indirekte  Berührung 
mit  einem  intizirten  Thiere  gekommen  ist. 

Jedes  in  den  Verkehr  gebrachte  Thier  des  Pferde-,  Bindvieh-,  Schwein-, 
Schaf-  und  Ziegengeschlechtes  muß  von  einer  amtlichen  Urkunde  begleitet  sein, 
welche  darthnt,  daß  das  betreffende  Stück  oder  die  Heerde,  wenn  es  Kleinvieh 
oder  Sömmerungsvieh  betrifft,  aus  Ortschaften  kommt,  in  welchen  keine  poli- 
zeiliche Beschränkung  des  Vieh  Verkehrs  besteht.  Diese  Urkunden,  Gesundheits- 
oder  Ursprung^scheine  genannt,  werden  von  den  Viehinspektoren  ausgestellt, 
haben  eine  beschränkte  Gültigkeit  von  14  Tagen  für  die  Thiere  des  Pferde- 
geschlechtes und  von  6  Tagen  für  die  übrigen  Thiere;  sie  verlieren  bei  Hand- 
änderung —  wenn  dieselbe  nicht  auf  einem  öffentlichen  Markte  geschieht  — 
ebenfalls  die  Gültigkeit  und  sie  müssen  binnen  zwei  Mal  24  Stunden  dem  Vieh- 
inspektor  des  Kreises  abgegeben  werden,  in  welchen  die  Thiere  eingeführt  wurden. 

Jeder  Kanton  ist  nämlich  in  Inspektionskreise  eingetheilt  mit  je  einem 
Viehinspektor  und  seinem  Stellvertreter.  Dieser  Beamte  stellt  nicht  nur  die  Ge- 
«undheits-  oder  Ursprungsscheine  aus,  sondern  er  nimmt  dieselben,  sowie  die 
von  den  eidgenössischen  Grenzthierärzten  ausgestellten  Passirscheine,  wie  oben 
bemerkt,  auch  ein  und  führt  über  den  Ausgang  und  den  Eingang  eine  genaue 
Kontrole.  Der  Viehinspektor  braucht  nicht  uothwendig  ein  Thierarzt  zu  sein; 
-wenn  immer  möglich  ernennt  man  indeß  Thierärzte  zu  Yiehinspektoren. 

Wenn  ein  Fall  von  ansteckender  Krankheit  der  Gemeindebehörde  zur  An- 
zeige gebracht  oder  ein  solcher  Fall  veimnthet  wird,  so  muß  sofort  das  Gutachten 
-eines  Thierarztes  eingeholt  und  müssen  unverzüglich  die  geeigneten  Maßnahmen 
2ur  Verhinderung  der  Ausbreitung  der  Krankheit  getroffen  und  der  Viehinspektor, 
sowie  die  zuständige  Polizei-  oder  kantonale  SftnitShibehörde  hievon  benach- 
richtigt werden. 

Die  kranken   und   verdäohtigea   Sttioke  ^$^//^^^^^^^^^^f^^iimdert 
oder  abgesperrt.    Die  kantonale  Behörda 
nahmen  zu  entscheiden,  indem 
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1)  durch  Einsetzung  einer  ^ersten  Infehtionszone"  die  abzusondernden  und 
abzusperrenden  Ställe,  Oertlichkeiten,  V^eiden,  Alpen  und  Wege  bezeichnet 
werden ; 

2)  zur  Verhinderung  der  Ausdehnung  der  Krankheit  um  diese  Zone  herum 
eine  weitere  sogenannte  y^Schuie-  oder  Sicher hciiaeone"  festgesetzt  wird. 

Der  Viehstand  der  zweiten  Zone  darf  weder  aus  der  betreffenden  Ortschaft 
fortgeführt  noch  feilgeboten,  wohl  aber  zu  den  landwirthschaftlichen  Arbeiten 
verwendet  und  auf  die  in  der  Nähe  der  Grehöfte  liegenden  Weiden  geführt 
werden.  Der  Transport  zur  Schlachtbank  ist  unter  der  Bedingung  gestattet,  daß 
derselbe  unter  polizeilicher  Aufsicht  stattfindet. 

Thiere,  welche  in  Folge  einer  kontagiösen  oder  infektiösen  Krankheit  ge- 
schlachtet worden  oder  umgestanden  sind,  müssen  durch  Thierärzte  sesirt  und 
eventuell  unter  thierärztlicher  Aufsicht  beseitigt  werden. 

Die  Heilung  eines  jeden  Falles  an  Maul-  und  Klanenseuche,  Rothlanf  der 
Schweine,  Räude  und  Pocken  der  Schafe  und  Ziegen  muß  ebenfalls  durch  einen 
patentirten  Thierarzt  konstatirt  werden.  Erst  nach  dieser  Feststellung  und  nach 
einer  Frist,  deren  Dauer  von  der  Art  der  Erkrankung  abhängt,  können  die 
Thiere,  die  mit  denselben  in  Berührung  gekommenen,  Gegenstände  und  Werkzeuge 
und  die  Oertlichkeiten,  in  welchen  dieselben  sich  befanden,  gereinigt,  desinfizirt 
und  die  gesundheitspolizeilichen  Maßnahmen  (Sperre  [Bann] ,  Absonderung) 
aufgehoben  werden. 

Es  würde  zu  weit  führen,  auch  noch  die  „Besonderen  gegen  die  eineeinen 
Krankheiten  zu  treffenden  Maßnahmen"  durchzu besprechen.  Es  mag  nur  erwähnt 
werden,  daß  bei  Rinderpest,  Lungenseuche,  Rotz  und  Hautwurm  nnd  Wuth  keine 
Heil-  oder  Impfversuche  gemacht  werden  dürfen,  sondern,  daß  kranke,  ange- 
steckte und  verdächtige  Thiere  sofort  zu  beseitigen  sind.  Zum  Schutz  gegen 
Ranschbrand  wird  in  mehreren  Kantonen  das  junge  Weidvieh  geimpft.  Dagegen 
kommen  Impfungen  gegen  Milzbrand  und  gegen  Rothlauf  der  Schweine  nicht  vor. 

Monatlich  zwei  Mal  berichten  die  kantonalen  Sanitätsbehörden  an  das  mit 
der  Viehsanitätspolizei  betraute  eidgenössische  Landwirthschaftsdepartement  über 
die  im  Kantonsgebiete  konstatirten  Fälle  ansteckender  Krankheiten,  deren  ür 
Sprung,  das  Ergebniß  der  Untersuchung,  den  Verlauf  der  Krankheit  nnd  die  zu 
ihrer  Bekämpfung  und  zur  Verhinderung  der  Ausbreitung  getroffenen  Maß- 
nahmen. Außerdem  sollen  diese  Berichte  oder  Viehseuchenbulletins  die  Angabe 
der  Gesetzesübertretungen,  sowie  die  Angabe  der   verhängten    Bußen    enthalten. 

Aus  diesem  Material  wird  das  eidgenössische  Viehseuchenbulletin  gebildet, 
welches  ebenfalls  monatlich  zwei  Mal  in  je  ca.  9000  Exemplaren  und  in  den 
drei  Landessprachen  erscheint. 

Es  bestehen  dann  noch  besondere  Vorschriften  über  den  Viehverkehr  auf 
Eisenbahnen  und  auf  Märkien.  Es  dürfen  nur  Thiere  mit  GesnndheitsHcheinen 
(Pferde  ausgenommen)  auf  den  Eisenbahnen  verladen  werden.  Eisenbahnwagen^ 
Rampen  etc.  sind  nach  jedesmaliger  Benutzung  sorgfältig  zu  reinigen  und  zu 
dcsinfiziren.  Die  öffentlichen  Märkte  sind  durch  patentirte  Thierärzte  zu  beauf- 
sichtigen, welche  alle  Thiere  ohne  Rücksichtnahme  auf  ihre  Herkunft  beim 
Zugang  zum  Markte  zu  untersuchen  haben.  Jedes  Thier  muß  überdieß  von  einem 
gültigen  Gesundheits-  oder  Passirschein  begleitet  sein.  Hausirhandel  mit  Rind- 
vieh, Schafen,  Ziegen  und  Schweinen  ist  verboten. 

Kranke  und  verdächtige  Thiere  werden  an  der  Grenze  durch  die  Grenz- 
thierärzte  zurückgewiesen;  ebenfalls  diejenigen,  welche  nicht  mit  den  vorge- 
fechriebenen  Gesundheitsscheinen  versehen  sind.   Es  kommt  leider  nur  zn  oft  vor» 
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daß  Thiere,  welche  den  Ansteckungsstoff,  die  fijrankheit  im  Zustande  der  Inku- 
bation bei  sich  tragen,  bei  uns  eingeführt  werden.  Sind  derartige  FäUe  zahl- 
reich, 80  muß  die  Einfuhr  von  Vieh  beschränkt  oder  verboten  werden.  Auch 
wird  die  Quarantäne  am  Bestimmungsort  vorgeschrieben.  Die  dieser  Quarantäne 
za  unterwerfenden  Thiere  müssen  direkt  von  der  Grenze  weg  an  den  Bestim- 
mungsort gebracht  werden  und  dort  mit  dem  gesammlen  Viehstand  des  Besitzers  eine 
bestimmte  Frist,  in  der  Regel  10  Tage  lang  dem  Stallbann  (Gehöftsperre)  unter- 
liegen. Zur  bessern  Beaufsichtigung  dieser  Maßregel  werden  das  der  Quarantäne 
zu  unterwerfende  Rindvieh  und  die  Schweine  mit  dem  Datumbrand  und  die 
Schafe  mit  einem  Farbstempel  gekennzeichnet. 

Wenn  die  Vorschriften,  welche  Gesetz  und  Verordnung  aufstellen,  überall 
genau  befolgt  werden,  so  sind  Seucheneinschleppungen  zwar  nicht  zu  vermeiden, 
wohl  aber  Seuchenverbreitung.  Die  Koiitrole  des  Viehverkehrs  stempelt  nämlich 
die  schweizerische  Gesetzgebung  zur  besten  die  es  gibt. 

Mit  der  Ausführung  stand  es  leider  frllher  nicht  überall  am  besten.  Diese 
ist  nämlich  Sache  der  Kantone,  indem  der  Bund  wohl  legiferiren  und  Seuchen- 
kommissäre ernennen  und  abordnen  kann,  aber  mit  Ausnahme  der  Grenzthier- 
ärzte  keine  andern  Organe  der  Sanitätspolizei  besitzt. 

Früher  waren  eine  große  Zahl  Kantone  vom  Verkehr  mit  ausländischem 
Vieh  wenig  oder  gar  nicht  berührt  und  Seucheneinschleppungen  deshalb  selten, 
folglich  das  Interesse  an  der  Viehseuchenpolizei  gering.  Seit  Eröffnung  des 
Gotthard-  und  Arlbergtunnels,  seit  der  gewaltigen  Vermehrung  und  Verbesse- 
rung der  Verkehrsmittel  hat  sich  ebenso  gewaltig  der  Vieh  verkehr  vermehrt 
und  damit  die  Ansteckungsgefahr. 

Am  besten  dürfte  wohl  die  Seuchenpolizei  in  den  frühern  Konkordats- 
kantonen gehandhabt  worden  sein.  Das  Bedürfniß  einer  solchen  machte  sich  in 
diesen  Kantonen  zuerst  geltend;  die  Formalitäten  lebten  sich  dort  seit  längerer 
Zeit  ein  und  der  Nutzen  wurde  von  den  Viehbesitzern    schon  länger  anerkannt. 

Das  Gesetz  und  die  ursprüngliche  Vollziehungsverordnung  von  1872  machten 
noch  unterschiede  in  den  Maßnahmen  je  nach  dem  Herrschen  und  Nichthcrrschen 
von  Seuchen.  Dies  erschwerte  auch  sehr  die  Vollziehung  und  es  muß  als  ein 
großer  Fortschritt  betrachtet  werden,  daß  die  Vollziehungsverordnung  vom  14. 
Oktober  1887  keine  „seuchenfreie**  Zeit  mehr  anerkennt,  sondern  in  Bezug  auf 
die  Gesundheitsscheine  und  ilie  Dauer  ihrer  Gültigkeit,  die  Untersuchung  an 
der  Grenze,  die  Reinigung  und  Desinfektion  der  Transportmittel  u.  s.  w.  stets, 
zu  allen  Zeiten  und  unabänderlich  die  gleichen  Maßnahmen  vorsieht. 

Verschieden  je  nach  dem  Grad  der  wechselnden  Gefährlichkeit  ist  nur 
die  Behandlung  des  ausländischen  Viehes.  Aber  auch  bei  diesem  würden  sich 
dauernd  strengere  Maßregeln  rechtfertigen.  Als  die  zweckmäßigste  wäre  wohl 
die  Quarantäne  am  Bestimmungsort  für  alles  fremde  Vieh  zu  betrachten.  Das 
Schlachtvieh,  an  welchem  einzig  ein  EinfUhrungsbedürfniß  vorliegt,  würde  durch 
diese  Maßregel  nicht  betroffen,  indem  die  sofortige  Abschlachtuug  desselben  nicht 
nur  nicht  verboten,  sondern  erwünscht  ist.  Die  Quarantäne  würde  aber  den 
Verkehr  des  fremden  Viehes  auf  den  Märkten  überhaupt  so  lauge  verhindern, 
als  dasselbe  ansteckungsfähig  ist. 

Je  dauernder,  gleichmäßiger  und  vernünftiger  oder  vielmehr  verständlicher 
die  angeordneten  Maßnahmen  nind,  desto  eher  kam  deren  Vollziehung  erwartet 
und  erwirkt  werden. 

In  neuester  Zeit  hat  die  Seuchenpolizei  iu  der  Schweiz  wesentliche  Fort- 
schritte zu  verzeichnen.   Dies  ergibt   sich    schon    aus    der    Vergleichuug    unserer 
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Seuchenstatistik  mit  derjenigen  der  angrenzenden  Länder,  namentlich  aber  auch 
aus  der  Thatsache,  daß  in  sehr  wenigen  Kantonen  die  SenchenflLlle  sich  jeweilen 
ttber  mehrere  Ställe  einer  Gemeinde  verbreiten.  Fast  immer  kann  die  Krankheit 
lokalisirt  und  aof  je  einen  bis  zwei  Ställe  beschränkt  werden. 

Zu  wUnsohen  wäre  noch  in  vielen  Kantonen  eine  genanere  Ueberwaohnng- 
der  Yiehverkehrskontrole.  ELantons-  oder  Bezirksthierärzte  sollten  regelmäßig 
diese  Kontrolen  bei  der  Viehinspektion  prüfen;  denn  die  Yiehverkehrskontrole 
ist  die  Grandlage  der  Seachenpolizei.  Der  gewissenhafte  Viehinspektor  wird  nie 
einen  Urspmngsschein  ausstellen,  ohne  sich  aus  seiner  Kontrole  zu  versichern^ 
wann  und  mit  welchem  Schein  das  betreffende  Thier  in  seinen  Kreis  eingeführt 
oder  ob  es  in  demselben  geboren  und  erzogen  wnrde.  Eigentliche  Viehsiands- 
koniroleriy  wie  solche  einige  Kantone  der  französischen  Schweiz  eingeführt  haben, 
und  in  welchen  jeder  Viehbesitzer  und  Viehhändler  sein  eigenes  Konto  hat, 
wären  freilich  den  bloßen  Vieht;erA;eAräkontrolen ,  welche  nur  ttber  den  Aus* 
gang  und  Eingang,  soweit  es  den  Verkehr  jedes  Viehbesitzers  mit  andern  In- 
spektionskreisen betrifft,  aus  mehrfachen  Gründen  vorzuziehen. 

Da  laut  Art.  3  des  Gesetzes  ,^der  Verhehr  mit  Hausthieren,  die  an  einer 
ansiechenden  Krankheit  leiden  oder  durch  geschehene  Berührung  mit  solchen^ 
Träger  eines  Änsieckungssioffes  sein  A;d/i»en/  verboten  ist,  so  sollen  die 
IJebertreter  dieses  Verbotes,  namentlich  Händler,  welche  kranke  oder  angesteckte 
Thiere  eingeführt  oder  solche  im  Lande  verhandelt  haben,  durch  die  zuständigen 
kantonalen  Behörden  empffndlioh  gestraft  werden.  Bundesrath  und  Bundesver- 
sammlung haben  kürzlich  (1891)  durch  Abweisung  des  Rekurses  eines  für  ein 
derartiges  Vergehen  vom  Kleinen  Bath  des  Kantons  Granbünden  mit  500  Fr. 
gebüßten  Händlers,  den  Kantonen  ausdrücklich  dieses  Recht  zuerkannt.  Wenn 
alle  Kantone  so  vorgehen  wie  Graubünden,  so  würden  Seuoheneinschleppungen 
und  Verschleppungen  jedenfalls  seltener  vorkommen. 

Wünschbar  wäre  auch,  daß  die  Viehinspektoren,  denen  neben  der  Vieh- 
seuchenpolizei noch  je  länger  je  wichtigere  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Thier - 
sucht,  wie  Bezeugung  von  Geburten,  Beaufsichtigung  von  Zuchtregistern  u.  A.  m. 
ttberbunden  werden,  eine  höhere  Entschädigung  erhielten.  Die  Viehsoheingebtthren 
sollten  hiefdr  ausreichende  Mittel  liefern  und  es  ist  offenbar  besser,  mittelst 
dieser  Gebühren  tüchtige  Organe  für  die  Sanitätspolizei  zu  gewinnen,  welche 
Seuchen  verhüten  helfen,  statt  damit  vorzugsweise  Seuchenfonds  zu  äufnen  und 
die  Prophylaxis  zu  vernachlässigen. 

Es  sind  schon  Fälle  vorgekommen,  daß  in  einem  früher  verseuchten  Stalle 
später  die  Seuche  neuerdings  auftrat,  weil  nicht  oder  nicht  genügend  desinfizirt 
wurde.  Es  ist  dies  ein  strafbarer  Fehler  des  behandelnden  und  beamteten 
Thierarztes. 

Auch  auf  mangelhafte  Desinfektion  von  Eisenbahnwagen  sind  schon  Seuchen- 
föUe  zurückgeführt  worden  Da  können  nur  Desinfektionsstationen  helfen,  wo 
der  betreffende  Dienst  zentralisirt  und  kontrolirt  werden  kann.  Gegenwärtig, 
wo  jede  Ausladstation  die  Desinfektion  vornehmen  muß,  ist  eine  ausreichende 
Üeberwachung  dieser  Arbeiten  unmöglich. 

Sehr  zu  wünschen  läßt  vielerorts,  namentlich  auf  dem  Lande,  die  Fleisch- 
schau. Eine  Besichtigung  des  zu  schlachtenden  und  des  geschlachteten  Thieres 
durch  Thierärzte  würde  wahrscheinlich  bin  und  wieder  Seuchenfälle  und  Seuchen- 
herde aufdecken,  namentlich  bei  den  Schweinen  (Rothlauf). 

Ob  früher  oder  später  noch  andere  Krankheiten  auf  das  Verzeichniß  der 
sanitätspolizeilich  zu  bekämpfenden  Seuchen  gesetzt  werden,   ist  natürlich   nicht 
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voraaszuBagen.  Es  wird  von  verschiedener  Seite  dies  für  die  Tuberhuiosis  ge- 
wQnsoht.  Leider  hesitzen  wir  noch  kein  Mittel,  um  diese  Krankheit  am  lehenden 
Thier  mit  Sicherheit  zu  erkennen.  Die  linanziellen  Polgen,  welche  allfällige 
Tilgungsmaßregeln  dem  Staat  und  dem  Yiehhesitzer  hringen  werden,  sind  noch 
nicht  genügend  gewiiidigt  worden.  Eine  radikale  Bekämpfang,  wie  dies  hei  der 
Lungenseuohe,  der  Rinderpest,  der  Wnth,  dem  Rotz  a.  s.  w.  vorgeschrieben 
und  durchführbar  ist,  ist  bei  der  Taberkulosis  jedenfalls  unmöglich,  weil  der 
Ansteckungsstoff  niemals  vollständig  beseitigt  werden  kann,  indem  ja  der  Mensch 
selbst  denselben  stets  wieder  verbreitet.  Die  amtliche  Bekämpfung  der  Taber- 
kulosis muß  nothwendigerweise  der  allgemeinen  obligatorischen  Yiehversichemng 
rufen. 

Mit  den  größeren  Forderungen  in  Bezug  auf  Handhabung  der  Seuchen- 
polizei, welche  der  Bund  an  die  Kantone  in  den  letzten  Jahren  stellte,  sind 
auch  dessen  Leistungen  gewachsen.  Seit  1886  erscheint  das  Viehseuchenbulletin 
in  bedeutend  verbesserter  Form.  Dessen  Zuverlässigkeit  wird  dadurch  garantirt, 
daß  es  allen  kantonalen  Sanitätsbehörden,  allen  Thierärzten,  allen  Yiehinspek- 
toren,  allen  Zeitungsredaktionen  und  Privaten,  welche  dasselbe  wünschen,  allen 
Abonnenten  des  Bundesblattes  und  der  Schweiz,  landw.  Zeitschrift,  d.  h.  mehr 
als  9000  Lesern  unentgeltlich  zugestellt  wird. 

Der  Bund  unterstützt  Kurse  für  die  Instruktion  der  Viehinspektoren,  gibt 
Beiträge  an  die  Besoldung  neuer  Kantonsthierarztstellen,  an  Quarantäneställe  in 
der  Nähe  der  Grenze  u.  A.  m.  Bei  Abschlachtung  von  seuchenverdächtigem 
Vieh  in  Fällen  von  Lungensenche  ist  die  Bundeskasse  eher  bereit,  beizutragen 
wie  früher. 

Dieses  Entgegenkommen  wird  erleichtert  durch  den  eidgenössischen  Vieh- 
seuchenfond,  welcher  seit  1888  ans  den  IJeberschüssen  gebildet  wird,  welche, 
über  die  Kosten  der  eidgenössischen  thierärztlichen  Grenzuntersuchung  hinaus, 
von  den  betreffenden  Untersuchungstaxen  verbleiben.  Am  1.  Januar  1892  be- 
trug dieser  Fond  Fr.  229,685    59. 

Viehvorsicherung.  S.  den  vorausgegangenen  Artikel  „  Versicherung  ** . 

Yoies  etroites  de  Oeneve.  Es  wurden  eröffnet:  Am  1  Juni  1889  die 
Linie  Geneve-St- Julien ;  am  11.  Juni  G^neve-Bernex ;  am  21.  Juli  1889  Bernex- 
Laconnex;  am  5.  August  1889  Geneve-Lancy ;  am  3.  September  1889  Gen^ve- 
St-Georges;  am  15.  Mai  1890  Geneve-Ferney  und  Geneve-Chätelaine ;  am 
1.  Juli  1890  ChEtelaine-Yernier ;  am  16.  August  1890  Laconnex-Eaumorte  ; 
am  16.  Oktober  1890  Geneve-Corsier,  am  8.  Dezember  1890  Eaumorte-Chancy  ; 
am  29.  Dezember  1890  Corsier-Veigy;  am  30.  April  1891  Geneve-Yandoeuvres  ; 
am  8.  Juli  1891   Yeigy  Douvaine ;   am  2.  Oktober  1891   Yandoeuvras-Jussy. 

Yolkswirthschaft.  (Yerfasser  Herr  Dr.  Traugott  Geering,  Chef  der  schwei- 
zerischen Handelsstatistik).  Wenn  hier  beinahe  am  Schluß  des  Werkes  noch 
ein  besonderer  Artikel  unter  dem  Titel  „Schweiz.  Yolkswirthschaft*  stehen  soll, 
so  kanu  die  Aufgabe  desselben  nur  in  der  Zusammenfassung  der  in  allen  bis- 
herigen Lieferungen  zerstreuten  Elemente  zu  einem  wohlgefttgten  Bau,  zu  einem 
systematisch  gegliederten  übersichtlichen  Aufriß  der  Schweiz.  Yolkswirthschaft 
bestehen.  Dabei  wird  äußerste  Knappheit  um  so  mehr  gerechtfertigt  sein,  als 
für  das  meiste  Detail  ein  für  allemal  auf  die  Spezialartikel  dieses  Werkes  ver- 
wiesen werden  kann. 

Ganz  wird  die  Aufgabe  freilich  auf  Grund  der  hier  niedergelegten  Daten 
nicht   zu    lösen  sein,  einestheils  deßhalb,  weil  seit  dem  Erscheinen  der  früheren 
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Lieferungen  mehrere  Jahre  verflossen  sind,  in  denen,  großentheils  angeregt  darch 
das  Yolkswirthschaftslexikon  und  auf  demselben  fußend,  eine  schöne  Zahl  werth- 
voller  Spezialuntersuchungen  erschienen  sind,  von  denen  einige  der  neuesten  hier 
wenigstens  genannt  sein  sollen*);  anderseits  aber  auch  deßhalb,  weil  das  Lexikon 
seiner  ganzen  Anlage  nach  in  verschiedener  Hinsicht  Lücken  laßt.  Zunächst 
fehlt  —  nicht  überall,  aber  vielerorts  —  die  historische  Fundirung.  Diesen 
Mangel  hier  zu  heben,  würde  viel  zu  weit  führen.  Es  mag  dies  einer  künftigen 
besonderen  Darstellung  um  so  eher  vorbehalten  bleiben,  als  das  Volks wirthschafts- 
Lexikon  doch  in  erster  Linie  dem  aktuellen  Bedürfniß  der  Gegenwart  gerecht 
werden  will.  Auch  ist  das  Feld  für  eine  zusammenfassende  schweizerische  Wirth- 
Schaftsgeschichte  noch  nicht  reif  zur  Ernte. 

Schwerwiegender  ist  für  das  Bedürfniß  der  Gegenwart  der  Mangel  an  Yer- 
gleichungen  mit  den  entsprechenden  Verhältnissen  des  Auslandes.  Für  den  Zweck 
dieses  Artikels  ist  derselbe  doppelt  fühlbar:  denn  ohne  diese  Parallelen  erhalten 
wir  nur  eine  relativ  leblose  Flachmalerei  ohne  Relief  und  ohne  Modellirang. 
Nur  durch  den  Maßstab,  den  wir  aus  der  Vergleichung  mit  dem  Auslande  ge- 
winnen, kann  unsre  eigene  wirthschaftUche  Lage  ins  richtige  Licht  treten.  Diese 
Lücke  muß  daher  im  Folgenden  —  mit  Auswahl  und  mit  Beschränkung  auf 
dab  Nöthigdte  und  auf  das  wirklich  Charakteristische  —  soviel  wie  möglich 
gedeckt  werden. 

Es  würden  nun  eigentlich  an  diese  Stelle  längere  Auseinandersetzungen  über 
die  Schwierigkeit»  ja  Unmöglichkeit  der  Lösung  der  Aufgabe  hergehören.  Wir 
verweisen  statt  dessen  auf  die  bez.  Ausführungen  Prof.  Krämers  im  Artikel 
Landwirthschaft,  Seite  320^,  II,  welche  in  ihrer  vollsten  Ausdehnung  für  die 
Würdigung  der  Schweiz.  Volkswirthschaft  überhaupt  Geltung  haben,  und  stellen 
hier  kurz  zusammen,  was  zur  Zeit  in  schweizerischer  Wirthschaftsstatistik  ge- 
leistet wird. 

Die  wirthschaftliche  Statistik  der  Schweiz  bleibt  im  Vergleich  zu  dem  Stand 
der  Sache  in  anderen  Ländern  weit  zurück.  Abgesehen  von  den  für  alle  volks- 
wirthschaftlichen  Nachweise  grundlegenden  10-,  bezw.  8-jährlichen  Berufs-  und 
Viehzählungen  wird  nur  der  Verkehr  in  seinen  wichtigeren  Aeußerungen 
auswärtiger  Handel,  Bankwesen,  Eisenbahnen,  Posten  und  Telegraphen  —  von 
Bundeswegen  für  das  ganze  Gebiet  der  Schweiz  ermittelt.  Dagegen  figuriren 
in  jeder  volkswirthschaftlichen  Gleichung  für  unser  Land  2  unbekannte  Größen  : 
Produktion  und  Konsum.  Nur  für  einige  wenig  belangreiche  Erzeugnisse,  für 
Pulver,  Sprit  und  Salz  liegen  zufolge  bez.  eidg.  und  kantonaler  Monopole  feste 
Daten  vor.  Im  Uebrigen  ist  die  wirthschaftliche  und  speziell  die  Produktionsstatistik 
dem  kantonalen,  kom;uunalen,  korporativen  und  individuellen  Interesse  überlassen. 

*)  Georg  Baumberger,  Geschichte  des  Zentral  Verbandes  der  Stickerei-Industrie  der 
Ostschweiz  und  des  Vorarlbergs  und  ihre  wirthschaftl.  und  sozialpolitischen  Ergebnisse. 
St.  Gallen.     Hasselbrink,  1891. 

Emil  Frey,  die  schweizerische  Handelspolitik  der  letzten  Jahrzehnte,  in  den  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  XLIX:  die  Handelspolitik  der  wichtigeren  Kulturstaaten  in 
den  letzten  Jahrzehnten.  Bd.  I,  Nr.  IX,  S.  451-514.  Leipzig.  Duncker  &  Humblot.  1892. 

F.  Muller,  die  Tuberkulose  des  Rindviehs  und  die  Viehversicherung.    Bern.    1892. 

Dr.  H.  Hüegg,  die  Wirkungen  der  Sankt  Gotthardbahn.  Leipziger  Dissertation. 
Leipzig.     Duncker  t<:  Humblot.     1891. 

Dr.  R.  V.  Tavel,  die  wichtigsteh  Aenderungen  in  der  Lebenshaltung  der  schwei- 
zerischen Hochgobirgsbewohner  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts.  Heidelberger  Disser- 
tation.    Bern.     1891, 

sowie  die  neup>?ten  statistischen  Aufnahmen  der  Stickerei,  der  Baumwoll-  und  der  Seiden- 
ln<iiistrie. 


Volkswirllischaft  —     377     —  Voltawirthscfaaft 

Was  die  Kantone  leiaten,  wird  seit  2  Jahren  vom  Eidg.  Stat.  Bureau  im 
etat.  Jahrbuch  der  Schweiz  geuimmeit.  Ea  igt  £u;t  aueschlielllich  Ägraratatiatik  der 
Kantone  ZUrich  and  Hern,  Aargau,  Thurgau,  Preibnrg,  Waadt  und  Neuenbürg, 
QbrigenB  von  ebenso  uugleicbem  innerem  Wertbe,  wie  verschiedener  Ausdehnung 
der  Ermittlnngagebiete.  Außerdem  haben  einige  HaaptindnetrieD,  wie  die  ost- 
geh weizbrieche  Stickerei,  die  Seiden-  und  BauDiwol Ispinnerei  und  -Weberei  zu 
verschiedenen  Haien  und  in  den  allerletzten  Jahren  wieder  gute  eigene  Er- 
hebungen veranstaltet.  Für  andere  Export! ndustrien  geben  die  Ausfuhrzitfern 
der  Handelsstatietik  wenigstens  Anhaltspunkte,  so  namentlich  für  die  ühreu- 
indudlrie  und  die  Seidenbandweberei,  während  die  handelsatatistischeu  Einfuhr- 
zitfern  für  eine  Reihe  ausländischer  Artikel  Schlüase  auf  den  Schweiz.  Couaum  er- 
lanben.  Endlich  liegen  von  verschiedenen  Seiten  mehr  oder  weniger  zutreffende 
Schätzungen  des  Bedarfs  und  der  Produktion  vor.  welche  zu sammeD gehalten  mit 
Ein-  und  Ausfuhr  SchlÜEse  auf  die  Leistungen  nnd  in  letzter  Linie  auf  die 
innere  Kraft  and  Gesundheit  der  sohweiz.  Volkswirthschaft  erlauben.  Besondere 
Erwähnung  verdienen  unter  diesen  privaten  nnd  korporativen  Schätzungen  und 
Berechnungen  diejenigen,  welche  anläßlich  der  ZUrcber  Landesausstellung  1883 
versucht,  in  den  bez.  Fachberiehten  niedergelegt  und  seither  zum  Theil  weiter 
geführt  worden  sind. 

Vollständiger  und  ihrer  symptomatischeu  Bedeutung  halber  vielleicht  noch 
wichtiger  sind  die  Daten  aus  dem  Gebiete  deu  Sparkassen-  und  Versicher unga- 
weeeuH.  Freilich  geben  dieselben  nur  Tdr  gewisse  Kreise  der  Bevölkerung  einen 
Maßstab  zur  Bourtheilung  der  wirthKchaft  liehen  Lage.  Die  eigentliche  Kapi- 
talisation  der  Schweiz.  Volks wirthschafi  läßt  sich  absolut  nicht  anders  messen 
als  vermuthungfi weise  und  nur  ganz  im  Allgemeinen  nach  dem  Stande  der  aus- 
ländischen Wechselkurse,  welche  seit  1089  vom  Inspektorat  der  Schweiz.  Emis- 
sionsbanken genau  verfolgt  werden. 

So  bleibt  es  denn  für  den  Schweizer,  trotz  der  geringen  Ausdehnung  des 
Landes  und  der  relativen  Eiufachheit  der  Schweiz.  Volks wirthschaft ,  viel 
schwieriger,  als  beispielsweise  fUr  unsere  i  Nachbarn,  ein  Bild  von  der  wirth- 
schaftlichen  Lage  des  LanJes  und  von  der  gemummten  Leistungsfähigkeit  unserer 
Volks wirthsohaft  zu  gewinnen.  Jeder  derartige  Versuch  wird  mit  approximativen 
Measnngen,  ja  mit  Schützungen  zu  rechnen  haben,  und  wird  auch  davon  abge- 
sehen LUcken  und  Mängel  genug  aufweisen.  Doppelt  prekär  wird  der  Abschluß 
dieser  Arbeit  gerade  im  gegenwärtigen  Augenblick,  wo  die  Üesultate  der  Berufit- 
zählung  von  1888  noch  nicht  bekannt,  aber  ihrem  Abschluß  ganz  nahe  eind. 
Wenn  wir  trotz  dieser  entmuthigenden  Sachlage  eine  Lösung  wagen,  so  geschieht 
ea  mehr  nur,  um  die  Frage  in  dieser  Allgemeinheit  überhaupt  in  Fluß  zu 
bringen.  Und  würde  auch  nur  der  Widerspruch  derer  geweckt,  die  es  da  und 
dort  im  Lande  herum  in  manchen  Interessen  kreisen  besser  wissen,  ^o  wäre  dieser 
Zweck  erreicht 


Der  soeben  geschilderte  Zustand  der  wirthscUaftlicbeu  Statistik  der  Schweiz 
ist  nicht  nur  bezeichnend  für  das  vorherrschende  Interesse  an  der  Ermittlung 
wirthschaft lieber  Verhältnisse,  sondern  überhaupt  Nuhon  an  sich  charakleristisob 
ftlr  die  Eigenart  der  hchweizerischen  Volks  wirthschaft.  Die  beitieu  HBU|ittfaeil 
der  wirthschaftlichen  Bundesstatistik  :  Viehzählungen  einerseits  —  Ilandels- 
Verkehrsstatistik  anderseits  —  betreiren  o<ier  belfuchlen  gleichzeitig  die 
mächtigsten  Grundpfeiler    iler  schweizerischen  Vi ilk-; wirthschaft.     Au 
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haltang  fließen  Ys  der  gesammten  landwirthscbaftlioben  Werthprodaktion,  während 
die  Yerkebrsstatistik  die  expansive  Thätigkeit  der  schweizerischen  Bevölkerung 
illastrirt,  durch  die  allein  das  kleine  relativ  wenig  ergiebige  Land  eine  so  große 
Einwohnerzahl  ernähren  kann. 

Wir  treten  nunmehr  den  einzelnen  Hauptgruppen  wirthsohaftlioher  Thätig- 
keit näher. 

I,   Bit  urproduktioen  Grundlagen. 

Der  Boden  bietet  der  Bevölkerung  außer  dem  Bau-  und  Bindematerial  nur 
/s — V^  ^^^^  Salzbedarfs  und  auch  das  erst  seit  den  18d0er  Jahren.  Dagegen 
fehlen  die  fundamentalen  indnstrieilen  Rohstoffe  theib  von  jeher  (Kohle),  theils 
infolge  Erschöpfung  und  Unrentabilität  der  Lager  (Silber  und  Kupfer,  Nickel, 
Blei  etc.,  in  der  Hauptsache  auch  das  Eisen).  Die  Kohlen-  und  Eisenpro- 
dnktion,  vollends  die  der  andern  Metulle  ist  verschwindend  klein  gegenüber 
dem  Bedarf. 

Die  Vegetation  würde  bei  ausgiebigerer  Yerwertbung  in  erster  Linie  ge- 
nügend Holz  für  den  Bedarf  des  Landes,  ja  einen  erheblichen  Ueberschuß  zom 
Export  darbieten.  Doch  fehlt  es  noch  an  d«n  nöthigen  Verkehrsmitteln,  um 
alles  Wachs thum  zu  verwerthen,  zumal  im  Jura  und  in  den  südlichen  Kantonen. 
Auch  die  Verwerthung  des  Holzes  durch  Reduktion  des  Volumens  auf  Kohle  (7«) 
ist  noch  nicht  in  dem  wünschbaren  Maße  ausgebeutet. 

Von  den  Handelsgewächsen  ist  vorläufig  nur  der  Tabakbau  von  etwelche  r 
Bedeutung.  Er  liefert  '/s — V^  ^^  Landesbedarfe.  Die  Seidenkultur  rentirt 
nur  in  gewissen  Theilen  des  Kantons  Tessin,  wäre  dort  aber  wohl  noch  größerer 
Ausdehnung  fähig.  Hanf  und  Flachs  werden  wenig  mehr  gebaut  und  auch  das 
Fleobtstrob  wird  großentheils  vom  Auslande  bezogen.  Ebenso  der  Landesbedarf  an 
Oel.  Hoffnungsvolle  Anfänge  der  Obst-  und  Gemüse  verwerthung  reifen  im  vordem 
Wallis  und  anderwärts  heran,  und  neuestens  wird  der  Marschboden  des  Rhone- 
deltas der  Kultur  der  Zuckerrübe  unterworfen. 

Doch  das  sind  Anfänge,  deren  Erfolg  erst  abzuwarten  bleibt  Bisher  hat 
sich  die  Bodenkultur  in  der  Hauptsache  weniger  auf  die  Handelspflanzen  als 
vielmehr  auf  den  Futter-,  Getreide-,  Kartoffel-,  Obst-  und  Weinbau  erstreckt 
und  zwar  überwiegt  den  natürlichen  Bedingungen  des  Bodens  und  des  Klimas 
zufolge  von  jeher,  namentlich  aber  in  den  letzten  20  Jahren  seit  der  starken 
Konkurrenz  des  rnssischen  und  amerikanischen  Weizens,  der  Futterbau  durchaus. 
Von  der  gesammten  über  500  Mill.  Fr.  betragenden  Jahresproduktion  der  Schweiz. 
Landwirthschaft  bringt  die  Heuproduktion  über  V»  ©iß  (-^26,  bezw.  brutto 
392  Mill.  Fr.),  während  auf  den  Getreidebau  nur  14  7o  (70  Mill.  Fr.),  auf 
den  Wein  9  >  (46  Mill.  Fr.),  auf  Kartoffeln  7  %  (35  Mill.  Fr.)  und  auf 
Obst  4  7o  (21  Mill.  Fr.)  entfallen. 

Aus  diesem  Thatbestand  ergiebt  sich  folgende  Gestaltung  der  schweizerischen 
Ernährungsbilanz. 

Der  einheimische  Getreidebau  reicht  nicht  einmal  mehr  für  die  Hälfte  des 
schweizerischen  Bedarfes  bin.  Ebenso  in  den  letzten  Jahren  die  Wein  Produktion, 
während  der  laufende  Jahrgang  1892  stark  7^  d&s  Bedarfes  decken  dürfte. 
Dagegen  wird  der  Bedarf  an  Kartoffeln  und  Gemüse  nahezu,  der  an  Obst  sogar 
reichlich  durch  die  eigene  Produktion  gedeckt.  Die  jährliche  Einfuhr  von  Kar- 
toffeln und  Gemüsen  macht  gegenüber  der  eigenen  Produktion  nur  wenige 
Prozente  aus.  Und  der  Obstertrag  giebt  in  mittleren  und  guten  Jahren  einen 
beträchtlichen  Ueberschuß.     Anno   1890   ist  derselbe    auf  mehr   als  300,000  q 
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im  Werthe   yon    4  Hill.  Fr.    gestiegen,   anno  1892   dürfte   er  sich  noch  höher 
stellen. 

Während  wir  somit  in  den  Aktiven  der  Schweiz.  Emähmngshilanz  gegenüber 
dem  Auslande  im  besten  Fall  einen  dnrchsohnittlichen  Export  von  Bodenprodakten  im 
Betrag  von  5  Mill.  Fr.  za  verzeichnen  haben,  stellen  sich  Jahr  für  Jahr  Passiva 
ein  im  Betrage  von  ca.  tOO  Mill.  Fr.  allein  für  Korn  und  Mehl,  von  30  Mill.  für 
Wein,  von  20  Mill.  für  Zucker,  von  10  Mill.  für  Gerste,  Malz  und  Hopfen, 
von  8  Mill.  für  Hafer,  von  2  Mill.  für  Kartoffeln,  von  iVs  Mill.  für  Gemüse 
u.  s.  f.  Alles  in  Allem  beträgt  das  Netto-Passivum  der  Schweiz.  Kahrangsbilanz 
allein  an  Bodenprodukten  ca.  150  Mill.  Fr.  Dazu  kommen  noch  erhebliche 
Posten  von  Kolonial waaren,  in  erster  Linie  Kaffee  mit  15 — 20  Mill.  Fr.,  sodann 
Thee  und  Cacao,  Südfrüchte  u.  a.  m. 

Dem  steht  nun  seitens  der  Verwerthung  des  Futterbanes  allerdings  auch 
ein  Aktivum  gegenüber.  Aus  den  70 — 80  Mill.  q  Heu,  welche  die  Schweiz 
alljährlich  prodnzirt,  werden  nicht  nur  für  annähernd  150  Mill.  Fr.  Milch  und 
Milchprodukte  und  für  ungefähr  denselben  Betrag  Schlachtvieh  an  den  eigenen 
Konsum  abgeliefert,  sondern  darüber  hinaus  für  50 — 60  Mill.  Fr.  Milchprodukte 
und  für  ca.  10  Mill.  Fr.  Nutzvieh  zum  Esport  erzielt. 

Infolge  der  hochentwickelten  Milchwirthschaft  reicht  aber  die  eigene  Vieh- 
zucht nur  etwa  zu  ^jh  für  die  Mast  des  einheimischen  Fleischbedarfs  hin.  Und 
der  Schlachtviehimport  fügt  den  bereits  genannten  Passiven  einen  weiteren  Passiv- 
posten hinzu,  welcher  je  nach  dem  Grade  der  eigenen  Schlachtung  iu  schlechten 
Futterjahren  30 — 40  Mill.  Fr.  beträgt,  um  in  guten  Heujahren,  wo  die  Tendenz 
der  Vermehrung  des  Viehstandes  vorherrscht,  auf  50  Mill.  Fr.  und  höher  an- 
zusteigen. 

Nimmt  man  noch  den  Bedarf  der  Schweiz  an  fremdem  Wildpret  und  Fischen, 
Geflügel,  Eiern  etc.  hinzu,  so  vermag  die  Ausfuhr  der  Schweiz.  Vieh-  und  Milch- 
wirthschaft der  Einfuhr  allein  an  animalen  Nahrungsmitteln  kaum  die  Stange 
zuhalten. 

Wenn  somit  die  Erträgnisse  des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht  für  die 
Bedürfhisse  der  Bevölkerung  lange  nicht  hinreichen,  so  stellen  sie  dennoch,  auch 
in  unserer  hochindustriellen  Zeit,  immer  noch  den  fundamentalen  Kern  der  volks> 
wirthschaftlichen  Kraft  der  Schweiz  dar.  Dies  gUt  insbesondere  vom  Grasbau 
und  von  der  darauf  basirenden  Viehzucht  mit  ihren  300 — 400  Mill.  Fr.  jähr- 
licher Erträge. 

In  dieser  die  gange  schweizerische  Volkswirthschaft,  alle  ökonomischen 
Kräfte  des  Landes  zusammenfassenden  und  gegen  einander  abwägenden  Erörterung 
muß  dies  um  so  schärfer  betont  werden,  da  die  Leistungen  der  Landwirthschaft 
in  ihrer  Bedeutung  für  den  Nationalwohlstand  noch  immer  allzuoft  bei  Hoch 
und  Nieder  unterschätzt  werden.  Man  ist  geblendet  und  man  läßt  sich  selbst 
in  maßgebenden  Kreisen  gar  zu  gerne  blenden  durch  die  großen  Ziffern  der  in- 
dustriellen Produktion  und  namentlich  des  industriellen  Exports,  welche  ja  freilich 
scheinbar  noch  weit  höher  in  die  100  Millionen  gehen,  als  Produktion  und 
Export  der  Landwirthschaft. 

Dabei  wird  aber  eben  Übersehen,  daß  alle  schweizerischen  Hauptindustrien  : 
Stickerei,  Seide,  Baumwolle  und  Wolle  sowohl  wie  Uhren-,  Maschinen-  und 
Farbindustrie  ihre  Rohstoffe  vom  Ausland  beziehen.  Die  Produktion  der  Land- 
wirthschaft dagegen  gehört  in  ihrem  vollen  Betrage  von  einer  halben  Milliarde 
in  die  jährlichen  Aktiva  der  schweizerischen  Volkswirthschaft.  Sie  ernährt  direkt 
über  40  ^/o  der  Bevölkerung  und  liefert  überdies  weiteren  ca   30  ^/o  der  Gesaramt- 
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bevölkerung  den  Bedarf  an  den  unentbehrlichsten  Lebensmitteln,  sowie  eine  Anzahl 
wichtiger  Rohstoffe,  wie  Holz  und  Häute. 

In  Wahrheit  kann  mit  der  landwirthschaftlichen  Produktion  nur  der  Werth- 
zu  wachs,  den  die  Industrie  auf  ihren  meist  ausländischen  Rohstoffen  durch  üm- 
formuDg  und  Veredlang  bewirkt,  verglichen  werden,  und  dann  tritt  die  Bedeutung 
gerade  der  Großindustrie  fbr  die  gesammte  schweizerische  Volkswirthschaft  neben 
der  der  Landwirthschaft  weit  zurück.  Dies  hindert  nicht,  daß  der  Gewinn  der 
Industrie  im  Ganzen  genommen  mit  weniger  Aufwand  von  Arbeit  erzielt, 
qualitativ  also  ökonomischer  und  für  die  Kapitalbildung  der  schweizerischen 
Volkswirthschaft  ungleich  fruchtbarer  ist  als  der  Nutzen  aus  der  landwirth- 
schaftlichen Produktion,  zumal  in  der  gegenwärtigen  Periode  des  Darniederliegena 
der  europäischen  Landwirthschaft,  an  dem  auch  die  Schweiz  ihren  Antheil  hat. 

Bewirkt  ist  dieses  Damiederliegen  bekanntlich  durch  die  Entwicklung  der 
Verkcthrsmittel,  welche  die  entlegensten  überseeischen  Gebiete  dem  alten  europä- 
ischen Kulturboden  auf  wenige  Tagereisen  genähert  und  dadurch  einer  ungeahnten 
Konkurrenz  und  Preisbaisse  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  und  anderer  land- 
wirthschaftlicher  Produkte  gerufen  hat. 

Etwas  besser  als  andere  Länder  stellt  sich  immerhin  die  Schweiz,  weil  sie 
dem  Schlage  von  Anfang  an  theilweise  auswich  durch  ausgesprochenen  Ueber- 
gang  vom  Getreidebau  zur  Gras-  Vieh-  und  Milchwirthschaft.  Es  sind  heute 
viel  weniger  als  sonst  allerwärts  —  und  früher  auch  bei  uns  —  die  Getreide- 
preise, welche  über  Wohl  und  Wehe  der  schweizerischen  Landwirthschaft  ent- 
scheiden, sondern  der  Käseexport.  Es  ist  eine  Thatsache,  daß  der  Exportkäse, 
obgleich  nur  ^4 —  7^  ^®>'  gesammten  Milchproduktion  des  Landes  repräsentirend, 
dennoch  der  ganzen  Schweiz  ihren  Milchpreis  diktirt  und  damit  alljährlich  den 
Ausschlag  gibt  über  den  Werth  des  Hauptproduktes  der  schweizerischen  Land- 
wirthschaft. 

Diese  letztere  steht  daher  auf  einem  wesentlich  andern  Boden  als  die  Land- 
wirthschaft anderer  Länder.  Denn  der  Schweizerkäse  ist  unter  allen  landwirth- 
bchaftlichen  Produkten  einer  der  wenigen  ausgesprochenen  Luxusartikel.  Der 
Bedarf  des  Weltmarkts  an  Käse  ist  kein  so  konstanter  wie  der  an  Brod,  Fleisch  und 
Wein,  er  hängt  vielmehr  aufs  engste  zusammen  mit  den  „guten  und  schlechten 
Zeiten**  in  den  großen  Industrie- und  Handelcentren.  Auf  das  jeweilige  Schicksal 
der  schweizerischen  Landbevölkerung  wirkt  somit  hier  neben  dem  Ausfall  der 
Ernten  ein  ganz  und  gar  außerhalb  dem  Bereiche  der  Landwirthschaft  gelegenes 
Klement  bentimmend  ein.  In  Zeiten  industriellen  Aufschwungs  mag  die  starke 
Nachfrage  nach  Käse  den  Ausfall  landwirthschaft  lieber  Fehljahre  decken  helfen, 
treffen  aber  Mißernten  mit  schlechten  Zeiten  für  Industrie  und  Handel  zusammen, 
so  ist  die  Bedrängniß  der  schweizerischen  Landwirthschaft  doppelt  hart. 

Deßhalb  und  wegen  der  immer  zunehmenden  Ausdehnung  der  Vieh-  und 
Milchwirthschaft  in  andern  Ländern  wird  von  den  Berufenen  neben  aller  Pflege 
und  Hebung  der  Käsefabrikation  doch  auch  immer  eindringlicher  der  Rückzug 
von  der  allzu  einseitigen  Orientirung  der  schweizerischen  Landwirthschaft  auf 
die  Milchproduktion  gepredigt,  und  einerseits  stärkerer  Exportviehzucht  und 
MüKtung,  anderseits  der  Einführung  der  sogenannten  Zwischenkulturen  und  Haudels- 
ptianzen  das  AVort  geredet.  Mit  beiden  sind,  wie  bereits  bemerkt,  Anfänge 
ireuiacht.  Nicht  ohne  Belang  sind  auch  die  oben  erwähnten  Erfolge  des  Obst- 
export«. 

Für  die  nächste  Zukunft  der  schweizerischen  Landwirthschaft  verdienen 
aber  namentlich  die  meteorologischen  Veränderungen  die  vollste  Aufmerksamkeit. 
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Es  ist  eine  unleogbare  Thatsache,  daß  die  Überwiegende  Pflege  der  Milcbwirth- 
scbaft  in  der  letzten  Zeit,  dank  den  Witterungsverhältnissen  der  1880er  Jabre, 
besonders  gnte  Cbancen  hatte ;  die  starken  Niederscbläge,  welcbe  die  Meblfrücbte 
in  nnsem  LKngen  kaum  zur  Hartreife  gelangen  ließen,  waren  dem  Graswucbs 
und  somit  der  Milcbwirthscbaft  außerordentlich  günstig.  Voraussichtlich  (nach 
Penck  und  Brückner)  gehen  wir  nun  in  den  nächsten  Jahren  einer  längeren 
Trockenheitsperiode  entgegen,  anscheinend  sind  wir  bereits  mit  dem  laufenden 
Jahre  1892  in  dieselbe  eingetreten.  Trifft  diese  Yoranssage  zu,  so  liegt  darin 
ein  Ghrund  mehr  zum  Aufsehen  für  die  schweizerische  Landwirthschaft  und  zum 
Anpassen  der  Kulturen  an  die  Witterungsverhältnisse  der  neuen  Aera.  Freilich 
von  einer  Bückkehr  in  größerem  Maßstabe  zum  Eörnerbau  darf  man  sich  nicht 
allzuviel  versprechen.  Da  die  schweizerische  Hauptbrodfrucht,  der  Weizen,  in 
allen  Elimaten  gedeiht,  die  bebaubaren  Flächen  in  Amerika,  russisch  Asien  und 
Indien  noch  lange  nicht  alle  erschlossen  sind,  und  der  Silberkurs  durchaus  noch 
nicht  auf  seinem  tiefsten  Stande  angelangt  zu  sein  scheint,  so  haben  die  Weizen- 
preise auch  bei  günstigerer  meteorologischer  Constellation  keinerlei  Aussicht,  für 
Mitteleuropa  je  wieder  so  lohnend  zu  werden,  wie  es  Wein,  Seide,  Tabak, 
Zucker  oder  Kartoffeln  sind.  Die  Vorgänge  auf  dem  Weizenmarkt  in  den  beiden 
letzten  Jahren  lassen  darüber  für  jeden,  der  sehen  will,  keinen  Zweifel  mehr  zu. 
Ebensowenig  wird  von  trockenen  Jahren  für  die  Obst-  und  Gemüsekultur  oder 
auch  für  einseitige  Pflege  des  Futterbanes  zu  erwarten  sein. 

Neben  der  Auswahl  geeigneter  Sonnenkultaren,  steht  dato  ein  rationellerer 
Ausbau  der  Betriebsorganisation  im  Vordergrunde;  allgemeiner  selbst  als  bei  der 
Industriebevölkerung  ist  beute  bei  der  schweizerischen  Bauersame  der  Ruf  nach 
Zusammenschluß  der  gleichen  Interessen  zur  Vereinfachung  und  Verbilligung  der 
Ankäufe,  in  diesem  Fall  also  der  Samen-,  Kraftfutter-  und  Düngerbeschaffung, 
zur  Ermöglichung  der  Haltung  edler  Znchtthiere  und  auch  schon  zu  solidarischer 
Preishaltung  im  Absatz  der  Produkte  (Käse,  Obst,  etc.).  Diese  Bestrebungen 
werden  durch  die  Kantone  und  von  Bundeswegen  unterstützt  durch  Flußkorrektionen 
und  Entsumpfungsarbeiten,  im  Hochgebirge  durch  Lawinen-  und  Wildbachver- 
bauungen,  durch  Aufforntungcn,  durch  Erleichterung  des  landwirtbschaftlichen 
Credits  etc.  Bei  der  großen  Bedeutung  der  Viehzucht  sind  aber  besonders  die 
Maßregeln  zu  deren  Schutz  und  Förderung  zu  betonen;  die  Einrichtung  der 
agrikultnrchemischen  und  der  Samen controlstation  am  Cidgen.  Polytechnikum, 
die  Einführung  von  Einrichtungen  zum  Nachweis  der  Keinzucht,  die  Prämirung 
schöner  Zuchtthiere  und  guter  Weiden,  die  Unterstützung  landwirthschaftlicher 
Schulen  und  Wandervorträge,  eine  strenge  Seuchenpolizei  im  Innern  sowohl  wie 
gegenüber  dem  Auslande,  möglichster  Ausschluß  von  minderwertigem  fremdem 
Zuchtvieh  durch  hohe  Nutzviehzölle. 

Leider  fehlt  zum  rationellen  Ausbau  des  Systems  ein  wichtiges  Glied,  um 
dessen  Besitz  wir  alle  unsre  Nachbarn  zu  beneiden  haben  ;  die  Möglichkeit  einer 
nationalen  Tarifpolitik  der  Eisenbahnen  im  Sinne  von  Ditlerenzialfrachten  zu 
Gunsten  von  Inlandsvieh  und  andern  landwirtbschaftlichen  Erzeugnissen.  Durch 
die  Abstimmung  vom  ü.  Dezember  1891  ist  die  Beseitigung  dieses  Mangels  von 
neuem  ad  Kalendas  graecas  verschoben  worden.  Nicht  so  lange  wird  hoffentlich 
die  Krönung  des  Gebäudes  durch  Organisation  der  Vieh  Versicherung  fdr's  ganze 
Gebiet  der  Eidgenossenschaft  auf  sich  warten  lassen.  Damit  wäre  dann  gleich- 
zeitig, statt  der  bisher  zehnjährlichen  und  stets  anormalen  Viehzählungen,  die 
Möglichkeit  jährlicher  Ermittlung  des  Viehstandes  zu  der  für  jede  Gattung 
charakteristischen  Jahreszeit  gegeben. 
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Die  KebuDg  der  ökonomischen  Lage  des  Landvolks  braucht  sich  aber  nicht 
auf  diese  rein  landwirthschaftlichen  Maßnahmen  zu  beschränken.  Immer  kate- 
gorischer fordert  die  Zeit  eine  Ergänzung  der  landwirthschaftlichen  Betriebsamkeit 
durch  anderweitigen  Neben-  und  Wintererwerb.  Drängt  doch  die  ganze 
Entwicklung  der  modernen  Produktion  grundsätzlich  auf  immer  rascheren,  häufiger 
wiederholten  Umsatz.  Von  allen  Erwerbsarten  setzt  allein  die  Landwirthschaft,  dem 
unabänderlichen  Kreislauf  der  Jahreszeiten  zufolge,  ihr  Kapital  nur  einmal  jähr- 
lich um.  Bei  der  jährlichen  Gefahr  von  Mißernten,  wird  ihr  Stand  Jahr  für 
Jahr  schwieriger.  Mehr  als  je  erfordert  sie  ein  Correctiv  durch  regelmäßiger 
fliessende  Verdienstquellen  mit  rascherem  Umsatz  der  Produkte.  Und  wo  die- 
selben nicht  durch  Yiehhandel  oder  Fremdenindustrie  gegeben  sind,  da  ist  in  der 
Regel  die  Heranziehung  des  Landvolks  zur  industriellen  Produktion  am   Platze. 

Bei  der  Auswahl  solcher  Erwerbsarten  ist  für  die  Schweiz  von  vornherein 
die  sonst  so  weitverbreitete  und  belangreiche  Gewinnung  mineralischer  Koh- 
stoffe  —  mit  Ausnahme  der  Baumaterialien  —  sozusagen  gänzlich  ausgeschlossen 
durch  die  außerordentliche  Armuth  des  schweizerischen  Bodens  an  Mineralien. 
So  empfindlich  dieser  Mangel  für  das  Ganze  der  schweizerischen  Yolkswirthschaft 
ist,  so  wenig  wollen  wir  ihn  im  Interesse  derjenigen  ländlichen  Bevölkerungs- 
kreise, aus  denen  sich  eine  schweizerische  Knappschaft  in  erster  Linie  rekrutiren 
müsste,  bedauern.  Wohl  müssen  wir  Eisen  und  Kohlen  dem  Ausland  heute  noch 
teuer  bezahlen,  und  namentlich  die  Frachtverteuerung  der  Kohlen  unterbindet 
vielen  schweizerischen  Industrien  einen  regeren  Wettbewerb  auf  dem  Weitmarkte. 
Dafür  kennt  aber  auch  die  Schweiz  glücklicherweise  nicht  das  Massenelend  des 
Kohlen-  und  Eisen bergbaus.  Und  unser  Staudpunkt  darf  hier  umsomehr  der- 
selbe sein  wie  gegenüber  dem  Getreidebau,  als  die  Schweiz  in  ihren  Wasser- 
kräften, vereint  mit  der  elektrischen  Kraftübertragung,  einen  Ersatz  für  die 
fremde  Steinkohle  und  damit  einen  Schatz  besitzt,  der  ganz  ohne  soziales  Massen- 
elend der  Hebung  harrt,  einfach  durch  eine  stärkere  Anspannung  der  ohnehin 
schon  blühenden  schweizerischen  Maschinenindustrie.  Das  Vorgehen  der  Stadt 
Genf  sollte  in  dieser  Beziehung  bahnbrechend  und  wegweisend  für  die  gesammte 
schweizerische  Yolkswirthschaft  sein. 

Die  richtige  Ergänzung  des  landwirthschaftlichen  Erwerbs  dürfte  nach  wie 
vor  am  ehesten  zu  suchen  sein  in  der  Hausindustrie,  im  Sinne  der  Ver- 
edlung und  Umformung  industrieller  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate.  Ohnehin  hat 
ja  die  Hausindustrie  schon  seit  Jahrhunderten  in  der  vorderen  Schweiz  und 
Süddei'tschland  vielleicht  ihre  stärksten  Centren  gehabt.  Und  neben  oder  ent- 
gegen einer  mächtigen  Zeitströmung,  welche  heute  theils  als  Konsequenz  der 
mechanischen  Betriebsweise,  theils  ganz  im  Gegentheil  im  Namen  der  sozialen 
Gesetzgebung,  die  örtliche  Concentration  der  industriellen  Produktion,  die  Opferung 
der  ländlichen  Hausindustrie  fordert,  besteht  auch  heute  noch  seitens  einsichtiger 
und  aufrichtig  gutgesinnter  Fabrikanten  die  bewusste  Tendenz,  die  Hausindustrie 
auf  dem  Lande  selbst  mit  Opfern  aufrecht  zu  erhalten,  als  lebendigen  Protest 
gegen  die  sozialen  und  sittlichen  Mißstände  des  ungestümen  Anwachsens  des 
städtischen  Proletariats  und  zugleich  als  ökonomische  Wohlthat  für  die  ländliche 
Bevölkerung.  In  beiden  Beziehungen  wird  man  den  positiven  Werth  dieser 
Tendenz  rückhaltlos  anerkennen  müssen,  und  vom  Standpunkt  der  Landwirth- 
schaft  aus  gesehen,  muss  die  Erweiterung  bestehender  oder  die  Einführung  neuer 
ländlicher  Industrien  unbedingt  gefordert  werden. 

Unleugbar  sind  damit  nachtheilige  Folgen  für  die  soziale  Lage  der  städt- 
ischen  Fabrikarbeiter    verknüpft.     Die    bescheidenen    Ansprüche    der    ländlichen 
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Indastriearbeiter  an  Lohn  nnd  Behaglichkeit,  überhaupt  ans  Leben,  hängen  sieb 
stets  wieder  neu  wie  ein  Bleigewicht  an  die  wohlberechtigte  Standesbewegung 
der  Arbeiterschaft  in  den  Städten.  Auch  erregt  die  ünkontrolirbarkeit  der  Hans- 
industrie inbezug  auf  Frauen-  und  Einderarbeit,  auf  sanitarische  Verhältnisse 
etc.  gerechte  Bedenken.  Vom  Standpunkt  der  Landwirthschaft  aber  muß  das 
alles  weit  zurücktreten  hinter  der  viel  dringlicheren  Fürsorge  für  Hebung  des 
(ökonomischen  Niveauä  des  Landvolks.  Denn  so  tief  auch  die  durchschnittliche 
Lebenshaltung  des  hausindustriellen  Landvolks  unter  derjenigen  der  städtischen 
Arbeiterschaft  steht,  so  hoch  erhebt  sie  sich  über  diejenige  industrieloser  Gegenden, 
zumal  bei  schlechten  Ernten.  Diese  fortdauernde  Differenzirung  der  städtischen 
und  ländlichen  Lebenshaltung,  die  Thatsache,  daß  das  Grros  der  Landbevölkerung, 
obschon  es  dank  der  eigenen  Bodenkultur  oder  Viehhaltung  nicht  gerade  ver- 
hungert, eben  doch  viel  schlechter  ißt  und  trinkt,  wohnt  und  sich  kleidet, 
und  dabei  noch  weniger  erübrigt  als  die  städtischen  Arbeiter,  kann  gar  nicht 
scharf  genug  betont  werden.  Wenn  irgendwo,  so  ist  zuerst  hier  mit  staatlicher 
Fürsorge  einzusetzen.  Insonderheit  muss  die  soziale  Gesetzgebung,  müssen  Unfall- 
und  Krankenversicherung,  hofPentlich  bald  auch  die  Alters-  und  Invalidenver- 
sicherungf  diesen  unzweifelhaft  am  meisten  leidenden  und  am  härtesten  geplagten 
Theil  der  Gesammtbevölkerung,  der  die  gewerblichen  und  industriellen  Producenten 
an  Zahl  weit  übertrifft,  unbedingt  in  ihren  Wirkungskreis  einbeziehen. 

Eine  gut  geleitete  und  sozialpolitisch  überwachte  Hausindustrie  ist  übrigens 
nichts  anderes  als  der  organische  Ersatz  für  den  vor  der  Großindustrie  immer  mehr 
dahinschwindenden  uralten  „  Hausfleiß  **  der  Frauen  und  Mädchen  auf  dem  Lande. 
Infolge  des  billigen  Angebots  der  Fabrikwaare  werden  Spinnrad  und  Hand- 
webstuhl für  den  eigenen  Bedarf  in  schweizerischen  Bauernhäusern  immer  seltener ; 
bald  durfte  auch  die  Stricknadel  dieses  Schicksal  theilen,  ohne  daß  ein  ebenso  allgemein 
gültiger  Ersatz  an  die  Stelle  getreten  ist.  Wahr  ist,  daß  der  intensivere  Land- 
wirthschaftsbetrieb  der  Neuzeit  auch  im  Winter  mehr  Arbeit  erfordert.  Jeden- 
falls aber  bleibt  je  nach  der  Kopfzahl  der  Familien  und  dem  Umfang  ihrer 
Landwirthschaft  und  ihres  Viehstandes  eine  Lücke  offen,  welche  unter  den  heutigen 
Produktionsverhältnissen  durch  gut  geleitete  Hausindustrien  am  vortheilhaftesten 
ausgefüllt  würde. 

Mit  dem  regelmäßigen,  das  ganze  Jahr  hindurch  fließenden  Verdienst,  auch 
in  landwirthschaftlichen  Fehljahren,  bringt  zudem  die  Hausindustrie  namentlich 
in  die  Gebirgsbevölkerung  einen  regeren  Erwerbssinn  —  ein  nicht  zu  unterschätzendes 
Element,  das  dem  auf  sich  selbst  abgeschlossenen  Landwirth  über  dem  jährlichen 
Warten  auf  den  Bodenertrag  sonst  gar  zu  leicht  abhanden  kommt. 

Wenn  eich  viele  Hausindustrien  zur  Verbindung  mit  der  Landwirthschaft 
u.  a.  auch  deshalb  eignen,  weil  sie  im  Sommer  zur  Zeit  der  Ernte  in  der  Begel 
schwächer  gehen,  so  daß  sich  also  beide  Thätigkeiten  gewissermaßen  ablösen 
und  aufs  beste  ergänzen,  so  ist  das  gerade  Gegentheil  der  Fall  bei  der  Fremden- 
industrie, die  so  oft  leichthin  gepriesen  wird,  als  die  Fee  mit  dem  Zauber- 
stab, als  die  wahre  ökonomische  Glücksquelle  für  die  Gebirgsbewohner.  Schon 
aus  diesem  Grunde  kann  sie  kaum  als  Hülfe  und  Stütze  der  Landwirthschaft 
gelten,  sondern  vielmehr  als  ihr  Feind.  Die  Hauptursache  dafür  liegt  aber  in 
dem  totalen  Gegensatz  der  Erwerbsart;  gerade  die  schwerste  und  dringendste 
Landarbeit  im  Hochsommer  leidet  außerordentlich  an  der  entkräftenden  Kon- 
kurrenz des  relativ  mühelosen  und  unverdienten,  mehr  oder  weniger  zufälligen 
Erwerbs  von  den  Fremden.  Nur  wenige  landwirthschaftliche  Produkte,  Milch, 
Obst,  Eier  etc.  finden  mit  etwas  besseren  Preisen  Absatz.    Dieser  Nutzen  für  die 
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Landwirthschaft  wird  aber  eben  bei  weitem  aufgewogen  durch  den  Schaden,  welcher 
daraus  entspringt,  daß  die  natürliche,  primitive  Beschäftigung  und  Lebensweise  mit 
ihren  allerbescbeidensten  Bedürfnissen  alljährlich  für  wenige  Wochen  oder  Monate 
unterbrochen  wird  durch  eine  Periode  flüssiger  Gelder  und  weitgehendster  Ansprttuhe 
ans  Leben,  ein  Mißverhältniß,  welches  das  Bergvolk  wirthschaftlich  wie  moralisch 
in  seiner  innersten  Existenz  erschüttert  und  den  Einzelnen  in  diesen  beiden 
Besiehungen    nur   schwer  mehr  das  verlorene  Gleichgewicht  wieder  finden  läset. 

Wegen  dieses  ihres  intermittirenden  •  Charakters,  wegen  der  kurzen  Daaer 
und  der  relativen  TJnwirthschaftlichkeit  des  durch  sie  vermittelten  Verdienstee, 
erweist  sich  die  Fremdenindustrie  als  wenig  geeignet  zur  Ergänzung  der  Land- 
wirthschaft. Faktisch  wird  die  letztere  viel  eher  von  ihr  untergraben  ')«  Gute 
Kräfte,  gerade  die  intelligenteren  Leute,  werden  der  Landwirthschaft  entzogen 
und  wenden  sich  dem  leichteren  Erwerb  der  Gasthaus-  und  Verkehrsgewerbe  zu. 
Ein  großer  Theil  des  Gewinnes  aus  diesen  Gewerben  fällt  aber  überhaupt  weder 
der  Landwirthschaft  noch  der  Landbevölkerung,  sondern  städtischen  Kapitalisten 
und  Unternehmern  zu.  — 

Mit  der  Haus-  und  Fremdenindustrie  stehen  wir  bereits  auf  dem  Boden 
der  industriellen  Produktion  und  commercieller  Dienstleistungen.  Wir  fassen 
zunächst  die  erstere  ins  Auge. 

In  die  Weiterverarbeitung  der  von  der  Urproduktion  des  In-  und  Auslandes 
gelieferten  Rohstoffe  zu  fertigen  Yerbrauchsartikeln  theilt  sich  der  Kleinbetrieb 
für  den  localen  Bedarf  mit  der  Industrie.  Die  Uebergänge  s.  Bd.  I.  S.  732  f. 
Gegenüber  der  500  Millionen  Fr.  betragenden  Wertbprodnktion  der  Landwirthschaft 
mag  der  durch  das  Gewerbe  bewirkte  Werthzu wachs  auf  300  Millionen,  derjenige 
der  Industrie  auf  450  Millionen  Fr.,  wovon  300  Millionen  Fr.  zum  Export, 
veranschlagt  werden. 

II.    Das  Gewerbe. 

Das  schweizerische  Gewerbe  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  schwere  Krisen 
durchgemacht.  Die  stolze  Entwicklung  der  Industrie  schien  der  individualistischen 
Manchestertheorie  Recht  zu  geben.  Die  zünftigen  Formen  wurden  ohne  Ersatz 
abgeschafft  und  die  Beseitigung  dieser  Schranken  von  den  Betheiligten  vielfach 
im  Sinne  einer  falschen  Freiheit  verstanden;  nur  nach  ihrer  negativen  Seite 
wollte  man  die  neue  Freiheit  in  vollen  Zügen  kosten :  man  brauchte  keinen 
Befähigungsnachweis  mehr,  also  brauchte  man  überhaupt  nichts  Solides  mehr  zu 
lernen.  Diese  Verlotterung  des  Lehrlingswesens  ließ  das  schweizerische  Hand- 
werk, früher  ein  Glied  der  großen  Zunftgemeinschaft  deutscher  Zunge,  hinter 
dem  der  Nachbarn  weit  zurück  bleiben.  Besonders  schwierig  ist  seine  Stellung 
gegenüber  den  beiden  Mutterländern  unserer  Kultur,  Deutschland  und  Frankreich, 
geworden.  „Als  Deutschland  die  Gewerbefreiheit  durchführte,  besaß  es  bereits 
vortreffliche  Fortbildungsschulen  und  Frankreich  hatte  dazu  eine  mehrhundert- 
jährige gewerbliche  Blüthe".  Deutschland  gegenüber  ist  ferner  zu  bemerken, 
dass  die  Pause  der  Organisationslosigkeit  in  der  Schweiz  viel  länger  andauerte 
als  dort,  indem  sowohl  die  Abschaffung  der  Zünfte  früher  geschah,  als  auch 
das  Aufsuchen  neuer  gesunder  Formen  später  in  Angriff  genommen  wurde. 
Hiezu  kam  der  Verkehrsaufschwung,  der  die  internationale  Konkurrenz  in  un- 
geahntem Masse  begünstigte.  Haltlos  und  zersplittert  in  eine  Unzahl  kleiner 
und  unter  sich  rücksichtsloser  Konkurrenten  vermochte  das  schweizerische  Hand- 
werk   weder  Stand    zu    halten    gegenüber   der  Ueberschwemmung  mit  deutschen 

M  Die  Redaktion  theilt  diese  Ansichten  des  geehrten  Verfassers  nicht. 
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und  französischen  Erzeugnissen,  noch  auch  gegenüber  dem  Eindringen  leistungd- 
f2Üiigerer  ansländischer  Elemente,  während  gleichzeitig  ein  Brwerbszweig  nach 
dem  andern  dem  industriellen  Grrossbetrieb  anheimzufallen  drohte. 

Das  alles  gilt  natürlich  weniger  von  den  ürhandwerken,  Bäckern,  Metz> 
gern  etc.,  als  fdr  Schuster  und  Schneider,  sowie  für  die  mechanischen  und  die 
Baugewerbe  im  weitern  Sinn,  besonders  für  die  Herstellung  der  verschiedensten 
Hausgeräthe  und  andern  Gebrauchs-  und  AusstattungMgegenstände.  Auf  diesem 
Gebiete  kommt  als  erschwerendes  Moment  noch  der  Umschwung  in  Betracht, 
welcher  in  den  Anforderungen  des  Publikums  an  geschmackvolle  oder  wenigstens 
moderne,  d.  h.  bald  jährlich  wechselnde  Formgebung  stattgefunden  hat.  Für 
die  lohnende  Herstellung  vieler  solcher  „Modeartikel**  muß  man  eines  weiten 
kaufkräftigen  Absatzgebietes  sicher  sein.  Bei  unsern  immerhin  «beschränkten" 
Verhältnissen  hat  der  einzelne  Meister,  Kunstschreiner,  Kunstschlosser  etc.,  auch 
wenn  er  Tüchtiges  leistet,  einen  schweren  Stand  gegenüber  den  tonangebenden 
Fabriken  in  den  ausländischen  Residenzen.  An  die  Herstellung  feinerer  Glas- 
und  Porzellanwaaren  hat  man  sich  in  der  Schweiz  noch  kaum  gewagt,  und 
selbst  in  Thonwaaren  sind  wir  theilweise  aufs  Ausland  angdwiesen. 

Sollten  beHsere  Zeiten  kommen,  so  mußte  vor  allem  mit  der  Phrase  von  der 
absoluten  Gewerbefreiheit  aufgeräumt  werden.  Der  schweizerische  Gewerbeverein 
hat  schon  seit  geraumer  Zeit  den  Ruf  nach  der  so  noth wendigen  Sammlung  erhoben. 
Man  hat  einsehen  gelernt,  daß  man  mit  der  falschen  Freiheit  des  puren  Indivi- 
dualismus dem  völligen  Ruin  zusteuert,  daß  ein  gemeinsames  Sichaufraffen  un- 
erläßlich ist.  Natürlich  tauchten  sofort  auch  Stimmen  auf,  welche  einfach  wieder 
in  das  alte  Fahrwasser  der  Zwangsinnangen  zurücksteuern  möchten.  Dagegen 
beweist  das  Beispiel  der  Typographia,  was  ein  solidarischer  Zusammenschluß 
auf  dem  Boden  der  Freiwilligkeit  vermag.  Freilich  darf  der  Verband  der  Zukunft 
nicht  nur  die  Interessen  der  Gehülfenscbaft,  sondern  er  muß  auch  die  der 
Prinzipale  zur  Geltung  kommen  lassen,  etwa  nach  Art  des  ostschweizerischen 
Stickereiverbandes.  Er  darf  überhaupt  nicht  den  Kampf,  sondern  er  muß,  bei 
klarer  Anerkennung  des  Widerstreits  der  Interessen,  die  Versöhnung  derselben 
auf  seine  Fahne  schreiben. 

Man  hat  ferner  gelernt,  daß  als  Vorbild  und  Bildungsstoff  das  Allerbeste 
und  Schwierigste  gerade  gut  genug  ist.  In  Basel  und  Genf,  in  Zürich  und 
St.  Gallen  etc.,  sind  für  verschiedene  Branchen  gute  Ateliers  und  sind  auch 
kunstgewerbliche  Bildungsanstalten  unter  tüchtiger  Leitung  entstanden,  die  von 
Bund  und  Kantonen  immer  ausgiebiger  gefördert  werden. 

Aber  auch  die  Ausbildung  in  der  Werkstatt  wird  wieder  ernster  genommen. 
Man  kommt  wieder  darauf  zurück,  daß  vom  Lehrling,  allerdings  aber  auch  vom 
Meister,  Rechenschaft  über  die  Lehrzeit  gefordert  werden  muß.  Gute  Lehrlings- 
arbeiten werden  prämirt.  Auch  eine  rationelle  Kostenberechnung  lernen  die 
jungen  Leute,  und  die  heranwachsende  Generation  der  Handwerksmeister  wird 
sich  ohne  Zweifel  für  Baarzablung  und  kurze  Zahltermine  empfänglicher  zeigen 
und  den  Weg  zur  Bank  im  Geben  und  im  Nehmen  öfter  finden,  als  die  absterbende. 

In  den  neuesten  Zolltarifen  hat  endlich  auch  die  schweizerische  Handels- 
politik dem  heimischen  Gewerbe  einen  mäßigen  Schutz  zu  geben  gesucht. 
Grössere  Sicherheit  und  neuen  Sporn  verdankt  es  ferner  dem  Obligationenrecht 
und  dem  Mitgenuß  am  Erfindungsschutz.  Und  nachdem  einzelne  Kantone  mit 
gewerblichen  Schiedsgerichten  und  mit  dem  Schutz  der  Arbeiterinneu  voran- 
gegangen sind,  dürfte  endlich  auch  die  Zeit  für  eine  gemeineidgenössisohe  Gewerbe- 
ordnung gekommen  sein. 
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Besonderes  Gewicht  ist  auf  die  Theiloahme  des  Gewerbes  an  den  Wohl- 
thaten  der  Unfall-  and  Krankenversicherung  zu  legen.  ReprKsentirt  doch  da«» 
Gewerbe  ca.  23  7«  V^  ^^^^^  Erwerbenden,  die  Industrie  dagegen,  welche  im 
Grunde  die  ganze  heutige  Sozialpolitik  ins  Leben  gerufen  hat,  nur  ca.  18  ^/o. 
Jene  23  Vs  ^/ ■  sind  überdies  qualitativ  für  die  Gesundheit  unseres  sozialen 
Körpers  ungleich  belangreicher,  weil  sie  weit  mehr  Familien  repräsentiren  als  die 
Fabrikarbeiterschaft  und  weil  sie  weit  mehr  selbständig  Erwerbende  aufweisen, 
so  daß  der  Mittelstand  aus  tüchtigen  Elementen  des  Gewerbes  am  meisten  flir 
seine  Rekrutirung  zu  erwarten  hat.  Gleich  der  Landwirthschaft  verdient  daher 
das  Gewerbe,  trotz  seiner  vielfach  unrentableren  Production  wegen  seiner 
sozialen  Bedeutung,  vor  der  Industrie  staatliche  Fürsorge,  zwar  nicht  durch 
Begünstigung  schwacher  Leistungen,  wohl  aber  durch  Hebung  des  Niveaus  seiner 
Production  und  auf  Grund  davon  seiner  Lebenshaltung. 

Oekonomisch,  wie  ethisch  und  sozial  das  wichtignte  Kapitel  der  schweizer- 
ischen Gewerbepolitik  harrt  noch  großentheils  der  öfPentlicheo  Pflege:  das  ist 
die  gewerbliche  Frauenarbeit,  besonders  das  gesammte  Gebiet  der  Confection, 
für  welche  wir  bisher  noch  Dutzende  von  Millionen  jährlich  ans  Ausland  bezahlen. 

Anfänge  zur  Befreiung  von  diesem  Tribut  sind  in  verschiedenen  schweizer- 
ischen Hauptstädten  gemacht.  Und  die  jüngsten  Zolltarife  gewähren  den  betr. 
Produkten  etwas  mehr  Schutz  als  die  früheren,  obgleich  unsere  Zölle  auch  jetzt 
noch  weit  hinter  denen  des  Auslandes  zurückbleiben.  So  schwierig  deshalb 
unser  Stand  gegenüber  der  Blutkonknrrenz  der  europäischen  Großstädte  auf 
diesem  Gebiete  ist,  so  wichtig  ist  die  Sache  für  die  physische  und  ethische 
Gesundheit  des  Volkes.  Und  daß  die  Vertreterinnen  dieser  Gewerbe,  durch 
Geschlecht,  Jugend  und  Vereinzelung  zurückgehalten  und  vielfach  eingeschüchtert, 
ihre  berechtigten  Ansprüche  weniger  laut  und  energisch  geltend  machen  als  die 
geschlossene  männliche  Arbeiterschaft  der  Großindustrie,  das  muß  für  den  Staat 
ein  Grund  mehr  sein  zu  entschiedenen  und  durchgreifenden  Maßnahmen  zum 
Schutz  und  zur  ökonomischen  Sicherung  auch  der  vereinzelten  Arbeiterinnen  und 
der  „Lehrtöchter **,  gleichviel  ob  in  großen  oder  kleinen  Betrieben.  Denn  hier 
geht  die  Ausnützung  bis  aufs  Blut,  des  schwächeren  Widerstandes  wegen,  notorisch 
weiter  als  sonst  irgendwo.  Und  es  ist  eine  des  Staates  unwürdige  Haltung, 
nur  da  zu  handeln  und  Besserung  zu  erzwingen,  wo  er  mit  mehr  oder  weniger 
Frechheit  dazu  „getreten"  wird.  Sein  Einschreiten  muß  in  erster  Linie  da 
gefordert  werden,  wo  das  soziale  Unrecht  am  größten  ist. 

Außerdem  muß  freilich  die  Gesellschaft,  die  öffentliche  Meinung,  eine 
entschiedene  Wendung  zu  Gunsten  dieses  einheimischen  Erwerbszweiges  und  seiner 
Vertreterinnen  vollziehen,  wenn  auch  vielleicht  mit  ökonomischen  Opfern.  Sollte 
eine  solche  Wendurig  nicht  eintreten,  so  wäre  der  Zusammenschluß  der  Bedrängten 
zu  sozialistischen  Frauenvereinen  dringend  geboten. 

Die  allgemeine  Lage  des  schweizerischen  Gewerbes  können  wir  dahin  zu- 
sammenfassen, daß  es  aus  einer  hinter  den  Nachbarn  zurückgebliebenen  Stellung 
mit  aller  Energie  auf  gleiche  Höhe  mit  denselben  sich  emporzuarbeiten  bestrebt 
ist,  unter  Nutzbarmachung  der  dort  gesammelten  Erfahrungen  und  womöglich 
unter  Vermeidung  der  Fehlgriffe  und  der  sozialen  Schäden,  an  denen  der  moderne 
Gewerbebetrieb  z.  Z.   anderwärts  krankt. 

III.     Die    Industrie. 

So  übel  die  erste  Periode  der  allgemeinen  „ Gewerbefreiheit **  unserem 
schweizerischen  Gewerbe  mitgespielt  hat,  so  stolz  hat  sich  gerade  in  dieser  Zeit 


Volks  wir  thschaft  -,«^    387     —  Volks  wirthschaft 

•das  eigentliche  Kind  der  Gewerbefreiheit  und  des  erleichterten  Verkehrs,  die 
Industrie ,  entwickelt.  Nach  innen  befreite  der  eidgenössische  Bund  seit  1848 
seine  Glieder  von  der  selbstmörderischen  Last  ihres  erstickenden  BinnenzoUpaDzerSy 
während  er  gleichzeitig  die  Grundlagen  alles  Verkehrs:  Münze,  Maß  und  Gewicht, 
einheitlich  regelte  und  das  Postwesen  rationell  betrieb.  In  derselben  Zeit  entstanden 
die  ersten  schweizerischen  Eisenbahnen.  Der  gewaltige  Aufschwung,  welchen 
Handel  und  Verkehr  daraufhin  nahm,  wurde  zwar  unterbrochen  und  gehemmt 
•durch  die  große  Krisis  von  1857  und  in  den  ersten  60er  Jahren  durch  die 
Stockung  des  überseeischen  Absatzes  während  des  nordamerikanischen  Bürger- 
krieges. Dafür  schaffte  dann  die  Aera  der  uapoleonischen  Handelsverträge  Raum 
zu  einer  neuen  Kräfte ntfaltung«  für  die  schweizerische  Industrie  umsomehr,  da 
hier  eben  eine  starke  Industrie  bereits  vorhanden  war  und  nicht  erst  heran- 
gezüchtet  werden  mußte. 

Dies  alles  muß  man  sich  vergegenwärtigen,  um  die  noch  lebenden  Re- 
präsentanten jener  Zeit  des  Aufschwungs  mit  ihrem  starken  Glauben  an  die 
Prinzipien  der  absoluten  Handels-  und  Gewerbefreiheit  heute  noch  zu  verstehen. 

Inzwischen  hat  ein  vollständiger  Umschwung  in  der  europäischen  Handels- 
politik stattgefunden.  Die  napoleonische  Handelsfreiheit  wurde  aufgegeben,  zuerst 
von  Oesterreich,  Deutschland  und  Frankreich,  dann  ist  allmählich  die  ganze  euro- 
päische Staatengesellschaft  mit  Ausnahme  von  England,  Belgien  und  der  Schweiz 
nachgerückt.  Immer  höher  werden  die  Zölle  geschraubt  und  wenn  auch  augen- 
blicklich durch  das  theilweise  Einlenken  des  Dreibundes  nach  dieser  Seite  etwas 
mehr  Luft  und  Bewegungsfreiheit  gewonnen  ist,  so  waren  doch,  die  80er  Jahre 
eine  wechselvolle  Zeit  schwerer  Prüfung  für  die  schweizerischen  Industrien. 
Sie  haben  ihre  alte  Kraft  bewährt,  und  auch  der  letzte  und  schwerste  Schlag, 
die  Mac  Kinley-Bill,  ist  heute,  nach  zwei  Jahren,  glücklich  überwunden.  Ab- 
y.uwarten  bleibt  noch,    wie  sich  unser  Verhältniss  zu  Frankreich  gestalten  wird. 

Immerhin  sind  Wechsel  und  Verschiebungen  in  Menge  hervorgerufen  worden, 
und  wir  gehen  künftig  vielleicht  noch  rascheren  Ablösungen  entgegen.  Die 
heutige  Reihenfolge  der  schweizerischen  Industrien  ist  eine  andere,  als  die,  welche 
Emminghans  noch  vor  30  Jahren  aufzuführen  hatte.  Zahlreiche  neue  Zweige  hat 
•der  Druck  und  die  Noth  der  Zeit  her\orgetrieben.  Früher  weniger  bedeutende 
Krwerbsgebiete  sind  zu  ansehnlichem  Umfang  gediehen,  alle  freilich  immer  noch 
•um  viele  Kopflängen  überragt  von  den  vier  alten  Hauptindustrien. 

Voran  steht  die  Seide  mit  mehr  als  200  Millionen  Fr.  Jahresproduction, 
—  wovon  7^  Zürcher  Rohseide  etc.  und  Basler  Schappe  und  ^/a  Zürcher  Gewebe 
und  Confection,  Basler  Bänder  etc.  — ,  die  älteste  und  ehrwürdigste  aller  Groß- 
industrien deutscher  Zunge.  —  Oekonomisch  der  werthvollste  schweizerische 
Erwerbszweig  ist  die  St.  Galler  Stickerei.  Zwar  repräsentiren  ihre  Producte 
kaum  den  halben  Werth  derjenigen  der  Seidenindustrie.  Dafür  bergen  sie  aber 
an  die  ^^}^/o  oder  ebenso  viele  Millionen  Franken  direkten  und  indirekten  Ver- 
dienst der  schweizerischen  Produktion  in  sich,  während  von  den  200  und  mehr 
Millionen  der  Seidenindustrie  durchschnittlich  etwa  Vs  auf  den  Rohstoff  und  nur 
der  Rest  von  ca.  70  Millionen  Fr.  auf  den  „Formwerth"  zu  rechnen  sind. 
Auch  die  übrige  Baum  Wollindustrie,  Spinnerei  und  Weberei,  Färberei,  Druckerei  etc., 
liefert  ansehnliche  und  nicht  zu  verachtende  Beträge  an  den  Nationalverdienst, 
wenn  auch  der  Gesammtwerth  ihrer  Produkte  hinter  dem  der  beiden  ersterwähnten 
Industrien  zurückhteht.  An  der  ca.  100  Millionen  Fr.  betragenden  Produktion 
-der  westschweizerischeii  Uhrenindustrie  endlich  mag  der  fremde  Rohstoff 
ixnd    der   schweizerische    Form  werth    ungefähr    gleichen   Antheil    haben.      Selbst- 
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verständlich  können  innerhalb  so  großer  Komplexe  die  verschiedenen  Arbeiten 
ganz  verschiedene  Formwerthe  repräsentiren.  Ein  feines  Uhrwerk  birgt  natürlich 
weit  mehr  Arbeitsverdienst  als  die  fertige  goldene  Uhr.  Bei  der  Steinscbleiferei 
vollends  schmilzt  der  Antheil  des  Rohstoffes  beinahe  anf  Null  zusammen. 

Gleich  der  Kauptprodnktion  der  schweizerischen  Landwirthschaft  liefern  die 
genannten  4  Hauptin dastrien  lauter  Luxusprodukte,  und  das  ist  für  die  Schweiz 
in  vieler  Hinsicht  von  Bedeutung.  Ihr  Absatz,  größtentheils  nach  dem  Auslande, 
ist  mehr  als  der  Export  anderer  Länder  von  den  guten  and  sohlechten  Zeiten 
und  von  der  Mode  abhängig.  Jede  Depression  des  Weltmarkts,  jede  Abwendung^ 
der  Mode  wird  der  schweizerischen  Industrie  besonders  rasch  und  intensiv  fühlbar. 

Aber  auch  nach  andrer  Richtung  ist  die  Auswahl,  man  möchte  sagen  die 
p Zuchtwahl''  der  schweizerischen  Hauptindustrien  charakteristisch.  Als  einziges 
mitteleuropäisches  Binnenland  ist  die  Schweiz  für  den  Bezug  der  Rohstoffe  sowohl 
wie  für  den  Absatz  der  Produkte  auf  lange  Eisenbahnfrachten  und  zwar  auf 
ausländischen  Bahnen  angewiesen.  Dadurch  steht  sie  allen  auswärtigen 
Konkurrenten  gegenüber  auf  ungleichen  Produktionsbedingungen.  Hiezu  kommt 
die  theure  Fracht  für  Kohlen  und  für  Lebensmittel,  die  ihr  der  eigene  Boden  ver- 
sagt. Die  rheinische  Industrie  bezieht  dieselben  Kohlen  heute  zu  100  Fr.  per 
Wagon,  die  wir  mit  250  Fr.  bezahlen,  und  russischer  oder  amerikanischer 
Weizen,  der  in  Liverpool,  Antwerpen  oder  Rotterdam  16  Fr.  gilt,  würde  in 
Basel  mindestens  20  Fr.  kosten.  Diese  Ungleichheiten  muß  die  schweizerische 
Industrie  möglichst  zu  vermeiden,  wo  sie  nicht  zu  vermeiden  sind,  anderweitig 
einzubringen  suchen.  Neben  der  Niedrigkeit  ihrer  Zölle  und  der  relativen 
Billigkbit  des  Unterhalts  kommt  dabei  in  erster  Linie  eben  jene  „Zuchtwahl** 
der  Hauptindustrien  in  Betracht.  Es  werden  erstens  nur  überseeische 
Rohstoffe  verarbeitet,  für  deren  Bezng  wir  der  langen  Seefracht  wegen 
auf  annähernd  gleichen  Preisbedingungen  mit  dem  Auslande  stehen.  Es  werden 
femer  gerade  die  kostbarsten  Rohstoffe,  Seide,  Gold  und  Silber, 
bevorzugt,  für  deren  Preisbildung  die  Frachtverteuerung  in  Bezug  und  Absatz 
überhaupt  nur  wenig  in  Betracht  fällt.  Die  Stickerei,  theilweise  auch  die  Uhren- 
industrie, liefern  bei  kleinstem  Volumen  die  feinste  und  kostbarste  Arbeit,  bei 
welcher  der  Rohstoff  nur  wenige  Prozente  des  Werthes  ausmacht  und  die 
Fracbtspesen  daher  gleichfalls  gäuzlich  Nebensache  sind. 

Wo  diese  Bedingungen  nicht  zutreffen,  so  bei  der  Baumwollspinnerei-  und 
Weberei,  bei  Färberei  und  Druckerei  etc.,  da  sehen  wir  seit  der  allseitigen 
Konkurrenz  und  den  Schutzzöllen  der  Nachbarn  unsere  schweizerische  Produktion 
viel  empfindlicher  bedroht  und  in  die  Enge  getrieben  als  jene  Luxusindustrien.  Eine 
schwere  Gefahr,  besonders  für  die  letztgenannten  Theile  der  schweizerischen  Baum- 
wollindustrie, birgt  außerdem  die  hoffnungslose  Aussicht  für  die  Zukunft  dea 
Silbers,  weil  gerade  nach  den  Silberländem  ein  großer  Theil  unsrer  farbigen 
Baumwolltücher  ging,  und  in  Indien  dazu  noch  eine  eigene  in  jeder  Beziehung^ 
billiger  arbeitende  Konkurrenz  entstanden  ist. 

Neben  diesen  4  Hauptindustrien  sind  nun  in  den  letzten  30  Jahren  eine 
ganze  Anzahl  kleinerer  älterer  Krwerbszweige  zu  starken,  wenn  auch  jenen  nicht 
ebenbürtigen  Großindustrien  yusgewachsen,  so  vor  allem  die  Maschinenindustrie 
nebst  der  Feinmechanik  mit  ca.  40  Millionen  Fr.  Jahresproduktion.  Ihr  ver- 
heissen  die  neuesten  Furtschritte  in  der  elektrischen  Kraftübertragung  gerade  in 
der  Schweiz  eine  große  Zukunft.  Die  hohen  Kohlenpreise  der  letzten  Jahre 
lind  der  Stillstand  der  kleineren  Wasserkräfte  in  dem  kalten  Winter  1890/91 
hiiben  die  Schweiz  nachdrücklich  auf  den  Ersatz  des  Dampfes  durch  elektrische 
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Uebertragnog  konstanter  WasaerkrSfta  hingewieseti.  Sie  bat  eich  denn  aueli  dieaer 
Probleme  von  Anfang  ui  mit  aller  Kraft  bemächtigt. 

Nicht  ohne  zeitweiwn  BUckgaog  aber  nenerdings  wieder  recht  erfreulich 
gedeiht  die  Strobäechterei.  Aehnlicbea  gilt  ron  der  nratten  eohweizeriBohen 
Papierindnetrie,  welche  durch  die  Holsatoffbereitang  eine  wesentliche  Erwei- 
terung ihre§  Produkt! onskreises  erfahren  hat.  Der  dnrch  die  ttberseeisohe 
Konkurrenz  schwergeprüften  schweizerischen  (jerl>erej  sucht  der  neueste  Zolltarif 
etwas  mehr  Halt  auf  dem  einbeiiniscben  Markte  zu  geben.  — -  unter  starkem  ZoU- 
schotz  erfreut  sich  die  Tabak  Industrie  vorläufig  noch  ihres  freien  Gewerbebetriebe. 
Doch  Btenern  wir  den  sozialen  Finanzbedilrfoisaen  der  Zeit  zufolge  nuaas  weich  lieh  der 
Ablösung  durch  ein  Bundeamouopol  entgegen.  —  Genf  kultivirt  neben  der  goldenen 
Ubrkette  nenerdings  mit  gutem  Erfolg  die  Dismantitchleiferet.  Masikdosen  sind 
sind  durch  die  Mao  Einley  Bill  hart  betroffen  worden.  Weniger  die  Holzachnitzereiec, 
deren  Verkauf  sich,  gleich  wie  der  Absatz  der  (renfer  Bijonterie,  großentheils 
ohne  Schwierigkeit  dnrch  die  Fremden  selbet  an  Ort  und  Stelle  vollzieht. 

Neben  diesen  mehr  oder  weniger  stark  exportirenden  Industrien  arbeiten 
filr    den    internen    Konsum    die   Fabrikation    von    Thonwaaren,    die    Bierbranerei 

Neu  entstanden  ist  die  schweizerische  Farbindustrie.  Basel  zumal  hat  an 
der  Kntwickiaog  der  modernen  Farbcbemie  einen  ebenso  ehrenvollen  wie  ökonomisch 
glänzenden  Antheil  genommen.  Zu  ähnlicher  kraftvoller  Entfaltung  ist  bie  zu 
den  südamerikanischen  Wirren  der  letzten  Jahre  die  schweizerische  Elastiqne- 
und  Suhubinduetrie  (begründet  IHäO  durch  C.  F.  Bally)  gelangt.  Seit  1H66/67 
datiren  hoffnungsvolle  Anfänge  der  echweizerischen  Kammgarn  Spinnerei-  und 
Weberei.  In  derselben  Zeit  hat  Henry  Nestlö  die  stattliche  Exportindnstrie 
seines  Kindermebis  begründet,  1873  ebenso  Pb,  Sucbard  die  schweizerische 
libocoladefabrikation,  lS7b  Page  die  Milohcondensation,  welche,  nach  starkem 
Rückgang  seit  18H7,  infolge  des  Zuckerrlickzolls  der  letzten  3  Jahre  eine  Preia- 
beeseruug  in  genau  demselben  Betrage  (5  Fr.  per  q.)  und  dank  demselben  eine 
zuvor  Dicht  erreichte  Hühe  der  Produktion  und  des  Exportes  aufweist,  Erwäbnang 
verdient  ferner  die  kräftig  aufstrebende  Wirkwaareninduatrie.  Endlich  die  Pro- 
duktion von  hydraulischem  Kalk  uud  von  Portlandcement  und  seit  1889  die  Ala- 
niiniumindustrie  von  Neahansen. 

Die  schweizerische  Industrie  ist  von  langer  Hand  her  natürlicher,  gesunder 
und  normaler  gewachsen  als  die  der  meisten  andern  Länder.  Sie  ist  auch  den 
großen  Fortschritten  der  modemeu  Betriebsweise  Schritt  fUr  Schritt  gefolgt,  in 
vielen  Stücken  als  Pionier  vorangegangen,  su  namentlich  auch  in  dem  noch  gegen- 
wärtig sich  vollziehenden  Uebergang  einer  textilen  Produktion  nach  der  andern, 
neuerdings  selbst  der  Stickerei,  zum  meehanisohen  Betrieb.  Unsere  i  Uaupt- 
industrien  stehen  auf  so  festen  Füssen,  daß  sie  bis  in  die  letzten  Jahre  nicht 
nur  dem  auswärtigen  Wettbewerb  mit  Erfolg  die  Spitze  boten,  sondern  eich  aelbat 
durch  gegenseitiges  Unterbieten  scharfe  Konkurrenz  machten.  Immerhin  sind 
gerade  die  ökonomisch  wichtigsten  Zweige,  Stickerei  und  Uhrenindnstrie,  seit  dar 
Depression  der  ausgehenden  70er  und  der  mittleren  80er  Jahre  eingelenkt.  Man  J 
hat  sich  vereinigt  zu  gemeinsamer  Festsetzang  der  Löhne  uud  Regelung  da: 
Produktion  im  Interesse  der  Arbeiter  sowohl  wie  der  ÜntemehiD<3r. 
lieb  im  o^t  schweizerischen  Stickerei  verband  ist  eine  filr  die  allgemeine  Indtu 
gescbicbte  hoch  bedeutsame  Bildung  ins  Dasein  getreten.  Freilich  werden  T 
nur  in  denjenigen  schweizerischen  Industrien  Boden  zn  fassen  vermögen, 
Produktion  wie  bei  Uhren  und  Stickereien    den  Weltmarkt   mehr  o" 
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beherrscht.  Im  übrigen  sind  die  Kartelle  Kinder  des  Schutzzolls.  Deshalb  warea 
auch  analoge  Bestrebungen  der  schweizerischen  ^ Makospinner **,  der  Papier-  und 
der  Schnhfabrikanten  von  geringerm  Erfolge  begleitet.  Und  selbst  jene  welt- 
beherrschenden Industrien  der  Ost-  und  Westschweiz  sehen  ihre  Syndikate  seit 
der  Krisis  von  1890/91,  hauptsächlich  infolge  der  Mac  Kinley  Bill  schwer 
bedroht. 

Was  die  eigentliche  Arbeiterfrage,  den  Gegensatz  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  anbelangt,  so  äußert  sich  derselbe  in  der  Schweiz  in  relativ  milder  Form. 
Die  Auswüchse  des  modernen  Großbetriebs  finden  in  der  Schweiz  eine  Schrank» 
an  dem  siegreichen  Vordringen  der  demokratischen  Grundsätze,  an  der  gleich- 
mäßigeren Lebenshaltung  und  Werthsohätzung  der  verschiedenen  Stufen  der 
Gesellschaft.  Wenn  auch  große  städtische  Proletariate  auf  der  einen,  enorm  & 
Vermögen  auf  der  andern  Seite  entstanden  sind,  so  treten  doch  die  sozialen 
Unterschiede  zwischen  Kapital  und  Arbeit  viel  weniger  schroff  zu  Tage,  als- 
dies  in  den  treibhausartigen  Produktionsverhältnissen  jüngerer  Industrievölker  der 
Fall  ist.  Weniger  als  anderwärts  werden  vorhandene  Mißstände  vertuscht.  Von 
Staatswegen  wird  ihnen  im  Wege  der  Fabrikgesetzgebung  gesteuert,  namentlich 
wird  die  Gleichheit  vor  Gericht  unerbittlich  hochgehalten.  Die  schweizerische 
Arbeiterschaft  erfreut  sich  einer  strammen  Organisation,  sie  hat  ihj*e  eigene  Presse 
und  ist  in  allen  gesetzgebenden  Körpern  vertreten.  Durch  das  Organ  des  Arbeiter- 
Sekretariats  besitzt  sie  Fühlung  und  Einfluß  bei  den  höchsten  maßgebenden  Landes- 
behörden.  Von  Bundeswegen  zeigt  man  gerade  den  Forderungen  des  Arbeiter- 
standes gegenüber  ein  sehr  liberales  Entgegenkommen,  und  bereits  wird  von 
mancher  Seite  die  Klage  laut,  daß  infolge  der  sozialpolitischen  Lasten  der  Stand 
schweizerischer  Industrien  gegenüber  der  ausländischen  Konkurrenz  unhaltbar  und 
die  Untemehmungskraft  geschwächt  wird. 

Gegenwärtig  steht  direkt  bevor  die  Einführung  der  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung. Zu  wünschen  bleibt  neben  der  allgemeinen  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung ein  stärkerer  staatlicher  und  sozialer  Schutz,  weniger  für  die  In- 
dustriebevölkerung, als  für  die  gewerbliche  Frauenarbeit  und  für  die  bedrängte 
Landwirthschaft. 

Die  Industrie  bildet  recht  eigentlich  seit  Jahrhunderten  die  Grundlage  des 
schweizerischen  Wohlstandes.  Durch  ihre  concentrirte  und  deshalb  in  besonderm 
Maße  ökonomische  und  stark  rentirende  Produktion  hat  sie  das  Meiste  zur 
Kapitalbildung  in  der  schweizerischen  Volkswirthschaft  beigetragen.  Heute  würde 
die  übrige  Produktion  der  Schweiz  nur  etwa  für  V*  ^^r  Bevölkerung  hinreichen. 
So  gewaltigen  Import  von  Korn,  Wein,  Vieh  und  unzähligen  Gebrauchsgegen- 
ständen würden  wir  nicht  zu  bestreiten  vermögen  ohne  den  intensiven  Nutzen 
der  Exportindustrie.  Brutto  beträgt  derselbe  über  500  Millionen  Fr.,  netto  — 
nach  Abzug  der  importirten  Rohstoffe  —  wenigstens  noch  300  Millionen  Fr., 
so  daß  damit  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  vollauf  bezahlt  wird.  Wir  werden 
darauf  im  folgenden  Abschnitt  zurückkommen.  Den  Gegenstand  desselben  bildet 
der  schweizerische  Handel,  welcher  ganz  und  gar  auf  den  Schultern  der  schwei- 
zerischen Industrie  steht. 

IV.    Handel    und    Verkehr. 

Im  Jahre  1890  hat  der  schweizerische  Außenhandel  mit  954  Millionen  Pr. 
Einfuhr  und  703  Millionen  Fr.  Ausfuhr  (ohne  gemünztes  Edelmetall)  seinen 
Höhepunkt  erreicht.  Als  Norm  dürfen  ca.  900  Millionen  Fr.  Einfuhr  und  ca. 
680  Millionen  Fr.   Ausfuhr   angesehen  werden,    was  auf  annähernd  3  Millionen 
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£io wohner  yertbeilt,  etwas  über  300  Fr.  Einfahr  und  230  Fr.  Ausfuhr  pro 
Kopf  ausmacht.  Nur  Holland  weist  doppelt  so  hohe  Verhält nißzahlen  auf 
(1890:  590  -f-  496).  GroßbritÄnnien  (1890:  278  -\-  '217)  und  Belgien 
(^1890:  231  -^  201)  erreichen  die  schweizerischen  Ziffern  nicht;  Frankreich 
(1890:  116  +97)  und  Deutschland  (1890:  105 -f- 84)  bleiben  weit  zurück, 
und  alle  übrigen  Länder  erreichen  kaum  100  Fr.  per  Kopf,  Ein-  und  Ausfuhr 
zusammengenommen. 

Das  will  indeß  nicht  so  viel  besagen,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen 
möchte.  Liegt  es  doch  in  der  Natur  der  Dinge,  daß  größere  Länder  über  mehr 
verschiedenartige  Erzeugnisse  verfUgen,  wirthschaftlich  überhaupt  sich  selbst  allsei- 
tiger zu  genügen  vermögen,  als  kleinere,  zamal  bei  der  heutigen,  sehr  bewußt  und 
intensiv  durchgeführten  Verselbständigungspolitik  durch  Schutzzölle  nach  außen 
und  Differentialtarife  im  Innern.  Für  die  vorhandenen  Lücken  des  einen  Landes- 
theiles  findet  sich  naturgemäß  um  so  eher  Ersatz  in  einem  andern,  je  größer 
das  ganze  Gebiet  überhaupt  ist. 

Wenn  nun  vollends  ein  kleines  Land  an  dem  allgemeinen  Kulturfortschritt 
der  Zeit  Antheil  nimmt  und  in  den  verschiedenen  Lebensgebieten  auch  nur 
einigermaßen  auf  der  Höhe  zu  bleiben  trachtet,  so  wird  die  Mannigfaltigkeit 
seiner  Bedürfnisse  stets  einen  regen  Contact  und  Verkehr  mit  den  größeren 
Kulturvölkern  und  deshalb  relativ  hohe  üandelsziffern  zur  Folge  haben.  Die 
einzigen  puncto  Handelsenergie  mit  der  Schweiz  wirklich  vergleichbaren  Länder 
sind  daher  Holland  und  Belgien.  Hollands  Handel  ist,  wie  wir  sahen,  pro  Kopf 
doppelt  so  stark  als  der  der  Schweiz,  und  wenn  der  belgische  um  etwas  weniges 
hinter  dem  unsrigen  zurückbleibt,  so  ist  dabei  nicht  zu  vergessen,  daß  die 
Schweiz  so  große  konsumunfähige  Arbeiterheere,  wie  sie  die  belgischen  Kohlen- 
und  Eisenminen  repräsentiren,  nicht  kennt.  Die  Kehrseite  davon  ist  der  völlige 
Mangel  an  mineralischen  Rohstoffen,  welcher  unsere  Einfuhr  alljährlich  mit 
60—70  Millionen  Fr.  belastet. 

Die  eigentliche  Hauptursache  der  hoben  schweizerischen  Handelsziffern  liegt 
aber  auf  einem  andern  Gebiete,  nämlich  in  der  bereits  erwähnten  Auswahl 
der  schweizerischen  Hauptindustrien  und  in  der  Stärke  ihres  Exports. 

Um  über  die  hochzivilisirten  Nachbarländer  hinauswirken  zu  können,  und 
in  überseeischen  Gebieten  mit  den  Producten  derselben  konkurrenzfähig  zu 
bleiben,  muß  die  Fracht  des  schweizerischen  Exports  auf  ein  Minimum  reduzirt 
werden.  Deshalb  repräsentiren  gerade  die  Producta  der  drei  größten  schweizer- 
ischen Exportindustrien,  Seide,  Uhren  und  Stickereien,  bei  kleinstem  Volumen 
einen  sehr  hohen  Werth.  Aehnlich  eine  Anzahl  secundärer  Exportartikel ,  wie 
Bijouterie,  Schuhe,  Farben,  Cigarren,  Chocolade  etc.  etc.  Es  sind  nun  speziell 
Seide  und  Uhren,  nebst  der  Bijouterie,  welche  nicht  nur  die  Ausfuhr,  sondern 
durch  ihren  Rohstoffbedarf  in  starkem  Maße  auch  die  Einfuhrziffern  des  schweizer- 
ischen Handels  in  die  Höhe  schrauben  In  keinem  andern  Lande  sind  diese 
beiden  hochwerthigsten  Industrien  im  Verhäitniß  zum  Gesammtverkehr  auch  nur 
annähernd  so  stark  vertreten.  Ohne  dieselben  wäre  die  Einfuhr  um  nahezu 
200,  die  Ausfuhr  um  ca.  300  Millionen  Fr.  jährlich  geringer. 

Der  stark  entwickelte  Export  erfordert  und  ermöglicht  aber  nicht  nur 
hohe  Ziffern  des  Rohstoff-,  sondern  auch  des  Lebensmittelimports.  Nach  diesen 
beiden  Seiten  wird  der  schweizerische  Handel  wesentlich  alimentirt  durch  die 
Exportindustrie  ;  nur  durch  sie  erreicht  er  so  hohe  Gesammtziffern.  Die 
Elemente,  aus  denen  sich  der  schweizerische  Waarenverkehr  zusammensetzt,  sind 
Jahr  für  Jahr  ungefähr  folgende  (Mill.   Fr.) : 
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Einfuhr      Ausfuhr 

Rohstoffe    .     .     320  85 

Lebensmittel    .     280  75 

Fabrikate  .     .     300  520 

m.  a.  W.    die  Ausfuhr  der  Fabrikate  und  der  Lebensmittel  (Käse,    condensirte 

Milch,  Vieh  etc.)    reicht   gerade   ungeführ  hin    sur  Bezahlung   des  Imports  von 

Lebensmitteln  und  Rohstoffen.    Auf  diesem  starken  Export  heruhen  somit  ^/s  des 

Imports  und  "/«   ^^^  Gesammthandels. 

Es  verbleiben  300  Millionen  Fabrikatenimport,  nur  zu  ^/i  gedeckt  darch 
die  Ausfuhr  von  Rohstoffen,  und  die  Gesammtbilanz  des  schweizerischen  Waaren- 
Verkehrs  schließt  Jahr  für  Jahr  mit  einem  Defizit  von  200 — 250  Millionen  Fr. 
oder  ca.  25  ^/o  der  Einfuhr  ab.  Selbst  angenommen,  daß  die  Einfuhrwertbe 
theilweise  etwas  zu  hoch  sind,  die  Ausfuhrwerthe  eher  etwas  zu  niedrig  an- 
gegeben werden,  so  verbleibt  doch  eine  durch  den  Export  nicht  gedeckte  Ein- 
fuhr von  200  Millionen  Fr.  jährlich.      . 

Die  Frage,  wie  dieser  jährliche  Passivsaldo  beglichen  wird,  gehört  zu  den 
beachtenswerthesten,  allerdings  aber  auch  zu  den  meistumstritteneo  wirthschaft- 
liehen  Problemen  überhaupt.  Viele  halten  es  für  ausgemacht,  daß  die  Bezahlung 
nicht  mehr  bloß  aus  den  laufenden  Einnahmen  der  schweizerischen  Volkswirth- 
schaft, sondern  nur  durch  Eingriff  ins  Nationalvermögen,  durch  Aushingabe  von 
Ersparnissen  besserer  Zeiten  möglich  sei,  daß  wir  mit  anderen  Worten  der 
Verarmung  und  Verschuldung  entgegentreiben. 

Demgegenüber  wird  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  daß  sich  dieselbe  Er- 
scheinung bei  zahlreichen  andern  Völkern  zeigt,  und  zwar  gerade  bei  den  wirth- 
schaftlich  stärksten  und  vorgeschrittensten.  Frankreich  hat  14 — 16*^/o,  Deutach- 
land seit  dem  Anschluß  von  Bremen  und  Kamburg  etwas  über  20%,  England 
ca.  25  ^/o  weniger  Ausfuhr  als  Einfuhr.  Für  keines  dieser  Länder  wird  des- 
halb auf  Verarmung  oder  Verschuldung  geschlossen  werden  dürfen.  Vielmehr 
weisen  uns  diese  Thatsachen  einfach  darauf  hin,  daß  die  Zahlungsbilanz  eines 
Landes  durchaus  nicht  identisch  ist  mit  dem  Verhältniß  seiner  Waaren-Ein-  und 
Ausfuhr,  sondern  daß  der  internationale  Verkehr  außer  diesen  handgreiflichsten 
und  sogar  statistisch  erfaßbaren  Größen  noch  ganz  andere  Verdienstquellen  er- 
schließt, daß  neben  jenen  beiden  Hauptadern  noch  unzählige  Arten  größerer  und 
kleinerer,  mehr  oder  weniger  verborgener  Kanäle  existieren,  durch  welche  einer 
hochentwickelten  Volkswirthschaft  Wohlstand  und  Reichthum  zutiiessen. 

Besonder8  darf  von  jedem  Handelsvolk  behauptet  werden,  daß  seine  Waaren- 
bilanz  in  der  Regel  passiv  ausfallen  wird,  da  es  seinen  Bedarf  nicht  ausschließlich, 
vielleicht  nicht  einmal  vorwiegend,  mit  dem  Export  seiner  Produkte  bezahlt, 
sondern  stets  mehr  oder  weniger  mit  wirthschaftlichen  Dienstleistungen,  die  es 
andern,  zumal  weniger  entwickelten  Volks wirthschaften  erweist. 

So  fügen  die  meisten  europäischen  Länder  zu  dem  ursprünglichen  Produktions- 
werth  ihres  überseeischen  Imports  und  Exports,  soviel  irgend  möglich  den  Werth 
des  Seetransports  durch  die  eigene  Rhederei  hinzu.  Dieses  Element  der  Zahlungs- 
ausgleichung fehlt  der  Schweiz  völlig,  man  müßte  denn  an  den  Grewinn  einzelner 
schweizerischer  Handelshäuser  aus  dem  Besitz  von  Schiffen  oder  schweizerischer 
Gesellschaften  aus  der  Transportversicherung ,  sowie  an  den  in  gewissem 
Sinne  analogen  schweizerischen  Transitverkehr  denken,  welcher  den  schweizer- 
ischen Eisenbahnen  für  ausländische  Güter  und  Reisende  je  ca.  5 — 6  Millionen  Fr. 
jährlich  einbringen  mag.  Im  übrigen  ist  die  Schweiz  als  Binnenland  dazu  ver- 
urtheilt,   Produktious-  plus  Transportkosten  ihre«  ganzen  ausländischen  Ver- 
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kehrs  dem  Anslande  zn  bezahlen.  Dies  allein  würde  genügen,  die  schweizerisohe 
Handelsbilanz  nm  10 — 20  ^o  ungünstiger  zu  gestalten  als  diejenige  anderer 
Länder. 

Dafür  besitzt  die  Schweiz  auf  anderem  Gebiete  einen  gewlßen  £rsatz,  näm- 
lich in  der  Fremdenindnstrie ,  welche  ihr  nicht  nur  einen  guten  Theil  ihres 
Luxus-  und  Lebensmittelimportes  bezahlt,  sondern  außerdem  den  Verkehrsanstalten, 
dem  Gasthofpersonal,  den  Führern,  Trägem,  Kutschern  etc.  für  persönliche 
Dieuste  je  und  je  erkleckliche  Summen  in  Baar  hinterläßt. 

Das  Lexikon  (Bd.  IL,  S.  313)  veranschlagt  den  Bruttonutzen  der  sog. 
Fremdenindustrie  auf  126  Millionen  Fr.,  dabei  ist  aber  der  Antheil  der  reisenden 
Schweizer  viel  zu  gering  veranschlagt.  Außerdem  ist  für  unsern  Zweck  das 
ganze  diesem  Aktivum  entsprechende  Passivum,  die  Ausgaben  schweizerischer 
Heisender  im  Ausland,  in  Abzug  zu  bringen.  Rechnen  wir  aber  auch  nur  100 
Millionen  Fr.  als  Bruttoverdienbt  von  den  Fremden,  so  ist  damit  bereits  ein  starker 
Betrag  der  Unterbilanz  des  Waarenverkehrs  beglichen. 

Freilich  bleibt  diese  Rechnung  nothwendigerweise  äußerst  unsicher  und 
problematisch.  Und  ähnliches  gilt  von  den  übrigen  Elementen  der  Zahlungs- 
bilanz vom  gesammten  Valoren  verkehr,  von  den  Zinsen  aus  fremden  Staats-, 
Eisenbahn*  und  Industriepapieren,  von  den  Einkünften  schweizerischer  Kapita- 
listen und  Industrieller  aus  fremden  Unternehmungen  oder  eigenen  Filialen  im 
Auslande.  Ueber  die  Höhe  dieser  Beträge  wollen  wir  mit  niemand  streiten.  Es 
sei  nur  erwähnt,  daß  Frankreich  seine  bezüglichen  Einkünfte  aus  fremden  Titeln 
auf  mindestens  1  Milliarde  schätzt.  Für  England  sind  dieselben  noch  bedeutend 
höber  zu  veranschlagen.  Die  Kapitalverluste  Englands  an  dem  jüngsten  Rück- 
gang der  argentinischen  Werte  wurden  beispielsweise  auf  mehr  als  1  Milliarde 
Franken  berechnet. 

Die  Schweiz  glauben  wir  nun  immer  noch  zu  den  wohlhabenden  und  gut 
wirthschaft enden  Ländern  zählen  zu  dürfen,  welche  nicht  so  ausschließlich  darauf 
angewiesen  sind,  von  der  Hand  in  den  Mund  zu  leben,  für  die  vielmehr  der 
Grundsatz  gilt:  wer  da  hat,  dem  wird  gegeben.  Für  die  fortdauernde  Gesund- 
heit und  Zahlungskraft  der  schweizerischen  Volkswirthschaft  erblicken  wir  einen 
untrüglichen  Beweis  in  dem  Vertrauen  des  Auslandes,  wie  es  sich  in  den  aus- 
wärtigen Wechselkursen  manifestirt.  Wahr  ist,  daU  die  für  uns  wichtigsten 
Kurse  —  Paris,  London,  Frankfurt,  Berlin  —  in  den  Jahren  1890  und  besonders 
1891  gestiegen  sind  und  es  ist  gar  nicbt  ausgeschlossen,  daß  dabei  neben  be- 
sondern Verhältnissen  des  Geldmarktes  die  außergewöhnlich  starken  Unter bilanzen 
des  Waarenverkehrs  der  letzten  Jahre  mitgewirkt  haben.  Im  laufenden  Jahre 
sind  die  früheren  günstigen  Kurse  aber  wieder  hergestellt.  Und  das  berechtigt, 
sofern  es  dabei  bleibt,  zu  der  Annahme,  daß  der  Ueberschuß  aller  schweizerischen 
Zahlungsverpflichtungen  über  die  Forderungen  des  Auslandes  in  der  liegel  hinreicht, 
um  das  Defizit  des  schweizerischen  Waarenverkehrs  ohne  Eingriff  in  das  National- 
vermögen zu  decken. 

Den  einzelnen  Ländern  gegenüber  darf  bei  Beurtheilung  unserer  Waaren- 
bilanzen  nicht  mecbanisch  nach  der  Werthgröße  der  Ein-  und  Ausfuhr  überhaupt 
vorgegangen,  sondern  es  muß  nach  dem  Wesen  hauptsächlich  der  Einfuhr  in  jedem 
Falle  verschieden  geurtheilt  werden.  Die  Ausfuhr  bat  ihrer  allgemeinen  Zusammen- 
setzung zufolge  ziemlich  überall  denselben  Charakter.  Nach  allen  Ländern  gehen 
vorwiegend  Fabrikate  einschließlich  der  Milchprodukte.  Dabei  ist  aber  gemäß 
4em  oben  (S.  379  f.  und  387)  Gesagten  je  nach  dem  Werthantheil  der  schweize- 
rischen   Volks  wirthschaft  wohl  zu  unterscheiden. 
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Der  Einfahr  nach  sind  scheinbar  unsre  passivsten  Bilanzen  die  mit  Italien 
für  Seide,  Wein  und  Oel,  mit  Oesterreich-Ungarn  und  Rußland  für  Korn,  mit 
Aegypten  für  Baumwolle,  mit  Brasilien  für  Kaffee  etc.  etc.  Wollten  wir  hier 
an  der  Einfuhr  sparen,  so  würden  wir  uns  offenbar  ins  eigene  Fleisch  schneiden. 
Daß  unsre  Rohseidenbezüge  nicht  einen  Verlust  bedeuten,  sondern  dank  unsrer 
Exportindustrie  einen  internationalen  Gewinn  ermöglichen,  liegt  klar  aof  der 
Hand.  Noch  mehr  gilt  dies  von  der  Baumwolle.  Aber  fast  ebensosehr  von 
unserm  Korn-,  Fleisch-,  Wein-  und  Oelimport:  das  alles  sind  Betriebskapitalien, 
welche  uns  die  fremden  Volks  wir  thschaften  Jahr  für  Jahr  darbieten,  wenn  auch 
nicht  geleugnet  werden  soll,  daß  unser  Konsum  von  Fleisch,  Wein,  Zucker  und 
andern  nicht  unentbehrlichen  Genußmitteln  sehr  hoch  ist,  und  eine  mäßige  Be- 
schränkung ohne  Nachtheil  möglich  wäre. 

Wesentlich  andrer  Natur,  qualitativ  passiver,  sind  unsre  Bilanzen  mit 
Deutschland  und  Frankreich:  hier  überwiegt  der  Import  von  Fabrikaten,  dessen 
Ursachen  in  früheren  Abschnitten  bereits  hervorgehoben  wurden,  während  statt 
dessen  der  Konsum  unsrer  eigenen  Produkte  daheim  und  draußen  weiterer 
Steigerung  fähig  wäre.  Lange  hat  sich  die  Schweiz  grundsätzlich  und  praktisch 
gegen  Schutzzölle  gesträubt.  Aber  Schritt  für  Schritt  ist  sie  durch  die  Höher- 
spannung der  Zoll  schraube  bei  den  Nachbarn  zur  Nothwehr  gedrängt  worden. 
Ihr  heutiger  Generaltarif,  obwohl  noch  äußerst  mäßig  gegenüber  den  Zolltarifen 
der  Nachbarn,  hat  sich  in  den  Verhandlungen  mit  den  Dreibundmächten  als  das 
richtige  Gegengift  erwiesen  und  gute  Dienste  geleistet.  Gegenüber  Frankreich 
wird  die  Schweiz  vielleicht  nothgedrungeu  zur  eigentlichen  Prohibition  für  eine 
ihr  gut  scheinende  Auswahl  von  Waaren  schreiten  müssen.  Bis  zum  Erscheinen 
dieser  Zeilen  dürften  die  Würfel  gefallen  und  Näheres  darüber  bekannt  sein. 

*  * 

* 

Die  starke  Entwicklung  des  schweizerischen  Handels,  verbunden  mit  dem 
bedeutenden  Fremdenverkehr,  hat  das  schweizerische  Verkehrswesen  in  allen 
seinen  Theilen :  Straßen  und  Eisenbahnen,  Post  und  Telegraph  etc.  auf  eine 
Höhe  gebracht,  die  ihresgleichen  sucht.  Als  Spezialität  der  Fremdenindustrie 
sind  die  Bergbahnen  hervorzuheben.  Im  üebrigen  sind  diese  Dinge  bekannt 
genug.  Es  soll  nur  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß  bei  der  Vergleichung^ 
mit  dem  Aunlande  allzuoft  außer  Acht  gelassen  wird,  welche  Bedeutung  für  den 
innern  Güteraustausch  sowohl,  wie  für  den  internationalen  Verkehr  der  Binnen- 
Hchifffahrt  auf  Flüssen  und  Kanälen  z.  B.  im  deutschen  und  besonders  im  fran- 
zösischen Flachlande  zukommt,  und  welchen  Vorsprung  diese  Länder  durch 
die  Ersparniß  gegenüber  der  Bahnfracht  genießen.  Diese  billige  Beförderung^ 
verbietet  sich  in  der  Schweiz,  mit  Ausnahme  des  Verkehrs  auf  den  Seen,  fast 
völlig  durch  die  Natur  ihrer  Berge  und  Flüsse.  Dafür  dürfte  die  Zeit  nicht 
mehr  ferne  sein,  wo  die  ungestüme  Kraft  unsrer  starken  Ströme,  mechanisch 
gebunden  und  elektrisch  übertragen,  einen  großen  Theil  der  schweizerischen 
P^isenbahnen  treiben  wird.  In  der  Monopolisirung  der  hiefür  am  besten  qualiii- 
zirten  Wasserkräfte  läge  zugleich  der  günstigste  Ausgangspunkt  für  die  Wieder- 
aufnahme der  vor  Jahresfrist  gescheiterten  und  doch  für  die  wirthschaftliche 
Autonomie  des  Landes  so  dringend  nötigen   Verstaatlichung  der  Eisenbahnen.  — 

Nicht  minder  empfindlich  als  der  Mangel  einer  nationalen  Tarifpolitik  ist 
der  einer  einheitlichen  schweizerischen  Diskontopolitik  und  einer  zentralisirtea 
Notenemission.  Immerhin  scheint  die  Einheit  im  Zeddelbankwesen  in  näherer 
Aussicht  zu  stehen,  als  diejenige  der  Eisenbahnen.  — 
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Die  innere  Distribution  soll  hier  nur  insofern  berührt  werden,  als 
sie  sich  von  der  Distribution  andrer  Länder  unterscheidet.  Solche  Unterschiede 
sind  durch  die  Beschaffenheit  des  Landes  in  2  Richtungen  gegeben. 

Erstens  macht  die  Gebirgsnatur  mit  ihrer  weitverzweigten  Besiedelung  das 
Hansirgewerbe,  in  den  Niederungen  vielfach  eine  wahre  Landplage,  für  weite 
Grebiete  fast  unentbehrlich,  so  daß  die  Anschauungen  über  dessen  gesetzliche 
Zuläsdigkeit  und  Behandlung  sehr  weit  anseinandergehen.  —  Als  Enriosum  mag 
in  diesem  Zusammenhang  die  Bevorzugung  ausländischer  vor  einheimischen  Handels- 
reisenden in  Bezug  anf  die  Patent taxen  erwähnt  werden,  welche  erst  vor  Kurzem 
beseitigt  worden  ist. 

Sodann  veranlaßt  der  Fremdenstroro  alljährlich  für  einige  Monate  an  sonst 
verkehrsarmen  Orten  ein  schnelllebiges,  theures  Angebot  hauptsächlich  der  feineren 
Landeserzeugnisse  und  ausländischer  Luxusartikel.  Für  eine  Anzahl  mittlerer 
oder  kleinerer  Industrien  ist  dieser  direkte  Absatz  von  wesentlicher  Bedeutung,  so- 
namentlich  ftir  Holzschnitzereien,  Bijouterie,  Musikdosen,  Spitzen,  feine  Thon- 
waaren  u.  a.  m. 

Mit  der  Fremdenindustrie  im  Gebirge  verbindet  sich  eine  weitere  Eigen- 
thümlichkeit  der  schweizerischen  Volkswirthschaft:  die  relativ  große  Rolle  der 
persönlichcL  Dienstleistungen :  das  ganze  Heer  der  Führer,  Träger,  Kutscher,  des. 
Gasthofpersonals  im  weitesten  Sinne  käme  hier  in  Betracht.  Es  ist  darauf  schon 
anläßlich  der  Erklärung  der  Handelsbilanz  hingewiesen   worden. 


Damit  sind,  abgesehen  vom  Hansfleiß  des  Einzelnen  und  der  Familien  und 
den  Dienstleistungen  des  Hausgesindes,  alle  materiell  produktiven  Elemente  der 
schweizerischen  Volkswirthschaft  berücksichtigt.  Und  wir  gelangen  zum  Schluß^ 
vor  die  Hauptfrage  nach  der  Gesammtlage  und  dem  Gesundheitszustand 
der  schweizerischen  Volkswirthschaft. 

Die  jährliche  Werthproduktion  der  Schweiz  wird  man  auf  ca.  1800  Millionen 
Fr.  veranschlagen  dürfen.  Davon  stammen  ca.  500  Millionen  aus  der  Land- 
wirthschaft,  300  aus  dem  Gewerbe,  450  aus  der  Industrie,  350  aus  Handel  und 
Verkehr  (Eisenbahnen  80,  Post  etc.  30,  sonstige  Fremdenindustrie  120,  sonstige 
innere  Distribution  120  Millionen  Fr.)  80  Millionen  aus  andern  Dienstleistungen, 
Hausfleiß  etc.,  120  Millionen  von  auswärts  arbeitenden  oder  angelegten  Kapitalien, 
Von  diesen  1800  Millionen  brauchen  wir  700  zur  Bestreitung  unseres  Netto- 
imports (ohne  den  veredelt  reexportirten  Rohstoffimport) :  500  Millionen  heften 
wir  an  unsere  Exportproduktion,  200  Millionen  begleichen  wir  auf  anderm 
Wege. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  das  alles  subjektive  Schätzungen  sind,  und 
gerade  der  letzterwähnte  Posten  beruht  auf  sehr  unsichern  Anhaltspunkten.  Wollte 
jemand  statt  120  Millionen  Fr.  Ertrag  von  auswärts  angelegten  Kapitalien  lOQ 
oder  150  Millionen  setzen,  so  würde  das  Gegentheil  schwer  zu  beweisen  sein. 
Obige  Zahlen  sollen  nur  zeigen,  wie  man  sich  etwa  die  einigermaßen  greifbaren 
Posten  einer  schweizerischen  Wirthschaftsbilanz  vorzustellen  hätte.  Es  muß  aber 
gleichzeitig  betont  werden,  daß  sich  unmöglich  alle  Leistungen  einer  Volkwirth- 
schaft  messen  und  in  Zahlen  ausdrücken  lannen;  hiefur  kommen  noch  ganz  andere 
Kräfte,  kommt  vor  allem  der  Schatz  an  Intelligenz  und  geistiger  Regsamkeit 
überhaupt  in  Betracht.  Wichtiger  als  solche  richtig  aufgehende  Rechenexempel 
ist  der  Kredit,  den  ein  Volk  kraft  seiner  wirthschaftlichen  Energie  und  Integrität 
besitzt.     Dieses  Vertrauen  des  Auslandes  in  ihre  Zahlungsfähigkeit,  d.  h.  in  ihr© 
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wirthscbaftliche  Tüchtigkeit  und  Intelligenz  besitzt  die  Schweiz  in  anareiohendem 
Maße. 

Wir  braachen  aber  auch  gar  nicht  so  sehr  darnach  zu  fragen,  was  das 
Audland  von  uns  hält.  Daß  unser  Land  nicht  gerade  am  Verarmen  ist,  das 
beweisen  näherliegende  greifbare  Thatsaohen  zur  Grentige. 

Unsere  kleinen  und  mittleren  Leute  haben  allein  auf  Sparkassen  zur  Zeit 
etwa  600  Millionen  Fr.  angelegt.  Vertreter  des  Mittelstandes  sind  bei  in-  und 
ausländischen  Gesellschaften  für  annähernd  500  Millionen  Fr.  Kapital  versichert, 
und  die  eigentliche  Kapitalisirung  dürfte  allein  in  ausländischen  Werthen  mehrere 
Milliarden  betragen.  Das  Gesam  mtver  mögen  der  schweizerischen  Volkswirthschaft 
schätzte  Prof.  Krämer  anno  1886  (Bd.  II,  S.  275)  auf  14V2  Milliarden  Fr,,  wovon 
58  Milliarden  auf  das  landwirthschaftliche,  87  Milliarden  'auf  das  übrige  Kapital 
der  schweizerischen  Volkswirthschaft  entfalleu.  Letztere  Ziffer  ist  als  ein 
Minimum  zu  betrachten,  es  werden  mehrere  Milliarden  mehr  angenommen  werden 
müssen. 

Diese  hohen  Kapitalbeträge  enthalten  aber  nur  dieFacultät  der  Produk- 
tivität. Entscheidend  ist  für  uusern  Zweck  die  Art  ihrer  Verwendung.  Ihre  Be- 
fruchtung durch  die  nationale  Arbeit  haben  wir  eingehend  erörtert.  Der  Ertrag 
dieser  Arbeit,  seine  Verwendung  und  seine  Vertheilung  ist  nun  derjenige  Pnnkt, 
auf  welchen  eigentlich  alles  ankommt.  Vom  Sparen  war  soeben  die  Rede.  Viel 
stärker  aber  drückt  es  sich  im  Verbrauchen,  in  unserm  „guten  Leben**,  d.  h. 
eben  in  unserm  relativ  starken  Konsum  aus,  daß  die  Schweiz  nicht  am  Verarmen 
ist.  Wir  lassen  darüber  folgende  Zahlen  (Kilo  bzw.  Liter  per  Kopf  der  Be- 
völkerung) sprechen: 

Brod-     Kar-        „,  .  ^.    Geflügel    ,..  ..    _    m.t  .w    w^t^        nt^.    Brannt- 
«•—.»»  *^4r.i.       Fleisch         .  •*       /ncker    TabaR    Wem        Bier      _  , 
fruclit  toffolu  etc.  wein 

Schweiz 190  374  35  1  12s  2i  70  44  3 

Großbritannien    ...  160  174  42  6  32«  Ost       2i  120  2» 

Vereinigte  Staaten    .     .  146     88  30  (10?)  24  Üb       267  81  24 

Frankreich      .      .      .      .  259  290  26  5  125  0«i  92  225  4» 

Deutschland    ....     180  530 j    i^'^)    1      I5     IO5      I5        9i     106        6 

(  Preutfsen  j 

Oesterreich-Uugarn  .     .  184  300  10  4  55  le  22*  34  4« 

Italien 139     23  8  2  35  O7  ca.  100  Os  0« 

Belgien 225  450  13  3  7u  2i  3?  186  5 

Holland 237  478  12  3  IO5  34  26  34  5 

Selbstverständlich  sind  diese  Länderziffern  ni(*.ht  ohne  weiteres  beweisend. 
Die  Unterschiede  des  Klimas  und  des  Bodens  bestimmen  großentheils  die  Aus- 
wahl der  wichtigsten  Nahrungsmittel.  Im  Norden  herrscht  als  Brodfrucht  der 
Koggen  vor,  daneben  die  Kartoffel,  von  Getränken  Sprit  und  Bier.  In  Italien 
und  Spanien,  wo  der  Wein  viel  billiger  ist  als  Bier,  erreicht  der  Weinkonsum 
die  höchsten  Zitier n.  Die  Schweiz  nimmt  nun  offenbar  in  dieser  Hinsicht  eine 
Mittelstellung  ein.  Einer  so  harmonischen  Mischung  besonders  im  Konsum  geistiger 
Getränke  erfreut  sich  kein  anderes  Volk.  Nebst  Wein,  Bier  und  Sprit  ist  auch 
noch  der  starke  Konsum  von  Obstwein  (35  Liter  per  Kopf)  zumal  in  der  Ost- 
Kchweiz  zu  erwähnen. 

Weist  nun  schon  die  Auswahl  dieser  beiden  Hauptkategorien  von  Speise 
und  Trank  (Weizen  und  Wein)  auf  eine  ziemlich  hohe  Lebenshaltung  hin,  so 
wird  dies  vollends  bestätigt  durch  den  starken  Konsum  von  Milch  (200 — 250 
Liter  per  Kopf)  und  Fleisch;  mit  letzterem  kann  sich  nur  derjenige  der  reiclisten 
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und  stärksten  Konsamenten,  England  und  Nordamerika,  messen,  während  alle 
mittelenropäischen  Staaten  im  Konsum  dieser  kostbarsten  nnd  nahrhaftesten  Lebens- 
mittel weit  hinter  uns  zurückbleiben.  Das  Gleiche  gilt  vom  Zucker;  doch  ist 
hier  zu  beachten,  daß  England  (höchster  Konsum)  gar  keinen,  die  Schweiz 
immer  noch  einen  viel  geringeren  Zoll  erhebt  als  alle  übrigen  Länder.  Auch 
bei  dem  starken  Wein-  und  Tabakkonsum  der  Schweiz  ist  der  niedrige  Zoll  ein 
wesentlicher  Punkt. 

Wichtiger  noch  als  die  absolute  Stärke  des  Konsums  ist  seine  soziale  Qualität, 
seine  Yertheilung  auf  die  verschiedenen  Bevölkerungsschichten. 

Luxus  im  großen  Stil  —  im  Groben  —  kennt  die  Schweiz  eigentlich  kaum. 
Unsere  relativ  starken  ConsumzifPern  rühren  weder  von  großem  Aufwand  der 
oberen  Zehntausend  noch  von  dem  Konsum  der  Fremden  —  der  letztere  kann 
unsere  DurchschnittszifPem  kaum  wesentlich  beeinflußen,  da  den  1100  Millionen 
Konsumtagen  der  schweizerischen  Bevölkerung  nur  6  Millionen  Fremdentage 
gegenüberstehen  —  sondern  vielmehr  von  einer  allgemeinen  relativ  hohen  Lebens- 
haltung breiter  mittlerer  und  unterer  Volksklassen.  Wein,  Zucker  u.  a.  m. 
wollen  in  der  Schweiz  durchaus  als  nothwendige  Lebensmittel  taxirt  sein. 

Auch  in  Bezug  auf  andere  Bedürfnisse,  wie  Wohnung  und  Kleidung,  Gelegen- 
heit und  Mittel  zur  Ausbildung  der  körperlichen ,  ästhetischen  und  intellectuellen 
Fähigkeiten,  geht  die  Tendenz  —  der  politischen  Richtung  und  der  Kleinheit 
des  Landes  entsprechend  —  weniger  auf  außerordentliche  Leistungen,  als  auf 
möglichste  Verbreitung  eines  fürs  praktische  Leben  brauchbaren  Mittelmaßes  in 
breiten  Schichten.  Ordentliche  Schulbildung,  gute  Lektüre  etc.  wird  womöglich 
einem  Jeden  zugänglich  gemacht. 

Auf  allen  Lebensgebieten  sind  die  Anforderungen  in  regelmäßigem  Steigen, 
und  zwar  sind  es  gerade  die  mittleren  und  unteren  Schichten,  welche  mächtig 
aufstreben  zur  Theilnahme  an  einer  materiell  und  geistig  behaglicheren  Existenz. 
Es  ist  dies  eine  Konsequenz  der  sozialistischen  Grundströmung  unserer  Zeit. 
Und  wenn  die  Stärke  dieser  Strömung  speziell  in  der  Schweiz  einen  Hemm- 
schuh der  durch  die  Zollverhältnisse  ohnehin  eingeengten  schweizerii^chen  Industrie 
bildet,  so  i>t  doch  die  Industrie  nicht  gerade  diejenige  Productionsart,  welche 
weitere  Opfer  zu  Gunsten  ihrer  Angehörigen  nicht  bringen  könnte.  Ueberdies 
ist  solchem  Kleinmuth  gegenüber  an  den  großen  Yortheil  zu  erinnern,  dessen 
sich  die  Schweiz,  und  zwar  besonders  die  schweizerische  Industrie,  trotz  der 
Niedrigkeit  unsrer  Zölle  und  sonstigen  Militärlasten  durch  den  Mitgenuß  an  dem 
unschätzbaren  Gute  des  europäischen  Friedens  erfreut.  Sind  wir  in  dicbcr  Hinsicht 
günstiger  gestellt  als  andere  Länder,  so  dürfen  wir  uns  auch  den  Opfern  nicht 
entziehen,  welche  die  Zeit  auf  anderm  Gebiete  und  für  edlere  Aufgaben  wahren 
Fortschi itts  von  uns  fordert.  Die  Schweiz  hat  viel  Bchwerere  Zeiten  glücklich 
überwunden.  Sie  wird  sich  auch  heute  nicht  die  Ehre  rauben  lassen ,  in  den 
sozialen  Kämpfen  und  Neubild nn;^en,  welche  unsere  Zeit  am  tiet't»ten  bewegen^ 
in  der  vordersten  Reihe  zu  bleiben. 

(Abgeschlossen  November  1892.) 
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Tolkszahlungsergebnlsse  vom  1.  DeMmber  1888. 


Schweiz 
Kanton 

1 

li 

|3 

X 

Schwell 

182 

3185 

400121 

637835 

2933334 

2917754 

1.  Zürich 

11 

200 

43745J   74446 

339056 

337183 

2.  BerQ 

30 

509 

(>822g 

110142 

539405 

536679 

3.  Luzern      .     .     .     • 

5 

109 

1595U 

27207 

135722 

135360 

4.  Uri 

I 

20 

2599 

3655 

17285 

17249 

Ö.  Schwyz     .      .      .      - 

6 

30 

Ü820 

10937 

5037» 

50307 

6.  Obwaldeii  .     .      .     . 

1 

7 

2402 

3440 

15030 

15043 

7.  NidwaLden     .     .     . 

1 

11 

1659 

2884 

12520 

12538 

8.  GlaruB      .     .     .     . 

1 

28 

6105 

8705 

33794 

33825 

».  Zag 

1 

U 

2846 

4670 

23123 

23029 

10.  Freibnrg   .      ,     .     . 

7 

281 

18557 

24776 

119Ö29 

119155 

11.  Solothurn.      .      .      . 

5 

132 

10917 

17842 

85709 

8Ö621 

i:J,   Basel-Stadt     .      .      . 

2 

4 

5534 

15880 

74245 

73749 

13.  Baael-Updachaft 

4 

74 

7140 

12220 

62154 

61941 

14.  SchftffliauMin  .     .      . 

6 

36 

5473 

8815 

37876 

37783 

16.  Appenzell  A.-Rh.     . 

3 

20 

8213J    12899 

54192 

54109 

16.  Appenzell  I.-Rh.      . 

1 

6 

2112 

3163 

12904 

12888 

17.  Sl.  Gallen      .     .      . 

15 

93 

34169 

50845 

229367 

228174 

lö.  Graubünden    .      . 

14 

223 

17326 

22343 

96235 

94810 

19.  Aargau      .      .      .     . 

11 

249 

27033 

41601 

193834 

193580 

l'O.  Thurgau    .      .      .      . 

8 

212 

180701   22760 

105121 

104678 

•21.  Tessin 

8 

265 

24570|   3UU82 

126946 

126751 

22.  WaaJt       .      .      .      . 

19 

38H 

35495i   55447 

251297 

247655 

23.    Wallis       .     .     . 

13 

11)5 

15461|   22051 

101837 

1019Ö5 

24.   Neuenburg      .      .      . 

Ü 

64 

1028«;   22746 

109037 

108153 

■>b.  Genf 

3 

48 

9408 

28279 

106738 

105:>U9 
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(Vergl.  den  Artikel  «Bevölkerang".) 


Protestanten 

s 

1 

CS 

S 

cd 

Andere  oder 

unbekannte 

Eonfessionen 

ja 

lO 
N 

fl 

2 

Italienisch 

Romanisch 

Andere 
Muttersprachen  i 

1716548 

1183828 

8069 

9309 

2083097 

634613 

155130 

38357 

6557 

293576 

39768 

1349 

2490 

331697 

1965 

2063 

217 

1241 

466785 

67087 

1195 

1612 

449668 

85319 

1243 

56 

393 

7734 

127336 

201 

89 

134297 

437 

497 

24 

105 

365 

16875 

1 

8 

17027 

20 

184 

16 

2 

1023 

49277 

2 

5 

49732 

156 

350 

57 

12 

335 

14706 

2 

14702 

30 

300 

7 

4 

112 

12424 

2 

12116 

14 

402 

3 

3 

25950 

7804 

13 

58 

33458 

51 

206 

96 

14 

1372 

21626 

17 

14 

22749 

125 

120 

16 

19 

18925 

100067 

125 

38 

37434 

81335 

337 

9 

40 

21655 

63706 

145 

115 

84207 

1213 

144 

3 

54 

50081 

22132 

1086 

450 

71113 

2040 

346 

57 

193 

48698 

12921 

165 

157 

61507 

303 

115 

6 

10 

32840 

4761 

28 

154 

37510 

147 

79 

7 

40 

49549 

4444 

23 

93 

53757 

71 

240 

20 

21 

673 

12213 

2 

12849 

8 

28 

2 

1 

92087 

135227 

544 

316 

225583 

471 

1461 

392 

267 

51937 

42797 

13 

63 

43671 

173 

13721 

37036 

209 

106351 

85835 

1051 

343 

192859 

465 

• 

163 

32 

61 

74219 

30210 

57 

192 

104078 

195 

271 

61 

73 

1033 

1?5279 

9 

430 

1843 

242 

124502 

71 

93 

224999 

21472 

603 

581 

23873 

218358 

3398 

49 

1977 

825 

101108 

1 

51 

32471 

68602 

883 

4 

25 

94449 

12456   740 

1 

508 

22579 

83762 

1498 

19 

295 

50975 

52297 

701 

153(; 

12317 

89111 

2579 

97 

1405 

1 

Waarenverkehr 


—      400 


Waarenverkehr 


Waarenyerkehr.  Die  folgenden  statistiBchen  Darstellungen  erheben  nur 
den  AnBpmch,  den  Leser  flüchtig  in  einigen  Richtnngen  über  den  Außenhandel 
der  Schweiz  za  oiientiren. 

I.  Spezialhandei  der  Schweiz  in  Millionen  Franken: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Total 

Unterbilanz 

1885: 

717 

670 

1,387 

47  —     66    Vo 

1886  : 

776 

669 

1,445 

—  107  —  138    7o 

1887: 

828 

672 

1,495 

151  —  184    7.. 

1888: 

821 

674 

1,495 

1477—  18     7o 

1889: 

954 

711 

1,665 

—  243  —  255    7o 

1890: 

1,002 

724 

1,726 

278  —  2775  7o 

1891: 

982 

704 

1,686 

—  278  —  288    > 

oder  richtiger  ohne  das  gemünzte  Edelmetall  (erst  seit  dem  1.  Mai  1888  ausgeschieden) : 
1889:  905  695  1,600  —  209  =  23«    7o 

1890:  954  703  1,657  —  251.^  26»    7o 

1891:  932  672  1,604  —  260  =  279    Vo 

II.  Spezialhandei,  zusammengestellt  nach  volkswirthschaftlichen  Kategorien : 


Einfuhr 
Lebensmittel . 

Rohstoffe  . 

Fabrikate . 

Total        .     . 

Ausfuhr 
Lebensmittel . 
Kohstoffe  . 
Fabrikate. 


1891  7o 

304,159,547  32«* 

322,281,031  3467 

305,950,560  328i 

904,687,487   100        954,273,276  100        932,391,138  100 


1889  7o  1890  7o 

262,168,615  2899  295,805,219  31 

350,489,188  3874  354,791,896  37i8 

292,029,684  3227  303,676,161  3l82 


73,216,996     IO55 
94,363,129     1357 
527,942,925     759 


78,822,491      II21 

85,781,981      1221 

538,208,514     7658 


80,000,257     II91 

80,432,806     II97 

511,433,872     76i« 


Total  .     .     .     695,523,050   100        702,812,986   100        671,866,935   100 
III.  Spezialhandei  der  Schweiz  mit  den  einz<3lnen  Ländern  im  Jahre  1891: 


Deutschland  . 

Oesterreich    . 

Frankreich    . 

Italien 

Großbritannien  . 

Uebriges  Europa 

Vereinigte  Staaten 

Uebrige  außereuropäische  Jjänder 


Einfuhr  aus: 

293,623,081 

86,244,092 

214,035,946 

135,990,152 

46,102,915 

93,024,986 

30,562,912 

32,807,054 


Ausfuhr  nach: 
164,045,041 

36,246,312 
124,979,356 
46,996,689 
113,095,835 
61,799,996 
71,700,449^) 
53,003,157 

671,866,935 


Total 932,391,138 

Infolge  abgeänderter  Verordnung  über  die  Deklaration  der  Herkunft^)-  und 
Bestimmung8läniler  (siehe  nachstehend)  werden  die  Ländertafeln  künftiger  Jahre 
erhebliche  Aenderungen  aufweisen  im  Sinne  stärkerer  Entlastung  der  Grenzländer. 
(Vergl.  Jahresbericht  und  Werthtabelle  der  Schweiz.  Handelsstatistik  vom  Jahre 
1891,  pag.   25). 

Verordnung  vom   13.   November  1885: 

Art.  5.  Als  Land  der  Herkunft  ist  dasjenige  Land  anzusehen,  aus 
welchem  die  gekaufte Waare  zur  Versendung  gelangt;  als  Land  der  Bestimmung 
dabjenige,  in  welches  die  Waare  verkauft  wird. 


Nach  der  ainerikaniscben  Konsularstatistik  beträg;t  die  Ausfuhr  77V«  Millionen. 
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Verordnung  vom   12.  Janaar  1892 : 

Art.  5.  Als  Land  der  Herkunft  ist  dasjenige  Land  anzusehen,  in  welchem 
die  eingefiihrte  Waare  erzeugt  ist;  als  Land  der  Bestimmung  dasjenige, 
für  dessen  Konsum  die  ausgeführte  Waare  bestimmt  ist.  Wo  das  Eine  oder 
das  Andere  nicht  hinlänglich  sicher  ist,  soll  das  entfernteste  bekannte  Durch- 
gangsland, bezw.  der  europäische  Zwischenhandels-,  Landnngs-  oder  YerschifTungs- 
platz  mit  der  Bezeichnnng  «Transit**  dekiarirt  werden  (z.  B.  Paris-Transit,  Havre- 
Transit,  Hamburg-Transit  etc.) 

Art.  9.  Die  Deklaration  erfolgt  schriftlich  durch  den  Waarenführer 
nach  einem  vom  Zolldepartement  aufzustellenden  Formular ;  bei  der  Ausfuhr  kann 
der  Versender  zur  Ausstellung  der  Deklarationen,  bei  der  Einfuhr  der 
Empfänger  zur  Ergänzung  bzw.  Berichtigung  mangelhafter  Deklarationen 
angehalten  werden. 

IV.     Wichtigste  Einfuhrartikel  im  Jahre  1891  nach  dem  Werthe  geordnet 
bis  zu  1   Million  Franken 
Getreide Fr. 

Hievon:  Weizen „ 

Hafer * 

Mais 

Gerste « 

Reis,  ungeschält , 

Seide  und  Floretseide,  gezwirnt « 

Gold  und  Silber,   unbearbeitet  utid  in  Münzen 

Hievon:  Gold-  und  Silbermünzen « 

Steinkohlen,  Coaks,  Briquettes 

Hievon:  Steinkohlen 

Hriquetes 

Coaks     

Braunkohlen 

Baumwolle,  roh  und  Abfälle 

Wollgewebe,  gebleicht,  gefärbt,  bedruckt  etc 

Ochsen  und  Stiere 

Seide  und  Floretseide,  roh,  ungezwimt 

Eaffe,  roh 

Maschinen  (mit  Ausnahme  der  Lokomotiven) 

Mehl,  Graupe,  Gnes,  Grütze,  Beis,  geschält  .... 
Hievon:  Mehl       

Hartweizengries 

Reis,  geschält 

Bijouterie,  Quincaillerie,  gemeine  und  feine 

Hievon:  Bijouterie,  echt 

Quincaillerie,  gemeine  und  Kurzwaaren     .     .    . 

Bijouterie,  falsch 

Eisenbahnschienen,  Fagon eisen  etc.,  grobe  Dimensionen 

Peign^e  (gekämmte  Floretseide) 

Rohzucker,  Pil^,  Abfallzucker 

Leder  aller  Art 

Kleidungsstücke  etc.,  aus  Wolle  und  Halbwolle 

Seidencocons  und  Seidenabfalle 

Malz 

Schweine  und  Ferkel 

Petroleum  und  andere  Mineraloele 

Baumwollgewebe,  glatte,  geköperte,  roh 


110,178,381 

87,406,783 

10,536,469 

6,!284,801 

3,252,096 

1,131,536 

69,825,332 

68,001,470 

49,855,200 

39,371,961 

29,292.576 

5,265,378 

3,789,256 

1,024,751 

34,642,644 

29,575,000 

24,630,315 

23,569,353 

18,961,530 

15,323,939 

15,148.236 

8,640,525 

3,906,490 

1,750,116 

13,734,208 

6,589,755 

5,814,250 

1,023,002 

13,069,026 

12,771,200 

12,199,838 

10,636,720 

9,850,400 

9,084,720 

8,533,929 

8,116,555 

8,056,987 

7,977,912 
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Bücher,  Karten,  Musikalien Fr.  7,933,030 

Wolle,  roh  und  gewaschen;  Abfälle,  Kaostwoile     .,    .     .  ,  7,827,380 

Bauinwoll^jewebe,  gebleichte,  gefärbte,  bedrückte     ...  „  7,398,410 

Gewebe  aus  Seide  und  Halbseide „  6,750,176 

Oele,  nicht  mineralische,  in  Fäßem „  6,198,505 

Waaren  aus  Schmiedeisen  etc.,  gemeine,  roh  etc.     ...  „  5,990,900 

Eier „  5,792,720 

Leinen-  und  Jutegewebe,  feine „  5,655,810 

Pferie  und  Maultiere „  5,186,797 

Bänder  und  Posamentirwaaren  von  Seide  und  Halbseide    .  «  4,727,517 

Eisenblech  unter  3  mm  Dicke ^  4,692,960 

Kühe  und  Rinder „  4,622,701 

Zucker,  raffinirt;  in  Hüten,  Platten,  Blöcken      ....  ,  4,527,222 

Schuhwaaren,  feine  mit  Ledersohle „  4,496,976 

Bruchsteine,  Gyps  und  Kalksteine,  roh,  Lehm  etc.  ...  ^  4,444,526 

Rohtabak,  Abfälle,  Saucen „  4,414,960 

Taschenuhren,  fertige  Werke,  Schalen „  4,251,787 

Kupfer  und  Mesbing,  gewalzt,  etc „  4,194,050 

Gemusterte,  brochirte  und  sammetartige  Baumwollgewebe .  ^  4,090,920 

Bau-  und  Nutzholz,  gesägt  (eichenes  u.  Fournire  ausgenommen)  „  3,963,514 

Geflügel,  getödtetes  und  Wildpret „  3,842,210 

Butter „  3,838,735 

Kleidungsstücke,  etc.,  aus  Baumwolle  etc „  3,835,600 

Stroh,  Bast  etc.,  gefärbt,  gesponnen  etc „  3,798,080 

Putzmacher  waaren  und  ausgerüstete  Hüte „  3,744,029 

Eisenbahnschienen,  Fa^oneisen  etc.,  feine  Dimensionen,   de- 

capirte  Bleche „  3,722,616 

Wollene  Bänder  und  Posamentirwaaren „  3,714,314 

Alkohol  etc.,  in  Fäßern „  3,702,850 

Brennholz,  Torf,  Gerberrinde  etc „  3,696,444 

Roheisen,  Alteisen „  3,540,615 

Wolle,  gemalen,  gefärbt,  gekämmt „  3,523,500 

Wirkwaaren,  genäht  und  ungenäht,  aus  Wolle  ....  ,  3,448,700 

Kleidungsstücke  etc.,  aus  Seide  und  Halbseide    ....  „  3,236,110 

Cacaobohnen  und  Cacaoschalen „  3,087,904 

Wollgarn  (Streichgarn  und  Kammgarn),  gebleicht,   gefärbt  „  2,971,955 

Gemüse,  frische,  andere  als  Kartoffeln „  2,940,048 

Kartoffeln „  2,930,577 

Anilin  und  Anilin  Verbindungen  zur  Farbenfabrikation    .  „  2,865,900 

Jungvieh,  ungerschaufelt „  2,820,840 

Fleisch,  geräuchert  etc.,  auch  in  Büchsen                  ...  „  2,721,920 

Südfrüchte „  2,698,845 

Waaren  aus  Schmiedeisen  etc,  feine  etc „  2,673,461 

Häute  und  Felle,  rohe „  2,639,085 

Lederwaaren,  fertige,  (Schuhwaaren  ausgenommen)  ...  „  2,636,963 

Feine  Teppiche ,  2,571.276 

Vorgearbeitete  Maschinentheile „  2,561,360 

Schweineschmalz „  2,517,519 

Abfälle,  anim.,  vegetab ,  mineralische;  Kleie  etc.     ...  „  2,421,216 

Kün.stliche  Farben  aus  Steinkohlen theer  etc „  2,408,100 
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-Gezwirnte  Daumwollgame,  roh  and  gebleicht      ....  Fr.  2,289,300 

-Geschnittenes  Eichenholz  and  rohes  Faßholz       ....  ,  2,215,.^40 

Uievon  tceschniiteaes  Eichenholz .  l,93li,704' 

.Schafe  und  Ziegen 2,180,338 

Baumwollgarne  Auf  Spuhlen  nnd  mehrfach,  getXrbtin  Strängen  ,  2,1 66,360 

Waaren  aus  Scbmiedeisen,  etc.,  ganz  grobe,  rohe     ...  .  2,löl,900 

Nicht  beeunders  genannte  zubereitete,  chemiaohe  Httlfwtoffe  .  2,131,050 

iSeifen,  gewöhnliche 2,033,520 

P&pier,  mehrfarbiges;  Tapeten, Etiqnetten,  etc.,  Coaverts, etc.  ,  2,015,950 

Fleisch,  frisch  geschlachtetes 1,969,050 

Bobe  chemische  HulfsstoiTe,  (Gummi,  Harze,  Schwefel,  Theer, 

Pecb  etc.) ,  l,9(i2,724 

Shawl«  und  Schärpen  etc.,  aas  Baamwolle,  Seide,  Wolle  .  ,  1,950,690 

Drechalerarbeiten,  {x>lirt,  bemalt  etc.,  und  HolzBchnitzereien  .  }, 947,960 

Oigarren  und  Cigarretten ,  1,945,600 

Feldgewächae  etc.,  frische;  Sämereien ,  1,910,551 

Trnubeu,  frische  und  eingestampfte „  1,863,591 

Möbel  etc..  pclirt,  gepolstert,  etc .  1,861,150 

Bestandtheile  vun  Taschenuhren,  Rohwerke ,  1,613,080 

Käse „  1 ,802,350 

Zucker  in  Würfeln  und  fein  gepulvert      ......  .  1,776,367 

Wissenschaftliche  Instrumente  und  Apparate ,  1,768,375 

EisenrChreu,  gezogene,  rohe  .    ' .  1,699,860 

Wirkwaaren.  genäht  und  angenäht  antt  Baumwolle       .  .  1,690,830 

Amliing,  Dextrin;  Stärkefabrikato  etc.        .....     .  „  1,688,316 

HandeUdlinger,  aurgeschloseen ,  1,678,392 

Heu,   Laub.  Schilf,  Stroh ,  1,668,489 

Fri^cbe  Fiscbe 1,659,000 

ScUuhwaaren  aus  Leder,  grobe .  1,636,200 

Pack    ui"l  Löschpapier,  gemeines.  Wachs-  und  Theerpapier ; 

Druck-  und  Schreibpapier,  Seidenpapier,  einfarbig    .  ,  1,587,120 

Feine  Töpferwsaren  u.  feines  Steingut,  Fayence  u.  Porzellan  „  1,557,940 

Backsteine,  Röhren,  Fliesen,  Plattenetc.,  roh,  feuerfeste  Steine  .  1,529,928 

Hopfen .  1,526,760 

-Glatte,  roher  BanmwolltUll 1,526,000 

Bau-  und  Nutzbolz,  Flechtweiden,  roh,  fiebsteoken       .     .  ,  1,481,250 

Farbstoffestrakte ,  1,469,220 

Bettledern ,  1,420.200 

Kleidungsstücke  etc.,  ans  Leinen .  1,408,600 

Zinu  in  Barren  etc ,  1,389,050 

Bier  und  Malzextrakt  in  FSßern ,  1,341,026 

Buchbinder-  und  Cartonnagearbeiten      .     .     .      .      .     .     . ,  1,336,400 

Wein  in  Flaschen 

Paraffin,  Schwefelätber,  Arsensänre  etc. 
Baumwollene  Bänder  und  Posamentirwaarefi  . 

Handschuhe,  lederne 

Eise nguL( waaren,  grobe 

Federt  rieb  obren,  Musikwerke  ood  fertige  Beetsodtll 
■Obst,  gedörrt  oder   getrocknet;    eingeHtampflo  T 

Destillation 
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Talg,  Thran,  Degras  etc.,  Walrat .  Fr.  1,245,930 

Kapferschmied-,  Roth-  nnd  Gelbgießerwaaren      ....  y,  1,237,540 

Zink,  gewalzt  etc 1,229,908 

Farberden,  FarbhOlzer,  Farbbeeren-,  Rinden-  a.  Wurzeln  etc., 

roh 1,226,408 

Blasen,  Därme,  Käselab „  1,203,000 

Flachs,  Hanf,  Jnte,  etc.,  roh  etc „  1,193,265 

Packtnch  ans  Leinen,  Hanf,  Jnte  etc „  1,191,860 

Spielzeug „  1,181,000 

Denaturirter  Sprit „  1,171,084 

Lebendes  Geflügel ^  1,163,560 

Obst,  genießbare  Beeren,  frisch „  1,129,304 

Nähseide,  Stickseide,  Cordonnet  etc.            ^  1,061,387 

Portlandcement „  1,055,580^ 

Seidene  Stickereien  nnd  Spitzen ^  1,055,355 

üngamirte  Hüte „  1,049,505 

Grobe  Leinen-  und  Jutegewebe «  1,035,210 

Holzschnitte,  Stiche,  Photographien,  Gemälde  etc.    ...  „  1,027,660 

Handelsdünger,  etc.,  roh;  Abfallschwefelsäure      ....  ..  1,007,752 

Wichtigste   Ausfuhrartikel  im  Jahr  1891. 

Taschenuhren  und  Bestandtheile Fr.  97,40H,135 

Hievon:  Silberuhren ,  40,587,714 

Golduhren ,  34,113,685 

Nickeluhren ,  14,695,365 

Chronographen,  Repetiruhren  etc «  1,044,143 

Fertige  Werke  für  Taschenuhren ,  2,724,730- 

Fertige  Gehäuse  tür  Taschenuhren ,  1,177,297 

Bestandtheile  und  Rohwerke „  3,034,095 

Seidengewebe „  86,713,913 

Hievon:  Reinseidengewebe 65,907,992 

Halbseidengewebe „  15,879,025 

Beutelluch ,  4,382,658 

Stickereien  und  Spitzen  aller  Art „  79,915,177 

Hievon:  Baumwollene  Maschinenstickereien „  62,961,643 

Kettenstich-Stickereien ,  8.864,498 

Seidenstickereien „  6,684,477 

Seide  und  Floretseide  gezwirnt;  Nähseide  etc,.  roh       ...  „  50,176,956 

Hievon:  Organzine  und  Trame ,  27,258,047 

Floretseide  gezwirnt „  20,995,202 

Käse „  38,613,946 

Edelmetall,  ungearbeitet  oder  gemünzt „  37,120,117 

Hievon :  Silber  in  Münzen ,  29,712,419 

Gold  in  Münzen „  2,277,249 

Baumwollgewebe,  gebleichte,  buntgewebte,  gefärbte,  bedruckte  „  34,668,753 

Hievon:  bedruckte ,  15,905,958 

buntgewebte 11,929,459 

Seidenbänder „  31,628  100 

Hievon:  Haibseidenbänder ,  26,716,175 

Maschinen  und  fertige  Theile „20,119,148 

Hievon:  Müllerei-  und  landwirthschaftliche  Maschinen      .    .  ,  3,198,620 

Webstühle  und  Webereiniaschinen ,  1,964,185 

Baumwollgame,  einfach,  roh „  15,958,286 

Hievon:  grobe ,  10.619.589 

Condensirte  Milch .     .  „  14,855,914 
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Thecrfarben Fr.  9,791,451 

Kühe  und  Binder .  9,613,494 

Baamwollgewebe,  rofae,  glatte 8,865,268 

Hievon:  grobe                                                                                              .  e.fölJlS 

Wollenes  Eammgftra,  roh 8,086,460 

HSüte  nnd  Falle,  rohe 7.700,639 

Wirkwaaren  aller  Art 7,373,720 

Baumwollene  Plattstiohgewebe,  broohirte,  gemusterte  u,  aammet- 

artige  Gewebe 5,532,383 

Seide  und  Floretseide,  geßrbt 5,466,647 

Fleisch,  frisch  ge«obl«thtetw „  4,431.250 

Seide  (Grßge)  und  Floretaeide,  einfeoh „  4,336,937 

Schuhwaaren,  feine,  mit  Ledereohle ,  4,250,800 

Baumwollgarn,  geiärbt 4,022,607 

Bijouterie,  echt 3,.'J15,704 

Tressen  aus  Stroh ,  3,367,904 

Feine  Strohwaaren 3,321,746 

Bucher- 3,301,162 

Musikwerke 2,992,426 

Obst,  genießbare  Beeren,  frisch 2,883,546 

Seideuabfdlle  und  Cocons „  2,867,885 

Kindermehl 2,736,203 

Gold  und  Silber,  gewalzt  etc 2,729,496 

Wolle,  roh,  Abffille,  KnnstwoUe 2,537,016 

Ohocolade,  OacaopnlTer ,  2,523,556 

Shawie  und  Schärpen  etc.,  aus  Banmwolle,  Seide,  Wolle       .       „  2,507,710 

Elastische  Gewebe 2,385,145 

Leder  aller  Art 2,257,200 

Bretter,  weielihölzerne 2,189,950 

Alkohol  etc.,  auch  in  Flaschen 2,151,127 

Hievon:  Wermuth .  1,001.986 

Liqueurs .  692,818 

Schmiedeiaerne  Waaren  etc.,  gemeine,  roh  etc ,  2,095,332 

HoIZBtiche,  Schnitte,  GemKlde  etc 2,075,069 

C'igarren  nnd  Cigaretten ,  1,960,934 

Jungvieh,   ungesohaufelt .        ,  1,860,953 

Wollgewebe,  gebleicht,  gefärbt,  bedruckt „  1,860,567 

Kleidungsstücke  etc.,  aus  Seide  etc „  1,852,448 

Faserstotfe  zar  Papioiiabrikation 1,741,812 

Floretseide,  gekämmt  (Peign^e) 1,719,930 

Mehl 1,703,360 

Farbstofiextrakte .        ,  1,634,822 

Uaumwollabfälle 1,499,841 

Wissenschaftliche  iDstruraente  und  Apparate ,  1,479,321 

Pferde .  1,458.036 

ührenxteiue 

Aluminium 

Bau-  und  Nutzholz,  roh 

£leie  und  andere  Kraftfutter 

Butter 
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Zuckerbäckerwaaren  und  andere  feine  Esswaaren      ....  „  1,089,360 

Ochsen  und  Stiere        ^  1,067.490 

Baumwollgarne,  gezwirnt,  roh,  u.  gebleicht,  einfach  u.  gezwirnt  ^  988,195 

Wollgewebe,  roh „  951,320 

Brennholz  und  Holzkohlen „  944,711 

Hute,  garnirt „  906,466 

Asphalt ...  „  903,602 

Hüte,  ungamirt „  901,667 

ührenmacherwerkzeuff „  892,094 

Wein 884,471 

Lumpen .  „  872,878 

Quincaillerie  und  gemeine  Kurzwaaren      .......  „  832,580- 

Baumwollene  Bänder  und  Posamentirwaaren ^  822,200 

Holzschnitzereien  und  Drechslerarbeiten „  811,822 

Seide  und  Floretseide  auf  Spuhlen  etc „  774,034 

Alcaloide 761,438 

Treibriemen  and  Kratzen „  682,214 

Bier „  656,975^ 

Leim  und  Gelatine ,  656,749 

Schmiedeiserne  Waaren  etc.,  feine,  polirte,  vernickelte,  email- 

lirteetc 630,140- 

Druck-  und  Schreibpapier  etc.,    einfarbige „  626,228 

Leinengewebe,  feine „  541,286 

Wollgarne  auf  Spuhlen  etc.,  gefärbt „  529,195 

Kupfer-  und  Messingbruch „  504,800 

Wasserkräfte  der  Schweiz.  Mittelst  folgender  Eingabe  vom  Frühjahr 
1891  hat  die  Schweizerische  Gesellschaft  „Frei-Land*'  bei  den  Bundesbehörden 
die  Monopolisirung  der  Wasserkräfte  angeregt  : 

1)  Wir  erwarten  eine  gründliche  Besserung  der  sozialen  Mißstände,  ein  allmäliges 
Verschwinden  der  wirthschaftlichen  Krisen,  und  eine  gerechtere  Vertheilung  des  Nutzens 
aus  der  Produktion  nur  von  der  Ueberführung  der  Naturkräfte  aus  dem  Privatbesitz 
in  das  Eigenthumsrecht  der  Volksgemeinschaft.  Wenn  nun  die  Ueberführung  der  Rente 
von  Grund  und  Boden  aus  den  Händen  der  kleinen  Zahl  von  wirklichen  Privat- 
Grundeigenthümem  und  der  Hypothekargläubiger  an  den  Staat  aus  naheliegenden 
Gründen  noch  in  weiter  Feme  liegen  mag,  so  müssen  wir  um  so  mehr  die  Durch- 
fQhrung  unserer  Prinzipien  bei  jenen  natürlichen  Produktionsfaktoren  anstreben,  die 
jetzt  noch  ungeschmälertes  Eigenthum  des  gesammten  Schweizervolkes  sind,  und  hiezu 
gehören  in  erster  Linie  die  Wasserkräfte  -  soweit  dieselben  nicht  jetzt  schon  durch 
Konzessionen  an  Privat-Untemehmer  übergegangen  sind. 

2)  Diese  Wasserkräfte,  welche  nach  einer  Statistik  des  Herrn  Hob.  Lauterburg  in 
Bern  viele  Millionen  von  Pferdekräflen  darstellen,  haben  infolge  der  neuesten  tech- 
nischen Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Kraftübertragung  mittels  Elektrizität  und 
Druckluft  eine  für  die  wirthschaftliche  Entwicklung  der  Schweiz  hochwichtige  Bedeutung 
erhalten.  Die  Nachricht,  daß  an  der  elektrischen  Ausstellung  in  Frankfurt  a.  Main  die 
Triebkraft  für  die  ausgestellten  Maschinen  von  einer  185  Kilometer  weit  entfernten  Ort- 
schaft im  Neckarthaie,  —  auf  eine  Entfernung  gleich  derjenigen  von  Andermatt  nach 
Basel  —  elektrisch  geleitet  werden  soll,  daß  es  ferner  in  Oerlikon  gelungen  ist,  mittels 
hochgespannter  Kraftströme  die  motorische  Kraft  des  fallenden  Wassers  ohne  namhaften 
Verlust  auf  größere  Distanzen  zum  Betrieb  von  Maschinen-  und  Beleuchtungszwecken 
zu  benutzen,  endlich  die  gelungene  Kraftübertragung  und  Kraftvertheilung  durch  Druck- 
luft in  Paris  —  alle  diese  Thatsachen  müssen  jedem  denkenden  Menschen  die  hohe- 
Bedeutung  der  schweizerischen  Wasserkräfte  klar  machen. 

Bislang  war  unser  Land  arm  an  Mineralschätzen;  wir  besitzen  kein  ausbeutungs- 
fähiges Lager  an  Steinkohlen.  Wir  sind  darauf  angewiesen,  die  motorische  Kraft  zum 
Betriebe  der  Eisenbahnen,   Fabriken  mit  theurem   Gelde   vom  Ausland   zu  beziehen. 
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Erreichte  doch  die  Emfnhr  von  Steinkohlen  im  Jahre  1889  die  Summe  von  28  Millionen 
Franken.  Aber  auch  abgesehen  von  diesem  enormen  Tribut,  den  unsere  Industrie  und 
unsere  Verkehrsanstalten  jährlich  an  das  Ausland  entrichten  müssen,  sind  wir  durch 
diesen  Umstand  in  eine  abhängige  Stellung  zum  Ausland  gerathen.  Störungen  des  inter- 
nationalen Verkehrs,  Strikes  von  Grubenarbeitern,  Ausbruch  von  Krieg,  vermögen  sogar 
unsere  Dampfmaschinen  und  damit  Verkehr  und  Industrie  zum  Stillstand  zu  bringen. 
Mit  einem  Schlage  öffhet  sich  nun  die  Aassicht  auf  einen  noch  ganz  unübersehbaren 
Zuwachs  unseres  Nationalreichthums  in  der  Nutzbarmachung  der  immensen  Wasserkräfte 
und  damit  eine  gänzliche  Verschiebung  der  Bedingungen  zur  gesammten  wirthschafl- 
lichen  Produktion  zu  Gunsten  der  von  allen  Seiten  durch  schwere  Zollschranken  ge- 
hemmten und  bedrohten  Schweiz.  Wenn  es  wahr  wird,  daß  die  nie  versiegende  gewaltige 
Kraft  unserer  Alpenströme  durch  Turbinen  gefesselt,  mittels  Dynamo-Maschinen  in 
Elektrizität  umgewandelt  und  fortgeleitet  und  an  einem  entfernten  Ort  zum  Betrieb  von 
Fabriken,  ja  selbst  von  Lokomotiven  verwendet  werden  kann,  wenn  es  thatsächlich 
möglich  ist,  z.  B.  die  Wasserkräfte  der  Reuß  von  Andermatt  bis  Flüelen  in  den  industrie- 
reichen Städten  der  schweizerischen  Hochebene,  nach  Zürich  und  Basel,  zu  leiten  und 
daselbst  technisch  zu  verwerthen,  dann  gehört  ja  unser  Land  plötzlich  zu  den  reichsten 
der  Erde.  Dann  werden  die  ungezählten  Stromschnellen  und  Abstürze  unserer  Gebirgs- 
flüsse,  die  stillen  Alpenseen,  die  bis  jetzt  nur  das  Auge  des  staunenden  Wanderers  zu 
entzücken  vermochten,  zu  eben  so  vielen  Quellen  unseres  Nationalreichthums.  Wir 
sehen  die  Zeit  kommen,  da  die  elektrischen  Kraflleitungen  unseren  Erdboden  durch- 
ziehen werden,  wie  jetzt  die  Telegraphendrähte  die  Lutt,  die  Gas-  und  Wasserleitungen 
den  Untergrund  der  Städte,  da  jedem  Handwerker,  Gewerbtreibenden  und  Fabrikanten 
die  Möghchkeit  geboten  ist,  mittels  Druck  auf  den  elektrischen  Knopf  die  ihm  noth- 
wendige  und  nützliche  Kraflleistung  zu  erhalten,  Lasten  zu  heben,  Maschinen  in  Be- 
wegung zu  setzen,  Vehikel  mit  elektromotorischer  Triebkraft  zu  versehen  u.  s.  w. ; 
denn  noch  ganz  unübersehbar  sind  die  Fortschritte  und  Umwälzungen  auf  dem  Gebiete 
der  Industrie,  besonders  der  Metallurgie,  welche  durch  die  elektrischen  Kraflströme 
herbeigeführt  werden,  sofern  dieselben  überall  ohne  große  Kosten  zur  Verwendung 
kommen  können. 

3)  Allein  dieses  schöne  Zukunftsbild  droht  verdüstert  zu  werden.  Angesichts  der 
entfesselten  Privalspekulation,  welche  sich  infolge  dieser  neuesten  Wendung  der  Dinge 
auf  die  Ausbeutung  der  Wasserkräfte  wirft,  ist  für  jeden  wahren  Patrioten  die  Frage 
wohlberechtigt,  ob  dieser  neueste  Fortschritt  des  menschlichen  Erfindungsgeistes  dazu 
dienen  wird,  das  ganze  Schweizervolk  zu  beglücken  oder  ob  derselbe  auch  nur  —  wie 
die  Erfindung  der  Dampfmaschine,  der  Eisenhahnen  —  bewirken  wird,  daß  nur  wenige 
auf  Kosten  des  ganzen  Volkes  reich  werden  V 

Es  ist  sicherlich  die  höchste  Zeit,  daß  die  kantonalen  und  eidgenössischen  Vertreter 
und  Führer  des  Volkes  jetzt  schon  mit  aller  Energie  zu  verhüten  suchen,  daß  der  Reich- 
thum,  der  in  den  Wasserkräften  liegt,  in  die  Hände  gewinnsüchtiger  Privatspekulation, 
an  das  tributheischende  Großkapital,  an  die  Börse  veräußert  werde,  und  alles  aufbieten, 
daß  dieser  Reichthum  dem  ganzen  Volke  fi'ir  alle  Zukunft  erhalten  bleibt.  Wohin  in 
solchen  Dingen,  das  „Laisser  faire  et  laisser  aller*^  führt,  hat  das  Schweizervolk  in  den 
letzten  vierzig  Jahren  genügend  erfahren.  Es  giebt  heute  wohl  keinen  einzigen  Staatsmann 
und  Patrioten,  der  nicht  einsähe,  daß  es  ein  gewaltiger  Fehler  war,  als  man  den  Bau 
und  Betrieb  der  Eisenbahnen  der  Privatspekulation  überlassen  hat.  Die  ungezählten 
Millionen,  welche  uns  diese  Erfalirung  gekostet  hat,  sollten  uns  nun  auch  davor  be- 
wahren, bei  der  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  in  den  gleichen  Fehler  zu  verfallen. 

4)  Im  Verzuge  liegt  Gefahr.  Fast  in  jeder  Zeitungsnummer  erhalten  wir  Kenntniß 
\on  neuen  Gesuchen  um  Konzessionirung  von  Wasserkrätlen,  mit  welchen  einzelne 
Private  und  Aktiengesellschaften  bei  den  Kantonsregierungen  und  Gemeinden  einkommen. 
Mögen  auch  als  Gründer  solcher  Aktiengesellschaften  unsere  eigenen  Landsleute  sich 
nennen,  sicher  ist,  daß  hinter  denselben  mächtige  Kapitalgesellschaften  des  Auslandes 
stehen,  die  den  Augenblick  kaum  erwarten  mögen,  bis  sie  ihre  mächtige  Hand  auch 
über  diesen  Landesreichthum  geschlagen  haben.  Leider  sind  nun  die  kantonalen  Gesetze 
über  das  Wasserregal  sehr  mangelhaft.  Fast  überall  sind  die  W^isserkräfte  herrenloses 
Gut,  jeder  Kanton  resp.  jede  Gemeinde  schaltet  und  waltet  darüber,  wie  es  ihnen  gut 
scheint,  die  Konzessionen  werden  gegen  einige  schutzende  Vorschriften  nach  den  Wasser- 
baupolizeigesetzen und  gegen  ein  Linsengericht  einer  jährlichen  Konze?sionsj?ebühr,  in 
einigen  Kantonen  sogar  unentgeltlich  losgeschlagen;  und  so  geht  Stück  um  Stück 
unserer  schweizerischen  Wassergefalle  auf  ewige  Zeiten  -  nur  wenige  Kantone  haben 
die  Konzession    auf   eine  bestimmte  Zeit   beschränkt   (Aarjrau  auf  90  Jahre)  —    in  die 
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Hände  der  PriTatspekuIation  über.  Und  wenn  einmal  die  Zeit  kommt,  da  das  ganze 
Volk  dieses  Geschenk  zurückverlangt,  dann  werden  die  Inhaber  von  «verbrieften  und 
wohlerworbenen  Rechten'  sprechen  und  sich  nur  gegen  große  Summen  dieselben  ab- 
kaufen lassen. 

Welches  ist  nun  die  Folge,  wenn  unsere  kantonalen  und  eidgenössischen  Behörden 
diesem  «Verschachern*  unseres  Nationalreichthums  müßig  zuschauen  ?  Es  ist  dies  wohl 
nicht  schwer  voraus  zu  sagen,  wir  haben  die  bitteren  Erfahrungen  eines  solchen  Gehen- 
lassens  im  Eisenbahnwesen  vor  Augen.  Vorerst  wird  die  Ausbeutung  der  Gefälle  eine 
durchaus  irrationelle  sein;  statt  einheitlicher  Anlagen  nach  wohldurchdachtem  Plane 
nichts  als  eine  verkümmerte  Zerbröckelung  der  Gefälle.  Aber  dies  ist  ja  nur  ein  unter- 
geordneter Nachtheil  der  Privaten  Ausbeutung  der  Wasserkräfte.  Der  Hauptschaden 
trifift  das  ganze  gewerbetreibende,  produzirende  Volk,  das  für  jede  Kraflleistung,  für 
jede  elektrische  Glühlampe  jenen  Privatbesitzern  der  Wasserrechte  eine  Steuer  bezahlen 
muß.  Die  reichen  Kapitalisten  sichern  sich  den  Besitz  der  Aktien  und  erheben  von  der 
Arbeit  einen  Tribut,  warum?  weil  sie  ja  Aktionäre  sind,  und  weü  es  im  Jahre  1891 
noch  keine  Gesetze  gab,  welche  die  Verschacherung  der  Wasserkräfte  an  Private  und 
Aktiengesellschaften  verhinderten.  Sollte  der  großartige  technische  Fortschritt  auf  dem 
Gebiete  der  elektrischen  Kraftübertragung  nur  nach  dieser  Richtung  ausgebeutet  werden, 
dann  wäre  der  Gewinn  des  Schweizervolkes  an  demselben  ein  ganz  minimer,  ja  geradezu 
ein  illusorischer  :  der  Unterschied  gegen  jetzt  wäre  etwa  der,  daß  der  Gewerbetreibende 
per  Pferdekraft,  welche  er  in  seiner  Fabrik  oder  Werkstätte  benützt,  eine  Kleinigkeit 
weniger  bezahlen  müßte,  als  jetzt  bei  Dampfbetrieb,  und  daß  die  gewaltigen  Summen, 
welche  wir  heute  für  Steinkohlen  in*s  Ausland  Schicken,  am  Ende  des  Jahi'es  nur  in 
Form  von  Aktiendividenden  nach  Berlin.  Frankfurt,  Paris  und  London  abflössen. 

Von  Vergrößerung  des  Nationalreichthums,  Förderung  der  Produktion,  Erleichterung 
der  Konkurrenz  unserer  Industrie  auf  dem  Weltmarkte  ebenso  wenig  eine  Spur,  als 
von  einer  allgemeinen  Besserung  unserer  wirthschafLlichen  und  sozialen  Zustände.  Sollte 
es  darum  geschehen,  daß  unsere  obersten  Behörden  den  günstigen  Augenblick  verpassen 
und  der  privaten  Ausbeutung  der  Wasserkräfte  nicht  den  Riegel  stecken,  dann  wäre 
uns  besser,  daß  die  tosenden  Wasserfalle  noch  weiter  ungefesselt  am  Felsabhang  zer- 
stäubten und  die  reißenden  Bergströme  ungehemmt  von  Felsblock  zu  Felsblock  sprängen. 

5)  Aber  muß  es  denn  so  sein,  daß  die  Gesetzgebung  hinter  dem  technischen  und 
sozialen  Fortschritt  um  Jahrzehnte  zurückbleibt?  Ist  es  denn  nicht  möglich,  die  kantonalen 
und  eidgenössischen  Grundgesetze  derart  umzugestalten,  daß  die  Fortschritte  der  Wissen- 
schaft und  der  Technik  zu  Nutz  und  Frommen  des  ganzen  Volkes  ausgebeutet  werden 
können?  Wir  glauben  ja  und  haben  den  Beweis  vor  Augen.  Es  giebt  in  der  Schweiz 
eine  Anzahl  von  Gemeinwesen,  wie  Genf,  Bern,  Luzern,  Brugg,  u.  a.  0 ,  welche  die 
Wasserkräfte  in  ihrer  Gemarkung  selbst  ausbeuten  und  die  motorische  Krall  an  Private 
zum  Zwecke  des  Machinenbetriebs  der  Beleuchtung  u.  s.  w.  gegen  einen  Pachtzins  ab- 
treten. Aus  dem  Reinertrag  dieser  städtischen  Unternehmung  deckt  Genf  heute  schon 
einen  Theil  seines  Staatshaushaltes.  In  gleich  rühmlicher  Weise  ist  der  Kanton  St.  Gallen 
—  wenigstens  im  Prinzip  —  vorgegangen,  indem  er  in  §  18  seiner  neuen  Verfassung 
bestimmt : 

^Dem  Staate  steht  das  Hoheitsreclit  über  die  Gewässer  zu.  Die  Benutzung  derselben 
»soll  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  geregelt  und  gefördert  werden.  Hiebei  kann  die 
„elektrische  Weiterleitung  von  Wasserkräften  als  Staatssache  erklärt  werden.  Die  Vor- 
„schriflen  des  Bundes  sowie  allfällige  Privatrechte  bleiben  vorbehalten.* 

Auf  dem  Wege  von  kantonalen  Verfassungsrevisionen  und  Gerne indebeschlOssen 
kommen  wir  aber  nie  zum  angestrebten  Ziele  einer  rationellen  Verwerthuny  der  Wasser- 
kräfte im  Interesse  des  gesammten  Volkes.  Einmal  würden  darüber  Jahrzehnte  verloren 
gehen.  Sodann  ist  eine  nach  Kantonen  oder  Gemeinden  zerstückelte  Gewinnung  dei 
Wasserkräfte  ein  Unding.  Nicht  allein,  daß  die  Kantonsgrenzen  der  rationellen  Wasser- 
werkanlage hindernd  in  den  Weg  treten  —  wir  erinnern  nur  an  den  Fall  Zürich- 
Aargau  betreffend  Wasserkräfte  der  Limmat  —  auch  die  elektrische  Kraftübertragung 
wird  und  muß  eine  interkantonale  sein  und  daher  durch  den  Bund  geordnet  werden, 
wenn  die  Leitung  durch  verschiedene  Gemeinrlen  und  Kantone  nicht  unbegrenzten 
Schwierigkeiten  begegnen  und  zu  endlosen  Streitigkeiten  fuhren  soll.  Aus  all  diesen 
Schwierigkeiten  lieraa-^  hilft  uns  nur  das  Bundesmonopol.  Für  dasselbe  sprechen  noch 
weitere  Umstände  :  Laut  Bundesverfassung  hat  die  Eidgenossenschaft  die  Pflicht,  den 
Kantonen  in  der  Verl)auung  von  Wildwassern  und  in  der  Entsumpfung  von  Landes- 
.strecken  zu  helfen,  und  es  hat  der  Bund  zu  diesen  Zwecken  seit  1848  über  40  Millionen 
Franklin  verausgabt.    Sollte   es  nun  dem  Bunde  nicht  auch  zustehen,  die  Wasserkräfte 
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HD  sich  EU  zwbeD  und  zum  Wohl  and  KntieD  des  gaozen  Volkes  zu  exploitiren  ?  — 
Ferner  h&lt  man  in  Fachkreisen  die  Verwendung  von  Akkumotaloren  zum  Betrieb  7on 
Lokomotiven  dot  noch  für  eine  Frage  der  Zeit  Wenn  nun  der  Bund  den  Betrieb  der 
Eiaenhahnen  Qbemimmt,  soll  er  denn  nicht  auch  gleichzeitig  dafür  sorgen,  daQ  er  die 
dazu  nathige  Betriebskrafl  nicht  später  einmal  von  der  Privatspekolation  um  tbeurea 
Geld  zurflckkaufen  muß. 

Aus  allen  diesen  Gründen  treten  wir  mit  der  Bitte  an  Sie,  Sie  mOcbten  bei  Anlaß 
der  Revision  der  Bundesverfassung  folgenden  Artikel  aufnehmen : 

aSBmmtliche  noch  unbenutzte  Wasserkräfte  der  Schweiz  sind  Eigentbum  des  Bundes. 
.Die  Gewinnung  und  Ausbeutung  derselben,  sowie  deren  Fortleitung  durcli  Elektrizität, 
.Druckluft  u.  s.  w.  sind  Bundessache.  Ueber  die  Durchführung  dieses  Monopols,  sowie 
.aber  die  Vertheilung  des  Reinertrags  aus  demselben  wird  ein  Bandesgesetz  das  NOthige 
.hestiromen*. 

In  Folge  dieser  Petition  hat  daa  eidg.  Departement  des  Innern  die  Kantons- 
legiernngen  um  ihre  Ansiebten  und  um  Angaben  betreffend  die  bisherige  Ver- 
wendung der  WasHerkrSfte  angefragt.  Die  Antworten  sind  im  Uomeat  der 
i>ruoklegong  dieaes  Bogens  noch  nicht  bekannt. 

(Statistik  der  Wasserkräfte  Seite  410. 

W Anger nalpbahn.  Concedirt  am  27.  .luni  1CI9U.  Hooh  im  Ban  befindlioh. 
(November  1^92).  Projektive  Ltinge  18,251  Meter.  Spurweite  80  cm.  Zahn- 
radbahn. Maximalsteigung  SöC/oo.    (November  1892). 

YTBrdoD-Ste-Croix-Baiin.  Concedirt  am  27.  Juni  1888.  Projektirte 
Lange  21,270  Meter.  Spurweite  1  Meter.  Noch  im  Bau  befindlioh.  (Nov.  Iä92). 

ZSlIe.  Da  im  Moment  der  Drucklegung  dieses  Bogens  aowobl  das  Handels- 
abkommen  mit  Frankreich  als  auch  die  Bevision  des  Zollgesetzes  von  1851 
pendent  sind,  wird  dun  tit.  Abonnenten  dieses  Werkes  vermuthliok  ein  £xtra- 
Naohtrag  über  diese  Materie  zugeben. 

Zug-Walchwyl-GoIdtiU-BBllll.  Concedirt  am  2i.  Juni  1869.  Projektirte 
Länge  13,t>0ö  Meter.  Spurweite  1,»»  Meter.  Adhäsionsbahn.  Lokomotivbetrieb. 
Noch  im  Bau  beflndlich.     (^November  1892). 

Zucker.  Znm  Zwecke  der  Fabrikation  von  Bohzucker,  raffinirtem  und 
anderem  Zucker,  konstituirte  sich  im  Dezember  1891  eine  Aktiengesel Isohaft  mit 
Sitz  in  Montbey  (Wallis)  nnd  einem  Kapital   von    1   Million  Franken. 

Ziindhülzcheil.  In  Frankreich,  wo  die  Zilndliolzfabrikation  ein  Monopol 
des  Staates  ist,  hat  man  berechnet,  dalj  jede  Person  im  Durohsclinitt  tügtich 
ä  Zündhölzchen  brauclit.  Auf  die  BeTÖlkernngazahl  der  Schweiz  angewendet, 
würde  dies  einen  Jahresbedarf  von  rnnd  5  Milliarden  Stück,  oder  per  Tag 
Xb  Millionen  Stück  ergeben.  Weitau-s  der  gröljte  Theil  dieser  ansehnlichen 
Quantität,  die  dem  Gewichte  von  etwa  200  großen  Bäumen  entspricht,  wird  in 
der  Schweiz  selbst  iabriziit.  Obige  Berechnung  stimmt  nümlich  unmihernd  mit 
der  Gesammt Produktion  der  scbweizerisobeu  Zündholzfabriken  Uberein,  die  auf 
etwa  119,600  Kisten  zn  50,000  Hölzchen  gerechnet  wird.  Der  Engros- 
werth  dieser  Jahresproduktion  beläuft  sicli  auf  ca.  i^OO.OOO  Fr.,  der  Werth  im 
Detajlverkftuf  auf  1  —  l'/s  Millionen  Fr.  Der  Jahresverbraaoh  wird  von  den 
Fabrikinspektoren  auf  2Q,tf95  Kisten  pbosphurfreie  iiud  101,9tlJ  Ggl^f 
hblzchen  berechnet.  Die  Einfuhr  beträgt  durcb^i^hnittlich  940  a 
somit  die  Mehr-Kinfubr  43  t  q  oder  3448  Kisten  per  J" 
standen  28  ZUndbolzfabriken  im  Betrieb,  welche  diu  ' 
beschäftigen  ;  im  Jahre  1488  waren  nur  noch  24  G 
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Statistik  (Ahdmck  ans  der.  ^2ieitschrift  für  sohweizerische  Statistik *~ 
(Jhrg.  1891),  Auszag  ans  einer  von  £oh.  Lanterbnrg,  Ingenienr  in  Bern,  ver- 
faßten großen  Arbeit  über  die  Wasserkräfte  der  Schweiz). 

Allgemeine  Bemerkung.  Wegen  der  Komplikation  der  bald  nur  einseitigen, 
bald  doppelseitigen  Angrenzung  der  Kantone  an  die  Stromläufe  und  der  längs  der  aus- 
ländischen Grenze  nur  theilweisen  Verfügbarkeit  der  gemeinschaftlichen  Flußwassermenge 
konnten  die  hier  ausgesetzten  summariscben  Wasserkräfte  nur  mit  annähernder  Grenauig- 
keit  berechnet  werden. 


Kantone 

Ungefähre 

produktive 

Wasserkraft 

(HP) 

7o 

Bemerkungen 

1. 

Zürich  .... 

30496,1 

5.27 

2. 
3. 

Bern 
Luzem  . 

73926,15 
8020,35 

12,68 
1,37 

Gro»aei  Stromgebiet,  mittelgroste  Was- 
sermengen  and  Gefille. 

1     4. 
5. 

Uri. 
Schwyz 

23128 

4667,7 

3,97 
0,80 

Kleines  Areal,  ziexrilich  grosae  Wauer- 
massen,  darchwegs  starke  Oefällo. 

6. 

Obwalden  . 

2336,5 

0,40 

7. 

Nidwaiden 

3288 

0,56 

8. 

Glarus  .     . 

11078,5 

1,90 

Wie  bei  Uri. 

9. 

Zug .     .     . 

1532 

0,26 

Nur  die  Lorse  in  Betracht  gezogen. 

10. 
11. 

Freiburg    . 
Solothum  . 

12861,2 
15016,95 

2,21 
2,58 

Grossentheili  tiefeinget chnittene  (indu- 
striell onzugftngliche)  Flusslftufe. 

Starke  Wassermassen,  aber  kleine  Ge- 
Alle. 

12. 

Basel-Stadt 

4671,2 

0,80 

Wie  oben. 

13. 

Basel-Land 

4609,2 

0,79 

Wie  oben. 

14. 

Schaffhausen    . 

14401,6 

2,47 

Wie  oben  und  sUrkes  (}efäU( Rheinfall). 

15. 

Appenzell  A.-Rh, 

757,7 

0,13 

Meist  nnzugftngliohe  Ktromstrecken.  g 

16. 

Appenzell  I.-Rh.  , 

452,6 

0,08 

17. 

St.  Gallen  .      .      . 

18057,3 

3,1 

18. 

Graubünden 

125138,1 

21,46 

Grosses  Stromgebiet  u.  starke   Oef&lle. 

19. 

Aargau 

68625,9 

11,78 

Sammelstelle  von  Aare,  Beuss,  Limmat 
und  Bhein. 

20. 

Thnrgan 

11123,3 

1,90 

21. 

Tessin   . 

28825,5 

4,85 

Starke    Gefälle,    raittelgrosse    Waoser- 
massen. 

22. 

Waadt  .      . 

14944.9 

3,34 

23. 

Wallis  .      . 

87368,5 

15 

Grosses  Stromgebiet   und   meist  starke 
Gefälle. 

24. 

Neuenburg 

3044 

0,51 

2;'). 

Genf      .      . 

14463,1 

2,43 
100,- 

Kleines  Stromgebiet  aber  grosse  Wasfer- 
massen. 

Total  HP 

582,834,25 
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im  Granite.  Sie  vertheilen  sich  auf  verschiedene  Kantone.  Ihre  größte  Konzentration 
hat  die  Indnstrie  im  hernischen  Fraeigthal,  wo  die  Schachtelnfahrikation  allein 
1100 — 1200  Personen  heschäftigt.  Der  Lohn  ist  äußerst  karg  und  der  Aufenthalt 
in  den  Fabriken  im  höchsten  Grade  gesundheitsschädlich.  Eine  mit  der  Fabrikation 
von  gewöhnlichen  Phosphorzündhölzchen  verbundene  Krankheit  ist  die  bekannte 
Phosphomarkose,  welche  eine  Folge  der  Phosphorverdunstung  ist.  Vor  mehreren 
Jahrzehnten  schon  erließen  verschiedene  Kantone,  namentlich  Zürich  und  Bern, 
eine  Reihe  von  gewerbe-  und  sanitätspolizeilicher  Vorschriften  für  die  Zündholz- 
fabrikation, um  deren  verderblichen  Einfluß  auf  die  Gesundheit  der  damit 
beschäftigten  Arbeiter  vorzubeugen.  Sogar  von  der  nächstbetheiligten  Bevöl- 
kerung selbst  erging  der  Buf  nach  amtlicher  üeber wachung  dieser  Fabrikation, 
so  von  einer  Amtsversammluug  in  Frutigen  im  Jahre  1862.  Die  bedenklichen 
Zustände  in  den  betreffenden  Gegenden  erregten  schließlich  so  allgemeines  Auf- 
sehen, daß  von  Bundes  wegen  eingeschritten  und  durch  Gesetz  vom  23.  Dez.  1879 
die  Verwendung  des  gewöhnlichen  (weißen  oder  gelben)  Phosphors  zur  Herstellung 
der  Zündhölzer  gänzlich  verboten  wurde.  Sanitaritfch  war  diese  Maßregel  un- 
zweifelhaft das  Richtigste,  ökonomisch  aber  verursachte  sie  einen  wahren  Knäuel 
von  Schwierigkeiten,  der  so  verwickelt  ward,  daß  er  schon  im  Jahre  1882, 
nach  kaum  einjähriger  Wirksamkeit  des  Gesetzes,  gleich  dem  gordischen  Knoten 
durchhauen,  d.  h.  durch  plötzliche  Aufhebung  des  Verbotes  gelöst  werden  mußte. 
Zunächst  hatten  sich  durch  das  letztere  die  Vorräthe  von  Phosphorhölzchen  ent- 
werthet;  dann  entstand  ein  endloses  Pröbeln  mit  Rezepten  zur  Erstellung  phosphor- 
freier Hölzchen,  nach  schwedischer  Art  sowohl,  als  zum  Entzünden  an  beliebiger 
Reibfläche ;  diese  neue  Fabrikation  erforderte  mehr  oder  weniger  kostspielige  neue 
Einrichtungen,  und  doch  erwiesen  sich  die  meisten  neuen  Hölzchen  als  unzweck- 
mäßig, sei  es,  daß  sie  sich  zu  schwer  entzündeten  oder  aber  zu  leicht,  so  daß 
sich  die  Zeitungen  bald  mit  Berichten  über  leichte  und  schwere  Verwundungen 
durch  Explosionen  zu  füllen  begannen  und  in  der  Westschweiz  der  Spottname 
„Allumettes  fM^rales**  entstand.  Dazu  trat  eine  bedeutende  Einschmuggclung 
fremder  Phosphorzündhölzchen  und  geheimer  Verschleiß  derselben  im  Innern, 
begünstigt  durch  die  Vorliebe  des  Publikums  für  diese  alten,  vertrauten  Feuer- 
hpender  an  Stelle  der  unheimlichen  und  zudem  etwas  theueren ,  explodirenden 
Neulinge.  An  die  Stelle  des  Phosphorverbots  setzte  das  berührte  Bundesgesetz 
vom  22.  Juni  1882  die  Befugniß  des  Bundesrathes,  von  sich  aus  alle  Maßregeln 
zu  treffen,  welche  er  für  die  Fabrikation,  den  Transport  und  Verkauf  der  Zünd- 
hölzchen fiir  nöthig  erachte.  Mit  Reglement  vom  17.  Oktober  1882  stellte  der 
Bundesrath  dann  auch  bezügliche  Vorschriften  auf,  die  im  Wesentlichen  die  Ein- 
schränkung gewisser  Manipulationen,  spezielle  sanitäre  Einrichtungen  etc.  betrafen. 
Die  abermals  entstandene  Schädigung  der  Fabrikanten  durch  Entwerthung  der 
Vorräthe  an  neuen  Hölzchen  etc.  hatte  zu  erfolglosen  EntschädignngHforderungen 
an  den  Bund  geführt.  Bald  nahm  die  Fabrikation  im  Großen  und  Ganzen 
wieder  ihr  altes  Gepräge  an.  Verschiedene  Fabrikanten  hatten  sich  jedoch  auf 
die  Erstellung  von  Zündhölzchen  nach  schwedischer  Art  mit  besonderer  Reib- 
fläche geworfen  und  in  Brugg  entstand  selbst  ein  größeres  Etablissement 
dieser  Art. 

Um  der  fortwährenden  Preisunterbietung  der  inländischen  Zündbolzfabrikaiiten 
durch  Aufstellung  von  Minimal  preisen  und  gemeinsame  Produktionsbeschränkungen 
entgegenzuwirken,  vereinigten  sich  die  bedeutendsten  Fabrikanten  des  Frutigthals 
im  Jahre  1886  zu  einem  „Zündwaaren-Comptoir**.  Den  vereinbarten  Preisen 
schlössen  sich  sämmtliche  Fabrikanten  der  Schweiz  an,  indem  sie  sich  verpflichteten,. 
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nioht  unter  denselben  zu  verkaafen.  Der  nnn  in  Scene  gesetzte  Preisau&ohlag 
wurde  von  den  Konsumenten  ohne  Murren  ertragen,  weil  die  bessere  Qualität 
der  Hölzchen  Ersatz  bot.  Die  Hauptproduzenten  von  Frutigen  gingen  unter 
■sich  die  Verpflichtung  ein,  wöchentlich  nicht  mehr  als  ein  gewisses  Quantum  zu 
fabriziren. 

Dieser  kräftigen  Selbsthilfe  folgte  denn  auch  —  zum  ersten  Mal  nach  langer 
Zeit  —  eine  befriedigende  Geschäftsperiode  auf  dem  Fuße  nach.  Aber  fast  so 
schnell,  wie  sie  entstanden,  brach  die  Vereinigung  wieder  zusammen,  indem  üchon 
im  folgenden  Jahre  einige  Kontrahenten  vertragsbrttchig  wurden ,  sobald  ihnen 
ein  Verkauf  unter  der  Limite  von  Nutzen  schien.  Seither  ist  der  Fabrikations- 
zweig in  die  alten  Schwierigkeiten  zurUckgesuuken,  die  Pho  phomekrose  fordert 
immer  neue  Opfer  und  die  Bundesbehörden  stehen  neuerdings  vor  der  Frage, 
wie  der  gesundheitsmörderischen  Industrie  beizukommen  sei.  Gestützt  auf  ver- 
schiedene Gutachten,  welche  sich  das  eidg.  Industriedepartement  vom  Fabrik- 
iuspektorat  einholte,  und  in  Befolgung  eines  Bundesbescblusses  vom  1.  Juli  1886, 
lautend : 

„Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  zu  untersuchen,  in  welcher  Weise  der 
l^hosphor-Nekrose  wirksam  vorgebeugt  werden  könne,  ** 

sowie  eines  von  Nationalrath  Dr.  Joos  provozirten  Nationalrathrathsbeschlussee 
vom   16.  Dezember   1889,  lautend: 

„Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  untersuchen  und  darüber 
Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  die  Anfertigung  und  der  Verkauf  von  giftigen 
Phosphorzündhölzchen  wieder  zu  verbieten  sei,** 

ist  der  Bundesrath  dazu  gekommen,  mittelst  Botschaft  vom  20.  Nov.  1889 
^ie  Einfuhrung  des  ZUndhölchenmonopols  zu  beantragen.  Die  Bundesversammlung 
hat  darüber  noch  nicht  entschieden.     (November  1892.) 

Zürich,    Industriegeschichtliches.     (Von  Dr.  J.  Strickler  in  Bern.) 

I.  Die  Industriegeschichte  eines  Gebiets,  in  welchem  sich  nach  und  nach 
<[ie  verschiedensten  Zweige  menschlicher  Arbeit  entwickelt  haben ;  dec^sen  Volks- 
zahl und  Wohlstand  immer  wesentlich  von  dem  Gedeihen  der  Industrie  abhingen; 
wo  nicht  bloß  die  innere  Verwaltung  vielfach  durch  die  Bedürfnisse  des  Gewerbe- 
standes geleitet,  sondern  selbst  die  auswärtige  Politik  Jahrhunderte  lang  durch 
Handelsinteressen  beeinflußt  wurde,  verspricht  eine  große  Fülle  von  Thatsachen 
und  theoretischen  Ergebnissen  zu  liefern,  wenn  sie  ihrer  Aufgabe  genügt,  indem 
sie  zeigt,  was  für  Umstände  die  Entwicklungen  der  einzelnen  Arbeitszweige 
i>egünstigten,  wie  sich  deren  Betrieb  verbreitete,  welche  sozialen  Verhältnisse 
derselbe  herausbilden  half;  wie  die  Arbeit  sich  spezialisirte  oder  technische 
Hülfsieist  an  gen  an  sich  zog;  wie  die  Staatsgewalt  das  Aufkommen  der  Gewerbe 
förderte  oder  hemmte,  die  Interessen  einer  Gemeinde  oder  Bürgerklasse  bevor- 
zugte oder  eine  unparteiische  Stellung  behauptete;  wie  die  „Schule*"  sich  dem 
„Leben"  anbequemie,  d.  h.  den  Erwerbszwecken  dien»tbar  wurde,  und  dies  alles 
auf  die  Gesittung  der  verschiedenen  Volksschichten,  den  Nationalgeist,  den  Fort- 
schritt der  menschlichen  Kultur  zu  wirken  vermochte.  Es  wäre  müßig,  weitere 
Ansprüche  an  eine  solche  Geschichte  zu  stellen,  da  deren  Erfüllung  noch  nicht 
80  bald  zu  erwarten  ist.  Daß  sie  aber  nicht  grundlos  sind,  zeigen  zahlreiche 
Versuche  von  Handels-  und  Industriegeschichten  verschiedener  Länder,  die  immer 
wenigstens  einzelnen  Postulaten  entsprechen ,  und  unzählige  Schriften  über  ab- 
gesonderte Fragen,  die  umfassende  Darstellungen  vorbereiten.     Auch  der  Schweiz 
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fehlt  es  an  einschlägiger  Literatar  nicht  ganz ;  doch  läßt  sich  der  Eindruck  nicht 
verhehlen,  daß  der  bekannte  „Versuch  einer  Geschichte  der  Handelschaft  der 
Stadt  und  Landschaft  Zürich**  (von  Schinz),  der  im  Jahre  1763  erschien  ^) 
mehr  Nachfolge  hätte  finden  sollen.  Erst  die  jüngsten  Jahrzehnte  haben  erhebliche 
Leistungen  zu  verzeichnen.  Viele  ßei träge  gab  das  „Historisch-geographisoh- 
statistische  Gemälde  der  Schweiz* ,  in  dem  die  Mehrzahl  der  Kantone  ^  behandelt 
ist;  Studien  von  Zellweger,  Beyel  und  eidgenössischen  Kommissionen  ergänzten 
oder  verwertheten  dieselben  für  praktische  Bestrebungen;  entsprechende  Dar- 
stellungen für  die  von  Max  Wirth  geleitete  „Statistik  der  Schweiz**  (1871  f.) 
kamen  dagegen  nicht  zu  Stande;  Aufzeichnungen  wurden  indeß  anläßlich  der 
Theiliiahme  an  Weltaussteilungen  in  den  bezüglichen  Berichten  resp.  Katalogen 
oder  Kartenwerken  niedergelegt.  Die  wichtigsten  Werke,  von  Dr.  Hermann 
Wartmann  für  den  Kanton  St.  Gallen  (nebst  Appenzell  etc.)  und  Dr.  Trau- 
gott Geering  für  Basel,  haben  inzwischen  verschiedene  Kenner  zu  ähnlichen 
Studien  ermuntert,  unter  welchen  die  von  Adolf  Bürkli  publizirten  hervor- 
ragen. Diese  Forschungen  sind  denn  auch  dem  „ Lexikon**  zu  gut  gekommen, 
wofür  eine  Reihe  von  Artikeln  zeugt.  Da  in  denselben  bereits  alle  wesentlichen 
Industriezweige  historisch  und  statistisch  beleuchtet  sind,  so  liegt  es  nahe,  auf 
diese  Beiträge  einfach  zu  verweisen,  wozu  sowohl  der  knappe  noch  übrige  Raum 
als  der  verspätete  Auftrag ')  an  den  jetzigen  Berichterstatter  drängen ;  dennoch 
glaubte  die  Redaktion,  eine  besondere  Skizze  nicht  entbehren  zu  können,  und 
muß  daher  versucht  werden,  das  erwähnte  Material  wo  nicht  zusammenzufassen, 
doch  wenigstens  durch  etliche  Fäden  zu  verbinden. 

II.  Zwei  Grundlagen  sind  zu  unterscheiden :  Die  einfachen  Kunstübungen, 
welche  das  allgemeine  Bedürfniß  schon  in  der  Vorzeit  entwickelt  hatte;  die 
Zubereitung  der  Wollen-  und  Leinenfaser  bis  zur  Fertigung  von  Garn,  Geweben 
und  Nähfaden,  die  Verwerthung  von  Thierhäuten,  als  Fell  oder  Leder,  die  Ver- 
arbeitung von  Nutzhölzern  zu  Gefassen  und  Geräthen  sowie  zum  Bau  von  Zelten, 
Wohnungen,  Ställen,  Speichern,  Brücken  etc.,  die  Herstellung  von  Waffen  und 
Geräthen  aus  Metallen,  die  Anfänge  der  Töpferei;  nur  vereinzelt,  in  den  Höfen 
der  Großen,  wurden  auch  Edelmetalle  verarbeitet,  kostbare  Gewebe,  kunstreiche 
Waffenstücke  oder  andere  Luxusartikel  erzeugt.  Diese  höhere  Technik,  die  in 
unserem  Gebiet  gewiß  lange  unbekannt  war  oder  ein  Fremdling  blieb,  bezeichnen 
wir  als  das  zweite  Element;  dessen  Einbürgerung  hing  von  Zufällen,  von 
äußeren  Umständen  ab  und  hatte  denn  auch  mit  Hindernissen  mancher  Art  zu 
kämpfen,  bis  es  feste  Wurzel  faßte. 

Zürichs  Lage  begünstigte  einen  verhältnißmäßig  frühen  Verkehr  mit  Italien^ 
wo  sich  viele  Ueberredte  von  alter  Kultur  erhallen  hatten  und  allmälig  wieder 
erblühten.  Die  liesammlung  von  Reichstagen  in  Zürich,  die  Tbeilnahme  an 
Heerfahrten  über  die  Alpen,  die  Botschaften  aus  dem  Süden  führten  vielerlei 
neue  Dinge  herbei,  die  theils  Arbeit  und  Gewinn  einbrachten,  theils  den  Kunst- 
fleiß weckten.  So  wird  denn  glaublich  vermuthet,  daß  besonders  die  Zerstörung 
Mailands  (11G2)  durch  Friedrich  Barbarossa   für  Zürich   günstige  Folgen  hatte, 


*)  Das  Buch  gibt  viel  mehr  als  der  Titel  erwarten  läßt:  freilich  ist  auch  manches  nur 
berührt;  ein  umfassendes,  grundliches  Wert  l)leiht  dalier  für  Zürich  noch  zu  wünschen. 

*)  Hier   kommt   hauptsächlich    der  I.  Band  des  Werkes  über  Zürich,    bearbeitet 
von  G.  Meyer  von  Knonau,  Vater,  in  Betracht. 

•)  Infolge  Ablehnung  seitens  eines  Mitarbeiters  wurde  der  Verfasser  dies  erst  im 
November  d.  J.  um  Ausfüllunj^  der  Lücke  angesprochen. 
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ohne  daß  darüber  genaue  Angaben  gemacht  werden  können.  Sicher  ist,  daß  im 
13.  Jahrhundert  schon  verschiedene  Han  l werke  für  die  Jahrmärkte  und  Ausfnhi* 
arbeiteten,  während  ein  Theil  der  Bevölkerung  der  Stadt  noch  für  die  Bedürf- 
nisse der  Abtei  za  arbeiten  hatte.  Zünfte  bestanden  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  noch  nicht,  wohl  aber  mögen  die  von  der  Aebtissin  abhängigen 
Gewerkvereine,  je  mehr  die  Abtei  dem  städtischen  Eath  gegenüber  an  Einfluß 
und  Macht  verlor  ^  sich  befestigt  und  ihr  Beispiel  Nachfolge  gefunden  haben, 
wobei  an  ähnliche  Bewegungen  in  anderen  Städten  zu  erinnern  ist.  Einzelne 
Handwerker  erscheinen  auch  schon  vor  Ende  des  Jahrhunderts  als  „Burger'', 
z.  B.  Goldschmiede,  Kupferschmiede,  Kürschner,  Pflster;  andere  wenigstens  als 
Besitzer  eigener  Häuser,  während  die  große  Mehrzahl  noch  nicht  zur  Gemeinde 
gezählt  wurde.  Wichtiger  als  diese  politischen  Verhältnisse  sind  für  uns  die 
Satzungen  des  „ Richtebriefs**,  einer  Art  Stadtrecht,  das  von  Konstanz  entlehnt, 
ikber  umgebildet  und  ergänzt  worden  war;  die  zweite  Ausfertigung  desselben 
(v.  J.  1304)  enthält  nämlich  mehrere  Vorschriften  über  den  Ankauf  von  Seide, 
wobei  vorausgesetzt  ist,  daß  solche  von  Fremden  zugebracht  werde,  sowie  über 
die  Beschaffenheit  von  Wollentüchern ,  Zwilch  und  Leinwandgeweben ,  die 
Gerberei  etc.  Bezüglich  der  Seide  ist  ferner  zu  bemerken,  daß  ein  Artikel, 
der  von  Verpfändung  redet  (V.  107),  die  Seide  an  Spulen,  Spindeln  und 
Werpfen  davon  ausschließt,  was  zu  der  Annahme  führt,  daß  Seide  in  Zürich 
versponnen  und  gewoben  wurde.  Spätere  Rathserlasse  (1336,  1363)  zeigen, 
wie  die  Obrigkeit  die  fertigen  Gewebe  (Bänder,  Schleier  oder  Kopftücher)  vor 
dem  Verkauf  besichtigen  ließ,  bestimmte  Maße  för  die  gebräuchlichen  Artikel 
vorschrieb,  und  zwar  je  nach  den  Absatzgebieten  (Lothringen,  Schwaben,  Polen, 
Ungarn  etc.)  verschieden.  Ebenso  wurden  Vorschriften  fUr  die  Wollengewebe 
aufgestellt.  Letztere  Industrie  scheint  indeß  keine  erheblichen  Fortschritte  ge- 
macht zu  haben,  während  sie  anderwärts  sich  mächtig  entwickelte. 

III.  Die  Brunische  „Revolution'*  von  1336,  die  dem  Handwerkerstand  oder 
Kleinbürgerthum  einen  gesicherten  Antheil  an  der  Regierung  des  Gemeinwesens 
verschaffte,  haben  wir  nur  soweit  zu  beachten,  als  sie  das  Gewerbsleben  betraf. 
Da  ist  denn  voraus  zu  bemerken,  dass  Kaufleute,  welche  größere  Geschäfte 
betrieben,  wie  Tucbhändler,  „  Salzleute ",  Kornhändler,  Wechsler,  Goldschmiede, 
zu  der  vornehmern  Klasse,  der  „Konstafel",  gehörten,  in  den  13  Zünften 
aber,  die  je  eine  Hälfte  des  Rathes  zu  besetzen  hatten,  eine  Menge  anderer 
Berufsarten  vereinigt  wurden;  sieht  man  von  der  Rangordnung  und  der  theil- 
weise  zufälligen  Verbindung  verschiedener  Gewerbe  ab,  so  erscheinen  hier  Krämer, 
Grempler,  Viehhändler,  Holzkäufer,  Weinschenken,  Weinrufer  (Handelsagenten)  etc., 
dann  Wollschläger,  Grautucher,  Wollen-  und  Leinenweber,  Bleicher,  Hntmacher, 
Sattler,  Seiler,  Gerber,  Pergamenter,  Schuhmacher;  Metzger,  Müller  und  Bäcker; 
Schmiede,  Seh  wertfeger ,  Glockengießer,  Zinngießer,  Spengler;  Zimmerleute, 
Wagner,  Fassbinder,  Drechsler;  endlich  Rebleute,  Gärtner,  Oeler,  Schiffleute, 
Karrer  und  Träger,  Fischer,  Scherer  und  Bader.  Die  Zünfte  erhielten  ihre  eigenen 
Facbgeiichte  und  bildeten  sich  in  der  Folge  zu  förmlichen  Korporationen  aus  ; 
sie  vertraten  ihre  Berufsinteressen  in  den  Rathen  und  übten  ihren  Einfluß  nicht 
weniger  in  der  „Gemeinde"  aus;  sie  bildeten  derart  ein  Organ  der  Staatsgewalt 
und  eine  Stütze  für  politische  Zwecke.  —  Die  Begierde  und  das  Bedürfniß  nach 
Landerwerb  (seit  c.  1350)  machte  sich  bald  in  verschiedenen  Richtungen  geltend; 
die  Erweiterung  des  eigenen  Gebiets  begünstigt«  natürlich  den  Handel ;  der  Markt 
nahm  zu  und  beschäftigte,  der  nothwendigen  Aufsicht  wegen,  eine  Menge  von 
Leuten;  allein  die  Zufuhr  von  fremden  Handwerkserzeugnissen  drohte  auch  den 
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€rewinn  der  städtibchen  Arbeit  ku  schmälern,  was  die  Obrigkeit  zu  beschränkenden 
Maßregeln  gegen  die  Landschaft  bewog.  Wie  dieser  Gegensatz  in  der  Zeit 
Waldmann's  (c.  1470 — 1489)  sich  durch  Mißgriffe  verschürfte,  ist  bekannt; 
als  Beispiel  der  obwaltenden  Tendenz  führen  wir  nur  das  Verbot  vom  Jahre 
1485  an,  Baumwollengarn  an  Fremde,  d.  h.  außerhalb  der  Stadt  zu  verkaufen, 
was  beiläufig  beweist,  daß  die  Baumwollspini^erei  auf  der  Landschaft  bereits 
bekannt  und  zu  einiger  Bedeutung  gelangt  war.  Die  Weberei,  die  anfanglich 
noch  Leinenzettel  verwendete  und  vorzüglich  nBombasin**  (Barchent)  erzeugte, 
schloß  sich  an;  doch  fällt  es  schwer,  genaue  Angaben  beizubringen.  In  der 
Stadt  hatte  sich  unterdessen  (seit  o.  1470)  eine  Papierfabrik  augesiedelt,  die  sich 
bis  in  unser  Jahrhundert  erhalten  hat;  das  BedUrfniß  nach  ^^^Py^"  machte  sich 
eben  überall  fühlbar;  bereits  hatten  ja  auch  einige  Buchdrucker  ihr  folgenreiches 
Oewerbe  in  der  Schweiz  versucht,  üebrigens  fehlte  es  dem  Kunstfleiß  und 
Wetteifer  nicht  an  Gelegenheit  zur  Entfaltung;  die  Vermehrung  der  Steinbauten, 
namentlich  für  Kirchen,  Klöster  und  Herrenhöfe,  gab  Einheimischen  und  Fremden 
reichliche  Arbeit ;  dabei  gediehen  auch  die  Gewerbe  der  Ziegler  und  Kalkbrenner 
-auf  der  Landschaft:  desgleichen  fanden  2jimmerleute,  Bauschreiner,  Tischler  und 
Holzschnitzer  ihr  Brod.  Die  zahlreichen  Kriege  in  eigener  Sache  und  die  Theil- 
nähme  an  auswärtigen  Fehden  (als  « Reisläufer  *")  steigerten  den  Bedarf  an  Waffen, 
Harnischen  etc.,  obwohl  Vieles  der  Art  erbeutet  wurde;  ob  Spieß-  und  Halb- 
-artenschmiede,  Armbruster,  Büchsenschmiede  und  Stückgießer  anhaltend  beschäftigt 
waren,  lässt  sich  freilich  nicht  sagen.  Messerschmiede,  Töpfer  (Hafner),  Wagner, 
Schiffmacher,  Küfer,  Drechsler  etc.  vermochten  bei  der  anwachsenden  Bevölkerung 
ihren  Erwerb  vermuthlich  auszudehnen.  AUdies  dürfte  einigermaßen  auch  für  die 
Landschaft  gelten,  wobei  nur  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  daß  dort  die  Bauart, 
-die  Kleidung,  die  Lebensweise  überhaupt  im  Ganzen  einfacher  und  ärmlicher 
waren  und  die  Handwerker  meistens  nur  für  ihr  Dorf  oder  fUr  seltene  Märkte 
•arbeiten  konnten.  Ging  nun  zwar  die  gewerbliche  Arbeit  nie  völlig  ein,  so 
weisen  doch  allerlei  Wahrnehmungen  auf  die  schädlichen  Folgen  der  Kriege  und 
-des  Reislaufens  hin,  die  genugsam  geschildert  worden  sind  und  endlich  eine 
durchgreifende  Umkehr  erheischten. 

IV.  Die  Reformation  begründete  ein  neues  Gemeinwesen;  die  Aufhebung 
der  Klöster  und  anderer  geistlicher  Stiftungen  lieferte  Mittel  für  die  Armen- 
und  Krankenpflege  wie  für  Verbesserung  und  Vermehrung  der  Lehranstalten; 
fanden  nun  zahlreiche  Stadtbürger  ein  bescheidenes  Auskommen  in  neuen  Aemtern, 
so  wurde  anderseits  die  Arbeit  wieder  grundsätzlich  zu  Ehren  gezogen.  Unmittelbar 
^wann  durch  die  geistige  Bewegung  dieser  Zeit  nur  der  Buchdruck,  den  die 
Firma  Froschauer  in  rühmlicher  Weise  vertrat;  in  seinem  Dienste,  aber  auch 
selbständig,  entwickelte  sich  eine  künstlerische  Regeamkeit,  die  in  der  Glas- 
malerei glänzende  Leistungen  hinterließ.  *)  Indessen  wirkte  der  oberwähnte 
Rückgang  der  Gewerbe  noch  einige  Zeit  nach;  zu  Stadt  und  Land  machte  sich 
bei  dem  in  allen  Ländern  konstatirtcn  Steigen  der  Preise  der  Mangel  an  Existenz- 
mitteln fühlbar;  die  herkömmlichen  Spenden  der  Almosenämter  und  Spitäler, 
die  sich  ohnehin  großentheils  alw  schädlich  erwiesen,  konnten  nicht  anf  dem 
alten  Fuße  fortgesetzt  oder  gar  vermehrt  werden.  Eine  Folge  dieses  Nothstandes 
erkennen  wir  schon  an  den  vielorts  von  1550  an  gefaßten  Beschllissen,  die 
Aufnahme    von    Bürgern    zu    bevschränken,    d.h.    zu    erschweren;    Zürich    wollte 


^)  Hierüber  zu  vergleichen  die  gründliche  Arbeit  von  Herrn.  Meyer,  die  Schweiz. 
Sitte  der  Fenster-  und  Wappenschenkung;  Frauenfeld  1884;  (hes.  S.  177—305). 
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fortan  nar  Persooen  aufnehmoD,  deren  Kunst  und  Handwerk  die  Stadt  bedürfte, 
oder  die  durch  ihr  Vermögen  empfohlen  wären.  Diese  Umstände  preist  S  c  h  i  n  z 
(p.  145,  146)  als  glückliche,  indem  er  bemerkt,  dass  die  Leute  arbeitsbegierig 
und  gelehrig  geworden,  der  Fleiß  bei  dem  Volke  eingewurzelt  sei;  „bei  uns 
haben  die  theuren  Zeiten  die  seligsten  Folgen  gehabt,  da  hingegen  die  wohl- 
feilen die  Arbeiter  träge  gemacht  und  die  Laster  vermehrt  haben**.  Derselbe 
Autor  erzählt,  wie  die  Obrigkeit  die  Weberei  zu  begünstigen  und  den  Verkehr 
durch  eine  reichliche  Prägung  neuer  Münzen  zu  beleben  versucht  habe.  Eine 
wichtigere  Förderung  wird  aber  mit  Recht  der  Einwanderung  von  Locamer 
Familien  (J.  1555)  zugeschrieben,  die  um  des  Glaubens  willen  aus  der  Heimat 
verstoßen  waren ;  ihnen  nämlich  verdankt  man  Einrichtungen,  durch  welche  die 
Seide  gezwirnt,  gefärbt  und  zu  schweren  Stoffen  (Sammet  etc.)  verarbeitet  werden 
konnte;  sie  brachten  Walkmühlen  auf,  verbesserten  die  Färberei  fär  die  Leinen- 
und  Baumwollengewebe  und  versuchten  auch  die  Seidenzucht  und  die  Kultur 
von  Färbepflanzen  einzubürgern.  Die  Anregungen  dieser  Gäste  wirkten  unzweifel- 
haft auch  in  der  Landschaft  wohlthätig ;  es  entwickelten  sich  Talente  für  feinere 
Arbeit  in  Spinnerei  und  Weberei ;  viele  Familien,  namentlich  in  den  Seegemeinden, 
lernten  ihren  Unterhalt  aus  solcher  Beschäftigung  erschwingen.  Seit  1585 
legten  unternehmende  Stadtbürger  (Gebr.  Werdmüller)  eine  Fabrik  für  Burat- 
oder  Crepe- Stoffe  an,  welche  rasch  in  Italien,  Frankreich,  Deutschland  und 
England  lohnendeti  Absatz  fanden. 

Je  mehr  nun  diese  Industrie  erstarkte,  desto  lebhafter  und  konsequenter 
bemühte  sich  Zürich,  im  Ausland  ZoUfreiheiten  zu  erlangen,  was  besonders  Frank- 
reich gegenüber  allmälig  schwieriger  wurde.  Der  zunehmende  Verkehr  ver- 
anlaßte  die  Gründung  eines  „kaufmännischen  Direktoriums**  (1662),  das  nun 
den  Postdienst  durch  Verträge  mit  andern  Städten  ordnete,  das  Fabrikwe8en 
überwachte,  wichtige  Fragen  bei  der  Regierung  begutachtete,  n.  s.  w.  ')  Noch 
häufig  störten  anhaltende  Kriege  im  Ausland  die  Berechnungen  der  Fabrikanten 
und  Händler;  die  Arbeitslosen  zählten  in  solchen  Zeiten  nach  Tausenden  und 
kosteten  die  Gemeinden  wie  die  obrigkeitlichen  „Aemter**  große  Summen;  allein 
der  Friede  pflegte  die  Verluste  bald  wieder  gutzumachen.  Bedeutende  Fort-chritte 
der  Produktion  knüpften  sich  an  die  Einwanderung  französischer  „Refugianten" 
(von  16öO  an),  die  unter  Betheiligung  einheimischer  Häuser  (Kitt,  Römer,  Steiner 
etc.)  Wollen-  und  Seidenartikel  verfeinerten,  die  Strumpfwirkerei,  die  Mousseline- 
Weberei,  die  Indienne- Druckerei  und  die  Fabrikation  von  Gold-  und  Silberdraht 
einführten,  den  Handel  belebten,  aber  auch  den  Neil  kleinlich  denkender  Orta- 
bürger  erweckten,  dem  die  Mehrzahl  (seit  1699)  weichen  mußte*). 

V.  Solche  Eifersucht  machte  sich  auch  der  Landschaft  gegenüber  immer 
schärfer  geltend.  Dabei  stimmten  aber  die  Absichten  der  Zünfter  und  die  der 
Obrigkeit  nicht  durchweg  zusammen;  letztere  hatte  denn  doch  ein  Interesse, 
in  den  Land  bezirken  dem  Müßiggang  zu  wehren  und  den  Unterthanen  einigen 
Verdienst  zu  lassen;  von  der  Schonung  der  Armengüter  abgesehen,  konnte  ja 
die  Stadt  bei  dem  Wohlstand  der  Landbevölkerung  nur  gewinnen ;  für  Kapitalien 
fiind  sich  leichter  Verwendung  und  eine  sichere  Verzinsung,  wenn  da«  Volk  nicht 
darbte,  etc.  Es  mußte  aber  ein  Augenmerk  der  Regierung  sein,  eine  gewisse 
Sonderung  festzuhalten,  eine  wirksame  AuLicht  zu  üben  und  soweit  möglich  für 

•)  Vgl.  Zürcher  Taschenbuch  1883,  p.  30-63:  Aufsatz  von  Adolf  Bürkli. 

*)  Die  Indienne-Manufaktur  und  die  Türkischroth-Färberei  beleuchtete  A.  Bürkli 
im  Zürcher  Taschenbuch  18-0,  p.  193-  211. 
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den  Fiskus  eiDigen  Ertrag  zu  erzielen.  Diese  Verhältnisse  werden  gewöhnlich 
blos  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Bevormundung  beurtheilt,  weil  es  nie  an 
Klagen  der  Verkürzten  fehlte;  es  müssen  aber  auch  andere  Momente  gewürdigt 
werden;  leider  ist  das  massenhafte  Material  der  Archive  noch  nirgends  verarbeitet^). 

Wir  berühren  zuerst  die  Handwerke.  In  der  Ausbreitung  und  Ent- 
wicklung derselben  zeigen  sich  erhebliche  Unterschiede;  in  einigen  Gegenden 
kamen  wenig  neuere  auf,  während  andere  sich  einer  ansehnlichen  Manigfaltigkeit  er- 
freuten; dies  bezieht  sich  namentlich  auf  Marktorte,  war  daher  mittelbar  eine 
Konzession  der  Obrigkeit,  die  solche  Rechte  nicht  zu  verschwenden  pflegte.  Eine 
Reihe  von  Gewerben  blieb  indess  an  Ehehaften  gebunden,  d.  h.  sie  durften  nur  in  be- 
stimmten Lokalitäten,  deren  Zahl  die  Regierung  festsetzte,  ausgeübt  werden; 
dazu  zählten  Schmiede  Werkstätten,  Mühlen  und  Sägewerke,  „Metzgen**,  Gerbereien 
und  Lohstampfen,  Oeltrotten,  Badstuben,  da  und  dort  auch  Bäckereien,  (in  der 
Stadt  selbst  die  Buchdruckereien),  von  den  Tavernen  zu  schweigen.  Der  Zuwachs 
bestand  nun  theils  in  der  Vermehrung  der  Ehehaften  eines  Fachs,  theils  in  dem 
Auftreten  anderer,  mehr  oder  weniger  freier  Professionen.  Es  begegnen  uns 
Zweige  der  Baugewerbe,  Glaser,  Maler,  Uhrmacher,  Sattler  und  Seiler,  Drechsler, 
Schiffbauer,  Büchsenschmiede,  Draht-  und  Nagelschmiede,  Schlosser ;  selten  kommen 
Hammer-  und  Kupferschmiede,  Hafner^)  und  Färber  vor,  und  meistens  erlagen 
solche  bald  den  Anfechtungen  der  Zünfte.  Während  Stadtbürger  sich  bemühten, 
auf  der  Landschaft  Wasserläufe  für  gewerbliche  Anlagen  zu  benutzen  oder  sich 
sonst  zu  etabliren,  strebten  sie  im  allgemeinen  die  Konkurrenz  der  „Landmeister'' 
auszuschließen,  was  bei  mehrern  Berufsarten  durch  förmliche  Einverleibung 
geschah,  wodurch  die  städtischen  Satzungen  auch  für  das  Land  wirksam  wurden. 
Weißgerber,  Knopfmacher,  Zinngießer,  Gold-  und  Silberschmiede,  Buchdrucker  etc. 
durften  nur  in  der  Stadt  ihr  Geschäft  betreiben,  wobei  zu  erinnern  ist,  daß  die 
Freizügigkeit  immer  mehr  beschränkt  wurde.  Im  Gegensatze  zu  diesen  Vorrechten 
war  die  Erzeugung  von  Holzwaaren  (Reife,  Kellen,  Scheien,  Rechen  etc.)  frei- 
gegeben, aber  die  Korbflechterei  (die  nur  in  groben  Sorten  arbeitete)  den  Aermsten, 
sonst  Br(>tlosen,  förmlich  vorbehalten.  Auch  die  Ziegelfabrikation  galt  als  ein 
freies  Gewerbe;  indessen  griff  die  Regierung  in  deren  Betrieb  durch  Reglemente 
ein.  Weitere  Notizen  sind  überflüssig;  ähnliche  Keschränkungen  bildeten  sich 
überall  aus,  wo  Zünfte  oder  Innungen  einigen  Einfluß  besassen,  und  ihre  Gehässig- 
keit steigerte  sich  noch  in  der  Mißhandlung  der    „  Hintersäßen  **. 

Via.)  In  der  Geschichte  der  Zürcher  „Industrie"*  spielt  die  Landschaft, 
wie  schon  angedeutet  ist,  eine  so  große  Rolle,  dass  bezügliche  Nachrichten  hier 
nicht  fehlen  dürfen.  Von  dem  inländischen  Bedarf  ist  dabei  nicht  viel  zu  sagen, 
da  er  sich  vortviegend  an  geringe  Erzeugnisse  hielt,  und  gerade  darüber  am 
wenigsten  Aufzeichnungen  vorliegen^);  es  genügt  die  Erinnerung,  dass  neben 
dem  Flachs  auch  Hanf  und  geringe  Wolle  verwendet  wurde,  die  Arbeit  sich 
immer  mehr  theilte,  indem  sich  ein  Theil  der  Landleute  begnügte,  Werg  zu 
fertigen,  das  dann  von  Andern  versponnen,  von  Dritten  in  Gewebe  ver- 
wandelt wurde,  welche   wieder  Andere    zur  Ausrüstung  übernehmen,  sei  es  der 


M  Eine  gute  Sammlung  enthält  indess  A.  Burkli's  ^Fabrikgesetzgebung**  (1884;. 
Ein  kurzer  Darstellungsversuch  ist  in  der  Geschichte  von  Hör  gen  gemacht. 

*)  Die  Geschichte  des  Hafnerhandwerks  in  Wintert  hur,  wo  es  bekanntlich  zu 
edler  Blüthe  gedieh,  die  von  Zürich  beneidet  wurde,  erzählt  Alb.  Hafner  in  zwei 
Neiyahrshlättern  tier  dortigen  SladtbibHothek  (187(5,  1877). 

'J  Ein  interessantes  Kapitel  wilrde  immerhin  der  Kampf  mit  dem  Kleiilerluxus  bilden. 

Furrer   VoUESwirthscbafts-Lezikon  der  Schweiz.  ^7 
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Walker,  der  Färber  oder  Appreteur.  Die  Leinwandweberei  sachte  die 
Obrigkeit  insofern  an  die  Stadt  zu  binden,  als  sie  den  Verkauf  des  Zwilchs  und 
ähnlicher  Fabrikate  nur  in  Zürich  —  unter  dem  Helmhaose  —  gestatten  wollte, 
wo  dieselben  einer  amtlichen  Schau  und  allfällig  dem  Ausfuhrzoll  unterworfen 
waren  (seit  1620);  die  guten  Stücke  wurden  gestempelt,  die  schlechten  zer- 
schnitten. 

Mit  dem  Leinenstoff  konkurrirte  die  Baumwolle  anfänglich  nicht;  sie 
verbanden  sich  vielmehr  in  beliebten  Geweben,  und  der  Wetteifer  der  Talente 
bildete  diesen  Zweig  erfolgreich  aus.  Die  Obrigkeit  erklärte  die  Baumwoll- 
spinnerei- und  Weberei  —  den  „Tüchligewerb'*  —  im  J.  1553  ausdrücklich 
frei,  behielt  sich  indeS  vor,  bei  erwiesenem  Gedeihen  desselben  einen  Zoll  darauf 
zu  legen;  eine  Schau  wollte  sie  nicht  einführen  und  dem  Eanstfleiß  überhaupt 
vollen  Spielraum  lassen  ;  dagegen  —  oder  demgemäß  ?  —  ließ  sie  sich  auf 
keine  Zumutliung  ein,  bei  dem  (oft  eintretenden)  Mangel  an  Bohstoff  Hülfe  zu 
schaffen.  Schon  1584  wurde  bemerkt,  dass  der  Verdienst  der  BaumwoUenspinner 
bereits  ^die  größte  Unterhaltung  des  allgemeinen  Volkes^  sei.  Nachdem  es 
Landleuten  gelungen  war,  einzelne  Sorten  Gewebe,  z.  B.  Wiener  Schleier,  selbst 
auszurüsten  und  auf  fremde  Märkte  zu  bringen,  erwachte  in  der  Stadt  das  Gre- 
lüste,  dieses  Gewerbe  zu  einem  „Regal"  zu  machen,  m.  a.  W.  die  Weber  zu 
zwingen,  ihr  Fabrikat  roh  nach  Zürich  zu  liefern  (1620  f.)  Bereits  hatten  sich 
an  die  Geschäftstheilung  Missbräuche  geheftet,  welche  in  diese  Frage  hinein- 
spielten. Der  Eohstoff  wurde  nämlich  großentheils  im  Kleinen  verkauft  und 
dabei  vertheuert  resp.  zu  hoch  verrechnet,  der  Spinnerlohn  dagegen  beschnitten 
und  gewöhnlich  in  Lebensmitteln  oder  Baumwolle  entrichtet;  die  Weber,  die 
das  Garn  kaufen  mussten,  hatten  dabei  über  Wucher  von  Aufkäufern  zu  klagen; 
endlich  bezahlten  die  Kaufleute,  welche  die  Gewebe  an  sich  brachten,  einen  Theil 
des  Preises  in  Rohstoff  (1648).  Schon  gab  es  auch  Zwischenhändler  für  die 
„  Tüchlein  **,  und  auch  sie  mussten  sich  solchen  Druck  gefallen  lassen.  Auf 
diesem  Wege  wurde  die  Arbeit  der  Spinner  und  Weber  eingestandenermaßen 
erheblich  schlechter  gestellt.  Nach  vielen  Verhören  und  Streitigkeiten  fand  die 
Obrigkeit  räthlich,  Ordnung  zu  schaffen ;  die  Lieferung  schlechter  Baumwolle 
sollte  aufhören,  dagegen  alles  Gewobene  nur  an  Stadtbürger  verkauft  und  von 
diesen  baar  bezahlt  werden  (1662);  Ankauf  von  Baumwolle  und  Verkauf  des 
Garnes  sollten  frei  sein,  doch  kein  Hausirhandel  mehr  stattfinden.  Bald  ging 
man  weiter;  die  Tücher  sollten  nur  roh,  weder  gebleicht  noch  gefärbt,  in  die 
Stadt  kommen,  bei  schweren  Strafen  (1662,  1670,  1693).  Dennoch  brachten 
es  einzelne  Landleute,  z.  B.  in  Horgen  und  Wädensweil,  zu  blühendem  Ge- 
schäftsgang. Im  J.  1717  bestimmte  ein  Fabrikmandat,  soweit  es  möglich  schien, 
die  Spinner-  und  Weberlübne  für  die  gangbaren  Sorten.  Die  sog.  Träger,  die 
ihrerseits  et  welchen  Unfug  getrieben  hatten,  wurden  eingeschränkt,  der  Ankauf 
von  fremdem  Garn  untersagt.  Diese  und  andere  Verfügungen  wurden  im  J. 
1781  von  der  Fabrik-Kommission  in  einer  Kundmachung  zusammengefasst,  die 
kaum  eines  Kommentars  bedarf.*) 


^)  Das  Wesentliche  inlp:t  hier:  1.  Keiner  uni^crer  Angehörigen  auf  der  Landschaft 
soll  vnn  nieniaiKleni  .  .  .  iils  nur  von  unseren  Verburgerten  in  der  Stadt  rohe  Baum- 
wolle zu  erkaufen  sich  unterstehen.  2.  sollen  unsere  Spinner  und  Weber  von  niemand 
keine  (I)  Bauiuwulle  nodi  Baumwoliengarn  um  den  Lohn  zum  Spinnen  oder  zum 
Wehen  annehmen  als  nur  von  unsern  Burgern  oder  von  dergleichen  Landleutcn,  die 
ihre  Ospunst  oder  Tiuher  liieher  in  die  Stadt  liefern  und  an  hiesige  Kaufleute  Oiler 
Fahrikaiiten  verkaufen.     3.  Ehenso  hleiht  hei  schwerer  Verantwortung  und  Strafe  ver- 
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Technisch  hoben  sich  die  Leistungen  immer  noch ;  von  Hand  worden  Garne 
erzeugt,  die  eine  Weile  selbst  dem  englischen  Maschinenfabrikat  Stand  hielten 
(Löthligarn,  Schnellergarn);  das  Spinnrad,  das  seil  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
da  und  dort  in  Gebrauch  gekommen  war,  verbesserte  im  Ganzen  die  Erzeug- 
nisse nicht  (Badgarn).  Die  Ausdehnung  des  Baumwollengewerbs  erhellt  aus  der 
im  J.  1787  veranstalteten  Zählung  der  Weber  und  Spinner  5  Mousseline- Web- 
stühle fanden  sich  4392,  Indienne- Webstühle  2087,  Spinner  34075  ;  dabei 
waren  die  Aemter  Wädensweil,  Horgen,  Grüningen,  Stäfa,  Meilen  und  Greifen- 
see am  stärksten  betheiligt.  Unter  den  Spinnern  sind  übrigens  viele  Kinder 
mitgezählt,  deren  kleiner  Verdienst  den  Eltern  lieber  war  als  die  dürftige  Schul- 
bildung jener  Zeit. 

VI.  b.  Früh  bildete  sich  der  Vorsatz  aus,  die  Wollenfabrikation 
völlig  in  der  Gewalt  der  Stadt  zu  behaupten ;  selbst  die  Vorarbeit  des  Eämbelns 
sollte  nur  dort  oder  in  dem  Umkreis  von  einer  Stunde  Entfernung  verrichtet 
werden;  die  damit  Beschäftigten  wurden  aufgeschrieben  und  genau  überwacht. 
Doch  versuchten  immer  einzelne  Unternehmer,  auf  der  Landschaft  wohlfeil 
arbeitende  Spinner  zu  tinden ;  als  Vermittler  dienten  auch  hiefür  die  Träger,  die 
dabei  wieder  für  ihren  Vortheil  sorgten ;  zeitweise  hatte  die  Obrigkeit  zu  über- 
legen, ob  sie  diese  Agenten  nicht  abschatfen  sollte;  sie  begnügte  sich  aber,  mit 
Rücksicht  auf  die  herrschende  Theurung  (1692),  die  Löhne  etwas  zu  erhöhen. 
Vielfach  hatte  sie  mit  der  Neigung  zu  kämpfen,  einen  Theil  des  Rohstoffes  zu 
unterschlagen ;  noch  mehr  aber  hielt  sie  darauf,  daß  die  zur  Ausfuhr  bestimmten 
Gewebe  (Burat  etc.)  nicht  auf  der  Landschaft  hergestellt  werden  dürften;  sie 
verbot  den  Verkauf  von  Wollengarn  außer  Lands,  wollte  dagegen  auch  nicht 
fremdes  Garn  zulassen ;  sie  hinderte  den  Wegzug  von  Arbeitern  und  die  Ausfuhr 
von  Werkzeugen  und  schritt  in  einzelnen  Fällen  gegen  Ungehorsame  oder  Ver- 
dächtige mit  auffallender  Strenge  ein.  Auch  Stadtbürger,  welche  auf  dem  Lande 
wohnten,  durften  dort  nicht  fabriziren;  desgleichen  wurde  untersagt,  auf  Be- 
stellung von  Fremden  zu  arbeiten.  Wiederholt  (1694,  1700,  1704  etc.)  erklärte 
der  Rath  den  Grundsatz,  daß  Landleute  nur  Arbeiter,  nicht  Theilhaber  an  den 
Handelsgeschäften  der  Bürger  sein  sollten.  Indeß  konnte  er  auf  die  Dauer 
nicht  verwehren,  daß  ein  Theil  der  Arbeit  auch  in  das  G«biet  von  Zug  ver- 
geben wurde. 

Einen  ähnlichen  Gting  nahm  die  Entwicklung  der  Seidenindustrie. 
Zunächst  ist  an  Floretseide  (Schappe)  zu  denken ;  später  wurden  auch  bessere 
Sorten  italienischer  Seide,  endlich  auch  „holländische**  (japanische)  verwendet. 
Seit  Ende  des  16.  Jahrhunderts  nahmen  Landlcute,  besonders  in  den  „See- 
gemeinden ** ,  theil  an  der  Arbeit  (Kämbein,  Spinnen,  Winden);  Veruntreuung 
schlich  sich  auch  in  diesem  Geschäfte  ein  und  gab  den  Fabrikanten  wie  den 
Behörden  viel  zu  schaffen;  den  Reiz  dazu  vermehrten  übrigens^: die  geringen 
Löhne  und  das  Interesse  herumscbleicheuder  Händler.  Im  Jahre  1674  mußte  die 
Obrigkeit  die  Lohnsätze  reguliren,   um  größerm  Schaden  vurzubeugen;  denn  von 

boten,  keinerlei  (!)  verari)eitf'te  Waare,  «^s  sei  Gespunsi  oder  Tficlier  un«l  Mousselino, 
anders  als  an  unsere  in  der  Stadt  wolineiulo  Verlmr^'erle  zu  verkaufen  o»ier  zu  ver- 
laaschen,  ...  (4)  und  endlich  ist  den  so  j^eheissenen  TnrhU'rn  und  Traj^^ern  naeli- 
drucksamst  angesinnet.  nur  in  ihren  oit^'onen  Häusern  und  vun  einz««lnen  Spinnern  (Jarn 
einzunehmen,  aueh  ihre  rohe  Baumwolle  nur  nn  einzehie  S])iiiner  zum  Vcrarheitcn 
auszugeben,  jeglichem  ihrer  Arbeiter  aher  «'jneii  hilliehen  urnl  rechtmässig  proportio- 
nirten  Lohn  so  zu  hezahlen.  «Jass  n-dlii-h«'  und  arme  Tjcute  keim*  {/«-rechte  Klag«'  zu 
führen  ür^a^-h  hai)en  mögen'*  .  .  .  (Androhung  von  K«mliskalion  nehsl  (leid-  odrr 
Leibesstrafen). 
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allen  Seiten  drohte  die  Gefahr,  daß  geschickte  Arheiter  weggelockt  and  damit 
eine  Konkurrenz  begründet  wurde,  welche  schwer  zu  überwinden  war.  Desto 
ängstlicher  hüteten  die  Behörden  die  technischen  Mittel,  die  sich  im  Lande  aus- 
gebildet hatten,  und  noch  mehrmals  besserten  sie  die  Löhne  auf  (1675;  1692, 
1705 — 17).  Wie  sie  die  Qualität  der  Fabrikate  zu  heben  suchten,  kann  hier 
nicht  ausgeführt  werden;  erst  1710  gab  der  Rath  zu,  daß  Arbeiten,  für  welche 
sich  im  eigenen  Gebiete  keine  tauglichen  Hände  fänden,  auswärts  besorgt  werden 
dürften.  Für  weitere  Daten  ist  auf  die  angezeigten  Schriften,  resp.  Artikel  zu 
verweisen ;  wir  bemerken  einzig  noch,  daß  auch  die  Weberei  sich  allmälig  in  der 
Landschaft  verbreitet  haben  muß,  da  im  Jahre  1786  die  kleine  Gemeinde  Hirzel 
61  Seidenweber  zählte;  eine  den  Kanton  umfassende  Statistik  fehlt  indeß. 
Ein  besonderes  Kapitel  könnte  der  Industrie  von  Winterthur  gewidmet  werden, 
die  mühsam  gewisse  Vorrechte  behauptete.  Als  besonderer  Zug  sei  nur  noch 
erwähnt,  daß  dort  im  Jahr  1681  eine  Fabrik  für  Gold-  und  Silberdraht  entstand. 

Wie  die  Regierung  öfter  in  den  Kampf  der  Interessen  eingriff,  ist  oben 
vermerkt ;  eigentlich  hatte  sie  mit  diesen  Dingen  fast  ohne  ünterbruch  zu  thun, 
nur  nach  verschiedenen  Seiten;  bald  mußte  dem  Ausland  gegenüber  die  bean* 
spruchte  Zollfreiheit  soweit  möglich  vertheidigt,  bald  das  eigene  Zollsystem  ver- 
ändert, bald  eine  Untersuchung  gegen  Fehl  bare  durchgeführt,  bald  irgend  eine 
Satzung  „erläutert",  bald  für  sichere  Zufuhr  von  Brennstoff  gesorgt  werden,  etc. 
Daneben  dürfen  wir  noch  zwei  Punkte  als  wesentlich  betrachten;  die  grund- 
sätzlich freie  Einfuhr  für  Rohmaterialien  einerseits  und  die  „Kornpolitik**  ander- 
seit'^,  die  durch  verschiedene  Mittel  erzielte,  daß  der  Preis  der  Getreide  so  billig 
und  gleichmäßig  blieb,  als  es  die  Zeitumstände  nur  immer  erlaubten. 

VII.  Indem  sich  zu  den  Vorrechten  der  hauptstädtischen  Handwerker  das- 
jenige des  Kapitals  gesellt  hatte,  das  sich  einem  großen  Theil  des  Landvolks 
fühlbar  machte,  gab  die  Industrie  vielfachen  Anlaß  zur  Verstimmung  bei  den 
Zurückgesetzten.  Die  Ideen  der  französischen  Revolution  erweckten  denn  auch 
früh  die  Absichl,  der  Obrigkeit  eine  Aenderung  des  Monopolsystems  zu  empfehlen, 
was  sich  aber  verzögerte  und  dann  zu  unglücklichen  Ereignissen  führte  (1794 — 95). 
In  den  Berathungen  über  die  kundgewordenen  Wünsche  des  Landvolkes  bildete 
die  Ermäßigung  der  Handels  vor  rechte  den  schwierigsten  Punkt;  die  von  außen 
drängende  Gefahr  beseitigte  aber  auch  diesen  Stein  (1798),  und  die  bald  hernach 
in  Kraft  getretene  Verlassung  der  helvetischen  Republik  hob  alle  Vorrechte  von 
Orten^  Bürgerklassen  und  Personen  auf,  was  ein  Gesetz  vom  19.  Oktober  1798 
bestätigte.  Thatsächlich  wurde  dadurch  nicht  viel  gewonnen,  weil  andauernde 
Kriegsnöthen  den  Handel  niederhielten ;  erst  mit  dem  Eintritt  der  Vermittlungs- 
akte (1803)  kehrte  einige  Ruhe  und  Sicherheit  wieder.  Man  hatte  nun  aber 
gewissermaßen  neu  anzufangen.  Für  das  Baum  wollenge  werbe  war  seit  einem 
Jahrzehnd  der  Absatz  durch  die  englische  Maschinenspinnerei  verkümmert;  dies- 
seits mußte  man  sich  daher  zur  Errichtung  von  Maschinen  entschließen,  wofür 
auch  Versuche  seit  1800  gemacht  worden  waren;  ein  Engländer  (Travies),  der 
sich  1802  zu  WülÜingen  etablirte,  hatte  indess  wenig  Erfolg;  erst  die  von 
Hans  Kaspar  Escher  in  der  „Neumühle'*  (Zürich)  erstellten  Werke  bewährten 
sich;  von  1807  an  verbreiteten  sich  dieselben  stark  und  verschafften  der  Spinnerei 
einen  Aufschwung,  der  infolge  vielfacher  technischer  Fortschritte,  bei  viel  Miß- 
geschick einzelner  Unternehmer,  Stand  hielt,  wozu  die  Verwendung  der  reich- 
lich vorhandenen  Wasserkräfte  das  ihrige  beitrug.  Für  diesen  Umschwung  ist 
an  die  große  Thätigkeit  des  „  Spinnerkönigs *•  Heinrich  Kunz  zu  erinnern  (1815  f.). 
Seitdem  kann  auch  beinahe  für  jede  Gremeinde  eine  besondere  Chronik  der  Industrie 
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geschrieben  werden,  was  freilich  nicht  geschehen  ist.  Allerdings  dauerte  der 
Kampf  zwischen  dem  Alten  und  Neußn  etliche  Jahrzehnde;  die  bestehende  Klnft 
beleuchtete  der  nUsterbrand**  (1832),  ein  Ausbrach  der  Verzweiflung,  in  schreck- 
hafter Weise.  Indessen  hob  sich  auch  die  Seidenindustrie  zu  Stadt  und  Land 
und  übernahm  einen  Theil  der  entbehrlich  gewordenen  Hände,  indem  sie  manig- 
faltige  Arbeit  erforderte,  welche  sich  für  ungleiche  Talente  und  Verhältnisse 
eignet  und  zeitweise  mit  andern  Berufsarten  verbinden  läßt.  TJeberdies  erhielten' 
Schreiner,  Drechsler  etc.  lohnende  Beschäftigung;  das  Bedürfniss  nach  hellen 
Wohnungen  nöthigte,  die  alten  Fenster,  namentlich  die  kleinen  und  trüben  Rund« 
Scheiben,  durch  moderne  zu  ersetzen.  Ueberhaupt  verschönerten  sich  die  gewerb- 
reichen  Ortschaften  seit  den  Vierzigerjahren  durch  Neubauten  bedeutend,  was 
der  Industrie  i.  w.  S    zu  statten  kam. 

Die  freie  Bewegung,  welche  das  19.  Jahrhundert  auszeichnet,  bekundete  sich 
ferner  in  der  Aufnahme  anderer  Industriezweige.  Zu  schweigen  von  dem  Hand- 
werk, das  zeitweise  einem  unhaltbaren  Zunftzwang  anheimHel  (1803 — 32),  aber 
bald  durch  die  Entwicklung  der  Maschinentechnik  auf  neue  Bahnen  gewiesen 
wurde,  erwähnen  wir  nur  der  starken  Ausbreitung  mechanischer  Werkstätten, 
die  auf  einzelnen  Plätzen  sich  zu  Fabrik  komplexen  fUr  Maschinenbau,  Gießerei, 
Elektrotechnik  oder  Werkzeugfabrikation  erweitert  haben ;  der  verschiedenartigen 
chemischen  Geschäfte  und  der  stark  verzweigten  „ graphischen  Künste",  die  sich 
zu  rühmlichen  Leistungen  erhoben.  Die  einzelnen  Zweige  und  ihre  technischen 
Erfolge  herzuzählen  ist  nicht  Aufgabe  einer  solchen  Ueberschau;  es  genügt  zu 
konstatiren,  daß  die  industrielle  Strebsamkeit  sich  mehr  und  mehr  den  Bedürfnissen 
des  Landes  angepaßt  und  die  Mittel  zu  weiterm  Fortschritte  gesichert  hat. 

Wie  der  Staat  auch  an  diesen  neuen  Entwicklungen  betheiligt  ist,  bedarf 
nur  einer  kurzen  Erinnerung.  Interesse  und  Verständnis  der  leitenden  Personen 
für  das  Gedeihen  von  Gewerben,  Wissenschaften  und  Künsten  mußten  sowohl' 
die  Gesetzgebung  als  die  Verwaltung  beeinflussen,  der  Arbeit  eine  ersprießliche 
Freiheit,  dem  mittellosen  Talent  die  nöthige  Unterstützung  verschaffen ;  den  Ver- 
kehr erleichterten  große  Opfer  des  Kantons  und  der  Gemeinden  für  Straßen  und 
Eisenbahnen;  die  Förderung  einzelner  Geschäftszweige  übernahmen  besondere 
Behörden  (Kommissionen  etc.):  im  weitesten  Sinne  belebend  wirkten  aber,  und 
zwar  zumeist  in  den  jüngsten  Jahrzehnden,  die  wissenschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Bildungsanstalten,  die  Sammlungen  und  Ausstellungen,  die  reichlich  ge- 
währten „Stipendien",  die  in  Amts-  und  Privatkreisen  durchgedrungene  Einsicht, 
daß  der  Thätigste  und  Tüchtigste  sich  am  längsten  behaupten  wird. 

(Landwirthschaft Hohes   auf  Seiten  422  und  423.) 

Ziirichbergbahn.  (Drahtseilbahn).  Führt  vom  Limmatqnai  Zürich  bis 
zum  Polytechnikum.  Wurde  erötfnct  am  ö.  Januar  1889.  Bauliche  Länge 
171    Meter. 

Züri(;hseebahiieii.  Projektirte  Länge  der  rechtsufrigen  34,940  Meter. 
Spurweite  1,43.'»  Meter.  Adhäsionsbahn.  Lokomotivbetrieb.  Näheres  im  Artikel 
„  Moratoriumslinien  **  im  II.  Band  und  im  Supplement,  ebenso  betreflend  die 
sog.   linksufrige  Z,   (Thal  weil -Zug). 
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(Nach  ^Statistisches  Jahrbuch  der  Schweiz*',  Jahrgang  1892,  dessen  Angaben  den  ,Sta- 
tistischen  Mittheilungen  betrefifend   den  Kanton  Zürich* ;   bearbeitet  vom  zürcherischen 

kantonalen  statistischen  Bureau,  entnommen  sind.) 

a.  Die  Getreidearien ^  Hackfrüchte^  If  utterkräuter,  das  Heu  und  das  Biedlandy 

nach  den  Erhebungen  von  1885  und  1889. 


Gattungen 


Bebaute 
Flache 


Ernte 


Geldwerth 


Getreidearten 


Weizen 
Korn  . 
Roggen 
Gerste 
Hafer  . 
Stroh  . 


ha. 

1885 
6,191.6 
2,667.5 
3,684.4 
678.9 
2,269.5 


Total  Getreidearten 


q- 
1889 
78,730 
32,920 
47,600 

7,470 

28,610 

443,700 


Fr. 

1889 

1,535,220 
641,980 
761,620 
127,430 
486,420 

2.949,240 


15,491.9 


639,030 


6,501,910 


Hackfrüchte 


^  Kartoffeln 

Runkeln 

Rübli 

Bodenkolilrabi 

.  Mit  Raben  als  Nachfrucht  besteilt 


Total  Hackfrüchte 


6,179.0 

1,003.2 

328.6 

167.3 

3,149.5 


7,678.1 


322,990 

265,250 

45,270 

29,060 

352,160 

1,014,730 


2,307,120 

501,250 

169,550 

90,750 

401,810 


3,470,485 


Futtekräuter 


/Klee     .... 

Esper  .... 

Luzerne    .     .     . 

Kleegrasmischung 
.  Andere     .     .     . 


Total  Futterkräuter 


1889 

3,238.3 

1,327.8 

2,366.8 

991.1 

162.2 


9,086.2 


265,670 
86,250 

178,320 

77,000 

8,390 


615,630 


1,642,940 
531,310 

1,102,530 

482,360 

53,170 

3,812,310 


Heuernte 


Gutes  Heur  . 
Mittleres  Heu 


'  Geringes  Heu 
Total  der  Heuernte      .     .     . 


1885 
38,527.0 
20,225.5 

9,059.3 


3,355,840 

1,289,530 

325,200 


67,811.8 


4,970,570 


21,745,900 
7,406,880 
1,586,190 

30.738,970 


Biedland 


i; 


Torfried   . 
Streuland 


Total  Riedland 


1889 
447.5 
6,936.9 

7,383.9 


s.  ia,530 
q.  349,610 


69,240  : 
1,766,510 

1,835,750 
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Rebland ha 

Ertrag  per  ha hl 

Total-Ertrag hl 

Rothes  Gewächs hl 

Weisses       „        hl 

Gemischtes  „        hl 

Geldwerth  pr.  hl  rothes  Gewächs  Fr. 
^  „     «    weisses       ^  „ 

^  „     „    gemischtes  ,  « 

Total-Geldwerth  der  Weinernte  .     - 


Weinbau, 

1889 

5516.1 

20.7 

114,236.4 

21,516.4 

68,462.6 

24,257.4 

53.  — 

32.  — 

34.  60 

4,732,180 


Der  durchschnittliche  Weinertrag  per  Hektare 


im  Jahre 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 


Apfelbäume 
Birnbäume 
Earsohbänme    . 
Zwetschgenbäume  . 
Nussbäume  .     .     . 


hl 

Fr. 

im  Jahre 

hl 

12 

2612 

1880 

20 

72 

2062 

1881 

46 

59 

1796 

1882 

15 

50 

1444 

1883 

25,4 

14 

470 

1884 

27,1 

Fr. 
717 

1363 
449 

875 
1100 


1888 

5516.1 

24.0 

132,647.2 

19,552.4 

88,149.5 

24,945.3 

42.  70 

20.  60 

23.  80 

3,248,440 

war: 

im  Jahre        hl 

1885  48 

1886  23,7 

1887  28,8 

1888  24,0 

1889  20,7 


1887 

5516.1 

28.8 

158,919.3 

29,599.1 

95,793.5 

33,526.7 

47.  60 

24.  40 

31.  — 

4,781,570 

Fr. 

1400 
746 
867 
589 
757 


479,423 
477,434 

67,289 
97,646 
15,701 


Obstbau. 

Ertrag  — 

2,486,660  Fr. 
509,200  „ 
326,710  , 
121,890  n 


218,675  q 

16,800  n 

17,371  . 

3,789  , 


Total  der  Obstbäume:    1,137,493 


1889:    3,444,460  Fr. 
1888:    8,338,890     ;, 


256,635  q 
1,879,087   „ 


Zahl  der  Käsereien 

Einglieferte  Milch q 

Durchschn.  Milchpreis  per  q .       Fr. 
Geldwerth  der  Milch  ...        „ 

An  Private  verkauft q 

Zur  Käserei  verwendet      .      .     .     „ 
Geldwerth  des  produzirten  Käses  Fr. 
der  «         Butter     , 


Milchwirthschaft. 

1889 

....     292 

512,826 
11.  05 
5,668,140 


67,207 

445,619 

3,279,370 

2,806,350 


1888 

286 

559,662 

11.  36 

6,355,050 

60,270 

499,392 

3,207,960 

2,683,890 


Berichtigungen  und  Hinweise. 

Die  BerichtigungeD  zu  Band  I  und  II  sind  jeweilen  am  Schlaß  des  betreffenden 
Bandes  angebraoht. 

Eicbstätten  (Supplementartikel),  unter  St.  Gallen  sollte  es  heißen 
hölzerne  statt  eiserne  FlÜssigkeitsmaaße.  In  der  dritten  Linie  von  unten  sollte 
es  heißen  die  GaseichstäUen  in  Basel  und  Zürich  .  .  .  statt  nur  die  Eicbstätten. 

Fremdenverkehr,  siehe  auch  Seite  383  im  Artikel   „Volkswirthschaft*. 

Gewerbe,  «        ^         „     384   „        , 

Gotthard verkehr,  siehe  den  Artikel  Uri. 

Handel,  siehe  auch  Seite  390  im  Artikel  „ Volks wirthschaft*. 

Hausindustrie,  ^        ^  „      382 

Industrie,  t«        »•  «     386 

Konsum,  «        «  i,     396 

Produktion,  «        «  n      395 

Verkehr,  „        „         „     390 

Versicherung.  Auf  Seite  337  soll  es  in  der  dritten  Textzeile  heißen: 
In  den  Kantonen  Neuenburg,  Zürich  und  Solothurn. 


1t 


8chlu88wort. 


Viele  Mitarbeiter  sind  mir  in  so  liebenswtlrdiger  Weise  entgegengekommen, 
daß  es  mich  drängt,  ihnen  an  dieser  Stelle  meinen  herzlichen  Dank  auszusprechen. 
Auch  die  Presse  hat  mir  durch  ihre  wohlwollende  Haltung  große  Freude  bereitet. 
Ich  wußte  dieses  Wohlwollen  um  so  mehr  zu  schätzen,  als  ja  der  Kritik  nicht 
entgangen  sein  kann,  daß  das  Werk  nicht  frei  ist  von  den  Mängeln,  die  den 
meisten  Erstlings- Ausgaben  von  größern  lexikalischen  Werken  anhaften.  Außer- 
dem trägt  dieses  Lexikon  den  Stempel  der  besondern  Schwierigkeiten,  mit 
welchen  schweizerische  Verlags-Unternehmungen  zu  rechnen  haben.  Diese 
Schwierigkeiten  sind  aber  doch  nicht  so  entmuthigend,  daß  man  nicht  wagen 
sollte,  Hand  an  die  Erstellung  eines  zirka  500  Bogen  starken  « Schweizerischen 
National-Lezikons"  zu  legen,  das  alle  auf  die  Schweiz  bezüglichen  Materien  von 
einigermaßen  erheblichem  Interesse  umfassen  würde.  Irgend  ein  angesehener 
Verein  oder  ein  wissenschaftliches  Institut  (Polytechnikum?)  würde  gewiß  die 
Leitung  des  Werkes,  und  der  Bund  die  Redaktionskosten  übernehmen.  Einem 
Verleger  oder  einem  Konsortium  von  Verlegern  würde  somit  nur  die  Bestreitung 
von  Druck  und  Vertrieb  zufallen  —  ein  bescheidenes  Risiko  im  Verhältniß  zu 
der  Gunst,  mit  welcher  eine  so  werthvoUe  literarische  Gabe  aufgenommen  würde. 
Zustimmende  Mittheilungen  wären  dem  Unterzeichneten  sehr  willkommen. 

Der  tit.  Schweiz.  Statistischen  Gesellschaft  und  den  h.  Bundesbehörden 
gebührt  besondere  Anerkennung  für  die  Unterstützung,  welche  sie  dem  vorliegenden 
Werke  angedeihen  ließen. 

Berny  im  Dezember  1892. 

A.  Furrer. 
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